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Zuſtändigkeit bei rechtlichem Zuſammenfluſſe 
mehrerer Straftaten. II. taatsanwalt 
Schülein in Bayreuth 

Unter ſuchungf halt bei Ueberweiſung an die Landes⸗ 
polizei. Staatsanwalt Heldrich in Lands⸗ 
hut 365 

Nochmals die Unterſuchungshaft bei Ueberweiſung 
an die andespolizei. Landgerichtsdirektor 
Seidenſchmarz in Aſchaffenburg 

Zu 8 420 StPO. Rechtsanwalt Godron in 
Kitzingen 191 

Uebernahme der Verfolgung durch die Staats— 
anwaltſchaft im Privatklageverfahren. Amts- 
richter Schwab in Schwabach 452 


Die Sicherheitsleiſtung von Ausländern im Privat⸗ 
klageverfahren. Oberamtsrichter Riß in München 254 


Kurze Erwiderung hierzu II. Staatsanwalt Bleyer 
in München 255 
Die Widerklage in Privatklageſachen. 
anwalt Dr. Böckel in Jena 


Zum Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abzaben und Gefälle. III. Staatsanwalt 
Leiling in Kaiſerslautern 384 


Der, Entſchädigungsanſpruch der Ausländer nach 


III. Staats⸗ 
431 


167 


451 


Rechts⸗ 
81 


S 12 des Geſetzes vom 14. Juli 1904. 
II Staatsanwalt Dr. Haberſtumpf in 
München 16 


AR Zur Frage der Entſchädigung von Ausländern für 


unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft 8 12 
des Geſ. vom 14. Juli 1904). Land⸗ 
richter Krauſe in Altenburg 207 


2 


* 


VIII 


9. Inſtizverwaltung. Verwaltung. 


Der Ertrag der Arbeit in den ee anonilien. 
(Zu den 88 72 bis 81 der Dienſt- und Haus⸗ 
ordnung für die Gerichtsgefängniſſe.) Staats⸗ 


anwalt Burkhardt am Oberlandesgerichte 
München 
Verminderung der formalen Geſchäfte bei den 
Juſtizbehörden. Amtsrichter Stettner in 
München 14 
Die Schreibarbeit der Richterbeamten. Amts⸗ 
richter Schwab in Schwabach 41 


Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege i in t Bayern. 1907. 


§ 3 des Naturalleiſtungsgeſetzes. Dr. 
Jacquin, Hilfsarbeiter bei der Intendantur 
des III. Armeekorps in Nürnberg 169 


10. Volkswirtſchaſt. 
Bemerkungen über den vorläufigen Entwurf eines 


Zu 


Scheckgeſetzes. Rechtsanwalt Ur. Baumann 
in München 412 
ee ee und Abrechnungsverkehr. 


r. Gunz. Sekretär der Handels- und Gewerbes 


A in Nürnberg 323 


C. Praxis der Gerichte. 


RG. bedeutet Reichsgericht, ObLG. — Oberſtes Landesgericht, OLG. 


— Oberlandesgericht, LG. Landgericht, 


VGH. = Vermwaltungsgerichtshof. 


1. Bürgerliches Reit. 
A. Neichsrecht. 


a) Allgemeine Lehren. 


Umfang des Schutzes des Namensrechts (8 12 BGB.). 
Uebertragung des Rechts auf den Sera, des 
Namens. RG. 133 


Vollgatter, weſentlicher Beſtandteil eines Dampf⸗ 
ſägewerks? Wirkung der Freigabe eines 
weſentlichen Beſtandteils eines zum Zweck der 
e beſchlagnahmten Grund⸗ 
ſtücks. OLG. Nürnberg 283 


Begriff der weſentlichen Beſtandteile. RG. 212 
Zum Begriffe des Zubehörs. RG. 454 
Gaguhren als Zubehör eines Hauſes. Uebergang 
des Eigentums an Zubehörſtücken eines Grund— 
ſtücks. Be Glaube. (BGB. 88 440, 418, 
26, 932) 
Anfechtung eines Geſellſchaftsvertrages wegen Irr⸗ 
tums über die Vertrauenswürdigkeit des Ehe— 
mannes der Geſellſchafterin, welcher vertrags⸗ 
gemäß an Stelle der letzteren zur Geſchäfts— 
führung befugt war. RG. 495 
Zu S8 123, 141, 142, 144 BGB., 271 ZPO. RG. 193 
58 133, 157, 242 BGB. RG. 146 
§ 138 BGB., Art. 31 EG. z. BGB. Darlehen 
zum Spiele an einer Spielbank im Auslande. 
OLG. München 198 


Zu 8 133 Abſ. 2 BGB. RG. 16 
Wider die guten Sitten verſtoßende Verein— 
barungen in Bierlieferungsverträgen. RG. 257 
8 157 BOB. RG. 129 
Zu 8 162, 242 BGB., S 282 3PO. RG. 130 


Kannzwiſchen mehreren minderjährigen(Geſchwiſtern 
eine nicht ausſchließlich in der Erfüllung einer 
Verbindlichkeit beſtehendes Rechtsgeſchäft vom 
gemeinſchaftlichen Vormund allein geſchloſſen 
werden, wenn ein Gegenſatz der Intereſſen nicht 
vorliegt? (BGB. SS 181, 1795, 1915). Obe G. 436 


b) Recht der Schuldverhältniſſe. 
1. Allgemeine Lehren. 


Zu Ss 266, 365, 437, 138, 765, 766 BGB. 
RG. 118 


Zeit der Entſtehung des Anſpruchs auf eine Ver— 
tragsitrafe, Gerichtsſtand des Erfüllungsorts 
S 29 3PO., S 269 BOB). OLG. Nürnberg 478 


251, 


OLG. Bamberg 23 


Zu 88 273, 556 BGB. LG. Nürnberg 51 


Schadenserſatzpflicht des Schuldners bei Vornahme 
einer zu unterlaſſenden Handlung durch ihn 
ſelbſt oder durch einen Dritten. (BGB. 
88 280, 284, 325, 326). OLG. Bamberg 113 

8313 BGB., falsa demonstratio. Oè G. Nürnberg 198 


8 313 BGB. Mündliche Nebenabrede, Heilung 
mangelnder Form. OLG. Nürnberg 178 


Heilung des Formmangels nach $ 313 BGB. 
durch Auflaſſung und Eintragung. Wie lange 
iſt Fortdauer des Vertragswillens erforderlich? 

RG. 256 

Zu 8 313 Satz 2, $ 138 BGB. RG. 256 

§ 326 BGB. RG. 147 


Ein notarieller Kaufvertrag über ein Grundſtück 
iſt gemäß § 313 BGB. nichtig, wenn vereinbart 
iſt, daß die Gegenleiſtung für den Erwerb des 
Grundſtücks in der Abtretung einer Hypothek 
beſtehen ſoll, die notarielle Urkunde aber nur 
die Angabe enthält, der Kaufpreis ſei ee 9855 


Zu 8 399 BGB. 


Zu 856 HypG., SS 414-416 BGB. 
OLG. Nürnberg 23 


5 108 


2. Einzelne Schuld verhältniſſe. 


Zu BGB. SS 433, 326, 1399. RG. 108 

„Abnahme“ beim Werkvertrag (SS 638, 640 BGB.) 
und beim Kauf (8.433 Abſ. 2 BGB.). NG. 369 

Zu SS 459 Abſ. 2 und 462 BGB. RG. 17 


Werklieferungs- oder Kaufvertrag bei einem Ver⸗ 
trag über Lieferung eines Motors? Verjährung 
des Wandelungsanſpruchs beim Vertrage über 
Lieferung einer nicht vertretbaren Sache. RG. 17 

Verkauf einer Apotheke: Bindung des Käufers 
über das Ende des auf ſein Konzeſſionsgeſuch 
eingeleiteten Verwaltungsverfabdens hinaus? 
Beſondere rechtliche Natur des Verkaufs kon— 
zeſſionspflichtiger Apotheken. 

OLG. Zweibrücken 152 


Zu Ss 531, 632, 635 BGB. RG. 256 
Ueber die Verpflichtung des Vermieters, die 


Treppenaufgänge zu beleuchten. 
OLG. Nürnberg 242 


Rechtliche Natur des Vertrages über Veranſtaltung 
einer Lotterie. Wert des Vertrags-Gegenſtandes 
hierbei. Gebühr des Notars bei Beglaubigung 


von Unterschriften unter einem ſolchen Bere | 


Kündigung bei einer ſog. „Lebensſtellung“. Von 
den geſetzlichen abweichende Kündigungsfriſten 
bei Dienſtverträgen können nicht nur durch ein 
beſtimmtes Zeitmaß ausgedrückt werden. RG. 296 


Berechnung der Mäklergebühr 910 Tauſchvertrag. 
OLG. Zweibrücken 262 


(Anſpruch auf 0 oon] 
OLG. Augsburg 135 


Geſellſchaftsvertrag zum Zwecke 85 Erwerbs von 
Grundſtücken in der Zwangsverſteigerung und | 
ihrer Verwertung. Iſt ein ſolcher Geſellſ ſchaſts⸗ 
vertrag auf beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit 
nee Unter welchen Vorausſetzungen 

ann er gekündigt werden? (38 723, 726 19100 


Zu 8 654 BGB. 


47 


Formloſes Leibrentenverſprechen zum Zwecke der 
Gewährung einer Ausſtattung (8 761 8 5 


Bereicherung des Grundſtückseigentümers durch 
„ die ein Baugeſchäft auf 
rund eines Vertrags mit einer dritten Perſon 
geleiſtet hat, der die Bauſtelle verkauft aber 
noch 155 aufgelaſſen war? (SS 812 ff., 946, 
951 BGB.). RG. 349 


Bereicherungsklage gegen den Gläubiger 
Zwangsverſteigerung fremder Sachen. 
zahlung“ iſt kein bloßer eee 


bei 
„Ab⸗ 


München 50 


Wenn ein Tauſchvertrag über Grundſtücke wegen 
Betrugs a e wird, ſo hängt der An⸗ 
ſpruch des Anfechtenden auf Rückgabe des von 

ihm aufgelaſſenen Grundſtücks nicht unter allen 
mſtänden davon ab, daß er in der Lage iſt, 


auch das von ihm empfangene Sand 
zurückzugeben. RG. 471 
Zu § 823 BGB. RG. 193 


Umfang der Haftung des Wirtes für Unfälle. Hängt 
ſie von der Mißachtung bau- oder gewerbepoli⸗ 
e Anordnungen ab? Entſcheidun I 
un in DD (SS 823 BG 
DSG. 0 438 


1. eee der eee bei 
Schadenserſatzanſprüchen. Mitverschulden 
des Radfahrers bei einem durch einen 10 
veranlaßten Unfall. 


1. Umfang der Haftung eines Fuhrwerksbeſitzers, 
der as Gefälligkeit einen anderen mitfahren 
läßt. 2. Umfang der Schadenserſatzanſprüche, 
die der Witwe im Falle der Tötung des Mannes 
zuſtehen. RG. 295 


Unfall beim Holzſchneiden mit einer Kreisſäge: 
Frage der Haftung des Sägewerksbeſitzers 
nach 8 823 Abſ. 1 und 2, 8 662 BGB. | 

OLG. Zweibrücken 333 

Vorſatz im Sinne des §S 826 BGB. RG. 275 

Mitverſchulden bei N durch den Huf— 
ſchlag eines Pferdes durch Reizen, zu große 

Einfluß a Leuntnis von der 

S 833, 254 BGB. 

"ron, Bamberg 70 

Zu _8$ 833, 815, 1617 BOB. (Umfang des 
Schadenserſatzes für entgangene Dienſte). 
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472 


Annäherung. 
Bösartigkeit des Tieres. 


OLG. Augsburg 24 | 

Haftung des Staates für un der Be⸗ | 
amten. Entlaſtungsbeweis aus S 831 BGB. 

RG. 194 


I. Syſtematiſches 3 Verzeichnis. 


Zu 8 836 BGB. Verteilung der un. 


. 109 
Zu 8 § 836 BGB. Begriff der Verletzung 115 
Teile eines Gebäudes“. 


Maß der vom Beſitzer 
des Gebäudes zu fordernden Sorgfalt. RG. 237 


Zu Ss 1, 3 des Haftpflichtgeſetzes und 5 844 95 1 


Kursminderung einer Aktie iſt keine 2 
rung einer Sache im Sinne des 8 8 0 8 


c) Sachenrecht. | P 


Darf der durch eine ſtrafbare Handlung Verletzte 
Ueberführungsgegenſtände beſchlagnahmen? 
Uebt er 0 re Wegnahme 1 Eigen⸗ 
macht? (BGB. 88 858, 859 Abſ. 2, S 127 
StPO.). RG. 15 


Wirkungsloſigkeit einer formloſen Eigentumsaner⸗ 
kennung. mile ee e für nn 
fang eines Immobiliarkaufs. G. 326 


Die Vorſchriften der SS 875, 876 BGB. 155 5 


Aufhebung von Rechten an einem Grundſtücke 
finden keine e auf Grundgerechtig⸗ 
keiten, die vor dem Inkrafttreten des Grund⸗ 
buchrechts enſtanden und nicht im e 
eingetragen ſind. RG 


Das dem Eigentümer aus einem n 
nach Maßgabe des 8 881 BGB. erwachſene 
Recht kann nicht für ſich allein abgetreten werden. 
tei iſt dagegen die Abtretung eines perſön— 
ichen durch Vormerkung geſicherten Anſpruchs 
des Eigentümers auf Rangrücktritt eines Rechts. 
RG. 432 

Wegen Zuführung übler Gerüche ($ 906 BGB.) 

ann Schadenserſatz nicht verlangt werden, wenn 

nur eine Beläſtigung oder Gefährdung, nicht 
aber ein aebi abſchätzbarer Schaden 
nachgewieſen werden kann. RG. 496 


Grenzmauerrecht: Abtretbarkeit der Erſatzforderung 
auf die Dälfte der Koſten der Sauer 
(5 921 BGB., Art. 68 ff. AG z. BGB.). 
OLG. Nürnberg 331 


ee Erſtattung eines Teils der 
Koſten der Errichtung einer Grenzmauer an 
den Nachbar (SS 921, 328 BGB.). 
OLG. Nürnberg 335 


Verfügungen der Frau über das Eigentum des 
Mannes genießen (guten Glauben des Er: 
werbers vorausgeſetzt) den Schutz des 8 932 
BGB. Zu den Begriffen „Abhandenkommen“ 
und „guter Glaube“. OLG. München. 241 


Verpflichtung des Eigentümers, die Herſtellung 
eines Telefonanſchluſſes in einem Hauſe zu ge— 
tatten, an dem ein Nießbrauch beſteht. dir 
tändigfeit für einen Rechtsſtreit über dieſe 
Stlicht. OLG. Augsburg 135 

Zuchtſtierhaltung. Begründung als Reallaſt. 
Rechtsfolge der Teilung des belaſteten Grund— 


ſtücks. Klageberechtigung der Gemeinde. (SS 1105, 
1108 BGB.). OLG. Bamberg 


1. Rechtliche Tragweite der Vereinbarung, durch 
die ſich der Grundſtückseigentümer verpflichtet, 
einer Hypothek den zweiten Rang nach der an 
erſter Stelle eingetragenen Baugelderhypothek 
zu verſchaffen. 2. Welche Anſprüche ſtehen 
dem Hypothekgläubiger gegen die Konkursmaſſe 
des Eigentümers zu, wenn der Konkursverwalter 
einer ſolchen Vereinbarung zuwidergehandelt 
hat? (BGB. SS 157, 133, 879 ff., 1163; KO. 
SS 3, 59 Nr. 1 und 3). RG. 386 


89 


X Inhalts verzeichnis de der Zeitſchrift f für Rechrspflege in in Bayern. 


Die Erklärung eines Hypothekgläubigers, zi Schuld des 
einer künftigen, beliebig hohen S des 
Eigentümers im Range auszuweichen, eignet 
ſich nicht zur Eintragung im Hppothekenbuch 
oder im Grundbuche, kann aber die Ermächti⸗ 
aung des Eigentümers enthalten, namens des 
cen die Eintragung der Rangänderung 


für die Hypothekforderung des neuen Gläubigers 
zu bewilligen (Oyp SS 150, 107; BGB. SS 881, 
873, 877; GBO. 88 19, 28). Ob“ G. 3⁵² 


BGB. SS 138, 826, 1047, 1115, 1159, WB. 
8 10 Ziff. 4. RG. 212 


Zu 88 1117 Abſ. 2, 607, 641, 399, 407 BOB 


8 SS 1117, 1154 BGB. RG. 235 


at ſich eine Hypothek infolge Erlöſchens der 
Forderung in eine Eigentümergrundſchuld ver⸗ 
wandelt, der Eigentümer aber ihre Löſchung 
beantragt, jo iſt dieſe Erklärung zwar unmider- 
ruflich, wenn die Vorausſetzungen des 8 875 
Abſ. 2 BGB. vorliegen, aber die Abtretung und 
Pfändung der noch nicht gelöſchten Poſt wird 
durch die Unwiderruflichkeit nicht ausgeſchloſſen. 
2. Wird die Uebergabe des Hypothekenbriefs durch 
die Vereinbarung erſetzt, daß der Gläubiger 
berechtigt ſein ſoll, ſich den Brief von dem 
Grundbuchamt aushändigen zu laſſen (8 1117 
Abſ. 2 BGB.), jo hängt die Wirkſamkeit dieſer 
Vereinbarung nicht davon ab, daß der Brief 
0 wirklich dem Gläubiger nl 
wir 


1. Form der Abtretung einer Eigentümer rund⸗ 
chuld, die aus dem nichtvalutierten Teil einer 
Briefhypothek entſtanden iſt. 2. Rechtliche 
Bedeutung der Vereinbarung, daß der Hypo— 
thekgläubiger die zunächſt nicht valutierte 

ppothef zum Zwecke der Beſchaffung von 
Baugeld an einen Geldgeber abtreten ſolle. 
Unter welchen Vorausſetzungen kann in einem 
ſolchen Falle gegenüber dem Erwerber der 
Hypothek geltend gemacht werden, daß An⸗ 
prüche des Gläubigers nicht entſtanden ſeien? 


1907. 


Eigenmächtige Korreſponden un Ueberwachung 


414 


G. 414 


RG. 367 


SS 1179, 1163, 1177 BGB. und $ 325 3PO 
OLG. München 134 


d) Familienrecht. 


Zu S 1300 BGB. Begriff des Schadens. 
OLG. München 178 
Entſchädigung wegen Verletzung der Geſchlechts— 
ehre einer Braut. Verlöbnis vor oder nach 
dem 1. Januar 1900; Geſchlechtsverkehr vor dem 
Verloͤbniſſe ($ 1300 BGB.). OL. Bamberg 458 


Zu § 1353 BGB. RG. 84 


Begriff des ehelichen Aufwands im Sinne der 
SS 1371, 1427 Abſ. 2 BGB. Wird die Pflicht 
der Frau zur Beitragsleiſtung dadurch aus— 
geſchloſſen, daß ſie vom Manne getrennt lebt 
und zur Herſtellung der häuslichen Gemein— 
ſchaft nicht verpflichtet iſt? Kann ſie der 
Klage auf Beitragsleiſtung durch Verweiſung 
auf den Unterhaltsanſpruch des Mannes und 
der Kinder entgegentreten? R. 


Kann ein Abkömmling auf ſeinen gepfändeten An— 
teil an dem Geſamtgute der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft wirkſam verzichten! 25 OB. 
SS 1487, 1491, 1442: 3PO. 8 800. Obe. 


Scheidung trotz Klagezuſtellung von Ablauf 1 


Herſtellungsjahres. 8 1557 BG 
Sd. München 242 


38 


durch Detektivs kein Scheidungsgrund (S 1568 
BGB.). RG. 


413 


Nichtaufgabe der Bühnentätigkeit als e 
grund ($ 1568 BGB.). OLG. München 261 


Pflichten des Vaters hinſichtlich der Verwaltung 
des Vermögens ſeiner Kinder. Entziehung der 
elterlichen Gewalt und der Nutznießung des 
Kindervermögens. (BGB. SS 1606, N en iu 

20. 1 


Auch das der Mutter eines unehelichen Kindes 
nach SS 1707 und 1631 ul tehende Recht kann 
nur nach 8 1666 BGB. beſchränkt A 5 

9 


Steht die Wiederverheiratung der ehelichen 
Mutter der Erlangung der elterlichen Gewalt 
über die erſtehelichen Linder entgegen, wenn 
die zweite Ehe am 1. Januar 1900 ſchon auf⸗ 
gelöſt war? RG. 211 


Notwendigkeit der Genehmiaung des Gegenvor⸗ 
munds oder Vormundſchaf l zur 50 po⸗ 
theklöſchungsbewilligung des Vormunds BOB. 

S 1812, $ 1813 Abſ. 1 Nr. 2, S 1821 Abſ. 2). 
Ob“ G. 371 


BGB. § 1846. Verweigert das Vormundſchafts⸗ 
gericht dem Vormunde, der den Mündel in 
Verpflegung hat, die beanſpruchte Erhöhung 
der vereinbarten Vergütung für die Ver⸗ 
pflegung, ſo iſt der Streit im Rechtsweg aus⸗ 
zutragen. Obè G. 175 


Vorläufige Vormundſchaft. Einfluß des Ent⸗ 
mündigungsgrundes (BGB. S 1906). Obè G. 239 


e eines Pflegers in den Fällen des $ 1910 
BGB. oraus e sung zur Anordnung der 
Pflegſchaft ohne Einwilligung des Gebrechlichen. 
Obe G. 151 

Pie 5 geiſtiger Gebrechen 8905 


SS 1 19 171 


e) Erbredt. 


BB. Die Anfechtung einer letzt— 
Verfügung auf Grund des S 2079 
BoB. iſt nicht deswegen ausgeſchloſſen, weil 
der Erblaſſer mit der Möglichkeit gerechnet 
hat, der Pflichtteilsberechtigte lebe noch. Daß 
der Erblaſſer eine beſtimmte und deutliche 
Vorſtellung vom Tode des Pflichtteilsberechtigten 
gehabt hat, iſt nicht Vorausſetzung der An— 
wendung des S 2079. RG. 235 


Aufhebung einer früheren letztwilligen Verfügung 
durch ein mit ihr in Widerſpruch ſtehendes 
ſpäteres Teſtament. (SS 2084, 2258 BGB.). 

OLG. Bamberg 374 

Vorausſetzungen der fon. fingierten Einſetzung 
eines Nacherben nach § 2104 BB. bei dem 
Wegfalle des eingeſetzten Nacherben. RG. 325 


Eine Verfügung über das Recht des Nacherben 
fällt nicht unter die Vorſchrift des 8 312 
Abſ. 1 Satz 1 BGB., ſie bedarf aber der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 


N N. 388 


Ortsangabe beim eigenhändigen Teſtamente. Ab— 
kürzung des Ortsnamens. RG. 211 


1. Unrichtige Datierung des eigenhändigen Teſta⸗ 
ments. Unzulaſſigteit der Berichtigung einer 
falſchen Zeitangabe auf Grund beſonderer Er— 
mittelungen. 2. Aus stellung eines Erbſcheins 
trotz Nichtvorhandenſeins der Teſtamentsurkunde. 

RG. 347 


Zu S 2079 
willigen 


gelte lung der Erklärung des 
aß er nicht ſchreiben könne 1055 5 


Dorfteſtament. 
. d 
SS 2249, 2242). 

Gemeinſchaftliches Teſtament von ee 
Gegenſeitige Erbeinſetzung und gemeinſame 
Verfügungen der Erblaſſer über das zur Zeit 
des Todes des überlebenden Ehegatten vor- 
handene Vermögen. Korreſpektivität und ihre 
Wirkungen. Unter welchen a Kon en 
find in einem ſolchen Falle Schenkungen des 
überlebenden Ehegatten den Erben des herz 
geſtorbenen Ehegatten 19 unwirkſamꝰ 
(Bayer. LR., Gem.; BGB. SS 2270, 2271, 
2286, 2287). Ob LG. 175 


Ehegatten können einen im Brautſtande ge⸗ 
ſchloſſenen Erbvertrag durch ein ben 800 
gemeinſchaftliches Teſtament aufhe 5 
§ 2292). Beſchwerde gegen die geg 
einer Verfügung des Nachlaßgerichts. ObL G.: 


Zu $ 2269, 2304, 2306 BGB. RG. 5 ! 
Form und Abalt des Verzeichniſſes 15 S 2314 
BGB.; Unterſchied von dem Verzeichniſſe der 


SS 1960 und 1993 BGB.; Offenbarungseid 
na § 2314 BGB. OLG. München 261 


e un Pflichtteilsberechtigten im Falle 
GB. Verhältnis des S 2338 
BB, ar 5 2000 BGB. NG. 278 


f) Einführungs- und Uebergangsrecht. 


| Die 88 141, 144 BGB. find nicht auf Verträge ans 
wendbar, die vor dem Inkrafttreten des GB. 
geſchloſſen wurden. Ob“ G. 418 


Richtpunkte für die Auslegung eines unter der 
Herrſchaft des franzöſiſchen Rechts errichteten 
Teſtaments, in dem der nach dem Inkrafttreten 
des BGB. verſtorbene Erblaſſer zugunſten 
ſeines Ehegatten verfügt hat (Code civil art. 
1904: EG. z. BGB. Art. 1245 BGB. SS 133, 
2080, 1931). Obe G. 473 


B. Landesrecht. 


Zu SS9 und 58 der IV. Beilage zur bayer. Ver⸗ 
9 f f vom 26. Mai 1818; SS 50, 51, 
56, 97 II 3 O. Partei⸗ und Prozeß⸗ 
fahigkeit 5 ſtandesherr lichen T Domanialkanzlei. 


OLG. Nürnberg 302 


Rechtsperſönlichkeit der vor dem Inkrafttreten des 
Berggeſetzes vom 20. März 1869 e 


Vergwerkegeſellſchaften in der Pfalz. (Code 
civil Art. 295, Berggeſ. Art. 237, 1 BGB. 
Art. 67, Franzöſiſches Geſetz vom 20. April 


1810). Obe G. 


Rechtliche Bedeutung der Eintragung des Adels 
titels in der Adelsmatrikel. Umfang der dem 
Fideikommißgericht obliegenden Verpflichtung 
zur Offizialtätigkeit. Obs G. 111 


Hoftheaterprozeß. Inhalt und Umfang der Bau⸗ 
pflicht in Anſehung des Theaters. Bedeutung 
der Entſcheidungsgründe für die Auslegung 
der Urteilsformel. Obs G. 


Argliſt durch Verſchweigung eines Nervenleidens 
bei dem Abſchluße eines Vertrags über die Ge⸗ 


20 


87 


währung eines Tiſchtitels. „Gemeines Recht: 
l. 18 2 D. 4, 3; l. 7 89 D. 2, 14; . 19 pr. D. 
50, 17). Obs G. 279 


Haftung des Bayeriſchen Staats für Schiffsunfälle 
auf dem Ludwigskanal. LG. München 1 354 

Grenzen der Haftung eines Poſtbeamten: eigenes 
Verſchulden des Fiskus als Dienſtherrn. 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


en 7 5— ——T— p ̃ —— —-— 


OLG. München 419 


XI 


Für die Berechnung der ee eee 
ve nichtpragmatiſchen Beamten iſt die Zeit 
der Penſionicrung, nicht die Zeit des Unfalls 
maßgebend (VO. vom 13. November 1902, die 
Unfallfürſorge für die e Be⸗ 
amten uns aaa SS 4, 7; WO. v. 5. Januar 
1906 Ziff. 2 Sbe. 458 


Erwerb 8 Benutzungsrechte an einem Bache 
nach gemeinem Rechte. Unvordenkliche Ver— 
jährung. RG. 496 


Zu Art. 123 AG. z. BGB. 


Art. 14 des NotG. vom Jahre 1861. Ausſchluß 
der Rückforderung. OLG. München 50 


Können Höchſtbetragshypotheken für künftige An⸗ 
ſprüche auf Nebenleiſtungen nach dem bayerischen 
Hypothekenrecht in ſelbſtändige Hypotheken 
für andere Forderungen umgewandelt werden? 
(Bayer. Geſ. vom 15. Mai 1906, die Ueber⸗ 
leitung von Hypotheken betr.; BGB. Ss 1178). 

Obe G. 370 


Aelteres Hypothekenrecht. Zuläſſigkeit der Be⸗ 
ſchwerde gegen Eintragung einer Proteſtation 
(3 94 HypG. in der Faſſung der Novelle vom 
20. Dezember 1903). Hypothekerneuerung bei 
Höchſtbetragshypotheken. Wirkſamkeit gegen⸗ 
über nachſtehenden Hypotheken, die auf gel 
lichen Hypothekentiteln beruhen. Ob“ G. 


Ele Begründun eines ſolchen mit 
dinglicher Wirkung? Bedeutung der Be⸗ 
gründungsart für die Zuläſſigkeit der Ein⸗ 
tragung des Rechtes in das Hypothekenbuch. 
ee Recht, „ypothetengeſez, SS 5 Abſ. 2, 
22 Nr. 7, 25 Abi. 2, Vollz.⸗In e 25). 80 


LG. München 1 51 


86 


Keine Wirkung des vertragsmäßigen Pander 
titels gegen Dritte, die vor der zu bewirkenden 
Eintragung der beſtellten Hypothek in gutem 
Glauben das Eigentum an dem zu belaſtenden 
Grundſtück erworben haben. Verpflichtung des 
Rechtsnachfolgers des Beſtellers zur Geſtattung 
der Eintragung der beſtellten Hypothek auch 
im Falle der Sonderrechtsnachfolge? Art der 
Rechtsnachfolge bei der Erwerbung einer 
Konkursmaſſe durch Kauf. HypG. 88 9, 19, 
21, 39, 109, 110, KO. SS 12, 117, BGB. 85 419, 
1382 2). Obè G. 48 


Berichtigung des Hypothekenbuchs, wenn Ehegatten 


allgemeine Gütergemeinſchaft vereinbart hatten 
5 ihre Ehe für nichtig erklärt wurde. 1 0 5 
§ 110-112). be G. 214 

9 


Zur Vollſreclbarkeit der bayer. 9 We 
(Art. 127 ff. AG. z. ZPO.). LG. München I 218 


Grundbuchberichtigung in Enteignungsſachen. Bes 
urkundungen durch die Diſtriktsverwaltungs— 
behörde. Koſten des Beſchwerdeverfahrens in 
Grundbuchſachen. ee eee von 
18.37 Art. XVII und I, A, b mit Art 26 und 
23 AG. 3. 3PO. und AR 8829,39 6 BO.; 
Art. 131 AG. z. BGB.). Ob“ G. 476 


Verhältnis zwiſchen dem Enteignungsverfahren 
und der Auflaſſung des zu enteignenden Grund— 
ſtücks. Keine Einwirkung auf die Hypotheken, 
die an dem zu enteignenden Grundſtück beſtehen, 
wenn die Durchführung des Enteignungsver— 
fahrens infolge der Vereinbarung des Ent— 


eignungsberechtigten mit dem Abtretungs— 
pflichtigen entbehrlich wird. Bedeutung der 
Gewährleiſtung des Eigentümers, daß das 


veräußerte Grundſtück hypothekenfreies Eigen— 
tum ſei, als Zuſtimmung zu der Löſchung der 


XII 


otheken. (AG. gu ZPO. und KO. Art. 18, 
88 6858. 89 22, 2 20. Obs. 


15 die . 1 5 Vereinbarung von Be⸗ 
teiligten in 1 15 einer Waſſerleitungs⸗ 
anlage im Verfahren vor der Waſſerpoli ss 
behörde die notarielle Beurkundung über! 
ſtellung der Grunddienſtbarkeit⸗ Gaſſer⸗ 
Den von 1852 Art. 52, 73—76, 05 

Art. 189, NotG. von 1860 Art. 
zotG. von 1899 Art. 132). Obe. 


Rechtliche Natur der ſogenannten Kommun⸗— 
brauereien. Samtverbindliche Haftung der 
Geſellſchafter. Haftung neueintretender Ge⸗ 
1 für die beſtehenden Geſellſchafts⸗ 
chulden. Rückwirkung des bayeriſchen Land⸗ 
rechts. Die gegen einen beſtimmten Mit⸗ 
kläger eingelegte Berufung der Beklagten 
wirkt gegen die übrigen durch denſelben An⸗ 
walt vertretenen Mitkläger nicht. Die gegen 
ein Teilurteil eingelegte Berufung erſtreckt ſich 
nicht von PL auf die im ſpäteren Urteile 
getroffene oſtenentſcheidung. (EG. z. BGB. 
Art. 161: bayer. LER. — insbeſondere T. IV, 
8 8 11 Nr. 2 und 4 — mit dem Publikations- 
patente vom 2. Januar 1756; BGB. 8 427; 
3PO. 8 517, 5 518 Abſ. 2 Ziff. ). Ob G. 390 


Abſchichtung vereinkindſchafteter Kinder. Fort— 
ſetzung der Gütergemeinſchaft mit gemein— 
ſchaftlichen Kindern nach dem Tode eines 
Ehegatten, der vereinkindſchaftete Abtewimlinge 
8 die Ehe „gebracht hat. (Bamberger LR. T. II 

C. 4 Tit. 2 81, Ueb. Art. 72). Obe. 215 


Die Aufhebung der Zwangserziehung iſt zuläſſig, 
wenn von der Fortſetzung kein Erfolg mehr zu 
erwarten iſt. Die Aufhebung iſt jedoch zu 
unterlaſſen, wenn zwar keine Beſſerung des 
Minderjährigen in Ausſicht ſteht, jedoch ſein 
völliges ſittliches Verderben durch die Jwangs— 


47 
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| 


| 


erziehung noch verhütet werden kann. Obe G. 111 


Zur Frage der Uebertragbarkeit der jun. Deflo⸗ 
rations⸗Entſchädigungsforderung des früheren 
Rechtes. OLG. Nürnberg 


Erbengemeiuſchaft des franzöſiſchen Rechts. 
LG. Landau 154 
Erbrecht der Brautkinder gegenüber ihrem Vater 
und deſſen Verwandten (Gemeines Recht). 
Obe G. 372 
ee e wegen Ungewißheit des Gläubigers. 
Rechtliche Natur des Hinterlegungsverfahrens 
nach Landesrecht. (SS 372 ff. B B.: AG. z. 
BGB. Art. 167, XXII; Hinterlegungsordnung 
vom 18. Dezember 1899). Obe G. 151 


2. Handels: und Wechſelrecht. 


Die Anmeldung inländiſcher Zweigniederlaſſungen 
ausländiſcher Aktiengeſellſchaften zum Handels— 
regiſter liegt den Vorſtandsmitgliedern ob. 
en (SGB. SS 13, 11, 201. FGG. 

S 136). Obe G. 371 


70 


Begriff der verfaſſungsmäßig berufenen! Vertreter 
einer Aktiengeſellſchaft im Sinne der SS 50, 31 
BGB. RG. 134 


Das Beſtehen einer Geſellſchafts-Firma, die den 
Vor- und Zunamen eines Geſellſchafters und 
einen das Geſellſchaftsverhaltnis W 
geſetzlichen Zuſatz enthält und in das Handels— 
regiſter eingetragen iſt, hindert einen Einzel— 
kaufmann mit demſelben Vor- und Zunamen 
nicht, am gleichen Orte ſeinen Vor- und Zu— 
namen als neue Firma zu führen. Ob die 
Firmenführung nach § 8 des Geſ. zur Bek. des 


Lagergeſchäft. 


Streitgenoſſenſchaft unter Wechſelſchuldnern. 


288 7 


1907. 


unlautern Wettbewerbs zu beanſtanden iſt, 
kann nur im Rechtswege, nicht vom Regiſter⸗ 
gericht. 0 werden (HGB. SS 30, 19, 18, 
37; FGG. S 140). Obs. 474 
Unzuläſſiger Gebrauch von Zuſätzen zur Sume 
(HGB. SS 37, 18, 22). G. 215 


§ 54 HGB. 1 705 ſich auch auf die einem 95 
mann erteilte Einzel⸗Vollmacht zum Abſchluß 
eines ee der ein EN, 
betri iG. 297 

Weitereiedinft als Handlungsgehilfen. Eine 

nen zugeſicherte Gratifikation iſt a nicht 
Sheng ($ 59 HGB., S 518 BGB.). 
OLG. Bamberg 302 

§ 126 HGB. RG. 328 


Die Pflicht zur Anmeldung einer Aktiengeſellſchaft 
zur Eintragung in das Handelsregiſter iſt eine 
perſönliche der e nicht der 
Geſellſchaft als ſolcher. Deshalb kein Be⸗ 
ſchwerderecht der Geſellſchaft gegen Ver⸗ 
fügungen des Reaiſtergerichts im Ordnungs⸗ 


ſtrafverfahren. GB. SS 195, 201. FGG. 
§§ 132 ff.). Obe G. 111 
Auflöſung einer inländiſchen Aktiengeſellſchaft 


durch Fuſion mit einer anderen ausländiſchen. 
Vorausſetzung für die Eintragung des Eigen— 
tümerwechſels in Anſehung der au Vermögen 
der aufgelöſten inländiſchen Geſellſchaft ge— 
hörenden Grundſtücke in das Grundbuch. 
(SGB. SS 303 306, BOB. SS 873, 891, 5, 
O. SS 20, 22). Ob“ G. 
Vorqusſetzung des Schadenserſatzanſpruchs des 
Verkäufers beim Verzuge des Käufers in der 
Annahme der Ware, insbeſondere bei dem fon. 
Spezifikationslieferungskauf nach älterem und 
neuerem Handelsrecht. (HB. ä. F. Art. 343, 
354, HGB. n. F. Ss 374, 375, BOB. § 376). 
Obs. 
(SS 417, 390 HGB. u. 8 282 BGB.; 
Art. 365 Ad.. RG. 131 


B . 


1 
mn 


49 


rufungseinlegung gegen Streitgenoſſen. (88 59 
60, 511, 516, 518, 603 ZPO., Art. 49, SI WO ). 
OLG. Bamberg 153 
Bedeutung der Vorſchrift des § 181 BOB. im 
Wechſelrechte. RG. 130 


Zu 8 11 Abſ. 2 des Geſetzes betr, die G. m. b. H. 
OLG. München 499 


Ein Vertrag, durch den eine Geſellſchaft m. b. H. 
Geſchäftsanteile veräußert, die ihr ſelbſt im 
Wege des Rechtsgeſchäfts übertragen worden 
ſind, bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. RG. 369 


3. Urheberrecht u. dgl. 


Ein „Bühnenbild“ iſt kein ſchutzfähiges Werk der 
bildenden Künſte im Sinne des Urhebergeſetzes 
vom 9. Januar 1876. RG 


Abbildungen in einem Kataloge. Belehrungs— 
zweck. (SI Nr. 3, § 38 Nr. 1 des G. vom 
19. Juni 1901). RG. 

SS 7, 13 des Geſetzes vom 11. Januar 1876, betr. 
das Urheberrecht an Muſtern und u 

R 

Löſchung eines Gebrauchsmuſters. Klageänderung 
beim . von Abſ. 2 auf Ab}. I des 8 6 
Gebr. LG. Bamberg 242 

Ausſte lungs und Medaillenſchwindel (S1 Unl WG.). 

RG. 236 


m)” 


Il 


18 


66 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


4. Geneenſchaſtirecht Gewerberecht. 
Verſicherungdrecht. Haftpflichtrecht. 


Zwei e einer Genoſſenſchaft 
können, ſofern das Statut nicht . 
einem dritten Vorſtandsmitgliede zur Vor⸗ 
nahme beſtimmter Geſchäfte oder für einen 
beſtimmten Geſchäftskreis der Genoſſens aft 
Vollmacht erteilen. Das bevollmächtigte Vor⸗ 
ſtandsmi nn kann namens der Genoſſenſchaft 
mit den 1 liedern, welche die Voll⸗ 
macht erteilt haben, für ihre Perſon Rechts⸗ 
geſchäfte abſchließen. (BGB. 8 181, Gef. über 
2 u und Wirtichaftsgenoffenicaften 

25, 42 


Verſäumung der im Verſicherungsvertrage be- 
ſtimmten Klagefriſt. Weigerung des Verſicherten, 
ſich in auswärtige eee Nachkur 
zu begeben. Zweibrücken 113 


Kann die Eintragung des Ausſcheidens eines Ge⸗ 
noſſen von Amts wegen gelöſcht werden, weil 
die Anerkennung des Ausſcheidens durch den 
Vorſtand der in $ 71 Abt. 2 Send. vor⸗ 
geſchriebenen Form entbehrte? Ob“ G. 331 


Zu § 133 GewO. Sofortige Entlaſſung wegen 
Beleidigung eines Kollegen. 


Zu 51 des Haftpflichtgeſetzes. RG. 212 

Zuſammenſtoß eines Einſpännerfuhrwerks mit 
einem 800 ge. 8 1 e e Art. 58 
AG. z. BGB LG. Zweibrücken 282 

Begriff des n im Sinne des 
Haftpflichtgeſetzes (Unfall auf einem Anſchluß— 
geleiſe). RG. 368 


Liegt ein Betriebsunfall im Sinne des Haftpflicht⸗ 
geſetzes vor, wenn die äußere Geſtalt eines 
neh (3. B. einer Lokomotive) 1095 

ſcheu macht? 5 294 
105 193 


Zum Begriffe der höheren Gewalt. 


5. Zivilprozeß. 


Die 7 2 0 060. des Amtsgerichts gem. 8 23 
iff. 2 ür Streitigkeiten wegen = 
0 80 des Vermieters aus 8 561 Abſ. 2 
LG. München I 24 


1 der Klage auf Nichtigkeit eines Tauſch— 
vertrags; Feſtſetzung nach Prazeßabſchnitten. 
OLG. München 


Beſtimmung des a uſtändigen Prozeßgerichts. Er— 
füllungsort. Einfluß des Wechſels des Wohn— 
ſitzes des Schuldners (Zahlungspflichtigen) auf 
den Erfüllung sort und den Gerichtsſtand? 
(3PO. 8 36 Nr. 3, BGB. SS 209, zn er 


Gerichtsſtand der röihatähier 
Obe. 299 
Begriff des im Inſtanzenzuge zunächſt eo Ge⸗ 
richts im Sinne des 8 36 ZPO. RG. 
Beſchwerde gegen die Verwer gung Ab⸗ 
lehnung (SS 46, 551, 573 3 O.). RG. 296 
Zu 88 137 Abſ. 4, 85 ZPO. Umfang und Be— 
deutung des Rechtes der Partei, im Anwalts— 
prozeſſe neben dem Anwalte ſelbſt das Wort 


69 


Erbſchaft. 


434 
einer 


zu ergreifen. RG. 
Erhebung der Klage durch eine nicht bevoll— 
mächtigte Perſon. OLG. Augsburg 51 


Hmlanı der Rechtskraft beſchwerdegerichtlicher 
Entſcheidungen bei der Koſtenfeſtſetzung; Er: 


0 


a XIII 


ſtattung von Reiſeauslagen der Partei (88 568 
91 ZPO.). OLG. München 134 


| Notpendi keit des Anwaltswechſels; ausländiſche 


Anwaltskoſten; Reiſekoſten (8 2 ZPO.). 

OLG. München 333 

Notwendigkeit eines eee ($ 91 Abi. 2 
ZPO). G. München 89 
Zur Auslegung des 8 106 ZPO. 79 9 München I 136 
Koſtenerſtattung bei Klagszurücknahme. 
LG. München I 25 

Einfluß des Wegfalls des Brogehbenolfmächtigten 

auf die Koſtenfeſtſetzung (S 244 ZBO.). 

OLG. München 394 


Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der Set 


ſtellungsklage und Wirkungen der feſtſtellenden 
richterlichen eee Austritt und Aus⸗ 


chließung einem nicht ER DON 
Verein. (8005 8 256, BGB. 8 7 05 ff. UeG. 
| Art. 2). Obe G. 216 
Zurücknahme im 


der een ee 


Prozeſſe. LG. München 177 


Ein, Zwiſchenurteil nach § 303 ZPO. kann auch 


LG. Augsburg 114 


65 


in die Form einer e gekleidet ſein. 
Unterſchied eines ſolchen Zwiſchenurteils Bon: 
einen Zwiſchenurteil nach $ 304 ZPO. NG. 2 


Kann ein Zwiſchenurteil über den Grund einer im 
Wege der Aufrechnung geltend gemachten 
Gegenforderung erlaſſen werden? Iſt ein 
Rechtsmittel gegen ein ee Zwiſchenurteil 
zuläſſig? (SS 303, 304 ZB. RG. 276 


Zur Anwendung von 8 304 = RG. 8 
Zur Anwendung von 8 304 ZPO. RG. 65 


Wenn durch ein Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. 
über den Grund eines Rentenanſ un ent= 
ſchieden wird, der auf 8 814 Abi. 2 BGB. 
geitübt iſt, ſo iſt es nicht unbedingt erforderlich, 
daß das Urteil auch über die zeitliche Be⸗ 
grenzung der Renten entſcheidet. RG. 388 


Notwendigkeit der Zuſtellung nicht verkündeter 
Beſchlüſſe, die in einem zweiſeitigen, beide 
Parteien berührenden Verfahren e an 
beide Teile (3PO. 8 329). b G. 281 


Gegenbeweis gegen den Inhalt einer Privat- 
urkunde, insbeſondere bezüglich mündlicher 
Nebenabreden bei der gewöbnliden. und bei 
der 5 He (S 416 3PO., S 766 
BGB., 8 350 HGB.) OLG. Bamberg 178 


Kann die Zuſtellung eines Urteils an den Neben— 
intervenienten oder durch den Nebeninter⸗ 
venienten die Rechtsmittelfriſt in Lauf ne 2 


Wenn Berufung eingelegt iſt und unter den Par⸗ 
teien Streit über die Richtigkeit der Zuſtellung 
beſteht, von welcher der Lauf der Berufungs⸗ 
friſt abhängt, jo muß der Gerichtsſchreiber kein 
Zeugnis darüber ausſtellen, daß innerhalb der 
Friſt kein Schriftſatz zum Zwecke der Termins— 
beſtimmung eingereicht worden ſei. NG. 338 


Können ML der Berufungsinſtanz neue Tatſachen 
auch dann noch geltend gemacht werden, wenn 
die Sache vom Reviſionsgericht an ſie zurück⸗ 
verwieſen wurde? Wie iſt im Falle des Sieges 
auf Grund der neuen Tatſachen im Koſten⸗ 
punkte zu entſcheiden? Eiurede der Erſchöpfung 
des Nachlaſſes. (ZPO. SS 529, 565, 97; BGB. 

s 1990). Obs. 300 


nenn im Eheſcheidunagsprozeſſe die Widerklage in 


der Berufungsinſtanz nachgeholt werden, um 
3 


AIknhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in n Bayern. 


En, 


Eheverbot nach $ 1312 BGB. zu erreichen? 
OLG. Nürnberg 459 


Umfang der . LG. München I 355 


Zur Auslegung des 8 606 Abi. 4 ZB. 
OLG. München 478 


nee wiſchen einſtweiliger Verfügung nach 
PO. un rreſt zur Unterhalts⸗ 

18 Kein Verbindungsverbot nach 8 615 
3PO RG. 17 


Vollſtreckung aus einer einſtweiligen 27 age 
über Gewährung des Unterhalts (S 627 8 
nach rechtskräftiger Scheidung. OLG. München 395 


Auf Grund des 8 627 ZPO. können Anordnungen 
über die Sorge für die Perſon gemeinſchaftlicher 
ehelicher Kinder getroffen werden, ohne da 

leichzeitig den Gatten das Getrenntleben ge⸗ 
after wird. Bei ſolchen Anordnungen iſt in 
erſter Linie auf das Intereſſe der Kinder Rü icht 
zu nehmen. RG. 415 


Die e zum Schadenserſatz nach § 707 
Abſ. 2 3 O. tritt auch dann ein, wenn das 
vorläufig vollſtreckbare Urteil in der Berufung 
inſtanz zunächſt durch ein bedingtes Endurteil 
erſetzt, Pier aber durch das Läuterungsurteil 
ſeinem Inhalte nach beſtätigt wird. RG. 455 


Kann der Kläger, der zur Herbeiführung der vor⸗ 
läufigen Vollſtreckbarkeit eines Urteils Sicher⸗ 
heit geleiſtet hat, Erſatz für die ihm durch die 
te, entgangenen 8 fordern? 


§ 284 B., SS 710, 717 
ELG. München 301 


Wurde vor dem 1. Januar 1900 von einem vor— 
läufig vollſtreckbaren Urteile Gebrauch gemacht, 
ſo können V auf Grund 
des $ 717 Abſ 2 3PO. auch dann nicht er- 
hoben werden, wenn die von dem vollſtreckten 
Urteil abweichende Entſcheidung nach dem 
1. Januar 1900 erging. RG. 


Die Zwangsvollſtreckung aus ien 
welche ſich auf eine Hypothek beziehen, die vor 
der Anlegung des Grundbuches ſchon be⸗ 
ſtanden hat, iſt gegen eine Ehefrau nur 
zuläſſig, wenn ein Vollſtreckungstitel gegen 
den Ehemann auf 190 der e 
gegen die Frau vorliegt & 739 3PO.) 

LG. München I 90 


Vorausſetzungen der Vollſtreckungsgegenklage bei 
Schädigung durch i Gebrauch 
eines vollſtreckbaren Titels 8 767 ZPO.) NO. 


Zuſtellung der Widerſpruchsklage an den 3 
der den Beklagten in dem Rechtsſtreite, der 
der Vollſtreckung vorausging, oder nur im 
Vollſtreckungsverfahren ſelbſt! vertreten hat. 

OLG. Augsburg 114 


Zuſtändigkeit für die 8 der öffentlichen 
Zuſtellung notarieller Schuldbekenntniſſe (SS 794, 
797 3P LG. München 1 439 


O.). 

Rechtsbehelfe bei Uebertragung der Mobiliar⸗ 
verſteigerung an einen Notar (S 825 3 OC); 
entſprechende Anwendbarkeit der geſetzlichen 
Verſteigerungsvorſchriften für GWVollz. (8 16 
ZPO). LG. München I 


Für die Vermächtnisforderung gilt die für den 
Pflichtteilsanſpruch beſtimmte Beſchränkung der 
Pfändbarkeit auch dann nicht, wenn die 
Forderung die dem Betrage des Pflichtteils 
entſprechende Geldſumme zum Gegenſtande hat 
(ZPO. 8 852 Abſ. 1. BB. § 2307). Obe G. 352 


Unzuläſſigkeit jelbjtändiger Pfändung des An— 


83 


46 


90 


Anfechtbarkeit der von einem 1 


18918 auf Herausgabe eines eee, 
Streitwert der Abweiſung. OLG. München 354 


ee zu einem Urteil auf Hinterlegung; 
Beſchwerdeko 1 (SS 866, 788 ZPO.; Art. 131 


AG. z. BO: LG. München 1 219 
Volfftreung einer Geldſtrafe a S, 5 RO. im 
Parteibetrieb. ünchen 301 


Zur Auslegung der Ss 906, 908 a 
OLG. München 438 
Zuſtellung von Urteilen des i 
G. München 1 262 


6. Konkursverfahren. Aufechtungsrecht. 


Aufnahme eines Prozeſſes nach 8 10 Abi. 2 oder 
nach 8 146 Abi. 3 KO. OLG. München 218 


un der oe bil des geſetzgchen d Vertreters 


8 125 K München 1 283 
e eines e im Konkurs 117055 
§ 168, n. F. 8 181). RG. 


| Umfang und Gegenſtand der zur Anfechtung nach 


§ 2 Anf H. erforderlichen Zwangsvollſtreckung 

in das Vermögen des Schuldners und Fällig⸗ 
keit der Forderung des Gläubigers nach. = 2 
AnfG. im Zuſammenhang mit $ 111 3wV 

8 772 1 BGB. und 8 777 ZPO. OLG. München. 438 


Gegenſtand des Anfechtungsanſpruchs bei Guts⸗ 
übergabe an Eheleute, die in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft leben. RG. 


7. Zwangszͤverſteigerung. 


Zu Art. 6 UeG., S 57 Z3wVG., $ 573 BGB. 
Wirkung der Pfändung von Mietzins⸗ 
forderungen gegenüber dem Anſteigerer in der 
Zwangsverſteigerung. Kann der Anſteigerer 
die Wirkung der Pfändung dadurch beſeitigen, 
daß er mit den Mietern nach dem Zuſchlag 


neue Mietverträge ſchließt? OLG. München 22 


8. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


unzuſtändigen 

Richter in Angelegenheiten der freiw. Gerichts⸗ 

barkeit getroffenen Verfügungen Ban 15 11905 i 
57 


Wird die Erteilung des Erbſcheins en einen 
Streit über das Erbrecht oder die Größe des 
Erbteils gehindert? Unzuläſſigkeit der weiteren 
Beſchwerde, die auf einen Grund geſtützt wird, 
der vor dem Beſchwerdegerichte nicht geltend 
gemacht wurde. Obe. 


Uebernahme der e durch ein anderes 
Gericht. (FGG. 8 Obe G. 331 


Vorausſetzung des 1 daß ein anderes Ge⸗ 
richt als das zuſtändige eine Vormundſchaft 
zu übernehmen habe (FGG. 8 46). Ob“ G. 260 


Zu 8 57 Abi. 1 Nr. 9 F., Beſchwerde über die 
Auswahl des Vormunds. RG. 15 


Beſchwerderecht des Armenpflegſchaftsrats gegen 
eine Verfügung des Vormundſchaftsgerichts, 
welche die Fürſorge für die Perſon eines unter 
elterlicher Gewalt ſtehenden Armen betrifft. 
(Geſ. über die öffentliche Armen- und Kranken— 
pflege Art. 10, 11, , 31 Abſ. 3, FGG. S 57 
Abſ. 1 Nr. 9). Obe G. 

Verfahren bei Leiſtung des Offenbarungseides 
außerhalb eines Rechtsſtreites. Erſtattbarkeit 
der einem Beteiligten erwachſenen Koſten. 


417 


67 


G. 88 79, 163; AG. z. BGB. Art. 131, 
133). a Obs. 133 


Befugnis zur Einſicht der Fideikommißakten. 
OLG. Augsburg 71 
In wangserziehungsſachen hat ſich die Ent⸗ 
a eidung im Koſtenpunkt auf Art. 12 Ab}. 3 
des ne nicht auf Art. 131 
Abſ. 2 AG. 3. BGB. zu ſtützen. Ob G. 331 
Notwendiger Inhalt der Sterbeurkunden: Wirk⸗ 
ſamkeit der Ausfü N zum Per⸗ 
ſonenſtandsgeſetz (8 59 Ziff: 2, § 83): Ob“ G. 456 
Inhalt des Vermerks im Geburtsregiſter, wenn 
ein W Kind vom Vater anerkannt 
oder durch deſſen Ehe mit der Mutter 
legitimiert wurde. Gehört zur vollſtändigen 
Bezeichnung der Perſon des Vaters auch die 
ß 
ſtandsgeſetz 88 20, 26). be G. 67 


9. Grundbuchweſen. 


Umfang der fene ee des Hypothekenamts. 
Erforſchung eines ausländiſchen Güterrechts. 
Eheliches Güterrecht in Ohio. ObLG. 497 


Belaſtung von Teilen eines Grundſtücks. Vor⸗ 
läufige Einſchreibung im Hypothekenbuche. 
Bedeutung der Buchſtaben neben einer Plan⸗ 
nummer. N § 106; 8379 Abi. 2 der DA. 
f. GBMe. r. d. Rh.; 5 B. v. 24. Oft, 0 


GBO. u 76, 71 Abi. 2. DA. f. d. Orale 


351 


8 61 Abſ. II. Obs G. 150 


Kirchentrachten dürfen nur, wenn ihre Eigenſchaft 
als Reallaſt feſtſteht, im Hypotheken⸗ oder 
Grundbuche eingetragen werden und ſind 
andernfalls im Grundbuche von Amts wegen 
zu löſchen (GBO. 8 54). Obs G. 195 


Muß der befreite a bei einer Verfügung 
über eine Hypothek dem Grundbuchamte die 
Zuſtimmung des Nacherben nachweiſen? RG. 169 


Notwendigkeit vorgängiger nt e des Be⸗ 
rechtigten in das Grundbuch, wenn er das 
Recht, von dem die einzutragende Rechts⸗ 
änderung betroffen wird, ohne Eintragung er⸗ 
worben hatte. Anwendung auf den Fall einer 
Verfügung der in allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft lebenden Ehegatten in Anſehung eines 
Grundstücke, das auf den Namen des Mannes 
als Eigentümers eingetragen iſt (GBO. 88 40, 


41; BGB. 8 1445). Obs G. 110 


Nicht die Konkursmaſſe einer eingetragenen Ge— 
noſſenſchaft, aber die Genoſſenſchaft ſelbſt kann 
im Grundbuch als Eigentümerin eines vom 
Konkursverwalter für die Maſſe im Wege des 
Raute e Grundſtücks eingetragen 
werden. el gung der Auflaſſungserklärung 
(BGB. 1 7 § 101; KO. SS 1, 6, 113, 
117, 134, 207, 208). Obs G. 


Vorausſetzungen und Verfahren für die Anlegung 
eines Grundbuchblatts für ein bisher buchungs⸗ 
freies Grundſtück auf Grund behaupteter 
außerordentlicher Erſitzung des N 
Unzuläſſigkeit einer Vormerkung. (DA. 

GBBAe. Ss 510, 514). Obs 330 


Befugnis des Konkursverwalters, die Löſchung des 
Konkursvermerks im Hypotheken⸗ oder Grund- 
buche i (HypG. 5 85; eo 


9 113, 114; AG. z. ZPO. und KO. a. F. 
rt. 33). Sb h. 196 
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Gebührenpflicht bei 


Begriff der 


| Vorausſetzungen des Art. 183 Geb. 
Nachweis der Entri tung der Beſitveränderungs⸗ 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. XV 


10. Gerichtskoſten. Gebühren. 


| Sa Denn bar let des §8 101 GKG. auf 8 794 II 
3PO. fü 


r den Fall eines Anerkenntnisurteils. 
OLG. München 373 


Behandlung der Transportkoſten bei der ge 
erziehung. 


In Gebührenſachen muß die Veſchworpeſchriß, 
durch die ein Rechtsanwalt weitere Beſchwerde 
einlegt, von dieſem eigenhändig e 
werden. (GebG. Art. 46.) 


Zu Art. 111 Gebch. Die Gebühr des Art. 111 
ann nicht in Anſatz kommen, wenn nach dem 
maßgebenden Rechte eine Eröffnung eines 
Teſtaments nicht erfolgen kann. LG. München I 91 


Uebertragung des ganzen 
Vermögens einer Geſellſchaft auf eine andere, 
wenn zu dem übertragenen Vermögen Grund⸗ 
ſtücke gehören. Iſt auch in dieſem Falle die 
Umſchreibung des i im Hypotheken⸗ 
buche vom Nachweis der Entrichtun einer 
beſonderen Beſitzveränderungsgebühr bb 
(GebG. ä. F. Art. 113, 213, 261). b G. 240 


Nach Art. 116 GebG. in der Faſſang der Novelle 


vom 20. Auguſt 1906 ſind die Eintragungen in 
die erſte Abteilung des Grundbuchs In der 
Pfalz gebührenfrei. Ob“ G. 475 


ausdrücklichen Willenserklärung. 
Können für die Entſcheidung darüber, ob für 
die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts eine 
Gebühr an die Staatskaſſe aa wird, 
auch Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
zur Anwendung kommen? (Gemeines Recht 
und BGB.; Geb Art. 176 Abi. 2). Ob“ G. 197 


ObLG. 436 


gebühr für die Eintra 
im Grundbuch au 
Art. 249, 252, 253, 289). 


Unzuläſſigkeit des Anſatzes einer age eh 
der Wertgebühr für die notarie Be⸗ 
urkundung eines Auseinanderſetzungsvertrags 
(Not Geb. Art. 5, 7, 19, 22, 50). OLG. 280 


Berechnung des 519 5 zweifelhafter ee 
nach Art. 24 NotG. 260 


agung des Eigentümers 
rund Urteils re 
b G. 299 


Einrede der eee gegenüber dem = 


eines Notars auf geiktegung, den ſeiner Gebühren 
und Auslagen (AG. z. B Art. 124 — 127; 
NotG. von 1899 Art. 49, 50). Ob LG. 353 


Kann die Gebühr des §S 24 RAG. neben der 


Prozeßgebühr verlangt werden? 
OLG. Nürnberg 135 


Kann die Gebühr des $ 24 RAGebd. neben der 


Prozeßgebühr verlangt werben ? 
OLG. München 332 


Erſtattung von Gebühren der Rechtsanwälte in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Feſtſetzung des Wertes des Gegenſtandes der 
Angelegenheit zum Zwecke der Beſtimmung 
der Höhe der Gebühren? (AG. z. BGB. 
Art. 133; GeboO. f. RA. vom 26. März 1902). 

ObèLę G. 176 

Bayer. Gebührenordnung für Rechtsanwälte in 
Angelegenheiten der Rechtspflege Art. 15 > 215 35 
Art. 27 Abſ. 1. be G. 239 

Gebühren ärztlicher eee 155 Akten⸗ 
ſtudium. G. München 1 153 
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11. Strafrecht. 


A. Neichsrecht. 
a) Strafgeſetz buch. 


Vorausſetzung der Einziehung nach $ 40 StGB. 

Ci entumsübergang bei einem ner 8 134 
B. fallenden Geſchäfte. RG. 238 
Verjährung der Strafverfolgung. RG. 456 

Idealkonkurrenz. Fortgeſetzte Handlung. (S 73 
StGB). RG. 329 
Das die ſchwerſte Strafe androhende Geſetz. RG. 416 
Geſamtſtrafe. (8 74 Abſ. 3 StGB.). RG. 132 


Anwendung des § 79 StGB. in einem Falle der 
Wiederaufnahme des Verfahrens. Obs G. 240 


Rüge der Verletzung des 8 79 StGB. RG. 131 
Verleitung zum Falſcheide (3 160 StGB.). RG. 85 


Welche Bedeutung hat es für den Tatbeſtand der 
falſchen Anſchuldigung aus § 164 StGB., 
wenn zur Verfolgung der angezeigten Tat ein 
e erforderlich, dieſer aber nd! 
geſtellt iſt? RG. 259 


Kollektivdelikt — fortgeſetztes Delikt. (8 181 eic 


Beleidigung durch Poſtkarten, die vom Geſchäfts⸗ 
erſonale nach der ein für allemal getroffenen 
nordnung des angeklagten Geſchäftsherrn 

überſandt worden find ($ 185 StGB.). RG. 132 


Beleidigung durch Erſtattung einer Anzeige. 
1 berechtigter Intereſſen 68 186, 
193 StGB.). RG. 


Wahrnehmung. N Intereſſen. Tele 
der Frage in der Perſon des Täters, nicht des 
Anſtifters (83 193, 48 StGB.). RG. 19 


a der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen. 
(5 193 StGB.). Obe 0. > 
Zum StG de der fahrläſſigen Verſchuldung G 222 
Nh. 131 


Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Fahrläſſigkeit 
und Tod. (8222 StGB.). RG. 195 


Iſt der „Beruf“ der Hausfrau ein Beruf im 
Sinne der $3 222, 232 StGB.? RG. 6 


Künſtliche Gliedmaßen kännen „gefährliche Werk⸗ 
zeuge“ im Sinne des 8 23a StGB. en 
R 


Idealkonkurrenz zwiſchen Ausſetzung und fahr— 


Hehlerei bei Ankauf der 981008 fen Sache 1 88 


einen Vertreter (8 259 
Hehlerei: Begriff des „An ſich bringen“ (8 259 
| StGB.). R 


Hehlerei der Ehefrau. 


RG. 149 
RG. 148 


Kann derjenige wegen Hehlerei durch Anſich⸗ 
bringen und Verheimlichen geſtraft werden, 
der von der Verwendung geſtohlener Sachen 
erſt nach deren Einfügung in das von ihm 
herzuſtellende, einem Dritten an Gebäude 
Kenntnis erhält? (5 259 StGB.). RG. 238 


en in das rechtlich geibübte Vermögen. 

Veranlaſſung zu einem Aufwande durch das 
Verſprechen einer rechtlich unmöglichen Gegen⸗ 
leiſtung (SS 263, 43 StGB.). RG. 


Wann iſt die Unterzeichnung eines Vertrages mit 
falſchem Namen Urkundenfälſchung? un 267 
StGB). RG. 109 


Betrug bei Eingehung eines Vertrags. 6 263 
StGB.). R 


G. 149 


Unter welchen Umſtänden kann in der betrüglichen 
Entziehung der bei einer Forderun eee 
Sicherung eine Vermögensbeſchädigung 
Sinne des 8 263 StGB. gefunden . 


Betrug durch Fälſchung 
(3 263 StGB.). 


Betrug. Freiwilliger Rücktritt vom Verſuche 
(SS 263, 43, 46 Nr. 1 StGB.). RG. 455 


Zum Begriffe 55 i 255 
aus F 263 StGB., 55 252, 325, 272 
BGB.). Ob LG. 197 


eines U 


um Begriffe der Urkundenfälſchung, des Betrugs 
| 3 g g RG. 278 


und der Unterſchlagung. 


Nachteil im Sinne des § 266 Abi. 1 Nr. 2 So 
Urkundenunterdrückung. Nachteil im S. des 8 274 
Nr. 1 StGB. RG. 19 


läſſiger Tötung. RG. 473 


Kann einem Wilderer das von ihm erbeutete Wild 
geſtohlen werden? 


Diebſtahl oder Unterſchlagung? 
StGB.). 


Unterſchlagung ($ 246 StGB.. 
des nach außen als Geſchäftsinhaber auf⸗ 
tretenden Bevollmächtigten. Constitutum 
possessorium. RG. 258 

Uno ang an hinterlegten Geldern (S 246 
StGB). 


Unterſchlagung. Aufrechnung. „Zivilvechtlicher d Frr⸗ 
tum. (SS 246, 59 St., S 387 BGB.. NG. 19 


Einfluß der Ueberzeugung De Angeklagten von 
der Rechtswidrigkeit der auf Grund eines er— 
ſchlichenen Vollſtreckungstitels vorgenommenen 
Pfändung auf die Frage, ob verſuchte Er⸗ 
preſſung vorliegt (SS 253, 43 StB). RG. 329 


Gewaltanwendung und F bei 
Erpreſſung (S 253 StG RG. 278 


(SS 242, 246 
RG. 110 


Eigentumserwerb 


RG. 213 


RG. 416 


Erſtrebung eines Vermögensvorteils durch Ab⸗ 
wendung einer Geldſtrafe. ($ 283 StGB.). 
RG. 238 


Urkundenfälſchung. Gebrauch eines falſchen Namens 
mit Zuſtimmung des Namensträgers. Wirkung 
einer ſolchen Vereinbarung im Verhältniſſe zu 
Ss 164 BGB. RG. 416 


Schwere Urkundenfälſchung. RG. 455 
Teilweiſe Zerſtörung eines Gebäudes. (8 305 
StGB.). NG. 214 


Tragen verbotener Uniform, Amtskleidung, Amts⸗ 
zeichen uſw. (Wach- und eee 
§ 360 Nr. 8 StGB. Ob LG. 281 


b) Nebengeſetze. 


Preßgeſetz. Vorzeitige Verüffentlichung einer An- 
klageſchrift. Kann der Einſender Täter ſein? 
RG. 496 
„Wiſſentliches“ Handeln im Sinne des S 12 N. 1 
NM. RG. 279 
Branntwein als Nahrungsmittel. RG. 297 
Ne bis in idem: „Mitlaufen“ als Drohung oder 
Ehrverletzung im Sinne des 8 153 GewO 


irrtümliche Belehrung durch einen Beamten: 
Freiſprechung wegen eines Reates bei Ideal— 
konkurrenz, Rechtskraft. Obs G. 260 


Strafrechtliche Haftung der Rechnungs⸗ und 
Kaſſenfuhrer und der Mitglieder der Organe 


der ö nach 8 42 0 
und 8 93 JV 


Geſetzwidriges K Es bon Gee e 


einer Hilfskaſſe im Sinne des S 34 des Hilfs⸗ 
7. April 1876 
kaſſegeſetzes vom 1. Juni 1855 


Zu Nr. 56 der Ausführungsbeſtimmungen zum 
‚ NStemp®. RG. 
DB. Landesrecht. 


Iſt in Bayern ein mit Schulzimmerarreſt be⸗ 
ſtrafter Schüler Gefangener im Sinne des 
Ss 120 StGB.? Verhängung des e in 
der Pfalz. bL G. 393 


Eine ortspolizeiliche aa 1 115 An⸗ 
grenzer eines öffentlichen Feldweges gezwungen 
werden ſollen, mit Zäunen und Mauern ihrer 
Gartengrundſtücke auf eine beſtimmte Ent⸗ 
fernung zurückzurücken, damit für das Aus⸗ 
weichen von Fuhrwerken auf dem Feldwege 
enügend Platz geſchaffen wird, iſt ungültig. 
ian nach pfälziſchem ie 
Koſten der Verteidigung. 


In der Pfalz bedarf derjenige, welcher 1 
ein Karuſſel aufſtellt und dafür Eintrittsgeld 
erhebt, der Erlaubnis der Ortspolizeibehörde, 
auch wenn er den Karuſſelbetrieb an ſeinem 
Wohnſitze als ſtehendes Gewerbe und auf ge= 
mietetem Privatgrundſtück ausübt, falls jeder- 
mann das Privatgrundſtück betreten und das 
Karuſſel gegen Bezahlung zum Fahren benützen 
darf. Oeffentlicher Platz im Sinne des 8 33 b 
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GewO. Obe. 68 
Verpflichtung des Alteſſenhändlers zur Führung 
des in Ziff. 1 der Bek. des StM. 6s 


Abt. f. Landwirtſchaft, Gewerbe und Handel 
vom 16. Februar 1878, betr. das Geſchäft der 
Trödler, angeordneten Geſchäftsbuches. Ver⸗ 
ſchulden? Ob 


Zu Art. 143 Ziff. 2 des PStGB. Zulaſſigkeit 
landesrechtlicher Vorſchriften über die Aus⸗ 
übung des Gewerbebetriebs. Obs G. 133 


Befugnis zur Jagdausübung durch den Grund⸗ 
eigentümer eines umzäunten Grundſtückes nach 
dem in der Pfalz geltenden Rechte. Kann in 
dem „Anlocken“ des auf fremdem Jagdgebiete 
befindlichen Wildes eine unerlaubte Jagdaus— 
übung erblickt werden? 


Jagdausübung durch den Grundeigentümer eines 
umzäunten Grundſtückes nach dem in der Pfalz 
geltenden Rechte. 


Iſt das Aufſuchen von abgeworfenen Geweih— 
ſtangen in Bayern ſtrafbar? Bildet das ſog. 
Dirſchenſprengen ein Jagdvergehen nach & 0 292 


StGB.? 
12. Strafprozeß. 


Geldmangel iſt kein unanwendbarer an im 
Sinne des 844 StpO be G. 112 


Be an der EN Gegenſtand der e bil⸗ 
enden Tat und der Teilnahme daran 6 56 
Nr. 3 Stab O.). RG. 435 


Kann der Verteidiger beanſpruchen, in der Hanpt— 
verhandlung jederzeit zum Worte zugelaſſen zu 
werden? RG. 85 


Ablehnung eines Antrags auf Vernehmung eines 
Sachverſtändigen im a Ver⸗ 
fahren (A8 34, 243 SET RG. 258 


Ablehnung der zum Zwecke = Verzögerung der 
Sache geſtellten Beweisanträge. (8213 St DO.). 
RG. 148 


Obèe G. 88 


1. Syſſematiſches ches Verzeichnis. 


85 Ablehnun 


RG. 259 


132 


eines Beweisantrags (8 243 Se 
Gegenſtand des Zeugenbeweiſes. 
Iſt es zuläſſig, den Antrag auf . Fo 
Ss zum Zwecke der Ladung eines 
Zeugen mit der Begründung abzulehnen, daß der 
Zeuge nicht aufgefunden werden könne? RG. 213 
Unzuläſſige Ablehnung eines Beweisantrags (8 243 
StPO.). RG. 328 


Kommt die Vornahme von Beweiserhebungen und 


G. 112 


| Aufklärungspflicht des Vorſitzenden. 


Ermittelungen, die auf Grund eines in einer 
Hauptverhandlung erlaſſenen Gerichtsbeſchluſſes 
Sr einen beauftragten Richter geſchieht, der 
Führung einer Vorunterſuchung im Sinne des 
§ 23 Abſ. 2 StPO. gleich? RG. 


1. Darf der Vorſitzende den Angeklagten zur Ans 

gabe der Wahrheit ermahnen? (SS 136, 242 

StPO.). 2. Körperliche Mitwirkung des An⸗ 
geklagten zur Beweisaufnahme? (5 86 918 .). 155 


Unzuläſſige 
Vorwegnahme des Beweisergebniſſes. Beur- 
kundung des Beweisantrags. Es 243, 273 
St] O.). RG. 1 


213 


Nachträgliche Berichtigung des Protokolls. RG. 456 


Beſchränkung des Strafantrages auf einen einzigen 
Punkt eines Zeitungsartikels. Widerſpruch 
zwiſchen dem Sitzungsprotokoll und den Ent⸗ 
ed üben Ob“ G. 373 


Iſt es zuläſſig, im Urteil die „Beſeitigung“ von 
Ueberführungsſtücken anzuordnen? RG. 
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Eigentum an Grenzmauern 483 
— Beeinträchtigung 496 


Eigentümer, Zuſtimmung zur Hypotheklöſchung 61 


Eigentümergrundſchuld, Abtretung 367, 414 
— Pfändung 189, 274 
Einbruchsdiebſtahl, Tatbeſtand 397 
Eingebrachtes Gut, Vollſtreckung in 12, 90, 106 


— ſ. a. Ehemann. 
Einkindſchaftung nach Würzburger Recht 128, 


— güterrechtl. Folgen 215 
Einlöſung des Schecks 360 
Einſchreibgebühren beim Grundbuchamt 61 
Einſender, Strafbarkeit bei Preßvergehen 496 


Einſpruch gegen die Schöffenliſten 6 
— gegen Verſäumnisurteile 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung 


Erbeinſetzung auf den Pflichtteil 64 


Erbengemeinſchaft des franz. Rechts 154 
Erbſchaft, Ausſchlagung 186, 232 
— Gerichtsſtand der E. 299 


Erbſchaftsſteueramt, Mitteilung von Todes⸗ 
e 1 


fällen 80 
Erbſchein bei Verluſt der Teſtamentsurkunde 347 
— bei Streit über das Erbrecht 417 
Erbteilung nach Würzburger Recht 128 
Erbvertrag, Aufhebung 389 
Erfinderrecht, Schutz 316 
Erfüllungsort, Begriff 177, 478 
Erinnerungen gegen Gebührenanſatz 247 
Eröffnungsbeſchluß, Faſſung 41 
Erpreſſung, Tatbeſtand 278, 329 


Errungenſchaftsgemeinſchaft, Vollſtreckung 
hierbei | 228 
Erſitzung, Vorausſetzungen 330 
Erſteher, Verträge mit den Mietern 22, 161. 183, 377 
Erſuchungsſchreiben, Erledigung im Aus⸗ 
land ö 263 


Erwägungsſtil 41 

Erziehungsrecht der unehelichen Mutter 8, 117, 353 

exceptio doli 347 

Extraktſtoffe 72 
F. 


ahrläſſigkeit, Abgrenzung vom Vorſatz 
N il a 159, 265, 289, 320 


Fahrnisgemeinſchaft, Vollſtreckung hierbei 228 
Falſcheid, Tatbeſtand 221 
— Verleitung zum 85 
Fälſchung von Urkunden, Tatbeſtand 399 
— von Unterſchriſten 109, 416 
— eines Wechſelakzepts 66 


— von Wein 72 
falsa demonstratio beim Kauf 
Feiertag, Begriff 
Feiertagsſchüler, Teilnahme an Muſikgeſell⸗ 


ſchaften 226 
Feldwege, ortspolizeiliche Vorſchriften 217 
Feſtſtellungsklage, Vorausſetzungen 216, 472 


— zur Beſeitigung des Vollſtreckungstitels 3 
Feuerlöſchordnung 


Feuerwerk, poliz. Erlaubnis 226 
Fideikommißakten, Einſicht 71 
Fideikommißgericht, Offizialtätigkeit 111 
Filialkirchen, Rechtsfähigkeit 232 


Finanzbehörde, Anſpruch auf Sicherungs— 
hypothek 51, 142, 209 


XXII 

Finderlohn 453 
Firma des Einzelkaufmanns 474 
— unzuläſſige Zuſätze 215 


Fis kus, Vertretung 52, 124, 408 
— Haftung f. Beamte 
— Haftung für Kanalunfälle 


— Anſpruch auf Sicherungshypothek 


— Regreßanſprüche gegen Beamte 366, 419 
Fleiſchpreiſe, Anzeige 133 
Form des Grundſtückskaufs 178, 256, 349 
— des Leibrentenverſprechens 349 
— der Abtretung einer Eigentümerhypothek 367 
— des eigenh. Teſtaments 211 
— des Dorfteſtaments 192 
— der Verfügungen des Nacherben 390 
— der Erbſchaftsausſchlagungen 186, 232 
Forſtpolizeirecht in der Pfalz 181 
Forſtrechte, Aenderung des Beſtands 205 


Fortgeſetztes Verbrechen, Begriff 159. 238, 
Frachtvertrag, Klagen 
Frageſtellung beim Schwurgericht 
Fränkiſches Landrecht 


417, 435 


Frankreich, Staatsvertrag über Urheberrecht 356 
Freigabe von Beſtandteilen in der Zwangs⸗ 
verſteigerung 283 
— von Zubehör in der Zwangsverſteigerung 201 
— aus der Konkursmaſſe 196 
Friſt bei vorzeitiger Kündigung von Mietverträgen 407 
— für Klagen aus Verſicherungsverträgen 113 
— beim Urheberſchutz 121 
— für Anmeldung von Wildſchadensanſprüchen 107 
— für Einſpruch gegen Verſäumnisurteile 425 
Fuhrwerksbeſitzer, Haftung für Unfälle der 
Fahrgäſte 295 
Fund ſache, Begriff 453 
Fuſion von Aktiengeſellſchaften 21 
Futtermittel, Entwendung 224 
G. 
Garantievertrag 18, 30 
Gasuhr als Zubehör 23 


Gebäude, Beſchädigung durch Ablöſung von Teilen 


109, 237 
— Zerſtörung 214 
Gebrauchsmuſter, Löſchung 242 
Gebrechliche, Pflegſchaft 151, 171 


Gebühren der Rechtsanwälte 135, 176, 239, 332 


— der Aerzte 153, 342, 361 
— für Grundbucheintragungen 475 
— für Hypothekbeſtellung 14 
— für Hypothekenbriefe 62 
— für Teſtamentseröffnung 90 
— für Hinterlegungen 180 
— für Beurkundung von Auseinanderſetzungen 280 
— für Beglaubigung vun Unterſchriften 132 
— für vollſtreckbare Ausſertigung von Notariats— 
urkunden 190 
— für Teſtamentsabſchriften 208 


für Beſtellung des Vertreters eines Rechtsanwalts 136 


— Schuld auf Grund Anerkenntniſſes 197 
— Verjährung 353 
— ſ. a. Beſitzveränderungsgebühr, Einſchreibgebühr. 

Gebührenſachen, weitere Beſchwerde 476 
Geburtsregiſter, Vermerk über Vaterſchaft 67 
Gefahr, Uebergang beim Kauf 17 
— beim Arbeitsvertrag 140 
Gefälle, Hinterziehung 384 


-— ſ. a. Sicherungshypothek. 


Gefangene, Begriff 393, 441 


— Verdienſtanteile 10, 402 
— Entlaſſung 4033 
Gefangenenanſtalt ſ. Strafanftalt. 

Gefangenenarbeit 10 
Gefängniskommiſſion, Zuſtändigkeit 10 


189 


194, 379 
354 
51, 142, 209 


329 
409, 447, 463 


Gefängniſſe ſ. Gerichtsgefängniſſe. 


Gefängnisſtatiſtik 336, 337 
Gefängniswärter, Verdienſtanteil 11 
Gegenſeitigkeit, Begriff 165 


Gegenvormund, Genehmigung von Löſchungs⸗ 
ewilligungen 371 


Gehaltsanſpruch, Rechtsweg 409 
Gehaltsregulativ der Gendarmerie 28 
Geiſteskranke, Verwahrung 461 
— Vermerke im Strafregiſter 465 
Geiſtliche, Kündigungsrecht 127, 381, 403 
Geiſtliche Ratsordnung von 1779 78 
Geld, Anweiſung auf 73 
Geldſtrafen, Vollſtreckung 301 
— Umwandlung 489 
— Statiſtik 337 
Gemeinde, Prozeßfähigkeit 90 
— Haftung für Beſeitigung des Glatteiſes 193 
Gemeindebürgerrecht ſ. Bürgerrecht. 
Gemeingebrauch, Beeinträchtigung 314 
— an Bächen 496 
Gemeinſchaftlichkeit bei Körperverletzung, 
Begriff 224 


Gemeinſchuldner, Wirkung der Verträge gegen 
den Konkursverwalter 388 


Gendarmerie, Dienſtverhältniſſe 28 
— Uebernachtungsgebühr 52 
Genehmigung von Rechtsgeſchäften 81 
— von Löſchungsbewilligungen 371 
— der Erbſchaftsausſchlagung 187 
Genoſſenſchaft, Vertretungsmacht des Vorſtands 149 
— Eintragung ins Grundbuch 298 
— Ausſcheiden von Genoſſen 331 
Genußmittel, Begriff 297 
— Entwendung 400 
Gerichtsgefängniſſe, Arbeitsvertrag 10 
— Haftung des Staats für Unfälle 236 
ſ. a. Gefängnisſtatiſtik. 
Gerichtsherr, Zuſtändigkeit 195 
Gerichtskoſten, Reformvorſchläge 444, 470 
Gerichtsſchreiber, Koſtenfeſtſetzung 422 
— Erteilung des Vollſtreckungsbefehls 442 
Gerichtsſtand der Erbſchaft 298 
— des Erfüllungsorts 177, 478 
— für die Eheſcheidungsklage 478 
— des Fiskus 409 
Gerichtsvorſtand, Gewahrſam an Akten 40 
Geruch, Zuführung 496 
Geſamthypothek in der Zwangsverſteigerung 125 
Geſamtſchuld von Ehegatten 228 
Geſamtſtrafe 131, 132, 157, 160 
Geſandtſchaften, Verkehr mit 264 
Geſchäftsanteile einer Geſ. m. b. H., Ver⸗ 
äußerung 369 
Geſchäftsbücher der Pfandleiher 37 
— der Trödler 112 
Geſchlechts verkehr unter Brautleuten 178, 258 
Geſellſchaft zur Erwerbung von Grundſtücken 47 
— Haftung der Geſellſchafter 390 
— Anfechtung des Vertrags 495 
— Rechtsverhältniſſe vor der Entſtehung 499 
Geſellſchafts-Firma, Kolliſion mit Einzelfirma 474 
Gewährfriſt beim Kauf 30 
Gewährleiſtung für Freiheit von Hypotheken 47 
Gewahrſam, Begriff 39, 110, 224, 398 
— an Akten 40 
Gewäſſer, Reinhaltung 95 
— Benutzungsrechte 496 
Geweihſtangen, Aneignung 237 
Gewerbeaufſichtsdienſt 136 
Gewerbegerichte, Statiſtik 244 
Gewerbepolizei 36, 58, 68, 72, 133, 225 
Giebelmauern, Rechtsverhältniſſe 334, 483 
Giroüberweiſung bei Hypotheken 324 
— an Notariate 380 
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Glatteis, mangelhafte Beſeitigung 193 


Glaubensbekenntnis, Wahl bei unehel. Kindern 


1 


— Vermerk im Perſonenſtandsregiſter 


Glieder, künſtliche, als Werkzeug 213 
Goldſachen, Pfandverkauf 59 
Grenzen, Ermittelung 5 


Grenzmauerrecht 
Grenzzahlen bei Weinprüfung 
Grund buch, Eintragung bei Fuſion von Aktien⸗ 
geſellſchaften 21 
— Eintragung einer Konkursmaſſe 
— Eintragung von Kirchtrachten 
— Eintragung von Rechten an Pfarr- und Schul⸗ 
häuſern 490 
— Eintragung von Forſtrechten 


— Anlegung eines neuen Blatts 330 
— Berichtigung in Enteignungsſachen 476 
— Löſchung des Konkursvermerks 196 
— Einſicht durch den Staatsanwalt 432 
— Gebühr für Eintragungen 475 
— ſ. a. Löſchung. 

Grundbuchamt, Zwiſchenverfügung 150 
— Aushändigung des Hypothekenbriefs 238, 414 
— Beſchwerde gegen Verfügungen 457 


Grundbuchverkehr, Entwickelung in Bayern 52, 61 
— Statiſtik 440 


Grunddienſtbarkeit, Form der Beſtellung 87 
— an Wäldern 205 
— bei Anbau 484 
— Uebergangsrecht 470 
Grundeigentümer, Jagdausübung 25 


Grundſtücksteile, Belaſtung | 
Grundſtückswert, Beweislaſt beim Anſpruch auf 


Sicherungshypothek 51, 142, 209 
Güter gemeinſchaft bei nichtiger Ehe 214 
— fortgeſetzte 215 
— Verzicht auf Anteile 259 
Guter Glaube, Begriff 241 
Güterrecht, eheliches, Ueberleitung 13, 128 
— Eintragung im Hypothekenbuch 214 
— Ermittelung durch das Hypot“ekenamt 497 


— Einfluß auf Schadenserſatzanſprüche bei Unfällen 44 
— ſ. a. eingebrachtes Gut. 
Gutsübergabe, Anfechtung 194 


H. 


Haager Abkommen 
Haft bei Uebertretungen 
Haftbefehl, Aufrechterhaltung im Urteil 285, 365, 461 
— im Offen barungseidsverfahren 438 
Haftpflicht⸗Entſchädigung, Anrechnung von 
Penſionen 44 


163, 200, 254, 304 
489 


Handdienſte zu Kirchenbauten 79, 123 
Handels bürgſchaft, Nebenabreden 178 
Handelsgeſchäft, Vollmacht 297 
Handelsgeſellſchaft, Begriff 20 
— Firma 474 
— Haftung für Geſellſchafter 328 
Handelsregiſter, Anmeldung 111, 371 
Handlungsgehilfe, Begriff 302 
Hauptverhandlung im Zivilprozeß, Vorbe— 
reitung 424. 468 
— Vortrag der Partei 65 
Hausarbeit in den Gefängniſſen 10 
Hausordnung für die Strafanſtalten 401 
Hehlerei, Begriff 148, 149, 238, 258, 398 
Herausforderung, Strafbarkeit 223 


Hilfsbedienſtete in Gefängniſſen, Verdienftan- 
teile 5 11 


Hilfskaſſe für Rechtsanwälte 428, 449 
— Vergehen der Vorſtandsmitglieder 258 
Hinterbliebene, Anſprüche bei Unfällen 44 
Hinterlegung durch den Notar 380 


| 


| 


XXIII 
Hinterlegung, Gebühren 180 
— Herausgabeweiſungen 14 
—- Zurücknahme hinterl. Sachen 151 
Hirſchenſprengen als Jagdvergehen 237 


Höchſtbetragshypotheken des älteren Rechts 86 
— Umwandlung in ſelbſtändige Hypotheken 370 
Hoftheater, Vaupflicht 87 
Höhere Gewalt, Begriff 193 
Holzberechtigungen ſ. Forſtrechte. 
Holzzerkleinerung in den Gerichtsgefängniſſen 11 
8 


Hypotheken, Haftung des Zubehörs 2 

— Haftung für Einbringlichkeit 148 
— Schuldübernahme bei 23 
— Ablöſung 13 
— Erneuerung 86 
— Löſchung 417, 61, 371, 414 
— Löſchung im Enteignungs verfahren 47 
— Verfügungen des Vorerben 169 
— Abrechnungs verkehr 323, 379 
— f. a. Höchſtbetragshypotheken. 

Hypothekenamt, Offizialtätigkeit 497 


Hypothekenbanken, Scheckverkehr mit Notaren 379 
Hypothenkenbrief, Uebergabe 


62, 235, 274, 367, 414 
— Vollſtreckbarkeit 218 


Hypothekenbuch, Eintragung des Güterrechts 214 
— Eintragung eines Rückkaufsrechts 20 


— Eintragung von Forſtrechten 205 
— vorläufige Einſchreibung 351 
Hypothekentitel, Wirkung gegen Dritte 48 
— bei Erneuerung vorgehender Hypotheken 86 
Hypothekenurkunden als Vollſtreckungstitel 

12, 90, 106 
Hypothekzinſen, Abtretung 212 

J (). 

Idealkonkurrenz, Begriff 160, 329 
— ſchwerſte Strafdrohung 160, 416 
— Einfluß auf die Zuſtändigkeit 275 
Individualrechte 286, 314 
Inſuffizienzbeſchluß 105, 124 


Inte reſſe, berechtigtes 19, 85, 222, 498 
Irrenanſtalten, Einſchaffung Geiſteskranker 


„465 

Irrtum über Eigenſchaften der Perſon 495 

L im Strafrecht 158 
— beim Betrug 290 
— bei Zurücknahme der Reviſion 195 


— ſ. a. Anfechtung. 


J G). 


Jagdausübung durch den Grundeigentümer 25, 88 
Jagdberechtigter, Abſchießen von Hunden 400 
Jugendliche, Pfandleihverträge 58 
— Kriminalität 52, 71, 337 
Ju riſtiſche Perſonen im bayer. Kirchenrecht 

230, 249 
— ſ. a. Rechtsfähigkeit. 


Juſtizſtatiſtik 52, 71, 336, 337, 440 
K. 

Kanäle, Unfälle 354 

Kartellträger, Strafbarkeit 223 

Karuſſel, pol. Erlaubnis zur Aufſtellung 68 


Kaſſenführer der Verſicherungsanſtalt, ſtrafrechtl. 
Haftung 297 


Katalog, Schutz der Abbildungen 18 
Kaufmannsgerichte, Statiſtik 244 
— Zuſtellung der Urteile 262 
Kaufvertrag über Grundſtücke 178, 256, 348 
— unrichtige Beurkundung 50 
— über eine Konkursmaſſe 48 
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XXIV 

Kaufvertrag, Wandelung 17 
— Abnahme i 368 
— Abgrenzung vom Werkvertrag 


— f. a. Viehkauf, Spezifikationskauf. 


Kauſalzuſammenhang bei fahrläſſiger Tötung 195 


— ſ. a. Mitverſchulden. 

Kinder, Anſprüche bei Tötung des Vaters 

— ſ. a. Religiöſe Kindererziehung, Elterliche Gewalt. 
Kindervermögen, Verwaltung durch den Vater 174 


46 


Kirche, Vermögensfähigkeit 230 
Kirchenbau laſt ſ. Kultusbaulaſt. 

Kirchengemeinde, Rechtsfähigkeit 249 
Kirchenſtiftung, Rechtsfähigkeit 231 
— Rechtsverhältniſſe der Grundſtücke 490 
Kirchentrachten, Eintragung im Grundbuch 195 
Kirchen vermögen, Kuratel 78, 104 
Klagänderung, Vorausſetzungen 242 


Klage, Erhebung durch eine nicht bevollmächtigte 


Perſon 51 
Klagefriſt in Verſicherungsverträgen 113 
Klöſter, Rechtsfähigkeit 250 
Kokarde, unbefugter Gebrauch 281 
Kollektivverbrechen, Begriff 238 
Kom munbrauereien, rechtliche Natur 390 
Kommunmauerrecht 334, 483 
Kompagniechef, Gewahrſam an Beſtänden 224 
Ko mplexlaſten 105 
Konfeſſion ſ. Glaubensbekenntnis. 
Kongregationen j. Orden. 

Konkurrenzklauſel 129, 478 
Konkurrenzpflicht bei Kultusbauten 79, 122 
Konkursmaſſe, Verkauf 49 
— Eintragung ins Grundbuch 298 
— Freigabe von Sachen 196 
Konkursvermerk, Löſchung 196 
Konkursverwalter, Erwerb von Grundſtücken 298 
— Aufnahme von Prozefien 219 


— Zuwiderhandlung gegen Verträge des Gemein⸗ 


ſchuldners 386 
Konſuln, Verkehr mit 264 
Konzeſſion von Waſſerbenützungsanlagen 94 
— von Apotheken 152 
Körperteile, rechtsgeſchäftliche Verfügung 315 


Körperverletzung, Begriff 224 


Korporationsrechte, Verleihung 322 
Korreſpondenz der Ehefrau, Ueberwachung 413 
Koſten bei Zurücknahme der Klage 25 
— bei Duldungsklage gegen den Ehemann 228 
— der Reviſion 355 
— der Konkurseröffnung 344 
— der Verteidigung 217 
— der Rechtshilſe 220 
— der Zwangserziehung 331 
— des Offenbarungseidsverfahrens 133 
— der Beſchwerde in Grundbuchſachen 476 
Koſtenfeſtſetzung, Rechtskraft der Entſcheidung 134 
— bei Wegfall des Prozeßbevollmächtigten 94 
— in Verkehrsprozeſſen 427 
— durch den Gerichtsſchreiber 422 
Koſten vorſchuß bei Privatklage 163, 254 
Kraftloserklärung des Schecks 361 
Kreditanweiſung 73 
Kreditbriefe 360 


Kreis amtsblatt, Bekanntmachung von Polizei— 
vorſchriften 1 

Kreisregierung, Zuſtändigkeit in Kultus— 
bauſachen 

Kriminalſtatiſtik 

Kultusbaulaſt, Streitigkeiten über 


124 
52, 71, 337 
78, 104. 122 


| 


172 | 


18 


Kunſtwerke, Begriff 
— Urheberrecht 100, 119, 356 
Kursminderung bei Aktien, Schadenderſatz 296 
L. 
Ladung der Parteien im Zivilprozeß 422 
— von Zeugen 468 
Lagerhalter, Haftung 130 


Landſchaften, Schutz gegen Verunſtaltung 


Landesjuſtizverwaltung, Entſcheidung nn. 
8 


Haftentihädigung g 
Landespolizei, Ueberweiſung 285, 364, 461 
376 


La ſten, öffentliche, Sicherungshypothek für 51, 142, 209 


Lebensſtellung, Kündigung 296 
Lebensunterhalt, Begriff 222 
— f. a. Unterhalt. 

Legaliſation, ſ. Beglaubigung. 
Legalitätsprinzip im Strafprozeß 431 
Legitimation, Vermerk im Geburtsregiſter 67 
Lehrer, Kündigungsrecht 127, 381, 403 
— Ausübung der Schulzucht 441 
Leibrente, Form des Verſprechens 349 
lex commissoria beim Pfandvertrag 59 


Lohnforderungen, Zurückbehaltungsrecht gegen 1 


Kultusminiſterium, Zuſtändigkeit in Bauſachen 125 


Kündigung von Mietverträgen 127, 162, 381, 403 


— des Arbeitsvertrags 


75, 114, 41 


— von Dienſtverträgen 2906 
— des Geſellſchaftsvertrags 47 
Kunſtgewerbe, Begriff 101 


über L. 

— Pfändung 141 
Lokomotivführer, Unfallanſprüche 446 
Löſchung von Hypotheken 47, 61, 371 

— der Eigentümergrundſchuld 414 

— von Forſtrechten 206 

— des Konkursvermerks 196 

— von Gebrauchsmuſtern 242 

— in Regiſterſachen 331 

Loſe, unbefugter Verkauf 208 

Lotterie, unbefugte Veranſtaltung 400 

Lotterievertrag, rechtl. Natur 132 

Ludwigskanal, Unfälle 354 

Luſtbarkeiten, Erlaubnis zur Veranſtaltung 68 

Luxemburg, Strafgeſetze 223 


M. 
Mahnung, Begriff 147 


Mahnverfahren, Abgabe empfangsbedürftiger 


Willenserklärungen im M. 81, 137 
— Reformvorſchläge 443 
Majeſtätsbeleidigung 220 
Mäklerlohn, Vorausſetzungen 135 
— beim Tauſchvertrag 262 
Mängel der Kaufſache 17, 29 

ſ. a. Viehkauf. 
Mariä Himmelfahrt als Feiertag 491 
Maſchine als Beſtandteil 212 
Maſſeanſpruch, Begriff 387 
Medaillenſchwindel 236 
Meineid, Tatbeſtand 221 
Mesnergebäude, Baulaſt 80, 104, 123 


Metzgergewerbe, polizeiliche Anordnungen 
Mietſtreitigkeiten, Zuſtändigkeit des Amts— 

gerichts 24 
Mietverträge, Aenderung durch den Erſteher 

22, 161, 183, 377 

— vorzeitige Kündigung 127. 380, 
Mietzins, Pfändung 22, 161, 183, 377 
Militärperſonen, Kündigungsrecht 127, 380, 
Minderjährige, Zwangserziehung 92, 

ſ. a. Vormund, Vormundſchaftsgericht. 
Mineralbeſtandteile des Weines 
Mißhandlung als Beleidigung 222 
Miterben, Rechtsverhältnis nach franz. Recht 154 


Mittäterſchaft, Begriff 157, 435 
— Frageſtellung bei M. 435 
Mitverſchulden des Geſchädigten 70, 439, 472 
— des Fiskus als Dienſtherrn 419 


Mitverſchulden bei Bahnunfällen 282, 292 
Mo delle, Schutz 66, 101 
Molkereibedienſtete, rechtl. Stellung 302 
Mord, Begriff der Ueberlegung 223 
Motor, Vertrag über Lieferung 369 
Muſikaliſche Werke, Aufführungsrecht 356 
Mu ſitaufführungen, polizeiliche Erlaubnis 226 
Muſter, Schutz 66, 101 
Mutter, eheliche, Folgen der Wiederverheiratung 211 
— uneheliche, Erziehungsrecht 8. 117, 353 
— Beſchwerde gegen Wahl des Vormunds 15 
— Beeidigung durch das Vormundſchaftsgericht 268 
N. 

Nachbildungen. Urheberſchutz 102, 119 
Nacherbe, Einſetzung 325 
— Verfügungen über das Erbrecht 388 
— Zuſtimmung zu Verfügungen des Vorerben 169 
Nacherbfolge, Vorausſetzungen 

Nachfrift beim Kauf 147 


Nachlaßgericht, Entgegennahme von Erklärungen 
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Offenbarungseid, Inhalt des Haftbefehls 438 
— Reformvorſchläge 444 
Oeffentlicher Platz, Begriff 68 
Oeffentlichkeit, Begriff 222 
Offiziersſäbel, unbefugtes Tragen 281 
Ohio, eheliches Güterrecht 497 
Opportunitätsprinzip im Strafprozeß 431 
Orden, Rechtsfähigkeit 250 
| Ordinariat, Rechtsperſonlichteit 231 
Ordnun gsſtrafen in Regiſterſachen 111, 371 
Ortsangabe beim eigenh. Teſtament 211 
Ortſchaftsbilder. Schutz gegen Verunſtaltung 376 


Ortspolizeibehörde, Erlaubnis zum Karuſſel⸗ 
betrieb 68 


— zu Schauſtellungen 225 
— Anzeige von Fleiſchpreiſen 133 
— Vorſchriften über Feldwege 217 


— Anmeldung des Anſpruchs ai Wildſchadenserſatz 107 


186, 232 
— Ermittelungen im Erbſcheinsverſahren 348 
— Beſchwerde gegen Verfügungen 388, 417 
Nachlaßpfleger, Vergütung 493 
Nachlaß verzeichnis 261 
Nahrungsmittel, Begriff 297 
— Entwendung 400 
Namensrecht 121. 287 
— Geſtattung des Gebrauchs des Namens 416, 433 
Namens a i mpel bei Reviſionseinlegung 259 
— Fälſch 399 
Nebena b 5 eden bei der Bürgſchaft 178, 346 
— beim Grundſtückskauf 178, 256 


Nebenintervenient, Zuſtellung an ihn und 
durch ihn 16 

Nebenkautionen ſ. Höchſtbetragshypotheken. 

Neben regiſter zu den Prozeßregiſtern, 
Aenderung 

Nichthauptmängel beim Viehkauf 

Nichtigkeit des Prozeßvergleichs 

Nichtpragmatiſche Beamte, 


220 
29, 145 
339 
Unfallanſprüche 
5, 458 
Niederlande, diplomatiſcher Verkehr 180 
Niederlegung von Muſtern u. dgl. 66 
Nießbrauch der Pfarrpfründe an Kirchenſtiftungs— 
gebäuden 490 
Nießbraucher, Pflicht zur Zahlung von 


Hypothekzinſen 212 
Notar, Tätigkeit in der Zwangsverſteigerung 12⁵ 
— Verſieigerung 90 
— Verkehr mit ausl. Behörden 264 
— Scheckverkehr mit Banken 379 
— Gebühr für Auseinanderſetzung 280 
— Gebühr für Beglaubigung 132 
— für Abſchriften 208 

— Verjährung der Gebühren 353 
N otariatsgehilfen, Haftung des Notars 380 


Notariatsurkunden, Abſchriften für das Grund— 


P. 
Pachtvertrag, Einfluß der Immobiliarvollſtreckung 
161, 183, 377 
Parteifä higkeit einer Domanialkanzlei 302 
Parteivorbringen, Wiedergabe im Tatbeſtand 54 
Patentſachen, Sondergerichtsbarkeit 31 
P auſchalterung der Schreibgebühren 445 
Penſionen, Anrechnung bei Unfallentſchädigungen 44 
9 


Penſionsanſpruch, Rechtsweg 40 
— Berechnung 458 
Perſönlichkeit, Recht der 286, 314 
Pfalz, Bergwerksgeſellſchaften 20 
— Forſtpolizeirecht 181 
— Jagdrecht 25, 88 
— Zwangsenteignung 217 
— Vorſchriften über Schularreſt 393 
— Veranſtaltung von Luſtbarkeiten 68 
— Gebühr für Grundbucheintragungen 475 
— Feiertage 491 
Pfandleihgewerbe 36, 58, 180 
Pfandrecht des Vermieters 24 
— des Pfandleihers 38, 58 
— an Erbſchaftsanteilen 154 
Pfändung von Anſprüchen, Grenzen hierbei 165 
— von Mietzinſen 22, 161, 183, 377 
— von Lohnforderungen 141 
— von Dienſtprämien 63 
— von Sparkaſſebüchern 354 
— des Anſpruchs auf Herausgabe eines Urteils 39 
— eigener Sachen 384 
— von Eigentümergrundſchulden 189, 274, 414 
— des Pflichtteils 352 
— von Geſamtgutsanteilen 259 
— des Urheberrechts 103 
Pfandverkauf 59 
Pfand vermittler 39 
Pfarrhofbauten, Konkurrenzpflicht 79, 123 
Pfarrpfründe, Nießbrauch an Grundſtücken 490 
Pflaſterzollfreiheit, militäriſcher Fuhrwerke 169 
Pflegſchaft wegen Gebrechlichkeit 151, 171 
— |. a. Nachlaßpfleger. 
Pflichtteil, Einſetzung auf 64 
— Pfändung 352 
Pflichtteils berechtigter, Teſtamentsanfechtung 235 
— Umfang der Anſprüche 278 
— Antrag auf Offenbarungseid 262 
Pfründegebäude, Baulaſt 80 
Pfründeſtiftung, Rechtsfähigkeit 231, 249 
Photographien, Urheberrecht 100, 119, 356 
— unbef. Gebrauch 288 
Plannummern, Bedeutung 351 


buchamt 62 
— Gebühr vollſtreckbarer Ausfertigun 190 
Notteſtament, Verweigerung der Aufnahme 155 
— Form 192 
Notwehr, Begriff 157 
Nutznießung am Kindesvermögen 174 
Nutzungen, Beſchlagnahme 125 

O. 

Oberpoſtdirektionen 52 
Offenbarungseid der Ehefrau 252 
— des Erben 261 
— des geſetzl. Vertreters 283 
— im Nachlaßverfahren 133 
— im Konkurs 283 


Polizeibeamte, Verfügung über beſchlagnahmte 
Gegenſtände 28 

Polizeibehörde, ſ. Ortspolizeibehörde, Diſtrikts— 
polizeibehörde. 
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Polizeidirektion, Zuſtändigkeit für die Zwangs⸗ Rechtsmittelfriſt bei Nebenintervention 16 
erziehung 480 Rechtsperſönlichkeit von Bergwerksgeſell⸗ 
— gewerbepol. Zuſtändigkeit 37 ſchaften 20 
Polizeiübertretungen, Begriff 487 Rechtspraktikant, Auftreten im Privatklage⸗ 
Polizeivorſchriften, Vorausſetzungen der verfahren 27 
Gültigkeit 173 — Praxis bei Banken u. dgl. 480 
Portepee, unbefugter Gebrauch 281 Rechtsweg bei Haftung der Beamten gegenüber 
Porträts, ſ. Bildniſſe. | dem Staate 366 
Portugie 9 erweine 72 — bei Verkehrsprozeſſen 409 
Poſtanweiſung, rechtl. Natur 397 Regierung |. Kreisregierung. 
Poſtbeamte, Haftung 419 Regimentskommandeur als Gerichtsherr 195 
Poſtportofreiheit. Aufhebung 116 Regiſterſachen, Verfahren 111 
Poſt verkehr, Prozeſſe 463 — Löſchung von Eintragungen 331 
Pragmatiſche Beamte, Unfallanſprüche 446 — Ordnungsſtrafen 111, 371 
Preß vergehen, Tatbeſtand 496 Reichs verſicherungs amt, Erſuchen um Rechts- 
Privatflüſſe, Reinigung 95 hilfe 143 
Privatklage, gerichtl. Sühneverſuch 26 Reiſeauslagen der Partei, Erſtattung 134 
— Eintreten des Staatsanwalts 452 Reiſegebühr der Aerzte 343, 362 
— Vergleich 190 Reiſekoſten von Zeugen 52 
— Vertretung bei P. 27 — Erſtattung an die Partei 333 
— Widerklage 81 Religiöſe Kindererziehung 8, 117 
— Koſtenvorſchuß der Ausländer 163, 254 Rennwetten, Vermittelung 132 
Privaturkunden, Gegenbeweis 178, 346 Rentamt ſ. Finanzbehörde. 
Privilegium Albertinum 497 Rentenanſpruch, Vorabentſcheidung über den 
Proteſtation, Beſchwerde gegen Eintragung 86 Grund 84, 388 
Protokoll über Erbſchaftsausſchlagung 188 — Streitwert 409 
— Bezugnahme im Urteile 56 Reviſion, Zurücknahme 195 
— ſ. a. Sitzungsprotokoll. — Unterzeichnung 258 
Prozeßfähigkeit einer Domanialkanzlei 302 — Koſten 354 
Prozeßgericht, Einſtellung der Zwangsvoll— Reviſionsanträge, Erforderniſſe 174 
ſtreckung 202 Rheinpfalz ſ. Pfalz. 
Pro zeßgeſchichte, Wiedergabe im Tatbeſtand 43, 54 Rotwein, Verſchnitt 72 
Prozeßhandlung, Begrif 245 Rückkaufsrecht, dingliche Wirkung 20 
Prozeß vergleich |. Vergleich. Rücktritt, freiwilliger, vom Verſuch 224, 455 
Prüfung, 2. für den Juſtizdienſt 72 
Putativnotwehr, Begriff 157 S. f 
Q Sache, Begriff 296 
. Sa a v 5 ſt ä ndige, Ablehnung der Vernehmung 258 
— Beeidigung 425 
ene 2 e 153, 342, 361 
R Sägewerk, Unfall 333 
x Sammelwerke, Urheberrecht 103 
Radfahrverkehr, pol. Vorſchriften 460 Schadenserſatz bei Eiſenbahnunfall 282, 292 
— Unfälle 472 — wegen Beiwohnung 178 
Randvermerke im Geburtsregiſter 67 | — beim Verzug des Käufers 49 
Rangänderung, Beſtätigung über die Folgen 14 | — wegen Verunreinigung von Gewäſſern 95 
— Vorausſetzungen der Eintragung 352 — wegen Arbeitseinſtellung 75 
Rangeinräumungsverzicht 61, 134 — wegen Zuführung von Gerüchen 496 
Rangvorbehalt, Abtretung des Rechts 432 — bei Vollſtreckung 83, 455 
Reallaſt, Begriff . 89 | — Umfang 24, 44, 295 
— an Wäldern 205 — Vorausſetzungen der Feſtſtellungsklage 472 
Rechnungsführer der Verſicherungsanſtalten. Schauſpielunternehmungen 226 
ſtrafrechtl. Haftung 297 Schauſtellungen, gewerbepol. Vorſchriften 225 
Rechnungshof, Oberſter, Zuſtändigkeit 367 Scheckverkehr, Geſetzentwurf 360, 412 
Rechnungslegung durch den Zwangsverwalter 127 — zwiſchen Banken und Notaren 379 
Rechnungsſtellung durch den Arzt 254 Schenkung, Wirkſarikeit gegen den Erben 175 
Rechtsanwälte, Stellvertretung 136 Schiedsgerichte dern Berufsgenoſſenſchaften, 
— als Schöffen 5 Erſuchen um Rechtshilfe 143 
— Auftreten im Privatklageverfahren 27 Schieds vertrag 4 
— Gebühren 135, 176, 239, 332, 445 Schiffs unfälle auf Kanälen 354 
Rechts ausführungen, Wiedergabe im Tat: Schöffenliſten 5 
beſtand 55 Schreibgebühr des Gerichts 445 
Rechtsfähigkeit der Kirchenſtiftungen u. dgl. 230, 249 — der Rechtsanwälte 444 
— der Domanialkanzleien 302 — der Notare 208 
— von Vereinen 322 Sch reibwerk in den Gefängniſſen, Entlohnung 11 
Rechtshilfe gegenüber Berufsgenoſſenſchaften 143 — im Grundbuchweſen 62 
— im Auslande 180, 263 — Verminderung 14, 41, 53, 420 
— bei Erbſchaftsausſchlagung 183, 232 Schriften verkehr im Heere 284 
— Koſten 220 Schuldbegr iff im Strafrecht 158, 265, 289, 320 
— übermäßige Inanſpruchnahme 14, 63 Schuldübernahme bei Hypothekforderungen 23 
Rechtskonſulent, Zulaſſung 422 | Schuldbekenntniſſe, notarielle a 439 
Rechtskraft. Umfang 134, 309 Schüler als Gefangene 393, 441 
Rechtskraftszeugnis, Vorausſetzungen der Schulgebäude, Baulaſt 80, 104, 123 
Ausſtellung 38 — Rechtsverhältniſſe N 490 
Rechtsmittel gegen Zwiſchenurteile 276, 277 Schutzfriſt beim Urheberſchutz 121 


II. Alphabetiſches Verzeichnis. XXVII 
Schutzleute ſ. Polizeibeamte. | Tauſchvertrag, Folgen der Anfechtung 471 
Schweiz, Urkundenbeglaubigung 356 Taxvorſchrift für Aerzte 361 
Schwurgericht, Frageſtellung 417, 435 | Teilnahme, Begriff 435 
Sektionsvorſtand der Berufsgenoſſenſchaft, Teilung Splan, Widerſpruch 126 
Erſuchen um Rechtshilfe | Teilurteil, Rechtsmittel 390 
Selbſthilfe verkauf 49 — Faſſung 54 
Sicherheits leiſtung bei vorläufiger Vollſtreck⸗ [Telegraphenverkehr, Prozefle 464 
barkeit 301 Terminsgebühr der Aerzte 343, 362 
— durch den Pfandleiher 37 Teſtament, eigenhändiges 211, 347 
Sicherungs hypothek für öffentliche Laſten 50, 142,209 | — gemeinſchaftliches 175, 389 
— bei Urteil auf Hinterlegung 219 — Auslegung 64, 473 
— Erwerb durch Vollſtreckung 444 — Anfechtung 235 
Silber ſachen, Pfandverkauf 59 — Aufhebung 374 
Simultankirchenſtiftung, Rechtsfähigkeit 232 — Verluſt der Urkunde 347 
Singſpielhallen 226 Teſtamentseröffnung, Gebühr 91 
Sitzungsprotokoll, Beurkundung von Beweis⸗ Tierhalter, Haftung 70, 472 
anträgen 18 Tiſchtitel, Anfechtung des Vertrags 279 
— Widerſpruch mit den Entſcheidungsgründen 373 | Trädtigt e it, Zuſage beim Kauf 30 
— nachträgliche Berichtigung 456 | Transportkoſten bei der Zwangserziehung 477 
Sondergerihtsbarteit für Patentſachen 31 Transportvertrag, Klagen 426, 447, 463 
Sonntagsruhe in Apotheken 304 | Trödler, Buchführung 112 
Spanndienjte zu Kirchenbauten 79, 123 Trunkenheitals Straſausſchließungsgrund 157, 221 
Sparkaſſebuch, Pfändung 354 
Spezifikationskauf 49 u. 
Spieldarlehen 198 
Staat ſ. Fiskus. Ueberführungsgegenſtände, Beſchlagnahme 15 
Staatsanwalt, Uebernahme des Privatklage⸗ — Beeſeitigung 66 
verfahrens 452 Uebergangs vorſchriften beim Urheberſchutz 122 
— Grundbucheinſicht 432 Ueberlegung, Begriff beim Mord 223 
Staats aufſicht über Kirchengemeinden 104 Uebernachtungs gebühr der Gendarmen 52 
Staatsgebühren, Sicherungs hypothek für 51 Ueberſetzung von Werken der Literatur 356 
Staatskonkurs 72 Uebertragung von Mietzins forderungen 161, 183 
Staatsvertrag mit der Schweiz über — von Deflorationsanſprüchen 70 
Urkundenbeglaubigung 356 — von Hypotheken 13, 62, 108, 367, 414 
— mit Frankreich über Urheberrecht 356 — von Hypothekzinſen 212 
Standesamt, Prüfung der Ehefähigkeit 304 von Eigentümergrundſchulden 367, 414 
— Beglaubigung der Urkunden 356 des Rechts aus einem Rangvorbehalt 432 


Standes herrn, Rechtsfähigkeit d. Domanialkanzlei 302 
Statiſtik ſ. Juſtizſtatiſtit, Kriminalſtatiſtik, Be⸗ 
an adigung, Zwangserziehung, Gewerbe⸗ und 
aufmannsgerichte. 
Stellvertretung der Rechtsanwälte 
Sterbeurkunden, notwendiger Inhalt 
Steuerveranlagung, Einfluß auf das Bürgerrecht 


Stiefgeſch wiſter, Ausgleichung bei Erbteilung 128 
— gegenſ. Erbrecht 189 
Strafanſtalten, Gefangenenſtand 337 
— Hausordnung 401 
Strafantrag, Einſchränkung 373 
— Bedeutung und Vorausſetzungen 159 
Strafaufſchub, bedingter 71, 336 
Strafbeſcheid, Unterbrechung der Verjährung 384 
Strafregiſter, Reformvorſchläge 465 


Strafregiſterauszug, Erholung im Auslande 


Strafzeit, Berechnung 167 
Strafzumeſſung, Wegen dun 420 
— bei Leugnen des Angeklagten 407 
Straßenbahn, Unfälle 193, 282, 292, 294 
Streik, Schadenserſa atz 75 
Streitgenoſſenſchaft, Vorausſetzung 153 
Streitkonſens bei Verkehrsprozeſſen 410 
Streitwert bei Klagen auf Vertragsaufhebung 69 
— bei Anſpruchspfän dung 354 
— bei Verkehrsprozeſſen 409 
Streitwert, Feſtſetzung 245, 292 
Strichſchilling, Verteilung 126 
Studienköpfe, Schauſtellung 120 
Sühne verfahren, Vergleich 2, 3 
Sühne ver ſuch bei Privatklage 26, 191 
T. 
Tatbeſtand, Faſſung 43, 53, 420 
Täuſchung, argliſtige, beim Viehkauf 29, 145 
Tauſchvertrag, Mäklergebühr 262 
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von Forſtrechten 206 
des Urheberrechts 


RAR 


des Namenrechts 433 
von Forderungen an Rechtskonſulenten 422 
Uebertretungen, Statiſtik 337 


— höher ſtrafbare des bayer. Rechts 487 
Ueberweiſung an die Landespolizei 286. 365, 451 


Ueble Nachrede, Tatbeſtand 223 
Umwandlung von Hypotheken 370, 414 
— von Geldſtrafen 489 
Umzäunung i. S. des Jagdgeſetzes 25, 88 
Unbeſcholtenheit, Begriff 459 
Uneheliche Kinder, Ermittelung des Vaters 268 
— Anerkennung 67 
— Glaubenswahl 8, 117 


— Pfändung für Unterhaltsanſprüche 63 
Unfall, auf Bahnen 193, 282, 292, 294, 446 
— auf einem Anſchlußgeleiſe 368 


— auf einem Kanal 354 
— in einem Sägewerk 333 
— in Wirtſchaften 438 


Umfang der Anſprüche von Hinterbliebenen 44, 295 
ſ. a. Mitverſchulden. 

Unfallpenſion, nichtpragmatiſcher Beamter 458, 464 
Unfug, grober 400 
Ungarn, Verkehr mit 
Uniform, unbefugter Gebrauch 
Unterbrechung der Verjährung 


264 

281 

384, 456, 500 
17 


Unterhalt, Sicherung durch Arreſt 

— einſtweilige Verfügung 394 
— Pfändung für Anſprüche auf U. 63 
Unterlaſſungspflicht, Zuwiderhandlung 113 


Unternehmer, Haftung für Eiſenbahnunfälle 

292, 368, 446 
Unteroffiziere, Pfändbarkeit der Dienſtprämien 63 
Unterſagung von Gewerbebetrieben 36, 72 
Unterſchlagung, Begriff 110, 233, 258, 278, 397, 416 
— bei Beſtehen einer Gegenforderung 19 
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Unterſchrift, Beglaubigung 132, 188 
— ſ. a. Fälſchung, Namensſtempel. 
Unterſuchungshaft, Berechnung 167 
— Anrechnung 159 
— bei Ueberweiſung an die Landespolizei 285, 365, 461 
— Entſchädigung für U 
— neue Vorſchriften 336 
— Statiſtit 336, 440 
Unterzeichnung der Beſchwerdeſchrift in Gebühren: 
ſachen 476 


— der Reviſionsanträge 174 
— mit Namensſtempel bei enen, 259 
— mit falſchem Namen 109, 416 
Untreue, Begriff 213 
Unzüchtige Sa Begriff 222 
Urheber, Begriff 102 
Urheberrecht an Katalogen 18 
— Vererbung 103 
— Staatsvertrag mit Frankreich | 356 
— Neuerungen 100, 119 
Urkunden, öffentliche, Begriff 399 
— Beglaubigung 356 
— Gegenbeweis 178, 346 
— Bekanntgabe in der Hauptverhandlung 435 
— Fälſchung 109, 278, 399, 416, 455 
— Unterdrückung 19 


— ſ. a. Hypothekenurkunden. 
Urlaubspaß als öffentl. Urkunde 
Urliſten bei der Schöffenwahl 
Urteil, Art der Abfaſſung 

— Pfändung des Anſpruchs auf Herausgabe 


V. 


Vaterſchaft, Anerkennung 
— Feſtſtellung durch das Vormundſchaftsgericht 
— Vermerk im Geburtsregiſter 67 


399 
5 
41, 53, 420 


Verdienſtanteile der Gefangenen 10, 402 
— der Gefängniswärter 11 
Verehelichungs zeugnis, Verweigerung 303 
Verein, Austritt 216 
— Uebergangsrecht 322 
Vereinigung von Grundſtücken, Gebühr 475 
Vererbung des Urheberrechts 103 
Verfügungen, gerichtliche, Bekanntmachung 63 
Vergleich. im Sühneverſuch bei Privatklage 191 
— Vollmacht 297 
— Anfechtung 1, 305, 339 
Verjährung des Wandelungsanſpruchs 172 
— der Anſprüche aus Zuſicherungen beim Kauf 30 
— bei Abzahlungsgeſchäften 411 
— von Notariatsgebühren 353 
— Unterbrechung 384, 456, 500 
— unvordenkliche 89, 496 
Verkauf ſ. Kaufvertrag. 

Verkehrsanſtalt. . Begriff 453 
Verkehrsminiſterialblatt 200 
Verkehrsminiſterium, Abhilfegeſuche 426 
Verkehrsprozeſſe, bayeriihe 408, 426, 446, 462 
Verkehrs verwaltung, Neuordnung 52, 408 
Verlagsrecht 103 
Verlöbnis, Begriff 157 
Verlobte, Schadenserſatz wegen Beiwohnung 178, 458 
Vermächtnis forderung, Pfändung 352 
Vermieter, Pfandrecht 21 


— Pflicht zur Treppenbeleuchtung 242 


Verpfändung von Erbſchaftsanteilen 154 
— von Mietzinsforderungen 161, 183 
Verſäumnisurteil, Einſpruchsfriſt 425 
Verſchnitt des Weins 72 


Verſchweigen von Mängeln der Kaufſache 29, 145 

Verſetzung von Beamten uſw., Einfluß auf die 
Mietverträge 127, 

Verſicherungsanſtalt, ſtrafrechtl. Haftung der 
Organe 297 


8, 207 


1907. 
Verſicherung samt in Roſenheim 52 
Verſicherungs verträge 113 
versio in rem 351 
Verſteigerung von Pfändern 59 
— durch den Notar 90 
— f. a. ee eee 
Verſuch, Begriff 398 
— bei Uebertretungen 489 
— freiw. Rücktritt 224, 455 
Vertagung, Gebühr 445, 471 
Verteidiger im Privatklageverfahren 27 
— Recht auf Gehör 85 


nn 


39 


— — 


381, 403 


— Koſten 217 
Vertragsſtrafe, Zeit der Entſtehung des An⸗ 
ſpruchs 478 


Vertretung des Fiskus 124 
— geſetzl., der Verkehrsanſtalten 52, 408 
— der Aktiengeſellſchaft 434 
Vervielfältigung von Kunſtwerken 120 


Verwaltungsbehörden, Zuſtändigkeit in Kultus⸗ 
bauſachen 78, 104, 122 
— in Waſſerſachen 87, 96, 98 
— in Abmarkungsſachen 115 
— ſ. a. Bezirksamt. 
Verwaltungsgerichtshof, Zuſtändigkeit 
37 


5 ‚125 
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5 20 | 94 86 19. Einführungsgeſetz zur Wechſelerdnung. 
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Krauſe, Landrichter, Altenburg 2007 
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Reger, Oberlandesgerichtsſekretär, Nürnberg 470 
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78, 104, 122 

u nge wic ter. Landgerichtsrat, Straubing 107 
Vogel, Landgerichtsrat, München 292 
Weinkamm, Notar, Mühldorf 13 
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180 
Dr. K., Deutſche Staatsgrundgeſetze. N 
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Buff, Dr. S., Der gegenwärtige Stand nud die Krazeiſen, K. von, Der Geſchäftsgang des 
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die Entſchädigung der im Wiederaufnahmever— 
fahren freigeſprochenen Perſonen und die Ent— 
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für die Praxis der geprüften Bewerber um An⸗ 
ſtellung im höheren Juſtizſtaatsdienſt. 3. Aufl. 116 
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Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 2. Aufl. 
Bearbeitet von Dr. M. Hachenburg 

Staub's Kommentar zum Handelsgeſetzbuch. 
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Die Formen der auc eines Prozeß⸗ 
vergleichs. 


Von Dr. Richard Schmidt, 
Geheimer Hofrat, Univerſitätsprofeſſor in Freiburg. 


Seit einiger Zeit hat ſich auf dieſe Blätter der 


Streit um die Frage ausgedehnt, wie zu ver⸗ 


fahren ſei, wenn ein im Laufe des Prozeſſes ab⸗ 
geſchloſſener Vergleich von einer Partei als un⸗ 
wirkſam wieder aus der Welt geſchafft werden 
fol.) Die Frage iſt im deutſchen Rechtsleben 
noch eine offene. Weder Literatur noch Praxis 
haben ſich darüber einigen können. Einerſeits 
zeigt die vergleichsmäßige Erledigung eines ſtreitigen 
Rechtsverhältniſſes eine gewiſſe Verwandtſchaft mit 
der Urteilserledigung. Dies weiſt auf die Folge⸗ 
rung, daß mit dem formalen Akt des Vergleichs⸗ 
ſchluſſes vor Gericht der Prozeß endgültig abge⸗ 
tan, eine Anfechtung des Vergleichs alſo nur 
mittels Einleitung eines neuen Prozeſſes möglich 
ſei.) Aber anderſeits iſt nicht minder unleugbar, 
daß der Prozeß im Falle eines Vergleichs die 
normale, ſeinem eigentlichen Weſen allein ent⸗ 
ſprechende Erledigung durch ſtaatlichen Ausſpruch noch 
nicht gefunden hat. Dieſe Erwägung deutet alſo 
auf das Umgekehrte, daß ein ſolcher Prozeß. als 
ob er trotz des Vergleichs noch ſchwebte, von jeder 
der Parteien durch einfache Ladung zu neuem 
Termin weiterbetrieben werden und zu dem 
Nachweis verwendet werden kann, der Ver⸗ 
gleich ſei wegen Irrtums oder aus anderen 
Gründen unwirkſam; der Prozeß bedürfe alſo 
nach wie vor eines Urteils. ) Bei ſolchen An⸗ 
nahmen hätte alſo die Vergleichsanfechtung im 
Rahmen des urſprünglichen Prozeſſes zu erfolgen. 


) Vgl. . in dieſer Hall II (1906) 
Nr. 14 S. 290. Horchler, ebenda Nr. 357 

7) So das Reichsgericht in der ar JW. 1895 
S. 359. Kretzſchmar, Der Vergleich im Prozeſſe 1896 
S. 91, 92. Paul, Der Vergleich im Zivilprozeß 1898 
S. 23 und wohl auch Peterſen-Anger zu 8 795 Nr. 1 lit e. 

2) So die Entſch. des RG. v. 12. Juli 1905 (Seuff. 
Arch. Bd. 61 Nr. 94) Ebenſo Gaupp⸗Stein, Seuffert 
zu 8 792 Nr. 1, 2 3PO., auch die beiden obengen. Abh. 
in dieſer Zeitſchrift. 


Die richtige Löſung iſt wohl weder durch die 
eine noch durch die andere Alternative erſchöpfend 
bezeichnet. Sie muß vielmehr in der Einſicht 
gefunden werden, daß die Anfechtung im Wege 
neuer Klage und die Anfechtung innerhalb des bis⸗ 
herigen Prozeſſes in Wahrheit einander gar nicht 
ausſchließen. Es iſt ſowohl die eine, wie die 
andere möglich, nur freilich nicht in jedem Einzel: 
fall, ſondern je nach Maßgabe der Bedeutung, 
die dem anzufechtenden Vergleich zukommt.) 

Die bisherige Lehre iſt zu ihrer Frageſtellung 
vor allem deshalb gelangt, weil ſie bei ihrer 
Unterſuchung der Vergleichsnatur die Frage in 
den Vordergrund rückte, ob der Prozeßvergleich 
nur eine Abart des privatrechtlichen Vergleichs⸗ 
geſchäfts im Sinne des § 779 BGB. oder 
ein Prozeßrechtsgeſchäft eigener Art ſei. Dieſer 
Teil des Streits kann aber jetzt eigentlich als er⸗ 
ledigt gelten. Der prozeßbeendigende Vergleich 
kann wohl als ein Rechtsgeſchäft nach Analogie des 
Privatrechtsvergleichs, dagegen nicht als ein bloßer 
Spezialfall desſelben anerkannt werden. Denn dem 
Vergleich im Sinne des Zivilrechts iſt weſentlich, 
daß er der Ungewißheit über ein materielles Rechts⸗ 
verhältnis oder der Unſicherheit der Verwirk⸗ 
lichung eines Anſpruchs (8 779,2) durch gegen⸗ 
ſeitiges Nachgeben ein Ende macht. Erfahrungs⸗ 
gemäß ſind aber Prozeßvergleiche denkbar, wo das 
urſprünglich ſtreitige Rechtsverhältnis ſchon erledigt, 
z. B. erfüllt worden oder erfüllungsunfähig ge⸗ 
worden ift,”) oder wo das materielle Rechtsver⸗ 


1 an daß bereits Kohler, Ztſchr. f. ZP. 
Bd. 29 S. 46 ff., eine ähnliche Löſung vorgeſchlagen, 
vgl. u. 85 4 Anm. 3. 

2) So in dem landläufigen Fall, daß der Beklagte 
den Kläger nach der Klagerhebung ſchon befriedigt hat, 
aber der Streit, ob der Beklagte zu der Klage Anlaß gegeben 
(S 93), durch einen Vergleich über die Koſten abgeſchnitten 
wird. Das gleiche beſtätigen ſolche Fälle, wo zwar im 
Vergleich das materielle Rechtsverhältnis geordnet wird, 
aber nicht durch gegenſeitiges Nachgeben, wo 
ſich vielmehr die wechſelſeitige Nachgiebigkeit nur auf 
prozeſſuale Vorteile erſtreckt, z. B. wenn der Beklagte 
den Anſpruch voll anerkennt und die Koſten übernimmt, 
der Kläger aber von Erlaß eines Anerkenntnis urteils 
Abſtand nimmt (vgl. Seuffert zu § 794 Nr. 2 lit. a). 
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hältnis der Feſtſetzung gar nicht mehr bedarf.“) 
Weſentlich iſt alſo dem Prozeßvergleich nicht die 
Wirkung, eine neue Grundlage für die privatrecht⸗ 
liche Beziehung der Parteien zu ſchaffen, ſondern 
nur die Wirkung, anſtatt des Urteils eine Grund⸗ 
lage für den prozeſſualen Streit der Parteien vor⸗ 
zukehren.) Ob ſich das Prozeßrecht noch weiter 
vom Privatrecht emanzipiert hat, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Dies wäre dann der Fall, wenn 
für den Prozeßvergleich auch das Moment wechſel⸗ 
ſeitigen Nachgebens keine Rolle mehr ſpielen würde, 
wenn als Vergleich jede auf endgültige Streit⸗ 
erledigung gerichtete zweiſeitige Willenserklärung 
zu betrachten wäre.“) Für eine jo formale 
Auffaſſung des Vergleichs beſteht vorläufig kein 
Bedürfnis.) Bis auf weiteres muß nach einem 
feſt eingebürgerten Sprachgebrauch und mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß der Prozeßvergleich dem Privat⸗ 
rechtsvergleich mindeſtens analog iſt, daran feſt⸗ 
gehalten werden, daß auch für den Prozeßver⸗ 
gleich nicht nur das Motiv der rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Streiterledigung, ſondern auch das Mittel 
derſelben, das beiderſeitige Nachgeben weſentlich iſt.“) 
Auch die ebenfalls vom Zivilrecht abhängige 
Frage, aus welchen Gründen ein Prozeß— 
vergleich anfechtbar werden kann, hat hier außer 
Betracht zu bleiben.“) 


1) Das materielle Rechtsverhältnis bedarf einer 
Regelung überall da nicht mehr, wo ſchon über den 
Beſtand des Anſpruchs (bejahend) entſchieden iſt und 
wo nur auf Erlaß des Vollſtreckungsurteils (8 723), 
auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel wegen Eintritts 


einer Bedingung oder einer Rechtsnachfolge (8 731). 


auf Feſtſtellung des beſſeren Rangs des Gläubigers 
gegenüber einem anderen Gläubiger im Verteilungs- 
verfahren (8 878) Klage erhoben iſt. Es beſteht kein 
Bedenken, daß auch in ſolchen „Anhangs“- oder „Nach⸗ 
tragsprozeſſen“, wie ſie mit Richard Schmidts Lehrbuch 
der ZP. (2. Aufl. 1906) S. 308 u. a. genannt werden 
dürfen, Vergleiche geſchloſſen werden können. 

) Vgl. beſ. Gaupp⸗Stein, Kommentar zu 8 794 
I 1 a. (4. Aufl. II, 506). 

8) Dieſe Auffaſſung zunächſt für Oeſterreich neuer⸗ 
dings dargelegt von Rietſch, Der beſondere Voraus— 
ſetzungstatbeſtand beim Vergleich, 1906. Ebenſo Kohler 
Ztſchr. f. ZP. 29 (1901) S. 42. 

) Denn die Fälle, 
Auge hat, nämlich die des uneingeſchränkten Aner— 
kenntniſſes des Beklagten oder des uneingeſchränkten 
Verzichtes des Klägers, ſind in Wahrheit ſchon deswegen 
echte Vergleiche, weil der Gegner durch Fallenlaſſen des 
Urteilsantrags ſeine Nachgiebigkeit beweiſt (vgl. o. S. 1 
Anm. 2). Die ängſtliche Praxis, die in ſolchen Fällen zum 
Schein den Vergleichscharakter herzuſtellen ſuchte, indem 
ſie den Gegner des anerkennenden Schuldners wenigſtens 
„auf einen Pfennig“ verzichten ließ. war alſo unnötig 
und ungeſund, wie Kohler a. a. O. S. 43 mit Recht 
betont; aber nicht weil der Begriff des Prozeßvergleichs 
ein weiterer iſt, als im Zivilrecht, ſondern weil dem 
Erfordernis, das für Zivilrecht und Prozeßrecht das 
gleiche iſt, hier Genüge geſchehen iſt. 

) So auch gegen Rietſch: Behrend in Ztſchr. 
f. ZP. $ 6 (1906) S. 189. Er fällt nur in den im 
Text zurückgewieſenen Irrtum zurück, 
Prozeßvergleich nicht nur Streiterledigung, 
Rechtsſeſtſtellung eigentümlich ſei. 


ſondern 


) Insbeſondere braucht hier nicht Stellung ge— 
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die Rietſch vorwiegend inn 


als ob dem 
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Erkennt man jedoch, daß der Vergleich nicht 
bloß ein in den Prozeß verlegter privatrechtlicher 
Vertrag iſt, ſo wird nun um ſo mehr von Bedeutung, 
daß in dem prozeſſualen Rechtsgeſchäft des Ver: 
gleichs ſich zwei verſchiedene Willensdispoſitionen 
begegnen. Der Vergleich vor Gericht richtet ſich 
einerſeits auf die Beendigung des Prozeſſes. In⸗ 
ſoweit wirkt er rechtsvernichtend auf das prozeſſuale 
Rechtsverhältnis, das durch die Klage ins Leben 
gerufen wird und die Erledigung des anhängigen 
Privatrechtsanſpruchs durch Urteil zum Inhalt 
hat: er hebt die Verpflichtung des Prozeßgerichts 
auf, gegenüber den Parteien über die ihm vor⸗ 
gelegte Frage zu entſcheiden. Anderſeits richtet 
ſich der Vergleich auf die Ermöglichung der Voll⸗ 
ſtreckung. Inſoweit wirkt er rechtsbegründend. 
Er ſchafft einen Vollſtreckungstitel und da⸗ 
mit die Anwartſchaft des Gläubigers auf den 
exekutiven Schutz der Vollſtreckungsorgane. Regel: 
mäßig treffen beide Funktionen des Vergleichs zu⸗ 
ſammen. Aber ſie müſſen um ſo ſchärfer geſondert 
werden, als ſie bekanntlich nicht mit Notwendigkeit 
und nicht in allen Fällen zuſammentreffen. Denn 
einmal ſind gerichtliche Vergleiche denkbar, die 
ohne einen Rechtsſtreit zu beendigen, nur einen 
Vollſtreckungstitel ins Leben rufen, — die Vergleiche, 
die im Sühnetermin vor Erhebung der Klage, als 
zum Zweck der Abwendung eines Rechtsſtreits ge⸗ 
ſchloſſen werden (58 510, 794, 2). Umgekehrt gibt es 
Vergleiche, die einen ſchwebenden Prozeß beendigen, 
ohne einen Vollſtreckungstitel zu ſchaffen, z. B. die 
Vergleiche, durch die der Kläger auf den Klag⸗ 
anſpruch verzichtet, nachdem bereits vorher der 
Beklagte einen Teil der Forderung freiwillig gezahlt 
hat, während die Koſten gegeneinander aufgehoben 
werden. Ja, alle Vergleiche ſind in denjenigen 
Teilen der transaktionsmäßigen Abmachungen, in 
denen nicht eine beſtimmte Leiſtung verſprochen 
wird, alſo ſoweit ſie ſich gegen den Berechtigten 
richten, für die Vollſtreckung belanglos wie das 
klagabweiſende Urteil. Und doch find fie auch in— 
ſoweit ſtreiterledigend. 


Von dieſer Unterſcheidung hat die Kritik der 
Anfechtungsfrage auszugehen. Es zeigt ſich nun, 
daß es nicht der richtige Weg iſt, die Formen 


der Anfechtung eines Vergleichs mit allgemeiner 


Gültigkeit für alle Arten dieſes Rechtsakts zu 
unterſuchen. Sie können nur geſondert für die 


verſchiedenen Erſcheinungsformen des Vergleichs 


nommen zu werden zu der Frage, ob § 779, 1 BGB. 
(Anfechtbarkeit eines Vergleichs wegen jeden Irrtums 
im Motive, nicht nur wegen Täuſchung) auf alle Prozeß— 
vergleiche übertragen werden muß; — ebenſowenig zu 
der Frage, ob ein Vergleich auch wegen Unkenntnis 
des Rechts ſatzes, mit deſſen Hilfe Ungewißheit 
des Anſpruchs zu beſeitigen geweſen wäre, angefochten 
werden kann, falls über die tatſächlichen Grundlagen 
des Anſpruchs kein Irrtum beſtand (dagegen RG. 
1904 bei Gruchot 49, 106). 
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1. Wird der Vergleich als Vollſtreckungs⸗ 
titel von der Partei angegriffen, die mit deſſen 
Hilfe zu einer vollſtreckbaren Leiſtung angehalten 
werden könnte, ſo iſt der naturgemäße Angriffs⸗ 
weg die Klage des Schuldners. Eine ſolche wird 
allerdings von der ZPO. ausdrücklich nur in 
-3 795 für die Fälle zur Verfügung geſtellt, wo 
gemäß $ 767 gegenüber einem Urteil die Boll: 
ſtreckungsgegenklage anwendbar ſein würde, alſo 
für die Fälle, wo der vollſtreckbare Anſpruch nach⸗ 
träglich wieder durch Zahlung, Verjährung, Erlaß 
erliſcht oder vermöge eines Gegenrechtes aufhebungs⸗ 
fähig, z. B. aufrechnungsfähig wird. Nun kann 
jedoch die Vollſtreckungsgegenklage auch die erweiterte 
Bedeutung einer negativen Feſtſtellungsklage an⸗ 
nehmen,-die den vollſtreckbaren Anſpruch in allen 
ſeinen Beziehungen ergreift. Ohne alle Schranken 
erkennt dies $ 797 da an, wo die Klage gegen eine 
vollſtreckbare Urkunde gewährt wird, und mit letz⸗ 
terer iſt der Vergleich als Vollſtreckungstitel in der 
Tat am nächſten verwandt. Die Vollſtreckbarkeit, die 
dem Dispoſitionsakte der Parteien in der Urkunde 
durch ausdrückliches pactum executivum beigelegt 
wird, erhält derſelbe im Vergleich ſchon kraft Ge⸗ 
ſetzes. Allerdings beſteht Einverſtändnis darüber, 
daß $ 797, der dem Schuldner die Gegenklage 
gegen Exekutivurkunden aus jeder beliebigen Ein⸗ 
wendung einräumt, für Vergleiche nicht mit beſtimmt 
iſt und auf ſie nicht ohne weiteres angewendet 
werden kann.“) Denn der Vergleich abſorbiert alle 
Einwendungen gegen den Anſpruch, die dem ver⸗ 
gleichſchließenden Schuldner bekannt ſind, vermöge 
ſeiner eigenartigen Funktion, für das Rechts⸗ 
verhältnis der Beteiligten eine neue rechts⸗ 
geſchäftliche Grundlage zu ſchaffen. Aber anderſeits 
verlangt er doch eine weitergehende Wirkung der 
Vollſtreckungsgegenklage, als ſie gegenüber dem 
Urteil zuläſſig iſt, inſofern, als eben der Abſchluß 
des Rechtsgeſchäfts ſelbſt an Mängeln leiden kann, 
die zur Anfechtung einen Grund geben. Der 
Schuldner kann alſo auch gegenüber einem Vergleich 
die Vollſtreckungsgegenklage mit erweiterter Be— 
gründung, in Wahrheit als eine negative Feſt— 
ſtellungsklage, erheben. Das iſt um ſo weniger zu 
beſtreiten, als gegenüber dem Vergleich im 
Sühneverfahren ein anderer Modus der An: 
fechtung gar nicht in Betracht kommen kann, da 
ſeinem Abſchluß ein bereits anhängiger Prozeß 
überhaupt noch nicht vorausgegangen iſt. Einen 
grundſätzlichen Unterſchied zwiſchen dem Sühnever— 
gleich vor dem Amtsrichter und dem prozeßbe— 
endigenden Vergleich hat aber § 795 nicht auf: 
geſtellt. Somit unterliegt auch der letztere einer 
Anfechtung durch Klage. 

2. Aus dem Dargelegten folgt nun jedoch 
keineswegs, daß der Vergleich immer nur durch 
Klage anfechtbar ſei. Jede Partei kann in den 
Fällen des § 7941, wo der Vergleich im 
ſchwebenden Prozeß zu deſſen Beendigung ab— 


1) So übereinſtimmend alle Kommentare zu $ 797. 
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geſchloſſen worden iſt, auch das anhängige Ver⸗ 
fahren benutzen, um die Unwirkſamkeit des Ver⸗ 
gleichsgeſchäftes geltend zu machen und zu be⸗ 
währen. Und ſoweit insbeſondere im Vergleich 
keine vollſtreckbaren Leiſtungen feſtgeſetzt, ſondern 
vom Gläubiger Rechte aufgegeben worden ſind, 
iſt dieſe Angriffsform die in erſter Linie gegebene. 

Allerdings bildet gerade dieſe Behauptung den 
hauptſächlichen Streitpunkt in der jetzigen literariſchen 
Fehde. Es iſt ihr entgegengehalten worden, daß 
der Vergleichsſchluß als ſolcher, d. h. als formaler 
Prozeßakt die definitive Beendigung des Prozeſſes 
bewirke, daß er ein Surrogat des Urteils enthalte 
und deshalb wie dieſes die Rechtshängigkeit be⸗ 
ſeitige. Das bisherige Prozeßgericht müſſe deshalb 
ſchon von Amts wegen ein Eingehen auf neue 
Prozeßbetriebstätigkeit den Parteien verfagen, z. B. 
einer Ladung des Anfechtenden zu neuem Termine 
keine Folge zu geben. 

Aber in Wahrheit findet eine ſolche Formal⸗ 
wirkung des Vergleichs in nichts einen Anhalt. 

Ganz unbezweifelbar iſt zunächſt, daß bis⸗ 
weilen der Vergleich ſelbſt für den Weiterbetrieb 
des Prozeſſes Raum läßt, ſo vor allem dann, 
wenn die Parteien ihn von einer Bedingung ab⸗ 
hängig machen. Sie kann als aufſchiebende zu⸗ 
gefügt werden, z. B. ſo, daß der Käufer einer 
Maſchine, die er urſprünglich bemängelt hat, ſich 
vergleichsweiſe gegen Herabſetzung des Preiſes zur 
Bezahlung desſelben verpflichtet für den Fall, daß 
zuvor vom Verkäufer gewiſſe Verbeſſerungen an der 
Maſchine vorgenommen wurden.“) Eine Bedingung 
kann ebenſo als auflöſende vereinbart werden, wie 
vor allem in den häufigen Fällen des Vorbehalts 
eines Widerrufs. In ſämtlichen Fällen muß eventuell 
das Gericht nach dem Vergleichsſchluß über Ein⸗ 
tritt oder Nichteintritt der Bedingung verhandeln 
und entſcheiden. Anders aber liegt der Fall auch 
nicht, wenn nachträglich die Unwirkſamkeit des 
Vergleichs behauptet wird. Denn mit ſolcher Be: 
hauptung wird im Grunde nur geltend gemacht, 
daß geſetzliche, von Rechts wegen zu fordernde 
Bedingungen des Vergleichs verſagt haben. Und 
auch hier wiederum laſſen ſich die Fälle der mehr 
oder minder weſentlichen Bedingungen der 
Vergleichsgültigkeit nicht ſondern. Am klarſten 
iſt die Rechtslage in den Fällen, wo hinterdrein 
Zweifel darüber entſtehen, ob in dem protokollierten 
Vergleich eine Willenseinigung der Parteien durch 
Diſſens vereitelt worden iſt.?) Hier iſt es 


5) Lediglich ein Spezialfall eines ſuſpenſiv bedingten 
Vergleichs iſt es, wenn die Parteien im Vergleich die 
Feſtſetzung des Betrags der zu zahlenden Summe einem 
Schiedsgutachter, arbitrator (vgl. Richard Schmidt, Lehr- 
buch, 2. Aufl. S. 152) überlaſſen (o, im Fall Reichs⸗ 
gericht 1893 bei Bolze, Bd. 17 Nr. 725). 

2) Vgl. die Entſch. des OL G. Karlsruhe vom 
13. Oktober 1903 (Badiſche Rechtspraxis 1904 S. 50): 
Die Parteien ſchließen in der Berufungsinſtanz zum 
Protokoll eines beauftragten Richters einen Vergleich, 
dem zufolge die Koſten teilweiſe vom Kläger übernommen 
werden ſollen. Während der Niederſchrift erklärt der 
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einfach ſelbſtverſtändlich, daß die Frage, ob ein 
wirklicher Vergleich und nicht etwa ein bloßer 
Scheinvergleich vorliegt, nur vom Prozeßgericht 
im weiteren Verlauf des Verfahrens entſchieden 
werden kann. Folglich kann in dem praktiſchen 
Hauptfall, daß zwar ein an ſich gültiger Vergleich 
geſchloſſen wurde, daß er aber wegen Irrtums im 
Motiv, wegen Betrugs, wegen Zwangs ange⸗ 
fochten werden ſoll, dem Prozeßgerichte das 
Recht nicht verſagt werden, auch dieſe Anfechtungs⸗ 
gründe ſeiner Prüfung zu unterziehen.“) 

Hierzu kommt eine weitere Erwägung, die auf 
das gleiche Ergebnis führt. Wollte man dem 
Vergleich unter allen Umſtänden und ohne Rück⸗ 
ſicht auf ſeine materiell verbindliche Kraft die 
weitergehende Wirkung beilegen, den Prozeß end— 
gültig abzuſchneiden, ſo würde der Vergleich da⸗ 
mit eine Vorzugsſtellung vor allen anderen Prozeß 
rechtsgeſchäften erhalten. Schon das einſeitige 
Anerkenntnis, der einſeitige Verzicht äußern be⸗ 
kanntlich dieſe Wirkung nicht; ſie bedürfen eines 
Urteils, das auf ihren Inhalt fußend den Anſpruch 
anerkennt oder aberkennt, damit der Prozeß be⸗ 
endet werde. Aber auch andere zweiſeitige 
Rechtsgeſchäfte wirken nicht ſo intenſiv. Inner⸗ 
lich wie formell ſteht dem Vergleich vor allem 
der Schiedsvertrag nahe, der, wie er, nur 
auf anderem Wege, das ſtaatsgerichtliche Urteil 
zu umgehen bezweckt. Wird er während des 
ſchwebenden Prozeſſes geſchloſſen, ſo ſteht er der 
Fortſetzung des Prozeſſes entgegen. Aber ganz 
gewiß nicht in dem Sinn, daB alle weitere gericht: 
liche Tätigkeit von Rechts wegen verſiecht. Jede 
Partei kann an und für ſich neu laden und Ver: 


Beklagte, er verſtehe unter den Koſten auch die Lager— 
koſten für die Aufbewahrung der ſtreitigen Papiere und 
faſſe den Vergleich nur in dieſem Sinne auf. Der Be— 
klagte erachtet ſich, da hierauf nicht Rückſicht genommen 
wird, durch den Vergleich nicht für gebunden. Er führt 
neue Verhandlung vor dem Berufungsgericht herbei. 
Hier wendet der Kläger ein, die Sache ſei durch Vergleich 
erledigt. Das Berufungsgericht prüft aber die Rechtslage 
und verwirft dieſe Einrede. 

) Man kann z. B. vom Fall des Diſſenſes (vor 
Anm.) den Fall > ſalſchen Bezeichnung des Vertrags⸗ 
erfolgs nicht trennen, — etwa in folgendem Fall des LG. 
Freiburg 1906: Ein Geſchäfisinhaber verweigert die 
Zahlung der Ladenmiete, weil der Vermieter die Räume 
angeblich nicht vertragsgemäß hergerichtet habe. Der 
Vermieter hält die Ladeneinrichtung zurück. Er klagt 
auf Zahlung des Mietzinſes, der Beklagte erhebt Wider— 
klage auf 1500 Mk. Schadenserſatz wegen Nichieinräumung 
des Lokals und auf Herausgabe der zurückbehaltenen 
Sachen. Es kommt zum Vergleich, kraft deſſen der 


fallen zu laſſen erklären. Der Vergleich wird aber auf Zu— 


handlung herbeiführen und dem Gegner ſteht einzig 
und allein die Berufung auf den Schiedsvertrag 
als prozeßhindernde Einrede zur Verfügung. Wird 
ihr gegenüber vom Ladenden die Unwirkſamkeit 
des Kompromiſſes geltend gemacht, ſo hat das 
Gericht über fie zu entſcheiden.“) Entſprechend kann 
ſich nach Erklärung der Klagzurücknahme, die von 
der Einlaſſung des Beklagten an ebenfalls zwei⸗ 
ſeitig ſein muß, ein Streit darüber erheben, ob 
die Klage gültig zurückgenommen worden iſt; 
auch hier wird dies Gegenſtand des weiteren 
Verfahrens und eines gerichtlichen Urteils inner⸗ 
halb des anhängigen Verfahrens.“) Folglich iſt 
nicht abzuſehen, warum angeſichts der zweifel⸗ 
haften Wirkſamkeit eines Vergleichs eine andere 
Behandlung eintreten ſoll. Der Vergleich unter⸗ 
ſcheidet ſich im Hinblick auf das anhängige Ver⸗ 
fahren von der Klagzurücknahme nur dadurch, 
daß er den Prozeß unter Ausſchluß einer 
ſpäteren Erneuerung beendigt wiſſen will. Er 
unterſcheidet ſich vom Kompromiß nur da⸗ 
durch, daß er ſeine endgültige Erledigung nicht 
mehr von der Willenserklärung eines Dritten 
abhängig macht, ſondern ausſchließlich durch den 
Parteiwillen bewirkt. Aber alle dieſe Unterſchiede 
ſind nur quantitative. Sie bedeuten bloße 
Nuancen des ſämtlichen Erſcheinungen gemeinſam 
zugrunde liegenden Tatbeſtands, daß die Parteien 
die Aufhebung des Verfahrens unter Umgehung 
des Urteils vereinbaren. Ein Verſuch, den Ver⸗ 
gleich als etwas qualitativ beſonderes dem Urteil 
gleichzuſtellen, würde das Zuſammengehörige 
auseinanderreißen und Verſchiedenartiges gewalt⸗ 
ſam unter gleiche Grundſätze preſſen. 

So ergibt ſich in der Tat, daß die Vergleichs⸗ 
anfechtung durch neue Klage und die Anfechtung 
im Lauf des ſchwebenden Prozeſſes zwei neben: 
einander herlaufende Formen zur Beſeitigung des 
Vergleiches darſtellen. Nur bleibt als weſentliche 
Einſchränkung zu berückſichtigen, daß das Gebiet 
der beiden Anfechtungs-Modi ſich nur teilweiſe 
deckt und daß einerſeits ein Gebiet ausſchließlich für 
die Klageanfechtung frei bleibt — das des Sühne— 
vergleichs — anderſeits ein ſolches für die An— 
fechtung im Prozeſſe, — das der einen Verzicht ent: 
haltenden Vergleichserklärungen des Berechtigten.“ 


) Dieſe Entſcheidung iſt die landläufige Ent: 
ſcheidung über das Daſein oder Nichtdaſein einer 
Prozeßvorausſetzung, nur daß in dem unterſtellten Fall 
nicht der Mangel einer Prozeßvorausſetzung von An— 


l j fang an, ſondern der nachträgliche Wegfall einer Prozeß— 
Kläger den Zinsanſpruch, der Beklagte den Erſatzanſpruch 


rücknahme der Klage gegen Zurücknahme der Widerklage 8 


protokolliert, ſo daß dem Wortlaut nach der Beklagte 
auch den Anſpruch auf Herausgabe der s Ladeneinrichtung 
fallen gelaſſen hätte, was er gar nicht beabſichtigt hatte. 

Ohne Gründe anzugeben behauptet Kretzſchmar, 
Vergleich im Prozeſſe 1896 S. 92, daß über die Nich— 
tigkeit im ſelben Prozeſſe weiter zu verhandeln ſei, über 
die Anfechtbarkeit aber das Gericht neue Terminsbeſtim— 
mung zu verſagen habe. 


vorausſetzung im Laufe des Verfahrens behauptet wird. 
(Vgl. über dieſe Erſcheinung im allgemeinen Richard 
Schmidt. Lehrbuch S. 685 f.). 

2, Entſch. d. RG. vom 3. Juli 1896, JW. S. 411 und 


vom 18. Mai 1899, JW. S. 433. Gaupp-Stein 8.9. Aufl. 


zu § 271 II. 2. (I. S. 624). 

2) Dieſe Entſcheidung nähert ſich alſo relativ am 
meiſten der Haltung, die auch Kohler in der Ztſchr. f. 
3P. 29 S. 46 ff. einnimmt. Nur geht Kohler davon 
aus, daß grundſätzlich ſtets die Anfechtung durch neue 
Klage des Schuldners und die Anfechtung innerhalb 
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f und Arbeiter in kaufmänniſchen, induſtriellen und 

leber shöffenwahlen. gewerblichen Betrieben aller Art angeſtellt find oder 

Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Reinhard, Amtsgerichts⸗ | im land: und forſtwirtſchaftlichem Betriebe Dienſte 
Vorſtand in Paſſau. leiſten, ohne „Dienſtboten“ zu ſein. 

„Daß die Vorſchriften über die Auswahl der Gerade dieſe Kategorien bilden nicht nur 
Laienrichter von der allergrößten Wichtigkeit find, | brauchbares, ſondern bei entſprechender Ausleſe 
muß jedem Einſichtigen klar fein; denn die Ge: ſogar mit das allerbeſte Material für den Schöffen: 
ſchichte lehrt, daß die beſten Staatseinrichtungen | dienſt. Viele ihrer Angehörigen haben Mittel⸗ 
wertlos find, wenn unfähige oder ſchlechte Männer ſchulen beſucht, bilden ſich durch entſprechende 
ſie verwalten“. (Landg.⸗Dir. Roſenthal in Danzig, Lektüre fort und ſammeln im Geſchäfte reiche 
zum Streit über die Laiengerichte, Velhagen & Kla- Erfahrungen; fie kommen jo zu beſſerem Unter: 
ſings Monatshefte, Oktober 1906, S. 257.) ſcheidungsvermögen und ſichererem Urteil als 

Das deutſche GBG. hat bekanntlich die beſte mancher landgeſeſſene Mann, der auf einſamem 
Gewähr für die Wahl ſolcher Männer, die eine Hauſe ſeine Schulbildung faſt vergeſſen hat und 


tiefe und weite Einſicht in die für das Strafrecht das heutige Verkehrsleben in ſeinen Beziehungen 
bedeutungsvollen Verhältniſſe des praktiſchen Lebens zum Strafrecht nicht leicht erfaßt. Jene führt 
und die für das Amt eines Laienrichters erforderliche die Vielſeitigkeit der Verhältniſſe, die ſie kennen 
Sittlichkeit und Tüchtigkeit beſitzen, darin erblickt, lernen, zur gerechteren Abwägung der ihnen vor⸗ 
daß die Befähigung zum Schöffendienſte auf einer gelegten Tatſachen, dieſe die einſeitige Lebens⸗ 
möglichſt breiten Grundlage freigegeben und ins auffaſſung auch in Straſſachen leicht zu einem 
beſondere von einer Beſchraͤnkung durch einen Ver: recht ſubjektiven Urteil. Es iſt das ja allgemein, 
mögens⸗ oder Bildungszenſus abgeſehen worden iſt. ſo insbeſondere auch in dem eingangs erwähnten 
Auf dem gleichen Standpunkte ſtehen die Aus⸗ Aufſatz anerkannt. 


— — — 


führungsbeſtimmungen, fo die Bayer. Vollzugs⸗ Die höchſte Entſchließung vom 2. Mai 1904 
bekanntmachung vom 1. Auguſt 1880 und vom hat den ſpeziellen Zweck verſolgt, dieſe einſeitige 
2. Mai 1904. Bevorzugung gewiſſer Stände bei der Wahl zum 


Schöffendienſte hintanzuhalten. Die Hintan⸗ 
haltung liegt wegen des Wertes der Mitarbeit 
aller berufenen Kategorien im öffentlichen Intereſſe, 
ſie iſt daher den mit der Herſtellung der Liſten 
und der Vornahme der Schöffenwahlen betrauten 
Behörden zur Amtspflicht gemacht. 

Demgemäß ſind wohl auch ſeither allenthalben 
Ausſchreiben und Verfügungen der den Bürger⸗ 
meiſtern vorgeſetzten Aemter ſowie der Gerichte 
ergangen, und zwar nicht ohne Erfolg; denn, wie 
zu lefen war, haben in größeren Städten bereits 
im Vorjahre da und dort Arbeiter und Bedienſtete 
zum Schöffenamte berufen werden können. 

An kleineren Orten und auf dem Lande ſcheinen 
jene Verfügungen eine durchſchlagende Wirkung 
nicht überall gehabt zu haben. Man darf es wohl 
als eine ziemlich allgemeine Erfahrung hinſtellen, 
daß die von den Bürgermeiſtern hergeſtellten Ur⸗ 
einer adminiſtrativen Erwägung zeitweilig außer liſten in bezug auf Vollſtändigkeit den geſetzlichen 
Dienſt geſetzt werden. Beſtimmungen nicht immer entſprechen und daß 

Auch die Rechtsanwälte und Aerzte werden mindeſtens der Gedanke bei ihrer Herſtellung 
grundſätzlich von der Schöffenbank ferngehalten, ſtark mitſpielt, daß ſchöffenbar nur der grund⸗ 
was der Abſicht des Geſetzes nicht entſpricht. angeſeſſene Landwirt oder Gewerbetreibende iſt. 
Ferner bleiben vielfach jene Perſonen außer Be- Wiewohl die Vertrauensmänner, Richter und 
tracht, die als höhere Bedienſtete (Betriebsbeamte) Verwaltungsbeamten genau willen, daß ſich in der 
— — und jener Gemeinde zahlreiche oder doch einzelne 
des ſchwebenden Prozeſſes konkurrieren. Bei ihm bleibt Bedienſtete oder Arbeiter in größeren landwirt— 


unklar, daß dieſe Konkurrenz nur unter beſtimmten 741. : . . 
Bedingungen eintritt, nämlich nur da, wo der Vergleich ſchaftlichen oder gewerblichen Betrieben befinden, 


in concreto beide Funktionen, den Akt der Streiterledi— welche zum Schöffenamte befähigt ſind, ſucht man 
gung und den Vollſtreckungstitel, verkörpert. In dem deren Namen vergebens in der Liſte. Aber nicht 
1 3 (Anfechtung 98 19165 nur das. Vielfach zeigt ſich, daß die Liſten über: 
glei im gleichen erfahren oder im neuen Prozeſſe \ : 8 A 
| triff dieſe Aug auch mit den o. S. 1 on 1 haupt nur einen Bruchteil der berechtigten Männer 
genannten Abhandlungen von Lunglmayr und Horchler enthalten. Vergleicht man die Urliſten einzelner 
zuſammen. Gemeinden aus verſchiedenen Jahrgängen, etwa auf 


Die Praxis iſt aber dem, namentlich auf dem 
Lande, nicht durchweg gefolgt; es werden zu 
Schöffen faſt ausſchließlich die Grundbeſitzer und 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden vorgeſchlagen. 

Die aktiven Staatsbeamten der verſchiedenen 
Reſſorts, die vermöge ihrer Bildungsſtufe und 
fittlichen Tüchtigkeit gewiß mit das beſte Material 
zum Schöffendienſt liefern würden — man denke 
an die Lehrer der verſchiedenen Bildungsanſtalten 
und die zahlreichen techniſch gebildeten Beamten, 
die im Verkehrsweſen und ſtaatlichen Betrieben 
aller Art angeſtellt ſind — ſcheiden in Bayern 
aus der Reihe der Kandidaten ohnehin aus. Denn 
während im Deutſchen Reiche und in anderen 
deutſchen Staaten nur ein gar ganz kleiner Bruch— 
teil der Staatsbeamten „jederzeit einſtweilen in 
Ruheſtand verſetzt werden kann“, können alle 
bayeriſchen pragmatiſchen Beamten jederzeit infolge 
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zehn Jahre zurück, ſo kann man ein auffallendes 
Schwanken der Schlußziffern beobachten. Es iſt 
ein Auf und Nieder, das mit dem allmählichen 
Anwachſen der Bevölkerung in den meiſten Ge⸗ 
meinden, dementſprechend in der Regel auch die 
ſchöffenbaren Männer allmählich anwachſen mußten, 
nicht in Einklang zu bringen iſt. Kommen doch 
des öfteren plötzliche Steigerungen um 30% vor, 
darauf wieder Rückgänge, ſo zwar, daß nach 5 bis 
10 Jahren die Zahl der Vorgeſchlagenen wieder 
gleich hoch iſt. In manchen Gemeinden machen 
die Vorgeſchlagenen weit über 10% der Einwohner 
aus, in anderen ſinkt ihre Zahl auf wenige Prozent 
herunter. Gewiß wird eine Vorortsgemeinde in 
der Nähe einer größeren Stadt weniger ſchöffenbare 
Männer auſweiſen, als eine reine Landgemeinde, 
weil ſie eine mehr wechſelnde Bevölkerung hat 
(GVG. $ 33 Z. 2) und die Zahl der Armen 
(GVG. 8 33 Z. 3) dort im Durchſchnitt eine höhere 
zu ſein pflegt. Aber ſo ſtarke Differenzen, wie 
erwähnt, laſſen ſich dadurch nicht erklären, ganz 
abgeſehen davon, daß ſolche auch in Gemeinden 
vorkommen, auf welche die erwähnten beſonderen 
Verhältniſſe nicht zutreffen. 


Die Sache wird alſo tatſächlich ſo liegen, daß 
die Urliſten un vollſtändig find, nicht ein Ver: 
zeichnis aller in der Gemeinde wohnenden wähl⸗ 
baren Männer bilden. Die Bevorzugung der 
grundangeſeſſenen Bevölkerung erklärt ſich manch⸗ 
mal daraus, daß der Gemeindeſchreiber, in deſſen 
Hand die Herſtellung der Liſten zu liegen pflegt, 
die Liſten auf Grund des Verzeichniſſes der Land— 
tagswähler oder der Heimatberechtigten anfertigt. 
Ueberdies ſind nach Ziff. XI letztem Abſ. der 
MBek. vom 1. Auguſt 1880 nach Beendigung 
der Tätigkeit des Ausſchuſſes die Urliſten alljähr⸗ 
lich den Bürgermeiſtern zum Zwecke der Benützung 
bei Herſtellung der Urliſten des nächſten Jahres 
zurückzugeben. Hierin liegt ein ſtarker Anreiz, 
die neue Liſte in der Weiſe herzuſtellen, daß aus 
der alten die Perſonen, welche als verſtorben, 
verzogen, unfähig geworden bekannt find, weg— 
gelaſſen und die übrigen rein mechaniſch übertragen 
werden, hingegen eine Aufnahme der inzwiſchen 
durch Vorrücken im Alter und zweijährigen Auf: 
enthalt in der Gemeinde ſchöffenbar gewordenen 
Perſonen gar nicht oder doch nur inſoweit ſtatt— 
findet, als die momentane Erinnerung des Ver— 
faſſers der Liſte geſtattet. Es bleibt dann dabei, 
bis ein äußerer Anſtoß, vielleicht die Wahrnehmung, 
daß die Schöffenzahl gar zu ſehr zuſammen— 
geſchmolzen iſt, oder eine Erinnerung der Auf— 
ſichtsbehörde, einmal Anlaß zu einer gründlichen 
Ergänzung der Liſte gibt, worauf dann wieder 
der neue Kreislauf ſich fortſetzt. 


Die Liſten werden gemäß $ 36 GVG. zur 
Einſicht aufgelegt und dies öffentlich — meiſt 
durch Anſchlag an der Gemeindetafel — bekannt— 
gemacht. Das Geſetz hat ſich von dem Inſtitut 


ö 
ö 
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der Einſprache, die nach der herrſchenden Anſicht 
jedermann zuſteht, erhofft, daß die allenfalls den 
Urliſten anhaftenden Mängel der Unvollſtändigkeit 
und Unrichtigkeit ſofort geheilt werden. Allein 
Einſprachen werden gegen die Mangelhaftig⸗ 
keit der Liſten faſt niemals erhoben. Es 
iſt ja bekannt, welche Unannehmlichkeiten es, 
wenn auch nicht gerade für die Schöffengerichte, 
aber doch für die Schwurgerichte, bildet, daß 
kranke Perſonen, die doch das größte Intereſſe 
an einer Einſprache hätten, ſolche unterlaſſen, 
und mit ihren Leiden erſt bei der Einberufung 
zum Dienſte herausrücken, während vorher nach 
deſſen Natur (Neuraſthenie, Herzſchwäche, Brüche) 
und bei ihrem zurückgezogenen Leben niemand 
davon hat wiſſen können. Noch viel weniger 
beſteht natürlich eine Geneigheit, ſich wegen Weg⸗ 
laſſung in der Liſte der Einſprache zu bedienen. 
Gerade die gewerblichen und landwirtſchaftlichen 
Bedienſteten ſind meiſt viel beſchäftigt und drängen 
durchaus nicht zu dem Schöffendienſte, der mit 
Verluſt von Zeit und Geld verbunden iſt und 
überdies den Schöffen noch in Ungelegenheiten 
bringen kann. Und gerade die Beſten meiden es 
aus Beſcheidenheit, Einſprache zu erheben. 


Das Inſtitut der Einſprache erweiſt ſich nicht 
als ausreichend, um die etwaigen Mängel der 
Urliſten zu beſeitigen. 

Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt werden die 
Urliſten dem Amtsrichter vorgelegt. Die Vorlegung 
ſoll bis zum 1. September erfolgen — nicht 
immer wird dieſe Friſt eingehalten — und in 
der zweiten Hälfte desſelben Monats iſt die Aus— 
ſchußſitzung abzuhalten. Der Amtsrichter hat die 
Beachtung der Vorſchriften des 8 36 Abſ. 2 GVG. 
zu prüfen und die Abſtellung etwaiger Mängel 
zu veranlaſſen. Daß er auf die Herſtellung 
der Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Liſte hin⸗ 
zuwirken hätte, iſt ſo allgemein nirgends vor— 
geſchrieben und auch in der kurzen Zeit nicht 
durchführbar. Die Gemeindeſchreiber pflegen nicht 
ſo raſch zu arbeiten; eine Rückgabe der Liſte zur 
Ergänzung wird leicht zur Folge haben, daß die 
Zuſammenſtellung der Urliſten (Bek. vom 1. Auguſt 
1880 XD nicht mehr rechtzeitig fertig wird. 


Der Ausſchuß, welcher nun zuſammentritt, iſt 
allerdings in ſeinen Entſchlüſſen von der Urliſte 
unabhängig. Es heißt zwar im §S 42 GG., daß 
der Ausſchuß die erforderliche Zahl von Schöffen 
„aus der berichtigten Urliſte“ wählt; es iſt das 
aber nach der herrſchenden Anſicht nicht ſo zu 
verſtehen, daß er hierbei nur die Liſte ſelbſt und 
die von ihm verbeſchiedenen Einſprachen zu berück— 
ſichtigen hätte, ſondern er darf auch von Amts 
wegen Berichtigungen der Urliſte vornehmen, ins— 
beſondere in dieſe auch ſolche Perſonen noch auf— 
nehmen, welche mit Unrecht ausgelaſſen ſind (vergl. 
Löwe, Komm. z. GVG. 11. Aufl. § 42 Note 1 
und die dortigen Zitate). 


In der Tat kommt es vor, daß von den Mit: 
gliedern des Ausſchuſſes vermöge ihrer Perſonal⸗ 
kenntnis Männer vorgeſchlagen werden, die zu 
Schöffen geeignet ſcheinen, aber nicht in den Liſten 
ſtehen. Wo die nötigen Perſonalien (Staatsan⸗ 
gehörigkeit, Alter, Dauer des jetzigen Wohnſitzes) 
feſtſtehen oder ſofort erhoben werden können, find 
diefe Vorſchläge ohne Bedenken. Häufig iſt das 
aber nicht der Fall, und der betreffende Ver⸗ 
trauensmann über die Vorausſetzungen der Wähl⸗ 
barkeit ſeines Kandidaten unſicher unterrichtet, 
insbeſondere auch über deſſen Geſundheit; er hat 
den Mann vielleicht ſchon monatelang nicht 
geſehen und er iſt unterdes körperlich oder geiſtig 
ſehr zurückgegangen. Abgeſehen von der Gefahr, 
daß durch dieſe Benennungen die Liſte nicht ver⸗ 
beſſert wird, entſpricht es wohl nicht ganz dem 
Geiſte des Geſetzes, daß auf dieſe Art ein: 
zelne Perſonen noch Aufnahme finden, weil ſich 
zufällig ein Vertrauensmann ihrer erinnert, wäh⸗ 
rend eine Menge anderer, die ſich dieſes Vorzuges 
nicht erfreuen, unberückſichtigt bleiben. 


Das Ergebnis entſpricht hiernach nicht durch—⸗ 
aus den Abſichten des Geſetzgebers. 


Die Frage iſt, wie ohne grundſätzliche Aende⸗ 
rungen doch in der Praxis eine beſſere Verteilung 
des Schöffendienſtes ſtattfinden könnte. 


Ein öfter verſuchtes Mittel hierzu bilden all⸗ 
gemeine Ausſchreiben der Aufſichtsbehörden, durch 
welche auf den Inhalt der geſetzlichen Vorſchriften 
hingewieſen und deren Einhaltung eingeſchärft wird. 
Ihr Erfolg iſt wohl häufig kein gar großer, 
weil knappe Anweiſungen dieſer Art des öfteren 
nicht verſtanden, umfangreichere aber nicht aus⸗ 
reichend geleſen werden. Wie es ſo geht, iſt 
im Momente der Abfaſſung der Liſte die Aus— 
ſchreibung nicht zur Hand, es iſt Eile nötig oder 
der Gemeindeſchreiber hat inzwiſchen gewechſelt, 
kennt die Ausſchreibung nicht und ſo bleibt alles 
beim Alten. 


Mehr Erfolg wird es verſprechen, wenn die 
Urliſten der einzelnen Gemeinden vor der Aus: 
ſchußſitzung einer Prüfung auf ihre Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit unterzogen werden und durch 
Schriftwechſel oder noch beſſer mündlich eine 
Hebung der Mängel allmählich herbeigeführt wird. 


Der Amtsrichter iſt ſehr wohl in der Lage, 
durch Vergleichung der Abſchlußziffern der älteren 
Urliſtenverzeichniſſe, durch Einſicht der Grund— 
bücher und Handelsregiſter, durch Befragung von 
Vertrauensmännern, der Inhaber von Geſchäften 
mit einer großen Anzahl von Bedienſteten und 


Arbeitern, wenigſtens annähernd feſtzuſtellen, ob 
eine Urliſte weſentliche Mängel hat oder nicht. 


Er wird ſich perſönlich oder durch Mittelsperſonen 


| Dazu iſt aber in rechtlicher Beziehung erforderlich, 
daß er zu derartigen Erhebungen zuſtändig iſt und 
in tatſächlicher Beziehung, daß er die nötige Zeit 
dazu hat. Die Zuſtändigkeit wird durch den Wort⸗ 
laut des § 39 GWG. nicht ausgeſchloſſen. Die 
Bek. vom 1. Aug. 1880 nimmt ſie offenbar als 
gegeben an. Denn wenn ſie vorſchreibt, daß der 
| Amtsrichter alle zur Beurteilung der Fähigkeit 
und Brauchbarkeit für den Schöffen dienſt etwa 
notwendigen und zweckmäßigen Ergänzungen erholen, 
insbeſondere die Strafliſten einſehen ſoll, ſo faßt 
ſie ſeine Amtspflicht entſchieden weiter als die rein 
formale Tätigkeit nach $ 39 GVG. Die Bek. geht 
eben von der auch in der Theorie zur Herrſchaft 
gelangten eingangs hervorgehobenen Anſicht aus, 
daß Unrichtigkeiten der Urliſte von Amts wegen 
auszumitteln und Fehlgriffe bei den Wahlen von 
Amts wegen tunlichſt zu verhüten ſeien. Es dürfte 
ohne weiteres klar ſein, daß dieſe Tätigkeit von 
Amts wegen nicht vor der offenbaren Unvollſtändig⸗ 
keit der Urliſte Halt machen, ſondern im Gegen: 
teil auch ihr nach Tunlichkeit entgegentreten ſoll. 
Die hierzu gegebene Zeit iſt aber, wie oben 
angedeutet, namentlich in Anbetracht der länd⸗ 
lichen Verhältniſſe, viel zu knapp. Rechnet man 
bei rechtzeitigem Eintreffen der Urliſten nur eine 
Woche auf die Ausmittelung und Zuſammen⸗ 
ſtellung der vermuteten Mängel, eine Woche auf 
| die Verſendung hin und her und eine Woche auf 
! 


die Korrektur. Der Gemeindeſchreiber, der z. B. 
ganze Kategorien von Perſonen weggelaſſen hat, 
wird die Ergänzung kaum in ſo kurzer Zeit be— 
wältigen können, zumal er als Hauptamt ſeinen 
Schul- und Kirchendienſt hat — jo geht es ſchon 
auf Ende September zu, ehe das vorgeſchriebene 
Verzeichnis der Urliſten hergeſtellt und Termin 
zur Ausſchußſitzung anberaumt iſt. Wie nun erſt, 
wenn die Liſte auch jetzt noch neuerdings offenbare 
Mangel und Unvollſtändigkeiten aufweiſt, oder der 
Mängel ſo viele waren, daß etwa ein wiederholtes 
Auflegen der Liſte als erforderlich angeſehen wird? 


Auch ſonſt iſt es wohl in der gegebenen kurzen 
Zeit kaum möglich, die zweckmäßigen Ergänzungen 
und Aufklärungen zu erholen. 

Die Ausſchußſitzung würde viel beſſer vor⸗ 
bereitet und den vortrefflichen Abſichten des Ge⸗ 
ſetzes (einſchl. d. Bek. v. 1. Auguſt 1880) viel beſſer 
entſprochen werden können, wenn die Einſendung 
der Urliſten zu einem erheblich früheren Zeitpunkte 
vor der Wahl ſtattfinden würde. Solange die 
Wahlin der zweiten Hälfte September ſtattfindet, fällt 
dann allerdings deren Vorbereitung noch immer 
durchaus in die Gerichtsferien und die Einreichung 
der Liſte in eine verhältnismäßig frühe Jahreszeit. 
| Das dürfte aber minder bedenklich fein als 


die Mangelhaftigkeit der Liſten. 


mit deren Verfertiger ins Benehmen ſetzen, den 
Mängeln nachgehen und ihre Beſeitigung erwirken 


können. 
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Das Kecht der unehelichen Autter zur Beitimmung 


des Glaubensbekenntniſſes und der religiöſen 


Erziehung ihres Kindes. 


Von Dr. Auguſt Hofmann, Regierungsaſſeſſor 
in Landshut. 


Das Recht zur Beſtimmung des Glaubens⸗ 
bekenntniſſes und der religiöſen Erziehung des 
Kindes iſt ein Beſtandteil des Erziehungsrechts 
im allgemeinen (vgl. Samml. d. VGHE. Bd. III 
S. 92, IV S. 114, V S. 141, 142, XVII S. 319). 
Es find deshalb die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts, alſo nunmehr die des BGB., überall dann 
maßgebend, wenn ſie nicht durch andere geſetzliche 
Beſtimmungen erſetzt find. 

Die uneheliche Mutter hat nach $ 1707 BGB. 
das Recht und die Pflicht, für die Perſon des 
Kindes zu ſorgen. Dieſe Sorge umfaßt gemäß 
8 1631 J. c. das Recht und die Pflicht, das Kind 


zu erziehen. Es ſteht ſomit nach dem BGB. der 


unehelichen Mutter auch das Recht zu, zu be⸗ 
ſtimmen, in welchem Glaubensbekenntnis ihr 
Kind erzogen werden ſoll (vgl. unten Ziff. II 
Anm. 3). 


Vorſchriften über die religiöſe Erziehung eines 
unehelichen Kindes enthält aber auch die Bayeriſche 
Verfaſſungsurkunde. § 21 der II. VerfBeil. ſagt 


nämlich, nachdem der § 20 die religiöſe Erziehung 


der durch Heirat legitimierten natürlichen Kinder 
behandelt hat: „Die übrigen natürlichen Kinder, 
wenn ſie von einem Vater anerkannt ſind, werden 
in Anſehung der Religionserziehung gleichfalls 
wie die ehelichen behandelt; ſind ſie aber von 
dem Vater nicht anerkannt, ſo werden ſie nach 
dem Glaubensbekenntniſſe der Mutter erzogen.“ 
Dieſe Vorſchriften bleiben nach Art. 134 des EG. 
zum BGB. unberührt. 

Es fragt ſich nun, inwieweit durch dieſe Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung die oben erwähnten Vorſchriften 
des BGB. außer Wirkſamkeit geſetzt ſind. 


Zunaͤchſt find zwei Fälle auseinander zu halten: 
Der Fall, daß das Kind vom natürlichen Vater 
anerkannt iſt, und der Fall, daß ein ſolches An⸗ 
erkenntnis nicht vorliegt. 


I. Die Anerkennung des Kindes ſeitens des 
Vaters im Sinne des S 21 d. II. Verf Beil. muß eine 
rechtswirkſame ſein nach Maßgabe der bürgerlichen 
Geſetzgebung. Hierzu gehört einmal, daß ſie durch 
eine öffentliche Urkunde (gerichtliche oder ſtandes⸗ 
amtliche, 8 25 des PStG. vom 6. Februar 1875) 
feſtgeſtellt, ſodann daß damit die freiwillige Ueber— 
nahme einer über die geſetzliche Unterhaltspflicht 
hinausgehenden Leiſtung für Unterhalt und Er— 
ziehung des Kindes ſeitens des Vaters im Ein— 
verſtändnis mit der Mutter und event. der 
Vormundſchaft verbunden iſt (vgl. Samml. d. 
BEHE Bd. III S. 83, IV S. 338, VIII 


| 


S. 162 ff., X S. 119, XXI S. 140, 141, XXVI 
S. 172 ff.)) 

Liegt eine ſolche Anerkennung vor, dann iſt 
wieder zu unterſcheiden zwiſchen dem Fall, daß 
Vater und Mutter verſchiedenen Glaubens ſind 
und dem Fall, daß beide dem gleichen Glaubens⸗ 
belenntnis angehören. 


1. Sind die Eltern verſchiedenen Glaubens, 
dann finden bezüglich der religiöſen Erziehung 
des Kindes die Vorſchriften Anwendung, wie ſie 
für die ehelichen Kinder nach 88 12 ff. der II. 
Verf Beil. gelten; denn das Kind wird, „wie ein 
eheliches behandelt“ ($ 21 J. c.). Es können dem⸗ 
nach die Eltern durch beiderſeitige Uebereinkunft 
in der für Eheverträge vorgeſehenen Form (notarieller 
Vertrag) über die religiöſe Erziehung des Kindes 
Beſtimmung treffen (vgl. ME. v. 17. Juni 1838, 
Döllinger, VerordSamml. Bd. 8 J. Teil S. 57, 58, 
ferner Samml. der VGHE. Bd. XXVI S. 175; 
auch E. Mayer, a. a. O. S. 209, 210 und 
Leuckart, a. a. O. S. 93). Der Mutter 
kommtalſo ein einſeitiges Beſtimmungs⸗ 
recht in dieſem Falle nicht zu, ſondern 
nur ein Mitbeſtimmungsrecht. 


In Ermangelung einer ſolchen Vereinbarung 
tritt die Regel des § 14 a. a. O. ein: das 


t) Dieſe Auffaſſung kann allein befriedigen, da nur 
jo dem § 21 d. II. VerfBeil eine praktiſche Bedeutung zu⸗ 
kommt. Nach der Anſicht von Seydel (Blätter f a. Pr. 
Bd. 42 S. 81 ff. u. 97 ff.; vgl. auch Bd. 50 S. 188, 
wonach eine rechtswirkſame Anerkennung im Sinne des 

21 J. c. nur dann vorliegen ſoll, wenn mit ihr 
ſich die Entſtehung familienrechtlicher Beziehungen, die 
Unterwerfung des Kindes unter die väterliche Erziehungs: 
gewalt, verknüpft) iſt die genannte Verfaſſungsbeſtimmung 
vor Inkrafttreten des BGB. im rechtsrheiniihen Bayern 
unvollziehbar geweſen und nach dieſem Zeitpunkte im 
ganzen Königreich überhaupt gegenſtandslos., da es vor 
dem Jahre 1900 in Bayern (abgeſehen von der Pfalz) 
eine Anerkennung mit dieſer Wirkung nicht gegeben hat 
und auch jetzt nach dem BGB. nicht gibt; denn die 
Ehelichkeitserklärung auf Antrag des Vaters gemäß 
§ 1723 ff. BGB gehört nicht hierher, da durch fie das 


Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen erhält ($ 1736 
I. c), ſomit ſchon hierdurch auch, in Anſehung der Religions- 


erziehung als ehelich zu behandeln“ iſt, nicht erſt auf 
Grund des 8 21 d. II. Verf Beil. (jo auch wohl Blätter f. a. 
Pr. Bd. 50 S 189 Anm. 1 und S. 188 Anm. 1, Abſ. 1. 
letzter Satz). Es ſtellt ſich daher die Ehelichkeitserklärung 
nach $ 1723 ff. BGB. nicht als eine Anerkennung nach 
§ 21 1. c. dar (entgegen Silbernagl, Verf. und Verwaltung 
der Religionsgenoſſenſchaften in Bayern 4. Aufl. S. 24 
Anm. 23 und Leuckart v. Weißdorf, Verfaſſungsurkunde 
S. 93). Die richtige Folgerung aus der Anſicht von 
Seydel wird denn auch von Oertmann (Bayeriſches 
Landesprivatrecht, II. Abteilung. S. 614, 615) gezogen, 
der auf Grund dieſer Anſicht die fragliche Vorſchrift 
der Verfaſſungsbeilage für antiquiert erachtet, „da ihrer 
Anwendbarkeit hinfort die rechtliche und auch tatſächliche 
Grundlage entzogen“ ſei. Anderſeits geht die Anſicht 
von E. Mayer (Das Kirchen-Hoheitsrecht des Königs von 
Bayern S 209). welcher zur Anerkennung „jeden Vertrag 
und jede einſeitige Willenserklärung, mag ſie auch nur 
in konkludenten Handlungen beſtehen“, als genügend er— 
achtet, zu weit, da ſie das, was der Geſetzgeber gewollt 
hat, nicht zum Ausdruck bringt 


Kind folgt, wenn es ein Knabe iſt, der Religion 
des Vaters, wenn es ein Mädchen iſt, dem 
Glaubensbekenntniſſe der Mutter. 


2. Bei gleicher Glaubensangehörigkeit der 
Eltern bemißt ſich das Recht der Beſtimmung des 
Glaubensbekenntniſſes und der religiöſen Erziehung 
des Kindes nach den Vorſchriften, welche für die 
religiöſe Erziehung eines ehelichen Kindes von 
Eltern gleichen Glaubens maßgebend ſind, alſo 
nach den bezüglichen Vorſchriften des BGB., welche 
finngemäß zur Anwendung kommen.“) Hiernach 
kommt in erſter Linie dem Vater das 
Beſtimmungsrecht zu ($ 1627 BGB.), der 
Mutter nur beim Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen der $S 1684, 1685 1. c., 
alſo namentlich beim Tode des Vaters und bei 
ſeiner tatſächlichen Verhinderung an der Aus⸗ 
übung des ihm primär zuſtehenden Beſtimmungs⸗ 
rechtes. 


II. Iſt das Kind von dem Vater nicht aner⸗ 
kannt, dann treten zunächſt die Beſtimmungen 
des bürgerlichen Rechtes in Wirkſamkeit. Hiernach 
kommt, wie ſchon eingangs dargelegt, der Mutter 
das ausſchließliche Beſtimmungsrecht zu.?) Die 
Vorſchrift in $ 21 der II. VerfBeil.: „io werden fie 
nach dem Glaubensbekenntniſſe der Mutter er⸗ 


zogen“, iſt, wie diejenige des § 18: „jo folgen 


1) Daß für die religiöſe Erziehung von Kindern 
aus ungemiſchten Ehen das bürgerliche Recht und nicht 
die II. Verfaſſungsbeilage in Betracht kommt, dürfte 
wohl jetzt fo ziemlich allgemein angenommen ſein (vgl. 
Seydel a. a. O. S. 503; Samml. d. VGHE. Bd. IV 
S. 114, V S. 142; auch Silbernagl a. a. O. S. 24, 
Anm. 20 und Oertmann, a. a. O. S. 609). Ein Argu⸗ 
ment für die Auffaſſung daß die Kinder aus ungemiſchter 
Ehe nur in der Konfeſſion der beiden Eltern erzogen 
werden dürfen (E. Mayer, a. a. O. S. 215) kann ins- 
beſondere nicht aus 8 18 der II. Verf Beil. abgeleitet werden, 
da auch hier — wenn aus der gemiſchten Ehe eine 
ungemiſchte geworden iſt — die Kinder nicht unter allen 
Umſtänden der nun gleichen Religion der Eltern zu 
folgen haben, ſondern nur dann, wenn die Eltern keine 
anderweitige Beſtimmung getroffen haben. Denn die 
Worte „ſo folgen die Kinder der nun gleichen Religion 
ihrer Eltern“ bringen lediglich das zum Ausdruck, was 
in der Regel der Fall iſt (vgl. Seydel a. a. O. S. 506 
Anm. 64 und unten Ziffer II.). 

ı So auch richtig Blätter für adm. Pr. Bd. 50 
S. 188, 189 und Leuckart a. a O. S. 94, während 
Oertmann (a. a. O. S. 614 Anm. 2) der unehelichen 
Mutter — abgeſehen von dem entgegenſtehenden Wort: 
laute des 821 d. II. Verf Beil. — fein Beſtimmungsrecht 
zugeſtehen will, da ſie nach dem jetzigen bürgerlichen 
Recht nicht die elterliche Gewalt habe und auch nicht 
zur Vertretung des Kindes berechtigt ſei. 

Allein, da die uneheliche Mutter nach 8 1707 in 
Verbindung mit § 1631 BGB. das Recht der Erziehung 
hat, die Kindererziehung im allgemeinen aber auch die 
Erziehung in religiöſer Hinſicht umfaßt (vgl. oben im 
Eingang und auch Oertmann a. a. O. S 610), ſo muß 
der Mutter auch das Recht zuerkannt werden, über die 
Art und Weiſe der religiöſen Erziehung, über das 
Glaubensbekenntnis, in dem dieſe Erziehung ſtattfinden 
ſoll, Beſtimmung zu treffen (vgl. auch VGHCE. Bd. XVII 


S. 319). 


| 
| 


| 
Ä 
| 
Ä 


| 
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die Kinder der nun gleichen Religion ihrer Eltern“ 
nicht zwingender Natur, ſondern gilt lediglich als 
geſetzliche Regel für den Fall, daß der Erziehungs⸗ 
berechtigte über die religiöſe Erziehung eine andere 
Beſtimmung nicht getroffen hat (vgl. Seydel 
a. a. O. S. 508; Samml. d. VGHE. Bd. XVI 
S. 81, 82, XIX S. 80, XXI S. 142); fie ſtellt 
nur die regelmäßig eintretende Wirkung dar, da 
angenommen wird, daß — wie die Eltern gleichen 
Glaubens ihre Kinder in der Regel in ihrer 
eigenen Religion erziehen laſſen — ſo auch das 
uneheliche Kind von den Erziehungsberechtigten 
in der Religion der Mutter erzogen zu werden 
pflegt. | 

In Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung 
ſeitens der Mutter muß das Kind in dem 
Glaubensbekenntniſſe der Mutter erzogen werden, 
was ja auch im Zweifel als ihrem Willen ent⸗ 
ſprechend erachtet werden kann. 


Wollte man den obigen Worten: „ſo werden 
ſie etc.“ die Bedeutung eines Rechtszwangs zu⸗ 
erkennen, ſo daß das Kind nur in der Religion 
der Mutter erzogen werden dürfe (ſo Mayer 
a. a. O. S. 215; Oertmann a. a. O. S. 614; 
Silbernagl, a. a. O. S. 25), dann würde man 
zu dem eigentümlichen Reſultate kommen, daß die 
Mutter dann, wenn der Vater das Kind als das 
ſeinige anerkennt und ihm ein Erzieher und Er⸗ 
nährer ſein will, in der Frage der religiöſen Er⸗ 
ziehung des Kindes mitbeſtimmen und eventuell 
ſagar allein Beſtimmung treffen könnte, waͤhrend 
ſie dann, wenn der Vater ſich um das Kind nichts 
bekümmert, ihr allein alſo das Kind zur Er- 
ziehung und Ernährung überlaſſen iſt, nichts in 
dieſer Frage zu ſagen hätte. Würde man freilich 
dem Anerkenntniſſe nach $ 21 der II. Verf Beil. jede 
praktiſche Bedeutung aberkennen (vgl. oben Anm. 1 
am Schluſſe), dann könnte ein ſolches Mißver⸗ 
hältnis nicht eintreten. 

Das Reſultat vorſtehender Betrachtung iſt 
hiernach folgendes: 

Die uneheliche Mutter hat bezüglich des 
Glaubensbekenntniſſes und der religiöſen Erziehung 
ihres Kindes: 

1. Wenn das Kind von dem Vater in rechts⸗ 
wirkſamer Weiſe anerkannt iſt und Vater und 
Mutter verſchiedenen Glaubens ſind, ein Mit⸗ 
beſtimmungsrecht. 

2. Wenn das Kind vom Vater anerkannt iſt 
und Vater und Mutter gleichen Glaubens ſind, 
ein ſubſidiäres Beſtimmungs recht. 

3. Wenn das Kind vom Vater nicht aner— 
kannt iſt, ein ausſchließliches Beſtimmungs— 
recht. 
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Ritteilungen aus der Praxis. 


Der Ertrag der Arbeit in den Gerichtsgefängniſſen. 
(Zu den 88 72 bis 81 der Dienſt⸗ und Hausordnung 
für die Gerichtsgefängniſſe.) Mit dem Ertrage der 
Gefangenenarbeit wird nicht in allen Gerichts- 
gefängniſſen gleichmäßig verfahren. Es dürfte ſich 
daher empfehlen, die maßgebenden Beſtimmungen 
kurz zuſammenzuſtellen. 

Arbeit gibt es in jedem Gefängniſſe. Schon 
die Aufrechterhaltung der Ordnung und Reinlichkeit 
und die ſonſtige Hausbeſorgung erfordert Arbeit, 
die überall von den Gefangenen zu leiſten iſt, aus— 
genommen jene beſonderen Verrichtungen, für die 
dem Gefängniswärter eigene Bezüge bewilligt ſind, 
wie die Beſorgung der Wäſche und die Zubereitung 
der warmen Speiſen ($ 11 Ab}. 6 der Bekanntmachung 
vom 23. April 1883 über die ökon. Verwaltung); 
außerdem ſoll aber auch nach 8 72 D. u. HO. der 
eigene Bedarf des Gefängniſſes an Kleidern, Wäſche— 
ſtücken und Gerätſchaften tunlichſt dort ſelbſt hergeſtellt 
werden. Wird hiernach in allen Gefängniſſen die 
Arbeitskraft der Gefangenen verwertet, ſo kennt die 
D. u. HO. einen beſonderen „Ertrag der Arbeit' doch 
nur dann, wenn die Arbeit ſich auf Zwecke erſtreckt, 
die nicht ausſchließlich dem Gefängnisbetriebe zu 
Gute kommen. Eine ſolche weitergehende Beſchäf— 
tigung kann in den verſchiedenſten Formen auftreten, 
von der Verwendung des Gefangenen zum Vorteil 
des Gefängniswärters an, ſei es für feinen Haus— 
bedarf, ſei es für die ihm gegen beſondere Vergütung 
auferlegten Gefängnisarbeiten, bis zur Herſtellung 
von Waren für industrielle Großbetriebe. 

Jede Beſchäftigung der Gefangenen für fremde 
Zwecke, mag ſie auch noch ſo geringfügig ſein, iſt nur 
zuläſſig, wenn die Gefängniskommiſſion ſie gebilligt 
hat (S 20 Abſ. 3 D. u. HO.). Soll die Arbeit außer: 
halb des Gefängniſſes geleiſtet werden, wie dies z. B. 
bei Kulturarbeiten der Fall ſein kann, ſo wird außer— 
dem noch die miniſterielle Genehmigung erfordert; 
nur die Fortſchaffung von Laſten, welche in das Ge— 
fängnis verbracht oder von dort weggeführt werden 
ſollen, z. B. das Verbringen des zerkleinerten Brenn— 
holzes aus dem Gefängnis in die Wohnungen der 
Beſteller, kann vom Gefängnisvorſtand in eigener 
Zuſtändigkeit angeordnet werden, wenn ſie nach den 
örtlichen Verhältniſſen ohne Erregung von Aufſehen 
möglich iſt. (8 73 D. u. HO.) 

Die Gefängniskommiſſion ſetztauch die Bedingungen 
feſt, unter denen eine Arbeitsbeſtellung ausgeführt 


— 
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Koſten gedeckt. Als ſolche Koſten führt die D. u. HO. 
F 77 Abſ. 3) insbeſondere an: die Auslagen für 
Anſchaffung von Hilfsſtoffen, die Inſtandhaltung der 
er und die gewöhnlichen Nachſchaffungen 
olcher. 


verdienſtkaſſe nur die Koſten der Fortführung 
des Arbeitsbetriebs zur Laſt fallen, dagegen nicht die 
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Koſten der Einführung eines Betriebs. Die erſt⸗ 
malige Anſchaffung der Werkzeuge iſt daher in gleicher 
Weiſe zu beantragen wie die Anſchaffung ſonſtiger 
Gefängnisgerätſchaften: ebenſo iſt zu verfahren, wenn 
bei beſtehendem Betriebe ſich Anſchaffungen als nötig 
erweiſen, die den Rahmen von gewöhnlichen Nach— 
ſchaffungen überſchreiten. 

Was nach Abzug der Betriebskoſten in der 
Arbeitskaſſe übrig bleibt, bildet den Reinertrag 
der Arbeit. Von ihm wird ein Teil zur Belohnung 
der arbeitenden Gefangenen verwendet, ein Teil dem 
Gefängniswärter als beſondere Vergütung für ſeine 
Tätigkeit beim Arbeitsbetrieb überlaſſen, der Reſt an 
den für die Gerichtsgefängniſſe gebildeten Arbeits- 
fonds abgeliefert. (8 77 Abſ. 3 D. u. HO.) 

Die Belohnung (Verdienſtanteil) der 
Gefangenen beſtimmt ſich nach einem von der Ge— 
fängniskommiſſion aufzuſtellenden Tarife (§78 D. u. HO). 
In dem Tarif iſt die Belohnung, ſoweit Stücklohn au⸗ 
gemeſſen iſt, z. B. für Anfertigung von Kleidungs- und 
Wäſcheſtücken, Herſtellung von Papierwaren, Zündholz— 
ſchachteln, Patronen- und Flaſchenhülſen, Ausleſen 
von Bohnen u. dergl. nach der Größe der Leiſtung, 
für die übrigen Arbeiten nach Arbeitstagen feſtzuſetzen. 
Für die Bemeſſung der Verdienſtanteile jind der Ge— 
fängniskommiſſion zwei Schranken gezogen: der täg— 
liche Verdienſtanteil eines mit gehörigem Fleiße und 
der erforderlichen Geſchicklichkeit arbeitenden Ge⸗ 
fangenen bei einer Arbeitszeit von 9 bis 10 Stunden 
ſoll den Betrag von 25 Pfennig nicht überſteigen und 
die Summe aller Verdienſtanteile darf nicht mehr 
als 40 %è des Reinverdienſtes ausmachen. Eine 
Grenze nach unten beſtebt nicht. Da der Tarif im 
voraus, alſo zu einer Zeit feſtgeſtellt wird, zu der 
der Reinertrag noch nicht bekannt iſt, muß ihm eine 
Schätzung des Ertrages zugrunde gelegt werden. 
Sie bietet keine Schwierigkeit bei Arbeiten, zu denen 
das geſamte Material einſchließlich der Hilfsſtoffe 
und die Arbeitsgeräte vom Beſteller geliefert werden; 
hier brauchen von der mutmaßlichen Roheinnahme 


nur die allgemeinen Betriebskoſten wie der Verbrauch 


wird, beſchließt alſo auch über die Höhe der vom 
Beſteller zu leiſtenden Vergütung. Wie ſich aus den 


Beſtimmungen über die Verwendung der Vergütung 
ergibt, darf dieſe nur in Bargeld beſtehen: jede andere 
Form, insbeſondere die direkte Verabreichung von 
Lebensmitteln an die Gefangenen, iſt unſtatthaft. 


der Arbeit“. Sie fließt nach S 77 Abſ. 1 D. u. HO. 
in die „Arbeitsverdienſtkaſſe“. Diele eigene 
Kaſſe und damit auch die im $ 105 der D. u. HO. 
vorgeſchriebenen Bücher ſind zu führen, ſobald in 
dem Gefängniſſe eine Beſchäftigung der Gefangenen 
für fremde Zwecke, wenn auch in noch ſo beſcheidenem 
Maße, ſtattfindet. 

Aus der Arbeitsverdienſtkaſſe werden zunächſt 
die mit dem Arbeitsbetriebe verbundenen 


an Petroleum für die Arbeitslampen u. dergl. ab— 
gezogen zu werden; bei den ſonſtigen Arbeiten hat 
dagegen auch ein entſprechender prozentualer Abzug 
für Hilfsſtoffe, Abnutzung der Geräte uſw. einzutreten. 
Muß die Schätzung des Reinertrags für jeden 
Arbeitszweig geſondert erfolgen, ſo iſt es anderſeits 
nicht geboten, die Verdienſtanteile ſo feſtzuſetzen, daß 
den Gefangenen, die mit einer beſtimmten Arbeit 


beſchäftigt find, gerade der Reinertrag dieſes Arbeits- 
Die Vergütung der Beſteller bildet den „Ertrag 


zweiges zufließt. Es beſteht alſo kein Hindernis, 


wenn bei einer einträglichen Beſchäftigungsart die 


Verdienſtanteile weniger als 40% betragen, dafür 
bei einer anderen minder einträglichen Beſchäftigungs— 
art die 40% zu überſchreiten. Nur die Geſamt— 
ſumme der nach dem Tarif auszubezahlenden Ver— 
dienſtanteile darf 40“ des zu erhoffenden geſamten 
Reinertrags nicht überſteigen. Sollte ſich im Laufe 
des Betriebs herausſtellen, daß bei der Tarif— 


aufſtellung der Reinertrag überſchätzt worden war, 


Die Aufzählung zeigt, daß der Arbeits- 
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und deshalb eine Ueberſchreitung der 40% zu be⸗ 
fürchten ſein, ſo wäre natürlich die alsbaldige 
Aenderung des Tarifs herbeizuführen. 

Verdienſtanteile erhalten zunächſt nur diejenigen 
Gefangenen, welche mit Arbeiten beſchäftigt ſind, 
deren Ertrag in die Arbeitsverdienſtkaſſe fließt. Dazu 
gehören nach 8 3 der Bekanntmachung vom 23. April 
1883 über die ökonomiſche Verwaltung der Gerichts⸗ 
gefängniſſe auch die mit dem Kleinmachen des Holzes 
für den Gefängnisbedarf beſchäftigten Gefangenen, 
ſobald im Gefängniſſe irgend ein Arbeitsbetrieb für 
fremde Rechnung beſteht. Es unterliegt aber auch 
keinem Bedenken, wenn einmal ein Arbeitsbetrieb 
eingeführt iſt, ihn auch auf die Anfertigung des 
eigenen Bedarfs des Gefängniſſes an Kleidern, Wäſche, 
Gerätſchaften, auf die Ausbeſſerung dieſer Gegen— 
ſtände, ſowie auf ähnliche Arbeiten für den Haus 
bedarf auszudehnen und damit auch den hierzu ver⸗ 
wendeten Gefangenen Verdienſtanteile zuzuwenden. 
Die Vergütung, die ſonſt der Beſteller zu leiſten hat, 
wird in dieſen Fällen aus Staatsmitteln bezahlt; 
ihre Höhe iſt nur für die Holzzerkleinerung feſt— 
gelegt (30 Pfg. für das Ster Scheitholz, 51 Pfg. für 
das Ster Stockholz); im übrigen wird ſie jeweils 
beſonders feſtgeſetzt. 

Der Gefängniskommiſſion iſt aber weiter noch 
geſtattet, auch den mit Hausarbeiten beſchäftigten 
Gefangenen aus der Arbeits verdienſtkaſſe Belohnungen 
zu gewähren. Hierin liegt eine Beſonderheit inſoferne, 
als für die gewöhnliche Hausbeſorgung von Staats 
wegen eine Vergütung nicht geleiſtet wird, durch die 
Einbeziehung der Hausarbeiter alſo der Arbeits- 
verdienſtkaſſe lediglich Ausgaben, aber keine Einnahmen 
erwachſen. Im übrigen beſteht zwiſchen der Belohnung 
der Hausarbeiter und den Verdienſtanteilen der im Ar: 
beitsbetriebe beſchäftigten Gefangenen kein Unterſchied. 
Es ſteht daher mit den Beſtimmungen der Dienft- 
und Hausordnung nicht im Einklang, wenn die Haus— 
arbeiter aus dem Rohertrage der Arbeit entlohnt, 
ihre Bezahlung alſo gleich den auf den Arbeitsbetrieb 
erwachſenden Koſten behandelt oder wenn die Mittel 
dafür dadurch beſchafft werden, daß den im Arbeits- 
betriebe beſchäftigten Gefangenen nachträglich ein Ab— 
zug an ihrer tarifmäßigen Vergütung gemacht wird. 
Die Belohnung der Hausarbeiter iſt vielmehr bei der 
Aufſtellung des Tarifs ganz nach denſelben Grund— 
ſätzen feſtzuſetzen, wie die Verdienſtanteile der übrigen 
arbeitenden Gefangenen; insbeſondere darf durch die 
Einbeziehung der Hausarbeiter die für die Belohnung 
ſämtlicher Arbeiter verfügbare Summe von 40 % des 
Reinertrags nicht überſchritten werden. Es kann ſich 
alſo unter Umſtänden die Notwendigkeit ergeben, die 
Verdienſtanteile der übrigen arbeitenden Gefangenen 
etwas niedriger anzuſetzen, als es bei Weglaſſung der 
Hausarbeiter hätte geſchehen können. Dies darf aber 
die Kommiſſion nicht abhalten, auch der Hausarbeiter 
zu gedenken; denn es iſt ein Gebot der Billigkeit, 
daß wenigſtens in den Gefängniſſen, in denen ein 
größerer Arbeitsbetrieb beſteht und die überwiegende 


Zahl der Gefangenen davon Nutzen hat, auch die 
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Hausarbeiter nicht ganz leer ausgehen, zumal ſie ja 


vielfach den anderen Gefangenen Arbeiten abnehmen, 
die an ſich (vgl. 8 54 D. u. HO.) dieſen obliegen. 

Die Verdienſtanteile werden den Gefangenen zu— 
nächſt gutgeſchrieben. Während der Dauer der Haft 
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ſowie zur Anſchaffung von Briefpapier und Zahlung 
von Portogebühren ($ 90 D. u. HO.) verfügt werden. 
Dabei tritt für die Gefangenen, die zur Arbeit an: 
gehalten werden können (Gefängnisſträflinge und auf 
Grund des § 361 Nr. 3—8 StGB. verurteilte Haft⸗ 
ſträflinge), eine Beſchränkung ein. Während die an 
deren Gefangenen die ganze Gutſchrift verbrauchen 
können, dürfen ſie zur Anſchaffung von Zuſatz— 
nahrungsmitteln und Schnupftabaf nur über die Hälfte 
und nur mit Erlaubnis des Vorſtandes verfügen: auch 
ſoll denjenigen unter ihnen, welche einer ſtrengeren 
Behandlung unterliegen ($ 98 D. u. HO.), die Er⸗ 
laubnis zur Anſchaffung nur ausnahmsweiſe bei be— 
ſonders gutem Verhalten und nicht für mehr als 
einen Tag in der Woche erteilt werden. 

Soweit der Verdienſtanteil nicht zu ſolchen An⸗ 
ſchaffungen verbraucht und nicht etwa nach 8 79 
Abſ. 2 D. n. HO. zur Deckung der Erſatzanſprüche für 
boshafte Beſchädigungen u. dgl. in Anſpruch zu nehmen 
iſt, wird er dem Gefangenen bei der Entlaſſung aus— 
bezahlt oder im Falle der Ablieferung an eine andere 
Behörde dieſer überſendet. 

Der Verdienſtanteil des Gefängnis⸗ 
wärters iſt im $ 80 D. u. HO. geregelt. Er wird 
aus dem Reinertrage der Arbeit, alſo dem Betrage 
berechnet, der von der Geſamteinnahme nach Abzug 
der Koſten verbleibt. Was die Gefangenen an Ver— 
dienſtanteilen erhalten, äußert hier nicht den geringſten 
Einfluß, und es berührt daher insbeſondere das 
finanzielle Intereſſe des Gefängniswärters in keiner 
Weiſe, wenn die Hausarbeiter ebenfalls Belohnungen 
aus der Arbeitsverdienſtkaſſe bekommen. 

Die Höbe des Anteils iſt verſchieden, je nachdem 
im Gefängniſſe beſondere Hilfsbedienſtete für den Ge— 
fängnisdienſt gehalten werden oder nicht. Sie beträgt 
von einem Reinertrage bis zu 500 Mk. 

bei erſteren 20%, bei letzteren 50%, 
von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Mk. 

bei erſteren 10%, bei letzteren 20%, 
von dem 1000 Mk. überſteigenden Betrage 

bei erſteren 5%, bei letzteren 10 . 
Zugrunde gelegt wird immer der Reinertrag des 
ganzen Jahres; es darf daher, falls im Laufe des 
Jahres ein Wechſel in der Perſon des Gefängnis— 
wärters eintrat, nicht etwa jeder für ſich die Prozente 
aus dem Reinertrage während ſeiner Dienſtzeit ge— 
ſondert berechnen, ſo daß jeder aus den erſten 500 Mk. 
während ſeiner Dienſtzeit den höheren Anteil bekäme, 
ſondern es wird der Geſamtverdienſtanteil für das 
ganze Jahr feſtgeſtellt und auf die Beteiligten nach 
Maßgabe ihrer Dienſtzeit ausgeteilt. 

Der Verdienſtanteil bildet eine „beſondere Ver— 
gütung für die auf den Arbeitsbetrieb bezüglichen 
Obliegenheiten und einen Erſatz des Aufwandes auf 
das für ihn erforderliche Schreibwerk“. (77 D. u. HO.). 
Da der Aufwand auf das Schreibwerk nur ganz ge— 
ring iſt, ſtellt ſich der Anteil im weſentlichen als 
ein beſonderer Nebenbezug des Gefängniswärters dar 
und unterliegt daher nach Art. 9e des Einkommen— 
ſteuergeſetzes der Steuerpflicht. 

Was von dem Reinertrage nach Abrechnung der 
Verdienſtanteile der Gefangenen und des Gefängnis— 


wärters übrigbleibt, wird an das Rentamt abgeliefert. 


kann über das Guthaben zur Anſchaffung von Zuſatz- 


nahrungsmitteln und Schnupftabak ($ 79 D. u. HO.) 


zur Ablieferung kommen. 


Da die Abzüge im Höchſtfalle 90% (40% für die 
Gefangenen und 50 0 für den Gefängniswärter aus 
machen dürfen, muß mindeſtens 10% des Reinertrages 
Die Beträge fließen in 
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einen Zentralfonds, den Arbeitsfonds, der der 
Verfügung der Staatsminiſterien der Juſtiz und der 
Finanzen unterſteht. Aus ihm wird alljährlich ein 
Betrag zur Verfügung geſtellt, aus dem die beim Ar⸗ 
beitsbetrieb beſchäftigten Hilfsbedienſteten Belohnungen 
erhalten. 

Zum Schluſſe ſei noch bemerkt, daß in den Ge⸗ 
fängniſſen, in denen ein Arbeitsbetrieb nicht einge⸗ 
führt iſt, den Gefangenen weder für die Hausarbeit 
noch auch für ſonſtige Arbeiten zum Hausbedarf eine 
Belohnung zugewendet werden kann. Eine Ausnahme 
beſteht nur für das Kleinmachen des Holzes. Hier 
wird vom Staate dieſelbe Vergütung geleiſtet, wie 
bei den Gefängniſſen mit Arbeitsbetrieb; von dem 
Betrage erhält der Gefängniswärter ein Drittel; zwei 
Drittel werden dem Gefangenen gutgeſchrieben, der 
darüber in gleicher Weiſe verfügen kann, wie die Ge⸗ 
fangenen in den Gefängniſſen mit Arbeitsbetrieb über 
ihre Verdienſtanteile (8 3 der Bek. v. 23. April 1883). 

Burkhardt, Staatsanwalt 
am Oberlandesgerichte München. 


Iſt bei fogenannten altrechtlichen Hypsthekennr⸗ 
kunden zur Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut 
der Eheſran ein Duldungstitel gegen den Ehemann er: 
forderlich? Dieſe Streitfrage wurde in letzter Zeit 
vom Vollſtreckungsgericht des AG. München I in 
mehreren Entſcheidungen bejaht (a. M., wie ſchon hier 
bemerkt fein mag, Neumiller Anm. II zu 8 801 ZPO., 
Steiner, 8VG. S. 3 und 53 Fußnote und Ob“ G. n. 
S. 1451). Für den Standpunkt der Praxis des Amts⸗ 
gerichts München I iſt folgendes anzuführen: 

Nach Art. VIII des EG. zu dem Geſetze betr. 
Aenderungen der Zivilprozeßordnung bleiben die lan— 
desgeſetzlichen Vorſchriften über die Vollſtreckbarkeit 
von Hypothekenurkunden in Anſehung der Hypotheken 
in Kraft, welche ſchon zu der Zeit beſtehen, zu welcher 
das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Von dieſer 
Ermächtigung hat Bayern Gebrauch gemacht und in 
Art. 166 Z. XVI Abſ. 3 des AG. z. BGB. beſtimmt, 
daß die Art. 127 bis 134, 136 des AG. 3. ZPO. und 
KO. vom 23. Febr. 1879 in Anſehung der Hypotheken 
in Kraft bleiben, welche zu der Zeit beſtehen, zu der 
das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, hier alſo 
hinſichtlich der vor dem 1. Mai 1905 entſtandenen 
. (IMBek. vom 6. März 1905 IJMBl. 

. 962). 

Die zuletzt erwähnten Ausführungsvorſchriften 
wurden ſeinerzeit auf Grund des Abſ. II des 8 706 
ZPO. älterer Faſſung erlaſſen und im Hinblick auf 
den auch für Hypothekenurkunden für anwendbar er— 
klärten Abſ. I dieſes Geſetzesparagraphen teilweiſe 
abweichend von den Beſtimmungen der Zivilprozeß— 
ordnung geſtaltet. So konnte und kann auch jetzt 
noch die Zwangsvollſtreckung aus den Hypotheken— 
urkunden gemäß Art. 127 ff. AG. z. ZPO. und KO. 
in das bewegliche und unbewegliche Vermögen des 
Schuldners betrieben werden, ſoferne die Hypothek 
vertragsmäßig für einen Anſpruch beſtellt iſt, welcher 
die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme zum Gegen— 
ſtande hat und durch die Urkunde feſtgeſtellt iſt; die 
Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung 
iſt nicht erforderlich. Sie iſt auch gegen den dritten 
Beſitzer zuläſſig, ſoweit deſſen Haftung nach dem Hypo— 
thekengeſetz begründet iſt. Die Vollſtreckungsklauſel 
wird von dem Notare erteilt, der die Hypothekurkunde 
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verwahrt, oder vom Gerichtsſchreiber des Gerichts, 
das die Urkunde über die Hypothekbeſtellung aufge⸗ 
nommen hat. Neue Vollſtreckungsklauſeln können 
von den vorgenannten Beamten oder auch vom Hypo⸗ 
thekenamt bzw. Grundbuchamterteilt werden (Art. 1321III 
AG. z. ZPO. und KO. und Art. 166 Z. XVI Abi. 3 
und 174 AG. z. BGB.). Im übrigen fanden und 
finden auf die Zwangsvollſtreckung aus Hypotheken⸗ 
urkunden des bayer. Landesrechts die Vorſchriften der 
Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung (Art. 136 
AG. z. ZPO. und KO. und Art. 166 Z. XVI Abſ. 3 
AG. z. BGB.; Schierlinger, Landesrechtl. Zivil⸗ 
prozeßnormen, 3. Aufl. S. 250). Darüber jedoch, ob und 
in welchen Fällen bei Zwangsvollſtreckungen in das 
Vermögen von Ehefrauen ein Duldungstitel gegen den 
Ehemann erforderlich war und iſt, enthielt weder 
die Zivilprozeßordnung älterer Faſſung irgendwelche 
Beſtimmungen, noch finden ſich ſolche in Art. 127 ff. 
AG. z. ZPO. und KO., noch wurden ſolche in Art. 
166 Z. XVI Abſ. 3 AG. z. BGB. getroffen. Damit 
war jedoch bei ſolchen Zwangsvollſtreckungen ein 
Duldungstitel gegen den Ehemann nicht etwa über⸗ 
flüſſig, ſondern deſſen Notwendigkeit unter der Herr⸗ 
ſchaft der Zivilprozeßordnung älterer Faſſung nach 
dem einschlägigen bürgerlichen Rechte bzw. dem Güter— 
ſtande zu beurteilen, in dem die betreffende Ehefrau 
mit ihrem Ehemanne lebte (vgl. Gaupp⸗Stein 3. Aufl. 
Anm. II, 3 zu 8 671 und Anm. 3, d, 3 zu § 51 ZPO.). 

Hierin iſt nun ſeit 1. Jan. 1900, d. i. ſeitdem die 
Zivilprozeßordnung in der Faſſung vom 17. Mai 1898 
in Kraft getreten iſt (vgl. Art. I EG. zu dem Geſetz 
betr. Aenderungen der ZPO. und Art. 1 EG. z. BGB.), 
eine Aenderung eingetreten, inſoferne 8 739 ZRO. 
neuer Faſſung vorſchreibt, daß bei dem Güterſtande 
der Verwaltung und Nutznießung, der Errungenſchafts— 
gemeinſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut nur dann zu— 
läſſig iſt, wenn die Ehefrau zur Leiſtung und der 
Ehemann zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in 
das eingebrachte Gut verurteilt iſt. Zuläſſig war 
und iſt alſo die Anwendung des $ 739 ZPO., wenn 
die betreffende Ehefrau mit ihrem Manne in einem 
der vorerwähnten Güterrechte des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches lebt, in das eingebrachte Gut der Ehefrau 
vollſtreckt werden ſoll und die Zwangsvollſtreckung 
nach dem 31. Dezember 1899 erfolgt. Lagen oder 
liegen dieſe Vorausſetzungen vor, ſo mußte und muß 
neben dem Leiſtungstitel gegen die Ehefrau ein Dul— 
dungstitel gegen den Ehemann bei Zwangsvoll— 
ſtreckungen in das eingebrachte Gut der Ehefrau ge— 
fordert werden (vol. Peterſen-Anger, ZPO., 4. Aufl. 
Anhang I 3. 29), ſoferne nicht die Ausnahme des 
§ 741 ZPO. zutraf bzw. zutrifft. 

Dies hat nicht nur dann zu gelten, wenn die 
güterrechtlichen Verhältniſſe der in 8 739 3 PO. neuer 
Faſſung gedachten Art infolge der Verehelichung ſeit 
1. Jan. 1900 ohne Abſchließung eines Ehevertrages 
oder gerade auf Grund eines abgeſchloſſenen Ehe— 
vertrages eingetreten ſind, ſondern auch dann, wenn 
ein derartiger Güterſtand des Bürgerlichen Geſetz— 
buches zwiſchen den betr. Eheleuten beſteht, weil das 
zwiſchen ihnen vor dem 1. Jan. 1900 beſtandene Güter— 
rechtsverhältnis durch Landesgeſetz in einen Güter— 
ſtand des neuen Rechts übergeleitet wurde, wie er 
in 8 739 3PO. erwähnt iſt (vgl. Gaupp-Stein Anm. VI 
und Seuffert Anm. 5 je zu 8 739 3] O.). Letzteres 
gilt für Bayern umſomehr, als hier durch Art. 24 
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des UeG. vom 9. Juni 1899 die für den Güterſtand 
geltenden Vorſchriften der Zivilprozeßordnung aus⸗ 
drücklich für anwendbar erklärt wurden, ſoweit nach 

| Güterſtand einer 
(She die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches 
Henle⸗Schneider Anm. 2 zu 
Art. 24 UeG.) und die Anwendbarkeit des Art. 103 
UeG. als einer Ausnahmebeſtimmung au Schuld⸗ 
bekenntniſſe ausgeſchloſſen iſt (vgl. Neumiller Anm. 
ſomit auch die Anwendbarkeit auf 
die ſogenannten altrechtlichen, nur als eine beſondere 
Art von Schuldbekenntniſſen ſich darſtellenden Hypo⸗ 
thekenurkunden, d. h. auf ſolche, die ſich auf Hypo⸗ 
theken beziehen, welche ſchon beſtanden haben, bevor 
das Grundbuch für angelegt erklärt wurde. 

Die vorerwähnten Hypothekenurkunden find, mögen 
ſich die Schuldner bei der Beſtellung der Hypothek 
der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen haben 
oder nicht, ihrer Entſtehung und ihrem gewöhnlichen 
Inhalte nach Leiſtungstitel, weil der urkundliche Ans 
ſpruch nur die Bezahlung einer beſtimmten Geldſumme 
zum Gegenſtand hat (vgl. Art. 127 AG. z. ZPO. u. KO 
und 8 702 Z. 5 ält. Faſſung und f 795 
neuer Faſſung ZM O.). 
ein gegen den Ehemann als Geſamtſchuldner er⸗ 
gangenes Leiſtungsurteil niemals den gegen ihn für 
Zwangsvollſtreckungen in das eingebrachte Gut ſeiner 
Ehefrau erforderlichen Duldungstitel erſetzen (vgl. 
Planck 3. Aufl. Anm. 9a zu 8 1411 BGB., Gaupp⸗ 
Stein Anm. II und Neumiller Anm. II je zu & 739 
ZPO.). Gemäß 8 795 ZPO., Art. 136 AG. z. BRO. 
und KO. und Art. 166 Z. XVI Abſ. 3 AG. z. BGB. 
muß dies auch für ſogenannte altrechtliche Hyvotheken⸗ 
urkunden gelten und demnach ein Duldungstitel gegen 
den Ehemann bei Zwangsvollſtreckungen in das ein⸗ 
gebrachte Gut der Ehefrau auch dann gefordert werden, 
wenn beide Ehegatten nach der betr. Urkunde geſamt⸗ 
verbindlich zur Bezahlung der Schuld verpflichtet ſind 
oder die Ehefrau die Hypothek allein für den An⸗ 
ſpruch des Gläubigers beſtellt und der Ehemann hierzu 
ſeine Zuſtimmung gegeben hat, oder wenn beide Ehe⸗ 
leute das mit der vor dem 1. Mai 1905 entſtandenen 
Hppothek belaſtete Grundſtück erworben haben oder die 
Ehefrau allein es mit Zuſtimmung des Ehemannes 
von dem bisherigen Beſitzer erworben hat. Demgegen⸗ 
über wird man ſich darauf nicht berufen können, daß 
die Zwangsvollſtreckung aus Hypothekenurkunden gem. 

ZPO. und KO. gegen diejenigen 
Perſonen ſtattfindet, gegen welche der Anſpruch nach 
dem Inhalte der Urkunde begründet iſt (vol. Motive 
z. Art. 127 AG. z. ZPO. und KO.), weil damit bzw. 
mit Art. 127 ff. AG. z. ZPO. und KO. in dieſer 
Richtung ſeinerzeit eine von der Zivilprozeßordnung 
ält. Faſſung abweichende Beſtimmung nicht getroffen 
wurde. Denn auch die reichsrechtlichen Vollſtreckungs⸗ 


nur für und gegen die Perſonen vollſtreckbar, die im 
Urteil oder Vollſtreckungstitel nach 8 702 ält. F. und 
§ 795 J n. F. ZPO. oder in der 
ſtreckungsklauſel namentlich bezeichnet waren und ſind. 
Daraus dürfte hervorgehen, 
Eigenart der altrechtlichen 
Unanwendbarkeit des 8 739 3 O. auf ſie nicht ab⸗ 
geleitet werden kann, wenngleich auf Grund der Ur- 
kunde im Falle der Nichtzahlung der Gläubiger, ab⸗ 
geſehen von der Zwangsvollſtreckung in das beweg- 
liche Schuldnervermögen, die Befriedigung aus dem 


verpfändeten Grundſtücke im Zwangswege herbei⸗ 
führen konnte und kann. Denn trotz dieſer Berech⸗ 
tigung des Gläubigers iſt und bleibt die Hypotheken⸗ 
urkunde des alten Rechtes Leiſtungstitel, bezüglich 


in das eingebrachte Gut einer Ehefrau notwendige 
Duldungstitel iſt ein beſonderes, die rechtliche Stellung 
des Ehemannes zum eingebrachten Gut der Ehefrau 
berückſichtigendes prozeſſuales Erfordernis, 
die Vollſtreckung in das eingebrachte Gut der Ehe⸗ 
frau beim Beſtehen des Güterſtandes der Verwaltung 
und Nutznießung, der Errungenſ chaftsgemeinſ chaft oder 


Grundſtückserwerd bezüglichen Urkunde als Mit⸗ 
ſchuldner hinſichtlich des Gläubigeranſpruchs in Be⸗ 
tracht kommt oder ſeine Zuſtimmung zur Hypothek⸗ 
beſtellung oder zum Erwerbe des mit der Hypothek 
belaſteten Grundſtücks durch die Ehefrau gegeben hat, 
kann nur die materielle Grundlage für die Erwirkung 
des Duldungstitels gegen den Ehemann zum Zwecke 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der 
88 1395 ff., 1525 IL und 1550 II 
BGB., Art. 98 UeG. und Henle⸗Schneider Anm. 2, © 
zu Art. 98 UeG.), dieſes für die Zwangsvollſtreckung 
in das eingebrachte Gut der Ehefrau unerläßliche 
prozeſſuale Erfordernis ſelbſt aber nicht erſetzen und 
zwar auch bei den übergeleiteten Güterrechten nicht, 
weil auch auf dieſe die Vorſchriften der Zivilprozeß 
ordnung ausdrücklich für anwendbar erklärt ſind 
(Art. 24 UeG.) 
Verwirklichung des Gläubigeranſpruchs in F 
kommt, nur die in Art. 103 UeG. (für das rechts⸗ 
rheiniſche Bayern) erwähnte Ausnahme zugelaſſen 
(rt. 24 Ue®.). 

Gemäß 5 750 1 ZPO. n. F. war und iſt weitere 
Vorausſetzung für die Zwangsvollſtreckung in das 
eingebrachte Gut der Ehefrau, daß der Duldungs⸗ 
titel dem Ehemann vor oder mit Beginn der Voll⸗ 
ſtreckung zugeſtellt wurde oder zugeſtellt wird (vgl. 
Peterſen⸗Anger Anm. 3 zu 8 739 ZPO.). 

Hiernach dürfte den ſogenannten altrechtlichen 
Hypothekenurkunden gegenüber den reichsrechtlichen 
Vollſtreckungstiteln hinſichtlich der Anwendung des 
8739 ZPO. bei Zwangsvollſtreckungen in das ein⸗ 
gebrachte Gut der Ehefrau eine Ausnahmeſtellung 


nicht zukommen. 
Amtsrichter Will in München. 
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Ablöſung von Hypotheken und $ 880 BGB. Soll 
ein Hypothekkapital durch ein anderes abgelöſt werden, 
ſo kann die Uebertragung der dem bisherigen Gläu⸗ 
biger zuſtehenden Hypothek auf den neuen Gläubiger 
in folgender Weiſe vorgenommen werden. 

1. Der bisherige Gläubiger tritt ſeine Hypothek⸗ 
forderung an den neuen Gläubiger ab. 

Dieſer Weg iſt dann nicht gangbar, wenn der 
bisherige Gläubiger ſeine Forderung nicht abtreten, 
oder wenn der Hypothekſchuldner den neuen Gläu⸗ 
biger nicht nennen oder wenn der neue Gläubiger 
mit dem bisherigen nichts zu tun haben will. Dies 
kommt z. B. nicht allzu ſelten bei der Ablöſung von 
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Brauereihypotheken vor. In allen dieſen Fällen iſt 
auch das Verfahren nach $ 1180 BGB. ausgeſchloſſen. 
2. Der Hypothekſchuldner befriedigt mit den durch 
das neue Darlehen erhaltenen Mitteln den bisherigen 
Hypothekgläubiger, erwirbt dadurch deſſen Hypothek 
und überträgt dieſe dann auf den neuen Gläubiger. 
Der zweite Weg kann dann nicht beſchritten 
werden, wenn der neue Gläubiger die Darlehens⸗ 
ſumme erſt auszahlt, wenn für ihn Hypothek, wenig⸗ 
ſtens an nächſt offener Stelle, eingetragen iſt. In 
ſolchen Fällen kann 
3. dem neuen Gläubiger eine Hypothek mit dem 
Range der wegzufertigenden dadurch verſchafft werden, 
daß für den neuen Gläubiger an nächſt offener Stelle 
eine Hypothek beſtellt wird und dann der Hypothek⸗ 
ſchuldner, falls die Zwiſchenberechtigten hinter die 
neue Hypothek — gegen Löſchung der bisherigen — 
nicht zurücktreten wollen oder von der Ablöſung vor⸗ 
erſt nichts erfahren ſollen, den Rang ſeiner durch 
Befriedigung des bisherigen Gläubigers erworbenen 
Eigentümer⸗Hypothek an den neuen Gläubiger abtritt. 
Zur Erſparung von Koſten iſt die Beſchreitung 
dieſes Weges dann zu empfehlen, wenn die abzulöſende 
Hypothekforderung den Betrag von 10000 Mk. nicht 
überſteigt. Nach Art. 121 des Geſetzes über das Ge⸗ 
bührenweſen in der Faſſung des Geſetzes vom 22. De: 
zember 1903 (GVBl. S. 679) wird in dieſem Falle 
auf die verhältnismäßige Gebühr für die Beſtellung 
der neuen Hypothek die verhältnismäßige Gebühr an⸗ 
gerechnet, welche für die Beſtellung der rückgezahlten 
Hypothek entrichtet worden iſt. Iſt alſo, wie hier 
vorausgeſetzt wird, der Betrag der neuen Hypothek 
nicht größer, als der der bisherigen, ſo iſt eine Staats⸗ 
gebühr überhaupt nicht zu zahlen. Dagegen wird bei 
der Uebertragung einer Hypothek — alſo in den Fällen 
1 und 2 — und bei den Verfahren nach $ 1180 BGB. 
eine Staatsgebühr von 2½ bzw. 3% o erhoben (Art. 
155, 160 und 119 des Geſetzes über das Gebühren— 
weſen). Die Vergütung an den Notar iſt in den drei 


Fällen gleich (Art. 24 der Notariatsgebührenordnung). 


Daß dem Beſchreiten des unter 3 beſchriebenen 
Weges nicht die Rechte etwa vorhandener Zwi— 
ſchenberechtigter entgegenſtehen, hat das Oberſte 
Landesgericht in dem auf S. 481 f. des 2. Jahrgangs 
dieſer Zeitſchrift veröffentlichten Beſchluß vom 
21. September 1906 anerkannt. Dort iſt ausgeführt, 
daß die Rangänderung als Verfügung über das 
zurücktretende Recht innerhalb des durch dieſes Recht 
beſtimmten Rahmens ihnen gegenüber wirkſam iſt, 
auch wenn ſie ihr nicht zuſtimmen. 

In dem der Entſcheidung des Oberſten Landes— 
gerichts unterſtellten Falle war vom Notar auch be— 
antragt worden, in die Beltätinung des Grundbuch— 
amts über die Eintragung der Rangänderung einen 
Vermerk darüber aufzunehmen, welche Rechte nach 
dem Vollzug der Rangänderung dem vorgetretenen 
Rechte noch vorgehen. 
ausgeſprochen, das Grundbuchamt könne nicht ange— 
halten werden, eine ſolche Beſcheinigung zu erteilen. 
Denn es beſcheinige die für das Rangverhältnis maß— 
gebenden Tatſachen, die ſich aus dem Grundbuch er— 
neben: es obliege ihm aber nicht, die Richtigkeit von 
rechtlichen Schlußfolgerungen zu bezeugen, die aus 
dieſen Tatſachen gezogen werden ſollen. 

Dem berechtigten Verlangen des Hppothekgläu— 
bigers, eine klare, auch dem Laien verſtändliche amt— 


werden können, daß 
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Das Oberſte Landesgericht hat 


liche Beſtätigung über den Rang ſeiner Hypothek zu 


erhalten, wird alſo nur dadurch Rechnung getragen 
der Notar auf der Hypothek⸗ 
beſtellungsurkunde im Anſchluß an die Beſtätigung 
des Grundbuchamts vermerkt, welche Rechte der 
Hypothek des vorgetretenen Gläubigers vorgehen. 


Notar Weinkamm in Mühldorf. 


Verminderung der formalen Geſchäfte bei den Juſtiz⸗ 
behörden. Der Herausgeber dieſer Zeitſchrift hat in 
Nr. 23 auf S. 457 darauf hingewieſen, daß eine erheb⸗ 
liche Verminderung des Schreibwerks und der mehr 
mechaniſchen Arbeit erreicht werden könnte, wenn von 
dem „Erſuchen um Rechtshilfe“ ſeltener Gebrauch 
gemacht würde. Damit iſt ein Mißſtand berührt 
worden, der wohl eine nähere Beſprechung rechtfertigt. 
Wohl jeder Richter, der mit der Erledigung von 
Rechtshilfeſachen befaßt war, wird beſtätigen, daß 
ſehr häufig der Weg der Rechtshilfe gewählt wird, 
obwohl ſich durch ſchriftliche Anfragen leicht der näm⸗ 
liche Erfolg erzielen ließe, oder in Fällen, in denen 
eine Anhörung der Parteien überhaupt nicht nötig iſt. 

Da wird z. B. erſucht, „mit den Eheleuten H. das 
in ihrer Ehe geltende Güterrecht feſtzuſtellen“, oder 
„den H. um die Adreſſe des G. zu befragen“, „den 
Vater eines unehelichen Kindes zu hören, ob er mit 
Unterhaltsbeiträgen im Rückſtand iſt“, „die Kinds— 
mutter zu befragen, wo ihr Kind in Pflege iſt“, „vom 
Vormund einen Erziehungsbericht entgegenzunehmen“. 
Hierher gehört ferner die Benachrichtigung der Ver— 
mächtnisnehmer vom Teſtamentsinhalt, (vgl. § 34 
Abſ. 3 der Nachl O.), dann das Erſuchen, jemanden 
„aus der Vormundſchaft zu entlaſſen“, auch wenn nicht 
das geringſte Vermögen vormundſchaſtsgerichtlich ver⸗ 
waltet wurde, dann die ſo häufigen Erſuchen um Ver— 
nehmung ſämtlicher geſetzlicher Erben, auch wenn 
von Anfang an in einwandfreier Weiſe feſtſteht, daß 
kein Nachlaß vorhanden iſt. 

Wie viel Aufwand an Zeit könnte dem Publikum 
erſpart werden, wenn es die notwendigen Anfragen 
und Aufklärungen von den Gerichten ſchriftlich er— 
halten und erledigen könnte! In der Regel iſt den 
Beteiligten mit einer ſchriftlichen Mitteilung, z. B. 
vom Anfall eines Vermächtniſſes, viel mehr gedient, 
als mit einer mündlichen Bekanntgabe, die ſie ja doch 
gleich wieder vergeſſen. Der Einwand, daß die Par— 
teien auf ſchriftliche Anfragen ſehr häufig keine Ant— 
wort geben, iſt nicht ſtichhaltig: diejenigen, die ſolche 
Aufragen unbeantwortet laſſen, folgen häufig auch 
nicht den Ladungen zu Gericht. 

Bei Gerichten, an denen die K. Bank das Hinter— 
legungsweſen beſorgt, kommen häufig Erſuchen ein, 
„den heute an die K. Bank geſendeten Betrag dem 
N. N. auszuhändigen“. 

Welche Umſtändlichkeiten ſind damit verbunden! 
Das Gericht ſchickt das Geld an die Bank, gleichzeitig 
die Akten an das erſuchte Gericht, mit dem Erſuchen 
um Hinausgabe des Geldes. Die Bank benachrichtigt 
vom Eingange des Geldes das erſuchte Gericht. Dieſes 
erläßt Ausgabemandat an die Bank, Erhebungsan— 
weiſung an den Empfänger. Iſt das Geld erhoben, 
jo ſchickt die Bank Vollzugsanzeige an das erſuchie 
Gericht, das dann die Akten wieder zurückſenden 
kann! An unnötigen Koſten ſind entſtanden: die Aus— 
lagen für die zweimalige Aktenverſendung und 
die Depoſitalgebühr der Bank. Iſt das nicht ein 
höchſt „einfacher Betrieb”? Könnte nicht das Geld 


den Berechtigten häufiger unmittelbar durch Poſt⸗ 
anweiſung ꝛc. geſchickt werden? 

Zum Schluſſe noch eine Bemerkung: Wer hat 
ſich noch nicht geärgert über ein „Erſuchen um ſach⸗ 
gemäße Einvernahme“? 

Etwas mehr Entgegenkommen könnte der erſuchte 
Richter wohl erwarten! Während der Richter, der 
ſeine Akten kennt, mit ein paar Worten oder Zeilen 
dem erſuchten Richter die notwendigſten Anhaltspunkte 
geben könnte, überläßt er es dieſem, die oft ſehr un: 
fangreichen Akten ſelbſt zu ſtudieren und zu erraten, 
welche Erklärungen und Feſtſtellungen der erſuchende 
Richter für notwendig oder wünſchenswert hält. 
Sollen Verhandlungen aus Anlaß des Eintrittes der 
Volljährigkeit beim erſuchten Gerichte gepflogen werden, 
ſo wird häufig die Ueberſendung einer überſichtlichen 
Schlußrechnung unterlaſſen und es findet ſich nur der 
Vermerk: „Anderes Vermögen als aktenmäßig beſitzt 
Mündel nicht.“ Der erſuchte Richter iſt dann ges 
nötigt, ſelbſt eine Schlußrechnung aus den Akten zu— 
ſammenzuſtellen. 

Wollen wir uns alſo gegenſeitig etwas weniger 
„erſuchen“, und wenn, — dann nicht „ſachgemäß!“ 


Amtsrichter Stettner in München. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Freiwillige Gerichtsbarkeit.“) 
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Zu 8 57 Abſ. 1 Nr. 9 J66., Beſchwerde über die 


Auswahl des Vormunds. Die uneheliche Mutter hat 
kein Recht der Beſchwerde gegen die Beſtellung einer 
dritten Perſon zum Vormund ihres Kindes zu dem 
Zwecke, ſelbſt als Vormund beſtellt zu werden. Das 
BGB. bezeichnet in den 88 1776 - 1778 die Perſonen, 


welche ein Recht darauf haben, zum Vormunde beſtellt 


zu werden. Dazu gehört die uneheliche Mutter des 
zu bevormundenden Kindes nicht. Iſt eine der ge— 


ſetzlich zur Vormundſchaft berufenen Perſonen über: 
gangen, fo gewährt ihr 8 60 Nr. 1 FGG. das Rechts⸗ 


mittel der ſofortigen Beſchwerde. Nach § 18 Abſ. 2 
FGG. ift das Gericht zu der Aenderung der Verfügung, 


die der ſofortigen Beſchwerde unterliegt, nicht befugt. 


Im Hinblick auf dieſe Lage der Geſetzgebung iſt nicht 
anzunehmen, daß anderen Perſonen, die einen geſetz— 
lichen Anſpruch auf die Uebertragung der Vormund— 
ſchaft nicht haben, das Recht eingeräumt ſein ſollte, 
eine Vormundſchaftsbeſtellung wegen eines eigenen 
angeblichen Vorranges vor dem gewählten Vormunde 


mit der gewöhnlichen Beſchwerde anzufechten und | 
damit zunächſt das Gericht zu der Prüfung zu ver⸗ 
anlaſſen, ob etwa eine Aenderung der von ihm ver⸗ 


fügten Vormundſchaftsbeſtellung angezeigt ſei (8 18 
Abi. 1 FGG.) Dies würde mit der Erwägung unver— 


— 
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Nr. 9 a. a. O. herleiten. Es mag dahingeſtellt ſein, 
ob die Beſtellung des Vormundes überhaupt als eine 
„Verfügung, die eine Entſcheidung über eine die Sorge 
für die Perſon des Kindes oder des Mündels be- 
treffende Angelegenheit enthält“, im Sinne dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift angeſehen werden kann. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der von der Reichstagskommiſſion in den 
§ 57 eingeſchaltenen Nr. 9 ſpricht dagegen, denn man 
hat in der Kommiſſion nur an das Anwendungsgebiet 
der 88 1631-1633 BGB. gedacht (Wellſtein, Komm. z. 
FGG. Note zu Nr. 9 des § 57). Aber ſelbſt wenn 
man den Kreis der fraglichen Entſcheidungen weiter 
faſſen und auf die Beſtellung von Vormündern erſtrecken 
dürfte, ſo geht ebenſo aus dem Wortlaute wie aus 
der von der Reichstagskommiſſion unverkennbar be⸗ 
abſichtigten Zweckbeſtimmung der Vorſchrift hervor, 
daß es ſich dabei nur um Wahrnehmung von Ange⸗ 
legenheiten des Kindes handeln kann, daß alſo eine 
Beſchwerde nur demjenigen gegeben werden ſoll, 
welcher im Nie des Kindes eine angeblich dieſes 
Intereſſe verletzende Verfügung angreifen will und 
zur Erhebung der Beſchwerde zugleich durch ein eigenes 
berechtigtes Intereſſe legitimiert iſt. (Kommiſſions⸗ 
bericht zu §8§ 54 —56 des Entwurfs, Schultzenſtein in 
33P. 25 210, Wellſtein FGG. S. 182, Joſef FGG. 


S. 128, OLG. Colmar 20. April 1901, Recht 01 S. 357 


Nr. 1374). Eine ſolche Beſchwerde liegt hier nicht 
vor. Die Beſchwerdeführerin macht lediglich ein 
eigenes Recht auf Berückſichtigung bei der Auswahl 
des Vormundes geltend. Zur Wahrung eines an— 
geblichen mn. diefer Art ift die Beſchwerde aus 
§ 57 Abſ. 1 Nr. 9 keinesfalls gegeben. eee des 
IV. 38. er 15. November 1906). 
18 


B. Zivilſachen. 
I. 


Darf der durch eine ſtrafbare Handlung Verletzte 
Ueberführungsgegenſtände beſchlagnahmen?; Uebt er 
durch ihre Wegnahme verbotene Eigenmacht? (BGB. 
§§ 858, 859 Abi. 2, $ 127 StPO.). Der Kläger wurde, 
als er die B.⸗Straße zu B. entlang ging, von einem 
Gummiball, mit welchem der neunjährige Sohn des 
Beklagten vor deſſen Schanklokal geſpielt hatte, an 
den Kopf getroffen. Er nahm den Ball an ſich, 
wurde aber von dem Beklagten zur Herausgabe des 
Balles aufgefordert. Kläger lehnte das mit der Be— 
gründung ab, er wolle den Ball auf die nächſte 
Polizeiwache bringen und ſich dort über den Unfug 
beſchweren, Beklagter möge ihm dorthin folgen. 


Während des nun folgenden Wortwechſels nahmen 


ſcheidung 


einbar fein, die den Geſetzgeber bei der Vorſchrift des 
$ 60 geleitet hat, daß nämlich Verfügungen, die die 
Grundlage für die geſamte vormundſchaftliche Vers 


waltung oder doch für die Tätigkeit des einzelnen 
Vormundes bilden, 
ſchwerden ausgeſetzt werden ſollen (Denkſchrift S. 51). 
Die jetzt zur Erörterung ſtehende Beſchwerde will im 
Gegenſatze hierzu die Befugnis der Beſchwerdeführerin, 
die erfolgte Vormundſchaftsbeſtellung anzufechten, mit 
der ausgeſprochenen Abſicht, ſelbſt zum Vormunde 
beſtellt zu werden, aus der Vorſchrift des § 57 Abſ. 1 


10 Eniſch. nach § 28 Abſ. 2, 3 FG. 


geſtellt, 
nicht zeitlich unbeſchränkten Be- 


zwei Schankgäſte des Beklagten gegen den Kläger 
Partei, und im Verein mit dieſen hat der Beklagte 
dem Kläger den Ball mit Gewalt weggenommen. 
Hierbei erlitt der Kläger Verletzungen. Er verlangt 
Schadenserſatz. Das Landgericht hat den Klage— 
anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Die Berufung des Beklagten iſt zurückgewieſen worden, 
wobei die Sache zur weiteren Verhandlung und Ent— 
über den Betrag an das Landgericht 
zurückverwieſen wurde. Die Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Der Beklagte hat die 
Rechtswidrigkeit ſeiner Handlung in Abrede 
da er in Ausübung berechtigter Selbſthilfe 
gehandelt habe, nämlich um ſich gegen verbotene 


Eigenmacht des Klägers zu ſchützen (BGB. $ 858, 


§ 859 Abſ. 2). Dieſer Einwand wird vom Be— 
rufungsgericht verworſen. Die Angriffe der Reviſion 
können keinen Erfolg haben. — Der Kläger, der mit Weg— 
nahme des Balles dem Beſitzer ohne deſſen Willen den 
Beſitz entzogen hatte, muß allerdings, um die Annahme 
der Widerrechtlichkeit zu beſeitigen, darlegen, daß das 
Geſetz ihm die Beſitentziehung geſtattete (8 858 


Abſ. 1 BGB.) Einer verbotenen Eigenmacht des 
Klägers gegenüber hätte der Beklagte jedenfalls ver— 
möge ſeiner Beſugniſſe als geſetzlicher Vertreter ſeines 
Sohnes (BGB. SS 1627, 1630) nach Maßgabe von 
8 859 des BGB. den Beſitzſchutz ausüben dürfen. — 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob auf Seiten des 
Klägers die us Vorausſetzungen eines Selbft- 
hilferechts nach 8 229 BGB. vorlagen, ob ihm ins⸗ 
beſondere ein privatrechtlicher Anſperuch zugeſtanden 
hat, deſſen Befriedigung im Wege der Selbſthilfe 
geſichert werden konnte. Denn die Berechtigung des 
Klägers, den Ball zu dem Zwecke wegzunehmen, um 
ihn der Polizeibehörde zu übergeben, iſt aus einem 
anderen Geſichtspunkte begründet. Dem Kläger war 
unverſehens ein Ball an den Kopf geflogen, ſo 
heftig, daß er Schmerzen empfand. Die An⸗ 
nahme des Berufungsgerichts, der Kläger habe nicht 
gewußt, wer der Täter ſei, iſt prozeßrechtlich nicht 
zu beanſtanden. Der Kläger wollte ſich wegen der 
ihm widerfahrenen Unbill bei der Polizei beſchweren 
und zu dieſem Behuſe den Ball auf die nächſte 
Polizeiwache bringen. Daß in einem ſolchen Falle 
derjenige, welchem auf öffentlicher Straße ein Gegen— 
ſtand an den Kopf geworfen wurde, für befugt gelten 
müſſe, dieſen Gegenſtand an ſich zu nehmen und der 
Polizeibehörde zu übergeben, iſt eine natürliche 
Forderung des Rechtsſchutzes. Und dieſe Befugnis 
läßt ſich denn auch nach der beſtehenden Rechts— 


ordnung, wenn nicht aus den Beſtimmungen des 


bürgerlichen Rechtes (SS 227 bis 229 BGB., vgl. 
Entſch. des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 34 
S. 154 ff., Bd. 35 S. 403 ff.), ſo doch im Wege der 
entſprechenden Anwendung des § 127 StPO. für den 
gegebenen Fall als geſetzmäßig begründen. Es 
iſt von der Rechtslehre und Rechtſprechung an— 
genommen, daß die Befugnis zur vorläufigen Feſt— 
nahme einer Perſon nach 8 127 StPO. auch das 
Recht (als das Mindere) mitumfaßt, dem Feſt— 
zunehmenden die in ſeinem Gewahrſam befindlichen, 
zu der ſtrafbaren Tat in Beziehung ſtehenden Sachen, 
namentlich Ueberführungsſtücke, abzunehmen, zu 
beſchlagnahmen; und es wird ein ſolches Beſchlag— 
nahmerecht auch für den Fall anerkannt, wo von der 
Feſtnahme Abſtand genommen wird, weil der Be— 
treffende ſich der Feſtnahme nicht freiwillig unter— 
wirft, oder ſich der Sache zu entäußern ſucht. Daß 
hier die Vorausſetzungen des 8 127 StPO. vorlagen, 
hat das Berufungsgericht ohne Rechtsverſtoß an— 
genommen. Der objektive Tatbeſtand einer ſtraf— 
baren Handlung, auf deren Beſchaffenheit es im üb— 
rigen hier nicht ankam, war gegeben, nämlich einer, 
wenigſtens fahrläſſigen, Körperverletzung oder doch 
eines das Publikum gefährdenden groben Unfugs. 
Der Täter war „auf friiher Tat betroffen“; 


e 
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als 


ſolcher ſtellte ſich dem Kläger zunächſt ein ihm un- 


bekannter Knabe dar, welcher den Ball wieder zurück— 
haben wollte. Nach der Annahme des Berufungs— 
gerichts hätte ſich der Sohn des Beklagten mit 
ſeinem Balle ſicherlich entſernt, wäre der Kläger erſt 
zur Polizeiwache gegangen, anſtatt den Ball an ſich 
zu nehmen. Darnach lag, wenn nicht Fluchtverdacht, 
ſo der Fall vor, daß die Perſönlichkeit des Täters 
nicht ſofort feſtgeſtellt werden konnte. Denn dazu 
mußte eine gewiſſe Gewähr für die richtige Feſt— 
ſtellung geboten fein (Entſch. des RG. in Straſſ. 
Bd. 27 
Anm. 1 Abſ. 3); und dieſe Gewähr war auch damit 
nicht ohne weiteres gegeben, daß der von dem 
Knaben herbeigerufene Beklagte ſich als deſſen Vater 
vorſtellte und dem Kläger Namen oder Wohnung an— 
gab. Darauf, ob der Täter, namentlich im Hinblick 
auf ſein jugendliches Alter, ſtrafrechtlich eee 
ſei, kam es nicht an. (Löwe-Hellweg, Komm. § 127 
Anm. 2). — Der Kläger wäre alſo befugt geweſen, 
den Sohn des Beklagten behufs der Identifizierung 


2 | einem von ihrer Tochter, 
S. 198 ff.; Stenglein, Komm zur StPO. $ 127 ö 8 


und Feſtſtellung des Sachverhaltes der Polizeibehörde 
vorzuführen. Er hat dies nicht unternommen, ſondern 
nur die für den Betroffenen jedenfalls weit weniger 
empfindliche Maßnahme gewählt, daß er den Ball 
als Beweisſtück für die beabſichtigte Anzeige zur 
Polizeiſtation bringen wollte; und er hat, als der 
Beklagte hinzukam und ihm den Ball abforderte, 
dieſem vorgeſchlagen, er ſolle gemeinſam mit ihm 
zur Polizeiwache gehen, was nach der nicht zu 
verwerfenden Anſicht des Berufungsgerichts das 
einzige Mittel geweſen wäre, den Streit zu ſchlichten 
und jeder Partei zu ihrem Rechte zu verhelfen. 
Keinenfalls kann unter dieſen Umſtänden von einem 
rechtswidrigen Handeln, einer verbotenen Eigenmacht 
des Klägers die Rede fein. (Urt. des VI. ZS. vom 
29. November 1906, VI 14106). 
712 


— n 


II. 


Kann die Zuſtellung eines Urteils an den Reben: 
intervenienten oder durch den Nebenintervenienten die 
Nechtsmittelfriſt in Lauf ſetzen? Ein vom Oberlandes⸗ 
gericht in der Berufungsinſtanz erlaſſenes Urteil 
wurde am 22. Auguſt 1906 vom Prozeßbevollmächtigten 
des Klägers dem Prozeßbevollmächtigten des Neben- 
intervenienten und am 28. Auguſt 1906 durch 
den Prozeßbevollmächtigten des Nebeninter- 
venienten dem Vertreter des Klägers zugeſtellt. 
Nach dieſen Zuſtellungen ſtarb der Nebeninter— 
venient. Sein Prozeßvertreter beantragte beim 
Reichsgerichte, das Verfahren hierwegen nach $ 246 
3BO. auszuſetzen. Das Reichsgericht wies den 
Antrag ab. 

Gründe: Beide Zuſtellungen können als wirk— 
ſam in dem Sinne, daß ſie die Berufungsinſtanz 
abſchloſſen und den Lauf der Reviſionsfriſt eröffneten, 
nicht angeſehen werden. Die erſte Zuſtellung des⸗ 
halb nicht, weil nach ſeſtſtehender Rechtſprechung des 
Reichsgerichts die Zuſtellung des Urteils an den 
Nebenintervenienten die Rechtsmittelfriſt nicht in Lauf 
ſetzen kann, vielmehr die Zuſtellung ſtets an die 
Hauptpartei erfolgen muß, die zweite Zuſtellung 
deshalb nicht, weil das Berufungsurteil in über: 
wiegendem Maße zu Ungunſten der vom Neben— 
intervenienten unterſtützten Hauptpartei lautet und 
deshalb der Nebenintervenient zum Betriebe der 
Urteilszuſtellung als einer der Hauptpartei nach— 
teiligen Prozeßhandlung nach § 67 ZPO. nicht 
berechtigt war (vgl. Skonietzki-Gelpcke Komm. 
z. ZPO. Anm. 2 lit B. zu § 67 S. 169).) Hiernach 
war zur Zeit des Todes des Nebenintervenienten das 
Verfahren in der Berufungsinſtanz noch nicht beendet. 
Das Reichsgericht iſt daher keinesfalls zur Anordnung 


der Ausſetzung des Verfahrens zuſtändig. (Beſchluß 
des V. 35. vom 24. Okt. 1906, V 146/06). 
707 ——n. 


III. 


gu n 5 138 Abſ. 2 BGB. Die Annahme eines 
Wuchergeſchäftes wird nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Wucherer bei Aufrecht⸗ 
erhaltung des Geſchäftes infolge ſpäter 
eingetretener Umſtände ſelbſt zu Schaden 
kommt. Der Kläger hat gegen die Beklagte aus 
der Ehefrau W., ausge— 
ſtellten, von ihrem Schwiegerſohn, dem Ehemann 
W. akzeptierten und von der Ausſtellerin und der 
Beklagten in blanko girierten Wechſel Klage auf 
Zahlung der Wechſelſumme von 5000 Mk. erhoben. Kläger 
ſoll nämlich unter Ausbeutung der Notlage ihres in 
Geldverlegenheit befindlichen Schwiegerſohnes W. 
dieſem gegen den Wechſel und gegen Sicherſtellung 


1) Die Frage iſt nicht immer in dieſem Sinne entſchſeden 
worden (ogl. Neumiller, 2. Aufl., zu §S 67 und zu § 516 ZPO.). 
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durch Hypotheken ein Darlehen von 5000 Mk. gewährt T zug 


und ſich dabei ausbedungen haben, daß W. ihm ein 
Grundſtück, das Kläger / Jahr vorher für 19000 Mk. 
gekauft hatte und deſſen wahrer Wert nach der Feit- 
ſtellung des Vorderrichters 21300 Mk. betrug, für 
30000 Mk. abkaufte. Klage und Berufung wurden 
zurückgewieſen. Die Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Der Vorderrichter hat ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt, daß ſich W., der Akzeptant des 
Wechſels, Anfang Februar 1904 in einer Notlage be- 
fand und daß Kläger in Kenntnis und unter Aus⸗ 
beutung der Not ſich für das dem W. gewährte 
Wechſeldarlehen Vermögensvorteile verſprechen ließ, 
die den Wert ſeiner Leiſtung dergeſtalt überſtiegen, 
daß ſie den Umſtänden nach zu letzterer in auffälligem 
Mißverhältniſſe ſtanden. Ein auffälliges Mißverhältnis 
zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung konnte ohne 
Rechtsirrtum darin gefunden werden, daß Kläger den 
Hauskauf zur Bedingung des Darlehens machte und 
ſich dabei einen Kaufpreis ausbedang, der den wahren 
Wert des Grundſtückes um 5000 Mk. überſtieg. Daß 
ſich die beſtellten Sicherheiten nachträglich als wert⸗ 
los herausgeſtellt haben und der Kläger wegen gegen— 
wärtiger völliger Inſolvenz der ebenen 
auch bei Aufrechterhaltung des Geſchäftes durch letzteres 
benachteiligt erſcheint, ſchließt den Begriff des Wuchers 
nicht aus. Es kommt darauf an, ob ſich das Geſchäft 
nach der zur Zeit der Eingehung gegebenen Sachlage 
als wucherlich darſtellt, und dieſe Frage konnte be— 
jaht werden, da nichts dafür vorliegt, daß Kläger 
damals nicht die Erfüllung ſeitens der Gegen— 
kontrahenten für genden 198 und halten durfte. 
5 v. 13. Juni 06. I 60,06). Kr. 


IV. 


Lo — ä——ẽ — — ——ñ—ꝓ— œ— 


Unterſchied leer eiufiweiliger Verfügung nach 
3p O. und Arreſt zur „ Kein 


en nach 8 6 In einem beim 
LG. München J anhängigen Scheidungsprozeß der 
Frau des chineſiſchen Zollbeamten G. gegen ihren 
Mann (einen Deutſchen) beantragte die Klägerin un⸗ 
mittelbar nach der Klageſtellung, die in München 
ſtattfand, Zuweiſung einer monatlichen Unterhalts— 
rente von 100 Mk. mittels einſtweiliger Verfügung. 
Ehe noch hierüber beſchloſſen war, beantragte die 
Klägerin weiter Arreſtanlage zur Sicherung ihrer 
künftigen Unterhaltsforderung zu 3000 Mk., weil der 
Beklagte ſeinen Wohnſitz in Kanton (China) aufge— 
geben und demgemäß an ſeinem deutſchen Aufent— 
haltsort M. den allgemeinen Gerichtsſtand habe; er 
beabſichtige wieder in das Ausland zu gehen, und es 
ſei deshalb die Unterhaltsforderung der Klägerin um 
ſo mehr gefährdet, als der Vollzug eines amtsgericht— 
lichen Arreſts durch Bargeldpfändung den Unterhalt 
nur für etwa 2 Jahre geſichert habe. Die Erwirkung 
des Arreſts für weitere 3000 Mk. ſei behufs Pfändung 
einer Forderung des Beklagten gegen die G. & S. 
Bank in Hamburg nötig. Das LG. gab den beiden 
Anträgen in einem einheitlichen Beſchluſſe ſtatt. Im 
weiteren Prozeßlauf ergab ſich, daß der Beklagte ſchon 
vorher beim LG. B. Herſtellungsklage erhoben hatte, 
und daß letzteres Gericht tatſächlich allein für die 
Eheklagen der Parteien zuſtändig war; die Klägerin 
zog deshalb die zum LG. M. gerichtete Scheidungs— 


klage zurück. Darauf erhob der Beklagte gegen die 


einſtweilige Verfügung ſamt Arreſt Widerſpruch u. a. 
mit der Begründung, es ſtehe feſt, daß eine ehegericht— 
liche Zuſtändigkeit in M. niemals beſtanden habe. 
Die Klägerin gab dies zu, hatte auch gegen die Auf— 
hebung der einſtweiligen Verfügung nichts zu erinnern, 
beſtritt aber die Begründetheit des Arreſtwider— 
ſpruchs. Das LG. erkannte bezüglich der einſtweiligen 
Verfügung fuß Aufhebung, beſtätigte dagegen den 
Arreſt. Es führte aus, der Arreſt ſei nicht „im Voll⸗ 
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der einſtweiligen Verfügung ergangen, was 
prozeſſual unverſtändlich wäre, da der Arreſt ſelbſt 
Vollſtreckungstitel ſei. Den Arreſt habe das LG. viel⸗ 
mehr ſelbſtändig als Gericht der Hauptſache für den 
künftigen Unterhaltsprozeß aus 8 1578 BGB. erlaſſen; 
hierfür komme § 627 ZPO. nicht in Betracht, wenn 
auch die Verbindung beider Beſchlüſſe ſachgemäß ge⸗ 
weſen ſei; das Verbindungsverbot des §8 615 ZPO. 
gelte für einſtweilige Verfügungen nicht. Seien die 
Ausführungen des Beklagten über Unanwend barkeit 
des § 16 ZPO. richtig, fo habe er damals jedenfalls 
in M. Vermögen beſeſſen und zwar in erſter Linie 
eine Rückgabeforderung gegen die Hinterlegungsſtelle 
in M. hinſichtlich des ihm arreſtweiſe abgepfändeten 
Geldes ($ 23 ZPO.). Dieſe Forderung und damit die 
Zuſtändigkeit des LG. in M. beſtehe auch heute noch, 
da ja der Beklagte wieder im Ausland ſei und be⸗ 
ſtreite, ſeinen Wohnſitz in Kanton jemals aufgegeben 
zu haben. Sachlich ſei zur Aenderung des Arreſts 
kein Anlaß, weil ſelbſt bei Herabſetzung der Monats⸗ 
rente auf 78 Mk. der zu ſichernde Geſamtbetrag, der 
für die Lebenszeit der Klägerin reichen müſſe, eine 
Minderung umſoweniger erfahren könne, als die Arreſt⸗ 
ſumme von 3000 Mk. nicht für beſtimmte Monate 
ausgeworfen worden ſei. Die Berufung wurde zurück⸗ 
gewieſen, wobei das OLG. insbeſondere ausführte, 
daß das Verbindungsverbot des § 615 ZPO. ſich auf 
Anträge nach § 627 nicht erſtrecke, übrigens hier nur 
zur Trennung, nicht zur Abweiſung führen könnte, 
da die Verbindung durch das Gericht von Amts wegen 
vorgenommen worden ſei. Auch die Reviſion blieb 
erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Reviſion macht 
geltend, das LG. M. ſei nicht Gericht der Hauptſache 
nach § 943 ZPO., weil der Arreſt nur ein Neben- 
anſpruch der Scheidung ſei, jedenfalls aber nicht feſt⸗ 
ſtehe, daß Beklagter zur Zeit der künftigen Erhebung 
der Unterhaltsklage keinen Wohnſitz im Deutſchen 
Reich haben werde. Bei dieſen Ausführungen ſteht 
der Reviſion Abſ. 2 des § 549 ZPO. n. F. entgegen, 
da beide Vorinſtanzen ſich für die örtliche Zuſtändig— 
keit entſchieden haben und der Rechtsſtreit einen ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſpruch betrifft. Der Verſuch, die 
Zuläſſigkeit der Rüge daraus herzuleiten, daß von 
der Zuſtändigkeit des Gerichts zugleich die Zuläſſig⸗ 
keit des Arreſts abhinge und daß dieſe ſchon mit 
Rückſicht auf die Betagtheit und teilweiſe Bedingtheit 
des für eine unabſehbare künftige Zeit erhobenen 
Unterhaltsanſpruchs beſtritten werden könne, ſcheitert 
daran, daß die Zuläſſigkeit des Arreſtes eine Voraus— 
ſetzung, nicht aber eine Folge der Gerichtszuſtändig⸗ 
keit iſt, geht aber auch inſofern fehl, als die Betagt— 
heit des Anſpruchs nach § 916 ZPO. den Arreſt nicht 
ausſchließt, die Bedingtheit aber nach § 916 Abſ. 2 
der Zuläſſigkeit des Arreſts nur entgegenſteht, wenn 
der bedingte Anſpruch wegen der entſernten Möglich— 
keit des Eintritts der Bedingung einen gegenwärtigen 
Vermögenswert nicht hat. In letzterer Beziehung aber 
hat das Berufungsgericht eine Veranſchlagung des 
Anſpruchs vorgenommen, danach den Betrag der Sicher— 
ſtellung bemeſſen und, da es ſich hierbei auf tatſäch— 
lichem Gebiet bewegt, der Reviſion keinen Grund zu 
einer Rechtsbeſchwerde gegeben. (Urt. v. 18. Okt. 1906; 
IV 122/06). N. 

694 
V. 

Zu 88 459 Abſ. 2 und 462 BGB. Die Vor⸗ 
ſchriften über Wandelung finden nur An- 
wendung, wenn der Sache z. Z. des Ueber⸗ 
ganges der Gefahr die zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaften fehlen. Die Parteien können die 
Awendung dieſer Vorſchriften nicht durch 
Vertrag auf den Fall ausdehnen, daß eine 
beim Uebergange der Gefahr vorhandene 
ſpäter wegfällt. In einer 
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ſolchen Verabredung liegt vielmehr ein 
Garantie vertrag, der nicht den Vorſchriften 
der §§ 459 ff. BGB. unterliegt.“) 
hat von den Beklagten ein Grundſtück durch Kauf und Auf⸗ 
laſſung im Jahre 1902 für 55000 Mk. erworben. Das 
Grundſtück beg in der ländlichen Gemeinde H., wo 
geſchloſſene Bebauungsweiſe galt, d. h. Haus an Haus ge: 
baut werden konnte; doch war bereits die Eingemeindung 
von H. in N. feſtgeſetzt. Sie wurde am 1. Januar 1903 voll- 
zogen. Bei den Kaufverhandlungen Hatten die Be— 
klagten eine Planſkizze vorgelegt, nach der die Be— 
bauung mit ſieben Häuſern vorgeſehen war. Der 
Kläger reichte ein Baugeſuch ein, nach dem das 
Grundſtück geſchloſſen bebaut werden ſollte, erhielt 
aber nicht die Genehmigung, weil durch die Lage des 
Baues der angemeſſenen Fortführung des Ortsbau— 
plans Hinderniſſe entſtehen würden, und weil das 
Projekt nicht der durch ortspolizeiliche Verordnung 
vorgeſchriebenen offenen Bauweiſe entſpreche. Bei 
offener Bauweiſe müſſen zwiſchen den Häuſern 
Zwiſchenräume bleiben. Der Kläger verlangt jetzt 
Auflöſung des Kaufvertrags und Mitwirkung der 
Beklagten zur Rückauflaſſung des Grundſtücks. Er 
behauptet, daß die Beklagten die Zuläſſigkeit ge— 
ſchloſſener Bebauung zugeſagt hätten. Der erſte 
Richter hat die Klage abgewiefen; dagegen hat der 
Berufungsrichter nach dem Klagantrage verurteilt. 
Die Reviſion der Beklagten hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: 
gegründet, daß die Beklagten als Eigenſchaft des 
Grundſtücks zugeſichert hätten, daß es in geſchloſſener 
Bauweiſe bebaut werden könne. Aus den Zuſicherungen 
leitet der Kläger den Anſpruch auf Wandelung des 
Kaufvertrags her. (88 449 ff. BGB.) Der Berufungs- 
richter hält dieſen Anſpruch nach SS 459 Abſ. 2, 462 
BGB. für begründet. Er verkennt nicht, daß dieſe 
Geſetzesſtellen an ſich nur dann Anwendung finden, 
wenn der Sache zur Zeit des Uebergangs der 
Gefahr die zugeſicherten Eigenſchaften fehlen, er 
meint aber, daß die Beteiligten dieſen Zeitpunkt — 
ohne daß jene Vorſchriften dadurch unanwendbar 
würden — anders beſtimmen können, ſodaß z. B. die 
Wandelung auch dann zuläſſig ſei, wenn das Fort⸗ 
beſtehen einer zur Zeit des Gefahrübergangs beſtehenden 
Eigenſchaft oder das Eintreten einer zu dieſer Zeit nicht 
vorhandenen Eigenſchaft für die Zukunft zugeſichert iſt. 
Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden; denn 
dann find die Vorausſetzungen der 88 459 ff. BGB. 
nicht vorhanden und das Geſetz bietet nicht den 
geringſten Anhalt dafür, daß deren Anwendung auf 
Fälle der vorliegenden Art von den Beteiligten ver— 
einbart werden könnte. Nur die Zuſicherung von 


Sacheigenſchaften, die in der Gegenwart (zur Zeit 
des Gefahrübergangs) vorhanden ſein oder in der 


Vergangenheit beſtanden haben ſollen, rechtfertigt die 
Anwendung der SS 459 ff. BGB. Zuſicherungen, daß 
eine zur Zeit des Gefahrübergangs vorhandene 
Eigenſchaft auch in Zukunft fortdauern oder daß eine 
nicht vorhandene Eigenſchaft in Zukunft vorhanden 
ſein werde, find Gegenſtand eines Garantie vertrags, 
der völlig anderen Regeln folgt als denen der 
SS 459 ff. Um ſolche Zuſicherungen handelt es ſich 
hier. Die geſchloſſene Bauweiſe war zur Zeit der 
Auflaſſung zuläſſig; ſie wurde erſt etwa ein Jahr 
ſpäter durch die Polizeiverordnung unzuläſſig. (Urt. 
des V. 3S. v. 6. Oktober 1906, V 6:06). 
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') A. M. anſcheinend Staudinger⸗Kober, Bem IV 10 zu 
x #0: „Selbſtverſtändlich kann aber der Zeitpunkt der Haftung 
bertragsmäßig anderweitig beſtimmt werden.“ 


Der Kläger 


Die Klage iſt darauf 


C. Strafſachen. 
I. 


Aufklärungspflicht des Borfikenden. 
Vorwegnahme des Beweisergebniſſes. Beurkundung 
des Beweisantrags. (58 243, 273 StPO.). Der Ver⸗ 
teidiger hatte am Schluſſe der Hauptverhandlung, in 
der eine vorſätzliche Körperverletzung in Frage 
ſtand, die Verurteilung wegen fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung und vorſorglich die Vertagung be⸗ 
antragt. Aus welchem Grunde der letztere Antrag 
geſtellt wurde, ſcheint nicht ausdrücklich geſagt worden 
zu ſein; in dem Sitzungsprotokolle iſt darüber nichts 
vermerkt. Es genügte aber, daß ſich der Inhalt des 
Antrags aus dem Zuſammenhange des Verfahrens 
mit Notwendigkeit ergab, ſo daß der Antragſteller 
vorausſetzen konnte, das Gericht werde den Antrag 
auch richtig auffaſſen. Beſtand über ſeine Tragweite 
ein Zweifel, ſo hatte der Vorſitzende die Pflicht, durch 
Befragung auf die Klarſtellung hinzuwirken (Entſch. 
d. RG. Bd. 13 S. 316), und wenn ſachgemäße Er⸗ 
klärungen nicht abgegeben wurden, dies im Protokoll 
vermerken zu laſſen. Wie das Protokoll ausweiſt, iſt 
eine derartige Befragung nicht erfolgt. Es iſt daher 
die Annahme berechtigt, daß das Gericht keinen Zweifel 
hatte, weswegen die Vertagung erbeten wurde (vgl. 
Entſch. Bd. 38 S. 127). Es war deshalb verpflichtet, 
auf den Antrag einen Beſchluß zu faſſen und entweder 
ſofort zu verkünden oder in das Urteil aufzunehmen. 
Beides iſt nicht geſchehen. 

Die Reviſion rügt nun, daß der vom Angeklagten 
in der Hauptverhandlung beantragte Beweis über das 
Vorliegen eines Schreckſchuſſes nicht erhoben wurde. 
Aus dem Sitzungsprotokoll iſt nicht zu entnehmen, 
daß ein ſolcher Antrag geſtellt wurde. Die Akten 
laſſen aber die Stellung eines ſolchen Antrags kurz 
vor der Hauptverhandlung und weiter erſehen, daß 
der Vorſitzende die Ladung der benannten Zeugen als 
unerheblich abgelehnt hatte. Demnach iſt es höchſt 
wahrſcheinlich, daß der Verteidiger den Antrag in der 
Hauptverhandlung wiederholte, daß alſo der vom 
Gerichte nicht beſchiedene Antrag eben jener in der 
Reviſionsbegründung erwähnte, nach § 273 Abſ. 1 
StPO. durch das Sitzungsprotokoll vollſtändig zu be⸗ 
urkundende Beweisantrag war, zumal ſonſt der vom 
Verteidiger an erſter Stelle geſtellte Antrag auf Ver— 
urteilung wegen fahrläſſiger Körperverletzung un- 
verſtändlich war. Jedenfalls läßt ſich nach der Lage 
der Sache die Stellung dieſes Beweisantrags durch 
das Sitzungsprotokoll nicht widerlegen. Die Urteils— 
gründe erklären die Behauptung des Angeklagten, er 
habe nur einen Schreckſchuß abgefeuert, für unglaub— 
würdig und nehmen an, er habe treffen wollen. Darin 
liegt eine unzuläſſige Vorwegnahme des Beweisergeb— 
niſſes. Die Verurteilung wegen vorſätzlicher Körper— 
verletzung konnte daher nicht aufrecht erhalten werden. 
(Urt. des V. StS. vom 12. Oktober 1906, 5 D 540 06). 
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Adbildungen in einem Kataloge. Belehrungszweck. 
( Nr. 3, § 38 Nr. 1 des G. vom 19. Juni 1901). Der 
ngeklagte hat nach dem Urteile die näherbezeichneten 
Figuren aus dem Kataloge des Brunnenfabrikanten 
B. ohne deſſen Einwilligung vorſätzlich in ſeinem 
Kataloge nachgebildet, vervielfältigt und gewerbsmäßig 
verbreitet; die nachgebildeten Figuren verrieten eine 
ſelbſtändige geiſtige Produktion und verfolgten tech— 
niſche Zwecke, waren ſomit geeignet, objektiv der 
Belehrung zu dienen, und ihrem Hauptzwecke nach 
nicht Kunſtwerke. Ob Kataloge nur dann unter den 
Schutz des G. vom 19. Juni 1901, betr. das Urheber— 
recht an Werken der Literatur und Tonkunſt, fallen, 
wenn ſie Ausführungen belehrenden Inhalts bringen, 


Unzuläſſige 
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braucht nicht unterſucht zu werden. Es handelt ſich 
für dieſe Inſtanz nur um den Schutz der Abbildungen. 
Daß aber dieſe dem Zwecke der Belehrung zu dienen 
geeignet waren, darüber braucht ſich der Vorderrichter 
nicht beſonders auszuſprechen. Das Reichsgericht hat 
ſich über den Belehrungszweck eingehend in der Entſch. 
Bd. 34 S. 431 geäußert und in dem 1. Abſchnitte der 
Begründung hinreichend klar ausgeſprochen, daß der 
belehrende Zweck nicht zur geſetzlichen Vorausſetzung 
des Schutzes der Abbildungen in der Weiſe gemacht 
ſei, daß er in jedem Einzelfalle in der Perſon des 
Urhebers zutreffen müſſe, daß er vielmehr vom Geſetze 
lediglich im Sinne einer den Zeichnungen und Ab— 
bildungen „ihrer innern Natur nach“ immanenten 
Eigenſchaſt behufs ihrer Gleichſtellung mit den Schrift- 
werken verwertet werde. Aus den Geſetzes materialien 
iſt nachgewieſen, daß der Schutz des Urheberrechts 
ſolchen Abbildungen gewährt werden ſollte, bei denen 
„mehr“ ein wiſſenſchaftlicher als ein künſtleriſcher 
Zweck obwaltete, indem ſie dazu beſtimmt ſeien, zu 
belehren, ſich aber ihrer innern Natur nach nicht als 
Werke der Kunſt darſtellten. In dem 2. Abſchnitte 
der Gründe geht die Entſcheidung auf die bisherige 
Rechtſprechung des Reichsgerichts ein und weiſt nach, 
daß auch ſie den Belehrungszweck nicht in dem Sinne 
aufgefaßt hat, daß der Urheber immer auch ſubjektiv 
den Zweck der Belehrung verfolgt haben müſſe. Dieſe 
den § 43 des damals gültigen Gef. über das Urheber: 
recht an Schriftwerken vom 11. Juni 1870 betreffende 
Entſcheidung paßt auch auf die jetzt gültige Vorſchrift 
des § 1 Nr. 3 des Gef. vom 19. Juni 1901 (vgl. Entſch. 
d. RG. Bd. 35 S. 328). Deſſen Motive nehmen aus— 
drücklich auf § 43 des früheren Geſetzes Bezug. (Urt. 
des V. StS. vom 28. September 1906, 5 D 436,06). 
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III. 


| 
| 


Urkundennnterdrückung. Nachteil im S. des § 274 | 


Nr. 1 Sts. Daß der von der Angeklagten vernich— 
tete Brief eine der Frau R. gehörende Urkunde war, 
iſt mit Recht angenommen. Der Brief war von der 
Angeklagten durch die Poſt an Frau R. überſandt 
und von dieſer angenommen worden; beide waren 
darüber einig, daß Frau R. den Brief öffnen, leſen 
und darüber verfügen ſolle; Frau R. war nach $ 929 
BGB. Eigentümerin des Briefes geworden. Dieſer 
enthielt u. a. die Bezichtigung der R., ſie habe Geld 
entwendet. Mit Recht iſt hiernach angenommen, die 
R. habe ein rechtliches Intereſſe daran gehabt, daß 
der Brief nicht vernichtet, ihr nicht ein Beweismittel 
entzogen werde. Abgeſehen davon, daß der Brief 
auch in einem gegen die R. wegen Diebſtahls an— 
hängig zu machenden Strafverfahren als Beweis— 
mittel für die Angeklagte von Wert hätte ſein können, 
enthielt er nach den Feſtſtellungen des Urteils objektiv 
eine Beleidigung der R., war alſo in deren Händen 
ein Beweismittel für den Fall, daß die R. gegen die 
Angeklagte eine Strafanzeige wegen Beleidigung ein— 
reichte. Es war ein Nachteil für die R., wenn ihr 
dies Beweismittel entzogen oder der Beweis der Be— 
leidigung erſchwert wurde. Daß die Angeklagte in 
dem wegen Beleidigung der R. gegen ſie durchgeführten 
Verfahren aus ſubjektiven Gründen freigeſprochen 
wurde, kommt ebenſowenig in Betracht, wie der von 
der Reviſion behauptete Umſtand, daß die Angeklagte 
gewußt habe, die R. könne ſie nicht wegen Beleidigung 
zur Beſtrafung bringen. Es war das Recht der R., 
wenigſtens zu verſuchen, eine Beſtrafung der Ange— 
klagten herbeizuführen, und es war ein Nachteil, wenn 
ihr dieſer Verſuch erſchwert wurde. Die Angeklagte 
hat gerade in der Abſicht gehandelt, dieſen Verſuch 
zu erſchweren. (Urteil des V. StS. vom 21. September 
1906, 5 D 431/06). 
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IV. 


Wahrnehmung ie Intereſſen. Prüfung der 
rage in der Perſon des Täters, nicht des Anftifters 
36; 193, 48 Std.). Der Angeklagte iſt wegen An⸗ 

ſtiftung zu einer Beleidigung verurteilt worden. Wenn 

nun das Urteil ausführt, der Angeklagte habe nur 
deshalb durch feine Haushälterin die bezügliche Ein- 
gabe ſchreiben laſſen, um ſich an R. zu rächen, alſo 
nicht, um berechtigte Intereſſen bei der vorgeſetzten 

Behörde des R. wahrzunehmen, ſo iſt damit zwar 

auch zum Ausdrucke gebracht, daß es dem Angeklagten 

keineswegs um Erhaltung der öffentlichen Rechts⸗ 
ordnung, um die Beſtrafung der Schuldigen, um die 

Vergeltung begangener Unbill zu tun war, ſondern 

daß er allein aus Rachſucht, alſo nicht zur Wahr⸗ 

nehmung berechtigter Intereſſen, gehandelt hat (vgl. 

Rechtſpr. d. RG. Bd. 8 S. 524, Entſch. Bd. 20 S. 104). 

Da aber die Strafbarkeit des Anſtifters davon abhängt, 

daß der Angeſtiftete die ſtrafbare Handlung verübt 

hat, zu der er beſtimmt wurde, bedurfte es einer ſelbſt⸗ 
ſtändigen Feſtſtellung des von der Haushälterin ver— 
übten Vergehens. Ihre Strafbarkeit hängt jedoch davon 
ab, daß ſie mit dem Vorſatze der Beleidigung handelte. 

Wollte die Haushälterin als Täterin, wie das Urteil 

als 1905 ihrer Ausſage feſtſtellt, nur das Recht 

ausüben, der vorgeſetzten Behörde des R. Kenntnis 
von deſſen ſittlichen Verfehlungen zu geben, ſo hätte 
fie auf den Schutz des $ 193 StGB. Anſpruch ivgl. 

Entſch. Bd. 29 S. 6). In Anſehung ihrer mußte daher 

nachgewieſen werden, daß ſie nicht zur Ausführung 

eines Rechtes oder zur Wahrnehmung berechtigter 

Intereſſen handelte. Dabei konnte ihren Motiven 

Bedeutung zukommen; auf die Beweggründe des An— 

ſtifters und auf den von dieſem verfolgten Endzweck 

kam es dagegen nicht an (Urteil d. V. Sts. vom 

30. Oktober 1906, 5 D 478,06). 
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Unterſchlagung. Seat Irr⸗ 
tum. (55 246, 59 StGB., 4 387 BGB.). Die Angeklagte 
wurde wegen Unterſchlagung eines Betrags von 
19,75 Mk., den ſie für ihren Dienſtherrn eingenommen 
hütte, beſtraft. Die Reviſion ficht die Verurteilung 
an, weil die Angeklagte einen höheren Gegenanſpruch 
für Gehalt gehabt und jenen Betrag in der Abſicht 
der Verrechnung an ſich genommen habe. Der äußere 
Tatbeſtand des § 246 StGB. iſt gegeben. Denn der 
Angeklagten ſtand gegen ihren Dienſtherrn ein 
Forderungs-, dieſem aber gegen ſie ein dinglicher 
Anſpruch zu. Vorausſetzung der Aufrechnung iſt aber 
nach § 387 BGB., daß die wechſelſeitig obliegenden 
Leiſtungen ihrem Gegenſtande nach gleichartig ſind. 
Die Herausgabe einer beſtimmten Sache unterſcheidet 
ſich aber weſentlich von der Zahlung einer Geld— 
ſumme. (Vgl. Entſch. d. RG. Bd. 6 S. 125.) Dagegen 
gibt die Feſtſtellung des ſubjektiven Tatbeſtands zu 
Bedenken Anlaß. Zwar ſtellt der Erſtrichter das 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit bei der Angeklagten 
feſt, die gewußt habe, daß ſie mit der Aneignung 
des Betrags von 19,75 Mk. in die Rechtsſphäre ihres 
Dienſtherrn als Eigentümers eingreiſe. Daneben 
wird aber als erwieſen bezeichnet, daß die Angeklagte 
die Abſicht der fpäteren Anrechnung des Betrags auf 
den ihr zuſtehenden rückſtändigen Lohn hatte. Hatte 
die Angeklagte dieſe Abſicht, ſo lag die Möglichkeit 
nahe, daß ſie auch an die Berechtigung einer Ver— 
rechnung glaubte, und war ſie bei ihrer Tat von 
einem Irrtum über dieſe Berechtigung geleitet, ſo 
handelte es ſich um einen Irrtum über das Zivilrecht, 
der dem faktiſchen Irrtume gleich zu achten iſt und 
nach § 59 StGB. das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit 
ausſchloß. Die Prüfung, ob ein ſolcher Irrtum vor— 
lag, durfte nicht umgangen werden. (Urt. d. V. Straf⸗ 
jenat3 vom 2. Okt. 1906, 5 D 348,06. 
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Oberſtes Landesgericht. 


Zivilſachen. 
I. 


Nechtsperſönlichkeit der vor dem Inkrafttreten des 
Berggeſetzes vom 20. März 1869 gegründeten Berg⸗ 
werksgeſellſchaften in der 960 (Code civil Art. 295, 
Berggeſ. Art. 237, 6G. z. BGB. Art. 67, Franzöſiſches 
Geſetz vom 20. April 1870). Zur Ausbeutung des in 
dem Grubenfelde der Grube Fr. befindlichen Stein- 


kohlenlagers beſteht eine 1844 gegründete Geſellſchaft 


namens „Fr. Kohlen⸗Bergwerks⸗Geſellſchaft“ mit dem 
Sitz in Z. Nach der Satzung iſt die Geſellſchaft „eine 
Zivilgeſellſchaft im Sinne des Code civil“; ſie „unter⸗ 
liegt den Beſtimmungen dieſes Geſetzbuchs, ſoweit nicht 
das Weſen der Bergbaugeſellſchaft und die daraus 
nach dem geltenden Rechte ſich ergebenden Normen 
oder die Satzungen anderes beſtimmen“ (Art. 2). Das 
Geſellſchaftsvermögen iſt in 3000 „Stämme“ geteilt; 
die Anteilſcheine ſind voll eingezahlt und lauten auf 
die Namen ihrer Inhaber. Sie ſind übertragbar. 
„Da ſie kraft geſetzlicher Beſtimmung Fahrniseigen⸗ 
ſchaft beſitzen, können fie durch Akt unter Privatunter- 
ſchrift übertragen werden, jedoch iſt ſchriftliche Be⸗ 
urkundung erforderlich“ (Art. 65. Die Stämme oder 
Anteilſcheine ſind der Geſellſchaft gegenüber unteilbar 
(Art. 7). Die Geſchäfte der Geſellſchaft werden von 
einem aus 7 Mitgliedern beſtehenden, durch die General: 
verſammlung gewählten „Verwaltungsrate“ geführt 
(Art. 10). Zur Führung der laufenden Geſchäfte und 
zur Leitung des Betriebs ernennt der Verwaltungs- 
rat einen oder mehrere Direktoren. Der Bergwerks⸗ 
direktor iſt zugleich Repräſentant der Geſellſchaft im 
Sinne des Art. 106 (138 n. F) des Berggeſetzes (Art. 17). 
In dem bergbehördlichen Hauptbuche des vormaligen 
Bezirksbergamts iſt die Geſellſchaft mit der Bezeichnung 
„Auguſt C., Rentner in F. und Genoſſen, Geſellſchaft 
nach dem Code Napoleon“, eingetragen. Bei der An⸗ 
legung des Grundbuchs für die StG. M., O. und H. 
wurde ſie als rechtsfähig angeſehen. Demgemäß wurden 
für ihren Grundbeſitz Grundbuchblätter angelegt, auf 
denen ſie als Eigentümerin eingetragen iſt. Durch 
Vertrag vom 9. März 1906 haben die Bäckerseheleute 
J. und K. M. in H. das ihnen gehörige Grundſtück 
Pl.⸗Nr. 1540 an die durch Direktor Fr. Sch. vertretene 
Geſellſchaft verkauft. Beide Teile haben die Ein— 
tragung der Käuferin als Eigentümerin bewilligt und 
beantragt. Der Notar hat feſtgeſtellt, daß ihm die 
Rechtsfähigkeit der Geſellſchaft und die Vertretungs- 
befugnis des Direktors bekannt ſeien. Das Amtsgericht 
W. hat die Eintragung abgelehnt, weil die Fr. Kohlen— 
bergwerksgeſellſchaft nicht rechtsfähig ſei. Die Be⸗ 
ſchwerde wurde zurückgewieſen. Der weiteren Beſchwerde 
wurde ſtattgegeben. 

Gründe: Da die Fr. Kohlenbergwerks⸗sgeſellſchaft 
vor dem Inkrafttreten des Berggeſ. vom 20. März 1869 
gegründet worden iſt, ſo iſt durch dieſes Geſetz nach 
dem Art. 237 (273 n. F.) — abgeſehen von der Ver— 
pflichtung zur Beſtellung eines Repräſentanten — in 
ihren Rechtsverhältniſſen nichts geändert worden. 
Der von dem Berggeſetz aufrechterhaltene Rechtszuſtand 
iſt nach Art. 67 EGG. z. BGB. von dem Inkrafttreten 
des BGB. unberührt geblieben und ebenſo hat es die 
Landesgeſetzgebung bei ihm belaſſen; die Aenderungen, 
die das Berggeſetz durch Art. 157 AG. z. BGB. und 
das Geſ. v. 30. Juni 1900 (GVBl. S. 745) erfahren 
hat, haben auf ihn keinen Bezug. Für die Frage der 
Rechtsfähigkeit der Fr. Kohlenbergwerks⸗geſellſchaft find 
daher die Vorſchriften maßgebend, die vor dem 1. Juli 
1869 in der Pfalz für Bergwerksgeſellſchaften gegolten 
haben, neben den Vorſchriften des Code civil über die 
Geſellſchaft die Art. 8, 32 des franzöſiſchen Bergwerks— 
geſetzes (Loi concernant les mines, les minieres et les 
carrieres) vom 21. April 1810. Da der Bergwerks— 
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betrieb nach Art. 32 des Geſ. vom 21. April 1810 nicht 
zu den Handelsgeſchäften gehört, ſind die Bergwerks⸗ 
geſellſchaften nicht Handelsgeſellſchaften ſondern Ge⸗ 
ſellſchaften des bürgerlichen Rechtes. Nach Art. 8 des 
angeführten Geſetzes gilt aber für ſie ebenſo wie nach 
Art. 529 C. c. für Handelsgeſellſchaften die Beſonder⸗ 
heit, daß die Geſellſchaftsanteile als bewegliches Ver⸗ 
mögen angeſehen werden. Daraus wird — teilweiſe 
unter Beſchränkung dieſer Vorſchriften auf Geſellſchaften 
mit körperſchaftlicher Verfaſſung — gefolgert, daß die 
zum Geſellſchaftsbvermögen gehörenden Grundſtücke 
nicht im Miteigentum der Geſellſchafter 
ſtehen, ſondern der Geſellſchaft als beſonderem 
Rechtsſubjekte gehören, ihr alſo juriſtiſche 
Perſönlichkeit zukommt. (Crome, Franzöſ. Zivilrecht, 
1892, 1 § 17 Ziff. 2 S. 147.) In Anſehung der Fr. 
Kohlenbergwerksgeſellſchaft, deren körperſchaftliche Ver⸗ 
faſſung nach den oben angeführten Beſtimmungen der 
Satzung keinem Zweifel unterliegt, ſchließt ſich der 
Senat dieſer Anſicht an. Die Geſellſchaft iſt rechts⸗ 
fähig und kann daher unter ihrem Namen Grund- 
ſtücke erwerben. (Beſchl. des I. ZS. vom 25. Oktober 
1906, Reg. III Nr. 50/06). K. 
709 


II. 


„ Nückkaufsrecht. Begründung eines ſolchen mit 

dinglicher Wirkung? Bedentung der Begründungsart 
für die Zuläſſigkeit der e des Rechtes in das 
Hypothekenbuch. (Gemeines Recht, Hypothekengeſetz 
58 5 Abi. 2, 22, Nr. 7, 25 Abſ. 2, Vollz.⸗Inſtr. § 25). 
Durch Antrag vom 13. Februar 1886 verkaufte das 
Eiſenbahnärar mehrere an der Bahnlinie O.—C. ge- 
legene Grundſtücke an den Landwirt Georg K. in N. 
Dabei wurde vereinbart (8 8 der Vertragsurkunde), 
daß dem Verkäufer das Recht vorbehalten ſein ſolle, 
„den ganzen oder teilweiſen Rückkauf der verkauften 
Grundſtücke jederzeit verlangen zu können“. Einen 
Antrag der Vertragſchließenden auf Eintragung des 
Rückkaufsrechtes in das Hypothekenbuch enthält die 
Urkunde nicht. Nach anderen Beſtimmungen des 
Vertrags (SS 6, 10 der Urkunde) übernahm der Käufer 
„für ſich und ſeine Beſitznachfolger“ gewiſſe die Art 
der Benützung der verkauften Grundſtücke einſchränkende 
Verpflichtungen. Bezüglich dieſer Verfügungsbe— 
ſchränkung wurde die Eintragung in das Hypotheken— 
buch beantragt, die auch ſofort erfolgte. Am 7. April 
1906 erklärten Johann und Barbara K. (vermutlich 
die Beſitznachfolger des Georg K.) laut einer von der 
Ortsbehörde beglaubigten Privaturkunde, daß ſie das 
Rückkaufsrecht des Eiſenbahnärars anerkennen und 
die Eintragung dieſes Rechtes in das Hypothekenbuch 
bewilligten. Das Eiſenbahnärar beantragte daraufhin 
beim Amtsgerichte die Eintragung. Dieſes wies den 
Antrag ab, weil die Vereinbarung des Rückkaufs— 
rechtes nur obligatoriſchen Charakter habe; die 
Beſchwerde des Eiſenbahnärars wurde zurückgewieſen. 
Auf weitere Beſchwerde wurde das Amtsgericht an— 
gewieſen, anderweit zu verfügen. 

Gründe: Dem Beſchwerdegericht iſt darin bei— 
zupflichten, daß durch die Erklärung des Johann und 
der Barbara K. vom 2. April 1906 das in dem Kauf— 
vertrage vom 13. Februar 1886 vereinbarte Wieder— 
kaufsrecht dingliche Natur nicht erlangen konnte, wenn 
ihm nicht ſolche ſchon nach dem Vertrage zukam. 
Denn nicht nur würde die Erklärung der gemäß 
Art. 14 NotG. erforderlichen notariellen Beurkundung 
entbehren, ſondern auch gegen Art. 189 Abſ. 1 Satz 3 
EG. z. BGB. verſtoßen, nach der nach dem 1. Januar 
1900 ein nach dem BGB. unzuläſſiges Recht nicht 
mehr begründet werden kann, da das BGB. die Be— 
gründung eines dinglichen Wiederkaufsrechts 
nicht mehr zuläßt. Der Erklärung vom 2. April 1906 
kann daher nur die Bedeutung eines Eintragungs— 
antrags im Sinne des § 5 Abſ. 2 HypG. in Ver⸗ 


bindung mit 8 25 d. Vollz.⸗Inſtr. beigemeſſen werden, 
dem nur 0 werden kann, wenn die Vertrags⸗ 
teile im Jahre 1886 ein Wiederkaufsrecht (Rückkaufs⸗ 
recht) mit dinglicher Natur vereinbart haben, 
weil dieſes ſo begründete Recht durch die neue Geſetz⸗ 
gebung nicht berührt worden, alſo eintragbar iſt. 
Das Beſchwerdegericht erkennt in Uebereinſtimmung mit 
der bisherigen Rechtſprechung die Zuläſſigkeit der 
Vereinbarung eines dinglichen Wiederkaufsrechtes nach 
dem zur Zeit der Errichtung des Vertrags vom 
13. Februar 1886 geltenden Gemeinen Rechte an (vgl. 
Sammlg. n. F. II S. 176, 370). Seine Schluß⸗ 
folgerung aber aus dem Inhalte der Urkunde, daß 
„mangels beſonderer Vereinbarung nur das geſetzlich 
zu vermutende obligatoriſche Rückkaufsrecht gewollt 
ſei“, geht fehl. Es ſtellt hierbei nicht tatſächlich feſt, 
daß die Parteien Dinglichkeit des Rechtes nicht 
gewollt haben, welche Feſtſtellung nach 8 27 FGG. 
und § 561 ZPO. bindend wäre, ſondern zieht daraus, 
daß bezüglich des Rückkaufs rechtes in der Urkunde 
kein Eintragungsantrag geſtellt wurde und das Wort 
„jederzeit“ „nicht zweifelsfrei“ auf dingliche Wirkung 
des Rechtes ſchließen laſſe, die rechtliche Folgerung, 
daß nur perſönliche Bindung des Käufers und ſeiner 
Erben anzunehmen ſei. Dieſe Folgerung beruht auf 
unrichtiger Beurteilung der Wirkung eines Eintragungs⸗ 
antrags und auf Verletzung der Grundſätze über 
Urkundenauslegung, unterliegt ſonach der Nach— 
prüfung. (RGE. Bd. I S 338, Bd. III S. 425.) 

Zur Begründung der Dinglichkeit eines Rechtes 
war nach dem bis 1. Januar 1900 gültigen Gemeinen 
Rechte, abgeſehen von der hier gewahrten Form des 
Art. 14 Not. G., in Bayern die Eintragung des be- 
ſtellten Rechtes im Hypothekenbuche nur notwendig, 
wenn es ausdrücklich zur Entſtehung des Rechts er- 
fordert wurde (vgl. 8 1 Hypc.). Bezüglich des 
Rückkaufsrechtes war ſie nicht vorgeſchrieben, 
wie aus 8 5 Abſ. 2 HypG. und § 25 der Vollz.⸗Inſtr. 
hervorgeht; es war der Parteiwillkür anheimgeſtellt, 
ob es eingetragen werden ſollte oder nicht. Die Ein⸗ 
tragung konnte wirkſam mit der Eintragung der 
Beſitzveränderung oder auch ſpäter beantragt werden: 
ſie braucht, weil die Eintragbarkeit dem Rechte an⸗ 
haftet, nicht ausdrücklich vereinbart zu werden. Die 
Unterlaſſung ausdrücklicher Vereinbarung der Ein- 
tragung war ſonach bedeutungslos, und iſt für die 
Auslegung nicht weſentlich. 

Das Beſchwerdegericht hat ſodann den Sinn des 
Wortes „jederzeit“ als „nicht zweifelsfrei“ erklärt. 
Erſchien ihm der Wortlaut nicht klar genug, ſo hätte 
es auf den ganzen Inhalt der Urkunde und den 
Zweck der Vereinbarungen zurückgreifen ſollen. Zweck 
der in den 88 6, 8, 10 des Vertrags getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen war offenſichtlich, die hart an den ver⸗ 
kauften Grundſtücken vorbeilaufende Bahnlinie vor 
Beſchädigungen bei Bewirtſchaftung der Grundſtücke, 
das Aerar vor den aus dem Eiſenbahnbetriebe 
vielleicht abzuleitenden Erſatzanſprüchen der Grund⸗ 
beſitzer möglichſt zu ſichern und ihm die Möglichkeit 
des Rückerwerbs der Grundſtücke im Bedürfnisfalle 
zu verſchaffen. Dieſe Zwecke würden vereitelt werden, 
wenn dem Käufer freigelaſſen wäre, durch Ver⸗ 
äußerung an einen Sondernachfolger dem Verkäufer 
die Geltendmachung ſeiner Rechte gegen den neuen 
Grundſtücksbeſitzer abzuſchneiden. Bei den rein 
perſönlichen Verpflichtungen in den SS 6 und 10 hielt 
man es für angemeſſen, ihnen ausdrücklich ein ding- 
liches Gewand zu geben. Bei dem Rückkaufs⸗ 
rechte, deſſen Eintragung, wenn Dinglich— 


keit vereinbart wurde, jederzeit verlangt | 


werden konnte, begnügte man fi, dem Verkäufer 
jederzeit“ die Rechtsausübung einzuräumen. 


ſchon der nächſte Sondernachfolger das Recht des 
Eiſenbahnärars nicht zu achten brauchte. Aus dem 


n N Dieſe 
jederzeitige Ausübung würde aber hinfällig, wenn 
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Worte „jederzeit“ kann daher ſowohl nach feinem 
gemeinen Sinne als nach dem Inhalte des Vertrags 
nur die Folgerung gezogen werden, daß die Vertrags⸗ 
teile ein dingliches Rückkaufsrecht begründet haben, 
deſſen Eintragung von dem Berechtigten verlangt 
werden kann. (S 3 der Bek. vom 11. Juli 1901; 
Henle, Anlegung des GB. 2. Aufl. S. 336 ff.). (Beſchl. 
des Fer 3ZS. vom 3. September 1906.) (Reg. III 
Nr. 56/06). K. 
633 
111. 

Anflöfung einer inländiſchen Aktiengeſellſchaft durch 
Fuſion mit einer anderen ausländiſchen. Pin Auſe ung 
für die Eintragung des Eigentümerwechſels in Auſehnn 
der zum Vermögen der anfgelöften inländiſchen Geſell⸗ 
ſchaft gehörenden Grundſtücke in das Grundbuch. 
(BGB. 36 303-306, BEB. 98 873, 894, 915, G80. 
55 20, 22). Die Aktiengeſellſchaft Eiſenwerk K. zu J., 
die im Grundbuche als Eigentümerin einer Reihe von 
Grundſtücken eingetragen iſt, hat am 10. Juni 1905 
mit einer in Luxemburg beſtehenden Eiſenhüttenwerk⸗ 
Aktiengeſellſchaft einen Fuſionsvertrag geſchloſſen, nach 
dem ihr Vermögen als Ganzes gegen Gewährung von 
Aktien dieſer Geſellſchaft ohne Liquidation auf dieſe 
Geſellſchaft übergehen ſollte. Nachdem der Vertrag 
von den Generalverſammlungen beider Geſellſchaften 

enehmigt worden war, hat das Regiſtergericht die 

uflöſung der Aktiengeſellſchaft Eiſenwerk K. und die 
Luxemburgiſche Aktiengeſellſchaft mit der infolge der 
Fuſion geänderten Firma als Inhaberin einer Zmeig- 
niederlaſſung in J. in das Handelsregiſter eingetragen. 
Im Auguſt 1906 ſtellte die Luxemburgiſche Aktien⸗ 
geſellſchaft an das Amtsgericht J. den Antrag, die 
durch den Uebergang des Vermögens der aufgelöſten 
Aktiengeſellſchaft auf ſie unrichtig gewordene Ein⸗ 
tragung im Grundbuche dahin zu berichtigen, daß 
nunmehr fie Eigentümerin der vorgetragenen Grund- 
ſtücke ſei. Das Grundbuchamt hat den Antrag zurück- 
gewieſen, weil das Vermögen einer inländiſchen Aktien⸗ 
geſellſchaft nur auf eine andere inländiſche Aktien⸗ 
geſellſchaft als Ganzes ohne Liquidation übertragen 
werden könne, die Antragſtellerin als ausländiſche 
Geſellſchaft daher durch die Fuſion nicht Eigentümerin 
der Grundſtücke geworden ſei. Die Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen. Auch die weitere Beſchwerde hatte 
nicht Erfolg. 

Gründe der zurückweiſenden Entſcheidung: Das 
BGB. gewährt nicht die Möglichkeit, daß jemand ſein 
Vermögen als Ganzes auf einen anderen überträgt, 
ſo daß der Erwerber wie der Erbe Geſamtrechts⸗ 
nachfolger wird. Die Veräußerung eines Ver⸗ 
mögens im Ganzen kann nur dadurch bewirkt werden, 
daß alle einzelnen Vermögensgegenſtände übertragen 
werden. Für Aktiengeſellſchaften hat das 
HGB. in 88 304, 305 beſtimmte Ausnahmen zugelaſſen; 
ſie können ihr Vermögen als Ganzes nach § 304 auf 
das Reich, einen Bundesſtaat oder einen inländiſchen 
Kommunalverband und nach § 305 auf eine andere 
Aktiengeſellſchaft oder eine Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien gegen Gewährung von Aktien der übernehmenden 
Geſellſchaft übertragen. In dieſen Fällen bedarf es 
nicht der bei der Auflöſung einer Aktiengeſellſchaft 
nach § 294 HGB. im Intereſſe der Gläubiger vor⸗ 
geſchriebenen Liquidation; für den Fall der Ueber⸗ 
tragung des Vermögens auf eine andere Aktiengeſell⸗ 
ſchaft oder eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien ſind 
im 8 306 HGB. Vorſchriften getroffen, die den Gläu⸗ 
bigern der aufgelöſten Geſellſchaft einen die Liquidation 
erſetzenden Schutz gewähren. Außer den in den 88 304, 
305 beſtimmten Fällen kann auch eine Aktiengeſellſchaft 
ihr Vermögen im Ganzen nur in der Weiſe veräußern, 
daß die einzelnen Vermögensgegenſtände auf den Er— 
werber übertragen werden, wobei Liquidation ſtatt— 
finden muß und die beſonderen Vorſchriften des 8 303 
HGB. zur Anwendung kommen. Wie 8 304 die ein- 
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4 Uebertragung des Vermögens nur für den 
all zuläßt, daß das Deutſche Reich, einer der deutſchen 
Bundesſtaaten oder ein inländiſcher Kommunalver— 
band der Erwerber iſt, ſo verſteht § 305 unter der 
das Vermögen als Ganzes übernehmenden Aktien— 
geſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien eine 


folgende Kalendervierteljahr wirkſam. Art. 6 UeG. 


inländiſche Geſellſchaft der bezeichneten Art. Das 


HGB. ordnet dieſen Fall der Abänderung des Geſell— 
ſchaftsvertrags der einen und der Auflöſung der 
anderen Geſellſchaft ebenſo wie die Abänderung des 
Gefellichaftsvertrags und die Auflöſung der Geſell— 


bezwecke nur den Schutz des Mieters. Hieraus ergebe 
ſich, daß zu den Beſtimmungen, deren Anwendung er 
im Auge habe, § 573 BGB. nicht gehöre. Jedenfalls 
ſei für Voraus verfügungen und die zeitliche Erſtreckung 
ihrer Wirkſamkeit nicht die Zeit des Uebergangs des 
Mietobjekts auf den Anſteigerer ſondern der Zeitpunkt 
der Beſchlagnahme ausſchlaggebend. Ueberdies 


hätten die Kläger nach dem Erwerb der Anweſen mit 


ſchaft überhaupt nur für die ſeinem Geltungsbereich 


angehörenden Geſellſchaften, nur bei dieſen kann es 
den Gläubigern den im $ 306 beſtimmten, die Liqui⸗ 
dation entbehrlich machenden Schutz gewähren. Eine 
ausländiſche Aktiengeſellſchaft kann daher ebenſo wie 
eine (ſchon beſtehende) inländiſche Geſellſchaft m. b. H. 
oder eine inländiſche offene Handelsgeſellſchaft das 
Vermögen einer inländiſchen Aktiengeſellſchaft nur nach 
Maßgabe des S 303 erwerben; ein Uebergang des 
Vermögens als Ganzes findet nicht ſtatt. (Vgl. Jahrb. 
des Kammergerichts Bd. 21 A S. 294, Staub, 8. Aufl., 
Anm. 1 zu § 305). Die Beſchwerdeführerin konnte 
demnach das Eigentum an den zum Vermögen der 
Aktiengeſellſchaft Eiſenwerk K. gehörenden Grundſtücken 
nur nach SS 873, 925 BGB. durch Auflaſſung und 
Eintragung des Uebergangs des Eigentums in das 
Grundbuch erlangen. Hieran kann auch die Ein— 
tragung der Auflöſung der Aktiengeſellſchaft Eiſen— 
werk K. in das Handelsregiſter nichts ändern Wäre 


die Uebertragung des Vermögens der Geſellſchaft als 


Ganzes auf die Beſchwerdeführerin möglich, ſo würde 
fie nach 8 304 Abſ. 5 und § 306 Abſ. 1 HGB. mit 
dieſer Eintragung eingetreten ſein; die rechtlich nicht 
mögliche Geſamtrechtsnachfolge gilt aber nicht des— 
wegen als eingetreten, weil die Eintragung in das 
Handelsregiſter erfolgt iſt. Eine Vorſchrift, die der 
Eintragung ſolche Wirkung beilegt, beſteht nicht, ins— 
beſondere kann 8 15 Abſ. 2 HGB. nicht fo verſtanden 
werden. (Beſchl. der I. 35. vom 20. Oktober 1906, 
Reg. III Nr. 71/06). K. 
706 


Oberlandesgericht München. 
Zu Art. 6 ne., $ 57 3wVG., $ 573 BGB. 
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Wirkung der Pfändung von Mietzins forderungen gegen⸗ 


über dem Anſteigerer in der Zwangeverſteigerung. Kann 
der Auſteigerer die Wirkung der Pfändung dadurch be⸗ 
ſeitigen, daß er mit den Mietern nach dem Zuſchlag 
nene Mietverträge ſchließt? Der Architekt Schr. war 
Eigentümer der Anweſen 33/35 an der Kiſtraße zu 
München. Am 19. September 1904 wurden zugunſten 
des Privatiers B. die Geldforderungen gepfändet, „die 
dem Schr. kraft beſtehenden Vertrags auf Zahlung 
fälliger und künftiger Mietzinſen zuſtehen ſollten“. 
Die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an die Mieter 
erfolgte am 21. September 1904. Auf jedem der beiden 
Anweſen war für die Geſchwiſter T. eine Hypothek 
von 16000 Mk. an 2. Stelle eingetragen. Dieſe be— 
antragten die Zwangsverſteigerung. Die Beſchlag— 
nahme wurde am 28. Oktober 1904 ins Hypotheken— 
buch eingetragen. Haus Nr. 33 wurde am 10. Mai 1905, 
Haus Nr. 35 am 11. Mai 1905 verſteigert, und beide 
von den Geſchwiſtern T. eingeſteigert. Deren Hypo— 


theken fielen durch. Die für die Zeit vom 1. April“ 


bis zum 1. Oktober 1905 beſtimmten, am 1. Juli, 
1. Auguſt, 1. September und 1. Oktober fälligen Miet— 
zinſen wurden von den Mietern hinterlegt. Die 
Geſchwiſter T. erhoben Feſtſtellungsklage gegen B. mit 
dem Antrag, auszuſprechen, daß dieſem kein Recht an 
den Mietzinſen zuſtehe. Sie brachten zur Begrundung 
vor, Vorausverfugungen über den Mietzins ſeien nur 
für das bei der Beſchlagnahme laufende und das 


den Mietern neue Mietverträge geſchloſſen. Da⸗ 
durch ſeien alle Rechte der Pfändungsgläubiger aus— 
geſchaltet worden. Der Beklagte wendete u. a. ein, 
die alten Mietverträge hätten nur mit ſeiner Zu— 
ſtimmung aufgehoben werden können. Die neuen 
Mietverträge hätten auch gegen die guten Sitten ver— 
ſtoßen, weil ſie nur den Zweck gehabt hätten, die 
Abſichten eines Geſetzes zu vereiteln. Das OLG. 
billigte den Klägern die Mietzinſe inſoweit zu, als 
ſie auf die Zeit nach der Schließung der neuen 
Mietverträge trafen. 

Aus den Gründen: (Es wird zunächſt aus⸗ 
geführt, daß der Beklagte die auf die Zeit bis zum 
Zuſchlag treffenden Beträge der Mietzinſen nicht 
in Anſpruch nimmt). Die zugunſten des Beklagten 
erfolgte Pfändung der Mietzinſe iſt für die auf die 
Zeit nach dem Zuſchlag treffenden Beträge wirk— 
ſam. Art. 6 UeG. beſtimmt, daß die Vorſchriften An- 
wendung finden, welche für die Zeit nach Anlegung 
des Grundbuchs über den Einfluß des Zwangsver— 
ſteigerungsverfahrens auf das Mietverhältnis gelten. 
Hiernach iſt auch S 57 Z3wVG. unmittelbar anzu— 
wenden. §8 57 ZwVG. beſtimmt, daß auch $ 573 
Satz 1 BGB. entſprechende Anwendung zu finden 
habe. Die entſprechende Anwendung beſteht aber nicht 
etwa darin, daß ſich die Wirkſamkeit von Vorausver— 
fügungen über den Mietzins auf das bei der Be— 
ſchlagnahme laufende und das folgende Kalender— 
vierteljahr beſchränkt. Es fehlt an einem inneren 
Grunde dafür, daß der Beſchlagnahme des Sub— 
haſtationsverfahrens die gleiche Bedeutung beigemeſſen 
werden ſollte wie der freiwilligen Veräußerung. Die 
Beſchlagnahme läßt die Sache im Vermögen des 
Schuldners und die durch ſie begründeten Rechte ſind 
nicht ſtärker, als die aus der Forderungspfändung 
entſpringenden. Die entſprechende Anwendung der 
ss 571, 573, Satz 1 BGB. beſteht vielmehr darin, daß 
an die Stelle der dort bezeichneten freiwilligen Ver— 
äußerung die zwangsweiſe tritt. Hiernach ſind gegen 
den Anſteigerer auch die im Wege der Zwangsvoll— 
ſtreckung erfolgten Verfügungen wirkſam, die ſich auf 
den Mietzins für das beim Zuſchlag laufende und 
das folgende Kalendervierteljahr beziehen. 

Allein es iſt feſtgeſtellt, daß die Kläger kurz nach 
dem Zuſchlag mit den Mietern neue Mietverträge 
geſchloſſen haben. (Es wird weiter ausgeführt, daß 
es ſich nicht etwa um bloße Beſtätigung und Aner— 
kennung der alten Verträge handelte, ſondern daß 
überall die Mietverträge auch dem Inhalte nach ge— 
ändert wurden). Durch die Pfändung der Mietzinſen 
trat der Pfandgläubiger nicht etwa in das Mietver— 
hältnis ſelbſt ein. Solange dieſes beſtand, fielen die 
Mietzinsforderungen ſofort unter das Pfandrecht, aber 
mit dem Mietverhältnis ſelbſt hatte die Pfändung 
nichts zu tun. Sie konnte nicht hindern, daß der 
Schuldner durch Vereinbarung mit den Mietern das 
Mietverhältnis für die Zukunft löſte und dadurch die 
weitere Entſtehung der Mietzinsforderungen aus dem 
Vertrag ausſchloß. Der Anſteigerer verſtößt auch nicht 
gegen die guten Sitten, wenn er mit den Mietern 
neue Verträge eingeht, um das Recht des Pfändungs— 
glaͤubigers für die Zukunft auszuſchließen. Denn der 
Anſteigerer ſteht zu dem Pfändungsgläubiger in keinem 
weiteren als dem durch die Forderungspfändung ver— 
mittelten Rechtsverhältniſſe. Sein berechtigtes Intereſſe, 
bald in den Genuß der Nutzungen zu kommen, ſtößt 
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mit dem Pfandrechte des Gläubigers zuſammen und 
es beſteht kein ausreichender Grund für ihn, jenes 
Intereſſe dieſem Rechte nachzuſetzen. Das Recht des 
Beklagten beſchränkt ſich daher auf jene Mietzins⸗ 
beträge, die auf Grund der alten Mietverträge ge- 
ſchuldet werden, und auf die Zeit bis zur Wirkſamkeit 
jener neuen Verträge. Belanglos iſt es für ſeine 
Rechte, daß in zwei neuen Verträgen der Beginn der 
neuen Mietverhältniſſe auf 1. und 15. April 1905 
feſtgeſetzt iſt. Denn da die neuen Verträge erſt am 
18. und 25. Mai geſchloſſen wurden, waren bis dahin 
die gepfändeten Mietzins forderungen entſtanden; es 
konnten an ihnen keine Aenderungen zum Nachteil 


des Beklagten vorgenommen werden. (Urt. vom 
16. Okt. 1906; Ber. Reg. IV 898/05 9). ——ın. 
709 
Nachſchrift des Einſenders: Das Urteil 


iſt von großer Bedeutung für die Praxis, und zwar 
iſt es ebenſo wichtig für die Gebietsteile, in denen 
jetzt das Immo biliarſachenrecht gilt, wie für diejenigen, 
die noch unter der Herrſchaft des älteren Rechtes ſtehen. 
Jedoch möchten wir davor warnen, daß die Aus⸗ 
führungen des Urteils über die Wirkſamkeit der neuen 
Verträge zwiſchen dem Anſteigerer und den Mietern 
gegenüber dem Pfändungsaläubiger ohne weiteres auf 
alle ähnlich gelagerten Fälle angewendet werden. Hat 
die Erneuerung der Mietverträge keinen anderen Zweck 
als die Lahmlegung des auf den Mietzinsforderungen 
laſtenden Pfandrechts und werden nur pro forma ein- 
zelne nebenſächliche Vertragsbeſtimmungen geändert, 
ſo wird man wohl unter Umſtänden anders zu ent⸗ 
ſcheiden haben, als hier geſchehen. In dem Falle, der 
dem Erkenntniſſe zugrunde lag, waren in den neuen 
Verträgen bedeutſame Aenderungen der Rechte beider 
Vertragsteile vereinbart worden. 


Oberlandesgericht Bamberg. 


Gasuhren als Zubehör eines Hanſes. Uebergang 
des Eigentums an Zubehörſtücken eines Grundſtücks. 
Guter Glaube. (B. 66 440, 448, 926, 932.) Der 
Beklagte hat an die Klägerin ſein mit einer Gas— 
einrichtung verſehenes Wohnhaus in W. vertauſcht; 
bei der Gasleitung befanden ſich auch zwei Gasuhren. 
Nach Uebergabe des Anweſens erfuhr die Klägerin, 
daß die Gasuhren nicht dem Beklagten gehörten, 
ſondern vom Gaswerk gemietet waren. Die Klägerin 
kaufte vom letzteren die Uhren um 485 Mk. und ver⸗ 
langte vom Beklagten Erſatz dieſes Betrags, weil er 
bei Abſchluß des Tauſchvertrags zugeſichert habe, die 
ganze Gaseinrichtung gehöre ihm; eine Gaseinrichtung 
ohne Gasuhr ſei völlig gebrauchsunfähig; Gasuhren 
ſeien ein Beſtandteil der Beleuchtungsanlage und 
teilten als Zubehör des Hauſes deſſen rechtliches 
Schickſal; der Beklagte müſſe daher der Klägerin das 
Eigentum an den Gasuhren verſchaffen oder den Wert 
erſetzen. Beide Inſtanzen erklärten den Anſpruch als 
unbegründet. 

Aus dem Berufungsurteil: Nach 5 448 
Abſ. 1 BGB. fallen die Koſten der übergabe der ver: 
kauften Sache, insbeſ. die Koſten des Meſſens, dem 
Verkäufer zur Laſt. Zu dieſen Koſten gehören auch 
die des Gasmeſſers (auch Gasuhr oder Gaſometer 
genannt) (Oertmann, Schuldverh., 2. Aufl., § 448 
Ziff. 1 Abſ. 3). Eigentümer der Gasuhr iſt daher 
regelmäßig der Beſitzer des Gaswerks; der Gas— 
abnehmer zahlt für ihre Benützung an den letzteren 
einen beſonderen Mietzins. Dies iſt auch nach un— 
beſtrittener ee des Erſtrichters in W. all: 
gemein üblich. Die Gasuhr wird am Eingange jedes 
Hauſes oder jeder Wohnung in die Gasleitung ein— 
geſchaltet und kann auch ohne Zerſtörung oder 
weſentliche Veränderung der einen oder der anderen 
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§§ 93, 94 BGB. die Eigenſchaft eines Beſt andteils 
nicht beſitzt. Sie kann aber Zubehör des Hauſes 
fein. Nach 88 97, 98 a. a. O. find Vorausſetzungen 
der Zubehöreigenſchaft, daß eine ſelbſtändige bewegliche 
Sache dem wirtſchaftlichen Zweck einer anderen Sache 
zu dienen beſtimmt iſt und zu letzterer in einem dieſer 
Beſtimmung entſprechenden räumlichen Berhältniffe 
ſteht, ferner, daß die Benützung der Sache zu dieſem 
Zwecke dauernd, nicht bloß vorübergehend iſt, 
endlich daß nicht eine der Qualiſikation als Zubehör 
widerſprechende Verkehrsauffaſſung beſteht. Dies iſt 
alles bei der Gasuhr gegeben, wenn der Hauseigen— 
tümer ſie erwirbt und zur dauernden Benützung 
für alle folgenden Grundſtückseigentümer oder Mieter 
in die Beleuchtungsanlage einfügt; fie iſt aber nicht 
Zubehör des Hauſes, wenn ſie vom Hauseigentümer 
nur gemietet und vorübergehend, ſolange das 
Haus ihm gehört, zur Befriedigung ſeine r Bedürfniſſe 
beſtimmt wird. (Rehbein, BBB mit Erl., 88 99 —103 
Ziff. 44 S. 89; Staudinger, Komm. z. BGB., 2. Aufl., 
8 97 Ziff. 2 zu a; Planck, Komm. z. BGB., 3. Aufl., 
8 98 Ziff. 2). Hier ſteht feſt, daß der Beklagte die 
Gasuhren nur gemietet hatte; ſind ſind alſo nicht 
Zubehör des Hauſes geworden und nicht mit dem 
Grundſtück in das Eigentum der Klägerin übergegangen. 
Dies wäre aber auch dann nicht der Fall geweſen, 
wenn ſie Zubehörſtücke des Hauſes geworden wären; 
denn nach § 926 Abi. 1 BGB. erhält der Erwerber 
mit dem Eigentum am Grundſtück auch das Eigentum 
an den vorhandenen Zubehörſtücken nur, ſoweit ſie 
dem Veräußerer gehören; iſt alſo ein Dritter 5 
Eigentümer, ſo geht nach § 926 Abſ. 2 und § 932 
a. a. O. auf den Erwerber das Eigentum bloß dann 
über, wenn er im guten Glauben iſt; er iſt dies aber 
nicht, wenn ihm bekannt oder infolge grober Fahr⸗ 
läſſigkeit unbekannt iſt, daß die Sache nicht dem Ber- 
äußerer gehört. Hier hätte angeſichts der allgemeinen 
Uebung in W., die Gasuhren bloß zu mieten, die 
Klägerin ſich bei dem Beklagten über den Eigentümer 
der Gasuhren erkundigen ſollen. Die Unterlaſſung 
dieſer Nachforſchung iſt eine grobe Fahrläſſigkeit. 
welche die Klägerin nicht als gutgläubig erſcheinen läßt. 
Da ſomit das Eigentum an den Gasuhren nicht auf 
die Klägerin überging, hat ſie auch keinen Anſpruch 
auf Wertserſatz gemäß § 440 Abſ. 2, 3 BGB. (Urteil 
vom 16. Juni 1906, BR. 329/04 I. 35.). 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Zu 5 55 Hyp G., 88 414 —416 BGB. G. klagte 
unter Bezugnahme auf §§ 414 —416 BGB. auf Auf⸗ 
hebung einer gegen ihn gerichteten Mobiliarpfändung 
des B., weil die zugrunde liegende nach dem 1 Jan. 1900 
entſtandene Hypothekforderung des B. gegen ihn durch 
den Erwerber des mit der Hyvothek belafteten kläger— 
iſchen Anweſens K am 22. Dez 1905 übernommen 
und K. von H. als Schuldner angenommen worden 
ſei. B. erkannte den Uebernahmevertrag zwiſchen G. 
und K. an, beſtritt aber u a. das Vorliegen eines 
Vertrags nach § 414 ſowie das Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen der SS 415 und 416 BGB, die übrigens 
für Hypothekforderungen in Bayern bis zur Grund— 
buchanlegung Anwendung nicht finden könnten, weil 
§ 56 Abſ 1 des Hyp®. bis dahin Platz greife Das 
LG. wies die Klage ab. Das OLG. entſchied nach 
Klageantrag 

Aus den Gründen: Das Berufungsgericht 
entſcheidet die Frage, nach welchem Rechte die Schuld— 
übernahme zu beurteilen ſei, im Gegenſatz zu der vom 
Reichsgerichte (Bd. 58 S. 384) ausgeſprochenen An— 
ſchauung, daß wegen der Vermiſchung der perſönlichen 
und dinglichen Seite bei der Uebernahme von Hypothek— 


wieder ausgeſchaltet werden, fo daß die Gasuhr gemäß ſchulden noch 856 Hyp®. anzuwenden ſei, in Ueberein⸗ 
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ſtimmung mit dem Obs. (N. F. Bd. 5 S. 444, Seuff. 
Arch. Bd. 60 Nr. 32) dahin, daß §S 56 HypG. ausſcheide und 


— 


täglich 12 Mk. Dem Anſpruche wurde durch ein Ur⸗ 
teil des II. ZS. am 27. Oktober 1906 in der Höhe von 


das BGB. Anwendung finde. Hierfür iſt maßgebend, daß 3 Mk. für den Tag ſtattgegeben. 


es ſich nur um die perſönliche Seite der Schuldüber⸗ 
nahme handelt, daß auch in anderen Beziehungen 
(3. B. bei Verträgen über Grundeigentum) das Reichs⸗ 
gericht trotz der gemiſchten, obligatoriſchen und ding⸗ 
lichen Natur des Vertrags über die Eigentumsüber⸗ 
tragung den $ 313 BGB. für das Verpflichtungs⸗ 


geſchäft und den Art. 14 des Not. vom 10. Nov. 1861 
endlich, 


für das Uebereignungsgeſchäft anwendet, 
daß der oberſte Gerichtshof ſchon früher die Ueber⸗ 
tragung von hypothekariſch geſicherten Forderungen 
ohne notarielle Beurkundung mit Beſchränkung auf 
den Uebergang der Forderung allein und ohne Hypothek⸗ 
recht für zuläſſig und wirkſam erklärte. 

Das BGB. unterſcheidet nun zwiſchen Schuld⸗ 
übernahme mit Beendigung der Haftung des bisherigen 
Schuldners durch Vertrag zwiſchen dem Gläubiger 
und dem neuen Schuldner (8 414) und Schuldüber⸗ 
nahme durch Vertrag zwiſchen dem alten und dem 
neuen Schuldner mit Genehmigung des Gläubigers 
(SS 415, 416). 5 416 behandelt den beſonderen Fall, 
daß der Erwerber eines Grundſtücks eine darauf als 
Hypothek eingetragene Schuld des Veräußerers über- 
nimmt. Damit iſt die Anwendung des § 415, der die 


allgemeine Regelung enthält, hier ausgeſchloſſen (JW. 
1904 S. 550 Nr. 6). § 416 BGB. beſtimmt in Abſ. 1, 


daß der Gläubiger die Schuldübernahme „nur“ ge⸗ 
nehmigen kann, wenn der Veräußerer ſie ihm mitteilt. 
Daraus iſt zu folgern, daß eine ohne dieſe Mitteilung 
etwa erfolgte Genehmigung der Wirkſamkeit entbehrt. 
(JW. a. a. O., Rehbein BGB. Bd. II zu SS 414, 
419 IV.) Von dem Erforderniſſe dieſer Mitteilung 
kann nicht abgeſehen werden, wenn auch die beſonderen 
Förmlichkeiten der Mitteilung, 8 416 Abſ. 2, im Falle 
der Genehmigung nicht eingehalten werden müſſen, 
ſondern nur erforderlich ſind, wenn die Genehmigung 
trotz ihres Ausbleibens als erteilt angenommen werden 
ſoll. Daß die Kläger dem Beklagten eine Mitteilung 
im fraglichen Sinne machten, wird nicht behauptet. 
Durch die Tatſache, daß der Beklagte der Beurkundung 
des Tauſchvertrags vom 22. Dez. 1905 beiwohnte, 
in dem K. gegenüber dem Kläger die Schuld an den 
Beklagten übernahm, wird die vom Geſetz geforderte 
Mitteilung nicht erſetzt; es erübrigt ſich alſo die 
Prüfung der Frage einer allenfallſigen Genehmigung 
durch den Beklagten und § 416 BGB. ſcheidet aus. 
Wohl aber hält das Berufungsgericht die Voraus— 
ſetzungen des 8 414 BGB. für gegeben. Es liegt die 
in § 414 geforderte keiner beſonderen Form bedürftige 
Einigung zwiſchen Gläubiger und dem neuen Schuldner 
vor, welche die ſofortige Befreiung des bisherigen 
Schuldners bewirkte. (Urteil v. 2. Nov. 1906). 

702 Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Gelers böfer in Nürnberg. 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Zu 8% 833, 845, 1617 BGB. (Umfang des Schadens⸗ 
erſatzes für entgangene Tienfte). Der Gütlersſohn J. Z. 
von W., welcher das Geſpann ſeines Vaters X. Z. 
lenkte, und zwei Knechte des Sägewerksbeſitzers J. M. 
von A. fuhren mit den Wägen und Pferden des J. M. 
für ihn Holz aus dem Walde. An einem Berge mußte 
Vorſpann gebraucht werden, weshalb einer der Knechte 
des J. M. ein Pferd vor das Geſpann des J. Z. führte, 
worauf dieſer daran ging, das Wagſcheit in den Vor— 
ſpannhaken einzuhängen. In dieſem Augenblicke ſchlug 
das Pferd aus und traf den J. Z. derart an die Hand, 


daß er ſich für längere Zeit in ärztliche Behandlung, 


begeben mußte. Es verlangt nun ſein Vater X. Z. 


von J. M. Entſchädigung dafür, daß er während der 


Arbeitsunfähigkeit des Sohnes mit ſeinen Pferden 
nichts habe verdienen können, und zwar auf 70 Tage 
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Aus den Gründen: J. Z. war nach 8 1617 
BGB. verpflichtet, feinem Vater bei Ausübung des 
Fuhrwerkgeſchäftes Dienſte zu leiſten; es iſt daher 
nicht zweifelhaft, daß der Beklagte, welcher dem J. Z. 
wegen der erlittenen Verletzung nach 8 833 BGB. erſatz⸗ 
pflichtig iſt, auch nach 8 845 a. a. O. gehalten iſt, den 
Vater des Verletzten für die ihm entgangenen Dienſte 
ſchadlos zu halten. Dieſer kann aber nicht den Erſa tz 
des Bruttogewinnes verlangen, ſondern nur 
Erſatz des Betrages, welchen die entgangenen 
Dienſte ſelbſt wert waren. Bei ihrer Berechnung 
ſind der Umfang der Arbeit, ſowie die dazu erforderlichen 
Kenntniſſe und Erfahrungen zugrunde zu legen.“) 
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Landgericht München J. 
1 


Die . des Amtsgerichtes gem. 8 23 
Ziff. 2 G8. für Streitigkeiten wegen des Anſpruches 
des Vermieters aus 5 561 Abi. 2 BGB. Der Mieter 
einer Wohnung hatte unter Widerſpruch des Ber- 
mieters ſeine dort eingebrachten Möbel im Werte von 
über 300 Mk. entfernt und die Wohnung mit einem 
Mietzinsrückſtande von einigen Hundert Mark ver⸗ 
laſſen. Mit Klage zum Amtsgerichte München I 
Abt. A f. 35. verlangte der Vermieter, den Mieter 
ſppopels zu erkennen, ihm den Beſitz der entfernten 

öbel zu überlaſſen (§ 561 Abſ. 2 BGB.). Auf er⸗ 
hobene Einrede der (ſachlichen) Unzuſtändigkeit ſeitens 
des Beklagten hat das Amtsgericht die Klage wegen 
Unzuſtänd igkeit des Gerichtes koſtenfällig abgewieſen. 
Das Landgericht hat der hiergegen eingelegten Be⸗ 


rufung des Vermieters ſtattgegeben, die Sache unter 
Aufhebung des erſtrichterlichen Urteiles an das Amts» 


gericht zurückverwieſen und den Ausſpruch im Koſten⸗ 
punkte dem Endurteile vorbehalten. 

Aus den Gründen: Nach dem 8 23 Ziff. 2 GVG. 
umfaßt die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte ohne Rückſicht 
auf den Wert des Streitgegenſtandes Streitigkeiten 
zwiſchen dem Vermieter und Mieter wegen Zurück⸗ 
haltung der von dem Mieter in die Mieträume ein- 
gebrachten Sachen. Während der Kommiſſionsentwurf 
zu § 12 (ietzt §S 23) Ziff. 2 GVG. nur lautete „wegen 
Ueberlaſſung, Benützung und Räumung“ iſt nach den 
Protokollen der Kommiſſion (1. Leſung S. 176 und 
2. Leſung S. 587) auf Anregung der Abgeordneten 
Becker und Struckmann die obige Beſtimmung noch 
ausdrücklich durch die Redaktionskommiſſion in den 
Geſetzestekt aufgenommen worden, obwohl nach der 
Erklärung des Direktors von Amsberg Einigkeit darüber 
herrſchte, daß ſchon bei dem urſprünglichen Wortlaute 
des Geſetzes aus dem Geſichtspunkte der Einfachheit 
der einſchlagenden Fragen und des Bedürfniſſes der 
ſchnellen Erledigung alle mit dem Mietverhält⸗ 
niſſe zuſammen hängenden Streitigkeiten den 
Amtsgerichten zugewieſen ſeien, und dabei wiederholt 
hervorgehoben wurde, daß hierzu an ſich ſchon die 
Streitigkeiten „wegen des Retentionsrechtes“ 
gehörten. Hiernach hat das GVG. 823 Ziff. 2 alle 
Streitigkeiten zwiſchen Vermieter und Mieter „wegen 
Zurückhaltung“ den Amtsgerichten zugewieſen. Nun— 
mehr hat das BGB. durch den $ 561 Abſ. 2 für den 
Vermieter ein neues Recht auf Zurückhaltung, 
nämlich auf Ueberlaſſung des Beſitzes an den ohne 
ſein Wiſſen oder unter ſeinem Widerſpruche entfernten 
Sachen des Mieters geſchaffen, das ſeine Grundlage 
in dem geſetzlichen Pfandrechte des Vermieters nach 


1) Val. Staudinger Bem. e zu § 845 BGB., wo mit Recht 
darauf hingewieſen Ift, daß der für Dienſte der fraglichen Art orts⸗ 
übliche Lohn Anhaltspunkte bieten kann. 
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§ 559 BGB. hat. Der Anſpruch des Vermieters aus 
$ 561 Abſ. 2 BGB. gründet ſich auch ausſchließlich 
auf das Mietverhältnis. Der Streit über dieſen An⸗ 
ſpruch iſt ein Streit „wegen Zurückhaltung“. 
Die gegenteilige ohne weitere Begründung von 
Struckmann⸗Koch ZPO. S. 1191 aufgeſtellte Meinung 
wird durch obige Erwägungen widerlegt. Seuffert 
ZPO. § 709 führt die $ 559—562 BGB. an, auch 
Gaupp ZPO. 81 bemerkt in Anm. 1 zu § 23 Ziff. 2 GVG. 
lediglich 8 538 ff., ohne $ 561 auszunehmen und 
Wilmowski und Levy erwähnen ausdrücklich in den An⸗ 
merkungen zu $ 23 GG., daß die Zuſtändigkeit der 
Amtsgerichte bei Streitigkeiten wegen des Zurück⸗ 
behaltungsrechtes des Vermieters gegeben ſei und es 
hierbei nicht auf die Prozeßparteiſtellung des Ver⸗ 
mieters, ſondern darauf ankomme, ob der Klageantrag 
das Zurückbehaltungsrecht betreffe. Hiernach erachtet 
das Berufungsgericht die Zuſtändigkeit des Amts⸗ 
gerichtes für den vorwürfigen Rechtsſtreit gegeben. 
Zu verneinen wäre dieſe, wenn ein Streit über 
den Anſpruch des Vermieters aus § 561 Abſ. 2 BGB. 
gegen einen dritten Beſitzer der entfernten Mobilien 
(Kober, Sachenrecht II. Aufl. 8 561 BGB. Anm. 2 
Ziff. 2) vorläge, weil hier die Vorausſetzung des 
Streites zwiſchen Vermieter und Mieter mangeln 
würde. (Urt. v. 4. X. 1906 PR. Nr. 506/06). 
645 Mitgeteilt von Landgerichtsrat Vogel in München. 


II. 


Koſtenerſtattung bei Klagszurücknahme. Die Klage 
vom 13. Dezember 1904 wurde am 14. Dezember 1904 
dem Gericht vorgelegt, mit Schriftſatz vom 29. Dezember 
1904, eingelaufen bei Gericht am 30. Dezember 1904, 
aber wieder zurückgenommen. In dem Verhandlungs⸗ 
termin vom 3. Januar 1905 iſt niemand erſchienen. 
Nachdem das Verfahren ein Jahr geruht hatte, hat 
der Beklagte am 26. Januar 1906 durch ſeinen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten den Kläger zur mündlichen Ver— 
handlung über den Koſtenpunkt laden laſſen. Im 
Verhandlungstermin hat Kläger Verurteilung des 
Beklagten zur Tragung und Erſtattung der Koſten 
des Rechtsſtreits unter Darlegung des der Klage zu— 
grundeliegenden Rechtsverhältniſſes beantragt und 
ſeine Behauptungen unter Eidesbeweis geſtellt. Weiter 
machte er geltend, daß der Beklagte unnötigerweiſe nach 
Zuſtellung der Klagszurücknahme einen Anwalt beſtellt 
habe. Der Antrag des Beklagten ging dahin, den 
Kläger zur Tragung und Erſtattung der Streitskoſten 
zu verurteilen. Das Landgericht hat durch Urteil vom 
24. April 1906 dem Antrag des Beklagten entſprechend 
erkannt und dazu ausgeführt: Ob der Beklagte durch 
ſein Verhalten zur Erhebung der Klage Anlaß gegeben 
hat, iſt eine teilweiſe Sachentſcheidung; eine ſolche 
kann nach der Klagszurücknahme nicht mehr erfolgen, 
da in dieſem Fall der Rechtsſtreit als nicht anhängig 
geworden anzuſehen iſt und der Zuſtand eintritt, als 
wenn keine Klage geſtellt worden wäre. Demgemäß 
kann auch der angeregte Eidesbeweis nicht in Frage 
kommen. Der Beklagte hat gemäß $ 271 Abſ. 3 Satz 2 
ZPO. das Recht, zu verlangen, daß im Fall der Klags— 
zurücknahme der Kläger zur Tragung der Koſten des 
Rechtsſtreites verurteilt wird. Dieſes Recht beſteht 
in allen Fällen der Klagszurücknahme, mag dieſe in 
der mündlichen Verhandlung, oder, wie hier, durch 
Zuſtellung eines Schriftſatzes erfolgt ſein. Der Antrag 
auf Koſtenverurteilung des Klägers kann von dem 
Beklagten auch in einem ſpäteren Termin geſtellt 
werden, zu dem Beklagter den Kläger, wie hier 
geſchehen, zu laden hat. Die Frage, ob und welche 
Koſten entſtanden und ob die entſtandenen zur zweck— 
entſprechenden Rechtsverfolgung notwendig geweſen 
find, iſt in dem beſonderen Verfahren nach $ 105 ff. 
ZPO. zu würdigen. 
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Landgericht Frankenthal. 


Befugnis zur Jagdansübung durch den Grundeigen⸗ 

tümer eines umzäunten Grundſtückes nach dem in der 
Pfalz geltenden Rechte. Kann in dem „Aulocken“ des 
auf fremdem Jagdgebiete befindlichen Wildes eine un: 
erlaubte Jagdausübung erblickt werden? Der Ange⸗ 
klagte iſt Eigentümer eines Grundſtücks in der Ge⸗ 
markung der Gemeinde X., außerhalb des Dorfes in 
der Nähe eines der Gemeinde gehörenden Waldes. 
Er benützt es als Pflanzgarten und hat es mit einem 
Maſchenzaun aus Draht umgeben. Auf dieſem Grund⸗ 
ſtücke übte der Angeklagte, der ſich eine Jagdkarte ge⸗ 
löſt hatte, die Jagd aus, insbeſondere auf Faſanen, 
die in dem nahen Walde zahlreich vorkommen. Die 
Gemeindejagd der Gemeinde X. iſt verpachtet. Im 
Laufe der Zeit bemerkte der Jagdaufſeher des Jagd⸗ 
pächters Lücken in dem Drahtzaune des Grundſtückes, 
und zwar auf der gegen den Wald zu liegenden Seite. 
Sie waren dadurch hergeſtellt, daß der Draht vom 
Boden in die Höhe gehoben und teilweiſe aufgerollt 
war. Die Lücken waren nicht breit und ca. 20 em 
hoch. Eines Morgens entdeckte ein SJagbaufleder, daß 
nicht nur innerhalb des Pflanzgartens, ſondern auch 
noch durch die Lücken hindurch auf das angrenzende 
Grundſtück auf eine Entfernung von etwa 2 m Futter 
geſtreut war. Aus den Fußſpuren im Garten und 
der Art der Ausſtreuung des Samens war zu ent⸗ 
nehmen, daß der Angeklagte das Futter auch außer⸗ 
halb des Pflanzgartens geſtreut habe; er hat dem 
Jagdaufſeher auch auf Zuredeſtellen erklärt, wenn er 
es nicht ſo mache, bekomme er keine Faſanen. Kurz 
darauf hat der Angeklagte auch zwei Schüſſe auf die in 
den Pflanzgarten gelaufenen Faſanen abgegeben. Er 
wurde verurteilt aus folgenden Gründen: Es iſt zu⸗ 
nächſt zweifellos, daß der Angeklagte die Jagd aus⸗ 
geübt hat und im Beſitze einer Jagdkarte war. Es 
fragt ſich, ob er berechtigt war, in feinem Pflanz⸗ 
garten in der geſchilderten Art die Jagd auszuüben. 
Hierbei iſt davon auszugehen, daß der Pflanzgarten 
von der Verpachtung der X.ſchen Gemeindejagd aus⸗ 
geſchloſſen iſt und daß der Angeklagte darin jagen 
darf. Denn nach dem noch geltenden § 5 Abſ. V der 
VO. der öſterreichiſchen und bayeriſchen gemeinſchaft⸗ 
lichen Landesadminiſtrationskommiſſion vom 21. Sep⸗ 
tember 1815, die Verwaltung und Ausübung der Jagd 
in der Pfalz betr. (Geib, Handbuch für die Gemeinde⸗ 
behörden der Pfalz Bd. I S. 669 ff.; Maenner, Das 
Jagdrecht der Pfalz S. 6 ff.) find alle Grundſtücke, 
welche mit einer Mauer, einem Zaune oder einer Hecke 
umgeben und mit Türe und Schloß verſchloſſen ſind, 
von der Verpachtung der Jagd ausgenommen. Dem 
Beſitzer ſolcher Grundſtücke ſteht allein das Jagdrecht 
unter Befolgung der in der BO. enthaltenen oder 
noch zu erlaſſenden polizeilichen Verordnungen darin 
zu. Der Pflanzgarten des Angeklagten entſpricht den 
Beſtimmungen der VO. Er darf deshalb, da er eine 
Jagdkarte beſitzt, in dem Garten jagen. Wenn er 
hierzu Lücken im Drahtzaune hergeſtellt oder vor— 
handene Lücken ausgenützt hat, ſo liegt hierin keine 
Rechtswidrigkeit. Daß ſolche Lücken vorhanden ſind, 
hindert nicht das Grundſtück als ein umzäuntes 
Grundſtück zu betrachten. Denn, daß die Umſchließung 
verhindert, daß Wild in den umſchloſſenen Raum 
gelangt, kann nicht verlangt werden. Immerhin wird 
eine Umſchließung verlangt werden müſſen, welche 
nicht Menſchen, auch Kindern, ein Durchſchlüpfen oder 
Durchkriechen geſtattet (vgl. Maenner a. a. O.). 

Der Angeklagte hat aber die Jagd nicht bloß in 
der Weiſe ausgeübt, daß er Faſanen geſchoſſen hat, 
die in ſeinen Pflanzgarten ohne ſein Zutun gekommen 
waren, ſondern er hat ſie auch „angelockt“, und zwar 
durch Streuen von Futter in- und außerhalb des 
Gartens. Wird die Tätigkeit des Anlockens nur auf 
dem eigenen Jagdgebiete entfaltet, ſo liegt keine 
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unberechtigte Jagdausübung vor. Deshalb iſt das 
Futterreuen auf eigenem Jagdgebiete, auch wenn es 
erfolgt, um Wild vom fremden Jagdgebiete auf das 
eigene herüberzulocken, nicht unberechtigt. Maenner 
a. a. O. geht weiter. Er führt aus: „Wer von dem 
eigenen Jagdgebiete aus das in dem fremden Jagd⸗ 
bezirke befindliche Wild vorſätzlich zum Zwecke der 
Erlegung anlockt (z. B. durch Blatten) oder anzulocken 
verſucht, übt unberechtigt die Jagd aus und verletzt 
das fremde Okkupationsrecht in derſelben Weiſe, wie 
derjenige, welcher Wild aus dem fremden Jagdgebiete 
ſich zutreiben läßt.“ Dagegen hat das Reichsgericht 
die Benützung von Lockrufen für erlaubt erklärt, weil 
Is nicht verboten und vielfach üblich feien. Aus dem 
eſen der Jagdberechtigung aber, ſelbſt wenn man 
aus ihr ein Recht des Jagdberechtigten an dem Wild⸗ 
ſtande in ſeinem Jagdbezirke ableite, könne nicht ge⸗ 
folgert werden, daß durch die Benützung von Lock⸗ 
mitteln in das Recht des Jagdadjazenten widerrechtlich 
eingegriffen werde (RG. ZS. Bd. 44 S. 200). Die An⸗ 
ſicht des Reichsgerichtes verdient den Vorzug, weil 
ja der Anlockende keine Tätigkeit außerhalb ſeines 
Jagdbezirkes entwickelt; nur die Wirk ung der inner⸗ 
halb ſeines Jagdbezirkes entfalteten Tätigkeit geht 
S. 348) Grenze hinaus (vgl. auch RGStS. Bd. 20 
Der Angeklagte hat aber hier eine weit umfang⸗ 
reichere Tätigkeit entwickelt; er hat nicht nur inner⸗ 
halb ſeines Jagdgebietes, ſondern auch außerhalb, 
ſonach auf fremdem Gebiete dem Wilde nachgeſtellt. 
Seine Tat ſetzte ſich aus mehreren Einzel handlungen 
zuſammen, von denen ein Teil auf fremdem Jagd⸗ 
gebiete vorgenommen wurde. Denn er hat ſich, zum 
Schießen bereit, in ſeinem Garten aufgeſtellt. Um 
jedoch die Faſanen zu bewegen, in ſeinen Pflanzgarten 
zu kommen, hat er Futer nicht bloß in ſeinem Pflanz⸗ 
garten, ſondern durch die Lücken auf fremdes Jagd- 
gebiet geſtreut. Letztere Handlung iſt ein Teil 
ſeiner Jagdausübung; denn er hat gewartet, bis die 
Faſanen, durch das Futter angelockt, hereinkamen und 
dann auf ſie geſchoſſen. (Urt. vom 10. Oktober 1906). 
669 Mitgeteilt von Landgerichtsrat Hagen in Frankenthal. 
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Landgericht Würzburg. 


Privatklageverfahren. Ausschluß der Vernehmung 
von Zeugen für die Hauptverhandlung. Vertretung des 
in der Hauptverhandlung nicht erſchienenen Klägers durch 
einen Nechtolundigen im Sinne des ß 139 StPO. In 
der Privatklageſache der Witwe X. gegen 9). wegen 
Beleidigung beſtimmte der Amtsrichter den 10. März 
1906 als Termin zur Hauptverhandlung, ordnete das 
Erſcheinen der Parteien an und verfügte: „Eine Ver⸗ 
nehmung von Zeugen im Termine findet nicht ſtatt.“ 
Das Schöffengericht beſchloß in der Sitzung vom 
10. März 1906, die Verhandlung auszuſetzen, neuen 
Termin auf 31. März anzuberaumen und hierzu das 
Erſcheinen des Beklagten anzuordnen. Die Klägerin 
war ſchon vorher vom Erſcheinen entbunden worden. 
Der Beſchluß enthält den Zuſatz: „Eine Vernehmung 
von Zeugen findet auch in dieſem Termine nicht jtatt.“ 
In der Sitzung vom 31. März war die Klägerin nicht 
durch ihren Rechtsanwalt, ſondern durch Rechtsprakti⸗ 
kant N. vertreten, der den Vorausſetzungen des § 139 
SPD. entſprach und von dem Rechtsanwalt unter 
Zuſtimmung der Klägerin mit deren Vertretung in 
der Hauptverhandlung betraut worden war. Auf 
Antrag des Beklagten ſtellte das Schöffengericht unter 
Bezugnahme auf SS 431, 259, 505 StPO. und Löwe 
Anm. 3 zu § 418 das Verfahren durch Urteil ein. 
Die Gründe führen aus: Die Privatklage gelte nach 
8 431 Abi. 2 SPO. als zurückgenommen, wenn der 
Kläger weder erſcheine, noch durch einen Rechtsanwalt 
vertreten werde, nach SS 427 Abſ. 2, 139 StpO. könne 


nur die „Verteidigung“, nicht die „Vertretung“ der 
Klägerin einem Rechtskundigen übertragen werden. 
Die Klägerin legte Berufung ein und brachte vor: 
Rechtspraktikant N. habe ſie als Subſtitut ihres Rechts⸗ 
anwaltes ordnungsmäßig vertreten; die Verhandlung 
vom 31. März könne zudem nicht als Hauptverhand⸗ 
lung betrachtet werden, da die Vernehmung von Zeugen 
ausgeſchloſſen geweſen ſei. Das Landgericht hob das 
Urteil auf und verwies die Sache zurück. In den 
Gründen iſt zunächſt im Anſchluß an die herrſchende 
Meinung (vgl. Löwe Anm. 7 zu § 431) dargelegt, 
daß das Schöffengericht nicht durch Urteil, ſondern 
durch Beſchluß hätte entſcheiden müſſen. Hinſichtlich 
der Anwendung des § 431 Abſ. 2 StPO. wird aus⸗ 
geführt: 

1. Die Verhandlungen vom 10. und 31. März 
waren als Termine zur Hauptverhandlung erklärt. 
Daß beſtimmt wurde, daß eine Vernehmung von Zeugen 
nicht ſtattfinde, entſpricht nicht dem Geſetze. Der 
Zweck der Beſtimmung iſt nicht erwähnt. Berück⸗ 
ſichtigt man aber, daß das persönliche Erſcheinen der 
Parteien oder wenigſtens einer Partei angeordnet 
wurde, ſo muß man annehmen, daß in den Terminen 
nur eine Sühne verſucht, beim Scheitern dieſes Ver⸗ 
ſuches aber die Verhandlung und Zeugenvernehmung 
einem ſpäteren Termine vorbehalten werden ſollte. 
Ein derartiges Vorgehen hat für die Parteien im 
Falle eines Vergleiches den Vorteil, daß die Koſten 
der Ladung von Zeugen erſpart werden, im anderen 
Falle den Nachteil, daß das Verfahren erſt in einem 
weiteren Termin erledigt werden kann und dann mehr 
Koſten erwachſen, wie wenn zur erſten Verhandlung 
das Beweismaterial beigeſchafft worden wäre. Dies 
iſt um ſo weniger gerechtfertigt, als die Parteien nicht 
verpflichtet find, ſich auf einen Sühneverſuch einzu- 
laſſen, vielmehr verlangen können, daß ihre Angelegen— 
heit durch Urteil erledigt wird. Es iſt zwar dem 
Gericht wie dem Vorſitzenden unbenommen, in der 
Hauptverhandlung die Sühne zu verſuchen, die Haupt⸗ 
verhandlung darf aber nicht von vorneherein ſo ein⸗ 
geſchränkt werden, daß in ihr anderes nicht erfolgen 
kann. 

Das Verfahren widerſpricht auch den Grund- 
ſätzen der StPO. Das Geſetz ſieht einen Sühne⸗ 
verſuch nur für die Zeit vor der Erhebung der Klage 
und nur für den Fall vor, daß die Parteien in dem- 
ſelben Gemeindebezirke wohnen ($ 420 StPO.). Die 
Abhaltung eines Sühnetermines vor dem erkennenden 
Gerichte wird in der StPO. nicht erwähnt und iſt 
unzuläſſig. Auch die Anberaumung einer Hauptver— 
handlung unter Ausſchluß der Vernehmung von Zeugen 
iſt mit den Grundſätzen der StPO. unvereinbar. Der 
Amtsrichter beſchließt die Eröffnung des Hauptver⸗ 
fahrens (8 423 StPO.) und beſtimmt den Termin zur 
Hauptverhandlung (SS 424, 212 StPO.). Er ent⸗ 
ſcheidet, welche Zeugen oder Sachverſtändige geladen 
werden follen (§ 426 Abſ. 1 StPO.) Dieſe Entſchei⸗ 
dung iſt nur danach zu bemeſſen, ob die Ladung nach 
dem Gegenſtande des Verfahrens erforderlich iſt (vgl. 
Löwe Anm. 1 zu 8426 und 2 zu $ 208). Sie iſt auch 
nur eine vorläufige Maßregel, die weder den Parteien 
das Recht unmittelbarer Ladung (§ 426 Abſ. 2 StPO.), 
noch dem Gericht die Verfügung über die Beweis— 
aufnahme ($$ 243, 244 StPO.) entzieht. Die Verneh⸗ 
mung von Zeugen von vorneherein auszuſchließen, 
würde nicht bloß dem Zwecke der Hauptverhandlung, 
eine Entſcheidung herbeizuführen, widerſprechen, ſon— 
dern auch in das Recht des Gerichts eingreifen, den 
Umfang der Beweisaufnahme zu beſtimmen. Ein 
ſolcher Eingriff ſtand auch dem Schöffengericht, das 
nicht ſelbſt in der Sache entſchied, ſondern nur Aus⸗ 
ſetzung beſchloß. nicht zu. Praktiſch konnte der 
Ausſchluß von Zeugen Erfolg nur haben, wenn die 
Parteien ſich freiwillig darauf einließen und weder 
Zeugen luden, noch Beweisanträge ſtellten. Recht— 
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lich war er wirkungslos. Er hatte auch nicht die 
Wirkung, daß die Termine keine Hauptverhandlungen 
waren. Sie waren ausdrücklich zur Hauptverhand— 
lung beſtimmt; es war offenbar abſichtlich vermieden 
worden, ſie als Sühnetermine zu bezeichnen; daß dem 
Geſetze zuwider die Vernehmung von Zeugen ausge— 
ſchloſſen wurde, beweiſt nicht, daß keine Hauptver⸗ 
handlung anberaumt werden ſollte, ſondern nur, daß 
man eine Einſchränkung irrtümlich für zuläſſig hielt. 
Die Verhandlung vom 31. März war alfo 
eine Hauptverhandlung im Sinne des § 431 
A bſ. 2 StPO. 

2. Die Klägerin war im Termin vom 31. März 
nicht erſchienen, aber ordnungsmäßig vertreten. Nach 
8418 StPO. kann der Privatkläger einen Rechtsanwalt 
als Vertreter auſſtellen, und auch N 431 Abſ. 2 StPO. 
ſpricht nur von der Vertretung durch einen Rechts— 
anwalt. Damit iſt nicht geſagt, daß der Rechtsanwalt 
in der Verhandlung perſönlich auftreten muß, ſondern 
nur, daß der Kläger keine andere Perſon zum Ver⸗ 
treter wählen kann. Die Subſtitution iſt in 8 427 
StPO. geregelt. Abſ. 1 beſtimmt, daß in der Haupt⸗ 
verhandlung auch der Angeklagte ſich durch einen 
Rechtsanwalt vertreten laſſen kann. Nach Abſ. 2 ſoll 
8 139 auf den Anwalt des Klägers wie auf den des 
Angeklagten Anwendung finden. $ 139 lautet: „Der 
als Verteidiger gewählte Rechtsanwalt kann mit Zu— 
ſtimmung des Angeklagten die Verteidigung einem 
Rechtskundigen, der die erſte Prüfung für den Juſtiz— 
dienſt beſtanden hat und in demſelben ſeit mindeſtens 
zwei Jahren beſchäftigt iſt, übertragen.“ Wörtlich 
läßt ſich dieſe Beſtimmung auf den Kläger nicht an— 
wenden, denn ſie handelt von der „Verteidigung“, der 
Kläger bedarf aber keiner ſolchen. Es handelt ſich 
vielmehr um eine entſprechende Anwendung des $ 139 
StPO., und es genügt deshalb zur Zurückweiſung des 


Rechtspraktikanten N. nicht der Hinweis darauf, daß 


8139 nur von „Verteidigung“ ſpricht. Die Stellung des 
§ 139 und der Zuſammenhang des 8 427 Abſ. 2 mit 
den übrigen Vorſchriften über Vertretung im Privat⸗ 
klageverfahren führen zu einem anderen Ergebniſſe. 

139 fteht in dem von der Verteidigung han— 
delnden 11. Abſchnitte des 1. Buches der StPO. Nach 
§ 137 kann ſich der Beſchuldigte eines Verteidigers 
bedienen. Nach $ 138 find die bei einem deutſchen 
Gerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte uſw. wählbar. 
Andere Perſonen können nur mit Genehmigung des 
Gerichtes zugelaſſen werden. Danach bedürfte es der 
Genehmigung auch, wenn der als Verteidiger gewählte 
Rechtsanwalt ſich durch einen Rechtskundigen vertreten 
laſſen wollte. Um den Rechtsanwalt darin unabhängig 
zu machen, wurde § 139 eingefügt (vgl. Hahn, Mat. 
3. StPO. S. 954 ff., 967 ff.). Seine Bedeutung liegt 
alſo darin, daß ſich der Rechtsanwalt vertreten laſſen 
kann. Daß im Falle des § 139 dem Subſtituten nur 
die Verteidigung zuſteht, beruht nicht darauf, daß er 
auf dieſe Tätigkeit beſchränkt werden ſollte, ſondern 
darauf, daß auch der Rechtsanwalt nur die Verteidi— 
gung zu führen hat. Eine entſprechende Anwendung 
des § 139 auf den Anwalt des Klägers führt alſo zu 
der Folgerung, daß dieſer alle ihm zukommenden 
Rechte übertragen kann. Die Vertretung im Privat— 
klageverfahren iſt für den Kläger in 8 418, für den 
Angeklagten in § 427 Abſ. 1 StPO. geregelt. Wenn 
die letztere Beſtimmung nur von dem Rechtsanwalt 
des Angeklagten ſpricht, 8 427 Abſ. 2 aber die An⸗ 
wendung des § 139 ſowohl für den Anwalt des 
Klägers wie für den des Angeklagten vorſchreibt, ſo 
folgt daraus, daß Abſ. 2 für den Angeklagten eine 
Ergänzung des Abi. 1, für den in Abſ. 1 nicht er- 
wähnten Kläger aber eine Ergänzung des § 418 ent- 
hält und endlich, daß die Beſtimmung des § 427 Abſ. 2 
für beide Parteien einen weſentlich gleichen Inhalt 
haben muß. Für den Angeklagten ergibt ſchon der 
äußere Zuſammenhang, daß die Anwendung des 8 139 
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nicht bloß auf die Beiſtandſchaft oder Verteidigung 
beſchränkt ſein ſoll; denn in Abſ. 1 iſt nicht bloß von 
dem Rechtsanwalt die Rede, in deſſen Beiſtand der 
Angeklagte erſcheinen, ſondern auch von dem, durch 
den er ſich in der Hauptverhandlung vertreten laſſen 
kann. Wäre nur die Verteidigung gemeint, ſo wäre 
Abſ. 2 überflüſſig, da die allgemeinen Beſtimmungen 
über die Verteidigung, darunter § 139 StPO., ohnehin 
anzuwenden wären (vgl. Löwe Anm. 6 zu $ 427). 
Bezieht ſich aber die durch § 427 Abſ. 2 StPO. mit 
$ 139 begründete Subſtitutionsbefugnis beim Ange⸗ 
klagten auch auf den Fall der Vertretung, ſo muß das 
Gleiche ſür den Kläger und ſeinen Anwalt gelten. 
Mit dieſer Auslegung ſteht nicht im Widerſpruche, 
wenn Löwe a. a. O. Anm. 3 zu 8 418 ſagt: „Die 
Frage, ob jemand, der nicht Rechtsanwalt iſt, als 
Beiſtand oder Vertreter eines Privatklägers auſtreten 
dürfe, wird, da ſie von den ſonſtigen Beſtimmungen 


des Abſchnittes nicht berührt wird, nur nach Maßgabe 


des § 418 zu beantworten ſein und inſoweit verneint 
werden müſſen.“ Denn es handelt ſich dabei offen⸗ 
ſichtlich nur um die dem Kläger zuſtehende Wahl eines 
Beiſtandes oder Vertreters, nicht um die Frage, ob 
der zuläſſig beſtellte Rechtsanwalt perſönlich tätig 
werden muß oder ſeine Rechte übertragen kann, und 
es Kir damit hervorgehoben werden, daß der Kläger 
in dieſem Punkte ſchlechter geſtellt iſt als der Ange- 
klagte, der nach den allgemeinen Vorſchriften über 
„Verteidigung“ und „Beiſtände“ (vgl. Löwe a. a. O. 
Anm. 6 zu § 427) weitergehende Rechte hat. Gerade 
hinſichtlich der Subſtitutionsbefugnis hat ja das Geſetz 
in § 427 Abſ. 2 den Anwalt des Klägers dem des 
Angeklagten gleichgeſtellt. In Anm. 2 zu § 427 StPO. 
heißt es denn auch bei der Bemerkung, daß andere 
Bevollmächtigte als Rechtsanwälte nicht zugelaſſen 
ſeien, ausdrücklich: „vgl. übrigens § 139.“ 

Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung beſtätigt auch 
die Entſtehungsgeſchichte. Der Entwurf der StPO. 
enthielt weder den 8 139 noch den 8 427 Abſ. 2. Als 
Wahlverteidiger waren, abgeſehen von den Rechts⸗ 
lehrern, nur Rechtsanwälte zugelaſſen (Entw. § 125, 
Hahn, Mat. z. StPO. S. 19). Dem entſprach es, daß 
auch in den Beſtimmungen über die Privatklage nur 
Anwälte erwähnt wurden (Entw. 88 338, 350, 358, 
362, Hahn a. a. O. S. 44 ff.). § 362 Abſ. 1 des Ent⸗ 
wurfes beſtimmte: „In der Hauptverhandlung können 
die Parteien im Beiſtande von Rechtsanwälten er⸗ 
ſcheinen oder ſich auf Grund einer Vollmacht durch 
ſolche vertreten laſſen.“ Im Laufe der Kommiſſions⸗ 
beratungen erhielt dieſe Beſtimmung ihre jetzige dem 
8 427 Abſ. 1 des Geſetzes entſprechende, nur den An- 
geflagten betreffende Saflung, während die Frage der 
Vertretung des Klägers in 8 358 des Entwurfes ($ 418 
des Geſetzes) ihre Regelung fand. Die Beſtimmungen 
über die Verteidigung wurden zunächſt dahin erweitert, 
daß als Verteidiger mit Genehmigung des Gerichtes 
auch andere Perſonen wählbar ſein ſollten, dann er— 
hielt der Entwurf in § 125 a (8 139 des Geſetzes) die 
Beſtimmung, wonach der als Verteidiger gewählte 
Rechtsanwalt mit Zuſtimmung des Angeklagten einem 
Rechtskundigen die Verteidigung übertragen kann 
(Hahn a. a. O. S. 952 ff., 967 ff.). Nachdem dieſe Be⸗ 
ſtimmung angenommen worden war, fragte ein Kom— 
miſſionsmitglied an, ob der im § 362 erwähnte Rechts- 
anwalt ſich gemäß § 125 a durch einen Rechtskundigen 
vertreten laſſen dürfe. Der Vertreter der Regierung 
erwiderte, die logiſche Folge des früheren, die Auf— 
nahme des S 125 a betreffenden Beſchluſſes ſpreche da— 
für; aus der für die „Verteidigung“ getroffenen 
Beſtimmung folge es jedoch nicht ohne weiteres. 
Daraufhin fügte die Kommiſſion dem § 362 Abſ. 1 
des Entwurfes den Zuſatz bei: „Die Beſtimmung in 
§ 125 a findet auch hier Anwendung“ (Hahn a. a. O. 
S. 1098). Dieſer Zuſatz wurde mit redaktionellen 
Aenderungen zum 8 427 Abſ. 2 des Geſetzes. Hieraus 
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ergibt fi, daß § 427 Abſ. 2 die geſamte Tätigkeit des 
Rechtsanwaltes betrifft. Der Rechtsanwalt kann 
alſo auch die Vertretung des Klägers in 
der Hauptverhandlung einem Rechtskun⸗ 
digen im Sinne des 8 139 der StPO. über⸗ 
tragen.“) (Urteil vom 7. Mai 1906). 

627 Mitgetellt von Landgerichtsrat Oegg in Würzburg. 


Aus der Praxis des bayer. Berwaltungs⸗ 
gerichtshofs. 


Verfügung eines Polizeibedienſteten über einen 
ohne richterliche Anordnung beſchlagnahmten Gegen⸗ 
ſtand. Schutzleute hatten bei einer des verbotenen 
Vogelfanges verdächtigen Perſon vier ſeit kurzer Zeit 
eingeſangene Grasmücken beſchlagnahmt, die in einem 
ganz engen Käfig untergebracht waren. Da zu be⸗ 
fürchten ſtand, die Vögel würden ſterben, wenn ſie 
länger in dem Käfige gefangen gehalten würden, und 
daher die Ueberſendung des Käfigs an das Amtsge⸗ 
richt zur Beſtätigung der Beſchlagnahme 
(§ 98 Abſ. 2 StPO.) untunlich war, ließen die Schutz⸗ 
leute die Vögel frei. Der Angeſchuldigte, der ſich 
hierdurch geſchädigt fühlte, wollte den Staat auf 
Schadenserſatz wegen Verletzung der Amtspflicht 
durch die Schutzleute verklagen und beantragte Vor— 
entjcheidung des VGH 
Der BGH. entſchied, daß keine Pflichtverletzung vor⸗ 
liege. Zur Begründung führte er aus, daß die Be— 
laffung der Vögel in der Gefangenſchaft die Hand— 
habung der Vogelſchutz⸗Polizei unmöglich gemacht und 
in das Gegenteil verkehrt hätte. Es ſei ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß die Polizeibehörden die nach Lage der 


nach Art. 7 Abſ. 2 des V HG. 


Sache entſprechenden Vorkehrungen zu treffen hätten, 


wenn beſchlagnahmte Gegenſtände wegen der Gefahr 
des Verderbens nicht aufbewahrt werden könnten. 
(Verh. d. K. d. Abg. 1871/2, Beil. S. 102). Uebrigens 
ſeien die Polizeibehörden nach Art. 102 AG. z. StPO. 
verpflichtet, den Uebertretungen der Strafgeſetze zu- 
vorzukommen und ſie, wenn möglich, in ihrem Laufe 
zu unterdrücken. Die enge Einſperrung der Vögel 
aber ſei eine Aergernis erregende Tierquälerei ge— 
weſen (3 360 Nr. 13 StGB.), fo daß auch aus dieſem 
Geſichtspunkt die Freilaſſung geboten geweſen ſei 
(Entſch. d. VGH. vom 13. Juni 1906, Bd. XVII 
S. 123). ---n. 
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Literatur. 


ſtrichen, Format und Druck find verkleinert. Ohne 
Verringerung des ſachlichen Inhalts iſt das Buch noch 
knapper geworden als zuvor und bietet jetzt auf engſtem 
Raume eine unermeßliche Fülle von Stoff. Die 
Arbeit erhebt ſich weit über die breite Maſſe der 
ſogenannten „Textausgaben mit Erläuterungen“, bei 
denen in der Regel die Anmerkungen ohne Schaden 
geſtrichen werden könnten. Man erkennt fofort die 
Schöpfung eines ungewöhnlich erfahrenen Praktikers, 
der auch in das kleinſte Detail der Rechtsanwendung 
hineinleuchtet. von der Pfordten 


Notizen. 


Die Dienftverhältniffe der Gendarmeriemannſchaft 
werden neu geregelt durch eine am 1. Januar 1907 
in Kraft tretende Allerh. VO. vom 7. Dezember 1906 
(GVBl. Nr. 72 S. 849). Es iſt aus ihr hervor⸗ 
zuheben, daß die Mannſchaften der Gendarmerie vom 
Oberwachtmeiſter abwärts künftighin hinſichtlich der 
Gehalts- und Penſionsverhältniſſe den nichtpragmati⸗ 
ſchen Staatsbeamten und Bedienſteten im Sinne 
der VO. vom 26. Juni 1894 gleichgeſtellt werden. 
Die Stelle des Sergeanten fällt weg. Die am 
1. Januar 1907 im aktiven Dienſte befindlichen Ser⸗ 
geanten erhalten Titel, Rang und Abzeichen von Bize- 
wachtmeiſtern (Offizierskokarde, Offiziersportepee). Die 
Stationskommandanten rücken unter Beibehaltung des 
bisherigen Titels in den Rang der Sergeanten des 
aktiven Heeres auf und erhalten die bisherige Uniform 
der Gendarmerieſergeanten. Sie können bei längerer 
Dienſtzeit zu Vizewachtmeiſtern ernannt werden. Im 
8 3 der BO. werden der Dienſtaustritt, die Dienſtes⸗ 
enthebung uſw. geregelt. Der Verordnung iſt ein 
Gehaltsregulativ beigegeben. 


Fortdauer der Haftung des Zubehörs nach Erlöſchen 
der Hypothek durch den Zuſchiag. In den Abhand⸗ 
lungen über die Behandlung des Zubehörs in der 
Zwangsverſteigerung, die im 2. Jahrgange dieſer Zeit⸗ 


ſchrift veröffentlicht wurden (S. 89, 116, 205, 215, 


395, 417), wurde u. a. mehrmals die Frage geſtreift, 
ob die Haftung der Zubehörſtücke für eine Hypothek 
das Erlöſchen des Hypothekenrechts durch den Zu— 
ſchlag (§S 91 Zw VG.) dann überdauern kann, wenn 
die Zubehörſtücke von der Verſteigerung ausgenommen 


wurden. (Vgl. zu der Frage auch Kretzſchmar, 


Neumiller Joſeph, Rat am Landgerichte München I. 


Zivilprozeßordnung für das Deutſche 
Reich vom 30. Januar 1877. In der Faſſung der 
Bek. vom 20. Mai 1898 mit den Abänderungen des 
RG. vom 5. Juni 1905. Handausgabe mit Er: 
läuterungen unter beſonderer Berückſich⸗ 
tigung der bayer. Geſetzgebung und 
Rechtspflege nebſt einem Anhange, enthaltend 
einen Auszug aus dem GVG. 2. umgearbeitete 
Auflage. München 1906, J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). Lieferung 1 und 2 (bis § 715) 
geh. Mk. 4.80. 
Dieſer originelle Handkommentar erſcheint in 
etwas veränderter Form. Einzelne Zuſammenſtellungen 
von Entſcheidungen und von Geſetzesſtellen ſind ge— 


) In dem gleichen Sinne jedoch ohne nähere Begründung und 
obne Anwendung auf § 431 Abſ. 2 StPO.: von Kries, Lebrb. des 
deutſchen Strafprozeßrechts 1892 S. 249, Bennecke, Lehrb. des deut⸗ 
z. StPO. 3. Aufl. 1895 Aum 3 zu § 418 und Anm. 3 zu 5 427 und 
Roſenfeld, Der Reichsſtrafprozeß 1901 S. 204. 
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Das Sachenrecht des BGB., Bem. 5 zu $ 1121 BGB.) 
Das OLG. Braunſchweig hat kürzlich in einem Er⸗ 
kenntniſſe vom 25. Oktober 1906 (auszugsweiſe mit⸗ 
geteilt im Recht 1906 S. 1262 unter Nr. 3056) die 
Frage bejaht und ausgeſprochen, daß die Haftung 
mindeſtens bis zur Aufhebung des Beſchlagnahme— 
verfahrens fortdauere. Ob eine Haftung über dieſen 
Zeitpunkt hinaus anerkannt wird, läßt ſich aus dem 
mitgeteilten Bruchſtücke der Entſcheidungsgründe nicht 
mit voller Sicherheit entnehmen, zumal der dem Falle 
zugrunde liegende Tatbeſtand völlig verſchwiegen wird. 
Ungenau iſt übrigens die in den Gründen niederge— 
legte Bemerkung, die pfandrechtliche Haftung des Zu— 
behörs entſtehe durch die Beſchlagnahme (§ 20 Abſ. 2 
Zw G.). Die Unterwerfung der Zubehörſtücke unter 
das Recht des Hypothekengläubigers iſt durch 8 1120 
BGB. verordnet. Die Beſchlagnahme verwirklicht und 
verſtärkt die Haftung nur, indem ſie das Verfügungs— 
recht des Schuldners einengt und die Möglichkeit des 
Erlöſchens der Haftung nach S 1121 Abſ. 1 BGB. 
beſchränkt. 
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Zum leckte des Viehkaufs. — Einige 
kleinere Etreitfragen. 
Von Profeſſor Krückmaun in Münſter i. W. 


I. Argliſtiges Verſchweigen von Nicht⸗ 
hauptmängeln. 


In Jahrg. II Nr. 11 u. 22 dieſer Zeitſchrift 
ſind die beiden gegenteiligen Meinungen von 
Then und Stölzle zum Ausdruck gekommen, daß 
argliſtiges Verſchweigen von Nichthauptmängeln 
beim Viehkauf immer zur Anfechtung berechtige 
und daß alle Male eine Täuſchung des Käufers 
notwendig ſei. 

Zunächſt iſt Then Recht zu geben, wenn er 
ſich gegen Stölzles Formel: „Verſchweigen von 
Nichthauptmängeln ſei nicht argliſtiges Verſchweigen 
im Sinne des Geſetzes“, wendet. Dieſe Formel 
iſt zweifellos unrichtig und es iſt unbezweifelbar, 
daß Argliſt Argliſt bleibt. Es ſei an das bekannte 
Wort von Hengſt und Stute erinnert: Das Ge⸗ 
ſetz kann alles, aber es kann aus einer Stute 
keinen Hengſt machen oder ſo ähnlich. Stölzle 
hat die Grenzen der Geſetzesmacht überſehen, als 
er S. 37 ſeiner Schrift ſagte: „Verſchweigen 
eines nicht zu den Hauptmängeln gehörigen er⸗ 
heblichen Fehlers iſt nicht argliſtiges Verſchweigen.“ 
Trotzdem bleibt ſein Ergebnis, was das Kauf: 
recht angeht, richtig, es iſt nur unrichtig be⸗ 
gründet. Anderſeits iſt der Angriff Thens be⸗ 
rechtigt, aber ſein Ergebnis iſt nicht begründet, 
ein Beweis, daß die Wahrheit anders zu formulieren 
iſt. Praktiſch macht Stölzle von ihr Gebrauch, 
wenn er in dieſer Zeitſchrift Jahrg. II S. 437 | 
jagt: „Der Verkäufer ſei nicht verpflichtet, etwa 
vorhandene Nichthauptmängel dem Käufer zu offen⸗ | 

| 
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baren.“ Er fällt aber ſofort wieder in feinen Irr⸗ 
tum, wenn er unmittelbar darauf jagt: „Arg⸗ 
liſtiges Verſchweigen kann nur bezüglich der 
Hauptmängel begangen werden, denn nur für | 
nn wird kraft Geſetzes gehaftet.“ 
Die Wahrheit, die Stölzle aber nicht allgemein 
theoretiſch zu formulieren vermocht hat, 
argliſtiges Verſchweigen von Nichthauptmängeln 


iſt, daß 


zwar zweifellos Argliſt iſt und bleibt, daß dieſe 
Argliſt aber vom Standpunkte des Kaufrech tes 
aus (leider!) nicht widerrechtlich iſt. Die Wider⸗ 
rechtlichkeit iſt es, auf die die Entſcheidung 
abgeſtellt werden muß und zwar, was wohl zu 
beachten, die Widerrechtlichkeit nach Kaufrecht, 
nicht die Widerrechtlichkeit ſchlechthin, abſolut, 
ſondern nur die relative Widerrechtlichkeit des 
Kaufrechts. Auch dies tritt in der Formel Stölzles 
nicht genügend hervor und kann irreleiten. Es 
zeigt ſich. wie durch eine zutreffende wiſſenſchaft⸗ 
liche Formulierung alle Mißverſtändniſſe im Keim 
erſtickt werden, ſo daß wiſſenſchaftliche Streitig⸗ 
keiten und ausſichtsloſe Prozeſſe gar nicht auf⸗ 
kommen können. Ich habe in meiner Schrift 
Anfechtung, Wandelung und e beim 
Viehkauf S. 112 ſchon vor nahezu drei Jahren 
es ausführlich entwickelt, daß es auf die Wider⸗ 
rechtlichkeit ankomme und verweiſe hierauf. 

An Thens Ausführung iſt es gefährlich, daß 
er mit einem Sprung aus dem Kaufrecht in das 
Anfechtungsrecht hineinkommt. Richtig iſt, daß 
das Kaufrecht dem Anfechtungsrecht nicht prä= 
judiziert (dieſem Nachweis ſind die erſten 38 Seiten 
meiner Schrift gewidmet). Was die Tatfrage be⸗ 
trifft, wann $ 123 BGB. erfüllt ſei, jo hat 
Stölzle ja Recht, wenn er theoretiſch den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Täuſchung und Verſchweigen be⸗ 
tont, aber praktiſch läßt ſich denn doch etwas 
mehr helfen, wenn man nur nicht zu ängſtlich 
und bedenklich in der Annahme einer Täuſchung iſt. 

Das eigentliche und beſte Hilfsmittel aber iſt 
8 826, denn dieſe Beſtimmung ſieht ganz davon 
ab, ob das ſchädigende Verhalten an ſich abſolut 
oder relativ rechtswidrig iſt (vgl. hierüber meine 
Schrift S. 121 ff.). Stölzle, S. 45, will § 826 
nur bei argliſtiger Täuſchung anwenden, das kann 
richtig fein, wenn man das richtige darunter ver: 
ſteht. Nach § 826 iſt es nicht nötig, poſitiv zu 
täuſchen, ſondern es genügt ſchon das bloße Nicht⸗ 
aufklären, wenn ſich der Verkäufer ſagt, der 
Käufer werde durch die Aufklärung, wenn auch 
nur über etwaige Zweifel, ſtutzig werden und 
vom Kaufe ganz oder unter den abgemachten 
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Bedingungen abſtehen. Eine poſitive Veranſtal⸗ 
tung zur Taͤuſchung iſt nicht nötig. 


II. Die Verjährung bei der Trächtigkeits— 
garantie. 

In Nr. 1 dieſes Jahrg. der JW. S. 2 ff. hat 
Schefold die Trächtigkeitszuſage juriſtiſch in einer 
Weiſe analyſiert, die mir theoretiſch und praktiſch 
unrichtig zu ſein ſcheint. Ich habe mich über 
dieſen Punkt ſchon früher ausführlich ausgelaſſen 
in meiner ſchon oben zitierten Schrift S. 65 ff., 
wo ich insbeſondere die Irrtümer Stölzles und 
die Mißgriffe der Praxis bekämpft habe. Ich ver⸗ 
weiſe auch, was die Widerſprüche und Gewalt⸗ 
ſamkeiten Stölzles angeht, auf meine dortige 
Darſtellung. 

Zunächſt muß man ſich doch fragen, was das 
einfachſte und natürlichſte iſt, ob die Trächtigkeits⸗ 
garantie eine Gewährfriſt oder eine bloße Garantie⸗ 
friſt iſt. Ich meine doch unbed ingt nur das 
letztere.) An die Verzwicktheiten der Gewährfriſt 
denken die Parteien nur ausnahmsweiſe. 

Ferner hat die Beweisvermutung des $ 484 
hier gar keinen praktiſchen Sinn. Die Nicht⸗ 
trächtigkeit kann doch nur aus dem Zuſtande des 
Tieres erwieſen werden, was ſoll da noch 8 484? 
Entweder die Parteien denken gar nicht an ihn 
oder ſie ſind unvernünftig. 

Entgegen den Ausführungen von Stölzle und 
Schefold iſt die Zuſage des Verkäufers immer 
und unter allen Umſtänden dahin zu verſtehen, 
daß eine zur Zeit der Zuſage vorhandene, in 
einem beſtimmten Stadium der Entwicklung be⸗ 
findliche Trächtigkeit zugeſichert wird, eine Trächtig⸗ 
keit, die normalerweiſe zu dem angegebenen 
Termin ihr Ende findet. 

Die Annahme einer ſo lange dauernden Ge— 
währfriſt widerſpricht dem Weſen der Gewährfriſt, 
eine ſolche Gewährfriſt als Gewährfriſt iſt in ſich 
ſinnlos. Ferner ſagt Schefold (S. 3): „Freilich 


1) Jetzt auch Stölzle IW 35 S. 374. Er rettet 
jedoch die Situation nicht, wenn er unterſcheidet zwiſchen 
Gutſage für Trächtigkeit ſchlechthin und Gutſage für 
Trächtigkeit mit einem beſtimmten Endtermin (Trächtig— 
keit von drei Monaten, kalben oder fohlen bis nächſten 
1. März). Es iſt unerfindlich, warum in den beiden 
letzten Fällen eine Gewährfriſt vorliegen ſoll, in dem 
erſten nicht. Stölzles beſtes Argument iſt, daß es an 
einer beſtimmten Friſt fehle. Auch dies iſt nicht richtig. 
Wird Trächtigkeit ſchlechthin zugeſichert, ſo wird gut— 
geſagt. daß die Kuh mindeſtens ſo trächtig ſei, als ſei 
ſie eben erſt beſprungen, und berechnet man dann die 
Höchſtdauer der Trächtigkeit, ſo iſt ein ſicheres Ende 
der Friſt gewonnen. Stölzle will die normale Zeit— 
dauer berechnen, das geht aber wegen der Abmachung 
nicht, denn der Verkäufer behält ſich ſelbſtverſtändlich 
vor, ſich auf eine ausnahmsweiſe lange Trächtigkeits- 
dauer auch berufen zu können. Seine Gutſage, daß 
das Tier trächtig ſei, iſt ja tatſächlich erfüllt! Ich ver— 
weiſe hierfür auf meine eingehenden Darlegungen in 
meiner Schrift S. 65 ff., die bisher noch nicht widerlegt 
worden ſind. Legen wir die Höchſtdauer zugrunde, ſo 
ſind wir aus der Verlegenheit, die normale Dauer be— 
ſtimmen zu müſſen, heraus. 
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wenn ſich ſchon vor dem normalen Ende der 
Trächtigkeitsdauer, z. B. infolge einer Notſchlach⸗ 
tung, zeigt, daß eine Kuh nicht trächtig iſt, ſo 
wird jetzt ſchon und nicht erſt mit dem ſpäteren 
Termin, wie er beim Kaufvertrag gedacht und 
geſetzt worden iſt, die Verjährung beginnen.“ Nicht 
dieſer Ausnahmefall aber, ſondern die Regel des 
Lebens iſt maßgebend für die juriſtiſche Kon⸗ 
ſtruktion der Gewährfriſt. Ich bin, wie unten 
zu zeigen, ſeit jeher zu demſelben praktiſchen 
Ergebnis gelangt, aber auf Grund anderer Er⸗ 
wägungen. Schefold verwechſelt Regel und Be⸗ 
griff. Der letztere verträgt ſchlechthin keine ein⸗ 
zige Ausnahme und darum darf Schefold hier 
auch keine Ausnahme zulaſſen. Was begrifflich 
Gewährfriſt von beſtimmter abgemachter Dauer 
iſt, muß es bleiben, mögen tauſend praktiſche 
Gründe dagegen ſprechen. Dann iſt eben die 
Vorausſetzung falſch und es liegt keine 
Gewährfriſt vor. 

Entſprechend muß ſich Schefold mit der An⸗ 
zeigepflicht und ⸗friſt des §8 485 abfinden. Er 
hilft ſich damit, daß er einfach poſtuliert, ſie 
komme nicht zur Anwendung; einen Beweis für 
ſeine Behauptung hat er nicht erbracht und kann 
er auch nicht erbringen. Insbeſondere kann 
Schefold, was er auch gar nicht verſucht hat, 
§ 492 S. 1 zweiten Halbſatz nicht ausſchalten. 
Da iſt Stölzle denn doch folgerichtiger, der mit 
dieſer Anzeigepflicht Ernſt macht, allerdings ſehr 
zum Schaden des rechtſuchenden Publikums. Man 
mag die Sache drehen und wenden, wie man will, 
man wird um dieſe Anzeigepflicht gar nicht herum⸗ 
kommen und damit die Trächtigkeitszuſagen in 
den meiſten Fällen gegenſtandslos machen. 

Alle dieſe theoretiſchen und praktiſchen Be⸗ 
denken werden vermieden, wenn man die Kon— 
ſtruktion annimmt, die ich in meiner Schrift ſchon 
früher verteidigt habe. Eine Gewährfriſt liegt 
überhaupt nicht vor, ſondern eine einfache Gut⸗ 
ſage wegen eines beſtimmten zur Zeit der Gut⸗ 
ſage vorhandenen Stadiums der Trächtigkeit. 
Daher auch im Zweifel Ausſchluß der Wandelung, 
wenn das Kalben ſich verſpätet, denn die Termins⸗ 
angabe ſoll nur den Zuſtand der Trächtigkeit an: 
nähernd bezeichnen. An ſich beginnt die Ber: 
jährung ſofort. wird aber hinausgeſchoben durch 
§ 202 1 BGB.; denn der Verkäufer kann dem 
Käufer, bis der Termin verſtrichen iſt, immer 
entgegenhalten, daß der Käufer erſt den abge— 
machten Termin abzuwarten habe. Bei der 
Schlachtung, der Notſchlachtung dagegen entfällt 
dieſes Recht des Verkäufers ſelbſtverſtändlich, denn 
nun iſt die vermißte Gewißheit da. Der Ver— 
käufer konnte ja doch nur Schutz gegen die Un— 
gewißheit und ihre Ausbeutung durch den Käufer 
verlangen. Bedienen wir uns des § 202,9) jo 

1) So wie hier haben meine Zuhörer in Greifs— 
wald ſchon vor 5 Jahren dieſen Fall ganz aus ſich 
ſelbſt heraus entſchieden. 
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werden alle Gewaltſamkeiten Stölzles und Schefolds | Dies erwies zuletzt der Kampf um die Kauf: 
vermieden. mannsgerichte, er diene uns darum als Lehre. 
Bezeichnend iſt, daß Stölzle, der JW. S. 374f. Seit einer Reihe von Jahren machen die 


einige zutreffende Bemerkungen gegen Schefold Techniler gegen unſere Juſtiz geltend, ſie ver⸗ 
macht, doch ſchließlich nichts Beſſeres zu raten möge die Anforderungen nicht zu erfüllen, die die 
weiß, als daß die Leute ſich eine andere Art der | Urteilsfälung in Rechtsſachen aus ihrem Arbeits⸗ 
Garantie angewöhnen ſollen. Das iſt gar nicht gebiet an den Richter ſtelle. Der „Deutſche Ber: 
nötig: wenn man nur genau zuſieht, kann man ein zum Schutz des gewerblichen Eigentums“, ein 
dieſer Gutſage, auch der Gutſage für Trächtigkeit Verein, der freilich auch viele Juriſten umfaßt, 
ſchlechthin ohne Angabe einer Zeit, ſehr wohl bei: | hat ſich auf Grund eingehender Vorarbeiten der 
kommen, womit wiederum bewieſen wird, daß hierzu eingeſetzten Ausſchüſſe bereits auf drei Kon: 
gute Theorie auch ſtets gute Praxis iſt. greſſen, in Frankfurt a / M. 1900, Cöln 1901 
und Hamburg 1902, mit der Frage der Sonder⸗ 
gerichts barkeit in Patentſachen befaßt. Nach Be⸗ 
fa 6 3 wurden 5 

inte it fi ür die Gerichtsverfaſſung beraten un ießlich 

Sondergerichts barkeit für Patentſathen. die Ergebniſſe der Arbeit im Jahre 1903 in einer 
Von Dr. Joſeph Gunz, Sekretär der Handels⸗ und Denkſchrift zuſammengefaßt, die nunmehr ein ge⸗ 

Gewerbekammer für Mittelfranken in Nürnberg. ſchloſſenes Bild des erſtrebten Zuſtandes gibt. 

| Die werbende Kraft eines fertigen, abgerun⸗ 
f deten Projektes iſt an und für ſich nicht zu unter⸗ 

Das Erbe einer Generation, die in ſchwerem ſchätzen. Dazu geſellt ſich der große Einfluß des 
Kampfe ihre Güter erwarb, ſollte wohl geſchützt propagierenden Vereins, dem eine Anzahl von 
und gegen Angriffe verteidigt werden. Vertretern der bedeutendſten Induſtriezweige an⸗ 

Ererbtes Recht genießt ſelten dieſen Vorzug; gehört. Hilfreich kommen der Bewegung auch 
jedes Zeitalter nimmt für ſich in Anſpruch, ſich gewiſſe Mißſtände entgegen, die unſer Prozeß⸗ 
ſelbſt ſein Recht nach ſeinen Bedürfniſſen zu verfahren immerhin zuweilen etwas ſchleppend ge⸗ 
ſchaffen, und gibt hierin keinen Gefühlen Raum. ſtalten, desgleichen die Ueberlaſtung mancher Ge⸗ 

So beſitzen wir längſt nicht mehr, oder be⸗ richte, deren Folgen vielfach dem Gerichts ſyſtem 
ſaßen eigentlich nie vollkommen die einſt ſo heiß zur Laſt gelegt werden. N OR 
erſehnte Einheit von Recht und Gericht für alle Seit dem Erſcheinen jener Denkſchrift hat der 
Stände und Berufsarten, und in vielen Fällen Verein nicht geruht; er ſorgt für Verbreitung 
waren es wohlverſtandene Intereſſen, die ſich bei ſeiner Ideen in den Kreiſen von Handel und 
der Durchbrechung dieſes Prinzipes durchſetzten. Industrie. Augenblicklich beſchäftigen die auf: 
Doch die ideale Forderung blieb beſtehen; die geſtellten Leitſätze zahlreiche deutſche Handels⸗ 
meiſten wünſchen ihre Verwirklichung und ver⸗ kammern ſowie den Deutſchen Handelstag; die 
zichten hierauf nur in dem Gefühle, daß das techniſchen Vereine wenden ſelbſtverſtändlich der 
Leben nicht alles Schöne verwirklichen kann. Allein Frage ihre Aufmerkſamkeit zu. Die Reichsregie⸗ 
dieſe Erkenntnis darf nicht zur Schwäche führen; rung wird nicht umhin können, nach der einen 
jeder Fall muß geprüft werden, in dem eine Ab: oder anderen Seite Stellung zu nehmen, und ob 
weichung vom Prinzip gefordert wird. Oder es ſie das Gut der Gerichtseinheit entſchloſſen ver⸗ 
muß der Streit um das Prinzip ſelbſt ausgetragen teidigen wird, wird niemand im voraus zu ent⸗ 
werden. Faſt jeder Tag mahnt uns an die Er: ſcheiden wagen. 
füllung dieſer Pflicht; einen Beitrag zu dieſem Soviel ſteht feſt, die Erſcheinung verdient die 
Werk ſollen die folgenden Zeilen bilden. volle Aufmerkſamkeit der Juriſten. 

Es liegt mir fern, zu der prinzipiellen Frage Dies iſt um ſo dringender erforderlich, als 
das Wort zu ergreifen; dieſes Amt fällt Berufeneren Kongreſſe meiner Empfindung nach doch nicht 
zu. Auch wage ich es zu bezweifeln, ob mit einer | geeignet find, über Materien von jo großer prin— 
ſolchen Erörterung, deren dogmatiſche Bedeutung | zipieller Bedeutung wirklich maßgebende Ent: 
ich natürlich gerne anerfenne, praktiſch Erfolge ſcheidungen zu ermöglichen. Die Diskuſſion von 
zu erzielen ſind. Für den Geſetzgeber naht die Perſon zu Perſon verleitet zur ungleichmäßigen 
Notwendigkeit der Stellungnahme in jo verſchie- Behandlung des Stoffes; am Anfang wird zu 
dener Form, jeder Einzelfall iſt jo eigenartig ausführlich, am Schluſſe der Sitzung zu haſtig 
gelagert, daß die allgemeinen Geſichtspunkte viel- verhandelt. Gegenſtände von untergeordneter Be— 
ſach hinter Forderungen zurücktreten, die Schlechter: | deutung und ſolche von höchſtem Gewicht können 
dings eine individuelle Behandlung notwendig er: gerade im umgekehrten Verhältnis in der Er: 
ſcheinen laſſen oder doch wenigſtens ſo nahelegen, örterung erſcheinen. Schließlich läßt ſich nicht 
daß mit Bedenken theoretiſcher Natur wenig aus- verhüten, daß Zufallsmehrheiten die Entſcheidung 
zurichten iſt. herbeiführen, und die reinlich daſtehenden Reſo— 
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lutionen geben dann möglicherweiſe gar kein rich⸗ 


tiges Bild über die tatſächliche Verteilung der 
Meinungen. Alle dieſe Momente nötigen dazu, 
ſich noch immer mit den Vorausſetzungen der 
erhobenen Forderungen zu befaſſen und vor den 
Mehrheitsbeſchlüſſen nicht reſpektvoll Halt zu machen. 


Es ſind namentlich drei Gründe, die für die 
Notwendigkeit der erſtrebten Sondergerichtsbarkeit 
angeführt werden. 


1. Die Juriſten zeigen ſich nicht befähigt, in 
Fragen der Technik zu Gericht zu 125 ſie be⸗ 
finden ſich in Abhängigkeit von den Sachverſtän⸗ 
digen; dieſe werden von ihnen vielfach ohne Ge⸗ 
ſchick ausgewählt. Die Richter verſtehen es nicht. 
deren Tätigkeit durch zutreffende Aufſtellung der 
zu begutachtenden Theſen in die richtige Bahn zu 
lenken. Oft führt die eigene Urteilsloſigkeit des 
Richters und ein nicht zurückgewieſener Ueber⸗ 
griff des Sachverſtändigen dazu, daß dieſer in 
der Rechtsfrage ſelbſt ſein Votum abgibt; 
beſonders häufig ſind auch Fehlſprüche. 


2. Die Abhängigkeit des Richters vom Sach⸗ 
verſtändigen trägt die Schuld an der langen Dauer 
der Prozeſſe über techniſche Streitigkeiten. Hierdurch 
wird die Häufung von — meiſt ſich widerſprechenden — 
Gutachten in zwei Inſtanzen bedingt. Für das 
praktiſche Leben iſt oſt das ſchließlich ergehende 
Urteil gar nicht mehr von Bedeutung, da die 
Geltungsdauer der zu ſchützenden Rechte inzwiſchen 
abgelaufen iſt oder der Verkehr ſich anders ein⸗ 
gerichtet hat. Die Aufgabe der Juſtiz, dem gegen⸗ 
waͤrtigen Bedürfnis ſchnell zu dienen, wird ſomit 
nicht erfüllt. 


3. Die Prozeßverſchleppung und die Not⸗ 
wendigkeit vieler Sachverſtändiger verteuert den 
Rechtsſtreit ſo ſehr, daß häufig deſſen Gegenſtand 
den Koſtenaufwand nicht rechtfertigt. 

Das Heilmittel wird in der Schaffung von 
Sondergerichten erblickt, deren Spruchkollegien ſich 
aus juriftiihen und techniſchen Richtern zu: 
ſammenſetzen ſollen. 

Es hat nun fein Bedenkliches für den Juriſten, 
gegen dieſe Bemängelungen ſelbſt Stellung zu 
nehmen; ſeine Meinung kann ſo leicht als nicht 
vorurteilsfrei erſcheinen, wenn er die Standes— 
genoſſen verteidigt; auch können in der Tat für 
und gegen Behauptungen der angeführten Gat— 
tung gar keine bündigen Beweiſe erbracht werden, 
da faſt jedes Gerichtsurteil ſchließlich für richtig 
oder falſch angeſehen und auch faſt jeder Prozeß⸗ 
gang nach Inhalt oder Dauer in verſchiedenem 
Sinne beurteilt werden kann. 

Wichtiger aber und fruchtbringender iſt es, 
in die Ahänderungsvorſchläge einzudringen; denn 
nur das Beſſere ſoll wenigſtens des Guten oder 
— ſagen wir — des Beſtehenden Feind ſein. 
ar Weg ſoll darum im folgenden eingeſchlagen 
werden. 


II. 


Nach den Beſchlüſſen der genannten Kongreſſe 
ſollen folgende 5 Geſichtspunkte ') für die Neu⸗ 
organiſation maßgebend ſein: 

1. Es erſcheint nach den bisherigen Ergebniſſen 
unſerer Rechtſprechung in Patentſachen eine Aende⸗ 
rung der Geſetzgebung notwendig dahin, daß die 
bisher nur von rechtsgelehrten Richtern abgeur⸗ 
teilten Sachen (Eingriffsſtreite, Abhängigkeits⸗ 
klagen uſw.) ebenſo wie ſchon jetzt die Nichtigkeits⸗ 
und Zurücknahmeklagen von Gerichten abgeurteilt 
werden, die aus Juriſten und Technikern als 
ſtändigen Richtern zuſammengeſetzt ſind. 

2. a) In Patentgerichtshöfe ſind techniſche 
Richter nur im Hauptamte zu berufen. 

p) Die techniſchen Richter müſſen auf Grund 
ihrer theoretiſchen und praktiſchen Vorbildung 
imſtande ſein, den Ausführungen der Parteien 
und Sachverſtändigen mit Sicherheit zu folgen, 
ſollen aber nicht die Sachverſtändigen — Gut⸗ 
achter — erſetzen. 

c) Die Patentgerichtshöfe ſollen aus 5Kammern 
beſtehen, und zwar: 1. Kammer für Streitſachen 
aus dem Gebiete des Maſchinenbaues; 2. Kammer 
für Streitſachen aus dem Gebiete der chemiſchen 
Technik; 3. Kammer für Streitſachen aus dem 
Gebiete des Bergbaues, Hüttenweſens, der Feuer⸗ 
ungsanlagen, der Gießerei, Gasbereitung, Landwirt⸗ 
ſchaſt (ausſchließlich landwirtſchaftlicher Maſchinen); 
4. Kammer für Streitſachen aus dem Gebiete der 
phyſikaliſchen Technik, insbeſondere der Elektro⸗ 
technik und Feinmechanik; 5. Kammer für Streit⸗ 
ſachen aus dem Gebiete des Baufaches, des Bau⸗ 
ingenieurweſens, des Schiffsbaues und der hand⸗ 
werksmäßigen Technik (ausſchließlich Maſchinenbau). 

d) Die Kammern eines Patentgerichts ſind 
in erſter Inſtanz mit einem rechtskundigen Vor⸗ 
ſitzenden und zwei techniſchen Beiſitzern zu beſetzen. 

e) In der zweiten Inſtanz ſind dem Leitſatz c 
entſprechende Senate zu errichten; ſie find mit 
einem rechtskundigen Präſidenten und zwei rechts⸗ 
kundigen und zwei techniſchen Beiſitzern zu beſetzen. 

3. Die Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz iſt zu 
zentraliſieren. Sie umfaßt alle Verletzungsſachen, 
einſchließlich Feſtſtellungsklagen und die Nichtig⸗ 
keits⸗ und Zurücknahmeſachen. Als erſte und 
zweite Inſtanz ſoll ein aus Kammern und Senaten 
beſtehender Zentralgerichtshof zuſtändig ſein. 

4. Die Reviſion in allen Sachen, für welche 
der Zentralgerichtshof in zweiter Inſtanz zuſtändig 
iſt, geht ohne Rückſicht auf den Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes an das Reichsgericht. 

5. In allen von dieſen Gerichtshöfen zu ver⸗ 
handelnden Streitigkeiten iſt auf Verlangen ſowohl 
der Partei als auch dem Beiſtande das Wort zu 
geſtatten. § 157 der Zivilprozeßordnung und 


1) S. Denkſchrift über die bisherigen Arbeiten des 
Deutſchen Vereins für den Schutz des gewerblichen 
Eigentums. Berlin 1903. S. U ff. 


8 18 der Patentanwaltsgeſetze bleiben hiervon 
unberührt. 


III. 


1. Der Leſer dieſer Leitſätze wird bei Punkt 3 
wohl überraſcht werden durch die Wahrnehmung, 
daß die „Patentgerichtshöfe“ des Punktes 2 eigent⸗ 
lich nur ein Gerichtshof ſind. Die merkwürdige 
Faſſung des Textes hat ihren guten, oder vielmehr 
ſchlechten Grund. Die Kommiſſion nämlich, die 
die Richtlinien dem Hamburger Kongreß vorlegte, 
verlangte De zentraliſation der 1. Inſtanz, 
alſo mehrere Gerichtshöfe. Der Kongreß nahm 
aus noch zu erwähnenden Erwägungen den ent⸗ 
gegengeſetzten Standpunkt ein. Es zeugt von der 
Haſt der Beſchlußfaſſung, daß man für den neuen 
Grundſatz die Vorausſetzungen nicht entſprechend 
zu redigieren die Zeit fand. 

Die Frage der Zentraliſation oder Dezentrali⸗ 
ſation aber iſt der Angelpunkt der ganzen Ange⸗ 
legenheit. 

a) Es liegt klar zutage und wurde auch 
nicht ernſthaft beſtritten, daß die erſtere Art der 
Organiſation Nachteile gegenüber der letzteren an 
ſich trägt. Ich für meinen Teil bin der Meinung, 
daß ſie im Ernſtfalle unmöglich iſt. 

Man kann es meines Erachtens den Prozeß⸗ 
parteien nicht zumuten, jeden Rechtsſtreit der 
beſonderen Art vor dieſem Zentralgericht zu führen, 
als deſſen Sitz kaum ein anderer Ort als Berlin 
in Betracht kommen könnte. 

Die Reiſen zur Gerichtsſtelle, die Notwendig⸗ 
keit eines Korreſpondenzanwalts, die Unmöglichkeit 
oder doch Koſtſpieligkeit, Sachverſtändige und Zeugen 
aus der Heimat des Rechtsſtreites dem Prozeß⸗ 
gericht unmittelbar vorzuführen, die Schwierig⸗ 
keit für das Gericht, örtliche Eigenarten der In⸗ 
duſtrie oder ſonſtiger Momente in Betracht zu 
ziehen, die Verzögerung des Prozeßganges durch 
die erforderlichen Korreſpondenzen zwiſchen Anwalt, 
Korreſpondenzanwalt und Partei auf beiden Seiten, 
die Gefahr der Erſtarrung der Rechtſprechung 
bei ſtetiger Aufeinanderfolge der Urteile der drei 
nämlichen zentraliſierten Inſtanzgerichte, und noch 
manche andere Argumente, auf deren erſchöpfende 
Aufzählung wohl verzichtet werden kann, laſſen 
dieſe Löſung der Organiſationsfrage als unbrauch⸗ 
bar erſcheinen. | 

b) In der Tat entſprang fie auch nur der 
Not des Augenblicks, als die Kongreßverhand⸗ 
lungen die Unmöglichkeit der von der Kommiſſion 
vorgeſchlagenen Dezentraliſation erwieſen hatten. 

Das Prinzip der Dezentraliſation iſt das der 
gemeinen Gerichtsverfaſſung, jedem möglichſt am 
Domizil ſein Recht zu ſprechen. Allein auch hier 
könnte im günſtigſten Falle nur an die Bildung 
von höchſtens 5 — 6 Gerichten in den bedeutendſten 
Induſtriezentren gedacht werden. Hierbei könnten 
noch nicht mit Sicherheit ſo wichtige Gebiete Be⸗ 
rückſichtigung finden, wie München, Augsburg oder 
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Nürnberg. Ein guter Teil der Einwendungen 
gegen das Zentralgericht beſtände alſo mit kaum 
verringerter Schärfe fort. Noch beachtenswerter 
aber find die Fragen nach der Beſetzung, der Be⸗ 
ſchäftigung und der Deckung der Koſten der der⸗ 
geſtalt geſchaffenen Gerichte. 

Die erſte Frage gab den Ausſchlag für die 
Zentraliſation. Man hielt es einfach für aus⸗ 
geſchloſſen, daß ſich die erforderliche Zahl techniſch 
hoch qualifizierter Bewerber um das Richteramt 
dauernd finden werde. Es verdient betont zu 
werden, daß der Juriſt dem Techniker gegenüber 
demnach ein wahres Muſter von Anſpruchsloſig⸗ 
keit iſt. Der letzte Umſtand beanſprucht natürlich 
nicht weniger Beachtung; die rieſige Mehrbelaſtung 
durch dieſe teuren Sondergerichte würde keiner der 
Bundesſtaaten ſich aufbürden wollen. 


Zweifellos am wichtigſten aber iſt die mittlere 
Frage, und auffallenderweiſe trat gerade ſie in 
allen Beratungen nur ganz wenig in den Vorder⸗ 
grund. Und doch kann ſelbſtverſtändlich nur dann 
an die Schaffung der neuen Organe der Rechts⸗ 
pflege gegangen werden, wenn auch der faktiſche 
Bedürfnisnachweis für ſie erbracht iſt. 

Das Material zur Beantwortung dieſer Frage 
iſt leider nicht in der wünſchenswerten Weiſe vor⸗ 
handen. Eine Bitte des Präſidenten des Deutſchen 
Handelstages um Aufſtellung einer Statiſtik der 
in den letzten Jahren geführten Patentprozeſſe 
wurde durch eine Entſchließung des Staatsſekretärs 
des Reichs⸗Juſtizamtes vom 1. November 1906 
unter Berufung auf ein Schreiben des preußiſchen 
Juſtizminiſters vom 8. Oktober 1906 mit Rückſicht 
auf die hiermit verbundene Belaſtung der Gerichte 
abſchlägig verbeſchieden. Auch aus den Kongreß⸗ 
verhandlungen ſind nur wenige zahlenmäßige Auf⸗ 
ſchlüſſe zu gewinnen; immerhin genügen ſie wohl 
zur Ermöglichung eines Urteils. Darnach wurden 
im Jahre 1899 vom Reichsgericht 33 Patent⸗ 
prozeſſe entſchieden (Dr. Richard Alexander⸗Katz 
in Frankfurt 1900); in demſelben Jahre zählte man 
an dem Landgericht Berlin I 107, im Jahre 1900 
ebendort 62 Patentprozeſſe (RA. Magnus in 
Cöln 1901). 

RA. Häuſer bezifferte auf dem Hamburger 
Kongreß 1902 die Zahl der Patentprozeſſe vor dem 
Reichsgericht im Jahre 1899 auf 43)), diejenige 
der Gebrauchsmuſterprozeſſe auf 28, im Jahre 1900 
auf 34 bzw. 19, im Jahre 1901 auf 53 bzw. 25. 
Nach demſelben Gewährsmann waren 1901 am 
OLG. Frankfurt 14 und am OLG. Cöln 17 
Patent⸗ und Gebrauchsmuſterprozeſſe anhängig. 

Selbſt wenn man davon abſieht, daß die 
Patentſachen erfahrungsgemäß in höherem Prozent⸗ 
ſatz als die übrigen Prozeſſe mehrere Inſtanzen 
beſchäftigen, und weiter berückſichtigt, daß viel⸗ 


1) Der Unterſchied der von Alexander-Katz und 
Häuſer angegebenen Zahlen rührt vielleicht davon her, 
daß jener die Urteile, dieſer die Prozeſſe zählte. 
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leicht jetzt mancher Rechtsſtreit aus Unzufrieden⸗ 
heit mit der Arbeit der ordentlichen Gerichte 
unterbleibt, kann man ſich der Ueberzeugung nicht 
verſchließen, daß der vorhandene Stoff kaum ein 
Sondergericht, geſchweige denn mehrere zu beſchäf⸗ 
tigen vermag. Der Richter aber wiederum bedarf 
der Praxis ſo gut wie jeder andere Arbeiter, um 
zur erforderlichen Geſchäftsgewandtheit und Er⸗ 
fahrung zu gelangen. Auch wäre es ausgeſchloſſen, 
für Ruhepoſten tüchtige Männer zu gewinnen. 

c) Außerhalb der Kongreßverhandlungen tauchte 
der Vorſchlag auf, die Vorzüge der Zentraliſation 
und Dezentraliſation dadurch nach Möglichkeit 
zu vereinigen, daß die 5 Kammern (ſ. Leitſatz 2 c) 
voneinander getrennt an fünf verſchiedenen Orten, 
den Hauptplätzen der jeweils meiſtintereſſierten 
Induſtrie, errichtet würden. Das Projekt kann 
jedoch die Schwächen des Kompromiſſes nicht ver⸗ 
leugnen. Es wird nicht möglich ſein, ſich über 
dieſe „Prozeßherde“ zu einigen; wo ſollte z. B. 
die 3. Kammer untergebracht werden, im Rhein⸗ 
land, in Schleſien oder in Sachſen, oder wo die 
5. Kammer, die den Schiffsbau und die hand⸗ 
werksmäßige Technik mit einem Bande um: 
ſchließen will? 

Es bleibt alſo bei den Hauptnachteilen der 
Zentraliſation; dazu kommt eine ähnliche Koft: 
ſpieligkeit wie bei der Dezentraliſation. Als neue 
Nachteile ſtellen ſich ein die Unmöglichkeit eines 
Zuſammenarbeitens der Kammern und die Not⸗ 
wendigkeit ihrer ſtärkeren Beſetzung, um die Ge⸗ 
fahr der Beſchlußunfähigkeit abzuwenden und eine 
Beurlaubung von Richtern zu ermöglichen. 

2. Die Kongreßbeſchlüſſe fordern ſtändige 
techniſche Richter im Hauptamte, die in der 
erſten Inſtanz die Mehrzahl bilden ſollen. 

Die Frage, ob ſich die erforderliche Zahl 
tüchtiger Kräfte dauernd finden werde, wurde 
bereits geſtreift. Ihre Bedeutung wird dadurch 
in das richtige Licht gerückt, daß auch viele Tech⸗ 
niker ſie negativ beantworteten. 

Allein zu bedenken iſt auch, ob nicht der Tech⸗ 
niker, der zum Richter wird und nun ſich auch 
juriſtiſche Kenntniſſe und Praxis aneignen muß, 
im Laufe der Jahre durch ſeine einſeitige Tätig— 
keit die Fühlung mit der Praxis verlieren und 
dadurch in ähnliche Abhängigkeit von den Sach— 
verſtändigen geraten wird, wie man ſie den Juriſten 
nachſagt. Es iſt ja die Zuſtändigkeit jeder ein: 
zelnen Kammer ſo weit gezogen, daß kaum ein 
Techniker wirklich in allen Fällen in der Lage 
ſein wird, „den Ausführungen der Parteien und 
Sachverſtändigen mit Sicherheit zu folgen“; 
man denke an die verſchiedenen Anforderungen, 
die irgend ein Spezialartikel der Farbenchemie 
oder der Nahrungsmittelchemie (2. Kammer), oder 
eine Frage des Hüttenweſens oder der Landwirt— 
ſchaft (3. Kammer) an den Richter ſtellen. Ver— 
langt man hier mehr Sachkunde, als ſie eine 
zweckmäßige Vorbildung auch dem Juriſten ver: 
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mitteln kann, jo wird nur allzuoft der Tech⸗ 
niker Schiffbruch leiden. 

Zudem muß die Verwendung des Richters in 
einer Kammer mit ſachlich begrenztem Arbeits⸗ 
feld ſchließlich zur Einſeitigkeit führen, die ihn 
beſtenfalls zum Urteilsvirtuoſen auf ſeinem Ge— 
biete ausbildet, aber ihn der Fähigkeit beraubt, 
auch abliegende Fragen der Technik zu beurteilen. 
Es dürfte eine gegenſeitige Vertretung der Richter 
dadurch außerordentlich erſchwert werden. 

Aber abgeſehen von dieſen Schwierigkeiten 
bildet die Zuſammenſetzung der Kammern an 
und für ſich bereits eine Gefahr für deren er⸗ 
ſprießliche Wirkſamkeit. 

Die Techniker ſind in der erſten Inſtanz in der 
Lage, den Juriſten zu überſtimmen; ſeine Stellung 
kann dadurch leicht zu derjenigen des Beraters 
über die Rechtsfrage herabſinken. Sind aber die 
Techniker entgegengeſetzter Meinung, ſo hängt die 
Entſcheidung von dem Juriſten ab; bezweifelt 
man in der Gegenwart feine Befähigung hierzu, 
ſo muß man folgerichtig dieſe Anſchauung auch 
auf jene zukünftige Situation übertragen. 

Wichtiger als dies Bedenken iſt noch der Um⸗ 
ſtand, daß die geheime Beratung über techniſche 
Fragen entſcheidet, ohne daß die Parteien die 
Möglichkeit der Korrektur haben. Es iſt nur 
menſchlich, wenn die Techniker im Vertrauen auf 
ihre Sachkenntnis ſeltener, als dies jetzt üblich iſt, 
Sachverſtändige zu Wort kommen laſſen. Die 
Folge iſt, daß die Parteien erſt an dem Urteil 
Kritik üben können, alſo möglicherweiſe den Gewinn 
des Sondergerichts mit dem Verluſt einer Inſtarz 
bezahlen müſſen. Man kann hiergegen nicht ein⸗ 
wenden, daß ja der Richter auch ſeine Anſicht in 
der Rechtsfrage nicht der Diskuſſion unterſtelle. 
Es liegt auf der Hand, daß die Klärung der Tat⸗ 
ſachenfrage von der Urteilsfällung zu trennen iſt. 


Werden aber wie bisher Sachverſtändige nach 
den Anträgen der Parteien gehört — was ja ver⸗ 
nünftigerweiſe auch nicht als entbehrlich bezeichnet 
wird —, jo wird ſich wohl kaum die erſehnte aus: 
giebige Kürzung des Verfahrens erzielen laſſen. 

3. a) Es iſt ſchwer zu verſtehen, warum gerade 
Patent- und Gebrauchsmuſterprozeſſe einer Sonder— 
gerichtsbarkeit unterſtellt werden ſollen, da doch 
zweifellos techniſche Fragen nicht minder ſchwieriger 
Art ebenſogut und oft auch in anderen Prozeſſen 
auftauchen. Dieſe willkürliche Art der Grenzziehung 
ſchafft techniſche Rechtsſtreitigkeiten erſter und zweiter 
Klaſſe, ein Zuſtand, mit dem man ſich nicht be— 
freunden kann. 

Ferner ſollen Strafſachen, die Patente und 
Gebrauchsmuſter betreffen, der ordentlichen Gerichts— 
barkeit zur Aburteilung verbleiben. Die Kommiſſion, 
die der Hamburger Tagung Richtlinien vorlegte, 
nahm bei der letzten Leſung ihrer Beſchlüſſe dieſen 
Standpunkt neben anderen Gründen vornehmlich 
deswegen ein, weil „das eigentliche Patentdelikt 
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von den konkurrierenden Delikten nicht getrennt 
werden könne“. 

Der Glaube, daß dieſes Moment für die 
Zivilprozeſſe weniger Gewicht beanſpruche als in 
der Strafjuſtiz, erſcheint mir als ein verhängnis⸗ 
voller Irrtum. Die Patentverletzungsklage kann 
verbunden ſein mit derjenigen wegen unlauteren 
Wettbewerbs, unerlaubter Handlung, ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung; ſie kann Beſtandteil eines 
ganzen Komplexes von Anſpruchsverletzungen ſein. 
Sie kann den Gegenſtand einer Widerklage bilden, 
oder es kann ihr mit einer ſolchen aus dem 
Gebiete des bürgerlichen Rechts begegnet werden. 
Kurzum eine Fülle von Kombinationen kann die 
gewerblichen Schutzanſprüche zu anderen Rechts⸗ 
gebilden in Beziehung ſetzen. Trotzdem aber ſollen 
ſie aus dieſem Zuſammenhang geriſſen und einer 
ausſchließlichen Gerichtsbarkeit unterſtellt werden. 

Bisher nehmen ja die Nichtigkeits⸗ und Zurück⸗ 
nahmeklagen bereits eine Sonderſtellung ein; ſie 
werden im Wege der Inzidentfeſtſtellungsklage von 
einer Abteilung des Reichspatentamts entſchieden, 
während inzwiſchen der Rechtsſtreit, in deſſen Ver⸗ 
lauf ſie etwa auftauchten, ausgeſetzt werden kann. 

Allein dieſe Klagen löſen ein im allgemeinen 
Intereſſe zu erledigendes verwaltungsrechtliches 
Verfahren aus, ſie ruhen auf öffentlichrechtlicher 
Grundlage (ſ. Kohler, Handbuch des deutſchen 
Patentrechts, 1900, § 344); damit mag der Ein: 
griff in die ordentliche Gerichtsbarkeit erklärt werden. 

Derſelbe Geſichtspunkt gilt aber nicht für die 
anderen Patentprozeſſe; auch iſt nicht an ein 
Inzidentfeſtſtellungsverfahren gedacht, das immer⸗ 
hin den Patentprozeß noch nicht aus aller Ver⸗ 
bindung mit dem übrigen Klageſtoff loslöſt, ſondern 
alle Patentprozeſſe, Patentverletzungs- und ⸗an⸗ 
maBung3: wie auch ⸗nichtigkeits⸗ und ⸗zurücknahme⸗ 
klagen ſollen als ſelbſtändige Zivilprozeſſe vor dem 
Sondergericht geführt werden. 

Wird wirklich durch dieſe Gerichte Gewähr 
für Verminderung der Fehlſprüche geboten, ſo 
wird dieſer Vorzug reichlich dadurch wett gemacht, 
daß die Neuorganiſation eine Quelle für wider⸗ 
ſprechende Urteile in derſelben Rechtsſache eröffnet. 

Von einer Verbilligung und Beſchleunigung 
kann in dieſem Zuſammenhange ſchon gar nicht 
geſprochen werden, wo als notwendige Folge der 
künſtlich aufgeführten Scheidewand eine Mehrung 
der Prozeſſe eintreten muß. 

b) Die Einteilung des Sondergerichts in fünf 
Kammern iſt willkürlich, ſo ſorgfältig auch von 
der ausarbeitenden Kommiſſion die Verwandtſchaft 
der Gebiete berückſichtigt und die Zahl der in 
Frage kommenden Schutzrechte (Patente und Ge: 
brauchsmuſter) abgewogen wurde. Der erſte Blick 
auf die Einteilung der Kammern lehrt, daß die 
Technik zu vielgeſtaltig auftritt, als daß ihre Er— 
ſcheinungsformen ſich auf eine jo geringe Zahl 
von Gruppen zurückführen ließen. Bereits oben 
(ſ. II 2c) wurde auf einzelne Auswüchſe hin: 
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gewieſen; es ließe ſich mühelos ein Vielfaches an 
Zahl aufführen. 

Als ein anderes Uebel der beliebten Kaſuiſtik 
ſtellt ſich ein, daß die Zugehörigkeit eines Objektes 
zu der einen oder anderen Klaſſe zweifelhaft ſein 
kann. So wurde bereits von Praktikern darauf 
hingewieſen, daß Spielſachen eigentlich jeder 
Kammer, höchſtens mit Ausnahme der dritten, 
zufallen können; es ſei auch hier auf die Auf⸗ 
zählung weiterer Beiſpiele der Selbſtverſtändlich⸗ 
keit der Theſe wegen verzichtet. Natürliche Folge 
ſolcher Möglichkeiten iſt eine Menge poſitiver und 
negativer Kompetenzſtreitigkeiten der Kammern, 
die das Verfahren mit unfruchtbarer Arbeit be⸗ 
laſten und zur Verſchleppung führen. 

Was aber ſoll geſchehen, wenn ein Schutz⸗ 
gegenſtand ſich gar nicht in das Gebiet einer 
Kammer einreihen läßt, weil er eben demjenigen 
mehrerer Kammern angehört, ein Fall, der ſich 
unzählige Male ereignen wird? Soll hier die 
obere Inſtanz nach Gutdünken eine Kammer als 
zuſtändig erklären, und woher ſollen deren Richter, 
glänzende Spezialiſten auf ihrem Gebiete, die 
Sachkenntnis für die Entſcheidung der Fragen 
nehmen, die ihnen urplötzlich angeſonnen wird? 
Das Kammernſyſtem ſcheint mir nach alledem un⸗ 
durchführbar zu ſein. 

Gegen einen nicht gegliederten Gerichtshof machen 


die Techniker ſelbſt geltend, daß er den Anforde⸗ 
| rungen nicht genügen könne, die an ein tech⸗ 


niſches Sondergericht zu ſtellen ſeien. Man be: 
findet ſich in einem ſchwierigen Dilemma, wenn 
man unter ſolchen Umſtänden an dem Sonder⸗ 
gericht feſthalten will. 

4. Die Reformatoren des Patentprozeſſes 
fordern die Zuläſſigkeit der Reviſion vor dem 
Reichsgericht für alle Rechtsſtreitigkeiten ohne Be⸗ 
ſchränkung durch den Streitwert, ſofern ſie zur 
Zuſtändigkeit des Patentgerichtshofes gehört hatten. 
Dieſes Verlangen wurde ohne Diskuſſion vom 
Hamburger Kongreß unterſtützt. Ein wirkliches 
Bedürfnis wird trotzdem nicht anerkannt werden 
können, da nicht jeder Patent: oder Gebrauchs⸗ 
muſterprozeß ſo ſchwerwiegende Intereſſen behan⸗ 
delt, daß eine Durchbrechung der allgemeinen Zu— 
ſtändigkeitsgrundſätze gerechtfertigt wäre. Zudem 
iſt gar nicht daran zu denken, dem Reichsgericht 
dieſe Mehrbelaſtung zuzumuten, nachdem erſt jüngſt 
unter großen Opfern der rechtſuchenden Bevölke⸗ 
rung eine geringfügige Entlaftung des arbeits— 
überhäuften Gerichtshofes erzielt worden iſt. 

Es wäre demnach kaum nötig, auf dieſe For⸗ 
derung weiter einzugehen, wenn fie nicht ein ver: 
kapptes Eingeſtändnis der Unzulänglichkeit der 
unteren Inſtanzen enthielte. Es wird durch ſie 
eine rein juriſtiſche Ueberprüfung der Urteile für 
notwendig erklärt; andere Gründe kann ich mir für 
die in Anſpruch genommene Sonderbehandlung 
nicht denken. Allein dies heißt der oberſten In— 
ſtanz die Arbeit der unterſten Inſtanz zumuten 
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und das Publikum in ſeinem Rechte verkürzen. deſſen in ſeinem Bildungsgang, vorzugsweiſe 
Sind die techniſchen Gerichte den ordentlichen während der akademiſchen Semeſter, iſt zur unab⸗ 

nicht gleichwertig, jo daß ihre Urteile einer ver⸗ weisbaren Notwendigkeit geworden. 
mehrten Verbeſſerungsmöglichkeit bedürfen, ſo iſt Läßt es ſich erreichen, daß der Juriſt die 
damit auch der Stab über fie gebrochen. Fahigkeit gewinnt, Fragen der Technik mit ber: 
Man verweiſe nicht auf den jetzigen Nichtig⸗ ſelben Sachkunde zu überblicken, wie ſie ihm 
keits⸗ und Zurücknahmeprozeß, der unbeſchränkt gegenüber Fragen des ſonſtigen wirtſchaftlichen 
die Berufung an das Reichsgericht zuläßt. Hier Lebens zur Verfügung ſteht, lernt der Juriſt, das 
mußte eine zweite Inſtanz geſchaffen werden, Prozeßmaterial in jedem Falle ſo zu formen, 
während es eine Reviſion überhaupt nicht gibt. daß der Sachverſtändige durch ihn geführt und 
Der Punkt 4 der Leitſätze iſt daher einer der zur gedeihlichen Mitarbeit angehalten, aber 
bedenklichſten des ganzen Projektes. an Uebergriffen gehindert wird, ſo wird er auch 
IV das Vertrauen derjenigen Kreiſe zurückgewinnen 


können, die jetzt nur in der Vermiſchung hetero⸗ 
Nach allen vorausgehenden Beanſtandungen 


0 gehe l gener Elemente in der Rechtſprechung und in der 
darf wohl die Unzulänglichkeit der aufgeſtellten Richt⸗ Durchführung einer berufsſtändiſch gegliederten 
linien als nachgewieſen betrachtet werden. Natür⸗ 


Gerichtsverfaſſung die Gewähr für den Schu 
lich iſt deshalb, ſelbſt wenn dies Urteil von den | er tafung en chut 


a in die ihrer Intereſſen erblicken. 
maßgebenden Kreiſen geteilt wird, der Plan der 
Sondergerichtsbarkeit nicht aus der Welt geſchafft. 
Der Wege viele führen nach Rom, und bekannt⸗ 


lich wurde dieſe Stadt auch nicht an einem Tage Das Pfandleihgewerbe in Bayern. 


gebaut. 
Gegen zukünftige Konſtruktionen kann noch Von Dr. Johannes Merkel, Ratsaſſeſſor in Nürnberg. 
Das Pfandleihgewerbe, d. h. das „gewerbs⸗ 


nicht Miche afl. vote 15 5 on 5 ge 

unwahrſcheinlich iſt jo iſt es nicht unmöglich, daß es mäßige Leihen von Geld gegen Verpfändung von 
ihnen gelingt, den Gefahren aus dem Wege zu gehen, gewöhnlichen Verbrauchsgegenſtänden ) unterlag 
die bis jetzt nicht überwunden wurden. Auch nach der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
ift kein Rechtsprinzip unwandelbar; auch dasjenige lediglich der polizeilichen Anzeigepflicht (835 Ab. IV); 
der Einheit von Recht und Gericht kann ſeine außerdem beſtand die polizeiliche Unterſagungs⸗ 
Berechtigung verlieren, wenn andere Löſungen dem möglichkeit hinſichtlich eines beſtehenden Pfand⸗ 
Bedürfnis des Volkes beſſer zu genügen verſtehen, leihgewerbes, wenn der Eigentümer wegen aus 
als der gegenwärtige Stand der Geſetzgebung. Gewinnſucht begangener Vergehen oder Verbrechen 


Das dargebotenene Reformationswerk aber iſt 
jedenfalls nicht geeignet, als Beſſeres das Vor⸗ e e e 


handene zu erſetzen. 

Die Verteidiger der Einheit der Rechtſprechung 
ſind noch nicht widerlegt; mir ſcheinen auch die 
Fehler des angegriffenen Syſtems in ihrer vollen 
Schwere noch nicht überzeugend nachgewieſen zu 
ſein, geſchweige denn daß die Wege zur Beſſerung 
gewieſen wären. Zudem iſt, ſelbſt wenn das Be⸗ 
dürfnis einer Aenderung der Zuſammenſetzung des 
Richterſtandes anerkannt werden ſollte, möglicher⸗ 
weiſe durch eine ausgiebigere ehrenamtliche Heran⸗ 
ziehung der Techniker zu den Handelskammern, 
ſchließlich auch noch durch die Bildung ebenſolcher 
techniſcher Kammern an zentral gelegenen Land: 
gerichten für mehrere ſolche ein befriedigendes 


Abf. II). Bereits am 12. November 1874 erging 
auf Grund des $ 360 Nr. 12 des StGB. eine 
Miniſterialbekanntmachung (GVBl. 1874 S. 565 ff.) 
zur Regelung des Pfandleihgewerbes, welche natur⸗ 
gemäß nicht von weittragender Bedeutung ſein 
konnte. Das Abänderungsgeſetz zur Gewerbeordnung 
vom 23. Juli 1879 brachte ſodann für das Pfand⸗ 
leihgewerbe die polizeiliche Genehmigungspflicht 
(S 34 Abſ. l) und räumte den „Zentralbehörden“ 
der Bundesſtaaten die Befugnis ein, ſoweit nicht 
die Landesgeſetze Beſtimmungen treffen, Vorſchriften 
über den Umfang, die Befugniſſe, die Verpflich⸗ 
tungen und den Geſchäftsbetrieb der Pfandleiher 
zu erlaſſen. Von dieſer Befugnis hat das bay: 
n eriſche Staatsminiſterium des Innern in der Be— 
Ergebnis zu erzielen. kanntmachung vom 12. Auguſt 1879, den Ge- 
Eines aber läßt ſich unzweifelhaft feſtſtellen: ſchäftsbetrieb der Pfandleiher betr. (GVBl. 1879 
eine weitverbreitete Unzufriedenheit mit der ordent⸗ S. 771 ff.), Gebrauch gemacht. In allerjüngſter 
lichen Rechtſprechung auf dem Gebiete der Technik. Zeit nun, am 5. November 1906, iſt eine neue 
Mag fie auch zu allzu radikalen Forderungen ge: | Bekanntmachung des Staatsminiſteriums des Kgl. 
führt haben — denn nicht jedes Gebrechen eines Hauſes und des Aeußern über das Pfandleih— 
Gliedes darf durch Amputation beſeitigt werden — gewerbe erſchienen (GVBL. 1906 S. 799 ff.) 
3 un 1 wäre es 50 ſich jeder Lehre 7 f ö = 
aus dieſem ı turm zu entzie . I iffsbeſtimmung bei von Landmann 

Der Juriſt bedarf beſſerer Vorbildung für die N 5. Auflage, Anm. 2 
Beurteilung techniicher Fragen; eine Berückſichtigung | zu 8 34 S. 322. 


welche unter Aufhebung der erwähnten Bekannt: 


machung vom 12. Auguſt 1879 eine Neuregelung 


der Verhältniſſe des Pfandleihgewerbes durch An⸗ 
paſſung an die Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuches mit teilweiſe tiefgehenden Aenderungen 
gebracht hat. Die neuen Beſtimmungen find mit 
dem 1. Januar 1907 in Kraft getreten. 

Die demnach nunmehr in Bayern für die 
Pfandleihgeſchäfte geltenden Beſtimmungen laſſen 
fich in zwei Gruppen teilen: diejenigen, welche die 
äußerliche Betätigung des Pfandleihgeſchäfts be⸗ 
treffen (Formvorſchriften), und diejenigen, welche 
fih auf den einzelnen gewerbsmäßigen Pfandleih⸗ 
vertrag ſelbſt beziehen (Rechtsvorſchriften). 

Bei Beſprechung der erſteren iſt zunächſt her⸗ 
vorzuheben, daß, während die MBek. von 1879 
zufolge Ziff 13 „auf gemeindliche Pfandleih⸗ 
anſtalten keine Anwendung“ fand, die neuen 
Miniſterialvorſchriften eine ſolche Beſchränkung 
nicht mehr enthalten. Hieraus kann jedoch nicht 
geſchloſſen werden, daß ſie nun auch auf alle 
gemeindlichen Pfandanſtalten ohne weiteres An⸗ 
wendung zu finden haben. Die Miniſterial⸗ 
vorſchriften fußen auf der Gewerbeordnung; ſie 
erſtrecken ſich daher nur auf ſolche Betriebe, welche 
unter die Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
fallen. Als Gewerbebetriebe aber erſcheinen 
nur ſolche, deren Betaͤtigung „auf Erwerb ge⸗ 
richtet iſt und berufsmäßig ausgeübt wird“.“) 
Demnach können auch gemeindliche Pfandleih⸗ 
anſtalten wohl unter die Beſtimmungen der Ge⸗ 
werbeordnung und die Miniſterialvorſchriften | 
fallen, notwendig iſt dies jedoch nicht. Maß⸗ 
gebend wird im allgemeinen ſein, ob die gemeind⸗ 
liche Pfandleihanſtalt als Einnahmequelle, wie | 
z. B. gemeindliche Gas⸗ oder Elektrizitätswerke, 
gemeindliche Straßenbahnen uſw. betrieben wird, 
oder ob deren Unterhaltung in erſter Linie aus 
öffentlichen Intereſſen erfolgt; hierbei kann die | 
Erhebung von Gebühren zur Deckung der Unter: 
haltskoſten der Anſtalt, wie die Erzielung gering⸗ 
fügiger Betriebsüberſchüſſe die gemeindliche Pfand⸗ 
leihanſtalt noch nicht zu einer „gewerbsmäßigen“ 
ſtempeln. Erſcheint aber eine gemeindliche Pfand⸗ 
leihanſtalt als eine „gewerbsmäßige“, jo unter: | 
liegt fie auch allen für das Pfandleihgewerbe be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften.“) | 

Die Ausübung des Pfandleihgewerbes ift von | 
der vorher erteilten polizeilichen Erlaubnis ab: 
hängig; dieſe Erlaubnis iſt zu verſagen, „wenn Tat⸗ 
ſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des Nach: 
ſuchenden in bezug auf den beabſichtigten Gewerbe: 
betrieb dartun“ (§ 34 Abſ. | Gew.). Die 
Feſtſtellung der Unzuverläſſigkeit des Nachſuchen⸗ 
den iſt dem Ermeſſen der entſcheidenden Behörden 
anheimgeſtellt; die Unzuverläſſigkeit kann ſowohl 


| 


1) Vgl. Näheres hierüber bei Landmann a. a. O. Ein⸗ 
leitung Ziff. 5 II S. 35 ff. 

) Siehe Landmann a. a. O. S. 37 unten und 
Anm. 1 hierzu. 
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in ſtrafrechtlichen Verfehlungen, insbeſondere Ver⸗ 
fehlungen gegen fremdes Eigentum (Diebſtahl, 
Betrug, Unterſchlagung, Hehlerei, Wucher u. a.), 
als auch in der perſönlichen Unfähigkeit oder Un⸗ 
geeignetheit des Geſuchſtellers gefunden werden.!) 
Infolge Mangels der bei der Genehmigungs⸗ 
erteilung vorausgeſetzten Eigenſchaften“) des Ge⸗ 
ſuchſtellers kann die erteilte Genehmigung wieder 
zurückgenommen werden, ebenſo wenn die Un⸗ 
richtigkeit der der Genehmigung zugrunde gelegten 
Nachweiſe dargetan iſt (8 53 Abſ. II u. 1 Gew O.). 
Iſt dies durch Ortsſtatut beſtimmt, ſo iſt die Ge: 
nehmigung überdies nur bei nachgewieſenem ört⸗ 
lichen Bedürfniſſe zu erteilen (8 34 Abſ. I,$ 142 
GewO., $ 15 Abſ. III der Allerh. VO. vom 
29. März 1892 — GW Bl. S. 61 ff. — den Voll: 
zug der Gewerbeordnung betr.). Zuſtändig zur 
Erteilung, wie zur Zurücknahme der Genehmigung 
find die Diſtriktsverwaltungsbehörden, in München 
die Polizeidirektion ($ 15 Abſ. ! u. Il der angef. 
Allerh. VO., 8 1 der MBek. vom 5. Nov. 1906). 
Gegen deren Entſcheidung iſt innerhalb vierzehn 
Tagen ausſchließender Friſt Beſchwerde zur vor⸗ 
geſetzten Kreisregierung, Kammer des Innern, zu⸗ 
läſſig, welche im verwaltungsrechtlichen Senat 
entſcheidet; deren Entſcheidung iſt innerhalb gleicher 
Friſt beim Verwaltungsgerichtshofe anfechtbar, 
welcher endgültig entjcheidet. 

Bei Erteilung der Genehmigung hat die 
Polizeibehörde zu beſtimmen, in welcher Höhe und 
in welcher Weiſe durch den Pfandleiher Sicherheit 
zu leiſten iſt; hinſichtlich der Art der Sicherheit 
find die Beſtimmungen des BGB. (88 232 bis 
240) zu beachten. Die Höhe der Sicherheit ſoll 
in Orten unter 15000 Einwohnern 1000 Mk., 


in größeren 3000 Mk.!) betragen, kann aber, je 


nach dem Geſchäftsumfang bis zur Hälfte ermäßigt 
oder bis zum Doppelten erhöht werden (8 12 
Abſ. I, II, III MBek.). Die hinterlegte Sicher⸗ 
heit dient zur Sicherſtellung der dem Verpfänder 
oder dem Pfandeigentümer gegenüber dem Pfand⸗ 
leiher allenfalls zuſtehenden Anſprüche (8 12 
Abſ. IV MBek.). 

Hinſichtlich des Geſchäftsbetriebes ſelbſt iſt 
eine Reihe allgemeiner Vorſchriften von den ‘Pfand: 
leihern zu beachten. Zunächſt ſind Geſchäftsbücher 
nach den von dem Miniſterium aufgeſtellten Muſtern 
zu halten, und zwar eines für Juwelen, Gold: 
und Silberſachen und eines für alle ſonſtigen 
Pfänder. Vor Ingebrauchnahme ſind dieſe dauer⸗ 
haft zu bindenden und mit fortlaufenden Seiten⸗ 
zahlen zu verſehenden Geſchäftsbücher, in welche 
alle Pfandgeſchäfte nach fortlaufender Reihenfolge 
einzutragen ſind, der Diſtriktspolizeibehörde zur 


1) Vgl. Landmann ala. O. Anm. ba zu 834 S. 327 
und Anm. 4 zu § 35 S. 334 ff. 

2) Hierunter fallen auch wiederholte ſchwerere Ver— 
fehlungen gegen die einſchlägigen Geſchäfts vorſchriften. 

2) Nach der MBek. von 1879 bezifferte dieſer Be— 
trag nur 2000 Mk. 
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Genehmigung und Abſtempelung vorzulegen; letz⸗ 
teres hat auch mit den abgeſchloſſenen Geſchäfts⸗ 
büchern zu geſchehen, welche vom Pfandleiher auf⸗ 
bewahrt werden müſſen und nur mit Genehmigung 


der Diſtriktspolizeibehörde ganz oder teilweiſe ver⸗ 
nichtet werden dürfen. Bei Geſchäftsaufgabe gilt 


das gleiche, ſoferne die Bücher der Diſtrikts⸗ 


polizeibehörde nicht zur Aufbewahrung übergeben 
werden wollen (8 13 MBek.). 

Die Pfänder find mit den Nummern, unter 
welchen der Eintrag in die Geſchäftsbücher er⸗ 
folgte, zu verſehen, und in geeigneten Räumen, 
deren Auswahl und jeweilige Veränderung der Ge⸗ 
nehmigung der Diſtriktspolizeibehörde unterliegt, auf- 
zubewahren; die Ordnung der Pfänder muß ihre jeder: 
zeitige leichte Auffindbarkeit ermöglichen (§4 MBek.).“) 
Feuer⸗ und Einbruchdiebſtahls⸗Verſicherung hat 
nach Maßgabe des tatſächlichen Geſchäftsumfanges!) 
zu erfolgen ($ 5 MBek.). 

Der geſamte geſchäftliche Schriftwechſel iſt 

nebſt allen Geſchäftsbelegen mindeſtens drei Jahre 
lang, Mitteilungen über geſtohlene, verlorene oder 
ſonſt abhanden gekommene Gegenſtände ſind 
mindeſtens ein Jahr lang aufzubewahren, der ge⸗ 
ſchäſtliche Schriftwechſel kann auch der Diſtrikts⸗ 
polizeibehörde mit deren Genehmigung übergeben 
werden ($ 15 der MBek.) '); von geichäftlich ihm 
bekannt gewordenen ſtrafbaren Handlungen hat 
der Pfandleiher der Polizeibehörde Kenntnis zu 
geben (8 18 der MBek.). 


Den Polizeibeamten iſt jederzeit Zutritt zu 


den Geſchäfts⸗ und Lagerräumen und Einſicht in 
den geſchäftlichen Schriftwechſel, die Bücher uſw. 
zu geſtatten ($ 19 MBek.). 

Die Miniſterialbekanntmachung ſelbſt (8 20 
daſelbſt) iſt in dem Geſchäftsraum mit Kunden⸗ 
nn a und ſichtbar aufzuhängen. 

GB. hat über das „Pfandrecht an 
„ Sachen in den 88 1204 bis 1258 
— Schiffspfandrechte (88 1259 ff.) kommen hier 
der Natur der Sache nach nicht in Betracht — 
eingehende Beſtimmungen getroffen; hinſichtlich 
des Geſchäftsbetriebes der gewerblichen Pfandleiher 
und der Pfandleihanſtalten hat aber Art. 94 
Abſ. 1 EG. z. BGB. die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften unberührt gelaſſen, wie ſolche in 8 38 
Abſ. ! der GewO. bereits vorbehalten waren. 
Solche Vorſchriften, als Geſetze erlaſſen, beſtanden 
und beſtehen in Bayern nicht; die bürgerlich: 


) Dieſe Vorſchriften bedeuten für die gewerbs— 
mäßigen Pfandleiher eine bedeutende Erweiterung der 
durch 8 1215 dem Pfandgläubiger auferlegten Auf— 
bewahrungspflicht. 

) D. h. alſo nach dem Geſamtwerte der Pfänder; 
da dieſer zu den verſchiedenen Zeiten des Jahres ver— 
ſchieden ſein wird, wird die Verſicherung mindeſtens 
den Durchſchnittswert der hinterlegten Pfänder decken 
müſſen. Verſicherung gegen Einbruchsdiebſtahl kannte 
die MBek. von 1879 Ziff. 3) nicht. 

) Die MBek. von 1879 enthielt (Ziff. 10 Satz 1) 
hinſichtlich des geſchäftlichen Schriftwechſels keine Be— 
ſtimmung. 


rechtliche Seite des gewerbsmäßigen Pfandleih⸗ 
vertrages iſt vielmehr gleichfalls durch die MBek. 
vom 5. November 1906 geregelt auf Grund der 
durch § 38 Abſ. I der GewO. den Landeszentral⸗ 
behörden erteilten Ermächtigung.) Indem jedoch 
§ 23 Abſ. IV der MBek. die erwähnten Beſtim⸗ 
mungen des BGB. für anwendbar erklärt, „ſo⸗ 
weit nicht dieſe Bekanntmachung etwas anderes 
beſtimmt“, unterliegt der gewerbsmäßige Pfand⸗ 
leihvertrag auch nach ſeiner bürgerlich⸗ rechtlichen 
Seite zwar in erſter Linie den landesrechtlichen 
Beſtimmungen der MBek. vom 5. November 1906, 
bei deren Verſagen im einzelnen Falle aber den 
allgemeinen pfandrechtlichen Vorſchriften des BGB. 
Die Anwendbarkeit der Beſtimmungen des BGB. 
beſchränkt ſich jedoch nicht auf die 88 1204 bis 
1258; ſoweit für Pfandleihverträge nämlich die 
allgemeinen Beſtimmungen des BGB. im Einzel⸗ 
falle Anwendung zu finden haben, iſt dies auch 
hinfichtlich der gewerbsmäßigen Pfandleihverträge 
der Fall, ſelbſtverſtändlich vorbehaltlich der Be⸗ 
ſtimmungen der MBek. 

Die Miniſterialvorſchriften verbieten nun zu⸗ 
nächſt den Pfandleihern die Vornahme einer 
Reihe von Geſchäften, die nach den Beſtimmungen 
des BGB. zuläſſig ſind. So iſt unterſagt: 

die Vornahme von Pfandgeſchäften mit jugend⸗ 
lichen Perſonen ohne Zuſtimmung eines Eltern⸗ 
teiles oder des Vormundes ($ 3 Ziff. 1), 

die Inpfandnahme ganzer Warenpoſten oder 
Partiewaren (§ 3 Ziff. 2), von en 
Leinen und Betten ($ 3 Ziff. 4 

die Annahme von Alben durch Pfand: 
vermittler ohne ordnungsmäßigen Auszug aus 
deren Geſchäftsbüchern (§ 3 Ziff. 5), 

die Weiterübertragung der Pfänder = Zu⸗ 
ſtimmung der Verpfänder!) ($ 3 Ziff. 3 

der Ankauf, die Belehnung oder der Handel 
mit Pfandſcheinen (§ 16 Abſ. III). 

Die Uebertretung dieſer Verbote iſt der Natur 
der Sache nach nur im Wege des Rechtsgeſchäftes 
mit Dritten möglich. Dieſe Rechtsgeſchäfte ſind 
aber nach 8 134 BGB. nichtig; die auf 8 38 
Ab). l der GewO. beruhende MBek. erſcheint 
als Rechtsnorm im Sinne des Art. 2 EG. z. BGB.,“ 
die erwähnten Verbote ſind daher „geſetzliche“ im 
Sinne des § 134 BGB. Ein ſeitens eines Pfand⸗ 
leihers gegen das Verbot des § 3 Ziff. 1, 2 oder 
4 MBek. abgeſchloſſenes Geſchäft unterliegt daher 
nicht den pfandrechtlichen Beſtimmungen der MBek., 
bzw. des BGB., es dürfte vielmehr darauf im 
Hinblicke auf S 140 des BGB. hinſichtlich des 
vorgeſchoſſenen Geldbetrages die Beſtimmungen 


1) Vgl. hierüber die Notiz: „Neuerungen in der 
Regelung des Pfandleihgewerbes“ in der Nummer 24/1906 
dieſer Zeitſchrift. 

) Hat mit Zuſtimmung des Verpfänders eine 
Uebertragung des Pfandes ſtattgefunden, ſo finden die 
88 1250, 1251 BGB. Anwendung. 

4 vet Planck, BGB. Anm. 2 zu Art. 2 EG. Bd. VI 
S. 16 


— —— — 
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der 88 607 bis 610 BGB. über das Darlehen, 
hinſichtlich der übergebenen Sache die 88 688 
bis 700 BGB. über die Verwahrung Anwendung 
zu finden haben, wobei jedoch weder eine Verein⸗ 
barung über Zinsentrichtung!) ($ 608 BGB.), 
noch eine ſolche über Vergütung für die Auf⸗ 
bewahrung (8 688 BGB.) anzunehmen iſt. Gleiches 
iſt der Fall bei der Belehnung von Pfandſcheinen, 
während beim An⸗ oder Verkauf von ſolchen 
(Verbot des 8 16 Abſ. III), ſowie bei Uebertragung 
von Pfändern an Dritte ohne Zuſtimmung des 
Verpfänders (§ 3 Ziff. 3) ein Rechtsgeſchäft über: 
haupt nicht zuſtande gekommen iſt. Schwieriger 
geſtaltet ſich die Beurteilung der verbotswidrigen 
Pfänderannahme von Pfandvermittlern (8 3 Ziff. 5), 
weil in dieſem Falle der Pfandleiher nicht in un⸗ 
mittelbare Beziehung zu dem Verpfänder tritt. 


Hierzu iſt nun darauf hinzuweiſen, daß die 
Tätigkeit der Pfandvermittler in gleicher Weiſe 
wie diejenige der Pfandleiher der polizeilichen Ge⸗ 
nehmigungspflicht durch 8 34 Abſ. I GewO. 
unterſtellt iſt und daß 8 38 Abſ. I GewO. die 
Landeszentralbehörden auch zur Regelung des 
Geſchäftsbetriebes der Pfandvermittler ermächtigt 
hat. Hiervon iſt in Bayern unmittelbar kein 
Gebrauch gemacht worden!); die Pfandvermittler 
fallen zurzeit noch unter die MBek. vom 18. De⸗ 
zember 1883 (GVBl. 1883 S. 495 ff.) betr. die 
in 8 35 Abſ. III der GewO. aufgeführten Ge⸗ 
werbebetriebe (d. h. die gewerbsmäßigen Beſorger 
fremder Rechtsangelegenheiten, log. Kommiſſionäre). 
Der nach 8 3 Ziff. 5 MBek. vorzulegende Ge⸗ 
ſchäftsbücherauszug muß daher den in der MBek. 
vom 18. Dezember 1883 über Geſchäftsbücher 
aufgeſtellten Beſtimmungen entſprechen. Bei Ver⸗ 
pfändung durch einen Pfandvermittler ſind nun 
zweierlei verſchiedene Rechtsgeſchäfte zu unter⸗ 
ſcheiden. Das Verhältnis zwiſchen dem Verpfänder 
und dem Pfandvermittler erſcheint rechtlich als 
Mäklervertrag,“) ſeine Beziehungen richten ſich da⸗ 
her nach den Beſtimmungen der 88 652 ff. BGB. 
Zu dem Pfandgläubiger tritt der Pfandvermittler 
in kein 55 (vgl. Planck, BGB. 
Vorbemerkung III Abſ. VI zu § 652, Bd. II 
S. 394). Durch die erfolgte Pfandvermittlung 
iſt vielmehr unmittelbar das Vertragsverhältnis 
zwiſchen Verpfänder und Pfandgläubiger her⸗ 
geſtellt; es treffen darauf alle für das gewerbs⸗ 
mäßige Pfandleihgeſchäft geltenden Beſtimmungen 


) Die getroffene Zins vereinbarung bildet ja einen 
Beſtandteil des nichtigen, alſo unwirkſamen „Pfand⸗ 
vertrages“. 

) Die Erlaſſung miniſterieller Beſtimmungen über 
den Geſchäftsbetrieb der gewerbsmäßigen Pfandver— 
mittler ſteht jedoch bevor. 

) Die Beſtimmungen über den Auftrag (88 662 ff. 
BGB.) können um deswillen nicht in Betracht kommen, 
weil dieſe nur die unentgeltliche Geſchäftsbeſorgung be— 
treffen (Planck, BGB.. Vorbemerkung 11 zu § 622 
Bd. II S. 409), die — gewerbsmäßige — Pfandvermitt- 
lung aber ſtets Entgeltlichkeit bedingt. 
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zu. Erfolgt nun die Pfandvermittlung entgegen 
der Beſtimmung des $ 3 Ziff. 5 MBek., ſo iſt 
das vermittelte Pfandgeſchäft gemäß § 134 BGB., 
wie oben dargetan, nichtig. Für die dem Ver⸗ 
pfänder hieraus allenfalls erwachſenden nach⸗ 
teiligen Folgen haftet ihm der Pfandvermittler 
aus dem Mäklervertrag nach den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen über Schadenserſatz (88 823 ff. BGB.). 
(Schluß folgt.) 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Pfändung des Anſpruchs auf Herausgabe eines 
dem Gericht übergebenen Urteils. B. beantragte, den 
Anſpruch des M. J. gegen das Amtsgericht X. auf 
Rückgabe des in Sachen M. J. gegen deſſen Frau 
M. A. erlaſſenen Urteils des Landgerichts X. vom 
24. März 1903 zu pfänden, das M. J. in der münd⸗ 
lichen Verhandlung über ſeinen Rechtsſtreit mit K. 
dem Amtsgericht X. übergeben hatte. Dem Antrag 
lag zur Begründung ein Beſchluß des Amtsgerichts 
X. vom 27. Dezember 1904 ſamt Nachweis über 
ordnungsmäßige Zuſtellung an die Drittſchuldnerin 
bei, wonach wegen einer beſtimmten Geldforderung 


des B. gegen M. J. die dieſem gegen M. A. auf 


Grund des Urteils des Landgerichts X. vom 24. März 
1903 zuſtehende Forderung von 1000 Mk. gepfändet 
und dem B. zur Einziehung überwieſen worden war. 

Dem Antrag war ſtattzugeben. Die Anſpruchs⸗ 
pfändung erfolgte nach $ 886 ZPO., um von M. J. 
die Erfüllung ſeiner Verpflichtung, das Urteil dem 
B. herauszugeben, zu erzwingen, die mit Erlaſſung 
des Ueberweiſungsbeſchluſſes von ſelbſt ausgeſprochen 
war (ZPO. $ 836 Abſ. 3), nicht etwa, um aus dem 
gepfändeten Anſpruch eine Geldforderung zu be⸗ 
friedigen. Letzterenfalls wäre die Anſpruchspfändung 
unzuläſſig geweſen nach 8 803 Abſ. 2 ZPO., da das 
Urteil ſelbſt, als bloße Beweisurkunde über eine 
Forderung, keinen in Geld umſetzbaren Wert hat. 

Den vollſtreckbaren Titel für die Pfändung bildete 
der Ueberweiſungsbeſchluß (ZPO. 8 794 Ziff. 3, 793, 
764 Abſ. 3). 

Wer war als Drittſchuldner zu bezeichnen? 

Drittſchuldner iſt derjenige, der den Gewahrſam 
der Urteilsurkunde hat. Gewahrſam iſt ein tatſächliches 
Herrſchaftsverhältnis, das mit dem tatſächlichen Zu⸗ 
ſtand des unmittelbaren Beſitzes des BGB. zuſammen⸗ 
fällt. Als tatſächliches Herrſchaftsverhältnis kann 
Gewahrſam nur einem Menſchen zugeſchrieben werden, 
oder wenigſtens nur einer Perſon, falls man nach 
der Verkehrsauffaſſung juriſtiſchen Perſonen unmittel⸗ 
baren Beſitz, nicht bloß mittelbaren, durch die ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter vermittelten Beſitz, zugeſtanden 
finden will. Eine Behörde als ſolche kann darum 
überhaupt nicht Gewahrſam haben. Jedenfalls konnte 
deshalb nicht das Amtsgericht X. als Drittſchuldner 
bezeichnet werden. 

Welche Perſon bei einer Behörde den Gewahrſam 
hat, hängt von der Organiſation der Behörde ab. 
Bei einer nicht- richterlichen (bureaukratiſch organi— 
ſierten) Behörde wird regelmäßig der Amtsvorſtand, 
den Gewahrſam haben, und der einzelne Beamte 
nur Beſitzdiener ſein. Die Uebertragung dieſes zu— 
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nächſt für das bürgerliche Recht aufgeftellten Be⸗ 
griffs des 8 855 BGB. auf das öffentliche Recht 
iſt, wie z. B. auch beim Begriff des mittelbaren und 
unmittelbaren Beſitzes und in anderen zahlreichen 
Fällen, durch die allgemeine Natur dieſer Begriffe 
einerſeits und den unvollſtändigen Ausbau unſeres 
öffentlichen Rechts anderſeits geboten. 

Bei einer richterlichen Behörde iſt der Gerichts⸗ 
vorſtand als ſolcher weder Beſitzherr gegenüber dem 
Richter als ſeinem Beſitzdiener, noch mittelbarer Be⸗ 
ſitzer gegenüber dem Richter als ſeinem Beſitzmittler. 
Beidem ſteht die geſetzliche Verfaſſung der Gerichte 
entgegen (GVG. S8 1, 22 Abſ. 1, 2 S. 2; dem In⸗ 
halt nach auch auf das Gebiet der nicht ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit übertragen durch AG. z. GWG. Art. 8 
l„ nach Maßgabe des GVG.“] mit GVG. 8 1 Art. 18). 
Vielmehr hat den Gewahrſam beim Amtsgericht der 
Amtsrichter, welcher mit der Bearbeitung der Sache, 
zu deren Akten die Urkunde übergeben iſt, nach der 
während eines Geſchäftsjahres nur in den geſetzlich 
genau umſchriebenen Ausnahmefällen durch die Dienſt⸗ 
aufſichtsbehörde abänderlichen Geſchäftsverteilung 
betraut iſt (AG. z. GVG. Art. 17, Art. 19 a. E., 
20 Ab. 2, 21 Abſ. 2; GVG. SS 62 Abſ. 2, 64, 66; 
121; 133; AG. z. GVG. Art. 30, 33, 38, 45 Abſ 1). 

Bei einem Kollegialgericht fragt es ſich weiter, 
ob Drittſchuldner das einzelne Kammer- oder Senats: 
mitglied iſt, in deſſen Händen zum Zweck der Be⸗ 
richterſtattung über den Fall oder der Ausarbeitung 
der Entſcheidung ſich die Akten mit der Urkunde ge⸗ 
rade befinden, oder der Vorſitzende, oder etwa die 
Geſamtheit der Kammer- oder Senatsmitglieder. 

Das einzelne Mitglied iſt nicht Drittſchuldner. 
Es hat an den Akten überhaupt keinen Gewahrſam, 
weder als alleiniger Beſitzer noch als Beſitzmittler. 
Es iſt vielmehr Beſitzdiener, und zwar gegenüber dem 
Vorſitzenden. Nicht gegenüber dem Gerichtspräſidenten, 
denn der Gerichtsvorſtand als ſolcher kann nach dem 
oben Ausgeführten nie Beſitzherr gegenüber dem 
Richter als ſolchem, als dem zur Rechtsanwendung 
berufenen Beamten ſein. Gegenüber dem Vor— 
ſitzenden iſt das einzelne Mitglied Beſitzdiener, nicht 
etwa Beſitzmittler. Denn der Vorſitzende iſt das ge— 
ſetzliche Organ für die innere und äußere Geſchäfts⸗ 
leitung der Kammer oder des Senats, wie ſich als 
Grundſatz aus der großen Menge der hierauf bezüg— 
lichen Beſtimmungen des GVG. und der Prozeß— 
ordnungen herausſtellt, von welchen hier insbeſondere 
SS 68, 121, 133 des GVG. und SS 349 S. 1 u. a. E., 
361, 216 Abſ. 2, 136, beſ. Abſ. 3, 523, 526 Abſ. 2, 
557 der ZPO. in Betracht kommen. Vermöge ſeiner 
Befugnis zur Geſchäftsleitung kann ſich der Vor— 
ſitzende jederzeit in den laufenden Prozeßſachen die 
Akten vorlegen laſſen, gleichviel in weſſen Händen 
ſie ſich befinden, ob in den Händen eines Gerichts- 
ſchreiberei- oder Kanzleibedienſteten oder eines Kammer- 
(Senats⸗ mitgliedes. Dem Vorſitzenden gegenüber iſt 
das einzelne Mitglied zum Beſitz der Akten weder 
berechtigt noch ſelbſtändig verpflichtet, denn der Bes 


ſitz der Akten iſt Sache der äußeren Geſchäftsleitung. 
Das einzelne Mitglied iſt zum Beſitz auch nicht etwa 


mit Rückſicht auf die ihm übertragene Bericht— 


erſtattung oder Ausarbeitung der Entſcheidung be 


rechtigt. Denn er hat auch auf dieſe kein Recht gegen— 
über dem Vorſitzenden: der Vorſitzende kann ſie 
jederzeit kraft der Geſchäftsleitung einem anderen 
Mitglied übertragen (GVG. 8 68). Selbſt wenn der 
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Vorſitzende nach ſeiner eigenen Angabe die Akten zu 
anderen Zwecken als zu Zwecken der die Weiter⸗ 
führung des Prozeßgangs beabſichtigenden Geſchäfts⸗ 
leitung dem Kammermitglied abverlangen ſollte, etwa 
für die zur Unterweiſung der Rechtspraktikanten 
amtlich eingeführten Uebungskurſe, kann ſie ihm der 
einzelne Richter nicht vorenthalten. Denn in der 
Aufforderung, die Akten ihm zu dieſem Zweck aus⸗ 
zuhändigen, liegt notwendig die auf die Geſchäfts⸗ 
leitung nach innen bezügliche Anordnung des Vor⸗ 
ſitzenden, Berichterſtattung oder Ausarbeitung der 
Entſcheidung, inſolange als er die Akten benütze, auf⸗ 
zuſchieben. Auch daß das Mitglied der Kammer oder 
des Senats zum beauftragten Richter beſtimmt iſt, 
ändert an dieſer Sachlage nichts. Denn auch ihm 
gegenüber greift die Befugnis zur Geſchäftsleitung 
des Vorſitzenden durch (vgl. ZPO. § 361 Abſ. 1 a. E.). 
Aus der Vorſchrift in 8 361 Abſ. 2 ZPO., daß der 
Vorſitzende im Verhinderungsfall des bei Verkündung 
des Beweisbeſchluſſes ernannten beauftragten Richters 
ein anderes Mitglied zum beauftragten Richter zu 
beſtimmen habe, iſt nicht ein Recht des beauftragten 
Richters zu folgern, ſelbſt den Auftrag zu voll⸗ 
ziehen, ſolange nicht Hinderungsurſachen in ſeiner 
Perſon entſtehen, und daraus weiter ein Recht auf 
den dazu nötigen Beſitz der Akten, alſo ein ausſchließ⸗ 
licher oder wenigſtens Beſitzmittler⸗Beſitz des beauf⸗ 
tragten Richters. Selbſt wenn jenes Recht auf Voll⸗ 
ziehung des Auftrags beſtände, wäre daraus noch 


nicht auf ein Recht auf den Beſitz der Akten zu 


ſchließen Denn jenes Recht und das Recht des Vor⸗ 
ſitzenden, ſich kraft ſeiner Befugnis zur Geſchäfts⸗ 
leitung die Akten jederzeit vorlegen zu laſſen, können 
unverkürzt nebeneinander beſtehen, da der beauftragte 
Richter den Auftrag nach der Wiederaushändigung 
der Akten immer noch vollziehen kann. Was vom 
beauftragten Richter gilt, gilt ebenſo von dem ihm 
in der ZPO. durchweg gleich behandelten erſuchten 
Richter. Auch von ihm kann der Vorſitzende ſich 
jederzeit kraft ſeiner Befugnis zur Geſchäftsleitung 
die Akten überſchicken laſſen. 

In der Begründung der Drittſchuldnereigenſchaft 
des Vorſitzenden liegt bereits die Verneinung der 
dritten Möglichkeit, die Geſamtheit der Kammer— 
(Senats- Mitglieder als Drittſchuldner anzuſehen. 
Für Akten über erledigte Sachen iſt Beſitzer und 
Drittſchuldner der Gerichtsvorſtand. Jede andere 
Perſon, in deren Händen die Akten ſich gerade be— 
finden, insbeſondere der Regiſtraturbeamte, iſt Beſitz— 
diener, denn da die Tätigkeit der Rechtsanwendung 
in dieſen Akten bereits ihren Abſchluß gefunden hat, 
hat der Richter als ſolcher, der lediglich in dieſer 
Eigenſchaft unabhängig iſt, mit ihnen nichts mehr zu 
tun. Sie unterliegen deshalb, wie die Akten einer 
anderen Behörde, nur mehr den Dispoſitionen des 
die Dienſtaufſicht führenden Beamten (vgl. JM. 
Bek. vom 1. November 1862 über die Amtsübergabe 
an Gerichtsvorſtände § 2, b, SS 9, 17, 18, 22 im 
RegBl. 1862 S. 2384). 

Befinden ſich Akten. gleichviel ob erledigte oder 
unerledigte, zu dienſtaufſichtlichen Zwecken beim Ge— 
richtsvorſtand oder ſonſt zu Zwecken, die außerhalb 
der Weiterführung des in ihnen behandelten Ver— 
fahrens liegen, bei einer anderen Behörde als der— 
jenigen, bei der ſie geführt werden, ſo iſt der Ge— 


richtsvorſtand oder der Vorſtand dieſer anderen Be— 
horde, oder, wenn dieſe ein Gericht iſt, nach dem 
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oben dargelegten der Amtsrichter oder der Vor⸗ 
ſitzende oder auch, wenn die Akten einer Dienſt⸗ 
aufſichtsſache wegen beigeſchafft wurden, der Vor⸗ 
ſtand dieſes anderen Gerichts Beſitzer und Dritt- 
ſchuldner. 

Wie nun, wenn der Richter oder der Vorſitzende, 
dem der Schuldner eine Urkunde zu den Akten über⸗ 
geben hat, die Herausgabe verweigern ſollte? Privat⸗ 
rechtlich iſt der Ueberweiſungsgläubiger berechtigt, 
die Herausgabe zu verlangen, denn er übt kraft der 
Ueberweiſung das Recht desjenigen aus, der die Ur⸗ 
kunde übergeben hat, alſo einen Anſpruch aus einem 
Leihvertrag oder gegebenenfalls aus dem Eigentum 
des Uebergebers. Gegenüber dieſem privatrechtlichen 
Anſpruch beruft ſich der Richter auf das ihm durch 
die ZPO. (88 142 Abſ. 1, 143, 420, 421, 425, 435) 
zuſtehende Recht auf Benützung der Urkunde, alſo 
auf ein dem öffentlichen Recht entnommenes Ein⸗ 
rederecht. Läßt man mit den Entſcheidungen des 
Gerichtshofs für Zuſtändigkeitsſtreite ſchlechthin die 
Natur des behaupteten Anſpruchs des Klägers ent⸗ 
ſcheiden, ohne Rückſicht darauf, was davon der Be⸗ 
klagte beſtreitet oder zugibt (vol. z. B. Reg. Bl. 1872 
S. 1973 ff., GVBl. 1874 Anh. S. 7 f., 1878 
Anh. S. 5 f., 1881 Anh. S. 6 f., 1902 Anh. S. 12), 
ſo ſteht für die Verfolgung des Herausgabeanſpruchs 
der Klageweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 

Amtsrichter Wilhelm Mayer in München. 


Die Schreibarbeit der Nichterbeamten. In der 
Beilage zur Allgemeinen Zeitung wurden jüngſt Briefe 
eines bayeriſchen Richters veröffentlicht, in welchen 
manche von den bayeriſchen Richterbeamten längſt 
gefühlte berufliche Mißſtände beſprochen wurden. In 
einem dieſer Briefe wurde beſonders hervorgehoben, 
daß der Richter mit Schreibarbeit zu ſehr belaſtet iſt, 
und daß durch Erledigung der Schreibarbeit ein guter 
Teil der Arbeitskraft des Richters verzehrt wird. Es 
wurden in dieſem Briefe Reformvorſchläge nach dieſer 
Richtung hin gemacht. Ich will hier nicht Stellung 
nehmen zu dieſen Reformvorſchlägen; nur den einen 
Satz will ich aufſtellen: Der Richterberuf zwingt mehr 
wie jeder andere Beruf die Feder auf: der Richter 
muß, wenn er ſeinen Beruf richtig und gewiſſenhaft 
ausübt, ſehr viel mit der Feder arbeiten. Völlig Zu: 
treffend ſind die Ausführungen des Herausgebers dieſer 
Zeitſchrift auf S. 457 ff. des II. Bandes, in denen er 
ſich insbeſondere gegen das Diktieren und das fteno- 
graphiſche Entwerfen von Endurteilen in Zivilſachen 
wendet. Man mag das Wort noch ſo trefflich be— 
herrſchen, es bedeutet ein Wagnis, die Gedanken, die 
in einem ſolchen Urteile niederzulegen ſind, aus dem 
Stegreif in die Feder zu diktieren: es bedeutet aber 
auch keine Erleichterung, das Urteil im Stenogramm 
zu entwerfen und abſchreiben zu laſſen; denn Klarheit 
und Knappheit der Form ſtellt ſich in der Tat erſt 
ein, wenn das Gedankenbild in der gewohnten Schrift 
vor dem Auge des Verfaſſers allmählich und deutlich 
ſich geſtaltet. Sehr richtig ſind auch die Ausführungen 
des Herausgebers, wenn er behauptet, daß die Richter 
ſchon innerhalb des Rahmens der beſtehenden Vor: 
ſchriften ſich die Schreibarbeit weſentlich erleichtern 
und vereinfachen können, und daß insbeſondere zähes 
Feſthalten an überkommenen, nicht mehr zeitgemäßen 
Formen zur Ueberlaſtung mit Schreibarbeit beiträgt. 
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Meine Aufgabe ſoll es hier nun ſein, dieſen allgemein 
aufgeſtellten Satz durch Beiſpiele aus der Praxis zu 
erläutern, und zwar durch Beiſpiele aus dem ſtreitigen 
Zivilrechte und dem Strafrechte, deren Pflege wohl 
die meiſte Schreibarbeit mit ſich bringt. 


A. Strafrechtspflege. 


Der Strafrichter hat vornehmlich die Beſchlüſſe 
über Eröffnung des Hauptverfahrens, die im Laufe 
des anhängigen Verfahrens erforderlichen Beſchlüſſe 
und die Urteile ſchriftlich zu entwerfen. 

Gemäß 88 201, 205 StPO. iſt in dem Beſchluß, 
durch welchen das Hauptverfahren eröffnet wird, die 
dem Angeklagten zur Laſt gelegte Tat unter Hervor⸗ 
hebung ihrer geſetzlichen Merkmale und des anzu⸗ 
wendenden Strafgeſetzes, ſowie das Gericht zu be⸗ 
zeichnen, vor welchem die Hauptverhandlung ſtattfinden 
ſoll. Aber auch die Anklageſchrift, auf Grund deren 
der Richter an der Hand der Akten ſich über die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens ſchlüſſig zu machen hat, 
hat nach 8 198 StPO. die dem Angeklagten zur Laſt 
gelegte Tat unter Hervorhebung ihrer geſetzlichen 
Merkmale und des anzuwendenden Strafgeſetzes zu 
enthalten. Die amtsanwaltlichen und die ſtaatsanwalt⸗ 
lichen Anklageſchriften, in denen Ueberweiſung an 
das Schöffengericht beantragt iſt, ſind in der Regel 
ſo abgefaßt, daß der Richter den Wortlaut bezüglich 
der Tat und der geſetzlichen Merkmale ſich ohne Ab- 
änderung aneignen kann und darf. Nun gibt es noch 
ängſtliche Richter, die im Eröffnungsbeſchluß die An⸗ 
klageſchrift in dieſer Beziehung wortgetreu abſchreiben. 
Wozu dieſe überflüſſige Schreibarbeit? Die Be⸗ 
ſtimmung des § 205 StPO. iſt gewahrt, wenn in dem 
Entwurf des Eröffnungsbeſchluſſes bezüglich der Tat 
und ihrer geſetzlichen Merkmale auf die Anklageſchrift 
in der Weiſe Bezug genommen wird, daß der Wort⸗ 
laut der Anklageſchrift, ſoweit er in den Eröffnungs⸗ 
beſchluß herübergenommen werden ſoll, in der Anklage⸗ 
ſchrift in Klammern geſetzt und im Eröffnungsbeſchluß 
durch die Worte „wie in den Klammern der Anklage“ 
angedeutet wird. Gegen eine derartige Faſſung läßt 
ſich vom Standpunkte des Geſetzes aus nichts ein- 
wenden; die Faſſung bedeutet eine erhebliche Erleichte— 
rung der Schreibarbeit und wird auch bereits an größeren 
Gerichten vielfach angewendet. 

Bei der Abfaſſung von Beſchlüſſen im Laufe des 
anhängigen Verfahrens wird immer noch an dem 
ſchwülſtigen Erwägungsſtil feſtgehalten,) der um⸗ 
ſtändliche Begründungen mit ſich bringt. 

In den Akten eines größeren Gerichtes, in welchem 
ich als erſuchter Richter tätig werden mußte, wurde 
ein Antrag des Angeklagten auf Ladung von 11 Ent: 
laſtungszeugen folgendermaßen verbeſchieden: 

Beſchluß: 

In der Anklageſache gegen X. wegen Diebſtahls 
wird der Antrag des Angeklagten auf Ladung der 
Zeugen — es folgte nun in der Formel die Aufführung 
der 11 Zeugen nach Name, Stand und Wohnort — 
als unzuläſſig abgewieſen, 

in der Erwägung, daß der Angeklagte mit 

Schreiben vom .. .. die Ladung der vorbe— 
nannten Zeugen zum Hauptverhandlungstermin 
beantragt, daß er es aber unterlaſſen hat, die 


1) Vgl. über den Erwägungsſtil von der 
Pfordten, Der Staatskonkurs (München 1906, 
J. Schweitzer Verlag, 2. Auflage) S. 25. 


42 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 2. 


— 


Tatſachen anzugeben, über welche die Zeugen 
vernommen werden ſollen, daß dieſe Angabe nach 
8 218 StPO. erforderlich iſt, daß demzufolge der 
Antrag als unzuläſſig abzuweiſen war. 

Arbeitet man natürlich mit ſolch ſchwülſtiger und 
überflüſſiger Weitſchweifigkeit, ſo muß man über 
Schreibarbeit klagen; dieſe iſt aber in ſolchen Fällen 
ſelbſt verſchuldet; es genügt, wenn der Beſchluß die 
Entſcheidung des Gerichtes in kurzer, präziſer Formel 
und die Begründung in knapper Form enthält; es 
wird ſich hierbei meiſtens empfehlen, die Begründung 
in Hauptſätzen der Formel anzureihen, z. B 


Beſchluß: 

Der Antrag des Angeklagten auf Ladung von 
Entlaſtungszeugen vom 6. November 1906 wird zu⸗ 
rückgewieſen: Es ſind die Tatſachen, über welche die 
Zeugen zu vernehmen ſind, im Antrage nicht ent⸗ 
halten ($ 218 StPO.). 

Am meiſten geſündigt wird wohl noch bei der 


Faſſung der Urteile; das Urteil hat die Urteilsformel 


und die Gründe zu enthalten; die Formel kann nur 
auf Freiſprechung, Verurteilung oder Einſtellung des 
Verfahrens lauten und hat, abgeſehen von Aus⸗ 
ſprüchen über Einziehungen uſw. die Entſcheidung im 
Koſtenpunkte zu enthalten. Die Urteilsgründe müſſen 
die für erwieſen erachteten Tatſachen angeben, in 
welchen die geſetzlichen Merkmale der ſtrafbaren 
Handlung gefunden werden; ſie müſſen das zur An⸗ 
wendung gebrachte Strafgeſetz bezeichnen und ſollen 
die Strafzumeſſungsgründe wiedergeben (88 259, 267, 
275, 266, 496 StPO.). 

Die Formel wird vielfach zu umſtändlich abge⸗ 
faßt; es iſt meiſtens zu leſen: 

„X. X. iſt ſchuldig eines Vergehens des Dieb⸗ 
ſtahls und wird deswegen zu einer Gefängnisſtrafe 
von vierzehn Tagen uno zur Tragung der Koſten 
des bene und des Strafvollzuges ver⸗ 
urteilt.“ 

Selbſtverſtändlich iſt X. X. des Vergehens des 
Diebſtahls ſchuldig; ſonſt könnte er ja nicht verurteilt 
werden; in der Formel iſt aber nur nach 8 259 
StPO. die Verurteilung zum Ausdruck zu bringen; 
es genügt auch völlig, in der Formel zu ſagen, daß 
der Angeklagte die Koſten des Verfahrens zu tragen 
hat; daß zu dieſen Koſten die Koſten des Prozeß— 
verfahrens und des Strafvollzugs gehören, iſt klar. 

Es dürfte deshalb folgende Faſſung der Formel 
zu empfehlen ſein: 

„X. K. wird wegen eines Vergehens des Dieb- 
ſtahls zur Gefängnisſtrafe von vierzehn Tagen und 
in die Koſten des Verfahrens verurteilt.“ 

Ein Richter, der nach einer Schöffengerichts— 
ſitzung 18 bis 20 Urteile zu entwerfen hat, wird 
ſchon durch die zuläſſig kürzeſte Faſſung der Formel 
Zeit und Schreiberei erſparen. 

Die freiſprechenden Urteile haben häufig folgende 
Formel: 

„X. X. wird von der gegen ihn erhobenen An— 
klage eines Vergehens des Diebſtahls unter Ueber— 
bürdung der Koſten auf die Staatskaſſe freige— 
ſprochen.“ 

Kürzer dürfte folgende Formel ſein: 

„K. X. wird von der Anklage eines Vergehens 
des Diebſtahls freigeſprochen; die Staatskaſſe iſt 
koſtenpflichtig.“ 

Und nun komme ich zu den Urteilsgründen: 
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Hauptverhandlung 
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Häufig lieſt man zu Eingang der Urteilsbegründung: 
„Dem Angeklagten iſt nach dem Eröffnungs⸗ 
beſchluß zur Laſt gelegt, daß er ꝛc. ꝛc.“ 

Es wird hierbei die dem Angeklagten zur Laſt 
gelegte Tat in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung 
aus dem Eröffnungsbeſchluſſe wörtlich abgeſchrieben, 
und erſt dann zur Würdigung des Ergebniſſes der 
Beweisaufnahme geſchritten. Eine derartige Einleitung 
iſt ſelbſtverſtändlich überflüſſig und bedeutet nur un⸗ 
angebrachte Schreiberei: die dem Angeklagten zur 
Laſt gelegten ſtrafbaren Handlungen gehen aus dem 
Eröffnungsbeſchluſſe hervor: das Urteil darf und ſoll 
ſofort mit dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme in 
der Hauptverhandlung beginnen. Hierbei iſt es völlig 
genügend, wenn die erwieſenen Tatſachen in zuſammen⸗ 
hängender erzählender Faſſung angegeben werden; es 
führt zu Umſtändlichkeiten und Stilſtörungen, wenn, 
wie ſo häufig, in der Urteilsbegründung auf die Be⸗ 
weismittel zurückgegangen wird, durch welche die Tat⸗ 
ſachen erwieſen wurden. 

Urteilsgründe, welche Redewendungen enthalten, 
wie: Der Zeuge X. X. hat beſtätigt, daß ..., durch den 


Zeugen J. ift bewieſen, daß . .., durch die eidliche Aus⸗ 


ſage des Zeugen Z. iſt feſtgeſtellt, daß ..., ziehen den 
Sachverhalt auseinander: die Form derartiger 
Urteilsgründe wird ſchwülſtig und unklar, insbe⸗ 
ſondere, wenn die Ausſagen vieler Zeugen auf dieſe 
Weiſe gewürdigt werden.“) 

Folgendes Urteil dürfte den ſämtlichen geſetzlichen 
Erforderniſſen entſprechen: 

Huber Franz, geb. 25. Oktober 1880 zu Altdorf, 
prot., led. Steinhauer in Wendelſtein, Reſerviſt, ſchon 
beſtraft, wird wegen eines Vergehens der gefährlichen 
Körperverletzung zur Gefängnisſtrafe von drei Tagen 
und in die Koſten des Verfahrens verurteilt. 


Gründe: 

Nach dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme in der 
iſt folgendes feſtgeſtellt: Am 
20. November 1906 befanden ſich der Angeklagte und 
der Steinhauer Max Müller in der Hofmannſchen 
Gaſtwirtſchaft zu Sorg; ſie gerieten dort in einen 
Wortwechſel, der gegen 10 Uhr abends auf dem Heim⸗ 
wege fortgeſetzt wurde; auf der Ortsſtraße führte der 
Angeklagte ohne jeden Anlaß im Verlaufe des Wort⸗ 
gefechtes mit dem unteren Teile ſeines fingerdicken 
Spazierſtockes aus Weichſelholz einen wuchtigen Schlag 
gegen die linke Kopfſeite des Müller: dieſer trug eine 
blutende Hautverletzung davon; er war in der Arbeit 
nicht behindert. 

Hiernach iſt der Angeklagte überführt, einen an⸗ 
dern vorſätzlich, rechtswidrig und mit einem gefähr⸗ 
lichen Werkzeug — ein ſolches iſt hier der Stock nach 
ſeiner Beſchaffenheit und der Art des Gebrauches — 
körperlich mißhandelt zu haben; er hat ſich eines 
Vergehens der gefährlichen Körperverletzung nach 
§8 223, 223 a StGB. ſchuldig gemacht und war hier⸗ 
wegen zu verurteilen. 

Mildernde Umſtände wurden ihm zugebilligt, 
weil er die Tat in der Erregung begangen hat (8 228 
StGB.); als ſtrafmildernd wurde weiter berückſich— 

1) Eine Ausnahme von dieſen Sätzen iſt ſelbſt— 
verſtändlich dann zu machen, wenn aus ſachlichen 
Gründen, z. B.“ wegen des Vorliegens von Wider— 
ſprüchen oder wegen eines Zweifels an der Glaub— 
würdigkeit eines Zeugen, eine genauere Würdigung 
der Ausſagen unentbehrlich iſt. 
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tigt, daß die Mißhandlung keine ſchlimmen Folgen 

für die Geſundheit des Verletzten hatte; ſtraf⸗ 

erſchwerend fiel ins Gewicht, daß der Angeklagte ſchon 

wegen mehrerer Roheitsdelikte beſtraft iſt; es erſchien 

die ausgeſprochene Gefängnisſtrafe angemeſſen. 
Koſtenpunkt: 88 496, 497 StPO. 


B. Zivilrechtspflege. 

Dem Zivilſtreitrichter wird Schreibarbeit ver⸗ 
urſacht durch das Entwerfen der Urteile und Be⸗ 
ſchlüſſe. Bei Abfaſſung der Formeln der Urteile und 
Beſchlüſſe iſt es empfehlenswert, ſich möglichſt an 
den Wortlaut des Geſetzes zu halten; es iſt völlig 
genügend, bei der Verbeſcheidung eines Geſuches um 
Bewilligung des Armenrechtes z. B. die Formel 
folgendermaßen zu faſſen: „Der Klagspartei wird 
das Armenrecht bewilligt oder verweigert.“ (88 114, 
127 ZPO.). Es iſt höchſt überflüſſig, den Antrag der 
Klagspartei auf Zulaſſung zum Armenrechte als „un⸗ 
begründet“ zurückzuweiſen u. dgl. 

Die Urteilsformel: 

„Die Klage wird abgewieſen; Kläger hat die 
Koſten des Rechtsſtreites zu tragen“, ſchließt ſich an 
den Wortlaut des Geſetzes in $ 331, 91 ZPO. an; 
es iſt entbehrlich, die Klage als „unbegründet“, oder 
„unzuläſſig“ abzuweiſen:!) auch iſt es überflüſſig, b ei 
der Koſtenentſcheidung in der Formel zum Ausdruck 
zu bringen, daß der Kläger in dieſem Falle auch die 
dem Beklagten erwachſenen Auslagen zu erſtatten hat; 
hiervon kann in den Gründen geſprochen werden. 

Bei Verurteilungen iſt es empfehlenswert, ohne 
einleitende Worte den Urteilsſpruch in direkter Rede 
zum Ausdruck zu bringen; z. B.: 

Der Beklagte hat an Kläger tauſend Mark nebſt 
vier vom Hundert Zinſen ſeit 1. April 1906 zu zahlen. 

Einleitende Worte wie: 

„Der Beklagte wird verurteilt zu zahlen, oder 
der Beklagte iſt ſchuldig zu zahlen“, ſind als über⸗ 
flüſſig zu vermeiden; auch die Unterſcheidung zwiſchen 
Hauptſache und Nebenanſprüchen iſt in der Urteils⸗ 
formel entbehrlich; trotzdem lieſt man häufig: 

„Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
hundert Mark Hauptſache nebſt 4% Zinſen ſeit 
1. April 1906 zu bezahlen.“ 

Bei der Abfaſſung der Gründe von Beſchlüſſen 
iſt insbeſondere auch hier der Erwägungsſtil zu ver⸗ 
meiden; auch iſt es höchſt überflüſſig, bei der Begrün⸗ 
dung den Antrag als ſolchen mit den tatſächlichen 
Unterlagen wörtlich zu erwähnen; es genügt ohne 
Fertigung eines Tatbeſtandes, die Gründe kurz und 
knapp, ohne der Genauigkeit zu ſchaden, am beſten in 
Hauptſätzen, zu Papier zu bringen. Wird z. B. ein 
Geſuch um Bewilligung des Armenrechtes abgewieſen, 
weil die Klage ausſichtslos iſt, ſo dürfte folgende 
Faſſung entſprechen: 

„Der Klagspartei wird das Armenrecht ver⸗ 
weigert. 

Die in der Klage vorgebrachten Tatſachen ſind 
nicht geeignet, den Klagsanſpruch zu rechtfertigen; 
die beabſichtigte Rechtsverfolgung iſt demnach ausſichts⸗ 
los. — 8 114 3PO.“ 

Am zäheſten hängt der Richter an der überkom— 
menen Geſtaltung des Tatbeſtandes und der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe in Zivilurteilen, einer ®eftaltung, 


1) Es iſt das ſogar falſch, weil damit ein Teil der 
Begründung vorweggenommen wird. 


pi 


bie 0 Unmenge unnötiger Schreibereien mit ſich 
ringt. 

Nach § 313 ZPO. hat das Urteil u. a. eine ge⸗ 
drängte Darſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes auf 
Grund der mündlichen Vorträge der Parteien unter 
Hervorhebung der geſtellten Anträge, d. i. den Tat⸗ 


beſtand und die Entſcheidungsgründe, zu enthalten. 


Der Tatbeſtand hat ſich demnach nur auf einen 
gedrängten Bericht über das tatſächliche Vorbringen 
einſchließlich des objektiven Ergebniſſes der Beweis⸗ 
verhandlungen, zu beſchränken. Es kann nicht verkannt 
werden, daß in vielen Fällen die richtige Faſſung des 
Tatbeſtandes größere Schwierigkeiten bereitet, als die 
Ausarbeitung der Gründe; allein vielfach wird auch 
auf die Faſſung des Tatbeſtandes nicht dieſelbe Sorg⸗ 


falt verwendet, wie auf die Fertigung der Gründe. 


Viele Richter begnügen ſich bei Fertigung des 
Tatbeſtandes an der Hand der Akten die Klage, die 
Schriftſätze mit Anträgen, die Sitzungsprotokolle, die 
ergangenen Prozeßentſcheidungen aneinanderzureihen 
und auf dieſe Weiſe eine allerdings ausführliche, aber 
höchſt überflüſſige Prozeßgeſchichte zu Papier zu 
geben, fie find hierbei genötigt, auf dieſe Weiſe Seiten 
zu ſchreiben, die erſpart ſind, wenn lediglich eine 
prozeßordnungsgemäße Darſtellung des Streit- und 
Sachverhältniſſes gefertigt würde. Zudem iſt das 
Bild des Prozeſſes bei dem prozeßgeſchichtlichen Tat⸗ 
beſtand immer unklar und verſchwommen. Wird da⸗ 
gegen in den Tatbeſtand lediglich das mündliche Vor⸗ 
bringen der Parteien mit deren Anträgen, das Beweis⸗ 
anerbieten und das Ergebnis der Beweisverhandlungen, 
unter Weglaſſung aller prozeßgeſchichtlichen Daten, 
in zuſammenhängender Form aufgenommen, ſo wird 
ein klares, zuſammenhängendes, durch nichts entſtelltes 
Bild des Streites geſchaffen. 

Ich will es verſuchen, auf Grund der nachſtehen⸗ 
den Angaben über den Verlauf eines Rechtsſtreites“) 
einen Tatbeſtand zu bilden: A. verklagte B. beim 
Amtsgerichte X. auf Zahlung von 108 Mk. Kauf⸗ 
preis für 4 ebm käuflich gelieferte Holzſtämme, mit 
dem Antrage, den B. koſtenfällig und vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar zur Zahlung des bezeichneten Betrages zu 
verurteilen: in der mündlichen Verhandlung vom 
2. Juni 1906 wiederholte A. Antrag mit Begründung 
aus der Klage; er führte hierzu aus, daß der Kauf⸗ 
vertrag am 25. März 1906 in ſeiner Behauſung ab⸗ 
geſchloſſen worden ſei. B. beantragte die koſtenfällige 
Klagsabweifung; er behauptete hierzu, daß er das 
gelieferte Holz nicht beſtellt und ſofort nach Empfang 
zur Verfügung geſtellt habe; er gab zu, daß er am 
25. März 1906 mit dem Kläger einen Holzkaufvertrag 
abgeſchloſſen habe, daß er 4 cbm Stämme nach Be⸗ 
ſichtigung um den vereinbarten Einheitspreis von 
27 Mk. für den ebm gekauft habe, daß die gekauften 
Stämme mit den gelieferten Stämmen jedoch nicht 
identiſch ſeien. A. trat Beweis dafür an, daß er dem 
B. die gekauften Stämme geliefert habe, durch Be— 
nennung des C. D. und E. als Zeugen; dieſe Zeugen 
konnten bei ihrer eidlichen Vernehmung lediglich be— 

1) Wir werden in einer der nächſten Nummern 
eine größere Abhandlung eines höheren Juſtizbeamten 
über die Faſſung des Tatbeſtandes und der Ent— 
ſcheidungsgründe veröffentlichen. 

2) Die Form dieſer Angaben wird dann zugleich 
als Beiſpiel dafür dienen können, wie der Tat beſtand 


gewöhnlich dargeſtellt wird. 
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ſtätigen, daß zwiſchen A. und B. am 25. März 1906 
auf dem Holzplatze des A. Kaufsunterhandlungen ge⸗ 
pflogen wurden: etwas weiteres konnten ſie zur Sache 
nicht angeben. 


In der weiteren mündlichen Verhandlung vom 


2. Juli 1906 verhandelten die Parteien unter Wieder⸗ 
holung der früher geſtellten Anträge abermals zur 
Sache. B. machte nun geltend, daß er von A. nach 
Beſichtigung auf deſſen Holzlagerplatze folgende mit 
Nummern verſehene Eichenſtämme gekauft habe, die 
Nummern: 2, 4, 6, 8, 9, 10, 15, 18, 20 und 21, daß 
A. jedoch die Stämme Nr. 5, 7, 11, 12, 13, 14, 16 
und 17, ſowie zwei Stämme mit den Nummern 
2 und 4 geliefert habe, daß aber die gelieferten Stämme 
Nr. 2 und 4 gerade Stämme ſeien, und mit den be⸗ 
ſtellten Stämmen Nr. 2 und 4, die gekrümmt waren, 
nicht identiſch ſeien. 

A. beſtritt dieſes Vorbringen und behauptete nun, 
daß B. lediglich die Stämme Nr. 2 und 4 der Nummer 
nach gekauft, im übrigen aber weitere Eichenſtämme 
bis zur Quantität von 4 ebm beſtellt und die Aus⸗ 
wahl dieſer weiteren Stämme ihm überlaſſen habe. 
Die gelieferten Stämme Nr. 2 und 4 ſeien mit den 
gekauften Stämmen Nr. 2 und 4 identiſch; er ſchob 
dem B. den Eid zu über die Tatſachen, daß B. nur 
die Stämme 2, 4, 6, 8, 9, 10, 15, 18, 20 und 21 be⸗ 
ſtellt habe, und daß die gelieferten Stämme Nr. 2 und 
4 mit den beſtellten Stämmen Nr. 2 und 4 nicht 
identiſch ſeien. 

B. nahm die Eide an: über Norm und Erheb— 
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lichkeit waren ſich die Parteien einig: im weiteren 
Verhandlungstermine vom 15. Juli 1906 leiſtete B. 


die ihm mit Beweisbeſchluß auferlegten Eide; hierauf 
verhandelten die Parteien unter Wiederholung der 
früheren Anträge zum Schluſſe. 


Tatbeſtand: 


„Zwiſchen A. und B. kam am 25. März 1906 ein 
Kaufvertrag zuſtande. A. behauptet, B. habe nach 
Beſichtigung verſchiedener Holzſtämme auf dem Holz: 
lagerplatze die Stämme Nr. 2 und 4 und weitere 
Stämme nach ſeiner — des A. — Auswahl, bis zur 
Quantität von 4 cbm um den Einheitspreis von 27 Mk. 
für den cbm gekauft; er habe die beſtellten Stämme 
dem B. geliefert; B. verweigere die Zahlung des 
Kaufpreiſes von 108 Mk.; in Uebereinſtimmung mit 
dem Antrage in der Klageſchrift beantragt A. in der 
mündlichen Verhandlung den B. zur Zahlung von 
108 Mk. vorläufig vollſtreckbar zu verurteilen. 

B. beantragte in der mündlichen Verhandlung 
die Abweiſung der Klage: er behauptete, daß er auf 
dem Holzlagerplatze des A. nach Beſichtigung die 
dort lagernden Stämme Nr. 2, 4, 6, 8, 9, 10, 15, 18, 
20, 21, zuſammen etwa 4 ebm, um den Einheitspreis 
von 27 Mk. gekauft habe, daß Kläger ihm andere 
Stämme geſchickt habe, nämlich die Stämme Nr. 5, 
7, 11, 12, 13, 14, 16, 17: zwei Stämme mit den 
Nummern 2 und 4 ſeien allerdings auch unter den 
gelieferter Stämmen: dieſe Stämme ſeien aber mit 
den gekauften Stämmen Nr. 2 und 4 nicht identiſch: 
die gekauften Stämme ſeien gekrümmt geweſen, während 
die gelieferten Stämme gerade ſeien. 

A. trat zunächſt für die Behauptung der ver— 
tragsmäßigen Lieferung Zeugenbeweis an durch Be— 
nennung des C., D. und E. als Zeugen: dieſe konnten 
bei ihrer eidlichen Vernehmung jedoch nicht mehr an— 
geben, als daß ſie gehört haben, daß die Streitteile 
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wegen eines Holzkaufes verhandelten; A. ſchob hierauf 
dem B. den Eid darüber zu, daß er nur die Stämme 
Nr. 2, 4, 6, 8, 9, 10, 15, 18, 20, 21 gekauft hat, und 
daß die gelieferten Stämme Nr. 2 und 4 mit den 
gekauften Stämmen Nr. 2 und 4 nicht identiſch ſind; 
B. nahm die Eide an; über Norm und Erheblichkeit 
waren die Parteien einig; er leiſtete die ihm mit 
Beweisbeſchluß auferlegten Eide; bezüglich des Wort⸗ 
lautes der Eidesſätze wird auf das Sitzungsprotokoll 
vom 12. Juli 1906 verwieſen.“ 

Wie der Tatbeſtand, ſo müſſen auch die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe, wenigſtens bei den Urteilen der 
Inſtanzgerichte, kurz und knapp ſein; die Entſcheidungs⸗ 
gründe ſollen vor allen Dingen nicht eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Abhandlung ſein. 

Schon in der MiniſtEntſchl. vom 19. Januar 
1896 wurde dies den Richtern ans Herz gelegt und 
ihnen empfohlen, bei Faſſung der Entſcheidungs⸗ 
gründe ſich bewußt zu bleiben, daß die Urteile doch 
in erſter Linie für die ſtreitenden Parteien beſtimmt ſind. 

Dieſe Beiſpiele aus der Praxis, welche ſelbſt⸗ 
verſtändlich noch nach vielen Seiten hin ergänzt 
werden könnten, zeigen hoffentlich zur Genüge, daß 
der Richter ſich manche Schreibarbeit erſparen kann. 
Vielſchreiber wird es geben, ſo lange es Richterbeamte 
gibt; allein dieſe ſollen über Ueberlaſtung mit Schreib⸗ 
arbeit nicht klagen: ſie verſchulden ſelbſt dieſe Ueber- 
laſtung. Amtsrichter Schwab in Schwabach. 


Aus der Praxis der Gerichte. 
Reichsgericht. 


Zivilſachen. 
I 


u 88 1, 3 des Haſtpflichtgeſetzes und $ 841 BGB. 

Sind bei der Beſtimmung des Umfanges 
der wegen Tötung einer Perſon zu leiſten⸗ 
den Entſchädigung Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
penſionen abzurechnen? Welchen Einfluß 
hat auf die Anſprüche der Hinterbliebenen 
der getöteten Perſon der Umſtand, daß 
infolge des Todes fortgeſetzte Güter⸗ 
gemein ſchaft zwiſchen Wit we und Kindern 
eingetreten iſt? Zu dieſen Fragen äußert ſich ein 
Urteil des Reichsgerichts (VI. 35.) in folgender Weiſe: 
1. Das Berufungsgericht führt aus: daß die der 
Witwe zugefallenen Penſionen bei der Beſtimmung 
des Umfanges des Schadens nicht zu berückſichtigen 
ſeien, „stehe in Rechtſprechung und Rechtslehre feſt“, 
da dieſer Erwerb ſeinen Grund nicht in der Tötung, 
ſondern im Dienſtverhältniſſe und in dem Verſicherungs— 
vertrage habe. Das iſt in dieſer Allgemeinheit un— 
richtig: die Rechtſprechung macht eine beſtimmte Unter; 
ſcheidung und in der Theorie iſt die Frage der An— 
rechnung der Penſionen ſehr beſtritten. Das Reichs⸗ 
haftpflichtgeſetz hat in 8 4 eine beſondere Beſtimmung 
über Anrechnung gewiſſer Verſicherungsleiſtungen auf 
die Entſchädigung getroffen, die aber eine analoge 
Anwendung über die dort geregelten Fälle hinaus 
nicht zuläßt. Das BGB. hat von einer Entſcheidung 
der Frage Umgang genommen, ob und inwieweit auf 
die Entſchädigung aus § 843 und 8 844 BGB. Ber: 
mögensvorteile anzurechnen ſeien, welche infolge der 
Verletzung oder Tötung dem Verletzten zukommen, 
da es für untunlich erachtet wurde, die allgemeine 
Frage der Vorteilsausgleichung nur für dieſe Fälle 


zu entfcheiden. Daher iſt die Frage aus den allge⸗ 
meinen Rechtsgrundſätzen über Schadenserſatz (BGB. 

§ 249 ff.) und über Kauſalzuſammenhang zu beur⸗ 
teilen, ſoweit nicht poſitive Vorſchriften wie 8 843 
"Abi. 4 in Verbindung mit 8 844 Abſ. 2 BGB. ein⸗ 
greifen. Was die Penſionen betrifft, ſo iſt in der 
bisherigen Rechtſprechung des Reichsgerichts unter⸗ 
ſchieden worden zwiſchen Bezügen, welche dem Ver⸗ 
letzten oder den Hinterbliebenen des Getöteten auf 
Grund eines privaten Vertrages, Verſicherungs⸗ 
vertrages, zukommen und geſetzlichen Penſionen. 
Bei den erſteren wurde die Anrechnung auf die Haft- 
pflichtrente für unzuläſſig erklärt: es ſei hier zwiſchen 
der Entſtehung des Vorteils und dem ſchädigenden 
Ereigniſſe nur im natürlichen, nicht im rechtlichen 
Sinne ein Kauſalzuſammenhang vorhanden, da das 
Recht auf ſolche Penſion in erſter Linie durch den 
Abſchluß des Verſicherungs vertrages und durch Zahlung 
der Verſicherungsprämie, alſo durch ſelbſtändige Ent⸗ 
ſtehungsurſachen mitbedingt geweſen ſei (RG. Bd. 10 
S. 50 f.). Dagegen follen gefegliche Penſionen der 
Anrechnung unterliegen, weil der Anſpruch nicht auf 
einem Verſicherungs vertrage, ſondern auf Geſetz be⸗ 
ruhe, der penſionierte Beamte nicht um ſeine volle 
Beſoldung, vielmehr nur um ſein Gehalt abzüglich 
der Penſion geſchädigt ſei, und weil das Geſetz durch 
Gewährung von Penſionen an die Hinterbliebenen des 
Beamten für deren Unterhalt Fürſorge treffe und ihr 
Anſpruch nicht ein neben dem Entſchädigungsanſpruch 
erworbenes ſelbſtändiges Vermögensobjekt bilde. (RG. 
Bd. 15 S. 114, Bd. 17 S. 45 ff.). Andere allerdings 
verwerfen die Unterſcheidung zwiſchen Vermögenserwerb 
aus Verſicherungsvertrag und geſetzlicher Penſion (vgl. 
v. Weinrich, Die Haftpflicht wegen Körperverletzung und 
Tötung eines Menſchen 2. Aufl. § 21 S. 69 ff.; auch 
Linckelmann, Die Schadenserſatzpflicht aus unerlaubten 
Handlungen S. 65; und insbeſondere Eger, Reichs⸗ 
haftpflichtgeſetz, 6. Aufl. S. 453 f., 458 f. S. 423). 
Allein ihre Einwände geben keinen Anlaß, von der 
ſeitherigen Rechtſprechung abzugehen; vielmehr iſt an 
ihr auch für das jetzt geltende Recht feſtzuhalten. Die 
Nichtanrechnung der Verſicherungs gelder, der 
auf Grund privaten Verſicherungsvertrages gezahlten 
Renten, rechtfertigt ſich daraus, daß es hier für eine 
Vorteilsausgleichung an der Identität der rechts⸗ 
erzeugenden Tatſache fehlt, ſofern das die Haftpflicht 
begründende Ereignis, die Verletzung, zwar die Be⸗ 
din gung für den Anſpruch des Beſchädigten auf die 
Verſicherungsgelder auslöſt, aber hierfür nicht im 
Rechtsſinne den Entſtehungsgrund bildet, und daraus, 
daß der Beſchädigte das lucrum nicht unentgeltlich ge⸗ 
winnt, ſondern durch Gegenleiſtungen (Prämien) oder 
Beiträge hat erkaufen müſſen. Dieſe Geſichtspunkte 
treffen nicht ebenſo auf die Penſion zu, welche der 
Beamte zufolge geſetzlicher oder ſtatutariſcher Regelung 
vom Staat oder der Gemeinde erhält. Solche Bezüge 
wurzeln nicht in einem außerhalb der Amtsſtellung 
des Geſchädigten gelegenen Rechtsgrund, vielmehr 
gleichermaßen wie der Gehaltsanſpruch unmittelbar 
in den geſetzlichen oder organiſatoriſchen Anſtellungs- 
bedingungen. Die Amtspenſion iſt nicht das Erwerbs— 
ergebnis einer Erſparungstätigkeit des Beamten, 
ſondern nur eine Form des Dienſtgehaltes, welches 
kraft Geſetzes oder auch Anſtellungsvertrages in ge— 
mindertem Betrag dem dienſtunfähig gewordenen 
Beamten fortgewährt wird. Und ſelbſt in dem Falle, 
wenn der Beamte beſtimmte Beiträge zu der Penſions- 
kaſſe zu leiſten hat oder ihm ſolche Beiträge von 
vornherein am Gehalte gekürzt werden, beruht der 
Penſionsanſpruch nicht auf einem Verſicherungsver— 
hältniſſe, ſondern auf der entſprechenden Normierung 
der Amts⸗ und Gehaltsverhältniſſe. Mag man mit 
Laband, D. Staatsrecht des Deutſchen Reiches Bd. I 
§ 49, 4. Aufl. S. 469 ff. der Beſoldung und Penſion 
des Beamten die Bedeutung einer dem Staat auf 
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Grund der Anſtellung geſetzlich obliegenden ſtandes⸗ 
gemäßen Alimentierung des Beamten beilegen 
oder in Gehalt und Penſion die Vergütung für die 
von dem Beamten geleiſteten Dienſte erblicken, ſo 
iſt doch die Penſion nicht ein Aequivalent für Leiſtungen, 
die nach Art von Verſicherungsprämien oder Beiträgen 
zu Privatpenſionskaſſen einen ſelbſtändigen Vermögens⸗ 
erwerb begründen. Die Einbuße für den geſchädigten 
geſetzlich penſionsberechtigten Beamten beſteht alſo 
nicht in völliger Entziehung, ſondern nur in einer Ver⸗ 
ringerung des Amtseinkommens. Und es handelt ſich 
hierbei nicht eigentlich um eine Vorteilsausgleichung, 
vielmehr iſt eben die Schadensfolge von vornherein 
um den Betrag der Penſion geringer. Dieſer 
Geſichtspunkt trifft nun zwar bei den geſetzlichen 
Witwen⸗ und Waiſenpenſionen vielleicht nicht un⸗ 
mittelbar zu, iſt doch aber wenigſtens analog auch 
auf ſie anwendbar. Auch die Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
gelder bilden einen Beſtandteil der dem Beamten auf 
Grund des öffentlichrechtlichen Anſtellungsverhältniſſes 
für ſein Amt ausgeſetzten Rente, ſofern der Staat 
oder die Gemeinde hierdurch in dem geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Umfange auch für den Unterhalt der Hinter⸗ 
bliebenen des Beamten Fürſorge trifft. Soweit alſo 
den Hinterbliebenen des Beamten derartige Penſions⸗ 
anſprüche zuſtehen, iſt ihnen der bisher in dem Amts⸗ 
einkommen des Ernährers gewährleiſtete Unterhalt 
nicht im ganzen Umfang entzogen, ſondern nur ge⸗ 
ſchmälert, ihr Schaden daher entſprechend geringer. 
Inſoweit ſteht einer Anrechnung der Witwen- und 
Waiſengelder auf die Entſchädigung auch die Vorſchrift 
in § 843 Abſ. 4 (§ 844 Abſ. 2 BGB.) nicht im Wege, 
da der Unterhaltsanſpruch der Angehörigen gegen⸗ 
über dem Getöteten bis zum Betrage der fortdauernden 
Bezüge nicht beſeitigt ſondern gedeckt iſt. 

2. Anlangend die Einkünfte aus dem güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Vermögen, ſo hat das 
Berufungsgericht erwogen, die Beklagte könne die 
Witwe nicht lediglich auf dieſe Einkünfte verweiſen, 
weil auch hier Vorteil und Nachteil nicht auf das 
ſchädigende Ereignis als den gemeinſamen Rechtsgrund 
zurückzuführen ſeien, vielmehr zwiſchen dem vorteil⸗ 
bringenden Ereigniſſe und der ſchädigenden Handlung 
nur ein äußerer Zuſammenhang beſtehe: die ſchädi⸗ 
gende Handlung ſei der Unfall in Verbindung mit 


dem Tode, das vorteilbringende Ereignis ſei die 
beſtandene Gütergemeinſchaft in Verbindung mit 
dem Tode. Dieſer Geſichtspunkt würde allerdings 


dann durchgreifen, wenn nur in Frage ſtände, 
ob eine dem Erſatzberechtigten durch den ein⸗ 
getretenen Todesfall zugefallene Erbſchaft auf die 
Entſchädigung anzurechnen ſei, eine Frage, die in der 
früheren Rechtſprechung des Reichsgerichts verneinend 
entſchieden worden iſt (Eger, Eiſenbahnrechtl. Ent⸗ 
ſcheidungen III S. 122). Allein für den gegenwärtigen 
Fall genügt jene Erwägung nicht, um jede Berüd- 
ſichtigung der fraglichen Einkünfte auszuſchließen. Es 
kommt hier die Rechts⸗ und Vermögenslage in Betracht, 
welche durch die zwiſchen den Ehegatten beſtandene, 
nunmehr von der Witwe mit den Kindern fortgeſetzte 
allgemeine Gütergemeinſchaft geſchaffen iſt. Darüber 
iſt wohl kein Streit, daß der Getötete neben ſeinem 
Amtseinkommen auch die Einkünfte des gütergemein- 
ſchaftlichen Vermögens zum Unterhalte ſeiner Familie 
mitverwendet hatte. Es entfiel von dem Geſamt⸗ 
einkommen, wie zu unterſtellen iſt, je eine gewiſſe 
Quote auf den Unterhalt auch von Frau und Kindern. 
Inſoweit als die Mittel zum Unterhalt aus dem 
Kapitalvermögen der Eheleute geſchöpft wurden, iſt 
dieſe Quelle infolge des Todes des Ehemannes tat— 
ſächlich nicht verſiegt, da der Vermögensſtand im 
weſentlichen derſelbe geblieben iſt. Aber auch rechtlich 
liegt hier die Sache nicht ſo, daß geſagt werden 
könnte, es werde die Unterhaltspflicht und der Erſatz 
für das Unterhaltsrecht von dem Vermögensbeſitze der 
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Erſatzberechtigten gar nicht berührt. Den Hinter: 
bliebenen iſt von dem Haftpflichtigen nach § 3 Abſ. 2 
des Haftpflichtgeſetzes und 8 844 BGB. inſoweit 
Schadenserſatz zu leiſten, als der Getötete während 
der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur Gewährung 
des Unterhalts verpflichtet geweſen wäre. Gegenſtand 
des zu leiſtenden Erſatzes iſt nicht ein abſtraktes Unter: 
haltsrecht, ſondern der Unterhalt, welchen unter den 
konkreten Verhältniſſen der Getötete nach Maßgabe 
der geſetzlichen Vorſchriften aus ſeinen Mitteln 
dem Berechtigten zu leiſten hatte und der dem letzteren 
nunmehr abgeht. 

a) Der Ehefrau iſt von dem Manne nach 8 1360 
Abſ. 1 BGB. nach Maßgabe ſeiner Lebensſtellung, ſeines 
Vermögens und ſeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt zu 
gewähren; dieſe Verpflichtung iſt darnach unabhängig 
von der Bedürftigkeit der Frau. Aber bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft umfaßt während der Dauer der 
Ehe der eheliche Aufwand ſachlich auch den Unterhalt 
der Frau und dieſer fällt inſofern zunächſt dem den 
beiden Eheleuten gemeinſchaftlich gehörigen Geſamt⸗ 
gute zur Laſt (BGB. 88 1458, 1389), obwohl auch 
bei dieſem Güterſtande der eheliche Aufwand von dem 
Ehemann zu tragen iſt. Die Ehefrau hat dem Manne 
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kann ein anteilsberechtigter Abkömmling gegen den 
überlebenden Ehegatten auf Schichtung klagen, wenn 
der überlebende Ehegatte ſeine Verpflichtung, dem 
Abkömmling Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und 
für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unter: 
halts zu beſorgen iſt. Die unterhaltsberechtigten Ab— 
kömmlinge find alſo unter der angeführten Voraus⸗ 
ſetzung in die Lage geſetzt, ihren Anteil an dem Ge: 
ſamtgut zum Zwecke ihres Unterhalts frei zu machen. 
Wirtſchaftlich betrachtet iſt entweder das Unterhalts⸗ 
recht der Kinder inſoweit, als zu deſſen Erfüllung 
das gütergemeinſchaftliche Vermögen zu dienen hat, 
ihnen durch den Tod des Vaters nicht entzogen, 
oder es trifft inſoweit die Vorausſetzung des Unter- 
halts bedürfniſſes nicht zu, indem die Kinder 
aus den Einkünften ihres eigenen Vermögens unter- 
halten werden. Die Vorſchrift in § 843 Abſ. 4, wo⸗ 
nach der Erſatzanſpruch nicht dadurch ausgeſchloſſen 
wird, daß ein „anderer“ dem Verletzten Unterhalt zu 
gewähren hat, würde ſeinem Wortlaute nach auf 
einen Fall der vorliegenden Art zutreffen, wenn man 
nur auf die nunmehr der Mutter obliegende Unter 
haltspflicht zu ſehen hätte. Allein nach Sinn und 


Zweck des Geſetzes (Motive II S. 782) kann jene Vor⸗ 


zur Tragung des ehelichen Aufwandes ihren Beitrag 


in der Form geleiſtet, daß ihr Vermögen Geſamtgut 
wurde, welches dem Manne zur freien Verfügung 
überlaſſen war. Die infofern auch aus dem eigenen 
Vermögen der Ehefrau entnommenen Mittel zu ihrem 
Unterhalt können, wenn es ſich um Schadenserſatz 
für das ihr entzogene Unterhaltsrecht handelt, nicht 
ſchlechthin als Leiſtungen gelten, die der Ehemann 
für den Unterhalt der Frau zu machen hatte und 
welche jetzt zu erſetzen wären. Bei Auflöſung der 
Ehe durch den Tod des Ehemannes hat die Witwe 
das geſamte gemeinſchaftliche Vermögen in Beſitz und 
Nießbrauch erhalten und es ſtehen ihr bei der mit 
den Kindern fſortgeſetzten Gütergemeinſchaft in den 
Erträgniſſen des Geſamtvermögens auch diejenigen 
Mittel nach wie vor für ihren Unterhalt zu Gebot, 
welche zu dieſem Zwecke bei Lebzeiten des Ehemannes 
von beiden Ehegatten zuſammen aufgebracht worden 
ſind. — Wenngleich es alſo für den Unterhalts— 
anſpruch der Witwe auf die tatſächlich beſtehende Be— 
dürftigkeit an ſich nicht ankommt, ſo wird doch bei 
Bemeſſung des Umfanges der Schädigung zu beachten 
ſein, daß hier diejenige Quote der Einkünfte des 
gütergemeinſchaftlichen Vermögens, welche zu Leb— 
zeiten des Ehemannes etwa (neben dem entſprechenden 
Teile des Amtseinkommens) zum Unterhalte der 
Eheſrau mitzuverwenden war, keinenſalls im ganzen 
Betrag in Rechnung zu ſtellen wäre. 

b) Bezüglich der Anſprüche der Kinder kommt 
vor allem in Betracht, daß ihr Unterhaltsanſpruch 
gegenüber dem Vater von ihrer Bedürftigkeit 
abhängig war (BGB. 8 1602 Abſ. 1). Das güter- 
gemeinſchaftliche Vermögen, deſſen Einkünfte bei Leb— 
zeiten des Vaters zweifellos teilweiſe auch zum Unter— 
halte der Kinder gedient haben, iſt dieſer Beſtim— 
mung dadurch, daß jetzt Nießbrauch, Verwaltung und 
Verfügung der überlebenden Ehegattin zukommen, 
noch nicht entzogen. Und der Subſtanz nach iſt dieſes 
Vermögen zum Anteil des verſtorbenen Vaters auch 
den Kindern angefallen (BGB. § 1483 Abſ. 1 Satz 2). 
Allerdings hat das BGB. keine beſondere Beſtimmung 
dahin getroffen, daß bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
der überlebende Ehegatte die Kinder aus dem Geſamt— 
gute zu unterhalten habe, und es iſt daher anzunehmen, 
daß der Unterhalt der Abkömmlinge keine Laſt des 
Geſamtgutes bildet, daß es vielmehr in Anſehung der 
Unterhaltspflicht bei den Vorſchriſten der SS 1601 ff. 
des BGB. bewenden ſoll Allein immerhin beſteht 
auch rechtlich eine Beziehung des Unterhaltsanſpruches 
der Abkömmlinge zu dem Geſamtgute der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. Nach § 1495 Nr. 3 des BGB. 
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Schrift nicht dazu führen, daß für den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch der Kinder des Getöteten die zu ihrem Unter⸗ 
halt nach wie vor verwendbaren Einkünfte des güter- 
gemeinſchaftlichen Vermögens ganz außer Betracht 
bleiben und auf dieſe Weiſe dem nur ſchadenserſatz⸗ 
berechtigten Kind tatſächlich eine Bereicherung 
zuteil würde. Es iſt hier eben ſachlich nicht ein 
„anderer“, der dem Verletzten Unterhalt zu gewähren 
hat. (Urt. vom 5. November 1906). — gn. 
723 


II. 


Vorausſetzungen der Vollſtrecknugsgegenklage bei 
Schädigung durch vertragswidrigen Gebrauch eines voll⸗ 
ſtreckbaren Titels (6 767 ZPO) Die Klägerin hatte 
die Bürgſchaft für eine Zwangsvergleichsdividende zu— 
gunſten ihres in Konkurs geratenen, auch dem Be— 
klagten verſchuldeten Sohnes übernommen und be— 
hauptet mit der Vollſtreckungsgegenklage, daß der 
Beklagte ihr gegenüber zur Ermöglichung des Zwangs— 
vergleichs — weil er ſonſtige Sicherheiten und auch 
Intereſſe an dem Wiederaufkommen des Schuldners 
hatte — auf die Bürgſchaft verzichtet habe. Hierüber 
hat das Berufungs-Gericht dem Beklagten den Wahr— 
heitsbeweis auferlegt. Die Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Die Reviſion ſucht aus⸗ 
zuführen, daß das Urteil auf einer Verletzung des 
§ 767 Abſ. 2 ZPO. beruhe. Der Angriff iſt uns 
begründet. Die Klage ſtellt ſich, materiell rechtlich 
betrachtet, als die Klage auf Schadenserſatz aus vor— 
ſätzlicher argliſtiger Beſchädigung ſeitens des Beklagten 
(8 826 BGB.) dar, die mit der Klage aus argliſtigem 
Vertragsbruch zuſammentrifft. Da die Beſchädigung 
darin beſteht, daß der Beklagte rechts- und vertrags— 
widrig Vollſtreckungsmaßregeln gegen die Klägerin 
erwirkte, ſo muß das Ziel der Klage nach 8 249 BGB. 
die Herſtellung des vorigen Zuſtandes, alſo die Auf— 
hebung der Zangsvollſtreckung ſein. Inſofern es ſich 
bei der ſo erhobenen Klage um die Abwehr der 
Zwangsvollſtreckungshandlungen aus einem vorher 
erlaſſenen Urteile, hier aus einem rechtskräftig be— 
ſtätigten Zwangsvergleiche handelt (§ 194 KO.), kann 
allerdings die Frage aufgeworfen werden, ob ihr nicht 
die Beſtimmung des § 767 Abſ. 2 ZPO. ſich entgegen: 
ſtellt. Dieſe Frage war aber zu verneinen. Auch von 
dem Geſichtspunkte der Vollſtreckungsgegenklage nach 
§ 767 3PO. aus iſt, wie das Berufungsgericht au: 
treffend ausgeführt hat, die Anwendung des 8767 
Abſ. 2 dann ausgeſchloſſen, wenn die im Wege der 
Gegenklage erhobene Einwendung ihrer Natur nach 
überhaupt nicht gegen den durch das Urteil oder den 
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Zwangsvergleich feſtgeſtellten Anſpruch des Gegners, 
ſondern nur gegen deſſen Vollſtreckung dem Gegen- 
kläger gegenüber ſich richten konnte. Für die Geltend⸗ 
machung der von der Klägerin behaupteten Vereinbarung 
mit dem Angeklagten, wonach der letztere ſich verpflichtet 
hatte, die Zwangsvergleichsrate gegen die Klägerin 
nicht einzufordern und daher gegen dieſe Vollſtreckungs⸗ 
handlungen aus dem zu erwartenden Zwangsvergleiche 
nicht vorzunehmen, war ein Raum erſt gegeben, wenn 
der Vereinbarung zuwider die Vollſtreckung betrieben 
wurde; für ſolche Fälle iſt die Vorſchrift des Abſ. 2 
des § 767 ZPO. nicht beſtimmt; es mag dies auch in. 
der Weiſe ausgedrückt werden, daß der Grund der 
Einwendung nicht die von dem Urteil oder dem Zwangs⸗ 
vergleich getroffene Vereinbarung, ſondern das zeitlich 
der Rechtskraft von dieſen nachfolgende vertrag 
widrige und argliſtige Verhalten des Beklagten iſt. 
Jedenfalls kann eine Verletzung des § 767 Abſ. 2 ZPO. 
durch das Berufungsgericht hiernach nicht angenommen 
werden. (Urt. des VI. ZS. v. 19. November 1906, 
VI 106/06). — en. 
713 


III. 


Seſellſchaftsvertrag zum Zwecke des Erwerbs von 
Grundſtücken in der Zwangsverſteigerung und ihrer 
Verwertung. ft ein ſolcher Seſellſchaſtsderfrag anf 
beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit geſchloſſen? Unter 
welchen 226 808. kaun er gekündigt werden? 
(88 723, 726 B Das Reichsgericht äußert ſich 
zu dieſen Fragen 5 folgender Weiſe: 8 725 BGB. 


unterſcheidet, ob die Geſellſchaft für eine beſtimmte 


oder für unbeſtimmte Zeit eingegangen iſt. In 
letzterem Falle kann jeder Geſellſchafter ſie jederzeit 
kündigen, die Kündigung darf aber nicht zur Unzeit 
geſchehen, widrigenfalls der ohne wichtigen Grund 
fündigende wa after zumSchadenserſatz verpflichtet 
wird (8 723 Abſ. 2). Iſt aber die Geſellſchaft für 
eine beſtimmte Zeit geſchloſſen, ſo iſt die Kündigung 
vor Ablauf der Zeit nur zuläſſig, wenn ein wichtiger 
Grund hierzu vorliegt, in Ermangelung eines ſolchen 
alſo unzuläſſig und für nicht geschehen zu achten 
($ 723 Abſ. 1). Der Berufungsrichter nimmt an, daß 
der Beklagte von dem unter den Parteien ent⸗ 
ſtandenen Geſellſchaftsverhältnis ohne einen wichtigen 
Grund (ein ſolcher iſt nicht behauptet) nicht zurück- 
treten — alſo nicht kündigen — konnte; er hat ihn 
demgemäß zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit aus 
dem Geſellſchaftsvertrage und nicht zum Schadens⸗ 
erſatz wegen unzeitiger aber doch wirkſamer Kündi— 
gung (8 723 Abſ. 2) verurteilt. Berechtigt iſt dieſer 
Standpunkt des Berufungsrichters, wenn angenommen 
werden darf, daß die Geſellſchaft für eine beſtimmte 
Zeit eingegangen war. 

Für eine beſtimmte Zeit eingegangen iſt eine 
Geſellſchaft nicht nur dann, wenn ihre Dauer durch 
Vereinbarung eines gewiſſen Zeitpunkts oder Zeit- 
raums beſchränkt iſt, ſondern auch dann, wenn die 
Befriſtung aus den Umſtänden, insbeſondere dem 
Zweck und Ziel der Geſellſchaft, ſich ergibt. Hier war 
die Vereinbarung der Beteiligten in erſter Linie auf 
den Erwerb ausgebotener Grundſtücke in der Zwangs— 
verſteigerung für gemeinſchaftliche Rechnung gerichtet. 
Inſoweit fand die Geſellſchaft durch den Bietungs— 
termin ihre zeitliche Begrenzung. Gelang es nicht, 
die Grundſtücke zu dem auf 22000 Mk. limitierten 
Preiſe zu . ſo war damit die Geſellſchaft 
beendigt (8 726). Sie wäre auch durch Erreichung 
dieſes Zweckes tatſächlich beendigt worden, wenn die 
Abſicht der Kontrahenten nur auf den gemein— 
ſchaftlichen Erwerb gerichtet geweſen wäre. 
Die zeitliche Begrenzung einer ſo geſchloſſenen Geſell— 
ſchaft iſt klar. Es kann aber für die Frage der 
Kündigungsbefugnis einen Unterſchied nicht begründen, 
wenn die Vereinbarung zugleich dahin ging, daß die 
für gemeinſchaftliche Rechnung erworbenen Grund— 
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ſtücke auch für gemeinſchaftliche Rechnung 
verwertet werden ſollten. Von dieſem gemeinſamen 
Zweck konnte ja nicht eher die Rede ſein, als bis 
durch den Erwerb der Grundſtücke die Grundlage für 
eine gemeinſame Verwertung geſchaffen war. Verein: 
bart war die Geſellſchaft zunächſt zum Zweck des 
gemeinſchaftlichen Erwerbs der Grundſtücke und erſt 
für die Zeit nach Erreichung dieſes Zweckes weiterhin 
zum Zwecke der gemeinſamen Verwertung. Hiernach 
liegt keine Verletzung des 8 723 BGB. darin, daß der 
Berufungsrichter die unter den Parteien begründete 
Geſellſchaft, inſoweit fie den Erwerb der zur Ver⸗ 
ſteigerung ſtehenden Grundſtücke zum 1 hatte, als 
für beſtimmte Zeit eingegangen anſah und annahm, 
daß hier vor Schluß der Verſteigerung nicht ohne 
wichtigen Grund gekündigt werden konnte. (Urt. d. 
V. 3S. vom 13. Oktober 1906, V 54/06). — — ju. 
708 


Oberſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 5 
I. 


Verhältnis zwiſchen dem Enteignungsverfahren und 
der Auflaſſung des zu euteignenden Grundſtücks. Keine 
Einwirkung auf die Hypotheken, die an dem zu ent: 
eignenden Grundſtück beſtehen, wenn die Durchführung 
des Euteignungsverfahrens infolge der Vereinbarung 
des Enteignungs berechtigten mit dem Abtretungs⸗ 
pflichtigen entbehrlich wird. Bedeutung der Gewähr. 
leiftung des Eigentümers, daß das veräußerte Grund: 
ſtück hypethekenfreies Eigentum ſei, als Zuſtimmun 
zu der 15 265 der 8 Ar zur ZBO. un 
KO. 85 1 G80. 22, 27, 29). Der Aktien⸗ 
befellſchaft der Pfälziſchen Nordbahnen wurde das 
Recht zur Enteignung der für die Erbauung einer 
Bahn von M. nach Sch. erforderlichen Grundſtücke 
erteilt. In dem Termine, den das Bezirksamt H. zur 
Verhandlung über die Abtretung des in der Steuer: 
gemeinde N. zu enteignenden Grundbeſitzes abhielt, 
kam zwiſchen den Eigentümern und dem Vertreter 
der Aktiengeſellſchaft eine Einigung zuſtande, nach der 
erſtere eine große Zahl von Grundſtücken, von denen 
mehrere mit Sicherungshypotheken belaſtet ſind, gegen 
vereinbarte Entſchädigungen an die Geſellſchaft ab— 
traten, ihr geſtatteten, ſich in den Beſitz zu ſetzen, und 
Gewähr dafür leiſteten, daß die abgetretenen Flächen 
ihr freies Eigentum ſeien. Die Geſellſchaft verpflichtete 
ſich, die Entſchädigung zu zahlen, ſobald das hypotheken⸗ 
freie Eigentum nachgewieſen ſei. Beide Teile erklärten 
ihr Einverſtändnis, daß das Eigentum an den ab- 
getretenen Grundſtücken auf die Aktiengeſellſchaft über⸗ 
gehen ſolle und bewilligten und beantragten die Ein⸗ 
tragung der Rechtsänderung in das Grundbuch. Die 
Hypothekengläubiger waren in dem Termine nicht 
anweſend und nahmen an dem Verfahren vor dem 
Bezirksamt nicht teil. Die Aktiengeſellſchaft einigte 
ſich mit ihnen nachträglich dahin, daß die einen die 
feſtgeſetzte Entſchädigung ausgezahlt erhielten, die 
anderen in die Auszahlung der Entſchädigung an den 
Eigentümer willigten. Auf Erſuchen der Direktion 
der Geſellſchaft überſendete das Bezirkamt H. deren 
Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs an das 
Amtsgericht W. Die Direktion legte dem Grundbuch⸗ 
amt auch die Privaturkunden über ihre Verhandlungen 
mit den Hypothekengläubigern vor. Das Grundbuch— 
amt machte die Berichtigung von der Beibringung 
der Löſchungsbewilligung der Hypothekengläubiger 
und der Zuſtimmung der Eigentümer zu der Löſchung 
in öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunden 
abhängig. Die Beſchwerde der Direktion wurde zurück— 
gewieſen. Auch ihre weitere Beſchwerde hatte nur 
zum Teil Erfolg. 
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Gründe: Die Enteignung bezweckt, dem Be⸗ 
rechtigten das unbelaſtete Eigentum an den zu ent- 
eignenden Grundſtücken zu verſchaffen. Daher beſtimmt 
das Gef. v. 17. Nov. 1837 im Art. XI, daß die auf 
dem Grundſtücke ruhenden Hypotheken durch die Ent- 
eignung erlöſchen und für ſie an deſſen Stelle die 
Entſchädigung tritt. Die Hypothekengläubiger müſſen 
zu dem Enteignungsverfahren zugezogen werden. Sie 
müſſen nach Art. XV von der Verwaltungsbehörde 
durch Anfrage beim Grundbuchamt ermittelt und zu 
dem Termin, in dem über die Abtretung verhandelt 
wird (nach Art. 18 AG. z. ZPO. u. KO. auch zu dem 
Schätzungstermin), geladen werden; ſie können auf 
Entſcheidung über die Abtretungspflicht im Ver⸗ 
waltungsrechtsverfahren antragen und wegen der 
Höhe der Entſchädigung den Rechtsweg betreten. Die 
Enteignung und das Erlöſchen der Hypotheken tritt 
erſt mit Hinterlegung der endgültig feſtgeſtellten Ent⸗ 
ſchädigungsſumme ein. Erſcheinen die vorſchrifts⸗ 
mäßig geladenen Hypothekengläubiger in dem Termin 
nicht, ſo werden ſie mit den Einwendungen gegen die 
Enteignung ausgeſchloſſen; eine in dem Termine er⸗ 
zielte Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem 
Enteignungsberechtigten über die Entſchädigung bindet 
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ſie aber nicht; für die Hypotheken tritt nicht die mit 


dem Eigentümer vereinbarte ſondern die im Ent⸗ 
eignungsverfahren und gegebenenfalls im Rechtswege 
feſtgeſtellte Entſchädigung an die Stelle des Grundſtücks. 

Die Umſtändlichkeiten und Verzögerungen, die die 
Zuziehung der Hypothekengläubiger zu dem Ent⸗ 
eignungsverfahren mit ſich bringt, können es zweck- 
mäßig erſcheinen laſſen, das Verfahren nur gegenüber 
den Eigentümern durchzuführen und die Beſeitigung 
der Rechte der Hypothekengläubiger außerhalb des 


Verfahrens im Wege des rechtsgeſchäftlichen Verkehrs 
Handelsmann L. G. in M. das Wirtsanweſen Haus⸗ 


herbeizuführen. Dann wird die Enteignung erſt 
wirkſam, wenn die Rechte der Hypothekengläubiger 
beſeitigt ſind und dem Enteignungsberechtigten nur 
noch die Eigentümer gegenüberſtehen. Es kann für 
den Enteignungsberechtigten auch wünſchenswert ſein, 
das Eigentum an den Grundſtücken ſofort zu erwerben 
und zu dieſem Zwecke mit den Eigentümern das 
Uebertragungsgeſchäft des bürgerlichen Rechtes, die 
Auflaſſung, vorzunehmen. Damit auch das ohne 
Weiterung vor der für das Enteignungsverfahren 
zuſtändigen Behörde geſchehen kann, geſtattet Art 26 
AG. O. u. KO. die Erklärung der Auflaſſung 
vor dieſer Behörde. Schließt der Enteignungsberechtigte 
mit dem Eigentümer das Uebertragungsgeſchäft, ſo 
verzichtet er damit nicht auf das Enteignungsrecht; 
er kann noch immer zur Enteignung greifen, wenn 
das Uebertragungsgeſchäft nichtig iſt oder mit Erfolg 
angefochten wird. Hier konnte das Beſchwerdegericht 
aus den beurkundeten Vereinbarungen ohne Irrtum 
die Schließung von Uebertragungsgeſchäften entnehmen. 
Es muß aber hierauf nicht näher eingegangen werden, 
weil es für die Entſcheidung nicht darauf ankommt. 
Wenn die Beſchwerdeſührerin in dem Termine das 
Enteignungsrecht ausgeübt und mit den Eigentümern 
im Enteignungsverfahren eine Einigung über die Ab— 
tretungspflicht und die Entſchädigung erzielt hat, ſo 
hat fie doch das Enteignungsverfahren nicht auch den 
Hypothekengläubigern gegenüber durchgeführt. Die 
Vereinbarung, daß die Beſchwerdeführerin die Grund— 
buchauszüge, auf Grund deren mit der Befreiung der 
Grundſtücke von den Hypotheken vorgegangen werden 
ſoll, auf ihre Koften zu beſchaffen habe, legt die Ver: 
mutung nahe, daß das Bezirksamt die Hypotheken— 
gläubiger nicht ermittelt und nicht geladen hat. 
Jedenfalls aber iſt nichts geſchehen, um eine ihnen 
gegenüber wirkſame Feſtſtellung der Entſchädigung 
herbeizuführen: die Beſchwerdeführerin hat dem Bezirks— 
amte gar nicht angeſonnen, in dieſer Richtung tätig 
zu werden, insbeſondere nicht ein Schätzungsverfahren 
beantragt. Sie hat, ſtatt die Hypothekengläubiger zu 
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dem Enteignungsverfahren zuzuziehen, ſich mit ihnen 
außerhalb des Verfahrens geeinigt. Die Erklärungen 
der Hypothekengläubiger, daß ſie befriedigt ſeien oder 
daß ſie auf die Hypotheken verzichten, bedürfen, um 
als Grundlage für die Löſchung zu dienen, nach 
88 22, 29 GBO. öffentlicher Beurkundung oder öffent- 
licher Beglaubigung. Da dieſem Erforderniſſe nicht 
genügt iſt, iſt die Löſchung mit Recht abgelehnt worden. 

Dagegen haben die Vorinſtanzen mit Unrecht die 
nach 8 27 GBO. zur Löſchung der Hypotheken er- 
forderliche Zuſtimm ung der Eigentümer ver: 
mißt. Die im Protokolle vom 12. Juni 1902 be⸗ 
urkundeten Erklärungen laſſen keinen Zweifel darüber 
zu, daß die Beteiligten die Befreiung der Grundſtücke 
von den Hypotheken bezweckten, ſie können nur dahin 
aufgefaßt werden, daß die mit den Hypothekengläubigern 
zu erzielende Einigung zur Aufhebung der Hypotheken 
und zur Löſchung im Grundbuche führen ſoll, und 
geben damit der Zuſtimmung zur Löſchung unzwei⸗ 
deutigen Ausdruck . . . . (Beſchl. des I. ZS. v. 23. Nov. 


1906 Reg. III Str. 77/06). K. 
732 
II. 
Keine Wirkung des vertragsmäßigen Hypothelen⸗ 
titels gegen Dritte, die vor der zu bewirkenden Ein⸗ 


tragung der beſtellten Hypothek in gutem Glauben das 
Eigentum an dem zu belaſtenden Grundſtück erworben 
haben. Verpflichtung des Nechtsnachfolgers des Beſtellers 
zur Geſtattung der Eintragung der beſtellten Hypsthek 
auch im Falle der Sonderrechtsnachfelge? Art der 
Nechtsnachſolge bei der Erwerbung einer Konkursmaſſe 
durch Kauf. (HypG. 88 9, 13, 21, 39, 109, 110, KO. 
88 12, 117, BER. SS 419, 1382). Gründe: Mit 
notarieller Urkunde vom 22. November 1905 hat der 


nummer 1 in A. um 37500 Mk. an den Bierbrauer 
F. L. in K. verkauft. Von dem Kaufpreiſe wurden 
22 500 Mk. teils durch Uebernahme einer Hypotheken- 
ſchuld, teils durch Barzahlung getilgt, für den Reſt 
von 15000 Mk. beſtellte der Käufer Hypothek an dem 
Anweſen. Nachdem F. L. geſtorben war, hat das 
Amtsgericht N. am 15. Februar das Konkursverfahren 
über ſeinen Nachlaß eröffnet. Die Kaufvertragsurkunde 
wurde erſt am 7. April dem Amtsgerichte D. zur Be⸗ 
wirkung der Eintragungen vorgelegt. Das Hypo— 
thekenamt hat am folgenden Tage das Anweſen auf 
den Käufer L. umgeſchrieben, zugleich in der 2. Ab⸗ 
teilung die Eröffnung des Konkursverfahrens über 
deſſen Nachlaß vermerkt und die für den Kaufpreisreſt 
von 15 000 Mk. beſtellte Hypothek „für den Fall, daß 
in Anſehung des Hypothekengegenſtandes das Konkurs: 
verfahren nicht zur Durchführung gelangen ſollte“, 
vorgemerkt. Die Eintragung der Hypothek erachtete 
es wegen der Konkurseröffnung für unſtatthaft. Die 
Kaufpreisforderung zu 15000 Mk. wurde im Prüfungs⸗ 
termin anerkannt, dagegen wurde der Anſpruch des 
L. G. auf abgeſonderte Befriedigung aus dem An— 
weſen beſtritten. Mit notarieller Urkunde vom 19. April 
hat der Konkursverwalter unter Zuſtimmung des 
Gläubigerausſchuſſes die Konkursmaſſe mit Einſchluß 
des Anweſens Hausnummer 1 in A. an die offene 
Handelsgeſellſchaft K. L. und Gen. in K. um 373 549 Mk. 
34 Pf. verkauft. Der Kaufpreis wurde ſo bemeſſen, 
daß auf die nicht bevorrechtigten Konkursforderungen 
eine Dividende von 40% traf. In Anſehung der 
Forderung des L. G. enthält der Vertrag folgende 
Beſtimmungen: „Die Käuferin übernimmt gegen Ab— 
rechnung am Kaufpreis auch die bei der Verteilung auf 
dieſe nicht bevorrechtigte Forderung treffenden 40% , 
ſohin 6000 Mk. Sollte ſich herausſtellen, daß der Kauf— 
ſchillingsreſt des G. zu 15000 Mk. im vollen Betrage 
zu Recht beſteht, ſo übernimmt Käuferin ihn in dieſem 
vollen Betrag, ohne gegen die Konkursmaſſe irgend— 
einen Anſpruch hierwegen zu erheben.“ Das Hypo— 


thekenamt hat nach Antrag der Beteiligten das An⸗ 
weſen auf die Käuferin umgeſchrieben, die beantragte 
Löſchung der Vormerkung aber mangels Zuſtimmung 
des G. abgelehnt. Der Gläubiger L. G. legte gegen 
dieſe Verfügung Beſchwerde mit dem Antrag ein, die 
endgültige Eintragung der vorgemerkte. Hypothek zu 
15 000 Mk. anzuordnen. Das Landgericht hat die 
Beſchwerde zurückgewieſen. Gegen dieſen Beſchluß ließ 
L. G. weitere Beſchwerde einlegen und beantragen, 
die endgültige Eintragung der Hypothek zu 15 000 Mk. 
oder doch die Durchführung des in den 88 109, 112 
Hyp®. vorgeſchriebenen Verfahrens anzuordnen. Auch 
die weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 
Gründe: Durch die in dem Kaufvertrag vom 
22. November 1905 enthaltene n hat 
der Beſchwerdeführer nach § 9 Nr. I, 2 und § 13 
Hyp®. einen Rechtstitel zu der Erwerbung der Hypo⸗ 
thek erlangt, der Rechtstitel hat aber nach 5 10 Hyp®. 
die Entſtehung der Hypothek noch nicht bewirkt, ſon⸗ 
dern dazu war nach 8 9 Nr. II und 8 21 HypG. noch 
die förmliche Eintragung der Hypothek in das Hypo⸗ 
thekenbuch erforderlich. Der vertragsmäßige Rechts⸗ 
titel enthält nur die bindende Einigung der Beteiligten 
über die Belaſtung des Grundſtücks mit der verein⸗ 
barten Hypothek; durch die Einigung treffen die Be⸗ 
teiligten eine rechtsgeſchäftliche Verfügung über das 
Grundſtück, aber dieſes wird von der Verfügung nicht 
ſchon durch das Rechtsgeſchäft ſondern erſt durch das 
Hinzukommen der Eintragung ergriffen. Wird das 
Grundſtück veräußert, bevor die Hypothek eingetragen 
worden iſt, ſo kann die Verfügung des bisherigen 
Eigentümers es nicht mehr ergreifen; der durch ſein 
Rechtsgeſchäft begründete Hypothekentitel iſt — vor⸗ 
behaltlich der Wirkung des öffentlichen Glaubens des 
Hypothekenbuchs — dem neuen Eigentümer gegenüber 
unwirkſam; ſobald diefer im Hypothekenbuch einge⸗ 
tragen iſt, kann ihm gegenüber eine Hypothek nicht 
mehr verlangt werden (3 26 Nr. 3 HypG.). Die 
bindende Kraft der in dem Vertrage vom 22. November 
1905 enthaltenen Einigung über die Belaſtung des 
Anweſens mit der für den Beſchwerdeführer beſtellten 
Hypothek wurde nach § 130 Abſ. 2 BGB. durch den 
Tod des F. L. nicht berührt, aber ſie erſtreckt ſich, 
auch abgeſehen von der Wirkung der Konkurseröffnung, 
nicht auf die offene Handelsgeſellſchaft K. L. und Gen., 
die das Anweſen mit den übrigen Beſtandteilen des 
Nachlaſſes des F. L. von dem Konkursverwalter er⸗ 
worben hat. Die Geſellſchaft hat das geſamte Nach⸗ 
laßvermögen erworben, aber dieſes iſt nicht als Ganzes 
auf fie übergegangen, ſondern fie hat nur alle ein- 
zelnen Sachen und Rechte erlangt. Damit iſt das in 
ihr Eigentum übergegangene Anweſen aus dem Rechts⸗ 
kreis ausgeſchieden, innerhalb deſſen es von der von 
F. L. getroffenen Verfügung ergriffen werden konnte, 
und der Hypothekentitel des Beſchwerdeführers gegen— 
ſtandslos geworden. Der Mangel eines der Geſell— 
ſchaft gegenüber wirkſamen Hypothekentitels würde 
auch durch eine Verpflichtung der Geſellſchaft zur Be— 
ſtellung der Hypothek nicht erſetzt werden (Neue 
Samml. 6, 277, 279). Eine ſolche Verpflichtung be⸗ 
ſteht aber nicht, ſie kann weder aus der die Forderung 
des Beſchwerdeführers a E Beſtimmung des 
Vertrags vom 19. April 1906 noch aus dem § 2382 
BGB., der die dem § 419 entſprechende Vorſchrift für 
den Erbſchaftskauf enthält, hergeleitet werden. Für 
die Frage, inwiefern das zur Konkursmaſſe gehörende 
Anweſen auf Grund einer Verfügung des F. L. noch 
mit einer Hypothek belaſtet werden konnte, ſind, da 
für den Bezirk des Amtsgerichts D. das Grundbuch 
noch nicht als angelegt gilt, nach Art. VI des EG. zu 
dem Geſetze, betreffend Aenderungen der KO., vom 
17. Mai 1898 die Vorſchriften des 900. d. f 7 Rechtes 
maßgebend, es kommen alſo § 12 KO. ä. F. und § 30 
Abſ. 3 HypG. in der Faſſung des Geſ. vom 20. Dezember 
1903 zur Anwendung. Nach § 12 KO. ä. F. können 


Zeitſchrift für Rechtspflege in n Bayern. 1907. Nr. 2. 


— —— 2a—Ü—: — w —A—U——d — — — ͤ ẽ m — — — —— —— — — U — — ͤl— . — ͥ ͤ Y — 


49 


Hypothekenrechte an der Konkursmaſſe 
nicht mit verbindlicher Kraft gegen die Konkursgläu— 
biger erworben werden, wenngleich der Anſpruch auf 
den Erwerb ſchon vor der Eröffnung des Verfahrens 
begründet geweſen iſt, und in Uebereinſtimmung damit 
legt § 30 Abſ. 3 HypG. nur einer ſchon vor der Kon⸗ 
kurseröffnung eingetragenen Vormerkung die Bedeu— 
tung bei, daß ihre Wirkung durch die mit der Kon⸗ 
kurseröffnung verbundene Beſchränkung des Eigen— 
tümers in der Verfügung über das Grundſtück nicht 
berührt wird. Der Beſchwerdeführer konnte daher am 
8. April 1906 eine gegen die Konkursgläubiger wirk⸗ 
ſame Hypothek und damit ein Recht auf abgefonderte 
Befriedigung nicht mehr erlangen (Neue Samml. 5, 
247). Die Vorſchriſt des §S 2382 BGB. findet auf den 
Fall, daß der Verwalter im Nachlaßkonkurſe die die 
Konkursmaſſe bildende Erbſchaft verkauft, um fie in 
Gemäßheit des 8 117 Abſ. 1 KO. zu verwerten, keine 
Anwendung; für die Konkursgläubiger tritt an die 
Stelle der Haftung des Erwerbers der in die Maſſe 
fließende und zu ihrer Befriedigung dienende Erlös. 
Die für den Beſchwerdeführer eingetragene Vormerkung 
iſt dadurch gegenſtandslos geworden, daß das Anweſen 
zum Zwecke der Verwertung im Konkurſe veräußert 
worden iſt. Da es hiernach an einem gegen die nun= 
mehrige Eigentümerin des Anweſens wirkſamen Hypo⸗ 
tekentitel fehlt, beſtand kein Anlaß, die Eigentümerin 
über den Antrag des e nach den 
§§ 109, 110 Hyp®. zu hören, vielmehr war der An⸗ 
trag gemäß § 105 HypG. abzuweiſen. (Beſchl. vom 
8. Okt. 1906. I. 3S. Reg. III Nr. 119/06). K. 
724 
III. 


Vorausſetzung des Schadenserſatzanſpruchs des Ber- 
käufers beim Verzuge des Käufers u der Annahme der 
Ware, insbeſondere bei dem ſog. Speziſikationslieferungs⸗ 
kauf nach älterem und neuerem „ (H88. 
ä. F. Art. 343, 354. 58. u. F. 88 374, 375, 888. 
5 376). Der Kläger fordert ei Grund eines vor dem 
1. Januar 1900 mit dem Beklagten geſchloſſenen Ver⸗ 
trags über Lieferung von Waren, die vom Käufer zu 
bemuſtern waren, u. a. auch Schadenserſatz wegen 
angeblich ungerechtfertigter Weigerung der Annahme 
eines Teiles der Ware, deſſen Beſtellung der Beklagte 
beftritt. Das OLG. wies die Klage, ſoweit fie auf 
Schadenserſatz gerichtet war, ab. Die Reviſion des 
Klägers blieb erfolglos. 
Aus den Gründen: Die Rechtſprechung hat die 
Vorſchriften der Art. 343, 354 ADH GB. auch auf den ſog. 
Spezifikationskauf angewendet, bei dem, wie es im 
§ 375 Abſ. 1 HGB. heißt, dem Käufer die nähere Be⸗ 
ſtimmung über Form, Maß und ähnliche Verhältniſſe 
der zu liefernden Ware vorbehalten iſt, und hat 
einen einheitlichen Lieferungsvertrag ſolcher Art auch 
dann angenommen, wenn dem Käufer die Wahl 
unter verſchiedenen Sorten des Grundſtoffs, aus dem 
die Waren hergeſtellt werden ſollen, freiſteht (RG. 
30, 97; 43, 101). Gegenſtand des Selbſthilfeverkaufs 
iſt beim Spezifikationskaufe das Bezugsrecht des 
Käufers mit Einſchluß des Beſtimmungsrechts. Das 
Beſtimmungsrecht mag für den neuen Käufer nicht 
denſelben Wert haben, wie für den ſäumigen, das 
Bezugsrecht mit Beſtimmungsrecht wird aber nicht 
elten leichter einen Kaufsliebhaber finden als eine 
are, die nach einer mit beſonderen geſchäftlichen 
Verhältniſſen des ſäumigen Käufers zuſammen— 
hängenden Beſtimmung hergeſtellt worden iſt. Hier 
ſollten Damenkleiderſtoffe aus derſelben Sorte Kamm— 
garn nach beſtimmten Muſtern (Webefiguren) in be— 
ſtimmten Farben hergeſtellt werden, dem Käufer ſtand 
die Wahl unter zwei Muſtern und vier Farben zu. 
Die beiden Muſter und die vier Farben wurden als 
gleichwertig behandelt, der Preis blieb derſelbe, 
gleichviel welche Beſtimmung der Käufer traf. Die 
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Abweichungen in bezug auf Muſter und Farbe, die 
nach der beſtehenden Uebung durch Entgegenkommen 
des Verkäufers geſtattet werden, waren nicht Gegen: 
ſtand des Vertrags, ſondern es bedurfte, wenn der 
Käufer eine ſolche wünſchte, einer neuen Vereinbarung, 
für die es ſich nicht von ſelbſt verſtand, daß alle 
ſonſtigen Vertragsbeſtimmungen, insbeſondere Preis 
und Lieferzeit, unverändert blieben. Die Beſtimmungen 
des vom Berufungsgerichte feſtgeſtellten Lieferungs- 
vertrags enthalten nichts, was den Selbſthilfe verkauf 
ausſchließen könnte. Das Recht des Käufers, die 

orm zu beſtimmen, in der das Kammgarn zu den 

leiderſtoffen verwebt werden follte, ſchließt die Ein- 
heitlichkeit des Lieferungsvertrags ebenſowenig aus, 
wie das Recht der Auswahl der Farben. 

Der Selbſthilfeverkauf war nach Art. 354 
ADHGB. Bedingung des Anſpruchs auf 
Schadenserſatz (RG. 37, 28; 43, 101). Der Ein⸗ 
wand, den die Reviſion gegen die Zweckmäßigkeit 
dieſes Erforderniſſes erhebt, trifft jeden Spezifikations⸗ 

uf, auch den einfachſten. Die Notwendigkeit des 
Selbſthilfeverkaufs erweiſt ſich auch bei dem Kaufe 
fertiger Waren nicht ſelten als mißlich, das neue 
HGB. hat deshalb die Vorſchrift des Art. 354 nicht 
übernommen,) für die Anwendung des früheren 
Rechtes ſind dieſe Erwägungen aber ohne Belang. 
Nach deſſen Vorſchriften gehörte es zum Inhalte der 
Verpflichtung des Beklagten, daß er Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung nur zu leiſten hatte, wenn der 
Schaden des Klägers durch das Ergebnis eines 
Selbſthilfeverkaufs feſtgeſtellt war. Daran 
iſt nach Art. 170 EG. z. BOB. durch die Geltung des 
neuen Rechtes nichts d worden, der jetzt auch 
für den Handelskauf maßgebenden Vorſchrift des 
§ 326 BGB. kommt rückwirkende Kraft nicht zu (Urt. 
vom 13. Juni 1906, 1. 88. Reg. I Nr. 921/06). 
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I. 


Bereicherungsklage gegen den Gläubiger bei Zwangs⸗ 
verſteigerung fremder Sachen, „Abzahlung“ iſt kein bloßer 
Rechtsbegriff. Der Möbelhändler W. verklagte Ya 
Metzger G. auf Herauszahlung eines Zwangsver⸗— 
ſteigerungserlöſes von 581 Mk., weil die verſteigerten 
Gegenſtände von W. dem Schuldner N. auf Abzahlung 
geliefert und zufolge Ratenrückſtands noch unter deſſen 
Eigentumsvorbehalt geſtanden ſeien. Der Beklagte 
beſtritt die Fortdauer des Eigentumsvorbehalts, 
weil die gepfändeten Möbel aus einem früheren 
Kaufgeſchäft ſtammten, deſſen Preis durch die 
geleiſteten Raten getilgt geweſen wäre, wenn nicht 
W. den Preis eines zweiten Kaufſgeſchäfts einheitlich 
zuſammen mit dem erſten Vertrage der Tilgungs— 
berechnung zugrunde gelegt hätte Außerdem ſei 
durch die Verſteigerung und durch die Einnahme des 
Erlöſes nicht er (der Gläubiger) bereichert, deſſen 
Forderung erloſchen, ſondern der Schuldner und jeden— 
falls könne W. nicht den ganzen Strichſchilling, ſondern 
nur den Betrag ſeines rückſtändigen Kaufpreiſes ver— 
langen. Das Landgericht machte die Entſcheidung von 
der Eidesleiſtung des Klägers dahin abhängig, daß 
an den ſtreitigen Sachen ein Betrag von 581 Mk. noch 
nicht gezahlt ſei. Die Berufung des Beklagten wurde 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Es enthält keine Unklar— 
heit, wenn in den Kaufverträgen das „Eigentums- bzw. 
Rücktrittsrecht! bis zur völligen Abzahlung vor— 
behalten iſt. Eine Reihe weiterer Veſtimmungen läßt 
nämlich keinen Zweifel, daß dem Verkäufer in erſter 
Linie das Eigentum vorbehalten bleiben ſollte: 
die Srwähnung des Rücktrittsrechts iſt nur noch 


1) S. 88. 88 374, 375. 
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beſonders auf die Bedeutung hingewieſen, die dem 
Eigentumsvorbehalt kraft Geſetzes (§S 455 BGB.) unter 
den Parteien zukommt. Die Verträge verſtoßen auch 
nicht deshalb gegen das RG. betr. die Abzahlungs⸗ 
geſchäfte, weil darin die Ratenrückzahlung für den Fall 
des Rücktritts nicht ausdrücklich zugeſichert iſt. Dieſe 
Pflicht hat der Verkäufer ohnehin kraft obigen Geſetzes. 
Die Erſtreckung des Eigentumsvorbehalts auf die Möbel 
des erſten Kaufvertrags bis zur Entrichtung des 
Geſamtpreiſes einſchließlich des zweiten Kaufs durch 
die Klauſel „dieſer Kauf geht im Verein mit den früher 
gekauften Waren“ genügt und wäre nur unwirkſam, 
wenn hierbei die Kaufſumme des erſten Vertrags ſchon 
völlig gezahlt geweſen wäre, was nicht der Fall war. 
Auch der Beklagte iſt bereichert, weil er nur ein Recht 
auf Befriedigung aus dem Vermögen des Schuldners 
hatte und $ 819 ZBO. eine wirkſame Pfändung vor⸗ 
ausſetzt; demnach iſt keine Befreiung eingetreten und 
auch die Forderung des Beklagten gegen den Schuldner 
nicht erloſchen. Hieran wird durch die Erſchwerung 
der Rechtslage des Gläubigers (dreißigjährige Ver⸗ 
jährungsfriſt der Kondiktion, Rückgabe von Schuld— 
urkunden und Vollſtreckungstiteln, Löſchungen) nichts 
geändert; (vgl. Bl. f. RA. Bd. 70 S. 688). Wenn das 
Erſtgericht ſchließlich den Wert der verſteigerten Sachen 
für den Eigentümer nur auf den Betrag feines rück⸗— 
ſtändigen Ratenguthabens (nicht den vollen Sachwert) 
feſtſtellte, ſo kann ſich hierdurch jedenfalls nicht der 
Beklagte beſchwert fühlen. Der in der Eidesnorm 
gebrauchte Rechtsbegriff „abbezahlen“ iſt gemeinver: 
ſtändlich und ganz beſonders dem Kläger, der ja auf 
Abzahlung zu liefern pflegt, geläufig. Aufgabe des 
Richters bei Abnahme des Eides wird es ſein, nicht 
nur den Schwurpflichtigen nötigenfalls an der Hand 
ſeiner Geſchäftsbücher zur Spezifizierung der Zahlungen 
zu veranlaſſen, ſondern auch durch entſprechende Er: 
örterungen mit ihm feſtzuſtellen, welche Bewandtnis 
es mit den dem Käufer zu Laſten geſchriebenen Zinſen 
und Koſten nach Grund und Höhe hat und worauf 
die jeweiligen Zahlungen angerechnet worden u 
a 15 29. Okt. 1906; l. 295/06 IV). f 


II. 


Art. 14 des Net. vom Jahre 1861. Ausſchluß der 
Nückferderung. Eingeklagt war der Reſtkaufſchilling 
aus einem im Jahre 1902 erfolgten Anweſensverkaufe. 
Der Kläger hat die unrichtige Beurkundung des Kauf— 
preiſes in der notariellen Urkunde zugegeben. Die Klage 
wurde abgewieſen; die Berufung wurde zurückgewieſen. 
Das Berufungsgericht beantwortete die Frage, ob § 313 
Satz 2 BGB. auch während der Uebergangszeit ver— 
wendbar ſei, in verneinendem Sinne (S. 464 II. Jahr⸗ 
gang dieſer Zeitſchrift) und führte ſodann aus, daß 
die aus §§ 313, 125, 117, 139 BGB. ſich ergebende 
Nichtigkeit des Vertrages eine Klage auf Erfüllung 
nicht zulaſſe, daß aber unter Umſtänden auch eine 
Rückforderung nach beiderſeitigem Vollzug ausgeſchloſſen 
ſein kann. 

Aus den Gründen: Einer Rückforderung 
des übertragenen Anweſens oder des gezahlten Kauf— 
preiſes könnte folgende Erwägung entgegenſtehen. 
Aus dem Verhalten der Vertragsteile kann die Ab— 
ſicht entnommen werden, daß die Beurkundung nur 
die hypothekenamtliche Beſitztitelberichtigung herbei— 
führen ſollte, während von den einander vertrauenden 
Vertragsteilen als wirkſame Rechtsübertragungen 


gedacht waren zunächſt die Handlung des einen Teiles 


durch | 


(Geldzahlung oder Beſitzübergabe zu Eigentum) zu 
dem Zwecke, um den anderen Teil zu einer in Aus— 
ſicht geſtellten Handlung (Beſitzübergabe zu Eigentum 
bezw. Geldzahlung) zu veranlaſſen und dann die hier— 
durch bezweckte Handlung des anderen Teiles. Ein 
derartiges Verfahren iſt rechtswirkſam, da nach dem 
bayeriſchen Landrechte das Grundgeſchäft nur als 


Erkennungszeichen für den Eigentumsübertragungs⸗ 
willen dient (Ldr. T. IIc 387 Ziff. 2 u. 5 u. Anm. 2 
u. 3 lit e u. d) und bei der Herrſchaft des Partei⸗ 
willens im Rechte der Schuldverhältniſſe der mirt- 
ſchaftliche Grund für eine Rechtsänderung von den 
Parteien willkürlich geſetzt werden kann, ſoferne nur 
der Wille der Rechtsänderung aus ihm erklärlich 
wird, weshalb die „tituli dominii translativi“ in Ldr. 
T. II c. 387 Z. 2 u. Anm. Zlit a nur beiſpielsweiſe 
angeführt werden. Ob die Vertragsteile hier ſo ver⸗ 
fuhren, kann dahingeſtellt bleiben, weil auch darnach 
keinesfalls aus deriihrer geſetzlich vorgeſchriebenen 
Form ermangelnden Beredung geklagt werden 
kann, vielmehr bei vollem oder teilweiſem Ausbleiben 
der bezweckten Leiſtung nur Klage auf Herausgabe 
des durch die eigene Leiſtung von dem anderen Teile 
Erlangten (allenfalls unter Berückſichtigung der Teil— 
leiſtung des anderen) zuſteht. (§S 812 Abſ. I, $S 818 
Abſ. III BGB.). (Urteil v. 2. Okt. 1906, 8/05). — 0 — 
722² 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Erhebung der Klage durch eine nicht bevollmächtigte 
Perſon. Am 10. Juli 1906 reichte Rechtsanwalt O. 
namens des Kr. eine Klage gegen S. wegen Forderung 
ein. Rechtsanwalt Ka. beantragte namens des S. die 
Abweiſung; er beſtritt, daß der Kläger dem Rechts⸗ 
anmalt O. Vollmacht erteilt habe, und behauptete, daß 
die Klage von der Frau des Klägers hinter deſſen 
Rücken erhoben worden ſei. Rechtsanwalt O. mußte 
nach Erkundigungen zugeben, daß ſeine Vollmacht von 
der Hand der Frau ſeines Auftraggebers herrühre; 
er zog deshalb die Klage zurück. Rechtsanwalt Ka. 
willigte aber nicht ein, worauf Rechtsanwalt O. erklärte, 
daß er nicht mehr auftrete, und Rechtsanwalt Ka. be⸗ 
antragte, die Klage durch Verſäumnisurteil abzu⸗ 
weiſen und die Koſten Kr. aufzuerlegen. Dieſer Antrag 
wurde zurückgewieſen, weil Kr. nicht Prozeßſubjekt 
geworden ſei, und in dieſem Falle nach 8 89 ZPO. 
die Koſten dem Vertreter zu überbürden ſeien. Rechts⸗ 
anwalt Ka. legte Beſchwerde ein. Das OLG. hob am 
6. Nov. 1906 den angefochtenen Beſchluß auf, verwies die 
Sache an das Landgericht zur Beſtimmung eines neuen 
Verhandlungstermins zurück, und verurteilte Rechts⸗ 
anwalt O. in die Koſten des Beſchwerdeverfahrens. 

Gründe: Die ZPO. enthält keine ausdrückliche 
Beſtimmung darüber, wie ein Rechtsſtreit zu behandeln 
ſei, in deſſen Verlauf ſich herausſtelle, daß die Partei, 
für welche angeblich die Klage erhoben iſt, durch den 
für ſie handelnden Dritten nicht vertreten wurde. Das 
Reichsgericht hat ſich hierüber verſchiedentlich geäußert. 
Die eine Aeußerung (Bd. 30 S. 401) geht dahin, daß 
die Klage nicht unzuläſſig iſt, ſondern die Nichtbei- 
bringung der Genehmigung nur bewirkt, daß der 
Gegner ſich mit der als Prozeßbevollmächtigter auf— 
tretenden Perſon nicht einzulaſſen, mit ihr nicht zu 
verhandeln braucht, daß ferner die von ihm vertretene 
Partei als nicht erſchienen betrachtet wird und demnach 
auf Antrag die Klage durch Verſäumnisurteil zurück— 
zuweiſen iſt. In einem anderen Falle hat das Reichs⸗ 
gericht ausgeſprochen, daß dann, wenn eine nicht legiti— 
mierte Perſon für eine Partei ein Rechtsmittel eingelegt 
hat, im Falle des Unterliegens die Koſten des Rechts— 
mittels nicht der Partei, ſondern jener Perſon aufzu— 
erlegen find (JW. 1899, S. 5955). Hier ſchließt 
ſich das Beſchwerdegericht der erſteren Meinung des 
Reichsgerichtes an. Deshalb bleibt nichts übrig, als 
die Klage angebrachtermaßen abzuweiſen, und den un— 
bevollmächtigten Vertreter nachträglich als die eigentlich 
klagende Partei anzuſehen, und ihm gegenüber zu— 
gunſten des Prozeßgegners zu entſcheiden. Deshalb 
war in Anwendung des $ 575 ZPO. die Sache an 
das Landgericht zur Beſtimmung eines neuen Ver— 
handlungstermins zurückzugeben, in dem Verſäumnis— 
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urteil zu erlaſſen iſt, wenn Rechtsanwalt Ka. den 
Antrag nicht zurückzieht (vgl. Seuffert Komm. zu ZPO. 
8 Aufl. Note 2 zu § 336). Folgerichtig mußten auch 
die Koſten des Beſchwerdeverfahrens dem Rechtsan⸗ 
walt O. auferlegt werden, der als Gegner des Be— 
klagten zu gelten hat. ($ 91 mit § 97 ZPO). 

720 


Landgericht München J. 


Zu Art. 123 AG. z. BGB. Von der Finanz⸗ 
behörde, welche die Eintragung einer 
Sicherungshypothek für öffentliche Abgaben 
an mehreren Grundſtücken des Schuldners 
beantragt, kann nicht der Nachweis ver⸗ 
langt werden, daß der laſtenfreie Wert der 
Grundſtücke den zweifachen Betrag des 
Anſpruchs nichtüberſchreitet. Es iſt Sache 
des Eigentümers, die Beſeitigung einer 
etwaigen übermäßigen Belaſtung herbei⸗ 
zuführen.) Das Rentamt M. beantragte beim 
Grundbuchamte des Amtsgerichts M. Eintragung einer 
Sicherungshypothek für eine Forderung des Staates 
von 424 Mk. (notarielle Staatsgebühren) auf mehreren 
Grundſtücken des V. in T. Das Grundbuchamt führte 
aus: Nach Art. 123 AG. z. BGB. dürfe die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek an mehreren Grund— 
ſtücken nur ſoweit verlangt werden, daß der Wert 
der Grundſtücke den zweifachen Betrag des An⸗ 
ſpruchs erreiche; ein Nachweis darüber, wie es ſich 
hiermit verhalte, liege nicht vor. Es ſetzte daher dem 
Rentamt eine Friſt zur Hebung des Hinderniſſes. Die 
Beſchwerde hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Nach dem Wortlaute des 
Art. 123 AG. z. BGB. läßt ſich die Anſchauung des 
Amtsgerichts vertreten. Allein Sinn und Zweck der 
Vorſchrift geht dahin, Erſatz für § 11 des bayer. Hypo⸗ 
thekengeſetzes zu bieten. Nach dem Wortlaute letzterer 
Vorſchrift konnte darüber kein Zweifel aufkommen, 
daß das Hypothekenamt nicht von Amts wegen be: 
ſtimmte Angaben über den Wert der Grundſtücke und 
deren Glaubhaftmachung verlangen konnte, ſondern 
daß es Sache des Eigentümers war, eine übermäßige 
Belaſtung geltend zu machen. Art. 123 AG. z. BGB. 
wollte ſicherlich den Finanzbehörden nicht ein um⸗ 
ſtändliches Verfahren zum Zwecke der Ermittelung des 
Wertes der Grundſtücke aufbürden. Das Amtsgericht 
hat ſich u. a. auch darauf geſtützt, daß Art. 123 AG. 
z. BGB. im Intereſſe des Schuldners geſchaffen ſei, 
daß die Entſtehung von Geſamthypotheken möglichſt 
eingeſchränkt werden ſollte und daß deren ſpätere Be— 
ſeitigung erhebliche Schwierigkeiten bereiten könne. 
Allein die Art. 122 ff. AG. z. BGB. bezwecken in erſter 
Linie die Sicherung der fiskaliſchen Anſprüche. (Be⸗ 
ſchluß der I. 3K. vom 10. Dezember 1906, BeſchwReg. 
541/06). 
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Landgericht Nürnberg. 


Zu 8 273, 556 BGB. Der Kläger hatte dem Be- 
klagten durch einen nicht notariellen Vertrag ſein 
Anweſen, ein Mietgebäude, einſtweilen zu Eigentum 
überlaſſen; der Beklagte hatte die Wohnungen des 
Hauſes in eigenem Namen vermietet bis auf eine, 
die er ſelbſt inne hatte. Da die geplante notarielle 
Uebereignung nicht erfolgte, begehrte der Kläger vom 
Beklagten Räumung der Wohnung, nachdem er 
(Kläger) die Mieter davon benachrichtigt hatte, daß 
er (Kläger) Eigentümer ſei und von ihnen den Miet— 
zins begehre. Der Beklagte erkannte an, daß er zur 
Räumung verpflichtet ſei; er verweigerte ſie jedoch, 
weil er die Räumung gemäß $ 273 zurückzuhalten 
befugt ſei, da ihm aus dem gleichen rechtlichen Ver— 

) Wir machen auf dieſe für die Praris ſehr wichtige Entſchel⸗ 
dung, die keinem Rechtsmittel mebr unterliegt, beſonders aufmerkſam. 


hältniſſe, dem nichtnotariellen Vertrag, eine Reihe von 
Forderungen für Ausbeſſerungen ꝛc. gegen den Kläger 
zuſtehe. Der Kläger behauptete, daß Zurückbehaltung 
unzuläſſig ſei, weil ſich im Hinblick auf den analog 
anzuwendenden 8 556 Abſ. II BGB. aus dem Schuld⸗ 
verhältnis ein anderes ergebe. Das Landgericht er⸗ 
kannte nach Klageantrag. (Das Urteil iſt rechtskräftig). 
Aus den Gründen: Das ſog. Zurückbehaltungs⸗ 
recht des $ 273 a. a. O. beſteht nur, wenn ſich 
nicht aus dem Schuldverhältniſſe ein 
anderes ergibt; es iſt ausgeſchloſſen, wenn die 
Natur des Dieser Fal in die die Zurückbehaltung 
ausſchließt. Dieſer Fall iſt hier gegeben. Denn was 
in 5 556 Abſ. II BGB. bezüglich des Mieters vor⸗ 
geſchrieben iſt — Verbot der Zurückbehaltung des 
Grundſtückes durch den Mieter wegen ſeiner Anſprüche 
gegen den Vermieter — muß analog auch in dem 
vorliegenden ganz ähnlichen Falle gelten, da hier die 
Gründe für die Vorſchrift des $ 556 Abſ. II a. a. O. 
zutreffen. Dieſe hat nämlich ihren Grund darin, 
daß die Gegenanſprüche des Mieters regelmäßig in 
keinem Verhältniſſe zu der Tragweite des Zurück⸗ 
behaltungsrechtes ſtehen, daß ein ſolches Recht vom 
Mieter leicht ſchikanös ausgebeutet werden könnte und 
daß der Mieter in der Regel durch den Grundbeſitz 
des Vermieters hinreichend geſichert iſt. Hier betragen 
die Anſprüche des Beklagten höchſtens eine Summe, 
die mit dem Werte des n (55,000 Mk.) in 
einem außerordentlichen Mißverhältniſſe ſteht. Ferner 
würde der Beklagte, wenn alle ſeine Forderungen im 
Prozeßwege geprüft werden müßten, ruhig eine un⸗ 
verhältnismäßig lange Zeit ohne Zahlung eines Miet⸗ 
ainjes die Wohnung in dem Anweſen des Klägers inne 
haben, wodurch dem Kläger ein unerſetzlicher 
Schaden zugefügt würde. Auch hätte es der Beklagte 
in der Hand, durch die Geltendmachung immer neuer 
Anſprüche den Rechtsſtreit in die Länge zu ziehen, 
um immer noch länger in dem Anweſen des Klägers 
wohnen zu können. Schließlich iſt der Beklagte für 
alle ſeine Forderungen durch den Grundbeſitz des 
Klägers geſichert. Hiernach würde durch die Ver⸗ 
weigerung der von dem Beklagten geſchuldeten Leiſtung 
— Herausgabe des Anweſens und Räumung der 
Wohnung — dem Kläger ein unverhältnismäßig großer 
Schaden erwachſen. Die Verweigerung dieſer Leiſtung 
würde gegen Treu und Glauben verſtoßen, es iſt daher 
auch von dieſem Geſichtspunkte aus die Ausübung des 
Zurückbehaltungsrechtes ausgeſchloſſen. (Urteil vom 
19. Oktober 1906; A. 634,06). 
701 Mitgeteilt von Rechtsanwalt br. Geiershöfer in Nürnberg. 


Notizen. 


Vollzug der Gebührenordunng für Zeugen und 
Sachverſtändige. Nach § 14 der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige erhalten öffentliche Be— 
amte Tagegelder und Erſtattung von Reiſekoſten nach 
Maßgabe der für Dienſtreiſen geltenden Vorſchriften, 
wenn ſie als Zeugen über Umſtände zugezogen werden, 
von denen ſie in Ausübung ihres Amtes Kenntnis er— 
halten haben. Eine weitere Vergütung wird daneben 
nicht gewährt. Wichtig für den Vollzug dieſer Vor⸗ 
ſchrift iſt die Erhöhung der Uebernachtungs— 
gebühr der Gendarmen von zwei Mark auf 
drei Mark (Bek. der Staatsminiſterien der Juſtiz und 
der Finanzen vom 20. Dezember 1906, JIM Bl. 1906 
S. 325). (Ueber die Vergütungen der im Gemeinde— 
dienſte ſtehenden Polizeiorgane, ſowie der behufs in— 
formatoriſcher Beſchäftigung in einem anderen Dienſt— 
zweig beurlaubten Gendarmen ſ. Entſch. des OLG. 
München in Strafſachen Bd. 7 S. 315 und Bd. 8 S. 95), 


Neuordnung der Verwaltung der Verkehrsanſtalten. 
Das GVBl. enthält in Nr. 74 auf S. 871 die ſehr 


umfaſſende Verordnung über die neue Organiſation 


Eigentum von J. Schweitzer Verla g (Arthur Sellier) in München. 
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Vertretung der Verwaltung entzogen (A $ 


der Verkehrs verwaltung. Eine genauere Darſtellung 
der Einzelheiten würde zu weit führen. Als für das 
bürgerliche Recht und den Zivilprozeß bedeutungsvoll 
ſind die Vorſchriften hervorzuheben, welche die geſetz⸗ 
liche Vertretung des Reſſorts regeln. Den 
Aemtern (A 8 1“ und B S 17 iſt die Befugnis zur 
6* und B 
§ 6%. Sie ift den Mittelſtellen (Eiſenbahndirektionen 
und Oberpoſtdirektionen) übertragen, und zwar für 
den Geſchäftskreis der Aemter jener Direktion, in 
deren Bezirke das Amt ſeinen Sitz hat; hinſichtlich 
des Bereiches des Verſicherungsamtes in Roſenheim 
(AS 1*h und B 8 1“ Abſ. 2) iſt fie zwiſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗ und Oberpoſtdirektion geteilt. Das Verkehrs⸗ 
miniſterium hat ſich die geſetzliche Vertretung für die 
Angelegenheiten vorbehalten, in denen ihm die erſte 
und ausſchließliche Entſcheidung zuſteht (A und B 
§ 31 Abſ. 2; vgl. auch A und B $ 3). 


Die bayeriſche Juſtizſtatiſtit für 1905 iſt kürzlich 
im Verlage von Chriſtian Kaiſer in München erſchienen. 
Der für Bayern wichtigſte Vorgang des Jahres 1905 
war das Inkrafttreten des Grundbuchrechtes in einigen 
Teilen des rechtsrheiniſchen Bayern; es iſt von 
Intereſſe, zu prüfen, welchen Einfluß er auf den 
Geſchäftsanfall bei den Hypotheken- und Grundbud- 
ämtern hatte. Im Oberlandesgerichtsbezirke München 
fielen 1905 173076 Hypotheken⸗ und Grundbuch⸗ 
geſchäfte an, gegen 173065 im Vorjahre. Das Gefamt⸗ 
ergebnis hat ſich alſo 15 gar nicht verändert. In einigen 
Amtsgerichtsbezirken hat ſich der Anfall ſogar nicht 
unbeträchtlich gemindert (z. B. in München I, München II, 
Laufen, Dingolfing, Vilsbiburg); eine erhebliche 
Steigerung iſt dagegen u. a. in Erding, Freiſing, Gar⸗ 
miſch, Starnberg, Wolfratshauſen, Eggenfelden zu 
verzeichnen. In den Bezirken der oberpfälziſchen Land⸗ 
gerichte war die Veränderung des Anfalls gering 
(Amberg 19239 gegen 21409; Regensburg 21597 gegen 
21241; Weiden 13877 gegen 14608; Geſamtanfall 
54713 gegen 57258). Da das Grundbuchrecht nur acht 
Monate lang in Geltung ſtand und die Bevölkerung ſich 
erſt an die neuen Formen gewöhnen muß, iſt ein end⸗ 
gültiges Urteil über den Einfluß des neuen Rechtes 
auf die Geſchäftsverhältniſſe nicht möglich. Die Zahl 
der Zwangs verwaltungen iſt in den unter dem 
neuen Grundſtücksrechte ſtehenden Landesteilen ſtark 
in die Höhe gegangen. Es war das vorauszuſehen, 
weil ja nach dem Zw. bei der Zwangsverſteigerung 
eines Grundſtücks die Miet- und Pachtzinſen von der 
Beſchlagnahme nicht umfaßt werden, vielmehr die 
Verwirklichung ihrer Haftung für die Hypotheken nur 
durch Einleitung der Zwangsverwaltung erfolgen 
kann. Die Zahl der Zwangsverwaltungen betrug im 
Königreiche 510 gegen 60 im Jahre 1904; hiervon 
trafen 429 auf den Oberlandesgerichtsbezirk München. 
Aus der Kriminalſtatiſtik, die auf der Grundlage der 
ſtatiſtiſchen Arbeiten des Reiches für das Jahr 1904 
aufgeſtellt iſt, iſt hervorzuheben, daß die Zahl der 
wegen Verbrechen und Vergehen gegen Reichsgeſetze 
verurteilten Perſonen von 1903 auf 1904 etwas ge⸗ 
ſtiegen iſt (um 451), die Zahl der jugendlichen 
Verurteilten iſt gleichwohl zurückgegangen (um 153); 
die Minderung dieſer Zahl hält ſchon ſeit 1901 an; 
in dieſem Jahre betrug die Zahl 6893, ſie fiel in den 
folgenden Jahren auf 6841, 6664, 6511. Auffällig iſt, 
daß die Zahl der zur Strafe des Verweiſes 
verurteilten Angeklagten ſeit 1894 faſt unausgeſetzt 
ſteigt; (1904 1219 gegen 1180 im Jahre 1903 und 578 
im Jahre 1894). Zum erſtenmal enthält die Juſtiz— 
ſtatiſtik eine Ueberſicht über die Anwendung der für 
den bedingten Strafaufſchub (die bedingte Begnadigung) 
geltenden Vorſchriften. 
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leber Zatbeitand und Entſcheidungsgründe. 
Von Ludwig Kunkel, Rat am Oberſten Landesgerichte. 


Wie man nicht umſonſt von einer Kunſt 
der Geſetzgebung ſpricht, die allerdings mehr 
iſt, als bloße Geſetzestechnik, fo kann man in ge: 
wiſſem Sinne auch von einer Kunſt der Recht⸗ 
ſprechung reden. Nach außen tritt dieſe in den 
gerichtlichen Entſcheidungen zutage (Zitelmann, 
Die Kunſt der Geſetzgebung 1904; Stein, Die 
Kunſt der Rechtſprechung 1900). So wenig nun 
jemals ein abſolut vollkommenes Geſetz wird ge: 
ſchaffen werden können, ſo wenig darf man die 
volle Verwirklichung des Ideals einer Rechtſprechung 
erhoffen. Auf dem einen wie auf dem anderen 
Gebiet iſt aber nichtsdeſtoweniger dem Ideale 
fortwährend nachzuſtreben. 

Würdigt man von dieſen Geſichtspunkten aus 
den dermaligen Stand unſerer Rechtſprechung in 
Zivilſtreitſachen, ſoweit dieſe in den Entſcheidungen 
ſich offenbart, ſo wird man zugeben müſſen, daß 
wir der Erreichung des Ideals keineswegs ſchon 
ſehr nahe gerückt find, ſobald der formale 
Inhalt der richterlichen Entſcheidungen einer 
näheren Prüfung unterſtellt wird. 

In erſter Linie gilt dieſe Bemerkung für den 
Tatbeſtand. Nach 8 313 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. 
enthält das Urteil „eine gedrängte Darſtellung des 
Sad: und Streitſtandes auf Grundlage der münd- 
lichen Verhandlung der Parteien unter Hervor⸗ 
hebung der geſtellten Anträge (Tatbeſtand)“. Es 
iſt nun gewiß auffallend, daß man in den Urtei— 
len — es iſt dabei vorzugsweiſe an die im An: 
waltsprozeß erlaſſenen gedacht — nur ſelten einer 
dem Wortlaut und dem Sinne der Vorſchrift 
vollkommen entſprechenden Darſtellung begegnet, 
trotz einer nahezu dreißigjährigen Geltung des 
Geſetzes und ungeachtet einer zahlreichen Kommen— 
tarien⸗ und ſonſtigen Literatur und einzelner 
Urteile der Reviſionsinſtanzen, die den Inhalt 
der Vorſchrift zu erläutern verſuchten. Man 
könnte beinahe wünſchen, daß die Worte „ge— 
drängte“ und „auf Grundlage der münd— 
lichen Verhandlung“ im Geſetzestexte in 


| Sperrdruck gegeben wären; vielleicht hätten fie 


einen wirkſameren Eindruck gemacht. Unſer $ 313 
Nr. 3 enthält im weſentlichen die nämliche Vor⸗ 
ſchrift, die im Art. 285 Ziff. 2 der bayer. Prozeß⸗ 
ordnung enthalten war, und dieſe war hinwieder 
dem Code de procédure civile Art. 141 nach⸗ 
gebildet. nach welchem das Urteil außer den Gründen 
enthalten ſollte „I'exposition sommaire des 
1 de fait et de droit“. Mit Recht hat 


unſere Prozeßordnung den Grundſatz aufgenommen, 


daß die Herſtellung des ganzen Urteils Sache 
des Richters iſt. Aber die Hoffnungen, die man 
nebenbei an die Beſeitigung des ſogenannten Quali⸗ 
tätenſyſtems der franzöſiſchen (C. d. pr. c. Art. 
142) und der bayeriſchen Prozeßordnung (Art. 
285) geknüpft hatte, find leider nicht in Erfüllung 
gegangen. Das Uebel des mechaniſchen Abſchrei⸗ 
bens der „motivierten Anträge“ für die Dar: 
ſtellung des Sachverhalts (Tatbeſtand) iſt offenbar 
nicht aus der Welt geſchafft; es iſt nur, und zwar 
faſt in verſtärktem Maße, von den Anwälten auf 
die Gerichte übertragen worden — allerdings 
ganz gegen den Willen des Geſetzgebers. Da 
nämlich die Anwälte — wenigſtens im diesrheiniſchen 
Gebiete — die Sachverhaltsdarſtellung meiſtens 
entweder ſelbſt verfaßten oder durch ihre rechts⸗ 
kundigen Gehilfen abfaſſen ließen, war der Sach⸗ 
verhalt doch in der Regel das, was er eigentlich 
ſein ſollte (Wernz. Kommentar I 294), nämlich 
ein Auszug aus dem Inhalte der motivierten 
Anträge. Seit der Anwendung unſerer geltenden 
Zivilprozeßordnung finden wir dagegen faſt durch⸗ 
gehends nur eine faſt wortgetreue Abſchrift der 
vorbereitenden Schriftſätze — von der Klageſchrift 
angefangen bis zum letzten Schriftſatze. Dabei 
wird keinerlei Rückſicht darauf genommen, ob der 
Inhalt dieſer Schriftſätze für die Beurteilung des 
Vorbringens der Parteien bei der mündlichen 
Verhandlung, auf die das Urteil ergehen muß, 
überhaupt noch in Betracht kommt. Am Schluſſe 
der Anführung des Inhalts der Schriftſätze wird 
dann nur angegeben, was von dem angeführten 
ſchriftlichen Vorbringen der Parteien durch das 
Vorbringen in der Verhandlung aufrechterhalten, 
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was fallen gelaſſen oder geändert wurde. Daß geſchieht, das ganze Vorbringen angeführt und 
dabei ſehr vieles mitläuft, was, weil durch die im Tatbeſtande des ſpäteren Urteils einfach auf 
mündliche Verhandlung gegenſtandslos geworden, die frühere Darſtellung verwieſen, ſo kann ein 
für den Sach⸗ und Streitſtand völlig entbehrlich ſolches Verfahren leicht die Ueberſichtlichkeit und 
und wertlos iſt, wird nicht beachtet. | Gemeinverſtändlichkeit beeinträchtigen. 

Daß die Abfaſſung eines wohlgeordneten, der Auch in Anſehung der Prozeßgeſchichte 
Abſicht des Geſetzgebers entſprechenden Tatbeſtan⸗ | folften ſich die Gerichte eine größere Beſchränkung 
des, namentlich bei größeren und verwickelten auferlegen. Wenn man auch die Prozeßgeſchichte 
Streitſachen, beſonders wenn ſie ſich durch mehrere als zur vollſtändigen Darſtellung des „Streit⸗ 
Prozeßabſchnitte oder in fortgeſetzten Verhand⸗ ſtandes“ gehörend, alſo als einen notwendigen 
lungen hinziehen, nicht ſo leicht iſt, muß rückhalt⸗ Beſtandteil des Tatbeſtandes auffaſſen darf (was 
los anerkannt werden. Ein richtiger Tatbeſtand übrigens nicht einmal unbeſtritten iſt), ſo iſt doch 
ſetzt in ſolchen Fällen eine gewiſſe Kunſtfertigkeit | allgemein anerkannt, daß darauf ſich beziehende 
feines Verfaſſers voraus, die nicht nur auf Ver⸗ Angaben nur inſoweit zuläſſig und angebracht 
anlagung beruht, ſondern in höherem Grade wohl ſind, als es das Verſtändnis des Streitſtandes 
nur durch Uebung und Erfahrung zu erwerben unumgänglich erforderlich erſcheinen läßt. Prozeß⸗ 
iſt. Immerhin können auch in umfangreichen leitende Verfügungen des Vorſitzenden oder des 
Streitſachen Mißgriffe vermieden werden, wenn beauftragten Richters und Beſchlüſſe des Gerichts, 
nur der Richter ſtets des Zweckes der geſetzlichen die für die Entſcheidung der Sache ohne jeden 
Vorſchrift ſich bewußt bleibt. Denn „je leichter [Belang ſind, höchſtens noch für die Parteien ein 
man ſich aus dem Tatbeſtand über die Sachlage hiſtoriſches Intereſſe darbieten, ſollten unerwähnt 
orientieren kann, deſto beſſer; der Satz: superflua bleiben. Dasſelbe darf von Beweisbeſchlüfſen 
non nocent gilt hier nicht“. (Meyer, Zeit gelten, die mit dem Willen der Parteien uner⸗ 
ſchrift f. D3P. Bd. 14 S. 477). Es ſei deshalb ledigt blieben oder nach geſetzlicher Vorſchrift uner⸗ 
geſtattet, auf einzelne der wahrgenommenen Miß⸗ ledigt bleiben mußten ($$ 364, 329), ja ſelbſt von 
ſtände die Aufmerkſamkeit zu lenken, und einige Beweisaufnahmen, die infolge einer Aenderung 
Winke zu geben, die der Praxis dienlich ſein des Parteivorbringens (Fallenlaſſens von Rechts⸗ 
können. | behelfen, zuläſſiger Aenderung der Klage, über: 

Vor allem iſt zu beachten, daß im Tatbeſtand haupt wegen Veränderung der Sachlage uſw.) 
einzig und allein das Parteivorbringen vor der für die Entſcheidung maßgebenden Ver⸗ 
angeführt werden darf, das Gegenſtand handlung gegenſtandslos geworden ſind. Bei der 
einer mündlichen Verhandlung geworden Anführung von Beweisbeſchlüſſen ift die wörtliche 
iſt (Verb.: „auf Grundlage der mündlichen Wiederholung des Parteivorbringens, aber auch 
Verhandlung“). Dieſes Erfordernis iſt auch die Herübernahme der ſchablonenhaften Angabe 
im 8 417 der öſterr. ZPO. vom 1. Auguſt 1895 in den Schriftſätzen „Beweis: Zeugen und Eid“ 
aufgeſtellt, wornach der Urteilstatbeſtand u. a. zu vermeiden. 

„eine gedrängte Darſtellung des aus der Völlig unzuläſſig iſt es, Rechtsaus⸗ 
mündlichen Streitverhandlung ſich er⸗ führungen der Parteivertreter in den Tatbe⸗ 
gebenden Sachverhalts“ enthalten muß. ſtand aufzunehmen, wie man es häufig ſogar in 
Der Sinn dieſer Vorſchrift iſt der nämliche wie Urteilen erſter Inſtanz findet. Es bedarf nur 
der des § 313 unſeres Geſetzes; nur hat er im der Angabe des rechtlichen Grundes des Anſpruchs, 
öſterreichiſchen Geſetze einen noch etwas ſchärferen der Einrede, des Gegenanſpruchs, der Gegenein: 
Ausdruck geſunden. Wozu alſo ſoll es dienen, rede.!) Handelt es ſich um ein umfaſſenderes 
die in den vorbereitenden Schriftſätzen enthaltenen tatſächliches Vorbringen, namentlich in den ſoge— 
Parteibehauptungen, Beweisantretungen uſw. an⸗ nannten Punkte- oder Poſtenſachen, dann wird 
zuführen, die bei der mündlichen Verhandlung, man ſich allerdings größtenteils mit einer Bezug— 
auf die das Urteil ergeht, gar nicht geltend ge- nahme gemäß $ 313 Abſ. 2 behelfen dürfen. Aber 
macht wurden. zu dieſer Zeit aus irgendeinem der Kern der einzelnen ſtreitigen Tatſachen iſt 
Grunde für die Partei gegenſtandslos geworden dabei doch darzulegen. 


waren? Hin 
5 ſichtlich der Darſtellung der Beweis— 
Handelt es ſich um ein auf Grund der erſten antretu ng ſind nur wenige Bemerkungen ver— 


oder einer folgenden Verhandlung erlaſſenes, anlaßt. Es iſt fehlerhaft, bei der Beweis⸗ 
Zwiſchen- oder Teilurteil, ſo wird fh f ls 8 
der Tatbeſtand auf die Angabe des Parteivor⸗ führung durch Eideszuſchie bung ſich auf 


a u h die Angabe zu beſchränken, die Partei habe „über 
bringens zu beſchranken haben, das zum Verſtand⸗ die Negative ihrer Behauptungen“ der Gegen— 


nis eines Urteils dieſer Art erforderlich iſt, nicht ; J - . : 

‚ partei den Eid zugeſchoben, dieſe habe „über die 
aber auf das geſamte Vorbringen zu erſtrecken 15 n 1 1 
ſein, da ja ungewiß iſt, ob und in welchem Um: Affirmative der gegneriſchen Behauptungen“ den 
fang es bei der weiteren Verhandlung aufrecht: 1) S. hierzu v. Streich bei Gruchots Beitr. Bd. 25 
erhalten, wiederholt wird. Wird, wie es häufig , ©. 242. 
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Eid zurückgeſchoben — oder auf ähnliche all- ſtandslos geſchehen können. Dagegen müßte ſelbſt 
gemeine Angaben. Die nach Antrag der Parteien eine nur auszugsweiſe erfolgende Angabe der Aus⸗ 
unter Eid zu ſtellenden einzelnen Tatſachen müſſen ſage zahlreicher Zeugen über eine Reihe von Tat⸗ 
beſtimmt bezeichnet werden, da außerdem ſich mit ſachen, die Angabe des Inhalts umfaſſender Gut⸗ 
Sicherheit nicht entſcheiden läßt, ob die Zuſchiebung | achten den Tatbeſtand geradezu zu einem unleid⸗ 
oder Zurückſchiebung des Eides rechtlich zuläſſig lichen Machwerk geſtalten; in dieſem Teile waͤre 
war. Dagegen ſollte die faſt allgemein gebräuch⸗ er nur eine neue aber nicht verbeſſerte Auflage 
liche Angabe. die Partei habe ſich zur Leiſtung des Rotuls im alten ſchriſtlichen Prozeß (Meyer 
des richterlichen Eides über beſtimmte Tatſachen a. a. O. hat auch nur einen ganz einfachen Bei⸗ 
erboten, gänzlich unterbleiben; fie iſt durchaus ſpielsfall gewählt und Daubenſpeck ſieht ſich gleich⸗ 
unnötig, da in einer ſolchen Erklärung der Partei falls zu erheblicher Einſchränkung feiner zu all: 
eine Beweisantretung nicht enthalten iſt (88 451,475). gemein hingeſtellten Theſe genötigt, a. a. O. S. 185 
Die Frage, ob es ſich allgemein empfiehlt, im | Anm. 3). Zwar iſt es mit der bloßen Verweiſung 
Tatbeſtand auch das weſentliche Ergebnis der auf die Vernehmungsprotokolle auch nicht getan, 
Beweisaufnahme darzuſtellen, insbeſondere auch es muß ausdrücklich angegeben werden, daß der 
die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen, Inhalt der Zeugenausſagen, der ſchriftlichen Gut⸗ 
wie z. B. Meyer, Anleitung zur Prozeßpraxis achten von den Parteien vorgetragen worden iſt. 
(7. Aufl. S. 72) und Daubenſpeck, Referat, Bo: | Dieſe Angabe wird häufig unterlaſſen. Der 
tum und Urteil (9. Aufl. S. 41, 185, 186) befür- Tatbeſtand des Urteils erſter Inſtanz muß aber 
worten, dürfte eher zu verneinen, als zu bejahen in allen Fallen ein vollſtaͤn diger ſein — 
ſein. Man wird hinſichtlich der einzelnen Beweis⸗ nicht bloß im kontradiktoriſchen, ſondern auch im 
mittel unterſcheiden müſſen. Hat die Einnahme Verſäumnisverfahren. Auch das gegen die 
eines Augenſche ins ſtattgefunden (gleichviel, beklagte Partei erlaſſene Verſaͤumnisurteil muß 
ob infolge der Beweisantretung oder von Amts alſo das weſentliche des den Anſpruch begründenden 
wegen 88 144, 371), fo iſt allerdings das weſent⸗ Klagevor bringens enthalten — ohne Rückſicht 
liche Ergebnis vorzutragen, im übrigen auf das darauf, ob die Einlegung eines Einſpruchs wahr⸗ 
Protokoll zu verweiſen. Die beſtehende Uebung, ſcheinlich iſt oder nicht. Die bei vielen Gerichten 
das Ergebnis nur bei Gelegenheit der Beweis⸗ beſtehende Uebung, nur ganz allgemein den An⸗ 
würdigung in den Entſcheidungsgründen anzu⸗ ſpruch zu bezeichnen, den Klageantrag, die Zu⸗ 
führen, dürfte dem Geſetze nicht entſprechen. Die ſtellung der Klage, die Ladung und das Nicht⸗ 
Objektivität der Darſtellung des Befundes kann erſcheinen der Partei anzugeben — was namentlich 
durch die ſubjektive Anſchauung bei der Beur⸗ in den Fällen zu erwartenden Einſpruchs geſchieht 
teilung des Streitverhältniſſes beeinflußt werden. — wird der geſetzlichen Vorſchrift nicht gerecht. 
Beim Urkundenbeweiſe kommt es auf Der Tatbeſtand des Urteils in der Berufungs⸗ 
die Art und den Umfang der Urkunden an. Von inſtanz darf ſich nicht auf die einfache Bezug⸗ 
Urkunden einfachen, kurzen Inhalts iſt der ganze nahme auf den des erſtinſtanziellen Urteils be⸗ 
Wortlaut anzugeben. Von Urkunden größeren ſchränken. Eine Bezugnahme iſt vom Geſetze nur 
Umfangs wird in der Regel ein Auszug genügen, „nicht ausgeſchloſſen“. Es iſt zwar ſelbſtverſtändlich 
wenn es ſich nicht etwa um einen Streit über die Wiederholung des geſamten Parteivorbringens 
den Sinn, den Inhalt des Beurkundeten nach zu unterlaſſen; aber das weſentliche des Streit⸗ 
feinem Zuſammenhange handelt; in dieſem Falle verhältniſſes, ſoweit es für die Berufungsinſtanz 
wird auch die Angabe des ganzen Wortlauts nicht überhaupt noch in Betracht zu kommen hat, iſt 
zu umgehen ſein. Jedenfalls genügt es, wenn anzugeben. Enthält das neue Vorbringen eine 
Beweis durch Urkunden geführt iſt, nicht, nur zu | Aenderung der Klage, jo muß die Antwort der 
ſagen: „auf die Urkunde — Aktenblatt Nr. oder Gegenpartei jedenfalls inſoweit angeführt werden, 
Beilage zum Sitzungsprotokoll vom .. .. wird als es zur Prüfung, ob die Aenderung zuläſſig, 
Bezug genommen“; es muß erſichtlich gemacht erforderlich erſcheint ($ 217, 269). 
werden, daß der Inhalt der Urkunden vorgetragen Das Hauptuͤbel aber, an dem ſehr haͤufig der 
worden iſt. Tatbeſtand der Urteile der Berufungsin ſtanz 
Was den Beweis durch Zeugen und Sach- insbeſondere der oberlandesgerichtlichen krankt, 
verſtändige anlangt, ſo beſteht bei den bayer⸗ beſteht in der faſt ſtenographiſch getreuen Wieder⸗ 
iſchen Gerichten wohl ausnahmslos die Uebung, gabe der ſämtlichen Rechtsausführungen der Partei⸗ 
nur auf die Vernehmungsprotokolle und deren vertreter. Nun müſſen zwar auch die Rechts⸗ 
Beilagen (die ſchriftlich abgefaßten Gutachten) zu | behelfe, auf Grund deren die Parteien eine 
verweiſen. Aenderung des erſtrichterlichen Urteils begehren, 
Dieſes Verfahren iſt auch ſachgemäß. Jeden-⸗ angeführt werden, keineswegs aber die juriſtiſchen 
falls würde nur dann, wenn es ſich um die Ausſage Erörterungen, die zur Rechtfertigung des Begehrens 
eines einzigen oder einiger weniger Zeugen über dienen ſollen. Werden doch häufig ſogar die 
eine ganz einfache Tatſache, um eine kurze gut- Autoren und Präjudizien, die von den Anwälten 
achtliche Aeußerung handelt, deren Angabe an- angeführt wurden, in gewiſſenhafter Vollſtändigkeit 
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die Antwort auf ihre Angriffe gegen das Urteil 
und deren Rechtfertigung in den Entſcheidungs⸗ 
gründen durch eine ſie als begründet anerkennende 
oder als unbegründet zurückweiſende Würdigung 
erhalten müſſen. 

Wie ſchon aus den bisherigen Bemerkungen 
erhellt, beſteht zwiſchen Tatbeſtand und Ent⸗ 
ſcheidungsgründen — trotz ihrer äußerlich for⸗ 
malen Sonderung — ein notwendiger innerer 
Zuſammenhang. Die Bemerkungen über den 
Tatbeſtand fordern deshalb geradezu dazu heraus, 
auch einiges über den Inhalt und über 
die Abfaſſung der Entſcheidungsgründe 
zu äußern. Vor allem dürfen dieſe nichts von 
dem enthalten, was zum Tatbeſtand gehört. Nun 
findet man aber häufig Redewendungen, wie: da 
in der Schlußverhandlung der Kläger (Berufungs⸗ 
kläger) zugegeben hat, daß uſw.; — da der Be⸗ 
klagte (Berufungsbeklagte) anerkannt hat, daß 
uſw., — Kläger (Widerkläger) den Anſpruch inſoweit 
fallen ließ, als — der Beklagte (Widerbeklagte) 
auf dem Einwande, daß uſw. nicht weiter beſtand 
— u. dgl. Bei dieſen gelegentlichen Bemerkungen 
in den Gründen wird vielfach überſehen, daß es 
ſich um Geſtändniſſe, Anerkenntniſſe, Verzichts⸗ 
erklärungen handelt, die in den Tatbeſtand ge⸗ 
hören. Der Grund dieſes Verfahrens mag in 
dem Mangel der erforderlichen Unterſcheidung 
zwiſchen Tatbeſtand einerſeits und tatſäch⸗ 
licher Feſtſtell ung anderſeits gelegen ſein. 
Zwiſchen dieſen beiden beſteht aber doch ein begriff⸗ 
licher Unterſchied (ſ. darüber auch angef. Zeitſchrift 
Bd. 17 S. 66, 68 ff.). 

Es müſſen zwar in den höheren Inſtanzen 
auch Teile des Tatbeſtandes, die ſich in 
die Entſcheidungsgründe verirrt haben, nach einer 
— allerdings nicht unangefochten gebliebenen 
Rechtſprechung des Reichsgerichts — als ſolche 
berückſichtigt werden, ihre Nichtbeachtung wäre 
Reviſionsgrund. Bedenklich bleiben ſie aber unter 
allen Umſtänden, da ſie leicht überſehen werden 
und dadurch das Berichtigungsrecht der Parteien 
(3 320) gefährdet werden kann. Auch Reviſions⸗ 
angriffe werden daraus hergeleitet, weil ſie eben 
irrigerweiſe als ungenügende tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen aufgefaßt werden ($ 551 Nr. 7). Da: 
gegen gehört z. B. die Angabe, daß eine be— 
ſtimmte Tatſache bei Gericht offenkundig iſt (§ 291), 
in die Gründe, nicht in den Tatbeſtand; denn 
hier handelt es ſich um eine tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung. 

Die Entſcheidungsgründe ſollten in 
bündiger Kürze die tatſächliche und rechtliche 
Begründung des richterlichen Ausſpruchs enthalten. 
Dies hatte der Art. 275 der bayer. PO. aus— 
drücklich vorgeſchrieben. Die geltende Zivilprozeß— 
ordnung enthält zwar eine ſolche formell bindende 


ordnung des Reichsgerichts, lautend: „Die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe ſind in bündiger Kürze, unter 
ſtrenger Beſchränkung auf den Gegenſtand der 
Entſcheidung abzufaſſen.“ 

Da dieſe Beſtimmung der Natur der Sache 
entſpricht und ſich an das früher geltende Recht 
anſchließt, ſollte ſie den Gerichten aller Inſtanzen 
zur Richtſchnur dienen. In den Gründen ſoll 
zwar alles geſagt ſein, was zu ſagen für die Ent⸗ 
ſcheidung der Sache notwendig iſt, aber auch nicht 
mehr. „Qui trop embrasse mal étreint“ lautet 
ein ſehr richtiges Sprichwort der Franzoſen. Alles 
unnötige Beiwerk iſt um ſo mehr zu vermeiden, 
als es unter Umſtänden für das Schickſal der 
Entſcheidung verhängnisvoll werden kann. Die 
Einmiſchung von unzutreffenden rechtlichen Aus: 
führungen neben an ſich genügenden zutreffenden 
veranlaßt die Parteien häufig zur Einlegung von 
erfolgloſen Rechtsmitteln. In dem an ſich ja gewiß 
anerkennenswerten Streben nach größtmöglicher 
Gründlichkeit verfallen viele Urteilsverfaſſer in 
den Fehler, alles zu ſagen, was ihnen jemals 
über die behandelten Rechtsfragen aus der Literatur 
und Rechtſprechung bekannt geworden iſt. Da 
nimmt dann freilich auch mit den von Jahr zu 
Jahr ſich mehrenden Erzeugniſſen der Rechtslehre 
und dem Anſchwellen der Spruchſammlungen die 
Zahl der Zitate in ganz unheimlicher Weiſe zu. 
Muß denn jeder Ausſpruch eines rechtlichen Grund— 
ſatzes, auch wenn er in der Theorie und in der 
Praxis längſt unbeſtritten feſtſteht, ſozuſagen zum 
Gemeinplatz geworden iſt, ſtets von neuem mit 
einem Ballaſt von Zitaten bepackt werden? Es 
könnte wohl genügen, die jüngſten Zeugniſſe der 
Rechtslehre, die zuletzt erſchienenen Präjudizien 
anzuführen und auf die dort angeführten Beleg: 
ſtellen aus älterer Zeit zu verweiſen. Die un: 
nötige Breite in den rechtlichen Ausführungen 
zeigt die Kehrſeite der Medaille — unſerer 
Nationaltugend; unſere anerkannte Gründlichkeit 
wird da eben zum Fehler, zur Weitſchweifigkeit, 
zur Schwerfälligkeit. Infolge des Beſtrebens, wenn 
möglich alles zu ſagen, was man weiß, nehmen 
die Urteile vielfach faſt die Form von Abhand⸗ 
lungen an. Den Parteien iſt damit nicht ge: 
dient. Ein anderes iſt die juriſtiſche Erörterung 
bei der Beratung, ein anderes die Niederlegung 
ihres weſentlichen Ergebniſſes im Urteil. Man 
darf hier einen ſchon früher von Kohler!) ange: 
deuteten Gedanken ausführen: Für die Parteien 
hat es weit höheren Wert, ein richtiges Urteil, 
wenn auch mit ungenügender Begründung, zu er— 
langen, als ein unrichtiges mit möglichſt breiter, 
vielleicht nur ſcheinbar wiſſenſchaftlicher Begrün— 
dung. Gar manchmal muß man, namentlich wenn 


1) Shakeſpeare vor dem Forum der Juris— 


prudenz S. 88, im Anſchluß an die Erörterung über 


die Anwendbarkeit ungeſchriebener Rechtsſätze bei un— 


Vorſchrift nicht, aber ſie meint gewiß nichts entwickeltem Zuſtande des geſchriebenen Rechtes. 
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es ſich um ganz unnötige Abſchweifungen auf nicht | Ausdruckes gleich gut und berechtigt fein können. 


unbedingt zur Streitſache gehörige rechtliche Ge⸗ 
ſichtspunkte handelt, geradezu annehmen, daß die 
Urteile nicht ſowohl für die Parteien, als viel⸗ 
mehr zum Fenſter hinausgeſprochen, d. h 
in usum zwar nicht Delphini, aber doch superiorum 
verfaßt find. Wir deutſchen Juriſten ſind gar zu 
leicht geneigt, den Urteilen ausländiſcher Gerichte, 
insbeſondere der romaniſchen Nationen, Mangel 
an Gründlichkeit, ja Oberflaͤchlichkeit vorzuwerfen. 
Wir könnten aber doch auch etwas von ihnen 
lernen; Kürze, insbeſondere bündige Kürze 
iſt nicht gleichbedeutend mit Oberflächlichkeit. Oft 
iſt man ja verſucht, mit dem Dichter zu ſagen: 
weniger wäre mehr. Wohl kann es auch vor⸗ 
kommen, daß ein Urteilsverfaſſer nur deshalb in 
die geſchilderten Fehler verfällt, weil er befürchtet, 
eine bündige Kürze ſeiner Arbeit werde ihm als 
Mangel an Kenntniſſen oder Fleiß von den Vor⸗ 
geſetzten gedeutet werden. Dies würde bei dieſen 
einen Mangel an Verſtändnis für die Sache 
vorausſetzen und ihre Unfähigkeit bekunden, den 
Richter nach ſeiner ganzen Perſönlichkeit und 
Leiſtungsfähigkeit richtig einzuſchätzen. Mag ſein, 
daß es auch ſolche Vorgeſetzte gibt, die Regel 
werden ſie aber doch wohl nicht, ſondern nur die 
Ausnahme bilden. 

Daß bei einer Abfaſſung von Tatbeſtand und 
Entſcheidungsgründen in der oben dargelegten Art 


und Weiſe das „Schreibwerk“ nicht unerheblich der Behandlung des Tatbeſtandes. 


vermehrt, ein größerer Aufwand für „Perſonal 
und Material“ erforderlich wird, worüber ja 


wiederholt Klagen erhoben wurden, iſt einleuchtend. wendung liegen? 


Auch über die Sprache in unſeren ge: 
richtlichen Entſcheidungen ließe ſich noch 
manches jagen, ſoviel auch ſchon über das 
„ſchlimme Juriſtendeutſch“ und über den „pa⸗ 
pierenen Stil“ geſchrieben und geſpottet wurde. 
Dieſe Sprache braucht allerdings nicht ſo be⸗ 
ſchaffen zu ſein, daß ſie als Muſterleiſtung für 
deutſche Stilübungen dienen kann. Dieſe Arbeit 
können die Gerichte getroſt der Sprachwiſſenſchaft 


und der ſchönwiſſenſchaftlichen Literatur überlaſſen. 


Hauptſache iſt, daß der Richter ſich ſtreng an den 
Ausdruck des Gefetzes hält, nicht gegen anerkannte 
Regeln der Grammatik, nicht gegen das allgemeine 
Stilgefühl verſtößt, auch Provinzialismen und 
Dialektwendungen vermeidet. Wie auch die oben 
erwähnte Geſchäftsordnung des Reichsgerichts ganz 
richtig empfiehlt, iſt namentlich der Gebrauch von 
Fremdwörtern und von nicht allgemein üblichen 
Ausdrücken tunlichſt zu vermeiden. Kein ver: 
alteter Urgroßvaterſtil, aber auch kein Jagen nach 
eigenartigen Neubildungen, das ſo ſehr den Mo— 
dernen und Modernſten eignet. Im übrigen 
wird auch in dieſem Teile ſeiner Aufgabe die 
Individualität des Richters wie die eines jeden 
anderen Arbeiters auf geiſtigem Gebiet ſich frei 
entfalten dürfen. Es gibt ſehr verſchiedene Arten 


von Stil, die aber trotz der Verſchiedenheit des 


ländiſcher Notare. 


| 
| 


. mehr | 


| 


Eine Uniformität des Stiles in den gerichtlichen 
Entſcheidungen, die über den Rahmen der oben 
aufgeſtellten Erforderniſſe hinausgeht, wäre nicht 
zu begrüßen. Von den meiſten der kraſſen Ver⸗ 
ſündigungen gegen Grammatik und Stilgefühl, 
von denen Daubenſpeck (a. a. O. S. 216 ff.) eine 
wahre Muſterſammlung bietet, haben ſich übrigens 
die Urteile der bayeriſchen Gerichte bisher glück⸗ 
licherweiſe freigehalten. Dagegen macht ſich bei 
uns das unſchöne und unrichtige „beklagtiſche“ in 
ſehr aufdringlicher Weiſe breit; lieſt man doch 
ſogar von „berufungsbeklagtiſchen Grundſtücken“. 
Auch höhere Inſtanzen verſchmähen ferner immer 
noch nicht die „Stattgebung des Antrags“, 
den Gebrauch von unſchönen oder doch im Hoch⸗ 
deutſchen ungebraͤuchlichen Wörtern, wie „Erſt⸗ 
gericht“, „Zweitgericht“ u. dergl.; ja ſelbſt der 
gräßliche „Verſteiglaſſer“ ſpukte noch vor kurzem 
in den Entſcheidungen linksrheiniſcher Gerichte. 
Das faſt in jeder ſeiner Silben fehlerhafte Wort“) 
wird auch dadurch nicht annehmbar, daß es ſich 
hier und da auch in die Entſcheidung einer Re⸗ 
viſionsinſtanz eingeſchlichen hat. Aber alle dieſe 
unliebſamen Erſcheinungen: die große Weit⸗ 
ſchweifigkeit in den Entſcheidungsgründen, deren 
Hypertrophie an Zitaten, die mitunter fehlerhafte 
Sprache — find nur von nebenſächlicher Be⸗ 
deutung, im Verhältniſſe zu der Art und Weiſe 
Sollte der 
Grund des Uebels etwa doch im Geſetze ſelbſt 
und nicht bloß in ſeiner häufig falſchen An⸗ 
Jedenfalls werden, wenn es 
einmal zu einer ganzen Reviſion der ZPO. 
kommt, die geſetzgebenden Faktoren ernſtlich die 
Frage zu prüfen haben, wie der mißbräuchlichen 
Handhabung der einſchlägigen Vorſchriſten vor⸗ 
zubeugen, ob überhaupt an dem Erfordernis eines 
formell geſonderten Tatbeſtandes feſtzuhalten iſt. 
Es iſt ja bekannt, daß die beſtehenden Vorſchriften 
ſchon ſeit langem die Kritik beſchäftigen (ſ. u. a. 
Bähr, Jahrb. f. Dogmatik Bd. 23 S. 417 ff. und 
Kronecker, DIzZ. 1897 S. 174 bis 177 — da: 
gegen Wach, Vorträge über den deutſchen Zivil: 
prozeß 2. Aufl. S. 41 ff. und 49 ff. und Francke, 
angef. Zeitſchr. Bd. 9 S. 56). 

Der Verfaſſer hat ſchon im Jahre 1887 den 
Urteilstatbeſtand in allen nur einigermaßen größeren 
Streitſachen als das „Schmerzenskind“ in unſerer 
Zivilrechtspflege bezeichnen zu ſollen gemeint. Er 
hat dabei auch die Meinung geäußert, daß es 
vielleicht zweckmäßiger geweſen wäre, wenn ſich 
das Geſetz auf die Anordnung beſchränkt hätte, 
daß das Urteil in tatſächlicher und recht— 
licher Hinſicht ausreichend begründet 
werden muß. Wach hat dem widerſprochen 
(Die zivilprozeſſualiſche Enquete, Zeitſchr. f. d. ZPr. 

1) Man findet es auch jetzt noch ſehr häufig in den 
freiwillige Verſteigerungen betreffenden Urkunden rhein— 
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Bd. 11 Ergänzungsheft S. 156, Anm. 205). Er 


ſprach die Befürchtung aus, daß bei einer ſolchen 
Normierung, beim Wegfallen eines formellen ge⸗ 
ſonderten Tatbeſtandes die Objektivität des Richters 
in der Auffaſſung und Darſtellung des Tat⸗ 
ſächlichen durch ſeine Anſicht über die rechtliche 
Seite des Streitfalles ungünſtig beeinflußt werden 
könne. Aber der Vorwurf eines ſolchen unzu⸗ 
läſſigen „Subjektivismus“ des Richters in der 
Behandlung des Tatſaͤchlichen iſt doch auch unter 
der Herrſchaft des alten ſchriftlichen Prozeſſes, 
dem der formelle Tatbeſtand unbekannt war, nicht 
erhoben worden. 


Es ſind denn auch ſchon de lege ferenda 
Aenderungsvorſchläge gemacht worden; ob ſie die 
zutage getretenen Mißſtände beſeitigen würden, 
iſt allerdings ſehr fraglich. (Dies gilt namentlich 
von dem von K. Schneider — angef. Zeitſchr. 


Bd. 24 S. 287 ff. — gemachten, der eine Ver⸗ 


handlung mit den Parteien und eine Art aus⸗ 
drücklicher oder ſtillſchweigender Vereinbarung 
zwiſchen Gericht und Parteien über den Inhalt 
des Tatbeſtandes befürwortet, die der Verkündung 
oder doch der Abfaffung des Urteils vorauszugehen 
hätten). 

Schließlich iſt auf die ohne Zweifel auffallende 
Tatſache hinzuweiſen, daß in Oeſter reich, wie 
dem Verfaſſer von dortiger berufener Seite mit⸗ 
geteilt wurde, die hier erörterten Mißſtände in 
Anſehung des Tatbeſtandes überhaupt nicht oder 
fad nur in unbedeutendem Maße hervorgetreten 
ind. 

Der Grund ſcheint darin zu liegen, daß dort 
die vorbereitenden Schriftſätze, obwohl ſie für den 
Anwaltsprozeß auch vorgeſchrieben ſind 8 ſterr.3PO. 
§ 176), die hervorragende Rolle wie in unſerer 
Praxis und nach unſeren Geſetzen nicht ſpielen, 
wie denn auch die Zuläſſigkeit einer Bezugnahme 
auf Schriftſätze bei der Darſtellung des Sach⸗ 
verhalts im Geſetze nicht vorgeſehen iſt. Die 


Urteile können deshalb dort regelmäßig auch einen 


geringeren Raum einnehmen, als die unſrigen. 


Das Pfandleihgewerbe in Bayern. 


Von Dr. Jshaunes Merkel, Ratsaſſeſſor in Nürnberg. | 


(Schluß). 

Welche Perſonen als „jugendliche“ im Sinne 
des § 3 Ziff. 1 zu erachten ſind, hat die MBek. 
nicht näher beſtimmt. Als gleichbedeutend mit 
„minderjährig“ wird dieſer Begriff ſchon des— 
wegen nicht erachtet werden können, 
gleichfalls auf § 38 Abſ. I der GewO. beruhende 
M Bek. vom 29. Mai 1901 über den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Geſindevermieter in $ 7 Abſ. II aus: 
drücklich von „minderjährigen“ weiblichen Per— 


weil die, 


ſonen ſpricht, und es nicht abzuſehen wäre, warum 
der Begriff der Minderjährigkeit eine andere Be⸗ 
zeichnung hatte finden ſollen. Da die MBek. 
vom 5. Nov. 1906 auf der Gewerbeordnung be⸗ 
ruht, dürfte dieſe vielmehr für die Auslegung des 
Begriffs „jugendliche Perſonen“ herangezogen werden 
müſſen. Die $$ 135 ff. der GewO. ſprechen von 
„jugendlichen Arbeitern“, „jungen Leuten“ und 
bezeichnen damit Perſonen zwiſchen 14 und 16 
Jahren ($ 135 Abſ. III). Da überdies in der 
arbeitenden Bevölkerung die Erreichung des 16. 
Lebensjahres den Eintritt der wirtſchaftlichen 
Selbſtaͤndigkeit bedeutet,) werden auch im Sinne 
unſerer MBek. junge Leute bis zu 16 Jahren als 
„jugendliche Perſonen“ anzuſehen ſein. Bezüglich 
der mit ſolchen verbotswidrig abgeſchloſſenen Pfand⸗ 
leihgeſchäfte gilt das oben Ausgeführte; ſie ſind 
nichtig. Mit minderjährigen Perſonen über 16 
Jahren abgeſchloſſene Pfandverträge werden als 
ſolche dagegen Gültigkeit zu beanſpruchen haben, 
ſoweit die Beſtimmungen über die beſchränkte Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit (SS 106 bis 116 BGB.) nicht 
entgegenſtehen. 

Schließlich iſt noch zu bemerken, daß das Ver⸗ 
bot der Pfandbenützung ohne Zuſtimmung des 
Verpfänders ($ 3 Ziff. 3), abgeſehen von der 
allenfalls aus den 88 823 ff. BGB. ſich ergeben: 
den bürgerlich = rechtlichen Haftung des Pfand⸗ 
leihers nur als Ordnungsvorſchrift für ihn er⸗ 
ſcheint, welche allerdings, wie die Uebertretung 
der anderen Verbote, die „Unzuverläſfigkeit“ des 
Pfandleihers im Sinne des § 53 Abſ. II der 
GewO. dartun und daher zur Entziehung der 
erteilten polizeilichen Genehmigung des Geſchäfts⸗ 
betriebes führen kann.“ 


Die Pfandrechtsbeſtellung vollzieht ſich — 
mangels anderweitiger Beſtimmung der MBek. 
— in Gemäßheit des $ 1205 Abſ. 1 BGB. durch 
Uebergabe der Pfandſache und Einigung über 
Pfandrechtsentſtehung; die Verpfändung einer nur 
im mittelbaren Beſitze oder Mitbeſitze des Ver: 


1) Bekanntlich ſoll auch für das Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzgeſetz, welches allerdings nach Ziff. III S 1 der 
Verſailler Verträge vom 23. Nov. 1870 in Bayern keine 
Gültigkeit hat, die Altersgrenze zur Erwerbung eines 
eigenen Unterſtützungswohnſißes von 18 auf 16 Jahre 
herabgeſetzt werden. 

) Die durch § 3 Ziff. 3 der MBek. unterſagte „Be: 
nützung des Pfandes“ iſt gleichbedeutend mit „Ingebrauch— 
nahme“, alſo weſentlich verſchieden von der Pfandnutzung 
der SS 1213 und 1214 BGB.; es gilt daher auch für 
die gewerbsmäßigen Pfandleiher die geſetzliche Ver— 
mutung für die Geſtattung des Fruchtbezuges bei Ver— 
pfändung von ihrer Natur nach fruchttragenden Sachen. 
Die Inpfandnahme ſolcher fruchttragender Sachen (z. B. 
eierlegende Hennen. Milchkühe) iſt auch für den ge— 
werbsmäßigen Pfandleiher zuläſſig, wird bei ihm aber 
wohl kaum vorkommen: eine Verpflichtung zur Be⸗ 
lehnung ſolcher Sachen beſteht für den Pfandleiher na— 
türlich nicht. (Ueber „Nutzpfand“ und, . 
vgl. Dernburg, Das bürgerliche Recht 2. Aufl. Bd. 

8 269 Ziff. 3 und 4 S. 753). 
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pfänders befindlichen Sache iſt nach $ 1205 Abſ. II. 
§ 1206 BGB. zwar rechtlich zuläſſig,) wird aber 
wohl tatſaͤchlich kaum vorkommen. Hinſichtlich 
des weiteren Inhalts des Pfandvertrages enthält 
die M Bek. einige weitergehende Beſtimmungen 
als das BGB. Waͤhrend b fan hinſichtlich des 
Zeitpunktes der Fälligkeit der Pfandforderung und 
ihrer Verzinſung keine Vorſchriften enthält, iſt 
nach 8 6 Abſ. II der MBek. die Pfandforderung 
vor Ablauf von ſechs Monaten nach Hingabe des 
Darlehens nicht fällig“) und darf der Leihzins 

1% für den Monat oder 12% w für das Jahr 
159 überſteigen ($ 2 Abſ. 1 der MBek.); bei der 
Zinsberechnung können aber angefangene Monate 
für voll berechnet und Pfennigbruchteile auf volle 
Pfennige abgerundet werden, wogegen jedoch keinerlei 
weitere Gebühren irgendwelcher Art erhoben werden 
können) (8 2 Abſ. II und III der MBek.). 
Ueber die Beſtimmungen des BGB. geht auch 
die Vorſchrift hinaus, daß über das abgeſchloſſene 
Pfandgeſchäft eine von dem Pfandleiher zu unter⸗ 
zeichnende Beſcheinigung (Pfandſchein) zu erteilen 
if, welche mit dem Eintrag im Pfandbuch über⸗ 
einſtimmen und überdies die weſentlichſten Be⸗ 
ſtimmungen der MBek. wörtlich enthalten muß 
(8 16 Abſ. 1 und II der MBek.). 


Nach dem Erlöſchen des Pfandrechts“) iſt der 
gewerbsmäßige Pfandleiher zur Rückgabe des 
Pfandes verpflichtet ($ 1223 Abſ. 1 BGB.); 
während aber der Verpfänder gemäß $ 1223 
Abſ. 11 BGB. die Pfandrückgabe erſt nach Fälligkeit, 
d. h. bei Eintritt des im Pfandvertrage verein⸗ 
barten Fälligkeitstermins verlangen kann, muß 
der gewerbsmäßige Pfandleiher gegen Darlehens⸗ 
erſtattung ſamt Zinſen auch vor dem vereinbarten 
Fälligkeitstermin das Pfand jederzeit zurückgeben 
(8 6 Abſ. I MBek.), wobei Zinſen nur bis zur 
Pfandeinlöſung berechnet werden dürfen (8 6 Abſ. III 
daſelbſt); der Pfandleiher iſt jedoch berechtigt, in 
jedem Falle die Zinſen für zwei Monate im 
Mindeſtbetrage von 10 Pfg. zu fordern ($ 2 Abf. I 
Satz 2 daſelbſt). 


Bei Nichteinlöſung des Pfandes befriedigt ſich 
der i durch Pfandverkauf (8 1228 
Abſ. I BGB.), der jedoch erſt nach Ablauf eines 
Monats nach dem Verfalle des Pfandes zuläſſig 
iſt und in der Gemeinde des Geſchäftsſitzes des 
Pfandleihers erfolgen muß (8 7 Abſ. II MBek.); 


1) Die dem Pfandleiher nach 8 4 der MBek. ob: 
liegende Pfandaufbewahrungspflicht kann dem ebenſo⸗ 
wenig e wie die Aufbewahrungspflicht des 
8 121 

) Eine dem zuwiderlaufende Vereinbarung iſt rechts- 
unwirkſam (8 134 BGB.). 

2) Damit iſt auch 5 Vereinbarung von Vertrags- 
ſtrafen (vgl. 8 1210 Abſ. 1 BGB.) ausgeſchloſſen. 

+) Das Pfandrecht erliſcht mit der Forderung, 
die es beſtellt iſt, und mit der Rückgabe des Pfandes; 


für | 


entgegenſtehender Vorbehalt ijt unwirkſam (S 1252, 1253 


Abi. I BGB.). 
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der — in $ 1234 BGB. angeordneten — vorherigen 
Androhung des Pfandverkaufes bedarf es dabei nicht. 
Sind für eine Forderung in Gemaͤßheit des § 1222 

GB. mehrere Gegenſtände verpfändet, ſo findet 
§ 1230 BGB. Anwendung (der Pfandleiher hat 
die Auswahl der zu verlaufenden Pfänder, der 
Verkauf darf ſich jedoch nicht auf mehr Pfänder 
erſtrecken, als zur Befriedigung des Pfandleihers 
erforderlich iſt).) Der Pfandverkauf og durch 
öffentliche Verſteigerung ($ 7 Abſ. 1 MBek., 
8 1235 Abſ. I, 8 383 Abſ. III BGB.), bei 
Pfändern mit Markt⸗ oder Börſenpreis iſt frei⸗ 
händiger Verkauf durch einen öffentlichen Handels⸗ 
mäkler oder eine zur öffentlichen Verſteigerung 
befugte Perſon zum laufenden Preiſe zuläſſig (8 9 
MBek., 8 1235 Abſ. II, $ 1221 BGB.). Im 
Falle der öffentlichen Verſteigerung iſt Ort und 
Zeit mindeſtens vierzehn Tage und höchſtens vier 
Wochen vorher unter Bekanntgabe des Namens 
des Pfandleihers, der Gattung des Pfandgegen⸗ 
ſtandes und der Nummer des Pfandbucheintrags 
im amtlichen Verkündigungsblatte zu veröffent⸗ 
lichen; § 1237 Satz 1 BGB. iſt daher für ge⸗ 
werbsmäßige Pfandleiher weſentlich erweitert, 
während eine Mitteilung des Ortes und der Zeit 
der Verſteigerung an den Pfandeigentümer (vgl. 
8 1237 Satz 2 BGB.) nicht erforderlich iſt (8 8 
M Bek.). Für Gold: und Silberſachen hat $ 10 
der MBek. die Vorſchrift des 8 1240 BGB. wört⸗ 
lich übernommen. 


Die vor eingetretener Verkaufsberechtigung ge⸗ 
troffene Vereinbarung des Eigentumsüberganges 
auf den Pfandleiher im Falle der Nichteinlöſung 
des Pfandes iſt nichtig (8 11 Abſ. III MBek., 
8 1229 BGB.); nach Eintritt der Verkaufs⸗ 
berechtigung?) iſt eine ſolche Vereinbarung zu⸗ 
läſſig (vgl. Planck, BGB. Anm. 1a zu $ 1229 
Bd. III S. 680). 


Der rechtmäßige Pfandverkauf hat die im 
8 1242 BGB. beſtimmten Wirkungen, hinſichtlich 
des unrechtmäßigen Pfandverkaufs geben die 
88 1243) und 1244 BGB. Maß. 


Nach § 1245 BGB. find Vereinbarungen 
über einen anderweitigen Verkauf als den vor⸗ 
geſchriebenen zuläſſig; da die MBek. ſolche Ver⸗ 
einbarungen nicht ausſchließt, gilt dies auch zufolge 
der allgemeinen Ermächtigung in $ 23 Abſ. IV 
Mek. für die gewerbsmäßigen Pfandleiher. 


Der Pfandverkauf erfolgt nur gegen Bar⸗ 


1) Hinſichtlich der nichtverkauften Pfänder erliſcht 
das Pfandrecht (Planck, BGB. Anm. 2 zu 8 1230 
Bd. III S. 680). 

2) Da der Verkauf durch öffentliche Verſteigerung 
geſchieht., die Verſteigerung aber erſt einen Monat nach 
Pfandverfall ſtattfinden darf (8 7 Abſ. I u. II MBet.), 
tritt auch die Verkaufsberechtigung im obigen Sinne 
erſt mit Ablauf eines Monats nach Pfandverfall ein. 

) Hierbei iſt jedoch an Stelle des §S 1237 Satz 1 
BGB. die ſtrengere Vorſchrift des 88 M Bek zu beachten. 
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zahlung nach Maßgabe des $ 1238 BGB.; die 
aus einem Verſtoß gegen dieſe Beſtimmung ſich 
ergebenden Rechtsnachteile hat der Pfandleiher 
allein zu vertreten. Von dem erfolgten Pfand⸗ 
verkauf hat der Pfandleiher den Verpfänder zu 
verſtändigen ($ 1241 BGB.), den Mehrerlös!) 
an den Verpfänder auszuzahlen, oder, ſoferne er 
nach vierzehn Tagen!) nicht abgehoben iſt, bei 
dem zuſtändigen Amtsgericht zu hinterlegen (8 11 
Abſ. 1 MBek.). Wird der Mehrerlös dort nicht 
innerhalb Jahresfriſt abgehoben, ſo verfällt er 
zugunſten der Armenkaſſe des Ortes, an welchem 
der Geſchäftsbetrieb des Pfandleihers ſtattfindet 
(8 11 Abſ. II MBek.). 


Gläubiger, Eigentümer und Schuldner dürfen 
bei der Pfandverſteigerung nach Maßgabe des 
§ 1239 BGB. mitbieten, nicht dagegen der ver: 
ſteigernde Beamte und feine Gehilfen (SS 456, 
457 BGB.). 


Der Verſteigerung von Gold: und Silber: 
ſachen muß deren Abſchätzung durch einen Sad): 
verſtändigen vorhergehen (Planck, BGB. Anm. zu 
§ 1240 Bd. III S. 691; Dernburg a. a. O. 8 271 
Ziff. 7 Abſ. IV S. 759), da dieſe nicht unter 
dem Gold⸗ oder Silberwerte zugeſchlagen werden 
dürfen (8 10 Abſ. 1 MBek., § 1240 Abſ. I 
BGB.). Mangels genügenden Angebots kann 
freihändiger Verkauf durch eine zu öffentlicher 
Verſteigerung befugte Perſon erfolgen ($ 10 Abſ. ! 
MBek., $ 1240 Abſ. II BGB.). 

Findet nach Fälligkeit der Pfandforderung 
eine Verlängerung des Pfandvertrages ſtatt, ſo 
hat der Pfandleiher einen neuen Pfandſchein zu 
erteilen und neuen Eintrag im Pfandbuch zu be: 
wirken ($ 17 MBBek.); da hierbei jedoch eine 
neue Darlehenshingabe nicht erfolgt, braucht hin⸗ 
ſichtlich der Fälligkeit der Pfandforderung eine 


eingehalten zu werden. Alle ſonſtigen Beſtimmungen 
der MBek. hinſichtlich der Pfandbeſtellung, der 
Verzinſung und des Pfandverkaufs treffen natür⸗ 
lich auch bei der Pfandverlängerung zu. 


Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts in 
§ 23 Abſ. IV MBek. finden auf den gewerbs⸗ 
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mäßigen Pſandvertrag auch Anwendung die Be— | 


ſtimmungen des BGB. über 


1) Er berechnet ſich aus dem erzielten Verkaufspreis 
nach Abzug des gegebenen Pfanddarlehens, der er— 
wachſenen Zinſen (82 MBek.) und der durch den Pfand— 
verkauf erwachſenen Koſten. Für Aufwendungen, welche 
der Pfandleiher auf das Pfand machte, haftet dieſes 
nicht (vgl die Ausführungen zum preußiſchen Geſetze 
vom 17. März 1881 über die gewerbsmäßige Pfand— 
leihe, welchem die MBek. vom 5. November 1906 im 
weſentlichen nachgebildet iſt, bei Dernburg a. a. O. § 278 
Ziff. II 3 Abi. II S. 773). 


die Verpfändung durch einen Nichtberechtigten 
($ 1207), 

den Rang des Pfandrechts (88 1208, 1209), 

den Umfang der Haftung des Pfandes (88 1210, 
1211, 1212), 

das Nutzungspfand (§ 1213), 

die Verwendungen des Pfandleihers auf das 
Pfand (8 1216), 

die Verletzung der Rechte des . 
(§ 1217 Abſ.! und II Satz 1), ) 

den Pſandverderb oder Wertsminderung!) 
Ss 1218 bis 1222), 

die Befriedigung des Pfandleihers ($ 1224), 

den Forderungsübergang vom Verpfänder auf 
den Pfandeigentümer ($ 1225), 

die Verjährung ($ 1226), 

den Schutz des Pfandrechts (§S 1227), 

den Anfpruch auf Pfandrückgabe im Falle des 
8 1254 BGB., 

die Aufhebung des Pfandrechts durch Rechts⸗ 
geſchäfte ($ 1255) 

die Vereinigung = Pfandrechts mit dem 
Eigentum ($ 1256), 

das Pfandrecht an dem Anteil eines Miteigen⸗ 
tümers ($ 1258). 


Dies die Beſtimmungen, denen die Pfand: 
leihgeſchäfte unterworfen find; gemäß § 34 Abſ. II 
der GewO. ($ 22 MBek.) finden fie auch auf die 
Rückkaufsgeſchäfte Anwendung, d. h. diejenigen 
Geſchäſte, bei welchen den Verkäufern innerhalb 
beſtimmter Friſt das Recht des Rückkaufs zum 
Verkaufspreis eingeräumt iſt. 


Wie bereits erwähnt, find die vorſtehend er: 
örterten Beſtimmungen mit dem 1. Januar 1907 
in Kraft getreten und zwar derart, daß ſie nur 
auf die ſeit dieſem Zeitpunkt abgeſchloſſenen Pfand: 


ee se AETONBgTDANE) Inmendung Ruben. 


Uebertretungen dieſer Beſtimmungen unter: 
liegen der ſtrafrechtlichen Ahndung nach 8 148 
Ziff. 4a GewO. und § 360 Nr. 12 StGB., 
ſoferne nicht anderweite ſchärfere Strafbeſtimmungen 
(Wucher, Hehlerei u. dgl.) verletzt ſind. 


) S 1217 Abſ. II Satz 2 findet keine Anwendung, 
da der Natur der Sache nach unverzinsliche Darlehen 
bei gewerbsmäßigen Pfandleihern ausgeſchloſſen ſind. 

) Auf die in dieſem Falle zuläſſige Pfandver— 
ſteigerung finden lediglich die angeführten SS des BGB. 
Anwendung; die Beſtimmungen der MBek. 88 7 bis 10) 
dagegen regeln nur den nach dem Pfandverfall 
eintretenden ordentlichen Pfandverkauf. Im letzteren 
Falle dient der erzielte Erlös zur Befriedigung des 
Pfandleihers und Abführung des Mehrerlöſes (§11 MBek.), 


in erſterem Falle tritt der Erlös an Stelle des hinter— 


8) Dieſe Friſt berechnet ſich unter Zugrundelegung 


der SS 187, 188 Abi. 1 BGB. von der erfolgten Be— 
nachrichtigung des Verpfänders über den vollzogenen 


Verkauf an. 


legt geweſenen Pfandes § 1219 Abſ. II BGB). 


TI T 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Einiges über die Entwickelung des Verkehrs vor 
dem Grundbuchamte.) Wohl in allen Teilen Bayerns, 
in welchen das Grundbuch am 1. Mai 1905 für an⸗ 
gelegt erklärt worden iſt, ſind Schwierigkeiten aus 
der Einführung des BGB. ſelbſt, ſoweit die Gerichte 
in Betracht kommen, mit wenigen Ausnahmen nicht 
entſtanden. Eine Ausnahme machte vor allem die 
Behandlung der alten bayeriſchen Unterkautionen. 
Hierüber iſt genügend geſtritten worden, und es iſt die 
Frage endgültig durch das Geſetz vom 15. Mai 1906, 
die Ueberleitung von Hypotheken betreffend, geregelt 
worden. Hatte am Anfang der Verkehr vor dem 
Grundbuchamte, namentlich auch der perſönliche Ver⸗ 
kehr der Parteien daſelbſt außerordentlich zugenommen, 
ſo iſt er, ſeitdem dieſes Geſetz in Ausſicht ſtand, 
wieder auf das normale Maß abgeflaut, wenn berück⸗ 
ſichtigt wird, daß das neue Grundbuchrecht an und 
für ſich immerhin einen ſtärkeren perſönlichen Ver⸗ 
kehr der Parteien vor dem Grundbuchamte mit ſich 
bringt. 

Zugenommen hat ſelbſtverſtändlich das Erſcheinen 
der Grundſtückseigentümer und Berechtigten (frei⸗ 
williges Erſcheinen oder Erſcheinen auf Vorladung), 
vor allem behufs Abgabe der Zuſtimmungserklärung 
zur Löſchung von Hypotheken und Rechten. Es 
werden nämlich auch jetzt noch häufig Löſchungs⸗ 
urkunden von Notaren oder Gläubigern vorgelegt, 
trotzdem es das Richtigſte wäre, ſie den Grundeigen⸗ 
tümern hinauszugeben. Das Grundbuchamt kann 
mit der reinen Löſchung zunächſt nichts anfangen. 
Eine Eintragung lediglich dahingehend, daß die Hypo⸗ 
thek bezahlt iſt, iſt unzuläſſig. Die Löſchungsbewilli⸗ 
gung ſelbſt kann nicht Gegenſtand einer Eintragung 
ſein, ſie iſt nur Vorausſetzung dazu. Es hat daher 
das Grundbuchamt gemäß SS 8, 73, 130 ff. der Dienſt⸗ 
anweiſung von ſich aus die Vorladung des Eigen⸗ 
tümers herbeizuführen, um die Sache zu erledigen, 
und entweder eine Löſchung tatſächlich vorzunehmen, 
oder den Uebergang der Hypothek oder Grundſchuld 
auf den Eigentümer eintragen zu können. Ein ſchon 
eingetragener Rangeinräumungsverzicht oder eine Vor⸗ 
merkung gemäß § 1179 BGB. nützen für die Ermög⸗ 
lichung des Löſchungseintrages ſelbſt nichts, da der 
erſtere gemäß Art. 59 UeG. der Vormerkung nach 
§ 1179 BGB. gleichgeſtellt iſt und letztere nur obli⸗ 
gatoriſch wirkt. 

Praktiſch wäre es geweſen, im Geſetz auszu⸗ 
ſprechen, daß die Vorlegung einer Löſchungsbewilli— 
gung oder Quittung ohne weiteres den Vollzug der 
Löſchung ermöglicht. Der Anweſenseigentümer hat 
es ja in der Hand, Mißbräuche hintanzuhalten. Er 
zahlt eben nicht, außer gegen Einhändigung der 
Löſchungsurkunde; will er die Löſchung ohne weiteres 
vollzogen haben, dann läßt er durch den Gläubiger, 
Notar, Rentamt ꝛc. vorlegen. Jetzt ſind die Ans 
weſenseigentümer häufig ſehr ſchwer zu Gericht zu 


1) Anm. des Herausgebers: Dieſer Mit⸗ 
teilung liegen die Erfahrungen zugrunde, die bei dem 
größten bayeriſchen Grundbuchamte (München) ges 
macht wurden. Sie wird vor allem für die Gebiets- 
teile von Intereſſe ſein, die das Inkrafttreten des 
. für die nächſte Zeit zu gewärtigen 

aben. 
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bringen, betrachten zunächſt die Vorladung als Schikane 
und verlieren Zeit und Koſten. 

Vor dem Grundbuchamte werden auch Auf⸗ 
laſſungen beurkundet, und zwar auf Grund Teſtaments 
und auf Grund von Vergleichen über Grundſtück⸗ 
ſtreitigkeiten, endlich Hypothekübertragungen, Ver⸗ 
pfändungen uſw. Hatten dieſe Rechtsgeſchäfte vor 
dem Grundbuchamte in der allererſten Zeit nach dem 
Inkrafttreten des Grundbuchrechts gleichfalls erheblich 
zugenommen, ſo iſt doch jetzt dieſer Verkehr wieder 
bedeutend zurückgegangen, nachdem den Parteien be⸗ 
kannt geworden war, daß die Notariatsgebühren nicht 
erſpart, ſondern lediglich von dem Staate, anſtatt 
von dem Notare eingezogen werden. Dies war auch 
zu wünſchen, denn außerdem wären die Notare bei 
dem zur Zeit ohnehin wenig lebhaften Grundſtücks⸗ 
verkehr noch ſchlechter geſtellt, anderſeits würden die 
Richter unnötigerweiſe überlaſtet. 

Die Beurkundung anderer Rechtsgeſchäfte vor 
dem Grundbuchamte kommt faſt gar nicht vor, ſo 
3 B. die Beurkundung von Hyppothelbeſtellungen, 
wohl hauptſächlich deswegen, weil die ſofortige 
Unterwerfung unter die Zwangsvollſtreckung vor dem 
Grundbuchamt ausgeſchloſſen iſt. 

An Gebühren find bei dem Amtsgerichte München J 
Abteilung A für Zivilſachen für 1906 angefallen: 
1I.x. An ſogenannten Beſitzveränderungsgebühren — 
Art. 146 bayer. GebG. — 2640 Mk.; 2. an Gebühren 
für Uebertragungen und Verpfändungen ꝛc. — Art. 154, 
155 und 159 J. c. — 826.70 Mk.; 3. an reinen Nota⸗ 
riatsgebühren (Art. 118 und 119 J. e.) — Gebühren, 
welche für die Aufnahme der Urkunde durch den Notar 
an dieſen zu entrichten wären — 332.90 Mk. Die 
eigentlichen Einſchreibgebühren, welche die Haupt⸗ 
ſumme ausmachen — Art. 116 und 122—126 J. ce. — 
und die Schreibgebühren ſind hier nicht zu erwähnen, 
da ſie auch vor der Anlegung angefallen ſind und 
verrechnet wurden. 

Haben ſich ſo dieſe Punkte zur Zufriedenheit ge⸗ 
regelt, ſo kann nicht dasſelbe bezüglich der Brief⸗ 
hypotheken, der Eigentümer⸗Hypothek oder ⸗Grund⸗ 
ſchuld, der Vormerkung nach § 1179 BGB. und der 
richtigen Regelung des Schreibwerks ſowie einiger 
weiterer, weniger wichtiger Punkte, welche hier nicht 
zu erörtern ſind, geſagt werden. Wären dieſe Punkte 
mehr den geſetzlichen Vorſchriften des alten bayeriſchen 
Rechtes entſprechend geordnet worden, und hätte in 
dieſen Punkten Norddeutſchland Süddeutſchland nach⸗ 
gegeben, ſo könnte wohl behauptet werden, daß das 
Grundbuchrecht muſtergültig ſei. Im allgemeinen 
iſt aber trotzdem zuzugeben, daß das Grundbuchrecht 
in ſeiner juriſtiſchen Anwendung für den Richter ein⸗ 
facher geworden iſt. Das neue Recht bietet ſicherere 
geſetzliche Unterlagen als das alte bayeriſche Recht 
mit feinen vielen Fußangeln und Fallſtricken; hier⸗ 
gegen war das alte Recht in den erwähnten vier 
Punkten zielbewußter und einfacher. 

Die Einführung der Briefhypothek in ihrer 
heutigen Geſtalt wäre wohl am beſten im ganzen 
Deutſchen Reich unterblieben. Es ſollen zwar die 
Vorzüge, die mit der Einführung verbunden ſind, 
nicht verkannt werden, doch überwiegen bei weitem 
die ſich daran knüpfenden Nachteile. Die Hauptſache 
im Immobilienverkehr iſt abſolute Sicherheit, nicht 
aber Raſchheit, Bequemlichkeit uſw. Die Briefhypothek 
dient aber faſt nur dem unreellen Hypothekenverkehr 
und bietet dem Anweſenseigentümer viele Gefahren. 
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Er weiß z. B. gewöhnlich lange Zeit nicht, wer ſein 
Gläubiger iſt uſw. Die infolge des letzten Kraches 
auf das Trockene geſetzten Münchener Güterhändler 
dürften ſich ſchwer ärgern, wenn ſie bedenken, daß 
nunmehr ein Hypothekenbrief ſo ſchön im Stammkaffee 
von Hand zu Hand als ſogenanntes Wertpapier be⸗ 
geben werden kann, ohne daß man des Notars oder 
des Gerichts bedarf, zumal, wenn ſie ſich bei dieſer 
Gelegenheit vorſtellen, daß man auch den Staat noch 
um einen großen Teil der Gebühren bringen kann. 
Sind nämlich auf dem Hypothekenbriefe mehrfach For⸗ 
derungsübertragungen vermerkt worden, ſo braucht 
nur der erſte Inhaber dem letzten Inhaber eine neue 
auf ihn lautende Uebertragungserklärung auszuſtellen 
und ſeine Unterſchrift beglaubigen zu laſſen, denn werden 
die Zwiſchenübertragungen gegenſtandslos und die 
Gebühren für ihre Beglaubigung fallen weg. Dies 
wird in Zukunft häufig vorkommen, wenn man in 
Erwägung zieht, daß die Sippe der Güterhändler in 
einer Stadt gewöhnlich vollkommen unter ſich be⸗ 
kannt iſt. 

Man ſollte meinen, der Hypothekenbrief entſpreche 
einem wirklichen Verkehrsbedürfnis; dies iſt jedoch 
nicht der Fall. Die Briefe werden zwar in der letzten 
Zeit leider in bedeutend ſteigendem Maße verlangt 
— bis zu acht an manchem Tag in einem Bezirk — 
jedoch nur von Spekulanten und gewerbsmäßigen 
Güterhändlern. Andere Privatperſonen verlangten 
bisher eigentlich niemals Briefe; wenn ſie ſolche ver⸗ 
langten, haben ſie alsbald die Ausſchließung nach⸗ 
träglich vereinbart, ſo daß wohl angenommen werden 
kann, der Notar habe bei der Beſtellung der Hypothek 
die Ausſchlie ßung zu beurkunden vergeſſen. 

Was ſoll mit der Mobiliſierung des Grundſtücks⸗ 
verkehrs überhaupt gedient ſein, heutzutage, wo ohne⸗ 
hin alles ſich allzu raſch wandelt? Allerdings iſt in 
Bayern durch die Höhe der Grundſtücks⸗Gebühren 
uſw. glücklicherweiſe ein Riegel vorgeſchoben. Mag 
auch an und für ſich der Grundſtückswechſel in der 
Stadt weniger nachteilige Folgen haben, abgeſehen 
von einer eventuellen ungeſunden Spekulation, wie ſie 
vor einigen Jahren in München herrſchte, ſo iſt doch 
der ſtarke Grundſtückswechſel auf dem Lande ſehr zu 
bedauern, da bei jedem Wechſel naturgemäß die Be⸗ 
wirtſchaftung leidet und der Bauer nur zu leicht, 
wenn er Gewinn ohne Arbeit erzielen kann, die letz⸗ 
tere aufgibt. 

Zu bedauern iſt, daß der Gebührenanſatz für die 
Erteilung von Hypothekenbriefen für größere Beträge 
nicht einen höheren Betrag als 10 Mk. geſtattet, ſchon 
mit Rückſicht darauf, daß dem Grundbuchamt, von 
welchem viele Briefe erteilt werden, eine äußerſt ſtarke 
Belaſtung erwächſt; und zwar tft dieſe Belaſtung eine 
dauernde, wegen der ſpäter an dem Grundſtück und 
deſſen Belaſtung eintretenden Aenderungen und der 
dadurch notwendig werdenden häufigen Vorlegung des 
Briefes zur Erteilung von Beſtätigungen. 

Was ſodann die Vormerkung gemäß 8 1179 BGB. 
betrifft, fo gibt es eine in neuerer Zeit beſtellte Hypo— 
thek ohne derartige Vormerkungen faſt überhaupt 
nicht mehr. Dies mag wohl größtenteils von der 
Angſt hergekommen ſein, von welcher die Hypothek— 
gläubiger ergriffen wurden, als die Rechtſprechung 
dazu kam, die ſogenannte bayeriſche Unterkaution ſich in 
eine Eigentümergrundſchuld verwandeln zu laſſen. Jetzt 
iſt der Anweſenseigentümer diesbezüglich ſchlechter 
geſtellt als zur Zeit der Geltung des bayeriſchen 


Hypothekenrechtes. Damals war ein Rangeinräumungs⸗ 
verzicht zugunſten einer Privathypothek eine große 
Seltenheit, jetzt iſt ſie die Regel. Und ſelbſt für 
Hypotheken des alten Rechtes wird häufig die Vor⸗ 
merkung nachträglich verlangt. Die aus der Eigen⸗ 
tümergrundſchuld erwachſenen Rechte nützen daher 
dem Eigentümer nicht viel, wenigſtens demjenigen 
nicht, der nicht ſo wie ſo gut ſteht und ihrer nicht 
bedarf. 

Das deutſche Grundbuchrecht hätte an Einfachheit 
daher nur gewonnen, wenn die Eigentümerhypothek 
und Eigentümergrundſchuld mit ihrer verwickelten 
Anwendung weggeblieben und dafür ähnlich wie im 
alten bayeriſchen Rechte gemäß § 84 des HypG. Be⸗ 
ſtimmungen getroffen worden wären. Dieſe Beſtim⸗ 
mungen würden dann auch mit den Vorſchriften über 
den Rangvorbehalt gemäß $ 881 BGB. ($ 150 bayer. 
HypG.) zuſammenſtimmen, von welchem übrigens nur 
ſelten Gebrauch gemacht wird. 

Was endlich das Schreibwerk betrifft, ſo iſt es, 
wie überhaupt im neuen Recht, ſo auch im Grund⸗ 
buchrecht unendlich gewachſen und wächſt immer weiter. 
Am beſten wäre es geweſen, die Uebergabe von Ab⸗ 
ſchriften über Notariatsurkunden zum Grundbuchamt 
wegzulaſſen. Was ſoll damit gedient ſein? Das 
Notariat iſt jetzt wie das Amtsgericht gleichfalls 
Amt. Die Urſchrift wird zurzeit bei dem Notar auf⸗ 
bewahrt. Das Weſentliche wird in das Grundbuch 
eingetragen und ferner wird die Urkunde in Abſchrift 
übergeben. Dann ſollten wenigſtens die Einträge in 
das Grundbuch viel kürzer gefaßt werden dürfen, als 
jetzt die geſetzlichen Beſtimmungen, Praxis und Dienſt⸗ 
anweiſung, zulaſſen genügen würde z. B.: „10000 Mk. 
Darlehen der bayer. Hypotheken- und Wechſelbank in 
München ſamt 4% w Zins und Nebenſache; Unter: 
werfung unter die Zwangsvollſtreckung.“ Die Ver⸗ 
weiſung auf die Eintragungsbewilligung iſt über⸗ 
flüſſig, weil deren Inhalt aus den Anlagen hervor⸗ 
geht, und die genauere Wiedergabe des Wortlauts 
des 8 800 ZPO. gleichfalls, ebenſo die Aufführung 
der Satzungen der Banken. 

Am beſten wäre es geweſen, ſolange das bayeriſche 
Notariat in ſeiner jetzigen Geſtalt beſteht, es bei dem 
Zuſtand des alten Rechtes zu belaſſen. Jetzt wachſen 
die Anlagen ins Unermeßliche an. So oft eine Zahlungs-, 
Kündigungs⸗ oder ſonſtige Nebenbeſtimmung einge⸗ 
ſehen werden muß, müſſen die Anlagen ausgehoben 
werden, weil das Buch nur Bezug nimmt und nicht 
genügt. 

Hiermit wird die Zeit vertragen und iſt die 
Urkunde hervorgeholt, ſo bemerkt die rechtſuchende 
Partei, daß ſie auch den Inhalt des obligatoriſchen 
Vertrages (3. B. bei Kauf oder Tauſch) kennen muß; 
dann muß die Partei zum beurkundenden Notar ge— 
ſchickt werden; denn in der Abſchrift ſteht für gewöhn⸗ 
lich nur das, was ſich im Auszug zum Eintrage in 
das Buch eignet. Der Notar hat dann nochmals die 
Arbeit mit dem Hervorſuchen der Urkunden und der 
Aufklärung der Partei, trotzdem das Gericht die 
Arbeit bereits hatte und der Notar ſeinerſeits 
die Arbeit mit Fertigung und Beglaubigung der Ab— 
ſchrift hatte. Man könnte nun wohl ſagen, die Partei 
ſoll eben gleich zum Notar gehen, aber hiermit iſt 
nichts gedient. Es iſt z. B. an demſelben Gericht 
ein Termin in einer Nachlaßſache angeſetzt, ſämtliche 
Parteien ſind erſchienen. Muß zum Notar geſchickt 
werden, ſo kann an dieſem Tage die Sache nicht mehr 
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erledigt werden, wohl aber wenn die Urkunde mit 


dem nötigen Inhalt ſofort beim Grundbuchamt kurz⸗ 
händig erholt werden kann. Es wird daher verſucht, 
die Sache zunächſt auf dieſe Weiſe zu bereinigen, um 
Arbeit und Zeit dem Gericht und den Parteien zu 
erſparen. Erſt ſpäter ſieht man, daß dies erfolg⸗ 
los war. 

Dieſer Zuſtand wird mit jedem Jahre ſchlechter, 
weil die Urkunden derart anſchwellen, daß ſie wohl 
alsbald in den Eintragungsräumen überhaupt nicht 
mehr untergebracht werden können, ſondern in der 
Hauptregiſtratur verwahrt werden müſſen, woſelbſt 
das Hervorſuchen noch mehr Mühe und Zeitverluſt 
mit ſich bringt. 

Das alte bayeriſche Recht war viel praktiſcher. 
Die Unterwerfung unter die Zwangsvollſtreckung 
mußte niemals 
Solange die Hypothek beſtand, war die Urkunde auch 
voll ſtreckbar. Mißſtände haben ſich in keiner Weiſe 
ergeben, jedenfalls weniger als jetzt. Denn da alle 
Urkunden über beſtehende Hypotheken vollſtreckbar 
waren, gab es keine Ausnahme; das Buch brauchte 
man deswegen nicht einzuſeben. Jetzt wird die Führung 
des Buches unnötig belaſtet. Es muß das Buch ein⸗ 
geſehen werden und es gibt Ausnahmen. 

Die Motive geben nicht genügend Aufſchluß 
darüber, warum die Unterwerfung eingetragen werden 
muß. Es ſoll ſich jeder Erwerber eines Grundſtückes 
durch Einſichtnahme vergewiſſern können, daß er der 
ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen iſt. Man 
ſollte jedoch nicht meinen, daß hierzu eine derartige 
Belaſtung des Buchs notwendig wäre, da doch die 
Sache ſo leicht viel einfacher zu regeln war. Jetzt 
freilich wird eine geſetzliche Aenderung ſchwer herbei⸗ 
zuführen ſein. 

Was endlich die vielen im Grundbuchrecht ange⸗ 
ordneten Mitteilungen betrifft, ſo läßt ſich über deren 
Wert und Nützlichkeit ſtreiten. Sicher iſt, daß viele 
Beteiligte die Mitteilungen ohne weiteres wegwerfen. 
Im allgemeinen aber wird man ſagen müſſen, daß 
es für die Beteiligten immerhin von Belang iſt, über 
die Verhältniſſe, welche fie berühren, etwas zu er- 
fahren, ſei es als Gläubiger oder Grundſtückseigen⸗ 
tümer. 

Es kann geſagt werden, daß die Einführung des 
Grundbuchrechtes im allgemeinen zu begrüßen war; 
es hat ſich leicht eingeführt und wäre muſtergültig, 
wenn es in den vorerwähnten Punkten dem prak⸗ 
tiſchen Bedürfniſſe mehr angepaßt worden wäre. 

Oberlandesgerichtsrat Dr. Berg in München. 


Die Pfändbarkeit der Unteroffiziers⸗Dienſtprämien 
zugunſten der Uuterhaltsanſprüche unehelicher Kinder. 
Gemäß 8 75 Ziff. 1 der Friede ns-Beſoldungs⸗Vor⸗ 
ſchrift empfangen Unteroffiziere (auch außeretatmäßige), 
die nach 12 jähriger aktiver Dienſtzeit ausſcheiden, eine 
Dienſtprämie von 1000 Mk. Dieſe Prämie war zwar 
nach Art. 18 Abſ. 3 des RG. vom 22. Mai 1893 
(RGBl. S. 181) grundſätzlich unpfändbar, Abſ. 4 
a. a. O. enthielt jedoch die Ausnahmebeſtimmung: 

„Die in Abſ. 3 feſtgeſetzten Beſchräunkungen der 
Pfändung finden keine Anwendung auf die im 8 749 
Abſ. 4 ZPO. (— von 1877 —) bezeichneten Forde⸗ 
rungen der Ehefrau und der ehelichen Kinder des 
Schuldners.“ 


in das Buch eingetragen werden. 
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Art. 2 des RG. vom 29. März 1897 betr. Abänderung 
des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes inſofern eine Ver⸗ 
wirrung gebracht, als nunmehr für die Fälle des 
Abſ 2 und 3 des § 749 Abſ. 4 ZPO. ä. F. die 
Pfändbarkeit der dortſelbſt aufgeführten Forderungen 
auch zugunſten der Unterhaltsanſprüche unehelicher 
Kinder anerkannt wurde; der in dieſer Weiſe ab⸗ 
geänderte § 749 Abſ. 4 wurde dann als 8 850 Abſ. 4 
in die neutextierte ZPO. von 1898 aufgenommen. 

Streitfrage war alſo: „Hatte die — nach dem 
Geſetzeswortlaut allerdings nur für die Fälle des 
Abſ. 2 und 3 — erweiterte Beſtimmung des § 749 
Abſ. 4 ZPO. ä. F. bzw. 8 850 Abſ. 4 ZPO. n. F. in 
entſprechender Anwendung auch eine Erweiterung der 
Beſtimmung des Art. 18 Abſ. 4 RG. vom 22. Mai 
1893 zur Folge?“ oder mit anderen Worten: „Hatte 
die genannte erweiterte Beſtimmung nunmehr die 
Pfändbarkeit der Unteroffiziersdienſtprämie auch zu⸗ 
gunſten der Unterhaltsanſprüche unehelicher Kinder 
herbeigeführt?“ 

Das OLG. Karlsruhe hat dieſe Frage bejaht 
(Rechtſpr. der OLG. Bd. 4 S. 155.) Demgegenüber 
hat aber das OLG. München lebenſo auch das OLG. 
Jena vom 12. Mai 1902) in einer Entſcheidung vom 
22. Mai 1903 unter Anſchluß an Gaupp⸗Stein 6. und 
7. Aufl. Note II, 5 zu 8 850 ZPO. (S. 621) und einen 
Aufſatz im Recht“ 1902 S. 117 ff. einen verneinenden 
Standpunkt eingenommen und ihn insbeſondere damit 
begründet, daß durch Anwendung des abgeänderten 
8 749 Abſ. 4 bzw. § 850 Abſ. 4 ZPO. auf Art. 18 
Abſ. 4 des RG. vom 22. Mai 1893 der weiten Faſſung 
des letztgenannten Geſetzes und der ZPO. Gewalt 
angetan, zugleich auch gegen den Grundſatz des Art. 32 
EG. z. BGB. verſtoßen würde. 

Eine endgültige Löſung der Streitfrage — zu⸗ 
gunſten der Anſchauung des OLG. Karlsruhe — hat 
nun das RG. vom 31. Mai 1906 definitiv getroffen. 
Mit ſeinem Inkrafttreten am 1. Juli 1906 wurde u. a. 
gemäß 8 76 Abſ. a. a. O. das RG. vom 22. Mai 1908 
aufgehoben und an Stelle des Art. 18 beſtimmt nun⸗ 
mehr 8 40 Abſ. 1, daß die Vorſchrift des 8 850 Abſ. 4 
ZPO. auf die — an ſich nach wie vor unpfändbare 
— Dienſtprämie entſprechende Anwendung zu finden 
hat. Die Pfändbarkeit der Dienſtprämie auch zu⸗ 
gunſten der Unterhaltsanſprüche unehelicher Kinder 
ſteht demnach ſeit 1. Juli 1906 außer Zweifel. 

Dr. Jacquin, 
Hilfsarbeiter bei der Intendantur des III. Armeekorps. 


Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen im Wege 
der Rechtshilfe. In Nr. 23 des vorigen Jahrganges 
(S. 457) iſt angedeutet, daß bereits im Rahmen der 
beſtehenden Vorſchriften dem Ueberwuchern formaler 
Geſchäfte vorgebeugt werden könne. Es möge hier 
noch auf eine geſetzliche Vorſchrift hingewieſen werden, 
die offenbar von jenen unbeachtet gelaſſen wird, die 
nach der Meinung des Verfaſſers einer das nämliche 
Thema berührenden Abhandlung in der Nummer 1 
für 1907 (S. 14) „zu viel erſuchen“. 

Zweifellos wird der Weg der Rechtshilfe häufig 
in ungeeigneten Fällen betreten, was namentlich von 
großen und vielbeſchäftigten Gerichten hart empfunden 
wird. Direkt gegen eine geſetzliche Beſtimmung ver— 
ſtößt es aber, wenn dieſer Weg häufig beſchritten wird, 
um richterliche Verfügungen irgendwelcher, oſt ganz 


In dieſe an ſich klare Rechtslage wurde durch | untergeordneter Art zur Kenntnis der Parteien zu 
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bringen. Es wird z. B. erſucht, den X. vorzuladen, 
ihm zu eröffnen, daß das Gericht ſeinem Antrag keine 
Folge gibt, ihn zugleich zu veranlaſſen, dieſe oder 
jene Weiſungen zu befolgen u. dgl. 

Für ſolche Bekanntmachungen ſchreiben § 16 des 
FGG. und die dazu gehörenden Miniſterialbekannt— 
machungen den Weg vor, der zu beſchreiten iſt, um 
Entſcheidungen zur Kenntnis der Beteiligten zu 
bringen. Sichtliches Beſtreben dieſer geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen iſt, die Bekanntmachung möglichſt einfach 
und billig zu geſtalten. In der Regel genügt ein⸗ 
facher Brief. Wie zeitraubend für den erſuchten 
Richter, wie koſtſpielig meiſt für die Partei iſt dage⸗ 
gen der Weg der Rechtshilfe! Daß die Eröffnung 
ſelbſt durch Inanſpruchnahme der Rechtshilfe ſicherer 


oder wirkſamer wird, kann doch wohl nicht behauptet 


werden. Die Ablehnung eines ſolchen Erſuchens 
würde gleichwohl gegen 82 FGG. und 8 159 GVG. 
verſtoßen, weil ja die angeſonnene Handlung nicht 
unmittelbar verboten iſt. Um ſo mehr ſollte man ſich 
davor hüten, dem erſuchten Richter eine überflüſſige 
Arbeit zuzumuten, gegen deren Aufbürdung er ſich 
nicht mit Erfolg wehren kann. 
Oberamtsrichter Eppenauer in München. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Zu 5 2269, 2304, 2306 BGB. Vorausſetzungen 
für die Anwendung der Auslegungsregel 
des § 2269 BGB. Bedeutung der Einſetzung 
als Erbe auf den Pflichtteil. Der 1902 zu 
G. verſtorbene M. hat ein Teſtament hinterlaſſen, das 
er in Gemeinſchaft mit ſeiner Frau, der Beklagten, 1901 
errichtet hatte. Es lautet: 

8 1. „Wir ſetzen hierdurch uns einander gegen— 
ſeitig und unſere Kinder, und zwar: 1. an Stelle unſeres 
im Jahre 1900 verſtorbenen Sohnes Albert M. deſſen 
Tochter Elsbeth M., 2. unſere Tochter Editha, 3. unſeren 
Sohn Rudolf, 4. unſeren Sohn Franz als Erben mit 
der Maßgabe ein, daß der Ueberlebende von uns Ehe— 
leuten bis zu ſeinem Tode den uneingeſchränkten Nieß— 
brauch und Beſitz, die Verwaltung und freie Dispoſi— 
tion über den geſamten Nachlaß behalten ſoll.“ 

§ 2. „Wir beſtimmen, daß der Ueberlebende von 
jeder Rechnungslegung befreit ſein ſoll.“ 

§ 3. „Wir beſtimmen ferner, daß unſer zu Nr. 1 
genanntes Enkel Elsbeth als Erbin lediglich auf den 
Pflichtteil geſetzt fein fol.” S 4 enthält ſodann eine 
Anordnung über das von dem teſtierenden Ehemann 
in G. geleitete Kaffeehaus; es ſoll nach dem Tode des 
letztlebenden der Eheleute in das gemeinſchaftliche Eigen— 
tum der zu 2, 3 und 4 genannten Kinder übergehen und 


der Beklagten eingeſetzt. 


Nachlaſſes nach Abzug aller Unkoſten zu zahlen.“ Das 
Landgericht hat auf Klagabweiſung erkannt. Die Be⸗ 
rufung wurde zurückgewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Iſt die in dem Teſtamente enthaltene 
Erklärung, wonach der überlebende Ehegatte und die 
mit Namen benannten Abkömmlinge als Erben ein⸗ 
gefeßt werden, in dem Sinne zu verſtehen, daß die 
Abkömmlinge Nacherben des Ueberlebenden werden 
ſollten, ſo würde, da die Klägerin auf die Hälfte des 
geſetzlichen Erbteils beſchränkt iſt, dieſe Berufung zur 
Nacherbfolge gemäß § 2306 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 
BGB. von Geſetzes wegen in eine Berufung zur 
unmittelbaren Erbfolge übergegangen ſein und es 
wären gleichzeitig die der Klägerin zugunſten des über⸗ 
lebenden Ehegatten auferlegten Beſchräͤnkungen und 
Beſchwerungen fortgefallen. Die Erklärung der Klä— 
gerin, daß ſie das geſetzliche Pflichtteilsrecht nicht gel⸗ 
tend machen wolle, ſtände der Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchriften nicht entgegen. Klägerin hat damit offenbar 
nur abgelehnt, fi die Stellung einer Nachlaßgläu⸗ 
bigerin gemäß S$ 2303, 2317 BGB. anweiſen zu laſſen; 
überdies hängt die Entſcheidung der Frage, ob das 
Klagevorbringen rechtlich zur Verurteilung führt, nicht 
von ihrer Stellungnahme ab. Nun legt allerdings 
der Berufungsrichter das Teſtament ſo aus, daß BE 
den Nachlaß des Erſtverſterbenden die Klägerin weder 
zur unmittelbaren noch auch zur Nacherbfolge berufen 
ſei, indem er unter Anwendung des § 2269 BGB. feſt⸗ 
ſtellt, die Beklagte ſei als alleinige Erbin des Mannes, 
die Klägerin aber mit den anderen Abkömmlingen 
zwar für den geſamten Nachlaß, aber nur als Erbin 
Die im 5 2269 enthaltene 


Vermutung ſei nicht widerlegt. 


Allein die beiden Fragen, ob Klägerin zur un⸗ 


| mittelbaren Erbfolge und ob fie teſtamentariſch zur 


ihnen bei der Nachlaßregulierung mit 16000 Mk. an⸗ 


gerechnet werden. Klägerin iſt die im S 1 zu 1 und 


im § 3 genannte Enkelin Elsbeth M. Sie behauptet, 


daß ſie durch das Teſtament im Umfange des Pflicht— 
teils zur Erbfolge berufen ſei. Ihr Klageantrag lautet: 
„Die Beklagte zu verurteilen: 1. anzuerkennen, daß die 
Klägerin Miterbin iſt, 2. der Klägerin über den Ver— 
bleib des Nachlaſſes des Cafetiers Franz M. zu G. 
Auskunft zu erteilen und eine die geordnete Zuſammen— 
ſtellung der einnahmen und Ausgaben des Nachlaſſes 
enthaltende Rechnung mitzuteilen, 3. der Klägerin °/sa 


der ſeit dem Tode des M. gezogenen Nutzungen ſeines 


Nacherbfolge nach ihrem Großvater Franz M. berufen 
iſt, find auseinanderzuhalten, da ſich die Auslegungs— 
regel des $ 2269 nicht auch auf die erſte von ihnen 
bezieht. Daß der überlebende Ehegatte in dem gemein- 
ſchaftlichen Teſtamente zum Alleinerben eingeſetzt, ein 
anderer Bedachter alſo nicht neben ihm zur Miterbs 
folge berufen iſt, gehört nicht zum Inhalt, ſondern 
bildet eine der beiden Vorausſetzungen der im 
8 2269 aufgeſtellten Vermutung. Es muß, wenn dieſe 
Vorſchrift zur Anwendung kommen ſoll, von vorn— 
herein bereits feſtſtehen, einmal, daß die teſtierenden 
Eheleute ſich gegenſeitig und nicht auch einen anderen 
neben dem Ueberlebenden zu Erben eingeſetzt, ſodann 
aber, daß ſie beſtimmt haben, der beiderſeitige Nachlaß 
ſolle nach dem Tode des Ueberlebenden an einen Drit— 
ten fallen. Trifft beides zu, ſo entſcheidet das Geſetz 
einen alsdann möglichen Zweifel durch eine Aus— 
legungsregel: Der Anfall des Geſamtnachlaſſes an den 
Dritten kann ſich entweder vollziehen durch Nacherb— 
folge nach dem zuerſt verſtorbenen und gleichzeitige 
unmittelbare Erbfolge nach dem zuletzt verſterbenden 
Ehegatten oder ſie beruht allein auf dem einheitlichen 
Berufungsgrunde der Einſetzung des Dritten zum Erben 
des überlebenden Ehegatten. In dem einen Falle unter— 
liegt der erbende Ehegatte mit Bezug auf den Nachlaß 
des zuerſt verſterbenden den Beſchränkungen des Vor— 
erben, in dem anderen Falle dagegen nicht. Wenn 
nun nach $ 2269 im Zweifel anzunehmen ift, daß der 
Dritte für den geſamten Nachlaß als Erbe des zuletzt 
verſterbenden Ehegatten eingeſetzt ſei, ſo ſtellt damit 
das Geſetz eine Vermutung nur über den Berufungs— 
grund auf und regelt deshalb gleichzeitig zwar die 
Beſchaffenheit der Rechte des überlebenden Ehegatten 
und des Dritten, bezieht ſich dagegen nicht auch auf 
den Umfang, in dem der Nachlaß des zuerſt verſterben— 
den dem überlebenden Ehegatten anfällt. 

Die erſte der beiden zur Entſcheidung ſtehenden 
Fragen, ob die Beklagte zur Alleinerbfolge nach ihrem 
Ehemanne berufen war oder ob die Klägerin als Mit- 
erbin neben ihr zur Erbfolge gelangt iſt, hätten daher 
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unabhängig von der Auslegungsregel des § 2269 vor⸗ 
weg entſchieden werden müſſen. Eine Beantwortung 
zu ungunſten der Klägerin kann ſie nur durch eine 
Umdeutung der Erbeinſetzungsworte des Teſtaments 
unter dem Geſichtspunkte finden, daß die dem über⸗ 
lebenden Ehegatten beigelegten beſonderen Rechte für 
ein Nebeneinanderbeſtehen des Erbrechts der Witwe 
und des Erbrechts der Abkömmlinge keinen Raum 
laſſen und daß deshalb in Wirklichkeit die alleinige 
Ernennung des überlebenden Ehegatten zum Erben des 
Erſtverſterbenden gemeint war. Daß der Inhalt dieſer 
beſonderen Rechte eine derartige Auslegung unter allen 
Umſtänden notwendig macht, iſt keineswegs anzunehmen. 
Gelangt der Berufungsrichter bei nochmaliger Prüfung 
wieder zu der Annahme, daß in dem gemeinſchaftlichen 
Teſtamente der überlebende Ehegatte nicht neben den 
Abkömmlingen zur Miterbſchaft, ſondern unter deren 
Ausſchließung zur Alleinerbſchaft berufen iſt, ſo 
würde allerdings die Auslegungsregel des § 2269 ein⸗ 
ſchlagen: die Abkömmlinge würden nur zur Erbfolge 
nach dem überlebenden Ehegatten berufen, dieſer aber 
durch ein Nacherbrecht nicht beſchränkt ſein, es ſei denn, 
daß ſich ein anderer Wille aus dem Teſtamente her- 
leiten ließe. Entſcheidend iſt dabei, ob die teſtierenden 
Eheleute die dem Überlebenden zuſtehenden Macht⸗ 
befugniſſe erſchöpfend haben regeln wollen oder ob ſie 
darüber hinauszugehen beabſichtigten. Denn in keinem 
Punkte überſchreiten die beſonderen Rechte, mit denen 
ſich die teſtierenden Eheleute wechſelſeitig in den SS 1 und 
2 des Teſtaments bedacht haben, die Grenzen, innerhalb 
deren eine Befreiung des Vorerben gemäß § 2136 zuläſſig 
iſt. Sie laſſen alſo ſehr wohl die Möglichkeit offen, daß 
nach dem Willen der Teſtierenden der Ueberlebende von 
ihnen zwar weithin befreiter Vorerbe des zuerſt ver⸗ 
ſterbenden Ehegatten, aber immerhin doch nur deſſen 
Vorerbe werden ſollte. Daß auch in ſolchem Falle der 
Klägerin das von ihr beanſpruchte Miterbrecht zuerkannt 
werden muß, wurde bereits ausgeführt. Der Berufungs⸗ 
richter hat dieſe Grundſätze nicht beachtet. Es fragt ſich 
nur noch, ob das Berufungsurteil durch eine vorſorgliche 
Begründung getragen wird, die der Berufungsrichter der 
Hauptbegründung hinzugefügt hat. Er erwägt: wenn 
man auch der Annahme nicht beitreten wollte, daß der 
Klägerin aus dem Teſtamente ein Recht mit Bezug auf 
den Nachlaß ihres Großvaters nicht zuſtehe, ſo komme 
zwar in Betracht, daß ſie als Erbin bezeichnet, daß 
ihr aber im § 3 ausdrücklich nur der Pflichtteil zu⸗ 
gewendet ſei. Dieſe Zuwendung ſei im Zweifel nicht 
als Erbeinſetzung anzuſehen ($ 2304), ändere alſo den 
Charakter des Pflichtteilsanſpruchs an ſich nicht. Die 
Benennung als Erbe ſei in entſprechender Anwendung 
des § 2087 BGB. nicht entſcheidend. Von ihrem 
Pflichtteilsrecht aber wolle die Klägerin keinen Ge— 
brauch machen. Nun iſt es zwar richtig, daß, wenn 
die Klägerin im § 3 des Teſtaments „als Erbin“ auf 
den Pflichtteil geſetzt iſt, dieſe Faſſung“ es nicht ſchlecht⸗ 
hin ausſchließt, daß ihr gleichwohl nur ein Forde⸗ 
rungsrecht in Höhe des Pflichtteils zugedacht ſein ſollte. 
Allein die dafür nach $ 2304 ſprechende Vermutung 
wird durch die ausdrückliche Einſetzung der Klägerin 
als Erbin in 8 1 jedenfalls aufgewogen. Dafür 
aber, daß die Teſtierenden bei der Bezeichnung der 
Klägerin als Erbin ſich im Ausdruck nicht vergriffen 
haben, ſpricht ſowohl die Gleichſtellung der Klägerin 
mit den anderen Abkömmlingen bei der Erbeinſetzung, 
als auch die im $ 4 angeordnete Auseinanderſetzung 
zwiſchen ihr und den anderen Erben wegen des 
Kaffeehauſes. (Urt. des IV. 3S. vom 22. Nov. 1906). 
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II. 

Zu 56 137 Abſ. 4, 85 ZPO. Umfang und Be: 
deutung des Rechtes der Partei, im Anwaltsprozeſſe 
neben dem Anwalte ſelbſt das Wort zu ergreifen. 
Aus den Gründen: Die Reviſion rügt, es ſei 
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dem Beklagten in der mündlichen Verhandlung vom 
Berufungsgericht mit Unrecht das Wort verweigert 
worden. In der Verhandlung ſtand in Frage, ob es 
nach §8 627, 940 3PO. geboten ſei, für die Dauer 
des Eheanfechtungs- und Scheidungsprozeſſes zwiſchen 
dem Beklagten und feiner Frau einſtweilen das Ge— 
trenntleben der Gatten und in Verbindung damit die 
Unterhaltspflicht des Beklagten gegenüber der Klägerin 
zu ordnen. Nach dem Sitzungsprotokolle wurde dem 
Beklagten das Wort entzogen, als er auf die Vor⸗ 
geſchichte der Ehe und die Gründe der Anfechtung zu 
ſprechen kam, ſich anſchickte, prozeſſuale Mängel des 
erſtinſtanziellen Verfahrens zu rügen und Anträge 
auf Berichtigung der Tatbeſtände der Urteile 1. In: 
ſtanz zu begründen. Der Anwalt des Beklagten hatte 
erklärt, daß er ſelbſt in dieſen Richtungen nichts vor⸗ 
tragen wolle. Die Rüge iſt unbegründet. 

Nach § 137 Abſ. 4 ZPO. iſt allerdings in Anwalts⸗ 
prozeſſen neben dem Anwalt auch der Partei ſelbſt 
auf Antrag das Wort zu geſtatten, und es gehen nach 
§ 85 Geſtändniſſe und andere tatſächliche Erklärungen 
der Partei den etwa abweichenden Erklärungen des 
Anwalts vor. Nach $ 548 ZPO. kann auch eine 
Verletzung des 8 137 mit Reviſion gerügt werden, da 
der bezügliche Gerichtsbeſchluß die mündliche Verhand⸗ 
lung vorausſetzt und im Geſetze nicht für unanfechtbar 
erklärt iſt ($ 567 ZPO.). Allein für die nach § 137 
ZPO. gebotene Zulaſſung der Partei zum Worte iſt 
Erfordernis, daß ſie zur Sache ſelbſt das Wort nimmt. 
Für den Gegenſtand der mündlichen Verhandlung 
kamen hier ſelbſtändig und entſcheidend die derzei⸗ 
tigen ehelichen Beziehungen der Gatten, nicht aber 
die Vorgeſchichte der Ehe und die Begründung der 
Anfechtungsklage in Betracht. Soweit es ſich ferner 
usführungen über prozeſſuale Mängel und Bes 
ſchwerden wegen Nichtberichtigung des Tatbeſtands 
1. Inſtanz handelte, durfte dem Beklagten das Wort 
verweigert werden, da ſein Anwalt erklärt hatte, daß 
er ſelbſt in dieſer Beziehung nichts vortragen wolle. 
Mögen auch die Geſtändniſſe und tatſächlichen Er- 
flärungen der Partei ſelbſt gegenüber ihrem Prozeß— 
bevollmächtigten von maßgebender Bedeutung ſein, ſo 
ſteht es doch nur im pflichtmäßigen Ermeſſen des 
letzteren, inwieweit er Anträge ſtellen und Be- 
ſchwerden erheben will. Für die Ausführungen 
des Beklagten war hiernach kein Raum, weil ſein 
Anwalt von den fraglichen Prozeßrügen überhaupt 
abgeſehen hatte. Eine Beſchwerde wegen Nichtberichti— 
gung des Tatbeſtandes war übrigens gar nicht zu— 
läſſig Sie wäre nur ſtatthaft geweſen, wenn aus 
prozeſſualen Gründen eine Entſcheidung über 
den Berichtigungsantrag ohne ſachliche Prüfung abge⸗ 
lehnt worden wäre. ($ 320 RG. in 35. 47 
S. 398). Der Berichtigungsantrag war aber als 
unbegründet verworfen worden (Urt. des IV. 35. 


vom 29. November 1906, IV 407/06). 
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III. 


Zur Anwendung von 3 304 ZPO. Der vom Be⸗ 
klagten durch einen Säbelhieb am Kopfe verletzte 
Kläger fordert Schadenerſatz, und zwar beſtimmte 
Summen je für Kurkoſten, jährlichen Verdienſtentgang, 
Geſchäfts⸗Stillſtand und⸗Rückgang, ſowie Schmerzens⸗ 
geld, event. eine einmalige beſtimmte Geſamtentſchä— 
digung. Der Beklagte ſchützt Notwehr vor und be— 
antragt Abweiſung der Klage. Dieſem Antrage hat 
das Landgericht entſprochen, während das Berufungs— 
gericht auf die Berufung des Klägers (unter deren 
Zurückweiſung im übrigen) dahin entſchied, daß der 
Beklagte verurteilt werde, „dem Kläger den aus der 
Körperverletzung erwachſenen Schaden zu 's zu er— 
ſetzen“, und die Sache zur weiteren Verhandlung an 
das Landgericht zurückverwies. Das N hat 
das Berufungsurteil aufgehoben. 


66 


Aus den Gründen: Das Urteil iſt ſchon aus 
prozeſſualen Gründen zu beanſtanden. Es iſt gemeint 
als eine Vorabentſcheidung im Sinne von 8 304 ZPO. 
Dem entſpricht aber die gewählte Urteilsformel nicht, 
inſoferne als darin nicht der Klageanſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt, ſondern bereits eine 
Verurteilung des Beklagten ausgeſprochen iſt. Dabei 
iſt dieſe Verurteilung allgemein dahin gefaßt worden, 
daß der Beklagte „den aus der Körperverletzung vom 
14. November 1904 erwachſenen Schaden“ zu / dem 
Kläger zu erſetzen habe, während, wie ſelbſtverſtänd⸗ 
lich iſt, auch ein Zwürt. nach 8 304 ZPO. immer 
nur über den vom Kläger erhobenen Anſpruch in 
ſeiner durch den Klageantrag gegebenen Begrenzung 
entſcheiden darf (vgl. RGE. 60 S. 314). Weiter hat 
der Kläger eine Reihe einzelner Anſprüche erhoben; 
es müßte deshalb ſchon in dem Verfahren über den 
Grund des Klageanſpruchs für jede der einzelnen von 
ihm umfaßten ſelbſtändigen Forderungen geprüft 
werden, ob ſie dem Grunde nach berechtigt ſei (Urt. 


des VI. 3S. vom 5. November 1906). L 5 
748 ee „445 . 


B. Strafſachen. 
I 


Iſt es zuläffig, im Urteil die „Beſeitigung“ von 
Ueberführungsſtücken anzuordnen? Gegen den An⸗ 
geklagten iſt wegen Jagdvergehens auf Freiheitsſtrafe 
und auf Einziehung des zur Jagdausübung benützten 
Jagdgerätes erkannt, außerdem iſt aber im Urteil 
noch angeordnet worden, daß zwei zu Gerichtshanden 
gekommene Rehläufe zu „beſeitigen“ ſeien. Der dieſe 
Anordnung betreffende Teil der Urteilsſormel wurde 
vom Reviſionsgerichte aufgehoben und dieſe Verfügung 
aus dem Urteilsſatze geſtrichen. 

Aus den Gründen: Was mit der Anordnung 
gemeint ſein ſoll, nach der „die zwei Rehläufe zu be⸗ 
ſeitigen ſind“, läßt ſich mit Sicherheit weder ihrem 
Wortlaut noch den Urteilsgründen entnehmen, bedarf 
aber auch keiner weiteren Aufklärung. Die Urteils- 
gründe ſtützen nur die Einziehung der übrigen Gegen⸗ 
ſtände auf 8 295 StGB. und laſſen damit erkennen, 
daß die „Beſeitigung der Rehläufe“ lediglich als eine 
Verwaltungsmaßregel, nicht als ein der Rechtskraft 
fähiger weſentlicher Beſtandteil des Urteilsſatzes an⸗ 
geordnet iſt. Indeſſen erſcheint die äußerliche Auf- 
nahme der Anordnung in das Urteil ſelbſt als den 
Angeklagten beſchwerend, mithin inſoweit die Reviſion 
als an ſich zuläſſig und ſachlich begründet (Urt. des 
I. StS. vom 12. Novbr. 1906, 1 D 886/06). B 
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88 7, 13 des Geſetzes vom 11. Jaunar 1876, betr. 
das Urheberrecht an Muſtern und Modellen. Der Urheber 
eines Muſters oder Modells genießt nach §7 a. a. O. 
Schutz gegen Nachbildung nur, wenn er es zur Ein 
tragung in das Muſterregiſter angemeldet und ein 
Exemplar oder eine Abbildung bei der Regiſter— 
behörde niedergelegt hat; nach § 13 a. a. O. gilt, wer 
nach §7 das Muſter oder Modell zur Eintragung 
angemeldet und niedergelegt hat, bis zum Gegen— 
beweiſe als Urheber. Daraus ergibt ſich, daß der Ur— 
heberſchutz an zwei Vorausſetzungen, die Anmeldung 
und die Niederlegung, geknüpft iſt. Nun ſpricht 
der Erſtrichter allerdings weder von der Anmeldung 
noch von der Niederlegung; die Urteilsbegründung 
iſt deshalb mangelhaft. Das Gericht ſtellt aber aus— 
drücklich feſt, daß das Muſter von dem zuſtändigen 
Amtsgericht in das Muſterregiſter eingetragen wurde. 
Daß es dabei zu prüfen unterlaſſen hätte, ob die nach 
87 des Geſetzes erforderlichen Vorausſetzungen für 
den Muſterſchutz vorliegen, kann nach den tatſächlichen 
Umſtänden nicht angenommen werden. Man muß 
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vielmehr annehmen, daß der Erſtrichter ſich mit der 
Feſtſtellung jenes an ſi bedeutungsloſen 
Aktes nur deswegen begnügt hat, weil er das mit der 
Anmeldung und Niederlegung eines Muſters ver⸗ 
bundene gerichtliche Verfahren zum Abſchluſſe bringt. 
Unter dieſen beſonderen Verhältniſſen, die es aus⸗ 
geſchloſſen erſcheinen laſſen, daß die Vorausſetzungen 
für die Entſtehung des geſetzlichen Schutzes nicht er⸗ 
ne: find, muß daher der mit Recht gerügte Mangel 
er Urteilsbegrüändung nicht zur Aufhebung des Ur⸗ 
teils führen. (Urt. des V. Strafſenats vom 30. Oktober 
1906, 5 D 560/086). 
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III. 


At der „Beruf“ der Hausfrau ein Beruf im Sinne 
der 88 222, 232 63.7 Aus den Gründen: Ein 
gewählter Pflichtenkreis rechtlicher oder moraliſcher 
Art iſt nicht notwendig ein Beruf; auch eine Lebens⸗ 
aufgabe nicht, ſelbſt wenn ſie die volle Arbeitskraft 
eines Menſchen in Anſpruch nehmen ſollte. Der Be⸗ 
griff ſetzt eine regelmäßige, beſtimmt abgegrenzte Be⸗ 
ſchäftigung voraus, die ſich in eine der verſchiedenen 
im Staate beſtehenden Erwerbs⸗ oder ſozialen Gruppen 
außerhalb der Familien einreihen läßt. Die Leitung 
oder Führung des Hausweſens gehört allgemein zu 
den Pflichten der Frau (BGB. § 1356); aber ſie kann 
nicht unter den Geſichtspunkt eines ſpezifiſchen Berufs 
gebracht werden, ſo wenig wie die Kindererziehung 
eine berufliche Tätigkeit der Eltern bildet (E. 6, 24/25). 
Die Ehefrau als ſolche iſt keine berufsmäßige 
Haushälterin oder Köchin (Urt. d. I. StS. v. 15. Ok⸗ 
tober 1906, 1 D 210/06). B. 
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Betrug durch Fälſchung eines Wechſelakzepts (8 268 
St B.). Die Strafkammer geht davon aus, daß auch 
das gefälſchte Akzepßt das Vermögen des darin Bes 
zeichneten mit einer Wechſelſchuld belaſtet, und ſtützt 
hierauf die Annahme der Erſtrebung eines Vermögens⸗ 
vorteils und der Herbeiführung eines Vermögens⸗ 
ſchadens. Denn ſie findet in der Vermögensbeſchädi⸗ 
gung der B. (auf deren Namen die Akzepte gefälſcht 
wurden), entſprechenden Vermögensvorteil des An⸗ 
geklagten in der erhöhten Sicherung ſeiner 
Forderung gegen die B. auf Zahlung der 1500 Mk. 
in größeren als vereinbarten und vorzeitig fällig 
werdenden Friſten und in der erhöhten Leichtigkeit 
der praktiſchen Durchführung dieſer durch Wechſel 
geſicherten Forderung. Von alledem kann nicht 
die Rede ſein. Ein gefälſchtes Wechſelakzept kann in 
der Perſon desjenigen, auf deſſen Namen es gefälſcht 
iſt, niemals eine Wechſelverpflichtung begründen, auch 
ein gutgläubiger Erwerber erwirbt gegen ihn keine 
Wechſelforderung. Der Vermögensvorteil oder die 
Vermögensbeſchädigung kann daher keinesfalls in 
der Begründung einer Wechſelforderung oder in der 
Belaſtung mit einer Schuld beſtehen. Gleichwohl 
werden ſich in einem ſolchen Falle Erſtrebung und 
Erreichung eines Vermögensvorteils auf der einen, 
Zufügung eines Vermögensſchadens nach der andern 
Seite decken laſſen. So kann auch ein gefälſchtes 
Akzept einem Wechſel bis zur Entdeckung der Fälſchung 
Umlaufsfähigkeit geben, was für den Fälſcher, der 
ſich auf den Wechſel Geld verſchaffen will, einen 
Vermögensvorteil bedeuten würde. Anderſeits iſt 
möglich, daß der als Akzeptant Bezeichnete aus dem 
Wechſel in Anſpruch genommen und genötigt wird, 
im Prozeßwege ſeine Haftung abzulehnen und daß er 
auch im Falle des Sieges inſoweit Schaden erleidet, 
als er bei Vermögensloſigkeit des Klägers Erſatz der 
Prozeßkoſten nicht erhält. Es iſt auch denkbar, daß 
die Art der Fälſchung und die ſie begleitenden Um— 
ſtände den als Akzeptanten Bezeichneten beſtimmen, 
die Unechtheit der Unterſchrift nicht geltend zu machen, 


eine Wechfelverpflichtung vielmehr anzuerkennen, um 
nicht einen Angehörigen der Gefahr der Straf⸗ 
verfolgung auszuſetzen. Umſtände ſolcher Art können 
für den Bermögensitand des im Akzepte Bezeichneten 
eine gegenwärtige Gefahr herbeiführen, ſo daß deſſen 
Geſamtvermögen in ſeinem Werte vermindert erſcheint. 
Ob dies zutrifft, iſt Sache der Würdigung des Einzel⸗ 
falls. Unter Geſichtspunkten dieſer Art hat aber die 
Strafkammer den Sachverhalt nicht geprüft (Urt. 
des V. Strafſenats vom 28. Sept. 1906. 5 D 383/06). 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. 


Inhalt des Vermerks im Geburtsregiſter, wenn 
ein uneheliches Kind vom Bater anerkannt oder durch 
deſſen Ehe mit der Mutter legitimiert wurde. Gehört 
zur vollſtändigen Bezeichnung der Perſon des Vaters 
auch die Angabe ſeines Glanbensbekenntniſſes? (Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetz 86 20, 26). Der Geburtsurkunde des 
Standesbeamten zu W. vom 16. Oktober 1878 über 
die Geburt des unehelichen Kindes der Dienſtmagd 
M. H. von W., namens „Johann Baptiſt“, iſt am 
31. Januar 1898 folgender Randvermerk beigeſetzt 
worden: „Nach Zuſchriſt des Amtsgerichts W. vom 
31. Januar 1898 hat ſich der Dienſtknecht J. L. zu 
W. laut Protokoll des Landgerichts W. vom 6. No- 
vember 1878 zum natürlichen Vater des von der ledigen 
Dienſtmagd M. H. zu W. am 15. Oktober 1878 geborenen 
Kindes namens Sl Baptiſt“ bekannt. Zugleich wird 
auf heutigen Protokollarantrag des nunmehrigen A 
löhners J. L., wohnhaft zu W., vermerkt, daß derſelbe 
am 16. Januar 1882 unter Regiſter Nr. 3 mit der 
Dienſtmagd M. H. vor dem hieſigen Standesbeamten 
die Ehe geſchloſſen hat, wodurch obiges Kind legi⸗ 
timiert wurde“. J. L. beantragte bei dem Standes⸗ 
beamten eine Ergänzung des Vermerkes über die 
Legitimation durch die Angabe, daß er katholiſch ſei. 
Das Bezirksamt W. legte den ihm von dem Standes⸗ 
beamten mitgeteilten Antrag dem Amtsgerichte W. 
mit einer die Anordnung der Berichtigung begutach— 
tenden Aeußerung vor. Das Amtsgericht lehnte die 
Anordnung der Berichtigung ab; die Beſchwerde des 
Bezirksamts wurde zurückgewiefen. Auch die weitere 
Beſchwerde des Bezirksamts wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Das Bezirksamt geht von einer irrigen 
Anſchauung aus, indem es annimmt, der Randvermerk 
über die Legitimation bilde eine Ergänzung der Ge⸗ 
burtsurkunde, die dadurch, daß das Kind nunmehr 
auch einen Vater im rechtlichen Sinne hat, unvoll⸗ 
ſtändig geworden ſei. Eine Geburtsurkunde, die alles 
ae ält, was zur Zeit der Anzeige des Geburtsfalls 

8 22 PSt®. einzutragen war, bleibt vollſtändig, 
9005 wenn die Standesrechte des Kindes durch Legi⸗ 
timation eine Veränderung erleiden. Es beſteht des⸗ 
halb keine Verpflichtung 0 Anzeige dieſes Vorganges, 
ſondern er wird nach § 26 PStG. nur auf Antrag 
und nur, ſofern er durch öffentliche Urkunden nach— 
gewieſen wird, am Rande der über den Geburtsfall 
vorgenommenen Eintragung vermerkt. Das Geſetz hat 
davon abgeſehen, beſondere Vorſchriften darüber zu 
geben, wie die Perſon des Vaters in dem Randver— 
merke zu bezeichnen iſt; es begnügt ſich mit den An- 
gaben, die die öffentlichen Urkunden zu enthalten 
haben, auf Grund deren ſolche Randvermerke einzu— 
tragen ſind; weitergehende Erforderniſſe würden viel— 
fach zu Mißlichkeiten führen. Die Angabe der Religion 
der Beteiligten iſt weder für gerichtliche und notarielle 
Urkunden über rechtsgeſchäftliche Erklärungen (§ 176 
Abi. 1 Nr. 2 FGG.) noch für gerichtliche Urteile (8 313 
Abſ. 1 Nr. 1 ZPO.) vorgeſchrieben und bei den einen 
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fo wenig üblich wie bei den anderen. In Ueberein⸗ 
ſtimmung damit iſt in dem dem § 20 der Ausführungs⸗ 
vorſchriften des Bundesrats vom 25. März 1899 bei⸗ 
gegebenen Muſter A 4 in den die Legitimation be⸗ 
treffenden Randvermerk die Angabe der Religion des 
Vaters nicht aufgenommen (Beſchl. des I. 35. vom 
8. Oktober 1906 III Nr. 70 / 06). N. 
735 


II. 


Beſchwerderecht des Armenpflegſchaftsrats gegen 
eine Verfügung des Vormnundſchaftsgerichts, 1 75 die 
Beste für die Perſon eines unter elterlicher Gewalt 

ehenden Armen . (Geſ. über die öffentliche 
Armen⸗ und Krankenpflege Art. 10, 11, 30, 31 Abſ. 3, 
FGG. 8 57 Abſ. 1 Nr. 9). Die am 18. Mai 1887 ge⸗ 
borene taubſtumme Taglöhnerstochter Fr. Sp. war 
früher in einer Taubſtummenanſtalt untergebracht, 
hat jedoch infolge ihrer geringen Begabung dort nur 
ſtricken, aber nicht leſen und ſchreiben gelernt. Seit 
einem Jahre befindet ſie ſich bei ihren Eltern, denen 
im Armenhauſe ihrer Heimatgemeinde S. als Wohnung 
ein Zimmer unentgeltlich eingeräumt iſt. Der Vater 
geht ſeinem Verdienſt als Taglöhner nach, die Mutter 
beſorgt das Austragen von Brot; beide ſind 61 Jahre 
alt. Der Armenpflegſchaftsrat S. beantragte bei dem 
Vormundſchaftsgericht, gemäß § 1666 BGB. anzu⸗ 
ordnen, daß Sr Sp. in der anna ont für 
taubſtumme Mädchen in M. untergebracht werde. 
Begründung: Das Mädchen könne feinen Unter: 
halt nicht verdienen, es erhalte das Notwendige von 
ſeinen Eltern; wenn dieſe ſterben oder arbeitsun⸗ 
fähig werden ſollten, müſſe die Armenpflege für 
den Unterhalt aufkommen, und wenn es verführt 
werden ſollte, würde deren Belaſtung ſich noch ſteigern. 
Die Erziehung des Mädchens ſei noch nicht vollendet, 
es bedürfe noch der Belehrung und Ueberwachung, 
die ihm von ſeinen Eltern nicht zuteil werden könne. 
Zur Erfüllung der religiöſen Pflichten könne es nur 
in einer Anſtalt angeleitet werden. Die Unterbringung 
in einer ſolchen Anſtalt liege im Intereſſe der Armen⸗ 
pflege und diene dem Wohle des Mädchens. Das 
Mädchen und die Eltern, die ſeit Jahren unentgeltlich 
im Armenhauſe wohnten, ſeien gemäß Art. 30 des 
Armengeſetzes zur Befolgung der Weiſungen des 
Armenpflegſchaftsrates verpflichtet. Die Eheleute er⸗ 
klärten, ſie wollten ihre Tochter behalten; ſie ver⸗ 
diene durch Stricken täglich 50 Pfg., habe auch Ver⸗ 
dienſt als Taglöhnerin, fie befuche regelmäßig die 
Kirche. Das Vormundſchaftsgericht lehnte die be⸗ 
antragte Anordnung ab, weil die Vorausſetzungen des 
§S 1666 BGB. nicht vorlägen. Die Beſchwerde des 
Armenpflegſchaftsrats, in der u. a. angeführt wurde, 
bei dem ehelichen Verkehre der Eltern ſei das fittliche 
Wohl des Mädchens dadurch gefährdet, daß es in dem 
gemeinſchaftlichen Zimmer das Bett mit der Mutter 
teilen müſſe, wurde zurückgewieſen. Auch die weitere 
Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 


Gründe: Die Armenpflege S., die nach Art. 10, 11 
des Armengeſetzes die in der Gemeinde heimat⸗ 
berechtigten hilfsbedürftigen Perſonen zu unterſtützen 
hat, 15 0 berechtigtes Intereſſe im Sinne des 857 
Abſ. 1 9 FGG., eine Angelegenheit wahrzunehmen, 
welche 5 Sorge für die Perſon eines im Falle der 
Hilfsbedürftigkeit von ihr zu Unterſtützenden betrifft, 
ſoweit dabei die Entſtehung oder Steigerung einer 
ihre Unterſtützungspflicht begründenden Hilfsbedürftig— 
keit in Frage kommt. Das Beſchwerderecht des Armen— 
pflegſchaftsrats unterliegt deshalb keinem Bedenken.“) 

In den Angelegenheiten der freiw. Gerichtsb. 
kann die weitere Beſchwerde nach 8 27 FGG. nur 


1) Ueber das Beſchwerderecht öffentlicher Bebörden in An— 
nelegenbeiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſiebe dieſe Zeitſchrift 
Bd. 2 S. 425, 426. 


6 


darauf geſtützt werden, daß die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung auf einer Verletzung des Geſetzes beruhe. 
Die vom Beſchwerdegericht ohne Verletzung des Ge⸗ 
ſetzes feſtgeſtellten Tatſachen ſind für das über die 
weitere Beſchwerde entſcheidende Gericht maßgebend. 
Nach der einwandfreien Feſtſtellung des Beſchwerde⸗ 
gerichts iſt von einem weiteren Erziehungs⸗ und Aus⸗ 
bildungsverſuche bei Fr. Sp. kein Erfolg zu erwarten; 
es kann deshalb dem Vater in dieſer Beziehung aus 
der Verweigerung der Zuſtimmung zu der Unter— 
bringung der Tochter in der Anſtalt in M. kein Vor⸗ 
wurf gemacht werden. Die Umſtände, unter denen 
Fr. Sp. bei ihren Eltern lebt, liegen bei armen Fa⸗ 
milien häufig vor, ohne daß die Eltern ſchuldhafter 
Vernachläſſigung der Kinder geziehen werden 
können. Bei dem vorgeſchrittenen Alter der Eheleute 
Sp. konnte das Beſchwerdegericht auch das Zuſammen⸗ 
leben in einem Zimmer und die Benutzung desſelben 
Bettes durch Mutter und Tochter für unverfänglich 
erachten. Für die Annahme, daß eine Ueberwachung 
der Fr. Sp. notwendig ſei, um ihrer Verführung vor⸗ 
zubeugen, fehlt jeder Anhalt. Eine künftige Gefähr⸗ 
dung des Wohles des Mädchens durch die Hilfs⸗ 
bedürftigkeit, die ihr im Falle des Todes oder der 
Erwerbsunfähigkeit der Eltern droht, kann ein Ein⸗ 
ſchreiten nach § 1666 nicht begründen. Die der Armen⸗ 
pflege nach Art. 30 u. 36 Abſ. 3 des Armengeſetzes zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe kommen für die auf Grund des 
§ 1666 zu treffende Entſcheidung nicht in Betracht 
(Beſchl. vom 13. September 1906 [ Fer. ZS.] Reg. III 
Nr. 62/06). K 
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B. Straffaden. 
In der Pfalz bedarf dae welcher öffentlich 
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ein Karuflell auſſtellt und dafür Eintrittsgeld erhebt, 


der Erlaubnis der Ortspolizeibehörde, auch wenn er den 
Karuſſellbetrieb an ſeinem ne als ſtehendes Ge⸗ 
werbe und auf gemietetem Privatgrundſtück ausübt, 
falls jedermann das Privatgrunnftüd betreten und das 
Karuſſell gegen Bezahlung zum Fahren benützen darf. 
Oeffentlicher Platz im Sinne des 3 335 Gew.? Der 
Angeklagte meldete bei der Gemeindebehörde an, daß 
er in X, ſeinem Wohnorte, den Karuſſellbetrieb als 
ſtehendes Gewerbe ausübe; er wird für dieſen Betrieb 
beſteuert. Im März und April 1906 ſtellte er auf 
einem von ihm gemieteten, in X gelegenen Bauplatze 
ſein Karuſſell auf und ſetzte es in Betrieb. Jedermann 
durfte den Bauplatz betreten und das Karuſſell gegen 
Zahlung von 3 Pfg. benützen. Der Angeklagte hatte 
vorher die Ortspolizeibehörde um die Erlaubnis ge— 
beten, ſie wurde ihm verweigert; er ſetzte das Karuſſell 
trotzdem in Betrieb, da ihm eine Fachzeitſchrift den 
Aufſchluß erteilt hatte, daß er hierzu polizeilicher Er— 
laubnis nicht bedürfe. 

Aus den Gründen: 
darf der Erlaubnis der Ortsvpolizeibehörde, wer ge— 
werbsmäßig an ſeinem Wohnorte im ſtehenden 
Gewerbebetriebe eine Luſtbarkeit, bei der ein höheres 
Intereſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft nicht obwaltet, 
auf öffentlichen . . . . Plätzen darbieten will. Stellt 


Nach § 33h GewO. be⸗ 


— 


dargeboten wird. Hiernach kann von einer auf einem 
öffentlichen Platze dargebotenen Luſtbarkeit nicht ge⸗ 
ſprochen werden, wenn ein Karuſſell auf einem im 
Eigentum eines Privaten ſtehenden Platze aufgeſtellt 
iſt, mag das Grundſtück auch an der öffentlichen Straße 
gelegen ſein und von ihr aus zur Benützung des 
Karuſſells betreten werden können. Dieſe Anſchauung 
wird vom Reviſionsgerichte gebilligt. 

Nach Art. 63 Ziff. 2 PStrGB. vom 10. November 
1861 wird beſtraft, wer ohne polizeiliche Erlaubnis 
ein Karuſſell aufſtellt und Eintrittsgeld erhebt. Für 
die Frage, welche Behörde die Erlaubnis zu erteilen 
habe, ſollen die Normen maßgebend ſein, die jeweils 
bezüglich der Zuſtändigkeit der Polizeibehörden be⸗ 
ſtehen. Mit Bezug auf Art. 63 ſprach § 3 der BO. 
vom 24. Juni 1862 (RegBl. S. 1418) aus: „Zur 
Veranſtaltung öffentlicher Luſtbarkeiten — Art. 63 — 
iſt, inſoweit nicht für einzelne Arten beſondere Be⸗ 
ſtimmungen beſtehen, die Erlaubnis der Ortspolizei⸗ 
behörde „ Das P Str B. und die VO. vom 
24. Juni 1862 ſind am 1. Juli 1862 für das ganze 
Königreich in Wirkſamkeit getreten. Hiernach bedurfte, 
wer in Bayern r. d. Rh. oder der Pfalz ein Karuſſell 
aufſtellen und Eintrittsgeld erheben wollte, der Er⸗ 
laubnis der Ortspolizeibehörde. Dieſe Normen blieben 
in der Pfalz in Geltung bis zur Einführung des 
PStrGB. vom 26. Dez. 1871, auch als das Gewerbe⸗ 
geſetz vom 30. Januar 1868 für ganz Bayern in Wirk⸗ 
ſamkeit trat (Art. 16 Abſ. J dieſes Geſ.). Für Bayern 


r. d. Rh. brachten zum Teil eine Aenderung der 


Normen die §§ 41, 42 der VO. vom 29. Juli 1863 
(Reg Bl. S. 1489), an deren Stelle ſpäter die 88 4, 7, 
8 der VO. vom 3. Juli 1868, die Schau- und Vor⸗ 
ſtellungen betr. (NRegBl. S. 1161) getreten find. Es 
entſprach dem bisherigen Rechtszuſtande, der ſich für 
die Pfalz aus dem § 3 der VO. vom 24. Juni 1862, 
für Bayern r. d. Rh. aus den SS 4, 7, 8 der VO. 
vom 3. Juli 1868 ergab, daß Art. 32 des PStrGB. 
vom 26. Dez. 1871, deſſen ſtrafrechtliche Tatbeſtände 
im übrigen denen des Art. 63 des älteren PStrGB. 
entſprechen, dahin gefaßt wurde: „Beſtraft wird, wer 
ohne die nach Verordnun gerforderliche polizeiliche 
Erlaubnis ein Karuſſell aufſtellt und dafür Eintritts- 
geld erhebt.“ Nach Art. 159 Abſ. II PStrGBB. vom 
26. Dez. 1871 bleiben die bis zum 1. Januar 1872 
beſtehenden Verordnungen bis zu ihrer Abänderung 
in Kraft, wenn und ſoweit über ihren Gegenſtand 
nach Maßgabe des PStrGB. ‚Vorſchriften derfelben 
Art“ erlaſſen werden können. Nach Art. 32 Abf. I 
Ziff. 1 und 2 PStrGB. find einer VO. Vorſchriften 
bezüglich der polizeilichen Erlaubnis vorbehalten; 
dieſe Vorſchriften ſind bisher in den § 3 der VO. vom 
24. Juni 1862 und den 88 4, 7, der VO. vom 
3. Juli 1868 enthalten geweſen. Im Hinblick auf 
Art. 159 Abi. II PStrGB. konnte ſich die Anſchauung 


bilden, es hätte kein Anlaß dazu beſtanden, daß zu 


jemand im Betriebe feines Gewerbes ein Karujjell : 


auf und erhebt er für deſſen Benützung eine Zahlung, 
ſo liegt darin die gewerbsmäßige Darbietung einer 
Luſtbarkeit, bei der ein höheres Intereſſe der Kunſt 
nicht obwaltet; Angeklagter bedurfte der Erlaubnis 
der Ortspolizeibehörde, wenn er das Karuſſell an 
einem öffentlichen Platz in T aufitellen und 
Eintrittsgeld erheben wollte. Bezüglich der Auslegung 
des Begriffs „öffentlicher Platz“ im Sinne des § 33 
GewO. herrſcht nicht Ulebereinſtimmung. Vorherrſchend 
iſt die Auslegung, wonach das Geſetz eine Luſtbarkeit 
hat treffen wollen, die auf einem dem allgemeinen 


öffentlichen Gebrauche dienenden freiſtehenden Platze 


Art. 32 PStrGB. eine beſondere VO. erlaſſen wird, 
da — um nur die Verhältniſſe in der Pfalz zu be— 
rühren — ſchon durch §8 3 der VO. vom 24. Juni 
1862 ausgeſprochen ſei, daß zur Veranſtaltung öffent- 
licher Luſtbarkeiten die Erlaubnis der Ortspolizei— 
behörde erforderlich iſt. Die Richtigkeit dieſer An— 
ſchauung kann dahin geſtellt bleiben mit Rückſicht auf 
das folgende. 

Am 4. Januar 1872 erging die VO,, betr. die 
Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden in Sachen 
des StrB. und des PStrGB., die nach 8 34 für 
das ganze Königreich am 8. Januar 1872 in Kraft 
treten ſollte und die durch das Kreisamtsblatt der 
Pfalz (1872 S. 249) verkündet wurde, mithin nach 


Art. 11 Abſ. II P Str. auch in der Pfalz zu gelten 


hat. S 15 dieſer VO. lautet: „Zur Veranſtaltung 
öffentlicher Luſtbarkeiten und dgl. — Art. 32 — iſt, 
inſoweit nicht für einzelne Arten . . . andere Beſtim— 
mungen beſtehen, die Erlaubnis der Ortspolizeibehörde 
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1 § 15 ſtimmt in der Hauptſache mit dem 
§ 3 der VO. vom 24. Juni 1862 überein. Wie dieſer 
durch den Hinweis auf Art. 63 ausdrückt, daß er für 
alle in Art. 63 Ziff. 1 und 2 bezeichneten Luſtbar⸗ 
keiten die Norm gibt, ebenſo hat $ 15 der VO. vom 
4. Januar 1872 kraft des Hinweiſes auf Art. 32 
PStrB. für alle in Ziff. 1, 2 dieſer Vorſchrift be⸗ 
zeichneten Luſtbarkeiten zu gelten. Das Berufungs- 
gericht räumt ein, daß der Wortlaut des 8 15 der 
BD. vom 4. Januar 1872 zu der Annahme verleiten 
könnte, daß er „eine direkte materielle Geſetzesvorſchrift“ 
treffen wollte; es ſchließt aber „aus dem Titel“ der 
BO., daß es ſich nur „um eine Zuſtändigkeitsverord⸗ 
nung“ handle, folgert aus ihrem Inhalte „S 15 wolle 
nur ſagen: ſoweit hinſichtlich der Veranſtaltungen 
im Sinne des Art. 32 PStGB. eine polizeiliche Er: 
laubnis auf Grund einer VO. erforderlich iſt, iſt, ſo⸗ 
ferne nicht für einzelne Arten beſondere Beſtimmungen 
beſtehen, die Ortspolizeibehörde für die Erteilung 
zuſtändig“, und gelangt zu dem Ergebniſſe, daß für 
die Pfalz eine VO. im Sinne des Art. 32 nicht be⸗ 
ſtehe. Dieſe Anſchauung iſt irrig. 

Wie dargelegt, war nach dem früheren PStGB. 
zur Veranſtaltung öffentlicher Luſtbarkeiten polizeiliche 
Erlaubnis erforderlich. Dieſes Erfordernis beruhte 
auf Erwägungen der Gewerbepolizei und auf Rück⸗ 
ſichten auf die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicher— 
heit (2. Hauptſtück des PStGB. von 1861). Es fehlt 
jeder Anhaltspunkt dafür, daß der Geſetzgeber durch 
das neue PStGB. eine Aenderung des Rechtszuſtandes 


herbeiführen und daß er, nachdem durch die VO. vom 
3. Juli 1868 im rechtsrh. Bayern die Veranſtaltung 


von Luſtbarkeiten von verſchärften Bedingungen (auch 
von polizeilicher Erlaubnis) abhängig gemacht worden 
war, die Veranſtaltung von Luſtbarkeiten in der 
Pfalz freigeben wollte. Hätte der Geſetzgeber — ſei 
es für Bayern r. d. Rh. oder für die Pfalz — eine 
Aenderung des geltenden Rechtes beabſichtigt, ſo wäre 
eine Norm des vom Berufungsgericht angenommenen 
Inhaltes verfrüht und überflüſſig geweſen. Man 
darf ohne zureichenden Grund dem Geſetzgeber nicht 
zutrauen, daß er in S 15 eine zunächſt jeder Bes 
deutung entbehrende Norm aufſtellen wollte, muß 
vielmehr annehmen, daß durch 8 15 eine Norm 
materiellen Rechtes und eine Zuſtändigkeitsnorm 
aufgeſtellt, hiernach ausgeſprochen werden ſollte, nicht 
nur, daß zur Veranſtaltung von Luſtbarkeiten im 
Sinne des Art. 32 PStGGB. eine polizeiliche Erlaubnis 
erwirkt werden muß, ſondern auch, daß die Orts⸗ 
polizeibehörde für die Erteilung zuſtändig iſt. Hier— 
nach beſtand in der Pfalz von der Zeit der Geltung 
des PStGB. vom 26. Dez. 1871 und der VO. vom 
4. Jan. 1872 an für den, der ein Karuſſell aufſtellen 
und Eintrittsgeld erheben wollte, die Pflicht, die 
Erlaubnis der Ortspolizeibehörde zu erwirken. Zu 
der Zeit, da das PStGB. vom 26. Dez. 1871 und 
die VO. vom 4. Jan. 1872 im ganzen Königreich in 


Wirkſamkeit traten, galt im gleichen Umfange noch 


das Gewerbegeſetz vom 30. Jan. 1868 An deſſen 
Stelle ſind vom 1. Jan. 1873 an die Beſtimmungen 
der GewO. (§ 1 Abſ. I Gef. v. 12. Juni 1872) getreten. 
Von dieſen bezogen ſich die SS 12, 55 bis 63 auf die 
gewerbsmäßige Darbietung von Schauſtellungen, bei 
denen ein höheres wiſſenſchaftliches oder Kunſtintereſſe 
nicht obwaltet, ſie ſind auf Grund der Novelle vom 
1. Juli 1883 durch die SS 33a, b, e, 55 Abſ. 1 und 
3. 4, 60 a erſetzt worden. Das Oberſte LG. hat 
ſtändig ausgeſprochen, daß gegenüber dem § 33 b 
GewO. die Landesgeſetzgebung die Befugnis hat, 
Vorſchriften zu erlaſſen, die eine Beſchränkung der 
Ausübung des Gewerbebetriebes enthalten. Eine 
Beſchränkung dieſer Art liegt in der zu Art. 32 


{ 


| 
| 
| 
| 
| 
| 


PStGB. erlaſſenen Vorſchrift des 8 15 der VO. vom 
En Ä aufhebung erleidet das freie Ermeſſen (8 3 3P O.) be— 


4. Jan. 1872, wonach derjenige, welcher eine öffent— 
liche Luſtbarkeit, Schau⸗ oder Vorſtellung unternimmt, 


öffentlichen Ruhe, 


zugänglichen Platz aufgeſtellt iſt, 
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die Erlaubnis der Ortspolizeibehörde einzuholen hat. 
Nach der Vorſchrift des Art. 32, der zum Schutze der 
Ordnung und Sicherheit erlaſſen 
wurde, iſt es eine öffentlich unternommene Luſtbarkeit, 
wenn ein Karuſſell an einem für jedermann frei 
gleichviel ob der 
Platz zu den öffentlichen Plätzen gehört oder im 
Eigentum eines Privaten ſteht und von ihm dem 
Unternehmer des Karuſſellbetriebs zur Ausübung des 
Betriebs überlaſſen und jedermann frei zugänglich 
gemacht iſt. Indem Art. 32 Abſ. I 3. 2 PStGB. 

ausſpricht, daß die Aufſtellung eines Karuſſells ohne 
die nach der VO. erforderliche polizeiliche Erlaubnis 
ſtrafbar iſt, enthält er die Vorſchrift eines polizeilichen 
Gebotes oder Verbotes an einzelne Perſonen im 
Sinne des Art. 1 Abſ. III PStGB. Die Zuſtändig⸗ 
keit zur Erlaſſung eines ſolchen Gebotes oder Ver⸗ 
botes richtet ſich, ſoweit das Geſetz nicht hierfür 
Maß gibt, nach den beſtehenden oder künftigen BO. 
über die Zuſtändigkeit der Behörden. Eine VO. der 
im $ 1 Abſ. III bezeichneten Art liegt, wie ausgeführt, 
im $ 15 der VO. vom 4. Jan. 1872 vor; es iſt alfo 
die Ortspolizeibehörde zuſtändig, an einzelne Per⸗ 
ſonen bezüglich der Aufſtellung eines Karuſſells ein 


Gebot oder Verbot zu erlaſſen. (Urt. v. 30. Ok⸗ 
tober 1906. Rev. Reg. 386/06). 
747 Mitgeteilt von Landgerichtsrat Hagen in Frankenthal. 


Oberlandes gericht München. 


Streitwert der Klage auf Nichtigkeit eines Tanſch⸗ 
vertrags; Feſtſetzung nach Prozeßabſchnitten. St. klagt 
gegen Gl. auf Nichtigerklärung eines Tauſchvertrags 
und Rückübertragung von fünf in Erfüllung dieſes Ver- 
trags zedierten Hypotheken zu insgeſamt 110000 Mk. 
mit der Angabe, der tatſächliche Wert dieſer Hypo— 
theken ſtehe ihrem Nennwert gleich. Im Prozeßlauf 
wurde die Klage dahin erweitert, daß neben der Nichtig⸗ 
erklärung Urteil auf Zahlung von 110000 Mk., event. 
des Wertes der fünf Hypotheken salv. liquid ſowie 
auf Befreiung von der Reſtſchuld zu 65000 Mk. be⸗ 
gehrt wurde. Der Rechtsſtreit wurde ſchließlich ver- 
glichen. Auf gemeinſamen Antrag der Parteien, den 
Streitwert auf 30000 Mk. als das Intereſſe an der Auf— 
rechthaltung des Vertrags zu bemeſſen, ſetzte ihn das 
Landgericht auf 110000 Mk. feſt, weil dieſe Summe nach 
der eigenen Behauptung der Klagspartei über den Wert 
der Hypotheken mindeſtens als deren Intereſſe in Be— 
tracht komme, da dieſer ziffermäßige Anſpruch aus- 
drücklich neben dem Nichtigkeitsausſpruch zum Gegen— 
ſtand des Klagantrags gemacht worden ſei. Hiergegen 
legte der Fiskus Beſchwerde mit dem Antrag ein, den 
Streitwert auf 175000 Mk. zu erhöhen, weil die Klage— 
partei auch einen Berufungsanſpruch in Höhe von 
65000 Mk. geltend gemacht habe. Daraufhin änderte 
das LG. feine Wertfeſtſetzung dahin, daß der Streit- 
wert bis zum 4. Juli 1905 (Tag der Klagserweiterung) 
auf 110 000 DIE., von da ab auf 175000 Mk. anzunehmen 
ſei, eine weitergehende Abhilfe wurde abgelehnt. Nun⸗ 
mehr legten beide Parteien Beſchwerde ein, und zwar 
die Klagepartei gegen die nachträgliche Erhöhung des 
Streitwerts, weil der Befreiungsantrag einen beſtimm— 
ten Geldwert nicht habe, übrigens der wirkliche Wert 
auch hinſichtlich der Hypotheken hinter dem Nennwert 
zurückbleibe; dagegen begehrte die beklagte Partei 
Feſtſetung auf 35000 Mk. als Differenz der Reinwerte 
der beiden Tauſchobjekte. Das Erſtgericht verweigerte 
die weitere Abhilfe; der Fiskus hielt ſeine Beſchwerde, 
ſoweit nicht durch die Abhilfe erledigt, nicht mehr auf— 
recht. Das OLG. wies die Parteibeſchwerden zurück. 

Aus den Gründen: Bei Klagen auf Vertrags— 


züglich des Streitwerts eine Einſchränkung für den Fall, 
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daß neben der Aufhebung noch weitere ziffermäßige hat. 
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Nach den Raumverhältniſſen konnte ſich der 


Anſprüche geltend gemacht werden. Dieſe Anſprüche Kläger in ausreichender Entfernung vom Pferde halten. 
find mitzuberückſichtigen und es kann deshalb der Streit⸗ Anfangs, als das Tier vom Bauern zum Stalle zurück⸗ 


wert nicht hinter deren Betrag zurückbleiben (JW. 99, 
27; 04, 64; Willenbücher S. 104). Da in der Klage 
neben dem Nichtigkeitsausſpruch die Rückübertragung 
von Hypotheken im angeblichen Werte von 110000 Mk. 
begehrt und mittels Klagänderung der Antrag auf 
Zahlung von 110000 Mk. und Befreiung von einer 
Schuld zu 65000 Mk. gerichtet wurde, durfte für die 
eit bis zum 4. Juli 1905 der Streitwert nicht unter 
10000 Mk. fixiert werden und er mußte ſich nach 
dieſem Tage um 65000 Mk. erhöhen, weil das ver⸗ 
mögensrechtliche Intereſſe an der Entlaſtung von einer 
Schuld durch den Schuldbetrag beſtimmt wird. Ob 
der Befreiungsantrag notwendig oder begründet war, 
iſt für den Streitwert belanglos. (Beſchl. v. 4. Dez. 
1906; BeſchwR. 645/06 IV). N. 
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Oberlandesgericht Bamberg. 


Mitverſchulden bei Beſchädigung durch den Huf: 
en eines Pferdes durch Reizen, zu grobe Annäherung. 
Einfluß der Kenntnis von der Bösartigkeit des Tieres. 
88 833, 254 B89. Der Kläger wurde durch einen 
Hufſchlag des dem Beklagten gehörigen Pferdes ver⸗ 
letzt und verlangt Schadenserſatz. Letzterer macht Mit⸗ 
ſchuld des Klägers geltend. 

Aus den Gründen des Berufungs⸗ 
urteils: Es iſt allgemein anerkannt, daß auch im 
Falle des 8 833 BGB. die Vorſchriften des 8 254 An⸗ 
wendung finden, wenn dem Beſchädigten ſelbſt ein 
Verſchulden zur Laſt fällt. Liegt ein Verſchulden des 
Tierhalters nicht vor, ſo kann allerdings Abwägen 
des beiderſeitigen Verſchuldens im Sinne des § 254 
in der Weiſe ſtattſinden, daß geprüft wird, ob der 
Schaden vorwiegend durch das Verſchulden des Ver⸗ 
letzten oder durch die gefahrbringende Tatſache des 
Tierhaltens verurſacht worden iſt, und jedenfalls kann 
das Maß der Verſchuldung auf Seite des Verletzten 
von Bedeutung ſein (Staudinger, 2. Aufl. 8 833 

iff. De 3; Oertmann, Schuldverh., 2. Aufl. 8 254 
Ji 3). Die Haftung des Tierhalters fällt danach 
weg, wenn der Verletzte durch ſein ſchuldhaftes Be⸗ 
nehmen, z. B. durch Reizen des Tieres oder zu nahes 
Herantreten an deſſen Käfig, den Schaden ſelbſt vor- 
wiegend verurſacht hat. Hier ſoll der Kläger das 
Pferd durch Kitzeln oder ſonſtwie zum Ausſchlagen 
gereizt haben und zu nahe an den Hinterteil des 
Pferdes herangetreten ſein. Der Kläger beſtreitet jede 
Reizung des Pferdes; beweispflichtig iſt der Beklagte. 
Dieſer hat dem Kläger den Eid darüber zugeſchoben, 
welcher ihn auch annahm. Der Eid war als erheblich 
aufzuerlegen. Auch in dem Herantreten des Klägers 
an das Pferd in gefahrvolle Nähe kann ein vor— 
wiegendes Verſchulden liegen. Verſchulden iſt gleich- 
bedeutend mit Vorſatz oder Fahrläſſigkeit im Sinne 
des 8 276 BGB. Hier kommt nur letztere in Frage. 
Fahrläſſigkeit iſt die Außerachtlaſſung der für die 
Verhältniſſe der betreffenden Art im Verkehr 
geforderten Sorgfalt (Oertmann a. a. O. S 276 Ziff. 1 b). 
Dieſe Sorgfalt gebietet, da bekannt iſt, daß Pferde 
leicht ohne erkennbare Urſache mit den Hinterfüßen 
ausſchlagen, ſich in einer entſprechenden Entfernung 
vom Hinterteil des Tieres zu halten. Es iſt, da der 
Eintritt einer Beſchädigung als möglicher Erfolg des 
Tieres wohl vorausſehbar iſt, unvorſichtig, ſich in 
dieſer Richtung einem Pferde, deſſen Eigenſchaften man 
nicht kennt, ſo weit zu nähern, daß man von einem Huf— 
ſchlag getroffen werden kann;: insbeſonders iſt eine ſolche 
Annäherung ſchuldhaft, wenn ſie durch die Umſtände 
des Falles nicht veranlaßt war, ſondern vermieden 
werden konnte. Hier ſteht durch den Unſall ſelbſt feſt, 
daß ſich der Kläger zu nahe an das Pferd hinbegeben 


i 


— 


geführt wurde, ging er 3—4 m hinter ihm; hätte er 
dieſe Entfernung eingehalten, ſo wäre das Unglück 
vermieden worden. Er tat dies aber nicht, ſondern 
ging näher als Im an den Hinterteil des Pferdes 
hin. Dieſe Nähe war gefahrvoll; der Kläger, ein 
Viehhändler, wußte dies. Sein Benehmen war alſo 
fahrläſſig. Ob ſein Verhalten nur ein die Minderung 
ſeines Anſpruchs rechtfertigendes Mitverſchulden oder 
ein ihn ganz ausſchließendes überwiegendes Verſchulden 
darſtellt, hängt davon ab, ob er die Bösartigkeit des 
Pferdes kannte; denn es iſt grobe Fahrläſſigkeit, wenn 
jemand, obwohl er weiß, daß das Pferd ein Schläger 
iſt, ohne Not ganz nahe an deſſen Hinterteil hingeht, 
während es milder zu beurteilen iſt, wenn dieſe 
Kenntnis fehlt (JIWSchr. Bd. 34, S. 44, 45, 77). Es 
ſteht alſo jetzt ſchon feſt, daß dem Kläger wenigſtens 
ein Mitverſchulden zur Laſt fällt, welches die Minderung 
ſeines Anſpruchs um die Hälfte begründet; inſoweit 
war die Klage ſchon jetzt abzuweiſen. Kannte aber 
der Kläger zur Zeit des Unfalles das Pferd als zum 
Ausſchlagen geneigt, ſo fällt ihm ein vorwiegendes, 
jeden Anſpruch beſeitigendes Verſchulden zur Laſt. 
Es war dem Kläger auch hierüber der zugeſchobene 
Eid aufzuerlegen. (Urteil vom 23. Juni 1906, BerReg. 
223/05. I. ZS.). 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Zur Frage der Uebertragbarkeit der ſog. Deflorations: 
Entſchädigungs forderung des früheren Nechtes. Am 
. Januar 1898 gebar die minderjährige Karolina W. 
ein uneheliches Kind, das in Nürnberg innerhalb der 
Ringmauern gezeugt war. Zu Protokoll des Amts- 
gerichtes N. vom 17. Februar 1898 beanſpruchte ſie 
unter Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters vom 
jetzigen Beklagten als Vater ihres unehelichen Kindes 
eine ſog. Deflorations-Entſchädigung von 5000 Mk. 
u Protokoll des Amtsgerichtes M. vom 10. März 
1898 erklärte ſich der Beklagte, der bereits großjährig 
war, zur Zahlung der 5000 Mk. bereit. Von dieſer 
Erklärung erhielten die Karolina W. und ihr geſetz⸗ 
licher Vertreter an ihrem Wohnſitze in Nürnberg außer⸗ 
halb der Ringmauern Kenntnis. Dort befand ſich auch 
der Wohnſitz der Eltern des Beklagten. Am 27. Februar 
1904 trat die inzwiſchen großjährig gewordene Karolina 
W. von ihrer Forderung zu 5000 Mk. einen Teilbetrag 
von 3000 Mk. an den jetzigen Kläger ab. Auf die 
Zahlungsweigerung des Beklagten erhob der neue 
Gläubiger Klage, die in beiden Inſtanzen Erfolg hatte. 
Aus den Gründen: An die Stelle der nach 
dem Rechte des Ortes der Schwängerung d. i. nach 
dem gemeinen Rechte begründeten Wahlſchuld des 
Beklagten auf Ehelichung oder Entſchädigung der 
Karolina W. trat durch die zwiſchen dem Beklagten 
und der Karolina W. unter Genehmigung ihres ge— 
ſeßlichen Vertreters getroffene Vereinbarung die Vers 
pflichtung des Beklagten zur Zahlung einer Entſchä— 
digung von 5000 Mk. Der Ort, wo dieſer Vertrag 
durch Empfang der Erklärung des Beklagten zuſtande 
kam (Windſcheid 8 306), befindet ſich außerhalb der 
Ringmauern Nürnbergs, alſo im damaligen Geltungs— 
gebiete des Allg. Preuß. LdR.; zu erfüllen war dieſer 
Vertrag an dem Wohnſitze des Schuldners, den er mit 
ſeinen Eltern teilte, ſohin ebenfalls in N. außerhalb 
der Ringmauern Für das durch die Vereinbarung 
begründete Schuldverhältnis kommt ſonach, mag man 
das Recht des Erfüllungsortes oder das Recht des 
Ortes des Vertragsabſchluſſes für maßgebend erachten, 


das Allg. Preuß. LdR. in Betracht (Art. 170 EG. z. 
BGB.; Habicht, Die Einwirkung des BGB., 2. Aufl. 
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8 58 IV.). Dieſes Recht iſt auch entſcheidend für die 
Frage der Uebertragbarkeit der Entſchädigungsforderung 
der Karoline W., während ſich die Wirkungen der 
Forderungsabtretung nach dem BGB. 8 401 ff. bes 
meſſen (Habicht, a. a. O. § 26 J.). Der Charakter der 
Forderung als einer Entſchädigung aus dem Grunde 
der Schwängerung wurde durch die Tatſache der 
Uebertragung auf den Kläger nicht geändert. Die 
Frage der vom Beklagten wegen ihrer angeblich höchſt 
perfönlichen Natur beſtrittenen Uebertragkeit dieſer 

orderung iſt zu bejahen. Nach dem früheren Rechte 

atte die Klage auf Deflorations-Entſchädigung den 


harakter einer Schadensklage, deren Anſpruch z. B. 


nach den Beſtimmungen des gemeinen Rechts und des 
bayer. LdR. . die Erben der Geſchwächten überging 
und alſo von i 

tragen werden konnte (Windſcheid 8 493 Anm. 7, 
Danzer, bayer. LdR. IV. c. 16 8 6. Auch das 
Preuß. Ed R. in feiner hier in Betracht kommenden 
urſprünglichen Geſtaltung wie in ſeiner Abänderung 
nach dem Geſetze vom 24. April 1854 behandelte den 
ſog. Deflorationsanſpruch in gleicher Weiſe (Förſter⸗ 
Eccius, 6. Aufl., Bd. 4 8 217). 
§ 1073 iſt der unbeſcholtenen nicht unter dem Ver⸗ 
ſprechen der Ehe Geſchwächten das Recht auf Ent⸗ 
ſchädigung eingeräumt, dieſes Recht aber durch die 
Berechtigung des Schwängerers, die Geſchwächte zu 
heiraten, beſchränkt. Mit Rückſicht auf dieſes dem 
Schwängerer eingeräumte Wahlrecht, mag es nun als 
Ausfluß einer Wahlſchuld (obligatio alternativa) oder 
lediglich einer wahlweiſen Leiſtungsbefugnis (kacultas 
alternativa) zu erachten fein, beſtimmt § 1100 a. a. O., 


r auch bei Lebzeiten auf andere über⸗ 


Nach T. 11. Tit. 1 


daß die Erben der Geſchwächten eine Ausſtattung nur 


inſofern fordern können, als ſie der Erblaſſerin in 
einer Kapitalsſumme bereits rechtskräftig zuerkannt 
war. Im gegebenen Falle, wo ein Wahlrecht des 
Schwängerers überhaupt ausgeſchloſſen iſt, kann alſo 
die Vererblichkeit und Uebertragbarkeit der Forderung 
der Karolina W. nicht bezweifelt werden. 
nicht die eben angeführten Beſtimmungen des Allg. 
Preuß. LdR. noch auch ſeine allgemeinen Vorſchriften 
über die Abtretung von Rechten ($ 99 Einleitung; 
§ 382 ff., T. I. Tit. 11) entgegen. 
mäßigen Beſeitigung des Rechts auf Ehelichung ent— 


Forderung noch nicht fällig ſei, der Begründung. 
Ein Fälligkeitstermin war nicht vereinbart, die 
Forderung konnte ſomit jederzeit geltend gemacht werden. 


(Urt. vom 23. Nov. 1906). 
710 D. 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Befugnis zur Einſicht der Fideikommißakten. In 
der Nachlaßſache eines Fideikommißbeſitzers war auch 
eine ſeiner Töchter als Miterbin beteiligt. Sie ließ 


Mit der vertrags⸗ 


Es ſtehen 


ſo groß wie die des Jahres 1899; ſeit 1899 
insgeſamt 14201 Perſonen bedingten Aufſchu 


durch ihren Anwalt an das Fideikommißgericht den 
Antrag ſtellen, die Fideikommißakten zur Einſicht durch 


ihn an das Amtsgericht ſeines Wohnortes zu ſenden, 
um feſtſtellen zu können, welche Mobilien nach den 


Akten des Fideikommißgerichts zum Fideikommiß ge: 
ören, damit deren Aufnahme in das zu errichtende 


achlaßinventar unterlaſſen werden könne. 


Der An⸗ 


trag wurde durch Beſchluß des Fideikommißgerichts 


vom 19. November 1906 aus folgenden Gründen 
zurückgewieſen: Die Fideikommißakten haben nur den 


J 8 0 des Fideikommiſſes und gemäß 8 13 der 
nſtruktion über die Behandlung der Familienfideikom⸗ 


miſſe vom 3. März 1857 als Ergänzung der Fidei⸗ 
kommißmatrikel zu dienen. Deshalb iſt die Einſicht 


der Matrikel und der zu ihrer Ergänzung beſtimmten 


Spezialakten nach Art. 134 AG. z. BGB., § 11 G80. 
und § 34 FGG. nur demjenigen geſtattet, der ein be- 
rechtigtes Intereſſe darlegt und glaubhaft macht (vgl. 
auch Entſch. des OGH. Bd. 12 S. 130). Aus dem 


S. 100). 
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Inhalte des Antrags ergibt ſich aber kein derartiges 
Intereſſe; vielmehr iſt aus ihm zu entnehmen, daß 
die Einſicht der Fideikommiß⸗Spezialakten nur dazu 
dienen ſoll, die Intereſſen der Allodialerbin im 
Gegenſatze zu ihrem Intereſſe als eventueller Fidei⸗ 
kommißanwärterin zu dienen. 
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Heule, br. Wilhelm von, Staatsrat, Miniſterial⸗ 
direktor im K. bayer. Staatsminiſterium der Juſtiz. 
Das Bayeriſche Geſetz zur Ausführung 
der Reichs⸗Zivilprozeßordnung und Kon⸗ 
kursordnung. Als dritte Auflage der Erläu⸗ 
terungen des Geſetzes vom 23. Februar 1879 be⸗ 
arbeitet von Emanuel Habel, K. II. Staatsanwalt 
in München. München 1907, C. H. Beck'ſche Verlags⸗ 
buchhandlung (Oskar Beck). Preis gebd. Mk. 2.25. 

Das AG. zur ZPO. iſt eines der wichtigſten 
bayeriſchen Geſetze. Wenn es auch jetzt nicht mehr 
die nämliche Bedeutung hat, wie vor dem 1. Januar 

1900, ſo kommt es doch in der Praxis noch recht häufig 

zur Anwendung. Es gehört zu den Geſetzen, mit 

denen ſich der in die Praxis übertretende junge Juriſt 
bald vertraut zu machen hat. Die vorliegende vor⸗ 
treffliche Ausgabe ermöglicht raſche Orientierung über 
den Zuſammenhang des Geſetzes mit anderen und 
über den Stand ſeiner Auslegung. Die Erläuterungen 
berückſichtigen insbeſondere die bis zur jüngſten Zeit 
veröffentlichte bayeriſche Rechtſprechung. — n. 


Notizen. 


Anwendung der für den bedingten Straſaufſchnb 

die bedingte Begnadigung) geltenden Vorſchriften im 
ahre 1906. Die Statiſtik für 1906 (bearbeitet im 

uſtizminiſterium) zeigt wieder ein ganz ungewöhn⸗ 

liches Anwachſen der Fälle, in denen von der Ein⸗ 
richtung der bedingten Begnadigung Gebrauch gemacht 
wird. (Wegen der Ergebniſſe der Jahre 1899 bis 
1905 vgl. die „Ergebniſſe der Zivil- und Strafrechts⸗ 


pflege und Bevölkerungsſtand der Gerichtsgefängniſſe 
behrt auch der Einwand des Beklagten, daß die 


und Strafanſtalten des Königreichs Bayern im Jahre 
1905“ [München 1906, Chriſtian Kaiſer! Tabelle XX 
Es wurde im Jahre 1906 einer Zahl von 
3635 Perſonen bedingter Strafaufſchub bewilligt (1905: 
2653; 1899: 697; die Zahl des Jahres 1906 iſt 5,2 mal 
N 

er⸗ 
halten). Unter den im Jahre 1906 bedingt Begnadigten 
befinden ſich 2679 oder 735%, die bei Begehung der 
ſtrafbaren Handlung das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatten (Jugendliche), 956 oder 26,3%, die 
älter waren (1905: 74,2% ꝓwlJugendliche und 25,8% 
ältere Perſonen). 3552 oder 97,8% der bedingt Be— 
gnadigten hatten Freiheitsſtrafen wegen eines Ver— 
brechens oder Vergehens noch nicht verbüßt, bei 83 
oder 2% war das der Fall (1905: 10 ſchon be⸗ 
ſtrafte Perſonen). Von den 3635 Strafen, deren Boll- 
ſtreckung ausgeſetzt wurde, waren 416 oder 11330 
wegen eines Verbrechens, 1832 oder 50,0% wegen 
eines Vergehens, 1387 oder 38,1% wegen einer Ueber— 
tretung ausgeſprochen worden. (1905: Verbrechen 
10,3% ͤ Vergehen 50,5% q Uebertretungen 39, 0). 
2 (0,1 ) waren Zuchthausſtrafen, 2241 (617%) Ge— 
fängnisſtrafen und 1392 (38,2%) Haftſtrafen. (1905: 
Zuchthausſtrafen 0%, Gefängnisſtrafen 60,%ã 6, Haft: 
ſtrafen 39% ). Die Dauer der 2241 Gefängnisſtrafen 
betrug mehr als 6 Monate in 11 Fällen (0,5%), mehr 
als 3 bis zu 6 Monaten in 61 Fällen (2%), mehr 
als 1 Monat bis zu 3 Monaten in 136 Fällen (6%), 
mehr als 1 Woche bis zu 1 Monat in 525 Fällen 
(23,4%), 1 Woche oder weniger in 1508 Fällen (67,0). 


12 


(Die entſprechenden Prozentzahlen für 1905 find 1.2; 
178; 5,8; 23,8; 67,6). Die Dauer der feſtgeſetzten Be⸗ 
währungsfriſten betrug weniger als 2 Jahre in 1476 
Fällen oder 40,3%, 2 bis 3 Jahre in 117 Fällen oder 
3,2%, 3 Jahre oder mehr in 2042 Fällen oder 56,2%. 
(1905: entſprechende Prozentzahlen 41,6; 5,1; 53,3). 

Erledigt haben ſich im Jahre 1906 insgeſamt 
1736 Fälle, in denen im gleichen oder einem früheren 
Jahre eine Bewährungsfriſt bewilligt worden war, 
und zwar 1278 (73,8% ) durch endgültige Begnadigung, 
405 (23, %) durch Einleitung der Straſvollſtreckung, 
53 (3,1) auf andere Art (3. B. durch den Tod des 
Verurteilten). (Prozentzahlen 1905: Begnadigungen 
674, Widerrufe 30,8, Erledigungen anderer Art 1,s). 
Die Zahl der Erledigungen durch Begnadigung ver- 
hält ſich zur Zahl der Erledigungen durch Vollſtreckung 
wie 100; 32 (1905 war das Verhältnis 100: 45; das 
Ergebnis des Jahres 1906 iſt alſo weit günſtiger). 
Von den 1278 endgültig begnadigten Perſonen waren 
875 oder 68,5% „Jugendliche“, 403 oder 31,%% ältere 
Verurteilte (1905: 79,3% Jugendliche, 20,%% ältere 
Verurteilte). Unter den endgültig Begnadigten be— 
fanden ſich 9, die vor der Begehung der ſtrafbaren 
Handlung, hinſichtlich deren die Bewährungsfriſt be⸗ 
willigt worden war, ſchon eine Freiheitsſtrafe wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens erſtanden hatten 
(1905: 0). Erlaſſen wurden 801 Haftſtrafen und 477 
Gefängnisſtrafen. Die Dauer der 477 Gefängnisſtrafen 
betrug mehr als 6 Monate in 3 Fällen, mehr als 3 
bis zu 6 Monaten in 6 Fällen, mehr als 1 Monat 
bis zu 3 Monaten in 15 Fällen, mehr als 1 Woche 
bis zu 1 Monat in 82 Fällen, 1 Woche oder weniger 
in 371 Fällen (1905 waren die entſprechenden Zahlen 
0, 1, 19, 52, 279). Erledigt haben ſich durch 
endgültige Begnadigung in dem ganzen 
5 von 1899 bis 1906 insgeſamt 

520 Fälle. 


In den 405 Fällen, in denen es zum Widerrufe | 
Ausnahmeſtellung für Portugieſerweine mehr befteht. 


kam, waren 352 jugendliche (86,% ) und 53 ältere 
Perſonen (13,1%) beteiligt. (1905: 83, jugendliche 
und 16, ältere Verurteilte). Es waren unter ihnen 
9 2, % ſchon früher beſtrafte Perſonen (1905: 11). 
Wieder eingeleitet wurde die Vollſtrecknng von 97 
Haftſtrafen und 308 Gefängnisſtraſen. Von letzteren 
hatten eine Dauer von mehr als 3 bis zu 6 Monaten 


5, von mehr als 1 Monat bis zu 3 Monaten 15, von 


mehr als 1 Woche bis zu 1 Monat 81, von einer Woche 
oder weniger 207. (Entſprechende Zahlen für 1905: 
1. 12, 67, 193). Im ganzen Zeitraum von 1899 
bis 1906 haben ſich durch Widerruf ins⸗ 
geſamt 1739 Fälle erledigt. 


Abhaltung der 2. Prüfung für den höheren Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsdienſt. Wichtig für die im Vor⸗ 
bereitungsdienſte ſtehenden Rechtspraktikanten iſt die 
im IJMBl. Nr. 1 für 1907 auf S. 2 veröffentlichte 
Bekanntmachung der Staatsminiſterien der Juſtiz 
und des Innern vom 3. Januar 1907. Die Rechts- 
praktikanten 


regierung verwieſen werden, in deren Bezirk ihre 
Eltern wohnen, und bei Unzulänglichkeit der daſelbſt 
verfügbaren Räume an einen benachbarten Prüfungs— 
ort. Darauf, an welchem Orte der letzte Vorbereitungs— 
dienſt geleiſtet wurde, wird keine Rückſicht mehr 
genommen werden. Dieſe Anordnung dürfte wohl 
darauf zurückzuführen ſein, daß ſich in den letzten 
Jahren in München ein immer mehr ſteigender An— 
drang gezeigt hat, ſo daß zu befürchten war, es 
möchte bei fortgeſetzter Steigerung Mangel an 
geeigneten Räumen eintreten. Auch beſtand wohl 
die Gefahr, daß ſich die Ueberwachung der Kandidaten 
bei der Prüfung mit dem Anwachſen ihrer Zahl 
immer ſchwieriger geſtalten werde. 

Der Umſtand, daß ſich eine immer größere Zahl von 


werden künftighin zur Ablegung der 
2. Prüfung grundſätzlich an den Sitz der Kreis- die 
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Rechtspraktikanten bei den Münchener Gerichten zu⸗ 
ſammendrängt, hat, wie hier nebenbei bemerkt ſein mag, 
ſchon in mehrfacher Richtung Mißſtände hervorgerufen. 
Die Unterbringung ſtößt auf Schwierigkeiten und die 
Gerichtsvorſtände ſind kaum mehr in der Lage, die 
richtige Ausbildung und Unterweiſung zu überwachen. 
Anderſeits werden die kleineren Gerichtsſitze ent⸗ 
völkert und es werden dadurch den minder bemittelten 
Rechtspraktikanten, die ſich die Ueberſiedelung in eine 
größere Stadt verſagen müſſen, die Vorteile entzogen, 
die ſich aus der Bildung von Uebungskurſen in 
mittleren und kleinen Städten und aus der Möglich⸗ 
keit gemeinſamer Vorbereitung mehrerer Kandidaten 
ergeben würden. 


Zum Vollzuge des Weingeſetzes. Durch 8 20 
lit. b des Weingeſetzes vom 24. Mai 1901 wurde der 
Bundesrat ermächtigt, Grundſätze aufzuſtellen, die 
gemäß § 2 Nr. 4 Halbſatz 2 des Geſetzes für die 
Feſtſetzung des Durchſchnittsgehalts des Weines an 
Extraktſtoffen und Mineralbeſtandteilen maßgebend 
ſein ſollen. (Nr. J der Ausführ.⸗Vorſchr. des Bundes⸗ 
rats vom 2. Juli 1904, RGBl. S. 257). In der 
zur Ausführung des Weingeſetzes erlaſſenen Bek. 
des Statsminiſteriums des Innern vom 24. Sep⸗ 
tember 1901 (Amtsbl. des Miniſteriums des Innern 
für 1901 S. 461) iſt unter Ziff. 3 Satz 2 und 3 darauf 
aufmerkſam gemacht worden, daß bei der Beratun 
der Ausführungsvorſchriften anerkannt wurde, daß 
in einzelnen Gegenden bisweilen zu Verſchnittzwecken 
dienende Rotweine (Portugieſer) vorkommen, die auch 
im ungezuckerten Zuſtande unter den feſtgeſetzten Grenzen 
bleiben. Es ſollte daher vor Beanſtandung ſolcher 
Weine beſonders darauf geachtet werden, ob das Zu— 
rückbleiben hinter den Grenzzahlen auf dem Zuſatze 
von wäſſeriger Zuckerlöſung beruht. Der Bundesrat 
hat nunmehr in einem Beſchluſſe vom 25. Oktober 1906 
anerkannt, daß kein Anlaß zu der Einräumung einer 


Die Sätze 2 und 3 der Ziffer 3 der Bekanntmachung 
vom 24. September 1901 ſind deshalb aufgehoben 
worden (Bek. des Staatsminiſteriums des Innern 
vom 17. Dezember 1906, IM Bl. Nr. 1 für 1907 S. 2). 


Den ſog. Befähigungsnachweis für das Baugewerbe 
hat die jüngſte Novelle zur Gewerbeordnung, die als 
RG. vom 7. ds. Mts. im RGBl. S. 3 veröffentlicht 
iſt, zum Gegenſtand. Die SS 35 und 54 GO. haben 
hierdurch Zuſätze erhalten, außerdem ſind zwei neue 
(SS 35a und 53a) eingefügt. Entgegen dem urſprüng— 
lichen Verlangen aus beteiligten Kreiſen, die Voraus— 


ſetzungen zu normieren, unter denen jemand das Baus 


gewerbe betreiben dürfe, beſtimmt der neue Abſ. 5 
in § 35, daß „der Betrieb des Gewerbes als Baus 
unternehmer und Bauleiter ſowie der Betrieb ein— 
zelner Zweige des Baugewerbes zu unterſagen 
iſt, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Unzuver— 
läſſigkeit des Gewerbetreibenden in bezug auf dieſen 
Gewerbebetrieb dartun“. Nach § 53a kann ferner 
untere Verwaltungsbehörde beſtimmten, unge— 
eigneten Perſonen im Einzelfalle die Ausführung oder 
Leitung gewiſſer (ſchwierigerer) Bauten unterſagen; 
weitergehende landesrechtliche Beſtimmungen (vgl 872 
Abſ. 2 der allgemeinen, 8 91 Abſ. 2 der Münchener 
Bauordnung) bleiben unberührt. Das Verfahren iſt 
in beiden Fällen in die Hände der Verwaltungs— 
behörden gelegt und näher geregelt. Die Novelle 
tritt am 1. April ds. J. in Kraft. Dr. Sch. 
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Einige Bemerkungen 
über die ſog. „mündliche“ Anweiſung. 
Von Oberlandesgerichtsrat Laux in Zweibrücken. 


Das BGB. behandelt in den 88 783 ff. das 
Rechtsinſtitut der Anweiſung, wobei es vom Zweck 
der Anweiſung ausgehend zwei Hauptkategorien 
annimmt, nämlich 
1. die Falle, in welchen dem Anweiſenden eine 
Verbindlichkeit gegenüber dem Anweiſungs⸗ 
empfänger obliegt, deren Erfüllung vermittelt 
werden ſoll, 

2. die Fälle der ſog. Kreditanweiſung. 

Die einzelnen Erſcheinungsformen können inner⸗ 
halb des durch dieſe beiden Kategorien umſchriebenen 
Anwendungsgebiets überaus mannigfaltig ſein. Die 
Unterſuchungen mit Rückſicht auf das frühere 
Doppelmandat und die von einigen behauptete 
Identität der Anweiſung mit dem Inkaſſomandat 
mögen zur wiſſenſchaftlichen Vertiefung der ein⸗ 
ſchlägigen Fragen erheblich beigetragen haben, für 


die Praxis haben ſie aber kaum mehr als aka⸗ 


demiſche Bedeutung. 


Ausdrücklich regelt das BGB. nur die ſchrift⸗ 
liche, auf Geld, Wertpapiere und andere 
vertretbare Sachen gerichtete Anwei— 
ſung, welche ſich von der kaufmänniſchen An⸗ 
weiſung des $ 363 HGB. nur dadurch unter: 
ſcheidet, daß letztere von einem Kaufmann aus- 
geſtellt, von einer Gegenleiſtung unabhängig und 
indoſſabel fein muß. Inſofern nun das Geſetz 
die Anweiſung ſelbſtändig unter eigenem Abſchnitt 
und genauer Vorſchrift der einzelnen Erforderniſſe 
mit beſonderer Betonung der verſchärften Schrift— 
form (Denkſchrift S. 94/95) behandelt und mit 
keiner Silbe von einer anders gearteten Anwei⸗ 
jung ſpricht, ſollte man bei der ſonſtigen ziel: 
bewußten Klarheit und Schärfe der Kodifikation 
annehmen dürfen, daß aus den Aeußerungen des 
Rechtsverkehrs kein Bedürfnis zur Anerkennung 


einer anderen als der ausdrücklich geregelten An⸗ 


weiſung hervorgetreten ſei oder ſich geltend mache. 
Gleichwohl erkennt die herrſchende Rechtslehre 


1 


die Exiſtenz einer mündlichen Anweiſung 
an, auf welche die für die ſchriftliche gegebenen 
Rechtsregeln analoge Anwendung zu finden hätten. 
Hiernach gäbe es außer der ſchriftlichen Anweiſung 
des Handels- und bürgerlichen Rechtsverkehrs noch 
eine mündliche, aber in keinem der beiden ein⸗ 
ſchlägigen Geſetze irgendwie erwähnte Anweiſung. 

Man wird annehmen dürfen, daß — abge⸗ 
ſehen von der Anlehnung an ältere Rechte — die 
in den Motiven zum BGB. (Band II S. 558) 
enthaltene Ausführung 

„einer Anweiſung, welche von dem Anweiſen⸗ 
den nur mündlich, etwa bei gleichzeitiger An⸗ 
weſenheit des Empfängers und des Angewieſe⸗ 
nen, ſowohl an den einen als an den andern 
gerichtet würde, iſt, wenn auch der Entwurf 
ſchweigt, die Gültigkeit und Wirkſamkeit nicht 
abgeſprochen“ | 
der herrſchenden Rechtslehre zur Stütze dient. 

So hat ſich denn die Theorie von der abſtrakten 
und der auf einem kauſalen Schuldverhältnis be⸗ 
ruhenden Anweiſung herausgebildet. Aber ſchon 
die weitere Begründung (Motive a. a. O.) 

„auf dieſen Fall (der mündlichen Anweiſung) 
mögen die Vorſchriften des Entwurfs mit 
Ausnahme des $ 784 und abgeſehen von 
der hieraus ſich ergebenden Modifikation des 
§ 790 Anwendung finden“ 
läßt trotz des Hinweiſes auf die Vertragsfreiheit 
der Parteien — oder vielleicht gerade hierwegen — 
eine gewiſſe Zaghaftigkeit in der Berührung der 
mündlichen Anweiſung erkennen. Es kann über— 
dies auch nicht ohne weiteres zugegeben werden, 
daß die in dieſer Form bei Gelegenheit der Be— 
gründung einer verwandten Geſetzesbeſtimmung 
beiläufig geäußerte Anſicht eine genügende Unter: 
lage für die Bildung von Rechtsregeln abzugeben 
n nach welchen die Praxis ſich zu richten 
ätte. 

Die Anweiſung auf Kredit, durch welche ein 
Schuldverhältnis zwiſchen dem Anweiſenden und 
Angewieſenen erſt beim Vollzug begründet werden 
ſoll, wird im großen und ganzen dem Handels— 
verkehr zuzuweiſen ſein und kann, ſoweit ſie nicht 
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in ihren Haupt⸗ und Hilfsformen (Ordre, Ueber⸗ | net Dernburg Bd. II, 2 S. 255 dieſe Entſcheidung 
weiſung, Kreditbrief, Giro. Scheck ꝛc.) ohnehin als bedenklich; zu feinen zuhlreichen Verdienſten 
nach beſtehender Vorſchrift oder feſtgewurzelter hätte dieſer bedeutendſte Ziviliſt ein weiteres hinzu⸗ 


Uebung der Schriftform unterliegt, angeſichts 
der in $ 350 HGB. zugelaſſenen Formfreiheit bei 
der vorwürfigen Betrachtung zurücktreten. 

Die eigentliche Inkongruenz zwiſchen der ab⸗ 
ſtrakten und ſog. „mündlichen“ Anweiſung zeigt 
ſich nun aber unverkennbar bei jener Kategorie, 
welche die Erfüllung einer dem Anweiſenden gegen: 
über dem Anweiſungsempfänger obliegenden Ver⸗ 
bindlichkeit bezweckt. Es läßt ſich wohl ſagen, daß 
die mündliche und ſchriftliche Vereinbarung bis 
zur Annahme parallel laufen; denn bis zur 
Annahme beſteht nur eine nach zwei Seiten wir: 
kende Ermächtigung ohne eine Verbindlich 
keit des Angewieſenen gegenüber dem Anweiſungs⸗ 
empfänger. 
punkt und der Form der Annahme, an 
welche 8 784 BGB. die Wirkungen der An⸗ 
weiſung im Verhältnis des Angewieſenen zum An⸗ 
weiſungsempfänger ausſchließlich knüpft, treten 
nun aber die Schwierigkeiten hervor, die bisher 
weder Theorie noch Rechtſprechung in befriedigender 
Weiſe zu beheben vermochten. 

Die Kommentare äußern ſich faſt ausnahms⸗ 
los negativ und vorſichtig 

„die bloß mündlich erklärte Annahme wirkt 
jedenfalls nicht als abſtrakte Anweiſung, 
ſondern nur nach Maßgabe der zugrunde 
liegenden Kauſalbeziehung, gibt möglicher⸗ 
weiſe auch einen Anſpruch auf Erteilung des 
formalen Akzepts“ ꝛc. 

Welcher Art ſollen dieſe Kauſalbeziehungen 
— das zugrunde liegende Rechtsgeſchäft — bei der 
Kreditanweiſung ſein? Wenn die Wirkungen des 
Kauſalverhältniſſes eintreten, alſo das zugrunde 
liegende Rechtsverhältnis Maß gibt, ſollte da nicht 
gleichzeitig geſagt ſein, daß eben die Verſchiebung 
der Rechtsbeziehungen unter den Perſonen und 
die darin liegende rechtsgeſchäftliche 
Vereinbarung die Hauptſache, die Bezeichnung 
„Anweiſung“ aber nur ein in oberflächlicher Be⸗ 
trachtung der äußeren Vorgänge zugelaſſener 
Name iſt? 

Selbſt die Motive (Bd. II S. 560) nähern ſich 
in der Ausführung 

„die Annahme, daß im bürgerlichen Rechts⸗ 
verkehr die auch nur mündliche Annahme: 
erklärung den Willen des Angewieſenen, ſich 
abſtrakt zu verpflichten, erkennen laſſe, wäre 
keineswegs begründet“ 
ganz erheblich der hier zum Ausdruck kommenden 
Auffaſſung. 

Von obergerichtlichen Entſcheidungen liegt 

meines Wiſſens nur ein Urteil des OLG. Frank— 


Mit der Frage nach dem Zeit⸗ 


gefügt, wenn er die Bedenken des näheren aus⸗ 
einandergeſetzt hätte. 

Zu welchen Ergebniſſen gelangt man nun 
aber bei Ablehnung der von den Motiven für 
die mündliche Anweiſung ſozuſagen „eingeſchmuggel⸗ 
ten“ Rechtsregeln? Zu folgenden: 

Die mündliche Abmachung hat zweifellos gewiſſe 
Wirkungen, wie der Auftrag (die Vollmacht) ſelbſt. 

Die mündliche Annahme der ſchriftlichen Er⸗ 
mächtigung hat nicht die Wirkungen des § 784 
BGB. und ſtellt deshalb überhaupt nicht eine 
„Anweiſung“ dar. Noch weniger kann dies 
ſelbſtverſtändlich bei der mündlichen Annahme der 
mündlichen Ermächtigung der Fall ſein. Bei der 
die Erfüllung einer Verbindlichkeit (des Anweiſen⸗ 
den gegenüber dem Anweiſungsempfänger) be: 
zweckenden Vereinbarung iſt zu unterſuchen, ob 
die Erforderniſſe eines anderen gültigen Rechts⸗ 
geſchäfts vorliegen. Diesfalls kommen gemeinhin 
in Betracht: Die Schuldübernahme, die Erfüllungs⸗ 
übernahme, die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft, die 
kumulative Schuldübernahme, die im voraus be⸗ 
willigte Leiſtung an einen Dritten — 8362 II BGB. 
— und die Zeſſion. Ob auf dem Umweg des In⸗ 
nominatvertrags der „mündlichen Anweiſung“ zur 
Lebensfähigkeit verholfen werden kann, iſt mehr 
als zweifelhaft. Unter allen Umſtänden wird es 
nicht angehen, im Falle des Nichtvorliegens der 
Erforderniſſe eines beſonderen Rechtsgeſchäfts der an: 


geführten Art, z. B., wenn bei der Schuldübernahme 


furt vor, im Auszug mitgeteilt in Bd. 8. 85 der, 
Rſpr. d. OL G., das die mündliche Anweiſung bei 
entſprechendem Willen der Parteien gemäß §S 784 


BGB. für vollgültig erklärt. Mit Recht bezeich— 


der urſprüngliche Schuldner nicht freigegeben wurde 
oder bei der Erfüllungsübernahme der Vertrag 
unter den Kontrahenten aus formalen Gründen 
nichtig oder bei der Bürgſchaft (kumulative Schuld⸗ 
übernahme) die Schriftform nicht eingehalten iſt ꝛc., 
einfach zu ſagen 

„die Parteien haben das und das im Wege 

der mündlichen Anweiſung gewollt, folglich 

iſt es gerichtlich anzuerkennen.“ 

In dieſer Richtung beſteht aber eine nicht zu 
unterſchätzende Gefahr: Die Gegenſtände, um die 
es ſich bei mündlichen Abmachungen ſolcher Art 
im bürgerlichen Rechtsverkehr handelt, beziffern 
meiſt nur geringe Streitwerte und finden ihre Er— 
ledigung beim Amtsgericht oder Landgericht, ſelten 
beim Oberlandesgericht. Werden nun die mit⸗ 
unter recht ſchwierigen Unterſuchungen in bezug 
auf das Vorliegen der obenerwähnten, ſich häufig 
berührenden und nicht leicht unterſcheidbaren Rechts⸗ 
geſchäfte auf Grund eines Parteivorbringens, das 
auf „mündliche Anweiſung“ hindeutet, umgangen, 
dann dürfte das im Geſetz nicht exiſtierende 
„Rechtsinſtitut“ in der Praxis eine Anerkennung 
und Ausdehnung erlangen, an die man bei Be— 
arbeitung des Entwurfs und der Motive ſicher 
nicht gedacht hat. 
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Stehen dem Arbeitgeber wegen plötzlicher 
Arbeitseinſtellung Anſprüche auf Schadenserſatz 
zu, und wie find fie zu verfolgen?) 


Anm. 2, a, 7 S. 189 zu § 122: „Der Aus: 
ſchluß der Kündigung muß nach $ 122 für beide 
Teile gleichmäßig gelten; läßt die Vereinbarung 
Zweifel über ihre Tragweite zu, z. B. darüber, 
ob das Dienſtverhältnis vor Schluß eines Arbeits⸗ 
tags oder bei Akkordarbeit vor Fertigſtellung des 
angefangenen Akkords gelöſt werden darf, ſo iſt 


15. Juli 1906 ö fie gemäß $ 157 BGB. jo auszulegen, wie Treu 
8 We und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitten 


Von Rechtsanwalt Godron in Kitzingen a. M. 
‚Die Freiheit des Arbeitsvertrags iſt im Hin: es erfordern (l. auch 8 133 50.) 


J. An den Eingang meiner Ausführungen in 


blick auf §S 105 der GewO. gegeben. Die all: Daß aber Zweifel über die Tragweite einer 
gemeinen Beſtimmungen des Bürgerlichen Rechtes ee ns 1 
über den Inhalt der Verträge werden jedoch durch enitteben. könen daf pech ſch 1 
. 7 elle an a an, 0 für die Theorie aus, ſondern auch in gewerbe⸗ 
on ſba u a ir on 55 gerichtlichen Urteilen iſt öfters von ſolchen Zweifeln 
1 e . und von der Heranziehung des §8 157 BGB. 
1 Dieſe 1 wird 5 9 u oder der 88 133 8 242 BOB. die Rede, I 
1903 1 zu 8 105 a 155 daß durchaus kein Anlaß beſteht, der Anſchauung 
ferneren vertreten von Nelken (Die deutſchen des Herrn Ratsaſſeſſors Jörg beizutreten, daß 
c na ya BOB. a ae DO 
zu ewO. Anm. ü „wonach au 
r nne Berlin Rommer 3 vom 2. Sul 
liegt, 8285 vo al . 11 5 | 1902 Nr. 55, ferner die Urteile des gleichen Gewerbe: 
4 Aufl 1905, Bd. 1 5 9 105 nd. 1 4 gerichts Kammer 5 vom 24. Marz 1902 Nr. 219, 
S. 353) die Beſti des BGB Kammer 5 vom 21. April 1902 Nr. 295 und 
hinsichtlich 3 ar 5 Ber. Kammer 3 vom 28. Mai 1902 Nr. 351 (SozPr. 
träge maßgebend find, von Schicker (GewO XI Sp. 1133 / 1134). In allen dieſen Urteilen iſt zur 
4. Aufl. 1901, Bd. I zu 9 105 GewO. Anm 4 Auslegung der Arbeitsverträge ausdrücklich auf 
S. 583), wonach für Inhalt und Form des 3 157 VB. hingewieſen; ja in der Begründun 
Vertrags, ſowi di iakei Schli des erſten Urteils (Kammer 3 vom 2. Juli 1902 
55 — er a ee wird $ 157 wörtlich angeführt. In dieſen vier 
tl N fe nee d Erkenntniſſen find folgende auf die Kündigung 
e un 8 gelten, 195 lich einge Fg bes chen 
8 a e 0 mes 1. Stillſchweigender Ausſchluß der geſetzlichen 
beſondere letztere Ziffer), wo es heißt: „Die (vierzehntägigen) Kündigungsfriſt des § 122 der 
Wirkung der Verträge beſtimmt ſich durchweg nach GewO. bei Beſtehen einer entſprechenden Ver⸗ 
den Verträgen ſelbſt und dem bürgerlichen Recht.“ mi if der „täglichen Kündigung“ 

Stellt man fid auf biejen, von den ſamtuchen . Her Tag als Arheitgeinheit auch bei Ab⸗ 
SI zjederzeitiger“ Kündigung, (auf Fall 3 wird 
1 Standpunkt — 1 3 ſpäter nochmals zurückgekommen werden). 

ähnten Leit Rat Noch beweiskräftiger für meine Behauptung, 
j daß die 88 133, 157 BGB. zur Auslegung der 
nicht einmal beſtritten, geſchweige denn widerlegt —, ne china an finden hr ben, ift Be 
%%%; Urteil i des Gewerbe-Gerichts Breslau vom 
Auslegung der Verträge und zur Klärung ihres 3. Oktober 1901 (ab edr im GO, 7 Jahrgan 
oo. 5 §9 133 und 157 BGB. heranziehen 5 Be 5 955 3 
5 a 805 1250 me Beurteilung unterliegende Fall behandelt ebenfalls 
Betracht kommen könnten. Landmann-Rohme den vertragsmäßigen Ausſchluß der Kündigungs⸗ 
ſagt deshalb in ſeinem aaa, bei Be. friſt — heißt: „§ 122 GewO. bezeichnet ſich ſelbſt 
ſprech des Ausſchluf der Kündi ; als nicht-zwingende Vorſchrift, da er für ſich nur 
5 ene e ne für den Fall Geltung beanſprucht, daß etwas 
anderes nicht verabredet iſt. S 122 GewO. kommt 
alſo auch dann nicht zur Anwendung, wenn an 
122 1 oc er nn it, e aber: 27 die in 9 122 Gemd. Keime 

78, wo es hei U \ ee \ ER Be 
einen abgeſehen e len des Kündigungsfriſt feſtſetzt oder die Kündigung über⸗ 
BGB. über die Verträge in Betracht kommen. haupt auf Seiten beider Parteien ausſchließt. 


1) Erwiderung auf die Abhandlung auf S. 336 ff. 
des 2. Jahrgangs. 
2) Vgl. auch Anm. 1 a. a. O., wo vom Verſtoße 
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Das gleiche wie für die Ausſchließung der 
Kündigung durch Geſchäftsgebrauch gilt 
auch für deren vertragsmäßige Ausſchließung. 
In den ſämtlichen aufgeführten Urteilen wird 
alſo immer auf die Verkehrsſitte Rückſicht ge⸗ 
nommen und damit der Vorſchrift des § 157 
BGB. entſprochen. 

Es iſt aber auch nicht erfindlich, warum 
Herr Ratsaſſeſſor Jörg, während er am Eingange 
ſeiner Ausführungen der ungebundenen Vertrags⸗ 
freiheit und der Möglichkeit jederzeitiger Nieder⸗ 
legung der Arbeit das Wort redet, bei den Zeit⸗ 
lohnarbeitern den Grundſatz aufſtellt, daß ſie nicht 
mitten im Tage mit ſofortiger Wirkung kündigen 
können. Zu dieſem Schluſſe kann er doch nur 
dann kommen, wenn er ſich bei der Auslegung 
eines die Kündigung ausſchließenden Arbeits⸗ 
vertrages mit einem Zeitlohnarbeiter auf Treu 
und Glauben im Verkehr beruft und ſomit den 
von ihm als anwendbar bekämpften $ 157 BGB. 
zur Anwendung bringt; denn ſonſt hat eben bei 
der einfachen Vereinbarung des Ausſchluſſes 
der Kündigung, d. h. bei der durch keine Zuſätze 
ergänzten Vereinbarung, der Zeitlohnarbeiter das 
Recht zu ſagen „ich höre jetzt auf“, und der 
Arbeitgeber das Recht ihn ſofort, d. h. mitten 
im Tage zu entlaſſen. Sehr treffend führt zu 
dieſer Frage das oben angezogene Urteil des 
Gewerbegerichts Berlin (Kündigungsfragen 3 a) 
folgendes aus: „Jedenfalls entſpricht es nicht 
den Grundſätzen von Treu und Glauben im 
Verkehr bei Erfüllung von Arbeitsverträgen, den 
Arbeiter ohne Not im Laufe des Tages zu ent⸗ 
laſſen, auch iſt es in Berlin durchaus üblich, 
ſelbſt bei „ſofortiger“ Lösbarkeit den Tag als 
Einheit anzuſehen.“ 

Alſo auch hier ein bewußtes Zurückgreifen 
auf § 157 BGB. wie bei Herrn Ratsaſſeſſor 
Jörg in vielleicht unbewußtem, aber gutem 
juriſtiſchen Fühlen; denn ohne Heranziehung 
dieſer Beſtimmung des bürgerlichen Rechts kann 
eben der Zeitlohnarbeiter mitten im Tage weg⸗ 
laufen und man ſteht ſolchem Gebahren machtlos 
gegenüber. (Vgl. auch noch das von mir in der 
Abhandlung auf S. 287 ff. auszugsweiſe wieder: 
gegebene Urteil des Gewerbegerichts Charlotten: 
burg vom 6. September 1901, GG. Jahrgang 7 
lerſtmals irrtümlich Jahrgang 5 zitiert! Sp. 94 
und 95). 

Des weiteren wird der von Herrn Rats— 
aſſeſſor Jörg angegriffene Unterſchied zwiſchen 
Zeitlohnarbeiter und Akkordarbeiter nicht nur 
von mir, ſondern auch von Landmann-Rohmer 
gemacht (ſ. die oben angezogene Stelle aus deſſen 
Kommentar: „oder bei Akkordarbeit vor Fertig— 
ſtellung des angefangenen Akkords“). Es ſoll 
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hier keineswegs der zwiſchen dem Affordarbeiter . 


und dem Arbeitgeber geſchloſſene Vertrag als 
Werkvertrag aufgefaßt werden, ſondern es ſollen 
nur die Verpflichtung zur Arbeitsleiſtung und 


der aus ihrer Nichterfüllung entſtehende Schadens⸗ 
erſatzanſpruch mit Rückſicht auf Treu und Glauben 
im Verkehr ihre Würdigung finden. (Vgl. Land⸗ 
mann⸗Rohmer a. a. O. und außerdem in Band II 
ſeines Kommentars auf S. 8 Vorbem. 6 b 
Abſatz II). 

Der gleichen Anſchauung (Unterſchied zwiſchen 
Zeitlohn⸗ und Akk!kordarbeiter und Unterſchied da: 
her auch des Schadenserſatzes) huldigt gleich dem 
von mir in meinen erſten Ausführungen an⸗ 
gezogenen Urteile des Gewerbegerichts Leipzig 
arg. e. contr. das Gewerbegericht Berlin Kammer 
3 vom 17. Oktober 1902 Nr. 203 in ſeinen 
hier mitgeteilten, auszugsweiſe in der Sozpr. 
XII Sp. 141142 wiedergegebenen Gründen: 

„Das Gericht iſt der Anſicht geweſen, daß für die 
Kläger auch ohne ausdrückliche Abrede der Ausſchluß 
jeder Kündigungsfriſt als ſtillſchweigend verabredet 
gelten muß. Denn es iſt in Berlin und Vororten für 
die Maurer Ortsgebrauch, daß täglich das Arbeits⸗ 
verhältnis gelöſt werden kann. Allerdings hat ſich 
dieſer Ortsgebrauch auf Grund eines Kollektivvertrags 
gebildet, den die gegen Zeitlohn arbeitenden Maurer 
— die große Mehrzahl — mit den Arbeitgebern 
eſchloſſen haben; und die Akkordmaurer ſtehen dieſer 
arifgemeinſchaft fern. Aber die Verkehrsſitte gerade 
des Kündigungsausſchluſſes hat ſich überall im 
Berliner Baugewerbe eingebürgert; und die Kläger 
haben ſelbſt eingeräumt. daß auch fie — wie üblich — 
ohne weiteres den Kündigungsausſchluß würden unter⸗ 
ſchrieben haben, wenn Beklagter mit entſprechendem 
Anſinnen an ſie herangetreten wäre. Hätte man freilich 
aus dem Arbeitsvertrage der Parteien deutlich entnehmen 
können, daß den Klägern die geſamten Maurerarbeiten 
als Einheit vergeben worden find, fo wäre eine Ent⸗ 
laſſung vor Beendigung dieſer Arbeiten unzuläſſig 
geweſen. Aber die bloße Feſtſetzung der verſchiedenen 
Stücklöhne für alle Stadien des ganzen Baues genügt 
hierzu nicht. Um ſo weniger, als die Akkordmaurer 
regelmäßig auch bei Verträgen, in denen ſie für die 
Arbeiten eines ganzen Baues angenommen werden, 
dennoch Kündigungsausſchluß unterſchreiben, wozu ja 
auch die Kläger bereit waren.“ 

Wir finden alſo — arg. e. contr. — auch 
in der praktiſchen Rechtſprechung unter Zugrunde⸗ 
legung der Beſtimmungen im $ 157 BGB. die 
Aufſtellung des Grundſatzes, daß im allgemeinen 
in der Löſung des Dienſtverhältniſſes vor Voll⸗ 
endung des angefangenen Akkords ein Vertrags⸗ 
bruch liegt. 

Etwas anderes iſt es natürlich, wenn ver 
tragsgemäß dem Arbeitgeber das Recht ein⸗ 
geräumt wird, vor Vollendung des Akkords dem 
Arbeitnehmer zu kündigen. Daß dieſe Be⸗ 
rechtigung kein Urteil abſprechen kann — wie das 
von Herrn Ratsaſſeſſor Jörg auf Seite 336 
dieſer Zeitſchrift erwähnte Erkenntnis des Gewerbe— 
gerichts Berlin aus dem Jahre 1898 — unter⸗ 
liegt keinem Zweifel, vorausgeſetzt, daß dem 
Arbeitnehmer das entſprechend gleiche Recht zu— 
ſteht, vor Vollendung der Akkordarbeit das Dienſt— 
verhältnis zu löſen. Denn in dieſen Fällen ent— 
hält eben der Arbeitsvertrag ſchon eine ganz 
klare Beſtimmung, wie dies aber keineswegs in 
den von mir ins Auge gefaßten Fällen zutrifft, 


— — — — — 


wo es einfach heißt, daß die Kündigung auf 
beiden Seiten ausgeſchloſſen iſt; hier muß man 
zur Auslegung des Vertrages auf die 
83 133 und 157 BGB. zurückgreifen. 

11. Zur Frage des Zurückbehaltungsrechtes 
nach $ 273 BGB.! Hier ſpricht wohl für meine 
Auffaſſung zunächſt einmal das Geſetz ſelbſt; 
denn während das BGB. im 8 394 Satz 1 aus⸗ 
drücklich ſagt, daß gegen die der Pfändung nicht 
unterworfene Förderung eine Aufrechnung nicht 
ſtattfindet, fehlt es bei den Vorſchriften über das 
Zurückbehaltungsrecht an einem ſolchen Verbot, 
ſodaß alſo aus dem Geſetz ſelbſt ſchon zu ent⸗ 
nehmen iſt, daß zwar gegen ſolche Forderungen 
nicht aufgerechnet werden, wohl aber ihnen gegen⸗ 
über der Schuldner ſein Zurückbehaltungsrecht 
ausüben darf, zumal doch auch die Wirkungen 
von Aufrechnung und Zurückbehaltungsrecht ver⸗ 
ſchieden find (vgl. Staudinger, Komm. z. BGB. 
2. Aufl., 1906, Bd. II b S. 403 und zu $ 394 
S. 266; vgl. ferner Rehbein, Komm. z. BGB. 
[Berlin 1903] S. 90/91). 

Aber nicht nur die Theorie, ſondern auch die 
Praxis vertritt und zwar recht häufig den von 
mir eingenommenen Standpunkt (vgl. Rechtſpr. 


d. OLG. Bd. IV S. 28, wo bei Diebſtahl des 
Dienſtboten wegen des aus der unerlaubten 
Handlung entſtehenden Schadens dem Dienſtherrn 
der Lohnforderung gegenüber das 5 
recht eingeraͤumt wird; ferner Rechtſpr. d. OLG. 
Bd. VI S. 225: Zurückbehaltungsrecht des Staates 
bei Gehaltsforderungen gegenüber einem wegen 
Unterſchlagung entlaſſenen Beamten mit Rückſicht 
auf die dem Staate zuſtehenden Erſatzauſprüche, 
und S. 423, wo ebenfalls das Zurückbehaltungs⸗ 
recht an unpfändbaren Lohnforderungen anerkannt 
iſt und zwar mit der gleichen wie von mir oben 
gegebenen Begründung; vgl. ferner Seuff. Arch. 
Bd. 58 ©. 217/218 Nr. 115, Urteil des OLG. 
Köln, welches ebenfalls das Zurückbehaltungsrecht 
gegenüber unpfändbaren Lohnforderungen für zu⸗ 
läſſig erklärt, und Seuff. Arch. Bd. 59 S. 91 
Nr. 52, Urteil des Kammergerichts, welches gleich⸗ 
falls für das Zurückbehaltungsrecht ſich ausſpricht; 
endlich GG. Jahrgang 8 Sp. 122 bis 125, wo 
das oben zitierte Urteil des OLG. Köln (Seuff. 
Arch. Bd. 58) in noch ausführlicherer Weiſe be⸗ 
handelt wird). 

Jedenfalls erhellt aus den angeführten Urteils: 
beiſpielen, daß die Verwirklichung des Zurück⸗ 
behaltungsrechtes ſich nicht nur vereinzelt durch⸗ 
führen läßt, ſondern ſchon gar oft im Falle der 
Beſtreitung durch Urteil Anerkennung gefunden hat. 

Von den die Zuläſſigkeit des Zurückbehaltungs⸗ 
rechtes beſtreitenden Schriftſtellern geben außer 
Sinzheimer, auf den ſich Herr Ratsaſſeſſor Jörg 
beruft, die einleuchtendſten Begründungen Land— 
mann⸗Rohmer in ſeinem Komm. z. §S 115 GewO. 
2 i, S. 120 und Schalhorn in der Soz. Pr. 11 
Sp. 796, nur daß eben bei allen dieſen Er: 
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klärungen und Begründungen in den $ 273 BGB. 
etwas hineingetragen wird, was in ihm nicht 
enthalten iſt, nämlich ein das Zurückbehaltungs⸗ 
recht gegenüber unpfändbaren Lohnforderungen 
ausſprechendes Verbot. 

Hierzu bemerkt noch äußerſt treffend Oertmann 
im Recht der Schuldverhältniſſe zu $ 273 S. 77, 
4 b und c, nachdem er feſtgeſtellt hat, daß auch 
die überwiegende Praxis der Gerichte ſich für die 
Zuläſſigkeit des Zurückbehaltungsrechtes ausſpricht, 
und daß dieſer herrſchen den Meinung der 
Vorzug gebührt: 

„daß ferner der Wortlaut des § 273 das 
Zurückbehaltungsrecht nicht ausſchließt, iſt un⸗ 
beſtreitbar und er hat ebenſogut Anſpruch auf 
Beachtung wie § 394, der keineswegs mit Wall: 
roth ihm gegenüber als lex specialis zu erachten 
iſt; wohl aber iſt § 394 eine lex singularis, 
ein entſprechender Anwendung unfähiger Aus 
nahmeſatz“ (vgl. auch Planck in der 3. Auflage 
ſeines Komm. z. BGB. Band II S. 65 zu 
8 273 2 a )). 

Aus dem Angeführten geht alſo hervor, daß 
Theorie und Praxis in ihrer Mehrheit ſich für 
die Zuläſſigkeit des Zurückbehaltungsrechtes gegen⸗ 
über Lohnforderungen und damit für die An⸗ 
wendbarkeit des von mir vorgeſchlagenen Weges 
zur Verwirklichung der Schadenserſatzanſprüche 
auf der Grundlage des $ 273 BGB. aus⸗ 
ſprechen. 

III. Was dann die in Ergaͤnzung meiner 
erſten Ausführung von Herrn Ratsaſſeſſor Jörg 
angeführten weiteren zwei Mittel zur Durchſetzung 
des Schadenserſatzanſpruches angeht, ſo bin ich 
mit den Erläuterungen des Herrn Verfaſſers ihrem 
Ergebniſſe nach einverſtanden, möchte aber zu 
deren Begründung folgendes bemerken: 

Zu II, 1. Ob an Stelle des alten Schuld: 
verhältniſſes durch die Erklärung des Rücktritts 
ein neues tritt, iſt in der Literatur vielfach be⸗ 
ſtritten; nach der Theorie der indirekten Wirkung 
bleibt das alte Schuldverhältnis beſtehen, der 
Rücktritt bewirkt nur neue Anſprüche auf Rück⸗ 
leiſtung (vgl. Oertmann, Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe, Vorbem. zum 5. Titel S. 197, 2 b; 
ſ. a. Cohn in IW. 1902 S. 7 f., Dernburg 
8 107 V, Crome II $ 174 Nr. 4 b, Matthiaß I 
S. 410 und Endemannn Bd. I 8 148 II Anm. 
28 S. 851). 

Bleibt aber das alte Schuldverhältnis beſtehen, 
ſo entfällt natürlich auch die Möglichkeit, den 
Rückgewährungs⸗Anſpruch zu pfänden und zur 
Aufrechnung zu verwenden. Jedoch kann ich mich 
ebenfalls nicht mit dieſer Anſchauung befreunden, 
ſondern halte gleich Herrn Ratsaſſeſſor Jörg 
die von ihm vertretene und durch Staudinger, 
Oertmann, Enneccerus und eine Reihe anderer 
hervorragender Schriftſteller geſtützte Anſicht, daß 
ein neues Schuldverhältnis entſteht (Theorie der 
direkten Wirkung), für richtig. 
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Zu II, 2. Angeſichts der Gegnerſchaft des 
Herrn Ratsaſſeſſors Jörg in der Frage des 
Zurückbehaltungsrechtes nimmt es mich Wunder, 
daß er dem Arbeitgeber das Recht aus § 320 
BGB. einräumt, bis zur Bewirkung der Gegen⸗ 
leiſtung durch den Arbeitnehmer ſeine Leiſtung, 
die Lohnzahlung, zu verweigern; denn die Ein⸗ 
rede des nicht erfüllten Vertrags iſt nur eine 
beſondere Art des Zurückbehaltungs⸗ 
rechtes aus 273 BGB., wie ſchon die 
Faſſung der beiden Paragraphen erſehen läßt. 
(Vgl. Staudinger zu $ 273, Bd. Ha S. 721,1 
und zu $ 320). 

Für die grundſätzliche Zugehörigkeit der exceptio 
non adimpleti contractus zum allgemeinen 
Zurückbehaltungsrecht des $ 273 im Sinne eines 
beſonders geregelten Anwendungs- 
falles ſprechen ſich ferner aus Enneccerus II 
S. 429 und 447 Anm. 2, Hellwig, Anſpruch und 
Klagrecht S. 374, Lehrbuch S. 257, Windſcheid⸗ 
Kipp S. 300 Nr. 3 und Dernburg II 1 8 93 
S. 203 III). Oertmann endlich nennt die Einrede 
aus 8 320 BGB. ein „potenziertes“ Zurück⸗ 
behaltungsrecht. (Schuldverhältniſſe S. 151, 
Anm. 3). Die Folge dieſer Auslegung und Auf⸗ 
faſſung des $ 320 in feinem Verhältnis zu 8 273 
aber iſt die, daß, wer die Zuläſſigkeit des Zurück⸗ 
behaltungsrechtes gegenüber Lohnforderungen ver⸗ 
neint, in dieſem Falle auch die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags als unbehelflich zurück- 
weiſen muß. 


Kultusbauſtreitigkeiten. 


Von Dr. jur. Heinrich Tretzel, Bezirksamtsaſſeſſot 
in Eggenfelden. 


Einleitung. 

Eines der zweifelhafteſten Gebiete des Prozeß: 
rechts ſind, beſonders was die Zuſtändigkeitsver⸗ 
hältniſſe anlangt, die Streitigkeiten über Bau— 
pflichtverhältniſſe an Kultusgebäuden.) Nach den 
heutigen Rechtsgrundſätzen über die Verteilung 
der Zuſtändigkeit gehören Streitigkeiten über 
Privatrechte vor die Gerichte, ſolche über öffent⸗ 
liche Rechte und Verbindlichkeiten vor die Ver⸗ 
waltungsbehörden.“) Dies gilt natürlich an und 


1) Krick, L. H., Kirchl. Baupflicht und kirchl. Bau— 
weſen ꝛc. 1893 S. 88. 105 ff.; Permaneder-Riedle, Die 
kirchl. Baulaſt 2c. 1893 S. 66 f.; Krais, Handb. der 
inneren Verw. 1897 Bd. I S. 342; v. Pechmann, Wir⸗ 
kungskreis der Diſtr.-Verw.-Beh. S. 293; Stingl, E., 
Beſtimmungen des bayer. Staats über die Verw. des 
kath Pfarramts 1890 S. 973; Seeberger, G., Handb. der 
Amtsführung für die prot. Geiſtlichen 2c. 1899 S. 892 f.; 
Reger-Dyroff, Handausg. d. bayr. VerwGerGeſ. 1902 
S. 286, 294; Bladmpr. Bd. I S. 339, XII 321, 
XXV 33, XLVII 40. 

) Seydel, bayer. Staatsrecht Bd. I S. 575 f., 585; 
O. v. Sarwey, Das öffentl. Recht und die Verwaltungs— 
rechtspflege S. 287 f.; J. A Seuffert, Komm über die 
bayr. Gerichtsordnung 1855 S. 156; Reger -Dyroff 
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für ſich auch für das Gebiet der kirchlichen Bau⸗ 
pflicht. Hier miſcht ſich aber ein fremder ana⸗ 
chroniſtiſcher Gedanke veralteter Prozeßvorſchriften 
ein, welche der Kuratel über das Kirchenvermögen 
einen nicht unbedeutenden Machtbereich einräumen. 


Geſchichte.!“) 


Der Gedanke geht von der geiſtlichen Rats⸗ 
ordnung) aus und hat in der Verordnung vom 
1. Oktober 1830) und dem Landtagsabſchied vom 
29. Dezember 1831?) ſeinen dauernden Nieder: 
ſchlag gefunden, der lange Zeit die Behörden 
terroriſiert hat. 

Die Geiſtliche Ratsordnung beſtimmte bezug: 
lich der „Regulierung der Bauſchillingsfriſten“,“) 
welche zuvor nach der Sessio XXI cap. 7 den 
Biſchöſen zuftand,®) daß dieſe hinfüro beim geiſt⸗ 
lichen Rat, der nun als forum ecclesiasticum 
fungierte,) reguliert werden ſollen.?)) Nach dem 
zur Erläuterung ergangenen Mandat vom 14. Au⸗ 
guſt 1794 beſchließt der geiſtliche Rat in dieſem 
Polizei⸗ Adminiſtrationsgegenſtand als forum Or- 
dinarium in Statu possessorio und bringt es 
zur Exekution. „Glauben übrigens die inter: 
eſſierten Theile dabey auf irgend eine Art benach⸗ 
theiligt zu ſein, ſo können ſie ihre Beſchwerde 
ſeiner Zeit in Petitorio bey der Juſtizſtelle an⸗ 
bringen, wo dann der Prozeß ordentlich inſtruirt 
und nach eingeholter gewöhnlicher Erinnerung des 
Churfürſtlich geiſtlichen Raths verbſcheidet wird.“ 


S. 171 f.; 1 Stein, ZPO. für das Deutſche Reich 
1904 Bd. I S. 4: Reg Blatt 1858 S. 1012; GVBl. 
1881 Beil. 11 S. 1; Entſch. des OGH. Bd. V S. 571, 
n. F. 1132, VGE. XIII 66, XVII 149. 

1) Permaneder S. 66 f.; Seydel 1572; BlAdmPr. I 
339, XII 321, XXIII 142; ME v. 25. Jan. 1822 und 
23. Juli 1833 (Weber Bd. I S. 72, II S. 695); RegBl. 
1858 S. 1012; GVBl. 1876 Beil. XI S. 62. 

9 vom 16. Aerndtemonat 1779 Weber 1 21). 

) Weber II 543. Stoll, Chr., Die Baupflicht ꝛc. 
1869 S. 226. 

) Weber II 592 Ziff. 46; 
wurde Geſetzeskraft zugeſprochen: 
XI S. 62. 

) Die Regulierung an ſich iſt lediglich eine Ver⸗ 
waltungsſache, eine Kurateltätigkeit; fie ſchlägt die auf 
die einzelnen Baupflichtigen und auf die Kirche treffen⸗ 
den Quoten aus: vgl. Mandat v. 4. Okt. 1770 2to und 
6t⁰ . I 10); Geiſtl. Ratsinſtruktion v. 25. April 
1783 §S 10 (Weber I 30); die Kuratel entſcheidet aber 
auch ſich dabei ergebende Streitigkeiten (Rezeß vom 
26. April 1785 Ziff. 58: Dollinger XI 1398). 

) Stingl S. 973; Permaneder S. 56; vgl. Man⸗ 
dat v. 14. Aug. 1794. 

) Das bayeriſche Recht ließ im Einklang mit der 
Sessio XXI cap. 7 die Baukonkurrenzſachen dem forum 
ecelesiasticam (Codex jud. I 13 Nr. 1). Dieſe Aufgabe 
hatte der geiſtliche Rat. Das geiſtliche Ratskollegium 
beſtand unter verſchiedenen Namen ſchon ſeit 1484 auf 
Grund päpſtlichen Spezialindults für die innere Ver— 
waltung der geiſtlichen Angelegenheiten (Permaneder 
S. 56); nun hatte es die kirchliche Polizeiadminiſtration 
(Mand. v. 14. Aug. 1794: Rezeß v. 26. April 1785). 

8) Ebenſo hat ſchon das Mandat vom 4. Oktober 
1770 die Regulierung dem geiſtl. Rat zugewieſen. 

) Weber I 38; Stoll 12. 


dieſer Beſtimmung 
GVBl. 1876 Beil. 
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Dieſe Zuſtändigkeit wurde nach Auflöſung des 
geiſtlichen Rats auf den Adminiſtrationsrat der 
Kirchen und milden Stiftungen übertragen ') und 
ging von dieſem auf die General⸗Kreiskommiſſariate 
über,“) von welchen ſie die K. Regierung über⸗ 
kam.“) Um einer mißverſtändlichen Auffaſſung der 
Beſtimmung des 8 73 der Formationsverordnung 
vom 17. Dezember 1825 entgegenzutreten, erging 
dann“) die erwähnte Verordnung vom 1. Oktober 
18305) und der Landtagsabſchied vom 29. De: 
zember 1831.9) 


Darin iſt der Grundſatz ausgeſprochen, daß 
die Baukonkurrenzverbindlichkeit bei Kirchen⸗ und 
Pfarrhofbauten als privatrechtliche Verbindlichkeit 
der Streitentſcheidung durch die Zivilgerichte unter⸗ 
worfen iſt ſowohl in petitorio als in possessorio. 
Wenn dagegen die Konkurrenzverbindlichkeit im 
allgemeinen ſchon feſtſteht und es ſich nur darum 
handelt, ob der Fall einer Konkurrenz in con- 
creto gegeben ſei, entſcheidet die Kreisregierung 
proviſoriſch, in petitorio dagegen die Gerichte.“ 

Somit iſt nicht jeder Baupflichtsſtreit vor das 
gerichtliche Forum verwieſen, ſondern nur Streitig⸗ 
keiten über die Konkurrenzpflicht,“) alſo nicht über 
die Verpflichtung der Kirchenſtiftung, deren Ent⸗ 


1) Inſtr. vom 6. Oktober 1802 (Döllinger XI 1399). 


9) Inſtr. für die Generalkreiskomm. vom 17. Juli 
1808 8 33 Ziff. IX g (Döllinger XI 1399): „Streitig⸗ 
keiten über Pfarr⸗, Kirchen⸗ und Schulgebäude“. Zur 
Erläuterung erging die AE. v. 16. Dez. 1810 (Weber I 
339, Stoll 17), welche ausſprach, daß zum Reſſort der 
Generalkreiskomm. nur Differenzen in bloß adminiſtrativer 
Hinſicht, darunter z. B. die Bauſchillingsfriſten zu regu⸗ 
lieren. gehören. Die Generalkreiskomm. regulieren die 
Konkurrenzen der Dezimatoren oder der ſonſtigen Bau— 
pflichtigen nach den beſtehenden Verhältniſſen und dem 
gegebenen Beſitzſtand, dagegen müſſen alle Privatrechts⸗ 
gegenſtände den betr. Juſtizſtellen verbleiben. Dahin 

ehören auch die Streitigkeiten, welche in privatrechtlicher 
Hinſicht über die Verbindlichkeit der Baulaſt oder zur 
Baukonkurrenz obwalten.“ 


8) Inſtr. vom 27. März 1817 8 44 (Döllinger XI 
1404), übereinſtimmend FV. vom 17. Dezember 1825 
§ 73 (Weber II 279): „Handhabung der Verordnungen 
über die Konkurrenzen zu den Bauten der Stiftungen 
und Kommunen.“ 


4) Schon zur Inſtr. von 1817 war in der ME. vom 
25. Januar 1822 (Weber II 73) eine Erläuterung er⸗ 
gangen. Darnach ſteht den Regierungen die proviſo⸗ 
riſche Erledigung aller Kirchen⸗ u. Pfarrhofbaudifferenzen 
zu, welche ohne ferneren Rekurs ſogleich zur Exekution 
ebracht werden müſſen vorbehaltlich jedoch der Be— 
sch chreitung des petitoriſchen Rechtswegs vor den Zivil— 
gerichten des Reichs; ähnlich ME. vom 24. Febr. 1827 
(Weber II 367). 


5) Weber I 543; dazu ME. vom 23. Juli 1833 
(Weber II 695). 

6) Ziff. 46 (Weber II 592), wornach derartige Strei— 
tigkeiten dem . der ordentlichen Gerichte 
unter keinem Vorwand entzogen werden können; dazu 
VGE. XII 484. 

) Krais 1312; Seeberger S. 892 f; 
Permaneder S. 67; 
BGE. IX 296 

) Vdg. vom 1. 
1833 (Weber II 658). 


Stingl S. 974; 
RBl. 1857 S. 1413, 1858 S. 10125 


Okt. 1830, 29. Dez. 1831, 13. Jan. 


N 
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ſcheidung der Aufſichtsbehörde zuſteht,“) ſondern 
nur über die Verpflichtung Dritter zur Leiſtung 
an dieſe, auch dieſe aber nur. ſoweit ſie privat⸗ 
rechtlicher Natur find.?) Allerdings wurden zu 
den privatrechtlichen Konkurrenzen auch die Hand: 
und Spanndienſte der Kirchengemeinden gezählt,“) 
die bei Erlaß der Verordnung von 1794 noch 
als Laſten der einzelnen unorganiſierten Paro⸗ 
chianen,)) und zwar als Reallaſten“) angeſehen 
wurden.“) Seitdem der Gemeinde wie im fran⸗ 
zöſiſchen Recht) die geſetzliche Verpflichtung auf: 
erlegt iſt, für die Ergänzung des Kirchenvermögens 
einzutreten,) iſt die Gemeinde — ſpäter die 
Kirchengemeinde — an Stelle der Parochianen 
getreten) und find die Beiſteuern und Dienſte 
der Parochianen zu Laſten gegenüber der Ge⸗ 
meinde geworden, welche nun für die Geſamt⸗ 
leiſtung im öffentlichen Intereſſe auf Grund 
öffentlichrechtlicher Beſtimmungen aufzukommen 


hat. 16) Die Regulierung der Hand- und Spann⸗ 

) Krais I 330; Seeberger S. 983 Anm.; vgl. 
BlAdmPr. I 344, XXIII 139, dazu FV. vom 17. Dez. 
1825 § 73. 

2) ,als privatrechtliche Verbindlichkeit“ Vdg. vom 
1. Okt. 1830; Lan dtagsabſchied vom 29. Dez. 1831 
Ziff. 46; V. vom 16. "Der, 1810; OGH. XIII 543. 

2) RBl. 1857 S. 1413; 1858 ©. 1012, 1859 ©. 
1040, 1869 ©. 1419; Krais I 343; Seeberger S. 893; 
BGE. I 315, XII 482. 

) Die Hand⸗ und Spanndienſte ſind ein onus der 
parochiani: Annotationen I. cap. VII 8 42 Nr. 7; 
Permaneder S. 42; vgl. OGH. III 497. Dieſe treten 
daher als Seelen ele auf. RBl. 1869 S. 1419. 

5) RBl. 1858 S. 1012; OGH. XII 579; vgl. Richter⸗ 
Dove⸗Kahl, Lehrb. des kath. u ev. Kirchenrechts S. 1352. 

) Dies entſpricht der damaligen Zeitanſchauung, 
nach der Streitigkeiten über Abgaben und Dienſte auch 
aus öffentlichen Rechtsverhältniſſen den Gerichten zur 
Entſcheidung überwieſen waren, während die provi⸗ 
ſoriſche Beitreibung Polizeiſache war. Die Gerichts⸗ 
ordnung hat überhaupt auch für Polizeiſachen bei Partei⸗ 
ſtreitigkeiten den Rechtsweg offen gelaſſen. Seydel I 
572. Nach der Vdg. vom 21. März 1805 (Weber I 103) 
war den politiſchen und Adminiſtrativbehörden aufge— 
tragen, die Seelſorger und Schullehrer bei dem Genuß 
der zu ihrem Unterhalt beſtimmten Abgaben zu ſchützen, 
hingegen können die Gemeindeglieder jedoch aus be⸗ 
ſonderen Rechtsgründen in petitorio bei den Juſtiz⸗ 
on auf Befreiung ausführen. Auch die ME. vom 

Sept. 1847 (Weber III 670), welche die Errichtung 
1 Turmuhren als Polizeigegenſtand behandelt, vers 
weiſt Streitigkeiten vor die Polizeibehörden, aber nur 
proviſoriſch vorbehaltlich des Rechtswegs. 

7) Fabrikdekret vom 30. Dezember 1809 Art. 92 
mit 37; Deutſche Zeitſchrift für Kirchenrecht XVII S. 17f. 

80 GemEd. vom 17. Mai 1818 § 24. 

) Permaneder S. 92: ſeit 1869 (GemO. Art. 206 
Abſ. II Ziff. 3) iſt es die Kirchengemeinde (OGH. II 
= III 259 (498), IV 175, VII 761), welche fih nun ab⸗ 
geſpalten hat von der Gemeinde: BlAdmPr. XXIII 138; 
BGE. II 12, 258, 548, VII 101, IX 299, 450; Arch. 
f. k. KR. LXXXVI S. 672. 

10) Es wurde ſtreng unterſchieden zwiſchen der Ge— 
ſamtleiſtung der Gemeinde und den Beitragsleiſtungen 
in Umlagen und Dienſten an die Gemeinde; erſt wenn 
die Verbindlichkeit der Gemeinde (Kirchengemeinde) feſt— 
ſteht (ob die Gemeindeglieder insgeſamt zugunſten der 
primär oder ſubſidiär Baupflichtigen mit Hand- und 
Spanndienſten unentgeltlich konkurrieren müſſen) tritt 


dienſte für die Gemeinde bzw. Kirchengemeinde, 
alſo der Verbandsleiſtung, wurde denn auch den 
Verwaltungsbehörden zugeſprochen.) Bezüglich 
der Verpflichtung der Gemeinde, mit Hand⸗ 
und Spanndienſten zu konkurrieren, wurde da⸗ 
gegen die Entſcheidung den Gerichten zugeſprochen, 
weil alle Baupflichtſtreitigkeiten für privatrechtliche 
Streitſachen gehalten wurden.“) 

Hieran hält die Wiſſenſchaft“) und die Recht⸗ 
ſprechung“ feſt. Auch der Verwaltungsgerichtshof 
ſtand lange Zeit im Banne dieſer Anſchauung,“) 


die Frage heran, wie die Dienſte unter die Gemeinde⸗ 
glieder zu verteilen ſind: RBl. 1857 S. 70, 1858 S. 1012. 
1859 S. 1040, 1869 S. 1419; BlAdmPr. XLVII 38. 
) Auf Grund des Art. XIV UmläGeſ. v. 22. July 
1819 (Weber II 9), RevGE. v. 17. Mai 1818 (Weber I 
555) § 101 Ziff. 6, VollzVorſchr. v. 18. Okt. 1837 Ziff. 24 
(Weber III 105), RBl. 1858 S. 1012, 1859 S. 1040 
(aus dem Gemeindeverband), 1869 S. 1419 (aus dem 
Pfarr⸗ u. Kirchenverband), 1857 S. 70 (wie die Koſten 
unter die Pfarrgemeindeglieder zu verteilen), 1871 
S. 1081 (Gemein deumlagen für die religiöſe Gemeinde); 
Stingl S. 978. 
8 . 1858 S. 1012; OGH. XII 582; Stingl 
2) Die Baupflicht iſt privatrechtlich: Krick, Baupflicht 
S. 90 Anm. 9; Mayer, Kirchenhoheitsrechte des Königs 
von Bayern S. 258; Stingl S. 979. Für die Kon- 
kurrenzpflicht: Krais 1 342; Seeberger S. 893; Per⸗ 
maneder S. 67; BlAdmPr. XXVIII 229, XLVII 38. 
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) Bezüglich der Baupflicht überhaupt: RBl. 1866 


S. 1499; 1871 S. 1081. Konkurrenzpflicht: RBl. 1858 
S. 1012; 1859 S. 1040, 1113; 1871 S. 1809; GVBl. 
1877 Beil. I S. 1; OGH. V 571, XIII 543, XIV 
810; vgl. RBl. 1868 S. 2433, 1869 S. 1419. Kon⸗ 
kurrenz mit Hand⸗ und Spanndienſten: RBl. 1851 
S. 948, 1858 S. 1012 (1859 S. 1113), 1869 S. 1419; 
OGH. V 526, XII 579 (582). Konkurrenz der Kirchen- 
ſtiftung: RBl. 1871 S. 1081. Sogar die Konkurrenz 
1 Schul⸗ und Mesnerbauten beruhte nach OGH. XIV 
10 in Form einer Reallaſt auf einer Intereſſengemein⸗ 
ſchaft der Kirchenſtiftung und Schulgemeinde. 

5) Abgeſehen vom Pfälzer Recht, nach dem er die 
Baupflicht öffentlichrechtlich ſein ließ (BGE. X 17, 42, 
XII 83, XIV 272, XVIII 116, XXI 129, Dyroff S. 286 
Nr. 10), verwies der VGH. alle Baupflicht als zivil⸗ 
rechtlich vor die Gerichte, auch die der Stiftungen 
(BGE. I 315. III 144, IX 296, 307, wo er ſich feier: 
lich verwahrt, über die Baulaſt der Filialiſten entſcheiden 
zu wollen, XIII 402). Der gleichen Anſchauung war er 
zunächſt auch bezüglich der Baupflicht an Schul- und 
Mesnerhäuſern (VGE. I 315, IX 295, XII 482); ander- 
ſeits ließ er aber doch über die Konkurrenzpflicht der Paro— 
chianen hierzu die Verwaltungsbehörden entſcheiden 
(VGE. XI 205), ebenſo über die Baupflicht der Kirchen⸗ 
ſtiftung zu ſolchen Gebäuden (BGE. III 232, 552 
[Filialtirchenſtiftung]. IX 117. XI 951; die BEE. XII 


482 erklärt wieder alle Konkurrenzpflicht für privat⸗ 
rechtlich, auch zu Schul- und Mesnergebäuden, ebenſo 


VGE. XIII 402, welche aber fraglich läßt, ob die öffent⸗ 
lichrechtliche Zuſtändigkeit nicht wenigſtens in bezug auf 
die Verpflichtung der Beſtreitung eines Teils der Bau— 
koſten an Schul- und Mesnergebäuden (ſoweit ſie die 
Gemeinde trifft beſtehe. Damit kam der BGH. erſt 
recht in die Brüche, denn ein Geſetz, welches zum Teil 
die Gemeinde, zum Teil die Kirche verpflichtet, kann nicht 
zum einen Teil öffentlichrechtlich, zum andern privat— 
rechtlich ſein. Um aus dieſem Dilemma zu kommen, 
durchhieb er in der VGE. XVIII 85 den gordiſchen 
Knoten; vgl. hierher Dyroff S. 295. 


bis er neuerdings, zuerſt bezüglich der Kirchen: 
ſtiftung.“) dann auch bezüglich der Kirchengemeinde) 
die Zuſtändigkeit für ſich in Anſpruch nahm.“) 


Zuſtändigkeitsabgrenzung. 


Nach der neuzeitigen Anſchauung kommt dem⸗ 
nach die Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten über 
die Baupflicht der Kirchengemeinde) und der 
Kirchenſtiftung) — ausgenommen, wenn dieſe 
auf Grund eines Privatrechtstitels') für ein 
fremdes Kirchengebäude) in Anſpruch genommen 
wird — als einer öffentlichrechtlichen Verbindlich⸗ 
keit den Verwaltungsbehörden zu.“) Die Baus: 
pflicht dritter Perſonen ) zu einer Kirchengemeinde, 
die meiſt dinglicher Natur iſt, alſo eine Baulaſt,) 
oder ſonſt auf einem Privatrechtstitel beruht,“) 
gehört zur Zuſtändigkeit der Gerichte; ) nur bei 


1) Seit 1896: VGE. XVIII 85; gegen die An⸗ 
ſchauung, daß alle Baupflicht privatrechtlich fei, beſonders 
VGéE. XXIV 227. 

2) BGE. XVIII 85. 

3) VGE. XXI 123. 

) Der Fiskus war ſchon im Jahre 1877 zu der 
Erkenntnis gelangt: GVBl. 1877 Beil. I S. 1; vgl. 
auch BlAdmPr. XIII 265. XXIV 227, XXVIII 261, 
264; vgl. XXIII 137. XXV 97 (außer wenn die Kirchen⸗ 
gemeinde Dritten gegenüberſteht). 

5) Alſo die Beitragspflicht der Kirchengemeinde bzw. 
ihrer Glieder, mit Umlagen oder Hand- und Spann- 
dienſten zu konkurrieren: VE. XXI 123, XXIV 225, 
300, XXVII 30; Dyroff VGG. 294 f., 296; BlAdmpPr. 
XXIII 137, XXVIII 264. Die Baupflicht beruht auf 
dem Kirchenverband als öffentlichrechtliche Aufgabe. 
VE. XXIV 229, XXVII, 31; Seiler, SchulbedGeſ. 
S. 88. 

) Die öffentlichrechtliche Pflicht der Kirchenſtiftung 
zur baulichen Unterhaltung ihrer Kultusgebäude, wozu 
auch Schulhäuſer, die zugleich Mesnerhäuſer ſind, oder 
ſonſtige Akzeſſorien, z. B. Friedhofmauern, gehören, ergibt 
ſich aus der öffentlichen Zweckbeſtimmung des Stiftungs- 
vermögens: VGëE XVIII 85, XXI 116, XXII 146, 
XXIV 227, XXV 345. 

7) Näheres ſpäter; ObL G. n. F. V 311. 

e) An Gebäuden Dritter: BGE. XVIII 300; Ob“. 
n. F. V 311; Dyroff S. 297. Wenn die Kirche oder 
Kirchengemeinde ihre eigene gänzliche oder teilweiſe Be- 
freiung auf Grund beſonderen Privatrechtstitels, z. B. 
Verjährung. Vertrag geltend macht, BGE. XVIII 86; 
Obe G. n. F. IV 191; dagegen die Baupflicht an ihren 
Gebäuden iſt öffentlich-rechtlich: VGE. XVIII 85, XXV 
346. Die Pfründegebäude wurden vom VGH. (XVIII 
300) zu Unrecht für die Kirchengemeinde als Gebäude 
Dritter angeſehen, denn die Pfründe beſteht wie die 
Kirchenſtiftung für die Kirchengemeinde: BOE. XVIII I98. 

9) Auch Erſatzſtreitigkeiten aus dem Geſichtspunkt 
der ungerechtiertigten Bereicherung oder Geſchäftsfüh— 
rung ohne Auftrag ſind Verwaltungsſtreitigkeiten, wenn 
die Leiſtung und der Erſatz auf öffentlichrechtlicher 


Grundlage beruhen BGE. XXII 147, 149; XXV 346. 


1%) Worunter auch eine Kirchengemeinde oder Kirchen— 


ſtiftung fallen kann: VE. XVIII 86. 


11) Man muß unterſcheiden Baupflicht und Baulaſt; 
letztere iſt die dingliche Verpflichtung (Reallaſt) erſtere 


kann auch perſönlich ſein und iſt ein weiterer Begriff. 


12) Anerkenntnis, Vertrag, Herkommen ſind aber 
nicht (val OG YO XIV 810?) ausſchließlich privatrechtlich: 
Rl. 1857 S. 70. 1858 S. 1012. 

18) Maßgebend für die Zuſtändigkeit iſt das aus der 
Begründung des Klägers ſich ergebende Rechtsverhältnis, 
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Dringlichkeit der Bauwendung kann die Staats⸗ 
aufſichtsbehörde, wenn das Rechtsverhältnis der 
Baupflicht an ſich unzweifelhaft feſtſteht, über die 
Differenzen im betreffenden Fall proviſoriſch ent⸗ 
ſcheiden. (Schluß folgt.) 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Abgabe empfangsbedürſtiger Willenserklärungen bei 
Einlegung des Widerſpruchs gegen einen Zahlungsbeſehl. 
Der minderjährige Student A. erhielt von der 
Firma H. zwei Pferdedecken, die er ſeiner Ver⸗ 
bindung zum Geſchenke machte. Nach erreichter 
Volljährigkeit erging gegen A. Zahlungsbefehl, gegen 
den er mit Schreiben vom 29. Mai Widerſpruch ein⸗ 
legte. In dieſem Schreiben, das dem Prozeßbevoll— 
mächtigten der Firma H. durch das Amtsgericht im 
Original überſendet wurde, erklärte A., daß er 
augenblicklich infolge ſeiner Lage verhindert ſei, Zah⸗ 
lung zu leiſten, und ſtellte in Ausſicht, daß er, ſobald 
es ihm möglich ſei, die Firma H. befriedigen werde. 
Sowohl das Amtsgericht wie das Landgericht er⸗ 
blickten in dieſer Erklärung eine nachträgliche Geneh⸗ 
migung ſeitens des A., die ihn zur Zahlung verpflichte, 
die Berufungsinſtanz wies jedoch unter Aufhebung des 
erſtinſtanziellen Urteils die Klage ab, indem ſie ſich 
auf den Standpunkt ſtellte, daß die Erklärung des A. 
eine empfangsbedürftige Willenserklärung ſei und daß 
infolgedeſſen eine wirkſame Genehmigung nicht vor⸗ 
liege. Die Begründung iſt ungefähr folgende: 

Die empfangsbedürftige Erklärung müſſe dem 
anderen Teil zugehen. Dies ſei jedoch hier nicht ge⸗ 
ſchehen, denn der Widerſpruchsſchriftſatz ſei nicht an 
die Klägerin, ſondern an das Amtsgericht gerichtet 
und er ſei auch dem Willen des Beklagten entſprechend 
zunächſt dieſem zugegangen. Der Umſtand, daß das 
Amtsgericht den Widerſpruchsſchriftſatz der Klägerin 
übermittelt und dieſe auf indirektem Wege von dem 
Inhalte Kenntnis erlangt hat, könne nicht für die 
Annahme verwertet werden, daß die Genehmigungs—⸗ 
erklärung der Klägerin zugegangen iſt. Ein derartiges 
indirektes Zugehen der Genehmigungserklärung könnte 
nur dann angenommen werden, wenn der Beklagte 
davon Kenntnis gehabt hätte, daß der Widerſpruchs⸗ 
ſchriftſatz ſeitens des Gerichtes der Klägerin übers 
mittelt werde und wenn er in dieſem Bewußtſein die 
darin enthaltenen Erklärungen abgegeben hätte. Die 
Klägerin habe jedoch in dieſer Richtung keine Behaup— 
tungen aufgeſtellt. 

Dieſes Urteil des Berufungsgerichtes iſt in ſeiner 
Begründung vollkommen verfehlt und nimmt einen 
rein formaliſtiſchen Standpunkt ein, der dem Tat- 
alſo ob ſich aus dem Klagvorbringen ein öffentlichrecht— 
liches oder privates Rechtsverhältnis ergibt: Dyroff 
S. 307; Seydel I 586; Krais I 77; BlAdmpr. XL 15: 
GVBl. 1881 Beil. 1; BGE. IX 438, XI 311. XIV 
110, XVII 286, XVIII 283, XXIV 584, BlifRA. 
XXXVIII 508. Wenn alſo ein Anſpruch auf einen 
Brandverſicherungsbeitrag (RBl. 1866 S. 1499, GVBl. 
1877 Beil. 1), oder die Verpflichtung zur Setzung eines 
Blitzableiters (OGH. V 571, BIER. XL 2.34) auf die 
Baupflicht gegründet werden, entſcheiden die Gerichte. 
Stellt ſich heraus, daß das Vorbringen unbegründet, 
ſo erfolgt Klagabweiſung. 
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beſtand in keiner Weiſe gerecht wird. Richtig iſt die 
Ausführung des Berufungsgerichtes, daß es ſich um 
eine empfangsbedürftige Willenserklärung handelt, als 
unrichtig muß jedoch die Auffaſſung bezeichnet werden, 
daß dieſe Erklärung der Klagspartei nicht zugegangen 
fei. 8 694 der ZPO., der die Benachrichtigung der 
Klagspartei vom Widerſpruch durch das Gericht feſt⸗ 
ſetzt, kann einzig und allein dahin ausgelegt werden, 
daß das Gericht nur als Mittelsperſon handelt, welche 
die an und für ſich für die Gegenpartei beſtimmte 
Widerſpruchseinlegung dieſer übermitteln muß. Wenn 
nun im vorliegenden Falle noch dazu das Gericht das 
Original des Widerſpruchsſchriftſatzes mit der Ge⸗ 
nehmigungserklärung des Schuldners an die Klags⸗ 
partei übermittelt und deren Prozeßbevollmächtigter 
dieſes Schriftſtück in der erſtinſtanziellen Verhandlung 
vorgelegt hat, ſo heißt es doch tatſächlich dem Sach⸗ 
verhalt Gewalt antun, wenn man annehmen will, die 
Willenserklärung des Schuldners ſei der Klagspartei 
nicht zugegangen. Ob der Beklagte tatſächlich davon 
Kenntnis gehabt hat, daß ſeine Willenserklärung der 
Gegenpartei zugegangen iſt oder nicht, iſt gleichgültig, 
jedenfalls hat er bei Abſendung des Widerſpruchs⸗ 
ſchriftſatzes mit dieſer Tatſache gerechnet und rechnen 
müſſen. An und für ſich find auch derartige Er- 
klärungen nach Lage der Sache zunächſt für die Gegen⸗ 
partei, zum mindeſten aber für das Gericht und die 
Gegenpartei beſtimmt. Nur unter dieſer Annahme 
hatte die Erklärung des Studenten überhaupt einen 
Sinn. Angeſichts dieſes Tatbeſtandes iſt es juriſtiſch 
unhaltbar, wenn von der Klagspartei ein Beweis- 
angebot verlangt wird, das nur in der Eideszuſchie⸗ 
bung an den Beklagten beſtehen könnte. 

Derartige rein formaliſtiſche Urteile wie das vor⸗ 
liegende ſind geeignet, die Gefahr der Erhöhung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit recht deutlich vor Augen 
zu führen; die rechtſuchenden Parteien wären auch 
in wichtigen Fällen ganz der Willkür der ohne weitere 
Nachprüfung entſcheidenden unteren Gerichte preis⸗ 
gegeben. 

Rechtsanwalt Wertheimer in München. 


Die Widerklage in Privatklageſachen. Ein alltäg⸗ 
licher Fall: Die Frauen A. und B. geraten in Streit 
und beleidigen einander. Der Ehemann der A. kommt 
dazu; flugs beſchimpft auch er die B. Dann ſtürmt 
das Ehepaar A. zum Rechtsanwalt, um der B. mit 
der Klage zuvorzukommen. Nach bekannter Prozeß- 
taktik ($ 195 StGB.) erhebt nun der Ehemann A. 
wegen Beleidigung ſeiner Ehefrau gegen die B. Pri⸗ 
vatklage, geſtützt auf das Zeugnis der beleidigten 
Ehefrau. Die von Theorie und Praxis anerkannte 
Auslegung des 8 428 StPO. macht es der B. nicht 
bloß unmöglich, ſich für die Beleidigungen, die ihr 
die Ehefrau A. bei dem Wortwechſel zugefügt hat, 
im Wege der Widerklage Genugtuung zu ſchaffen, 
ſogar wegen der ihr von dem klagenden Ehemann 
zugefügten Beleidigungen darf ſie nicht auf dem Wege 
der Widerklage den Strafrichter anrufen. Der klagende 
Ehemann verlangt ja nicht Beſtrafung, weil er ſelbſt, 
ſondern nur, weil feine Ehefrau beleidigt worden iſt; 
zwiſchen den Beleidigungen, die ſeiner Ehefrau von 
der B. zugefügt worden ſind, und den Beleidigungen, 
die die B. von ihm ſelbſt erfahren hat, beſteht nicht 
die von $ 428 St; O. geforderte Wechſelſeitigkeit. In 
beiden Fällen muß die B. eine neue Privatklage er— 


82 


heben, für fie ein Nachteil Schon im Hinblick auf 8 199, 
233 StGB., 8 70 Abſ 3 GKG. — 

In der bei dem Amtsgericht zu N. eingereichten 
Privatklage machte der Ehemann A. jedoch nicht nur 
die bei jenem Wortgefecht verübten Ehrenkränkungen 


geltend, ſondern auch eine Aeußerung, die die B. bei 


einer anderen Gelegenheit über den Privatkläger A. 
und ſeine Ehefrau getan hat. Er klagt alſo auch, 
weil er ſelbſt ſich beleidigt fühlt. Angeſichts der Ver⸗ 
folgung ihrer Aeußerung über das Ehepaar A. erhebt 
nun die B. in ihrer Erklärung auf die Mitteilung 
der Klagſchrift (8 422 StPO.) Widerklage wegen der 
ihr durch den Ehemann A. bei dem Wortwechſel zu⸗ 
gefügten Beleidigung. Das tut ſie zu Recht: erfordert 
doch der Begriff der Wechſelſeitigkeit in 8 428 StPO. 
nach allgemeiner Uebung (in der Theorie freilich nicht 
unbeſtritten) weder einen zeitlichen, noch einen ſach⸗ 
lichen Zuſammenhang. 

Das Amtsgericht entſcheidet nunmehr über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens (8 423 StPO.). Es 
eröffnet das Hauptverfahren vor dem Schöffengericht 
aber nur wegen der Beleidigungen, die die B. bei 
dem Wortwechſel der Ehefrau des Privatklägers A. 
angetan hat. Dagegen wird wegen der Aeußerung 
der B. über das Ehepaar A. das Hauptverfahren 
nicht eröffnet: inſoweit iſt die Klage zurückzuweiſen. 
Die Widerklage wird zugelaſſen. Doch mit 
Recht? 

Glaſer, Ullmann, Birkmeyer!) definieren die 
Widerklage als „die Privatklage des durch eine Pri⸗ 
vatklage Verfolgten“. Demnach wäre — von dem 
Erfordernis der Wechſelſeitigkeit abgeſehen — für die 
Widerklage lediglich Vorausſetzung, daß eine Privat⸗ 
klage zu Protokoll des Gerichtsſchreibers oder durch 
Einreichung einer Anklageſchrift erhoben worden iſt. 
Ob die Erhebung der Anklage zu einer Verfolgung 
durch das Gericht vermittelſt der Eröffnung des Haupt- 
verfahrens führt, wäre danach unerheblich. Dieſe 
Folgerung zieht auch Birkmeyer. Er bezeichnet aus⸗ 
drücklich als Vorausſetzung „die Anhängigkeit einer 
Privatklage des einen Beteiligten“ und bemerkt dann: 
„Die Widerklage kann erhoben werden von dem Mo⸗ 
ment an, wo die Klage rechtshängig geworden iſt.“ 

Wie Birkmeyer ſich aber zu der Frage ſtellt, 
wie es wird, wenn die durch Erhebung der Privat- 
klage bewirkte Rechtshängigkeit der Strafſache, der 
Vorklageſache, durch (rechtskräftige) Verſagung der Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens beendigt wird, darüber 
ſpricht er ſich nicht aus. Er ſcheint auch für dieſen 
Fall die Fortdauer der Rechtshängigkeit der Wider- 
klage anzunehmen und möchte ſich vielleicht dabei auf 
den § 428 Abi. 3 StrPO. berufen. Ullmann, der 
übrigens den von der herrſchenden Meinung ab— 
weichenden Standpunkt verteidigt, daß es nicht einmal 
eines Beſchluſſes über die Zulaſſung der Widerklage 
bedürfe, äußert ſich zu unſerer Frage ebenſowenig 
wie die Kommentare von Löwe-Hellweg und 
Stenglein. Ullmann begnügt ſich mit dem von 
Birkmeyer bekämpften Satze: „Kompentenzgrund 
iſt die Rechtshängigkeit der Vorklage.“ Welche Stellung 
Kries) einnimmt, läßt ſich aus ſeinen Darlegungen 


1) Glaſer (Handbuch des Strafprozeſſes Bd. 2 
S. 22); Ullmann (Lehrbuch des deutſchen Straf— 
prozeßrechts 8 130 S. 553); Birkmeyer (Deutſches 
Strafprozeßrecht 8 110 W). 

3) Lehrbuch des deutſchen Strafprozeßrechts §28 ILL 
und § 80 VI. 
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nicht erſehen. Auch bei Glaſer — der übrigens 
mit vollem Recht dem Geſetz eine zweifelverurſachende 
„Wortkargheit bei Regelung einer ganzen Inſtitution“ 
vorwirft — vermiſſen wir eine ausdrückliche Ent⸗ 
ſcheidung unſerer Frage. Nach ihm bewirkt die 
Widerklage, „daß die zwei durch die Haupt- und die 
Widerklage veranlaßten Strafprozeſſe von dem 
für erſtere zuſtändigen Gerichte einheitlich verhandelt 
und gleichzeitig entſchieden werden müſſen“ (Handbuch 
Bd. II S. 22). „Die Beſtimmung der Widerklage ift 
die Vereinigung der Verhandlung über eine Privat- 
klage des Angeklagten () mit der über eine feines 
Gegners. Wo die Vereinigung nicht ſtattfinden konn, 
iſt die Widerklage zwecklos.“ ... „Die erſte Wirkung 
der Widerklage iſt daher, daß ſie die Zuſtändigkeit 
des mit der Privatklage befaßten Gerichts begründet, 
und eben darum iſt die Widerklage an ſich unzuläſſig, 
wenn ſchon zur Zeit ihrer Erhebung klar iſt, daß 
0 un nicht begründet werden kann“ (Bd. Il, 
25 ff.). 

Ich trete Birkme yer darin bei, daß die Wider: 
klage von dem Moment an erhoben werden kann, 
wo die Privatklage in Gemäßheit des §S 421 StPO. 
rechtshängig geworden iſt. Ob dieſe Klagerhebung 
aber zu einem gerichtlichen Verfahren führen wird, 
bleibt einſtweilen noch dahingeſtellt. Im Straſprozeß 
wird ja mit der Erhebung der Klage das Prozeßver⸗ 
hältnis noch nicht fertig, ſondern erſt angebahnt; 
es werden nur die Strafgerichte mit dem geltend ge⸗ 
machten Strafanſpruche des Staates befaßt (cf. Birk⸗ 
meyer 889 III S. 593). Fertig wird das Prozeß⸗ 
verhältnis erſt durch den Eröffnungsbeſchluß, deſſen 
Inhalt den Inhalt der Hauptverhandlung und des 
Urteils beſtimmt (ek. Birkmeyer, § 91 II ad e.). Erſt 
durch den Eröffnungsbeſchluß wird der Kreis um das 
erkennende Gericht, den Ankläger und den Angeklagten, 
geſchloſſen, den wir als Strafprozeß zu bezeichnen 
haben. Alles, was vor dem Eröffnungsbeſchluß liegt, 
Ermittlungsverfahren, Anklage, Vorunterſuchung, bil— 
det nur die Baſis, auf der ſich das Gebäude des eigent- 
lichen Strafprozeſſes ſelbſt aufbaut. Weiter iſt feſt⸗ 
zuhalten, daß die Widerklage nur das Mittel iſt, 
um über die in der Widerklage inhaltlich bezeichneten 
Tatſachen ein gerichtliches Verfahren, einen Straf: 
prozeß, zu ermöglichen, und zwar innerhalb eines 
bereits im Gange befindlichen Privatklageverfahrens. 

Der Widerklage-Strafprozeß beginnt erſt mit 
dem Beſchluß, durch den die Widerklage zugelaſſen 
wird. Dieſer Beſchluß tritt in Anbetracht der Eigen— 
art der Widerklage an die Stelle des Eröffnungs- 
beſchluſſes: in ſeiner an ſich nicht ſachgemäßen Faſſung 
iſt er durch den Gebrauch in Theorie und Praxis 
ſanktioniert. 

Das Weſen der Widerklage beſteht nun eben 
darin, daß das von ihr bezweckte Strafverfahren 
innerhalb des Kreiſes eines anderen Strafverfahrens 
ſtattfinden ſoll. Das durch die Widerklage erwirkte 
Strafverfahren kann nur in Bewegung gebracht 
werden, falls das durch die Wechſelſeitigkeit der Be— 
leidigungen oder der Körperverletzungen verbundene 
Privatklageverfahren, eben als Strafprozeß, in Gang 
gebracht worden iſt. Mit anderen Worten: Vor— 
ausſetzung für die Zulaſſung einer Wider— 
klage iſt die Eröffnung des Hauptverfahrens 
auf die Privatklage hin. Sit auf die Privat: 
klage hin das Hauptverfahren eröffnet worden und 


iſt es noch nicht bis zur Beendigung der Schluß: 


vorträge gediehen, fo iſt die Widerklage zuzulaſſen. 
Sobald nun durch die Zulaſſung der Widerklage der 
Strafprozeß wegen der darin geltend gemachten Tat⸗ 
ſachen begonnen hat, iſt dieſes Verfahren derartig 
ſelbſtändig, daß die Zurücknahme der Privatklage das 
Widerklageverfahren nicht zu hemmen vermag: $ 423 
Abſ. 3 StPO. Entſcheidend iſt und bleibt, daß im 
Moment der Zulaſſung der Widerklage das Haupt⸗ 
verfahren eröffnet iſt. Ob das ſchon vorher auf 
die Privatklage hin eröffnete Hauptverfahren im 
Augenblick der Zulaſſung der Widerklage noch 
laufen muß, darüber ließe ſich ſtreiten. Eine 
mildere Anſicht, daß es genüge, wenn bei Erhebung 
der Widerklage das Hauptverfahren eröffnet war, 
mag Anhänger finden. Ich ſtehe auf dem ſtrengeren 
Standpunkte, daß das Hauptverfahren bei Zulaſſung 
der Widerklage noch im Gange ſein muß. Das 
iſt auch die letzte Konſequenz der oben betonten 
Eigenart der Widerklage. Zuzugeben iſt, daß die 
Konſequenz da zu einer Schädigung des Widerklägers 
führt, wo der Widerkläger auf die Mitteilung der 
Widerklage hin, alſo vor Zulaſſung der letzteren, die 
Privatklage zurücknimmt. Dieſen Nachteil überwiegen 
aber die Vorteile, durch welche die Widerklage privi⸗ 
legiert iſt, insbeſondere die Befreiung vom Sühne⸗ 
verſuch des $ 420 Abſ. 1 StPO. Im übrigen bleibt 
der fruchtloſen Erhebung der Widerklage doch der 
Wert eines Strafantrags. 
Rechtsanwalt Dr. Böckel in Jena. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Wurde vor dem 1. Januar 1900 von einem vor⸗ 
läuſig vollſtreckbaren Urteile Gebrauch gemacht, fo können 
Schadenserſatzauſprüche anf Grund des $ 717 Abſ. 2 
3p O. anch daun nicht erhoben werden, wenn die von 
dem vollſtreckten Urteil abweichende Entſcheidung nach 
dem 1. Januar 1900 erging. Aus den Gründen: 
Hat der Kläger von der vorläufigen Vollſtreckbarkeit 
eines zu ſeinen Gunſten ergangenen Urteils dadurch 
Gebrauch gemacht, daß er vor der endgültigen Ent— 
ſcheidung des Rechtsſtreits vollſtreckte, ſo regeln ſich 
bei ſpäterer Aufhebung des Urteils die Rechtsfolgen 
der vorzeitigen Vollſtreckung nach dem Rechte, das im 
Zeitpunkte der erzwungenen Leiſtung gegolten hat. 
Fällt, wie hier, die Vollſtreckung in die Zeit vor dem 
1. Januar 1900, fo kann, da 8 717 Abſ. 2 ZPO. in 
der jetzigen Faſſung erſt mit dieſem Tage in Kraft 
trat, der Schuldner Anſprüche auf die Vorſchrift ſelbſt 
dann nicht ſtützen, wenn die von dem vollſtreckbaren 
Urteil abweichende ſpätere Entſcheidung erſt nach 
dieſem Tage ergangen iſt. Unter dieſen Vorausſetzungen 
beſteht ein Anſpruch auf Schadenserſatz, der ſich aus 
8 655 ZPO. ä. F. nicht ergab, nur ſoweit, als er 
ſich aus den Vorſchriften des damaligen Landesrechts 
herleiten läßt. Es kann der Annahme des Berufungs— 
richters nicht beigetreten werden, daß der Anſpruch 
inſoweit, als er auf die Zeit bis zum 1. Januar 1900 
entfällt, nach früherem Rechte, inſoweit dagegen, als 
der durch die Vollſtreckung herbeigeführte Zuſtand 
über dieſen Zeitpunkt hinaus beſtanden hat, nach 8717 
Abſ. 2 zu beurteilen ſei. Beſtände freilich der Rechts— 
3 des im § 717 Abſ. 2 geregelten Anſpruchs in 

er Erlaſſung des aufhebenden Urteils, jo würde die 
Schadenserſatzpflicht nicht nur für die Zeit nach dem 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 4. 


83 


Inkrafttreten des neuen Rechts begründet ſein, ſondern 
würde ſich ſogar bis auf die Zeit der Beitreibung 
zurückerſtrecken. Allein das abweichende Urteil hat 
dem Anſpruch zwar zur Wirkſamkeit nicht aber zur 
Entſtehung verholfen. Ebenſowenig läßt ſich der 
Grund des Anſpruchs darin erblicken, daß das ſpätere 
Urteil eine Aenderung der materiellen Rechtslage in 
der Art mit ſich brächte, als ſei dem Schuldner der 
Gegenſtand der abgenötigten und nunmehr zurückzu⸗ 
gewährenden Leiſtung bis dahin in berechtigter Weiſe, 
von da an aber ohne Recht vorenthalten worden, ſo 
daß der Schadenserſatzanſpruch immerhin für die dem 
reformierenden Urteile nachfolgende Zeit in Betracht 
kommen könnte. Denn der Schadenserſatzanſpruch des 
§ 717 Abſ. 2 hängt nicht davon ab, daß das ſpätere 
Urteil den Ungrund des Klagebegehrens und damit 
den Mangel des Rechts auf die Leiſtung feſtſtellt. 
Das Geſetz hat ihn vielmehr an die Bedingung einer 
Aenderung oder Aufhebung des vorläufig vollftred- 
baren Urteils ſchlechthin gebunden. Der Anſpruch 
tritt ſelbſt dann in Wirkſamkeit, wenn die Frage, ob 
das Klagebegehren materiell berechtigt iſt, noch offen 
bleibt, fo im Falle des §8 539 und im Regelfalle der 
88 564 ff. ZPO., oder wenn die Klageabweiſung nur 
auf einer Verneinung der örtlichen Zuſtändigkeit be⸗ 
ruht. Der Meinung, die das Anwendungsgebiet des 
§ 717 Abſ. 2 auf die Fälle endgültiger Klageabweiſung 
einzuſchränken ſucht, kann nicht beigetreten werden. 

Rechtsgrund des Schadenserſatzanſpruchs iſt nur 
das Vorgehen des Gläubigers, der, ohne die endgültige 
Entſcheidung abzuwarten, auf feine Gefahr vollſtreckt 
oder den Schuldner veranlaßt, die Vollſtreckung durch 
Leiſtung abzuwenden. Die Begründung des Regierungs⸗ 
entwurfs verweiſt darauf, daß die vermöge der vor⸗ 
läufigen Vollſtreckbarkeit gewährte Möglichkeit, den 
Anſpruch zwangsweiſe durchzuführen, außerhalb des 
gewöhnlichen Ganges des Verfahrens liege; es ent⸗ 
ſpreche der Billigkeit, bei Beſeitigung des Urteils dem 
Gläubiger die Pflicht zum Erſatze des Schadens auf⸗ 
zuerlegen. In der Kommiſſion des Reichstags fanden 
die dieſe Erwägungen darlegenden Ausführungen des 
Regierungsvertreters Zuſtimmung. (Hahn, Mat. S. 135, 
393 ff.). Knüpft daher § 717 Abſ. 2 an die vorzeitige 
Abnötigung der Leiſtung Rechtsfolgen, ſo können dieſe 
nur eintreten, wenn die Abnötigung nach dem Inkraft— 
treten der Vorſchrift ſtattgefunden hat, während die 
im entgegengeſetzten Falle eintretenden bedingten An— 
ſprüche des Schuldners ſich gemäß Art. 170 EG. z. 
BGB. ausſchließlich nach früherem Rechte regeln. Der 
Berufungsrichter erblickt allerdings in der Vorent⸗ 
haltung des Kapitals einen beſonderen Verpflichtungs— 
grund, der vom Inkrafttreten des neuen Rechts ab 
nach deſſen Normen beurteilt werden dürfe. Das iſt 
aber unzutreffend. Was der Berufungsrichter unter 
Vorenthaltung des Kapitals verſteht, iſt nur die Fort- 
dauer des durch die Abnötigung der Leiſtung ge— 
ſchaffenen Zuſtandes. Dieſer bildet aber nicht neben 
der Urſache ſeiner Entſtehung einen ſelbſtändigen 
Schuldgrund. Zutreffend weiſt endlich die Reviſion 
darauf hin, daß es nicht Abſicht des Geſetzes geweſen 
ſein kann, jeden Kläger, der auf Grund eines vorläufig 
vollſtreckbaren Urteils in dem Vertrauen darauf voll— 
ſtreckt hat, daß ihn nur die Folgen des früheren Rechts 
treffen können, vor die Wahl zu ſtellen, entweder 
alles Geſchehene mit dem 1. Januar 1900 rückgängig 
zu machen oder von da an für den Fall einer 
ungünſtigen ſpäteren Entſcheidung die Schadenserſatz— 
pflicht des neuen Rechts auf ſich zu nehmen. (Es 
wird dann noch ausgeführt, daß der Senat von den 
Grundſätzen abweicht, die der VI. ZS. des NG. 
in dem Bd. 49 S. 64 ff. mitgeteilten Urteile entwickelt 
hat, daß er jedoch mit Rückſicht auf beſondere Umſtände 


des Falles von der Einholung der Entſcheidung der 


vereinigten Zivilſenate abgeſehen hat). (Urt. des IV 35. 
vom 6. Oktober 1906, IV 49/06). 
750 


— -en. 


84 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 4. 


II. 


Zur Anwendung von 8 304 350. Der Ehemann 
und Vater der Kläger iſt in einem Hauſe, das die 
Beklagten auf den Abbruch gekauft hatten und ab— 
riſſen, von einer niedergeworfenen Wand verletzt 
worden und an den Folgen der Verletzung geſtorben. 
Die Klage, die auf Verurteilung zur Zahlung einer 
nach richterlichem Ermeſſen zu beſtimmenden Ent- 
ſchädigung geht, wurde vom LG. abgewieſen. In der 
Ber.⸗Inſtanz wurde beantragt, jeden der Beklagten 
zu verurteilen, an die Kläger 470 Mk. für Koſten der 
Pflege und Beerdigung des Getöteten ſowie Setzung 
eines Grabſteins, ferner einen ſchätzungsweiſe auf 
15000 Mk. angegebenen Kapitalbetrag mit 6600 Mk. 
an die Witwe und mit je 1400 Mk. an jedes Kind 
zu bezahlen oder eine Jahresrente von 400 Mk. an 
die Witwe bis zum 30. Mai 1932 (mutmaßlicher Todes⸗ 
tag des Getöteten), an jedes Kind von je 100 Mk. 
bis zum vollendeten 21. Lebensjahre zu entrichten, 
für den Fall der Gewährung einer Rente Sicherheit 
durch Beſtellung einer Sicherheitshypothek zu leiſten. 
Das OLG. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Das RG. hat das Ber.-Urt. 
aufgehoben (es erachtet es als angemeſſen, jeder Partei 
die Tragung des Schadens zur Hälfte aufzuerlegen) 
und die Sache zu anderweiten Verhandlung und Ent: 
ſcheidung zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: Das Ber.⸗Ger. hat es 
ohne jede Erörterung als unzweifelhaft erachtet, daß 
den Klägern durch den Tod ihres Ehemanns und 
Vaters ein Schaden erwachſen iſt. Dieſe Annahme 
wird hier gegen eine Beanſtandung dadurch gedeckt, 
daß die Beklagten das Vorhandenſein eines Schadens 
nicht beſtritten, ſondern ſich nur gegen die Höhe 
wendeten. An ſich würde, da tatbeſtandsmäßig von 
den Klägern nichts weiter vorgetragen wurde, als daß 
der Getötete Landwirt war, zur Erlaſſung eines 
Zwiſchenurteils nach § 304 ZPO. eine Begründung, 
daß ein Schaden entſtanden ſei, nicht entbehrlich 
geweſen ſein; (ſ. ähnl. Fall in JW. S. 747). 
Das Ber. Ger. hat die Klage dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, ohne daß die Parteien über die 
Begründetheit der einzelnen Anſprüche verhandelt 
haben und ohne daß das Gericht ſelbſt in eine Er— 
örterung darüber eingetreten iſt. Offenbar war es 
der Meinung, daß der Streit in dieſen Punkten im 
Verfahren über den Betrag auszutragen ſei. Wie das 
RG. in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen hat. 
darf dem Nachverfahren nichts überlaſſen bleiben als 
die Feſtſetzung des Betrages. Ein Urteil über 
den Grund des Anſpruchs iſt daher nur 
dann ſtatthaft, wenn nichts ſtreitig bleibt 
als der Betrag. Dieſe Scheidung iſt von 
erheblicher praktiſcher Bedeutung, weil mit 
der Rechtskraft des Urteils zum Grunde unabänderlich 
feſtſteht, daß die Klageanſprüche, ſo wie ſie erhoben 
wurden, begründet ſind, daß ſie durch Einreden nicht 


mehr erſchüttert werden können und nur noch der 


ziffermäßigen Feſtſetung bedürfen. Das Ber.-Ger. 
wird ſich demgemäß über die Berechtigung der ein— 
zelnen Klageſorderungen ſchlüſſig zu machen haben. 
Begehrt iſt eine Kapitalabfindung oder eine Rente. 
Schon wegen dieſer alternativen Faſſung des Antrags 
war das Zwiſchenurteil zum Grunde, das keine Ent— 
ſcheidung getroffen hat, welcher von beiden Anſprüchen 
als berechtigt erachtet werde, unzuläſſig. Daß die 
Vorausſetzung der Kapitalabfindung (68 843 
Abſ. 3 BB. wichtiger Grund) vorliegt, iſt im Urteil 
zum Grunde feſtzuſtellen. Würde das Ber.-Ger. auf 
Entrichtung einer Rente erkennen, ſo kämen die 
ss 1601, 1602, 844 BGB. in Betracht; hiernach hätte 
das Gericht bei der Entſcheidung über den Grund zu 
prüfen, ob die Anſprüche der Kläger hinſichtlich der 
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Dauer der Renten gerechtfertigt ſind. Die Entſcheidung 
über das Begehren der Sicherheitsleiſtung wird zweck⸗ 
mäßig erſt nach Feſtſetzung der Höhe der Rente zu 
erfolgen haben; denn erſt dann wird ſich beurteilen 
laſſen, ob eine Sicherheit notwendig, in welcher Art 
und in welchem Betrage ſie zu leiſten iſt. Dies iſt 
indes nicht ſo zu 1 als betreffe der Anſpruch 
auf Sicherheitsleiſtung das Nachverfahren über den 
Betrag. Sondern das Zwiſchenurteil zum Grunde 
hat dieſen Teil des Klageanſpruchs beiſeite zu laſſen; 
es ergeht im Verhältnis zu ihm als Zeilurteil ($ 301 
ZPO.) und iſt als ſolches zu bezeichnen. (Urt. des 
VI. 35. vom 10. Dezember 1906, Rep. 189/06). 
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III. 


Zu ß 1353 BGB. Das Verlangen eines 
Ehegatten, daß ſich der andere zur Wieder⸗ 
herſtellung ſeiner Geſundheit in eine Heil⸗ 
anſtalt begebe, kann mißbräuchlich ſein, 
wenn keine Gewähr für eine dem Weſen 
der Ehe entſprechende Behandlung des 
erkrankten Gatten nach der Rückkehr ge 
geben iſt. Im Mai 1902 verließ die Beklagte ihren 
Mann, ſie hält ſich bei ihrer Mutter auf; ſie iſt nerven⸗ 
leidend. Mit der Klage verlangt der Mann, daß ſie 
die häusliche Gemeinſchaft mit ihm herſtelle oder doch 
bis zur Beſſerung ihres Leidens ſich auf ſeine Koſten 
in ein Sanatorium begebe. Das OLG. wies die Klage 
ab. Die Reviſion war erfolglos. 

Aus den Gründen: Das Berufungsgericht 
hat das Verlangen des Klägers, daß ſich die Beklagte 
in eine Heilanſtalt begebe, unter Hinweis auf $ 1353 
Abſ. 2 BGB. für unberechtigt erklärt. Es führt aus, 
der Kläger habe ſeiner Frau während des Zuſammen⸗ 
lebens die ihr zukommende Stellung vorenthalten und 
ſei ihr durch ungehörige Intimität im Verkehre mit 
der „Stütze“ zu nahe getreten. In ſeiner Geſinnung 
habe ſich nichts geändert. Der Beklagten könne unter 
dieſen Umſtänden, ſelbſt wenn ſie geſund wäre, nicht 
zugemutet werden, zurückzukehren; der Mann könne ihr 
deshalb auch nicht vorſchreiben, wo ſie Beſſerung ihres 
Zuſtandes ſuchen ſolle. Dieſe Ausführungen ſind nicht 
irrig. Da das Verlangen des Klägers, daß die Be⸗ 
klagte in eine Heilanſtalt gehe, den Zweck verfolgt, 
ein Zuſammenleben der Gatten nach Beſeitigung des 
im Nervenleiden der Beklagten liegenden Hinderniſſes 
zu ermöglichen, iſt es nicht zu beanſtanden, wenn das 
Berufungsgericht das Verlangen nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung für berechtigt erachtet, daß ſich eine Aende⸗ 


rung in der ehewidrigen Geſinnung des Klägers voll⸗ 


zogen habe und eine Gewähr für eine künftige an⸗ 
gemeſſenere Behandlung der Beklagten vorliegen müſſe. 
Es iſt unzutreffend, wenn die Reviſion meint, auch 
ohne Feſtſtellung jener Vorausſetzung ſei das Verlangen 
als vorbereitende Maßregel berechtigt. Da feſtgeſtellt 
iſt, daß der Kläger durch ſein Verhalten der Beklagten 
Grund gab, ſich von ihm zu trennen, iſt ein vor Ein⸗ 
tritt der bezeichneten Vorausſetzung geſtelltes Verlangen 
des Klägers, daß die Beklagte eine Heilanſtalt behufs 
ſpäterer Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft auf⸗ 
ſuche, mißbräuchlich im Sinne des $ 1353 Abſ. 2 BGB. 
(Urt. des IV. 35. vom 3. Dezember 1906, IV 182/06). 
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B. Strafſachen. 
I 


Unter welchen Umſtänden kann in der betrüglichen 
Entziehung der bei einer Forderung gegebenen Side 
rung eine Vermögensbeſchädigung im Sinne des 5 263 
StGB. gefunden werden? G. hatte von dem An— 
geklagten eine Summe zu fordern und zur Sicherung 
eine Hypothek unter Aushändigung des Hypotheken— 
briefes übertragen erhalten. Der Angeklagte lockte 


« 


den Hypothekenbrief unter betrüglichen Vorſpiegelungen 
heraus. Als den Vermögensſchaden ſieht das Gericht 
den Verluſt der Sicherung für die Forderung an. 
Richtig iſt, daß mit der Herausgabe des Hypotheken⸗ 
briefes das Pfandrecht an der Hypothek untergegangen 
war (vgl. 88 1278, 1253, 1274, 1154 BGB.). Allein 
irrig iſt die Anſicht, daß in dem Aufgeben einer Siche⸗ 
rung für eine Forderung immer eine Vermögens⸗ 
beſchädigung liegt. Es kommen hier, wo es ſich um 
ein Abkommen über die Rückgabe des Pfandgegen⸗— 
ſtandes handelt, die in der Entſch. Bd. 16 S. 1 des RG. 
entwickelten Grundfäße über die Vermögensbeſchädigung 
bei Eingehung eines Vertrages zur Anwendung. Dar⸗ 
nach iſt zwar die Frage, ob eine Beſchädigung vor⸗ 
liegt, ſtets nach den Verhältniſſen des Getäuſchten zu 
beantworten. Es iſt aber die Geſamtheit der Wir⸗ 
kungen zu beachten, welche die Irrtumserregung auf 
das Vermögen des andern ausgeübt hat, und es muß 
unterſucht werden, ob der Geſamtwert des Vermögens 
nach der durch die Irrtumserregung hervorgerufenen 
Bermögensdispofition geringer iſt als vorher. Daraus 
folgt, daß durch den Verluſt eines Pfandrechts eine 
Beſchädigung nur gegeben iſt, wenn dadurch der Wert 
der ihm zugrunde liegenden Forderung herabgedrückt 
wird. Das hängt von der Beſchaffenheit des einzelnen 
Falles ab und kann nicht ohne weiteres daraus ge— 
folgert werden, daß die Beteiligten eine Sicherſtellung 
der Forderung überhaupt für erforderlich erachtet 
haben, oder daß ſpäter die Forderung nicht ganz be⸗ 
zahlt wurde. ... Dagegen kann auch in einer Ges 
fährdung des Vermögens deſſen Beſchädigung liegen. 
Allein dieſen Geſichtspunkt hat der Erſtrichter un⸗ 
berückſichtigt gelaſſen; es fehlen daher die tatſächlichen 
Unterlagen zu ſeiner Beurteilung. Uebrigens könnte 
eine Verminderung des Forderungswertes und damit 
des Geſamtvermögens des G. auch vorliegen, wenn 
der Angeklagte nicht zahlungs willig oder zur Be⸗ 
ſchaffung der notwendigen Barmittel nicht imſtande 
war. Aber auch in dieſer Hinſicht fehlt es an den 
tatſächlichen Feititellungen. . des V.StS. vom 
23. 3 1906, 5 D 592/06). een 


II. 


Kaun der Verteidiger beanſpruchen, in der Haupt⸗ 
verhandlung jederzeit zum Worte zugelaſſen zu werden? 
Aus den Gründen: Ausweislich des Sitzungsproto⸗ 
kolls hat in der Hauptverhandlung der Verteidiger des 
Angeklagten M., nachdem dieſer vernommen war, be⸗ 
antragt, ihm das Wort zu erteilen, das Gericht aber 
ohne Grundangabe Ablehnung des Antrags beſchloſſen. 
Hierin erblickt der Verteidiger eine weſentliche Be⸗ 
ſchränkung der Verteidigung im Sinne des 8 377 
Nr. 8 StPO., weil vom Vorſitzenden nach Vernehmung 
M.s in unzweideutiger Art die Schuldfrage bejaht 
worden ſei, und er, Verteidiger, infolge des Ablehnungs⸗ 
beſchluſſes nicht die Möglichkeit zu geeignetem Ent⸗ 
gegentreten gehabt habe. Allein abgeſehen davon, 
daß über die angebliche einſeitige Stellungnahme des 
Vorſitzenden aus dem Sitzungsprotokolle nichts erhellt, 
inſoweit mithin der Prozeßbeſchwerde unter allen Um- 
ſtänden die unentbehrliche tatſächliche Unterlage fehlen 
würde, haben laut Sitzungsprotokolls der Angeklagte 
und der Verteidiger nach Beendigung der Beweis— 
aufnahme das Wort zu ihren Anträgen und Aus— 
führungen, ferner zuletzt das Schlußwort erhalten, 
alſo ausreichendes rechtliches Gehör genoſſen. In 
welchem Zeitpunkt immer der Verteidiger ſich ſoll 
äußern dürfen, hängt nicht von ſeinem Belieben, 
ſondern — unbeſchadet beſonderer geſetzlicher Vorbe⸗ 
halte (3. B. §§ 33, 238 Abſ. 1, 239 Abſ. 2 StPO.) — 
nach § 237 StPO. regelmäßig zunächſt von dem Vor⸗ 
ſitzenden und in letzter Linie von dem Gerichte ab, 
und auf die Vernehmung des Angeklagten folgt ge— 
mäß 5 243 Abſ. 1 StPO. die Beweisaufnahme, ohne 
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daß dem Verteidiger ein Anſpruch auf vorausgehende 
Aeußerung ausdrücklich eingeräumt wäre. Die ge— 
gebenenfalls ohne Grundangabe erfolgte Ablehnung 
des Antrags auf . bildet folglich keinen 
Reviſionsgrund. (Urt. d. I. StS. v. 26. Nov. 1906, 
1 D 588,06). B. 
728 
III. 


Beleidigung durch Erſtattung einer Anzeige. Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Anterefien (58 186, 193 StGB.). 
Die auf Grund des § 164 StGB. Angeklagte iſt wegen 
Vergehens nach § 186 StGB. verurteilt worden. 
Dieſe Verurteilung iſt nicht frei von Irrtum. Der 
Erſtrichter nimmt an, die Anzeige ſei objektiv und 
ſubjektiv rechtswidrig geweſen, denn die Angeklagte 
könne ſelbſt nicht behaupten, daß ſie irgendein Recht 
zu ihrer Kundgebung gehabt habe; ihr guter Glaube 
an die Erweislichkeit ihrer Behauptung ſchütze ſie 
nicht vor der rang: 8 193 StGB. ſtehe ihr nicht 
zur Seite, da die Kundgebung nicht zur Wahrnehmun 
irgendwelcher wirklich oder auch nur e 
berechtigter Intereſſen gemacht wurde, ſie vielmehr 
nur rachſüchtige Pläne verſolgte; auf die Abſicht der 
Beleidigung komme es nicht an. Dieſe Annahmen 
ſind zu beanſtanden. Das Reichsgericht hat wieder⸗ 
holt ausgeſprochen (E. Bd. 29 S. 56), daß jedermann 
die Befugnis zuſteht, Handlungen, die er als ſtrafbar 
erachtet, anzuzeigen, ſelbſt wenn er den Beweis der 
Wahrheit nicht erbringen kann, und daß derjenige, 
der bei einer Behörde in der Abſicht, eine Strafver⸗ 
folgung herbeizuführen, Umſtände, die er für richtig 
hält, zur Anzeige bringt, zur Wahrnehmung berech⸗ 
tigter Intereſſen handelt. Hier würde daher eine 
Beſtrafung der Angeklagten nur möglich ſein, wenn 
entweder der Wille der Angeklagten nicht darauf 
gerichtet war, die ihr bekannt gewordene ſtrafbare 
Handlung zum Zwecke der Strafverfolgung zur Kennt⸗ 
nis der Behörde zu bringen (E. Bd. 34 S. 216) oder 
wenn das Vorhandenſein einer Beleidigung aus Form 
oder Umſtänden hervorging (8 193 StGB.). Daß 
letzteres der Fall, iſt im Urteil nicht dargelegt, die 
Frage nach der Abſicht der Beleidigung iſt vielmehr 
ausgeſchaltet. Daß aber der Wille der Angeklagten 
dahin ging, die Anzeige zwecks Herbeiführung der 
Beitrafung zu erſtatten, iſt klar ausgeſprochen und 
damit genügend ausgedrückt, daß die Anzeige zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen erfolgte. Hier⸗ 
nach konnte der Schutz des § 193 StGB. nicht verſagt 
werden. Der Erſtrichter hat anſcheinend das von ihm 
feſtgeſtellte Motiv der Rachſucht für den Tatbeſtand 
der ſtrafbaren Beleidigung verwertet. Auch das iſt 
irrtümlich: war der ernſtliche Wille der Angeklagten 
auf die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gerichtet, 
ſo kommt es nicht darauf an, ob der Wille durch ver⸗ 
werfliche Beweggründe — hier alſo durch rachſüchtige 
Pläne — hervorgerufen war. Anders läge die Sache, 
wenn die Angeklagte durch die Anzeige lediglich 
Rache hätte üben und Form und Mittel der Anzeige 
nur zur Verhüllung ihres eigentlichen Zweckes 
gewählt hätte. Dann würde ihr § 193 StGB. nicht 
zur Seite ſtehen, weil dann ihr Wille nicht dahin 
ging, das ſogenannte Anzeigerecht auszuüben, ſondern 
mit dem Vorſatze der Beleidigung nur dahin gerichtet 
war, die Ehre der angezeigten Perſon zu ſchmälern. 
(Urt. des V. Sts. vom 27. Nov. 1906. 5 D 525/06). 
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IV. 


Verleitung zum Falſcheide (8 160 StGB.). Der 
falſche Eid des 8 160 StB. ſteht im Gegenſatze 
zum Meineid und umfaßt ſowohl den nur objektiv 
falſchen, als auch den fahrläſſig falſchen Eid (Entſch. 
d. RG. Bd. 25 S. 213). Die Vorſchrift begreift aber 
nicht nur die Fälle des $ 153 StGB., ſondern auch 
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die des 8 154. In Anſehung der letztern iſt daher 
unter dem Verleiten zum Ableiſten eines falſchen Eides 
das Verleiten zur nichtwiſſentlichen Abgabe 
eines objektiv falſchen eidlichen 1 zu ver⸗ 
ſtehen. „Verleiten“ bedeutet mithin, daß das „beite 
Willen“ des Zeugen — diefem ſelbſt unbewußt — auf 
falſche Bahn gelenkt wird. Der Verleitende muß ſich 
alſo einerſeits bewußt ſein, daß die Ausſage, die der 
Zeuge nach ſeinem Willen machen ſoll, falſch ſein 
würde, und daß der Zeuge zurzeit ein anderes beſtes 
Wiſſen⸗ hat. Anderſeits muß ſein Wille darauf ge⸗ 
richtet ſein, daß der Zeuge die Falſchheit der ihm zu⸗ 
gemuteten Ausſage ſelbſt nicht erkennt; er muß ihm, 
um einen Ausdruck des angefochtenen Urteils zu ge⸗ 
gebrauchen, die Ueberzeugung von der falſchen Tat- 
ſache 1 Hier würde der Tatbeſtand der 
88 160 f., 43 StGB. gegeben fein, wenn der Angeklagte 
bei 19 5 Beeinflußungsverſuchen vorausgeſetzt hätte, 
daß der Zeuge eine ſichere Wahrnehmung gemacht 
habe. Wäre ſein Wille dann darauf gerichtet geweſen, 
den Zeugen in der Ueberzeugung von dem, was er 
ſicher wahrgenommen, wankend zu machen und ihn 
auf dieſe Weiſe dahin zu führen, daß er eidlich aus⸗ 
ſagte, er könne den in Frage ſtehenden Vorgang nicht 
beſtimmt bekunden, ſo würde ſich in der Tat als 
Inhalt ſeines Willens erweiſen, daß der Zeuge nach 
ſeiner, des Angeklagten, Vorſtellung, ſich ſelber un⸗ 
bewußt, die Unwahrheit ſage und ſo ein unwiſſentlich 
falſches eidliches Zeugnis ablege. Allein das Gericht 
erklärt, es nehme zugunſten des Angeklagten an, daß 
er ſich tatſächlich in dem Glauben befand, der Zeuge 
könne den Vorgang nicht fo gen au geſehen haben. 
Damit glaubte das Gericht allerdings nur den Tat⸗ 
beſtand des 8 159 StGB. zu verneinen, die Möglich⸗ 
keit auszuſchließen, daß der Angeklagte angenommen 
habe, der Zeuge mache ſich einer wiſſentlichen Ver⸗ 
letzung der Eidespflicht ſchuldig, wenn er ſeiner Auf⸗ 
forderung entſpreche. In Wirklichkeit wird dadurch 
auch dem Tatbeſtande des 8 160 StGB. der Boden 
entzogen. Denn damit wird unterſtellt, daß die eid⸗ 
liche Ausſage, die der Angeklagte dem Zeugen zu— 
mutete, dem entſprochen haben würde, was der Zeuge 
nach der Vorſtellung des Angeklagten tatſächlich ab 
genommen hatte, daß fie alſo keine unwahre, der Eid 
kein falſcher geweſen wäre. (Urt. d. V. StS. v. 14. Dez. 
1906. V D 701/06). 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. 


Aelteres Hypothekenrecht. Zuläffigteit der F 
gegen Eintragung einer Proteſtation (5 94 HypG. in der 
Faſſung der Novelle vom 20. Dezember 1903). Hypothek. 
ernenerung bei Höchſtbetragshypotheken. Wirkſamkeit 
gegenüber nachſtehenden Hypotheken, die auf geſetzlichen 
e beruhen. I. Auf dem Blatte für 
Pl. Nr. 62 / der StG. S. iſt am 11. Dezember 1905 
für M. K. zur Sicherung eines Baukredits eine Hypo— 
thek im Höchſtbetrage von 35000 Mk. nebſt Neben⸗ 
kaution zu 3500 Mk. eingetragen worden. Am 27. Sep⸗ 
tember 1906 erfolgte auf Grund notarieller Urkunden 
die Eintragung, daß von dieſer Hypothek ein Betrag 
von 5000 Mk. nebſt 500 Mk. Nebenkaution wegen Ver— 
zichts auf das Hypothekenrecht löſchungsreif ſei, weil 
in Anſehung dieſer Beträge kein Kredit mehr gewährt 
werde, ihr Rang aber zu dieſen Beträgen unter Vor— 
behalt des Vorranges der verbleibenden 30000 Mk. 
nebſt 3000 Mk. Nebenkaution einer dem Ziegeleibeſitzer 
J. F. beſtellten Sicherungs-Hypothek im Höchſtbetrage 
von 5000 Mk. nebſt 500 Mk. Nebenkaution eingeräumt 
werde. Inzwiſchen waren für mehrere Baukoſten— 


forderungen Hypotheken a le darunter 
am 29. Juni 1906 eine für Chr. M. und am 
21. Auguſt 1906 eine für J. St. Die Vormerkungen 
wurden ſpäter in Hypotheken umgewandelt. Am 
23. November 1906 beantragten M. und St. beim 
Hypothekenamt, zugunſten ihrer Forderungen Pro⸗ 
teſtation gegen die Wirkſamkeit der Rangeinräumung 
für die Sicherheitshypothek des J. F. einzutragen. 
Das Hypothekenamt lehnte die Eintragung ab, weil 
der Eigentümer zur Hypothekerneuerung auch gegen⸗ 
über den auf geſetzlichen Titeln beruhenden Hypotheken 
berechtigt und das Vorrücken dieſer Hypotheken bei 
gleichzeitiger Eintragung der Löſchungsreife und der 
neuen Hypothek ausgeſchloſſen ſei. Auf Beſchwerde 
der Antragſteller ordnete das LG. die Eintragung 
der Proteſtation an. Das Beſchwerdegericht nahm 
an, ein geſetzlicher Hypothekentikel gebe dem Gläubiger 
das Recht auf Erlangung einer Hypothek an nächſt 
offener Stelle; der Gläubiger könne auf das Grund⸗ 
ſtück in der Rechtslage greifen, in der es ſich bei Aus⸗ 
übung ſeines Rechtes befindet; ein dem Eigentümer 
zuſtehender Rangvorbehalt ſei ihm gegenüber unwirk⸗ 
ſam. Hier ſei die Hypothek des K. eine Sicherheits- 
hypothek für künftige Forderungen geweſen, ſie ſei 
nicht mit der Eintragung, ſondern erſt mit der Ent⸗ 
ſtehung der Forderungen und nur zu deren Betrage 
A Dafein gelangt. Auf Grund der Erflärung des 

„daß er über 30000 Mk. hinaus keinen Kredit mehr 
1 und deshalb inſoweit die Löſchung wegen 
Verzichts auf das Hypothekenrecht bewillige, könne 
angenommen werden, daß die dem Kt. beſtellte Kredit⸗ 
kaution bereits am 29. Juni bis zur Höhe von 
30 000 Mk. erſchöpft war. K. habe nur für dieſen 
Betrag Hypothek erworben, nur dieſer Betrag ſei alſo 
dem M. und St. bei Eintragung der Vormerkungen 
für ihre Forderungen vorgegangen; dieſe Rangſtellung 
habe ihnen die ſpätere Hypothekerneuerung für F. 
nicht entziehen können. Nach der Einlegung der wei— 
teren Beſchwerde wurde die Proteſtation der Anord- 
nung des LG. gemäß eingetragen. Die weitere Bes 
ſchwerde hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: 1. Der Statthaftigkeit 
der weiteren Beſchwerde ſteht die Eintragung der Pro— 
teſtation nicht entgegen. Der dem § 71 Abſ. 2 GBO. 
nachgebildete 8 94 HypG. i. d. F. des Gef. vom 20. De⸗ 
zember 1903 läßt zwar die Beſchwerde gegen eine 
Eintragung, die nicht ſchon ihrem Inhalte nach 
unzuläſſig iſt, nur mit dem Antrag auf Eintragung 
einer Proteſtation zu, der gegen. einer eingetragenen 
Proteſtation nicht in Frage kommt. Aber dieſe iſt 
keine Eintragung im Sinne des § 94. Auch der mit 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs zuſammen— 
hängende $ 71 Abſ. 2 EBD. gilt nicht für die Be⸗ 
ſchwerde gegen die Eintragung eines Widerſpruchs. 
$ 94 Hyyc. verſteht unter der Eintragung eine end⸗ 
gültige, wie § 106 HypG. ſagt, „förmliche“ Eintragung. 
Die Eintragung einer Proteſtation kann daher ebenſo 
wie nach der früheren Faſſung des § 94 angefochten 
werden. 

2. Das Beſchwerdegericht überſieht, daß die Ein- 
tragung einer Hypothek für eine künftige Forderung, 
ſolange dieſe nicht entſtanden iſt, nicht wirkungslos 
iſt, ſondern eine Gebundenheit des Grundſtücks bewirkt, 
aus der ſich die Hypothek mit der Entſtehung der 
Forderung ohne weiteres entwickelt. Dieſe Gebunden— 
heit wirkt gegenüber jedem Rechte an dem Grund— 
ee das während ihres Beſtehens erworben wird. 
Das ſich aus ihr entwickelnde Hypothekenrecht geht 
den während ihres Beſtehens begründeten Rechten 
vor, auch wenn die Forderung erſt nach der Be⸗ 
gründung dieſer Rechte entſteht; auch eine auf geſetz— 
lichem Titel beruhende Hypothek kann nicht hindern, 
daß die Entſtehung der Forderung die ihr im Range 
vorgehende Hypothek ins Daſein ruft. M. und St. 
müßten ſich den Vorrang der Hypothek des K. gefallen 
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laſſen, wenn die Harde Forderung des K. erſt am 
1. September 1906 entſtanden ware, und der Be⸗ 
1 würde ihnen vorgehen, wenn er nach 
er Eintragung der Vormerkungen für ihre Forde⸗ 
rungen in das Kreditverhältnis eingetreten wäre, für 
das die Hypothek beſtellt worden iſt. Beſtand die 
Gebundenheit des Grundſtücks aus der Hppothek⸗ 
beſtellung für K. noch zu der Zeit, als die Vor⸗ 
merkungen für M. und St. eingetragen wurden, ſo 
konnte auch nach 8 84 Abſ. 1 HypG. durch neue 
Hypothekbeſtellung eine neue gleichartige Gebundenheit 
begründet werden. Anders wäre es, wenn bei Ein⸗ 
tragung der Vormerkungen das Kreditverhältnis, für 
das die Hypothek des K. beſtellt worden iſt, ſchon be⸗ 
endet geweſen ſein ſollte, ſodaß feſtſtand, daß aus 
ihm weitere Forderungen nicht mehr entſtehen werden. 
Dann würde die Gebundenheit des Grundſtücks in 
Anſehung des Betrags, zu dem Forderungen nicht 
entſtanden ſind, erloſchen geweſen ſein, die mit ge⸗ 
ſetzlichem Hypothekentikel ausgeſtatteten Gläubiger 
würden daher Rechte erlangt haben, deren Rang⸗ 
verhältnis ſich nur nach den beſtehenden Belaſtungen 
beſtimmte, und es hätte das Rangverhältnis nicht 
dadurch geändert werden können, daß von dem Rang⸗ 
vorbehalte nach 8 84 Abſ. 1 HypG. Gebrauch gemacht 


wurde. (Beſchl. vom 11. Januar 1907, I. 35. III 
Nr. 1/07). — —ın. 
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Erſetzt die hung bi der Vereinbarung von Be⸗ 


teiligten in Anſehung einer Waſſerleitungsanlage im 
Verfahren vor der Waſſerpolizeibehörde die notarielle 
Beurkundung über Beſtellung der Grunddienſtbarkeit? 
(Wa erbenügungdß. von 1852 Art. 52, 73— 76, EG. 
z. BGB. Art. 189, Not. von 1860 Art. 14, Rot. 
von 1899 Art. 132). Zur Speiſung der auf Grund⸗ 
ſtücken der Fiſchereibeſitzerswitwe E. M. E. in N. 
Steuergemeinde T. angelegten Fiſchweiher beſtand in 
dem der Gemeinde T. gehörenden Waſſerlaufe „Hut⸗ 
graben“ eine vor längerer Zeit ohne polizeiliche Be⸗ 
willigung hergeſtellte Stauvorrichtung, die einigen 
Nachbarn Anlaß zu Beſchwerden gab. Zur Herbei⸗ 
führung einer Einigung hielt das Bezirksamt E. im 
Juni 1902 einen Termin ab, zu dem der Sohn der 
Witwe E., Johann E. in N. und die ſämtlichen übrigen 
Beteiligten erſchienen. Es wurde Einigung dahin 
erzielt, daß die Stauvorrichtung beſeitigt und „an 
Stelle der bisherigen Waſſerſpeiſung von der gemeind- 
lichen Krautwäſche bei Plan Nr. 34 aus eine Rohr⸗ 
leitung neben dem Gemeindeweg im Weggraben an 
der Südſeite bis zur Weiheranlage geführt werden 
ſolle.“ Im Verfahren zur Anlegung des Grundbuches 
ſtellte im Dezember 1903 J. E. namens ſeiner Mutter 
als der Eigentümerin der Weiheranlage den Antrag, 
das Recht, die Rohrleitung in dem der Gemeinde ge— 
hörenden Grundſtücke Plan Nr. 403 ½ zu haben, als 
Grunddienſtbarkeit einzutragen. Der Gemeindeausſchuß 
verweigerte die Zuſtimmung und das vom Bezirks⸗ 
amt E. wiederaufgenommene Verfahren, in dem Jo- 
hann E. erklärte, daß er im Auftrage ſeiner Mutter 
gehandelt habe, und dieſe ſeine Erklärungen ausdrücklich 
genehmigte, blieb erfolglos, da der Gemeindeausſchuß 
Einſchränkungen im Waſſerbezuge verlangte. Nun 
ſtellte die Witwe E. wieder den Antrag, die Grund— 
dienſtbarkeit einzutragen, indem ſie gegenüber der 
aſſung des bezirksamtlichen Protokolls bemerkte, es 
önne kein Zweifel beſtehen, daß die Grunddienſtbarkeit 
für die Eigentümerin der Weiher beſtellt worden ſei. 
Das Amtsgericht hat den Antrag abgewieſen, weil 
nach dem Wortlaute der Vereinbarung Johann E. im 
eigenen Namen gehandelt und der Gemeindeausſchuß 
ihm die Errichtung der Rohrleitung geſtattet habe, 
ein Vertrag alſo mit der Eigentümerin der Weiher— 
grundſtücke nicht zuſtande gekommen ſei. Auf Bes 
ſchwerde der Witwe E. ordnete das LG. die Ein— 
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tragung der Grunddienſtbarkeit an. Auf die weitere 
Beſchwerde des Gemeindeausſchußes wurde die Ent⸗ 
ſcheidung aufgehoben und die Beſchwerde der Witwe 
E. zurückgewieſen. 

Gründe: Art. 75 des WBG. vom 28. Mai 1852, 
nach welchem in dem in den Art. 73 bis 76 beſtimmten 
Verfahren wegen Einrichtung oder Aenderung von 
Stauvorrichtungen und Triebwerken die Verwaltungs- 
behörde in dem zur Geltendmachung von Widerſpruchs⸗ 
rechten zu beſtimmenden Termine zunächſt auf eine 
gütliche Verſtändigung hinwirken ſoll, hat allerdings 
die Auslegung gefunden, daß für die Vereinbarungen, 
ſoweit ſie Verfügungen über Grundſtücke oder Rechte 
an Grundſtücken enthalten, die Beurkundung durch die 
Verwaltungsbehörde genügt. Dies wird daraus ge⸗ 
folgert, daß in dem Termin eine ſofort wirkſame Ver⸗ 
Nändigung müſſe erzielt werden können, weil die Ver⸗ 
waltungsbehörde nach Art. 76 Abſ. 1 bei der Erteilung 
der Erlaubnis zur Ausführung des Unternehmens die 
Verſtändigung zugrunde zu legen hat und die Ver⸗ 
einbarungen im Falle der Erteilung der Erlaubnis 
zum Inhalte der Erlaubnis gemacht werden. Durch 
die Verſtändigung, auf deren Erzielung die Ver⸗ 
waltungsbehörde nach Art. 75 hinwirken ſoll, ſollen 
die Hinderniſſe beſeitigt werden, die die Widerſpruchs⸗ 
rechte dem Unternehmen entgegenſtellen, ſo daß die 
Ausführung des Unternehmens nach Art. 76 nur noch 
davon abhängt, ob es hinſichtlich des öffentlichen 
Intereſſes keinem Anſtand unterliegt. Steht der 
Antragſteller in der Erkenntnis, nicht zum Ziele gelangen 
zu können, von dem Unternehmen ab, ſo kommt eine 
Verſtändigung im Sinne des Art. 75 nicht in Frage. 
Die Verwaltungsbehörde iſt deshalb, wenn eine 
Einigung zuſtande kommt, die dem Antragſteller er⸗ 
möglicht, den Zweck, den er mit dem geplanten Unter⸗ 
nehmen anſtrebte, in anderer Weiſe zu erreichen, nicht 
berufen, die Verfügungen über Grundſtücke oder Rechte 
zan Grundſtücken zu beurkunden, die in Vollziehung 
einer ſolchen Vereinbarung getroffen werden. Hieran 
wird auch dadurch nichts geändert, daß das Bezirks⸗ 
amt den im Termine vom 26. Juni 1902 vereinbarten 
Plan „aufſichtlich genehmigt“ hat. Zur Ausführung 
des Planes bedurfte es einer Bewilligung nicht, die 
aufſichtliche Genehmigung hatte nur die Bedeutung, 
daß das Bezirksamt keinen Anlaß gefunden hat, auf 
Grund des Art. 52 WBG. eine abweichende Anordnung 
zu erlaſſen. Hiernach konnte durch die Vereinbarung für 
die Gemeinde T. zwar die Verpflichtung begründet 
werden, eine Grunddienſtbarkeit zu beſtellen, wozu es 
nach dem BGB. einer Form nicht bedurfte, die Be⸗ 
ſtellung konnte aber nach Art. 14 des Not®. von 1861, 
der nach Art. 189 des EG. z. BGB. und Art. 132 des 
NotG. vom 9. Juni 1899 für die Landesteile in 
Geltung geblieben iſt, in denen das Grundbuch noch 
nicht als angelegt anzuſehen iſt, nur durch notariellen 
Vertrag erfolgen. Da ein ſolcher nicht vorliegt, ſteht 
feſt, daß der Witwe E. als Eigentümerin der Weiher- 
anlage die behauptete Grunddienſtbarkeit nicht zuſteht. 
(Befchl. vom 7. Nov. 1906 [I. ZS.] Rep. III Nr. 73/06). 
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III. 


Hoftheaterprozeß. Inhalt und Umfang der Ban: 
pflicht in Anſehung eines Theaters. Bedeutung der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe für die Auslegung der Urteilsformel. 
Das Hoftheater in München iſt vom Staate erbaut 
und als Staatsgebäude übernommen worden. Die 
Inſtandhaltung wurde bis zum FinG. vom 28. Dez. 
1831 vom Staat beſtritten. Durch dieſes Geſetz und 
das vom 1. Juli 1834, Feſtſetzung einer permanenten 
Zivilliſte betr., erfolgte eine Ausſcheidung der Hof— 
bauten von den Staatsgebäuden; es wurde der Auf— 
wand für erſtere der Zivilliſte überwieſen. In dem 
in der Beil. zu Nr. 2 des GBl. von 1834 enthaltenen 
Verzeichniſſe iſt das Hoftheater nicht aufgeführt, deſſen 
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Benutzung dem König zur Pflege der theatraliſchen 
Künſte überlaſſen wurde. Das Gebäude wurde fortan 
als Staatsgebäude behandelt; während der Betriebs- 
aufwand von der Zivilliſte beſtritten wird, wurden die 
Koſten für Ausbeſſerungen und Neubauten vom Staat 
getragen. 1882 beauftragte der Magiſtrat die Inten⸗ 
danz, zur Sicherung in Brandfällen bauliche Aende⸗ 
rungen vorzunehmen und ein neues Dekorationsmagazin 
herzuſtellen. Die Zivilliſte verlangte vom Fiskus die 
Ausführung dieſer Bauvornahmen; da er ſich weigerte, 
klagte ſie mit dem Antrag, den Fiskus ſchuldig zu er⸗ 
klären, die Baupflicht des Staates anzuerkennen, und 
ihn zu verurteilen, die baulichen Aenderungen vor⸗ 
nehmen zu laſſen. Durch Teilurteil wurde der Fiskus 
ſchuldig erklärt. die Baupflicht des Staates anzuer⸗ 
kennen. Das LG. hatte in den Geſetzen von 1831 und 
1834 die Grundlage eines Privatrechtsverhältniſſes 
erblickt und angenommen, daß die Verpflichtung des 
Staates den Inhalt habe, das Theater in einem den 
jeweiligen Anforderungen eines ordnungsmäßigen Be⸗ 
triebs entſprechenden baulichen Zuſtande zu erhalten. 
Als ſelbſtverſtändliche Folge dieſes Inhalts der Bau⸗ 
pflicht wurde in den Gründen bezeichnet, daß fie „ ſich 
unter Umſtänden auch auf Vornahme von Verände⸗ 
rungen und Erweiterungen erſtreckt, ohne die ein ord⸗ 
nungsmäßiger Betrieb des Theaters nicht möglich wäre“. 
Die Berufung des Fiskus wurde durch rechtskräftiges 
Urteil vom 1. Juni 1883 zurückgewieſen. Das OLG. 
ſchloß ſich den Ausführungen des LG. an, ohne die 
Erſtreckung der Baupflicht auf Erweiterungsbauten zu 
erwähnen. Mit Rückſicht au) das Urteil bewilligte 
der Landtag zur Ausführung der Bauvornahmen ins⸗ 
beſondere für Umbau der Dekorationsmagazine eine 
Summe. Eine ſpätere Unterſuchung der Zuſtände des 
Theaters hatte zur Folge, daß die Regierung am 
12. Juli 1904 einen Nachtrag zum Find. für die 
XXVII. FinP. mit der Forderung von 323540 Mk. 
einbrachte. Die K. d. Abg. lehnte die Bewilligung 
ab. Die Zivilliſte erhob wieder Klage mit dem An⸗ 
trage, den Fiskus ſchuldig zu erklären, die zur Er⸗ 
weiterung des Magazins an der De.jtraße notwen- 
digen Bauten ausführen zu laſſen. Der Fiskus beſtritt 
die Notwendigkeit eines Erweiterungsbaues; er be⸗ 
hauptete, den beſtehenden Mißſtänden laſſe ſich durch 
Ausſcheiden entbehrlicher Gegenſtände uſw. abhelfen. 
Das LG. gab der Klage ſtatt. Es verſtand das frühere 
Urteil dahin, daß die Baupflicht des Staates in dem 
damals von der Klägerin beanſpruchten Umfange feit- 
geſtellt worden ſei. Die Berufung des Fiskus wurde 
zurückgewieſen. Die Reviſion wurde verworfen. 
Gründe: Die Annahme der Vorinſtanzen, die 
Erſtreckung der Baupflicht des Staates auf Erweite— 
rungsbauten ſei rechtskräftig feſtgeſtellt, iſt irrig. In 
dem früheren Rechtsſtreite hat die Klägerin nur die 
Feſtſtellung einer uneingeſchränkten Baupflicht des 
Staates beantragt, indem ſie annahm, daß hieraus 
ſich ohne weiteres die Verpflichtung zur Herſtellung 
der notwendigen Erweiterungsbauten ergebe. Dem— 
gemäß ſtellt die rechtskräftige Entſcheidung nur feſt, 
daß dem Staate die Baupflicht obliegt. Das LG. fol: 
gerte in ſeinen Gründen daraus, daß die Baupflicht 
dem Staate ohne Einſchränkung obliegt, die Ver- 
pflichtung zu Erweiterungsbauten, aber eine Entſchei— 
dung hierüber hat es nicht getroffen, weil ſie nicht 
beantragt war. Daraus erklärt ſich auch, daß das OLG. 
von Erweiterungsbauten ſchweigt: es hatte keinen An— 
laß, auf dieſe Frage einzugehen, die nicht Gegenſtand 
des Streits war. Die Baupflicht des Staates iſt 
ohne Einſchränkung feſtgeſtellt und aus den vom 
OLG. gebilligten Gründen des LG. ergibt ſich, daß 
die Baupflicht im vollen Umfange gemeint war, deren 
Inhalt ſich nach dem jeweils für den ordnungsmäßigen 
Betrieb Erforderlichen beſtimmt. 
und die Gründe ſtehen im Einklange, die Gründe er— 
läutern die Bedeutung der Formel in dem Sinne, der 
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ihr vermöge ihres Wortlauts zukommt. Die Folgerung, 
die das LG. aus der uneingeſchränkten Baupflicht des 
Staates gezogen hat, iſt zwar nicht nach § 325 ZPO. 
für die Parteien bindend, aber zutreffend. Wenn der 
Staat dafür ſorgen muß, daß das Gebäude jeweils 
den Anforderungen eines ordnungsmäßigen Betriebs 
entſpricht, ſo beſchränkt ſich die Pflicht nicht darauf, 
in dem Hauptgebäude Aenderungen vorzunehmen, ſon⸗ 
dern er muß, wenn die Räume dem Betriebe nicht 
mehr genügen, auch die notwendigen neuen Räume 
ſchaffen und hierzu ein neues Nebengebäude herſtellen 
oder ein vorhandenes erweitern. Iſt der ordnungs⸗ 
mäßige Betrieb durch den Mangel an Raum gehindert, 
ſo leiſtet das Hauptgebäude ſeiner Beſtimmung nicht 
mehr Genüge; der Zuſtand, für den der Staat ſorgen 
muß, läßt ſich auch in dem Hauptgebäude nur dadurch 
herſtellen, daß die notwendigen Räume in Neben⸗ 
gebäuden geſchaffen werden. Ebenſo kann ein Neben⸗ 
gebäude ſeinen Zweck nicht mehr erfüllen, wenn es an 
dem für die erhöhten Bedürfniſſe des ordnungsmäßigen 
Betriebs notwendigen Raume fehlt. (Urt. vom 22. Sept. 
1906 [I. Z. S.] 1 140/06). 
K. 
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Bem. d. Einf: Es ſteht nun zwar rechtskräftig feſt, daß dem 
Flafus die Baupflicht in Anſebung des Hoftbeaters — genauer aller 
dem Betriebe dieſes Theaters dienenden Gebäulichkelten — obllegt. 
Gleichwohl iſt durch die endgültige Erledigung dieſer Streitfrage 
dle Möglichkelt der Wiederkebr ähnlicher Rechtsſtreitigkeiten nicht 
ausgeſchloſſen. Bei dieſer beſonderen Art von Baupflicht verſagt 
die Analogie zur Anwendung der für den Umfang der Baupflicht 
in Anſehung von Gebäuden für Kultus oder Unterricht beſtebenden 
Grundſätze Da Verwaltungsbebörden, die im geordneten Inſtanzen⸗ 
zuge über die Frage des Bedürfniſſes einer Bauleiſtung zu entſchelden 
hätten, nicht beſtellt ſind, kann die Frage, ob ein ſolches Bedürfnis 
beſteht, immer wieder nur vom Prozeßgerichte entſchieden werden, 
wenn der Baupflichtiae das Vorhandenſein eines Bedürfniſſes, die 
Fälligkeit einer Baupflichtleiſtung, beſtreitet. Es kann ſtets von neuem 
der Einwand erboben werden, daß dem durch den Mangel an ges 
nügendem Raum zur Aufbewabrung von Requlſiten bervorgetretenen 
Bedürfniſſe nach einem Erweiterungsbau auch auf andere Welſe, ins⸗ 
beſondere durch Beſeitigung unnützer oder entbebrlich gewordener 
Stücke abgeholfen werden könne. Und dieſer Einwand iſt umſoweniger 
ohne weiteres von der Hand zu weiſen, als es bekanntlich auf drama⸗ 
tiſchem und muſikallſch⸗dramatiſchem Gebiet auch fon. Eintagsfliegen 
gibt, die aber oft einen ſebr umfangreichen und koſtſpieligen ſzeniſchen 
Apparat erfordern. Das Werk wird einmal oder einigemale aufs 
geführt, um dann für immer vom Splelplane zu verſchwinden; Ku⸗ 
liſſen und Dekorationsſtücke wandern dann zur dauernden Rube in 
das Magazin Dieſer Rechtszuſtand iſt gewiß unbefriedigend, da er 
den Umfang dieſer Baupflicht faſt jeder Beſtimmbarkeit nach obfek⸗ 
tivem Maßſtab, wie er bei der Kultus- und Schulbaulaſt anzulegen 
iſt, entzieht. Nur vom ſubjektiven, einen weiten Splelraum gewwäbrens 
den Ermeſſen der jeweiligen Theaterleitung hängt die Entſcheidung 
darüber ab, was „zum ordnungsmäßigen Betriebe des Theaters“ 
gehört, welche Werke inſzeniert werden ſollen. Dieſe Maßnabmen 
bieten alſo den Aulaß zu der im Laufe der Zeit eintretenden Ueber⸗ 
füllung der Magazine. Dringend zu wünſchen wäre desbalb, daß 
die Beteiligten ſich über einen Modus einigen könnten, der dem ganz 
ins Unbeſtimmte und Unbeſtimmbare gebenden Umfang der Baus 
pflicht — wenigſtens ſoweit ea ſich um Befriedigung des Bedürfniſſes 
in normalen Leiſtungsfällen bandelt, eine einigermaßen ſichere Grenze 
zieben würde, ſei es durch Anſammlung eines Baufondes, ſei es auf 
andere Art. K. 


B. Strafſachen. 


Jagdausübung durch den Grundeigentümer eines 
umzännten Grundfiüdeh nach dem in der Pfalz geltenden 
Rechte. Das in Nr. 1 für 1907 auf S. 25 abgedruckte 
Urteil des LG. Frankenthal wurde beſtätigt. 

Aus den Gründen: Richtig iſt, daß in dem An⸗ 
locken von Wild, um es zum Uebertritt aus fremdem in das 
eigene Jagdgebiet zu bewegen, ein Jagvergehen nicht 
erblickt werden kann, wenn der Täter auf dem fremden 
Jagdgebiete keine Tätigkeit entwickelt, mit der dem 
Wild nachgeſtellt werden ſoll. Dies hat das Be— 
rufungsgericht auch nicht verkannt. Allein nach der 
für das «Reviſionsgericht maßgebenden Feſtſtellung 
hat der Angeklagte ſich nicht auf eine Tätigkeit inner— 
halb ſeines Pflanzgartens beſchränkt, ſondern auf das 
Nachbargrundſtück Futter als Lockmittel geſtreut, um 
das in dem fremden Jagdbezirke ſich aufhaltende, 
ſeinem Jagdrechte nicht unterliegende Wild zum Ueber— 


Nr. 4. 


tritt in ſein Jagdgebiet zu veranlaſſen und es nach 
dem Uebertritte zu erlegen. Das „Jagen“ im Sinne 
des § 292 StGB. umfaßt alle Handlungen, durch die 
Wild aufgeſucht, verfolgt oder in Beſitz genommen 
wird. Zur Vollendung genügt jedes ftrafbare Nach⸗ 
ſtellen nach dem Wild an einem Orte, an dem man 
zu jagen nicht berechtigt iſt. Solange der Jagd⸗ 
berechtigte in ſeinem Jagdgebiete ſich aufſtellt und 
das dorthin aus dem Nachbarbezirke übergetretene 
Wild „ſich aneignet“, iſt er ſtraflos; er macht fi da⸗ 
gegen ſtrafbar, wenn er durch eine auf dem fremden 
Jagdgebiete vorgenommene Handlung den Uebertritt 
des Wildes auf das eigene Gebiet herbeiführt. Dabei 
kann es keinen Unterſchied machen, ob der Jagende 
den fremden Jagdbezirk ſelbſt betritt, um auf ihm 
eine das Uebertreten des Wildes bewirkende Hand⸗ 
lung vorzunehmen oder ob er es von feinem Grund» 
ſtücke aus in der Weiſe tut, daß er über deſſen Um⸗ 
zäunung hinaus auf das benachbarte Grundſtück einwirkt. 
Der Angeklagte hat nicht etwa bloß Vorbereitungs⸗ 
handlungen vorgenommen, um erſt ſpäter das an⸗ 
gelockte Wild zu erlegen, ſondern unmittelbar, nach⸗ 
dem die Lockmittel von Erfolg geweſen waren, aus 
dem ſchußbereit gehaltenen Gewehre zwei Schüſſe nach 
Faſanen abgegeben. In der Art, wie er die Jagd 
ausübte, hat ſie wenigſtens teilweiſe auf fremdem 
Jagdgebiete ſtattgefunden. Daher iſt der Tatbeſtand 
des § 292 StGB. erfüllt. (Urt. vom 28. Dezbr. 1906). 
757 H. 


Oberlandesgericht München. 


Notwendigkeit eines Mandatswechſels (3 91 Abſ. 2 
BO). In einem Verteilungsprozeß wurde der 
eklagte W. in 1. Inſtanz urſprünglich durch den 

RA. Z. in M. vertreten; nach der 1. Sachverhandlung 
erging Beſchluß auf Ausſetzung bis zur Erledigung 
eines konnexen Rechtsſtreits. Während dieſer Aus⸗ 
ſetzung legte RA. Z. wegen Antritts eines Bürger⸗ 
meiſterpoſtens und Löſchung in der Rechtsanwalts- 
liſte das Mandat nieder. Von da ab führte RA. F. 
die weitere Vertretung des Beklagten. Der Beklagte 
ſiegte. Bei der Koſtenfeſtſetzung wurden die Mehr— 
koſten des Anwaltswechſels zugebilligt; hiergegen er- 
hob der Kläger Beſchwerde, weil der Beklagte M. in 
Wirklichkeit dem RA. Z. ſchon erhebliche Zeit vor der 
Löſchung aus perſönlichen Gründen das Mandat 
(wie auch in anderen Prozeſſen) entzogen gehabt habe. 
Die Beſchwerde blieb erfolglos, weil der Anmalts- 
wechſel infolge der Zulaſſungsaufgabe des RA. 2. 
jedenfalls hätte eintreten müſſen, auch wenn der Be— 
klagte ihm nicht ſchon vorher das Mandat gekündigt 
ätte, ſonach die Mehrkoſten des Vertreterwechſels dem 
eklagten auch ohne dieſe Kündigung notwendig er— 
wachſen wären (RGE. 15, 393; JW. 99, 532). 
0 0 vom 22. Oktober 1906, Beſchw. Reg. IV 
554/06). N. 
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Oberlandesgericht Bamberg. 


Zuchtſtierhaltung. Begründung als Neallaſt. Rechts: 
folge der Teilung des belaſteten Grundſtücks. Klage⸗ 
berechtigung der Gemeinde. (68 1105, 1108 BGB.). Die 
Gemeinde B. klagte gegen den Landwirt . auf An⸗ 
erkennung einer Zuchtſtierhaltungspflicht, welche in 
der Gemeinde ſeit unvordenklicher Zeit nach einem 
feſtgelegten Turnus den Eigentümern gewiſſer Grund— 
ſtücke (Viertelshöfe) obliegt. Der Beklagte beſtritt das 
Vorhandenſein einer Reallaſt, eventuell deren Fort— 
beſtand infolge Teilung des betreffenden Grundſtücks 
und die Klageberechtigung der Gemeinde. Das OLG. 
wies dieſe Einwände zurück. 
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Aus den Gründen: Es fragt ſich, ob eine 
Reallaſt oder eine perſönliche Verpflichtung vorliegt. 
Reallaſten ſind ſolche von dem jeweiligen Beſitzer 
eines liegenden Guts als ſolchem zu bewirkende Lei— 
ſtungen, welche in gewiſſen Zeitabſchnitten oder bei 
beſtimmt wiederkehrenden Ereigniſſen zu entrichten ſind. 
Sie ſind alſo dingliche Rechte, nicht Dienſtbarkeiten 
im römiſchrechtlichen Sinne, ſondern Nutzungsrechte 
deutſchrechtlicher Natur. Hier iſt feſtgeſtellt, daß der 
n Beſitzer gewiſſer Grundſtücke in der Gemeinde 

zur Zuchtſtierhaltung verpflichtet iſt, ſo oft ihn die 
Reihe trifft. Damit iſt der Begriff einer Reallaſt er⸗ 
ſchöpft. Eine ſolche Laſt konnte nach bisherigem Recht 
durch Rechtsſatz, Rechtsgeſchäft oder Zeitablauf be⸗ 
gründet werden; nach dem BGB. iſt letztere Entſtehungs⸗ 
art ausgeſchloſſen. Ob und wie Reallaſten durch Zeit⸗ 
ablauf begründet werden können, iſt beſtritten; doch 
hat ſich der Oberſte Gerichtshof immer für die Ans 
wendung der Regeln der außerordentlichen Eigentumss 
erſitzung auf Reallaſten ausgeſprochen, die in regel⸗ 
mäßig wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen, während 
er für die Reallaſten, bei denen das nicht der Fall 
iſt, unvordenkliche Verjährung für erforderlich hält. 
Dieſe Streitfrage bedarf keiner Entſcheidung, weil die 
Klägerin ihren Rechtserwerb nur auf unvordenkliche 
Verjährung ſtützt. Der Beklagte bezeichnet als Ent⸗ 
ſtehungsgrund der Verpflichtung einen Vertrag, näm⸗ 
lich eine unter den Viehbeſitzern von B. vor unvor⸗ 
denklicher Zeit getroffene Vereinbarung über die Zucht⸗ 
ſtierhaltung und rolgert daraus, daß nur eine perſön⸗ 
liche Verpflichtung beſtehe. Dieſer Schluß iſt irrig. 
Denn durch Vertrag kann auch eine dingliche Ver⸗ 
pflichtung geſchaffen werden. Es iſt möglich, daß die 
Zuchtſtierhaltung in weit zurückliegender Zeit durch 
Vereinbarung der Hofbeſitzer geregelt wurde; der gegen⸗ 
wärtige Zuſtand muß einen Anfang gehabt haben und 
es ſpricht die höchſte Wahrſcheinlichkeit für eine Ent⸗ 
ſtehung durch Uebereinkunft der Beteiligten. Aber es 
iſt faſt gewiß, daß die Vereinbarung die Begründung 
einer Reallaſt bezweckte; denn das war früher die 
beliebteſte Wirtſchaftsform. Während die Neuzeit be⸗ 
ſtrebt iſt, Grund und Boden von allen Belaſtungen 
zu befreien, ging das Mittelalter darauf aus, mannig⸗ 
fache Leiſtungen mit dem Grund und Boden zu ver⸗ 
knüpfen und ſo Reallaſten zu begründen (Motive z 
BGB. Bd. 3 S. 572). Wenn alſo auch eine Verein⸗ 
barung hier vorliegen ſollte, ſo iſt damit noch nicht 
das Vorhandenſein einer obligatoriſchen Verbindlich⸗ 
keit dargetan, vielmehr muß angenommen werden, daß 
die Laſt von Anfang an als Reallaſt geſchaffen wurde, 
weil ſie jetzt zweifellos dinglichen Charakter hat. Die 
unvordenkliche Verjährung erfordert den Nachweis, 
daß der jetzige Zuſtand ununterbrochen zwei Menſchen— 
alter, alſo 80 Jahre hindurch, beſtanden hat. Der 
Gegenbeweis iſt erbracht, wenn erwieſen iſt, daß der 
Zuſtand zu irgend welcher Zeit innerhalb der letzten 
80 Jahre nicht beſtanden hat. Hier kommt der Zeit⸗ 
raum von 1820 bis 31. Dezember 1899 in Betracht, 
da vom 1. Januar 1900 ab die Begründung einer Real⸗ 
laft durch Zeitablauf nicht mehr ſtattfindet. Durch 
den Ablauf der unvordenklichen Zeit ſoll nicht ein 
Rechtszuſtand begründet, vielmehr ein Begründetſein 
durch eine frühere, dem Gedächtnis der lebenden 
Generation entſchwundene Tatſache außer Zweifel ge— 
ſtellt werden. Die Vermutung, daß vor unvordenk— 
licher Zeit die Reallaſt rechtmäßig entſtanden ſei, wird 
dadurch zerſtört, daß vom Gegner ein beſtimmter An— 
fang nachgewieſen wird; jedoch muß ſich dieſer An— 
fang auf den Zuſtand beziehen, welcher während der 
letzten 80 Jahre beſtanden hat Seuff. Arch. Bd. 22 Nr. 13). 
Der von der Klägerin zu führende Beweis, daß eine 
Reallaſt vorliege, iſt erbracht. (Folgt tatſächliche Aus— 
führung). Der Beklagte macht geltend, ſelbſt wenn 
die Grundſtücke die Träger der Laſt wären, ſei er 
von ihr frei, da er keinen ganzen Viertelshof beſitze, 
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ſondern nur einen Teil. Auch dieſes Vorbringen iſt 
unbegründet. Da die Laſt unlösbar mit den Grund— 
ſtücken verbunden iſt, geht ſie bei einer Teilung 
des belaſteten Viertelshofs nicht unter, ſondern 
es haften, wenn die realberechtigte Gemeinde nicht in 
die Teilung eingewilligt hat, die Eigentümer der ein⸗ 
zelnen Teile als Geſamtſchuldner für die ganze Laſt 
(Holzſchuher, Theorie und Praxis, 2. Aufl., Bd. 2 S. 373 
Ziff. 1). Der Beklagte kann daher in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, wenn er auch keinen ganzen Viertels⸗ 
hof beſitzt. Es war nicht Pflicht der Gemeinde, bei 
der Teilung Widerſpruch zu erheben und ihr Recht 
geltend zu machen; es war vielmehr Sache der Teilen⸗ 
den, die Gemeinde beizuziehen, falls durch die Teilung 
der Viertelshof ganz oder teilweiſe laſtenfrei werden 
ſollte; im anderen Falle hatte die Gemeinde weder 
einen Anlaß noch ein Recht zum Widerſpruch oder zu 
ſonſtiger Einmiſchung; ſie konnte aber nach der Tei⸗ 
lung beliebig einen der Geſamtſchuldner für die ganze 
Laſt in Anſpruch nehmen. 

Der Beklagte bekämpft die Aktivlegitima⸗ 
tion der Gemeinde unter der Behauptung, dieſe ſei 
vor 1818 kein Rechtsſubjekt geweſen und habe daher 
das ſtrittige Recht nicht erwerben können; es ſeien 
die Viehbeſitzer die wirklich Berechtigten geweſen und 
es könne die Gemeinde nicht im eigenen Namen, ſon⸗ 
dern nur für die Viehbeſitzer klagen. Allein es ſteht 
feſt, daß die Gemeinde B. ſchon vor 1818 organiſiert 
und ein erwerbsfähiges Rechtsſubjekt war. Uebrigens 
kommt hierauf gar nichts an, weil es ſich um einen 
Erwerb nach 1818 handelt. Jedenfalls ſteht aber das 
fragliche Recht der Gemeinde zu, zwar nicht als ſelb⸗ 
ſtändigem Vermögensſubjekt, aber als der Geſamtheit 
der Gemeindeglieder, welche Grundbeſitzer ſind und Vieh 
halten, zu deren Vorteil (Obs G. n. FJ. Bd. 3 S. 425; 
Bd. 6 S. 692). In dieſem Falle iſt die Gemeinde in 
der Praxis ſtets als zur Führung des Prozeſſes im 
eigenen Namen legitimiert erachtet worden (Obe. 
ä. F. Bd. 11 S. 410; Seuff. Arch. Bd. 52 Nr. 89). (Urt. 
des I. ZS. v. 17. Nov. 1906, Ber R. 93/04). 
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Landgericht München J. 


I. 


Die Zwangsvollſtreckung aus Hypothekurkunden, 
welche ſich auf eine Hypothek beziehen, die vor der An⸗ 
legung des Grundbuches ſchon deſtanden hat, iſt gegen 
eine Ehefrau wur zuläſſig, wenn ein Vollſtreckungstitel 
gegen den Ehemann auf Duldung der Bollſtreckung gegen 
die Fran vorliegt (8 739 ZVO.).') a. Vollſtreckbarkeit 
dieſer Urkunden iſt durch Art. 8 EG. z. Geſ. betr. 
Abänderung der ZPO. vom 17. Mai 1898 und durch 
Art. 166 AG. z. BGB. aufrechterhalten worden. 
Dieſe Hypothekenbriefe find nun zwar keine Voll— 
ſtreckungstitel auf Grund der ZPO., ſie find von 
der bayer. Landesgeſetzgebung zu ſolchen auf Grund 
des § 801 (früher 706) ZPO. gemacht worden. Es 
muß aber doch angenommen werden, daß die in der 
ZPO. aufgeſtellten allgemeinen Vorſchriften auch für 
derartige landesgeſetzliche Vollſtreckungstitel zu gelten 
haben. Nun iſt im 8 801 (706) ZPO. allerdings der 
Landesgeſetzgebung auch das Recht eingeräumt worden, 
hinſichtlich von ihr geſchaffener Vollſtreckungstitel Vor— 
ſchriften zu treffen, die von denen der ZPO. abweichen, 
und die bayer. Geſetzgebung wäre daher, wie das Er— 
fordernis der Duldungsklauſel eingeführt wurde, in 
der Lage geweſen, ſie bei altrechtlichen Hypotheken— 
briefen für entbehrlich zu erklären, ſie hat das aber 
nicht getan. Natürlich hat dies aber nicht ſchon ge— 

) Vgl. hierzu die Mitteilung auf S. 12 dieſes Jahrgangs der 
Zeiiſchrift. 
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ſchehen können, als dieſe i im § 127 
und 128 AG. z. ZPO. vom 13. Februar 1879 ge⸗ 
ſchaffen ee Denn damals kannte die ZPO. das 
Erfordernis der Duldungsklauſel noch nicht. Dies 
hätte vielmehr nur geſchehen können gelegentlich der 


Einführung der Abänderungen der ZPO., durch die 
die Duldungsklauſel erſt eingeführt wurde. Art. 166 
AG. z. BGB. enthält aber darüber nichts. Aus den 


Motiven zu dieſem Geſetz iſt auch nicht erſichtlich, daß 
etwas derartiges beabſichtigt war (Becher Materialien 2 
S. 98). Auch aus Art. 8 EG. z. Gef. betr. Abänderung 
der ZPO. vom 17. Mai 1898 kann etwas derartiges 
nicht entnommen werden. Denn darin ſind bloß die 
bereits beſtehenden landesrechtlichen „ über 
die Vollſtreckbarkeit von Hypothekurkunden aufrecht- 
erhalten. Für die Frage aber, ob zur Vollſtreckung 
gegen eine Ehefrau noch ein Vollſtreckungstitel gegen 
den Mann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung er- 
forderlich iſt, iſt dieſe Beſtimmung ohne Einfluß und, 
da auch daraus, daß in SS 127, 128 AG. z. ZPO. 
die Duldungsklauſel nicht erwähnt iſt, nichts gegen 
dieſes Erfordernis geſchloſſen werden kann, muß an⸗ 
genommen werden, daß die von der ZPO. im $ 739 
allgemein aufgeſtellte Regel auch In derartige 
. au gelten hat (a. M. Neumiller 
ZPO. N. 11 zu 8 801). — (Beſchl. vom 6. Nov. 1906, 
5 476/06). 
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II. 


Rechtsbehelfe bei Uebertragung der Mobiliar⸗ 
verſteigerung an einen Notar (5825 ZPO.) ; entſprechende 
Anwendbarkeit der geſetzlichen Verſteigerungsvorſchriften 
für GVollz. (8 816 ZPO.) M. erwirkte gegen H. 
wegen eines vollſtreckungsreifen Guthabens von etwa 
70 000 Mk. bei dem AG. M. Beſchluß auf Pfändung 
und notarielle Verſteigerung eines Anteils des H. an 
einer G.m.b. Hd. Der vom Gläubiger ausgewählte 
Notar ſetzte Verſteigerungstermin auf 23. Febr. 1906 
an und veröffentlichte ihn im Amtsblatt vom 14. Febr. 
1906. Der Schuldner machte glaubhaft geltend, der 
„ habe zurzeit einen buchmäßigen Wert 
von über 800 000 Mk. und verlangte vom Notar An⸗ 
beraumung eines Verſtändigungstermins, Verlegung 
der Verſteigerung auf mindeſtens zwei Monate und 
Ausſchreibung des Termins in mehreren insbeſondere 
auswärtigen Zeitungen. M. verhielt ſich ablehnend, 
worauf der Notar erklärte, den Anträgen mangels 
Zuſtimmung des Gläubigers nicht ſtattgeben zu können. 
Auf Anrufen entſchied das LG., daß die Verweiſung 
auf die Zuſtimmung des Gläubigers ungerechtfertigt ſei. 

Aus den Gründen: Die Anordnung notarieller 
Verſteigerung entſpricht den 88 857 Abſ. 5, 844 ZPO., 
15 GmbH., Art. 2 NotG., wobei unerörtert bleiben 
kann, ob die Form der freiwilligen Uebertragung 
notarielle Zwangsverſteigerung nötig machte (vgl. 
Mot. zu Art. 2 Not.; Becher, Mat. VIII 39). Gemäß 
SS 227 NotGeſchO. haben die Notare hierbei die ge: 
jeglichen Vorſchriften und Dienſtanweiſungen zu be— 
obachten. Mangels befonderer Normen iſt daran feſtzu— 
halten, daß der bayeriſche Notar ſtets als Beamter und 
niemals als Mandatar wie ein Gerichtsvollzieher han— 
delt, daß auch im vorliegenden Falle das Verſteigerungs— 
recht trotz Auswahl des Notars durch den Gläubiger 
aus dem amtlichen Auftrag des Vollſtreckungsgerichts 
ſich herleitet und daß die notarielle Prozedur ſelbſt 
Vollſtreckung iſt. Allerdings laſſen die SS 837 Abſ. 5 
814, 825 ZPO. dem Vollſtreckungsgericht freie Hand 
hinſichtlich der zu treffenden Maßnahmen. Mangels 
ſolcher beſonderer Vorſchriften aber iſt es (gegen 
Gaupp-Stein ZPO.) ſelbſtverſtändlich, daß die im 
Intereſſe des Schuldners und der ſonſtigen Beteiligten 
für die Gerichtsvollzieherverſteigerung vorgeſehenen 
Sicherungsmaßnahmen, insbejondere 8 816 Abſ. I bis 3 
ZPO. auf ſolche Verſteigerungen durch andere Beamte 
entſprechend anwendbar ſein müſſen. Es wäre ver— 
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kehrt, einerſeits die Verſteigerung wegen Wichtigkeit 
der Sache einem Notar zu übertragen, anderſeits aber 
dieſer Uebertragung die Wirkung beizumeſſen, daß der 
Gläubiger über 8 816 ZPO. hinaus eigenmächtig 
Friſt und Veröffentlichungsart der Verſteigerung be⸗ 
ſtimmen dürfte, während ihm bei der regelmäßigen 
Vollſtreckung und ſogar beim Fauſtpfandverkauf ge⸗ 
ringfügiger Mobilien ein ſolches Recht nicht zuſteht 
(Geſch A. f. GVollz. $S 171, 113, 224, 243). Mangels 
beſonderer Anordnungen des Vollſtreckungsgerichts im 
Berſteigerungsbeſchluß wäre nun allerdings dieſes 
Gericht auf Anrufen der Intereſſenten zur nachträg⸗ 
lichen Korrektur ungeeigneter Maßnahmen des Voll⸗ 
190 gemäß § 766 ZPO. berufen (vgl. 
OLG. München in BayzfR. 1906 S. 21). Ander⸗ 
ſeits erſcheinen hier aber auch die Art. 17, 57 Not. 
anwendbar, weil die angeſonnenen Maßnahmen Amts⸗ 
handlungen des Notars ſind, bei deſſen grundſätzlicher 
Weigerung die Entſcheidung im Dienſtweg dem Land⸗ 
gericht zuſteht, wie ja auch dieſer Weg ſchließlich allein 
zum Vollzug von Beſchlüſſen nach § 766 ZPO. gegen⸗ 
über Vollſtreckungsbeamten führt (vgl. Neumiller, 
ZPO. Bem. zu Abſ. 2 § 766). Hiernach erſchien es 
ſachgemäß, die gegenwärtige Frage lediglich grund- 
ſätzlich zu entſcheiden, weil dadurch der pflichtgemäßen 
Erwägung des Notars und des Vollſtreckungsgerichts 
bezüglich der einzelnen Maßregeln nicht vorgegriffen, 
anderſeits den Intereſſen des Antragſtellers auch für 
den Fall Berückſichtigung geſichert iſt, daß etwa die 
vollſtreckungsgerichtliche Zuſtaͤndigkeit verneint werden 
ſollte. (Beſchl. v. 2. März 1906; Beſchw. Reg. Nr. 80/06). 
636 N. 


III. 


Zu Art. 111 Gebe. Die Gebühr des Art. 111 
kaun nicht in Anſatz kommen, wenn nach dem maß⸗ 
gebenden Nechte eine Eröffnung eines Teſtaments ni t 
erfolgen kann. Um die Eröffnung eines in San Jofe 
errichteten Teſtaments wurde vom W die 
mit der Verwahrung betraute Behörde erſucht. Nach 
der Mitteilung des deutſchen Konſulats für Coſta-Rica 
und Nicaragua iſt das Teſtament, das ſeinem vollem 
Inhalte nach im Protokollbuch des Zivilrichters in 
San⸗Joſè eingetragen iſt, ein offenes und öffentliches; 
das Protokollbuch wird, wenn es abgeſchloſſen iſt, 
dem dortigen Geſetze gemäß zur ewigen Aufbewahrung 
an den Generalarchivar abgegeben und ſteht in 
deſſen Bureau jedermann, nicht nur Intereſſenten, 
zur Einſicht offen, wie auch jedermann durch den 
Archivar eine Abſchrift erhalten kann. Die Formali⸗ 
tät einer Teſtamentseröffnung oder die Errichtung 
eines die Teſtamentseröffnung beſcheinigenden Proto- 
kolls kann nach dem in Eojta-Rica geltenden Rechte 
nicht vorgenommen werden. Hiernach iſt eine Er⸗ 
öffnung des in Coſta⸗-Rica errichteten Teſtaments 
überhaupt nicht erfolgt. Daß es aber gerade auf 
die Tatſache der Eröffnung bei Erhebung der Gebühr 
des Art. 111 ankommt, ergibt ſich aus der bei den 
Verhandlungen des Juſtizgeſetzgebungsausſchuſſes 
über die Aenderungen des Gebührengeſetzes in der 
Kammer der Reichsräte (Verh. d. K. d. Reichsräte 
1898/99 S. 421) unter ausdrücklicher Billigung der 
Regierung gefallenen Aeußerung des Reichsrats von 
Heſſert, die ſich mit dem in der Pfalz geltenden 
franzöſiſchen Rechte befaßte, dem das in A 
geltende Recht nachgebildet iſt (Böhm, Internat. Nach— 
laßbehandlung Erg.⸗Bd. S. 161). Damals wurde 
ausdrücklich betont, daß in jenen Fällen, in denen 
die Teſtamentseröffnung nicht geboten iſt, eine Er— 
öffnungsgebühr nicht angeſetzt wird. 
der Redner auch ausgeführt, 
auch die Verkündigung ſolcher Teſtamente des fran⸗ 
zöſiſchen Rechtes mit Rückſicht auf SS 2260, 1944 BGB. 
unerläßlich ſei. Dies hindert jedoch nicht, daß trotz— 
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dem Fälle eintreten, in denen die Eröffnung 1 905 

nicht durchführbar 1 (vgl. Lafrenz im Recht 

= ges (Beſchl. d. I. Zivilk. v. 20. 1 1906). 
— 1. 


Literatur. 


Kretzſchmar, Ferdinand, Oberlandesgerichtsrat in 
Dresden, Das Sachenrecht des Bürgerlichen 
„ Geſ etzbuchs. Leipzig 1906, Roßberg'ſche Verlags⸗ 
5 Arthur Roßberg. Broſch. Mk. 16.—. 


ge eine auffallende Erſcheinung, daß das 
N t des BGB. immer wieder neue Bearbeiter 


anzieht. Der Grund liegt wohl darin, daß es einen in 
ſich geſchloſſenen und ganz beſonders folgerecht durch⸗ 
en Teil des BGB. bildet und daß feine engen 

eziehungen zu anderen intereſſanten Geſetzen (EBO., 

Zw G.) der Kommentierung dankbare Aufgaben bieten. 
5 Verſaſſer, der ſich ſchon durch häufige ſchriftſtelleriſche 
Betätigung auf dem Gebiete des Sachenrechts einen 
Namen gemacht hat, hat eine ſehr beachtenswerte Ar⸗ 
beit geliefert. Ihre Eigentümlichkeiten liegen vor 
allem darin, daß die Literaturzitate ſehr beſchränkt 
find, und das Hauptgewicht auf eine abgerundete und 
ſelbſtändige Erläuterung gelegt iſt. Deshalb eignet 
2 5 se ganz Bene zum Gebrauche beim 


von der Pfordten. 


ee Otto, Der Wert des Streitgegen⸗ 
ſt andes. 2. Aufl. 1905. u Druderei 
und Berlagsanftalt. Geb. Mk. 9 


Das ſyſtematiſch angelegte Werk ſoll, wie ſchon 
der Umfang vermuten läßt, eine möglichſt erſchöpfende 
Darſtellung des in den Kommentaren zumeiſt nur 
nebenſächlich behandelten Stoffes bieten. Die neue 
Auflage hat eine durchgreifende Umarbeitung und 
wertvolle Bereicherung des kaſuiſtiſchen Inhalts er⸗ 
fahren. Die Rechtſprechung, die ſich auch auf dieſem 
Gebiet ſeit 1900 vielfach in neuen Bahnen zu bewegen 
pakte, ift mit einer kaum zu übertreffenden Voll tändig⸗ 
eit angeführt. Das klar und einfach geſchriebene 
Buch gewährt trotz der Fülle des darin geſammelten 
Materials eine leichte Ueberſicht. Ein beſſeres Hilfs⸗ 
mittel zur Wertsermittlung wird ſich für die Praxis 
nicht finden laſſen. W. 


Binding, Dr. Karl, Univerſitätsprofeſſor in Leipzig. 
Deutſche Staatsgrundgeſetze. Heft V. Die 
Verfaſſungs⸗ Urkunde des Königreichs 
Bayern mit Beilagen und Anhängen. 
Mit den Abänderungen bis zum Geſetz vom 4. Juli 
1906. Leipzig 1906, Verlag von Wilhelm Engelmann. 
Kart. Mk. 2.—. 

In ähnlicher Weiſe wie in den auf S. 112 des 

1. Jahrgangs und S. 28 des 2. Jahrgangs beſprochenen 

Heften iſt nun in Heft V die hiſtoriſche Entwickelung 

des bayeriſchen Verfaſſungsrechts überſichtlich dar⸗ 

geſtellt. Wir empfehlen das Werk den Studierenden 
warm zur Orientierung über die Grundlagen unſeres 

Staatsrechts. 


Guttentag'ſche Sammlung dentſcher Reichsgeſetze. 
In dieſer bekannten Sammlung find in neuen Auf— 
lagen folgende erläuterte Textausgaben zu Reichs— 
N erſchienen: 

1. Achilles, Dr. A., Reichsgerichtsrat a. D. Bürger: 
liches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. 
5. vermehrte und verbeſſerte Auflage. Nach dem 
Tode des erſten Herausgebers herausgegeben von 
M. Greiff, Geh. Oberjuſtizrat in Berlin in Ver— 
bindung mit Dr. F. André, Profeſſor in Marburg, 
F. Ritgen, Landrichter in Berlin, O. Strecker, 
Oberlandesgerichtsrat in Celle, Dr. K. Unzner, 
Oberregierungsrat in München. Berlin 1906. Gebd. 
Mk. 6.50. 


D 


2 


2. Sydow, N., Unterſtaatsſekretär. Konkursordnung 

mit Anfechtungsgeſetz. Unter beſonderer Be⸗ 

rückſichtigung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. 

10. Auflage. Fortgeſührt von L. Buſch, Kammer⸗ 
erichtsrat. Berlin 1906. Gebd. Mk. 2.25. 

Fla Dr. Otto, Univerſitätsprofeſſor in Breslau. 

rundbuchordnung nebſt den preuß. Aus⸗ 

e 4. Auflage. Berlin 1906. 

Gebd. Mk. 2.—. 

Krech, Dr. J., ei Geh. Regierungsrat in Berlin, 
und Fiſcher, br. O., Univerfitätsprofeffor in Bres⸗ 
lau. Die Geſetzgebung betr. die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen im Reiche und in Preußen. 5. vermehrte 
und verbeſſerte Auflage. Berlin 1907. Gebd. Mk. 2.—. 

Hellweg, Dr. A., Reichsgerichtsrat. Strafprozeß⸗ 
ordnung und Gerichts verfaſſungsgeſetz 
nebſt den Geſetzen betr. die Entſchädigung der im 
Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Per⸗ 
ſonen und die Entſchädigung für unſchuldig er⸗ 
littene Unterſuchungshaft. 11. Auflage. Berlin 1907. 
Gebd. Mk. 2.—. 


or 


Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch nebſt dem 
Einführungsgeſetze von Hoelder, Schollmeyer, Hey⸗ 
mann u. a. 4. Band 1. Hälfte. Familienrecht. 
1. Abſchnitt. Die bürgerliche Ehe. Erl. von 
Dr. Arthur B. Schmidt, Geh. Juſtizrat. München 
1907, C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung (Oskar 
Beck). Geh. Mk. 15.50, gebd. Mk. 17.50. 


Es iſt ſehr bedauerlich, daß der raſchen Voll⸗ 
endung des vorliegenden Kommentars ungünſtige 
äußere Umſtände, u. a. der Tod eines hervorragenden 
Mitarbeiters, hindernd entgegentraten. Denn ſeine 
ganze Anlage iſt ſo gediegen und ſtreng wiſſenſchaft⸗ 
lich, daß er hinter den Bearbeitungen von Planck und 
Staudinger in keiner Weiſe zurückſteht. Der nun ab- 
geſchloſſene, die bürgerliche Ehe behandelnde Teil iſt 
eine ganz vortreffliche Arbeit. Die ſehr umfangreichen 
Erläuterungen zeichnen ſich durch gedrängte Darſtellung 
aus und ſind in wohltuend klarer Sprache geſchrieben. 
Es iſt das um ſo erfreulicher, als das Familienrecht 
— insbeſondere das eheliche Güterrecht — keineswegs 
zu den leicht verſtändlichen Teilen des BGB. gehört. 
Die Erwartung, die der Verlag in ſeinem Geleitwort 
ausgeſprochen hat, der Kommentar werde die Nach— 
teile des langſamen Erſcheinens durch die Gediegenheit 
des Inhalts ausgleichen, iſt wohlberechtigt. 25 


Nizzi. Dr. Heinrich, Studien über das bayeriſche 
Gebührenweſen. München 1906, J. Lindauer⸗ 
ſche Buchhandlung (Schöpping). 149 S. Mk. 1.20. 


Der Verfaſſer behandelt zunächſt die Gebühren⸗ 
theorie im allgemeinen, ſchildert ſodann die Ent⸗ 
wicklung des bayer. Tax⸗, Stempel- und Gebühren⸗ 
weſens vom Beginn des 16. Jahrhunderts bis auf die 
Gegenwart und ſchließt daran kritiſche Betrachtungen, 
deren Endergebnis iſt, daß Theorie und Geſetzgebungs— 
praxis weit von einander entfernt ſind. 
eingehenden Forſchungen beruhende Schrift läßt überall 
ein klares Urteil erkennen. Sie verdient ſchon deshalb 
Beachtung, weil ſie die erſte in ſich abgeſchloſſene 
wiſſenſchaftliche Arbeit ift, die ſich mit dieſem Gebiet 
des heimatlichen Rechtes im ganzen befaßt. Der 
hiſtoriſche Teil bildet für ſich einen intereſſanten Bei— 
trag zur bayer. Kultur- und Rechtsgeſchichte, der blei— 
benden Wert hat. W. 


Notizen. 
Die Statiſtik der Zwangserziehung für 1905 iſt in 
der Jeitſchrift des Statiſtiſchen Bureaus (Heft 4 für 
1906) veröffentlicht worden. (Wegen der Statiſtik 
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Eigentum von J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) in München. 


für 1904 ſ. dieſe Zeitſchrift 2. Jahrgang S. 68). Im 
Jahre 1905 fielen bei den Vormundſchaftsgerichten 
insgeſamt 1124 Zwangserziehungsfälle an, 387 wurden 
aus dem Vorjahre unerledigt übernommen. Die Zahl 
der Fälle, in denen das Verfahren ergebnislos verlief, 
überwiegt gegenüber der Zahl der Fälle, die mit der 
rechtskräftigen Anordnung der Zwangserziehung 
endeten, und zwar noch im höheren Maße als im 
Vorjahre. 659 Fälle (43,81% m; wurden durch Einſtellung 
des Verfahrens oder Ablehnung der Anordnung der 
Zwangserziehung beendet (1904: 39,84% ; nur in 
451 Fällen dagegen (29,83% ) kam es zur endgültigen 
Anordnung der Zangserziehung (1904: 33,7% ). Uns 
erledigt blieben 401 Fälle (26,5. % ; 1904: 26,61%). 
Es iſt daraus zu erſehen, daß die Gerichte ſehr oft in 
überflüſſiger und nutzloſer Weiſe mit Anträgen und 
Anzeigen behelligt werden. Auch Stimmen aus der 
Praxis beſtätigen, daß der Uebereifer mancher Per⸗— 
ſonen und Behörden den Vormundſchaftsrichtern oft 
recht viel zu ſchaffen macht. So wurde z. B., wie 
dem Berichterſtatter mitgeteilt wird, Zwangserziehung 
beantragt, weil eine Arbeitersfrau, die morgens zeitig 
zur Fabrik gehen mußte, ihr Mädchen mehrmals un⸗ 
gekämmt zur Schule geſchickt hatte. Die Mitteilungen 
über den Vollzug der Zwangserziehung lauten 
verhältnismäßig günſtig. Von den 1510 Minder⸗ 
jährigen, die am Ende des Jahres 1905 der Zwangs⸗ 
erziehung unterworfen waren, waren 1883 (78,3%) 
untergebracht, 93 (6,2°/) vorläufig oder widerruflich 
entlaſſen und 243 (15,3% ) noch nicht untergebracht. 
Der Familienerziehung ſind weniger Minderjährige 
überwieſen, als der Anſtaltserziehung. Eine nennens⸗ 
werte Aenderung iſt in dieſer Beziehung gegenüber 
dem Jahre 1904 nicht eingetreten. In Familien waren 
untergebracht 444 Minderjährige (37,32%; 1904: 37,1%), 
in Anſtalten 739 (62,27% 1904: 62,60%). 


Zentralſtelle für Induſtrie, Gewerbe und Handel. 
Unter dieſem Namen wurde durch K. VO. vom 10. Ja⸗ 
nuar 1907 (GVBl. S. 5) beim Miniſterium des Aeußern 
ein Beirat für wichtige wirtſchaftliche und ſoziale 
Angelegenheiten gebildet, der aus drei ſelbſtändigen 
Abteilungen für Induſtrie und Handel, Handwerk und 
Gewerbe, Arbeiterſchutz und-wohlfahrt beſteht. Wir- 
kungskreis und Zuſammenſetzung der Abteilungen ſind 
in der Verordnung eingehend geregelt. Die Einberufung 
des Beirates oder ſeiner Abteilungen erfolgt veran— 
laßten Falls durch das Miniſterium des Aeußern, dem 
auch der weitere Vollzug der Verordnung zukommt. 


Der Zentralſtelle werden hauptſächlich zur Förderung 


des Handwerks ein oder mehrere Techniker mit dem 
Titel „Gewerbeinſpektoren“ beigegeben. Dr. Seh. 


Das Neichsgeſetz betr. das literar. Urheberrecht an 
Werken der bildenden Fünfte und der Photsgraphie iſt im 
RGBl. Nr. 3 für 1907 auf S. 7 ff. veröffentlicht. Es tritt 
am 1. Juli 1907 in Kraft. Für eine eingehendere Be— 
ſprechung des Geſetzes würde der Raum nicht aus— 
reichen, der uns in dieſer Rubrik zur Verfügung ſteht: 
das Geſetz wird jedoch in einer der nächſten Nummern 
in einer größeren Abhandlung beſprochen werden. 


An Buchausgaben dieſes Geſetzes wird kein Mangel 
ſein. Zu den geſchätzteſten wird jedenfalls die von 
LandgerRat Dr. Müller-Meiningen herausgegebene 
kommentierte Handausgabe gehören, die zunächſt bei 
J Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) in München 
erſcheint Dieſe bildet auch als II. Band die Fortſetzung 
des vom gleichen Herausgeber bereits vorliegenden 
ſehr verbreiteten Kommentars zum Urhebergeſetz und 
Verlagsgeſetz. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K.Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d. Juſtiz. 
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Hemerlungen zum Entwurf eines neuen 
Baſſergeſetzes.) 
Von Juſtizrat Dr. Obermeyer, Rechtsanwalt in München.“) 


I. Die kulturelle Bedeutung des Waſſers hat 
ſich außerordentlich erhöht durch die Fortſchritte 
der Technik: eine Waſſerkraft kann jetzt nicht nur, 
wie früher, an ihrem Standorte ausgenützt werden, 
durch elektriſche Stromleitung kann ſie auf weite 
Entfernungen übertragen werden; infolgedeſſen 
ſucht die Induſtrie jetzt vorwiegend große Waſſer⸗ 
kräfte. Der Geſetzgeber muß es daher im volks⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſe ermöglichen, daß der 
Verzettelung von Waſſerkräften vorgebeugt, eine 
konzentrierte Ausnützung durchgeführt und eine 
organiſierte Waſſerwirtſchaft eingeführt werden 
kann. Das iſt namentlich notwendig für ein 
Land wie Bayern, welches keine Kohlen beſitzt, und 
durch dieſen Mangel, wie durch feine Entfernung 
vom Meere und den großen Hauptverkehrswegen, 
in Hinſicht auf induſtrielle Entwicklung anderen 
Ländern gegenüber im Nachteil iſt. 

Die für ihre Zeit vortrefflichen Waſſergeſetze 
vom 28. Mai 1852 konnten für dieſe Aufgabe 
nicht mehr genügen. Sie ſtehen im großen und 
ganzen auf einem zu einſeitigen privatrechtlichen 
Standpunkte. 

Dem Entwurfe eines neuen Waſſergeſetzes iſt 
vielfach vorgeworfen worden, daß er nicht radikal 
genug ſei. Man hat beanſtandet, daß er die 
Unterſcheidung der Gewäſſer in öffentliche Gewäſſer 
und Privatgewäſſer aufrecht halte, anſtatt wie das 
württembergiſche Geſetz und der ſächſiſche Entwurf 
alle Gewäſſer mit Ausnahme der ſogenannten 
geſchloſſenen Gewäſſer als öffentliche Gewäſſer zu 
erklären. Von anderer Seite hat man umgekehrt 
dem Entwurfe vorgeworfen, daß er die Rechte 
und Intereſſen der Privaten zu ſehr verkürze 


) Zitate erfolgen nach dem Entwurf in der Faſſung, 
welche ihm die Kammer der Abgeordneten im Juli 1906 
gegeben hat. 

9) Nach einem in der Münchener Juriſtiſchen Geſell— 
ſchaft erſtatteten Vortrage. 


und die Rechte der Verwaltungsbehörden und des 
Fiskus zu ſehr verſtärke. Die nach dieſen beiden 
Richtungen gegen den Entwurf vorgebrachten Be⸗ 
denken und deren Widerlegung hier darzuſtellen, 
würde zu weit führen; es darf in dieſer Hinſicht 
auf die erſchöpfende Erörterung in den von den 
Referenten und Korreferenten der beiden Kammern 
des Landtags erſtatteten Berichten verwieſen werden. 
M. E. hat der Entwurf im großen und ganzen 
den richtigen Weg eingeſchlagen; er hat den ge⸗ 
botenen ſozialen Fortſchritt in der Weiſe gemacht, 
daß er die Rechte des Staates an den öffentlichen 
Gewäſſern ſtärker betonte und die Kategorie der 
Privatflüſſe und⸗Bäche zwar beibehielt, aber die 
Benützungsbefugniſſe der Privaten an ihnen vom 
Standpunkte des öffentlichen Intereſſes und vom 
Standpunkte der Gewährleiſtung einer entſprechenden 
Waſſerwirtſchaft aus einſchränkte. 


Vielfach und namentlich von der Induſtrie iſt 
der Entwurf angegriffen worden, weil er in Art. 2 
die öffentlichen Gewäſſer, die im alten Geſetz als 
ein zur allgemeinen Benützung beſtimmtes Staats⸗ 
gut erklärt waren, als im Eigentum des Staates 
ſtehend erklärt hat, weil nach Art. 42 im Zu⸗ 
ſammenhalt mit Art. 49 und 50 die Erlaubnis 
zu jeder Art der Waſſerbenützung an öffentlichen 
Gewäſſern, die ſich nicht als Gemeingebrauch dar⸗ 
ſtellt oder die mittels einer beſonderen Anlage 
erfolgt, in der Regel nur auf eine beſtimmte Zeit 
oder in widerruflicher Weiſe erteilt werden ſoll, 
und weil endlich nach Art. 71 für die Gewährung 
beſonderer Nutzungen an öffentlichen Gewäſſern, 
ſowie für Einleitung von Flüſſigkeiten in ſolche 
Gebühren zur Staatskaſſe erhoben werden können — 
Beſtimmungen, die in gleicher Weiſe nach dem 
Entwurfe Anwendung leiden auf die ſogenannten 
Staats⸗Privat⸗Flüſſe. Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß eine irrationelle Handhabung dieſer Beſtim⸗ 
mungen in der Tat die Entſtehung induſtrieller An⸗ 
lagen hintanhalten würde, namentlich ſolcher, die 
eine erhebliche Kapitalinveſtition erheiſchen. 

Die Anlagekoſten für Ausnützung einer Waſſer⸗ 
kraft ſind erheblich, und auch die fortdauernden 
Laſten, welche nach dem Entwurfe dem Unter: 
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nehmer obliegen, find bedeutend; in letzterer Be⸗ 
ziehung kommen namentlich die Beſtimmungen des 
Art. 58, betr. eventuelle Verpflichtung zur Beſei⸗ 
tigung der Anlage und Art. 73 ff. über Inſtand⸗ 
haltung von Gewaͤſſern in Betracht. 

Das Waſſerbenützungsgeſetz vom 28. Mai 1852 
hatte umgekehrt die Unwiderruflichkeit der erteilten 
Erlaubnis an öffentlichen oder ſtaatsärarialiſchen 
Flüſſen als Regel feſtgeſetzt. Allein ſchon unter 
der Herrſchaft des I geltenden Geſetzes war ſeit 
geraumer Zeit die geſetzliche Regel zur Ausnahme, 
die Widerruflichkeit der Erlaubnis zur nahezu aus⸗ 
nahmsloſen Regel geworden ſelbſt bei Unterneh⸗ 
mungen, die von der größten Bedeutung für ganze 
Städte waren. Hierdurch wird bewieſen, daß es nicht 
entſcheidend iſt, ob die Widerruflichkeit oder Un⸗ 
widerruflichkeit als Regel im Geſetz in Aueſicht 
genommen iſt. Immer muß das Geſetz der Ver⸗ 
waltungsbehörde die Entſcheidung im einzelnen 
Falle überlaſſen und immer wird es daher praktiſch 
auf den Vollzug ankommen. Es iſt auch ein⸗ 
leuchtend, daß die für die Behandlung der Kon⸗ 
zeſſionsgeſuche maßgebenden Verhältniſſe im Einzel⸗ 
falle höchſt ungleich ſind und aus dieſem Grunde, 
ſowie im Hinblick auf die im ſtändigen Wechſel 
begriffenen Anſchauungen und Anforderungen der 
modernen Technik und Volkswirtſchaft der Staat 
niemals ſich des maßgebenden Einfluſſes auf die 
ihm gehörigen Gewäſſer begeben kann. Die meiſten 


Kantone der Schweiz, für welches Land das Waſſer 


eine ähnliche Bedeutung hat wie für Bayern, 
erteilen ebenfalls nur widerruflich oder auf Zeit 
beſchränkte Konzeſſionen. M. E. muß dieſe Frage, 
wie der Entwurf mit Recht tut, dem Vollzug 
überlaſſen werden. 
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Denn auch bei einer Konzeſſionserteilung auf 
100 Jahre kann innerhalb dieſes Zeitraums das 
Anlagekapital umſo weniger voll abgeſchrieben 
werden, als anſtatt des von dem Unternehmer 
erwarteten Gewinnes möglicherweiſe ein Verluſt 
eintritt, als der Gewinn geſchmälert wird durch 
die nennenswerten Laſten, welche das Geſetz auf⸗ 
erlegt und die vom Fiskus verlangten Benützungs⸗ 
gebühren, als die Beſtimmung des Art. 58 die 
Notwendigkeit einer entſprechenden Rücklage ergibt, 
als endlich die Höhe der Abſchreibung ihre Grenze 
hat in den Beſtimmungen des Gewerbeſteuergeſetzes 
und bei Aktiengeſellſchaften auch des Handelsgeſetz⸗ 
buches. Die Feſtſetzung aller dieſer Bedingungen 
wird daher jeweils Sache eines Vertrags zwiſchen 
dem Fiskus und dem Unternehmer ſein, und man 
kann m. E. annehmen, daß einerſeits die Induſtrie 
verſtehen wird, ſich ihre Lebensbedingungen zu 
ſchützen, und anderſeits die Regierung einſichts⸗ 
voll genug ſein wird, nicht durch zu weitgehende 
Rigoroſität die Induſtrie aus dem Lande hinaus⸗ 
zutreiben. 

Die Widerruflichkeit oder zeitliche Beſchränkung 
der Konzeſſion hat für die Induſtrie noch einen 
weiteren, m. E. bisher nicht hervorgehobenen 
Nachteil. Sie bewirkt, daß bei hypothekariſchen 
Beleihungen die Waſſerkraft von dem Darlehens⸗ 
geber nur in ſehr beſchränkter Weiſe als Unter⸗ 
lage mitberückſichtigt werden kann. Mit Rückſicht 
auf dieſen Geſichtspunkt möchte ich anregen, um 


wenigſtens eine hypothekariſche Beleihung mit einer 


innerhalb der Konzeſſionszeit ſich vollziehenden 
Annuitätentilgung zu erleichtern, in den Art. 42 
des Entwurfes einen Satz aufzunehmen etwa 
folgenden Inhalts: „Die Erlaubnis kann auch zu— 


Der Vollzug obliegt den miniſteriellen In⸗ gunſten des jeweiligen Eigentümers eines Grund— 


ſtanzen. Man kann daher wohl das Vertrauen 


hegen, daß dieſe Behörden nicht einſeitig die fis⸗ 
Erlaubnis behandelt als eine der Perſon erteilte; 


kaliſchen und finanziellen Intereſſen in den Vorder⸗ 
grund rücken, ſondern die volkswirtſchaftlichen 
Intereſſen als die maßgebenden betrachten. 

Auf eine jederzeit frei widerrufliche Erlaubnis 
wird ſich allerdings kaum ein irgendwie erhebliches 
Induſtrieunternehmen etablieren. Allein wohl iſt 
es möglich, wenn, aͤhnlich der Praxis der ſchweizer⸗ 
iſchen Behörden, die Konzeſſionen auf eine längere 
Zeit, 70 — 100 Jahre, erteilt werden, ſodaß ſie 
innerhalb dieſer Zeitſpanne nur im Wege der 
Zwangsenteignung entzogen werden können, und 
wenn außerdem entweder die Erneuerung der 
Konzeſſion auf weitere beſtimmte Zeitperioden oder 
eine Einlöſungspflicht des Staates feſtgeſetzt wird. 

Dieſe Verpflichtung zur Erneuerung der Kon— 
zeſſion auf einen beſtimmten weiteren Zeitraum 
nach Ablauf der zunächſt eingeräumten Zeit oder, 
für den Fall der Nichterneuerung, die Einlöſungs⸗ 
pflicht des Staates, wird allerdings unumgängliches 
Erfordernis ſein für die Ermöglichung der Nieder— 
laſſung größerer Induſtrien mit großem Anlage— 
kapital oder beträchtlicherem Unternehmerriſiko. 


ſtücks erteilt werden.“ 
Nach der jetzigen Faſſung des Art. 12 iſt die 


ich gebe zu, daß auch die jetzige Faſſung die Ver⸗ 
knüpfung mit dem Eigentum an einem Grundftüd 
geſtattet; die ausdrückliche Beſtimmung empfiehlt 
ſich jedoch, um im Intereſſe der Beleihungs— 
möglichkeit alle etwaigen Bedenken der Hypotheken⸗ 
banken zu beſeitigen. 

In einem anderen hier einſchlagenden Punkte 
halte ich ferner eine Ergänzung des Entwurfs für 
erforderlich. Nach dem Entwurfe Art. 41 und 49 
im Zuſammenhalt mit 8 25 GewO. bedarf nicht 
bloß die Errichtung, ſondern auch jede Abänderung 
einer Anlage der Genehmigung der Verwaltungs- 
behörde. Schon unter der Herrſchaft des jetzigen 
Geſetzes hatte ſich der Mißſtand eingeſchlichen, daß 
irgendwelche Veränderungen an einer konzeſſions— 
pflichtigen Anlage, wenn auch etwa veranlaßt da— 
durch, daß die alte Anlage durch Elementarereigniſſe 
beſchädigt oder zerſtört wurde, von der Behörde 
dazu benützt wurden, um aus einer nach Art. 13 
des jetzigen Geſetzes unwiderruflichen Anlage 
eine jederzeit widerrufliche zu geſtalten. Ich 
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habe ſelbſt in meiner Eigenſchaft als Anwalt 
wiederholt derartige Falle erlebt; ein beſonders 
greller Fall iſt mir bekannt, in welchem die Waſſer⸗ 
kraſt und die damit betriebene Mühle das einzige 
Vermögen des Müllers bilden, die alten Räder ver⸗ 
ſallen find, und der Beſitzer anſtatt der Neuherſtellung 
dieſer techniſch unzureichenden Waſſerräder Turbinen 
einſetzen will, dieſer Umſtand aber von der Ver⸗ 
waltungsbehörde dazu benützt werden will, um 
aus einem ſeit nahezu tauſend Jahren beſtehenden 
unwiderruflichen Recht ein widerrufliches zu bilden. 
Das läuft praktiſch in dieſem Falle darauf hinaus, 
daß die geſamte wirtſchaftliche Exiſtenz des Müllers 
in Zukunft von dem Ermeſſen der Verwaltungs⸗ 
behörden abhängen ſoll. 

Um ſolche Uebelſtände eines zu weitgehenden 
Fiskalismus zu vermeiden, empfehle ich eine Be⸗ 
ſtimmung etwa folgenden Inhalts: „Die Ab⸗ 
änderung einer zu unwiderruflichem Recht bereits 
beſtehenden Anlage darf nur inſoweit dazu benützt 
werden, die Bedingung der Widerruflichkeit oder 
zeitlichen Beſchränkung aufzuerlegen, als durch die 
Abänderung eine ſtärkere Inanſpruchnahme der 
Waſſerkraft des öffentlichen Fluſſes oder dem 
Staate gehörigen Privatfluſſes herbeigeführt wird, 
und als die Anlage bei Beſeitigung der Abänderung 
ohne unverhältnismäßigen Koſtenaufwand in den 
früheren Zuſtand verſetzt werden kann.“ 

Eine ſolche Beſtimmung würde namentlich 
zum Schutze kleinerer zu Recht beſtehender An⸗ 
lagen dienen, zu deren Gunſten die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkte, die große Unter⸗ 
nehmungen gegen allzuſcharfe Anwendung der 
Machtbefugnis der Verwaltungsbehörden ſchützen, 
nicht in dem gleichen Maße mitſprechen. 

II. Die Beſtimmungen des Entwurfes in 
Art. 36 ff. über die Reinhaltung der Gewäſſer 
find namentlich von der chemiſchen Induſtrie 
aus ähnlichen Gründen angegriffen worden, wie 
die bisher erörterten Beſtimmungen über die 
Widerruflichkeit oder zeitliche Beſchränkung von 
Waſſerbenützungen an öffentlichen und ſtaats⸗ 
ärarialiſchen Flüſſen. Denn die Erlaubnis zur 
Einleitung von Flüͤſſigkeiten oder anderen nicht 
feſten Stoffen, die eine ſchädliche Veränderung 
der Eigenſchaften des Waſſers zur Folge haben, 
darf nur in widerruflicher Weiſe erteilt werden, 
ſo daß hier die unwiderrufliche Erlaubnis oder 
die Erlaubnis auf Zeit kategoriſch ausgeſchloſſen 
iſt. Dabei erſtrecken ſich dieſe Beſtimmungen 
auch auf Privatflüſſe und Bäche, ſowie ſolche 
geſchloſſene Gewäſſer, an denen ein anderer mit⸗ 
berechtigt, oder in denen ein anderer fiſcherei⸗ 
berechtigt iſt; ja die Verwaltungsbehörde iſt be: 
rechtigt, aus Gründen des Gemeinwohls auch 
bei allen geſchloſſenen Gewäſſern die Einleitung 
zu unterſagen. 

Mit Recht hat man den gegen dieſe Be— 
ſtimmungen geäußerten Bedenken mit dem Hin: 
weiſe darauf begegnet, daß ſie notwendig ſind 


95 


zum Schutze der hygieniſchen Intereſſen. Allein 
in einem Punkte geht der Art. 39 ſicher zu 
weit. Er ſchreibt vor, daß auch dem Beſitzer 
einer beim Inkrafttreten des Geſetzes bereits be⸗ 
ſtehenden Anlage, durch deren Betrieb die Eigen⸗ 
ſchaften eines öffentlichen oder Privatgewäſſers in 
ſchädlicher Weiſe verändert werden, aus Gründen 
des Gemeinwohls die Befugnis zur Zuführung von 
Flüſſigkeiten oder anderen nicht feſten Stoffen oder 
von feſten Stoffen, die eine ſolche Veränderung be⸗ 
dingen, durch die Verwaltungsbehörde entzogen oder 
beſchränkt werden kann (Abſ. 1); er ſchreibt weiter vor 
in Abſ. 2, daß, wenn durch einen ſolchen Betrieb 
ein erheblicher Schaden für Dritte entſteht, denen 
Rechte am Gewäſſer zuſtehen, auf Antrag der 
Geſchädigten der Unternehmer durch die Ver⸗ 
waltungsbehörde angehalten werden kann, Ein⸗ 
richtungen zu treffen, welche die ſchaͤdliche Ein⸗ 
wirkung ausſchließen oder möglichſt einſchränken, 
ſoweit die Einrichtungen mit dem ordnungs⸗ 
mäßigen Betriebe der Anlage vereinbar find. 
Die Regierungsvorlage hatte wenigſtens für den 
Fall des Abſatzes 2 beſtimmt, daß der Antrag⸗ 
ſteller dem Unternehmer die Koſten der Ein⸗ 
richtung 1 erſetzen habe. 

M. E. muß, allerdings nur für den Fall, 
daß es ſich um eine bei dem Inkrafttreten des 
neuen Geſetzes zu unwiderruflichem Rechte geneh⸗ 
migte Anlage ſolcher Art handelt, ſchlechthin ſowohl 
für den Fall des Abſ. 1 als des Abſ. 2 eine 
Entſchädigungspflicht als Bedingung der Unter⸗ 
ſagung oder Beſchränkung ſtatuiert werden. Es 
ergibt ſich das aus dem ſonſt vom Entwurfe 
mit Recht hochgehaltenen Prinzip, daß wohl⸗ 
erworbene Rechte zu ſchützen ſind. Von dieſem 
Prinzip hier abzuweichen, beſteht keine genügende 
Veranlaſſung. 

In Art. 36 Abſ. 5 des Entwurfs iſt beſtimmt, 
daß der Unternehmer der Zuführung von Flüſſig⸗ 
keiten oder anderen nicht feſten Stoffen, die eine 
ſchädliche Veränderung der Eigenſchaften des Waſſers 
zur Folge haben, zum Erſatze des Schadens ver⸗ 
pflichtet iſt, der anderen an dem Waſſer Berech⸗ 
tigten durch die Zuführung entſteht. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung iſt für den privatrechtlichen Juriſten 
ſehr intereſſant. 

Der hier eingeführte Schadenserſatzanſpruch iſt 
unabhängig von einem Verſchulden (Veranlaſſungs⸗ 
prinzip) und unabhängig von den Vorausſetzungen 
des 3 906 BGB:; er iſt ferner gegeben trotz der 
von der Verwaltungsbehörde erteilten Erlaubnis, 
während anderſeits die Anwendung des § 1004 
BGB. durch die Erlaubniserteilung ausgeſchloſſen 
iſt. Die Beſtimmung iſt ferner zweifellos nur 
anwendbar auf erſt unter der Herrſchaft des neuen 
Geſetzes errichtete Anlagen. Denn ſchon zur Zeit 
des Inkrafttretens des Geſetzes genehmigte Anlagen 
machen durch die Einleitung nur von ihrem Rechte 
Gebrauch und der neu eingeführte Rechtsſatz des 
Art. 36 Abſ. 5 kann nicht in dem Maße eine 
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ſozialpolitiſche Bedeutung beanſpruchen, daß ihm 
eine Rückwirkung beigelegt werden könnte. 

III. Das Quellenreht des Art. 33 WBG. 
vom 28. Mai 1852 war unhaltbar geworden. 
Durch die vom Standpunkte der Geſundheitspflege 
ſo ſehr zu begrüßenden Waſſerverſorgungsunterneh⸗ 
mungen der großen Städte wie auch der kleineren 
Gemeinden waren vielfach Quellen aus ihrem 
Urſprungsgebiete abgeleitet und dadurch veranlaßt 
worden, daß Triebwerken oder landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken das ihnen ſeit Jahrhunderten als 
Triebkraft oder zur Bewäſſerung dienende Waſſer 
entzogen wurde. Entſchädigung konnten die Ge⸗ 
ſchädigten nach dem jetzigen Rechtszuſtande nicht 
verlangen; zuweilen wurde ſie ihnen aus Billig⸗ 
keits gründen gewährt. Denn mit dem Rechts⸗ 
gefühle der Bevölkerung ſtimmte dieſer Rechts⸗ 
zuſtand durchaus nicht überein. Zahlreiche Petiti⸗ 
onen, darunter namentlich eine Petition der durch 
die Waſſerverſorgung Münchens geſchädigten Trieb⸗ 
werksbeſitzer im Mangfalltale, waren an die 
Kammern gelangt, die eine Neuordnung des 
Quellenrechts im Sinne der Beſtimmungen des 
württembergiſchen Geſetzes und des ſächſiſchen Ent⸗ 
wurfes erſtrebten. Die Regierungsvorlage war dieſen 
berechtigten Beſtrebungen gegenüber völlig unzu⸗ 
reichend. Ich erlaube mir, des näheren Bezug 
zu nehmen auf die betreffenden Ausführungen des 
Berichts des Referenten der Abgeordnetenkammer 
Freiherrn von Malſen, da es zu weit führen würde, 
im Rahmen dieſes Aufſatzes die ganze Breite der 
Materie zu erörtern. 


Der Art. 19 in der Faſſung, welche ihm die 
Abgeordnetenkammer gegeben hat, enthält gegen⸗ 
über der Regierungsvorlage zweifellos eine weſent⸗ 
liche Verbeſſerung. Er lautet: 

Abſ. 1. „Die Zutageförderung oder Ableitung 
von Grund- und OQuellwaſſer, ſowie die Aenderung 
am Abfluſſe eines Sees oder Weihers unterliegen 
der Erlaubnis der Verwaltungsbehörde. Die Erlaub— 
nis iſt nicht erforderlich für die Anlage von Brunnen, 
welche vorübergehenden Zwecken oder dem eigenen 
Haus- und Wirtſchaftsbedarf einſchließlich des 
Bedarfs für landwirtſchaftliche Nebenzwecke dienen.“ 


Abſ. 2. „Die Erlaubnis iſt zu verſagen oder 
an Bedingungen zu knüpfen, wenn und ſoweit 
Rückſichten des Gemeinwohls es erfordern.“ 


Abſ. 3. „In allen Fällen, auch wenn Rück⸗ 
ſichten des Gemeinwohls nicht vorliegen, iſt, falls 
durch die in Abſ. 1 bezeichneten Maßnahmen 
Beteiligte erheblichen Schaden erleiden, welche als 
Beſitzer von Waſſerbenützungsanlagen oder als 
Grundeigentümer das Waſſer ſeit 
dreißig Jahren ſelbſt oder durch ihre Rechtsvor— 
gänger ununterbrochen benützt oder unter den 
gleichen Vorausſetzungen die Fiſcherei ausgeübt 
haben, bei Erteilung der Erlaubnis, ſoweit nicht 
der Schaden durch andere Bedingungen abgewendet 
werden kann, dem Geſuchſteller als Bedingung die 


mindeſtens 


— 


angemeſſene Entſchädigung der einzelnen Beteiligten 
aufzuerlegen.“ 

Abſ. 4. „Wird in den Fällen des Abſ. 2 
und 3 als Bedingung die Gewährung einer Ent⸗ 
ſchädigung auferlegt, ſo iſt ihre Höhe nach billigem 
Ermeſſen der Verwaltungsbehörde unter Ausſchluß 
des Rechtsweges feſtzuſetzen. Die Verwaltungs⸗ 
behörde kann den Vollzug der Erlaubnis davon 
abhängig machen, daß der Geſuchſteller für die 
Erfüllung ſeiner Entſchädigungspflicht entſprechende 
Sicherheit leiſtet.“ 

Abſ. 5. „Privatrechtliche Anſprüche auf Fort⸗ 
dauer des bisherigen Zuſtandes werden durch die 
Erteilung der Erlaubnis nicht berührt.“ 

Ich habe jedoch auch gegen den Art. 19 in 
dieſer Faſſung erhebliche Bedenken und zwar gegen 
den Abſ. 4. wonach der Rechtsweg gegen die Feſt⸗ 
ſetzung der Entſchädigung durch die Verwaltungs⸗ 
behörde ausgeſchloſſen iſt. 

In zahlreichen Beſtimmungen des Entwurfes 
iſt die Feſtſetzung von Entſchädigungen der Ver⸗ 
waltungsbehörde übertragen. Allein nach Art. 193 
des Entwurfes iſt in allen Fällen gegen die Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigung durch die Verwaltungs⸗ 
behörde der Rechtsweg eröffnet nach Maßgabe der 
Beſtim mungen des Geſetzes vom 23. Februar 1879 
zur Ausführung der ZPO. über die Beſchreitung 
des Rechtsweges gegen die Feſtſtellung von Ent⸗ 
ſchädigungen im Zwangsabtretungsverfahren. Nur 
der Fall des Art. 19 bildet nach dem Entwurfe 
eine Ausnahme dahin, daß hier die Angehung 
des Rechtsweges ausgeſchloſſen iſt. Man muß 
daher mit Recht ſagen, daß die Abgeordneten⸗ 
kammer durch den Ausſchluß des Rechtsweges 
wieder einen halben Schritt zurückgemacht hat, 
offenbar in einem gewiſſen Schrecken über ihre 
eigene Kühnheit, durch welche ſie in der Materie 
des Quellenrechtes den römiſchrechtlichen Eigentums⸗ 
begriff durchbrochen hat. 

Eine ſolche Inkonſequenz iſt jedoch fehler⸗ 
haft. Man kann einverſtanden ſein, wenn, wie 
es in Art. 19 geſchah, der Schutz der Beteiligten 
gegen die ſchädlichen Folgen der Verfügung über 
Grund- und Quellwaſſer in erſter Linie dadurch 
erſtrebt wird, daß bei Erteilung der Erlaubnis 
Bedingungen auferlegt werden, die den Schaden 
abwenden, und mit vollem Recht hat ferner die 
Abgeordnetenkammer die Zutageförderung oder 
Ableitung von Grund- und Ouellwaſſer in allen 
Fällen von einer vorgängigen Erlaubnis der 


Verwaltungsbehörde abhängig gemacht, um alle 


Komplikationen durch die vom Eigentümer des 
Waſſers bereits vor einem Verbot oder einer 
Beſchränkung etwa gemachten Aufwendungen zu 
verhüten. 

Wenn man aber für den Fall, in welchem 
der Schaden für die Beteiligten durch andere 
Bedingungen nicht abgewendet werden kann, 
beſtimmt hat, daß dem Geſuchſteller als Be— 
dingung die angemeſſene Entſchädigung der ein— 
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zelnen Beteiligten aufzuerlegen ſei (ich betone die behörde feſtgeſetzten Entſchädigung und unabbrüchig 


Wortfaſſung der Beſtimmung: „iſt aufzuerlegen“), 
wenn man ſomit hierdurch die Schadenserſatz⸗ 
pflicht bejaht hat, ſo hat man damit dem 
Geſchaädigten einen Rechtsanſpruch eingeräumt 
und man mußte ihn einräumen. Denn wenn 
man einen ſolchen Rechtsanſpruch nicht ein⸗ 
räumen würde, ſo würde ſich der 3 der 
Beteiligten logiſch wieder in ein Nichts auflöſen. 

Nun hatte man aber anſcheinend die Vor⸗ 
ſtellung, daß man den Beteiligten zwar ein 
Recht auf Schadenserſatz einräumen wolle, 
dieſes Recht aber gleichwohl kein volles Recht 
ſein ſolle, und zwar kein volles Recht hinſichtlich 
ſeiner eee eee es ſollte den 
Rechtsſchutz entbehren, den ſonſt jedes Recht hat, 
nämlich den Schutz der Zivilgerichte. Zu dieſem 
Ausſchluß des Rechtsweges konnte man nur auf 
Grund der Meinung kommen, daß die Ver⸗ 
waltungsbehörde den Schadenserſatz in einer 
gewiſſermaßen freieren und diskretionäreren Würdi⸗ 
gung zubilligen ſolle und könne, wie der Zivil⸗ 
richter. Dieſer ganze Gedankengang hat aber 
einen inneren Widerſpruch. Es iſt unlogiſch, ein 
Recht zu verleihen, ihm aber die Durchſetzungs⸗ 
möglichkeit zu verkürzen. Der Verwaltungs⸗ 
beamte, der das Beſtreben hat, gerecht zu ent⸗ 
ſcheiden, kann über den Schadenderſatzanſpruch 
auch nicht nach anderen Geſichtspunkten ent⸗ 
ſcheiden, wie der Zivilrichter, dem nach der ZPO. 
bekanntlich die Befugnis zuſteht, in freieſter 
Weiſe unter Berückſichtigung der Verhältniſſe 
des einzelnen Falles über Schadenserſatzanſprüche 
zu entſcheiden ($ 287 ZPO.). Zu einer ſolchen 
Entſcheidung unter Würdigung aller Umſtände 
iſt auch der Zivilrichter viel eher geeignet, da es 
ih um die Würdigung von Privatintereſſen 
handelt. Die Worte des Art. 19: „angemeſſene 
Entſchädigung“, „nach billigem Ermeſſen“ geben 
für die Entſcheidung keine andere Norm, als wie 
ſie die angeführte Beſtimmung des $ 287 ZPO. 
gibt. Man kann auch, wenn man einen 
Schadendserſatzanſpruch einmal zubilligt, hinſichtlich 
der Bemeſſung keine anderen Vorſchriften geben, als 
daß ſie unter Würdigung aller Umſtände nach 
freiem Ermeſſen zu erfolgen habe. 

Der Ausſchluß des Rechtsweges im Falle des 
Art. 19 iſt auch nicht etwa im Intereſſe des 
Quelleigentümers. Denn die Entſcheidung der 
Verwaltungsbehörde kann ebenſogut gegen, wie 
für ihn ausfallen. Die Beſtimmung iſt umſo 
gefährlicher, als nach den Vorſchriften des Entwurfes 
über das Verfahren die Verwaltungsbehörde in 
der Ermittlung des Sachverhalts, in der Ver⸗ 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen u. dgl. 
ſich des ſchrankenloſeſten Ermeſſens erfreut. 

Die Zulaſſung des Rechtsweges würde auch 
keineswegs die Ausführung des Unternehmens 
verzögern. Denn man könnte beſtimmen, daß 
gegen Hinterlegung der von der Verwaltungs— 
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des Rechts beider Teile, auf dem Rechtsweg 
eine Aenderung der Entſchädigungsſumme zu 
beantragen, die Ausführung des Unternehmens 
geſtattet werden muß. 

IV. Außerordentlich wichtig und begrüßenswert 
für die Ermöglichung einer großzügigen Waſſer⸗ 
wirtſchaft und Hintanhaltung von Verzettelungen 
der Waſſerkräfte find die Beſtimmungen des Ent- 
wurfes über das Ausgleichsverfahren — Art. 63 ff. 
— und über die Zwangsrechte zur Förderung der 
Benützung und Inſtandhaltung der Gewäſſer — 
Art. 152 ff. — So intereſſant dieſe Beſtimmungen 
ſind, iſt es gleichwohl unmöglich, ſie im Rahmen 
dieſes Aufſatzes wiederzugeben und es muß auch 
hier auf den Entwurf und die Referatsberichte 
verwieſen werden. 

Ich erlaube mir ferner, mich zu beziehen auf 
einen Aufſatz, welchen ich in den Bl. f. adm. Pr. 
Bd. 54 Nr. 5 und 6 S. 216 veröffentlicht habe. 
Ich hatte in dieſem Aufſatz die Aufnahme folgender 
Beſtimmungen in den Entwurf vorgeſchlagen: 

Abſ. 1: „Beſtehende Stauwerke können für 
neue Waſſerbenützungsanlagen 3 werden, 
wenn durch die Mitbenützung der urſprüngliche 
Zweck der Anlage nicht beeinträchtigt wird.“ 

Abſ. 2: „Wenn kraft dieſer Beſtimmungen 
oder kraft des jedem Ufereigentümer an Privat⸗ 
flüſſen nach Art. 25 und 49 des Geſetzes (jebt 
21 und 44) zuſtehenden Rechtes ein beſtehendes 
Stauwerk für eine neue Waſſerbenützungsanlage 
mitbenützt wird, iſt der Unternehmer der neuen 
Anlage verpflichtet, einen verhältnismäßigen Teil 
der Anlagekoſten des Stauwerkes den bisher Be⸗ 
rechtigten zu vergüten und einen verhältnismäßigen 
Teil der Unterhaltskoſten zu übernehmen.“ 

Abſ. 3: „Wenn an einem Privatfluß, der 
durch den Aufſtau eines Stauwerkes gebildet iſt, 
mehrere Waſſerbenützungsanlagen beſtehen, ſind 
dieſelben, vorbehaltlich beſtehender beſonderer Rechts⸗ 
verhältniſſe, einander verpflichtet, zu den Koſten 
der Unterhaltung und etwaigen Neuerbauung des 
Stauwerks verhältnismäßig beizutragen.“ 

Der hier vorgeſchlagene Abſ. 1 iſt mittler⸗ 
weile entbehrlich geworden durch die nachträglich 
in den Regierungsentwurf aufgenommene Be⸗ 
ſtimmung des Art. 160. Dagegen iſt dieſe Ent⸗ 
behrlichkeit nicht vorhanden hinſichtlich der Abſätze 
2 und 3. Zwar ſetzt der Art. 160 feſt, daß 
wenn die Stauanlage eines andern kraft des ein⸗ 
geräumten Zwangsrechts von einem Unternehmer 
mitbenützt wurde, der Mitbenützende an den Her⸗ 
ſtellungs⸗ und Unterhaltungskoſten der Anlage 
verhältnismäßig teilzunehmen habe und der Be⸗ 
figer der Anlage für die ihm durch die Zulaſſung 
der Mitbenützung etwa zugehenden Nachteile ent⸗ 
ſchädigt werden müſſe. 

Allein es bezieht ſich das eben nur auf den 
Fall, wenn die einem anderen gehörige Stau— 
anlage kraft des in Art. 160 eingeführten Zwangs⸗ 
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rechts mitbenützt wurde. Die Verpflichtung zur 
Vergütung eines verhältnismäßigen Teiles der 
Anlagekoſten des Stauwerks und Uebernahme 
eines verhältnismäßigen Teiles der Unterhaltungs⸗ 
koſten iſt aber weder in Art. 160 noch ſonſt im 
Geſetze ausgeſprochen für den folgenden viel 
häufigeren Fall. Nach feſtſtehender Praxis gelten 
im Zweifel Mühlbäche u. dgl., die mittelſt einer 
Stauanlage aus einem Privatfluß abzweigen, ſelbſt 
als Privatflüſſe. Es gilt das namentlich für die 
zahlreichen Fälle, in welchen eine künſtliche Her⸗ 
ſtellung eines ſolchen Mühlbaches nicht nachgewieſen 
werden kann, vielmehr die Stauanlage im Haupt⸗ 
fluß anſcheinend mehr dazu dient, die Waſſerkraft 
eines ohnehin gegebenen urſprünglichen Seitenab⸗ 
fluſſes zu verſtärken. Für neue unter der Herr⸗ 
ſchaft des kommenden Geſetzes zur Entſtehung 
gelangende Triebwerkbäche wird man allerdings, 
wenn ſie nur auf eigenem Grund des Unter⸗ 
nehmers, oder kraft Servitut, oder kraft'des Zwangs⸗ 
rechts des Art. 159 auf fremdem Grund verlaufen, 
annehmen müſſen, daß fie geſchloſſene Gewäſſer find. 

An den zahlreichen bereits vorhandenen Mühl⸗ 
bächen, die die Eigenſchaft von Privatflüſſen haben, 
können aber zweifellos ſich neue Werke etablieren, 
ohne an den Unterhaltskoſten der Stauanlage, 
durch welche die Waſſerkraft des Mühlbaches ge⸗ 
bildet oder erhöht wird, teilnehmen zu müſſen. 
Ein ſolcher Mühlbach, an welchem mehrere Trieb⸗ 
werke exiſtieren, ſteht ferner nicht im ideellen Mit⸗ 
eigentum der Triebwerksbeſitzer, da das wirtſchaft⸗ 
liche Benützungsrecht jedes derſelben ſich nur auf 
die Uferlänge ſeines Eigentums erſtreckt. Wenn 
nun die Stauanlage im Hauptfluß zerſtört oder 
beſchädigt wird, ſo iſt keiner der Triebwerksbeſitzer 
dem andern gegenüber verpflichtet, zur Neuher⸗ 
ſtellung oder Reparatur beizutragen und es kommt 
dann darauf an, ob ſie ſich gütlich einigen, und 
wenn nicht, wer es länger aushält, bis die Stau⸗ 
anlage repariert oder erneuert wird. 

Dieſer jetzt gegebene Rechtszuſtand entſpricht 
nicht dem Rechtsgefühl und dem praktiſchen Be⸗ 
dürfnis. Die Aufnahme der von mir vorge⸗ 
ſchlagenen Beſtimmungen würde daher m. E. eine 
erhebliche Verbeſſerung bedeuten und anderſeits 
nach keiner Richtung zu einem Bedenken Anlaß 
geben können. 

Der Art. 66 des Entwurfes, der Beſtimmungen 
über das Ausgleichsverfahren enthält, gibt der Ver⸗ 
waltungsbehörde die Berechtigung, ohne Rückſicht 
auf die Beſtimmungen des Art. 46 Abſ. 1 Ziff 2 
die Regulierung, Abänderung, den Umbau 
oder die Neuherſtellung einer Bewäſſerungsanlage 
anzuordnen, ſoferne den Wäſſerungsberechtigten 
kein erheblicher Nachteil erwächſt und anderen 
Beteiligten ein bedeutender Vorteil verſchafft wird. 

Es würde ſich empfehlen, dieſe Beſtimmung 
auszudehnen auch auf Stauanlagen und Trieb— 
werksanlagen und eine Beſtimmung gleicher Art 
unter die Zwangsrechte zur Förderung der Be— 


nützung und Inſtandhaltung der Gewaſſer ein: 
zuſetzen. Dadurch würde insbeſondere ermöglicht 
werden. daß beſtehende kleine, ſtets mangelhaft 
unterhaltene, von jedem Hochwaſſer mehr oder 
minder zerſtörte, daher techniſch und volkswirt⸗ 
ſchaftlich irrationelle Stauanlagen zur Beſeitigung 
gelangen, durch Errichtung einer neuen, den 
techniſchen Anforderungen entſprechenden Stau⸗ 
anlage, an welche die beſtehenden, bisher mit 
eigenen Stauwerken im Hauptfluſſe verſehenen 
Werke angeſchloſſen werden unter Erſatz des ihnen 
bisher zuſtehenden direkten Waſſerbezugs aus dem 
Hauptfluß durch einen indirekten vermittelſt An⸗ 
ſchluſſes an die Stauanlage und den Triebwerks⸗ 
kanal eines andern. 

V. Als die mangelhafteſte Partie des Ent⸗ 
wurfes, die m. E. unbedingt einer Aenderung 
bedarf, erachte ich die von der Kritik leider bisher 
nahezu völlig ignorierte Abteilung VI und zwar 
den Abſchnitt II „Verfahren“. Dieſer Abſchnitt 
gibt der Verwaltungsbehörde eine nahezu völlige 
Freiheit. Man hätte den Art. 166 des Ent⸗ 
wurfes kurz durch eine Beſtimmung dahin erſetzen 
können, daß die Verwaltungsbehörde das Verfahren 
nach ihrem Ermeſſen beſtimmt und man hätte 
dann ungefähr das gleiche geſagt. 

Das iſt umſo bedenklicher, als ohnehin, wie 
allgemein anerkannt iſt, in den materiell ⸗recht⸗ 
lichen Beſtimmungen des Entwurfs der Ver⸗ 
waltungsbehörde die weiteſtgehenden Machtbefugniſſe 
eingeräumt ſind und als ferner die Rechte des 
Fiskus gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande 
außerordentlich erweitert ſind. Hierin erblicke ich 
eine umſo größere Gefahr, als es ſich hier um 
den Vollzug des Geſetzes durch die Unterbehörden 
handelt; als ferner bei vielen Bezirksämtern die 
Praxis beſteht, über Fragen einer Sachverſtändigen⸗ 
begutachtung jedweder Art lediglich die Diſtrikts⸗ 
techniker zu hören, die die erforderliche Vorbildung 
zur Entſcheidung über alle ſolche Fragen gar nicht 
haben können und vielfach durch lokale Einflüſſe 
in ihrer Objektivität beeinträchtigt ſind; als ferner 
auch nach der mit Recht allſeits für notwendig 
erklärten Verbeſſerung des Gutachterweſens die 
von der Verwaltungsbehörde gehörten Sachver⸗ 
ſtändigen nahezu ausſchließlich Beamte ſein werden, 
die naturgemäß die Rückſichten des öffentlichen 
Intereſſes und die fiskaliſchen Geſichtspunkte leicht 
den Privatintereſſen allzuſehr voranſtellen werden; 
als ferner die gleiche Neigung naturgemäß bei 
den Verwaltungsbehörden ſelbſt vorhanden ſein 
wird, und als endlich der Verwaltungsbeamte 
an ſich doch weniger qualifiziert iſt, wie der Zivil 
richter, ohne feſte Vorſchriften ſchon von ſich aus 
die Parteirechte zu reſpektieren. Habe ich es doch 
unter der Herrſchaft des bisherigen Geſetzes erlebt, 
daß ein Bezirksamt in einer Sache, in welcher 
ich den Unternehmer vertrat, mir die Einſicht— 
nahme der auf das Geſuch meines Mandanten 
erwachſenen Akten zu verweigern verſuchte und 
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zur Geſtattung dieſer Einſichtnahme erſt auf dem zuſchneiden. Jedenfalls wird die Verwaltungs⸗ 


Beſchwerdewege gezwungen werden mußte, und 
daß mir die abſchriftliche Mitteilung der Gutachten 
der Experten verweigert werden wollte. 

Man kann auch nicht ſagen, daß die Beſtim⸗ 
mungen des Entwurfes über das Verfahren prak⸗ 
tiſch deshalb belanglos ſeien, weil in den Fällen, 
in welchen die Gewerbeordnung mit in Frage 
kommt, die Beſtimmungen der 8 16 ff. GewO. 
in erſter Linie maßgebend ſeien, und ebenſo in 
den in Art. 175 des Entwurfes aufgezählten Ver⸗ 
waltungsrechtsſachen die Beſtimmungen des Geſetzes 
über Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes. 
Denn es bleiben immer noch ſehr viele und ſehr 
wichtige Fälle übrig, welche weder unter die 
Gewerbeordnung fallen, noch Verwaltungsrechts⸗ 
ſachen find; man denke an die Beſtimmungen des 
Entwurfes Art. 36 ff. über Reinhaltung der Ge⸗ 
wäffer, an die bereits beſprochene Beſtimmung des 
Art. 19 über Feſtſtellung der Entſchädigung durch 
die Verwaltungsbehörde unter Ausſchluß des 
Rechtsweges uſw. 

Der Entwurf ſchreibt zunächſt hinſichtlich des 
Gehörs der Beteiligten vor, daß die Beteiligten 
„ſoweit tunlich“ zu hören ſeien. Mündliche Ver: 
handlung iſt nur als Regel vorgeſchrieben. Endlich 
und namentlich iſt nicht bloß die Auswahl der 
Sachverſtändigen, ſondern auch die „Auswahl“ 
(ein Ausdruck, der hier überhaupt nicht paßt) und 
die Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen 
dem freien Ermeſſen der Behörde anheimgeſtellt. 

Nun iſt m. E. zunächſt das Gehör der Be⸗ 
teiligten ſo ſehr ein Grundprinzip jedes geord⸗ 
neten Verfahrens, daß es von dem relativen 
Begriffe der Tunlichkeit nicht abhängig gemacht 
werden kann. Wenn kategoriſch und ausnahmslos 
das Gehör der Beteiligten vorgeſchrieben wird, 
ſo wird dadurch das Verfahren auch keines⸗ 
wegs erſchwert oder verzögert, falls es nur 
auch in einem anderen Punkte verbeſſert wird, 
nämlich durch Einführung von Präkluſivfriſten. 
Daß ferner die „Auswahl“ der Zeugen dem Er⸗ 
meſſen der Verwaltungsbehörde überlaſſen wird, 
kann man keineswegs rechtfertigen durch den Hin⸗ 
weis darauf, daß nach $ 12 FGG. das Gericht 
eine ähnlich ſreie Stellung hinſichtlich der Auf⸗ 
nahme von Beweiſen hat. In Waſſerrechts⸗ 
ſachen handelt es ſich vielfach um Intereſſen von 
größerer Bedeutung als im Verfahren der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. Daß die Verwal⸗ 
tungsbehörde Zeugen nur inſoweit zu ver⸗ 
nehmen hat, als der angebotene Zeugenbeweis 
von Belang iſt, iſt ſelbſtverſtändlich, da Gleiches 
ja auch für den Zivilrichter gilt. Wenn man bloß 
das hätte zum Ausdruck bringen wollen, hätte 
man nicht zu ſagen brauchen, daß die Auswahl 
der Zeugen nach freiem Ermeſſen der Behörde 
erfolgt. Man hat aber damit offenbar der Ber: 
waltungsbehörde die Befugnis einräumen wollen, 
auch einen an ſich belangreichen Zeugenbeweis ab— 
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behörde die Beſtimmung des Entwurfes, wenn ſie 


ſo bleibt, wie ſie jetzt lautet, auch hierzu benützen 
können. 

In einem von mir in jüngſter Zeit geführten 
Rechtsfalle war u. a. ſtrittig, ob eine Stau⸗ 
berechtigung nach 8 49 GewO. erloſchen ſei. Die 
vom Bezirksamt aufgeſtellten Sachverſtändigen 
nahmen das ohne weiteres an; das Bezirksamt in 
ſeinem Beſchluß ſprach es zwar nicht direkt aus, 
behandelte aber das Geſuch im übrigen ſo, als 
ob das Erlöſchen eingetreten ſei, und man ſah ſich 
nicht veranlaßt, die zahlreichen, ſicherlich bedeutungs⸗ 
vollen, vom Geſuchſteller angebotenen Zeugenbeweiſe 
dafür, daß der Stau nicht unterbrochen worden 
ſei, zu erheben. 

Die GewO. und auch das jetzt geltende 
Waſſerbenützungsgeſetz (Art. 73) kennen End⸗ 
termine, mit deren Ablauf Einſprüche gegen ein 
Geſuch präkludiert ſind. Der Regierungsentwurf 
kennt eine ſolche Präkluſion von Einwendungen 
nicht; die Kammer der Abgeordneten hat in einem 
von ihr dem Art. 166 zugefügten Abſ. 5 die 
Setzung von Präkluſivfriſten der Verwaltungs⸗ 
behörde fakultativ geſtattet lediglich mit Be⸗ 
ſchränkung auf den Fall des Art. 19; wird der 
Entwurf in dieſer Faſſung Geſetz, ſo wird es per 
argumentum e contrario ſich ergeben, daß in 
anderen Fällen, als des Art. 19, die Vorſetzung 
einer Präkluſivfriſt nicht einmal im Ermeſſen der 
Verwaltungsbehörde liegt. In jedem Stadium 
des Verfahrens, ſogar in der zweiten Inſtanz, 
könnten daher noch Einſprüche, beiſpielsweiſe auf 
Grund des Art. 44, erhoben werden. Bis zur 
Erlaſſung des Endbeicheides in letzter Inſtanz 
würde daher der Unternehmer niemals irgend⸗ 
welche ſichere Berechnung über die Chance ſeines 
Waſſerbenützungsgeſuches anſtellen können. Waſſer⸗ 
ſachen werden, ſoweit es ſich bei ſolchen lediglich 
um Privatintereſſen handelt, wenigſtens jetzt von 
den Verwaltungsbehörden häufig anderen Ange⸗ 
legenheiten, bei welchen öffentliche Intereſſen vor⸗ 
wiegend in Frage kommen, hintangeſtellt und 
dauern daher oft ungebührlich lange. Wenn bis 
zum Abſchluß des Verfahrens jeden Augenblick 
Einſprüche erhoben werden können, ſo wird dadurch 
die Dauer noch mehr verlängert. Ich glaube, 
daß den hier ausgeſprochenen Bedenken Rechnung 
getragen werden könnte, ohne die Bewegungsfreiheit 
der Behörden zu ſehr einzuſchränken, wenn die 
Beſtimmungen des Art. 166 Entw. etwa durch 
folgende Beſtimmungen erſetzt werden würden: 

Art. 166: Abſ. 1. „Bei allen Entſcheidungen 
der Verwaltungsbehörden auf Grund dieſes Ge⸗ 
ſetzes geſchieht die Ermittlung des Sachverhalts 
von Amts wegen.“ 

Abſ. 2. „Die Beteiligten müſſen gehört werden. 
In der Regel iſt mit den Beteiligten mündlich 
zu verhandeln. In den Fällen der Art. 19, 36 
bis 40, 49 bis 56 a, 63 bis 70, 73 bis 108 
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darf die mündliche Verhandlung in keinem Falle 
unterbleiben.“) 

Zur mündlichen Verhandlung ſind die er⸗ 
mittelten Beteiligten ſchriftlich, etwa ſonſtige Be⸗ 
teiligte durch Ausſchreibung im Amtsblatt, zu 
laden mit dem Beifügen, daß Einwendungen gegen 
das Unternehmen bei Vermeidung des Verluſtes 
ſpäteſtens in der Verhandlungstagfahrt geltend zu 
machen ſind. Wenn mündliche Verhandlung unter⸗ 
bleibt, kann die Anhörung der Beteiligten dadurch 
erfolgen, daß ihnen in der gleichen Weiſe eine 
Friſt zum ſchriftlichen Vorbringen ihrer Erklärungen 
und Einwendungen vorgeſteckt wird. 

Mit der Verhandlung kann ein Augenſchein 
verbunden werden. Bei der Verhandlung können 
ſich die Beteiligten durch Bevollmächtigte vertreten 
und durch Rechtsanwälte oder ſachkundige Perſonen 
verbeiſtanden laſſen.“ 

Abſ. 3. „Die von den Beteiligten angebotenen 
Urkunden⸗ und Zeugenbeweiſe find, ſoweit fie von 
Belang ſind, zu erheben. Zeugen und Sachver⸗ 
ftändige find, wenn es ſich nicht um Streitſachen 
geringen Wertes handelt, zu beeidigen. 

Die Auswahl der Sachverſtändigen erfolgt 
durch die Behörde, welcher die Parteien Vorſchläge 
zu machen berechtigt ſind. Die Gutachten müſſen 
den Parteien zur Erklärungsabgabe mitgeteilt 
werden. Auf Verlangen eines Beteiligten muß 
außer den im Staatsdienſte angeſtellten Sach⸗ 
verſtändigen ein weiterer Sachverſtändiger nach 
Auswahl der Behörde gehört werden.“ 

VI. Bei Unternehmungen unmittelbarer Städte 
entſcheiden nach dem gegenwärtigen Rechtszuſtande 
die Magiſtrate dieſer Städte als Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörden und zwar in der Regel ein mit 
dem bezüglichen Referat betrauter Rechtsrat. In 
einem Zivilprozeß der unmittelbaren Stadt, bei 
welcher er angeſtellt iſt, könnte dieſer Rechtsrat 
ebenſowenig wie ſonſtige Magiſtratsmitglieder als 
Zeuge vernommen werden (vgl. Entſch. d. RG. 
Bd. 46 S. 318). 
ſeiner Stadt eine in ihrem Kerne richterliche Stelle 
einnehmen kann, iſt damit gewiß unvereinbar. Es 
wird dadurch dieſen Magiſtratsmitgliedern ein Maß 
von Objektivität zugemutet, welches mit der menſch⸗ 
lichen Natur ſchlechthin unvereinbar iſt; bei den 


Jas neue Urheberrecht an Verken der 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 5. 


— 


bildenden Künſte und der Photographie. 


Von Eduard Eckert, Amtsrichter in Nürnberg. 
Durch Reichsgeſetz vom 19. Juni 1901 iſt 


das Urheberrecht an Werken der Literatur und 


Daß er in Adminiſtrativſachen 


Beteiligten aber wird ſelbſtverſtändlich Mißtrauen 


in die Unparteilichkeit des Beamten verurfacht. 
Es wäre daher am Platze, die Erlaſſung des 
Waſſergeſetzes zu benützen, um wenigſtens für 
Waſſerſachen dieſes Unikum in der Rechtspflege 
zu beſeitigen und feſtzuſetzen, daß dann, wenn eine 
unmittelbare Stadt ſelbſt Unternehmerin iſt, 
ebenſo auf Antrag eines Beteiligten in allen 
Sachen, bei welchen eine unmittelbare Stadt be— 
teiligt iſt, die Kreisregierung die zuſtändige Diſtrikts— 
verwaltungsbehörde zu beſtimmen habe. 


1) Die Aufzählung derjenigen Fälle, in welchen 
die mündliche Verhandlung keinesfalls unterbleiben ſoll, 
bedarf noch einer eingehenderen Nachprüfung. 


der Tonkunſt neu geregelt worden. Von den be⸗ 
teiligten Kreiſen längſt gefordert, dafür aber auch 
aufs gründlichſte vorbereitet von der Regierung, 
iſt nunmehr auch eine Neuregelung des Urheber⸗ 
rechts an Werken der bildenden Künſte und der 
Photographie erfolgt. Am 1. Juli 1907 wird 
an die Stelle des Geſetzes vom 9. Januar 1876 betr. 
das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte 
und des Geſetzes vom 10. Januar 1876 betr. 
den Schutz der Photographien gegen unbefugte 
Nachbildung ein für beide Materien gemeinſchaft⸗ 
liches neues Geſetz treten, das Geſetz vom 9. Januar 
1907 betr. das Urheberrecht an Werken der bil⸗ 
denden Künſte und der Photographie. Der Inhalt 
dieſes Geſetzes ſoll im Nachfolgenden in ſeinen 
Grundzügen dargeſtellt und mit dem bisherigen 
Rechte verglichen werden. 


I. 

Betrachten wir zunächſt den Gegenſtand des 
durch das neue Geſetz geſchützten Urheberrechtes, 
ſo begegnen wir hierbei ſofort dem wichtigſten 
Unterſchiede zwiſchen dem alten und dem neuen 
Rechte. Das Geſetz ſchützt „die Urheber von 
11 der bildenden Künſte und der Photographie“ 

§ 1). Die Beſtimmung, daß als Werke der 
Bbeicgraphi auch ſolche Werke gelten ſollen, die 
durch ein der Photographie ähnliches Verfahren 
hergeſtellt werden (8 3), enthält nichts Neues. In 
direktem Gegenſatz aber zu dem alten Rechte ſteht 
der § 2 Abſ. 1, der die Erzeugniſſe des Kunſt⸗ 
gewerbes ausdrücklich zu den Werken der bildenden 
Künſte zählt, desgl. auch Bauwerke, ſoweit dieſe 
künſtleriſche Zwecke verfolgen. Das Geſetz vom 
9. Januar 1876 hatte ausdrücklich beſtimmt: 
„Auf die Baukunſt findet das gegenwärtige Geſetz 
keine Anwendung“ ($ 3) und der $ 14 desſelben 
Geſetzes hatte nicht etwa, wie es in dem Berichte 
der Reichstagskommiſſion hieß, eine Brücke ge: 
ſchlagen zwiſchen der hohen Kunſt und der Induſtrie, 
ſondern im Gegenteil freie Kunſt und angewandte 
Kunſt aufs ſtrengſte geſchieden: er ließ dem Künſtler, 
der die Nachbildung ſeines Werkes an einem ge— 
werblichen Erzeugniſſe geſtattet hatte, gegen weitere 
Nachbildungen des Werkes im Bereiche der Induſtrie 
nur den Schutz angedeihen, der den gewerblichen 
Muſtern oder Modellen durch das ſog. Geſchmacks— 
muſtergeſetz vom 11. Januar 1876 eingeräumt 
iſt. Damit war eine Scheidewand aufgerichtet 
zwiſchen der hohen oder freien Kunſt, deren Erzeug— 
niſſe nur der Befriedigung des äſthetiſchen Bedürf— 
niſſes, nicht aber einem praktiſchen Gebrauchszwecke 
dienen wollen, und der angewandten Kunſt, deren 
Werke die beiden Zwecke in ſich vereinigen. Dieſe 
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Scheidewand iſt jetzt gefallen. Wenn das neue 
Geſetz zu den Werken der bildenden Künſte Bau⸗ 
werke zählt, „ſoweit ſie künſtleriſche Zwecke ver⸗ 
folgen“, ſo bedeutet das natürlich nicht, daß ſein 
Schutz nur Bauwerken zuteil werden ſoll, die lediglich 
künſtleriſchen und keinen praktiſchen Zwecken dienen, 
wie etwa die Propyläen am Königsplatz in München; 
den Schutz des Geſetzes können vielmehr auch Bau⸗ 
werke beanſpruchen, die, wie die beiden anderen 
an dieſem Platze ſtehenden Gebaͤude, einem prak⸗ 
tiſchen Zwecke dienen, wenn ſich an ihnen — ſei 
es auch unter Nachahmung der Bauweiſe einer 
früheren Zeit — ein ſelbſtändiges künſtleriſches, 
auf Befriedigung des äſthetiſchen Bedürfniſſes 
gerichtetes Schaffen offenbart. Trifft dieſe Voraus⸗ 
ſetzung nur bei einem Teile des Bauwerkes zu, 
etwa bei der Faſſade oder dem Treppenhauſe, jo 
iſt auch nur dieſer Teil als Werk der bildenden 
Künſte geſchützt; nur für ihre „äſthetiſch wirkſamen“ 
Leiſtungen ſoll die Baukunſt nach der Begründung 
des Geſetzentwurfes Schutz erhalten. Anderſeits 
berechtigt natürlich weder dieſer Ausdruck in den 
Motiven noch eine Aeußerung des Staatsſekretärs 
des Innern im Reichstag: „man ſollte — namentlich 
auf dem Gebiete der Architektur — nur die Nach⸗ 
bildung wirklich künſtleriſcher Schöpfungen ver⸗ 
bieten“ zu der Annahme, daß bei der Beurteilung 
der Schutzfähigkeit eines Bauwerkes irgend welches 
Gewicht auf den Grad der künſtleriſchen Vollendung, 
auf den größeren oder geringeren äſthetiſchen 
Wert zu legen ſei; denn maßgebend iſt nach 
dem klaren Wortlaute des Geſetzes das Verfolgen, 
nicht das Erreichen künſtleriſcher Zwecke. 

Auch für den Begriff des Kunſtgewerbes im 
Sinne des 8 2 kommt es nicht auf das Maß der 
künſtleriſchen Vollendung eines gewerblichen Er⸗ 
zeugniſſes an. Wenn man von Erzeugniſſen des 
Kunſtgewerbes ſpricht, ſo verbindet ſich damit 
allerdings leicht der Gedanke an äfthetiich wert⸗ 
volle Gegenſtände. Bei der Anwendung des Ge- 
fetzes vom 11. Januar 1876, betreffend das Ur⸗ 
heberrecht an Muſtern und Modellen, das ja eine 
Hebung des deutſchen Kunſtgewerbes bezweckte, 
iſt denn auch die Frage aufgetaucht, ob der Schutz 
des Geſetzes den gewerblichen Erzeugniſſen ſchlecht⸗ 
hin oder nur den äſthetiſch befriedigenden Er⸗ 
zeugniſſen des Kunſtgewerbes zukomme. Die 
Frage darf für das Muſterſchutzrecht als in dem 
Sinn erledigt gelten, daß für die Schutzfähigkeit 
eines Erzeugniſſes nicht deſſen äſthetiſcher Wert 
beſtimmend iſt, ſondern die Tatſache, daß es dem 
Verfertiger gelungen iſt, das Aeußere eines Ge— 
eee ſo zu geſtalten, daß er auf 

Geſchmack, das äſthetiſche Empfinden des 
Belhauenden in eigenartiger Weiſe — anders als 
die bisher im Verkehre geſehenen au 
derſelben Gattung — einzuwirken vermag. 
dieſe Einwirkung günſtig iſt oder nicht, 1 1 5 
können die Meinungen auseinandergehen; die 
Entſcheidung dieſer Frage iſt auch ohne Belang 
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für die Schutzfähigkeit des Gegenſtandes. Dieſer 
Standpunkt iſt auch gegenüber dem Geſetze vom 
9. Januar 1907 beizubehalten. Man darf nicht 
etwa unterſcheiden wollen zwiſchen gewerblichen 
Erzeugniſſen von künſtleriſcher Vollendung, die 
denſelben Schutz wie die Werke der jog. hohen 
Kunſt genießen würden, und gewerblichen Erzeug⸗ 
niſſen ohne Kunſtwert oder mit geringem Kunſt⸗ 
werte, die auf den Muſterſchutz des alten Rechtes 
angewieſen wären. Wie die Werke der ſog. hohen 
Kunſt ohne Rückſicht auf ihre künſtleriſche Vollendung 
geſchützt werden, ſo kommt es auch bei den Er⸗ 
zeugniſſen der angewandten Kunſt nicht darauf 
an, ob ſie ihren künſtleriſchen Zweck wirklich er⸗ 
reichen. Der Regierungsentwurf hatte auch nicht 
den in der Reichstagskommiſſion gewählten Aus⸗ 
druck „Erzeugniſſe des Kunſtgewerbes“ gebraucht, 
ſondern für Werke der bildenden Künſte „ge⸗ 
werbliche Erzeugniſſe“ erklärt, „ſoweit ſie 
künſtleriſche Zwecke verfolgen“. In der Begründung 
des Entwurfes war hierzu bemerkt, es werde hier 
wie allgemein der Geſichtspunkt maßgebend ſein, 
ob unabhängig von dem Gebrauchszwecke der 
Sache eine individuelle künſtleriſche Leiſtung vor⸗ 
liege; daß aber bei dieſer der höhere oder niederere 
Kunſtwert nicht ins Gewicht falle, ſei ſchon heute 
anerkannten Rechtes und bedürfe keiner beſonderen 
Hervorhebung im Geſetze. Durch die von der 
Reichstagskommiſſion gewählte Faſſung iſt das 
Geſetz zwar nicht klarer, jedenfalls aber ns 
ſachlich nicht geändert worden. 

Der urheberrechtliche Schutz, den das Geſet 
vom 11. Januar 1876 gewährt, wird durch das 
neue Geſetz nicht berührt. Wegen der beſonderen 
Vorausſetzungen, an die er geknüpft iſt, vor allem 
wegen der Notwendigkeit der Anmeldung und 
Hinterlegung bei der Regiſterbehörde, kommt er 
natürlich nicht ohne weiteres allen gewerblichen 
Erzeugniſſen zu, die als Werke der bildenden Künſte 
geſchützt ſind. Eine andere Frage iſt die, ob es 
bei der jetzt getroffenen Regelung noch Gegenſtände 
geben wird, die den Muſterſchutz genießen und 
nicht zugleich auch als kunſtgewerbliche Erzeugniſſe 
urheberrechtlichen Schutz nach den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 9. Januar 1907 beanſpruchen 
können. In der Begründung des Geſetzentwurfes 
iſt die Frage bejaht — ob mit Recht oder nicht, 
dies zu erörtern dürfte hier zu weit führen. Jeden⸗ 
falls liegt, wenn die Motive beiſpielsweiſe „plaſtiſche 
Bildwerke ohne ausgeprägte individuelle Formung“ 
lediglich auf den Muſterſchutz verweiſen, der Gedanke 
nahe, daß damit dem künſtleriſchen Wert eine ihm 
nicht zukommende Bedeutung beigelegt wird. 

a Werke der bildenden Künſte gelten nach 

2 Abſ. 2 auch Entwürfe für Erzeugniſſe des 
nr ſowie für Bauwerke der oben be— 
zeichneten Art; auf ſolche Entwürfe, wie überhaupt 
auf alle Entwürfe, die als Werke der bildenden 
Künſte anzuſehen ſind, finden die Beſtimmungen, 
die das Geſetz über das literariſche Urheberrecht 
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zum Schutze von Abbildungen enthält, keine An⸗ 
wendung (8 4). | 

Urheberſchutz genießen endlich auch Werke der 
bildenden Künſte und der Photographie, die ſelbſt 
wieder Nachbildungen ſolcher Werke ſind. Hierin 
liegt ein wichtiger Unterſchied gegenüber dem bis⸗ 
herigen Recht. Es kommt in Zukunft für die 
Schutzfähigkeit nicht mehr darauf an, ob die Nach⸗ 
bildung rechtmäßig erfolgt iſt oder nicht, ob der 
Nachbildende dasſelbe Kunſtverfahren gewählt hat, 
in dem das Original hergeſtellt iſt, oder ein anderes 
(8 7 des Geſ. vom 9. Jan. 1876), ob das durch 
Photographie nachgebildete Werk ſchon Gemeingut 
iſt oder nicht (8 1 Abſ. 2 des Geſ. vom 10. Jan. 1876). 
Aber daran hat ſelbſtverſtändlich auch das neue 
Recht feſtgehalten, daß der Urheber einer Nach⸗ 
bildung ſeine Urheberbefugniſſe dann, wenn der 
Urheber des nachgebildeten Werkes ſelbſt noch Schutz 
genießt, nur mit deſſen Einwilligung ausüben 
darf (8 15 Abi. 2). Er darf ſeine Nachbildung 
nur mit Einwilligung des Urhebers des Originales 
vervielfältigen, verbreiten uſw.; denn in der Ver⸗ 
vielfältigung und Verbreitung der Nachbildung 
liegt ja auch eine Vervielfältigung und Verbreitung 
des Originales. Dagegen bedarf er dieſer Ein⸗ 
willigung nicht, wenn es ſich darum handelt, andere, 
und ſei es auch der Urheber des Vorbildes, von 
der Vervielfältigung, Verbreitung oder Vorführung 
der Nachbildung auszuſchließen. Zu beachten iſt 
aber, daß als Werk der bildenden Künſte nicht jede 
Nachbildung geſchützt wird, die mit den Mitteln 
der bildenden Künſte hergeſtellt iſt; in der Be⸗ 
gründung des Geſetzentwurfes iſt wohl mit Recht 
die Forderung aufgeſtellt, daß auch die Nachbildung 
das Ergebnis individueller künſtleriſcher Tätigkeit 
ſei. Immerhin handelt es ſich hierbei um eine 
künſtleriſche Tätigkeit von verhältnismäßig unter⸗ 
geordneter Bedeutung. Die in der Nachbildung 
zum Ausdrucke kommende Idee rührt von dem 
Urheber des Originales her; ebenſo müſſen ſich 
in der Hauptſache auch die Formen, durch die 
dieſer Idee Ausdruck verliehen wird, mit denen 
des Vorbildes decken. Wäre es anders, ſo könnte 
man nicht von einer Nachbildung ſprechen. Die 
Selbſtändigkeit des Nachbildenden kann ſich alſo 
faſt nur in der Anwendung der Mittel äußern, 
durch die er das Vorbild — deſſen Linien und 
Farben und damit deſſen Ideen — in der Nach⸗ 
bildung zur Anſchauung bringt. Deshalb iſt es 
wohl möglich. aber immerhin ſelten, daß auch 
eine Nachbildung, die in demſelben Kunſtverfahren 
hergeſtellt iſt wie das Vorbild, urheberrechtlichen 
Schutz genießt. 

Anders liegt der Fall, wenn jemand nicht nur 
eine andere Kunſtform, ein anderes künſtleriſches 
Verfahren wählt als der Urheber des Vorbildes, | 
ſondern den im Vorbild enthaltenen Gedanken in 
weſentlich anderer Geſtaltung zum Ausdrucke bringt. 
Dann mag die Idee der neuen Schöpfung ſich 
von der des Vorbildes nicht weiter unterſcheiden, als 
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es eben die anderen Formen und Farben notwendig 
mit ſich bringen, m. a. W. es mag das Motiv, der 
Gegenſtand des Kunſtwerkes in beiden Bildern 
identiſch ſein, der Urheber des zweiten Werkes 
genießt doch vollkommenen urheberrechtlichen Schutz. 
Das Geſetz leiht ſeinen Schutz nicht demjenigen, 
der eine künſtleriſche Idee hat, ſondern demjenigen, 
der ihr Form gegeben, der ſie durch die Mittel 
der bildenden Künſte zur Anſchauung gebracht hat. 
Darum beſtimmt der $ 16 in Uebereinſtimmung 
mit den 88 4 und 2 der Geſetze vom 9. und 10. 
Januar 1876: Die freie Benutzung eines Werkes 
iſt zuläſſig, wenn dadurch eine eigentümliche 
Schöpfung hervorgebracht wird. 

Von Bedeutung iſt, daß das neue Recht den 
Schutz der Photographie nicht mehr abhängig macht 
von den in § 5 des alten Geſetzes aufgeführten 
beſonderen Vorausſetzungen: Die Photographie 
braucht nicht mehr den Namen oder die Firma 
und den Wohnort des Verfertigers oder Verlegers 
und das Kalenderjahr des Erſcheinens zu tragen. 


II. 


Wer als Urheber anzuſehen iſt, iſt in dem 
neuen Geſetz ebenſowenig ausdrücklich beſtimmt, 
wie in dem bisherigen Rechte. Durch eine Be⸗ 
ſtimmung, wie ſie ein im April 1904 veröffent⸗ 
lichter Geſetzentwurf enthielt: „Urheber eines Werkes 
iſt deſſen Verfertiger“, wäre in der Tat nicht viel 
gewonnen geweſen. Außer Zweifel ſteht, daß die 
Verwendung von Hilfskräften an und für ſich den 
Anſpruch, als Urheber zu gelten, noch nicht aus⸗ 
ſchließt. Es iſt eine Tatfrage und muß von Fall 
zu Fall entſchieden werden, wann derjenige, der 
ſich fremder Arbeitskräfte bei der Herſtellung eines 
Werkes bedient, nicht als Urheber, ſondern nur 
als Auftraggeber anzuſehen iſt. In dieſem Falle 
taucht dann die weitere Frage auf, ob das Ur⸗ 
heberrecht nicht vielleicht kraft des zwiſchen dem 
Herſteller und dem Auftraggeber beſtehenden Ver⸗ 
tragsverhältniſſes mit der Herſtellung des Werkes 
auf den Auftraggeber übergegangen iſt. Gerade 
auf dem neu in das Geſetz einbezogenen Gebiete 
der angewandten Kunſt wie auch auf dem der 
Photographie kann dieſe Frage häufig praktiſch 
werden. Für den Muſterſchutz gilt hier die Be— 
ſtimmung in § 2 des Geſetzes vom 11. Januar 
1876: „Bei ſolchen Muſtern und Modellen, welche 
von den in einer inländiſchen gewerblichen Anſtalt 
beſchäftigten Zeichnern. Malern, Bildhauern ꝛc. 
im Auftrag oder für Rechnung des Eigentümers 
der gewerblichen Anſtalt angefertigt werden, gilt 
der letztere, wenn durch Vertrag nichts anderes 
beſtimmt iſt, als der Urheber der Muſter und 
Modelle.“ Bei dem Urheberrecht nach den Be— 
ſtimmungen des Geſetzes vom 9. Januar 1907 
findet ein ſolcher Rechtsübergang kraft Geſetzes 
oder richtiger ein ſolches Entſtehen des Urheber— 
rechts in der Perſon eines anderen als des Ver— 
fertigers nicht ſtatt. Theoretiſch iſt deshalb die 


0 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 5. 


Möglichkeit nicht von der Hand zu weiſen, daß 
an einem kunſtgewerblichen Erzeugnis von zwei 
verſchiedenen Perſonen Urheberrechte geltend gemacht 
werden, von der einen auf Grund des Muſter⸗ 
Geert u von der anderen auf Grund des neuen 

Geſetzes über das Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künſte. In der Regel freilich wird man 
auch für das durch dieſes Geſetz geſchützte Urheber⸗ 
recht annehmen dürfen, daß es nach dem Willen 
der Beteiligten auf den geſchäftlichen Unternehmer 
übergehen ſoll, wenn der Verfertiger dieſem, wie 
die Motive ſich ausdrücken, „als Angeſtellter, 
Beamter uſw. ſeine Dienſte berufsmäßig und gegen 
Entgelt zur Verfügung geſtellt hat.“ Auch wo 
ein ſolcher Parteiwille nicht zu erweiſen ſein ſollte, 
könnte der Verfertiger eines Werkes der bildenden 
Künſte das ihm in dieſer Eigenſchaft zuſtehende 
Urheberrecht jedenfalls nicht gegen den Auftrag⸗ 
geber geltend machen, um die Muſterſchutzrechte zu 
beeinträchtigen, die dieſem an demſelben Gegen⸗ 
ſtande nach 8 2 des Geſetzes vom 11. Januar 
1876 zuſtehen. 

Die Frage, wer als Urheber anzuſehen oder 
zu vermuten iſt, insbeſondere dann, wenn mehrere 
an der Herſtellung eines Werkes beteiligt ſind, 
wird in den 88 5—9 für eine Reihe von Fällen 
beſonders geregelt. Die Regelung erfolgt in der⸗ 
ſelben Weiſe wie in dem Geſetz über das Urheber⸗ 
recht an Werken der Literatur und der Tonkunſt. 
Da es ſich ſomit nicht eigentlich um neugeſchaffenes 
Recht handelt, ſo ſoll auf dieſe Beſtimmungen 
hier nicht weiter eingegangen werden. 

Auch die Vorſchriften über die Vererblichkeit 
und Uebertragbarkeit des Urheberrechtes (3 10) 
enthalten nichts, was als neues Recht hier zu 
beſprechen wäre. Nur eine Stelle aus der Be⸗ 
gründung des Geſetzentwurfes möge hier zum 
Verſtändnis des Sprachgebrauches des Geſetzes 
Platz finden: „In Uebereinſtimmung mit dem 
Literargeſeh⸗ hat der Entwurf, wo er vom Ur⸗ 
heber ſpricht, nicht nur denjenigen, in deſſen 
Perſon das Urheberrecht entſtanden iſt, ſondern, 
falls nicht etwa aus dem Zuſammenhang ein 
anderes hervorgeht, auch den Erben, nicht aber 
einen ſonſtigen Rechtsnachfolger im Auge. Im 
Gegenſatze hierzu iſt als „Berechtigter jeder zu 
verſtehen, der im gegebenen Falle zur Ausübung 
des Urheberrechtes befugt it, folglich unter Um⸗ 
ſtänden auch der Verleger.“ 

An den $ 10 reihen ſich zwei Beſtimmungen 
mehr verlagsrechtlichen Inhaltes an. Sie betreffen 
das Urheberrecht an Beiträgen für Zeitungen, 
Zeitſchriften und Sammelwerke, periodiſche und 
nicht periodiſche, ſowie die Verpflichtung des Er⸗ 
werbers des Urheberrechtes, ſich bei der Ausübung 
der erworbenen Befugniſſe aller Aenderungen an 
dem Werke ſelbſt, an deſſen Bezeichnung oder an 
der Bezeichnung des Urhebers zu enthalten; zu— 
läſſig ſind Aenderungen, für die der Berechtigte 
ſeine Einwilligung nach Treu und Glauben nicht 
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verſagen kann (88 11 u. 12). Dieſe Beſtimmungen 
haben ihr Vorbild in dem 89 des Geſ. über das 
Urh. R. an W. d. Lit. und den 88 3, 41, 42 u. 
13 des Geſ. über das Verlagsrecht und ſollen 
darum hier nicht näher beſprochen werden. Nur 
eine Bemerkung ſei geſtattet. In den Motiven 
heißt es: „Keinem Zweifel wird es unterliegen, daß 
namentlich die Uebertragung des Werkes in eine andere 
Größe und ſolche Aenderungen geſtattet ſind, die das 
für die Vervielfältigung angewendete Verfahren mit 
ſich bringt“. Dies dürfte zu weit gehen. Ein 
Bild kann bei der Wiedergabe in einem anderen, 
vor allem in einem vielfach vergrößerten Maß⸗ 
ſtabe und ebenſo durch ein mangelhaftes oder 
nicht paſſendes Vervielfältigungsverfahren unendlich 
viel von ſeinem urſprünglichen Charakter einbüßen 
und in ſolcher Umgeſtaltung der künſtleriſchen Ehre 
ſeines Schöpfers ſo nachteilig ſein, daß dieſem das 
Recht nicht verſagt werden kann, auf Grund des 8 12 
Einſpruch zu erheben gegen eine ſolche Ausnützung 
der von ihm übertragenen Vervielfältigungsbe⸗ 
fugnis. Dem ſteht nicht entgegen, daß das Geſetz 
für zwei Fälle, in denen es die Vervielfältigung 
ohne die Genehmigung des Urhebers geſtattet, 
Aenderungen der gedachten Art ausdrücklich für 
zuläſſig erklärt (8 21). 

Im Zuſammenhange mit der Frage der 
Uebertragbarkeit des Urheberrechts ſteht die jetzt 
Glatt geregelte Frage der Pfändbarkeit. Im 

Gegenſatze zu dem ſtofflich meiſt wertloſen 
Manuſkript iſt das Werk der bildenden Künſte 
der Pfändung nicht entzogen. In das Urheber⸗ 
recht aber findet die Zwangsvollſtreckung gegen 
den Urheber nur ſtatt, wenn er ſelbſt — nicht 
etwa nur ſein geſetzlicher Vertreter — die Ein⸗ 
willigung dazu gegeben hat, und gegen die 
Erben des Urhebers ohne deren Einwilligung 
nur dann, wenn das Werk oder eine Verviel⸗ 
fältigung davon ſchon erſchienen iſt. Das gleiche 
gilt von der Zwangsvollſtreckung in ſolche 
Formen, Platten, Steine oder ſonſtige Vor⸗ 
richtungen, die ausſchließlich zur Vervielfältigung 
des Werkes beſtimmt ſind; der Erwerb dieſer 
Gegenſtände ohne das Recht zur Vervielfältigung 
würde dem Erwerber kaum einen Vorteil, dem 
Künſtler oder ſeinem Erben aber leicht ſchweren 
Schaden bringen ($ 14). 

Eine geſetzliche Vorausſetzung des Urheber⸗ 
ſchutzes iſt ebenſo wie bei den Werken der 
Literatur und der Tonkunſt die Reichsangehörig⸗ 
keit des Urhebers und, wo dieſe fehlt, in gewiſſem 
Sinne eine Reichsangehörigkeit des Werkes; wer 
nicht Reichsangehöriger iſt, genießt den Schutz 
des Geſetzes nur für ein Werk, das im Inland 
erſcheint und nur, ſo fern er nicht das Werk an 
einem früheren Tag im Ausland hat erſcheinen 
laſſen (8 54). Schluß folgt.) 


Kultusbauſtreitigkeiten. 


Von Dr. jur. Heinrich Tretzel, Bezirksamtsaſſeſſor 
in Eggenfelden. 


(Fortſetzung ſtatt Schluß.) 
Verwaltungsſtreitigkeiten. 


Die öffentlichrechtlichen Streitigkeiten über die 
Baupflicht ſind in der Regel ſtreitige Verwaltungs⸗ 
ſachen. Parteiſtreitigkeiten zwiſchen Kirchenſtiftung 
und Kirchengemeinde oder Kirchengemeinden find 
Streitigkeiten aus dem Kirchengemeindeverband!) 
und fallen unter die Zuſtändigkeit des Art. 10 
Ziff. 13 des Verwaltungsgerichtsgeſetzes,?) wäh: 
rend Streitfälle zwiſchen Gemeinde und Kirchen⸗ 
ſtiftung bzw. Kirchengemeinde bezüglich der Bau⸗ 
pflicht an Schul⸗ und Mesnerhäuſern unter Art. 10 
Ziff. 19 einzureihen ſind.“) Differenzen zwiſchen 
einer Kirchenſtiftung oder Kirchengemeinde und 
der Staatsaufſichtsbehörde, alſo die Austragung 
von Beſchwerden gegen die Staatsaufſicht, welche 
die Kirchenſtiftung oder Kirchengemeinde im Auſ⸗ 
ſichtsweg anhält, werden dagegen nach Art. 10 
Ziff. 3) erſt in letzter Inſtanz und nur dann 
Verwaltungsrechtsſtreitigkeiten, wenn von dem ein⸗ 
ſchlägigen Stiftungsverwaltungsorgan, alſo der 
Kirchenverwaltung oder von der Kirchengemeinde 
behauptet wird, daß dem Kirchenvermögen, einer 
kirchlichen Stiftung oder der Kirchengemeinde eine 
rechtlich nicht begründete Leiſtung auferlegt worden 
ſei. Zuſtändige Verwaltungsbehörde iſt wie in 
allen ſtrittigen Verwaltuugsfragen, welche die 
Baupflicht betreffen, ſo insbeſondere bei ſtreitigen 
Verwaltungsſachen die Kuratelbehörde, welche über 
das Kirchenvermögen der in Frage ſtehenden Kirche 
zu wachen hat; ) in letzter Inſtanz entſcheidet bei 


1) BGE. XXIV 229; Seiler S. 88. 

2) BGE. XXII 147; Dyroff S. 287 Note 11; auch 
die Beitragspflicht einer andern Kirchenſtiftung bzw. 
einer andern Kirchengemeinde aus einem Verbands: 
verhältnis, wozu auch das Filialverhältnis zählt (an⸗ 
ders BlAdmPr. XXV 99; RB. 1851 S. 738; Krais 
I 331, vgl. RBl. 1859 S. 1113), iſt öffentlichrechtlich. 

) Die Konkurrenzpflicht der Kirchenſtiftung bzw. 
Kirchengemeinde gegenüber einer Gemeinde und um⸗ 
gekehrt fällt unter 10 Ziff. 19, während die Leiſtungs⸗ 
pflicht der Kirchengemeindeglieder unter 10 Ziff. 13 ein⸗ 
zureihen iſt: VGE. XVIII 85, XXI 123, XXIV 225, 
XXV 345, 373, vgl. III 553, IX 118, XI (95) 205; 
Reger⸗Dyroff S. 293, 295 Note 5. 

) VGE. XVIII 86; dazu BGE. XXI 130; Reger⸗ 
Dyroff S. 275. 

5) Permaneder S. 60; VGE. XVIII 87 (IV 177), 
X 129, XI 131, XIII 238; Reger-Dyroff S. 288. Kuratel⸗ 
behörden ſind bei unmittelbaren Kirchengemeinden die 
Regierung, ſonſt die Bezirksämter: GemO. Art. 206 mit 
RevGE. § 122, 124, 126, 127, 129; VollzVorſchr. vom 
18. Okt. 1837 Ziff. 207. Oertlich zuſtändig iſt die 
Kuratelbehörde, welche der Kirchenſtiftung, deren Kultus— 
gebäude in Frage ſteht, vorgeſetzt iſt: VGéE. XVIII 87, 
XXV 373 (die Schulauſſichtsbehörde gegen die Kirchen— 
ſtiftung), Reger-Dyroff S. 293 Anm. 1. Der modernen 
Anſchauung entſpräche es mehr, die Auſſichtsbehörde für 
zuſtändig zu erachten, welche auch das Staatsaufſichts— 
verfahren durchführt. — Zur Entſcheidung über die Bau— 
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ſtreitigen Verwaltungsſachen der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof.) Das Verfahren iſt das für ſtrittige 
Verwaltungsſachen vorgeſchriebene. ?) 

Von den ſtrittigen Verwaltungsſachen zu trennen 
ſind die Streitigkeiten über reine Verwaltungs⸗ 
fragen,“) d. h. Ermeſſensfragen, welche von der 
Kuratelbehörde erledigt werden.“) Dahin gehören 
vor allem?) die Fragen über die Notwendigkeit“) 
und Zweckmäßigkeit eines Baues,) über die 
Leiſtungsfähigkeit des Kirchenvermögens hierzu,“) 
wozu auch die Frage gehört, ob und wie die vor⸗ 
handenen Mittel zum Bau verwendet werden 
ſollen und darunter die Frage, ob die Kon⸗ 
kurrenzen in Anſpruch genommen werden ſollen.“) 
In allen dieſen Fragen gibt die Kuratel einen 
Ausſpruch jedoch nur als Kuratelbehörde in Ver⸗ 
fügung über das ihrer Wahrung anvertraute 
Kirchenvermögen, während ſie den Umfang der 
Leiſtungspflicht Dritter weder erweitern!“) noch 
beſtimmen kann. Ueber den Umfang der Lei⸗ 


pflicht an einer Filialkirche, deren Vermögen mit dem 
Hauptkirchenvermögen in einer unmittelbaren Stadt ver⸗ 
waltet wird, iſt das Bezirksamt berufen. BGE. XVIII 
87. Bei Schul⸗ und Megsnerhäuſern entſcheidet die 
Schulaufſichtsbehörde, FormV. vom 17. Dez. 1825 8 19b 
und 50; nach Reger⸗Dyroff S. 293 die Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörde im Benehmen mit der Diſtriktsſchul⸗ 
inſpektion (ME. vom 24. Juli 1833 II f. u. 24. Juni 
1839 Ziff. 4 Weber III 289); es iſt aber unklar, warum 
die Diſtriktsſchulinſpektion bei einer Entſcheidung 
mitwirken ſoll. 

) Art. 10 VGG. 

) Art. 45 mit 16 ff. VGG. 

) Seydel I 592; VBdg. vom 16. Dez. 1810, dazu 
RB. 1868 S. 2433; BlAdmPr. XII 325, XVII 145, 
XXVIII 322, XLVII 46. 

) Die bauliche Unterhaltung iſt überhaupt eine 
Verwaltungsſache, RBl. 1868 S. 2433. 

) Die Vdg. vom 16. Dez. 1810 zählt auf: ob der 
Bau notwendig, wie und wann gebaut werden ſoll? 
ob der Bau wirklich vorhanden ſey, daß die Dezima⸗ 
toren und andere Baupflichtige zur Konkurrenz anzu— 
rufen ſeyen? oder ob die vorkommenden Baurepara= 
tionen blos von dem Pfründebeſitzer oder den betreffen 
den Kirchenfonds beſtritten werden ſollen oder ob der 
Baufall ein Hauptbau oder eine Hauptbaureparation 
ſey? ob ad onus successorum gebaut werden ſoll? 
Wie die Bauſchillingsfriſten zu reguliren ſeyen? ferner 
über die Gegenſtände in Baurechnungen, deren Prü— 
fung ihnen gleichfalls zukömmt, über die Baufall- 
ihäßungen, über Baufälle, welche dem Vorfahrer zur 
Laſt fallen ꝛc.“ 

) Ob ein Bedürfnis beſteht: Krais I 342; Stingl 
S. 979; Seeberger S. 894; BlAdmPr. 1343, 419; XXVIII 
323; RBl. 1868 S. 2433; VSE. III 144, XI 224; 
OGH. XI 230, XIII 543, XIV 810, anderſeits XV 18; 
ob ein Blitzableiter anzubringen iſt, OGH. V 571. 

7) Das techniſche der Bauführung gehört zur Ver— 
waltung: ME. vom 11. Okt. 1828; ob ein Raum zur 
Erfüllung des Zwecks geeignet BGE. XVI 17, vgl. 
VGE. XI 224 

8) Ueber die Inſuffizienz, d. h. die Frage, ob die 
Mittel ausreichen: Krick. Baupflicht S. 89; Krais 1 342; 
Stingl S. 980; Seeberger S. 984; Seydel III 601: 
OGp. XIII 543; BlaldmpPr. XXII 33, XXV 49, XXVIII 
323, 327, XI III 57. 

9) BlAdmpPr. I 419, XXVIII 323; Seeberger 894. 

10) BlAdmPr. XXVIII 180. 
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ſtungspflicht der Konkurrenzen haben im Streit⸗ 
fall die Gerichte zu entſcheiden.) Damit fällen 
ſie auch ein Urteil, ob die Konkurrenz in der 
beanſpruchten Höhe und dem vorgeſehenen Um⸗ 
fang zu dem in Ausſicht genommenen Bau bei⸗ 
tragen muß?) und ob überhaupt die Voraus⸗ 
ſetzungen der Inanſpruchnahme der Konkurrenzen, 
alſo vor allem die Inſuffizienz des Kirchenver⸗ 
mögens gegeben ift.”) Anders iſt die herrſchende 
Anſchauung,“) welche alle Verwaltungsfragen, ins⸗ 
beſondere die Inſuffizienzfrage,“) ausſcheidet und 
ausſchließlich den Kuratelbehörden zuweiſt.“) Hierfür 
findet ſich aber nirgends eine geſetzliche Stütze, 
vielmehr ſind auch hier Zwiſchenfragen verwal⸗ 
tungsrechtlicher Natur von den Gerichten inzidenter 
zu entſcheiden,) wie anderſeits Verwaltungs⸗ 
behörden privatrechtliche Fragen als Zwiſchen⸗ 
fragen ſelbſt behandeln können.“) Auch der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof hat die Rechtsfrage, ob eine 
Kirchengemeinde in einem beſtimmten Umfang 


1) Das Gericht entſcheidet über die prinzipielle 
Frage und den allgemeinen Umfang (OGH. XIV 810), 
ob eine bauliche Wendung notwendig, aber nur über 
den Umfang der Baupflicht im allgemeinen; (es kann 
den Adminiſtrativbehörden nicht das Recht abgeſprochen 
werden, im einzelnen Fall etwa weiter auftauchende 
Fragen zu entſcheiden); ob das Bedürfnis eines Bau⸗ 
falls gegeben iſt und in welchem Grade (eben da); das 
Gericht entſcheidet auch, ob eine einzelne beſtimmte 
Leiſtung oder eine gewiſſe Art von Leiſtungen im Um⸗ 
fang der Kultusbaulaſt mit inbegriffen und deshalb 
mitzuleiſten iſt, z. B. Brandverſicherungs beiträge (GVBl. 
1877 Beil. 1 S. 1. 

) d. h. ob eine Bauvornahme notwendig. da der Bau⸗ 
pflichtige nur Notwendiges leiſten muß: BlAdmPr. XXVIII 
180, FMBl. 1867 ©. 169, 1868 S 11; OGH 1461. V 
571; Krais 1 329; Krick, Baupflicht 79; ov die Gemeinde 
in dem Maße an den Baukoſten mitzutragen hat, wie 
vom andern verlangt wird: RBl. 1871 S. 1809. 


) Ob bei einem Baufall die Vorausſetzungen ge⸗ 
geben ſind, welche den Eintritt der Konkurrenzpflicht 
ſowohl was den Gegenſtand und den Umfang, als was 
die Subſidiarität betrifit, bedingen, RBl. 1871 S. 1809; 
bezüglich der Leiſtungsfähigkeit: BliRA. XL 111; Stingl 
S. 980; OGH. XV 18 (bezüglich früherer Fälle); vgl. 
BGE. XVIII 118. 

) Dieſe Leaf aus der Vd 


. dom 16. Dez. 1810 
eine präjudizielle 
I 340. 


uſtändigkeit der Verwaltung: BlAdnmPr. 


) BlAdmPr. XXII 33, XXV 49, XXVIII 321, XLIII 
57, XLVII 47; BlfRA. LVII 171; 0689. XIII 543 
(KMBl. 1892 S. 245). 

) Stingl,. S. 980. Der Inſuffizienzbeſchluß wird 
durch die Diſtriktsverwaltungsbehörde bei der Inſtruk— 
tion erlaſſen, kann aber von der Regierung berichtigt 
werden (für die DiſtriktsverwBeh.: BlAdmpPr. XXII 42, 
XLV 133, Permaneder S. 68; dagegen für die Bus 
ſtändigkeit der Regierung BlAdmPr. XXV 50, XXVIII 
327, Krick, Baupflicht, S. 282; nach kollegialer Beratung 
BlAdmPr. XXV 50, dagegen XLVII 47). Er iſt lediglich 
eine Beſtätigung zu den Akten über das Vorhandenſein 
von Mitteln zu dem Bau BlAdmpPr. XXVIII 327; Bei: 
ſpiel eines Beſchluſſes BlAdmpPr. XXV 52. 

7) Seydel I 588. 

s) Im verwaltungsrechtlichen Verfahren werden 
Verwaltungsfragen in letzter Inſtanz nicht mit gewür— 
digt: VGG. Art. 13 (VE. III 144, XVI 17, vgl. XI 
225), jedoch bei der Regierung und der 1. Inſtanz. 


herangezogen werden kann, alſo inwieweit die 
Kuratelbehörde nach dem Geſetz die Notwendigkeit 
bemeſſen kann, zu entſcheiden. 


Zivilrechtsweg. 


Soweit privatrechtliche Verhältniſſe vorliegen,“ 
handelt es ſich in der Regel um Baulaſten d. i. 
Komplexlaſten, welche den Reallaſten analog 
behandelt werden.) Klagen werden demnach in 
der Regel auf Erfüllung einer konkreten Leiſtung“) 
aus dieſem Rechtsverhältnis oder auf Anerkennung 
des Beſtehens oder Nichtbeſtehens der Baupflicht 
bzw. der Freiheit von dieſer Laſt,“) alſo auf 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes,“) gehen. Die 
Feſtſtellungsklage ift bei jeder Rechtsverletzung,“ 
z. B. Abſtreitung des Rechts, zuläflig, ſie kann 
aber auch ſchon vor einer eigentlichen Rechts⸗ 
verletzung dann erhoben werden, wenn der Kläger 
ein Intereſſe daran hat, daß das Rechtsverhältnis 
alsbald feſtgeſtellt werde, ohne daß ein beſtimmter 
Baufall vorliegt.“) 


Für die Zuſtändigkeit iſt der allgemeine 
Gerichtsſtand des Beklagten, der als baupflichtig 


1) Privatrechtlich iſt die Zehentbaulaſt (BGE. XVIII 
87, XXV 374; RBl. 1864 S. 30) ebenſo die Patronats⸗ 
baupflicht (OGH. n. F. IV 832; BGE. VI 166, anders 
Seiler S. 89), die Baupflicht des Aerars (BGE. XVI 19). 


) Die Baulaſt iſt eine auf den urſprünglich zum 
Kirchenvermögen gehörigen Grundſtücken und Grund: 
rechten ruhende Laſt. OGH. VII 883, IX 89. In dex 
Literatur wird die Baulaſt als Reallaſt, bzw. als 
deutſchrechtliche Reallaſt auf dem geſamten ehemaligen 
Kirchenvermögen, das ſich in Händen des Baupflichtigen 
befindet, angeſehen: Huck, Die rechtl. Natur der kirchl. 
Baulaſt, Zeitſchr. f. deutſches Recht und Rechtsgeſch. 
VIII 326 f.; Schmitt PG., Die Kultusbaulaſt 1888 
S. 60, 225, 259; Roth, b. ZivR. II 142; Bl. f. RA. 
XLVII 30; Vhdl. d. K. d. A. 1851/52, Sten. Ber. V 
296, Beil. Bd. IV 320. Nach dem oberſten Gerichts⸗ 
hof iſt die Baulaſt als deutſchrechtliche, den Reallaſten 
analoge Obligation anzuſehen, die nicht rein dinglich, 
ſondern gemiſcht dinglich-perſönlicher Natur iſt (OGH. VI 
753, X 17, XII 579; Geret, Vdg. Samml. n. F. XXXIII 
603, vgl. jedoch OGH. VII 431, Permaneder S. 41 
Anm. 115), alſo eine Art Reallaſt, auf welche die 
Beſtimmungen über Reallaſten entſprechend anzuwenden 
find (RBl. 1858 S. 1012; OGH. II 101, VII 431, 
IX 510, X 17, XII 579, 582, XIII 407, XIV 810, 
Geret XXXIII 603); über den Begriff der Reallaſt 
OGH. IX 510. 

) OGH. X 82, XIV 810. 

) OGH. V 578, VI 931. XIV 810, RBl. 1858 
S. 1012; Seeberger S. 893 Anm.; alſo petitoriſch und 
negatoriſch: RBl. 1858 S. 1012; OGH. V 578, VI 573 
(eonfessoria u. negatoria utilis), VII 763. 

5) ZPO. 8 256; OGH. VI 931. IX 115, 642, X 82; 
auch über den Umfang; BGE. XII 481. 

6) Eine Rechtsverletzung liegt ſchon vor, wenn der 
in Anſpruch Genommene zwar erklärt, er wolle die 
geforderte Leiſtung erfüllen, aber nur freiwillig, ohne 
eine Verpflichtung anzuerkennen (OGH. X 82) oder bei 
Anerkennung nur zum Teil (BGE. XII 484), über- 
haupt, wenn der tatſächliche Zuſtand mit dem Recht 
nicht in Einklang ſteht (OGH. X 82). 

) ZPO. § 256; OGH. VI 931. X 82, XIV 810; 
Seufferts Archiv XV Nr. 80; Stingl S. 973. 


in Anſpruch genommen wird, maßgebend.!) Der 
Streitwert wird vom Gericht nach freiem Ermeſſen 
fe ſtgeſetzt.) Prozeßbeteiligt ſind in der Regel 
die Kirchenſtiftung, bzw. bei Schul⸗ und Mesner⸗ 
häuſern auch die Gemeinde und der bzw. die 
als obligatoriſch oder dinglich verpflichtet in An⸗ 
ſpruch Genommenen.“) (Schluß folgt.) 


Nitteilungen aus der Praxis. 


Iſt bei fog. altrechtlichen Hypsthekenurkunden zur 
Zwangs vollſtreckung in das eingebrachte Gut der Fran 
ein Duldungstitel gegen den Mann im Sinne des 
8 739 300. erforderlich? Bei der praktiſchen Wich⸗ 
tigkeit dieſer in dem Aufſatze von Will (ſ. Nr. 1 
dieſer Zeitſchrift, Jahrgang 1907 S. 12) erörterten 
Frage mag es geſtattet ſein, auf ſie noch einmal 
zurückzukommen. Das geſamte in Frage kommende 
Material hier zuſammenzuſtellen, erübrigt ſich, weil 
dies in dem bezeichneten Aufſatze ſchon mit großer 
Sorgfalt geſchehen ilt.' 

Leitender Geſichtspunkt iſt, daß 8 706 Abſ. II 
ZPO. ä. F. bezüglich der Hypothekenurkunden ohne 
Einſchränkung abweichende Vorſchriften von den Be⸗ 
ſtimmungen der ZPO. über die Zwangsvollſtreckung 
zugelaſſen hat und daß dieſer Rechtszuſtand in Anſehung 
der Hypotheken, die ſchon zu der Zeit beſtehen, zu 
welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
durch Art. VIII des Einführungsgeſetzes zu dem Geſetze 
betr. Aenderungen der ZPO. aufrechterhalten iſt. 
Gegenſtand der Unterſuchung kann alſo nur die Frage 
fein, ob durch das AG. z. ZPO. in ſeiner jetzigen 
Geſtalt die Anwendbarkeit des 8 739 ZPO. auf dieſe 
Hypothekenurkunden vorgeſchrieben iſt; denn die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit von Hypothekenurkunden — mit der oben 
wiedergegebenen zeitlichen Einſchränkung — iſt auch 
jetzt noch vom AG. z. ZPO. erſchöpfend und ſelbſt⸗ 
ſtändig geregelt, wenn auch zum Teil unter Zuhilfe⸗ 
nahme der Beſtimmungen der ZPO. 

Die Ausnahmevorſchriften des AG. z. ZPO. ſind 
geſchaffen worden, um dem Gläubiger die Verfolgung 
ſeiner Rechte aus der Hypothek gegen früher, d. h. 
gegen die Zeit vor Einführung der Reichszivilprozeß⸗ 
ordnung nicht zu erſchweren. Der gleiche Zweck iſt 
aber auch maßgebend geweſen für die Aufrechterhal⸗ 
tung der Ausnahmebeſtimmungen in Art. VIII EG. z. d. 
Geſ. betr. Aenderungen der ZPO. Deshalb muß nicht 
nach den Grundſätzen geforſcht werden, nach denen die 
ZPO. die Vollſtreckung aus Urkunden regelt, ſondern nach 
den Grundſätzen, von welchen das bayeriſche AG. z. ZPO. 


) Nicht der Gerichtsſtand der belegenen Sache 
(3PO. 8 24), ſondern der allgem. Gerichtsſtand (3PO. 
8 12 ff.): OH IX 510. XII 579. 

*) ZPO. § 3. OGH. XV 16; 3PO. 889 findet 
nicht Anwendung. da die Banlaſt kein Recht auf 
periodiſch wiederkehrende Leiſtungen iſt, OGH. XV 16; die 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 28. Mai 1852 finden 
auf die Wertsberechnung keine Anwendung (OGH. XV 16). 

) ME. vom 19. Okt. 1850 Stoll S. 439; Bau— 
pflicht iſt das Recht der Kirchenſtifſtung, von anderen 
die Erbauung und Erhaltung der Kultusgebäude zu 
verlangen: OGH. VL 573. VII 763 X 17. 

1) Vgl. auch den Beſchluß des Landgerichts München I 
in Nr. 4 dieſes Jahrgangs der Zeitſchrift S. 90. 


| 
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für die Vollſtreckung aus Hypothekenurkunden aus⸗ 
geht. Dieſe Grundſätze find erſtens: die Vollſtreck⸗ 
barkeit ſoll den Hypothekenurkunden kraft des Geſetzes 
zukommen, zweitens: aus der Hyppothekenurkunde 
muß die Vollſtreckung gegen alle diejenigen ſtattfinden, 
gegen welche der Anſpruch nach dem Inhalte der 
Urkunde begründet iſt (Mot. S. 252), drittens: durch 
die geſonderte Regelung der Vollſtreckung aus Hypo⸗ 
thekenurkunden ſoll den Bedürfniſſen des Verkehrs 
möglichſt weit entgegengekommen werden. 

Dieſe Grundſätze ſind in Art. 127 AG. z. ZPO. 
zur Anwendung gebracht, deshalb konzentriert ſich 
die Frage dahin, ob durch die Vorſchrift des 
Art. 136 AG. z. ZPO. „Im übrigen finden auf 
die Zwangvollſtreckung aus Hypothekenurkunden die 
Beſtimmungen der ZPO. entſprechende Anwendung“ 
nunmehr auch die Anwendbarkeit des 8 739 3PO. 
n. F. mit umfaßt iſt. Durch die Worte „im übrigen“ 
iſt ausgedrückt, daß die Vorſchriften der ZPO. keine 
Anwendung finden, ſoweit in den vorausgehenden 
Beſtimmungen des AG. z. ZPO. geſonderte An⸗ 
ordnungen getroffen ſind. Letzteres iſt in Art. 127 
AG. z. ZPO. geſchehen, denn hiernach iſt zur Voll⸗ 
ſtreckung aus Hypothekenurkunden nichts weiter 
erforderlich, als daß die Hypothek vertragsmäßig für 
einen Anſpruch auf Zahlung einer beſtimmten Geld⸗ 
ſumme beſtellt iſt und daß der Anſpruch durch die 
Urkunde feſtgeſtellt iſt. Daß die Vollſtreckung gegen 
jeden ſtattfindet, gegen den der Anſpruch nach dem 
Inhalte der Urkunde begründet iſt, iſt allerdings 
keine Abweichung von den Normen der ZPO,, allein 
dieſe Tatſache rechtfertigt nicht, die Vollſtreckung jetzt 
von mehr oder ſchwereren Vorausſetzungen als früher 
deshalb abhängig zu machen, weil die Nov. z. ZPO. 
ſolche Aenderungen getroffen hat; denn jede Er— 
ſchwerung der Vollſtreckung aus Hypothekenurkunden 
hat vermieden werden ſollen. 

Zutreffend weiſt Will darauf hin, daß auch nach 
dem Rechte vor der Einführung des BGB. bei den 
nach 8 739 ZPO. in Frage kommenden Güterſtänden, 
die ja keine Neuſchöpfung des BGB., ſondern ledig⸗ 
lich eine Fortbildung vorhandener Rechtsformen ſind, 
zur Vollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau 
ein Vollſtreckungstitel auch gegen den Mann erforder: 
lich war, widrigenfalls er zur Widerſpruchsklage 
aus 8 690 3 PO. ä. F. legitimiert war (ſ. Gaupp, 
ZPO., 3. Aufl. Anm. 16 zu § 690). Materiell⸗ 
rechtlich beſtand alſo inſoweit ein weſentlicher Unter: 
ſchied zwiſchen ſonſt und jetzt nicht: der Mann, dem 
nach früherem Rechte Verwaltung und Nutznießung 
zuſtand, war 3. B. bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft, wie jetzt, verpflichtet, voreheliche Schulden der 
Frau aus ihrem eingebrachten Gute zu befriedigen 
(vgl. Roth, bayr. ZR. 1. Teil, 2. Aufl. S. 510 und 
SS 1525 II, 1411 BGB.). Nur die prozeſſuale 
Geltendmachung des Rechtes der Gläubiger der Frau 
hat durch 8 739 ZPO. eine Neuerung und Erſchwerung 
erfahren. Der Grundſatz, daß auch ein gegen den 
Mann als Geſamtſchuldner ergangenes Leiſtungs— 
urteil den gegen ihn für die Zwangsvollſtreckung 
in das eingebrachte Gut der Frau erforderlichen 
Duldungstitel nicht zu erſetzen vermag, iſt durch 
die neuen Vorſchriften der ZPO. allerdings zum 
Ausdrucke gebracht, er kann aber, da für die Voll— 
ſtreckung aus Hypothekenurkunden Ausnahmen zu— 
gelaſſen ſind, nicht dazu verwendet werden, die An— 
wendbarkeit des $ 739 3] O. zu rechtfertigen. Dies 
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ſelbe Erwägung ſpricht gegen die Annahme Will's, daß 
angeſichts der zwingenden Vorſchrift des 8 739 ZPO. 
die Vollſtreckung in das eingebrachte Gut ohne Bei⸗ 
bringung des „Duldungstitels“ im S. des 8 739 oder 
einer Urkunde gemäß 8 794 Abſ. II ZPO. ſchlechter⸗ 
dings nicht begonnen werden dürfe. Iſt doch auch 
die Vorſchriſt des 8 794 Ziff. 5 ZPO. daß zur Voll⸗ 
ſtreckung aus den dort genannten Urkunden die Auf⸗ 
nahme der Unterwerfung unter die ſofortige Zwangs⸗ 
vollſtreckung erforderlich iſt, eine ſchlechthin zwingende, 
die aber für Hypothekenurkunden eine Ausnahme er⸗ 
litten hat. Da alſo nach dem früheren Rechte die 
Vollſtreckung gegen beide Ehegatten gerichtet werden 
konnte, wenn nur ihre beiderſeitige Verpflichtung ſich 
aus der Urkunde ergab, ſo iſt zu folgern, daß auch 
jetzt noch für Hypothekenurkunden in Anſehung der 
Hypotheken, die zu der Zeit beſtehen, zu welcher das 
Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, ohne weiteres 
die Vollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau 
zuläſſig iſt, wenn nur aus der Urkunde der Anſpruch 
gegen beide Ehegatten begründet iſt. 

Es iſt erfreulich, daß ſich das Oberſte Landes⸗ 
gericht in einer an ſich einer anderen Frage gewid— 
meten Entſcheidung (Entſch. n. F. Bd. I S. 451) auf 
den oben vertretenen Standpunkt geſtellt hat, und es 
wäre zu bedauern, wenn die Vollſtreckungsgerichte in 
einer Frage, die nicht zu einer anderen Auslegung 
zwingt, die den Bedürfniſſen des Verkehrs wie dem 
Zwecke der Ausnahmevorſchriften des AG. z. ZPO. 
entſprechende Auslegung ablehnen und die Anwendung 
einer ohnehin nicht gerade glücklich zu nennenden Vor⸗ 
ſchrift, als die ſich $ 739 ZPO. nach den Erfahrungen 
der Praxis gezeigt hat, durchzuſetzen ſuchen würden. 


II. Staatsanwalt Habel in München. 


Aumeldung des Anſpruchs auf Erſatz des Wild: 
ſchadens. Durch Art. 144 Ziff. V des AG. z. BGB. 
wurde in das bayeriſche Geſetz vom 15. Juni 1850, 
den Erſatz des Wildſchadens betr., etwas Neues ein⸗ 
gefügt: die Verpflichtung zur Anmeldung des Ans 
ſpruches auf Erſatz des Wildſchadens. 

Die Verpflichtung obliegt dem Beſchädigten (Ver⸗ 
letzten nach 8 835 BGB.), alſo dem Eigentümer, Pächter 
oder Nießbraucher des beſchädigten Grundſtückes. 

Der Beſchädigte hat anzumelden, daß er Erſatz 
des Wildſchadens beanſpruche, womit die Anzeige zu 
verbinden iſt, welches Grundſtück beſchädigt iſt und 
welche Tiere den Schaden zugefügt haben. Letzteres 
iſt deshalb notwendig, weil nur der Wildſchaden er⸗ 
ſetzt wird, der von den im Geſetze genannten Tieren 
verurſacht worden iſt. Nicht erforderlich iſt die An⸗ 
gabe, wie groß der angerichtete Schaden iſt, ebenſo⸗ 
wenig bedarf es der Angabe, ob das Grundſtück ganz 
oder nur zum Teil vom Wilde Schaden erlitten habe. 
Der Zweck des Geſetzes zielt nicht darauf ab, dem 
Schadenserſatzpflichtigen möglichſt bald Kenntnis von 
der Höhe des erhobenen Anſpruches zu geben, ſondern 
er fol durch die Anmeldung vor der Erhebung un⸗ 
begründeter Anſprüche geſchützt und in die Lage ver: 
ſetzt werden, gegebenen Falles den Gegenbeweis, daß 
der Schaden nicht vom Wilde herrühre, rechtzeitig 
vorzubereiten. 

Die Anmeldung erfolgt bei der Ortspolizeibehörde, 
in deren Bezirk der Schaden entſtanden iſt. Wie die 
Anmeldung zu betätigen ſei, iſt im Geſetze nicht vor— 
geſchrieben. Sie kann ſchriftlich oder mündlich ge— 
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macht werden, auch telegraphiſche oder telephoniſche 
Anmeldung kann keiner Beanſtandung unterliegen. 

Die Anmeldung muß binnen 6 Tagen geſchehen, 
nachdem der Beſchädigte von der Beſchädigung Kennt⸗ 
nis erhalten hat. Hieraus folgt ein Doppeltes: 1. Es 
iſt gleichgültig, wann tatſächlich der Wildſchaden 
entſtanden iſt, wenn nur nicht Verjährung nach § 852 
BGB. eingetreten iſt. Der Lauf der Friſt beginnt 
erſt mit dem Tage, an welchem der Beſchädigte 
Kenntnis erhält; dieſer Tag wird bei der Berechnung 
der Friſt nicht mitgerechnet. 2. Unterläßt der Be⸗ 
ſchädigte die Anmeldung, ſei es, weil er den Schaden 
anfangs für zu klein gehalten hat, oder weil ihm die 
zwingende Vorſchrift der Anmeldung nicht bekannt 
war, ſo geht ſein Anſpruch überhaupt verloren. Wird 
ſpäter nach Umfluß von 6 Tagen angemeldet, ſo ſteht 
dem Erſatzpflichtigen die von ihm zu beweiſende Ein⸗ 
rede zu, daß der Schaden vor mehr als 6 Tagen ent⸗ 
ſtanden und damit die Erſatzpflicht beſeitigt ſei. Im 
Falle, daß der Wildſchaden nicht auf einmal, ſondern 
allmählich im Laufe längerer Zeit entſtanden iſt, wird 
durch die Anmeldung nur jener Schaden gedeckt, der 
nach der Anmeldung und während der Anmeldefriſt 
ſich gezeigt hat, nicht aber der vor dieſer Friſt ent⸗ 
ſtandene. 

Zur Wahrung der Friſt genügt die Abſendung 
der Anmeldung, gleichviel ob die Anmeldung zur Poſt 
gegeben oder einem eigenen Boten behufs Ueber⸗ 
bringung an die Ortspolizeibehörde übergeben oder 
ſonſtwie betätigt wird. Die Beweislaſt trifft den 
Anmeldenden. Der Ortsvpolizeibehörde obliegt die 
Amtspflicht, dem Erſatzpflichtigen von der Anmeldung 
ſofort Kenntnis zu geben. Wer erſatzpflichtig iſt, er⸗ 
gibt ſich aus 8 835 BGB. und Art. 3 des Wildſchadens⸗ 
geſetzes. Die Mitteilung der Anmeldung ſetzt ihn in 
den Stand, für den Beweis der Art und Größe des 
Schadens zu ſorgen. Er kann die Sicherung des 
Beweiſes nach 8 485 ZPO. beantragen oder Sach⸗ 
verſtändige veranlaſſen, den Schaden zu beſichtigen, 
damit ſie, wenn es zum Streite kommt, Zeugnis geben 
können (Becher, Materialien II S. 461). 

Zum Schluſſe zwei praktiſche Fälle: 

1. Ein Bauer entdeckte am 14. Juli, daß in ſeinem 
Gerſtenfelde in der Nähe der vorüberführenden Eiſen— 
bahnlinie Wildſchaden entſtanden ſei, und meldete den 
Schaden bei der Ortspolizeibehörde H. an. Am 16. 
Juli beſichtigten der Bürgermeiſter und Gemeinde— 
diener den Teil des Gerſtenfeldes, der an die Bahn⸗ 
ſtrecke angrenzt, fanden aber keinen Wildſchaden. 
Hierauf ließ der Bauer den auf dem ganzen Gerſten⸗ 
felde entſtandenen Schaden am 20. Juli durch zwei 
Sachverſtändige abſchätzen. Da die Gemeinde ſich 
weigerte, den Schaden zu erſetzen, erfolgte Klage— 
ſtellung. Nach Verurteilung der Gemeinde wurde 
Berufung eingelegt und dieſe u. a. damit begründet. 
daß der Bauer einen Schaden in ſeinem Gerſtenacker 
nur auf der Seite der Bahnſtrecke angemeldet habe, 
an dieſer Stelle aber ſei ein Schaden nicht entſtanden; 
Flächen des Gerſtenfeldes, bezüglich deren eine Scha⸗ 
densanmeldung nicht erfolgt ſei, dürften nicht herein⸗ 
gezogen werden. Das Berufungsgericht erachtete dieſe 
Einwendung als unbehelflich, da nach dem Geſetze 
nur der Anſpruch auf Erſatz des Wildſchadens anzu— 
melden jet; es genüge, daß das Grundſtück, auf 
dem der Wildſchaden entſtanden ſei, angegeben 
werde; es werde nicht verlangt, daß auch die 
Größe und der Umfang des Wildſchadens oder 
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die Teilfläche eines Grundſtückes, welches Schaden 
gelitten habe, näher beſtimmt werde; die irrige 
Bezeichnung der beſchädigten Teilfläche oder des Um⸗ 
fanges des Wildſchadens ſchade dem Erſatzberechtigten 
nicht: die Frage, wie weit ſich der wirkliche Schaden 
und der Anſpruch auf Schadenserſatz erſtrecke, habe 
mit der Frage, inwieweit der Beſchädigte von dem 
Schaden zur Zeit der Anmeldung Kenntnis gehabt 
und inwieweit er infolgedeſſen tatſächlich einen 
Schaden habe anmelden können, nichts zu tun. 

2. Der Kläger verlangt von der Gemeinde P. 
Erſatz eines im Winter verurſachten, aber erſt im 
März wahrgenommenen Wildſchadens; er hat den 
Schaden aber nicht bei der Ortspolizeibehörde, ſondern 
unmittelbar bei dem Jagdberechtigten angemeldet. 
Dieſer beauftragte einen Mann, ſich zum Bürger⸗ 
meiſter der Gemeinde P. zu begeben, um mit dieſem 
den Schaden anzuſehen. Die gegen das abweiſende 
Urteil des Amtsgerichts eingelegte Berufung wurde 
vom Landgerichte zurückgewieſen, im weſentlichen aus 
folgenden Gründen: 

Der Beſchädigte muß nach geſetzlicher Vorſchrift 
den Schaden bei der Ortspolizeibehörde anmelden. 
Dieſer Beſtimmung iſt der Kläger nicht nachgekommen. 
Seine Mitteilung an den Jagdberechtigten kann die 
vorgeſchriebene Anmeldung bei der zuſtändigen Orts⸗ 
polizeibehörde auch dann nicht erſetzen, wenn letztere 
durch den Jagdberechtigten noch innerhalb der An⸗ 
meldefriſt verſtändigt wird. Wenn der genau vor⸗ 
geſchriebene Weg zur Anmeldung des Erſatzanſpruches 
nicht eingehalten wird, ſo hat dies unbedingt den 
Verluſt des Anſpruches zur Folge.“) 

Landgerichtsrat Ungewit ter in Straubing. 


Aus der praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Zu BGB. 433, 326, 1399. Kauft die Frau 
ein Grundſtück ohne eheherrliche nicht 
vorbehaltene Genehmigung, ſo iſt der 
Vertrag gültig und muß von der Käuferin 
unter Beſeitigung derihrerſeits entgegen⸗ 
. „ erfüllt werden. 

Gründe: Daß der von der Beklagten ohne Zu- 
ſtimmung des Vormundes ihres entmündigten Ehe⸗ 
mannes mit der Klägerin geſchloſſene Kaufvertrag 
wirkſam iſt und von der Beklagten erfüllt werden 
muß, kann nach § 1399 BGB. keinem Zweifel unter⸗ 


19 An m. des Herausgebers: Wir können 
der Auffaſſung des Urteils nicht beitreten. Es zeigt 
eine ähnliche Neigung zum Formalismus, wie das 
auf S. 81 dieſes Jahrgangs von Rechtsanwalt Wert— 
heimer beſprochene. Tatſächlich war in dem der Ent: 
ſcheidung unterſtehenden Falle die Ortspolizeibehörde 
von der Entſtehung eines Schadens unterrichtet worden, 
die Anzeige war auch vom Beſchädigten ausgegangen 
und hatte nur einen Umweg gemacht. Dem Zwecke, 
den das Geſetz verfolgte, als es die Anzeige vorſchrieb, 
war damit genügt. Gleichwohl ſoll der Beſchädigte 
ſeines Anſpruchs verluſtig gehen. Dem Laien muß 
das unverſtändlich bleiben. Warum ſoll der Beſchädigte 
dafür beſtraft werden, daß er ſeine Anzeige ſozuſagen 
falſch adreſſiert hat, wenn das Verſehen ohne Einfluß 
geblieben iſt? 
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liegen. (RG. Z. 58, 36; Mot. z. BGB. IV, 228). Be⸗ 
klagte hat dies auch nicht mehr beſtritten. Den Mangel 
der Zuſtimmung kann nur der Mann geltend machen, 
nicht aber die a oder der Dritte, mit dem die Frau 
das Rechtsgeſchäft geſchloſſen hat. Daß der Kauf⸗ 
vertrag von den Parteien nicht mit dem Willen ge⸗ 
ſchloſſen iſt, ſeine Wirkſamkeit von der Genehmigung 
des Vormunds des Ehemannes der Klägerin abhängig 
zu machen, hat das Ber. unanfechtbar durch Aus⸗ 
legung des Vertrages feſtgeſtellt. Die Anſicht der 
Beklagten, daß Klägerin auch die auf beklagter Seite 
beſtehenden Vollzugshinderniſſe beſeitigen müſſe, beruht 
auf einer völligen Verkehrung der Pflichten. Hat der 
Verkäufer getan, was von ſeiner Seite erforderlich 
und genügend iſt, dem Käufer das Eigentum des 
Grundſtückes zu verſchaffen, ſo hat er weiteres nicht 
zu leiſten. Stellen ſich auf ſeiten des Käufers der 
Uebernahme des Eigentums Hinderniſſe entgegen, ſo 
hat er ſie zu beſeitigen. Klägerin kann und will der 
Beklagten das Grundſtück auflaſſen, auf ihrer Seite 
liegt kein Hindernis vor; wohl aber findet der Grund⸗ 
buchrichter (mit Unrecht) auf ſeite der Beklagten einen 
Umſtand (die Nichtgenehmigung des Vormunds des 
Mannes), der ihrer wirkſamen Annahmeerklärung der 
Auflaſſung entgegenſtehe, und lehnt deshalb die Auf⸗ 
nahme der Auflaſſung überhaupt ab. Pflicht der 
Beklagten iſt, die Auflaſſung ihrerſeits zu ermöglichen 
und, ſofern es notwendig, im Wege der Beſchwerde 
die Anſicht des Grundbuchrichters berichtigen zu laſſen. 
Solange die Beklagte das Hindernis nicht beſeitigt, 
das auf ihrer Seite der Auflaſſung entgegenſteht, kann 
wohl ſie im Verzuge mit der Auflaſſung ſein, An 
aber die Klägerin. Zur Anwendung des & 326 

fehlt für die Beklagte die Vorausſetzung des 3 
auf ſeiten der Klägerin. (Urt. d. V. 35. vom 2. Januar 
1907, V 203/06). 
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II. 


Ju 5 399 BGB. Auch Anſprüche aus zwei 
2 gen Rechtsgeſchäften ſind übertragbar, 

Anſprüche aus einem Vertrage über 
ie Abtretung einer Hypothekforderung, 
in dem der Zedent die Haftung für die 
Einbringlichkeit der Hypothek übernahm 
und der Zeſſionar verſprach, ſie beſtmöglich 
zu verwerten. 

Aus Tatbeſtand und Gründen: Der Be⸗ 
klagte B. übertrug unter Haftung für Güte bis zu 
7500 Mk. zwei Hypotheken von zuſammen 15 000 Mk. 
an die Konkursmaſſe N. „zur beſtmöglichen Ver⸗ 
wertung“. Der Konkursverwalter trat am 28. Februar 
1905 die Hypotheken mit allen Rechten und Pflichten 
an Kläger C. für 6000 Mk., und dieſer ſie an D. für 
1000 Mk. ab. C. verlangte darauf 6500 Mk. Erſatz von 
B., wurde aber in zwei Inſtanzen wegen Unüber⸗ 
tragbarkeit des Rechtsverhältniſſes abgewieſen. Das 
RG. hob jedoch auf und verwies die Sache zurück mit 
folgender Begründung: Mit Recht macht die Reviſion 
geltend, daß die Bemühungen des Konkursverwalters 
und deren negativer Erfolg unter Beweis geſtellt ſind 
und daß die Lage des Beklagten nicht dadurch ſchlechter 
wird, daß der Konkursverwalter durch die allgemeine 
Uebertragung der Vertragsrechte die Aufwendung von 
Bemühungen auch noch dem Kläger auferlegt hat. Ob 
dieſer wirklich mit der nötigen Sorgfalt vorgegangen 
iſt und einen beſſern Erfolg nicht hat erzielen können, 
iſt eine andere Frage, die bisher in der Berufungs— 
inſtanz nicht erörtert worden iſt. Daß die Uebertragung 
der Rechte aus zweiſeitigen Verträgen zuläſſig iſt, 
unterliegt keinem Jweifel (Mot. zu § 295 des J. Entw. 
z. BGB. Bd. II S. 121 ROH. 12, 77; RG. 6, 379; 
13, 12) und wird auch von dem Ber. nicht be⸗ 
zweifelt. Zu dieſen Rechten aber gehört auch das 
Garantieverſprechen des Beklugten (RG. 60, 369; 
39, 250; Gruchot 49, 206), ſodaß der Kläger auch 
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wegen des Ausfalls, der ihm entſtanden, gegen den 
Beklagten Rückgriff zu nehmen in der Lage iſt. Zu 
den abgetretenen Rechten gehören ſodann zweifellos 
auch die Hypotheken, da die Valuta von 6000 Mk. 
doch nur für dieſe Hypotheken gezahlt ſein kann. Es 
kann daher nicht in Zweifel gegogen werden, daß die 
Uebertragung vom 28. Februar 1905 in der Tat eine 
„Perwertung“ der Hypotheken, wie fie auch der Ber. R. 
für zuläſſig erachtet, enthalten hat und daß der Ueber⸗ 
tragungsvertrag vom 28. Februar 1905, der nach 
keiner Richtung eine Veränderung des Inhalts der 
Leiſtung zu Folge hat, durchaus rechtsbeſtändig iſt. 
Die Klage iſt danach an ſich begründet. Da indeſſen 
noch Ermittelungen über die Unmöglichteit der Er⸗ 
zielung eines beſſeren Erfolges erforderlich find, ſo 
war die Sache, wie geiheden, in die a 
zurückzuverweiſen. (Urt. d. V. 3S. v. 19. Dez. 1 

V 167/06). 
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III. 


Zu 9 836 B68. Verteilung der Beweislaſt. 
Aus den Gründen: Das Ber®. hat im Eingange 
der Begründung angeführt, eine Mangelhaftigkeit der 
Unterhaltung des Gebäudes könne darin gefunden 
werden, daß ein Stück Putz loſe geweſen und der 
Fehler nicht rechtzeitig beſeitigt worden ſei, es treffe 
aber die Beklagten kein Verſchulden. Am Schluſſe 
der Begründung iſt geſagt, die Kläger hätten den 
Beweis nicht geführt, daß die Ablöſung des Stückes 
Putz Folge mangelhafter Unterhaltung des Gebäudes 
geweſen ſei. Das Ber®. ſcheint demnach angenommen 
zu haben, der Beſchädigte habe nicht allein nachzu⸗ 
weiſen, daß die Ablöſung Folge objektiv mangelhafter 
Unterhaltung ſei, ſondern auch, daß den Grundſtücks⸗ 
beſitzer hinſichtlich der mangelhaften Unterhaltung ein 
Verſchulden treffe. § 836 regelt aber die Beweislaſt 
anders. Wohl liegt ihm das Prinzip der Verſchul⸗ 
dung zugrunde; die bloße Tatſache, daß jemand ein 
Bauwerk hält, genügt nicht, ihn für Schaden haftbar 
zu machen, auch iſt ein objektiver Mangel des Werks 
dem Beſitzer, der ihn nicht gekannt hat und bei An⸗ 
wendung der erforderlichen Sorgfalt nicht hat erkennen 
können, nicht zuzurechnen. Aber in Anſehung des 
Verſchuldens iſt die Beweislaſt abweichend von den 
allgemeinen Grundſätzen geregelt, und zwar ſo, daß 
der Beſitzer des Grundſtücks haftet, wenn er nicht die 
Beobachtung der erforderlichen a N 
(vgl. KommProt. 2 S. 655). Nach $ 836 Abſ. 1 Satz 1 
iſt Vorausſetzung der Erſatzpflicht, daß der Einſturz 
oder die Ablöſung Folge fehlerhafter Errichtung oder 
mangelhafter Unterhaltung iſt. Darauf, ob dieſe 
Mängel von jemandem verſchuldet ſind, kommt es 
nicht an; der Beſchädigte hat nur nachzuweiſen, daß 
Einſturz oder Ablöſung die Folge einer objektiv 
mangelhaften Errichtung oder objektiv mangelhaften 
Unterhaltung des Gebäudes iſt. Iſt dieſer Beweis 
erbracht, ſo iſt es Sache des Beſitzers, darzutun, daß 
er zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im 
en erforderliche Sorgfalt beobachtet hat ($ 836 
Abſ. 1 Satz 2). (Urt. des IV. 35. vom 22. Nov. 1906). 
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B. Strafſachen. 
I. 


Wann iſt die Unterzeichnung eines Vertrages mit 
falſchem Namen Urkundenfälſchung? (58 267 StGB.). 
Die Angeklagte hat bei der Unterzeichnung der Verträge 
mit K. und H. ſich des Familiennamens ihres Geliebten 
R. bedient, alſo die Urkunden mit der Unterſchrift „B. R.“ 
ſtatt „B. W. verſehen. Die ſo unterzeichneten Urkunden 
hat ſie dem K. und H. übergeben. Die Angeklagte hat vor- 
gebracht, daß ſie nicht über die Identität ihrer Perſon, 
ſondern über ihren Familienſtand habe täuſchen wollen. 
Die Strafkammer hat Urkundenfälſchung (8 267 StGB.) 
für gegeben erachtet, weil „es nicht erforderlich ſei, 


daß gerade über das in der Urkunde verbriefte Rechts⸗ 
verhältnis getäuſcht werde; es genüge vielmehr, daß 
über den Inhalt der Urkunde als einer Gedanken⸗ 
äußerung getäuſcht werde; dieſen Erfolg habe die An⸗ 
geklagte herbeigeführt“; denn ſie habe den K. und H. 
„zu dem Glauben veranlaßt, daß die Erklärungen von 
der B. R., der Ehefrau des R., nicht von der B. W., 
einer Konkubine, herrührten“. Danach hat die Straf⸗ 
kammer angenommen, daß die Angeklagte von den 
Urkunden zu dem Zwecke Gebrauch gemacht habe, 
um über das „Rechtsverhältnis“ des Beſtehens einer 
Ehe zwiſchen ihr und R. zu täuſchen. Ob die Ange⸗ 
klagte zugleich auch über die Identität ihrer Perſon 
täuſchen wollte, darüber ſpricht ſich das Urteil nicht 
aus. Auf dieſer Grundlage kann eine Verurteilung 
nicht erfolgen. Das Weſen der Urkundenfälſchung im 
Sinne des ; 267 StGB. befteht in dem Mißbrauche 
der Beweiskraft der Urkunde durch . einer 
falſchen Beglaubigungsform. Durch die fälſchliche 
Anfertigung wird einer Urkunde der Schein verliehen, 
als ſei ſie von einer anderen Perſon als derjenigen 
ausgeſtellt, welche ſie wirklich ausgeſtellt hat, und 
durch die Verfälſchung wird der Schein erweckt, als 
ſei die Urkunde in ihrer gegenwärtigen Form durch 
den Urheber e Auf den falſchen urkundlichen 
Schein muß ſich der Mißbrauch der Urkunde und die 
damit bezweckte Täuſchung gründen; es muß von der 
Urkunde Gebrauch gemacht werden, um über ihre Echt⸗ 
heit und ihre Eigenſchaft als Bemeismittel zu täuſchen 
(RG. Bd. 33 S. 137; Bd. 5 S. 437, 440). Hier müßte 
alſo, wenn Urkundenfälſchung gegeben ſein ſollte, die 
Urkunde gebraucht worden ſein, um darüber zu täuſchen, 
son die Ausſtellerin der Urkunde nicht die B. W., geb. 
‚ ſondern eine andere al ſei, nämlich die mit 
5 B. W. nicht identiſche und überhaupt nicht exiſtierende 
Ehefrau des G. R. Urkundenfälſchung würde dagegen 
nicht vorliegen, wenn eine Täuſchung nicht über die 
Identität der Ausſtellerin bezweckt geweſen wäre, 
ſondern ausſchließlich über deren Familienſtand. 
Dann würde es ſich nur um eine Täuſchung durch den 
unwahren Inhalt einer — wenigſtens ſubjektiv — 
echten Urkunde handeln, nicht aber um eine una 
durch eine Ban angefertigte unechte Urkunde (vg 
RG. Bd 30 S. 43). Dies hat die Strafkammer ver⸗ 
kannt, indem e auf die Täuſchung über die Eigen⸗ 
ſchaft der Ausſtellerin als Ehefrau oder Konkubine 
das allein entſcheidende Gewicht gelegt hat. Nicht 
minder hat ſie aber auch den vom Reichsgericht aner⸗ 
kannten Satz mißverſtanden, daß die Täuſchung nicht 
dasjenige Recht oder Rechtsverhältnis betreffen muß, 
deſſen Beglaubigung die urſprüngliche Beſtimmung 
der Urkunde war, indem ſie den in ſeiner Tragweite 
nicht recht verſtändlichen Satz aufſtellt, es genüge, daß 
über den Inhalt der Urkunde als einer Gedanken⸗ 
äußerung getäuſcht wird. Mit jenem Satze hat geſagt 
werden wollen, der Gebrauch der falſchen Urkunde zum 
Zwecke der Täuſchung erfordere nur, daß die Täuſchung 
hinſichtlich irgend welcher rechtserheblicher Tatſachen 
bezweckt werde, die durch die Urkunde im Falle ihrer 
Echtheit würden erwieſen werden. (RG. Bd. 19 S. 113, 
Bd. 26 S. 383). (Urt. des 5. StrS. v. 5. Dez. 1906). 
786 Mitgeteilt von Staatsanwalt Dr. Haberſtumpf in München. 


II. 

Angabe der den Mangel enthaltenden Tatſachen 
(4 384 Abſ. 2 StPO). Ablehnung von Beweis: 
anträgen eines Mitangeklagten (5 243 StPO.) Die 
allgemeine Beſchwerde, daß die ſämtlichen, von 
der Verteidigung für den Angeklagten M. geſtellten 
Beweisanträge zu Unrecht abgelehnt wurden, ent— 
ſpricht nicht der Vorſchrift des 8 384 Abſ. 2 Satz 2 
StßO. Es war Sache der Reviſion, von den vielen, 
im Laufe einer dreitägigen Verhandlung geſtellten 
Anträgen diejenigen näher zu bezeichnen, welche ſie 
im Auge hat, zumal es ſich um zwei Angeklagte 
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handelt, von denen jeder beinen andern Verteidiger 
hatte, ſo daß von einer „Verteidigung“ im allgemeinen 
keine Rede ſein kann. Durch die Ablehnung derjenigen 
Anträge, welche in der Reviſionsſchrift einzeln auf⸗ 
geführt ſind, iſt aber der Angeklagte M. nicht 
beſchwert, da ſie nicht von ihm, ſondern von dem 
Verteidiger des Mitangeklagten R. geſtellt wurden, 
der Angeklagte M. ſich ihnen nicht anſchloß und nach 
ihrem Wortlaute nicht anzunehmen iſt, daß ſie auch 
für ihn geſtellt wurden (Urt. des V. StS. vom 
13. November 1906. 5 D 631/06). 
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III. 


Diebſtahl oder Unterſchlagung 7 (88 242, 246 StGB.). 
Nach den Feſtſtellungen des Erſtrichters hatte der An⸗ 
geklagte den ſeinem Dienſtherrn gehörenden Kies vom 
Güterbahnhofe „nach beſtimmten Stellen“ zu fahren 
und drei Fuhren ohne Wiſſen ſeines Dienſtherrn zu 
dem Bauunternehmer Sch. verbracht und an dieſen zu 
ſeinem Vorteile verkauft. Der Erſtrichter verurteilte 
den Angeklagten wegen Diebſtahls, indem er davon 
ausging, die drei Fuhren Kies ſeien in ſeinem und 
ſeines Dienſtherrn Mitgewahrſam geſtanden. Dieſe 
Anſchauung würde nicht zu beanſtanden fein (vgl. 
Entſch. d. RG. Bd. 5 S. 42), wenn die Annahme des 
Mitgewahrſams des Dienſtherrn rechtlich bedenkenfrei 
begründet wäre. Zur Begründung wird angeführt, 
daß der Angeklagte den Kies auf den dem Dienſtherrn 
gehörenden Wagen beförderte und jederzeit deſſen 
Weiſungen folgen mußte. Inwiefern erſterer Umſtand 
für die Frage des Gewahrſams von Bedeutung ſein 
ſoll, iſt nicht abzuſehen; die Anführung des an $ 855 
BGB. anklingenden zweiten Grundes gibt dem Verdachte 
Raum, daß der Erſtrichter bei der Beurteilung der 
Frage des Gewahrſams von dem zivilrechtlichen Be⸗ 
griffe des Beſitzes beeinflußt war. Dies wäre irrig. 
Der Gewahrſam im ſtrafrechtlichen Sinne iſt vor allem 
ein tatſächliches Verhältnis, das der tatſächlichen 
Herrſchaft über die Sache (Entſch d. RG. Bd. 23 S. 71, 
Bd. 30 S. 88, Bd. 37 S. 198). Ob der Dienſtherr aber 
dieſe tatſächliche Herrſchaft über die Fuhren Kies, die 
allein ſeinen Mitgewahrſam begründen könnte, in der 
Tat beſeſſen hat, iſt weder aus jenem zweiten Grunde 
noch ſonſt aus dem Urteile zu erſehen. Ob die örtliche 
Lage der „Stellen“, an die der Kies zu verbringen 
war, deren räumliche Entfernung von dem Aufenthalts- 
orte des Dienſtherrn dieſem die Ausübung einer tat⸗ 
ſächlichen Gewalt über die auf der Fahrt dorthin 
befindlichen Kiesfuhren geftattete und ob dieſe Gewalt- 
ausübung insbeſondere auch in den drei Fällen er- 
möglicht war, in denen der Angeklagte ohne Weiſung 
ſeines Dienſtherrn die Fuhren zu Sch., alſo an eine 
Stelle verbrachte, von der der Dienſtherr nichts wußte, 
geht aus dem Urteile nicht hervor. Dieſe Geſichts⸗ 
punkte werden bei der erneuten Würdigung der Sache 
zu beachten und demnach wird zu prüfen ſein, ob ſich 
nur der Angeklagte (vgl. Entſch. d. RG. Bd. 5 S. 218) 
oder auch der Dienſtherr in einem derartigen räum— 
lichen Verhältniſſe zu den Kiesfuhren befand, daß eine 
tatſächliche Herrſchaftsausübung im Sinne des ſtraf— 
rechtlichen Gewahrſams ermöglicht war (Urt. d. 
V. StS. v. 20. November 1905. 5 D 607/06). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I 


Notwendigkeit vorgängiger Eintragung des Be: 
rechtigten in das Grundbuch, wenn er das Necht, von 
dem die einzutragende Nechtsänderung betroffen wird, 
ohne Eintragung erworben hatte. Anwendung auf den 
Dal einer Verfügung der in allgemeiner Gütergemein⸗ 
chaft lebenden Ehegatten in Anſehung eines Grund⸗ 
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tücks, das auf den Namen des Mannes als Eigen⸗ 
ümers eingetragen iſt (GBO. 88 40, 41; BGB. 3 1445). 
Mit notarieller Urkunde übergaben die Eheleute Se⸗ 
baſtian und Th. E. in R. ihr Anweſen und einige Grund⸗ 
ſtücke, darunter Pl.⸗Nr. 994 ihrem Sohne Fr. E. 
Pl. Nr. 994 ½ iſt im Grundbuch auf Sebaſtian E. 
als Alleineigentümer eingetragen, bei den übrigen 
Grundſtücken ſind die Eheleute E. eingetragen. In 
der Urkunde erklärten ſie, daß ſie „nach ihrer An⸗ 
ſicht“ in allgemeiner Gütergemeinſchaft leben, um 
aber „ihr Güterrechtsverhältnis noch ſicherer feſt⸗ 
zulegen und da ſie auch die Abſchrift ihres Ehever⸗ 
trags nicht mehr beſitzen“, vereinbarten ſie allgemeine 
Gütergemeinſchaft nach den Vorſchriften des BGB. 
Am Schluſſe erklärten fie die Auflaſſung aller Grund: 
ſtücke an ihren Sohn; dieſer erklärte die Annahme 
und beantragte die Eintragung. Das Amtsgericht 
lehnte für Pl. Nr. 994 ˙½ die Eintragung des Eigen⸗ 
tumsüberganges ab, weil vorerſt das Grundbuch 
durch Eintragung des Gemeinſchaftsverhältniſſes der 
Eheleute E. berichtigt werden müſſe, die Berichtigung 
aber nicht beantragt ſei. Die Beſchwerde des 
Sebaſtian E. wurde zurückgewieſen. Auch ſeine weitere 
Beſchwerde blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Das BGB. hat nicht, 
wie der Entwurf I im $ 828 Abſ. 1 vorgeſchlagen 
hatte, die Wirkſamkeit einer Verfügung, die der Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch bedarf, davon abhängig 
gemacht, daß derjenige, über deſſen Recht verfügt 
wird, als der Berechtigte eingetragen iſt; um den 
Zuſammenhang der Aenderungen, deren Gegenſtand 
ein eingetragenes Recht iſt, im Grundbuch erſichtlich 
zu machen, hat aber die GBO. im $ 40 Abf. 1 die 
Ordnungsvorſchrift getroffen, daß eine Eintragung 
nur erfolgen ſoll, wenn derjenige als der Berechtigte 
eingetragen iſt, deſſen Recht durch ſie betroffen wird. 
Es muß alſo, wenn er das Recht ohne Eintragung er⸗ 
worben hat, das Grundbuch erſt durch feine Eins 
tragung berichtigt werden, bevor eine Rechts⸗ 
änderung eingetragen wird, die das ohne Eintragung 
erworbene Recht betrifft. Beſteht die Rechtsänderung 
in der Uebertragung oder Aufhebung des erworbenen 
Rechtes, ſo erſchöpft ſich die Bedeutung der im Wege 
der Berichtigung des Grundbuchs erfolgenden Ein⸗ 
tragung des bisherigen Berechtigten als Grundlage 
einer neuen Eintragung allerdings mit der Ein⸗ 
tragung der Uebertragung oder Aufhebung des 
Rechtes. Die GBO. hat aber die vorherige Ein⸗ 
tragung des fein Recht übertragenden oder auf- 
hebenden Berechtigten nicht deswegen für zwecklos 
erachtet fondern fie, abgeſehen von der im § 40 
Abſ. 2 für den Fall der Erteilung eines Briefes über 
eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Renten— 
ſchuld getroffenen Sondervorſchrift, nur für die 
Uebertragung oder Aufhebung eines zu einem Nach⸗ 
laſſe gehörenden Rechtes im § 41 erlaſſen. Die 
Folgerung, die die Beſchwerde aus der vermeintlichen 
Zweckloſigkeit der Eintragung des bisher Berechtigten 
ziehen will, geht daher fehl. Durch die allgemeine 
Gütergemeinſchaft hat die Ehefrau E. einen Anteil 
an Pl. Nr. 994 ½ erlangt, ihr Anteilsrecht wird 
durch die Uebertragung des Eigentums an dem 
Grundſtück auf den Sohn betroffen, der Uebergang 
des Eigentums darf deshalb, auch wenn die Mit- 
wirkung der Ehefrau bei der Auflaſſung nur als 
Zuſtimmung zu der von dem Manne abgegebenen 
Auflaſſungserklärung angeſehen wird, erſt eingetragen 
werden, wenn das Grundbuch durch Eintragung des 
Anteilsrechts der Frau berichtigt iſt. Die Anwend— 
barkeit des 840 Abſ. 1 auf die nach S 1445 BGB. 
erfolgende Verfügung über ein zum Geſamtgute ge— 
hörendes Grundſtück iſt allgemein anerkannt. Wort— 
laut und Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift laſſen 
keine andere Auslegung zu. (Beſchluß vom 7. Januar 
1907, [1. 3S.] Reg. III Nr. 89/06). K. 
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II. 
Die Pflicht iur Anmeldung einer Aktiengeſellſchaft 
zur Eintragung in das Handelsregiſter iſt eine perſön⸗ 
liche der Vorſtands mitglieder, nicht der Geſellſchaft als 
ſolcher. Deshalb kein Beſchwerderecht der Geſellſchaft 
gm Verfügungen des Negiſtergerichts im Orduungs⸗ 
raſverfahren. (HGB. 38 195, 201. F686. 33 132 ff.). 
Unter der Firma „The P ater Company 
Limited“, beſteht eine engliſche Aktiengeſellſchaft mit 
dem Sitze in London, deren Unternehmen den Er⸗ 
werb und Betrieb der Waſſerleitung für die Stadt 
P. und die Waſſerverſorgung anderer Städte Bayerns 
zum Gegenſtande hat. Die Geſellſchaft hat die Waſſer⸗ 
verſorgung der Stadt P. übernommen und läßt fie 
durch den Direktor der dortigen Waſſerwerke A. W. 
als ihren „Repräſentanten und Geſchäftsführer“ be⸗ 
treiben. Der Geſchäftsführer iſt zu allen Handlungen 
ermächtigt, die mit dem Unternehmen in Verbindung 
ſtehen, und ſoll auch befugt ſein, die Geſellſchaft 
zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden. 
Das Amtsgericht P. als Regiſtergericht gab dem 
A. W. als Direktor der Zweigniederlaſſung der Aktien⸗ 
geſellſchaft in P. unter Androhung einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe auf, innerhalb vier Wochen der Verpflichtung 
zur Anmeldung der Geſellſchaft nachzukommen oder 
die Unterlaſſung durch Einſpruch zu rechtfertigen. 
W. erhob rechtzeitig Einſpruch, der damit begründet 
wurde, daß das Unternehmen in P. das einzige 
Waſſerverſorgungsgeſchäft der Geſellſchaft ſei, in Lon⸗ 
don ein ſolcher Geſchäftsbetrieb nicht ſtattfinde, die 
Niederlaſſung in P. alſo das Hauptgeſchäft, nicht 
eine Zweigniederlaſſung ſei, für die inländiſche 
Hauptniederlaſſung einer ausländiſchen 
Aktiengeſellſchaft aber keine Anmeldungspflicht 
beſtehe. Das Regiſtergericht hat den Einſpruch ver⸗ 
worfen, die Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt und neue Auf⸗ 
forderung zur Anmeldung erlaſſen. Gegen die Ver⸗ 
werfung des Einſpruchs und die Feſtſetzung der Ord⸗ 
nungsſtrafe hat Rechtsanwalt T. „namens der Aktien⸗ 
geſellſchaft, vertreten durch A. W., Direktor in P.“, 
ſofortige Beſchwerde eingelegt. Das Landgericht hat 
die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. 
Die weitere Beſchwerde der Aktiengeſellſchaft wurde 
ebenfalls verworfen. 

Gründe: Nach 8 201 Abſ. 1 HGB. iſt die An⸗ 
meldung einer inländiſchen oder ausländiſchen Aktien⸗ 
geſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter 
des Gerichts, in deſſen Bezirke ſie eine Zweignieder⸗ 
laſſung beſitzt, durch ſämtliche Mitglieder des Vorſtands 
zu bewirken. Die Anmeldungspflicht iſt nicht eine 
durch den Vorſtand als ſolchen zu erfüllende Ver⸗ 
pflichtung der Geſellſchaft, ſondern eine per⸗ 
ſönliche Verpflichtung der einzelnen Vor⸗ 
ftandsmitglieder. Das Ordnungsſtrafverfahren 
zur Herbeiführung der Anmeldung richtet ſich deshalb 
nicht gegen die Geſellſchaft oder den Vorſtand als 
ſolchen, ſondern gegen die verpflichteten Perſonen; 
nur dieſe ſind Beteiligte im Sinne des § 132 FGG. 
Demgemäß hat das Regiſtergericht ſeine Verfügungen 
nicht an die Aktiengeſellſchaft oder ihren Vorſtand, 
ſondern an den Direktor W. perſönlich gerichtet, den 
es als Vertreter der Geſellſchaft zur Anmeldung be⸗ 
rechtigt und verpflichtet erachtete und er hat gegen die 
an ihn gerichtete Verfügung Einſpruch erhoben. Die 
Verwerfung ſeines Einſpruchs und die Feſtſetzung 
einer Ordnungsſtrafe gegen ihn konnte nur von ihm, 
nicht von der Aktiengeſellſchaft angefochten werden. 
Das Intereſſe, das die Geſellſchaft daran hat, 
daß nicht durch Erzwingung der Anmeldung eine nach 
ihrer Anſicht nicht vorgeſchriebene Eintragung herbei— 
geführt wird, berechtigt ſie nicht, in das Verfahren 
einzutreten, eine Nebenintervention gibt es in dem 
Ordnungsſtrafverfahren nach §8 132 bis 139 FG. 
nicht. Die Aktiengeſellſchaft iſt zwar zu der weiteren 
Beſchwerde berechtigt, mit der ſie die Zurückweiſung 


der von ihr gegen die Entſcheidung des Rogiſtergerichts 
eingelegten Beſchwerde anficht, die weitere Beſchwerde 
iſt aber nicht begründet, weil die Geſellſchaft zur An⸗ 
fechtung der Entſcheidung des Regiſtergerichts nicht 
befugt war und deshalb dadurch nicht beſchwert iſt, 
daß das Beſchwerdegericht ihre Beſchwerde als unbe⸗ 
gründet zurückgewieſen hat, die es hätte als unzu⸗ 
läſſig verwerfen ſollen. (Beſchl. vom 17. Sept. 1906 
II. ZS.] Reg. III Nr. 61, 1906). 

725 K. 

III 


Die Aufhebung der Jenn Freie ue iſt zuläſſig, 
wenn bon der Fortſetzung kein Erfolg mehr zu erwarten 
iſt. Die Aufhebung iſt jedoch zu uuterlaſſen, wenn zwar 
keine Beſſerung des Minderjährigen in Ansſicht ſteht, 
jedoch fein völliges fittliches Verderben durch die Zwangs⸗ 
erziehung noch verhütet werden kaun. Aus den 
Gründen: Die Zwangserziehung iſt nach Art. 6 
Abſ. 1 des Gef. vom 10. Mai 1902 wegen Wegfalls 
der Vorausſetzungen auch dann aufzuheben, wenn ſich 
herausgeſtellt hat, daß ſie keinen Erfolg haben kann. 
Sie kann nach Art. 1 unter den dort beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen angeordnet werden, wenn ſie erforderlich 
iſt, um die Verwahrloſung des Minderjährigen zu 
verhüten (Ziff. 1), wenn ſeiner ſittlichen Verwahr⸗ 
loſung nur durch ſie vorgebeugt werden kann (Ziff. 2) 
oder wenn ſie zur Verhütung ſeines völligen ſittlichen 
Verderbens notwendig iſt (Ziff. 3). Sie muß alſo 
das Mittel fein, von dem noch Abwendung des drohen⸗ 
den Unheils zu erwarten iſt. Steht auer Zweifel, 
daß ſie dieſen Zweck nicht erreichen kann, ſo fehlt es 
an der Vorausſetzung, daß ſie zur Verhütung der 
Verwahrloſung oder des völligen ſittlichen Verderbens 
des Minderjährigen erforderlich iſt. Wie in ſolchem 
Falle die Anordnung der Zwangserziehung zu unter⸗ 
laſſen iſt (von der Pfordten, Zwangserziehungsgeſetz 
S. 33 Anm. 7), fo iſt die Zwangserziehung aufzuheben, 
wenn ſich ergeben hat, daß das Unheil, das ſie ver⸗ 
hüten ſollte, auch durch ſie nicht abgewendet werden 
kann, ihre Fortdauer alſo zwecklos ſein würde. Aus 
8 45 der AusfVorſchr. kann nicht das Gegenteil ent⸗ 
nommen werden. Dort ſind als Aufhebungsgründe 
Erreichung des Erziehungszwecks und anderweitige 
Sicherung der Erreichung des Zwecks angeführt, die 
tatſächlich nahezu allein in Betracht kommen; damit 
iſt aber die Aufhebung wegen feſtſtehender Unmöglich⸗ 
keit der Erreichung des Zwecks der Maßregel nicht 
ausgeſchloſſen. Hier hat aber das Beſchwerdegericht 
nicht feſtgeſtellt, daß die Zwangserziehung keinen Er⸗ 
folg mehr haben kann, ſondern es glaubt von ihr 
zwar nicht Beſſerung des Knaben aber doch wenigſtens 
den Erfolg hoffen zu dürfen, daß ſie ſein völliges 
ſittliches Verderben verhütet, indem ſie dem Fort⸗ 
ſchreiten der ſittlichen Verwahrloſung Einhalt tut. 
Eine Verletzung des Geſetzes liegt hierin nicht (Beſchl. 
des I. 38S. vom 28. Dezember 1906). e 
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Nechtliche Bedeutung der Eintragung des Adels⸗ 
titels in der Adelsmatrikel. Umfang der dem Fidei⸗ 
kommißgericht obliegenden Verpflichtung zur Offizial⸗ 
tätigkeit. Aus den Gründen: 1. Nach $ 8 der 
Beil. V zu Tit. V8 4 der BU. kann zwar ein bayer⸗ 
iſcher Untertan nur dann die dem Adel zuſtehenden 
Rechte ausüben, wenn ſein Adelstitel in der Adels⸗ 
matrikel eingetragen iſt. Irrig aber iſt es, aus dieſer 
Vorſchrift den Schluß zu ziehen, daß, ſolange der 
Eintrag beſteht, der Adel nicht verloren wird. Weder 
die Erwerbung des Adels noch deſſen Verluſt iſt von 
dem Beſtehen eines Eintrags in der Adelsmatrikel 
abhängig; durch die Eintragung bedingt iſt nur die 
Ausübung der Rechte des Adels. Hat eine adelige 
Perſon nach dem Geſetz den Adel verloren, iſt ſie aber 
gleichwohl in der Adelsmatrikel noch eingetragen, 
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fo ift die Matrikel in Anſehung diefer Perſon eben 
unrichtig geworden; ihre Berichtigung kann jederzeit 
auf Antrag oder von Amts wegen erfolgen (83 1, 
17 ff. a. a. O.). 

2. Nach Art. 129 AG. z. BGB. gelten die Vor⸗ 
ſchriften der 88 2 bis 27 JG G., ſoweit nicht ein an⸗ 
deres vorgeſchrieben iſt, auch für die Angelegenheiten 
der freiw. Gerichtsb., für welche die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften maßgebend ſind. Zu den Angelegenheiten 
dieſer Art gehören die Fideikommißſachen im Sinne 
der Beil. VII zur Vu. (AG. z. GVG. Art. 36 Ziff. 1). 
Nach 8 12 FG. hat das Gericht von Amts wegen 
die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Er⸗ 
mittelungen zu veranſtalten und die geeignet er⸗ 
ſcheinenden Beweiſe aufzunehmen. Nach 8 11 der BO. 
vom 3. März 1857, die Inſtr. über die Behandlung 
der Familienfideikommiſſe betreffend, vertritt die 
Fideikommißmatrikel, deren Führung nach § 14 FidE. 
dem Oberlandesgericht obliegt, in Anſehung der zu 
einem Fideikommiſſe gehörenden unbeweglichen Güter 
die Stelle des Hypothekenbuchs. Die Förmlichkeiten 
und das Verfahren bezüglich der Führung der Matrikel 
und der damit in Verbindung ſtehenden Geſchäfte 
richten ſich im allgemeinen nach den für das Hppo⸗ 
thekenweſen beſtehenden Vorſchriften, ſoweit nicht ein 
anderes geſetzlich beſtimmt iſt. Nach dem hiernach 
noch anwendbaren 8 105 Hyp®. muß das Hypotheken⸗ 
amt jedes bei ihm angebrachte Geſuch ſorgfältig 
prüfen, ganz unſtatthafte Geſuche ſogleich abweiſen, 
bei entdeckten Mängeln aber, die noch gehoben werden 
können, dem Anmeldenden eröffnen, was er noch bei⸗ 
zubringen habe. War das Oberlandesgericht der An⸗ 
ſicht, daß die Legitimation des ſein Nachfolgerecht 
anmeldenden Antragſtellers nicht genügend dargetan 
ſei, dann mußte es eine Verfügung des Inhalts er⸗ 
laſſen, daß er ſeine Eigenſchaft als nächſter, an die 
Stelle der weggefallenen Berechtigten getretener Agnat, 
ſei es durch Vorlegung von Urkunden (Stammbaum, 
Auszug aus der Adelsmatrikel oder dergleichen), ſei 
es auf andere Art, nachzuweiſen habe. Der Ent⸗ 
faltung einer „Offizialtätigkeit“ in dieſer Richtung 
und einer Entſcheidung auf Grund der ihm ſchon vor⸗ 
liegenden und vom Antragſteller etwa noch beizu⸗ 
bringenden Behelfe durfte es ſich um ſo weniger ent⸗ 
ſchlagen, als durch eine ſolche Entſcheidung im Ver⸗ 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit dem Urteile 
des Prozeßgerichts in einem Rechtsſtreite nicht vor⸗ 
gegriffen werden könnte, den etwa ein Dritter zum 
Zwecke der Feſtſtellung ſeines beſſeren Rechtes oder 
wegen des Nichtbeſtehens des im fideikommißgericht⸗ 
lichen Verfahren von dem legitimierten Beteiligten 

eltend gemachten Rechtsverhältniſſes gegen dieſen an⸗ 
ängig macht (FidéE. § 15, Bay ZfR. 1905 S. 494, 
Nachſchrift a. E.). (Beſchl. des II. ZS. vom 31. De⸗ 
zember 1906). — — 9 · n. 
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B. Strafſachen. 
1 


Verpflichtung des Alteiſenhändlers zur Führung 
des in Ziff. 1 der Bek. des StM. des Innern, Abt. f. 
Land wirtſchaft, Gewerbe und Handel vom 16. Februar 
1878, betr. das Geſchäft der Trödler, angeordneten 
Geſchäftsbuches. Verſchulden? Der Angeklagte be- 
treibt den Alteiſenhandel, indem er altes Eiſen jeder 
Art von Kleinhändlern, Kindern, Sammlern und 
Fabrikbeſitzern im Kleinen kauft und im Großen 
weiterveräußert. Sein Geſchäft erſtreckt ſich auch 
auf den An- und Verkauf von Lumpen. Er hat bisher 
das im Titel bezeichnete Geſchäftsbuch nicht geführt, weil 


enen für wegtarsege in Bayern. 1007. Kr. 6. 
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er kein Trödler ſei, weder im Sinne der landläufigen 


Anſchauung, noch in dem der GewO. oder der MBek.; 
auch Kleinhändler mit altem Metallgerät, mit 


Metallbruch [et er nicht. Das Reviſionsgericht hielt 
ſeine Einwendungen für unbegründet. 

Aus den Gründen: Nach 85 148 Abſ. 1 
Ziff. 4« GewO. wird beſtraft, wer den auf Grund 
des 8 38 erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandelt. 
8 38 Abf. 4 GewO. überläßt es den Zentralbehörden, 
falls für die in 8 35 bezeichneten Gewerbetreibenden 
nicht ſchon auf Grund einer anderen Vorſchrift die 
Pflicht zur Bücherführung beſteht, vorzuſchreiben, ob 
ſie Bücher zu führen haben, vorausgeſetzt, daß zugleich 
Beſtimmungen über die Art der Bücherführung er⸗ 
laſſen werden. In 8 35 Abſ. 2 iſt u. a. der Trödel⸗ 
handel genannt; er wird als Handel mit gebrauchten 
Kleidern, gebrauchten Betten oder gebrauchter Wäſche, 
als Kleinhandel mit altem Metallgerät u. dgl. be⸗ 
zeichnet. Unter den Kleinhandel mit altem Metall⸗ 
gerät fällt auch der mit altem Eiſen. Mit Rückſicht 
auf die durch die Nov. von 1883 in den § 35 Abſ. 2 ein⸗ 
gefügten Worte „oder dergleichen“ iſt auch der Klein⸗ 
handel mit Lumpen unter dem Trödelhandel zu be⸗ 
greifen. Für den Begriff „Kleinhandel“ iſt ent⸗ 
ſcheidend, ob der Einkauf im Kleinen erfolgt; es iſt 
belanglos, ob der Abſatz etwa nur im Großen 
geſchieht. 

Auf Grund des 8 38 Gew. iſt die Bek. vom 
16. Februar 1878, betr. das Geſchäft der Trödler, 
erlaſſen. Sie trägt ſicherheits⸗ und geſundheits⸗ 
polizeilichen Geſichtspunkten Rechnung. Wie die 
Bezugnahme auf 8 38 erſehen läßt, gibt die Bek. für 
die Trödler im Sinne der GewO. Maß; ihre Rechts⸗ 
gültigkeit unterliegt keiner Beanſtandung. In Ziff. 1 
iſt beſtimmt: „Jeder Trödler iſt zur ordnungs⸗ 
mäßigen Führung eines Geſchäftsbuches verpflichtet.“ 
Der Angeklagte iſt Trödler im Sinne der GewO. 
und der Bek. vom 16. Februar 1878; er hat ſich 
a. objektiv gegen 8 148 Abſ. 1 Ziff. 4* GewO. 
verfe 


fehlt. 

In ſubjektiver Hinſicht erſordert die Blankett⸗ 
Strafvorſchrift, da die verpönte Handlung ein Polizei⸗ 
delikt iſt, nicht Vorſatz, es genügt Fahrläſſigkeit. Die 
etwaige Meinung des Angeklagten, daß ſein Gewerbe⸗ 
betrieb nicht „Trödelhandel“ ſei, iſt als Irrtum 
über das Strafgeſetz nicht zu beachten. Da jeder 
Gewerbetreibende die ihm für ſeinen Betrieb ob⸗ 
liegenden Pflichten kennen und dafür ſorgen muß, 
daß er ihnen nachkommen kann, iſt die Nichterfüllung 
einer ſolchen Pflicht an ſich ein Verſchulden, wenn 


nicht dem Gewerbetreibenden die Erfüllung ſeiner 


Pflicht ohne ſeine Schuld unmöglich war. Hierauf 
hat ſich der Angeklagte ſelbſt nicht berufen. Der 
Einwand, daß er die Vorſchriften über die Art der 
Führung des in Ziff. 1 der Bek. angeordneten 
Geſchäftsbuchs zum Teile nicht hätte erfüllen können, 
weil ſie auf ſeinen Geſchäftsbetrieb nicht paßten, iſt 
belanglos, da die Nichterfüllung der Pflicht zur 
Führung des Geſchäftsbuches Gegenſtand der Ab— 
urteilung war und ihm nicht zur Laſt liegt, daß er 
den Vorſchriften über die Art und Weiſe der 
Führung zuwiderhandelte. (Urt. vom 17. Januar 1907, 
Rev R. 582/06). H. 


78⁵ 
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Geldmangel iſt kein unabwendbarer Zufall im Sinne 
des 8 44 StPO. Aus den Gründen: „8 44 der 
StPO. läßt die Wiedereinſetzung zu, wenn der Antrags 
ſteller durch Naturereigniſſe oder andere unabwend— 
bare Zufälle an der Einhaltung des Termins ver— 
hindert worden iſt. Der Angeklagte hat ſein Geſuch 
damit begründet, daß ihm die Mittel gefehlt haben, 
um die Reiſe an den Sitz des Berufungsgerichtes zu 
machen; allein, wenn das auch glaubhaft fein mag, 
jo iſt doch hierin ein unabwendbarer Zufall im Sinne 
des Geſetzes nicht zu erblicken.“ (Beſchl. vom 17. Jan. 
1907). Z. 
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Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Berfänmung der im Verſicherungsvertrage be: 
immten Klageſtiſt Weigerung des Berſicherten, ſich 
u auswärtige mediks⸗mechauiſche Nachkur zu begeben. 
Eine Verſicherungsgeſellſchaft wurde verurteilt, an 
einen bei ihr gegen die Folgen körperlicher Unfälle 
verſicherten Fuhrunternehmer, der beim Abrücken 
oder Herausſchleifen abzufahrenden Holzes aus dem 
Walde zum Wagen einen Beinbruch erlitten hat, für die 
erſten 200 Tage der Kurzeit 396 Mk. zu zahlen. Ihre 
Berufung wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nach den allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen der Beklagten erliſcht jeder 
Anſpruch, falls er nicht innerhalb dreier Monate von 
dem Ergehen eines ganz oder teilsweiſe ablehnenden 
Beſcheides an mit vollſtändiger Klage vor den zu⸗ 
ſtändigen Richter gebracht iſt. Dieſes Erlöſchen tritt 
aber nach ſtändiger Rechtſprechung nicht durch den 
bloßen Friſtablauf ein, ſondern nur, wenn der Ver⸗ 
ſicherte die Nichteinhaltung der Friſt verſchuldet hat. 
Eine ſolche ſchuldhafte Säumnis des Klägers liegt hier 
(wie näher ausgeführt wird) nicht vor, umſoweniger, als 
die Beklagte das Vorliegen eines Entſchädigungsfalles 
von Anfang an anerkannt hat und die Parteien nur 
über einen einzelnen Punkt, die Art des Heilverfahrens, 
in Meinungsverſchiedenheit geraten find, der Kläger 
auch bei der Länge und Weitwendigkeit der Verhand⸗ 
lungen die Bedeutung des mitten in dieſen liegenden 
ablehnenden Beſcheides als ſolchen ſehr leicht ver⸗ 
kennen konnte. — Der Kläger hat ſeinen Anſpruch auch 
nicht dadurch verloren, daß er ſich geweigert hat, auf 
ſeine Koſten zum Zwecke der Nachbehandlung in eine 
mediko⸗mechaniſche Heilanſtalt zu H. zu gehen und 
dort ſo lange zu bleiben, als es die Anſtaltsärzte oder 
ein anderer Sachverſtändiger für notwendig oder 
empfehlenswert erachten würden. Zwar ſoll nach 
$ 10 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen der 
Verſicherte ſeine Anſprüche verlieren, wenn er den von 
der Geſellſchaft oder ihren Aerzten im Intereſſe der 
Förderung des Heilungsprozeſſes getroffenen Anord⸗ 
nungen nicht „unbedingt“ Folge leiſtet. Bei dieſer 
Vorſchrift darf, wie die Rechtſprechung ſtändig annimmt 
(vgl. RG. im Sächſ. Arch. Bd. 13 S. 65), nicht der 
Buchſtabe entſcheiden: es kommt darauf an, ob die 
Maßregel im Einzelfalle gerechtfertigt und dem Ver⸗ 
ſicherten zuzumuten iſt. Da der Verſicherte nach den 
Verſicherungs⸗ Bedingungen die Koſten der Kranken⸗ 
pflege und ärztlichen Behandlung zu tragen hat, fragt 
es ſich zunächſt, ob eine Anordnung, daß ſich der 
Kläger nach dem von ſeinem Wohnorte weit ent⸗ 
fernten H. in eine ihm unbekannte Anſtalt zu begeben 
habe, berechtigt und ob bei § 10 der Bedingungen 
an ſo weittragende, dem Zweck und Nutzen der ganzen 
Verſicherung ein anderes Gepräge verleihende Maß⸗ 
nahmen gedacht worden iſt. Aber ſelbſt wenn der 
Vertrag ſo auszulegen wäre, wäre die Weigerung 
des Klägers wegen der Umſtände des Heilungsprozeſſes 
(die Sachverſtändigen erachten die mediko-mechaniſche 
Nachbehandlung nur für empfehlenswert, nicht für 
notwendig), wegen ſeiner perſönlichen Verhältniſſe und 
bei dem Betrage der Verſicherungsſummen genügend be— 
gründet; insbeſondere ſtehen die Sätze der Kurkoſten⸗ 
entſchädigung und der Invalidenrente außer Verhältnis 
zu einem täglichen Aufwand von 3 Mk. und mehr, 
zumal wenn er ſich auf eine beim Eintritt in die Anſtalt 
nicht überſehbare Zeit erſtrecken ſoll. Nicht ernſt zu 
nehmen iſt der Einwand der Geſellſchaft, daß einen 
ſolchen Mehraufwand der Kläger zu tragen habe, und 
daß das Mißverhältnis zwiſchen den Kurkoſten und 
der als Entſchädigung für ſie zu gewährenden Höchſt— 
Don von ihm verſchuldet fei, weil er zu geringe 

erſicherungsbeträge gewählt habe und das Mehr 
ſeiner Koſten aus ſeiner Erſparnis an Prämie erſetzen 
müſſe. Das Begehren der Beklagten, der Kläger habe 
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ſich widerſpruchlos ihren Anordnungen zu unterwerfen, 
iſt überfpannt. Dabei ſieht das Ber. G. von den Be⸗ 
denken ganz ab, zu denen eine Vereinbarung von 
Privalperſonen dahin, daß die eine der andern in 
beſtimmten Dingen un bedingt zu gehorchen habe, 
ſchon an ſich Anlaß gibt. (Urt. v. 13. November 1906). 
780 Mitget. von Oberlandesgerichtsrat LZunglmayr in Zweibrücken. 


Oberlandesgericht Bamberg. 


. Schadenserſatzpflicht des Schuldners bei Vornahme 
einer zu unterlaſſenden Handlung durch ihn ſelbſt oder 
durch einen Dritten. (BGB. 9 280, 284, 325, 326). 
Die Firma J. in New⸗York übertrug den Alleinverkauf 
ihrer Gras- und Getreidemähmaſchinen in Süddeutſch⸗ 
land für das Erntejahr 1900/1 dem Kaufmann ©. in 
W. und verpflichtete ſich dabei, ſowohl ſelbſt keine 
ſolche Maſchinen in dieſes Gebiet an Dritte zu liefern, 
als auch alles zu tun, was in ihrer Macht ſtehe, zu 
verhindern, daß andere Agenten Maſchinenlieferungen 
dorthin machen. Kurz darauf erteilte die Firma J. 
dasſelbe Alleinverkaufsrecht für ganz Deutſchland auf 
mehrere Jahre von 1900 ab in einem ſchriftlichen 
Vertrage dem Kaufmann P. in H.; nebenher wurde 
mündlich vereinbart, daß P. während des Jahres 1900/1 
das dem S. vorbehaltene Gebiet mit Maſchinen⸗ 
lieferungen verſchonen müſſe. P. handelte dieſer 
Uebereinkunft zuwider. Als die Firma J. wegen eines 
Kaufpreisreſtes von 750 Mk. gegen S. Klage ſtellte, 
machte dieſer wegen der Uebergriffe des P. einen 
Schadenserſatzanſpruch von 10 000 Mk. aufrechnungs⸗ 
und widerklagsweiſe geltend. Die Klägerin beſtritt 
ihre Erſatzpflicht. Der Anſpruch des S. wurde zurück⸗ 
gewieſen. 

Aus den Gründen: Die Klägerin war ver⸗ 
pflichtet, den Verkauf ihrer Maſchinen an andere im 
Gebiete des Beklagten zu unterlaſſen und zu verhindern, 
daß Dritte den Verkauf vornehmen. Es iſt behauptet, 
daß »die Klägerin in letzterer Hinſicht den Vertrag 
verletzt habe. Die vom Beklagten anzuſprechende 
Leiſtung beſteht in einer Unterlaſſung (8 241 
BGB.): Die Klägerin ſoll ſelbſt den Verkauf unter⸗ 
laſſen und auch für die Unterlaſſung des Verkaufs 
durch Dritte wirken. Wenn eine Unterlaſſung Gegen⸗ 
ſtand der Leiſtung iſt und der Schuldner ſelbſt die 
zu unterlaſſende Handlung vornimmt, ſo haftet er, 
da die Leiſtung infolge eines von ihm ſelbſt zu ver⸗ 
tretenden Umſtandes, nämlich durch die eigene Bar: 
nahme der Handlung, unmöglich geworden iſt, nach 
§ 280 Abſ. 1 und nach § 325 Abſ. 1 Satz 1 für 
Schadenserſatz, ohne daß es einer Mahnung (8 284) 
oder Friſtſetzung ($ 326 Abſ. 1) bedarf (Planck, 3. Aufl. 
§ 284 Ziff. 9). Nimmt ein Dritter die Handlung 
vor, für deren Unterlaſſung der Schuldner tätig ſein 
ſoll, ſo haftet der Schuldner für Schadenserſatz nur, 
wenn er den Umſtand, aus welchem die Leiſtun 
unmöglich geworden iſt, zu vertreten hat; denn 10 
$ 275 Abſ. 1 wird der Schuldner von der Verpflichtung 
zur Leiſtung frei, wenn dieſe infolge eines nach der 
Entſtehung des Schuldverhältniſſes eintretenden Um⸗ 
ſtandes, den er nicht zu vertreten hat, unmöglich wird. 
Welchen Umſtand der Schuldner zu vertreten hat, be— 
ſtimmt ſich nach dem betreffenden Schuldverhältniſſe 
und den SS 276 —279 BGB. Hier handelt es ſich um 
einen Vertrag über Zuſicherung eines Alleinverkaufs— 
rechtes und es fragt ſich, ob die Klägerin ihre Pflicht 
zur Hintanhaltung jeder Konkurrenz Dritter nicht vor— 
ſätzlich oder fahrläſſig verletzt hat. Sie hat ſich verpflichtet, 
alles zu tun, um andere Agenten am Verkauf von Ma— 
ſchinen in das Gebiet des Beklagten zu verhindern. In 
dieſer Vereinbarung liegt kein Garantievertrag für das 
Verhalten eines Dritten, ſo daß ſich die Klägerin für den 
Fall des Verkaufes von Maſchinen in das dem Be— 
klagten vorbehaltene Gebiet dieſem zur Schadlos— 
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el: verpflichtet hätte; nach dem Wortlaute des 
ertrags hat die Klägerin keinen Erfolg ihrer Be⸗ 
mühungen gewährleiſtet. Die Klägerin haftet alſo 
nicht ohne weiteres für die Uebergriffe des P., ſondern 
es iſt zu prüfen, ob ſie alles, was ihr möglich war, 
zu deren Verhinderung getan hat. Das iſt zu be⸗ 
jahen. Sie hat das Recht des Beklagten auf den 
Alleinverkauf durch einen Vertrag mit P. gewahrt; 
letzterer 8 auch ſeine Verpflichtung nie geleugnet. 
Als der Beklagte bei der Klägerin wegen der von P. 
in Süddeutſchland verbreiteten Geſchäftszirkulare pro⸗ 
teſtierte, erinnerte die Klägerin den P. an ſeine 
Vertragspflicht, worauf er dieſe anerkannte. Durch 
dieſe Uebereinkunft zwiſchen der Klägerin und P., 
welche einen Vertrag zugunſten des S. nach 8 328 
BGB. bildet, erlangte S. die unmittelbare Berechtigung 
zur Geltendmachung der Leiſtung gegen P. und die 
Befugnis zur Klageſtellung gegen ihn. (Urt. des J. 3S. 
vom 7. Dezember 1906, Ber R. 141/03). 

759 Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 


Oberlandesgericht Augsburg. 


Zuſtellung der Widerſpruchsklage an den Auwalt, 
der den Beklagten in dem Nechtsſtreite, der der Voll⸗ 
A vorausging, oder uur im Vollſtreckungsver⸗ 
ahren ehrt vertreten hat. A. hat gegen B. ein Urteil 
erwirkt und am 20. Juni 1906 Mobiliarpfändung bei 
B. vornehmen laſſen; in der Pfändungsurkunde iſt 
vom Gerichtsvollzieher vermerkt, daß die Pfändung 
im Auftrage des Rechtsanwaltes H. in M. namens 
des A. erfolgt ſei; dagegen iſt nicht erkennbar gemacht, 
daß dieſer Anwalt Generalbevollmächtigter des A. war 
oder ihn im Vorprozeſſe anwaltſchaftlich vertreten hat. 
Gegen die Pfändung erhob Rechtsanwalt F. namens 
des C. Widerſpruchsklage nach S 771 ZPO. und be⸗ 
antragte, da A. in dem Verhandlungstermine nicht 
vertreten war, die Erlaſſung eines Verſäumnisurteils 
nach § 335 Ziff. 2 ZPO. Dieſen Antrag wies das 
Landgericht zurück, weil eine ordnungsmäßige Ladung 
des A. nicht vorliege. Der Anwalt des Klägers legte 
Beſchwerde ein unter der Behauptung, daß die Wider: 
ſpruchsklage dem Rechtsanwalt H. in M. für A. zu⸗ 
geſtellt worden ſei; ſie wurde vom Oberlandesgerichte 
II. 35.) am 27. Oktober 1906 zurückgewieſen. 

Gründe: Die Bezugnahme auf den Inhalt der 
Pfändungsurkunde vom 20. Juni 1906 genügt nicht, 
um den Nachweis der Vollmacht zu erſetzen. Ferner 
ermächtigt die für einen beſtimmten Prozeß ausgeſtellte 
Vollmacht nach $ 81 ZPO. nur zur Führung dieſes 
Rechtsſtreites und zu Rechtshandlungen gegenüber dem 
Prozeßgegner, nicht aber gegenüber dritten Perſonen. 
Die Widerſpruchsklage nach § 771 ZPO. macht einen 
neuen ſelbſtändigen Anſpruch eines Dritten geltend; 
ſie iſt nicht eine Fortſetzung des früheren Verfahrens 
oder ein Teil des Zwangsvollſtreckungs verfahrens. 
Sie darf nicht unter den Begriff der Prinzipalinter⸗ 
vention nach $ 82 ZPO. gebracht werden; deshalb 
finden die Beſtimmungen in § 178 3PO. auf fie keine 
Anwendung (vgl. Hahn, Mat. S. 190, 191 u. 229, 
Gaupp⸗Stein und Seuffert zu $ 178 3P O.). 

719 Mitgetellt von Oberlandesgerichtsrat Donle in Augsburg. 
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Landgericht Augsburg. 
Zu 5 133 Gew. Sofortige Entlaſſung wegen Be⸗ 
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leidigung eines Kollegen. Der Kläger wurde von der 


Beklagten, einem großen Fabriketabliſſement, ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt entlaſſen, weil er 


einen im Gleichrang mit ihm ſtehenden Kollegen Mit- 


tags nach 12 Uhr im Verwaltungsgebäude auf einer 
Treppe anhielt und ihm zurief: „Wenn Sie mich noch— 


mal ſo fixieren, dann hau' ich Ihnen ein Paar herunter, 


Sie Lausbub, Sie frecher uſw.“. Das Gewerbegericht 
verurteilte die Beklagte, „anzuerkennen, daß das Dienſt⸗ 
verhältnis des Klägers bis zum 31. Dezember 1906 
fortdauert“. Die Berufung wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Als wichtiger Grund iſt 
es nach 8 133 c Ziff. 5 GewO. insbeſondere anzuſehen, 
wenn der Arbeitnehmer eine Ehrverletzung gegen den 
Arbeitgeber begeht. Die Beleidigung, die einem gleich⸗ 
geſtellten Beamten zugefügt wird, iſt nicht ohne weiteres 
ein Verſtoß gegen die dem Arbeitgeber ſchuldige Dis⸗ 
ziplin auch nach §8 133. Für die Frage, ob dem 
Arbeitgeber nach Lage der Sache billigerweiſe nicht 
zugemutet werden kann, den Vertrag fortzuſetzen, 
kommt in Betracht, ob eine weſentliche Aenderung 
der bei Eingehung des Vertrages mutmaßlich ge⸗ 
würdigten Umſtände eintritt. Die Veranlaſſung zu 
dem Vorfall im Verwaltungsgebäude gab eine rein 
private, die beklagte Firma als ſolche nicht berührende 
Angelegenheit zwiſchen dem Kläger und dem ihm 
gleichgeſtellten R. Streitigkeiten und wörtliche Be⸗ 
ſchimpfungen von Gleichgeſtellten außerhalb der 
Geſchäftszeit und der Arbeitsräume werden ſich bei 
großen Etabliſſements nicht verhindern laſſen und 
rechtfertigen, wenn ſie nicht größeren Umfang an⸗ 
nehmen oder mutmaßlich annehmen müſſen, nicht die 
ſofortige Entlaſſung. Wenn die Beklagte darauf Ge— 
wicht legt, auch bei Streitigkeiten, die weder den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb ſelbſt betreffen, noch dem Rufe der 
Firma ſchaden können, die Beteiligten mit ſofortiger 
Entlaffung maßregeln zu können, fo muß fie auch 
ihre Beamten unter einen Arbeitsvertrag ſtellen, und 
in ihm die Angeſtellten einer Disziplin bezüglich ihres 
Verhaltens außerhalb des Geſchäftes unterwerfen. In 
Ermangelung folder Beſtimmungen gibt nur § 133 
GewO. Maß. Ob hiernach der Arbeitgeber in dem 
Verhalten des Angeſtellten einen wichtigen Grund 
zur ſofortigen Entlaſſung finden kann, iſt von Fall 
zu Fall zu entſcheiden. Es kann weiter nicht unbe: 
achtet bleiben, daß der Vorfall vom Kläger zwar 
innerhalb des Verwaltungsgebäudes, aber zu einer 
Zeit und an einem Orte herbeigeführt wurde, daß er 
nur von wenigen Angeſtellten und von den Arbeitern 
überhaupt nicht wahrgenommen wurde. Deshalb 
wurde durch das Verhalten des Klägers die Autorität 
der Beamten gegenüber den Arbeitern nicht unmittel- 
bar geſchädigt. Die Beklagte kann bei der Ausdehnung 
ihres Perſonalſtands und ihres Wirkungskreiſes nur 
das Recht und die Pflicht haben, Streitigkeiten der 
Angeſtellten während der Arbeitszeit und innerhalb 
der Arbeitsräume im Intereſſe der Ordnung und 
Disziplin hintanzuhalten. Ein ſolcher Fall liegt 
nicht vor. Es war nach dem Verhalten des Klägers 
nicht zu befürchten, daß er ſich Beſchimpfungen des 
R. innerhalb der Fabrikräume erlauben und ſich in 
dem Falle, daß er mit ihm fernerhin im gleichen 
Raume dienſtlich zuſammengetroffen wäre, zu weiteren 
wörtlichen oder tätlichen Beleidigungen werde hin— 
reißen laſſen. 

Das Verhalten des Klägers gegenüber R. darf 
nicht um deswillen ſtrenger beurteilt werden, weil 
der Kläger, wie die Beklagte behauptet, von ihr außer 
Bedarfsfall aufgenommen wurde. Mit der Anſtellung 
iſt er in die gleichen Rechte und Pflichten aus dem 
Vertragsverhältnis eingetreten wie die anderen An— 
geſtellten. Der Vorfall iſt auch nur auf eine augen— 
blickliche Gemütsaufwallung des Klägers zurückzu— 
führen, die ihren Grund in einer von R. an ihm 
wegen ſeines außerdienſtlichen Verhaltens geübten 
Kritik hatte. Aber weder der Auftritt ſelbſt noch das 
Geſamtverhalten des Klägers, noch geſchäftliche Inter— 
eſſen zwangen dazu, einen der Beteiligten ſofort aus 
dem Geſchäfte zu entfernen. Wenn die beklagte Firma 
Auswüchſe perſünlicher Streitigkeiten für die Zukunft 
hintanhalten wollte, ſo konnte ſie ſchon damit ein 
warnendes Beiſpiel geben, daß fie das Dienſtverhält— 


nis durch ordentliche Kündigung löſte. Anders läge 
es, wenn eine Warnung des durch die Entlaſſung 
Gemaßregelten ſeitens der Fabrik vorausgegangen 
wäre. Es wäre auch eine unbillige Härte bei den nach 
§ 133 b GewO. zu beurteilenden Vorkommniſſen einen 
ſtrengeren Maßſtab anzulegen, als es bei Angehörigen 
des Handelsſtandes nach §S 70 HGB. oder Dienſtver⸗ 
pflichteten nach $ 626 BGB. bei gleicher Sachlage 
geſchehen würde. Auch hier würde ein rein privater 
Streit, durch welchen das Anſehen des Geſchäftes 
nicht leidet, dem Prinzipal nicht das Recht der ſo⸗ 
fortigen Entlaſſung geben, wenn die Möglichkeit der 
gleichzeitigen Weiterverwendung beider Teile außer 
Zweifel ſteht. (Urt. vom 27. September 1906). 
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Aus der Praxis 
des Gerichtshofs für Kompetenzkouflikte. 


Abgrenzung der Zuſtändigkeit zwiſchen Gerichten 
und Verwaltungsbehörden in Abmarkungsſachen, wenn 
außer der Feſtſtellung der Grenze die Beſeitigung einer 
falſchen Abmarkung beantragt wird. Der Bezirks⸗ 
geometer ſtellte auf Antrag des Bauers W. unter Zu⸗ 
ziehung des Obmanns der Feldgeſchworenen die Grenze 
zwiſchen einem Grundſtücke des W. und einem Grund: 
ſtücke ſeines Nachbars D. feſt; er machte die Grenze 
durch Setzung von Steinen erkennbar. D. erhob 
hierauf zum Amtsgericht Klage gegen W.; er bean- 
tragte, zu erkennen, daß W. den Beſitz des D. an 
einem durch die Abmarkung von dem Grundſtücke des 
D. abgetrennten Teil anzuerkennen und die Grenz⸗ 
zeichen zu entfernen habe. Das Amtsgericht wies die 
Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs ab. D. legte 
Berufung ein. Während die Sache beim LG. an⸗ 
hängig war, erhob die Regierung den Kompetenz⸗ 
konflikt. Der Gerichtshof für Kompetenzkonflikte ent- 
ſchied, daß der Rechtsweg hinſichtlich des An⸗ 
ſpruchs auf Feſtſtellung des Beſitzes zuläſſig, 
im übrigen un zul äſſig ſei. 

Aus den Gründen: D. macht zwei Anſprüche 
geltend: 1. den Anſpruch auf Verurteilung des W. 
zur Anerkennung ſeines (des D.) Beſitzes an dem Teile 
des Grundſtücks, der nach der vollzogenen Abmarkung 
zum Grundſtücke des W. gehören würde; 2. den An⸗ 
ſpruch auf Entfernung der Grenzſteine. Der Beſitz 
einer Sache iſt ein dem bürgerlichen Recht angehörendes 
Rechtsverhältnis. Auf Feſtſtellung ſeines Beſtehens 
kann nach $ 256 ZPO. geklagt werden, wenn der 
Kläger ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen 
Feſtſtellung hat. Dieſes Intereſſe kann die Behauptung 
des D. dartun, daß W. den Beſitz des durch die Ab— 
markung vom Grundſtücke des D. abgetrennten Teiles 
in Anſpruch nimmt. Der Streit gehört vor die ordent— 
lichen Gerichte. 

Der zweite Anſpruch iſt mit der Behauptung 
begründet, der Beklagte habe den D. im Beſitze des 
Grundſtücks dadurch geſtört, daß der Geometer als 
ſein Beauftragter eine das Grundſtück verkleinernde 
neue Grenze vermarkte. Einen dem bürgerlichen Rechte 
angehörenden Anſpruch kann dieſe Behauptung nicht 
begründen. Die Abmarkung der Grundſtücke, ſoweit 
ſie den Gegenſtand des Geſetzes vom 30. Juni 1900 
bildet, iſt eine Einrichtung des öffentlichen Rechts. 
Abmarkungen vorzunehmen, die ſich unmittelbar an 
die durch Meſſungen erfolgte Ermittelung einer Grenze 
anſchließen, ſind nach Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 2 und Art. 4 
Abſ. 1 des Geſetzes die Meſſungsbehörden zuſtändig. 
Dieſe handeln dabei als Organe der Staatsgewalt. 
Sie haben daher unabhängig von etwaigen Weiſungen 
derer, die ihre Dienſte in Anſpruch nehmen, zu prüfen, 
ob die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen ſie das 
ihnen angeſonnene Geſchäft vornehmen dürfen. Da— 
durch, daß W. den Geometer um die Abmarkung an— 
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ging und daß dieſer dem Anſinnnen entſprach, konnte 
demnach ein nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts zu beurteilendes Vertretungsverhältnis, vermöge 
deſſen Dritten gegenüber die Handlungen des Geometers 
als Handlungen des W. anzuſehen wären, nicht be⸗ 
gründet werden. Die Handlungen des Geometers 
können nicht als verbotene Eigenmacht des Beklagten 
angeſehen werden, durch die dieſer den Kläger im 
Beſitze des Grundſtücks geſtört hätte (BB. $ 862); 
D. kann deshalb auch nicht von W. die Beſeitigung 
der Grenzſteine verlangen, abgeſehen davon, daß W. 
nach Art. 3 und 28 Ziff. 2 des Geſetzes ſie gar nicht 
wegnehmen dürfte. 

D. behauptet auch, daß der Geometer die Ermitte⸗ 
lung der Grenze ohne ſeine Zuſtimmung vorgenommen 
und die ermittelte Grenze vermarkt habe, ohne daß 
er (D.) ſie als die richtige Grenze anerkannt hätte. 
Danach beſteht Streit darüber, ob der Geometer die 
Abmarkung vornehmen durfte (Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 2); 
Gegenſtand des Streits iſt alſo die Gültigkeit der 
Abmarkung. Solche Streitigkeiten entſcheiden nach 
Art. 19 Abſ. 1 die Verwaltungsbehörden im verwaltungs⸗ 
rechtlichen Verfahren. Von deren Entſcheidung hängt 
es ab, ob die Grenzſteine zu beſeitigen ſind. Der 
Rechtsweg iſt für den Anſpruch auf Beſeitigung nicht 
zuläſſig.!) (Entf. vom 8. Januar 1907). 
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Wenz, P., Amtsgerichtsſekretär in Köln und Wagner, J., 
Kalkulator in Breslau. Praktiſches Handbuch 
für die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung. Reichsgeſetz vom 24. März 
1897 nebſt dem EG. und den AG. der ſämtlichen 
Bundesſtaaten. Mit Anmerkungen und praktiſchen 
Beiſpielen. 3. gänzlich neu bearbeitete Auflage. 
Verlag von Karl Vater, Königshütte O.⸗S. 1907. 
Gebd. Mk. 7.50. 


Der Berichterſtatter hat ſchon in der Vorrede ſeines 
Kommentars zum ZwVG. auf die Vorzüge dieſes in 
Bayern noch zu wenig bekannten Buches aufmerkſam 
gemacht. Sein Wert liegt hauptſächlich in den zahl⸗ 
reichen völlig durchgeführten Rechnungsbeiſpielen, aber 
auch in einer durchaus ſelbſtändigen Erläuterung des 
Geſetzes. Die Verfaſſer gelangen mitunter zu einer 
Bekämpfung herrſchender Lehren, die keinesfalls unbe⸗ 
achtet bleiben darf, und verſuchen die zahlreichen 
mathematiſch-juriſtiſchen Rätſel, die eine überfein ge⸗ 
wordene Geſetzgebungskunſt in das Zw. hinein⸗ 
geheimniſt hat, in origineller Weiſe zu löſen (Bildung 
des geringſten Gebots im Falle des verunglückten § 881 
Abſ. 4 BGB., Anwendung der nicht minder mißratenen 

§ 122, 123 ZwVG. u. dgl.). Auch da, wo man der 

Meinung der Verfaſſer nicht beitreten kann, muß man 
die Gewiſſenhaftigkeit und Sorgfalt anerkennen, mit 
der ſie ſich in die unangenehmſten Probleme vertieft 
haben. von der Pfordten. 


Damme, Dr. F., geheimer Regierungsrat, Direktor im 
Kaiſerlichen Patentamt zu Berlin. Das deutſche 
Patentrecht. Ein Handbuch für Praxis und 
Studium. 549 Seiten. Berlin 1906, Verlag von 
Otto Liebmann. Broſch. Mk. 10.—, gebd. Mk. 11.—. 


Der Verfaſſer, dem unſere juriſtiſche Literatur 
ſchon eine Bearbeitung des Reichsgeſetzes über die 


1) Aum des Ein ſenders. Es wird nach dieſer Entſcheidung 
anzunehmen ſein, daß der durch eine falſche Abmarkung Benach— 
teiligte die Beſeitigung der irrig geſetzten Grenzſteine im öffentlich- 
rechtlichen Verfahren durchſetzen kann, wenn er ein rechtskräftiges 
Urteil erlangt bat, das einen von der vollzogenen Abmarkung abe 
weichenden Grenzlauf feſtſtellt (val! Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 4 des Geſ.). 
Er kann aber auch ſofort im öffentlich-rechtlichen Verfabren die Be: 
ſeitigung der Grenzzeichen erwirken, wenn eine formelle Is 
gültigkeit der Abmarkung dargetan wird. 
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Patentanwälte verdankt, bietet in dem vorliegenden 
Buche auf Grund einer mehr als zehnjährigen Er⸗ 
fahrung eine ſyſtematiſche Darſtellung des deutſchen 
Patentrechtes. Ihr voraus geht ein Ueberblick über 
die geſchichtliche Entwickelung des Patentweſens bei 
den großen Kulturvölkern. Wie dieſer Ueberblick 
unter ſteter Berückſichtigung der für die Entwickelung 
maßgebenden wirtſchaftlichen und politiſchen Verhält⸗ 
niſſe außerordentlich anregend geſchrieben iſt, ſo bringt 
auch die ſyſtematiſ 5 Darſtellung des geltenden Rechtes 
keineswegs graue Theorie. Der Verfaſſer, der durch 
ſeine amtliche Stellung mitten in der patent⸗ 
rechtlichen Praxis ſteht, bleibt auch in ſeinem Buche 
ſtändig in Beziehung mit den Fragen und Bedürfniſſen 
des Lebens. Beſonders ſchatzenswert iſt es, daß 
Damme über die praktiſche Anwendung des Geſetzes 
nicht bloß durch die Berückſichtigung der Rechtſprechung 
Auskunft gibt, ſondern auch durch die Mitteilung 
ſtatiſtiſcher und ſonſtiger Tatſachen einen Einblick in 
die patentrechtliche Praxis gewährt; er belehrt den 
Leſer nicht nur über die juriftifche Tragweite einer 
Geſetzesbeſtimmung, ſondern auch über ihre Bewährung 
in der Praxis. Ein dem Werke beigefügter Anhang 
enthält den Text der einſchlägigen Geſetze, Verord⸗ 
nungen und Verträge. Durch die in Anmerkungen 
beigefügten Seitenzahlen iſt in dieſem Anhange bei 
den einzelnen Beſtimmungen darauf hingewieſen, wo 
ſie ſich in der vorausgehenden Darſtellung beſprochen 
finden, ſo daß die Benützung des Buches 9 er⸗ 
leichtert iſt. 


Schiedermair, J., II. Staatsanwalt in Nürnberg. Die 
Vorſchriften über die Prüfungen für den 
höheren Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt 
in Bayern und die Vorſchriften für die 
Praxis der geprüften Bewerber um An⸗ 
ſtellung im höheren Juſtizſtaatsdienſt 
(gepr. Rechtspraktikanten) mit einem Anhang, ent⸗ 
haltend die Studienpläne und die Promotions: 
ordnungen der Juriſtenfakultäten der drei Landes- 
univerſitäten. 3. Auflage. Mit Einleitung, An⸗ 
merkungen und alphab. Sachregiſter. München 1907, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Gebd. Mk. 2.80 


Die Vorſchriften für die Praxis der geprüften 
Rechtspraktikanten waren früher in einem eigenen von 
Th. von der Pfordten herausgegebenen Büchlein ver— 
öffentlicht worden. Sie ſind nun zweckmäßigerweiſe 
mit den Prüfungsvorſchriften vereinigt worden. Die 
vortrefflichen klaren Erläuterungen, mit denen Staats⸗ 
anwalt Schiedermair die Verordnungen und Bekannt- 
machungen verſehen hat, enthalten wertvolle Hins 
weiſungen, deren genaue Beachtung namentlich neu 
eintretenden Rechtspraktikanten ſehr zu empfehlen iſt. 
Auch den Gerichtsvorſtänden wird das Buch gute 
Dienſte leiſten. P: 


Notizen. 


Vollzug der Novelle zum Gebührengeſetze. Die 
ſind im ZUBE. Nr. 2 vom 22. Januar 1907 ver⸗ 
öffentlicht. Sie gehen über den Rahmen einer bloßen 
Dienſtanweiſung inſoferne hinaus, als ſie auch eine 
zum Teile ziemlich eingehende Erläuterung der ge— 
ſetzlichen Vorſchriften enthalten. Das ſorgfältige 
Studium der Bekanntmachung iſt dem Richter- und 
Gerichtsſchreiberperſonal angelegentlich zu empfehlen, 
da bekanntlich die Handhabung des Gebührengeſetzes 
große Schwierigkeiten bietet und leider ein für die 
Praxis brauchbarer Kommentar zurzeit nicht vor— 
handen iſt. Der Bekanntmachung ſind u. a. Tabellen 
für die Berechnung der Gebühren nach Art. 55 Ziff. 3a 
(Eintragung von Aktiengeſellſchaften u. dgl.) und nach 
Art. 83 und 84 (Vormundſchaften) beigegeben. 
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Die Poſtportofreiheit in Bayern. Die Frage der 
Neuregelung der bayer. Poſtportofreiheit, über die 
ſeit längerer Zeit Verhandlungen zwiſchen den Mini⸗ 
ſterien ſchweben, iſt nun in ein neues Stadium ge⸗ 
treten. Wie aus der Bekanntmachung vom 30. Januar 
1907 (GBl. S. 33) hervorgeht, hat man ſich ent⸗ 
ſchloſſen, grundſätzlich auch im innerbayeriſchen Ver⸗ 
kehre mit dem Syſtem der Verordnung über die 
Portofreiheit vom 23. Juni 1829 und den zahlreichen 
dazuergangenen Ausführungsvorſchriften aufzuräumen. 
Die Poſtportofreiheit in Amtsſachen ſoll, ſoweit ſie nicht 
auf reichsgeſetzlichen Beſtimmungen (Bundesgeſetz über 
die Portofreiheit vom 2. Juni 1869) beruht, auch für den 
innerbayeriſchen Verkehr in der Hauptſache aufgehoben 
werden. Den Behörden ſoll jedoch die bisherige Er⸗ 
leichterung, die einzelnen Sendungen nicht frankieren 
zu müſſen, auch künftig bleiben. Die Zahlung der 
Poſtgebühr für amtliche Sendungen der einzelnen 
Intel der Staatsverwaltung ſoll im ganzen durch 

Entrichtung jährlicher Pauſchbeträge an die Poſtver⸗ 
waltung erfolgen — ein Syſtem, das ſchon im größten 
Teile des Deutſchen Reiches durch Vereinbarungen 
zwiſchen der Reichspoſtverwaltung und den einzelnen 
Staaten eingeführt iſt. Damit berechnet werden kann, 
wie hoch die Jahrespauſchbeträge ſein müſſen, um der 
Poſtverwaltung für ihre Geſamtleiſtung ein angemeſſenes 
Entgelt zu bieten, ſoll eine Zählung der amtlichen 
Poſtſendungen während der Monate März, April, Mai, 
Juni 1907 ſtattfinden. Für die Zählung ſtünden an 
und für ſich drei Wege zur Verfügung: einmal die 
Verwendung von Zählmarken während der Zählzeit, 
ſodann die Zählung durch die abſendenden Behörden 
und Stellen, endlich die Zählung durch die Aufgabe⸗ 
Poſtämter. Es iſt der letzte Weg gewählt, offenbar, 
weil er, ohne weniger zuverläſſig zu ſein als die 
anderen Wege, die Tätigkeit der außerordentlich zahl⸗ 
reich beteiligten Behörden und Stellen am wenigſten 
in Anſpruch nimmt. 

Damit die Poſtämter die Zählung vornehmen und 
das Ergebnis richtig aufzeichnen können, müſſen ſie 
zunächſt wiſſen, welche Behörden und Stellen inner⸗ 
halb ihrer Bezirke für ſie in Betracht kommen. Zu 
dieſem Zwecke iſt angeordnet, daß die beteiligten Be⸗ 
hörden, Stellen und Organe innerhalb zehn Tagen 
nach dem Erſcheinen der Bekanntmachung der Poſt— 
anſtalt, bei der ſie ihre Sendungen einliefern wollen, 
hiervon ſchriftliche Mitteilung machen. Die Poſtanſtalten 
werden auf Grund dieſer Mitteilungen Liſten der auf— 
gebenden Behörden anlegen und darin die anfallenden 
Sendungen in Rechnung ſtellen. Damit letzteres ge⸗ 
ſchehen kann, iſt vorgeſchrieben, daß während der 
Zählzeit alle Sendungen der beteiligten Behörden. 
Stellen und Organe am Poſtſchalter ſelbſt aufgegeben 
werden, mithin nicht in die Poſtkäſten eingeworfen 
werden dürfen. In Betracht kommen im Geſchäftskreiſe 
des Juſtizꝑ-Miniſteriums alle Behörden und Stellen 
einſchließlich der Amtsanwälte, Notariats- und An⸗ 
waltskammern, mit Ausnahme jedoch der No⸗ 
tariate. Alle dieſe Behörden haben während der 


vier Monate alle ihre Sendungen bei der Poſtanſtalt 
Vollzugsvorſchriften zur Novelle vom 20. Auguſt 1906 > 5 I 9 Poſtanſ 


ſelbſt aufzugeben. 

Wir möchten nicht verfehlen, auch darauf auf— 
merkſam zu machen, daß auch während der Zählzeit 
alle amtlichen Sendungen der ſtaatlichen Behörden, 
Stellen und Organe in Anſehung der Frankierung 
und der Portofreiheitsvermerke genau ſo weiter zu 
behandeln ſind, wie bisher. Denn zurzeit handelt es 
ſich nur um die Zählung; die Neuregelung der Porto- 
freiheit ſelbſt wird mit Rückſicht auf das Budget nicht 
vor dem 1. Januar 1908 in Kraft treten. tt. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K.Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d. Juſtiz. 
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die | Mt aber i a a Fr 1 5 
aber kein anderer als der, daß nur ſo dem 
Veſtimmung der Keligion unehelicher Kinder. 9 21 eine praktiſche Bedeutung zukomme. Das iſt 
nun einmal ungenau, da auch nach der hier ver⸗ 
e ee eee fochtenen Auslegung der 8 21 in feiner zweiten 
In Bd. III Nr. 1 S. 8 ff. dieſer Zeitſchrift Hälfte (b) Bedeutung behält. Zum zweiten bildet 
findet ſich über die in der Ueberſchrift bezeichnete es natürlich keinen Beweis für die Fortgeltung 
Frage ein Aufſatz des Herrn Reg.⸗Aſſeſſors Dr. A. eines in ſeiner Fortgeltung zweifelhaften Rechts⸗ 
Hofmann, den ich in verſchiedenen Punkten nicht ſatzes, daß nur die ihr günſtige Auffaſſung „be⸗ 
unwiderſprochen laſſen kann. Dies um ſo weniger, | friedige“. Ich wenigſtens bin nicht konſervativ 
als es ſich bei meinem Widerſpruch um den grund⸗ genug, um die Aufrechterhaltung alter, möglicher⸗ 
ſätzlich bedeutſamen Gegenſatz zweier Auslegungs⸗ | weile veralteter Sätze ohne weiteres als etwas 
methoden handelt, unſere Kontroverſe über ihr an Beſſeres, der Annahme ihrer Aufhebung Vorzu⸗ 
fich ſchon nicht unwichtiges Gebiet hinaus ſomit | ziehendes anzuſehen. 
ein allgemeines Intereſſe in Anſpruch nehmen „Das Problem iſt vielmehr dies: wollte 
dürfte. die bayeriſche Verfaſſung in § 21 cit. ein ſelbſt⸗ 
Die II. Beilage zur bayeriſchen Verfaſſung ſtändiges, für die Frage der religiöſen Kinder⸗ 
läßt bekanntlich in § 21 die nicht legitimierten un⸗ erziehung bedeutſames Inſtitut der Anerkennung 
ehelichen Kinder N Unehelicher ſchaffen, oder wollte ſie nur an die 
a) „wenn fie von einem Vater anerkannt in den damals geltenden Privatrechten etwa ohne⸗ 
find“, in Anſehung der Religionserziehung wie dies vorhandene derartige Anerkennung anknüpfen 
die ehelichen behandelt, und ihr eine weitere Wirkung verleihen? Man 
b) entgegengeſetztenfalls nach dem Glaubens- kann die Frage nicht einfach deshalb im erſten 
bekenntnis der Mutter erzogen werden. Sinne beantworten, weil die Vorſchrift ſonſt von 
In beiden Punkten erfahren die in meinem vornherein inhaltlos geweſen ſei. Ob in den 
bayeriſchen Landesprivatrecht (1903, S. 614 ff.) | fo buntſcheckigen Lokalrechten, die innerhalb un: 
verfochtenen Sätze bei Hofmann nur teilweiſe ſerer bayeriſchen Grenzpfähle im Jahre 1818 
Zuftimmung. . | galten, eine familienrechtlich wirkſame An⸗ 
Zu a: In Verfolgung der bereits früher von erkennung Unehelicher im übrigen irgendwo Rechtens 
Sendel') entwickelten Anſchauung hatte ich den | war, entzieht ſich meiner Feſtſtellung; ) in einem 
3 21 hinſichtlich des Punktes a) als obſolet be⸗ der wichtigſten bayeriſchen Landesrechte jedenfalls. 
zeichnet. Eine Anerkennung unehelicher Kinder dem franzöſiſch⸗pfälziſchen, ſpielte fie bekanntlich 
iſt dem BGB., von der eigentlichen Legitimation eine erhebliche Rolle.) Wir treten dem Geſetz⸗ 
abgeſehen, nur im Sinne des 3 1718 bekannt, geber ſchwerlich zu nahe, wenn wir unterſtellen, 
als Beſeitigungsgrund für die ſonſt zuſtändige daß er bei unſerer Vorſchrift nur und gerade an 
ſog. exceptio plurium, nicht im Sinne der Her: | ſolche Rechtsgebiete gedacht habe. 
ſtellung eines perſönlichen, rein familienrechtlichen. Aber auch, wenn die Redaktoren der bayer⸗ 
Bandes zwiſchen Erzeuger und Kind. iſchen Verfaſſung dieſe Abſicht nicht gehabt haben 
| 


Hofmann dagegen und ebenjo der von ihm * g 
dazu nicht zitierte Kommentar von Staudinger⸗ ſollten, iſt das kein Beweis für meinen Gegner. 


Engelmann, 2. Aufl. zu § 1707 Nr. 2 d, glaubt ) Roth⸗-Becher, Bayer. Zivilrecht 2. Aufl. Bd. 1 
der Vorſchrift zu a) auch in Zukunft die Anwendungs⸗ S. 620 läßt die Wirkungen der Anerkennung ausſchließ— 
— — lich vermögensrechtlicher Natur ſein. 

) Ich kann hier wie ſonſt mich auf die ſorgfältigen 2) Siehe ſtatt aller Crome-Zachariae III 
Sr bei Hofmann berufen. S8 538 ff., 542. 
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Denn das ift unzweifelhaft: der Wortlaut des 
8 21 läßt für beide Auslegungen Raum, und 
nach bekannten Auslegungsgrundſaͤtzen iſt der im 
Texte des Geſetzes nicht niedergelegte Wille ſeiner Ver⸗ 
faſſer für die Auslegung nicht bindend. Als maß⸗ 
gebend kann einzig und allein bei Zweideutigkeit 
des Wortlauts der rechtspolitiſche Wert des 
Auslegungsergebniſſes erachtet werden. Dieſe das 
Geſetz allein vor ſchlimmem Widerſpruch mit den 
Bedürfniſſen des Lebens, dem Rechtsgefühl des 
Volkes rettende Auffaſſung ſollte doch nicht mehr 
beſtritten werden! 

Von ſolchem Standpunkt aus aber kann es 
in unſerer Frage doch nur eine Löſung geben. 
Die „anerkannten“ Unehelichen, da wo die 
familienrechtliche Bedeutung der Anerkennung auf 
die Unterhaltspflicht beſchraͤnkt iſt, nach $ 21 be⸗ 
urteilen, heißt den tatſächlichen Verhäaͤltniſſen die 
denkbar ärgſte Gewalt antun. Die unehelichen 
Söhne müßten dann ja bei verſchiedener Kon⸗ 
feſſion ihrer Eltern in derjenigen des Erzeugers 
erzogen werden, eines Menſchen, der mit ihnen 
nach dem — ethiſch vielleicht anfechtbaren, aber 
dogmatiſch zweifellos feſtgelegten — Standpunkt 
des BGB. 8 1589 Abſ. 2) gar nicht verwandt 
iſt; der keinerlei perſönliche Rechte und Pflichten 
ihnen gegenüber beſitzt; der ihnen in 99 von 
100 Fallen kalt und fremd, ohne jedwede per: 
ſönliche Beziehung, vielfach mit offener Abneigung 
gegenüberſteht; der ſie vielfach in ſeinem Leben 
kaum geſehen haben wird! Und trotz ſolchen 
typiſchen Mangels aller perſönlichen Bande ſoll 
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das Kind, wenn männlichen Geſchlechts, ſe iner 


Konfeſſion folgen, folgen im Gegenſatz zur Kon⸗ 


feſſion aller der Perſonen, auf deren Pflege 
und Teilnahme es im Leben durchſchnittlich 
allein angewieſen iſt. Wird nicht dadurch eine 
Entfremdung, wenn nicht zwiſchen der Mutter, 
ſo doch zwiſchen ihren Angehörigen und dem 
Kinde geradezu von Rechts wegen heraufbeſchworen? 
Wird nicht dem Kinde ſeine Fremdheit in dem 
Lebenskreiſe, dem es rechtlich und tatſächlich an⸗ 
gehört, in verbitternder Deutlichkeit wieder und 
wieder vor Augen gehalten? Man mag die tat⸗ 
ſächliche Wirkung der konfeſſionellen Gegenſätze 
in unſerem weiteren und engeren Vaterlande noch 
ſo ſehr beklagen — jedenfalls hat man heute, und 
aller Vorausſicht nach noch auf lange Jahre 
hinaus, damit als mit einer feſtſtehenden Tatſache 
zu rechnen. 
einer vielleicht zuläſſigen, aber ſicher nicht not⸗ 
wendigen Auslegung den konfeſſionellen Hader und 
Gegenſatz noch in Stellen hineinzutragen, wohin 
er am allerwenigſten gehört: in das Verhältnis 
des vaterloſen Kindes zu den einzigen Perſonen, 
die ſeinem oft genug freudloſen Daſein allein 
Sorgfalt und Liebe widmen werden, von denen 
ſeine Erziehung und Entwicklung zum beſten Teil 
abhängt. Ein kleiner „Ketzer“ wird einer 


| 


| 


So ift es nicht wohlgetan, mittelit : 


aus nicht mit Unrecht, nur zu leicht wie ein Pfahl 
im Fleiſche vorkommen. 

Es kommt aber noch ein anderer Geſichtspunkt 
hinzu: welcher Art ſoll die nach $ 21 maßgebende 
Anerkennung ſein? Iſt ſie ein rechtlicher Akt 
oder nur ein tatſächlicher Vorgang; iſt ſie 
einſeitig oder nur als Vertrag wirkſam? Die 
Gegner können darauf keine halbwegs ſichere 
Antwort geben. Daß die l(einſeitige) Anerkennung 
der Vaterſchaft im Sinne des BGB. $ 1718 
etwas anderes ſei als eine Anerkennung der in 
unſerem § 21 geforderten Art, bezeichnet auch 
Engelmann⸗Staudinger, einer unſerer Gegner, 
als „ſelbſtverſtändlich“ (Anm. 7 zu $ 1718); 
ebenſowenig bleibt eine Möglichkeit, an die in 
§ 25 PerſStG. erwähnte Anerkennung zu denken. 
Falls dieſer Vorſchrift überhaupt nach dem 1. Januar 
1900 noch irgendwelche Bedeutung zukommen 
ſollte!), kann fie ſich nur auf die in ihrer ma: 
teriellen Wirkung durch 8 1718 cit. geregelte, 
lediglich deklarative Anerkennung beziehen, 
Sartorius a. a. O. Ueberhaupt wäre die 
Annahme, daß ein einſeitiger Anerkennungsakt 
des Erzeugers die angeblichen Wirkungen des 
8 21 auslöſen könne, ſchlechthin unannehmbar: fie 
gewährte dem außerehelichen Erzeuger die Möglich⸗ 
keit, dem Kinde gegen den Willen der 
Mutter ſeine eigene Konfeſſion aufzuzwingen, 
ohne daß er dafür irgendwelche Pflichten oder 
ſonſtige Aequivalente zu übernehmen hätte — eine 
für ſkrupelloſe Proſelytenmacher vielleicht an⸗ 
mutende Ausficht ! 

Von einer Anerkennung der Vaterſchaft in 
irgend einer anderen Form und Wirkung iſt aber 
im geltenden Reichsrecht nicht die Rede; wenn 
Hofmann an eine öffentliche Urkunde denkt, 
womit „die freiwillige Uebernahme einer über die 
geſetzliche Unterhaltspflicht hinausgehenden Leiſtung 
für Unterhalt und Erziehung des Kindes ſeitens 
des Vaters im Einverſtändniſſe mit der Mutter 
und event. der Vormundſchaft verbunden iſt“, ſo 
iſt das ein ganz willkürlich angenommener 
Geſchäftstypus, dem andere als gewöhnliche o b⸗ 
ligatoriſche Wirkungen nach unſerem bürger⸗ 
lichen Recht nicht zugeſchrieben werden können. 

b) Kürzer kann der zweite Streitpunkt 
erledigt werden. Im Gegenſatz zu meinen früheren 
Darlegungen will Hofmann der unehelichen 
Mutter das Recht zuſprechen, über die Kon: 
feſſion ihres Kindes frei zu beſtimmen. Den 


Wortlaut des Geſetzes, den er hierbei von vorn- 


herein gegen ſich hat, glaubt er dadurch unſchäd— 
lich machen zu können, daß er die Worte: „ſie 
werden . . .. nach dem Glaubensbekenntniſſe der 
Mutter erzogen“, nur die tat ſächlich eintretende 


regelmäßige Wirkung feſthalten läßt. Aber 


katholiſchen Bauernfamilie, von ihrem Standpunkt 


1) Was nicht unſtreitig iſt. S. den Kommentar von 
Sartorius dazu Nr. 1 a. E. 


ſtellen, etwas rechtlich völlig Unerhebliches 
geſagt zu haben. Zudem ſprechen praktiſche Gründe 
nicht für ſeine Meinung — das, was er am 
Schluß vorbringt, ſteht und fällt mit ſeiner oben 
zu a) bekämpften Lehre —, und mit dem neuen 
bürgerlichen Recht iſt ſie wiederum unverträglich. 
Denn mit voller Schärfe jagt $ 1707, daß die 
uneheliche Mutter zur Vertretung des Kindes 
nicht berufen ſei. Daß die religiöſe Kinder⸗ 
erziehung in vollem Umfang einen Beſtandteil des 
elterlichen Vertretungsrechts darſtelle, will ich nun 
freilich nicht behaupten; ſo wird man etwa die 
bloße Zuweiſung des Kindes an eine Schule oder 
einen Religionsunterricht dieſer oder jener Kon⸗ 
feſſion nicht dahin rechnen dürfen. Anders aber 
bei Akten, die wie Taufe und Konfirmation (Kom⸗ 
munion) eine rechtliche Relevanz aufweiſen, 
die Zugehörigkeit zu einer Konfeſſion beſtimmen 
und damit auf die kirchliche, möglicherweiſe auch 
in einzelnen Punkten auf die zivile Rechtsſtellung 
des Kindes einen Einfluß ausüben. Der Akt 
der Aufnahme in die kirchliche Gemeinſchaft iſt 
ein Rechtsakt, den man nur auf Grund einer 
Vertretungsmacht mit Wirkung für einen andern 
vorzunehmen imſtande iſt. 

Mag ſein, daß das Landesrecht nach dem 
Vorbehalt in EG. Art. 134 das hätte ändern 
können — tatſächlich hat das bayeriſche Recht 
von ſolcher Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht. 
Denn ſelbſt Hofmann behauptet nicht, daß 
§ 21 das Beſtimmungsrecht der Mutter an⸗ 
erkenne; er beſtreitet nur, daß er es pofitiv 
ausgeſchloſſen habe. Dazu aber hatte das 
bayeriſche Recht, oder hat es doch ſeit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1900, nicht den mindeſten Anlaß. Nur 
eine ausdrückliche Sonde rvorſchrift hätte 
ihr das ſonſt verſagte Vertretungsrecht für unſere 
Frage verleihen können. 


Das neue Urheberrecht an Werfen der 
bildenden Künſte und der Photographie. 
Von Eduard Eckert, Amtsrichter in Nürnberg. 


(Schluß). 
III 


Was den Inhalt des Urheberrechts anlangt, 
ſo gewährt es die ausſchließliche Befugnis, das 
Werk zu vervielfältigen oder nachzubilden, gewerbs⸗ 
mäßig zu verbreiten und — dies iſt eine Neue: 
rung — gewerbsmäßig mittels mechaniſcher oder 
optiſcher Einrichtungen vorzuführen. Als Ver⸗ 
vielfältigung gilt bei Bauwerken und Entwürfen 
für Bauwerke auch das Nachbauen ($ 15). Der 
Ausſchließlichkeit dieſer Befugniſſe entſpricht es, 
daß, wie der $ 17 noch ausdrücklich hervorhebt, 
eine Vervielfältigung ohne die Einwilligung des 
Berechtigten unzuläſſig iſt, gleichviel durch welches 
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Verfahren und in wievielen Exemplaren ſie be⸗ 
wirkt wird. Unzuläſſig iſt im Gegenſatze zu dem 
bisherigen Rechte (8 8 Z. 2 des Gef. v. 9. Jan. 
1876) in Zukunft auch die Nachbildung eines 
Werkes der zeichnenden oder malenden Künſte durch 
die plaſtiſche Kunſt oder umgekehrt, unzuläſſig die 
bisher erlaubte Nachbildung eines Werkes der 
Photographie auf anderem als mechaniſchem Weg 
und die bisher gleichfalls geſtattete Nachbildung 
eines photographiſchen Werkes an einem Erzeug⸗ 
niſſe der Induſtrie uſw. z. B. auf Anſichtspoſt⸗ 
karten (vgl. 88 1, 3 und 4 des Geſ. vom 10. Ja⸗ 
nuar 1876). 

Aber ohne Ausnahme, ohne Einſchränkung zu⸗ 
gunſten der Allgemeinheit, oder zugunſten berech⸗ 
tigter Sonderintereſſen hat natürlich auch das 
neue Recht die oben angegebenen ausſchließlichen 
Befugniſſe des Urhebers nicht gelaſſen. 

Zu dieſen Ausnahmen gehört in erſter Linie 
der Fall der ſog. Einzelkopie. Der § 18 Abſ. 1 
geſtattet „eine Vervielfältigung zum eigenen Ge⸗ 
brauch mit Ausnahme des Nachbauens, wenn ſie 
unentgeltlich bewirkt wird“. Der Ausdruck „zum 
eigenen Gebrauch“ iſt von der Reichstagskommiſſion 
im Intereſſe größerer Klarheit gewählt worden. 
Will man ſich Klarheit darüber verſchaffen, was 
der Ausdruck bedeutet, ſo erſetzt man ihn wohl 
am beſten durch die Ausdrucksweiſe des Regierungs⸗ 
entwurfes, der von einer Vervielfältigung geſprochen 
hatte, „die nicht zum Zwecke der Verbreitung oder 
der öffentlichen Schauſtellung erfolgt.“ Das Literar⸗ 
geſetz gebraucht in der verwandten Beſtim mung 
des $ 15 Abſ. 2 den Ausdruck „zum perſönlichen 
Gebrauch“. Die Reichstagskommiſſion hat ab⸗ 
ſichtlich nicht dieſen Ausdruck gewählt, ſondern den 
Ausdruck „zum eigenen Gebrauch“, weil ſie der 
Meinung war, daß dieſer Ausdruck nicht die aus⸗ 
dehnende den Intereſſen der Urheber wenig günſtige 
Auslegung finden könne, die der § 15 Abſ. 2 
des Literargeſetzes erhalten hat. 

Ein Werk der bildenden Künſte oder der 
Photographie darf unter Umſtänden ohne die Ein⸗ 
willigung des Berechtigten in ein Schriftwerk auf⸗ 
genommen werden ($ 19); aber die Bedingungen, 
unter denen das neue Geſetz dies geſtattet, ſind 
erheblich ſtrenger als nach § 6 Ziff. 4 des Gel. 
vom 9. Jan. 1876. 

In Uebereinſtimmung mit dem alten Recht 
entrückt auch das neue Geſetz ſolche Werke, die 
ſich bleibend an öffentlichen Wegen, Straßen oder 
Plätzen befinden, im Intereſſe der Allgemeinheit 
bis zu einem gewiſſen Grade den Rechten des Ur⸗ 
hebers. Auch das Geſetz vom 9. Jan. 1876 hatte 
in § 6 Ziff. 3 die Vervielfältigung ſolcher Werke 
erlaubt, nur durfte fie nicht in derſelben Kunſt⸗ 
form erfolgen; was man freilich unter derſelben 
Kunſtform zu verſtehen habe, blieb zweifelhaft und 
beſtritten. Das neue Geſetz dürfte in dieſer Be— 
ziehung kaum ſolche Auslegungsſchwierigkeiten be— 
reiten. Es beſtimmt in ſeinem § 24 Abſ. 1, der 


würdigerweiſe noch in der zweiten Leſung, alſo 
nach den Kommiſfſionsberatungen, großes Kopf⸗ 
zerbrechen verurſachte, mit aller wünſchenswerten 
Deutlichkeit: „Zuläſſig iſt die Vervielfältigung 
von Werken, die ſich bleibend an öffentlichen 
Wegen, Straßen oder Plätzen befinden, durch 
malende oder zeichnende Kunſt oder durch Photo⸗ 
graphie. Die Vervielfältigung darf nicht an 
einem Bauwerk erfolgen.“ Bei Bauwerken er⸗ 
ſtreckt ſich die Vervielfältigungsbefugnis dem 
Grundgedanken der Vorſchrift entſprechend nur auf 
das, was von den öffentlichen Wegen oder Plätzen 
aus hauptſächlich zu ſehen iſt, die äußere Anſicht 
des Bauwerkes ($ 20 Abi. 2). 

Bei Bildniſſen einer Perſon iſt dem Beſteller 
und ſeinem Rechtsnachfolger geſtattet, ſoweit nicht ein 
anderes vereinbart iſt, das Werk zu vervielfältigen. 
Iſt das Bildnis ein Werk der bildenden Künſte, 
ſo darf, ſo lange der Urheber lebt, unbeſchadet 
der ſchon oben beſprochenen Befugnis zur An⸗ 
fertigung einer Einzelkopie, die Vervielfältigung 
nur durch Photographie erfolgen ($ 18 Abſ. 2). 
Dieſe Beſtimmung geht viel weniger weit als die 
88 8 und 7 der Geſetze vom 9. und 10. Januar 
1876, nach denen bekanntlich bei Porträts das 
Urheberrecht kraft Geſetzes uneingeſchränkt auf den | 
Befteller übergeht. Dafür ift aber in anderen 
Beſtimmungen des neuen Geſetzes, den 88 22 — 24, 
darauf Bedacht genommen, dem Recht am eigenen 
Bild einen vollkommeneren Schutz angedeihen zu 
laſſen als die bisherige Geſetzgebung, die nur dem 
Beſteller des Bildes, nicht aber dem Abgebildeten 
Rechte eingeräumt und den Fall, daß ein Bildnis 
nicht auf Beſtellung angefertigt iſt, überhaupt nicht 

| 


berückſichtigt hat. Das neue Geſetz hat ſich nicht 
damit begnügt, einem Beſchluſſe des deutſchen 
Juriſtentages entſprechend, nur für den Fall die 
Verbreitung oder Schauſtellung eines fremden 
Bildniſſes zu unterſagen, daß dadurch ein berech⸗ 
tigtes Intereſſe verletzt wird, ſondern es beſtimmt 
ganz allgemein: „Bildniſſe dürfen nur mit Ein⸗ 
willigung des Abgebildeten verbreitet oder öffent⸗ | 
lich zur Schau geſtellt werden.“ Die Einwilligung | 
kann natürlich auch aus den Umſtänden gefolgert 
werden und gilt nach ausdrücklicher geſetzlicher 


! 


Vorſchrift im Zweifel dann als erteilt, wenn der 
Abgebildete dafür, daß er ſich abbilden ließ, eine 
Entlohnung erhalten hat. Nach dem Tode des 
Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von zehn 
Jahren der Einwilligung der Angehörigen des | 
Abgebildeten. Als Angehörige gelten der über: 
lebende Ehegatte und die Kinder des Abgebildeten 
und, wenn weder ein Ehegatte noch Kinder vor: 
handen ſind, die Eltern des Abgebildeten. Von 
dieſer in § 22 aufgeſtellten Regel bringt S 23 
vier Ausnahmen. Ohne die nach § 22 erforder: 
liche Einwilligung dürfen verbreitet und zur Schau 
geſtellt werden: 

1. Bildniſſe aus dem Bereiche der Zeitgeſchichte. 


Es entſpricht der Abſicht des Geſetzgebers, daß 
dieſer Ausdruck im weiteſten Sinne verſtanden 
wird; er ſoll nicht nur das eigentliche politiſche, 
ſondern auch das ſoziale, wirtſchaftliche und Kultur⸗ 
leben des Volkes umfaſſen. Die Veröffentlichung 
der Bildniſſe von Perſonen, die im öffentlichen 
Leben ſtehen oder in Kunſt und Wiſſenſchaft ein 
allgemeineres Intereſſe wachrufen, wird daher, 
wie in den Motiven ausdrücklich betont iſt, auch 
in Zukunft nicht verwehrt ſein. 

2. Bilder, auf denen die Perſonen nur als 
Beiwerk neben einer Landſchaft oder ſonſtigen 
Oertlichkeit erſcheinen. 

3. Bilder von Verſammlungen, Aufzügen und 
ahnlichen Vorgängen, an denen die dargeſtellten 
Perſonen teilgenommen haben. 

4. Bildniſſe, die nicht auf Beſtellung ange⸗ 
fertigt find, foferne die Verbreitung oder Schau: 
ſtellung einem höheren Intereſſe der Kunſt dient. 
Dieſe Ausnahme hat hauptſächlich die von Künſtler⸗ 
hand herrührenden Studienköpfe im Auge. Daß 
ſie, wie die Motive bemerken, auf photographiſche 
Bildniſſe nicht zu beziehen ſein wird, dafür bietet 
das Geſetz ſelbſt keinen Anhalt, wenn es auch bei 


ihnen immerhin ſeltener vorkommen wird, daß ihre 


Verbreitung oder Schauſtellung einem höheren 
Intereſſe der Kunſt dient. 

Auch in dieſen vier Fällen iſt jedoch eine Ver⸗ 
breitung oder Schauſtellung unzuläſſig, durch die 
ein berechtigtes Intereſſe des Abgebildeten, oder 
falls dieſer verſtorben iſt, ſeiner Angehörigen ver⸗ 
letzt wird. Es ſind Fälle denkbar, in denen die 
Verbreitung oder Schauſtellung eines Bildniſſes 
die Kundgabe der Mißachtung eines anderen ent⸗ 
hält und ſich als ſtrafbare Beleidigung darſtellt. 
Aber es kann ein Fall auch ſo gelagert ſein, daß 
die Beſtimmungen über Beleidigung verſagen und 
doch der Abgebildete ein ſchutzwürdiges Intereſſe 
daran hat, die weitere Verbreitung oder Schau: 
ſtellung des Bildniſſes zu verhindern. Ein ſolches 
Intereſſe wird bei karikierten Bildniſſen wohl noch 
öfter vorkommen als bei Porträts, die den Menſchen 
in ſeiner dem Leben entſprechenden Erſcheinung 
wiedergeben. Der vom Geſetz gebrauchte Aus: 
druck „Bildnis“ umfaßt doch wohl auch die Kari: 
katur und es darf darum als zweifelhaft bezeichnet 
werden, ob unſere Rechtſprechung ſich auf den in 
den Motiven eingenommenen Standpunkt ſtellen 
wird, daß die Beſtimmungen über das Recht am 
eigenen Bild auf die Karikatur keine Anwendung 
finden ſollen. 

Ohne Rückſicht auf die Intereſſen und die Ein: 
willigung des Abgebildeten oder ſeiner Angehörigen 
dürfen Behörden für Zwecke der Rechtspflege und 
der öffentlichen Sicherheit Bildniſſe vervielfältigen, 
verbreiten und öffentlich zur Schau ſtellen; der 
im Reichstage gemachte Verſuch, dieſe Befugnis 
von einer vorherigen richterlichen Anordnung ab— 
hängig zu machen, iſt zum Glück mißlungen. 


IV. 

Die Regelung der Dauer des Schutzes, den 
das Geſetz den Urhebern gewährt, bietet wenig 
Intereſſantes. Das Wichtigſte iſt, daß die Schuß: 
friſt, die für Werke der bildenden Künſte wie bisher 


dreißig Jahre beträgt, für Werke der Photographie 


von fünf Jahren auf zehn Jahre verlängert worden 
iſt. Sie beginnt in der Regel bei Werken der 
bildenden Künſte mit dem Ablaufe des Kalender⸗ 
jahres, in dem der Künſtler geſtorben, bei Werken 
der Photographie mit dem Ablaufe des Kalender⸗ 
jahres, in dem das Werk erſchienen iſt. Die 
Einzelbeſtimmungen anzuführen und zu beſprechen, 
die daneben für beſondere Fälle wie z. B. für das 
Urheberrecht einer juriſtiſchen Perſon getroffen ſind, 
würde hier zu weit führen (88 25 — 29). 

In einer Reihe von Fällen iſt es nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes für den Schutz des 
Urhebers von Bedeutung, ob ſein Werk erſchienen, 
d. h. im Verlags⸗ und Kunſthandel herausgegeben 
oder ſonſtwie in mechaniſch oder fabrikmäßig an⸗ 
gefertigter Nachbildung in den allgemeinen Ver⸗ 
kehr gebracht iſt. Der $ 30 des Geſetzes beſtimmt 
ausdrücklich, daß in allen dieſen Fällen nur ein 
Erſcheinen in Betracht kommt, das der Berechtigte 
— alſo der Urheber oder mit ſeiner Zuſtimmung 
ein Dritter — veranlaßt hat. 


V 


Die Geſetze vom 9. und 10. Januar 1876 
regeln die Rechtsfolgen der Urheberrechtsverletzungen 
bekanntlich nicht ſelbſt, ſondern erklären die ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. Juni 
1870 betr. das Urheberrecht an Schriftwerken uſw. 
für entſprechend anwendbar. Das neue Geſetz iſt 
dieſem Beiſpiele nicht gefolgt; es handelt von den 
Rechtsverletzungen in einem eigenen Abſchnitte, 
dem längſten des ganzen Geſetzes (88 31— 50). 
Aber die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes decken 
ſich in der Hauptſache nicht nur dem Inhalte, 
ſondern auch dem Wortlaute nach mit den ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des Urheberrechtsgeſetzes 
vom Jahre 1901; die beſtehenden Abweichungen 
erklären ſich meiſt aus der Verſchiedenheit der 
Werke, um deren Schutz es ſich in den beiden 
e handelt. 

as neue Geſetz will die zivilrechtlichen Folgen 
der Eingriffe in das Urheberrecht ebenſowenig er⸗ 
ſchöpfend regeln wie das Geſetz von 1901. In 
Uebereinſtimmung mit dieſem macht es die Ver⸗ 
pflichtung zum Schadenserſatz von der Vorſätzlich⸗ 
keit oder Fahrlaſſigkeit der Rechtsverletzung und 
die Strafbarkeit des Verletzenden im Gegenſatze 
zu dem Geſetze von 1870 davon abhängig, daß 
der Täter 1 gehandelt hat. 

Da es ſich ſonach auch hier im großen und 
ganzen nicht um neu geſchaffenes Recht handelt, 
ſo ſeien nur einzelne Beſonderheiten hervorgehoben. 

Das Geſetz hat es ſich angelegen ſein laſſen, 
den Urheber auch gegen einen Mißbrauch ſeines 


Namens zu ſchützen. „Der Name oder der Namens⸗ 
zug des Urhebers darf auf dem Werke von einem 
anderen als dem Urheber ſelbſt nur mit deſſen 
Einwilligung angebracht werden“ (8 13). Diele 
Beſtimmung, der auch die Erben des Urhebers 
unterworfen ſind, erhält den erforderlichen Nach⸗ 
druck durch die Strafandrohung des § 34, die 
natürlich die Anwendbarkeit eines möglicherweiſe 
daneben noch verletzten ſtrengeren Strafgeſetzes nicht 
ausſchließt. § 34 ſieht eine Geldſtrafe bis zu 
300 Mark vor; die eventuell an ihre Stelle 
tretende Gefängnisſtrafe darf einen Monat nicht 
überſteigen. Strenger als in dieſem Falle, näm⸗ 
lich mit einer Geldſtrafe bis zu 1000 Mark, 
die für den Fall der Uneinbringlichkeit in eine 
Gefängnisſtrafe bis zu zwei Monaten umgewan⸗ 
delt werden kann, wird der Mißbrauch des Ur⸗ 
hebernamens in dem Falle des § 33 Ziff. 1 ge⸗ 
ahndet; hier handelt es ſich nicht um eine An⸗ 
bringung des Namens auf dem Werke ſelber, 
ſondern darum, daß auf einer geſetzlich erlaubten 
Vervielfältigung der Name des Urhebers vorſätzlich 
in einer Weiſe angebracht wird, die zu Verwech⸗ 
ſelungen Anlaß geben kann. 

Die gleiche Strafe droht das Geſetz in § 33 
Ziff. 2 auch an für die vorſätzliche Verletzung des 
Rechtes am eigenen Bilde. Da dieſe Vergehen 
vorausſichtlich in der Regel mittels eines Preß⸗ 
erzeugniſſes begangen werden, ſo wird ihre Ab⸗ 
urteilung bei uns in Bayern meiſt den großen 
Apparat des Schwurgerichts erfordern. Für die 
Mehrzahl dieſer Rechtsverletzungen hätte allerdings 
ein Privatklageverfahren vor dem Schöffengerichte 
der Bedeutung der Sache wohl beſſer entſprochen. 

Die Beſtimmungen über die Strafbarkeit und 


die zivilrechtlichen Folgen der Urheberrechtsver⸗ 


letzungen finden ihre notwendige Ergänzung in 
den Sicherungsmaßregeln zur Verhinderung von 
Rechtsverletzungen. Auch in dieſer Hinſicht haben 
die Beſtimmungen des Geſetzes von 1901 über 
den Anſpruch auf Vernichtung oder Unbrauchbar⸗ 
machung widerrechtlich hergeſtellter Exemplare uſw. 
für das neue Geſetz als Vorbild gedient. Die 
Beſtimmungen ſind hier noch ausgedehnt auf die 
widerrechtlich verbreiteten oder zur Schau geſtellten 
Bildniſſe; anderſeits ſind von ihnen ausgenommen 
die Bauwerke, die unter Verletzung eines fremden 
Urheberrechtes errichtet worden find (88 37, 38, 
4244). 

Eine Beſonderheit enthält der $ 39. Nach 
8 37 Abſ. 3 iſt auf die Vernichtung auch dann 
zu erkennen, wenn die das Urheberrecht verletzende 
Handlung weder vorſätzlich noch fahrläſſig be⸗ 
gangen worden iſt. Dieſe ohnehin etwas harte 
Beſtimmung muß beſonders unbillig wirken, wenn 
durch die Vernichtung dem Eigentümer der zu 
vernichtenden Gegenſtände ein erheblich größerer 
Schaden zugefügt wird, als ihn der Urheber oder 
ſein Rechtsnachfolger durch die Rechtsverletzung 
erlitten hat; ein ſolches Mißverhältnis wird nament— 
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lich dann leicht vorkommen, wenn ein Sammel- der Regelung durch den Reichskanzler bedarf ($ 46). 
werk oder eine ſonſtige aus mehreren verbundenen Ohne die Sachverſtändigenkammern wäre an eine 
Werken beſtehende Sammlung in einem Teile des befriedigende, vor allem an eine auch nur einiger⸗ 
Werkes einen Eingriff in ein fremdes Urheberrecht maßen gleichmäßige Handhabung des Geſetzes kaum 
enthält und deshalb dieſer Teil der Vernichtung zu denken, ſelbſt wenn einmal alle modernen 
unterliegt. Wo es ſich um ſolche Werke handelt, Kunſterziehungsideale in Erfüllung gegangen ſein 
gibt daher das Gefetz in $ 39 unter den ange⸗ ſollten. Auch ein Richter, der ſich eine über das 
gebenen Vorausſetzungen dem ſchuldloſen Eigen: Durchſchnittsmaß hinausgehende Bildung in künſt⸗ 
tümer der von der Vernichtung bedrohten Exem⸗ leriſchen Dingen angeeignet hat, wird ſich im 
plare die Möglichkeit, zu beantragen, daß ihm die Streitfalle beſſer nicht mit feinem eigenen aͤſthetiſchen 
Befugnis zugeſprochen wird, die Vernichtung durch Urteile begnügen, das ſich bei den Parteien in 
Zahlung einer Vergütung an den Verletzten ab⸗ der Regel auch geringeren Anſehens erfreuen dürfte 
zuwenden und die Exemplare gewerbsmäßig zu als fein Urteil in rechtlichen Dingen. Die Auf⸗ 
vertreiben. In 8 45 iſt ſodann noch die Frage gaben, die das neue Geſetz dem deutſchen Richter: 
geregelt, auf welchem Wege der Eigentümer dieſe ſtande bringt, liegen mehr auf juriſtiſchem als auf 
Befugnis zu erwirken hat. äſthetiſchem Gebiet. Aber er wird immerhin gut 


tun, wenn er bei der Anwendung des Geſetzes des 
VI. | Wortes eingedenk bleibt, das Kohler als Motto 
Unter der Ueberſchrift „Schlußbeſtimmungen“ über ſein Buch „Das literariſche und artiſtiſche 
regelt das Geſetz in ſeinem fünften Abſchnitte vor | Kunſtwerk und fein Autorſchutz“ geſetzt hat: 
allem das Recht der Uebergangszeit. Es geht „d er richtige Weg zur Erkenntnis des Autor: 
dabei von dem Grundſatz aus, daß die ausſchließ⸗ | rechtes führt durch die Erkenntnis der Kunſt 
lichen Befugniſſe des Urhebers eines Werkes, das hindurch.“ 
4 Er = 1 2 1 0 l | 
iſt. nach deſſen Vorſchriften beſtimmen ſoll; a 
hi a. * 8 das 0 dem Kultusbauſtreitigkeiten. 
rafttreten des Geſetzes noch nicht erſchienen ſein 8 
wird, werden deſſen Vorſchriften ſelbſt dann An⸗ Yon Dr. Jur. I 
wendung finden, wenn die Schutzfriſt des bisherigen N 
Rechtes ſchon abgelaufen iſt ($ 53 Abſ. 1). Dieſer (Schluß) 
Grundſatz iſt jedoch im Intereſſe einer allmaͤhlichen Baulaſtproviſorien. ) 
Während alſo, wie geſehen, die Privatrecht: 


und ſchonenden Ueberleitung des bisherigen Rechts⸗ wie 
lichen Baupflichtſtreitigkeiten den Gerichten über⸗ 


zuſtandes in 8 53 Abſ. 2 und 3 und $ 54 nicht 8 f 0 
unweſentlich eingeſchränkt. Insbeſondere dürfen, laſſen find, beſtimmt die AV. vom 1. Okt. 1830°) 
in Ziffer 2: Wenn dagegen die Konkurrenz⸗ 


ſoweit eine nach dem Inkrafttreten des neuen Ziffer 2: 5 
Rechtes unzuläſſige Vervielfältigung bisher erlaubt verbindlichkeit im allgemeinen durch ein aus⸗ 
war, die vorhandenen Vervielfältigungsvorrich⸗ drückliches Geſetz, durch das eigene unbeſtrittene 


tungen noch bis zum Ablaufe von drei Jahren Anerkenntnis der Beteiligten, durch Vertrag. 
benutzt werden. Vorrichtungen, deren Herftellung beſonderen Vergleich oder durch richterliches Urteil 
vor dem 1. Juli 1907 begonnen ſein wird, dürfen jedem Zweifel entrückt und daher nur davon die 
vollendet und bis zum 1. Juli 1910 benützt | Frage ift, ob der Fall einer Konkurrenz in con- 
werden. Ja die Verbreitung ift noch über dieſen creto gegeben ſei und wie hoch ſich der zu leiſtende 
Zeitpunkt hinaus unbegrenzt zuläſſig, ſoweit es ſich | Beitrag zu belaufen habe, jo iſt darüber von 
um Exemplare handelt, die gemäß dieſen Vor- den Kreisregierungen, Kammer des Innern, nach 
ſchriften oder ſchon vor dem Inkrafttreten des vorausgegangener geſetzmäßiger Verhandlung zu 
Geſetzes hergeſtellt worden find ($ 54). Damit entſcheiden und es kann. wenn die Konkurrenz: 
ift auf einige Zeit hinaus die Wirkung des neuen pflicht im allgemeinen feſtſteht, die Leiſtung des 
Rechtes nicht unerheblich eingeſchränkt und der lange für den gegebenen Fall geforderten und regulierten 
Zeitraum zwiſchen dem Zuſtandekommen des Ge- Betrages durch die Berufung auf den Rechtsweg 
ſetzes und deſſen Geltungsbeginn gibt mehr als nicht aufgehalten werden. Den Beteiligten bleibt 
genügend Gelegenheit, die von dem alten Rechte ge: übrigens jederzeit vorbehalten; ihre vermutlichen 
währten größeren Freiheiten noch dadurch auszu ' —— -: —_ u 
nützen, daß man mit allerlei Vervielfältigungen , . Krick, Baupflicht 1 FF 
oder mit der Herſtellung von Vorrichtungen hierzu S 55 S. 313, Krick KB. S. 283 
beginnt, ehe das neue Geſetz ſie verbietet. Sendel III 601: Bludmpr. I 419, II 10, XII 326, 

Daß der Geltungstermin ſoweit hinaus ver⸗ XXV 109, XLVII 43; RB. 1851 S 918, 1857 S. 1413, 
legt worden ift, hat ſeinen Grund darin, daß man 1870 S. 19, 1871 S. 1809; GVBl. 1876 Beil. XI: OGH. 
Zeit für die Bildung der im Geſetze vorgeiehenen 1" 0 Weber IT 543, dazu ME. vom 23. Juli 1833 
Sachverſtändigenkammern gewinnen wollte, deren Weber II 695), vom 12. Nov. 1834 (Weber II 754). 
Zuſammenſetzung und Geſchäftsbetrieb erſt noch Stoll S. 226 f. 
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Privatrechte gegen andere Mitintereſſenten bei 
den Gerichten in petitorio zu verfolgen. 

Die hier vorgeſehenen Bauproviſorien ſind 
demnach Proviſionalentſcheidungen der Polizei⸗ 
behörde,) welche als Vorausſetzung für den 
beſchleunigten polizeilichen Zwangsvollzug über 
die Verpflichtung zur Bauvornahme im gegebenen 
Fall nach ſummariſchem Verfahren über die Bau⸗ 
pflichtsverhältniſſe vorläufig Entſcheidung treffen,“) 
und zwar unter Vorbehalt der endgültigen Ent⸗ 
ſcheidung durch die Gerichte.“) 

Die Entſcheidung iſt zwar eine endgültige; ſie 
wird durch eine Klage bei Gericht nicht ſuspendiert“), 
vielmehr ſofort zur Vollſtreckung gebracht. Der 
Vorbehalt hat jedoch die Wirkung, daß bei ab⸗ 
weichendem Urteil des angerufenen Gerichts der 
zur Bauvorkehrung durch die Verwaltungsent⸗ 
ſcheidung Angehaltene gegenüber dem nun Ver⸗ 
urteilten einen Anſpruch auf Erſatz der gemachten 
Aufwendungen wegen ungerechtfertigter Bereiche⸗ 
rung) hat.“) 

Die proviſoriſche Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörde (des Proviſionalrichters) kann nur bei 
Kultusbauten, ) aber bezüglich der Wendepflicht an 
allen Kultusgebäuden angerufen werden, alſo be⸗ 
züglich Kirchen, Pfarrgebäuden, Mesnerhäuſern 
und Pertinenzien wie Kirchhofmauern '), auch an 


1 ee RB. 1851 S. 948. 1857 
S. 1413; GVBl. 1876 Beil. XI; VGE. IX 296; 
„Verfügungen in dringenden Baufällen, in welchen das 
öffentliche Intereſſe ſofortige Abhilfe gebietet“ GVBl. 
1876 Beil. XI; über den Begriff BludmPr. XVII 147. 

) Eine einſtweilige Heranziehung der Kirchen- 
gemeinde, welcher überlaſſen wird, Regreß gegen die 
privatrechtlich Verpflichteten zu nehmen, im Staats⸗ 
aufſichtsweg, wie das bei der Gemeinde zuläſſig ijt, 
geht bei der Kirchengemeinde nicht an, da dieſe immer 
erſt ſubfidiär verpflichtet iſt, wenn andere Baupflichtige 
nicht vorhanden Sind, vgl. BGE. II 8. 

8) RBl. 1851 S. 948, 1871 S. 1809. Deshalb 
iſt aber eine proviſoriſche Entſcheidung durch die 
Gerichte nicht ausgeſchloſſen (Landt. Abſch. v. 1831, 
anders ME. vom 23. Juli 1833). 

) Permaneder S. 68; Stingl S. 976; Krais S. 343; 
Seydel S. 601; RBl. 1851 S. 948, 1857 S. 1413, 1858 
S. 1012; dazu BlAdmPr. 1348, 380; Vog. v. 1. Okt. 1830 
Ziff. 2 u. 3, 23. Juli 1833. Das Proviſorium erſetzt 
nicht eine richterliche Entſcheidung über den Beſitzſtand. 
Das provisorium iſt kein possessorium, das auch nach 
Durchführung des Proviſionalverfahrens noch zuläſſig 
ift: BlAdmpPr. II 12, VII 397; BIRMA. IX 298, XXII 267. 

) BGB. § 812; RBl. 1851 S. 948 (als Nichtſchuld); 
OGH. IV 643 (Geſchäftsführung ohne Auftrag). 

6) Permaneder S. 68; Stingl S. 976; BlAdmPr. J 348. 

) KME. v. 29. Juli 1878 (BlAdmPr. XXVIII 301); 
BlAdmPr. XII 329. Bauproviſorien find natürlich nur 
bei privatrechtlichen Baupflichtſtreitigkeiten möglich, ſonſt 
entſcheidet die Verwaltungsbehörde endgültig. Ueber die 
Hand⸗ und Spanndienſtpflicht gibt es kein Proviſorium 
mehr wie früher: RBl. 1857 S. 1413, 1858 S. 1012, 
1859 S. 1040; OGH. IV 643; Krais I 343; Seeberger 
S. 896 Anm. Uebrigens wird auch bei privatrechlichen 
Streitfällen höchſt ſelten ein Proviſorium mehr vor— 
kommen, da die Gerichte in der Regel ſchneller end— 
gültige Entſcheidung treffen, als ſie von der im Kolle— 
gium entſcheidenden Regierung zu erlangen iſt. 

) BlAdmPr. XII 329. 
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Schul: und Mesnergebäuden,) ja ſelbſt bezüglich 
reiner Schulgebäude,) wenn eine Kultusbaulaſt 
in Anſpruch genommen wird. Sie kann aber 
nicht lediglich eine innere Kircheneinrichtung be⸗ 
treffen, da dieſe nie fo vordringlich iſt.“ 

Vorausſetzung für die Erwirkung einer Pro⸗ 
viſionalentſcheidung iſt der Natur der Sache nach 
die Dringlichkeit der Baufallmendung und das 
Proviſorium iſt beſchränkt auf dringende Fälle, 
in welchen das öffentliche Intereſſe ſofortige Ab⸗ 
hilfe gebietet.) Das Verfahren iſt daher nicht 
mehr ſtatthaft, wenn der Bau ſchon vollendet iſt und 
nur noch über die Vergütung der Koſten Streit 
herrſcht. b)“) Außerdem muß die Baupflicht an 
ſich, d. h. das Rechtsverhältnis der Baupflicht feſt⸗ 
ſtehen und jedem Zweifel entrückt ſein,“) ſei es, 
daß es durch ein Urteil, Anerkenntnis, einen Ver⸗ 
gleich oder den Befitzſtand ) dargetan iſt.) Der 
Streit darf ſich nur noch darum drehen, ob im 
gegebenen Fall die privatrechtliche Konkurrenzpflicht 
einer beſtimmten Perſon einzutreten hat oder in 
welcher Höhe dieſe in Anſpruch genommen werden 
kann. 

Ob die Vorausſetzungen für ein Proviſorium 
gegeben find, entſcheidet der Proviſionalrichter.““ 


1) Seeberger S. 892 Anm.; OGH. XIV 810; anders 
BlAdmPr. XII 329. 

2) Anders ME. v. 30. Aug. 1878 (Weber XII 454); 
Seeberger 895 Anm. 

) Krais S. 345; Orgel u Glocken: ME. v. 1. April 
1826 (Weber II 343; Stoll 118); Turmuhren: Krais 
S. 345; ME. v. 21. Sept. 1847; Weber III 670. 

) BlAdmpPr. I 420, XII 331; dringlich iſt ein Bau, 
wenn wegen Gefahr auf Verzug die richterliche Ent⸗ 
ſcheidung ohne weſentlichen Nachteil nicht abgewartet 
werden kann: BlAdmPr. XXV 111; RBl. 1871 S. 1809; 
GVBl. 1876 Beil. XI. 

) ME. v 13. Jan. 1833 (Weber II 658), 21. März 
1851 in den BlAdmPr. II 76; Bl AdmPr. XII 334, XXVII7; 
RBl. 57 S. 1413, 1871 S. 1809; GVBl. 1876 Beil. XI 
S. 62, 77 Beil. I S. 1; Krais ©. 343; zu unterſcheiden 
iſt die Frage der Tragung der Koſten des Verfahrens 
(unten S. 124 Anm. 11); im Proviſionalverfahren kann 
nicht zugleich über die Baupflicht zu einer reparatur⸗ 
bedürftigen Kirche und einer während des Baues zu be⸗ 
nützenden Notkirche entſchieden werden: ME. v. 28. Juni 
1878 (BlAdmPr. XXVIII 415). 

“) Dadurch, daß ſchon ein Prozeß bei Gericht an⸗ 
hängig, wird die Möglichkeit eines Proviſoriums nicht 
ausgeſchloſſen; BlAdmpPr. XII 333, anders II 11; KME. 
in BlAdmPr. XXV 115; Krais S. 343. 

) Vog. v. 1. Okt. 1830; RE. v. 23. Juli 1833, 
12. Nov. 1834; RBl. 1857 S. 1413, 1858 S. 1012, 1871 
S. 1809; GVBl. 1876 Beil. XI; OGH. XIV 810; BlAdmPr. 
I 420, XII 331, XXV 127. Dadurch, daß die Beteiligten 
das Vorhandenſein der Vorausſetzungen beſtreiten, wird 
die Zuſtändigkeit nicht ausgeſchloſſen: ME. v. 12. Nov. 
1834; RBI 1857 S. 70, 1413; BlAdmPr. 1 420, XII 331. 

) Dazu BlAdmpr. I 421. 

) Alſo über Notwendigkeit und Maß: ME. v. 
1. April 1826 (Weber II 344); über Bauverpflichtung, 
Umfang und Größe des Beitrags: Vdg. v. 1. Okt. 1810; 
RB. 1851 S. 948, 1857 S. 1413; GVBl. 1876 Beil. XI 
an et quanti concurrentiae; Bdg. v. 13. Jan. 1833, 
23. Juli 1833, 25. Jan. 1822; Weber II 72; über Erſatz 
der Auslagen BifR A. XXXIX 20. 

10) ME. v. 25. Jan. 1822 Ziff. IV, 23. Juli 1833, 
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Zuſtändige Behörde iſt die Kreisregierung“) 
als Oberkuratelbehörde, und zwar die Regierung, 
Kammer des Innern, welche der betreffenden 
Kirchenſtiftung vorgeſetzt iſt, um deren Gebäude 
oder Bauwerk es ſich handelt.“) 

Was das Verfahren)) anlangt, ſo iſt jede 
ſtreitig gewordene Baufallangelegenheit mit dem 
Nachweis der Dringlichkeit und Notwendigkeit, 
den nötigen Plänen und Koſtenvoranſchlägen an 
die Regierung zu leiten.“) Dies erfolgt durch 
Vermittlung der vorgeſetzten Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörde.) welche die Akten mit den ſofort ver: 
fügbaren Beweisbehelfen, Plänen und Voranſchlägen 
und einem Bericht über die Notwendigkeit und 
Dringlichkeit vorlegt, nachdem fie den Beteiligten 
Gelegenheit zur Aeußerung gegeben hat.“) Die 
Regierung entſcheidet dann nach Prüfung der 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit des vorgelegten 
Projekts“) und ſummariſcher Vorprüfung der 
Belege, ob das Verfahren zu eröffnen iſt.“) In 
der eröffnenden Entſchließung beauftragt es zu⸗ 
gleich die Diſtriktsverwaltungsbehörde) mit der 
Inſtruktion.““) Die inſtruierende Behörde hat 
mit möglichſter Beſchleunigung alle Tatſachen, 
betzuſchaffen, welche für die Rechtslage von Be⸗ 
deutung ſind, alſo Urteile, Anerkenntniſſe, Ver⸗ 
gleiche einzuholen.“) eventuell den Beſitzſtand zu 
erheben,“) die Unvermöglichkeit der primär bau: 
pflichtigen Kirchenſtiftung in einem Inſuffizienz⸗ 
beſchluß zu den Akten zu beſtätigen, “) ſodann 


12. Nov. 1834; RBl. 1857 S. 1413 (ob die Konkurrenz⸗ 
pflicht durch ausdrückliches Geſetz begründet iſt), ob 
Dringlichkeit vorliegt. BlAdmPr. 1 420, XII 331; VGE. 
III 144; in erſter Linie, ob die Zuſtändigkeit gegeben iſt. 

) FormVdg. v. 17. Dez. 1825 8 73; Vg v. 1. Okt. 
1830 Ziff. 2 u. 3, 25. Jan. 1822 Ziff. II. 

2) Dazu RevGE. 8 121. 122, 127, 129 mit VollzV. 
von 1837 Ziff. 143; Form dg. v. 17. Dez. 1825 88 69 
u. 73; Permaneder S. 60. 

) BlAdmpPr. II 10. Das Verfahren richtet ſich nach 
der Vdg. vom 23. Juli mit Berichtigung vom 8. Aug. 1833, 
Stoll 230; vgl. ME. vom 11. Okt. 1828, Stoll 223, 
Oberfr. RE. vom 19. Sept. 1861, Stoll 290; dazu 
Krais S. 344; v. Pechmann S. 294; Seeberger 
S. 895 Anm. 

) ME. vom 23. Juli 1833 Ziff. 1. 

5) ME. vom 11. Okt. 1828; BlAdmpPr. II 10. 

6) Es iſt zunächſt zu verſuchen, ob ſich die An— 
gegangenen nicht zur Leiſtung herbeilaſſen; Blüdmpr. 
II 11 


) Auf Grund der vorgelegten Pläne und Koſten— 
voranſchläge. BlAdmpr. II 11, XII 332, Krais 314. 

8) Weitere Verhandlungen als die Beiſchaffung der 
liquiden Beweisbehelfe kann die Diſtriktsverwaltungs— 
behörde ohne Ermächtigung der Regierung nicht pflegen: 
BlAdmpPr. XII 322. 

9) Oder einen eigenen Regierungskommiſſär: ME. 
vom 25. Jan. 1822 Ziff. III. 11. Okt. 1828; BlAdmpr. 
XII 332, Krais 344, Seeberger 895 Anm. 

10) ME. vom 23. Juli 1833 Ziff. 2. 

) BlaldmPr. XII 331. 

13) weshalb die bekannten alten Männer einzu— 
vernehmen ſind: BlAdmpPr. I 419. 

12) Das Bezirksamt beſtätigt auf Grund des Etats 
und der Rechnungen der letzten drei Jahre die zu 
Gebote ſtehenden Mittel zu den Akten und ſchäßt 


ſämtliche Beteiligte!) zu vernehmen,) wobei auf 
die Stellung eines entſprechenden Proviſional⸗ 
antrags hinzuwirken iſt“) und eventuell eine 
gütliche Einigung zu verſuchen,) zu welchem 
Zweck eine mündliche Verhandlung angeſetzt werden 
ſoll.')) Auf Grund der abgeſchloſſenen Inſtruktion 
trifft die Regierung nach kollegialer Beratung“) 
Entſcheidung.) Kommt fie dabei zu dem Er: 
gebnis, daß nicht ſämtliche Vorausſetzungen zur 
Erlaſſung eines Proviſoriums gegeben ſind, ſo 
lehnt fie das Proviſorium ab?) und gibt die Ent⸗ 
ſcheidung den Gerichten anheim, zugleich weiſt ſie 
aber die Kirchenſtiftung an, die baupflichtige 
Perſon vor dem Zivilrichter zu belangen.) Andern⸗ 
falls erläßt die Regierung Proviſionalbeſchluß, ) 
in dem ſie über die Konkurrenzpflicht und deren 
Umfang!) befindet“) und den für pflichtig Er: 


hiernach im ee die Leiſtungsfähigkeit im 
gegebenen Fall ab. Vgl. dazu oben S. 105 Anm. 6. 

) Die Vertretung des Fiskus hat die Regierungs⸗ 
finanzkammer bzw. das Fiskalat auf Ermächtigung der 
Regierungsfinanzkammer (Vdg. vom 27. Nov. 1825, 
Weber II 255). Die Verfügung über die fiskaliſchen 
Mittel für das Bauweſen hat die K. Regierung. K. d. 
J., ſelbſt nach Vernehmung des Fiskalats im Einver⸗ 
ſtändnis mit der Regierungsfinanzkammer, welche bei 
einer Summe über 4000 Gulden, ausgenommen, wenn 
die Baupflicht auf Grund des Mandats von 1770 zu 
leiſten iſt, an die Genehmigung des Finanzminiſteriums 
gebunden iſt. (FormVdg. vom 17 Dez. 1825 $ 17 i und 
120 mit Vg. vom 27. Nov. 1825; vgl. FME. vom 
25. Okt. 1865, Stoll 307). Im Streitfall wird der Fiskus 
aber durch die Finanzkammer vertreten und die Kammer 
des Innern, welche aljo die Forderung ablehnt. ent« 
ſcheidet ſomit indirekt über ihre eigene Verpflichtung 
(ME. vom 11. Okt. 1828, Stoll 223, Weber II 453). 
Ueber die Stellung der Regierungsſinanzkammer: FME. 
vom 25. Jan. 1822 Ziff. 3; über die Stellung des 
Fiskus: BlAdmpPr. XLV 129, XLVI 43. Der Fiskus 
iſt von der inſtruierenden Behörde zu vernehmen, 
ſpäter nicht mehr: ME. vom 11. Okt. 1828; über die 
Vertretung der Kirchengemeinde: Stingl S. 981. Archiv 
f. kath. Kirchenrecht LXXXVI 676 Anm. 6. 

) BlAdmpPr. I 344, XII 332, XXIII 137; ME. vom 
11. Okt. 1828; Krais S. 344. 

) Die oberfr. RE. v. 19. Sept. 1861, welche ſich 
durch beſondere Umſtändlichkeit auszeichnet und daher 
für eine Dringlichkeitsentſcheidung nichts weniger als 
geeignet iſt, verlangt, daß die Diſtriktspolizeibehörde 
dahin wirke, daß der Antrag auf Erlaſſung des Provi— 
ſoriums nach Inhalt und Form vollſtändig und korrekt 
geſtellt werde. Nach moderner Anſchauung, wo ſelbſt 
bei einer Beſchwerde gegen die Staatsaufſicht aus Art. 10 
Ziff. 3 VG. formloſe Erklärung genügt (BGE II 499, 
XVII 149, XIX 56), wird man ſich wohl mit einer ein: 
fachen Erklärung begnügen können, es könnte ſonſt 
die Dringlichkeit in Frage geſtellt werden. 

) BlAdmPr. XII 332. 

5) Obfr. RE. v. 1865; Stoll 298; Krais S. 344. 

) ME. v 23. Juli 1833. 

) BlAdmpPr. XII 332 mit Gründen: ME. v. 25. Jan. 
1822 Ziff. III. 

5 RBl. 1857 S. 1413. 

9) ME. v. 23. Juli 1833 u. 9. Aug. 1833; BlAdmPr. 
XII 333. 

0 ME. v. 23. Juli 1833, „die entſprechende Ver— 
fügung“. 

% Rl. 1851 S 918: 1857 S. 1413; bezüglich der 
Verfahrenskoſten: RBl. 1870 S. 19; der Beſcheid iſt ge— 
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achteten vorbehaltlich des Rechtswegs zur Bor: 
nahme der als notwendig feſtgeſtellten Bauvor⸗ 
kehrung anhält.“) 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Verurteilten 
die Beſchwerde zum Kultusminiſterium zu,!) 
welcher „jedod) eine aufſchiebende Wirkung nicht zu: 
kommt,“) vielmehr tritt ſofortiger Vollzug ein. 
Der ue ce iſt in letzter Inſtanz 
nicht zuſt ändig. 

Die Vouftedung erfolgt durch die Proviſional⸗ 
behörde, “) in der Regel wird die inſtruierende 
Behörde hiermit beauftragt. 

Dem Zwangsvollzug geht die Androhung vor⸗ 
an,) daß die Bauwendung bei Weigerung der 
Vornahme auf Koſten des Pflichtigen durch die 
Polizeibehörde ausgeführt wird. Bei hartnäckiger 
Weigerung werden die Arbeiten von der Kuratel⸗ 
behörde vergeben und die Koſten im Weg des 
polizeilichen Zwangsvollzugs beigetrieben.) Hierbei 
ſich ergebende „Differenzen entſcheidet die Pro⸗ 
viſionalbehörde.“) 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Einiges über das neue Immobiliarvollſtreckungs⸗ 
recht. In der Nummer 3 dieſer Zeitſchrift hat Herr 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Berg in München Mit⸗ 
teilungen über die Entwickelung des Verkehrs vor dem 
Grundbuchamte ſeit Einführung des neuen Grund— 


buchrechts veröffentlicht und es dürfte nun von Intereſſe 


ſein, auch einiges darüber zu hören, welche Erfahrungen 
bisher in der Praxis und ſpeziell beim Amtsgerichte 
München mit dem gleichzeitig mit dem Grundbuch⸗ 
rechte in Kraft getretenen und in vielen engen Be⸗ 
ziehungen zum Grundbuchweſen ſtehenden neuen 
Immobiliarvoll ſtreckungsrechte gemacht worden find. 

Zunächſt kann geſagt werden, daß ſich die in Betracht 
kommenden Behörden, alſo die Gerichte und die 
Notariate, denen in Bayern nach dem AG. zum 
ZwVG. die Durchführung der Verſteigerungen ver⸗ 
bührenfrei: GebGeſ. Art. 3 Ziff. 1: ME. v. 31. Dez. 
1848; Weber IV 10; BlAdmPr. XII 336; Krais S. 345. 

17) ME. v 23. Juli 1833 Ziff. 2. 

) ME. v. 23. Juli 1833 Ziff. 3. 

) Ddg. v. 1. Okt. 1830 Ziff. 3; gegen die ablehnende 
ME. v. 25 Jan. 1822: ME. v. 13. Juni 1827 u. 24. Dez. 
1827 (Weber II 396), 27. Nov. 1831; BlA dmr. II 11; 
Seydel III 601; Seeberger 896 Anm. 

8) zit. Vdg. v. 1. Okt. 1830 Ziff. 3; BlAdmPr. II 11, 
XII 335; Seydel S. 601; Krais 342; ME. v. 25. Jan. 
1822 Ziff. III, 13. Juni 1827, 27. Nov. 1831, 23. Juli 1833. 

) BGG Art. 13: BGE. II 8, III 144, vgl. III 415, 
XI 57; Reger⸗Dyroff S. 312; Stingl S. 977; BlAdmpr. 
XVII 147; unrichti ig Permaneder S. 68. 

) RE. 1851 S. 948, 1857 S. 1413, 1870 ©. 19; 
Krais S 343: Stingl ©. 976. 

e) Rl. 1857 S. 1413 

7) RBl. 1857 S 1413; über die Beitreibung oberfr. 
RE. v. 9. Sept. 1854; Stoll S. 286. Ueber die admin. 
Vollſtreckung beſtehen keine näheren Vorſchriften. Hier 
ſind die allgemeinen Grundſätze anzuwenden, wie ſie in 
der GemO. Art. 157 u. im Pol StGB. Art. 16 ff. ent- 
halten ſind. 


) RBl. 1857 S. 1413. 


blieben iſt, ohne Schwierigkeiten in die neuen Be⸗ 
ſtimmungen gefunden haben, welche übrigens in vielen 

Punkten wenig oder gar nicht von den Vorſchriften 
der bayeriſchen Subhaſtationsordnung abweichen. 

Als Beweis hiefür kann wohl bezüglich der 
Notariate angeführt werden, daß in den faſt zwei 
Jahren, ſeit denen nunmehr das neue Immobiliar⸗ 
vollſtreckungsrecht in München Geltung hat, nur ein ein⸗ 
ziges Mal Erinnerungen gegen den vom Verſteigerungs⸗ 
beamten erlaſſenen Zuſchlagsbeſchluß beim Voll⸗ 
ſtreckungsgericht erhoben wurden und daß auch dieſe 
wieder zurückgenommen wurden, bevor noch das Ge⸗ 
richt, welches ohnehin zu ihrer Zurückweiſung 
gelangt wäre, eine Entſcheidung getroffen hatte. 

Einer der Hauptunterſchiede zwiſchen dem neuen 
Rechte und der bayeriſchen SubhO. beſteht darin, 
daß die Verſteigerungsbeſchlagnahme jetzt nicht mehr 
die Nutzungen des Grundſtücks ergreift und daß der 
Beſchlagnahmegläubiger, wenn er auch dieſe Nutzungen 
zu ſeiner Befriedigung heranziehen will, die zwangs⸗ 
weiſe Bewirtſchaftung des Grundſtücks auf dem Wege 
der Zwangsverwaltung beantragen muß. Die Folge 
davon iſt, daß nunmehr faſt immer gleichzeitig mit 
dem Antrag auf Zwangsverſteigerung der Antrag auf 
Zwangsverwaltung einkommt.“) Ueber letztere ſoll 
ſpäter noch einiges geſagt werden. 

Was die für Bayern gänzlich neuen Beſtimmungen 
des ZwVG. anlangt, fo iſt es praktiſch, daß die 
weitere Beſchlagnahme, die ietzt durch Zulaſſung des 
Beitritts erfolgt, nicht mehr im Grundbuch eingetragen 
zu werden braucht, wodurch eine große Zahl von Ein⸗ 
tragungs⸗ und Löſchungserſuchen an das Grund⸗ 
buchamt weggefallen iſt. Vorteilhaft dürfte es auch 
vielfach ſein, daß die neuen Beſtimmungen die Möglichkeit 
der Vertagung des Termins zur Verkündigung des 
Zuſchlags gewähren. Hierdurch wird dem Meiſt⸗ 
bietenden ſicherlich öfter wie bisher Gelegenheit ver⸗ 
ſchafft, bis zum Zuſchlagstermin einen Dritten für 
das Verſteigerungsobjekt zu intereſſieren und dieſem 
nach 8 81 ZwVG. das Eigentum an dem Ver⸗ 


ſteigerungsobjekt zu verſchaffen, ohne daß eine weitere 


Beſitzveränderungsgebühr anfällt. 

Erheblich vereinfacht gegenüber dem bisherigen 
bayeriſchen Recht hat das Reichsgeſetz endlich das 
Zwangsverwaltungsverfahren. 

Mit einer Anzahl neuer Beſtimmungen des 
Zw VVG. haben ſich dagegen wohl wenige bayeriſche 
Vollſtreckungsrichter befreunden können. 

Die größten Schwierigkeiten dürften insbeſondere 
der Praxis bei nur einigermaßen komplizierten Ver⸗ 
hältuiſſen die Beſtimmungen der S8 63, 64 und 112 
Zw. bereiten, welche über Einzel⸗ und Geſamt⸗ 
ausgebot, die Verpflichtung des Geſamthypothek⸗ 
gläubigers, die Geſamthypothek den Einzelausgeboten 


entſprechend teilen zu laſſen, ſowie die Bildung von 
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Spezialmaſſen im Falle des Geſamtausgebots handeln 
und oft wohl eine glatte und raſche Regelung der 
durch die Zwangsverſteigerung geſchaffenen Verhält⸗ 
niſſe in der erheblichſten Weiſe verzögern werden. 
In München⸗Stadt, wo in den meiſten Fällen 
auf einem Grundbuchblatt auch nur ein Grundſtück 
vorgetragen iſt und wo, ſelbſt wenn mehrere Grund— 
ſtücke beſchlagnahmt waren, bisher nur ganz vereinzelt 
die Verſteigerung in demſelben Verfahren erfolgte, 
52 dieſes 


1) Vgl. die ſtatiſtiſche Notiz auf S. 


Jahrg. der Zeitſchrift. 
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ſondern faft ſtets der ausdrückliche Antrag auf Tren⸗ 
nung der Verfahren vom Gläubiger geſtellt worden 
war, iſt es bis jetzt nur in wenigen und ſehr einfach 
gelagerten Fällen zu einer Anwendung der genannten 
Geſetzesparagraphen gekommen; es ließ ſich jedoch 
ſchon erkennen, daß bei verwickelten Fällen und bei 
Verſteigerung einer größeren Anzahl von Grundſtücken 
in demſelben Verfahren eine richtige und auch für den 
Laien noch verſtändliche Durchführung der mehr⸗ 
erwähnten geſetzlichen Beſtimmungen beinahe un⸗ 
möglich iſt. 

Sehr geteilter Meinung kann man auch über die 
Vorſchrift des 8 124 ZwVG. fein, welche im Falle 
eines Widerſpruchs gegen den gerichtlichen Teilungs⸗ 
plan die ſofortige Aufſtellung eines Eventualteilungs⸗ 
planes vorſchreibt. Wenn nur von einer Seite und 
bereits in genau umſchriebener Weiſe Widerſpruch 
gegen den Plan eingelegt wird, mag es noch möglich 
ſein, in dem Eventualplan zu beſtimmen, wie die 
Verteilung im Falle begründeten Widerſpruchs 
ſich zu geſtalten hat. Ganz ausgeſchloſſen iſt dies 
aber, wenn von mehreren Seiten, und, ohne daß ſchon 
auf Einzelheiten eingegangen wird, Widerſpruch gegen 
den Plan erfolgt. Hier kann der Vollſtreckungsrichter 
alle die möglichen Entſcheidungen, welche im Falle 
von Prozeſſen über die Widerſprüche ergehen können, 
ganz unmöglich vorausſehen und es kann und wird 
daher trotz des größten Scharfſinnes und trotz der 
größten Mühe, mit welcher der Eventualteilungsplan 
aufgeſtellt wurde, vorkommen, daß der Prozeßrichter 
eine ganz andere Verteilung anordnet und ſonach alle 
Mühe und Arbeit umſonſt aufgewendet war. Vor⸗ 
teilhaft wird es ja manchmal für den Erſteher ſein, 
daß nunmehr trotz eines erfolgten Widerſpruchs der 
Teilungsplan ausgeführt werden und die Beſitztitel⸗ 
berichtigung erfolgen kann. Dieſer Vorteil wird aber 
dann, wenn das Bargebot nicht berichtigt iſt und daher 
Uebertragung der Forderung gegen den Erſteher 
auf die Berechtigten und Eintragung von Sicherungs- 
hypotheken erfolgen muß ($ 118 ZwVG.), wieder be⸗ 
ſeitigt durch den Nachteil, daß das Grundbuch mit 
teils unbedingten, teils unter Bedingungen eingetragenen 
Sicherungshypotheken vollgepropft wird, die ſicherlich 
nicht zur Klarheit und Ueberſichtlichkeit des Grund⸗ 
buchs beitragen und allenfallſige Kaufsliebhaber des 
Grundſtücks oder Geldgeber in manchen Fällen von 
dem Erwerb oder der Belehnung des Grundſtückes 
abhalten werden. 

Viele unnötige Arbeit hat auch ſchon die Be— 
ſtimmung des 8 115 Zw G. verurſacht, daß jeder 
vor dem Verteilungstermin angemeldete Anſpruch, der 
nicht nach dem Antrag in den Teilungsplan auf— 
genommen wird, als Widerſpruch gegen den Plan zu 
erachten iſt. Es kommt nämlich oft vor, daß Hypothek— 
gläubiger, welche nie auf Berichtigung ihrer Forderung 
aus dem Meiſtgebot rechnen können und welche auch 
nie daran denken, gegen den Teilungsplan Widerſpruch 
einlegen zu wollen, vorſorglich ihre Anſprüche vor 
dem Verteilungstermin anmelden. Jede ſolche An— 
meldung wird von einem vorſichtigen Vollſtreckungs— 
richter auf Grund des 8 115 ZwVG. immer als Wider- 
ſpruch gegen den Teilungsplan aufgefaßt werden und 
daher die Aufſtellung eines Eventualplanes und 
gegebenenfalls auch die Eintragung bedingter Siche— 
rungshypotheken zur Folge haben, die dann nur, wenn, 
wie vorauszuſehen war, die einmonatige Klagefriſt 
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löſcht werden müſſen. Es wäre daher vielleicht zweck⸗ 
mäßiger geweſen, entweder wie im Mobiliarverteilungs⸗ 
verfahren ($ 872 ff. ZPO.) ausdrücklich einen, ſei es 
ſchriftlichen, ſei es mündlichen „Widerſpruch“ gegen 
den Teilungsplan zu verlangen oder, wie dies bisher 
für Bayern galt, vorzuſchreiben, daß der Widerſpruch 
nur im Verteilungstermin ſelbſt erhoben werden kann. 
Die letztere Alternative brächte noch die Möglichkeit, 
manchen Widerſpruch ſofort wieder zu beſeitigen, da 
eine Beſprechung der Sachlage im Verteilungstermin 
gewiß des öfteren den Widerſprechenden von der Aus⸗ 
ſichtsloſigkeit ſeines Widerſpruchs überzeugen und 
zu ſeiner Zurücknahme bewegen würde. 

Was die vom ZwWG. in den 88 143, 144 zuge⸗ 
laſſene Umgangnahme vom gerichtlichen Verteilungs⸗ 
verfahren angeht, ſo erfolgt nach den bisherigen Er⸗ 
fahrungen eine Einigung der Beteiligten über die 
Verteilung des Erlöſes ($ 143 J. c.) äußerſt ſelten, 
ſehr häufig findet dagegen die außergerichtliche 
Ausweiſung des Strichſchillings nach 8 144 a. a. O 
ſtatt, wobei es von den Erſtehern allerdings manch⸗ 
mal unangenehm empfunden wird, daß nunmehr 
im Gegenſatz zur bayeriſchen SubhO. alle Quittungen 
und Belege, ſoweit ſie nicht ſchon an ſich öffentlicher 
Natur ſind, öffentlich beglaubigt ſein müſſen. Obwohl 
der 8 144 ZwVG. nur vorſchreibt, daß die Beteiligten 
von der erfolgten Ausweiſung des Strichserlöſes zu 
benachrichtigen ſind, wird aus praktiſchen Erwägungen 
auch jetzt noch wie früher unter der Geltung der 
bayeriſchen SubhO. den Beteiligten der Antrag des 
Erſtehers und der Inhalt des Erſuchens an das 
Grundbuchamt in Abſchrift mitgeteilt und auf dieſe 
Weiſe, welche dem Einzelnen die Nachprüfung der 
Sad: und Rechtslage ermöglicht, manche Erinnerung 
gegen den Antrag des Erſtehers hintangehalten. 

Da der Erſteher und die zum Zuge kommenden 
Beteiligten wegen der geringeren Gerichtskoſten, die 
die Maſſe kürzen, wegen der baldigen Beſitztitelberichti⸗ 
gung uſw. meiſt ein ſehr großes Intereſſe an einer 
außergerichtlichen Ausweiſung des Strichſchillings 
haben, iſt die Beſtimmung des ZwVG. in 8 144 II, 
daß auf jede Erinnerung eines Beteiligten, mag 
dieſe mit Gründen verſehen ſein oder nicht, Ver— 
teilungstermin anzuſetzen iſt, nicht beſonders glücklich. 
Dieſe Beſtimmung öffnet der Chikane eines bös— 
willigen Schuldners oder eines ausgefallenen Gläubigers 
Tür und Tor und es kommt ſicherlich vor, daß dieſe 
Beſtimmung auch öfters dazu benützt wird, um auf 
die Beteiligten, insbeſondere den Erſteher, einen Druck 
auszuüben und pekuniäre Vorteile von ihm zu er: 
langen. Es ſollte deshalb derjenige, der Erinnerungen 
gegen die außergerichtliche Befriedigung erhebt, dieſe 
auch begründen müſſen und ferner dem Vollſtreckungs— 
richter die Möglichkeit gegeben ſein, offenſichtlich un— 
begründete oder chikanöſe Erinnerungen durch Be— 
ſchluß zurückzuweiſen. 

Gänzlich ablehnend hat ſich bisher die hieſige 
Praxis gegenüber den Beſtimmungen der SS 60, 61 
Zw. über Bewilligung von Zahlungsfriſten 
verhalten. 

Um noch einiges über die Zwangsverwaltung 
nach 8 146 ff. ZwVG. zu ſagen — die hiervon ver: 
ſchiedene Verwaltung nach SS 25 und 94 FG. 
kommt äußerſt ſelten vor —, ſo iſt bereits oben an— 
gegeben worden, daß die Zwangsverwaltungsbeſchlag— 
nahme faſt regelmäßig neben der Verſteigerungs— 


nach $ 878 BRD. fruchtlos verſtrichen iſt, wieder ge- beſchlagnahme herläuft. 
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Zu Zwangsverwaltern werden in München regel⸗ 
mäßig nur ſolche Perſonen ernannt, welche ihre Be⸗ 
fähigung zur Führung des Amtes bereits nachgewieſen 
haben, es zählen deshalb auch Beſchwerden oder 
Erinnerungen gegen die Amtsführung der Verwalter 
zu den Ausnahmen. 

Von den Verwaltern wird durchgehends viertel⸗ 
jährliche Rechnungslegung verlangt. Es hat dies den 
Vorzug, daß das Gericht die Tätigkeit der Verwalter 
beſſer kontrollieren und Mißſtände und unrichtige 
Verwaltungsmaßnahmen ſchneller beſeitigen kann und 
iſt ferner für die Beteiligten inſoferne von Vorteil, 
als ſie öfter von dem Stand der Sache erfahren. 
Das Honorar der Verwalter wurde bis vor kurzem 
im Voraus für jeden Tag der Verwaltung beſtimmt. 
Da ſich hierbei aber in vielen Fällen ein großes 
Mißverhältnis zwiſchen der Höhe der Entlohnung des 
Verwalters und dem Umfange ſeiner Tätigkeit ergab, 
erſchien es zweckmäßiger, für die Zukunft die Ver⸗ 
walterhonorare erſt bei Beendigung der Verwaltung 
oder nach Ablauf eines Verwaltungsjahres auf Grund 
eines vom Verwalter über Art und Umfang ſeiner 
Tätigkeit einzureichenden Berichts feſtzuſetzen. 

In der Mehrzahl der Verwaltungen ergibt ſich 
die Notwendigkeit zur Aufſtellung eines gerichtlichen 
Teilungsplanes (S 156 Zw G.). Streiten läßt ſich 
darüber, ob dieſe Aufſtellung eines Teilungsplanes, 
ſolange nicht ein Beteiligter ſie ausdrücklich bean⸗ 
tragt, nicht ganz unterbleiben könnte, da das Geſetz 
doch genaue und klare Vorſchriften über die Art der 
Verteilung der Nutzungen enthält, die Verwendung der 
Nutzungen durch den Verwalter der ſtetigen Kontrolle 
des Gerichts und der Beteiligten unterliegt und in den 
ſeltenſten Fällen außer den laufenden Zinſen der 
erſten Hypothek weitere Zinſen aus den Anweſens⸗ 
erträgniſſen gedeckt werden können. 
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Das Schreibwerk endlich hat durch das neue Recht 


eine erhebliche Mehrung erfahren. Schon die doppelte 
Aktenführung (Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung) trägt zur Erhöhung der Schreibarbeiten 
bei, noch mehr aber tun dies die vielen für die 
Zwangsverwaltung vorgeſchriebenen Mitteilungen und 
Zuſtellungen, wie Benachrichtigung (§ 146 II Zw G.), 
Zahlungsverbot (88 22, 115 1. c.), die ſich alle Viertel⸗ 
jahre wiederholenden Mitteilungen an Gläubiger und 
Schuldner von der erfolgten Rechnungslegung u. a. m. 

Alles in Allem dürfte daher trotz unbeſtreitbarer 
Vorzüge des neuen Rechts die Annahme nicht falſch 
ſein, daß mancher bayeriſche Richter der bayeriſchen 
Subh O. in Trauer gedenken wird, wenn dieſe einmal 
endgültig zu den Toten zählt. 


* . in München. 


Das Kündigungsrecht nach 3 570 BGB. ſteht auch 
demjenigen zu, der Militärperſon, Beamter, Geiſtlicher 
oder Lehrer au einer öffentlichen Unterrichtsauſtalt 


noch nicht war, als er mietete. Oberlandesgerichtsrat a. D. 


Francke tritt in dieſer Zeitſchrift (S. 478 vor. Jahrg.) 
dem Urteil des Kammergerichts vom 2. Juli 1906, das 
ſich im Sinne der Ueberſchrift ausſprach, entgegen, 
aber m. E. nicht mit Grund: 

In der Rechtslehre — die Rechtſprechung hat 
ſich bisher noch nicht bemerkenswert dazu geäußert! 


9 Die Ausführungen im reichsgerichtlichen Urteil 


vom 29. Oktober 1903 (JW. 1903 Beil. 8 S. 147), 
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— war bis jetzt communis opinio, daß das bevor: 
zugte Kündigungsrecht demjenigen nicht zuſtünde, der 
erſt nach Eingang und während der Dauer ſeines 
Mietvertrags Beamter wurde. 

Dieſe Anſchauung wurde, wie die Zuſammen⸗ 
ſtellung von Lippmann in „Bl. f. RA.“ vor. 38. 
S. 566 beweiſt, teils ohne Gründe vertreten; teils 
wurden für ſie Gründe vorgebracht, die bei näherem 
Zuſehen wenig ſtichhaltig ſind. Es iſt deshalb ſehr 
zu begrüßen, daß das Kammergericht in dem eingangs 
erwähnten Urteil mit der bisherigen Auffaſſung 
gebrochen hat: Der 8 570 hat ſoziale Bedeutung; 
er iſt im öffentlichen Intereſſe gegeben; er will, 
kurz geſagt, den Beamten das „Fortkommen“ im 
eigentlichen und uneigentlichen Sinn erleichtern. 

Wie früher ſchon einmal vom Oberlandesgericht 
Dresden (Urt. v. 22. Okt. 1903) !) zutreffend ausge⸗ 
führt wurde, ſchuldet das Geſetz bei den Verſetzungen 
beſondere Rückſicht auch dem Beamten ſelbſt, der durch 
die Anforderung ſeiner Stellung oft genötigt wird, 
den Wohnſitz zu ändern, und der nicht immer darauf 
rechnen kann, für die Koſten des Umzugs entſchädigt 
zu werden. 

Ihm die Kündigungsbefugnis des 8 570 abſprechen, 
hieße ihn, ſo wird dort ausgeführt, nach Befinden in 
die Zwangslage ſetzen, einer für ihn ſonſt vorteilhaften 
Berufung zu entſagen. Das wäre ein Unbilligkeit, 
deren Härte ſich auch dann fühlbar macht, wenn es, 
wie bei freiwilligen Verſetzungen, nicht die vorgeſetzte 
Behörde, ſondern zunächſt der Wille des Beamten 
ſelbſt iſt, der zu der Berufung Anlaß gibt. Die dienſt⸗ 
liche Laufbahn des Beamten bringt es nun einmal 
mit ſich, daß der Kreis der Amtsgeſchäfte und damit 
auch die örtliche Stelle, von der aus die Geſchäfte 
wahrzunehmen ſind, von Zeit zu Zeit wechſeln. Selbſt 
wer eine unfreiwillige Verſetzung an ſich nicht zu be⸗ 
fürchten hätte, iſt doch ſelten in der Lage, ſich an dem 
Ort ſeiner erſten amtlichen Dienſtleiſtung auf Lebens⸗ 
zeit niederzulaſſen. Das Streben, vorwärts zu kom⸗ 
men, ſeine amtlichen Erſahrungen zu erweitern, oder 
ſeine wiſſenſchaftlichen Fähigkeiten auf einem anderen 
Arbeitsfelde und unter günſtigeren Verhältniſſen beſſer 
zu betätigen, können ihm Grund genug ſein, ſich von 
der Stätte ſeiner bisherigen Wirkſamkeit fortzuwün⸗ 
ſchen, und ſeine jeweilige Stelle mit einer anderen 
zu vertauſchen. 

Die in 8 570 BGB. dem Beamten gewährte Ver⸗ 
günſtigung ſoll ihm alſo die Möglichkeit gewähren, 
die Beziehungen zur Stätte ſeiner bisherigen Wirk⸗ 
ſamkeit leichter zu löſen. Im Intereſſe der Schaffung 
einer beſſeren Exiſtenz ſoll dem Beamten der Wegzug 
möglich leicht gemacht werden. 

Es ſind alſo ſoziale Geſichtspunkte, die bei der 
Gewährung des bevorzugten Kündigungsrechtes mit- 
ſpielen. 

Neben dieſen ſozialen Momenten laufen aber 
noch öffentlichrechtliche. 

Wie vom Oberlandesgericht Dresden (a. a. O.) 
ebenfalls betont wurde, fordert es das Bedürfnis des 


Staates und der ſtaatlichen Verwaltung, daß an jeder 


Amtsſtelle der zur Beſorgung der Dienſtgeſchäfte 
taugliche Beamte zur Verfügung ſtehe. Iſt ein Amt 
würden nur beiſpielsweiſe gemacht und können des— 
halb nicht als ein „Erkenntnis“ des Reichsgerichts 
erachtet werden. 

1) Rechtſpr. XI S. 316. 
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erledigt, ſo muß es neu beſetzt werden, und die dazu 
geeignete Kraft, wenn ſie ſich am ſelben Ort nicht 
befindet, von auswärts berufen werden. Dieſe Neu⸗ 
beſetzung bereitet aber nach Befinden die größten 
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gleiche; es ergibt ſich keineswegs, daß die Militär⸗ 
perſon als ſolche den Vertrag über die Räume für 
ſich oder ſeine Familie geſchloſſen hat. Auch aus dieſer 
Faſſung wäre übrigens nichts anderes zu entnehmen, 


Schwierigkeiten, wenn der dafür in Ausſicht genom⸗ als daß eben der Beamte, der die Räumlichkeiten 


mene Beamte durch einen Mietvertrag von längerer 
Dauer an feinem alten Wohnſitz feſtgehalten wird. 

Solche Geſichtspunkte, öffentlichrechtliche und 
ſoziale, wirken alſo zuſammen, die Löſung der bis⸗ 
herigen Verhältniſſe zu einer möglichſt leichten zu 
geſtalten. Dieſe Geſichtspunkte müſſen aber auch 
dazu führen, der Auslegung des § 570 einen möglichſt 
weiten Spielraum zu geben. 

Francke (a. a. O.) verlangt für die Anwendung 
des 8 570 die engere Auffaſſung. Dem kann nicht 
beigetreten werden. Freilich iſt 8 570 ein Sonder: 
geſetz, aber ein Sondergeſetz, das Wohltaten austeilen 
will, und zwar, wie wir geſehen haben, aus Gründen 
der Rückſichtnahme einerſeits auf die Allgemeinheit, 
den Staat, und anderſeits auf den Einzelnen, den 
Beamten. Dieſe Zweckbeſtimmung des 8 570 ver⸗ 
bietet aber, ihn eng auszulegen. 

Francke kommt zu ſeinem Ergebnis auf Grund 
der Entſtehungsgeſchichte des S 570, die ergebe, daß 
das Recht des § 570 wegbedungen werden könne; es 
ſei alſo als Vermieter des 8 570 nur jemand gedacht 
worden, der um die Beamteneigenſchaft des Mieters 
wußte. Selbſt die Richtigkeit dieſer Unterſuchung zu⸗ 
gegeben, ſo kann ſie doch an unſerer obigen An⸗ 
ſchauung nichts ändern. Ebenſowenig wie die Aus⸗ 
führungen der Herausgeber der „Rechtſprechung der 
Oberlandesgerichte“ zu dem mehrerwähnten Urteil.“) 

Dort wird ebenfalls auf Grund der Entſtehungs⸗ 
geſchichte und auf Grund des Wortlautes des 8 570 
das oberlandesgerichtliche Erkenntnis für nicht zu⸗ 
treffend erachtet. 

Aber gerade der Wortlaut iſt für die gegenteilige 
Meinung nicht zu verwerten. Das Geſetz gibt allen 
„Militärperſonen, Beamten “das Recht der 
bevorzugten Kündigung; es unterſcheidet nicht zwiſchen 
ſolchen Bcamten, die bei Eingehung des Mietver⸗ 
hältniſſes ſchon Beamte waren und ſolchen, die es 
erſt während der Mietzeit wurden: das Geſetz zählt 
einfach die Beamtenkategorien auf, die günſtiger ge⸗ 
ſtellt werden ſollten; es gibt den Beamten, die 
verſetzt werden, das Recht der bevorzugten Kündigung. 


* 


| 
| 


Es heißt, in das Geſetz etwas hineinlegen, was nicht 


drin ſteht, wenn das Geſetz dahin ausgelegt wird, 
daß in ihm nur die Beamten gemeint ſind, die ſchon 
bei der Eingehung des Mietvertrages eine Beamten⸗ 
ſtellung inne hatten. 

Nötigt der Wortlaut eines Geſetzes nicht zu einer 
einengenden Auslegung, ſo iſt auch eine ſolche Aus: 
legung zurückzuweiſen, auch dann, wenn etwa aus den 
Motiven und aus den Geſetzgebungsverhandlungen 
einige Gründe für die andere Auslegung herbeigeholt 
werden könnten; denn ubi lex non distinguit, nee 
nostrum est distinguere! Daß der Wortlaut des 
Geſetzes ſelbſt für die Verweigerung des bevorzugten 
Kündigungsrechtes ſpricht, wie die Herausgeber der 
„OL GRſpr.“ meinen, kann nicht anerkannt werden. 

Auch wenn man in dem Relativpſatz das „ſie“ 
durch Militärperſonen ꝛc. ꝛc. erſetzt oder wenn man 
die Worte „in Anſehung der Räume“ an den Anfang 
der Vorſchrift ſetzt, ſo bleibt der Sinn immer der 


) Rechtſpr. XIII S. 377. 


für ſich oder ſeine Familie gemietet hat, dieſe wieder 
kündigen kann. Daß er ſchon zur Zeit der Eingehung 
des Mietvertrags Beamter geweſen ſein muß, ſagt auch 
dieſer Wortlaut nicht. Das wäre nur dann anzunehmen, 
wenn es bieße: „in Anſehung der Räume, welche ſie als 
Militärperfon, Beamte ...“. Eine ſolche Faſſung 
wird aber auch von der Gegenſeite nicht in Vorſchlag 
gebracht. 

Es ſprechen alſo innere wie äußere Gründe 
für die Anſchauung des Kammergerichts. Dieſe An⸗ 
ſchauung fußt auf der den Beamten günſtigen Aus⸗ 
legung des Geſetzes, wird dadurch der Zweckbeſtimmung 
des § 570 gerecht und dürfte daher wohl „richtiges 
Recht“ fein. Es iſt ein Stück „ſozialer Praxis“, das 
in dem kammergerichtlichen Urteil zum Ausdruck kommt. 
Notar Dr. Dennler in Lauf. 


At die Ausgleichungspflicht bei der Erbteilung unter 
Stiefgeſchwiſtern, wenn ein Einkindſchaftsvertrag nach 
Würzburger Recht vorliegt, nach dem alten oder neuen 
Nechte zu beurteilen? Dieſe Frage hat in der Recht⸗ 
ſprechung eine verſchiedene Beantwortung gefunden. 
Es liegen zwei ſich widerſprechende Entſcheidungen 
des gleichen Gerichtes, des OLG. Bamberg, vor. Die 
erſte Entſcheidung vom 17. Jan. 1903, abgedruckt in 
den Entſcheidungen des Bayer. ObL G. n. F., Bd. 4 
S. 963, ſpricht ſich für die Anwendung des bieherigen 
Rechtes, die zweite vom 19. Mai 1906, abgedruckt in 
Bd. 2 S. 466 dieſer Zeitſchrift, für die des neuen 
Rechtes aus. 

Der erſten Entſcheidung iſt aus folgenden Gründen 
der Vorzug zu geben: In Art. 200 EG. 3. BGB. 
ſind die bisherigen Geſetze für den Güterſtand einer 
zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtehenden 
Ehe als noch weiterhin maßgebend erklärt und im 
Anſchluſſe hieran die Vorſchriften über die erbrechtlichen 
Wirkungen des bisherigen Güterſtandes aufrechterhalten 
worden. Welche erbrechtlichen Wirkungen durch einen 
Güterſtand bedingt ſind, iſt nach dem bisherigen Rechte 
zu beurteilen. Zu den erbrechtlichen Wirkungen der 
Einkindſchaftung nach Würzburger Recht gehören nun 
jedenfalls die Erbrechte der eingekindſchafteten Stief— 
kinder an dem gütergemeinſchaftlichen Vermögen der 
Ehegatten, die den Einkindſchaftsvertrag abgeſchloſſen 
haben. Da der Inhalt dieſer Erbrechte ſich nach dem 
alten Rechte bemißt und die geſetzliche Ausgleichungs— 


pflicht von weſentlicher Bedeutung für dieſen Inhalt 


iſt, ſo iſt folgerichtig auch die Ausgleichungspflicht 
nach den Beſtimmungen des bisherigen Rechtes zu 
beurteilen. 

An dieſem durch das EG. z. BGB. geſchaffenen 


Rechtszuſtande iſt auch durch das bayer. UeG. 3 BGB. 


nichts geändert worden. Die Art. 72, 73 UeG laſſen 


mit voller Sicherheit das Prinzip des Geſetzgebers 


erkennen, die vermögensrechtliche Stellung, die das 
bisherige Recht den eingekindſchafteten Stiefkindern 
verlieh, in ihrem vollen Umfange aufrecht zu erhalten; 
in Art. 72 des Geſetzes, der die eigentlichen Ueber— 
leitungsbeſtimmungen enthält, iſt die Anwendung 
aller Vorſchriften des neuen Rechtes ausgeſchloſſen, 


die zu dem Juſtitute der Einkindſchaftung nicht paſſen, 
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3. B. insbeſondere der Beſtimmungen des BGB. über Art. 73 regelt, wie oben ſchon erwähnt, die Fälle, 
die Auseinanderſetzung des Geſamtgutes der Güter⸗ in denen ein Ehegatte ſchon vor dem 1. Januar 1900 ge⸗ 
gemeinſchaft für die Dauer des Einkindſchaftsverhält⸗ ſtorben iſt. Haben am 1. Januar 1900 noch beide Ehe⸗ 
niſſes, d. i. ſolange die vereinkindſchafteten Abkömm⸗ | gatten gelebt, ſo kommt Art. 72 zur Anwendung und 
linge nicht abgeſchichtet ſind. dieſer beſtimmt in Abſatz II, daß, ſoweit nicht Abſatz I 

Die zweite Entſcheidung beruht vor allem auf eine Aenderung anordnet, die bisherigen Geſetze, ins⸗ 
einer irrtümlichen Auslegung des Art. 73 UeG. beſondere in Anſehung der rechtlichen Stellung der 
Nach dieſem Artikel bleiben die bisherigen Vorſchriften vereinkindſchafteten Kinder, maßgebend bleiben. Damit 
maßgebend, wenn zur Zeit des Inkrafttretens des iſt die vermögensrechtliche Stellung, die den einge⸗ 
BGB. eine eheliche Gütergemeinſchaft aufgehoben war kindſchafteten Kindern nach dem bisherigen Rechte 
oder zu dieſer Zeit fortgeſetzte Gütergemeinſchaft zukam, aufrecht erhalten worden. Findet daher erſt 
beſtand. nach dem Ableben des überlebenden Ehegatten die 

Die Entſcheidung behauptet nun, daß von einer Vermögensauseinanderſetzung ſtatt, ſo bemißt ſich der 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nicht geſprochen Anteil der eingekindſchafteten Kinder an dem Nach⸗ 
werden könne, wenn vor dem 1. Januar 1900 durch laſſe nach den bisherigen Vorſchriften und es iſt für 
das Ableben eines Ehegatten die Vereinigung des eine Anwendung der Ausgleichsvorſchriften des BGB. 
Vermögens in der Hand des überlebenden Ehegatten fein Raum. Wäre die in der zweiten Entſcheidung 
eingetreten ſei, daß alsdann die Gütergemeinſchaft vertretene Auffaſſung des Art. 73 richtig, ſo würde 
als aufgehoben angeſehen werden müſſe und daß die zwiſchen den beiden Fällen ein Widerſpruch beſtehen, 
Beſtimmungen des Art. 73 dann nur mehr auf das der dom Geſetzgeber unmöglich gewollt ſein kann. 
zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den noch Zum Schluſſe mag noch darauf hingewieſen werden. 
nicht abgeteilten Kindern beſtehende Verhältnis be⸗ daß die Uebergangsbeſtimmungen keine Vorſchrift 
zogen werden könnten, auf die Auseinanderſetzung des hinſichtlich einer nach dem 1. Januar 1900 ſtatt⸗ 
Vermögens unter den Stiefgeſchwiſtern nach dem Ab⸗ findenden Grundteilung enthalten und dieſe daher 
leben des überlebenden Ehegatten aber nicht anwendbar allein nach den Vorſchriften des bisherigen Rechtes 
ſeien. Die Frage aber, ob in dieſem Falle von einer zu vollziehen iſt. Ein Grund, die Ausgleichungs⸗ 
Aufhebung der Gütergemeinſchaft geſprochen werden pflichten bei der Teilung des Vermögens nach dem 
kann, muß nach der Auffaſſung und dem Sprach⸗ Ableben des überlebenden Ehegatten anders zu be⸗ 
gebrauch des bisherigen Rechtes beantwortet werden. ſtimmen, beſtand aber für den Geſetzgeber gewiß nicht. 
Dieſes verſtand aber unter der Aufhebung der Güter⸗ Liegt ein Einkindſchaftsvertrag nach Würzburger Recht 
gemeinſchaft nur die Löſung der zwiſchen den Eltern vor, ſo wird die Ausgleichungspflicht, da das Würz⸗ 
und ihren rechten und eingekindſchafteten Kindern burger Recht beſondere Beſtimmungen hierüber nicht 
beſtehenden vermögensrechtlichen Beziehungen, die enthält, durch die Vorſchriften des ſubſidiär geltenden 
hauptſächlich durch die ſogenannte Grundteilung oder gemeinen Rechtes und nicht durch die des BGB. 
durch den Tod des überlebenden Elternteiles eintritt. Die beſtimmt. 


durch das Ableben eines Ehegatten eintretende, Notar Steinbach in Neuſtadt a. S. 
übrigens durchaus nicht allgemein anerkannte — Ver⸗ 
einigung des gütergemeinſchaftlichen Vermögens in der 8 
8110 Ir 1 nn nicht als 
ufhebung der ütergemeinſchaft bezeichnet, wie das ' 
von Schellhas, Seite 103, aufgeſtellte Verzeichnis der ans der Praxis der Gerichte. 
Fälle der Beendigung der Gütergemeinſchaft hinlänglich Reichsgericht. 
deweiſt. Dort iſt als Grund der Beendigung der Güter⸗ A. Zivilſachen 
gemeinſchaft u. a. das Ableben des überlebenden Ehe⸗ 1 ö 


gatten angegeben. Es wurde und wird auch heute noch, N 
e e . e ee |. AERBAR: SEELE 
vollkommen korrekt ift, das Verhältnis des überleben⸗ © eteiligung ua e d 
u j Fälltdarunter auch eine unentgeltliche und 
den Ehegatten zu den vorhandenen leiblichen und ein⸗ nur gelegentliche Tätigkeit in einem Kon: 
gekindſ chafteten Abkömmlingen als fortgeſetzte Güter⸗ kurrenzg eſchäfte? Aus den Gründen: Die 
gemeinſchaft bezeichnet. Auch in dem erſten angeführten Gegenforderung des Beklagten iſt auf 87 des Geſell⸗ 
Urteile, das die Vereinigung des Vermögens in der ſchaftsvertrages geſtützt, der lautet: „Der ausſcheidende 
Hand des überlebenden Ehegatten gleichfalls behauptet, Geſellſchafter darf .. im Regierungsbezirk L. weder 
findet ſich dieſer Ausdruck. Folgt man dieſem Sprach⸗ fich Konkurrenzgeſchaft eröffnen, noch übernehmen, noch 


73 f ſich an einem ſolchen in irgend einer Weiſe beteiligen“. 
. e Anwendung auf das Es ift unftreitig, daß ein Bruder des Klägers ſchon 


Würzburger Recht folgenden Sinn: Yan 
: während des Beſtehens der Geſellſchaft in L. ebenfalls 
. Iſt zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. die 55 5 betrieb, ee der des Beklagten 
Gütergemeinſchaft durch Grundteilung aufgehoben in Wettbewerb ſtand. Der Beklagte behauptet, daß 
worden, ſo hat es bei den Wirkungen dieſer Grund- der Kläger nach dem Erlöſchen der Geſellſchaft für 
teilung 815 Bewenden; iſt ein Ehegatte ſchon vor das Yale one Bi nn Bee ſei, indem 
dem 1. Januar 1900 geſtorben und hat eine Grund- er, ſich bemüht habe, ei Wirten Beſtellungen auf 
teilung nicht ſtattgefunden, fo wird die Gütergemein⸗ Sefer geen Bruder 3 belangen Für diese en 
ſchaft als fort eſetzt angeſehen und die bisherigen Bemü 90 85 b 
Vorſchriften 1 cle maßgebend a | Bemühungen ſei er auch entſchadigt worden u 
FLF OLG ſtellt feſt, daß kein Beweis dafür erbracht et, 
haben alſo, wenn es nach dem Ableben des über⸗ 


2 8 daß der Kläger von ſeinem Bruder für die Förderung 
lebenden Ehegatten zur Auseinanderſetzung kommt, ſeines Abſatzes Vermögensvorteile zugewendet erhalten 
die Stiefgeſchwiſter das zu erhalten, was ihnen nach oder ſolche auch nur erſtrebt habe. Ohne materielle 


den Beſtimmungen des bisherigen Rechtes zukommt. Vorteile aber entfalle der in dem Vertrage aufgeſtellte 
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Begriff der Beteiligung. Es iſt zuzugeben, daß das 
Argument des OLG. zu Bedenken Anlaß gibt. Das 
Reichsgericht hat wiederholt Gelegenheit gehabt, ſich 
über den in Konkurrenzklauſeln häufig verwerteten 
Begriff der Beteiligung an dem Geſchäfte eines andern 
auszuſprechen (vgl. Sächſ. Archiv 1898 S. 117 und 
Entſch. in 35. Bd. 40 S. 97). Gegenüber den Grund⸗ 
ſätzen, die in dieſen Entſcheidungen aufgeſtellt ſind, 
hätte es einer näheren, aus der konkreten Sachlage 
geſchöpften Begründung bedurft, wenn die Forderung 
auf die Vertragsſtrafe nur deshalb abgelehnt werden 
ſollte, weil der Kläger für ſeine Tätigkeit kein Entgelt 
bezogen habe. Gleichwohl kann dieſes Bedenken nicht 
zur Aufhebung des Urteils führen. Wie ſich aus den 
angeführten Urteilen ergibt, iſt man davon ausge⸗ 
e und hieran iſt auch jetzt feſtzuhalten, daß der 

egriff der Beteiligung an einem Geſchäfte zwar auch 
eine perſönliche, ſelbſt unentgeltliche Tätigkeit mit⸗ 
umfaßt, aber doch nur eine fortgeſetzte, auf die Dauer 
berechnete Tätigkeit. Davon aber kann hier keine 
Rede fein. Aus den vom Beklagten aufgeſtellten Be- 
hauptungen erhellt, daß es ſich nur um einzelne Fälle 
handelt, in denen der Kläger bei perſönlichen Be⸗ 
kannten oder bei Geſchäftsfreunden gelegentlich das 
Geſchäft ſeines Bruders empfohlen hat. Das iſt keine 
„Beteiligung“ im Sinne des Vertrages (Urt. des . De 
vom 19. November 1906, I 144/06). 


813 
II. 


Zu 8 162, 242 3 282 SED. 1. In der 
Regel erfordert 81 62 BGB. poſitives Tun 
zur Vereitelung der Bedingung; auchbloße 
Fahrläſſigkeit genügt nicht und es muß 
ebenſourſächlicher Zuſammenhangzwiſchen 
der Handlung und der Vereitelung der Be⸗ 
dingung beſtehen. 2. Ueber ganz inner 
liche Vorgänge, z. B. die Gründe, aus denen 
die Mitglieder einer Behörde ſo oder ſo 
geſtimmt haben, iſt Beweis nicht zuläſſig. 
Ein Kaufvertrag war unter der Bedingung geſchloſſen, 
daß der Käufer eine Gewerbekonzeſſion erhalte. Dieſe 
wurde verſagt. Als der Käufer auf Zurückzahlung 
des Kaufpreiſes klagte, wurde ihm entgegengehalten, 
daß er die Erteilung der Konzeſſion ſelbſt vereitelt 
habe. Dieſer Einwand wurde nicht für begründet 
erachtet. 

Aus den Gründen: Der B. R. ſtellt in tat⸗ 
ſächlicher Beziehung ſeſt, daß der zwiſchen den Parteien 
geſchloſſene Kaufvertrag dem Käufer irgend welche 
Verpflichtungen. beſondere Bemühungen zur Er— 
langung der Konzeſſion anzuſtellen, nicht auferlege. 
Sodann wird die Frage, ob der zweifellos die Nicht⸗ 
erteilung der Konzeſſion bezweckende Brief des Klägers 
vom 17. Mai 1903 den beabſichtigten Einfluß aus— 
geübt habe, auf Grund der Bekundung des als Zeugen 
vernommenen Kreisausſchußvorſitzenden verneint, weil 
darnach als erwieſen angeſehen werden müſſe, daß die 
Verſagung der Konzeſſion wegen der Vorſtrafen 
des Klägers erfolgt ſei und daß der Kreisausſchuß 
auch ohne den Brief zu derſelben Entſcheidung gelangt 
ſein würde. Mit Rückſicht hierauf bedürfe es nicht 
noch der von dem Beklagten beantragten Vernehmung 
der übrigen Kreisausſchußmitglieder über die Gründe 
der Verſagung. Das ſeien Gewiſſensfragen, über die 
die einzelnen Kreisausſchußmitglieder kaum ſich ſelbſt, 
geſchweige denn dem Gericht gegenüber unter Eides— 
zwang Rechenſchaft zu geben imſtande ſein dürften. 
Die Behauptung, daß die Konzeſſion nicht verſagt 
ſein würde, falls der Brief nicht vorgelegen hätte, ſei 
vom Kläger nicht aufgeſtellt und müßte nach dem Er— 
gebnis der ſonſtigen Beweisaufnahme als widerlegt 
angeſehen werden. Endlich bilde auch der Umſtand, 
daß der Kläger die Anfechtung der Entſcheidung des 
Kreisausſchuſſes im Rechtsmittelzuge unterlaſſen 
habe, keinen Verſtoß gegen Treu und Glauben, da 
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Kläger durch das in dieſer Beziehung vom Beklagten 
ihm gegenüber betätigte Verhalten des Glaubens ſein 
konnte, daß dieſer auf Rechtsmitteleinlegung kein Ge⸗ 
wicht lege. Dieſe Ausführungen ſind rechtlich be⸗ 
denkenfrei; namentlich kann nicht, wie die Reviſion will, 
von einer Verletzung des 8 242 BGB. deshalb die Rede 
ſein, weil der Kläger nach Treu und Glauben ſich nicht 
auf die bloße Einreichung des Konzeſſionsgeſuchs hätte 
beſchränken dürfen, ſondern us an den zur Er⸗ 
langung der Konzeſſion anzuſtellenden weiteren Be⸗ 
mühungen ſich in geeigneter Weiſe hätte beteiligen 
müſſen. Denn es iſt feſtgeſtellt, daß der Kläger vertrags⸗ 
mäßig hierzu nicht verpflichtet war und daß auch die 
Unterlaſſung weiterer Bemühungen auf die ſchließliche 
behördliche Entſcheidung ohne Einfluß geblieben iſt. — 
Der das Geſuch zurückweiſende Beſcheid des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes bezeichnet als Zurückweiſungsgrund aus» 
drücklich die Vorſtrafen des Klägers. Eine Behauptung 
dahin, dieſe Begründung ſei unrichtig, in Wirklichkeit 
ſei die Zurückweiſung aus einem andern Grunde er⸗ 
folgt, iſt vom Beklagten nicht aufgeſtellt. Es bliebe 
alſo für eine Vernehmung der Kreisausſchußmitglieder 
nur inſofern Raum, als ſie befragt werden könnten, 
wie ſie einzeln zur Sache geſtimmt und aus welchen 
Beweggründen ſie ſich für die Stimmabgabe in dem 
einen oder andern Sinne entſchieden haben. Das ſind 
aber, wie der Berufungsrichter zutreffend bemerkt, rein 
innere Vorgänge, die nicht zum Gegenſtand einer Be⸗ 
weisaufnahme gemacht werden können. (Urt. d. V. 38. 
v. 12. Dez. 1906, V 169/06). 
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III. 

Bedeutung der Borſchrift des Jahn BGB. im 
Wechſelrechte. Die Klägerin iſt Inhaberin eines 
Wechſels, ausgeſtellt am 8. November 1904, gezogen 
von Robert Bax auf die Beklagte (eine Aktiengeſe ſchaft), 
angenommen durch den Vermerk „Aktiengeſellſchaft .. 
(folgt die Firma der Beklagten) ... Bax“, zahlbar an 
die Ordre des Ausſtellers. Auf der Rückſeite trägt 
der Wechſel das Blankoindoſſament „Robert Bar’, dann 
das Indoſſament der Klägerin und noch zwei weitere 
Indoſſamente. Nach Proteſtation des Wechſels ver- 
langte die Klägerin im September 1905 von der Be- 
klagten die Wechſelſumme. Unſtreitig iſt der „Bar“, 
deſſen Name unter dem Akzeptvermerke ſteht, dieſelbe 
Perſon, wie der Ausſteller. Dieſer Bax iſt bis zum 
19. Juni 1905 Vorſtand der Beklagten geweſen. Die 
Beklagte wendete ein, Bax habe keinen gültigen Wechſel- 
begebungsvertrag mit ſich ſelbſt ſchließen können; ferner 
habe er den Wechſel erſt nach dem 19. Juni 1905 be⸗ 
züglich des Betrags ausgefüllt, zu jener Zeit ſei er 
zur Ausfüllung des Wechſels nicht mehr befugt ge— 
weſen und nach S 181 BGB. habe er auch nicht ver⸗ 
mocht, ſich ſelbſt gültig zur Ausfüllung des Wechſels 
zu ermächtigen. Das OLG. verurteilte die Beklagte 
zur Zahlung der Wechſelſumme. Die Reviſion wurde 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Die verpflichtende Kraft 
eines Wechſelakzepts gegenüber dem dritten Wechſel— 
inhaber beruht nicht auf dem Vertragsverhältniſſe 
zwiſchen dem Ausſteller und dem Bezogenen, iſt viel- 
mehr davon ganz unabhängig. Deshalb kann hier 
aus dem Umſtande, daß Bax einen von ihm perſönlich 
auf die Beklagte gezogenen Wechſel an eigene Ordre 
in Vertretung der Beklagten akzeptiert hat, auf Grund 
des § 181 BGB. keine weitere Rechtsfolge abgeleitet 
werden, als die, daß Bax ſelbſt eine gültige Forde— 
rung aus dem Wechſel nicht erwarb, ſofern ihm nicht 
der Aufſichtsrat der Beklagten ($ 247 HGB.) die 
Wechſelakzeptierung geſtattet hatte. Der Gültigkeit der 
Wechſelforderung der Klägerin ſteht jener Umſtand 
nicht entgegen. Zu einem anderen Ergebniſſe gelangt 
man aber auch dann nicht, wenn man in Vetracht 
zieht, daß Bax vor dem Erlöſchen ſeiner Befugnis zur 
Vertretung der Beklagten den Wechſel nur als Blanko— 
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hatte und erſt hinterher die Wechſel⸗ 
hat. Allerdings 


war. (Es folgt die Ausführung über 
(Urt. des I. 35. vom 24. November 1906). 
800 
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IV. 

gabe gel. (0947, 390 HGB. u. 5 23 BGB.; 
Art. 365 Ad 8.) ird die dem Lagerhalter 
übergebene Sache im Lagerraum durch 
Feuchtigkeit beſchädigt, ſo kann von dem 
Einlagernden weder nach jetzigem noch nach 
früherem Rechte verlangt werden, daß 
er zur ſeines Anſpruchs auf 
Schaden die Sache ſei zur 
der ch trocken geweſen. 
den: Die Parteien ſtreiten dar⸗ 
den das aufbewahrte Gemälde 
daß der Lager⸗ 
daß das Gemälde 


gericht iſt 
ganz trocken und ungenügend gelüftet, zur 
n Gemälden ſich nicht eignete. Gleichwo 
weiſt es die Klage ab, weil von den Klägern der 
erbracht ſei, daß das Gemälde ſich bei 
d. h. trockenem 
ieſer Grund kann die Ent⸗ 


t 
e 


ſcheidung 
würde, daß das Gemälde 
feucht war, 
der Lagerhalter es an der nötigen 
fehlen laſſen, 

es nicht bei pflichtmäßigem Handeln des Lagerhalters 
ungeachtet der vorhandenen Feuchtigkeit 
nur einen geringeren 
Es durfte aber ferner von den Klägern 
den das OLG. für 
verlangt werden. 
daß das Gemälde bei der Einlagerung un 
war. 
Aufbewahrung eingetreten iſt, dann 
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Steht feſt, daß die Beſchädigung während der 


halter für den Schaden, ſofern er nicht dartut, daß 


die Beſchädigung ihre Urſache in einem 
für den er nicht verantwortlich iſt. 
dieſes ihm obliegenden Beweiſes fällt die Hebung des 
Zweifels, ob der Schaden durch eine bei der Ein⸗ 
lagerung vorhanden geweſene Feuchtigkeit des Ge⸗ 
mäldes, alſo durch „inneren Verderb“, entſtanden iſt; 
bloße Feuchtigkeit macht das Gemälde noch nicht zu 
einem beſchädigten, ein Zuſtand, 
durch den es beſchädigt werden konnte. Daß die Be⸗ 
weislaſt ſo zu verteilen iſt, würde 
Recht aus SS 417, 390 HGB. (vgl. auch 8 456 HGB.) 


A 

galt, mußte 
zuheben iſt, daß ein Beweis, wie er 
hier zugemutet wird, auch durch den 
werden kann, daß nach Lage der Umſtände der Scha⸗ 
den ſich auf eine andere als die nicht zu vertretende 
Urſache nicht zurückführen laſſe. (Urt. des I. 35. vom 
3. November 1906 


). 
8⁰⁴ — n. 


ſich für das heutige 
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ch die Nicht⸗Schwimmer nicht gebadet 


B. Strafſachen. 
I. 
Begriffe der fahrläffinen Verſchuldung (8 222 
Der Angeklagte, ein Gefängnisaufſeher, hatte 
mit Baggerarbeiten beſchäftigte Strafgefangene 
zu beaufficätigen. Auf ihre Bitte erteilte er ihnen die 
Erlaubnis zum Baden, obwohl er wußte, daß der Fluß 
efährliche Stellen hatte. 
wimmen konnte und trotz 
der Warnung eines 8g f 1 6 badete, ertrank. 
Die Verurteilung aus 3 Abf. 1 StGB. wird darauf 
geſtützt, daß der Angeklagte die Erlaubnis zum Baden 
ohne 
kun 
aber feſtgeſtellt, daß der Angeklagte 
in Amt auferlegte, nicht verletzt habe, 


die Pflichten, die 
da dieſe 


beizufügen. In einer Unterlaſſung kann 
nur dann eine die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit 


derartige 
eines Schadens beſteht nicht und 


chaden 
werden ſoll. Eine 
derartige Pflicht iſt hier nicht nur nicht nachgewieſen, 
es iſt v Stellung 
des A 


Hinweiſe darauf, 
zum Gehorjam v 
weiteres zu entnehmen. . 
5 D 617/06). 


erpflichtet waren, 


iſt dies nicht ohne 
Urt. d 


V. StS. vom 


20. November 1906. „ 
746 
II. 
Rüge der Verletzung des 3 79 StGB. Nach dem 


Inhalte des Protokolls und des Urteils war der 
Strafkammer zur eit der Urteilsfällung zwar bekannt, 
daß ſich der Ange lagte in Strafhaft befinde und von 
einem inländiſchen Gerichte rechtskräftig zu einer Frei⸗ 
heitsſtrafe verurteilt ſei. Die darauf bezüglichen Akten 
haben ihr aber in der Hauptverhandlung nicht vor⸗ 
Sie hatte daher von Zeit und Inhalt der 
Verurteilung keine weitere, hinreichend zuverläſſige 

| nicht, ob die er- 
kannte Strafe etwa ſelbſt eine Geſamtſtrafe war und 
aus welchen ch gegebenenfalls zu⸗ 
ſammenſetzte. Unter dieſen Umſtänden hätte die Straf⸗ 
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kammer zur Bildung einer Geſamtſtrafe nicht anders 
als unter Ausſetzung der Hauptverhandlung zum 
Zwecke der e der bezüglichen Akten ge⸗ 
langen können. Bei ſolcher Lage durfte ſie von der 
Feſtſetzung einer Geſamtſtrafe abſehen und deren nach⸗ 
trägliche Bildung dem Verfahren nach § 492 StPO. 


vorbehalten (Entſch. d. RG. Bd. 34 S. 267). (Urt. 
d. V. Strafſ. v. 15. Jan. 1907. 5 D 835/06). 
796 — — — e — 
III. 
Nach dem Urteile 


Geſamtſtrafe. (4 74 Abſ. 3 N 
find für die erſte Tat 6 Wochen = 42 Tage Gefängnis, 
für die zweite und dritte je 10 Tage, ſohin zuſammen 
62 Tage Gefängnis feſtgeſetzt; die Geſamtſtrafe iſt auf 
zwei Monate Gefängnis bemeſſen. Würde deren Voll⸗ 
ſtreckung nun im Dezember oder Juli begonnen werden, 
ſo müßten bei ununterbrochenem Strafvollzuge die zu 
vollſtreckenden zwei Monate im ganzen 2, <31=62 Tage 
umfaſſen. Das Maß der Geſamtſtrafe würde daher 
in dieſen Fällen den Betrag der verwirkten Einzel⸗ 
ſtrafen erreichen. Die Art, wie die Geſamtſtrafe ge⸗ 
bildet wurde, entſpricht daher nicht unbedingt der 
maßgebenden Vorſchrift des § 74 Abſ. 3 StGB. Das 
Urteil war daher in Anſehung der Geſamtſtrafe . 
aufzuheben. (Urt. d. V. StS. vom 2. Januar 1907. 

1/06). 


5 D 771/06 
795 


— — e — 


IV. 


Beleidigung durch Peſtkarten, die vom Geſchäfts⸗ 
perfounle nach der ein für allemal getroffenen Auord⸗ 
unng des 8008 Geſchäftsherrn überſandt worden 
find 6 185 StGB.). Der Angeklagte, der Inhaber einer 
Handelsauskunftei und eines Inkaſſobureaus iſt, hatte 
ein für allemal ſeine Angeſtellten angewieſen, daß ſie, 
wenn die erſte Zahlungsaufforderung erfolglos ge= 
blieben war, dem ſäumigen Schuldner in beſtimmten 

wiſchenräumen bis zur Zahlung vier vorrätig ge⸗ 
0 verſchieden gefärbte Poſtkarten offen durch die 
Poſt überſenden ſollten. Jede dieſer Poſtkarten enthielt 
eine erneute Mahnung an den Schuldner und die 
zweite bis vierte überdies den großgedruckten Ver⸗ 
merk „Einziehung fauler Forderungen“. Der erwähn— 
ten Weiſung entſprechend hatte der Lehrling des An— 
geklagten auch den ſchuldneriſchen Eheleuten A. jene 
vier formularmäßigen Poſtkarten überſandt, die denn 
auch in ihre Hände gelangten. Seine Verurteilung 
wegen öffentlicher Beleidigung der Eheleute A. greift 
der Angeklagte mit der Behauptung an, der Erſtrichter 
habe die Begriffe Täterſchaft und Vorſatz verkannt. 
Der Erſtrichter hat feſtgeſtellt, daß es von vorneherein 
die Abſicht des Angeklagten war, die Empfänger der 
Poſtkarten jedem Leſer gegenüber in den Verdacht zu 
bringen, daß ſie „faule Schuldner“ ſeien, und ſie ſo 
herabzuſetzen, und daß der Angeklagte, der die Ab— 
fendung an jeden ſäumigen Schuldner ein für alle⸗ 
mal angeordnet hatte, hiernach auch die Abſendung 
der Karten an die Eheleute A. gewollt und bewirkt 
hat. Die Karten bildeten eine vom Angeklagten für 
ſein Geſchäft getroffene Einrichtung und wurden auf 
ſeine Anordnung zu dem von ihm ein für allemal 
genau bezeichneten Zwecke 


dem Geſchäftsperſonale 
zur Verfügung geſtellt. Ihre Abſendung erfolgte für 
die Zwecke ſeines Geſchäfts und war nichts anderes 
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Zu Nr. 56 der Ausführungsbeſtimmungen zum 
NStempG. Die Reviſion iſt begründet, ſoweit die 
Angeklagten in Anwendung der 8$ 25, 44 des RStemp®. 
wegen Uebertretung der Nr. 56 der dazu ergangenen 
Ausführungsbeſtimmungen verurteilt ſind. Der Tat⸗ 
beſtand wurde darin gefunden, daß die Angeklagten, 
obwohl gewerbsmäßige Vermittler der von ihnen 
entge e Rennwetten, dies Gewerbe nicht 
innechaf zweier Wochen nach Eröffnung des Geſchäfts⸗ 
betriebs der Steuerbehörde des A angezeigt 
haben. Der § 25 Abf. des RStempG., welcher ge⸗ 
werbsmäßige Vermittler von Wetten der in § 25 
Abſ. 2, § 23 bezeichneten Art der Aufſicht der Steuer⸗ 
behörden unterſtellt, ſetzt einen erlaubten Gewerbe⸗ 
betrieb voraus, greift aber nicht Platz, wenn die ge⸗ 
werbsmäßige Vermittlung, wie hier, von vorneherein 
nur auf Begehung einer ſtrafbaren Handlung ſich be⸗ 
ſchränkt. Deshalb konnte auch die Nr. 56 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen für die Angeklagten nicht die 
geſetzliche Verpflichtung begründen, die Eröffnung des 
ſtrafbaren Geſchäftsbetriebs der Steuerbehörde zur 
Anzeige zu bringen (vgl. Urt. d. RG. v. 12. Dezember 
1905 in Goltd. Arch. Bd. 53 S. 76). (Urt. d. V Straff. 
v. 18. Januar 1907. 5 D 856/06). 
797 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Rechtliche Natur des Vertrages über Beranftaltuug 
einer Lotterie. Wert des Vertrags⸗Gegenſtandes hierbei. 
Gebühr des Notars bei Beglaubigung von Unterſchriften 
unter einem ſolchen Vertrage. In einer Privaturkunde 
ſchloß der Vorſtand eines eingetragenen Kirchenbau⸗ 
Vereins mit dem Bankier Sch. einen Vertrag, durch 
den dieſem unter der Bedingung, daß die ſtaatliche 
Genehmigung erteilt wird, die Veranſtaltung einer 
Lotterie übertragen wurde. Es wurde vereinbart, daß 
250 000 Loſe zu je 3 Mk. ausgegeben und Geldgewinnſte 
von 250 000 Mk. ausgeſetzt werden, daß Sch. ſämtliche 


Loſe auf feſte Rechnung übernimmt, die Gewinnſte 


als die ſeiner Anordnung und ſeinem Willen ent⸗ 


ſprechende Aeußerung des eigenen Geſchäftsbetriebs. 
Ob der Lehrling Mittäter, Gehilfe oder bloßes Werk— 
zeug war, kann auf ſich beruhen. da die einwandfrei 
ſeſtgeſtellte Frage der Täterſchaft des Angeklagten 
davon nicht berührt wird. Das Rechtsmittel war 
daher zu verwerfen. (Urt. d. V. StS. vom 15. Januar 
1907. 5 D 846/06). 
79⁴ 
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zahlt, die Stempelabgabe entrichtet und als Reinertrag 
der Lotterie 225 000 Mk. an den Kirchenbauverein ab⸗ 
führt. Die Urkunde iſt von vier Mitgliedern des Vor⸗ 
ſtandes des Vereins und von Sch. unterſchrieben. Die 
Echtheit der Unterſchriften beglaubigte der Notar J. 
Als Gebühr beanſpruchte er 124 Mk. Der Vorſtand 
beanſtandete den Anſpruch, weil die Wirkſamkeit des 
Vertrags von der ſtaatlichen Genehmigung der Lotterie 
abhänge, und als Wert des Vertragsgegenſtandes nur 
der dem Verein aus der Lotterie zufließende Reinertrag 
in Betracht komme. Das LG. ſetzte die Gebühr auf 
5 Mk. feſt, weil ſich die Tätigkeit des Notars bei der 
Beglaubigung der Unterſchriften nicht auf die Prüfung 
eines der im Art. 45 Abſ. 3 NotGeb O. bezeichneten 
Rechtsgeſchäftes zu erſtrecken hatte und ihm deshalb 
nur die im Art. 45 Abſ. 1, 2 beſtimmte feſte Gebühr, 
die hier 3 Mk. betrage, und eine Zeitgebühr von 
2 Mk. zukomme. Auf die Beſchwerde des Notars wurde 
die Gebühr auf 67 Mk. 20 Pfg. feſtgeſetzt. 

Gründe: Nach Art. 45 Abſ. 3 der NotGebd. 
erhält der Notar für die Beglaubigung von Unter— 
ſchriften unter einem Schriftſtücke, das ein Rechts— 
geſchäft der in den Art. 22, 24 bezeichneten Arten 
enthält, *ho der Gebühr, die ihm für die Be— 
urkundung des Rechtsgeſchäfts zuſtünde. Mit der 
Prüfung des Inhalts der Urkunde hat ſich der 
Notar bei Beglaubigung von Unterſchriften über— 
haupt nicht zu befaſſen. Die im Abſ. 3 des Art. 45 
beſtimmte Gebühr ſteht daher dem Notar ohne weiteres 
zu, wenn das Schriftſtück, unter dem ſich die Unter— 
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ſchriſten befinden, ein Rechtsgeſchäft der in den Art. 22, die den Eheleuten W. zu erftattenden Koſten“ feſt⸗ 
24 bezeichneten Arten enthält. Dagegen ſteht ihm nach geſetzt hat, durch die Bezugnahme auf Art. 131 erkenn⸗ 
den Art. 5, 20 weder neben dieſer noch neben der in baren Ausdruck gegeben. Dem Beſchwerdegericht iſt 
Abſ. 1,2 beſtimmten Gebühr eine Zeitgebühr zu. Dem | aber darin beizuſtimmen, daß in dem von H. H. bean⸗ 
Veſchwerdeführer iſt darin zuzuſtimmen, daß die Ur⸗ tragten Verfahren nach 8 163 JGG. eine Entſcheidung, 
kunde einen Werkvertrag im Sinne des im Art. 45 die dem Antragſteller die Erſtattung von Koſten an 
angeführten Art. 22 enthält. Nach dem Vertrage ſollte die Eheleute W. auferlegte, nicht getroffen werden 
Sch. für den Verein mit ſtaatlicher Genehmigung eine konnte. Daß H. H., wenn die Weigerung der Ehe⸗ 
Lotterie veranſtalten und als deren Ertrag 225 000 Mk. leute W., den Eid zu leiſten, unbegründet war, ihnen 
zahlen. Dieſe Summe bildet den Gegenſtand, den Sch., nicht ihre Aufwendungen zu erſetzen hatte, bedarf 
der Unternehmer der Lotterie, als Erfolg ſeiner Arbeit keiner Ausführung Abf. 1 des Art. 131 verpflichtet den⸗ 
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Herbeiführung des Erfolgs. Der Wert des Gegen⸗ wendungen zur zweckentſprechenden Erledigung der An⸗ 
ſtandes beträgt ſonach nicht 750 000 Mk., ſondern nur gelegenheit notwendig waren, die Koſten einer unbe⸗ 
225 000 Mk. Für die notarielle Beurkundung des Werk⸗ gründeten Weigerung fallen demjenigen zur Laſt, der 
vertrags würde dem Notar nach Art. 22 die volle | fie aufwendet. Eine Erſtattungspflicht könnte nur aus 
Wertgebühr auftehen ; daß die Wirkſamkeit des Vertrags | Abſ. 2 des Art. 131 hergeleitet werden, der die durch 
an die Bedingung der ſtaatlichen Genehmigung der einen unbegründeten Antrag verurſachten Koſten dem 
Lotterie geknüpft wurde, iſt nach Art. 6 belanglos. Antragſteller auferlegt. Das Verfahren nach 8 163 
Die Gebühr für die Beurkundung würde alſo nach FG. bietet aber, wenn die Verpflichtung zur Eides⸗ 
Art. 12 168 Mk. betragen, für die Beglaubigung der leiſtung beſtritten wird, keinen Raum zu einer Ent⸗ 
Unterſchriften ſteht daher nach Art. 45 Abſ. 3 dem ſcheidung darüber, ob das Verlangen des Eides be⸗ 
Notar eine Gebühr von 67,20 Mk. zu. (Beſchl. des gründet war. Es gibt den Beteiligten Gelegenheit. 
II. 35. vom 7. Januar 1907). n. die Angelegenheit durch freiwillige Eidesleiſtung zu 
776 ordnen. Die Verrichtung des Amtsgerichts beſchränkt 
ſich auf die Beſtimmung eines Termins, die Ladung 


Verfahren bei Zeitung hes Oſfenbarungseides anker- Aus kunftspflichtige hierzu bereit iſt. Wird die Eides⸗ 
halb eines . Erſtattbarkeit der einem Be: 19 verweigert, ſo iſt das Verfahren beendet. 
teig g erwachſenen Koften. (F868. 16 5 G. 

z. BEB. Art. 181. 133). Am 6. November 1905 ſtarb weder der Ladung Folge leiſten noch ſein Ausbleiben 


K. W., die mit dem Erblaſſer in häuslicher Gemein: beſteht, Aufwendungen au machen, war eine Vorſorge 
ſchaft gelebt hatten, wurden bie von dieſen als zum für die Erlangung einer Entſcheidung über Koſten⸗ 
Nachlaß gehörend bezeichneten Gegenſtände verſiegelt. erſtattung nicht geboten. Der Anſpruch auf Leiſtung 
Der Miterbe H. H. behauptete vor dem Nachlaß⸗ des Eides, den der Antragſteller ſich zuſchreibt, kann 
gerichte, daß im Nachlaß nicht bloß die in amkliche dem anderen Teile allerdings Anlaß geben, dem Antrag⸗ 
Verwahrung genommenen Wertpapiere ſondern noch ‚ 
weitere 20 000 Mk. vorhanden ſein müßten. Er bean⸗ 
tragte beim Amtsgerichte, den Ehegatten W., von 
denen er die Leiſtung des Offenbarungseides verlange, 
Ben 1 1 5 e bete eben | 
zur Eidesleiſtung Termin In efem ließen die Ehe⸗ einem äußeren Zufammenhange. Der Grund, der ſie 
leute W. durch Rechtsanwalt Dr. O. erklären, daß ſie | veranlaßt, iſt nicht die Ladung fondern die Kund gabe 
Fi a n en en eines Anſpruchs auf Leiſtung des Eides, die mit der⸗ 

unten. 1 gerichtlichen oſten de er⸗ ng a nderweit er E ‚Si 
fahrens wurde der Antragſteller belaſtet. Rechtsanwalt een ebe EN folgen Tann. Jaß 
Dr. O. ſtellte ſodann an das Amtsgericht unter Vor⸗ zu ihren Darlegungen gehabt haben, wenn ihnen be⸗ 
legung einer Kostenrechnung den Antrag, den H. H. kannt geworden wäre⸗ daß H. H. bei dem Nachlaß⸗ 
zur Erſtattung der den Eheleuten W. entſtandenen gerichte das Vorhandenſein eines größeren Nachlaſſes 
Koſten zu verurteilen und die Koſten feſtzuſetzen. Das behauptet und das Verlangen des Eides angekündigt 
Amtsgericht hat die von dem Antragſteller 9. H. den hatte. Mit ihren Aufwendungen verhält es ſich ebenſo, 
Eheleuten W. zu erſtattenden Koſten auf 35 Mk. feſt⸗ wie wenn ſie durch die Erklärungen des H. H. bei 
geſetzt. Auf die Beſchwerde des H. H. hat das L. dem Nachlaßgerichte veranlaßt worden wären, die 
die Verfügung des Amtsgerichts aufgehoben. Die Tätigkeit ihres Anwalts in Anſpruch zu nehmen. 
weitere Beſchwerde der Eheleute W. wurde zurück- | (Beil. vom 9. November 1906, Reg. III Nr. 7406). 
ä 17᷑583 K. 
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B. Strafſachen. 


u Art. 143 Ziff. 2 des StG. uläſſigkeit landes⸗ 
rechtlicher Vorſchriſten über die Ausübung des Gewerbe⸗ 
betriebs. — Der Stadtmagiſtrat A. hat 1905 orts⸗ 
polizeiliche Vorſchriften über den Verkehr mit Fleiſch 
und Fleiſchwaren erlaſſen. In 8 13 iſt beſtimmt: 


bedarf es nach Art. 133 AGG. z. 

dem Wortlaute der Vorſchrif ſelbſtverſtändlich, nicht 
eines Vollſtreckungs⸗Titels, die Feſtſetzung der zu 
erſtattenden Koſten ſetzt aber die Feſtſtellung voraus, 
daß nach Art. 131 a. a. O. eine Erſtattungspflicht beſteht. 
Das LG. hat die amtsgerichtliche Verfügung inſofern „Will ein Metzger eine Aenderung der von ihm an⸗ 
mißverſtanden, als es eine Feſtſtellung der Erſtattungs, gezeigten Preiſe eintreten laſſen, ſo hat er ſolches 
pflicht des H. H. vermißt. Das Amtsgericht hat wenigſtens 3 Tage vorher dem Stadtmagiſtrat anzu⸗ 
dieſer Feſtſtellung in der Verfügung, durch die es zeigen oder zu einer früheren Aenderung die Geneh⸗ 
a der g 8 migung des Magiſtrats e Der Metzger F. 

1) Ueber die Zuläſſigkeit der Be werde und der weiteren Der ) S is fi ſen⸗ 

. gegen Eniſcheidungen⸗ die nur die Koſten des Verfabrens alp eic 9 an 10 15 1 5 


in einer Angelegenbelt der freiw. Gerichtsb. betreffen, ſiehe N. Samml. 5 i f ; 
5, 511, 514; RSA. 2, 143; 6, 270. zu genügen. Vom Schöffengericht wurde er freige⸗ 
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ſprochen. Das LG. hat ihn auf Grund des Art. 443 
2 P StGB. verurteilt. Die Reviſion wurde ver⸗ 
worfen. 


Gründe: Die ortspolizeiliche Vorſchrift iſt auf 
Grund des Art. 143 Ziff. 2 PStGB. erlaſſen worden, 
nach dem Metzger beſtraft werden, wenn ſie die von 
ihnen angezeigten Preiſe überſchreiten oder gegen 
ortspolizeiliche 71855 eine Erhöhung ihrer 
Preiſe eintreten laſſen, ohne wenigſtens 3 Tage vorher 
der Ortspolizeibehörde Anzeige gemacht oder deren 
Bewilligung zur früheren Aenderung erlangt zu haben. 
Der Art. 143 Ziff. 2 PStGB. iſt durch die Einführung 
der GewO in Bayern nicht aufgehoben worden. Er 
verſtößt nicht gegen $ 1 der Gew., der, wie allgemein 
anerkannt wird, ſich nur auf die Zulaſſung zum 
Gewerbebetriebe, nicht auf die Art der Ausübung 
bezieht. Von der Ausübung handelt § 144 Gew., 
der in Abſ. 1 beſtimmt: „Inwiefern abgeſehen von 
den Vorſchriften über die Entziehung des Gewerbe 
betriebs ($ 143) Zuwiderhandlungen der Gewerbe⸗ 
treibenden gegen ihre Berufspflichten außer den in 
dieſem Geſetz erwähnten Fällen einer Strafe unter⸗ 
liegen, iſt nach den darüber beſtehenden Geſetzen zu 
beurteilen.“ Unter den Berufspflichten der Gewerbe⸗ 
treibenden ſind die Pflichten zu verſtehen, die ihnen 
als ſolchen mit Rückſicht auf ihren Beruf allgemein 
oder nach Art ihres Gewerbes in Bezug auf deſſen 
Ausübung obliegen (Landmann Bd. 2 S. 424 Anm. 2 
zu § 144). Abgeſehen von den Beſtimmungen, durch 
die die GewO. ſelbſt den Gewerbetreibenden überhaupt 
oder beſonderen Kategorien Berufspflichten auferlegt, 
ſind die in den beſtehenden Geſetzen enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften aufrecht erhalten; hierzu zählen die in Reichs⸗ 
und Landesgeſetzen ſowohl als in geſetzmäßigen Ver⸗ 
ordnungen und Polizeivorſchriften enthaltenen Bes 
ſtimmungen. Es iſt hiernach das Landesrecht nicht 
beſchränkt in der Schaffung von Beſtimmungen, durch 
die Berufspflichten von Gewerbetreibenden bezüglich 
der Ausübung des Gewerbes normiert werden, vor— 
ausgeſetzt, daß durch ſie nicht die Zulaſſung zum Ge⸗ 
werbebetrieb beſchränkt wird und daß ſie nicht im 
Widerſpruch mit den in der GewO. ſelbſt enthaltenen 
einſchlägigen Vorſchriften ſtehen, oder ſich nicht auf 
Materien erſtrecken, die die Reichsgeſetzgebung er— 
ſchöpfend regeln wollte. Die GewO. hat in SI 73 ff. 
ein gewiſſes Mindeſtmaß von Schutz gewährt, die dort 
behandelte Materie aber nicht erſchöpfend geregelt; 
es iſt den einzelnen Bundesſtaaten daher unbenommen, 
Beſchränkungen in der Ausübung des Gewerbes auch 
für andere als die in SS 73 ff. GewO. aufgeführten 
Kategorien von Gewerbetreibenden vorzuſchreiben, aber 
auch weitergehende Verpflichtungen bezüglich der Art 
der Ausübung des Gewerbebetriebs aufzuerlegen. 
Art. 143 Ziff. 2 PSIGB. iſt hiernach geltendes Recht 
(Bl. f. adm. Praxis Bd. 27 S. 264; Landmann 4. Aufl. 
Bd. 1 S. 550 Anm. 1 zu 8 73 Gew., Bd. 2 S. 424 
Anm. 2 zu § 144). Die Rüge, daß 8 13 der Bor: 
ſchriften ſchlechtweg die Aenderung, ſomit auch die 
Herabſetzung des Preiſes zeitlich binde, während 
Art. 143 Ziff. 2 eine zeitliche Beſchränkung nur be— 
züglich der Erhöhung der Preiſe zulaſſe, geht fehl. 


Der Ausdruck „Aenderung des Preiſes? in § 13 iſt, 


wie die Bezugnahme auf Art. 143 Ziff. 2 BPStSB. 
beweiſt, in demſelben Sinne gebraucht, in dem er dort 
gebraucht iſt, nämlich im Sinne einer Erhöhung des 
Preiſes. Gegen Art. 10 PStGB. verſtößt der § 13 
nicht. (Urteil v. 29. Januar 1907, Rev. Reg. 613,06). 
820 = ne 


DOberlandesgeridht München. 


I. 
85 1179, 1163, 1177 BGB. und 8 325 3D. KX. 


hatte zugunſten eines Darlehens des Y. im Jahre | 


1900 auf feinem Anweſen eine Hypothek nach Vor— 


32K ̃ — —— 
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gang einer ſolchen des Z. (42 900 Mk.) beſtellt und 
auf das Recht der Rangeinräumung verzichtet. 


Die Hppothek des Y. iſt 1903 durch Kauf auf A. über⸗ 


gegangen. Die Hypothek des Z. iſt von &. in Raten 
zurückgezahlt worden. Auf Erſuchen des X. hat Z. bei 
der letzten Ratenzahlung ohne nähere Prüfung der 
ihm fertig vorgelegten Notariatsurkunde \diefe Hypo⸗ 
thek in der Höhe von 40000 Mk. an B. abgetreten 
und den Reſt löſchen laſſen. Die ſämtlichen Rechts⸗ 
vorgänge ſind im Hypothekenbuche (Grundbuche) ein⸗ 
getragen worden. A. hat Klage mit dem Antrage 
eingereicht, daß B. die Löſchung der Hypothek zu 
40 000 Mk. zu bewilligen und X. der Löſchung zuzu⸗ 
ſtimmen habe. Das LG. hat auf Antrag des A. gegen 
K. einſtweilige Verfügung dahin erlaſſen, daß dieſem 
verboten wurde, das Anweſen vor erfolgter Löſchungs⸗ 
bewilligung der für B. verſicherten Hypothek oder 
Hinterlegung des Hypothekbetrages für A. zu ver⸗ 
äußern. Zur Begründung führte es aus: „Der Rang⸗ 
einräumungsverzicht hat nach Art. 59 Ue®. die Rechts⸗ 
wirkung des $ 1179 BGB. und wirkt infolge feiner 
Eintragung dinglich gegen den Erwerber des Anweſens. 
Der Anſpruch des Klägers geht nicht auf Löſchung 
der nach SS 1163, 1177 BGB. entftandenen Eigentümer⸗ 
hypothek (Grundſchuld) des k. nach § 1179 BGB., 
ſondern auf Löſchung der formell eingetragenen aber 
nicht zu rechtlichem Daſein gelangten Hypothek des B. 
Die Uebertragung der Hypothek von Z. auf B. war 
nach 88 117, 166 BGB. unwirkſam oder mangels 
Willensübereinſtimmung der Vertragsteile(8 398 BGB.) 
nicht zuſtande gekommen. § 325 Abſ. 3 ZP. trifft 
nicht zu, weil das im Hauptprozeſſe gegen X. ergehende 
Urteil nicht einen Anſpruch aus der Hypothek betrifft.“ 
Das ORG. hat das Urteil und die einſtweilige Ver⸗ 
fügung aufgehoben. Es verneinte das Vorliegen der 
Vorausſetzungen der §8§ 935, 940 ZPO. aus folgenden 
Gründen: Durch eine Veräußerung des Anweſens 
wird die Verwirklichung des Anſpruches des A. gegen 
K. nicht gefährdet, weil ein gegen dieſen ergehendes 
Urteil nach § 325 Abſ. 1 und 3 ZPO. gegen den An⸗ 
weſenserwerber wirkt. Abſ. 3 trifft zu, weil der auf 
Löſchung gerichtete Anſpruch infolge der Eintragung 
im Hypothekenbuche mit der Uebertragung der Hypo⸗ 
thek auf den Kläger übergegangen iſt, ſohin es ſich 
um ein Recht handelt, das der Hypothek derart an⸗ 
haftet, daß es nur von dem Gläubiger der Hypothek 
geltend gemacht werden kann, weshalb man wohl 
ſagen muß, daß dieſer Anſpruch einen ſolchen aus 
der Hypothek darſtellt und das Urteil ſoweit einen 
Anſpruch aus einer eingetragenen Hypothek betrifft. 
§ 325 Abſ. 1 iſt gegeben, weil die Klage von K. die 
Löſchung der Hypothek, auch der „zur rechtlichen Exi— 
ſtenz gelangten“ begehrt; und zwar, weil die Hypothek— 
forderung durch die ſeitens des X. erfolgte Zahlung 
erloſchen iſt, X. als Anweſensbeſitzer die Hypothek ge— 
mäß § 1163 BGB. erworben hat und fie wegen des 
eingetragenen Rangeinräumungsverzichtes zu löſchen 
verpflichtet iſt. Bei Veräußerung des Anweſens iſt 
deshalb auf Seite des Erwerbers Rechtsnachfolge im 
Sinne des § 325 Abſ. 1 ZPO. gegeben (Urt. v. 28. De⸗ 
zember 1906, PR. Nr. 2961/06 A). v 
78 Se 


II. 


Umfang der Rechtskraft beſchwerdegerichtlicher Ent⸗ 
ſcheidungen bei der Koſtenfeſtſezung; Erſtattung von 
Keiſeanslagen der Partei (55 568, 91 ZPO) Das 
Amtsgericht M. ſetzte am 11. Juli 1906 die vom Be— 
klagten zu erſtattenden Koſten auf 626 Mk. 67 Pf. feſt. 
Letzterer legte bezüglich des 370 Mk. 72 Pf. über: 
ſteigenden Betrags Beſchwerde ein, worauf das Amts— 
gericht nachträglich gemäß Sy 571, 577 ZPO. 108 Mk. 
80) Pf. abſtrich. Das Beſchwerdegericht ſtrich weiter 
66 Mk. 08 Pf. ab und ſetzte die Koſten am 25. Oktober 


1906 auf 450 Mk. 79 Pf. feſt; im übrigen wurde die 


Beſchwerde zurückgewieſen. Nunmehr legte der Kläger | 


weitere Beſchwerde mit dem Antrag ein, unter Bes 


eitigung nahezu ſämtlicher Abſtriche die Koſten auf 


92 Mk. 67 Pf. feſtzuſetzen. Die weitere Beſchwerde 


wurde, ſoweit gegen die amtsgerichtlichen Abſtriche ge⸗ 


richtet, als unzuläſſig verworfen, im übrigen aber für 
begründet befunden. 

Aus den Gründen: Die Aenderung der 
amtsgerichtlichen Entſcheidung iſt unſtatthaft, weil 
gemäß 8 568 Abſ. 2 ZPO. die weitere Beſchwerde nur 
gegen eine Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
gegeben iſt. Kläger will ſeinen Antrag damit recht⸗ 
fertigen, daß das Beſchwerdegericht die Abſtriche des 
Erſtrichters ausdrücklich gebilligt habe und dieſe des⸗ 


halb der weiteren Beſchwerde unterliegen müßten. 


Das iſt unrichtig. Das Beſchwerdegericht war mit der 
Sachprüfung gar nicht befaßt, ſoweit der Amtsrichter 
dem Beſchwerdeantrag ſtattgegeben hatte. Es hat 


darüber auch nicht entſchieden, ſondern nur der Voll⸗ 
ſtändigkeit halber“) die Abſtriche des Erſtrichters 
wiederholt. Die ihm alsbald zugeſtellte abändernde 


Entſcheidung des Amtsrichters konnte vom Kläger nur 
mit ſofortiger Beſchwerde zum LG. angefochten werden, 
was Kläger verſäumt hat. Im übrigen iſt die weitere 
Beſchwerde begründet, ſoweit ſie den Abſtrich der 
(50 Mk. überſteigenden) Reiſeauslagen betrifft. Der 
Kläger iſt ausweislich der Akten nicht davon benach⸗ 
richtigt worden, daß die Vernehmung der Sachver⸗ 
ftändigen am beſtimmten Termin nicht ſtattfinden 
könne. Bei der Wichtigkeit des die Führung der 
klägeriſchen Bücher betreffenden Beweiſes hatte aber 
der Kläger ein großes Intereſſe am perſönlichen Er⸗ 
ſcheinen; ſogar vom Standpunkte des Gerichts aus 
war es erwünſcht, wie eine Aktenverfügung ent⸗ 
nehmen läßt (Beſchl. v. 16. Januar 1907, Beſchw.⸗ 
Reg. Nr. 639/06 IV). x 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 
Kaun die Gebühr des 5 24 RAG. neben der 


Progehgebäht verlangt werden? Diefe Frage wurde ſönlicher Anſpruch in Frage ſteht. 


ejaht. Gründe: Gemäß § 24 RAG. erhält der 
Rechtsanwalt ¼0 der in den $3 13, 18 bezeichneten 


Gebühren u. a. dann, wenn ſeine Tätigkeit die im Nutzungsberechtigten an der Erfüllung ſeiner Pflicht 


| zur Erhaltung der Sache in ihrem wirtſchaftlichen 


5 47 Nr. 16 GKG. bezeichneten Anträge oder Geſuche 
etrifft. In letzterer Geſetzesſtelle ſind u. a. die Anträge 
auf Anordnung der Rückgabe einer Sicherheit im Falle 
des 8 715 ZPO. aufgeführt. Im § 
in den 88 20, 21 geſagt, der Rechtsanwalt erhalte die 
Gebühr nur dann, wenn ſeine Tätigkeit ausſchließlich 
die bezeichneten Anträge oder Geſuche betreffe. 
Geſetzgeber hat alſo dieſe Anträge oder Geſuche ſelbſt 
nicht als zur Inſtanz gehörig erachtet; er hat damit 
gemäß ; 29 dieſe Tätigkeit, abgeſehen von der Aus: 
nahme 


oder 7 nahegelegen. Unmittelbar ſpricht gegen eine 
ſolche Abſicht S 35, wonach für die einmalige Erwir⸗ 
kung des Zeugniſſes der Rechtskraft ($ 706 ZPO.), 
eine Tätigkeit, die auch im $ 47 Nr. 16 GKG. genannt 
iſt, weder dem Rechtsanwalt der Inſtanz eine Gebühr 
zuſteht, noch dem Rechtsanwalte, der mit dem Betrieb 
der Zwangsvollſtreckung betraut iſt, wonach aber eine 
gleiche Ausnahme für die Anträge auf Rückgabe einer 
Sicherheit im Falle des S 715 ZPO. nicht gemacht 
iſt (vgl. DJZ. 1904 S. 1000, IW. 1905 S. 511, 
Bay. ZR. 1905 S. 135, 307). (Beſchl. vom 20. Ja⸗ 
nuar 1907). H. 
821 


) Der Fall zeigt wiederum, wie mißlich die neuerdings aus 


angeblich praktiſchen Gründen häufig beliebte Neufaſſung nur teils 


weiſe angefochtener Entſcheidungen durch das Rechtsmittelgericht 
anſtatt ſtrikter Beſchränkung auf die wirklich angefochtenen Punkte 
iſt; val. auch S 775 Nr. 1 30. Der Einſ. 
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Rechtsſtreit über dieſe Pflicht. 


24 iſt nicht wie 


Der 


es $ 35, auch nicht als durch die Prozeßgebühr 
entſchaͤdigt angeſehen. Wenn er letzteres gewollt hätte, 
wäre die Einbeziehung dieſer Fälle bei $ 29 Nr. 6 
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Oberlandesgericht Augsburg. 


I. 

Verpflichtung des Eigentümers, die . 
eines Tele snanfchluffes in Aue Sk zu K atten, au 
dem ein Nießbrauch beſteht. In üer let für einen 

n der Stadt A. a 
die telefoniſchen Sprechſtellen an die Umſchalteſtelle 
unterirdiſch N werden, weshalb ſich das 
Oberpoſtamt an den in Stuttgart wohnenden Eigen⸗ 
tümer eines Hauſes zu A. mit dem Anfinnen wandte, 
die Vornahme der Arbeiten zu geſtatten. Der Eigen⸗ 
tümer weigerte ſich, zuzuſtimmen. Infolge 8 
wandte ſich das Oberpoſtamt an die zu München 
wohnende Frau v. L., der der lebenslängliche Nutz⸗ 
genuß an jenem Hauſe zuſteht, und drohte ihr, daß 
ihr der Telefonanſchluß gekündigt werden müſſe, wenn 
ſie den Hauseigentümer nicht zu der Zuſtimmung zu be⸗ 
wegen vermöge. Nun erhob Frau v. L. gegen den 
Eigentümer zum Landgerichte A. Klage mit dem An⸗ 
trage, den Beklagten ſchuldig zu erkennen, zu ge⸗ 
ſtatten, daß die Arbeiten vorgenommen würden; die 
Klage wurde u. a. damit begründet, es beſtehe Gefahr, 
daß das Nießbrauchsrecht der Klägerin erheblich ge⸗ 
ſchädigt werde, weil eine bedeutende Schmälerung des 
Mieterträgniſſes eintreten werde. In der mündlichen 
Verhandlung erklärten die Parteivertreter, daß die 
unterirdiſche Führung der Leitung fertig und damit 
der Prozeß zur Hauptſache erledigt ſei, der Anwalt 
der Klägerin . nur noch die Verurteilung des 
Beklagten in die Koſten. Das LG. legte dieſe Koſten 
der Klägerin auf, deren Beſchwerde hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Zuſtändigkeit des LG. 
A. ergibt fi) aus $ 24 ZPO. Denn in der Klage iſt 
nur behauptet, daß der Beklagte in ſeiner Eigenſchaft 
als Eigentümer ein Verhalten beobachte, das objektiv 
und ſubjektiv eine Verletzung des dinglichen Rechtes 
der Klägerin, eine Schmälerung ihres Nießbrauches, 
darſtelle. Es wäre aber auch die Zuſtändigkeit des 
angezogenen Gerichts nach $ 26 ZPO. begründet, da 
auch ein aus dem Nießbrauch herausgewachſener, per⸗ 
Die Frage, ob der 
Beklagte durch ſein Verhalten Anlaß zur Klage gab, 
iſt zu bejahen. Denn hindert der Eigentümer den 


Beſtande, ſo kann gegen ihn auf Unterlaſſung geklagt 
werden; hier aber mußte dieſe Klage erfolgen, weil 
das Oberpoſtamt ohne Zuſtimmung des Eigentümers 


den Telefonanſchluß nicht vorgenommen hätte. Freilich 


konnte gegen den Beklagten nicht auf Vornahme der 
Einrichtung geklagt werden; das iſt aber auch nicht 
geſchehen, weil die Klage vom Eigentümer nur ver⸗ 
langt, daß er den heutigen Verkehrsverhältniſſen da⸗ 
durch Rechnung trägt, daß er die Arbeiten geſtattet. 
(Beſchl. vom 17. Januar 1907). 
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II. 


Zu 5 654 BEB. (Anſpruch auf Mäklerlohn). In 
einem Urteile des II. 35. des OLG. Augsburg vom 
27. Oktober 1906, wodurch ein Anſpruch auf Mäklerlohn 
nicht als berechtigt erklärt wurde, iſt u. a. folgendes 


‚ ausgeführt: Weil das den Anſpruch auf Mäklerlohn 


bedingende Erfordernis des Kauſalzuſammenhangs 
zwiſchen der Tätigkeit des Klägers und dem Zuſtande— 
kommen des Kaufvertrags mangelt, wäre es ohne 
rechtlichen Belang, wenn Beklagter dem Kläger nach⸗ 
träglich einen Mäklerlohn verſprochen haben ſollte. 
Ein ſolches Schuldverſprechen iſt nicht ſelbſtändig, 
ſondern iſt nur unter der Vorausſetzung abgegeben, 
daß die urſprüngliche Schuldverbindlichkeit rechtlichen 
Beſtand haben ſollte. Es ſteht und fällt mit dieſem 
Schuldgrunde. Aber auch nach S 654 BGB. iſt der 
Anſpruch auf den Mäklerlohn unſtatthaft, wenn der 
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Mäkler dem Inhalte des N zuwider auch für 
den anderen Teil tätig geworden iſt. Wenn jemand, 
zumal auf dem Lande, einen Unterhändler mit der 
Vermittlung des Verkaufes eines Anweſens beauftragt, 
wofür er einen beſtimmten Kaufpreis verlangt, und 
ihm hierfür 1% des letzteren als Mäklerlohn ver⸗ 
ſpricht, ſo iſt in der Regel ſeine Abſicht die, daß der 
Beauftragte nur für ihn tätig werden ſoll und nur 
ſein Intereſſe wahrnehmen darf. Auch wird von dem 
Unterhändler ſelbſt ein ſolches Verſprechen nur in 
dem Sinne aufgefaßt werden, daß er nur das Intereſſe 
dieſes Auftraggebers im Auge haben muß. Wenn 
aber der Unterhändler der ſtillſchweigend erklärten, 
ihm aus den Umſtänden erkennbaren Abſicht zuwider 
auch für den anderen Teil tätig iſt, und, wie hier 
nachgewieſen, den Kaufpreis zu Ungunſten des Auftrag⸗ 
gebers herabdrückt, ſo verletzt er die dieſem ſchuldige 
Vertragstreue. 
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Landgericht München J. 


Zur Auslegung des 5 106 ZBO. In einem amts⸗ 
gerichtlichen, vor Erlaſſung eines Beweisbeſchluſſes 
geſchloſſenen Prozeßvergleich wurde Aufhebung der 
Gerichtskoſten vereinbart. Der Kläger ſtellte dem Be⸗ 
klagten Aufforderung gemäß § 106 ZPO. zu, worauf 
ihm letzterer die Hälfte des klägeriſchen Gerichtskoſten⸗ 
vorſchuſſes mit dem Bemerken überſandte, weitere 
Koſten trage er nicht, da nach der Prozeßlage ohne 
weiteres der Betrag der geſamten zur Erhebung ge⸗ 
langten Gerichtskoſten (10 Vorſchuß vom Kläger) klar 
geweſen ſei. Daraufhin beantragte der Kläger Feſt⸗ 
ſetzung der Aufforderungskoſten; das Amtsgericht wies 
ihn ab, weil dieſe Koſten nicht notwendig geweſen 
ſeien; das Landgericht dagegen billigte ſie zu. 

Aus den Gründen: Die Beſchwerde iſt die 
ſofortige, weil das Amtsgericht nicht die Feſtſetzung 
als ſolche ablehnen wollte, ſondern über die Not⸗ 
wendigkeit der geforderten Koſten in der Form der 
Abweiſung entſchieden hat. Letztere iſt ſachlich mit 
Unrecht erfolgt. Nach dem Wortlaut des 8 106 ZPO. 
mußte der Kläger vor ſeinem Feſtſetzungsantrag die 
Aufforderung ergehen laſſen, wenn er nicht die Zurück- 
weiſung gewärtigen wollte; denn auch die Aufhebung 
der Gerichtskoſten nach § 92 Abſ. 1 Satz 2 iſt eine 
Quotenteilung. Es war Sache des Beklagten, die 
nach feinem eigenen Vorbringen ja leicht zu berech— 
nende Gerichtskoſtenhälfte rechtzeitig zu zahlen, falls 
er die Koſten der Feſtſetzung insbeſondere der Auf— 
forderung vermeiden wollte (Beſchl. v. 9. Jan. 1907; 
Beſchw.⸗Reg. 8/07). x 
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Literatur. 


Zimmermann, Dr. F. W. N., Geh. Finanzrat zu Braun 
ſchweig. Das Reichs⸗ Erbſchaftsſteuergeſetz 
vom 3. Juni 1906 nebſt den Ausführungsbeſtim— 
mungen des Bundesrats ſowie den Vollzugsvor— 
ſchriften der größeren Bundesſtaaten. München 1906, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) gebd. Mk. 9.—. 


Ein groß angelegter, umfaſſender Kommentar, 


den Juſtizverwaltungsbehörden vereinfacht, 


aſſeſſor (jetzt Regierungsrat) bei der Kgl. Ver⸗ 
ſicherungskammer. München 1907, C. H. Beck'ſche 
Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck. Gebd. 4.50 Mk. 


Die für Studium und Praxis in gleicher Weiſe 

gut verwendbare Ausgabe iſt durch Ergänzung der 

nmerkungen und der Nebengeſetze den ne 
der Gegenwart angepaßt worden. 


Notizen. 


Stellvertretung der Rechtsanwälte. Das . 
miniſterium der Juſtiz hat durch die Bek. vom 1. 
bruar 1907 (JMBl. S 48) die nach 8 25 der R D. 
der Landesjuſtizverwaltung zuſtehende Befugnis, den 
Stellvertreter eines Rechtsanwalts zu beſtellen, den 
Präſidenten der Obergerichte für den Fall Übertragen, 
daß die Stellvertretung nicht länger als zwei Monate 
dauern ſoll. Die Beſtellung ſoll hinſichtlich der Stell⸗ 
vertretung bei dem Oberſten Landes erichte dem Präſi⸗ 
denten dieſes Gerichts, hinſichtlich der Vertretung 
bei den übrigen Gerichten dem Präſidenten des Ober⸗ 
landesgerichts äuftehen, in deſſen Bezirke der Rechts⸗ 
anwalt ſeinen Sitz hat. Durch dieſe Anordnung wird 
nicht nur die Erledigung ſolcher Angelegenheiten bei 
ſondern 
auch den Rechtsanwälten die Möglichkeit gewährt, 
raſcher als bisher die Beſcheide auf ihre Anträge 
wegen der Stellvertretung zu erhalten. Aehnliche 
Anordnungen waren bisher ſchon in Preußen und 
Sachſen getroffen. 

Die Gebühren für die Entſcheidungen ſind künftig⸗ 
hin von den Präſidenten feſtzuſetzen. Ihr Betrag 
ändert ſich nicht, wenn die Entſcheidung der Präſident 
des Oberſten Landesgerichts trifft; er iſt in dieſen 
Fällen wie bisher zwiſchen 4 und 100 Mk. zu wählen. 
Wenn dagegen die Beſtellung des Stellvertreters durch 
den Präſidenten des Oberlandesgerichts erfolgt, ſo iſt 
die Gebühr in dem Rahmen von 3 Mk. bis zu 75 Mk. 
zu bemeſſen (Art. 199, 200 des Geb.). 


Die Einrichtung des Gewerbeanfſichtsdienſtes wurde 
durch die BO. vom 7. Februar 1907 (GVBl. S. 73) 
neu geregelt. Weſentlich gegenüber den bisherigen 
Verhältniſſen iſt nur die Titeländerung: die früheren 
Fabriken⸗ und Gewerbeinſpektoren heißen nunmehr 
(wie in Preußen) Gewerberäte; nach längerer 
Dienſtzeit können ſie zu Regierungs- und Gewerbe⸗ 
räten befördert werden. Als Hilfskräfte ſind ihnen 
Gewerbeauſſichtsaſſiſtenten, — die zu Gewerbe⸗ 
aſſeſſoren ernannt werden können — und Ge⸗ 


werbeaufſichtsaſſiſtentinnen beigegeben. Die Oberauf⸗ 


ſicht über die Tätigkeit des geſamten Gewerbeaufſichts⸗ 
perſonals übt der Zentralinſpektor für Fabriken und 


Gewerbe im Miniſterium des Aeußern. Der Wirkungs⸗ 


iſt der ſeitherige: 


der ſich keineswegs auf Zuſammenſtellung des Materials 


beſchränkt, ſondern eingehende Erläuterungen bietet. 
P: 


Bilsty, Dr. Nobert, Univerſitätsprofeſſor in Würzburg. 
Die Verfaſſungsurkunde des Königreichs 
Bayern nebſt den auf die Verfaſſung bezüglichen 
ſonſtigen Geſetzen mit Anmerkungen. In 2. Auflage 
bearbeitet ı von Garl Auguſt von Sntner, Regierungs- 


kreis der Gewerbeaufſichtsbeamten (vgl. 8 193 b GewO.) 
Aufſicht über die Ausführung der 
Gewerbeordnungsvorſchriſten bezügl. Sonntagsruhe 
und Sonntagsarbeit (SS 105 a, 105b Abſ. 1. 105 


2105 h), jugendlicher Arbeiter (§§ 107-113 u. 126— 


128), Lohnzahlung (SS 1l4a—119a), Sicherung der 
en gegen Gefahren für Leben und Geſundheit 
(SS 120 a 120 c, auch 16 und 24), Verhältniſſe der 
Fabrikarbeiter (SS 134—139 a); dann Aufſicht über 
die Ausführung des Kinderſchutzgeſetzes. Die Gewerbe— 
aufſichtsbeamten haben die amtlichen Befugniſſe der 
Ortspolizeibehörden, jedoch keine Zwangs- und Straf— 
befugniſſe. Dr. Sch. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d. Juſtiz. 


Eigentum von J. Schweitzer r Verlag (Arthur Sellier) in München. 
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N : HARTE die Deut der Willenserklä in Berück⸗ 
Die Adreſſierung der empfangsbedürftigen ſchtigung Er BE Er 15 


Willenserklärung. rade des konkret vorliegenden Falles, und 
in § 157 BGB., daß bei den Willenserklärungen 
Von Erich Danz, Geh. ee Univerſitätsprofeſſor in Verkehrsgeſchäften die Auslegung der Willens⸗ 
N erklärung zu erfolgen hat nicht nach dem, was 
In Nr. 4 dieſer Zeitſchrift vom 15. Februar die die Willenserklärung abgebende Partei über 
ds. Is. iſt S. 81 ein Urteil wiedergegeben, dem die Bedeutung der Willenserklarung für eine 
folgender Tatbeſtand zu Grunde lag. Ein minder⸗ innere Meinung hatte, ſondern nach der Be⸗ 
jähriger Student A. erhielt von der Firma H. deutung, welche der Willenserklärung im Verkehr 
Pferdedecken, die er ſeiner Verbindung zum Ge: von der Allgemeinheit zugeſchrieben wird. 
ſchenk machte. Nach ſeiner Volljährigkeit erging (Danz, Die Auslegung der Rechtsgeſchäfte, 2. Aufl. 
gegen ihn Zahlungsbefehl, gegen den er rechtzeitig 1906, S. 6 ff., 21 ff., 105 ff.). Nur das iſt alſo 
Widerſpruch einlegte. In dieſem Schreiben, das die konkrete Willenserklärung, welche der Richter 
der Firma H. durch das Amtsgericht im Original ſeiner Entſcheidung zu Grunde zu legen hat. 
überſendet wurde, erklärte A., daß er augen- Eine Ausnahme von dieſer Regel findet 
blicklich infolge ſeiner Lage verhindert ſei, Zahlung nur dann ſtatt, und zwar wegen des ebenfalls in 
zu leiſten und ſtellte in Ausſicht, daß er, ſobald | $ 157 aufgeſtellten Prinzips von Treu und 
es ihm möglich ſei, die Firma H. befriedigen Glauben, wenn die eine Partei die Bedeutung 
werde. Das Gericht erblickte in dieſer Erklärung kannte, welche die andere, die erklärende, ihrer 
eine nachträgliche Genehmigung ſeitens des A., Willenserklärung zuſchrieb. In ſolchem Falle 
die ihn zur Zahlung verpflichte, wies aber die | ift die Willenserklärung in dieſer Bedeutung zu 
Klage ab, weil dieſe Genehmigungserklärung eine nehmen; es iſt nur eine Willenserklärung in dieſer 
empfangsbedürftige Willenserklärung darſtelle, aber Bedeutung vorhanden, und es tritt der dieſer Be⸗ 
der Klägerin nicht zugegangen ſei. Denn der deutung entſprechende Rechtserfolg ein (Danz 
Widerſpruchſchriftſatz ſei nicht an die Klägerin, a. a. O. S. 121 ff., 126 ff.). Zu berückſichtigen 
ſondern an das Amtsgericht gerichtet und er ſind weiter in jedem Falle nur die dem anderen 
ſei auch dem Willen des Beklagten un) Teile — dieſen ſtets als verſtändigen Mann 
zunächſt dieſem zugegangen. Daß das Amts- gedacht — erkennbaren „Umſtände des Falles“ 
855 den Schriftſatz der Klägerin übermittelt (Danz a. a. O. S. 40 ff., 62 Nr. 2). 
und dieſe auf indirektem Wege vom Inhalte Eine innere, der Gegenpartei nicht — auch 
Kenntnis erlangt habe, enthalte kein Zugehen. nicht durch die „Umſtände des Falles — er⸗ 
Solches 5 Zugehen 1 N an- kennbare Meinung über die Bedeutung der Willens: 
8 wer 05 1 € 8 85 avon erklärung, alſo meift über die Worte, welche die 
enntnis gehabt hatte, daß der Schriftſatz betreffende Willenserklärung bilden, kann immer 
ſeitens des Gerichts der Klägerin übermittelt nur in Frage kommen, wenn es ſich um die An- 
werde, und wenn er in dieſem Bewußtſein fechtung der Willenserklärung handelt, und da 
die darin enthaltenen Erklärungen abgegeben hätte. eine ſolche erſt eine weitere Willenserklärung, näm⸗ 
„Diẽeſes Urteil iſt m. E. unrichtig, weil dabei lich die Abgabe der Anfechtungserklärung ver⸗ 
wichtige Auslegungsregeln verkannt ſind. langt, erſt, wenn dieſe erfolgt iſt. Solange 
Die allgemeinſten Auslegung regeln keine Anfechtung erfolgt iſt, hat ſich der Richter 
für die Willenserklärungen enthalten die §§ 133, | um dieſe innere Meinung ſchlechterdings nicht 
157 BGB.: in § 133 iſt vorgeſchrieben, daß bei | zu kümmern (Danz a. a. O. S. 21 ff.). 
jeder Auslegung die „Umſtände des Falles“ für | Auch die empfangsbedürftigen Willen 3: 
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— 


Für die Auslegung dieſer Beſtimmung des 
Adreſſaten, die regelmäßig aus geſchriebenen Worten 
beſtehen wird, kommt — nach den vorausgeſchickten 
Auslegungsregeln — gar nicht in Betracht, was 
für einen innern Willen der Abſender hatte; die 
Auch die Willenserklärungen des Geſetz⸗ Auslegung erfolgt auch hier nach der „Verkehrs⸗ 
gebers, die ja auch nur Willenserklärungen ſitte“ ($ 157 BGB.). Habe ich einem meiner 
der Menſchen enthalten, find gemäß 88 133, 157 Mieter, der A. Müller heißt, kündigen wollen und 
| 
| 
| 


erklärungen ſind nahdenobigen Grund: 
ſätzen auszulegen. Bei ihnen iſt bekanntlich 
das Eigentümliche das, daß ſie, um eine Rechts⸗ 
wirkung zur Entſtehung zu bringen, einer anderen 
Perſon zugegangen ſein müſſen ($ 130 BGB.). 


auszulegen (Danz a. a. O. S. 51 ff.) den Kündigungsbrief, in dem nur ſteht: „Hierdurch 
Dernburg (BR., 3. Aufl., Bd. I S. 447) kündige ich Ihnen die Wohnung zum erſten Januar“, 
deutet das in § 130 Abſ. 1 BGB. erwähnte an den ebenfalls in meinem Haus wohnenden 
„Zugehen“ m. E. durchaus richtig dahin, daß die B. Müller adreſſiert und dieſer erhält ihn, jo i ſt 
ſchriftliche Erklärung dem Adreſſaten dann zu: dem B. Müller gekündigt. Alle ſolche inneren 
gegangen iſt, wenn ihm die Möglichkeit verſchafft Gedanken, die mit der „verkehrsüblichen“ Deutung 
iſt, von ihr Kenntnis zu nehmen, und wenn nicht übereinſtimmen, können, wie bereits erwähnt, 
nach der Verkehrsübung zu erwarten iſt, daß dies höchſtens bei einer Anfechtung in Frage kommen. 
geſchehe. Auch wenn man noch weiter verlangt, Nun liegt es aber nicht ſo, daß ſtets der als 
daß die ſchriftliche Erklärung in den Beſitz des Adreſſat auf dem Briefumſchlag oder im Brief 
Adreſſaten gelange, ſo iſt ja im vorliegenden Fall mit Namen Genannte der iſt, dem die Willens⸗ 
auch dieſem Erfordernis Genüge geſchehen. Die erklärung zugehen ſollte; die Auslegung hat eben 
Klägerin hat auch nicht nur die Möglichkeit der immer alle Umſtände des konkreten Falles im 
Kenntnisnahme erlangt, ſondern auch wirklich Auge zu behalten. Habe ich an den Zigarren: 
Kenntnis vom Inhalt des Schriftſtücks genommen. händler Schultze, von dem ich nie Zigarren be⸗ 
Wer „der andere“ iſt, dem die Willenserklärung zogen, geſchrieben: „ſenden Sie mir eine Kiſte zu 
nach $ 130 BGB. zugehen muß, um die Rechts⸗ demſelben Preis, wie ich fie ſchon lange Jahre 
wirkung hervorzubringen, ſagt das BGB. nicht; hindurch von Ihnen bezogen habe“ oder empfängt 
man iſt aber auch darüber einig, daß dies nur eine kleine Sängerin an einem Tingeltangel eine 
der Adreſſat des Schriftſtücks ſein kann, d. h. an ſie adreſſierte Engagements⸗Offerte von einer 
die Perſon, für welche nach dem Schrift- großen Oper für Wagner: Partien, jo ergibt eben 
ſtück — dieſes verkehrsüblich ausgelegt hier der Inhalt der Schreiben für jeden ver: 
— die Erklärung, welche das Schriftſtück enthält, nünftigen Menſchen klar und deutlich, daß die 
beſtimmt iſt. Das „Verkehrsübliche“ iſt nun heut⸗ Schreiben nicht an die in dem Schreiben oder auf 
zutage zweifellos, daß bei ſchriftlichen Erklärungen, dem Kuvert als Adreſſaten genannten Perſonen 
die verſandt werden, der Adreſſat durch die Auf- beſtimmt ſein können. Sie können alſo durch 
ſchrift bezeichnet wird, die auf dem Kuvert ſich Annahme der Offerten auch keinen Vertrag zu— 
befindet, welches das die Erklärung enthaltende ſtande bringen; es kommt demnach auch nicht am 
Schriftſtück einſchließt. — Will ich dem A. Müller | Ende durch ihre Annahmeerklärung ein Vertrag, 
eine Offerte machen, ſo ſchreibe ich auf das Kuvert, der angefochten werden müßte, zur Entſtehung. 
das die Offerte enthält: „Herrn A. Müller in X.“; Um die Perſon des Adreſſaten feſtzuſtellen, 
nur wenn die Offerte an dieſen A. Müller gelangt, hat man demnach den Inhalt der geſamten 
iſt fie „zugegangen“, d. h. nur dann iſt fie rechts- Willenserklärung, nicht bloß einzelne Punkte in 
wirkſam und hat alſo die Wirkung, daß, wenn Betracht zu ziehen, wie dies auch bei jeder Aus— 
A. Müller mir eine Annahmeerklärung zuſendet, legung einer Willenserklärung — mag ſie münd— 
ein Vertrag zwiſchen uns zuſtande kommt. Iſt lich oder ſchriftlich geſchehen ſein — zu geſchehen 
der Brief verſehentlich an B. Müller abgegeben, hat, weil ſonſt eine nach $ 133 BGB. verbotene 
und hat dieſer im irrtümlichen Glauben, der Brief Buchſtabeninterpretation vorliegt. 
ſei für ihn beſtimmt, ohne die Adreſſe zu beachten, Iſt der auf dieſe Weiſe beſtimmte Adreſſat 
mir telegraphiert: „nehme an Müller“, ſo iſt nun in die Möglichkeit gekommen, Kenntnis 
dadurch kein Vertrag, alſo auch kein anfechtbarer, von der Erklärung zu nehmen oder hat er 
zwiſchen mir und B. Müller zuſtande gekommen, Kenntnis hiervon genommen, wie in unſerm 
weil die Offerte nur rechtliche Wirkung äußert, Fall, ſo iſt ſie ihm zugegangen, ſie übt rechtliche 
wenn fie dem A. Müller, dem richtigen Adreſſaten. Wirkung aus. Hat alſo in dem obigen Beiſpiel 
zugegangen iſt (Danz, Iherings J. Bd. 46 S. 410 ff.). der Zigarrenhändler oder die Sängerin die Briefe 
Dies iſt auch nicht anders, wenn der Brief an an die Adreſſe, für die ſie wirklich beſtimmt waren, 
A. Müller richtig abgegeben war, von dieſem dem gelangen laſſen, ſo ſind ſie dieſen Adreſſaten „zu— 
B. Müller übergeben und von letzterem geleſen | gegangen“, denn dieſe Erklärungen waren mit 
worden iſt. Denn nur die Beſtimmung des Willen des Abſenders, um an dieſe Adreſſen 
Abſenders der Erklärung iſt dafür maß— | zu gelangen, aus ſeinem Machtbereich 1 
gebend, wer der Adreſſat iſt, alſo wem ſie zugehen und der Umſtand, daß ſie nicht auf dem direkten 
muß, um eine Rechtswirkung hervorzubringen. | Wege zum Adreſſaten gelangt find, ſondern durch 
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Vermittlung einer anderen Perſon als des Poſt⸗ er wußte und erſah aus dem Zahlungsbefehl, 


boten kann unmöglich das tatſächlich erfolgte „Zu⸗ 
gehen“ ungeſchehen machen. 
nicht annehmen, ſo käme man zu dem Reſultat, 
daß, wenn der Poſtbote einen an mich adreſſierten 
Brief verliert, und der Finder den Brief mir 
übergibt, der Brief mir nicht zugegangen ſei. 


Der gewöhnliche, regelmäßige Zweck, 


der mit der Abſendung einer ſchriftlichen Erklärung 


an eine beſtimmte Adreſſe verfolgt wird, iſt der, 
daß der Adreſſat Kenntnis davon erlangt; ob 
die Möglichkeit der Kenntnisnahme durch die 
Perſonen ſtattfindet, durch welche ſie der Abſender 
nach den konkreten Umſtänden erwarten durfte, 
iſt für dieſen Zweck gleichgültig. Liegt dem Ab: 
ſender daran, daß dieſe Möglichkeit dem Adreſ— 
ſaten nur durch beſondere Perſonen gewährt wird, 
z. B. durch den Poſtboten, ſo muß er ausdrück— 
lich in der Erklärung bemerken, daß nur, 
wenn die Erklärung auf dieſe beſtimmte Weiſe 
in die Hände des Adreſſaten kommt, ſie rechts⸗ 
wirkſam ſein ſolle. 


Handlungen verfolgt wird; will jemand, daß eine 
Erklarung von ihm nicht in dieſer „verkehrs— 
üblichen“ Weiſe aufgefaßt wird, ſo muß er 
dies ausdrücklich erklären (Danz, Die Auslegung 
der Rechtsgeſchäfte S. 125). 


Aus dem bisher Geſagten folgt ohne weiteres, 
daß man auch mehrere Erklärungen, die erkenn⸗ 
bar an verſchiedene Perſonen beſtimmt ſind, an 
eine einzelne Perſon adreſſieren kann, und daß, 
wenn die einzelnen die Erklärungen durch Ver⸗ 
mittlung des Adreſſaten empfangen haben, ſie 
ihnen „zugegangen“ ſind. Ich ſtecke z. B. in ein 
Kuvert mehrere Offerten und bitte den Adreſſaten, 
dieſe an die Perſonen abzugeben, für die fie be: 
ſtimmt ſind. Der Abſender trägt hier natürlich 
das Riſiko, ob dieſe Erklärungen „zugehen“ wer— 
den; ſind ſie aber in die Hände der Adreſſaten 
gelangt, ſo ſind ſie jedenfalls „zugegangen“. Es 
iſt auch in ſolchen und ähnlichen Fällen nicht nötig, 
daß die Bitte gerade in Worten Ausdruck findet; 
es müſſen auch hier, wie bei jeder Auslegung, die 
„Umſtände des Falles“ in Betracht gezogen wer— 
den, die eben jo deutlich „ſprechen“ können, wie 
Worte. Wenn ein Kaufmann in ein an den Ehe⸗ 
mann adreſſiertes Kuvert außer einer auf dieſen 
lautenden Rechnung auch eine auf die Ehefrau oder 
vielleicht auf eine in der Familie bedienſtete Perſon 
lautende Rechnung beilegt, ſo können dieſe Um— 
ſtände nicht anders nach der Verkehrsübung ge⸗ 
deutet werden, denn als eine „Bitte“, dieſe Red): 
nungen den Adreſſaten zu übergeben. 


In dem hier vorliegenden Fall lag nun der 
Tatbeſtand ſo, daß der Student aus dem Zahlungs— 
befehl erſah, daß er den Widerſpruch gegen ihn 
an das Gericht ſenden mußte, um eine ſofortige 
Zwangsvollſtreckung zu vermeiden (8 692 ZPO.); 


Wollte man dies 


r Denn der Verkehr ſieht bloß 
auf den Zweck, der regelmäßig mit ſolchen 
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daß ſein Gläubiger die Firma H. und nicht 
das Gericht war. Wenn er nun dem Widerſpruch 
hinzufügte, daß er augenblicklich infolge ſeiner 
Lage verhindert ſei, Zahlung zu leiſten, und in 
Ausſicht ſtellte, daß er ſobald als möglich die 
Firma H. befriedigen werde, ſo kann dieſer Zu⸗ 
lag, „verkehrsüblich“ (8 157 BGB.) gedeutet, gar 
nicht anders ausgelegt werden, als daß er ge⸗ 
richtet war an die Firma H. und dieſer zu⸗ 
kommen ſollte, denn die Stundung. die er hier⸗ 


durch zu erreichen ſtrebte, konnte ihm eben nur 


ſeine Gläubigerin, nicht das Gericht erteilen. 
Bei dieſem Sachſtande, bei dieſem „Umſtande des 
Falles“ kann die Zuſendung dieſes Zuſatzes mit 
dem Widerſpruch an das Amtsgericht nicht 
anders ausgelegt werden, als daß das Amtsgericht 
damit erſucht wurde, den erwähnten Zuſatz zur 
Kenntnis der Firma H. zu bringen. Das Amts— 
gericht hat auch offenbar ſelbſt den Tatbeſtand ſo 
ausgelegt, da es das Original der Zuſchrift an 
die Firma H. geſandt hat. Damit war der Zu⸗ 
ſatz der Firma „zugegangen“ im Sinne von 
§ 130 BGB. und erzeugte die ihr zukommende recht⸗ 
liche Wirkung. Auch wenn der Student innerlich 
der Meinung war, daß das Gericht der Firma H. 
den Zuſatz nicht mitteilen werde und dies auch 
nachwieſe, ſo könnte dieſe innere Meinung bei 
der Auslegung nach der „Verkehrsſitte“ ($ 157 
BGB.), wie ſie hier vorzunehmen iſt, nichts an 
dieſem Reſultat ändern; denn bei dieſer Aus⸗ 
legung kommt es eben nur darauf an, wie die 
Allgemeinheit die vorliegende Willenserklärung 
deutet. Die innere Meinung könnte, wie erwähnt, 
nur in Frage kommen, wenn es ſich um An: 
fechtung der abgegebenen Willenserklärung 
handelte. Wollte der Student, daß der Zuſatz 
bei dem vorliegenden Tatbeſtande nicht der Firma 
mitgeteilt werden ſollte, ſo mußte er dies in dem 
Schreiben erklären; dann würde die Kenntnis— 
nahme der Firma von dem Zuſatz keine Rechts⸗ 
wirkung geäußert haben, weil ſie eben dann er— 
kennbar nicht an die Firma gerichtet, nicht für 
dieſe beſtimmt war. 

Auch hier zeigt ſich wieder, daß die bisher 
faſt vollſtändig in der Wiſſenſchaft vernachläſſigten 
Auslegungsregeln für die rechtsgeſchäftlichen 


Willensäußerungen überhaupt die aller wichtigſten 


ö 
i 


Vorſchriften find, die der Richter zu be— 
achten hat; denn gewiß achtzig Prozent von allen 


Zivilprozeſſen haben als Tatbeſtand rechtsgeſchäftliche 


Willenserklärungen, und dieſe müſſen ſtets zu— 
nächſt ausgelegt werden; die rechtliche Kon— 
ſtruktion hängt aber ſtets von der vorausge— 
gangenen Auslegung ab: iſt dieſe falſch, ſo muß 
auch die rechtliche Konſtruktion falſch ſein. Wenn 
jetzt vielfach über eine formaliſtiſche Rechtſprechung, 
eine Rechtſprechung, die dem Rechtsbewußtſein 
des Volkes nicht entſpreche, geklagt wird, ſo liegt 


in den meiſten Fällen die Schuld lediglich an 
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einer unrichtigen Auslegung der Willenserklä⸗ 
rungen; denn die richtige Auslegung verlangt 
ſtets. daß der Richter die Gewohnheiten, die Verkehrs⸗ 
übungen des Lebens beachte, und ſie ſind es, welche 
bei den Volksgenoſſen, die in ihnen aufwachſen, das 
Rechtsgefühl erzeugen. 


Das Recht des gewerblichen Akkord vertrages. 
Von Dr. Otte Geßler, Gewerberichter in München. 


Das BGB. hat als allgemeine Formen des 
Arbeitsvertrages den Dienſtvertrag und den Werk⸗ 
vertrag aufgenommen. Dabei hat es den Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen ihnen dadurch weſentlich erweitert, 
daß es den Dienſtvertrag durch eine Reihe von 
zwingenden Vorſchriften zugunſten des Arbeit⸗ 
nehmers ausgeſtaltete, während der Werkoertrag, 
wie bisher, im weſentlichen dem Grundſatz der 
Vertragsfreiheit unterſtellt blieb. Der Geſetzgeber 
ging hierbei offenbar von der Abſicht aus, in den 
Beſtimmungen über den Dienſtvertrag den Rah⸗ 
men zu ſchaffen für das Arbeitsverhältnis zwiſchen 
dem ſelbſtändigen, für den Markt produzierenden 
Unternehmer und dem unſelbſtändigen, einem oder 
mehreren ſolcher Unternehmer ſeine Arbeitskraft 
verkaufenden Arbeiter. Allein dieſer Gedanke kam 
nur in einer Reihe von Einzelbeſtimmungen zur 
Geltung. In der begrifflichen Scheidung der 
beiden Typen blieb er nach der herrſchenden Mei⸗ 
nung in Theorie und Praxis durchaus auf dem 
Standpunkt des römiſchen und gemeinen Rechtes 
ſtehen. Denn ein Dienſtvertrag ſoll gegeben ſein, 
wenn die Vergütung für die Arbeit als ſolche, 
ein Werkvertrag dagegen, wenn ſie für das Arbeits⸗ 
produkt verſprochen wird. Dieſe Abgrenzung iſt 
nach doppelter Richtung charakteriſtiſch: Einmal 
ſieht ſie von der ſozialen Stellung der Vertrags⸗ 
teile im Produktionsprozeſſe völlig ab und geht 
lediglich von dem ſachlichen Inhalt der Ver⸗ 
tragsberedungen aus. Dann aber enthält ſie 
näher beſehen innerhalb dieſes Rahmens nur ein 
formaliſtiſches Kriterium für die Scheidung. „Denn 
die Erſcheinungen von Arbeit und Erfolg gehören 
regelmäßig beiden Vertragsarten an, indem auch 
die den Gegenſtand des Dienſtvertrages bildende 
Arbeit gemeinhin zu einem Erfolge führen ſoll, 
anderſeits der durch den Werkvertrag angeſtrebte 
Erfolg regelmäßig nur durch irgend eine Art von 
Arbeit bedingt iſt. Demnach kann auch in der 
Scheidung von Arbeit und Erfolg das entſcheidende 
Kriterium allein nicht liegen. Es muß vielmehr darin 
geſucht werden, daß nach dem Parteiwillen 
hier die Arbeitsleiſtung als ſolche, dort ein be— 
ſtimmter Erfolg den unmittelbaren Gegenſtand der 


Leiſtung und vor allem der Vergütung bildet.“ 


Mit anderen Worten: In Wahrheit wird die 
Grenzlinie nicht durch den Gegenſtand des Ver— 


trages beſtimmt, ſondern durch den Willen der 


Vertragsteile gezogen. Und praktiſch kommt dieſer 
Wille dadurch zum Ausdruck, daß beim Werkver⸗ 
trage die Arbeit auf die eigene Gefahr des Ar⸗ 
beiters geht, beim Dienſtvertrag dagegen auf die 
Gefahr des Dienſtberechtigten. „Es kommt alles 
darauf an, wer die Gefahr trägt.“ Das Ergeb⸗ 
nis aber wäre, ſofern mit der herrſchenden Mei⸗ 
nung dieſe begriffliche Scheidung als die des Ge⸗ 
ſetzes in $ 611 und $ 631 anzuerkennen iſt, daß 
für die Anwendung des Rechts des Dienſtvertrages 
oder Werkvertrages auf ein Arbeitsverhältnis 
grundſätzlich die Wahl der Vertragsteile allein 
maßgebend iſt und ſofern dieſe zweifelfrei ge⸗ 
troffen wurde, alle Auslegungsbehelfe bedeutungs⸗ 
los ſind, die man ſonſt ihrer ſozialen Stellung zu 
entnehmen pflegt. 

Dieſe Regelung wird vor allem von Bedeutung 
für die rechtliche Beurteilung des ſog. Akkordver⸗ 
trages oder Gedinges. Seine Eigenart beſteht be⸗ 
kanntlich im Gegenſatz zum Zeitlohnvertrag darin, 
daß die Entlohnung des Arbeiters nach der von 
ihm geleiſteten Arbeitsmenge (Stück, Gewicht, 
Längen⸗ und Raummaß) alſo im Hinblick auf 
einen beſtimmten Erfolg geſchieht. Der Umſtand, 
daß einerſeits Arbeits⸗Erfolg und⸗Vergütung in 
eine gegenſeitige Abhängigkeit gebracht ſind, die 
auf das Vorliegen eines Werkvertrages hinzuweiſen 
ſcheint, anderſeits die ſoziale Stellung der Vertrags⸗ 
teile regelmäßig die Anwendung der Vorſchriften 
über den Dienſtvertrag erfordern würde, hat ſeine 
rechtliche Natur zu einer aͤußerſt beſtrittenen ge⸗ 
macht. Und zwar dreht ſich der Streit in der 
Hauptſache darum: Iſt er nur Dienſtvertrag 
(eventuell mit einem beſonderen im BGB. nicht 
näher geregelten Inhalt) oder nur Werkvertrag 
oder kann er beides ſein? 

Bezüglich des gewerblichen Akkordvertrages 
geht nun die herrſchende Meinung dahin, daß er nur 
Dienſtvertrag, nicht Werkvertrag fein könne. Die 
Begründung hierfür wird, ſoweit man eine 
ſolche überhaupt in rechtlichen Erwägungen ſucht, 
teils den SS 611 ff. BGB. teils dem Tit. VII 
der GewO. entnommen. Dabei dient regelmäßig 
als Hauptargument aber nur der Hinweis auf 
die perſönliche Stellung der Vertragsteile. Und 
zwar in Rückſicht entweder auf ihre allgemeine 
ſoziale Verſchiedenheit oder den durch das Ar— 
beitsverhältnis ſelbſt geſchaffenen Zuſtand der 
Ueber: und Unterordnung (Direktionsrecht des Ar: 
beitgebers). Außerdem werden, ſoweit ich ſehen 
kann, nur Zweckmäßigkeitsgründe geltend gemacht, 
die gegen die Anwendung einzelner Beſtimmungen 
des Werkvertrages auf den Akkordarbeiter ſprechen, 


wie das in § 649 BGB. begründete Kündigungs- 


recht des Beſtellers und vor allem die Auferlegung 
der Gefahr. 

Allein es iſt ohne weiteres erſichtlich, daß dieſe 
Beweisführung kein durchſchlagendes Moment ent— 
hält, wenn man die oben dargelegte begriffliche 
Scheidung feſthält, die die herrſchende Meinung 
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zwiſchen dem Dienſt- und Werkvertrag des BGB. 
zieht. Denn darnach kommt es doch nur darauf 
an, ob der gewerbliche Arbeiter im Sinne des 
Tit. VII der GewO. mit dem Arbeitgeber in den 
Formen des Werkvertrages kontrahieren und dem⸗ 
nach beim Akkordvertrag, wie dies tatſächlich häufig 
geſchieht, die Gefahr für das Zuſtandekommen des 
Erfolges mit rechtlicher Wirkſamkeit übernehmen 
kann. Nur wenn dieſe Frage zu verneinen iſt, 
dann wäre der bezüglich des gewerblichen Akkord⸗ 
vertrages verteidigte Rechtſatz haltbar. Dabei 
dürfte, ſoweit die Beſtimmungen des BGB. über 
den Dienſtvertrag und Werkvertrag ſelbſt in Be⸗ 
tracht kommen, aus den an die Spitze geſtellten 
Erörterungen die Antwort ſich ohne weiteres in 
verneinendem Sinne ergeben. Es kann deshalb 
nur darauf ankommen, ob durch die in Tit. VII 
der GewO. gegebenen Sonderbeſtimmungen die 
Uebernahme der Gefahr ausgeſchloſſen iſt. 

Das in Tit. VII a. a. O. für die gewerblichen 
Arbeiter geſchaffene Sonderrecht, ſoweit es privat⸗ 
rechtlicher Natur iſt, enthält unbeſtrittenermaßen 
keine erſchöpfende Regelung des gewerblichen Ar⸗ 
beitsvertrages, ſondern findet ſeine Ergänzung in 
dem allgemeinen Zivilrecht, früher der Landes⸗ 
geſetzgebung, jetzt des BGB. Dabei fehlt ins⸗ 
beſondere nicht nur eine Beſtimmung des Inhalts, 
daß dieſe Ergänzung nur den Vorſchriften über 
den Dienſtvertrag zu entnehmen iſt, ſondern $ 105 
a. a. O. ordnet ausdrücklich an: 

„Die Feſtſetzung der Verhältniſſe zwiſchen den 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden und den gewerb⸗ 
lichen Arbeitern iſt, vorbehaltlich der durch Reichs⸗ 
geſetz begründeten Beſchränkungen, Gegenſtand 
freier Uebereinkunft.“ 

Wo ſich alſo aus der Natur der Sache für 
ein gewerbliches Arbeitsverhältnis die Möglichkeit 
der Wahl zwiſchen verſchiedenen Vertragsarten des 
bürgerlichen Rechtes ergibt, iſt dieſe grundſätzlich 
auch hier vorbehalten. Es bleibt deshalb nur zu 
prüfen, ob dieſe Wahl zwiſchen Dienſtvertrag und 
Werkvertrag, die in der Uebernahme der Gefahr 
zum Ausdruck kommt, durch andere reichsgeſetzliche 
Beſtimmungen ausgeſchloſſen it. 

Die privatrechlichen Vorſchriften der Gewerbe— 
ordnung ſelbſt, ſoweit ſie hier von Bedeutung ſind, 
beziehen ſich einerſeits auf die Entlohnung der 
gewerblichen Arbeiter ($ 115 ff.), anderſeits auf 
die Löſung des Arbeitsverhältniſſes (§S 122 ff.). 
Außerdem wird in $ 121 die Gehorſamspflicht 
umſchrieben. 

Die Vorſchriften über die Entlohnung bezwecken 
ausſchließlich den Schutz des verdienten Lohnes, 
enthalten ſich aber jeder Beſtimmung, wann der 
Lohn verdient ſein ſoll. Ebenſowenig iſt ein be— 
ſtimmter Mindeſtlohn feſtgeſetzt, der den Arbeiter 
unter allen Umſtänden für die geleiſtete Arbeit 
bezahlt. Gerade darauf aber kommt es bei der 
Scheidung zwiſchen Dienſt- und Werkvertrag an, 
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entſtehen ſoll. Dieſes Recht wird beim Werkver⸗ 
trag nicht ſchon durch Leiſtung der auf den Erfolg 
gerichteten Arbeit begründet, ſondern regelmäßig 
erſt, wenn der Erfolg ſich mit der Arbeit ver⸗ 
bunden hat. Aus dieſem Grunde haben hierher 
auch die Beſtimmungen des § 119 a a. a. O. 
über Lohneinbehaltung und des § 134 Abſ. 2 a. a. O. 
über Lohnverwirkung keinen Bezug, da ſie Be⸗ 
ſchränkungen nur hinſichtlich des ſchon beſtehenden 
Lohnanſpruches zugunſten des Arbeiters feſtſetzen. 

Zu dem gleichen Ergebnis führt auch die 
Prüfung der anderen reichsgeſetzlichen Lohnſchutz⸗ 
heſtimmungen, nämlich des Lohnbeſchlagnahme⸗ 


21. VI. 69 
geſetzes vom 29 -III 97 und des Aufrechnungsver⸗ 


botes in $ 394 BGB. Auch hier handelt es ſich 
nur um die Sicherung des ſchon verdienten Lohnes 
gegen beſtimmte Eingriffe Dritter oder des Arbeit⸗ 
gebers. Es iſt deshalb irrig, wenn man durch 
dieſe Vorſchriften wenigſtens den 8 634 BGB. 
für den Akkordvertrag ausſchließen will, ſoweit er 
durch die Uebernahme der Gefahr zum Werk⸗ 
vertrage geworden iſt. Denn bei dem hier dem 
Beſteller eingeräumten Recht der Wandelung oder 
Minderung bei Mängeln des Werkes (gleichgültig, 
ob ſie vom Unternehmer verſchuldet ſind oder ob 
ſie auf Zufall beruhen) handelt es ſich um voll⸗ 
ſtändig ſelbſtändige Rechtsbehelfe zur Beſeitigung 
oder Herabſetzung des Lohnanſpruches, die durch 
das Verbot der Aufrechnung gegen den Lohn in 
keiner Weiſe berührt werden. 


Auch die Sondervorſchriften der Gewerbeord⸗ 
nung über die Auflöſung des gewerblichen Arbeits— 
verhältnifjes ſtehen in keiner Weile der Gefahr⸗ 
übernahme durch den Arbeiter entgegen. Abgeſehen 
davon muß überhaupt beſtritten werden, daß ihre 
Anwendung auf die Beſtimmungen des Werfver: 
trages zu rechtlichen Schwierigkeiten führt; ins⸗ 
beſondere iſt nicht erſichtlich, wie das in $ 649 
BGB. dem Beſteller eingeräumte Kündigungsrecht 
dem Arbeiter im Gegenſatz zu den Vorſchriften 
des Dienſtvertrages irgendwelche Nachteile bringen 
ſoll; denn eine ſolche Kündigung läßt ſeinen An⸗ 
ſpruch auf die vereinbarte Vergütung grundſätzlich 
unberührt und berechtigt den Beſteller nur unter 
beſtimmten Vorausſetzungen, für die ihm die Be⸗ 
weislaſt überbürdet iſt, zu gewiſſen Abzügen. 

Es muß hiernach daran feſtgehalten werden, 
daß weder die Beſtimmungen des BGB. über 
den Dienſt- und Werkvertrag noch die Vorſchriften 
der Gewerbeordnung und des Lohnbeſchlagnahme— 
geſetzes dem gewerblichen Arbeiter die rechtliche 
Möglichkeit nehmen, durch die Uebernahme der 
Gefahr die volle Haftung für den Erfolg ſeiner 
Arbeit zu übernehmen und dadurch ſeine Arbeits— 
leiſtung durch Vertrag mit dem Arbeitgeber unter 
das Recht des Werkvertrages zu ſtellen. 

Die einzige Möglichkeit zu einem anderen Er— 
gebnis zu kommen und die Freiheit der Wahl 


in welchem Zeitpunkt das Recht auf die Vergütung zwiſchen Dienſt- und Werkvertrag für die hierher 
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gehörigen Fälle auszuſchließen, dürfte nur die 
Anwendung des § 138 Abſ. | BGB. gewaͤhren, 
der ein Rechtsgeſchäft für nichtig erklärt, das gegen 
die guten Sitten verſtößt. Denn nach der Er: 
laͤuterung der Motive ſollte mit dieſer Beſtimmung 
dem Richter die Befugnis gegeben werden, Ber- 
trägen die Rechtswirkſamkeit zu verſagen, die ſich 
in Widerſpruch mit der allgemeinen Volksmoral 
ſtellen. Den Maßfſtab hierfür, erklärt das Reichs⸗ 
gericht (E. in 35. Bd. 48 S. 114), hat er dem 
herrſchenden Volksbewußtſein „dem Anſtandsgefühl 
aller billig und gerecht Denkenden“ zu entnehmen. 
Eine ſolche Verletzung der allgemeinen Volksmoral 
dürfte aber m. E. zweifellos darin zu erblicken 
ſein, daß der Unternehmer im wirtſchaftlichen 
Sinne den Arbeiter zum Unternehmer im Sinne 
des § 631 ff. BGB. durch die Auferlegung der 
Gefahr macht und unter dieſem Geſichtspunkte 
dürfte deshalb auch die herrſchende Lehre berechtigt 
ſein, die den gewerblichen Akkordvertrag ausſchließ⸗ 
lich als Dienſtvertrag erklärt. 

Immerhin iſt der $ 138 Abſ. 1 BGB. eine 
etwas ſchwankende Grundlage für die grundſätz⸗ 
liche Beurteilung eines Rechtsverhältniſſes von der 
wirtſchaftlichen Bedeutung des gewerblichen Akkord⸗ 
vertrages. Um ſo mehr, wenn außerdem noch eine 
Reihe der verwickeltſten Einzelfragen, wie beiſpiels⸗ 
weiſe der ſog. Gruppenakkord, dem Praktiker die 
größten Schwierigkeiten bereitet. Es bleibt des⸗ 
halb dringend zu wünſchen, daß der Akkordvertrag 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 7. 


entſprechend einer Reſolution des diesjährigen 


Juriſtentages zu Kiel bald eine möglichſt erſchöpfende 
Regelung findet, am beſten in Verbindung mit 


aus Zweckmäßigkeits⸗, 


der ſchon bei der Beratung des BGB. in Ausſicht 


geſtellten einheitlichen Regelung des Arbeitsvertrages 
überhaupt. An modernen Vorbildern wird es 


der zurzeit dem franzöſiſchen Parlament vorgelegte 
Entwurf eines Arbeitsgeſetzes zur Verabſchiedung 
gelangt iſt. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Wer iſt im Falle des Art. 123 des bayer. AG. z. BG. 
beweispflichtig? Die in Nr. 2 des lfd. Jahrgangs 
S. 51 mitgeteilte Entſcheidung des Landgerichts 


Ermittlung des Wertes der Grundſtücke aufbürden“. 
Dem iſt folgendes entgegenzuhalten: 

Die Entſcheidung des Landgerichts verletzt grund— 
legende Regeln über die Anwendung und Auslegung 
von Rechtsſätzen und der Grundſätze über die Be⸗ 
weisregeln. 

In erſterer Beziehung iſt zu betonen, daß, wenn 
das Geſetz einen unzweideutigen und klaren Wortlaut 
hat, eine weitere Operation mit dem Willen des Ges 
ſetzgebers und ſeiner Abſicht unſtatthaft iſt, vielmehr 
eine Auslegung der Geſetzesbeſtimmung nur im Wege 
der logiſchen Auslegung und Schlußfolgerung zuläſſig 
iſt und der objektive Sinn des Geſetzes allein ent— 
ſcheidet (ek. Staudinger, Komm. Bd. I S. 16). „Dafür, 
wie das Geſetz ausgelegt werden muß, iſt grundſätzlich 
entſcheidend die in den Worten des Geſetzes enthaltene 
Erklärung; der das Geſetz ſchaffende „Wille des Ge⸗ 
ſetzgebers“ tritt daneben in den Hintergrund; ſeine 
Wirkung iſt an die Form, alſo daran gebunden, daß 
er in Worten ſo erklärt wird, wie die Verfaſſung es 
verlangt. Es gibt auch nicht einen Auslegungs⸗ 
grundſatz des Inhalts, daß der das Geſetz Anwendende 
vor allem oder nur zu erforſchen hat, was der Geſetz⸗ 
geber gewollt oder nicht gewollt hat“ (cf. Entſch. des 
Obè G. Bd. 6 n. F. S. 354/55 und die dort Bir 
tierten). 

Nach dieſen unbeſtreitbar zutreffenden Grund— 
ſätzen beurteilt bietet der Wortlaut des Art. 123 allein 
ausreichenden Anhalt zu ſeiner Auslegung; es darf 
daher nicht, wie geſchehen, darüber noch hinaus- 
gegangen und geſagt werden, daß die Anſchauung des 
Amtsgerichts nach dem Wortlaut ſich vertreten läßt, 
nach Sinn und Zweck der Vorſchrift aber dieſer klare 
Wortlaut nicht beachtet werden darf, ſondern zugunſten 
der Finanzbehörden, da die wörtliche Auslegung ſie 
mit weiteren Ermittlungen belaſten würde, lediglich 
d. h. in dieſem Falle aus 
Bequemlichkeitsgründen eine andere Auslegung er: 


fahren muß. 


München I darf m. E. nicht unwiderſprochen bleiben: 
denn Ste beruht offenſichtlich auf irriger Anwendung, 
trag des Kaufpreiſes durch den Wert der Grundſtücke 


des Geſetzes, und bevor dieſe weitere Kreiſe zieht, er— 
ſcheint die Geltendmachung der gegenteiligen Anſicht 
angezeigt. 

Die angeführte Entſcheidung gibt zu, daß die An— 
ſchauung des Amtsgerichts, welches den Beweis für 
den im Art. 123 a. a. O. feſtgeſetzten Sicherungswert 
von dem die Eintragung der Sicherungshypothek be— 
antragenden Rentamte verlangt, ſich nach dem Wort— 
laute des Art. 123 vertreten laſſe: allein dieſe Ge— 
ſetzesſtelle wolle Erſatz für $ 11 des bayer. HypG. 
bieten und in erſter Linie die fiskaliſchen Anſprüche 
ſichern: ſie wollte „ſicherlich den Finanzbehörden 
nicht ein umſtändliches Verfahren zum Zwecke der 


| 


Dieſe Ansicht iſt nicht bloß willkürlich, fie ver: 


dem Geſetzgeber dabei nicht fehlen, beſonders wenn ſtößt vielmehr auch gegen die elementarſten Beweis— 


regeln. „Probatio incumbit ei, qui dicit, non, qui 
negat“ d. h. derjenige, der in concreto behaupten will, 
daß der Wert der Grundſtücke den zweifachen Betrag 
des zu ſichernden Anſpruchs abzüglich der den Siche— 
rungshypotheken im Rang vorgehenden Belaſtungen 
erreicht, hat das bei ſeinem Verlangen auf Eintragung 
einer Sicherungshypothek zu beweiſen. Zwiſchen 
Art. 14 des AG. z. BGB. und Art. 123 ebenda und 
Art. 89 beſteht ſachlich kein Unterſchied. Es wird 
nun aber keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn nach 
Art. 14 a. a. O. der Bräuer die Erſtreckung der Siche— 
rungshypothek auf „andere“ Grundſtücke verlangt. er 
den Nachweis erbringen muß, daß dann erſt der Be— 


doppelt gedeckt ıft; der Bräuer behauptet, daß die 
weitere Erſtreckung der Sicherungshypothek erforderlich 
iſt und er muß daher nach allgemeinen Beweisregeln 
den diesbezüglichen Beweis liefern: daß man ſich auch 
praktiſch deſſen bewußt iſt, beweiſt der Inhalt der 
Entſch. des ObL G. Bd. 5 n. F. S. 428 ff. (gegen 
dieſe Anſicht laſſen ſich die letztinſtanziellen Aus— 
führungen natürlich nicht verwerten, welch letztere 
nur die Frage der Grundſtückseinheit im bayer. Hypo— 
thekengeſetze betreffen: ſie ſprechen aber ſogar direkt 
für die hier vorgetragene Meinung, weil ſie ſonſt die 
Verletzung der Beweisregeln durch den vom Amts— 
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gericht und Landgericht ſeitens des Bräuers verlangten hatte ſchon einmal im Jahre 1904 das Amtsgericht er⸗ 


Nachweis hätten rügen müſſen). Was nun dem 
Bräuer Recht iſt, muß den Finanzbehörden billig ſein; 
die hier angefochtene Entſcheidung des Landgerichts 
München I ſchafft aber bei gleicher Grundlage ver⸗ 
ſchiedenes Recht für den Privatmann und den Staat; 
wenn die Staatskaſſe die Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek verlangen darf, wenn ſie die Eintragung 
aber nur ſoweit verlangen darf, daß der Wert der 
Grundſtücke den zweifachen Betrag des zu ſichernden 
Betrags erreicht, ſo iſt die logiſche Schlußforderung 
doch allein die, daß die Staatskaſſe, die dieſes Recht 
der Eintragung geltend macht, auch den Nachweis der 
Nichtüberſchreitung der doppelten Deckung ihres An- 
ſpruchs liefert; dem ſteht auch der Hinweis auf 8 11 
des HypG. nicht entgegen, wenn er angeſichts der 
nunmehrigen geſetzlichen Regelung überhaupt noch 
als maßgebend erachtet werden könnte, da auch hier 
in letzter Linie der Beweis den Gläubiger treffen 
würde. 

Das Verfahren endlich, das Art. 123 den Finanz⸗ 
behörden aufbürdet, iſt durchaus nicht ſo umſtändlich, 
als es ſcheinen möchte. Die Finanzbehörde kann ſich 
von den amtlichen Schätzleuten ohne weiteres eine 
Schätzung anfertigen laſſen; ſie kann auch von Art. 87 
AG. z. BGB. Gebrauch machen; denn die bei Meikel 
(AG.) vertretene Anſicht, daß der Gläubiger kein 
Recht hierauf hat, iſt unrichtig und ſteht auch mit der 
noch geltenden Inſtruktion für die Schätzungen und 
Schätzmänner in Hypothekenſachen vom 13. März 1823 
in Widerſpruch. 

Wie ich nachträglich ſehe, war die Frage bereits 
Gegenſtand einer Abhandlung in den „Blättern für 
das bayer. Finanzweſen“ 1902 S. 129 ff. und einer 
dort mitgeteilten Entſcheidung des Landgerichts 
Aſchaffenburg (S. 298), welche beide den hier bekämpften 
Standpunkt vertreten. Beide Mitteilungen gründen 
ſich auf die Motive zum AG.; es muß aber auch von 
dieſen zugegeben werden, daß Direktiven zur Be— 
handlung nicht gegeben ſind. Unter Betonung der 
angegebenen Verfahrens- und Beweisgrundſätze und 
unter Hinweis auf den Art. 14 des AG. halte ich die 
gegenteilige Anſicht nicht für begründet. Es iſt doch 
auch für das Rentamt eine glatte Erledigung durch 
Beibringung des erforderlichen Nachweiſes ſeinerſeits 
angezeigt und erwünſcht; denn wenn der Schuldner 
die Erſtreckung der Eintragung anficht, ſo ergeben ſich 


für das Rentamt Weiterungen, denen es auch durch 


vermeintliche „tunlichſte Einſchränkung der Sicherungs⸗ 
anſprüche“ nicht auskommt. 
Bankdirektor Bonſchab in München. 


Nechtshilfe gegenüber den Vorſtänden der Berufs: 
genoſſenſchaften. 1. Die Vorſtände der Beruf: 
genoſſenſchaften ſind zum Erſuchen um 
eidliche Vernehmung von Zeugen nicht be⸗ 
fugt; um unbeeidigte Vernehmung von Zeugen 
können ſie erſuchen. 2. Schiedsgerichte und 
das Reichsverſicherungsamt können auch 
um eidliche Vernehmungen erſuchen. 3. Die 
Beſchwerde gegen Verweigerung der eid— 
lichen Zeugenvernehmung auf Erſuchen 
der Genoſſenſchaftsvorſtände iſt nicht 
Dienſtaufſichtsbeſchwerde, ſondern ana— 
log der des 8 160 GVG. zu behandeln. 

Ein Sektionsvorſtand einer Berufsgenoſſenſchaft 


| 
| 
| 


| 
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ſucht, einen Unfallszeugen unter Eid zu vernehmen. 
Das Amtsgericht hatte damals zunächſt das Erſuchen 
abgelehnt, inſoweit es auf Beeidigung gerichtet war, 
und ausgeführt: 

Es handelt ſich um das Erſuchen eines Sektions⸗ 
vorſtands (88 144, 42 Gew G.); die Sache befindet 
ſich im Feſtſtellungsverfahren, nicht im Schiedsver⸗ 
fahren; daraus iſt allgemein die Zuſtändigkeit des 
Sektionsvorſtands zum Erſuchen an das Gericht her— 
zuleiten. Das Erſuchen hat ſich jedoch auf den 
Vollzug des GewuVG. zu beſchränken. Zum 
Vollzug dieſes Geſetzes gehört nun zwar im Felt: 
ſtellungsverfahren die Aufklärung des Unfalls in ob⸗ 
jektiver wie in ſubjektiver Richtung; dieſe Aufklärung 
erfolgt aber nicht in den Formen der ZPO., ſondern 
in den Formen des Verwaltungsverfahrens (8 64 
GewüUVG.). Die zivilprozeſſualen Formen ſind erſt 
dem auf Berufung gegen den Beſcheid folgenden ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahren vorbehalten und insbeſondere 
die hier in Anſpruch genommene Amtshandlung der 
Zeugenvernehmung unter Eid ſieht die Kaiſerl. VO. 
vom 22. November 1900 (8 17 Abſ. 3 letzter Satz) für 
den Vorſitzenden des Schiedsgerichtes vor, ohne daß 
die gleiche Befugnis im Feſtſtellungsverfahren dem 
Sektionsvorſtand eingeräumt wäre. Der Ausdruck 
„Berufung“ (gegen den Vorſtandsbeſcheid) iſt nicht 
ſtreng prozeſſual aufzufaſſen, ſo daß etwa das durch 
den Beſcheid abgeſchloſſene Feſtſtellungsverfahren 
gegenüber dem ſchiedsgerichtlichen Verfahren als erſt⸗ 
inſtanzielles Verfahren zu gelten hätte, in dem Sinne, 
daß auf erſteres die für das ſchiedsgerichtliche Ver⸗ 
fahren erlaſſenen prozeſſualen Beſtimmungen analog 
anzuwenden wären. Gegen eine ſolche Handhabung 
zivilprozeſſualer Formen im Feſtſtellungsverfahren 
durch den Berufsgenoſſenſchafts- oder Sektionsvorſtand 
ſpricht ſchon der Umſtand, daß der Sektionsvorſtand 
Organ der Berufsgenoſſenſchaft und die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt ja Partei iſt. 

Der Sektionsvorſtand gab damals auf die ſo 
begründete teilweiſe Ablehnung ſeines Erſuchens hin 
eine Vorſtellung mit Eventualbeſchwerde ab, worin 
er hervorhob, daß ſämtliche bisher (Auguſt 1904) zu 
dem gleichen Zwecke angegangenen Amtsgerichte — 
nomina sunt odiosa — anſtandslos dem Erſuchen um 
eidliche Vernehmung von Zeugen ſtattgegeben hätten, 
und legte zum Belege dafür, daß die Frage zum min— 
deſten zweifelhaft ſei und auch tatſächlich von einzel— 
nen höheren Inſtanzen zugunſten der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften ſchon entſchieden worden ſei, vollſtändige 
Beſchwerdeakten in Abſchrift bei; dieſe enthielten ſo⸗ 
gar die internen, zum Teil dienſtaufſichtlichen Zwiſchen⸗ 
verfügungen! 

Das ausweislich der Beſchwerdeakten mit dem 
gleichen Erſuchen um eidliche Zeugenvernehmung 
ſeitens eines Sektionsvorſtandes angegangene preußiſche 
Amtsgericht R. hat bezüglich der Ablehnung eid— 
licher Vernehmung ſchon 1901 die Grundfrage auf— 
geworfen, ob der Sektionsvorſtand berechtigt iſt, ſelbſt 
Zeugen eidlich zu vernehmen; es kam zur Ver— 
neinung der Frage und folgerte: iſt er hiezu ſelbſt 
nicht berechtigt, ſo kann er auch ein Erſuchen an das 
Amtsgericht um eidliche Vernehmung von Zeugen 
nicht ſtellen. Der damalige Sektionsvorſtand führte 
daraufhin aus: Nach SS 73 und 75 Gew G. muß 
dem Rentenantragſteller ein berufungsfähiger Beſcheid 
erteilt werden; wenn über die einzelnen Umſtände die 
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widerſprechendſten Angaben vorliegen, jo kann ein 
folder Beſcheid nicht erteilt werden, wenn eine Ent⸗ 
ſcheidung auf Grund eidlicher Einvernehmung nicht 
möglich gemacht wird; bisher iſt eine namentlich 
aufgeführte Reihe von [— ſchleſiſchen —] Amtsgerichten 
ohne weiteres dem Erſuchen um eidliche Vernehmung 
von Zeugen nachgekommen (Handbuch der UnfVerſ. 
II. Teil S. 432/33 wurde angeführt). Das Amtsgericht 
R. beharrte trotz dieſer Vorſtellung auf ſeinem Stand⸗ 
punkt, ſoweit er bier intereſſiert. Der Sektionsvor⸗ 
ſtand beſchwerte ſich bei dem Präſidenten des preußi— 
ſchen Oberlandesgerichts B., welcher die Beſchwerde 
an den Präſidenten des Landgerichts R. leitete. Dieſer 
erachtete den Standpunkt des Amtsgerichts als ver⸗ 
fehlt hinſichtlich der von dieſem geſtellten Prinzipien⸗ 
frage, da doch ſ. E. Rechtshilfe begrifflich die Ge⸗ 
währung deſſen bedeute, was der Erſuchende ſich ſelbſt 
nicht leiſten könne; eben weil der Sektionsvorſtand 
Zeugen eidlich nicht vernehmen könne, er ſuche er 
darum das Amtsgericht. Die Pflicht der Rechtshilfe 
liege nun nach $ 144 Gewll VG. uneingeſchränkt allen 
Behörden ob, ſomit auch den Gerichten; die Rechtshilfe 
erſtrecke ſich insbeſondere auf Zeugenvernehmung, 
8 144 U J. c. behandle ausdrücklich die Erſatzpflicht der 
Genoſſenſchaften bzl. der Zeugengebühren; ſei aber 
die Zeugenvernehmung an ſich zu leiſten, ſo ſei auch 
die eidliche Zeugenvernehmung vorzunehmen, wenn 
der Vorſtand der Genoſſenſchaft dies für erforderlich 
halte. Der Präſident des Landgerichts erachtete dem⸗ 
nach die Beſchwerde für begründet, erachtete ſie aber 
für eine Dienſtaufſichtsbeſchwerde, weil ſich § 160 
GVG. nur auf gegenſeitige Rechtshilfe der Gerichte 
beziehe und deshalb im gegebenen Falle nicht zutreffe. 

Auch der Präſident des Oberlandesgerichts er— 
achtete die Beſchwerde als begründet, ſeinerſeits aber 
unter Hinweis auf RE. Bd. 33 S. 423 nicht als Dienft- 
aufſichtsbeſchwerde, ſondern als Beſchwerde analog 
dem $ 160 GVG: er glaubte jedoch, daß der Richter des 
Amtsgerichts R. einer rechtlichen Klarlegung zugäng— 
lich ſein werde. Weil aber dieſer Richter in dem hier 
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allein in der Lage wäre, eidliche Vernehmungen von 
Zeugen zu betätigen, womit eine ebenſo unnötige wie 
unliebſame Verſchleppung und Verteuerung des Rechts⸗ 
verfahrens verbunden wäre. Der beim Einlauf dieſer 
Vorſtellung als Stellvertreter tätige Richter gab ihr 
durch beeidigte Vernehmung der Zeugen ſtatt. 

Neuerdings kam wiederum ein Antrag des gleichen 
Sektionsvorſtandes um eidliche Vernehmung von Zeugen 
beim gleichen Gerichte zur Verbeſcheidung; der An⸗ 
trag wurde, inſoweit er auf eidliche Vernehmung 
gerichtet war, wieder abgelehnt mit der Begründung, 
daß die Sektionsvorſtände zur eidlichen Vernehmung 
von Zeugen ſelbſt nicht ermächtigt und deshalb auch 
nicht befugt ſeien, im Wege der Rechtshilfe mittels 
Erſuchens an ein Amtsgericht die eidliche Vernehmung 
von Zeugen herbeizuführen; diesmal konnte die Ab⸗ 
lehnung Bezug nehmen auf die inzwiſchen erſchienene 
3. Auflage von Delius-Böhm, Handbuch des Rechts- 
hilfeverfahrens S. 71 und eine im Recht 1903 S. 319 
Nr. 17777 abgedruckte Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts Colmar I. ZS. vom 14. April 1903. Die 
Bereitwilligkeit zur uneidlichen Vernehmung der Zeugen 
wurde ausdrücklich ausgeſprochen. 

Der Sektionsvorſtand wiederholte ſeinen Antrag 
auf beeidigte Vernehmung unter Eventualbeſchwerde 
und unter Beilegung der Vorakten ſowie der Beilagen 
zur damaligen Gegenausführung, auf Grund deren 
ſich das Amtsgericht doch im früheren Falle bereit 
erklärt habe, die eidliche Vernehmung der Zeugen zu 
betätigen. 

Der Vorſtellung wurde diesmal nicht wieder 
entſprochen, ſondern die Akten wurden entſprechend 


dem Eventualantrag dem örtlich zuſtändigen Ober— 


intereſſierenden Teil der rechtlichen Klarlegung nicht 
zugänglich war, wies der I. 3S. des Oberlandes⸗ 


gerichts B. mit Beſchluß vom 28. November 1901 das 


Amtsgericht R. an, das Erſuchen im vollen Umfang, 


auch ſoweit es die Beeidigung des Zeugen betrifft, 
zu erledigen. „Die Pflicht hiezu folgt aus 8 144 


GewuvVG. vom 30. Juni 1900 (RGBl. 585), welcher 


ſeinen klaren Zweck verfehlen würde, wenn er ſich 
nicht auch auf die eidliche Zeugenvernebmung erſtreckte.“ 

Unter Bezugnahme auf die Beſchwerdeakten und 
den erwähnten Beſchluß führte ſodann der Sektions— 
vorſtand bei dem Erſuchen vom Jahre 1904 weiter 
aus: 

Wenn Schon der Wortlaut des 8 144 Gewll VG. 
der diesſeitigen Auffaſſung nicht entgegenſteht, ſo 
ſprechen auch wichtige Billigkeitsgründe dafür, daß 
den Berufsgenoſſenſchaften nicht die Möglichkeit ent— 
zogen werde, ſchon in der erſten Inſtanz einwandfreie 
Beweiſe und damit genügende Unterlagen für ihre 
Entſcheidungen zu beſchaffen. Im andern Falle wären 
ſie gezwungen, da es ſich hier um vermögens— 
rechtlich ſchwer ins Gewicht fallende Entſcheidungen 
handle. in zweifelhaften Fällen nur deswegen einen 
abweiſenden Beſcheid zu erteilen, weil es ihnen eben 
nicht möglich war, die Sache zweifelfrei aufzu— 
klären. Die Entſcheidung müßte dann immer in 
die höhere Inſtanz verlegt werden, welche ihrerſeits 


landesgerichte München vorgelegt von dem Stand— 
punkte ausgehend, daß es ſich, weil eine richterliche Hand— 
lung im Rechtshilfeverfahren abgelehnt fei, nicht um 
eine Dienſtaufſichtsbeſchwerde ſondern um eine Be— 
ſchwerde analog dem 8 160 GVG. handle. Es wurde 
die Erklärung beigefügt, daß die in den angezogenen 
Präzedenzfall gemachten Vorſtellungen Material für 
die Geſetzgebung ſein möchten, die Entſcheidung auf 
Grund des geltenden Rechtes aber nicht beeinfluſſen 
könnten. 

Der J. 35. des Oberlandesgerichts München hat 
am 19. November 1906 die Beſchwerde abgewieſen.) 


Gründe: In analoger Anwendung von 88 158 ff., 
160 GVG. hat über die Berechtigung zur Ablehnung 
des Erſuchens das Oberlandesgericht zu entſcheiden, 
zu deſſen Bezirk das erſuchte Gericht gehört (RGE. 
Bd. 33 S. 423, Böhm-Delius, Handbuch des Rechts- 
hilfeverfahrens Aufl. 3 S. 71, insbeſ. Anm. 21f.). Hier 
handelt es ſich um ein Erſuchen des Sektionsvorſtandes 
im Sinne des § 144 GewllVG., nicht aber um ein 
Erſuchen des Schiedsgerichts. Das GewllVG. enthält 
keine Beſtimmung, wonach im Feſtſtellungsverfahren 
gemäß SS 63 ff. Zeugen eidlich zu vernehmen wären, 
insbeſondere ermächtigt es die Vorſtände der Berufs— 
genoſſenſchaften nicht zur eidlichen Abhörung von 
Zeugen. Der Geſetzgeber hätte, wenn er die Verneh— 
mung von Zeugen und Sachverſtändigen unter Eides— 
zwang während des Feſtſtellungsverfahrens gewollt 
hätte, um ſo mehr Anlaß gehabt, dieſen ſeinen Willen 
unzweideutig auszuſprechen, als er für das ſchieds— 

1) Anm. d. Herausgebers. Wir haben dieſe 
im „Erwägungsſtile“ abgefaßte Entſcheidung ins 
Deutſche übertragen. Wann werden ſich unſere Ober— 
gerichte endlich entſchließen, zu einer natürlichen Schreib— 
weiſe zurückzukehren? 


richterliche Verfahren die Zuläſſigkeit der eidlichen 
Vernehmung ausdrücklich anerkannt hat (vgl. Kaiſerl. 
VO. vom 22. November 1900 betreffend das Verfahren 
vor den Schiedsgerichten für Arbeiterverſicherung 
55 17, 18). Sohin hat das Amtsgericht mit Recht 
ie Beeidigung der Zeugen im gegenwärtigen Stadium 
des Verfahrens abgelehnt, da ſie im Sinne des 
8 1591 GVG. verboten iſt (vgl. Delius⸗Böhm 1. c. 
S. 71, Entſch. des OLG. Colmar vom 14. April 1903 
im „Recht“ 1903 S. 319, Entſch. des OLG. Nürnberg 
vom 4. Oktober 1892, abgedruckt in Böhm's Zeitſchrift 
für internationales Privat- und Strafrecht Bd. III 
S. 175/180, insbeſ. S. 177). 

Die materielle Entſcheidung ſollte zum mindeſten 
den § 144 GewllVG. als Verbindungsglied zwiſchen 
§ 63 ff. Gew VG. und 8 1591 GVG. ganz beſonders 
betonen, wenn nicht überhaupt auf §8 63 ff. und 144 
GewllVG. allein unter Weglaſſung des 8 1591 GVG. 
ſich ſtützen. Daraus, daß es ſich in formeller Rich⸗ 
tung mangels jeglicher anderweitiger Beſtimmungen 
um analoge Anwendung des $ 160 GVG. handelt, 
folgt noch nicht mit Notwendigkeit, daß auch für die 
materielle Entſcheidung die Beſtimmungen des 13. Ti⸗ 
tels des GVG. und nicht vielmehr die beſchränkten 
Beſtimmungen eines Spezialgeſetzes (im Gegenſatz 
zum GWG.) Anwendung zu finden haben. 


Das Recht auf Erſuchen der Gerichte um eidliche 


Zeugenvernehmung hat und beanſprucht der Vorſtand 
nicht auf Grund der allgemeinen Vorausſetzungen des 
13. Titels des GVG., denn er iſt kein Gericht und 
kein gerichtlicher Organismus. Wenn er alſo das 
beanſpruchte Recht überhaupt hat, ſo baut es ſich 
materiell nicht auf dem GVG. auf, iſt alſo nicht — 
wenigſtens nicht mit Notwendigkeit aus den 
materiellen Beſtimmungen des Titels 13 GVG. zu 
beurteilen. 

Der Berufs⸗Genoſſenſchafts⸗Vorſtand hat denn 
auch das beanſpruchte Recht auf Grund und im Rahmen 
des $ 144 Gew G. „im Vollzug dieſes Geſetzes“. 
Soweit er alſo am Vollzug des Gew VG. Anteil hat, 
kann er die Gerichte um Vornahme der in ſeiner Zu— 
ſtändigkeit liegenden Vollzugshandlungen erſuchen. 

Im Vollzug des Gew G. iſt aber der Berufs: 
Genoſſenſchafts⸗-Vorſtand in eigener Zuſtändigkeit 
nur im Feſtſtellungsverfahren § 63 ff. tätig; folglich 
kann er nur im Umfang ſeiner eigenen Zuſtändig— 
keit im Feſtſtellungsverfahren die Gerichte erſuchen. 

Im Rahmen ſeiner perſönlichen Zuſtändigkeit 
liegt aber nicht die eidliche Vernehmung von Zeugen 
im Feſtſtellungsverfahren (arg. Kaiſerl. VO. § 17, 18); 
deshalb iſt er auch nicht zu einem derartigen Erſuchen 
an das Gericht aus $ 144 Gewu VG. befugt. 

Das Gericht iſt aus dem gleichen $ 144 berechtigt 
ein ſolches Erſuchen abzulehnen. Das widerſpricht 
nun allerdings den Grundſätzen des Rechtshilfever— 
fahrens nach Titel 13 GG.; aber wir haben es 
eben auch mit einem ſolchen materiell nicht zu tun, 
wenn nicht von einer ganz fern liegenden, alle Grund— 
ſätze preisgebenden Analogie geſprochen werden will. 

Der erſuchende Teil iſt kein Gericht; damit fällt 
auch die nach dem Rechtshilfeverfahren nach Titel 13 
GG. für den erſuchenden Teil begründete Vermutung 
der ſachlichen Zuſtändigkeit ſelbſt weg und es erübrigt 
dem erſuchten Gerichte ihre Nachprüfung; denn außer— 
halb des Titels 13 GVG. ſtehende Geſetze find bezügl. 
der ſachlichen Zuſtändigkeit des Erſuchenden für den 
erſuchenden Teil ebenſo geſchrieben, wie für den er— 
ſuchten; letzterer würde ſich der Geſetzesverletzung 
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des erſuchenden Teils mitſchuldig machen, wenn er 
nicht auf Grund des für beide Teile gleich verbind⸗ 
lichen Geſetzes den erſuchenden Teil eben durch Ab⸗ 
lehnung der zugemuteten Mitübertretung in den Rahmen 
des Geſetzes zurückweiſen würde. 

Dieſe allgemeine Erwägung wird getragen durch 
den Wortlaut des $ 144 Gew VG,, und zwar in einer 
doppelten Beziehung: 

1. Der Ausdruck „Rechtshilfe“ iſt ſtreng und 
offenbar gefliſſentlich vermieden, zweifellos wegen 
ſeines durch Titel 13 GVG. geſchaffenen engeren 
Sinnes; es ſollen eben die materiellen Grundſätze 
der Rechtshilfe im engeren Sinne nach Titel 13 GVG. 
keine Anwendung finden; $ 144 GewllVG. ſoll für 


beide Teile verbindlich ſein und Nachprüfung offen 


fallen; n 
2. Die Abfaſſung des § 144 GewllVG. iſt nicht in 
Form einer „Berechtigungsnorm für den Erſuchenden 
im Vollzug des Geſetzes“, ſondern in Form einer 
„Verpflichtungsnorm für den Erſuchten im Vollzuge 
des Geſetzes“ erfolgt; hierdurch iſt doch wohl zum 
are gebracht, daß dem Erſuchten die Nachprüfung 
zuſteht. 

Die Ablehnungsbefugnis des Gerichts iſt alſo 
unmittelbar wohl im $ 144 Gew VG. ſelbſt begründet; 
eine Berufung auf 8 1591 GVG. iſt gar nicht not⸗ 
wendig. Eine ſolche Berufung auf 8 159 1 GWG. iſt 
wohl in entfernter Analogie noch angängig, wenn man 
ſagt: die verlangte Zuwiderhandlung gegen den auch 
das Gericht bindenden $ 144 GewuVG macht die vor⸗ 
zunehmende Handlung für das Gericht zu einer ver⸗ 
botenen im Sinne des § 15911 GG.; unmittelbar 
und objektiv verboten iſt die vorzunehmende Beeidigung 
für das Gericht aber ſicherlich nicht. 

Die Hereinziehung des 8 1591 GWG. iſt ſohin 
unnötig; ohne entſprechende Betonung des 8 144 
Gew VG. iſt fie außerdem unzulänglich. Die der Be⸗ 
ſchwerdeentſcheidung unterſtellte Frage hätte ſohin an 
ſich zu lauten: „Iſt der Vorſtand zu dem Erſuchen 
berechtigt?“, nicht — oder doch nicht in erſter Linie —: 
„Sit das Gericht zur Ablehnung des Erſuchens be: 
rechtigt?“ Nur inſofern als ſich die Beſchwerde aus 
formellen Gründen (8 160 GVG.) gegen das Gericht 
richtet, tritt nach den Grundſätzen der Logik die zweite 
Frage in den Vordergrund. 

Amtsrichter Eibecker in Deggendorf. 


Argliſtiges Verſchweigen eines Nichthanptmangels 
beim Viehkauf. Die Ausführungen Meisners in 
Nr. 24 dieſer Zeitſchrift, Ihrg. 1906 S. 469 ff., ver⸗ 
anlaſſen mich zu einer kurzen Erwiderung. 

1. Meisner hält den von mir aufgeſtellten 
Satz: „Der Verkäufer haftet für Nichthauptmängel 
nicht, er iſt deshalb auch nicht verpflichtet, etwa 
vorhandene Nichthauptmängel dem Käufer zu offen⸗ 
baren. Verſchweigt der Verkäufer beim Handel 
einen Nichthauptmangel, ſo handelt er nicht arg— 
liſtig im Sinne des Geſetzes“, für bedenklich, zum 
mindeſten aber geeignet, irre zu führen. Insbe⸗ 
ſondere ſei der von mir aufgeſtellte Satz unrichtig, 
daß im Viehhandel argliſtiges Verſchweigen nur 
bezüglich der Hauptmängel begangen werden könne. 
Auch bleibe ich mir ſelbſt nicht treu, weil ich 
zugebe, daß eine Täuſchung unter Umſtänden auch 
durch argliſtiges Verſchweigen verübt werden könne, 
während ich kurz zuvor die Behauptung aufſtelle: 


„Argliſtiges Verſchweigen kann im Viehhandel nur 
bezüglich der Hauptmängel begangen werden.“ 

Ich muß gegenüber den Ausführungen Meisners 
den von mir im 2. Jahrgang dieſer Zeitſchrift Nr. 22 
S. 436 ff. vertretenen Standpunkt voll ſtändig aufrecht 
erhalten. Meisner ſelbſt führt S. 470 J. c. aus: 
„Wird ein Mangel argliſtig verſchwiegen, der nicht 
zu den Hauptmängeln gehört und deſſen Abweſenheit 
auch nicht zugeſichert wurde, dann iſt allerdings 
das argliſtige Verſchweigen für die Haf- 
tung des Verkäufers aus dem Kaufvertrag 
vollſtändig belanglos.“ 

Es iſt alſo Meisner mit mir der Anſicht, daß 
das argliſtige Verſchweigen eines Nichthauptmangels 
belanglos iſt, daß es nicht geeignet iſt, 
Rechtsfolgen zu erzeugen. Wenn das letztere 
der Fall iſt, dann iſt es doch auch vollſtändig korrekt 
zu ſagen: 

Argliſtiges Verſchweigen eines Nichthauptmangels 
gibt es nicht, oder, Verſchweigen eines Nichthaupt⸗ 
mangels iſt nicht argliſtiges Verſchweigen im Sinne 
des Geſetzes, denn an das argliſtige Verſchweigen 
eines Nichthauptmangels find keine Rechtsfolgen ge: 
knüpft. Ich betone das insbeſondere auch gegenüber den 
Ausführungen Krückmanns in Nr. 2 S. 29 Jahrg. 1907 
dieſer Zeitſchrift, welche mir erſt nach Vollendung 
dieſes Aufſatzes zugegangen iſt. Es handelt ſich hier 
durchaus nicht um eine unrichtige theoretiſche 
Formulierung meinerſeits: rein theoretiſch iſt 
ſelbſtverſtändlich Argliſt immer Argliſt; rein prak- 
tiſch, de lege lata, iſt das aber anders: In dem einen 
Fall ſind an das argliſtige Verſchweigen Rechtsfolgen 
geknüpft, fo z. B. wenn es ſich um das argliſtige Ver: 
ſchweigen von Hauptmängeln handelt; in dem 
andern Fall wenn es ſich um das argliſtige Ver⸗ 
ſchweigen von Nichthauptmängeln handelt, ſind an 
das argliſtige Verſchweigen eben keine Rechtsfolgen 
geknüpft. Das Verſchweigen tft nicht argliſtig im Sinne 
des Geſetzes. Der Nachdruck liegt auf den letzten 
Worten: „Im Sinne des Geſetzes.“ 

Rechtsfolgen erzeugt nur das argliſtige Ver- 
ſchweigen eines Hauptmangels. 

Daß argliſtiges Verſchweigen nicht bloß bei einem 
Hauptmangel, ſondern auch bezüglich einer zuge— 
ſicherten Eigenſchaft begangen werden kann und 
entſprechende Rechtsfolgen äußert, darin ſtimme ich 
ſelbſtverſtändlich Meisner bei. 


Ich habe das auch in der 3. Auflage meines 
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Viehkauf J. c. S. 44 ff. verweiſen, wo ich dieſe Frage 
behandelt habe. 

2. Wenn dann Meisner weiter ausführt, daß 
ich mir widerſpreche, weil ich zugebe, daß eine 
Täuſchung unter Umſtänden auch durch argliſtiges 
Verſchweigen verübt werden könne, während ich den 
Satz aufſtelle: „argliſtiges Verſchweigen kann im 
Viehhandel nur bezüglich der Hauptmängel begangen 
werden“, ſo kann ich ihm auch in dieſem Punkte nicht 
recht geben. 

Ich habe auf Seite 437 unter IV meines Auf⸗ 
ſatzes ausdrücklich bemerkt: „Die Täuſchung kann auch 
durch argliſtiges Verſchweigen verübt werden. Es 
kommt eben immer auf die Umſtände des einzelnen 
Falles an.“ Es handelt ſich eben dann in einem der⸗ 
artigen Falle nicht mehr um ein argliſtiges Ver⸗ 
ſchweigen im techniſchen Sinne, ſondern um 
eine argliſtige Täuſchung, deren Erforderniſſe 
nach meinen Ausführungen eben größere ſind als 
die des argliſtigen Verſchweigens. 

3. Die Anſicht, daß im Falle der Anfechtung 
eines Viehkaufes wegen argliſtiger Täuſchung der 
Käufer, welcher den Kaufpreis an den Per: 
käufer bereits bezahlt hat, nicht im Gerichts⸗ 
ſtand des §S 29 ZPO. klagen kann, gründet ſich auf 
die Entſcheidung des Reichsgerichts vom 25. Okt. 1901, 
abgedruckt in JW. 1901, Nr. 101—105 S. 864 ff. 
In dieſer Entſcheidung heißt es ausdrücklich: „In 
dieſem Falle (nämlich bei vorhandener Nichtigkeit 
eines Kaufvertrages) charakteriſiert ſich der Anſpruch 
des Käufers auf Rückzahlung des bereits bezahlten 
Kaufpreiſes als Anſpruch aus ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung nach 8 812 BGB. Der eigentliche Klage⸗ 
anſpruch wegen der Nichtigkeit des Vertrages iſt aber 
der Anſpruch auf Rückgewähr des sine causı gezahlten 
Kaufpreiſes. Die Verpflichtung zur Rückgewähr 
dieſes Kaufpreiſes bildet die ſtreitige Verpflichtung 
im Sinne des $ 29 ZPO. Dieſe Verpflichtung iſt 
nach 8 269 BGB. im Zweifel am Wohnſitz des 
Schuldners zur Zeit ihrer Entſtehung zu erfüllen.“ 

Daß auch die Anfechtungsklage des 8 123 BGB. 


im Gerichtsſtand des 8 29 ZPO. erhoben werden 


„Viehkauf nach dem BGB.“ 1904, S. 39 ff. bereits 


erwähnt. 

Rechtsfolgen endlich erzeugt nur die arg— 
liſtige Täuſchung über einen Nichthauptmangel. 

Daß auch argliſtige Täuſchung über einen 
Hauptmangel oder über eine zugeſicherte Eigenſchaft 
Rechtsfolgen äußert, brauche ich nicht weiter auszu— 
führen. 

Es iſt mir wichtig, zu konſtatieren, daß auch 
Meisner den Standpunkt vertritt, daß der Verkäufer 
bei argliſtigem Verſchweigen eines Nichthauptmangels 
aus dem Kaufvertrag nicht in Anſpruch ge— 
nommen werden kann, daß der Käufer nur dann gegen 
den Verkäufer mit Erfolg vorgehen kann, wenn eine 
argliſtige Täuſchung vorliegt, wenn alſo die 
Vorausſetzungen des S 123 BGB. gegeben find. Daß 
der Käufer auch den Schadenserſatzanſpruch gemäß 
§ 823 BGB. hat, auch darin ſtimme ich Meisner 
bei. Ich kann auch in dieſem Punkt auf meinen 


— —— — . —̃ — 


kann, wenn der Käufer den Kaufpreis noch 
nicht bezahlt hat, darin ſtimme ich Meisner bei. 
Rechtsanwalt Dr. Stölzle in Kempten. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 

58 133, 157, 242 BGB. Der bierbezugspflich⸗ 
tige Wirt hat keine Verpflichtung, dem ihn 
wegen Verletzung der Bezugspflicht auf 
Schadenserſatz belangenden Brauer Auskunft 
über die Menge des anderweit bezogenen und 
verzapften Biers zugeben. Aus den Gründen: 
Der Beklagte beſchwert ſich über ſeine Verurteilung 
zur Auskunftserteilung über die Menge des in 
dem Anweſen Haus in S. während der Zeit vom 
1. Mai 1905 bis ſpäteſtens 23. November 1913 ver— 
zapften, nicht aus der klägeriſchen Brauerei in T. be— 
zogenen Bieres. Das OLG. hat die Auskunftspflicht 
des Beklagten für die Zeit vom 1. Mai bis zum 1. Ok— 
tober 1905 aus dem Vertrage zwiſchen ihm und der 
Klägerin entnommen, wonach er perſönlicher Schuldner 


der Klägerin fei, und hat hierzu ausgeführt: „Eine 
Auskunftspflicht ſei allerdings im Vertrage nicht be⸗ 
ſtimmt. Allein ſie ergebe ſich aus den Geſichtspunkten, 
von denen die SS 133, 157, 242 BGB. beherrſcht 
würden. Wenn der Gläubiger nach den vorliegenden 
Umſtänden im unklaren darüber ſei, was er zufolge 
ſeines Rechtes tatſächlich von dem Schuldner fordern 
dürfe, jo müſſe der Schuldner das Seinige zur Klar⸗ 
ſtellung beitragen. Darauf beruhe die Verpflichtung 
des § 260 BGB., auch ſei eine Auskunftspflicht des 
Schuldners ſeinem Gläubiger gegenüber in den 88 2011, 
2027, 2057, 2314 und 2362 BGB. feſtgeſetzt, einer 
rechtsähnlichen Anwendung ſtehe nichts im Wege, es 
ſei hierin überhaupt nur die Anwendung des zuvor 
ausgeſprochenen allgemeinen Rechtsgrundſatzes auf ge⸗ 
eignete Einzelfälle zu erblicken. Demnach müſſe der 
im Beſitze der Wirtſchaft gebliebene Wirt, der den 
Bierabnahmevertrag verletzt habe, dem Bräuer Aus⸗ 
kunft über die Menge des anderwärts bezogenen und 
verzapften Bieres geben, ſo lange er dazu imſtande 
ſei.“ Dieſer Begründung iſt nicht beizutreten. Eine 
allgemeine Rechtspflicht des Schuldners zur Aus⸗ 
kunftserteilung und Rechnungslegung kennt das 
BGB. nicht, eine ſolche kann weder aus § 260 BGB., 
der ſich nur auf einen Inbegriff von Gegenſtänden 
bezieht, noch im Wege der Analogie aus den vom 
Berufungsrichter angerufenen Paragraphen des Erb— 
rechts hergeleitet werden, da dieſe Vorſchriften auf 
den beſonderen erbrechtlichen Verhältniſſen beruhen, 
die ſich von den auf Vertrag beruhenden perfön= 
lichen Schuldverhältniſſen weſentlich unterſcheiden. Für 
beſonders geartete vertragliche Rechtsverhältniſſe iſt 
durch ausdrückliche geſetzliche Vorſchrift eine gewiſſe 
Auskunftspflicht des einen Teiles gegenüber dem an— 
deren Teile vorgeſehen z. B. in den §§ 91 und 65 des 
HGB., und es mag zugegeben werden, daß in 
ähnlich liegenden, geſetzlich in dieſer Beziehung nicht 
ausdrücklich geregelten Fällen mit Hilfe der §§ 133, 
157 und 242 BGB. eine Auskunftspflicht hergeſtellt 
werden kann. Allein hier handelt es ſich nur um 
einen Schadenserſatzanſpruch wegen Vertragsverletzung; 
die Klägerin behauptet, der Beklagte habe den angeb— 
lich zwiſchen ihnen beſtandenen Vertrag dadurch ver— 
letzt und ſie geſchädigt, weil er nicht ſeinen geſamten 
Jahresbraunbierbedarf aus ihrer Brauerei bezogen 
habe, ſie iſt auch in der Lage, durch Anwendung der 
geſetzlich zuläſſigen Beweismittel den ihr bezüglich der 
Höhe des Schadens obliegenden Beweis ſoweit zu er— 
bringen, daß das Gericht den Schaden in Anwendung 
des S 287 ZPO. bemeſſen kann. Bei dieſer Sachlage 
hätte es eines beſonderen Vorbringens und einer 
näheren Begründung bedurft, um aus den erwähnten 
Beſtimmungen des BGB. eine Auskunftspflicht des 
Beklagten herzuleiten. Die Annahme des Os G., Be⸗ 
klagter ſei als perſönlicher Schuldner für die Zeit 
vom 1. Mai bis 1. Oktober 1905 auskunftspflichtig, 
iſt ſonach unhaltbar. Aber auch die dingliche Haf- 
tung des Beklagten aus der Sicherungshypothek von 
6000 Mk.) kann die Verurteilung zur Auskunftserteilung 
nicht rechtfertigen. Das OLG. hat zur Begründung 
ſeiner gegenteiligen Anſicht ausgeſprochen, daß die 
dingliche Haftung nicht durchaus jede perſönliche Ver— 
pflichtung ausſchließe. Daraus folgt aber keineswegs, 
daß, ſoweit der Befriedigung des Gläubigers eine 
Klarſtellung des Anſpruchs vorauszugehen habe, hier— 
bei der Eigentümer des Grundſtücks als deſſen Ver— 
treter mitzuwirken habe. Wie hervorgehoben, kennt 
das BGB. eine allgemeine Rechtspflicht zur Aus— 
kunftserteilung und Rechnungslegung nicht, es hat 
ſolche nur für ganz beſtimmte Fälle vorgeſehen, deren 


1) Der frühere Eigentümer der Wirtſchaft hatte dieſe Siche- 
rungshypothek für etwaige Anſprüche der Klägerin aus dem mit ihr 
geſchloſſenen Bierlieferungsvertrage beſtellt. Der Beklagte war bei 
Uebernahme der Wirtſchaft nur in die dingliche Haftung für die 
Hypothek eingetreten. 
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Natur die Anordnung der Auskunftspflicht rechtfertigt, 
nicht aber auch für den bloß dinglich Verpflichteten 
aus einer Sicherungshypothek. Auch verwaltet Be⸗ 
klagter nicht die Wirtſchaft des Hypothekenbeſtellers, 
ondern betreibt ſeine eigene Wirtſchaft und kann 
jedenfalls für die Zeit ſeit dem 1. Oktober 1905 ſein 
Bier kaufen, wo er will, er iſt ſeitdem in Hinſicht des 
Bierbezugs der Klägerin gegenüber perſönlich nicht 
gebunden; die materiellrechtliche Unterlage der Siche⸗ 
rungshypothek bildet ein Schadenserſatzanſpruch der 
Hypothekengläubigerin, aber nur gegen den Hypotheken⸗ 
beſteller, nicht auch gegen Beklagten. Bei dieſer Sach⸗ 
lage bietet das Geſetz keine Handhabe für die in Rede 
ſtehende Auskunftspflicht des Beklagten. (Urteil des 
II. 3S. vom 27. Nov. 1906). 55 

812 — ge. 


II. 


5 326 B63. Die vom Verkäufer an den 
den Abruf weigernden Käufer gerichtete 
Aufforderung, hintereinander zu beziehen, 
andernfalls ſich Verkäufer genötigt ſehe, 
die Ware anderweitig zu verkaufen und 
den Käufer für die Differenz verantwortlich 
zu machen, iſt nicht Setzung einer Nachfriſt 
mit Anzeige der Wahl des Schadenserſatzes 
wegen Nichterfüllung, ſondern eine ver⸗ 
ſchärfte Mahnung. Ende November 1903 kaufte 
Beklagter von der Klägerin das Material zu 60 
weißen Kachelöfen zu 68 Mk. für den Ofen; mit der 
Lieferung war 14 Tage nach dem Vertragsabſchluß 
zu beginnen; von da ab war jede Woche mindeſtens 
eine Fuhre Material an Beklagten zu ſenden. Bis 
auf das Material zu 39 Oefen iſt der Vertrag erfüllt 
und die Zahlung geleiſtet und zwar am 20. Februar 
1904. Klägerin hat dem Beklagten das Material für 
die übrigen 39 Oefen angeboten und ihn auf Zahlung 
des Kaufpreiſes von 2652 Mk. nebſt 4% Zinſen ſeit 
dem Klagetage verklagt. Landgericht und Oberlandes⸗ 
gericht haben die Klage abgewieſen. Die Reviſion 
hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Am 31. März 1904 hat 
Klägerin beim Beklagten angefragt, wann er die 
übrigen Oefen abzunehmen gedenke. Am 20. April 
1904 ſchrieb Klägerin an den Beklagten: „Ich erſuche 
Sie nunmehr, hintereinander dieſe Oefen zu beziehen, 
andernfalls ich mich genötigt ſehe, ſolche anderweitig 
zu verkaufen und Sie für die Differenz verantwortlich 
zu machen“. In dem Brief vom 20. April 1904 
findet der Berufungsrichter zunächſt eine Friſtſetzung 
dahin gehend, hintereinander d. h. nach den im Kauf— 
vertrag beſtimmten Friſten abzunehmen. Dieſe Friſt- 
ſetzung ſei eine ſolche im Sinne des $ 326 BGB; denn 
der zweite Teil des Schreibens enthalte die Erklärung, 
daß nach Ablauf der Nachfriſt (der Berufungsrichter 
ſagt, „wenn Beklagter nicht fofort mit Abnahme 
gemäß Vertrag beginne“) die Annahme der Erfüllung 
abgelehnt werde; zugleich verbinde ſich mit dieſer 
Androhung die Anzeige, daß Klägerin Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlange. An dieſe Wahlanzeige 
erachtet der Berufungsrichter die Klägerin gebunden, 
ſo daß ſie nicht mehr, wie geſchehen, auf Erfüllung 
klagen könne (§ 326 Abſ. 1 BGB.). Dieſe Anſicht be⸗ 
ruht auf Rechtsirrtum. Zur Bewirkung der Leiſtung 


der Klägerin, deren Erfüllungsbereitſchaft nicht an— 


gezweifelt iſt, war eine Handlung des Beklagten, 
nämlich der Abruf erforderlich. Der Beklagte hat auf 
Mahnung nicht abgerufen. Deshalb geriet der Be— 
klagte allein ſchon durch das briefliche Angebot der 
Klägerin in Annahmeverzug, $ 295 BGB. Der An- 
nahmeverzug iſt Gläubigerverzug; er hat zur Folge. 
daß der Verkäufer den Selbſthilfeverkauf nach 8 373 
HGB. vornehmen darf und alsdann die Differenz als 
Kaufpreisreſt mit der Erfüllungsklage verlangen kann. 
Daß Schuldnerverzug vorliegt, auf welchen § 326 
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BGB. Anwendung zu finden hätte, iſt nirgends be- 
hauptet, vom Berufungsrichter auch nicht feſtgeſtellt. 
Das Schreiben vom 20. April 1904 hat daher nur 
die Bedeutung verſchärfter Mahnung zur Erfüllung 
d. h. zum Abruf (Urt. des II. ZS. vom 6. November 
1906, II 14206). — ge. 
811 
III. 


Zu 58 254, 266, 365, 437, 438, 765, 766 BGB. 
Die Uebernahme der Haftung für die Güte 
einer abgetretenen Hypothek iſt keine 
Bürgſchaft, ſie kann für längere Zeit hin⸗ 
aus vereinbart ſein und der Zedent wird 
nicht ſchon dadurch von ihr frei, daß dem 
Zeſſionar ein ungenügendes Zahlungs⸗ 
angebot vom Schuldner gemacht wird. 

Gründe: Mit Unrecht will der Reviſionskläger 
die beſtrittene Haftungsübernahme für die Güte der 
Hypothek als Bürgſchaft und daher ohne ſchriftliche 
Beurkundung als nichtig gemäß 8 766 BGB. erachtet 
wiſſen. Sie war vielmehr nur die Nebenabrede über 
Gewährleiſtung zu einem Vertrag, der ſich aus Hin⸗ 
gabe an Zahlungsſtatt und Kauf zuſammenſetzte, für 
den aber, wie der Vorderrichter mit Recht annimmt, 
Kaufgrundſätze zur Anwendung kamen. (SS 365, 437, 
438 BGB.). Dieſe Nebenabrede bedurfte der Nieder: 
ſchrift nicht und es iſt rechtsirrtümlich, ſie überhaupt 
als Bürgſchaft aufzufaſſen. Die SI 765 ff. BGB. haben 
nur die freiwillige und beſonders gefährliche Haftungs⸗ 
übernahme für rein fremde Schulden im Auge und 
wollen dieſe durch Anordnung der Schriftform ein- 
ſchränken oder doch mit gewiſſen Sicherungsvorſchriften 
umgeben, ſie denken aber nicht an Fälle, da jemand 
ſeine eigene, wenn auch vielleicht nur moraliſche 
Verkäufer⸗ oder Zahlerverbindlichkeit dem Geſetze 
gegenüber vertragsmäßig verſchärft ... (vgl. RG. 
61, 157). 

Richtig iſt, daß 8 365 BGB. inſoferne nicht ein⸗ 
ſchlägt, als er den Abtretenden nur zur Haftung 
wegen eines Mangels im Rechte ebenſo wie der 
§ 437 daſelbſt verpflichtet, aber zutreffend führt der 
Berufungsrichter aus, daß dies ebenſowenig wie die 


Vermutung des $ 438 hindert, daß der Empfänger | werden, weil ſie nur zur Verſchleppung der Sache 


einer Forderung vertragsmäßig ſich die Haftung des 
Abtretenden für deren Güte, und zwar nicht nur für 
die Zeit der Abtretung — wo im gegebenen Falle die 
Hypothek ja lange noch nicht fällig war — ſondern 
auch für weiterhinaus ausbedingt ... 

Nach SS 365, 437, 438 BGB. war der Vertrag 
ſeitens des Beklagten auch am 1. Oktober 1902 und 
ſpäter keineswegs vollſtändig erfüllt, der Beklagte 


mußte immer noch für volle Befriedigung der Klägerin ſächlich zu prüfen und zu entſcheiden (E. d. RG. Bd. 12 


mit 8000 Mk. haften und Sorge tragen und es iſt 
nicht rechtsirrtümlich, wenn die Vorderrichter darin 
keine Verletzung von Vertragspflicht, Treu und 
Glauben durch die Klägerin fanden, daß dieſe auf 
das ungenügende angebliche Zahlungsangebot ſeitens 
des Hauptſchuldners von 7000 Mk. oder 7500 Mk. 
weitere Schritte unterließ. Auch ein Mitverſchulden 
des Schadens im Sinne des § 254 kann darin nicht 
erblickt werden. Zu Teilleiſtungen iſt der Schuldner 


nach § 266 BGB. überhaupt nicht berechtigt. (Urt. 
des V. 35. vom 29. Dezember 1906, V 213 06). 
814 ——r. 


B. Strafſachen. 
I. 


Hehlerei der Ehefrau. Aus den Gründen: 
Zum Begriff des Anſichbringens im Sinne von 8259 
StGB. gehört ein auf gegenſeitiger Willensüberein— 
ſtimmung beruhender, freilich keinerlei bürgerlich-xecht— 
liche Vertragsbeziehungen erzeugender Erwerb der tat— 
ſächlichen Verfügungsgewalt zum Iwecke ihrer will— 
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kürlichen Ausübung, m. a. W., die durch Uebergabe 
und Empfang bewirkte Schaffung eines äußeren Ver⸗ 
hältniſſes zur Sache, das dem Empfänger ermöglicht, 
über ſie, wie über ſeine eigene Sache, d. h. für ſich, 
zu eigenen Zwecken, zu verfügen. Hiernach erfüllt 
nicht jede Aushändigung und Annahme das Merkmal 
des Anſichbringens, vielmehr kommt es auf die Willens⸗ 
richtung der Beteiligten und auf den tatſächlichen 
Erfolg an. Ueberantwortet ein Ehemann die von ihm 
mittels ſtrafbarer Handlungen erlangten Sachen an 
ſeine mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft lebende 
Ehefrau, ſo laſſen ſich ihr gegenüber aus der bloßen 
Tatſache, daß ſie das Ueberantwortete annimmt und 
im Haushalt verwendet oder zu künftiger derartiger 
Verwendung aufbewahrt, noch keine bündigen Folge⸗ 
rungen in der Richtung ziehen, ob eine Uebertragung 
der ganzen Verfügungsgewalt oder die 5 
einer Mitverfügungsgewalt beabſichtigt war und o 

ſpätere Verfügungen der Ehefrau als in Betätigung 
eigener Willensentſchließung oder als nur in Vertre- 
tung des Ehemannes geſchehend anzuſehen ſind. Wenn 
auch die in einer ehelichen Wohnung befindlichen 
Gegenſtände im gemeinſamen Gewahrſam beider Ehe— 
leute ſtehen, ſo gebührt doch die Verfügungsgewalt 
an ſich ausſchließlich dem Ehemann kraft ſeines um— 
faſſenden Verwaltungsrechtes und es bildet eine nach 
den beſonderen Begleitumſtänden jedes Falles zu 
entſcheidende Tatfrage, inwieweit er ſeiner Ehefrau 
durch Ausfolgung von Gegenſtänden zum Verbrauch 
oder zur Verwahrung eine ausſchließliche oder wenig— 
ſtens eine geteilte Verfügungsgewalt zugeſteht. Ins⸗ 
beſondere kann der Verbrauch, wenn er im Haushalt 
erfolgt, auf einer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden 
Anordnung des Ehemannes beruhen, alſo Ausfluß 
feiner Verfügungsgewalt fein, ſofern er nach § 1389 
Abſ. 1 BGB. den ehelichen Aufwand zu tragen hat 


(Urteil des I. Strafſ. vom 13. Dez. 1906. 1 D 977/06). 
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II. 


Ablehnung der zum Zwecke der 40 50 fn der Sache 
geſtellten Beweisanträge. (8 243 StPO.). Anträge auf 
Beweiserhebung können aus dem Grunde abgelehnt 


geſtellt ſind. Vorausſetzung iſt aber, daß der Antrag 
nicht ernſt gemeint iſt, d. h., daß der Angeklagte über— 
haupt nicht beabſichtigt, die behaupteten Tatſachen zu 
beweiſen, ſich vielmehr bewußt iſt, ſie nicht beweiſen 
zu können, und ausſchließlich unter der Form eines 
Beweisantrags zu einer ungerechtfertigten Vertagung 
der Urteilsfällung gelangen will. Ob ein ſolcher 
Fall vorliegt, hat allerdings der Inſtanzrichter tat— 


S. 335, Bd. 13 S. 151, Bd. 20 S. 206). Da es ſich 
aber immer nur um einen beſonderen Ausnahmefall 
handelt, muß die Ablehnung ſorgfältig begründet 
werden, ſo daß das Reviſionsgericht beurteilen kann, ob 
die tatſächlichen Erwägungen überall auf rechtlich ein— 
wandfreier Grundlage beruhen (Rechtſpr. d. RG. Bd.7 
S. 550, Bd. 10 S. 148). Dieſen Anforderungen ent— 
ſpricht der angefochtene Beſchluß nicht. 

Es fehlt zunächſt jede Andeutung darüber, daß 
ein ernſtgemeinter Beweisantrag überhaupt nicht vor— 
liege, was um ſo nötiger geweſen wäre, als kurz 
zuvor die Erhebung des Beweiſes beſchloſſen worden 
war. Der bloße Ausdruck der Ueberzeugung, „der 
Antrag ſei nur zur Verſchleppung geſtellt“, iſt unzu— 
Die weitere Erwägung, daß das Gericht 
nach dem Ergebniſſe der bisherigen Beweisaufnahme, 
insbeſondere durch die eidliche Bekundung mehrerer 
glaubwürdiger Zeugen, die Uleberzeugung erlangt habe, 
es könnten die benannten Zeugen die in ihr Wiſſen 
geſtellten Tatſachen nicht bekunden bzw. die Tat— 
ſachen würden, auch wenn bekundet, für die Ent— 
ſcheidung nicht von Einfluß ſein, läßt irrige Auffaſſungen 


—— — en 


nicht ausgeſchloſſen erſcheinen. Der Sinn des erſten 
Grundes geht dahin, daß die Bekundungen der be— 
nannten Zeugen gegenüber der Ausſage fchon ver— 
nommener Zeugen keinen Glauben verdienen würden. 


Das ſchließt eine unzuläſſige Vorwegnahme des Gr: 


gebniſſes einer künftigen Beweisaufnahme in ſich 
(E. d. RG. Bd. 1 S. 189, Bd. 5 S. 312; Rechtſpr. 
d. RG. Bd. 3 S. 768, Bd. 6 S. 453, Bd. 7 S. 296). 
Der zweite Grund läßt jede Erörterung darüber ver— 
miſſen, ob eine rechtliche oder eine tatſächliche Un— 
erheblichkeit vorliegen ſoll und inwiefern dies der 


Fall iſt (E. d. RG. Bd. 1 S. 189, Bd. 21 S. 237). 


Eine klare Begründung wäre aber um ſo mehr er— 
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forderlich geweſen, als es ſich um ein ſchwurgerichtliches 


Verfahren handelt (E. d. RG. Bd. 7 S. 76; Rechtſpr. 

d. RG. Bd. 9 S. 175). Dazu kommt, daß der zweite 

Grund dem erſten den Boden entzieht. (Urt. d. V. StrS. 

v. 22. Januar 1907. 5 D 1223 06). 
798 
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III. 


Betrua bei Eingehung eines Vertrags!) (6 263 StGB.). 
Daß die Angeklagten in allen Fällen in der Abſicht 
gehandelt haben, ſich einen Vermögensvorteil zu ver— 
ſchaffen, der nach der Sachlage nur rechtswidrig ſein 
konnte, kann als rechtlich bedenkenfrei feſtgeſtellt gelten. 
Zum Tatbeſtand des vollendeten Betrugs gehörteben, 
daß der Angeklagte durch Vorſpiegelung falſcher oder 
durch Entſtellung oder Unterdrückung wahrer Tatſachen 
einen Irrtum erregt oder unterhält und dadurch je— 
manden zur Verfügung über ſein Vermögen veranlaßt. 
In urſächlichem Zuſammenhange mit dieſer Ver— 
mögens dispoſition muß die Vermögensbeſchädigung 
liegen. In letzterer Beziehung ſind die Grundſätze zu 
beachten, die das Reichsgericht in Bd. 16 S. 1 ff. der 
Entſcheidungen aufgeſtellt hat. Darnach muß, wenn es 
ſich um einen Betrug bei Eingehung eines Ver⸗ 
trags handelt, durch deſſen Abſchluß das 
Vermögen einer Perſon in ſeiner Geſamtheit beſchädigt 
d. h. in ſeinem Geſamtwerte vermindert ſein. Die 
Entſcheidung hängt deshalb nicht allein davon ab, 
was der Getäuſchte auf Grund des Vertrags zu leiſten 
verpflichtet iſt und tatſächlich leiſtet, ſondern weſent— 
lich auch davon, welche Gegenleiſtung er dafür zu 
beanſpruchen hat. Dieſe Leiſtung und Gegenleiſtung 
ſind gegeneinander abzuſchätzen; nur dann iſt eine 
Vermögensbeſchädigung gegeben, wenn ſich dabei zu— 
ungunſten des Getäuſchten eine Differenz ergibt, wobei 
allerdings die Frage ſtreng nach der Individualität 
des einzelnen Falles, alſo nach den individuellen 
Verhältniſſen des Getäuſchten beantwortet werden muß. 
Handelt es ſich demnach um einen Betrug bei Ein— 
gehung eines Kaufvertrags, ſo muß zunächſt der Wert 
des Kaufgegenſtandes feſtgeſtellt werden, der keines— 
wegs dem im Vertrage feſtgeſetzten Kaufpreiſe gleich 
zu ſein braucht; die Feſtſtellung muß zwar nicht auf 
Heller und Pfennig erfolgen, wohl aber inſoweit, als 
die Strafzumeſſung von der Größe des Schadens 
beeinflußt fein kann (Urt. d. V. StrS. vom 29. Januar 
1907, 5 D 1203/06). 
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IV. 


aa Beariff des „An ſich bringen“ (8 259 
tGB.). Das Tatbeſtandsmerkmal des „An ſich 
bringens“ erfordert die Erlangung der Sache im 
Wege des abgeleiteten Erwerbs, die Uebertragung 
der tatſächlichen Verfügungsgewalt von dem bisherigen 
Inhaber auf den Erwerber in dem beiderſeitigen 
Einverſtändniſſe, daß letzterer darüber fortan 
wie ein Eigentümer oder doch zu eigenen Iwecken 
verfüge. An dieſer Feſtſtellung gebricht es. Das Ur— 

2 Vgl. 


darüber und über Betrug bel Erfüllung eines 


Vertrags insbeſondere auch die Entſch. d. RG. in Goltdammers 
Archiv Bd. 47 S. 283; Bd. 50 S. 392. 
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teil ſpricht davon, daß der Angeklagte das Verzehren 
der gewilderten Rehe in ſeiner Wirtſchaft duldete, 
daß er die Rehe als Haushaltungsvorſtand „in ſeine 
Wirtſchaft nahm und dort verzehren ließ.“ Weder 
das eine noch das andere enthält ein „An ſich bringen“ 
im obigen Sinne, zumal auch ein Einverſtändnis des 
Täters mit dem „Nehmen“ oder ‚Verzehrenlaſſen“ 


nicht feſtgeſtellt iſt. (Urt. d. V. Strafſenats vom 


2. Januar 1907. 5 D 770.06). _—— —— e — 
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Oberſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 
I. 
Zwei Vorſtandsmitglieder einer Genoſſenſchaft 


können, feiern das Statut nicht entgegenfteht, einem 
dritten Vorſtandsmitgliede zur Vornahme beſtimmter 
Geſchäfte oder für einen beſtimmten Geſchäftskreis der 
Gensſſenſchaft Bellmacht erteilen. Das bevollmächtigte 
Vorſtands mitglied kann namens der Genoſſenſchaft mit 
den Vorſtands mitgliedern, welche die Vollmacht erteilt 
haben, für ihre Perſon Rechtsgeſchäfte abſchließzen. 
(BGB. 8 181, Gef. über die Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften 88 25, 42). Eine Bank, eingetragene 
Genoſſenſchaft m. b. H., hat einen aus drei Mitgliedern 
beſtehenden Vorſtand; zur Abgabe von Willenserflä- 
rungen und zur Zeichnung für die Genoſſenſchaft ſind 
nach dem Statute je zwei Vorſtandsmitglieder berech— 
tigt, für Grundbuch- und Zwangsverſteigerungs⸗ 
angelegenheiten kann mit Genehmigung des Aufſichts— 
rats jedes einzelne Vorſtandsmitglied zur alleinigen 
Vertretung der Bank bevollmächtigt werden. In 
notarieller Urkunde haben auf Grund dieſer Beſtim— 
mung die Vorſtandsmitglieder L. und A. mit Geneh- 
migung des Auſſichtsrats dem dritten Vorſtandsmit⸗ 
gliede M. Vollmacht zur Vertretung der Bank in den 
bezeichneten Angelegenheiten erteilt. M. hat namens 
der Genoſſenſchaft mit notarieller Urkunde der Genoſſen⸗ 
ſchaft gehörige Grundſtücke an das Vorſtandsmitglied 
L. verkauft, zugleich haben beide Teile die Auflaſſung 
erklärt. Das Grundbuchamt lehnte die Eintragung 
ab, weil die Auflaſſung gegen die Vorſchrift des $ 181 
BGB. verſtoße. Das Landgericht hat die Beſchwerde 
der Genoſſenſchaft zurückgewieſen. Es erachtete zwar 
die Erteilung einer Vollmacht für beſtimmte Geſchäfte 
oder einen beſtimmten Geſchäftskreis an ein einzelnes 
Vorſtandsmitglied für zuläſſig, weil das bevollmäch— 
tigte Mitglied nicht als Vorſtand ſondern als Ver— 
treter des Vorſtandes handle, trat aber dem Grund— 
buchamte darin bei, daß § 181 BGB. der Gültigkeit 
der Auflaſſung entgegenſtehe. Die Vollmacht werde 
nicht von der Genoſſenſchaft erteilt ſondern gehe vom 
Vorſtand aus, der Bevollmächtigte könne nicht ein 
Rechtsgeſchäft der Genoſſenſchaft mit einem Vorſtands— 
mitgliede vornehmen, das bei der Erteilung der Voll: 
macht mitgewirkt hat, dies würde nach 8 164 BGB. 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts durch das Vorſtands— 
mitglied mit ſich ſelbſt gleichſtehen, wegen des Wider— 
ſtreits der Intereſſen könne das Vorſtandsmitglied 
in einer ſolchen Angelegenheit nicht durch ein anderes 
von ihm mitbevollmächtigtes Mitglied des Vorſtandes 
tätig ſein. Das Oberſte Landesgericht hob auf wei— 
tere Beſchwerde die Entſcheidungen der Vorinſtanzen auf. 

Gründe: Das LG. hat mit Recht angenommen, 
daß die Bevollmächtigung eines Vorſtandsmitglieds 
einer eingetr. Genoſſenſchaft zur Wahrnehmung von 
Grundbuch- und Zwangsverſteigerungsangelegenheiten 
der Genoſſenſchaft mit der Vorſchrift des § 25 Abſ. 1 
Satz 3 Genc. nicht im Widerſpruch ſteht, nach der zur 
Abgabe von Willenserklärungen des Vorſtandes und 
zum Zeichnen für die Genoſſenſchaft nicht weniger als 
zwei Vorſtandsmitglieder beſtimmt werden dürfen. 
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Das Geſetz geſtattet im 8 42 Abſ. 1 die Beſtellung von 
Bevollmächtigten der Genoſſenſchaft zum Betriebe von 
Geſchäften der Genoſſenſchaft und zu deren Vertretung 
in bezug auf dieſe Geſchäftsführung und ſchließt im 
Abſ. 2 des 8 42 nur die Beſtellung von Prokuriſten 
oder von Handlungsbevollmächtigten zum geſamten 
Geſchäftsbetrieb aus. Die Vertretung der Genoſſen— 
ſchaſt in einem beſtimmten Geſchäftszweige kann daher 
auch einem einzelnen Bevollmächtigten übertragen 
werden und es beſteht kein Grund, die Erteilung einer 
ſolchen Vollmacht an ein Vorſtandsmitglied für unſtatt— 
haft zu halten. Hier iſt die Vollmacht für M. durch 
die Vorſtandsmitglieder L. und A. erteilt worden, die 
Frage, ob bei der Vollmachtserteilung das zu bevoll⸗ 
mächtigende Vorſtandsmitglied mitwirken kann, kommt 
daher nicht in Betracht. M. iſt in der Vollmachts⸗ 
urkunde vom 25. Juni 1906 nicht zum Bevollmächtigten 
der Vorſtandsmitglieder L. und A. ſondern nach $ 42 
Abſ. 1 GenG. zum Vertreter der Genoſſenſchaft beſtellt 
worden, er hatte fie in dem in der Vollmacht beſtimm⸗ 
ten Geſchäftszweig an Stelle des Vorſtandes zu ver⸗ 
treten und war für ſeine Geſchäftsführung ihr un— 
mittelbar verantwortlich. Seine Vertretungsmacht 
war daher nicht von der Amtsdauer der Vorſtands— 
mitglieder L. und A. abhängig, die ihm die Vollmacht 
erteilt haben, ſondern beſtand auch im Falle ihres 
Ausſcheidens aus dem Vorſtande fort und konnte nur 
von dem jeweiligen Vorſtande widerrufen werden. 
Da bei der Auflaſſung M. als Vertreter der Genoſſen⸗ 
ſchaft und L. als Privatperſon gegenüberſtanden, ſo 
iſt für die Anwendung des § 181 BGB. auf ſie kein 
Raum. Ein Widerſtreit der Intereſſen liegt nicht vor; 
M. hatte als Vertreter der Genoſſenſchaft nur deren 
Intereſſe wahrzunehmen, die Mitwirkung des L. als 
Vorſtandsmitglied bei der Erteilung der Vollmacht 
begründete nicht ein Rechtsverhältnis zwiſchen L. und 
M., vermöge deſſen dieſer ein Intereſſe des L. als 
Privatperſon wahrzunehmen hatte. Die bloße Möglich— 
keit, daß bei pflichtwidrigem Verhalten des M., wofür 
es an jedem Anhalte fehlt, das Intereſſe der Genoſſen— 
ſchaft gegenüber L. nicht gewahrt wurde, kommt nicht 
in Betracht, eine ſolche Möglichkeit beſteht bei jedem 
Rechtsgeſchäft, das von einem Vertreter mit irgend 


einem anderen vorgenommen wird. (Beſchl. des 
I. ZS. vom 26. Januar 1907, Reg. III 7/07). 
824 W. 


II. 


GBD. 88 18, 76, 71 Abſ. 2. DA. f. d. GrBAe. 8 64 
Abf. II. — Beruht das Hindernis einer be- 
antragten Eintragung auf einem leicht zu 
beſſernden offenſichtlichen Verſehen, ſo 
hat das Grundbuchamt eine angemeſſene 
Friſt zur Hebung des Hinderniſſes zu be- 
ſtimmen. Eine entgegen dieſem Grundſatz 
erfolgte Zurückweiſung der Eintragung 
hindert den wirkſamen Vollzug einer ſpäter 
beantragten Eintragung nicht. Mit Urkunde 
des Notariats L. vom 13. Dezember 1906 verkaufte 
die Bäckersfrau E. B. in O. an den Bauunternehmer 
Adolf W. dort und ſeine Frau ihr im Grundbuch für 
O. eingetragenes Wohnhaus Nr. 14, Pl.-Nr. 1399 ½; 
die Beteiligten erklärten die Auflaſſung und bean— 
tragten die Eintragung des Eigentumsüberganges. 
In der Notariatsurkunde wurde das Grundſtück ver— 
ſehentlich mit Plan-Nr. 1397 ½ bezeichnet. Das Grund— 
buchamt, dem die Urkunde am 15. Dezember 1906 vor- 
gelegt wurde, lehnte deshalb am 21. Dezember die 
Eintragung ab. Am nämlichen Tage wurde bei dem 
Grundbuchamte der Antrag geſtellt, für den Kaufmann 
W. W. in L. zur Vollziehung eines von ihm gegen 
E. B. erwirkten Arreſtbefehls auf dem Grundſtücke 
der Schuldnerin, Plan Nr. 1399 ½, eine Sicherungs— 
hypothek einzutragen. Am 27. Dezember wurde eine 


Urkunde des Notariats L. vom 24. Dezember vorgelegt, | 
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in der die Angabe der Plannummer in dem Vertrage 
vom 13. Dezember berichtigt und die Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs der Ehe— 
leute W. auf Uebertragung des Eigentums an dem 
Grundſtücke beantragt wurde. Das Grundbuchamt hat 
hierauf am 29. Dezember die Arreſthypothek und am 
4. Januar 1907 die Vormerkung eingetragen. Gegen 
die Verfugung vom 21. Dezember erhob Adolf W. 
Beſchwerde mit dem Antrage, das Grundbuchamt an— 
zuweiſen, durch Zwiſchen verfügung eine Friſt zur 
Hebung des der Eintragung des Eigentumsüberganges 
entgegenſtehenden Hinderniſſes zu beſtimmen und die 
für W. W. eingetragene Sicherungshypothek zu löſchen. 
Das LG. hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Es er— 
achtete das Verfahren des Grundbuchamts für gerecht— 
fertigt, weil die Erledigung von Erinnerungen wegen 
mangelhafter Anträge ſeitens des Notariats L. „in 
einzelnen Fällen“ verzögert worden ſei, und die Er— 
laſſung einer Zwiſchenverfügung mit Beſtimmung einer 
Friſt zur Hebung des Mangels „ohnehin ſchon eine 
Hemmung im Grundbuchverkehr bedeute“. Auch die 
weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Die Erwägungen des Beſchwerdegerichts 
verkennen den Sinn des §S 18 GBO. Das Grundbuch- 
amt hat, wenn der beantragten Eintragung ein Hindernis 
entgegenſteht, die Frage, ob der Antrag ſofort zurück— 
gewieſen oder dem Antragſteller eine Friſt zur Hebung 
des Hinderniſſes beſtimmt werden ſoll, nach pflicht— 
mäßigem Ermeſſen zu entſcheiden. Es darf nicht jeden 
Mangel als Grund zur Zurückweiſung anſehen, ſondern 
muß prüfen, ob der Mangel leicht und ohne beſonderen 
Zeitverluſt zu beſeitigen iſt, und bejahendenfalls den 
Beteiligten Gelegenheit zur Hebung des Hinderniſſes 
geben (vgl. DA. f. d. GrB Ae. § 64 Abſ. II). Hier hätte 
das Grundbuchamt, wenn es dieſe Prüfung vorge— 
nommen hätte, nicht zu dem Entſchluſſe kommen können, 
den Antrag wegen eines offenſichtlichen Verſehens bei 
der Angabe der Plannummer des durch Hinweiſung 
auf das Grundbuchblatt richtig bezeichneten Grund— 
ſtücks zurückzuweiſen. Die Erwägung, daß ſich bei dem 
Notariate L. die Erledigung von Erinnerungen wegen 
mangelhafter Anträge öfter verzögert habe, konnte 
das Grundbuchamt nicht der Prüfung überheben, ob 
im vorliegenden Falle die Berichtigung des Verſehens 
ohne beſonderen Zeitverluſt zu erwarten ſei. Dabei 
war auch zu berückſichtigen, daß die Beteiligten nicht 
auf die Dienſte eines beſtimmten Notars angewieſen 
ſind und ihre berichtigende Erklärung auch vor dem 
Grundbuchamt abgeben konnten. Eine ungebührliche 
Verzögerung wurde durch Beſtimmung einer ange— 
meſſenen Friſt von vorneherein ausgeſchloſſen. Zu 
einer „Hemmung im Grundbuchverkehr' kann die Friſt— 
beſtimmung nicht führen; die Vorſchrift des Abſ. 2 
des § 18 beugt jeder Verzögerung der Erledigung 


ſpäterer, dasſelbe Recht betreffender Anträge auf Ein— 


tragung vor. Der Schwebezuſtand, den die Eintragung 
einer Vormerkung für die ſpäter eingetragenen Rechte 
mit ſich bringt, endigt nach dem Abſ. 1 Satz 2 des $ 18 
ſpäteſtens mit Ablauf der Friſt. 

Gleichwohl muß der weiteren Beſchwerde der Er— 
folg verſagt werden. Mit dem Antrag auf Beſtim— 
mung einer Friſt zur Berichtigung der Angabe der 
Pl.⸗Nr., die ſchon in der Urkunde vom 24. Dezember 
1906 berichtigt worden iſt, bezweckt der Beſchwerde— 
führer, daß der Eigentumsübergang mit Vorrang vor 
der am 29. Dezember eingetragenen Sicherangshypothek 
eingetragen, dieſe alſo unwirkſam werde, und im Zu— 
ſammenhange damit beantragt er die Eintragung eines 
Widerſpruchs gegen die Eintragung der Sicherungs— 
hypothek. Dieſen Anträgen kann nicht ſtattgegeben 
werden. Die Sicherungshypothek iſt nach SS 867, 932 
3 O. mit der Eintragung entſtanden. Der Wirkſam— 
keit der Eintragung ſtand der Umſtand nicht entgegen, 
daß der Antrag auf Eintragung des Eigentumsüber— 
ganges mit Unrecht zurückgewieſen worden war; das 


Grundbuch iſt durch die Eintragung der Sicherungs— 
hypothek nicht unrichtig geworden, für die Eintragung 
eines Widerſpruchs iſt daher kein Raum. Die einmal 
erfolgte Eintragung kann nach $ 71 Abſ. 2 GBO. nicht 
durch Beſchwerde mit der Wirkung angefochten werden, 
daß nachträglich der Eigentumsübergang mit Vorrang 
vor ihr eingetragen und damit ihr die rechtliche Wirk⸗ 
ſamkeit entzogen werden könnte; das Grundſtück kann 
nur noch belajtet mit der Sicherungshypothek in das 
Eigentum des Beſchwerdeführers und ſeiner Ehefrau 
übergehen. (Beſchl. des I. ZS. v. 8. Febr. 1907, Reg. III 
Nr. 9/1907). W. 
825 
III. 

Hinterlegung wegen Ungewißheit des Gläubigers. 
Rechtliche Natur des Hinterlegungs verfahrens nach Landes⸗ 
recht. (58 372 ff. B68.; AG. 3. BGB. Art. 167, XXII; 
Baia sordnung vom 18. Dezember 1899). Die 

eklagten, Ehegatten K., ſind — als dinglich und 
perſönlich für die durch Hypothek an ihrem Anweſen 
in Ni geſicherte Darlehensforderung der F. U. haftend 
— durch ein Urteil des LG. ſchuldig erklärt worden, 
an den Kläger, dem ein Teil dieſer Forderung von 
einem Bürgſchaftsgläubiger der F. U. nebſt einem 
Pfandrecht an der Hypothekſorderung abgetreten 
worden war, 1500 Mk. — Zug um Zug gegen Löſchung 
des Pfandrechts — zu zahlen und die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ihr Anweſen zu dulden. Nachdem die 
Beklagten Berufung eingelegt hatten, hinterlegten ſie 
die Schuldſumme bei der für den Bezirk des Amts⸗ 
gerichts N. als Hinterlegungsſtelle beſtimmten Bank, 
weil Unſicherheit darüber beſtehe, zu welcher Höhe 
der Kläger forderungsberechtigt ſei, da auch andere 
Gläubiger infolge von Pfändungen der ganzen 
Hypothekenforderung Anſprüche auf die zuerkannte 
Forderung machen könnten. Später wollten die 
Beklagten die hinterlegte Summe zurücknehmen. Das 
Amtsgericht lehnte es ab, die beantragte Weiſung an 
die Bank zu erlaſſen und verwies die Antragſteller 
an das Prozeßgericht. Dieſes wies den Antrag ab, 
weil die Zuſtimmung des Klägers und der Pfändungs— 
gläubiger zur Zurücknahme nicht dargetan ſei. Die 
Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Die Entſcheidung des 
OLG. iſt gerechtfertigt, aber nicht aus den Gründen, 
auf denen ſie beruht. Das OLG. hat ſich als das 
mit der Entſcheidung des Rechtsſtreites befaßte Gericht 
für zuſtändig erachtet, auch darüber zu entſcheiden, ob 
die Hinterleger die Rückgabe des hinterlegten Geldes 
verlangen können; es war aber hierfür nicht zuſtändig. 

Der Anſpruch auf Rückgabe einer hinterlegten 
Sache gründet ſich auf den Vertrag zwiſchen dem 
Hinterleger und der Hinterlegungsſtelle (Rehbein, 
BGB. Bd. 2 S. 310, Bem. I, 9 zu den §§ 372 bis 386, 
Erome, Syſtem des Deutſchen Bürgerl. Rechts Bd. 2 
S. 277). Das mit der Hinterlegung zuſammenhängende 
weitere Verfahren kann ſich abwickeln, ohne daß ein 


Rechtsſtreit über den Anſpruch anhängig iſt, zu deſſen 


Befriedigung die Hinterlegung erfolgte. Das die Rück— 


gabe an den Hinterleger betreffende Verfahren ijt i 


ſelbſtändig und wird auch nicht dadurch zu einem 
Teile des zwiſchen dem Hinterleger und ſeinem Gläu— 
biger anhängigen Rechtsſtreites, daß die Hinterlegung 
während des Rechtsſtreites erfolgte. Die Hinterlegung 
ſteht nur inſofern in Beziehung zu dem Rechtsſtreit, 
als der Hinterleger ſich gegen den Anſpruch ſeines 
Gläubigers nach Maßgabe der SS 378, 379 BGB. 
verteidigen kann. Die Beklagten haben ſich im Rechts- 
ſtreit auf die Hinterlegung auch berufen, das LG. hat 
aber angenommen, daß über die Perſon des Berech— 
tigten Zweifel nicht beſtehen können und hat deshalb 
die Beklagten zur Zahlung verurteilt. Die Hinter— 
legungsſtelle iſt an dem Rechtsſtreite nicht beteiligt. 
Es widerſpricht den Grundſätzen über das Verfahren, 
daß ein Dritter, der ſich nicht aus einem der in den 
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88 64 bis 77 ZPO. bezeichneten Gründe an dem Rechts: 
ſtreite beteiligt, als Partei behandelt wird. Das durch 
die Hinterlegung zwiſchen dem Hinterleger und der 
Hinterlegungsſtelle begründete Rechtsverhältnis wird 
dadurch nicht berührt, daß zwiſchen dem Hinterleger 
und feinem Gläubiger ein Rechtsſtreit anhängig wird. 
Die Beklagten konnten alſo nicht verlangen, daß das 
OLG. die Rückgabe des hinterlegten Geldes an ſie 
anordne. Das Hinterlegungsweſen iſt durch beſon⸗ 
dere Vorſchriften geregelt. Nach Art. 145 EG. z. BGB. 
können die Landesgeſetze über die Hinterlegung nähere 
Beſtimmungen treffen, insbeſondere den Nachweis der 
Empfangsberechtigung regeln. Abgeſehen davon, daß 
die Beſtimmungen mit den Vorſchriften des BGB. 
nicht in Widerſpruch ſtehen dürfen, ſind in der Art 
der Regelung die Landesgeſetze nicht beſchränkt; ſie 
können ſogar für die Anſprüche gegen die Hinterlegungs- 
ſtelle den Rechtsweg ausſchließen. Auf Grund jenes 
Vorbehalts wurde durch Art. 167 Ziff. XXII des AG. 
z. BGB. unter Aenderung des Art. 76 AG. z. GVG. 
beſtimmt, daß für die in Angelegenheiten des bürger⸗ 
lichen Rechtes oder nach den Vorſchriften über das 
gerichtliche Verfahren erfolgenden Hinterlegungen bei 
den Amtsgerichten Hinterlegungsſtellen errichtet werden 
und daß die näheren Beſtimmungen über die Hinter— 
legung durch Kgl. Verordnung getroffen werden. Auf 
Grund dieſer Beſtimmungen erging die das gerichtliche 
Hinterlegungsweſen betreffende Hinterlegungsordnung 
vom 18. Dezember 1899. Sie beſtimmt im 8 49 hin⸗ 
ſichtlich der bei der Kgl. Bank hinterlegten Sachen, 
daß die Herausgabe nur auf Weiſung des Amtsgerichts 
ſtattfindet, für deſſen Bezirk die Kgl. Bank Hinter⸗ 
legungsſtelle iſt. Im 855 Abſ. 2 iſt ferner beſtimmt, 
daß für Beſchwerden gegen Verfügungen des Amts- 
gerichts (8 49) die Vorſchriften des § 10 gelten. Dieſer 
beſtimmt, daß über die Beſchwerde gegen eine Ver- 
fügung des erſten Hinterlegungsbeamten — S 3 Abſ. 2 
— das Präſidium des Landgerichts entſcheidet und 
daß gegen deſſen Entſcheidung Beſchwerde zum Juſtiz⸗ 
miniſterium ſtattfindet. Das Hinterlegungsweſen iſt 
hierdurch für eine Angelegenheit der Juſtizverwaltung 
erklärt (Henle⸗Schneider, AG. z. BGB. Vorbem. 1 zu 
den Art. 129 bis 133 AG., S. 199). Die Entſcheidung 
des Prozeßgerichts über den vom Amtsgericht abge⸗ 
lehnten Antrag anzurufen, war daher unſtatthaft. 
(Beſchl. vom 26. November 1906 [II. ZS.] Reg. II. 
75/06). K. 
816 
IV. 


Beſtellung eines Pflegers in den Fällen des § 1910 
BGB. Vorausſetzung zur Auordnung der Pflegſchaft 
ohne Einwillignna des Gebrechlichen. Katharina R., 
Ehefrau des G. M. R., beabſichtigt die Eheſcheidung. 
Nach Erhebung der Klage ſtellte ſie beim Amtsgericht 
den Antrag, behufs Durchführung des Scheidungs— 
verfahrens für den Mann einen Pfleger zu be— 
ſtellen, da er an Verfolgungswahn leide. Das Amts⸗ 
gericht wies den Antrag ab, weil G. M. R., mit 
dem nach dem Ergebniſſe der zum früheren Ent— 
mündigungs verfahren angeſtellten Ermittelungen eine 
Verſtändigung wohl möglich ſei, nach feinem Ver— 
halten in der Angelegenheit mit der Beſtellung eines 
Pflegers nicht einverſtanden ſei. Die Beſchwerde 
wurde vom LG. zurückgewieſen, nachdem es dem 
Mann vom Antrage Mitteilung gemacht hatte und 
dieſer durch einen Rechtsanwalt die Erklärung hatte 
abgeben laſſen, daß er weder körperlich noch geiſtig 
gebrechlich ſei und daß er ſeine Einwilligung zu der 
Beſtellung eines Pflegers nicht erteilen werde. Auf 
die weitere Beſchwerde der Antragſtellerin wurde die 
Entſcheidung aufgehoben und die Sache zurückver— 
wieſen. 

Gründe: Die Geiſteskrankheit, an der der Mann 
leidet, ohne im allgemeinen außerſtande zu ſein, ſeine 
Angelegenheiten zu beſorgen, kann nach $ 1910 Abſ. 2 
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BGB. Anlaß zur Anordnung einer Pflegſchaft für die 
Durchführung des Scheidungsverfahrens geben, ſofern 
er infolge ſeines geiſtigen Gebrechens dieſe Ange— 
legenheit nicht beſorgen kann. Die Pflegſchaft darf 
nach dem Abſ. 3 des § 1910 nur mit ſeiner Einwilligung 
angeordnet werden, es ſei denn, daß eine Verſtändigung 
mit ihm nicht möglich iſt. Die Möglichkeit der Ver⸗ 
ſtändigung liegt nicht, wie das LG. annimmt, ſchon 
deswegen vor, weil G. M. R. die Bedeutung der An⸗ 
ordnung einer Pflegſchaft kennt und ſeiner Willens— 
meinung über dieſe Maßregel Ausdruck geben kann. 
Es kommt darauf an, ob ſeine Willensmeinung durch 
vernünftige Ueberlegung beſtimmt oder von krank⸗ 
haften Vorſtellungen beherrſcht iſt. Iſt bei ſeiner 
Entſchließung infolge der Geiſteskrankheit die freie 
Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen, ſo iſt darüber, ob 
die Pflegſchaft anzuordnen ſei, eine Verſtändigung mit 
ihm nicht möglich; ſein Widerſpruch iſt nicht das Er⸗ 
gebnis einer Verſtändigung, ſondern ein Ausfluß ſeiner 
Geiſteskrankheit. Damit ſteht der Beſchluß des Kammer⸗ 
gerichts vom 9. März 1905 (RJ A. 6, 2) nicht im 
Widerſpruch; er verneint nur, daß jede Geiſteskrankheit 
ohne weiteres die Möglichkeit einer Verſtändigung 
ausſchließe, und bezeichnet es als Gegenſtand beſon⸗ 
derer Prüfung, ob ihr dieſe Wirkung zukommt. Das 
Beſchwerdegericht 0 ſich daher der Prüfung der 
von der Beſchwerdeführerin aufgeſtellten Behauptung, 
daß ihr Mann in der Frage der Anordnung einer 
Pflegſchaft für das Scheidungsverfahren von krank— 
haften Vorſtellungen beherrſcht ſei, nicht entſchlagen. 
(Beſchl. vom 20. Okt. 1906 [I. ZS.] Reg. III 7206). 
K. 
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Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Verkauf einer Apotheke: Bindung des Käufers 
über das Ende des auf fein Konzeſſionsgeſuch eingelei- 
teten Berwaltungsverfahrens hinaus? Beſondere recht⸗ 
liche Natur des Verkaufs konzeſſienspflichtiger Apo⸗ 
theken? Verkauft iſt ein Anweſen, in dem eine Apo⸗ 
theke betrieben wird, mit der Kundſchaft und dem 
Apothekenzubehör. Bei der Uebernahme war eine 
Baranzahlung zu leiſten; die Gültigkeit des Vertrags 
war davon abhängig, daß der Käufer die Konzeſſion 
erhalte; er war verpflichtet, ſich ſofort darum zu be— 
werben. Würde ſie nicht verliehen, ſollte der Vertrag 
als nicht geſchloſſen gelten und der Verkäufer die 
Koſten zu tragen haben. Der Käufer erhielt die per— 
ſönliche Konzeſſion; das Geſuch eines dienſtälteren 
Bewerbers wurde nicht berückſichtigt, weil er keinen 
angemeſſenen Preis zahlen konnte. Da der Mitbe— 
werber Beſchwerde einlegte, beſtellte der Verkäufer 
den Käufer zum Apothekenverwalter bis zur endgül— 
tigen Entſcheidung über die Konzeſſion. Die zur An— 
zahlung beſtimmte Summe wurde bei einer Bank 
hinterlegt, wobei beide Teile erklärten, daß ſie bis 
zur endgültigen Erledigung des Konzeſſionsgeſuches 
hinterlegt bleibe und, wenn der Käufer die Konzeſſion 
erhalte, an den Verkäufer, andernfalls an den Käufer 
hinauszugeben ſei. Das Miniſterium verlieh unter 
Aenderung des Regierungsbeſcheides die Konzeſſion 
dem Mitbewerber unter der Bedingung, daß er binnen 
einer von der Regierung zu ſetzenden Friſt die Apo— 
theke erwerbe. Da er ſich mit dem Apothekenbeſitzer 
nicht einigte, wurde das Wertfeſtſetzungs verfahren durch— 
geführt. Der Konzeſſionar zog hierauf feine Bewerbung 
zurück, das Miniſterium aber wies die Regierung zu 
anderweitiger Konzeſſionserteilung an. Der Käufer 
— der inzwiſchen an einem anderen Orte eine Apo— 
theke erworben hatte — erklärte der Regierung auf 
Anfrage, daß er kein neues Geſuch einreiche, und ver— 
langte vom Verkäufer die Freigabe der Anzahlung., 
da der Vertrag nicht wirkſam geworden ſei; der Ver— 
käufer weigerte ſich und klagte auf Erſatz der aus— 
gelegten Staats- und Notariatsgebühren; im Laufe 
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des Rechtsſtreits gab er die Anzahlung frei. Das 
OLG. wies die Klage des Verkäufers ab und legte 
ihm die geſamten Koſten der verbundenen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten auf. 

Aus den Gründen: Der Verkäufer mußte 
die Anzahlung freigeben und die Verbriefungskoſten 
tragen, ſobald durch Miniſterialentſcheidung feſtſtand, 
daß der Käufer die Konzeſſion nicht erhalte. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, ob der Käufer nach der Erteilung des 
Miniſterialbeſcheids noch an den Vertrag gebunden 
war. Die Frage iſt zu verneinen; eine längere Bin⸗ 
dung des Käufers folgt weder aus dem Sinn und 
Wortlaut der ME. noch aus der beſonderen Natur 
der Verkäufe konzeſſionspflichtiger Apotheken oder der 
hier beſtehenden Verkehrsſitte. 1. Die ME. war ein 
endgültiger und in Anſehung der Perſon des Käufers 
das Verfahren in unbedingter Weiſe ſchließender Vers 
waltungsbeſcheid. Dem Käufer ſtand kein weiteres 
Rechtsmittel zu ($ 6 ApothO. v. 27. Januar 1842, 
Art. 30, 31 Gew. v. 30. Januar 1868, § 53 Voll zVO. 
v. 29. März 1892 z. Gew.); auf das weitere Ver⸗ 
fahren zwiſchen Verkäufer und Konzeſſionar hatte er 
keine Einwirkung: er konnte in dem von ihm er⸗ 
öffneten Verfahren die Konzeſſion nicht mehr erhalten. 
Daß die Konzeſſion dem Mitbewerber nicht ſofort end- 
gültig verliehen wurde, ändert nichts. Man mag die 
der ME. angefügte Klauſel als eine aufſchiebende oder 
auflöfende Bedingung (Art. 12 Gew. v. 1868) auf: 
faſſen oder — was richtiger iſt (vgl. eine ME. v. 
1900 i. d. PharmazWſchr. 1900 S. 457) — als Auf- 
lage, jedenfalls lebte, wenn der Mitbewerber die Be⸗ 
dingung oder Auflage nicht erfüllte, die in der 1. In⸗ 
ſtanz erteilte Konzeſſion nicht wieder auf, ſondern es 
mußte ein neues Verfahren beginnen. Aus dem Worte 
„abändern“ in der ME. kann nicht geſchloſſen werden, 
daß der Regierungsbeſcheid beim Ausfall der Bedin— 
gung oder Auflage wieder aufleben ſollte: die Ter⸗ 
minologie entſcheidet nicht; es iſt übrigens Gebrauch 
der Verwaltungsgerichte, von „Abänderung“, nicht von 
Aufhebung, auch dann zu reden, wenn an die Stelle 
eines angefochtenen Beſcheides ſachlich ein anderer 
tritt. Zog der ſiegreiche „Konzeſſionar“ ſeine Bewer⸗ 
bung zurück, ſo wurde ein neues Verfahren eröffnet 
und es bedurfte einer Willensäußerung des Käufers, 
wenn er darin wieder als Bewerber auftreten wollte. 
Daß die Regierung die (durch ME. v. 31. Dezember 
1870 vorgeſchriebene) öffentliche Ausſchreibung nicht 
wiederholte und beim Käufer anfragte, ob er ſeine 
Bewerbung „aufrechterhalte“, iſt belanglos; übrigens 
beweiſt gerade dieſe Anfrage, daß ein neues Verfahren 
begann, da ſie ſonſt überflüſſig geweſen wäre. 2. Will⸗ 
kürlich iſt die Behauptung des Verkäufers, daß nach 
der Natur der Sache bei Apothekenkäufen der Käufer 
ſo lange gebunden ſei, bis es ſich — gleichviel wie 
viele Verwaltungsverfahren nötig ſeien — endgültig 
entſcheide, ob ſich die Konzeſſion mit dem Eigentum 
der Apotheke in ſeiner Hand vereinigt oder nicht. Es 
wäre das eine ſehr weitgehende Bindung und man 
muß fragen, welche Gegenleiſtung für dieſe außer⸗ 
ordentliche Bindung geboten wird. Der unbe— 
dingte Verzicht des Verkäufers auf die Konzeſſion 
kann es nicht ſein; er findet ja nicht bedingt zugunſten 
des Käufers ſondern unbedingt ſtatt — bedingte Ver— 
zichte ſind mit der Perſönlichkeit und Unveräußerlich— 
keit der Konzeſſion unvereinbar (ME. v. 26. Juni 1882) 
— und er iſt, da nur eine erledigte Konzeſſion ver— 
liehen werden kann (ME. v. 31. März 1883), nur die 
Vorausſetzung dafür, daß es zu Lebzeiten des Apo— 
thekenbeſitzers überhaupt zu einer neuen Vergebung 
der Apotheke kommt. Freilich entäußert ſich der un— 
bedingt verzichtende Apothekenbeſitzer eines Vermögens— 
wertes; da er aber nicht zugunſten ſeines Käufers 
verzichten und dieſem durch den Vertrag keinen Vor— 
zug verſchaffen kann (ME. v. 31. Dezember 1870, 
29. Auguſt 1871), ſo kann er auch vom Käufer keine 
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nach Dauer oder Tragweite ungewöhnliche Bindung 
verlangen. Wollte man eine ſolche Bindung an⸗ 
nehmen und, was aber mit der perſönlichen Natur 
der Konzeſſion in Widerſpruch ſteht, hier überhaupt 
von einer Gegenleiſtung reden, ſo könnte eine 
Gegenleiſtung für den Verzicht des Apothekenbeſitzers 
nur in der Möglichkeit e werden, zu Lebzeiten 
auf den Uebergang der Apotheke an einen anderen 
Einfluß zu üben, die Gegenleiſtung für die lange 
Bindung des Käufers aber darin, daß der Apotheken⸗ 
beſitzer dem Käufer nach Tunlichkeit zum Erwerbe der 
Apotheke hilft, indem er dem von der Behörde vor⸗ 
gezogenen „Konzeſſionar“ unerfüllbare Zahlungsbedin⸗ 
gungen ſetzt. Dieſe Konſequenz wird aber, wie aus 
den Gutachten der Sachverſtändigen hervorgeht, von 
den beteiligten Kreiſen nicht gezogen. 3. Eine all⸗ 
gemeine pfälziſche Verkehrsſitte des Inhalts, daß ſich 
der Käufer ſo lange an den Vertrag gebunden erachtet, 
bis ſich Konzeſſion und Eigentum an der Apotheke in 
einer Hand vereinigen, beſteht nicht. (Wird ausgeführt). 
Natürlich iſt es möglich, daß es die Vertragsteile, 
wenn ſie unter ſich einig ſind, dahin bringen können, 
daß der Käufer ſchließlich die Konzeſſion erhält, und 
der Käufer kann auch feine Bewerbung ſolange er— 
erneuern, bis der Verkäufer die Apotheke ihm oder 
einem Dritten um einen genehmen Preis überlaſſen 
kann: das ift aber keine auf Geſetz oder Verkehrs⸗ 
ſitte beruhende Wirkung der Schließung eines Kauf⸗ 
vertrages über eine Apotheke. Im einzelnen Falle 
kann eine Bindung nur durch eine beſondere Verein- 
barung begründet werden. Hat es der Verkäufer 
unterlaſſen, mit dem Käufer zu vereinbaren, wie es 
zu halten iſt, wenn der Miniſterialbeſcheid ungünſtig 


ausfällt, ſo trifft ihn der Nachteil. (Urt. des II. 38. 
vom 25. April 1906, 181/05). 
809 Mitg. von Oberlandesgerichtsrat Lunglmayr in Zweibrücken. 


Oberlandesgericht Bamberg. 


Streitgenoſſenſchaft unter Wechſelſchuldnern. Be⸗ 
rufungseinlegung gegen ern en. (SS 59, 60, 
a 516, 518, 603 J., AWO). Die Firma 

f H. erhob wegen einer Wachſelforder g Klage gegen 
M. u. S. als Streitgenoſſen. Das LG. erließ gegen 
erſteren Verſäumnisurteil, gegen letzteren bedingtes 
Endurteil. Die Klägerin legte gegen beide Beklagte 
Berufung ein, die in der Richtung gegen M. als un⸗ 
zuläſſig verworfen wurde. 

Aus den Gründen: Die Berufung richtet ſich 
gegen zwei Perſonen, die in der Klage als Streit- 
genoſſen in Anſpruch genommen waren. Bei dem 
Wechſel war M. als Ausſteller, S. als Akzeptant be⸗ 
teiligt. Nach Art. 49, 81 WO. u. 8 603 Abſ. 2 ZPO. 
kann der Wechſelgläubiger gegen mehrere Verpflichtete 
in einer Klage vorgehen; es entſteht dadurch aber 
nur eine einfache (unechte) Streitgenoſſenſchaft nach 
§ 60 3PO., da jede der mehreren, aus einem Wechſel 
hervorgehenden Verpflichtungen ihre ſelbſtändige tat— 
ßichliche und rechtliche Begründung a (Gaupp-⸗Stein, 
6. u. 7. Aufl. 8 59 Anm. III Note 3; 8 60 Anm. II 
Abſ. 2; Staub, WO., 2. Aufl. Art. 81 s 110). Die 
Berufung iſt gegen beide Beklagte als Streitge⸗ 
noſſen eingelegt. Nach §8 535 ZPO. hat das Be⸗ 
rufungsgericht von Amts wegen zu prüfen, ob das 
Rechtsmittel an ſich ſtatthaft und in geſetzlicher Form 
und Friſt eingelegt ſei. Bei der Prüfung, ob die Be⸗ 
rufung ſtatthaft ſei, kommt in Betracht, ob ſich das 
Rechtsmittel gegen ein der Berufung unterliegendes 
Urteil richtet und ob der Berufungsbeklagte paſſiv 
legitimiert iſt. Da nach § 511 a. a. O. die Berufung 
egen die in 1. Inſtanz erlaſſenen Endurteile ſtatt— 
findet und hier nach der Berufungsſchrift ſich das 
Rechtsmittel gegen das bedingte Endurteil richtet, liegt 
ein berufungsfähiges Urteil vor. Das Rechtsmittel 
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iſt nur zuläſſig gegen die Partei, die dem Berufungs⸗ 
kläger in 1. Inſtanz als Gegner gegenüber ſtand und 
zu deren Gunſten das Urteil erging. 1 daher gegen⸗ 
über einem Streitgenoſſen in 1. Inſtanz ein be⸗ 
rufungsfähiges Urteil nicht erlaſſen worden, ſo iſt die 
Berufung gegen ihn ohne Rückſicht auf die Art der 
Streitgenoſſenſchaft unzuläſſig. Beim Vorhandenſein 
10 berufungsfähigen Urteils kann die Berufung 
m Falle der einfachen Streitgenoſſenſchaft gegen 
jeden Streitgenoſſen ſelbſtändig eingelegt werden, aber 
ſie hat — in Gegenſatz zu der notwendigen Streit⸗ 
genoſſenſchaft — keine Wirkung für die anderen Streit- 
genoſſen. Hier iſt das angefochtene Urteil in einem 
Teile des Prozeſſes ergangen, in dem ſich nur die 
Klägerin und S. gegenüberſtanden. Ein berufungs- 
[abiges Urteil gegen M. iſt nicht vorhanden; denn 
as gegen ihn erlaſſene Verſäumnisurteil unterliegt 
für die Klägerin, weil es ihrem Antrage ſtattgibt und 
rechtskräftig geworden iſt, der Berufung nicht. Das 
gegen M. eingelegte Rechtsmittel iſt alſo nicht ſtatt⸗ 
haft. Die Berufung iſt aber auch M. gegenüber nicht 
in geſetzlicher Form und Friſt eingelegt worden ($$ 516, 
518 ZPO.). Da das angefochtene Urteil von S. nur 
der Klägerin zugeſtellt wurde, iſt die Berufungsfriſt 
für M. noch nicht in Lauf gekommen; denn bei jeder 
Streitgenoſſenſchaft, der einfachen wie der notwendigen, 
beginnt die Notfriſt für jeden Streitgenoſſen mit der 
an ihn bewirkten Zuſtellung des Urteils. Die Ein- 
legung der Berufung vor Zuſtellung des Urteils iſt 
nach § 516 Abſ. 2 Satz 2 wirkungslos. (Urteil des I. ZS. 
vom 9. Juni 1906, Ber R. Nr. 30,06). 
761 Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 


Landgericht München J. 


Gebühren ärztlicher Sachverſtändiger für Akten⸗ 
ſtndinm. In der Entmündigungsſache v. F. wurde 
der Antrag zurückgezogen, während der Sachverſtändige 
(Oberarzt der Kreisirrenanſtalt E.) noch mit dem 
Studium der umfangreichen Akten beſchäftigt war. 
Seine Liquidation zu 10 Mk. für Aktenſtudium wurde 
vom Amtsgericht zurückgewieſen, weil die VO. v. 
17. Nov. 1902 hierfür eine beſondere Vergütung nicht 
vorſehe. Auf Beſchwerde wurden die 10 Mk. an⸗ 
gewieſen: 

Aus den Gründen: Die VO. ordnet die 
Gebühren ärztlicher Sachverſtändiger vor Gericht ſo, 
daß die zunächſt für Verwaltungsſachen erlaſſene 
VO. hinſichtlich 5 ui: Vorſchriften als Tax⸗ 
norm im Sinne des $ 13 3SG0. erklärt iſt, alſo 
die Beſtimmungen der 3SGO., insbeſondere die SS 3 
bis 5, 14 ausgeſchaltet ſind. Der Gebührentarif der 
VO. enthält nun neben dem Honorar für mündliche 
Gutachten (6 Mk. bis zu 2 Stunden Terminsdauer) 
und neben der Entlohnung für ſchriftliche Gutachten 
(10 bis 50 Mk.) nur Anſätze für milroffopijche, 
phyſikaliſche, bakteriologiſche und chemiſche Unter⸗ 
ſuchungen (Ziff. 5, 6), während Ziff. 7 von der 
„Wundbeſchau und ſonſtigen ärztlichen Unter— 
fuchungen und Beobachtungen mit Befundbericht und 
vorläufigem Gutachten“ ſpricht. Es beſteht deshalb 
die Meinung, daß mangels Erwähnung des Akten⸗ 
ſtudiums im Tarif eine Gebühr hierfür nicht zuläſſig 
ſei; die Anhänger dieſer Meinung pflegen dafür die 
Gebühr für das ſchriftliche Gutachten etwas höher 
zu greifen. Die Unrichtigkeit dieſer Anſicht zeigt ſich 
jedoch ſchon im Falle des mündlichen Gutachtens, 
weil hier über den Betrag von 6 Mk für 2 Stunden 
hinaus ein Spielraum überhaupt nicht gewährt iſt, 
obwohl die wiſſenſchaftliche Leiſtung ganz die gleiche 
wie beim ſchriftlichen Gutachten ſein kann. Dies 
tritt noch mehr hervor, wenn es, wie hier, zu einem 
Gutachten nicht kommt. Es wäre befremdlich, wenn 
der Sachverſtändige für ſtundenlange im Auftrage 
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des Gerichts geleiſtete Arbeit nichts erhalten ſollte. 
Zu einer fo auffälligen Auslegung gibt aber die BO. 
auch keinen Anlaß. Wenn ſie das in der gerichtlich— 
mediziniſchen Praxis fo außerordentlich häufige Akten— 
ſtudium nicht erwähnt, anderſeits aber allgemein 
von „ſonſtigen ärztlichen Unterſuchungen und Beob— 
achtungen“ ſpricht, ſo liegt es nahe, hierunter gerade 
das Aktenſtudium mitzuverſtehen. Denn in Wirklich⸗ 
keit bildet es für die geiſtige Tätigkeit des Sach⸗ 
verſtändigen keinen Unterſchied, ob er den Körper 
des zu Unterſuchenden ſelbſt oder eine Abbildung 
beſichtigt (z. B. eine Röntgenphotographie) oder ob 
er eine Beſchreibung des Zuſtandes in den Akten 
lieſt. Aus dem gleichen Grunde werden ja Vor— 
beſuche bei dem Kranken unter Ziff. 7 gerechnet, ob⸗ 
wohl ſie dort nicht ausdrücklich genannt ſind. Wenn 
endlich Ziff. 7 von Beobachtungen „mit Befundbericht“ 
ſpricht, ſo beſteht darüber kein Zweifel, daß damit 
nur ein allenfallſiger Befundbericht genannt iſt, nicht 
aber die in Ziff. 7 genannten Unterſuchungen deshalb 
nachträglich unentlohnt bleiben ſollten, weil zufällig 
ein Befundbericht nicht mehr erforderlich wird. Selbſt 
wenn übrigens die VO. nicht unmittelbar die Gebühr 
für das Aktenſtudium entnehmen ließe, wäre dieſe 
Gebühr noch nicht unzuläſſig; denn 8 3 Abſ. 1 ver⸗ 
weiſt für die im Tarif nicht erwähnten Fälle auf 
die VO. v. 17. Okt. 1901, betr. die ärztlichen Gebühren 
in der Privatpraxis. In letzterer ſind insbeſondere 
die Anſätze für Beſuche und Beratungen geregelt, 
deren in der VO. v. 17. Nov. 1902 keine Erwähnung 


geſchieht; ein Anſatz für Aktenſtudium findet ſich aller- 


dings auch in der erſtgenannten VO. nicht. Dafür 
enthält ſie aber eine Generalklauſel zugunſten ana- 
loger Anwendung auf nicht ausdrücklich geregelte 
Fälle. Dieſe gilt kraft der Verweiſung auch für die 
VO. v. 17. Nov. 1902 und muß zur entſprechenden 
Anwendung der Ziff. 7 des Tarifs der VO. v. 17. Nov. 
1902 führen. Die 88 3ff. 3SGO. kommen hiernach 
überhaupt nicht weiter in Betracht und es kann des— 
halb dem in der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern 
1906 S. 84 abgedruckten Beſchluß des OLG. München 
nicht beigetreten werden. Ziff. 7 des Tarifs gewährt 
nur für „zeitraubende“ Unterſuchungen 10 —30 Mk. Das 
Gericht erachtet aber nach der Art und Weiſe, wie ſich 
die ärztliche Tätigkeit abzuwickeln pflegt, den Auf— 
wand von 3 Stunden für eine einzelne ärztliche An— 
gelegenheit, zumal Aktenauszüge zu fertigen waren, 
für das gewöhnliche Maß überſteigend, ſohin unter 
Ziff. 7 einreihbar. Da der beanſpruchte Betrag 
ohnehin nur die Mindeſtgebühr iſt, iſt auch die in 
die Koſten verurteilte Staatskaſſe nach 8 12 BO. 
hierfür zahlungsvflichtig (Beſchl. v. 20. Dez. 80 
BeſchwR. 558/06). !) 
739 


Landgericht Landau. 


Erbengemeinſchaft des franzöſiſchen Rechts. 1. Die 
Erbengemeinſchaft des franz. Rechtes iſt 
eine Bruchteilsgemeinſchaft. Gemäß Art. 213 
des EG. z BGB. findet auf fie Art. 883 C. C. 
fortdauernd Anwendung. Der einzelne 
Miterbe beſitzt daher keine Anteilsbered- 
tigung an der Erbſchaft als ſolcher, ſondern 
nur an den einzelnen Erbſchaftsſachen; 
eine Verfügung über den Erbanteil im 
Sinne des S 2033 BGB. tft nicht möglich. 

2. Doch iſt eine Verfügung über den aus 
der Miterbeneigenſchaft ergebenden Tei- 
en eee zuläſſig, mithin auch eine 


1) In einem gan; äbnlich gelagerten Falle hat der II. 35. des 
OLsch. München am 27. Dez. 190 (Beſchwen. TORE) nunmehr 
ebenfalls eine Gebubr für Aktenſtudium zugebilligt, dies jedoch mit 
analoger Anwendung der Terminsgebühr (Ziff. 14) begründen. 

D. Einſ. 
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Verpfändung. Die Form der Verpfändung 
und der Inhalt des Pfandrechtes beſtimmen 
ſich nach dem BGB. (§ 2033, 1273 ff.). 

3. Die Verpfändung des Teilungsan⸗ 
ſpruches enthält eine Verfügungsbe⸗ 
ſchränkung des betreffenden Miterben 
hinſichtlich aller Rechte, die ihm als Mit⸗ 
erben zuſtehen, alſo auch hinſichtlich der 
Rechte an Nachlaßgrundſtücken zugunſten 
einer beſtimmten Perſon; ſie iſt als ſolche 
gemäß 8892 der Eintragung im Grundbuche 
fähig und bedürftig. 

Zu Urkunde des Notariats K. hat K. den ihm am 
Nachlaſſe ſeiner vor dem 1. Januar 1900 ver⸗ 
ſtorbenen Großmutter zuſtehenden Anteil zugunſten 
feines Gläubigers J. zur Sicherung einer Darlehens» 
forderung von 2710 Mk. verpfändet und bewilligt, 
daß die Verpfändung als Verfügungsbeſchränkung zu— 
gunſten des Gläubigers auf den Nachlaßgrundſtücken 
eingetragen werde. Das GrBA. hat die Eintragung 
abgelehnt, da durch die Verpfändung des Erbteils 
nur eine unter den Parteien wirkſame Verfügungs⸗ 
beſchränkung geſchaffen werden könne, die dingliche 
Sicherung einer ſolchen aber durch Eintragung im 
Grundbuche nach § 137 BGB. unzuläſſig ſei. Es hat 
auf eine Entſcheidung des OLG. Karlsruhe (Rechtſpr. 
d. OLG. Bd. 12 S. 368) verwieſen. Der Beſchwerde 
des Notariats wurde ſtattgegeben. 

Aus den Gründen: Das Gemeinſchaftsverhält⸗ 
nis, dem der Anteil des K. am Nachlaſſe unterliegt, 
iſt die Erbengemeinſchaft des alten Rechtes, die — im 
Gegenſatze zur Erbengemeinſchaft des BGB. — eine 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen iſt. (Vgl. Zacharige⸗Crome 
§ 181). Es gilt für ſie gemäß Art. 213 EG. z. BGB. 
das alte Recht; ſie iſt nicht nach Art. 173 EG. z. BGB. 
eine Bruchteilsgemeinſchaft des neuen Rechtes geworden, 
mit der Folge, daß der Miterbe endgültig über ſeinen 
Anteil an der einzelnen Erbſchaftsſache verfügen könnte, 
ſondern es gilt noch Art. 883 C. C. und es iſt ſonach 
die Verfügung des Erben über ſeinen Anteil an der 
einzelnen Erbſchaftsſache davon abhängig, daß er bei 
der Teilung die Sache erwirbt. Beſteht ſonach für 
K. kein Anteilsrecht an der Erbſchaft, ſondern an den 
einzelnen Erbſchaftsſachen, ſo könnte die Verpfändung 
des Anteiles an den Grundſtücken nicht nach § 2033 
BGB. erfolgen, ſondern nur in Form der Hypothek⸗ 
beſtellung und die Hypothek müßte mit Rückſicht auf 
Art. 883 C. C. eingetragen werden, als bedingt durch 
den Alleinerwerb der Grundſtücke ſeitens des K. bei 
der Teilung. Nun iſt aber nach dem Rechte des code 
civil auch die Verpfändung des aus der Miteigentums— 
berechnigung der Erben ſich ergebenden Teilungsan— 
ſpruches zuläſſig, mit der Wirkung, daß der Miterbe 
ferner nicht befugt iſt, ſeinen Anteil an den einzelnen 
Erbſchaftsſachen zum Nachteil des Gläubigers zu ver— 
äußern oder anderweit darüber zu verfügen (vgl. RG. 
Bd. 43 S. 375 ff.; was dort für die Pfändung aus— 
geſprochen iſt, muß auch für die Verpfändung gelten). 
Inſofern der hier in Frage ſtehende Vertrag eine 
Verpfändung des Teilungsanſpruches enthält, iſt er 
rechtsgültig, da auch die nach § 2033 BGB. (vgl. 
§ 1274 BGB.) vorgeſchriebene Form beobachtet iſt. 
Das alte Recht gilt nur für die Frage, was Gegen— 
ſtand der Verpfändung ſein kann, und dieſe Frage 
kann nur aus den erbrechtlichen Verhältniſſen beant— 
wortet werden, für welche Art. 213 EG. z. BG. 
die ſeitherigen Geſetze maßgebend bleiben läßt, falls 
der Erblaſſer vor dem 1. Januar 1900 verſtorben iſt, 
während die Form der Verpfändung und der Inhalt 
des Pfandrechties ſich nach SS 1273 BGB. beſtimmen. 
Die Verpfändung des Teilungsanſpruches enthält eine 
Verfügungsbeſchränkung des Miterben hinſichtlich aller 


Rechte, die ihm als Miterbe zuſtehen, zugunſten des 
Gläubigers. Dieſe Verfügungsbeſchränkung hindert 


ihn auch an der Mitwirkung zur gemeinſchaftlichen 
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Verfügung über die Nachlaßgrundſtücke. Aus § 892 
BOB. ergibt ſich, daß die Eintragung dieſer Verfü⸗ 
gungsbeſchränkung notwendig und möglich iſt. Der 
Erſtrichter verneint in Uebereinſtimmung mit der von 
ihm erwähnten Entſcheidung des OLG. Karlsruhe 
die Eintragungsfähigkeit auf Grund des $ 137 BGB.; 
das beruht auf einer Verkennung der Bedeutung des 
8 137 BGB. Hier handelt es ſich nicht um ein rechts- 
geſchäftliches Veräußerungsverbot nach 8 137 BGB., 


ſondern um Verpfändung des Teilungsanſpruchs, die 


den Verluſt der Verfügungsfähigkeit des Schuldners 
zugunſten des Gläubigers als geſetzliche Wirkung nach 
ſich zieht. Es liegt alſo ein geſetzliches Veräußerungs- 
verbot vor, ausgelöſt durch das Rechtsgeſchäft der 
Verpfändung (SS 135, 1276 BGB.; ebenſo Fuchs, Grund⸗ 
buchrecht, Bd. 1 Anm. 18 Lit. bb. a., ferner Grohmann 
im Zentralbl. f. freiw. Gerichtsb. Bd. 3 S. 821 ff.). 
Würde man 8 137 BGB. anders auslegen, fo käme man zu 
dem unhaltbaren Ergebnis, daß die Stellung des— 
jenigen, der den Erbteil im Wege der Zwangsvoll— 


ſtreckung nach § 859 ZPO. pfändet, — für dieſen Fall 


wird zufolge § 136 BGB. die Eintragungsfähigkeit 
der Verfügungsbeſchränkung anerkannt — beſſer wäre 
als die des Gläubigers, dem der Erbteil verpfändet 
wird, während doch 3 859 Abſ. II 3PO. in $ 2033 
BGB. feine Stütze findet, nicht umgekehrt, und das 
Recht des Vollſtreckungspfandgläubigers ſich nach dem 
Inhalt des Rechtes des vertragsmäßigen Pfandgläu— 
bigers bemißt. 


der Verpfändung, für das die dingliche Wirkung 


Und man würde dem Rechtsgeſchäft 


Begriffsmerkmal iſt, dieſe dingliche Wirkung nehmen, 


wollte man ſagen, daß der Pfandſchuldner ſeine Ver— 
fügungsfähigkeit nur mit Wirkung inter partes ver— 
liere. (Beſchluß vom 4. Februar 1907). 

807 — — — eng. 


Aus der Praxis des bayer. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs. 


Notteſtameute. In einer Entſcheidung vom 10. Oktober 
1906 (Sammlung Bd. XXVIII S. 4) hat der VGH. 
ausgeſprochen, daß der Bürgermeiſter die Aufnahme 
eines Notteſtaments auch außerhalb der ordentlichen 
Geſchäftszeit nicht ohne zureichenden Grund verweigern 
darf; er hat hierfür auf die Art. 14 und 18 des Nota— 
riatsgeſetzes Bezug genommen. Dagegen iſt in der 
Entſcheidung ausgeſprochen, daß ſich der Bürgermeiſter 
keiner Pflichtverletzung ſchuldig macht, wenn er nicht 
ohne Vorbereitung zur Teſtamentsaufnahme ſchreitet, 
daß es ihm insbeſondere unbenommen bleiben muß, ſich 
die Anweiſung vom 19. Dezember 1900 zu verſchaffen 
und den Gemeindeſchreiber beizuziehen. Dieſe Auf— 
faſſung iſt nur zu billigen. Werden Notteſtamente in 
überſtürzter Weiſe aufgenommen, ſo liegt die Gefahr 
ſehr nahe, daß ein die Nichtigkeit bewirkender Form— 
fehler mitunterläuft; hieraus entſtehen dann in der 
Regel mehr Unannehmlichkeiten für die Beteiligten, 
als wenn die Beurkundung des Teſtaments durch den 
Bürgermeiſter unterbleibt. 


— — n. 
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All feld, Dr. Philipp, ord. Profeſſor der Rechte in Er⸗ 
langen. Reichs geſetz betr. das Urheberrecht 
an Werken der bildenden Künſte und der 
Photographie vom 9. Januar 1907. Textaus— 


gabe mit Einleitung, kurzen Anmerkungen, einem 


Anhang, enthaltend die Berner Uebereinkunft, die 
Uebereinkommen mit den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika und mit Oeſterreich-Ungarn, ſowie 
einem Sachregiſter. | 
Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck). Gebd. Mk. 1.— 

Die Anmerkungen, die ſchon auf dem Titel als 


München 1907, C. H. Beckſche 


nur kurz bezeichnet ſind, dienen faſt bloß der leichteren 


Orientierung durch Verweiſung auf andere einſchlägige 
Geſetzesbeſtimmungen. Einen Erſatz für die von Allfeld 
i. J. 1893 im Beckſchen Verlag herausgegebene treff⸗ 
liche Erläuterung der alten Reichsgeſetze über das 
literariſche und arliſtiſche Urheberrecht wird, was 
das artiſtiſche Urheberrecht anlangt, erſt der Kom— 
mentar bieten, den Allfeld im Laufe der nächſten 
Monate im Beckſchen Verlage zu dem Geſetze vom 
9. Januar 1907 erſcheinen laſſen wird. E. E. 


Turuan, Dr. W. und Förſter, Dr. N., Reichsgerichtsräte 
in Leipzig. Das Liegenſchaftsrecht nach den 
deutſchen Reichsgeſetzen und den preußiſchen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. 3. vermehrte und verbeſſerte 
Auflage. Paderborn 1906, Ferdinand Schöningh. 
2 Bände, Broſch. Mk. 36.—. 

Die Vorzüge dieſes in der Praxis vielbenützten 
Buches ſind bekannt. Mit der Anordnung des Stoffes, 
die ſich im weſentlichen gegenüber den früheren Auf— 
lagen nicht geändert hat, kann man ſich allerdings 
nicht ganz befreunden. Es ſind zahlreiche Vorſchriften 
aus Reichsgeſetzen und Landesgeſetzen in die An— 
merkungen zu den einzelnen Paragraphen des BGB. 
und der GBO. eingeſchoben und ihrerſeits wieder mit 
Anmerkungen verſehen. Dadurch entſteht eine gewiſſe 
Unüberſichtlichkeit. Die Erläuterungen zu §8 29 GBO. 
haben jetzt z. B. einen Umfang von 82 Seiten erreicht. 
Doch fällt dieſer formelle, übrigens auch wegen der 
Menge des verarbeiteten Stoffes nur ſchwer zu ver— 
meidende Mangel bei der Beurteilung des dem Inhalte 
nach durchaus gediegenen Buches kaum ins Gewicht. 

von der Pfordten. 


Stirnweiß, Franz, K. Amtsgerichts⸗Sekretär in Deggen⸗ 
dorf. Portoweſen, Behandlung der Tele⸗ 
gramme und der telephoniſchen Fern⸗ 
geſpräche bei den bayeriſchen Juſtiz⸗ 
behörden, für den Dienſtgebrauch bearbeitet. 

Eine gewiſſenhafte und verläſſige Arbeit, die jede 

Empfehlung verdient. Rat Adam. 


Weber's Inriſten⸗ſcalender für 1907 als Abreißkalender 
eingerichtet. Bearbeitet von Rechtsanwalt Dr. Ar- 
thur Kallmann. Mit Abbildungen Erich Weber, 
Verlag, Berlin. Mk. 2.—. 

Der Kalender bringt wie im Vorjahre Bemer— 
kungen und Auszüge über Vorſchriften aus dem Reichs— 
recht, ferner biographiſche Skizzen, Rechtsſprichwörter 
u. dgl. 


Harburger, Dr. J., Juſtizrat und Rechtsanwalt in 
München, Konkursordnung für das Deutſche 
Reich und Reichsgeſetz, betreffend die Anfechtung 
von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb 
des Konkurs verfahrens in der Faſſung der Bekannt— 
machung des Reichskanzlers vom 20. Mai 1898. 
Handausgabe mit Erläuterungen. Zweite neu— 
bearbeitete Auflage. München 1907, C. H. Beck'ſche 
Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck) Gebd. Mk. 2.50. 

Dieſe Ausgabe größeren Formats iſt durch Ver— 
mehrung der Anmerkungen und der Zitate aus der 

Rechtſprechung wieder auf den neueſten Stand ge— 

bracht. Die Brauchbarkeit des praktiſchen, elegant 

ausgeſtatteten Buches wird durch die Beigabe von 

Abdrucken aus anderen verwandten Geſetzen erhöht. 


— — — . 


Bolze Dr., Reichsgerichtsſenatspräſident a. D. Rechte 
der Angeſtellten und Arbeiter an den Er— 
findungen ihres Etabliſſements. Leipzig 
1907, Akademiſche Verlagsgeſellſchaft m. b. H. Geh. 
Mk. 1.20. 

Die kleine, anſchaulich geſchriebene Schrift behan— 
delt die Frage, ob Erfindungen der Angeſtellten und 
Arbeiter in gewerblichen Etabliſſements Eigentum der 
Erfinder bleiben, oder ob die Betriebsunternehmer zu 
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ihrer Ausnutzung berechtigt ſind und Patente nehmen 
und Gebrauchsmuſter anmelden können. Die Frage 
wird im weſentlichen zugunſten der Unternehmer ent⸗— 
ſchieden. — n. 


Thoma, Dr. Nichard, Privatdozent, Der Polizei⸗ 


befehl im badiſchen Recht. I. Teil. Tübingen 


1906, J. C. B. Mohr. Broſch. Mk. 11.—. 

Spieß, Anguſt, Kritiſche Bemerkungen zum 
Entwurf eines Geſetzes betr. das Urheber⸗ 
recht v. Werken d. bild. Künſte und der 
Photographie. Berlin.Schöneberg 1906, Meiſen— 
bach, Riffarth & Co. Broſch. Mk. 2.—. 

Lux, Dr. W., Notwendigkeit der Streitge⸗ 
noſſenſchaft. (Bd. XIII. H. 2 d. Abh. z. Privat⸗ 
recht uſw.). München 1906, C. H. Beck'ſche Verlags⸗ 
buchhandlung. Broſch. Mk. 4.50. 

Levis, Dr. Otto, Oberamtsrichter, Das internat. 
Entmündigungsrecht des Deutſchen Reichs. 
Leipzig 1906, C. L. Hirſchfeld. Broſch. Mk. 8.—; 
geb. Mk. 9.—. 

Peßler, P., Zur Feſtſtellung des Geiſteszu⸗ 
ſtandes der Beſchuldigten im Strafver: 
en Braunſchweig 1906, J. H. Meyer. Broſch. 
Mk. 2 

Schneickert, Dr. Hans, Bedeutung der Hand⸗ 
ſchrift im Zivil⸗ u. Strafrecht. Leipzig 1906, 
F. C. W. Vogel. Broſch. Mk. 4.—. 

Eine Beſprechung einiger der hier angezeigten 

Bücher bleibt vorbehalten. 


Notiz. 


Juriſtendentſch. („Obliegen und Anerkennen“). Wegen 
fahrläſſiger Beſchädigung einer zur Be 
nützung überlaſſenen Sache beabſichtigt die 
deutſche Sprache gegen die deutſchen Juriſten Ent— 
ſchädigungsklage zu erheben. Da ſie jedoch das Bureau 
des zuſtändigen Richters in vielen Gerichtsgebäuden 
vergebens ſuchte, ſei aus dem Schriftſatz ihres An— 
walts hier einiges veröffentlicht. 

Im Laufe der hiſtoriſchen Entwicklung iſt uns ſchon 
viel Sprachgut verloren gegangen. So hatte das 
Deutſche vor 1500 Jahren noch eine Präpoſition, die 
dem griechiſchen anti nach Laut und Bedeutung ent— 
ſprach; heute iſt fie zu dem farbloſen Präfix ent er— 
ſtarrt. Und wenn hier die urſprüngliche Bedeutung 
(gegen) wenigſtens in einigen Fällen noch gefühlt 
wird, ſo iſt es bei der Vorſilbe er dem Laien ſchlechter— 
dings nicht mehr möglich, ſich über den eigentlichen 
Sinn Rechenſchaft zu geben. Im Gotiſchen war das 
Wort noch ſelbſtändige Präpoſition = aus; etwas 
erkennen heißt: es aus anderen Gegenſtänden gleicher 
Art heraus kennen. Ebenſo find ge und zer zu 
Präfixen geworden; andere Präpoſitionen haben ihr 
Leben dadurch gerettet, daß ſie für den tonloſen Ge— 
brauch eigene Nebenformen abſonderten: be und ver 
neben bei und vor (für). Naturgemäß behielten 
die vollen Formen auch die eigentliche, anſchauliche 
Bedeutung, während die Nebenformen die übertragene, 
abgeblaßte übernahmen: beitreten — betreten. 
(Die urſprüngliche Gleichheit der beiden Vorſilben iſt 
unſerm Bewußtſein ſo ſehr entſchwunden, daß wir ſie 
unbedenklich nebeneinander ſtellen, z. B. bei behalten). 
Eine Reihe weiterer Präpoſitionen nun hat für be— 
tonten und unbetonten Gebrauch, für konkrete und 
abſtrakte Bedeutung ein und dieſelbe Form, aber mit 
dem Unterſchied, daß ſie im erſten Fall nur eine loſe 
und nur im zweiten eine feſte Verbindung mit Verben 
eingehen: ich breite ein Tuch unter, aber: ich 
unterbreite ein Geſuch; ebenſo: unterbreiten, 
unterzubreiten, untergebreitet, aber: uns 
terbreiten, zu unterbreiten, unterbreitet. 
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Das nämliche gilt für das vorige Beiſpielpaar: ich 
trete bei — ich betrete uſw. Demnach ergibt ſich 
als Regel: Die Zuſammenſetzung iſt loſe bei anſchau— 
licher, feſt bei verblaßter Bedeutung. Wird die 
loſe Zuſammenſetzung durch die feſte ver⸗ 
drängt, ſo geht mit Naturnotwendigkeit 
auch die ſinnlich anſchauliche Bedeutung 
verloren, die lebendige Präpoſition erſtarrt zum 
toten Präfix. 

Dieſes Schickſal nun droht in unſern Tagen der 
guten alten Präpoſition ob. In ihrer lokalen Be— 
deutung iſt ſie nunmehr überall durch das ſchwerfällige 
oberhalb verdrängt. Die bayeriſchen Behörden 
haben ihr nur noch ein letztes Aſyl in „Rothenburg 
o b der Tauber“ geſichert; auch jenſeits unſerer Grenz- 
pfähle wird „Oeſterreich ob der Enns“ pietätvoll bei⸗ 
behalten. Die übertragene Bedeutung S wegen iſt aus 
der Alltagsſprache gleichfalls verſchwunden; was das 
Wort vor völliger Entwurzelung noch ſchützt, ſind 
einzig die Zuſammenſetzungen öbliegen und 6b⸗ 
ſiegen. Wenn einmal dieſe durch obliegen und 
obſiegen erſetzt ſind, gehört die Präpoſition ob der 
Sprachgeſchichte an. „Und das iſt kein Unglück“, wird 
man erwidern. Gewiß, die deutſche Sprache wird 
auch dieſen Verluſt überleben; aber ſie wird damit 
wieder einen Schritt von der lebendigen Anſchauung 
zur blutleeren Abſtraktion getan haben. Der Richter, 
der in ſeinem Urteil verkündet: „Es liegt daher dem 
Beklagten ob . . .., legt dieſem damit eine plaftifch- 
konkrete Laſt auf die Schultern, die er fortan tragen 
muß, er mag wollen oder nicht; ſagt er dagegen: „Es 
obliegt...” ſo ſchafft er ſtatt des ſinnlich wirkſamen 
Bildes — eine „Obliegenheit“. (Wer dieſes ſchemen— 
hafte Scheuſal aus ſeiner Sprache verbannt, tut mehr 
für Sprachreinigung, als wer ein gut eingebürgertes 
Fremdwort durch ein ſchlechtes deutſches erſetzt!). Das 
Beiſpiel wird genügen. Unſere Sprache hat im papier— 
nen Zeitalter leider ſchon zuviel von ihrer alten 
wunderbaren Sinnfälligkeit und Plaſtik (vgl. Goethe!) 
verloren, als daß wir den Reſt aus Bequemlichkeit 
oder Gedankenloſigkeit verſchleudern dürften; denn 
nicht als freies eigentum haben wir unſere Sprache 
überkommen, ſondern mit der Verpflichtung, ſie in 
gleicher Kraft und Schönheit künftigen Geſchlechtern 
zu hinterlaſſen. Und dieſer rechtlichen Verpflichtung 
gemäß zu handeln liegt in erſter Linie den Hütern 
des Rechtes ob. 

Allein der Sprachfehler: „es obliegt“ wird 
nicht aus den Akten verſchwinden, ſolange er dort 
und anderswo den Bundesgenoſſen „ich anerkenne“ 
findet; daher ſei auch dieſer kurz beleuchtet.!) Erinnern 
wir uns an untergebreitet und unterbreitet, 
an unterzubreiten und zu unterbreiten. An⸗ 
erkannt ſcheint auf das zweite zu deuten, aber es 
beweiſt eine feſte Verbindung nur für er, nicht für 
an; dieſes iſt vielmehr loſe verbunden, wie anzu— 
erkennen zeigt. Alſo heißt es: ich erkenne an ſo 
gut wie: ich erkenne ab, ich vertraue an, ich be— 
halte bei uſw. Uebrigens liegt auch hier anſchau⸗ 
liche Bedeutung vor: ich trete, z. B. an den Fund⸗ 
gegenſtand, heran und er ke nne ihn als mein 
Eigentum. 

Alſo entweder man erkenne die Richtigkeit des 
Dargelegten an und liege ſeinen Amtsgeſchäften 
mit größerer ſprachlicher Sorgfalt ob, oder man „a b— 
ſehe“ hiervon und „fortwurſtele“ im geliebten 
n auf Koſten des geſunden Sprachgefühls! 

—.ck. 


Man kann auch e en Süße leſen. wie „der Kläger uber⸗ 


ee nach München“ oder, „die Firma überging im Jabte 
lan auf EN“ Solche Ma bläfſigkeiten ſind insbeſondere in der 
öſterreichiſchen Amtsſprache haäuſig, Ne ſcheinen ſich aber auch bei 
uns einzuburgern. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 


K. Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſteriumd. Juſtiz. 
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Sonderbeilage zur Zeitihrift für Rechtspflege in Bayern. 


Die für die Anwendung des Reichsſtrafgeſetzbuchs wichtigeren Entſcheidungen 
des Reichs⸗Militär⸗Gerichts. 


Bearbeitet von Regierungsrat v. Sutner in München. 


(Die den elnzelnen Entſcheidungen beigeſetzten Zablen beziehen ſich auf die amtliche Sammlung der Entſcheidungen des Reichsmilitärgerichts). 


8 19 (21, 74). Das in § 21 StGB. feſtgeſetzte Geltungs⸗ 
verhältnis von Zuchthaus und Gefängnis iſt auch 
für die Umwandlung von Arreſt in Zuchthaus be- 
hufs Bildung einer Geſamtſtrafe maßgebend. 
Treffen mit der Arreſtſtrafe mehrere Einzelzucht⸗ 
hausſtrafen zuſammen, ſo kann die Geſamtzucht⸗ 
hausſtrafe, ſolange ſie den Betrag der verwirkten 
Einzelzuchthausſtrafen nicht überſteigt, nur 
nach vollen Monaten bemeſſen werden. 8 236. 


5 21 (ſ. oben 8 19). 
5 43 (f. unten $ 263). 
5 46 Ziff. 1 (ſ. unten $ 242). 


5 47. Daß der eine Mittäter bei gemeinſam verübter 
Straftat nicht ermittelt iſt, ſchließt die Anwendung 
des Strafgeſetzes auf den ermittelten Mittäter 
nicht aus. 2 163. 

Mittäterſchaft iſt bei der Unterſchlagung dann 
rechtlich möglich, wenn die den Angriffsgegenſtand 
bildende Sache im gemeinſamen Beſitz oder 
Gewahrſam mehrerer ſich befindet. 5 257. 


5 48. Anſtiftung im Sinne des § 48 StGB. ſetzt 
nicht nur voraus, daß derjenige, der zur Tat an⸗ 
geſtiftet werden ſollte, die objektiven Tatbeſtands⸗ 
merkmale verwirklicht, ſondern auch, daß er mit dem 
vom Strafgeſetz erforderten Vorſatze gehandelt hat. 
Iſt letzteres nicht der Fall, ſo kann er nur als Werk⸗ 
zeug des ihn Beſtimmenden, letzterer aber nur als 
Täter, nicht als Anſtifter in Betracht kommen. 5 67. 

Der Täter kann nicht zugleich als Anſtifter ſeines 
Gehilfen beſtraft werden. 8 247.) 

Die ſtrafbare Anſtiftung erfordert einen vom Vor— 
ſatze des Anſtifters umfaßten urſächlichen Zuſam⸗ 
menhang zwiſchen der anſtiftenden Tätigkeit und der 


Tatſch 18 des Angeſtifteten zur Begehung der 


Tat. 9 141. 
3 49 Abſ. 1 (ſ. unten 8 286). 


5 51. Unzurechnungsfähigkeit infolge von Trunken⸗ 
heit ſchließt auch bei den im § 49 Abſ. 2 MStGB. 


erwähnten ſtrafbaren Handlungen die Strafbarkeit 
aus. Die bezügliche Feſtſtellung ſeitens der Vor 


inſtanz iſt der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
entzogen. 2 92. 

Die Zurechnungsfähigkeit des Täters zur Zeit der 
Tat gehört zu den geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmalen 
der ſtrafbaren Handlung. 2 232. 

Verminderte Zurechnungsfähigkeit kommt als 
Strafausſchließungsgrund nicht in Betracht. 2 232. 

1. Die Ausſage eines Zeugen hinſichtlich der Zu— 
rechnungsfähigkeit einer Perſon infolge von Bes 
trunkenheit kann durch das Gutachten eines Sach— 
verſtändigen widerlegt werden. 

2. Iſt ein Arzt als ſachverſtändiger Zeuge be— 


nannt, ſo muß der Antrag auf ſeine Vernehmung 


die Angabe der Tatſachen enthalten, welche von ihm 
mittelſt ſeiner beſonderen Sachkunde wahrgenommen 
ſein ſollen. 6 294. 

Der § 51 StGB. verlangt nicht die Abweſenheit 
jedes Bewußtſeins, ſondern nur einen derartigen 


u *) In Uebereinſtimmung mit RGSt. 26 198 und 27 273. 


| 


Zuſtand von Bewußtloſigkeit, durch welchen die 
Freiheit der Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen iſt. 
Letztere muß aber ausgeſchloſſen, nicht bloß 
vermindert ſein. Es genügt der Ausſchluß der freien 
Willensbeſtimmung hinſichtlich der konkreten, 
dem Angeklagten zur Laſt gelegten Tat. 7 285. 

Die Zurechnungsfähigkeit des Täters zur Zeit 
der Tat gehört zu den geſetzlichen Tatbeſtands— 
merkmalen der ſtrafbaren Handlung. 

Die Vorſchrift des 8 51 StGB. erfordert einen 
Zuſtand, in welchem dem Täter in Beziehung auf 
die konkrete Tat das Bewußtſein von ihrem Charakter 
im allgemeinen und von ihrer Wirkung auf das 
Rechtsgebiet eines anderen ſowie von dem Schutze 
dieſes Rechtsguts gefehlt hat. 8 201.) 


§ 52 Abſ. 2. Ein Verlöbnis hat in ſtrafrechtlicher 


Hinſicht zur weſentlichen Vorausſetzung, daß zur 
Zeit der Tat ein gegenſeitiges, ernſtlich ge⸗ 
meintes Eheverſprechen der beteiligten Perſonen 
vorlag, und daß letztere die rechtliche Handlungs— 
fähigkeit beſaßen. 4 42.) 


8 53. Ein gegenwärtiger Angriff iſt nur dann als 


vorliegend anzuſehen, wenn der Angriff bereits be— 
gonnen hat und noch nicht beendigt iſt. 1 69. 

Die bloße Teilnahme an einer Zuſammenrottung 
ſchließt das Vorhandenſein von Notwehr auf ſeiten 
eines Teilnehmers an ſich nicht aus. 5 58. 

Bei der ſogenannten putativen Notwehr tritt 
Strafloſigkeit des Täters ein, wenn er infolge tat⸗ 
ſächlichen Irrtums über das Maß der erforderlichen 
Verteidigung hinausgegangen iſt. 1 69. 

Eine Ueberſchreitung der Notwehr im Sinne des 
§ 53 Abſ. 3 StGB. kann nur dann in Frage 
kommen, wenn die Vorausſetzungen der Notwehr 
ſelbſt vorliegen. 1 69. 

Ueberſchreitung des zur Abwehr des vermeint- 
lichen Angriffs objektiv erforderlichen Maßes macht 
den Täter nur dann ſtraflos, wenn er infolge eines 
tatſächlichen Irrtums die gewählte Art der Vertei- 
digung für geboten erachtete. 2 21.) 

Notwehr gegen eine Beſchimpfung, als gegen 
einen Angriff auf die Ehre, iſt nicht grundſätzlich 
ausgeſchloſſen. Welche Verteidigung erforderlich 
iſt, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
von ſich oder einem anderen abzuwenden, iſt nur 
nach den konkreten Umſtänden objektiv zu be: 
ſtimmen, ſomit Tatfrage. 6 223.) 

Putative Notwehr iſt ſowohl dann gegeben, wenn 
der Täter irrtümlicherweiſe annahm, daß die tat— 
ſächlichen Vorausſetzungen der Notwehr vorlägen, 
als auch dann, wenn er die von ihm gewählte Art 
der Verteidigung zur Abwehr für erforderlich hielt. 
Ueberſchreitet der Täter das zur Abwehr des wirk— 
lich vorhandenen oder irrtümlich angenommenen 
Angriffs objektiv erforderliche Maß, ſo liegt ein 
vorſätzlich begangenes Delikt nicht vor, wenn 
der Täter zufolge tatſächlichem Irrtums die Art 
und Weiſe der gewählten Verteidigung für erforder— 


1) In Uebereinſtimmung mit Rig 29. Jan. 1908, Goltd. 42 45. 
) Vgl. hierzu auch R St. 10 117, 35 49 und 38 242. 

) S. a. unten 8 199. 

4) Zu Abſ. 1 vgl. a. RG St. 29 240. 
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lich hielt. Ob dieſer Irrtum ein unverſchuldeter 
war oder nicht, iſt bei Begehung eines vorſätz⸗ 
lichen Delikts gleichgültig. Lediglich bei der Be⸗ 
gehung eines Fahrläſſigkeitsdelikts kommt 
es darauf an, ob die Unkenntnis bzw. die irrtüm⸗ 


in 


liche Annahme des Täters durch Fahrläſſigkeit ver⸗ 


ſchuldet war. 

Iſt im Falle putativer Notwehr die Begehung 
eines vorſätzlichen Delikts ausgeſchloſſen, ſo hat, 
wenn das betreffende Delikt auch fahrläſſigerweiſe 
begangen werden kann, das erkennende Gericht zu 
prüfen, ob nicht der Irrtum bzw. die irrtümliche 
Annahme des Täters durch Fahrläſſigkeit verſchul⸗ 
det war. 

Andere Mittel außer der Verteidigung, durch 
welche der Angegriffene dem Angriffe zu entgehen ver- 
mag, kommen nur dann in Frage, wenn ſie ohne Un⸗ 
zuträglichkeiten und Preisgabe anderer ſchutzberech⸗ 
tigter Intereſſen angewandt werden können. 7 248. 

Beim fortgeſetzten Delikte kann die Frage der 
Notwehr wegen Unteilbarkeit der Schuld nur auf 
Grund Prüfung des ganzen Sachverhalts entſchieden 
werden. 7 283. 5 

Die Feſtſtellung, daß der Angeklagte einen gegen— 
wärtigen, rechtswidrigen Angriff nicht annehmen 
konnte, ſchließt die Annahme der Putativnotwehr 
nicht aus; hierzu bedarf es vielmehr der Feſtſtellung, 
daß er in Wirklichkeit einen ſolchen Angriff nicht 
angenommen hat. 8 197. 

Eine Beſtrafung wegen vorſätzlicher Körperver— 
letzung iſt ſowohl für den Fall ausgeſchloſſen, wenn 
der Täter irrtümlicherweiſe annahm, daß die tat- 
ſächlichen Vorausſetzungen der Notwehr gegeben 
ſeien, und er ſich auf die zur Abwehr des angenom— 
menen Angriffes erforderliche Verteidigung be— 
beo Albi als auch dann, wenn er zwar dieſes Maß 
er Abwehr überſchritt, aber infolge tatſächlichen 
Irrtums die Verteidigung ſo, wie er ſie vorge— 
nommen, für geboten hielt. Es fehlt hier der zur 
Straftat erforderliche Vorſatz. 

Das Fehlen des rechtswidrigen Vorſatzes ſchließt 
aber eine fahrläſſige Körperverletzung dann nicht 
aus, wenn der tatſächliche Irrtum, der zu dem Ver— 
teidigungsakte Veranlaſſung gab, ein vermeidlicher 
und ſtrafrechtlich nicht entſchuldbarer war.“) 8 199. 

1. Eine poſitive Feſtſtellung darüber, ob der vom 
Angeklagten behauptete rechtswidrige Angriff gegen 


—— — —ü ä6äꝓ . — 
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ihn tatſächlich erfolgt oder vom Angeklagten irr⸗ 


tümlich als erfolgt angenommen worden iſt, kann 
dann unterbleiben, wenn das Gericht die Ueber— 
zeugung gewinnt und ausſpricht, daß der be— 
hauptete Angriff, auch wenn er erfolgt oder vom 
Angeklagten irrtümlich angenommen wäre, die 
gewählte Art der Verteidigung nicht erforderlich 
gemacht hätte. 

2. Für die Frage, welche Art und welches Maß 
der Verteidigung zur Abwehr eines Angriffes er— 


forderlich ſei, iſt nur die objektive Sachlage 


— einſchließlich der Perſönlichkeiten des Angreifers 


und Angegriffenen — nicht die ſubjektive Auf— 
faſſung des Angegriffenen entſcheidend. Dieſer 
letzteren kommt nur inſoweit rechtliche Bedeutung 
zu, als der Täter in Furcht, Beſtürzung oder 
Schrecken oder infolge eines tatſächlichen Irr— 
tums über das Maß der obfektiv erforderlichen 
Verteidigung hinausgegangen iſt. 9 237.5) 

Das Notwehrrecht iſt nur ein Verteidigungsrecht. 
Dabei iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Stande der 
Notwehr an ſich und der Ausübung der Notwehr. 


Zur Ausübung der letzteren iſt erforderlich, daß der | 


Wille des im Notwehrſtande Befindlichen darauf 
gerichtet iſt, den rechtswidrigen, gegenwärtigen — 


- 


1) In Uebereinſtimmung mit dab 221, 7 248, Rotor. 123, 
M St. 21 IS". 


) Val. Rz. 2. Jan. 05 Recht S. S5, und 6. Nov. 05 Bang. 243 
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alſo noch nicht beendeten — Angriff von ſich oder 
einem anderen abzuwenden. Daraus, daß der im 
Notwehrſtande Befindliche gegen den rechtswidrigen 
Angreifer tätig wird, folgt aber nicht ohne weiteres, 
daß dieſe Tätigkeit auch in der Abſicht vorgenommen 
wird, das Notwehrrecht auszuüben. Ob der Täter 
in dieſer oder in einer vom Rechte gemißbilligten 
Abſicht gegen den rechtswidrigen Angreifer vor 
gegangen iſt, iſt eine Tatfrage des einzelnen Falles. 
Wollte der Täter jedoch ſich oder einen anderen 
gegen den rechtswidrigen Angriff verteidigen, ſo iſt 
es rechtlich unerheblich, aus welchem Motiv er 
von dieſem Rechte Gebrauch gemacht hat. 9 278. 


59. Abgeſehen von den ſogenannten Formaldelikten 
ſetzt jede ftrafbare Handlung auf ſeiten des Täters 
ein Verſchulden voraus, je nach der Vorſchrift, Natur 
oder Abſicht der geſetzlichen Beſtimmung Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit. 2 212. 

Der Unkenntnis des Vorhandenſeins von Tat: 
umſtänden, welche zum geſetzlichen Tatbeſtande ge- 
hören, ſteht bei vorſätzlichen Delikten die irrtümliche 
Annahme von Tatumſtänden gleich, welche, falls 
vorhanden, die Strafbarkeit der Handlung aus— 
ſchließen würden. 2 212. 

Ein Rechtsirrtum, welcher ſich auf einen nicht dem 
Strafrechte, ſondern einem anderen Rechtsgebiet 
angehörenden Rechtsſatz bezieht, iſt nur als ein tat⸗ 
ſächlicher Irrtum im Sinne des § 59 StGB. an⸗ 
zuſehen. 2 212. 

Auch der Eventualdolus verlangt, daß der durch 
die Handlung des Täters herbeigeführte Erfolg auf 
ſeinem Willen beruht. Der Eventualdolus ſetzt 
zwar nicht voraus, daß der Täter den Erfolg ſeiner 
Handlung direkt beabſichtigt hat, wohl aber, 
daß der Täter ſich der Möglichkeit ſeines Eintritts 
von vornherein bewußt iſt, trotzdem ſich jedoch von 
der Ausführung ſeiner Handlung deshalb nicht ab— 
halten läßt, weil er mit dieſem als möglich erkannten 
Erfolge für den Fall des Eintritts im voraus ein- 
verſtanden iſt, ihn alſo von vornherein billigt und 
in ſeinen Willen aufnimmt. 3 296. 

Ein Irrtum des Angeklagten in bezug auf Tat— 
umſtände, welche, ſofern ſie wirklich vorlägen, die 
Anwendung des § 98 M StGB. rechtfertigen würden, 
iſt ein tatſächlicher Irrtum. Deshalb iſt in einem 
ſolchen Falle die Handlungsweiſe des Angeklagten 
in Anwendung des im 8 59 StGB. enthaltenen 
Grundſatzes rechtlich ſo zu beurteilen, als ob die 
Vorausſetzungen des § 98 MStGB. vorlägen. 4 97. 


1. Die irrtümliche Annahme des Vorhandenſeins 
eines Tatumſtandes, welcher, wenn er in Wahrheit 
beſtände, die Strafbarkeit der begangenen Handlung 
ausſchließen würde, iſt dem Täter nicht zuzurechnen, 
ſofern nicht der Irrtum durch Fahrläſſigkeit hervor— 
gerufen, die Handlung ſelbſt fahrläſſigerweiſe be— 
gangen und als Fahrläſſigkeitsdelikt ſtrafbar iſt. 

2. Zu derartigen Tatumſtänden gehört auch der 
Irrtum, welcher ſich auf einen nicht dem Strafrechte, 
ſondern einem anderen Rechtsgebiet angehörigen 
Rechtsſatz bezieht, ſelbſt wenn dieſer Irrtum ein 
Rechtsirrtum iſt. 5 34. 

Die im $ 141 M StGB. vorausgeſetzten Wacht— 
vorſchriften haben nicht den Charakter ſtrafrecht— 
licher Normen, ſondern ſind als Tatſachen im Sinne 
des 8 59 StGB. anzuſehen. 5 31. 

Die Verurteilung wegen Fahrläſſigkeit ſetzt die 
Feſtſtellung derjenigen Tatſachen voraus, in denen 
das Gericht das Vorhandenſein der Fahrläſſigkeit 
in objektiver und jubjeftiver Beziehung gefunden 
hat. 3 34. 

Die Feſtſtellung der Möglichkeit, daß der 
Täter einen der im S 59 Abi. 1 StGB. bezeich— 
neten Tatumſtaͤnde nicht gekannt habe, ſchließt die 
poſitive Feſtſtellung, daß der Täter den fraglichen 


Tatumſtand gekannt habe, ſowie die Annahme eines 
dolus eventualis aus. 5 170. 

Iſt ein Unteroffizier ein für allemal beim Vor— 
handenſein gewiſſer tatſächlicher Vorausſetzungen 
zum Vorgeſetzten eines anderen Unteroffiziers er⸗ 
nannt, und kennt letzterer ſowohl die allgemeine 
Anordnung wie den Eintritt der tatſächlichen Vor: 
ausſetzungen im einzelnen Falle, ſo iſt ſein Irrtum 
über die Vorgeſetzteneigenſchaft des erſteren Unter- 
offiziers ein ſtrafrechtlicher Irrtum. 5 298.) 

Eventualdolus liegt nur dann vor, wenn der Täter 
an die Möglichkeit eines anderen Erfolges der Tat, 
als des direkt beabſichtigten, tatſächlich gedacht, ihn 
innerlich aber nicht abgelehnt hat, ſondern mit ihm 
für den Fall des Eintritts von vornherein einver— 
ſtanden geweſen iſt. Zur Annahme eines Eventual- 
dolus genügt nicht, daß der Täter bei vernünftiger 
Ueberlegung und Prüfung der Umſtände des vor— 
liegenden Falles mit der Möglichkeit des Eintritts 
eines anderen, als des zunächſt beabſichtigten Er— 
folges hätte rechnen müſſen. Hat der Täter — 
einerlei, ob entſchuldbar oder nicht — an die Mög— 
lichkeit eines anderweiten Erfolges tatſächlich nicht 
gedacht, ſo kann höchſtens Fahrläſſigkeit vorliegen, 
es ſei denn, daß dem Täter die Folgen ſeiner Tat 
überhaupt gleichgültig geweſen ſind. 6 3. 

Zweck und Beweggrund einer Handlung ſind, 
ſofern das Geſetz nicht ſelbſt eine Ausnahme ſtatuiert, 
für die Frage nach der Strafbarkeit der Handlung 
ohne rechtliche Bedeutung. Die Annahme eines Even— 
tualdolus ſetzt ſtets voraus, daß der Täter an den 
möglichen Eintritt des Erfolges feiner Handlung tat— 
ſachlich gedacht hat. Es genügt nicht, daß der Täter 
den Erfolg als einen möglichen ſich hätte vorſtellen 
müſſen. Aber auch das Bewußtſein von der Mög— 
lichkeit des Eintritts des Erfolges in Verbindung 
mit der dennoch vorgenommenen Handlung reicht 
zur Annahme des Eventualdolus nur dann aus, 
wenn der Täter mit dieſem Erfolge auch von vorn— 
herein für den Fall ſeines Eintrittes einverſtanden 
geweſen iſt. Ein ſolches Einverſtändnis liegt aber 
nicht ſchon ohne weiteres in der Vornahme der 
Handlung trotz der Erkenntnis von der Möglichkeit 
des Erfolges. 6 239. 

Nur die in der Begriffs beſtimmung der Straftat 
beſonders aufgeführten ſubjektiven Merkmale ſind 
ſtets ausdrücklich im Urteile feſtzuſtellen, die nicht 
erwähnten dagegen nur dann, wenn ſie der Ange— 
klagte ausdrücklich beſtritten hat oder ſie von zu— 
ſtändiger Seite in Zweifel gezogen worden ſind oder 
wenn ſonſt die Sachlage Anlaß zu ihrer ausdrück— 
lichen Feſtſtellung gegeben hat. 6 253. 

Das Weſen der kriminellen Fahrläſſigkeit beſteht 
darin, daß durch Nichtanwendung der nach den 
konkreten Umſtänden gebotenen Sorgfalt und Um— 
ſicht von dem Täter ein vorausſehbarer aber ver— 
meidlicher Erfolg ſeines Handelns herbeigeführt wird. 
Als vorausſehbar gilt dasjenige, was auf Grund 
der Erfahrung des täglichen Lebens bei Anwendung 
der von dem Täter nach ſeiner Individualität zu 
verlangenden pflichtmäßigen Sorgfalt als Erfolg 
der Handlung vorhergeſehen werden kann. Eine 
Vorausſehbarkeit des Erfolges in ſeiner konkreten, 
demnächſt eingetretenen Geſtaltung tit nicht erforder— 
lich. Iſt die Fahrläſſigkeit des Täters für den Er— 
folg tatſächlich kauſal geweſen, ſo wird durch das 
Hinzutreten lediglich mitwirkender Zwiſchenurſachen 
die Zurechenbarkeit zur Schuld nicht ausgeſchloſſen. 
Iſt jedoch beim Ausſcheiden ſolcher mitwirkender, 
aber nicht vorausſehbarer Zwiſchenurſachen der Er— 
folg ſelbſt nicht mehr oder doch nur in einem derartig 
geringen Maße vorausſehbar, daß die Nichtberück— 
ſichtigung einer entfernten Gefahr eine Verletzung 


1) Vgl. RMilcg. 1 200, 3 30, 5 272, 6 271. 
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der von dem Täter billigerweife zu verlangenden 
Sorgfalt und Umſicht nicht enthält, ſo liegt eine 
Fahrläſſigkeit nicht vor. 6 262. 

Der Beweggrund für eine Handlung iſt mit dem 
ſtrafrechtlichen Vorſatze nicht identiſch und ſchließt 
bei Begehung einer Beleidigung das Bewußtſein 
ihres ehrenkränkenden Charakters nicht aus. 

Gegenſtand der Verletzung durch Beleidigung iſt 
die jedem Menſchen zuſtehende äußere Ehre, nicht 
fein innerer, ſittlicher Wert 8 133.) 


60. Eine Unterſuchungshaft darf nur auf die Strafe 
angerechnet werden, welche wegen derjenigen Straf— 
tat verhängt iſt, hinſichtlich deren der Angeklagte 
die Unterſuchungshaft erlitten hat. 8 156. 

Der Ausſpruch der Anrechnung der Unterſuchungs⸗ 
haft iſt abhängig von der Geſamtſtrafe und es be- 
darf bei Aufhebung des Urteils bezüglich dieſer auch 
eines Neuausſpruchs bezüglich der Anrechnung der 
Unterſuchungshaft. 4 285. 


Eine beſondere Form für den Strafantrag 
iſt nicht vorgeſchrieben. Es genügt, wenn der An- 
trag inhaltlich den Willen des Antragſtellers erkennen 
läßt, daß er wegen der ſtrafbaren Handlung die 
Strafverfolgung herbeizuführen bezweckt. 2 6. 

Der Strafantrag gehört nicht zum Tatbeſtande, 
bildet vielmehr nur eine ſog. Prozeßvorausſetzung. 
Iſt die Reviſion auf Verletzung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über den Strafantrag geſtützt, ſo hat der 
Reviſionsrichter ſelbſtändig, mithin auch in tat- 
ſächlicher Hinſicht, nach Lage der Akten zu prüfen, 
ob der Strafantrag ordnungsgemäß geſtellt iſt. 4 42. 

Der Strafantrag kann von einer Zivilperſon rechts- 
wirkſam noch in der Hauptverhandlung I. und II. 
Inſtanz geſtellt werden, ſofern die Friſt inzwiſchen 
nicht verſtrichen iſt. 

Die Friſt beginnt mit der Kenntnis des Berech⸗ 
tigten von den weſentlichen Beſtandteilen der 
Tat. 4 42. 

Jede Erklärung, welche unzweideutig den auf die 
gerichtliche Strafverfolgung gerichteten Willen er- 
kennen läßt, iſt als ein Strafantrag im Sinne des 
$ 61 StGB. anzuſehen. 4 279. 

Ein Antrag im Sinne des $ 61 StGB. er- 
fordert, daß aus ihm der auf die ſtrafrechtliche Ver— 
folgung einer beſtimmt bezeichneten Tat gerichtete 
Wille des zum Antrage Berechtigten hervorgeht. 
Es iſt dabei ohne Einfluß, ob der Antragſteller 
wußte, daß die Handlung nur auf Antrag verfolg— 
bar ſei, oder ob er ſie für ein Offizialdelikt hielt. 5 54. 

Ein zur Strafverfolgung erforderlicher, erſt in 
der Reviſionsinſtanz geſtellter Strafantrag kann von 
dem Reviſionsgerichte nicht berückſichtigt werden. 

Wird das Berufungsurteil von dem Reviſions— 
gericht aufgehoben und die Sache an das Berufungs— 
gericht zur anderweiten Verhandlung und Ent— 
ſcheidung zurückverwieſen, fo hat das Berufungs— 
gericht unter Berückſichtigung des wenn auch erſt in 
der Reviſionsinſtanz geſtellten Strafantrags die neue 
Entſcheidung zu treffen. 9 161. 


§ 63 (ſ. a. 9, 52 unten bei 8 186). 
§ 67, 68 (ſ. unten 6, 297 bei § 73). 
§ 73. Das Weſen des ſog fortgeſetzten Delikts beſteht 


darin, daß ſich die Einzelhandlungen als die Aus— 
flüſſe eines die ganze fortgeſetzte Tätigkeit be— 
herrſchenden Vorſatzes und danach als ein in Wirk— 
lichkeit einheitlicher Willensakt darſtellen. 3 62.9) 

Iſt auch nur ein Teil einer rechtlich ſich als 
eine Straftat darſtellenden ſtrafbaren Handlung 
unter einem erſchwerenden Umſtande begangen, für 
welchen eine beſondere, qualifizierte Strafbeſtimmung 

1) Agl. a. R Mild. 8 199, 9 70, 9 237. 

2) Vgl. a. 2 205, 4 99, 5 134, 6 222. 
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getroffen ift, ſo unterfällt die ganze einheitliche Tat 
dieſer Beſtimmung. 5 28. 

Für die Annahme, daß mehrere Einzel handlungen 
als eine einheitliche Tat anzuſehen ſind, iſt allein 
der die fortgeſetzte Tätigkeit beherrſchende Vorſatz 
entſcheidend. Von dem Vorſatz iſt verſchieden der 
Entſchluß, zeitlich getrennte und rechtlich von 
einander verſchiedene Handlungen vorzunehmen. 
Ein folder Entſchluß iſt nichts anderes, als die 
Abſicht, nach einem Plane mehrere Handlungen vor⸗ 
zunehmen. Die Ausführung eines ſolchen Planes 
geſchieht nur in einer Weiſe, daß ſich der Wille bei 
der Ausführung jeder einzelnen Handlung in einem 
beſonderen Vorſatze beſtimmt, und erſt dieſe Wil⸗ 
lensbeſtimmung iſt der ſubjektive Tatbeſtand der 
Einzelhandlung. 5 129.) 

Die Vorſchrift, daß nur dasjenige Geſetz zur An⸗ 
wendung zu kommen habe, welches die ſchwerſte 
Strafe androht, iſt dahin zu verſtehen, daß die 
Strafe innerhalb der Grenzen dieſes Geſetzes be- 
meſſen werden muß, wobei die Tatbeſtände der 
ideell konkurrierenden Paragraphen nicht etwa in 
Wegfall kommen, ſondern neben demjenigen des 
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Paragraphen, aus dem die Strafe zu entnehmen 


war, beſtehen bleiben. 5 186. 
Ob bei dem Vorliegen mehrerer Tätigkeitsakte 
die geſamte Tätigkeit des Angeklagten in einem 


ſolchen Zuſammenhange ſteht, daß die verſchiedenen 
Handlungen ſich nur als die Ausflüſſe einer ein⸗ 


heitlichen, die ganze fortgeſetzte Tätigkeit beherrſchen⸗ 
den Vorſatzes und deshalb rechtlich als eine ein- 
heitliche Handlung darſtellen, iſt weſentlich Tat- 
frage. 6 126. 

Hat der Täter eine Mehrheit zeitlich auseinander- 
liegender Handlungen vorgenommen, von denen jede 
den Tatbeſtand eines Delikts erfüllt, ſo bedarf nicht die 
Annahme einer Realkonkurrenz, ſondern diejenige ei⸗ 
nes fortgeſetzten Delikts einer beſonderen Begründung. 

Die Annahme eines fortgeſetzten Delikts ſetzt außer 
der Gleichartigkeit und dem äußeren Zuſammen— 
hange der einzelnen Tätigkeitsakte ſowie der Einheit 
des Rechtsguts insbeſondere auch die Einheit des 
Vorſatzes voraus. Vorſatz iſt aber der auf die Be⸗ 


gehung der konkreten Einzeltat gerichtete 


Wille; der allgemeine Entſchluß, bei ſich bietender 
Gelegenheit, in gegebener Veranlaſſung oder zur 
Erreichung eines vorgeſetzten Zieles eine Mehrheit 
von Straftaten zu begehen, reicht zur Annahme 
eines fortgeſetzten Delikts nicht aus. 6 216. 

1. Bei Idealkonkurrenz wird durch die Verjährung 
die Strafverfolgung der Tat ausgeſchloſſen, inſo— 
weit dieſe ſich als ein Delikt darſtellt, das nach dem 
Verbot des $ 67 StGB. wegen Zeitablaufs nicht 
mehr verfolgt werden darf. 

2. Durch jede richterliche Handlung, die ſich auf 
den Geſamtvorgang bezieht, wird die Verjährung 
der ſämtlichen idealkonkurrierenden Vergehen unter— 
brochen. 6 297. 

Liegt äußerlich nur ein einziger Tätigkeitsakt vor, 
ſo kann auch rechtlich nur eine einzige Handlung 
in Frage kommen. 7 237. 

Bei Idealkonkurrenz iſt ausſchließlich das die 
ſchwerſte Strafandrohung enthaltende Geſetz zur 
Anwendung zu bringen. 

Ein Vermiſchen der verletzten Strafgeſetze iſt durch 
die Vorſchrift des 3 73 StGB. ausgeſchloſſen. 8 79. 
% 79. Maßgebender Zeitpunkt der früheren Verur— 
teilung iſt die Verkündung des Urteils, nicht deſſen 

Rechtskraft.?) 2 261. 


1) In Uebereinſtimmung mit R St. 10 53 ff. 
2) Vgl. Ri St. 3 213, dann unten 3 26 u. 8 300. 


$ 
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Wenn das frühere verurteilende Urteil in der 
höheren Inſtanz aufgehoben iſt und demnächſt in 
erſter oder aan Inſtanz ein neues verurteilendes 
Urteil ergeht, ſo iſt auf eine zwiſchen dem erſten und 
dem zweiten Urteile begangene ſtrafbare Handlung 
der $ 79 MStGB. nur dann anwendbar, wenn zu 
einer Verurteilung durch den zweiten Richter auch 
die prozeſſualen Vorbedingungen einer gleichzeitigen 
Verurteilung vorlagen. 2 261. 

Für die Entſcheidung, ob die abzuurteilende Tat 
„vor der früheren Verurteilung“ wegen einer 
anderen Tat begangen iſt, iſt die Verkündung 
des die frühere Verurteilung ausſprechenden Urteils 
maßgebend.“) 3 26. 

Zur Anwendung des $ 79 StB. in der Be⸗ 
rufungsinſtanz genügt es nicht, daß deſſen Voraus⸗ 
ſetzungen zur Zeit der Aburteilung in I. Inſtanz 
vorlagen, vielmehr müſſen dieſe Vorausſetzungen auch 
noch bei Fällung des Berufungsurteils gegeben ſein. 

Reformatio in pejus liegt nicht vor, wenn das 
Berufungsgericht, nachdem in I. Inſtanz auf eine 
Geſamtſtrafe gemäß § 79 erkannt war, bei Wegfall 
der Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift für die dem 
angefochtenen Urteile zugrunde liegende Straftat 
die gleiche Strafe ausſpricht, wie der erſte Richter, 
und ſo die Summe der erkannten beiden Strafen 
die Dauer jener Geſamtſtrafe überſchreitet.“) 8 176. 

Die Vorſchrift des § 79 StGB. tft zwingender 
Natur und kann mit Rückſicht auf das nach 8 461 
M StG. mögliche Verfahren nur dann unbeachtet 
gelaſſen werden, wenn das früher ergangene Urteil 
noch nicht rechtskräftig geworden iſt. 

Auch das Berufungsgericht hat, wenn bei Fällung 
feines Urteils die Vorausſetzungen des § 79 StGB. 
gegeben und dem Gerichte bekannt find, eine Geſamt⸗ 
ſtrafe auszuſprechen. 8 270. 

Für die Anwendbarkeit des 8 79 StGB. iſt das 
Datum des Berufungsurteils maßgebend, wenn der 
Berufungsrichter eine neue Entſcheidung zu treffen 
hat. 8 300.9) 


113. Der Irrtum des Beamten über die tatſäch⸗ 
lichen Vorausſetzungen der Rechtmäßigkeit ſeines 
Einſchreitens beraubt ihn nicht des Schutzes des 
8 113 StB. 2 6. 


123 Zur „Befriedung“ genügt es, wenn der 
Eigentümer bzw. der berechtigte Inhaber das Grund— 
ſtück in äußerlich erkennbarer Weiſe mittels zuſammen— 


hängender Schutzwehren — Zaun und Graben — 
gegen das beliebige Betreten durch andere geſchützt 
hat. 8 130.0 


125. Der Begriff der Zufammenrottung?) erfordert 
das räumliche Zuſammentreten oder Zuſammenhalten 
einer Mehrheit von Perſonen zu einem gemeinſchaft— 
lichen bedrohlichen bzw. gewalttätigen und in ſeiner 
Rechtswidrigkeit äußerlich erkennbaren Handeln. 
Teilnehmer an einer Zuſammenrottung kann daher 
nur derjenige ſein, der bewußterweiſe auch räumlich 
ein Teil der Zuſammenrottung iſt und ſein will. 

Zur Annahme der Oeffentlichkeit einer Zuſammen— 
rottung genügt nicht, daß ſie an einem öffentlichen 
Orte ftattfindet, ſondern es muß ein nach Ort und 
Zahl unbeſtimmter Kreis von Perſonen tatſächlich 
in einer derartigen Nähe ſein, daß eine beliebige 
Vermehrung der Zuſammengerotteten durch ſie auch 
wirklich möglich iſt. 5 57. 


1) S. oben 2 261 u. unten 8 300. 

*) In Uebeteinſtimmung mit ech St. 32 7. 

3) S. a. oben 2 261 und 326. 

) In Uebereinſtimmung mit Res St. 11 293, auch 20 150. 
8) Val. hierüber auch dieſe Zeitſchrift 1. Jahrg. S. 73. 
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Nachdruck Verboten 


die Wirkungen der Abtretung, Verpfändung und 

Pfändung einer Riet⸗ oder pachtzinsforderung 

bei der Zwangsverſteigerung und der Zwangs⸗ 
verwaltung des Grundſtücks. 


Von Oberlandesgerichtsrat Kretzſchmar in Dresden. 


Auf Seite 22, 23 dieſes Jahrgangs der Zeit⸗ 
ſchrift findet ſicheine Entſcheidung des OLG. München 
vom 16. Oktober 1906 mitgeteilt, die den Satz auf⸗ 
ſtellt, daß die Wirkungen, die der Pfändung von 
Mietzinsforderungen nach $ 57 Satz 1 Zw VG. zu⸗ 
kommen, durch den Abſchluß von neuen Mietver⸗ 
trägen zwiſchen den Mietern und dem Erſteher des 
Grundſtücks beſeitigt werden könnten. Begründet 
wird der Satz damit, daß die Pfändung, da ſie 
nicht den Eintritt des Pfandgläubigers in das 
Mietverhältnis zur Folge habe, den Erſteher nicht 
hindern könne, durch Vereinbarung mit den Mietern 
das Mietverhältnis für die Zukunft zu löſen und 
ſo eine weitere Entſtehung von Mietzinsforderungen 
aus dem Vertrag auszuſchließen. Der Erſteher 
verſtoße auch nicht gegen die guten Sitten, wenn 
er mit den Mietern neue Verträge ſchließe, um 
das Recht des Pfändungsgläubigers für die Zu: 
kunft auszuſchließen; denn er ſtehe zu dem 
Pfändungsgläubiger in keinem weiteren als dem 
durch die Forderungspfändung vermittelten Rechts⸗ 
verhältniſſe. 

Bereits der Herr Einſender der Entſcheidung 
warnt davor, dieſe Ausführungen ohne weiteres 
auf alle Fälle anzuwenden, wo neue Verträge 
zwiſchen dem Erſteher und den Mietern ab: 
geſchloſſen würden. Die Entſcheidung beruhe auf 
der beſonderen Lage des Falles, daß neue Ver⸗ 
träge mit einem anderen Inhalt abge⸗ 
ſchloſſen worden ſeien; habe die Erneuerung der Miet⸗ 
verträge keinen anderen Zweck als die Beſeitigung 
des Pfandrechts, und würden nur der Form wegen 
nebenſächliche Vertragsbeſtimmungen geändert, ſo 
werde man wohl unter Umſtänden zu einem an: 
deren Ergebniſſe zu gelangen haben. 

Da die Frage nicht nur theoretiſches Intereſſe 


deutung iſt, ſoll ſie unter Berückſichtigung der 
einſchlagenden geſetzlichen Vorſchriften einer näheren 
Erörterung unterzogen werden. Es wird ſich 
dabei zeigen, daß die Entſcheidung auch durch die 
Lage des Falles nicht getrogen werden dürfte. 


I. 


Die Miete und die Pacht gehören, auch wenn 
fie mit Beſitz verbunden find, dem Rechte der 
Schuldverhältniſſe an. Im allgemeinen gilt der 
Grundſatz, daß eine obligatoriſche Verpflichtung, 
die in Anſehung einer Sache eingegangen wird, 
nur den Schuldner für ſeine Perſon (und den 
Erben) bindet, nicht aber die Sache ſelbſt erfaßt. 
Bei Anwendung dieſes Grundſatzes würde Kauf 
Miete brechen und alſo bei einer Veräußerung 
des vermieteten oder verpachteten Grundſtücks 
der Erwerber nicht an die von dem Veräußerer 
eingegangenen Miet: und Pachtverträge gebunden 
ſein, ſo daß er von dem Mieter oder Pächter die 
alsbaldige Räumung des Grundſtücks verlangen 
könnte, wie dies nach gemeinem Rechte auch der Fall 
war. Der E. I zum BGB. wollte dem folgen, 
wiewohl mit der nach verſchiedenen Partikular⸗ 
rechten beſtehenden Einſchränkung, daß der Er⸗ 
werber die Räumung des Grundſtücks nur nach 
Ablauf der geſetzlichen oder der kürzeren vertrags⸗ 
mäßigen Kündigungsfriſt ſollte verlangen und der 
Mieter ſeinerſeits, wenn der Erwerber von dem 
Kündigungsrechte Gebrauch machte, ſofort von dem 
Vertrage ſollte zurücktreten können. Demgegen⸗ 
über ſtellte die 2. Komm. im Anſchluß an das 
PrALR. den Satz auf, daß Kauf die Miete nicht 
bricht; dieſer Satz iſt in das BGB. übergegangen. 
Nach § 571 Abſ. 1 tritt dann, wenn das ver: 
mietete Grundſtück nach der Ueberlaſſung 
an den Mieter von dem Mieter an einen 
Dritten veräußert wird, der Erwerber an Stelle 
des Vermieters in die ſich während der Dauer 
ſeines Eigentums aus dem Mietverhältnis ergeben⸗ 
den Rechte und Verpflichtungen ein. Entſprechendes 
gilt nach 8 579 bei einer Weiterveräußerung. 
Dieſe Vorſchriften greifen nach $ 587 Abſ. 2 BGB. 


bietet, ſondern auch von erheblicher praktiſcher Be- auch bei der Pacht Platz. 
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Bei der Veräußerung des Grundſtücks im 
Wege der Zwangsverſteigerung finden ſie mit der 
Einſchränkung Anwendung, daß der Erſteher be⸗ 
fugt iſt, das Miet: oder Pachtverhaltnis unter 
Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen, dieſes 
Recht aber verliert. wenn er nicht zu dem erſten 
zuläſſigen Termin kündigt (8 57 Zw.). 


II 


Nach 8 571 Abi. 1 BGB. hat an ſich der 
Erwerber des Grundſtücks, der nicht bloß in die 
Verpflichtungen ſondern auch in die Rechte des 
Vermieters eintritt, die Mietzinſen vom Tage des 
Eigentumserwerbs an vom Mieter zu fordern; mit 
Rückſicht auf die Bedürfniſſe des Verkehrs ſind 
indes hiervon in den 88 573 — 575 nach ver: 
ſchiedenen Richtungen Ausnahmen beſtimmt. 

Die Verhältniſſe des Eigentümers eines Grund⸗ 
ſtücks können ſich ſo geſtalten, daß er gezwungen 
iſt, behufs Beſchaffung von Mitteln oder zur Be⸗ 
friedigung oder Sicherſtellung eines Gläubigers 
die noch ausſtehende Mietzinsforderung abzutreten 
oder zu verpfänden. Dementſprechend kann nach 
$ 573 Satz 1 BGB. der Vermieter vor dem 
Uebergange des Eigentums an dem Grundſtück 
über den Mietzins mit Wirkung gegen den Er⸗ 
werber des Grundſtücks für das zur Zeit des 
Uebergangs des Eigentums laufende und 
das folgende Vierteljahr verfügen. Eine ſolche 
Verfügung muß der Erwerber des Grundſtücks 
gegen ſich gelten laſſen, auch wenn ſie ihm nicht 
bekannt war; eine Verfügung über den Mietzins 
für eine ſpaͤtere Zeit dagegen nur, wenn er ſie, 
was ihm nachzuweiſen iſt, zur Zeit des Uebergangs 
gekannt hat (Satz 2). 

Noch weiter geht die Wirkſamkeit von Rechts⸗ 
geſchäften, die zwiſchen dem Mieter und dem 
Vermieter in Anſehung der Mietzinsforderung 
vorgenommen werden, und ſo insbeſondere einer 
Einziehung des Mietzinſes. In dieſer Beziehung 
machte ſich zugleich der Schutz des Mieters gegen 
eine Unkenntnis vom Uebergange des Eigentums 
erforderlich. Mit Rückſicht hierauf iſt nach $ 574 
die Wirkſamkeit der Entrichtung des Mietzinſes 
ſowie ſonſtiger zwiſchen dem Mieter und dem Ver⸗ 
mieter in Anſehung der Mietzinsforderung vor: 
genommenen Rechtsgeſchäfte auf den Zeitpunkt ab⸗ 
geſtellt, wo der Mieter von dem Eigentumsüber⸗ 
gange Kenntnis erlangt. Bis dahin kann der 
Mieter gültig die Miete an den Vermieter ent⸗ 
richten, ſowie Rechtsgeſchäfte mit ihm über die 
Mietzinsforderung eingehen und der Erwerber 
muß die Rechtsgeſchäfte gegen ſich gelten laſſen, 
ſoweit ſie ſich nicht auf den Mietzins für eine 
ſpätere Zeit als das zu dieſem Zeitpunkte laufende 
und das folgende Kalendervierteljahr beziehen. 
Die Kenntnis von dem Eigentumsübergang iſt 
dem Mieter nachzuweiſen. 


nach 8 575 mit der Aufrechnung. Darnach kann 
nämlich, ſoweit die Entrichtung des zug 
an den Vermieter nach 8 574 dem Erwerber 
gegenüber wirkſam iſt, der Mieter gegen die Miet⸗ 
zinsforderung des Erwerbers eine ihm gegen den 
Vermieter zuſtehende Forderung aufrechnen. Die 
Aufrechnung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mieter 
die Gegenforderung erworben hat, nachdem er von 
dem Uebergange des Eigentums Kenntnis erlangt 
hat, oder wenn die Gegenforderung erſt nach Er⸗ 
langung der Kenntnis und ſpäter als der Miet⸗ 
zins fällig geworden iſt. 

Nach $ 57 Satz 1 Zw. gelten dieſe Vor: 
ſchriften des BGB. bis auf die des $ 573 Satz 2 
auch dann, wenn ein Grundſtück zwangsweiſe ver⸗ 
ſteigert wird, ſo daß alſo der Erſteher des Grund⸗ 
ſtücks dem freihändigen Erwerber im allgemeinen 
gleichgeſtellt iſt und nur eine Verfügung über den 
Mietzins für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit 
des Zuſchlags laufende und das folgende Kalender⸗ 
viertelſahr trotz ſeiner Kenntnis von der Ver⸗ 
fügung nicht gegen ſich gelten zu laſſen braucht. 

An den Vorſchriften in 8 101 Nr. 2 BGB. 
über die Verteilung der bürgerlichen Früchte wird 
hierdurch allenthalben nichts geändert; die Folge 
iſt, daß der Erwerber des Grundſtücks von dem 
Veräußerer Erſatz verlangen kann, ſoweit ihm auf 
Grund der Vorſchriften der 88 573 — 575 oder 
des $ 57 Satz 1 ZwVG. Mietzins auf die Dauer 
ſeines Eigentums entgeht. 


III. 

Rechtsgeſchäftliche Verfügungen nach § 573 
BGB. find die Abtretung, die Verpfändung und 
die Beſtellung eines Nießbrauchs; die Belaſtung 
der Mietzinsforderung mit einem Nießbrauch wird 
wohl kaum je vorkommen, die Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks mit einem Nießbrauche gehört nicht hierher. 

Durch die Abtretung geht die Mietzinsforderung 


in der Weiſe auf den Zeſſionar über, daß ihr 


Uebergang auf den Erwerber des Grundſtücks 
ausgeſchloſſen iſt. Die Verpfändung der Forderung 
hindert dieſen Uebergang nicht, die Forderung geht 
aber auf den Erwerber mit dem Pfandrechte ber 
laſtet über. Für das Pfandrecht an einer Miet⸗ 
zinsforderung gelten nach $ 1279 BGB. neben 
den allgemeinen Vorſchriften der SS 1273 — 1277 
über das Pfandrecht an Rechten die beſonderen 
Vorſchriften über das Pfandrecht an Forderungen 
in 88 1280 — 1290. Darnach gehört zur Wirk: 
ſamkeit der Verpfändung einer Mietzinsforderung 
außer der Einigung des Vermieters und des Pfand— 
gläubigers die Anzeige des Vermieters von der 
Verpfändung an den Mieter ($ 1280); erſt mit 
der Anzeige gelangt die Verpfändung zur Wirk: 
ſamkeit. Auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Pfandgläubiger und dem Mieter finden die Vor— 
ſchriften Anwendung, die im Falle der Ueber— 


Es gilt alſo Entſprechendes wie bei der Ab- tragung einer Forderung nach SS 404 ff. zwiſchen 


tretung einer Forderung; ebenſo verhält es ſich 


dem Zeſſionar und dem Schuldner gelten ($ 1275); 


— — — , — —— — 


eine Aufhebung der Mietzinsforderung durch Rechts⸗ 
geſchaͤft kann nur mit Zuſtimmung des Pfand⸗ 
gläubigers erfolgen ($ 1276). 

Zwiſchen der Abtretung und Verpfändung be⸗ 
ſteht ſonach in wirtſchaftlicher Beziehung nur der 
Unterſchied, daß die verpfändete Mietzinsforderung 
durch die ſonſtige Befriedigung des Pfandgläubigers 
und das damit eintretende Erlöſchen des Pfand⸗ 
rechts für den Erwerber des Grundſtücks frei 
werden kann. 

Die bisher lebhaft umſtrittene Frage, ob der 
rechtsgeſchäftlichen Verfügung auch hier (wie im 
Falle des $ 1124) die Verfügung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung (oder der Arreſtvollziehung) 
gleichſteht, iſt vom 3. und vom 5. Zivilſenat des 
RG. mit ausführlicher Begründung in bejahen⸗ 
dem Sinne entſchieden worden (Entſch. 58, 181; 
59, 177). 

Die Pfändung einer Forderung, die nach $ 829 
Abſ. 3 ZPO. mit der Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes an den Drittſchuldner als bewirkt an⸗ 
zuſehen iſt, begründet ein Pfandrecht an der 
Forderung, das denſelben Inhalt hat, wie ein durch 
Vertrag beſtelltes Pfandrecht (8 804 ZPO.). Insbe⸗ 
ſondere gilt im Verhältniſſe zwiſchen dem Pfändungs⸗ 
gläubiger und dem Drittſchuldner das gleiche wie 
wenn die Forderung verpfändet wäre, nur daß 
bei einer Pfändung der Gläubiger durch die Ueber⸗ 
weiſung in Höhe ſeiner vollſtreckbaren Geldforde⸗ 
rung in zweifelsfreier Weiſe zur Einziehung legi⸗ 
timiert wird ($ 836 ZPO.), während bei einer 
Verpfändung dieſe Legitimation von dem Pfand⸗ 
gläubiger noch beſonders zu erbringen iſt. Eine 
Aufhebung der gepfändeten Forderung durch Rechts⸗ 
geſchäft zwiſchen dem Gläubiger und dem Dritt⸗ 
ſchuldner kann gemäß dem nach $ 804 ZPO. eben: 
falls zur Anwendung zu bringenden $ 1276 BGB. 
nur mit Zuſtimmung des Pfändungsgläubigers 
erfolgen. (Schluß folgt.) 


Die Verpflichtung des ausländiſchen Privat⸗ 
klägers zur Zahlung des erhöhten Gerichts⸗ 
koſtenvorſchuſſes. 


Von Joſeph Bleyer, II. Staatsanwalt, 
verwendet im Staatsminiſterium der Juſtiz. 


Die Leiter einer Pariſer Zeitung hatten gegen 
den verantwortlichen Redakteur eines Münchener 
Blattes Privatklage wegen Beleidigung geſtellt. 
Nachdem die Privatkläger Reviſion eingelegt 
hatten, beantragte die Gerichtsſchreiberei des 
Bayeriſchen Oberſten Landgerichts, der Strafſenat 
möge darüber entſcheiden, „ob für die Reviſions— 
beſchwerdeführer als Ausländer die Verpflichtung 
zur Zahlung eines Gebührenvorſchuſſes von 30 Mk. 
und eines Auslagenvorſchuſſes von 12 Mk. beſtehe.“ 


—— — —. ee zn, 


Das Ob“. entſchied hierauf am 30. Mai vor. 
Js. (Rev. Reg. Nr. 246/06), daß „die Reviſions⸗ 
beſchwerdeführer den im Antrage der Gerichts⸗ 
ſchreiberei bezeichneten Gebührenvorſchußbetrag 
nicht zu erlegen haben“. Hierfür wurde folgende 
Begründung gegeben: Nach Abſ. 1 des $ 85 des 
Ger G. haben Ausländer, die als Kläger auf: 
treten, das Dreifache des in § 81 beſtimmten 
Betrags und nach Abſ. 4 in den Fällen des $ 83 
Abſ. 1 30 Mk. als Vorſchuß zu zahlen. Nach 
Abſ. 2 Nr. 1 tritt aber dieſe Verpflichtung nicht 
ein, wenn nach den Geſetzen des Staates, welchem 
der Kläger angehört, ein Deutſcher in gleichem 
Falle zu einer beſonderen Vorauszahlung oder zu 


einer Sicherſtellung der Gerichtskoſten nicht ver⸗ 


pflichtet iſt. Art. 11 des Abkommens zur 
Regelung von Fragen des internationalen Privat⸗ 
rechts vom 14. November 1896, welches Frank⸗ 
reich mitabgeſchloſſen hat, und welchem das 
Deutſche Reich am 9. November 1897 beigetreten 
it (RGBl. 1899 S. 285), beſtimmt nun, daß 
Angehörigen eines der Vertragsſtaaten, die in 
einem anderen dieſer Staaten als Kläger oder 
Intervenienten vor Gericht auftreten, wegen ihrer 
Eigenſchaft als Ausländer oder wegen mangelnden 
Wohnſitzes oder Aufenthalts im Inland eine 
Sicherheitsleiſtung oder Hinterlegung, unter welcher 
Benennung es auch ſei, nicht auferlegt werden 
darf. Zu den Klägern im vorerwähnten 
Sinne find auch die Privatkläger zu 
zählen (vgl. Rittmann, das deutſche GKG. 
S. 454). Sohin kann von den Privatklägern 
wegen ihrer Eigenſchaft als Ausländer die Zahlung 
eines Vorſchuſſes nach Maßgabe des § 85 Abſ. 4 
des GKG. nicht verlangt werden. 


In einem ſpäteren Beſchluſſe vom 22. November 
1906 (Rev. Reg. Nr. 515/06) hat das Oberſte 
Landesgericht ſeine Entſcheidung aufrechterhalten. 
Privatkläger war in dieſem Fall ein ungariſcher 
Staatsangehöriger. Er wurde für nicht ver⸗ 
pflichtet erklärt, den erhöhten Gebührenvorſchuß 
zu zahlen. Die Begründung iſt ſehr kurz. Sie 
verweiſt auf den Art. 11 des Haager Abkommens 
vom 14. November 1896, dem die öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Monarchie am 9. November 1897 bei⸗ 
getreten ſei (RGBl. 1899 S. 297), und fährt 
dann ſort: „Da der im Inland als Kläger auf— 
getretene L. W. ungariſcher Staatsangehöriger 
iſt und in Budapeſt ſeinen Wohnſitz hat, ſo iſt 
er im Hinblick auf die oben angeführte Vertrags⸗ 
beſtimmung in Anſehung der Gebührenpflicht 
einem Inländer gleich zu behandeln und von der 
Beſtimmung des § 85 Abſ. 4 des GKG. nicht 
betroffen.“ 


Die Richtigkeit dieſer Beſchlüſſe und vor 
allem ihrer Begründung dürfte erheblichen Zweifeln 
begegnen. 


Das Haager Abkommen vom 14. November 
1896 (RGBl. 1899 S. 285) bezeichnet ſich als 


ein Abkommen „zur Regelung von Fragen des 
internationalen Privat rechts“. Die Eingangs⸗ 
worte des Vertrags beſtimmen als deſſen Zweck 
genauer die Regelung „mehrerer auf den 
Zivilprozeß bezüglicher Fragen des inter⸗ 
nationalen Privatrechts“. Der offizielle franzöſiſche 
Text lautet dementſprechend: etablir des regles 
communes concernant plusieurs matieres de 
droit international prive, se rapportant à 
la procédure civile. Diele Faſſung mag 
wiſſenſchaftlich anfechtbar ſein. Da das Zivil⸗ 
prozeßrecht öffentliches Recht iſt, darf es ſtrenge 
genommen dem Privatrechte nicht zugeteilt werden. 
Zum internationalen Privatrechte pflegt man 
aber auch das internationale Zwilprozeßrecht zu 
rechnen. Jedenfalls iſt aus dem von den Ver: 
tragsſtaaten wohl nicht ohne Grund gewählten 
Wortlaute zu entnehmen, daß der Vertrag ſich 
auf Fragen des internationalen Strafrechts und 
Strafprozeſſes nicht bezieht (ebenſo Delius, Hand⸗ 
buch des Rechtshilfeverfahrens 3. Aufl. S. 257 
Anm. 1; Meili, Internationales Zivilprozeßrecht 
I. Teil Se. 30). Das deutſche Privatklagever⸗ 
fahren iſt eine beſondere Art des e 
aber ein rein ſtrafprozeſſuales Verfahren. Auch 
in der Privatklage wird ein Strafanſpruch des 
Staates geltendgemacht. Der Anſpruch wird 
durch die Verhängung einer ſtaatlichen Strafe 
verwirklicht. Nur die Erhebung des Anſpruchs 
iſt dem zunächſt Betroffenen überlaſſen. Der die 
Wege des Zivilprozeſſes wandelnde alte Injurien⸗ 
prozeß iſt durch die Einführung der Strafprozeß— 
ordnung beſeitigt (vgl. §S 11 EG. z. StPO., Löwe, 
Note 1 a. a. O.). Das deutſche Privatklageverſahren 
iſt auch abgeſehen von einzelnen Vorſchriften in Neben⸗ 
geſetzen, erſchöpfend in der Strafprozeßordnung ge⸗ 
regelt. Es dürſte nach allem kein Zweifel daran be⸗ 
ſtehen, daß das deutſche Privatklageverfahren mit 


dem internationalen Privatrecht, alſo auch mit der 


Haager Konvention, nichts zu tun hat. Welche 
Erwägungen Delius a. a. O. bejtimmen, die Frage 
als „zweifelhaft“ zu bezeichnen, iſt mir nicht be⸗ 
kannt, da er eine Begründung ſeines Zweifels 
nicht gibt. Es kann doch nicht ernſtlich ange⸗ 
nommen werden, daß der Gleichklang „Privatkläger 
— Privatrecht“ dieſen Zweifel verſchuldet hat. Nun 
hat das Oberſte Landesgericht zur Begründung 


feiner Anſicht in dem zeitlich früheren Beſchluß, 


auf eine Ausführung bei Rittmann S. 454 ver⸗ 
wieſen. Sie lautet: „Im allgemeinen iſt davon 
ausgegangen, daß die Verpflichtung des aus— 
ländiſchen Klägers oder Privatklägers zur Zahlung 
des in Abſ. 1 und 4 vorgeſehenen Vorſchuſſes nur 
dann eintritt, wenn von ihm wegen der Prozeß— 
koſten ſeitens des Beklagten oder Beſchuldigten 
Sicherheitsleiſtung verlangt werden kann. Nur in 
den nachſtehend erwähnten zwei Punkten paſſen die 
Vorſchriften der ZPO. nicht auf die hier zu ord— 
nende Frage .. .. (Es folgt eine Beſprechung 
der SS 110 Nr. 1 und 111 der ZPO.). 
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Bei der Verwertung dieſer Stelle hat man 
vermutlich ihre Entſtehungsgeſchichte überſehen. 
Ein Vergleich ergibt, daß fie — unter Berüd: 
fihtigung der Paragraphenänderungen — wörtlich 
den Motiven des an den Reichstag gebrachten 
Entwurfs eines Gerichtskoſtengeſetzes entnommen 
iſt (Druckſachen des Reichstags 3. Legislaturperiode 
II. Seſſion 1878 Nr. 76 S. 105). Sie kann des⸗ 
halb zur Auslegung des völkerrechtlichen Vertrags 
vom Jahre 1896 nicht herangezogen werden. 
Rittmann beabſichtigt hier auch nicht, zur Aus⸗ 
legung des Haager Abkommens beizutragen. Er 
will nur andeuten, in welchem Verhältniſſe die 
Verpflichtung des Klägers, der Staatskaſſe Sicher⸗ 
heit zu leiſten, zu ſeiner Verpflichtung ſteht, dem 
Beklagten oder Beſchuldigten Sicherheit zu leiſten. 
Das Oberſte Landgericht hat alſo offenbar die 
Stelle mißverſtanden. 


Eine weitere Streitfrage, deren Behandlung 
man in den gerichtlichen Beſchlüſſen vermißt, kann 
hier nur geſtreift werden. Sie betrifft die Aus⸗ 
legung des Art. 11 der Haager Konvention. Es 
iſt ſtreitig, ob die Angehörigen der Vertrags⸗ 
ſtaaten hierdurch nur von der Sicherheitsleiſtung 
gegenüber dem Beklagten (SS 110 f der ZPO.) 
oder auch von der Zahlung des erhöhten Gerichts⸗ 
koſtenvorſchuſſes (8 85 Abſ. 1 GKG.) befreit worden 
ſind. Für die einſchränkende Auslegung ſprechen 
gewichtige Gründe. Die herrſchende Meinung hat 
ſich aber für die Ausdehnung der Befreiung auf 
das Gebiet der Staatsgebühren ausgeſprochen (vgl. 
RG., Entſch. in ZS. Bd. 52 S. 266, OLG. Ham: 
burg in der Rechtſpr. der OLG. Bd. 2 S. 208, 
OLG. Köln bei Böhm⸗Niemeyer, Zeitſchrift für 
internationales Privat- und öffentliches Recht Bd. 12 
S. 455, Meili, Das internationale ZPR. I. Teil 
1904 S. 104 f).. 


Für die Anſchauung des Oberſten Landes⸗ 
gerichts wäre die Würdigung dieſer Streitfrage 
von ausſchlaggebender Bedeutung geweſen. Schließt 
man ſich der Ueberzeugung an, daß das deutſche 
Privatklageverfahren durch das Haager Abkommen 
nicht beeinflußt wurde, ſo ſpielt die Frage freilich 
keine Rolle. Die Verpflichtung des ausländiſchen 
Privatklägers, den erhöhten oder den einfachen 
Gebührenvorſchuß zu zahlen, bemißt ſich dann 
nur nach dem Gerichtskoſtengeſetze. Der $ 419 der 
StPO. iſt inſoweit durch die Vorſchriften des GRG. 
erſetzt (Löwe Note 1 a. a. O.). Der Ausländer, 
dem das Armenrecht nicht bewilligt iſt, hat hier⸗ 
nach den Gebührenvorſchuß von 30 Mk. ſtets dann 
zu zahlen, wenn nicht feſtſteht, daß nach den 
Geſetzen ſeines Staates ein Deutſcher im gleichen 
Falle zu einer beſonderen Vorauszahlung oder zu 
einer Sicherſtellung der Gerichtskoſten nicht ver— 
pflichtet iſt. Nach der richtigen Auffaſſung iſt der 
Ausländer von der Verpflichtung zur Leiſtung des 
erhöhten Vorſchuſſes nur dann befreit, wenn der 
deutſche Privatkläger, der in dem ausländiſchen 


Staate die gleiche Klage erhebt, ebenfalls weder 
eine beſondere Zahlung zu leiſten noch die Gerichts⸗ 
koſten ſicherzuſtellen hätte. Waͤre er hierzu ver⸗ 
pflichtet, ſo muß der ausländiſche Privatkläger 
den erhöhten Vorſchuß jelbit dann zahlen, wenn 
das Geſetz ſeines Staates auch die eigenen als 
Privatkläger auftretenden Staatsangehörigen zur 
vorherigen Sicherſtellung der Gerichtskoſten anhält 
(Grundſatz der materiellen Gegenſeitigkeit; vgl. die 
Entſch. der vereinigten ZS. des RG. zu § 110 
der ZPO. Bd. 51 S. 1). Das Weſen der materiellen 
Gegenſeitigkeit beſteht darin, daß „eine Wohltat 
erwidert wird, die das ausländiſche Geſetz den 
Deutſchen gewährt. Wird die Wohltat im 
Auslande nicht gewährt, ſo muß der Ausländer 
zufrieden ſein, wenn er im Inlande nicht ſchlechter 
behandelt wird, als es die Regel ſeiner eigenen 
Geſetzgebung bedingt“ (RG. a. a. O.). Bei der 
Durchführung dieſes Grundſatzes können e 
Schwierigkeiten entſtehen, die einwandfrei kaum 
zu überwinden ſind. Dem franzöſiſchen Recht iſt 
3. B. ein Privatklageverfahren nicht bekannt (vgl. 
Kade, die Privatklage in den Strafprozeßordnungen 
der Jetztzeit 1900 S. 72 f.; Thierſch, Anwendungs⸗ 
gebiet und rationelle Geſtalt der Privatklage 1901 
S. 2 f.). Da ein Deutſcher in Frankreich keine 
Privatklage erheben kann, läßt ſich die Lage des 
im Inlande klagenden Franzoſen mit der Lage 
des Deutſchen in Frankreich nicht vergleichen. Ich 
bin der Meinung, daß in einem ſolchen Falle 
der Grundſatz der materiellen Gegenſeitigkeit nicht 
gewahrt iſt, weil die ſtrenge zu prüfenden Voraus⸗ 
ſetzungen für die als Ausnahme eintretende Gleich⸗ 
behandlung des Ausländers nicht erwieſen ſind. 
Die Beibringung des Nachweiſes der Gegenſeitigkeit 
wird regelmäßig der ausländiſchen Partei aufzu⸗ 
geben ſein. Bis dahin oder bis zur Zahlung des 
erhöhten Vorſchuſſes muß der Richter, von dringen⸗ 
den Fällen abgeſehen, die Vornahme jeder gericht⸗ 
lichen Handlung ablehnen (8 85 Abſ. 5 GKGG.). 
Die Einhaltung dieſer Vorſchrift iſt im fiskaliſchen 
Intereſſe notwendig. Mit keinem ausländiſchen 
Staat iſt ein Vertrag geſchloſſen, der die Bei⸗ 
treibung der im Inland entſtandenen Gerichts⸗ 
koſten im Ausland ermöglicht. Auf Grund der 
Art. 12 und 13 des Haager Abkommens kann 
der Fiskus die Gerichtskoſten von dem aus⸗ 
ländiſchen Kläger nicht einmal in Zivilſachen bei: 
treiben (RGEntſch. in ZS. Bd. 52 S. 266). Sind 
die Koſten von dem im Inlande klagenden Aus— 
länder zu tragen, jo kann ſich der Fiskus in der 
Regel nur an den Vorſchuß halten. Im übrigen 
iſt er, wenn der Schuldner im Inlande kein Ver: 
mögen hat, wegen der Koſtenzahlung auf deſſen 
guten Willen angewieſen. Die Erfahrung lehrt, 
daß auf dieſem Wege gewöhnlich nichts erreicht wird. 
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YierenzenderBrändbarleitvon Anſprüchen. 
Von Landrichter du Chesue in Leipzig. 


Allbekannt iſt der Streit darüber, ob auch 
ſolche Anſprüche gepfändet werden können, die 
künftig nur möglicherweiſe zur Entſtehung kom⸗ 
men werden, ohne daß im Zeitpunkte der Pfän⸗ 
dung mindeſtens ſchon eine Grundlage für ſie 
vorhanden iſt (ſ. nur RG. in DIZ. 04, 698). 
Er iſt in der Hauptſache auf Grund des poſitiven 
Rechts geführt und dadurch eng mit der Frage 
der Abtretbarkeit der gleichen Anſprüche verquickt 
worden. Aber die Abtretung geſchieht durch Ver⸗ 
trag ($ 398 BGB.), die Pfändung nicht. Wenn 
nun auch eine Forderung nicht abgetreten werden 
kann, ſoweit ſie der Pfändung nicht unterworfen 
iſt ($ 400 BGB.) und anderſeits eine Forderung 
nur inſoweit pfändbar iſt, als ſie übertragbar 
iſt (8 851 Abſ. 1 ZPO.), jo trägt doch anderſeits 
das Geſetz auch den Unterſchieden zwiſchen Ab⸗ 
tretung und Pfändung durch § 851 Abſ. 2 ZPO. 
verb. mit 8 399 BGB. allgemein Rechnung. 
Unter dieſen Umſtänden iſt es vielleicht nicht ohne 
Intereſſe, die oben gedachte Streitfrage einmal 
daraufhin zu prüfen, ob ſich nicht für ihre Be⸗ 
antwortung etwas aus der Natur der Pfändung 
ſelbſt gewinnen läßt. 

Iſt die Abtretung ein Vertrag und daher im 
Zweifel der Vertragsfreiheit unbeſchränkt unter⸗ 
worfen, ſo ſtellt ſich dagegen die Pfändung als 
eine prozeſſuale, rechtsbegründende Handlung dar. 
Soweit ſie Sachpfändung iſt, bewirkt ſie in 
ſinnenfälliger Weiſe die Entziehung der Sache 
aus der Verfügungsmacht des Schuldners und 
die Ausübung einer Rechtsmacht zu Gunſten des 
Gläubigers. Durch dieſe doppelſeitige Wirkung 
= ſie ſich deutlich von dem Verfügungsverbote 

durch das gerade eine Rechtsmacht des Gläubi⸗ 
= an der davon betroffenen Sache nicht be⸗ 
gründet wird (ſ. hierzu m. Ausführungen im 
3 Bl G. 7, 195 ff.). Bei der Anſpruchspfändung 
ändert ſich dies nur inſofern, als hier kein ſinnen⸗ 
fälliger Gegenſtand vorhanden iſt, an dem mittels 
Zugriffsaktes eine Rechtsmacht des Gläubigers 
begründet werden könnte. Es bleibt daher nur 
übrig, dem Drittſchuldner bei Strafe der Nichtig⸗ 
keit die Leiſtung, dem Schuldner die Einziehung 
zu verbieten. Auch hier aber wird der Anſpruch 
nicht nur der Verfügung des Schuldners entzogen, 
ſondern zugleich eine Rechtsmacht des Pfändungs— 
gläubigers an ihm begründet. Dasſelbe gilt end: 
lich auch in den Fällen, in denen bei Mangel 
eines Drittſchuldners äußerlich nur noch das 0 
des Verfügungsverbots übrig bleibt (§ 857 Abſ. 2 
ZPO); auch hier wird durch das Verfugungsverbot 
eine Rechtsmacht des Pfandgläubigers, ein Pfand— 
recht, begründet (§§ 857 Abſ. 1, 804 Abſ. 1 3P O.). 

Hieraus folgt zunächſt, daß die Pfändung 
jedenfalls nicht ein Eingriff in die höchſtperſönliche 
Sphäre des Schuldners iſt, auch nicht ein Eingriff in 
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feine Willensfreiheit in der Richtung, daß durch die 
Pfändung fein Wille in eine beftimmte Richtung, 
etwa auf die Produktion wirtſchaftlicher Werte 
gezwungen würde. Durch die Pfändung kann 
nicht die wirtſchaftliche Produktionsfahigkeit des 
Schuldners zu Gunſten des Gläubigers ſequeſtriert 
werden, da dies auf die Begründung einer Rechts⸗ 
macht am Menſchen ſelbſt, alſo eine Art ganze 
oder teilweiſe Schuldknechtſchaft hinauskäme. Eine 
ſolche verträgt ſich aber weder mit unſern modernen 
Anſchauungen, noch wäre ſie mit den Pfändungs⸗ 
mitteln der ZPO. herſtellbar. 

Gegenſtände der durch die Pfändung für den 
Gläubiger zu begründenden Rechtsmacht, mag 
deren Natur im übrigen ſein, welche ſie will, 
können demnach nur Beſtandteile des Vermögens 
des Schuldners ſein. Und zwar muß es ſich, da 
hier die Zwangsvollſtreckung zur Befriedigung von 
Geldforderungen in Frage ſteht (88 803 —882 
ZPO.), um geldwerte Vermoͤgensbeſtandteile handeln. 
„Vermögen in Anſehung der Zwangsvollſtreckung 
iſt der Inbegriff der dem Schuldner gehörigen 
Sachen und Rechte, ſoweit ſie einen Geldwert 
haben, der dem Gläubiger zugewendet werden 
kann“ (Peterſen⸗Anger vor $ 803 ZPO. unter 
Berufung auf RG. 13. 6. 93; ebenſo Peterſen⸗ 
Kleinfeller KO.). Nur an ſolchen Rechten — 
allein um dieſe handelt es ſich hier — kann 
demnach eine pfandrechtliche Macht des Gläubigers 
begründet werden. Dabei iſt nicht erforderlich. 
daß dieſe Rechte von vornherein auf Zahlung 
von Geld gehen; nur müſſen ſie, um der Pfän⸗ 
dung zugänglich zu ſein, inſofern einen Geldwert 
haben, als ſie ſchon in dieſem Zeitpunkte eine 
Abſchätzung nach dem allgemeinen Wertmeſſer 
der Vermögensrechte, nach Geld, geſtatten. Andern⸗ 
falls könnten ſie nicht als Beſtandteile des ſchuld⸗ 
neriſchen Vermögens angeſehen werden. Nun 
läßt ſich aber in der Entſtehungsgeſchichte eines 
jeden vermögenswerten Anſpruchs der Augenblick 
beſtimmen, in dem ihm dieſer Vermögenswert 
entſteht. Betrachten wir folgenden Beiſpielsfall. 
C und B find gut befreundet. C hat den B 
brieflich um ein Darlehen gebeten; B iſt ent⸗ 
ſchloſſen, das Darlehen zu gewähren, hat aber 
noch nicht geantwortet. Dies erfährt A, dem 
gegen C eine vollſtreckbare Forderung zuſteht; 
er erwirkt ſofort einen Pfändungsbeſchluß, der 
dem B und C zugeſtellt wird, bevor B das 
Darlehen zugeſagt hat. Hinterher ſagt B trotz 
der Pfändung zu. Was war vorhanden, als die 
Pfändung, d. i. die Zuſtellung des Pfändungs— 
beſchluſſes erfolgte? Die Antwort muß lauten: 
Eine bloße Vorſtellung der drei Beteiligten 
von einem künftigen Schuldverhältniſſe. B ſtellte 
ſich vor, daß er künftig Schuldner des C aus 
einem pactum de mutuo dando ſein werde, 
C ſtellte ſich vor, daß er Gläubiger fein werde, 
und dem A war beides bekannt. An dieſer Sach— 
lage änderte das freundſchaftliche 
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zwiſchen B und C nichts, und ebenſowenig die 
daraus entſpringende Abſicht des 8, das Ver⸗ 
tragsverhältnis einzugehen. Eine bloße Vorſtellung 
von einem künftig beabſichtigten Vermögensrechte 
hat keinen Vermögenswert; ein ſolcher kommt 
vielmehr erſt wirklich durch Willenseinigung ent⸗ 
ſtandenen Rechts beziehungen zu. Die recht⸗ 
lich garantierte Willensbeziehung iſt es auch allein, 
die mit den Pfändungsmitteln des heutigen Rechts 
erfaßt werden kann; erſt wenn der Drittſchuldner 
infolge Willenseinigung zu einer Leiſtung ver⸗ 
pflichtet iſt, kann an dieſer Verpflichtung ein Recht 
begründet werden, mittels deſſen der Gläubiger 
ſich befriedigen kann. Dieſe Willensbeziehung iſt 
auch bereits vorhanden, wenn das Rechtsverhältnis 
nur bedingt iſt; ſie fehlt aber, wenn das Rechts⸗ 
verhältnis noch in der Zukunft liegt und zunächſt 
nur in der Vorſtellung der Beteiligten beſteht. 

Demnach treten die Vorausſetzungen der Pfän- 
dung erſt mit der rechtsbegründeten Willenseinigung 
ein. Entſprechendes muß aber auch gelten, ſoweit der 
zu pfändende Anſpruch ex delicto oder ex lege 
begründet iſt, da auch dieſe Anſprüche, bevor der 
ſie begründende Umſtand eintritt, nur in der Vor⸗ 
ſtellung der Beteiligten beſtehen können. Dem 
entſprechen auch allein die für die Anſpruchs⸗ 
pfändung gegebenen richterlichen Verbote, an den 
Schuldner zu zahlen und ſich der Verfügung über 
die Forderung zu enthalten (§ 829 ZPO.). Sie 
bieten keinen Raum für eine Abänderung oder 
auch nur Auslegung dahin, der Schuldner ſolle 
nicht verfügen, der Drittſchuldner nicht leiſten, 
wenn zwiſchen beiden ein Anſpruch der 
näher zu bezeichnenden Art zuſtande 
kommen werde. Es läßt ſich daher auch 
nicht annehmen, daß ein nach der Zuſtellung der 
beiden gedachten Befehle erſt entſtandener Anſpruch 
von der Pfändung nachträglich ergriffen werde. 
Dies könnte, da zur Zeit der Pfändung weder 
der Anſpruch (als Rechtsbeziehung) noch ein Ver⸗ 
mögenswert des Anſpruchs beſtand und demnach die 
Vorausſetzungen der Zwangsvollſtreckung mangelten, 
nur durch Unterwerfung des Schuldners unter 
das Pfandrecht, alſo durch freiwillige Pfandbe⸗ 
ſtellung geſchehen; hierzu müßte aber das Vor⸗ 
liegen eines Vertrags nachgewieſen werden. 

Iſt dem aber jo, jo fragt es ſich, was es mit 
der Anſicht auf ſich hat, daß wenigſtens ſolche 
Forderungen ꝛc. gepfändet werden könnten, für 
die bereits eine Grundlage, ein Mutterboden 
beſteht. Schon oben iſt darauf hingewieſen worden, 
daß dieſer Mutterboden ſchon wegen der Natur 
der Pfändung nicht ein höheres abſolutes Recht 
des Schuldners (auf körperliche Integrität, Freiheit, 
Ehre ꝛc.), auch nicht die Freiheit in der Produktion 
wirtſchaftlicher Werte ſein dürfe. Es bleiben alſo 
nur übrig bereits produzierte oder — hinſicht— 
lich der Anſprüche ex delicto und ex lege — 
bereits aus der perſönlichen Sphäre des Schuld— 


Verhältnis ners gelöfte Rechtsverhältniſſe oder Werte. Dieſe 
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können ſelbſt pfändbar ſein; dann fällt jede 
Schwierigkeit weg. Sie können aber auch, wie 
z. B. eine Geſchaͤftsverbindung, unpfändbar ſein, 
etwa weil ſie höchſtperſönlicher Natur — höchſt⸗ 
perſönlich nicht im Sinne von abſolut — ſind. 
Dann kommt es darauf an, ob aus ihnen pfänd⸗ 
bare Forderungen entſtehen können. Es genügt 
aber hierzu nicht, daß die Forderungen durch einen 
dem Rechtsverhältniſſe an ſich fremden, von außen 
her wirkenden Umſtand entſtehen — denn als⸗ 
dann läge ein nur in der Vorſtellung beſtehendes, 
künftig mögliches Rechtsverhältnis vor, und an 
einer bloßen Vorſtellung läßt ſich, wie oben gezeigt, 
keine pfandrechtliche Rechtsmacht begründen. Viel⸗ 
mehr muß das Rechtsverhältnis zur Erzeugung 
von Anſprüchen von vornherein beſtimmt ſein; 
es muß zufolge ſeiner rechtlichen Konſtruktion die 
weſentlichen Elemente einer oder mehrerer pfänd⸗ 
barer Forderungen bereits in ſich tragen, ſodaß 
eine rechtliche Bindung, wenn auch noch nicht mit 
ihrer vollen Wirkung, bereits vorhanden iſt. In 
einem ſolchen Falle läßt ſich, da die Forderung 
das Stadium der bloßen Vorſtellung bereits über⸗ 
wunden und auch, wie die bedingten Vermögens⸗ 
anſprüche, einen Geldwert bereits erlangt hat, eine 
zur Vermittelung der Befriedigung des Gläubigers 
taugliche Rechtsmacht bereits begründen. Freilich, 
rechtlich beſteht die Forderung noch nicht. Aber 
es beſteht das Rechtsgut, auf das ſie gerichtet iſt, 
es beſteht auch ſchon, im Gewande des Mutter⸗ 
rechtsverhältniſſes, eine indirekte rechtliche Bindung; 
die Forderung beſteht gewiſſermaßen bereits „auf 
dem Halme“. Auch bei den Früchten auf dem 
Halme iſt der zu ihrer Erzeugung beſtimmte 
Mutterboden vorhanden, und die Früchte beſtehen 
bereits als wirtſchaftliches Gut, wenn auch noch 
nicht als Sachen im Rechtsſinne. Läßt ſich bei 
ihnen die Pfändbarkeit damit rechtfertigen, daß 
fie wirtſchaftliche Güter bereits find und im ge: 
wöhnlichen Laufe der Dinge zu Sachen im Rechts⸗ 
ſinn erwachſen werden, ſo läßt ſich das gleiche 
von Forderungen der behandelten Art ſagen; auch 
bei ihnen iſt eine Rechtsbeziehung, wenn auch in 
bedingter oder betagter Form, bereits vorhanden. 

Mag man demnach die Abtretbarkeit der An⸗ 
ſprüche auf rein künftige, d. i. nur in der Vor⸗ 
ſtellung beſtehende ausdehnen und eine ſolche 
Möglichkeit mit dem Grundſatze von der Vertrags⸗ 
freiheit auch konſtruieren können, ſo iſt dies doch 
m. E. hinſichtlich der Pfändung im Hinblick auf 
deren Begriff und Ausgeſtaltung nicht möglich. 
Der erſte Abſatz des $ 851 ZPO. iſt hiernach 
nicht etwa als allgemeiner Satz des Inhalts auf⸗ 
zufaſſen: Im Zweifel iſt jede Forderung, die 
übertragbar iſt, auch pfändbar. Er ſtellt vielmehr 
nur für den Regelfall als einzelnes Erfordernis 
der Pfändbarkeit einer Forderung ihre Uebertrag⸗ 
barkeit auf, ohne damit die im Vorſtehenden dar⸗ 
gelegten weiteren Erforderniſſe der Pfändbarkeit 
ausſchließen zu wollen. 


Nr. 8. 167 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Kann man durch eine genan einen Monat dauernde 
Unterſuchungshaft eine Strafhaft von einem Monate 
und drei Tagen verbüßen? Die Frage ſcheint wider⸗ 
ſinnig. Aber . 

Im Jahrgang 1906 Nr. 4 Seite 80 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift hat ein Kollege eine kurze Ausführung über 
die Berechnung der Strafzeit für den Fall gebracht, 
daß bei Einleitung der Vollſtreckung einer Geſamt⸗ 
ſtrafe nach 8 79 StGB. die Vollſtreckung einer 
Einzelſtrafe bereits begonnen hat; ſie iſt wohl von 
allen mit der Berechnung der Strafzeit befaßten 
Juriſten und Nichtjuriſten beifällig aufgenommen und 
gebilligt worden. In dieſer Ausführung iſt bemerkt, 
daß das Reichsgericht mit ſeinem in dieſer Zeitſchrift 
1905 Nr. 13 Seite 304 abgedruckten Urteil des I. Straf⸗ 
ſenates über die erwähnte Frage eine Entſcheidung 
getroffen hat, die im Gegenſatze zur Rechtſprechung 
des Oberſten Landesgerichts vor der abſonderlichen 
Folgerung: „X T1 = Xx — 1“ ſchützt und mit einer 
komplizierten Berechnung des Strafendes gründlich 
aufräumt. 

Leider hat aber das Reichsgericht nur in dem 
vorerwähnten Falle eine einwandfreie Anſchauung 
feſtgelegt, in einem anderen Falle dagegen einen Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt, der nicht nur die verabſchiedet geglaubte 
komplizierte Berechnung des Strafendes fortbeſtehen 
läßt, ſondern zu den nämlichen Ungereimtheiten führt, 
wie die vom Reichsgericht abgetane, oben geſtreifte 
Rechtſprechung des Oberſten Landesgerichts. 

Das Reichsgericht hat (vgl. Entſch. in Strafſachen 
Band 29 Nr. 30 Seite 75) die Frage: „Iſt bei An⸗ 
wendung des $ 60 StGB. die erlittene Unterſuchungs⸗ 
haft als antizipierte Strafhaft auf die erkannte Strafe 
anzurechnen?“ verneint und ausgeſprochen, es ſei, wenn 
in einem Urteile ein Teil der erkannten Strafe als 
durch die Unterſuchungshaft verbüßt erklärt iſt, das 
Strafende in der Weiſe zu finden, daß zunächſt der 
Endpunkt der Strafzeit geſucht wird, der ſich ergeben 
würde, wenn — wenn! — kein Teil der Strafe durch 
die Unterſuchungshaft für verbüßt erklärt wäre, und 
daß dann von den ſo gefundenen theoretiſchen Straf⸗ 
ende ſoviel Zeit zurückgerechnet wird, als durch die 
Unterſuchungshaft für verbüßt erklärt iſt. 

Es iſt nicht Zweck dieſer Beſprechung, die eben 
angeführte Anſicht des Reichsgerichtes, die m. E. auf 
ſchiefer Stellung der Frage beruht, eingehend zu 
widerlegen. Selbſtverſtändlich beginnt die Straf⸗ 
vollſtreckung erſt mit der Rechtskraft des Urteils, aber 
Beginn der Strafvollſtreckung und Ausgangs⸗ 
punkt bei der Berechnung der Strafzeit ſind durch⸗ 
aus verſchiedene Dinge (vgl. die Begründung der oben⸗ 
erwähnten Reichsgerichtsentſcheidung Jahrgang 1905 
dieſer Zeitſchrift No. 13 S. 304) und die Fiktion, 
welche ein Urteil enthält, das Unterſuchungshaft auf 
die erkannte Strafe anrechnet, wird auch durch eine 
nochmalige Fiktion nicht beſeitigt, wie ſie in der Be⸗ 
rechnungsweiſe des Reichsgerichts liegt. 

Ich denke, weitere Rechtsausführungen ſind gar 
nicht nötig; der folgende praktiſche Fall dürfte aus⸗ 
reichende Widerlegungskraft in ſich ſelbſt bergen. 

Ein Gericht erläßt am 28. Februar eines Nicht- 
ſchaltjahres ein Urteil, in welchem eine Strafe von 
1 Monat und 3 Tagen ausgeſprochen und zugleich 
erkannt wird, daß auf dieſe Strafe 1 Monat Unter⸗ 
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ſuchungshaft angerechnet wird. Der Verurteilte unter⸗ 
wirft ſich ſofort. Man ſollte nun meinen, daß der 
Verurteilte noch 3 Tage zu erſtehen hat. Aber nach 
der Anſchauung des Reichsgerichts würde ſich als 
theoretiſches Strafende der 31. März und unter Zu⸗ 
rückrechnung des als verbüßt erklärten Monats als 
wirkliches Strafende der 28. Februar ergeben, ſo daß 
der Verhaftete ſofort nach der Unterwerfung zu ent⸗ 
laſſen wäre. Selbſtverſtändlich wäre das Ergebnis 
das gleiche, wenn das Urteil auf 1 Monat und 2 Tage 
oder auf 1 Monat und 1 Tag bei Anrechnung eines 
Monats der Unterſuchungshaft lauten würde. 

Wenn man ſich in dieſem Falle fragt, auf welche 
Weiſe denn eigentlich der Strafvollzug bezüglich der 
den einen Monat überſchießenden Tage der Strafe be⸗ 
tätigt worden ſein ſoll, dann bleibt für einen Unbe⸗ 
fangenen doch wohl nur die eine Antwort: „durch 
eine unhaltbare Berechnungsweiſe.“ 

Man muß unwillkürlich lächeln beim Gedanken, 
daß der Februar wohl aus Bosheit wegen der ſtief⸗ 
mütterlichen Behandlung durch den alten G. J. Cäſar 
ſolche Faſchingsſcherze macht. Aber die Sache ſelbſt 
iſt ernſter. Der Fall einer Differenz bei der Berech⸗ 
nung der Strafzeit, je nachdem man die reichsgericht⸗ 
liche Anſchauung oder die hier vertretene, natürlicher 
erſcheinende unterſtellt, kann äußerſt häufig vorkommen, 
nicht nur bei einem am 28. Februar erlaſſenen Ur⸗ 
teile, ſondern auch bei einem am 26., 27. und 29. Fe⸗ 
bruar und bei einem an einem beliebigen Tage dieſes 
Monats, ja ſelbſt (vgl. die Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts) bei einem an einem anderen Monatstage er⸗ 
laſſenen Urteile. Und fo ſteht der mit der Straf— 
zeitberechnung befaßte Beamte wegen der Kompliziert⸗ 
heit der unnatürlichen Berechnung ſtändig in Gefahr, 
mit 8 34511 des StGB. in Berührung zu kommen. 

Es dürfte ſich empfehlen, daß in allen ähnlichen 
Fällen das Gericht und eventuell das höhere Gericht 
zur Entſcheidung der Frage angerufen wird, bis mit 
einer Anſchauung gründlich aufgeräumt iſt, die einem 
zumutet, das Pferd von hinten aufzuzäumen und 
einer Rechtsmathematik zu huldigen wie: „Bei rich⸗ 
tiger Anwendung des 8 60 des StGB. iſt es mit- 
unter gleichgültig, ob ein Urteil auf 1 Monat und 
3 Tage, auf 1 Monat und 2 Tage, auf 1 Monat und 
1 Tag oder auf bloß 1 Monat lautet d. h. 3 2 1-01“ 
oder: „Durch eine vom 31. Januar bis 28. Februar 
dauernde Unterſuchungshaft kann man eine Strafhaft 
von 1 Monate und 3 Tagen verbüßen.“ Daß das 
Reichsgericht bei der fraglichen Entſcheidung, wie ſich 
aus ihr ergibt, an den Februar recht wohl gedacht 
hat, reicht m. E. nicht aus, den Zweifel an der 
Richtigkeit der Entſcheidung zu beſeitigen. 

II. Staatsanwalt Schülein in Bayreuth. 


Der Entſchädigungsauſpruch der Ausländer nach 
3 12 des Geſetzes vom 14. Juli 1904. Es iſt die Frage 
aufgeworfen worden, ob der deutſche Staat, welcher 
durch Gerichtsbeſchluß zur Entſchädigung für ver— 
pflichtet erklärt wurde, ſchon wegen der Unanfecht— 
barkeit des Beſchluſſes (S 4 III des Geſetzes) — bei 
Feſtſtellung eines Schadens im Sinne des 8 3 — 
verpflichtet iſt, dieſen Schaden zu erſetzen, auch wenn 
ſich herausſtellt, daß der Freigeſprochene (außer Ver— 
folgung Geſetzte) ein Ausländer iſt, deſſen Staat die 
Gegenſeitigkeit nicht verbürgt hat, wenn alſo das er— 
kennende Gericht den $ 12 des Geſetzes vom 14. Juli 


1904 irrtümlich nicht angewendet hat.!) Für die Be⸗ 
jahung der Frage ſcheint die bereits erwähnte Unan⸗ 
fechtbarkeit des Beſchluſſes zu ſprechen, für die Ver⸗ 
neinung können die Ausführungen Kählers S. 10, 15 
und Burlages S. 78, 79 über die „ deklaratoriſche, 
nicht konſtitutive“ Natur des Gerichtsbeſchluſſes nicht 
verwertet werden. Jedenfalls iſt den Bemer⸗ 
kungen Krauſes S. 168 Nr. 5 und Leſſings S. 46 
Nr. 48 inſoweit beizupflichten, als ein Irrtum des 
Gerichts (ſei es über Tatſachen oder ein Rechtsirrtum) 
über die Vorausſetzungen der Entſchädigungspflicht 
nicht verbeſſert werden kann, ſoweit das Gericht 
innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit entſchieden 
hat. Der als entſchädigungspflichtig erkannte Staat 
kann ſich bei der Unanfechtbarkeit des Beſchluſſes 
nicht mehr darauf berufen, daß die Vorausſetzungen 
des 8 1 oder 8 2 des Geſetzes nicht als gegeben er⸗ 
ſcheinen. Löwe⸗Hellweg ſpricht ſich in der neueſten 
(12.) Auflage ſeines Kommentars zur Strafprozeß⸗ 
ordnung S. 1014 nicht über die Frage aus. 

Man wird, um zu einer befriedigenden Löſung 
zu gelangen, das Geſetz ſeinem ganzen Gedankengang 
nach ins Auge faſſen müſſen. 

Ueber das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines 
Entſchädigungsanſpruchs treffen dem Grunde nach 
die 88 1, 2 des Geſetzes Beſtimmung, der $ 3 über 
die Höhe des Erſatzanſpruchs, 88 4—11 über die 
Formen, in welchen der richterliche Beſchluß ins 
Leben tritt und der zugebilligte Anſpruch verwirk⸗ 
licht wird, endlich, alſo weit getrennt von dem 8 2, 
bemerkt das Geſetz im § 12, daß es auf Ausländer 
11 bei Verbürgung der Gegenſeitigkeit Anwendung 
indet. 

Schon aus dieſem äußeren Aufbau geht hervor, 
daß die Vorausſetzung der Staatsangehörigkeit vom 
Geſetz anders behandelt werden will, als die Voraus⸗ 
ſetzung der Schuld oder Unſchuld. Der innere Grund 
dieſer Unterſcheidung iſt unſchwer darin zu finden, 
daß das Gericht, das in der Regel über die Staats⸗ 
angehörigkeit ja gar nicht enticheidet?) (von einigen 
beſonderen Vorausſetzungen der Strafbarkeit abge- 
ſehen, z. B. S$ 87, 94 StGB.) und die Beweisauf⸗ 
nahme nicht wegen der Entſchädigungsfrage über das 
vom Strafverfahren gebotene Maß — Schuld oder 
Unſchuld — ausdehnen ſoll (vgl. Motive S. 7, Bur- 
lage S. 83 ff., Protokolle der Strafprozeßkommiſſion 
II S. 283, 284, ſich lediglich mit den Vorausſetzungen 
der 88 1 und 2 zu befaſſen hat, (denn dieſe Prüfung 
hängt mit der Feſtſtellung der Urteilsgründe innig 
zuſammen, daher „gleichzeitig“, Abſ. I des $ 4) und 
daß deshalb die Rechtskraft des Gerichtsbeſchluſſes 
($ 4 III) ſich nicht auf die Staatsangehörigkeit be⸗ 
zieht, weil die letztere eben gar nicht vom Gericht 
entſchieden iſt und nicht entſchieden werden wollte. 
Die Folge dieſes Gedankens, daß nämlich für den 
Ausländer der Entſchädigungsbeſchluß nur eine 
ſtumpfe Waffe ſei, weil die übrigen Vorausſetzungen 
des Geſetzes auf Ausländer keine Anwendung finden, 
iſt auch von Burlage S. 119 ausgeſprochen. Mit 
anderen Worten: wer den Entſchädigungsanſpruch 
gegen den deutſchen Staat geltend machen will, muß 


) Literatur hierzu: die Kommentare von Burlage, 
Romen, Kähler, Leſſing, Krauſe zu den Entſchädigungs— 
geſetzen vom 20. Mai 1898 und vom 14. Juli 1904. 

) Die Erhebungen nach S 24211 StPO. kann man 
keine Entſcheidung nennen. Sie haben lediglich den 
Zweck der Feſtſtellung der Identität. 
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außer dem poſitiven Gerichtsbeſchluſſe im Beſtreitungs⸗ 
falle einen Beweis beibringen, daß er eine Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzt, die ihn nicht gemäß § 12 des 
Geſetzes vom Anſpruch ausſchließt. Müßte das 
Strafgericht über die Staatsangehörigkeit entſcheiden, 
ſo könnte wegen der häufigen Schwierigkeit dieſer 
Frage das Erfordernis „gleichzeitig“ gar nicht ver⸗ 
wirklicht werden: $ 4 II. Korrekt und empfehlens⸗ 
wert wäre es natürlich, bei jedem poſitiven Gerichts⸗ 
beſchluſſe einzuſetzen: vorbehaltlich des Nachweiſes 
der Zugehörigkeit zu einem Staate, deſſen Angehörige 
durch den 8 12 des Geſetzes vom Entſchädigungs⸗ 
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von den Gemeindegliedern auf dem Wege der Um⸗ 
lagenerhebung einziehen muß. 

In den meiſten gemeindlichen Pflaſterzoll⸗Ord⸗ 
nungen iſt für Fuhrwerke des Militär⸗Aerars Pflaſter⸗ 
zollfreiheit gewährt und nach der bisherigen Praxis 
wurde hierbei gewöhnlich kein Unterſchied gemacht, 
ob es ſich um requirierte oder ermietete Fuhrwerke 
handelte. Der VGH. hat indes nunmehr entſchieden, 
daß der Begriff „ärarialiſche Fuhrwerke“ ſtreng wört⸗ 
lich zu nehmen ſei, alfo nur auf Fuhrwerke des Aerars 
ſich beziehe, nicht aber auch allgemein auf Privatfuhr⸗ 
werke zu ärarialiſchen Zwecken, m. a. W., daß ermietete 


anſpruch nicht ausgeſchloſſen find. Aber die Nicht⸗ Fuhrwerke nicht zu den „ärarialiſchen“ zu rechnen, 


erwähnung dieſes Vorbehaltes iſt unſchädlich, weil 
der Vorbehalt ein geſetzlicher und deshalb ein ſelbſt⸗ 
verſtändlicher iſt. 

Anderer Anſicht Leſſing S. 46 Nr. 18, der zwiſchen 
der Vorausſetzung der Unſchuld und der Staats⸗ 
angehörigkeit aber nicht unterſcheidet. 

Dieſe Ausführung kann natürlich nur dann richtig 
ſein, wenn ſie die Gegenprobe aushält, nämlich die 
Anwendbarkeit für den Fall, daß ſich bei einem ver⸗ 
neinenden Gerichtsbeſchluſſe hinterher herausſtellt, 
daß der Angeklagte, den das Gericht für einen Aus⸗ 
länder gehalten hat, tatſächlich ein Deutſcher iſt. In 
„ diefer Beziehung iſt zu unterſcheiden: Hat das Gericht 
die Entſchädigungspflicht des Staates nur deshalb 
verneint, weil der Angeklagte ein Ausländer iſt, ſo 
iſt die Rechtslage ſo zu beurteilen, als wenn über⸗ 
haupt ein Gerichtsbeſchluß nicht ergangen wäre. Denn 
das Gericht hat in Rückſicht auf einen Deutſchen nicht 
geprüft, ob die Vorausſetzungen der SS 1 und 2 des 
Geſetzes vom 14. Juli 1904 vorliegen. Der Frei⸗ 
geſprochene hat alſo das Recht, auf Nachholung des 
Beſchluſſes anzutragen, und falls dies das Gericht 
verweigern ſollte, das Beſchwerderecht. (Burlage 
S. 81 Nr. 11, Goldtammer, Archiv Bd. 50 S. 147). 
Hat aber das Gericht die Entſchädigungspflicht ver⸗ 
neint, weil die Vorausſetzungen der 88 1 und 2 nicht 
vorliegen und außerdem der Angeklagte ein Aus⸗ 
länder iſt, ſo hat es damit ſein Bewenden. 


II. Staatsanwalt Dr. Haberſtumpf in München. 


Zu 53 des Naturalleiſtungsgeſetzes. Einen Grundſatz 
von weittragender Bedeutung für das Naturalleiſtungs⸗ 
geſetz hat der Verwaltungs-Gerichtshof in einer Ent⸗ 
ſcheidung vom 2. Mai v. Js. ausgeſprochen. 

Das Nat“ G. unterſcheidet in S 3 Abſ. 4 zwiſchen 
angefordertem — requiriertem — und ermietetem Vor— 
ſpann. Erſterer wird auf Anfordern der Militär: 
Verwaltung von der Gemeinde beſchafft, während 
letzterer auf Grund Vertrages der einzelnen Fuhr— 
werkbeſitzer mit der Militär-Verwaltung geſtellt wird. 
Die Vergütung für den requirierten Vorſpann 
regelt ſich nach beſtimmten vom Bundesrat für den 
betreffenden Lieferungsverband feſtgeſtellten Sätzen, 
welche zugleich die Höchſtgrenze der für den ermieteten 
Vorſpann zu gewährenden Vergütung bilden; Normal- 
fall ſoll jedoch nach ausdrücklicher Vorſchrift des Abſ. 4 
a. a. O. der ermietete Vorſpann ſein. Die Abſicht 
des Geſetzgebers war hierbei offenbar die: Es ſollte 
den Gemeinden nicht unnötigerweiſe durch Beſchaffung 
der Fuhrwerke eine Laſt auferlegt werden, umſoweniger, 
als häufig die Gemeinde außerſtande iſt, um den feſt— 
ſtehenden Vergütungsſatz Fuhrwerke zu beſchaffen und 
daher die eventuellen Mehrkoſten ſelbſt tragen oder 


ſomit pflaſterzollpflichtig ſind. 

Die notwendige Folge dieſer Entſcheidung wird ſich 
zunächſt darin äußern, daß diejenigen Gemeinden, die 
bisher nur „ärarialiſchen“ Fuhrwerken Pflaſterzollfrei⸗ 
heit zugeſtanden haben, künftighin von den ermieteten Ge⸗ 
ſpannen Pflaſterzoll erheben werden. Dieſe Maßregel 
wird aber anderſeits wiederum die Fuhrwerksbeſitzer ver⸗ 
anlaſſen, ihre Fuhrwerke noch ſeltener als bisher an die 
Militär⸗Verwaltung zu vermieten, denn da erfahrungs⸗ 
gemäß bisher kein Fuhrwerksbeſitzer bei Ermietung 
des Vorſpannes um einen geringeren als den tarif⸗ 
mäßigen Satz gefahren iſt, wird niemand angeſichts 
der an ſich ſchon geringen Vergütung noch den Pflaſter⸗ 
zoll übernehmen wollen. Der Beſitzer eines ermieteten 
Fuhrwerkes iſt ja ohnedies ſchon im Falle einer Be⸗ 
ſchädigung des Geſpannes uſw. erheblich ſchlechter 
geſtellt wie der eines requirierten Vorſpannes, da dem 
Erſteren erſt auf dem Wege des Vertrages dieſelben 
Erſatzanſprüche zugebilligt werden dürfen, welche 
dem Letzteren ſchon kraft Geſetzes — 89 a. a. O. — 
zuſtehen. N 

Die letzte Konſequenz beſteht ſchließlich darin, 
daß die Gemeinden künftighin noch mehr wie bisher 
durch Vorſpann⸗Requiſitionen beläſtigt werden, was 
wiederum, wie oben dargetan, der Abſicht des 8 3 
Abſ. 4 a. a. O. vollkommen zuwiderläuft. 

Dr. Jacquin, Hilfsarbeiter bei der Intendantur 

des III. Armeekorps in Nürnberg. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Grundbuchſachen. 


Muß der befreite Vorerbe bei einer Verfügung über 
eine Hypothek dem Grundbnchamte die Zuſtimmung des 
Nacherben nachweiſen? (BGB. SS 2136, 2113; GO. 
$ 52). Im Grundbuche von F. iſt eine Hypothek für 
die Eheleute G. eingetragen. Der Ehemann G. iſt ge⸗ 
ſtorben. In ſeinem Teſtamente hat er ſeine Frau als 
Vorerbin eingeſetzt und die Nachkommen ſeiner ver— 
ſtorbenen Tochter S. Sch. als Nacherben auf das be— 
rufen, was nach dem Tode der Vorerbin übrig ſein 
wird. Am 10. Oktober 1906 hat die Witwe „handelnd 
ſowohl eigenen Namens wie auch als die von allen 
geſetzlichen Beſchränkungen, alſo auch von den Be— 
ſchränkungen der 8$ 2113, 2114 BGB. befreite Vor⸗ 
erbin ihres Ehemanns“ zu notarieller Urkunde die 
Löſchung der Hypothek bewilligt und beantragt und 
hat bekannt, deren Betrag empfangen zu haben. Der 
Eigentümer hat gleichfalls die Löſchung beantragt. 
Das Grundbuchamt hat die Löſchung abgelehnt, weil 
auch bei befreiter Vorerbſchaft die Nacherben Paſſivbetei— 
ligte im Sinne der SS 13, 19, 40, 41 GBO. ſeien und 
wegen der Möglichkeit, daß eine unentgeltliche Ver— 
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fügung vorliege, zur Löſchung der Nachlaßhypothek 
ihre Zuſtimmun 5 ſei. Durch den Quittungs⸗ 
vermerk ſei nicht bewieſen, daß kein unentgeltliches 
Rechtsgeſchäft vorliege. Auch aus § 52 GBO. folge, 
daß auch bei der befreiten Vorerbſchaft der Vorerbe 
und der Nacherbe als die Erben anzuſehen ſeien, deren 
Rechte durch eine Eintragung im Sinne des § 41 GBO. 
betroffen würden. Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 
Das Oberſte Landesgericht legte die weitere Beſchwerde 
gemäß $ 79 Abſ. 2 GBO. dem Reichsgerichte vor. Es 
führte aus: Neben dem Rechte des Vorerben ſtehe das 
bedingte Recht des Nacherben; die ſich daraus ergebende 
Beſchränkung des Verfügungsrechts könne auch der be⸗ 
freite Vorerbe nicht dadurch beſeitigen, daß er ſeine 
Verfügung für eine unentgeltliche erkläre. Indeſſen 
habe das Grundbuchamt nicht bei jeder Ein⸗ 
tragungsbewilligung eines Verfügungs berechtigten, 
deſſen Verfügungsrecht unter gewiſſen Umſtänden aus⸗ 
geſchloſſen ſei (wie des Vaters, des Ehemanns, des 
Konkursverwalters, des Teſtamentsvollſtreckers), den 
Nachweis zu verlangen, daß kein ſolcher Umſtand vor⸗ 
liege, ſondern zunächſt ſei zu prüſen, ob ein Anlaß 
zu einem Zweifel beſtehe. Verfügungen des befreiten 
Vorerben ſeien grundſätzlich nicht anders zu behandeln, 
wenn ſchon die Möglichkeit, daß die Verfügung des 
Vorerben eine das Recht des Nacherben beeinträchtigende 
Schenkung enthalte, näher liege als die Möglichkeit, 
daß der Vater oder Ehemann die Grenze ſeines Ver⸗ 
fügungsrechts durch eine Schenkung überſchreite. Daß 
die Einwilligung des Nacherben in allen Fällen bei⸗ 
gebracht werden müſſe, auch wenn nach den Umſtänden 
an eine unentgeltliche e nicht zu denken 5 
laſſe ſich auch aus 8 52 GBO. nicht entnehmen. An 
der Aufhebung der Entſcheidungen der Vorinſtanzen 
ſei jedoch das Gericht durch den Beſchluß des Reichs⸗ 
gerichts vom 12. Juli 1905 (Entſch. Bd. 61 S. 228) 
gehindert. Das Reichsgericht wies die weitere Be⸗ 
ſchwerde zurück. 

Aus den Gründen: Nach 8 2113 Abſ. 1, 2, 
58 2114, 2136, 2137 BGB. find im Falle des Eintritts 
der Nacherbfolge Verfügungen des befreiten Vorerben 
über Erbſchaftsgegenſtände unwirkſam, wenn ſie un⸗ 
entgeltlich oder zum Zwecke der Erfüllung eines von 
dem Vorerben erteilten Schenkungsverſprechens erfolgt 
ſind. Inſoweit wird alſo das Verfügungsrecht des 
befreiten Vorerben durch das Recht des Nacherben be⸗ 
ſchränkt; über die Dauer der Vorerbſchaft hinaus iſt 
auch der befreite Vorerbe zu unentgeltlichen Verfügungen 
nicht befugt. Gemäß $ 2113 Abſ. 3 BGB. finden hin⸗ 
ſichtlich der Wirkung der Verfügungen des Vorerben 
die Vorfchriften über den Rechtserwerb Dritter in 
gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs 
($ 892 BGB.) Anwendung. Deshalb darf der Grund— 
buchrichter auf Grund der Verfügung des Vorerben 
über ein zum Nachlaſſe gehörendes Grundſtück oder 
ein ſolches Recht an einem Grundſtücke die Eintragung 
einer Rechtsänderung nur vornehmen, wenn ſich die 
Verfügung ausdrücklich auf die Dauer der Vorerbſchaft 
beſchränkt oder feſtſteht, daß die Verfügung nicht ent: 
geltlich iſt, oder dem Nacherben die Möglichkeit ge— 
wahrt wird, beim Eintritte der Nacherbfolge die 
etwaige Unwirkſamkeit der Verfügung auch gegenüber 
einem dritten Erwerber mit Erfolg geltend zu machen. 
Liegen die beiden erſten Vorausſetzungen nicht vor, 
und bildet die Uebertragung eines Grundſtücks oder 
eines Rechts an einem Grundſtücke den Gegenſtand 
der Verfügung, dann iſt die Eintragung des Vorerben 
und zugleich des Rechtes des Nacherben gemäß 8 52 
GBO. ein geeignetes Schutzmittel für den Nacherben. 
Denn durch ſie wird das Recht des Nacherben Dritten 
erkennbar. Der Grundbuchrichter hat daher in einem 
ſolchen Falle die Eintragung der Rechtsänderung von 
der Eintragung des Vorerben und des Nacherbenrechts 
abhängig zu machen. Die Vorinſtanzen folgern dieſe 
Verpflichtung daraus, daß nach § 40 Abſ. 1 GBO. 
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eine Eintragung nur erfolgen ſoll, wenn derjenige als 
der Berechtigte eingetragen iſt, deſſen Recht durch ſie 
betroffen wird, und daß zwar in dem Falle der Ueber⸗ 
tragung eines Rechts der durch die Eintragung der 
Rechtsänderung betroffene Erbe des eingetragenen 
Berechtigten gemäß 8 41 Abſ. 1 GO. von der Ein⸗ 
tragungspflicht befreit ſei, aber im Falle einer Nach⸗ 
erbſchaft unter „Erbe“ im Sinne des § 41 Abſ. 1 a. a. O. 
Vorerbe und Nacherbe zuſammen zu verſtehen ſeien. 
Das iſt nicht zutreffend. Der Vorerbe iſt gemäß 8 2100 
BGB. wirklicher alleiniger Erbe; der Nacherbe wird 
erſt mit dem Eintritte der Nacherbfolge Erbe. Daher 
iſt während der Dauer der Vorerbſchaft nur der Vor⸗ 
erbe „Erbe“ im Sinne des 8 41 GBD.; deshalb iſt 
der Vorerbe im Falle der Übertragung eines Rechts 
von der Eintragungspflicht aus $ 40 Abſ. 1 GBO. an 
ſich befreit. Weil aber auch der befreite Vorerbe zu 
unentgeltlichen Verfügungen über die Dauer der Vor⸗ 
erbſchaft hinaus nicht befugt iſt und der Rechtserwerb 
auf Grund der dberfaden des Vorerben unter dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs ſteht, iſt zum 
Schutze des Nacherben die vorgängige Eintragung des 
Vorerben und des Nacherbenrechts zu erfordern, wenn 
nicht feſtſteht, daß die Verfügung keine unentgeltliche 
iſt. Soll Sri fie die Rechtsänderung eingetragen 
werden, fo kann dies nur gefchehen, wenn der Nach⸗ 
erbe formgerecht (8 29 GBO.) feine Einwilligung er⸗ 
klärt; denn durch eine fein Recht nicht kundbar machende 
Eintragung der Rechtsänderung wird im Sinne des 
§ 19 GBO. der Nacherbe in feinem Rechte betroffen. 
Die Zuſtimmung des Nacherben hat zugleich die Be⸗ 
deutung, daß der Nacherbe damit erklart, er wolle die 
Verfügung des Vorerben als wirkſam gelten laſſen. 
Demnach hat der Grundbuchrichter auch im Falle der 
Verfügung eines befreiten Vorerben, wenn ſie die 
Uebertragung eines eingetragenen Rechtes zum Gegen⸗ 
ſtande hat und nicht ihre Entgeltlichkeit feſtſteht, die 
Rechtsänderung nur einzutragen, wenn die vorherige 
Eintragung des Vorerben und des Rechtes des Nach⸗ 
erben erfolgt oder der Nacherbe zuſtimmt (Güthe, 
Anm. ö zu 8 41 GBD., Meikel im „Recht“ 1905 S. 186 f.). 

Soll, wie hier, auf grund der Verfügung des be⸗ 
freiten Vorerben die Löſchung eines eingetragenen 
Rechtes erfolgen, ſo verſagt das Schutzmittel der vor⸗ 
herigen Eintragung des Vorerben und des Rechts des 
Nacherben. Denn durch die Löſchung werden alle auf 
das Recht bezüglichen Eintragungen aus dem Grund— 
buche beſeitigt; es würde mithin auch die Eintragung 
des Nacherbenrechts wieder beſeitigt werden, ſodaß es 
aus dem Grundbuche nicht erſichtlich wäre. Eine vor⸗ 
läufige Löſchung (etwa mit dem Vorbehalte des Rechtes 
des Nacherben, im Falle des Eintritts der Nacherbfolge 
die Wiedereintragung zu verlangen), iſt dem Geſetz un⸗ 
bekannt. Deshalb darf in einem ſolchen Falle die 
Löſchung gemäß 8 19 GBO. vom Grundbuchrichter 
nur vorgenommen werden, wenn die Einwilligung des 
Nacherben beigebracht wird, ſofern nicht feſtſteht, daß 
die Verfügung keine unentgeltliche iſt. Dieſe Ein⸗ 
willigung oder im Falle der Uebertragung eines 
Rechtes die vorherige Eintragung des Nacherbenrechts 
wäre an ſich nicht erforderlich, wenn feſtſtände, daß 
die Verfügung keine unentgeltliche iſt; denn es wäre 
dann der befreite Vorerbe zu der Verfügung über das 
Recht auch über die Dauer der Vorerbſchaft hinaus 
befugt. Aber dem Grundbuchrichter kann der Nach— 
weis, daß eine Verfügung nicht unentgeltlich iſt, nicht 
mit den im Grundbuchverfahren zuläſſigen Beweis— 
mitteln geführt werden. Wenn auch der Vorerbe ſelbſt 
in der die verfügende Erklärung enthaltenden Urkunde 
anerkennt, daß die Verfügung entgeltlich ſei, daß z. B. 
zufolge Zahlung des Eigentümers die zum Nachlaſſe 
gehörende Hypothek getilgt ſei, ſo iſt doch die Mög— 
lichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß die Erklärung unrichtig 
iſt. Von dem Oberſten Landesgericht wird dem ent— 
gegengehalten, es habe der Grundbuchrichter einen 
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Nachweis der Entgeltlichkeit der Verfügung nicht zu 
fordern, wenn nach den Umſtänden, insbeſondere mit 
Rückſicht auf die perſönlichen Beziehungen der Bes 
teiligten zu einander, an eine unentgeltliche Zuwendung 
nicht zu denken ſei. Ferner wird von Jaſtrow und 
von Weber in der Zeitſchrift des deutſchen Notar⸗ 
vereins 1906 S. 111 und S. 650 ff. geltend gemacht, 
die in den Formen des 8 29 GBO. abgegebene Er⸗ 
klärung des Vorerben und des etwa ſonſt Beteiligten, 
daß die Verfügung entgeltlich ſei, müſſe dem Grund⸗ 
buchrichter genügen; die entfernte Möglichkeit, daß 
die betreffende Erklärung zum Schein abgegeben ſei, 
dürfe den Grundbuchrichter nicht dazu führen, den 
Nachweis der Entgeltlichkeit durch ihr Bekenntnis 
ſeitens der Beteiligten nicht 085 erbracht anzuſehen. 
Das iſt nicht zutreffend. In der Regel wird freilich 
ſehr wahrſcheinlich ſein, daß die von den unmittelbar 
Beteiligten abgegebene, die Entgeltlichkeit der Ver⸗ 
fügung beſtätigende Erklärung auch den Tatſachen 
entſpricht. Allein ſchon mit Rückſicht auf die Sicher⸗ 
heit des Grundbuchverkehrs können ſolche Wahr⸗ 
ſcheinlichkeiten oder Vermutungen nicht als genügende 
Grundlagen für eine Eintragung gelten. Vor allem 
aber handelt es ſich nicht darum, ob durch die Er⸗ 
klärungen der Beteiligten die dieſen ſel bſt gegen⸗ 
über für die Eintragung einer Rechtsänderung er⸗ 
forderlichen Beweiſe erbracht werden. Der Grundbuch⸗ 
richter hat nach dem Legalitätsprinzip im allgemeinen 
nur die Rechtsgültigkeit der Eintragungsbewilligungen 
zu prüfen. Unter Umſtänden wird er aber auch fordern 
müſſen, daß gegenüber den unmittelbar Beteiligten 
der Nachweis eines beſtimmten Kauſalgeſchäfts ge⸗ 
führt iſt, das der in der Eintragungsbewilligung 
enthaltenen Verfügung zugrunde liegt. In ſolchen 
Fällen wird er bei Vorlegung formgerechter, den Ab⸗ 
ſchluß des Kauſalgeſchäfts beſtätigender Erklärungen 
den Nachweis ſeines Abſchluſſes den Beteiligten gegen⸗ 
über für geführt erachten müſſen, es ſei denn, daß ſichere 
Anhaltspunkte dafür gegeben ſind, daß die Erklärungen 
unwirkſam ſind. Denn die Beteiligen ſind an ihre Er⸗ 
klärungen gebunden, ſolange ſie von ihnen nicht mit 
Erfolg angefochten ſind, mögen ſie nun der Wirklich⸗ 
lichkeit entſprechen oder nicht. Anders aber liegt die 
Sache hier. Dem Nacherben gegenüber ſoll der Nach⸗ 
weis erbracht werden, daß die Verfügung des Vor⸗ 
erben nicht unentgeltlich iſt. Dieſer Nachweis müßte 
ſo zwingend ſein, daß für den Nacherben nicht die 
Möglichkeit bliebe, ihn umzuſtoßen. Denn nur dann 
wäre ſicher, daß der Vorerbe dem Nacherben gegen⸗ 
über zu der Verfügung befugt iſt, und nur dann könnte 
davon abgeſehen werden, den Nacherben gegen Be⸗ 
nachteiligungen zu ſchützen. Ein ſolcher Beweis läßt 
ſich durch die im. Grundbuchverfahren zugelaſſenen 
Urkundenbeweiſe nicht erbringen. Eine Offenkundigkeit 
hinſichtlich der Frage, ob eine Verfügung des Vorerben 
im einzelnen Fall entgeltlich oder unentgeltlich 
iſt, wird für den Grundbuchrichter kaum jemals in 
Betracht kommen. Urkundliche Erklärungen des Vor⸗ 
erben ſelbſt, daß ſeine Verfügung entgeltlich ſei, liefern 
keinen genügenden Beweis. Das gilt auch dann, wenn 
die Löſchung einer Hypothek auf Grund der Quittung 
und Löſchungsbewilligung des befreiten Vorerben er— 
folgen ſoll. Sonſt könnte ſich der Vorerbe, der ſchenkungs⸗ 
weiſe die Aufhebung der Hypothek bewilligen will, die 
fehlende Verfügungsbefugnis durch ſeine eigene Er— 
klärung verſchaffen, daß er zufolge Zahlung die Löſchung 
bewillige. 

Das Oberſte Landesgericht hat gemeint, aus der 
dargelegten Auffaſſung würde ſich ergeben, daß die 
Verfügungsbefugnis des Teſtamentsvollſtreckers, der 
nach § 2205 BGB. zu unentgeltlichen Verfügungen 
nicht berechtigt iſt, des Vaters und des Vormundes, 
die nach 8 1641 und § 1804 BGB. nicht in Vertretung 
des Kindes oder Mündels Schenkungen machen können, 
des in Gütergemeinſchaft lebenden Mannes, der nach 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 8. 


171 


8 1446 BGB. zu einer Schenkung aus dem Geſamt⸗ 
gute der Einwilligung der Frau bedarf, vom Grund⸗ 
buchrichter auch dann für nicht nachgewieſen erachtet 
werden dürfe, wenn nach den Erklärungen der Be⸗ 
teiligten die Verfügung keine unentgeltliche ſei. Allein 
dieſe Perſonen ſtehen dem befreiten Vorerben hinſicht⸗ 
lich des Nachweiſes der Verfügungsbefugnis nicht u: 
Bei Verfügungen dieſer Perſonen hat der Grundbu 

richter nur zu prüfen, ob die Verfügungen innerhalb 
der Grenzen der den Verfügenden durch das Geſetz 
gewährten Verfügungsbefugnis liegen. Es handelt 
ſich alſo für den Grundbuchrichter nur um eine Frage 
der Legitimationsprüfung. Hierbei wird er nicht aus⸗ 
ſchließlich urkundliche Beweiſe zu fordern haben, ſondern 
auch allgemeine, feſtſtehende Erfahrungsſätze beachten 
müſſen, die auch ſonſt zu berüdfichtigen find, wenn der 
Grundbuchverkehr nicht lahmgelegt werden ſoll. Ins⸗ 
beſondere wird er zu erwägen 11 55 daß die genannten 
Perſonen Verwalter fremder Vermögen ſind und er⸗ 
fahrungsgemäß von ſolchen unentgeltliche Verfügungen 
zum Nachteil der von ihnen Vertretenen nur ſehr ſelten 
vorgenommen werden. Bei Befolgung dieſer Grund⸗ 
ſätze wird er die Erklärungen der Beteiligten, daß die 
Verfügung nicht unentgeltlich ſei, als wahr erachten, 
es ſei denn, daß beſondere Umſtände für die Annahme 
des Gegenteils ſprechen. Den Nacherben aber will 
das Geſetz offenſichtlich gegen benachteiligende Ver⸗ 
fügungen des Vorerben beſonders ſchützen. Denn es 
verbietet die Befreiung des Vorerben von der Be⸗ 
ſchränkung hinſichtlich unentgeltlicher Verfügungen 
(8 2136 BGB.) und es beſtimmt, daß bei der Ein⸗ 
tragung des Vorerben zugleich das Recht des Nach⸗ 
erben einzutragen iſt (8 52 G8O.). Hiernach war die 
weitere Beſchwerde auf Koſten der Beſchwerdeführer 


2 
- 


zurückzuweiſen. (VBeſchl. des V. ZS. v. 23. Februar 
1907, VB 14/07). — — gn. 
849 


B. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Pflegſchaſt wegen geiſtiger Gebrechen (B88. 53 1920, 
1910). Die Staatsanwaltſchaſt hat beantragt, drei 
von G. L. in N. verfaßte Druckſchriften beleidigenden 
Inhalts unbrauchbar zu machen. L. wurde zu dem 
Verfahren zugezogen, aber die Strafkammer erklärte 
ihn auf Grund ärztlicher Gutachten für unfähig, die 
115 nach SS 478, 479 StPO. zuſtehenden Befugniſſe 
wahrzunehmen. Sie nahm an, L. ſei in den Angelegen⸗ 
heiten die, wie die beanſtandeten Schriften, mit ſeinen 
Beziehungen zu dem Dr. V. in N. zuſammenhingen, 
ſo von krankhaften Vorſtellungen beeinflußt, daß ihm 
die Geſchäftsfähigkeit fehle. Auf Antrag des Staats⸗ 
anwalts ordnete das Amtsgericht an, es ſei L. zur 
Wahrnehmung ſeiner Rechte in dem Einziehungsver⸗ 
fahren ein Pfleger zu beſtellen. L. hatte der Anord⸗ 
nung der Pflegſchaft widerſprochen; ſeine Einwilligung 
wurde für entbehrlich erachtet, weil ſeine freie Willens⸗ 
beſtimmung in dieſer mit ſeinen Beziehungen zu Dr. V. 
zuſammenhängenden Angelegenheit ausgeſchloſſen fei. 
Die Beſchwerde hatte keinen Erfolg. Die weitere 
Beſchwerde wurde vom Oberſten Landesgerichte 
zurückgewieſen. Inzwiſchen hatte L. bei dem Amts⸗ 
gerichte beantragt, ihm zur Vertretung in einem gegen 
Dr. V. zu erhebenden Rechtsſtreite einen Pfleger zu 
beſtellen, war aber abgewieſen worden, weil ſein 
Geiſteszuſtand ihn zur ſelbſtändigen Beſorgung ſeiner 
Angelegenheiten nicht unfähig mache. Geſtützt auf 
dieſe Abweiſung und auf ein ärztliches Gutachten ſtellte 
der Pfleger bei dem Amtsgerichte den Antrag, die 
Pflegſchaft aufzuheben, weil ihr Grund weggefallen 
ſei. Das Amtsgericht wies den Antrag zurück. Der 
Pfleger legte Beſchwerde ein. Das Landgericht wies 
ſie zurück. Es nahm an, L. ſei geiſteskrank, leide an 
Querulantenwahn und befinde ſich infolge dieſer 
Krankheit jedenfalls in allen die Perſon des Dr. V. 
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betreffenden Angelegenheiten in einem die freie 
Willensbeſtimmung ausſchließenden, nicht vorüber⸗ 
gehenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit. Der Pfleger hat weitere Beſchwerde einge⸗ 
legt. Das Obs G. legte fie dem RG. vor, wobei es 
ausführte: Auf Geſetzesverletzung beruhe die Ent⸗ 
ſcheidung des LG. nur dann, wenn mit Rückſicht auf 
& 1920 BGB. L. über den Aufhebungsantrag des 
Pflegers hätte gehört werden ſollen. Die Unterlaſſung 
der Anhörung ſei gerechtfertigt, weil ein wirkſamer 
Antrag auf Aufhebung der Pflegſchaft von einem 
Pflegebefohlenen nicht geſtellt werden könne, bei dem, 
wie das bei L. nach den Feſtſtellungen des LG. der 
Fall ſei, die freie Willensbeſtimmung infolge dauernder 
krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit ausgeſchloſſen 
ſei. Dagegen habe das Kammergericht in einem Be⸗ 
ſchluſſe vom 15. Februar 1906 (RIA. B. 7 S. 79) 
den § 1920 dahin ausgelegt, daß die Fähigkeit des 
Pflegebefohlenen genüge, die Bedeutung des Antrags 
zu erkennen und ſeinem Willen verſtändlichen Ausdruck 
zu geben. Deshalb ſei die weitere Beſchwerde dem 
RG. vorzulegen. Dieſes trat der Auffaſſung des 
Ob. bei. 

Aus den Gründen: Nach § 6 Nr. 1 BGB. 
kann eine Entmündigung nur erfolgen, wenn der 
Geiſteskranke oder Geiſtesſchwache die Geſamtheit ſeiner 
Angelegenheiten nicht beſorgen kann. Hindert das 
geiſtige Gebrechen nur die Beſorgung einzelner 
Angelegenheiten oder eines beſtimmten Kreiſes 
der Angelegenheiten, ſo kann nur eine Pflegſchaft ein⸗ 
geleitet werden ($ 1910 Abſ. 2), zul äſſig iſt die 
Einleitung einer Pflegſchaft auch dann, wenn das 
geiſtige Gebrechen die Beſorgung der Angelegenheiten 
in der Geſamtheit hindert, die Fürſorge aber nur für 
einzelne Angelegenheiten nötig wird. Hiernach kann 
es vorkommen, daß einer Perſon, die ſich in einem 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande 
krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befindet, zur 
Beſorgung einzelner Angelegenheiten oder eines be⸗ 
ſtimmten Kreiſes ihrer Angelegenheiten ein Pfleger zu 
beſtellen iſt. Gemäß § 1910 Abſ. 3 darf die Pfleg⸗ 
ſchaft nur mit Einwilligung des Gebrechlichen ange: 
ordnet werden, es ſei denn, daß eine Verſtändigung 
mit ihm nicht möglich iſt. Die Willenserklärung einer 
Perſon, die ſich in einem die freie Willensbeſtimmung 
ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der 
Geiſtestätigkeit befindet, iſt unwirkſam, mag die Störung 
der Geiſtestätigkeit dauernd oder vorübergehend ſein 
(S 105 Abſ. 1 mit 8 104 Nr. 2 und § 105 Abſ. 2 BGB.). 
Von der Willenserklärung einer ſolchen Perſon läßt 
ſich die Anordnung der Pflegſchaft nicht abhängig 
machen. In einem ſolchen Falle greift die Ausnahme 
Platz, die S 1910 Abſ. 3 zuläßt. Der Einwilligung 
bedarf es nicht, weil eine Verſtändigung mit dem 
Gebrechlichen nicht möglich iſt. In Uebereinſtimmung 
mit dem Beſchluße des Bayer. ObYG. vom 6. Mai 
1905) hat deshalb das RG. in dem Beſchluſſe vom 
10. Mai 1906) im Gegenſatz zu dem Beſchluſſe des 
Kammer. vom 9. März 1905 (RJ A. Bd. 6 S. 2) 
ausgeſprochen, daß, wenn der Gebrechliche im Sinne 
des S 104 Nr. 2 keinen freien Willen hat, feine Ein— 
willigung für die Anordnung der Pflegſchaft nicht 
erforderlich iſt.) Mit der Vorſchrift des § 1910 Abſ. 3 
hangt die des § 1920 zuſammen, wonach die nach 
§ 1910 angeordnete Pflegſchaft aufzuheben iſt, wenn 
der Pflegebefohlene die Aufhebung beantragt. Daß 
der Aufhebungsantrag nicht zu beachten iſt, wenn eine 
Verſtändigung mit dem Pflegebefohlenen nicht möglich 
iſt, beſtimmt S 1920 nicht. Einer ſolchen Beſtimmung 
bedurfte es nicht; im § 1910 war die Ausnahmebe— 
ſtimmung erforderlich, weil eine Willenserklärung des 


1) Val. dieſe Zeitſchrift 1. Jabrgang S. 305. 

) Vgl. dieſe Zeitſchrift 2 Jahrgang S. 340. 

3) Vgl. auch die Cutſcheidung des Obe. auf S. 151½ dieſes 
Jahrgangs der Zeitſchrift. 


Gebrechlichen für die Anordnung der Pflegſchaft ver⸗ 
langt iſt, in $ 1920 war fie entbehrlich, weil die 
Pflegſchaft beſtehen bleibt, wenn kein wirkſamer Antrag 
geſtellt iſt Bei der Anwendung des § 1920 kommt es 
alſo nicht ſowohl darauf an, ob eine Verſtändigung mit 
dem Gebrechlichen möglich iſt, als darauf, ob dem von 
ihm erklärten Willen, es möge die Pflegſchaft aufge- 
hoben werden, rechtliche Bedeutung zukommt. Iſt die 
Willenserklärung nach § 105 Abſ. 1 oder 2 nichtig, 
ſo kann ſie keine Beachtung finden. Die Einwendungen, 
die gegen dieſe Auffaſſung in den Beſchlüſſen des 
Kammergerichts vom 26. September 1904 und 15. 
Februar 1906 (RJ A. Bd. 4 S. 196 und Bd. 7 S. 81) 
erhoben werden, ſind nicht zutreffend. Allerdings 
bedarf es, wenn der Pflegebefohlene die Aufhebung 
der Pflegſchaft beantragt, keines Nachweiſes, daß die 
Sachlage ſich verändert habe und der Pflegebefohlene 
ſeine Angelegenheit ſelbſt wieder beſorgen kann, allein 
die Prüfung iſt erforderlich, ob die Willenserklärung 
des Pflegebefohlenen rechtlich wirkſam iſt. In dieſer 
Hinſicht (8 1920) kommt es nicht darauf an, ob dem 
Pflegebefohlenen die Aeußerung eines verſt ändlichen 
Verlangens möglich iſt, und ob der Pflegebefohlene 
ſeinen Antrag auf Aufhebung der Pflegſchaft in einer 
Weiſe zum Ausdruck bringt, ſein Verſtändnis für deſſen 
Inhalt und feinen Willen, die Pflegſchaſt ſolle auf⸗ 
gehoben werden, erkennen läßt, ſondern darauf, ob 
nach den allgemeinen Beſtimmungen des BGB. der 
Willenserklärung Wirkſamkeit beizumeſſen iſt. Wie es 
ſich mit den Beſtimmungen der StPO. ($ 203) ver⸗ 
hält, kann dahin geſtellt bleiben: daß in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten die Prozeßunfähigkeit einer Partei 
auch nach früherem Rechte nicht von der Entmündigung 
abhängig war, ergibt ſich aus den Entſch. des RG. 
in 35. Bd. 16 S. 235, Bd. 30 S. 185. Die Beſtim⸗ 
mung des § 664 ZPO., wonach der Entmündigte zur 
Anfechtung des Entmündigungsbeſchluſſes befugt iſt, 
iſt eine Ausnahmebeſtimmung. Die Vorſchriften über 
das Entmündigungsverfahren laſſen ſich nicht auf die 
Pflegſchaft übertragen. Das LG. hat hiernach in der 
von dem Bayer. Obs. bezeichneten Richtung das 
Geſetz nicht verletzt. (Beſchluß des IV. 35. vo 

21. Februar 1907, 51/07). W. 
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6. Zivilſachen. 


Werklieferungs⸗ oder Kaufvertrag bei einem Ber: 
trag über Lieferung eines Motors? Verjährung des 
Wandelungsauſpruchs beim Vertrage über Lieferung 
einer nicht vertretbaren Sache. Der Kläger beſtellte 
bei der Beklagten einen Motorwagen für 5100 Mk., 
lieferbar Mitte März 1902. Der Wagen wurde im 
April 1902 geliefert. Der Kläger rügte wiederholt 
Mängel des Wagens, die von der Beklagten aus— 
gebeſſert wurden; ſchließlich ſtellte er ihn zur Ber: 
fügung und erhob am 13. November 1902 die Wande⸗ 
lungsklage auf Rücknahme des Wagens und Erſtattung 
des gezahlten Kaufpreiſes. Das LG. hat die Beklagte 
der Klage gemäß verurteilt; Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen. 

Aus den Gründen des Reviſionsurteils: 
Die Beklagte greift das Berufungsurteil wegen Zu— 
rückweiſung der Verjährungseinrede an, die ſie in II. 
Inſtanz der Wandelungsklage entgegengehalten hat. 
Das Berufungsgericht hat ſeine Entſcheidung damit 
begründet: Der Vertrag ſei ein Werklieferungs— 
vertrag im Sinne des §S 651 BGB., die Beklagte ſei 
verpflichtet geweſen, aus einem von ihr zu beſchaffenden 
Stoffe eine nicht vertretbare Sache herzuſtellen und 
dem Kläger zu übereignen. Der beſtellte Wagen er— 
ſcheine dem individuellen Bedürfniſſe des klägeriſchen 
Betriebes und den beſonderen Wünſchen des Klägers 
ſowie einer beſtimmten wechſelnden Leiſtungsfähigkeit 
angepaßt nnd falle daher als ein eigenartig be— 


ſchaffenes Kraftfahrzeug unter den Begriff der nicht 
vertretbaren Sache. Für die Verjährung der Wande⸗ 
lungsklage gelte daher nicht der § 471 Abſ. 1, ſondern 
die SS 638, 639 BGB. Hieran ſei durch den 8 381 
Abſ. 1 HGB. nichts geändert; die ſechsmonatige Ver⸗ 
jährungsfriſt beginne demnach mit der Abnahme. 
Abgenommen ſei der Wagen erſt nach dem 13. Mai 
1902; nehme man aber mit der Beklagten auch als 
Tag der Abnahme den 19. April 1002 an, ſo ſei die 
Klage nicht verjährt, weil ſich der Wagen danach 
wiederholt und viele Wochen bei der Beklagten zur 
Ausbeſſerung befunden habe (§ 639 Abſ. 2). Das 
Berufungsgericht hat mit Recht die 88 638, 639 BGB. 
angewendet. Unbedenklich iſt die Annahme, daß es 
ſich bei dem Motorwagen um eine nicht vertretbare 
Sache handelt. (Wird ausgeführt.) Die Beklagte ſtützt ihre 
Auffaſſung, daß Kauf vorliege, auf das Vorbringen 
des Klägers, der in der Klageſchrift vom „Kauf“ und 
„Kaufpreis“ ſpricht, und meint, man könne den Ver⸗ 
trag nicht dem beiderſeitigen Vertragswillen entgegen 
als Werklieferungsvertrag betrachten. Das Be⸗ 
rufungsurteil bemerkt zu dieſer Frage, es ſei rechtlich 
bedeutungslos, daß in der Klageſchrift von dem „Kauf“ 
des Wagens die Rede ſei: die Frage, welchen Rechts⸗ 
regeln das Geſchäft unterworfen iſt, ſei von 11 0 
Bezeichnung unabhängig. Dieſe Bemerkung beſeitigt 
allerdings nicht den Reviſionsangriff, der offenbar 
geltend machen will, das Geſchäft ſei von den Parteien 
nicht nur als Kauf bezeichnet, ſondern als ſolcher 
ſeinem Inhalte nach gewollt. Dafür bietet aber der 
Tatbeſtand keinen Anhalt. Es kann zugegeben werden, 
daß auch die Veräußerung oder Anſchaffung einer vom 
Veräußerer erſt herzuſtellenden nicht vertretbaren 
Sache Kauf ſein kann. Ob Kauf oder Werklieferungs⸗ 
vertrag vorliegt, ergibt die Vergleichung der §§ 433 
und 651 BGB. Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem 
Käufer die Sache zu übergeben und ihm das Eigentum 
an der Sache zu verſchaffen. Der Unternehmer einer 
Werklieferung iſt außerdem verpflichtet, das Werk 
herzuſtellen. Nur wenn die Herſtellung des 
Werkes nicht Vertragspflicht des Veräußerers iſt, liegt 
Kauf vor. Iſt die herzuſtellende Sache ver⸗ 
tretbar, fo finden, obgleich der Vertrag feinem 
Weſen nach kein reiner Kauf iſt, doch nur die 
1 über den Kauf Anwendung. Iſt ſie aber 
nicht vertretbar, fo ift der Vertrag teils nach 
den Vorſchriften über den Kauf, teils nach 
denen über den Werkvertrag zu behandeln. Was 
hier in Sonderheit die Verjährung des Wandelungs⸗ 
anſpruchs betrifft, fo ſchließt $ 651 die Anwendung 
der 88 477479 BGB. aus und ſetzt an deren Stelle 
die Vorſchriften über den Werkvertrag in den SS 638, 
639. Der § 639 Abſ. 1 verweiſt wiederum auf die 
85 477 Abſ. 2, 3, 478, 479, die Anwendung des $ 477 
Abſ. 1 dagegen bleibt ausgeſchloſſen. Die Verjährung 
beginnt demnach mit der Abnahme. Dafür, daß nach 
dem Vertrage die Herſtellung des Wagens nicht Ver⸗ 
tragspflicht für ſie ſein ſollte, hat die Beklagte nichts 
Sachdienliches beigebracht. Dem Berufungsgerichte 
iſt ferner darin beizutreten, daß die Anwendung der 
Kaufnormen auch nicht aus § 381 Abſ. 2 HGB. her⸗ 
geleitet werden kann. 8381 Abſ. 2 ſchreibt, wenn 
die Werklieferung Handelsgeſchäft iſt, nur die An⸗ 
wendung der im 2. Abſchnitt des 3. Buches 
des HGB. für den Warenkauf getroffenen 
Vorſchriften vor, nicht auch die Anwendung 
der Kaufnormen des BGB. Der bezeichnete 
Abſchnitt des HGB. enthält keine Vorſchrift über die 
Verjährung des Wandelungsanſpruchs. Es fragt ſich 
noch, ob die Verjährungsfriſt nach den 88 638, 639 
BGB. abgelaufen war. Dies iſt zu verneinen, weil 
die Summe der Reparaturperioden ausreicht, um die 
Friſt bis über den 13. November zu erſtrecken, auch 
wenn die Abnahme auf den 19. April 1902 verlegt 
werden ſollte. Wenn die Reviſion den $ 639 aus— 
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ſchließen will, weil der Kläger ſelbſt in der Klage⸗ 
ſchrift erklärte, der Wagen ſei auf ſeine Bemängelung 
im April 1902 „fertiggeſtellt“ worden, ſo iſt dies ver⸗ 
fehlt: denn der Wagen war im April 1902 allerdings 
„fertig“ aber weder damals noch ſpäter mängelfrei 
(Urt. des VII. ZS. vom 21. Dezember nn 

80 CLC r. 


D. Strafſachen. 


1 


Erforderniſſe der Rechtsgültigkeit bayeriſcher diſtrikts⸗ 

polizeilicher Vorſchriften.) (Art. 11 Abſ. 1 PStGB.; 

der Bek. des Staatsm. des Innern v. 28. Mai 

862 [Reg.⸗Bl. S. 925]; Entſchl. dieſes Miniſteriums 
v. 27. Dezember 1901 [Amtsblatt 1902, S. 3]). 

Aus den Gründen: Irrig iſt die Meinung 
der Reviſion, daß zur Gültigkeit der diſtriktspolizei⸗ 
lichen Vorſchrift vom .... die Bekanntmachung im 
Diſtriktsamtsblatt 98 at habe. Nach Wortlaut und 
Sinn der MB. v. 28. Mai 1862 wird zur Gültigkeit 
einer diſtriktspolizeil. Vorſchrift in allen Fällen, auch 
wenn eine Bekanntmachung in einem Diſtriktsamts⸗ 
blatte erfolgt, eine beſondere Verkündung in den ein⸗ 
zelnen Ortspolizeibezirken erfordert und der Inhalt 
der ME. v. 27. Dezember 1901 ſtimmt damit überein. 
Das Urteil vom 19. September 1898 (E. Bd. 31 S. 254, 
258) ſteht nicht entgegen; denn dort handelte es ſich 
um die Frage, ob die Anordnung unwirkſam ſei, weil 
ſie nicht im Kreis amtsblatte verkündet worden war. 
Dies erklärte der Senat, da es ſich nicht um eine 
oberpolizeiliche Vorſchrift handle, für nicht erforderlich, 
vielmehr die Bekanntmachung im Diſtriktsamtsblatte 
für genügend, während die örtliche Verkündung über⸗ 
haupt nicht in Frage geſtellt war. (Urt. d. J. StS. 
v. 21. Februar 1907, D 1137/6). B. 
837 


II. 


1. a der Borſitzende den Angeklagten zur Un: 
gabe der Wahrheit ermahnen? (SS 136, 242 StBO.). 

2. Körperliche Mitwirkung des e zur 
Beweisaufnahme? (S 86 StPO.) Aus den Grün- 
en: 1. Eine Verletzung des § 136 StPO. erblickt 
der Verteidiger darin, daß der Vorſitzende den An⸗ 
geklagten zu Beginn der Vernehmung auf die Angabe, 
er habe die Tat nicht begangen, mit erhobener Stimme 
gefragt habe: „Foltert Sie nicht Ihr Gewiſſen? 
Martert es Sie nicht, daß Sie reuvoll geſtehen? Hat 
ich das Gewiſſen bei Ihnen noch nicht geregt?“ 
Allerdings beſtimmt der in § 242 Abſ. 3 StPO. an⸗ 
gezogene 8 136 StPO., dem Angeklagten ſei bei Beginn 
ſeines Verhörs die Richtung der Anklage zu eröffnen, 
die Frage, ob er etwas auf die Beſchuldigung erwidern 
wolle, vorzulegen und Gelegenheit zur Verteidigung 
zu gewähren. Im übrigen aber ſind der Ausübung 
des Fragerechts durch den Vorſitzenden keine Schranken 
gezogen und es hängt von ſeinem pflichtmäßigen Er⸗ 
meſſen ab, welche beſonderen Fragen er außer den vor⸗ 
geſchriebenen an den Angeklagten richten will, um den 
Verhandlungsſtoff tunlichſt aufzuklären. Mit der an⸗ 
geblichen Anſprache an den Angeklagten hat ſich der 
Vorſitzende innerhalb der Grenzen pflichtmäßigen Er- 
meſſens gehalten. Nicht anzuerkennen iſt, daß „ſchon 
eine Ermahnung zur Angabe der Wahrheit unzuläſſig 
ſei“, noch weniger aber, daß durch die Anſprache „von 
vorneherein“ der Angeklagte, als Leugner charakteriſiert“ 
und „ſeine Verteidigung in eine gewiſſe ungünſtige 
Perſpektive gerückt“, unter Umſtänden alſo der Spruch 
der Geſchworenen zu ſeinem Nachteil beeinflußt worden 
ſei. Die Geſchworenen ſind in der Beurteilung des 
Ergebniſſes der Verhandlung unabhängig, und nichts 


1) S. dazu Rledel- v. Sutner, Pollzeiftrafgefegbud, 6. Aufl. 
Anm. 6 zu Art. 11 S. 62. 
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hindert ſie, aus der Einlaſſung des Angeklagten auf 
unpaſſende Fragen oder Vorhalte die richtigen Schlüſſe 
auf ſeine Schuld oder Nichtſchuld zu ziehen. 

2. Nach dem Sitzungsprotokolle hat während der 
Vernehmung eines Sachverſtändigen und unter deſſen 
Anleitung zuerſt der Zeuge F. ſeine linke und ſeine 
rechte Hand, dann der Angeklagte ſelbſt eine 
Hand in ein mit Sand gefülltes augen ein⸗ 
N Der Verteidiger meint, der Angeklagte hätte 

elehrt werden ſollen, daß er nicht zu einer ſolchen 
Mitwirkung verpflichtet ſei. Das iſt irrig. Nirgends, 
auch nicht in 8 86 StPO. findet ſich eine ausdrückliche oder 
durch Auslegung nachweisbare Beſtimmung, nach der 
ein e vor ſeiner körperlichen Mitwirkung 
im Beweisaufnahmeverfahren auf die Möglichkeit ihrer 
Verweigerung aufmerkſam zu machen wäre. (Urt. d. 
I. StS. v. 22. Dezbr. 1906, D 1366/06). B. 


838 
III. 

Fereniche Erforderniſſe der Neviſionsanträge. (5 385 

Abſ. 2 StPO.). Aus den Gründen: Die Reviſions⸗ 
„ iſt zunächſt unter dem Datum „A. den . 
vom Angeklagten unterzeichnet und erſt dann findet 
ſich das Datum „C. den .... und daran 1 
„Dr. B. . .. Rechtsanwalt“, alles von der Hand des 
Schreibers der Eingabe geſchrieben bis auf den Namens⸗ 
zug des Rechtsanwalts Dr. B. In dem Schriftſtücke 
ſelbſt heißt es: „ich ſtütze die Reviſion ... , ich bes 
antrage . . . . meine Freiſprechung“, ſodaß das Schrift⸗ 


ſtück inhaltlich eine Reviſionsſchrift des Angeklagten 


ſelbſt und nicht eine ſolche des Anwalts iſt. 
iſt dem $ 385 Abſ. 2 StPO. nicht genügt. Die Vor⸗ 
ſchrift, daß das die Reviſionsbegründung enthaltende 
Schriftſtück von dem Verteidiger oder einem Rechts⸗ 
anwalt unterzeichnet ſein muß, ſoll die Gewähr dafür 
bieten, daß der Verteidiger oder der Rechtsanwalt die 
Schrift verfaßt oder doch bei deren Abfaſſung weſent⸗ 
lich mitgewirkt habe. Dieſe Ueberzeugung hat das 
Reviſionsgericht nach der Form des Schriftſtücks, den 
Eingangsworten und der Art der Unterzeichnung nicht 
gewinnen können, vielmehr iſt anzunehmen, daß das 
Schriftſtück in der „Auskunftei und dem Handels⸗ und 
Rechtsbureau des Angeklagten zu A.“ verfaßt und 
dem Rechtsanwalte zur Unterzeichnung vorgelegt iſt. 
Die Reviſionsbegründung iſt hiernach nicht formgerecht. 
(Urt. d. I. StS. v. 7. Januar 1907, D 592/06). B. 
839 


Oberſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 
1 


3 des Vaters hinſichtlich der Verwaltung 
des Vermögens ſeiner Kinder. Entziehung der elter⸗ 
lichen Gewalt und der Nutznießung des Kinder vermögens. 
(BGB. 88 1666, 1670, 1654). Der Schuhmacher Bruno 
D. in H. hat feine 4 erſtehelichen Kinder Kreszenz, 
Margarete, Katharina, Johann, ſämtlich noch minder— 
jährig, bei Eingehung der 1897 geſchloſſenen 2. Ehe 
nach den Beſtimmungen der Fränk. LG. vereinkind⸗ 
ſchaftet. Die Kinder haben ein in Grundſtücken be— 
ſtehendes Sondergut, einige ihrer Grundſtücke ſind mit 
einer mit 5% 6 zu verzinſenden Hypothek zu 200 Mk. 
belaſtet. Für Katharina und Johann iſt ein kleiner 
Voraus beſtimmt, der durch Hypotheken an Grund— 
ſtücken des Vaters geſichert iſt. Kreszenz und Mar— 
garete haben ein weiteres Grundſtück, für das ſie den 
Preis von 220 Mk. noch ſchulden. 


Daher 
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Das Wohnhaus 


des Vaters in H. und der größte Teil ſeines Grund- 


beſitzes wurde 1901 zwangsweiſe verſteigert. Seitdem 
wohnt er im Armenhaus in H. Seine 2. Frau hat 
ſich 1897 von ihm getrennt. Kreszenz iſt 1904 aus- 
wärts in Dienſt getreten, Katharina wurde in einer 
Familie in H. untergebracht, die anderen Kinder blieben 


| 
| 


bei dem Buter. Auf Anregung des Gemeindewaiſen⸗ 
rats von H. hat das Amtsgericht am 20. Oktober 1906 
dem Bruno D. Recht und Pflicht, für die Perſon und 
das Vermögen der Kinder zu ſorgen, ſowie die Nutz⸗ 
nießung am Vermögen der Kinder entzogen. Seine 
Beſchwerde wurde zurückgewieſen. In den Gründen 
wird ausgeführt: Die Ermittelungen hätten ergeben, 
daß Bruno D. ſich um Kreszenz und Katharina über⸗ 
haupt nicht gekümmert, daß er Margarete und Jo⸗ 
hann fortgeſett ohne Grund roh mißhandelt und 
gröblich vernachläſſigt habe, indem er fie nicht ge⸗ 
nügend ernährt und gekleidet habe. Er ſei arbeits⸗ 
ſcheu, dem Trunke ergeben und vernachläſſige ſein 
Handwerk und ſeinen Feldbau. Daher ſei ihm die 
Sorge für die Perſon ſeiner Kinder zu entziehen. Die 
Verletzung der Unterhaltspflicht ſei genügender Grund, 
ihm auch die Verwaltung und Nutznießung des Ver⸗ 
mögens zu entziehen. Er gefährde durch ſeine Miß⸗ 
wirtſchaft auch das Vermögen der Kinder, er laſſe es 
an ordentlicher Bebauung ihres Grundbeſitzes fehlen 
und habe aus den Erträgniſſen nicht einmal die Zinſen 
der Hypothekenſchuld berichtigt und auch nicht einen 
Teil der Kapitalsſchuld abgetragen. Auf die weitere 
Beſchwerde des Bruno D., welche u. a. mit Verletzung 
des § 1666 Abſ. 2 BGB. begründet wurde, wurden die 
Entſcheidungen der Vorinſtanzen inſoweit aufgehoben, 
als ſie ſich auf die Sorge für die Perſon und das 
Vermögen von Kreszenz und Katharina D. beziehen, 
und im übrigen die weitere Beſchwerde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Das Beſchwerdegericht 
hat einwandfrei feſtgeſtellt, daß Bruno D. das körper⸗ 
liche und geiſtige Wohl von Margarete und Johann 
durch Vernachläſſigung, Mißbrauch des Züchtigungs⸗ 
rechtes und Verletzung des Rechtes der Kinder auf 
Unterhalt gefährdet hat und aus dieſem Verhalten 
geſchloſſen, daß, wenn das Verfahren ohne Anord⸗ 
nung einer durchgreifenden Maßregel 9 die Fort⸗ 
ſetzung dieſer Behandlung der Kinder zu beſorgen ſein 
würde. Dieſe Feſtſtellungen rechtfertigen nach § 1666 
BGB. ſowohl die Entziehung des Rechtes der Sorge 
für die Perſon der Kinder als die Entziehung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung ihres Vermögens. In An⸗ 
ſehung der nicht mehr bei dem Vater lebenden Töchter 
Kreszenz und Katharina fehlt es an Feſtſtellungen, 
die die angeordneten Maßregeln begründen könnten. 
Der Umſtand, daß der Vater ſich um ſie „überhaupt 
nicht gekümmert hat“, genügt nicht zu einem Ein⸗ 
ſchreiten nach $ 1666 BGB.; eine auf das pflicht⸗ 
widrige Verhalten des Vaters zurückzuführende Gefähr⸗ 
dung iſt nicht feſtgeſtellt, ein Anhalt dafür, daß die 
Töchter der väterlichen Fürſorge bedürfen, liegt nicht 
vor. Aus der Lebensweiſe des Vaters, ſeinem Mangel 
an Fleiß und ſeiner ſchlechten Wirtſchaftsführung kann 
allerdings eine Gefährdung des Vermögens der Kinder 
entnommen werden. Das LG. irrt aber darin, daß 
es dem Vater vorwirft, daß er die Kapitalsſchuld der 
Kinder nicht wenigſtens teilweiſe abgetragen hat, 
wozu er nach 8 1654 BGB. nicht verpflichtet war; es 
überſieht, daß die Verletzung der mit der Vermögens⸗ 
verwaltung und der Nutznießung verbundenen Pflichten 
des Vaters nach $ 1670 BGB. die Entziehung der 
Nutznießung überhaupt nicht begründen kann und auch 
nicht die ſofortige Entziehung der Vermögensverwal⸗ 
tung rechtfertigt, ſondern zunächſt nur Anlaß zu dem 
Verſuche gibt, den Vater nach SS 1667, 1668 BGB. 
zur Erfüllung feiner Pflichten anzuhalten. Das Ges 
meinſchafts verhältnis, in dem die beiden Töchter in 
Anſehung ihres Grundbeſitzes mit den anderen Kin— 
dern ſtehen, iſt kein Grund, die für das Vermögen 
der anderen Kinder mit Recht angeordnete Maßregel 
auf ihr Vermögen zu erſtrecken. Auf die Verwaltung 
der gemeinſchaftlichen Grundſtücke werden die SS 744, 
745 BGB. Anwendung finden. (Beſchl. v. 18. Jan. 
1907, Reg. III. 4/1907). W. 
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II. 
BGB. se. Verweigert das Bormnndichaits: 
ericht dem Vormunde, der den Mündel in Verpflegung 


at, die beauſpruchte Erhöhung der vereinbarten Ber: 
gütung für die Verpflegung, fo iſt der Streit im Nechts⸗ 
weg auszutragen. Das am 25. Oktober 1901 zu N. 
geborene uneheliche Kind Betty der Kellnerin M. R. von 
A. befindet ſich ſeit 25. Auguſt 1903 bei dem zum Vor⸗ 
munde beſtellten mütterlichen Großvater J. R. in A. Am 
5. Januar 1905 kam zwiſchen J. R. und dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte, das gemäß 5 1846 BGB. in Vertretung 
des Kindes handelte, eine Vereinbarung zuſtande, durch 
welche die dem J. R. für Erziehung und Verpflegung 
des Kindes zu gewährende Vergütung vom 1. Januar 
1906 ab auf 100 Mk. jährlich feſtgeſetzt wurde. Wegen 
der Teuerung der Lebensmittel beantragte J. R. bald 
nachher die Vergütung auf jährlich 150 Mk. zu erhöhen. 
Die Zuſtimmung zu dem Gegen vorſchlage, den Mündel 
in der Rettungsanſtalt A. unterzubringen, verweigerte 
er. Deshalb eröffnete ihm das Vormundſchaftsgericht 
am 3. Dezember 1906, daß er unter keinen Umſtänden 
für die Verpflegung des Kindes mehr als 100 Mk. 
jährlich erhalte. Seine Beſchwerde wurde unter Be⸗ 
rufung auf die fortdauernde Wirkſamkeit der Verein⸗ 
barung vom 5. Januar 1905 zurückgewieſen. J. R. hat 
weitere VBeſchwerde eingelegt und u. a. damit begründet, 
daß die dauernde Erhöhung der Vergütung ohne 
Prüfung des dargelegten Bedürfniſſes deswegen ver⸗ 
weigert worden ſei, weil er der Unterbringung des 
Kindes in der Rettungsanſtalt nicht zugeſtimmt habe 
und daß deshalb das ihm als Vormund zuſtehende 
Erziehungsrecht verletzt ſei. Die weitere Beſchwerde 
wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Der Beſchwerdeführer iſt inſoweit zu 
der weiteren Beſchwerde berechtigt, als dieſe ſich gegen 
eine Beeinträchtigung ſeines Erziehungsrechts richtet. 
Eine ſolche liegt aber nicht vor, die Vorinſtanzen haben 
nur die von dem Beſchwerdeführer gewünſchte neue 
Vereinbarung über die Vergütung abgelehnt. Ein 
Anſpruch auf Eingehung dieſer Vereinbarung iſt aus 
dem Erziehungsrechte nicht herzuleiten; der ablehnende 
Beſcheid enthält deshalb nicht einen Eingriff in dieſes 
Recht, ſondern ſchmälert nur den Wert, den es für die 
perſönlichen Intereſſen des Beſchwerdeführers haben 
mag. Es handelt ſich auch nicht um die die Sorge 
für die Perſon des Kindes betreffende Frage, welche 
Aufwendungen für Unterhalt und Erziehung des Kindes 
zu machen ſind, ſondern nur um die ein vermögens⸗ 
rechtliches Verhältnis zwiſchen dem Beſchwerdeführer 
und dem Kinde betreffende Frage, ob der Beſchwerde⸗ 
führer vermöge der Vereinbarung vom 5. Januar 1905 
verpflichtet iſt, die erforderlichen Aufwendungen gegen 
die feſtgeſetzte Vergütung von 100 Mk. jährlich aus 
ſeinem Vermögen zu beſtreiten. Bei dieſer Frage ſteht 
der Beſchwerdeführer dem Vormundſchaftsgerichte nicht 
als Vormund ſondern als Dritter gegenüber. Die 
Stellungnahme des Vormundſchaftsgerichts iſt eine 
innere Angelegenheit der Vormundſchaft, dem Dritten, 
deſſen Intereſſe das Vormundſchaftsgericht entgegen- 
tritt, ſteht das Beſchwerderecht, wenn das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach 8 1846 BGB. ſelbſt für den Mündel 
Dee ftatt gemäß $ 1909 BGB. einen Pfleger zu 

eitellen, ebenſowenig zu, wie wenn es nach Beſtellung 
eines Pflegers die dem Intereſſe des Dritten ungünſtige 
Stellungnahme des Pflegers billigt oder veranlaßt. 
Beſtreitet der Dritte ſeine Verpflichtung, ſo iſt die 
Anſicht des Vormundſchaftsgerichts für die Entſcheidung 
des Streites nicht maßgebend. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann den Dritten, auch wenn er zugleich Vor⸗ 
mund iſt, nicht durch Ordnungsſtrafen zur Erfüllung 
der ſtreitigen Verpflichtung anhalten, der Streit kann 
nur im Rechtswege ausgetragen werden, wozu dem 
Mündel gegebenenfalls ein Pfleger zu beſtellen iſt. 
Hier iſt daher der Beſchwerdeführer, wenn er an die 
Vereinbarung nicht mehr gebunden zu ſein glaubt, 
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nicht gehindert, einen Anſpruch auf Erſatz höherer Auf⸗ 
wendungen im Rechtswege geltend zu machen. Die 
weitere Beſchwerde muß aber als unbegründet zurück⸗ 
1 71 werden. (Beſchl. v. 8. Februar 1907, Reg. III 
Nr. 10/1907). W. 
8³⁴ 
III. 

. Gemeinſchaftliches Teſtament von Ehegatten. Gegen: 
ſeitige Erbeinſetzung und gemeinſame Berlügnugen der 
Erblaſſer über das zur Zeit des Todes des überlebenden 
Ehegatten vorhandene Vermögen. Korreſpektivität und 
ihre Wirkungen. Uuter welchen Vorausetzungen find 
in einem ſolchen Falle Schenkungen des überlebenden 
Ehegatten den Erden des zuerſt geſtorbenen 1 
gegenüber uuwirkſam? (Bayer. R., Gem; BED. 
35 2270, 2271, 2286, 2287). Die kinderloſen Ehe⸗ 
gatten M. und A. W. in M. errichteten am 11. Mai 
1882 ein Teſtament, in dem ſie mit den Eingangs⸗ 
worten, „Wir verfügen als unſeren letzten Willen, 
was folgt“ erflärten, daß ihre gegenſeitige Beerbung 
nach dem Münchener Stadtrechte zu erfolgen habe, 
ſodann für den Fall des Vorablebens des Mannes 
ſeine Schweſter Thereſe V., ſeine Nichten A. W. 
und Cr. B., beide in M., mit Vermächtniſſen bedachten 
und ſeine im Zeitpunkte ſeines Todes vorhandenen 
geſetzlichen Erben auf die Hälfte „des ſeinerzeit von der 
Witwe hinterlaſſenen Vermögens zur Erbſchaft“ be⸗ 
riefen. M. W. ſtarb am 30. März 1891. Sein Nachlaß 
wurde nach Entrichtung der Vermächtniſſe der Witwe 
als „ausſchließlicher Erbin“ ausgeantwortet. Die 
Witwe A. W. errichtete am 15. September 1892 ein 
Teſtament, in dem fie auf die eine Hälfte „des der⸗ 
einſt von ihr hinterlaſſenen Vermögens“ die zur Zeit 
des Todes ihres Mannes vorhanden geweſenen geſetz⸗ 
lichen Erben des Mannes, nämlich die Schweſtern 
und die beiden Nichten, von denen A. W. ſich in⸗ 
zwiſchen mit G. St. in M. verehelicht hatte, zu gleichen 
Teilen, auf die andere Hälfte ihren Neffen, den Arzt 
Dr. H. in M., als Erben einſetzte. Am 24. März 1900 
ſchenkte fie ihrem Neffen, mit dem fie in häuslicher 
Gemeinſchaft lebte, durch notariellen Vertrag 40000 Mk. 
in Wertpapieren. A. W. ſtarb am 1. Mai 1904. Ihre 
Erben wurden zur einen Hälfte des Nachlaſſes, da 
Th. V. ohne Hinterlaſſung von Abkömmlingen vor ihr 
verſtorben war, A. St. und Cr. B., zur anderen Hälfte 
Dr. H. Dieſer bezeichnete als Nachlaß ihr offenes 
Depot bei einer Bank und eine Hypothekforderung von 
5000 Mk. und veranſchlagte den Wert des Nachlaſſes 
auf 183000 Mk. In Anſehung der angegebenen Be— 
ſtandteile des Nachlaſſes iſt die Teilung durchgeführt. 
Von dem übrigen Vermögen der Erblaſſerin erhielten 
A. St. und Cr. B. keinen Anteil. Der Ehemann der 
A. St. und Cr. B. erhoben Klage gegen Dr. H. mit 
dem Antrage, den Beklagten ſchuldig zu erklären, 
44 000 Mk. nebſt 4% Zinſen vom 1. Mai 1904 an zu 
zahlen und die Hälfte der beweglichen Habe der A. W. 
herauszugeben oder ihren Wert zu erſetzen, ferner 
über den Verbleib der Nachlaßgegenſtände und über 
die ihm von A. W. unter Lebenden gemachten Zu⸗ 
wendungen Auskunft zu erteilen und den Offen⸗ 
barungseid zu leiſten, nach deſſen Leiſtung aber den 
Klägern die Hälfte des ermittelten weiteren Nachlaſſes 
herauszugeben. Durch Teilurteil hat das LG. den 
Beklagten ſchuldig erklärt, an die Kläger 20000 Mk. 
nebſt Zinſen ſeit 1. Mai 1904 zu zahlen. Die Be⸗ 
rufung des Beklagten wurde zurückgewieſen; auch 
ſeine Reviſion hatte nicht Erfolg. 

Aus den Gründen: Nach Art. 214 des EG. 
z. BGB. wird die vor dem Inkrafttreten des BGB. 
erfolgte Errichtung einer Verfügung von Todeswegen 
nach den bisherigen Geſetzen beurteilt, auch wenn der 
Erblaſſer nach dem Inkrafttreten des BGB. ſtirbt, 
und gilt das Gleiche für die Bindung des Erblaſſers 
bei einem vor dem Inkrafttreten des BGB. errichteten 
gemeinſchaftlichen Teſtamente. Hier ſind alſo inſoweit 
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die Vorſchriften des Bayer. LR. und des gemeinen 
Rechtes maßgebend. Das Bayer. LR. geſtattet in 
T. III K. 4 5 11 Nr. 5 ebenſo wie das BGB. im $ 2269 
den Ehegatten, über das beiderſeitige Vermögen, das 
ſich infolge der Beerbung des einen durch den anderen 
in der Hand des Ueberlebenden vereinigt, mit geſamter 
Hand „gleichſam aus einem Mund und Willen“ letzt⸗ 
willig zu verfügen. Der Nachlaß des zuerſt Ver⸗ 
ſterbenden und das eigene Vermögen des Ueberlebenden 
werden „zuſammengeworfen“; den Gegenſtand der 
. Verfügung bildet der Nachlaß des zuletzt 

erſterbenden, in den der des zuerſt Verſterbenden 
übergegangen iſt. Statt für den Fall des Todes des 
ihn beerbenden anderen Teiles weitere Verfügung über 
den eigenen Nachlaß zu treffen, verfügt der eine Teil 
gemeinſam mit dem anderen über deſſen dereinſtigen 
Nachlaß. Von der Zuwendung, die dem überlebenden 
Teile gemacht wird, und der gemeinſamen Verfügung, 
die zugunſten einer dem anderen Teile naheſtehenden 
Perſon getroffen wird, iſt nach LR. T. III K. 4 8 11 
Nr. 3 bis 5 1 wie nach 8 2270 BGB. im Zweifel 
anzunehmen, daß ſie in dem Sinne zuſammengehören, 
daß die Nichtigkeit und der im LR. zugelaſſene Wider⸗ 
ruf der einen Verfügung die Unwirkſamkeit der anderen 
zur Folge hat. Aus der Zuſammengehörigkeit der 
Verfügungen iſt im gemeinen Rechte der auch in 
§ 2271 BGB. übergegangene Rechtsſatz entwickelt 
worden, daß das Widerrufsrecht des überlebenden 
Teiles in Anſehung der im Intereſſe des zuerſt ver⸗ 
ſtorbenen Teiles getroffenen Verfügung erliſcht, wenn 
er das ihm von dem zuerſt verſtorbenen Teile Zu⸗ 
gewendete annimmt; er iſt dann an die mit der an⸗ 
genommenen Zuwendung zuſammengehörige Ver⸗ 
fügung ebenſo gebunden wie an eine durch Erbvertrag 

etroffene zei 1 Rechtsſatz wird in den 

nm. zu T. III K. 4 88 10, 11 Nr. 9 lit. e des 
Bayer. LR. 91 85 vorausgeſetzt, als dort dem über⸗ 
lebenden Teile nur geſtattet wird, „von dem gemeinen 
(d. h. dem durch das Teſtament zuſammengeworfenen) 
Gut, ſoviel ſeinen Anteil betrifft,“ anderweit zu ver⸗ 
fügen, ſein Widerruf aber im übrigen „weiter nichts 
mehr alteriert,“ ſich alſo auf den Anteil, der den 
mit Rückſicht auf den zuerſt verſtorbenen Teil Be⸗ 
dachten zugewendet iſt, nicht erſtreckt. Die Aus⸗ 
legung, die das Berufungsgericht dem Teſtamente 
vom 11. Mai 1882 gegeben hat, iſt zutreffend. Die 
gemeinſame Verfügung zugunſten der Verwandten 
des Mannes hatte ihren Grund in der Beerbung des 
Mannes durch die Frau, die Frau hat zu ihr als der⸗ 
einſtige Erbin des Mannes mitgewirkt, ohne eine ent- 
ſprechende gemeinſame Verfügung zugunſten ihrer 
Verwandten für erforderlich zu erachten. Die Be⸗ 
ſtimmung über die Beerbung des Mannes durch die 
Frau und die Einſetzung der Verwandten des Mannes 
als Erben auf die Hälfte ihres Nachlaſſes ſind 
daher zuſammengehörige Verfügungen im Sinne 
des Bayer. LR. T. III K. 4 8 11 Nr. 3 bis 5. Die 
mit der Annahme der Erbſchaft des zuerſt Ver⸗ 
ſtorbenen eintretende Bindung des Ueberlebenden an 
die gemeinſame Verfügung beläßt dem Ueberlebenden 
im allgemeinen die Befugnis, über ſein Vermögen, zu 
dem nun auch der Nachlaß des verſtorbenen Teiles 
gehört, unter Lebenden frei zu verfügen. Er muß 
eine Verfügung nicht deshalb unterlaſſen, weil ſie dem 
Erben einen Vorteil entziehen wird. Er handelt aber 
dem Sinne der gemeinſamen Verfügung zuwider, 
wenn er Rechtsgeſchäfte vornimmt, um das Recht 
des Erben zu vereiteln, er darf insbeſondere nicht 
Schenkungen machen, um eine andere Verteilung ſeines 
Vermügens herbeizuführen (ältere Samml. v. Entſch. 
des Obs G. 14, 559, RG. 41, 168). Den Beweisantrag 
für die Behauptung, M. W. habe bei der Vorbereitung 
der Teſtamentserrichtung ſich dahin geäußert, daß 
ſeine Frau als überlebender Teil über das ganze 
Vermögen frei ſolle verfügen dürfen, konnte das Be— 
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rufungsgericht für belanglos erklären, weil aus der 
behaupteten Aeußerung nicht zu entnehmen ſein würde, 
daß A. W. befugt ſein ſollte, den Anteil an ihrem 
dereinſtigen Nachlaſſe, den ihr Mann durch die gemein⸗ 
ſame letztwillige Verfügung ſeinen Verwandten ſichern 
wollte, durch Schenkungen nach Belieben zu verringern. 
Das Berufungsgericht hat einwandfrei feſtgeſtellt, bob 
bei der Schenkung vom 24. März 1900 A. W. u 

der Beklagte den Zweck verfolgt haben, A. St. 1 
Cr. B. als Teilerbinnen zugunſten des Beklagten zu 
verkürzen, und ihre angebliche Meinung, A. W. ſei 
auch dazu befugt, mit Recht für gteihgültig erachtet. 


(Urt. vom 21. September 1906 [1. 35.] Reg. I 
Nr. 93/06). K. 
769 


IV. 


Erſtattung von Gebühren der Rechtsanwälte in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Feſt⸗ 
ſetzung des Wertes des Gegenſtandes der Angelegenheit 
um Zwecke der Beſtimmung der 828 der Gebühren? 
AG. z. B68. Art. 133; Gebo. A. vom 26. März 
1902). In der alete des K. M. in R. hat das 
Amtsgericht als Nachlaßgericht am 15. Dezember 1904 
der Mutter des Verſtorbenen P. M. und deſſen Schweſter 
G. S. auf Antrag einen gemeinſchaftlichen Erbſchein 
des Inhalts erteilt, daß A. M. auf Grund Erbver⸗ 
trags von ihnen je zur Hälfte beerbt worden ſei. Als 
Bevollmächtigter der Witwe beantragte Rechtsanwalt 
K. die Einziehung des Erbſcheins, weil der überlebende 
Ehegatte in dem Vertrage neben der Zuwendung des 
Vermächtniſſes der Verwaltung und Nutznießung des 
Nachlaſſes auf den Pflichtteil als Erbe eingeſetzt ſei. 
Ueber den u wurden P. M. und der Bevoll⸗ 
mächtigte der G. S., Rechtsanwalt Dr. K., gehört. 
Dem Antrag gemäß wies das Nachlaßgericht den An⸗ 
trag der Witwe unter Belaſtung der Antragſtellerin 
mit den Koſten ab. Auf Antrag des Rechtsanwalts K. 
hat das Nachlaßgericht ſpäter den „Wert des Streit- 
gegenſtandes“ auf 21700 Mk. (% des reinen Wertes 
des Nachlaſſes) feſtgeſetzt. Die B. M. legte Beſchwerde 
ein. Sie beantragte, den Wert des „Streitgegen= 
ſtandes“ auf 2000 Mk. feſtzuſetzen, weil nicht der Be⸗ 
trag des Pflichtteils ſondern das Intereſſe der Witwe 
an der Beſeitigung des nach ihrer Anſicht unrichtigen 
Erbſcheins maßgebend ſei. Die Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen. Die weitere Beſchwerde blieb er⸗ 
folglos. 

Aus den Gründen: Das Geb. in d. Faſſung 
der Bek. vom 11. November 1899 und des Art. 10 des 
Gef. vom 9. Auguſt 1902, das Nachlaßweſen betr., 
ſetzt für die Fälle, in denen es ſich um Einziehung 
oder Kraftloserklärung eines Erbſcheins handelt, keine 
andere als die im Art. 97 beſtimmte Gebühr von 
1 bis 10 Mk. feſt, die „für die Einziehung oder Kraft⸗ 
loserklärung“ erhoben wird. Für die Abweiſung des 
Antrags auf Einziehung eines Erbſcheins kommt des⸗ 
halb höchſtens etwa dieſe Gebühr, auf keinen Fall 
aber eine nach dem Werte des Gegenſtandes zu be⸗ 
rechnende Gebühr in Frage. Für eine Wertsfeſtſetzung 
nach Art. 43 des Geb. fehlte daher die Voraus⸗ 
ſetzung und das Nachlaßgericht hat in feiner Ver— 
fügung auch nicht auf dieſe Vorſchrift Bezug genommen. 
Dagegen ſind die Gebühren der in dem Verfahren 
tätig gewordenen Rechtsanwälte, insbeſondere die der 
G. S. zu erſtattenden Gebühren des Rechtsanwalts K. 
nach Art. 5 bis 15 der VO. vom 26. März 1902, die 
Gebühren der Rechtsanwälte in den Angelegenheiten 
der Rechtspflege betr., nach dem Werte des Gegenſtandes 
des Verfahrens zu berechnen. Rechtsanwalt K. bezweckte 
mit ſeinem Antrage, die Grundlage für die Berechnung 
der zu erſtattenden Gebühren zu erlangen, und das 
nach Art. 133 AG. z. BGB. für die Feſtſetzung der 
Koſten zuſtändige Nachlaßgericht hat ſeinem Antrage 
ſtattgegeben. Es läßt ſich deshalb annehmen, daß die 
Wertsfeſtſetzung zu dem Zwecke erfolgt iſt, um als 
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Maßſtab für die Berechnung der Anwaltsgebühren zu 
dienen. Das Nachlaßgericht hat bei der Feſtſetzung 
des Betrags der zu erſtattenden Koſten ſich über den 
Wert des Gegenſtandes des Verfahrens ſchlüſſig zu 
machen, nach dem die zu erſtattenden Anwaltsgebühren 
zu berechnen ſind. Aber daraus ergibt ſich nicht die 
Befugnis, die Wertsfeſtſetzung zum Gegenſtand einer 
ſelbſtändigen Entſcheidung zu machen, die für die nach⸗ 
folgende Koſtenfeſtſetzung maßgebend iſt. Eine ſolche 
beſondere Wertsfeſtſetzung iſt der VO. vom 26. März 
1902 ebenſo fremd wie der GebO. f. RA. Das Nach⸗ 
laßgericht iſt deshalb, wenn es mit der Feſtſetzung 
des Betrags der zu erſtattenden Koſten befaßt wird, 
an die in ſeiner Verfügung getroffene Wertfeſtſetzung 
nicht gebunden, dieſe Feſtſetzung entbehrt jeder recht⸗ 
lichen Wirkung. Infolgedeſſen iſt die Beſchwerde⸗ 
führerin nicht dadurch beeinträchtigt, daß das Nachlaß⸗ 
gericht nicht nur die Minderung des Wertes der Erb⸗ 
teile unbeachtet gelaſſen hat, die ſich aus dem der 
Beſchwerdeſührerin vermachten Rechte der lebensläng⸗ 
lichen Verwaltung und Nutznießung ergibt, ſondern 
mit Unrecht von dem Werte des beanſpruchten Erb⸗ 
teils ausgegangen iſt, ſtatt gemäß 8 3 der ZPO. das 
Intereſſe zugrunde zu legen, das die nn 
an der Einziehung des Erbſcheins hatte und das ſich 
weſentlich nach der Gefahr beſtimmt, der ſie im Falle 
der Unrichtigkeit des Erbſcheins durch deſſen öffent⸗ 
lichen Glauben ausgeſetzt wurde. Ebenſo würde es 
ſich verhalten, wenn das Nachlaßgericht in der irrigen 
Meinung, daß eine nach dem Werte des Gegenſtandes 
des Verfahrens zu berechnende Gerichtsgebühr zu er⸗ 
heben ſei, eine Wertsfeſtſetzung nach Art. 43 Geb. 
hätte treffen wollen. Die Wertsfeſtſetzung wäre für 
die Frage, ob und welche Gerichtsgebühr zu erheben 
iſt, ohne Bedeutung und deswegen nach 8 11 der 
GO. f. RA., deſſen Vorſchrift im § 27 der Verordnung 
vom 26. März 1902 für entſprechend anwendbar er⸗ 
klärt iſt, auch für die Berechnung der Gebühren der 
Rechtsanwälte nicht maßgebend, ſie würde gegenſtands⸗ 
los ſein. Es iſt deshalb dem Beſchwerdegerichte darin 
beizuſtimmen, daß die Verfügung des Nachlaßgerichts 
der Beſchwerdeführerin keinen Grund zur Beſchwerde 
gibt. (Beſchl. vom 17. November 1906 [I. ZS.] Reg. 
III Nr. 76/06). 
815 u K. 


„ Beltimmung des zuſtäudigen Prozeßgerichts. Er⸗ 
füllnngdort. Einfluß des Wechſels des Wohnſitzes des 
Schuldners aten: (888 auf den Erfüllungsort 
und den Gerichtsſtand? (ZPO. 3 36 Nr. 3, BGB. 
85269, 270). Auf den von G. Sch. in W. am 29. Oktober 
1906 geſtellten Antrag beſtimmte das Oberſte Landes⸗ 
gericht am 12. November das Amtsgericht Rt. als das 
für eine Klage des G. Sch. gegen den Brauer J. S. 
in R. und deſſen Sohn desſelben Namens in N. zu⸗ 
ſtändige Gericht, ſoweit die Klage den Betrag von 
264,60 Mk. betreffen würde. In der Zwiſchenzeit ver⸗ 
legten dieſe beiden Perſonen ihren Wohnſitz: der Vater 
nach N., der Sohn nach Rg. Da auch G. Sch. jetzt 
in R-g. wohnt, beantragt fein Vertreter, an Stelle 
des Amtsgerichts Rt. das Amtsgericht Reg. als das 
zuſtändige Gericht zu beſtimmen. Der Antrag wurde 
zurückgewieſen. 

Gründe: Nach § 29 der ZPO. iſt für Klagen 
auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung eines Ver⸗ 
trags wie für Klagen auf Erfüllung eines Vertrags 
das Gericht des Ortes zuſtändig, wo die ſtreitige Ver— 
pflichtung zu er füllen iſt. Iſt die Erfüllung des Ver⸗ 
trags nicht mehr möglich und wird Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung begehrt, fo gilt als Erfüllungs- 
ort für die ſtreitige Verpflichtung allerdings nicht der 
Ort, an dem die urſprünglich bedungene Leiſtung zu 
erfolgen hatte, ſondern der Ort, an dem der Schadens— 
erſatz zu leiſten iſt. Nach § 269 Abſ. 1 und 8 270 
Abſ. 4 BGB. iſt im Zweifel an dem Orte zu leiſten, 


an dem der Schuldner zur Zeit der Entſtehung des 
Schuld verhältniſſes ſeinen Wohnſitz hatte, vorbehaltlich 
der nach 8 270 im Zweifel dem Schuldner obliegenden 
Verpflichtung, Geld auf ſeine Gefahr und Koſten dem 
Gläubiger an deſſen Wohnſitz oder gewerblicher Nieder⸗ 
laſſung zu übermitteln. Auch in dieſem Falle beſtimmt 
ſich der Gerichtsſtand des Schuldners nicht nach dem 
Beſtimmungsorte des Geldes, ſondern nach dem 
Leiſtungsorte. Danach und weil nach den zur Be⸗ 
gründung des Antrags vom 29. Oktober ds. Js. an⸗ 
geführten ſonſtigen Verhältniſſen nicht angenommen 
werden konnte, daß die Leiſtungen an demſelben Orte 
zu erfolgen haben, kamen als Leiſtungsorte die da⸗ 
maligen Wohnorte der Schuldner, R. u. N., in Be⸗ 
tracht. Die Schuldner hatten alſo ſowohl ihren all⸗ 
gemeinen Gerichtsſtand als den Gerichtsſtand des 8 29 
ZPO. bei verſchiedenen Gerichten, den Amtsgerichten 
C. und R-t. Es lagen daher alle Vorausſetzungen für 
die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts nach § 36 
Nr. 3 ZPO. vor. Um für den Rechtsſtreit die von 
dem Antragſteller gewünſchte Verbindung aller ſeiner 
angeblichen Anſprüche gegen die beiden Perſonen in 
einer Klage zu ermöglichen, weil ferner der Sohn 
wegen der ihn allein angehenden Schuld von 10,40 Mk. 
nur bei dem Amtsgerichte Rt. belangt werden konnte, 
empfahl es ſich, in Anſehung des Betrags, für den 
die beiden Perſonen als Geſamtſchuldner haften 
ſollen, das Amtsgericht R-t. als das zuſtändige Gericht 
zu beſtimmen. Da nach der Begründung des neuen 
Antrags die Verhältniſſe ſich ſeither nur inſofern ge⸗ 
ändert haben, als die Schuldner ihren Wohnſitz 
gewechſelt haben, bleiben in Anſehung des Leiſtungs⸗ 
ortes dieſelben Grundſätze maßgebend. Es wird zwar 
die Anſicht vertreten, daß der Schuldner, der ſeinen 
Wohnſitz nach der Begründung der Schuld verlegt hat, 
ſeine Verpflichtung an ſeinem jetzigen Wohnſitz erfüllen 
darf, wenn der Gläubiger kein Intereſſe daran hat, 
daß der Schuldner an ſeinem urſprünglichen Wohn⸗ 
ſitze leiſtet (Staudinger, Komm. z. BGB. 2. Aufl. Bd. 2 
Anm. 4 zu § 269 S. 67, 68). Soll aber damit ein 
allgemeiner Grundſatz ausgeſprochen werden, ſo ſteht 
er nicht in Einklang mit den Vorſchriften der §§ 269, 
270; in dieſer Allgemeinheit wird er auch nicht aller⸗ 
ſeits anerkannt (Planck, BGB. 3. Aufl. Bd. 2 Erl. 2 
Abſ. 3 zu § 269). Keinesfalls iſt in einem ſolchen 
Falle der urſprüngliche geſetzliche Leiſtungsort mit 
ſeinen ſonſtigen Wirkungen aufgehoben (insbeſondere 
nicht in Anſehung des örtlichen Rechtes, nach dem ſich 
die Verpflichtung des Schuldners bemißt), und es wird 
dadurch auch der Gerichtsſtand des Vertrags im Sinne 
des 8 29 nicht verſchoben. Nach der Lage des einzelnen 
Falles wird der Schuldner feine Verpflichtung aller⸗ 
dings an N neuen Wohnort erfüllen dürfen, da 
nach $ 226 BGB. die Ausübung eines Rechtes unzu⸗ 
läſſig iſt, wenn ſie nur den Zweck haben kann, einem 
anderen Schaden zuzufügen. Dies gilt namentlich für 
Zahlungen. Dadurch wird aber der neue Wohnort 
des Schuldners nicht Leiſtungsort im Sinne der §§ 269, 
270 BGB. (Beſchluß vom 20. Dezember 1906 [2. ZS.] 
Reg. IV Nr. 74/06). 
819 K. 


Oberlandes gericht München. 


1 


Zurücknahme der Aufrechnungserklärung im Progeſſe. 
Gegenüber einer Kaufpreisforderung des Klägers G. 
hat Beklagter W. mit einer ihm angeblich zuſtehenden 
Schadenserſatzforderung in 1. Inſtanz aufgerechnet, 
ohne die Klageforderung zu beſtreiten. Das LG. hat 
der Klage ſtattgegeben. Bezüglich der Aufrechnungs— 
einrede führen die Gründe aus: Die Aufrechnungs— 
forderung ſteht, wenn ſie überhaupt begründet iſt, 
dem Beklagten W. nicht gegen G., ſondern gegen deſſen 
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Tochter D. zu. Der Beklagte kann deshalb nicht auf⸗ 
rechnen (8 387 BGB.). In der Berufungsinſtanz er⸗ 
klärte der Beklagte und Berufungskläger W., daß die 
zur Aufrechnung gebrachte Forderung in dieſem Prozeſſe 
nicht mehr geltend gemacht werde, die Koſtenpflicht 
für die Berufungsinſtanz erkannte er an. Der Kläger 
G. bezeichnete dieſe Erklärung als unzuläſſig. Beide 
Streitsteile erklärten, daß der Kläger für ſeine urteils⸗ 
mäßige Forderung ganz befriedigt ſei, da Beklagter 
ſie ohne Vollſtreckung aus dem erſtinſtanziellen Urteile 
bezahlt hatte. Das OLG. legte die Koſten des Be⸗ 
rufungsverfahrens dem Beklagten auf und erklärte im 
übrigen den Rechtsſtreit für erledigt. 


Aus den Gründen: Der Widerſpruch des 
Klägers gegen die Zurücknahme der Aufrechnung iſt 
nicht begründet, die Aufrechnungserklärung kann wie 
jede andere Einrede zurückgenommen werden. Der 
Kläger mag ein Intereſſe daran haben, den Anſpruch 
über die Unzuläſſigkeit der bisher verſuchten 
Aufrechnung der Rechtskraft zuzuführen; ein ſolcher 
Zweck reicht aber über die Grenzen des Rechtsſtreites 
hinaus, ebenſo wie die Feſtſtellung, welche Wirkungen 
die Zurücknahme der Aufrechnung auf den durch eine 
el Klage geltend zu machenden Anſpruch des 

eklagten haben werde. Durch die Zurücknahme der 
Aufrechnung und die Erklärung des Klägers über 
ſeine Befriedigung iſt der Rechtsſtreit abgeſchloſſen. 
Die Koſtenpflicht hat der Beklagte anerkannt.!) (Urt. 
v. 20. Okt. 06, Ber R. 168/06 II). 8 

790 rest 


II. 


Zu $ 1300 BEB. Begriff des Schadens. Die 
Klägerin hat dem Beklagten als deſſen unbeſcholtene 
Verlobte wiederholt die Beiwohnung geſtattet. Nach 
Geburt eines Kindes, als deſſen Vater ſich der Beklagte 
bekannte, haben die Streitsteile den Geſchlechtsverkehr 
fortgeſetzt. Später iſt der Beklagte ohne wichtigen 
Grund von dem Verlöbniſſe zurückgetreten. Die 
u verlangte von ihm eine Entſchädigung nach 
8 1300 BGB. Das LG. hat der Klage ſtattgegeben 
und hierbei insbeſondere als Schaden der Klägerin 
infolge des Geſchlechtsverkehrs das Vorhandenſein deren 
unehelichen Kindes und die hierdurch bewirkte Er⸗ 
ſchwerung der Verheiratung erachtet. Das OLG. 
hat die Berufung zurückgewieſen. 


Aus den Gründen: Der Einwand des Be- 
klagten, daß er der Klägerin das Eheverſprechen erſt 
nach der Geburt des Kindes gegeben habe, iſt unbe: 
helflich. Vorausſetzung des $ 1300 BGB. iſt, daß 
zur Zeit der Beiwohnung das Verlöbnis beſtanden 
155 Ob eine ſolche auch vor dieſem ſchon ſtattgehabt 

at, iſt gleichgültig, wenn hiermit nicht die Behauptung 
der Beſcholtenheit der Braut aufgeſtellt werden will. 
Letztere kann aber, wenn, wie hier, der Verlobte ſelbſt 
ſie herbeigeführt oder mitverurſacht hat, der Verlobten 
nicht entgegen gehalten werden. (Urt. vom 23. Januar 
1907, Pr. R. Nr. IV 153/06). Vers, 
89 


1) Anm. des Einfenders Nun erbob W. ſelbſtändige Klage 

egen G. und D. auf Zahlung der 2000 Mk. Schadenserſatzforderung; 
br wurde bezüglich des (8. die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache entgegengeſest Infolge Zurücknabme der Klage unterblieb die 
Entſcheidung dieſer Frage, welche wobl verneinend zu beantworten 
geweſen wäre, weil die Gründe des erſtrichterlichen Urteils die Auf— 
rechnung dem Sinne nach als unzuläſſig zurückgewieſen baben, 
das erſtilchterliche Urteil aber auch infolge der hiergegen unbeſchränkt 
eingelegten Berufung auch bezgl. der Aufrechnungsentſcheidung in 
den Grunden nicht rechtskräftig geworden iſt. (3 322 Abſ. 2 ZPO, 
RG. Z. Bd. 56 S. 34, Bd. 52 S. 327). 
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Oberlandesgericht Bamberg. 


Gegenbeweis gegen den licher einer Privaturkunde, 
insbeſondere bezüglich mündlicher Nebenabreden bei der 
ewöhulichen und bei der Haudelsbürgſchaft. (8 416 
BO. 3 766 BGB., z 350 H68.). Die Firma K. 
Im. b. H., erhielt von dem Kaufmann U. ein Dar⸗ 
lehen. Die Darlehensurkunde enthielt den Beiſatz, daß 
der die Geſellſchaft vertretende Geſchäftsführer Z. per⸗ 
ſönlich für das Darlehen ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft 
leiſte. Die Geſellſchaft kam in Konkurs und U. erhob 
gegen Z. als Bürgen Klage auf Zahlung. Dieſer 
widerſprach, Bürgſchaft geleiſtet zu haben, und be⸗ 
zeichnete die Urkunde als unrichtig. Das Berufungs⸗ 
gericht wies den Einwand zurück. 

Aus den Gründen: Der Beklagte behauptet, 
der Inhalt der Urkunde entſpreche hinſichtlich der 
Bürgſchaft nicht dem Parteiwillen; es habe der Kläger 
bei der Darlehenshingabe den von ihm hergeſtellten 
Entwurf der Urkunde mitgebracht und vorgeleſen; er, 
Beklagter, habe darauf ſofort erklärt, daß er die per⸗ 
ſönliche, ſelbſtſchuldneriſche Haftung nicht übernehme, 
womit der Kläger einverſtanden geweſen ſei; ſodann 
ſei, ohne daß der die Bürgſchaft betreffende Satz ge⸗ 
ſtrichen worden ſei, die Unterzeichnung der Urkunde 
geſchehen, die Durchſtreichung in der Urkunde ſei in 
der Eile unterlaſſen worden. Der Kläger beharrt 
darauf, daß der Bürgſchaftsvertrag zuſtande ge⸗ 
kommen ſei. 

Die Urkunde iſt eine Privaturkunde (§ 416 ZPO.), 
die vollen Beweis dafür liefert, daß der Beklagte die 
darin niedergelegten Erklärungen abgegeben hat. Ein 
Gegenbeweis gegen dieſe Beweiskraft der Urkunde iſt 
nicht denkbar; denn könnte die einfache Behauptung 
des Ausſtellers, daß der Inhalt der Urkunde ſeinem 
Willen nicht entſpreche, gehört werden, ſo würde da⸗ 
durch der Wert der Beurkundung vernichtet. Anders 
verhält es ſich, wenn mündliche, vor oder bei Abſchluß 
des ſchriftlichen Rechts-Geſchäfts getroffene Verein⸗ 
barungen behauptet werden; hier fragt es ſich, ob die 
Schriftform für das Geſchäft vorgeſchrieben iſt; iſt 
dies, wie bei der gewöhnlichen Bürgſchaftserklärung 
nach $ 766 BGB., der Fall, fo find ſolche Nebenabreden 
ungültig und der Beweis hierüber iſt unſtatthaft. 
Liegt aber eine auch formal wirkſame Handels- 
bürgſchaft vor, ſo ſind mündliche Nebenabreden 
gültig und der Gegenbeweis gegen den Inhalt der 
Urkunde iſt zuläſſig, aber, weil die Vermutung für 
die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der ſchriftlichen 
Fixierung ſpricht, nur dann, wenn glaubhaft dar⸗ 
gelegt werden kann, daß die Abreden neben dem 
ſchriftlichen Vertrage gelten ſollten, obwohl ſie in die 
Urkunde nicht aufgenommen wurden; die bloße Be: 
hauptung und der Beweis, daß die Abreden vorher 
oder nebenher getroffen wurden, genügen nicht (Staub 
a. a. O. S 350 Anm. 50-53; RG. Bd. 52 S. 25 ff.; 
Seuff. A. Bd. 61 Nr. 203). Hier find ſolche Neben- 
abreden gar nicht behauptet worden; der Beklagte 
beſtreitet nur, die Bürgſchaftserklärung abgegeben zu 
haben. Dies iſt ein Widerſpruch gegen den klaren 
Inhalt der Urkunde: ein Beweis hierüber iſt nach 
§ 416 BO. unzuläſſig. Es iſt ſonach die Willens⸗ 
einigung der Parteien über die Bürgſchaftsleiſtung 
erwieſen (Urt. des I. 38. vom 27. Oktober 1906). 
760 Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


8 313 BGB. Mündliche Nebenabrede, Heilung 
mangelnder Form. Die Kläger L. verkauften an den 
Beklagten M. ihr Anweſen unter Vorbehalt eines 
Waldſtücks und eines Teiles des Inventars. Sie 
forderten auf Grund ihnen vorbehaltenen Hypotheken— 


rechtstitels die Eintragung einer Sicherungshypothek 
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zugunſten des Kaufſchillingsreſtes. Es wurde ein⸗ 
gewendet, die Kläger hätten ſich, falls ſich bei der 
Zertrümmerung des Anweſens für das Waldgrund⸗ 
tück kein beſſerer Käufer finden ſollte, in ſelbſtändigem 
ertrage mündlich zur Rücknahme des daraufſtehenden 
ſchlagbaren Holzes um 12 000 Mk. verpflichtet. Es 
wurde mit dieſer Summe aufgerechnet. Das LG. gab 
der Klage ſtatt. Die Beruſung wurde verworfen, je⸗ 
doch aus anderen als den vom Erſtrichter ange⸗ 
führten Gründen: Gegen Art. 14 NotG. ver⸗ 
ſtoßende notarielle Verträge waren nach der ſtändigen 
Rechtſprechung der bayeriſchen Gerichte allerdings nur 
bedingt nichtig, d. i. nur anfechtbar. Mit dem In⸗ 
krafttreten des BGB. iſt aber für Verträge, durch die 
ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an einem 
Grundſtück zu übertragen, und zwar für ihren 
obligatoriſchen Teil, $ 313 Satz 1 BGB. maßgebend 
geworden. Ein Verſtoß gegen dieſe Beſtimmung macht 
regelmäßig — ($ 139 BGB.) — nicht den einzelnen 
auf Eigentumsübertragung gerichteten Beſtandteil 
des Vertrags, ſondern den ganzen Vertrag unbedingt 
nichtig, d. h. alle Vereinbarungen, aus welchen ſich 
nach dem Willen der Beteiligten der obligatoriſche 
Veräußerungsvertrag zuſammenſetzen ſoll (8 125). 
Nichtig iſt dann aber nicht nur der obligatoriſche Teil 
ſondern auch das dingliche Geſchäft, in welchem er ſich 
verkörpert. Dieſe Nichtigkeit iſt von Amts wegen zu 
prüfen und kann daher auch durch Einrede geltend 
emacht werden. Der Erſtrichter läßt nun für dieſen 
Fall die Nichtigkeit unter ſinngemäßer Anwendung 
des § 313 Satz 2 BGB. geheilt ſein. Hierbei hat er 
aber überſehen, daß dann auch die behauptete münd⸗ 
liche Nebenabrede in rechtliche Geltung getreten wäre, 
und er hat ferner überſehen, daß eine ſolche Heilung 
nur eintritt, wenn zur Zeit der Auflaſſung noch 
Willensübereinſtimmung beſteht (ERG. in 3S. Bd. 52 
S. 1, Bd. 60 S. 338, . 61 S. 264, JW. 1905 
S. 639 Nr. 4 u. 1906 S. 537 Nr. 1). Von einer 
Auflaſſung konnte aber erſt vom 1. Mai 1905 an ge⸗ 
ſprochen werden, zu welcher Zeit für den Bezirk des 
LG. das Grundbuch als angelegt erklärt wurde, und 
zu dieſer Zeit war durch den Brief des Beklagten M. 
vom 6. Februar 1905 die Sache zwiſchen den Parteien 
bereits ſtreitig geworden. § 313 Satz 2 BGB. iſt aber 
überhaupt nicht auf die Fälle anwendbar, in welchen 
die Uebertragung des Eigentums nach den anderen 
in des alten Rechtes erfolgte, hier des bayer. 
andrechts in Verbindung mit dem bayer. Hyptheken⸗ 
geſetz, wonach der Eigentumsübergang ſich allein durch 
den dinglichen Vertrag und die Tradition ohne Ein⸗ 
tragung in ein öffentliches Buch vollzog. (Planck BGB. 
3. Aufl. Bd. VI Bem. 10a zu Art. 189 EG., JW. 1906, 
S. 548 Nr. 14, Bay ZfR. 1906 S. 464). Es muß daher 
geprüft und entſchieden werden, ob die ſtreitige Verein⸗ 
barung wirklich zwiſchen den Parteien zuſtande ge— 
kommen iſt. Erſt im Falle der Bejahung der Frage 
wäre zu unterſuchen, ob die Vereinbarung ein ſelb— 
ſtändiger, von dem Hauptvertrage losgelöſter, auf— 
ſchiebend bedingter Kaufvertrag über ſtehendes Holz 
iſt, oder ſo innig mit dem Hauptvertrag zuſammen⸗ 
hängt, daß ohne ſie auch dieſer nicht vorgenommen ſein 
würde, in welchem Falle der ganze Vertrag gemäß 
§ 139 BGB. nichtig wäre. Wer mündliche Verein- 
barungen vor und bei Abſchluß des ſchriftlichen Ver— 
trags gegen deſſen Inhalt behauptet, hat die Ver— 
mutung gegen ſich, daß die Parteien ſchließlich nur 
über das einig geworden ſind, was Beſtandteil der 
Urkunde geworden iſt, und dieſe Vermutung iſt durch 
die Beweiserhebung nicht entkräftet worden. (ERG. 
in 3S. Bd. 52 S. 23). Folgt die Beweiswürdigung. 
(Urteil vom 7. Dezember 1906). 
822 9. 
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Literatur. 


Pfordten, Theodor von der, Landgerichtsrat, verw. im 
Juſtizminiſterium. Feldſchadengeſetz (bayer. 
Geſetz vom 6. März 1902). Textausgabe mit Ein⸗ 
leitung, Erläuterungen und Sachregiſter. Zweite 
verbeſſerte Auflage. München, C. H. Beck'ſche Ver⸗ 
lagsbh. (O. Beck) 1907, 127 S. Preis gebd. 1.60 Mk. 


Daß die praktiſch und vielfach auch theoretiſch ſo 
wichtigen Gebiete des vorbehaltenen Landesrechts 
gegenüber dem das allgemeine Intereſſe auf ſich 
ziehenden Rechtsrecht zu Ungebühr vernachläſſigt 
werden, war und iſt eine nicht zu unterſchätzende Ge⸗ 
fahr der neuen Rechtseinheit. Um ſo dankenswerter 
erſcheinen daher derzeit alle ſolche Arbeiten, die ſich 
mit wiſſenſchaftlichem Ernſt der Darſtellung privat⸗ 
rechtlicher Landesgeſetze widmen. von der Pfordtens 
Kommentierung des bayerifhen Feldſchadengeſetzes 
hat auf dieſen Dank beſonderen Anſpruch: denn ſie 
weiß auf verhältnismäßig knappem Raum in ge⸗ 
diegener, überſichtlicher Weiſe allen Anforderungen in 
vollſtem Maße zu genügen, die Theorie wie Praxis 
an eine Darſtellung des behandelten Stoffes billiger⸗ 
weiſe zu ſtellen befugt ſind. Der äußere Erfolg, den 
das Werkchen ausweislich der notwendig gewordenen 
Neuauflage errungen hat, iſt nach meiner vollſten 
Ueberzeugung nicht mehr als wohlverdient, und in der 
Neubearbeitung iſt der Verfaſſer überall bemüht ge⸗ 
weſen, ſeine Darſtellung weiterhin zu fördern, be⸗ 
ſonders durch ſachgemäße Verwertung der inzwiſchen 
erſchienenen — freilich nicht ſehr zahlreichen — Literatur 
des Feldſchadenrechts. P. Dertmann. 


Meyer, Haus, Amtsgerichtsſekretär in Neuſtadt a. Aiſch. 
Die Gebühren in Vormundſchafts⸗ und 
Nachlaßſachen. Im Selbſtverlag des Verfaſſers. 
Geh. 3.50 Mk. 


In der vorliegenden Arbeit ſind die einſchlägigen 
bayeriſchen Gebührenvorſchriften in ihrer neueſten 
Faſſung eingehend erläutert und durch zahlreiche Bei⸗ 
ſpiele veranſchaulicht. Der mit großem Fleiß unter⸗ 
nommene Verſuch, den rechnungsführenden Sekretären 
ein brauchbares Hilfsmittel zu liefern, iſt wohl⸗ 
gelungen. Mit der Herausgabe war der Verfaſſer 
faſt zu flink. Die Vollzugsvorſchriften vom 8. Januar 
1907 ſind zwar im Anhang beigegeben, bei der Be⸗ 
arbeitung ſelbſt aber nicht mehr berückſichtigt. 


Küttner, Oberjuſtizrat, Rat beim Sächſ. Oberlandes⸗ 
gerichte. Leitfaden für die Unterweiſung 
der Referendare im Abfaſſen von Urteilen uſw. 
in Zivilſachen. Leipzig 1906, Dieterichſche Verlags- 
buchhandlung, Theodor Weicher. 


Der 1. Teil dieſer im Auftrage des Sächſiſchen 
Juſtizminiſteriums herausgegebenen Schrift (Ratſchläge 
für die Leiter der außeramtlichen Uebungen) hat für Bay⸗ 
ern keine Bedeutung, weil hier die Einrichtung des Vor— 
bereitungsdienſtes in weſentlichen Punkten anders ge— 
ſtaltet iſt, als in Sachſen. Wertvoll ſind dagegen die 
im 2. Teile enthaltenen Leitſätze für das Entwerfen 
der Urteile und ihre Durchſicht iſt nicht nur für den 
Rechtspraktikanten lehrreich. Unſere leider fo zahl— 
reichen Meiſter des Kurial- und Zopfſtiles machen wir 
vor allem auf die Zuſammenſtellung der häufigſten 
Sprachfehler auf S. 33 —36 aufmerkſam. Widerraten 
möchten wir übrigens, den auf S. 36 empfohlenen 
Ausdruck „fi verüberflüſſigen“ zu gebrauchen Ces 
verüberflüſſigt ſich, hierauf einzugehen“). Dieſe ent: 
ſetzliche Wortbildung begegnete uns hier zum erſten— 
mal; man kann doch einfach ſchreiben: „es iſt über: 
flüſſig uſw.“ von der Pfordten. 
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Stern, Dr. Bruns und Dr. Friedrich Norgenſtern, 
Verfaſſung und Verwaltungsorganiſation 
der Städte. 4. Band, 4. Heft. Königreich Bayern. 
Leipzig 1906, Duncker und Humblot. Broſch. Mk. 4.20. 


Im Anſchluß an vorausgehende Darſtellungen für 
die Königreiche Preußen, Württemberg und Sachſen 
behandelt der erſtgenannte Verfaſſer Verfaſſung und 
Verwaltungsorganiſation der Städte im Königreich 
Bayern. Einer unterrichtenden hiſtoriſchen Skizze der 
Entwicklung des bayer. Städteweſens im 19. Jahr⸗ 
hundert folgt eine eingehende ſyſtematiſche Darſtellung 
der heutigen Städteorganiſation im rechts- und links⸗ 
rheiniſchen Bayern. — Der zweite Verfaſſer, ſeit 1893 
Mitglied des Gemeindekollegiums der Stadt Fürth, 
beſchäftigt ſich mit den rechtlichen und ſozialen Grund⸗ 
lagen ſowie der Gemeindeorganiſation dieſer Stadt, 
die von der vieler anderer deutſcher Städte erheblich 
abweicht. Das gründliche Werk, eine der Schriften 
des Vereins für Sozialpolitik (zum 120. Bande der 
geſamten Reihe gehörig), kann beſtens empfohlen 
werden. M. 


1. Hoffmann, Dr. Albrecht Nudelf, Geh. Regierungsrat 
und vortr. Rat im Reichsſchatzamt. Das Reichs⸗ 
Erbſchaftsſteuergeſetz vom 3. Juni 1906 
nebſt den Ausführungsbeſtimmungen des Bundes⸗ 
rats und den Vollzugsanweiſungen Preußens, 
Bayerns, Sachſens, Württembergs und Badens. 
Gebd. Mk. 5.—. 


2. Dittrich, Martin, Landrichter. Reichs geſetz über 
die Angelegenheiten der frei w. Gerichts⸗ 
barkeit vom 17. Mai 1898 mit den einſchlagenden 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen verſehen und er⸗ 
läutert nn die Rechtſprechung. 2. Auflage. 
Gebd. Mk. 2 


Band 187 = 188 der von Senatspräſident Max 
Hallbauer, und Miniſterialdirektor W. Schelcher 
herausgegebenen Juriſtiſchen Handbibliothek. 
Leipzig 1906/07, Roßbergſche Verlagsbuchhand—⸗ 
lung, Arthur Roßberg. 


Hoffmanns Handkommentar zum Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetze gibt ziemlich eingehende Erläuterungen unter 
beſonderer Berückſichtigung der geſetzgeberiſchen Vor— 
arbeiten. Das Büchlein von Dittrich gibt einen Ueber: 
blick über die Rechtſprechung in Form von Fußnoten 

P. 


Striebinger, Dr. Wilhelm, Der Begriff der An⸗ 
nahme bei Kauf⸗ u. Werkvertrag. München 
1906, Th. Ackermann. Broſch. Mk. 1.20. 


Lang, 2 jar. Georg, Das Aufrechnungsrecht 
nach dem BGB. München 1906, C. H. Beck'ſche 
Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck). Broſch. Mk. 10.—. 


Kronacher, Dr. Auguſt, Der Werklieferungsver⸗ 
trag nach 8 381 Abſ. 2 HGB. München 1906, 
Si 1 Verlag (Arthur Sellier). Broſch. 
9 


Brückner, Dr. F., Der ausgezeichnete Diebſtahl. 
München 1906, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
Broſch. Mk. 3.60. 

Billmann, Dr. jur., Haftung der juriſt. Per⸗ 
ſanen für die zum Schadenserſatz ver- 
pflichtenden außer kontraktl. Handlungen 
ihrer Vertreter. München 1906, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Broſch. Mk. 1.20. 


Röttger, Dr. W., Genußmittel — Genußgifte. 
Berlin 1906, Elwin Staude. Broſch. Mk. 1.—. 
Wir behalten uns vor, einige der angeführten 
Werke zu beſprechen. Wegen Mangels an Raum 
müſſen ı wir zunächſt von einer Beſprechung abſehen. 
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Notizen. 


Unmittelbarer Verkehr mit 3 791. .70 Irgis 
behörden (Bek. v. 11. März 1907, IM Bl. S. 70). 
namentlich in den preußiſchen Grenzgebieten 3 
getretene Bedürfnis nach einer Erleichterung des Ge⸗ 
ſchäftsverkehrs mit den niederländiſchen Juſtizbehörden 
hat dazu grad daß durch übereinſtimmende Anord⸗ 
nung der Landesjuſtizverwaltungen zunächſt den land⸗ 
gerichtlichen Staatsanwälten und den Unterſuchungs⸗ 
richtern geſtattet wurde, wegen der Erlangung von 
Strafregiſterauszügen und ſonſtigen Auskünften polizei⸗ 
licher Natur mit den niederländiſchen Generalſtaats⸗ 
anwälten in unmittelbaren Verkehr zu treten. Die 
Erlaubnis betrifft nur Erſuchen außerhalb des Gebiets 
der Rechtshilfe. Erſuchen um Rechtshilfe ſind regel⸗ 
mäßig auf den diplomatiſchen Weg zu leiten. Aus⸗ 
nahmen ſind nn in Rheinſchiffahrts⸗Angelegenheiten 
und nach Art. 12 Abſ. 2 des Auslieferungsvertrags 
(RGBl. 1897 8. 731) in dringenden Strafſachen zu⸗ 
gelaſſen. Die weitergehenden Vorſchriften über die 
Feſtnahme auszuliefernder Perſonen (JM Bl. 1899 
S. 365) werden durch das neue Abkommen zweifellos 
nicht berührt. Ueber die Sprache der unmittelbar zu 
überſendenden Schreiben iſt nichts beſtimmt. Der 
Beifügung von Ueberſetzungen bedarf es jedenfalls 
nicht. Alle Schriftſtücke müſſen aber mit lateiniſchen 
Buchſtaben geſchrieben ſein. Dies iſt im Verkehr mit 
den Niederlanden allgemein vorgeſchrieben. 


Mitteiluugn von Todesſällen an die Erbſchafts⸗ 
ſtenerämter. Eine Bek. vom 16. Februar 1907 (JM Bl. 
Nr. IV S. 68) macht es den Amtsgerichten und den 
Notaren zur Pflicht, von jedem zu ihrer amtlichen 
Kenntnis gelangenden Todesfall eines Ruſſen, der in 
Deutſchland Vermögen hinterlaſſen hat, dem zuſtändigen 
Erbſchaftsſteueramte (SS 1, 2 der Bek. vom 10. Auguſt 
1906, den Vollzug des Erbſchaftsſteuergeſetzes betr., 
JMBl. 1906 S. 242) unverzüglich Mitteilung zu 
machen. Die Mitteilung hat — das Vorhandenſein 
eines Nachlaſſes in Deutſchland vorausgeſetzt — auch 
dann zu erfolgen, wenn der Erblaſſer nicht im 
deutſchen in geſtorben ift (vgl. Art. 12 der Kon⸗ 


November ; 
vention vom 31 5 1874; Staudinger, Staats- 


verträge I S. 360). 


Erhebung der Gebühr für die Hinterlegungen der 
Pfandleiher. Im § 11 Abſ. 2 der VO. vom 25. De⸗ 
zember 1899, die Erhebung der Hinterlegungsgebühren 
betr., (GVBl. S. 1235), iſt vorgeſchrieben, daß die 
nach den 88 3, 4 der VO. zu erhebenden Gebühren 
für ein Jahr im voraus zu entrichten ſind. Nach 
der Bek. des StM. der Juſtiz und des StM. der 
Finanzen vom 16. Februar 1907 (JM Bl. Nr. IV S. 69) 
ſoll die Vorſchrift des S 11 Abſ. 2 nicht zur Anwendung 
kommen, wenn der Pfandleiher nach dem Verkaufe 
des Pfandes den etwaigen Ueberſchuß des Erlöſes 
für den Verpfänder hinterlegt (8 11 der Bek. vom 
5. November 1906, das Pfandleihgewerbe betr., GVBl. 
S. 799; vgl. dieſe Zeitſchrift Jahrgang 1907 S. 60). 
Denn wenn der hinterlegte Betrag binnen Jahresfriſt 
nicht erhoben wird, verfällt er zugunſten der Armen— 
kaſſe, die nicht verpflichtet iſt, bei Erhebung des Be— 
trages eine Hinterlegungsgebühr zu zahlen (Art. 3 
Ziff. 3 Geb., Art. 9 Abſ. 1 ArmG.). Eine Hinter⸗ 
legungsgebühr fällt nach §S 3 der VO. vom 25. De— 
zember 1899 nur an, wenn der hinterlegte Betrag an 
den Verpfänder oder deſſen Rechtsnachfolger heraus— 
gegeben wird. Es iſt ſonach bei der Hinterlegung 
ungewiß, ob überhaupt eine Hinterlegungsgebühr ge— 
ſchuldet wird. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. Vandgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d. Juſtiz 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) in München. 
Druck von Dr. Franz Paul Datterer & Cie., G. m. b. H., Freifing. 
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Staatsminiſterlum der Juſtlz. 
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Ein Beitrag zum pfälziſchen 
Forſtpolizeirechte. 
Von Dr. Nitzmaun, II. Staatsanwalt in Ansbach. 


Die rheinpfälziſche Praxis betrachtet als Grund⸗ 
lage der Handhabung der ſtaatlichen Forſtpolizei 
gegenüber den Privatwaldbeſitzern die Verordnung der 
K. K. öſterreichiſchen und K. bayeriſchen gemeinſchaft⸗ 
lichen Landesadminiſtration vom 15. Dezember 1814, 
betr. die Privatwaldungen, ſiehe hierüber Geib, 
Handbuch der Gemeindebehörden der Pfalz, 3. Aufl. 
§ 80 und Ritzmann, Handbuch des Forſtſtraf- und 
Forſtpolizeirechts der Pfalz S. 331 ff. Der Art. 3 
des Geſetzes betr. die Einführung des Strafgeſetz⸗ 
buches in Bayern vom 26. Dezember 1871, der 
die Forſtgeſetze der Pfalz für fortbeſtehend erklärt, 
gedenkt in ſeiner exemplikativen Aufzählung neben 
anderen hier nicht intereſſierenden Beſtimmungen 
lediglich der Verordnungen vom 30. Juli und 
15. Dezember 1814, ebenſo auch das am 
16. Januar 1897 dem Staatsminiſterium der 
Juſtiz vorgelegte Gutachten des OLG. Zwei⸗ 
brücken betr. die Einführung des BGB. Auch die 
Regierung der Pfalz nennt in einer mittels 
autographierter Entſchließung vom 25. Mai 1899 
für die Forſtbehörden aufgeſtellten Ueberſicht der 
für die Privatwaldungen im Regierungsbezirke 
der Pfalz zurzeit geltenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen neben Art. 20 und 21 des Polizei⸗ 
ſtrafgeſetzbuches lediglich die erwähnte Verordnung 
vom 15. Dezember 1814. 


Die Verordnung vom 15. Dezember 1814 iſt, | 
wie bereits gejagt, erlaſſen von der gemeinſchaft⸗ 
lichen öſterreichiſchen und bayeriſchen Landes⸗ 
adminiſtrationskommiſſion zu Kreuznach und zwar 
naturgemäß auch bloß für das dieſer Ad⸗ 
miniſtrationskommiſſion unterſtellte Gebiet. Der 
genannten Kommiſſion war neben anderen hier 
nicht in Betracht kommenden Territorien unterſtellt 
das ganze Gebiet der heutigen Pfalz mit Aus⸗ 
nahme der jetzt pfälziſchen Gebietsteile, welche erſt | 
durch den zweiten Pariſer Frieden vom 20. No⸗ 
vember 1815 von Frankreich abgetrennt wurden 


und auf Grund des am 14. April 1816 zu 
München zwiſchen Oeſterreich und Bayern ge⸗ 
ſchloſſenen Staatsvertrags an Bayern fielen. Dieſe 
Gebietsteile wurden zuſammengefaßt unter der 
Bezeichnung „K. bayeriſches Gebiet zwiſchen der 
Queich und der Lauter“. Genanntes Gebiet um⸗ 
faßte die heutigen Kantone Bergzabern und 
Kandel und von dem Kantone Landau die Bänne 
der Stadt Landau und der Dörfer Queichheim, 
Arzheim, Ranſchbach, Herxheim, Herxheimweiher 
und Ingenheim. 

Daß die Verordnung vom 15. Dezember 1814 
nach der Vereinigung des Gebiets zwiſchen der 
Queich und der Lauter mit den übrigen Teilen 
der heutigen Pfalz nicht ohne weiteres für das 
erſtgenannte Gebiet Geſetzeskraft erlangte, bedarf 
keiner beſonderen Ausführung. Ein Geſetzgebungs⸗ 
akt, durch den die Einführung der Verordnung 
vom 15. Dezember 1814 in dem Gebiete zwiſchen 
der Lauter und der Queich erfolgt wäre, liegt nicht 
vor. Nach der Vereinigung erließ die K. bayeriſche 
Landesadminiſtration am linken Rheinufer unterm 
7. Mai 1816, Amtsblatt S. 21 f., einen Beſchluß 
betr. die Verwaltung des Forſtweſens in den 
K. bayeriſchen Gebieten zwiſchen der Queich und 
Lauter, wodurch lediglich beſtimmt wurde, daß 
das Forſtmeiſteramt, welches die Waldungen in 
dem vormals K. K. öſterreichiſchen Gebiete zwiſchen 
der Queich und der Lauter zu verwalten hatte, 
zu dem K. proviſoriſchen Oberforſtamte in dasſelbe 
Unterordnungsverhältnis trete, welches in An⸗ 
ſehung der andern Kreisforſtämter des Gebiets 
der ehemaligen gemeinſchaftlichen öſterreichiſchen 
und bayeriſchen Landesadminiſtrationskommiſſion 
beſtehe. Aus dem Geſagten folgt, daß die Ver⸗ 
ordnung vom 15. Dezember 1814 in den pfälziſchen 
Gebietsteilen, welche das ehemalige Gebiet zwiſchen 
der Queich und der Lauter bildeten, keine An⸗ 
wendung finden kann und daß demnach zu den 
Mängeln der pfälziſchen Forſtpolizeigeſetzgebung 
auch noch der der territorialen Verſchiedenheit tritt. 

Es fragt ſich nun, welche geſetzliche Grundlage 
hat die Handhabung der Forſtpolizei den Privat⸗ 
waldbeſitzern gegenüber in dem Teile der Pfalz, 
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welcher das ehemalige Gebiet zwiſchen der Queich 
und der Lauter bildete? 


Das in Frage kommende Gebiet gehörte vor 
ſeiner Lostrennung von Frankreich durch den 
zweiten Pariſer Frieden vom 20. November 1815 
zum Departement Bas-Rhin. Bei der Unterſuchung 
des Forſtpolizeirechts dieſes Gebiets iſt auszugehen 
von Art. 6 des Geſetzes vom 29. September 1791 
über die Forſtverwaltung, Recueil des règl. et 
arrötes, tome V cah. 9, 192. Art. 6 lautet: 
Les bois des particuliers cesseront d’y — au 
régime forestier — étre soumis et chaque 
proprietaire sera libre de les administrer et 
d'en disposer comme bon lui semblera. Durch 
dieſe Beſtimmung wurden die Privatwaldungen 
den Eigentümern zur freien Verfügung gegeben. 
Zu vergl. hierher das Staatsratsgutachten vom 
16 Frimaire XIV, abgedruckt bei Ritzmann, 
Forſtſtraf⸗ und Forſtpolizeirecht der Pfalz S. 326. 
Der unbeſchränkten Verſügungsfreiheit der Privat⸗ 
beſitzer wurde eine forſtpolizeiliche Schranke geſetzt 
durch das Geſetz vom 9. Floreal XI, relative au 
Régime des bois appartenant aux parti— 
culiers ete.; Bull. des lois 276 No. 2753. 
Dieſes Geſetz hatte nur tranfitorifche Bedeutung 
und gilt heute nicht mehr, ſiehe hierüber das Nähere 
Ritzmann a. a. O. S. 328 f. Einige weitere Be⸗ 
ſtimmungen der franzöſiſchen Geſetzgebung, die in 
die Verfügungsgewalt der Privatwaldbeſitzer ein⸗ 
griffen, ſind heute unpraktiſch geworden und können 
hier übergangen werden, Ritzmann a. a. O. 
S. 329 f. Nach dem zweiten Pariſer Frieden vom 
20. November 1815 kam das Gebiet zwiſchen der 
Queich und der Lauter vor ſeinem Anfall an 
Bayern zunächſt an Oeſterreich und wurde unter 
Oberleitung des K. K. öſterreichiſchen General⸗ 
kommiſſärs Droßdick in Worms zuerſt durch 
off Siebenpfeiffer und dann 
die K. K. öſterreichiſche Ziviladminiſtration, an 
deren Spitze Siebenpfeiffer ſtand, verwaltet. Bei 
dem Uebergange des Landes von Frankreich an 
Oeſterreich galt das oben erwähnte Geſetz vom 
9. Floreal XI, das nach 25 Jahren von ſelbſt 
außer Kraft trat. 


Der Generalkommiſſär Droßdick erließ am 
28. Dezember 1815 eine dem Forſtregulativ des 
Generalgouverneurs des Mittelrheins, des K. 
ruſſiſchen Staatsrats Gruner, vom 28. Mai 
1814 nachgebildete Verordnung über das Forſt⸗ 
weſen, Amtsblatt der K. K. öſterreichiſchen Zivil: 
adminiſtration am linken Ufer der Lauter 1816 
S. 33 ff. Die Verordnung vom 28. Dezember 1815 
regelt das Verhältnis der Forſtpolizei dem Privat: 
waldbeſitzer gegenüber abweichend von dem Gruner— 
ſchen Vorbilde. $ 1 der Verordnung vom 28. De: 
zember 1815 über das Forſtweſen lautet: „Die 
Aufſicht über die Staats-, Gemeinde- und Privat: 
waldungen bleibt, wie bisher, zunächſt den ver⸗ 
ſchiedenen Forſtbehörden, deren Wirkungskreiſe 
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hierunten näher bezeichnet werden, anvertraut. Die 
Forſtwirtſchaft über die Gemeinde⸗ und Privat⸗ 
waldungen wird ganz nach den nämlichen 
Grundſätzen ausgeübt, wie die der Staats⸗ 
waldungen. 


Der vorerwähnte Generalkommiſſär erließ am 
28. Dezember 1815 des weitern eine der Forſt⸗ 
ſtrafverordnung der K. K. öſterreichiſchen und 
K. bayeriſchen Landesadminiſtrationskommiſſion 
vom 30. Juli 1814 nachgebildete Forſtſtraſperord⸗ 
nung, deren 88 63 und 64 lauten wie folgt: 


§ 63. Wer nunerlaubterweiſe mit Holz be⸗ 
ſtandenes Waldland ausſtockt, muß den in ſolchem 
Falle durch den Forſtmeiſter oder Oberförſter auf⸗ 
zunehmenden Schaden erſetzen, bezahlt 6 Frs. 
Strafe für jede Quadratrute“ und darf das aus⸗ 
geſtockte Land nicht weiter bearbeiten. 


§ 64. Wer unbeſugterweiſe unbeſtocktes Wald⸗ 
land (Waldtrieſcher) urbar macht, iſt der Ernte 
verluſtig, welche für Rechnung des Beſitzers von 
Grund und Boden oder, wenn dieſer ſelbſt der 
Täter iſt, für Rechnung der Staatskaſſe konfisziert 
wird, bezahlt eine Strafe von 3 Frs. für jede 
Quadratrute und muß das urbar gemachte wieder 
zu Waldland liegen laſſen. — 


Zu beachten iſt, daß der in 8 63 angedrohte 
Schadenserſatz gegen einen Privatwaldbeſitzer als 
Täter nicht ausgeſprochen wird, ſiehe $ 172 der 
angeführten Verordnung. 


Aus dem Dargelegten ergibt fich, daß für die 
Handhabung der Forſtpolizei den Privatwald⸗ 
beſitzern gegenüber in der Pfalz zweierlei grund⸗ 
legende Vorſchriften beſtehen, nämlich: 

a) 8 1 der oben zitierten Verordnung der 
K. K. öſterreichiſchen Ziviladminiſtration am linken 
Ufer der Lauter vom 28. Dezember 1815 in Ver⸗ 
bindung mit §§ 63 und 64 der Forſtſtrafverord⸗ 
nung vom nämlichen Tage für das oben näher 
beſchriebene Gebiet zwiſchen der Queich 
und der Lauter. In dieſem Gebiete unter⸗ 
ſtehen alſo auch die Wälder unter 20 rheiniſchen 
Morgen der Forſtpolizei. 

b) die Verordnung der K. K. öſterreichiſchen 
und K. bayeriſchen Landesadminiſtrationskom⸗ 
miſſion vom 15. Dezember 1814 in Verbindung 
mit Art. 63 und 64 der Forſtſtrafverordnung vom 
30. Juli 1814 für das ganze übrige Gebiet 


der Pfalz. 


1) Eine rheiniſche Quadratrute iſt gleich 23,81 qm. 
Bei dieſer Gelegenheit mögen auch zwei auf den hier 
beſprochenen Gegenſtand bezügliche Berichtigungen des 
im Texte zitierten Forſthandbuches von Ritzmann Platz 
finden: Auf S. 334 ſoll es in der 17. Zeile von 
unten ſtatt 8,52 qm heißen 23,81 qm und in der 
11. Zeile von unten ſtatt 5 Frs. 3 Frs. 

Der Verfaſſer. 
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Die Wirkungen der Abtretung, Verpfändung und der auf die der Beſchlagnahme vorangehende Zeit 


Pfändung einer Niet oder Pachtzinsforderung Sit 2 be Gren e ch gen 85 f die ger 


Satz 1 BGB. die Grenze gezogen, daß die For⸗ 
bei der Zwangsverſteigerung und der Zwangs- derung mit dem Ablauf eines Jahres nach dem 
verwaltung des Grundſtücks. Eintritte ihrer Fälligkeit von der Haftung für die 
Hypothek frei wird, wenn nicht vorher die Beſchlag⸗ 
Von Oberlandesgerichtsrat Kretzſchmar in Dresden. 
(Schluß.) 


nahme zugunſten des Hypothekengläubigers erfolgt 
IV. 


iſt. War alſo bei der Beſchlagnahme des Grund⸗ 
ſtücks, die am 2. an nn erfolgte, der am 
Iſt das vermietete oder verpachtete Grundſtück =. 1 10 5 Mc 
mit einer Hypothek (Grundihuld, Rentenſchuld) Dezember 1906 rückſtändig, ſo iſt der Ende 
belaſtet, ſo erſtreckt ſich das Recht auf die 1192 Dezember 1905 fällig geweſene Mietzins auf das 
oder Pachtzinsforderung ($ 1123 SD 1 nn 0 vierte Kalendervierteljahr 1905 von der Haſtung 
1199 BGB.). Das bedeutet, daß der Grund: frei; dieſen Mietzins kann der Hypothekengläubiger 
pfandgläubiger die Miet⸗ oder Pachtzinsforderung nur in Anſpruch nehmen, wenn er zugleich perſön⸗ 
zu ſeiner Befriedigung heranziehen kann. Die Ber licher Gläubiger des Eigentümers iſt und gegen 
friedigung des Hypothekengläubigers aus dem dieſen auch wegen der perſönlichen Schuld einen 
Grundſtück und den mithaftenden Gegenftänden vollſtreckbaren Titel erwirkt hat. 
erfolgt nach 5 1147 SB im Wege der Zwang: Alnderſeits zieht der Sat 2 daſelbſt im 
vollſtreckung, wobei dem Gläubiger in Anſehung Intereſſe des Hypothekengläubigers Schranken gegen 
der Miet⸗ und Pachtzinsforderungen neben der die Ausbedingung der Vorauszahlung des Miet⸗ 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, oder Pachtzinſes auf zu lange Zeiträume. Sf 
0 15 5 © obltarsalſtrecung 8 der Miet⸗ oder Pachtzins im voraus zu entrichten, 
Verfügung steht, fo lange nicht die Beſchlagnahme ſo erſtreckt ſich die Befreiung nicht auf den Zins 
der Forderung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen erfolgt iſt ($ 865 


für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Be⸗ 
ſchlagnahme laufende und das folgende Kalender⸗ 

Abſ. 2 ZPO.). Die Pfändung der Forderung 

bewirkt ihre Beſchlagnahme für den Gläubiger. 


vierteljahr. War z. B. einjährige Vorausbezahlung 
u. auf u 339 2. Januar nn Er 
ietzins auf das Jahr 1907 von dem Abmieter 
Bei der Zwangsvollſtreckung in das Grund⸗ an den Vermieter gezahlt worden, ſo würde, wenn 
ſtück ſelbſt. die durch Zwangsverſteigerung und am 1. Februar 1907 die Beſchlagnahme erfolgte, 
Zwangsverwaltung geſchieht, gilt der Anordnungs⸗ der Mieter den Mietzins, der auf die Zeit vom 
beſchluß als Beſchlagnahme des Grundſtücks, und 1. Juli an entfällt, nochmals zahlen müſſen. 
die Beſchlagnahme umfaßt grundſätzlich auch die Im übrigen trägt das Geſetz den wirtſchaft⸗ 
Gegenſtände, auf die ſich die Hypothek erſtreckt. lichen Bedürfniſſen des Eigentümers auch hier nach 
Jedoch gilt dies nicht ausnahmslos; eine Aus: der Richtung Rechnung. daß er ihm in § 1124 
nahme macht unter anderem die Miet⸗ und Pacht- die Einziehung des Zinſes ſowie eine ſonſtige Ver: 
zinsforderung, die nur von der Verwaltungs⸗ fügung darüber mit Wirkſamkeit gegenüber der 
beſchlagnahme, nicht aber von der e ſpäteren Beſchlagnahme für einen Hppotheken⸗ 
beſchlagnahme umfaßt wird (88 20, 21 Abſ. 2, gläubiger in demſelben Umfange geſtattet, wie es 
148 Abſ. 1 ZwVG.). Die Beſchlagnahme der nach § 573 Satz 1 gegenüber einem Erwerber 
Forderung tritt an ſich gleichzeitig mit derjenigen des Grundſtücks geſchieht. Der maßgebende Zeit: 
des Grundſtücks in Kraft; nur dem Dritt⸗ punkt iſt hier die Zeit der Beſchlagnahme des 
ſchuldner gegenüber wird ſie erſt mit dem | Zinses ſo daß alfo die Verfügung dem Hypotheken⸗ 
Zeitpunkte wirkſam, in welchem fie ihm bekannt gläubiger gegenüber unwirkſam iſt, foweit ſie ſich 


oder das auf Antrag des Gläubigers oder des auf den Miet- oder Pachtzins für eine ſpätere 
Verwalters zu erlaſſende Zahlungsverbot zugeſtellt Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende 
wird (55 22, 151 Abſ. 3 Zw G.). und das folgende Kalendervierteljahr bezieht. Be— 

Den Miet⸗ und Pachtvertrag muß, wenn das ſteht die Verfügung in der Uebertragung der For— 
Grundſtück dem Mieter oder Pächter vor der Be- derung auf einen Dritten (Abtretung, Ueberweiſung 
ſchlagnahme überlaſſen war, der Verwalter gegen |, an Zahlungsſtatt bei der Pfändung), ſo erliſcht 
ſich gelten laſſen, wie auch das Recht des Pächters die Haftung der Forderung; erlangt ein Dritter 
auf den Fruchtgenuß von der Beſchlagnahme nicht | ein Recht an der Forderung (insbejondere durch 
berührt wird ($ 21 Abſ. 3, 8 152 Abſ. 2 Zw WG.); Verpfändung, Pfändung oder Arreſtvollziehung), 
dafür gehören die noch ausſtehenden Miet: und ſo geht das Recht der Hypothek im Range vor, 
Pachtzinsforderungen zu den vom Verwalter zu das heißt der Beſchlagnahmegläubiger muß das 
ziehenden Nutzungen und find alſo an den Ver- an der Forderung begründete Recht gegen ſich 
walter zu zahlen. Dies gilt auch von dem Zinſe, gelten laſſen, ſo daß bei einer Pfändung der 
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Forderung, ſofern der Pfändungsgläubiger nicht der Billigkeit, wie denn die in § 57 Satz 1 feſt⸗ 
etwa anderweitige Befriedigung erlangt und ſein geſetzte Wirkſamkeit von Verfügungen über Zins⸗ 
Pfandrecht dadurch erliſcht. der Zwangsverwalter forderungen auch gegenüber dem Erſteher des 
zur Einziehung der Zinsforderung nur inſoweit Grundſtücks als zu weitgehend erſcheint. Denn 
legitimiert iſt, als dieſe die Forderung des nicht nur, daß dadurch der Wert der in $ 1123 
Pfändungsgläubigers überſteigt. Dabei iſt bes Abſ. 1 BGB. beſtimmten Erſtreckung der Hypothek 
ſtimmt, daß es der Uebertragung der Forderung auf die Zinsforderungen erheblich in Frage ge⸗ 
auf einen Dritten gleichſteht, wenn das Grund⸗ ſtellt wird, iſt den berechtigten Intereſſen des 
ſtück ohne Forderung veräußert wird. Eigentümers gegenüber einer Zwangsvollſtreckung 
Soweit der Einziehung des Miet- und Pacht⸗ in das Grundſtück bereits durch die für die 
zinſes dem Hypothekengläubiger gegenüber die Zwangsverwaltung geltenden Vorſchriften der 
Wirkſamkeit abgeht, iſt nach 8 1125 auch das SS 1123, 1124 da. genügt; für den Fall der 
Recht des Mieters oder Pächters ausgeſchloſſen, Zwangsverſteigerung des Grundſtücks den Erſteher 
mit einer ihm gegen den Vermieter oder Ver: im weſentlichen dem freihaͤndigen Erwerber gleich⸗ 
pächter zuſtehenden Forderung dem Beſchlagnahme⸗ zuſtellen, war um deswillen nicht notwendig, weil 
gläubiger gegenüber aufzurechnen. bereits zwiſchen der Beſchlagnahme des Grund: 
v ſtücks und dem Verſteigerungstermin ein geraumer 


Zeitraum liegt, der dem Eigentümer in dieſer Be⸗ 

Die Vorſchriften der SS 1123 ff. BGB. einer⸗ ziehung zugute kommt. Den Schaden von der 
ſeits und diejenigen der SS 573 daſ. ſowie des geſetzlichen Regelung haben die Hppothekengläu⸗ 
8 57 Zw. anderſeits gehen ſelbſtändig neben biger, da der Erſteher mit Rückſicht auf das ſtets 
einander her, ſo daß ſie beim Zuſammentreffen 


| 
| 
| 
mögliche Vorliegen von Verfügungen über den 
von Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung Zins, die er gegen ſich gelten laſſen muß, für 
je die in ihnen beſtimmten Wirkungen ausüben. das Grundftüd entſprechend weniger bieten wird; 
Wenn alſo in Anſehung eines vermieteten oder [denn wenn der Erſteher an ſich auch wegen des 
verpachteten Grundſtückes am 1. März 1907 die ihm auf Grund des § 57 Satz 1 Zw. ent: 
Zwangsverwaltung eingeleitet wurde, die gleich: | gehenden Zinſes von dem Eigentümer des ver- 
zeitig eingeleitete Zwangsverſteigerung des Grund⸗ ſteigerten Grundſtückes Erſatz verlangen kann, ſo 
ſtückes aber am 10. Juli zum Zuſchlage führt wird doch auf die Durchführung des bezüglichen 
und vor der Einleitung der Zwangsverwaltung Anſpruchs in ſolchen Fällen nur ganz ausnahms⸗ 
ſich auf künftige Mietzinſen erſtreckende Pfän⸗ | weile zu rechnen ſein und jeder vorſichtige 
dungen ergangen find, jo haben die Pfändungs- Bieter deshalb bei der Entſchließung darüber, wie 
gläubiger die Mietzinſen bis zum 30. Juni zu hoch er beim Bieten gehen ſoll, den Betrag des 
beanſpruchen, während den Pfändungen eine ihm möglicherweiſe entgehenden Zinſes berück⸗ 
weitere Wirkſamkeit gegenüber der Verwaltungs- ſichtigen. 
beſchlagnahme gemäß dem § 1124 Abſ. 2 BGB. Ich habe daher in meiner Darſtellung des 
abgeht. Vom Tage des Zuſchlags an aber als ZwVG. S. 16 die Meinung vertreten zu ſollen 
demjenigen Zeitpunkte, wo nach 8 571 Ab}. 1 BGB. geglaubt, daß wenigſtens dann, wenn die Zwangs⸗ 
der Erſteher anſtelle des Erwerbers in die ſich aus verfteigerung und die Zwangsverwaltung von dem— 
dem Mietverhältnis ergebenden Rechte und Ver- ſelben Gläubiger betrieben werden und die Ber: 
pflichtungen eintritt, gebühren die Mietzinſen wieder [waltung bis zum Zuſchlage fortdauert, der maß: 
den Pfändungsgläubigern, und zwar bis zum gebende Zeitpunkt für die Wirkung von Verfügungen 
31. Dezember 1907 (§ 573 BGB. in Vbdg. mit des Eigentümers über Zinsforderungen auch gegen: 
$ 57 Satz 1 ZwWGG.); der Zwangsverwalter hat über dem Erſteher die Verwaltungsbeſchlagnahme 
deshalb auch bei Vermeidung eigener Haftung und nicht der Zuſchlag des Grundſtückes und die 
darauf zu achten, daß der von ihm vereinnahmte ſich damit vollziehende Eigentumsübertragung ſein 
Mietzins, ſoweit er auf die Zeit nach dem Zu: müſſe. So auch, mir beipflichtend, Peiſer Z3Pr. 
ſchlag entfällt, für den Erſteher bezw. die Pfän⸗ 35, 270 ff. Dieſe Anſicht dürfte jedoch (leider!) 
dungsgläubiger verbleibt und nicht etwa zur Be- nicht haltbar ſein, weil die Zwangaverſteigerung 
ſtreitung von Ausgaben verwendet wird oder zur | und die Zwangsverwaltung, worauf Jaeckel, 
Verteilung gelangt. 2. Aufl., Anm. 4 zu § 57 im Anſchluß an von 
Was von der Pfändung gilt, das gilt ſelbſt- | der Pfordten, Anm. 6 und OLG. Hamburg in 
verſtändlich auch von rechtsgeſchäftlichen Ver- Ripr. 8, 6 hinweiſt, ſelbſtändige Vollſtreckungs— 
fügungen und ſo insbeſondere von der Abtretung arten ſind, die ſich auch in Anſehung des Um— 
und der Verpfändung, ſofern ſie ſich auf die fangs der Beſchlagnahme unterſcheiden, und der 
künftigen Mietzinſen erſtrecken. Daß jo Pfändungen Erſteher ſich nach $ 55 ZwVG. nur auf die Ver: 
und rechtsgeſchäftliche Verfügungen, nachdem ihre ſteigerungsbeſchlagnahme berufen kann, welche die 
Wirkſamkeit bereits erloſchen war, für eine ſpätere] Miet- und Pachtzinsforderungen eben nicht mit 
Zeit wieder zur Geltung gelangen können, ent- umfaßt. 
ſpricht weder der natürlichen Anſchauungsweiſe noch Nichtsdeſtoweniger iſt es nicht ohne Bedeutung, 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 9. in Bayern. 1907. Nr. 9. 


gleichzeitig mit der Zwangsverſteigerung auch die 
Zwangsverwaltung des Grundſtücks zu betreiben, 
weil durch die Verwaltungsbeſchlagnahme wenigſtens 
fernere Pfändungen (RG. 59, 88) und nach § 148 
Abſ. 2 Zw VG. wohl auch rechtsgeſchäftliche Ver⸗ 
fügungen des Eigentümers unmöglich gemacht 
werden, während die bloße Verſteigerungsbeſchlag⸗ 
nahme weitere Verfügungen nicht hindert, ſo daß 
trotz der Beſchlagnahme bis zum Zuſchlage Ver⸗ 
fügungen jeder Art über den Zins mit der in 
§ 57 Satz 1 ZwVG. gegenüber dem Erſteher be⸗ 
ſtimmten Wirkung getroffen werden können. 


VI. 


Mit Rückſicht auf die Bedenken, die ſich gegen 
die Zweckmäßigkeit der in 8 57 Satz 1 ZwVG. 
beſtimmten Wirkung von Vorausverfügungen des 
Eigentümers über Miet⸗ und Pachtzinsforderungen 
gegenüber dem Erſteher des Grundſtücks erheben 
laſſen, möchte es auf den erſten Blick durchaus 
wünſchenswert erſcheinen, wenn man der eingangs 
wiedergegebenen Entſcheidung des OLG. München 
beipflichten und annehmen könnte, daß der Er⸗ 
ſteher und der Mieter oder Pächter durch den 
Abſchluß eines neuen Vertrags der Pfändung der 
Zinsforderung die Wirkſamkeit entziehen könnten. 


Bei näherem Zuſehen ergibt ſich jedoch nach 


anderen Richtungen die Untunlichkeit der An⸗ 
nahme. 

Vor allem nämlich iſt die zu entſcheidende 
Frage auf eine breitere Grundlage zu ſtellen. 
Kann der Erſteher mit dem Mieter (Pächter) 
einen neuen Vertrag mit der Wirkung ſchließen, 
daß die Pfändung der Zinsforderung hinfällig 
wird, ſo können dies auch der Zwangsverwalter 
und der Mieter. Ebenſo aber würde es nicht 
bloß gegenüber einer Pfändung ſondern auch 
gegenüber einer Verpfändung ſowie einer Ab: 
tretung der Forderung zu gelten haben. Daß 
die Frage bezüglich der Verpfändung in gleicher 
Weiſe zu beantworten iſt, bedarf keiner befonderen 
Ausführung; für die Abtretung ergibt es ſich 
daraus, daß auch der Zeſſionar nicht in das 
Mietverhältnis (Pachtverhältnis) als ſolches ein⸗ 
tritt, ſondern daß trotz der Abtretung der Eigen⸗ 
tümer Vermieter oder Verpächter bleibt. Sodann 
würde aber das gleiche auch bei einer freihändigen 
Veräußerung des Grundſtücks gelten müſſen; denn 
auch hier ſteht dem Mieter in Anſehung des 
Mietverhältniſſes nunmehr als der andere Teil 
der neue Eigentümer gegenüber, ſo daß ſie das 
Mietverhältnis, auf dem die abgetretene, ver: 
pfändete oder gepfändete Forderung beruht, durch 
ein neues erſetzen können. Schon wenn man ſich 
dieſe Tragweite einer bejahenden Beantwortung 
der Frage vor Augen hält, müſſen ſich Zweifel 
an der Richtigkeit der getroffenen Entſcheidung 
aufdrängen. Die geſetzlichen Vorſchriften führen 
denn nach meinem Dafürhalten auch zu dem ent— 
gegengeſetzten Ergebniſſe. 


Zutreffend iſt allerdings, daß der Mieter und 
der Erſteher als die Parteien das zwiſchen ihnen 
beſtehende Mietverhältnis aufheben können; ſie 
können dies aber gegenüber einer Abtretung, Ver⸗ 
pfändung oder Pfändung der Zinsforderung nur 
mit Wirkung unter ſich tun, die durch das Miet⸗ 
verhältnis begründete Forderung bleibt durch den 
aufhebenden Vertrag auch für die Zukunft 
unberührt, ſoweit die Abtretung, die 
Verpfändung und die Pfändung reichen. 
Für die Abtretung folgt dies daraus, daß die 
Forderung durch die Abtretung auf den neuen 
Gläubiger übergeht und deshalb nach dem in 
§ 407 BGB. bezeichneten Zeitpunkte nicht mehr 
durch ein Rechtsgeſchäft zwiſchen dem Mieter und 
dem Grundſtückseigentümer aufgehoben werden 
kann. Bei der Verpfändung aber ergibt es ſich 
aus der Vorſchrift des $ 1276 Abſ. 1 Satz 1 BGB., 
daß ein verpfändete® Recht durch Rechtsgeſchäft 
nur mit Zuſtimmung des Pfandgläubigers auf⸗ 
gehoben werden kann; für die Pfändung endlich 
folgt es aus 8 804 Abſ. 1 ZPO., wonach das 
Pfändungspfandrecht dem durch Rechtsgeſchäft be⸗ 
ſtellten Pfandrechte gleichſteht. 

Iſt dies richtig, ſo bleibt die Wirkſamkeit einer 
Abtretung, Verpfändung oder Pfändung der Zins⸗ 
forderung durch die zwiſchen dem Mieter und dem 
Erſteher des Grundſtückes vereinbarte Aufhebung 
des Miet⸗ oder Pachtverhältniſſes unter allen Um⸗ 
ſtänden unberührt. Insbeſondere iſt es ohne Be⸗ 
deutung, ob das Abſehen der Beteiligten lediglich 
auf die Außerkraftſetzung der Pfändung uſw. ge: 
richtet geweſen iſt oder ob ſich aus der Verein⸗ 
barung neuer Bedingungen darauf ſchließen läßt, 
daß die Beteiligten auch ein ſonſtiges Intereſſe 
an der Aufhebung des bisherigen Vertrages hatten. 

Die berechtigten Intereſſen des Mieters er⸗ 
fordern nur einen Schutz dagegen, daß der Mieter 
durch die Abtretung (Verpfändung, Pfändung) 
nicht die Einwendungen verliert, die ihm zufolge 
der Gegenſeitigkeit des Vertrags aus der nicht ge: 
hörigen Erfüllung gegen die Zinsforderung er: 
wachſen können. Dieſen Schutz gewährt dem 
Mieter der §S 404 BGB.; denn danach kann der 
Schuldner einem neuen Gläubiger (und ſo nach 
§ 1275 auch einem Pfandgläubiger) gegenüber 
alle Einwendungen geltend machen, die ihren 
Grund in dem Inhalte des Schuldverhältniſſes 
haben, mögen auch die den Einwand begründen— 
den Tatſachen erſt nach der Abtretung (Verpfän⸗ 
dung, Pfändung) eingetreten ſein. Insbeſondere 
gehören hierher die Fälle, wo der Gläubiger bei 
einem gegenſeitigen Vertrag in Erfüllungsverzug 
kommt, vgl. P. 1 388. Sit ſo z. B. der Mieter 
nach §§ 537, 542 BGB. berechtigt, das Miet: 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigunggsfriſt 
zu kündigen, ſo kann er das auch tun, wenn die 
Zinsforderung abgetreten, verpfändet oder gepfändet 
war; hier wirkt die Löſung des Vertrags auch 
gegenüber dem Zeſſionar oder Pfandgläubiger. 
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Es verhält ſich dabei ebenſo, wie wenn der Mieter 
(oder Vermieter) bereits vor der Abtretung (Ver⸗ 
pfändung, Pfändung) gekündigt hatte und das 
Mietverhältnis deshalb alsbald nach der Abtretung 
endigt. Und iſt der Mieter wegen der Mangel der 
Wohnung zu Abzügen berechtigt, ſo muß ſie auch 
der Zeſſionar und Pfandgläubiger gegen ſich 
gelten laſſen. 

Ingleichen wird auch das Kündigungsrecht 
des Vermieters durch eine Abtretung (Verpfaͤndung, 
Pfändung) der Zinsforderung nicht unterbunden; 
zum mindeſten muß dies für die Fälle gelten, 
wo das Geſetz dem Vermieter die Kündigung ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt geſtattet (vgl. die 
88 553, 554); auch hierdurch kann dem Zeſſionar 
oder Pfandgläubiger mit Rückſicht auf die Vor⸗ 
ſchrift des § 555 ein Teil der Zinsforderung ent⸗ 
zogen werden. Die vorzeitige vertragsmäßige 
Aufhebung des Mietsverhältniſſes dagegen, die 
ohne einen geſetzlichen Grund erfolgt, läßt, meine 
ich, die Pflicht zur Zahlung der Mietzinsforderung 
gegenüber einem Zeffionar oder Pfandgläubiger 
unberührt. 


Erbſchafts⸗Ausſchlagung. 
Von Amtsrichter Dr. Keßler in München. 


A. 


Nach wiederholt gemachter Wahrnehmung be⸗ 
ſteht bei bayeriſchen Nachlaßgerichten die Uebung, 
die Wirkſamkeit einer Erbſchaftsausſchlagung, die 
zu Protokoll eines vom Nachlaßgericht um Ver⸗ 
nehmung von Beteiligten erſuchten Gerichts erklärt 
wird, nach dem Zeitpunkt der Abgabe der Er: 
klärung vor dieſem Gericht, nicht aber nach dem 
Zeitpunkt des Einlaufs der Protokollarerklärung 
beim Nachlaßgericht zu beurteilen. Dieſe Uebung 
dürfte falſch ſein. 

Nach § 1945 Abſ. 1 BGB. erfolgt die Erb⸗ 
ſchaftsausſchlagung durch Erklärung gegenüber dem 
Nachlaßgericht. Als Nachlaßgerichte ſind ſachlich 
die Amtsgerichte zuſtändig!) (I 72 GG.). Die 
örtliche Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts wird 
durch §S 73 FGG. beſtimmt. Die örtliche Zu: 
ſtändigkeit iſt gerade hinſichtlich der Erbſchafts— 
ausſchlagung ausſchließlich. Das Amtsgericht, das 
im einzelnen Falle nach $ 73 FGG. örtlich zu— 
ſtändig iſt, iſt „das“ Nachlaßgericht im Sinne 
des § 1945 BGB. Nur ihm gegenüber kann 
die Ausſchlagungserklärung wirkſam abgegeben 
werden; die einem anderen, örtlich unzuſtändigen 
„Nachlaßgericht“ gegenüber abgegebene Erklärung 
iſt unwirkſam (Planck, Komm. z. BGB., 3. Aufl. 
Bd. V S. 55). Die Ausſchlagungserklärung iſt 


eine empfangsbedürftige Willenserklärung. Sie iſt 


dem ſoeben beſtimmten Nachlaßgericht gegenüber 
abgegeben, wenn ſie entweder zu Protokoll dieſes 


') Der Vorbehalt des Art. 147 Ec. z. BGB. bleibt 
hier außer Betracht. 
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Gerichts ſelbſt erklärt wird oder andernfalls ihm 
„zugeht“ ($ 130 BGB.). Hier wird nur der 
letztere Fall weiter behandelt. Die Ausſchlagungs⸗ 
erklärung geht aber dem Nachlaßgericht zu, wenn 
das die Erklärung enthaltende Schriftſtück in ſeinen 
Einlauf kommt. In dieſem Augenblick erſt iſt 
alſo die Ausſchlagung dem Nachlaßgericht gegen⸗ 
über erklärt. Macht hiervon das die Ausſchlagungs⸗ 
erklärung enthaltende Protokoll des vom Nachlaß⸗ 
gericht um Vernehmung eines Beteiligten erſuchten 
Amtsgerichts eine Ausnahme? 

Die erwähnte Uebung behauptet dies mit der 
Begründung, durch das Erſuchen ſeitens des im 
konkreten Falle zuſtändigen Nachlaßgerichts werde 
das erſuchte Gericht im Wege der Rechtshilfe an 
die Stelle des erſteren geſetzt. Nun ſagt aller⸗ 
dings das OLG. München in einer Entſcheidung 
vom 21. Januar 1901 (abgedruckt in der Samml. 
d. Entſch. d. ObLG. Bd. II S. 885 ff.): „Dem 
Weſen und Zwecke der Rechtshilfe entſpricht es, 
daß die von oder vor dem erſuchten Richter vor⸗ 
genommene Handlung ſo bewertet werde, wie 
wenn ſie von oder vor dem erſuchenden vorge⸗ 
genommen worden wäre. Denn durch das Mittel 


der Rechtshilfe ſoll es ja ermöglicht werden, daß 


die Tätigkeit des ordentlichen Richters, welche in 
einen fremden Gerichtsbezirk übergreifen müßte, 
durch jene des erſuchten Gerichts erſetzt werde“. 
Dieſen Satz ſpricht das Oberlandesgericht aus bei 
der Prüfung der Frage, ob das erſuchte Gericht 
eine Ausſchlagungserklärung beurkunden kann. 
Wenn es dabei zu dem Schluſſe kommt, daß das 
erſuchte Gericht zur „Entgegennahme und Be— 
urkundung“ der Ausſchlagungserklärung zuſtändig 
iſt, ſo ſcheint damit auch die oben als unrichtig 
bezeichnete Uebung gerechtfertigt zu ſein. Aber 
es iſt zu unterſcheiden zwiſchen der Be 
urkundung der Ausſchlagungserklärung 
und deren „Zugehen“ beim Nachlaß— 
gericht. Wenn auch das Weſen der Rechtshilfe 
in dem angeführten Satz richtig umſchrieben ſein 
mag, ſo iſt doch zu betonen, daß ihr Gegenſtand 
immer nur eine Handlung, ein Tätigwerden des 
Gerichts ſein kann; das bloße „Zugehen“ der 
Ausſchlagungserklärung, mit dem dieſe erſt ab: 
gegeben iſt, iſt aber ein ſolches Tätigwerden nicht. 
Das Nachlaßgericht hat dabei lediglich die 
Rolle des Adreſſaten. Dieſe Rolle bedingt 
aber keine eigene Tätigkeit des Nachlaßgerichts 
und ſie bedingt vor allem keine Tätigkeit, „welche 
in einen fremden Gerichtsbezirk übergreifen müßte“. 
Denn nur dem Nachlaßgericht gegenüber iſt ja 
die Ausſchlagung zu erklären. Schon deshalb 


kann das Empfangen der Ausſchlagungserklaͤ— 


rung kein Gegenſtand der Rechtshilfe ſein; das 
Nachlaßgericht kann ſich nicht im Wege der Rechts— 
hilfe gewiſſermaßen einen Empfangsbevoll mächtigten 
beſtellen. Sodann kann Rechtshilfe auf Erſuchen 
eines gleichgeordneten Gerichts — und das Nach— 


laßgericht iſt dem erſuchten Gericht gleichgeordnet 
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— nur geleiſtet werden mittels einer Handlung, 
zu deren Vornahme der erſuchte Richter örtlich 
zuſtändig iſt. Dies ergibt ſich unzweideutig aus 
§ 2 FGG. in Verbindung mit $ 159 Abf. 2 
GVG. Zum Empfang der Ausſchlagungs⸗ 
erklärung iſt aber, wie geſagt, das Nachlaßgericht 
ausſchließlich örtlich zuſtändig und damit jedes 
andere Gericht, auch das erſuchte, unzuſtändig. 
Auch aus dieſem Grund kann der Empfang der 
Ausſchlagungserklärung nicht Gegenſtand der Rechts⸗ 
hilfe ſein. Wenn das OLG. München aber ſagt, 
das erſuchte Gericht ſei zuſtändig zur „Entgegen⸗ 
nahme“ der Ausſchlagungserklärung, ſo kann dabei 
nur an die Annahme der mündlichen Aus⸗ 
ſchlagungserklärung zum Zweck ihrer Beurkundung 
gedacht ſein; es ſollte damit wohl nicht geſagt 
werden, daß das erſuchte Gericht Adreſſat der 
Ausſchlagungserklärung an Stelle des Nachlaß⸗ 
gerichts ſein könne. Denn dieſe Frage war nicht 
aufgeworfen, ſollte deshalb auch nicht beantwortet 
werden. Kann aber das erſuchte Gericht im Wege 
der Rechtshilfe nicht Adreſſat der Ausſchlagungs⸗ 
erklärung an Stelle des Nachlaßgerichtes werden, 
ſo läßt ſich auch die bekämpfte Uebung nicht aus 
dem Weſen und Zweck der Rechtshilfe begründen. 

Sie läßt ſich auch nicht durch Hinweis auf 
57366. halten. Denn 8 7 betrifft nur Hand⸗ 
lungen des Gerichts, nicht aber Handlungen 
Privater, die einem beſtimmten, örtlich zuſtändigen 
Gericht gegenüber vorzunehmen ſind. Durch die 
gerichtliche Beurkundung einer Ausſchlagungs⸗ 
erklärung wird aber letztere nicht zu einer „ge⸗ 
richtlichen Handlung“, ſondern bleibt, was ſie iſt, 
eine Parteierklärung. 

Haltbar wäre die erwähnte Uebung dann, 
wenn es hinſichtlich der Erbſchaftsausſchlagung eine 
„Abgabe aus wichtigen Gründen“ und damit eine 
Uebertragung der örtlichen Zuſtändigkeit gäbe. 
Eine ſolche Abgabe kennt $ 46 FGG. für Vor⸗ 
mundſchaften, Pflegſchaften und ſonſtige Ver— 
richtungen des Vormundſchaftsgerichts. Für Nach— 
laßſachen enthält das FGG. keine dem $ 46 ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung, mit Ausnahme eines 
einzigen Falles: § 75 Satz 2 letzter Halbſatz über⸗ 
trägt die Regel des § 46 ausdrücklich auf die 
Nachlaßpflegſchaft; offenſichtlich nur deshalb, weil 
die Nachlaßpflegſchaft eben auch eine Pflegſchaft 
it. Bei allen anderen Verrichtungen des Nach— 
laßgerichts gibt es keine Abgabe an ein anderes 
Gericht aus wichtigen Gründen und damit auch 
keine Uebertragung der örtlichen Zuſtändigkeit. 

Die erwähnte Uebung führt noch Billigkeits— 
gründe für ſich an: es komme oft vor, daß das 
Nachlaßgericht die Akten durch ein Erſuchen an 
mehrere Gerichte gibt, ſo daß ſie erſt ſpät wieder 
zurückkommen, oft erſt nach dem Ablauf der Aus— 
ſchlagungsfriſt. In dieſem Falle ſei es unbillig, 
die ſchon lange vor der Rückkunft der Akten zu 
Protokoll eben dieſer Akten erklärte Ausſchlagung 


find keine Rechtsgründe, zumal in einer formalen 
Frage. Außerdem iſt es Sache der Beteiligten 
und nicht des Nachlaßgerichts, für das rechtzeitige 
Eintreffen der Ausſchlagungserklärung bei dieſem 
zu ſorgen, wie es denn dieſem Gericht überhaupt 
nicht zukommt, Ausſchlagungserklärungen herbei⸗ 
zuführen. 

Selbſtverſtändlich ſchließlich iſt, daß durch die 
bloße Aufnahme des Protokolls des erſuchten Ge⸗ 
richts in die ihm überſandten Akten des Nachlaß⸗ 
gerichts die in jenem Protokoll enthaltene Aus⸗ 
ſchlagungserklärung noch nicht dem Nachlaßgericht 
zugeht. Denn die Akten des Gerichts ſind nicht 
das Gericht ſelbſt. 

Demnach gilt auch für die zu Proto: 
koll des erſuchten Gerichts erklärte Aus⸗ 
ſchlagung die Regel, daß ſie dem Nach— 
laßgericht erſt zugeht, ihm gegenüber 
erſterklärt iſt, wenn das ſie enthaltende 
Protokoll in den Einlauf des Nachlaß— 
gerichts kommt. Die Beurkundung durch 
das erſuchte Gericht hat einzig und allein 
die Bedeutung, daß ſie die Form der 
Ausſchlagungserklärung wahrt. Die Be⸗ 
urkundung der Erklärung kann denn auch ſehr 
wohl im Wege der Rechtshilfe erfolgen, denn ſie 
iſt eine Handlung des Gerichts. 

Die praktiſche Wichtigkeit der hier behandelten 
Frage zeigt ſich in folgendem: 

I. Die Rechtzeitigkeit der Erbſchaftsausſchlagung 
richtet ſich ausſchließlich nach dem Zeitpunkt, in 
dem das die Ausſchlagungserklärung enthaltende 
Protokoll des erſuchten Gerichts in den Einlauf 
des Nachlaßgerichts kommt. Iſt die Ausſchlagungs⸗ 
friſt in dieſem Zeitpunkt ſchon abgelaufen, ſo iſt 
die Ausſchlagung verſpaͤtet und ungültig, mag die 
Friſt auch zur Zeit der Protokollaufnahme noch 
im Lauf geweſen ſein. Die hekämpfte Uebung 
kommt zur entgegengeſetzten Entſcheidung. 

II. Derſelbe Zeitpunkt iſt maßgebend zur Be⸗ 
antwortung der Frage, ob die Ausſchlagung eines 
geſetzlichen Vertreters wirkſam vorgenommen iſt. 
Der geſetzliche Vertreter bedarf, abgeſehen von dem 
aus 8 1643 Abſ. 2 Satz 2 ſich ergebenden Falle, 
zur Ausſchlagung der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung (88 1643 Abſ. 2 Satz 1, 1822 
Ziff. 2 BGB.). Die Ausſchlagung iſt ein ein⸗ 
ſeitiges Rechtsgeſchäft; ſie iſt alſo nur dann gültig, 
wenn bei ihrer Vornahme die erforderliche Ge: 
nehmigung vorliegt (88 1831, 1643 Abſ. 3 BGB.). 


Vorgenommen wird die Ausſchlagung in dem 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


| 


Augenblick, in dem die Ausſchlagungserklärung 
beim Nachlaßgericht einläuft. Erſt in dieſem 
Augenblick braucht die Genehmigung 
vorzuliegen.!) Wird alſo die Genehmigung 
zwar nach der Beurkundung der Ausſchlagungs— 
erklärung durch das erſuchte Gericht, aber vor 


) Vgl. hierzu die Notiz auf S. 408 des 2. Jahr— 


als ungültig zu behandeln. Aber Billigkeitsgründe gangs dieſer Zeitſchrift. 
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ihrem Einlauf beim Nachlaßgericht erteilt, jo iſt 
die Erklärung wirkſam. Die bekämpfte Uebung 
muß folgerichtigerweiſe jede zu Protokoll des er⸗ 
ſuchten Gerichts erklärte Ausſchlagung für unwirk⸗ 
ſam erklären, welcher nicht die erforderliche vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung vorausging. 

III. Nach dem gleichen Geſichtspunkt beant⸗ 
wortet ſich die Frage, ob die öffentlich beglaubigte 
Vollmacht eines gewählten Vertreters, der die 
Ausſchlagung ohne dieſe Vollmacht erklärt hat, 
rechtzeitig nachgebracht iſt ($ 1945 Abſ. 2 BGB.). 
Sie iſt es nur dann, wenn ſie innerhalb der Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt beim Nachlaßgericht einläuft. Die 
Ausſchlagung iſt ſomit unwirkſam, wenn die form⸗ 
gültige Vollmacht zwar dem erſuchten Gericht 
innerhalb der Friſt, nicht aber dem Nachlaßgericht 
nachgebracht wird. Auch hier muß die bekämpfte 
Uebung zum entgegengeſetzten Ergebnis kommen. 

IV. Die zu Protokoll des erſuchten Gerichts 
abgegebene Ausſchlagungserklärung kann bis zu 
ihrem Eintreffen beim Nachlaßgericht widerrufen 
werden ($ 130 Abſ. 3 BGB. in Verbindung mit 
Abſ. 1 Satz 2 desſelben Paragraphen). Bei der 
erwähnten Uebung kann es einen Widerruf natür⸗ 
lich nicht geben. 

Die praktiſche Bedeutung dieſer Fragen wird 
in Bayern noch dadurch erhöht, daß das Nach⸗ 
laßgericht die Erben von Amts wegen zu ermitteln 
hat (Art. 3 des bayer. Geſ. vom 9. Auguſt 1902 
betr. das Nachlaßweſen). Dadurch wird die Ver⸗ 
nehmung Beteiligter durch das erſuchte Gericht 
viel häufiger nötig, als es ſonſt der Fall wäre. 
Dazu hat die Entſcheidung auch des Nachlaß⸗ 
gerichts darüber, ob eine gültige Erbſchaftsaus⸗ 
ſchlagung vorliegt, eine weitgehende Bedeutung. 
Man denke nur an die dem Nachlaßgericht ob: 
liegende Ausſtellung des Erbſcheins mit ſeiner 
hohen Wichtigkeit für den Rechtsverkehr. Je 
wichtiger aber dieſe Entſcheidung iſt, deſto not⸗ 
wendiger iſt es, ſie richtig zu treffen. 


B. 


Es kommt mitunter vor, daß ein bayeriſches 
Amtsgericht, ohne Nachlaßgericht oder von 
dieſem erſucht zu fein, Erbſchaftsaus— 
ſchlagungserklärungen beurkundet. Die ſo zuſtande 
gekommenen Ausſchlagungen dürſten nicht in 
richtiger Form erklärt und deshalb nichtig ſein. 

Die Ausſchlagungserklärung iſt in öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben (§ 1945 Abi. 1 
BGB.). Worin die öffentliche Beglaubigung be— 
ſteht, beſtimmt 3 129 BGB., nämlich in der 
Beglaubigung der Unterſchrift oder des Hand— 
zeichens. Dieſe öffentliche Beglaubigung wird er— 
ſetzt durch „gerichtliche oder notarielle Beurkun— 
dung“ ($ 129 Abſ. 2) und grundſätzlich nur 
dadurch, d. h. die in öffentlich beglaubigter Form 
vorzunehmenden Rechtsgeſchäfte bedürfen, wenn ſie 
nicht in dieſer Form vorgenommen werden, zu 
ihrer Gültigkeit der gerichtlichen oder notariellen 
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Beurkundung. Selbſtverſtändlich kann gerichtliche 
Beurkundung die öffentliche Beglaubigung nur 
dann erſetzen, wenn ſie überhaupt zuläſſig iſt. 
Denn § 129 Abſ. 2 ſpricht in demſelben Sinne 
von „gerichtlicher oder notarieller Beurkundung“ 
wie $ 126 Abſ. 3 und $ 128 BGB. es tun. 
Wie in den Fällen dieſer beiden Vorſchriften kann 
auch bei ihm das Landesrecht beſtimmen, daß zur 
Beurkundung entweder nur die Gerichte oder nur 
die Notare zuftändig find. Es „bedürfen“ näm⸗ 
lich, wie ſchon geſagt, die an ſich in öffentlich 
beglaubigter Form vorzunehmenden „Rechts⸗ 
geichäfte nach den Vorſchriften des BGB. gericht: 
licher oder notarieller Beurkundung“ inſofern, als 
ſie nicht in ihrer eigenen Form erfolgen. Inſofern 
fallen ſie alſo unter den Vorbehalt des Art. 141 
EG. z. BGB. 8 129 Abſ. 2 hat ſomit nicht 
etwa die Bedeutung, daß er die Zuſtändigkeit der 
Gerichte zu der die öffentliche Beglaubigung er: 
ſetzenden Beurkundung ein für allemal begründete. 

Die bayeriſche Geſetzgebung hat von der Er⸗ 
mächtigung des Art. 141 EG. z. BGB. Gebrauch 
gemacht; == von der weiteren des $ 191 Abi. 2 
FGG., demzufolge das Landesrecht die durch $ 167 
Abſ. 2 JGG. begründete Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte zur öffentlichen Beglaubigung einer Unter⸗ 
ſchrift oder eines Handzeichens ausſchließen kann. 
Art. 167 des Bayer. AG. z. BGB. beſtimmt 
nämlich in Ziff. 1 Abſ. 2 letztem Satz: „Die 
Amtsgerichte ſind nicht zuſtändig für die Beur⸗ 
kundungen, die nach den Vorſchriften der Reichs⸗ 
geſetze durch ein Gericht oder einen Notar zu be⸗ 
wirken ſind, ſowie für öffentliche Beglaubigung 
einer Unterſchrift oder eines Handzeichens“. Die 
bayeriſchen Amtsgerichte find alſo ſchlechthin un⸗ 
zuſtändig zur Beglaubigung einer Erbſchafts⸗ 
ausſchlagungserklärung; ſie ſind aber auch grund— 
ſätzlich unzuſtändig zur Beurkundung einer ſolchen 
Erklärung. 

Von dieſer Unzuſtändigkeit zur Beurkundung der 
Ausſchlagungserkärung gibt es indeſſen eine Aus⸗ 
nahme. Durch § 129, insbeſondere Abſ. 2 BGB. 
ſoll nämlich nicht ausgeſchloſſen werden, daß die 
in öffentlich beglaubigter Form einer Behörde 
gegenüber abzugebende Erklärung auch gültig un⸗ 
mittelbar zu Protokoll eben dieſer Behörde ab— 
gegeben, alſo von ihr beurkundet werden kann 
(vgl. Planck, 3. Aufl. Bd. 1 S. 233; gemein⸗ 
ſchaftliche Bek. der bayer. Min. der Juſtiz und 
des Innern vom 18. Januar 1902, JMBl. 1902 
S. 308 ff.). Die Ausſchlagungserklärung iſt nun 
dem Nachlaßgericht gegenüber abzugeben. Deshalb 
kann ſie auch zu Protokoll dieſes Gerichts gültig 
erfolgen, von ihm beurkundet werden. Dieſe ſeine 
Zuſtändigkeit zur Beurkundung — und nur dieſe, 
ſ. oben — kann das Nachlaßgericht im Wege der 
Rechtshilfe auf das von ihm um Beurkundung 
der Erklärung Beteiligter erſuchte Gericht über— 
tragen, da die Beurkundung durch das erſuchte 
Gericht der Beurkundung durch das erſuchende 


Nachlaßgericht rechtlich gleichſteht. Vgl. die oben 
angeführte Entſcheidung des OLG. München. 

In Bayern iſt alſo immer nur das im kon⸗ 
kreten Falle örtlich zuſtändige Nachlaßgericht und 
das von ihm erſuchte Gericht zur Beurkundung 
einer Erbſchaftsausſchlagung ſachlich zuſtändig. Jede 
durch ein anderes bayeriſches Amtsgericht beur⸗ 
kundete Ausſchlagungserklärung entbehrt der vor⸗ 
ae Form und iſt deshalb nichtig ($ 125 

B.) 

Auch hier kann $ 7 JGG. zur Begründung 
der Gültigkeit nicht angeführt werden. Denn er 
handelt nur von der örtlichen Unzuſtändigkeit; 
die hier in Frage ſtehende Unzuſtändigkeit der 
bayeriſchen Amtsgerichte iſt aber, wie erwähnt, die 
ſachliche. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Zur Auslegung der 58 1117, 1163 Abſ. 2 B68. 
Das Reichsgericht nimmt in ſeiner Bd. 63 S. 14 ab⸗ 
gedruckten Entſcheidung vom 2. März 1906 an, im 
Falle der Pfändung einer Eigentümerbriefgrundſchuld, 
welche in Gemäßheit der Vorſchriften der 88 1117, 
1163, 1177 BGB. dadurch entſtanden war, daß der 
Grundſtückseigentümer nach Beſtellung einer Hypothek 
den Brief dem als Gläubiger Eingetragenen nicht 
übergeben hat, könne letzterer dem Pfändungsgläubiger 
gegenüber nicht mit Erfolg geltend machen, der Eigen⸗ 
tümer habe ſich ihm zur Uebergabe des Briefs ver⸗ 
traglich verpflichtet. Dieſe Verbindlichkeit charakteriſiere 
ſich, ſo meint der höchſte Gerichtshof, als eine rein 
perſönliche, berühre nicht unmittelbar das dingliche 
Recht und ſtelle ſich nicht als eine Einſchränkung 
dieſes Rechts dar, fie gehe, wenn der Hppothek— 
beſteller die Grundſchuld veräußere, auf ſeinen Sin⸗ 
gularſukzeſſor nicht über; fein Vertragsbruch recht: 
fertige dem Erwerber gegenüber keinen Einwand. 
Dasſelbe müſſe bei Gleichartigkeit der Rechtslage 
von der Pfändung und Ueberweiſung gelten. 

Ich kann der Auffaſſung und Entſcheidung des 
Reichsgerichts nicht beitreten. Die 8s 1117 und 1163 
Abſ. 2 beſagen, daß die Briefhypothek bei Zurück— 
behaltung des Hypothekenbriefs durch den Grundſtücks— 
eigentümer dieſem nicht unbeſchränkt, ſondern nur 
bis zur Uebergabe des Briefs an den Gläubiger 
zuſteht. Das Recht des Eigentümers iſt mithin ein 
begrenztes im Sinne der 88 158 Abſ. 2, 163 a. a. O.; 

es trägt den Keim der Auflöſung in fich.') Daraus 
folgt, daß jede Verfügung, die er in der Zwiſchenzeit 
über die Hypothek trifft, bei dem Zeitablauf oder 
Eintritt der Bedingung inſoweit der Wirkſamkeit ent- 
behrt, als ſie die von dem Endtermin (Bedingung) 
abhängige Wirkung vereiteln oder erſchweren würde. 
Das gleiche gilt von einer Verfügung, die im Wege 
der Zwangsvollſtreckung zwiſchenzeitlich erfolgt. (SS 161, 


1) Bgl. Bendix in Seufferts Bl. 1902 S. 537. Die 
für die rechtsgeſchäftlichen Bedingungen gegebenen 
Vorſchriften können hier um ſo mehr Anwendung finden, 
als die fraglichen Beſchränkungen der Rechtsſtellung 
des Eigentümers zwar zunächſt unmittelbar auf dem 
Geſetze beruhen, aber auch als durch den Parteiwillen 
geſetzt gelten müſſen. 
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163 daf.). Freilich die Unwirkſamkeit ift nur für den 
Fall des Eintritts der Bedingung oder des Termins 
beſtimmt. Sie ſetzt alſo hier voraus, daß der Brief 
dem Eingetragenen von dem Grundſtückseigentümer 
übergeben iſt. Solche Uebergabe hat nun allerdings 
nicht ſtattgefunden, weil der Pfändungsgläubiger den 
Brief inzwiſchen weggenommen hat. Iſt die Ueber⸗ 
gabe als Bedingung) und nicht bloß als Zeitbeſtim⸗ 
mung geſetzt, ſo verhindert der Grundſtückseigentümer, 
der die Pfändung nicht abwendet, den Eintritt ſchuld⸗ 
haft wider Treu und Glauben; die Bedingung gilt 
deshalb als eingetreten ($ 162 BGB.). Ebenſo wie 
die Partei muß ſich auch der Pfändungsgläubiger 
behandeln laſſen. Er muß wiſſen und weiß es, daß 
der Buchung der Hypothek ein perſönliches Schuld⸗ 
verhältnis zugrunde liegt und daß die Ausantwortung 
des Briefes an den Eingetragenen nach Maßgabe 
dieſes Verhältniſſes zu erfolgen hat, daß alſo das 
Hypothekenrecht des Grundſtückseigentümers von vorn⸗ 
herein nur als ein begrenztes und be⸗ 
ſchränktes beſteht und mit der Uebergabe des 
Briefes an den Eingetragenen ſein Ende erreicht. 

Liegt nur eine Zeitbeſtimmung vor, ſo wird man 
davon ausgehen müſſen, daß das Hypothekenrecht des 
Grundſtückseigentümers in dem Zeitpunkte von ſelbſt 
wegfällt, in dem der Brief nach der Parteiintention 
dem Eingetragenen ausgehändigt werden mußte (S A. 
85 S. 112; RG. Bd. 2 S. 144). 

Auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
kann ſich der Pfändungsgläubiger ohnehin nicht be⸗ 
rufen (RG. 59 S. 315). Die Berufung wäre aber 
auch bei rechtsgeſchäftlichem Erwerbe ausgeſchloſſen, 
weil die Verfügungsbeſchränkung des Grundſtücks⸗ 
eigentümers durch die Eintragung eines anderen 
Gläubigers aus dem Grundbuche erſichtlich und dem 
Erwerber auch durch den Briefinhalt bekannt iſt. 


Juſtizrat Bendix in Breslau. 


Erbrecht zwiſchen eingekindſchafteten Stiefgeſchwiſtern 
nach fränkiſchem Landrecht.) Nach 8 1925 BGB. erben 
die Geſchwiſter nur als Abkömmlinge der Eltern, 
während nach gemeinem Rechte die Stiefgeſchwiſter 
durch die rechten Geſchwiſter vollſtändig ausgeſchloſſen 
waren, beſteht nach dem BGB. neben dem Erbrechte 
der vollbürtigen Geſchwiſter auch ein ſolches der halb⸗ 
bürtigen Geſchwiſter, wobei jedoch die vollbürtigen 
Geſchwiſter vor den halbbürtigen die doppelte An- 
wartſchaft haben; d. h. ſie erben, wenn beide Eltern 
vorverſtorben ſind, von jeder auf die beiden Eltern— 
teile treffenden Hälfte den entſprechenden Stammteil, 
während die halbbürtigen Geſchwiſter nur den ent— 
ſprechenden Anteil von dem auf den einen gemein: 
ſchaftlichen Elternteil treffenden Teil erben. Die 
Frage iſt nun die, ob an dieſem geſetzlichen Erbrechte 
durch die Einkindſchaftung nach fränkiſchem Land— 
rechte etwas geändert wird, ob alſo eingekindſchaftete 
Halbgeſchwiſter bei Beerbung eines Stiefgeſchwiſters 
den vollbürtigen Geſchwiſtern gegenüber gleichſtehen 
oder nicht? 

Die Praris der Nachlaßgerichte in dieſer Richtung 
it feine einheitliche. Sie Steben teils auf dem Stand— 


) Planck S. 587 Anm. 4 zu §S 1176 BGB. nimmt 
Reſolutivbedingung an. 

) Vgl. auch die Mitteilung auf S. 128 dieſes 
Jahrgangs der Zeitſchrift. 
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punkte, daß die Einkindſchaftung keinerlei Einfluß auf 
die erbrechtliche Stellung der eingekindſchafteten Kinder 
gegenüber den Stiefgeſchwiſtern hat, teils auf dem 
anderen Standpunkte, daß durch die Einkindſchaftung 
eine Gleich ſtellung der Kinder aus den verſchiedenen 
Ehen herbeigeführt wird, dieſe alſo gegeneinander ein 
gleichgroßes Erbrecht erwerben. In einer oberft- 
richterlichen Entſcheidung vom 24. Juli 1905 (Bl. f. 
RA. 1905 S. 678) iſt unter Anführung früherer Ent⸗ 
ſcheidungen und verſchiedener Autoren für das Eich: 
ſtätter Recht der Grundſatz ausgeſprochen, daß die 
eingekindſchafteten Kinder nur gegenüber dem Stief- 
parens als leibliche Kinder gelten, nicht aber unter- 
einander als leibliche Geſchwiſter. 

Eine Entſcheidung des OLG. Bamberg vom 
19. Mai 1906 (vgl. II. Jahrgang dieſer Zeitſchrift 
S. 467) beſchäftigt ſich nicht direkt mit der hier an⸗ 
geregten Frage, ſondern mit der Ausgleichungspflicht. 
Allein die dort ausgeführten Rechtsgrundſätze dürften 
auch für die vorliegende Frage von Bedeutung ſein. 
Nach fränkiſchem Landrecht erſtreckt ſich die Einkind⸗ 
ſchaft nur auf die Kontrahenten des Einkindſchafts⸗ 
Vertrags, gewöhnlich alſo nur auf Vater, Mutter 
und unierte Kinder; es können allerdings auch andere 
Aſzendenten beitreten. Auf andere als die Perſonen 
des Einkindſchaftsvertrags übt die Einkindſchaftung 
durchaus keine Wirkung aus. Die Einkindſchaft erzeugt 
deshalb auch keine Geblüts- und Agnationsrechte 
zwiſchen zwei von den Ehegatten zuſammengebrachten 
Kindern (Schelhaß, Würzburger LR. S. 106, 121 ff.). 
Auch ein näheres als das geſetzliche Erbrecht 
wird unter den eingekindſchafteten Geſchwiſtern durch 
die Einkindſchaft nicht begründet (Roth, bayer. ZR., 
II. Aufl. Bd. 1 8 93 a. E. S. 568). Mit dem Tode 
des zuletzt verſterbenden, einkindſchaftenden Elternteiles 
wird das Rechtsverhältnis zwiſchen dieſem und den 
Stiefkindern gelöſt. Erfolgt der Tod nach dem In— 
krafttreten des BGB., To iſt dieſes für die erbrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe maßgebend (vgl. die oben zit. 
Entſch. des OLG. Bamberg). Hiernach beſtehen alſo 
zwiſchen den eingekindſchafteten Stiefgeſchwiſtern keiner 
lei andere als die geſetzlichen Erbrechte. Ihre Gleich— 
ſtellung gegenüber dem Nachlaß eines verſtorbenen 
Geſchwiſters iſt durch die Einkindſchaftung nicht be— 
gründet. Es erben vielmehr in ſolchen Fällen die 
rechten Geſchwiſter doppelt, nämlich in jedem auf 
ihre mit dem verſtorbenen Geſchwiſter gemeinſamen 
Eltern treffenden Anteile, welcher die Eltern treffen 
würde, falls ſie noch am Leben wären: hingegen 
erben die Stiefgeſchwiſter nur an dem Anteile mit, 
welcher auf den ihnen mit ihren eingekindſchafteten 
Stiefgeſchwiſtern gemeinſamen Elternteile treffen 
würde, falls dieſer noch leben würde. 


Rechtsanwalt Dr. J. B. Then in Würzburg. 


Zur Bewertung vollſtreckbarer Ausfertigungen von 
Notariatsurkunden. Der Abſ. 2 des Art. 173 des 
GebG. in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
11. November 1899 hatte bisher gelautet: 

„Für die vollſtreckbare Ausfertigung von Ur— 
kunden über die Beſtellung einer Hypo— 
thek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld 
(S§ 799, 800 der 3) O.) ſowie für andere Aus— 
fertigungen oder beglaubigte Abſchriften beträgt die 
Gebühr 50 Pfennig.“ 


Dieſer Abſ. 2 wurde durch die Novelle zum GebG. 
vom 20. Auguſt 1906 in folgender Weiſe abgeändert: 
„Für die vollſtreckbare Ausfertigung von Ur⸗ 
kunden über einen Anſpruch, für welchen eine 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld be⸗ 
ſteht, ſowie für andere Ausfertigungen oder be⸗ 
glaubigte Abſchriften beträgt die Gebühr 50 Pfennig.“ 
Anlaß zu dieſer Aenderung war die Abſicht, den 
Hypothekenverkehr zu erleichtern, eine Abſicht, die auch 
bereits in verſchiedenen Entſcheidungen des Oberſten 
Landesgerichts zutage getreten war. 

Dieſer Zweck wird zwar durch die neueſte Faſſung 

des Abſ. 2 des Art. 173 des GebG. in dem gewünſchten 
Umfange erreicht; dagegen tritt eine Erſchwerung des 
Hypothekenverkehrs nach einer anderen Richtung ein, 
da gemäß dieſer Vorſchrift die ermäßigte Gebühr von 
50 Pfennigen für Erteilung einer vollſtreckbaren Aus⸗ 
fertigung nur dann gewährt werden kann, wenn es 
ſich um Urkunden über einen Anſpruch handelt, für 
welchen eine Hppothek bereits beſteht. In 
den zahlreichen Fällen dagegen, in welchen eine voll— 
ſtreckbare Ausfertigung von Urkunden über die Be- 
ſtellung einer Hypothek erteilt wird, muß wohl 
nach der allgemeinen Vorſchrift des Abſ. 1 des Art. 173 
des GebG. eine Gebühr von 1 vom Tauſend der Gegen: 
ſtandsſumme zur Erhebung kommen. 
Dieſe Gebühr iſt daher in allen denjenigen Lan⸗ 
desteilen, in welchen das Grundbuch bereits als an= 
gelegt erklärt worden iſt, vom 1. September 1906 an 
— dem Tage des Inkrafttretens der Gebührennovelle 
— zu erheben. 

In denjenigen Landesteilen aber, in denen das 
Grundbuch noch nicht als angelegt erklärt iſt, hat bei 
der gebührenrechtlichen Bewertung von vollſtreckbaren 
Ausfertigungen von Hypothekenurkunden noch 
die Vorſchrift des Art. 132 Abſ. 2 des alten GebG. 


in der Faſſung vom Jahre 1892 maßzugeben, da 


Art. 299 des GebG. n. F. beſtimmt, daß in Anſehung 
der Hypothekenurkunden, welche in der Zeit vor An— 
legung des Grundbuches errichtet werden, die bis— 
herigen Vorſchriften über die Gebühren für voll- 
ſtreckbare Ausfertigungen in Kraft bleiben und Art. 299 
des Geb. durch die Novelle eine Aenderung nicht 
erfahren hat. 

Als Hypothekenurkunden im Sinne dieſer 
Geſetzesſtelle ſind außer den Urkunden, die lediglich 
über die Beſtellung einer Hypothek errichtet 
werden, auch ſolche anzuſehen, in denen eine Hypo— 
thekbeſtellung im Anſchluſſe an die Beurkundung eines 
anderen Rechtsgeſchäftes zur Sicherung der Erfüllung 
der in dieſem verſprochenen Leiſtung erfolgt, und 
denen der hypothekenamtliche Vollzugsvermerk bei— 
gefügt iſt. (Beſchl. des ObL G. vom 6. März 1906, 
Bd. VII S. 126, 129, 132 und vom 20. März 1906, 
Bd. VII S. 164). 

Soweit dagegen die Urkunden lediglich eine Ab— 
änderung beſtehender Hypotheken betreffen, z. B. 
Aenderungen von Zins- und Zahlungsbeſtimmungen, 
ohne daß eine Eintragung dieſer Aenderung im Hy— 
pothekenbuche erfolgt, ſind dieſe Urkunden nicht als 
Hypothekenurkunden zu erachten und ihre vollſtreckbare 
Ausfertigung iſt nach Art. 132 Abſ. I des GebG. in 
der Faſſung vom Jahre 1892, alſo mit 1 vom Tauſend 
der Gegenſtandsſumme zu bewerten. 

Demnach beträgt die Gebühr für die Erteilung 
einer vollſtreckbaren Ausfertigung einer Hypotheken— 
urkunde, worunter zweifellos auch die Urkunde über 


—ů —ñ—ͤ— —— — — 


— — — 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 9. 191 


— . 2 ——̃ ́— —äũùꝑ— . —öƷA6̈ ll II 


die Beſtellung einer Hypothek zu rechnen iſt, 
in denjenigen Landesteilen, in denen das Grundbuch 
noch nicht als angelegt erklärt iſt, nach Art. 132 
Abſ. 2 des Geſetzes über das Gebührenweſen in der 
Faſſung vom Jahre 1892 nur 50 Pfennig. 

Wir haben ſohin in Bayern bezüglich der Be⸗ 
wertung von vollſtreckbaren Ausfertigungen folgenden 
Rechtszuſtand: 

1. Bei Urkunden, in denen eine Hypo⸗ 
thek ü beſtellt wird; iſt 

a) in den Landesteilen, in welchen das Grund⸗ 
buch als angelegt erklärt iſt, die Gebühr mit 1 vom 
Tauſend der Gegenſtandsſumme; 

b) in den Landesteilen, in welchen das Grund⸗ 
buch noch nicht als angelegt erklärt iſt, eine Gebühr 
von 50 Pfennigen zu erheben. 

2. Bei Urkunden über einen Anſpruch, 
für welchen eine Hypothek beſteht, beträgt: 

a) in den Landesteilen, in welchen das Grund⸗ 
buch als angelegt erklärt iſt, die Gebühr 50 Pfennige; 

d) in den Landesteilen, in welchen das Grund⸗ 
buch noch nicht als angelegt erklärt iſt, die Gebühr 
1 vom Tauſend der Gegenſtandsſumme. 

Notariatspraktikant Julius Hilpert in Lauf. 


Zu 8 420 StPO. Kann die Vergleichsbehörde 
dem Privatkläger das Sühneatteſt erteilen, wenn in 
dem Sühnetermin zwiſchen den Parteien ein be⸗ 
dingter Vergleich zuſtande kam, der Privatbeklagte 
aber die übernommene Verpflichtung nicht in der im 
Vergleich beſtimmten Zeit erfüllt hat und wie kann 
ſich der Privatkläger Genugtuung verſchaffen? A. gibt 
ſeinem Rechtsbeiſtande Auftrag, Schritte zu tun, um 
gegen den in demſelben Gemeindebezirk wohnenden 
B. Privatklage und Strafantrag wegen Beleidigung 
ſtellen zu können. Auf das der Vergleichsbehörde zu— 
geleitete Geſuch des Rechtsanwalts wird ein Sühne⸗ 
termin anberaumt, in welchem beide Parteien er— 
ſcheinen. Zwiſchen ihnen kommt folgender Vergleich 
zuſtande. „B. nimmt die beleidigenden Aeußerungen 
unter dem Ausdruck des Bedauerns zurück und ver⸗ 
pflichtet ſich, binnen 8 Tagen eine diesbezügliche 
ſchriftliche Erklärung an A. abzugeben. A. verzichtet 
nach Vollzug dieſes Vergleichs auf Strafantrag und 
Klageſtellung“. Der Sühnetermin war alſo von Er: 
folg begleitet. Allein die dem B. geſteckte Friſt ver⸗ 
läuft, ohne daß ihm einfällt, die Verpflichtung zur 
Abgabe der ſchriftlichen Erklärung einzuhalten. Dem 
A. iſt ſomit ſein Recht auf Privatklage und Straf— 
antrag erhalten. Um ſich Genugtuung zu verſchaffen, 
kann A. zwei Wege einſchlagen, entweder er ſtellt 
Zivilklage gegen B. auf Abgabe der Willenserklärung 
oder — und dies iſt der Weg, den ich für zweckmäßiger 
halte — er ſtellt an die Vergleichsbehörde unter Hin- 
weis auf die bereits vorgenommene Sühne ein Ge— 
ſuch um Anberaumung eines neuen Sühnetermins, in 
welchem er einen Vergleich auf Grund der gemachten 
ſchlimmen Erfahrungen entſchieden ablehnt und dann 
Privatklage erhebt. Was die Zivilklage anlangt, mit 
der Widerruf und Abbitte in Erfüllung des Vergleichs 
begehrt wird, ſo iſt zu prüfen, ob dieſer nicht etwa 
der 8 11 EG. z. StPO. entgegenſteht. Durch dieſe 
Beſtimmung wurde — ganz abgeſehen davon, daß in 
Bayern die gleiche Rechtslage ſchon durch Art. 97 
EG. z. StGB. geſchaffen war — neben der actio in 
juriarum aestimatoria auch die actio recantatoria wie 


überhaupt jede Klage auf Abbitte, Widerruf, Ehren⸗ 
erklärung und dgl. befeitigt (vgl. Hahn, Materialien 
3. StPO., Abt. 1 S. 1172). Auch die Motive z. BGB. 
Bd. II S. 750 ſprechen ſich dahin aus, daß mit einer 
Zivilklage nur Erſatz des durch die Beleidigung ver⸗ 
urſachten Schadens gemäß 88 823, 824, 826 BGB., 
nicht aber Widerruf und Abbitte begehrt werden kann 
(ſ. auch das Urt. des 6. ZS. des RG. vom 9. Januar 
1905 RGE. Bd. 60 Nr. 4 S. 12 bis 20, worin auf 
S. 19 der Klageanſpruch als unſtatthaft erklärt wird, 
inſoweit er den Zweck verfolgt, der Klägerin Genug⸗ 
tuung für die ihr zugefügte Beleidigung zu verſchaffen, 
da hierzu allein der Weg der ſtrafrechtlichen Verfolgung 
des Beklagten offen ſtehe). Allein dieſe Ausführungen 
treffen auf unſern Fall nicht zu, 8 11 EG. z. StPO. 
kann nicht zur Abweiſung der Zivilklage führen; denn 
in dem der Beurteilung des Reichsgerichts unter: 
legenen Streite war ohne weiteres Widerruf und 
Abbitte auf Grund des Tatbeſtandes verlangt, hier 
handelt es ſich aber nicht um die actio recantatoria 
als ſolche, es wird vielmehr nur auf Erfüllung des 
Vergleichs geklagt. Hier iſt zu vergleichen die RGE., 
Bd. 42 S. 60 ff., Urt. d. 4. ZS. vom 24. Oktober 
1898, worin der Grundſatz ausgeſprochen iſt, daß 
zur Erfüllung eines vor dem Sühnebeamten abge⸗ 
ſchloſſenen Vergleichs, inhaltlich deſſen ſich der Ans 
tragsberechtigte dem Täter oder einem Dritten gegen- 
über zur Nichtſtellung oder Zurücknahme des Straf: 
antrags verpflichtet, mit der Zivilklage die Abgabe 
dieſer Willenserklärung begehrt werden kann. Und 
wie die vertragsmäßige Aufhebung des Privatklage⸗ 
rechts nach dieſer Entſcheidung unbedenklich zuläſſig 
iſt, ſo kann auch in Erfüllung eines ſolchen Vergleichs 
ſelbſtverſtändlich nicht nur der Beleidiger auf Nicht⸗ 
ſtellung oder Zurücknahme von Privatklage und 
Strafantrag klagen oder der trotzdem erhobenen Pri⸗ 
vatklage den Einwand des Vergleichs mit Erfolg ent- 
gegenſetzen, ſondern es kann auch der Beleidigte Klage 
auf Abgabe der Ehrenerklärung ſtellen. Die Zwang: 
vollſtreckung erfolgt dann, falls nicht $ 894 ZPO. Platz 
greift, nach 8888 J. c. (vgl. die angezogene Entſcheidung 
Bd. 42 S. 65). Im vorwürfigen Falle hat der Rechts⸗ 
anwalt des Alden zweiten oben vorgeſchlagenen Weg be⸗ 
ſchritten. Der mit der Vornahme des Sühneverſuchs be— 
traute ſtädtiſche Beamte hat jedoch zunächſt erklärt, es be⸗ 
dürfe keiner Anberaumung eines Sühnetermins, er 
ſtelle auch ſo ein Zeugnis über die erfolglos verſuchte 
Sühne aus, mit der Begründang, der Sühneverſuch 
ſei um deswillen erfolglos verlaufen, weil B. ſeine 
übernommene Verpflichtung nicht erfüllt habe. Allein 
mit Unrecht! Schon die logiſche Auslegung des 8 420 
StPO. ſpricht gegen dieſe Auffaſſung. Es heißt dort: 
„Nachdem die Sühne erfolglos verſucht worden iſt“; 
allein da A. und B. in dem Sühnetermin einen be— 
dingten Vergleich geſchloſſen haben, verlief eben der 
Verſuch, im Wege des Vergleichs das Klagerecht des 
A. zu beſeitigen, nicht erfolglos. Was B. nach dem 
erzielten Vergleich tut, darüber hat der Sühnebeamte 
nicht zu befinden; er iſt unter keinen Umſtänden be— 
rechtigt, da im Termine eine Sühne geboten und an— 
genommen wurde, wegen Nichterfüllung des Vergleichs 
nachträglich ein Sühneatteſt auszuſtellen. Des weiteren 
ſteht aber auch die geſetzliche Interpretation mir zur 
Seite; denn die hier maßgebende bayer. Miniſterial— 
bekanntmachung vom 5. Auguſt 1879 (den Vollzug des 
GVG. und des AG. hiezu, hier die Vergleichsbe— 
hörden in Beleidigungsſachen betr.) ſagt in Ziff. 4: 
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„Als erfolglos iſt der Sühneverſuch anzuſehen: a) wenn 
beide Teile erſchienen ſind, eine Verſöhnung zwiſchen 
denſelben aber nicht zuſtande gebracht wurde, d) wenn 
zwar der Kläger im Termine erſchienen, die beklagte 
Partei aber ausgeblieben iſt“, und in Ziff. 5: „Das 
Zeugnis hat ausdrücklich feſtzuſtellen, welche der unter 
Ziff. 4a und b angeführten Vorausſetzungen im ein⸗ 
zelnen gegeben war.“ Die gleichen Erforderniſſe 
ſtellt auch Löwe in feinen Kommentar zur StPO. 
11. Aufl. 1904 S. 868 Anm. 6 zu 8 420 1. c. auf. 
Keinem von ihnen iſt genügt, die Erteilung eines 
Sühneatteſtes alſo unzuläſſig. Der betreffende Be⸗ 
amte hat ſich übrigens nachträglich zu dieſer Auf: 
faſſung bekehrt und unter Anberaumung eines neuen 
Sühnetermins von ſeiner urſprünglich geäußerten 
Abſicht, auf Grund des erſten Sühnetermins das 
Sühneverſuchszeugnis auszuſtellen, Abgang genommen 
Es zeigt der ganze Vorfall aber nur, wie leicht in 
dieſer Frage Zweifel auftauchen können, und daß 
eine nähere Prüfung die Möglichkeit ergibt, die zwei 
vorbezeichneten Wege einzuſchlagen. 


Rechtsanwalt Godron in Kitzingen. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Dorfteftament. Feſtſtellung der Erklärung des Erb: 
laſſers, daß er nichl ſchreiben könne (BG B. SS 2249, 
2242). Am 23. November 1906 hat die Witwe M. R. 
vor dem Gemeindevorſteher ein Teſtament errichtet, 
in welchem ſie die R. H. zu O. als Erbin einſetzte 
und einige Vermächtniſſe anordnete. Zur Aufnahme 
des Protokolls wurde ein gedrucktes Formular benutzt, 
das am Schluſſe in zwei Abſätzen den Vordruck 
für die Feſtſtellung der Belehrung über die zeitlich 
beſchränkte Wirkſamkeit des Teſtaments enthält und 
im letzten Abſatze den Vordruck für die Feſtſtellung, 
daß das Protokoll vorgeleſen, von der Erblaſſerin ge⸗ 
nehmigt und von ihr und den mitwirkenden Perſonen 
eigenhändig unterſchrieben worden ſei. Der oberhalb 
dieſes Vordrucks befindliche, für die letztwilligen An⸗ 
ordnungen beſtimmte Raum wurde durch die Ver⸗ 
fügungen der Erblaſſerin vollſtändig ausgefüllt. Neben 
dem Vordruck und zwar in Höhe des vorletzten Ab— 
ſatzes oberhalb der auf die Vorleſung, Genehmigung 
und Unterzeichnung bezüglichen Worte des letzten Ab— 
ſatzes ſchrieb der Gemeindevorſteher auf den Rand 
folgenden Vermerk: „Es wird hiermit konſtatiert, daß 
die Erblaſſerin des Schreibens nicht mehr mächtig 
iſt.“ In Uebereinſtimmung damit wurde der auf die 
Unterzeichnung bezügliche Vordruck geändert. Nach dem 
Tode der Witwe R. erteilte das Nachlaßgericht, 
nachdem es über den Hergang bei der Teſtaments— 
errichtung Zeugen vernommen hatte, der in dem 
Teſtamente eingeſetzten Erbin einen Erbſchein. Es nahm 
dabei an, daß die Erblaſſerin bei der Errichtung des 
Teſtaments geſagt habe, ſie könne nicht mehr ſchreiben 
und daß der Randvermerk im Anſchluß an die letzt— 
willigen Anordnungen von dem Gemeindevorſteher 
vorgeleſen und von der Erblaſſerin genehmigt worden 
ſei. Die in dem Teſtamente nicht bedachte Tochter der 
Erblaſſerin legte gegen die Verfügung des Nachlaß— 
gerichts Beſchwerde ein. Das LG. erklärte die Be— 
ſchwerde für zuläſſig, wies ſie jedoch unter Billigung 
der Feſtſtellungen des Nachlaßgerichtes als unbegründet 
zurück. Die Beſchwerdeführerin erhob weitere Be— 
ſchwerde. Das Oberſte Landesgericht legte die Be— 
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ſchwerde dem Reichsgerichte vor, wobei es ausführte: 
Es erachte das Teſtament für gültig. Daß der Rand⸗ 
vermerk ein Beſtandteil des Protokolls ſei, habe das 
LG. ohne Geſetzes verletzung angenommen, ebenſo ſei 
ohne Verletzung einer Rechtsnorm feſtgeſtellt, daß die 
in dem Protokoll enthaltene Feſtſtellung, das Protokoll 
ſei vorgeleſen und von der Erblaſſerin genehmigt 
worden, ſich auch auf den Randſatz beziehe. In der 
Feſtſtellung, daß die Erblaſſerin den Randvermerk ge⸗ 
nehmigt habe, liege auch die Feſtſtellung, daß die Erb⸗ 
laſſerin erklärt habe, nicht ſchreiben zu können. Der 
Vorſchrift des §S 2242 Abſ. 2 BGB. ſei demnach genügt. 
Das Kammergericht habe jedoch in zwei Beſchlüſſen 
vom 28. Mai 1900 und 18. Mai 1903 (Jahrb. des KG. 
Bd. 20 S. 130 u. Bd. 26 S. 42) die Feſtſtellung der 
Urkundsperſon, daß der Erblaſſer nicht ſchreiben könne, 
für ungenügend erklärt, auch wenn ſie mit dem 
Protokoll vorgeleſen und von dem Erblaſſer genehmigt 
worden ſei. Dieſe Beſchlüſſe hinderten, eine auf der 
entgegengeſetzten Rechtsanſicht beruhende Entſcheidung 
zu treffen, denn die in dem Urteile des Pr erichts 
vom 7. Januar 1904 (Entſch. Bd. 56 S. 368, 369) 
enthaltene Aeußerung könne nicht als eine über die 
Rechtsfrage ſchon ergangene Entſcheidung angeſehen 
werden. Das Reichsgericht hat die weitere Beſchwerde 
mit nachſtehender Begründung zurückgewieſen. 

Die Vorausſetzungen des § 28 Abſ. 2 JGG. find 
gegeben. Zwar iſt der Beſchluß des Kammergerichts 
vom 28. Mai 1900 zu 8 177 GG., nicht zu § 2242 
BGB. ergangen, und die Entſcheidung vom 18. Mai 
1903, die zu § 2242 erging, hing nicht von der Frage 
ab, ob die Feſtſtellung der Erklärung des Erblaſſers, 
nicht ſchreiben zu können, in der Feſtſtellung gefunden 
werden könne, daß das Protokoll vorgeleſen und von 
dem Erblaſſer genehmigt worden ſei. Immerhin iſt 
in dem Beſchluſſe vom 18. Mai 1903 ausgeſprochen, 
daß die Ausführungen des Beſchluſſes vom 28. Mai 
1900 auch für die Teſtamentserrichtung zu gelten hätten 
und daß die fehlende Unterſchrift des Erblaſſers auf 
keine andere Weiſe erſetzt werden könne, als durch 
die Angabe, der Erblaſſer habe erklärt, nicht ſchreiben 
zu können. 

Der Auffaſſung des Oberſten Landesgerichts iſt 
beizutreten. Allerdings bedarf es, wenn der Erblaſſer 
das über die Errichtung des Teſtaments aufgenommene 
Protokoll nicht unterſchreibt, in dem Protokoll der 
Feſtſtellung, der Erblaſſer habe erklärt, daß er nicht 
ſchreiben könne (8 2242 Abſ. 2, 8 2249 BGB.). Allein 
es iſt nicht erforderlich, daß die Feſtſtellung gerade 
mit den Worten getroffen wird: „Der Erblaſſer er- 
klärte, daß er nicht ſchreiben könne.“ Es genügt, 
wenn die Erklärung überhaupt aus dem Protokoll zu 
entnehmen iſt. So iſt nicht zu beanſtanden, daß das 
Oberlandesgericht zu Dresden in einem Beſchluſſe vom 
7. September 1905 (3BlFG. 6 S. 48) angenommen 
hat, die Worte: „Der Erblaſſer hat nicht unter: 
ſchrieben, weil er des Schreibens unkundig ſei“ 
ließen die Auslegung zu, daß damit die Erklärung 
des Erblaſſers, nicht ſchreiben zu können, feſtgeſtellt 
worden ſei, ferner, die Erklärung nicht ſchreiben zu 
können könne in der Feſtſtellung gefunden werden, 
der Erblajier habe, weil des Schreibens unkundig, 
das Protokoll mit ſeinem Handzeichen ver⸗ 
ſehen (vgl. Beſchluß des Oberlandesgerichts zu 
Hamburg vom 18. November 1904, R JA. Bd. 5 S. 48). 
Daß auch in der Feſtſtellung der Genehmigung 
des Teſtamentstextes, der die objektive Feſtſtellung der 
Schreibunfähigkeit des Erblaſſers enthält, die Feſt— 
ſtellung gefunden werden kann, der Erblaſſer habe 
erklärt, nicht ſchreiben zu können, hat das Reichs— 
gericht in dem Urteile vom 7. Januar 1904, das mit 
einer Entſcheidung vom 1. Dezember 1902 überein- 
ſtimmt (JW. 1903, Beil. S. 30 Nr. 60) ſchon ausge⸗ 
ſprochen. Es beſteht kein Anlaß davon abzugehen. 
Demnach unterliegt es keinem Bedenken, daß das LG. 
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angenommen hat, die Erklärung der Erblaſſerin, 
nicht ſchreiben zu können, ſei feſtgeſtellt in dem Satze, 
der die Angabe enthält, die Erblaſſerin habe das 
Protokoll genehmigt. Ob nicht ſogar hätte angenommen 
werden dürfen, der Satz: „Es wird konſtatiert, daß 
die Erblaſſerin des Schreibens nicht mehr mächtig iſt,“ 
ſei dahin zu verſtehen, es werde konſtatiert, daß die 
Erblaſſerin nach ihrer Angabe des Schreibens 
nicht mehr mächtig ſei, bedarf hiernach keiner Ent⸗ 
ſcheidung. (Beſchl. des IV. ZS. vom 21. März 1907, 
B. V, 58/07). W. 
877 Zn 


B. Zivilſachen. 
I 


Zu 8 823 B63. Unterläßt eine Stadt⸗ 
gemeinde die Erfüllung ihrer Verpflich⸗ 
tung zur Beſeitigung des Glatteiſes auf 
einer Brücke, ſo iſt die Unterlaſſung nicht 
ſchuldhaft und verpflichtet nicht zum 
Schadenserſatze, wenn die Gemeinde — ſei 
es auch infolge eines Rechtsirrtums — die 
Verbindlichkeit nicht kannte und wenn die 
Unkenntnis nicht auf Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruhte. 

Aus den Gründen: Das BerGer. läßt es 
dahingeſtellt, ob die Verpflichtung, auf dem Gehſteige 
der H.⸗Brücke das Glatteis zu beſeitigen, nach den 
geſetzlichen Vorſchriften am Tage des Unfalls der be— 
klagten Stadtgemeinde oder dem Kreiſe oblag. Es 
bezeichnet die Entſcheidung dieſer Frage als ſchwierig 
und legt dar, daß, ſelbſt wenn jene Verpflichtung die 
Beklagte getroffen hätte, ein Verſchulden nicht vor: 
liege, weil ſie habe annehmen können, daß den Kreis 
die Verpflichtung treffe. Es ſtellt feſt, daß der Kreis 
die Beſeitigung des Eiſes ſeit mehreren Jahren un= 
unterbrochen hat bewirken laſſen, und daß der Kreis 
und die Beklagte der Anſicht waren, daß die Ver— 
pflichtung erſteren treffe. Die Reviſion meint, der 
Irrtum einer Gemeinde über eine öffentlich-rechtliche 
Verpflichtung könne nicht entſchuldbar ſein. Die Rüge 
iſt nicht begründet. Die Nichterfüllung der ſtreitigen 
Verpflichtung rechtfertigt den Anſpruch auf Erſatz des 
Schadens nur, wenn fie ſchuldhaft — fahrläſſig — 
war (BGB. 8 823). Fahrläſſig war fie nicht, wenn 
die Beklagte die Verpflichtung nicht kannte und wenn 
die Unkenntnis nicht Folge einer Fahrläſſigkeit war. 
Dabei iſt es grundſätzlich ohne Bedeutung, ob die 
Unkenntnis auf einem Irrtum tatſächlicher Art oder 
auf einem Rechtsirrtum beruhte, da das BGB. beide 
Arten des Irrtums im weſentlichen gleich behandelt; 
entſcheidend iſt, ob der Irrtum nach den Grundſätzen 
über die im Verkehr erforderliche Sorgfalt entſchuld— 
bar war oder nicht. In dieſer Beziehung wird man 
freilich ſtrengere Anforderungen ſtellen müſſen, wenn 
es ſich um einen Rechtsirrtum, namentlich um den 
a über den Inhalt einer geſetzlichen Vorſchrift 

andelt. Nach der Feſtſtellung des BerGer. hat der 
Kreis jahrelang — und zwar gerade auf Veranlaſſung 
eines ſtädtiſchen Polizeibeamten — für die Beſeiti— 
gung des Eiſes auf der H.-Brücke geſorgt. Danach 
haben der Kreis und die Beklagte ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß nach dem Geſetze jenem die 
Pflicht zur Beſeitigung des Eiſes obliege. Bei dieſer 
Sachlage geht das BerGer. mit Recht davon aus, die 
Beklagte habe begründeten Anlaß zu der Annahme 
gehabt, daß nicht ihr die Verpflichtung obliege, und die 
Annahme ſei, auch wenn irrig, unverſchuldet (Urt. des 
VI. 35. vom 4. März 1907, VI. 269/06). 
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II 


Zn 6% 123, 141, 142, 144 BGB., 271 ZPO. 
Wer Widerklage aus einem anfechtbaren 
Vertrage auf Schadenserſatz erhebt, ſo⸗ 
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dann den Vertrag wegen Betrugs anficht, 
die Anfechtung aber wieder zurücknimmt, 
hatte den Vertrag ſchon durch die Wider⸗ 
klage beſtätigt und kann daher Schadens⸗ 
erſatz endgültig fordern. 

Aus den Gründen: Der Kläger hatte geltend 
gemacht, die Beklagten könnten einen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch auf Grund des Vertrages überhaupt nicht 
mehr erheben, weil ſie am 15./16. Januar 1903 die 
Anfechtung des Vertrages erklärt und dadurch ſeine 
Nichtigkeit nach §8S 142 BGB. herbeigeführt hätten, 
ein nichtiger Vertrag aber könne nicht durch Zurück⸗ 
nahme der Anfechtung, ſondern nur durch erneute 
Vornahme nach 8 141 BGB. beſtätigt werden (vgl. 
Planck Anm. zu 8 144 BGB.). Der BerR. bezweifelt 
dies nicht, er führt aber aus, daß die Anfechtung 
ſelbſt wirkungslos geweſen ſei, weil ſchon vorher 
durch Erhebung der Widerklage der Vertrag von den 
Beklagten beſtätigt worden ſei. Vergeblich wird dieſer 
Ausſpruch von der Reviſion unter Hinweis darauf 
bekämpft, daß die Widerklage ja wieder zurück⸗ 
genommen werden und daß die Beſtätigung nur 
vorbehaltslos erfolgen könne. Daß die Beſtäti⸗ 
gung eines anfechtbaren Rechtsgeſchäfts ebenſo wie 
die Anfechtung ſelbſt (RG. 48, 218; 49, 392), 
wie Kündigungen und Rücktritt (RG. 50, 143) mit 
zivilrechtlicher Wirkung auch im Prozeſſe und unter 
den Prozeßbevollmächtigten, insbeſondere auch durch 

uftellung eines Schriftfages (RG. 50, 143; 53, 148; 
7, 362) erklärt werden kann, unterliegt keinem 
Zweifel. Es würde alſo ſchon der Widerklage⸗Schrift⸗ 
ſatz vom 6. Mai 1902 genügen. Aber auch der in 
der mündlichen Verhandlung erklärten Widerklage 
kann die daraus abgeleitete zivilrechtliche Wirkung 
nicht um deswillen verſagt werden, weil die Möglich⸗ 
keit der Rücknahme der Widerklage beſtand. Denn 
abgeſehen davon, daß die Zurücknahme nicht erfolgt 
iſt, erlöſchen mit der Rücknahme auch nur die an den 
Eintritt der Rechtshängigkeit geknüpften Wirkungen 
($ 271 3PO.) und um eine ſolche Wirkung handelt 
es ſich hier nicht. Die Beſtätigung des anfechtbaren 
Rechtsgeſchäfts iſt eine Folge der von den Beklagten 
oder ihren Vertretern abgegebenen Erklärung und 
dieſe Wirkung iſt unabhängig von dem Schickſal des 
Prozeſſes, ſie gilt auch außerhalb des Prozeſſes und 
über dieſen hinaus (RG. 63, 411). Unbedenklich iſt 
aber auch, daß die Beſtätigung des Vertrages mit 
Vorbehalt des Schadenserſatzanſpruches erfolgen konnte. 
Denn die Beſtätigung eines Rechtsgeſchäfts nach § 144 
BGB. hat ſachlich nur die Bedeutung eines Verzichts 
auf das Anfechtungsrecht (Planck a. a. O.) und ein 
ſolcher Verzicht iſt mit einem Schadenserſatzanſpruch 
ſehr wohl vereinbar. (Urt. des V. ZS. vom 23. Februar 
1907, V 297/06). 
843 
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III 


Zum Begriffe der höheren Gewalt. Ein Arbeiter 
wurde von einem Wagen einer Straßenbahn über: 
fahren, als er im Zuſtande der Schlaftrunken⸗ 
heit an dem Wagen vorbeilaufen wollte. In der 
Begründung der Reviſion, welche die hierwegen auf 
Schadenserſatz belangte Straßenbahn-Geſellſchaft ein: 
gelegt hatte, wurde u. a. behauptet, es liege höhere 
Gewalt vor. Das Reichsgericht erklärte dieſe Rüge 
für unbegründet. 

Aus den Gründen: Die Ausführungen der 
Reviſion finden keine Stütze in der Rechtſprechung des 
erkennenden Senats. Dieſer hat ſtets daran feſt— 
gehalten, daß diejenigen Unfälle nicht als Folgen 
einer höheren Gewalt gelten können, die ihre Urſache 
in der mit der Art des Betriebs unmittelbar zuſam— 
menhängenden Gefahr haben (val. Entſch. Bd. 54 
S. 404). Denn die Haftung für dieſe Gefahren iſt eben 
vom Geſetze dem Unternehmer auferlegt. Nun bringt 
der Betrieb einer Straßenbahn in den belebten Straßen 
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einer Stadt notwendig die Gefahr mit ſich, daß in der 
Straße verkehrende Perſonen überfahren werden. Auf 


dieſe Gefahr iſt der Unfall zurückzuführen. Die durch 
die Schlaftrunkenheit bewirkte vorübergehende 


Bewußtloſigkeit des Verletzten tft mithin nicht ein von 
außen in den Betrieb der Beklagten eingreiſendes Er⸗ 


eignis geweſen, ſondern iſt nur ein Vorgang, der die 
durch den Betrieb geſchaffene Gefahr wirkend machte 
(Urt. des VI. 35. vom 21. Januar 1907, VI 240/06). 
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„ Gegenſtand des t bei Guts⸗ 
übergabe an Eheleute, die in allgemeiner Gütergemein⸗ 
chaft leben. Kläger hatte gegen den Vater A. M. 
es Beklagten K. M. rechtskräftige Urteile auf Vieh⸗ 
kaufſchillinge erlangt. Die Zwangsvollſtreckung gegen 
A. M. blieb erfolglos, weil er und ſeine Frau, mit 
der er im geſetzlichen Güterſtande des BGB. lebte, ihr 
gemeinſchaftliches Anweſen dem Beklagten und deſſen 
Braut, ſeiner ſpäteren Frau, zu Eigentum übergeben 
hatten. Letztere leben ſeit ihrer Verehelichung in der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft des BGB. Der auf 
Grund des § 3 Ziff. 2 AnfG. erhobenen Klage hat 
das Landgericht ſtattgegeben, indem es erkannte: 
„Der Beklagte hat zugunſten der Forderungen des 
Klägers gegen A. M. die Zwangsvollſtreckung in den 
dem K. M. zuſtehenden Hälfteanteil an dem An⸗ 
weſen zu dulden“. Die Berufung des K. M. wurde 
unter Billigung der Gründe des erſtrichterlichen Urteiles 
zurückgewieſen. Auf Reviſion des Beklagten hob das 
Re 5 sgericht das Urteil auf und verwies die Sache 
zurück. 

Aus den Gründen: Das übergebene Anweſen 
ſtand im gemeinſchaftlichen Eigentume des A. M. und 
deſſen Frau; es war dies nicht gemeinſchaftliches 
Eigentum zur geſamten Hand, ſondern ge 
Miteigentum nach Bruchteilen (SS 1008 ff., 741 ff. 
BGB.), wobei die Frau des A. M. zur Verfügung 
über ihren Hälfteanteil (8 742 BGB.) der Ein⸗ 
willigung ihres Mannes bedurfte ($ 1395 BGB.). 
Dieſe Einwilligung (8 183 BGB.) zum Abſchluſſe des 
gemeinſchaftlichen Uebergabevertrages iſt aus dieſem 
ſelbſt zu entnehmen. Durch dieſe Veräußerung ging 
das Eigentum an dem übergebenen Anweſen auf den 
Beklagten K. M. und deſſen damalige Braut ſo über, 
daß zunächſt unter dieſen gewöhnliches Miteigentum 
nach Bruchteilen entſtand. Mit der Eheſchließung 
wurde dieſes Anweſen auf Grund der zwiſchen K. M. 
und ſeiner Ehefrau vertragsmäßig feſtgeſetzten all— 
gemeinen Gütergemeinſchaft — Sondergut und Vor— 
behaltsgut (SS 1439, 1440 BGB.) iſt nicht behauptet — 
Geſamtgut der Eheleute M. (§ 1438 BGB.). In 
das Geſamtgut brachte der Beklagte als Verbindlichkeit 
auch die Pflicht ein, dem Anfechtungsanſpruche des 
Klägers zu genügen (§ 1459 BGB.). Den Gegenſtand 
dieſes Anfechtungsanſpruches bildete von vornherein 
nur der Hälfteanteil des Schuldners A. M. 
an dem übergebenen Anweſen. Dieſer Hälfteanteil 
iſt aber nicht ganz an den Beklagten K. M. gelangt, 
ſondern wieder nur zur Hälfte, während die andere 
Hälfte den Erwerb der Braut, ſpäteren Ehefrau des 
K. M. bildete. Und ebenſo verhält es ſich mit dem 
mit veräußerten Hälfteanteil der Ehefrau des Schuld— 
ners A. M. Von dem Schuldner A. M. hatte der 
Beklagte ſonach nur einen Viertelanteil des 
ganzen Anweſens erworben und nur dieſer kann des— 
halb Gegenſtand des Anfechtungsanſpruchs des Klägers 
ſein. Die Verurteilung des Beklagten zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung ſeitens des Klägers in den 
dem A. M. zuſtehenden, richtig früher zugeſtandenen 
Hälfte anteil iſt deshalb irrig, da gegen die Ver— 
äußerung an die nicht mitbeklagte Ehefrau des K. M. 
mangels Geltendmachung von Anfechtungsgründen 
die Anfechtung nicht gerichtet iſt. Einer weiteren 
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Erörterung bedarf es noch, ob bei dem Güterſtande 
der Eheleute K. M. die Verurteilung des Beklagten 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung überhaupt eine 
ohne weiteres vollſtreckbare Entſcheidung bilden 
würde. (Urt. des VII. 3S. vom 8. Februar 1907). 
828 Ne 
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Haftung des Staates für Verſchulden der Beamten. 
Entlaſtungsbeweis aus g 831 BGB.) Die Ehefrau 
des Klägers iſt abends auf dem Bahnhof zu N. eine 
Kellertreppe, deren Zugangstüre offen ſtand, hinab⸗ 
geſtürzt und an den Folgen des Sturzes geſtorben. 
Der Kläger hat mit der Behauptung, daß die Ver⸗ 
unglückte wegen des Fehlens der Beleuchtung an den 
Kellereingang geraten ſei, den Fiskus auf Schadens- 
erſatz verklagt. Das Landgericht hat die Klage dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das Ober: 
landesgericht hat die Berufung zurückgewieſen. Das 
Reichsgericht hob das Urteil auf. 

Aus den Gründen: Das Berufungsgericht be⸗ 
gründet das Verſchulden des Fiskus wie folgt. Für 
den Unfall ſei nicht nur das Offenſein der Kellertür, 
ſondern das Fehlen der Beleuchtung an der gefähr- 
lichen Stelle gegenüber der Kellertreppe Urſache ge— 
weſen. Die notwendige Beleuchtung einer ſolchen 
Stelle ſei nicht als eine Nebenfunktion der Angeſtellten 


des Beklagten anzuſehen; ſie ſei vielmehr die einem 


jeden Eigentümer eines dem öffentlichen Verkehr über⸗ 
gebenen Grundſtückes obliegende Verpflichtung, deren 
Außerachtlaſſung auch ſeitens ſeiner Angeſtellten ihn 
allein nach $ 823 Art. 1 des BGB. haftbar mache. 
Die Berufung auf ein Verſchulden ſeiner Angeſtellten 
und der angetretene Entlaſtungsbeweis nach § 831 
könne dem Beklagten nicht zugebilligt werden. Dieſe 
Erwägungen ſind nicht haltbar. Es liegt auf der 
Hand, daß der verfaſſungsmäßige Vertreter des Be— 
klagten, hier der Vorſtand der zuſtändigen Betriebs- 
inſpektion, die untergeordnete Tätigkeit des Anzündens 
von Laternen und des Schließens einer Kellertür auf 
den Stationen nicht ſelbſt vornehmen kann. Deshalb 
darf dem Beklagten der Nachweis nicht verſagt werden 
— und inſofern berührt ſich der Entlaſtungsbeweis 
aus 8 823 mit dem aus $ 831 —, daß er geeignete 
und zuverläſſige Perſonen mit dieſer Verrichtung be— 
auftragt und ſie mit den erforderlichen Weiſungen 
verſehen habe. Allerdings hätte der Beklagte hiermit 
noch nicht genug getan. Er war auch verpflichtet, 
ſeine Angeſtellten zu beaufſichtigen und die Befolgung 
der ihnen erteilten Anordnungen zu überwachen. Hier 
hat nun nicht bloß am Unfallabend oder an mehreren 
Abenden die Beleuchtung verſehentlich gefehlt, ſondern 
unſtreitig hatte der Stationsvorſteher angeordnet, daß 
die fragliche Laterne während des Sommers überhaupt 
nicht angezündet werde. Es iſt daher unter Berück— 
ſichtigung der konkreten Verhältniſſe, namentlich der 
Zeit, ſeit wann die Anordnung des Stationsvorſtehers 
ergangen war, der Bedeutung der Station, ihres 
ſommerlichen Perſonenverkehrs zur Abendzeit und auch 
des allgemeinen Dienſtbetriebes auf der Station, der 
möglicherweiſe auf Nachläſſigkeit in den einzelnen 
Verrichtungen ſchließen ließ, zu unterſuchen, ob dem 
Betriebsinſpektor und den zu ſeiner Unterſtützung 
dienenden Betriebsingenieuren bei gehöriger Aufſicht 
und Kontrolle der auf jener Anordnung des Stations— 
vorſtehers beſtehende Zuſtand verborgen bleiben konnte. 
Da der ordnungswidrige Zuſtand feſtſteht, iſt es auch 
in dieſer Richtung Sache des Beklagten, ſich zu ent— 
laſten (Urt. des VI. 35. vom 28. Februar 1907). 
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1) Val. die auf S. 227 des 2. Jahrgangs veröffentlichte Ent— 
ſcheidung der Reichsgerichts. 
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C. Strafſachen. 
1 


Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Fahrläſſigkeit 
und 20h. 5 222 StGB.). Die Feſtſtellung des ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhanges des Todes des Trambahn⸗ 
ſchaffners B. mit der allein in Betracht kommenden 
eee des Angeklagten — eines Tramıbahn- 
utſchers, — nämlich dem pflichtwidrigen Steckenlaſſen 
der Fahrkurbel bei dem Verlaſſen des Wagens, iſt zu 
beanſtanden. Der Angeklagte hat dieſe pflichtwidrige 
Verſäumnis bald nach dem Verlaſſen des Wagens 
bemerkt, bevor ſie eine ſchlimme Folge gehabt hatte, 
und das Verſäumte nachzuholen verſucht, indem er 
den Bedienſteten, die den Wagen übernommen hatten 
und zu denen auch B. gehörte, zurief: „Zieht doch die 
Fahrkurbel ab.“ B., der Fachmann war und ſchon 
ſeit 25 Jahren im Dienſte der Straßenbahn ſtand, 
kam der Aufforderung nach, hantierte aber ſo un⸗ 
geſchickt und unrichtig, daß der ſeiner Abſicht entgegen⸗ 
geſetzte Erfolg eintrat und ſeinen Tod herbeiführte. 
Hätte er die Kurbel ordnungsmäßig abgezogen, wäre 
dieſer ſchädigende Erfolg nicht eingetreten. Bei dieſer 
Sachlage hätte der Erſtrichter prüfen müſſen, ob nicht 
B. vermöge ſeiner Fachkenntnis und Dienſtesſtellung 
berufen war, die verſehentlich ſtecken gebliebene Kurbel 
abzuziehen, ob nicht der Angeklagte bei ſeinem Zurufe 
davon ausgehen konnte und ausging — m. a. W., ob 
er den B. nicht als ſein Werkzeug bei der Nachholung 
des Verſäumten benutzen durfte und benutzt hat und 
ob daher nicht der Fall ebenſo zu beurteilen iſt, als 
ob der Angeklagte ſelbſt vor dem Eintritt einer 
ſchädlichen Folge das Verſäumte derart nachgeholt 
hätte, daß ſein Verſchulden mit jenem von B. be⸗ 
achteten Zuruf beſeitigt und für den Unfall lediglich 
das Verhalten des B. als ſeines Stellvertreters kauſal 
war. Sollte eine Feſtſtellung in dieſem Sinne ge⸗ 
troffen werden, fo würde der $ 222 StGB. keine An⸗ 
wendung finden können. (Urt. d. V. StrS. vom 
2. Januar 1907, 5 D 776/06). — — — e — 
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Die Zurücknahme der Revifion iſt unwiderruflich 
und nicht wegen Irrtums anfechtbar. Der Angeklagte 
hat zwar rechtzeitig Reviſion eingelegt, das Rechts⸗ 
mittel aber wirkſam wieder zurückgenommen. Dieſe 
Zurücknahme iſt unwiderruflich und eine Anfechtung 
des Widerrufs wegen angeblichen Irrtums iſt uns 
zuläſſig, weil die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
über die Anfechtung von Willenserklärungen (SS 119ff. 
BGB.) nur auf privatrechtliche Verhältniſſe, nicht aber 
auf galb des öffentlichen Rechtes Anwendung finden. 
Deshalb kann die nach Eingang des Widerrufs zu 
Protokoll des Gerichtsſchreibers erklärte Reviſions— 
begründung nicht berückſichtigt werden. Die Reviſion 
iſt deshalb als unzuläſſig zu verwerfen. (Beſchluß 
des V. StS. vom 26. Febr. 1907. 2 D 135/07). 


855 
III. 

Wer iſt zur Abgabe der Erklärung nach 8 4 
Militärſtraſgerichtsorduung zuſtändig? Prüfung der 
Gerichtsbarkeit von Amts wegen. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß der Angeklagte Johannes V. von der 
Erhebung der Anklage an im ganzen Verlaufe des 
gerichtlichen Verfahrens zu den Militärperſonen des 
aktiven Heeres gehörte und deshalb nach 8 1 Nr. 1 
MStG . der Militärgerichtsbarkeit unterſtellt war. 
Die der Anklage zugrunde liegende Tat iſt zwar vor 
dem Dienſteintritte begangen; dadurch wird aber die 
Gerichtsbarkeit (8 6 J. c.) nicht beeinflußt; die mögliche 
Entlaſſung nach S 7 iſt nicht erfolgt. Die Voraus— 
ſetzungen des 8 4 a. a. O. liegen vor, da nach der 
Annahme der Anklage außer Johannes V. auch noch 
andere Perſonen den St. bei derſelben Gelegenheit 
verletzt hatten (vgl. Entſch. d. RG. Bd. 34 S. 258). 
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Dagegen fehlt die ausdrückliche Erklärung des zu⸗ 
ſtändigen Gerichtsherrn. Zwar hatte der Vorſitzende 
nach dem Eingange der Erklärung des Angeklagten 
auf die Anklageſchrift die Akten „an das Gericht des 
. . . Inf. Rgts. in D.“ mit der Anfrage geſandt, ob 
Johannes V. dem bürgerlichen Strafgerichte gemäß 
$4 MStG O. zur Unterſuchung und Aburteilung des 
Falles übergeben werde. Der Kommandeur des 
. . . Inf. Rgts. (vgl. E. 34 S. 257) gab die erbetene 
Erklärung ab. Dieſem aber fehlte die Zuſtändigkeit 
dazu. Denn nur jener Gerichtsherr iſt zur Anord⸗ 
nung der Uebergabe befugt, zu deſſen Gerichtsbarkeit 
die unter Anklage geſtellte ſtrafbare Handlung im 
Falle ihrer Aburteilung im militärgerichtlichen Ver⸗ 
fahren gehören würde. Der Regimentskommandeur 
iſt aber nur Gerichtsherr der niederen Gerichtsbarkeit 
(§ 19 a. a. O.), die nach § 15 regelmäßig nur die mit 
Arreſt bedrohten militäriſchen Vergehen und die 
Uebertretungen umfaßt. Unter den weiteren ihr nach 
$ 16 überlaſſenen Delikten befindet ſich zwar die ein⸗ 
fache Körperverletzung nach § 223 StGB., nicht aber 
die gefährliche nach $ 223 a. Dieſe gehört demnach 
zur höheren Gerichtsbarkeit (3 17 MStGO.). Da es 
ſich um eine ſolche handelt, war die von einem unzu⸗ 
ſtändigen Gerichtsherrn erlaſſene „Uebergabe“ nicht 
imſtande, die bürgerliche Gerichtsbarkeit zu begründen 
(vgl. E. Bd. 35 S. 420). Zuſtändig wäre nur der 
Kommandeur derjenigen Diviſion e zu der 
das . . . Inf. Rgt. gehört (§§ 20, 25 a. a. O.). Eine 
Nachholung der verſäumten Handlung in der Reviſions⸗ 
inſtanz iſt unzuläſſig, vielmehr muß die Uebergabe 
vor dem erſtinſtanziellen Urteil erfolgt fein, da das 
Reviſionsgericht nur nachzuprüfen hat und zwar, 
ſoweit die Gerichtsbarkeit in Betracht kommt, von 
Amtswegen, ob das angegriffene Urteil dem Geſetze 
gemäß erlaſſen iſt (Entſch. Bd. 38 S. 70). Die Ver⸗ 
neinung dieſer Frage in dem dargelegten Umfange 
führt bezüglich des Johannes V. zur Aufhebung des 
Urteils und zur Einſtellung des gegenwärtigen 
Strafverfahrens (Urt. d. V. StS. vom 19. Februar 
1907, 5 D 75/07). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
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Kirchentrachten dürfen nur, wenn ihre Eigenſchaft 
als Neallaſt feſtſteht, im Hypotheken⸗ oder Grundbuche 
eingetragen werden und find andernfalls im Grund buche 
von Amts wegen zu löſchen (GBO. § 54). Auf An⸗ 
regung der Regierung von Oberbayern veranlaßte 
das vormalige Landgericht E. im Jahre 1867 die 
Pfarrämter ſeines Bezirks, Verzeichniſſe der ſog. Kirchen⸗ 
trachten zum Zwecke der Eintragung in das Hypo— 
thekenbuch einzureichen. Die in den Anmeldeverzeich— 
niſſen angeführten Reichniſſe wurden eingetragen, die 
Eintragung erfolgte in zahlreichen Fällen, ohne daß 
die Eigentümer der als belaſtet bezeichneten Anweſen 
gehört wurden. In dieſer Weiſe ſind am 24. Mai 
1870 auf Grund der vom Pfarramt A. vorgelegten 
Verzeichniſſe für den Pfarrer, den Kooperator und den 
Mesner in A. verſchiedene Naturalreichniſſe und teils 
als Kirchentrachten, teils als Kirchentrachtparzellen 
bezeichnete Geldleiſtungen auf dem Blatte für ein An— 
weſen in A. eingetragen worden, das ſeit dem 1. Mai 1905 
unter Grund buchrecht ſteht. Auf Antrag des im Grund— 
buche als Eigentümer des Anweſens eingetragenen 
J. M. in M. hat das Grundbuchamt E. nach An— 
hörung des Pfarramts und der Kirchenverwaltung A. 
die Löſchung der eingetragenen Rechte angeordnet, 
weil Kirchentrachten im Zweifel Laſten des öffentlichen 
Rechts und als ſolche nicht eintragungsfähig ſeien 
und die Berechtigten den Beweis ihrer privatrecht— 
lichen Eigenſchaft nicht erbracht hätten. Auf Be— 
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ſchwerde des Pfarramts und der Kirchenverwaltung 
A. hat das Landgericht M. den Antrag des J. M. 
abgewieſen. In der Begründung führt es aus, die 
Eintragung kennzeichne die Reichniſſe nicht als öffent⸗ 
lichrechtliche Laſten, ſie enthalte keine Angabe über 
den Entſtehungsgrund oder die rechtliche Natur der 
Reichniſſe. Da aber in das Hypothekenbuch nur privat⸗ 
rechtliche Laſten eingetragen werden durften, ſei ſie 
dahin zu verſtehen, daß die Reichniſſe als ſolche Laſten 
auf dem Anweſen ruhen. Die Verpflichtung zur Ent⸗ 
richtung von Kirchentrachten habe zwar regelmäßig 
ihren Urſprung in dem öffentlichen Rechte, ſie könne 
aber ausnahmsweiſe auch auf einem privatrechtlichen 
Grunde beruhen, eine Rechtsvermutung für die öffent⸗ 
lichrechtliche Natur beſtehe nicht und der in den 88 22, 
29 EBD. erforderte Nachweis für dieſe Eigenſchaſt ſei 
nicht geliefert. Auf weitere Beſchwerde des J. M. hob 
das Oberſte Landesgericht die Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts auf und wies die Beſchwerde gegen die Ver⸗ 
fügung des Grundbuchamtes zurück. 

Gründe: Die eingetragenen Rechte ſind zum Teil 
ausdrücklich als Kirchentrachten oder Kirchentracht⸗ 
parzellen bezeichnet, aber auch bei den übrigen Reich⸗ 
niſſen ergibt ſich aus der Eintragung ſelbſt, daß es 
ſich um Laſten dieſer Art, um jährlich wiederkehrende 
Leiſtungen handelt, die einen Teil des Dienſteinkom⸗ 
mens des Pfarrers oder einer gottesdienſtlichen Hilfs- 
perſon bilden. Die Verpflichtung zur Entrichtung der 
herkömmlichen Kirchentrachten hat im allgemeinen, 
auch wenn ſie mit dem Beſitz beſtimmter Grundſtücke 
verknüpft iſt, ihren Urſprung in dem Pfarrverband 
und iſt daher eine im öffentlichen Rechte begründete 
Laſt. Daneben kommen allerdings Verpflichtungen 
gleichen Inhalts vor, die von dem Pfarrverband un= 
abhängig ſind. Die auf dem Pfarrverbande be— 
ruhenden Kirchentrachten gehörten nicht zu den „auf 
der Sache vermöge eines ſpeziellen Rechtstitels haften- 
den Laſten“, die nach §S 22 Nr. 5 und $ 135 Abſ. 1 
HypG. in das Hypothekenbuch einzutragen waren, 
und find als Laſten des öffentlichen Rechtes ebenſo— 
wenig in das Grundbuch einzutragen (DA. f. d. GBAe. 
50 120, 121, $ 123 Nr. 6). Ueber Laſten dieſer Art 

ufſchluß zu geben war das Hypothekenbuch und iſt 
das Grundbuch nicht beſtimmt. Wären die Kirchen- 
trachten geradezu als auf dem Pfarrverbande beruhende 
Laſten eingetragen, ſo würde die Eintragung zweifel— 
los im Sinne des § 54 Abſ. 1 Satz 2 GBO. nach 
ihrem Inhalt unzuläſſig fein. Daraus, daß die Ein- 
tragung die Frage offen läßt, ob es ſich um Neal: 
laſten oder Laſten des öffentlichen Rechtes handelt, 
kann nicht mit dem Beſchwerdegerichte gefolgert werden, 
daß ſie in dem Sinne verſtanden werden müſſe, daß 
die Laſten als Reallaſten eingetragen ſind. Es iſt 
ſehr wohl möglich, daß eine Laſt eingetragen wird, 
gleichviel ob ſie Reallaſt iſt oder dem öffentlichen 
Rechte angehört, daß die Eintragung nur bezweckt, 
das Beſtehen der Laſt durch das öffentliche Buch er— 
ſichtlich zu machen, indem man von der Anſicht aus— 
geht, die Eintragung ſei, falls es ſich um eine Laſt 
des öffentlichen Rechtes handelt, zwar überflüſſig aber 
unſchädlich. Hier deutet der Inhalt der Eintragung, 
der nur den Gegenſtand der wiederkehrenden Leiſtung 
und den Empfangsberechtigten angibt, darauf hin, 
daß die Eintragung nur das Beſtehen der Laſt er— 
ſichtlich machen ſollte, und aus der auf Grund des 
Hypothekenprotokolls und ſeiner Beilagen feſtgeſtellten 
Art, wie die Eintragung zuſtande gekommen iſt, iſt 
zu entnehmen, daß dies in der Tat ihr Sinn iſt. Das 
Hypothekenamt hat ſich nicht mit der Prüfung der 
Frage befaßt, ob die Kirchentrachten Reallaſten oder 
Laſten des öffentlichen Rechtes ſind, ſondern ſeiner 
Aufgabe Genüge zu leiſten geglaubt, indem es die 
Verpflichtung zu den Leiſtungen eintrug. Auch eine 
ſolche Eintragung iſt nach ihrem Inhalt unzuläſſig, 
die Eintragung darf nicht die Eigenſchaft des ein- 


getragenen Rechtes, über die ſie mit öffentlichem Glauben 
Aufſchluß geben ſoll, ins Ungewiſſe ſtellen und von 
dem Ergebniſſe weiterer Nachforſchungen abhängig 
machen. Hiernach hat das Grundbuchamt mit Recht 
die Löſchung der Eintragung der Kirchentrachten an⸗ 
geordnet (Beſchl. des I. ZS. vom 8. März 1907, 
Reg. III. 19/1907). W. 
868 
II. 

Befugnis des Konkursverwalters, die Löſchung des 

Konkursvermerks im Hypotheken⸗ oder Grundduche 


herbeizuführen. (HypG. 5 85; G88. 113, 114; 
A. 3. 988. und KO. a. F. Art. 33). In dem gonkurs⸗ 


verfahren über den Nachlaß des M. D. in K. gehörte 
ein Hälfteanteil an den Grundſtücken Plan Nr. 160 ff. 
der StG. K. zur Konkursmaſſe; die Eröffnung des 
Konkursverfahrens iſt in das Hypothekenbuch ein⸗ 
getragen worden. Der Konkursverwalter beantragte 
mit der Erklärung, daß er den zum Nachlaſſe ge⸗ 
hörenden Anteil an den Grundſtücken freigebe, die 
Eintragung zu löſchen. Das Hypothekenamt lehnte 
die Löſchung ab, weil ſie nur auf Veranlaſſung des 
Konkursgerichts erfolgen könne; die Beſchwerde des 
Verwalters wurde zurückgewieſen. Auf die weitere 
Beſchwerde des Konkursverwalters hat das Obs. 
die Entſcheidungen der Vorinſtanzen aufgehoben und 
das Hypothekenamt angewieſen, anderweit zu verfügen. 
Gründe: Mag man auch den Konkursverwalter, 
ſoweit er in dem Rechtskreiſe des Gemeinſchuldners 
zu Verwaltungs- und Verfügungshandlungen berufen 
iſt, als Vertreter des Gemeinſchuldners anzuſehen 
haben, ſo iſt er doch nicht bloß Vertreter des Gemein⸗ 
ſchuldners und nicht im Intereſſe des Gemeinſchuldners 
zu deſſen Vertretung berufen. Er iſt vor allem Träger 
eines dem Zwecke des Konkursverfahrens dienenden 
Amtes; die Vertretungsmacht ſteht ihm kraft ſeines 
Amtes als Mittel zur Erfüllung ſeiner amtlichen Auf— 
gabe zu. Gibt er einzelne zu der Konkursmaſſe ge⸗ 
hörende Gegenſtände frei, weil fie für den Zweck des 
Verfahrens nicht dienlich ſind, ſo handelt er dabei 
nicht in Vertretung des Gemeinſchuldners, ſondern 
kraft einer neben der Vertretungsmacht in ſeinem 
Amte enthaltenen Befugnis, vermöge deren er ſelb— 
ſtändig darüber zu befinden berechtigt iſt, ob die 
Gegenſtände aus der Konkursmaſſe ausgeſchieden werden 
ſollen, und für die Gegenſtände, die er freigibt, die 
mit der Eröffnung des Verfahrens verbundene Be— 
ſchlagnahme aufhebt. Der Konkursvermerk, der nach 
Art. 33 AG. z. ZPO. und KO. a. F. in das Hypo⸗ 
thekenbuch eingetragen wird, ſoll die Beſchlagnahme 
gegen die ſich aus dem öffentlichen Glauben des Hypo— 
thekenbuchs ergebende Gefährdung ſchützen; die Eins 
tragung dient dem Zwecke des Verfahrens und der 
dem Verwalter vermöge ſeines Amtes obliegenden 
Aufgabe. Soweit er darüber befindet, ob der Gegen— 
ſtand, auf den ſich die Eintragung bezieht, in der 
Konkursmaſſe verbleiben oder freigegeben werden ſoll, 
iſt er zur Wahrnehmung der Intereſſen berufen, zu 
deren Gunſten die Eintragung erfolgt iſt; hebt er die 
Beſchlagnahme auf, fo iſt er auch nach 8 85 HypG. 
berechtigt, die Löſchung des durch ſeine Verfügung un— 
richtig gewordenen Vermerkes zu bewilligen, wie er 
da, wo das Grundbuch angelegt iſt, die Löſchung der 
nach § 113 KO n. F. erfolgten Eintragung bewilligen 
kann. Art. 33 Abſ. 3 AG., wonach im Falle der Auf— 
hebung des Konkursverfahrens der Gerichtsſchreiber 
des Konkursgerichts dem Hypothekenamte beglaubigte 
Abſchrift des Aufhebungsbeſchluſſes mitzuteilen hat, 
kann auf die Freigebung eines zur Konkursmaſſe ge— 
hörenden Gegenſtandes, deſſen Beſchlagnahme nicht 
von dem Konkursgerichte, ſondern von dem Verwalter 
aufgehoben wird, auch nicht entſprechende Anwendung 
finden (Beſchl. des I. ZS. vom 22. März 1907, Reg III 
22 1907). W. 
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III. 


Begriff der ausdrücklichen Willenserklärung. Können 
für die Eutſcheidung darüber, ob für die Beurkundung 
eines Rechts geſchäfts eine Gebühr an die Staatskaſſe 
W wird, auch Vorſchriſten des bürgerlichen 

echtes zur 1 kommen? (Gemeines Necht n. 
BGB.; Geb. Art. 176 Abſ. 2). Laut notarieller Ur⸗ 
kunde vom 22. Dezember 1904 verkaufte F. D. in V. 
„namens“ des Simon H. in A. und ſeiner Frau 
Marie H. ein Anweſen in V. an den J. N. in W. 
Darin erklärte D., er verkaufe zugleich für ſich und 
kraft ſeines Verwaltungsrechts für ſeine Frau an J. 
N. als ihnen gehörend die bei dem Anweſen befind⸗ 
lichen Baumannsfahrniſſe und land wirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe. Im Eingange iſt F. D. als „für“ Simon 
und Marie H. und (mit Rückſicht auf die Bewilligung 
der Löſchung einer Hypothek) „für“ ſich „handelnd“ 
aufgeführt. Endlich enthält die Urkunde die Beſtim⸗ 
mung: „Die Genehmigung durch Simon und Maria 
H. wird nachgebracht.“ Der Notar ſetzte Gebühren 
von 104 Mk., 3 Mk. und — für „Löſchung“ — 1 Mk. 
an. Am 7. Januar 1905 erklärten Simon H., Marie 
H. und die Frau des D. zu Urkunde des Notariats 
Z., fie verweigerten die Genehmigung des Vertrags 
vom 22. Dezember 1904. Darauf gab das Rentamt, 
das die Gebühren von 104 Mk. und von 3 Mk. ein⸗ 
gehoben hatte, 104 Mk. an die Ehegatten H. und 
3 Mk. an F. D. zurück. Die Finanzkammer ordnete 
ſpäter an, daß das Rentamt 107 Mk. nachfordere, 
weil die Rückgabe ungerechtfertigt geweſen ſei. An 
dem Erfordernis des Art. 176 Abſ. 2 GebG. fehle es, 
weil in der Urkunde nur „fonftatiert“ fei, daß die 
Genehmigung des Vertrags nachgebracht werde. Gegen 
die Nachforderung legten Simon und Marie H. Be⸗ 
ſchwerde ein, weil inhaltlich der Urkunde vom 22. De⸗ 
zember 1904 F. D. für ſie aufgetreten ſei, ohne eine 
Vollmacht zu beſitzen. Die Genehmigung, von der 
in der Urkunde die Rede ſei, ſei nie erteilt worden, 
die Ehegatten H. ſeien daher überhaupt nicht Ver⸗ 
tragſchließende. Die Finanzkammer beantragte, die 
Beſchwerde zurückzuweiſen, weil die Ehegatten ihre 
Gehührenpflicht durch „konkludente“ Handlungen an⸗ 
erkannt hätten; ſie hätten die Gebühr anſtandslos 
eingezahlt. Am 1. Mai 1905 habe das Notariat beim 
Rentamt angeregt, die Gebühr zurückzuvergüten, weil 
dem Vertrage die vorbehaltene Genehmigung verſagt 
worden ſei. Die Rückvergütung durch das Rentamt 
habe ſich vollzogen, ohne daß von den Ehegatten H. 
ein Antrag geſtellt worden war. Sie hätten Erinne- 
rungen erſt vorgebracht, als die Gebühr wieder ein⸗ 
gehoben wurde. Das LG. erklärte die Nachforderung 
für ungerechtfertigt. Es führte aus, es ſei in der 
Urkunde verſtändlich ausgedrückt, daß D. als Ver⸗ 
käufer des Anweſens namens der Ehegatten H. han- 
delte. Aus ihr gehe weiter klar hervor, daß F. D. 
nicht auf Grund einer Vollmacht der Ehegatten H. 
handelte. Art. 176 Abſ. 2 Geb. ſei daher anzu— 
wenden; demgemäß ſeien ſie zur Zahlung der Gebühr 
nicht verpflichtet. Sie ſeien auch nicht auf Grund 
eines Schuldanerkenntniſſes verpflichtet, weil zur Gül— 
tigkeit eines ſolchen ſchriftliche Erklärung erforderlich 
ſei ($ 781 BGB.). Die von der Finanzkammer ans 
gegebenen Umſtände ließen übrigens ein Anerkenntnis 
der Ehegatten H. nicht erſehen, ſondern nur darauf 
ſchließen, daß ſie meinten, die Gebühren ſeien geſetz— 
mäßig angeſetzt. Die weitere Beſchwerde der Staats— 
kaſſe wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Für die Anwendbarkeit 
des Art. 176 Abſ. 2 iſt nur erforderlich, daß aus der 
beurkundeten Erklärung mit Sicherheit geſchloſſen 
werden kann, daß die Vertragſchließenden die Wirk- 
ſamkeit des Vertrags von der Zuſtimmung einer 
dritten Perſon abhängig machten. Daher geht das 
LG. ohne Irrtum davon aus, Art. 176 Abſ. 2 ſei 
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anwendbar, wenn aus der Urkunde unzweifelhaft 
hervorgeht, daß die Wirkſamkeit des Vertrags von 
der Zuſtimmung des Simon und der Marie H. ab⸗ 
hängig ſein ſollte, und wenn die Zuſtimmung recht⸗ 
zeitig verſagt wurde. Die Frage, ob die Beſchwerde⸗ 
führer ihre Verpflichtung, die Gebühr zu zahlen, an⸗ 
erkannten, durfte das Beſchwerdegericht nicht ent⸗ 
ſcheiden. Die Staatsgebühr, die der Notar für die 
Errichtung einer Urkunde erhebt, iſt eine Vergütung 
für eine vom Staate dem Notar übertragene Tätig⸗ 
keit, die im öffentlichen Rechte wurzelt; demgemäß 
gehört auch die Verpflichtung, die Staatsgebühr zu 
zahlen, dem öffentlichen Rechte an. Ueber dieſe Ver⸗ 
pflichtung wird in dem beſonderen in Art. 47 bis 52 
des Geb. geregelten Verfahren geſtritten. Entſchei⸗ 
dungen über Anſprüche auf Leiſtung einer Vergütung 
für die Errichtung einer Notariatsurkunde, die nicht 
auf Vorſchriften des Geb., ſondern auf einen anderen 
Entſtehungsgrund geſtützt ſind, fallen der Zuſtändig⸗ 
keit der ordentlichen Gerichte oder (vgl. Art. 192 
GebG.) der Verwaltungsgerichte anheim. Inſoweit 
die Entſcheidung ſich mit dem Anſpruch aus einem 
Anerkenntniſſe befaßt, iſt ſie alſo nicht gerechtfertigt 
(Beſchl. vom 10. Oktober 1906 [2. 3S.] Reg. V 
Nr. 19/06). 


Nachſchrift des Einſenders: Die Richtig⸗ 
keit der Annahme, daß für die Entſcheidung über den 
Streit wegen der Gebührenſchuld Normen des bürger⸗ 
lichen Rechtes nicht maßgebend ſein konnten, folgt 
eigentlich ſchon aus der Vorſchrift des Art. 39 Geb., 
wonach die Vorſchrift des 8 92 GKG. zwar in den 
von den Gerichten, nicht aber auch in den von 
den Notaren wahrzunehmenden Angelegenheiten 
der freiw. Gerichtsb. entſprechend anzuwenden iſt. 
Hiervon und von der Unanwendbarkeit des § 781 
BGB. abgeſehen, hätte auch bei Anwendung der 
Normen eines der älteren Rechte aus der bloßen Tat⸗ 
ſache, daß die Zahlung der nachgeforderten Gebühr 
„anſtandslos“, d. h. ohne Vorbehalt, ohne ausdrück⸗ 
liche Verwahrung erfolgte, ein „konkludentes“ Aner⸗ 
kenntnis nicht abgeleitet werden können, da die Be⸗ 
ſchwerde, der ja aufſchiebende Wirkung nicht zukommt, 
ſowohl vor als nach der freiwilligen oder erzwun⸗ 
genen Zahlung eingelegt werden darf. Auch nach 
dem preuß. Stempelgeſetz vom 31 Juli 1895 8 26 iſt 
die Zuläſſigkeit des Rechtswegs (Kondiktions⸗ oder 
Feſtſtellungsklage) nicht mehr, wie früher ($ 12 des 
Geſ. vom 24. Mai 1861 über die Erweiterung der 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs) davon abhängig, daß 
die Zahlung der geforderten Abgabe „mit Vorbehalt“ 
geleiſtet wurde. Ein Mangel unſeres Geſetzes beſteht 
allerdings inſoferne, als die Beſchwerde nicht an eine 
von der Aufforderung, Zahlung oder Beitreibung an 
laufende beſondere Friſt gebunden iſt. f 
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B. Strafſachen. 


Zum Begrifte der Dermögensbeihädigung beim 
Betrug. (8 263 StGB., 88 252, 325, 272 BGB.) .) 
Sch. verkaufte ein blindes Pferd um 30 Mk. an N. 
unter der Bedingung, daß N. ihm ein anderes paſſen⸗ 
des Pferd verſchaffe. N. erfüllte die Bedingung. Später 
ſagte er zu dem Viehhändler M., daß er bei Sch. einen 
um 30 Mk. gekauften Gaul ſtehen habe: M. könne den 
Gaul anſehen und für 85 oder 80 Mk. haben. M. ging 
zu Sch., ſagte ihm, daß N. den Gaul nicht mehr haben 
wolle, weil er kein Geld habe und ihn, dem M., ſchicke; 
er ſei bereit, den Gaul zu kaufen. Sch. glaubte dem 
M. und verkaufte den Gaul an ihn um 30 Mk.; M. 


1) An m. d. Herausgebers. Wir machen aaf dieſe Ent⸗ 
ſcheidung beſonders aufmerkſam, weil ihr ein nicht ganz alltäglicher 
Tatbeſtand zugrunde liegt und weil ſie in muſterbafter Weiſe be— 
gründet iſt. 


veräußerte das Pferd an feinen Bruder. Das Pferd 
hatte einen wirklichen Wert von 100 Mk.; Sch. hatte 
es an N. um 30 Mk. nur deshalb verkauft, weil er 
den N. für die Ausmittelung eines anderen Pferdes 
entlohnen wollte. M. wurde auf Grund des § 263 
StGB. verurteilt. Die Berufung wurde verworfen. 
Die Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Reviſion bezeichnet 
als irrig die Anſchauung der Vorinſtanzen, es ſei 
eine Beſchädigung des Vermögens des N. anzunehmen, 
weil er durch M. um den Gewinn gebracht worden 
ſei, den er durch den Weiterverkauf des Pferdes hätte 
erzielen können. Dieſe Rüge führt zunächſt zur Prüfung 
der Frage, weſſen Vermögen Mt. beſchädigt hat. Sch. 
hatte das Pferd an N. unter einer aufſchiebenden Be⸗ 
dingung verkauft; N. hat deren Eintritt herbeigeführt. 
Damit iſt der Kaufvertrag endgültig wirkſam ge— 
worden (8 158 BGB.). Sch. mußte dem N. gegen 
Zahlung des Preiſes das Pferd übergeben und ihm 
Eigentum daran verſchaffen. Sch. hat dasſelbe Pferd 
ſpäter an M. verkauft und übergeben, er haftete aber 
auch dem M. auf Erfüllung des Vertrags und mußte 
insbeſondere ſein Unvermögen, an N. zu leiſten, ver⸗ 
treten. Daraus folgt, daß Sch. durch den mit M. 
geſchloſſenen Kaufvertrag ſein Vermögen mit der Ver⸗ 
pflichtung belaſtet hat, dem N. wegen Nichterfüllung 
des Kaufvertrags Schadenserſatz nach SS 252, 325, 
272 BGB. zu leiſten. In der Belaſtung des Ver⸗ 
mögens mit einer Verpflichtung zum Erſatz eines 
Schadens in dem durch $ 252 BGB. beſtimmten Um⸗ 
fange kann eine Beſchädigung des Vermögens im 
Sinne des § 263 StGB. erblickt werden. Demnach 
hätten die Vorderrichter annehmen können, daß M. 
den Sch. getäuſcht und dadurch deſſen Vermögen be— 
ſchadcgt hat. Hiergegen ſpreche auch nicht, daß M. 

em Sch. 30 Mk. als Kaufpreis gezahlt hat. Der Wert 

des Pferdes war größer. Nach dem höheren Werte 
bemaß ſich zufolge $ 252 BGB. der Umfang der 
Schadenserſatzpflicht des Sch. Dieſer konnte mit dem 
Betrage des empfangenen Kaufpreiſes den Betrag des 
zu leiſtenden Schadenserſatzes nicht wettmachen. 

Die Vorinſtanzen nehmen an, daß M. das Vermögen 
des N. beſchädigt habe; 8 263 StGB. erfordere nicht, 
daß das Vermögen der Perſon beſchädigt wird, in der 
der Irrtum erregt wird; es genüge, daß die durch 
die Täuſchung veranlaßte Handlung des einen eine 
Vermögensbeſchädigung des andern herbeiführt. Es 
kann dahin geſtellt bleiben, ob dieſe Anſchauung in 
dieſer Allgemeinheit richtig iſt, und ob nicht zwiſchen 
dem Getäuſchten und dem anderen rechtliche Bezieh— 
ungen beſtehen müſſen, zufolge deren die Handlung 
des Getäuſchten das Vermögen des andern rechtlich 
beeinflußt. Denn hier kann das Beſtehen rechtlicher 
Beziehungen zwiſchen Sch. und N. und weiter an- 
genommen werden, daß die durch M. veranlaßte Hand— 
lung des Sch. ihre Wirkung auch auf das Vermögen 
des N. erſtreckt. N. war nach den Feſtſtellungen des 
LG. im Beſitze der Geldmittel zur Zahlung des Kauf— 
preiſes. Er hatte, nachdem die im Vertrage ge— 
ſetzte Bedingung eingetreten war, gegen Sch. den An— 
ſpruch auf Erfüllung des Kaufvertrags. Die Verwirk— 
lichung dieſes Anſpruchs wurde durch M. vereitelt. 
Es trat an die Stelle des Anſpruchs auf Erfüllung 
des Kaufvertrags der Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung. Darin aber, daß N. an Stelle 
eines jederzeit durchfſührbaren Anſpruchs auf Ueber— 
gabe einer beſtimmten Sache einen nicht völlig 
ſicheren, ſchwer feſtſtellbaren Anſpruch auf Schadens— 
erſatz erhielt, kann eine Beſchädigung ſeines Ver— 
mögens erblickt werden. (Urt. vom 31. Januar 1907). 
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Oberlandesgericht München. 


. ö 138 BEB., Art. 31 CG. z. BGB. Darlehen zum 
Spiele an einer Spielbank im Auslande. Der Kläger 
lieh dem Beklagten in Monte Carlo zwei größere 
Beträge, einen hiervon im Spiellokale „Cerele des 
etrangers“ ſelbſt, zum Glücksſpiel bei der dortigen Bank. 
Die Streitsteile ſind Deutſche. Der Beklagte wendete 
gegenüber der Klage auf Zurückzahlung ein, er habe 
die Darlehen zum Spiele erhalten; die Darlehens: 
verträge ſeien deshalb nichtig; überdies habe ihm der 
Kläger zugeſichert, er könne die Beträge nach Möglich- 
keit zurückzahlen. Das LG. hat dem Beklagten den 
ihm über letztere Tatſache zugeſchobenen Eid auferlegt 
und als Folge ſeiner Leiſtung die Abweiſung der 
Klage, als Folge der Nichtleiſtung die Verurteilung 
feſtgeſezt. Es hat die Anwendung des deutſchen 
Rechtes auf Grund des Art. 31 EG. z. BGB. und des 
hierfür zu vermutenden Willens der Streitsteile als 
nur vorübergehend im Auslande ſich aufhaltender 
Deutſcher für geboten erachtet. Es hat ferner zwar 
angenommen, daß die Darlehen mit Rückſicht auf die 
Uneigennützigkeit des Klägers bei der Hingabe, den 
Beweggrund und den Zweck deren Hingabe — ſie 
ſollten nämlich dem Beklagten die Erholung von ſeinen 
Spiel verluſten ermöglichen — nicht unter 8 138 BGB. 
fielen. Die Berufung des Klägers wurde zurüd- 
gewieſen. 

In den Gründen wurde jedoch ausgeführt: 
Es wird die Anwendung des deutſchen Rechtes aus 
den Erwägungen des Erſtgerichtes gebilligt; ſie hätte 
aber zur Abweiſung der Klage führen müſſen, welche 
jedoch das Berufungsgericht nach §S 536 ZPO. nicht 
ausſprechen kann. Das Spiel, zu welchem die Dar- 
lehen gewährt wurden, war ein Glücksſpiel, und zwar 
wurde es von einer Spielbank betrieben. Wenn auch 
nicht jeder Vertrag über Hingabe eines Darlehens 
zum Zwecke des Spieles ein vom Geſetze verpöntes 
Rechtsgeſchäft iſt, ſo iſt das doch bei dem für das 
Spiel bei einer Spielbank gegebenen Darlehen der Fall 


in Hinblick auf das RG. vom 1. Jul 180, betr. das Ver⸗ 


12. Mal 1871 
bot öffentlicher Spielbanken in Deutſchland (vgl. 
Art. 32 EG. z. BGB.). Wird im Auslande von In⸗ 
ländern bankmäßig gefpielt, fo liegt auch hierin 
eine vom deutſchen Rechte verpönte Handlung, gegen— 
über welcher die Anwendung des gegenteiligen aus— 
ländiſchen Geſetzes nach Art. 31 EG. z. BGB. aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Dasſelbe iſt aber auch bezüglich der 
Hilfsgeſchäfte hierzu, wie des Darlehens, der Fall. 
(Urt. vom 9. Februar 1907, L 603/06). 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


5 313 BGB., falsa demonstratio. Kläger Sch. 
vertauſchte aus ſeinem Anweſen einen größeren Teil 
der Grundſtücke an die Eheleute W. gegen deren An— 
weſen. Die Witwe W. wurde auf Räumung des letz— 
teren verklagt, die ſie verweigerte, weil ihr und ihrem 
Ehemanne ſtatt der richtigen Grundſtücke Pl.-Nr. 82 
und 610 die minderwertigen Grundſtücke Pl.-Nr. 631 
und 728 zugeſchrieben worden ſeien und der Kauf— 
vertrag deshalb nichtig ſei. Das LG. wies mangels 
Willensübereinſtimmung beim Vertragsſchluſſe die Klage 
ab und gab der auf Nichtigkeit des Tauſchvertrages 
gerichteten Widerklage ſtatt. Dieſes Urteil wurde auf 
Berufung des Klägers aufgehoben. 

Aus den Gründen: Der Wille der Parteien 
hat im Sinne des $ 313 Satz 1 BGB. formgerechten 
Ausdruck gefunden. Der Erſtrichter meint, die beiden 
Grundſtückspaare ſeien nach ihrer örtlichen Lage, Be— 
nennung, Größe und Kulturart ſo grundverſchieden, 
ſie ſeien ſo ganz andere Grundſtücke, daß eine kalsa 
demonstratio gar nicht möglich ſei. Abgeſehen davon, 


daß dies in der Allgemeinheit gar nicht richtig iſt 
(wird näher dargelegt), ſteht hier feſt, daß wirklich 
eine Verwechslung ſtattfand. Wodurch der Irrtum in 
der Urkunde verſchuldet worden iſt, iſt nach der An⸗ 
gabe der Parteien nicht mehr aufzuklären. Argliſtige 
Täuſchung kann nicht behauptet werden und ſo ſtehen 
alle e Möglichkeiten offen, und die ſind: Un⸗ 
ſicherheit der Vertragſchließenden über den kataſter⸗ 
Ih Beſchrieb der eingewieſenen Grundſtücke, Un⸗ 
achtſamkeit, Gedankenloſigkeit bei Aufnahme der Ur⸗ 
kunde, m. a. W. Irrtum der Parteien oder Irrtum 
des Notars. Dieſe Urſachen laſſen aber den auf den 
gleichen Vertragsgegenſtand gerichteten Willen der 
Vertragsteile unberührt. Letztere glaubten, daß die 
Grundſtücke Pl.⸗Nr. 82 und 610, die ſie vertauſchen 
wollten, mit den Pl.⸗Nr. 631 und Pl.⸗Nr. 728 identiſch 
oder wenigſtens unter den in der Urkunde benannten 
enthalten ſeien, befanden ſich aber hierüber im Irr⸗ 
tum, ihr Uebereignungs- und Erwerbswille war alſo 
auf die richtigen Grundſtücke gerichtet. Allerdings 
muß dieſer Wille, wenn der Form des $ 313 BGB. 
genügt ſein ſoll, in der Urkunde ſeinen, wenn auch 
noch ſo unvollkommenen Ausdruck gefunden haben, 
der unausgeſprochene Wille darf nicht als erklärt 
gelten. Der unvollkommen oder nicht zweifelsfrei 
erklärte Wille darf auch für Willenserklärungen, deren 
Rechtswirkſamkeit das Geſetz von der Einhaltung 
einer beſtimmten Form abhängig macht, durch Aus- 
legung dem wahren Willen gemäß erläutert und bes 
richtigt werden und es iſt gemäß § 133 BGB. bei 
dieſer Auslegung nicht an dem buchſtäblichen Sinne 
des Ausdrucks zu haften. Hier gibt nun die notarielle 
Urkunde genügende Anhaltspunkte zur Erforſchung des 
wahren Willens. Dieſe ſind die Feſtſtellung in der 
Urkunde, daß die Beſitzeinweiſung bereits erfolgt iſt, 
und der aus dem Werte der eingewieſenen Grund— 
ſtücke berechnete Tauſchpreis. Aus beiden Gründen 
folgt zwingend, daß nur die wirklich eingewieſenen 
Grundſtücke Tauſchgegenſtand ſein ſollten und waren, 
daß nur auf ſie der Veräußerungs- und Erwerbswille 
ſich bezog. An der Hand der Urkunde iſt daher nur 
zu fragen, in welche Grundſtücke die Eheleute W. ein 
gewieſen worden ſind und aus welchen Grundſtücken 
der Tauſchpreis berechnet worden iſt, die Urkunde ſelbſt 
zeigt und begrenzt den Weg, den Willen der Parteien 
zu erforſchen und feſtzuſtellen. Die Antwort haben 
die Parteien ſelbſt gegeben; denn nach ihrer über— 
einſtimmenden Angabe wurden die Pl.-Nr. 82 und 
610 eingewieſen, und nur letztere, 


beſitzes berückſichtigt. Grundſtücke oder Grundsſtücks— 
teile, die in Verträgen als veräußert bezeichnet ſind, 
ohne daß ſie aber wirklich veräußert und erworben 
werden ſollten, ſind in Wahrheit nicht Gegenſtand der 
Verträge geweſen, und daher nicht in das Eigentum 
des Erwerbers übergegangen; Grundſtücke oder Grund— 
ſtücksteile, die in den Verträgen nicht aufgeführt ſind, 
auf die ſich aber der Wille der Beteiligten bezog, ſind 
mitverkauft. (RG. in 35. Bd. 60 S. 339/340, Bd. 61 
S. 265. Bd. 63 S. 169; JW. 1896 S. 17, 1904 S. 58; 
Bl. f. RA. Bd. 67 S. 253, Bd. 69 S. 443 und Bd. 70 
S. 493, vgl. Anm. Bd. 44 S. 8 und Bd. 49 S. 214; 
Seuff. Arch. Bd. 60 S. 433; Obs G. n. S. Bd. VI 
S. 432 und Bd. VII S. 324/25). Hiernach haben die in 
der Urkunde, weil nicht eingewieſen, irrtümlich auf— 
geführten Pl.⸗Nr. 631 und 728 nicht, wohl aber die 
nicht aufgeführten aber eingewieſenen Pl.-Nr. 62 und 
610 als vertauſcht zu gelten, letztere ſind — das Grund— 
buch iſt für das Amtsgericht C. noch nicht als an— 
gelegt erklärt — durch den Vertrag und die Beſitz— 
übergabe dem durch Auslegung ermittelten überein— 
ſtimmenden Willen der Parteien gemäß in das Eigen— 
tum der Eheleute W. übergegangen. Der Vertrag iſt 
deshalb rechtswirkſam. (Urt. vom 28. Januar 1907). 
823 ). 
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nicht erſtere bei 
Feſtſtellung des Wertes des zu vertauſchenden Grund⸗ 
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Literatur. 


Staub, Hermann. Kommentar zum Handelsgeſetz⸗ 
buch. 8. Auflage, unter Benutzung des handſchriftlichen 
Nachlaſſes bearbeitet von Heinrich Könige, Reichs⸗ 
gerichtsrat in Leipzig, Dr. Joſeph Stranz, Juſtizrat 
in Berlin, Albert Pinner, Juſtizrat in Berlin. Berlin 
1906/7, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, m. 
b. H. 1. Band, geh. Mk. 24.—, gebd. Ml. 20 
2. Band I. Hälfte, geh. Mk. 7.—. 

Die Bearbeiter haben eine verantwortungsvolle 
Aufgabe in dankenswerter Weiſe gelöſt. Es iſt ihnen 
gelungen, ohne Verzicht auf die eigene wiſſenſchaftliche 
Forſchung und Prüfung dem Lebenswerke Staubs die 
Eigentümlichkeiten zu erhalten, die es ſo beliebt ge⸗ 
macht haben, und es den Bedürfniſſen der Gegenwart 
anzupaſſen. Die neuere Literatur iſt in ſorgfältiger 
Weiſe berückſichtigt, die Gefahr des Ueberwucherns 
der Zitate jedoch erfreulicherweiſe vermieden worden. 


Riedel, Dr. Frhr. v. Kommentar zum Polizei⸗ 
6 eech u für das Königreich Bayern vom 
6. Dezember 1871. 7. Aufl., herausgegeben von 
Carl Auguſt von Sutner, Regierungsaſſeſſor (ietzt 
Regierungsrat) bei der K. Verſicherungskammer. 
München 1907, C. H. Beck'ſche Verlags buchhandlung, 
Oskar Beck. Gebd. Mk. 9.—. 


Dieſe erſchöpfende Darſtellung des Polizeiſtraf⸗ 
rechts, die bekanntlich auch größere Teile des Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuchs eingehend erläutert, iſt von dem 
Herausgeber mit außerordentlicher Umſicht 8 den 
neueſten Stand gebracht worden. 


1. Nehm, Dr. „ Univerſitätsprofeſſor in Straß⸗ 
burg i. E. Reichsgeſetz über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 
1901. 2. völlig umgearbeitete Auflage. München 
1907, C. H. nen Verlagsbuchhandlung, Oskar 
Beck. Gebd. Mk. 5.5 


2. Merzbacher, S., 3 und Rechtsanwalt in 
Nürnberg.. Geſetz über die Erwerbs⸗ und 
Wirtſchafts⸗Genoſſenſchaften. 2. völlig neu 
bearbeitete Auflage. München 1907, C. H. Beck'ſche 
Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck. Gebd. Mk. 3.—. 


Die beiden Werke find in der bekannten „Sammlung 
deutſcher Reichsgeſetze“ erſchienen. Sie gehen jedoch, 
was den Umfang und den Inhalt der Erläuterungen 
anlangt, über den Rahmen bloßer Textausgaben mit 
Anmerkungen hinaus. Rehm insbeſondere hat ſeine 
Ausgabe zu einem kleinen Kommentar ausgeſtaltet. P. 


Guttentag'ſche Sammlung deutſcher Neichsgeſetze. In 
dieſer Sammlung ſind folgende neue Textausgaben 
mit Erläuterungen erſchienen: 


1. Lindemann, Otto, Landrichter. Die Reichsgeſetz⸗ 
gebung über gerichtliche Regiſterführung. 
Textausgabe der einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen 
nebſt Ausführungsvorſchriften mit Anmerkungen 
und Sachregiſter. Berlin 1906. Gebd. Mk. 3. — 


2. Sydow, N., Unterſtaatsſekretär. Rechts anwalts⸗ 
ordnung. 5 mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. 5. Auflage, bearbeitet von Juſtizrat 
Max Jatobſohn, Rechtsanwalt in Berlin. Berlin 
1907. Gebd. Mk. 1.20. 


3. Barifind, Ludolf, und Crüger, Dr. Hans. Das Reichs: 
geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. Text⸗ 
ausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. 
9. Auflage, bearbeitet von Dr. Hans Crüger. 
Berlin 1907. Gebd. Mk. 1.40. 
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Marcks, Dr. A., Regierungsrat, Geſetz betr. die 
I,, der . Volks⸗ 
ſchulen vom 28. Juli 1906. Textausg. m. Anm. 
u. Sachreg. Berlin 1906, Verlag von J. Guttentag. 
Gbd. Mk. 2.— 


Nießer, Dr., Profeſſor, Geh. Juſtizrat, Das Bank⸗ 
depotgeſetz (Gef. betr. die Pflichten der Kaufleute 
bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere vom 5. Juli 
1896). 2. umgearb. Auflage. Berlin 1906. Verlag 
von O. Liebmann. Broſch. Mk. 3.—: gebd. Mk. 3.60. 

Krückmann, Dr. P., Univerſitätsprofeſſor in Münſter 
i. W. und A. Stroeſe. Anfechtung, Wandelung 
u. Schadenserſatz beim Viehkauf. Neudamm 
ie 1 von J. Neumann. Broſch. Mk. 3.60; 

k 


gbd. . 4.—. 

Stölzle, Dr. H., Rechtsanwalt in Kempten, Viehkauf 
nach dem BGB. (unter „ des aus⸗ 
ländiſchen Rechts) u. kaiſerl. VO. v. 27. März 1899 
betr. d. Hauptmängel u. Gewährfriſten beim Vieh⸗ 
handel, erl. von H. Weiskopf, K. Kreistierarzt, 
III. verb. Aufl. Berlin 1904, J. Guttentag. gbd. Mk. 3.—. 


Der Mangel an Raum geſtattet uns eine Be⸗ 
ſprechung der oben angeſührten Werke nicht. Wir 
müſſen uns damit begnügen, unſere Leſer auf ſie aufs 
merkſam zu machen. 


Binding, Dr. Karl, ordentl. Prof. der Rechte in Leipzig. 
Grundriß des deutſchen Strafrechts, All⸗ 
gemeiner Teil. 7. verbeſſerte und vermehrte 
Auflage. Leipzig 1907, Verlag von Wilhelm Engel: 
mann. (XXIV, 321 S.) Preis gebd. Mk. 7.—. 


Ebenbürtig tritt dem Lehrbuch des Beſonderen 
Teils, über das in Nr. 1 des Jahrgangs 1906 be⸗ 
richtet wurde, eine Neuauflage des Grundriſſes über 
den Allgemeinen Teil zur Seite. Gleich hervorragend 
der Form und dem Inhalte nach bildet ſie eine 
bewundernswerte Bereicherung der Erkenntnis für 
Wiſſenſchaft und Praxis des Strafrechts. Sorgfältigſte 
Literaturüberſichten, häufig mit einer kurzen Notiz 
über den Wert des Erzeugniſſes verſehen, ſind allen 
Paragraphen vorangeſtellt. Neue Paragraphen ſind 
hinzugekommen, bereits beſtehende neu ausgeführt 
oder doch ergänzt worden. So enthält das Werk jetzt 
u. a. die vollſtändige Teilnahmelehre. Neue wichtige 
Probleme, wie z. B. das der Urheberſchaft als einer 
beſonderen Teilnahmeform, ſind hier in ſtreng logiſcher 
und kryſtallklarer Entwicklung zu einem ſtolzen feſt⸗ 
gefügten Gebäude verarbeitet. Bei keiner behandelten 
Materie ſind die neueſten wiſſenſchaftlichen Fragen 
unberückſichtigt geblieben. Dies gilt vom Tatbeſtand 
des Verbrechens und vom Notwehrbegriff nicht weniger 
wie von der Darſtellung der Strafrechtstheorien. In 
einer glänzenden wuchtigen Vorrede wird mit dem 
ſog. Sicherungsſtrafrecht eine gründliche Abrechnung 
gehalten, und eine kräftige Abfuhr wird an anderer 
Stelle (S. 237 f.) dem Ruf nach Abſchaffung des Straf— 
rechts zu teil. a. o. Prof. Dr. A. Köhler. 


Notizen. 


Die Haager Privatrechtsabkommen (Bek. v. 13. März 
1907, IM Bl. S. 71). Die fortſchreitende Kodifikation 
des internationalen Privatrechts, die bisher zu den 
vom Reiche ratifizierten Haager Abkommen vom 14. 
(nicht 4.) November 1896 — RGBl. 1899 S. 285 — 
und vom 12. Juni 1902 — RGBl. 1904 S. 221, 231, 
240 — geführt hat, erfreut ſich bei den Juſtizbehörden 
noch nicht der gebührenden Beachtung. Die Schwierig— 
keit des Stoffes und die für die Geſetzgebung ver— 
ſchiedener Staaten berechnete, nicht ohne weiteres 
verſtändliche Sprache der Verträge machen dies be— 
greiflich. Es iſt deshalb zu begrüßen, daß eine 
amtliche holländiſche Kommiſſion es unternimmt, die 
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Auslegung der Abkommen wertvollen Entſcheidungen 
der Gerichte aller Vertragsſtaaten zu ſammeln und 
herauszugeben. In der Bekanntmachung werden die 
bayeriſchen Obergerichte zur Mitwirkung angewieſen. 
Hoffentlich gelingt es, dieſe Zuſammenſtellung für die 
Juſtizbehörden in irgend einer Weiſe nutzbar zu 
machen. Dem Kundigen wird die Lektüre des 
Originalwerks von großem Intereſſe ſein. Der 
offizielle Titel lautet: La codification du droit inter- 
national privée. Bulletin des conférences de la Haye, 
publié sous les auspices du gouvernement des Pays- 
Bas. Die ſoeben erſchienene erſte Lieferung enthält 
u. a. den Wortlaut des vom Reiche noch nicht ratifi⸗ 
zierten Haager Abkommens vom 17. Juli 1905, durch 
welches das Abkommen vom 14. November 1896 er⸗ 
ſetzt werden ſoll. 


„ Juriſtendentſch in der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts. In dem Urtexte der Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts vom 23. Februar 1907, die wir in Nr. 8 auf 
S. 169 ff. veröffentlicht haben, findet ſich folgender Satz: 

„Gewiß wird der Grund buchrichter, ſoweit für ihn, 
der nach dem Legalitätsprinzip im allgemeinen nur 
die Rechtsgültigkeit der Eintragungsbewilligungen zu 
prüfen hat, der Nachweis eines beſtimmten, der in der 
Eintragungsbewilligung enthaltenen Verfügung zu⸗ 
grunde liegenden Kauſalgeſchäfts gegenüber den un= 
mittelbar Beteiligten überhaupt in Betracht kommen 
kann, im Falle der Vorlegung formgerechter, den Ab- 
ſchluß des betreffenden Kauſalgeſchäftes beſtätigender 
Erklärungen der Beteiligten den Nachweis des Ab- 
ſchluſſes des Kauſalgeſchäfts den Beteiligten gegenüber 
ebenſo wie den Nachweis der Rechtsgültigkeit form: 
gerechter Eintragungsbewilligungen für geführt er⸗ 
achten müſſen, es ſei denn, daß ihm ein ſicherer Anhalt 
dafür geboten iſt, daß die Erklärungen unwirkſam ſind.“ 

Der Laie ſteht vor dieſem rätſelvollen Ungetüm 
ratlos da. Auch der Juriſt wird das merkwürdige 
Satzgebilde längere Zeit betrachten müſſen, um ſeinen 
Sinn zu ergründen.!) Man kann ja den vielbeſchäftigten 
Räten des Reichsgerichts nicht zumuten, daß ſie die 
Begründungen aller Urteile und Beſchlüſſe mit pein⸗ 
licher Sorgfalt ausfeilen. Aber ſie ſollten doch be⸗ 
denken, daß Entſcheidungen des Reichsgerichts über ſo 
wichtige Fragen, wie ſie in dem Beſchluſſe vom 
23. Februar 1907 behandelt ſind, die Aufmerkſamkeit 
der ganzen deutſchen Juriſtenwelt auf ſich ziehen und 
deshalb nicht nur dem Inhalte, ſondern auch der Form 
nach muſterhaft ſein ſollten. Zum mindeſten ſollten 
grobe Verſtöße gegen die Regeln einer guten Schrift- 
ſprache vermieden werden. Die Entſcheidung vom 
23. Februar 1907 enthält auch Ausdrücke wie „der 
gütergemeinſchaftliche () Ehemann“, „die grundbuch⸗ 
lichen () Verfügungen“. Solche Mißbildungen kann man 
ſich vielleicht gefallen laſſen, wenn man ſie in dem 
flüchtig hingeworfenen Schriftſatze eines überlaſteten 
Anwalts lieſt. Aber wenn das Reichsgericht in ſolcher 
Weiſe die Sprachverwilderung fördert, müſſen wohl 
alle Verſuche erfolglos bleiben, das Amtsdeutſch bei 
den unteren Inſtanzen auszurotten. von der Pfordien. 


Verkehrsminiſterialblatt. Vom 1 April 1907 an 
erſcheint an Stelle des Verordnungs- und Anzeige⸗ 
blattes für die Kgl. Bayeriſchen Verkehrsanſtalten 
ein „Verkehrsminiſterialblatt für das 
Königreich Bayern“, das zur Aufnahme der 
amtlichen Bekanntmachungen im Bereiche der Verkehrs— 
verwaltung beſtimmt iſt. Der Preis beträgt 2 Mk. 
für das Jahr. 


1) Daß der Sinn bei der Umgeſtaltung richtig getroffen worden 
iſt, die wir bei der Bearbeitung der Entſcheidung vorgenommen 
baben, möchten wir nicht mit Beſtimmtheit behaupten 
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leber das Kertsverhältnis des Zubehörs 
in der Zwangs verſteigerung. 


Von Dr. Th. Wolff, Geh. Juſtizrat, Oberlandesgerichtsrat 
in Hamm. 


Nach § 20 Abi. 2 ZwVG. und $ 1120 BGB. 
ergreift die Beſchlagnahme des Grundſtücks in der 
Zwangsverſteigerung die Zubehörſtücke nicht, 
welche dem Eigentümer des Grundſtücks nicht ge⸗ 
hören. Gleichwohl werden nach § 37 Nr. 5 ZwVG. 
diejenigen, welche ein der Verſteigerung entgegen⸗ 
ſtehendes Recht haben, aufgefordert, vor der Er⸗ 
teilung des Zuſchlags die Aufhebung oder die 
einſtweilige Einſtellung des Verfahrens herbei: 
zuführen, widrigenfalls der Verſteigerungserlös an 
die Stelle des verſteigerten Gegenſtandes treten 
würde, und nach § 55 Abſ. 2 erſtreckt ſich die 
Verſteigerung des Grundſtücks auch auf die Zu: 
behörſtücke, die ſich im Beſitz des Schuldners oder 
eines neu eingetretenen Eigentümers befinden, auch 
dann, wenn ſie einem Dritten gehören, ſofern 
dieſer ſein Recht nicht nach Maßgabe des 8 37 
Nr. 5 geltend gemacht hat. Dieſe Beſtimmungen 
haben zu den Zweifeln Veranlaſſung gegeben, 
gegen wen der Dritte ſein Recht geltend zu 
machen hat, ob er es nur im Prozeßwege geltend 
machen kann, ob die Freigabeerklärung genügt 
und ob dieſe Freigabe von dem betreibenden 
Glaͤubiger oder von ſämtlichen Beteiligten erklärt 
werden muß, wenn ſie Wirkung haben ſoll. 


Während das Eigentum eines Dritten durch 


die Mobiliarpfändung unmittelbar beeinträchtigt 
wird, weil der Gerichtsvollzieher die gepfändete 
Sache für den Gläubiger in Beſitz nimmt (§ 808 
ZPO.), wird das fremde Eigentum an einem 
Zubehörſtücke durch die Eröffnung des Zwangs— 
verſteigerungsverfahrens, welches zunächſt das 
Grundſtück ſelbſt zum Gegenſtand hat, nicht un— 
mittelbar beeinträchtigt. Da der Dritte aber ſein 
Eigentum an dem Zubehör unter den Voraus— 


ſetzungen des § 55 Abſ. 2 verliert, ſo iſt das 


Eigentum unter der Bedingung verletzt, daß ſich 
der Eigentümer gegen den drohenden Verluſt nicht 


| wehrt; eine in dieſer Weiſe bedingte Rechtsver⸗ 
letzung, die der Abwehr notwendig bedarf, ſteht 
einer unbedingten gleich. Durch die Eröffnung 
des Verfahrens wird daher das Eigentum des 
Dritten verletzt. Die Klage, die durch die Ver⸗ 
letzung und drohende Entziehung des Eigentums 
begründet wird, kann ſich aber nur gegen denjenigen 
richten, welcher das Eigentum verletzt. Die Ver⸗ 
letzung geſchieht durch den Gläubiger, der das 
die Eigentumsverletzung verurſachende Verfahren 
betreibt (oder ihm beigetreten it). Der Dritte 
| kann ſein Eigentumsrecht daher nur gegen ihn, 
nicht gegen andere Perſonen verteidigen, die der 
Rechtsverletzung fernſtehen. Auch das Reichsgericht 
(JW. 1904 S. 413 Nr. 27) hält nur den be⸗ 
treibenden und den beigetretenen Gläubiger für 


paſſiv legitimiert. 

Iſt aber nur dieſer Gläubiger für die Wider⸗ 
ſpruchsklage des § 771 30. paſſiv legitimiert, 
ſo iſt er auch zur Freigabe des fremden Zubehör⸗ 
ſtücks mit der Wirkung berechtigt, daß dieſe Ver⸗ 
fügung ſeiner Verurteilung zur Freigabe gleichſteht. 
Denn, wer paſſiv zur Klage legitimiert iſt, iſt zur 
Verfügung über das von dem Dritten in An: 
ſpruch genommene Recht berechtigt, weil die 
Prozeßführung immer die Verfügungsbefugnis 
über den Gegenſtand des Rechtsſtreits vorausſetzt, 
und wer über ein Recht verfügen darf, kann dies 
Recht auch freiwillig anerkennen. Durch das Urteil 
wird — abgeſehen von hier nicht in Betracht 
kommenden Ausnahmen — nicht ein neues Recht oder 
Rechtsverhältnis begründet, ſondern nur das ſchon 
beſtehende Rechtsverhältnis und das ſchon ent— 
ſtandene Recht als beſtehend feſtgeſtellt, dieſe Feſt⸗ 
ſtellung kann daher keine größere Wirkung haben, 
als die durch die freiwillige Erklärung der Partei 
erfolgte Feſtſtellung; die Verurteilung zur Freigabe 
einer Sache von der Zwangsvollſtreckung kann 
demnach nicht größere Wirkung haben, als die 
freiwillig erklärte Freigabe. 

Im Verhältnis zu der freiwilligen Anerkennung 
des in Anſpruch genommenen Rechts kann das 
Judikat nur beſondere prozeſſuale Folgen 
haben, wie es z. B. zur Grundlage der Zwangs— 


1 
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vollſtreckung dient; die größere Wirkung der Ber: 
urteilung gegenüber der freiwilligen Freigabe hat 
daher keine materielle, ſondern nur formelle Be⸗ 
deutung. 


Dieſe formelle Bedeutung tritt auch in der 
Zwangsverſteigerung hervor. Denn jede Ein⸗ 
ſtellung oder Aufhebung des Verfahrens bedarf 
nach 88 29, 32 Zw G. eines Beſchluſſes, und, 
da durch die Anerkennung eines der Zwangsver⸗ 
ſteigerung entgegenſtehenden Rechtes an einem 
Zubehörſtück dieſes Zubehörſtück, welches andern⸗ 
falls der Verſteigerung unterliegen würde, vom 
Verfahren ausgeſchloſſen, das Verfahren hinſichtlich 
dieſes Gegenſtandes alſo aufgehoben wird, ſo muß 
dieſe Aufhebung des Verfahrens durch Beſchluß 
angeordnet werden. Dieſer Beſchluß iſt, wenn 
ihn das Prozeßgericht nicht erlaſſen hat, vom 
Vollſtreckungsgericht, d. h. vom Verſteigerungs⸗ 
gericht, zu erlaſſen (vgl. 5 31 Abſ. 2). Im Falle 
der freiwilligen Anerkennung wirkt das Prozeß⸗ 
gericht nicht mit, braucht wenigſtens nicht mitzu⸗ 
wirken, weil ein prozeſſuales Verfahren zwecklos 
ſein und der Dritte, der ein vom betreibenden 
Gläubiger anerkanntes Recht trotz dieſer Aner⸗ 
kennung im Streitverfahren geltend macht, nach 
Ss 93 ZPO. mit den Koſten belaſtet werden 
würde, deren Wiedererſtattung er nicht fordern 
kann. In Ermangelung der Mitwirkung des 
Prozeßgerichts liegt daher dem Verſteigerungs⸗ 
gericht die Anordnung der Aufhebung des Ver⸗ 
fahrens in den freigegebenen Gegenſtand ob. 


Das Verſteigerungsgericht muß im Falle der 
Anerkennung das Verfahren in Anſehung des 
vom Verfahren ausgeſchloſſenen Zubehörſtücks auf— 
heben. Denn, wenn der allein zum Betreiben 
der Zwangsverſteigerung legitimierte Gläubiger 
das der Verſteigerung entgegenſtehende Recht an: 
erkannt hat, hat die Zwangsvollſtreckung in dieſen 
Gegenſtand ihre ſachliche Unterlage verloren und 
darf nicht fortgeführt werden. Ebenſo wie der 
Prozeßrichter den Beklagten ſeinem Anerkenntnis 
gemäß zur Aufhebung der Zwangsvollſtreckung in 
den vom Dritten in Anſpruch genommenen Gegen— 
ſtand ohne weiteres verurteilen müßte, muß das 
Vollſtreckungsgericht ohne jede Sachprüfung die 
Zwangsvollſtreckung der Freigabeerklärung gemäß 
aufheben. 


Dieſe Aufhebung erfolgt durch Beſchluß, der 
geſondert erlaſſen wird, ſie muß aber auch durch 
den Zuſchlagsbeſchluß erfolgen können, wenn darin 
das Zubehörſtück von der Zwangsverſteigerung 
ausgeſchloſſen und dadurch dem Erſteher nicht 
mitzugeſchlagen wird. (Ein bloßer Vorbehalt im 
Zuſchlagsbeſchluß würde nicht genügen, RGE. 
Bd. 39 S. 292). 


Auch auf die erſt nach dem Verſteigerungs— 
termin erklärte Freigabe wird das Verfahren hin—⸗ 
ſichtlich des freigegebenen Gegenſtands durch ge⸗ 
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ſonderten Beſchluß oder durch den Zuſchlags⸗ 
beſchluß aufgehoben. Denn der § 33, wonach 
der Zuſchlag zu verſagen iſt, wenn ein Grund 
zur Aufhebung oder Einſtellung des Verfahrens 
erſt nach dem Schluſſe der Verſteigerung her⸗ 
vortritt, betrifft nur das Verfahren in An⸗ 
ſehung des Grundſtücks ſelbſt, nicht auch in An: 
ſehung von Zubehörſtücken, weil er ſeinen Grund 
in der Erwägung hat, daß nach $ 72 Abi. 3 
das Gebot des Meiſtbietenden im Falle der Ein⸗ 
ſtellung oder Aufhebung des Verfahrens erliſcht und 
nicht wieder auflebt, auch wenn der Einſtellungs⸗ 
oder Aufhebungsbeſchluß im Beſchwerdewege auf: 
gehoben wird. Indeſſen würde die Verſagung 
des Zuſchlags hinſichtlich eines einzelnen Zubehör⸗ 
ſtücks ſeinem Ausſchluß von der Zwangsver⸗ 
ſteigerung gleichſtehen, da es auf die Wortfaſſung 
nicht ankommt. 


Dieſe Sätze entſprechen im weſentlichen der all⸗ 
gemeinen Anſicht und ſind im allgemeinen auch 
von v. d. Pfordten in dieſer Zeitſchriſt (Bd. 2 
S. 89 ff., 116 ff.) vertreten. Sie ſind aber nicht 
unbeſtritten. Es iſt 


1. eingewendet, die Zugehörigkeit fremder 
Pertinenzien zur Verſteigerungsmaſſe ſei eine 
geſetzliche Verſteigerungsbedingung, die Abän- 
derung der geſetzlichen Bedingung ſei eine 
vereinbarte Verkaufsbedingung, eine Verkaufs⸗ 
bedingung könne aber nach 8 59 ZwVG. nur 
mit Zuſtimmung aller Intereſſenten getroffen 
werden (Herold in dieſer Zeitſchr. Bd. 2 S. 217, 
218, Levis in der Zeitſchrift für Deutſchen Zivil⸗ 
prozeß Bd. 35 S. 87 ff.). Es iſt zwar richtig, 
daß die Ausdehnung des Zuſchlags auf fremde 
Zubehörſtücke eine geſetzliche Verkaufsbedingung iſt, 
und daß die geſetzlichen Verkaufsbedingungen durch 
vereinbarte Verkaufsbedingungen ganz oder teil: 
weiſe ausgeſchloſſen oder geändert werden können, 
(Anm. 2 zu $ 55 ZwV G. in meinem Kommen— 
tar). Die Zugehörigkeit der fremden Pertinenzien 
iſt aber geſetzlich keine unbedingte, ſondern beſteht 
nur unter der Bedingung, daß der Eigentümer 
ſein Recht nicht nach Maßgabe des $ 37 Nr. 5 
geltend gemacht hat; hat er ſein Recht in dieſer 
Weiſe geltend gemacht, jo beſteht alſo die gejeß: 
liche Verkaufsbedingung nicht und es kann dann 
von einer vereinbarten Verſteigerungsbedingung 
des 8 59 keine Rede ſein. Hat der Reklamant 
den Antrag auf Freigabe der Sache geſtellt und 
der Prozeß- oder der Subhaſtationsrichter hat 
auf Grund der zuſtimmenden Erklärung des be— 
treibenden Gläubigers die Aufhebungsverfügung 
erlaſſen, jo iſt, wie oben erörtert iſt, dem § 37 
Nr. 5 genügt. Um eine vereinbarte Verkaufs— 
bedingung kann es ſich demnach nur dann handeln, 
wenn der Dritte ſein Recht nicht oder nicht recht: 
zeitig geltend gemacht hat. 


2. Von der Theorie der Verkaufsbedingung 
gehen auch Reinhard (Kommentar zu § 37 unter 
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IV 4 S. 198), das Oberlandesgericht zu Dresden 
(Rſpr. der OLG. Bd. 8 S. 4 ff.) und Mangler 
(im Sächſ. Arch. Bd. 14 S. 154 ff.) aus. Sie 


ZwVG. hervorgehoben wurde, „nur eine Folge des 
Einfluſſes, welchen der Zuſchlag auf verſchiedene 
Rechte an dem Grundſtück hat“. Ohne den Ans 
ſtützen ihre Anſicht außerdem auch auf die folgenden | trag des Glaͤubigers darf die Zwangsvollſtreckung 
allgemeinen Gründe: Wenngleich die Verſteigerung nicht eingeleitet, und ohne ſeinen Willen darf ſie 
nur auf Antrag des betreibenden Gläubigers ein⸗ nicht ſortgeſetzt werden, er iſt daher der einzige, 
geleitet und nicht gegen ſeinen Willen fortgeſetzt welcher über den Fortgang des Verfahrens ver⸗ 
werde, ſo erfolge ſie doch, wenn ſie ſtattfinde, im fügen kann. Das Verfahren iſt durch das Geſetz 
Intereſſe aller Beteiligten und vollziehe ſich nach auch nicht in einer die Verfügung des Gläubigers 
den geſetzlichen Regeln, von denen zugunſten eines | im allgemeinen einſchränkenden Weile geregelt, 
Beteiligten nicht ohne feine Zuſtimmung abgewichen die Grenzen, die ihm gezogen find, find im weſent⸗ 
werden könne; ſonſt würde der betreibende Gläu⸗ lichen nur im Intereſſe des Schuldners beſtimmt, 
higer, der wegen der Sicherheit ſeiner Hypothek für die Intereſſen der übrigen Beteiligten find 
kein Intereſſe an der Verſteigerung der Zubehör: nur beſtimmte, das Belieben des Gläubigers ein⸗ 
ſtücke habe oder der mit dem Reklamanten kollu⸗ ſchränkende Vorſchriften gegeben, welche einer Er⸗ 
diere, das Recht der übrigen Beteiligten, auch ſtreckung auf andere Fälle nicht fähig ſind: zu⸗ 
des Schuldners, beeinträchtigen können. Die frei⸗ gunſten der übrigen Beteiligten ſind der Grundſatz 
willige oder erzwungene Freigabeerklärung ſei auch des geringſten Gebots, die Vorſchriften über ihre 
nicht eine Zurücknahme des Verſteigerungsantrags Ladung und Zuziehung gegeben, aber über den Um⸗ 
in Anſehung der Zubehörſtücke, denn eine Zurück- fang der Zwangsverſteigerung iſt wohl zugunſten des 
nahme dieſes Antrages könne nach § 29 rechts⸗ Schuldners die Vorſchrift des § 76, aber zugunſten 
wirkſam nur hinſichtlich des ganzen Grundſtückes, der übrigen Beteiligten iſt in dieſer Beziehung keine 
nicht aber hinſichtlich einzelner Zubehörſtücke er⸗ Vorſchrift erlaſſen. Eine ſolche Vorſchrift brauchte 
klärt werden, auf die ſich kraft Geſetzes die Be⸗ zu ihren Gunſten auch nicht getroffen zu werden, weil 
ſchlagnahme miterſtreckt habe, da das Geſetz bindend ſie an dem Umfang der Verſteigerung kein Inter⸗ 
vorſchreibe, in welchem Umfange die mit dem eſſe haben. Denn den Mehrerlös, der durch die 
Beſchluß auf Anordnung der Verſteigerung ein⸗ Mitverſteigerung einer fremden Sache erzielt wird, 
tretende Beſchlagnahme entſtehe, und der Gläubiger verlieren ſie doch wieder, weil der Dritte nach 
daher dieſe Wirkung nicht einſchränken könne. Auf | $ 37 Nr. 5 an Stelle der Sache den verhältnis⸗ 
Grund dieſer Erwägungen nehmen Reinhard, mäßigen Betrag des Verſteigerungserlöſes geltend 
Mangler und das OLG. Dresden ſogar an, daß macht und ſelbſt nach der Verteilung von dem 
der Beſchluß des Prozeßgerichts nicht genüge, das letzten Perzipienten einzieht (Anm. 6 zu § 37, 
Zubehörſtück vom Verfahren auszuſchließen, weil Anm. 8, 9 zu $ 55 meines Kommentars). Ge: 
allen Beteiligten, in deren Intereſſe die Verſteige- hört dem Reklamanten aber die Sache nicht, ſo 
rung erfolge, die Möglichkeit gewährt werden ſchadet den Beteiligten weder eine Kollufion noch 
müſſe, die durch den Prozeßrichter verfügte oder eine Konnivenz des Gläubigers, da ſie ihr ding⸗ 
von dem Gläubiger bewilligte Ausſchließung ein- liches Recht an dem Gegenſtande nicht verlieren. 
zelner, möglicherweiſe wertvoller, Mobilien vom Denn ein Gegenſtand, auf welchen ſich nach 588 1120 ff. 
Verkauf zum Nachteil der übrigen Intereſſenten BGB. die Hypothek erſtreckt, kann nicht durch die 
zu bekämpfen. Und da fie ohne einen Voll- Handlung eines Dritten, auch nicht durch die 
ſtreckungstitel dem Verfahren nicht beitreten und Handlung eines Mitgläubigers, von der Haftung 
zur Anfechtung der Entſcheidung des Prozeß— | befreit werden, fie kann daher auch durch den 
gerichtes nicht legitimiert ſeien, jo wird angenommen, Ausſchluß von der Verſteigerung der Haftung 
daß eine Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts nicht entzogen werden, mag die Ausſchließung auf 
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ergehen müſſe, gegen welche ihnen die Beſchwerde Grund einer freiwilligen Erklärung des Gläubigers 
zuſtehe, wie denn auch im $ 32 ein ſolcher Be: oder auf Grund ſeiner Verurteilung zur Freigabe 
ſchluß vorausgeſetzt werde und der § 95 die An- erfolgt fein; ein Grundſatz, welchen auch das 
ordnung der Aufhebung des Verfahrens ausdrück- Reichsgericht (Entſch. Bd. 55 S. 416) anerkannt hat. 
lich unter den Entſcheidungen aufführe, die mit Ein Intereſſe, der Entfernung des Zubehörs 
der Beſchwerde angefochten werden könnten. von dem Grundſtück zu widerſprechen, können daher 

Aber ſchon der Ausgangspunkt dieſer Be⸗ nurdiejenigen Berechtigten haben, deren Forderungen 
gründung iſt unrichtig. Denn die Verſteigerung beſtehen bleiben, alſo die dem Gläubiger vorgehenden 
erfolgt nicht im Intereſſe aller Beteiligten, ſondern Hypothekenberechtigten. Dieſe Intereſſenten find 
kann nur, wie jede Zwangsvollſtreckung, für den: | durch die 88 1134, 1135 BGB. geſchützt, wonach fie 
jenigen, alſo nur im Intereſſe desjenigen erfolgen, berechtigt ſind, im Wege der Klage — deren 
welcher ſie fordert und betreibt, ſie erfolgt daher Erfolg durch eine einſtweilige Verfügung geſichert 
nur im Intereſſe des Gläubigers, wenn auch unter werden kann — der Ausſchließung von Zubehör— 
Wahrung der Intereſſen der übrigen Beteiligten; ſtücken oder Beſtandteilen von der Verſteigerung 
die Befriedigung der übrigen Intereſſenten iſt, wie zu widerſprechen (Anm. 8 zu $ 20, Aum. 26 zu 
in den Motiven zu § 32 des erſten Entw. des $ 31 meines Komm.), ein Recht, welches ihnen 
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ſelbſt der Anordnung des $ 65 gegenüber zuſteht | 4. Die Anſicht vom Lewis (in der Zeitſchr. 
(Denkſchrift zu 8 65, Anm. 4 zu 8 65). f. deutſchen Zivilprozeß, Bd. 35 S. 87 ff.), daß 
Eine teilweiſe Zurücknahme des Verſteigerungs⸗ die geſonderte Einſtellung oder Aufhebung des 
antrages, deren Zuläſſigkeit auch Lindemann Verfahrens in Anſehung eines Zubehörſtücks un⸗ 
(Bd. 2 S. 205 dieſer Zeitſchrift) beſtreitet, iſt zuläſſig ſei, widerlegt ſich unmittelbar durch den 
wegen des Verfügungsrechts des Gläubigers über $ 55 Abi. 2, welcher, wie Herold (S. 215) zu⸗ 
die Zwangsvollſtreckung als zuläſſig anzuerkennen treffend annimmt, gradezu „zeigt, daß die Zwangs⸗ 
(Anm. 3 zu 8 1, Anm. 3 à zu § 16, Anm. 8 verſteigerung im übrigen ungehindert weitergeführt 
zu 8 20 ZwWGG.). Es handelt ſich aber, wie werden kann“. 
auch Herold (a. a. O. S. 218), wenn auch 5. Zweifelhaft iſt die Frage, welche Wirkung 
mit unrichtiger Folgerung, anerkennt, nicht ein⸗ der Aufhebungsbeſchluß hat, wenn er nach dem 
mal um eine teilweiſe Zurücknahme des Ver⸗ Verſteigerungstermin, aber vor der Erlaſſung des 
ſteigerungsantrages. Denn das einem Dritten Zuſchlagsbeſchluſſes angeordnet iſt. v. d. Pfordten 
gehörende Zubehörſtück iſt von der Beſchlag⸗ meint in Uebereinſtimmung mit der Entſcheidung 
nahme nicht ergriffen und verfällt dem Erſteher des OLG. in Kiel (Rechtſprechung Bd. 6 S. 430), 
nur, wenn der Dritte ſein Eigentum nicht recht- daß in dieſem Falle das Meiſtgebot hinfällig 
zeitig geltend macht, der Gläubiger zieht daher werde, weil es unter anderen als den maßgeben⸗ 
durch die Freigabe nicht den Zugriff in dieſen den Verſteigerungsbedingungen abgegeben worden 
Gegenſtand zurück, weil fein Zugriff ſich auf ſei, und der Erſteher geſchädigt werden würde, 
den Gegenſtand nicht erſtreckt hat. von dem Ver⸗ wenn ohne ſein Wiſſen der betreibende Gläubiger 
fahren wird die Sache zwar ergriffen, aber nur dem Schuldner die Erlaubnis zu einer Der: 
unter der angegebenen Vorausſetzung der unter | äußerung mithaftender Sachen erteilen würde, 
laſſenen Geltendmachung des Eigentums gegenüber und daß deshalb eine neue Verſteigerung ſtatt⸗ 
dem Gläubiger. Von dieſem Verfahren muß ſie finden müſſe, ſelbſt wenn das Zubehörſtück von 
daher auf Grund der Freigabeerklärung durch geringem Werte iſt. Wie ſchon erwähnt, kann 
einen Gerichtsbeſchluß ausgeſchieden werden, aber der die formelle Behandlung betreffende § 33, 
dieſe Ausſcheidung erfolgt nicht, weil der Gläubiger der ſich nur auf das geſamte Verfahren bezieht, 
die Beſchlagnahme dem Schuldner gegenüber teil- hier nicht zur Anwendung kommen. Aber auch 
weiſe aufgibt, ſondern weil er anerkennt, daß die aus ſachlichen Gründen darf die Schädigung des 
Bedingung der Ausſcheidung zu Recht beſteht. Erſtehers nicht zur Verſagung des Zuſchlags führen. 
Dem Schuldner gegenüber zieht er dadurch ſeinen Geſchädigt wird der Erſteher zwar, da er den 
Zugriff überhaupt nicht zurück, die Anerkennung Verluſt tragen muß, wenn der Reklamant ſein 
des Rechts des Reklamanten durch den Gläubiger Eigentum in dieſer Zwiſchenzeit mit Erfolg geltend 
kann ſogar im Widerſpruch mit dem Willen des macht, während im Falle der vorher oder nachher 
Schuldners geſchehen. BER erfolgten Reklamation die Verſteigerungsmaſſe d. h. 
3. Lindemann meint (S. 206), die Einſtellung der letzte Perzipient den Verluſt trägt. Mit 
des Verfahrens nach $ 30 Abſ. 2 ſei nur zus dieſem Verluſt muß der Erſteher aber rechnen. 
gunſten des Schuldners zuläſſig. eine Einſtellung Schon die Verfügungen des Schuldners, an denen 
zugunſten eines Dritten kenne das Geſetz nicht, die dieſer auch in der Zwiſchenzeit nicht gehindert iſt. 
Freigabeerklärung ſei nicht vorläufig, ſondern können dem Erſteher zum Nachteil gereichen, wenn 
endgültig, die einſtweilige Einſtellung auf Grund ſie in den Grenzen einer ordnungsmäßigen Be⸗ 
der Freigabeerklärung würde daher nur eine ver-⸗Dwirtſchaftung des Grundſtücks getroffen werden. 
ſchleierte teilweiſe Aufhebung des Verfahrens hin: 8 24 (Anm. 5 zu § 90). Mit dem Schluſſe des 
ſichtlich des freigegebenen Zubehörs ſein. Es ift Verſteigerungstermins geht aber nicht nur die 
zwar richtig, daß der § 30 nur die Einſtellung Gefahr hinſichtlich des Zubehörs auf den Erſteher 
und Aufhebung des Verfahrens zugunſten des über, ſondern iſt ihm auch der Anſpruch auf Ge: 
Schuldners betrifft, aber der 8 771 3 O. betrifft währleiſtung verſagt, $ 56, er kann ſich daher 
die Einſtellung und Aufhebung der Zwangsvoll- über das Fehlen von beweglichen Sachen, deren 
ſtreckung zugunſten des Dritten, die Vorſchriften Zugehörigkeit zum Grundſtück er erwartet hatte, 
der ZPO. über die Zwangasvollſtreckung finden nicht beklagen (vgl. Anm. 6 Abſ. 10 zu 8 37, 
auf die Zwangsverſteigerung Anwendung, ſoweit Anm. 5 zu § 55, Anm. 5 zu § 99). Im Falle 
für dieſe nicht beſondere Beſtimmungen getroffen der Kolluſion des Reklamanten mit dem Gläubiger 
find, und die 88 28, 31 ZwVG. betreffen auch oder dem Schuldner kann er zwar nach 3 826 BGB. 
die Einſtellung und Aufhebung des Verfahrens den Erſatz ſeines Schadens fordern, der Zuſchlag 
zugunſten Dritter. Iſt der Auſpruch des Dritten darf aber auch in dieſem Falle nicht verſagt werden. 
ſtreitig, aber glaubhaft gemacht, jo hat das Ver- 
ſteigerungsgericht die vorläufige Einſtellung, iſt er 
unbeſtritten, ſo hat es die Aufhebung des Ver— 
fahrens hinſichtlich des in Auſpruch genommenen 
Gegenſtandes anzuordnen. 


— — ——— — — — 
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Forſtrechtsänderungen ſeit Einführung des 
Grundbuchrechts. 


Von Amtsrichter Spaett in Traunſtein. 


Aenderungen in dem Beſtande von Forſtrechten 
ſind im Rechtsverkehr keine ſeltene Erſcheinung, 
insbeſondere in den ſüdlichen Teilen Bayerns, in | 
denen namentlich die Staatswaldungen mit zahl: | 
reichen Berechtigungen belaſtet ſind. Trotz der 
verhältnismäßigen Häufigkeit der Aenderungen 
werden aber die hierüber geſchloſſenen Verträge | 
auch jetzt noch vorwiegend in den gewohnten, dem | 
früheren Rechte angepaßten Formen abgefaßt, 
ohne daß hierbei der Einwirkung des neuen, 
formellen und materiellen Liegenſchaftsrechts 
genügend Rechnung getragen wird. Eine kurze 
Erörterung dieſer Einwirkung auf die häufigeren 
Arten von Forſtrechtsänderungen dürfte daher 
nicht überflüſſig ſein. 


I. Den Ausgangspunkt für die nachſtehenden 
Ausführungen ſoll eine gedrängte Darſtellung der 
rechtlichen Natur der Forſtrechte, ſowie eine kurze | 
Darlegung des früheren Rechtszuſtandes bilden. | 

1. Die weſentlichen dinglichen Forſtberechti⸗ 
gungen ſind: | 

a) Das Recht zum Bezuge von Bau-, Werk⸗ 
und Nutzholz, ſowie zum Bezuge von Brennholz; 

b) das Waldweiderecht; | 

c) das Recht auf Windbrüche, Raff⸗ und Leſeholz. 

An ſich konnten dieſe Berechtigungen, abgeſehen 
von der Berechtigung unter b), als Grunddienſt⸗ 8 
barkeit oder als Reallaſt begründet werden. Die 
Begründung als Grunddienſtbarkeit bildete jedoch | 
die weit überwiegende Regel, für die Eigenſchaft 
als Grunddienſtbarkeit ſpricht daher die Ver⸗ 
mutung; auch die Beſtimmungen in Art. 23 u. 24 
des ForſtG. beruhen auf der Annahme der Grund: 
dienſtbarkeitseigenſchaft. Die Annahme einer 
Grunddienſtbarkeit wird auch nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß bei zahlreichen Forſtberechtigungen 
eine Anweiſung des Berechtigungsholzes durch den 
Eigentümer der belaſteten Grundſtücke erfolgt oder 
für den Bezug des Berechtigungsholzes ſeitens der 
Berechtigten Rekognitionsgebühren, Forſtzinſe u. dgl. 
an den Eigentümer der belaſteten Grundſtücke zu 
entrichten find (Bayr. LR. T. II cap. VII 8 2 
lit. c, $ 1 lit. a; Kreittmayr, Anm. 1 c zu LR. II, 
8, 15; vgl. auch BGB. § 1021, Entſch. d. Obs G. 
i. 36. Bd. 4 S. 377). 


Das Vorliegen einer Reallaſt iſt nur bei 
Holzberechtigungen in den ſeltenen Fällen anzu— 
nehmen, in denen der Eigentümer des belaſteten 
Grundſtücks das Berechtigungsholz an den Be— 
rechtigten zu liefern hat oder in denen das Recht 
auf dem belaſteten Grundſtücke als feſte, jährliche 
Leiſtung ohne Rückſicht auf deſſen Beſtand als 
Wald ruht (vgl. Ganghofer-Weber, Forit®. 4. Aufl. 
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S. 2215 Henle, Anlegg. d. Grundb. 2. Aufl. 


S. 341 


Soweit Forſtberechtigungen als Reallaſten be⸗ 
gründet ſind, ſind ſie in vereinzelten Fällen auch 
gar nicht mit beſtimmten Anweſen verbunden und 
als ſelbſtändige Berechtigungen frei veräußerlich 
und vererblich. 


2. Nur die zuletzt genannten, frei veräußerlichen 
und vererblichen Berechtigungen kamen unter der 
Herrſchaft des bayeriſchen Hypothekengeſetzes als 
ſelbſtändige Hypothekenobjekte in Betracht (8 3 
HypG., Entſch. d. oberſt. Gerichtsh. in ZS. Bd. 1 
S. 299). Die an ſolchen Berechtigungen zur Zeit 
der Anlegung des Grundbuchs eingetragenen 
Hypotheken haben ſich in gewöhnliche Pfandrechte 
an Rechten im Sinne der $$ 1273 ff. BGB. ver: 
wandelt, da derartige Berechtigungen nunmehr 
nicht zu den Rechten gehören, für welche die ſich 
auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten 
(Art. 17 AG. z. BGB., Art. 61 UeG.). 


In den meiſten Fällen hat demnach der unter 
der Herrſchaft des bayeriſchen Hypothekengeſetzes 
betätigte Vortrag einer Forſtberechtigung bei den 
berechtigten Anweſen nicht die Bedeutung, daß die 
Verpfändung eines ſelbſtſtändigen Hypothekenobjekts 
vorliegt; die Seltenheit derartiger Berechtigungen 
würde ja ſchon gegen eine ſolche Annahme ſprechen. 
Derartige Vorträge beruhen vielmehr faſt aus⸗ 
ſchließlich darauf, daß die mit einem Grundſtücke 
aktiv verbundenen Grundgerechtigkeiten nach der 
Auffaſſung des bayeriſchen Hypothekengeſetzes als 
Zubehörungen erſcheinen, deren Einſchreibung im 
Hypothekenbuche zum Erwerbe des a durch 
die Oeffentlichkeit des Hypothekenbuchs bei geſetz⸗ 
lichen Zubehörungen zwar nicht notwendig, aber 
auf Antrag der Beteiligten immerhin zulälfig war. 
Die Hypothekenämter hatten umſoweniger Anlaß, 
Forſtberechtigungen von der Eintragung auszu⸗ 
ſchließen, als gerade das Beſtehen von Forſt⸗ 
berechtigungen den Wert des Hypothekenobjekts 
in vielen Fällen weſentlich erhöht; überdies erblickten 
auch die Hypothekengläubiger gerade in der Ein⸗ 
tragung der Forſtrechte einen beſonderen Schutz 
gegen ihre willkürliche Veräußerung durch den 
Schuldner, zumal es nach Anſchauung mancher 
Hypothekenämter zweifelhaft war, ob zur Ablöſung 
der im Hypothekenbuch bei den berechtigten An⸗ 


weſen nicht vorgetragenen Forſtrechte die Zu⸗ 


ſtimmung der Hyppothekgläubiger überhaupt er: 
forderlich ſei (vgl. Gönner, Komm. z. HypG. Bd. I 
S. 355; Regelsberger, Bayer. HypR. 2. Aufl. § 16 
Ziff. 2 u. 3, § 71 zu Note 3, 4 u. 5, Entſch. d. 
Ob“ G. i. 35. Bd. 4 S. 176). 


II. Mit den vorſtehenden Darlegungen ſind 
zugleich die Grundlagen für die Behandlung von 
Forſtrechtsänderungen gegeben, die unter der 
Herrſchaft des Grundbuchrechts erfolgen, insbe— 
ſondere auch für die grundbuchamtliche Behandlung 
derartiger Aenderungen. 
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Die mit den Forſtrechten belafteten Grund: 
ſtücke werden wohl in den meiſten Fällen im 
Grundbuche eingetragen ſein, da auch ſeitens der 
Gemeinden und ebenſo ſeitens des Forſtärars be⸗ 
züglich der Waldgrundſtücke Antrag auf Anlegung 
von Grundbuchblättern geſtellt wurde. Eine Ein⸗ 
tragung der Forſtrechte ſelbſt auf den belaſteten 
Grundſtücken wird dagegen in den wenigſten Fällen 
erfolgt ſein, da einerſeits Grunddienſtbarkeiten dem 
Eintragungszwange gemäß Art. 10 UeG. nicht 
unterworfen ſind und anderſeits gerade die Ein⸗ 
tragung von Forſtrechten wegen der vielfachen 
Begrenzung und Beſtimmung des Rechts des 
einzelnen Berechtigten durch die Rechte andrer 
Berechtigter erheblichen e begegnet 
(vgl. Henle a. a. O. S. 348). 


Für den == kommen nur mehr 
die Forſtrechtsablöſungen und die ſog. Forſtrechts⸗ 
transferierungen in Betracht. Neubegründungen 
von Forſtrechten oder auch Erweiterungen be⸗ 
ſtehender Forſtrechte find durch Art. 33 ForſtG., 
Art. 115 EG. z. BGB., Art. 86 AG. z. BGB. 
ausgeſchloſſen. 


1. Forſtrechtsablöſungen ſtellen ſich dar als 
Aufhebung dinglicher Rechte durch entgeltlichen 
Verzicht. 

a) Iſt das Forſtrecht als Reallaſt gemäß 
8 21 VO. vom 23. Juli 1898 oder als Dienſt⸗ 
barkeit im Anlegungsverfahren bei dem belaſteten 
Grundſtücke eingetragen worden, fo iſt zur Auf: 
hebung gemäß Art. 189 Abi. 1 und 3 EG. z. 
BGB., § 873 BGB. die Einigung der Eigen: 
tümer des herrſchenden und dienenden Grundſtücks 
und die Eintragung der Aufhebung im Grund— 
buche erforderlich. Auch die Zuſtimmung der 
Hypothekgläubiger des berechtigten Grundſtücks 
zur Aufhebung iſt notwendig (§S 876 BGB.), 
gleichviel ob das Forſtrecht auch auf dem Blatte 
des herrſchenden Grundſtücks vorgetragen iſt oder 
nicht; denn auch in letzterem Falle erſtreckt ſich 
die Hypothek auf das Recht gemäß SS 1120, 96 
BGB.; wenn jedoch das Forſtrecht nur auf dem 
Blatte des dienenden Grundſtücks vorgetragen iſt, 
bedarf es der Bewilligung der Hpypothekgläubiger 
zur Löſchung des Rechts im Grundbuche nicht 
(S 21 GBO.); in letzterem Falle ergibt ſich dann 
allerdings der ſonderbare Rechtszuſtand, daß das 
Recht trotz der formell ordnungsmäßigen Löſchung 
bis zur Zuſtimmungserteilung ſeitens der Hypo— 
thekgläubiger noch fortbeſteht. 

b) Iſt das Forſtrecht lediglich bei dem be— 
rechtigten Grundſtücke i ſo erfolgt die 
Aufhebung gemäß Art. 189 Abſ. 3 EG. z. BGB. 
nach den altrechtlichen Vorſchriften, da nach Grund 
und Zweck dieſer Beſtimmung unter „Eintragung 
im Grundbuch“ 
laſteten Grundſtücke verſtanden werden kann; zur 
rechtsgeſchäftlichen Aufhebung iſt demnach in dieſen 
Fällen und zwar gleichviel, ob das Forſtrecht die 
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| vom 26. Auguſt 1905 Nr. 10706). 


nur die Eintragung auf dem be- 


Natur einer Dienſtbarkeit oder einer Reallaſt hat, 
gemäß Art. 46 Abſ. 2, 11 und 12 des UeG. die 
in öffentlich beglaubigter Form abgegebene Er⸗ 
klärung des Berechtigten gegenüber dem Eigen⸗ 
tümer erforderlich und genügend, daß er die 
Dienſtbarkeit aufgebe. Die Zuſtimmung der Hypo⸗ 
thekgläubiger des herrſchenden Grundſtücks iſt zur 

Aufhebung notwendig (Art. 12 Abſ. 2 UeG.); 
die Zuſtimmung iſt an ſich an keine Form ge- 
bunden, dem Grundbuchamte gegenüber kann die 
Zuſtimmung nicht erklärt werden (vgl. Henle⸗ 
Schneider Note 4 zu Art. 12 Ue®.). 


Der ſeitens der Beteiligten in ſolchen Fällen 
geſtellte Antrag auf Abſchreibung des Forſtrechts 
von dem Blatte des berechtigten Anweſens ſtellt 
ſich demnach lediglich als Antrag auf Berichtigung 
des Grundbuchs nach $ 22 GBO. dar; zur Be⸗ 
gründung des Antrags iſt neben der vorbezeichneten 
Erklärung des Berechtigten auch die Zuſtimmungs⸗ 
erklärung der etwaigen Hypothekgläubiger, und 
zwar auch letztere gemäß $ 29 GBO. in öffent: 
lich beglaubigter Form, vorzulegen. 


e) Iſt das Forſtrecht weder bei dem belaſteten 
noch bei dem berechtigten Grundſtücke eingetragen, 
ſo iſt der unter der Herrſchaft des früheren Rechts 
auch in ſolchen Fällen als zuläſſig erachtete An⸗ 
trag, das Forſtrecht hypothekfrei von dem Blatte 
des berechtigten Grundſtücks abzuſchreiben, nach 
jetzigem Recht unzuläſſig; denn die Aufhebung 
des Rechts vollzieht ſich, wie dargelegt, außerhalb 
des Grundbuchs, eine Berichtigung des Grund— 
buchs aber kann nicht in Frage kommen, da ein 
unrichtiger Eintrag nicht 1 iſt (vgl. Entſch. 
d. ObL G. i. 35. Bd. 4 S. 176). 


2. Die ſog. Forſtrechtstransferierungen ſind 
rechtlich als Aufhebung eines beſtehenden Forſt— 
rechts und Neubeſtellung eines Forſtrechts gleichen 
Umfangs zu gunften eines anderen Grundſtücks 
aufzufaſſen. Derartigen Transferierungen ſteht 
das Verbot in Art. 33 ForſtG. nicht entgegen; 
denn nach der Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung und der ihr in der Praxis zu teil 
gewordenen Auslegung iſt durch ſie nur die Be— 
ſchwerung von Waldgrundſtücken mit neuen Laſten, 
nicht aber ein Wechſel in den herrſchenden Grund— 
ſtücken ausgeſchloſſen. Auch Art. 86 AG. z. BGB. 
ſteht den Transferierungen nicht entgegen; denn 
durch Art. 86 a. a. O. ſoll lediglich die Rechts⸗ 
einheit zwiſchen den Landesteilen rechts und links 
des Rheins hergeſtellt werden (vgl. Ganghofer— 
Weber, ForſtG. Note 2 zu Art. 33, aut. FMeEntſchl. 
Bezüglich 
der in der Transferierung liegenden Aufhebung 
des bisherigen Forſtrechts gilt das zu Ziff. 1 
Ausgeführte. 


Die Neubeſtellung des Forſtrechts bemißt ſich, 
wenn die zu belaſtenden Grundſtücke im Grund— 


buche vorgetragen ſind, vollſtändig nach den Be— 


ſtimmungen des neuen Liegenſchaftsrechts ($ 873 
BGB.). Der bei Forſtrechtstransferierungsver⸗ 
trägen noch vielfach übliche, den unter der 
Herrſchaft des früheren Rechts geſchloſſenen Ver⸗ 
trägen entnommene Antrag, das Forſtrecht bei 
dem bisher berechtigten Grundſtücke oder Anweſen 
abzuſchreiben und es bei dem neu berechtigten 
zuzuſchreiben, entſpricht demnach in ſolchen Fällen 
nicht den neuen geſetzlichen Vorſchriften; denn 
ſoweit der letztere Antrag einen Vermerk des 
Rechts bei dem neu berechtigten Grundſtücke im 
Sinne der Beſtimmung in $ 8 G0. bezweckt, 
iſt zu beachten, daß ein ſolcher Vermerk die rechts⸗ 
gültige Entſtehung des Rechts vorausſetzt. Da 
aber das neubegründete Recht gemäß $ 873 BGB. 
erſt durch die Eintragung auf dem belaſteten 
Grundſtücke entſteht, iſt zunächſt ausdrücklich dieſe 
Eintragung zu bewilligen und zu beantragen; in 
der Eintragungsbewilligung find die belaſteten 
Grundſtücke nicht etwa nur, wie vielfach üblich, 
allgemein, z. B. mit „Waldungen des Forſtamts⸗ 
bezirkes X.“, ſondern nach Plannummern oder 
durch Hinweiſung auf das Grundbuchblatt zu be⸗ 
zeichnen (§S 28 GBO.; vgl. Entſch. d. ObL G. i. 35. 
Bd. 4 S. 234). 

Iſt das transferierte Forſtrecht eine Reallaſt, 
ſo iſt außerdem nicht außer acht zu laſſen, daß 
gemäß Art. 85 AG. z. BGB. nur mehr das 
Recht auf regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen 
von feſt beſtimmten Mengen von Bodenerzeugniſſen 
als Reallaſt beſtellt werden kann und gleichzeitig 
der Geldbetrag beſtimmt werden muß, durch deſſen 
Zahlung der Eigentümer die Reallaſt ablöſen kann. 


Wenn die zu belaſtenden Grundſtücke buchungs⸗ 
frei und im Grundbuch noch nicht vorgetragen 
ſind, iſt zur Neubegründung des Forſtrechts, falls 
eine Dienſtbarkeit vorliegt, nur die Einigung des 
Beſtellers und des Erwerbers darüber, daß das 
Grundſtück mit der Dienſtbarkeit belaſtet werden 
ſoll, erforderlich; die Erklärung des Beſtellers muß 
in öffentlich beglaubigter Form abgegeben werden!) 
(Art. 84 AG. z. BGB.). Iſt aber das trans⸗ 
ferierte Forſtrecht eine Reallaſt, ſo iſt zunächſt die 
Anlegung eines Grundbuchblatts und ſodann gemäß 
88 873 BGB., 13, 19, 28 GBO. die Eintragung 
der Reallaſt zu erwirken, da für Reallaſten ein 
Vorbehalt zu gunſten von Ausnahmebeſtimmungen 
der Landesgeſetze nicht beſteht (vgl. Art. 127, 
128 EG. z. BGB., $ 90 GB.). 

Wenn dem grundbuchamtlichen Vollzuge der 
Transferierungsverträge nur bezüglich der Neu— 
eintragung des Forſtrechts Hinderniſſe entgegen: 
ſtehen, ſo iſt, abgeſehen von entgegengeſetzten An⸗ 
trägen, troßdem ein teilweiſer Vollzug etwa be: 
züglich der Aufhebung des Forſtrechts, unzuläſſig, 
da bei derartigen Verträgen die Neubeſtellung 

1) Für eine etwaige ſpätere Ablöſung des trans— 
ferierten Forſtrechts wäre Art. 84 Abſ. 2 AG. z. BGB. 
in dieſem Falle maßgebend. | 
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ſtets die Gegenleiſtung für den Verzicht auf das 
bisherige Forſtrecht bildet und demnach mit Rück⸗ 
ſicht auf die einheitliche Natur des Vertrages 
mindeſtens ein ſtillſchweigender, auch als ſolcher 
zu beachtender Vorbehalt der Parteien anzunehmen 
iſt, daß eine Eintragung nicht ohne die andere 
vollzogen werden ſoll ($ 16 Abſ. 2 GB.; Rechtſpr. 
2 OLG. Bd. 1 S. 203, Bd. 2 S. 226, Bd. 12 
. 152). 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Eutſchädigung von Ausländern für 
unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft (8 12 des Geſ. 
vom 14. Inli 1904). Das Geſetz, betreffend die Ent⸗ 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft, 
vom 14. Juli 1904, ſchreibt bezüglich der Behandlung 
von Ausländern in $ 12 vor: „Die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes finden auf Angehörige eines auswärtigen 
Staates nur inſoweit Anwendung, als nach einer im 
Reichs⸗Geſetzblatt enthaltenen Bekanntmachung durch 
die Geſetzgebung dieſes Staates oder durch Staats⸗ 
vertrag die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt.“ Aus Anlaß 
der Freiſprechung eines in Unterſuchungshaft befindlich 
geweſenen Angehörigen eines inſoweit nicht privi⸗ 
legierten Staates entſtand die Frage, ob nicht mit 
jener Beſtimmung nur geſagt ſein ſolle, daß eine ſolche 
Perſon keine Entſchädigung erhalte, ein Entſchädigungs⸗ 
beſchluß. der in dieſem Falle verneinend') zu lauten 
habe, aber ergehen müſſe. Dieſe Frage iſt — und 
hiermit muß ich die auf S. 167 meiner „Haftent⸗ 
ſchädigung“ niedergelegte Anſicht aufgeben — zu ver⸗ 
neinen. Nach dem Wortlaute des $ 12 eit. find in 
Fällen der gedachten Art ſämtliche Vorſchriften des 
Geſetzes nicht anwendbar, demnach auch die des S4, der 
die Erlaſſung des beſonderen Entſchädigungsbeſchluſſes, 
gleichgültig, ob er die Entſchädigungspflicht des Staates 
bejaht oder verneint, dem Gerichte zur Pflicht macht. 
Den nicht privilegierten Ausländern gegenüber beſteht 
alſo derſelbe Zuſtand wie vor der Erlaſſung des Ent⸗ 
ſchädigungsgeſetzes. Wie damals allgemein kein Ent⸗ 
ſchädigungsbeſchluß zu erlaſſen war, ſo hat ein ſolcher 
auch jetzt noch nicht zu ergehen, ſoweit dieſe Ausländer 
in Betracht kommen. 

Erläßt das Gericht trotzdem einen Entſchädigungs⸗ 
beſchluß in einem ſolchen Falle ſo iſt er unwirkſam: 
er würde keine andere Wirkung haben als ein vor 
Erlaß des Entſchädigungsgeſetzes gegebener. 

Die Folge hiervon iſt, daß der Staat, gegen den 


ſich der Entſchädigungsanſpruch richtet, auch keinerlei 


| 
| 
| 
| 
| 
| 


Verpflichtungen aus einem derartigen Beſchluſſe hat. 
Zur Begründung ſeines Anſpruchs hat der Freige— 
ſprochene zu behaupten, daß er wegen der Tat, wegen 
deren er freigeſprochen worden iſt, in Unterſuchungs— 
haft geſeſſen, einen näher zu berechnenden Schaden 
durch letztere erlitten hat und daß ein die Ent— 
ſchädigungspflicht des Staates bejahender Gerichts⸗ 
beſchluß erlaſſen worden iſt. Der in Anſpruch ge— 
nommene Staat braucht, um die Klage zu Falle zu 
bringen, alſo nur den Erlaß des Entſchädigungsbe⸗ 
ſchluſſes zu beſtreiten. Richtig iſt ja, daß ein einem 


ordnungsmäßig erlaſſenen Beſchluſſe gleich lautender 


1) Vgl. des Verfaſſers „Haftentſchädigung“ S. 87. 
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Gerichtsbeſchluß vorliegt. Dieſer vermag aber, da 
auch die Anwendung des 8 6 durch 8 12 ausgeſchloſſen 
iſt, die ſonſt dieſen Beſchlüſſen beigelegten Rechts⸗ 
wirkungen nicht zu äußern. Es iſt zwar ein Gerichts⸗ 
beſchluß, nicht aber ein Entſchädigungsbeſchluß im 
techniſchen Sinne. 

Bisweilen wird es vorkommen, daß ſich die 
Staatsangehörigkeit einer Perſon vor Erlaß des nach 
8 4 J. c. zu gebenden Beſchluſſes mit Sicherheit nicht 
feſtſtellen läßt, ſei es, weil der Angeklagte abſichtlich 
falſche Angaben in dieſer Hinſicht gemacht hat, ſei es, 
daß er überhaupt ſeine Staatsangehörigkeit nicht 
kennt ꝛc. In ſolchen Fällen wird das Gericht ſtets 
den Entſchädigungsbeſchluß faſſen müſſen; denn nur, 
wenn es überzeugt iſt, daß der Angeklagte Angehöriger 
eines nicht privilegierten auswärtigen Staates iſt, iſt 
es der Beſchlußfaſſung enthoben. Der Eintritt eines 
Schadens iſt kaum zu befürchten, da die nach 8 6 
Abſ. 2 von der Landesjuſtizverwaltung zu treffende 
Entſcheidung dieſe veranlaſſen wird, bei Zweifel über 
die Staatsangehörigkeit vom Antragſteller zunächſt 
den Nachweis zu fordern, daß er Deutſcher oder An⸗ 
gehöriger eines privilegierten auswärtigen Staates iſt. 

Durch die von den einzelnen Bundesſtaaten er⸗ 
laſſenen Ausführungsbeſtimmungen iſt faſt überall 
der nach 8 6 Abſ. 1 zuſtändige Staatsanwalt (Ober: 
ſtaatsanwalt, Gerichtsherr) angewieſen worden, auf 
den Antrag des Freigeſprochenen hin gewiſſe Er⸗ 
mittelungen anzuſtellen und ſich berichtlich über 
die Berechtigung des Anſpruchs unter beſonderer 
Hervorhebung einzelner Punkte zu äußern. Dieſer 
Bericht wird, wiewohl dies ausdrücklich nirgends vor⸗ 
geſchrieben iſt, ſich zweckmäßig darüber ausſprechen, 
ob wegen der Staatsangehörigkeit des Antrag⸗ 
ſtellers Bedenken beſtehen. Denn auch die Akten, 
deren Vorlegung an die Landesjuſtizverwaltung nicht 
einmal überall gefordert wird, werden hier oft ver⸗ 
ſagen oder unrichtige Auskunft erteilen, da die die 
Staatsangehörigkeit betreffenden Feſtſtellungen meiſt 
auf Angaben des Angeklagten ſelbſt beruhen. In 
geeigneten Fällen wird der Staatsanwalt ſelbſt die 
noch nötigen Ermittelungen anſtellen oder, wo dieſe 
eine erhebliche Verzögerung der Erledigung befürchten 
laſſen, vor Abgabe der Akten an die Landesjuſtiz⸗ 
verwaltung den Antragſteller beſcheiden, daß mög— 
licherweiſe wegen der Zweifel bezüglich feiner Staats- 
angehörigkeit ſein Anſpruch abgelehnt werden könne 
19 zur Hebung dieſer Zweifel ſelbſt tätig werden 
müſſe. 

Landrichter Krauſe in Altenburg. 


Notariatsgebühr für Abſchriften von Verfügungen 
von Todes wegen. S. 477 vorigen Jahrganges dieſer 
Zeitſchrift ſagt Notariatspraktikant Gottfried 
Schmitt, daß dem Notar in den Fällen, in denen 
er bei Ablieferung von Verfügungen von Todes 
wegen die Urſchrift der Verfügung behält und Ab— 
ſchriften an das Nachlaßgericht ſendet, keine Schreib— 
gebühr für die Abſchriften zukomme. Dieſe An— 
ſchauung dürfte nicht richtig ſein. 

Schmitt folgert die Gebührenfreiheit aus der 
jetzigen Faſſung des Art. 58 NotGebO. Abſ. 4 des 
Art. 58 beſtimmt, daß der Notar für die Abgabe der 
Akten an das Nachlaßgericht keine Gebühr erhält, 
daß er aber für die etwa erforderliche Zurückbehaltung 
einer Abſchrift der Verfügung von Todes wegen die 
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Schreibgebühr erhält. Daraus, daß Abſ. 4 Art. 58 
nur von den zurückbehaltenen Abſchriften ſpricht, 
ſchließt Schmitt, daß für die Abſchriften, die an das 
Nachlaßgericht hinausgehen, keine Schreibgebühr 
anfällt. Zu dieſem Schluß beſteht kein Anlaß. 

Die Gebühr für Erteilung einer Abſchrift be⸗ 
ſtimmt ſich im allgemeinen nach Art. 66 NotGebO. 
Hiernach erhält der Notar für jede Erteilung einer 
Abſchrift die Gebühr des Art. 66. Dieſe Gebühr 
kommt ihm auch zu für die Abſchriften, die er von 
Verfügungen von Todes wegen bei Zurückbehaltung 
der Urſchrift an die Nachlaßgerichte abgibt; denn 
auch dieſe Abgabe iſt eine „Erteilung“ einer Abſchrift 
im Sinne des Art. 66. Keine ſolche Erteilung iſt 
aber die Zurückbehaltung einer Abſchrift. Es fällt 
daher die Zurückbehaltung nicht unter Art. 66 und 
dieſe iſt demnach nicht gebührenpflichtig nach Art. 66. 
Um nun auch für die zurückbehaltenen Ab⸗ 
ſchriften eine Gebührenpflicht zu begründen, wurde 
= 4 Art. 58 geſchaffen. Das iſt der Sinn des 

bſ. 4. 

Die Schreibgebühr wird doch gewährt für die 
Tätigkeit der Herſtellung der Abſchrift. Dieſe Tätig⸗ 
keit iſt ganz gleich, ob die Abſchrift hinausgeht oder 
ob ſie beim Notar bleibt. Es iſt daher gerechtfertigt, 
ihm auch für die zurückbehaltenen Abſchriften eine 
Schreibgebühr zuzubilligen; ebenſo gerechtfertigt iſt 
aber auch die Schreibgebühr für die hinausgehenden 
Abſchriften. Ein innerer Grund, die Schreibgebühr 
in dem einen Fall zu gewähren, in dem andern Fall 
aber zu verſagen, beſteht nicht; eine ſolche Unter⸗ 
ſcheidung war auch vom Geſetzgeber gar nicht gewollt. 
Die Beſtimmung des Abſ. 4 Art. 58 NotGebO. ſtellt 
demnach nicht einen Gegenſatz zu Art. 66, ſondern 
nur eine Ergänzung hierzu dar. Die Schreibgebühr 
fällt deshalb ſowohl für die zurückbehaltenen wie für 
die hinausgehenden Abſchriften an. 

Notar Dr. Dennler in Lauf. 


Zur Auslegung des Art. 57 a PStEB. Der Ge⸗ 
ſchäftsführer W. L. bot in ſeinem Geſchäftslokal in 
der oberbayeriſchen Stadt M. Loſe der nur für 
den Kreis Mittelfranken genehmigten Wohl⸗ 
tätigkeitslotterie zugunſten des Wöchnerinnenheims 
„Frauenwohl Nürnberg“ feil. Der Amtsanwalt am 
Amtsgerichte M. erblickte in dieſer Handlungsweiſe 
eine Uebertretung gemäß Art. 57a P StGB., weil 
die Lotterie „nicht in Bayern zugelaſſen“, ſondern 
lediglich auf Grund § 1 Ziff. 1 der AVO. vom 
10. Juli 1867 „der Losabſatz im Kreiſe Mittel- 
franken“ geſtattet worden ſei, und beantragte dem⸗ 
entſprechend beim Amtsgerichte die Erlaſſung eines 
Strafbefehls gegen W. L. Das Amtsgericht jedoch 
trat dieſer Auffaſſung nicht bei, ſondern lehnte den 
Antrag ab mit der Begründung, daß Mittelfranken 
zu Bayern gehöre, die Lotterie demnach in einem 
Teile Bayerns zugelaſſen und die Tatbeſtandsmerk⸗ 
male des Art. 57 a a. a. O. nicht gegeben ſeien. 

Leider gelangte der praktiſch nicht unwichtige 
Fall nicht zu einer beſchwerdegerichtlichen Ent— 
ſcheidung, die m. E. nur den vom Amtsgericht ein 
genommenen Standpunkt hätte billigen können. 

Bei Beurteilung der Streitfrage iſt zunächſt 


davon auszugehen, daß der die Veranſtaltung einer 


offentlichen Lotterie ohne obrigkeitliche Erlaubnis 
unter Strafe ſtellende S 286 StGB. hier vollſtändig 


ausſcheidet. Veranſtalter einer Lotterie iſt nur der⸗ 
jenige, auf deſſen Rechnung ein Lotterieunternehmen 
geführt wird, der alſo hinſichtlich der Gewinne den 
Spielern als Schuldner gegenüberſteht und bezüglich 
der Spieleinſätze als deren Gläubiger erſcheint. 
Wer dagegen lediglich für eine beſtehende Lotterie 
Loſe ausbietet und abſetzt, iſt niemals Veranſtalter 
der Lotterie, auch nicht Gehilfe des Veranſtalters, 
ſondern nur Mittelsperſon für den Vertrieb der Loſe. 
(Entſch. d. RG. vom 23. Nov. 1881, Reger Bd. 2 
S. 177). Er wird auch nicht dadurch Veranſtalter 
einer neuen unerlaubten Lotterie, daß er den Ver⸗ 
trieb über das Gebiet, auf das die erteilte Ge⸗ 
nehmigung beſchränkt iſt, hinausverlegt. (Entſch. d. 
RG. Bd. 5 S. 39). 

Es kann ſich ſonach nur darum handeln, ob der 
Art. 57a PStGB. zutrifft. 

Nach Art. 57a Ziff. 1 a. a. O. iſt ſtrafbar der 
Verkauf von Loſen für eine in Bayern nicht zu⸗ 
gelaſſene Lotterie. 

Aus dieſer Strafbeſtimmung ergibt ſich, daß der 
Abſatz von Loſen nur dann, aber auch immer dann 
ſtatthaft iſt, wenn die Lotterie, deren Loſe feilgeboten 
werden, in Bayern zugelaſſen iſt. Das hiernach 
aufgeſtellte Erfordernis einer Zulaſſung „in Bayern“ 
kann aber nach dem Wortlaute des Geſetzes nichts 
Anderes bedeuten, als daß die Lotterie nach den 
einſchlägigen, in Bayern beſtehenden 
Vorſchriften zugelaſſen worden iſt. (Vgl. auch 
Reger⸗Reuß, PStGB., 2. Aufl. S. 194 Note zu 8 57). 
Etwas Weiteres iſt nicht erfordert; insbeſondere 
kann, da das Geſetz nur von einer Zulaſſung „in 
Bayern“ und nicht von einer Zulaſſung für das 
Gebiet des Königreichs Bayern ſpricht, 
nichts auf die räumliche Ausdehnung des Lotterie⸗ 
unternehmens ankommen. Es iſt deshalb gleichgiltig, 
ob die Lotterie, wie dies nach der in Bayern für die 
Zulaſſung von Lotterien maßgebenden AVO. vom 
10. Juli 1867 ähnlich wie in Preußen möglich iſt, 
für das ganze Königreich oder nur für mehrere 
oder einen Regierungsbezirk zugelaſſen iſt. Auch 
wenn die Lotterie nur für einen einzigen Regierungs⸗ 
bezirk genehmigt iſt, liegt eine in Bayern zugelaſſene 
Lotterie vor und es kann keine Strafe aus Art. 57 a 
Ziff. 1 a. a. O. denjenigen treffen, der Loſe einer 
derartigen Lotterie in anderen Bezirken als dem- 
jenigen, für den die Lotterie geſtattet wurde, abſetzt. 

Die Richtigkeit dieſer aus dem Wortlaute des 
Geſetzes genommenen Auslegung des Begriffs „Bus 
laſſung in Bayern“ findet übrigens auch eine Be— 
ſtätigung in der Entſtehungsgeſchichte des Art. 57 a 
a. a. O. Der Art. 57 a, der neben dem Losverkaufe 
(Ziff. 1) auch noch in Ziff. 2 die Ankündigung von 
in Bayern nicht zugelaſſenen Lotterien verbietet, iſt 
bekanntlich durch das Geſetz vom 28. Februar 1880 
(GVBl. S. 97) in das PStGB. eingeftellt worden, 
weil die bei der ſeinerzeitigen Redaktion maßgebende 
Auffaſſung, die dem Art. 572 inhaltlich entſprechenden 
Beſtimmungen in Art. 101 Ziff. 3 und 103 des 
PStGB. vom Jahre 1861 ſeien durch den $ 286 
StGB. erſetzt, von der Rechtſprechung verworfen 
worden war. Bei den Kammerverhandlungen über 
den Entwurf zu Art. 57 a warf der Abgeordnete 
Vaillant die Frage auf, wie es ſich verhalte, wenn 
nur für eine einzige Provinz in Bayern eine Geld— 
lotterie, die für die anderen Provinzen nicht 
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exekutierbar iſt, genehmigt worden ſei, und bat die 
Regierung um Aufſchluß, ob nach ihrer Anſicht 
derjenige, der in anderen Provinzen eine ſolche 
Lotterie in Zeitungen veröffentliche oder der in 
anderen Provinzen Loſe verkaufe oder Teilnehmer 
ſammle, ſtrafbar ſei, weil eben die Lotterie nur in 
einem Teile Bayerns und nicht im ganzen Königreiche 
zugelaſſen worden ſei. Der Kgl. Staatsminiſter von 
Pfeuffer gab daraufhin die Erklärung ab, daß, wenn 
eine Lotterie für eine Provinz genehmigt wurde, 
eine Strafbarkeit für diejenigen Organe, welche die 
Ankündigung der Genehmigung enthalten, nicht ein⸗ 
treten könne. (Vgl. Verh. d. K. d. Abg. 1879/80 
Sten. Ber. Bd. IV S. 811 ff.). Mit dieſer Aeußerung 
des Kgl. Staatsminiſters iſt, da für Ankündigung 
und Losverkauf im Geſetze die nämliche Voraus⸗ 
ſetzung aufgeſtellt iſt, von ſelbſt die Strafloſigkeit 
des Losabſatzes außerhalb des Regierungsbezirkes der 
Zulaſſung anerkannt. 

Für die Aufſtellung einer Strafnorm beſteht 
bezüglich der örtlich beſchränkten Lotterien auch tat⸗ 
ſächlich gar kein Bedürfnis. Hier kann, was bei den 
in Bayern überhaupt nicht zugelaſſenen Lotterien 
nicht der Fall iſt, gegen den unbefugten Verkauf von 
Loſen in der Weiſe reagiert werden, daß die erfolgte 
Genehmigung des Lotterieunternehmens durch die 
zuſtändige Verwaltungsbehörde widerrufen wird. 

Zum Schluſſe ſei noch darauf hingewieſen, daß 
für das Königreich Preußen, das bezüglich aus⸗ 
ländiſcher Lotterieunternehmungen dem Art. 57 a 
PStGB. analoge Beſtimmungen in der VO. vom 
25. Juli 1867 und ſpäterhin in dem Geſetze vom 
29. Juli 1885 getroffen hat, die hier aufgerollte 
Streitfrage vom Reichsgericht in gleichem Sinne 
entſchieden worden iſt. Das Reichsgericht hat näm⸗ 
lich ausgeſprochen, daß unter auswärtigen Lotterien 
und Ausſpielungen nach preußiſchem Rechte nur ſolche 
Unternehmungen zu verſtehen ſind, die außerhalb 
Preußens veranſtaltet werden, nicht aber ſolche, die 
in Preußen ſelbſt beſtehen, wenn auch unter Be⸗ 
ſchränkung der Zulaſſung auf einen Teil des preußi⸗ 
ſchen Staatsgebiets. (Vgl. Reger, Entſch. Bd. II 
S. 179). 

III. Staatsanwalt Dr. Schanz in München. 


Die Beweispflicht im Falle des Art. 123 des bayer. 
AG. z. B88. In Nr. 7 dieſes Jahrganges S. 142 
wird ein Beſchluß des Landgerichts München J be⸗ 
kämpft, welcher ausſprach, daß das Grundbuchamt 
von der ſtaatlichen Finanzbehörde nicht den Nachweis 
verlangen könne, daß der laſtenfreie Wert der Grund- 
ſtücke den zweifachen Betrag des nach Art. 123 des 
bayer. AG. z. BGB. zu ſichernden Anſpruches nicht 
überſchreite. Der Herr Gegner des Landgerichts 
rügt an erſter Stelle, daß die Beſchlußbegründung 
ſich auf den Sinn und Zweck des Art. 123 beziehe, 
ſowie gegen die „elementarſten Beweisregeln“ ver⸗ 
ſtoße, welche dem Behauptenden die Beweislaſt auf— 
bürden, und folgert ſodann aus Art. 14 des AG., 
von dem ſich Art. 123 ſachlich nicht unterſcheide, daß 
die Finanzbehörde ebenſo wie der ſich ſichernde Bier— 
brauer den Nachweis der Nichtüberſchreitung der 
Doppeldeckung ihrer Anſprüche erbringen müſſe. 

Zunächſt muß, wie es bereits in den Blättern 
für das bayeriſche Finanzweſen (Jahrgang 1902, 
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S. 129) geſchah, hervorgehoben werden, daß Art. 123 
bezüglich der Beweislaſt durchaus nicht ſo unzwei⸗ 
deutig und klar iſt, daß „eine weitere Operation mit 
dem Willen des Geſetzgebers und ſeiner Abſicht un⸗ 
ſtatthaft iſt“. Es findet ſich in keiner Silbe buchſtäblich 
und klar geſagt, wer darüber zu wachen hat, daß die 
Eintragung der Sicherungshypothek nicht über den 
zweifachen Wert des zu ſichernden Anſpruches hinaus 
verlangt werde. Wohl iſt die Belaſtungsgrenze ge⸗ 
zogen; ob aber das Grundbuch- oder Hypothekenamt 
von Amts wegen, oder erſt auf Anrufen des die 
Ueberſchreitung Behauptenden tätig zu werden hat 
und ob die lex wegen ihrer etwaigen Tragweite zu 
dem der Prüfung des Grundbuchrichters unterſtellten 
formalen Grundbuchrechte gehört oder bloß sese 
caventibus scripta est, das iſt ausdrücklich nirgends 
feſtgelegt. Es liegt alſo hinreichender, ja zwingender 
Anlaß vor, den Zuſammenhang der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung näher zu würdigen und zur Kontrolle auf 
die Motive zurückzugreifen. 


Wenn Art. 123 ſagt „die Staatskaſſe iſt be⸗ 
rechtigt, für ihre Anſprüche die Eintragung 
einer Sicherungshypothek an den Grundſtücken des 
Schuldners zu verlangen“, jo ift hiermit für den 
Grundbucheintrag inſofern eine Norm gegeben, als 
das Aerar ſein Verlangen mit der Bezeichnung der 
zu belaſtenden Grundſtücke und der Angabe des zu 
ſichernden Betrages auszuſtatten hat; damit iſt aber 
das Eintragungserſuchen erſchöpfend formuliert; es 
iſt nirgends zu erſehen, daß das Erſuchen die Angabe 
des Wertes und der Vorbelaſtung der mehreren 
Grundſtücke enthalten müſſe. Dagegen verweiſen die 
Worte „die Eintragung darf nur ſoweit verlangt 
werden“ darauf, daß es ausſchließlich Parteiſache 
ſein ſoll, dem Verlangen der Finanzbehörde etwa ein be⸗ 
grenzendes Gegenverlangen gegenüber zu ſtellen; es 
müßte ſonſt heißen, „die Eintragung der Sicherungs— 
hypothek an mehreren Grundſtücken darf nur ſoweit 
erfolgen“. Nur eine ſolche Faſſung würde dem 
Grundbuchrichter eine Prüfung von Amts wegen zur 
Pflicht machen, und nur dann müßte eine entſprechende 
Ausgeſtaltung und Belegung des Eintragungserſuchens 
erfolgen. 


Wenn ferner Art. 123 unmittelbar im An⸗ 
ſchluß an die Feſtſetzung der Höhe des Maßes der 
Sicherung beſtimmt, „der Wert wird unter Abzug 
der Belaſtungen berechnet, welche der Sicherungs- 
hypothek im Range vorgeben“, fo iſt damit die Bes 
weislaſt bezüglich des Ueberſchreitens der Belaſtungs⸗ 
grenze durch den „objektiven Sinn des Geſetzes“ 
demjenigen auferlegt, welcher die Berechnung des 
Sicherungswertes ohne weiteres vornehmen kann, 
und das iſt allein derjenige, der ſich die Belaſtung 
der mehreren Grundſtücke gefallen laſſen muß, keines— 
wegs aber das Aerar, welches von den vorausgehenden 
Belaſtungen keine Kenninis hat und haben muß und 
vernünftigerweiſe auch nirgends dazu verpflichtet iſt 
die Intereſſen ſeines Schuldners durch Einſichtnahme 
in das Grund- und Hypothekenbuch und gleichzeitige koſt— 
ſpielige und zeitraubende Schätzung der Sicherungs— 
objekte zu wahren. 


Die Beweisführung des Gegners aus Art. 14 AG. 
iſt verfehlt. Hier lautet das Geſetz „der Brauer 
kann verlangen, daß ihm — vom Wirte — eine 
Sicherungshypothek beſtellt wird“, „er kann 
doppelte Deckung des ſicher zu ſtellenden Betrages 
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durch den freien Wert der Grundſtücke beanſpruchen“ 
(Henle⸗Schneider a. a. O.), der Brauer kann alſo die 
Bewilligung der Sicherungshypothek verlangen, 
gegebenen Falles muß er ſie ſich unter gleichzeitiger 
Sicherung ſeines Anſpruches auf Grund der 88 883 
mit 885 BGB. im Klagewege erzwingen. Das Ver⸗ 
fahren iſt hier augenfällig ein ganz anderes als im 
Falle des das Aerar ſichernden Art. 123; die Be⸗ 
willigung der Eintragung nach Art. 14 iſt ein reines 
Parteivertragsgeſchäft, aus dem keineswegs eine 
„logiſche Schlußfolgerung“ zuläſſig iſt auf ein Offizial⸗ 
verfahren des Grundbuchrichters bei Eintragung der 
Sicherungshypothek für den Staat. Wenn auch in den 
Art. 14 und 123 die Höhe des Maßes der Sicherung 
ſachlich gleich geregelt iſt, ſo kann hieraus doch nicht 
gefolgert werden, daß auch das Verfahren in beiden 
Fällen das gleiche iſt;: der Privatman hat eben nicht 
die gleich vorteilhafte Stellung wie das Aerar. 


Nach dem Dargelegten kann dem Landgericht 
München I allerdings nicht beigepflichtet werden, 
wenn es bemerkte, nach dem Wortlaute der Beſtimmung 
laſſe ſich die gegenteilige Anſchauung des Unter⸗ 
gerichts vertreten. Allein kaum weniger unzutreffend 
iſt es, wenn dem landgerichtlich en Beſchluſſe ein 
Verſtoß „gegen die elementarſten Beweisregeln“ vor⸗ 
gehalten wird. Damit, daß die Staatskaſſe gegen die 
mehreren Grundſtücke des Schuldners ihr Hypothek⸗ 
verlangen geltend macht, geht fie allerdings ohne for- 
melle Aufſtellung (implicite) davon aus, daß ſich der 
Wert innerhalb der geſetzlichen Belaſtungsgrenze be— 
wegt. Dieſe tatſächliche Behauptung jedoch bedarf nach 
prozeſſualen Beweisregeln des Beweiſes nur, wenn 
ſie vom Gegner ordnungsmäßig beſtritten wird, wo⸗ 
bei letzterer hinſichtlich ſeines gegenteiligen Vor— 
bringens nachweispflichtig bleibt.“) Hiermit entfällt die 
Notwendigkeit, Wert und Belaſtung der mehreren 
Grundſtücke in dem Erſuchen um Eintragung ſelbſt 
feſtzuſtellen. Erhebt aber der Schuldner Einwendungen 
gegen die Eintragung der Hypothek, dann wird das 
Aerar in der Regel auch die nach Art. 87 AG. z. BGB. 
erforderliche Mitwirkung des Schuldners bei der Hypo⸗ 
thekſchätzung zur Hand haben, deren Notwendigkeit 
der Herr Gegner ohne Grundangabe im Gegenſatze 
zu Meikel AG. beſtreitet. Um die in den Blättern 
für das bayeriſche Finanzweſen bereits hervor— 
gehobenen Schwierigkeiten zu beleuchten, in welche 
das Aerar durch die gegenteilige Sachbehandlung 
verſetzt würde, ſei hier ausdrücklich bemerkt, daß die 
Inſtruktion für die Schätzungen und Schatzmänner 
in Hypothekſachen inſoweit außer Kraft geſetzt iſt, als 
Art. 87 a. a. O. den Grundſtückseigentümer allein zur 
Veranlaſſung des amtlichen Wert feſtſtellungsverfahrens 
ermächtigt, der Schuldner des Staates ſohin im amt— 
lichen Wertermittelungsverfahren ein bequemes Mittel 
hätte, jeden Sicherungsverſuch des Staates nach 
Art. 123 zu hintertreiben, ehe er noch das Licht der 
Rechtswelt erblickt hätte. Wie käme ſolchenfalls das 


1) Anm. d. Herausgebers. Dieſe Darlegungen 
ſind nicht einwandfrei. Sie verwiſchen den Unter— 
ſchied zwiſchen prozeſſualer“ und „materieller“ Be— 
weislaſt. Daraus, daß eine Behauptung nur dann 
des Beweiſes bedarf, wenn ſie beſtritten wird, folgt 
nicht, daß den Beſtreitenden die Beweislaſt trifft. Die 
Unhaltbarkeit eines ſolchen Schluſſes liegt auf der 
Hand. Wäre er richtig, ſo wären alle materiellen 
Regeln über die Beweislaſt überflüſſig. 
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„Rentamt“ zu einer „glatten Erledigung“ ſeines Siche⸗ 
rungsanſpruches? 

Man wolle doch nicht vergeſſen, daß der Hypo⸗ 
thekentitel des Staates nach Art. 123 eine Ausnahme⸗ 
beſtimmung iſt, welche nicht bloß für den Schuldner, 
dem ſie ſchonende Nachſicht ermöglichen ſoll, ſondern 
auch für den Staat ſelbſt ihren Wert behalten muß. 

Rentamtmann Stelzer in Schongau. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Steht die Wiederverheiratung der ehelichen Mutter 
der Erlangung der elterlichen Gewalt üder die erſtehe⸗ 
lichen Kinder entgegen, wenn die zweite Ehe am 1. Ja: 
nnar 1900 ſchon aufgelöſt war? Das Reichsgericht 
hatte dieſe Frage in früheren Entſcheidungen verneint 
(JW. 1901 S. 357 Nr. 12 und Entſch. in Strafſ. 34 
S. 317). Das Kammergericht glaubte, ſie in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit einem feiner früheren Erkenntniſſe (DIZ. 
1900 S. 166) bejahen zu müſſen; es legte deshalb ge⸗ 
mäß 5 28 Abſ. 2 FGG. eine weitere Beſchwerde dem 
Reichsgerichte vor, bei deren Würdigung eine Ent- 
ſcheidung über dieſe Frage zu treffen war. Das Reichs⸗ 
gericht blieb auf dem früher eingenommenen Stand⸗ 
punkte ſtehen. 


Aus den Gründen: Nach Art. 203 EG. z. 
BGB. beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen den 
Eltern und den vor dem Inkrafttreten des BGB. ge⸗ 
borenen ehelichen Kindern von dem Inkrafttreten des 
BGB. an nach deſſen Vorſchriften. Nach § 1684 Nr. 1 
BGB. ſteht die elterliche Gewalt der Mutter zu, wenn 
der Vater geſtorben iſt. Nach § 1697 verliert die 
Mutter ſie wieder, wenn ſie eine neue Ehe eingeht. 
Das RG. erkennt an, daß die Vorſchrift des 8 1697 
an ſich nur für den Fall erlaſſen iſt, daß die Wieder: 
verheiratung unter der Herrſchaft des BGB. ſtatt⸗ 
findet. Daß eine vor dem 1. Januar 1900 erfolgte 
Wiederverheiratung die im § 1679 ſeſtgeſetzte Wirkung 
habe, hat weder das BGB. noch das CG. angeordnet. 
Das E. legt nicht Vorgängen, die unter dem früheren 
Rechte ftattranden, die Wirkung bei, die fie hätten, 
1 fie ſich unter der Herrſchaft des BGB. ereignet 

ätten. 

Der Grund für die Vorſchrift des 8 1697 BGB. 
iſt im weſentlichen das Abhangigkeitsverhältnis, in 
das die Frau durch die Verheiratung zu dem Manne 
tritt. Es beſteht auch, wenn die Wiederverheiratung 
vor dem Inkrafttreten des BGB. erfolgt iſt. Dem⸗ 
gemäß iſt es, wenn die neue Ehe beim Inkrafttreten 
des BGB. noch beſteht, unerheblich, daß ſie vorher 
geſchloſſen wurde. Die Frau, die beim Inkrafttreten 
des BGB. wiederverheiratet iſt, geht der elterlichen 
Gewalt uber die Kinder der früheren Ehe verluſtig. 
Anders iſt es, wenn die neue Ehe beim Inkrafttreten 
des BGB. nicht mehr beſteht, alſo die Frau als eine 
nicht in neuer Ehe ſtehende Witwe in die Wirkſamkeit 
des neuen Rechtes eintritt. In einem ſolchen Falle 
ſteht die Frau bei dem Inkrafttreten des neuen Rechts 
in keinem Abhängigkeitsverhältniſſe zu einem den 
Kindern fremden Manne; der Grund der Beſtimmung 
des § 1697 trifft nicht zu. Das KG. hat zwar aus— 
geführt, der geſetzgeberiſche Grund für das Aufhören 
der elterlichen Gewalt nach S 1697 ſei nicht allein in 
dem Abhängigkeitsverhältniſſe gegenüber dem zweiten 
Manne zu finden, fondern auch darin, daß durch die 
Wiederverheiratung häufig ein über das Beſtehen der 
Ehe hinaus dauernder Widerſtreit der Intereſſen der 
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erſtehelichen Kinder mit der Familie des zweiten 
Mannes entſtehe. Dieſe Anſchauung iſt unzutreffend. 
Im weſentlichen hat das Abhängigkeitsverhältnis der 
Frau zum Manne dazu geführt, die Frau bei der 
Wiederverheiratung der elterlichen Gewalt für ver- 
luſtig zu erklären, dem Manne aber ſie zu belaſſen, 
wenn er eine neue Ehe eingeht. (Wird ausgeführt). 
Zu einem Widerſtreite der Intereſſen wird es gerade 
ſo kommen, wenn der Vater zur zweiten Ehe ſchreitet, 
wie wenn ſich die Mutter wieder verheiratet. Wollte noch 
darauf Gewicht gelegt werden, daß durch die SS 1697, 
1669 die Wiederverheiratung der Mutter erſchwert, die 
des Mannes begünſtigt werden ſollte, ſo würde auch 
dieſer Grund dazu führen, für die beim Inkrafttreten 
des neuen Rechts nicht mehr verheiratete Mutter den 
Verluſt der elterlichen Gewalt erſt an eine unter der 
Herrſchaft des BGB. erfolgende Wiederverheiratung 
zu knüpfen. Das KG. hat darauf hingewieſen, die von 
ihm bekämpfte Anſicht führe oft zu dem auffälligen Er⸗ 
gebniſſe, daß eine Witwe, der weder nach dem früheren 
noch nach dem neuen Rechte die elterliche Gewalt zu— 
ſtehen würde, ſie nach dem Uebergangsrechte habe. Ob 
das Ergebnis als auffällig zu bezeichnen iſt, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Von größerer Bedeutung wäre jeden⸗ 
falls der Eingriff in beſtehende Rechte, wenn einer 
wiederverheirateten Mutter, die nach dem früheren Rechte 
die elterliche Gewalt ungeachtet der Wiederverheiratung 
hatte, die Gewalt bei Inkrafttreten des BGB. ab⸗ 
erkannt werden müßte, trotzdem die neue Ehe nicht 
mehr beſteht. (Beſchl. des IV. 3S. vom 20. Dezember 
1906, IV B 343/06). 
884 
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B. Zivil ſachen. 
I 


Ortsangabe beim eigenhändigen Teſtamente. Wb: 
kürzung des Ortsnamens. Das Reichsgericht erklärte 
ein eigenhändiges Teſtament für gültig, in dem die 
Ortsangabe lautete: „Bl., den .... für „Berlin, den“. 
Gründe: Die Vorderrichter halten die Bezeich⸗ 
nung Bln. für nicht genügend, obwohl fie unterſtellen, 
daß der Erblaſſer mit der Abkürzung den Ort Berlin 
habe bezeichnen wollen und daß dieſe Abkürzung viel- 
fach üblich ſei. Dieſe Anſicht iſt nicht richtig. Aller⸗ 
dings ſind die wenigen Formvorſchriften, an die das 
Geſetz das eigenhändige Teſtament bindet, ſtreng zu 
beachten, insbeſondere auch in Anſehung der Angabe 
des Ortes und Tages. Das Geſetz enthält ſich aber 
jeder Vorſchrift darüber, wie die Ortsangabe zum 
Ausdrucke zu bringen fei. Daß etwa, wie das LG. 
annimmt, ein Ausdruck zu wählen ſei, der jeden 
Zweifel über die Frage ausſchließt, welcher Ort unter 
dem angegebenen zu verſtehen ſei, verlangt das Geſetz 
nicht. Sonſt würden z. B. Ortsbezeichnungen wie 
Frankfurt, Neuſtadt u. dgl. wegen der fehlenden Merk⸗ 
male zur Unterſcheidung von anderen gleichnamigen 
Orten im Deutſchen Reiche als ungenau gelten und 
die Unwirkſamkeit des Teſtaments nach ſich ziehen 
müſſen. Auch würde die Errichtung eines eigenhän⸗ 
digen Teſtaments auf einer Eiſenbahnfahrt oder einer 
Seereiſe wegen der Schwierigkeit einer zweifelsfreien 
Ortsangabe auf das Aeußerſte erſchwert fein. Ander— 
ſeits iſt freilich durch eine un verſtändliche Orts: 
angabe dem geſetzlichen Erforderniſſe nicht genügt. 
Dazu kann aber eine gebräuchliche Abkürzung des 
Ortsnamens nicht gerechnet werden. Wenn die Ab⸗ 
kürzung auch ſonſt (im Poſt⸗ und Geſchäftsverkehr) 
vielfach in Uebung iſt und kein Zweifel darüber be— 
ſteht, daß ſich der Erblaſſer der Abkürzung in dem— 
ſelben Sinne bedient hat, ſo enthält das Teſtament 
die im Geſetze vorgeſchriebene „Angabe des Ortes“. 
(Urt. des IV. ZS. vom 14. Januar 1907, IV 251/06). 
855 
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II 


Begriff der weſentlichen Beſtandteile. Das in dieſer 
Zeitſchrift Jahrg. 1906 S. 257 ff. mitgeteilte Urteil des 
OLG. Nürnberg vom 26. April 1906 wurde vom 
Reichsgerichte beſtätigt. 

Aus den Gründen des reichsgerichtlichen Ur⸗ 
teils: Im Hinblick auf die in zahlreichen Entſchei⸗ 
dungen des Reichsgerichts erörterte Bedeutung des 
§ 93 BGB. kann es zweifelhaft fein, ob die Entſchei⸗ 
dung des Berufungsgerichts, daß die Maſchinen nicht 
weſentliche Beſtandteile des Fabrikgrundſtücks ſeien, 
durch die Ausführung gerechtfertigt werden kann, daß 
durch die Wegnahme der Maſchinen eine Veränderung 
des Fabrikgebäudes in ſeinem Weſen nicht verurſacht 
werde, da ja nur die „ durch andere erſetzt 
zu werden brauchten, um die Fabrik in den früheren 
Stand zu ſetzen. Wohl aber kann die weitere, auf 
tatſächlicher Feſtſtellung beruhende Begründung das 
Urteil tragen, daß bei dem Vorhandenſein noch an⸗ 
derer Maſchinen in dem Fabrikgrundſtück durch die 
Wegnahme der im Streite befangenen Maſchinen das 
Weſen der Fabrik nicht geändert werde, dieſe vielmehr 
trotzdem Drahtſtiftfabrik bleibe. (Urt. des VII. 38. 
vom 19. März 1907). L. 
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III 


BGB. 88 138, 826, 1047, 1115, 1159, 3w 8. 8 10 Ziff. 4. 
1. Abgetretene Hypothekzinſen können zur 
Zwangsverſteigerung angemeldet werden. 
2. Der Hypothekgläubiger hat keinen un⸗ 
mittelbaren Anſpruch gegen den Nießbraucher 
auf Hypothekzinſen zahlung. 3. Der Nieß⸗ 
braucher handelt nicht gegen die guten 
Sitten, wenn er ſich den Anſpruch auf 
Zahlung von Hypothekzinſen abtreten läßt, 
die er ſelbſt berichtigt hat, und ihn ſodann 
zur Zwangsverſteigerung anmeldet. 

Aus den Gründen: Daß an ſich in der 
Zwangsverſteigerungsteilung auf Grund einer Ueber⸗ 
tragung des Hypothekgläubigers bloße Hypothekzinſen 
mit dem ihnen zukommenden Hypothekenrange von 
einem Dritten angemeldet und in den Teilungsplan 
für ihn eingeſetzt werden können, ergibt ſich aus 88 10 
Ziff. 4 Zw G. und 398, 1115, 1159 5G B., und iſt vom 
erkennenden Senate im Urteile V 3/03 vom 9. Mai 
1903 ſchon ausdrücklich ausgeſprochen worden. Die 
Reviſionskläger meinen aber unter Hinweis auf 88 1047, 
1113 BGB., daß der Nieß braucher die Hypotheken- 
zinſen aus dem Grundſtück zahlen müſſe und daß, 
wenn dies Be fei, die Hypothekzinſenforderung 
getilgt ſei und auf den zahlenden Nießbraucher nicht 
übertragen werden könne. Indeſſen ſtellt der BR. 
als erwieſen feſt, daß der Beklagte die fraglichen Zinſen 
eben nicht aus dem Grundſtück, ſondern aus ſeinem 
eigenen Vermögen, in das allerdings zuvor Mietein— 
nahmen gefloſſen waren, unter dem ausdrücklich ge— 
ſtellten und bewilligten Verlangen der Anſpruchsab— 
tretung an die Bank gezahlt hat. Der § 1047 BGB. 
machte dies Verfahren nicht zu einem ungeſetzlichen. 
Denn, wie der Vorderrichter zutreffend ausführt, be— 
gründet der § 1047 nur Rechte und Pflichten zwiſchen 
dem Eigentümer und dem Nießbraucher, gibt aber dem 
Hypothekengläubiger kein dingliches oder perſönliches 
Recht auf Zinſenzahlung gegen den Nießbraucher. 
Ueberdies hat nach einwandfrei feſtgeſtelltem Ver— 
tragsinhalt der Eigentümer den Beklagten als Nieß— 
braucher ſogar von der Pflicht, die Hypothekzinſen 
immer vorweg zu entrichten, in zuläſſiger Weiſe ent— 
bunden. Dieſe die Mitzinſen weggebende Verfügung 
des Eigentümers war auch gegen die dem Nießbraucher 
im Range vorgehenden Hypothekengläubiger nach Maß— 
gabe des § 1124 BGB. bis zur Beſchlagnahme des 
Grundſtücks und ſogar (ein Zinsvierteljahr) darüber 
hinaus rechtswirkſam. Anders verhielt es ſich bei 
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Preußiſcher Antichreſe nach §§ 139 ff., 150 ff. I 20 


Allg. LR. Mit Recht hat das OLG. auch ausgeſprochen, 
daß der Vertrag vom März 1903 und das Verfahren 
des Beklagten nicht gegen die guten Sitten verſtoße 
und daher nicht unter $ 826 BGB. falle. Ob dies der 
Fall iſt, muß im weſentlichen als Rechtsfrage gelten, 
es ift aber nicht abzuſehen, inwiefern ein Bauhand⸗ 
werker, der durch feine Arbeiten den Wert des Pfand⸗ 
grundſtücks und damit die Sicherheit der Hypothek⸗ 
gläubiger erhöht hat, wider die guten Sitten handeln 
ſoll, wenn er ſich im Bewußtſein der beſſeren Rechts⸗ 
behelfe und Sicherungsmittel der dinglichen Gläubiger 
Befriedigung für ſeine eigene ungeſicherte Forderung 
verfhafft... Für die Bekämpfung jenes Vertrags 
vom März 1903 nach dem Anfechtungsgeſetz ſind die 


Vorausſetzungen vom Kläger nicht dargetan. (Urt. 
des V. ZS. vom 13. Februar 1907, V 278/06). 
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IV. 


Zu 5 1 des Haftpflichtgeſetzes. Unfall bei der 
Entladung eines Wagens. Der Arbeiter H. erlitt 
auf dem Eiſenbahnabladeplatz des Bahnhofs M. beim 
Abladen von langen Tannenſtämmen dadurch einen 
Unfall, daß eine Runge des Eiſenbahnwagens ab— 
brach, dadurch die Stämme ins Rollen gerieten und 
ihn zum Stürzen brachten. Er trug Verletzungen da⸗ 
von, die Kurkoſten und eine dauernde Minderung 
ſeiner Erwerbsfähigkeit zur Folge hatten. Er iſt auf 
Grund des Gew G. bei der Lagereiberufsgenoſſenſchaft 
zu B. verſichert, die mit der Klage auf Erſatz ihrer 
Aufwendungen den Fiskus als Betriebsunternehmer 
der Eiſenbahn gemäß 8140 Gew VG. in Anſpruch nimmt. 
Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, das Ober- 
landesgericht abändernd die Klage dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Das Reichsgericht hob das 
Urteil auf. 

Aus den Gründen: Die Anwendung des 81 
des HPflG. ſetzt einen inneren, urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Unfall und der Betriebstätigkeit 
der Eiſenbahn, ſodann aber auch, wie die Worte „bei 
dem Betriebe“ ausdrücken, einen äußeren, zeitlichen und 
örtlichen Zuſammenhang des Unfalles mit einem be— 
ſtimmten Betriebsvorgange voraus, mag dieſe die Tätig- 
keit der Beförderung von Menſchen oder Gütern, oder 
die Vorbereitung oder die Abwicklung des Beförde⸗ 
rungsgeſchäfts betreffen. Jener innere Zuſammenhang 
iſt nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts ge— 
geben: wenn die Runge, die beim Entladen des Wa— 
gens gebrochen iſt, und deren Bruch die Urſache der 
Verletzung des H. war, während des Transportes und 
infolge der Bewegungen und Erſchütterungen des Be— 
förderungsbetriebes angebrochen war, dann iſt der 
Eiſenbahnbetrieb als eine Urſache des Unfalles aller— 
dings anzuſehen. Dagegen fehlt es an dem äußeren 
Zuſammenhange mit einem konkreten Betriebsvor— 
gange. Die Entladung eines ſtillſtehenden Wagens 
durch den Empfänger des Gutes iſt an ſich keine Be— 
triebstätigkeit der Eiſenbahn und ein Unfall, der ſich 
dabei ereignet, wird zu einem Betriebsunfall im Sinne 
des § 1 a. a. O. nur, wenn in irgend einer Weiſe ein 
Zuſammenhang mit einem Betriebsvorgange ander— 
weit hergeſtellt wird, ſo wenn der Wagen durch andere 
Wagen angeſtoßen und ins Rollen gebracht und da— 
durch ein durch die Einrichtungen der Beförderungs— 
und Betriebsmittel bedingter, wenn auch nicht ge— 
wollter Betriebsvorgang ausgelöſt wird. Dies lag 
vor in dem von dem Berufungsurteil angezogenen in 


den Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts Bd. 13 


| 


S. 1 behandelten Falle; in dem Tatbeſtande des ge— 
gebenen Falles iſt hiervon nicht die Rede. Daß eine 
beſondere, durch den Eiſenbahnbetrieb bedingte Eile 
etwa die Abladetätigkeit beherrſcht und dieſe jo in 
Berührung mit den Vorbereitungen eines neuen Be— 
triebsaftes, etwa der Wiedereinſtellung des zu entladen: 


Zeitſchrift 


den Waggons in den Fahrbetrieb, gebracht hätte, iſt 

gar nicht behauptet worden; ebenſowenig ſind andere 

Umſtände dargetan oder auch nur behauptet worden, 

die den Zuſammenhang des Unfalles mit einem Be⸗ 

triebsvorgange herzuſtellen geeignet wären. (Urt. des 

VI. 38S. vom 28. Februar 1907). 
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C. Strafſachen. 


I. 


Nachteil im Sinne des 3 266 Abſ. 1 Nr. 2 StG. 
Der Erſtrichter hat das Tatbeſtandsmerkmal des Han⸗ 
delns zum Nachteil verkannt. Einen Nachteil erleidet 
jemand zwar nicht nur durch eine Handlung, durch 
die 9 Vermögen vermindert wird, ſondern auch 
durch eine Handlung, durch die es Sa wird 
(RGE. Bd. 27 S. 40). In einer Gefährdung liegt 
aber nur dann eine Vermögensbeſchädigung und da⸗ 
mit ein Nachteil, wenn jene bereits eine nachteilige 
Veränderung des gegenwärtigen VBermögens⸗ 
zuſtandes enthält, eine Verminderung des Vermögens⸗ 
wertes bewirkt hat (Entſch. Bd. 16 S. 81); die Möglich- 
keit des Eintritts eines Schadens kann mit ſeinem 
wirklichen Eintritte nicht gleichgeſtellt werden (Entſch. 
Bd. 9 S. 171). Der Erſtrichter hat den Nachteil im 
Sinne des § 266 Nr. 2 StGB. darin erblickt, „daß S. 
mangels Zahlung die Abſicht hegte“, den Mündel des 
Angeklagten, der das ihm vom unterhaltspflichtigen 
Vater zur Zahlung an S. behändigte Pflegegeld unter⸗ 
ſchlagen hatte, aus dem Pflegehaus auszuweiſen, und 
darin inſoferne eine Gefährdung des Mündelvermögens 
geſehen, als „daraus die hochgradige Wahrſcheinlich⸗ 
keit erwuchs“, den Mündel „gegen höhere Koſten, die 
ihm auf ſeinen Erbteil angerechnet werden“, ander⸗ 
weit unterbringen zu müſſen. Wie durch dieſe, nur 
gehegte Abſicht der Ausweiſung und die — zunächſt 
die Verwirklichung dieſer Abſicht vorausſetzende — 
Wahrſcheinlichkeit der Koſtenmehrung eine Ver⸗ 
minderung des Wertes des gegenwärtigen Mündel⸗ 
vermögens bewirkt worden iſt, iſt um ſo weniger ab⸗ 
zuſehen, als der Erſtrichter anſcheinend nicht ein dem 
Mündel ſchon gehörendes, ſondern ein erſt im Erb- 
wege zu erwartendes Vermögen im Auge hat. Die 
Verurteilung wegen Untreue kann daher nicht auf- 
recht erhalten werden. Da die Untreue in Tat⸗ 
einheit mit Unterſchlagung begangen wurde, war das 
Urteil im ganzen aufzuheben. (Urt. des V. StS. vom 
8. März 1907, 5 D 1035/06). — — e — 
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II. 


Iſt es zuläſſig, den Antrag auf Ausſetzung der 


Verhandlung zum Zwecke der Ladung eines Zeugen mit 
der Begründung abzulehnen, daß der Zeuge nicht anf: 
e werden kzune? Aus den Gründen: Die 
eviſion findet mit Unrecht in der Ablehnung des An— 
trags eine Beſchwerde. In Fällen der vorliegenden Art 
kann ein Zeuge als Beweismittel nur in Betracht 
kommen, wenn ſeine Ladung oder ſeine Vernehmung 
nach § 222 StPO. innerhalb des ordnungsmäßigen 
Verfahrens ſich bewirken läßt. Die Frage, ob das 
geſchehen kann, iſt weſentlich tatſächlicher Natur; es 
iſt Sache des pflichtgemäßen richterlichen Ermeſſens, 
zu prüfen, ob bei unbekanntem Aufenthalte des Zeugen 
die Ermittelungen ſo umfaſſend waren, daß von wei— 
teren Erhebungen ein Ergebnis für ungewiſſe Zeit 
nicht zu erwarten iſt. Hier unterliegt es keinem recht— 
lichen Bedenken, daß die Strafkammer auf Grund der 
Ermittelungsverſuche die Unauffindbarkeit des Zeugen 
angenommen hat. (Urt. des I. StS. vom 24. Jan 1907, 
D 1450/06). B. 
812 
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Kann einem Wilderer das von ihm erbentete Wild 
geſtohlen werden? (§S 242 StGB.). Der Mitangeklagte 
hatte Fafanen gewildert und die Beute in einer 
Hütte verſteckt. Der Mitangeklagte N. hatte ſie heim⸗ 
lich weggenommen, um ſie für ſich zu behalten; er 
wurde wegen Diebſtahls verurteilt. Das Urteil wurde 
aufgehoben. 

Aus den Gründen: Das von dem Wilderer 
erbeutete Wild bleibt herrenlos, bis es an den Jagd⸗ 
berechtigten oder einen gutgläubigen Erwerber gelangt. 
Dieſen in dem Urteile vom 21./25. April 1892 (E. 23 
S. 89) ausgeſprochenen Satz hat der Senat auch unter 
der Herrſchaft des BGB. auf Grund des $ 958 Abſ. 2 
in einem Urteile vom 3./ 17. Oktober 1901 (D 2479/01) 
aufrecht erhalten. Der Inhalt der Vorſchrift, der auf 
den Beſchlüſſen der für die 2. Leſung des Entwurfs 
beſtellten Kommiſſion beruht (Prot. III S. 253 ff.), 
nötigt dazu. Die Kommiſſion wollte mit der vom 
RG. (E. 23 S. 89) vertretenen Auffaſſung im Einklange 
bleiben. Ein Diebſtahl liegt hiernach nicht vor, auch 
kein Vergehen nach $ 292 StGB. Dagegen läßt das 
Urteil nicht genau erſehen, ob N. gewußt hat, daß 
die Faſanen von F. gewildert waren oder ob er von 
der irrigen Annahme ausgegangen iſt, fremdes 
Eigentum zu verletzen. In dem letzteren Falle 
müſſen die Grundſätze über den Verſuch am untaug: 
lichen Objekt angewendet werden (E. 1 S. 439; 39 
S. 316). Es wäre Diebſtahlsverſuch gegeben. (Urt. 
des I. StS. vom 21. Jan. 1907, D 559/06). 
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IV 


Künſtliche Gliedmaßen können „gefährliche Werk; 
zenge“ im Sinne des 8 223a StGB. fein. Aus den 
Gründen: Die Auffaſſung des Urteils, daß der 
künſtliche eiſerne Vorderarm des D., mit dem er zu⸗ 
geſchlagen hat, ein gefährliches Werkzeug ſei, läßt ſich 
nicht beanſtanden. Handelt es ſich doch um einen 
Gegenſtand, der vom Angeklagten mit einem Körper⸗ 
teil, ſeinem Armſtumpf, in Bewegung geſetzt werden 
konnte, der auch als Trutzwaffe zu Hieb und Stoß 
dienen, ſowie mechaniſch auf den Körper des an⸗ 
deren einwirken konnte (E. 8, 315; 24, 372; 4, 298). 
Wenn auch der fehlende Vorderarm des Angeklagten 
durch den künſtlichen Erſatz finden ſollte, ſo bildete 
doch ſelbſtverſtändlich der letztere kein Glied des Körpers 
des Beſchwerdeführers und gleichgültig iſt, daß der 
Angeklagte das Werkzeug beim Gebrauche nicht mit 
der Hand gefaßt hielt. (Urt. des I. StS. vom 17. Jan. 
1907, D 782/06). B. 
310 


V 


Kommt die Vornahme von Beweiserhebungen und 
Ermittelungen, die auf Grund eines in einer Haupt⸗ 
verhandlung erlaſſenen Gerichtsbeſchluſſes durch einen, 
beauftragten Richter geſchieht, der Führung einer Bor: 
unterſuchung im Sinne des 6 23 Abſ. 2 Sthd. gleich? 
Die Hauptverhandlung war ausgeſetzt und der Bei— 
ſitzer, Landgerichtsrat G., zufolge Gerichtsbeſchluſſes 
beauftragt worden, Augenſchein einzunehmen „unter 
Zuziehung des Angeklagten und der Zeugen, welche 
bei dem Vorfalle zugegen waren“. Er nahm Augen— 
ſchein ein und ſchritt dann auch zu geſondertem Pro— 
tokolle zu einer uneidlichen Vernehmung „der zur 
Augenſcheinseinnahme geladenen und erſchienenen 
Zeugen,“ darunter auch ſolcher, die bei dem Vorfalle 
nicht zugegen geweſen waren. An der darauf folgen— 
den Hauptverhandlung nahm er als Beiſitzer teil. 
Die Reviſion rügte Verletzung des § 23 Abſ. 2 StPO., 
weil die Vernehmung der Zeugen durch den beauf— 
tragten Richter eine nachträgliche Führung der Vor— 
unterſuchung ſei und deshalb der Landgerichtsrat G. 


in der darauf folgenden Hauptverhandlung an der 


Ausübung des Richteramts kraft Geſetzes verhindert 
geweſen wäre. Die Rüge wurde als unbegründet 
erklärt. 

Aus den Gründen: Prozeßrechtlich war die 
Tätigkeit des beauftragten Richters aus dem formellen 
Grunde nicht Führung der Vorunterſuchung, weil nach 
Eröffnung des Hauptverfahrens die Führung einer 
Vorunterſuchung begrifflich ausgeſchloſſen iſt (Entſch. 
Bd. 2 S. 33, 37); es könnte ſich alſo nur fragen, ob 
dieſe Tätigkeit etwa ſachlich der Führung einer Vor⸗ 
unterſuchung gleichzuſtellen wäre. In den Vorſchriften 
der StPO. find für den Abſchnitt nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens Beweiserhebungen außerhalb der 
Hauptverhandlung allerdings nur inſofern vorgeſehen, 
als ſolche in der Hauptverhandlung ſelbſt nicht vor⸗ 
genommen werden können und durch die Tätigkeit 
eines beauftragten oder erſuchten Richters und die 
Verleſung der von ihm aufgenommenen Protokolle 
erſetzt werden ſollen ($$ 222, 224, 248, 250 StPO.). 
Die Vornahme anderer Beweiserhebungen iſt aber 
nicht ausgeſchloſſen und es liegt darin nicht ohne 
weiteres eine der Durchführung einer Vorunterſuchung 
gleichkommende Prozeßhandlung. Die Führung der 
Vorunterſuchung ſetzt die ſelbſtändige Vornahme und 
Leitung der Ermittelungen nach eigenem Plane und 
Ermeſſen voraus (Rechtſpr. Bd. 7, 303). Daß dieſe 
Vorausſetzung nicht gegeben iſt, wenn Ermittelungen 
und Vernehmungen eines beauftragten Richters auf 
der Beratung und Beſchlußfaſſung des erkennenden 
Gerichts fußen, an der er als Richter mitgewirkt hat, 
iſt in der Entſcheidung vom 8. Januar 1898 (EEntſch. 
Bd. 30, 400) bereits anerkannt worden. Nach dem 
dort Ausgeführten iſt in ſolchem Falle vorauszuſetzen, 
daß der beauftragte Richter nach dem bei der Beſchluß— 
faſſung feſtgeſtellten Plane tätig geworden iſt, alſo 
nicht eigene Entſchließungen ausgeführt hat, ſondern 
die des erkennenden Gerichts. Der vorliegende Fall 
iſt von dem in dieſer Entſcheidung behandelten nicht 
weſentlich verſchieden. Die Anordnung der Zuziehun 
von Zeugen ſchloß auch deren Vernehmung in ſich 
und die Allgemeinheit, mit welcher dieſe Anordnung 
getroffen wurde, brachte es mit ſich, daß der Richter 
auch ermitteln mußte, welche Perſonen Zeugen des 
Vorfalls geweſen waren. Soweit die zugegen ge— 
weſenen Zeugen über Umſtände vernommen worden 
ſind, die außerhalb des eigentlichen Vorgangs lagen, 
konnte deren Vernehmung wenigſtens mittelbar im 
Sinne des Gerichtsbeſchluſſes veranlaßt und gerecht— 
fertigt ſein und dasſelbe konnte der Fall ſein bezüg— 
lich der Vernehmung von Zeugen, welche überhaupt 
nicht bei dem Vorfalle zugegen geweſen waren. Dazu 
kommt, daß die Vernehmung der Zeugen, die nicht 
bei dem der Anklage zu Grunde liegenden Vorfall 
zugegen geweſen oder nicht geladen waren, augen— 


ſcheinlich vom beauftragten Richter nicht aus eigenem 


Antriebe vorgenommen, ſondern von den Prozeß— 
beteiligten oder dem Verletzten veranlaßt worden iſt. 
(Urt. d. IJ. StS. v. 14. Januar 1907, D 621/06). 


AUT: B. 
VI. 
Teilweiſe Jerlörung eines Gebändes. ($ 305 
tGB.). Der Angeklagte hat das Strohdach des 


von ihm bewohnten Hauſes mit einem harten Gegen— 
ſtand in der Weiſe durchſtoßen, daß in dem Dache 
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ſechs etwa 5 bis 6 Zoll im Durchmeſſer betragende 


Löcher entſtanden. Er wurde auf Grund des 8 305 
StGB. wegen teilweiſer Zerſtörung des ganzen 
Gebäudes verurteilt, indem das Dach als Beſtandteil 
des Gebäudes bezeichnet wurde, dem eine ſelbſtändige 
individuelle Gebrauchsbeſtimmung innewohne, und 
eine teilweiſe Vernichtung des Daches deshalb ge— 
geben ſei, weil es keinen genügenden Schutz mehr 
gegen Regen und Wind gewähre. 


Dieſe Begründung 


rechtfertigt nicht die Anwendung des $ 305 StGB. 


f 


Nr. 10. 


Die teilweiſe Zerſtörung einer Sache ſetzt entweder 
voraus, daß die ganze Sache für einzelne ihrer 
Zweckbeſtimmungen unbrauchbar gemacht werde (vgl. 
Rſpr. d. RG. Bd. 7 S. 274) oder, daß einzelne Bes 
ſtandteile der Sache, die für einen beſonderen 
ſelbſtändigen Gebrauch beſtimmt und eingerichtet 
ſind, z. B. einzelne Abteilungen eines Hauſes, der 
Bodenraum, gänzlich vernichtet ſind. Im vorliegenden 
Falle ſind dieſe Vorausſetzungen nach keiner Seite 
hin erfüllt. Daß das Haus durch die Durchlöcherung 
des Strohdachs ſeine Bewohnbarkeit oder Benutz⸗ 
barkeit vollſtändig eingebüßt hätte, iſt nicht zu er⸗ 
ſehen. Der Sachverhalt nötigt vielmehr zu der An⸗ 
nahme, daß die Beſchädigungen durch eine leicht und 
ſchnell auszuführende Reparatur beſeitigt werden 
konnten. Daraus ergibt ſich weiter, daß 15 das 
Dach ſelbſt oder der etwa darunter befindliche Boden⸗ 
raum nicht als vernichtet angeſehen werden konnten. 
Hiernach iſt die Annahme des Erſtrichters, es handle 
ſich nicht nur um eine Beſchädigung des Daches, 
ſondern um eine teilweiſe Zerſtörung des Gebäudes, 
von Rechtsirrtum beeinflußt. (Urt. d. V. StS. vom 
22. Februar 1907, 5 D 973/06). — — — e — 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Berichtigung des Hypothekenbuchs, wenn Ehegatten 
allgemeine Gütergemeinſchaft vereinbart hatten und ihre 
Ehe für nichtig erklärt wurde. (HypG. §§ 110 — 112). 
Die Wirtswitwe D. H. in U. hat am 21. September 1896 
ein Anweſen erworben und am 14. November 1899 
mit B. W. in F. die Ehe geſchloſſen. Durch Ehevertrag 
vom 7. März 1900 vereinbarten B. und D. W. allge⸗ 
meine Gütergemeinſchaft. Das Gütergemeinſchafts⸗ 
verhältnis wurde auf ihren Antrag in das Hypotheken- 
buch eingetragen. Auf Anfechtungsklage der D. W. 
hat das Landgericht K. durch rechtskräftig gewordenes 
Urteil vom 11. Dezember 1906 die Ehe für nichtig er⸗ 
klärt. Unter Vorlegung einer mit dem Zeugniſſe der 
Rechtskraft verſehenen Ausfertigung des Urteils hat 
„H. an das Hypothekenamt den Antrag geſtellt, die 
Eintragung des Güterſtandes zu löſchen und den 
Beſitztitel auf ſie zu berichtigen. Das Hypothekenamt 
hat die Nichtigkeitserklärung der Ehe eingetragen, die 
Berichtigung des Beſitztitels aber abgelehnt. Auf Be— 
ſchwerde der D. H. hat das Landgericht K. die Ver— 
fügung des Hypothekenamts aufgehoben und dieſes 
angewieſen, gemäß SS 109, 110 HypG. zu verfahren 
und, falls der als Miteigentümer eingetragene Gaſt— 
wirt B. W. in die Umſchreibung des Anweſens auf 
D. H. als Alleineigentümerin willigt, die Umſchreibung 
zu betätigen. Auf die weitere Beſchwerde der D. H. 
hat das Oberſte Landesgericht die Entſcheidung des 
Landgerichts dahin abgeändert, daß das Hypotheken— 
amt die Berichtigung des Beſitztitels auch dann zu be— 
tätigen hat, wenn B. W. es unterläßt, innerhalb der 
gemäß $ 110 Hyp®. zu beſtimmenden Friſt Wider: 
ſpruch zu erheben. 

Gründe: Da die Ehe zwiſchen B. W. und der 
Beſchwerdeführerin infolge der rechtskräftigen Nichtig— 
keitserklärung als nicht geſchloſſen gilt, iſt auch der 
Ehevertrag unwirkſam, die allgemeine Gütergemein— 
ſchaft iſt in Wirklichkeit nicht eingetreten, die Ein— 
tragung des Güterſtandes im Hypothekenbuch iſt un— 
richtig und kann auf Grund des Urteils berichtigt 
werden. Eine Wiedereintragung der Beſchwerde— 
führerin als Alleineigentümerin iſt nicht erforderlich, 
es genügt die Löſchung der Eintragung des Güter— 
ſtandes. Das HypG. geſtattet aber nicht wie § 22 
GBO. die Berichtigung einer unrichtigen Eintragung 
auf Grund des durch öffentliche Urkunden gelieferten 


Nachweiſes der Unrichtigkeit allein, ſondern verlangt 
die vorherige Anhörung desjenigen, deſſen eingetragenes 
Recht durch die Berichtigung betroffen wird, und macht 
nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 {10 auch bei 
einem rechtskräftigen Urteile keine Ausnahme, fofern 
es nicht nach 8 894 ZPO. die Einwilligungserklärung 
erſetzt. (Regelsberger, Bayer. HR. 3. Aufl. $ 25 Nr. 2). 
Zur Berichtigung des Hypothekenbuchs iſt aber nur 
die Anhörung des anderen Beteiligten, nicht deſſen 
Einwilligung erforderlich. Die Eintragung hat nach 
§ 111 Hypo. auch dann zu geſchehen, wenn er, nach⸗ 
dem ihm das Geſuch gemäß $ 110 Hyp®. „mit An⸗ 
beraumung eines Termins von acht Tagen zu ſeiner 
etwaigen Erinnerungsabgabe“ mitgeteilt worden iſt, 
die Friſt „ohne Proteſtation und ohne Erklärung“ 
verſtreichen läßt. Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, 
ob die Beſchwerdeführerin berechtigt iſt, von B. W. 
die Abgabe einer ſich zur Grundlage einer Eintragung 
eignenden Einwilligungserklärung zu verlangen. Sollte 
er unbegründeten Widerſpruch erheben und es infolge⸗ 
deſſen gemäß § 112 Hyp®. zur Verweiſung 50 den 
Rechtsweg kommen, ſo würde der Widerſpruch auf 
Klage für unwirkſam zu erklären ſein und damit das 
Hindernis beſeitigt werden. Soweit das Beſchwerde— 
gericht die Vorſchrift des 8 111 HypG. außer Betracht 
gelaſſen hat, iſt die Beſchwerde begründet. (Beſchluß 
des I. 38S. vom 20. März 1907, Reg. III 20/1907). 
869 W. 


II. 


Abſchichtung vereinkindſchafteter Kinder. Fort⸗ 
ſetzung der Gitergemeinſchaft mit gemeinſchaftlichen 
Kindern nach dem Tode eines Ehegatten, der verein⸗ 
kindſchaftete N in die A gebracht hat. 
(Bamberger LR. T. C. 4 Tit. 28 1, Ve® 
Art. 72). Der am 21. Ei 1906 ohne Verfügung 
von Todes wegen verſtorbene J. G. Sch. in H. hat bei 
Eingehung ſeiner zweiten, mit M. H., der nunmehrigen 
Witwe, geſchloſſenen Ehe durch notariellen Vertrag 
vom 6. Dezember 1892 unter Einführung des Güter- 
ſtandes der allgemeinen Gütergemeinſchaft nach Bam— 
berger LR. die zwei aus feiner erſten Ehe hervor— 
gegangenen Kinder vollkommen vereinkindſchaftet und 
außer ihnen fünf Kinder aus der zweiten Ehe hinter⸗ 
laſſen. Die Witwe hat mit dem Vormunde der erſt⸗— 
ehelichen Kinder vereinbart, die Auseinanderſetzung 
zwiſchen ihr und ihren Kindern einerſeits und den 
Stiefkindern anderſeits aus Zweckmäßigkeitsgründen 
aufzuſchieben. Auf ihren Antrag hat das Nachlaß— 
gericht ihr ein Zeugnis des Inhalts erteilt, daß ſie 
infolge des Todes ihres Mannes Alleineigentümerin 
des gemeinſchaftlichen Vermögens geworden ſei. Auf 
Veranlaſſung des Nachlaßgerichts wurde das zum ge— 
meinſchaftlichen Vermögen gehörende Anweſen im 
Hypothekenbuch auf M. Sch. als Alleineigentümerin 
umgeſchrieben. Der Vormund legte Beſchwerde mit 
dem Antrag ein, das Zeugnis und die Eintragung 
den Anteilsrechten der Mündel am elterlichen Ver— 
mögen entſprechend zu berichtigen. Das LG. hat das 
Zeugnis für unrichtig erklärt und das Nachlaßgericht 
angewieſen, es einzuziehen und die Berichtigung des 
Hypothekenbuchs zu veranlaſſen. Gegen dieſe Entſchei— 
dung hat M. Sch. weitere Beſchwerde eingelegt. Das 
Ob“ G. hat dieſe mit folgender Begründung zurück— 
gewieſen: In dem Beſchluſſe vom 10. Dezember 1878 
hat der Oberſte Gerichtshof ausgeſprochen, daß verein— 
kindſchaftete Kinder, für die die Einkindſchaft nach T. II 
C. 4 Tit. 2 $ 1 des Bamb. LR. mit dem Tode ihres 
leiblichen Elternteils aufhört, von den zum gemein— 
ſchaftlichen Vermögen gehörenden Grundſtücken eine 
Beſitzveränderungsgebühr nur inſoweit zu entrichten 
haben, als die Grundſtücke ihnen durch die Grund— 
teilung zugewieſen werden. In der Begründung iſt 
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den vereinkindſchafteten Kindern daher nicht Anteile 
an ſämtlichen einzelnen Vermögensſtücken zuſtänden, 
ſondern erſt das Ergebnis der Grundteilung darüber 
entſcheide, was ſie aus dem gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögen erhalten. Sie hätten zunächſt nur das Recht, 
Grundteilung zu verlangen, ob dieſes Recht aber einen 
Wert habe, haͤnge von dem Ergebniſſe der Teilung 
ab, eine Sukzeſſion der Kinder in das gemeinſame 
Vermögen finde nur bezüglich deſſen ſtatt, was ihnen 
in Ausführung der die Sukzeſſion vermittelnden Grund⸗ 
teilung wirklich zugewieſen wird. Die zuletzt angeführte 
Erwägung iſt, jedenfalls ſofern ihre Tragweite über 
die Frage der Gebührenpflicht hinausgreifen ſoll, nicht 
haltbar. Die Kinder der früheren Ehe erlangen das 
Recht auf Grundteilung durch Erbfolge, es ſteht ihnen 
deswegen zu, weil ihre Anteile ihnen im Augenblicke 
des Todes ihres leiblichen Elternteils kraft des Ge⸗ 
ſetzes zufallen. Sie werden mit dem Eintritte des 
Erbfalls Teilhaber des gemeinſchaftlichen Vermögens, 
in Anſehung ihrer Anteile tritt eine fortgeſetzte Güter: 
gemeinſchaft überhaupt nicht ein, für die Auseinander- 
ſetzung mit dem Stiefelternteil iſt der Beſtand des 
gemeinſchaftlichen Vermögens im Zeitpunkte des Todes 
ihres leiblichen Elternteils maßgebend (vgl. Spies, 
Bamb. Provinzialrecht § 60 S. 136 3; Pfeilſchifter, 
Bamb. LR. 8 66 S. 183; Schüttinger, Einkindſchaft 
nach Bamb. R. § 9 B. I, 1c S. 62). Die Grundteilung 
wird nach den Vorſchriften des Bamberger Rechtes 
vollzogen, für den überlebenden Ehegatten und deſſen 
Kinder tritt aber nicht, wie das LG. angenommen 
hat, zunächſt die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft des 
Bamberger Rechtes, ſondern ſofort die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft des BGB. ein. Unter der Ab⸗ 
ſchichtung der vereinkindſchafteten Abkömmlinge ver⸗ 
ſteht Art. 72 Abſ. 1 Satz 2 Ue®. nicht die vollſtändige 
Durchführung der Grundteilung, deren Dauer im ein⸗ 
zelnen Falle von verſchiedenen Zufälligkeiten abhängt, 
ſondern den Eintritt des Falles der Grundteilung, die 
Auflöſung der Einkindſchaft. Die Vorſchriften des 
BGB., deren Geltung das Geſetz nur um der Rechte 
der vereinkindſchafteten Kinder willen ausſchließt, 
werden mit dem Ausſcheiden der Kinder der früheren 
Ehe ſofort wirkſam, der Anteil des überlebenden Ehe— 
gatten und ſeiner Kinder an dem gemeinſchaftlichen 
Vermögen wird ſofort Geſamtgut der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft des BGB. Das LG. hat hiernach 
mit Recht die Einziehung des Zeugniſſes angeordnet. 
a des I. 35. vom 22. März 1907, Reg. III 
23/1907). W. 
880 
III. 

8.59 18.2 Gebrauch von Zuſätzen zur 1 
(88. 22). Der Kaufmann E. N. 
hat ein Damentonfettionsgefcäft das die Kaufleute 
M. Sp. und H. H. dort in offener Handelsgeſellſchaft 
unter der Firma Sp. und H. betrieben, von den Ge— 
ſellſchaftern ſamt der Firma käuflich erworben. Sp. 
und H. hatten in ihrem Unternehmen zwei Geſchäfte 
vereinigt, von denen in N. das eine unter der Firma 
M. G. von einer Frau E. G., das andere unter der 
Firma M. F. Nachfolger von dem Kaufmann E. Z. 
geführt worden war. Kaufmann F. betreibt fein Ge— 
ſchäft unter der Firma Sp. und H. und hat dieſe Firma 
zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet. 
Am 4. November 1906 ließ er eine Geſchäftsanzeige 
veröffentlichen, deren Unterſchrift außer der Firma 
Sp. und H. den unter ihr angebrachten Zuſatz „M. F. 
und M. G. Nachf.“ enthält, während rechts neben der 
Firma die Straße, in der das Geſchäftshaus liegt, 
angegeben iſt. Das Amtsgericht N. als ede e 
hat ihm auf Antrag des Kaufmanns H. G. dort auf— 
gegeben, ſich dieſes Gebrauchs der Firma M. F. und 
M. G. bei Meidung einer Ordnungsſtrafe zu enthalten, 


ausgeführt, daß die allgemeine Gütergemeinſchaft des oder den Gebrauch durch Einſpruch zu rechtfertigen. 
Bamb. LR. eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand ſei, F. erhob Einſpruch und begründete ihn mit der Be— 


hauptung, die Kaufleute Sp. und H. hätten von E. G. 
und von E. Z. die Bewilligung erhalten, die Firmen 
M. G. und M. F. Nachfolger als nicht eingetragenen 
Zuſatz beizufügen, von dieſer Befugnis in Bekannt⸗— 
machungen und im Aufdruck auf Geſchäftspapieren un⸗ 
beanſtandet Gebrauch gemacht und ſie mit der Firma 
Sp. und H. auf ihn übertragen. Er habe den Ge⸗ 
brauch des Zuſatzes ſeit mehr als einem Jahre wieder 
aufgenommen, führe aber nur die Firma Sp. und H. 
und füge den Zuſatz bloß zur Unterſcheidung des Ge⸗ 
ſchäfts bei, ohne ihn als Beſtandteil der Firma zu 
betrachten. In dem zur Erörterung der Sache be- 
ſtimmten Termine übergab er eine Poſtkarte, der die 
Firma Sp. und H. mit dem Zuſatze „M. G. und M. F. 
Nachfolger“ aufgedruckt iſt, dazu bemerkte er, abgeſehen 
von dieſen Geſchäftskarten habe er den Zuſatz nur in 
ſeltenen Fällen der Firma beigefügt. Das Regiſter⸗ 
gericht verwarf den Einſpruch. Das Landgericht hat 
die Beſchwerde zurückgewieſen. Auch die weitere Be⸗ 
ſchwerde wurde verworfen. 

Gründe: Die Firma kann neben dem bürger⸗ 
lichen Namen, den der Kaufmann nach § 18 Abſ. 1 
HGB. auch im Betriebe des Handelsgewerbes ges 
braucht, oder der bisherigen Firma des von ihm er⸗ 
worbenen Geſchäfts, die er nach 8 22 Abſ. 1 Satz 1 
. Zuſätze der im 8 18 Abſ. 2 Satz 2 und im 
§ 22 Abſ. 1 Satz 1 bezeichneten Art enthalten. Solche 
Zuſätze ſind Beſtandteile der Firma, ſie bilden in Ver⸗ 
bindung mit dem bürgerlichen Namen oder der bis⸗ 
herigen Firma den Namen, unter dem der Kaufmann 
im Handel feine Geſchäfte betreibt. In der Aufnahme 
eines an ſich ſtatthaften Zuſatzes in die Firma hat der 
Kaufmann freie Hand; aber es ſteht nicht in ſeinem 
Belieben, wenn er eine einen Zuſatz nicht enthaltende 
Firma führt, ihr gelegentlich einen Zuſatz als Beſtand⸗ 
teil beizufügen, wenn er eine einen Zuſatz enthaltende 
Firma führt, den Zuſatz bald zu gebrauchen, bald weg— 
zulaſſen. Eine Abkürzung der Firma iſt im $ 13 des 
Geſ. z. Schutze der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 
1894 für die Anbringung der Firma auf Waren, deren 
Verpackung oder Umhüllung geſtattet, und mag auch 
im rechtsgeſchäftlichen Verkehr ausnahmsweiſe zuge— 
laſſen werden, wenn für jedermann erkennbar bleibt, 
wen die abgekürzte Firma bezeichnet (vgl. RG. in 
3S. Bd. 56 S. 417), es darf aber nicht der Firma 
durch willkürliche Aenderung ein Ausſehen gegeben 
werden, das geeignet iſt, ſie als eine andere Firma 
erſcheinen zu laſſen. Hier hat das LG. einwandfrei 
feſtgeſtellt, daß der Beſchwerdeführer auf den Geſchäfts— 
karten und in der Ankündigung in Zeitungen mit 
ſeiner Firma einen ein Nachfolgeverhältnis bekundenden 
Zuſatz in ſolcher Weiſe verbunden hat, daß der Zuſatz 
ſich als Beſtandteil der Firma darſtellt. Da der Be— 
ſchwerdeführer den Zuſatz nicht endgültig in die Firma 
aufgenommen hat ſondern ihn bald beifügen bald 
weglaſſen will, ſeine Firma alſo den Zuſatz nicht ent— 
hält und demgemäß auch ohne ihn in das Handels— 
regiſter eingetragen iſt, ſo hat das LG. mit Recht in 
dem Gebrauche der durch den Zuſatz veränderten Firma 
den Gebrauch einer dem Beſchwerdeführer nicht zu— 
ſtehenden Firma im Sinne des § 37 HGB. gefunden, 
gegen den das Regiſtergericht nach 8 140 FGG. ein⸗ 
zuſchreiten hat. (Beſchl. des I. ZS. vom 8. März iR 
Reg. III. 17/1907). 

SH 
IV. 

Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der Feſt⸗ 
ſtellungsklage und Wirkungen der feſtſtellenden richter⸗ 
lichen Entſcheidung. Austritt und 1 aus 
einem nicht rechtsfähigen Verein. (ZPO. § 256, BGB. 
Ss 705 ff., ue. Art. 2). Der Sängerbund N. beſteht 
aus einer Anzahl einzelner Geſangvereine. Nach der 
Satzung kann ein Mitgliedverein, der den Bundes— 
zwecken entgegenwirkt, durch Beſchluß der Bundes— 
verſammlung ausgeſchloſſen werden. Im Juli 1904 
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fand eine Bundesverſammlung mit Vorträgen der 
einzelnen Vereine ſtatt. Die Aufführung eines Ver⸗ 
eins wurde dabei durch Störungen verhindert. Die 
Bundesverſammlung beſchloß eine Unterſuchung durch 
den Bundesausſchuß und ermächtigte ihn, den Verein, 
deſſen Mitglieder die zen veranlaßt hätten, aus⸗ 
zuſchließen. Am 1. Auguſt 1904 erklärte der Geſang⸗ 
verein P. ſeinen Austritt. Am 16. Oktober beſchloß 
der Bundesausſchuß, dieſen Verein auszuſchließen, 
weil ſeinen Mitgliedern das erwähnte ſatzungswidrige 
Verhalten zur Laſt falle. Der Geſangverein P. er⸗ 
hob Klage gegen den Bund mit dem Antrage, feſt⸗ 
zuſtellen, daß der Beſchluß unwirkſam ſei. Das LG. 
erkannte nach Klage; Berufung und Reviſion des 
Bundes wurden zurückgewieſen. 

Aus den Gründendes Reviſionsurteils: 
Es fehlt jeder Anhaltspunkt für die Annahme, daß 
die Geſetzgeber beabſichtigten, dem im § 526 3PO. ge⸗ 
brauchten Worte „Rechtsverhältnis“ eine beſondere 
prozeßrechtliche Bedeutung zu geben. Rechtsverhältnis 
im Sinne, des $ 256 iſt, der allgemeinen Bedeutung 
des Wortes im gemeinen Recht entſprechend, jedes vom 
objektiven Rechte anerkannte Lebensverhältnis. Durch 
die vom OLG. gebilligte Feſtſtellung, daß der Be⸗ 
ſchluß des Bundesausſchuſſes unwirkſam iſt, hat das 
LG. entſchieden, daß dem Sängerbunde das Recht 
nicht zuſtand, die Ausſchließung des Klägers zu be⸗ 
ſchließen. Hiermit hat es nicht bloß die Tatſache 
feſtgeſtellt, daß der Kläger am 16. Oktober 1904 nicht 
1 Mitglied des Bundes war, ſondern es hat ent⸗ 
ſchieden, daß das Geſellſchaftsverhältnis, das zwiſchen 
dem Kläger und dem Beklagten beſtand, nicht durch 
Ausſchließung des Klägers beendigt worden iſt, 
weil es ſchon vorher durch ſeinen Austritt beendigt 
worden war. Die Entſcheidung bildet demnach nicht 
die Feſtſtellung bloßer Tatſachen, ſondern die 
Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines 
Rechtsverhältniſſes. Auch ein der Vergangen⸗ 
heit angehörendes Rechtsverhältnis kann Gegenſtand 
einer Feſtſtellungsklage ſein, wenn ſeine rechtlichen 
Wirkungen derart in die Gegenwart hereinreichen, daß 
der Kläger ein rechtliches Intereſſe daran hat, daß 
das Nichtbeſtegen alsbald feſtgeſtellt wird (Seuff. Arch. 
Bd. 41 Nr. 168; RG. in 35. Bd. 27 S. 204.). Der 
Beſchluß des Bundesausſchuſſes bezieht ſich allerdings 
auf die Vergangenheit, ſeine Wirkungen würden 
jedoch, wenn er wirkſam wäre, inſofern in die Gegen— 
wart hereinreichen, als der Kläger ein ausgeſchloſſenes 
früheres Mitglied und ſein freiwilliger Austritt un— 
wirkſam wäre. Das OLG. hat ferner feſtgeſtellt, daß 
der Beſchluß für das geſellſchaftliche Anſehen des 
Klägers und für die Möglichkeit, in andere Vereini⸗ 
gungen aufgenommen zu werden, von Bedeutung iſt. 
Daß der Kläger ein rechtliches Intereſſe an der als— 
baldigen Feſtſtellung hat, iſt hiernach genügend dar— 
getan. Die Folgen des Beſchluſſes, die das OLG. 
feſtſtellte, berühren die Stellung des Klägers in recht— 
lichen und in wirtſchaftlichen Beziehungen. 

Der Vertreter des Reviſionsklägers machte gel— 
tend, dadurch, daß das OLG. annahm, die Aus⸗ 
ſchließung eines Geſellſchafters auf Grund der Satzung 
könne nach deſſen Austritt nicht mehr ſtattfinden, habe 
es die Grundſätze des Geſellſchaftsrechts (§§ 705 ff. 
BGB.), den $ 133 des BGB. und die Rechtsregeln 
über Verträge verletzt. Auf den Sängerbund finden 
nach Art. 2 Abſ. 1 des UeG. die Vorſchriften des BGB. 
über die Geſellſchaft Anwendung. Hiernach ſind für 
die Zuläſſigkeit und die Wirkungen des Austritts und 
der Ausſchließung zunächſt die Beſtimmungen der 
Satzung maßgebend. Nach den tatſächlichen Feſt— 
ſtellungen des angefochtenen Urteils enthält die Satzung 
des Sängerbundes keine Beſtimmung, durch die das 
Recht der Mitglieder, auszutreten, ausgeſchloſſen iſt, 
wenn das Mitglied ſich eines Verhaltens ſchuldig ge— 
macht hat, das nach der Satzung ſeine Ausſchließung 
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rechtfertigen würde. Das Rechtsverhältnis der Unter⸗ Feldweges auf 4 m zu ermöglichen. Aus den Akten 


werfung eines Mitglieds unter die Satzung dauert 


des Bürgermeiſteramtes gehe hervor, daß die Vorſchrift 


fo lang, wie die Mitgliedſchaft. Ausgeſchloſſen werden mit der Landwirtſchaft gar nichts zu tun habe und 


können nur Mitglieder; es verſtößt gegen die Satzung 
und die Logik, die Ausſchließung eines Nichtmitglieds zu 
beſchließen, das dem Verein zur Zeit des Ausſchließungs⸗ 
Beſchluſſes nicht mehr angehört. Disziplinarmaßregeln, 
zu deren Verhängung die Satzung den Verein er⸗ 
mächtigt, find gegen ein ausgetretenes Mitglied nicht 
mehr zuläſſig.) Mit Unrecht machte der Vertreter 
des Reviſionsklägers geltend, der Rechtsſatz, daß noch 
nicht erledigte vermögensrechtliche Anſprüche aus dem 
Geſellſchaftsverhältniſſe gegen einen Geſellſchafter nach 
deſſen Ausſcheiden fortwirken, müſſe auch bei nicht 
vermögensrechtlichen Anſprüchen gelten. Ein Rechts⸗ 
ſatz, der für vermögensrechtliche Verhältniſſe gilt, kann 
nicht ohne weiteres auf rechtliche Beziehungen von 
weſentlich anderer Art angewendet werden. Belang⸗ 
los iſt deshalb auch die Bemerkung, der Beklagte habe 
ein Intereſſe daran, zur Geltung zu bringen, daß das 
Ausſcheiden des Klägers unfreiwillig war, und der 
Austritt ſei eine Umgehung der Satzung. (Urteil vom 
3. Dezember 1906, [II. ZS.], Reg. I Nr. 205/06). 
817 


B. Strafſachen. 


Eine ortspolizeiliche Borſchrift, derzufolge die An: 
feen eines öffentlichen Feldweges gezwungen werden 
ollen, mit Zäunen und Manern ihrer eee 
anf eine beſtimmte Entfernung zurückzurücken, damit 
für das Ausweichen von Fuhrwerken auf dem Feldwege 
genügend Platz geſchaffen wird, iſt ungültig. Zwangsent⸗ 
eignung nach pfälziſchem Nechte. Koſten der Berteidi⸗ 
gung. Durch einen Beſchluß des Gemeinderats der 
pfälziſchen Stadt L. wurden auf Grund des Art. 120 Abſ. I 
Ziff. 1, 121 Abſ. I PStGBB. und des 8 366 Nr. 10 
StGB. „ortspolizeiliche Vorſchriften in Bezug auf 
Landwirtſchaft“ erlaſſen, die von der Regierung für 
vollziehbar erklärt und ordnungsgemäß öffentlich be⸗ 
kannt gemacht wurden. Ihr 8 3 lautet: 


I. Mauern, Zäune, Hecken und Bäume an öffent- 
lichen Feld⸗ und Gewannenwegen von weniger als 
4 m Breite, ſoweit fie nicht unter § 1 Abſ. J der Bau⸗ 
ordnung vom 17. Februar 1901 fallen, dürfen nur in 
einer Entfernung von 2 m von der Mitte derſelben (?) 
geſetzt werden.“) 

II. Bereits beſtehende Mauern, Zäune, Hecken und 
Bäume ſind auf Verlangen der Ortspolizeibehörde 
auf dieſe Entfernung zurückzuſetzen. 

Auf Grund dieſer Vorſchrift wurde gegen mehrere 
Perſonen ein Strafverfahren eingeleitet, weil ſie ſich 
weigerten, mit ihren Gartenzäunen zurückzurücken. Sie 
erhoben mit Erfolg den Einwand der Ungültigkeit der 
Vorſchrift. 

Aus den Gründen des Reviſions⸗ 
urteils: Das Berufungsgericht ſtellt fol gendes feſt: 
Die Angeklagten ſeien Eigentümer oder Nutznießer von 
Gärten, die längs eines Weges liegen. Die Grenz⸗ 
zäune dieſer Grundſtücke nach der Seite des Weges 
ſtünden ſeit unvordenklicher Zeit. Der Feldweg ſelbſt ſei 
als Eigentum der Gemeinde im Grundbuch eingetragen, 
werde von ihr unterhalten und diene von jeher dem 
allgemeinen Verkehre, weshalb er ein öffentlicher Weg 
ſei. Seine Breite ſchwanke zwiſchen 2,5 und 2,8 m; 
eine Gefahr, daß die Anlieger mit ihren Zäunen vor: 
rücken und ſo den Feldweg verengern, beſtehe nicht. 
Eine Baulinie ſei nicht gezogen, wohl aber habe der 
Geometer die Linie abgeſteckt, bis zu der auf Grund des 
8 3 Abſ. II der ortspol. Vorſchriften die Angrenzer 
zurückzurücken hätten, um eine Verbreiterung des 


1) Vgl. das in dieſer Zeitſchrift 1. Jahrgang S. 2223 abgedruckte, 
einen ähnlichen Fall behandelnde Urteil des Reichsgerichts. 

2) Wir möchten nicht unterlaſſen darauf aufmerſam zu machen, 
wie dieſe polizeiliche Vorſchrift die deutſche Sprache mißhandelt. 


für ihre Erlaſſung nur die Rückſicht auf den Fuhrwerks⸗ 
verkehr maßgebend war. 

Nach Art. 15a PStGS B. haben die Gerichte bei der Ab⸗ 
urteilung der Uebertretung einer polizeilichen Vorſchrift 
die geſetzliche Gültigkeit der Vorſchrift zu prüfen. Es 
iſt zuläſſig, hierbei zur Feſtſtellung der Tragweite einer 
nicht zweifelsfreien Vorſchrift auf ihren Werdegang 
zurückzugreifen. Von den bei der Erlaſſung der orts- 
polizeilichen Vorſchriften in bezug genommenen Ge- 
ſetzesſtellen iſt Art. 120 PStGB. auszuſcheiden, weil 
er einen ganz anderen Gegenſtand betrifft. Dagegen 
ermächtigt der Art. 121 Abſ. I PStEB. die Orts⸗ 
polizeibehörden zur Erlaſſung von „feldpolizeilichen“ 
Vorſchriften zum Schutze der Feldwege. Dieſem Zwecke 
können beſonders Vorſchriften dienen, durch die die 
Ausnützung der an die Feldwege anſtoßenden Grund⸗ 
ſtücke bis an die äußerſte Grenze verhindert und der 
Gefahr vorgebeugt wird, daß die Feldwege durch die 
Bearbeitung des Bodens an ihrem Rand allmählich 
eingeengt würden. Die auf den Grundſtücken der An⸗ 
geklagten zurzeit ſtehenden Zäune, deren Beſeitigung 
verlangt wird, gewähren gerade einen Schutz gegen 
dieſe Gefahr; ihre Zurückſetzung würde eine Gefahr 
herbeiführen, beſonders wenn den Anliegern die Be⸗ 
nützung der außerhalb der neuen Zaunlinie liegenden 
Teile ihrer Grundſtücke geſtattet würde. Deshalb iſt 
die Annahme des LG. bedenkenfrei, daß die Vorſchrift 
des § 3 Abſ. II keine Beziehung zur Feldpolizei habe 
und nicht erlaſſen ſei, um eine Gefährdung der Feld⸗ 
wege hintanzuhalten. 

8 366 Nr. 10 StGB. gewährt den Polizeibehörden 
die Befugnis, „zur Erhaltung der Sicherheit, Bequem⸗ 
lichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf den öffentlichen 
Wegen“ Verordnungen zu erlaſſen. Hierzu ſind nach 
Art. 2 Ziff. 6 PStGB. auch die Ortspolizeibehörden 
ermächtigt; ſie dürfen hierbei die durch Art. 10 
P StGB. aufgeſtellte Schranke nicht überſchreiten. Die 
erſte Vorausſetzung für die Anwendbarkeit von $ 366 
Nr. 10, daß es ſich um einen öffentlichen Weg handle, 
iſt hier gegeben. Allein, wenn die Vorſchrift in 8 3 
Abſ. II nicht zur Erhaltung der Sicherheit und Be⸗ 
quemlichkeit auf dem Feldwege, ſondern zu dem Zwecke 
erlaſſen worden iſt, um ein Verkehrshindernis zu be⸗ 
ſeitigen und eine Verbreiterung des Feldweges auf 
4 m zu ermöglichen, ſo kann dieſes Ziel nicht erreicht 
werden, ohne daß ein Teil der an den Feldweg an⸗ 
grenzenden Grundſtücke zu ihm gezogen oder daß in 
einer gegen 8 905 BGB. verſtoßenden Weiſe in den 
Raum über der Oberfläche der Grundſtücke übergegriffen 
wird. Nun ſchließt zwar die Unverletzlichkeit des Eigen⸗ 
tums keineswegs Anordnungen aus, durch die im 
polizeilichen Intereſſe ſeiner freien Benützung Schranken 
geſetzt und einzelne Arten der Benützung verboten 
werden. Wenn aber eine ſolche Anordnung dazu führt, 
daß durch die Inanſpruchnahme von Grundſtücken für 
öffentliche Zwecke die im Grundeigentum liegenden 
Rechte ganz oder faſt ganz vereitelt werden, ſo über⸗ 
ſchreitet fie das zuläſſige Maß. Durch die Verfü. Tit. IV 
§ 8 iſt den Einwohnern des Staates die Sicherheit 
des Eigentums gewährleiſtet; es darf niemand ge— 
zwungen werden, ſein Eigentum ganz oder teilweiſe 
für öffentliche Zwecke abzutreten, ohne daß ihm eine 
angemeſſene Entſchädigung gewährt wird. Die Ver— 
wirklichung dieſes Grundſatzes geſtaltet ſich nach dem 
in der Pfalz geltenden Rechte verſchieden, je nachdem 
es ſich um Staats- oder Diſtriktsſtraßen oder um öffent: 
liche Gemeindewege handelt. Nach dem für das ganze 
Königreich geltenden Geſetze vom 17. November 1837 
können Eigentümer zur Abtretung von unbeweglichem 
Eigentum oder deſſen Belaſtung mit einer Dienſtbarkeit 
zum Zwecke der Anlegung neuer oder der Erweiterung, 
Abkürzung oder Ebenung ſchon beſtehender Staats— 


218 


Kreis: oder Bezirksſtraßen — Kreisſtraßen gibt es in 
der Pfalz nicht und die dort erbauten Bezirksſtraßen 
find jetzt Diſtriktsſtraßen (vgl. Wand S. 8 und 322 
bis 324) — nur nach Durchführung des in dem ges 
nannten Geſetze und dem VGHG. vom 18. Auguſt 
1878 vorgeſchriebenen Verfahrens ſowie gegen volle 
Entſchädigung angehalten werden. Hierdurch wurden 
die bis dahin in der Pfalz geltenden, aus dem fran⸗ 
zöſiſchen Rechte ſtammenden Beſtimmungen in Anſehung 
der Staats⸗ und der Diſtriktsſtraßen aufgehoben. 
Hinſichtlich der öffentlichen Gemeindewege dagegen, 
die entweder Vizinalwege oder Gemeindewege im 
engeren Sinne oder Feldwege ſein können, gilt noch 
das frühere Recht; ſie genießen das Vorrecht der 
eigentlichen Zwangsenteignung nicht, vielmehr wird 
für fie zufolge des Gef. vom 9. Ventöse XIII eine 
Art ſummariſcher, kurzhändiger Enteignung durch⸗ 
geführt. Findet nämlich die Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörde es im Intereſſe des Verkehrs notwendig, einen 
N Weg zu erweitern, ſo darf dieſe Erweiterung 
urch einen bloßen Verwaltungsbeſchluß ausge⸗ 
ſprochen werden, gegen den nach den kaiſerlichen 
Dekreten vom 6. Oktober 1813 die Beſchwerde im 
adminiſtrativen Inſtanzenzuge offenſteht. Der Be— 
ſchluß hat die unmittelbare Einverleibung des zuge⸗ 
zogenen Landes in den Weg zur Folge und bildet den 
Eigentumstitel für die Gemeinde. Dem bisherigen 


Eigentümer der Fläche bleibt nur ein el auf 


Geldentſchädigung, die von den Gerichten feſtzuſetzen, 
jedoch nicht im voraus zu zahlen oder zu erlegen iſt. 
Wenn nun hier die Ortspolizeibehörde einfach durch 
Erlaſſung einer ortspolizeilichen Vorſchrift den An⸗ 
grenzern eines Feldweges zur Erweiterung dieſes 
Teile ihrer Grundſtücke entziehen will, ſo würden die 
Grundeigentümer auf einem Umwege der geſetzlich 
gewährleiſteten Vorteile verluſtig gehen, die in der Not— 
wendigkeit der Anordnung durch die Diſtriktsverwal— 
tungsbehörde, in der Möglichkeit der Beſchreitung des Be⸗ 
ſchwerdeweges und in dem Anſpruch auf eine Ent: 
ſchädigung liegen. Deshalb iſt die Beſtimmung in 
§ 3 Abſ. II geſetzwidrig. 

Da es ſich hier um ſchwierige Rechtsfragen handelt 
und darum zur Wahrung der Intereſſen der Ange— 
klagten die Zuziehung eines rechtskundigen Verteidigers 
veranlaßt war, handelte die Strafkammer im Geiſte 
des Geſetzes, als ſie auch die Koſten der Verteidigung 
der Staatskaſſe auferlegte. Dagegen war es nicht 
veranlaßt, auch die Koften der Verteidigung in der 
Reviſionsinſtanz der Staatskaſſe aufzuerlegen, weil 
das Verfahren in den beiden Vorinſtanzen genügende 
Gelegenheit dazu gegeben hatte, die maßgebenden 
rechtlichen Geſichtspunkte im Intereſſe der Angeklagten 
geltend zu machen, und in Anbetracht der ausführ— 
lichen Begründung des freiſprechenden Erkenntniſſes 
der Strafkummer auch nicht zu erwarten ſtand, daß 
in der Reviſionsinſtanz noch weſentlich neue rechtliche 
Erwägungen in Frage kommen könnten (Urt. 
28. Februar 1907, RevReg. 26/07). 
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Oberlandesgericht München. 


Aufnahme eines Prozeſſes nach & 10 Abf. 2 oder 
nach § 146 Abſ. 3 KO. L. klagte gegen M. aus Ver⸗ 
mittlungsaufträgen auf Zahlung von 200 Mk., geriet 
jedoch, während der Prozeß noch im Beweisverfahren 
1. Inſtanz ſchwebte, in Konkurs. Der Anwalt des 
Beklagten lud nun den Verwalter „zur Aufnahme 
und zur Verhandlung über die Hauptiache*, weil er 
trotz wiederholter Aufforderung zur Aufnahme keine 
Antwort gegeben habe. Im Termin erklärt der Ver— 
walter, daß er den Prozeß nicht aufnehme. Der An— 
walt des Beklagten legte daraufhin einen Tabellen— 
auszug vor, wonach der Verwalter die zum Konkurs 
angemeldeten bisherigen Prozeßkoſten des Beklagten zu 


vom 


v. 17. Mai 1898, RG Bl. S 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 10. 


291 Mk. beſtritten habe und beantragte, den Verwalter 
„zur Aufnahme des Rechtsſtreits zu verurteilen“. Das 
Gericht lehnte durch Beſchluß dieſen Antrag ab, weil 
nicht § 239 3PO., ſondern § 10 Abſ. 2 KO. anzu⸗ 
wenden ſei, der Verwalter aber die Aufnahme ablehne, 
der Beklagte daher den Prozeß gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner aufnehmen müſſe, falls letzterer nicht ſelbſt 
die Aufnahme betätige (Jaeger, KO. Anm. 26, 27 zu 
10).) Hiergegen beſchwerte ſich der Beklagte mit der 
egründung, das Prozeßgericht habe überſehen, daß 
es ich um Feſtſtellung der vom Verwalter im Prüfungs⸗ 
termin beſtrittenen Koſtenforderung handle; eine Auf⸗ 
nahme ſei in dieſem Punkt gegen den Gemeinſchuldner 
mangels deſſen Beſtreitung unmöglich. Die Beſchwerde 
wurde für zuläſſig erachtet, blieb aber erfolglos, weil 
das OLG. die Gründe des Erſtgerichts durchaus billigte. 
(Beſchl. v. 23. März 1907; BeſchwReg. II N 
881 


Landgericht München J. 
I. 


Zur Vollſtreckbarkeit der bayer. Hypsthekenbriefe 
(Art. 127 ff. AG. 3 Asehe Am 22. November 1898 
beſtellten die age eleute Joſeph und Anna W. 
gemeinſam zu notarieller Urkunde auf ihrem Anweſen 
in M. Hypothek unter Anerkennung ſamtverbindlicher 
Haftung, jedoch ohne Unterwerfung unter die Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Nach dem Tode des Joſeph W. heiratete 
Anna W. am 10. Februar 1906 den Alexander K. 
Der Hypothekgläubiger beantragte nunmehr, daß zu 
der ihm bereits gegen die Ehegatten W. erteilten voll— 
ſtreckbaren Ausfertigung eine Vollſtreckungsklauſel gegen 
den zweiten Ehemann auf Duldung der Zwangsvoll— 
ſtreckung in das Hypothekenobjekt beigefügt werde, 
das Anna W. in ihre vertragloſe zweite Ehe ein- 
gebracht habe. Das Notariat weigert ſich, weil keine 
Rechtsnachfolge im Sinne des Art. 128 AG. z. ZPO. 
vorliege; die Weigerung wurde vom Landgericht für 
ungerechtfertigt erklärt. 

Aus den Gründen: Maßgebend iſt 8742 ZPO., 
denn der für die jetzige Ehe beſtehende Güterſtand der 
Verwaltung und Nutznießung iſt erſt am 10. Februar 
1906 eingetreten, während die Hypothekurkunde, worin 
der damalige Ehemann die Schuldaufnahme der 
Ehefrau offenſichtlich genehmigt hat (Bay Ob GZ en. S. 
1. 445), ſchon am 22. November 1898 errichtet worden 
iſt. Anna W. hat auch das Hypothekenobjekt in die 
weitere Ehe eingebracht. An Stelle der Rechtshängig— 
keit im Sinne des 8 742 ZPO. tritt bei vollſtreckbaren 


Urkunden der Zeitpunkt der Einrichtung (Seuffert 


Anm. 6 zu $ 742). Als ſolche gegen die Ehefrau voll: 
ſtreckbare Urkunde ſtellt ſich auch der Hypothekenbrief 
vom 22. November 1898 dar (Art. VIII Ec. z. ZPO., 
Nov. v. 1898; 166 Nr. XVI AG. z. BGB.; 127 ff., 
insbeſ. 136 AG. z. JD. mit 8 1 Ermädtigungs®. 
342). ) Es trifft daher hier 


1) Die Entſcheidung wäre wohl richtiger in Urteilsform erfolgt 
(RGE. 45, 406): außerdem iſt bei §S 146 Abſ. 3 KO. nicht der Vers 
walter zur Aufnabme zu zwingen, fondern der Gläubiger nimmt 
(durch Schriftſaszuſtellung) ſeibſt auf: mit Recht iſt aber die Zur 
läiſigkeit einer ſolchen Aufnahme lediglich im Koſtenpunkt eines maſſe— 
fremd gewordenen Prozeſſes verneint. Solchenfalls muß dann fulges 
richtig eine ſelbſtändige Feſtſtellungsklage bezüglich der beſtrittenen 
bedingten Koſtenforderung gegen den Verwalter erhoben, aber bis zur 
Erledigung des maſſefremden Rechtsſtreits mit dem Gemeinſchuldner 
ausgeſetzt werden: ſo z. B. insbeſondere bzgl. der sollen. 1 Schei⸗ 
dungs- oder Strafprozeſſes. Der Einſ. 


2) Da es ſich in der zweiten Ebe um einen rein neurechtlichen 
nicht um einen übergeleiteten Güterſtand handelt, iſt Art. 24 UeG. 
nicht anwendbar. Unter den durch Art. VIII EG. z. ZP.⸗Nov. v. 
1805 aufrechterbaltenen älteren Vorſchriften befindet aber ſich auch 
die Verweiſungenorm des Art. 136 A z. ZPO. und dieſe Vor⸗ 
weiſung muß nach § 1 des Ermächtigungscg. auf die neue Faſſung 
der ZPO. bezogen werden. Das Ergebnis bliebe übrigens praktiſch 
für den Hypotbekgläubiger das nämliche, wenn man die Verweiſung 


— — — — 


— . — 


die im $ 742 ZPO. vorgefehene Umgangnahme von der buchamt vorbehalten bleiben. — Das Grundbuchamt 
Duldungsklage zu und es iſt auf Grund der vor- trug nun die Zwangshypothek ohne weiteren Koſten— 
liegenden Heiratsurkunde und des Güterrechtsregiſter⸗ ausſpruch ein. — Die Finanzbehörde regte ſpäter wegen 


auszugs die verlangte Vollſtreckungsklauſel ohne wei⸗ 
teres zu erteilen. (Beſchl. vom 23. März 1907; BeſchwR. 
Nr. 133/07). 
352 N. 
II. 


36 einem Urteil auf Hinterlegung; 
Beſchwerdeksſten (66 866, 788 ZBO.: Art. 131 AS. z. 
B68.). Das Grundbuchamt lehnte die beantragte 
Einſchreibung einer Zwangshypothek unter Koſten⸗ 
auflage auf die Antragſteller ab, weil der Vollſtreckungs⸗ 
titel nicht auf Zahlung, ſondern auf Hinterlegung zu⸗ 
gunſten eines Arreſtpfandgläubigers laute, eine ſolche 
aber nicht das Eigentum auf den Gläubiger über⸗ 
trage, ſohin nicht Zahlung einer Geldforderung ſei 
und durch Eintragung einer Sicherungs hypothek nicht 
vollſtreckt werden könne. Das LG. hob den Beſchluß 
auf und überließ den Koſtenausſpruch der Vorinſtanz. 

Aus den Gründen: Vorausſetzung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ein Grundſtück durch Eintragung einer 
Sicherungshypothek gemäß 88 866, 867 ZPO. iſt, daß 
es ſich um die Zwangsvollſtreckung wegen einer Geld⸗ 
forderung (§S 803 ZPO.) handelt. Die Entſcheidung 
hängt daher in erſter Linie davon ab, ob der Anſpruch 
des Beſchwerdeführers auf Hinterlegung von Geld eine 
Geldforderung im Sinne des § 803 ZPO. oder ein 
Anſpruch auf Vornahme einer Handlung im Sinne 
des 8 887 ZPO. iſt. Das LG. nimmt an, daß eine 
Geldforderung vorliegt. Die Beklagten find ver⸗ 
urteilt, den Betrag zu hinterlegen, nicht etwa als 
Sicherheit, ſondern um ihre Schuld zu tilgen, wobei 
mit Rückſicht auf die inmitte liegende Arreſtpfändung 
die Hinterlegung gemäß 8 1281 BGB. angeordnet 
iſt. Durch die Hinterlegung werden die Beklagten 
ebenſo von ihrer Verbindlichkeit befreit, wie wenn ſie 
an die Kläger unmittelbar zu leiſten hätten. Auf 
ihrer Seite ſteht die Hinterlegung der Zahlung gleich. 
Es handelt ſich demnach trotz der durch die Pfändung 
notwendig gewordenen Anordnung der Hinterlegung 
noch um einen Anſpruch auf Zahlung einer Geld⸗ 
ſumme, ſohin um eine Geldforderung (Annalen des 
Sächſ. OLG. 26, 368; vgl. 33P. 35, 229). Für die 
Eintragung einer Zwangshypothek iſt weitere Voraus⸗ 
ſetzung, daß derjenige, zu deſſen Gunſten das Grund— 
ſtück belaſtet werden ſoll, Gläubiger der Geldforderung 
iſt. Dieſem Erfordernis ſteht nicht entgegen, daß die 
Hinterlegung für den Arreſtgläubiger zu erfolgen hat. 
Der Anſpruch ſteht trotzdem den Klägern zu; er geht 
auf Befriedigung einer ihnen zuſtehenden Forderung 
durch Zahlung einer beſtimmten Summe an die 
Hinterlegungsſtelle. Gläubiger find die Kläger ge= 
blieben. Die Anordnung der Hinterlegung für den 
Arreſtgläubiger hat ebenſowenig wie die Pfändung 
die Wirkung, daß ihm die Forderung abgetreten wird; 
ſie beſchränkt nur die Verfügung des Gläubigers über 
die Forderung und ſoll nur dem Pfandgläubiger die 
künftige Befriedigung ſichern. Es kann daher für 
die Kläger zur Sicherung ihrer Anſprüche Sicherungs— 
hypothek mit dem Beiſatz eingetragen werden, daß 
der Betrag der Forderung zu hinterlegen iſt (33. 35, 
237).) Um dem Grundbuchamte die Möglichkeit zu 
geben, bisher nicht gewürdigte Umſtände zu berück— 
ſichtigen, war es zur Vornahme der Eintragungen mit 
der Maßgabe anzuweiſen, daß es ſie nur vorzunehmen 
hat, wenn weitere Bedenken nicht entgegenſtehen. Die 
Entſcheidung im Koſtenpunkt muß demgemäß dem Grund— 


Zwangshypethel 


auf die ältere Faſſung beziehen wollte: denn dann entſiele das Er— 
fordernis des Duldungstitels überbaupt. Es wäre aber ein ſonder— 
barer Gegenſatz, wenn für die erſte übergeleitete Ebe ein Duldungs— 
titel des neuen Rechtes nötig geweſen wäre (Art. 24 UeG.), nicht 
aber für die zweite lediglich neurechtliche Ebe. Der Einſ. 


1) Die frübere abwelchende Anſicht des LG. (Ban gf R. 1906, 86) 
iſt damit aufgegeben. Der Einſender. 


Uneinbringlichkeit der in I. Inſtanz den Antragſtellern 
überbürdeten Koſten beim Grundbuchamt die Er⸗ 
laſſung der vorbehaltenen Koſtenentſcheidung an. Das 
Grundbuchamt verhielt ſich ablehnend, weil es den 
Vorbehalt nur a die Koſten I. Inſtanz bezogen habe. 
Nunmehr überbürdete das LG. ſelbſt nachträglich die 
Beſchwerdekoſten den Schuldnern mit der Begründung, 
daß es hierzu auch nachträglich noch befugt ſei und 
die Koſtenpflicht der Vollſtreckungsſchuldner für die 
erfolgreiche Beſchwerde ſich aus 8 788 3PO. mit 
Art. 131 AG. z. BGB. ergebe. (Beſchl. v. 1. Sept. 
1906 und 10. April 1907; BeſchwR. 401/06). 
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Nicht mit den Rechtsverhältniſſen, aus denen die 
verſchiedenen Leiſtungs pflichten entſpringen, ſondern 
nur mit der Leiſtung ſelbſt, der Vermögenszu⸗ 
wendung vom Leiſtenden an den Leiſtungsempfänger, 
losgelöſt von der Leiſtungsverpflichtung, befaßt ſich 
das Werk, insbeſondere alſo auch nicht mit den recht⸗ 
lichen Folgen, die ſich durch die Bewirkung der Leiſtung 
oder durch die Nichtbewirkung für das die Leiſtungs⸗ 
pflicht begründende Rechtsverhältnis ergeben. Nur die 
rechtlichen Beziehungen werden erörtert, die erſt durch 
das Leiſtungsgeſchäft als ſolches entſtehen, d. h. durch 
die Leiſtung in Verbindung mit der causa als Zweck 
der Leiſtung. Demgemäß betrachtet Sch. zunächſt die 
Leiſtungen in ihren verſchiedenen Erſcheinungsformen, 
nämlich durch das Mittel rechtsgeſchäftlicher Tatbe⸗ 
ſtände (dare), durch eine rein naturale Tätigkeit (facere) 
und durch Unterlaſſung (non facere), ſodann die ein⸗ 
zelnen Leiſtungszwecke, nämlich die Erfüllung und 
die ihr verwandten Zweckſetzungen, die Schenkung und 
die Leiſtung zum Zweck eines künftigen Erfolges, das 
Darlehen und die fiduziariſchen Geſchäfte (z. B. 
Sammelgeſchäfte, Einkaufskommiſſion, Inkaſſomandat 
uſw.) und die Sicherungsgeſchäfte. Das 3. Buch ver- 
tieft ſich in die Begriffsbeſtimmung der Leiſtung und 
ihres rechtlichen Grundes, wobei insbeſondere auch 
auf die Zuſammengehörigkeit von Kondiktion und 
Leiſtung Licht fällt. Das 4. Buch wendet die bi$- 
herigen Ergebniſſe auf den Tatbeſtand des abſtrakten 
Schuldverſprechens an und erörtert die verſchieden— 
artigen Fälle ſeines Vorkommens. Den Schwerpunkt 
der Unterſuchungen legt Sch. in den Nachweis, „daß 
der Tatbeſtand der Leiſtungsgeſchäfte als eines rein 
wirtſchaftlich⸗naturalen Vorganges durchaus zu unter— 
ſcheiden iſt von demjenigen des formal; juriſtiſchen 
Rechtsgeſchäfts', „daß die Leiſtungsgeſchäfte keine 
Unterart der Rechtsgeſchäfte ſind, ſondern Gebilde 
von eigenartiger Natur, die weder den allgemeinen 
Beſtimmungen über Rechtsgeſchäfte (SS 104 — 185) 
unterſtellt, noch auch in das Gebiet der Sachenrechte 
oder Schuldverhältniſſe eingereiht werden können.“ 

Rechtsanwalt Dr. Böckel, Jena. 


Makower, H., Handelsgeſetzbuch mit Kommentar. 
13. Auflage, bearbeitet von F. Makower, Rechts- 
anwalt; Bd. II umfaſſend Buch III des Geſetzes; 
VI u. 983 Seiten. Berlin 1906. J. Guttentag'ſche 
Verlagsbuchhandlung. Preis ungebd. Mk. 9.60 

Wir verweiſen auf die Beſprechung des J. Bandes 

(2. Jahrg. Nr. 24 S. 487). 
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Notizen. 


Erſtattung von Koſten der Nechtshilſe oder ſonſtigen 
Beiſtandsleiſtung in gerichtlichen nanelcgenbeiten Die 
Bek. vom 29. März 1907 (JMBl. S. 85) enthält im 
weſentlichen eine überſichtliche ea der 
bisherigen, in den einzelnen Jahrgängen des JMBl. 
zerſtreut veröffentlichten Vorſchriften. Die in der An⸗ 
lage I aufgenommenen „Grundſätze“ geben eine — 
auch in den anderen Bundesſtaaten veröffentlichte — 
Zuſammenfaſſung der Vereinbarungen ſämtlicher 
Bundesglieder mit Einſchluß von Elſaß⸗Lothringen. 
Die Anlage II enthält die bayeriſchen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. Die Vorſchriften ſetzen als felbitver- 
ſtändlich voraus, daß die erſuchende und die erſuchte 
Behörde verſchiedenen Bundesſtaaten angehören. Sie 
befaſſen ſich nicht mit der Koſtenerſtattung für den 
Fall, daß die Leiſtung der Rechtshilfe unter Behörden 
desselben Bundesſtaats oder im Verkehre mit außer: 
deutſchen Behörden erfolgt. Sie beſchränken ſich ander⸗ 
ſeits nicht auf die Fälle der Rechtshilfe im Sinne des 
GVG. Sie umfaſſen auch, die ſonſtige Beiſtandsleiſtung 
in gerichtlichen Angelegenheiten“, z. B. die Tätigkeit 
der Gerichte im ſtaatsanwaltſchaftlichen Ermittelungs⸗ 
verfahren. Von den grundſätzlichen Beſtimmungen 
können nur einige herausgegriffen werden: Grundlegend 
iſt die Scheidung des Verhältniſſes zwiſchen der er⸗ 
ſuchenden und der erſuchten Behörde (zwiſchen Staat 
und Staat) und des Verhältniſſes zwiſchen der er⸗ 
ſuchenden Behörde (der Staatskaſſe) und der zahlungs⸗ 
pflichtigen Partei. Nur die Staaten verzichten gegen⸗ 
ſeitig auf den Erſatz der Auslagen. Die zahlungs⸗ 
pflichtige Partei hat davon keinen Vorteil. Sie hat 
der erſuchenden Behörde die Auslagen der erſuchten 
Behörde zu erſetzen. Im Verhältniſſe zwiſchen den 
Staaten erleidet der Grundſatz der koſtenfreien Er— 
ledigung der Erſuchen zwei wichtige Ausnahmen: 
1. die durch eine Ablieferung oder Strafvollſtreckung 
— eiinſchließlich der Koſten einer der Ablieferung etwa vor- 
ausgegangenen Unterſuchungshaft (Grundſätze III, 1) — 
entſtandenen baren Auslagen werden nach wie vor 
erſetzt (vgl. 8 165 Abſ. 1 GG.); 2. wird ein Gerichts⸗ 
vollzieher eines anderen Bundesſtaates mit der Bei- 
treibung einer Geldſtrafe (mit oder ohne Strafkoſten) 
beauftragt, ſo hat er auf vollen Erſatz ſeiner Ge— 
bühren und Auslagen Anſpruch. Von den bayeriſchen 
Ausführungsbeſtimmungen iſt namentlich die ſchon 
bisher geltende, u. W. aber nicht immer befolgte Vor— 
ſchrift zu beachten, daß die bayeriſchen Gerichte ihre 
Erſuchen um Rechtshilfe ſtets an das betr. Amtsgericht 
zu richten haben, auch wenn nach den am Orte der 
Erledigung des Erſuchens geltenden Landesgeſetzen 
die Zuſtändigkeit anderer als gerichtlicher Behörden 
gegeben iſt. Dieſe Beſtimmung iſt erlaſſen worden, 
weil nach § 194 Abſ. 4 FGG. ſtets die Gerichte zur 
Rechtshilfe verpflichtet ſind, und weil die „Grundſätze“ 
über Koſtenerſtattung in allen Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit nur Anwendung finden, 
wenn die Erledigung des Erſuchens durch eine gericht— 
liche Behörde erfolgt (Grundſätze I, B). Beſonders 
im Verkehre mit Baden und Württemberg iſt darauf 
zu achten. 
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Die Nebenregifter zu den Zivilprezeß⸗ und den 
Berufungsregiſtern. (JM Bl. 1907 S. 114, Bek. vom 
22. April 1907). Die Erhebungen über die Dauer der 
Prozeſſe ſollen vereinfacht werden (vgl. die Ergebniſſe 
der Zivil- und Strafrechtspflege im Königreich Bayern 
für das Jahr 1905 S. XV, XVI). Insbeſondere ſoll 
die Statiſtik über die Dauer der Wechſelprozeſſe künftig— 
hin wegbleiben. Die Erhebungen erſtrecken ſich nur 
noch auf die gewöhnlichen Prozeſſe mit Einſchluß der 
nach 8 600 3PO. im ordentlichen Verfahren anhängig 
gebliebenen Urkundenprozeſſe. Berufungen gegen Ent— 
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ſcheidungen, die in Prozeſſen über Arreſte und einſt⸗ 


weilige Verfügungen ergangen ſind, werden hierbei 
nach wie vor berückſichtigt (vgl. IMBl. 1905 S. 28 
unter 3). Die Nebenregiſter zu den Zivilprozeß⸗ und 
Berufungsregiſtern, die zur Vorbereitung der Statiſtik 
dienen, werden geändert. Die Zahl der Spalten wird 
erheblich gemindert. Die noch vorhandenen Formulare 
der älteren Art (JMBl. 1902 S. 125 bis 127 und S. 199 
bis 201) ſind zu ändern und aufzubrauchen. 
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Der Entwurf eines Geſetzes über die Beſtrafung 
der Majeſtätsbeleidigungen iſt mit einer Begründung 
dem Reichstage zugegangen (Druckſache Nr. 348). Die 
e Aenderungen berühren nur die 88 95, 97, 

9, 101 des StGB., die Vorſchriften über die Be⸗ 
ſtrafung von Tätlichkeiten gegen den Kaiſer, den 
Landesherrn oder gegen Bundesfürſten (§8 94, 96, 98 
100 StGB.) werden nicht betroffen. Die Beleidigung 
ſoll nach den beſonderen Vorſchriften des 2. und 3. 
Abſchnitts im 2. Teile des StGB. nur dann ſtrafbar 
ſein, wenn ſie böswillig und mit Vorbedacht 
begangen iſt; liegen dieſe Vorausſetzungen nicht vor, 
ſo ſollen die allgemeinen Vorſchriften über Beleidi⸗ 
gung zur Anwendung kommen. Den Begriff „bös⸗ 
willig“ beſtimmt die Begründung unter Verweiſung 
auf die 88 103 a, 134, 135 des StGB. dahin, daß die 
„Abſicht des Täters gerade auf die Herabſetzung der 
Ehre der fürſtlichen Perſon gerichtet“ ſein muß. Ueber 
den Begriff „mit Vorbedacht'“ ſpricht ſich die Be⸗ 
gründung nicht weiter aus; ſie bemerkt nur, daß durch 
die Ausſcheidung der nicht mit Vorbedacht begangenen 
Beleidigungen die meiſten der Fälle getroffen würden, 
in denen bisher im Widerſpruche mit dem allgemeinen 
Rechtsgefühle Beſtrafungen erfolgen mußten. Man 
wird nicht fehlgehen, wenn man annimmt, daß der 
Ausdruck „mit Vorbedacht“ nichts anderes ſagen will, 
als der Ausdruck „mit Ueberlegung“ in § 211 des 
StGB. 

Die Strafverfolgung ſoll künftighin nur mit Ge⸗ 
nehmigung der Landesjuſtizverwaltung eintreten, ſo⸗ 
ferne die Beleidigung nicht öffentlich begangen iſt. 
Der Begriff der öffentlich begangenen Beleidigung 
gehört ſchon dem geltenden Strafrecht an (8 200 
Abſ. 1 StB.) und bedarf deshalb keiner Erläuterung. 
Die Genehmigung wird durch die Landesjuſtizver⸗ 
waltung des Bundesſtaats erteilt, deſſen Behörden 
für die Verfolgung zuſtändig ſind; für den Bereich 
der Militärgerichtsbarkeit iſt ſie nur in Friedenszeiten 
erforderlich, ſie ſteht in dieſem Falle der Militärjuſtiz⸗ 
verwaltung zu. Neben der Genehmigung der Juſtiz⸗ 
verwaltung iſt bei der Beleidigung von Bundesfürſten 
nach den SS 99 Abſ. 2 und 101 Abſ. 2 auch noch die 
Ermächtigung des Beleidigten Vorausſetzung der 
Strafverfolgung. Die Ermächtigung ſoll, wie die Be— 
gründung bemerkt, in Zukunft erſt eingeholt werden, 
wenn Gewißheit darüber beſteht, daß die zuſtändige 
Juſtizverwaltungsſtelle die Genehmigung zur Straf— 
verfolgung erteilen wird. 

Die Verfolgung aller Majeſtätsbeleidigungen ſoll 
in ſechs Monaten verjähren. Der Unterſchied, der 
hier zwiſchen den durch die Preſſe begangenen Be— 
leidigungen und den übrigen Fällen der Beleidigung 
bisher beſtand (vgl. 822 des Preßgeſetzes vom 7. Mai 
1874), wird damit aufgehoben. 

908 


Druückfehler-Berichtigung. 


Im Schlußſatze der Beſprechung von Bindings 
„Grundriß des Deutſchen Strafrechts“ (Nr. 9 S. 200) 
ist ſtatt „Strafrechts“ „Strafmaßes“ zu leſen. 
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Die für die Anwendung des Reichsſtrafgeſetzbuchs wichtigeren Entſcheid ungen 
des Reichs⸗Militär⸗Gerichts. 


Bearbeitet von Regierungsrat v. Sutner in München. (Fortſetzung.) 
(Die den einzelnen Entſcheidungen beigeſetzten Zablen beziehen ſich auf die amtliche Sammlung der Entſcheldungen des Reichsmilitärgerichts). 


133. Die Worte „einem Beamten oder einem Dritten“ 
im § 133 StGB. find nicht im Gegenſatze zum Täter 
gebraucht. Die Strafvorſchrift findet auch dann An⸗ 
wendung, wenn der Angeklagte der Dritte iſt, dem der 
Gegenſtand amtlich übergeben war, und er zugleich 
derjenige iſt, der den Gegenſtand vernichtet hat. 

Die „Uebergabe“ braucht keine förmliche zu ſein 
und nicht von Hand zu Hand zu geſchehen. Eine 
Uebergabe iſt auch dann als erfolgt anzuſehen, 
wenn der Gegenſtand in eine ſolche Lage gebracht wird, 
daß der Täter ihn beſtimmungsgemäß an ſich nimmt. 

Die Uebergabe iſt eine „amtliche“ im Sinne des 


§ 133 StGB., wenn die Urkunde durch ein ſtaatliches 
Organ in die Verfügungsgewalt eines Beamten oder 


eines Dritten gebracht wird und die Uebergabe zu— 
gleich erkennen läßt, 
kunde als einer der Verfügung öffentlicher Organe 
vorbehaltenen fortzudauern habe. 
Für den Begriff der „ Urkunde“ im Sinne des S 133 
StGB. genügt, daß fie eine erhebliche Tatſache feſtſtellt. 
Ein Gegenſtand befindet ſich „zur amtlichen Auf: 
bewahrung an einem dazu beſtimmten Orte“, 
der Gegenſtand beſtimmungsgemäß ſo lange in amt— 
licher Aufbewahrung einer Behörde bleibt, bis über 
ihn anderweit amtliche Verfügung getroffen wird. 
Für den Begriff der „gewinnſüchtigen Abſicht“ im 
Sinne des § 133 Abſ. 2 StGB. genügt die Abſicht, irgend 
einen vermögensrechtlichen Vorteil zu erreichen. 6 10. 
Die Beſtimmung des 8 133 StGB. iſt nur bei 
der Vernichtung, Beiſeiteſchaffung und Beſchädigung 
ſolcher Gegenſtände anwendbar, welchen eine Be— 
hörde ihre Fürſorge zum Zwecke der Erhaltung im 
öffentlichen Intereſſe in erkennbarer Weiſe zuwendet. 
Patronen, welche einem Truppenteile zu Uebungs— 
zwecken überwieſen ſind und ſich in vorſchriftsmäßiger 
Aufbewahrung befinden, gehören nicht zu den Gegen— 
ſtänden, „welche ſich zur amtlichen Aufbewahrung 
an einem dazu beſtimmten Orte“ — im Sinne des 
§ 133 a. a. O — „befinden“. 8 247. 


137. Die Wirkſamkeit einer Pfändung an Sachen, 
die im Beſitze des Schuldners belaſſen ſind, iſt nicht 
abhängig von der Anlegung des Siegels an den 
Pfandgegenſtand; es genügt, wenn die Pfändung 
auf ſonſtige Weiſe, unter genauer Bezeichnung des 
Pfandgegenſtandes, erſichtlich gemacht iſt. 5 67. 
Es iſt nicht rechtsirrtümlich, wenn in der von 
einem Dritten eigenmächtig bewirkten Fortſchaffung 
eines dem Schuldner belaſſenen Pfandgegenſtandes 


daß die Eigenſchaft der Ur⸗ 


wenn 


nur, daß die Eidesleiſtung vor einer zur Abnahme von 
Eiden zuſtändigen Behörde und daß ſie in den 170 
den Eid vorgeſchriebenen Formen erfolgt. 4 1 


157 Abſ. 1. Die durch den Meineid an ſich e 
Strafe iſt auch dann zu ermäßigen, wenn ſich der 
wiſſentlich falſch ausſagende Zeuge durch eigenes 
Verſchulden in die Lage gebracht hatte, mit Angabe 
der Wahrheit ſich der Mö i 
Verbrechens oder Rergehens auszuſetzen. 2 123. 

Hat der Angeklagte eine wiſſentlich falſche Anſchuldi⸗ 
gung begangen und ſolche alsdann durch einen Eid 
bekräftigt, ſo findet die Strafermäßigung nur dann 
ſtatt, wenn das falſche Zeugnis mit der falſchen Anſchul— 
digung im ſachlichen Zuſammenfluſſe ſteht. 2 123. 

Abſ. 1 Nr. 2. Bei den in einem bürgerlichen 
Rechtsſtreite vernommenen, gemäß § 383 Nr. 1 bis 3 
der ZPO. zur Zeugnisverweigerung berechtigten 
Perſonen genügt zum Ausſchluſſe der Strafermäßigung 
des § 157 Nr. 2 StGB., daß fie vor ihrer Ver⸗ 
nehmung über ihr Zeugnisverweigerungsrecht 
belehrt worden ſind. Einer neuerlichen Belehrung 
vor der nachträglichen Beeidigung der früheren 
Ausſage (8 57 Abſ. 2 StPO., §S 200 Abſ. 2 MStGb0.) 
bedarf es bei ſolchen Perſonen nicht. 2 67. 

Abſ. 1 Nr. 1 und 2. Es tritt für einen Zeugen, 
der ſeine wiſſentlich falſche Ausſage mit dem Eide 
bekräftigt hat, um ſich ſelbſt einer Strafverfolgung 
zu entziehen oder weil er über die Befugnis der 
Zeugnisverweigerung (88 187, 200 MSt GO.) nicht 
belehrt iſt, nicht Strafloſigkeit, ſondern Straf: 
ermäßigung ein. 83. 


| $159. Auch derjenige, der einen anderen auffordert, einen 


aus dem für die Aufbewahrung des letzteren be- 


ſtimmten Raume in einen anderen, der Verfügungs— 
gewalt des Schuldners entzogenen Raum die Ent— 
ziehung aus der Verſtrickung erblickt wird. 3 67. 


In ſubjektiver Hinſicht genügt zur Anwendung 


des § 137 StGB. dolus eventualis. 5 67. 


154 Abſ. 1. Die Verurteilung wegen Meineids 
wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Beeidi— 
gung des Zeugen geſetzlich unzuläſſig war und die 
vorgeſchriebene Belehrung der Berechtigung zur 


Verweigerung des Zeugniſſes oder zur Verweigerung, 


feiner Beeidigung unterblieben iſt. 4 83. 
Die Rechtsgültigkeit des Eides wird durch die 


Nichtbeachtung der Vorſchriften nicht gehindert, die 


für das Verfahren beſtehen, in welchem er geleiſtet 
wird. Vorausſetzung iſt vom formalen Geſichtspunkte 


—— 


3 161. 


Dritten zum Meineide zu verleiten, begeht eine Hand⸗ 
lung, durch welche das Ziel verfolgt wird, den Willen 
dieſes Dritten zum Meineide zu beſtimmen. 4 28. 
Das Verbrechen des Unternehmens der Verleitung 
zum Meineide wird objektiv dadurch nicht aus— 
geſchloſſen, daß die Perſon, welche zur Begehung 
des Meineids verleitet werden ſoll, zufolge prozeſſualer 
Vorſchriften nicht beeidigt werden darf. Die Un— 
zuläſſigkeit der Beeidigung kann jedoch in ſu b— 
jektiver Beziehung inſoferne von Erheblichkeit 
ſein, als infolge davon die auf eine Beeidigung des 
Dritten gerichtete Abſicht des Täters oder der ernſt⸗ 
liche Glaube an die Möglichkeit einer eidlichen Ver⸗ 
nehmung des Dritten ausgeſchloſſen fein kann. 7 151. 


5 163. Die fahrläſſige Begehung eines Falſcheides 


kann darin liegen, daß der Täter infolge von 
Trunkenheit an der zuverläſſigen Wahrnehmung 
eines Vorganges behindert geweſen iſt, trotzdem 
aber unter Eid objektiv Unwahres mit Beſtimmt— 
heit als wahr hingeſtellt hat, während er ſich ſeiner 
Betrunkenheit zur Zeit des Vorganges, über den er 
als Zeuge vernommen, bewußt war. 7 245. 


Die Anzeige wegen falſcher Anſchuldigung 
nach § 164 StGB. braucht nicht unmittelbar an eine 
Behörde, zumal die zuſtändige Behörde, gerichtet zu 
ſein, ſondern kann rechtswirkſam auch durch einen 
Vermittler eingereicht werden. 

Zum ſubjektiven Tatbeſtande der falſchen An— 
ſchuldigung genügt ſchon das Bewußtſein des Täters, 
daß ſeine Mitteilung an die Behörde die Einleitung 
eines gerichtlichen oder disziplinären Verfahrens 
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zur Folge haben könne; die Abſicht der Herbei⸗ 
führung einer Strafverfolgung iſt nicht notwendig. 

Objektiv iſt erforderlich, daß die falſche Anſchul⸗ 
digung in bezug auf eine beſtimmte, einzelne Hand⸗ 
lung erfolgt ſei. Der techniſchen Bezeichnung der 
zur Laſt gelegten Tat bedarf es nicht; ſie muß aber 
in einer Weiſe bezeichnet ſein, daß ihr krimineller 
Charakter erkennbar ift.!) 7 121. 


6 166. Eine Aeußerung, welche in einer lediglich 
von Vereinsmitgliedern beſuchten und nur dieſen 
zugänglichen Verſammlung des Vereins gemacht 
wird, iſt deshalb nicht notwendig eine nicht öffent⸗ 
liche. 9 106.) 

5 175. Das Vergehen kann auch in einſeitigen Hand- 
lungen des Menſchen am Körper des Tieres ge— 
funden werden. 2 36. 


6 176 Ziff. 1. Die tätliche Beleidigung geht in dem 
Verbrechen der gewaltſamen Vornahme unzüchtiger 
Handlungen nicht auf, wenn für jede dieſer beiden 
ſtrafbaren Handlungen die fubjeftiven Tatbeſtands- 
merkmale vorliegen. 8 244.) 


6 181 a. Der Begriff des „Lebensunterhalts“ im 
Sinne des § 181 a StGB. beſchränkt ſich nicht auf 
das zum Leben Notwendige, vielmehr ſind darunter 
auch die auf eine beſſere und reichlichere Lebens— 
führung über das unbedingt Nötige hinaus ver— 
wendeten Ausgaben zu verſtehen.“ 

Von einem „Beziehen“ des Lebensunterhalts kann 
nur dann die Rede ſein, wenn es ſich um ein auf 
eine gewiſſe Dauer berechnetes Verhältnis handelt. 
Ob die Proſtituierte den Lebensunterhalt freiwillig 
dem Zuhälter gewährt oder ob fie dies auf Ber- 
anlaſſung getan hat, iſt gleichgültig.“) 

Das Merkmal der „Ausbeutung“ iſt durch eine 
auf Gewinn gerichtete Abſicht bedingt.“) 

Das Vorhandenſein von Forderungen des Mannes 
gegen die Proſtituierte ſchließt nur dann das Merk⸗ 
mal der Ausbeutung aus, wenn der Wille des Täters 
lediglich auf Verwirklichung eines ihm nach ſeiner 
Ueberzeugung 1 Forderungsrechts ge— 
richtet war. 9 128. 


5 183. Eine Handlung iſt „unzüchtig“, wenn fie nach den 
obwaltenden Umſtänden das normale Scham und Sitt— 
lichkeitsgefühl in geſchlechtlicher Beziehung verletzt. 
Nicht erforderlich iſt ein Entblößen des Körpers. Es ge— 
nügt vielmehr unter Umſtänden ſchon eine auf ge— 
ſchlechtliche Sinnenluſt abzielende, ſchamloſe Entklei— 
dung, ohne daß der nackte Körper zum Vorſchein kommt. 

In ſubjektiver Beziehung genügt ein vorſätzliches 
Handeln mit dem Bewußtſein, daß die Handlung 
geeignet iſt, öffentlich ein Aergernis zu erregen. 3 117. 

Eine Handlung iſt „unzüchtig“, wenn fie nach 
den obwaltenden Umſtänden das Scham- und 
Sittlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher Beziehung ver— 
letzt. Hierbei genügt ſchon eine auf geſchlechtliche 
Sinnenluſt abzielende Berührung eines Körperteils 
oder ſchamloſe Aufdeckung eines ſolchen. Es wird 
auch nicht mehr erfordert, als ein vorſätzliches Han— 
deln mit dem Bewußtſein, daß die Handlung ge— 
eignet iſt, öffentlich ein Aergernis zu erregen. 7 211. 

Zur Annahme der öffentlichen Begehung der 
Aergernis erregenden Tat genügt in objektiver Be— 
ziehung die Feſtſtellung der tatſächlichen Möglichkeit, 
daß die Handlung ſeitens eines größeren individuell 
nicht beſtimmten und nicht begrenzten, durch per— 
ſönliche Beziehungen nicht zuſammengehaltenen 
Perſonenkreiſes wahrgenommen werden konnte, in 
ſubjektiver Beziehung ein vorſätzliches Handeln mit 


1) Abſ. 2 in Uebereinſtimmung mit R(SSt. 

1) Nal. a. R. St. 21 204. 

) In Uebereinſtimmung mit Ni St. 24 201. 
) Vgl. a. R St. 3 3. 03, In. S. 321. 

») Val. R St 15. 12. 02 und 3. 3. 03, J. 
6, In Uebereinſtimmung mit N St. 34 74. 


29, 8 162, 21 101, 


S. 211 und 321. 
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dem Bewußtſein, daß die Handlung geeignet iſt, 
öffentlich ein Aergernis zu erregen. 9 31.) 

5 185. Die Tatſache, daß in einem und demſelben 
Schriftſtücke mehrere beleidigende Aeußerungen ent— 
halten find, reicht zur Annahme mehrerer ſelbſt⸗ 
ſtändiger ſtrafbarer Handlungen (8 74 StGB.) 
für ſich allein nicht aus. 4 260. 

Eine ausdrückliche Benennung oder Bezeich- 
nung des Beleidigten iſt nicht erforderlich, wohl 
aber muß ein ausreichend verſtändlicher Hinweis 
auf die gemeinte Perſon vorliegen. 4 260. 

Eine körperliche Mißhandlung kann zugleich eine 
Beleidigung enthalten. Ob dieſes der Fall iſt, 
hängt beim Vorliegen der objektiven Voraus⸗ 
ſetzungen beider Tatbeſtände von der inneren Willens⸗ 
richtung des Täters ab. 6 244. 

Die Oeffentlichkeit des Ortes iſt nicht entſcheidend, 
um einer beleidigenden Kundgebung den Charakter 
einer öffentlich begangenen beizulegen; erforderlich 
iſt vielmehr, daß ſie im gegebenen Falle von einer 
unbeſtimmten Anzahl von Perſonen wahrgenommen 
werden konnte. Es kann daher unter Umſtänden 
auch in einer in einem militäriſchen Dienſtgebäude 
befindlichen Kantine eine öffentliche Beleidigung 
begangen werden. 8 29. 

Unter „Behaupten“ von Tatſachen im Sinne des 
§ 186 StGB. find Kundgebungen zu verſtehen, wo⸗ 
durch dieſe Tatſachen vom Täter einem anderen 
gegenüber als Gegenſtand eigenen Wiſſens oder 
Ueberzeugtſeins hingeſtellt werden. 

In ſubjektiver Hinſicht erfordert jede Beleidigung 
das Bewußtſein des ehrkränkenden Charakters der 
beleidigenden Kundgebung und inſonderheit die Be— 
leidigung nach 8 186 StGB. das Bewußtſein, daß 
die behaupteten Tatſachen geeignet find, den Be⸗ 
leidigten verächtlich zu machen oder in der öffent⸗ 
lichen Meinung herabzuwürdigen. Eine aus— 
drückliche Feſtſtellung dieſes Bewußtſeins iſt nur 
dann unerläßlich, wenn es beſtritten wird.“ 

Wenn das erkennende Gericht in der Aeußerung 
des Angeklagten eine Beleidigung in anderer Hin— 
ſicht als die Anklageverfügung findet, ſo darf die 
tatſächliche Feſtſtellung ſich nicht darauf beſchränken, 
die Auffaſſung des Gerichts zum Ausdrucke zu 
bringen, ſondern iſt auch dahin zu treffen, daß der 
Angeklagte ſelbſt ſeine Worte in dieſem Sinne 
aufgefaßt wiſſen wollte oder doch ſich bewußt war, 
daß ſie ſo aufgefaßt werden könnten. 

Daraus, daß ein Schriftſtück im allgemeinen zur 
Wahrung berechtigter Intereſſen verfaßt iſt, folgt 
noch nicht, daß alle darin enthaltenen Aeußerungen 
dieſem Zwecke dienen. Es können vielmehr hierbei 
auch Aeußerungen unterlaufen, welche nur ges 
legentlich der Wahrnehmung berechtigter Inter— 
eſſen gemacht ſind und deshalb den Schutz des 
8 193 StGB. nicht genießen. 8 5. 

Die nach 8 200 StGB. auszuſprechende Publikations— 
befugnis iſt neben der Genugtuung für den Be— 
leidigten auch Strafe für den Beleidiger. 

Es darf auf ſie nicht erkannt werden bei Ideal— 
konkurrenz von Beleidigung mit einem anderen mit 
ſtrengerer Strafe bedrohten Vergehen. 8 300. 

Der ſubjektive Tatbeſtand der Beleidigung er— 
fordert nicht das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit, 
wohl aber das Bewußtſein des ehrverletzenden 
Charakters der beleidigenden Kundgebung. 9 170.9) 

Berechtigtes Intereſſe iſt in Fällen, in welchen 
es ſich um andere als die eigenen Angelegenheiten 
des Täters handelt, nur gegeben, wenn ſich die 
Berechtigung auf eine ihn nahe angehende Sache 
bezieht. 

1) epa des Begriffemerkmals der Oeffentlichkeit val. 

RGSt. 16 45. 


) llebereinſtimmend mit bay. Obvch. 1 308. 
3) Siebe a. oben 8 5. 
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Zur Anwendbarkeit des $ 193 StG genügt das 
bloße Vor handenſein eines berechtigten Intereſſes 
nicht, ſondern wird erfordert, daß die beleidigende 
Aeußerung zum Zwecke der Wahrnehmung dieſes 
Intereſſes gemacht iſt. 9 247. 


186. Eine beleidigende Abſicht iſt auch für den 
Tatbeſtand der üblen Nachrede nicht erſorderlich; 
es genügt das Bewußtſein, daß die behaupteten 
Tatſachen ehrenkränkend find. 1 155.) 

Der Beweis der Wahrheit einer im Sinne des 
5 186 StGB. beleidigenden Tatſache braucht nicht 
n allen Einzelheiten und Nebenpunkten geführt zu fein. 
Es genügt, wenn die behauptete Tatſache ihrem 
weſentlichen Inhalte nach erwieſen iſt. 4 260. 

Unter „Verbreitung“ im Sinne des 8 186 StGB. 
iſt nicht nur eine Mitteilung an weitere Kreiſe zu 
verſtehen, ſondern jede Mitteilung an einen anderen, 
mithin ſogar eine ſtreng vertrauliche Mitteilung. 772.) 

Der Zweck, zu dem eine üble Nachrede getan wird, 
iſt für die Beurteilung der Frage gleichgültig, ob 
die behauptete Tatſache den Tatbeſtand der § 186, 
187 StGB. erfülle. Wohl aber kann der feſtgeſtellte 

Zweck geeignet ſein, einen Rückſchluß auf die Willens⸗ 
richtung des Täters zu gewähren. 7 170. 

Die Verbreitung eines ehrverletzenden Gerüchts 
ſchließt die Verbreitung der den Inhalt des Gerüchts 
bildenden Tatſachen in ſich. Die Beleidigung iſt 
mit der Kundgebung der ehrkränkenden Aeußerung 
vollendet; diejenigen, welche hinterher gleiche oder 
entſprechende Aeußerungen Dritten gegenüber tun, 
begehen neue ſelbſtändige Beleidigungen. 9 52. 

§ 186 StGB. enthält einen beſonderen, aus dem 
allgemeinen Begriffe der Beleidigung ausgeſchiedenen 
Tatbeſtand. Unter 8 185 StGB. fallen nur ſolche 
beleidigende Kundgebungen, die entweder nicht in 
der Behauptung oder Verbreitung einer Tatſache 
im Sinne des $ 186 a. a. O. beſtehen oder zur Kennt⸗ 
nis eines anderen als des Beteiligten nicht ge— 
kommen ſind. 

Tatſachen im Sinne des § 186 a. a. O. find auch 
ſolche Urteile und Meinungsäußerungen, welche die 
Behauptung eines konkreten Vorganges, insbeſondere 
einer beſtimmten Handlung des Verletzten enthalten.“) 

Der § 193 StGB. kommt auch demjenigen zu⸗ 
ſtatten, der infolge tatſächlichen Irrtums ſeine 
Vorausſetzungen als gegeben annimmt. 9 70. 
187. Der Begriff „Tatſache“ im Sinne des 8 187 
StGB. deckt ſich im allgemeinen mit dem Begriffe 
„Handlung“ im $ 164 a. a. O. und umfaßt die in 
die äußere Erſcheinung tretenden Ereigniſſe wie die 
im Inneren des Menſchen ſich vollziehenden Vor— 
gänge, bloße Urteile und Meinungen aber nur dann, 
wenn ſie zu konkreten, beſtimmten Handlungen in 
Beziehung geſetzt find. 7 121.9 
§ 193. Unter „Vorhandenſein einer Beleidigung“ 
(S 193 StGB.) iſt die auf Beleidigung gerichtete 
Abſicht zu verſtehen. Wird eine Anzeige erſtattet 
zum Zwecke der Wahrnehmung eines berechtigten 
Intereſſes, ſo iſt es ohne Bedeutung, aus welchem 
Beweggrunde dies geſchieht. 1 174.0) 

Ein berechtigtes Intereſſe liegt vor, wenn das 
Intereſſe ſich bei billiger verſtändiger Beurteilung 
der konkreten Sachlage als gerechtfertigt darſtellt. 


Die Verletzung fremder Ehre muß als ein durch die 


Umſtände gebotenes Mittel zur Wahrnehmung des 

berechtigten Intereſſes erſcheinen. 279. . 
Die Vorausſetzungen des 8 193 StGB. ſind nicht 

lediglich tatſächlicher, ſondern auch rechtlicher Natur 

* ) Nagl. Ren St. 28 355. 

2) gl. RGSt. 30 224 und 31 63. . 

9) Zum Unterſchlede zwiſchen § 185 u. 186 vgl. a. bay. Obs. 


4 313 und RGS St. 29 40. 


6) Vgl. a. R St. 29 54. 
5) Vgl. bierzu auch die Entſch. des RG. auf S. Sd dieſes Sabre 


gangs der Zeitſchrift. 
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und unterliegen deshalb der Nachprüfung des Revi⸗ 
ſionsgerichts. 4 280. 

Bezweckt ein Schriftſtück auch im allgemeinen die 
Wahrnehmung eines berechtigten Intereſſes, ſo iſt 
doch noch zu prüfen, ob die einzelnen darin ent⸗ 
haltenen Aeußerungen dieſen Zweck verfolgen oder 
ob ſie nur bei Gelegenheit der Wahrnehmung eines 
berechtigten Intereſſes getan ſind. In letzterem Fall 
5 u der Schutz des § 193 StGB. verfagt. 


Ein berechtigtes Intereſſe im Sinne des 8 193 
StGB. liegt dann vor, wenn es ſich um eine den 
Täter nahe angehende Sache handelt. Ob dieſes 
der Fall, iſt nicht nach objektiven Rechtsnormen, 
ſondern auf Grund der konkreten Sachlage nach 
billigem, die Anſchauungen und Forderungen des 
praktiſchen Lebens in verſtändiger Weiſe berück- 
ſichtigenden Ermeſſen ſeitens des Richters zu ent⸗ 
ſcheiden. Das Vorhandenſein eines berechtigten 
Intereſſes iſt grundſätzlich dann zu verneinen, wenn 
das Intereſſe, für welches der Täter eintritt, dem 
Rechte oder den guten Sitten zuwiderläuft oder den 
Täter ſelbſt überhaupt in keiner Weiſe berührt. 6 155. 


§ 196. Unter den Begriff des „Berufes eines Mit⸗ 


nliedes der bewaffneten Macht“ im Sinne des 8 196 
StGB. fällt auch die Erfüllung der allgemeinen 
Wehrpflicht. 7 70.) 


§ 204. Das Aufgeben des Zweikampfes infolge Ableh⸗ 


nung der Herausforderung iſt kein freiwilliges. 1256.“ 


§ 209. Strafloſigkeit des Kartellträgers tritt nach 


$ 209 StGB. nur dann ein, wenn er nach Aus⸗ 
richtung der Herausforderung ernſtlich bemüht 
geweſen iſt, den Zweikampf zu verhindern. Lehnt 
der Geforderte die Herausforderung von vornherein 
ab, fo iſt die Anwendung des § 209 StB. aus⸗ 
geſchloſſen. 1 22.9) 

Durch eine gewiſſe Aufregung, in welcher ſich 
der Mörder bei Ausführung der Tat befindet, wird 
das Vorhandenſein der Ueberlegung nicht ausge— 
geſchloſſen. 5 270. 


4 223. Das Weſen der Fahrläſſigkeit in ftrafrecht- 


lichem Sinne beſteht darin, daß durch Nichtanwen⸗ 
dung der nach den gegebenen Umſtänden gebotenen 
Sorgfalt und Umſicht von dem Handelnden ein vom 
Rechte mißbilligter Erfolg ſeines Handelns herbei— 
geführt wird. 

Die Vorherſehbarkeit eines ſchädlichen Erfolges 
iſt nicht nach objektivem, ſondern nach individuellem 
Maßſtabe zu prüfen. 5 15. 

Ob bei dem Vorliegen mehrerer Tätigkeitsakte 
die geſamte Tätigkeit des Angeklagten in einem 
ſolchen Zuſammenhange ſteht, daß die verſchiedenen 
Handlungen ſich nur als die Ausflüſſe eines ein- 
heitlichen, die ganze fortgeſetzte Tätigkeit beherrſchen— 
den Vorſatzes und deshalb rechtlich als eine ein— 
heitliche Handlung darſtellen, iſt weſentlich Tat— 
frage. 6 126. 

Ein Deutſcher, welcher im Großherzogtum Luxem- 
burg eine jog. gefährliche Körperverletzung im Sinne 
der SS 223, 223 a StGB. verübt hat, iſt in Ge⸗ 
mäßheit des § 4 Ziff. 3 StGB. nach den Straf⸗— 
geſetzen des deutſchen Reichs ſtrafbar, da eine ſolche 
Tat durch das Luxemburgiſche Strafgeſetz vom 
18. Juli 1879 Art. 398 mit Strafe bedroht iſt und 
für die Strafbarkeit einer ſolchen Körperverletzung 
auch nach Luxemburgiſchen Strafgeſetz ein Straf— 
antrag des Verletzten nicht erforderlich iſt. Auch 
die Ueberſchreitung der Notwehr iſt nach Luxem— 
burgiſchen Strafgeſetze ſtrafbar (vgl. Art. 416 des 
obenbezeichneten Strafgeſetzes). 6 223. 


1) In Uebereinſtimmung mit RGRſpr. 7 535 u. R St. 12 4, 


ſowie OL G München St. 1 413. 


2) Val. auch RGSt. 4 113. 
8) Vgl. auch ReßSt. 22 218. 


Körperliche Mißhandlung im Sinne des $ 223 
StGB. iſt jede rechtswidrige Einwirkung auf den 


Körper eines andern von nicht ganz unerheblicher Art. 
Daß dieſe Einwirkung als eine Schmerzempfindung 


zum Bewußtſein des Gemißhandelten gelangt, iſt 
nicht erforderlich. 6 230. 

Der Begriff der körperlichen Mißhandlung ver⸗ 

langt keine Störung des körperlichen Wohlbefindens 
des Betroffenen. 6 243.) 
223 a. 
Mißbrauch der Waffe“ verübt iſt, aus §S 223 a StGB. 
beſtraft, dann kann wegen des Umſtandes, daß die 
Körperverletzung mittelſt einer Waffe begangen iſt, 
eine Erhöhung der Strafe aus $ 55 Ziff. 2 MStGB. 
nicht eintreten. 3 137. 

Ein „Werkzeug“ im Sinne des $ 223 a StGB. 
iſt nicht ein Teil des menſchlichen Körpers, ſondern 
immer nur ein Gegenſtand außerhalb des menſch— 
lichen Körpers, der durch die menſchliche Körper⸗ 
kraft in Bewegung geſetzt wird. 4 153. 

Für die Frage, was unter einem gefährlichen 
Werkzeug im Sinne des 8 223 a StGB. zu verſtehen, 
iſt nicht nur die objektive Beſchaffenheit, ſondern 
auch die Art der Benutzung des Werkzeugs im ein⸗ 
zelnen Falle von Bedeutung, inſofern es nach beiden 
Richtungen geeignet ſein muß, erheblichere Körper⸗ 
verletzungen zuzufügen. 


Ob im einzelnen Fall ein Werkzeug als ein gefähr⸗ 


liches in dieſem Sinne zu betrachten iſt, unterliegt 
der tatſächlichen Beurteilung des Berufungsrichters. 

In ſubjektiver Hinſicht iſt erforderlich, daß die 
Tat, ſo wie ſie ſich nach der Feſtſtellung objektiv 
geſtaltete, im Willen des Täters gelegen hat, mit— 
hin außer dem Vorſatze, 


Wird eine Körperverletzung, welche „unter . 


wie er zum Tatbeſtande 


der leichten Körperverletzung (§S 223 StGB.) ge 


hört, das Bewußtſein des Täters von der objektiven 
Beſchaffenheit ſeiner Handlung und des Werkzeugs. 

Auch der Eventualdolus verlangt, daß der durch 
die Handlung des Täters . Erfolg auf 
ſeinem Willen beruht. 5 41. 

Zum Begriffe der Gemeinſchaftlichkeit genügt die 
Tatſache, daß jeder der Beteiligten zur Begehung 
der gemeinſchaftlich gewollten einheitlichen Tat in 
irgend einer Weiſe tätig mitgewirkt hat. Jeder der 
Täter iſt hierdurch, ohne daß das Maß ſeiner Tätig— 
keit für den Begriff von Bedeutung wäre, für den 
im ganzen eingetretenen, dem gemeinſamen Willen ent— 
ſprechenden Erfolg ſtrafrechtlich verantwortlich. 5 153. 

Das Tatbeſtandsmerkmal „mittels einer das Leben 
gefährdenden Behandlung“ erfordert objektiv, daß 
dieſe nach den konkreten Umſtänden geeignet iſt, eine 
Lebensgefahr herbeizuführen, ſubjektiv, daß der Täter 
ſich dieſer Umſtände bediente, damit ſie bei Zu— 
fügung der Körperverletzung mitwirkend werden. 
Ein Bewußtſein des Täters von der Lebensgefähr— 
dung wird vom Geſetze nicht verlangt. 8 174.) 
§ 230 Abſ. 2. Der Soldat, der die ihm obliegende 
geſetzliche Dienſtpflicht erfüllt, übt keinen „Beruf“ 
im Sinne des $ 230 Abſ. 2 StGB. aus. 2 244.) 
§ 231. Auch im militärgerichtlichen Verfahren kann 
auf eine Buße erkannt werden. 1 14. 


Der Antrag auf Zuerkennung einer Buße bedarf . 


einer beſonderen Förmlichkeit nicht. 1 14. 

§ 241. Der Tatbeſtand der Bedrohung erfordert Ernſt— 
lichkeit der Drohung, nicht aber die Abſicht ihrer 
Verwirklichung. 1 194. 


In ſubjektiver Beziehung genügt bei der Be- 


drohung der Wille des Täters, 


1) Vgl. Re St. 29 58. 
1) In Uebereinſtimmung mit RGSt. 10 101, 


in dem Bedrohten 


17 279, 


OLG. 


München St. 8 191 


3) Siehe auch © 194. 
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Furcht vor der Verwirklichung der Drohung hervor— 
zurufen. 1 216. 


242. Der Inhaber einer Sache behält den Ge— 
wahrſam, ſolange er das phyſiſche Vermögen hat, 
ſelbſt oder durch andere die tatſächliche Herrſchaft 
über die Sache auszuüben — und zwar auch dann, 
wenn er keine Kenntnis davon hat, daß ſich die 
Sache noch in demſelben Raume befindet, wo er ſie 
zurückgelaſſen hat. 1 267. 

Der Diebſtahl ſetzt voraus, daß die Sache zur 
Zeit der Wegnahme im Eigentum und im Gewahrſam 
eines anderen ſteht. Eigentümer und Gewahrſams⸗ 
er brauchen nicht dieſelben Perſonen zu fein. 

Der Gewahrſam beſteht lediglich in der phyſi⸗ 
ſchen Möglichkeit, über die Sache mit Ausſchluß 
anderer zu verfügen. Den Gewahrſam einer Sache 
kann daher ſtets nur eine phyſiſche Perſon, niemals 
ein Truppenteil haben. 2 96. 

Ob die Sache im Eigentum eines anderen ſteht, 
iſt lediglich nach dem zurzeit und am Orte der Tat 
geltenden bürgerlichen Rechte zu beurteilen. 2 96. 

An fremden Orten liegengelaſſene Gegenſtände 
befinden ſich noch im Gewahrſam des Eigentümers, 
wenn der Verbleib noch nicht aus deſſen Gedächtnis 
entſchwunden iſt und auch keine äußeren Hinderniſſe 
der Wiedererlangung vorliegen. 2 278. 

Der Diebſtahl ſetzt voraus, daß die fremde Sache 
zur Zeit der Wegnahme durch den Täter ſich in 
dem Gewahrſam eines anderen befindet. Unkenntnis 
dieſer Tatſache kann dem Täter nicht zugerechnet 
werden. 3 270. 

Die Wegnahme aus dem Gewahrſam des anderen 
muß von vornherein in der Abſicht rechtwidriger 
Zueignung erfolgen. Tritt dieſe Abſicht erſt ein, 
wenn der Täter ſich bereits in dem Gewahrſam 
der Sache befindet, ſo kann in der rechtswidrigen 
Zueignung nur eine Unterſchlagung liegen. 3 270. 

Der Zueignungswille erfordert in negativer Be— 
ziehung die Abſicht, den Berechtigten von der Sache 
auszuſchließen, ihm Beſitz und Gebrauch zu ent— 
ziehen, und ferner in poſitiver Beziehung die Ab— 
ſicht, die Sache ihrer Subſtanz nach in das 
eigene Vermögen zu bringen, über ſie wirtſchaftlich 
zu verfügen. 3 284. 

Für das Vorliegen eines Diebſtahls iſt es un— 
weſentlich, ob die durch die „Wegnahme“ erlangte 
Herrſchaft über die fremde Sache geſichert iſt oder 
nicht. 5 207. 

Die zivilrechtlichen Beſtimmungen ſind für den 
Begriff Eigentum, nicht auch für den Begriff Ge— 
wahrſam maßgebend.!) 

Die Kompagnie- ꝛc. Beſtände find Eigentum des 
Militärfiskus; der Kompagnie-ꝛc. Chef hat nur den 
Gewahrſam an ihnen. 

Abſicht der Zueignung einer Sache iſt nur ge— 
geben, wenn die Wegnahme erfolgt in der Abſicht, 
die Sache ihrer Subſtanz nach in das eigene Ver— 
mögen zu bringen und den eigenen Zwecken dienſt— 
bar zu machen. 

Werden Futtermittel wider den Willen des Eigen— 
tümers weggenommen, lediglich um deſſen Vieh damit 
zu füttern, fo iſt dieſe Abſicht ausgeſchloſſen 8 146.) 

Gibt der Täter die Ausführung des von ihm 
beabſichtigten Diebſtahls lediglich deshalb auf, weil 
er Sachen einer beſtimmten Art, welche er entwenden 
wollte, nicht vorfindet, ſo greift die Beſtimmung 
des § 46 Ziff. 1 StGB. nicht Platz. S 195. 


1) Aal. die ce des RS, auf S. 110 dieſes Jahrgangs 


der Zeirſchrift. 


) Bl. dieſe Zeitſchrlft 1. Jabra. S. 258. 
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Die Verordnung vom 3. Juli 1868 über 
die Shan: und Vorſtellungen. 


Von Dr. Georg Schmidt, Regierungsaſſeſſor im Staats⸗ 
miniſterium des K. Hauſes und des Aeußern. 


Das bayeriſche Recht weiſt eine Anzahl von 
Vorſchriften auf, deren Beſtand durch die Reichs⸗ Nach der Auffaſſung des Kammergerichts und 


geſetzgebung zum Teil zweifelhaft geworden iſt, 3 5 i je des 
daher den wren dee eee eee Me in Bein mi a 
beſonders oberſtrichterlicher Entſcheidungen ſind. Muſikaufführungen u. dgl., bei denen ein höheres 
aa 990 die Art. 32 5 = des Pol StB. Kunſtintereſſe nicht obwaltet, das Einholen einer 
5 en 1808 mit der K. Allerh. VO. vom polizeilichen Erlaubnis nicht gefordert werden, 
„Juli die Schau- und Vorſtellungen betr. vielmehr iſt nur die Vorſchrift einer Anzeige 


| 
(Reg Bl. S. 1161). an die Polizeibehörde zuläſſig; auch können ledig⸗ 
| 
| 
| 


dieſer Beziehung den Gewerbetreibenden polizeiliche 
Beſchränkungen durch Reichs⸗ oder Landesgeſetze 
auferlegt werden. 

Wie weit ſolche Beſchränkungen in der hier 
zur Erörterung geſtellten Frage gehen dürfen, da⸗ 
rüber beſteht in der Rechtſprechung keine Ueber⸗ 
einſtimmung. 


Dieſe Verordnung, welche nur für das rechts⸗ lich polizeiliche Beſchränkungen hinſichtlich der Dauer 
rheiniſche Bayern erlaſſen iſt (vgl. Urt. d. Obs G. 2c. der Vorſtellungen auferlegt werden (vgl. Regers 
vom 30. Oktober 1906 im MABl. 1907 S. 28 ff. Entſch. Bd. IX S. 10, 1. Erg.⸗Bd. S. 1; Bd. X 
Nr. III Ziff. 2), gründet ſich auf Art. 16 Abſ. 1 des S. 168; Bd. VS. 411, Bd. X S. 140). Demgegen⸗ 
Gew®. vom 30. Januar 1868 (GBl. 1866/69 über haben die bayeriſchen oberſten Gerichte und 
S. 309) und Art. 63, 64, 77 des Pol StGB. vom ebenſo das Oberlandesgericht Kolmar eger 
10. November 1861 (GBl. 1861/62 Beil. II zu Bd. XVII S. 372) erklärt, daß landesrechtliche 
Nr. 24). An Stelle der letzteren Beſtimmungen polizeiliche Beſchränkungen, welche die Art der 
traten die Art. 32, 33, 150 des jetzigen Pol St B.; Ausübung des Gewerbes betreffen, mit den 
von dieſen iſt Art. 150 wieder aufgehoben durch Beſtimmungen der Gewerbeordnung nicht im Wider⸗ 
die 33 60 c und 62 der GewO. Statt des Art. 16 ſpruch ſtehen. Die Rechtſprechung der bayeriſchen 
des GewG. find nunmehr einſchlägig die 88 32, oberſten Gerichte hat aber im Laufe der Zeit eine 
33 a und b, 55 Ziff. 4, 60 Abſ. 2, 60 a und d Wendung genommen. Das Oberlandesgericht 
der GewO. . 1 München hatte wiederholt entſchieden, daß die 
Im folgenden ſoll uns die Frage beſchäf⸗ 88 4. 7,8 der Verordnung über die Veranſtaltung 
tigen, wie weit die Verordnung über Schau- und von Schau- und Vorſtellungen noch gültig ſeien und 
Vorſtellungen gegenüber jenen Beſtimmungen der daher z. B. für Muſikaufführungen in Wirtſchaften 
Reichsgewerbeordnung noch gilt. gegen Bezahlung die Erlaubnis der Orts- und 

§ 1 der Gewerbeordnung verkündet bekanntlich Diſtriktspolizeibehörde einzuholen ſei (vgl. M ABl. 
die ſog. Gewerbefreiheit. Dieſer Grundſatz bezieht d. Innern 1885 S. 185, Reger Bd. VI S. 5, 
ſich indes nur auf die Zulaſſung zum Ge- Bd. XI S. 134; EntſchSlg. Bd. VI S. 429; 
werbebetrieb und iſt in § 1 ſelbſt abgeſchwächt durch! Reger Bd. XV S. 11). Das oberſte Landes⸗ 
den Vorbehalt „ſoweit nicht durch dieſes Geſetz | gericht hat dann in einem Urteil vom 21. Sep: 
Ausnahmen oder Beſchränkungen vorgeſchrieben | tember 1901 (Reger Bd. XXI ©. 376) ausge: 

| 
| 


oder zugelaſſen find”. Weiterhin gilt der Grund- ſprochen, daß jedenfalls $S Ab}. 2 jener Verordnung, 
ſatz der Gewerbefreiheit nicht hinſichtlich der Art der die Einholung der orts polizeilichen Erlaubnis 
der Ausübung eines Gewerbes (Landmann, vorſchreibt, noch zu Recht . und in den jüngſten 
GewO. Bd. 181 Aum. 2: 4. Aufl. S. 47 unter Entſcheidungen (Slg. Bd. IV S. 55 u. Bd. V 
II, 5. Aufl. S. 58 unter k), d. h. es können in S. 119, Reger Bd. XXIV S. 425 u. Erg.⸗Bd. III 


226 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 11. 


— — — — — — —— — — —äß — —— — — 


S. 389) ſtellt es ſich auf den Standpunkt, daß mit der Zulaſſung zum Gewerbebetrieb iſt, nach 
dem 84 keine Gültigkeit mehr zukomme, ſomit die der Gewerbeordnung aber für Muſikaufführungen 
Erlaubnis der Diſtriktspolizeibehörde zu Muſik⸗ Gewerbefreiheit beſteht (Landmann $33a Anm. 3, 
aufführungen u. dgl. nicht mehr erforderlich ſei. Anm. 7 Abſ. 4: 4. Aufl. S. 280, 283; 5. Aufl. 

Letztere Auffaſſung wird auch in der Praxis S. 307, 312). Damit ſind auch die Beſtimmungen 
der Verwaltungsbehörden geteilt und iſt bereits in Abſ. 6 u. 8 des § 2 über die Teilnahme von 
in § 28 Abſ. 3 der Entſchl. des Miniſteriums des Feiertagsſchülern an Muſekgeſellſchaften) und 
Innern vom 7. Februar 1898 (M ABl. S. 122) über die Militärmuſiken gegenſtandslos geworden. 
zum Ausdruck gebracht. Das Oberlandesgericht München hat in der 

Prüft man von dieſem Geſichtspunkt aus die | Entſch. Bd. VI S. 429/432 wohl mit Un: 
Beſtimmungen der Verordnung vom 3. Juli 1868 | recht die fortdauernde Gültigkeit des § 2 ange: 
auf ihre Gültigkeit, ſo kommt man zu folgenden nommen. In der Praxis der Verwaltungsbe— 


Ergebniſſen: hörden wird denn auch dieſe Beſtimmung keine 
Nach 1, kann die Veranſtaltung von Schau- und Anwendung mehr finden. 
Vorſtellungen, bei welchen ein höheres wiſſenſchaft⸗ Mit 8 2 iſt Art. 33 Abi. 3 Pol StGB. („Die 


liches oder ein Kunſt⸗Intereſſe obwaltet und welche Abhaltung muſikaliſcher Vorträge in Wirtſchafts⸗ 
eigens dazu eingerichtete Lokale in größeren Städten lokalitäten durch hierzu berechtigte Muſikgeſell⸗ 
bedingt, von den Ortspolizeibehörden bewilligt ſchaften iſt an eine polizeiliche Bewilligung nicht 
werden“. Soweit es ſich hier um gewerbsmäßige gebunden“) durch die Beſtimmungen der Ge: 
Veranſtaltungen handelt, bedürfen Schauſpielunter⸗ werbeordnung erſetzt (vgl. Reger⸗Dames, Pol StGB. 
nehmer nach 332 GewO. mit § 11 der Vollzugs O. 3. Aufl S. 220 Art. 33 Anm zu Abſ. 3; v. Sutner, 
vom 29. März 1892 (GVBl. S. 61) der Erlaub⸗ Pol StGB. 7. Aufl. S. 138 Art. 33 Anm. 5). 
fim 0. eht die Bericht üb di Ein 17 83 der Allerh. VO. beſtimmt im Abſ. 1, 
immung ſteht die Vorſchrift über die Einholung ' 
ner, Gone Ben n den. dune ede n Sledge 
im Widerſpruch. Man kann allerdings einwenden, erfolgt. Die Verwaltungsbehörden in Bayern 
5 1 e 1 ne | wie auch in Preußen und Baden erklären Bor: 
10 15 5 b De 113 1 0 1. ss 33 b 60 | ſchriften dieſes Inhalts ur zu recht beſtehend (vgl. 
VHV Landmann § 32 Anm. 2 und 3: 4. Aufl. S. 236 
Vorliegenden Falls darf ſich die ortspolizeiliche 55 Abi. 6 und 240 vorletzter Abs.; 5. Aufl. S. 260 
willigung . nur auf die Art der bi. 3, 2635 Abf. 25 115 335 Abs. 1 8 Bann 
Ausübung des Unternehmens (bau-, feuer-, ver: 1; 
kehrs⸗, ſicherheitspolizeiliche Beſchränkungen) er⸗ un 15 zul Innern vom 2. Ja: 
ſtrecken. Für gewerbsmäßige Veranſtaltungen, die | une Abſ. 2 in 8 3 (Regierungsgenehmigung für 
| 
| 


+ 
nicht unter die Schauſpielunternehmungen im Unternehmer von öffentlichen Theatervorſtellungen, 


Sinne des 3 32 GewO. wohl aber unter die Bauerntheatern, Sing- und Spielhallen, cafes 
= 1 
Schau: und Vorftellungen im Sinne des § 1 der chantants, dann Erlaubnis für Unternehmer 


Verordnung] fallen, z. B. Schauſtellungen von Per— 5 
dieſer Art an umherziehende Schauspieler) iſt 
ſonen und Sachen, Muſikaufführungen, gilt zwar durch die 88 32, 33 a und b, 55 Ziff. 4 GewO. 


letztere Beſtimmung, im übrigen genießen ſie je— 
L 3 erſetzt. Abſ. 3 dagegen (nicht gewerbsmäßige Dilet⸗ 
000 VPV tantenvorſtellungen) gilt noch im vollen Umfang. 


Anm. 1 Abſ. 2, Anm. 2 Abſ. 2, Anm. 4 letzter 
Abſ. 4. Aufl. S. 278 f., 281; 5. Aufl. S. 306 f., . f 
310). Urteilen des obersten Landesgerichts nur noch die 

Nichtgewerbsmäßige Unternehmungen aller Aufzählung der verſchiedenen Arten von Schau— 
Arten von Schau- und Vorſtellungen unterliegen, und Vorſtellungen, nicht mehr der Hauptinhalt, 
wie hier gleich bemerkt ſein mag, den Vorſchriften daß die Veranſtalter ſolcher Unternehmungen eines 
der Allerhöchſten Verordnung in Verbindung mit polizeilichen Erlaubnisſcheines bedürfen. Damit 
Art. 32 u. 33 Pol StB. im vollen Umfang; ſind auch die 88 5 — 7, dann 5 8 Abſ. 1 gegen: 
auf ſie findet ſelbſtverſtändlich die Gewerbeordnung ſtandslos geworden. 


überhaupt keine Anwendung (vgl. Landmann § 33a, Zur Veranſtaltung von Feuerwerken (vgl. 
Anm. 2 Abſ. 2 a. a. O.). auch § 5 Abſ. 2) iſt nach § 367 Ziff. 8 StGB. 
F552 der Verordnung betrifft die Abhaltung 8. ſichtlich e e Ze bike 
9 ‚ciertiags uler 1 Uborie 
von muſikaliſchen Vorträgen in Wirtſchaften durch Art. en 58 Pol StG B. ER Ss 1, 2, 80 der 


hierzu berechtigte Muſikgeſellſchaften und insbe— | Allerh. BO. vom 4. Juni 1903 Gul. S. 359) zu bes 
ſondere die Anerkennung ſolcher Geſellſchaften. achten. Das Kinderſchutzgeſetz ſchlägt hier nicht ein, da 
Dieſe Beſtimmung kann ebenſowenig wie der da- es ſich weder auf die im Alter der Feiertagsſchnl— 
mit. zuſammenhängende Abi. 3 in § 5 u. Abſ. 2 pflichtigen befindlichen Kinder noch auf Muſikaufführungen 


überhaupt bezieht (vgl. Landmann 4. Aufl. Bd II 
in §7 als zu recht beſtehend erachtet werden, da S 806 no zu 92 S. S16 Anm. 2 Abſ. 2 zu 8 6: 


die Erteilung einer „Berechtigung“ gleichbedeutend Rohmer, Kinderſchutzgeſetz S. 18 f., 39 a. gl. O.). 


In § 4 gilt nach den oben erwähnten. 
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und § 8 der Allerh. VO. vom 4. Januar 1872 
(RegBl. S. 25) diſtriktspolizeiliche Erlaubnis er⸗ 
forderlich, neben der mit Rückſicht auf $ 8 Abſ. 2 
unſerer VO. ortspolizeiliche Erlaubnis zu erholen 
if. Für „einzeln herumziehende Muſikanten ꝛc.“ 
(S 5 Abſ. 4) gelten nunmehr 88 55 ff. der GewO 


Die 88 9—12 endlich find entweder durch 
die Gewerbeordnung erſetzt oder können hier — 
wie $ 11, der auf das Gebührengeſetz und Art. 19 
Abſ. 1 Ziff. 4 des Arm. hinweiſen will — 
ſachlich außer Betracht gelaſſen werden. 

Nach vorſtehenden Ausführungen werden von 
der Allerh. VO. vom 3. Juli 1868 nur noch die 
folgenden Beſtimmungen fortdauernde Gültigkeit 
beanſpruchen können: 


Die Veranſtaltung von Schau⸗ und Vor⸗ 
ſtellungen, bei welchen ein höheres wiſſenſchaft⸗ 
liches oder ein Kunſtintereſſe obwaltet und eigens 
dazu eingerichtete Lokale in größeren Städten 
bedingt, kann von den Ortspolizeibehörden be⸗ 
willigt werden. 

838. 

(Abſ. 1). Die Genehmigung zur Abhaltung 
von Paſſionsvorſtellungen erfolgt vom Staats⸗ 
miniſterium des Innern. 


(Abſ. 3). Die Bewilligung zur Veranſtaltung 
öffentlicher theatraliſcher Vorſtellungen zu wohl⸗ 
tätigen oder ſonſt gemeinnützigen Zwecken durch 
Dilettanten wird der Ortspolizei vorbehalten. 


84 mit 88. 

($ 4). Wer außer den vorſtehend bezeichneten 
Fällen Schau⸗ und Vorſtellungen veranſtalten, 
insbeſondere in Wirtſchaftslokalitäten oder an 
anderen öffentlichen Orten gegen Bezahlung 
Muſikſtücke oder Geſänge, ferner Deklamationen, 
Marionettenſpiele, Taſchenſpielerkünſte oder ähn⸗ 
liche Kunſtfertigkeiten aufführen, ſich mit der 
Veranſtaltung von Feuerwerken oder mit Vor⸗ 
ſtellungen aus dem Gebiete der Kunſtreiterei, 
Gymnaſtik oder ähnlicher Kunſtfertigkeiten be⸗ 
faſſen, oder Menagerien, Wachsfiguren⸗Kabinette, 
Sammlungen von Kunſt⸗ oder Naturmerk⸗ 
würdigkeiten, Panoramen, Karuſſelle oder ähn⸗ 
liche Vorrichtungen aufſtellen und dafür Ein⸗ 
trittsgeld erheben will, 

(aus 8 8 Abſ. 2) hat in den einzelnen Orten, 
in welchen (er) ſeine Gewerbe ausüben will, die 
beſondere Erlaubnis der Ortspolizeibehörde nach⸗ 
zuſuchen. Dieſe kann unter Umſtänden von 
weiteren Bedingungen abhängig gemacht werden, 
die in örtlichen Verhältniſſen oder wie z. B. 
bei Feuerwerken in feuerpolizeilichen Rückſichten 
begründet ſind. 
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Einige Etreitfragen über § 739 ZU. 


Von Amtsrichter G. Kraus in München. 


Obwohl der Wortlaut des $ 739 ZPO. ganz 
klar iſt, bietet doch ſeine Anwendung in der 
Praxis eine Reihe von Schwierigkeiten, welche zu 
einer verſchiedenen Auslegung dieſer Beſtimmung 
geführt hat. Es ſollen hier nur einige der am häu⸗ 
figſten vorkommenden Streitfragen beſprochen werden. 

1. Begründung der Klage. Es beſteht 
vielfach die Uebung, bei Klagen gegen eine Ehe⸗ 
frau einfach in dem Klagantrag die Verurteilung 
des Ehemanns zur Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das eingebrachte Gut der Ehefrau zu 
verlangen, ohne daß in der Begründung auch 
nur angegeben wird, in welchem Güterſtande die 
Eheleute leben. Das wird von einem Teil der 
Gerichte für genügend gehalten, von einem 
anderen Teil beanſtandet. Die erſte Anſchauung 
wird damit begründet, daß man ohne weiteres 
annehmen könne, es liege der geſetzliche Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung vor. Dieſe 
Anſicht ſcheint nicht richtig zu ſein. Nach § 253 
Abſ. II Ziff. 2 ZPO. muß der Schriftſatz, durch 
deſſen Zuſtellung die Erhebung der Klage erfolgt, 
die beſtimmte Angabe des Gegenſtandes und des 
Grundes des erhobenen Anſpruchs ſowie einen 
beſtimmten Antrag enthalten. Im gegebenen 
Fall enthält aber die Klage in der Richtung 
gegen den Ehemann nur den Antrag, nicht aber 
den Grund des Anſpruchs, wenn ſich auch deſſen 
Gegenſtand aus dem Antrag ergänzen läßt. 
Einer der Gründe des Anſpruchs auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung kann allerdings der ſein, 
daß die Eheleute im geſetzlichen Güterſtand leben. 
Dieſer Grund muß aber in der Klage angegeben 
werden. Von dem Erfordernis der Ziff. 2 Abſ. II 
des § 253 ZPO. darf deshalb nicht Umgang ge⸗ 
nommen werden, weil die den Klagantrag be⸗ 
gründende Tatſache dem geſetzlichen Regelfall 
entſpricht. Der letztere Umſtand hat nur Einfluß 
auf die Beweislaſt. Beſtreitet der Beklagte, daß 
er mit der Mitbeklagten im geſetzlichen Güter⸗ 
ſtand lebt, ſo hat er zu beweiſen, daß ein 
anderer Güterſtand vereinbart wurde. Wenn 
aber in der Klage nicht behauptet iſt, daß die 
Beklagten im geſetzlichen Güterſtand leben, kann 
dies auch nicht vom Gericht berückſichtigt werden. 
Es fehlt an der notwendigen Begründung der 
Klage. Uebrigens genügt es in den Fällen, in 
welchen die Verpflichtung der Ehefrau aus einem 
nach Eingehung der Ehe abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäft hergeleitet wird, zur Begründung der 
Klage auf Duldung der Zwangavollſtreckung 
nicht, daß die Beklagte mit ihrem Ehemann im 
geſetzlichen Güterſtand lebt, ſondern es muß noch 
hinzukommen, daß der Ehemann zur Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts ſeine Einwilligung gegeben 
hat. (SS 1399, 1412 BGB.). Ebenſo verhält 


es ſich auch bei dem Güterſtand der Errungen— 
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ſchaftsgemeinſchaft und der 1 menoN. 
(88 1525 Abſ. II, 1550 Abſ. II BGB.). 

Zu einer vollſtändigen 1 der Klage 
in der Richtung gegen den Ehemann, welcher 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt 
werden ſoll, gehört daher die Behauptung, daß 
die Eheleute in einem der in $ 739 ZPO. auf: 
geführten Güterſtände leben und daß die Ver⸗ 
pflichtung der Ehefrau, auf Grund deren gegen 
ſie geklagt wird, mit Genehmigung des Ehe⸗ 
mannes eingegangen wurde, oder daß Umſtände 
voliegen, aus denen folgt, daß es in dem be⸗ 
treffenden Fall der Genehmigung des Ehemannes 
nicht bedurfte; z. B. weil es ſich um eine vor⸗ 
eheliche Schuld handelt oder die Vorausſetzungen 
des §S 1401 BGB. vorhanden find. 

2. Iſt die Verurteilung des Ehe— 
mannes zur Duldung der Zwangs voll⸗ 
ſtreckung auch notwendig, wenn er in ge⸗ 
ſamtverbindlicher Haftung mit ſeiner Frau 
zur gleichen Leiſtung verurteilt wird? 

Sehr häufig begegnet man der Meinung, 
daß es einer Verurteilung des Ehemannes zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung nicht bedürfe, 
wenn die beiden Eheleute als Geſamtſchuldner 
zur gleichen Leiſtung verurteilt werden. Man 
nimmt au, es verſtehe ſich in dieſem Fall von 
ſelbſt, daß der Mann die Zwangsvollſtreckung in 
das eingebrachte Gut der Ehefrau zu dulden habe. 
Dieſe Anſchauung widerſpricht aber dem klaren 
Wortlaut des § 739, welcher beſtimmt, daß bei 
den in Frage kommenden Güterſtänden die 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der 
Ehefrau nur zuläſſig iſt, wenn die Ehefrau zu 
der Leiſtung und der Ehemann zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung verurteilt iſt. Die Ver⸗ 
urteilung des Ehemannes zur gleichen Leiſtung 
enthält aber keine Verurteilung des Ehemannes 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das 
eingebrachte Gut, ſondern zu einer Leiſtung aus 
dem eigenen Vermögen. Es werden allerdings 
in den meiſten Fällen, in welchen die beiden Ehe— 


leute Geſamtſchuldner find, die Vorausſetzungen 


der Verpflichtung zur Duldung der Zwangs— 
vollſtreckung gegeben ſein und man wird regel⸗ 
mäßig in dem gemeinſchaftlichen Vertragsab— 
ſchluß die Genehmigung des Ehemanns zur Ein— 
gehung des Rechtsgeſchäfts erblicken müſſen. 
Aber die Sache kann auch ſo liegen, daß die 
Ehefrau nachträglich ohne die Genehmigung ihres 
Ehemanns ſich in geſamtverbindlicher Haftung 
mit ihm zur gleichen Leiſtung verpflichtet hat; 
z. B. eine Ehefrau übernimmt nachträglich ohne 
Wiſſen ihres Mannes dem Vermieter gegenüber 
die Zahlung des Mietzinſes in geſamtverbindlicher 
Haftung mit ihrem Ehemann. In dieſem Falle 
müſſen zwar beide Eheleute geſamtverbindlich zur 
Zahlung des Mietzinſes verurteilt werden, der 
Ehemann iſt aber nicht verpflichtet, die Zwangs- 
vollſtreckung wegen dieſer Forderung in das ein— 


| 
I 
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gebrachte Gut ſeiner Ehefrau zu dulden, wenn er 
nicht nachträglich ſeine Zuſtimmung zu dem Ein⸗ 
tritt ſeiner Frau in den Mietvertrag erklärt hat, 
oder kein Fall vorliegt, in welchem es ſeiner Zu⸗ 
ſtimmung nicht bedurfte. Die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das eingebrachte Gut der Ehefrau iſt 
daher auch unzuläſſig, wenn zwar die beiden 
Eheleute geſamtverbindlich zur Leiſtung verurteilt 
worden find, gegen den Ehemann aber kein Ur: 
teil auf Duldung der Zwangsvollſtreckung vorliegt. 
Selbſtverſtändlich muß deshalb auch dann, wenn 
der Ehemann für die Forderung geſamtverbindlich 
haftet, zur Begründung der Klage wegen Dul⸗ 
dung der Zwangsvollſtreckung erſichtlich gemacht 
werden, in welchem Güterrecht die Beklagten 
leben und daß der Ehemann nach den güter⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen die Zwangsvollſtreckung 
in das eingebrachte Gut der Ehefrau wegen der 
betreffenden Forderung dulden muß. 

3. Koſten des Rechtsſtreits. 

Einen weiteren Streitpunkt bildet die Frage, 
inwieweit der zur Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung verurteilte Ehemann zur Tragung der 
Koſten des Rechtsſtreits verpflichtet iſt, wenn die 
Klage gegen den Ehemann auf Duldung mit der 
Klage gegen die Frau auf Leiſtung verbunden iſt. 
Teilweiſe wird nur die Verurteilung der Ehefrau 
zu den ſämtlichen Koſten des Rechtsſtreits, teil⸗ 
weiſe die Verurteilung beider Beklagten zur ge— 
ſamtverbindlichen Tragung der Koſten verlangt 
und dementſprechend von den Gerichten erkannt. 
Richtig iſt, daß die Koſtenverteilung auf eine dieſer 
beiden Arten dem praktiſchen Bedürfnis am meiſten 
Rechnung trägt und daß namentlich die Ueber: 
bürdung ſämtlicher Koſten auf die Ehefrau auch 
am meiſten der Billigkeit entſpricht, da durch den 
Verzug der Ehefrau auch die Klage auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung veranlaßt wird, und durch 
die Mitverurteilung des Ehemanns in der Regel 
keine weiteren Koſten erwachſen als die Schreib— 
gebühren für eine Abſchrift der Klageſchrift und 


die Koſten der Zuſtellung der Klage an den Ehe: 


mann. Allein beiden Arten der Koſtenverteilung 
ſteht die Vorſchrift des § 100 ZPO. entgegen, 
wonach in dem Falle, daß der unterliegende Teil 
aus mehreren Perſonen beſteht, dieſe für die Koſten— 
erſtattung nach Kopfteilen haften. Der Ehemann, 
welcher neben der auf Leiſtung verklagten Ehefrau 
auf Duldung der Zwangsvollſtreckung eingeklagt 
wird, iſt ebenſo wie ſeine Ehefrau Prozeßpartei 
und im Falle der Verurteilung unterliegender Teil. 
Es muß deshalb die Beſtimmung des § 100 ZPO. 
zur Anwendung kommen. Regelmäßig werden die 
Vorausſetzungen des Abſ. II u. III des $ 100 
gegeben ſein, ſo daß der größere Teil der Koſten 
der Ehefrau auferlegt werden kann. Der Abſatz IV 
der bezeichneten Beſtimmung kann nur zur An— 
wendung kommen, wenn die Eheleute als Geſamt— 
ſchuldner verurteilt werden. Ein Geſamtſchuld— 
verhältnis liegt aber nicht vor, wenn die Ehefrau 
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zur Leiſtung und der Ehemann nur zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung verurteilt wird. Es iſt 
vielmehr nur dann gegeben, wenn beide Eheleute 
in geſamtverbindlicher Haftung zu der gleichen 
Leiſtung verurteilt werden. In dieſem Falle haben 
die beiden Beklagten die ſämtlichen Koſten des 
Rechtsſtreits als Geſamtſchuldner zu tragen, da 
dadurch, daß der Ehemann außer zu der Leiſtung 
auch noch zu der Duldung der Zwangsvollſtreckung 
in das eingebrachte Gut ſeiner Ehefrau verurteilt 
wird, beſondere Koſten nicht entſtanden ſind. 
Letzteres wäre nur der Fall, wenn bezüglich des 
Duldungsanſpruchs beſondere mit Koſten verbun⸗ 
dene Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel geltend 
gemacht worden wären. Dann würde Abſ. III des 
8 100 3PO. zur Anwendung kommen. 

Auch wenn die Vorausſetzungen der 88 1387 u. 
1388 BGB. vorhanden find, was regelmäßig der 
Fall ſein wird, muß es bei der Koſtenverteilung 
des § 100 3PO. verbleiben, wenn nicht ausdrück⸗ 
lich in der Klage die geſamtverbindliche Haftung 
des Ehemanns für die Koſten auf Grund der 
angegebenen Beſtimmungen des BGB. geltend ge: 
macht wird. Der Kläger kann aber auf jeden 
Fall nachträglich in geſonderter Klage die Koſten 
auch von dem Mann erſetzt verlangen, wenn die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 1387 u. 1388 BGB. zutreffen. 

Dieſe geſamtverbindliche Haftung bezieht ſich 
aber nur auf die Koſten der Leiſtungsklage. Die 
Koſten der Klage auf Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung hat der Ehemann allein zu tragen. Ein 
derartiger Prozeß berührt die Frau nicht, es handelt 
ſich nur um eine Pflicht des Mannes (vgl. Planck, 
Kommentar zum BGB., 3. Aufl. 1a zu $ 1387). 
Dies gilt auch, wenn beide Klagen verbunden ſind. 
Wird daher gegen die Frau auf Leiſtung und 
gegen den Mann auf Duldung geklagt und die 
Haftung des letzteren für ſämtliche Prozeßkoſten 
auf Grund der Beſtimmungen der §§ 1387 u. 
1388 BGB. geltend gemacht, ſo wird, wenn dieſe 
Anſprüche begründet ſind, im Koſtenpunkt dahin 
entſchieden werden müſſen, daß die Koſten ent: 
ſprechend der Beſtimmung des § 100 Abſ. I u. II 
verteilt werden und daß der Mann auch für die 
Koſten der Frau mithaftet. Es kann dies z. B. 
in folgender Weiſe geſchehen: Von den ſämtlichen 
Koſten des Rechtsſtreits haben die beiden Beklagten 
in geſamtverbindlicher Haftung 10, der mitbeklagte 
Ehemann allein 7/10 zu tragen. 

Beſtritten iſt auch die Anwendung des $ 93 
ZPO. Erkennt der Ehemann ſeine Verpflichtung 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in der münd— 
lichen Verhandlung ſofort an, ſo muß unterſucht 
werden, ob er zur Erhebung der Klage, ſoweit ſie 
gegen ihn auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
gerichtet iſt, Veranlaſſung gegeben hat. In den 
Entſcheidungen des OLG. Dresden vom 26. Ja⸗ 
nuar 1901 (OLG. 2/295) und des Kammer— 
gerichts vom 3. November 1902 (OLG. 5/398) 
iſt ausgeführt, daß der Ehemann für die Koſten 
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des Rechtsſtreits (in der Richtung gegen ihn) auch 
dann hafte, wenn er die Verpflichtung zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung ſofort in der mündlichen 
Verhandlung anerkenne, wenn er nicht bereits 
| vor der Erhebung der Klage das Hindernis bejeitigt 
habe, welches der Zwangsvollſtreckung in das ein⸗ 
gebrachte Gut entgegenſtehe. Dies ſei aber nur der 
Fall, wenn er ſich in einer nach §S 794 ZPO. 
errichteten Urkunde der Zwangsvollſtreckung in das 
eingebrachte Gut ſeiner Ehefrau unterworfen habe. 
Beide Entſcheidungen ſcheinen von der Voraus⸗ 
ſetzung auszugehen, daß der Ehemann ohne weiteres 
verpflichtet iſt, auf ſeine Koſten eine Urkunde 
nach $ 794 ZPO. auszuſtellen, falls er nicht 
ſelbſt aus dem eingebrachten Gut die Schuld be⸗ 
gleicht. Dies dürfte jedoch nicht richtig ſein. Der 
Mann iſt nach den Beſtimmungen der $$ 1373 ff., 
1410 ff. BGB. den Gläubigern ſeiner Frau gegen⸗ 
über nicht zu einer Leiſtung verpflichtet. Er hat 
lediglich zu geſtatten, daß die Frau die Gläubiger 
aus ihrem eingebrachten Gut befriedigt und muß 
gegebenenfalls die Zwangsvollſtreckung in das 
eingebrachte Gut dulden. Dieſer Pflicht genügt 
er aber, wenn er der Zahlung aus dem einge: 
brachten Gut oder der Zwangsvollſtreckung in das 
Gut nicht entgegentritt. Wenn daher der Ehe⸗ 
mann dem Gläubiger der Ehefrau bereits vor der 
Erhebung der Klage erklärt, daß er ſich einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut ſeiner Frau 
nicht widerſetze, kann man nicht annehmen, daß 
er zur Erhebung der Klage gegen ihn wegen 
Duldung durch ſein Verhalten Anlaß gegeben hat 
(vgl. die Komm. z. ZPO. von Gaupp⸗Stein 
Anm. IV und Seuffert Anm. 2 ad b, 5 zu 
8 739). Es kann allerdings nicht verkannt werden, 
daß der Ehemann, auch wenn er erklärt hat, die 
Zwangsvollſtreckung dulden zu wollen, in der Lage 
iſt, dem Gläubiger Schwierigkeiten zu bereiten, da 
im Falle des Widerſpruchs des Mannes gegen 
die Zwangsvollſtreckung dieſe nach der Beſtimmung 
des § 739 nicht vorgenommen werden dürfte. 
Allein wegen dieſer Möglichkeit hat der Ehemann 
ſo wenig zur Erhebung der Klage Anlaß gegeben, 
als ein Schuldner, welcher unter Berufung auf 
die Beſtimmungen der SS 257 ff. ZPO. auf 
Zahlung einer erſt künftig fällig werdenden Forde⸗ 
rung nur wegen der beſtehenden Möglichkeit ein⸗ 
geklagt wird, daß er zur Zeit der Fälligkeit nicht 
zahlen werde. Dieſe Möglichkeit beſteht ebenſo in 
jedem Fall wie die Möglichkeit, daß es bei der 
Verurteilung einer Ehefrau deshalb zu Schwierig— 
keiten kommen kann, weil eine Zwangsvollſtreckung 
in das eingebrachte Gut notwendig wird. Es 
müſſen noch beſondere Umſtände dazu kommen, welche 
die Beſorgnis begründen, daß in dem einen Fall 
| nicht rechtzeitig geleiſtet, in dem andern Fall die 
Zwangsvollſtreckung nicht geduldet wird. Will der 
Gläubiger ſich für alle Fälle ſicher ſtellen, ſo mag er 
dies auf ſeine Koſten tun. (Schluß folgt.) 
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die hriſiſcen gerſenen nach dem im rechts⸗ 


rheinischen Bayern geltenden Staatskirchenrechte. 


Von Rechtsanwalt Dr. jur. Haus Baumann in München. 


Infolge der vielen letztwilligen Verfügungen 
zugunſten kirchlicher Inſtitute und Körper⸗ 
ſchaften in Bayern tritt an Richter und Rechts⸗ 
anwälte Häufig die Frage heran, ob die ſolche 
enthaltenden Teſtamente rechtswirkſam find. Die 
Entſcheidung wird in vielen Fällen davon ab⸗ 
haͤngig fein, ob der eingeſetzte Erbe oder Ber: 
mächtnisnehmer vermögensfähig iſt oder nicht, ob 
er eine juriſtiſche Perſon im Sinne des Privat⸗ 
rechtes iſt. 

Man hat nun vielfach verſucht, die Ver⸗ 
mögensfähigkeit der Kirche aus dem kanoniſchen 
Recht, ja auch aus dem jus divinum )), zu be: 
gründen. Dieſe Verſuche konnten ein richtiges 
Ergebnis nicht haben. Die Beantwortung der 
Frage, ob jemand innerhalb der Machtſphäre 
eines Staates Eigentum erwerben kann, richtet 
ſich ausſchließlich nach der Rechtsordnung eben 
dieſes Staates; fo ſagt Schulte:) „Die Rechts⸗ 
perſönlichkeit der Kirche und der kirchlichen 
Inſtitute hängt ab von dem Zivilrechte.“ Auf 
demſelben Standpunkte ſtehen die Motive zum 
preuß. Kirchenvermögensverwaltungsgeſetz vom 
20. Juni 1875: „Die katholiſche Kirche. 
leitet . .. ihre Vermögensfähigkeit und ihre 
Vermögensrechte aus dem bürgerlichen Recht ab. 
Beruht aber die juriſtiſche Perſönlichkeit der 
Kirche auf der Garantie des bürgerlichen Rechtes, 
ſo iſt der Staat auch befugt, die Gewährung 
derſelben an beſtimmte von ihm feſtzuſetzende 
Bedingungen zu knüpfen.“ Jeder Zweifel wird 
vollends durch die eingehenden Unterſuchungen 
Meurers beſeitigt.“) 

Das für uns zunächſt in Betracht kommende 
Zivilrecht, das BGB., beſtimmt in $ 89 nur, 
daß gewiſſe Beſtimmungen auf juriſtiſche Per⸗ 
ſonen des öffentlichen Rechtes entſprechend anzu— 
wenden ſind, dagegen nicht, welchen Rechts⸗ 
trägern des öffentlichen Rechts die privatrechtliche 
Vermögensfähigkeit verliehen iſt. Es ſteht nun 
feſt, daß ein von dem öffentlichen Recht ge— 
ſchaffenes Rechtsſubjekt vom Privatrecht als 
ſolches anzuerkennen ift.?) Somit beſtimmt das 
öffentliche Recht, welchem ſeiner Gebilde privat: 


1) So beruft ſich der bayeriſche Epiſkopat in ſeiner 
Vorſtellung vom 15. Mai 1853 für die Theorie vom 
Eigentum der Geſamtkirche auf die von Gott gegebene 
Verfaſſung der Kirche. 

) Schulte; Die Juriſtiſche Perſönlichkeit der 
katholiſchen Kirche, ihrer Inſtitute und Stiftungen, 
ſowie deren Erwerbsfähigkeit ꝛc., Gießen 1869 S. 7; 
anderer Anſicht neuerdings Silber nagl, Lehrbuch 
des Katholiſchen Kirchenrechts 1903 S. 690 

) Meurer, 
heiligen Sachen I, 145 f. 

) Protokolle I, 608. 


Der Begriff und Eigentümer der 


rechtliche Vermögensfähigkeit zukommt. Auf dem 
Gebiete des Kirchenrechts greift ſomit das Landes⸗ 
recht Platz.“ 

1. Im bayeriſchen Recht iſt nun die übrigens 
allgemein zu verneinende*) Frage, ob der Geſamt⸗ 
kirche als ſolcher, der ecclesia universalis, 
Vermögengfähigkeit zukommt, im negativen Sinne 
entſchieden.) 

Es heißt in der Verfaſſungsurkunde des 
Königreichs Bayern vom 26. Mai 1818 8 9 
des Tit. IV, welcher das Vermögen der Religions⸗ 
teile garantiert, ausdrücklich: „Die in dem 
Königreiche beſtehenden drei chriſtlichen Kirchen⸗ 
geſellſchaften genießen gleiche bürgerliche und 
politiſche Rechte“ Und weiter insbeſondere in 
der Beilage, dem Religionsedikt, in $ 24: „Die 
in dem Königreich beſtehenden drei chriſtlichen 
Glaubenskonfeſſionen find als öffentliche Kirchen: 
geſellſchaften JHanerkannt.“ Hieraus iſt 
der Schluß zu ziehen, daß eine über das 
bayeriſche Staatsgebiet hinausgreifende Organi⸗ 
ſation der Kirche als Perſönlichkeit des deutſch⸗ 
bayeriſchen Privatrechtes nicht anerkannt iſt. 


2. Dieſe Beſtimmungen haben anderſeits 
poſitiv den Sinn, daß die katholiſche Kirche in 
Bayern, alſo die bayeriſche Landeskirche, als 
juriſtiſche Perſönlichkeit anerkannt iſt. Angeſichts 
des klaren und unzweideutigen Wortlauts des 
vorerwähnten § 24 und insbeſondere auch noch 
des § 44 des. Religionsediktes iſt ein Zweifel 
nicht möglich.) Außer Baden hat kein weiterer 
deutſcher Staat eine ſolche juriſtiſche Perſon 
geſchaffen. 

Eine praktiſche Bedeutung hat dieſes Rechts⸗ 
gebilde bisher nicht erlangt. Es beſteht keinerlei 
katholiſches Landeskirchenvermögen. Infolgedeſſen 
iſt auch der Mangel aller Vorſchriften über die 
Vertretung dieſer juriſtiſchen Perſönlichkeit prak⸗ 
tiſch noch nicht hervorgetreten. Man braucht 
aber nur an den Fall zu denken, daß ein Erb⸗ 
laſſer die bayeriſche katholiſche Landeskirche als 
Erbin einſetzt, um die Schwierigkeiten zu er⸗ 


1) Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 16. April 
1871 Art. 4 (arg. e contr.). 

2) So Meurer J. c. II, 73 ff., Schulte l. e. 
S. 42, Permaneder, Kirchenrecht, IV. Aufl. 857 ff., 
im Gegenſatz zu früheren Auflagen. — Dagegen 
Silbernagl J. e. 

) So Seydel, Bayeriſches Staatsrecht, III, 529; 
Roth, Bayeriſches Zivilrecht, 2. Aufl. I. 255. Roth 
ſtützt die hier vertretene Anſicht noch darauf, daß 
bayeriſche Verordnungen vom 9. Februar 1787 und 
10. November 1811 jede Zuwendung an außerbayeriſche 
fromme Stiftungen ohne ausdrückliche königliche Ge: 
nehmigung verbieten. Damit iſt jedoch nicht die 
juriſtiſche Perſönlichkeit dieſer auswärtigen Stiftungen 
verneint, ſondern vielmehr lediglich eine Erwerbs— 
beſchränkung wie in Art. 10 des bayeriſchen Aus— 
führungsgeſetzes zum DSB ausgeſprochen. 

) So Seydel J. c. III. 529; Meurer l. e. II, 
97 ff.: Roth l. e. I. 255: Becher, Das rechts⸗ 
rheiniſch-bayeriſche Landeszivilrecht und Landeszivil— 


prozeßrecht J. 432. 
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kennen, die aus dem Fehlen der organiſierenden 
Beſtimmungen erwachſen können. Hier mag nur 
darauf hingewieſen werden, daß der gemein⸗ 
rechtliche Ausweg (I. 26 C. I, 2 und Nov. 131 
c. 9), demzufolge im Falle einer Zuwendung an 
die Kirche der Biſchof, deſſen Diözeſe der Erb⸗ 
laſſer angehört, die Zuwendung anzunehmen habe, 
durchaus verſagt. Es handelt ſich hier um eine 
zivilrechtliche Frage. Als Vorſchriften des Zivil⸗ 
rechts können nach dem Inkrafttreten des BGB. 
dieſe Beſtimmungen nicht mehr in Frage kommen. 
Eine Berührung mit dem öffentlichen Recht 
beſteht nur inſoweit, als, wie oben ausgeführt, 
die Anerkennung der bayeriſchen Landeskirche im 
öffentlichen Recht auch für das Zivilrecht maß⸗ 
gebend iſt. Infolgedeſſen ſcheiden dieſe Geſetzes⸗ 
ſtellen, auch, inſoweit fie kirchenrechtlichen und 
damit öffentlich⸗rechtlichen Inhalt haben, hier 
aus. Die bisher unternommenen Löſungsverſuche“) 
haben ein befriedigendes Ergebnis nicht zeitigen 
können. In dieſem außerordentlichen Fall ver⸗ 
ſagt eben auch die Analogie, die ſonſt bei 
Geſetzeslücken zur Hilfe kommt. 

3. Klarer liegen die Verhältniſſe, inſoweit es 
ſich um die Eigentumsfähigkeit des Bistums handelt. 

Die Rechtsperſönlichkeit der Bistümer (Erz⸗ 
bistümer) iſt im erſten Anhang zur zweiten Bei⸗ 
lage der Verfaſſungsurkunde, in dem Konkordat 
und in der Zirkumſkriptionsbulle vom 1. April 1818, 
welche unter dem 15. September 1821 die könig⸗ 
liche Genehmigung erhielt, vollkommen einwandfrei 
klargeſtellt.) Ebenſo iſt unbeſtritten, daß dem 
Biſchof oder dem Erzbiſchof die Vertretung ſeiner 
Diözeſe zuſteht. (Konk. Art. IV, V Abſ. II, VIII 
Abſ. II, XII a. E. XVII. Schwierigkeiten ent: 
ſtehen lediglich bei Prüfung der Frage, wer eigent⸗ 
lich Träger der Eigentumsrechte innerhalb des 
Bistums iſt. Nach den überzeugenden Darlegungen 
Schultes und Meurers) iſt anzunehmen, 
daß Trägerin der Eigentumsrechte die Kirche, die 
Domkirche, die Kathedrale iſt, alſo die Dom: 
kirchenſtiftung. Es heißt in Art. IV des Konk. 
ausdrücklich: „Fabricarum denique ipsarum- 
que Ecclesiarum fundi...... conser- 
vabuntur“. Die Kirchenſtiftung iſt jedoch nicht 
die einzige Rechtsperſönlichkeit innerhalb des Amts⸗ 
ſprengels ihres Vertreters, des Biſchofs. Ebenſo 
wie in der Pfarrei neben der Kirchenſtiftung die 
Pfründe beſteht, beſtimmt, dem Pfarrherrn den 
Lebensunterhalt zu bieten, ſo bezieht der Biſchof 
ſeinen Unterhalt aus den Einkünften einer ſelbſt⸗ 
ſtändigen juriſtiſchen Perſönlichkeit; es iſt dieſes 
die mensa episcopalis. Die Anerkennung der 
Eigentumsfähigkeit findet ſich in Art. IV des 
Konk., wo es heißt: „Redditus Mensarum 


1) Vgl. insbeſondere Schulte 1. c. S. 73 und 
Meurer J. c. II, 100 ff. 

) Seydel 1. c. 552 Nr. 6 und die dort ange- 
führten. 
2) Schulte J. c. 31 ff.; Meurer II 182 ff. 


archiepiscopalium et Episcopalium ...... 
constituentur“. Der Vertreter der Menſa ift 
der Biſchof, ebenſo wie der Vertreter der Pfarr⸗ 
pfründe der Pfarrer. Auch das Domkapitel hat 
juriſtiſche Perſönlichkeit: Art. IV Abſ. II des 
Konk. beſtimmt, daß die „Capitula Metropo- 
litanarum et Cathedralium Ecclesiarum“ in 
der hier intereſſierenden Richtung den Menſae 
gleichzuſtellen ſind. Ebenſo haben die biſchöflichen 
Seminare ihre Anerkennung im Konkordat ge⸗ 
funden: Art. VIII Abſ. I ſpricht von den Bona 
Seminariorum. Die Emeriten: und Demeriten⸗ 
anſtalten find ſelbſtändige Diözeſanſtiftungen. 
Keine Rechtsperſönlichkeit hat dagegen das 
Ordinariat.) Das Ordinariat iſt nicht einmal 
eine ſelbſtändige Behörde, ſondern bezeichnet ledig⸗ 
lich die Geſamtheit der Gehilfen, deren ſich der 
Biſchof bei Erledigung beſtimmter Aufgaben be⸗ 
dient. Ein Beſchluß des Ordinariats iſt alſo 
begrifflich lediglich ein Beſchluß des Biſchofs, ſo 
daß alſo z. B. eine Beſchwerde gegen den Beſchluß 
des Ordinariats zum Biſchof ausgeſchloſſen iſt. 
4. Innerhalb der Pfarrei, dem unterſten kirch⸗ 
lichen Amtsbezirk, ſtehen ſich in erſter Linie zwei 
grundverſchiedene juriſtiſche Perſönlichkeiten gegen⸗ 
über: die Kirchenſtiftung und die Pfründeſtiftung. 
Beide ſind Träger des Ortskirchenvermögens, jedoch 
nach Zweck und insbeſondere nach der Organiſation 
verſchieden. Die Kirchenſtiftung iſt, ebenſo wie 
wir es bei der Domkirchenſtiftung im Bistum ge⸗ 
ſehen haben, die eigentliche Repräſentantin der 
Pfarrei. Das Konkordat ſpricht in Art. VIII von 
der Vermögensfähigkeit der Kirchenfabriken. Die 
Vertretung und Verwaltung dieſes Vermögens er⸗ 
folgt nach Maßgabe des alten Gemeinderechts, 
„das heute noch wie eine eiſerne Hand auf dem 
Kirchenverwaltungsrecht liegt“.?) Bis die neue 
Kirchengemeindeordnung hier Wandel ſchaffen wird, 
gelten noch die 88 59 Abſ. III bis Wund 94 Abi. 
V bis VIII des revidierten Gemeindeediktes vom 
1. Juli 1834, welche in Art. 206 der Gemeinde⸗ 
ordnung vom 29. April 1869 aufrecht erhalten 
ſind. In einzelnen Fällen geben noch die Voll⸗ 
zugsvorſchriften zum rev. Gem E. vom 31. Okt. 1837 
Ziff. 136 ff. Aufſchluß. Die Kirchenverwaltung 
beſteht aus dem Pfarrer, dem rector ecclesiae, 
als Vorſtand, einem Abgeordneten des Magiſtrats 
oder Gemeindeausſchuſſes der Gemeinde, in welcher 
die Kirche liegt, wenn möglich von demſelben 
Bekenntnis, ferner aus gewählten Gemeindemit⸗ 
gliedern desſelben Bekenntniſſes und zwar in Ge⸗ 
meinden mit Magiſtratsverfaſſung 4-—8, in Rural: 
gemeinden 2— 4. Im Falle eines Rechtsſtreits 
würde alſo die Kirchenſtiftung im Rubrum zu 
bezeichnen ſein, als „Kirchenſtiftung N., vertreten 


1) So insbeſondere Schulte 160 ff; Meurer 
II 211 ff.; Silbernagl, Verfaſſung und Verwaltung 
S. 65 Anm. *). 


) Meurer, Bayeriſches Kirchenvermögensrecht 
I 18. 
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durch die Kirchenverwaltung, dieſe vertreten durch 
ihren Vorſtand, den Pfarrer X. zu N.“. Handelt 
es ſich um eine Simultankirchenſtiftung, ſo ge⸗ 
hören die Pfarrer beider Religionsteile zur Kirchen⸗ 
verwaltung. Der Vorſitz gebührt dem Dienſt⸗ 
älteren. (VV. Ziff. 138; ME. 25. Auguſt 1867; 
ME. 13. Mai 1835). Der Anteil der beiden 
Religionsteile an der Zahl der gewählten Mit⸗ 
glieder beſtimmt ſich nach Vertrag, Herkommen 
und unbeſtrittenem Beſitzſtand; liegen ſolche An⸗ 
haltspunkte nicht vor, ſo ſtellt jede Konfeſſion die 
Hälfte. (VV. z. rev. GemE. Ziff. 138, ME. 
25. Auguſt 1869). 

Dieſe Beſtimmungen ſind im großen und 
ganzen klar, inſoweit die Vertretung von Haupt⸗ 
kirchen in Frage ſteht. Nach Ziff. 136 der VV. 
erheiſcht aber „nach dem Geiſt“ des rev. GemE. auch 
jede Filial⸗ und Nebenkirche mit ausgeſchiedenen 
Einnahmen und Ausgaben eine ſelbſtändige Kirchen⸗ 
verwaltung.) Für Filialkirchen, die ja abge⸗ 
grenzte Sprengel haben, läßt ſich dieſe Vorſchrift 
durchführen; bei Nebenkirchen (Kapellen) dürften 
erhebliche Schwierigkeiten entſtehen. Die Praxis 


(ME. 30. April 1835) ſieht auch hier neben der 


Kirchenverwaltung eine beſondere Verwaltung vor, 
deren Mitglieder aus den Parochianen gewählt 
werden.) 


die Vertretung und Verwaltung dieſes geſonderten 


Die vernünftigſte Regelung dürfte 
wohl die ſein, daß der Kirchenverwaltung auch 


Kapellenvermögens übertragen wird. In dieſem 


Sinne ſprechen die VV. Ziff. 136 davon, daß die 
Filialkirchengemeinden auf geſonderte Verwaltung 
ihres Vermögens verzichten können, wenn deſſen 
geſonderte Verwaltung geſichert iſt.) 


0 Seydel, Bayeriſches Staatsrecht III 605 Nr. 55 
bemerkt hierzu: „Es muß wohl der „Geiſt“ ſein; denn 
der Wortſinn iſt es ſicher nicht“. 

Ueber die hier entſtehenden Schwierigkeiten 
ſiehe Meurer, Bayeriſches Kirchenvermögen I 20 ff. 
und 31 ff. 

3) Seydel J. c. 56 vermißt eine Beſtimmung 
darüber, wer den Verzicht ausſprechen ſoll. Eigentümer 
des Vermögens iſt nicht die Kirchen gemeinde, wie 
die VV. hier irrtümlich vermuten laſſen, ſondern die 
Ktrchenſtiftung. Es wird alſo nichts übrig bleiben, als 
deren ordnungsmäßige Vertretung zu bilden und dann 
von dieſer Vertretung den Verzicht auf geſonderte Ver— 
waltung ausſprechen zu laſſen. Iſt man der Anſicht, 
daß der Geſetzgeber den Ausdruck Filialkirchen— 
gemeinde mit Abſicht im Gegenſatz zur Kirchen— 
ſtiftung als Eigentümerin des Vermögens gewählt hat, 
ſo würde nichts übrig bleiben, als eine Verzichts— 
erklärung der ſämtlichen Mitglieder der Filialkirchen— 
gemeinde herbeizuführen. (Meurer, Kirchenvermögen 
I 33 Nr. 2). Ob eine vom Pfarrer zu berufende 
Filialkirchengemeindeverſammlung ausreichen würde, 
dürfte zweifelhaft ſein. Für die im Text vertretene 
Anſchauung ſpricht auch der Umſtand, daß ſich ein 
Organ, das bei der Nebenkirche den Verzicht ausſpricht, 
nicht finden läßt. (Meurer J. c. S. 33). 


(Schluß folgt.) 
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Mitteilungen aus der Praxis. 


Erbſchaftsausſchlagung vor dem erſuchten Gerichte. 
Die Ausführungen des Herrn Amtsrichters Dr. Keßler 
auf S. 186 ff. des laufenden Jahrgangs dieſer Zeit⸗ 
ſchrift ſcheinen mir zwar im Ergebnis und hinſichtlich 
der daraus gezogenen Folgerungen volle Zuſtimmung 
zu verdienen, aber nicht durchaus in der Begründung. 
Vollkommen pflichte ich ſelbſtverſtändlich der Aus⸗ 
führung unter B S. 188 a. a. O. bei, wonach ein 
anderes Gericht als das Nachlaßgericht oder das 
von ihm erſuchte Gericht zur öffentlichen Beglaubigung 
der Ausſchlagungserklärung und daher zu ihrer wirk- 
ſamen Entgegennahme im Sinne des $ 1945 BGB. 
nicht zuſtändig und fähig iſt. Dagegen ſcheint mir 
Keßler folgendes zu verkennen: 

Wenn eine Erklärung gegenüber einem Gerichte 
in öffentlich beglaubigter Form abzugeben iſt, ſo muß 
ſie entweder vor dem Gerichte abgegeben und von 
dem Gerichte beurkundet oder in einer öffentlich be⸗ 
glaubigten ſchriftlichen Erklärung bei dem Gerichte 
eingereicht werden (vgl. die Aeußerung v. Jacubezkys 
in Bechers Mater. Abt. IV und V, Bd. 11 S. 299, 
ſowie Keßler ſelbſt a. a. O. S. 188). Da Keßler nun 
davon ausgeht, in bezug auf die Entgegennahme der 
mündlichen Erklärung und deren Beurkundung trete 
das erſuchte Gericht an die Stelle des erſuchenden 
Gerichts, ſo müßte er eigentlich auch zugeben, daß 
mit der Abgabe und Beurkundung der Erklärung vor 
dem erſuchten Gerichte ſie als auch gegenüber dem 
erſuchenden Gerichte abgegeben gilt. Die perſönliche 
Abgabe einer Erklärung vor dem Gerichte verbunden 
mit der Beurkundung der Erklärung durch das Ge— 
richt ergibt eben zuſammen die Tatſache, daß gegen= 
über dieſem Gerichte die Erklärung als in öffentlich 
beglaubigter Form abgegeben gilt. Wenn alſo das 
Nachlaßgericht an ein anderes Gericht das Erſuchen 
ſtellt, einen Beteiligten zu vernehmen, überträgt es 
zweifellos dem anderen Gerichte die Entgegennahme 
der Erklärungen des Beteiligten. Dieſe gelten dann 
aber, wenn man von der erwähnten Anſicht ausgeht, 
natürlich auch als gegenüber dem erſuchenden Gerichte 
abgegeben. Die dazu kommende Beurkundung vor 
dem erſuchten Gerichte iſt nur die vorgeſchriebene 
öffentlich beglaubigte Form der Erklärung, und 
indem Keßler das erſuchte Gericht (im Gegenſatz zu 
jedem anderen Gerichte, ſ. o.) als zu dieſer Beurkun⸗ 
dung zuſtändig erachtet, gibt er m. E. ſelbſt bereits 
zu, daß das erſuchte Gericht auch die Entgegennahme 
der Erklärung für das Nachlaßgericht, d. h. an deſſen 
Stelle betätigt. Wollte er letzteres nicht zugeben, ſo 
hätte er folgerichtig das erſuchte Gericht auch nicht 
als zur Beurkundung der Erklärung zuſtändig er— 
achten dürfen. 

Wenn mir nun weiterhin auch der Satz Keßlers 
verfehlt zu ſein ſcheint, daß die Rolle des Adreſſaten 

„keine eigene Tätigkeit“ bedinge und deshalb nicht 
im Wege der Rechtshilfe auf ein anderes Gericht 
übertragen werden könne, ſo ſcheint mir doch hier die 
für die Frage m. E. ausſchlaggebende Erwägung 
immerhin, ob zwar als gewiſſermaßen noch unbewußte 
Empfindung zu Grunde zu liegen. 

Es muß nämlich zweifellos auf Weſen und Zweck 
der „Rechtshilfe“ zurückgegangen werden. Was hier— 
über das Oberlandesgericht München in ſeinem von 
Keßler a. a. O. S. 186 angeführten Beſchluſſe Samm— 
lung von Entſch. des Ob“ G. u. F. Bd. II S. 885 ff.) 
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ſagt, iſt richtig, aber m. E. nicht erſchöpfend. Feſtzuhal⸗ 
ten iſt nämlich, daß es ſich nur um eine Hilfe, einen 
Beiſtand handelt, nicht um eine Vertretung in dem 
Sinne, daß der Vertreter eine ſelbſtändige Rolle 
inne hätte (vgl. z. B. auch ZPO. 8 366). Ich möchte 
dem erſuchten Gerichte gewiſſermaßen die Rolle eines 
nuntius, ſoweit es Mitteilungen zu machen hat, und 
ſoweit es Erklärungen entgegen zu nehmen hat, eines 
dem nuntius ähnlichen „Empfangswerkzeuges des 
Adreſſaten“ (vgl. v. Staudinger, Komm. Bd. I Vor⸗ 
bem. 6 z. 5. Titel des 3. Abſchn. 2. Aufl. S. 466) zu⸗ 
weiſen; es ſoll nicht ſelbſtändig das erſuchende 
Gericht vertreten, ſondern an deſſen Stelle im zweit⸗ 
erwähnten Falle lediglich Erklärungen im äußerlichen, 
phyſiſchen Sinne „entgegennehmen“ und beurkunden 
und deren Kenntnis fo dem erſuchenden Gerichte ver— 
mitteln, nicht aber auch ſelbſt an des letz⸗ 
teren Stelle Kenntnis davon nehmen. 

Dieſer Mangel einer ſelbſtändigen Vertretungs⸗ 
befugnis im eigentlichen Sinne im Falle der Rechts⸗ 
hilfe iſt es auch, der dazu führt, die Eröffnung eines 
Teſtaments nach 8 2260 BGB. als im Wege der 
Rechtshilfe unzuläſſig zu erklären (vgl. bayr. Ob G. 
Sammlung n. F. Bd. 5 S. 516). Anders kann dieſe 
einer näheren Begründung entbehrende Entſcheidung 
wohl nicht gerechtfertigt werden. | 

Inſoweit nun der Zweck der Uebermittelung der 
vor dem erſuchten Gerichte abzugebenden Erklärungen 
an das erſuchende Gericht es erfordert, iſt die Zu⸗ 
ſtändigkeit des erſuchenden Gerichts auf das erſuchte 
Gericht übertragbar und durch das Erſuchen über⸗ 
tragen; in unſerem Falle alſo die Zuſtändigkeit zur 
äußerlichen Entgegennahme der Erklärung 
und zu ihrer Beurkundung. 

Da aber das erſuchte Gericht keineswegs wirk⸗ 
licher „Vertreter“ des erſuchenden Gerichts iſt, ſon— 
dern nur deſſen Beiſtand, Vermittler iſt und bleibt 
(freilich mit gewiſſen ihm ausdrücklich behufs Erfül⸗ 
lung feiner Aufgabe vom Geſetz zugeteilten Befugniſſen 
äußerlicher Art), ſo muß zur Wirkſamkeit der vor 
dem erſuchten Gerichte abgegebenen Erklärungen 
gegenüber dem erſuchenden Gerichte, inſoweit dieſe 
Wirkſamkeit von der Kenntnis der Erklärungen 
ſeitens des letzteren Gerichtes abhängt, noch die 
Uebermittelung dieſer Erklärungen an das letz⸗ 
tere erfordert werden, und die vor dem erſuchten Ge⸗ 
richte abgegebenen Erklärungen gelten alſo als gegen⸗ 
über dem erſuchenden Gerichte nur unter der 
Vorausſetzung abgegeben und find in ihrer Wirk— 
ſamkeit abhängig davon, daß ſie dem erſuchenden 
Gerichte übermittelt werden, zu feiner Kennt⸗ 
nis gelangen. In bezug auf letztere wird eben das 
erſuchende Gericht vom erſuchten Gericht nach dem 
Weſen der „Rechtshilfe“ nicht vertreten, und des⸗ 
halb muß im Falle der Entgegennahme und Beur— 
kundung von Erklärungen der bezeichneten Art im 
Wege der Rechtshilfe ſtets noch ihre Uebermittelung 
an das erſuchende Gericht zu der Tätigkeit des er- 
ſuchten Gerichts hinzukommen, damit wirklich 
dieſe Erklärungen als vor dem erſuchenden Gerichte 
abgegeben gelten können. Dieſer Satz gilt natürlich 
ganz allgemein in Fällen der Rechtshilfe, in welchen 
eine Erklärung gegenüber einem beſtimmten Gerichte 
abzugeben iſt, alſo dieſem die Erklärung zugehen muß. 
Die „Kenntnis“ des erſuchenden Gerichts wird frei— 
lich nicht in der Weiſe eng auszulegen ſein, daß man 
das wirkliche Leſen ſeitens des zuſtändigen einzelnen 
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Richters darunter zu verſtehen hätte, der Einlauf des 
Aktenſtückes beim Gerichte wird als genügend erach⸗ 
tet werden müſſen, da er ohne weiteres die Möglich⸗ 
keit der Kenntnisnahme ſeitens des Gerichtes gewährt. 


Rechtsanwalt Dr. Herzfelder in München. 


Nachſchrift des Herausgebers. Es iſt 
vielleicht nicht überflüſſig, bei dieſer Gelegenheit darauf 
hinzuweiſen, daß der $ 1945 BGB. nicht glücklich ge⸗ 
faßt iſt. Er fordert für die Erklärung der Ausſchlagung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte und für die Vollmacht 
hierzu öffentliche Beglaubigung i. S. des 8 129 BGB. 
Es wäre richtiger geweſen, wenn der Geſetzgeber neben 
den „öffentlich beglaubigten“ Urkunden aus⸗ 
drücklich „öffentliche Urkunden“ (i. S. des 8 415 
ZPO.) zugelaſſen hätte, wie er das in 8 29 GBO. 
getan hat. Denn es wäre doch ſehr unvernünftig, 
etwa von einer Staats- oder einer Gemeindebehörde 
zu verlangen, daß ſie bei Ausſchlagung einer Erb⸗ 
ſchaft die von ihrem Vertretungsorgan ſchriftlich ab⸗ 
gegebene Erklärung — eine öffentliche Urkunde — noch 
mit notarieller Unterſchrifts⸗ Beglaubigung verſehen 
läßt. Man wird ſich über die Ungenauigkeit des Wort⸗ 
lautes des 8 1945 hinwegſetzen dürfen, weil eine „öffent⸗ 
liche Urkunde“ eine höhere a bietet, als eine 
nur „öffentlich beglaubigte“. Daß das BGB. den Satz 
„die ſtrengere Form erſetzt die leichtere Form“ nicht 
allgemein, ſondern nur in $ 129 Abſ. 2 für einen 
beſonderen Fall ausgeſprochen hat, darf nicht irre 
machen. (Vgl. auch Planck, Bem. 2 zu § 129 BGB.). 
Dieſer Satz rechtfertigt auch die Gepflogenheit der 
bayeriſchen Praxis, die Erklärung der Ausſchlagung 
vor dem Nachlaßgericht oder dem erſuchten Gericht 
und ihre Beurkundung zu Protokoll des Gerichts ge- 
nügen zu laſſen. Die Beurkundung durch ein baye⸗ 
riſches Gericht iſt keine gerichtliche Beurkundung im 
Sinne des $ 129 Abſ. 2 BGB., aber ſie ſchafft eine 
„öffentliche Urkunde“. 

Eine ähnliche Ungenauigkeit wie im $ 1945 BGB. 
iſt dem Geſetzgeber in 8 71 Zw. unterlaufen. Hier 
wird gefordert, daß die Befugnis zur Abgabe eines 
Gebotes für eine andere Perſon durch eine öffent⸗ 
lich beglaubigte Urkunde nachgewieſen werde. 
Nach dem Wortlaute müßte man alſo z. B. vom Vor⸗ 
munde verlangen, daß er die Unterſchrift des Richters 
auf ſeiner Beſtallung notariell beglaubigen läßt. Es 
wird aber keinem Verſteigerungsbeamten einfallen, 
eine ſolche Forderung zu ſtellen (vgl. Fiſcher⸗ 
Schaefer Bem. 3, von der Pfordten Bem. 1 2 
zu § 71 Zw.). 

Unterſchlagung, Diebſtahl oder Betrug? A. hatte 
einen Käſekeller gemietet. B. vereinbarte mit A., daß 
er gegen Bezahlung der Hälfte des Mietpreiſes auch 
ſeine Käſe im fraglichen Keller unterbringen dürfe, 
und erhielt daraufhin einen eigenen Schlüſſel zu dem 
Keller, lagerte dort ſeine Käſe geſondert von denen 
des A. und behandelte ſie auch ſelbſt. A. verkaufte 
nun an C., dem er einige Hundert Mark ſchuldete, 
aus dem fraglichen Käſekeller einige minderwertige, 
ihm gehörige und eine größere Anzahl der dem B. 
gehörigen Käſe. Der Kaufpreis wurde durch Auf— 
rechnung der dem C. gegen A. zuſtehenden Forderung 
getilgt. Während C. mittelſt eines Käſebohrers Proben 
von den gekauften, in Wirklichkeit dem B. gehörigen 
Käſen entnahm, kam B. in den Keller und verbat ſich, 
daß ſeine Käſe angebohrt würden. C. wurde durch 
dieſe Aeußerung ſtutzig, wurde aber von A. durch die 
Verſicherung beruhigt, daß er berechtigt ſei, die Käſe 
zu verkaufen. A. hatte jedoch keine ſolche Berechtigung, 
hatte in der Folge dem C. auch nur die minderwertigen 
ihm gehörigen Käſe geliefert, und bezüglich der wei— 
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teren dem B. gehörigen Käſe, die er unangetaſtet im 
Keller liegen ließ, auf Reklamation des C. erwidert, 
er habe ſie anderweitig verkauft. 

Wie iſt die Handlungsweiſe des A. ſtrafrechtlich 
zu beurteilen? 

Anklage wurde wegen Unterſchlagung erhoben, 
da A. die Käſe ſich angeeignet und veräußert habe. 
Der Eröffnungsbeſchluß nahm Betrugsverſuch an, 
wobei eine Vermögensbeſchädigung auf Seiten des C. 
als gegeben erachtet wurde. Die Strafkammer ver⸗ 
urteilte den A. wegen Betrugsverſuchs, fand jedoch, 
daß die Vermögensbeſchädigung auf Seiten des B. 
vorliege. Der Verteidiger legte in der Reviſions⸗ 
begründung dar, daß die Handlungsweiſe des A. nur 
als Unterſchlagungsverſuch zu qualifizieren ſei, da die 
zwiſchen A. und B. bezüglich des Kellers getroffene 
Vereinbarung ein Verwahrungsvertrag ſei. Das 
Reichsgericht hob das Urteil der Strafkammer auf 
und verwies die Sache an die Strafkammer zurück 
mit folgender Begründung: 

Die Ablieferung der Käſe an C. wäre nur durch 
diebiſche Wegnahme möglich geweſen. Die Ver⸗ 
mögensbeſchädigung des B., welche mit der Ablieferung 
der Käſe eingetreten wäre, habe für den Tatbeſtand 
des Betruges nicht in Betracht zu kommen. Dieſe 
Vermögensbeſchädigung wäre eine Folge der diebiſchen 
Wegnahme der Käſe geweſen, die der Angeklagte A. 
zur Ausführung ſeines Planes vorzunehmen gehabt 
hätte; ſie wäre durchaus nicht auf einen durch die 
Täuſchung des C. verurſachten Verfügungsakt des C. 
zurückzuführen geweſen; denn der Umſtand, daß C. 
durch Täuſchung zum Kaufsabſchluß beſtimmt worden 
ſei, hätte nur Bedeutung für den außerhalb des ſtraf⸗ 
rechtlichen Tatbeſtandes des Diebſtahls liegenden Be⸗ 
weggrund gehabt, der den Angeklagten zur diebiſchen 
Wegnahme der Käſe zum Zwecke der Ablieferung an 
C. veranlaßt haben würde. 


In der neuen Hauptverhandlung wurde A. von 
der Strafkammer wiederum wegen Betrugsverſuches 
verurteilt, wobei jedoch eine Vermögensſchädigung auf 
Seiten des C. angenommen wurde, weil deſſen For— 
derung gegen A. durch Aufrechnung zu Verluſt ge— 
gangen und ſo C. vorübergehend in ſeinem Vermögen 
geſchädigt worden ſei. 

Um zu einer richtigen ſtrafrechtlichen Würdigung 
der Handlungsweiſe des A. zu gelangen, iſt es not= 
wendig, ſich über das zwiſchen A. und B. beſtehende 
zivilrechtliche Verhältnis klar zu werden. B. hatte 
ſich verpflichtet, die Hälfte des Mietpreiſes des Kellers 
zu bezahlen, damit er den Keller für ſeine Zwecke 
d. h. zur Lagerung ſeiner Käſe benützen könne. B. 
wollte alſo nicht, daß N. feine Käſe aufbewahre, ſon— 
dern B. wollte, daß er den Kellerraum gleich dem A. 
benützen könne. Es geht dies insbeſondere auch daraus 
hervor, daß B. einen eigenen Schlüſſel zum Keller 
erhielt, die Käſe ſelbſt behandelte und A. keinerlei 
Verfügungsrecht über ſie hatte. Der zwiſchen A. und 
B. abgeſchloſſene Vertrag war alſo kein Verwahrungs— 
vertrag, ſondern ein Mietvertag, eine ſog. Untermiete. 
Daraus folgt, daß nur B. den Beſitz und Gewahrſam 
an ſeinen im fraglichen Keller gelagerten Käſen hatte. 
Eine Unterſchlagung des A. an den Käſen des B. 
war ſohin ausgeſchloſſen. Ein Diebſtahl des A. war 
auch nicht gegeben, weil eine Wegnahme der Käſe 
nicht erfolgte und auch nicht verſucht wurde, denn das 
Vorzeigen der Käſe an C. und das Geſtatten des An— 


bohrens durch ihn waren nur Vorbereitungshandlungen. 
Es bleibt ſohin nur die Möglichkeit eines Betruges 
gegenüber dem C.; denn die Vermögensbeſchädigung 
des B. hätte nach obigem nur durch die als Diebſtahl 
zu erachtende Wegnahme der Käſe erfolgen können. 


Landgerichtsrat Dr. Otto Mayr in Kempten. 


Zur Auslegung des 5 91 Abſ. 2 ZPO. Ein Nürn⸗ 
berger Rechtsanwalt ſtellte eine Klage zum Amts⸗ 
gerichte München J und übertrug einem Münchener 
Anwalt die Vertretung in der mündlichen Verhandlung. 
Es erging Beweisbeſchluß auf Vernehmung eines in 
Nürnberg wohnhaften Zeugen durch das dortige Amts⸗ 
gericht. Der Münchener Anwalt überſandte Aus⸗ 
fertigung des Beweisbeſchluſſes dem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten mit dem Erſuchen, der Beweiserhebung bei⸗ 
zuwohnen. Dieſer nahm den Termin wahr und erteilte 
dem Münchener Anwalt Weiſungen über die Ver⸗ 
wertung des Beweisergebniſſes, der auch eine Abſchrift 
des Beweiserhebungsprotokolles beſtellte und erhielt. 
Der Beklagte wurde verurteilt. 

Bei der Koſtenfeſtſetzung billigte das AG. dem 
Prozeßbevollmächtigten die Beweisgebühr zu, ſtrich 
aber die vom Münchener Anwalt gleichfalls bean- 
ſpruchte Beweisgebühr ab, „weil ſie ihm nicht zukomme“. 
Die ſofortige Beſchwerde, die ſich auf 8 43 Geb. f. 
RA. und auf Pfafferoths Komm. Anm. 19, b, c zu 
8 13 GebO. f. RA. ſtützte und ausführte, daß in der 
Ueberſendung des Beweisbeſchluſſes an den Nürnberger 
Anwalt, der Entgegennahme ſeines Berichtes über das 
Beweisergebnis und dem Durchleſen des Zeugenver⸗ 
nehmungsprotokolls eine auf die Beweiserhebung be⸗ 
zügliche Tätigkeit des Anwaltes liege, wurde für un⸗ 
begründet erklärt. 

Das Landgericht führte aus, dem Münchner An⸗ 
walt ſtehe die Beweisgebühr an und für ſich unzweifel⸗ 
haft zu, ſie ſei aber nach der ſtrikten Vorſchrift des 
§ 91 Abſ. 2 ZPO. nicht erſtattungsfähig, da bereits 
dem Nürnberger Anwalt eine Beweisgebühr zugebilligt 
ſei und der Gegner die Koften nur inſoweit zu er⸗ 
ſtatten habe, als ſie die Koſten eines Rechtsanwaltes 
nicht überſteigen. 

Die Entſcheidung des Beſchwerdegerichtes iſt 
offenbar irrig. § 91 Ab}. 2 3PO. will nur den Fall 
treffen, in dem eine Partei fich gleichzeitig oder nach⸗ 
einander mehrerer Anwälte bedient, obgleich ein An- 
walt die geſamte Tätigkeit hätte ausüben können. 
Dagegen ſind Theorie und Praxis darüber einig, daß 
der Prozeßbevollmächtigte eine auswärtige Beweis— 
erhebung einem auswärtigen Anwalt übertragen kann, 
ſoweit hierdurch nicht höhere Koſten entſtehen als 
durch perſönliche Anweſenheit des Prozeß— 
bevollmächtigten und daß dieſe Koſten eines zweiten 
Anwaltes für eine Tätigkeit, die der erſte nicht ſelbſt 
vornehmen kann, zu erſtatten find. (Vgl. Seuffert, 
ZPO. 8 91 Anm. 2 b, RGE. ZS. Bd. 51 S. 11). 

Wäre die Anſicht des LG. München I richtig, fo 
wäre in den gar nicht ſeltenen Fällen, die dem dar- 
geſtellten gleichen, die Partei gezwungen, auf anwalt— 
ſchaftliche Vertretung bei auswärtigen Beweisauf— 
nahmen zu verzichten, wenn fie nicht die Koſten hierfür 
trotz des Sieges ſelbſt tragen will. 


Rechtsanwalt Levinger in München. 
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Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 

Zu 88 1117, 1154 B63. Wird der Gläu⸗ 
biger bei der Beſtellung einer Hypothek 
ermächtigt, ſich den Hypotheken brief vom 
Grundbuchamt aushändigen zu laſſen, und 
tritt der Gläubiger die Forderung vor der 
Aushändigung des Briefes ab, ſo erwirbt 
der neue Gläubiger die Hypothek nicht 
unter allen Umſtänden durchdie Eintragung 
der Abtretung, ſondern nur dann, wenn 
feſtſteht, daß ihm auch der Anſpruch auf 
Aushändigung des Briefes abgetreten 
wurde. J. F. hat am 8. November 1904 eine Dar: 
lehenshypothek beſtellt und den Gläubiger ermächtigt, 
den zu bildenden Hypothekenbrief ſich unmittelbar 
vom Grundbuchamt aushändigen zu laſſen. Der Gläu⸗ 
biger hat dann die Hypothekforderung an P. ab— 
getreten, die Eintragung der Abtretung iſt am 17. Ja: 
nuar 1905 erfolgt. P. klagte die Hypothekforderung 
ein. In dem Rechtsſtreite war u. a. die Frage zu 
entſcheiden, in welchem Zeitpunkt P. die Hypothek er⸗ 
worben hatte. Das Reichsgericht ſprach ſich hierüber 
in folgender Weiſe aus: 

Nicht bedenkenfrei iſt die Annahme des OLG., 
daß P. die Hypothek ſchon mit der Eintragung der 
Abtretung erworben habe. Der Tatbeſtand und die 
Gründe ſchließen die Annahme nicht aus, daß es ſchon 
in der Abtretung der Forderung eine Uebergabe des 
Hypothekenbriefs erblickt hat. In der Berufungsbe⸗ 
antwortung war geltend gemacht worden, daß P. 
durch die Abtretung in alle Rechte eingetreten ſei, die 
dem bisherigen Gläubiger aus der Eintragung zu— 
ſtanden; auch für ihn ſei deshalb die Uebergabe des 
Briefes dadurch erſetzt worden, daß die Aushändigung 
an den bisherigen Gläubiger von dem Beklagten be— 
willigt geweſen ſei. Dieſe Anſicht, der ſich das OLG. 
angeſchloſſen zu haben ſcheint, iſt unzutreffend. Die 
bei der Beſtellung der Hypothek erteilte Ermächtigung, 
daß das GBA. den Hypothekenbrief unmittelbar an 
den Gläubiger ſolle aushändigen dürfen, hatte nach 
§ 1117 BGB. die Folge, daß der erſte Gläubiger die 
Hypothek ſchon mit der Eintragung erwarb. Der 
gleichen Ermächtigung bedurfte es aber nach §1154 BGB. 
auch für P. Die bloße Abtretung der Forderung gab 
ihm keinen Anſpruch auf Herausgabe der Urkunde. 
In der Rechtſprechung iſt anerkannt, daß die rechts— 
geſchäftliche Abſicht, mit der Forderung den Anſpruch 
auf Herausgabe der Urkunde abzutreten, erkennbar 
gemacht fein muß (vgl. Entſch. Bd. 54 S. 111). Wo 
durch das geſchehen iſt, hat das OLG. nicht erörtert; 
insbeſondere hat es nicht feſtgeſtellt, daß in der Ab⸗ 
tretungsurkunde die Aushändigung des Briefes un— 
mittelbar an P. bewilligt iſt. Die dem urſprünglichen 
Gläubiger erteilte Ermächtigung kann hier nicht in 
Betracht kommen, weil ſie ein von den Beklagten 


vorgenommener rechtsgeſchäftlicher Akt iſt. (Urt. des 
V. 35. vom 23. März 1907, V 449/06). — — —n. 
927 
II. 
Zu 8 2079 BGB. Die Anfechtung einer letzt⸗ 


willigen Verfügung auf Grund des § 2079 BGB. iſt 
nicht deswegen ausgeſchloſſen, weil der Erblaſſer mit 
der Möglichkeit gerechnet hat, der Pflichtteilsberechtigte 
lebe noch. Daß der Erblaſſer eine beſtimmte und dent: 
liche Vorſtellung vom Tode des Pflichtteilsberechtigten 
gehabt hat, iſt nicht Vorausſetzung der Anwendung des 
5 2079. Am 19. Oktober 1904 ſtarb zu G. die Mutter 
der Parteien E. B. Ihre geſetzlichen Erben waren 
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neben ihren drei Kindern (den Parteien) ihr Ehemann 
N. B., der etwa 25 Jahre vorher nach Amerika aus⸗ 
gewandert war. Sie hinterließ ein Teſtament, deſſen 
$ 1 lautet: „Da mein Ehemann vor 25 Jahen nach 
Amerika ausgewandert und vorausſichtlich nicht mehr 
am Leben iſt, ſo ernenne ich zu meinen Erben meine 
drei Kinder — — —.“ Im folgenden beſtimmte fie, 
daß ihre beiden Söhne (die Kläger) nur gewiſſe Grund⸗ 
ſtücke erhalten ſollten, und daß ihrer Tochter (der 
Beklagten) mit Rückſicht auf die von ihr empfangene 
treue Pflege der geſamte übrige Nachlaß zufallen ſolle. 
Der Ehemann der Erblaſſerin focht das Teſtament 
durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht an, 
weil er als Pflichtteilsberechtigter übergangen ſei. 
Kurze Zeit darauf kehrte er nach Deutſchland zurück 
und ſtarb in G. am 5. Juni 1905. Die Parteien ſind 
auch ſeine geſetzlichen Erben. Die beiden Söhne machten 
hierauf im Klagewege die nach ihrer Behauptung durch 
die Anfechtung des Teſtaments ſeitens ihres Vaters 
und Erblaſſers eingetretene Nichtigkeit des Teſtaments 
geltend und zwar auf Grund des 8 2079 BGB., weil 
ein Pflichtteilsberechtigter (ihr Vater), deſſen Vor⸗ 
handenſein der Erblaſſerin bei der Errichtung des Te⸗ 
ſtaments nicht bekannt geweſen ſei, übergangen worden 
ſei. Die Beklagte wandte ein, daß die Erblaſſerin 
auch bei Kenntnis der Sachlage die Verfügung ge⸗ 
troffen haben würde (§ 2079 Satz 2 BGB.). Das 
Landgericht wies die Klage ab. Es nahm an, die 
Kläger hätten nachzuweiſen, daß die Erblaſſerin bei 
Errichtung des Teſtaments von der deutlichen Vor⸗ 
ſtellung beherrſcht geweſen ſei, ihr Ehemann ſei tot. 
Dieſer Nachweis ſei aber mißlungen. Das Oberlandes⸗ 
Erfolg billigte die Entſcheidung. Die Reviſion hatte 
rfolg. 

Aus den Gründen: Nach 8 2079 BGB. kann 
eine letztwillige Verfügung angefochten werden, wenn 
der Erblaſſer einen zur Zeit des Erbfalls vorhandenen 
Pflichtteilsberechtigten übergangen hat, deſſen Vor⸗ 
handenſein ihm beider Errichtung der Ver⸗ 
füg ung nicht bekannt war. Unſtreitig war der 
Ehemann der Erblaſſerin ein zur Zeit des Erbfalls 
vorhandener Pflichtteilsberechtigter (8 2303 BGB.) und 
im Teſtamente übergangen. Es fragt ſich nur, ob der 
Erblaſſerin das Vorhandenſein dieſes Pflichtteilsberech— 
tigten bei der Errichtung ihres Teſtaments bekannt 
oder nicht bekannt war. Wäre ihr damals das Leben 
ihres vor vielen Jahren nach Amerika ausgewanderten 
Mannes bekannt geweſen, fo würde der 8 2079 mangels 
einer geſetzlichen Vorausſetzung unanwendbar ſein. 
Eine Anfechtung des Teſtaments aus 8 2079 würde 
dann unzuläſſig ſein und das Teſtament in Kraft 
bleiben. Dieſer Fall des Bekanntſeins liegt, wie beide 
Vorderrichter annehmen, nicht vor. Daraus folgt 
aber notwendig, daß der Erblaſſerin zur Zeit der Te— 
ſtamentserrichtung nicht bekannt war, daß ihr Ehe— 
mann noch lebe. Iſt das der Fall, ſo iſt die von dem 
Berufungsgerichte vermißte Vorausſetzung für die An— 
wendung des § 2079 gegeben. Wenn es für ausge— 
ſchloſſen erachtet wird, daß jemandem eine gewiſſe 
Tatſache bekannt iſt, ſo zwingt das zu dem Schluſſe, 
daß ihm die Tatſache nicht bekannt iſt. Deshalb 
iſt es irrig, wenn das OLG. ausführt, im Sinne des 
§ 2079 ſei das Nichtbekanntſein dahin aufzu— 
faſſen, daß die Erblaſſerin bei Errichtung des Teſta— 
ments von der beſtimmten und deutlichen Vorſtellung 
beherrſcht geweſen fein müſſe, ihr Mann ſei tot. Rich— 
tig iſt nur, daß, wenn die Erblaſſerin geglaubt hat, 
ihr Mann ſei tot, ihr das Leben des Mannes nicht 
bekannt geweſen ſein muß. Aber das CG. ſchießt 
über das Ziel hinaus, wenn es ſich mit der Feſt— 
ſtellung nicht begnügt, die Erblaſſerin habe nicht ge— 
wußt, ihr Mann lebe noch, ſondern noch weiter verlangt, 
daß ſie ihn für bereits geſtorben gehalten haben müſſe. 
Auch wenn die Erblaſſerin nur von der Mutmaßung 
erfüllt geweſen iſt, ihr Mann lebe nicht mehr, ſo war 
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ihr das Leben des Mannes eben nicht bekannt. Im 


erſten Entwurfe eines BGB. befanden ſich im 8 1782 
(jetzt 2079) hinter den Worten: „bekannt war“, noch 
die Worte: „von welchem der Erblaſſer insbeſondere 
annahm, daß derſelbe geſtorben ſei.“ Die Einſchaltung 
dieſer Worte bezielte nur eine Hinweiſung auf einen 
häufiger vorkommenden Fall. (Begr. Bd. 5 S. 53). 
Schon bei der zweiten Leſung wurden die eingeſchalteten 
Worte jedoch weggelaſſen. Die Entſtehungsgeſchichte 
zeigt alſo gleichfalls, daß es keinesfalls erforderlich 
iſt, die Erblaſſerin müſſe von der beſtimmten und 
deutlichen Vorſtellung beherrſcht geweſen ſein, der 
Uebergangene ſei tot. Der 8 2079 ſtellt keine Aus⸗ 
legungsregel auf, ſondern gibt dem übergangenen 
Pflichtteilsberechtigten unmittelbar ein Anfechtungsrecht. 
Der geſetzgeberiſche Grund iſt der, daß angenommen 
wild, der Erblaſſer würde wahrſcheinlich fo nicht ver- 
fügt haben, wenn er gewußt hätte, daß der Ueber— 
gangene noch vorhanden ſei. Seine Verfügung be— 
ruhe daher auf Irrtum. In einem Falle, wie dem 
vorliegenden, in dem der Erblaſſerin wenigſtens das 
frühere Vorhandenſein eines Pflichtteilsberechtigten 
bekannt war, wird freilich die Erwägung nahe liegen, 
die Erblaſſerin habe auch mit der Möglichkeit gerechnet, 
die einmal vorhanden geweſene pflichtteilsberechtigte 
Perſon ſei noch vorhanden. Die Uebergehung könnte 
unter ſolchen Umſtänden als eine bewußte und ab— 
ſichtliche erſcheinen. Allein das Geſetz macht einen 
derartigen Unterſchied je nach Geſtaltung der einzelnen 
Fälle nicht und es iſt daher auch nicht gerechtfertigt, 
das Anfechtungsrecht ſchon aus dem Grunde allein 
zu verſagen, weil die Erblaſſerin, wie das OLG. an— 
nimmt, mit der Möglichkeit gerechnet habe, ihr Mann 
lebe noch. Der vorliegende Fall (Nichtbekanntſein des 
Vorhandenſeins eines Pllichtteils berechtigten) iſt im 
§ 2079 völlig gleichgeſtellt dem Falle, daß ein Pflicht— 
teilsberechtigter nach geboren wird, alſo einem Falle, 
in dem die Vermutung, der Erblaſſer würde bei Kennt- 
nis der Sachlage ſo nicht verfügt haben, eine viel 
dringendere iſt. Die Gleichſtellung nötigt aber zu 
gleichmäßiger rechtlicher Beurteilung. (Urt. des IV. ZS. 
v. 18. Februar 1907, IV 292/06). 
d88 
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III. 


Aus ſtellungs: und . (61 uulWs.). 
Aus den Gründen: Das OLG. hat bedenkenfrei 
feſtgeſtellt, daß die in dem Proſpekte der Beklagten 
enthaltenen Mitteilungen für einen größeren Kreis 
von Perſonen beſtimmt waren und Angaben tatſäch— 
licher Art, nämlich über den Beſitz von Auszeichnungen, 
enthalten. Es hat die Angaben, die Beklagte beſitze 
„die goldene Medaille Berlin 1896“ und das „Ehren= 
kreuz“ und „die goldene Medaille Düſſeldorf 19027 
für unrichtig erklärt, indem es ausführt: „Das 
Publikum, in deſſen Hände der Proſpekt gelangt ſei, 
wiſſe, daß 1896 in Berlin eine große Gewerbe— 
ausſtellung und 1902 in Düſſeldorf eine ähnliche Aus— 
ſtellung ſtattgefunden habe; dieſe Ausſtellungen ſeien 
infolge ihres großen Umfanges uſw. auch noch jetzt 
weithin bekannt, ſo daß man ſie kurz als Ausſtellung 
Berlin 1896 und Ausſtellung Düſſeldorf 1902 bezeichne. 
Der vernünftige Durchſchnittsmenſch nehme daher an, 
daß, wenn ein Gewerbetreibender ohne weitere An— 
gaben oder Zuſätze erkläre, er habe auf der Aus: 
ſtellung Berlin 1896 und auf der Ausſtellung Düſſel— 


dorf 1902 Auszeichnungen erhalten, die Auszeichnungen 


ihm auf jenen beiden großen Ausſtellungen erteilt 


worden ſeien, und verſtehe in dieſem Sinne die Er- 
flärungen auf und in dem Proſpekte der Beklagten. 


Hiergegen könne ſich die Beklagte nicht darauf berufen, 
daß die auf ihrem Proſpekte abgebildeten Medaillen 
andere ſeien, als diejenigen, welche auf den Berliner 
und Düſſeldorfer Gewerbeausſtellungen gegeben worden 
ſeien, und daß ſie überhaupt dieſe Ausſtellungen nicht 
habe beſchicken dürfen; denn das Publikum pflege die 


Verſchiedenheiten in den Medaillen nicht zu kennen, 
und dieſem ſei jetzt, wie gerichtskundig, nicht mehr in 
der Erinnerung, daß die Beklagte, weil nicht zu den 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Gewerbetreibenden gehörig, die 
Düſſeldorfer Ausſtellung nicht habe beſchicken dürfen, 
und daß ſie auch auf der Berliner Gewerbeausſtellung 
ihre Erzeugniſſe nicht habe ausſtellen dürfen. Die 
Beklagte habe aber unbeſtritten die Auszeichnungen 
auf dieſen Ausſtellungen nicht erhalten.“ Dieſe 
wägungen konnten ohne rechtlichen Verſtoß zu der 
Annahme des OLG. führen, die Angaben bezüglich der 
beiden Auszeichnungen ſeien unrichtig. Daran ſcheitert 
der Angriff der Reviſion. Das OLG. hat ſich über den 
Charakter der Ausſtellungen, auf welchen die Beklagte 
ihre Auszeichnungen erhalten hat. nicht ausgeſprochen 
und brauchte ſich auch hierüber nicht auszuſprechen. 
Ferner kommt es nicht darauf an, ob die Angaben, 
wörtlich genommen, wahr oder unwahr ſind, vielmehr 
iſt für das, was ſie ſagen, der Sinn entſcheidend, 
in welchem ſie das beteiligte Publikum verſteht und 
hiernach iſt zu bemeſſen, ob ſie wahr oder unwahr 
find. Die Vorſchrift des $ 1 Unl WG. richtet ſich ge⸗ 
rade gegen den ſog. Ausſtellungsſchwindel; es werden 
gelegentlich neben großen, bedeutſamen, in weiten 
Kreiſen bekannten Ausſtellungen an denſelben Orten 
kleinere Ausſtellungen veranſtaltet, die ebenfalls Aus— 
zeichnungen gewähren; das Geſetz will aber verhindern, 
daß ſolche Auszeichnungen ſo angeſehen werden, als 
ſeien ſie auf jenen großen Ausſtellungen gegeben 
worden. Ob die Angabe in gutem oder ſchlechtem 
Glauben gemacht iſt, darauf kommt es für die Ver- 
botsklage aus § 1 Abſ. 1 nicht an. Die Beklagte 
konnte die Namen der Ausſtellungen, auf denen ſie 
die Medaille erhalten hat, angeben, dann wäre eine 
andere Auffaſſung des Publikums ausgeſchloſſen. (Urt. 
des II. ZS. vom 15. März 1907, II, 397/06). 
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84468 u. f eines Gläubigers im Konkurs (KO. 
d. F. 8 F. 8 18). Aus den Gründen: 
Die angefochtene Entſcheidung beruht auf der Feſt— 
ſtellung, daß der Klagewechſel in Erfüllung eines am 
11. März 1897 zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
und ſchriftlich beſtätigten Abkommens ausgeſtellt ſei, 
nach deſſen Inhalt der Beklagte die von der Klägerin 
zum Konkurſe der Gebrüder K. angemeldete Forderung 
von 12706,86 Mk. in voller Höhe als Selbſtſchuldner 
übernommen habe. Die Firma Gebrüder K. war am 
8. November 1895 in Konkurs erklärt und hat am 
19. September 1899 den Gläubigern einen Zwangs— 
vergleich von 10% vorgeſchlagen, der am 2. März 
1900 von der Gläubigerverſammlung angenommen 
wurde, wobei die Klägerin für die Annahme ſtimmte. 
Mit Rückſicht hierauf hält das Berufungsgericht den 
Einwand des Beklagten für durchgreifend, daß das 
Abkommen vom 11. März 1897 dem 8 181 KO. — 
richtiger dem gleichlautenden $ 168 KO. ä. F. — wider— 
ſtreite und daher nichtig ſei. Die Rüge der Reviſion, 
daß hierbei dieſe Geſetzesſtelle unrichtig angewandt ſei, 
iſt nicht berechtigt. Die Streitfrage, ob zur Anwen— 
dung des § 168 Satz 3 (ä. F.) eine objektive Be: 
vorzugung des Gläubigers genügt, oder ob auch das 
Bewußtſein der Bevorzugung zu erfordern ſei, iſt 
vom 3. 3 S. des RG. dahin entſchieden worden, daß 
das Bewußtſein von der Bevorzugung bei dem bevor— 
zugten Gläubiger oder bei dem Gegenkontrahenten, 
ſei er nun der Gemeinſchuldner ſelbſt oder (wie hier) 
eine andere Perſon, vorhanden fein müſſe. (NG. 41 
S. 42. Der jetzt erkennende Senat läßt es dahin— 
geſtellt, ob dieſer Anſicht beizupflichten iſt. Denn auch 
wenn die in der Entſcheidung angenommenen Grund— 
ſätze feſtgehalten werden, können ſie der Reviſion nicht 
als Stütze dienen. Das B. ſtellt ſeſt, daß es dem 


Inhaber der klagenden Firma gerade darauf ange— 


kommen ſei, auch für den möglichen Fall eines Zwangs— 


1 


ren 3 
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vergleichs unter allen Umſtänden geſichert und bevor⸗ 
zugt zu ſein. Das Bewußtſein von der Bevorzugung 
der Klägerin beim Beklagten wird aber gewiſſermaßen 
ſchon durch das Abkommen ſelbſt bewieſen. Denn es 
iſt unverſtändlich, was der Beklagte mit der Schuld— 
übernahme ſonſt beabſichtigt haben ſollte, als eine Be- 
vorzugung der Klägerin, wie der Konkurs auch immer 
verlaufe. Nachdem das Abkommen vorgelegt und die 
Angaben des Beklagten über die Geſchichte ſeines Ab⸗ 
ſchluſſes vom Zeugen K. im weſentlichen beſtätigt waren, 
wäre es mindeſtens Sache der Klägerin geweſen dars 
zutun, welche andere Abſichten den Beklagten denn 
geleitet haben ſollten. Das iſt aber nicht geſchehen. 
Die Reviſion will aber auch die objektive Bevorzugung 
in Zweifel ziehen, indem ſie ſich darauf beruft, daß 
die Klägerin in dem Abkommen dem Beklagten und 
der Firma K. Kredite zugeſagt, die Deckung der Konkurs⸗ 
forderung alſo nicht ohne Gegenleiſtung erlangt habe. 
Die Tatſache iſt richtig, auch vom Berufungsrichter 
nicht überſehen, aber nicht geeignet, das Merkmal der 
Bevorzugung zu beſeitigen. Für dieſes Merkmal iſt 
entſcheidend, ob der Einzelgläubiger für feine Konkurs- 
forderung eine Deckung oder Befriedigung erlangt, die 
den übrigen Gläubigern nicht zuteil wird, während 
darauf nichts ankommen kann, ob der Einzelgläubiger 
für dieſes Mehr an Deckung oder Befriedigung dem, 
der es ihm gewährt oder zuſagt, auch ſeinerſeits Lei⸗ 
ſtungen verſpricht. Namentlich muß dies dann gelten, 
wenn dieſe Gegenleiſtung, wie im vorliegenden Falle, 
lediglich in einer Kreditzuſage beſteht. (Urt. des J. Se 
vom 13. März 1907, I 327/06). 
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Zu 6 836 BGB. Begriff der Verletzung „durch 
Teile eines Gebändes“. Maß der vom Beſitzer des Ge⸗ 
bäudes zu fordernden Sorgfalt. Der Kläger war beim 
Amtsgerichte L. als Gefangenenaufſeher angeſtellt. 
Als er von einem Dienſtgang in das Gefängnisgebäude 
zurückkehrte und durch die Flurtüre ſchritt, riß die Kette, 
an der das über der Türe befindliche Klappfenſter be- 
feſtigt war; das infolgedeſſen herabklappende Fenſter 
traf ihn auf den Kopf. Seine Schadenserſatzklage 
gegen den Fiskus begründete er u. a. auch durch Be— 
zugnahme auf $ 836 BGB. Das Reichsgericht führte 
hierzu aus: Rechtlich einwandfrei iſt die Annahme, 
der Kläger ſei durch die Ablöſung eines Teiles des 
Gefängnisgebäudes verletzt worden. Die Kette, welche 
die Laſt des Klappfenſters trug, löſte ſich durch Tren⸗ 
nung ihrer Glieder und bewirkte dadurch das Abſtürzen 
des Fenſters auf den Kläger. Hiernach iſt der Kläger 
durch das Ablöſen der Kette verletzt worden. Die 
Verletzung muß nicht durch unmittelbare Ein⸗ 
wirkung des abgelöſten Teils auf den menſchlichen 
Körper verurſacht ſein. Ebenſowenig unterliegt es 
rechtlichen Bedenken, daß die mit dem Gebäude als 
bleibende Einrichtung verbundene Kette Teil des Ge— 
bäudes war. Rechtlich bedenkenfrei iſt aber auch weiter 
die Annahme des OL G., daß der beklagte Fiskus zum 
Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. Insbeſondere 
iſt einwandfrei auch inſofern ein Verſchulden des Be— 
klagten verneint, als ſeine verfaſſungsmäßigen Ver— 
treter mangels eigener Sachkunde ſachverſtändige Bau— 
beamte zu den periodiſchen Reviſionen des baulichen 
Zuſtandes des Gebäudes herangezogen haben. Aller— 
dings könnte ſich der Fiskus nicht lediglich damit ent— 
ſchuldigen, daß die beſtehenden Dienſtanweiſungen nur 
eine jährliche Reviſion vorſchreiben, wenn durch die 
Anforderungen des Verkehrs eine häufigere Reviſion 
geboten geweſen wäre. Allein das Berufungsgericht 
hat auch unabhängig von den Dienſtanweiſungen vom 
Standpunkte der Verkehrsbedürfniſſe Jahresreviſionen 
für ausreichend erachtet. (Urt. des IV. 3S. vom 
7. Februar 1907, IV 312/06). . 
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B. Strafſachen. 
I. 


Iſt das Aufſuchen von abgeworfenen Geweihſtangen 
in Bayern ſtrafdar ? Bildet das ſogenannte Hirſchen⸗ 
ſprengen ein Jagdvergehen nach 8 292 StGB.? Aus 
den Gründen: Das Wild mit feinen Teilen unter- 
liegt dem ausſchließlichen Aneignungsrechte des Jagd— 
berechtigten; ſein vermögensrechtliches Inter⸗ 
eſſe wird geſchützt. Ueber das Jagdrecht und ſeinen 
Umfang entſcheidet das Landesrecht. In Bayern 
erſtreckt ſich — nach dem Jagdgeſetze vom 30. März 1850 
Art. 1a i. d. Faſſung des AG. z. BGB. vom 9. Juni 
1899 Art. 143 1 — das Recht des Jagdberechtigten 
auch auf das Fallwild, er iſt alſo befugt, das Geweih 
eines im Revier verendeten Hirſches in Beſitz zu nehmen. 
Aber nach Naturgeſetz abgeworfene Geweihſtangen 
werden rechtlich ſelbſtändige Sachen; ſie können nur 
durch beſondere geſetzliche Vorſchrift dem Jagdrecht 
unterworfen werden, wie das Reichsgericht (Entſch. 
B. 13 S. 89) ausgeführt hat. Eine ſolche iſt in Bayern 
nicht erlaſſen. Die Aneignung abgeworfener 
Hirſchgeweihe iſt deshalb in Bayern nicht ſtrafbar. 

Wenn aber eine planmäßige menſchliche Ver⸗ 
anſtaltung an die Stelle des natürlichen Entwick⸗ 
lungsprozeſſes tritt und ſich dieſen dienſtbar macht, 
um Geweihteile vom Hirſche zu trennen und ſie der 
Aneignung eines Nichtberechtigten zu unterwerfen, ſo 
liegt ein Eingriff in das Aneignungsrecht des Jagd— 
berechtigten vor, der unter $ 292 StGB. fallen kann. 
Ein ſolches Unternehmen wird dem Angeklagten nad: 

gewieſen. Er hat unberechtigt auf fremdem Jagd— 
ebiele Wild zum Zwecke der Gewinnung von Geweihen 
aufgeſcheucht und verfolgt: Darin liegt ein Eingriff 
in fremdes Jagdrecht nach 8 292 StB. Denn der 
Tatbeſtand der Vorſchrift wird durch jede Handlung 
eines Unberechtigten erfüllt, welche auf die Okkupation 
von Wild, — lebend oder tot, ganz oder in Teilen, 
mit oder ohne Erfolg — abzielt. Die unbefugte Ver⸗ 
folgung von Hirſchen zwecks Erbeutung ihrer Geweih— 
ſtangen iſt alſo ſtrafbar. Das Bewußtſein, unberechtigt 
dieſe Handlung vorzunehmen, genügte zur Annahme 
des Vorſatzes des Angeklagten. Sein Vorgehen war 
planmäßig auf die Gewinnung von Hirſchſtangen an— 
gelegt. Damit iſt der Vorſatz feſtgeſtellt. Hielt der 
Angeklagte ſeine Handlungen für keine Jagdaus— 
übung, für keine Verletzung fremden Jagdrechts, ſondern 
für allgemein erlaubt, ſo war dies ein Irrtum über 
den Inhalt und die Tragweite des Strafrechts; dieſer 
macht nicht ſtraflos. (Urt. d. J. StS. v. 14. Februar 
1907, D 1267/06). | B. 
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Erſchöpfung der eh (8 263 StPO.) Dem An⸗ 
geklagten waren zwei ſe bſtändige Handlungen — 
eine Beleidigung und eine Uebertretung nach $ 360 
Nr. 11 StGB. — zur Laſt gelegt; die Verurteilung 
erfolgte nur wegen Beleidigung; wegen der Ueber— 
tretung erfolgte weder Verurteilung noch Freiſprechung. 
Aus den Gründen iſt nicht klar zu entnehmen, welche 
Stellung das Gericht dieſem Teile der Anklage gegen— 
über eingenommen hat. Wäre anzunehmen, daß der 
erkennende Richter gleichfalls zwei ſelbſtändige Hand— 
lungen angenommen und nur verſehentlich einen Aus— 
ſpruch über die Uebertretung unterlaſſen hat, ſo wäre 
inſoweit das Verfahren in erſter Inſtanz noch an— 
hängig geblieben und könnte durch eine nachträgliche 
Entſcheidung erledigt werden. Allein die Gründe 
laſſen es als höchſt wahrſcheinlich erſcheinen, daß der 
Erſtrichter Idealkonkurrenz angenommen hat. Der 
Angeklagte hat aber ein berechtigtes Intereſſe an 
einem ausdrücklichen Ausſpruch über die ihm zur Laſt 
Uebertretung und gegebenenfalls an der 


Feſtſtellung, daß er ſich ihrer nicht ſchuldig machte, 


238 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 11. 


wenn auch im letzteren Falle — bei der Annahme der 
Idealkonkurrenz — eine Freiſprechung von dieſem 
Teile der Anklage in der Urteilsformel nicht zum 
Ausdrucke kommen durfte. Deshalb muß der erwähnte 
Mangel des Urteils zu deſſen Aufhebung führen, da 
der Fehler, liegt nur eine einheitliche Tat vor, im 
Hinblick auf den Grundſatz ne bis in idem nicht nach⸗ 
träglich verbeſſert werden kann. (Urt. des V. StS. 
vom 2. April 1907, 5 D 1115/6). — — — e — 
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I 

Erſtrebung eines Bermögendvorteild durch Abwen⸗ 
dung einer Geldſtrafe. (6 283 St.). In der Ab⸗ 
ſicht der Abwendung einer Geldſtrafe kann die Ab⸗ 
ſicht gefunden werden, ſich einen Vermögensvorteil zu 
verſchaffen, wenn die Tätigkeit des Angeklagten nicht 
ausſchließlich die Abwendung des mit der Einleitung 
eines Strafverfahrens verbundenen moraliſchen Nach— 
teils bezweckte. Der Vermögensvorteil muß aber 
rechtswidrig fein, wenn $ 253 StGB. angewendet 
werden ſoll. Hier handelte es ſich um die Zurück⸗ 
nahme einer Privatklage wegen Beleidigung. Der 
damit erſtrebte Vermögensvorteil wäre nur dann 
rechtswidrig, wenn ſich der Angeklagte einer ſtraf— 
baren Beleidigung ſchuldig gemacht hätte. Das Urteil 
enthält ſich aber jeden Ausſpruchs darüber, ob eine 
ſtrafbare Beleidigung vorlag. Da nur ver- 
ſuchte Erpreſſung in Frage kommt, hätte eine ſolche 
angenommen werden können, wenn der Angeklagte 
auch nur der irrigen Meinung geweſen, die gegen ihn 
erhobene Privatklage ſei begründet. Allein eine der- 
artige Geſtaltung des Falles hätte erſt recht des durch— 
aus fehlenden Nachweiſes und der Begründung be— 
durft. (Urt. des V. StS. v. 19. März 1907, 5 D 1151/06). 
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Kollektivdelikt — fortgeſetztes Delikt. (ß 181 StGB.). 
Das Urteil ſieht als erwieſen an, daß während 
mehrerer Monate die zwei Töchter der Angeklagten 
in deren Wohnung wiederholt mit Männern geſchlecht— 
lich verkehrten, ſtellt aber nur eine einheitliche, ge— 
wohnheitsmäßig begangene Straftat feſt, faßt alſo die 
verſchiedenen Tätigkeitsakte der Angeklagten zur Ein— 
heit eines Kollektivdelikts zuſammen. Nach $ 181 StGB. 
iſt aber unter den daſelbſt bezeichneten Vorausſetzungen 
derjenige ſtrafbar, der der Unzucht ... Vorſchub 
leiſtet, ohne Rückſicht darauf, ob er dabei gewohnheits— 
mäßig oder aus Eigennutz handelt. Daraus folgt, da 
die Gewohnheitsmäßigkeit im § 181 weder ein ſtraf— 
begründender noch ein ſtraferhöhender ſondern ein 
für den Tatbeſtand unerheblicher Umſtand iſt, die 
rechtliche Unmöglichkeit, die einzelnen, den Tatbeſtand 
ſchon vollſtändig verwirklichenden Tätigkeitsakte auf 
Grund einer vorliegenden Gewohnheitsmäßigkeit zu 
der Einheit eines Kollektivdelikts zuſammenzuziehen 
(vgl. E. 6 S. 132). In allen dieſen Fällen ſtehen die 
einzelnen Tätigkeitsakte im Verhältniſſe der Real— 
konkurrenz zueinander, es ſei denn, daß der Tatrichter 
— bei gegebener Vorausſetzung — fie zu der juriſti— 
ſchen Einheit eines fortgeſetzten Delikts zuſammenfaßt. 
(Urt. des V. StS. vom 19. März 1907, 5 D 1199.06). 
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V 


Vorausſetzung der Einziehung nach § 40 StGB. 
Eigentumsübergang bei einem unter 5 134 8. fallen: 
den Geſchäfte. Nach dem Urteile hat N. von dem 
Angeklagten in deſſen Buchhandlung zwei Anſichts— 
poſtkarten unzüchtiger Art gekauft und übergeben 
erhalten. Sie waren deshalb zur Begehung eines 
vorjäßlichen Vergehens gebraucht. Ihre Einziehung 
wäre alſo zuläſſig geweſen, wenn fie 3. Z. der Ur— 
teilsfällung dem Angeklagten als Täter oder einem 
Teilnehmer der Tat gehörten. Zunächſt gehörten 


die Karten dem Angeklagten nicht mehr, da er ſie 
verkauft hatte. Allerdings verſtieß der Verkauf gegen 
ein geſetzliches Verbot und war deshalb nach § 134 
BGB. nichtig. Allein die Nichtigkeit ergreift nur 
das durch den Kauf begründete obligatoriſche Rechts⸗ 
verhältnis. Die auf ſachenrechtlichem Gebiete liegen⸗ 
den Erfüllungsgeſchäfte werden von der Verbots⸗ 
widrigkeit oder der Unſittlichkeit des ihnen zugrunde 
liegenden Kauſalgeſchäfts nicht in dem Sinne beein⸗ 
flußt, daß auch ſie deswegen nichtig wären (RGE. 
in 35. Bd. 63 S. 185). Die Poſtkarten gehörten 
demnach dem Käufer; daß dieſer als Teilnehmer der 
dem Angeklagten zur Laſt gelegten Handlung anzu= 
ſehen iſt, kann dem Urteile nicht entnommen werden. 
Die angeordnete Einziehung der Karten konnte nicht 
aufrecht erhalten werden, war vielmehr in analoger 
Anwendung des § 394 StPO. dem Antrage des Ober: 
Reichsanwalts entſprechend zu ſtreichen, da eine ander⸗ 
weite Feſtſtellung nach der Sachlage ausgeſchloſſen iſt. 
(Urt. des V. StS. v. 19. März 1907, 5 D 1200/06). 
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VI. 


Kann derjenige wegen Hehlerei durch Anſichbringen 
und Verheimlichen geſtraft werden, der von der Ver⸗ 
wendung geſtohlener Sachen erſt nach deren Einſügung 
in das von ihm herzuſtellende, einem Dritten gehörende 
Gebände Kenntnis erhält? (6 259 StGB). Die ge⸗ 
ſtohlenen Latten ſind in einem fremden Gebäude bei 
Herſtellung einer Decke verwendet worden, deren Aus- 
führung der Angeklagte durch Werkvertrag übers 
nommen hatte. Das hatte der Angeklagte von vorn⸗ 
herein weder angeordnet noch bewußt durch Unter⸗ 
laſſung gegenteiliger Anordnungen zugelaſſen; er er⸗ 
langte vielmehr von der in ſeinem Nutzen erfolgten 
Verwendung erſt Kenntnis, als die Latten bereits 
„angenagelt“ waren. Darnach war Beſitz und Ber: 
fügungsgewalt des Angeklagten durch die in ſeinem 
Erwerbsgeſchäft tätigen Perſonen für ihn ohne ſein 
Wiſſen erlangt worden ($ 855 BGB.). Stellt das 
Annageln ein Einfügen in das fremde Gebäude dar, 
ſo würde dadurch Eigentum und auch die tatſächliche 
Verfügungsgewalt des Gebäudeeigentümers begründet 
($ 94 Abſ. 2, § 946 BGB.), diejenige des Angeklagten 
aber wieder aufgehoben worden ſein. Daran ändert 
der Umſtand nichts, daß die Abnahme des Werkes 
noch nicht erfolgt war, denn dieſe vermittelt weder 
Eigentumsübergang noch Beſitzübertragung, äußert 
vielmehr nur Wirkungen in bezug auf das Vertrags— 
verhältnis (SS 640 ff. BGB.). 

Im Falle der Verbindung der Latten mit dem 
Gebäude vor deren Entdeckung durch den Angeklag— 
ten würde dieſer ſonach die geſtohlene Sache dol os 
überhaupt nicht innegehabt haben. Die nachträgliche 
Genehmigung der Handlungen der Arbeiter, die Billi— 
gung und Ausnützung der dem Angeklagten aus dieſen 
erwachſenen Vorteile kann die Verantwortung des 
Angeklagten für jene Handlungen nicht rückwirkend 
begründen. Ebenſowenig ſteht die im Zeitpunkt 
der Entdeckung der Latten unterbliebene Beſeitigung 
des von Dritten geſchaffenen Zuſtandes, das Unter— 
laſſen des Abreißeas und die Zurückverbringung, 
worin das Urteil den ſtrafbaren Erwerb erblickt, dem 
letzteren gleich, denn eine poſitive Rechtspflicht beſteht 
nur dahin, den Erwerb von Sachen verbrecheriſcher 
Herkunft abzulehnen, nicht auch dahin, die zum Vor— 
teil erfolgte Verwendung ſolcher Sachen rückgängig 
zu machen; auch ſtand, wenn die Latten durch Ein— 
fügung Eigentum des Grundeigentümers geworden 
waren, dem Angeklagten die Befugnis gar nicht zu, 
ſo zu handeln, wie das Urteil es fordert. Hat alſo 
der Angeklagte, wie anzunehmen, von der Verwen— 
dung der geſtohlenen Latten erſt Kenntnis erhalten, 
nachdem dieſe dem Gebäude eingefügt waren, ſo iſt 
eine Verhehlung durch Anſichbringen ausge— 


Zeitſchrift für für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 11. in Bayern. 1907. Nr. 11. 


ſchloſſen. Von dem Zeitpunkte der Verbindung an iſt 
dies aber auch hinſichtlich der Verheimlichung 
der Fall. Eine geſtohlene Sache, an der zufolge der 
Vorſchriften über Verbindung das Eigentum eines 
Dritten unanfechtbar begründet iſt, deren Herausgabe 
deshalb weder mit der Eigentumsklage noch mit ſon⸗ 
ſtigen Rechtsmitteln gefordert werden kann, hat den 
ihr naheſtehenden Mangel ſtrafbaren Erwerbs einge⸗ 
büßt und kann nicht Gegenſtand der Hehlerei ſein 
(vgl. Entſch. Bd. 25 S. 402). Der frühere Eigentümer 
kann freilich auf Grund feines beſchränkten und be⸗ 
dingten Wegnahmerechts die verbundene Sache ab⸗ 
trennen und ſich von neuem aneignen (§§ 951, 997, 
258 BGB.). Dieſes Recht iſt aber obligatoriſch und 
hindert den neuen Eigentümer nicht, über die ver⸗ 
bundene Sache während der Verbindung und nach 
deren Aufhebung zu verfügen. Die Vereitelung dieſes 
Rechtes durch einen Dritten in der eigennützigen Ab⸗ 
ſicht, ſich vor Schadensanſprüchen, ſei es des früheren, 
ſei es des gegenwärtigen Eigentümers zu ſchützen, 
kann daher der Aufrechthaltung des durch die ſtrafbare 
Handlung für die Sache geſchaffenen widerrechtlichen 
Zuſtandes nicht gleichgeachtet werden, vielmehr hat 
dieſer Zuſtand als mit der Verbindung endgültig be⸗ 
endet zu gelten. (Urt. des V. StS. vom 9. April 1907, 
5 D 1139/06). — — —e— 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Borlänfige „ . 55 des Ent: 
mündigungsgrundes. (BGB. § 1906). F. H. hat beim 
Amtsgericht die Entmündigung ns 1227 geborenen 
Bruders Ch. H. wegen Geiſtesſchwäche und deſſen 
Stellung unter vorläufige Vormundſchaft beantragen 
laſſen, weil er infolge ſeines vorgerückten Alters “| 
Geiſtesſchwäche verfallen ee und fi von der 1866 
geborenen ledigen Köchin L. H., die es auf fein Ver⸗ 
mögen abgeſehen habe, zu dem Entſchluſſe habe 
beſtimmen laſſen, ſie zu heiraten. Das Amtsgericht 
a den Anträgen ſtattgegeben. Auf Beſchwerde des 

Ch. H. hat das LG. die Verfügung des Vormund⸗ 
„ aufgehoben. Die weitere Beſchwerde 

8 F. H. wurde unter nachſtehender Begründung zus 
nn 

Die vorläufige Vormundſchaft foll der Gefahr 
vorbeugen, daß derjenige, deſſen Entmündigung bean⸗ 
tragt iſt, während der Durchführung des Verfahrens 
Rechtshandlungen vornimmt, die Nachteile für ſeine 
Perſon oder ſein Vermögen mit ſich bringen. § 1906 
BGB. macht deshalb die Anordnung der Maßregel 
nur davon abhängig, daß die Entmündigung bean⸗— 
tragt iſt und das Vormundſchaftsgericht die vorläufige 
Vormundſchaft zur Abwendung einer erheblichen Ge- 
fährdung der Perſon oder des Vermögens des zu 
Entmündigenden für erforderlich erachtet. Des Nach⸗ 
weiſes eines Entmündigungsgrundes bedarf es nicht, 
die Anordnung der Maßregel darf deshalb nicht ſchon 
deswegen abgelehnt werden, weil ein Entmündigungs⸗ 
grund nicht nachgewieſen iſt. Daraus folgt aber nicht, 
daß das Gericht ſich mit der Frage nach feinem Vor⸗ 
handenſein überhaupt nicht zu befaſſen hat. Sie kann 
nach den Umſtänden von Bedeutung für die Annahme 
einer erheblichen Gefährdung ſein, ſofern es dafür an 
zureichendem Grunde fehlt, wenn von vorneherein 
nicht zu erwarten iſt, daß es zur Entmündigung kommen 
werde, und bei einer an ſich nicht als gefährdend 
erſcheinenden Handlung erſt deren Zuſammenhang 
mit einem Entmündigungsgrunde Anlaß zur Beſorgnis 
eines erheblichen Nuchteil3 geben mag. Von dieſer 
Auffaſſung iſt das LG. ausgegangen, indem es in 
dem Vorhaben des hochbejahrten Ch. H., eine Frauens— 
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perſon geſetzten Alters zu heiraten, um ſich für den 
Reſt ſeines Lebens ſorgſame Pflege zu ſichern, an ſich 
eine Gefährdung der Perſon oder des Vermögens des 
ch H. nicht erblickt und eine Beeinfluſſung des Ent- 
luſſes des Ch. H. durch einen die Entmündigung 
3 Zuſtand von Geiſtesſchwäche deswegen 
nicht angenommen hat, weil das Beſtehen eines ſolchen 
Zuſtandes aus den vorgelegten Gutachten nicht zu 
entnehmen ſei. (Beſchl. des I. ZS. vom 8. März 1907, 
Reg. III. 18/1907). W. 


II. 


Bayer. Gebührenordnung für Rechtsanwälte in An: 
Af 1. Ju 55 Rechtspflege Art. 15 Abſ. 3, Art. 27 
Abſ. 1. In den ! der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit iſt bei nicht ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüchen die für den 
Anſatz der Gerichtsgebühren getroffene 
Wertsfeſtſetzung für die Berechnung der 
Gebühren des i . ma ß⸗ 
gebend und deshalb für ih nn cht an⸗ 
fechtbar. In der Vormundſchaft über die 17 zahrige 
Maria S., die ein Vermögen von 9700 Mk. beſitzt, hat 
das Vormundſchaftsgericht den für die Mündel vom 
Rechtsanwalt S. geſtellten Antrag auf Erſetzung der 
Einwilligung des Vormunds zur Eheſchließung mit 
dem Wirt J. A. abgewieſen. Die Beſchwerde wurde 
vor der Verbeſcheidung zurückgenommen. Am 29. Ja⸗ 
nuar 1907 hat das Landgericht M. nach Art. 43, 39 
Geb. und 8 10 GKG. den Wert des Beſchwerde⸗ 
egenſtandes auf 500 Mk. feſtgeſetzt. Rechtsanwalt S. 
hat im eigenen Namen Beſchwerde mit dem Antrag 
eingelegt, den Wert auf 2000 Mk. feſtzuſetzen. In der 
Beſchwerdeſchrift iſt unter Hinweis auf § 10 GKG. 
ausgeführt, daß kein Anlaß gegeben ſei von dem 
regelmäßig als Wert anzunehmenden Betrage von 
2000 Mk. abzugehen, weil der Verlobte der Maria S. 
ein ſchönes Anweſen und ein gut gehendes Geſchäft 
beſitze. Die Beſchwerde wurde als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. 

Aus den Gründen: Die Beſchwerde geht von 
der unrichtigen Annahme aus, daß die angefochtene 
Entſcheidung für die Gebührenforderung des Beſchwerde⸗ 
führers maßgebend ſei. Der Rechtsanwalt hat für 
die Berufstätigkeit in der freiw. Gerichtsb. Vergütung 

nach den Art. 5 bis 15 der VO. vom 26. März 1902 
(G3 l. 1902 S. 133 ff.) zu beanſpruchen. Nach Art. 27 
Ab. 1 finden in den Fällen der Art. 4 bis 26 die 
Vorſchriften der §8§ 11, 12 RAG. entſprechende An⸗ 
wendung, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt. In 
der Regel iſt deshalb der für den Anſatz der Gerichts- 
gebühren nach Art. 43 ff. Geb. feſtgeſetzte Wert des 
Gegenſtandes des Verfahrens auch für die Berechnung 
der Gebühren des Rechtsanwalts maßgebend und dem 
Rechtsanwalt ſteht ebenſo wie dem Zahlungspflichtigen 
und der Staatskaſſe gegen die gerichtliche Entſcheidung 
über die Wertfeſtſetzung das Recht der Beſchwerde 
nach Art. 46 ff. GebG. zu. Ein anderes iſt jedoch für 
den Fall beſtimmt, daß der Gegenſtand des Verfahrens, 
in dem der Rechtsanwalt tätig geworden iſt, einer 
Schätzung nach Geld nicht fähig iſt. Während nach 
Art. 39 GebG. die Wertfeſtſetzung für die Berechnung 
der Gerichtsgebühren nach der entſprechend anzuwen— 
denden Vorſchrift des $ 10 GKG. erfolgt, der Wert 
alſo zu 2000 Mk., ausnahmsweiſe niedriger oder höher, 
jedoch nicht unter 200 Mk. und nicht über 50000 Mk. 
anzunehmen iſt, hat der Rechtsanwalt nach Art. 15 
Abſ. 2, 3 der VO. eine Gebühr zu beanſpruchen, die 
nach einem Werte von 200 bis 50000 Mk., und wenn 
das Geſchäft für den Auftraggeber ausnahmsweiſe von 
beſonders hoher Bedeutung iſt, nach einem Werte bis 
zu 100 000 Mk. zu berechnen iſt. Die Anwendung des 
§ 10 GKG. iſt durch Art. 15 der VO. im Gegenſatze 
zu § 10 RAG. ausgeſchloſſen worden, um die Wert⸗ 
berechnung bei nicht vermögensrechtlichen Angelegen— 


heiten den Beſonderheiten des einzelnen Falles anzu: 
paſſen und zu verhüten, daß trotz ihrer in der Regel 
geringeren Bedeutung für ſie ein Durchſchnittswert 
von 2000 Mk. angenommen werde. In den Fällen des 
Art. 15 Abſ. 3 kann deshalb die für den Anſatz der 
Gerichtsgebühren getroffene Wertfeſtſetzung nicht als 
Maßſtab für die Berechnung der Anwaltsgebühren 
dienen, der §S 11 RAG. iſt nicht anwendbar und 
damit entfällt auch das dem Rechtsanwalt im § 12 
gewährte Beſchwerderecht; zur Anfechtung der ſeine 
Gebührenforderung nicht berührenden Entſcheidung iſt 
der Rechtsanwalt nicht berechtigt. (Beſchl. vom 19. Fe⸗ 
bruar 1907, Reg. III Nr. 131907). 
833 
III. 

Gebührenpflicht bei Uebertragung des ganzen Ber: 
mögens einer Geſellſchaft auf eine andere, wenn zu dem 
übertragenen Vermögen Grundftüde gehören. Iſt auch 
in dieſem Falle die Umſchreibung des Beſitztitels im 
Hypothekenduche vom Nachweis der Entrichtung einer 
beſonderen Beſitzveränderungsgebühr abhängig? (Geb. 
ä. F. Art. 113, 213, 261).) Eine Aktiengeſellſchaft 
übertrug ihr Vermögen als Ganzes auf eine andere, 
die aus dieſem Anlaß ihr Grundkapital erhöhte. Die 
Liquidation des Vermögens der aufzulöſenden Geſell— 
ſchaft ſollte vereinbarungsgemäß unterbleiben. Die 
genehmigenden Beſchlüſſe der Generalverſammlungen 
ſind eingetragen. Für den Uebertragungsvertrag iſt 
die Gebühr zu 3%b0 und für den Beſchluß der General— 
verſammlung der übernehmenden Geſellſchaft über die 
Erhöhung des Grundkapitals die Gebühr zu 2 ge— 
zahlt. Eine beſondere Beſitzveränderungsgebühr war 
nicht angeſetzt. Die Geſellſchaft beantragte bei dem 
Hypothekenamt die Umſchreibung des Beſitztitels für 
ein zu dem übertragenen Geſellſchaftsvermögen ge— 
hörendes Anweſen auf ihren Namen. Das Hypotheken- 
amt wies den Antrag ab; die Beſchwerde hatte keinen 
Erfolg. Auch die weitere Beſchwerde wurde zurück— 
gewieſen aus folgenden Gründen: Nach dem Geb., 
das hier in der Faſſung der Bek. vom 6. Juli 1892 
anzuwenden iſt, wird der Uebergang des Eigentums 
an einem Grundſtücke durch Erhebung einer nach dem 
Werte des Gegenſtandes zu bemeſſenden Gebühr be— 
ſteuert. Die Gebühr für den Eigentumsübertragungs— 
Vertrag iſt im Art. 113 Ziff. 1 und für gewiſſe be- 
ſondere Fälle im Art. 114 feſtgeſetzt; im Art. 213 wird 
für eine Befigveränderung, die „infolge von Beſchlüſſen 
oder Entſcheidungen der Behörden, im Erbgang oder 
auf ſonſtige Weiſe“ ſtattfindet, die Erhebung der im 
Art. 214 beſtimmten Gebühr mit der im Abſ. 2 ent- 
haltenen Einſchränkung angeordnet, daß dieſe Gebühr 
nur zu entrichten iſt, wenn „nicht bereits eine mit 
der verhältnismäßigen Gebühr bewertete Vertrags— 
urkunde vorliegt“. In dem Beſchluſſe vom 29. Oktober 
1902 hat der II. 3S. ausgeſprochen, daß auf einen 
Vereinigungsvertrag im Sinne des § 306 HGB., deſſen 
Beſteuerung übrigens nicht Gegenſtand der Entſchei— 
dung war, Art. 113 Ziff. 1 nicht Anwendung finde, 
weil Gegenſtand des Vertrags nicht die einzelnen Be— 
ſtandteile des Vermögens der ſich auflöſenden Geſell— 
ſchaft ſeien, ſondern ihr Vermögen als Ganzes auf 
die aufnehmende Geſellſchaft übergehe, wodurch „wie 
beim Erbgange“ der Eigentumsübergang ſich „mit 
Rechtsnotwendigkeit“ vollziehe. Mit der Frage, ob 
auf dieſen Eigentumsübergang nicht ebenſo wie im 
Falle des Erbgangs Art. 213 Anwendung finde, hat 
er ſich nicht befaßt. Bei dem Abdrucke des Beſchluſſes 
in den Bl. f. d. bayer. Finanzweſen hat die Redaktion 
(S. 78 unten) bemerkt, für den Eigentumsübergang der 
Geſellſchaftsimmobilien werde die Beſitzveränderungs— 
gebühr zu erheben ſein. Es iſt in der Tat unmöglich. 
die Beſteuerung nach Art. 213, deſſen Wortlaut auch 
den durch Geſamtrechtsnachfolge eintretenden Eigen— 


) Bezuglich der Gebührenpflicht unter der Herrſchaft des Grund— 
buchrechtes ſ. Gebe. n. F. Art. 24, 288, 289. 


tumsübergang umfaßt und der den wichtigſten Fall 
dieſer Art, die im Erbgang eintretende Beſitzverände— 
rung, ausdrücklich anführt, bei dem durch Vereinigung 
von Aktiengeſellſchaften erfolgenden Eigentumsüber— 
gange deswegen für ausgeſchloſſen zu erachten, weil die 
Vereinigung eine Geſamtrechtsnachfolge bewirkt. Ebenſo 
haltlos iſt die Anſicht, daß im Abſ. 2 des Art. 213 
unter „der verhältnismäßigen Gebühr“ jede ſich nach 
dem Werte des Gegenſtandes beſtimmende Gebühr zu 
verſtehen ſei. Wortlaut und Zweck des Abſ. 2 laſſen 
keinen Zweifel darüber zu, daß die verhältnismäßige 
Gebühr, neben der die Beſitzveränderungsgebühr nicht 
erhoben werden ſoll, die für vertragsmäßige Be⸗ 
ſitzveränderung beſtimmte Gebühr iſt. Der Eigen⸗ 
tumsübergang ſoll im Falle rechtsgeſchäftlicher Ueber— 
tragung des Eigentums nicht zweimal beſteuert werden. 
Der Art. 249 Abſ. 1 n. F. hat, indem er in dem die 
Doppelbeſteuerung ausſchließenden Vorbehalt auf die 
Art. 118, 146 n. F. verweiſt, nur den Ausdruck des 
Art. 213 ä. F. geändert. Inwiefern Art. 118 Abſ. 5 
ä. F in Betracht kommen ſoll, iſt unverſtändlich. Der 
Beſchluß der Generalverſammlung der beſchwerde— 
führenden Geſellſchaft enthält nicht eine Verfügung 
über die Grundſtücke der aufzulöſenden, die Ver⸗ 
fügung über deren Vermögen iſt in dem Vereinigungs— 
vertrage getroffen worden; an dem Beſchluſſe der 
Generalverſammlung der beſchwerdeführenden Geſell— 
ſchaft hat die aufzulöſende Geſellſchaft überhaupt nicht 
teilgenommen. Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, 
ob die von der Beſchwerdeführerin beanſpruchte An— 
rechnung nicht nach Art. 311 Satz 2 in Verbindung 
mit Art. 150 Abſ. 5 n. F. ausgeſchloſſen fein würde. 
Die Umſchreibung iſt demnach mit Recht abgelehnt 
worden. (Beſchluß vom 14. Dezember 1906 [J. 3S.] 
Reg. III Nr. 83/1906). K. 
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3. Strafſachen. 


Anwendung des $ 79 StGB. in einem Falle der 
Wiederaufnahme des Verfahrens. G. Z. wurde vom 
Schöffengerichte St. am 11. Mai 1905 wegen eines am 
6. Oktober 1903 verübten Diebſtahls zu vier Monaten 
Gefängnis verurteilt, auf ſeine Berufung wurde er 
vom Landgerichte R. durch ein rechtskräftig gewordenes 
Urteil vom 5. Auguſt 1905 unter Aufhebung des 
ſchöffengerichtlichen Urteils freigeſprochen. Die Frei— 
ſprechung erfolgte auf Grund der Ausſage eines von 
Z. zum Meineid angeſtifteten Zeugen. Das Schwur— 
gericht A. verurteilte am 28. September 1906 den Z. 
wegen eines im Mai 1905 verübten Verbrechens der 
unternommenen Meineidsverleitung und wegen eines 
in der Zeit vom 28. Mai bis 3. Juni 1905 und am 
5. Auguſt 1905 begangenen Verbrechens der Anſtiftung 
zum Verbrechen des Meineids zur Geſamtſtrafe von 
fünf Jahren Zuchthaus. Strafbeginn: 28. September 
1906. Der Zeuge wurde ebenfalls verurteilt. Das 
Landgericht R. hob daraufhin im Wiederaufnahme— 
verfahren mit rechtskräftigem Urteil vom 6. Februar 
1907 das Urteil vom 5. Auguſt 1905 auf und verwarf 
die Berufung des 3. gegen das Urteil des Schöffen 
gerichts vom 11. Mai 1905. Den Antrag des Staats- 
anwalts, die gegen 3. wegen Diebſtahls ausgeſprochene 
viermonatige Gefängnisſtrafe und die beiden vom 
Schwurgericht feitgefegten Einzelſtrafen von zwei und 
vier Jahren Zuchthaus auf eine Geſamtſtrafe zurück— 
zuführen, lehnte das Landgericht A. ab, da die frühere 
Verurteilung im Sinne des $ 79 StGB. die Verur— 
teilung vom 11. Mai 1905 ſei, die durch das Schwur— 
gericht abgeurteilten Straftaten aber erſt nach dieſer 
früheren Verurteilung begangen ſeien. 

Der Beſchluß wurde aufgehoben mit der Be— 
gründung: Die Annahme der Strafkammer, daß 
die „frühere Verurteilung“ die vom Schöffengerichte 
St. am 11. Mai 1905 ausgeſprochene ſei, iſt unſtich— 


— 


haltig. Das Urteil vom 11. Mai 1905 hat durch das 
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rechtskräftige Urteil des Landgerichts R. vom 5. Auguſt 
895 ſein rechtliches Daſein verloren (Entſch. Bd. 33 

231). In dem Zeitpunkt, in dem das Schwur⸗ 
gericht die oben bezeichneten beiden Verbrechen ab⸗ 
urteilte, beſtand rechtlich eine „frühere“ Verurteilung 
wegen Diebſtahls nicht. Als die Strafkammer des 
Landgerichts R. im Wiederaufnahmeverfahren die An- 
klage wegen Diebſtahls ihrer Beurteilung neuerdings 
unterſtellte, war die vom Schwurgericht ausgeſprochene 
Geſamtzuchthausſtrafe weder verbüßt, noch verjährt, 
noch erlaſſen. Es iſt hiernach eine Geſamtſtrafe zu 
bilden. (Beſchl. vom 5. April 1907, Beſchw. Reg. un 
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A München. 


Verfügungen der 5 über das Eigentum des 
Mannes genießen (guten Glauben des Erwerbers vor⸗ 
andgefeht) den Schunk des § 932 BGB. Zu den Be: 
griffen „Abhandenkommen“ und „guter Glaube“. Der 
Kläger lebt ſeit Jahren von ſeiner Frau getrennt. 
Letztere hat ihrer Tochter, der Stieftochter des Klägers, 
bei deren Verheiratung eine Kuh, ein Bett, 2 Käſten 
uſw. als Ausſteuer gegeben. Dieſe Gegenſtände ver⸗ 
langt der Kläger als ſein Eigentum zurück. Die Klage 
wurde abgewieſen. Die Berufung machte geltend, die 
Kuh gehöre nach dem Bays R. Tl. I Kap. 6 8 21 
zum Eigentum des Klägers und an den übrigen Ge— 
genſtänden habe er, da Errungenſchaftsgemeinſchaft 
beſtanden habe, wenigſtens Miteigentum. An dieſen 
Eigentums verhältniſſen ſei durch die Ueberleitung der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft in den geſetzlichen Güter⸗ 
ſtand des BGB. nichts geändert worden. Die Be- 
rufung wurde zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

Der Kläger beſtritt die Wirkſamkeit der von ſeiner 
Frau über ſein Eigentum getroffenen Verfügung. Eine 
ſolche habe Eigentum auf die Beklagte nicht übertragen 
können. Dieſer Schluß geht jedoch fehl. 8 185 BGB. 
behandelt, von 2 Sonderfällen abgeſehen, nur den 
Einfluß der Einwilligung oder Genehmigung des Be— 
rechtigten auf die Wirkſamkeit der Verfügung eines 
Nichtberechtigten. Die Anwendung ſonſtiger Vor— 
ſchriften, welche eine Verfügung gedachter Art dem 
Berechtigten gegenüber wirkſam werden laſſen, wird 
durch § 185 nicht ausgeſchloſſen, es haben alſo na— 
mentlich auch die Beſtimmungen zugunſten des gut— 
gläubigen Erwerbers ohne weiteres Geltung. Gemäß 
§ 932 BGB. wird durch die zum Zwecke der Eigen— 
tumsübertragung erfolgte Uebergabe der Sache der 
Erwerber auch dann Eigentümer, wenn die Sache dem 
Veräußerer nicht gehört, es müßte denn der Eigen⸗ 
tümer dartun, daß ihm die Sache abhanden gekommen 
ſei (§ 935 Abf. 1) oder daß der Erwerber zur Zeit 
des Beſitzerwerbes nicht in gutem Glauben war ($ 932, 
Abſ. 1 und 2). Keiner dieſer Fälle ſchlägt hier ein. 
Dem Kläger ſind die Sachen nicht dadurch „abhanden“ 
gekommen, daß ſeine Frau unberechtigt darüber ver— 
fügte. Er hatte ſie ſchon aus der „Hand“ gegeben, 
als er ſie bei der Trennung von der Frau auf ihrem 
Anweſen zurückließ. Blieb er auch mittelbarer Be— 
ſitzer (§ 868), fo war doch der unmittelbare Beſitz, 
die tatſächliche Verfügungsgewalt bei der Frau, und 
zwar mit dem Willen des Klägers. Die Beklagte be— 
ſtreitet, je anderes gewußt zu haben, als daß die 
Sachen ihrer Mutter gehörten. Sie hat auch durch 
ihre Erklärung, wohl zu wiſſen, daß der Kläger in 
früherer Zeit die Urahne der Kuh durch Kauf er— 
worben hatte, nicht aber zu wiſſen, aus weſſen Mitteln 
die Anſchaffung erfolgte, nicht das Gegenteil des guten 
Glaubens zugegeben, ſondern das behauptete Recht 
des Klägers ſelbſt in Frage geſtellt. Den Kläger trifft 
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gemeinen . geſetzliche Beſtimmungen des älteren 
Rechts, die ihre Kraft auch unter dem übergeleiteten 
Güterſtande bewahrt haben ſollen. Er fordert alſo, und 
zwar auf einem ſehr beſtrittenen Gebiete, von der 
bäuerlichen Beklagten eine Geſetzeskunde, die ihr nicht 
zugemutet werden darf. Ein Rechtsirrtum könnte ihr 
darum auch nicht als „grobe ee a 
werden. (Planck Bd. III Anm. 2 2. E. zu 
$ 932). Auch die tatſächlichen Verhältniſſe 955 Falles 
ſind nicht dazu angetan, die angeblichen Rechte des 
Klägers für jedermann ſofort erkennbar zu machen. 
Er hat ſich geraume Zeit um das Beſitztum der Frau 
nicht mehr gekümmert und über die zurückgelaſſenen 
Sachen keine erſichtliche Herrſchaft mehr ausgeübt. 
Die auf dem Anweſen gezogene Kuh durfte daher von 
einem Dritten wohl für ein der wirtſchaftenden Eigen⸗ 
tümerin gehörendes Zubehörſtück gehalten werden; 
die übrigen Gegenſtände, insbeſondere die Erzeug⸗ 
niſſe häuslicher Arbeit (Flachs, Tuch), laſſen ſchon 
ihrer Natur nach auf Zugehörigkeit zum Frauengut 
ſchließen. Daher iſt für die Annahme kein Raum, 
daß der Beklagten bekannt oder infolge grober Fahr⸗ 
läſſigkeit unbekannt war, daß die Sachen nicht ihrer 
Mutter gehörten. 

Die Rechtsregel des § 932 BGB. erleidet auch 
nicht dadurch eine Ausnahme, daß hier die Ehefrau 
als Nichtberechtigte ohne Einwilligung oder Genehmi⸗ 
gung des Berechtigten eine Verfügung traf. Aller: 
dings drängt ſich hier ein Bedenken auf. Hätte die 
Frau in folder Weiſe über Sachen verfügt, die nicht 
ihrem Manne gehörten, ſondern ihr eingebrachtes Gut, 
alſo ihr Eigentum waren, fo wäre die Eigentums- 
übertragung zufolge 88 1395, 1404 BGB. auch dem gut⸗ 
gläubigen Erwerber gegenüber unwirkſam geblieben 
(vgl. Planck, Bd. IV Anm. 1 zu 5 1404; Staudinger, 
Bd. IV Anm. IV 1 zu 8 1404). Der Dritte wäre dem⸗ 
nach ſchlechter geſtellt, wenn die Frau ohne Einmilli- 
gung des Mannes über ihr Eigentum verfügte, als 
er geſtellt wäre, wenn ſie unberechtigterweiſe über ihres 
Mannes Eigentum Verfügung traf. Dieſe anſcheinende 
Folgewidrigkeit könnte zu dem Zweifel Anlaß geben, 
ob nicht hier der gute Glaube der Beklagten ſich eben 
die rechtliche Beurteilung gefallen laſſen müſſe, die 
am Platze wäre, wenn ihre Vorſtellung von dem Eigen⸗ 
tum ihrer Mutter ſich in Richtigkeit verhielte (ähn⸗ 
lich für einen verwandten Fan Dr. Heinsheimer im 
„Recht“ Bd. 5 S. 609), d. h. ob nicht trotz des guten Glau⸗ 
bens der Beklagten die Frage des Eigentumserwerbs 
ebenſo zu verneinen ſei, wie es hätte geſchehen müſſen, 
wenn die Sachen zum eingebrachten Gut der Frau 
gehörten. Dem kann jedoch nicht fo fein; denn es 
wäre irrig, die Vorſchriften des 8 1404 BGB. auf 
einen Tatbeſtand anzuwenden, der nicht in Wirklich⸗ 
keit, ſondern nur in der Vorſtellung der Partei ſein 
Dafein findet. Das Bedenken ſchwindet übrigens bei 
folgender Erwägung: § 1404 bezweckt einen beſonderen 
Schutz des Mannes in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter 
und Nutznießer des eingebrachten Gutes; er gilt nicht 
bei Verfügungen der Frau über das Geſamtgut der 
ehelichen Gütergemeinſchaft, vielmehr finden hier die 
allgemeinen Grundſätze über die Verfügungen eines 
Nichtberechtigten Anwendung. Noch weniger als beim 
Geſamtgute bedarf aber der Mann für ſein Eigentum 
Dritten gegenüber eines ſolchen Schutzes. Im geſetz— 
lichen Güterſtande bleibt die Frau dem Vermögen des 
Mannes völlig fremd; ſie kann alſo niemals als 
Frau, ſondern gleich jedem anderen nur beim Hin— 
zutreten beſonderer Umſtände (auf Grund einer Boll» 
macht, bei Begehung einer unerlaubten Handlung) in 
die Lage kommen, darüber zu verfügen. In einem 
ſolchen Falle wäre es aber geradezu unbillig, zuun⸗ 
gunſten des redlichen Erwerbers eine im Geſetze nicht 


demnach in Anſehung des mangelnden guten Glaubens pvorgeſehene Ausnahme von der Regel des § 932 zus 


die Beweispflicht. Er hat dieſer Aufgabe nicht genügt. 
Um ſein Eigentum darzulegen, beruft er ſich im all— 


zulaſſen. 


(Urteil des III. ZS. vom 5. April 1907). 
879 Lt. 
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II. 
Scheidung trotz Klagezuſtellung vor Ablauf des 
Herſtellnngsjahres. (8 1567 BGB.) F. erwirkte gegen 
ſeine Ehefrau Urteil auf Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft, das am 24. Juni 1905 rechtskräftig 
wurde. Schon am 18. Juni 1906 wurde die Scheidungs⸗ 
klage wegen Nichtbefolgung dieſes Urteils der Bes 
klagten zugeſtellt, anſcheinend um noch einen Ver⸗ 
handlungstermin vor den Gerichtsferien zu erlangen. 
Die Beklagte ließ durch ihren Anwalt im Termin vom 
6. Juli 1906 Urteil nach Sachlage beantragen und die 
Rückkehrweigerung wiederholen. Das Gericht verwies 
jedoch gemäß § 139 ZPO. den Kläger auf die RGE. 
in 35. Bd. 60 S. 195, worauf die Klage am 4. Sept. 
1906 zurückgenommen wurde. Am 21. Okt. 1906 wurde 
aber wieder Scheidungsklage wegen böslicher Ber- 
laſſung erhoben und von der Beklagten die nämliche 
Erklärung wie im Vorprozeß abgegeben. Das Land- 
gericht wies unter Bezugnahme auf die angeführte 
RGE. die Klage ab, weil der Kläger nicht während 
eines vollen Jahres aufnahmebereit geweſen ſei, was 
die Zuſtellung der erſten Scheidungsklage klar beweiſe. 
Die Berufung hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Es iſt in zweiter Inſtanz 
von beiden Parteivertretern in 1 Weiſe ver⸗ 
ſichert worden, daß die verfrühte Erhebung der vom 
6. Juni 1906 datierten Scheidungsklage ohne Wiſſen 
des Klägers erfolgt iſt und daß er erſt gelegentlich 
des Termins vom 6. Juli vom Stande ſeiner An— 
gelegenheit Mitteilung erhielt. Bei Uebertragung des 
Mandats an ſeinen Vertreter durfte der Kläger darauf 
rechnen, daß der richtige Zeitpunkt für die Erhebung 
der Scheidungsklage gewählt werde; — Vorſchriften 
hierüber konnte und durfte er nicht machen. Das Vor⸗ 
gehen des Vertreters hat ſohin den Aufnahmewillen 
des Klägers nicht ausgeſchloſſen. Vom Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen des Aufnahmewillens des verlaſſenen 
Eheteils aber hängt es ab, ob das Verhalten des 
die Rückkehr weigernden Gatten rechtswidrig iſt; der 
vorzeitigen prozeſſualen Kundgebung des Klägers kann 
hiernach nicht das Uebergewicht über deſſen wirkliche 
perſönliche Willensrichtung zugeſtanden werden. Da— 
für, daß die Streitsteile vereinbarungsgemäß die 
Scheidung herbeizuführen unternommen haben, be— 
ſtehen keine Anhaltspunkte; die vorzeitige Klage— 
zuſtellung ſpricht gegen eine Kolluſion. — (Das Urteil 
wurde durch beiderſeitigen Reviſionsverzicht rechts- 
kräftig). — (Urt. vom 8. April 1907, N 32/07 IV). 

904 N. 


Oberlandesgericht Bamberg. 


Löſchung eines Gebrauchsmuſters. Klageäuderung 
beim Mebergang von Abi. 2 auf Abſ. 1 des Gebr MG. 
Es handelt ſich um den Anſpruch auf Einwilligung 
in die Löſchung eines vom Beklagten angemeldeten 
Gebrauchsmuſters für eine mittels eines Klappbandes 
umlegbare Schulbank. Die Klage war auf 8 6 Abſ. 2 
des Gebr. vom 1. Juni 1891 geſtützt, weil der 
Beklagte den weſentlichen Inhalt ſeiner Gebrauchs— 
muſtereintragung widerrechtlich aus dem der Klägerin 
vorher erteilten Patente für den gleichen Gegenſtand 
entnommen habe und daher im Hinblick auf 8 4 Abſ. 3 
a. a. O. der Klägerin als der Verletzten ein Anſpruch 
auf Löſchung zuſtehe. Im Laufe des Rechtsſtreits in 
I. Inſtanz wurde von der Klägerin weiter geltend 
gemacht, daß der Anſpruch auf Löſchung auch darauf 
geſtützt werde, daß das Muſter zur Zeit ſeiner An— 
meldung nicht neu geweſen fei; es ſei ſchon damals 
in öffentlichen Druckſchriften beſchrieben und auch im 
Inlande offenkundig benutzt geweſen. Es wurde ſohin 
die Klage auch auf Abſ. 1 des Sb a. a. O. gegründet, 
weil die Erforderniſſe des §1 a. a. O. nicht vorlagen. 
Der Beklagte erhob gegen die Behauptung, daß ſein 
Modell im Inlande offenkundig benutzt worden ſei, den 


8 6 Ziff. 6, 9b; Seligſohn, GebrMG., 3. 


Einwand der unzuläſſigen Klageänderung. Der Erſt⸗ 
richter hat der Klage ſtattgegeben auf Grund der 88 6, 4 
Abſ. 3 und 81 Abſ. 2 a. a. O., weil der weſentliche In⸗ 
halt des Gebrauchsmuſters, nämlich ein an den Boden 
anzuſchraubendes Klappband zum Umlegen der Bank, 
der Beſchreibung des Patents der Klägerin ohne deren 
Einwilligung entnommen, ſohin das Modell zur Zeit 
der Anmeldung des Gebrauchsmuſters bereits in der 
Patentſchrift beſchrieben geweſen ſei, welche als öffent⸗ 
liche Druckſchrift zu gelten habe; hiernach habe es auf 
das weitere Vorbringen der Klägerin hinſichtlich der 
offenkundigen früheren Benutzung des Modells nicht 
mehr anzukommen und es ſei der Einwand der unzu⸗— 
läſſigen Klageänderung gegenſtandslos. Der Erſtrichter 
hat alſo ſeine Entſcheidung auf die beiden Fälle des 
§ 6, nämlich mangelnde Schutzfähigkeit — Abſ. 1 — 
und widerrechtliche Entlehnung — Abſ. 2 — geſtützt 
und zwar mit Recht, da er durch den Einwand der 
Klageänderung hieran nicht gehindert war. Es liegt 
freilich an ſich eine unſtatthafte Klageänderung vor, wenn 
der Kläger bei einer Klage auf Löſchung eines Ge: 
brauchsmuſters von der Klage aus S 6 Abſ. 2 auf 
eine Klage aus 8 6 Abſ. 1 übergehen will, da hierin 
eine Aenderung des Klagegrundes zn finden iſt. Abſ. 1 
des 8 6 ſetzt nämlich den Mangel eines der Erforder- 
niſſe des § 1 voraus, wozu insbeſondere die Neuheit 
des Modells gehört; hier hat jedermann gegen den 
Eingetragenen einen Anſpruch auf Löſchung des Ge— 
brauchsmuſters, ohne daß der Nachweis eines beſonderen 
Intereſſes erforderlich wäre; es liegt hier eine Popu⸗ 
larklage vor. Nach § 6 Abſ. 2 aber, welcher voraus⸗ 
ſetzt, daß der weſentliche Inhalt der Eintragung den 
Beſchreibungen, Zeichnungen, Modellen uſw. eines 
anderen ohne deſſen Einwilligung entnommen iſt 
(8 4 Abſ. 3), iſt nur der durch widerrechtliche Ent⸗ 
lehnung Verletzte klageberechtigt (Allfeld, re 
ufl., 
86 Ziff. 2, 4, 12; Gaupp⸗Stein, ZPO., 6. u. 7. Aufl., 
208 Anm. I A 2 Abſ. 2 Rote 22). In jedem Falle 
iſt alſo ſowohl der Klagegrund, als die Aftivlegitimation 
geändert. Allein hier hat ſich der Beklagte in I. In⸗ 
ſtanz ſtillſchweigend nach § 269 ZPO. auf die geänderte 
Klage eingelaſſen, indem er den Einwand der unzu— 
läſſigen Klageänderung nicht allgemein vorbrachte, 
ſondern nur bezüglich der Behauptung, das Modell 
ſei wegen offenkundiger Vorbenutzung nicht neu. 
Letzteren Punkt ließ der Erſtrichter außer Betracht, 
weil er das Modell ſchon aus dem Grunde der Vor— 
beſchreibung für nicht neu erklärte. Auch hatte der 
Beklagte ſeine Einwilligung zur Aenderung der Klage 
ſchon dadurch erteilt, daß er das Vorbringen des Klägers, 
das Modell fer nicht ſchutzfähig, weil ſchon in öffent- 
lichen Druckſchriften beſchrieben, nicht als Aenderung 
der Klage bekämpfte. Die weitere Behauptung, das 
Modell ſei offenkundig ſchon früher benutzt worden, 
war unter dieſen Umſtänden nur noch eine nach $ 268 
Ziff. 1 3PO. ſtatthafte Erweiterung der tatſächlichen 
Ausführungen. Die Klage gründet ſich darnach auf 
beide Abſätze des § 6 a. a. O., wenn auch der Abſ. 1 
nicht ausdrücklich angeführt wurde; denn es genügt, 
daß die zur Begründung dieſer Geſetzesſtelle erforder— 
lichen Tatſachen behauptet wurden. (Urt. des II. ZS. 
vom 1. Februar 1907). 
891 Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Ueber die Verpflichtung des Vermieters, die Treppen: 
aufgänge zu beleuchten. Die Klägerin ſtürzte nach ihrer 
Angabe nach eingetretener Dunkelheit auf der von 
ihrer Wohnung in der Manſarde zum 2. Stockwerk 
herabführenden Treppe; fie macht die Beklagte — die 
Vermieterin — für den Schaden haftbar, weil dieſe 
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die Beleuchtung des Treppenaufgangs unterlaſſen hatte. 
Klage und Berufung wurden zurückgewieſen. 

Aus den Gründen des Berufungsurteils: 
Dem Erſtrichter iſt darin beizutreten, daß auch für das 
Recht des BGB., das gegenüber dem bisherigen Recht 
(Bays R. Teil IV cap. VI 8 4 Nr. 1, Pre R. Teil I 
Tit. 21 8 272 und dem gem. Recht, RG. 35. Bd. 33 
S. 225 u. JW. 1901 S. 287) in feinem § 536 keine 
Neuerung enthält, der Vermieter im Verhältniſſe zum 
Mieter zur Beleuchtung der zur Wohnung führenden 
Zugänge nicht ſchon kraft Geſetzes verpflichtet iſt. Die Ge⸗ 
brauchs fähigkeit der Wohnung hängt nicht davon 
ab. Die Beleuchtung bietet für den Mieter mehr oder 
minder eine Annehmlichkeit, vermittelt nur eine Er⸗ 
leichterung des Gebrauchs der Wohnung, wozu der 
Vermieter, der die vermietete Sache dem Mieter nur 
in einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauche 
geeigneten Zuſtande zu überlaſſen und ſie während 
der Mietzeit in dieſem Zuſtand zu erhalten hat, ohne 
beſon dere Abrede geſetzlich nicht verpflichtet iſt. 
(Arnold, Wohnungsmiete 2. Aufl. S. 50, Staudinger: 
Kober 2. Aufl. Bem. II 4 a zu 8536). Oertmann leitet 
in feinem „Recht der Schuldverhältniſſe“ (2. Aufl. 
Bem. 1d zu § 536) die Beleuchtungspflicht des Ver⸗ 
mieters zwar aus der Grundpflicht des 8 536 ab, 
räumt aber für die Beantwortung der Frage der Orts— 
ſitte Einfluß in weitem Umfange ein. Unter allen 
Umſtänden aber iſt nicht zu beſtreiten, daß der Ber- 
mieter die etwa geſetzlich anzunehmende Beleuchtungs— 
pflicht im Verhältniſſe zum Mieter auf dieſen ab— 
wälzen kann und dann von jeder Haftung dieſem 
gegenüber frei iſt. (Staudinger-Kober a. a. O. u. JW. 
1905 S. 77). Die Frage iſt deshalb nach der Lage des 
einzelnen Falles, und zwar nicht nur nach den ört— 
lichen Verhältniſſen, ſondern auch nach der ausdrück— 
lich erklärten oder erkennbaren Vertragsabſicht der 
Parteien zu beurteilen. 

Der Erſtrichter hat das Beſtehen einer den Ver— 
mieter zur Beleuchtung verpflichtenden polizeilichen 
Vorſchrift für die Stadt R. verneint und auch das 
Beſtehen eines Ortsgebrauchs, der den Vermieter dem 
Mieter gegenüber zur Beleuchtung verpflichtet. 
Er hat ausgeführt, daß zumal für Manſarden wohnungen 
wegen ihrer Billigkeit, des geringen Verkehrs in ihnen 
und der beſcheidenen Verhältniſſe und Anſprüche ihrer 
Mieter kein ſolcher Gebrauch beſteht. Er hätte auch 
noch die Rückſicht auf Feuerſicherheit erwähnen können. 
Die erſte Feſtſtellung blieb ohne Widerſpruch, die letz— 
tere wurde ohne Antretung eines Gegenbeweiſes be— 
ſtritten. Es beſteht jedoch kein Grund, dem Erſtrichter 
die Kenntnis der örtlichen Verhältniſſe abzuſprechen 
und ihm darin zu mißtrauen, zumal ihm die gleiche 
Uebung in anderen Städten recht gibt. Aber auch 
die Annahme des Erſtrichters iſt richtig, daß die 
Kläger gemäß dem Mietvertrag eine Beleuchtung der 
Zugangstreppe nicht verlangen konnten. Es handelt 
ſich um ein einfaches, mit neuzeitlichen Bequemlichkeiten 
nicht ausgeſtattetes Haus. Die Klägerin zog ein, bei 
den gegebenen Verhältniſſen ſich beſcheidend. Den 
Eigenſchaften der Wohnung entſprach auch der mäßige 
Mietzins von jährlich 200 Mk. Größere Anſprüche 
hätten naturgemäß eine Erhöhung des Mietzinſes zur 
Folge gehabt; dem wich ſie aus, die Beleuchtungsfrage 
wurde unbeſtritten beim Einzug überhaupt nicht er— 
örtert, die Vermieterin hatte angeſichts der ſie zur 
Beleuchtung nicht verpflichtenden Ortsſitte zu einer 
ſolchen Erörterung keinen Anlaß und die Klägerin 
unterwarf ſich durch ihr Stillſchweigen der Ortsſitte 
und dem bisherigen Brauche im Hauſe. Lag nun nach 


dem Vertrage die Beleuchtung der Manſardentreppe 


der Klägerin ſelbſt ob, ſo kann ſie wegen unterlaſſener 
Beleuchtung nicht die Beklagte verantwortlich machen. 
Die Klägerin iſt nicht ein Dritter, demgegenüber der 
Hausbeſitzer, der in ſeinem Hauſe einen Verkehr er— 
öffnet, im öffentlichen Intereſſe zur Beleuchtung der 
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Zugänge während der Verkehrszeit verpflichtet wäre. 
§ 823: BGB. iſt dann hier nicht anwendbar, § 823° 
aber mangels einer gebietenden Schutzvorſchrift 
auch nicht. 

Wollte man gleichwohl eine Beleuchtungspflicht 
der Beklagten gegenüber der Klägerin annehmen und 
in der Unterlaſſung der Beleuchtung ein Verſchulden 
der Beklagten erblicken, ſo hat die Klägerin den von 
ihr behaupteten Schaden durch Außerachtlaſſung der 
im Verkehr erforderlichen Sorgfalt vorwiegend ſelbſt 
verurſacht (SS 254, 276 BGB.), die urſächliche Wirkung 
dieſes Verſchuldens iſt ſo erheblich, daß ſie als eigent⸗ 
liche Urſache des Schadens anzuſehen iſt. Die Klägerin 
beging zum Zwecke des Waſſerholens die nicht be— 
leuchtete Manſardentreppe, ohne ein Licht mitzunehmen. 
Sie getraute ſich den Weg auch ohne Beleuchtung 
ſicher zu gehen und tat es dann auf eigene Gefahr. 
Das Aufſtellen eines Lichtes war ihr jederzeit möglich 
und dann lief ſie nach menſchlicher Berechnung über⸗ 
haupt keine Gefahr. Dieſes Mittels entſchlug ſie ſich 
aus Bequemlichkeit und Sorgloſigkeit. Es iſt unzu- 
läſſig, daß der Mieter in Kenntnis möglicher Gefahr 
ohne die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln ſich einer 
Verletzung ausſetzt und nach dem Eintritt des Schadens 
dieſen auf den Vermieter abzuwälzen verſucht. Die 
Beklagte konnte ſich darauf verlaſſen, daß die Klägerin 
die nötigen Vorſichtsmaßregeln treffen, insbeſondere 
für Beleuchtung zum Abſtieg ſorgen werde, um einen 
Unfall abzuwenden. (JW. 1905 S. 77). (Urt. vom 
18. März 1907). . 
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Das Recht iſt eine techniſche Kulturkraft. Die 
Wiſſenſchaft bietet die Geſchichte dieſer Technik und die 
Darlegung und Entwicklung ihrer Geſetze. Die Recht— 
ſprechung iſt die praktiſche Verwertung dieſer Technik. 
Ihre beſondere Schwierigkeit liegt darin, die ſtrenge 
Folgerichtigkeit und Allgemeingültigkeit der Rechts- 
normen nicht in Widerſpruch erſcheinen zu laſſen mit 
den Forderungen der Billigkeit, den Forderungen des 
geſunden Menſchenverſtandes. In den meiſten Fällen, 
wo wir von einem ſolchen Zuſammenſtoß zwiſchen 
„Laienverſtand und Rechtſprechung“ erfahren, trägt 
nicht das als menſchliche Schöpfung naturgemäß 
mangelhafte Recht die Schuld, ſondern der Mangel 
der zur Rechtsanwendung Berufenen an Geſchicklichkeit 
in der Handhabung unſerer Technik. Die richtige 
Norm für den zur Entſcheidung ſtehenden Fall zu 
finden, iſt die ſchwierigſte Aufgabe des Richters; dieſe 
Aufgabe heißt „Auslegung der Rechtsge— 
ſchäfte“. Hinter ihr erſt kommt die doktrinelle 
Auslegung der Geſetzesbeſtimmung, bei der 
aber auch juriſtiſcher Takt und geſunder Menſchen— 
verſtand den Auslegenden vorzugsweiſe leiten müſſen 
(vgl. Dernburg, Bürgerliches Recht Bd. I 8 6 III 
3. Auflage). Zu den beſten Unterweiſungen in der 
Technik der Rechtsanwendung gehört nun das Werk 
von Danz. Danz iſt einer der leider ſo wenigen, die 
ſich zu gleicher Zeit in der theoretiſchen Erforſchung 
des Rechtsſyſtems wie auch in der praktiſchen Nutz— 
barmachung betätigen. Wie fruchtbar eine ſolche Ver— 
einigung iſt, beweiſt gerade ſein Buch. Ich muß mir 
verſagen, die Bedeutung des Werkes näher zu be— 
leuchten und im einzelnen Stellung zu nehmen. Meine 
abweichende Auffaſſung des Verhältniſſes des § 157 
zu § 242 BGB. habe ich ſchon gegenüber Danz in 
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meiner Abhandlung über „Die Schadenserſaßpflicht 
des Auftraggebers gegenüber dem Beauftragten“ im 
„Archiv für die ziviliſtiſche Praxis“ Bd. 96 S. 414 ff. 
eingehend begründet. Mein Geſamturteil über das 
Werk iſt: Danz iſt darin als Praktiker Meiſter und 
Muſter, ein zuverläſſiger Führer, ein weitwirkendes 
Vorbild. Kein geringerer als Dernburg, der ſchon 
die 1. Auflage in der „Deutſchen Juriſtenzeitung“ mit 
warmen Worten gerühmt hatte, urteilt (Bürgerl. Recht 
Bd. 1 3. Aufl. Vorwort S. VII) über die 2. Auflage: 
„Hier verkörpert ſich in ſeltener Weiſe der juriſtiſche 
bon sens. Weit entfernt von utopiſchen Beſtrebungen 
hat dieſe Arbeit überall den Zuſammenhang der ge— 
ſetzlichen Vorſchriften mit dem Leben zu wahren ge⸗ 
wußt, um das Ziel zu erreichen, die wirtſchaftlichen 
Zwecke, welche die Menſchen verfolgen, von Rechts 
wegen zu ſchützen. So wird ſie dazu beitragen, eine 
Rechtſprechung zu erzielen, welche den Intereſſen des 
deutſchen Volkes und ſeinem Rechtsgefühl entſpricht.“ 
Das unterſchreibe ich Satz für Satz. 
Rechtsanwalt Dr. Böckel, Jena. 


ee Karl von, Staatsrat i. o. D. Der Ge⸗ 
ſchäftsgang des Bayeriſchen Landtags. 
München 1907, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung 
(O. Beck). 83 S. Preis Mk. 1.80. 


Dieſer Sonderabdruck aus den „Blättern für 
adminiſtrative Praxis“ enthält die zurzeit geltenden 
Geſchäftsordnungen der Reichsrats- und der Abgeord⸗ 
netenkammer unter Anführung der zugrunde liegenden 
Geſetzesbeſtimmungen und Kammerbeſchlüſſe; angeſichts 
der zahlreichen Aenderungen der letzten Jahre dürfte 
die Darſtellung vielen willkommen ſein. — 2. 


Windſcheid, Dr. Bernhard, weil. Profeſſor an der Uni⸗ 
verſität Leipzig. Lehrbuch des Pandekten⸗ 
rechts. 9. Auflage, unter vergleichender Darſtel⸗ 
Tina des deutſchen bürgerl. Rechts bearbeitet von 
Dr. Theodor Kipp, Geh. Juſtizrat, Profeſſor an der 
Univerſität Berlin. (Der Neubearbeitung zweite ver- 
beſſerte und vermehrte Auflage.) Frankfurt a. M. 
1906, Literariſche Anſtalt Rütten und Loening. Bd. 3 
Bd. 1—3 geh. Mk. 48.—; gbd. Mk. 55.—. 

Wir verweiſen auf die Beſprechung der beiden 
erſten Bände in Nr. 23 des 2. Jahrgangs S. 467. 
Dem 3. Band iſt das mit großer Sorgfalt bearbeitete 
Sachregiſter zu den ſämtlichen Bänden beigegeben. 
Es 


Warneyers Jahrbuch der Eutſcheidungen. 


liegen uns vor: 
I. Jahrbuch der Entſcheidungen auf dem 
Gebiete des Zivil-, Handels- und Prozeß- 
rechts. Sachregiſter zum 1.—4. Jahrgang 
19001905 bearbeitet von Amtsgerichtsrat Meves 
in Magdeburg. Gebd. Mk. 4. —. 5. Jahrgang, 
enthaltend die Literatur und Rechtſprechung des 
Jahres 1906. Gebd. Mk. 8.—. 
Jahrbuch der Entſcheidungen auf dem 
Gebiete des Strafrechts und des Straf⸗ 
prozeſſes. Bearbeitet von Georg Roſenmüller, 
Amtsrichter in Schandau. 1. Jahrgang, ent⸗— 
haltend die Literatur und Rechtſprechung des 
Jahres 1906. Gebd. Mk. 4.—. 
Leipzig 190607. Roßbergſche Verlagsbuchhand— 
lung, Arthur Roßberg. 


II. 


Nene Sammlungen von Entſcheidungen. 

1. Vogel, B., Kgl. B. Amtsrichter. Die Recht-⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, des baye— 
riſchen oberſten Landesgerichts und der 
Oberlandesgerichte nach den amtlichen Samm— 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 11. 


lungen auf dem Gebiete des BGB. ſamt EG. Ge⸗ 
ſammelt und nach dem Syſtem des BGB. geordnet, 
mit zwei Regiſtern. Enthaltend die Entſcheidungen 
bis Januar 1907. Teil XII der von Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Otto Ne herausgegebenen Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts ufm. Gießen 1907, 
ag von Emil Roth. Geh. Mk. 8.—; gbd. 


8 


Kaufmann, Emil, Rechtsanwalt in Magdeburg. 
Handelsrechtliche Rechtſprechung. Nach dem 
Syſtem der Geſetze bearbeitet und zuſammengeſtellt. 
7. Band. Rechtſprechung und Literatur des Jahres 
1906. Hannover 1907, Helwingſche Verlagsbuch⸗ 
handlung. gebd. Mk. 6 

Schroeder, Erich, Landgerichtsrat in Colmar i. E. 
Grundbuch-Entſcheidungen nebſt Bemer⸗ 
kungen aus der Praxis und Verweiſungen auf die 
Literatur. V. Band. Leipzig 1906, Dieterichſche 
F (Theodor Weicher). Geh. 

. 3.50. 
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Notiz. 


Geſchäftsſtatiſtit der Gewerbe: und Kaufmanns: 
gerichte für das Jahr 1906. (Amtsblatt der Staats⸗ 
miniſterien des K. Hauſes und des Aeußern und des 
Innern Nr. 12 vom 2. Mai 1907).!) Im Jahre 1906 
waren bei den Gewerbegerichten 7381 Rechtsſtreitigkeiten 
anhängig (gegen 6922 im Jahre 1905), bei den Kauf⸗ 
mannsgerichten 1261 (gegen 1134 im Jahre 1905). 
Die Zahl der Gewerbegerichte hat ſich um eines ver⸗ 
mehrt (Nördlingen); ein neues Kaufmannsgericht iſt 
in Kempten errichtet worden. Unter den 24 Kaufmanns⸗ 
gerichten befinden ſich 12, unter den Gewerbegerichten 6, 
bei denen der Anfall an Klagen die Zahl 12 nicht 
überſtieg. Die Kaufmannsgerichte Kulmbach und 
Kempten hatten ſich mit je einer Klage, das Kauf⸗ 
mannsgericht Schwabach und das Gewerbegericht 
Oberhauſen mit je zwei Klagen zu befaſſen. Durch 
Vergleich wurden bei den Gewerbegerichten 48,7 0%, bei 
den Kaufmannsgerichten 53,2 % aller Sachen erledigt; 
durch kontradiktoriſches Endurteil bei den Gewerbe— 
gerichten 15,8 %, bei den Kaufmannsgerichten 19,2 % 
aller Sachen. Die Rechtsſtreitigkeiten dauerten bis 
zur Verkündung des kontradiktoriſchen Endurteils: 


a) bei den Gewerbegerichten: 
Weniger als 1 Woche in 527 Fällen (45,7 %) 


1 Woche bis e g Wochen „ 402 (34,9 00) 
2 Wochen, 1 Monat „ 162 „ (14,1%) 
1 Monat, 3 Monate, 48 „ (420%) 
3 Monate und mehr „ (1.10%) 


b) bei den Kaufmannsgerichten: 
Weniger als 1 Woche in 87 Fällen (37,0 %) 


1 Woche bis (ausſchl.) 2 Wochen „ 76 (32,3 0%) 
2 Wochen, 8 1 Monat „ 38 (16,2%) 
1 Monat, 3 Monate, 30 „ (12,800) 
3 Monate und mehr 4 „ (1,7 o) 


| 
| 
| 


Klagen der Arbeitgeber gegen Arbeiter oder Be— 
dienſtete wurden wie im Vorjahre nicht in großer Zahl 
anhängig; ſie machten bei den Gewerbegerichten 10,10% 
und bei den Kaufmannsgerichten 8,2 0% aller Sachen 
aus. Bei den Gewerbegerichten kamen am häufigſten 
Sachen mit einem Streitwerte bis zu 20 Mk. ein- 
ſchließlich vor (52,1%), bei den Kaufmannsgerichten 
Sachen mit einem Streitwerte zwiſchen 100 und 300 Mk. 
(30,4 %). 
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) Wegen der Statiſtik für das Jabr 1905 ſ. dieſe Zeitſchrift 


2. Jahrgang S. 328. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordte n, 
K. Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d. Juſtiz. 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) in München. 
Druck von Dr. Franz Paul Datterer & Cie., G. m. b. H., Freiſing. 


Nr. 12. 12. München, d den 15. Juni 1907. 3. Jahrg. 


Itilſchrift für Bechtspflegt 


Herausgegeben von Verlag von 


Th. von der Pfordten in ll ein 2. Schweitzer Verlag 
K. Landgerlchtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Sellier) 


Staateminiſterlum der Juſtlz. in München, Lenbachplatz 1. 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 

im 1 von mindeſtens 2 Bogen. Prels vierteljährlich 

„ 8—, Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
Poſtanſtalt (Poſtzeitungsliſte für Bayern Nr. 974). 


Nedaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. 

N ebühr = Pfg. für die halbgeſpaltene Petitzeile 

der deren Raum. Bei Wiederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 
20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


N“ X 
Nachdruck verboten. 


Kein Anwaltszwang beim Antrag auf | a a ſageich Entieeibung, 2 bear 
N U Ss 
Feſtſetzung des Streitwerts nuch § 16 GRG. unnuraffig, weil fie a 1. Iuftanz den Anal 


unzuläſſig, weil fie in 1. Inſtanz den Anwalts: 
Von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 


zwang nicht berückſichtigt habe; zur Begründung 
war hauptſächlich auf eine früher in einem gleich⸗ 
gelagerten Falle ergangene, in Seuff. Arch. Bd. 60. 
Ehemann, der außer einem mäßigen Einkommen S. 163 Nr. 85 veröffentlichte Entſcheidung hin⸗ 
als Handlungsreiſender kein Vermögen beſaß, gewieſen. . 
Klage auf Scheidung erhoben. Die Ehe wurde Da die hier vertretene Anſicht, es ſei der 
geſchieden, der Ehemann als ſchuldiger Teil er⸗ Antrag auf Feſtſetzung des Streitwerts nach 
klärt und in die Prozeßkoſten verurteilt. Der § 16 Abſ. 1 GKG. bei den Kollegialgerichten 
Gebührenbewertung war vom Gerichte. jedoch dem Anwaltszwange unterworfen, in der 
ohne förmlichen Beſchluß, ein Streitgegenſtands⸗ Rechtslehre und Rechtſprechung ſtreitig iſt und 
wert von 2000 Mk. zugrunde gelegt worden; auch die ganze Sachbehandlung durch das Be⸗ 
die beiderſeitigen Rechtsanwälte hatten ſich auf ſchwerdegericht nicht gerechtfertigt zu ſein ſcheint, 
einen Streitwert von 5000 Mk. geeinigt. Als dürfte eine kurze Erörterung nicht ohne Inter⸗ 
die Klägerin nach Zuſtellung des Scheidungs⸗ eſſe ſein. 

urteils die Koſtenrechnung ihres Anwalts erhalten l. Dem Anwaltszwange unterliegen nach 
und daraus erſehen hatte, daß die Gebühren aus | 8 78 ZPO. alle Prozeßhandlungen im 


Eine gering bemittelte Frau hatte gegen ihren 


5000 Mk. Streitwert berechnet waren, beantragte Verfahren vor den Kollegialgerichten; aus⸗ 
ſie zu Protokoll des Gerichtsſchreibers beim genommen ſind nur Prozeßhandlungen im Ver⸗ 
Prozeßgerichte unter Darlegung ihrer Vermögens- fahren vor einem beauftragten oder erſuchten 
verhältniſſe, ſowie unter Vorlegung einiger Be- Richter und ſolche, welche zum Protokoll des 
ſcheinigungen hierüber und der Koſtenrechnung Gerichtsſchreibers erklärt werden dürfen. Selbſt⸗ 
ihres Anwalts, das Gericht ſolle den Streit- verſtändlich beſteht auch für ſolche auf den Prozeß 
wert auf 500 Mk. feſtſetzen, oder die Wertsfeſt⸗ einwirkende Handlungen, welche keine “Prozeß: 
ſetzung von Amts wegen vornehmen. Das Gericht handlungen ſind, der Anwaltszwang nicht. Unter 
teilte dieſes Geſuch den beiden Anwälten zur Er: | Prozeßhandlungen ſind alle Handlungen zu 
klärung mit, worauf der Anwalt des Beklagten verſtehen, welche zum Zwecke des Beginns, der 
zunächſt auf dem Anſatze von 5000 Mk. be: Fortführung und Erledigung eines Prozeß— 
harrte, und ſich vorſorglich in Uebereinſtimmung verfahrens vorgenommen werden (Gaupp⸗Stein, 
mit dem Anwalt der Klägerin mit der Minderung Komm. 3. ZPO., 6. u. 7. Aufl., § 54 Ziff. II; 
auf 2000 Mk., nicht aber auf weniger, ein: 8 81 Ziff. IILa); dazu gehören aber Akte, welche 
verſtanden erklärte. Das Landgericht erließ hierauf die Justizverwaltung betreffen, nicht (Gaupp⸗ 
Beſchluß dahin, der Streitwert werde auf 2000 Mk. Stein a. a. O. § 78 Ziff. III Note 13). Die 
feſtgeſetzt, da auf den Antrag der Klägerin hin Feſtſetzung des Streitwerts erfolgt entweder zum 
kein Anlaß zum Abgehen von dem geſetzlichen | Zwecke der Entſcheidung über die Zuſtändigkeit 
Regelbetrage nach 8 10 GKG. beſtehe. Hiergegen | des Gerichts und die Zuläſſigkeit eines Rechts— 
legte die Klägerin wieder zu Protokoll des land- mittels (§§ 3, 505, 506, 546, 567 Abſ. 2 
gerichtlichen Gerichtsſchreibers Beſchwerde an das 568 Abi. 3 ZPO.; § 15 GKG.) oder der 
Oberlandesgericht ein mit dem Antrage, unter Koſtenberechnung wegen ($ 16 GK G.). Im 
Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes die Höhe erſteren Falle liegt unzweifelhaft eine einen De: 
des Streitwerts auf 500 Mk. zu vermindern. ſtandteil des Hauptprozeſſes bildende Prozeß— 
Das Beſchwerdegericht hob den Beſchluß auf, traf handlung vor, wenn eine Partei den Antrag auf 
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Wertsfeſtſetzung ſtellt. 
aber im zweiten Falle: die Feſtſetzung der Koſten, 
welche mit dem Hauptprozeſſe nichts zu tun 
hat, ſondern nur die Grundlage für ein et⸗ 
waiges Koſtenfeſtſetzungsverfahren gibt, liegt dem 
Gerichte nach $ 16 Abſ. 1 GKG. von Amts 
wegen ob; der Antrag einer Partei in dieſer 
Hinſicht iſt kein Prozedurakt, wie z. B. die Klage, 
Beſchwerde⸗ oder Berufungseinlegung, wodurch die 
beanſpruchte gerichtliche Tätigkeit überhaupt erſt 
ermöglicht wird, ſondern er enthält nur eine An⸗ 
regung ſeitens der Beteiligten dem Gerichte gegen⸗ 
über zu einer ihm als Offizialſache übertragenen 
Taͤtigkeit und iſt daher nur als ein Akt der 
Juſtizverwaltung, nicht als eine Prozeßhandlung 
im Sinne des 8 78 ZPO. anzuſehen. Der 
Anwaltszwang iſt daher e e 
(Pfafferoth, Komm. z. GK G., 8. Aufl., $ 1 
Ziff. 4 Abſ. 2 im Anſchluß an OLG. ee 
30. März 1901 im Sächſ. Arch. Bd. N S. 268; 
dagegen a. M. Rittmann, Komm. z. GG., 
3. Aufl., 8 16 Ziff. 3a im Anſchluß Gr OLG. 
Frankfurt a. M., 27. April 1897). 

Im vorliegenden Falle lag insbeſondere auch 


nach dem oben feſtgeſtellten Begriffe keine Prozeß⸗ 


handlung vor. Der Hauptprozeß war durch die 
bereits erfolgte Urteilszuſtellung erledigt. Der 
Antrag der Klägerin war nur wegen der Koſten⸗ 
berechnung mit ihrem eigenen Anwalt geſtellt, 
ein Koſtenfeſtſetzungsverfahren gegen den Beklagten 
wegen der Ausſichtsloſigkeit der Koſtenbeitreibung 
nicht beabſichtigt: der Antrag diente alſo auch 
nicht dem Zwecke des Beginnes eines neuen 
Prozeßverfahrens. 

Il. Aber auch wenn dieſe Darlegung unrichtig 
und eine Prozeßhandlung gegeben wäre, ſo 
würde doch nach den Beſtimmungen des 
GKG. der Anwaltszwang ausgeſchloſſen fein. 

1. Maßgebend ſind die Vorſchriften der 

ss 4, 16 a. a. O. Es iſt zunächſt der Inhalt 
dieſer Geſetzesſtellen und deren Verhältnis zu— 
einander zu prüfen. 

Der unter die allgemeinen Beſtimmungen des 
Geſetzes aufgenommene § 4 enthält Vorſchriften 
für die Partei und das Gericht; im Abſ. 1 
wird der zahlungspflichtigen Partei und der 
Staatskaſſe das Recht gewährt, Erinnerungen 
gegen den Anſatz von Gebühren und Auslagen 
geltend zu machen. Nach einer Entſcheidung der 
Vereinigten Zivilſenate des RG. vom 15. Februar 
1886 (E. Bd. 16 S. 291) aber bezieht ſich 
§ 4 Abſ. 1 auf alle Fälle, in denen durch 
Erinnerung oder Beſchwerde geltend gemacht 
wird, daß Koſten unter Verletzung der 
Normen des GKG. angeſetzt worden ſeien. 
Der Ausdruck „Anſatz von Gebühren“ um— 
faßt alſo nicht nur den aus dem Koſtentarife 
entnommenen Geldbetrag, ſondern auch die Feſt— 
ſtellung des Streitwerts (Pfafferoth a. a. O. 
§ 1 Ziff. 1; Rittmann a. a. O. S+ Ziff. 5; 


Anders verhält es ſich Gruchot Beitr. 


Nr. 12. 


Bd. 28 S. 1178; O OG. Rſpr. 
85.9 3 S. 160). Die Beteiligten "find demnach 
ſchon durch die Beſtimmung des § 4 Abſ. 1 be⸗ 
rechtigt, 
Erinnerungen gegen den Gebührenanſatz herbei⸗ 
zuführen und zwar kraft Geſetzes nach Abi. 3 a. a. O. 
unter Befreiung vom Anwaltszwang. 

In 8 16 Abi. 1 find bloß Beſtimmungen für 
das Gericht getroffen. Im Vorderſatz des 
Satzes 1 „wennn erforderlich wird“ ſind 
die Fälle aufgezählt, in welchen die Feſtſetzungs⸗ 
pflicht des Gerichts eintritt; es iſt daſelbſt an⸗ 
geführt, daß, ſoweit zum Zwecke der Entſcheidung 
über die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts oder 
die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels eine Werts: 
Ietießung erfolgt iſt, dieſe auch für die Gebühren⸗ 

berechnung maßgebend iſt, daß im übrigen aber 
die Feſtſetzung durch Gerichtsbeſchluß geſchehen 
ſoll und zwar entweder von Amts wegen (wenn 
es nach der Natur des Streitgegenſtandes ver⸗ 
anlaßt iſt) oder auf Antrag einer Partei (Motive; 
Pfafferoth a. a. O. § 16 Ziff. 1). Im Nachſatz 
iſt dem Gericht die Beſchlußfaſſung über die 
Wertsfeſtſetzung auferlegt und im Satz 2 daſelbſt 
ihm das Recht der Aenderung dieſer Feſtſetzung 
von Amts wegen gewährt. 

Der § 16 Abſ. 1 handelt alſo nicht von einem 
ſpeziellen Rechte der Partei bezüglich der Werts⸗ 
feſtſetzung, ſondern nur von den Aufgaben des 
Gerichts und deren Vorausſetzungen; der daſelbſt 
gebrauchte Ausdruck „auf Antrag einer Partei“ 
iſt nicht dahin zu deuten, daß damit für die 
Parteien ein beſonderer, von den nach § 4 Abſ. 1 
geſtatteten „Erinnerungen“ abweichender Rechts: 
behelf geſchaffen werden ſollte. Man kann daher 
auch nicht mit Recht ſagen, den Parteien ſei in 
§ 4 Abſ. 1 ein weitergehendes, in $ 16 Abſ. 1 
ein beſchränktes Recht eingeräumt (Rittmann a. a. O. 
8 16 Ziff. 3 Abſ. 7). Es iſt durch letztere Ge 
ſetzesſtelle überhaupt kein Recht der Partei be⸗ 
gründet worden. 

Wollte man das Gegenteil annehmen, ſo läge 
nur eine überflüſſige Wiederholung des ſchon nach 
8 4 Abſ. 1 beſtehenden Rechts vor; denn zwiſchen 
den Ausdrücken „Erinnerung“ und „Antrag“ 
an den bezeichneten Stellen iſt ein rechtlicher Unter— 
ſchied nicht vorhanden. 

Erinnerung im Sinne des § 4 iſt die 
Bemängelung eines Verſtoßes gegen das GG., 
ſelbſtverſtändlich, ſei es ausdrücklich oder ſtill— 
ſchweigend, verbunden mit einem Antrage auf Ab— 
hilfe; ſie iſt kein Rechtsmittel im Sinne der ZPO., 
ſondern nur ein Behelf, um zu einer Entſcheidung 
über den Koſtenerſatz zu kommen (Rittmann a. a. O. 
§ 4 Ziff. 1). Der Ausdruck „Antrag“ kommt 
in der ZPO. in doppelter Bedeutung vor: im 
weiteren Sinne verſteht man darunter jedes 
von einer Partei in betreff einer Prozeßhandlung 
bei dem Gerichte ſchriftlich eingereichte oder zu 
Protokoll des Gerichtsſchreibers erklärte Geſuch, 


die Feſtſetzung des Streitwerts durch 


im engeren Sinne die Angabe der Entſcheidung, 

welche das Gericht nach dem Willen der Partei 

treffen ſoll, auch Sachbegehren (petitum) genannt 

el en a. a. O. § 43 Ziff. III, 8 128 
i 

Es iſt nun wohl nicht zu bezweifeln, daß der 
in § 16 erwähnte „Antrag“ nicht ein bloßes 
petitum bedeutet, ſondern in weiterem Sinne als 
ein Geſuch der Partei aufzufaſſen iſt. Jeder der: 
artige Antrag enthält Bemängelungen des Gebühren⸗ 
anſatzes, Ausführungen über die angemeſſene Höhe 
des Streitwerts, überhaupt eine Begründung in 
irgend einer Art: ein ſolcher Antrag iſt nichts 
anderes als eine Erinnerung im Sinne des 
§ 4 Abſ. 1. Anderſeits iſt aber auch in einer 
allgemeinen Erinnerung gegen den Gebührenanſatz, 
ohne daß die Wertsannahme ausdrücklich als zu 
hoch angegriffen iſt, ſchon ein Antrag auf Werts⸗ 
feſtſezung im Sinne des $ 16 zu erblicken (Ritt⸗ 
mann a. a. O. § 4 Ziff. 5, § 16 Ziff. 3; Pfaffe⸗ 
roth a. a. O. § 16 Ziff. 4 Abſ. 1). Es ſtimmen 
alſo die Ausdrücke „Erinnerung“ und „Antrag“ 
in beiden Geſetzesſtellen derart inhaltlich überein, 
daß der Schluß, es beſtehe kein rechtlicher Unter⸗ 
ſchied zwiſchen ihnen, vollſtändig gerechtfertigt iſt. 
Jeder mit Gründen verſehene Antrag auf Werts⸗ 
feſtſetzung bildet alſo eine Erinnerung nach $ 4 
Abſ. 1 und iſt gemäß 8 4 Abſ. 3 vom Anwalts⸗ 
zwange befreit. Es kommt ſelbſtverſtändlich nichts 
darauf an, wie die Partei ihr Geſuch bezeichnet; 
ob ſie es „Antrag“, „Beſchwerde“ oder „Er⸗ 
innerung“ nennt, iſt einerlei; das Geſuch iſt in 
jedem Falle als Erinnerung nach S 4 zu behandeln 
(Rittmann a. a. O. § 4 Ziff. 8; Pfafferoth a. a. O. 
84 Ziff. 9) 

Ein „Antrag“ im engeren Sinne, ein Schrift⸗ 
ſatz, der nurein petitum auf Wertsfeſtſetzung enthält, 
wird wohl in der Praxis nie vorkommen; aber wenn 
auch, ſo müßte er doch auch als eine Erinnerung 
nach § 4 angeſehen und behandelt werden; denn 
wenn man einen ſolchen Antrag der Meinung der 
Gegner entſprechend dem § 16 unterſtellen und 
dem Anwaltszwang unterwerfen würde, ſo würde 
dies im Hinblick auf den Zweck des Anwalts⸗ 
zwanges zu dem komiſchen Ergebniſſe führen, daß 
ein mit Gründen verſehener Antrag von der Partei 
ſelbſt, ein nicht begründeter aber nur von einem 
Anwalte geſtellt werden könnte. 

Schließlich ſei noch bemerkt: es iſt überhaupt 
anzunehmen, daß der Ausdruck „Antrag“ in $ 16 
nicht den obigen techniſchen Sinn hat, ſondern 
einen vulgaͤren und mit „Veranlaſſung“, „Wunſch“, 
„Begehren“ gleichbedeutend iſt und ſo nur den 
Gegenſatz zu der daſelbſt erwähnten Feſtſetzung 
von Amts wegen bildet. 


1) In 8 766 ZPO. u. S$ 35, 47 GKG. kommen 
die Ausdrücke: „Anträge, Einwendungen und (oder) 
Erinnerungen“ vor; ſie ſind offenbar als gleichbedeutend 
aufgefaßt und unterſcheiden ſich voneinander nur durch 
die Form der ſachlichen Ausführung. 
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2. Die Richtigkeit der vorſtehend entwickelten 
Auffaſſung ergibt ſich aus folgendem: 

a) Der $ 16 Abſ. 1 ſpricht nur von einem 
Antrage der Partei, worunter die Prozeßpartei 
zu verſtehen it (Rittmann a. a. O. § 16 Ziff. 3 
Abſ. 8); in 84 Abſ. 1 iſt aber neben der zahlungs⸗ 
pflichtigen Partei auch die Staatskaſſe für be⸗ 
rechtigt erklärt, Erinnerungen vorzubringen. Wenn 
alſo durch 8 16 ein ſpezieller Rechtsbehelf für die 
Wertsfeſtſetzung geſchaffen worden wäre, ſo wäre 
nach dem Wortlaut des Geſetzes die Staatskaſſe 
davon ausgeſchloſſen. Dies war aber ſicherlich 
nicht beabſichtigt; es wird auch allgemein der 
Staatskafſe das Recht zuerkannt, den Antrag auf 
Wertsfeſtſetzung nach $ 4 in Verbindung mit 8 16 
ohne Beiziehung eines Anwalts zu ſtellen (Gruchot, 
Beitr. Bd. 28 S. 1178; OLG. Rſpr. Bd. 3 
S. 160; Rittmann a. a. O. § 16 Ziff. 3 Abſ. 7) 
Dies iſt aber nur berechtigt, wenn man „Antrag“ 
und M für gleichbedeutend hält. 

b) Es iſt unbeſtritten und durch $ 16 Ab]. 2 
klar ausgeſprochen, daß die Beſchwerde gegen den 
Beſchluß über Wertsfeſtſetzung nach Abſ. 1 daſelbſt 
vom Anwaltszwange entbunden iſt; es wäre nun 
ein höchſt merkwürdiges Vorgehen des Geſetzgebers, 
wenn er für die untere Inſtanz Anwaltszwang 
angeordnet hätte, für die höhere aber nicht. 
Im ganzen Zivilprozeßverfahren iſt eine ähnliche 
Einrichtung nicht zu finden, ſondern nur das um- 
gekehrte Verhältnis. 

Nach dem Zwecke des Anwaltszwanges, daß 
im öffentlichen, wie im Parteiintereſſe unüberlegte 
und unrichtige Prozeßhandlungen durch die ſach⸗ 
kundige Vorprüfung eines Anwalts verhütet werden 
ſollen, iſt für den Antrag auf Wertsfeſtſetzung 
ebenſowenig, wie für die Beſchwerde gegen den 
bezüglichen Beſchluß, die Beiziehung eines Anwalts 
erforderlich. Der Antrag ſetzt keine juriſtiſchen 
Kenntniſſe voraus und zur Angabe der tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe iſt die Partei beſſer geeignet 
als der Anwalt; übrigens wird in den meiſten 
Fallen das zur Feſtſetzung des Streitwerts nötige 
Material ſchon in den Akten enthalten ſein, ſo 
daß nur der Antrag oder die Erinnerung er— 
forderlich iſt. 

Wenn man zur Begründung des Anwalts: 
zwangs für den Antrag vorbringt, es könne ſchon 
durch einen Parteiantrag bei Beginn des Pro— 
zeſſes das Gericht überflüſſigerweiſe zur Beſchluß⸗ 
faſſung über den Streitwert genötigt werden, was 
durch den Anwaltszwang verhindert werden müſſe, 
ſo iſt dies unzutreffend. Ohne jede Veranlaſſung 
wird keine Partei ſchon bei Beginn des Prozeſſes 
die Wertsfeſtſetzung verlangen und wenn ein An— 
laß beſteht, it die Beſchlußfaſſung nicht über: 
flüſſig. Erfahrungsgemäß, wie auch der vor— 
liegende Fall zeigt, fällt es der Partei bei Beginn 
und im Laufe des Prozeſſes nicht ein, ſich um 
den Streitwert zu kümmern, ſondern erſt am 
Schluſſe, wenn ihr die Sache durch die mit 


248 Zeeilſchriſt für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. !: für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 12. 


unangenehm wird. Die ganz entfernte Möglich⸗ 
keit einer verfrühten Antragſtellung iſt nicht ge⸗ 
eignet, den Anwaltszwang zu rechtfertigen. 

Wenn man weiter zur Verteidigung des 
Anwaltszwangs in der erſten Inſtanz und der 
Befreiung davon in der Beſchwerdeinſtanz geltend 
macht, bei der Beſchwerde kämen die Intereſſen 
der Partei und ihres Prozeßbevollmaͤchtigten leicht 
in Widerſtreit, beim Antrag auf Wertsfeſtſtellung 
ſei dies nicht der Fall, ſo entbehrt dies jeder Be⸗ 
gründung. Da die Partei nur eine Minderung 
des Streitwerts beantragen kann (Rittmann a. a. O. 
8 16 Ziff. 9 Abſ. 3), jo iſt auch bei dem Antrage 
ſchon, nicht bloß bei der Beſchwerde, der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte ſtets im entgegengeſetzten Intereſſe 
beteiligt. Wozu der Anwaltszwang beim Antrag 
führt, zeigt der hier beſprochene Fall ganz deut⸗ 
lich. Das Gericht teilte dem Prozeßbevollmächtigten 
der Klägerin deren Antrag mit, der Widerſtreit 
der Intereſſen zeigte ſich ſofort: der Anwalt er⸗ 
klärte ſich mit der Feſtſetzung auf 500 Mk. nicht 
einverſtanden, beharrte vielmehr auf 2000 Mk. 
Die Klägerin hätte alſo, wenn ihr Antrag nur | 
durch einen Anwalt geſtellt werden konnte, ſich | 
nach einem zweiten Anwalt umſehen müſſen, 
der ihren Willen ausgeführt hätte. Dieſer Vor⸗ | 
gang lehrt, wie notwendig die Befreiung des An: 
trags vom Anwaltszwange iſt. 

c) Die Feſtſetzung des Streitwerts bildet die 
Grundlage des Koſtenfeſtſetzungsver⸗ 
fahrens; dieſes iſt gemäß SS 104 Abſ. 2 und 
8107 Abſ. 2 ZPO. dem Anwaltszwange entrückt; 
es iſt aber kein geſetzgeberiſcher Grund dafür er: 
findlich, warum erſtere anders behandelt werden 
ſollte. 

3. Die Gegner ſtützen ihre Anſicht haupt⸗ 
ſächlich auf die Faſſung des Geſetzes, in § 16 
Abſ. 2 ſei die ausdrückliche Ausnahmevorſchrift 
des $ 4 Abſ. 3 für den Antrag auf Feſtſetzung | 
des Streitgegenſtandswerts nicht angeführt, ſondern 
nur für die Beſchwerde gegen den Feſtſetzungs⸗ 
beſchluß; die Beſtimmung in $ 4 Abſ. 3 und 


Zahlungsaufforderung überreichte Koſtenrechnung 
| 


deren Ausdehnung auf § 16 Abi. 2 ſei durch die 

Reichstagskommiſſion eingefügt; in beiden Para⸗ 

graphen ſtimmten die Abſätze 2 überein; die 

neue Beſtimmung wäre aber gewiß ebenfalls 

gleichmäßig durch entſprechende Wiederholung des | 
§ 4 Abſ. 3 eingefügt worden, wenn dies der be: 

ſtehenden Abſicht entſprochen hätte; es ſei der 
Antrag auf Feſtſetzung deshalb vom Anwalts— 
zwange nicht befreit. Nach der obigen Darlegung 
beſteht aber die vermeintliche Lücke im Geſetze 
durchaus nicht. Da der § 16 Abſ. 1 der Partei 
kein beſonderes Antragsrecht einräumt, ſondern 
nur $ 4 Abſ. 1 maßgebend iſt, ſo war eine 
Wiederholung der Beſtimmung des § 4 Abſ. 3 
im § 16 nicht nötig; fie wäre vielmehr geradezu 
überflüſſig geweſen. Dagegen hatte die Wieder- 
holung des Ab). 2 von § 4 als Abſ. 2 bei §S 16 


nach 8 4 gegeben. 


zweifellos vor. 


bezüglich der Beſchwerde ihren guten Grund: 
§ 16 Abſ. 1 iſt dem Gericht das Recht ein⸗ 
geräumt, den Streitwert, abgeſehen von einem 
Antrag der Partei, auch von Amts wegen feſt⸗ 
zuſetzen und den Feſtſetzungsbeſchluß auch von 
Amts wegen wieder abzuändern. Hinſichtlich der 
auf Parteiantrag ergangenen Wertsfeſtſetzungs⸗ 
beſchlüſſe hätte allerdings die Vorſchrift des 
§ 4 Abſ. 2 zur Begründung des Beſchwerderechts 
genügt, nicht aber auch bezüglich der von Amts 
wegen erlaſſenen Beſchlüſſe auf Feſtſetzung des 
Streitwerts bzw. deren Abänderung; es war 
daher, die Einfügung der Beſtimmung des 8 4 
Abſ. 2 bei $ 16 als Abſ. 2 notwendig. Von 
einer Ungenauigkeit des Ausdrucks oder einem 
Verſehen des Geſetzgebers kann hier freilich nicht 
geſprochen werden; vielmehr liegt eine wohldurch⸗ 
dachte Faſſung des Geſetzes vor und dieſe ſpricht 
für die Richtigkeit der hier vertretenen Anſicht. 

III. Die Anwendung der vorſtehenden Aus⸗ 
führungen auf den obigen Fall und deſſen gericht⸗ 
liche Behandlung gibt noch zu folgenden Be⸗ 
merkungen Anlaß. 

1. Zweifellos iſt im vorliegenden Falle kein 
Antrag nach § 16, ſondern eine Erinnerung 
Die Klägerin bemängelt die 


vorgelegte Koſtenrechnung ihres Anwalts unter 


dem Hinweiſe, daß der Streitgegenſtand zu hoch 
bewertet ſei und verlangt deſſen Herabſetzung; es 
kann wohl nicht beſtritten werden, daß dies eine 
Erinnerung im Sinne des $ 4 war. Gemäß 
8 4 Abſ. 3 war der Anwaltszwang ausgeſchloſſen. 

2. Wenn man das aber nicht annimmt, ſo 
war hier der geſetzlichen Vorſchrift genügt. Wenn 
der von der Klägerin ſelbſt geſtellte Antrag 


nichtig war, ſo wurde doch dieſe Nichtigkeit durch 


nachträgliche Beiziehung des Anwalts 
geheilt. Das Gericht hat den Anwalt der 
Klägerin vor ſeiner Entſcheidung gehört; er hat 
auch den Antrag an ſich gebilligt und damit war 
dem Gedanken, welcher dem Anwaltszwange zu⸗ 
grunde liegt, entſprochen. Daß er ſich den 
Antrag bezüglich der Höhe des Betrages nicht 
angeeignet, ſondern nur 2000 Mk., nicht 500 Mk., 
als angemeſſen erklärt hat, iſt unerheblich. Das 
Gericht iſt in keiner Weiſe an die Parteiangabe 
über die Höhe des Betrags gebunden (Rittmann 
a. a. O. § 16 Ziff. 3 Abſ. 4); weſentlich war 
nur der Antrag auf Feſtſetzung überhaupt. 

3. Selbſt wenn man deſſen ungeachtet den 
fraglichen Antrag für nichtig hält, kann der Ge— 
richtsbeſchluß als gültig erachtet werden. Das 
Gericht iſt zur Entſcheidung auch von Amts 
wegen befugt und die Klägerin hat dies in 
ihrem Geſuche vorſorglich auch verlangt. Ein 
Grund zur Feſtſetzung von Amts wegen lag auch 
Die Natur des Streitgegen— 
ſtandes macht die Wertsfeſtſetzung überall er— 
forderlich, wo der Klaganſpruch nicht auf eine 
beſtimmte Geldſumme gerichtet iſt(Rittmann a. a. O. 


8 16 Ziff. 2 Abſ. 1), alſo z. B. bei nicht ver: 
mögensrechtlichen Anſprüchen, insbeſondere auch 
bei Eheſcheidungsklagen, bei welchen der Streit⸗ 
wert bis auf 200 Mk. herabgeſetzt und bis auf 
50000 Mk. erhöht werden kann (Pfafferoth 
a. a. O. § 10 Ziff. 1 Abſ. 2). Allerdings iſt in 
den letzteren Fällen der regelmäßige Wert 2000 Mk. 
und es bedarf einer gerichtlichen Feſtſetzung nur, 
wenn eine Veranlaſſung dazu vorliegt (Rittmann 
a. a. O. 8 10 Ziff. 2 Abi. 2). Das war hier 
aber der Fall, weil das Gericht durch das Geſuch 
der Klägerin Kenntnis von der Uneinigkeit der 
Beteiligten bezüglich der Höhe des Streitwerts 
erlangt hatte. Eine Feſtſetzung von Amts wegen 
kann freilich nicht beantragt werden; denn ein 
förmlicher Antrag auf Vornahme 
Amts wegen zu betätigenden Handlung iſt begriff 
lich ausgeſchloſſen. Das Gericht kann aber in 
einem nichtigen Antrage oder in einer bloßen 
Bitte einer Partei eine Anregung in nu 
1 finden (Rittmann a. a. O. § 16 Ziff. 3 
Abſ. 4, 5). Im vorliegenden Falle erklärte das 
Gericht allerdings, der Beſchluß ſei auf Antrag 
der Klägerin gefaßt, allein der Ausdruck „Antrag“ 
konnte recht wohl im Sinne von „Anregung“ 
gebraucht ſein und unter dieſer Annahme konnte 
der Beſchluß als gültig aufrecht erhalten werden. 
Uebrigens dürfte ein Beſchluß, welcher an 
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§ 536 ZPO. verſtoßen, welcher nicht nur allge⸗ 
mein auf die Beſchwerde Anwendung findet (Gaupp⸗ 
Stein a. a. O. 8 573 Ziff. I 5), ſondern auch ſpe⸗ 
ziell durch die Beſtimmung des $ 16 Abſ. 2 nicht 
berührt wird ae a. a. O. 816 Ziff. 9; 
RG. in E. Bd. 14 S. 352, JW. 1902 S. 134). 
Der Beſchwerdeantrag ging nicht auf gänzliche 


Beſeitigung des erſtinſtanziellen Beſchluſſes, 


einer von 


— 


einen Parteiantrag gar nicht gebunden, ſondern 


auch von Amts wegen zulaͤſſig iſt, nicht deshalb 
nichtig ſein, weil das Gericht irrtümlich annahm, 
es liege ein gültiger Antrag vor. Ein ſolcher 
Irrtum im Beweggrund iſt um ſo mehr unſchäd⸗ 
lich, wenn, wie hier, auch nach der Sachlage An⸗ 
laß zur Beſchlußfaſſung von Amts wegen beſtand. 
Das Beſchwerdegericht hat den erſtinſtan⸗ 
ziellen Beſchluß einfach aufgehoben, ohne eine 
andere ſachliche Entſcheidung zu treffen. Das war 
prozeſſual in doppelter Beziehung unſtatthaft. 

a) Die Beſchwerde war nach $ 16 Abſ. 2, 
wie auch unbeſtritten feſtſteht, formell zuläſſig. In 
dieſem Falle hat das Beſchwerdegericht darüber 
ſachlich zu entſcheiden: es kann die Beſchwerde 
als unbegründet zurückweiſen, andernfalls hat es 
entweder ſelbſt eine neue Entſcheidung zu erlaſſen 
oder die Sache zu dieſem Zwecke an das Unter⸗ 
gericht zurückzuleiten. Keinesfalls darf es ſich 
bloß auf die Aufhebung des untergerichtlichen Be⸗ 
ſchluſſes beſchränken (Gaupp⸗Stein a. a. O. $ 575 
Ziff. I. II) und im übrigen die ſtrittige Angelegen⸗ 
heit in der Luft hangen laſſen. Es war hier nicht 
gerechtfertigt, unter Aufhebung des angefochtenen 
Beſchluſſes lediglich den an das Landgericht ge⸗ 
ſtellten Antrag als unzuläſſig zu verwerfen und 
der Beſchwerdeführerin anheim zu geben, durch 
einen Anwalt ihren Antrag nochmals einbringen 
zu laſſen. 

b) Durch dieſe bloß formelle Entſcheidung 
hat das Beſchwerdegericht die Grenzen des 
Beſchwerdeantrags überſchritten und ſo gegen 


ſondern nur auf deſſen Aenderung durch Herab⸗ 
ſetzung des Streitwerts von 2000 Mk. auf 500 Mk. 
Durch die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
wurde zwar der frühere Zuſtand wieder hergeſtellt, 
aber auch der durch den landgerichtlichen Beſchluß 
erlangte Vorteil der Beſchwerdeführerin, daß die 
Streitſumme wenigſtens auf 2000 Mk. gemindert 
und der Anſatz der Anwaltsgebühren aus 5000 Mk. 
unſtatthaft geworden war, wieder verloren. Das 
ging über den Antrag der Beſchwerdeführerin a 
aus und ftellte fie ſchlechter. 


Nie jnriſtiſchen Berfonen nach dem im rechts⸗ 
rheinischen Bayern geltenden Staatskirchenrechte. 
Von Rechtsanwalt Dr. jur. Haus Baumann in München 


(Schluß.) 

Weit einfacher liegen die Rechtsverhältniſſe 
der Pfarrpfründe. Die Eigentumsſähigkeit iſt 
garantiert in Art. VIII des Konk., welcher von 
den bona parochiarum ſpricht. Vertreter iſt der 
Nutznießer der Pfründe, der Pfarrer. Deſſen 
Anerkennung beruht auf Rezeption des kirchen⸗ 
rechtlichen Grundſatzes.) 

An dieſer Stelle iſt noch der Kirchenge meinde 
zu gedenken, als der Geſamtheit der zu einer Kirche 
gehörigen Deſtinatäre. Die Frage, ob der „Kirchen⸗ 
gemeinde“ juriſtiſche Perſönlichkeit zukommt, iſt 
beſtritten. Jedenfalls geht es nicht an, die geſetz⸗ 
liche Anerkennung in den Vorſchriſten der Ver⸗ 
Aenne insbeſondere in §§ 84 u. 88 der 

II. Beilage zu erblicken.) Dieſe beiden Geſetzes⸗ 
ſtellen handeln von der kirchlichen Sprengelbil⸗ 
dung.“) Die Gemeindeordnung vom 29. April 
1869 beſtimmt in Art. 60, daß Verpflichtungen, 


1) cf. Meurer, Kirchenvermögen II 367 ff. Die 
dort unter II hervorgehobene Schwierigkeit der Ver⸗ 
tretung in Meliorations- und Deteriorationsprozeſſen, 
in denen der Nutznießer mit dem Eigentümer in Streit 
liegt, dürfte praktiſch kaum hervortreten; die Kreis- 
regierung wird als Kuratelbehörde von Amts wegen 
eingreifen. Gegen deren Entſchließung kann die Ent⸗ 
„ des VGH. angerufen werden. BGG. vom 

8. Auguſt 1878 Art. 10 Ziff. 15, allenfalls Art 8 Ziff. 35, 
Entſcheidung des VG. vom 16. Oktober 1891, 
XIII 232 ff. 

) Becher, Das rechtsrheiniſch-bayeriſche Landes— 
zivilcecht und Landeszivilprozeßrecht I 421 neigt ſich 
zu der 05 bekämpften Anſicht. Vgl. dagegen Seydel 
1. e. 595 


5 So Meurer, Vermögensrecht I 75. 
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welche ſich aus einem Kirchengemeindeverbande 
ergeben, ſich nach den hierüber beſtehenden beſon⸗ 
deren Beſtimmungen bemeſſen. Was das aber für 
„beſtehende“ Beſtimmungen ſind, iſt nicht geſagt. 
Art. 206 beſtimmt, daß die Kirchengemeinde durch 
die Kirchenverwaltung in allen rechtlichen Bezieh⸗ 
ungen vertreten wird. Hier iſt alſo eine Ver⸗ 
tretung für ein angebliches Rechtsgebilde geſchaffen, 
ohne daß die rechtliche Exiſtenz dieſes Gebildes 
nachgewieſen iſt. Das Geſetz vom 8. Auguſt 1878, 
über die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes 
ꝛc. ꝛc., erwähnt in Art. 10 Ziff. 3 Kirchengemein⸗ 
den als berechtigt, ſich gegen beſchwerende Ver⸗ 
fügungen der Staatsaufſicht an den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof zu wenden, in Art. 12 erwähnt es die 
Zugehörigkeit zu einem Kirchengemeindeverbande, 
in Ziff. 13 ſpricht es von Anſprüchen aus Ver⸗ 
bindlichkeiten aus dem Kirchen⸗ und Pfarrverbande. 
Endlich iſt noch des Landtagsabſchieds vom 28. Mai 
1892 zu gedenken. Dieſer ſchuf die Kirchen⸗ 
gemeinderepräſentanz. Dieſe, aus der fünffachen 
Anzahl der Mitglieder der Kirchenverwaltung be⸗ 
ſtehend, hat die Kirchengemeinde in Fällen zu 
vertreten, in denen die Kirchenverwaltung der Zu⸗ 
ſtimmung der Kirchengemeindeverſammlung bedarf. 
Die Einführung einer Repräſentanz iſt jedoch nicht 
obligatoriſch. Das iſt der Rechtszuſtand. Bei 
dem Mangel an Rechtsſätzen iſt es nicht ver⸗ 
wunderlich, daß auf dieſem Gebiet vielfach Streit 
beſteht. Seydel behauptet, daß der „Kirchen⸗ 
gemeinde keinerlei Perſönlichkeit zukomme, daß ſie 
lediglich ein Umlagenverband ſei.) Die Praxis?) 
hat jedenfalls die „Kirchengemeinde“ als juri— 
ſtiſche Perſönlichkeit anerkannt. Unſeres Erachtens 
mit Recht. Die von Seydel an der Geſetzgebung 
geübte Kritik mag begründet ſein. Die Geſetz⸗ 
gebung mag techniſch verfehlt ſein: ſoviel ſteht 
jedoch feſt, daß ſie, wenn ſie für eine perſönliche 
Geſamtheit — und das iſt doch mindeſtens 
der „Umlagenverband“ Seydels — eine Ber: 
tretung ſchuf, und wenn ſie dieſer Geſamtheit und 
nicht nur deren einzelnen Mitgliedern Laſten wie 
Umlagen auferlegt,) ihren Willen, dieſe Geſamt⸗ 
heit als Trägerin von Rechten und Pflichten alſo 
als Rechtsſubjekt anzuerkennen, an den Tag ge— 
legt hat. Davon kann freilich keine Rede ſein, 
daß dieſer Kirchengemeinde das Eigentum an dem 
Kirchenvermögen im engeren Sinne zuſteht.“) 
Träger dieſes Vermögens iſt, wie wir oben geſehen 


1) Seydel J. c. 579 ff., ſiehe insbeſondere die 
Literatur-Ueberſicht S. 591 ff. und dazu Meurer, 
Kirchenſtiftungsrecht 1 66 ff.: auch Meurer, Begriff 
und Eigentümer ꝛc. II 160 fi. 

) Vgl. die Zitate bei Krais. Handbuch der 
inneren Verwaltung I 322 und Meurer, Kirchen- 
ſtiſtungsrecht I 71 ff. 

) So Meurer, Kirchenſtiftungsrecht I 90, unter 
Bezugnahme auf Art. 10 Ziff. 3 VG. 
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) So Roth, Bahyeriſches Landeszivilrecht I 230, 


e Meurer, Begriff und Eigentümer II 161 
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haben, „jede Kirche ſelbſt, ſoweit ſie Personam 
Mysticam vorſtellt“.!) Der Kirchengemeinde⸗ 
verband wird insbeſondere bei der Baulaſt von 
Wichtigkeit. 

Eine Schwierigkeit hinſichtlich der Vertretung 
kann ſich ergeben, wenn ein Rechtsſtreit zwiſchen 
Kirchenſtiftung und Kirchengemeinde vorliegt. Als⸗ 
dann wird die Kirchenſtiftung durch die Kirchen⸗ 
verwaltung vertreten. Die Praxis hat ſich dafür 
entſchieden, daß die Kirchengemeindemitglieder als⸗ 
dann ein consortium litis bilden.“) 

Von den bisher erwähnten Kirchenſtiftungen, 
deren Verwaltung zu Kultuszwecken gemäß SS 59 und 
94 des rev. GemE. geregelt iſt, find die Stiftungen 
zu unterſcheiden, welche ſonſtigen kirchlichen Zwecken 
dienen.). Für dieſe find beſondere Vorſchriften 
nicht getroffen. Ihre Rechtsfähigkeit beurteilt ſich 
nach den allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts. 

5. Es iſt noch zu prüfen, ob dem Kloſter⸗ 
verbande und den verwandten Perſonenvereinigungen 
juriſtiſche Perſönlichkeit zukommt. 

Trotz der ſtraffen Organiſation der meiſten 
Orden, die in hierarchiſcher Beziehung unter dem 
Ordensgeneral in Rom ſtehen, hat ſich ein Eigen⸗ 
tum des Ordens an den einzelnen Klöſtern nicht 
auszubilden vermocht. Vom ſtaatlichrechtlichen 
Standpunkt würden hiergegen auch die ſtärkſten 
Bedenken ſprechen. Es käme ausländiſches Recht 
und ein ausländiſches Forum zur Anwendung. 
Demgemäß unterſcheidet auch das Konkordat in 
Art. VII zwiſchen den Monastici ordines und den 
Coenobia dieſer Orden. Der König hat ſich ver⸗ 
pflichtet, einige coenobia mit angemeſſener 
Dotation herzuſtellen. Damit iſt die Rechts⸗ 
perſönlichkeit dieſer Körperſchaft““ verfaſſungs⸗ 
gemäß begründet. 

Eine beſondere Unterſuchung erfordern noch die 
Bettelorden. (Nach dem Conc. Trid. Franziskaner, 
Kapuziner und Minoriten). Der Orden und das 
Kloſter iſt ebenſo, wie das einzelne Ordensmitglied 
ſchon nach der Regel ihres Stifters bonorum in- 
capax. Dementſprechend ſpricht auch das bayeriſche 
Landrecht von den Mendikantenklöſtern, welche nicht 
bonorum capaces find. (III 1 § 3, dazu Kreittm. 


1) Kreittmayr, Ann. p. II cap. 1 8 2 Nr. 2, vgl. 
Seydel l. e. 580 Nr. 4. 

2) Siehe Zitate bei Meurer, Kirchenſtiftungs— 
recht I 95: Stingl, Beſtimmungen des bayeriichen 
Staates über die Verwaltung des katholiſchen Pfarr— 
amts 1890 S. 981 ff. Gegenüber dem Standpunkt des 
bei Stingl zitierten Plenarbeſchluſſes des oberſten 
Gerichtshofs vom 18. Dezember 1874, wonach die 
Kirchengemeindemitglieder als Litiskonſortium neben 
der Kirchenverwaltung die Kirchengemeinde vertreten 
könnten, ſei auf die Entſcheidung des VGH. XXVI, 
387 ff. verwieſen. 

) Vgl. insbeſondere Kahr, Gemeindeordnung 1 
650 Ziff 3 und die dort zitierten. 

) Ueber die Frage, ob die Klöſter Korporationen 
oder Stiftungen find, ef. Meurer, Begriff und Eigen: 


tümer ꝛc. II 245 ff. 


Ann. zu II 28 3 und zu III 3 § 12, 6). 
Dieſes Ideal der evangeliſchen Armut ließ ſich 
aber praktiſch nicht durchführen, aus dem einfachen 
Grunde, weil die Klöſterliegenſchaften im Eigentum 
ſtehen müſſen. Die kirchliche Praxis!) hat ſich 
dahin entwickelt, daß den Mendikantenklöſtern 
Eigentumsfähigkeit für das, was zur Ausübung 
des Ordenszweckes notwendig iſt, zukommt. Die 
ſtaatliche Behörde hat nun verſchiedene Verſuche 
gemacht, den Härten, welche ſich aus den Be⸗ 
ſtimmungen des bahyeriſchen Landesrechts ergeben, 
abzuhelfen. Eine Entſchließung vom 12. April 1831 
weiſt darauf hin, daß den Lokalſtiftungen des Kultus 
und der Wohltätigkeit Zuwendungen unter der 
Auflage der Herausgabe der Renten an den Ver⸗ 
treter des Kloſters gemacht werden könnten. Dieſe 
Verfügung ſteht aber mit der e des 
damals geltenden Rechtes in Widerſpruch, es ſei 

denn, daß man dieſe Zuwendungen als „Almosen“ 

auffaſſen könnte. Klage auf Gewährung von 
Almoſen gibt es aber nicht, und ſo konnte dieſer 
Weg nicht zum Ziele führen. Eine weitere Ent⸗ 
ſchließung vom 2. Oktober 1848 ſchlägt vor, „weil 
ein Franziskanerkloſter nach kanoniſchem wie vater⸗ 
ländiſchem Rechte weder eigentumsfähig, noch be⸗ 
figfähig ſei“, daß ein Dritter als Eigentümer ein⸗ 
zutragen, dieſer aber in ſeinem angeblichen 
Eigentum ſo zu beſchränken ſei, daß er nichts zum 
Nachteil des Kloſters verfügen könne. Auch dieſem 
Ausweg in fraudem legis wird die Billigung zu 
verſagen ſein. Für das geltende Recht dürften 
zudem dieſe 5 beſeitigt ſein. Art. 86 
des EG. zum BGB. hat die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, welche den Erwerb von Rechten durch 
juriſtiſche Perſonen beſchränken oder von ſtaatlicher 
Genehmigung abhängig machen, bei Gegenſtänden 
über 5000 Mk. aufrecht erhalten. Bayern hat 
in ſeinem Ausführungsgeſetz zum BGB. Art. 7 ff. 
dieſe Materie geregelt und zwar erſchöpfend, ſo 
daß die ganze bisherige Amortiſationsgeſetzgebung 
beſeitigt iſt. Bei dieſen Beſtimmungen geſchieht 
der Mendikantenklöſter keine Erwähnung. Die oben 
erwaͤhnte Vorſchrift des bayeriſchen Landrechts ge⸗ 
hört dem Erbrecht an. Auf dieſem Gebiet hat 
das Einführungsgeſetz keinen Vorbehalt zugunſten 
des Landrechts gemacht. Die erbrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften des bayeriſchen Landrechts haben ſomit 
ihre Gültigkeit verloren. Ihre Wirkung iſt auch, 
wie wir geſehen haben, nicht durch Vorſchriften 
des Amortiſationsrechts in das neue Recht hinüber: 
gerettet. Es dürften ſomit im neuen Recht die 
bayeriſchen Mendikantenklöſter nicht anders zu be— 
handeln ſein, als die übrigen Klöſter. Nach neuem 
Recht wäre alſo z. B. das Vermächtnis eines 
Luxusgegenſtandes im Werte über 10000 Mk. 


1) ef. Meurer 1. c. II 234 ff. und die bei 


Dürrſchmidt, Die klöſterlichen Geſellſchaften in 
Bayern ꝛc. 1875, S. 81 Anm. 1 abgedruckten 
Statuten der „armen Franziskanerinnen“ vom 


10. März 1857. 
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an ein Mendikantenkloſter voll wirkſam; daß die 
kanoniſche Satzung die Annahme dieſes Vermächt⸗ 
niſſes verbietet, hat für den weltlichen Richter 
nicht in Frage zu kommen. Nimmt alſo das 
Kloſter ein Vermächtnis an, ſo kann die dahin 
zielende letztwillige Verfügung nicht deshalb an⸗ 
gegriffen werden, weil das kanoniſche Recht Eigen⸗ 
tum und Beſitz des Gegenſtandes dem Kloſter 
verwehre.) 

Im Gegenſatz zu den Klöſtern find die ein⸗ 
zelnen Kongregationsniederlaſſungen keine ſelbſt⸗ 
ſtändigen Perſonen. Rechtsſubjekt iſt . 
die Kongregation als ſolche. Der Sitz dieſer 
juriſtiſchen Perſon iſt der des Mutterhauſes. ) 
Die einzelnen Niederlaſſungen ſind lediglich Sta⸗ 
tionen. Natürlich können daneben geſonderte Stif⸗ 
tungen, insbeſondere z. B. Hoſpitalſtiftungen, ent: 
ſtehen, in welchen die Angehörigen von Kongre⸗ 
18 alſo in der Krankenpflege, Verwendung 
finden. °) 

Die religiöſen Bruderſchaften und Bündniſſe 
(Konfraternitates, Sodalitates, Dritter Orden ꝛc.) 
nehmen eine beſondere Stellung ein. Ihr Ver⸗ 
mögen iſt im allgemeinen Vermögen der Kirchen⸗ 
ſtiftung, bei deren Kirche ſie errichtet ſind, ſeltener 
ein ſelbſtändiges Spezialvermögen. So gibt es 
alſo Bruderſchaften mit juriſtiſcher Perſönlichkeit 
und ſolche ohne juriſtiſche Perſönlichkeit. Die 
Frage, ob die Zulaſſung der Bruderſchaften beider 
Art von königlicher Genehmigung abhängig iſt, 
oder ob die Bruderſchaften, welche nicht juriſtiſche 
Perſönlichkeit anſtreben, lediglich dem Vereinsrecht 
unterſtellt“) find, ſcheidet hier aus. Uns inte⸗ 
reſſiert nur, unter welchen Vorausſetzungen den 
einzelnen Bruderſchaften juriſtiſche Perſönlichkeit 
zukommt. Nach bayeriſchem Recht war zur Ent⸗ 
ſtehung juriſtiſcher Perſönlichkeit landesherrliche 
Genehmigung erforderlich.“) Bei Bruderſchaften, 
deren Begründung vor der Miniſterial⸗Entſchließung 
vom 27. April 1849 liegt, kann die königliche 
Genehmigung vermutet werden, weil dieſe Ge- 
nehmigung bis dahin Vorausſetzung für die 


1) In Fiche Sinne wohl Henle-Schneider, 
Das bayeriſche Ausführungsgeſetz zum BGB. Nr. 3 zu 
Art. 7: „Auch die Mendikantenklöſter ſind grundſätzlich 
nicht ausgenommen, wenn ſie auch nach den Ordens— 
regeln nicht unmittelbar einen Vermögenserwerb 
machen können.“ A. A. Silbernagl., Verfaſſung 
und Verwaltung ſämtlicher Relionsgenoſſenſchaften in 
Bayern 1900 S. 132, der den bisherigen Standpunkt 
auch noch für das neue Recht vertritt und der ME. 
vom 2. Oktober 1848 beipflichtet. 

2) So Meurer, Begriff und Eigentümer ꝛe. II 243. 

8) Von dieſen religiöſen Kongregationen find die 
Ordenskongregationen, Vereinigungen mehrerer Klöſter 
desſelben Ordens (z. B. der bayeriſchen Benediktiner 
ME. 20. November 1836 Nr. 13, zu unterſcheiden. 
Dieſer Ordenskongregation kommt keine juriſtiſche Per— 
ſönlichkeit neben den einzelnen Klöſtern zu. 

4) Von Seydel III 568 8 381 a. E. geſtützt 
auf § 76 lit. b des Rel. Ed. gegenüber der ME. vom 
27. April 1849. 

5) Siehe die Zitate bei Sting! 498 ff. 


252 
ſtaatlichrechtliche Anerkennung war. Nach Maß⸗ 
gabe des Vereinsgeſetzes vom 29. April 1869 
konnten die Sodalitäten Rechtsfähigkeit als aner⸗ 
kannter Verein erlangen. Nun ſteht ihnen dies 
nach Maßgabe des im BGB. geregelten Vereins⸗ 
rechtes offen, oder ſie ſind Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts (vgl. Art. 2 UeG. z. BGB.) 
Damit ſind wir beim Ende unſerer kurzen 
Ueberſicht angelangt. Dem eingehenden Studium 
werden ſich ſchwierige Detailfragen eröffnen, die 
hier nur angedeutet werden konnten. In vielen 
Punkten wird auch die neue Kirchengemeinde⸗ 
ordnung Vereinfachung und Klarheit ſchaffen. 


Einige Etreitfragen über § 739 380. 


Von Amtsrichter G. Kraus in München. 


(Schluß). 

4. Iſt die Ehefrau, welche in einem 
der in 8739 ZPO. aufgeführten Güter: 
ſtände lebt, verpflichtet, den Offen: 
barungseid zu leiſten, wenn keine Ber: 
urteilung des Mannes zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung vorliegt? 

Dieſe Frage wird vielfach verneint mit der 
Begründung, die Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides ſei eine Vollſtreckungshandlung, folglich ſei 
ſie unzuläſſig, wenn nicht der Ehemann zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt ſei, 
weil die Ehefrau über ihr geſamtes Vermögen, 
ſomit auch über ihr eingebrachtes Gut den 
Offenbarungseid leiſten müſſe. Gegen dieſe An⸗ 
ſicht wird geltend gemacht, dem Gläubiger müſſe 
auch auf Grund eines vollſtreckbaren Titels, 
welcher nur die Zwangsvollſtreckung in das Vor⸗ 
behaltsgut der Ehefrau zulaſſe, die Möglichkeit 
gewährt werden, die Zwangsvollſtreckung in das 
Vorbehaltsgut bis zur äußerſten Konſequenz unter 
Zuhilfenahme des Offenbarungseids durchzuführen. 
Dieſer Standpunkt wurde z. B. in einem Beſchluß 
des Landgerichts München I vom 2. Mai 1904 
vertreten und in ihm weiter ausgeführt, die An⸗ 
ſicht des Vollſtreckungsrichters, daß der Offen⸗ 
barungseid nicht in einen ſolchen über Vorbehalts⸗ 
gut und einen ſolchen über eingebrachtes Gut 
getrennt werden könne, ſei unrichtig, da kein 
geſetzlicher Hinderungsgrund für eine ſolche 
Trennung vorliege und der mit der Eidesabnahme 
betraute Richter ja in der Lage ſei, durch ent: 
ſprechende die geſetzlichen Fälle des Vorbehalts⸗ 
guts berückſichtigende Frageſtellung zu einer 
Scheidung derart mitzuwirken, daß die Schwur⸗ 
pflichtige ſich auf tatſächliche Angaben beſchränken 
könne, ohne rechtliche Unterſcheidungen treffen zu 
müſſen. Auf Grund dieſes Beſchluſſes wurde in 


dem fraglichen Falle der Ehefrau der Offen- 


barungseid in der Weiſe abgenommen, daß ſie 


beſchworen hat, daß ſie ihr zum Vorbehaltsgut 
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gehörendes Vermögen jo vollitändig angegeben 
habe, als ſie dazu imſtande ſei. Dieſe Eides⸗ 
norm iſt jedoch unzuläſſig mit Rückſicht dar⸗ 
auf, daß im 8 807 ZPO. eine Aenderung 
der daſelbſt aufgeſtellten Eidesnorm nicht vor⸗ 
geſehen iſt. Hätte aber das Geſetz eine Ab⸗ 
änderung zulaſſen wollen, jo wäre hierüber 
zweifellos ebenſo eine ausdrückliche Beſtimmung 
aufgenommen worden, wie dies in $ 883 ZPO. 
geſchehen iſt. Abgeſehen davon wird es in vielen 
Fällen trotz der geſchickteſten Frageſtellung und 
Belehrung nicht gelingen, einer Schuldnerin den 
Unterſchied zwiſchen Vorbehaltsgut und ein⸗ 
gebrachtem Gut begreiflich zu machen. 

Bei richtiger Auffaſſung des Inhalts und der 
Bedeutung der beiden in Betracht kommenden 
Beſtimmungen der 88 807 und 739 ZPO. muß 
man zu der Anſchauung gelangen, daß die Ehe⸗ 


frau auch dann zur Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 


eids verpflichtet iſt, wenn kein Urteil gegen den 
Ehemann auf Duldung vorliegt, daß ſich der 
Offenbarungseid aber nicht bloß auf das Vor⸗ 
behaltsgut ſondern auf das geſamte Vermögen 
der Ehefrau zu erſtrecken hat. Nach der Be⸗ 
ſtimmung des $ 807 ZPO. iſt der Schuldner, 
wenn die Pfändung zu einer vollſtändigen Be⸗ 
friedigung des Gläubigers nicht geführt hat, oder 
wenn letzterer glaubhaft macht, daß er durch 
Pfändung ſeine Befriedigung nicht vollſtändig er⸗ 
langen könne, auf Antrag des Gläubigers ver⸗ 
pflichtet, ein Verzeichnis ſeines Vermögens vorzu⸗ 
legen und den Offenbarungseid dahin zu leiſten, 
daß er nach beſtem Wiſſen ſein Vermögen ſo 
vollſtändig angegeben habe, als er dazu imſtande 
ſei. Dieſe Vorausſetzung iſt gegeben, wenn ein 
Vollſtreckungstitel gegen die Frau vorliegt, und 
die Pfändung zu einer Befriedigung nicht oder 
nicht vollſtändig geführt hat. Man kann nicht 
einwenden, daß die Pfändung möͤglicherweiſe zu 
einer Befriedigung geführt hätte, wenn der Ehe⸗ 
mann zur Duldung der Zwangsvollſtreckung ver⸗ 
urteilt und damit eine Zwangsvollſtreckung in das 
eingebrachte Gut der Schuldnerin zuläſſig geweſen 
wäre. Der Gläubiger kann nicht von vornherein 
wiſſen, mit welchen Mitteln die Schuldnerin zahlen 
kann und will, es wird ihm auch häufig das ehe⸗ 


liche Güterrecht, in welchem ſie lebt, unbekannt 


ſein. Ein geſetzlicher Grund, welcher den Gläubiger 
zwingen würde, vorerſt zu verſuchen, ob er nicht 
Befriedigung aus etwa vorhandenem eingebrachten 
Gut ſeiner Schuldnerin finden könne, beſteht nicht. 
Der Gläubiger darf wie bei jedem anderen Schuldner 
zunächſt verſuchen, ob die Pfändung auf Grund 
des gegen die Ehefrau lautenden Vollſtreckungs— 
titels zu ſeiner Befriedigung führt. Iſt letzteres 
nicht der Fall, ſo ſind die Vorausſetzungen des 
8 807 gegeben, der Gläubiger kann von der 
Schuldnerin die Ableiſtung des Offenbarungseides 
verlangen. Durch die Ableiſtung des Offenba— 
rungseides wird ſodann der Gläubiger in die Lage 


verſetzt, prüfen zu können, ob eine Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das eingebrachte Gut der Schuldnerin 
für ihn zweckmäßig iſt. In vielen Fällen wird 
der Gläubiger nach Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides ein Urteil gegen den Ehemann auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung nicht erwirken, weil er 
ſich überzeugt hat, daß überhaupt kein eingebrachtes 
Gut vorhanden iſt, oder wenigſtens kein ſolches, 
welches der Pfändung unterliegt. Iſt aber, wor⸗ 
über kein Zweifel beſteht, der Zweck des Offen⸗ 
barungseides der, daß der Gläubiger in die Lage 
verſetzt wird, einen vollſtändigen Einblick in die 
Vermögensverhältniſſe ſeines Schuldners zu ge 
winnen, um prüfen zu können, welche Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln er am zweckmäßigſten ergreifen kann, 
ſo muß angenommen werden, daß unter Vermögen 
im 8 807 das geſamte Vermögen eines Schuldners 
zu verſtehen iſt, nicht bloß einzelne Vermögensteile 
oder Vermögensmaſſen. Der Schuldner muß ins⸗ 
beſondere auch das der Pfändung nicht unterworfene 
Vermögen angeben (vgl. RGE. VI / 210). Um ſo 
mehr iſt die Annahme begründet, daß auch eine 
Ehefrau das Vermögen angeben muß, welches der 
Verwaltung und Nutznießung ihres Mannes unter⸗ 
ſteht. Auch das eingebrachte Gut bleibt Vermögen 
der Frau. 

Wie es dem Zwecke der Beſtimmung des $ 807 
zuwiderlaufen würde, wenn eine Ehefrau nur ihr 
Vorbehaltsgut bei der Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides angeben müßte, ſo würde eine derartige 
Trennung des Vermögens auch nicht mit dem 


Wortlaut insbeſondere dem der Eidesformel in | 


Einklang gebracht werden können. 

Die Beſtimmung des § 739 ZPO. iſt auf 
den Fall des 8 807 überhaupt nicht auwend bar. 
Die letztere Vorſchrift bezieht ſich auf eine all⸗ 
gemeine Zwangsvollſtreckungsmaßregel, die erſtere 
nur auf die Zwangavollſtreckung in das einge: 
brachte Gut der Ehefrau, wie ſich bereits aus dem 
Wortlaut ergibt. Vollſtreckungsmaßregeln, welche 
keine Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut 
der Ehefrau enthalten, können daher auch nicht 
unter $ 739 fallen. Die Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides enthält aber überhaupt keine Voll⸗ 
ſtreckung weder in das Vermögen als Ganzes 
noch in einzelne Teile. Das Vermögen des 
Schuldners ſelbſt wird durch Ableiſtung des Offen⸗ 
barungseides in keiner Weiſe berührt, insbeſondere 
nicht der Zwangsvollſtreckung des Gläubigers unter: 
worfen. Das Offenbarungseidsverfahren richtet 
ſich vielmehr gegen die Perſon des Schuldners, 
es ſoll von ihm lediglich eine Handlung, die An⸗ 


fertigung eines Vermögensverzeichniſſes und die 


Beſchwörung ſeiner Richtigkeit erzwungen werden. 
Dadurch daß der Schuldner die einzelnen Ver⸗ 
mögensſtücke in ſein Verzeichnis einſetzt und dadurch 
zur Kenntnis des Gläubigers bringt, erlangt dieſer 
keinerlei Rechte an den Vermögensſtücken. Daraus 
ergibt ſich ohne weiteres, daß keine Zwangsvoll— 
ſtreckung in das eingebrachte Gut der Ehefrau 
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vorliegt, wenn fie im Offenbarungseidsverfahren 
darüber Auskunft gibt. 


Zu dem gleichen Ergebniſſe gelangt man, wenn 
man den Zweck der Beſtimmung des $ 739 ins 
Auge faßt. Dieſer Zweck iſt, zu verhindern, daß 
Gläubiger der Ehefrau unbefugterweiſe in das 
Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrecht des Ehe⸗ 
mannes an dem eingebrachten Gut eingreifen. 
Dadurch aber, daß die Ehefrau im Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren ihr eingebrachtes Gut verzeichnet, 
werden die Rechte des Ehemannes in keiner Weiſe 
beeinträchtigt. Die Zwangsvollſtreckung in das 
eingebrachte Gut bleibt ja nach wie vor unzuläſſig, 
wenn der Gläubiger nicht ein Urteil gegen den 
Ehemann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
erwirkt. i 

Der Vollſtreckungsrichter darf daher bei der 
Prüfung der Frage, ob eine verheiratete Schuld⸗ 
nerin zur Ableiſtung des Offenbarungseides ver⸗ 
pflichtet iſt, überhaupt nicht berückſichtigen, in 
welchem ehelichen Güterſtand ſie lebt. Dagegen 
wird er bei der Ableiſtung des Eides durch ge⸗ 


eignete Frageſtellung dahin wirken müſſen, daß 


die Schuldnerin das eheliche Güterrecht angibt, 


in welchem ſie mit ihrem Ehemann lebt und 


! 


daß ſoweit als möglich erſichtlich gemacht wird, 
welche Vermöoͤgensſtücke dem Verwaltungs- und 
Nutznießungsrecht des Ehemannes unterliegen. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


At der Arzt verpflichtet, auf Verlangen feine 
Deſervitenrechnung zu ſpeziſizieren? Dieſe Frage hat 
die 3. Zivilkammer des Landgerichts München I als 
letzte Inſtanz verneint. Der verklagte Ehemann der 
Patientin hatte vor der Klageſtellung Spezifikation 
verlangt, die der Arzt nicht erteilte. Im erſten Ter⸗ 
min beantragte der Beklagte Abweiſung der Klage, 
weil die Spezifikation nicht erteilt worden ſei. Darauf 
wurde vertagt. Nachdem inzwiſchen der Arzt Spezifi⸗ 
kation erteilt hatte und die Deſervitenrechnung bezahlt 
worden war, wurde wegen der Koſten des Prozeſſes 
weiter geſtritten. Das Amtsgericht verurteilte den 
Beklagten zu den Koſten des Rechtsſtreits, die Be⸗ 
ſchwerde gegen dieſes Urteil wurde vom Landgerichte 
zurückgewieſen und zwar aus folgenden Gründen: 

„Der Kläger hatte nach 8 614 BGB. das Recht, 
nach der Behandlung der Ehefrau des Beklagten die 
Vergütung hierfür zu fordern. Ein Rechtsſatz, daß 
der Arzt Bezahlung für geleiſtete Dienſte erſt ver— 
langen kann, nachdem er Rechnung hierüber geſtellt 
hat, beſteht nicht und es iſt daher eine Verpflichtung 
des Arztes zu einer Vorleiſtung dieſer Art nicht an⸗ 
zuerkennen. Die Klage war mithin, als ſie geſtellt 
wurde, begründet.“ 

Dieſe Begründung iſt unſtichhaltig. Es iſt ſelbſt— 
verſtändlich, daß kein beſonderer Rechtsſatz für die 
Verpflichtung des Arztes zur Rechnungsſtellung be— 
ſteht. Die Frage iſt vielmehr nach der Natur des 


Rechtsverhältniſſes des Arztes zum Patienten zu ent- 


ſcheiden. Nach der in der Praxis herrſchenden An- 
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ſicht wird dieſes Verhältnis regelmäßig als Dienſt⸗ 
vertrag aufgefaßt. (Staudinger, Komment. zum BGB. 


II. Aufl., Bd. II S. 383). Nach 8 612 BGB. ift, wenn 
über die Höhe der Vergütung eine Vereinbarung nicht 
getroffen wurde, — was bei Leiſtung ärztlicher Dienſte 
regelmäßig der Fall iſt — die übliche Vergütung zu 
entrichten. Der Patient iſt nicht in der Lage, ohne 
Spezifikation nachzuprüfen, ob der Arzt in ſeiner 
Pauſchalforderung nicht die übliche Taxe überſchritten 
hat, da er ja die Einzelanſätze nicht kennt. Dieſes 
Recht der Nachprüfung muß jedoch dem Dienſtberech⸗ 
tigten zugeſtanden werden, da ſonſt im Erfolg nicht 
die angemeſſene und übliche, ſondern die vom Dienſt⸗ 
verpflichteten verlangte willkürliche Taxe geſchuldet 
würde. Die entgegengeſetzte Anſicht würde zu dem 
unbefriedigenden Ergebniſſe führen, daß der Dienſt⸗ 
nehmer die ihm vorgelegte Pauſchalrechnung ſtets 
ohne Nachprüfung begleichen müßte, auch wenn ſie 
ihm zu hoch erſcheint. Denn da er nach der Auſicht 
des Landgerichtes Spezifikation nicht verlangen kann, 
hat er auch im Prozeſſe kein Recht auf eine ſolche. 
Er könnte höchſtens die Angemeſſenheit beſtreiten und 
ſo den Arzt als beweispflichtigen Kläger zwingen, die 
Rechnung zu ſpezifizieren. Allein er hat dann immer 
den größten Teil der Prozeßkoſten zu tragen, weil die 
überſetzte Deſervitenrechnung ja nur um einen Teil 
zu kürzen iſt. Dieſer Folge kann er nicht entgehen, weil 
er ohne Kenntnis der Einzelanſätze den anzuerkennenden 
Teilbetrag der ganzen Rechnung nicht erraten kann 
und infolgedeſſen nicht in der Lage iſt, den Betrag 
der Rechnung zu bezahlen, denn er für angemeſſen hält. 

Soweit ich Literatur und Rechtſprechung über: 
blicke, haben lediglich Oertmann (in feinem Kommen 
tar zum Recht der Schuldverhältniſſe) und das OLG. 
München bisher zu der Frage Stellung genommen. 
Beide erachten den Arzt für verpflichtet, feine Rech— 
nung zu ſpezifizieren. (Val. Oertmann zu 8612 BGB. 
Note 5 und Seuff. Arch. Bd. 60 S. 223 ff.). 

Die Verpflichtung zur Spezifikation der Rechnung 
iſt ſelbſtverſtändlich nach ihrer ganzen Natur eine 
Vorleiſtungspflicht des Arztes im Sinne des 8 320 
BGB. Denn die Spezifikation ſoll dem zahlungs— 
pflichtigen Dienſtnehmer gegenüber die Höhe des ver— 
langten Dienſtlohnes rechtfertigen. Daß die Spezifi— 
kation der Rechnung der Zahlung vorauszugehen hat, 
ergibt ſich auch aus 8 614 BGB., wonach der Dienſt⸗ 
pflichtige feine Dienſte vorleiſten muß. Die Verpflich— 
tung zur Rechnungsſtellung iſt aber nichts anderes 
als eine Nebenleiſtung des Dienſtpflichtigen, eine ak— 
zeſſoriſche Dienſtleiſtung. 


„ß a a —— —— 


richtig berechnet iſt. Mit dieſem Regelfall rechnet der 
Arzt, wenn er pauſchaliter liquidiert. Verlangt aber 
der Patient oder der für ihn Zahlungspflichtige Spe⸗ 
zifizierung der Forderung, fo gibt er dem Arzt zu er⸗ 
kennen, daß er die Rechnung nachprüfen will. Dieſe 
Nachprüfung kann ihm der Arzt nicht verwehren, er 
iſt vielmehr verpflichtet, ihm die Unterlagen hierzu 
durch Spezifizierung der Rechnung zu geben. 
Hellwig. „Die Stellung des Arztes im bürger: 
lichen Rechtsleben“ faßt die ärztliche Tätigkeit als 
Dienſtvertrag auf, welcher eine Geſchäftsbeſorgung 
im Sinne des 5 675 BGB. zum Gegenſtand hat. 


Von dieſem Standpunkt aus ergibt ſich die Verpflich⸗ 


Es iſt auch gar nicht einzuſehen, warum der Arzt 


nicht ebenſo wie jeder Andere, welcher ſelbſtändige 
Dienſte leiſtet, zur Spezifizierung ſeiner Rechnung 
verpflichtet ſein ſoll. 
des 8 242, daß eine Leiſtung ſo zu bewirken tft, wie 


Arzt wie jeder andere Geſchäftsmann ſein Honorar 


erſt beanſpruchen kann, wenn er die verlangte Spezi- 


fikation gegeben und dem Patienten die Nachprüfung 
ſeiner Rechnung ermöglicht hat. 

Der häufige Gebrauch, daß Aerzte ihre Rechnung 
nicht ſpezifizieren und im allgemeinen auch ohne Spezi— 
fikation Zahlung erhalten, ſteht dem nicht entgegen. Der 
Patient, welcher die Pauſchalrechnung des Arztes zahlt, 
verzichtet ſtillſchweigend auf Spezifizierung, er hat 


Schon die allgemeine Vorſchrift 


tung des Arztes zur Spezifizierung ſeiner Rechnung 
unmittelbar aus der Vorſchrift der 8$ 675, 666 BGB. 
Der Anſicht von Hellwig iſt jedoch nicht beizutreten. 
Unter dem vielbeſtrittenen Begriff der „Geſchäfts⸗ 
beſorgung“ wird man nach dem Sprachgebrauch und 
der herrſchenden Anſicht die Erledigung ſolcher An- 
gelegenheiten zu verſtehen haben, die der wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſenſphäre eines Anderen angehören. 
(Staudinger, BGB. Bd. II 8 675 2 b und Andere). 

Die Tätigkeit des Arztes erſchöpft ſich in der 
Leiſtung ärztlicher Dienſte, der Arzt verſpricht dem 
Patienten, ihn durch Anwendung ſeiner ärztlichen 
Kunſt zu heilen, oder richtiger, die Heilung zu ver: 
ſuchen. Dieſe Tätigkeit greift regelmäßig nicht in die 
wirtſchaftliche Intereſſenſphäre des Patienten ein. 
Man wird daher die ärztliche Tätigkeit nicht den Be⸗ 
ſtimmungen des „Dienſtvertrags mit einer Geſchäfts⸗ 
beſorgung“ unterſtellen und die Verpflichtung zur 
Rechnungsſtellung nicht aus 88 675, 666 BGB., ſon⸗ 
dern lediglich aus §§ 612, 614, 242 BGB. folgern 
können. 

Die bekämpfte Entſcheidung des Landgerichts iſt 
in einer Hinſicht intereſſant. Sie beleuchtet eine 
Schattenſeite der in Ausſicht ſtehenden Zuſtändigkeits⸗ 
erweiterung der Amtsgerichte. Dasſelbe Landgericht, 
das im Jahre 1904 als I. Inſtanz in einem vom über: 
geordneten Oberlandesgericht beſtätigten Urteil die 
Verpflichtung des Arztes zur Spezifizierung ſeiner 
Rechnung angenommen hat, verneint ſie nach 2 Jahren 
in einer anderen Kammer, ohne den Verſuch einer 
Widerlegung der früheren Entſcheidung desſelben Ge— 
richts und des Obergerichtes nur zu unternehmen. Da— 
durch wird eine bedauerliche Rechtsunſicherheit ver- 
urſacht, die umſo ſchlimmer und gefährlicher um ſich 
greifen wird, je mehr Gerichte in letzter Inſtanz Recht 
zu ſprechen haben. 

Rechtsanwalt Dr. Klein berger in München. 


Die Sicherheitsleiſtung von Ausländern im Privat: 
klageverfahren. Die Ausführungen meines hochge— 


ſchätzten Herrn Kollegen über dieſe Frage (S. 163 ff.) 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
es erfordern, ſchließt die Verpflichtung in ſich, daß der 


zum Arzt das Vertrauen, daß feine Pauſchalforderunge 


veranlaſſen mich zu folgender Darlegung. 

Nach § 419 der StPO. beſtimmen ſich ſowohl 
die Vorausſetzungen, unter denen der Privatkläger 
für die der Staatskaſſe und dem Beſchuldigten voraus— 
ſichtlich erwachſenden Koſten Sicherheit zu leiſten hat, 
als auch die Höhe der Sicherheit und die Friſt zur 
Leiſtung nach den Vorſchriften, die für die bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten gelten. Da eine nähere Bezeichnung 
unterblieben iſt, ſind die jeweils für das Verfahren 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten maßgebenden 
Normen über dieſen Gegenſtand auch für das Privat— 
klageverfahren anwendbar. Jede Ausdehnung und 


— — 


jede Einſchränkung der Verpflichtung zur Sicher⸗ 
heitsleiſtung, die dort angeordnet wird, greift ohne 
weiteres auch hier Platz. 

Es ſcheint mir hiernach nicht zweifelhaft, daß ſich 
die Beſtimmungen des Haager Abkommens vom 
14. November 1896 in dieſer Hinſicht auch auf 
das Privatklageverfahren beziehen. Der 8419 der StPO. 
ſtellt dieſe Beziehung her. Das Gleiche muß gelten, 
ſoweit in anderen Verträgen Beſtimmungen über 
Sicherheitsleiſtung in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
getroffen ſind. 

Allerdings wird angenommen, daß der 8 419 der 
StPO. hinſichtlich der Verpflichtung des Privatklägers 
zur Sicherheitsleiſtung für die Gerichtskoſten durch 
die SS 83 ff. des GRG. erſetzt ſei. (Löwe, Anm. 1 zu 
§ 419). Das trifft nicht zu. Die SS 83 ff. des GKG. 
ſtehen zu dem $ 419 der StPO. im Verhältnis der lex 
specialis zur lex generalis. Der Hinweis auf die Vor⸗ 
ſchriften für das Verfahren in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten im $ 419 der StPO. iſt gegenſtandslos, 
ſoweit in den §§ 83 ff. des GKG. eine beſondere 
Regelung getroffen iſt. Soweit das nicht der Fall iſt, 
bleibt er aufrecht. Nach wie vor ſind insbeſondere die 
Vorausſetzungen der Verpflichtung zur Sicherheits⸗ 
leiſtung für die Gerichtskoſten im Privatklageverfahren 
nach den Normen zu beurteilen, die für das Verfahren 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten gelten. Die Frage, 
ob ein Ausländer verpflichtet iſt, einen beſonderen 
Vorſchuß zu leiſten, muß alſo im Privatklageverfahren 
geradeſo beantwortet werden, wie wenn es ſich um 
einen Zivilprozeß handelte. 

Hiemit ſteht auch der $ 85 des GKG. völlig im 
Einklange. Er ſchreibt zunächſt für das Gebiet der 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vor, daß Ausländer 
einen dreifachen Vorſchuß zu leiſten haben und macht 
von dieſer Vorſchrift mehrere Ausnahmen; dann ver⸗ 
fügt er: Unter den gleichen Vorausſetzungen 
haben Ausländer in den Fällen des $ 83 Abſ. 1 (im 
Privatklageverfahren) einen Gebührenvorſchuß von 
30 Mark zu zahlen. Die Vorausſetzungen der Ver: 
pflichtung zur Zahlung eines dreifachen Vorſchuſſes 
auf dem Gebiete des Privatklageverfahrens werden 
alſo auch hier mit jenen auf dem Gebiete der bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten in vollen Einklang geſetzt. 
Die Ausnahmen, die der § 85 des GKG. für die 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vorſieht, können nicht 
nur durch Aenderung dieſer Geſetzesſtelle, ſondern 
auch durch völkerrechtliche Verträge mit geſetzlicher 
Gültigkeit vermehrt werden. Solche Vermehrungen 
gelten dann eo ipso auch für das Privatklageverfahren. 

Wenn alſo der Art. 11 des Haager Abkommens 
für den Kläger in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten eine 
Befreiung von der Pflicht zur Zahlung eines be— 
ſonderen Gerichtskoſtenvorſchuſſes einführt, ſo kommt 
dieſe auch dem Privatkläger zugute. Die herrſchende 
Meinung iſt für dieſe Auslegung; ſie trifft auch ſicherlich 
den rechten Sinn. Der Wortlaut iſt folgender: 

Treten Angehörige eines der Vertragsſtaaten in 

einem anderen dieſer Staaten als Kläger oder 
Intervenienten vor Gericht auf, ſo darf, ſoferne 
ſie in irgend einem der Vertragsſtaaten ihren Wohn- 
ſitz haben, ihnen wegen ihrer Eigenſchaft als Aus— 
länder oder deswegen, weil ſie keinen Wohnſitz oder 
Aufenthalt im Inlande haben, eine Sicherheits— 
leiſtung oder Hinterlegung, unter welcher Benennung 
es auch ſei, nicht auferlegt werden. 

Die Faſſung läßt klar erkennen, daß alle Arten 
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der Sicherheitsleiſtung getroffen werden ſollten; der 
Gerichtskoſtenvorſchuß iſt aber nichts anderes als eine 
Sicherheitsleiſtung. Ob fiskaliſche Intereſſen für eine 
engere Auslegung ſprechen, kann nicht in Betracht 
kommen. Sie ſind übrigens von geringem Belang. 
Die Fälle, in denen Ausländer, die im Auslande 
wohnen, bei uns Privatklage erheben, ſind nicht ſo 
zahlreich, daß eine erhebliche Beeinträchtigung der 
Staatskaſſe zu befürchten iſt, wenn von ihnen ſtatt 
des Vorſchuſſes von 30 Mark nur ein ſolcher von 
10 Mark erhoben wird. Unter nahezu 2000 Privat⸗ 
klagen, die ich in den letzten Jahren zu behandeln 
hatte, fanden ſich nur zwei dieſer Art. 

Daß auf die Verpflichtung der Ausländer zur 
Sicherheitsleiſtung für die Koſten des Prozeßgegners 
das Haager Abkommen auch im Privatklageverfahren 
Anwendung findet, bedarf hiernach keiner näheren Be⸗ 
gründung mehr; die Verweiſung des 5 419 der StPO. 
auf das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
ſteht in dieſer Hinſicht unbeſtritten aufrecht. 

Oberamtsrichter Riß in München. 


Kurze Erwiderung. Meine Ausführungen 
galten in erſter Linie der Bekämpfung der oberſt⸗ 
richterlichen Entſcheidungen, die aus dem Wort: 
laute des Haager Abkommens von 1896 folgerten, 
daß ſeine Grundſätze auf das Privatklageverfahren 
anwendbar ſeien. OAR. Riß bejaht die Anwendbar⸗ 
keit auf Grund des § 419 der StPO. Seine Anſicht 
über das Verhältnis dieſer Vorſchrift zu den SS 83 f. 
GKG. widerſpricht der m. E. richtigen herrſchenden 
Meinung, die aus der Entſtehungsgeſchichte dieſer 
Beſtimmungen zu dem Schluſſe kommt, daß der 8 419 
hinſichtlich der Verpflichtung des Privatklägers, der 
Staatskaſſe Sicherheit zu leiſten, durch die Vorſchriften 
des Gerichtskoſtengeſetzes erſetzt iſt (vgl. die Kommen⸗ 
tare von Löwe und Koliſch, Kries, Lehrbuch S. 725, 
Lucas, Anleitung zur ſtrafrechtl. Praxis 1. Teil 2. Aufl. 
S. 396). Damit entfallen die gegneriſchen Folgerungen 
aus § 419. Ich möchte aber auch der Auslegung 
dieſer Vorſchrift entgegentreten, ſoferne man ſie noch 
gelten laſſen ſollte. Nach Riß ſoll ſich aus S 419 
und in ähnlicher Weiſe aus 8 85 GKG. ergeben, daß 
jede Vergünſtigung, die dem ausländiſchen Zivilkläger 
wegen der Sicherſtellung der Prozeßkoſten eingeräumt 
werden muß, ohne weiteres auch den Angehörigen des 
gleichen Staates als Privatklägern zugute kommt. 
Davon ſteht aber in den Geſetzen nichts. Der aus: 
ländiſche Privatkläger ſoll unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen Sicherheit zu leiſten haben als der Zivil: 
kläger. Er hat alſo der Regel nach Sicherheit zu 
leiſten und den dreifachen Gebührenvorſchuß zu zahlen. 
Dieſe Verpflichtung tritt (von anderen minder wichtigen 
Ausnahmen abgeſehen) nur dann nicht ein, wenn in 
dem Staate des Klägers ein Deutſcher im gleichen 
Falle, d.h als Privatkläger, zur Sicherſtellung 
der Koſten nicht verpflichtet iſt. Den Beweis hierfür 
hat in der Regel der Ausländer zu erbringen (Bekannt— 
machung vom 8. Mai d. Is., IJIMBl. S. 127, 8 52 
Abſ. 5, vgl. 8 20). M. E. iſt Vergleichungsobjekt die 
Behandlung des ausländiſchen Privatklägers im Reiche 
und die Behandlang des deutſchen Privatklägers in 
dem betr. ausländiſchen Staate, nicht die Behandlung 
der Angehörigen eines beſtimmten Staates als Zivil— 
kläger im Reiche und als Privatkläger im Reiche. 
Das Verlangen nach materieller Gegenſeitigkeit, zu 
deren Forderung ſich die Rechtſprechung des Reichs— 
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gerichts endlich durchgerungen hat, läßt m. E. keine 


den der Wille der Beteiligten verwirklicht werden 


andere Auslegung zu. Die Praxis der unteren Ge⸗ ſoll, einen Akt, der nach 88 13, 20 G80. auf Grund 


richte mag damit manchmal nicht übereinſtimmen. 
Zur Beſprechung anderer Punkte fehlt der Raum. 
Ich möchte nur kurz betonen, daß mir die Statiſtik 
des Herrn OAR. Riß nicht einwandfrei zu fein 
ſcheint. M. W. wird bisher im Privatklageverfahren 
die Staatsangehörigkeit des Klägers nicht beſonders 
feſtgeſtellt. Es werden manche mit dem einfachen 
Vorſchuſſe durchſchlüpfen oder gar nichts zahlen, die 
im Intereſſe der Staatskaſſe durch Ablehnung vorher⸗ 
gehender gerichtlicher Handlungen gezwungen werden 
könnten, den erhöhten Vorſchuß zu zahlen. 
II. Staatsanwalt Bleyer in München. 


Ans der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivil ſachen. 
1 


Heilung des Formmangels nach 8 313 BEB. durch 
Auflaſſung und Eintragung: Wie lange iſt Fortdauer 
des Vertragswillens erforderlich? Die von den Streits⸗ 
teilen nach den notariellen Urkunden vom 26. Mai 
und 7. Juni 1905 vertauſchten Grundſtücke find gleich⸗ 
zeitig wechſelſeitig aufgelaſſen worden, der Eigentums⸗ 
wechſel iſt in den Grundbüchern vom 26. Juni und 
3. Juli 1905 eingetragen. Die Klage geht auf Ge— 
währung eines auf mehrere Jahre unkündbaren, zu 
3% verzinslichen auf dem Tauſchobjekt an 1. Stelle 
zu verſichernden Darlehens von 15000 Mk., indem 
behauptet wurde, der Beklagte habe dem Kläger beim 
Abſchluß des Tauſchvertrags ein ſolches Darlehen 
mündlich verſprochen. Es iſt feſtgeſtellt, daß der 
Beklagte wenige Minuten vor der auf der Amtsſtube 
des Notars erklärten Auflaſſung dem Kläger die 
Gewährung des Darlehens zugeſagt hat. Der Be— 
klagte macht die Nichtigkeit der Darlehenszuſage auf 
Grund von § 313 BGB. geltend und verweiſt darauf, 
daß er am 21. Juni 1905 das Darlehensverſprechen — 
aus, wie feſtgeſtellt, unzutreffenden Gründen — an⸗ 
gefochten habe. Der Beklagte wurde nach dem 
Klagantrage verurteilt, Berufung und Reviſion wurden 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nicht irrtümlich iſt die 
Ausführung des OL G., daß die erſt am 21. Juni 
1905, alſo nach der Auflaſſung erfolgte Anfechtung 
des Darlehensverſprechens an den mit der Auf⸗ 
lajfung eingetretenen Rechtswirkungen (Heilung der 
nichtigen Darlehenszuſage) nichts mehr ändern könne, 
weil die dingliche Bindung ſchon mit der Auf- 
laſſung eintrete, die Fortdauer des Vertragswillens 
in die Zeit der Eintragung aber nicht erforder: 
lich ſei, wenn nur dieſe, wie geſchehen, hinzukomme. 
Zwar wird der Formmangel gemäß 8 313 BGB. nur 
durch die Auflaſſung und die Eintragung 
geheilt. Auch iſt es richtig, daß Auflaſſung und Ein- 
tragung für den Eigentumsübergang zwei verſchiedene 
gleichwertige Elemente bilden. Allein die Auflaſſung 
bildet nach $ 925 BGB. die zur Uebertragung des 
Eigentums an einem Grundſtücke nach § 873 erforder: 
liche dingliche Einigung des Veräußerers und des 
Erwerbers. Hierin iſt die in ſtrengſter geſetzlicher 
Form geäußerte Entſchließung zu finden, den obli— 
gatoriſchen Vertrag in dem Inhalte, den er zur Zeit 
der Auflaſſung hat, ſeinem ganzen Umfange nach 
auszuführen. Bei der Eintragung hingegen handelt 
es ſich gar nicht um Auslegung und Feſtſtellung des 
Willens, ſondern um einen äußerlichen Akt, durch 


der Auflaſſung ſowohl von dem einen als von dem 
andern Vertragsteile beantragt werden kann. Auch 
nach dem Grunde und Zwecke der Formvorſchrift des 
8 313 BGB. kann es nur auf die Willensüberein⸗ 
ſtimmung zur Zeit der Auflaſſung ankommen. 
Die Formvorſchrift bezweckt nämlich bei der Wichtig⸗ 
keit der Grundſtücksveräußerungen den Schutz gegen 
Uebereilung, ſie ſoll den Ernſt und die Bedeutung 
des Rechtsgeſchäfts dem Veräußerer zum Bewußtſein 
bringen. Die Gewähr dafür, daß der Entſchluß, das 
Eigentum zu übertragen, mit Ueberlegung gefaßt iſt, 
leiſtet die Auflaſſung an ſich. Das Erfordernis der 
Eintragung hat mit dem Schutze gegen Uebereilun 
nichts zu tun, ſondern beruht auf dem Gedanken, daß 
die Heilung des Formmangels erſt eintreten ſoll, 
wenn der nichtige Vertrag durch Uebertragung des 
Eigentums vollzogen iſt. (Urt. des II. ZS. vom 
30. April 1907, Nr. 6/07). 

933 EE 

II. 


Ja 58 631, 632, 635 B68. Wenn bei dem 
Verkaufe eines Gutes der Verkäufer die 
Ausführung von Bauarbeiten übernimmt, 
fo kann angenommen werden, daß ein 
ſelbſtändiger Werkvertrag, nicht nur eine 
Nebenbeſtimmung des Kaufvertrages vor⸗ 
liegt. Aus den Gründen: Die Reviſion meint, 
daß das OLG. in $ 2 des Kaufvertrages keinen 
ſelbſtändigen Werkvertrag, ſondern nur das Ver⸗ 
ſprechen eines gewiſſen Bauzuſtandes durch den 
Verkäufer, alſo eine einfache Nebenbeſtimmung des 
Kaufvertrags hätte finden dürfen. Allein derſelbe 
Vertrag kann ſich aus verſchiedenen ſelbſtändigen 
Vereinbarungen zuſammenſetzen und die Entſcheidung 
darüber, ob das der Fall iſt, muß im weſentlichen 
der richterlichen Auslegung überlaſſen bleiben. Gegen 
die Auslegung des Vorderrichters läßt ſich kein be⸗ 
gründeter Einwand erheben. Insbeſondere kann auch 
die zum Werkvertrage nach §§ 631, 632 BGB. er⸗ 
forderliche Vergütung in den Geſamtgegenleiſtungen 
des Klägers um ſo mehr gefunden werden, als ja, 
wie aus dem Tatbeſtand hervorgeht, die Höhe des 
Kaufpreiſes nach dem Maße der von der Beklagten 
zu leiſtenden Bauarbeiten feſtgeſetzt oder von ihm 
doch beeinflußt worden iſt. (Urt. des V. 35. vom 

10. April 1907, \ 455/06). 33 
9205 s 
III. 

Zu 5 313 Satz 2, 6 138 888. Heilung des 
Formmangels von Nebenabreden, durchdie 
einem von mehreren Verkäufern ohne 
Wiſſen des anderen ein beſonderer Vorteil 
zugewendet wird. Nichtigkeit einer ſolchen 
Nebenabrede wegen Unſittlichkeit. Ein Ehe⸗ 
paar verkaufte ſeinen Grundbeſitz um 60000 Mk. Die 
eine Hälfte des Kaufpreiſes ſollte dem Manne, die 
andere der Frau zukommen. Die Auflaſſung wurde 
vorgenommen. Am Tage der notariellen Beurkundung 
des Kaufvertrages verpflichteten ſich die Käufer in 
einer ſchriftlichen Erklärung, dem Manne weitere 
10 000 Mk. zu zahlen. Dieſes Abkommen wurde der 
Frau verheimlicht. Gegenüber der Klage auf Zahlung 
der 10000 Mk. wurde eingewendet, daß die Ber: 
pflichtungs-Erklärung wegen des Mangels der im 
8 313 BGB. vorgeſchriebenen Form und wegen Un— 
ſittlichkeit nichtig ſei. Das Reichsgericht äußerte ſich 
zu dieſen Einwendungen, wie folgt: 

I. Der Berufungsrichter geht davon aus, daß die 
Erklärung vom 25. April 1904 zwar wegen des 
Mangels der notariellen Form nichtig geweſen, der 
Mangel jedoch gemäß § 313 Satz 2 BGB. durch die 
Auflaſſung geheilt worden ſei. Es genüge das Bor: 
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handenſein der Willensübereinſtimmung zwiſchen den 
Beklagten und dem Ehemanne, da die Erklärung 
eine gegenüber dem notariellen Kaufvertrage ſel bſt⸗ 
ftändige, von den Beklagten dem Ehemanne gegen⸗ 
über übernommene Verbindlichkeit ſei, an der die 
Ehefrau nicht beteiligt ſei. Das Fehlen ihrer 13 
ſtimmung ſtehe daher der Anwendung des 8 
Satz 2 BGB. nicht entgegen. Dieſe 5 
werden von der Anſchlußreviſion als irrig bekämpft, 
ſie ſind indeſſen zutreffend. Allerdings liegt ein ein⸗ 
heitlicher Vertrag vor, da auch die von den Beklagten 
dem Ehemann verſprochenen 10000 Mk. den Charakter 
des Kaufgeldes haben, alſo einen Beſtandteil der 
Gegenleiſtung der Beklagten für die ihnen verkauften 
Grundſtücke bilden. Jedoch iſt in bezug auf dieſen 
Teil des Kaufgeldes dem Ehemann ein Sonderrecht 
eingeräumt worden. Dies hatte unbeſchadet der Frage, 
inwieweit das Sonderrecht ſachlich zuläſſig war und 
die materielle Gültigkeit des ganzen Kaufvertrages 
beeinflußte, jedenfalls in formeller Beziehung zur 
Folge, daß, ſoweit die 10 000 Mk. in Betracht kommen, 
die Ehefrau nicht beteiligt war. Das Fehlen ihrer 
Zuſtimmung bildete kein Hindernis für die Unter⸗ 
ſtellung des Sonderabkommens unter die heilende 
Kraft der Auflaſſung, die ja nur die Form, nicht den 
Inhalt des Vertrages betrifft. 

II. Den Einwand der Beklagten, daß die Er⸗ 
klärung vom 25. April 1904 gegen die guten Sitten 
verſtoße, verwirft der Berufungsrichter mit folgenden 
Erwägungen: Die Ausbedingung eines höheren Sonder⸗ 
kaufpreiſes ſei allein nicht unſittlich. Nur die Ver⸗ 
heimlichung des höheren Erlöſes vor der Frau 
verletze unter den obwaltenden Umſtänden die guten 
Sitten. Hierauf könne ſich aber nur die Frau 
berufen. Sie könne den Kaufvertrag wegen Irr⸗ 
tums anfechten, auch ihren Mann auf Schadenserſatz 
in Anſpruch nehmen; nicht aber ſeien die Beklagten 
berechtigt, ſich ihren Verpflichtungen zu entziehen und 
damit ſich auf Koſten des Ehemannes ungerechtfertigt 
zu bereichern. Mit Recht bezeichnet die Anſchlußreviſion 
dieſe Ausführungen als irrig. Der Berufungsrichter 
überſieht vor allem, daß ein Verſtoß gegen $ 138 BGB. 
keine bloße Anfechtbarkeit begründet, ſondern das da⸗ 
von betroffene Geſchäft nichtig macht. Auf die Nichtig⸗ 
keit kann ſich jedermann berufen, ohne dem Vorwurf 
der Argliſt zu verfallen, und es iſt daher belanglos, 
daß die Beklagten durch die Berufung auf die Nichtig⸗ 
keit von einer Verbindlichkeit frei kommen wollen. 
Auch die vom Berufungsrichter verſuchte Scheidung 
zwiſchen dem Sonderabkommen an ſich, das er als 
erlaubt anſieht, und der Geheimhaltung vor der Ehe⸗ 
frau, die allerdings den Charakter des Unerlaubten 
habe, iſt unhaltbar. Die Beklagten und der Ehemann 
gingen gemeinſchaftlich darauf aus, durch das Sonder⸗ 
abkommen die Ehefrau um den ihr an dem erhöhten 
Kaufpreis zukommenden Anteil zu bringen und den 
auf dieſen Anteil entfallenden Betrag in die Taſche 
des Ehemanns fließen zu laſſen. Diefer Tatbeſtand 
genügt, um die Anwendung des $ 138 Abſ. 1 BGB. 
zu begründen, ſofern nicht die weitere unter Beweis 
geſtellte Behauptung der Kläger wahr iſt, daß die Ehe⸗ 
frau geäußert habe: „wenn ſie für ihren Hof 10000 Tlr. 
bekäme, dann könne ihr Mann machen was er wolle.“ 
Der Berufungsrichter mußte daher auf dieſen Beweis— 
antrag eingehen. (Urt. d. V. 35. vom 3. April 1907, 
V 466/06). — — ·— = n 

926 Iv. 

Wider die guten Sitten verſtoßende Vereinbarungen 
in Bierlieſerungsverträgen. Bei dem Verkaufe des den 
Eheleuten A. u. B. C. in H. gehörenden Wirtſchafts— 
anweſens an die Eheleute F. wurde unter Ziff. 11 
der Notariatsurkunde beſtimmt: 

„Die Käufer verpflichten ſich für ſich und ihre Be— 
ſitznachfolger innerhalb der nächſten 10 Jahre von 
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heute an gerechnet das jeweils für die auf dem ver⸗ 
kauften Anweſen betriebene Wirtſchaft benötigte Bier 
um den ortsüblichen Preis pro hl nur aus derjenigen 
Brauerei zu beziehen, welche ihnen von den Verkäu⸗ 
fern oder deren Erben als lieferungsberechtigt jeweils 
beſtimmt wird und unterwerfen ſich im Falle der Zu⸗ 
widerhandlung gegen dieſe ee einer Kon⸗ 
ventionalſtrafe, welche im einzelnen Falle auf 5 Mk. 
ür jeden aus der von den Verkäufern beſtimmten 
rauerei nicht bezogenen hl feſtgeſetzt wird.“ 

Nach dem Tode des A. C. benannten deſſen Erben 
die N.⸗Brauerei als die Brauerei, welche zur Lieferung 
des für den Fiſchen Wirtſchaftsbetrieb benötigten 
Bieres berechtigt ſein ſollte. Damit waren die Ehe⸗ 
leute F. zunächſt einverſtanden; ſie bezogen aus der 
Brauerei für 16 Mk. pro hi mehrere Monate das Bier. 
Infolge eines Beſchluſſes des Gaſtwirtevereins, welchem 
die Eheleute F. angehörten, weigerten ſie ſich ſpäter 
16 Mk. pro hl weiter zu zahlen und erklärten ſich 
für die Zukunft nur zur Zahlung von 15 Mk. bereit. 
Dieſen Preis bewilligte jedoch die Brauerei nicht, wor⸗ 
auf die Eheleute F. den Bierbezug bei ihr einſtellten. 
Die von dem Eigentümer der Brauerei gegen ſie auf 
Fortſetzung des Bierbezugs erhobene Klage wurde 
wegen mangelnder Klagebefugnis des Klägers rechts⸗ 
kräftig abgewieſen. Nun erhob die Witwe B. C. — 
die Erben des A. C. haben ſich auseinandergeſetzt; ſie 
iſt aus dem Kaufvertrag allein berechtigt — Klage 
gegen die Eheleute F. mit dem Antrage, ſie zum Fort⸗ 
bezuge des Bieres aus der N.⸗Brauerei und zur Zah: 
lung der Vertragsſtrafe zu verurteilen. Die Bellag- 
ten beantragten Abweiſung der Klage, weil die Be— 
ſtimmung im $ 11 des Kaufvertrages nach § 138 Abſ. 1 
BGB. nichtig ſei. Die Klage wurde vom LG. ab⸗ 
gewieſen, die Berufung hatte keinen Erfolg. 

Das OLG. hat in Uebereinſtimmung mit dem 
LG. angenommen, daß die Beſtimmung des § 11 des 
Kaufsvertrags die Freiheit der Beklagten im Gewerbe⸗ 
betriebe = unzuläſſiger Weiſe beſchränke und daher 
nach § 138 Abſ. 1 nichtig ſei. Das Unzuläſſige der 
Beſchränkung wurde darin gefunden, daß die Beklag⸗ 
ten für ſich und ihre Rechtsnachfolger bei einer hohen 
Vertragsſtrafe für eine verhältnismäßig lange Zeit — 
10 Jahre — ſich verpflichtet haben, das benötigte Bier 
von einer dritten Brauerei zu beziehen, welche 
die Verkäufer und nach ihrem Tode auch ihre Erben 
beliebig beſtimmen können. Es ſeien freilich mehr⸗ 
mals Bierlieferungsverträge für zuläſſig erklärt wor⸗ 
den, durch welche Wirte mit Rückſicht auf Gegen⸗ 
leiſtungen ſich verpflichteten, das nötige Bier auf Zeit 
von einer beſtimmten Brauerei zu beziehen. Aber 
hierfür ſei die Erwägung mitbeſtimmend geweſen, daß 
in ſolchen Fällen die Tragweite der Bindung, ins⸗ 
beſondere die Leiſtungsfähigkeit der Brauerei über⸗ 
ſehen werden konnte; das ſei hier nicht der Fall: die 
Beklagten ſeien hinſichtli eines der weſentlichſten 
Teile ihres Gewerbebetriebes der Willkür der Klä⸗ 
gerin anheim gegeben; die Wahrung ihrer geſchäft⸗ 
lichen Intereſſen ſei inſoweit ihrer Selbſtbeſtimmung 
entzogen. 

Die Reviſion wurde verworfen. In der Begründung 
wurden die Ausführungen des OLG. gebilligt. Es wurde 
insbeſondere die Behauptung der Reviſionsklägerin 
für unerheblich erklärt, daß die Beklagten gegen jede 
das zuläſſige Maß überſchreitende Ausnützung des 
Vertrages, namentlich gegen jedes ſchikanöſe Vorgehen 
ſich in anderer Weiſe hätten ſchützen können. Für die 
Entſcheidung der Sache komme es nur auf den Inhalt 
und die Tragweite der Vertragsbeſtimmung an; es 
ſei nicht zuläſſig, die Beklagten auf andere mit Un— 
zuträglichkeiten und Koſten verbundene und in ihrem 
Erfolge vielleicht zweifelhafte Hilfsmittel gegen die 
Schädigung ihrer Intereſſen zu verweiſen. Keine 
Bedeutung wurde dem Umſtande beigelegt, daß bis 
zu der Einſtellung des Bierbezuges Unzuträglichkeiten 
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für die Beklagten nicht eingetreten ſeien, daß alſo 
das aus jener Vertragsbeſtimmung ſich ergebende 
Recht in einer Weiſe ausgeübt worden ſei, die Anlaß 
zu Beſchwerden für die Beklagten nicht geboten haben 
könne. Ebenſowenig wurde dem Grunde Bedeutung 
zuerkannt, der die Beklagten veranlaßte, das Bier 
nicht mehr von der N.-Brauerei, ſondern anderweitig 
zu beziehen. (Urt. vom 26. März 1907). 
909 — — cht — — 


B. Strafſachen. 


1 


Unterſchlagung (5 246 StGB.). Eigentumserwerb 
des nach außen als Geſchäftsinhaber auftretenden 
Bevollmächtigten. Constitutum possessorium. Der 
Angeklagte iſt, obwohl das Geſchäft unter ſeinem 
Namen geführt wurde, nur als Verkäufer angeſtellt 
geweſen und hatte ſeinen Auftraggebern, als deren 
Bevollmächtigter er mit Recht angeſehen wurde, die 
Einnahme je am 1. und 15. des Monats abzuliefern. 
Für die Rechtslage iſt es von ausſchlaggebender Be— 
deutung, ob der Angeklagte nach außen als offener 
Stellvertreter gehandelt hat, ob alſo feine Willens— 
erfiärungen nach § 164 BGB. unmittelbar für und 
gegen die Vertretenen wirken konnten und gewirkt 
haben, oder ob er die Geſchäfte lediglich im eigenen 
Namen und für eigene Rechnung abgeſchloſſen, 
mithin auch nur für ſeine eigene Perſon Rechte er— 
worben und Verpflichtungen übernommen hat. Nach 
den bisherigen Feſtſtellungen kann nur letzteres an— 
genommen werden, denn darnach waren die Kunden 
des Geſchäfts des Glaubens, der Angeklagte ſei In— 
haber des Geſchäfts, und „leiſteten die Zahlungen an 
ihn als Geſchäftsinhaber“, auch wird die angeblich ver— 
untreute Forderung als eine Forderung des Geſchäfts 
bezeichnet. Daß die Käufer von der Stellung des Ange— 
klagten als Bevollmächtigten Kenntnis erhalten hätten 
oder etwa willens geweſen wären, die Beſtimmung 
darüber, für wen das Eigentum an den von ihnen ge— 
ſchuldeten oder gezahlten Geldbeträgen erworben 
werden ſollte, dem Angeklagten zu überlaſſen, dafür 
ſpricht nichts. Hiernach gehörten die Geſchäftsforde— 
rungen zu dem Vermögen des Angeklagten und die 
an ihn als Geſchäftsinhaber gezahlten Beträge waren 
ſein Eigentum (sS$ 164, 305, 929 BGB.). 

Der Erſtrichter hat dieſe Rechtslage verkannt. 
Die Anwendung des § 246 StGB. läßt ſich auch nicht 
aus dem Geſichtspunkte halten, daß der Angeklagte 
als Vertreter durch Vertrag mit ſich ſelbſt den mittel— 
baren Beſitz an dem Kaſſenbeſtande ſeinen Auftrag— 
gebern übertragen habe (§ 181, 930 BGB.). Gegen 
die rechtliche Möglichkeit einer ſolchen Uebergabe 


durch Constitutum possessorium beſtehen im vor— 
liegenden Falle, in dem ſie ausſchließlich zur Er— 


füllung einer Verbindlichkeit des Angeklagten gegen— 
über ſeinen Auftraggebern dienen würde, keine Be— 
denken. Es fehlt aber eine ausreichende Begründung 
in dieſer Hinſicht, weil zu der Uebereignung eine 
äußere Kundgebung des Uebereignungswillens und 
des Willens zur Begründung eines Rechtsverhältniſſes 
der in § 930 BGB. erforderten Art notwendig iſt, 
und dieſe in der Feſtſtellung, der Angeklagte habe 
den Betrag von 270 Mk. mit der Abſicht empfangen, 
ihn für die Firma einzunehmen, nicht gefunden 
werden kann (vgl. Entſch. d. RG. in 35. Bd. 52 
S. 130, Bd. 6.3 S. 16). (Urt. d. V. StS. vom 
26. Februar 1907, 5 D 1011/06). — — — e — 
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II. 


Ablehnung eines Antrags auf Vernehmung eines 
Sachverſtändigen im ſchwurgerichtlichen Verfahren 
(SS 34, 243 StPO.). Der Verteidiger hatte in der 
Hauptverhandlung beantragt, den Chemiker Dr. L. in 


— — — —— (— 
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D. als Sachverſtändigen über die Entfernung bei Ab— 
gabe des Schuſſes zu laden. Das Gericht beſchloß und 
verkündete: „Der Antrag ... wird als tatſächlich un⸗ 
begründet abgelehnt.“ Ob ein Sachverſtändigenbeweis 
zu erheben iſt, wird in der Regel vom pflichtmäßigen 
Ermeſſen des Gerichts abhängen (vgl. Rſpr. d. RG. 
Bd. 2 S. 204; RGE. Bd. 25 S. 326, Bd. 32 S. 6). 
Dieſer Grundſatz hat auch für das Verfahren vor dem 
Schwurgerichte Geltung (Rſpr. d. RG. Bd. 3 S. 96). 
Glaubt aber das Gericht, den Antrag auf Vernehmung 
eines Sachverſtändigen ablehnen zu können, dann 
muß die Begründung des Beſchluſſes auch in ver: 
ſtändlicher Weiſe erſehen laſſen, warum der Antrag 
abgelehnt wurde. Dies gilt insbeſondere auch für das 
ſchwurgerichtliche Verfahren. Der Grund, der das 
Gericht zur Ablehnung des Antrags veranlaßte, muß 
den Geſchworenen in einer Weiſe vorgeführt werden, 
daß ſie daraus entnehmen können, welche Geſichts⸗ 
punkte dabei für das Gericht maßgebend waren, 
und demgemäß in der Lage ſind, etwa ihrerſeits eine 
Anregung zu geben (vgl. RGE. Bd. 7 S. 76, Bd. 35 
S. 389). Dieſe Vorausſetzung trifft bei der vorliegenden 
Begründung nicht zu. Was die Wendung „als tat» 
ſächlich unbegründet“ beſagen will, iſt keineswegs klar; 
ſie deckt ſich nicht mit der Wendung „als tatſächlich 
unerheblich“ und bringt auch nicht zum Ausdrucke, 
daß die Ablehnung erfolgte, weil die Beiziehung Sad): 
verſtändiger im Ermeſſen des Gerichts liege und dieſes 
des Beirats eines weitern Sachverſtändigen nicht be⸗ 
dürfe; ſie kann den Beweisantrag als nicht genügend 
ſubſtanziiert bezeichnen oder beſagen ſollen, das 
Gegenteil der zu beweiſenden Tatſache werde als be— 
wieſen angeſehen (8 34 StPO.). Da nicht verneint 
werden kann, daß das Urteil auf dieſer unzureichenden, 
das Geſetz verletzenden Begründung beruht, war es 
aufzuheben. (Urt. d. V. Straff. vom 15. März 1907, 
5 D 134/07). 
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III. 


Hehlerei bei Ankauf der geſtohlenen Sache durch 
einen Vertreter (6 259 StGB.). Die Ehefrau des An⸗ 
geklagten hat in deſſen Gewerbebetrieb auf Grund 
einer allgemeinen Ermächtigung das geſtohlene Meſſing 
zwar angekauft und übergeben erhalten und damit 
nach 8855 BGB. den Beſitz daran im Sinne des 
bürgerlichen Rechts für ihren Ehemann erworben, 
daraus folgt aber keineswegs, daß der Angeklagte ſich 
der Hehlerei nach $ 259 StGB. nicht mehr ſchuldig 
machen konnte. Denn zu deſſen Tatbeſtand gehört, 
inſoweit Ankaufen oder Anſichbringen in Frage kommt, 
die Erwerbung der tatſächlichen Verfügungsgewalt: 
bedeutungslos iſt, ob die der Hehlerei angeklagte Per— 
fon fon vorher in irgendwelche rechtliche Be— 
ziehungen zu der geſtohlenen Sache getreten iſt. Zwei 
Momente müſſen in der Perſon des Hehlers zuſammen— 
treffen: eine die Grundlage für die Beſitzübertragung 
bildende Willensübereinſtimmung zwiſchen dem Hehler 
und dem, der ſich des Beſitzes entäußern will, und 
die Erlangung der tatſächlichen Verfügungsgewalt über 
die Sache. Dieſe Momente können, müſſen aber nicht 
zeitlich und räumlich zuſammenfallen. Fallen ſie nicht 
zuſammen, ſo iſt es nicht erforderlich, daß die Willens— 
übereinſtimmung durch den Hehler ſelbſt mit dem 
Verkäufer herbeigeführt wird, es genügt, wenn ſie 
durch einen Vertreter erfolgt. Erlangt dann jener 
unter Billigung des für ihn abgeſchloſſenen Kauf— 
geſchäfts die tatſächliche Verfügungsgewalt über die 
angekaufte Sache, ſo iſt der objektive Tatbeſtand des 


ß 259 StGB. erſt in dieſem Augenblicke gegeben, da 


der Abſchluß des Kaufvertrags für ſich allein be— 
deutungslos iſt (Entſch. Bd. 17 S. 59). In ſubjektiver 
Hinſicht iſt nachzuweiſen, daß der Angeklagte ſpäteſtens 
in dem Augenblick, in dem er die tatſächliche Herr— 


ſchaft über die Sache erlangte, wußte oder den Um— 


ä Fe 
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ſtänden nach annehmen mußte, daß ſie mit einer ſtraf⸗ 

baren Handlung von dem Verkäufer oder einem von 

deſſen Vormännern erlangt war. (Urt. des V. Strafſ. 

vom 15. März 1907, 5 D 1189,06). 
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IV. 


Namensſtempel. Die Reviſionseinlegung iſt vom 
Verteidiger nicht unterſchrieben, ſondern nur mit deſſen 
Namensſtempel unterzeichnet. Da für die Reviſions⸗ 
einlegung keine anderen Formvorſchriften gelten, 
als für die Einlegung von Rechtsmitteln über ⸗ 
haupt, letztere aber mittels fakſimilierten Namens⸗ 
ſtempels nicht erfolgen kann (Entſch. Bd. 34 S. 358), 
mußte die Reviſion als g verworfen werden 
nu des V. Straff. vom 19. März 1907, 5 D 

96/07). — — — e — 
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V. 


Welche Bedentung hat es für den Tatbeſtaud der 
falſchen Anſchuldigung ans 3 164 StGB., wenn zur 
Verfolgung der angezeigten Tat ein Strafautrag er: 
forderlich, dieſer aber nicht geſtellt iſt? Aus den 
Gründen: Die Strafkammer ſagt, der Angeklagten 
ſei bekannt geweſen, daß die angezeigte Handlung 
ſtrafbar ſei und die Anzeige die Einleitung eines 
Strafverfahrens gegen S. zur Folge haben könne. 
Damit iſt der innere Tatbeſtand bedenkenfrei feit- 
geſtellt. Auf die aus der Notwendigkeit eines Straf- 
antrags ſich ergebenden Fragen iſt die Strafkammer 
nicht eingegangen, offenbar in der Annahme, daß die 
Angeklagte überhaupt an das Erfordernis eines Straf: 
antrags nicht gedacht, ſondern ſchlechthin ihr Schreiben 
für geeignet gehalten hat, ein Strafverfahren gegen 
S. herbeizuführen. Sich näher hierüber auszuſprechen, 
war nach Lage der Sache nicht unbedingt geboten. 
Für den äußeren Tatbeſtand war die Frage belang- 
los, ob Strafantrag geſtellt ſei, weil es ſich beim 
Strafantrage um eine Vorausſetzung nicht der Straf— 
barkeit der Tat, ſondern der Strafverfolgung handelt. 
Eine Beleidigung iſt eine ſtrafbare Handlung im 
Sinne des § 164 StGB., auch wenn der zu ihrer 
Verfolgung erforderliche, nur eine Prozeßvorausſetzung 
bildende Strafantrag nicht geſtellt if. (Entſch. in 
Straff. Bd. 6 S. 161). (Urt. des I. StS. vom 
6. April 1907, 1 D 1351/06). B. 
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VI. 


Geſetzwidriges Handeln von Borftandsmitgliedern 
einer Hilfskaſſe im Sinne des 8 34 des Hilfskaſſegeſetzes 


“Ave 876 Aus den Gründen: Durch 834 


vom 1. Juni 1894. 

HKG. werden Mitglieder des Vorſtands, welche den 
Beſtimmungen des Geſetzes zuwiderhandeln, mit Geld— 
ſtrafe bedroht; haben ſie abſichtlich zum Nachteile der 
Kaſſe gehandelt, ſo unterliegen ſie der Strafbeſtimmung 
des $ 226 StGB. Die Geſchäftsführung iſt geſetz⸗ 
widrig, wenn ein Tun oder Unterlaſſen einem Ver— 
bote oder Gebote des Geſetzes zuwiderläuft. Nach 
§ 20 HK. ſteht die Beſchlußnahme über Angelegen- 
heiten der Kaſſe der Generalverſammlung zu, ſoweit 
dieſe Angelegenheiten nicht ſtatutengemäß durch den 
Vorſtand oder Ausſchuß wahrgenommen werden; 
es enthält ſohin dieſe Beſtimmung das Verbot an 
die Vorſtandsmitglieder, über Angelegenheiten zu be— 
ſchließen, worüber die Beſchlußfaſſung nur der General— 
verſammlung zuſteht. Wird gegen dieſes Verbot ver— 
ſtoßen, ſo liegt nicht nur eine Zuwiderhandlung gegen 
'das Statut vor, ſondern eine Verfehlung gegen das 
Geſetz ſelbſt im Sinne ſeines § 34. (Urt. des I. StS. 
vom 25. Februar 1907, 1 D 1403,06). B 

919 . 


. 1) Ebenſo Beſchluß d. II. Strafſ. vom 10. Mai 1904 D 510 04; 
vgl. auch Rechtſpr. d. RG. Bd. 2 S. 184, Bd. 9 S. 144. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. | 

Kann ein Abkömmling auf feinen gepfändeten An: 
teil an dem Gefamtgute der fortgeſetzten Gütergemein: 
ſchaft wirkſam verzichten 7 (BB. 88 1487, 1491, 1442; 
ZPO. 5 860). Nach dem Tode des Maurers J. St. 
in J., der mit ſeiner Frau Marie in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft nach Ingolſtädter Recht und ſeit 
dem Inkrafttreten des BGB. nach deſſen Vorſchriften 
gelebt hat und am 23. Auguſt 1900 geſtorben iſt, hat 
die Witwe mit den beiden aus der Ehe hervorgegan— 
genen Söhnen, dem Monteur Max St. und dem Fri⸗ 
ſeur Franz St. die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt. Gegen 
Max St. iſt von J. L. in C. für eine Forderung auf 
Grund Urteils durch Beſchluß des Amtsgerichts G. 
der dem Schuldner „nach Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft“ zuſtehende Anteil an dem Geſamt⸗ 
gute gepfändet und dem Gläubiger zur Einziehung 
überwieſen worden. In einem ſpäter bei dem Amts⸗ 
gericht J. als Nachlaßgericht eingereichten Schriftſtücke 
haben Max und Franz St., deren Unterſchriften vom 
Notariat J. beglaubigt ſind, erklärt, daß ſie auf ihre 
Anteile an dem Geſamtgute verzichten. Max St. iſt 
am 9. Januar 1905 geftorben. Im Juli 1906 ſtellte 
J. L. bei dem Amtsgericht J. den Antrag, die Aus⸗ 
einanderſetzung zu vermitteln. Das Nachlaßgericht 
hat den Antrag zurückgewieſen, weil eine Beendigung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft im Sinne der 
8 1492 bis 1496 BGB. nicht eingetreten ſei. Die 

eſchwerde des Antragſtellers wurde zurückgewieſen. 
Auch die weitere Beſchwerde wurde aus folgenden 
Gründen zurückgewieſen: 

Das während des Beſtehens der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft den Abkömmlingen zuſtehende An— 
teilsrecht beruht auf dem familienrechtlichen Verhält- 
niſſe und kann von ihm nicht abgelöſt werden; der 
Anteil an dem Geſamtgut iſt deshalb nach den SS 1487, 
1442 BGB. nicht veraͤußerlich, nach 8 1490 BGB. 
nicht vererblich und nach § 860 Abſ. 1 PO. der 
Pfändung nicht unterworfen. Ein ſelbſtändiges Ver— 
mögensrecht entwickelt ſich aus dem Anteilsrecht erſt 
mit der Beendigung des familienrechtlichen Verhält— 
niſſes, mit der Aufhebung der fortgeſetzten Güter— 
gemeinſchaft durch den überlebenden Ehegatten nach 
$ 1492 oder durch Urteil nach den SS 1495, 1496 oder 
mit deren Beendigung durch Wiederverheiratung des 
überlebenden Ehegatten nach § 1493 oder durch deſſen 
Tod nach § 1494 BGB. Erſt wenn die familienrecht- 
liche Gemeinſchaft beendigt iſt und infolgedeſſen nach 
§ 1497 BGB. die Auseinanderſetzung ſtattfindet, iſt 
der Anteil nach S 860 Abſ. 2 ZPO. zugunſten der 
Gläubiger des Teilhabers der Pfändung unterworfen. 
Die Pfändung kann zwar für den Fall, daß das 
ſelbſtändige Vermögensrecht des Abkömmlings ent— 
ſteht, als Pfändung eines künftigen Rechtes im voraus 
bewirkt werden; fie läßt aber dann das familien- 
rechtliche Verhältnis unberührt, der Gläubiger erlangt 
kein Recht an dem der Pfändung nicht zugänglichen 
Anteilsrechte des Schuldners und dieſer behält freie 
Hand in der Entſcheidung darüber, ob er in der fort— 
geſetzten Gütergemeinſchaft bleiben oder nach § 1491 
BGB. durch Verzicht auf das Anteilrecht ausſcheiden 
will. Scheidet er durch Verzicht aus, ſo iſt die Pfän— 
dung ebenſo gegenſtandslos, wie wenn er während 
des Beſtehens der Gütergemeinſchaft ſtirbt. Durch den 
Verzicht wird die Anwartſchaft des Verzichtenden hin— 
fällig, er enthält aber ebenſowenig eine Verfügung über 
das noch nicht entſtandene Recht wie der Erbe über die 
Erbſchaft verfügt, wenn er ſie ausſchlägt. Hier würde 
die Pfändung auch bei Unwirkſamkeit des Verzichts gegen— 
ſtandslos ſein, weil das Anteilsrecht des Max St. nach 
§ 1490 BGB. mit deſſen Tode erloſchen fein würde. 
(Beſchluß des I. 35. vom 26. April 1907, Reg. 111257). 

937 W. 


II. 

3 des Werts ee Anßenftände 
nach Art. 24 Nots. Am 20. November 1907 trat 
RA. O. als Konkursverwalter etwa 500 größtenteils 
erfolglos ausgeklagte Forderungen im Nennbetrag 
von über 50000 Mk. an M. C. ohne Haftung für 
Einbringlichkeit ab; ſeine Unterſchrift wurde notariell 
beglaubigt. Als Beglaubigungsgebühr erhob der 
Notar 17 Mk. 60 Pf. unter Zugrundelegung eines 
Werts von 50—60 000 Mk.; der Zeſſionspreis war 
aus der Abtretungserklärung nicht erſichtlich. Auf 
Anrufen des M. C., der nunmehr zugleich den eigent⸗ 
lichen lediglich eee. Abtretungsvertrag 
mit einem Zeſſionspreis von 760 Mk. vorlegte, ſetzte 
das LG. den Wert auf 2000 Mk. als denjenigen 
Betrag herab, den M. C. ſelbſt als angemeſſen be⸗ 
zeichnet. Bei der Begründung wurde ausgeführt, daß 
im Bereich der NotGebO. der Wert einer Forderung 
ſich nicht nach dem Nennbetrag, ſondern nach der 
Einbringlichkeit beſtimme, bei Zeſſionen (Forderungs⸗ 
verkäufen) demnach regelmäßig nach dem Preis, den 
der Verkäufer erhebt (vgl. n. S. 4, 814), zumal nach 
§ 448 BGB. letzterer regelmäßig auch die Weber: 
tragungskoſten zahlen müſſe. Die Beſchwerde des 
Notars, worin er ſich auf das Fehlen einer dem 
$ 148 KO. ähnlichen Beſtimmung im GebG. und auf 
die bisherige allgemeine Praxis bezog, blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Der dem Geb. ent⸗ 
nommene Ausdruck ‚„Gegenſtandsſumme“ paßt eigent- 
lich nur für den im Art. 40 Geb. vorgeſehenen Fall, 
daß der Gegenſtand des Geſchäfts in einer beſtimmten 
Geldſumme beſteht, wie z. B. Darlehen, Schenkung, 
Schuldverſprechen. Der Gegenſtand des ſtreitigen 
Rechtsgeſchäfts beſteht aber nicht in der Summe der 
Beträge der abgetretenen Forderungen und überhaupt 
nicht in einer beſtimmten Geldſumme, ſondern in An⸗ 
ſprüchen auf Zahlung. Nach Art. I Not®ebO. könnten 
die Beträge der abgetretenen Forderungen nur dann 
der Bemeſſung des Wertes zugrunde gelegt werden, 
wenn der Wert der einzelnen Forderungen ihrem 
Betrag gleichkäme. Der Wert einer Forderung iſt 
das in Geld ausgedrückte Ergebnis der Schätzung 
ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung. Daß Konkursaktiven, 
die trotz des Beſtehens von Vollſtreckungstiteln als 
„Dubios“ bisher nicht einziehbar und „ohne Gewähr“ 
abgetreten wurden, nur einen weit unter ihrem Betrag 
ſtehenden wirtſchaftlichen Wert haben können, iſt 
ohne weiteres klar. Mangels beſonderer Beſtimmungen 
hat daher die Feſtſetzung des Werts nach vernünftigem 
Ermeſſen zu erfolgen (Art. 10 NotGebdO.). 
das LG. auf Grund der neuerlich vorgelegten Ur— 
kunde das Entgelt von 760 Mk. als glaubhaft an⸗ 
geſehen und den Wert gleichwohl auf 2000 Mk., alſo 
nicht unbeträchtlich höher angenommen hat, ſo liegt 
kein Anhaltspunkt dafür vor, daß es dabei von 


ſeinem Ermeſſen zuungunſten des Notars einen 

unrichtigen Gebrauch gemacht hat. (Beſchl. vom 

18. Febr. 1907; Reg.⸗Nr. IV Nr. 2/07). 

345 N, 
III. 


. 1 des Antrags, daß ein anderes Ge: 
richt als das zu er eine Vormundſchaft zu über: 
nehmen habe (FGG. 9 46) 

Amtsgerichts W. hat am 28. Februar 1907 zu M. ein 
uneheliches Kind geboren; es befindet ſich bei ihr in M. 
Das Amtsgericht M. nahm die Anträge der Mutter 
und die Erklärungen des Vaters des Kindes entgegen 
und ſendete die Protokolle an das Amtsgericht W. als 
das ſeiner Meinung nach zuſtändige Vormundſchafts— 
gericht. Dieſes Gericht erſuchte hierauf ohne weiteres 
das Amtsgericht M. für den Fall, daß es ſich nicht 
ohnehin ſchon als zuſtändig erachten ſollte, die Vor— 


mundſchaft aus „Zweckmäßigkeitsgründen“ nach S 46 


Abſ. 1 86G. zu übernehmen. Das Amtsgericht M. 
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Wenn 


.Die Köchin Th. K. von St. 


verneinte ſeine Zuſtändigkeit und lehnte die Ueber⸗ 
nahme ab, weil eine Vormundſchaft überhaupt noch 
nicht beſtehe. Das Amtsgericht W. legte die Akten 
dem Oberſten Landesgerichte vor; es beantragte, nach 
8 46 Abſ. 2 FGG. zu entſcheiden. Der Antrag wurde 
mit folgender Begründung zurückgewieſen. 8 46 
Abſ. 1 beſtimmt, daß „die Vormundſchaft“ aus wichtigen 
Gründen an ein anderes Gericht abgegeben werden 
kann. Anhängig wird aber die Vormundſchaft erft 
dadurch, daß das Gericht fie „anordnet“ (BGB. § 1774). 
Solange die Vormundſchaft nicht angeordnet iſt, beſteht 
ſie nicht, wenn auch einer der Fälle vorliegt, in denen 
nach den Vorſchriften des BGB. eine Vormundſchaft 
einzutreten hat. Die Meinung, daß die Vormund⸗ 
ſchaft ſchon dann beſtehe, wenn ein Gericht mit der 
Frage „befaßt“ wurde, ob eine Vormundſchaft anzu⸗ 
ordnen ſei, iſt irrig. Die Vorſchriften unterſcheiden 
ſchon dem Wortlaute nach zwiſchen „anhängig ſein“ 
(88 36, 37 JGG.) und „befaßt werden“ (8 43), je 
nachdem es ſich um eine Vormundſchaft (Pflegſchaft) 
oder um eine Verrichtung des Vormundſchaftsgerichts 
handelt, die nicht eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
betrifft. (Beſchluß des II. ZS. vom 13. Mai 1907, 
Reg. IV 29/1907). 
940 W. 


B. Strafſachen. 


Ne bis in idem; „Mitlanfen“ als Drohung oder 
Ehrverletzung im Sinne des 8 153 Ged.; irrtänliche 
Belehrung durch einen Beamten; Freiſprechung wegen 
eines Neates bei Idealkenkurrenz, Nechtskraft. Im 
Mai 1905 trat in S. ein großer Teil der Maurer und 
Bauarbeiter in einen organiſierten Streik zur Er⸗ 
zielung günſtigerer Arbeitsbedingungen. Es gelang 
jedoch den Arbeitgebern, Arbeitswillige zu finden. Da 
letztere von den Streikenden häufig beläſtigt wurden, 
riefen ſie den Schutz des Polizeibehörden an, auf deren 
Anordnung die Arbeitswilligen unter Begleitung von 
Polizeiorganen an die Arbeitsſtellen geführt und ab⸗ 
geholt wurden. Dieſe Aufzüge wurden regelmäßig von 
einer Volksmenge begleitet, die ſich aus ſtreikenden Ar⸗ 
beitern und Neugierigen zuſammenſetzte. Zu ernſteren 
Ausſchreitungen kam es bei dieſen Vorgängen, die 
etwa 6 Wochen dauerten, nicht, doch kam es vor, daß 
Arbeitswillige geringfügig mißhandelt, bedroht oder 
beleidigt wurden. Der Angeklagte beteiligte ſich öfter 
an dieſen Aufzügen und wurde durch drei Urteile 
beſtraft. Im vierten Strafverfahren wurde er in 1. 
und 2. Inſtanz freigeſprochen. Auf die Reviſion des 
Staatsanwaltes wurde das Berufungsurteil auf: 
gehoben. 

Aus den Gründen: I. Der Grundſatz „ne bis 
in idem“ iſt mit Unrecht zugunſten des Angeklagten 
angewendet worden. Es haben zwar eine Zeitlang das 
RG., ferner das OLG. München und das Obs. 
dieſen Grundſatz als ausſchließlich dem Prozeßrechte 
angehörig behandelt, allein, wie das RG. in den 
Entſch. Bd. 7 S. 33, Bd. 15 S. 146, Bd. 25 S. 29 und 
Bd. 35 S. 370, fo hat das ObL G. in neueren Ent⸗ 
ſcheidungen (Bd. 3 S. 40, Bd. 4 S. 134. Bd. 5 S. 56, 
67, 144, 400, Bd. 6 S. 89, vgl. Bd. 2 S. 60, 122, 378) 
ausgeſprochen, daß jener Grundſatz auch materiell: 
rechtlich iſt. Damit in Anwendung dieſes Grundſatzes 
eine Verurteilung abgelehnt werden darf, iſt klarzu— 
legen, daß der zur Aburteilung vorliegende Vorgang 
mit dem Gegenſtande eines früheren Urteils identiſch 
iſt. Eine ſolche Identität iſt allerdings auch, wenn in 
dem früheren Urteile ein Kollektivdelikt oder ein fort: 
geſetztes Delikt angenommen worden iſt, inſoweit ge— 
geben, als die der neuen Aburteilung unterworfenen 
Vorgänge in die Zeit vor der Erlaſſung des früheren 
Urteils fallen und infolgedeſſen wegen ihres Zuſammen— 
hangs mit der dort abgeurteilten Straftat als der 
rechtlichen Selbſtändigkeit entbehrend angeſehen und 
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1 noch zum Gegenſtande der Aburteilung 
durch den erſterkennenden Richter hätten gemacht 
werden können. Unter ſolchen Umſtänden würde der 
Grundſatz ne bis in idem einer neuen Aburteilung 
ſelbſt dann im Wege ſtehen, wenn die Vorkommniſſe 
bei der Erlaſſung des früheren Urteils dem Straf⸗ 
gerichte noch nicht bekannt geweſen wären und dieſem 
ſo die Möglichkeit gefehlt hatte ſie in Rechnung zu 
ziehen. Anderſeits iſt es unerläßlich, daß der erſt⸗ 
erkennende Richter unzweideutig ausgeſprochen habe, 
daß er hinſichtlich aller vor 1 Entſcheidung er⸗ 
folgten Tätigkeitsakte wegen der Einheitlichkeit des 
Vorſatzes, der Gleichartigkeit und des äußeren Zu⸗ 
ſammenhangs ein fortgeſetztes Delikt angenommen 
habe. Die Frage, ob ein Vorgang ſo bereits durch 
eine frühere Entſcheidung abgeurteilt worden iſt, kann 
an der Hand des Inhalts jener auch noch vom 
Reviſionsgerichte geprüft werden. Die früheren Ver⸗ 
urteilungen haben aber das ganze Verhalten des An⸗ 
geklagten nicht als ein fortgeſetztes Delikt behandelt, 
vielmehr haben ſie immer nur beſtimmte einzelne 
Vorfälle zu ihrem Gegenſtande gemacht. 

II. Hinſichtlich der Frage, ob das „bloße Mit- 
laufen“ Drohung oder Ehrverletzung im Sinne des 
§ 153 GewO. fein könne, wäre zu unterſuchen geweſen, 
ob nicht die durch 1¼ Monate fortgeſetzte „Begleitung“ 
der Arbeitswilligen eine Beeinträchtigung der perſön⸗ 
lichen Freiheit der Arbeitswilligen und eine Verletzung 
ihrer Ehre geweſen ſei, insbeſondere bei der Feſt⸗ 
ſtellung, daß die Abſicht des Angeklagten und ſeiner 
Genoſſen in erſter Linie dahin ging, zu demonſtrieren 
und den Arbeitswilligen das Arbeiten zu verleiden 
und ſie ſo mittelbar zur Niederlegung der Arbeit zu 
veranlaſſen. Nach der Feſtſtellung des ſchöffengericht⸗ 
lichen Urteils hat der Angeklagte beim Bezirksamte 
ſich darüber beklagt, daß die Gendarmen ihnen ver⸗ 
bieten wollten, mit den Arbeitswilligen nach D. zu 
gehen, und der Bezirksamtmann hat geantwortet: 
„Von mir“ oder „vom Bezirksamt“ iſt es nicht ver⸗ 
boten. Hieraus konnte nicht geſchloſſen werden, daß 
das „Mitgehen“ nicht verboten ſei. Aber ſelbſt wenn 
dies der Fall wäre, würde die Aeußerung des Bezirks⸗ 
amtmannes an der „ der Handlung des 
Angeklagten nichts ändern, weil eine irrtümliche Be⸗ 
lehrung immer nur auf den ſubjektiven Tatbeſtand, 
nicht aber für die objektive Seite einer ſtrafbaren 
Handlung von Bedeutung ſein kann — ganz zu 
ſchweigen davon, daß der Bezirksamtmann damals 
vermutlich nicht vorausſehen konnte, daß das „Mit⸗ 
gehen“ einen ſolchen Umfang annehmen und Be⸗ 
drohungen und Beleidigungen mit ſich bringen werde. 

III. Der Eröffnungsbeſchluß iſt ferner auf § 360 
Nr. 11 StGB. und die Annahme geſtützt, daß der An⸗ 
geklagte (und ſeine bereits früher abgeurteilten Mit⸗ 
angeklagten) durch ihre Handlung zugleich groben 
Unfug verübt hätten. Die Strafkammer hat dieſen 
Punkt nicht mehr weiter berührt, vermutlich ausgehend 
davon, daß die vom Schöffengerichte erkannte Frei⸗ 
ſprechung bezüglich der Uebertretung nach $ 360 Nr. 11 
rechtskräftig geworden ſei, weil der Amtsanwalt nur 
wegen „Vergehens gemäß § 153 GewO.“ Berufung 
eingelegt und hierbei die Uebertretung unerwähnt 
gelaſſen habe. Eine ſolche Anſchauung verſtößt gegen 
die Grundſätze der Lehre von der Idealkonkurrenz. 
Eine einheitliche Handlung, zu deren allſeitiger recht- 
licher Beurteilung mehrere Strafgeſetze herangezogen 
werden müſſen, iſt überhaupt nicht teilbar in dem 
Sinne, daß in Beziehung auf einen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt eine Freiſprechung und in Beziehung auf einen 
anderen eine Verurteilung erfolgen könnte. Deshalb 
iſt es auch ausgeſchloſſen, daß eine ſolche trotzdem 
ausgeſprochene Freiſprechung rechtskräftig werden 
könnte. (Urt. vom 5. März 1907, Rev.⸗Reg. 55/07). 
873 H. 
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Oberlandesgericht München. 


I 


e der Bühnentätigkeit als Scheidungs⸗ 
grund ($ 1568 BGB.) Der Kläger (früherer Offizier, 
nun Dr. phil. und Redakteur) begehrte Scheidung 
ſeiner 1904 mit einer Schauſpielerin geſchloſſenen Ehe, 
weil die Beklagte trotz ihres wiederholten Verſprechens 
vor und nach der Trauung und gegen das entſchiedene 
Verbot des Klägers ſchon 1905 ausgedehnte Gaſtſpiele 
unternommen und 1906 hierfür ſogar ins Ausland 
Verpflichtungen übernommen habe. Der Kläger ſei 
ihr gegen das Verſprechen, daß es das letzte Auftreten 
ſein werde, auch dorthin gefolgt. In Südamerika 
habe ſich aber die Beklagte gleichwohl für ein weiteres 
Jahr verpflichtet und ſich geweigert, mit dem Gatten 
heimzukehren. Die Beklagte hat dieſen Tatbeſtand 
zugegeben und Urteil nach Sachlage mit dem Be⸗ 
merken beantragt, ſie könne ſich vom Theater, dem ſie 
von Jugend auf angehöre, nicht trennen. Das LG. 
wies die Scheidungsklage ab, weil es ſich von einer 
unheilbaren EChezerrüttung nicht überzeugen konnte. 
In der Berufungsinſtanz machte der Kläger weiter 
geltend, die Beklagte habe ſich nunmehr zu einem 
fünfjährigen Gaſtſpiel in Südamerika feſt verpflichtet, 
es übrigens bei einem vorübergehenden Aufenthalt 
in M. nicht einmal der Mühe wert gefunden, ihren 
Mann auch nur zu beſuchen. Die Beklagte gab auch 
dies zu und legte den ohne Zuſtimmung des Ehe⸗ 
mannes geſchloſſenen Vertrag vor. Der Berufung 
wurde ſtattgegeben und die Ehe aus Verſchulden der 
Beklagten geſchieden. 

Aus den Gründen: Der nunmehr vorliegende 
Vertrag entfernt die Ehefrau auf eine ganze Reihe 
von Jahren aus dem Bereich ihres häuslichen Lebens 
und erhebt ihre Bühnentätigkeit zu einer auf Jahre 
hinaus dauernden Berufsſtellung. Was bisher vom 
Kläger als eine durch Anlage und Neigung zu ent⸗ 
ſchuldigende Rückfälligkeit, wenn auch widerwillig, 
geduldet worden war, iſt durch die Eigenmächtigkeit 
der Beklagten zu einer dauernden Einrichtung ge⸗ 
worden, die es geradezu ausſchließt, die Neigung zur 
Bühne mit den Pflichten der Gattin noch irgendwie 
in Einklang zu ſetzen. Sie kommt einer lang an⸗ 
dauernden Unterbrechung des ehelichen Lebens gleich 
und wird vom Kläger mit Grund als ein Bruch ehe⸗ 
licher Verſprechungen und als eine Zurückweiſung der 
ehelichen Gemeinſchaft überhaupt angeſehen. Nicht 
die Weigerung allein, zu ihrem Gatten zurückzukehren, 
und die darin liegende bösliche Verlaſſung iſt es, was 
das Klagerecht erſchöpft, ſondern die Zerrüttung des 
ehelichen Lebens durch offene Auflehnung und eigen⸗ 
mächtige Befreiung von gegebenen Verſprechungen. 
Ein ſolches Verhalten enthält nicht nur eine ſchwere 
Verletzung der Ehepflichten, ſondern geradezu die Los- 
ſagung von dieſen Pflichten und hat gegenüber dem 
auf Erhaltung dieſer Gemeinſchaft gerichteten Willen 
des Klägers ſchon wegen der darin liegenden Miß⸗ 
achtung und Kränkung eine ſo tiefe Zerrüttung des 
ehelichen Lebens herbeiführen müſſen, daß dem Kläger 
die Fortſetzung der Ehe nicht mehr zugemutet werden 
kann. — Das Urteil wurde durch Reviſionsverzicht 
rechtskräftig. (Urt. vom 13. April 1907; Nr. eee 
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II. 


Form und Inhalt des Verzeichniſſes nach % 2314 
B.; Unterſchied von dem „ der 55 1960 
und 1993 BEB.; Offenbarungseid nach $ 2314 BGB. 
Die Beklagte iſt auf Grund Erbvertrages die alleinige 
Erbin ihres im 1175 1906 verſtorbenen Ehemannes; 
bei der Nachlaßverhandlung hat ſie zu Protokoll des 
Amtsrichters den Nachlaß unter Aufführung der ein— 
zelnen Vermögensbeſtandteile und Paſſiven auf 37900 
Mk. angegeben. Die Klägerin, die erſteheliche Tochter 
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des Ehemannes, hat die Vollſtändigkeit diefer Auf⸗ 
ſtellung nicht anerkannt und bei dem Nachlaßgerichte 
beantragt, der Beklagten den Offenbarungseid abzu⸗ 
nehmen, weil das Verzeichnis nicht mit der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt hergeſtellt ſei. Die Beklagte hat ihre 
Verpflichtung zur Eidesleiſtung beſtritten, jedoch die 
Nachlaßangabe durch Einſtellung zweier Aktivpforde— 
rungen ergänzt und nach der Zuſtellung der Klage 
dem Nachlaßgerichte noch ein erweitertes Verzeichnis 
der fahrenden Habe übergeben. Die Tochter erhob 
Klage gegen die Witwe auf Ableiſtung des Offen- 
barungseides nach $ 2314 BGB. Die Klage wurde 
vom Landgerichte mit folgender Begründung abge- 
wieſen: Die Klägerin iſt als Fflichtteilsberechtigte 
Nachlaßgläubigerin; die Erzwingung des ihr hiernach 
gemäß § 2006 BGB. zuſtehenden Anſpruchs auf Lei⸗ 
ſtung des Offenbarungseides iſt keine klagbare Ver⸗ 
bindlichkeit. Die Vorausſetzungen für das Verlangen 
der Eidesleiſtung aus 8$ 2314, 260 BGB. find nicht 
gegeben. Das OLG. hat unter Aufhebung des Ur⸗ 
teiles erkannt: „Die Beklagte iſt ſchuldig den Offen⸗ 
barungseid zu leiſten, daß ſie nach beſtem Wiſſen den 
Beſtand des Nachlaſſes ihres verſtorbenen Ehemannes 
ſo vollſtändig angegeben habe, als ſie dazu imſtande ſei“. 
Aus den Gründen: Der der Klägerin als Pflicht⸗ 
teilsberechtigten gegen die Beklagte als Erbin zu= 
ſtehende Anſpruch auf Ableiſtung des Offenbarungs- 
eides nach 88 2314, 260 BGB. kann im Prozeßwege 
erzwungen werden. Die Einrede der Beklagten, daß 
die Vorausſetzungen für ihre Verpflichtung zur Lei⸗ 
ſtung des Offenbarungseides mangele, daß die Klä— 
gerin von ihr überhaupt das Nachlaßverzeichnis noch 
nicht verlangt habe und ein ſolches auch nicht vor⸗ 
liege, geht fehl. Das Verzeichnis der SS 2314, 260 
BGB., das der Erbe auf Verlangen des Pflichtteils⸗ 
berechtigten durch den Offenbarungseid zu bekräftigen 
hat, iſt im Gegenſatze zum Verzeichniſſe des § 1960 
BGB. und dem des $ 1993 BGB. (Nachlaßinventar) 
in erſter Linie ein von dem Erben anzufertigendes 
formloſes, privates Schriftſtück. Der Pflicht- 
teilsberechtigte iſt zwar befugt, die Herſtellung dieſes 
Verzeichniſſes in der Form des Nachlaßinventars zu 
verlangen (Satz 3 $ 2314 J. c.), er kann fi aber 
auch mit einem formloſen Privatverzeichnis des Erben 
begnügen. Auch für den Inhalt des Verzeichniſſes 
des 8 2314 BGB. ſind poſitive Vorſchriften nicht vor⸗ 
handen, insbeſondere iſt § 2001 J. c. nicht anwendbar. 
Es genügt, daß das Verzeichnis eine Zuſammenſtellung 
der einzelnen Nachlaßbeſtandteile mit Einſchluß der For⸗ 
derungen und Paſſiven enthält. Dieſem Erforderniſſe 
genügt auch die zum Protokolle des Nachlaßgerichts 
abgegebene Nachlaßmanifeſtation des Erben, wenn ſie 
auch zunächſt dem Zwecke dient, den landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über die Nachlaßbehandlung nachzu— 
kommen. Im übrigen liegen auch die materiellen Vor— 
ausſetzungen für die Verpflichtung der Beklagten zur 
Leiſtung des Offenbarungseides nach $ 2314 BGB. 
vor, weil ihr Verhalten bei der Nachlaßmanifeſtation 
der Klägerin Grund zur Annahme gab, daß die Be— 
klagte das Verzeichnis nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt aufgeſtellt habe und mehr nicht gefordert 
wird. (Urt. vom 10. April 1907, B. R. 65/07 IV). 
270h“7h/ ũ» ˙ũ. . PP 


Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Berechnung der Maklergebühr beim Tanuſchvertrag. 
Der Kläger, ein gewerbsmäßiger Grundſtücksmakler, 
hat ein Tauſchgeſchäft vermittelt, wonach zwei Häuſer 
im Anſchlage von 67000 Mk. gegen ein Haus im 
Anſchlage von 10000 Mk. übertragen und die Tauſch— 
aufgabe durch Uebernahme von Hypotheken und 
Barzahlung ausgewieſen wurde. Er erhielt für ſeine 
Vermittlung von dem Eigentümer der zwei Häuſer 
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die übliche Proviſion zu 1% mit 670 Mk.; mit dem 
anderen Tauſchvertragsteile, dem nunmehrigen Be— 
klagten, war für den Erwerb jener Häuſer eine Pro⸗ 
viſion mit / %, d. i. 335 Mk. vereinbart. Die Klage 
geht auf Verurteilung des Beklagten zur Zahlung 
von weiteren 100 Mk. als der üblichen 1 %igen Pro⸗ 
viſion vom Anſchlage des von ihm in Tauſch ge⸗ 
gebenen Hauſes. Auf die Berufung der Beklagten 
wurde das verurteilende Erkenntnis des Landgerichts 
aufgehoben und die Klage abgewieſen. 

Aus den Gründen: Weder aus der Natur 
eines Tauſchvertrages als ſolchen noch aus einer 
allgemeinen Verkehrsſitte noch aus einer Beſonderheit 
des Falles ergibt ſich ein Recht des Klägers, neben 
der von beiden Vertragsparteien an ihn zu zahlenden 
Proviſion vom Anſchlage des wertvolleren Objektes 
auch noch vom Anſchlage des anderen in Tauſch ge⸗ 
gebenen Hauſes eine Proviſion zu verlangen. Ein 
Tauſchvertrag (Mot. II, 367) bemißt ſich allerdings 
nach den Vorſchriften über den Kaufvertrag: jeder der 
Tauſchenden ſteht in Anſehung der von ihm ver⸗ 
ſprochenen Leiſtung dem Verkäufer und in Anſehung 
der ihm verſprochenen Leiſtung dem Käufer gleich. 
Das bezieht ſich aber nur auf das gegenſeitige Ver⸗ 
hältnis der Vertragsteile und kann auf die Bemeſſung 
der Anſprüche desjenigen nicht angewendet werden, 
der das Geſchäft und zwar nicht die juriſtiſche Form, 
ſondern den ökonomiſchen Inhalt vermittelt. Das 
Ber. tritt der Anſchauung des OLG. Karlsruhe 
(OLE. 12, 91) bei, der zufolge für die Berechnung 
der Vermittlergebühr nur das wertvollere Objekt in 
Anſchlag kommt, und erblickt mit dieſem Gerichte 
einen Anhaltspunkt für dieſe Meinung darin, daß das 
maßgebende Gebührengeſetz (Geb. Art. 184, 146 
Abſ. 1 Ziff. 3) im Falle, daß neben der Leiſtung auch 
eine Gegenleiſtung ſtatthat, die vom Notariatsakt zu 
erhebende Staatsgebühr nach dem größeren Werte 
der Leiſtung oder Gegenleiſtung berechnet und dieſem 
Falle den gegenüberſtellt, in dem es ſich um zwei 
unabhängige Rechtsgeſchäfte handelt. Der vor: 
liegende Fall bietet auch keine Beſonderheit gegen⸗ 
über dem regelmäßigen Hergange bei Grundſtücks— 
tauſchverträgen. Von den überhaupt eines Maklers be⸗ 
dürfenden Tauſchgeſchäften werden es nur ſehr wenige 
ſein, bei denen die Tauſchenden von vornherein ent— 
ſchloſſen ſind, beſtimmte Grundſtücke gegen beſtimmte 
andere abzutauſchen. Bei den weitaus meiſten durch 
einen Makler vermittelten Taufchgeſchäften wird es 
ſich darum handeln, daß jeder der Kontrahenten 
zunächſt ſein Eigentum möglichſt vorteilhaft los werden 
und erſt wenn oder weil nicht anders möglich, fremdes 
Eigentum, dann aber zu möglichſt geringem An— 
ſchlage, darannehmen will: Sache des Vermittlers iſt 
es, die widerſtreitenden Intereſſen einander zu nähern 
und auszugleichen. Mehr hat der Kläger nicht getan. 
(Urt. vom 14. Mai 1907, L 82/07). 
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Landgericht München J. 


yuftellung von Urteilen des Kaufmannsgerichtes. 
(S 16 KG., SS 26, 32, 55 GGG., 88 81, 83, 88, 
176 3 NO.). 

a) Im Rubrum des Urteiles eines Kaufmanns— 
gerichtes waren die Parteien in folgender Weiſe be— 
zeichnet: „Kaufhaus X., G. m. b. H., vertreten durch J. 
gegen A. Im Sitzungsprotokolle waren als erſchienen 
aufgeführt: Für Klageteil X. Direktor ). unter Be⸗ 
zugnahme auf feine bei dem Gerichte befindliche General- 
vollmacht. Dieſes Urteil wurde an das Kaufhaus &. 
zugeſtellt; deſſen Berufung wurde als unzuläſſig ver— 
worfen.“ Aus den Gründen: Die von Amts wegen 
vorzunehmende Prüfung der geſetzlichen Form und Friſt 
der Berufungseinlegung (S 535 3PO.) hat ergeben, 


daß die Berufung nicht in der geſetzlichen Friſt er⸗ 
hoben iſt. Die Berufungsfriſt beginnt für jede Partei 
mit der ordnungsgemäßen Zuſtellung. (§ 16 KGG., 
855 GGG., § 516 ZPO.). Die Zuſtellungen des Kauf⸗ 
mannsgerichtes erfolgen von Amts wegen ($ 16 J. e., 
26, 32 GGG.); fie müſſen aber an den für die 
nage beſtellten Prozeßbevollmächtigten erfolgen 
($ 176 ZPO.); den Vollmachtspunkt hat das Kauf⸗ 
mannsgericht 985 Amts wegen zu prüfen ($ 16 J. c., 
§ 26 GG., 8 ZPO.) 9. war der für das Kauf⸗ 
haus beſtellte 1 der Inſtanz auf 
Grund ſeiner beim Kaufmannsgerichte hinterlegten 
Generalvollmacht ($ 80 ZPO); als nn hat ihn 
auch das Urteil bezeichnet, obwohl 8 49 GGG. im 
Gegenſatze zu $ 313 ZPO. die Bezeichnung gr Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nicht vorſchreibt. Die auf Grund der 
Urteilszuſtellung an das Kaufhaus X. ſelbſt von dieſem 
eingelegte Berufung iſt ſohin verfrüht, weil vor 
. Zuſtellung des Urteiles erfolgt. (§ 516 


b) Das Rubrum eines anderen Urteiles des Kauf⸗ 
mannsgerichtes lautete: „Kaufhaus K., G. m. b. H., 
vertreten durch Y. gegen A.“; im Sitzungsprotokolle 
war N. als Progeßbevollmächtigter aufgeführt und für 
den Beklagten deſſen Ehefrau, „welche Prozeßvollmacht 
übergab“. Das Urteil wurde an A. ſelbſt zugeſtellt; 
deſſen Berufung zunächſt an das Kaufhaus K. ſelbſt, 
ſodann mit neuer Terminbeſtimmung an den Prozeß— 
bevollmächtigten Y., beide Zuſtellungen nach Zuſtellung 
des Urteiles innerhalb der Berufungsfriſt. Die erſte 
Berufung des Beklagten wurde als unzuläſſig ver⸗ 
worfen, weil nicht an den e ten der 
nn wire ($ 535, 176 ZPO., $ 16 KGG., 
§ 55 GG., 8 16 3PD.). Die zweite Berufung wurde 
als 5 9 eingelegt erklärt. Gründe: Die 
Vollmacht des Beklagten, in der er ſeine Ehefrau zur 
Vertretung vor dem Kaufmannsgerichte „in ſämtlichen 
beſtehenden Terminen“ bevollmächtigte, iſt nur als 
Vollmacht nach 881 Abſ. 2 ZPO. zu erachten. Ihre 
Bezeichnung als Prozeßvollmacht durch das Kaufmanns⸗ 
gericht iſt nicht ausſchlaggebend, ſondern ihr Inhalt 
nach dem Willen des Vollmachtgebers. Wenn dieſer in 
ſo beſtimmter Weiſe die Vollmacht auf ſeine Vertretung 
in den wahrzunehmenden Terminen einſchränkt, wie 
es hier der Fall iſt, ſo iſt damit ſein Wille, eine all⸗ 
gemeine Prozeßvollmacht nach $ 81 3PO. nicht zu 
erteilen, deutlich und einwandfrei ausgedrückt. Die 
Zuſtellung des Urteiles an den Beklagten ſelbſt hat 
deshalb die Berufungsfriſt für ihn ordnungsmäßig 
eröffnet. (Urteile des LG. München I PRRNr. k 193/06 
vom 13. Dezember 1906 und PRNr. kf 294/06 vom 
21. März 1907). 
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ter Haftung. 2. Aufl. mit Benutzung des hand— 
ſchriftlichen Rachlaſſes bearbeitet von Dr. Max 
Hachenburg, Rechtsanwalt in Mannheim. Berlin 
1906, J. Guttentags Verlagsbuchhandlung. Broſch. 
Mk. 13.— gebd. Mk. 14.20. 


Der Wert der Staubſchen Kommentare iſt fo | 
allgemein anerkannt, daß die Erhaltung dieſer Werke 
auf der urſprünglichen Höhe ihrer wiſſenſchaftlichen 
Bedeutung gewiß als ein Verdienſt um die Rechts— 
wiſſenſchaft zu rühmen iſt. Einen vollgültigen An— 
ſpruch auf die Zuerkennung dieſes Verdienſtes hat 
ſich der Bearbeiter durch die Herausgabe der 2. Auf— 
lage des Kommentars zum Geſetze betr. die G. m. 
b. H. erworben. Mit Pietät, aber auch mit voller 
Selbſtändigkeit hat Hachenburg das Werk in der Art 
ſeines Schöpfers fortgeführt und es dabei nicht un— 
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weſentlich erweitert. Große und wichtige Partien, 
wie z. B. die Abhandlung über die Sacheinlagen, 
haben eine eingehende Umarbeitung und Vervoll⸗ 
ſtändigung 1 9 1595 Wo Hachenburg glaubte, von 
der in der 1. Auflage vertretenen Rechtsanſchauung 
abweichen zu müſſen, hat er dies ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben und die Gründe hierfür eingehend angegeben. 
In dieſen Fällen den Kampf der widerſtreitenden 
Meinungen zu verfolgen, iſt für den Leſer immer 
a und lehrreich. Nicht immer freilich wird 
er ſich zugunſten der in der 2. Auflage vertretenen 
Anſchauung entſcheiden können. Damit ſoll indes 
die dem Werke gezollte Anerkennung in keiner Weiſe 
eingeſchränkt werden. St. 


Reinhard, Paul, Oberlandesgerichtsrat in Dresden. © e- 
etz über die Zwangsverſteigerung und die 
ir vom 24. März 1897 nebſt 
dem EG. Handausgabe mit Einleitung, Erläuterungen 
und Regiſter. 3. Aufl. Leipzig 1907, Roßberg'ſche 
Verlagsbuchhandlung, (Arthur Roßberg). (Bd. 250 
der jur. Handbibliothek, herausgegeben von Max 
Hallbauer und Dr. W. Schelcher). Gebd. Mk. 5.50. 


Der Verfaſſer hat ſich durch ſeinen großen Kommen⸗ 
tar zum ZwVG. in der rühmlichſten Weiſe bekannt 
gemacht und in zahlreichen Abhandlungen die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Durchforſchung des ſchwierigen Stoffes ge- 
fördert. Seine kleine Handausgabe hat er jetzt weiter 
ausgeſtaltet; die Bemerkungen bieten eine kurzgefaßte 
aber erſchöpfende Ueberſicht über den gegenwärtigen 
Stand der Auslegung des Geſetzes. 


von der Pfordten. 


Krazeiſen, Karl von, Staatsrat i. o. D. Das 
bayeriſche Landtagswahlgeſetz vom 9. April 
1906. Mit den Vollzugsvorſchriften und einer Karte 
der Wahlkreiseinteilung. München 1907, C. H. Abt 
Verlagsbuchhandlung (Oskar Bed). Gebd. Mk. 3 


Eine Zuſammenſtellung der Texte, verbunden 
mit einem Abdrucke zahlreicher Abſchnitte aus den 
Materialien: einige Erläuterungen ſind beigefügt. 


von der Pfordten. 


Notiz. 


Bekanntmachung vom 8. Mai 1907, betr. die im 
Auslande zu n Erſuchungsſchreiben der Juſtiz⸗ 
behörden (JM Bl. S. 127). Der internationale Rechts⸗ 
verkehr hat in den letzten zwanzig Jahren eine mächtige 
Förderung erfahren. Die Bekanntmachung vom 28. No: 
vember 1887 (JM Bl. S. 279) iſt deshalb veraltet und 
mußte durch eine neue Zuſammenſtellung erſetzt werden. 
Die Aenderungen betreffen meiſtens die Aeußerlichkeiten 
des Verkehrs, aber auch tiefergreifende Aenderungen 
wurden vorgeſehen. 

1. Die bisherige Scheidung von Geſuchen um 
Rechtshilfe und Geſuchen außerhalb des Gebiets der 
Rechtshilfe wurde beibehalten. Sie iſt inſofe ene von 
größerer Bedeutung, als den Juſtizbehörden ein Schrift— 
wechſel mit den ausländiſchen Behörden — unmittel- 
bar oder auf dem diplomatiſchen Wege — . 
lich nur in Rechtshilfeſachen geſtattet iſt (SS 52, 53). 
Bei Geſuchen außerhalb des Gebiets der Rechtshilfe 
iſt jetzt dem Juſtizminiſterium eine für die fremde 
Regierung beſtimmte, aber mit einer Adreſſe nicht ver— 
ſehene „Denkſchrift“ einzureichen. Die Denkſchrift iſt 
mit einem an das Juſtizminiſterium gerichteten Begleit— 
berichte vorzulegen, in dem die Ausführungen gemacht 
werden können, die ſich zur Aufnahme in die Denk— 
ſchrift nicht eignen. 

2. Im Anſchluſſe hieran iſt zu beachten der Unter— 
ſchied zwiſchen Begleitbericht und Erſuchungsſchreiben. 
Die Juſtizbehörden haben künftig die Schreiben 
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für die ausländiſchen Behörden, mit denen unmittel⸗ 
bar nicht verkehrt werden darf, mit einem für das 
Juſtizminiſterium beſtimmten Berichte vorzulegen. 
Die knappe Faſſung des Berichts iſt zur Pflicht ge⸗ 
macht (8 5 Abſ. 3). Ueber Form und Inhalt der Er⸗ 
ſuchungsſchreiben ſ. 88 2, 3. Hält man ſich den Zweck 
der beiden Schriftſtücke vor Augen, ſo begreift man, 
warum die Adreſſe der erſuchten Behörde in das 
. Schreiben gewöhnlich nicht aufgenommen werden ſoll 
(8 2 Abſ. 2), während fie in dem Begleitberichte 
womöglich angegeben werden fol ($ 5 Abſ. 3). 
Die Erfahrung lehrt, daß die von der erſuchen— 
den Behörde eingeſetzte Adreſſe häufig unrichtig 
iſt. Im Intereſſe der Sache liegt es, wenn erſt der 
diplomatiſche Vertreter oder die fremde Regierung die 
Adreſſe einſetzt. Durch die Angaben in dem Begleit⸗ 
berichte ſoll dieſe Aufgabe erleichtert werden. Der Brief⸗ 
umſchlag mit dem fliegenden Siegel, das ſchon manchem 
ſchweres Kopfzerbrechen verurſacht hat, fällt künftig 
weg, auch bei Schreiben an Konſuln und Geſandte. 
Auch das „Poſtpapier“ iſt erlaſſen; feſtes weißes Papier 
gewöhnlichen Aktenformats kann auch für die Er⸗ 
ſuchungsſchreiben und deren Anlagen verwendet werden. 
Eine Bemerkung über den Koſtenvorſchuß gehört regel⸗ 
mäßig in den Begleitbericht, nicht in das Erſuchungs⸗ 
ſchreiben ($ 3 Abſ. 3). 

3. Die Vermittelung der Vorlage gerichtlicher 
Erſuchungsſchreiben durch den Staatsanwalt iſt bes 
ſeitigt. An ihre Stelle tritt ein Prüfungsverfahren, 
das der Stellung der Gerichte Rechnung trägt (§ 4). 
Ein Bericht an die prüfende Stelle ift nicht erforder: 
lich und nur in ſeltenen Fällen angezeigt; ebenſo⸗ 
wenig ein Bericht der prüfenden Stelle an das Mini⸗ 
ſterium (ſ. 8 4 Abſ. 1). 
den Abſichten der Bekannntmachung zuwiderlaufen. 

4. In den Kreis der Behörden, an die ſich die 
Vorſchriften wenden, treten die Notariate ($ 1). Der 
Kreis der Behörden, mit denen unmittelbar verkehrt 
werden darf, hat ſich wenig geändert (SS 21, 53). Die 
Mahnung, mit den ungariſchen Behörden nur auf dem 
diplomatiſchen Wege zu verkehren (vgl. noch die Nachlaß⸗ 
ordnung vom 20. März 1903 § 135), hat ſich in ein 
Verbot des unmittelbaren Verkehrs verwandelt, das 
nur in dringenden Fällen übertreten werden darf (8 41 
Abf. 1). Den ſtaatsrechtlichen Empfindungen der Uns 
garn wird manchmal dadurch zu nahe getreten, daß 
ihre Behörden als „K. u. K. öſterreichiſch-ungariſche 
Bezirksgerichte“ u. dgl. bezeichnet werden, obwohl 
es dort nur „Königlich ungariſche“ Behörden gibt. Auf 
die genaue Beachtung dieſes Unterſchieds wird in 
Ungarn großer Wert gelegt. 


5. Mit den Geſandten Bayerns und des Reichs 
und den deutſchen Konſuln darf unmittelbar nicht 
verkehrt werden (SS 12, 13). Die Geſandten kommen 
nur als Vermittler von Regierung zu Regierung in 
Betracht; ſie vermitteln bei der fremden Regierung 
die Bewirkung von Zuſtellungen und die Weiterbe— 
handlung anderer Erſuchen innerhalb und außerhalb 
des Gebiets der Rechtshilfe. Sie ſind aber nie be— 
rufen, richterliche Handlungen im Auslande vorzu— 
nehmen, Zeugen zu vernehmen, Eide abzunehmen u. dgl. 
Die Bewegungsfreiheit der Konſuln iſt viel größer, 
aber in den einzelnen Ländern verſchieden groß. Das 
Nähere behandeln die §§14 ff. Mit den ausländiſchen 
Geſandten im Reiche dürfen die Juſtizbehörden, von 
vereinzelten Ausnahmen abgeſehen, nicht unmittelbar 
in Benehmen treten. Mit den ausländiſchen Konſuln 
dürfen und ſollen ſie in der Regel unmittelbar ver— 
kehren (Bekanntmachung vom 28. Jan. 1907, IM Bl. 
S. 52). Um Auskunft über ausländiſches Recht und 
um die Ueberſetzung ausländiſcher Geſetzesvorſchriften 
dürſen aber ausländiſche Geſandte und Konſuln weder 
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Unnützes Schreibwerk würde 


erſucht werden ($ 52 Abſ. 2 u. 4). Es empfiehlt fidh, 
in Zweifelfällen ſtets die Auskunft oder Ueberſetzung 
durch die Vermittelung des bayeriſchen oder deutſchen 
Geſandten oder des deutſchen Konſuls zu beſchaffen 
und hierwegen nach § 52 Abſ. 1, 3 zu verfahren, 
dabei es aber dem Geſandten oder Konſul zu über: 
laſſen, ob er ſich der Hilfe der ausländiſchen Be— 
hörden oder eines unabhängigen Sachverſtändigen 
bedienen will. 

6. Der Zuſtellungsverkehr bewegt ſich im all⸗ 
gemeinen in den bisherigen Bahnen. Die Vorſchrift, 
daß alle Erſuchen um Zuſtellungen in Ungarn an 
den bayeriſchen Geſandten in Wien zu richten find, 
daß hiernach die dortigen deutſchen Konſuln um Ber: 
mittelung von Zuſtellungen nicht zu erſuchen ſind 
(S 41 Abſ. 3), entſpricht einer ſchon viele Jahre be⸗ 
ſtehenden generaliſierten Anordnung. 

7. Die Juſtizbehörden ſind bei der Abfaſſung der 
Erſuchungsſchreiben häufig im Zweifel, ob ſie bei 
der ausländiſchen Behörde die Gewährung der Rechts⸗ 
hilfe nach deutſchem Prozeßrechte beantragen können 
und ſollen. Namentlich wenn eine Zeugenvernehmung 
oder die Abnahme von Eiden beantragt wird, tauchen 
dieſe Zweifel auf. Nach Art. 10 Abſ. 2 des Haager 
Abkommens vom 14. November 1896 (RGBl. 1899 
S. 285) hätten die Gerichte die Befugnis, auf eine 
Anwendung der Formen des deutſchen Verfahrens 
hinzuwirken. Da aber Schwierigkeiten und Miß⸗ 
verſtändniſſe entſtehen könnten, ſoll es ſtets der er⸗ 
ſuchten Behörde überlaſſen bleiben, die Formen des 
Verfahrens zu beſtimmen (5 22 Abſ. 3, ſ. aber SS 34 
Abi. 3, 51 Abſ. 2, 3). Ebenſo ift die Bitte um Mit⸗ 
teilung des anberaumten Termins behufs Benach— 
richtigung der Beteiligten immer unter dem Vor— 
behalte zu ſtellen, daß die Benachrichtigung nach dem 
ausländiſchen Rechte zuläſſig iſt. Es empfiehlt ſich, 
wo es die Sachlage zuläßt, den Verſuch zu machen, 
die Beteiligten zum Verzichte auf die Benachrichtigung 
zu beſtimmen (8 8). 

Von den ſonſtigen Vorſchriften mag kurz hervor: 
gehoben werden, daß die Erſuchen ſtets deutſch ab— 
zufaſſen find (§S 1 Abſ. 1), daß es der Vorlage von 
Ueberſetzungen in der Regel nicht bedarf (8 22 Abſ. 2), 
daß die Mitteilung von Abſchriften gerichtlicher Be— 
weisbeſchlüſſe u. dgl. und von Originalurkunden zu 
vermeiden iſt (§ 3 Abſ. 1), daß die unmittelbaren 
Sendungen zu frankieren ſind (§ 5 Abſ. 2), daß be⸗ 
ſondere Vorſchriften wegen der Zuſtellung von Pfän— 
dungs- und Ueberweiſungsbeſchlüſſen an den Dritt- 
ſchuldner beſtehen (§ 7, III), und daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Schutzgebieten jetzt nur noch auf 
Grund einer beigefügten vollſtreckbaren Ausfertigung 
der Entſcheidung erfolgen kann (S 11). Die Bor: 
ſchrift über die Verſendung von Akten an ausländiſche 
Behörden (§ 3 Abſ. 1) befaßt ſich nur mit dem Falle, 
daß die Akten zur Erläuterung eines inländiſchen 
Erſuchens dienen ſollen. Sie läßt die bisherigen 
Vorſchriften über die Verſendung von Akten auf Er— 
ſuchen ausländiſcher Behörden ſtillſchweigend un— 
berührt. 

Die mannigfachen Beſtimmungen über den Ver— 
kehr mit den einzelnen Ländern können nicht erörtert 
werden. Sie ſind nur im Zuſammenhange mit den 
allgemeinen Vorſchriften zu würdigen und zu ver— 
ſtehen. Für jeden Beamten, der in die Lage kommt, 
mit ausländiſchen Behörden amtlich zu verkehren, 
empfiehlt es ſich, die Bekanntmachung im Zuſammen— 
hang aufmerkſam durchzuleſen. Die Lektüre wird 
ihm manchen Zweifel und vielleicht auch manche 
„Bemerkung“ von oben ſparen. 
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Die Scheidung zwiſchen vorſützlichem und 
nuvorſätzlichem Verhalten. 
Von Dr. A. Köhler, a. o. Profeſſor in München. 


I. Die Frage der Abgrenzung des dolus 
eventualis von der nichtvorſätzlichen Schuld bildete 
wohl den Hauptanlaß zu dem in den letzten fünf⸗ 
zehn Jahren ſo lebhaft geführten Meinungs⸗ 
austauſch zwiſchen den Anhängern der Willens⸗ 
theorie und der Vorſtellungstheorie. Mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß manche Vertreter der Willens⸗ 
theorie“) gleich den Römern?) die Fälle nicht als 
vorſätzlich begangen erachteten, welche die heutige 
Praxis als dolus eventualis anſieht, diente es 
der Vorſtellungstheorie zur Empfehlung, daß ſie 
keine begrifflichen Bedenken zu beſeitigen brauchte, 
um dieſe Fälle dem Vorſatz zuzurechnen.) Mit 
der Vorſtellungstheorie vermochte man allerdings 
den Stein des Anſtoßes zu umſchiffen, daß auch 
ein unerwünſchter und nicht als höchſt wahrſcheinlich 
vorausgeſehener Erfolg trotzdem vorſätzlich herbei⸗ 
geführt ſein könne. Aber dies war auch bei An⸗ 
wendung der Willenstheorie, wie man ſie“) in 
bezug auf den dolus eventualis ſchon vor dem 
Erſcheinen der Frankſchen Abhandlung formuliert 


1) Z. B. Hälſchner, Gem. Dtſch. Strafr. 1, 394; 
v. Bar, Lehre vom eee 1871 S. 34. 


2) Vgl. darüber u. a. Beſchütz. Die Fahrläſſigkeit 
1907 Bd. 1, 43 f. 

) Vgl. Frank, 3StW. (1890) S. 10. 169 f., insbe⸗ 
ſondere 193, 194. An letzterer Stelle wird geſagt: „Die 
dogmengeſchichtliche Unterſuchung hat ergeben, daß die 
Auffaſſung des Dolus als eines Wollens des Erfolgs nicht 
ausreicht und daß man bei der Behandlung ſchwierigerer 
Fälle genötigt iſt, in der einen oder der anderen Form 
die Vorſtellungstheorie zu Hilfe zu rufen“. Vgl. ferner 
v. Liszt, Verhandlungen des 24. deutſchen Juriſten— 
tages, Gutachten Bd. 1, 132, 133: „Die in den letzten 
Jahren ſiegreich vorgedrungene Vorſtellungstheorie ver— 
dankt ihre weite Verbreitung gerade dem Umſtande, daß 
ſie für ſolche Fälle die Verurteilung wegen vorſätzlicher 
Verletzung ungleich beſſer ſichert als die Willenstheorie“ 
(Aufſätze 2, 282). 

) Z. B. bei v. Wächter, 
Schütze, Lehrb. 2. Aufl. S. 119; 


Vorleſ. 1881 S. 159; 


| 
| 
| 
| 
| 


Geyer, Grdr. 1, 112. 


hatte, möglich.“) Nachdem neuerdings von An: 
hängern der Willenstheorie‘) klargelegt worden iſt, 


daß ſie das Wollen des Erfolges prinzipiell in 


den gleichen Fällen annehmen, wie die Anhänger 
der Vorſtellungstheorie, nur mit anderen Formeln, 
wird von den Gegnern mehrfach eingeräumt, daß der 
Streit in der Hauptſache nur noch terminologiſche 
Bedeutung hat.“) 

Es handelt ſich m. E. im weſentlichen um 
die Frage, ob der Schwerpunkt der Schuld (ind: 
beſondere beim Vorſatz) im Willen oder in der 
Vorſtellung liegt. Hat man den Vorſatz als eine 
Art der Vorausſicht oder als eine Art des Wollens 
zu definieren?!) Daß man auch einen Erfolg 
wollen könne, insbeſondere im allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch des Lebens, wird wohl nicht mehr?) be⸗ 


ſtritten.) Infolgedeſſen dürfte es ſich zurzeit 

) Eine Verkehrung des Sach- und Streitſtandes 
enthält alſo die Darſtellung v. Lis zt 8, Lehrb. 12/13. Aufl. 
S. 171, daß die Streitfrage ohne Bedeutung ſei, „ſe it⸗ 
dem die Gegner zugeben, daß auch der nicht begehrte, 
aber als notwendig vorgeſtellte Erfolg gewollt ſei“. 
Denn erſtens haben viele Anhänger der Willenstheorie 
daran ſchon vorher feſtgehalten und zweitens iſt von 
denen, die früher den dolus eventualis ablehnten, dem 
Verfaſſer keiner bekannt geworden, der ſeine Anjicht- 
etwa geändert hätte. 

2) Z. B. von v. Rohland, Willenstheorie und 
Vorſtellungstheorie 1904 S. 22; v. Hippel, Die 5 
von Vorſatz und Fahrläfſigkeit 1903 S. 93 f.; Lie p⸗ 
mann, Einleitung in das Strafrecht 1900 S. 141. 

) Vgl. v. Liszt, Lehrb. 14./ 15. Aufl. S. 173 Nr. 3; 
v. 1 Aufſätze 2, 255; Frank, StGB. 5.— 7. Aufl. 
82 a. E.; Thomſen, Das deutſche Strafrecht 1906/07 

122 

) Vgl. dazu als zwei gegenſätzliche Vorſatzdefinitionen 
diejenige bei v. Liszt, Lehrb. 14. 15. Aufl. 8 39 1: 
„Vorſatz iſt die die Willensbetätigung begleitende Kennt— 
nis der ſämtlichen zum geſetzlichen Tatbeſtande gehören— 
den Tatumſtände“ und diejenige bei Birkmeyer, 
Rechtsenz. 2. Aufl. §S 16: „Vorſatz iſt das Wollen einer 
Handlung trotz der Vorſtellung aller derjenigen Merk— 
male, welche dieſelbe zum Verbrechen ſtempeln“. 

) Wohl aber früher. Vgl. z. B. v. Liszt, Lehrb. 
4. Aufl. S. 175: „‚Vorſatz iſt nicht Wille. Dieſer bes 
deutet die Anſpannung der Muskeln. Nur die Körper— 
bewegung iſt gewollt, niemals der Erfolg“. 

) Vgl. Radbruch, Handlungsbegriff 1903 S. 122; 
Kohlrauſch, 3StW. 24, 752; v. Hippel a. a. O. 
S. 14 f.; v. Rohland a. a. O. S. 16 f. 
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kaum lohnen, in alle Für und Wider der Frage, 
ob die Willenstheorie oder die Vorſtellungstheorie 
richtiger iſt, einzugehen. Rur die Hauptpunkte 
ſeien kurz zuſammengeſtellt. Dem Verfaſſer er⸗ 
ſcheinen zunächſt die beiden hauptſächlichen Vor⸗ 
würfe gegen die Willenstheorie') ungerechtfertigt.“ 
Man hat behauptet, es ſei eine Vergewalti⸗ 
gung des Sprachgebrauchs, wenn man auch von 
einem unangenehmen Erfolge als einem gewollten 
ſpreche. Hierauf ließe ſich erwidern, daß es eine 
noch gröbere Vergewaltigung des Sprachgebrauchs 
bedeuten würde, wollte man jemanden korrigieren, 
der ſagt: der X. hat den Tod des Y. gewollt, 
und ſeinen Satz dahin richtig ſtellen: der X. 
hat den Tod des Y. bei ſeiner Willensbetätigung 
vorausgeſehen. Ganz abgeſehen hiervon ſpricht aber 
jenes Argument nicht für die Vorſtellunggtheorie. 
Denn geſetzt den Fall, daß man es für eine 
richtige Ausdrucksweiſe erachten muß, wenn von 
jemandem etwa geſagt wird: er hat dieſen oder 
jenen Erfolg (den er vorſätzlich herbeigeführt hat) 
gewollt,“) jo könnte es ſich bei beſonderen Fällen, 
in denen eine ſprachliche Härte ſich zeigt, nur 
entweder darum handeln, für dieſe Ausnahmsfälle 
eine angebliche Ausnahme von der ſonſt richtigen 
Willenstheorie aufzuweiſen oder (und dies wäre 
das richtige) feſtzuſtellen, daß, pſychologiſch be: 
trachtet, die Fälle des unerwünſchten, jedoch in 
Kauf genommenen Erfolges mit den auch im 
vulgären Sprachgebrauch anerkannten Fällen des 
gewollten Erfolges gleichartig ſind und ſicher nicht 
zur Fahrläſſigkeit gehören. Alsdann hätte man 
hier den Begriff des Wollens in einem weiteren, 
juriſtiſch pſychologiſchem Sinne zu nehmen. Und 
in der Tat geſchieht dies von verſchiedenen modernen 
Vertretern der Willenstheorie.‘) 


1) Vgl. darüber insbeſondere v. Liszt, Lehrb. 
1 Aufl. S. 171 Nr. 3, aber auch Frank a. a. O. 
8591. 

*) Daß es verfehlt iſt, gegen die Willenstheorie 
etwa auch ins Feld zu führen, die Grenze des Wollens 
ſei nicht unzweifelhaft, hat u. a. bereits v. Hippel a. a. O. 
S. 39 ausgeführt. A. M z. B. Miricka, Formen der 
Strafſchuld 1903 S. 25. Wenn ein Begriff an ſich richtig 
und nur ſeine Abgrenzung ſchwierig iſt, ſo hat man 
eben dieſe Grenze mit den vorhandenen logiſchen und 
pſychologiſchen Mitteln möglichſt klar zu legen. Es wäre 
ja doch ebenſo ein barer Unſinn, wollte man den Be— 
griff einer Krankheit als Grundlage für Maßnahmen 
verwerfen, weil es ſchwer fällt, die Grenze nach der Bes 
ſundheit genau zu ziehen. 

3) Vgl. darüber insbeſondere Beling, Lehre vom 
Verbrechen 1906 S. 45. 

) Vgl. v. Hippel a. a. O. S. 34: 
iſt der weitere Begriff“, (sc. des Wollens) 
des Erfolges charakteriſtiſch“. 
a. a. O. S. 133. Vgl. ferner Liepmann a. a. O. S. 140, 
welcher nach der Bemerkung, daß zum Vorſatz auch die 
unerwünſchten oder möglichen Begleiterſcheinungen der 
auf ein anderes Ziel gerichteten Handlungen gehören, 
fortſährt: „Wenn wir uns ſcheuen, auch die leßten (oben— 
erwähnten: Fälle als gewollt zu bezeichnen, jo liegt 


„Für den Vorſatz 
„das Wollen 


Vgl. denſelben auch 
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Es iſt aber endlich gar nicht zuzugeben, daß 
es eine Vergewaltigung des Sprachgebrauchs be- 
deute, wenn man einen unerwünſchten Erfolg als 
gewollt bezeichnet; z. B. der Arzt ſagt zu einem 
Patienten: „Wenn Sie ſich neu erkälten wollen, 
brauchen Sie heute nur ohne Ueberzieher aus⸗ 
gehen“. Er erklärt damit direkt, daß nach ſeiner 
Warnung das Ausgehen ohne Ueberzieher nichts 
anderes als eine gewollte Erkältung ſein könne. 
Wenn ein Kaufmann zu ſeinem Angeſtellten ſagt: 
„Sie haben die Wahl, entweder auf Ihre Mehr⸗ 
forderung zu verzichten oder die Stelle dem⸗ 
nächſt zu verlaſſen; tun Sie jetzt, was Sie lieber 
wollen“, ſo wird der Angeſtellte auch in dieſem 
Falle das kleinere Uebel „wollen“. Aehnlich 
ſteht es, wenn jemand trotz einer Verwarnung 
vor möglichem Schaden etwas getan hat und der 
Schaden eingetreten iſt. Hier wird der Handelnde 
vielleicht, weil er Wünſchen und Wollen ver⸗ 
wechſelt, nicht zugeben wollen, er habe dies ge: 
wollt, aber die anderen werden unbedenklich von 
ihm ſagen: er hat es ja nicht beſſer gewollt. Ja, 
ſelbſt wenn in ſolchem Fall nur bewußte Fahr⸗ 
läſſigkeit vorliegt, ſcheut der Sprachgebrauch des 
Publikums vor der Anwendung des Wortes Wollen 
nicht immer zurück. — Auch in der Wendung: „Ich 
will mir alle Mühe geben, um Sie zufrieden 
zu ſtellen“, wird der Gedanke, daß man zu dem 
angegebenen Zweck auch etwas Unangenehmes mit 
in Kauf nimmt, durch ein Wollen ausgedrückt. 
Derartige Aeußerungen des Sprachgebrauchs laſſen 
ſich zahlreich vermehren.“) 

Ebenſo unzutreffend iſt der andere Einwand, 
die Willenstheorie ſcheitere rettungslos an dem 
§ 59 StGB. Es ſei unmöglich zu ſagen: der 
Dieb „will“, daß die Sache eine fremde ſei, die 
Abtreibende „will“ ihre Schwangerſchaft. Allein 
darauf iſt zu entgegnen, daß es ebenſo ungenau 
und unrichtig iſt, Bewußtſein und Vorſatz zu 


1) Das Beiſpiel v. Kohlrauſch, 3StW. 24, 753: 
„Ich habe mich im Gebirge verſtiegen und muß und 
will um jeden Preis wieder herunter, ſelbſt um den 
Preis eines Beinbruchs“ (hier könne man, meint Kohl⸗ 
rauſch, nicht von einem Wollen des Beinbruches ſprechen) 
beweiſt nicht das Gegenteil. Zunächſt iſt zu entgegnen, 
daß man genau ſo ungern, wie vom Wollen des Bein— 
bruchs, hier auch von einem Vorſatz des Beinbruchs 
ſpricht. Das Argument würde alſo nur paſſen, wenn 
es dazu verwertet werden wollte, daß man hier nicht 
Vorſatz annehmen dürfe. Das will aber Kohlrauſch 
gerade nicht behaupten. Aber auch gegen die Vorſätz— 
lichkeit des Handelns beweiſt das Beiſpiel nichts und 
zwar, weil man in gewiſſem Zuſammenhang allerdings 
auch vom gewollten Beinbruch reden kann. Wer zur 
Rettung aus einem Notſtand eine unangenehme Folge 


bewußt riskiert, von dem betont man mit Rückſicht auf 


darin lediglich eine unbewußte Nachwirkung der laien⸗ 


haften Einſchränkung des Wollens auf das Beab— 
ſichtigte.“ 


die vorwiegende Unfreiwilligkeit allerdings in der Regel 
häufiger, daß er riskieren mußte als daß er riskieren 
wollte. Aber man kann je nach dem, was Gegenſtand 
der konkreten Beurteilung wird, recht gut auch von einem 
Wollen des Unangenehmen ſprechen. Z. B. der Berg: 
ſteiger will nachträglich ſein pſychiſches Verhalten recht⸗ 
fertigen und ſagt: „Ich wollte entſchieden lieber mein 
Bein brechen als da oben mein Leben riskieren“. 
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vermengen und etwa zu ſagen: der Dieb hat den 
„Vorſatz“, daß die Sache eine fremde ſei, die 
Abtreibende hat den „Vorſatz“, ſchwanger zu ſein. 
Beide Perſonen haben nur das Bewußtſein, alſo 
eine Vorſtellung von jenen Tatſachen. Es wäre 
z. B. falſch, wollte ich ſagen, ich habe den Vorſatz, 
daß Herr von Liszt hier fehlgeht; ich kann aber 
wohl den Vorſatz haben, nachzuweiſen, daß er ſich 
irrt. Vorhandene Tatſachen ſind beim Vorſatz 
wie beim Willen zwar mögliche Beſtandteile ihres 
Bewußtſeinsinhalts, denn das Bewußtſein kann 
als Vorausſetzung beim Vorſatz und nach über⸗ 
wiegender Anſicht auch beim Willen angeſehen 
werden. Aber ſie ſind keine Objekte des Vorſatzes 
oder Willens. Dieſe haben vielmehr zum Gegen⸗ 
ſtand nur die Vornahme einer künftigen Ver⸗ 
änderung an den vorhandenen Tatſachen. Es liegt 
alſo eine Beziehung des Vorſatzes wie des Willens 
auch auf die vergangenen Tatſachen vor, aber 
darin beſteht nicht die Richtung der beiden. Ein 
Unterſchied liegt allerdings vor: Beim Vorſatz hat 
ſich im Juriſtendeutſch die Wendung eingebürgert, 
daß der Vorſatz ſich auf etwas (auch etwas Ver⸗ 
gangenes) erſtrecke, während es beim Willen nicht 
gebräuchlich iſt, zu ſagen, daß er ſich auf Ver⸗ 
gangenes erſtrecke. Aber für die Verwendung von 
Vorſatz und Wille zur Auslegung des § 59 hat 
auch dieſe hiermit konſtatierte Verſchiedenheit der 
Anpaſſung an das Zeitwort „erſtrecken“ keine Be⸗ 
deutung. — Auch aus anderem Grunde iſt es 
ungereimt, behaupten zu wollen, daß der Vorſatz 
nicht als das Wollen eines Erfolgs definiert 
werden dürfe, weil der Wille nicht etwas bereits 
Vorhandenes zum Gegenſtand haben könne. Denn 
der Erfolg (der alleinige Gegenſtand von Vorſatz und 
Wille) beſteht ja gar nicht in etwas bereits vor dem 
Willen Vorhandenen, ſondern in etwas Zukünftigem. 
Jeder Erfolg iſt gleichbedeutend mit einer Ver⸗ 
änderung gegenüber einem früheren Zuſtande.“) 
Man kann eine Veränderung nicht wollen, ohne 
eine Vorſtellung von ihren Objekten zu haben. 
Dieſe Objekte können natürlich bereits vorhanden 
ſein. Infolgedeſſen ſetzt auch das Wollen eines 
Erfolges ſtets eine Kenntnis der zum Erfolg ge— 
hörenden Tatumſtände, der bereits gegebenen wie 
der erſt zu bewirkenden voraus. Der § 59 StGB. 
ſchreibt die Anrechnung der bei einer ſtrafbaren 
Handlung gekannten Tatumſtände vor und hindert 
alſo in keiner Weiſe, die an den gekannten Tat⸗ 
umſtänden eintretende Veränderung, alſo dieſen 
Erfolg als das Objekt des Wollens anzuſehen. 
Der Wille ſetzt danach ein Wiſſen voraus, und 
iſt nur inſoweit ein vorſätzlicher Wille, als er an 
das Gewußte anknüpft. 

Sind demnach die Einwände gegen die De— 


) Z. B. es entſteht infolge eines verbotenen Nicht⸗ 
tuns eine Notwehrbefugniſſe auslöſende Störung fremden 
Hausrechts oder infolge verbotener Beſchimpfung eine 
Störung unſerer Bewußtſeinstatſachen über einen 
Menſchen. 
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finition des Vorſatzes als eines Wollens un⸗ 
ſtichhaltig, ſo kann dagegen poſitiv behauptet 
werden, daß die den Vorſatz als ein Wiſſen 
definierenden Anſichten ſchweren Bedenken unter⸗ 
liegen. 

Da, wie gezeigt, das Wollen ſtets bereits ein 
Wiſſen von dem Gegenſtand des Gewollten mit⸗ 
ausdrückt, ſo empfiehlt ſich das Wollen als Grund⸗ 
lage für eine Definition des Vorſatzes viel beſſer, 
als ein Vorausſehen oder Kennen, welches noch 
kein Willenselement enthält und daher notwendig 
dieſes andere Element hinzuerhalten muß.“) | 

Abgeſehen hiervon vermag eine Definition, etwa 
dahin: „Vorſatz iſt die die Willensbetätigung 
begleitende Kenntnis der ſämtlichen zum geſetz⸗ 
lichen Tatbeſtande gehörenden Tatumſtände“)) aus 
verſchiedenen Gründen nicht zu befriedigen. Denn 
einmal wird hier ein Nebeneinanderlaufen von 
Vorſtellung und Willensbetätigung gefordert. Dieſes 
Nebeneinander kann nur als ein zeitliches Neben⸗ 
einander gemeint ſein, da es unſinnig wäre, den 
Vorſatz in gleichem Umfang auch bezüglich aller 
der Willensbetätigung vorausgehenden oder nach⸗ 
folgenden Erfolgsvorſtellungen anzunehmen. Beſteht 
der Vorſatz aber nur in den zeitlich die Willens⸗ 
betätigung begleitenden Vorſtellungen, ſo iſt ein 
der Willensbetätigung vorausgehender Vorſatz etwas 
begrifflich Unmögliches, obwohl es doch nach dem 
überall herrſchenden Sprachgebrauch ſehr wohl 
denkbar iſt, daß der Vorſatz ein Verbrechen zu 
verüben zeitlich der Betätigung durch Ausführungs⸗ 
handlungen vorausgeht.“) Des weiteren können 
leicht Mißverſtändniſſe daraus entſtehen, daß jene 
Definition auf das Erfordernis eines zeitlichen 
Nebeneinanderbeſtehens von Vorſtellungen und 
Willensbetätigung beſchränkt wird. Kein Wort 
der fraglichen Begriffsbeſtimmung enthält einen 
Hinweis darauf, daß die Vorſtellungen in irgend 
ein engeres Verhältnis zur Betätigung des Willens 
getreten ſein müßten. Sie bilden darnach den 
Vorſatz, auch wenn ſie den Willen oder den Vor⸗ 
ſatz in keiner Weiſe beeinflußt haben. Wenn ich 
den Willen zu einer Körperbewegung faſſe, dieſen 
hernach betätige und während dieſer Betätigung 
mir die Vorſtellung von der Möglichkeit, einen 
konkreten Menſchen zu treffen, kommt, ſo iſt das 
Vorhandenbleiben dieſer Vorſtellung (alſo der 
Umſtand, daß ſie die Willensbetätigung begleitet) 
unabhängig davon, wie ſich der Wille dazu ver⸗ 
hält. Auch wenn der Wille die Vorſtellung nicht 
in ſich aufnimmt, wenn er alſo ablehnt, daß die 
Vorſtellung von dem Tatumſtand durch die Be— 
tätigung des Willens realiſiert werde, verſchwindet 
damit die Vorſtellung noch nicht ohne weiteres 
aus dem Bewußtſein, ſondern ſie kann die Be: 


1) Der Ausdruck „Wiſſen und Wollen“ wäre übrigens 
zu 17 0 präzis. Vgl. v. Lilienthal, 3 StW. 15, 
278 f 


) So v. Liszt, Lehrb. 14./15. Aufl. 8 39 J. 
) Vgl. darüber v. Rohland a. a. O. S. 18. 
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tätigung des Willens nach wie vor begleiten.) 
Aus dem Bewußtſein verſchwindet nur die An⸗ 
nahme, daß der vielleicht konkret vorgeſtellte Tat⸗ 
umſtand, z. B. der Tod des X. eine Folge der 
Willensbetätigung ſein werde. Der Täter, der 
ja überhaupt die Einzelheiten des Kauſalverlaufs 
ſich nicht klar machen muß, braucht ſich daher 
auch nicht darüber klar zu werden, warum etwa 
der Tod des KX. eintreten kann, falls etwa wirk⸗ 
lich die bloße Vorſtellung von dieſem Tatumſtand 
genügen ſoll. Die „Kenntnis der Tatumſtände“ 
umfaßt auch das Fürmöglichhalten. Wer alſo 
z. B. ſich hypothetiſch vorſtellt: Hinter dem Buſch 
könnte vielleicht der X. ſtehen und ich könnte ihn 
vielleicht treffen, ſich aber dann ſagt: er wird 
ſicher nicht hinter dem Buſche ſtehen, hat die Mög⸗ 
lichkeit damit als eine konkrete verworfen. Aber 
als abſtrakte Möglichkeit: Es wäre doch ſchön, 
wenn der K. jetzt hinter dem Buſche ſtünde und 
getroffen würde, kann der Gedanke auch während 
des Abdrückens der Flinte trotzdem noch in der 
Vorſtellung bewahrt werden. Aus der bekämpften 
Definition würde ſich kein Anlaß ergeben, in ſol⸗ 
chem Falle den Vorſatz der Tötung des X., der 
vielleicht zufällig in der Tat hinter dem Buſche 
ſtand, zu verneinen. Ganz anders muß man ent⸗ 
ſcheiden, wenn es heißt: Vorſatz ſind die Beſtand⸗ 
teile des Willens gewordenen Vorſtellungen. Be⸗ 
ſtandteil des Willens bedeutet dann nichts anderes, 
als daß der Wille ſich darauf erſtreckt, die Vor⸗ 
ſtellungen ſelbſt oder einen Erfolg an ihnen her⸗ 
beizuführen (d. h. in die Wirklichkeit umzuſetzen). 
(Schluß folgt.) 


Zeugenvernehmung durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht zur Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft. 
Von Landgerichtsrat Keidel in München. 


I. In Vormundſchaften über uneheliche Kinder 
iſt ſeit dem Inkrafttreten des BGB., das lediglich 
den Vater zum Unterhalt des Kindes verpflichtet, 
d. i. denjenigen, der allein innerhalb der Empfäng: 


niszeit der Mutter beigewohnt hat (§S 1717 BGB.), erſcheinenden Beweiſe aufnehmen. 


noch mehr als nach früheren Rechten, die jeden 
Beiſchläfſer zum Unterhalt heranzogen, Urſache, 
für die Feſtſtellung der Vaterſchaft Sorge zu 
tragen. Jeder Vormundſchaftsrichter ſieht eine 
beſondere Aufgabe darin. Die Bayerische Bor: 
mundſchaftsordnung (JM Bek. vom 19. Januar 


MBl. 181) gibt i iſ . 
1900, JM Bl ) gibt in $ 9 Anweiſungen, laſſen.“ 


wie nach Einleitung der Vormundſchaft über ein 
uneheliches Kind behufs Erlangung eines Vater— 
ſchaftsbekenntniſſes zu verfahren iſt. 
ein Vaterſchaftsbekenntnis nicht zu erlangen iſt, 
entſteht die Frage, mit welchen Mitteln das 

1) Gl. M. Mitriéka a. a. O. S. 35 unten; K. Klee, 
Der dolus indirectus 1906 S. 22; Hauſer, Ger. S. 54, 18. 


Wenn nun 
Begründung nur 


| 
) 
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Vormundſchaftsgericht die Feſtſtellung 
der Vaterſchaft betreiben kann, ob es 
insbeſondere befugt iſt, zu dieſem Zwecke 
auf Grund des $ 15 FGG. eine Beweis⸗ 
erhebung durch Vernehmung von Zeugen 
nach Maßgabe der Vorſchriften der ZPO. 
zu pflegen. 

Streiig iſt dieſe Frage vorzüglich bei Gelegen⸗ 
heit von Rechtshilfeerſuchen um Vernehmung von 
Zeugen geworden, wenn ſolche Erſuchen unter 
Hinweis auf 8 2 JGG. mit $ 159 Abſ. 2 GVG. 
abgelehnt wurden. Außerdem iſt die Frage praktiſch 
geworden, wenn Perſonen, die vom Vormund— 
ſchaftsgericht als Zeugen vernommen worden waren, 
wegen Verletzung der Eidespflicht verfolgt wurden; 
es iſt hier geltend gemacht worden, daß das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zu einer eidlichen Vernehmung 
nicht befugt geweſen ſei und daß mangels ſeiner 
Zuſtändigkeit zur Abnahme des Eides eine Ver⸗ 
letzung der Eidespflicht nicht vorliege. 

Die Frage iſt auch dafür von Bedeutung, ob 
eine Perſon zum Erſcheinen und zur Ausſage mit 
den Mitteln der ZPO. gezwungen werden kann. 

II. Das Reichsgericht hat (RG Str. 36, 3) 
zu der Frage, ob in Bayern das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht die uneheliche Mutter Angaben über 
den Vater ihres Kindes an Eidesſtatt verſichern 
laſſen kann, in bejahendem Sinne Stellung ge⸗ 
nommen und ausgeführt: „Nach § 1837 Abſ. 1 
BGB. hat das Vormundſchaftsgericht über die 
geſamte Tätigkeit des Vormunds die Aufſicht zu 
führen, alſo auch bei dem Vormund eines un: 
ehelichen Kindes darauf das Augenmerk zu richten, 
ob er die dem Mündel gegen feinen unehelichen 
Vater zuſtehenden Anſprüche (8 1708 BGB.) 
in angemeſſener Weiſe verfolgt, und in Bayern 
iſt der Vormundſchaftsrichter überdies durch die 
Bek. vom 19. Januar 1900 8 9 Abſ. 2 und 3 
ausdrücklich zur Vernehmung des unehelichen Vaters 
über die Anſprüche von Mutter und Kind an: 
gewieſen. Sowohl, um den Vormund wirkſam 
zu beaufſichtigen, als um den unehelichen Vater 
zu vernehmen, kann das Vormundſchaſtsgericht 
gemäß § 12 JGG. von Amts wegen die erforder: 
lichen Ermittelungen veranſtalten und die geeignet 
Namentlich iſt 
es grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen, behufs Feſt⸗ 
ſtellung der Perſon des unehelichen Vaters die 
zur Vernehmung ſich bequemende Mutter eines 
unehelichen Kindes als Zeugin eidlich oder — 
nach § 15 Abſ. 1 FGG. — nicht eidlich zu hören 
oder ihr ihre Ausſage eidesſtattlich verſichern zu 


Die Zuläſſigkeit von Zeugenvernehmungen zur 
Feſtſtellung der Vaterſchaft wird ferner ohne nähere 
unter Bezugnahme auf die 
Ss 12, 15 FGG. bejaht vom Oberlandesgericht 
Bamberg (Bay. 1, 60). 

Eingehender hat Joſef im ZU. FGG. 4, 165 
(auch Komm. z. FGG. N. V zu § 2 und N. 1 
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zu § 15) ſich mit der Frage befaßt. Auch er 
kommt zu dem Ergebnis, daß eine Zeugenver⸗ 
nehmung zuläſſig ſei; nach ihm ſteht die Befugnis 
zu Beweisaufnahmen dem Vormundſchaftsgericht 
nach § 15 allgemein zu und es beſteht keine Vor⸗ 
ſchrift, wonach ſie ihm verboten iſt behufs Unter⸗ 
ſtützung des Vormunds bei Vorbereitung eines 
Prozeſſes. 

Die entgegengeſetzte Anſchauung ver⸗ 
tritt das Kammergericht in ſeiner Entſcheidung 
vom 16. Februar 1905 (DIZ. 1905, 748): 
„Die von dem erſuchten Gerichte beanspruchte 
Handlung iſt inſoferne verboten, als der Bor: 
mundſchaftsrichter die zeugeneidliche Vernehmung 
der Mutter verlangt, indem die Befugnis hierzu 
nicht aus den §§ 12, 15 FGG. folgt, da das 
Recht des Vormundſchaftsgerichts zu Beweis⸗ 
erhebungen, namentlich Zeugenvernehmungen, auf 
den Fall beſchränkt iſt, wo der Vormundſchafts⸗ 
richter berufen iſt, eine Entſcheidung zu treffen, 
im vorliegenden Fall aber kein Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit anhängig iſt, welches 
mit einer richterlichen Entſcheidung zu ſchließen 
hat, ſondern es ſich lediglich um die dem Vor⸗ 
mund — nicht dem Richter — obliegende Ver⸗ 
pflichtung handelt, den unehelichen Erzeuger des 
Mündels zu ermitteln. Dabei kann zwar der 
Vormundſchaftsrichter dem Vormund behilflich 
ſein, indem er den Verſuch macht, durch Ver⸗ 
nehmung der Mutter den Namen ihres Schwängerers 
in Erfahrung zu bringen; es ſteht ihm aber nicht 
die Befugnis zu, ein richterliches Beweisverfahren 
in die Wege zu leiten.“ 

Im nämlichen Sinne hat das OLG. Roſtock 
entſchieden (OLG. 1, 282), weil es an einer der 
Obervormundſchaftsbehörde als ſolcher geſetzlich 
obliegenden Tätigkeit fehle, und das OLG. Kaſſel 
(OLG. 2, 392), weil die Austragung dieſer Frage 
im Intereſſe des Mündels allein im Wege des 
eee erfolgen könne. 

Bei der Unterſuchung der Frage iſt von 
dem ger beitrittenen Satze auszugehen, daß die 
Feſtſtellung der Vaterſchaft nicht zu den dem 
Vormundſchaſtsgerichte geſetzlich obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen gehört, daß alſo, wie auch das Kammer⸗ 
gericht betont, ein amtliches Verfahren zum Zwecke 
der Feſtſtellung nicht ſtattfindet und auch nicht 
zuläſſig iſt; denn die amtliche Feſtſtellung einer 
nicht freiwillig anerkannten Vaterſchaft gehört zu 
den Aufgaben des Prozeßgerichts, das hierüber 
auf Grund einer Feſtſtellungsklage oder als 
Inzidentpunkt in dem Streite über die Unter⸗ 

haltspflicht zu entſcheiden hat. 

Die Feſtſtellung der Vaterſchaft gehört zur 
Sorge für die Perſon und das Vermögen des 
Kindes und liegt daher dem Vormund ob. Das 
Vormundſchaftsgericht könnte nur auf Grund des 
§ 1846 BGB. — weil ein Vormund noch nicht 
beſtellt oder der beſtellte Vormund verhindert 
iſt — unmittelbar zur Sorge für die Feſtſtellung 
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der Vaterſchaft berufen ſein; praktiſch wird dies 
kaum vorkommen, weil zu dieſem Zwecke ſo 
ſchleunige Maßregeln nicht leicht erforderlich ſein 
werden, daß nicht die Beſtellung des Vormunds 
oder der Wegfall ſeiner Verhinderung abgewartet 
werden könnte; jedenfalls hätte aber die Tätigkeit 
des Vormundſchaftsgerichts nicht den rechtlichen 
Charakter eines amtlichen Feſtſtellungsverfahrens. 
Unbeſtritten iſt auch, daß das Vormundſchafts⸗ 
gericht den Vormund von Aufſichts wegen (8 1837 
BGB.) zur Sorge für die Feſtſtellung der Vater: 
erh anzuhalten hat und ihn dabei unterſtützen 
kunn. 

Darüber nun, welcher Mittel ſich das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht bei dieſer unterſtützenden Tätig⸗ 
keit bedienen kann, gibt jedenfalls nicht, wie Joſef 
anzunehmen ſcheint, $ 15 JGG. Aufſchluß; denn 
dort ſind nicht einmal die in einem Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit möglichen und zu⸗ 
läſſigen Beweismittel erſchöpfend aufgezählt; die 
Vorſchrift regelt vielmehr nur die Form für be⸗ 
ſtimmte Beweisaufnahmen. nämlich für den Zeugen⸗ 
und Sachverſtändigenbeweis. Wann eine Beweis⸗ 
on zu pflegen iſt, darüber enthält lediglich 
8 12 FGG. eine allgemeine Vorſchrift. 

Das Gericht hat von Amts wegen die zur 
Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermitte⸗ 
lungen zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden 
Beweiſe zu erheben. § 12 ſpricht nicht aus, daß 
der Richter ſeine Anordnungen von Amts wegen 
zu treffen habe; dieſer Grundſatz ergibt ſich aus 
dem Weſen der freiwilligen Gerichtsbarkeit von 
ſelbſt. Er ſtellt vielmehr den Grundſatz auf, daß 
der Richter — ohne Unterſchied, ob ein Ver⸗ 
fahren von Amts wegen oder auf Antrag ein⸗ 
geleitet iſt — ſoweit tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen erforderlich ſind, die nötigen 
Ermittelungen und Beweisaufnahmen von Amts 
wegen zu veranlaſſen hat und daß nicht, wie im 
Zivilprozeß, die Beteiligten das Beweismaterial 
beizuſchaffen haben. $ 12 ſetzt alſo ein Ver⸗ 
fahren voraus, das der Richter durchzuführen 
hat und in dem es, um zu einer beſtimmten Ent⸗ 
ſchließung zu kommen, tatſächlicher Feſtſtellungen 
bedarf. Nur für ein ſolches Verfahren hatte es 
Sinn, beſonders den geſetzlichen Befehl zu geben, 
daß der Richter ſelbſt ſich die tatſächlichen Unter⸗ 
lagen für ſeine Entſcheidung zu verſchaffen habe. 
Wo die Tätigkeit des Richters, die zu entfalten 
in ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen ſteht, 
lediglich in der Beſchaffung tatſächlichen 
Materials beſteht, iſt für einen derartigen Befehl 
kein Raum mehr. 

Wenn aber der Vormundſchaftsrichter in 
Unterſtützung des Vormunds Material für einen 
anzuſtrengenden Prozeß ſammelt oder zu dem 
Zwecke, um ſich ſchlüſſig zu machen, ob ein ſolcher 
anzuſtrengen ſei, ſo kann § 12 in dem erſten Teile 
ſeines Inhalts, dem Befehle, die Feſtſtellungen 
von Amts wegen zu treffen, keine Anwendung finden. 
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Inſoweit ſtimmt auch Joſef überein; denn er 
hebt ausdrücklich hervor, daß die unterſtützende 
Tätigkeit des Gerichts nicht auf Grund des § 12 
eintritt, ſondern nur entſprechend einem Geſuche 
des Vormunds. 


In ſeinem weiteren Inhalte nennt $ 12 die 
Mittel zur Feſtſtellung der Tatſachen, for m⸗ 
loſe Ermittelungen und Beweisaufnahme. 
Es kann ſich alſo nur noch darum handeln, ob 
formelle Beweiserhebungen nur in denjenigen 
Fällen zuläſſig ſind, in welchen nach dem Befehle 
des § 12 tatſächliche Feſtſtellungen von Amts 
wegen zu treffen ſind. 

Hinſichtlich formloſer Ermittelungen läßt 
ſich dies nicht ſagen; ſie müſſen ſtets und zu jedem 
Zweck erlaubt ſein. Daraus iſt aber nicht der 
Schluß zu ziehen, daß Gleiches auch für die Be⸗ 
weiserhebungen gelte; denn, wenn § 12 dieſe 
beiden Arten von Mitteln zur Feſtſtellung von 
Tatſachen nebeneinander anführt, ſo hat dies hier 
nur den Sinn, klar zu ſtellen, daß der Richter 
nicht in jedem Falle den Weg der formellen Be⸗ 
weisaufnahme einſchlagen muß, ſondern daß er 
Tatſachen auch formfrei feſtſtellen darf. Hinſicht⸗ 
lich der formloſen Ermittelungen iſt alſo die An⸗ 
führung in $ 12 als eine Erlaubnis aufzu: 
faſſen, dieſen ſonſt allgemein gangbaren Weg auch 
hier zu beſchreiten. 


Nicht ſo hinſichtlich der Beweiserhebungen, 
für die an anderer Stelle (in 8 15) die Form 
angegeben iſt. Wäre im Geſetz eine Form für 
einzelne Beweiserhebungen nicht vorgeſehen, jo be: 
ſtünde der Unterſchied zwiſchen Ermittelungen und 
Beweiserhebungen überhaupt nicht. Es kann aber 
auch keinem Zweifel unterliegen, daß dann mangels 
geſetzlicher Ermächtigung der Richter der frei: 
willigen Gerichtsbarkeit nicht in der Lage wäre, 
Beweis in den Formen zu erheben, wie ſie die 
Zivilprozeßordnung vorſieht. Dies rechtfertigt 
den Schluß, daß Beweiserhebungen in 
dieſen Formen auch nur da zuläſſig 
ſind, wo ſie das Geſetz als Mittel zur 
Feſtſtellung der Tatſachen erwähnt. 


Mithin iſt die Anſchauung des Kammergerichts 
gerechtfertigt, daß die 88 12, 15 nur auf die 
Fälle eines mit einer Entſcheidung des Gerichts 
endenden Verfahrens Anwendung finden, und die 
Aufſtellung von Joſef wohl widerlegt, daß Be— 
weisaufnahme zuläſſig ſei, weil ſie nicht verboten 
ſei. Zugleich ergibt ſich, daß die Anſchauung des 
Reichsgerichts, die nur durch den Hinweis auf 812 
geſtützt wird, rechtsirrtümlich iſt. Wie wenig ver— 
läſſig dieſe Entſcheidung des Reichsgerichts iſt, 
wie wenig damals die Beſtimmungen des FGG. 
auf ihren Inhalt und ihre Bedeutung geprüft 
worden ſind, ergibt am beſten die Bemerkung 
hinſichtlich der Beeidigung oder Nichtbeeidigung 
der Mutter, die zu dem bedenklichen Irrtum 


führen muß, als ob die Beeidigung lediglich von 
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der Vorſchrift des § 15 Abſ. 1 Satz 2 abhängig 
wäre; darauf wird ſpäter noch zurückzukommen ſein. 

Joſef hält es für widerſinnig, daß das Ge⸗ 
richt, um ſich ſchlüſſig zu machen, ob es einen in 
einem Prozeſſe geſchloſſenen Vergleich genehmigen 
ſoll, ſelbſt eine Beweiserhebung pflegen dürfe, 
während ihm dies verſagt ſein ſoll, wenn es ſich 
um die Entſchließung handelt, ob ein Prozeß 
überhaupt begonnen werden ſoll. Abgeſehen da⸗ 
von, daß ſolche Erwägungen nicht dazu führen 
könnten, ſich mit dem Wortlaute des Geſetzes 
in Widerſpruch zu ſetzen, iſt das Bedenken auch 
innerlich nicht gerechtfertigt; denn im erſteren 
Falle handelt es ſich um eine — vorbehaltlich 
der Beſchwerde — endgültige Entſcheidung des 
Gerichts der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das bei 
dieſer Entſcheidung das Intereſſe des Mündels 
zu wahren hat. Im anderen Falle hat die Ent⸗ 
ſchließung, die das Gericht zu treffen hat, richtiger 
der Vormund, den das Gericht in dieſem Punkte 
nur zu beraten hat, bei weitem nicht dieſe Be⸗ 
deutung; die wirkliche Entſcheidung trifft erſt das 
Prozeßgericht und dieſer Entſcheidung gegenüber 
iſt die Anſchanung, die fi) das Vormundſchafts⸗ 
gericht auf Grund ſeiner Ermittelungen gebildet 
hat, vollſtändig unerheblich und ohne Einfluß. 

Ich komme alſo zu dem Schluſſe: Eine Be⸗ 
weiserhebung ſeitens des Vormund—⸗ 
F zur Feſtſtellung der Vater: 
ſchaft durch Vernehmung von Zeugen 
in den Formen und nach den Vorſchriften 
der 3P O. iſt nicht zuläſſig. 

IV. Gleichwohl ſoll vom Standpunkte der 
entgegengeſetzten Anſchauung aus noch die Frage 
gewürdigt werden, ob und inwieweit eine 
Beweiserhebung zur Ermittelung der 
Vaterſchaft zweckmäßig und empfehlen: 
wert iſt. 

Ob das Gericht ſich mit formloſen Ermit⸗ 
telungen begnügen ſoll oder ob eine Beweis— 
erhebung nach den Vorſchriften der ZPO. vor⸗ 
genommen werden ſoll, darüber entſcheidet das 
Ermeſſen des Gerichts; maßgebend iſt die 
Wichtigkeit der zu treffenden Entſchei dung; außer: 
dem kann der Umſtand beſtimmend werden, daß 
anders als mit den Zwangsmitteln der §§ 380, 
390 ZPO. das Erſcheinen der Perſonen, von denen 
eine Auskunft erwünſcht iſt, und eine Ausſage 
nicht zu erlangen iſt. 

Keine dieſer Erwägungen kann in unſerem 

Falle für die Wahl einer formellen Beweis— 
aufnahme beſtimmend ſein. 

Die Ermittelung des Vaters hat allerdings 
für das uneheliche Kind eine ganz erhebliche Be— 
deutung, nicht bloß wegen des moraliſchen Ge⸗ 
ſichtspunktes, daß es überhaupt einen Vater habe, 
ſondern insbeſondere auch wegen ſeines Unterhalts- 
anſpruches gegen den Vater ($ 1708 BGB.) und 
endlich wegen der Legitimation durch nachfolgende 
Ehe (§S 1710 BGB.). Allein alle dieſe Folgen 
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knüpfen ſich nicht an die Feſtſtellungen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts. Wird die Vaterſchaft nicht 
von einer Perſon freiwillig anerkannt, ſo bedarf 
es ſtets erſt der prozeßrichterlichen Entſcheidung, 
die im Wege der Feſtſtellungsklage oder gewöhn⸗ 
lich der Klage auf Unterhaltsleiſtung zu erholen 
iſt, und für welche die Ermittelungen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts nicht maßgebend find. 

Wenn nun die endgültige und entſcheidende 
tatſächliche Feſtſtellung doch dem Prozeßgerichte 
obliegt, ſo beſteht kein zwingender Grund, eine 
Beweiserhebung zu pflegen, die vor dem Prozeß⸗ 
gerichte doch wiederholt werden muß. Die Er⸗ 
mittelungen des Vormundſchaftsgerichts können 
nur dem Zbwecke dienen, zu entſcheiden, ob über: 
haupt eine Klage gegen eine beſtimmte Perſon 
geſtellt werden ſolle; es iſt richtig, daß ausſichts⸗ 
loſe Prozeſſe vermieden werden ſollen; es iſt aber 
auf der anderen Seite nicht Aufgabe des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts, zu ſorgen, daß nur ein ſicher zum 
Siege führender Prozeß begonnen werde, es hat 
keine Urſache und Verpflichtung, einer prozeß⸗ 
richterlichen Prüfung vollſtändig vorzugreifen. Wegen 
der erwachſenden Koſten den Prozeß zu ſcheuen be⸗ 
ſteht regelmäßig kein Anlaß, weil der Prozeß im 
Armenrecht geführt wird und das Kind gewöhn⸗ 
lich zur Erſtattung der Koſten des Prozeßgegners 
ohnehin nicht in der Lage iſt. Der Prozeß wird 
erfahrungsgemäß ſtets begonnen, wenn er auch 
nur einige Ausſicht auf Erfolg hat. Uebrigens 
ſind praktiſche Erwägungen dieſer Art für die vor⸗ 
zunehmenden Ermittelungen und Beweisaufnahmen 
nicht beſtimmend. 

Regelmäßig kommt nur die Mutter des 
Kindes als Zeugin in Betracht und ihre Ver⸗ 
nehmung als ſolche ſoll der Erzwingung der An⸗ 
gabe des Vaters dienen. 

Ein ſolches Verfahren widerſpricht dem Geſetze 
und nur zu leicht iſt der Vormundſchaftsrichter, 
der unter allen Umſtänden den Vater genannt 
haben will, verleitet, die beſtehenden und unbedingt 
einzuhaltenden Vorſchriften außer acht zu laſſen, die 
bei der Vernehmung der Mutter in Betracht kommen. 

Eine Rechtspflicht der Mutter, den unehelichen 
Vater zu nennen, beſteht nicht. Gemäß § 383 
Ziff. 3 ZPO. iſt die Mutter berechtigt, das 
Zeugnis zu verweigern. Die Vorſchrift des $ 385 
Ziff. 3 ZPO., wonach das Zeugnis über Tat⸗ 
ſachen nicht verweigert werden darf, welche die 
durch das Familienverhältnis bedingten Vermögens: 
angelegenheiten betreffen, trifft nach der in der 
Rechtſprechung und Literatur überwiegenden An— 
ſicht nicht zu (Beſchl. des LG. München I vom 
29. September 1900, 3BlFG. 1, 519, Beſchl. 
des LG. Bremen vom 31. Dezember 1900, 
3 Bl G. 1, 786, Maaſſen im Recht 1902, 369, 
Tebelmann in DZ. 1903, 570, Dernburg, 
Familienrecht § 89 Note 3, Joſef, 566. Nr. 4d 
zu 8 15; a. M. Staudinger⸗Engelmann Nr. 2d 
zu $ 1708 nach Goldmann in DIZ. 1903, 472); 


die Praxis der Gerichte ſteht faſt ausnahmslos 
auf dem hier vertretenen Standpunkte. Es geht 
deshalb wohl nicht an, einen in der Praxis ein⸗ 
gewurzelten Standpunkt lediglich darum zu ver⸗ 
laſſen, um ein Zwangsmittel gegen die Mutter 
zur Nennung des unehelichen Vaters zu haben. 

Erſcheint die Mutter auf eine Ladung hin, 
ſo muß ſie der Richter gemäß § 383 Abſ. 2 ZPO. 
über ihr Recht, das Zeugnis zu ver- 
weigern, belehren; was hat aber dann der 
Verſuch einer Beweisaufnahme noch für einen 
Wert, wenn der Richter der Zeugin noch beſonders 
ſagen muß, daß ſie das, was er von ihr wiſſen 
möchte, nicht zu ſagen braucht? Es beſteht die 
Gefahr, daß der Richter in ſeinem Eifer, die 
Vaterſchaft zu ergründen, die Belehrung vergißt 
oder in einer Weiſe vornimmt, daß ſich die 
Zeugin ihres Rechts, zu ſchweigen, nicht bewußt 
und ſo wider das Geſetz zu einer Ausſage bewogen 
wird. Die Belehrung darf in der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit nicht etwa deshalb unterbleiben, 
weil $ 15 Abſ. 1 GG. nur die entſprechende 
Anwendung der Vorſchriften der ZPO. anordnet; 
darunter iſt nicht zu verſtehen, daß der Richter 
je nach den Umſtänden Vorſchriften der ZPO. 
anwenden oder außer acht laſſen darf; es iſt 
damit nur zum Ausdruck gebracht, daß diejenigen 
Vorſchriften, welche dem Parteibetrieb des Zivil⸗ 
prozeſſes angepaßt ſind, wie die Vorſchriften über 
Beweisantretung, Zurückweiſung neuer Zeugen, 
Vorſchußpflicht, und id deshalb mit dem Offizial⸗ 
betrieb des Verfahrens in der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit nicht vereinbaren laſſen, außer Anwendung 
bleiben. Solche Erwägungen treffen hinſichtlich 
der Vorſchrift des §S 383 Abſ. 2 ZPO. jedenfalls 
nicht zu. 

Am allerwenigſten iſt es angebracht, ſchließlich 
— nach Analogie des Strafprozeſſes — den Eid 
als Preſſionsmittel zu verwenden. 

Aus dem Zeugnisverweigerungsrecht der Mutter 
ergibt ſich die Folge, daß ſie gemäß § 393 Abſ. 1 
Ziff. 3 ZPO. zunächſt unbeeidigt zu ver: 
nehmen iſt. Für das Verfahren in der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit von dieſer Vorſchrift eine 
Ausnahme zu machen, beſteht wieder kein recht⸗ 
licher Anhaltspunkt. Hier iſt nun auf die er⸗ 
wähnte irreführende Bemerkung in der Ent: 
ſcheidung des Reichsgerichts zurückzukommen. Nach 
§ 15 Abſ. 1 Satz 2 JGG. entſcheidet über die 
Beeidigung, unbeſchadet der SS 393, 402 ZPO. 
das Ermeſſen des Gerichts. Noch deutlicher 
konnte es nicht ausgedrückt werden, daß unter 
allen Umſtänden die Vorſchriften über 
die unbeeidigte Vernehmung und die 
Unterlaſſung der vorherigen Beeidigung 
in den in $393 Abſ. 13 P O. angeführten 
Fällen auch für die freiwillige Gerichts— 
barkeit Geltung haben ſollen; der Sinn 
der Beſtimmung des § 15 über die Beeidigung 
iſt der, daß es dem Ermeſſen des Richters über: 
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laſſen bleiben ſoll, ob er von dem nach Maß— 
gabe der Vorſchriften der ZPO. beſtehenden Rechte, 
einen Zeugen eidlich zu vernehmen, Gebrauch 
machen will, ob er einen Zeugen, den er nach 
jenen Vorſchriften beeidigen dürfte, eidlich oder 
unbeeidigt vernehmen will; hierüber entſcheidet 
wieder die Wichtigkeit der Sache; Zweck der Vor⸗ 
ſchrift iſt, überflüſſige Eide zu vermeiden, wenn 
dem Richter auch ſchon die unbeeidigte Ausſage 
genügt, ſich eine Ueberzeugung zu bilden. Nicht 
aber iſt der Sinn der Vorſchrift des § 15 der, 
daß ſich der Richter über ſämtliche Vorſchriften 
der ZPO. über die Beeidigung von Zeugen, auch 
über diejenigen, welche die Beeidigung verbieten, 
hinwegſetzen dürfte; der Vorſchrift des § 393 
ZPO. 95 ausdrücklich Anerkennung auch durch 
den Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit ver⸗ 


ſchafft. . 

Nach § 393 Abſ. 2 kann die nachträgliche 
Beeidigung angeordnet werden. Hieran wird 
von vorneherein nur gedacht werden, wenn die 
Mutter die gewünſchte Auskunft nicht gegeben, 
alſo erklärt hat, daß ſie den Vater nicht kenne 
oder daß ſie mit der Perſon, die als Vater nach 
der Anſchauung des Vormundſchaftsgerichts in 
Betracht kommt, den Beiſchlaf nicht vollzogen habe. 
Die Beeidigung einer ſolchen Ausſage ſchon vor 
dem Vormundſchaftsrichter zu erzwingen, beſteht 
kein innerer Anlaß. Der Eid könnte hier nur 
eine Probe ſein, ob es die Kindsmutter wagt, 
ihre Ausſage zu beſchwören; mit einer ſolchen 
Probe iſt aber nicht viel erreicht. Die Mutter 
kann die Eidesleiſtung verweigern; daraus kann 
wohl der Schluß gezogen werden, daß ſie die 
Wahrheit nicht geſagt hat. Iſt der Name des 
Vaters ganz unbekannt, ſo iſt auch mit der Be⸗ 
weisaufnahme nichts erreicht worden. Iſt eine 
Perſon bekannt, von der vermutet wird, daß ſie 
das Kind erzeugt habe, ſo wird, wenn die Mutter 
ihre Angabe nicht beſchwört, daß ſie mit dieſer 
Perſon innerhalb der Empſängniszeit nicht ge: 
ſchlechtlich verkehrt habe, genau ſo der Prozeßweg 


gegen die Perſon beſchritten werden, wie dies ohne 


eine Beweisaufnahme vor dem Vormundſchafts⸗ 
gericht geſchehen wäre. 

Schwört aber die Mutter, ſo kann mitunter 
dem Kinde mehr geſchadet als genützt ſein. Die 
Gefahr einer Eidesverletzung liegt nirgends näher, 
als bei derartigen Verhältniſſen, bei welchen die 
ſchwörende Perſon einen Nachweis der Unrichtig— 
keit der auf Eid abgegebenen Erklärungen nicht 
befürchten zu müſſen glaubt. Es muß aber als 
vornehme Aufgabe des Gerichts angeſehen werden, 
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Eidesverletzungen nach Kräften zu vermeiden und 
Grund des $ 37 Ziff. 5 von der Brauerei als 
der letzten zur Hebung gelangten Realberechtigten 


da, wo eine ſolche zu befürchten iſt, nach Mög— 
lichkeit von der Beeidigung abzuſtehen. Eine prak— 
tiſche Erwägung ſoll außerdem von der Erzwingung 
des Eides abhalten. Erfahrungsgemäß geſchieht 
die Unterdrückung des Vaters nicht ohne Gegen— 
leiſtung ſeitens des letzteren; ebenſo lehrt die Er— 


fahrung aber auch, daß das gute Einvernehmen 
der beiden häufig wegen der überſpannten An⸗ 
ſprüche der Mutter ein Ende nimmt. Dann nennt 
die Mutter von ſelbſt den Namen des Erzeugers. 
Durch eine vorſchnelle Beeidigung auf ihre früheren 
negativen Angaben iſt ihr aber der Mund dauernd 
— zum Schaden des Kindes — gebunden; denn 
ſie wird ſich niemals des Meineids ſelbſt bezichtigen. 

Während alſo durch eine Vernehmung der 
Mutter als Zeugin und das Drängen zum Eide 
nicht leicht etwas gewonnen wird, kann dem Kinde 
dadurch auch noch dauernd geſchadet werden, ganz 
abgeſehen von dem ſchon hervorgehobenen Geſichts⸗ 
punkte, daß es dem Gerichte nicht anſteht, durch 
Drohungen — denn als etwas anderes ſtellt ſich 
das Verlangen des Eides unter Vorhalt der 
Meineidsſolgen in dieſem Falle nicht dar — An⸗ 
gaben zu erzwingen, auf die ein geſetzliches Recht 
nicht beſteht. Hätte ein Zwang zur Angabe des 
Vaters geſchaffen werden ſollen, ſo hätte das Ge⸗ 
ſetz die Mittel hierzu geben müſſen und geben 
können. Iſt dies aber einmal nicht geſchehen, ſo 
ſoll auch nicht auf einem Umwege ein Zwang ver⸗ 
ſucht werden, der die Gefahr ſchwerer ſtrafbarer 
und unmoraliſcher Handlungen mit ſich bringt. 

Aus dieſen Erwägungen iſt, ſelbſt wenn man 
eine eidliche Vernehmung der Mutter rechtlich als 
zuläſſig erachten würde, vor einer ſolchen Ver⸗ 
nehmung zu warnen, zum mindeſten aber ſtrenge 
anzuraten, ſich an die nicht zu umgehenden Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. zu halten, die nach $ 15 FGG. 
zur Anwendung zu bringen ſind. 


der Anſpruch des ausgeſchloſſenen Iritteigen- 
tümers. Zu §§ 37 iff. 5, 55 Abſ. 2, 90 Abſ. 2 3w88. 


Von Oberlandesgerichtsrat Reinhard in Dresden. 


Eine Brauerei beſaß eine Hypothek an einem 
zur Zwangsverſteigerung kommenden Gaſthof. Sie 
erſtand ihn um ein Höchſtgebot, das ihre Hypothek 
zur Hälfte deckte. Der Zuſchlag erſtreckte ſich ge⸗ 
mäß § 55 Abſ. 2 ZwVGG. auf ein Klavier, das 
einem Dritten gehörte, der ſein Eigentumsrecht 
auf dem nach §§ 55 Abſ. 2, 37 Ziff. 5 ZwVG. 
vorgeſchriebenen Wege geltend zu machen unter— 
laſſen hatte. Der Vertreter der Brauerei hatte 
bei Abgabe des Höchſtgebots von der Exiſtenz des 
Klaviers und ſeiner Eigenſchaft als Zubehör des 
Grundſtücks keine Kenntnis und deshalb auch nicht 
das Höchſtgebot im Hinblick auf das Klavier höher 
bemeſſen. Nach Rechtskraft des Zuſchlagsbeſchluſſes 
und Verteilung des Erlöſes fordert der Dritte auf 


einen verhältnismäßigen Teil des Verſteigerungs— 
erlöſes heraus. Er macht geltend, daß von dieſem 
Erlös der Teil ihm gebühre, der dem Verhältnis 
zwiſchen dem Werte des geſamten Verſteigerungs— 


— — 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 13. 


273 


gegenſtandes und dem Werte des Klaviers ent⸗ ſtücks von der Exiſtenz des Klaviers nichts gewußt 


ſpricht. Die Brauerei beſtreitet die Berechtigung 
der Forderung und wendet ein: Der Dritte müſſe 
beweiſen, daß durch die Mitverſteigerung ſeiner 
Sache ein Mehrerlös erzielt worden ſei; zum 
mindeſten müſſe ihr der Gegenbeweis offen ſtehen, 
daß die Mitverſteigerung der fremden Sache den 
Verſteigerungserlös nicht erhöht habe, und dieſen 
Beweis; könne fie durch das Zeugnis ihres Ver— 
treters ohne weiteres führen. Wenn der Dritte 
rechtzeitig die Einſtellung des Verfahrens bezüg⸗ 
lich des Klaviers herbeigeführt hätte, würde ſie 
den (ihr zugeteilten) Verſteigerungserlös behalten 
dürfen. Weil er es aber ſchuldhaft unterlaſſen 
habe, ſolle ſie nun ihm einen Teil des Erlöſes 
herauszahlen, ſie ſolle alſo mit anderen Worten 
ihm den Schaden erſetzen, den er ſich durch eigene 
Schuld ſelbſt zugezogen habe. Dies ſei doch im 
höchſten Maße unbillig und könne nicht dem Geſetze 
entſprechen. 

Fälle dieſer Art find ziemlich häufig und es 
lohnt ſich deshalb, darauf etwas ausführlicher ein⸗ 
zugehen, als es in meinem Aufſatz 3 Bl G. 3, 
414 geſchehen iſt. Dort habe ich (S. 419) ge⸗ 
ſagt, daß dem Dritten nicht entgegengehalten 
werden dürfe: daß die Mitverſteigerung ſeines 
Zubehörſtücks den Erlös für das Grundſtück nicht 
erhöht habe; daß für dieſes ebenſoviel geboten 
worden ſein würde, auch wenn das Zubehörſtück 
nicht mitverſteigert worden wäre; daß der Er⸗ 
ſteher vom Vorhandenſein des Zubehörſtücks gar 
keine Kenntnis gehabt und infolgedeſſen auch nicht 
im Hinblick darauf ſein Gebot höher bemeſſen 
habe, oder daß er zwar das Vorhandenſein des 
Zubehörſtücks gekannt, aber geglaubt habe, daß es 
von der Verſteigerung nicht mit ergriffen werde, 
weil es dem Dritten gehöre. 

Ich glaube, daß an dieſen Sätzen feſtgehalten 
werden muß und daß Einwendungen von der Art, 
wie ſie in dem vorſtehenden Beiſpiele erhoben worden 
ſind, der Berechtigung entbehren. Wenn die an— 
geblich unbilligen Konſequenzen dieſer Auffaſſung 
dahin formuliert werden, daß der an letzter Stelle 
zum Zug kommende Hypotheken⸗Gläubiger den 
Schaden erſetzen ſolle, den ſich der Dritte durch 
eigene Schuld (Unterlaſſung der Herbeiführung der 
Einſtellung des Verfahrens) ſelbſt zugefügt habe, 
ſo wird im Beiſpielsfalle nicht auseinander ge— 
halten, daß die Brauerei in doppelter Eigenſchaft 
auftritt: als Erſteherin und als Hypotheken- 
Gläubigerin. 

Als Erſteherin nimmt ſie den Standpunkt ein, 
daß ſie durch den Zuſchlag mit dem Grundftüd 
auch das Klavier zu Eigentum erworben habe 
und daß ſie deshalb das letztere dem Dritten als 
dem bisherigen Eigentümer nicht herauszugeben 
brauche. Das entſpricht den geſetzlichen Vorſchriften 
in SS 37 Ziff. 55 Abſ. 2, 90 Abi. 2 3G. 
Als Hypothekengläubigerin macht ſie geltend, daß 
ſie (als Erſteherin) bei der Erſtehung des Grund— 


und nichts dafür geboten habe und daß deshalb 
vom Verſteigerungserlös auch nicht ein Pfennig 
auf das Klavier entfalle. Könnte ſie mit dieſer 
Behauptung die Bereicherungsklage des Dritten zu 
Fall bringen, ſo würde das Ergebnis ſein, daß 
der Dritte nicht bloß ſein Eigentum, ſondern auch 
jeden Erſatzanſpruch dafür verloren hätte. Das 
Geſetz ſpricht ihm aber nur das erſtere ab und 
verweiſt ihn dafür ausdrücklich auf den letzteren, 
d. h. auf den entſprechenden Teil des Verſteige⸗ 
rungserlöſes. Das Ergebnis würde daher weder 
der Billigkeit noch dem Gedanken des Geſetzes 
entſprechen. 

Indeſſen ift die Meinung, daß im Beiſpiels⸗ 
falle vom Verſteigerungserlös gar nichts auf das 
Klavier entfalle, irrig. Der Erſteher bezahlt mit 
dem Höchſtgebot, auf das der Zuſchlag erteilt 
wird, in Wahrheit den geſamten Verſteigerungs⸗ 
gegenſtand, auch wenn er nicht jeden einzelnen 
mehr oder weniger nebenſächlichen Beſtandteil und 
nicht jedes einzelne Zubehörſtück gekannt und 
dieſes oder jenes Stück bei der Bemeſſung ſeines 
Gebots nicht in Berückſichtigung gezogen hat. 
Das kommt im Leben in gleicher oder ähnlicher 
Weiſe tauſendfach vor. Wenn jemand ein Ritter: 
gut für 300 000 Mk. kauft in der Meinung, daß 
15 Ackerpferde zum Inventar gehören, während 
in Wahrheit 18 dazu gehören, wird er nicht 
ſagen, daß er drei Pferde umſonſt erworben habe, 
weil er deren Exiſtenz als Zubehör des Ritterguts 
nicht gekannt und deshalb bei der Preisbildung 
nicht berückſichtigt habe. Für die Preisbildung iſt 
keineswegs immer ausſchließlich oder vorwiegend der 
Wert der Kaufſache maßgebend; am allerwenigſten 
bei der Zwangsverſteigerung, wenn ein Hypotheken⸗ 
gläubiger bietet, um ſich vor Ausfall zu ſichern. 
Deshalb bleibt aber nicht weniger wahr, daß der 
bewilligte Preis oder das Höchſtgebot die Gegen⸗ 
leiſtung für den geſamten Kaufs- oder Ver⸗ 
ſteigerungsgegenſtand bildet und nach Verhältnis 
auf die einzelnen Sachen zu rechnen iſt, aus denen 
ſich der Kaufsgegenſtand zuſammenſetzt. Ein ge⸗ 
wiſſer Teil des Höchſtgebots entfällt daher im 
Beiſpielsfalle auch auf das Klavier, obſchon der 
Bieter von deſſen Exiſtenz nichts gewußt hat. 
Der Bieter wird vermutlich in den meiſten Fällen 
nicht von ſämtlichen Zubehörſtücken und Beſtand— 
teilen, auf die ſich die Verſteigerung erſtreckt, genaue 
Kenntnis haben. Sein Wille geht eben bei der 
Abgabe eines Gebotes nicht dahin, daß es ge— 
rechnet werden ſolle auf das Grundſtück und 
die beweglichen Sachen, die er als dazu gehörig 
anſehe; ſondern er geht dahin, mit ſeinem 
Gebote die Gegenleiſtung für das Grundſtück 
und für die Gegenſtände anzubieten, auf die 
ſich nach dem Geſetz die Verſteigerung erſtreckt. 
Denn nur ſo iſt das Ausgebot des Richters 
(Verſteigerungsbeamten) zu verſtehen und der 


‚ Bieter kann nicht auf einen anderen Gegenſtand 


bieten, als wie ihn der Richter (Verſteigerungs⸗ 
beamte) ausbietet. Schweigt ſich der Bieter beim 
Gebote über den Sinn aus, in welchem er ſein 
Gebot verſtanden wiſſen will, ſo iſt dieſes eben 
auf den vom Richter ausgebotenen Gegenſtand zu 
beziehen (vorbehaltlich der Anfechtung wegen Irr⸗ 
tums, wenn die Vorausſetzungen dazu vorliegen). 
Wollte er aber erklären, daß er ſein Gebot auf 


einen vom Ausgebot in irgend welcher Beziehung 


abweichenden Gegenſtand abgebe, jo wäre ſein Ge⸗ 
bot unzuläſſig und zurückzuweiſen. 

Ueber das Verhältnis, nach welchem der Ver⸗ 
ſteigerungserlös, wenn dazu das Bedürfnis ein⸗ 
mal vorliegt, auf einzelne Teile des Verſteigerungs⸗ 
gegenſtandes zu verteilen iſt, hat das Geſetz keine 
ausdrückliche Beſtimmung gegeben. Nach meinem 
Dafürhalten iſt hierzu die entſprechende Anwendung 
des in $ 471 BGB. ausgeſprochenen Grundſatzes 
geboten, wie ich dies in dem oben zitierten Aufſatz 
3Bl. FG. 4 S. 418 ausgeführt habe. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Zur Auslegung der 55 1117, 1163 Abſ. 2 BGB. 
Das Reichsgericht hat in Bd. 63 S. 14 die Frage 
aufgeworfen: 

„Kann im Fall der Pfändung einer Eigentümer⸗ 
Briefgrundſchuld, welche gemäß den §§ 1117, 1163, 
1177 BGB. dadurch entſtanden war, daß der Eigen- 
tümer nach Beſtellung einer Hypothek den Brief 
dem als Gläubiger Eingetragenen nicht übergeben 
hat, von dem letzteren gegenüber dem Pfändungs- 
gläubiger mit Erfolg geltend gemacht werden, der 
Eigentümer habe ſich vertraglich verpflichtet, ihm 
den Brief zu übergeben?“ 

und hat die Frage verneint. In Nr. 9 dieſer Zeit— 
ſchrift (S. 189) hat Juſtizrat Bendix jene Entſcheidung 
bekämpft. Er geht davon aus, daß die Briefhypothek 
bei Zurückbehaltung des Hypothekendokuments durch 
den Grundſtückseigentümer dieſem nicht unbeſchränkt, 
ſondern nur bis zur Uebergabe des Briefes an den 
Gläubiger zuſtehe, daß das Recht des Eigentümers 
mithin ein begrenztes im Sinne der SS 158 Abſ. 2, 
163 BGB. ſei, den Keim der Auflöſung in ſich trage, 
daraus folge, daß jede zwiſchenzeitliche Verfügung bei 
dem Zeitablauf oder dem Eintritt der Bedingung 
inſoweit der Wirkſamkeit entbehre, als ſie die von 
dem Endtermin (Bedingung) abhängige Wirkung ver— 
eiteln oder erſchweren würde. Der Grundſtückseigen— 
tümer, der die Pfändung nicht abwende, verhindere 
den Eintritt der Bedingung ſchuldhaft wider Treu 
und Glauben, die Bedingung gelte deshalb für ein— 
getreten (8 162 BGB.). Ebenſo wie die Partei müſſe 
ſich auch der Pfändungsgläubiger behandeln laſſen. 
Er müſſe wiſſen und wiſſe es, daß der Buchung der 
Hypothek ein perſönliches Schuldverhältnis zugrunde 
liege und daß die Ausantwortung des Briefes an den 
Eingetragenen nach Maßgabe dieſes Verhältniſſes zu 
erfolgen habe, daß alſo das Hypothekenrecht des Grund— 
ſtückeigentümers von vornherein nur als ein begrenztes 
und beſchränktes beſtehe und mit der Uebergabe des 
Briefes an den Eingetragenen ſein Ende erreiche. 
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Läge nur eine Zeitbeſtimmung, nicht eine Bedingung 
vor, ſo würde man davon ausgehen müſſen, daß das 
Hypothekenrecht des Grundſtückseigentümers in dem 
Zeitpunkte von ſelbſt wegfalle, in dem der Brief nach 
der Parteiintention dem Eingetragenen ausgehändigt 
werden mußte. 

Ich halte dieſe Kritik nicht für zutreffend und 
die angegriffene Entſcheidung des Reichsgerichts für 
durchaus begründet. 

1. Bendix verkennt ſelbſt nicht, daß die 88 158 ff. 
an ſich nur für rechtsgeſchäftliche Bedingungen An⸗ 
wendung finden. Seine Ausführung, daß die frag⸗ 
lichen Beſchränkungen der Rechtsſtellung des Eigen⸗ 


tümers zwar zunächſt unmittelbar auf dem Geſetz 


beruhen, aber auch als durch den Parteiwillen geſetzt 
gelten müſſen, entbehrt der Begründung. 

2. Aus dem Umſtande, daß dem Eigentümer die 
Briefhypothek nur bis zur Uebergabe des Briefes an 
den Gläubiger zuſteht, folgt nicht, daß das Recht des 
Eigentümers ein begrenztes (bedingtes oder befriſtetes) 
im Sinne der $$ 158 Abſ. 2, 163 BGB. iſt. Wäre 
das richtig, ſo wäre jedes Eigentum und jedes ver⸗ 
äußerliche Recht begrenzt; denn es hört mit der Ver⸗ 
äußerung auf. Jedes Sacheigentum wäre begrenzt 
denn es endet mit der Uebertragung (Einigung und 
Uebergabe). 

3. Ob der Hypothekengläubiger, ſolange der Brief 
ihm nicht übergeben iſt, überhaupt irgendein Recht 
gegen den Grundſtückseigentümer auf Uebergabe des 
Briefes hat, hängt von dem zugrunde liegenden Schuld⸗ 
verhältnis ab. Grundſätzlich und regelmäßig wird 
der als Hypothekengläubiger Eingetragene nur einen 
obligatoriſchen Anſpruch auf Uebergabe des Briefes 
haben. Hat der Eigentümer ohne Wiſſen und Willen 
eines Dritten für dieſen eine Hypothek eingetragen, 
3. B. in der Erwartung, daß der Dritte ihm auf die 
Hypothek ein Darlehen gewähren werde, ſo hat der 
Dritte nicht einmal einen obligatoriſchen Anſpruch 
auf Uebergabe des Briefes. 

4. Bei dieſer Sachlage iſt der Schluß verfehlt, 
daß der Pfändungsgläubiger wiſſen müſſe und wiſſe, 
daß der Buchung der Hypothek ein perſönliches Schuld- 
verhältnis zugrunde liege und daß das Hypotheken- 
recht des Grundſtückseigentümers von vornherein nur 
als ein begrenztes und beſchränktes beſtehe. Indeſſen 
iſt auch dieſes Wiſſenmüſſen und Wiſſen gleichgültig. 
Wer weiß, daß ſein Schuldner eine goldene Uhr be— 
ſitzt, welche er einem Andern zu verkaufen ſich ver— 
pflichtet hat, kann nichtsdeſtoweniger dieſe goldne Uhr 
pfänden und der Dritte, dem der Schuldner die Uhr 
zu verkaufen ſich verpflichtet hat, hat, wenn nicht etwa 
unerlaubtes Handeln vorliegt, keinerlei Anſpruch gegen 
den Pfändungsgläubiger. Der Satz, den das Reichs⸗ 
gericht aufſtellt: 

„Die Verbindlichkeit zur Schaffung der Hypothek 
charakteriſiert ſich als eine rein perſönliche, berührt 
nicht unmittelbar das dingliche Recht und ſtellt ſich 
nicht als eine Einſchränkung des letzteren dar“ 

iſt m. E. völlig zutreffend. Der Pfändungspfand— 
gläubiger tritt nicht in obligatoriſche Verpflichtungen 
ſeines Schuldners ein, wenn dieſe Verpflichtungen 
nicht den Inhalt des gepfändeten Gegenſtandes un— 
mittelbar einſchränken. 
Juſtizrat Dr. Fuchs, Rechtsanwalt beim 
Kammergericht in Berlin. 
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Zuſtändigkeit bei rechtlichem Zuſammenfluſſe meh⸗ 
rerer Straftaten. Gegen eine Frau war wegen eines 
Vergehens des Betrugs (Vermögensbeſchädigung ge⸗ 
ringer als 150 Mk.) und je eines damit rechtlich zu⸗ 
ſammentreffenden Vergehens nach § 14 Ziff. 2 des 
RG. vom 15. Juni 1897, den Verkehr mit Butter ꝛc. 
betr., und $ 10 Ziff. 2 des RG. vom 14. Mai 1879, 
den Verkehr mit Nahrungsmitteln ꝛc. betr., Anklage 
zur Strafkammer erhoben und Ueberweiſung an das 
Schöffengericht beantragt worden. Die Strafkammer 
lehnte, hierbei hinſichtlich der formellen Sachbehand⸗ 
lung der bei Löwe, Komm. z. StPO. § 207 Note 3a 2, 
vertretenen Anſchauung folgend, die Beſchlußfaſſung 
wegen Unzuſtändigkeit ab, weil für die Beurteilung 
der Zuſtändigkeit das ſchwerſte der mehreren rechtlich 
zuſammentreffenden Vergehen d. i. das Vergehen des 
Betrugs maßgebend und für dieſes die ſchöffengericht⸗ 
liche Zuſtändigkeit gegeben ſei. (Sie berief ſich hierfür 
auf Oppenhoff und Olshauſen, Komm. z. StGB. 8 73 
Note 21 bzw. 39.) Die Entſcheidung war über⸗ 
raſchend, da doch faſt täglich, z. B. bei Milchfälſchungen 
(Betrug und Vergehen nach 8 10 zit.), gegenteilig 
erkannt zu werden pflegt. 
wirkte die Wahrnehmung, daß über die ſtrittig ge⸗ 
wordene Frage in der Literatur, abgeſehen von den 
erwähnten Noten bei Oppenhoff und Olshauſen, nichts 
zu finden war. 

Die Beſchwerde wurde im weſentlichen damit 
begründet, daß bei Idealkonkurrenz das Gericht, alſo 
auch das über die Anklageſchrift beſchließende Gericht, 
die ſämtlichen rechtlich zuſammentreffenden Tatbeſtände 
zu prüfen habe und dieſe Prüfung nur von dem für 
die ſämtlichen Tatbeſtände ſachlich zuſtändigen Gerichte 
erfolgen könne, daß $ 73 StGB. als rein materiell: 
rechtliche Strafbeſtimmung gegenüber 81 StPO. für 
die dem Prozeßrechte angehörende Frage der ſach— 
lichen Zuſtändigkeit nicht in Betracht komme, daß die 
Noten bei Oppenhoff und Olshauſen wohl nur den 
Regelfall: „Die ſchwerſte der mehreren zur Verfolgung 
ſtehenden ideal konkurrierenden Straftaten begründet 
auch die höhere Zuſtändigkeit“ im Auge habe und 
daß in der Praxis die Anſchauung der Beſchwerde 
wohl die vorherrſchende ſei. 

Das Oberſte Landesgericht billigte dieſe Er— 
wägungen und eröffnete der Anklageſchrift entſprechend 
das Hauptverfahren mit folgender Begründung: „Die 
Vorſchrift in S 1 StPO. zwingt zu der Anſchauung, 
daß auch im Falle des Vorliegens der Idealkonkurrenz 
die Frage der Zuſtändigkeit nur nach den Normen 
des GVG. zu beantworten iſt. Aus § 73 StGB. 
folgt noch nicht, daß er im Gegenſatz zu dem in 
8 1 StPO. ausgeſprochenen Grundſatze für die Feſt— 
ſtellung der Zuſtändigkeit maßgebend ſein ſoll. Hätte 
der Geſetzgeber für die Idealkonkurrenz eine Durch— 
brechung der vom GVG. aufgeſtellten Zuſtändigkeits— 
normen gewollt, ſo würde er ſie ausdrücklich auf— 
geſtellt haben. Es fehlt an jedem inneren Grunde 
dafür, daß für die Idealkonkurrenz andere Normen 
maßgebend ſein ſollen als im Falle der Real— 
konkurrenz. 

Hat jemand durch eine Tat den Tatbeſtand mehrerer 
Strafgeſetze verwirklicht, ſo ſind die einzelnen der 
mehreren verbrecheriſchen Tatbeſtände für die Frage 
der Zuſtändigkeit ebenſo feſtzuſtellen, wie es der ab— 
urteilende Richter tun kann und tun muß, um zur 
Beurteilung der Frage zu gelangen, welches Straf— 
geſetz anzuwenden ſei. Ergibt ſich bei der Prüfung 


Noch überraſchender aber 
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der Zuſtändigkeit, daß Tatbeſtände vorliegen, die 
einzeln zur Zuſtändigkeit von Gerichten verſchiedener 
Ordnung gehören, ſo ergibt ſich für die Zuſtändigkeit 
bezüglich der als Verbrechenseinheit aufzufaſſenden 
Tatbeſtände, daß für die Aburteilung das Gericht 
zuſtändig iſt, dem die höhere Zuſtändigkeit beiwohnt. 

Es wäre eine Verkennung der Grundſätze, welche 
die Normen des GVG. beherrſchen, wenn man für 
die als Verbrechenseinheit aufzufaſſeuden Tatbeſtände 
die Zuſtändigkeit eines Gerichts niederer Ordnung 
annähme, obwohl dieſe Einheit verbrecheriſche Tat⸗ 
beſtände umfaßt, die einzeln zur Zuſtändigkeit eines 
Gerichts höherer Ordnung gehören. Die Bemer- 
kungen in Oppenhoff und Olshauſen zu § 73 StGB. 
Note 21 bzw. 39 ſind ſo aufzufaſſen: Die Zuſtändigkeit 
bemißt ſich bei Idealkonkurrenz nach der im Sinne 
des GVG. ſchwerſten der zur Verfolgung 
ſtehenden ideal konkurrierenden Straftaten.“ 

Soweit ich die Praxis der Gerichte überblicken 
kann, legt dieſe Entſcheidung nur eine ſchon längſt 
geübte Anſchauung feſt. Ich halte ſie aber trotzdem 
für mitteilenswert. 

Denn die euntſchiedene Frage iſt von großer 
praktiſcher Bedeutung — man denke nur an den nicht 
ſeltenen Fall eines rechtlichen Zuſammenfluſſes zwiſchen 
Betrug im Rückfalle und erſchwerter Fälſchung einer 
öffentlichen Urkunde. 

Ueberdies können, wie mich der obige Fall ge⸗ 
lehrt hat, Zweifel leicht auftauchen und ihre Be⸗ 
ſeitigung iſt gar nicht ſo einfach, zumal die erwähnten 
Noten bei Oppenhoff und Olshauſen eigentlich doch 
das Gegenteil von dem ſagen, was in der oberſt— 
richterlichen Entſcheidung in ſie hineingetragen iſt, 
und im übrigen die Literatur im Stiche läßt. 

Schließlich hat auch die gegenteilige Anſchauung 
bei näherem Zuſehen manches für ſich, ſodaß eine 
Diskuſſion der Frage nicht unintereſſant ſein dürfte. 


II. Staatsanwalt Schülein in Bayreuth. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Vorſatz im Sinne des 8 826 B68. Der Be: 
klagte F. verkaufte ſein Wirtſchaftsanweſen in H. an 
G. um 80 000 Mk. In der notariellen Kaufsurkunde 
wurde der Wahrheit zuwider der Kaufpreis mit 
85 000 Mk. angegeben und vom Verkäufer beſcheinigt, 
daß er ſchon 5000 Mk. empfangen habe. Hierauf ge— 
währte die klägeriſche Brauerei dem G. ein Darlehen 
von 10 000 Mk., wofür dieſer ihr an letzter Stelle 
nach Vorgang von 80 000 Mk. Hypothek beſtellte. Da 
G. die ausbedungene Anzahlung nicht leiſten konnte, 
betrieb F. die Zwangsvollſtreckung. Bei der Ver— 
ſteigerung erſteigerte F. das Anweſen um 65 000 Mk. 
Die Forderung der Klägerin fiel aus. Sie begehrte 
von F. Erſtattung der 10000 Mk., weil fie dem G. 
das Darlehen nur infolge der Beurkundung bewilligt 
habe, daß der Kaufpreis 85000 Mk. betrage und der 
Käufer 5000 Mk. bar anbezahlt habe, und wegen des 
hierdurch in ihr erweckten Vertrauens in die Per— 
ſönlichkeit des Käufers und ſeine künftige Wirtſchafts— 
führung. Der Beklagte habe durch die falſchen An— 
gaben die Klägerin betrogen, jedenfalls wider die guten 
Sitten ihr Vermögen vorſätzlich beſchädigt und ſei auch 
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auf ihre Koſten durch den Empfang der 10 000 Mk. 
ohne Rechtsgrund bereichert. Die Klage wurde in 
zwei Inſtanzen abgewieſen. 
folglos. 

Aus den Gründen: Die Reviſion rügt Ver⸗ 
letzung der SS 826 und 823 JI BGB. in Verbindung 
mit 8 263 StGB. Das Oberlandesgericht hat mit 
folgenden Erwägungen verneint, daß der Beklagte 
dieſen Beſtimmungen zuwidergehandelt habe. Die 
wahrheitswidrigen Beurkundungen in dem Kauf— 
vertrage ſeien zwar nicht gegen oder ohne den Willen 
des Beklagten, ſondern auch von feiner Seite ab— 
ſichtlich in die Urkunde hineingekommen. Er habe 
auch das Bewußtſein gehabt, daß mit Hilfe der un- 
richtigen Angabe irgend einmal ein unlauterer Zweck 
verfolgt werden wolle oder könne, wie er ja ſelbſt 
vorbringe, daß er die Täuſchung eines ſpäteren Käufers 
für den Zweck der falſchen Beurkundung gehalten habe. 
Seine Handlungsweiſe habe daher gegen die guten 
Sitten verſtoßen. Der Beklagte habe ferner von der 
Abſicht des P. gewußt, die Anzahlung durch ein Dar: 
lehen bei einer Brauerei zu beſchaffen und an eine 
gewiſſe Notwendigkeit einer ſolchen Geldbeſchaffung 
gedacht. Nicht erwieſen ſei jedoch, daß der Beklagte 
ſich bewußt war, der falſche Inhalt der Urkunde könne 
für einen künftigen Darlehensgeber des P von 
beſtimmender Bedeutung und ſchädlichen Folgen ſein. 
Die Reviſion iſt der Anſicht, das Oberlandesgericht 
erfordere mit Unrecht, daß es bei dem Beklagten zu 
einer Verbindung des Gedankens an die Unrichtigkeit 
des Vertragsinhaltes mit dem Gedanken an die Be— 
ſchaffung der für ihn beſtimmten Anzahlung gekommen 
fein müſſe. Zur Anwendung des § 826 genüge das 
vom Oberlandesgerichte feſtgeſtellte Bewußtſein des 
Beklagten, daß mit den falſchen Angaben in dem 
Kaufvertrage ein unlauterer Zweck verfolgt werden 
wolle oder könne. Der Angriff iſt unbegründet. 

Zunächſt iſt die Annahme des Oberlandesgerichtes, 
daß der Beklagte ſich bewußt war, es wolle oder 
könne mit der unrichtigen Beurkundung ein unlauterer 
Zweck verfolgt werden, im Sinne des Oberlandes— 
gerichtes dahin zu ergänzen, daß der Beklagte ſich auch 
bewußt war, daß bei Verfolgung des unlauteren 
Zweckes das Vermögen eines anderen beſchädigt 
werden wolle oder könne. Wenn nun das Oberlandes— 
gericht auf der einen Seite feſtſtellt, der Beklagte ſei 
ſich bewußt geweſen, daß die falſche Beurkundung 
irgend einmal einen ſchädlichen Erfolg haben könne, 
und er habe auch gewußt, daß P. das Geld zu der 
vertraglichen Anzahlung von einer Brauerei darlehens— 
weiſe erhalten werde, auf der anderen Seite aber die 
künftigen Darlehensgeber des P. aus dem Kreis der 
nach der Vorſtellung des Beklagten mit Schädigung 
bedrohten Perſonen ausſchließt, ſo könnte allerdings 
der Zweifel rege werden, ob nicht die Aufrichtung 
einer ſolchen Scheidewand der inneren Berechtigung 
entbehre. Indes hat das Oberlandesgericht jene ver— 
allgemeinernde Wendung, der Beklagte ſei ſich bewußt 
geweſen, daß ſeine Handlungsweiſe irgend einmal 
Schaden ſtiften könne, dahin eingeſchränkt, daß er an 
die Möglichkeit der Schädigung eines künftigen Dar— 
lehensgebers nicht gedacht habe. Dieſe Beſchränkung 
beruht auf der Würdigung des Beweisergebniſſes, ſie 
iſt nicht zu beanſtanden. Damit hat das Oberlandes— 
gericht unangreifbar verneint, daß der Beklagte die 
zum Begriff des Vorſatzes im Sinne des 8 826 BGB. 
erforderliche Vorſtellung in fein Bewußtſein aufgenom— 
men habe, ein Darlehensgeber des G. könne durch 
die falſche Beurkundung geſchädigt werden. 

Der Auffaſſung der Reviſion, es genüge zur Ver— 
antwortlichkeit aus § 826, daß der ſittenwidrig Han— 
delnde ſich bewußt war, es könne aus ſeiner Handlung 
ein Schaden entſtehen, kann in dieſer Allgemeinheit 
nicht beigepflichtet werden. Sie würde zur Haftung für 
jeden Schaden führen, der durch die Handlung verurſacht 


Die Reviſion blieb er⸗ 
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wurde, ſelbſt dann, wenn der Handelnde die Mög: 
lichkeit der eingetretenen Schädigung gar nicht erkannt 
hatte. Hier hat der Beklagte nach der Annahme des 
Oberlandesgerichtes nicht etwa einen ſchädlichen Erfolg 
beſtimmt vorausgeſehen und dennoch gewollt, ſondern 
es ſteht nur der fog. dolus eventualis in Frage, d. i. 
diejenige Willensbetätigung, die einen ſchädlichen Er⸗ 
folg der beabſichtigten Handlung als möglich erkennt, 
dennoch aber die Handlung nicht unterläßt, den ſchäd⸗ 
lichen Erfolg alſo mit in Kauf nimmt und für den 
Fall ſeines Eintritts billigt. Eine ſolche Willens⸗ 
richtung muß notwendigerweiſe in der Vorſtellung 
des Täters wurzeln, daß fein Tun gewiſſe konkreti⸗ 
ſierte Folgen erzeugen könne. Sind aber Folgen ein⸗ 
getreten, die, wie hier der Irrtum eines Darlehens⸗ 
gebers über die Kreditfähigkeit des G., von dem Be⸗ 
klagten nicht in den Kreis feiner Vorſtellungen auf: 
genommen waren, ſo gebricht es hinſichtlich dieſer 
Folgen bei dem Beklagten an der Vorſätzlichkeit im 
Sinne des $ 826. Hiermit erledigt ſich auch der weitere 
Angriff der Reviſion, daß der Beklagte als Teilnehmer 
an dem vom Vermittler des Geſchäfts zum Nachteile 
der Klägerin verübten Betrug nach § 823 II BGB. 
ſchadenserſatzpflichtig ſei. Denn auch in dieſem Falle 
müßte dem Beklagten, ſei es, daß er als Mittäter oder 
als Anſtifter in Betracht käme, der Vorſatz nachzu— 
weiſen ſein, das Vermögen der Klägerin zu beſchädigen. 
Zudem hat das Oberlandesgericht einwandfrei feſt— 
geſtellt, daß der Beklagte bei der falſchen Beurkundung 
nicht in der Abſicht gehandelt hat, ſich oder einem 
andern einen rechtswidrigen Vorteil zu verſchaffen. 
(Urt. des VII. ZS. vom 2. Mai 1907, VI 417,06). 
945 H. 


II. 


Kaun ein Zwiſchenurteil über den Grund einer im 
Wege der Aufrechnung a gemachten Gegenforderung 
erlaſſen werden? Iſt ein Rechtsmittel gegen ein ſolches 
Zwiſchenurteil zuläſſig? (66 303, 304 ZPO.) Der Baus 
meiſter A. erhob gegen den Hausbeſitzer B. eine Klage 
wegen einer Baukoſtenforderung. Der Beklagte er— 
kannte die Forderung an, machte aber aufrechnungs— 
weiſe eine Schadenserſatzforderung geltend, die vom 
Kläger nach Grund und Betrag beſtritten wurde. Das 
LG. beſchränkte die Verhandlung und Entſcheidung 
auf den Grund der Gegenforderung; auf Grund des 
Ergebniſſes der mündlichen Verhandlung ſprach es 
ſodann durch ein Zwiſchenurteil aus, daß die Gegen— 
forderung dem Grunde nach gerechtfertigt ſei; die 
Entſcheidung im Koſtenpunkte behielt es dem End— 
urteile vor. Die Berufung des Klägers wurde als 
unzuläſſig verworfen; auf Reviſion des Klägers hob 
das Reichsgericht die Urteile der Vorinſtanzen auf und 
verwies die Sache an das LG. zurück. 

Gründe: Richtig iſt die Annahme des OLG., 
daß über den Grund einer aufrechnungsweiſe geltend 
gemachten Gegenforderung weder nach 5 303 noch nach 
§ 304 ZPO. ein Zwiſchenurteil erlaſſen werden kann; 
denn nach 8 303 iſt die Gegenforderung, wenn nur 
deren Grund und nicht auch deren Betrag feſtgeſtellt 
werden kann, nicht als einzelnes ſelbſtändiges Ver— 
teidigungsmittel zur Entſcheidung reif; ein Zwiſchen— 
urteil nach § 303 kann nur über ein ſolches Ver— 
teidigungsmittel im ganzen erlaſſen werden, nicht über 
eines ſeiner Elemente; ein ſolches Zwiſchenurteil iſt 
beim Vorliegen weiterer Streitpunkte, ohne deren 
Vorhandenſein ein Endurteil zu erlaſſen wäre, nur 
dann möglich, wenn der Grund der Gegenforderung 
und damit dieſe ſelbſt verneint wird, nicht aber dann, 
wenn der Grund der Gegenforderung bejaht, über 
deren Betrag dagegen noch nicht entſchieden wird. 
Nach S 304 ZPO. kann ein Zwiſchenurteil über den 
Grund einer aufrechnungsweiſe geltend gemachten 
Gegenforderung nicht erlaſſen werden, weil unter dem 
dort bezeichneten Anſpruch, der nach Grund und Be— 
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trag ſtreitig iſt, nur ein durch Klage oder Widerklage, 
nicht aber ein durch Aufrechnung geltend gemachter 
8 zu verſtehen iſt. (Entſch. Bd. 6 S. 421, Bd. 12 


Nicht richtig iſt die Annahme des OL G., daß für 
die Beurteilung der Statthaftigkeit der Rechtsmittel 
die tatſächlich erlaſſene Entſcheidung maßgebend und 
daß ihre Natur von dem Willen des Gerichts, eine 
Entſcheidung beſtimmter Art zu erlaſſen, abhängig 
ſei, 3 dieſer Wille in der Entſcheidung zum er» 
kennbaren Ausdruck gelangt iſt; denn die rechtliche 
Natur einer Entſcheidung hängt nicht von dem Willen 
des Gerichts, ſondern von objektiven Rechtsnormen 
ab; es kann deshalb der Wille des Gerichts für dieſe 
rechtliche Natur nur dann beſtimmend ſein, wenn dieſe 
Rechtsnormen vom Gerichte richtig beurteilt ſind; die 
rechtliche Natur einer Entſcheidung kann nur von 
deren objektivem Inhalte abhängen. Die Rechtſprechung 
macht daher auch die Zuläſſigkeit der Rechtsmittel 
gegen Zwiſchenurteile nicht davon abhängig, welche 
Art von Urteil das Gericht erlaſſen wollte; es gilt 
vielmehr nur in den Fällen des 8 304 ZPO. der 
Grundſatz, daß das Rechtsmittel zuläſſig iſt, wenn 
das Gericht ein ſolches Urteil erlaſſen wollte, nicht 
aber in den Fällen des 8 303; in dieſen Fällen iſt 
das Rechtsmittel nur dann zuläſſig, wenn das Gericht 
zwar ein Urteil aus § 303 erlaſſen wollte, in Wirk⸗ 
lichkeit aber ein Urteil aus 8 304 erlaſſen hat. Es 
iſt alſo ein Rechtsmittel in beiden Fällen zuläſſig, 
nämlich ſowohl dann, wenn das Gericht ein Urteil 
nach 8 304 erlaſſen wollte (obwohl nicht ein ſolches, 
ſondern ein nach § 303 erlaſſenes vorliegt), als auch 
dann, wenn das Gericht ein Urteil nach S 304 er⸗ 
laſſen hat (obwohl es nur ein ſolches nach $ 303 er⸗ 
laſſen wollte). (Entſch. Bd. 39 S. 391).) Die vom 
OLG. zitierten reichsgerichtlichen Urteile in Seufferts 
Archiv (Bd. 47 Nr. 297, Bd. 55 Nr. 115) ſtehen mit 
dieſen Grundſätzen nicht im Widerſpruch; erſteres be— 
zeichnet als maßgebend für Beurteilung des rechtlichen 
Charakters des Urteils als Zwiſchenurteil den Um— 
ſtand, daß die u nach ihrer äußeren Er: 
ſcheinung und nach ihrem Zuſammenhang zwiſchen 
Urteilsſatz und Gründen ein wirkliches Zwiſchenurteil 
nach 8 303 ZPO. iſt, das zweite aber ſpricht nur aus, 
daß ein Rechtsmittel gegen ein wirkliches, wenn auch 
unrichtiges Zwiſchenurteil aus § 303 nicht ſtattfinde. 
Für die Beurteilung des rechtlichen Charakters eines 
durch Berufung angefochtenen Urteils iſt es ſohin 
gleichgültig, daß es von dem Gerichte 1. Inſtanz als 
Zwiſchenurteil nach § 303 bezeichnet wird; entſcheidend 
iſt nur, ob es ſeiner objektiven Natur nach ein Urteil 
nach § 303 oder nach S 304 iſt. 

Das reichsgerichtliche Urteil vom 14. März 1894 
(Seuff. Arch. Bd. 50 Nr. 285) trifft hier zu, wenn es 
ſich auch dort um Zuläſſigkeit der Reviſion, hier um 
Zuläſſigkeit der Berufung handelt, da ja beide Rechts— 
mittel hinſichtlich der SS 303 und 304 auf den gleichen 
Grundlagen beruhen; hiernach iſt hier ein Urteil nach 
§ 304 a. a. O. gegeben. Das vom OLG. gegen dieſes 
reichsgerichtliche Urteil erhobene Bedenken, daß aus 
der Nichtanwendbarkeit des 8 303 noch nicht die An— 
wendbarkeit des 8 304 folge, iſt gegenſtandslos, weil 
in dem dort behandelten, wie in dem hier vorliegen— 
den Falle das angefochtene Urteil nur eine Entſcheidung 
nach § 303 oder nach S 304 fein kann. Die Annahme 
des OL G., es ſei ein Widerſpruch, einerſeits das an— 
gefochtene Urteil als ein ſolches aus § 304 3PO. zu 
kennzeichnen und anderſeits doch auszuführen, daß 
§ 304 durch irrige Anwendung verletzt ſei, indem 
nach dieſer Geſetzesſtelle das Urteil nicht habe erlaſſen 
werden dürfen, iſt unbegründet. Das gleiche Bedenken 
würde übrigens auch der Annahme des OL G. entgegene 
ſtehen, daß das unrichtige Urteil nach § 303 erlaſſen ſei. 


1) Val. Seuffert Bem. 3 Abſ. 3 zu § 303 3PO. 
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Daß ein Urteil nach 8 304 erlaſſen wurde, er⸗ 
gibt ſich daraus, daß ein Beſchluß über die Trennung 
der Verhandlung nach Grund und Betrag vorliegt, 
für den nach $ 303 kein Raum iſt; denn nach 8 146 
ZPO. kann nur in Anſehung ſelbſtändiger Angriffs: 
und Verteidigungsmittel, nicht aber hinſichtlich ihrer 
einzelnen Elemente eine Trennung der Verhandlung 
ſtattfinden. Hiermit ſteht im Zuſammenhang, daß 
der Grund der Gegenforderung bei Streit über deren 
Betrag feſtgeſtellt worden iſt, und hieraus ergibt ſich 
eben eine Anwendung des 8 304 auf einen nicht unter 
dieſe Vorſchrift zu bringenden Fall. Das LG. hat 
auch in keiner Weiſe begründet, aus welchem Grunde 
es den $ 303 für anwendbar erachtet hat. Wurde 
ſonach in 1. Inſtanz ein Urteil aus § 304 erlaſſen, fo 
war die Berufung nach § 304 Abſ. 2 zuläſſig. (Urt. 


yon 19. April 1907). e 


III. 


Ein Zwiſchenurteil nach 5 303 ZPO. kann auch 
in die Form einer Feſtſtellung gekleidet ſein. Unter⸗ 
ſchied eines ſolchen Zwiſchenurteils von einem Zwiſchen⸗ 
urteil nach 3 304 350.) Die Parteien haben Arbeiten 
für die Eiſenbahnverwaltung auf gemeinſame Rech⸗ 
nung ausgeführt. Unſtreitig waren ſolche gemeinſame 
Arbeiten die Erd⸗ und Maurerarbeiten. Der Kläger 
behauptet, daß dazu auch die Gleisarbeiten gehört 
hätten, während der Beklagte dieſe auf eigene Rech⸗ 
nung ausgeführt haben will. Der Kläger hat be— 
antragt, den Beklagten zu verurteilen: 

1. über die mit ihm für die Eiſenbahndirektion 
ausgeführten Arbeiten Rechnung zu legen und 

2. ihm den aus dieſen Rechnungsverhältniſſen 
geſchuldeten Betrag herauszugeben. 

Nachdem die Parteien ſich damit einverſtanden 
erklärt hatten, daß zunächſt die Frage zu entſcheiden 
ſei, ob ihr Vertragsverhältnis auch die Gleisarbeiten 
betreffe, hat das Landgericht hierüber Beweis erhoben 
und hierauf durch eine als Zwiſchenurteil bezeichnete 
Entſcheidung ausgeſprochen: „Es wird feſtgeſtellt, daß 
die auf der Halteſtelle W. ausgeführten Gleisarbeiten 
von den Parteien auf gemeinſame Rechnung aus⸗ 
geführt und Gegenſtand der Klage auf Rechnungs⸗ 
legung ſeitens des Beklagten ſind.“ Die Berufung 
des Beklagten iſt als unzuläſſig verworfen worden. 
Die Reviſion hatte keinen Erfolg. 

Gründe: Die Statthaftigkeit der Reviſion er⸗ 
gibt ſich aus § 547 Ziff. 1 ZPO. Erfolg aber kann 
das Rechtsmittel nicht haben, da Verwerfung der Be- 
rufung wegen Unzuläſſigkeit dem Geſetze durchaus 
entſpricht. Zunächſt darf trotz der auf Feſtſtellung 
gerichteten Faſſung der landgerichtlichen Entſcheidung 
darin kein Feſtſtellungsurteil erblickt werden. Eine 
Feſtſtellungsklage im Sinne des 8 256 ZPO. iſt über: 
haupt nicht angeſtellt. Auch eine Erweiterung der 
Klaganträge durch Erhebung des Feſtſtellungsbegehrens 
nach $ 280 liegt nicht vor. Die Reviſion macht nur 
geltend, daß die Entſcheidung des Landgerichts in 
Wirklichkeit ein ſelbſtändig anfechtbares Zwiſchenurteil 
gemäß $ 304 ſei, weil darin über einen der beiden 
Klaganſprüche dem Grunde nach entſchieden werde. 
Das kann nicht zugegeben werden. Denkbar wäre 
eine Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruchs 
nur in bezug auf den Klagantrag 2. Allein die Mög— 
lichkeit einer ſolchen Auslegung des Zwiſchenurteils 
fällt fort, weil über den Klagantrag 2 — Verurteilung 
des Beklagten zur Herausgabe des aus den Rechnungs— 
verhältniſſen geſchuldeten Betrages — welcher Antrag 
feine prozeſſuale Rechtfertigung in § 254 ZPO. findet, 
noch gar nicht entſchieden iſt und noch nicht entſchieden 
werden konnte. Geſetzt auch, es wäre richtig, was die 


1) Val. bierzu das oben unter II mitgeteilte Urteil, welches das 
Gegenſtück zu der Entſcheidung unter III bildet. 
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Reviſion geltend macht, daß in dem Zwiſchenurteile 
ſchon alle Elemente für den Rechtsgrund des 2. 
antrags enthalten wären, fo daß darüber eine ab- 


weichende Entſcheidung in der Inſtanz nicht mehr er⸗ h 


folgen könnte ($ 318 ZPO.), fo würde damit doch 
noch keine Entſcheidung über den Anſpruch ſelbſt, auch 
nicht dem Grunde nach, gegeben ſein. Die Annahme 
der Reviſion iſt aber auch willkürlich. Der Ausſpruch 
des Landgerichts behandelt nur eine der die Klag⸗ 
begründung betreffenden Fragen. Je nach dem Er⸗ 
gebniſſe der Rechnungslegung kann es ſich zeigen, daß 
der Beklagte gar nichts ſchuldet. Dann mußte der 
Klagantrag 2 abgewieſen werden. Es würde alſo, 
ſelbſt wenn man für dieſen Klagantrag die Trennung 
nach Grund und Betrag zuließe, durch das Zwiſchen⸗ 
urteil auch noch nicht einmal dasjenige feſtgeſtellt ſein, 
was bei jeder Bejahung des Grundes nach 8 304 
feſtſtehen muß, das Beſtehen einer, wenn auch noch 
ſo geringen Schuld. Nach der Formulierung des 
Klagantrages 2 muß aber auch die Möglichkeit dieſer 
Trennung für ganz ausgeſchloſſen gelten. $ 304 ZPO. 
ſetzt einen Streit ſowohl über den Grund wie über 
den Betrag des Anſpruchs voraus und ein Streit über 
den Betrag kann dann nicht ſtattfinden, wenn ohne 
Angabe eines Betrages geklagt iſt (JW. 1906 S. 472 55). 
Erſt wenn nach Rechnungslegung der Blankettantrag 
durch Einſtellung einer beſtimmten Summe ausgefüllt 
fein wird, könnte die Vorausſetzung für eine Vorab— 
entſcheidung über den Grund des Anſpruchs gegeben 
ſein. Die im Zwiſchenurteile getroffene Feſtſtellung 
enthält danach keine Entſcheidung, welche der Gegen— 
ſtand eines ſelbſtändigen Zwiſchenurteils ſein könnte. 
Sie gibt nur einen hypothetiſchen Ausſpruch dahin, 
daß, wenn ſpäter der Beklagte verurteilt werden ſollte, 
dieſe Verurteilung ſich auch auf die Gleisarbeiten zu 
beziehen habe. Damit iſt bloß ein einzelnes Element 
des Streites erledigt. Eine ſolche Entſcheidung kann 
nur Inhalt eines Zwiſchenurteils nach § 303 fein. 
Daß auch das Landgericht, obgleich es dieſen nicht 
ausdrücklich erwähnt, ſein Zwiſchenurteil nur im Sinne 
einer ſolchen unſelbſtändigen Zwiſchenentſcheidung ge— 
meint hat, kann nach dem Inhalte der Begründung 
keinem Zweifel unterliegen. Da mithin Inhalt der 
Entſcheidung und Wille des erkennenden Gerichts 
übereinſtimmen, muß es dabei ſein Bewenden haben. 
Als Zwiſchenurteil nach § 303 iſt aber die Entſchei— 
dung des Landgerichts der Berufung nicht unter— 
worfen. (Urt. des I. ZS. vom 21. Januar 1907). 
954 —— n. 
IV. 

Nechtsſtellung des Pflichtteilsberechtigten im Falle 
des § 2338 BGB. Verhältnis des z 2338 BGB. zu 
8 2306 BGB. Aus den Gründen: Treffen auf 
einen Abkömmling die Vorausſetzungen des $ 2338 
BGB. nicht zu, iſt er alſo weder in dem vorausge— 
festen Maße der Verſchwendung ergeben, noch auch 
überſchuldet, und iſt ihm ein über die Größe des Pflicht— 
teils hinausgehender Erbteil ausgeſetzt, er aber in 
höherem Maße beſchränkt oder beſchwert worden, als 
es im § 2338 vorgeſehen iſt, ſo muß er dieſe Be— 
ſchränkungen — wenn ſie nur die weiteren Grenzen 
des S 2306 einhalten — hinnehmen, ohne eine Be— 
freiung von ihnen beanſpruchen zu können, es ſei denn, 
daß er ſein Pflichtteilsrecht geltend macht und zu 
dieſem Zwecke gemäß § 2306 Abſ. 1 Satz 2 den Erb⸗ 
teil ausſchlägt. Der Geſetzgeber kann nicht gewollt 
haben, daß der Abkömmling, den der Erblaſſer nach 
§ 2336 Abſ. 2 und § 2338 Abſ. 2 Satz 1 für ver: 
ſchwenderiſch oder überſchuldet erklärt hat, um dieſer 
Erklärung willen beſſer daſtehen, alſo befugt ſein 
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ſolle, den über den Pflichtteil hinausgehenden Erbteil 


anzunehmen, die Beſchränkungen und Beſchwerungen 
dagegen je nach der Richtigkeit oder Unrichtigkeit des 
in der letztwilligen Verfügung gegen ihn erhobenen 


| 
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Vorwurfs entweder gänzlich oder doch ſoweit zurück- 
zuweiſen, als fie über § 2338 hinausgehen. Will er 
vielmehr die Beſchränkungen und Beſchwerungen nicht 
innehmen, ſo bleibt ihm nur übrig, wie jeder andere 
Pflichtteilsberechtigte das im § 2306 Abſ. 1 Satz 2 
vorgeſehene Recht auszuüben, alſo den größeren Erb— 
teil auszuſchlagen und den kleineren Pflichtteil zu 
fordern. Von der Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Vor⸗ 
wurfs hängt es dann ab, ob er den Pflichtteil nur mit 
den verordneten Beſchränkungen des 8 2338 oder ob 
er ihn unbeſchränkt erhält. (Urt. des IV. 35. vom 
11. Februar 1907, IV 324,06). 
8x6 
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B. Strafſachen. 


I. 


Gewaltauwendung und Bereicherungsabſicht bei Er⸗ 
preſſung (8 253 StGB.). Der Angeklagte und fein 
Begleiter haben ſich vor den L. geſtellt und ihm den 
Weg verſperrt. Dann hat der Angeklagte geäußert, 
L. könne weitergehen, wenn er Geld gebe. L. gab 
kein Geld her, ſondern nur eine Zigarre. Der An⸗ 
geklagte wurde wegen Erpreſſung verurteilt, ſeine Re⸗ 
viſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Die Annahme des Urteils, 
daß der Angeklagte Gewalt geübt habe, iſt ausreichend 
begründet. Denn der Angeklagte hat ein Hindernis 
geſchaffen, durch das für L. die Fortſetzung des Heim— 
wegs vereitelt und ihm die Möglichkeit der freien Be- 
wegung genommen wurde. Es hat fomit eine Ein⸗ 
wirkung körperlicher Art ſtattgefunden, durch die L. 
in der Freiheit der Willensbetätigung beſchränkt 
worden iſt. Das iſt für den Begriff der Gewalt im 
Sinne der 8$ 240, 253 StGB. ausreichend; körperliche 
Berührung oder das Unternehmen körperlicher Ueber— 
wältigung wird dazu nicht erfordert (E. 13, 49). Zwar 
iſt es dem Angeklagten nicht gelungen, den L. zur 
Gewährung von Geld zu beſtimmen, er hat ſich viels 
mehr mit einer Zigarre begnügen müſſen. Trotzdem 
war die Erpreſſung vollendet. Nicht darauf kommt 
es an, daß der Täter den von ihm erſtrebten Ver⸗ 
mögensvorteil vollſtändig oder überhaupt erreicht 
(E. 10, 216), ſondern nur darauf, daß er von der 
Abſicht rechtswidriger Bereicherung geleitet, eine von 
ihm gewollte Handlung des Genötigten erzwingt. 
Hatte der Angeklagte, wie das Urteil nach der Sad)» 
lage annimmt, ins Auge gefaßt, daß der Genötigte 
unter dem Eindrucke von Gewalt und Drohung ſich 
zu irgend einer ihm günſtigen Verfügung vermögens— 
rechtlicher Art, der Leiſtung irgend eines Löſegeldes, 
verſtehen werde, ſo entſprach die Handlung des 
Genötigten, auch wenn ſie der Forderung nach Art 


und Maß nicht ganz gerecht wurde, doch dem Vor— 
ſatze des Täters (E. 33, 78). (Urt. des J. StS. vom 
18. April 1907, 1 D 1523/06). 
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II. 


Zum Begriffe der Urkundenfälſchung, des Betrugs 
und der Unterſchlagung. Ein ſog. Blankoakzept 
(Wechſel mit Unterſchrift des Akzeptanten und ohne 
Unterſchrift des Ausitellers) war nicht für den Ans 
geflagten, ſondern für einen anderen beſtimmt. Dieſer 
andere ſollte das Schriftſtück als Ausſteller zeichnen. 
Das Schriftſtück iſt aber verſehentlich in die Hand 
des Angeklagten gelangt und dieſer hat es mit 
ſeiner Unterſchrift als der des Ausſtellers ohne und 
wider den Willen des Akzeptanten verſehen und den 
Wechſel für ſich verwertet. Der Angeklagte wurde 
wegen Urkundenfälſchung rechtlich zuſammentreffend 
mit Betrug (SS 167, 263, 73 StGB.) verurteilt, das 
Urteil aber aufgehoben aus folgenden Gründen: 
Der Inhalt des Schriftſtücks wies auf eine beſtimmte 
Perſon als den Ausſteller noch nicht hin und der 
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Angeklagte konnte deshalb mit ſeinem Namen zeichnen, 
ohne ſich im Sinne des § 267 StGB. der „fälſchlichen 
Anfertigung einer Urkunde“ ſchuldig zu machen. In 
der Beifügung der Unterſchrift des Angeklagten lag 

0 nicht notwendig eine Aenderung des urkundlichen 
Inhalts des Schriftſtücks und ſomit auch nicht die 
„Verfälſchung“ einer vorhandenen fertigen Urkunde. 
Wenigſtens hat das angefochtene Urteil nicht unter⸗ 
ſucht, ob das Schriftſtück zu der Zeit, als es ver⸗ 
ſehentlich dem Angeklagten zuging, ſchon einen 
urkundlichen Inhalt hatte und dieſer vom Angeklagten 
verfälſcht wurde. Demgemäß iſt es auch in keine 
Prüfung darüber eingetreten, ob nicht etwa der Tat⸗ 
beſtand des 8 269 StGB. gegeben iſt, welcher der 
fälſchlichen Anfertigung einer Urkunde gleich erachtet, 
wenn jemand einem mit der Unterſchrift eines anderen 
verſehenen Papier ohne deſſen Willen und deſſen An⸗ 
ordnungen zuwider durch Ausfüllung einen urkundlichen 
Inhalt gibt (E. 15, 67). Die Feſtſtellungen, der An⸗ 
geklagte habe in dem Bewußtſein, das Wechſelakzept 
ſei nicht für ihn beſtimmt, es mit ſeiner Unterſchrift 
verſehen und an N. zum diskontieren gegeben, hätten 
in erſter Linie die Prüfung geboten, ob nicht der 
Angeklagte ſich der Unterſchlagung einer fremden, 
dem Akzeptanten gehörenden Sache ſchuldig gemacht 
hat und ob neben einer vollendeten Unterſchlagung 
noch eine gegen den Akzeptanten, den das 
Urteil als Beſchädigten bezeichnet, begangenes Betrugs⸗ 
vergehen rechtlich möglich iſt (E. 38, 192). (Urt. des 
I. StS. vom 27. März 1907, 1 D 1320/06). 
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III. 


Ablehnung eines Beweisantrags (5 243 StpbO.). 
Gegenſtand des Zeugenbeweiſes. Der Angeklagte hat 
beſtritten, ſich an ſeinen beiden Kindern ſittlich ver⸗ 
fehlt zu haben, deren Angaben als lügneriſche Er⸗ 
findung bezeichnet und nach dem Schluſſe der Beweis⸗ 
aufnahme den Antrag geſtellt, den Lehrer ſeiner Kinder 
„als Leumundszeugen“ zu vernehmen. Der Antrag 
wurde vom Gericht abgelehnt, weil keine einzelnen 
Tatſachen angegeben ſeien, worüber der Zeuge ver⸗ 
nommen werden ſolle und weil durch die glaubwürdige 
Ausſage der Zeugin M. feſtgeſtellt ſei, daß die beiden 
Kinder nicht mehr lügneriſch veranlagt ſeien, wie 
andere Kinder ihres Alters und Standes. Das Ur: 
teil ſpricht ſich dann über die Glaubwürdigkeit der 
Kinder und die Gründe für deren Annahme des nähern 
aus. Keiner der beiden Gründe kann den ablehnenden 
Beſchluß ſtützen. Der Sinn und Zweck des Antrags 
mußte dem Gericht auch ohne ausdrückliche Angabe 
der einzelnen Tatſachen verſtändlich ſein und er iſt, 
wie aus dem zweiten Ablehnungsgrund hervorgeht, 
auch richtig dahin verſtanden worden, daß der Lehrer 
ſich über die lügneriſche Veranlagung der Mädchen 
äußern ſollte. Hätte der Vorſitzende in dieſer Richtung 
Bedenken gehabt, ſo hätte er durch eine Frage auf 
eine nähere Erklärung hinwirken müſſen (Entſch. d. 
RG. Bd. 38 S. 127). Der Antrag, den Lehrer im 
gedachten Sinne zu vernehmen, war ein genügend be— 
gründeter Beweisantrag, denn das hiermit von dem 
Lehrer verlangte Urteil ſchließt ſich eng an die ſinnlichen 
Wahrnehmungen an, die er täglich bei den Kindern 
machen kann, und deshalb iſt eine ſolche Bekundung, 
als in das tatſächliche Gebiet fallend, unter die Gegen— 
ſtände eines Zeugenbeweiſes zu rechnen (Entſch. Bd. 27 
S. 35, Bd. 37 S. 371). Der zweite Ablehnungsgrund ent- 
hält eine unzuläſſige Vorwegnahme des Beweisergeb— 
niſſes; denn durch das Zeugnis des Lehrers follte 
feſtgeſtellt werden, daß die Kinder beſonders lügenhaft 
ſeien, und ob dieſe Tatſache ihre Beſtätigung finden 
würde oder in welchem Maße das ſonſt in dieſer 
Richtung vorliegende Beweisergebnis durch die Aus— 
ſage des Zeugen beeinflußt werden würde, konnte der 
Erſtrichter erſt nach der Aeußerung des Zeugen er— 
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mitteln. Die Verteidigung des Angeklagten iſt hier⸗ 
nach unzuläſſig beſchränkt und zwar um ſo mehr, als 
in unmittelbarem Anſchluß an die Ablehnung des 
Antrags das Urteil verkündet wurde, dem Angeklagten 
alſo keine Gelegenheit mehr geboten war, auf die Sach⸗ 
lage Rückſicht zu nehmen, wie ſie ſich durch den Be⸗ 
ſchluß geſtaltete, und anderweitige Beweisanträge im 
Hinblick auf die Ablehnungsgründe zu ſtellen. Wenn 
dieſer prozeſſuale Verſtoß auch nicht gerügt iſt, war 
er doch nicht ohne Bedeutung für die Frage der un 
Fe N der Verteidigung. (Urt. d 


V. StS. vom März 1907, 5 D 145/07). 
903 IE FEAR 
IV. 
Tag irre andeln im Sinne des 8 12 Nr. 1 
ARMS. Aus den Gründen: Der Verſuch der Re⸗ 


vifion, das wiſſentliche“ Handeln im Sinne des 8 12 
Nr. 1 NM. einem „Verſchweigen“ im Sinne des 8 10 
Nr. 2 NM. gleich zuſtellen und dana ein Verſchweigen 
der Geſundheitsſchädlichkeit zu einer Vorausſetzung 
der Verurteilung aus 8 12 Nr. 1 NMG. zu machen, 
iſt verfehlt. Nach 8 12 Nr. 1 NM. wird beſtraft, 
„wer wiſſentlich Gegenſtände, deren Genuß die menſch⸗ 
liche Geſundheit zu beſchädigen geeignet iſt, als Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel verkauft, feilhält oder ſonſt in Ver⸗ 
kehr bringt“. Das Geſetz erfordert ſohin nur, daß der 
Täter die Geſundheitsſchädlichkeit des als Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel in Verkehr gebrachten Gegenſtandes 
kennt; ob auch der andere ſie kennt, welchem der 
Gegenſtand beim Inverkehrbringen überlaffen wird, 
iſt gleichgültig und demzufolge iſt es belanglos, ob 
die Geſundheitsſchädlichkeit dem anderen beim Ueber⸗ 
laſſen des Gegenſtands bekannt gegeben oder ver— 
en wird. (Entſch. Bd. 5 S. 389; Bd. 11 

S. 375). Die Berufung der Reviſion auf die in Bd. 4 
S. 275/6 abgedruckte Entſcheidung beruht auf Ver⸗ 
kennung der dortigen Ausführungen. Dort hat es 
ſich um den von dem vorliegenden verſchiedenen Fall 
des Feilhaltens eines geſundheitsſchädlichen Gegen⸗ 
ſtands gehandelt, der nach dem Willen des Feil⸗ 
haltenden dem Käufer nur unter einer gewiſſen, die 
Aufhebung der Geſundheitsſchaͤdlichkeit bezweckenden 
Bedingung überlaſſen werden und ihm nur nach Er⸗ 
füllung der Bedingung „als Nahrungs- oder 
Genußmittel“ dienen ſollte. Davon, daß das 
Verſchweigen der l allgemein als 
zum Tatbeſtande des $ 12 Nr. 1 NM. erforderlich 
bezeichnet werden ſollte, kann keine Rede ſein. Aehnlich 
verhält es 8 ei der weiter angeführten Entſcheidung 
in Bd. 4 S. 94. (Urt. des I. StS. vom 4. März 1907, 
D 1077/06). B. 
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Oberſtes ande g ct 
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Argliſt durch Berfämeigung eines Nerveuleidens 
bei dem Abſchluße eines Vertrags über die 1 
eines Tiſchtitels ic. (Gemeines Recht; J. 1 8 2 D. 4, 3; 
l. 7 § 9 D. 2, 14; 1.19 pr. D. 50, 17). Laut einer 
Urkunde vom 28. Januar 1896 verlieh der Fürſt L. 
dem Studierenden der Theologie K. R. aus M. den 
zum Empfange der Prieſterweihe erforderlichen Tiſch— 
titel; er machte ſich verbindlich, ihm „für den Fall 
bleibender Erkrankung, ſolange er ſich nicht im Beſitz 
einer Kirchenpfründe befindet“, jährlich 700 Mk. zu 
zahlen. K. R. empfing am 2. Aug. 1896 die Weihe zum 
Prieſter. Einige Wochen ſpäter bewilligte ihm auf 
ſeine Bitte das Ordinariat Urlaub; die Bitte hatte 
er damit begründet, daß er an einem Nervenleiden 
erkrankt ſei. Der Fürſt verweigerte vom 1. Januar 
1898 an die Zahlung der Tiſchtitelrente; K. R. erhob 
im April 1899 Klage auf Zahlung der ſeit dem 
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1. April 1898 fälligen Beträge und der Zinſen ſeit 
der Fälligkeit, weil er durch ein Nervenleiden ver⸗ 
hindert fei, den Beruf eines Prieſters auszuüben oder 
ſich auf andere Weiſe den Unterhalt zu verſchaffen. 
Der Beklagte wendete ein, der Vertrag über die Ver⸗ 
leihung des Tiſchtitels ſei nichtig, weil das Nerven- 
leiden des Klägers ſchon vor der Verleihung des 
Tiſchtitels und vor ſeiner Weihe zum Prieſter vor⸗ 
handen geweſen ſein müſſe, der Kläger aber ſeinen 
Zuſtand argliſtig verſchwiegen und ſo die Verleihung 
des Tiſchtitels und die Prieſterweihe erſchlichen habe. 
Das LG. wies die Klage ab; die Berufung des Klägers 
wies das OLG. zurück. Es hat davon überzeugt zu 
ſein erklärt, daß das Nervenleiden des Klägers darauf 
zurückzuführen iſt, daß er im 9. Lebensjahr einen 
Sturz erlitt und daß ihm dieſes Leiden bekannt war, 
als er das Geſuch um Verleihung eines Tiſchtitels 
anbrachte. Es nahm ferner an, daß der Kläger ver⸗ 
pflichtet war, ſeinen krankhaften Zuſtand zu offen⸗ 
baren. Er habe ſich ſagen müſſen, daß ſich der Be⸗ 
klagte zur Verleihung des Tiſchtitels nicht herbeilaſſen 
werde, wenn er von dem Zuſtande Kenntnis erhalte. 
Der Kläger habe ſich dadurch für geſund ausgegeben, 
daß er in einem Briefe dem Beklagten erklärte, er 
finde nur in der Hoffnung, daß Gott „feine Geſundheit 
erhalte“, den Mut, um eine ſo hohe Tiſchtitelrente zu 
bitten. Einen Anlaß dazu, ſich vor der Ausſtellung 
der Urkunde über die Verleihung des Tiſchtitels um 
die Geſundheitsverhältniſſe des Klägers zu kümmern, 
habe der Beklagte nicht gehabt. Der Kläger habe 
ſich eines argliſtigen Verhaltens ſchuldig gemacht. 
Die Reviſion des Klägers wurde . 

Aus den Gründen: Es kann ſich nur darum 
Dans ein. ob das OLG. die J. 182 D. 4, 3, die J. 7 

D. 2, 14 oder die J. 19 pr. D. 50, 17 dadurch 
er Hat, daß es annahm, der Kläger ſei verpflichtet 
geweſen, dem Beklagten ſeine Krankheit zu offenbaren, 
er habe ſich dadurch, daß er ſie verſchwieg und daß 
er in einem Briefe von der „Erhaltung“ ſeiner Ge— 
ſundheit ſprach, der Argliſt ſchuldig gemacht, den Be— 
klagten abſichtlich getäuſcht und ihn dadurch zur Ver- 
leihung des Tiſchtitels beſtimmt. Nach der 1.1 8$ 1, 2 
D. 4, 3, der l. 7 §9 D. 2, 14 und der 1.2 pr. D. 44, 4 
iſt ſowohl eine Klage als eine Einrede gegen den 
gewährt, der Schlauheit, Trug oder Umtriebe dazu 
anwendet, einen anderen zu täuſchen oder zu betören. 
Wer mit einem anderen über die Schließung eines 
Vertrags verhandelt, iſt zwar nicht verpflichtet, ihn 
von freien Stücken und ohne beſonderen Anlaß über 
alle Umſtände aufzuklären, die für die Schließung des 
Vertrags von Belang ſein können. Wohl aber iſt 
ſein Schweigen Argliſt, wenn er Tatſachen verſchweigt, 
von denen nach vernünftigem Ermeſſen anzunehmen 
iſt, daß ihre Kenntnis für die Entſchließung des 
anderen von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, und 
hinſichtlich deren er ſelbſt dieſer Bedeutung ſich be— 
wußt iſt. Die Gründe, die den Beklagten zur Ver⸗ 
leihung des Tiſchtitels bewogen, mußte er haupt— 
ſächlich aus der Würdigkeit und den Geſundheits— 
verhältniſſen des Klägers entnehmen. Hätte dieſer 
zur Zeit der Bewerbung um die Verleihung des Tiſch— 


titels ſein Nervenleiden nicht gekannt, fo könnte ihn; 


vielleicht der in der J. 19 pr. D. 50, 17 enthaltene 
Grundſatz ſchützen, daß, wer mit einem andern einen 
Vertrag ſchließen will, ſich um deſſen Verhältniſſe zu 
kümmern hat. Dieſer Grundſatz ſchützt aber nicht den 
Argliſtigen. Nach der Feſtſtellung des OLG. wußte 
der Kläger zur Zeit der Bewerbung, daß er mit einem 
Nervenleiden behaftet war: er führte es ſelbſt auf 
einen in der Jugend erlittenen ſchweren Fall zurück 
und machte ſich keine ernſtliche Hoffnung auf Beſſerung. 
Dazu kommt, daß er in dem Brief vom 18. Sep⸗ 
tember 1893 den Provinzial bat, in dem Zeugniſſe, 
das dieſer ihm ausſtellen ſollte, nichts von ſeinem 
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in ſeinem ferneren Leben, insbeſondere hinſichtlich der 
Prieſterweihe, nicht Schwierigkeiten entſtünden. Er 
mußte hiernach bei feiner Bewerbung auch den Be— 
klagten über feine Geſundheitsverhältniſſe aufklären; 
er durfte nicht, ohne argliſtig zu handeln, darüber 
ſchweigen und ſich dadurch als geſund hinſtellen. Ob 
er ſich auch ausdrücklich als geſund bezeichnet hat, iſt 
belanglos, weil für die Begründung der Einrede der 
Argliſt das Verſchweigen wahrer Tatſachen der Vor⸗ 
ſpiegelung falſcher Tatſachen rechtlich gleichſteht. Das 
OLG. nahm ferner mit Recht an, der Kläger habe 
ſich bewußt ſein müſſen, daß ſich der Beklagte zur 
Verleihung des Tiſchtitels nicht herbeilaſſen werde, 
wenn er ſeinen krankhaften Zuſtand erfahre und daß 
der Beklagte große Gefahr laufe, alsbald und für 
unabſehbare Zeit wegen des Tiſchtitels in Anſpruch 
genommen zu werden, und er habe den Beklagten 
durch das Verſchweigen ſeines Leidens vorſätzlich ge⸗ 
täuſcht. Daß der Beklagte durch das Verhalten des 
Klägers zur Verleihung des Tiſchtitels beſtimmt wurde, 
hat das OLG. dadurch genügend feſtgeſtellt, daß es 
bemerkte, der Beklagte wäre nicht bereit geweſen, dem 
Kläger ohne Rückſicht auf ſeinen Geſundheitszuſtand 
den Tiſchtitel zu verleihen, denn, ſobald er Verdacht 
ſchöpfte, daß der Kläger ſeinen krankhaften Zuſtand 
„ſimuliere“, habe er die Zahlung der Rente eingeſtellt. 
Mit Recht hat hiernach das OLG. die Einrede der 
Argliſt für begründet erachtet. (Urt. des II. ZS. vom 
30. April 1907, Reg. I 15 / 1907). W. 
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II. 


Unzuläſſigkeit des Anſatzes einer Zeitgebühr neben 
der Wertgebuhr f für die notarielle Beurkundung eines 
e NotGGebO. Art. 5, 7, 19, 

‚50. Am 20. Juni 1906 erſchienen der Bauer 
J. H. von H., 2 ſeiner volljährigen Kinder und der 
Pfleger ſeiner 7 minderjährigen Kinder vor dem Notar 
in D. mit dem Erſuchen um Beurkundung des von 
ihnen geſchloſſenen Vertrags über die Auseinander- 
ſetzung des Geſamtguts der Gütergemeinſchaft, die 
zwiſchen J. H. und ſeiner verſtorbenen Frau beſtanden 
hatte. Eine volljährige Tochter des H., Eliſabeth, die 
ſich in einem Kloſter zu A. befand, war weder er— 
ſchienen, noch vertreten. Der Notar beurkundete den 
Vertrag. Am 11. September 1906 erſuchte er ſchriftlich 
das Notariat A., die Zuſtimmung der Eliſabeth H. 
herbeizuführen. Am 17. erklärte ſie zu Protokoll des 
Notariats A. ihre Zuſtimmung. Der Vertrag wurde 
vom Vormundſchaftsgerichte genehmigt. Der Notar R. 
ſetzte außer den Gebühren für die Errichtung der 
Urkunde, zwei Ausfertigungen und einen Auszug für 
das Schreiben an das Notariat A. eine Zeitgebühr 
von 2 Mk. und eine Schreibgebühr von 0,20 Mk., ferner 
die Auslagen an. J. H. und der Notar beantragten 
die Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen. Das 
Landgericht entſchied, daß die Anſetzung der l 
von 2 Mk. und der Schreibgebühr von 0,20 Mk. für 
das Schreiben an das Notariat A. nicht gerechtfertigt 
ſei; im übrigen ſetzte es die Gebühren und Auslagen 
auf den vom Notar berechneten Betrag feſt. Wegen 
der Abſtreichung der 2,20 Mk. legte Notar R. Beſchwerde 
ein, welche aus nachſtehenden Gründen zurückgewieſen 
wurde: Notar R. hat für die Beurkundung des Ver— 
trags unter Billigung des Landgerichts eine Wert— 
gebühr nach Art. 22, 50 NotGebO. angeſetzt, deren 
Betrag nicht beanſtandet iſt. Eine Wertgebühr — im 
Gegenſatze zur Zeitgebühr — erhält der Notar 
nach Art. 19 NotGebO. nur, wenn das Geſchäft, zu 
deſſen Beurkundung ſeine Tätigkeit in Anſpruch ge— 
nommen wurde, vollendet, alſo die Einwilligung aller 
Beteiligten beurkundet iſt. Hiermit ſtimmen auch die 
Vorſchriften der Art. 22, 50 überein, wonach der 
Notar die dort beſtimmte Wertgebühr für die Beur— 


leidenden Zuſtande zu erwähnen, damit ihm daraus | kundung von Teilungsverträgen und Uebereinkommen 
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„der Beteiligten“ über die Auseinanderſetzung eines 
Nachlaſſes oder des Geſamtguts einer ehelichen 
Gütergemeinſchaft erhält. Ein Vertrag iſt erſt ge⸗ 
ſchloſſen, wenn alle Beteiligten ihre Zuſtimmung erklärt 
haben; ſolange ein Beteiligter ſeine Zuſtimmung noch 
nicht erklärt hat, liegt höchſtens die Willenserklärung 
einzelner Beteiligter vor. Die Zuſtimmungserklärung 
einer beteiligten Perſon lag bei Errichtung der Ur⸗ 
kunde vom 20. Juni 1906 nicht vor; die Auseinander- 
ſetzung war erſt mit der Errichtung der Urkunde des 
Notariats A. vollendet. Nach Art. 5, 7 NotGebd. 
erhält der Notar für jedes Geſchäft nur eine einzige 
Gebühr und dieſe bildet die Vergütung für die geſamte 
zur Erledigung erforderliche Tätigkeit. Das Schreiben 
an das Notariat A. hatte den Zweck, die Vollendung 
des Geſchäfts herbeizuführen, es bildet daher einen 
Teil der Tätigkeit, die zur Erledigung des Geſchäfts 
erforderlich war. Der Notar hat deshalb nach Art. 7 
neben der für die Beurkundung des Vertrags berechneten 
Wertgebühr eine weitere Gebühr nicht zu beanſpruchen. 
(Beſchl. des II. 3S. v. 6. Mai 1907, Reg. VI 3/1907). 
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III. 


Notwendigkeit der Zuſtellung nicht verkündeter Be⸗ 


ſchlüſſe, die in einem zweiſeitigen, beide Parteien be: 
rührenden Verfahren ergehen, au beide Teile (3 PO. 8 329). 
Juſtizrat S. hat in dem von ihm gegen die Agenten⸗ 
frau J. St. bei dem Amtsgerichte M. anhängig ge⸗ 
machten Vollſtreckungsverfahren Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides verlangt. Der 5 der J. St. 
wurde für unbegründet erklärt, ihre ſofortige Be— 
ſchwerde zurückgewieſen. Gegen dieſen Beſchluß hat 
Frau St. beim Oberlandesgerichte weitere Beſchwerde 
eingelegt. Deshalb wurde der neue Termin zur Eides⸗ 
leiſtung, den das Vollſtreckungsgericht auf Antrag des 
Gläubigers auf den 23. März beſtimmt hatte, auf den 
20. April verlegt. Am 22. März hat das Oberlandes- 
gericht die weitere Beſchwerde als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. Dieſer Beſchluß wurde nur der J. St. zu⸗ 
geſtellt. Juſtizrat S. ſtellte an den Gerichtsſchreiber 
das Anſinnen, den Beſchluß auch ihm zuzuſtellen, 
wurde aber unter Berufung auf den Beſchluß des 
Reichsgerichts vom 8. März 1884 (Entſch. 11 S. 402) 
„aus prinzipiellen Gründen“ abgewieſen. In dem 
Termine vom 20. April wurde auf Antrag des Gläu— 
bigers gegen J. St. die Haft angeordnet, weil der 
Beſchluß vom 22. Januar 1907 nun rechtskräftig ſei. 
Juſtizrat S. ſuchte die Entſcheidung des Oberlandes— 
gerichts über die von dem Gläubiger bei dem Gerichts— 
ſchreiber beantragte Zuſtellung des Beſchluſſes vom 
22. März nach. Das Oberlandesgericht lehnte die 
Aenderung der Entſcheidung des Gerichtsſchreibers ab, 
weil die Zuſtellung abweiſender Beſchlüſſe an den 
Gegner der abgewieſenen Partei unterbleiben könne, 
wenn dieſer an der Zuſtellung kein Intereſſe habe, 
und dieſe Ausnahme zutreffe. Auf Beſchwerde des 
Juſtizrats S. wurde der Beſchluß aufgehoben und die 
Gerichtsſchreiberei des OLG. angewieſen, den Beſchluß 
des Gerichts vom 22. März 1907 dem Juſtizrat S. von 
Amts wegen zuzuſtellen. 

Gründe: Zu der Entſcheidung erklärt ſich der 
Senat mit Rückſicht auf $ 8 Abſ. 2 EG. z. GVG. und 
§ 15 Abſ. 2 des Gef. v. 12. Juni 1869, die Errichtung 
eines Oberſten Gerichtshofes für Handelsſachen betr., 
für zuſtändig. Dem Beſchwerdeführer muß darin zu— 
geſtimmt werden, daß der Beſchluß nach § 329 Abſ. 3 
ZPO. auch ihm zugeſtellt werden mußte. Die an: 
geführte Entſcheidung des Reichsgerichts kann hier 
nicht verwertet werden. Das Reichsgericht hat es für 
ſtatthaft erklärt, in gewiſſen Fällen die Zuſtellung 
eines nicht verkündeten Beſchluſſes durch einfache Mit— 


teilung an den Beteiligten zu erſetzen und erwähnt, 


daß es bei der „Abweiſung mancher Anträge“ nur 
der einfachen Mitteilung, nicht der Zuſtellung an den 
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Antragſteller bedürfe. Mit der Frage, ob die Zu= 
ſtellung oder Mitteilung an beide Parteien erfolgen 
muß, hat das Reichsgericht ſich nicht befaßt. Es iſt 
richtig, daß in manchen Fällen die Zuſtellung oder 
Mitteilung nur an eine Partei zu erfolgen hat; es 
ſind dies die Fälle, in denen dem anderen Teile eine 
Parteirolle nicht zukommt, wie z. B. bei der Ver⸗ 
weigerung des Armenrechts u. dgl. Iſt nur die eine 
Partei vorhanden, ſo ergibt ſich aus § 329 Abſ. 3 
ZPO. von ſelbſt, daß die Zuſtellung nur an fie zu 
erfolgen hat. Dagegen müſſen Beſchlüſſe, die in einem 
zweiſeitigen, beide Parteien berührenden Verfahren 
ergehen, beiden Teilen zugeſtellt werden, ſofern ſie 
nicht verkündet werden. Es kommt weder darauf an, 
ob der Gegner des Antragſtellers gehört worden iſt, 
noch wird die Unterlaſſung der Zuſtellung an ihn da⸗ 
durch gerechtfertigt, daß für ihn kein beſonderes Inter⸗ 
eſſe beſteht, von der Entſcheidung benachrichtigt zu 
werden. Hier handelte es ſich um die Anfechtung des 
Beſchluſſes, der in dem beim Vollſtreckungsgericht an⸗ 
hängigen Verfahren auf den Widerſpruch der Schuld- 
nerin ergangen war. Das Recht des Gläubigers auf 
die Eidesleiſtung, die nach 8 900 Abſ. 3 Satz 2 ZPO. 
erſt nach Eintritt der Rechtskraft des Beſchluſſes zu 
erfolgen hatte, hing davon ab, ob die Anfechtung des 
Beſchluſſes Erfolg hatte. Die Anfechtung berührte 
deshalb auch das Recht des Gläubigers. Wenn es 
bei der offenbaren Unzuläſſigkeit der weiteren Be⸗ 
ſchwerde überflüſſig war, den Gläubiger zu hören, ſo 
war er doch bei dem Rechtsmittelverfahren beteiligt 
und demzufolge mußte der Beſchluß auch ihm von 
Amts wegen zugeſtellt werden. (Beſchluß des I. 38. 
vom 10. Mai 1907, Reg. II 32/1907). w 
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B. Strafſachen. 


Tragen verbotener Uniform, Amtskleidung, Amts: 
von njw. (Wach: und Ange ellen der . 8 360 

r. 8 StG Gegen die Angeſtellten der Wach⸗ und 
Schließgeſellſchaft in A. war Anklage auf Grund des 
§ 360 Nr. 8 StGB. wegen unbefugten Tragens einer 
Uniform, gegen den Inſpektor im beſonderen auch wegen 
Tragens eines Offiziersſäbels, eines Portepees und 
einer Offizierskokarde, gegen die übrigen Angeſtellten 
auch wegen Tragens eines Infanterieſeitengewehres, 
einer Kokarde und einer Säbeltroddel erhoben worden. 
Gegen die Wächter war die Anklage noch auf eine 
Uebertretung nach Art. 39 PStGB. und der VO. vom 
19. November 1887, betr. das Verbot des Feilhaltens 
und Führens von Waffen, ausgedehnt worden. Das 
Sch. ſprach alle Angeklagten frei, mit Ausnahme 
des Inſpektors, der einer Uebertretung nach S 360 
Nr. 8 StGB. deshalb für ſchuldig erklärt und in eine 
Geldſtrafe von 3 Mk. genommen wurde, weil er ein 
Offiziersportepee getragen habe. Die Berufung des 
Amtsanwalts wurde verworfen. Auch die Reviſion 
des Staatsanwalts wurde verworfen, ferner wurden 
die vorinſtanziellen Urteile, ſoweit ſie die Verurteilung 
des Inſpektors betrafen, aufgehoben und dieſer frei— 
geſprochen. 

Aus den Gründen: Zunächſt wird im An— 
ſchluß an die bisherige Rechtslehre und Rechtſprechung 
erörtert, daß 8360 Nr. 8 das Bewußtſein der mangelnden 
Berechtigung und demgemäß ein vorſätzliches Handeln 
vorausſetzt. Ueber die einzelnen Tatbeſtandsmerkmale 
der nach § 360 Nr. 8 ſtrafbaren Handlung iſd bemerkt: 
Ob jemand „unbefugt“ eine Uniform oder eine Amts— 
kleidung oder ein Amtszeichen trägt, iſt nach der 
Landesgeſetzgebung zu beurteilen. Ein ausdrückliches 
Verbot, irgend eine Uniform zu tragen, beſteht in 
Bayern nicht, insbeſondere nicht, inſoweit eine Phantaſie— 
uniform in Frage ſteht und nicht eine Uniform, die 
von Angehörigen der bewaffneten Macht oder von 
Beamten des Zivildienſtes getragen wird, oder doch 
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einer ſolchen Uniform zum Verwechſeln ähnlich iſt. 
Daß es ſich hier um Phantaſie⸗Uniformen handelt, iſt 
durch die Strafkammer feſtgeſtellt worden. Ebenſo⸗ 
wenig iſt die Anſchauung der Strafkammer unrichtig, 
daß die von den Angeklagten getragenen Säbel, 
Seitengewehre und Kokarden aus den gleichen Gründen 
keine Amtszeichen waren. Es waren Offiziers pallaſche 
älteren Stils, und alte, zum früheren Werdergewehre 
gehörige abgeſtumpfte Seitengewehre. Die Landes⸗ 
kokarde kann jeder im Beſitz der bürgerl. Ehren⸗ 
rechte befindliche Staatsangehörige tragen. Daß die 
Angeklagten dieſe Gegenſtände abſichtlich gewählt 
Dein um das Publikum irrezuführen, iſt von 
en Inſtanzgerichten nicht feſtgeſtellt worden, wäre 
übrigens auch nicht von Bedeutung, weil, ſoweit be⸗ 
trügeriſche Abſichten mitunterlaufen würden, hierfür 
die Beſtimmungen über den Betrug heranzuziehen 
wären. (Goltd. Materialien Bd. 2 S. 174, 172). Ob 
die von zwei Angeklagten getragenen Achſelſtücke ver— 
botene Amtszeichen waren, weil den Achſelſtücken der 
deutſchen Offiziere ähnlich, kann unerörtert bleiben, 
da die Strafkammer feſtgeſtellt hat, daß der Ange⸗ 
klagte S., bei deſſen Achſelſtücken dies allenfalls in 
rage kommen könnte, in gutem Glauben gehandelt 
at, da er auf eine Anklage wegen Tragens gleicher 
Achſelſtücke hin ſchon einmal rechtskräftig freigeſprochen 
worden war und eine andere obrigkeitliche Beanſtan⸗ 
dung bisher nicht erfolgt war. 

Unrichtig iſt die Annahme der Strafkammer, daß 
das Offiziersportepee ein Amtszeichen, d. h. das Ab⸗ 
zeichen der Befehlsgewalt der deutſchen Offiziere und 
der zum Tragen eines ſolchen berechtigten Unter- 
offiziere ſei. Nach der Entſchließung vom 29. März 
1873 und dem Kriegsminiſterialreſkripte vom 11. April 
1873 (VOBl. Nr. 18) iſt das Dienſtzeichen für alle 
Offiziere die Schärpe, nach dem Kriegsminiſterial⸗ 
reſkripte vom 6. Februar 1897 (VO Bl. S. 25) iſt die 
Schärpe als Dienſtabzeichen, abgeſehen vom Parade— 
und Galaanzug, durch die Feldbinde erſetzt worden. 
Das Portepee iſt nur ein Rangabzeichen und als ſol— 
ches nur ein Teil der Uniform, die nur als Ganzes 
ein Amtszeichen bildet. 

Auch eine Uebertretung der Wächter nach Art. 39 
P StGB. in Verbindung mit der VO. vom 19. No⸗ 
vember 1887 liegt nicht vor. Zunächſt ſchon deshalb 
nicht, weil Seitengewehre, wie dieſe fie trugen, über- 
haupt nicht in 8 1 der VO. unter den verbotenen 
Waffen aufgeführt ſind; ſodann aber, weil ſie auch 
nicht einmal mehr die entfernteſte Aehnlichkeit mit den 
in 8 1 a. a. O. genannten Dolchen, Stiletten und im 
Griffe feſtſtehenden Meſſern beſitzen, da ſie an der Spitze 
und an der Schneide abgerundet worden und infolge— 
deſſen weder zum Stechen noch zum Schneiden ver— 
wendbar ſind. Es kann deshalb auch unerörtert 
bleiben, ob nicht mit Rückſicht auf 8 2 der VO. eine 
ſtrafrechtliche Verantwortung der Wächter auch da— 
durch ausgeſchloſſen wäre, daß ſie das Seitengewehr 
nur zur und während der Ausübung ihres Berufes 
mit ſich geführt haben. (Urt. vom 30. April 1907, 
RevReg. 149,07). Zu eh 
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Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Zu ſammenſtoß eines Einſpännerfuhrwerks mit einem 
Lokalbahnzuge. ($ 1 Haftpfl., Art. 58 AG. 3. BGB.). 
Der Kläger wurde am frühen Morgen im Auguſt mit 
ſeinem Einſpännerwagen auf der Ortsſtraße zu M. 
beim Fahren über das Bahngeleiſe von der Maſchine 
des Lokalzuges der beklagten Eiſenbahngeſellſchaft er— 
faßt; er ſelbſt wurde verletzt, der Wagen beſchädigt. 
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Das LG. hat die Veklagte zum Erſatz der Heilungs- 


koſten und des Sachſchadens verurteilt, im übrigen 
(Erwerbsentgang für mehrere Wochen und Rente bis 
zur Wiederherſtellung der Erwerbsfähigkeit) den 


Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Die Berufung wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Die Haftpflicht der Be⸗ 
klagten entfällt, wenn ſie den alle Zweifel ausſchließen⸗ 
den Beweis erbringt, daß den Kläger ein die eigent⸗ 
liche Urſache des Unfalls bildendes Verſchulden trifft. 
Das BerG. erachtet als alleinige Urſache die mit dem 
Straßenbahnbetriebe verbundene gemeine Gefahr, die 
an der fraglichen Stelle ſehr groß iſt und umſomehr ins 
Gewicht fällt, als trotz des ſtarken Verkehrs zu der 
Zeit, in die der Unfall fiel, entſprechende Vorſichts⸗ 
maßregeln (Aufſtellung eines Wärters, ſtarkes bis zum 
Schrittfahren führendes Bremſen, lang fortgeſetzte und 
weithin hörbare Glocken- und andere Zeichen) nicht 
angeordnet waren. Der Kläger, dem auf die Be⸗ 
nutzung der Straßen und Plätze von M. zu Verkehrs⸗ 
zwecken das nämliche Recht zuſtand, wie der Beklagten, 
hat weder die nach allgemeinen Grundſätzen erforder⸗ 
liche Aufmerkſamkeit eines vernünftigen Menſchen, 
noch diejenige außer acht gelaſſen, die das Publikum 
gegenüber der von A Pe herrührenden Ge⸗ 
fahr zu beobachten hat. Der Kläger wußte, daß um 
die Zeit, als er ſich dem Straßenkreuze näherte, ein 
Zug fällig ſei; die Minute des Paſſierens der einzelnen 
Straßen war ihm unbekannt. Dieſe Kenninis war 
nicht zu verlangen, hätte auch (wegen der häufigen 
Verſpätungen bei Lokal- und Straßenbahnen) keine 
beſondere Bedeutung gehabt. Daraus, daß ihm Ar⸗ 
beiter begegneten, die nach der nahen Halteſtelle ſtrebten, 
konnte der Kläger nichts entnehmen, als was er ſchon 
wußte: Fälligkeit eines Zuges in naher Zeit. Be⸗ 
deutungslos iſt der Hinweis der Beklagten auf die 
dem Kläger zugegangenen Warnungen durch vorüber— 
gehende Perſonen: der Kläger hat die Warnungsrufe 
nicht gehört, die Warnungszeichen nicht verſtanden 
oder nicht richtig ausgelegt. Halten und fragen, wenn 
er die weder auffälligen noch dringlichen Zurufe der 
Begegnenden nicht verſtand, mußte der Kläger nicht. 
Daß er ſelbſt auf ſeinem Wagen eine Anzahl leerer, 
nicht in ſchalldämpfender Weiſe verpackter Fäſſer hatte, 
gereicht dem Kläger nicht zum Vorwurf; das Geräuſch 
der Fäſſer war nicht ſo ſtark, daß es dem allgemeinen 
Straßenlärm gegenüber beſonders in Rechnung kam. 
Der Kläger, dem die ungünſtigen Orientierungsver— 
hältniſſe des Straßenkreuzes bekannt waren, hat ſich, 
als er in die Nähe kam, in einer die Sachlage ent— 
ſprechenden Weiſe in Bereitſchaft geſetzt, ſich etwas 
auf dem Wagen erhoben, die Gangart des Pferdes 
verlangſamt, die Zügel angezogen und nach vorne 
gehorcht. Sah er nun trotzdem den Zug nicht kommen 
und hörte er auch kein Glockenzeichen, ſo durfte er, 
ohne damit die erforderliche Sorgfalt beiſeite zu 
ſetzen, den Uebergang über das Geleiſe unternehmen 
und brauchte nicht auf der Südſeite der Ortsſtraße 
ins Ungewiſſe zu warten; er durfte vielmehr dar— 
auf vertrauen, daß er mit ſeinem ſicheren und ver— 
trauten Pferde den Uebergang noch ungefährdet werde 
bewirken können. Auch als er den — wohl etwas 
zu raſch fahrenden — Zug unmitttelbar vor ſich ſah, 
konnte er nichts anderes tun als er tat, nämlich 
unter gleichzeitigem Haltruf an den Zugführer, zu 
verſuchen, über das Geleiſe vollends hinüberzukommen, 
in deſſen Ueberſchreitung er damals ſchon be— 
griffen war. Den Kläger könnte auch dann kein Vor— 
wurf fahrläſſigen Verſchuldens treffen, wenn der 
Schrecken ſeine Ruhe und Beſonnenheit beeinträchtigt 
hätte. Fehlt es aber an einem Verſchulden des 
Klägers, ſo iſt für irgend eine weitere Unterſuchung 
und Abwägung kein Raum und es trifft die Haft— 
pflicht die Beklagte im ganzen Umfange. (Urt. vom 
12. Juni 1906 1 19.06. Die Reviſion gegen dieſes 
Urteil wurde vom VI. 3. des Reichsgerichts mit Ur— 
teil vom 25. März 1907 zurückgewieſen). 
929 Mitget. von Oberlandesgerichtsrat Lunglmayr in Zweibrücken. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Vollgatter, wefeutlicher Beſtandteil eines Dampf: 
fügewertö? Wirkung der Freigabe eines weſentlichen 
Beſtandteils eines zum Zweck der Zwangsverſteigerung 
beſchlaanahmten Grundſtücks. Die Klägerin (Maſchinen⸗ 
fabrik E.) lieferte unter Eigentumsvorbehalt bis zur 
Zahlung des Kaufſchillings an die Eheleute F. (Be⸗ 


ſitzer eines Dampfſägewerks) ein Vollgatter. Der 
Kaufpreis iſt noch nicht bezahlt. Das Anweſen der 
Eheleute F. wurde im Zwangswege verſteigert. Das 


LG. hatte vorher auf Antrag der Klägerin die Ver⸗ 
ſteigerung des Vollgatters vorläufig eingeſtellt und der 
Beklagte H. — Hypothefgläubiger und betreibender 
Gläubiger — hatte daraufhin durch ſeinen Vertreter 
gegenüber dem Anwalt des Klägers ſchriftlich erklärt, 
daß er auf die Verſteigerung des Vollgatters verzichte. 
Wenige Tage darauf erſteigerte er das Anweſen. Er 
verweigert nun die Herausgabe des Vollgatters, weil 
es weſentlicher Beſtandteil des Dampfſägewerks und 
die Freigabe wirkungslos ſei. Das LG. verurteilte 
ihn zur Herausgabe. Auf Berufung wurde er unter 
Berückſichtigung des auf Erſatz des Wertes des Voll⸗ 
gatters gerichteten vorſorglichen Antrags der Klägerin 
zur Zahlung von 2240 Mk. als dem Wert des Voll⸗ 
gatters zur Zeit des Zuſchlags nebſt Zinſen hieraus 
verurteilt. 

Aus den Gründen: Der Erſtrichter 1 906 
unter Bezugnahme auf Oertmann im Recht 1 
S. 1114 in gewollten Widerſpruch mit der a 
Rechtſprechung des Reichsgerichts. Hierin kann ihm 
nicht gefolgt werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob das Vollgatter zur Herſtellung des Säge⸗ 
werks eingefügt war und daher § 94 Abi. 2 BGB. 
Platz greift, da es ſchon im Sinne des § 93 einen 
weſentlichen Beſtandteil des Sägewerks bildet. Daß 
das Vollgatter für die Dauer ſeiner Verbindung mit 
dem Sägewerk ſeine Selbſtändigkeit als bewegliche 
Sache verloren hat, iſt bei der Art und Weiſe der 
Verbindung nicht zu bezweifeln. Es iſt daher Beſtand⸗ 
teil des Sägewerks. Ein Beſtandteil kann aber nur 
dann nicht Gegenſtand beſonderer Rechte ſein, wenn 
er weſentlicher Beſtandteil iſt (§§ 93, 946 BGB.). 
Die Unterſcheidung zwiſchen weſentlichen und nicht 
weſentlichen Beſtandteilen beruht auf wirtſchaftlichen 
Rückſichten. Durch 
Beſtandteile nicht Gegenſtand beſonderer Rechte ſein 
können, ſoll der nutzloſen Zerſtörung wirtſchaftlicher 
Werte vorgebeugt werden, und es kann die Eigenſchaft 
eines Beſtandteils als eines weſentlichen nicht des⸗ 
halb bezweifelt werden, weil ein Erſatz durch einen 
Gegenſtand von gleicher oder ähnlicher Bedeutung 
möglich iſt. Eine Weſensänderung im Sinne des 
8 93 a. a. O. liegt nicht nur dann vor, wenn das 
Sägewerk als ſolches ſeinen Charakter überhaupt ver⸗ 
liert, ſondern ſchon dann, wenn es durch die Beſeiti⸗ 
gung des Vollgatters eine ſo erhebliche Einbuße in 
ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung erleidet, daß hierin 
nach den Anſchauungen des Verkehrs eine Weſens— 
änderung zu erblicken iſt. (RG. in ZS. Bd. 58 S. 338, 
Bd. 62 S. 406, Bd. 63 S. 171 und 418). Letztere 
Vorausſetzung iſt hier gegeben. 

Außer dem fraglichen Vollgatter, mit dem Stämme 
bis zu 50 em Durchmeſſer geſchnitten werden können, 
iſt im Sägewerk nur noch ein Vollgatter, das aber 
nur Stämme bis zu 28 em Durchmeſſer ſchneidet, und 
ein Horizontalgatter vorhanden, das, wenn es auch 
ſtärkere Stämme ſchneiden kann, doch nur ein Blatt 
hat, und deſſen Benützung deshalb bei nicht edlen 
Hölzern nicht lohnt. Bei Beſeitigung des im Streite 
befangenen Gatters könnte die Dampfkraft nicht aus— 
genützt, könnten ſtärkere Stämme nicht geſchnitten 
werden; das Sägewerk würde im Werte bedeutend 
ſinken, feine Rentabilität würde um ?/s zurückgehen. 
Dieſem erheblichen dauernden Schaden gegenüber tritt 


den Grundſatz, daß weſentliche 


der Wert des Vollgatters mit 2800 Mk. (oder bt 
2240 Mk.) ganz zurück; ſeine Lostrennung wäre ganz 
unwirtſchaftlich. Gemäß § 93, 946 BGB. ift deshalb 
der Beklagte durch den Zuſchlag kraft Geſetzes Eigen⸗ 
tümer des Vollgatters als des weſentlichen Beſtand⸗ 
teils des Sägewerks geworden; ſeine Kenntnis des 
Eigentumsvorbehalts hinderte den Eigentumsübergang 
nicht. (JW. 1904 S. 138, Seuff A. Bd. 59 S. 218). 
Das dingliche Recht der Klägerin iſt damit unter⸗ 
egangen. Dies kann aber nicht zur Abweiſung ihrer 
lage führen; denn ſie beſitzt einen perſönlichen An⸗ 
ſpruch auf Herausgabe des Vollgatters. Die Frei⸗ 
gabe ſchuf einen ſelbſtändigen Verpflichtungsgrund. 
Ihre Annahme iſt außer Streit. Die Erklärung wurde 
nicht einſeitig an das Vollſtreckungsgericht oder den 
Notar gerichtet, um das Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren zu beeinflußen, ſondern an den Gegner. Damit 
wurde bedingungslos das Wegnahmerecht der Klägerin 
vertragsmäßig anerkannt. Die Anerkennung kann 
auch durch einen Vertreter erfolgen, ebenſo wie ſie 
einem Vertreter des Gegners gegenüber erklärt werden 
kann (S8 781, 164 BGB.). Allerdings können 
weſentliche Beſtandteile eines Gebäudes nicht Gegen- 
ſtand beſonderer dinglicher Rechte ſein, es iſt aber 
zuläſſig, daß zwiſchen dem Eigentümer eines Grund⸗ 
ſtücks oder einem Dritten und dem Hypothekgläubiger 
ein Vertrag mit obligatoriſcher Wirkung ge⸗ 
ſchloſſen wird, nach welchem ſich der Hypothekgläubiger 
die Wegſchaffung von Beſtandteilen gefallen laſſen 
muß, die für ſeine . haften. (JW. 1905 
S. 280; Planck, BGB. Bem. 1 Abſ. 2 zu § 93). So 
liegt die Sache hier. Der Beklagte hat ſich ver⸗ 
pflichtet, die Wegſchaffung zu dulden. Hieran wird 
dadurch nichts geändert, daß er ſeine Erklärung zu 
einer Zeit abgegeben hat, als er nur Hypothekgläubiger 
und betreibender Gläubiger war; er hat ſich nicht 
etwa nur in dieſer Eigenſchaft gebunden und iſt nicht 
frei geworden, weil er das Sägewerk nachher erworben 
hat. Da das Vollgatter für die Dauer der Ver⸗ 
bindung mit dem Sägewerk keine bewegliche Sache 
bildet, iſt bei der Weigerung des Beklagten auf Heraus⸗ 
gabe eine Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften 
der SS 883, 890 ZPO. nicht möglich; die Klägerin iſt 
deshalb berechtigt, das Intereſſe a verlangen. ($ 893 
a. a. O.). (Urt. vom 22. April 1907). H. 
950 


Landgericht München J. 


Dauer der Eidespflicht des gefeglicen Vertreters 
nach z 125 KO. Ueber den Nachlaß der Gutsbeſitzers⸗ 
witwe Doris E. war der Konkurs eröffnet worden. 
Erbin war deren einzige Tochter Marg. E., die erſt 
während des Konkurſes volljährig wurde. Der Kon⸗ 
kursverwalter lud ſie zur Leiſtung des Konkurseides, 
worauf ſie die Eidespflicht beſtritt, weil ſie über den 
Stand des Nachlaſſes nur mangelhafte Kenntnis habe. 
Der Verwalter möge ſich an ihren früheren Vormund 
wenden. Das Amtsgericht verwarf den Widerſpruch 
und die Beſchwerde blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Unrichtigkeit der von 
der Beſchwerdeführerin unter Bezugnahme auf Jaeger, 
KO. vertretenen Auffaſſung ergibt ſich ſchon daraus, 
daß folgerichtig auch bei einem Wechſel des Vor⸗— 
munds während des Konkurſes nicht der letzte, ſondern 
der vorletzte Vormund eidespflichtig, im Falle des 
Todes des letztgenannten Vormunds aber ein Schwur— 
pflichtiger überhaupt nicht mehr vorhanden wäre. 
Daß der inzwiſchen volljährig gewordene Mündel 
über den Nachlaßbeſtand möglicherweiſe nicht genau 
unterrichtet iſt, iſt belanglos, weil die Norm des 
§ 807 3PO. auch ſolche Fälle vorſieht, es übrigens 
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Sache des Vormunds geweſen wäre, gelegentlich des 
Eintrittes der Volljährigkeit des Mündels ihm ent⸗ 
ſprechenden Aufſchluß zu erteilen und Sache des 
Mündels, ſich hierbei entſprechend zu erkundigen 
(88 1890, 260 BGB.). (Beſchl. vom 10. Mai 1907; 
Beſchw. R. 246/07). N 
924 a 


Literatur. 


e Dr. Heinrich, Privatdozent der Rechte an 

er Univerſität Bonn. Die Unterlaſſungs⸗ 
pflicht im Bürgerlichen Recht. 388 S. 
München 1906, C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung 
(Oskar Beck). Mk. 10.—. 


L. ſucht die in der ziviliſtiſchen Theorie bisher 
ſo ſtiefmütterlich behandelte Unterlaſſungspflicht von 
Grund aus zu erfaſſen und in ihrer vollen Aus⸗ 
dehnung von allen Seiten zu beleuchten. Seine Ar⸗ 
beit beſchränkt ſich nicht auf die negative Obli⸗ 
gation, ſondern zieht auch die Verpflichtung zur 
Unterlaſſung auf Grund abſoluter Normen in 
den Bereich der Unterſuchung. Der zu den Grund⸗ 
begriffen der Rechtswiſſenſchaft hinabſteigende all⸗ 
gemeine Teil beginnt mit einer volle 14 Seiten 
füllenden Darlegung des Weſens der Rechtsverbote, 
um dann nach Feſtſtellung des Weſens der Unter⸗ 
laſſungspflicht auf mehr als 27 Seiten die Ver⸗ 
pflichtung zum Dulden zu erörtern. In demſelben 
Tempo werden weiter die Unterlaſſung als Leiſtung, 
Rechtsverhältnis und ſubjektives Recht, der Anſpruch, 
der Unterlaſſungsanſpruch aus relativem Recht und 
ſchließlich die Unterlaſſungsanſprüche aus abſolutem 
Recht charakteriſiert. Dann erſt (S. 132) beginnt der 
beſondere Teil. Er behandelt die Entſtehung, den 
Inhalt und die Endigung der Unterlaſſungspflicht, die 
Nichterfüllung der negativen Pflicht und ihre Rechts⸗ 
wirkſamkeit, den Wechſel in der Perſon des Schuldners 
und Gläubigers, Mehrheit von Schuldnern und 
Gläubigern und endlich die Verjährung des Unter: 
laſſungsanſpruchs. Dieſe Inhaltsüberſicht dürfte ſchon 
erkennen laſſen, wie ſehr Lehmann beſtrebt iſt, die 
Anwendbarkeit aller Normen des Obligationenrechts 
durchzuprüfen, deren Anwendung auf die Unterlaſſung 
zu Zweifeln Anlaß geben könnte. Das Buch ſtellt eine 
ſo ſchwere Koſt dar, daß jeder, der nicht gerade ge— 
zwungen iſt, ſich damit zu befaſſen, ihm gern aus 
dem Wege gehen wird. Weniger ermüdend wäre es 
wohl geworden, wenn der Verfaſſer den größten Teil 
der Auseinanderſetzungen mit den Anſichten anderer, 
vielleicht auch die Mehrzahl der Beiſpiele, in An— 
merkungen untergebracht hätte. 

Rechtsanwalt Dr. Böckel, Jena. 


Landmann, Nobert von. Kommentar zur Gewerbe⸗ 
ordnung für das Deutſche Reich. Unter 
Mitwirkung von Dr. Gnftap Rohmer. 5. Auflage. 
1. Band. Einleitung und Gewerbeordnung SS 1 bis 
104. München 1907, C. H. Beckſche Verlagsbuch— 
handlung (Oskar Beck). Gebd. Mk. 14.—. 


Mit Freude werden die bayeriſchen Juriſten aus 
dem Vorworte zur 5. Auflage erſehen haben, daß 
Landmann die Neubearbeitung ſeines hervorragenden 
Kommentars ſelbſt wieder aufgenommen hat. Das 
Werk iſt der zuverläſſigſte Führer durch den nichts 
weniger als leicht zu überſehenden Zuſtand des Ge— 
werberechts. Infolge der forgfältigen Berückſichtigung 
der Landesrechte bietet es ein ſchlechthin unübertreff— 
liches Hilfsmittel, das niemals im Stiche läßt. 

von dei Pfordten. 
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Rhöner, Fritz. Der lachende Juriſt (Homo juridi- 
eus ridens), ein Scherzbuch. E. Pierſons Verlag in 
Dresden. Mk. 1.—. 

Wir haben dieſes harmlos ſcherzhafte Büchlein 
mit Vergnügen geleſen. Die ſatiriſchen Angriffe auf 
das BGB., die es u. a. enthält, find leider nicht un⸗ 
begründet. von der Pfordten. 


Fuld, Dr. Ludwig, Juſtizrat, Rechtsanwalt in Mainz. 
Geſetz, betreffend das Urheberrecht an 
Werken der bildenden Künſte und der 


Photographie. Textausgabe mit Anmerkungen 
und Sachregiſter. Berlin 1907, J. Guttentag, Ver⸗ 
lagsbuchhandlung. (Guttentagſche Sammlung 


deutſcher Reichsgeſetze Nr. 81). Gebd. Mk. 1.—. 


Das Werkchen reiht ſich würdig den in der be⸗ 
liebten Guttentagſchen Sammlung erſchienenen Auf⸗ 
gaben anderer deutſcher Reichsgeſetze an. Der Inhalt 
der Anmerkungen iſt keineswegs nur aus den amt⸗ 
lichen Materialien geſchöpft; auch wer da oder dort 
anderer Meinung iſt als Fuld, wird anerkennen, daß 
ſeine Anmerkungen bei aller Kürze wertvolle Finger⸗ 
zeige für die Anwendung des Geſetzes bieten. E. 


Notiz. 


Der ſchriftliche Verkehr im Heere. Durch eine 
Bekanntmachung des Kriegsminiſteriums vom 6. Juni 
1907 werden neue Vorſchriften für den ſchriftlichen 
Dienſtverkehr der Militärbehörden eingeführt (VOBl. 
des Kriegsminiſteriums Nr. 15 S. 149 ff.). Für den 
ſchriftlichen Verkehr zwiſchen Zivil⸗ und Militär⸗ 
behörden, zwiſchen Zivilbehörden und Militärperfonen 
und zwiſchen Militärbehörden und Privatperſonen 
gelten die neuen Vorſchriften nicht, vielmehr bleiben 
hierfür die Vorſchriften in der Bekanntmachung der 
Zivilſtaatsminiſterien Nr. 9768 vom 28. April 1901 
maßgebend (vgl. die weitere Bekanntmachung Nr. 9768 
vom 28. April 1901, GVBl. S. 393). Im großen 
und ganzen gleichen jedoch die neuen Vorſchriften 
denen, die für die Zivilbehörden gelten. Mehrere 
Verſchiedenheiten find beſeitigt. Die fog. innere Adreſſe 
ſoll z. B. jetzt unmittelbar unter die Bezeichnung der 
abſendenden Stelle zu ſtehen kommen, nicht mehr auf 
die untere Seite des Bogens. Die Bezugnahme auf 
den „Betreff“, die Aufzählung der Beilagen und die 
Angaben über den veranlaſſenden Einlauf werden 
aus dem Texte ausgeſchieden und auf die linke Hälfte 
der erſten Seite verwieſen, wie es auch für den Ver⸗ 
kehr der Zivilbehörden vorgeſchrieben iſt.“) Die Unter- 
würfigkeitsformeln find künftighin zu unterlaſſen (S 6 
Abſ. 1); damit kommt endlich auch das fürchterliche 
„ hochgeneigteſt“ zu Fall. 

Da die neuen Vorſchriften denen der Zivilſtaats⸗ 
miniſterien in allen weſentlichen Punkten angepaßt 
ſind, werden wir künftig in Bayern eigentlich nur 
noch eine Form des ſchriftlichen Dienſtverkehrs haben 
und zwar erfreulicher Weiſe eine einfache, von allen 
umſtändlichen Floskeln befreite Form, die den Be— 
dürfniſſen der Gegenwart entſpricht. 


) Leider werden von dieſen die veralteten Einleitungsformeln 
noch immer ſebr häufig gebraucht. Es wäre böchſte Zeit, daß unſere 
Juſtlzbebörden — vor allem die Amtsvorſtände — ſich endlich einmal 
die Bekanntmachung vom 28. April 1901 genauer anſehen. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 


K. Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d. Juſtiz. 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) in München. 


Druck von Dr. Franz Paul Datterer & Cie., G. m. b. H., Freiſing. 


Ur. 14. 


Herausgegeben von Verlag von 


0 
. lag 
Th. von der Pfordten In ll EIN 2. Schweitzer Ver 
K. Landgerlchtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Zellier) 


Staatsminiſterlum der Juſtiz. in München, Lenbachplatz 1. 
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f Urteilstenor ausdrücklich auszuſprechen? — Auch 
5 Uuterſuchungshaſt . : „hier geht die Behandlung in der Praxis aus: 
bei leberweiſung an die Landespolizei.) einander 
Von | Die Prozeßordnung enthält eine Beſtimmung 
Landgericht? » Direktor Seidenſchwarz in Aſchaffenburg. darüber, daß von Amts wegen die Anordnung 
PR C . oder Fortdauer der Unterſuchungshaft zu beſchließen 
Sehr häufig wird in Fällen, in welchen die ſei, nur in § 205 Abſ. 2; die Beſchlußfaſſung 
Ueberweisung an die Landespolizei gemäß 8 362 hierüber hat mit der Beſchlußfaſſung über die 
Abſ. 2 StGB. in Frage kommt, nicht wegen der Eröffnung des Hauptverfahrens Hand in Hand 
erkannten Freiheitsſtrafe, ſondern nur wegen der zu gehen. Außerdem iſt aber immer und zwar, 
Ueberweiſung das Rechtsmittel der Berufung ein: wenn möglich, ſofort Beſchluß zu faffen, wenn 
gelegt und zwar entweder vom Angeklagten mit nach $ 123 StPO. der Haftbefehl — die Rede 
der Begründung, daß mit Unrecht auf Ueber⸗ ift hier von dem Haftbefehl nach Erhebung der 
weiſung erkannt, oder vom Staatsanwalt, weil öffentlichen Klage — aufzuheben iſt, nämlich, wenn 
trotz der geſetzlichen Grundlage hierfür der Anz der in dem Haftbefehl angegebene Grund weg⸗ 


trag auf Ueberweiſung abgelehnt worden iſt. gefallen iſt oder wenn der Angeſchuldigte frei⸗ 
Wie ſteht es in dieſen Fällen beim Vorliegen geſprochen oder außer Verfolgung geſetzt wird. 
eines Haftbefehles mit der Unterſuchungshaft, ins- Hält man die Beſtimmungen in den erwähnten 
beſondere im Hinblick auf 8 123 StpO.? Da 83 205 II und 123 mit der Tatſache zuſammen, 
in der Praxis dieſe ſehr häufig auftretende Frage daß eine gleiche Beſtimmung wie in § 205 Abſ. 2 
durchaus nicht gleichmäßig behandelt wird, dürfte für den Inhalt des Urteils nicht beſteht, ſo ge⸗ 
ſich ihre eingehendere Beſprechung rechtfertigen: langt man zu dem folgerichtigen Schluß, daß im 
Betrachten wir zunächſt Urteil ein Ausſpruch dahin, daß der Haftbefehl 
a) den Fall. daß neben der Verurteilung des aufrecht erhalten oder Fortdauer der Unterſuchungs⸗ 
Angeklagten zur Freiheitsſtrafe auf Ueberweiſung haft angeordnet wird, nicht veranlaßt oder gar 
erkannt worden iſt. . | geboten iſt. Selbſtverſtändlich ſteht nichts ent: 
Hier iſt der Haftbefehl regelmäßig aufrecht zu gegen, die Gründe der Nichtaufhebung des Haft: 
erhalten — ſelbſt dann, wenn die erkannte Frei⸗ befehls in den Urteilsgründen kurz zu erörtern. 
heitsſtrafe als durch die erlittene Unterſuchungs⸗ Es ergibt ſich daraus aber auch die weitere Fol⸗ 
haft für verbüßt erklärt wird. Der Haftbefehl gerung, daß der Haftbefehl bis zu feiner aus: 
iſt eine ſtrafprozeſſuale Maßregel, welche den Zweck | drücklichen Aufhebung in Kraft bleibt mit der 
hat, die Durchführung des Verfahrens und zwar Einſchränkung jedoch, daß der Haftbefehl ſtill⸗ 
nicht nur wegen der Hauptſtrafe, ſondern auch ſchweigend — kraft Geſetzes — dann wegfällt, 
wegen der Nebenſtrafe und des Strafvollzuges zu wenn er ſeinen Zweck vollſtändig erfüllt hat, ſo 
ſichern. Es beſteht deshalb für den geſetzten Fall wenn der Verurteilte im Anſchluß an die Unter⸗ 
kein Bedenken, den Haftbefehl ſolange aufrecht zu ſuchungshaft zur ſofortigen Strafverbüßung über⸗ 
erhalten, bis das gerichtliche Verfahren auch in führt wird. Durch den Eintritt der Strafhaft 
Anſehung der Nebenſtrafe, d. i. der Ueberweiſung wird die Unterſuchungshaft ausgeſchloſſen und der 
des Verurteilten an die Landespolizei, rechtskräftig Haftbefehl kraft Geſetzes hinfällig. (Holtzendorff, 
erledigt iſt. (Löwe Note 6 zu § 112 StPO.; Handbuch des deutſchen Strafprozeßrechts 1. Bd. 
. 5 zu 5 113 a. a. O.). Abt. 7 S. 359). 
In welcher Form hat die Aufrechthaltung des b . 
Soft zu gelhen® 55 Je enen n | nah ig Ste len cn l 


. Landespolizei aber abgelehnt, ſo bleibt, von be— 


88 112 ff., 123 StPO. und 8 362 Abſ. 2 StGB. 
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ſonderen Umſtänden abgejeben, welche die Auf: Rede ſein, weil der neue Haftbefehl ja auf Grund 
hebung des Haftbefehls nach § 123 StpO. jederzeit einer veränderten Sachlage ergeht. Dagegen 
erheiſchen können, der Haftbefehl beſtehen, um den ſpricht die ratio des $ 123 Abſ. 2 StPO. dafür, 
Vollzug der Freiheitsſtrafe zu ſichern. Er: daß auf Grund anderweitiger rechtlicher 
greift aber der Amtsanwalt wegen der Nicht: Beurteilung die Erlaſſung eines neuen Saft: 
überweiſung das Rechtsmittel der Berufung, ſo befehls nur gleichzeitig mit dem auf Ueber— 
entſteht von dem Augenblicke an, in dem die Frei- weiſung erkennenden Urteile 2. Inſtanz zuläſſig 
heitsſtrafe in Vollzug geſetzt wird, die Frage nach iſt. Wie im Falle der Freiſprechung die Berufung 
dem ferneren Schickſale des Haftbefehls. des Staatsanwalts die Freilaſſung des Angeklagten 
Es iſt mir ein Fall aus der Praxis bekannt, nicht verzögern darf, ſo vermag auch die nur 
in welchem der Staatsanwalt bei dem Berufungs- gegen die Ablehnung der Ueberweiſung gerichtete 
gerichte mit Rückſicht darauf. daß die erkannte Berufung des Staatsanwalts, vorausgeſetzt, daß 
Freiheitsſtrafe noch vor der Verhandlung über die die tatſächlichen Verhältniſſe die gleichen ſind, die 
wegen Nichtüberweiſung an die Landespolizei ein- Aufrechthaltung des bisherigen oder die Erlaſſung 
gelegte Berufung zu Ende ging, den Antrag ge- eines neuen Haſtbefehls nicht zu rechtfertigen. 
ſtellt hat, einen neuen Haftbefehl zu erlaſſen, die Die Anſichten der Kommentatoren gehen hierin 
Strafkammer aber Beſchluß dahin erlaſſen hat, allerdings auseinander. (Vgl. Löwe Note 7 zu 
daß der frühere Haftbefehl, weil nicht aus: | 123 und die dortigen Zitate). 
drücklich aufgehoben, noch zu Recht beſtehe d) Ob von der Ueberweiſung Gebrauch ge— 
und ein Grund zu ſeiner Aufhebung um ſo weniger macht werden ſoll, darüber entſcheidet die Landes— 
beſtehe, als das Urteil noch in einem tief ein- polizeibehörde, in Bayern die Diſtriktspolizeibehörde. 
ſchneidenden Punkte mit Berufung angefochten ſei, Das dabei zu beobachtende Verfahren iſt in der 
jo daß die Fortdauer der Unterſuchungshaft hier- Miniſterialbekanntmachung vom 28. März 1891 
wegen auch nach erſtandener Strafe noch in Be: | (JM Bl. S. 65 ff.) mit Juſtizminiſterialbekannt⸗ 
tracht komme. Dieſer Fall zeigt ſo recht die Ver- machung vom 8. März 1901 (JMBl. S. 282, 
ſchiedenheit der Meinungen in der aufgeworfenen 283) geregelt. Iſt das gerichtliche Strafverfahren 
Frage. Der Antrag des Staatsanwalts iſt von rechtskräftig erledigt, ſo iſt, wie ſchon erwähnt, 
der zutreffenden Vorausſetzung ausgegangen, daß für die Unterſuchungshaft kein Raum mehr. Er— 
der frühere Haftbefehl hinfällig geworden war. gibt ſich nach dieſem Zeitpunkte die Notwendigkeit, 
(Vgl. die Ausführungen oben unter a) am Ende). den Verurteilten zur Vollziehung der Nachhaft 
Er war aber, da in der Sachlage eine Aenderung feſtzuhalten, ſo bleibt die dann erforderliche Maß— 
gegen früher nicht eingetreten war, ebenſo un- regel — Polizeihaft — der Polizeibehörde über: 
begründet wie der Beſchluß der Strafkammer un- laſſen. Sie wird regelmäßig einzutreten haben 
zutreffend. Zur Sicherung des Vollzuges der entweder im unmittelbaren Anſchluß an den Straf— 
Freiheitsſtrafe war ein Haftbefehl nicht mehr ge: | vollzug oder wenn die Strafe bereits vollzogen iſt, 


boten und was die Erledigung des Strafverfahrens | bevor der Ausſpruch wegen der Ueberweiſung rechts— 
bezüglich der Frage der Ueberweiſung an die Landes- kräftig geworden iſt, mit der Rechtskraft des letz⸗ 
polizei anlangt, jo ſtand die in $ 123 StPO. teren Ausſpruchs, weil mit dieſem Augenblicke die 
zum Ausdruck gebrachte Abſicht des Geſetzes der | Unterſuchungshaft von Rechts wegen zu beſtehen 
Erlaſſung eines neuen und der Aufrechthaltung aufhört. 
des bisherigen Haftbefehls entgegen. 
Im Anſchluß hieran drängt ſich die Frage auf: 
e) Kann im Falle b) nach Verbüßung der 
Freiheitsſtrafe mit Rückſicht auf die vom Amts— 
anwalt wegen der Nichtüberweiſung eingelegte Be— | 


Zur Lehre vom Jechte der perſöulichkeit. 


f ft heſ 10 f Von Ludwig Kunkel, Rat am Oberſten Landesgerichte. 
rufung neuer Haftbeſehl erlaſſen werden? N 8 ' ndesger 


Dieſe Frage iſt zu bejahen 1. für den Fall. Im Bd. 70 S. 271 der Blf RA. findet ſich 
daß vom Berufungsgerichte unter Aufhebung des die Mitteilung von einem Urteile des OLG. 
erſtinſtanziellen Urteils auf Ueberweiſung erkannt München vom 4. März 1905, in dem der Satz 
wird, und 2. für den weiteren Fall, daß im ausgeſprochen iſt, daß „das allgemeine Perſönlich— 
Laufe des weiteren Verfahrens die Sachlage tat- keitsrecht, welches gewöhnlich als Recht am eigenen 
ſächlich ſich ſo ändert, daß nunmehr für die Bilde bezeichnet wird und welches dem Abgebildeten 
Ueberweiſung und im Zuſammenhang damit auch (Urbild) ein Unterſagungsrecht gegen unbefugte 
für die Erlaſſung eines neuen Haftbefehls hin- Nachgeſtaltung ſeiner Perſon gewähren ſoll, im 
reichend Anlaß gegeben iſt. Hierzu iſt nicht nur Rechte nicht anerkannt und daher für die Geſetzes— 
das Berufungsgericht, ſondern ſolange die Sache anwendung nicht verwertbar iſt“. Dieſe Ent— 
noch nicht an dieſes gelangt iſt, auch das Ge- ſcheidung, die ſeinerzeit nicht unberechtigtes Auf— 
richt 1. Inſtanz zuſtändig; von einem dadurch ſehen erregte, ſcheint ohne Weiteres die Rechtskraft 
geſchaffenen Widerſpruch des Untergerichts mit erlangt zu haben; wenigſtens iſt eine Reviſions— 
ſeiner früheren Entſcheidung kann deshalb keine entſcheidung nicht bekannt geworden. Die erwähnte 
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Mitteilung gibt Anlaß zur Erörterung der Frage, 
ob und in welchem Umfange das „Recht der Per⸗ 
ſönlichkeit“ zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. 
in der Rechtslehre und in der Rechtſprechung an⸗ 
erkannt war und deshalb im Hinblick auf die 
Art. 32, 55 EG. z. BGB. neben dieſem fort⸗ 
dauernde Geltung in Anſpruch nehmen darf und 
ob man im Jahre 1905 wirklich noch mit Grund 
behaupten konnte, das Rechtsgebilde ſei ein „un⸗ 
fertiges“. Denn das Beſtehen eines außergeſetz⸗ 
lichen Rechtsſatzes könnte ſelbſtverſtändlich nicht 
dadurch in Frage geſtellt werden, daß die Theorie 
auch ſeine formelle geſetzliche Anerkennung und 
Ausgeſtaltung fordert. 

Trotz des bekannten Antagonismus der Haupt⸗ 
vertreter der hiſtoriſchen Schule hatte die Rechts⸗ 
lehre ſchon ſeit geraumer Zeit erkannt und feſt⸗ 
geſtellt, daß es Individual-Rechte der Perſon gibt, 
die weder im Familien⸗, noch im Vermögensrechte 
ihre Stelle finden können. Von den Romaniſten 
ſeien folgende genannt: Puchta, Ihering, 
Arndts, Windſcheid, Dernburg, Regels- 
berger, — von den Germaniſten Gerber, 
Gierke, Gareis und — last not least — 
als zu beiden Kategorien gehörend — Kohler. 
Mögen auch die Verſuche der Konſtruktion dieſes 
beſonders gearteten ſubjektiven Rechtes oder In⸗ 
begriffs von ſubjektiven Rechten anfänglich ver⸗ 
fehlt geweſen!), mag ferner auch die jetzt noch 
nicht allſeitig aufgegebene Bezeichnung dieſes Rechtes 
als eines ſolchen „an der eigenen Perſon“ nicht 
ganz paſſend ſein, die Exiſtenz eines den Rechts⸗ 
ſchutz genießenden Individualrechtes, das man mit 
der herrſchenden Lehre am beſten als das „Recht 
der Perſönlichkeit“ bezeichnet,) iſt längſt aner⸗ 
kannt und mit gutem Grund konnte Kohler 
im Jahre 1903 jagen, daß an dem Perſönlich— 
keitsrechte ſelbſt nur von wenigen mehr gezweifelt 
werde.) Wie wäre es denn, wenn der $ 12 des 
BGB. fehlte, wie ja auch in der Tat der erſte 
Entwurf ihn gar nicht enthielt? Das Namen: 
recht als ein „Stück der Rechtsperſönlichkeit“ war 
im gemeinen, preußiſchen und franzöſiſchen bürger⸗ 
lichen Rechte als ein den Zivilrechtsſchutz ge: 
nießendes beſonderes Recht anerkannt, obwohl 
weder die Quellen des gemeinen Rechtes, noch das 
Allgem. Preuß. Landrecht noch der Code civil 
Normen hierüber aufgenommen hatten.“) Auch 


1) Unger, Syſtem der allgem. öſterr. Privatrechts 
1. Bd. 5. Aufl. (1856— 1891) Bd. 1 8 60 Anm. 5 S. 506 
hatte dieſe Konſtruktion eine unzuläſſige Subjekt-Objekti⸗ 
vierung genannt. 

) Krainz-Ehrenzweig, Syſtem des öſterr. 
allg. Privatrechts bezeichnen es als „Recht der per— 
ſönlichen Freiheit“ (Bd. 188 28, 31 S. 83 ff. 93). 
Aehnlich Bérard (bei Prager, Das Recht am eigenen 
Bilde 1903 S. 3, 4), „les droits, qui ont pour fonction 
immediate et speciale de garantir la liberté et 
la dignité de la personne“. 

3) Das Eigenbild im Recht S. 5. 

) Die Entſcheidungen für das gemeinrechtliche Gebiet 
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Planck (BGB.) erkennt an, daß das Namen: 
recht „auf der Perſönlichkeit“ beruht und daß der 
8 12 nur die bisherige Rechtsentwicklung abge⸗ 
ſchloſſen hat.) Aber auch der § 22 des Kunſt⸗ 
ſchutzgeſetzes hat nur eine länger dauernde Ent⸗ 
wicklung abgeſchloſſen. Ein Grundſatz, der ur: 
ſprünglich ſchon vom Rechtsgefühl erfordert war, 
hatte ſich allmählich zum Rechtsbewußtſein im 
Volke ausgebildet, die Notwendigkeit ſeiner recht⸗ 
lichen Geltung war erkannt und damit das Rechts⸗ 
gebilde ein „fertiges“ geworden. Hätten doch 
ſicherlich auch die Römer, wenn ihnen die verviel⸗ 
fältigenden Künſte und namentlich die Photo- 
graphie ſchon bekannt geweſen wären, gegen Ver⸗ 
letzungen auch dieſes Rechtes der Perſon die 
a. injuriarum gegeben. Den Streit über die 
Zuläſſigkeit einer analogen Anwendung des 8 12 
BGB. auf das Recht am eigenen Bilde hätte 
man ſich alſo erſparen können.“) Die deutſch⸗ 
rechtliche und die ausländiſche Theorie hatte ſich 
denn auch ſchon vor dem oben erwähnten Zeitpunkte 
in einer Reihe von Sonderabhandlungen mit der 
Darſtellung des Rechtes am eigenen Bilde be- 
faßt. Die Rechtslehre zog dabei nur die Kon⸗ 
ſequenzen aus der feſtſtehenden Lehre vom Per⸗ 
ſönlichkeitsrechte, anfänglich freilich noch mit teil⸗ 
weiſe irrgehender Begründung. Bezüglich des 
Kardinalpunktes aber, der Frage nämlich, ob die 
öffentliche Verbreitung oder Ausſtellung eines 
Bildniſſes ohne Einwilligung des Abgebildeten 
widerrechtlich ſei, wurde ausnahmslos die bejahende 
Anſicht vertreten.) Nur in Nebenfragen, insbe⸗ 
ſondere hinſichtlich der vom Prinzip zu machen: 
den Ausnahmen, über deſſen notwendige Einſchrän⸗ 
kungen die Anſichten nicht völlig übereinſtimmten. 
Die deutſche Rechtſprechung hat ſich allerdings 
nur in wenigen Entſcheidungen, „zögernd und 
taſtend“, zum Teile mit ſehr anfechtbarer Be⸗ 


4. November 1861, Entſch. 46, 193; Urteil des Pariſer 
Kaſſationshofs vom 17. November 1891 bei Sirey Récueil 
p. 25 bis 29, Arch. f. bürgerl. Recht 5, 77 ff., (Kohler) 
6, 307 ff. (Fiſcher). 

1) A. M. Ramdohr im Gruchoͤts Beiträgen 43, 
1 ff., der das Perſönlichkeitsrecht wie überhaupt nicht, 
ſo auch nicht als Grundlage des Namenrechts des 
BGB. gelten laſſen will. Er verwechſelt das Intereſſe 
an der Geltendmachung des Rechtes, das allerdings in 
der Regel ein familienrechtliches ſein wird, mit der Natur 
des abſoluten Rechtes und ſeinem Grunde. 

2) S. auch Th. Oſterrieth, Bemerkungen zum 
Entw eines Geſetzes betr. das Urheberrecht an Werken 
der bildenden Künſte uſw. 1904 S. 144. 

>, Ihering, Jahrb. f. Dogmatik Bd. 23 S. 318 ff. 
(1885); Keyßner, Das Recht am eigenen Bilde (1896); 
Gareis, DJZ. 1902 S. 412 ff; Olshauſen bei 
Gruchot, Beiträge 46 (1902) S. 492 ff.; Cohn. Neue 
Rechtsgüter (1902) S. 39 ff., 40 Text u. Anm. 2; Prager, 
Das Recht am eigenen Bilde (1903); Kohler, Das 
Eigenbild im Recht (1903). Ueberſichtlich Schneickert, 
Schutz der Photographien uſw. (1903) S. 102, 100 ff.; 
Verhandlungen des 26. Deutſchen Juriſtentags Bd. 1 
S. 1 bis 17, S. 72 bis 85. (Gutachten von Gareis und 
Keyßner). Ricca-Barberis, Sul contennto del diritto 


ſind bekaunt; dazu Erk. des preuß. Obertribunals vom al nome e del diritto all' immagine, Napoli 1905, 11 p. 
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gründung vernehmen laſſen. Dagegen hatte die 
ausländijche, insbeſondere die franzöſiſche Judikatur 
die Frage längſt in dem oben vertretenen Sinne 
entſchieden. 

Wie alſo der 8 12 BGB. nicht neues Recht 
geſchaffen hat, jo hat auch der § 22 des Kunſt⸗ 
ſchutz G., der fi eigentlich als eine Novelle zum 
BGB. darſtellt, nur die bisher in der Rechts⸗ 
lehre anerkannten Grundſätze über das Recht am 
eigenen Bilde als einer beſonderen Art des Perſön⸗ 
lichkeitsrechtes aufgenommen, das ungeſchriebene 
Recht in formal gültiges Geſetzesrecht umgewandelt. 
Dies gilt ſogar vom § 23 des Geſetzes, da ſein 
weſentlicher Inhalt bisher ſchon überwiegend von 
der Theorie anerkannt war (Keyßner, Gareis, 
Cohn, Prager). Eine Frage indes, die ſchon 
nach bisherigem Rechte nicht zweifelfrei, auch nicht 
genügend erörtert war, wird auch nach künftigem 
Rechte beſtritten ſein. Meiſtens wurde nur der 
Fall der unbefugten Verbreitung und Zurſchau⸗ 
ſtellung des Bildniſſes behandelt, weit ſeltener der 
Fall der unbefugten Handlung des Abbildens. 
Offenbar betrifft auch der § 22 des erwähnten 
Geſetzes nur den Fall, daß die Abbildung mit 
Wiſſen und Willen des Abgebildeten geſchehen iſt, 
wie fie ja bei photographiſchen Aufnahmen, in 
der Regel wenigſtens, ſogar nur auf ausdrückliche 
Beſtellung hin erfolgt.) Es fragt ſich alſo, ob 
eine ſolche Abbildung, die „heimlich“, d. h. ohne 
Wiſſen und Willen des Abgebildeten erfolgt, 
(Schnellmaler!-Kodak!) ſchlechthin eine Verletzung 
des Perſönlichkeitsrechtes begründet oder nur unter 
gewiſſen beſtimmten Vorausſetzungen, insbeſondere 
nur dann, wenn ſie in ehrverletzender Art oder 
Form geſchieht. Man wird die Frage bejahen 
oder verneinen müſſen, je nachdem man ein be: 
rechtigtes Intereſſe des Abgebildeten daran bejaht 
oder verneint, daß Eigentum oder Beſitz eines 
anderen an dem Bildnis nicht beſteht. Fertigt 
jemand z. B. heimlich die Photographie einer 
von ihm beſonders hochgeſchätzten Perſon in natur: 


getreuer und anſtändiger Form, nur um ſich an 


deren Anblick zu erfreuen, bewahrt er ſie vor den 
Blicken anderer, hütet er ſie gleichſam, wie ſein 
Geheimnis, dann wird man kaum ſagen können, 
er begehe eine injuria gegen die abgebildete Perſon. 
Jedenfalls wird es am rechtlichen Intereſſe des 
Abgebildeten fehlen, daß dem Bildner der Beſitz 
entzogen wird — ganz abgeſehen davon, daß ein 
Anſpruch auf Herausgabe wohl nicht zu begründen 
ſein würde, da der Abgebildete nicht Eigentümer 
des Bildes geworden ift.) Wäre aber das Bild 


1) Dies iſt die ausgeſprochene Abſicht des Geſetz— 
gebers; ſiehe die Begründung zu den 83 22, 23 des 
Geſetzentwurfs; Reichstags⸗ Verhandlungen 11. Legis⸗ 
laturperiode II. Seſſion 1905 06. 2. Anlagen band. S 9 1540. 

2) Nur vom Beſteller des Bildes läßt ſich ſagen, 
daß er einen Anſpruch auf Herausgabe des Abbildes 
hat, bei dem photographiſchen Bildnis auch in Anſehung 
des Negativbildes (Werkvertrag. Eigentumserwerb des 
Beſtellers an dem fertigen Bildnis). 


N 
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nur zu beſonderen Zwecken nicht naturgetreu, 
ſondern in entſtellter Form (um eine Karikatur 
oder Nudität herzuſtellen), oder wenigſtens nicht 
nach der gewöhnlichen äußeren Erſcheinungsform, 
oder zwar wahrheitsgemäß und nach der regel⸗ 
mäßigen Erſcheinung des Abgebildeten gefertigt, 
ſollte aber vom Bildner dabei der Zweck verfolgt 
ſein, den Anſchein zu erwecken, als beſtünden 
zwiſchen ihm und der abgebildeten Perſon be⸗ 
ſondere wenn auch nicht gerade moral widrige 
Beziehungen, macht der Bildner dann wenn auch 
nur durch Vorzeigen im Freundeskreiſe vom Bildnis 
Gebrauch, ſo wird das rechtliche Intereſſe des Ab⸗ 
gebildeten, durch Richterſpruch feſtſtellen zu laſſen, 
daß die angedeuteten oder zu vermutenden Be⸗ 
ziehungen nicht beſtehen, gewiß nicht zu beſtreiten 
ſein. Die Klage könnte dann jedenfalls auf 
Unterlaſſung des weiteren Gebrauchs, wohl aber 
auch auf Herausgabe zum Zwecke der Vernichtung 
geſtellt werden, da in dieſem Falle die Reſti⸗ 
tutionspflicht (BGB. § 249) Platz greift.“) 

Hiernach behält die Frage, ob nach dem bis⸗ 
herigen Rechte eine ohne Erlaubnis des Ab⸗ 
gebildeten erfolgte Abbildung, Verbreitung oder 
Zurſchauſtellung eines Bildniſſes widerrechtlich 
iſt, bezüglich aller ſolcher vor dem 1. Juli 1907 
begangenen Handlungen — ganz abgeſehen vom 
9 54 des Geſetzes — noch praktiſche Bedeutung. 

Sollte nun mit der formal geſetzlichen An⸗ 
erkennung des Perſönlichkeitsrechtes nach zweien 
ſeiner Aeußerungen ſein Anwendungsgebiet er⸗ 
ſchöpft, der Kreis der im deutſchen bürgerlichen 
Rechte anzuerkennenden Perſönlichkeitsrechte ge⸗ 
ſchloſſen ſein? Mit nichten. 

Eine beſondere Bedeutung gewinnt das Per⸗ 
ſönlichkeitsrecht zunächſt weiter in Anſehung des 
Rechtes an Briefen. Sehr häufig wird die 
Frage nur dahin geſtellt, wem das Eigentum 
am Briefe zuſteht. Dieſe Frageſtellung iſt ver⸗ 
fehlt. Nur darum kann es ſich handeln, wem 
die Verfügung in Anſehung des Inhalts des 
Briefes oder einer Sammlung von Briefen des⸗ 
ſelben Verfaſſers zukommt. Dies kann der 
Eigentümer des Briefes,“) es kann aber auch ein 
underer ſein, insbeſondere der Inhaber eines Ur: 
heberrechts. Die Geltendmachung des Per: 
ſönlichkeitsanſpruchs gegenüber der Ver— 


1) Die engere Auffaſſung vertreten v. Blume in 
der Zeitſchriſt „Das Recht“ VII (1903) S. 113 ff. und 
die wenigen bekannt gewordenen die Frage berührenden 
S ſiehe insbeſondere noch Olshauſen a. a. O. 
S. 506 ff. 


9 Der frühere Streit darüber, ob der Adreſſat 
(Empfänger, Deſtinatär) unter allen Umſtänden Eigen— 
tümer des Briefes — ohne Unterſcheidung nach ſeinem 
Inhalt — oder nur in Anſehung ſolcher Briefe wjrd, 
deren Inhalt ſich nicht zum Gegenſtand eines Urheber— 
rechtes eignet, ein Streit, der namentlich auch in der 
franzöſiſchen Rechtslehre lebhaft geführt wurde (Paris 
p. 77 5 f. in der noch anzuführenden Schrift), hat durch 
den § 2 des LiteraturſchutzG. vom 19. Juni 1901 ſeine 
praktiſche Bedeutung verloren. 


letzung eines Rechtes an Briefen fällt alſo fort, 
wenn der Brief dem Urheberrechte unterſteht, der 
Brief als Schriftwerk im Sinne des Geſetzes vom 
19. Juni 1901 zu erachten iſt, weil er ein eigen⸗ 
artiges geiſtiges Erzeugnis ſeines Verfaſſers bildet. 
Ob er dies iſt und ſeiner Zweckbeſtimmung nach 
ſein ſoll, wird ſich meiſtens aus deſſen Inhalt 
ohne weiteres ergeben, falls nicht ohnehin der 
Wille des Verfaſſers erklärt oder aus den Um⸗ 
ſtänden zu entnehmen iſt. Man denke ins⸗ 
beſondere an die Korreſpondenz zwiſchen Gelehrten, 
Schriftſtellern, Künſtlern, Politikern über Gegen⸗ 
ſtände ihrer Wiſſenſchaft, Kunſt oder öffentliche 
Angelegenheiten. Der Brief kann aber auch ge= 
miſchten, d. h. vertraulichen Inhalts ſein und 
gleichzeitig von einem ſolchen, bezüglich deſſen ein 
Urheberrecht möglich iſt. Dies iſt z. B. der Fall 
bei dem Briefwechſel zwiſchen befreundeten Staats⸗ 
männern, die ihre Familien- und ſonſtige intime 
Angelegenheiten behandeln, daneben aber auch hoch⸗ 
politiſche Tagesfragen erörtern. Hier wird es 
darauf anzukommen haben, was vorwiegend der 


Inhalt der Briefe und der Zweck ihrer Verfaſſer 


war, ob dieſe insbeſondere auch die ſpätere Ver⸗ 
öffentlichung in den Kreis ihrer Erwägung gezogen 
haben. Handelt es ſich dagegen um Briefe, deren 
Inhalt nur vertraulicher d. h. die Allgemeinheit 
nicht intereſſierender Natur iſt und ſein ſoll, wie 
es beim Briefwechſel zwiſchen „ 
Freunden und guten Bekannten regelmäßig der 
Fall iſt, ſo verletzt der Adreſſat und Empfänger, 
ſowie jeder andere, in deſſen Beſitz der Brief, 
wenn auch auf rechtmäßige Weiſe gelangt iſt, da⸗ 
durch, daß er den Inhalt des Briefes unbefugt 
veröffentlicht oder auch nur Dritten mitteilt, das 
Individualrecht des Verfaſſers an ſeiner Geheim— 
ſphäre, das eben nur ein Ausfluß des Perſönlich⸗ 
keitsrechtes ift, und löſt deſſen Anſpruch auf Rechts⸗ 
ſchutz aus. Was hier von Briefen geſagt iſt, gilt 
ſelbſtverſtändlich auch von anderen Schriftſtücken, 
die ihrer Natur nach nicht für die Oeffentlichkeit 
beſtimmt find. Nicht zu billigen iſt die Meinung,“ 
daß für den Adreſſaten und Empfänger eines 
Briefes vertraulichen Inhalts eine Pflicht zur 
Geheimhaltung nur beſtehe, wenn dieſe mit dem 
Verfaſſer oder Abſender ausdrücklich oder ſtill— 
ſchweigend vereinbart war. Wer meine durch die 
Natur des Briefinhalts gerechtfertigte Erwartung 
der Geheimhaltung täuſcht, wer mein Vertrauen 
durch Mitteilung an Dritte oder gar durch Ver— 
öffentlichung mißbraucht, der mißachtet eben 
mein Recht der Perſönlichkeit und verletzt es 
durch dieſe Mißachtung. ) (Fortſ. folgt.) 

) Gieſker, H., Das Recht der Privaten an der 
eigenen Geheimſphäre 1905 S. 16 ff., 140, 142. 

) Bezüglich der älteren Literatur des R echtes an 
Briefen ſiehe Regels berger a. a. O. § 50 Anm. 40 
S. 199 und dazu noch Steinbach E., Ueber Eigen— 
tum an Briefen nach öſterr. Rechte 1879. 
neuen Literatur: Landau, BLM. 45. Erg. Bd. (1897) 
S. 97 ff.; Fuld in Gruchots Beiträgen z. Erl. d. D. R. 
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Die Scheidung zwiſchen vorſätzlichem und 


Unvorſützlichem Verhalten. 
Von Dr. A. Köhler, a. o. Profeſſor in München. 
(Fortſetzung ſtatt Schluß.) 


II. Die bisherigen Ausführungen ſollten dar⸗ 
legen, daß die Vorſtellungstheorie weder notwendig, 
noch beſonders dazu geeignet iſt, bei der Abgren⸗ 
zung von doloſem und nicht vorſätzlichem Ver⸗ 
halten, das auch von der Willenstheorie gebilligte 
Ergebnis zu gewinnen und zu begründen. Dieſes 
Ergebnis iſt dahin zu bezeichnen, daß man auch 
etwas Unerwünſchtes und etwas bloß für möglich 
Gehaltenes als zum Vorſatz (= zum Wollen des 
Erfolges) gehörig anzuſehen hat.“) 

Bei Erörterung der Frage, wann ein Erfolg 
noch gewollt, wann m. a. W. der Erfolg noch 
vorſätzlich herbeigeführt wird, begegnen in der 


Bd. 32 S. 97 ff., 192 ff.; Kohler, ArchfBR. 7, 93 ff.; 
Petſchek dort 9, 81; Paris A., Le secret des lettres; 
leur propriété, leur publication et leur production en 
droit 1903; Kohler, DJ3Z. (1906) S. 51 ff.; Burckas L., 
Eigentumsrecht, Urheberrecht und Perſönlichkeitsrechte in 
Briefen (1906) insbeſ. S. 62. Nur den ſtrafrechtlichen 
Schutz des Briefgeheimniſſes behandelt Seréſche L., 
Die Verletzung fremder Geheimniſſe 1905 S. 62 ff. Die 
franzöſiſche Doktrin und Rechtſprechung ſind ſehr ſtrenge 
in dem zivilrechtlichen Schutze des le 
Paris J. c. p. 129; Kohler a. a. O. S. 1 


) Gegen dieſe Anſicht haben ſich sont don 
neueren ausgeſprochen insbeſondere v. Bar, Ger. ©. 56, 
403 ff. ZStW. 18, 538; Stooß, Z3StWM. 15, 199 ff. — 
Bei Löffler Schuldformen des Strafrechts 1895 1, 7, der 
drei Schuldformen: Abſicht, Wiſſentlichkeit und Fahr⸗ 
läſſigkeit konſtruiert, gehören ſowohl die Fälle des dolus 
eventualis, wie auch die der ſog. bewußten Fahr— 
läſſigkeit zu der Kategorie „Wiſſentlichkeit“. Das 
Problem einer Artunterſcheidung zwiſchen beiden beſteht 
für ihn nicht. Seine Stellung zur lex lata gibt Löffler 
nicht genau an, vgl. a. a. O. S. 263. Auch Miriska 
a. a. O. S. 104 ſcheint beide Fälle als Wiſſentlichkeit 
zuſammenfaſſen zu wollen, wenngleich auf Grund ſeiner 
Definition der unbewußten Schuld nur der dolus even- 
tualis zur bewußten Schuld gezogen werden kann. Un— 
bewußte Schuld liegt nach ihm (S. 105) nämlich nur 
vor, wenn der Täter ſich den Erſolg überhaupt nicht 
vorgeſtellt hat oder wenn er den ihm vorſchwebenden 
Erfolg als unmöglich abgelehnt hat. Verfehlt ſcheint 
es mir auch, mit Miricka (S. 165) die bewußte Ge— 
fährdung zur „bewußten Schuld“ zu ziehen. Vgl. da— 
gegen K. Lademann. Der dolus eventualis im deut⸗ 
ſchen StrR. 1899 S. 69. M. E. Mayer, Die ſchuld⸗ 
hafte Handlung und ihre Arten 1901 S. 156, weicht 
in der Abſteckung der Grenzen ebenfalls ab von der 
herrſchenden Auffaſſung, indem er alles darauſ abſtellt, 
ob die Vorſtellung von dem Nebenerfolg den Täter 
motiviert hat oder ihm gleichgültig war (dolus) oder 
aber ob ſie ihn abhaltend motiviert hat. Dieſe Grenz— 
ziehung iſt abzulehnen, weil Vorſatz gegeben ſein kann, 
auch wenn die Vorſtellung abhaltend motiviert hat, 
nämlich falls ſie nicht ausſchlaggebend motiviert hat. 
Wenn die Vorſtellung dem Täter gleichgültig war, ſo 
iſt Vorſatz nur unter der Vorausſetzung gegeben, daß 
die Vorſtellung irgendwie den Willen beeinflußt hat. 
Vgl. gegen M. E. Mayer u. a. auch v. Hippel 
a. a. O. S. 128 ff. 
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Literatur eine Reihe von Wendungen, welche teil: 
weiſe als ſynonym gelten wollen. 

v. Liszt ſagt:) „Vorſatz iſt bedingt gegeben, 
wenn der Täter den Erfolg nur für möglich hält, 
nämlich unter der Vorausſetzung, daß der Täter 
den Eintritt des Erfolges nicht abgelehnt hat. 
(eventueller Vorſatz). Erwartet der Täter, im 
Vertrauen auf ſeine Geſchicklichkeit, auf ſein Glück 

uſw., daß der Erfolg nicht eintreten werde, ſo 
kann von Vorſatz keine Rede ſein“. 


„Derſelbe Gedanke läßt ſich auch in den Satz 
kleiden: eventueller Vorſatz liegt bei Vorſtellung 
des Erfolges als eines möglichen dann vor, wenn 
die Ueberzeugung von dem ſicheren Eintritte des 
Erfolges den Täter von der Begehung der Hand⸗ 
lung nicht abgehalten hätte“. 

Frank!) bemerkt: „Sagt ſich der Täter: 
Mag es ſo oder anders ſein, ſo oder anders 
werden, auf jeden Fall handle ich, ſo iſt ſein Ver⸗ 
ſchulden ein vorſätzliches, oder anders ausgedrückt: 
Wenn der Täter auch bei beſtimmter Kenntnis 
gehandelt hätte, fo befand er fi in dolo“. 
„Man bezeichnet dieſe pfychiſche Beziehung häufig 
als Einwilligung, Billigung, Einverſtändnis“. 

Finger?) führt aus: „Hofft der Täter den 
Erfolg zu vermeiden, würde er, mit anderen 
Worten, die Handlung unterlaſſen, wenn er ſie 
als Urſache des Erfolgs erkennen würde, dann iſt 
der Erfolg als vorſätzlich auch dann nicht zuzu⸗ 
rechnen, wenn dieſes Urteil falſch iſt“.“ 

Nach H. Meyer⸗Allfeld)) liegt eventueller 
Vorſatz vor, „wenn der Täter zunächſt nur den 
einen Erfolg will, eventuell (nämlich für den Fall 
ſeines Eintritts) aber auch einen als möglich auf⸗ 
geſtellten anderen bzw. ſchwereren Erfolg mit in 
ſeinen Willen aufnimmt“. 

An anderer Stelle“) wird der dolus eventualis 
für vorhanden angenommen, wenn der Täter ſich 
den Eintritt des Erfolgs „zwar nur als möglich 
vorſtellt, ſein Begehren nach dem bezweckten Erfolg 
aber ſo ſtark iſt, daß er dieſen auch für den Fall 
der Unvermeidlichkeit des als möglich gedachten 
Erfolges anſtrebt“. 

Thomſen“) formuliert den Satz: „Das 
Kriterium des dolus eventualis läßt ſich ſehr 
paſſend ausdrücken durch den Zuſatz (zu der be— 
treffenden Handlung) „ſelbſt auf die Gefahr hin“. 
Kann der Richter dieſe Worte dem Täter in den 
Mund legen, dann muß er dolus eventualis an⸗ 
nehmen“. 

Ferner: „Dolus eventualis liegt vor, wenn 
der Täter die Folge ſeiner Handlung un wollte, 


5 Lehrb. 14./15. Aufl. S 172. 

2) StGB. 5.— 7. Aufl. § 59 III. 
2) Lehrb. 1, 259. 

Vgl. 

S. 194. 

5) Lehrb. 6. Aufl. S 

) A. a. O. S. 140 
) Das deutſche Strafrecht, 1907, S. 123. 


144. 
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Ä 


Ä wirklich beſteht. 


dazu bereits Köhler, KrVI Schr. 1906, 


wohl aber als möglich vorausſah und nach Ueber⸗ 
zeugung des Richters auch dann gehandelt haben 
würde, wenn er die Folge als eine ſichere voraus⸗ 
geſehen haben würde“. 


Bierling') führt aus: „Ein Handeln auf 
die Gefahr hin, ob die für möglich oder wahr⸗ 
ſcheinlich gehaltene Folge eintreten werde oder 
nicht, ſchließt immer ſchon ein bedingtes Wollen 
dieſer Folge in ſich“. 

Ferner !): Einen gewiſſen Erfolg bedingt wollen 
heißt eben, ihn ſo wollen, daß er als gewiß 
nn notwendig gedacht, direkt gewollt jein 
würde“. 


v. Hippel)“ faßt als letzte Gruppe von 
ällen, in denen Vorſatz gegeben iſt, zuſammen 
die Falle des „als bloß möglich vorgeſtellten, dem 
Täter an ſich unerwünſchten Erfolgs, ſofern dem 
Täter der Eintritt dieſes Erfolgs immerhin lieber 
war, als der Verzicht auf ſeine Intereſſen; praktiſch 
ausgedrückt: ſofern der Täter auch bei An: 
nahme ſicherer Verbindung dieſes Er- 
folgs mit dem erſtrebten ceteris paribus 
ebenſo gehandelt hätte.“ 

Von den ca. 50 Urteilen des Reichsgerichts 
über dolus eventualis*) enthalten nur zwei dieſe 
doppelte Formulierung der Grenze des dolus 
eventualis, nämlich RGE. 22, 65, wo S. 85 
passim erwähnt wird, es komme allein darauf 
an, ob der Täter den Inhalt (eines Artikels) „ge⸗ 
billigt“ und ſeine Veröffentlichung „mit in ſeinen 
Willen aufgenommen hat“. Der eventuelle Vor⸗ 
ſatz werde „daher“ nur ausgeſchloſſen, wenn der 
Richter die volle Ueberzeugung habe, die Ver⸗ 
öffentlichung ſei gegen den Willen des Täters 
erfolgt, er würde bei „Verſtändnis des Inhalts 
die Veröffentlichung unterlaſſen haben“. 


Das andere Urteil enthält RGE. 33, 4. 
Hier heißt es: „In der Billigung des Erfolgs 
als einer zu der Vorausſicht von dem möglichen 
Eintritt desſelben 1 ſelbſtändigen 
inneren Tatſache liegt das weſentlichſte Merkmal 
des eventuellen Vorſatzes (a. a. O. S. 6)“. Ferner 
S. 5: „Der Erfolg einer Handlung, auf den der 
Wille des Täters nicht direkt gerichtet iſt, der 
aber vom Täter als möglich erkannt war, iſt ihm 
als vorſätzlich verurſacht anzurechnen, wenn er 
die Tat auch für den Fall gewollt hat, daß ſie 
dieſen Erfolg haben würde (wenn er den Erfolg 
im Voraus gebilligt, in ſeinen Willen aufge⸗ 
nommen hat)“. 


Es fragt ſich angeſichts dieſer doppelten Defi⸗ 
nitionen, ob die ſcheinbare Synonymität auch 
Bereits wiederholt iſt ſie in 


1) dune unse Bd. 3 (1906) S. 122. 


2) A. a. 

00 Die 1 9 Vorſatz und Fahrläſſigkeit 
S. 140 

= Zuſammengeſtelt u. a. bei v. Hippel a. a. O. 
S. 1 
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Zweifel gezogen worden.) Sehen wir genau zu, | Formulierungen einen falſchen Weg betreten hat. 


ſo ergibt ſich, daß die ſcheinbare Uebereinſtimmung 
in Wirklichkeit nicht vorhanden iſt. 

Angenommen, ein Schütze kann ziemlich genau 
berechnen, daß er in 60 unter 100 Fällen, alſo 
mit 60 %% Wahrſcheinlichkeit nicht nur einen 
ſeltenen Vogel, ſondern auch einen im Hinter⸗ 
grunde ſtehenden Mann durch ſeinen Schuß treffen 
werde. Da kann es ſein, daß er ſich vorhält: 
Mehr wie 60%ꝓꝓWahrſcheinlichkeit riskiere ich 
nicht. Wüßte ich beſtimmt, daß ich auch den 
Mann treffe, ſo würde ich nicht ſchießen. Ein 
ſolcher Schütze hat nach der Formulierung, 
welche dolus (eventualis) annimmt, falls die 
Möglichkeit des Erfolgs für den konkreten Fall 
gebilligt (= bewußt in Kauf genommen, riskiert) 
wurde, wenn „bewußt auf die Gefahr hin“ ge⸗ 
handelt wurde, zweifellos Vorſatz, wenn er mit 
dieſer pſychiſchen Erwägung abſchießt. Anders 
iſt dagegen zu entſcheiden nach der Formel, welche 
ihm Vorſatz nur zur Laſt legt, wenn ihn auch 
die Ueberzeugung von dem ſicheren Eintritt des 
Erfolgs ceteris paribus von der Begehung der 
Handlung nicht abgehalten hätte. | 

Da es auf den Grad der Wahrſcheinlichkeit 
des für möglich gehaltenen Erfolgs nicht ankommt,“) 
läßt ſich das Beiſpiel noch weiter verſchärfen: 
Jemand, der einen ihm vielleicht unerfreulichen 
Erfolg bewußt riskiert, weil er nur 10% pw Wahr: 
ſcheinlichkeit für ſeinen Eintritt vermutet,“) handelt 
nach der zweiten Formel nicht dolos, wenn er noch 
bei Vorausſicht von 90 %% Wahrſcheinlichkeit ebenſo 
handeln würde. Vorſatz wäre nur anzunehmen, 
wenn er auch bei 100 %% Wahrſcheinlichkeit (alſo 
bei angenommener Gewißheit) handeln würde. 
Dagegen nach der erſten Formel, bei der es darauf 
ankommt, ob er in den Erfolg eingewilligt (= ihn 
gebilligt, ihn in ſeinen Willen aufgenommen) hat, 
ob ihm der Erfolg immerhin lieber war als der 
Verzicht auf ſeine Intereſſen, ob der Täter be⸗ 
wußt die Folge riskiert hat, liegt dolus vor. 

Führt ſonach theoretiſch und praktiſch die erſte 
und die zweite der Begriffsbeſtimmungen des 
dolus eventualis zu verſchiedenen Ergebniſſen, ſo 
erhebt ſich die weitere Frage, welche der beiden 
) Allerdings mit anderer Begründung. Vgl. ins⸗ 
beſondere Thyrén, Abhandlungen aus dem Strafrecht 
Bd. 2 (1896) S. 88; Mirié ka a. a. O. S. 31 und da⸗ 
gegen zugunſten der Formel v. Hippel a. a. O. S. 113. 

) Vgl. z. B. v. Liszt, Aufſätze 2, 275 (Bei Be⸗ 
ſprechung eines kammergerichtlichen Urteils, welches dieſen 
Satz ausdrücklich verficht, wird von ihm bemerkt, es 
kämpfe gegen Windmühlen); Loening, Grdr. (1885) 
S. 37; ferner v. Hippel S. 80. AM.: Kohler, 
Studien aus dem Strafrecht 1, 71. 

) Man kann hier mit einigen Modifikationen das 
von Lammaſch, Grundr. des (öjterr.) Strafrechts 
2. Aufl. § 9 II S. 23 benützte Beiſpiel von dem Eigen— 
tümer eines nicht mehr ſeetüchtigen Schiffes gut ver— 
werten, welcher etwa das Schiff noch einmal ausfahren 
läßt und um den Frachtlohn zu gewinnen eine mäßige 
Wahrſcheinlichkeit ſeines Untergangs mit Mann und 
Maus riskiert. 


Es dürfte jetzt kaum noch ein Zweifel darüber 
obwalten, daß die zweite Formulierung als un⸗ 
haltbar zu verwerfen iſt. 

Es iſt vor allem denkbar, daß ein Beſchuldigter 
mit beſtem Wiſſen keinen Aufſchluß darüber geben 
kann, wie er bei anders gearteter Vorausſicht 
ſich verhalten haben würde, weil er vielleicht jene 
hypothetiſche Frage ſich niemals vorgelegt hat. 
Anders ausgedrückt: Nicht nur unſere menſchlichen 
Werkzeuge find in vielen Fällen ungenügend, um 
auch nur mit annaͤhernder Sicherheit oder Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit zu erkennen, wie eine pſychiſche Kaufalität 
bei einer anderen Konſtellation der im Gehirn wirk⸗ 
ſamen Faktoren verlaufen wäre, ſondern man über⸗ 
ſchreitet überhaupt die Welt der Erſcheinungen, 
in der es unmöglich iſt, eine objektive Sicher⸗ 
heit darüber zu erlangen, wie ſich unter anderen 
nicht in die Wirklichkeit getretenen, 
pſychiſchen Vorausſetzungen das Ineinanderwirken 
der pſychiſchen Kräfte bei einem geiſtig Geſunden 
abſpielen mußte.“) 

Nehmen wir aber einmal an, jenes mit Hypo⸗ 
theſen arbeitende Kriterium ließe uns nicht im 
Stich, wir könnten alſo in den vielen, vielen 
1000 Fällen, wo aus dem Vorleben nur ganz 
ſchwache Anhaltspunkte vorliegen, wie ſich wohl 
eine Pſyche bei anderer Vorausſicht gegenüber 
irgend einem Motivenkomplex verhalten hätte, 
wenigſtens ſo viel ſubiektive Sicherheit erlangen, 
um eine gewiſſenhafte richterliche Ueberzeugung hin⸗ 
ſichtlich jenes hypothetiſchen Verhaltens des Beſchul⸗ 
digten zu bilden, dann entſpricht es doch in keiner 
Weiſe dem StGB. (insbeſondere dem § 59 StGB.), 
jemanden zu beurteilen nicht nach dem pſychiſchen 
Verhalten zu einem rechtswidrigen Erfolg, das er 
wirklich eingenommen hat, ſondern nach einem 
Verhalten, das er eingenommen hätte, wenn ihm 
dieſer nicht als bloß möglich ſondern als ſicher 
erſchienen wäre. Das geht noch über die Be⸗ 
ſtrafung einer nuda cogitatio hinaus. 

Es iſt endlich ſehr bedenklich, bloß deswegen 
den Vorſatz zu verneinen, weil jemand nicht mehr 
als einen beſtimmten Grad von Wahrſcheinlichkeit 
riskieren wollte, z. B. jemand berechnet ſich 50 — 60 0 
möglicher Wahrſcheinlichkeit eines rechtswidrigen 
Nebenerfolges ſeiner Handlung und denkt ſich: So 
viel Wahrſcheinlichkeit will ich noch riskieren, bei 
einer noch größeren Wahrſcheinlichkeit des Neben⸗ 
erfolges würde ich auf die Handlung verzichten. 
Es beſteht kein Grund, hohe (oder geringe) Wahr⸗ 
ſcheinlichkeiten, welche vom Täter bewußt mit in 
Kauf genommen wurden, um deswillen nicht zum 
Vorſatz zuzurechnen, weil entweder noch höhere 
Wahrſcheinlichkeiten oder doch die Gewißheit nicht 
mehr riskiert worden wäre. (Schluß folgt.) 


) Gl. M. im Ergebnis: Mirié&ka ©. 32; vgl. 
auch Köhler, KrVI Schr. 1906 S. 195. 
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Mitteilungen aus der Praxis. 


Der Anwaltszwang beim Antrag auf Feſtſetzung 
des Streitwerts nach z 16 Ga. Zu der Abhandlung 
des Herrn Oberlandesgerichtsrats Schäfer in Nr. 12 
dieſes Jahrgangs der Zeitſchrift ſeien mir folgende 
Bemerkungen geſtattet. 

Das Recht zur „Erinnerung“ des $ 4 GKG. it 
nur dem Zahlungspflichtigen (und der Staats⸗ 
kaſſe) gegeben; es erſtreckt ſich nur auf den Anſatz 
von Gebühren und Auslagen der Gerichte (8 1). 
Eine Partei kann niemals die Bemängelung der Koſten⸗ 
rechnung ihres Anwalts im Wege der Erinnerung 
nach 8 4 vorbringen (Abhandlung Ziff. III 1). Hält 
ſie den der Gebührenberechnung des Anwalts zu⸗ 
grunde gelegten Wert für zu hoch gegriffen, ſo bleibt 
ihr nur der Weg des „Antrags“ auf Wertsfeſtſetzung 
im Sinne des 8 16. 

Es kann auch ein Beklagter ſchon im Anfangs⸗ 
ſtadium des Prozeſſes ein Intereſſe an der gerichtlichen 
Feſtſetzung des Werts des Streitgegenſtandes haben 
ſetwa um ſich über den Umfang der im Falle ſeines 
Unterliegens ihn treffenden Koſtenlaſt zu vergewiſſern). 
Er iſt zur Herbeiführung einer ſolchen Feſtſetzung 
auch berechtigt, nachdem er ſiegreich aus dem Rechts⸗ 
ſtreit hervorgegangen iſt. Auch in dieſen Fällen 
verſagt der Behelf des § 4, da für den Beklagten 
noch keine oder überhaupt keine Zahlungspflicht für 
gerichtliche Gebühren beſteht; ihm bleibt nur der 
Weg, einen förmlichen „Antrag“ auf Wertsfeſtſetzung 
zu ſtellen und er kann dies nur unter Berufung auf 8 16. 

Es iſt daher nicht zutreffend, wenn in Ziff. II 1 
Abſ. 7 der Abhandlung ausgeführt iſt: die Ausdrücke 
„Erinnerung“ in § 4 und „Antrag“ in § 16 ſtimmten 
derart inhaltlich überein, daß der Schluß gerecht— 
fertigt ſei, es beſtehe kein rechtlicher Unterſchied zwiſchen 
ihnen. Es beſteht vielmehr ein ſehr weſentlicher Unter— 
ſchied zwiſchen $ 4 und $ 16. Erſterer bezieht ſich 
nur auf den Zahlungs pflichtigen, letzterer gilt 
für beide Parteien und ſchafft einen beſonderen, 
von der „Erinnerung“ des §4 abweichenden und an— 
deren Zielen dienenden Rechtsbehelf. Es kann dem— 
entſprechend auch keine Rede davon ſein, daß der 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 14. 


„Antrag“ in jedem Falle als Erinnerung nach §S4 


anzuſehen und zu behandeln ſei. 

Hat aber der $ 16 ein beſonderes Antragsrecht 
der Parteien geſchaffen, ſo iſt es auch an ſich nicht 
auffällig, wenn hierfür eine beſondere Form vor: 
geſehen iſt. 

Rechnungsrat Rittmann in Straßburg i. E. 


Sachſchadenhaftung nach Art. 58 AG. 3. BGB. vom 
9. Juni 1899. Die Beſtimmung des Art. 58 AG. z. 
BGB. ſoll nach dem in der Begründung zum Eut— 
wurfe (Art. 51 des Geſetzes) enthaltenen Hinweiſe 
eine Erweiterung der Haftpflicht des Eiſenbahnunter— 
nehmers bilden, wie auch deren Wortlaut zeigt, „ſo 
iſt der Unternehmer auch für den Schaden verant— 
wortlich, der . . .“ Die Materialien geben wenig 
Aufſchluß für die Würdigung der nachſtehenden bei der 
Anwendung des Art. 58 in der Praxis ſich ergebenden 
Schwierigkeiten, weshalb die Heranziehung der Grund— 
ſätze des Haftpflichtgeſetzes und des BGB. notwendig 
iſt. Was zunächſt den Umfang der Schadenserſatz— 
pflicht aus Art. 58 anlangt, ſo wird aus der Faſſung 
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„Schaden an der fremden Sache“ zu folgern ſein, daß 
die Erſatzpflicht des Unternehmers aus Art. 58 ſich 
auf den unmittelbaren Schaden des Eigentümers der 
Sache beſchränkt, welchen er durch die notwendige 
Wiederherſtellung oder Neuanſchaffung der beſchädigten 
oder zerſtörten Sache erleidet ($ 249 ff. BGB.), da⸗ 
gegen nicht auch den weiteren mittelbaren Schaden 
des Sacheigentümers umfaßt, welcher ihm durch den 
Unfall etwa infolge Verdienſtentganges oder durch die 
Zahlung einer Leihgebühr für eine entſprechende Er⸗ 
ſatzſache während der Zeit der Ausbeſſerung der be⸗ 
ſchädigten oder bis zur Neuanſchaffung der zerſtörten 
Sache zugefügt wird. Im Gegenſatze hierzu umfaßt 
die Haftpflicht des Unternehmers nach dem Haftpflicht⸗ 
geſetze (88 3, Za) auch den mittelbaren Schaden des 
Verletzten (Erwerbs-Unfähigkeit oder Erwerbs = Bes 
ſchränktheit, beſonderer Aufwand für die Lebens⸗ 
bedürfniſſe). 

Bei der dem 81 Haftpfl®. entſprechenden Faſſung 
des Art. 58 und ſeiner dem Haftpflichtgeſetze ſich an⸗ 
ſchließenden Zweckbeſtimmung wird ohne Bedenken 
anzunehmen ſein, daß auf Grund der feſtſtehenden 
Rechtſprechung des Reichsgerichts für das Gebiet 
des Haftpflichtgeſetzes auch gegenüber Art. 58 die 
Grundſätze des 8 254 BGB. zur Anwendung 
zu bringen find, ſodaß nunmehr die Schadenserſatz⸗ 
pflicht des Unternehmers auch hier nicht nur durch 
die alleinige Verurſachung des Schadens durch den 
Inhaber der Sache ausgeſchloſſen wird, ſondern bei einer 
Mitverurſachung des Schadens durch den letz⸗ 
5 auch teilweiſe bejaht, teilweiſe verneint werden 
anu. 

Auch die Zulaſſung des $ 831 BGB. und des 
in ihm vorgeſehenen Entlaſtungsbeweiſes für den 
Eiſenbahnunternehmer kann in den Fällen des Art. 58 
wohl nicht zweifelhaft ſein. Dagegen bietet die Frage 
Schwierigkeiten, wer als Inhaber der Sache im 
Sinne des Art. 58 zu erachten iſt. Wie 8 1 des 
Haftpflichtgeſetzes die Haftpflicht des Unternehmers 
bei ſchuldhafter Verurſachung des Schadens ſeitens 
des Verletzten oder Getöteten ausſchließt, tut dies 
Art. 58 bei einem Verſchulden des Inhabers der 
Sache. Iſt der Schadenserſatzberechtigte (Eigentümer, 
Entleiher der Sache) ſelbſt der den Schaden Berur- 
ſachende oder Mitverurſachende, ſo bietet die Beſtim— 
mung des Inhabers der Sache in Art. 58 an Stelle 
des Verletzten oder Getöteten des § 1 des Haftpflicht⸗ 
geſetzes keine Schwierigkeiten; denn dann iſt der den 
Schaden Verurſachende oder Mitverurſachende auch 
5 vom Unfall Betroffene (JuſtGeſ.-Ausſchuß, Prot. 9 

139). 

Inhaber der Sache im Sinne des Art. 58 iſt aber 
nicht deren Eigentümer, Entleiher, nicht der Schadens— 
erſatzberechtigte als ſolcher, ſondern diejenige Perſon, 
welche bei der Beſchädigung oder Zerſtörung der 
Sache die tatſächliche Herrſchaft über ſie gehabt hat 
ohne Rückſicht auf ihr rechtliches Verhältnis zu der Sache 
(Eigentum, Beſitz, Gewahrſam). Die Verurſachung 
des Schadens kann doch zunächſt nur durch eine bei 
dem Unfalle ſelbſt mittätig gewordene Perſon erfolgen. 
Ebenſo wie im Bereiche des Haftpflichtgeſetzes die Er— 
ſatzpflicht des Unternehmers nur durch das Verſchulden 
des Verletzten ſelbſt ausgeſchloſſen wird, muß in den 
Fällen des Art. 58 hierfür das Verſchulden des den 
Unfall tatſächlich Herbeiführenden oder Mitherbei— 
führenden als maßgebend erachtet werden. Die gegen— 
teilige Annahme würde dazu führen, daß eine die 


Aealchriſt far Rechtapfleg für Rechtspflege in Bayern. 1901. Nr. 14. 


Haftung des Unternehmers ausſchließende ſchuldhafte 
Verurſachung des Schadens in allen den Fällen über⸗ 
haupt ausgeſchloſſen wäre, in welchen dieſe nicht von 
dem Eigentümer der Sache, dem Schadenserſatz⸗ 
berechtigten, ſelbſt herbeigeführt wird, z. B. in den 
häufigen Fällen, in welchen der Lenker des Laſtfuhr⸗ 
werkes den Zuſammenſtoß mit der Trambahn mit⸗ 
verſchuldet, ohne daß hiervon der Eigentümer auch 
nur Kenntnis hat. 

Der Eigentümer der Sache würde in dieſen Fällen 
für die ſchuldhafte Verurſachung des Schadens durch 
den Dritten (Kutſcher) nicht haften, da ein Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen ihm und dem Eiſenbahnunter⸗ 
nehmer nicht vorliegt und die Haftung aus 8 278 — 
auch im Falle des § 254 Abſ. 1 — das Vorhandenſein 
eines Vertragsverhältniſſes vorausſetzt (RGE. Bd. 62 
S. 346, Bd. 55 S. 316). Anderſeits iſt für dieſe Fälle 
auch die Anwendung des 8 831 BGB. auf Seite des 
Eigentümers der Sache ausgeſchloſſen, weil hier der 

„Andere“ im Sinne des 8 831 J. o., der Kutſcher, über⸗ 
haupt einem Dritten einen Schaden nicht zufügt. 
Die Herbeiführung oder Mitverurſachung des Schadens 
an der Sache des Eigentümers iſt keine Beſchädigung 
eines „Dritten“. 

Dieſes Ergebnis widerſpricht dem Endziele des 
Art. 58 und müßte zu einer vom Geſetze wohl nicht 
gewollten verſchiedenartigen Entſcheidung führen, je 
nachdem die Verurſachung oder Mitverurſachung des 
Schadens von dem Schadenserſatzberechtigten oder 
einem anderen herbeigeführt worden iſt.“ 

Landgerichtsrat Vogel in München. 


Zur Zivilprozeßreform (5 88 ZPO.) Aus Anlaß 
der in Ausſicht ſtehenden Reform unſerer Zivilprozeß⸗ 
ordnung iſt der günſtige Zeitpunkt gegeben für die 
Abänderung ſolcher Beſtimmungen dieſes Geſetzes, 
welche ſich in der Praxis nicht bewährt haben. Zu 
dieſen gehört $ 88 Abſ. 2 ZPO., wonach das Gericht 
den Mangel der Vollmacht von Amts wegen zu be— 
rückſichtigen hat, inſoweit nicht eine Vertretung durch 
Anwälte geboten iſt. Dieſe Pflicht zur Berückſichti⸗ 
gung des Mangels der Vollmacht bringt — abgeſehen 
von der erwähnten Ausnahme — eine Pflicht des 
Gerichtes zur Prüfung des Voll machtspunktes i in jedem 
einzelnen Falle mit ſich. Man kann nun einer ſolchen 
Vorſchrift inſoweit die Berechtigung nicht abſprechen, 
als eine Vertretung der Partei durch andere Perſonen als 
durch Anwälte ſtattfindet. Bei dem weitgehenden Ver⸗ 
tretungsrechte, mit welchem der Prozeßbevollmächtigte 
durch 8 81 30. ausgeſtattet wurde, iſt die mit dem 
Auftreten einer nichtlegitimierten Perſon verbundene 
Gefahr in der Tat bedeutend. Es iſt zu beſorgen, daß 
unbefugte Perſonen, falls ſie eine Prüfung der Vollmacht 
durch das Gericht nicht zu gewärtigen haben, ſich Ber: 
treterrechte anmaßen. Ungerechtfertigt und unpraktiſch 
iſt jedoch die Vorſchrift inſoweit, als eine Vertretung 
durch Rechtsanwälte vorliegt. 8 88 ZPO. führt zu 
der merkwürdigen Folge, daß der Anwalt bei einem 
Rechtsſtreite um 3 Mk. ſeine Legitimation durch 
Vorlegung einer ſchriftlichen Vollmacht nachweiſen 
muß, daß er dagegen einen Prozeß über Millionen 
führen kann, ohne daß das Gericht nach ſeiner Legi— 


1) Anm. des Herausgebers. Bei der praf- 
tiſchen Wichtigkeit der hier angeregten bisher noch 
wenig erörterten Fragen wäre eine Aeußerung aus dem 
Leſerkreis erwünſcht. 
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timation zur Vertretung fragt. In der Begründung 
zum Entwurfe des Geſetzes (Hahn, Materialien II 
1 S. 193 ff.) wurde dieſes widerſinnige Ergebnis 
durch die Erwägung gerechtfertigt, daß die beſondere 
Prüfung der Vollmacht in andern als Anwalts⸗ 
prozeſſen das allein zureichende und gleichzeitig kürzeſte 
Mittel bildet, um mit Sicherheit zweckloſe Verhand⸗ 
lungen mit einer in Wirklichkeit nicht legitimierten 
Perſon auszuſchließen. „Anders geſtaltet ſich das 
Verhältnis, inſoweit eine Vertretung durch Anwälte 
geboten iſt; die Anwälte ſind nicht nur befähigt, ihre 
Vollmacht gegenſeitig zu prüfen, ſondern ihre Stellung 
gewährt auch die Garantie, daß ſie dieſe Prüfung 
ordnungsmäßig vornehmen werden. Mit Rückſicht 
darauf erſcheint es ſtatthaft, im Anwaltsprozeſſe die 
Prüfung des Vollmachtspunktes von Amts wegen 
fehlen zu laſſen und dieſelbe den Parteien zu über⸗ 
weiſen“. 

Bei der Beratung des Geſetzes in der Reichs⸗ 
tagskommiſſion beantragte Abg. Dr. Bähr, im $ 82 
(jetzt $ 88) die Worte, „ſoweit eine Vertretung durch 
Anwälte geboten iſt“, zu ſtreichen (Hahn, Materia⸗ 
lien II 1 S. 549). Dieſer Antrag wurde indes ab⸗ 
gelehnt. Ebenſo fand Ablehnung ein Antrag des 
Abg. Pfafferott, dem 8 82 folgende Faſſung zu geben: 
„Das Gericht kann den Mangel der Vollmacht von 
Amts wegen berückſichtigen, inſoweit eine Vertretung 
durch Anwälte nicht geboten iſt“. Der letztere Antrag 
geht in der Tat ſehr weit, da er in der Praxis ver⸗ 
mutlich dahin führen würde, daß das Gericht auch 
bei Vertretung durch nichtanwaltſchaftliche Perſonen 
von einer Legitimationsprüfung Umgang nehmen 
würde, ſofern nicht ein beſonderer Anlaß hierzu ge⸗ 
geben wäre. Dagegen möchten wir folgende Faſſung 
des 8 88 ZPO. vorſchlagen: 

Abſ. 2: „Das Gericht hat den Mangel der Voll⸗ 
macht von Amts wegen zu berückſichtigen, wenn 
nicht eine Vertretung durch Anwälte vorliegt“. 

In 8 89 ZPO. wären an Stelle des zweiten 
Wortes „jemand“ die Worte „eine andere Perſon 
als ein Anwalt“ zu ſetzen. 

Bei dem jetzigen Rechtszuſtand hat das Gericht 
in jedem Termine vor dem Eintritt in die eigentliche 
Verhandlung den Vollmachtspunkt zu prüfen. Das 
geſchieht, indem der Richter entweder die bereits bei 
den Gerichtsakten befindliche Vollmacht prüft, oder 
indem der Prozeßbevollmächtigte ſeine Vollmacht über⸗ 
gibt und dann der Richter die Prüfung vornimmt. 
In erſterem Falle kann wenigſtens die Unterſuchung 
ſchon gelegentlich des Aktenſtudiums erfolgen; in 
letzterem, weitaus häufigeren Falle bedeutet aber die 
Vollmachtsprüfung ſtets eine Verzögerung der eigent⸗ 
lichen Verhandlung. Zunächſt muß ſich der Richter 
vergewiſſern, ob ſich die Vollmacht nicht ſchon bei 
den Gerichtsakten befindet; wenn nicht, ſo hat er die 
Prozeßbevollmächtigten zur Vorlegung der Vollmacht 
aufzufordern: oft hat der Anwalt eine ſolche nicht 
zur Hand, da er der Meinung war, fie ſchon über: 
geben zu haben, oder weil die Partei die Vollmacht 
nicht rechtzeitig eingeſandt hat. Dann hat das Gericht 
den einem Anwalt wohl kaum je verweigerten Be— 
ſchluß nach 8 89 3) O. zu erlaſſen. Die Prüfung 
der Vollmachtsurkunde ſelbſt iſt dann umſtändlich, 
wenn die Unterzeichnung der Vollmacht nicht von der 
Partei ſelbſt, ſondern von deren geſetzlichen Vertreter 
oder einem Prokuriſten uſw. erfolgt iſt. In dieſem 
Falle muß auch noch die Beſtallung, der Handels— 
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regiſterauszug, die notarielle Vollmacht uſw. unter: 
ſucht werden. Alle dieſe Formalitäten bedeuten für 
eine mit vielen Terminen beſetzte Sitzung einen recht 
beträchtlichen Zeitaufwand; die Sachbehandlung ſelbſt 
wird dadurch natürlich nicht im Geringſten gefördert. 

Viele Richter dringen darauf, daß das Ergebnis 
der Vollmachtsprüfung in jedem einzelnen Falle im 
Sitzungsprotokoll feſtgeſtellt wird durch Konſta⸗ 
tierungen, wie: „laut übergebener Vollmacht“ oder 
„welcher Vollmacht der Klagspartei übergibt“. Auch 
dieſes Schreibwerk iſt ſelbſtverſtändlich der Sache 
ſelbſt in keiner Weiſe dienlich. 

Für die Anwälte iſt die Notwendigkeit, in jeder 
Bagatellſache eine Vollmacht zum Termine beizu⸗ 
bringen, ebenfalls eine beträchtliche Beläſtigung. Zu⸗ 
meiſt wird den Anwälten von den Parteien die Voll⸗ 
macht regelmäßig in demjenigen Schreiben erteilt, 
welches auch die Information für den Prozeß enthält. 
Da nun der Anwalt letzterer nicht entraten will und 
kann, ſo muß er bei ſchriftlicher Mandatserteilung 
immer noch eine beſondere Vollmacht der Partei er: 
holen. Trifft dieſe nicht mehr rechtzeitig zum Termine 
ein, ſo kann unter keinen Umſtänden ſofort Urteil 
erwirkt werden (8 98 Abf. 1 Satz 2 ZPO.). Damit 
iſt unter Umſtänden eine ſür die Intereſſen der 
Partei höchſt bedenkliche Verzögerung der Erledigung 
veranlaßt. 

Beſonders läſtig wirkt aber die Vorſchrift des 
8 88 ZPO. in den Fällen des 8 78 Abſ. 2 ZPO., 
namentlich dann, wenn es ſich im Verfahren vor dem 
Kollegialgerichte um einen Akt handelt, welcher vor 
dem Gerichtsſchreiber vorgenommen werden kann. 
(Gaupp⸗-Stein, ZPO. 8 88 II, Neubauer, Zſchr. f. d. 
deutſch. Zivilprozeß Bd. 21 S. 57 ff.) Auch Gaupp⸗ 
Stein weiſt a. a. O. auf die Unzuträglichkeiten hin, 
die ſich in dieſen Fällen aus der Vorſchrift des § 88 
ZPO. ergeben. 

Die Frage, ob alle dieſe Umſtändlichkeiten durch 
die Vorteile der Prüfung von Amts wegen aufge— 
wogen werden, iſt zu verneinen. Durch die Voll 
machtsprüfung ſoll verhindert werden, daß ſich ein 
Anwalt widerrechtlich die Vertretung einer Partei 
anmaßt. Nun darf doch wohl der deutſche Anwalts— 
ſtand für ſich das Zeugnis beanſpruchen, daß eine 
derartige Handlungsweiſe — vorſätzlich oder fahr— 
läſſig — nur in ſehr ſeltenen Ausnahmefällen vor— 
kommen wird. Gegen denjenigen pflichtvergeſſenen 
Anwalt, der ſich bewußt ohne Vollmacht als Vertreter 
aufſpielt, wird ſchließlich auch das Erfordernis einer 
Vollmacht nicht genügenden Schutz bilden. Er braucht 
durchaus nicht zu einer Fälſchung der Vollmacht 
greifen; meiſtens pflegen ja die Anwälte, auch wenn 
es ſich nicht um einen Auftrag zur Prozeßführung 
handelt, ſofort bei Uebernahme eines Mandates ein 
gedrucktes Vollmachtsformular unterzeichnen zu laſſen, 
bei regelmäßigen Klienten iſt ſogar die Unterzeichnung 
mehrerer Vollmachtsformulare in blanko üblich. Bei 
vorſätzlicher und bei fahrläſſiger Vollmachtsanmaßung 
bieten SS 179, 180 BGB., welche hier wohl ent: 
ſprechend anzuwenden ſind, oder deren Anwendung 
ausdrücklich im Geſetze ausgeſprochen werden könnte, 
der Gegenpartei des falsus procurator genügenden 
Schutz. 

Die Begründung zur ZPO. (Hahn, Materialien 


III 1 S. 193 ff. weit darauf hin, daß nach der 


franzöſiſchen und bayeriſchen Prozeßordnung der für 
eine Partei auftretende Anwalt keines beſonderen 
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Nachweiſes der Vollmacht gegenüber dem Gerichte 
bedürfe, ſondern durch die Erklärung ſich legitimiere, 
daß er bevollmächtigt ſei. Dieſes Syſtem ſei aber nur 
unter der Vorausſetzung durchführbar, daß für die 
Vornahme beſtimmter Prozeßhandlungen beſondere 
Vollmachten verlangt werden und daß die Nichtigkeits⸗ 
klage wegen Mangels der Vollmacht nach der baye⸗ 
riſchen Prozeßordnung (Art. 95—99) gegeben werde. 
Nun enthält aber unſere ZPO. bereits ſolche Sonder⸗ 
vorſchriften über die Prüfung der Vollmacht von 
Amts wegen in S$ 613, 640, 641. Es iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, weshalb nicht ſolche Sonderbeſtimmungen 
für jene weiteren Fälle geſchaffen werden können, in 
welchen etwa eine Prüfung von Amts wegen beſonders 
wünſchenswert iſt. Die Nichtigkeitsklage iſt aber auch 
durch § 579 Ziff. 4 ZPO. der durch einen falsus 
procurator vertretenen Partei für das geltende Geſetz 
eingeräumt, ſo daß der vertretenen Partei aus einer 
Vollmachtsanmaßung kein Rechtsnachteil entſtehen 
kann. Das Argument, aus dem die Motive zur ZPO. 
die Prüfung von Amts wegen im Anwaltsprozeſſe 
für überflüſſig erklären, trifft auch für den amts⸗ 
gerichtlichen Prozeß ſehr oft zu. Auch bei amts⸗ 
gerichtlichen Prozeſſen pflegt die Gegenpartei einer 
durch einen Anwalt vertretenen Partei zumeiſt ihrer⸗ 
ſeits einen Anwalt zuzuziehen, um dem Gegner pro⸗ 
zeſſual gewachſen zu ſein. Aber auch wo dies nicht 
zutrifft, kann der Partei, welcher doch noch viel ge⸗ 
fährlichere prozeſſuale Angriffs- und Verteidigungs⸗ 
mittel in die Hand gegeben ſind, ruhig die Prüfung 
des Vollmachtspunktes überlaſſen werden. Sie kennt 
oft die Verhältniſſe des Gegners viel beſſer, als ein 
etwa zugezogener Anwalt und iſt deshalb auch eher 
in der Lage, der Frage der Bevollmächtigung auf den 
Grund zu gehen. Bei irgendwelchen Zweifeln bedarf 
es ja nur einer Rüge des Vollmachtspunktes, um 
ſeine Prüfung durch das Gericht herbeizuführen. 
Schließlich: Auch bei unſerem Anwaltsprozeß fehlt 
es in Verſäumnisſachen an einem Gegenanwalt, 
welcher die Legitimationsprüfung vornehmen könnte. 
Inſofern iſt unſer Geſetz, ſelbſt wenn man die in den 
Motiven für die abweichende Behandlung des An: 
waltsprozeſſes angegebenen Gründe gelten ließe, 
zweifellos nicht folgerichtig! Ein Bedürfnis nach 
einer Prüfung der Vollmacht von Amts wegen im 
landgerichtlichen Verſäumnisverfahren iſt unſeres 
Wiſſens nie zu Tage getreten. 
Rechtsanwalt Dr. Orthal in Nürnberg. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 

Liegt ein Betriebsunfall im Sinne des Haftpflicht: 
geſetzes vor, wenn die äußere Geſtalt eines Betriebs⸗ 
mittels (3.8. einer Lokomotive) Tiere ſchen macht? Der 
Bauer W. fuhr mit feinem Fuhrwerk auf der Kreis— 
ſtraße A. J. Parallel mit ihr läuft die von der be— 
klagten Geſellſchaft betriebene Transportbahn. Als 
W. an der Stelle, wo auf einer Eiſenbahnbrücke die 
Staatsbahn die Straße überſchreitet, unter der Durch— 
fahrt der Brücke angelangt war, ſcheuten ſeine Pferde; 
ſie gingen mit dem Wagen in den Graben und ſo fiel 
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W. herab. Die Frage, ob ein Betriebsunfall im Sinne 
des Haftpflichtgeſetzes vorliege, wurde vom Reichs⸗ 
gerichte verneint. 

Aus den Gründen: Der Transportzug der Be⸗ 
klagten hat ſich allerdings zur Zeit des Unfalles im 


Betriebe befunden. Die Pauſe, während deren er ſeine 


Fahrt unterbrach, bedeutete nicht etwa einen Zuſtand 
der völligen Betriebsruhe, diente vielmehr nur dazu, 
durch das Sammeln von Dampf die Fortſetzung der 
Fahrt unmittelbar vorzubereiten. Allein mit Recht 
geht das Berufungsgericht davon aus, daß zu einem 
Betriebsunfall im Sinne von $ 1 des RHaftpflG. 
nicht nur ein äußerer, d. h. zeitlicher und örtlicher Zu⸗ 
ſammenhang des Unfalles mit einem Betriebsvorgang 
der Eiſenbahn, ſondern auch ein innerer urſächlicher 
Zuſammenhang zwiſchen beiden gehöre. Dieſer ur⸗ 
ſächliche Zuſammenhang muß zwar, ſoweit es ſich um 
den Betrieb im engeren Sinne, die eigentliche Be⸗ 
förderungstätigkeit der Eiſenbahn handelt, nicht im 
Einzelfall noch beſonders nachgewieſen werden, allein, 
wenn der konkrete Hergang ihn von vornherein als 
ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, ſo kann auch beim 
Vorliegen eines äußeren Zuſammenhangs des Un⸗ 
falles mit der Beförderungstätigkeit der Eiſenbahn die 
Haftung des Unternehmers nach § 1 des RHaftpfl. 
nicht begründet ſein. Die Folgerung des Berufungs⸗ 
gerichts nun, daß im gegenwärtigen Falle um des⸗ 
willen, weil der Betrieb gar nicht in die äußere Er⸗ 
ſcheinung trat, auch kein Betriebsvorgang die Urſache für 
das Scheuen der Pferde ſein könne, iſt nicht irrig. Was 
hier in der Außenwelt zur Erſcheinung gekommen iſt 
und ſchädigend gewirkt hat, iſt nur die äußere Form 
eines Betriebsmittels der Eiſenbahn, der lebloſe, im 
gegebenen Zeitpunkt unbewegte Gegenſtand für ſich. 
Dieſer Gegenſtand hatte durch die Einwirkung auf 
den Geſichtsſinn der Pferde vermöge ſeiner für dieſe 
ungewohnten Geſtalt die Tiere erſchreckt und ſcheu ge⸗ 
macht, ohne daß hierbei die Betriebstätigkeit der 
Bahn eine Rolle geſpielt hat. Denn der Umſtand, 
daß die Lokomotive durch die Ausführung des Bahn- 
betriebes in die Nähe der Unfallſtelle gelangt war, 
kann hier nicht entſcheidend in Betracht kommen. Der 
Betrieb hat inſofern nicht anders gewirkt, als es ein 
gleiches Vorkommnis beim Nichtbetriebe, etwa während 
einer Betriebsruhe getun hätte. In einem derartigen 
Falle, wenn alſo der Zuſtand, der für den kauſalen 
Verlauf in Frage kommt, genau derſelbe war, wie 
wenn kein Betrieb ſtattgefunden hätte, iſt, ſoweit es 
ſich um dritte außerhalb des Bahnbetriebes 
ſtehende Perſonen handelt, ein innerer urſächlicher Zu⸗ 
ſammenhang des ſchädigenden Ereigniſſes mit dem 
Eiſenbahnbetriebe nicht gegeben. (Urt. des VI. 38. 
vom 13. Mai 1907). 
972 — nu. 
II. 


1. Umfang der Haftung eines Fuhrwerksbeſitzers, 

der ans Gefälligkeit einen anderen mitfahren läßt. 
„ 2. Umfang der Schadenserfatzanſprüche, die der 

Witwe im Falle der Tötung des Mannes zuſtehen. 
Der Ehemann der Klägerin war im Walde bei 
W. bei einem Wegebau beſchäftigt, zu dem der Be— 
klagte die Sandfuhren lieferte. Er benutzte auf dem 
Weg zur Arbeitsſtätte wie zum Heimweg unter ſtill— 
ſchweigender Duldung des Beklagten regelmäßig deſſen 
Fuhre. Am 5. Mai 1905 fuhr er wiederum auf 
dem leeren Wagen nach Hauſe, den der 16 jährige 
Sohn des Beklagten lenkte. Als der Wagen die ziem— 
lich ſteile Straße hinabfuhr, brach die Bremſe. Der 
Wagen ſtieß den Pferden auf die Hinterbeine und ge— 
riet in immer größere Fahrgeſchwindigkeit. Der Ehe— 
mann der Klägerin wurde herausgeſchleudert, über— 
fahren und ſtarb nach einigen Tagen. Die Klägerin 
hat den Beklagten auf Schadenserſatz verklagt. Das 
Landgericht hat dem Beklagten den Eid auferlegt, ob 


| 
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ihm vor dem Unfall bekannt war, daß der Brems⸗ 
ſtengel des Wagens eine Bruchſtelle hatte, und von 
der Eidesleiſtung abhängig gemacht, ob die Klage ab⸗ 
gewieſen oder dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
klärt werde. Das Oberlandesgericht hat die Berufung 
des Beklagten zurückgewieſen. Die Reviſion des Be⸗ 
klagten hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: 1. Die Reviſion will die 
Haftung des Beklagten verneint wiſſen, weil bei einer 
der ländlichen Ueblichkeit entſprechenden Gefälligkeit 
nach Treu und Glauben wie nach der Verkehrs⸗ 
anſchauung jede Haftung außer derjenigen für Vorſatz 
ausgeſchloſſen ſei. Dieſer Auffaſſung kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Wie der erkennende Senat ſchon 
mehrfach ausgeſprochen hat, iſt nicht anzunehmen, daß 
zwiſchen dem Fuhrherrn und dem Fahrgaſt, den er 
ohne Entgelt auf ſeinem Wagen duldet, ein ſtill⸗ 
ſchweigender Vertrag über das Mitfahren zuſtande 
kommt. Sondern es entſteht nur ein tatſächliches 
Verhältnis, das rechtsgeſchäftliche Pflichten und Rechte 
nicht erzeugt, das aber auch die allgemeine Pflicht 
nicht außer Kraft ſetzt, wonach jeder für die Beſchä⸗ 
digung durch ſeine Sachen aufzukommen hat, inſoweit 
er ſie bei billiger Rückſichtnahme auf die Intereſſen 
anderer hätte verhüten müſſen (RG. 52 S. 379; JW. 
05, 3710). Der Beklagte vermag ſich alſo nicht jeder 
Verantwortlichkeit für Fahrläſſigkeit zu entſchlagen. 
Ein ſolcher Freibrief gebührt ihm weder nach Treu 
und Glauben noch nach der Verkehrsanſchauung. 
Immerhin findet ſeine Haftung ihre Grenze eben darin, 
daß er nur für Beobachtung der im Verkehr er⸗ 
forderlichen Sorgfalt einzuſtehen hat. Der Maßſtab 
dieſer Sorgfalt beſtimmt ſich nach den Anforderungen 
der aus einer tatſächlichen verſtändigen Uebung ge⸗ 
ſchöpften Verkehrsſitte. Dieſe Sitte empfängt ihre 
Richtlinie, wenn Gefälligkeitshandlungen in Frage 
ſtehen, ganz beſonders von den Geboten der Billigkeit. 
Der Grundfaß, daß der Schenker und Verleiher nur 
für grobe Fahrläſſigkeit zu haften haben (§§ 521, 599 
BGB.) wird zwar nicht ohne weiteres auf ein außer⸗ 
vertragliches Schuldverhältnis übertragen werden 
können. Wohl aber mag er als Fingerzeig dafür 
verwertbar Sr welches Maß von Bedachtſamkeit für 
das fremde Intereſſe die Verkehrsſitte von demjenigen 
heiſcht, der einem andern eine reine Gefälligkeit er⸗ 
weiſt. Hiernach wird der Fuhrherr in der Regel dem 
ſtillſchweigend geduldeten Fahrgaſt keinesfalls für einen 
erkennbaren Fehler des Fuhrwerks haften. Wer ſich 
unaufgefordert auf ein Fuhrwerk ſetzt und unentgelt- 
lich mitfährt, muß Wagen, Pferde und Kutſcher ſo 
une wie fie ſich ihm bieten. Er hat ſich die wahr⸗ 
nehmbaren Mängel gefallen zu laſſen und handelt 
inſoweit auf eigene Gefahr. Wie weit der Fuhrherr 
für verborgene, aber ihm bekannte Fehler jenem Fahr— 
gaſt haftet, wird nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles zu beurteilen ſein. Hier hat der Beklagte ge— 
wußt, daß die Arbeiter wie tagtäglich mit dem Wagen 
fahren würden und er war damit einverſtanden. Hatte 
der Bremsſtengel in Wahrheit eine Bruch ſtelle, und 
hatte der Beklagte ſie als ſolche erkannt, ſo war es 
mehr als Leichtſinn, es war eine Gewiſſenloſigkeit, 
den eigenen Sohn und die mitfahrenden Arbeiter auf 
dem abſchüſſigen Wege der Gefahr eines Bremſen— 
bruchs und des Abrollens des Wagens oder des Durch— 
gehens der Pferde auszuſetzen, lediglich in der un— 
ſicheren Erwartung, daß die Bremſe noch eine oder 
die andere Fahrt aushalten werde. Ohne Zweifel 
hätte daher der Beklagte die von der Verkehrsſitte 
gebotene Sorgfalt verletzt, wenn er ſolchenfalls die 
Arbeiter ungewarnt den ſchadhaften Wagen hätte be— 
ſteigen laſſen. 

2. Die Klägerin hat einen Anſpruch auf Kapital— 
abfindung erhoben und ihn laut der Klageſchrift unter 
Berufung auf ein Urteil des Reichsgerichts vom 12. Fe— 
bruar 1902 (Seuff Arch. 57 Nr. 217) darauf geſtützt, 
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daß durch die Tötung ihres Ehemannes ihr und ihren 
fünf Kindern das Recht auf den Unterhalt entzogen 
worden und ſie, die Witwe, berechtigt ſei, den ihr und 
den Kindern zugefügten Schaden als ihren eigenen 
Schaden geltend zu machen. Dieſen Anſpruch haben 
die Vorinſtanzen für den Fall der Eidesverweigerung 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die An⸗ 
ſchauung iſt jedoch irrig. Das geltende Recht verſagt 
der Witwe den Erſatz des mittelbaren Schadens, der 
ihr infolge der Tötung des Vaters durch den Zuwachs 
der Unterhaltsverbindlichkeiten gegen die Kinder ent⸗ 
ſtanden iſt. Nur im Rahmen des § 844 BGB. können 
die Hinterbliebenen den durch die Tötung des Unter⸗ 
haltspflichtigen erwachſenen Schaden erſetzt verlangen. 
Der Erſtattungsanſpruch ſteht darnach der Klägerin 
und den Kindern ſelbſtändig, nicht aber der Klägerin 
für ſich und die Kinder perſönlich zu. Die angeführte 
Entſcheidung des Reichsgerichts behandelt einen ge— 
meinrechtlichen Fall aus der Zeit vor dem 1. Januar 
1900 und iſt für das Recht des BGB. nicht anwend⸗ 
bar. 


973 e 
III 


Kursminderung einer Aktie iſt keine Verſchlechte⸗ 
rung einer Sache im Sinne des 8 848 BGB. Aus 
den Gründen: Irrig iſt die auf S 848 BGB. ge⸗ 
ſtützte Begründung des Klageanſpruches. Es wird 
angenommen, daß Beklagter dem Kläger den Beſitz 
von drei Aktien im Dezember 1900 durch Betrug ent⸗ 
zogen habe und ihm deswegen gemäß der erwähnten 
Vorſchrift für die in der Zeit zwiſchen Beſitzentziehung 
und Rückgabe eingetretene Wertminderung einzuſtehen 
habe. Dieſe Begründung würde ſchon aus dem Grunde 
verſagen, weil in der Wertminderung der Aktien keine 
„Verſchlechterung der Sache? im Sinne des 8 848 
BGB. erblickt werden kann. Dieſe Wertminderung 
betrifft nämlich nicht die Aktie in ihrer Eigenſchaft 
als Sache, m. a. W. die Aktienurkunde, ſondern nur 
das darin bekundete Recht. Nur deſſen Wert wurde 
durch den Niedergang des von der Aktiengeſellſchaft 
betriebenen Unternehmens beeinflußt, während der 
Wert des Papieres als ſolchen dadurch nicht berührt 
wurde. Die Tatſache, daß inſofern ein naher recht— 
licher Zuſammenhang zwiſchen Aktienrecht und Aktien— 


(Urt. des VI. 35. vom 16. Mai 1907). / 2° >... 
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urkunde beſteht, als dem Eigentümer des Papiers 


grundſätzlich auch das Aktienrecht zuſteht, kann nicht 
dazu führen, beide zu identifizieren und mit einer 
Wertminderung des Rechtes eine Verſchlechterung der 
Aktie als einer (körperlichen) Sache für gegeben zu 
erachten. Sachen im Sinne des BGB. ſind nur körper— 
liche Gegenſtände, nicht Rechte (BGB. § 90).) (Urt. 
des I. 3S. vom 6. Februar 1907). 
971 _—— n. 
IV. 

Beſchwerde gegen die Verwerfung einer Ablehnung 
(48 46, 551, 573 ZPO). In der mündlichen Ber: 
handlung vor dem OLG. M. vom 14. März 1907 
hatte der Beklagte zwei Beifiger wegen Befangenheit 
abgelehnt, das OLG. aber dieſe Ablehnung unter 
Zuziehung zweier Erſatzrichter ſofort zurückgewieſen 
und am 21. März 1907 Urteil zur Hauptſache auf 
Grund obiger Verhandlung unter Mitwirkung der 
abgelehnten Beiſitzer erlaſſen. Die am 27. März 1907 
beim CYG. eingelegte, von dieſem ohne Ausſpruch über 
die Zuläſſigkeit (S 574 Abſ. 2 ZPO.) dem Obe. 
vorgelegte und von letzterem nach Art. IX EG. z. Geſ. 
betr. Aenderung der KO. an das Reichsgericht ab— 
gegebene ſofortige Beſchwerde des Beklagten blieb er— 
folglos. 


1) Vgl. hierzu das Urteil des Reiche gerlchts vom 18. April 1906 
im 2. Jahrg. dieſer Zeitſchritt 8. 23, wonach der Kurs eines Wert— 
vaplers nichmeine Einenſchaft einer Sache im Sinne des $ 119 Abi. 2 
BGB. iſt. 


Aus den Gründen: Die nach § 46 ZPO. zu⸗ 
läſſige und rechtzeitig eingelegte Beſchwerde iſt un⸗ 
begründet, weil durch das inzwiſchen ergangene Urteil 
zwecklos und gegenſtandslos geworden. Selbſt wenn 
die Beſchwerde noch vor oder im Schlußverhandlungs⸗ 
termin eingelegt worden wäre, hätte dies das Be⸗ 
rufungsgericht an der Fällung des Urteils nicht zu 
hindern brauchen, denn nach §S 572 ZPO. hat nur die 
Beſchwerde gegen die dort erwähnten Entſcheidungen 
aufſchiebende Wirkung. Hierunter fällt der Beſchluß 
vom 14. März 1907 nicht. Das Berufungsgericht konnte 
daher das Urteil vor Ablauf der Beſchwerdefriſt erlaſſen 
(JW. 1895 S. 539 Nr. 11). Auch wenn der angefochtene 
Beſchluß ſachlich nicht zu billigen wäre, ſo würde 
doch nach 88 551 Nr. 3 und 573 Nr. 3 3PO., auf 
dieſen Umſtand weder die Reviſion, falls ſie an ſich 
zuläſſig wäre, noch die Nichtigkeitsklage geſtützt werden 
können, da zwar bei der Entſcheidung vom 21. März 
1907 zwei Richter mitgewirkt haben, die wegen Be⸗ 
ſorgnis der Befangenheit abgelehnt waren, das Ab— 
lehnungsgeſuch aber zur Zeit der Entſcheidung nicht 
„für begründet erklärt war“. (Beſchl. v. 23. April 1907, 
VII B 49/07). 

931 N. 
V. 


Kündigung bei einer ſog. „Lebensſtellung“. Von 
den geſetzlichen abweichende Kündigungsfriſten bei 
Dienſtverträgen können nicht uur durch ein beſtimmtes 
Zeitmaß ausgedrückt werden. Das BG. hat dem Kläger, 
der als Anſtaltsarzt in der Kaltwaſſerheilanſtalt der 
Beklagten angeſtellt war, eine Entſchädigung von 
7000 Mk. zugeſprochen, weil die nach vorausgegangener 
vierwöchiger Kündigung erfolgte Entlaſſung des Klägers 
vertragswidrig geweſen ſei. Das BG. ſtellt als Inhalt 
des Dienſtvertrags feſt, daß der Kläger in der Anſtalt 
keine vorübergehende, ſondern eine dauernde, eine ſog. 
„Lebensſtellung“ übertragen erhielt, daß unter dieſer 
Lebensſtellung zwar keine lebenslängliche, aber eine auf 
längere Dauer berechnete Anſtellung gemeint war und 
daß auch nach der Auffaſſung der Parteien für die 
Kündigung nicht die kurzen Friſten der §§ 621 ff. BGB. 
in Anwendung kommen ſollten, ſondern eine Friſt von 
ſolcher Dauer, daß der Kläger ſich in der Zeit bis zum 
Austritte wieder eine angemeſſene feinen Fähigkeiten ent- 
ſprechende Stellung verſchaffen könnte. Dieſe Friſt bemißt 
das BG. auf „etwa ein Jahr“. Die Rüge der Reviſion, 
es ſei rechtlich nicht zuläſſig, hier, wo eine Kündigungs— 
friſt von beſtimmtem Zeitmaß nicht vereinbart ſei, 


andere als die geſetzlichen Friſten gelten zu laſſen und 


eine durch richterliches Ermeſſen feſtzuſetzende Kündi— 
gungsfriſt in das Geſetz einzuführen, iſt nicht begründet. 
Das BG. hat ſeine Feſtſtellung über die von den Ver— 
tragsteilen gewollte Kündigungsfriſt auf die Aeuße— 
rungen der Beteiligten bei den Anſtellungsverhandlungen, 
insbeſondere auf das dabei wiederholt gebrauchte Wort 
„Lebensſtellung“, und auf die Umſtände zur Zeit des 
Dienſteintrittes gegründet. Die Auslegung des Rechts— 
geſchäfts hat alſo ergeben. daß die Parteien eine 
Willenserklärung beſtimmten Inhalts abgegeben haben: 
als Kündigungsfriſt ſoll nicht eine der kurzen geſetz— 
lichen Friſten zur Anwendung kommen, ſondern eine 
ſolche Friſt, die es dem Kläger ermöglicht, ſich wieder 
eine entſprechende Stellung zu verſchaffen. Bei dieſer 
Sachlage iſt für die Anwendung der dispoſitiven Vor— 
ſchriften des BB. über die Kündigung von Dienſt— 
verträgen und die dabei zu beobachtenden Friſten kein 
Raum; dieſe würden erſt Platz greifen können, wenn 
durch die vorliegende Willenserklärung in dieſem 
Punkte nichts beſtimmt worden wäre. Soweit die 
Willenserklärung reicht — und das iſt durch ihre Aus— 
legung feſtzuſtellen — kommen nachgiebige Geſetzes— 
vorſchriften nicht in Betracht. Es beſteht kein recht— 
liches Hindernis, eine von den geſetzlichen Friſten 


abweichende Kündigungsfriſt ſtatt durch Feſtſetzung 
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eines beſtimmten Zeitmaßes durch Vereinbarung der— 
jenigen Eigenſchaften und Merkmale zu beſtimmen, 
die ſie nach den Abſichten der Parteien haben ſoll. 
Tritt der Fall der Kündigung ein, ſo hat die kündigende 
Partei und in letzter Linie der Richter dieſe Merk⸗ 
male der zahlenmäßigen Ausmeſſung der Friſt zugrunde 
zu legen. (Urt. des III. 38S. vom 9. April 1907, 
Nr. 337/06). 

930 E r. 


VI. 


5 54 988. bezieht ſich auch anf die einem Kauf, 
ER. erteilte Einzel:Bolmaht zum Abſchlu zes 
Vergleiches, der ein Handelsgeſchäft betrifft. Re⸗ 
viſion macht geltend, die Anwendung des 8 54 508. 
ſei ausgeſchloſſen, weil ein Vergleich, durch den ein 
Rechtsſtreit beigelegt werde, nicht ein Handelsgeſchäft 
ſein könne. Dieſe Annahme entbehrt der Grundlage. Die 
58 343 ff. HGB. finden auf alle Geſchäfte eines Kauf: 
manns Anwendung, alſo auch auf Vergleiche, ſofern ſie 
zum Betriebe ſeines Handelsgewerbes gehören. Daß die 
Parteien Kaufleute ſind und es zur Zeit des Vergleichs 
waren, iſt außer Streit. Die Forderung aber, die 
Gegenſtand des Vorprozeſſes war, beruhte auf einem 
von ihnen geſchloſſenen Warenkaufe. Auch abgeſehen 
von der durch 3 344 Abſ. 1 HGB. aufgeſtellten Ver⸗ 
mutung, liegt es ſonach auf der Hand, daß ein Ver⸗ 
gleich über jene Forderung beiderſeits in den Bereich 
des Betriebs des Handelsgewerbes fiel. Inſoweit iſt 
alſo auch die Vorausſetzung des $ 54 erfüllt. Der 
Berufungsrichter hat auch nicht rechtlich geirrt, wenn 
er die dem W. erteilte Vollmacht als Handlungs— 
vollmacht im Sinne des § 54 angeſehen hat. Aller- 
dings hat das Reichsgericht in dem zur Geltungszeit 
des AD HGB. ergangenen Urteile vom 10. Januar 1890 
(Bolze Bd. 9 Nr. 215) ausgeſprochen,. von einer Hand⸗ 
lungsvollmacht könne nicht die Rede ſein, wenn ſich 
die Vertretung auf den Abſchluß eines einzelnen 
Handelsgeſchäfts beſchraͤnkt, ſondern nur bei Ver⸗ 
tretung in einem Geſchäftskreiſe. Dieſe Annahme wurde 
auf die damalige Faſſung des Geſetzes geſtützt. Der 
dem jetzigen § 54 entſprechende Art. 47 des AD HGB. 
lautete: „Wenn ein Prinzipal jemanden ohne Erteilung 
der Prokura . . . zu einzelnen Geſchäften in feinem 
Handelsgewerbe beſtellt . . .“. Aus dieſem Ausdrucke 
„beſtellt“ leitete das Urteil die Annahme her, daß 
es ſich um einen „Kreis“ von (einzelnen) Ge— 
ſchäften handeln müſſe. Gerade jener Ausdruck iſt 
aber in der jetzigen Faſſung des Geſetzes abſichtlich 
vermieden worden. Nach der jetzt geltenden Faſſung 


des § 54 unterliegt es keinem Bedenken, daß auch die 


Ermächtigung zur Vornahme eines einzelnen Geſchäfts 
unter dieſe Beſtimmung fällt. Nach den einwandfreien 
Feſtſtellungen des Berufungsrichters iſt davon aus— 
zugehen, daß W. ſich den Klägern gegenüber als vom 
Beklagten ſchlechthin zum Abſchluß eines Vergleichs 
ermächtigt bezeichnet hat und daß dieſe Mitteilung 
auch in der Willensrichtung der Beklagten lag. Auf 
dieſer Grundlage iſt der Berufungsrichter mit Recht 
zu dem Schluſſe gelangt, daß der Beklagte den Ver— 
gleich im Verhältniſſe zu den Klägern gegen ſich gelten 
laſſen muß, ohne daß es darauf ankommen kann, ob 
W. die ihm vom Beklagten erteilten Weiſungen über— 
ſchritten hat. (Urt. des VII. 35 vom 22. März 1907). 
966 Sch — ——r. 


B. Strafſachen. 
I. 

Strafrechtliche Haftung der Rechnungs: und Kaſſen⸗ 
führer und der Mitglieder der Organe der „ 
anftalten nach 8 42 Kr. und § 93 Js. Das 
Urteil irrt inſoweit, als es den Angeklagten „als Be— 
vollmächtigten“ ſowohl der Ortskrankenkaſſe als auch 
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der Landesverſicherungsanſtalt der Rheinprovinz er⸗ 
achtet und den § 266 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. auf ihn an⸗ 
wendet. Der Angeklagte hat die veruntreuten Gelder 
teils als Rendant der Ortskrankenkaſſe vereinnahmt, 
teils floſſen ſie ihm zu, weil er „die Hebeſtelle der 
Alters⸗ und Invaliditäts⸗ Verſicherungsanſtalt“ ver⸗ 
waltete und die Beiträge der verſicherungspflichtigen 
Perſonen für Rechnung der Verſicherungsanſtalt ein- 
a hatte. In erſterer Hinficht unterlag er na 
2 Abſ. 1, 3 des KrVG. der Beſtimmung des § 26 
Etc wenn er, wie geſchehen, abſichtlich zum Nach⸗ 
teile der Kaſſe handelte. In letzterer Hinſicht war 
dasſelbe nach § 93 des JV. der Fall; zwar läßt 
das Urteil nicht deutlich erſehen, ob eine von der 
Verſicherungsanſtalt ſelbſt A 91 Hebeſtelle 
in Frage ſteht (§ 148 Abſ. 1 Ziff. 2 O.) oder ob 
die Verſicherungsanſtalt nur die Einziehung der Bei⸗ 
träge der Krankenkaſſe übertragen hatte ($ 148 Abſ. 1 
Ziff. 1 a. a. O.), der Angeklagte kommt aber jeden⸗ 
falls als Mitglied eines Organs der Verſicherungs⸗ 
anſtalt in Betracht. Da die zivilrechtliche Haftung 
nach $ 42 KrVG. und § 93 JVG. der den Vormündern 
ihren Mündeln gegenüber gleichgeſtellt iſt, kann für 
die ſtrafrechtliche Haftung im Sinne des § 266 StGB. 
nur die Nr. 1 dieſer Vorſchrift in Frage kommen, wie 
dies bezüglich des § 42 Kr. ſchon in Entſch. des 
RG. Bd. 32 S. 262 ausgeſprochen iſt. (Urt. des V. 
StS. vom 3. Mai 1907, 5 D 156/07). — — —e— 
981 


II. 


Brauntwein als Nahrungsmittel. Daß der Erſt⸗ 
richter den Branntwein als Nahrungsmittel im Sinne 
des Geſetzes vom 14. Mai 1879 erachtet hat, gibt im 
Hinblick auf den Kreis der Abnehmer, für die er be⸗ 
ſtimmt war (Bauarbeiter), und die geringen Mengen, 
in denen er bezogen wurde, zu Bedenken keinen Anlaß; 
daß der Branntwein als Lebensmittel erachtet werden 
kann, hat das Reichsgericht ſchon wiederholt aus— 
geſprochen (Entſch. Bd. 20 S. 217, Bd. 30 S. 255). 
(Urt. des V. StS. vom 26. April 1907, 5 D 73/07). 

960 
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III. 


Eingriff in das rechtlich geſchützte Vermögen. Ber: 
anlafjung au einem Aufwande durch das Berſprechen 
ir en ich unmöglichen Gegenleiſtung (88 263, 43 

Der Angeklagte Steht im Rufe der Falſch⸗ 
9 Um die für die Ermittlung des Verfertigers 
der damals umlaufenden falſchen Hundertmarkſcheine 
ausgeſetzte Belohnung zu erhalten, wandte ſich der 
Weichenſteller S. an den Angeklagten mit der Bitte 
um Ueberlaſſung von falſchen Scheinen, indem er ihm 
vorſpiegelte, er wolle die Falſifikate in Verkehr ſetzen, 
und ihm auf Verlangen für die in Ausſicht geſtellten 
Hundertmarkſcheine 180 Mk. im voraus zahlte. Der 
Angeklagte, dem die Anfertigung ſolcher Scheine nicht 
nachgewieſen werden konnte, hielt ſein Verſprechen 
nicht. Der Erſtrichter beſtraft ihn wegen Betrugs, 
da er von Anfang an dem Anſuchen des S. nicht 
habe entſprechen wollen, ſondern die Bereitwilligkeit 
zur Lieferung ſolcher Scheine nur vorgeſpiegelt habe, 
um den S. zur Zahlung der 180 Mk. zu veranlaſſen. 
Der Erſtrichter iſt der Meinung, der Angeklagte habe 
durch ſein Verhalten in das rechtlich geſchützte Ver— 
mögen des S. eingegriffen, da dieſer die Scheine nur 
au erlaubten Zwecken erlangen wollte. Für dieſe 
Frage iſt es aber bedeutungslos, welchen Zweck S. ver— 
folgte und von welchem Beweggrund er geleitet wurde, 
entſcheidend iſt — für den Tatbeſtand des vollendeten 
Betrugs — nur, ob er durch jenes Abkommen einen 
rechtlich begründeten Anſpruch auf die vom An— 
geklagten übernommene Gegenleiſtung deswegen nicht 
erwarb, weil dieſe in einer verbotenen oder unſittlichen 
Handlung beſtand. War dies der Fall, dann fehlt 
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es an dem urſächlichen Zuſammenhange zwiſchen der 
Vermögensbeſchädigung und der Irrtumserregung: denn 
dieſer entfällt, wo der Getäuſchte zu der ſein Ver⸗ 
mögen vermindernden Aufwendung durch die Vor⸗ 
ſpiegelung einer tatſächlich oder rechtlich unmöglichen 
Gegenleiſtung beſtimmt wurde. Rechtlich unmöglich 
iſt aber eine Gegenleiſtung, wenn ſie in einer ver⸗ 
botenen oder unſittlichen Handlung beſteht, auf deren 
Vornahme niemals ein Recht erworben werden kann. 
Dasſelbe gilt von den Anſprüchen auf die Gegen- 
leiſtung für die Vornahme einer unerlaubten oder 
unſittlichen Handlung. Wer ſich eine ſolche im Recht 
nicht geſchützte Gegenleiſtung verſprechen läßt und in 
deren Erwartung vorher eine Aufwendung macht, der 
vermindert ſein Vermögen in dem Bewußtſein, daß 
eine Gegenleiſtung im Rechtsſinne nicht erfolgen kann, 
alſo ohne Rückſicht auf eine Gegenleiſtung, beſchädigt 
alſo fein Vermögen ſelbſt (vgl. Entſch. d. RG. Bd. 37 
S. 30, Bd. 37 S. 161, Bd. 38 S. 425, Bd. 27 S. 300). 
Die Irrtumserregung bildet in dieſem Falle nur die 
äußere Veranlaſſung, nicht aber die innere Urſache der 
Vermögensbeſchädigung (Entſch. Bd. 3 S. 36). 
Anders liegt die Sache nur, wenn der Getäuſchte die 
von ihm beanſpruchte (oder ſchon geleiſtete) Handlung 
für nicht verboten oder nicht unſittlich hielt und des⸗ 
halb der, wenn auch irrigen Meinung war, er könne 
auf deren Vornahme (oder auf die Gegenleiſtung 
dafür) einen rechtswirkſamen Anſpruch durch Vertrag 
erwerben. Denn dann tft der urſächliche Zuſammen— 
hang zwiſchen Irrtumserregung und Vermögens— 
beſchädigung und damit die rechtliche Möglichkeit für 
die Verübung eines Betrugs unter den dargelegten 
Verhältniſſen gegeben (Entſch. Bd. 37 S. 80). Aus 
dem Urteil iſt nicht zu entnehmen, ob es ſich um 
Hundertmarkſcheine handelt, die vom Angeklagten, um 
ſie als echte zu gebrauchen, angeblich ſchon angefertigt 
waren und vorrätig gehalten wurden oder die infolge 
der Anregung des S. erſt angefertigt werden ſollten. 
Im letzteren Falle würde S. den Angeklagten zu einem 
Verbrechen nach 8 146 StGB. zu beſtimmen verſucht 
haben; im erſteren Falle würde die vom Angeklagten 
in Ausſicht geſtellte Lieferung der Scheine entweder 
als ein Verbrechen gegen § 147 StGB., erſte Alter: 
native, zu beurteilen ſein, dann nämlich wenn der 


Angeklagte die Scheine zunächſt, ohne fie als echte zu 


gebrauchen, angefertigt hätte, oder als Beihilfe zu 
einem von S. auszuführenden Verbrechen nach § 147 
StGB., zweite Alternative. Allerdings beabſichtigte 
S. nicht ſelbſt eine Straftat zu begehen. Im Rahmen 
der vorliegenden Erörterungen iſt dies aber bedeutungs— 
los, denn bei der Prüfung der Frage, ob S. einen 
rechtlich begründeten Anſpruch auf die Gegenleiſtung 
hatte, kommt es nur auf den Inhalt der beiderſeits 
tatſächlich abgegebenen Erklärungen, nicht darauf an, 
ob S. ſich im geheimen vorbehielt, mit den ihm aus⸗ 
zuhändigenden Scheinen abredewidrig zu erlaubten 
Zwecken zu verfahren. Denn gleichwie eine Willens— 
erklärung nach $ 116 BGB. nicht deshalb nichtig iſt, 
weil ſich der Erklärende insgeheim vorbehält, das 
Erklärte nicht zu wollen, ſo wird umgekehrt der An— 
ſpruch auf eine nach dem Inhalte der beiderſeitigen 
Erklärungen verbotene oder unſittliche Gegenleiſtung 
nicht dadurch rechtswirkſam, daß der Gläubiger ſich 


insgeheim vorbehält, ſeinerſeits nicht verbotswidrig 


oder nicht unſittlich zu handeln und dadurch der 
erwarteten Gegenleiſtung die Eigenſchaft 
botenen oder Unſittlichen gleichfalls zu nehmen. 


des Ver⸗ 


Daraus ergibt ſich, daß nach den bisherigen Feſt⸗ 


ſtellungen S. in keinem Falle einen rechtlich begründeten 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung erwarb, daß deshalb 
der Angeklagte durch die Vorſpiegelung, ſie bewirken 
zu wollen, in deſſen rechtlich geſchütztes Vermögen 
nicht eingriff. Die Verurteilung wegen vollendeten 
Betrugs iſt daher nicht haltbar. Handelte der An— 
geklagte aber in der irrigen Vorſtellung, S. habe 


| 


einen rechtlich begründeten Anſpruch auf die Er⸗ 
füllung des Vertrags, handelte er inſoweit mit dem 
Bewußtſein und dem Willen, das Vermögen des S. 
zu beſchädigen, ſo ſteht der Umſtand, daß das vom 
Angeklagten gewählte Mittel zur Herbeiführung der 
Vermögensbeſchädigung nach den obigen Ausführungen 
untauglich war, der Annahme eines verſuchten 
Betrugs nicht entgegen (Entſch. Bd. 38 S. 425). 
Deshalb war die Sache an die Vorinſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. (Urt. d. V. StS. vom 24. Mai 1907, 
5 D 1062/06). 
963 = 


Oberſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 
15 


Nicht die Konkursmaſſe einer eingetragenen Ge⸗ 
noſſenſchaft, aber die Geuoſſenſchaft ſelbſt kann im 
Grundbuch als Eigentümerin eines vom Konkurs⸗ 
verwalter für die Maſſe im Wege des Kaufes erworbenen 
Grundſtücks eingetragen werden. Auslegung der Auf: 
laſſungserklärung (BGB. § 133; Genc. § 101; KO. 
88 1, 6, 113, 117, 134, 207, 208). Mit Urkunde des 
Notariats W. vom 15. November 1906 hat Rechts⸗ 
anwalt B. in L. als Verwalter im Konkurs über das 
Vermögen des Vorſchußvereins L., eingetr. Genoſſen⸗ 
ſchaft m. unb. H., von dem Geſchäftsmanne R. in W. als 
Verwalter im Konkurs über das Vermögen der Holz⸗ 
händler D. und J. K. in O. die Grundſtücke Pl.⸗Nr. 1543 ff. 
der StG. O. um 1985 Mk. gekauft. Die Urkunde enthält 


die Auflaſſungserklärungen in der Faſſung, daß die 


Eintragung der Konkursmaſſe des Vorſchußvereins L. 
als Eigentümerin der Grundſtücke bewilligt und bean⸗ 
tragt werde. Das Grundbuchamt hat die Eintragung 
abgelehnt, weil die Konkursmaſſe kein ſelbſtändiges 
Rechtsſubjekt ſei und die Grundſtücke nur auf den 
Namen des Gemeinſchuldners eingetragen werden 
könnten. Die Beſchwerde des Konkursverwalters 
wurde zurückgewieſen. Das Beſchwerdegericht billigte 
den vom 1 angeführten Ablehnungsgrund 
und fand ein Hindernis der Eintragung auch darin, 
daß die Genoſſenſchaft durch die Eröffnung des Kon— 
kurſes aufgelöſt worden ſei und nur noch für den 
Zweck des Konkursverfahrens fortbeſtehe, daher nicht 
mehr Grundſtücke erwerben könne, da ein ſolches 
Rechtsgeſchäft mit dem Zwecke des Konkursverfahrens 
nicht zuſammenhänge. Auf die weitere Beſchwerde 
des Konkursverwalters hat das Oberſte Landesgericht 
die Entſcheidung des Landgerichts aufgehoben und es 
angewieſen, anderweit zu erkennen. : 

Gründe: Die Konkursmaſſe, das nach § 6 KO. der 
Verwaltung und Verfügung des Konkursverwalters 
unterworfene Vermögen des Gemeinſchuldners, iſt eine 
dem ſonſtigen Vermögen des Gemeinſchuldners gegen⸗ 
über in gewiſſem Maße ſelbſtändige Vermögensmaſſe, 
es iſt ihr aber nicht die Befugnis beigelegt, Rechte 
zu erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen, ſie hat 
auch keinen eigenen Namen, unter dem fie im Rechts- 
verkehr auftreten könnte. Sie darf deshalb nicht als 
Eigentümer in das Grundbuch eingetragen werden 
(Jaeger, KO. Anm. 51 zu § 1, Anm. 17 zu §6, Anm. 21 
zu 8 37). 

Daraus folgt aber nicht, daß auf Grund einer 
Auflaſſung, in der eine Konkursmaſſe als Erwerber 
des Grundſtücks bezeichnet iſt, eine Eintragung nicht 
ſtattfinden dürfte. Die Vorſchrift des § 133 BGB., 
daß bei der Auslegung einer Willenserklärung der 
wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem buch— 
ſtäblichen Sinne zu haften iſt, gilt auch für die Auf— 
laſſung und iſt auch für das Grundbuchamt maßgebend 
RGE. Bd. 52 S. 416; Turnau-Förſter, GBO. 3. Aufl. 
Anm. 4 zu § 19). Es mußte deshalb erwogen werden, 
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ob der von den Beteiligten in der Urkunde gebrauchte 
Ausdruck nicht in dem Sinne zu verſtehen ſei, daß 
der Vorſchußverein als Eigentümer und zuglei 
Gemäßheit des 8 113 KO. die Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens über das Vermögen der Genoſſenſchaft 
eingetragen werden ſolle. War dieſe Frage, wie wohl 
nicht mit Grund bezweifelt werden kann, zu bejahen, 
ſo mußte dem Antrage ſtattgegeben werden, ſofern 
ihm nicht das vom Beſchwerdegericht erhobene weitere 
Bedenken entgegenſteht. Nach $ 101 Gen. wird durch 
die Eröffnung des Konkursverfahrens die Genoſſen⸗ 
ſchaft aufgelöſt, ſie gilt aber bis zur Beendigung des 
Konkurs verfahrens für den Zweck dieſes Verfahrens 
als fortbeſtehend. Im Rahmen dieſes Zweckes iſt = 
Konkursverwalter vermöge der ihm nach den SS 6 
117 KO. obliegenden Aufgabe, das zur Konkursmaſſe 
gehörige Vermögen zu verwalten und zu verwerten, 
auch berechtigt, Grundſtücke zu erſtehen, nicht bloß in 
der Zwangsverſteigerung, ſondern auch bei freiwilliger 
Veräußerung (KO. § 134 Nr. 2). Aus der Urkunde 
iſt allerdings ein Zuſammenhang des Erwerbes der 
Grundſtücke mit der Verwaltung und Verwertung des 
zur Konkursmaſſe gehörigen Vermögens des Vorſchuß⸗ 
vereins nicht zu entnehmen, aber darum ſteht do 

nicht feſt, daß ein ſolcher 1 nicht beſteht. 
Vielmehr liegt die Vermutung nahe, daß der Vor⸗ 
ſchußverein Gläubiger der Holzhändler K. iſt und daß 
die Grundſtücke erworben werden ſollen, um für die 
Forderung des Vorſchußvereins Deckung zu erlangen. 
Hegte das Beſchwerdegericht in dieſer Beziehung einen 
Zweifel, ſo hätte es den Konkursverwalter auffordern 
ſollen, den Zweck des Erwerbes der Grundſtücke dar- 
zulegen, es durfte aber nicht die Beſchwerde ohne wei⸗ 
teres zurückweiſen. (Beſchluß des I. ZS. vom 7. Juni 


1907, Reg. III 35/07). 
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II. 


Nachweis der Entrichtung der Beſitzveränderungs⸗ 
gebühr für die Eintragung des Eigentümers im Grund: 
buch auf Grund Urteils (GebE. Art. 249, 252, 253, 
289). Der Gutsbeſitzer M. in F. hat durch notariellen 
Vertrag vom 17. Mai 1889 die PlNr. 101 der StG. 
F. an die Gütlerseheleute J. und K. G. in F. gegen die 
dieſen gehörige Wieſe Pl Nr. 65 derſelben StG. und einen 
Acker der Eheleute G. vertauſcht, der im Grundſteuer⸗ 
kataſter mit den PlNrn. 82 und 82½ bezeichnet war. 
zufolge eines Verſehens wurde in der Vertragsurkunde 

ei der Bezeichnung des Ackers nur PlNr. 82 angegeben, 
PlNr. 82½ wurde deshalb im Kataſter und im Hy⸗ 
pothekenbuche nicht auf M. umgeſchrieben, ſie wurde 
ihm aber mit den anderen Grundſtücken übergeben 
und er hat ſie ungeſtört beſeſſen. Nachdem er geſtorben 
und von feiner Ehefrau zu ?/s, von feiner minder⸗ 
jährigen Tochter zu / beerbt worden war, ſtellte ſich 
bei einer neueren Vermeſſung der Irrtum heraus. 
Da die Eheleute G. nicht in die Berichtigung des ſeit 
dem 1. Mai 1905 als angelegt geltenden Grundbuchs 
willigten, erwirkten die Erbinnen M. bei dem Amts⸗ 
gerichte M. durch Urteil vom 30. Januar 1907 die 
Verurteilung der Eheleute G. zur Erteilung der Zu— 
ſtimmung dazu, daß ſie als Eigentümer der PlNr. 82½ 

eingetragen werden. Das Urteil wurde damit be= 
gründet, daß M. das Grundſtück erſeſſen habe. Nach— 
dem das Urteil rechtskräftig geworden war, ließen die 
Erbinnen bei dem Amtsgerichte M. beantragen, das 
Grundbuch nach Maßgabe des Urteils zu berichtigen. 
Der Antrag wurde zurückgewieſen, weil die Entrichtung 
oder Hinterlegung der Beſitzveränderungsgebühr für 
PlNr. 82 ½ nicht nachgewieſen ſei und das Grundbuch- 
amt nicht zu prüfen habe, ob die Gebühr etwa nicht 
oder nicht mehr zu entrichten ſei. Die Beſchwerde, 
die geltend machte, daß der Anſpruch des Staates auf 
die Beſitzveränderungsgebühr gemäß § 32 des F. 
vom 28. Dezember 1831 verjährt ſei, wurde zurück— 
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gewieſen. Das Landgericht fügte die Erwägung bei, 
daß „die Regulierung der Beſitzveränderungsgebühr 
ausſchließlich Sache des Rentamtes ſei“. Auf die 
weitere Beſchwerde der Erbinnen M. hat das Oberſte 
Landesgericht die Entſcheidungen der Vorinſtanzen 
aufgehoben und das Grundbuchamt angewieſen, ander- 
weit zu verfügen. 

Aus den Gründen: Die Annahme der Vor⸗ 
inſtanzen, für den durch das Urteil vom 30. Januar 
1907 feſtgeſtellten Erwerb der PlNr. 82½ durch M. 
ei nach Art. 249, 252, 253 des Geb. i. d. F. von 
1899 die Beſitzveränderungsgebühr zu entrichten, wird 
den Tatſachen nicht gerecht. In dem Vertrage vom 
17. Mai 1889 haben die Beteiligten nicht nur die 
PlNr. 65, 82, ſondern auch PlNr. 82 ½, die fie als 
Beſtandteil der PlNr. 82 anſahen, gegen PlNr. 101 
ausgetauſcht, dieſes Grundſtück bildete die Gegenleiſtung 
für die drei Grundſtücke, die M. erhielt. Die für die 
Berechnung der Gebühr in die Vertragsurkunde auf: 
genommene Wertsangabe betraf den Gegenſtand des 
ganzen Tauſchgeſchäfts, die für das Geſchaft erhobene 
Gebühr deckte alſo auch die Uebertragung der gering⸗ 
wertigen PlNr. 82½ . Die irrige Bezeichnung des 
einen Vertragsgegenſtandes war bei der in der Ueber⸗ 
tragung des Beſitzes zu klarem Ausdrucke gekommenen 
Willensübereinſtimmung unſchädlich. M. hat daher 
auch das Eigentum an PlNr. 82½ ſchon durch den 
Tauſchvertrag vom 17. Mai 1889 und die Uebergabe 
des Grundſtücks erworben. Der Umſtand, daß das 
Amtsgericht M. ſein rechtskräftig gewordenes Urteil 
mit der auf unrichtiger Anwendung des Art. 14 des 
Not. von 1861 beruhenden Anſicht begründet hat, M. 
ſei erſt durch Erſitzung Eigentümer der PlNr. 82! 
geworden, iſt belanglos. Rechtskräftig iſt nur die 
Entſcheidung geworden, daß die Eheleute G. verpflichtet 
ſind, die Zuſtimmung zu der Berichtigung des Grund⸗ 
buchs zu erteilen, nicht der Entſcheidungsgrund. Da⸗ 
her kommt das Erlöſchen des Anſpruchs auf die Be⸗ 
ſitzberänderungsgebühr nach § 32 Abſ. 2 des FG. vom 
28. Dez. 1831 nicht in Frage. (Beſchl. des I. ZS. vom 
10. Mai 1907, Reg. III 28/1907). 


946 W. 
III. 
e der 0 Erbſchaftsbeſitzer. 
(3PO. 8 27; BGB. S 2018). J. H. in F. ſtellte 


den en, zum Zwecke A Klageſtellung gegen den 
Schuhmacher R. in W. und 15 andere in verſchiedenen 
Amts⸗ und Oberlandesgerichts bezirken wohnende Erben 
der in F. verſtorbenen Marie R. wegen einer Forde⸗ 
rung von nicht mehr als 300 Mk. das zuſtändige Ge⸗ 
richt zu beſtimmen. Der Antrag wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Die Antragſteller wollen als Erben 
der am 6. Dezember 1902 an ihrem Wohnorte F. 
verſtorbenen Marie R. durch Klage den Anſpruch auf 
Herausgabe der von anderen Erben ihnen vorent- 
haltenen und von dieſen unter ſich verteilten Erbteile, 
wodurch dieſe ſich ohne Rechtsgrund bereichert“ hätten, 
geltend machen. Sie verfolgen damit nicht einen An⸗ 
ſpruch 128 ungerechtfertigter Bereicherung im Sinne 
des 8 812 BGB., ſondern einen Anſpruch im Sinne 
des $ 2018 BGB., da er gegen Perſonen gerichtet iſt, 
die ſich angeblich unbefugt in den Beſitz des ganzen 
Nachlaſſes geſetzt haben und ſich weigern, die Anteile 
der Antragſteller am Nachlaſſe dieſen herauszugeben. 
Dieſe Erben beſitzen hiernach in Anſehung der im 
Auseinanderſetzungsverfahren erſt zu ermittelnden An— 
teile der Antragſteller etwas, das ſie „auf Grund 
eines ihnen in Wirklichkeit nicht zuſtehenden Erbrechts 
aus der Erbſchaft erlangt“ haben, ſind alſo inſoweit 
„Erbſchaftsbeſitzer“ im Sinne des § 2018. Für Klagen 
folder Art ift neben dem allgemeinen Gerichtsſtande 
des Wohnſitzes der Beklagten nach § 27 Abſ. 1 ZPO. 
auch der beſondere Gerichtsſtand der Erbſchaft bei dem 
Gerichte begründet, bei dem der Erblaſſer zur Zeit 
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feines Todes den allgemeinen Gerichtsſtand gehabt 
hat. Darnach fehlt eine der Vorausſetzungen für die 
Anwendung des 8 36 Nr. 3 ZPO. (Beſchl. des II. ZS. 
vom 3. Juni 1907, Reg. IV 35/07). v 
969 . 


IV. 


Können in der Berufungsinſtanz nene Tatſachen 
auch dann usch geltend gemacht werden, weun die Sache 
vom Reviſionsgericht an fie zurückverwieſen wurde? 
Wie iſt im Falle des Sieges auf Grund der neuen 
Tatſachen im Koſtenpunkte zu entſcheiden ? Einrede der 
Erſchöpfung des Nachlaſſes. (3p O. 88 529, 565, 97; 
BGB. 3 1990). Die Klägerin Anna K. fordert in dem 
von ihr 1898 gegen ihren geſchiedenen Mann, den 
Baumeiſter N. K. in N., beim LG. anhängig gemad)- 
ten Rechtsſtreite 25 637.03 Mk. nebſt Zinſen, weil von 
dem Vermögen, das bei der wegen der Scheidung der 
Ehe erfolgten Auseinanderſetzung des gemeinſchaft⸗ 
lichen Vermögens ihr zugewieſen wurde, jener Betrag 
zur Tilgung von Schulden des Beklagten verwendet 
worden ſei, für die ſie nicht zu haften hatte, N. K. 
alfo in ungerechtferligter Weiſe bereichert ſei. Der 
Beklagte iſt im Verlaufe des Rechtsſtreits geſtorben, 
nachdem die Sache ſchon einmal vom Reviſionsgerichte 
zurückverwieſen war; er wurde von drei minderjährigen 
Kindern aus ſeiner dritten Ehe beerbt. Deren Pfleger 
nahm die Erbſchaft an und bewirkte die Aufnahme 
eines Inventars durch den Gerichtsſchreiber. Die 
Erben nahmen den Rechtsſtreit auf. Sie wurden als 
Geſamtſchuldner, jedoch unter Beſchränkung ihrer 
Haftung auf den Nachlaß, verurteilt, der Klägerin 
18 744.18 Mk. nebſt Zinſen zu zahlen und / der 
Koſten zu tragen. Auf Berufung der Beklagten wies 
das OLG. die Klage ab; zur Tragung der Koſten ver⸗ 
urteilte es die Klägerin. Klägerin legte Reviſion ein. 
Das Obe G. hat aus den nachſtehenden Gründen die 
Entſcheidung aufgehoben und die Sache zurückverwieſen. 

Die angefochtene Entſcheidung beruht auf folgen— 
den Erwägungen: Nach dem bei den Akten über den 
Nachlaß des N. K. befindlichen Inventar ſtehe feſt, 
daß N. K. ſeinen Kindern kein Vermögen hinterlaſſen 
hat. Nach dem Inventar beſtänden die Nachlaßgegen— 
ſtände nur aus beweglichen Sachen, im Werte von 
60 Mk., während die Verbindlichkeiten 43 256.78 Mk. 
betrügen. Daran werde dadurch nichts geändert, daß 
nach der von dem Pfleger der Beklagten beim Nach— 
laßgerichte gemachten Angabe der Erblaſſer 1898 und 
1900 zwei Häuſer an ſeine Frau, die Mutter der Be— 
klagten, verkauft habe und daß früher auch eine Le— 
bensverſicherung des Erblaſſers beſtanden habe; die 
Häuſer und die Verſicherungsſumme bildeten nicht 
einen Beſtandteil des Nachlaſſes und ſeien nicht in 
den Beſitz der Erben gelangt. Der Antrag des Pflegers 
auf Eröffnung des Konkurſes über den Nachlaß des 
N. K. ſei vom Amtsgerichte wegen des Mangels einer 
die Koſten des Verfahrens deckenden Maſſe abgewieſen 
worden. Die Beklagten ſeien hiernach nach S 1990 
BGB. zu dem Antrage berechtigt, daß die Klage ab— 
gewieſen werde. Die vom LG. ausgeſprochene Ver— 
urteilung zur Zahlung von 18 744.18 Mk. mit Be: 
ſchränkung der Haftung auf den Nachlaß ſei zwecklos und 
deshalb unzuläſſig. Denn bei dem gänzlichen Mangel 
eines Nachlaſſes könne von einem Anſpruche gegen 
die Erben auf Zahlung aus Mitteln des Nachlaſſes 
nicht die Rede ſein und es bräuchten ſich die Erben 
eine koſtſpielige Verurteilung unter Beſchränkung der 
Haftung auf den Nachlaß nicht gefallen zu laſſen. 
Die Pflicht der Beklagten, die vorhandenen Nachlaß— 
gegenſtände zur Befriedigung der Klägerin heraus— 
zugeben, komme nicht in Frage, weil die Klägerin 
einen darauf gerichteten Antrag nicht geſtellt, ſondern 
erklärt habe, daß ihr mit der Herausgabe nichts ge— 
dient ſei. 

Der Vertreter der Reviſionsklägerin hat es als 
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zweifelhaft bezeichnet, ob die Abweiſung der Klage 
überhaupt noch zuläſſig ſei. Er machte geltend, die 
Abweiſung der Klage ſtehe im Widerſpruch mit der 
vor dem Tode des N. K. in dem Rechtsſtreit ergangenen 
früheren Entſcheidung des Reviſionsgerichts, die das 
Schickſal des Klaganſpruchs nur von der Entſcheidung 
darüber abhängig gemacht habe, ob die Behauptung 
der Klägerin wahr ſei, daß der geforderte Betrag aus 
ihrem Vermögen zur Tilgung von Schulden ihres 
geſchiedenen Mannes verwendet wurde, für die ſie 
nicht zu haften hatte. Das Bedenken iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt. Durch den Tod des Beklagten, der im Laufe 
des durch jene Entſcheidung des Reviſionsgerichts not⸗ 
wendig gewordenen anderweiten Verfahrens in der 
1. Inſtanz eintrat, wurde die Sachlage weſentlich ver⸗ 
ändert. Die Erben des Beklagten waren befugt, auch 
noch in der Berufungsinſtanz bisher nicht geltend 
gemachte Verteidigungsmittel vorzubringen (8 529 
ZPO.). Mit der Frage, ob und in welchem Umfange 
die Erben des Beklagten für die Schuld des Erblaſſers 
haften, hat ſich die Entſcheidung des Reviſionsgerichts 
nicht befaßt; das Gericht hatte damals nur zu prüfen, 
ob die Vorſchriften des Bamberger LR. über die Haf- 
tung der Ehegatten für die Verbindlichkeiten richtig 
angewendet worden ſind. 

Begründet iſt dagegen die Rüge der Reviſion, daß 
8 1990 BGB. unrichtig angewendet wurde. Laut des 
Tatbeſtandes des Urteils der 1. Inſtanz hatten die 
jetzigen Beklagten den Anſpruch der Klägerin nach 
Grund und Betrag beſtritten; ferner hatten ſie bean⸗ 
tragt, ihnen bei etwaiger Verurteilung die Beſchrän⸗ 
kung ihrer Haftung vorzubehalten. Ueber den Be— 
ſtand des Nachlaſſes enthält dieſes Urteil weder Feſt⸗ 
ſtellungen noch die Angabe von Behauptungen der 
Parteien. Bei der Verhandlung vor dem OLG. haben 
die Beklagten „nach Bekanntgabe des Inhalts der 
Akten des Amtsgerichts N. über den Nachlaß des 
Baumeiſters N. K. und über das Konkursverfahren 
über den Nachlaß des N. K.“ behauptet, daß dieſer 
kein Vermögen hinterlaſſen habe. Die vorhandenen 
beweglichen Sachen ſeien ſie bereit herauszugeben. 
Auf Grund des § 1990 BGB. beantragten ſie deshalb 
die Abweiſung der Klage. Ueber Sinn und Tragweite 
des 8 1990 beſteht Streit. Richtig iſt die Auslegung, 
daß der Erbe, der aus einem der im $ 1990 bezeich- 
neten Gründe dem Nachlaßgläubiger den Einwand der 
Erſchöpfung oder der Unzulänglichkeit des Nachlaſſes 
entgegenſetzen kann, je nach der Sachlage nicht nur 
die Verurteilung unter dem Vorbehalte der Beſchrän— 
kung ſeiner Haftung, ſondern auch die Abweiſung der 
Klage erwirken kann. Dies iſt der Fall, wenn Nach— 
laßgegenſtände überhaupt nicht vorhanden find oder 
wenn die vorhanden geweſenen ſchon zur Befriedigung 
von Nachlaßgläubigern verwendet wurden, der Nach— 
laß alſo hierdurch erſchöpft iſt (Erſchöpfungseinrede), 
oder wenn der Nachlaßgläubiger auf jede Befriedi— 
gung aus dem Nachlaſſe verzichtet, die Klage alſo 
gegenſtandslos geworden iſt. Weiſt der Nachlaßgläu— 
biger die Befriedigung, ſoweit der dürftige Nachlaß 
reicht, nicht zurück, ſo kann der Erbe nur die Verurteilung 
unter dem Vorbehalte der Beſchränkung ſeiner Haf— 
tung auf den Nachlaß erwirken. Keine der Voraus— 
ſetzungen für Abweiſung der Klage liegt hier vor. 
Daß der Nachlaß durch Befriedigung eines anderen 
Nachlaßgläubigers ſchon erſchöpft iſt, ſteht nicht in 
Frage, ebenſowenig, daß die Klägerin auf Befriedigung 
durch Zwangsvollſtreckung in die vorhandenen Nach— 
laßgegenſtände verzichtet hat. Die Erklärung der 
Klägerin, „daß ihr mit der Herausgabe der Nachlaß— 
gegenſtände nichts gedient ſei“, läßt dem Zweifel Raum, 
ob ſie damit auf jede Befriedigung aus dem Nach— 
laſſe verzichten oder nur jagen wollte, die Erklärung 
der Beklagten genüge nicht dem gerechtfertigten Klag— 
anſpruch darauf, daß die Beklagten, wenn auch unter 
dem Vorbehalte der Beſchränkung ihrer Haftung, ver— 
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urteilt werden. Da Verzichte nicht zu vermuten ſind, 
hätte jedenfalls die Bedeutung jener Erklärung durch 
Anwendung des § 139 ZPO. aufgeklärt werden ſollen. 
Auch die Annahme des OLG., die Pflicht der Erben 
zur Herausgabe der vorhandenen Nachlaßgegenſtände 
komme nicht in Betracht, weil die Klägerin einen 
darauf zielenden Antrag nicht geſtellt habe, wäre irr⸗ 
tümlich, wenn damit geſagt ſein ſollte, die Klägerin 
hätte die Verurteilung der Erben des Schuldners zur 
Herausgabe der Nachlaßgegenſtände beantragen ſollen. 
Auch im Falle des § 1990 geht der Anſpruch des 
Nachlaßgläubigers nur auf Erfüllung der Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit, nicht auf Herausgabe der Nachlaß⸗ 
gegenſtände. Ueberdies iſt nicht erſichtlich, wie die 
Klägerin zur Zwangsvollſtreckung in die Nachlaß⸗ 
gegenſtände ſollte gelangen können, da ihr nach der 
jetzigen Prozeßlage noch kein vollſtreckbarer Schuld— 
titel zur Seite ſteht, ihre Befriedigung aber nur im 
Wege der Zwangsvollſtreckung zu erfolgen hat. Unter 
dieſem Geſichtspunkte gewinnt auch ihre Erklärung, 
„mit der Herausgabe der Nachlaßgegenſtände ſei ihr 
nichts gedient“, beſondere Bedeutung. Bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Nachlaß würde es ferner nicht 
darauf ankommen, welchen Beſtand er in dem Zeit⸗ 
punkte hatte, in dem die Klage die Richtung gegen 
die Erben nahm, oder in dem Zeitpunkte, in dem das 
Urteil gegen die Erben erging, ſondern auf den Be: 
ſtand zur Zeit des Beginns der Vollſtreckung. Trotz 
der Vorſchrift des § 2009 BGB. würde es alſo der 
Klägerin nicht verwehrt ſein, durch jedes geſetzlich zu⸗ 
läſſige Mittel die etwaige Vervollſtändigung des Nach⸗ 
laſſes herbeizuführen. 

Die Entſcheidung über die Koſten hat das OLG. 
ohne weitere Begründung auf § 91 ZPO. geſtützt. 
Dieſe Begründung iſt unvollſtändig. Nach $ 97 Abſ. 2 
können die Koſten der Berufungsinſtanz der ſiegenden 
Partei ganz oder teilweiſe auferlegt werden, wenn ſie 
auf Grund eines neuen Vorbringens ſiegt, das ſie 
nach freiem Ermeſſen des Gerichts in 1. Inſtanz geltend 
zu machen imſtande war. Es iſt feſtgeſtellt, daß die 
Erben mit der Behauptung, ein Nachlaß ſei nicht vor: 
handen, und mit der darauf gegründeten Einrede aus 
§ 1990 BGB. erſt bei der letzten mündlichen Ver⸗ 
handlung in der Berufungsinſtanz hervorgetreten ſind. 
Aus der Entſcheidung geht aber nicht hervor, daß 
dieſer Umſtand überhaupt gewürdigt wurde und welche 
Erwägungen für das Ermeſſen des OLG. maßgebend 
waren, der Klägerin ohne Rückſicht auf jene Tatſache 
die ſämtlichen Koſten des Rechtsſtreits aufzuerlegen. 
Inſofern iſt alſo dieſer Teil der Entſcheidung nicht 
genügend begründet. (Urt. des II. ZS. vom 15. April 
1907; Reg. I 18/1907). W. 
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Vollſtreckung einer Geldſtrafe nach $ 888 ZPO. 
im Parteibetrieb. Der Kläger hat an das Landgericht 
den Antrag geſtellt, der Gerichtsvollzieherei M. amt⸗ 
lichen Auftrag zur Zwangsbeitreibung der gegen den 
Beklagten zur Erzwingung einer Rechnungsſtellung 
verhängten Geldſtrafe zu geben, da die Gerichts— 
vollzieherei den Vollzug ſeines Parteiauftrags unter 
Bezugnahme auf § 208 der Geſch A. f. GVollz. ab— 
gelehnt habe. Das Landgericht wies den Antrag 
zurück und die Beſchwerde blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Das Beſchwerdegericht 
tritt der vom Reichsgerichte und einer Reihe von 
Kommentatoren (vgl. EZ. 53, 181 und die dort auf— 
geführte Lit.) geteilten Auffaſſung bei, daß die Bei— 
treibung ſolcher Geldſtrafen durch den Gläubiger, 
nicht von Amts wegen zu geſchehen hat. Die gegen— 
teilige, auch im § 208 der bayer. GVollz.-⸗Gſch A. feſt⸗ 
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gehaltene Meinung wäre nur dann begründet, wenn 
die nach 8 888 ZPO. verhängte Geldſtrafe wirklich 
den Charakter einer Strafe (Seuffert 9. Aufl. Note d 
zu § 888) als einer Sühne für bewieſenen Ungehor- 
ſam (BuſchzZtſchr. Bd. 26 S. 451) hätte. Das trifft 
aber nicht zu. Im Gegenſatz zu der gemäß § 890 ZPO. 
erkannten Geldſtrafe, welche als reine Geldſtrafe für 
eine nicht mehr rückgängig zu machende Zuwider⸗ 
handlung gegen den richterlichen Befehl erſcheint 
(Kohler, Ziv. Arch. Bd. 80 S. 254), hat die nach $ 888 
ausgeſprochene Geldſtrafe wie die Haft nur den Zweck, 
den Schuldner zu beſtimmen, ſeinen Widerſtand gegen 
die Erfüllung der urteilsmäßigen Pflichten aufzugeben 
und dem richterlichen Befehl zu willfahren. Geldſtrafe 
und Haft ſind hier beide Zwangsmittel zur wirkſamen 
Durchführung des zuerkannten Anſpruchs auf Vor⸗ 
nahme der Handlung (vgl. Mot. S. 444). Demzufolge 
muß es in das Ermeſſen des Gläubigers geſtellt ſein, 
ob dieſe Zwangsmittel anzuwenden ſind. Ein Vollzug 
von Amts wegen, alſo unter Umſtänden auch gegen 
den Willen des Gläubigers, iſt hiernach ausgeſchloſſen 
und auch durch die Erwägung nicht zu rechtfertigen, 
daß das eingezogene Geld nicht dem Gläubiger, ſon— 
dern der Staatskaſſe zufließt; denn hierdurch wird 
an dem Charakter dieſer Geldſtrafe als eines dem 
Gläubiger zuſtehenden Zwangsmittels nichts geändert. 
Das Gericht hat hiernach mit dem Vollzug der Geld- 
ſtrafe nichts zu ſchaffen und das Geſuch um amtliche 
Beauftragung der Gerichtsvollzieherei mit Recht zurück- 
gewieſen. (Beſchl. v. 8. Mai 1907; BeſchwR. 277/07 IV). 
932 | N, 


II. 


Kann der Kläger, der zur Herbeiführung der vor⸗ 
läuſigen Vollſtreckbarkeit eines Urteils Sicherheit ge: 
leiſtet hat, Erſatz ſür die ihm durch die Hinterlegung 
entgangenen Zinſen fordern? (5 284 ff. BGB., 58 710, 
717 320... Ein am 1. Oktober 1905 erlaffenes Ur⸗ 
teil wurde vom Landgericht nach $ 710 ZPO. gegen 
Sicherheitsleiſtung von 30000 Mk durch den Kläger 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt. Am 10. Oktober 
1905 hinterlegte der Kläger 30000 Mk. in bar. Dar⸗ 
auf zahlte der Beklagte, welcher Berufung eingelegt 
hatte, zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung und 
unter Vorbehalt der Rückforderung an den Kläger die 
Hauptſache ſamt Zinſen, ohne jedoch die Sicherheit 
frei zu geben. Die Berufung und die Reviſion des 
Beklagten wurden zurückgewieſen. Am 26. Juli 1906 
erhielt der Kläger mit Einwilligung des Beklagten 
die Sicherheit ſamt 2% Zinſen hieraus zurück. Nun 
verlangte Kläger vom Beklagten 476 Mk. 65 Pf. als 
2 %ige Zinſen aus den von ihm hinterlegten 30000 Mk. 
vom 10. Oktober 1905 bis 26. Juli 1906, da er für 
dieſe bei anderweitiger Verwertung 4% Zinſen er— 
halten hätte und der Beklagte zum Erſatze dieſes 
Zinſenentganges infolge feines Zahlungsverzuges ver- 
pflichtet ſei. Die Klage wurde abgewieſen. Die Be— 
rufung des Klägers wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Der Kläger will ſeinen 
Anſpruch aus § 286 BGB. herleiten; es iſt deshalb 
zu unterſuchen, ob auf Seite des Beklagten ein Ver— 
zug vorliegt, welcher den Schadenserſatzanſpruch be— 
gründet. Dies iſt auf Grund des § 285 BGB. zu 
verneinen, weil auch Verzug im Sinne des § 286 
Abſ. 1 J. c. ein Verſchulden des Schuldners (SS 276 bis 
279 BGB.) vorausſetzt. Daß der Beklagte mit der 
Bezahlung des Hauptſachebetrages in dem durch 88 284, 
286, 288 Abſ. 2 BGB. vorausgeſetzten ſchuld haften 
Verzuge ſich beſunden hat, iſt nicht dargetan. Darin, 
daß der Beklagte den gegen ihn eingeklagten Anſpruch 
nicht freiwillig befriedigt hat, liegt nicht ein den 
Schadenserſatzanſpruch gemäß §8§ 286, 288 BGB. be— 
gründendes Verſchulden des Beklagten, ebenſowenig 
darin, daß er gegen ſeine Verurteilung die geſetzlich 
zuläſſigen Rechtsmittel eingelegt hat. Der mit der 
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Klage verlangte Zinsentgang iſt aber auch nicht 
Folge des angeblichen Zahlungsverzuges des Be— 
klagten geweſen, ſondern der von dem Kläger ſelbſt 
betätigten vorläufigen Vollſtreckung des Urteils erſter 
Inſtanz vor Eintritt feiner Rechtskraft. Wie der Gläu⸗ 
biger nur mit der Gefahr der Schadenserſatzverpflich⸗ 
tung des $ 717 ZPO. zur vorläufigen Vollſtreckung 
des Urteils gegen Sicherheitsleiſtung ſchreiten kann, 
ſo bildet auch die Leiſtung dieſer Sicherheit und die 
Tragung der mit ihr verbundenen Laſten die Be⸗ 
dingung für die Vollſtreckung. Es iſt im Geſetze 
nicht beſtimmt, daß der Gläubiger im Falle des Ein⸗ 
trittes der Rechtskraft des gegen Sicherheit für vor: 
läufig vollſtreckbar erklärten Urteils die Erſtattung eines 
ihm etwa durch dieſe Sicherheitsleiſtung erwachſenen 
Vermögensnachteils vom Schuldner 9 hat. 
(Urt. vom 13. Mai 1907, BerR. 186/07 IV IL). 
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Oberlandesgericht Bamberg. 


Molkereibedienſtete als Handlungsgehilfen. Eine 
650 5956 8, 3 518 W iſt Lohn, nicht Schenkung. 
BGB.) Der Beklagte war Ver⸗ 

Ka 185 Malters der Klägerin; mit dieſer war ein 
Eierhandel verbunden, bei welchem den Beklagten 
ſeine Frau durch Einkauf, Verpacken und Verſenden 
der Eier unterſtützte. Hierfür hatte die Klägerin dem 
Beklagten eine Gratifikation verſprochen. Letztere 
machte der Beklagte aufrechnungsweiſe gegen den auf 
Herausgabe des Kaſſabeſtands gerichteten Klaganſpruch 
geltend. Aus den Gründen des Urteils des Berufungs- 


gerichts: Da die Molkerei mit Milch aus fremdem 
Viehſtand betrieben wurde, war fie ein Handels: 
geſchäft. In dieſem Handelsbetriebe war der Be⸗ 


klagte als Verwalter beſtellt; er hatte die Anſchaffung 
der Milch und Eier und die Veräußerung von Milch, 
Butter, Käſe und Eiern vorzunehmen, die Kaſſa- und 
Buchführung zu beſorgen und erhielt dafür Bezahlung; 
er war alſo in einem Handelsgewerbe zur Leiſtung 
kaufmänniſcher Dienſte gegen Entgelt angeſtellt. Er 
war allerdings auch zur Leitung und Beaufſichtigung 
des Molkerei betriebs beſtellt. Ob ein ſolcher tech» 
niſcher Stellvertreter des Prinzipals Handlungs- oder 
Gewerbegehilfe iſt, richtet ſich danach, ob er auch kauf— 
männiſche Dienſte verrichtet und zwar ſo, daß dieſer 
Teil ſeiner Funktionen einen weſentlichen, nicht nur 
nebenſächlichen Beſtandteil ſeiner Dienſte bildet. Hier 
überwiegt die Leiſtung kaufmänniſcher Dienſte; es iſt 
daher der Beklagte Handlungsgehilfe der Klägerin. 
Der Handlungsgehilfe hat, wenn ſeine Tätigkeit eine 
Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat, dem Prin— 
zipal gemäß 53 259, 675, 666 BGB. Rechnung zu 
legen und iſt nach $ 667 BGB. verpflichtet, alles, was 
er aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt hat, dem Prin⸗ 
zival herauszugeben. Hierauf gründet ſich die Klage. 
Streitig iſt nur die Gegenforderung des Beklagten 
für die Beſorgung des Eiergeſchäfts. Der Eierhandel 
iſt ein in einzelnen Molkereien üblicher Nebenerwerbs— 
zweig der Molkerei. Sein Betrieb war von der 
Klägerin der Frau des Beklagten gegen Zuſicherung 
einer Bezahlung übertragen. Es fragt ſich, ob die 
Frau Handlungs- oder Gewerbegehilfin iſt. Da der 
Ein- und Verkauf der Eier der weſentlichſte Teil ihrer 
Dienſtleiſtung war, das Verpacken und Verſenden 
dagegen nur nebenſächlich, iſt auch ſie Handlungs— 
gehilfin und es iſt für ihren Anſpruch auf Vergütung 
§ 59 HGB. maßgebend. Die Vergütung richtet ſich 
nach der Vereinbarung oder nach dem Ortsgebrauch 
oder es entſcheidet die Angemeſſenheit. Hier iſt eine 
angemeſſene Vergütung zu gewähren; denn es war 
nur eine Vergütung im allgemeinen zugeſichert worden. 
Daß die Klägerin die Vergütung der Dienſte der Ehefrau 
als eine Art von Gratifikation bezeichnet, hat nichts 
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auf ſich. Auch eine zugeſicherte Gratifikation iſt eine ver⸗ 
tragsmäßige Vergütung. Nur wenn eine Zuſage in 
Schenkungsabſicht erfolgt wäre, würde die Vorſchrift des 
§ 518 BGB. Anwendung finden, wonach zur Gültigkeit 
des Verſprechens notarielle Beurkundung erforderlich 
wäre. Die Schenkungsabſicht wird aber von der Klägerin 
gar nicht geltend gemacht. Die Gratifikation ſollte 
vielmehr nur einen Zuſchlag zur Entlohnung des Be- 
klagten bilden. In dieſem Falle greift $ 518 BGB. 
nicht Platz, ſelbſt wenn die Höhe der Gratifikation 
nicht beſtimmt iſt; fie iſt dann in angemeſſener Weiſe 
zu leiſten. (Urt. des I. ZS. vom 11. Mai 1907). 

953 Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Zu sy 9 und 58 der IV. Beilage zur Bann Ber: 
faſſungsurkunde vom 26. Mai 1818; 55 50, 51, 56, 97 
Abſ. II ZPO. Partei: und Prozeßfähigkeit einer ftandes: 
he Domaniallanzlei. Die „Fürſtlich H.'ſche Do⸗ 
manialkanzlei in Sch. vertreten durch den fürſtl. 
Domanialkanzleirat D. erhob Klage auf Zahlung 
aus einem Bierlieferungsvertrage gegen den Wirt T.; 
dieſer erhob Widerklage. Das LG. verurteilte, ohne 
auf die von keiner Seite aufgeworfene Frage der 
Aktivlegitimation des Klägers einzugehen, den Be— 
klagten; die Widerklage wies es als unbegründet ab. 
Beide Teile legten Berufung ein. In 2. Inſtanz wurde 


die Verhandlung auf die Frage der Prozeßfähigkeit der 


Klägerin beſchränkt. Der Anwalt des Klägers erklärte 
ohne Widerſpruch, daß die Brauerei, aus welcher dem 
Beklagten Bier geliefert wurde, einen Teil des Stamm⸗ 
guts des fürſtl. Hauſes H. bilde und machte unter 
Bezugnahme auf Entſcheidungen des bayer. Ober: 
appellationsgerichts vom 28. Juli 1845, des VGH. 
vom 15. April 1887 (Bd. IX S. 97) und des bad. Hof⸗ 
gerichts des Seekreiſes in Konſtanz vom 23. Januar 
1844 (Standesherrſchaft F. betreffend) folgendes 
geltend: Der Standesherrſchaft des fürſtl. Hauſes H. 
komme Rechtsperſönlichkeit zu. Das Fürſtenhaus 
werde ſeit Jahren von der auf Grund des § 58 der 
IV. VerfBeil. 1807 errichteten und 1833 neuerdings 
koſtituierten Domanialkanzlei in allen feinen Rechts⸗ 
angelegenheiten vor Gericht vertreten. Dieſe werde 
durch den Domänendirektor tätig. Der Domanial- 
kanzlei ſelbſt komme Rechtsperſönlichkeit nicht zu. Die 
Domanialkanzleien der Standesherrn ſeien aber die 
verfaſſungsmäßig beſtellten ausführenden Organe des 
Inbegriffs ſämtlicher Deſzendenten eines gemeinſchaft— 
lichen Stammvaters, d. h. der Standesherrſchaft, aber 
auch einzelner Familienmitglieder dann, wenn das 
Fürſtenhaus nicht nur Güter mit Stammgutseigen— 
ſchaft, ſondern auch Allodialgüter beſitze. Beide ver— 
walte verfaſſungsgemäß und kraft der Konſtituierung 
als öffentliche Verwaltungsbehörde die Kanzlei. Einen 
Teil des Stammguts des fürſtl. Hauſes H. bilde die 
Brauerei. Der Anwalt des Beklagten führte aus: 
Die klagende Domanialkanzlei beſitze keine Rechts— 
perſönlichkeit. Es klage nicht die Standesherr— 
ſchaft, ſondern eine Kanzlei. Die Familie 9. ſei 
Standesherrſchaft und habe gemäß §9 der IV. Verfeil. 
das Recht der Autonomie. Die autonomen Anord— 
nungen, die Hausgeſetze, ſeien aber erſt nach Ver— 
öffentlichung durch den König wirkſam. In Bayern 
ſeien ſolche Hausgeſetze der Familie H. nicht ver— 
öffentlicht. Es laſſe ſich aber nur aus dem Haus— 
geſetze entſcheiden, ob eine Standesherrſchaft Rechts— 
perſönlichkeit beſitze. Es ſei unbillig, die Prozeßkoſten 
der Berufungsinſtanz auf Grund des § 97 Abſ. 2 3PO. 
dem Beklagten aufzuerlegen. Der Einwand der 
mangelnden Prozeßfähigkeit der Klägerin habe aller— 
dings in der erſten Inſtanz vorgebracht werden können, 
allein es handle ſich um eine Frage, die das Gericht 


von Amts wegen hätte prüfen follen. Das OLG. 
wies die Klage und die Widerklage ab und verteilte 
die Koſten beider Inſtanzen auf die Streitsteile. 

Aus den Gründen: Kläger iſt nicht die fürſtl. 
Standesherrſchaft H., ſondern die fürſtl. Heſche Do— 
manialkanzlei, vertreten durch den Domanialkanzlei— 
rat D. Hiernach hat das Gericht auf die Frage, ob 
der Standesherrſchaft H. als ſolcher Rechts⸗ 
perſönlichkeit zukomme, nicht einzugehen, es hat ſich 
vielmehr damit zu beſchäftigen, ob dieſe der Do- 
manialkanzlei zuſteht. Die Parteifähigkeit ſteht 
allen phyſiſchen und juriſtiſchen Perſonen zu. Von 
einer phyſiſchen Perſon kann hier nicht die Rede ſein, 
es fehlt der Kanzlei aber auch die Eigenſchaft einer 
juriſtiſchen Perſon. Der Domanialkanzlei fehlt ſonach 
auch die Prozeßfähigkeit. Es wird nun von der 
Klägerin behauptet, daß die Standesherrſchaft H. 
durch den Vorſtand ihrer Domanialkanzlei im Pro— 
zeſſe vertreten werde. Allein es wurde ſchon bemerkt, 
daß die Domanialfanzlei ſelbſtändig als Klägerin 
auftritt. Es iſt auch nicht behauptet, daß fie Prozeß⸗ 
bevollmächtigte der Standesherrſchaft ſei, und eine 
ſolche Prozeßvollmacht kann auch nicht vermutet oder 
daraus gefolgert werden, daß die Standesherrſchaft 
H. ſchon ſeit Jahren in allen ihren Rechtsangelegen— 
heiten vor Gericht durch ihre Domanialkanzlei ver: 
treten worden ſei. Nach $ 58 der IV. Verf Beil. jind 
die Standesherrn befugt, ein eigenes Kollegium für 
die Verwaltung ihrer gutsherrlichen Einkünfte unter 
dem Namen „Domanialkanzlei“ anzuordnen. Der 
§ 58 a. a. O. enthält nur eine dem Gebiete des öffent- 
lichen Rechts angehörende Vorſchrift, er gibt keine 
Vorſchrift darüber, inwieweit die Domanialkanzlei 
oder deren Vorſtand befugt iſt, mit rechtlicher Macht 
für den Standesherrn zu handeln. Dieſe Frage iſt 
nach dem BGB. zu beurteilen. Es beſteht keine ge— 
ſetzliche Vorſchrift, daß einer Domanialkanzlei weiter⸗ 
gehende Rechte zuſtehen als der von einem Privaten 
beſtellten Vermögens verwaltung, insbeſondere enthält 
858 a. a. O. eine ſolche Ausnahme nicht. Ein Do- 
manialkanzleidirektor iſt nichts anderes als ein Guts— 
verwalter oder der Leiter eines gewerblichen Unter— 
nehmens, er hat die Eigenſchaft eines Geſchäftsführers. 
Wieweit ſeine Befugniſſe gehen, hängt von den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen ab. Der Domanialkanzlei⸗ 
direktor bedarf alſo zur Führung eines Prozeſſes im 
Intereſſe ſeiner Standesherrſchaft einer beſonderen 
Vollmacht. Eine ſolche Prozeßbevollmächtigung hatte 
das Erkenntnis des Oberappellationsgerichts München 
vom 28. Juli 1895 im Auge, in dem erkannt wurde, 
daß der fürſtl. Domanialkanzlei zu W. die Befugnis 
zuſteht, das fürſtl. Haus Oe. in deſſen Rechtsangelegen- 
heiten als Bevollmächtigte vor Gericht zu 
vertreten; es führte hierzu aus, daß der Umſtand, daß 
bei der Bevollmächtigung einer Domanialkanzlei eine 
Vereinigung mehrerer Perſonen als Bevollmächtigte 
auftritt, ein hierauf abzielendes Mandat nicht unzu— 
läſſig mache. Es waren hier, wie der Ziff. 4 des Er⸗ 
kenntniſſes zu entnehmen iſt, die einzelnen jeweiligen 
Mitglieder der Domanialkanzlei zur Prozeßführung 
ein für allemal beſonders bevollmächtigt. Von einer 
ſolchen Prozeß vollmacht kann hier nicht die Rede 
ſein. Dem in der Urkunde vom 27. März 1905 vom 
Fürſten zu H. zum Domanialkanzleirat ernannten D. 
iſt nur die Leitung der Standesherrſchaft Sch. über⸗ 
tragen und nur für die Verwaltung iſt ihm General: 
vollmacht erteilt. Dieſe Vollmacht ſchließt eine Prozeß- 
voll macht nicht in ſich. 

Die Angeſtellten der Domanialkanzlei ſind nur 
Privatbedienſtete für die Vermögensverwaltung. Die 
Häupter der ſtandesherrlichen Familien haben das 
Recht, nichtſtreitige Verlaſſenſchaftsverhandlungen, 
welche Mitglieder ihrer Familien betreffen, ohne Da— 
zwiſchenkunft der Gerichte durch ihre Kanzleien er— 
ledigen zu laſſen, ferner innerhalb ihres Hauſes, 
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ſofern fie nicht perſönlich beteiligt find, die Bormund- 
1 zu beſtellen (vgl. Seydel, Bayer. Staatsrecht, 
II. Aufl. Bd. I S. 326 Anm. 47, S. 328 Anm. 57 
und 58). Hiernach iſt der Kreis der richterlichen 
Tätigkeit der Domanialkanzleien auf die freiwillige 
Gerichtsbarkeit beſchränkt und iſt den Mitgliedern 
nicht ein für allemal eine Vollmacht zur Vornahme 
von Prozeßhandlungen eingeräumt. Anders liegt die 
Sache in der vom bad. Hofgerichte des Seekreiſes in 
einer Streitſache gegen die jürjtl. Standes herrſchaft F. 
erlaſſenen Entſcheidung. In dieſem Erkenntniſſe iſt mit 
Bezugnahme auf eine bad. Deklaration vom 12. Dezember 
1823 § 73 ausgeführt, daß die fürſtl. Standesherrſchaft 
in allem, was auf die Verwaltung ihrer Einkünſte 
und die Führung der fie betreffenden Rechtsſtreitig- 
keiten Bezug hat, durch ein von der Staatsgewalt 
beſtätigtes Kollegium unter dem Namen „Domanial— 
Kanzlei“ vertreten wird. Allein es handelt ſich hier 
um eine Regelung der Gerichtsbarkeit einer Domanial— 
kanzlei einer Standesherrſchaft in Baden. Da es der 
Klägerin an der Prozeßfähigkeit mangelt, war die 
Klage abzuweiſen. Aus dem Mangel der Prozeß— 
fähigkeit der Klägerin ergibt ſich auch die Unzuläſſig— 
keit der Widerklage. Nach 8 97 Abſ. 2 ZPO. könnten 
dem Beklagten als der mit der Berufung ſiegenden 
Partei die Koſten der 2. Inſtanz ganz auferlegt werden, 
weil die Einwendung der mangelnden Partei- und 
Prozeßfähigkeit ſchon in der 1. Inſtanz hätte vor⸗ 
geſchützt werden können. Da jedoch der Mangel der 
Partei⸗ und Prozeßfähigkeit nach 8 56 ZPO. von 
Amts wegen zu berückſichtigen geweſen wäre, ſo war 
hiervon abzuſehen und es waren die Koſten der beiden 
Inſtanzen den durch die Abweiſung der Klage und 
Widerklage im Prozeſſe unterlegenen beiden Parteien 
auf Grund des § 91 ZPO. nach Maßgabe der Höhe 
der von ihnen mit ihren Klagen geliend gemachten 
Forderungen aufzuerlegen. (Urt. vom 26. März 1907, 
BR. 249/06 

923 Mitgeteilt von Rechtsanwalt Ur. Geiersbhöfer in Nürnberg. 


Aus der Praxis des bayer. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs. 


Verweigerung der Ausſtellung des e 
dend ehe aus zivilrechtlichen Gründen? Nach A 
es Heimat. darf ein in den Landesteilen r. 5 Nh 
heimatberechtigter Mann eine Ehe erſt eingehen, wenn 
durch ein Zeugnis der Diſtriktsverwaltungsbehörde feſt⸗ 
geſtellt iſt, daß der Eheſchließung ein Einſpruchsrecht 
der Heimatgemeinde (Art. 32) nicht entgegenſteht. Die 
Frage, ob zivilrechtliche Ehehinderniſſe beſtehen, iſt 
— im Gegenſatze zum früheren Rechte (Art. 34 des 
Heimat. ä. F.) — bei der Ausſtellung des Zeugniſſes 
nicht mehr zu prüfen. Die Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörden haben ſich nicht immer in die ihnen hiernach 
gezogenen engen Grenzen finden können; ſie haben 
vielfach die ſeit dem Inkrafttreten des BGB. auf dem 
Gebiete des Verehelichungsweſens eingetretene rein— 
liche Scheidung zwiſchen bürgerlichem Rechte und 
öffentlichem Rechte nicht beachtet und dadurch Ver— 
wirrung angerichtet. Der VGH. hat jetzt erfreulicher— 
weiſe in einer Entſcheidung vom 18. Februar 1907 
(amtl. Sammlung, Jahrg. 1907, 3. u. 4. Lieferung 
S. 68) unzweideutig ausgeſprochen, daß ſich die 
Diſtriktsverwaltungsbehörde um zivilrechtliche Ehe— 
hinderniſſe nicht zu kümmern hat, und durch dieſe 
Entſcheidung wieder Klarheit geſchaffen. Ein bayer⸗ 
iſcher Staatsangehöriger hatte in England eine Oeſter— 
reicherin geheiratet. Der Eheſchließung ſtand nach 
dem öſterreichiſchen Rechte das ſog. Ehehindernis des 
Katholizismus entgegen (ugl. dieſe Zeitſchrift 2. Jahrg. 
S. 58, 59). Der Magiſtrat der Heimatgemeinde ver: 
weigerte die nachträglich erbetene Ausſtellung des 
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Verehelichungszeugniſſes unter Hinweiſung auf die 
Nichtigkeit der Ehe. Der BGH. erklärte die Weigerung 
für ungerechtfertigt und führte hierbei u. a. aus, daß 
durch die nachträgliche Ausſtellung des Verehelichungs⸗ 
zeugniſſes ſelbſtverſtändlich die nach bürgerlichem Rechte 
ungültige Ehe nicht gültig werde und auch nicht die 
heimatrechtlichen Wirkungen einer gültigen Ehe erhalte. 


Arte — — ——ı. 


Literatur. 


Baligand, Dr. Albert vou, Der Ehevertrag. Von 
der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der 
Univerſität Würzburg gekrönte Preisſchrift. München 
1906, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Geh. 
Mk. 4.50. 

Die Arbeit erhebt ſich weit über den Durchſchnitt 


deſſen, was für gewöhnlich in Diſſertationen und 


Preisſchriften geboten wird. Sie iſt durchaus keine 
Kompilation, ſondern behandelt den Stoff in ebenſo 
ſcharfſinniger als gründlicher Weiſe. von der Pfordten. 


Notizeu. 


Die Eheſchließung von Bayern im Ausland und 
von Ausländern in Bayern. Eingehende neue Vor- 
ſchriften hierüber enthält die Bek. vom 6. Mai 1907 
(JM Bl. S. 176). Sie nimmt ihren Ausgang von dem 
Haager Abkommen über das internationale Ehe— 
ſchließungsrecht vom 12. Juni 1902 (RGBl. 1904 
S. 221). Nach dem Art. 1 dieſes Abkommens beſtimmt 
ſich das Recht zur Eingehung der Ehe in Anſehung 
eines jeden Verlobten in der Regel nach dem Geſetze 
feines Heimatſtaates. Nach dem Art. 4 des Ab— 
kommens müſſen die Ausländer durch ein Zeugnis 
des diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertreters ihres 
Heimatſtaates oder durch ein anderes Beweismittel 
dartun, daß den Vorausſetzungen des Art. 1 genügt 
iſt, daß alſo nach dem Rechte ihres Heimatſtaates der 
Eheſchließung kein Hindernis entgegenſteht. Der Ab— 
ſchnitt I der Bek. vom 6. Mai 1907 enthält Vorſchriften 
über die Ausſtellung der Zeugniſſe, deren bayeriſche 
Staatsangehörige hiernach bedürfen, wenn ſie in einem 
der Vertragsſtaaten eine Ehe eingehen wollen (E he— 
fähigkeitszeugniſſe). Dieſe Vorſchriften ſollen auch 
entſprechende Anwendung finden, wenn in Staaten, 
die dem Haager Abkommen nicht beigetreten ſind oder 
es noch nicht ratifiziert haben (ſo Oeſterreich-Ungarn 
und Spanien), von vayeriſchen Staatsangehörigen Ehe— 
fähigkeitszeugniſſe gefordert werden. Die Ausſtellung 
erfolgt für die in den Landesteilen r. d. Rh. beheimate— 
ten Bayern durch die Diſtriktsverwaltungsbehörde der 
Heimatgemeinde, für die Pfälzer durch den Staats— 
anwalt, der die Aufſicht über das Standesamt der 
Heimatgemeinde führt. Männern, die in den Landes— 
teilen r. d. Rh. beheimatet find, darf das Ehefähigkeits— 
zeugnis nur nach oder gleichzeitig mit der Ausſtel— 
lung des diſtriktspolizeilichen Lerehelichungszeugniſſes 
(Art. 31 Heim.) erteilt werden. 

Der Abſchnitt II der Bek. enthält Ausführungs— 
vorſchriften zu dem Art. 34 HeimG., der auf dem 
§ 1315 Abſ. 2 BGB. beruht. Nach Art. 34 haben 
männliche Ausländer, die in Bayern die Ehe ſchließen 
wollen, den Nachweis zu führen, daß 1. der beab— 
ſichtigten Eheſchließung nach dem Heimatrechte des 
Mannes Ehehinderniſſe nicht entgegenſtehen, 2. die 
Eheſchließung nach dieſem Rechte die gleichen Wirkungen 
hat, wie wenn ſie im Heimatſtaat erfolgt wäre, ins— 
beſondere für die Uebertragung der Staatsangehörig— 
keit auf die Frau und die Kinder. Iſt der Nachweis 
geliefert, fo hat die Diſtriktsverwaltungsbehörde des 
Ortes, an welchem der für die Anordnung des Auf— 
gebots zuſtändige Standesbeamte ſeinen Sitz hat, ein 
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Zeugnis des Inhalts auszuſtellen, daß der Ehe⸗ 
ſchließung ein Hindernis nicht entgegenſteht. Der 
Art. 34 Heim. wird jedoch durch den Art. 4 des 
Haager Abkommens eingeſchränkt: Von den Ange⸗ 


hörigen der Staaten, die das Abkommen ratifiziert. 


haben, darf nur der oben unter 1. bezeichnete Nach⸗ 
weis (Vorlegung eines Ehefähigkeitszeugniſſes) ver⸗ 
langt werden. Der Nachweis, daß die in Bayern er⸗ 
folgte Eheſchließung die gleichen Wirkungen hat, wie 
wenn ſie im Heimatſtaat erfolgt wäre, iſt ferner bei 
den Angehörigen einiger Staaten entbehrlich, bei denen 
es amtsbekannt iſt, daß die Vorausſetzungen hierfür 
vorliegen. Dieſe Staaten ſind in der Bekanntmachung 
einzeln aufgezählt. Dem Ermeſſen der Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörden iſt anheimgeſtellt, wann ſie den 
durch Art. 34 Heim. geforderten Nachweis für er⸗ 
bracht anſehen wollen. Jedoch ſoll in der Regel ein 
Zeugnis der Heimatbehörde des Ausländers (vgl. 
hierzu Abſchnitt IV der Bek.) gefordert werden, aber 
auch genügen. Die Ausſtellung der Zeugniſſe nach 
Abſchn. II erfolgt erſt nach dem Aufgebo e 
(Abſchn. V der Bek.). 

Der Abſchnitt III der Bekanntmachung enthält 
Ausführungsvorſchriften zu Art. 13 EG. z. BGB. und 
zu Art. 1 des Haager Abkommens für den Fall, daß 
eine Ausländerin in Bayern eine Ehe ſchließen 
will. (Für den Fall, das ein Ausländer männ⸗ 
lichen Geſchlechtes in Bayern heiraten will, waren 
Vorſchriften zu Art. 13 EG. z. BGB. und Art. 1 des 
Abkommens nicht mehr nötig; ſie ſind durch die Vor⸗ 
ſchriften zu Art. 34 Heim. entbehrlich geworden). 
Die Ausländerin hat ein Zeugnis der zuſtändigen 
Heimatbehörde (Abſchn. IV der Bek.) über das Nicht- 
bekanntſein von Ehehinderniſſen zu erbringen. Es 
kann Befreiung von der Pflicht zur Vorlegung des 
Zeugniſſes bewilligt werden. Zuſtändig hierzu iſt das 
Miniſterium des Innern und, wenn die Eheſchließung 
in der Pfalz erfolgen ſoll, das Juſtizminiſterium. Die 
Beibringung der Zeugniſſe nach Abſchnitt III muß 
vor der Anordnung des Aufgebots erfolgen. 
(Abſchn. V der Bek.). 

Abſchnitt IV enthält Mitteilungen darüber, welche 
ausländiſche Behörden Ehefähigkeitszeugniſſe aus— 
ſtellen, und Vorſchriften über die Beglaubigung der 
Zeugniſſe, ferner beſondere Anordnungen über die 
Eheſchließung von Griechen und Ruſſen (vgl. hierzu 
dieſe Zeitſchrift, 2. Jahrg. S. 167). 


Die Sonntagsruhe im Apothekergewerbe! wird ein⸗ 
geführt durch eine VO. vom 18. Juni 1907 (GVBl. 
S. 497), die den S 24 der VO. vom 29. Dezember 
1900 (GVBl. S. 1234) ändert und durch die Einfügung 
eines 8 24a ergänzt. Hiernach kann für Orte mit 
mehreren Apotheken angeordnet werden, daß an Sonn— 
und Feiertagen oder während beſtimmter Stunden an 
ſolchen Tagen ein Teil der Apotheken zu ſchließen iſt. 
Die Anordnung trifft die Diſtriktspolizeibehörde nach 
Vernehmung der Apothekenvorſtände im Benehmen 
mit dem Bezirksarzte (S 24 a). Die Vorſchrift, daß 
der Apothekenvorſtand oder ein Gehilfe in der Apotheke 
anweſend ſein muß, wird eingeſchränkt. Die Apotheke 
kann an Sonn- und Feiertagen von 2 Uhr nad: 
mittags an verlaſſen werden; doch muß der Vor— 
ſtand oder der Gehilfe in der Nähe ſein, ſo daß er 
durch ein Glockenzeichen herbeigerufen werden kann. 
Den Apothekenvorſtänden, die keine Gehilfen haben, 
kann von der Diſtriktspolizeibehörde geſtattet werden, 
während beſtimmter Stunden die Apotheke zu ver— 
laſſen. Doch muß für die Möglichkeit ihrer ſofortigen 
Benachrichtigung im Falle eines Bedürfniſſes geſorgt ein. 


1) Val. dieſe Zeitſchri't, 2. Jahrgang S. 152. 
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der Charakter der Prozeß vergleichswirkung. 


Von Univerſitätsprofeſſor Dr. P. Kretſchmar in Gießen. 


Zu den Fragen, die ſich mit beſonderer Hart⸗ 
näckigkeit der Praxis aufdrängen, und die zugleich 
ein erhebliches theoretiſches Intereſſe erwecken, 
zählt die Feſtſtellung der Vorausſetzungen und 
Formen der Anfechtung des Prozeßvergleichs. Sie 
gehört, wie die Lehre vom Prozeßvergleich über⸗ 
haupt, dem umſtrittenen Grenzgebiet an, auf 
dem Privatrecht und Prozeß ſich begegnen, und 
teilt mit jener die Nachteile dieſer Zwitter⸗ 
ſtellung. Wie die Betrachtung der prozeſſualen 
Seite des Vergleichs überhaupt, hat ſie eine mehr⸗ 
hundertjährige Vernachläſſigung erfahren: die 
ungünſtige Rückwirkung dieſes Umſtandes auf die 
Geſetzgebung tritt noch heute in der Undurchſichtig⸗ 
keit der einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen zutage. 
Eine befriedigende Löſung iſt nur dadurch möglich, 
daß auf die Grundfrage eingegangen wird, wie— 
weit bei dem unter prozeſſualen Formen ge— 
ſchloſſenen Vergleich der feſtſtellende und ſtreit⸗ 
abſchneidende Erfolg nicht allein auf materiellem 
Grunde ruht, ſondern zugleich durch prozeſſuale 
Wirkungen geſichert iſt. 

Dem Wortlaut der Zivilprozeßordnung und 
der Nebengeſetze allein kann eine zweifelsfreie Er— 
ledigung der Hauptfrage, inwieweit dem Prozeß: 
vergleich eine formelle Wirkung auf das Verfahren 
zukommt, nicht abgewonnen werden; dies zeigt der 
Zuſtand der Literatur und das Schwanken der 
Praxis der höchſten Gerichte mit aller Deutlich— 
keit ). Es müſſen vielmehr die Verhältniſſe in 


1) Vgl. hierzu einerſeits die Literaturüberſichten bei 
Troeltſch, Ueber den Prozeßvergleich im geltenden Rechte 
1892/93 S. 35 ff. P. Kretſchmar, Der Vergleich im 
Prozeſſe 1896 S. 59 ff Wolf im Archzgivprax. 
Bd. 88 (1898) S. 235 ff. Ferner Paul, Der Vergleich 
im Zivilprozeß (1898) S. 2 ff. Bülow, Geſtändnisrecht 
1899 S. 75 Note 2. Kohler in der 33%. 29 1901 
S. 39 ff. Hedemann, Der Vergleichsirrtum nach dem 
Rechte des Deutſchen Reichs 1903 S. 124 ff. Hegler, 
Beiträge zur Lehre vom prozeſſualen Anerkenntnis und 
Verzicht 1903 S 89 ff. Neueſtens R. Schmidt in der 
Zeitſchr. f. Rechtspflege in Bayern 3 Jahrg. 1907 S. 17 
und dort Angeführte. Anderſeits Entſcheidung des 
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Rückſicht gezogen werden, welche die Stellung des 
Vergleichs im Prozeſſe geſchichtlich bedingt haben. 

Erſt die Einſicht hierein ermöglicht ein unbe⸗ 
fangenes Urteil; ſie führt zu einer Geſetzauslegung, 
welche nicht die Worte preßt, ſondern berückſichtigt, 
was im Geſetz unter den Bedingungen ſeiner 
Entſtehungszeit geſagt werden konnte, und welche 
Fragen im Dunkeln gelaſſen werden mußten. Sie 
eröffnet das Verſtändnis für die geſchichtlichen 
Einflüſſe, welche an den Vergleichsſchluß im Ver⸗ 
fahren prozeſſuale Wirkungen geknüpft und ſein 
Verhältnis zum materiellrechtlichen Vergleichs⸗ 
inhalt eigenartig geſtaltet haben. 

In der in Note 1 aufgeführten Schrift habe 
ich nachzuweiſen geſucht, daß die heutige Stellung 
des Prozeßvergleichs auf eine doppelte geſchichtliche 
Wurzel zurückgeht. Einmal auf den dem ger— 
maniſchen Recht entſtammenden, urſprünglich durch 
Urteil auferlegten Sühnevertrag, der, nachdem er 
Elemente der amicabilis compositio des kanoni⸗ 
ſchen Rechts in ſich aufgenommen, zur Rezeptions⸗ 


LG. Hannover vom 13. 11. 1886 in der 33 P. 12 S. 350 ff., 
Beſchluß des RG. vom 14.6 1895 JW. 1895 S. 359, Urteil 
des RG. v. 1. 7. 1896 RG. Bd. 37 S. 416 ff., Beſchluß 
des OLG. zu Königsberg v. 25. 3. 1903 Seuff. Arch. 
Bd. 60 Nr. 133 S. 247, Entſch. des OLG. Dresden v. 11. 
5. 1903 Seuff. Arch. Bd. 59 Nr. 97 S. 170 ff., Beſchluß 
des RG. vom 3. 7. 1905 JW. 1905 S. 533, Beſchluß 
des RG. vom 12. 7. 1905 Seuff. Arch. 61 Nr. 94 S 170 ff. 
Der Wortlaut der Geſetzesbeſtimmungen läßt beſonders 
deshalb Zweifel übrig, weil die Ausdrücke „Beſeitigung“, 
„Erledigung des Rechtsſtreits“ mitunter auch auf die 
Fälle des Anerkenntniſſes und Verzichts mit augewendet 
werden (SS 81, 83, vgl. auch 8 160 3PO.), wo von 
formeller Erledigung des Prozeſſes durch den Parteiakt 
keine Rede iſt, dieſe ſich vielmehr an das darauf er— 
gehende Urteil knüpft. Anderſeits umfaſſen ſie öfter 
(Ss 81, 83, 98 3PO., § 93 GKG.) auch den außer— 
gerichtlichen Vergleich, der als ſolcher gleichfalls die 
formale Erledigung des Rechtsſtreits nicht herbeiführt. 
Es iſt alſo unrichtig. die Beſtimmung des 8 93 GK G. 
als entſcheidend und nun gar als allein beweiſend für 
die formale Wirkung des Prozeßvergleichs ins Ge— 
fecht zu führen, wie dies in einer 1905 erſchienenen 
(Tübinger) Diſſertation P. Schenkels geſchieht. Am 
eheſten können noch die SS 296, 794 Ziff. 1 3PO. in 
Verbindung mit SS 21, 23 GK GG., § 13 GO. f. RM. 
zur Führung dieſes Nachweiſes herangezogen werden, 
vgl. dazu meine vorſtehend angeführte Schrift S. 53 ff. 
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zeit in vielen Territorien als Ziel eines obligatori⸗ 
ſchen Sühneverſuchs erſcheint). Sodann auf die 
transactio der römiſchen Quellen. Der italieni⸗ 
ſchen Jurisprudenz des ausgehenden Mittelalters, 
namentlich den Poſtgloſſatoren, fiel die Aufgabe 
zu, die vielfach gegenſätzlichen Auffaſſungen beider 
Quellenkreiſe auszugleichen. Die Natur dieſes 
Gegenſatzes läßt ſich dahin bezeichnen, daß der 
Vergleich im klaſſiſchen römiſchen Rechte ein 
weſentlich materielles Rechtsgeſchäft auch dann 
blieb, wenn er im anhängigen Prozeſſe abge⸗ 
ſchloſſen wurde). Die von der Form abhängige 
Wirkung beſtimmte ſich nämlich auch hier nach 
dem materiellen Rechte und differenzierte ſich, je 
nachdem der Vergleich mittelft Aquiliana stipulatio 
und acceptilatio, oder durch bloßes pactum ein⸗ 
gegangen wurde. Und die prozeſſuale Wirkung 
formeller Erledigung des iudicium mangelte auch 
dann, wenn der Vergleich „apud acta“ geſchloſſen, 
d. h. vor einer Behörde eingegangen wurde, welche 
das ius actorum conficiendorum beſaß — nicht 
notwendig einer richterlichen, aber doch auch dieſer “). 

Auf dem gleichen Standpunkt iſt das römiſche 
Recht auch im Kognitionsprozeſſe bis zu Juſtinian 
verblieben, obgleich hier eine gewiſſe Tendenz, dem 
nach Beginn des Prozeſſes geſchloſſenen Vergleiche 
auch prozeſſuale Wirkungen beizumeſſen, mitunter 
ſich geltend zu machen ſucht ) ). 


2) Vgl. meinen Vergleich im Prozeß S. 28 ff., 44 ff. 

89 Im älteſten römiſchen Prozeſſe begegnet aller⸗ 
dings ein ſchon den XII Tafeln bekannter, geſetzlich 
geordneter, am Eingange des Prozeſſes ſtehender Sühne— 
verſuch zur Abwendung der Talion. Iſt er erfolgreich, 
jo tilgt der techniſch als pactum bezeichnete Sühne⸗ 
vertrag den geltend gemachten Anſpruch ipso jure. 
Dieſes prozeſſuale pactum iſt aber offenbar ſehr bald 
unter dem Einfluſſe des ius honorarium durch ein 
freieres, nicht mehr an die Vornahme in iure gebundenes, 
außerprozeſſuales pactum überwuchert worden, deſſen 
Wirkung ſich in der Begründung einer exceptio gegen 
den Klageanſpruch erſchöpſte. Dieſes freiere, nicht mehr 
als Prozeßhandlung ſich darſtellende pactum dient ſpäter 
als eines der Mittel zur Eingehung eines Vergleichs. 
Mancherlei voneinander z. T. erheblich abweichende 
Anſichten über die Natur des älteſten pactum und ſein 
Verhältnis zum Vergleiche ſ. bei v. Völderndorff-Waradein, 
Zur Lehre vom Erlaß 1850 S. 30, 35 ff.: Ihering, 
Geiſt des röm. R. I (4) & 11a S. 133 ff.: Bekker, 
Die Aktionen des röm. Privatrechts 1871 S. 351 ff.: 
Voigt, XII Tafeln I § 57 S. 563 ff.; Lenel, Edietum 
perpetunm $ 1 S. 24; Bülow, Arch Ziv.Prax. Bd. 83 
S. 99 ff.; Oertmann, en S. 24 ff.; Karlowa, 
Röm. RGeſch. II S. 1389 ff. 

9) Entſcheidend: 28 C. de transact. 2, 4 v. Jahr 
294 p. Chr., vgl auch J. 23 83 D. de cond ind. 12, 6. 
Zur. ganzen Frage ſ. meinen Vergleich i. Pr. S. 16 ff. 

) Intereſſant iſt die in J. 20 C. de transact. 2, 4 
zurückgewieſene Meinung, der Vergleich könne um des— 
willen angefochten werden, weil er um die zweite 
Stunde der Nacht geſchloſſen worden ſei. Dieſe Anſicht 
ſtützte ſich wohl auf die prozeſſuale Borichrift, daß die 
Gerichtszeit nicht über die 10. Stunde des Tages aus— 
gedehnt ſein ſolle (zu dieſer letzteren Beſtimmung 
vgl. v. Bethmann-Hollweg, Röm. Zivilprozeß III § 147 
S. 193). S. ferner J. 16, 30 C. h. t. dazu J. 5 C. de 
re iud. 7. 52. 


0 Abweichend hiervon tt Paul a. a. O. S. 34 ge: 


— —ꝛ— . —l— . kꝛ— ß ę—-—-— u • ä6ͤ ßà—́4——ä - .ä M M fü:.äö ä. ämdT —— — — . — — — — — 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bogen. 1907. Nr. 15 u. 16. 


Dagegen ſtand der Sühnevertrag der Parteien 
im deutſchen Rechte von jeher in enger Verbindung 
mit dem Verfahren. Für das ältere germaniſche 
Recht wird dies durch die erwähnte Beziehung 
zum Urteil, für die Rezeptionszeit dadurch be⸗ 
wieſen, daß die Sühneverhandlung vor dem 
Richter vielfach als obligatoriſche Einleitung des 
Verfahrens erſcheint. Vor allem aber wird die 


durch die Sühne getroffene Feſtſtellung durch eine 


eminent prozeßrechtliche Folge ſichergeſtellt: Die 
trotz des Sühnevertrags von neuem angegriffene 
Partei darf ſich „der Antwort wehren“, ſo daß. 
wenn ſie hiervon unter Nachweis der Sühne 
Gebrauch macht, es überhaupt nicht zum Sach⸗ 
urteil kommt. Es iſt die Idee endgültiger 
Streiterledigung, die jeden neuen Prozeß aus⸗ 
ſchließt. 

Dieſe ſchon in den langobardiſchen Rechts⸗ 
quellen nachweisbare prozeſſuale Auffaſſung des 
Sühnevertrags hat die Schriftſteller des kanoniſchen 
Rechts und die ſpätmittelalterliche italieniſche 
Prozeßdoktrin überhaupt mächtig beeinflußt. Es 
wurde nicht nur der prozeßhindernde Charakter 
der Einrede des Sühnevertrags auſ die ami- 
cabilis compositio und die transactio übertragen; 
es wurde vielmehr darüber hinaus alsbald der 
Schluß gezogen: wie der vor der Prozeßbegründung 
eingegangene Vergleich durch ſeine Entgegen⸗ 
ſetzung die Entſtehung des Prozeſſes hindere, jo 
hindere die Geltendmachung des nach ihr ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleichs ſeine Fortſetzung. Be⸗ 
zeichnenderweiſe waren es zuerſt die Kanoniſten, 
die dieſe Konſequenz des prozeſſualen Charakters 
der Sühne für den anhängigen Prozeß ent⸗ 
wickelten. Die Legiſten wurden ſtark gehemmt 
durch die oben erwähnten entgegenſtehenden Stellen 
des corpus iuris. Aber auch bei ihnen zeigt ſich 
das entſchiedene Streben, die prozeßbeendigende 
Wirkung des Vergleichs ſoweit als möglich aus: 
zudehnen. Insbeſondere wird dem unter Verzicht 
auf den Prozeß und auch dem in ſolenner Form 
(durch Aquiliana stipulatio und acceptilatio) 
geſchloſſenen Vergleich dieſe Wirkung ſchließlich 
allgemein zugeſprochen. Beim formlos ein: 
gegangenen Vergleiche ſtieß die gleiche Entwickelung, 
ſolange an dem Satze des römiſchen Rechtes feſt⸗ 


neigt, dem Vergleich ſchon im röm. Prozeſſe prozeß— 
beendigende Wirkung beizulegen, mit Berufung auf die 
Kodexſtellen, welche von lis finita, quaestio terminata 
auf erfolgten Vergleichsabſchluß hin reden (l. 13, 16. 
17, 30, 33, 39 C. h. t.). Demgegenüber iſt zu be— 
merken, daß dieſe Ausdrücke, beſonders auch die am 
meiſten nach der prozeſſualen Seite gravitierende „lis 
finita“ in anderen Stellen nachweisbar mit Beziehung 
auf das materielle, nicht auf das prozeſſuale Rechts- 
verhältnis vorkommen: vgl. z B. J. 13 pr. iud solv. 46, 7: 
„perinde si forte lis finita fuerit .. .. vel solutione, 
vel transactione, vel acceptilatione vel quo alio modo“. 
Die von Paul in Bezug genommenen Stellen können 
daher gegenüber den in Note 4 aufgeführten, aus denen 
direkt die prozeſſuale Einflußloſigkeit des Vergleichs 
hervorgeht, nicht aufkommen. 


— — — 
m 
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gehalten wurde, daß dem bloßen pactum eine weshalb ſie nicht für den Fall, daß der Vergleich 


Klage nicht entſpringe, auf Schwierigkeiten. Man 
mußte hier dem Kläger, wollte man ihn bei Nicht⸗ 
erfüllung des Beklagten nicht ſchutzlos laſſen, 
geſtatten, auf den alten Prozeß zurückzugreifen. 
Das ſpätere Eindringen der Lehre von der Klag⸗ 
barkeit auch der pacta nuda aus dem kanoniſchen 
Recht (16. und 17. Jahrhundert) beſeitigte dieſe 
Schwierigkeit und führte zu immer ſchärferer 
Betonung der prozeßbeendigenden Kraft des Ver⸗ 
gleichs. So kann als Ergebnis der italieniſchen 
Prozeßdoktrin der Satz aufgeſtellt werden, daß 
dem in prozeſſual relevanter Form eingegangenen 
Vergleiche die Wirkung formeller Beendigung des 
Verfahrens beigemeſſen wird. Entſprechend bildete 
ſich die Lehre aus, daß dem vor Gericht ein⸗ 
gegangenen Vergleiche mit Rückſicht auf die darin 
enthaltene confessio Vollſtreckbarkeit zukomme.“) 


Die Entwickelung in Deutſchland bis zur Juſtiz⸗ 
geſetzgebung wird infolge der Rezeption ſtark von 
der italieniſchen Doktrin beeinflußt. Noch deut⸗ 
licher als bei dieſer tritt aber in Anknüpfung an 
das ältere deutſche Recht die enge Verbindung 
des Sühneverfahrens mit dem Prozeſſe hervor.“) 
Wenn daher auch merkwürdigerweiſe die Frage 
der Beeinfluffung des judicium durch den nach 
der Prozeßbegründung gerichtlich geſchloſſenen Ver⸗ 
gleich von den älteren deutſchen Prozeſſualiſten 
nicht weiter erörtert wird, ſo iſt doch kaum daran 
zu zweifeln, daß ſie auch in dieſer Frage mit 
den Italienern übereinſtimmen. Wie dieſe betonen 
ſie nämlich bei der Charakteriſtik der Vergleichs⸗ 
einrede ſcharf die Eigenſchaft des Vergleichs „litem 
finitam“ zu bewirken.“) Es iſt nicht abzuſehen, 


7) Der quellenmäßige Nachweis dieſer Entwickelung 
iſt in meinem Vergleich im Prozeſſe S. 31—43 gegeben. 

) Vgl. z. B B. Carp zo v, Processus iuris in foro 
Saxonico (1657) Tit. IX Nr. 89 (Ed. V. Lips. 1708 
S. 230): „Saepissime porro lite in processu ordinario 
jam suscepta et pendente, commissio hac fine sus- 
cipitur, ut compositio amicabilis inter litigantes 
etiamnum tentetur et super lite transigatur.“ Ja, 
noch am Ende des 17. Jahrhunderts wird im Anſchluſſe 
an die Vorſchrift des 8 110 des jüngſten RA. von 
1654 in der Literatur die Frage ernſthaft erörtert, ob 
nicht, wenn der dort vorgeſchriebene Sühneverſuch unter⸗ 
blieben ſei, der ganze Prozeß nichtig und der Beklagte 
ab instantia zu abſolvieren ſei? was freilich durchgängig 
verneint wird; vgl. Ferd. Chr. Harpprecht, De trans- 
actione iudiciali (1689) Nr. 51-55 (in den Diss. acad. 
Vol. I Tüb. 1737 ©. 247). Weitere Belege für die 
e zum Prozeſſe in meinem Vgl. i. Pr 

. 44 ff. 


9) Beſonders bezeichnend: Mevius, Decisiones pars 
III dec. 225 (Ed. v. 1675 S 395): „Est ex transactione 
talis exceptio qnae litem finit atque impedit. Ideo 
ante litis contestationem opponi potest et opposita 
efficit, ut sine ista actor a limine iudicii statim 
repellatur. At ita demum, si illa aut notoria sit, 
vel in continenti liquida fieri et verificari possit ... . 
Id quod non difficile cıeditur ubi transactio vel in 
scriptis inita, vel scripto comprehensa. Tune enim 
instrumenti productio in origine vel in copia cum 
oblatione productionis originalis in hoc servit, ut 
probatio statim fieri possit.“ Im Hinblick auf das 


} 


ertt nad) erfolgter Prozeßbegründung geſchloſſen 
wurde, die gleiche Folgerung wie die italieniſche 
Doktrin gezogen haben ſollten. Bildete ſich doch 
für den gerichtlichen Vergleich (recessus iudicialis) 
im Laufe des 17. Jahrhunderts eine nach Art 
des Urteils, nicht der exekutiven Urkunde geſtaltete 
Vollſtreckbarkeit aus. Wenn ſich alſo in der 
älteren deutſchen Prozeßdoktrin die erwähnte Frage 
nicht näher erörtert findet, jo dürfte hierfür allein 
der Umſtand verantwortlich zu machen ſein, daß 
ſeit der Scheidung der Disziplinen im 16. Jahr⸗ 
hundert die Behandlung des Vergleichs im weſent⸗ 
lichen der Privatrechtsdoktrin überlaſſen wurde 
und daß infolgedeſſen die den Vergleich betreffenden 
Fragen im Prozeſſe nicht ſyſtematiſch erſchöpfend, 
ſondern nur beiläufig behandelt wurden.“) Gerade 
bei neueren Schrifſtellern des gemeinen Prozeſſes 
tritt übrigens wieder die Ueberzeugung von der 
formell prozeßbeendigenden Kraft des gerichtlichen 
Vergleichs ausdrücklich zutage.“) 


Wenn dieſe Wirkung nicht unangefochten blieb, 
ſo beruht dies darauf, daß im 19. Jahrhundert 


zuvor Erörterte iſt es wohl kaum zu kühn, aus der 
Zuſammenſtellung „litem finit atque impedit“ zu 
ſchließen, daß die lis finita hier im techniſchen Sinne 
unmittelbarer Prozeßbeendigung zu verſtehen iſt. 

10) Immerhin findet ſich gegen Ende des 17. Jahr⸗ 
hunderts eine ſpeziell der „transactio indicialis‘‘ ge⸗ 
widmete Schrift (ſie war mir zur Zeit der Abfaſſung 
meiner Arbeit über den Vergleich im Prozeſſe noch 
nicht bekannt). Es iſt die in der vorigen Note erwähnte 
Disputatio des Chr. Ferd. Harpprecht von 1689 (über 
die Disputationen überhaupt in dieſer Periode vgl. 
R. Stintzing. Geſchichte der deutſch Rechtswiſſ. II [1884] 
S. 28). — Obgleich der Autor ſtark nach der privat⸗ 
rechtlichen Vergleichsauffaſſung neigt (er widerſpricht in 
Nr. 133—135 dem von älteren Prozeſſualiſten auf⸗ 
geſtellten Satze: „quod transactio quae fit in indicio 
intelligatur esse de processa iudieii“), muß er doch in 
Nr. 238 eine wichtige Beſonderheit des von dem Prozeß⸗ 
richter ſelbſt nach gehöriger Erörterung der Sache ver⸗ 
mittelten oder von ihm beſtätigten Vergleichs zugeſtehen. 
Er ſoll nicht wie andere (ſelbſt gerichtliche) Vergleiche 
wegen laesio enormissima angegriffen werden können. 
Eine ähnliche erhöhte Widerſtandskraft des vor dem 
Prozeßrichter ſelbſt geſchloſſenen Vergleichs findet ſich 
in der ſächſiſchen Prozeßpraxis anerkannt. Gerichtliche 
Vergleiche ſollen wegen laesio enormis nicht anfechtbar 
fein, ſ. Kind, Quaestiones cap. 98 S. 429. Dieſer 
Satz wurde hier ſtreng auf die „transactiones ipso 
litis indice auctore factas“ beſchränkt, nicht auf extra- 
iudiciales a iudice confirmatas ausgedehnt, vgl. Carp⸗ 
zov, Jurisprudentia forensis P. II const 34 def. 4; 
Berlich, Decisiones P. II dee 263 Note 18; Wernher, 
Selectae observ. forenses P. VI observ. 474. Die Ein⸗ 
ſchränkung der Anfechtbarkeit hatte ſich auf dem Wege 
der Uſualinterpretation im Widerſpruch mit der Be— 
ſtimmung der const 34 p. 2, die ſich auf den Vergleich 
überhaupt bezog, gebildet. Dieſer verſtärkte Schutz 
gegen Anfechtung wird damit gerechtfertigt, daß „iudicis 
autoritas omnem fraudis et laesionis praesumtionem 
excludit“ vgl. Carpzov a. a. O. (Ed. Lips. 1703 
S. 632). 

1) Val. Oſterloh, Lehrbuch des gem. deutſch. 
ordentl. Zivilprozeſſes 1856 8 16; Renaud, Lehrbuch 
des gem. deutſch. Zivilprozeßrechts 2. Aufl. 1873 S. 194. 


die Verlegung des Schwerpunkts der Vergleichs: 
lehre auf das reine Privatrechtsgebiet ſogar in 
noch geſteigertem Maße hervortritt. Mit vollſter 
Deutlichkeit erhellt dies aus Savignys Darſtellung 
der Lehre von den Urteilsſurrogaten im Syſtem VII 
85 302 ff. S. 1 ff. Savigny ſpricht dem Ber: 
gleiche die Natur eines Urteilsſurrogats rundweg 
ab.““) Und prüft man die einflußreichſte ziviliſtiſche 
Monographie des 19. Jahrhunderts über die 
Vergleichslehre, die Riſchs, auf dieſen Punkt hin, 
ſo nimmt man wahr, daß die ſo ſtark betonte 
„judikatmäßige Wirkung“ des Vergleichs (8 21 
S. 173 ff., S. 32) lediglich auf ziviliſtiſcher 
Grundlage konſtruiert wird. Dies im Einklang 
mit der in $ 6 entwickelten zutreffenden Anſicht, 
daß das zum Abſchluſſe des Vergleichs dienende 
pactum im ſpäteren römiſchen Recht ſeinen ur⸗ 
ſprünglich rein prozeſſualen Charakter verloren 
habe und zu einer, wenn auch nur exzeptiviſch 
wirkenden materiellen Aufhebungsart der Obli⸗ 
gationen geworden ſei (S. 29 ff. a. a. O.). 
Wenn nun auch dieſe Hypertrophie der ziviliſti⸗ 
ſchen Vergleichslehre die Auffaſſung von der pro⸗ 
zeſſualen Wirkſamkeit des prozeßgerichtlichen Ver⸗ 
gleichs keineswegs völlig verdrängt hat, ſo kann 
doch die mangelnde Präziſion der heutigen pro: 
zeßrechtlichen Beſtimmungen und die noch heute 
in der Praxis wie bei manchen Schriftſtellern 
hervortretende Neigung, den Prozeßvergleich als 
rein oder wenigſtens vorwiegend ziviliſtiſches Ge⸗ 
ſchäft zu konſtruieren, hierauf zurückgeführt werden. 
Demgegenüber iſt ein bisher nicht genügend ge— 
würdigter Umſtand ſcharf hervorzuheben: Die 
Lehre der römiſchen Quellen von der prozeſſualen 
Einflußloſigkeit des Vergleichs, auf welcher jene 
Doktrin ausſchließlich beruht, iſt das Produkt 
einer ganz beſonderen, längſt überwundenen 
Prozeßgeſtaltung. Sie gründet ſich nämlich aus— 
ſchließlich auf die Eigenart des Formularverfahrens, 
bei welchem der Prozeß getragen wird von der 
befehlsmäßigen Anweiſung des Prätors an den 
Richter, auf Grund der anzuſtellenden Unter— 


12) Val. S 1,5, verbunden mit S. 3 und 44 
Ziff. 4. Mit Unrecht beruft ſich Paul a. a. O. S. 13, 
36, vgl. auch S. 83, 84 zur Begründung der Urteils— 
ſurrogatsnatur des Prozeßvergleichs auf dieſe Dar— 
ſtellung. Savigny betont an verſchiedenen Stellen, 
daß zwar der confessio in iure (und zwar nur der uns 
mittelbar den Prozeß abſchneidenden confessio in iure, 
nicht der noch deklaratoriſches Urteil fordernden con- 
fessio in iudicio) Urteilsſurrogatsnatur zukomme, ver— 
wahrt ſich aber mit der größten Entſchiedenheit dagegen, 
dem Vergleiche als ſolchem dieſen Charakter beizu— 
meſſen. Nur das gibt er im Hinblick auf 1.22 SID. 
de donat. 39, 5 zu, daß der confessio gegebenenfalls 
ein Vergleich zugrunde liegen könne (vgl. S. 3 Note 
und S. 35). Richtig gegen Paul ſchon Hegler a. a. O. 
S. 101. Die Savignyſche Auffaſſung bedeutet alſo in 
dieſer Lehre gerade wie in ſeinem Beſitze die Reſtau— 
ration des reinen römiſchen Rechts. 
alterliche, auf den Einflüſſen des deutſch-rechtlichen 
Sühnevertrags beruhende Entwickelung iſt in ſeiner 
Darſtellung ausgeſchaltet. 
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Die ganze mittel- 


ſuchung Sachentſcheidung zu treffen. Ueber dieſe, 
dem öffentlichen Recht angehörende Verpflichtung 
des Richters konnte von den Parteien nicht wirk⸗ 
ſam disponiert werben !?); daher wirkte auch die 
confessio in iudicio nicht wie in jure, direkt 
prozeßbeendigend; daher wird immer wieder betont, 
daß der Richter unter allen Umſtänden eine Ent⸗ 
ſcheidung zu fällen habe!). Entſprechend war 
auch eine direkte Wirkung des Vergleichs auf 
das iudicium ausgeſchloſſen, während er die Ver⸗ 
handlungen in iure unmittelbar beendete“). Dieſe 
Anſchauung hätte mit dem Verſchwinden des 
Formularprozeſſes um ſo mehr preisgegeben werden 
müſſen, als ſchon vorher die Zuläſſigkeit anderer 
Dispoſitionen über konkrete prozeſſuale Befugniſſe, 
vor allem der Verzicht auf Rechtsmittel anerkannt 
war“) und als eine fortſchreitende Erweiterung ſolcher 
Dispoſitionsbefugnis anfänglichen Bedenken gegen: 
über wahrzunehmen iſt !). 

Aber die rechtsbildende Kraft war längſt ver⸗ 
ſiegt. die wiſſenſchaftliche Entwickelung der 
Konſequenzen neu auftretender Rechtsſätze unter⸗ 
bunden. Das Vorhandene wirkte mit der 
traditionellen Macht der Gewohnheit. Und hat 
nicht jene Eigentümlichkeit des Formularprozeſſes 
noch in jüngſter Zeit einen ſpäten Nachklang in 
dem Beſchluß des Reichsgerichts vom 20. März 1897 
(RGE. 39 S. 393) gefunden? — Dagegen hat 
die Auffaſſung der Poſtgloſſatoren, wenn auch 
von anderem Ausgangspunkte aus, zu dem Er: 
gebniſſe geführt, welches der veränderten pro⸗ 
zeſſualen Lage entſprach und entſpricht. Wollte 
man jetzt noch die direkte Wirkung des in pro— 
zeſſual erheblicher Form geſchloſſenen Vergleichs 
auf das Verfahren verneinen, ſo würde dies den 
Rückfall in eine ſeit mehr als 1500 Jahren 
innerlich überwundene Entwickelungsperiode be— 
deuten.“) 


27 D. de R. I. 50, 17; 1. 38, J. 78 14 D. 
de pact. 2, 14. 

14) J. 74 pr. D. iud 5. 1; l. 3 C. de iud. ped. 3, 3. 

15) J. 22 §S 1 D. de in ius voc. 2, 4; l. 2 pr. D. si 
quis caut. non obtemp. 2, 11. 

14) J. 1 § 3 D. quib. app. n. lic. 49, 2: l. 5 § 6 C. de 
temp. app. 7, 63; 1.5 C. de re ind. 7, 52. Bülow pro⸗ 
teſtiert (Geſtändnisrecht S. 37 ff.) zweifellos mit Recht 
gegen die unbedachte Uebertragung privatrechtlicher 
Grundſätze auf prozeſſuale Befugniſſe. Auch inſoweit 
iſt ihm natürlich beizupflichten, daß auf die (abſtrakte 
Befugnis zur Vornahme prsozeſſualiſcher Handlungen 
als Teil der perſönlichen Rechtsſtellung wirkſam nicht 
verzichtet werden kann. Doch vermag ich ihm darin 
nicht zu folgen, daß daraus auch die Unzuläſſigkeit jeder 
Dispoſition über die einzelnen (konkreten) im Prozeß 
erwachſenen Befugniſſe hervorgehen ſoll. Nur muß man 
ſich der öffentlich-rechtlichen Natur dieſer konkreten Be— 
fugniſſe und des inſoweit zum Privatrecht vorhandenen 
Gegenſatzes bewußt bleiben, deſſen beſondere Hervor— 
hebung ſchon in der Lehre v. d. Prozeßeinreden und 
Vorausſetzungen (mit Bezug auf das Prozeßrechts— 
verhältniß) Bülow mit Recht für ſich in Anſpruch nimmt. 

17) J. 29 pr. C. de pact. 2, 3 (Juſtinian a. 531); J. 5 
$ 6 C. de temp. et repar. appell. 7, 63 Juſt. a. 529). 

in, Man mag verſchiedener Meinung über den Wert 


15) J. 
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Kann ſomit für den heutigen Prozeß als feſt⸗ 
ſtehend erachtet werden, daß der unter Beobachtung 
der prozeſſualen Vorausſetzungen abgeſchloſſene 
Vergleich das Verfahren unmittelbar beendet, 
ſo bedarf doch dieſe rechtliche Folge noch 
einer näheren Begrenzung. Man hat nämlich 
einerſeits die Wirkung des Prozeßvergleichs auf 
das Verfahren mit der Klagrücknahme identifiziert, 
anderſeits ſie bis zur formalen Wirkung 
des Urteils gefteigert.'”) Aber zur Zurücknahme 
der Klage ſteht der Prozeßvergleichsſchluß im 
Gegenſatz. Denn mit jener wollen die 
Parteien die prozeſſualen Einwirkungen, welche 
der Eintritt ins Verfahren auf ihr materielles 
Streitverhältnis ausgeübt hat, wieder beſeitigen; 
ſie löſen ihre Rechtsſchutzanſprüche aus dem Ver⸗ 
fahren los, ſie behalten ſich die Möglichkeit vor, 
wegen derſelben Streitſache neuen Prozeß zu 
beginnen. Beim Prozeßvergleiche geht die Partei⸗ 
abſicht umgekehrt dahin, auf Grund der Er: 
gebniſſe des bisherigen Verfahrens ihre Rechtslage 
definitiv zu ordnen. Denn mit dem Eintritte in 
den Prozeß verſchiebt ſich die rechtliche Stellung 
der Parteien; ſie iſt nicht mehr rein nach Privat⸗ 
recht zu beurteilen; ſie wird durch den Einfluß 
des Prozeſſes, Verſäumnis, günſtiges oder un: 
günſtiges Ergebnis der Beweisaufnahme, Geſtänd⸗ 
nis und dgl. beeinflußt. Die Parteien aber 
geſtalten ihr Rechtsverhältnis im Prozeßvergleiche 
unter dem bewußten und gewollten Einfluſſe der 
Prozeßlage. Hieraus geht hervor, daß ſie den 
Prozeß zwar beilegen, aber keineswegs ſeinen 
Einfluß?) auf das materielle Rechtsverhältnis 


geſchichtlicher Unterſuchungen für das geltende Recht 
ſein; inſofern ſind fie m. E. ſtets förderlich, als ſie 
über die zufälligen Erſcheinungen des Rechtslebens 
hinaus den Blick auf die großen Grundzüge der Ent: 
wickelung richten und dieſe im geltenden Recht zu er— 
kennen ermöglichen. Wolf (a. a. O. S. 160) beſtreitet, 
daß mit den von mir angeſtellten geſchichtlichen Unter- 
ſuchungen etwas für das geltende Recht gewonnen ſei; 
ich überlaſſe das Urteil dem Leſer. Wenn Wolf aber 
weiter behauptet, ich hätte meine hiſtoriſchen Aus— 
führungen im dogmatiſchen Teile der genannten Schrift 
nicht genügend verwertet, ſo wüßte ich nicht, wie ich 
den Grundgedanken ſchärfer hätte betonen können. 
Dieſer geht darauf hinaus, daß für die rechtliche Natur 
des Prozeßvergleichs ſeine Stellung im Prozeſſe ent= 
ſcheidet, wofür wiederum in erſter Linie die Frage 
einer etwaigen direkten Einwirkung auf das Verfahren 
maßgebend iſt. Als Hilfsmittel zur Entſcheidung 
dieſer Frage ſind die geſchichtlichen Unterſuchungen an: 
geſtellt und auch S. 53 verwertet worden. 

19) Letzteres tut beſonders Paul in der Note 1 an: 
geführten Schrift S. 5 ff., 12 ff., 24, 44, 47 in ein⸗ 
gehender Ausführung. 

20) Dieſer iſt inſoweit natürlich nicht zu denken 
als direkte materielle Umänderung der ziviliſtiſchen 
Rechtsgrundlage; dagegen mit Recht Bülow a. a. O. 
S. 77; wohl aber als eine Ueberlagerung der ziviliſtiſchen 
Rechtspoſition durch die Ergebniſſe des im fortſchreitenden 
Prozeßrechtsverhältnis geſammelten Prozeßſtoffs. Dieſe 
Einwirkung wird m. E. von Bülow aa. O. zu gering 


! 


ſein Ende erreicht. 
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ſchlechthin beſeitigen wollen. In dieſer, aber 
auch nur in dieſer Hinſicht beſteht ein voll⸗ 
kommener Parallelismus der Prozeßvergleichs⸗ 
wirkung zum rechtskräftigen Urteil. Auch für 
die Natur der Urteilswirkung iſt ſeine Eigenſchaft 
als poſitiver Abſchluß des Verfahrens, d. h. als 
ein ſolcher, welcher die Einwirkungen des Prozeſſes 
auf das materielle Recht nicht anulliert, ſondern 
beſtehen läßt, von entſcheidender Bedeutung. Dies 
geht aus der Geſtaltung des Wiederaufnahme⸗ 
verfahrens hervor. Soweit das rechtskräftige 
Urteil aus beſonderen Gründen angegriffen werden 
kann, kann dies doch nicht unter Ignorierung 
der Ergebniſſe des früheren Verfahrens geſchehen: 
Das Wiederaufnahmeverfahren führt zur Wieder⸗ 
eröffnung des alten Verfahrens, und ſoweit der 
deſſen Inhalt bildende Prozeßſtoff nicht von dem 
Mangel betroffen wird, welcher zur Wiederauf: 
nahme führt, bleibt er für das neue Verfahren 
exiſtent (§ 590 ZPO.). Dieſe Seite der Rechts⸗ 
kraftwirkung haftet nun offenbar dem Urteil 
nicht in ſeiner Eigenſchaft als autoritativem Akt 
der Staatsgewalt an. Sie iſt einfach der Aus⸗ 
druck dafür, daß das Urteil ſich als letzter Akt 
eines Verfahrens darſtellt, das ſchon in ſeinem 
Laufe durch die Sammlung und Geſtaltung des 
Prozeßſtoffes die Rechtslage der Parteien beein⸗ 
flußt hat. Genau der gleiche Grund liegt, wie 
ausgeführt, beim Prozeßvergleiche vor. Daher 
muß dieſe Seite der Rechtskraftwirkung, weil 
ſie nichts anderes iſt, als die nicht durch Zurück⸗ 
nahme der Klage rückgängig gemachte Beein⸗ 
fluſſung des Streitverhältniſſes durch die pro: 
zeſſuale Schlußſituation auch in den Prozeßver⸗ 
gleich eingehen. Die Rechtsſchutzanſprüche der 
Parteien bleiben alſo an den Prozeß gebunden. 
Auch die durch Prozeßvergleich herbeigeführte Bei⸗ 
legung des Verfahrens enthält unter noch näher 
zu erörternden Vorausſetzungen einen poſitiven 
Abſchluß des Verfahrens in dem Sinne, daß die 
Infrageſtellung der geſchaffenen Rechtslage nur 
durch eine beſondere, das alte Verfahren wieder 
n Anfechtungsklage herbeigeführt werden 
ann. 


des Prozeßſtoffs zum Urteil die „rein vorbereitende“ 
Wirkſamkeit der dem Urteil vorhergehenden Prozeß— 
handlungen betont. Denn wenn auch die Prozeß— 
handlungen der Parteien in ihrer Einwirkung auf die 
rechtliche Lage durch das Urteil (nach der von mir ver— 
tretenen Auffaſſung durch den das Verfahren in poſitivem 
Sinne abſchließenden Akt überhaupt) bekräftigt werden, 
ſo ſind ſie doch inſofern exiſtent, als ſie nur unter 
beſtimmten prozeßrechtlichen Vorausſetzungen wieder 
beſeitigt werden können. 

21) In einer bei Seuffert Bd. 59 Nr. 97 S. 170 ff. 
mitgeteilten Entſcheidung vom 11. Mai 1903 behauptet 
das OLG. Dresden: Genau die gleiche prozeſſuale Ein— 
wirkung auf das Verfahren, wie beim Prozeß vergleiche, 
könne dadurch erzielt werden, daß die Parteien nach 
Abſchluß außergerichtlichen Vergleichs übereinſtimmend 
zu Protokoll erklärten, der Prozeß habe durch Vergleich 
Hieraus ergebe ſich, daß für die 


veranſchlagt, wenn er, unter Urgierung der Beziehung [Beendigung des Prozeſſes nicht die Beurkundung des 
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III. 


Gegen dieſe, in der Hauptſache bereits in 
$ 8 meiner oben genannten Schrift entwickelte 
Auffaſſung?) find in der Literatur verſchiedene 
Angriffe gerichtet worden. Dieſe treffen zum Teil 
nur die beſondere Formulierung, in welcher die 
hier vorgetragene Grundanſchauung dort dar⸗ 
gelegt worden iſt.“?) Unabhängig davon iſt der 


Vergleichsſchluſſes ſelbſt, ſondern nur ſeine Anzeige als 
vertragsmäßige Anerkennung ſeiner prozeſſualen Wir: 
kungen wirkliche Bedeutung befite. Hieraus ſoll ins- 
beſondere folgen, daß die gerichtliche Beurkundung des 
Vergleichsinhalts keinen weiteren Zweck habe, als eine 
vollſtreckbare Urkunde über den Vergleich herzuſtellen 
und daß von einer „Rechtskraftwirkung“ des Vergleichs 
keine Rede ſein könne. Ueber den Zuſammenhang dieſer 
letzteren Folgerung mit der Prämiſſe läßt ſich das OLG. 
nicht näher aus, ſo daß der wahrſcheinliche Gedanken— 
zuſammenhang nur zwiſchen den Zeilen geleſen werden 
kann. Dieſer nicht ausdrücklich ausgeſprochene Gedanken— 
inhalt ſcheint mir nun dahin gedeutet werden zu müſſen, 
daß die erwähnte Anzeige nicht anders, denn als Klag— 
rücknahme aufgefaßt werden könne und alſo auch der 
prozeſſualiſch relevante Beſtandteil des unter Mitwirkung 
des Gerichts zuſtande gekommenen Prozeßvergleichs 
nichts anderes als eine Zurücknahme der Klage ſei. 
Gegen die zwingende Natur dieſes Schluſſes würde es 
genügen anzuführen, daß es für die Fernhaltung von 
Anfechtungsgründen und eine unbefangene Würdigung 
der bisherigen Verhandlungsergebniſſe doch einen recht 
erheblichen Unterſchied macht, ob der Vergleich vor dem 
Prozeßgericht zuſtande kommt, oder ohne ſolche Kontrolle 
durch bloßen Privatakt. Es kommt aber hinzu, daß 
die Prämiſſe des OLG. Dresden innerlich widerſpruchs— 
voll iſt. Die Erklärung der Parteien, daß durch außer— 
gerichtlichen Vergleich der Prozeß beendet worden ſei, 
iſt als tatſächliche Mitteilung von unmittelbar erkenn— 
barer Unrichtigkeit, weil der außergerichtliche Vergleich 
als ſolcher den Prozeß nicht beendet. Prozeßbeendigende 
Wirkung kann ihr nur unter der Vorausſetzung bei— 
gemeſſen werden, daß ſie in eine Dispoſitiverklärung 
umgedeutet wird. Dann beſagte ſie, die Parteien 
wollten (jetzt durch ihre Erklärung) von weiterem Prozeſſe 
Abſtand nehmen, weil fie einen ziviliſtiſchen) Vergleich 
geſchloſſen hätten; für dieſe Dispoſitiverklärung ſänke 
aber die Mitteilung des außerprozeſſualen Vergleichs— 
ſchluſſes zur bloßen Anzeige des Motivs der Erklärung 
herab, wäre alſo für den Rechtseffekt der Verfahrens- 
beendigung völlig belanglos. Wenn nun die Anzeige 
in dieſem Sinne als Dispoſitiverklärung zu deuten 
wäre (wenn nicht, ſo bliebe der Prozeß anhängig und 
ruhte bloß), ſo wäre in ihr allerdings nichts weiter 
als eine Klagrücknahme zu erblicken. Aber wegen des 
völlig anderen Verhältniſſes dieſer Erklärung zum Ver— 


gleichsinhalt wäre jeder Rückſchluß auf die prozejiuale . 
Natur des unter Mitwirkung des Gerichts das Ver- 


fahren zum Abſchluß bringenden Prozeßvergleichs un— 
zuläſſig. 

*) Im weſentlichen zuſtimmend hat ſich Hedemann, 
Vergleichsirrtum S. 128 ff. ausgeſprochen. 

25) Ich habe insbeſondere die dem Prozeßvergleich 
vindizierte Seite der Rechtskraftwirkung als „negative 
Funktion der Rechtskraft“ bezeichnet. Hiergegen iſt 
eingewendet worden, eine negative Funktion der Rechts— 
kraft exiſtiere im heutigen Prozeſſe nicht mehr. So 
Stein bei Gaupp Note 33 zu 8 794 II S. 509 (4). 
Wolf, Archiv f. d. ziviliſt. Praxis Bd. 88 S. 214 ff., 
243. Der Hauptgrund hierfür wird von dem Wegfall 
der prozeſſualen Konſumtion hergeholt. Es kaun aber 
nicht zugegeben werden, daß das Verſchwinden der 
prozeſſualen Konſumtion notwendig die negative Funktion 


der Rechtskraft zum Erlöſchen bringen mußte. Das 
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Einwand Wolfs (Archiv f. d. ziviliſt. Praxis 
Bd. 88 S. 216): Der Vergleich ſei nicht, wie 
das Urteil, auf den Gegenſtand des Rechtsſtreits 
beſchränkt. Es mangele daher an der ſicheren 
Begrenzung, welche die exceptio rei iudicatae 
wie die exceptio litis pendentis im rechts⸗ 
hängigen Anſpruche habe. Soweit ferner prozeß⸗ 
fremde Anſprüche in den Prozeßvergleich hinein⸗ 
gezogen würden, könne von der dargelegten Ge: 
bundenheit an den Prozeß keine Rede ſein. Da 
nun der Vergleich ein zuſammenhängendes Ganzes 
ſei und eine unterſchiedliche Behandlung ſeiner 
Teile nicht erlaube, da ferner häufig der Prozeß: 
vergleich abgeſchloſſen werde, ehe ſich der Beklagte 


Verſchwinden der prozeſſualen Konſumtion wurde herbei— 
geführt durch das immer dringender werdende Be— 
dürfnis, es zu ermöglichen, das im Streit befangene 
Rechtsverhältnis den Einwirkungen des Prozeſſes wieder 
zu entziehen. Dies konnte nur dadurch geſchehen, daß 
man den Gedanken einer novationsartigen Wirkung der 
Litiskonteſtation preisgab. Damit iſt aber keineswegs 
jeder Einwirkung der Prozeßbegründung auf die Streit- 
ſache der Boden entzogen worden, im Gegenteil, die 
an die Stelle der exceptio rei in iudicium deductae 
tretende exceptio litis pendentis bezeugt eine ſolche, 
nunmehr auf rein prozeſſualem Grunde beruhende. 
Folgeweiſe kann dieſe Einwirkung in den poſitiven 
Schlußakt des Verfahrens eingehen, d. h. die Rechts⸗ 
kraft beruht weſentlich mit auf dem Gedanken, daß ein 
zweiter Prozeß über den zu poſitiver Sachentſcheidung 
gediehenen Anſpruch unzuläſſig iſt. Dieſe Idee ſcheint 
in Wahrheit auch ſolchen Schriftſtellern, welche die 
negative Funktion der Rechtskraft für das heutige Recht 
in Abrede ſtellen, nicht fern zu liegen. Wenigſtens 
vermag ich den Ausſpruch bei Gaupp-Stein I 8 271 
S. 587, daß die Rechtshängigkeit der Klage durch die 
Rechtskraft des Urteils „abſorbiert“ werde, in keinem 
anderen Sinne zu deuten. Daß in dem einen Falle 
die Einrede als prozeßhindernde geſtaltet iſt, im andern 
nicht, iſt nicht von entſcheidender Bedeutung. Betont 
man den Unterſchied des rechtlichen Charakters dieſer 
Wirkungen im Verhältnis zum alten Konſumtions— 
gedanken, ſo ſehe ich kein Hindernis, inſoweit die Vor— 
ſtellung einer negativen Funktion der Rechtskraft bei— 
zubehalten. Vgl. neuerdings auch J. Chr. Schwartz, 
Abſolute Rechtskraſt in der Feſtgabe für Dernburg 1900 
S. 334. Jedenfalls wäre der Streit, ſoweit die er— 
wähnten Wirkungen anerkannt werden, ein rein 
terminologiſcher. Es iſt weiter die Verwendung der 
Theorie des Rechtsſchutzanſpruchs zur Konſtruktion des 
Prozeßvergleichs beanſtandet worden, mit der Bemerkung, 
daß der Rechtsſchutzanſpruch ſich nur geteilter Anerkennung 
erfreue (Wolf, Archiv f. d. ziviliſt. Praxis Bd. 88 S. 216). 
Nun kann dem Bearbeiter einer ſpeziellen Lehre gewiß 
nicht angeſonnen werden, ſämtliche prozeſſuale Grund: 
fragen. die irgendwie in ſein Thema hineinragen, neben— 
bei mit zu erledigen; er wird ſeiner Pflicht Genüge 
tun, wenn er die Erwägungen, die ſeine grundſäßliche 
Stellung bedingen, kurz und präzis darlegt; nur muß 
er dafür Sorge tragen, daß die Konſequenzen des ein— 
genommenen Standpunkts auf ſeinem Gebiete klar 
hervortreten. Die gewählte Konſtruktion gewährt nun 
m E. vor allem Vorteile bei der Auffaſſung des Vers 
gleichs als Vollſtreckungstitel; dieſe Konſequenzen heraus— 
zuarbeiten habe ich mir in den SS 12 und 13 der 
erwähnten Schrift angelegen ſein laſſen. Was die 
neuerlichen Angriffe auf den Rechtsſchutzanſpruch betrifft 
(dgl. beſonders Bülow, Ztſchr. f. dentſch. ZP. Bd 3] 
S. 191 ff.: Kohler daſelbſt Bd. 33 S. 21 ff.: Klein: 
feller Bd. 31 S. 377 ff.; Degenkolb. Beitr. zum 
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auf den Prozeß eingelaſſen, alſo ſeinerſeits Rechts⸗ 


ſchutzanſpruch im Prozeſſe erhoben habe, ſo ſei 
die ganze Konſtruktion unhaltbar. 
Hiergegen iſt zu bemerken: Prozeßfremde 


Anſprüche können anerkanntermaßen nur ſoweit 
in den Prozeßvergleich hineingezogen werden, als 
erforderlich iſt, um zu einer Einigung über das 
Hauptobjekt zu gelangen, oder, wie das Urteil 
des Reichsgerichts vom 17. Mai 1901 (RGE. 
Bd. 48 Nr. 41 S. 185) dies ausdrückt, als ſie 
„unmittelbar dem Zwecke dienen, den zwiſchen 
den Parteien herrſchenden Streit durch gegen⸗ 
ſeitiges Nachgeben zu beſeitigen“. Die Dis | 
poſition über das außerprozeſſuale Rechtsverhältnis 
wird daher vollkommen dem Prozeßzwecke dienſt⸗ 
bar und von ihm ergriffen. Nur ſoweit dieſe 
Beziehung zum Prozeßzweck reicht, iſt es zuläſſig, 
prozeßfremde Anſprüche in den Prozeßvergleich 
einzuführen. Denn der Prozeß iſt nicht die 


Zivilprozeß beſonders S. 25 ff., gegen erſteren Wach 
in der genannten Zeitſchrift Bd. 32 S. 1 ff.), ſo ſind 
ſie m. E. nicht durchſchlagend, obgleich ſie dargetan 
haben, daß auch die Lehre vom Rechtsſchutzanſpruch 
nicht alle Schwierigkeiten beſeitigt, die ſich beſonders 
im Falle des empiriſch unrichtigen Urteils für das Ver: 
hältnis von Privatrecht und Prozeß ergeben. Auf die 
Einzelheiten dieſer Kontroverſe braucht nicht eingegangen 
zu werden; die Stellungnahme in dieſem Streite hängt 
aufs Engſte mit der Auffaſſung zuſammen, welche man 
vom Verhältnis der Rechtsſchutztätigkeit des Staates 
zum unterliegenden Privatrechts verhältnis hegt. Da 
hier Fragen der Weltanſchauung überhaupt hinein— 
ſpielen, ſo iſt dieſer Streit in gewiſſem Sinne ewig, 
er wird, wenn auch abweichend formuliert, ſtets von 
neuem hervortreten; und dies iſt kein Schade. Denn 
gerade er drängt dazu, den Einfluß der wiſſenſchaftlichen 
Grundanſchauung auf die einzelnen Rechtsinſtitute zur 
Darſtellung zu bringen, wodurch wieder die Weiterent— 
wickelung der Grundauffaſſung gefördert wird. Uebrigens 
würde auch derjenige, der einer abweichenden prozeſ— 
ſualen Grundanſchauung huldigt, nicht verhindert ſein, 
der hier vertretenen Auffaſſung des Prozeßvergleichs 
inſoweit beizuſtimmen, als der Prozeßvergleich als 
poſitiver Schlußakt des Verfahrens erſcheint. Denn 
dieſer Grundgedanke iſt von der Verwendung des Rechts- 
ſchutzanſpruchs zur Konſtruktion völlig unabhängig — 
In einer neueren Doktordiſſertation (Schenkel, Der 
Vergleich im Zivilprozeß 1905) wird S. 55 die Vermutung 
ausgeſprochen, daß meine Schrift über den Vergleich 
im Prozeſſe „wohl im weſentlichen auf den Wachſchen 
Aeußerungen über den Prozeßvergleich beruhe“. 

Wenn der Verfaſſer ſich damit begnügt hätte, die Ein⸗ 
wirkung der von Wach gelehrten prozeſſualen Grund— 
anſchauung auf die dogmatiſchen Partieen meiner 
Arbeit feſtzuſtellen, jo hätte ich keinen Anlaß ihm ent- 
gegenzutreten. Wenn er jedoch in verhüllter und 
unbeſtimmter Form eine weitergehende Abhängigkeit 
behauptet, ſo ſtelle ich demgegenüber feſt, daß das 
Thema in völliger Selbſtändigkeit (aus Anlaß eines 
praktiſchen Falles) ſowohl gewählt als auch ausgeführt 
worden iſt. In der Tat möchte ich wiſſen, wie aus 
den gelegentlichen, von mir S. 80 meiner Arbeit auf— 
geführten Aeußerungen Wachs die geſchichtlichen Er— 
örterungen hätten entnommen werden können, die das 
Fundament meiner dogmatiſchen Auffaſſung bilden! 
Aber auch hinſichtlich der dogmatiſchen Durchbildung 
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Stätte ſelbſtändiger, vom Rechtsſchutzzweck unab⸗ 
hängiger Rechtsgeſtaltung, duldet vielmehr nur 
ſolche Rechtsgeſchäfte, die zu dem Zweck der 
Rechtsvergewiſſerung des in ihm bef fangenen Rechts⸗ 
verhältniſſes in Beziehung ſtehen.“) Hiernach 
kann es gar keinem Zweifel 1 daß die 
in den Prozeßvergleich eingeführten prozeßfremden 
Rechtsverhältniſſe als Beſtandteil des Prozeß⸗ 
vergleichs die dieſem eigene, auf prozeſſualem 
Grunde ruhende geſteigerte Widerſtandskraft gegen 
Anfechtung erlangen. Von unterſchiedlicher Be⸗ 
handlung der Teile des Prozeßvergleichs iſt daher 
auch nach meiner Auffaſſung keine Rede. Daß 
ferner in einem Stadium Prozeßvergleich geſchloſſen 
wird, in dem der Beklagte noch keinen Rechts⸗ 
ſchutzanſpruch „erhoben“ hat, ſteht der Annahme 
nicht entgegen, daß die Bindung des vorhandenen, 
wenn auch noch nicht geltend gemachten, mit der 
Wirkung erfolgen kann, daß wegen ſachlicher Er⸗ 
ledigung des früheren Verfahrens die l(angriffs⸗ 
weiſe) Geltendmachung in einem neuen Verfahren 
ausgeſchloſſen iſt. Ueberdies muß darin, daß 
der Beklagte Prozeßvergleich in der Hauptſache 
ſchließt, ſein Verzicht auf etwaige dispoſitive 
Prozeßeinreden gefunden werden, während beim 
Mangel einer abſoluten Prozeßvorausſ etzung Prozeß⸗ 
vergleich nicht geſchloſſen werden ſoll. Dem Ver⸗ 
langen, daß ein ſolcher Prozeßvergleich nur bei 
gültig konſtituiertem Prozeßrechtsverhältnis ge⸗ 
ſchloſſen werde, iſt alſo Genüge getan; ein Mehr 
an prozeſſualen Vorausſetzungen zu erfordern ft 
nicht gerechtfertigt und auch nach meiner Kon— 
ſtruktion nicht erforderlich. 

Endlich macht Wolf gegen die Annahme einer 
nach Analogie der Reſtitutionsklage das alte Ver⸗ 
fahren wieder eröffnenden Anfechtungsklage geltend, 
daß das Geſetz „nicht die leiſeſte Andeutung“ 
davon enthalte. Er meint, die Ableitung dieſer 
Konſequenz aus der oben entwickelten Konſtruktion 
verſtoße gegen den Satz: „non ex regula ius 
sumatur, sed ex iure quod est, regula flat“. 
(S. 217 a. a. O.). — In der Verwerfung einer 
Methode, welche ohne ausreichende Induktion vor: 
ſchnell zu allgemeinen Regeln aufſteigt und aus 
dieſen ohne Rückſicht auf das praktiſche Ergebnis 
deduziert, weiß ich mich mit Wolf in Ueberein- 
ſtimmung. Nach den eindringlichen Ausführungen 
und Warnungen Iherings wird es wenige Juriſten 
geben, die hiermit nicht grundſätzlich einverſtanden 
ſind; freilich auch wenige, die nicht wiſſen, 
wie leicht gegen die von dem römiſchen Juriſten 
gegebene Regel, und zwar ohne Bewußtſein von 
ſolchem Verſtoße, gefehlt wird. Wenn ich den 
Vorwurf im vorliegenden Falle glaube abweiſen 
zu können, ſo bin ich mir bewußt, daß gerade 


2) Dieſer Geſichtspunkt iſt auch von enticheidender 
Bedeutung für die Tragweite der von der Novelle neu 


muß ich das mir angedichtete Vermögen, unaus— | eingefügten Beſtimmung, welche die Vollſtreckbarkeit des 


geſprochene ſremde Meinungen zu ahnen, entſchieden 
zurückweiſen. 


! 


| 


zur Beilegung des Rechtsſtreits zwiſchen der Partei 
„und einem Dritten“ abgeſchloſſenen Vergleichs betrifft. 
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auf dieſem Gebiete die ſubjektive Ueberzeugung wirkung ſich nicht von der Klagrücknahme 
leicht Täuſchungen unterworfen iſt. Meines Er⸗ unterſcheidet, auf ausſchließlich materiellem Rechts⸗ 
achtens liegt aber die Sache ſo: Aus einer Reihe grunde, rechtfertigt alſo nicht die Bezeichnung als 
von hiſtoriſchen und dogmatiſchen Gründen, die Urteilsſurrogat. Worin liegt alſo die Eigentüm⸗ 
aus beſtimmten Zeugniſſen über die Rechtsent⸗ lichkeit der prozeſſualen Einwirkung? 
wickelung und aus der Erwägung praktiſcher 1 
Konſequenzen hergeleitet ſind, ergibt ſich, daß der f 
Prozeßvergleich ſeinen urſprünglich rein materiell⸗ Gegenüber derjenigen Anſicht aber, welche den 
rechtlichen Charakter verloren hat und eine zur Prozeßvergleich hinſichtlich ſeiner feſtſtellenden Kraft 
Klagrücknahme im Gegenſatz befindliche, im unterſchiedlos mit dem Urteil auf eine Stufe 
Dienſte der Feſtſtellung ſtehende Einwirkung auf ſtellen will, iſt mit allem Nachdruck zu betonen, 
das Prozeßrechtsverhältnis ſelbſt angenommen hat. daß nicht nur die materiell⸗ rechtliche, ſondern auch 
Dieſe Auffaſſung mag man durch Entkräftung die prozeſſuale Wirkung des Prozeßvergleichs auf 
der dafür beigebrachten Zeugniſſe bekämpfen; man ſeiner Vertragsnatur beruht. Daraus ergibt ſich 
kann ihr aber nicht den Vorwurf machen, daß fie mit unmittelbarer Gewißheit, daß da, wo der im Pro: 
eine aus der Luft gegriffene Annahme ſei. Wenn zeß geſchloſſene Vergleich an einem Nichtig keits⸗ 
nun aus dieſer Gegenſätzlichkeit zur Klagrücknahme [grunde laboriert, die prozeſſuale Wirkung jo wenig 
die Folgerung gezogen wird, daß der Prozeßvergleich eingetreten ſein kann, wie die materiell rechtliche. 
hinſichtlich dieſer Seite der prozeſſualen Einwirkung Die Meinung, daß die prozeßbeendigende Wirkung 
(nicht etwa hinſichtlich der Vorausſetzungen dieſer ſich an die bloße äußere Vergleichsform ohne 
Einwirkung) dem Urteil parallel gehe, ſo vermag Rückſicht auf das Fehlen weſentlicher begriffs⸗ 
ich darin keine das Geſetz vergewaltigende Kon⸗ konſtituierender Merkmale in der Weiſe knüpfe, 
ſtruktion zu erblicken. Denn die Konſtruktion iſt, daß wie beim Urteil eine Nichtigkeitsklage erforder⸗ 
ſofern ſie nur auf dem feſten Boden des gegebenen lich ſei, iſt unbedingt abzuweiſen. 
Rechts ruht, nicht ſchon dadurch widerlegt, daß In tiefer greifender Weiſe hat es Paul in 
ſie zu Ergebniſſen führt, die im Geſetz nicht direkt ſeiner Schrift über den Vergleich im Zivilprozeſſe 
ausgeſprochen find. Sonſt wäre mit der Trieb: | 
kraft, die in der richligen Konſtruktion liegt, jeder | 
wiſſenſchaftliche Fortſchritt unterbunden, ja, ſelbſt 
die Analogie ausgeſchloſſen. N . | mäßig zur Beilegung des Rechtsſtreits geſchloſſene 
Eine indirekte Beſtätigung für das obige er⸗ Vergleich nach deutſchem Prozeßrecht überhaupt 
blicke ich darin, daß Wolf ſeine eigene Auffaſſung zu keinem Teile dem Zivilrecht mehr angehöre, 
| 


unternommen, die Prozeßvergleichswirkung zu 
voller Urteilswirkung zu ſteigern. Er verſucht 
nämlich den Nachweis, daß der prozeßordnungs⸗ 


des Prozeßvergleichs nicht folgerichtig durchzuführen ſondern reine Prozeßhandlung und als ſolche aus: 
vermocht hat. Denn indem er einerſeits in dem ſchließlich nach prozeßrechtlichen Grundſätzen zu 
prozeßgerichtlichen Vergleich ein Mehr erblicken beurteilen ſei?). Seine Beweisführung baut ſich 
will, als Vergleich unter Klagrücknahme, ander⸗ hauptſächlich auf zwei Grundgedanken auf: Es 
ſeits ſich nicht dazu entſchließen kann, die Folge- wird zu zeigen verſucht, daß der prozeßbeendigende 
rungen zu ziehen, die aus dem Charakter des Vergleich von dem Vergleich des Zivilrechts in— 
Prozeßvergleichs als eines das Verfahren in ſofern begrifflich verſchieden ſei, als er weder Be⸗ 
poſitivem Sinne abſchließenden Aktes hervorgehen, ſtrittenheit des Rechtsverhältniſſes noch gegenſeitiges 
gerät er (S. 245) in Schwierigkeiten und Unklar⸗ Nachgeben der Parteien erfordere, daß er vielmehr 
heiten. Denn jede Beendigung des Prozeſſes muß einſach der ſtreiterledigende Vertrag ſei. Und es 
entweder, wie die Klagrücknahme, die Ein: wird, im Anſchluß an die Gedankengänge zweier 
wirkungen des Prozeſſes auf das materielle öſterreichiſchen Juriſten? ) ausgeführt, daß es unſtatt⸗ 
Rechtsverhältnis beſeitigen, oder, wie das Urteil, haft jet. die dem Prozeßbetriebe angehörigen 
dieſe Einwirkungen beſtehen laſſen. Wolf lehnt, Parteierklärungen nach zivilrechtlichen Grundſätzen 
wie geſagt, die Gleichſtellung des Prozeßvergleichs zu beurteilen. 

mit dem unter Klagrücknahme geſchloſſenen Ver⸗ Für die richtige Beantwortung der Grundfrage 
gleich ab, d. h. findet in feiner prozeſſualen Ein- iſt die Erkenntnis weſentlich, daß der Prozeß⸗ 
wirkung mehr oder anderes, als in der Zurücknahme | vergleich, wenn ſich auch feine im Dienſte der 
der Klage, ſchmückt den Prozeßvergleich daher aud | Feſtſtellung ſtehenden Wirkungen auf zwei Ge: 
mit dem Namen des Urteilsſurrogats. Worin bieten, dem des Prozeſſes und dem des Privat: 
aber nun das prozeſſuale Unterſcheidungsmerkmal | rechts verzweigen, doch ein einheitliches Geſchäft 


von dem unter Klagrücknahme geſchloſſenen außer⸗ iſt. In der Abſtraktion können dieſe Wirkungen 
gerichtlichen Vergleich liegen ſoll, bleibt in völliger |. . 


Dunkelheit. Denn die Vollſtreckbarkeit, die Wolf ins 5) Vergl. beſonders S. 6, 9, 41, 44. ge 
Gefecht führt, iſt nicht entſcheidend, da ſie ja auch 2) Klein, Die ſchuldhafte Parteihandlung S 20 ff., 


a if .die Jeſt- 27 ff.: und Pollak, Gerichtliches Geſtändnis S. 35, 
der erekutoriſchen Urkunde zukommt die „Feſt 43 ff., 50. Erneute Billigung hat die Anſicht Pollaks 


ſtellung des Streitverhältniſſes in künftighin maß: in dem Aufſatze Bunſens „Prozeßrechtsgeſchäfte“ (ZIB- 
gebender Weiſe“ ruht, wenn die prozeſſuale Ein- Bd. 33 S 401 ff., 405 ff.) gefunden. 


auseinandergehalten werden, in Wirklichkeit, bei 
dem konkreten Prozeßvergleiche, find fie untrenn— 
bar vereinigt. Die Parteien ſchließen nicht 
zwei verſchiedene, voneinander unabhängige Ver⸗ 
träge, ſondern einen einheitlichen, dem nur ver⸗ 
ſchiedenartige Wirkungen entſpringen. Beim 
Prozeßvergleiche müſſen ferner beſtimmte pro⸗ 
zeſſuale Vorausſetzungen und Formen erfüllt ſein, 
die Legitimation zu ſeinem Abſchluſſe iſt nach 
Prozeßrecht zu beurteilen; immerhin enthält jeder 
in der Sache ſelbſt geſchloſſene Prozeßvergleich 
nicht nur eine Dispoſition im Sinne poſitiver 
Prozeßerledigung, ſondern auch über den materiellen 
Streitgegenſtand, greift alſo inſoweit auch in das 
Privatrechtsgebiet ein. 

Es wäre nun allerdings denkbar, daß das 
Geſetz die Wirkſamkeit der den Prozeßvergleich 
konſtituierenden Erklärungen ausſchließlich nach 
prozeſſualen Geſichtspunkten beurteilt wiſſen wollte. 
Noch mehr: es iſt zuzugeben, daß eine ſolche An⸗ 
ordnung nicht ausdrücklich im Geſetze ausgeſprochen 
zu fein brauchte, ſondern auch kraft Analogie: | 
ſchluſſes aus anderen Rechtsſätzen über einzelne 
Prozeßhandlungen abgeleitet werden könnte. 

Die nähere Prüfung zeigt jedoch, daß eine 
ſolche Regelung dem geltenden Rechte fremd iſt. 
Zunächſt ſind die prozeſſualen Akte von ſolcher 
funktionellen Verſchiedenheit (Anträge — Dis⸗ 
poſitiverklärungen — Wiſſenserklärungen), daß 
von vornherein das Bedenken auftaucht, ob ihnen 
allen gleichmäßig „formaler Charakter“ in dem 
Sinne beigemeſſen werden kann, daß auf Grund 
Irrtums oder Willensmängel anderer Art ihre 
prozeſſuale Wirkſamkeit nicht in Frage geſtellt 
werden kann?). 

Jedenfalls lehnt das deutſche Zivilprozeßrecht 
dieſes Prinzip, das für die Anträge grundſätzlich 
berechtigt erſcheint“), für wichtige, den andern 
Gruppen angehörige Akte klipp und klar ab. 
Paul ſelbſt führt hier das Geſtändnis ($ 290 ZPO.) 
und die Annahme und Zurückſchiebung des Eides 
(S 458 ZPO.) auf, ſucht aber die hier hervor: 
tretende Bedeutſamkeit von Willensmängeln als 
Ausnahme darzuſtellen. Es kann aber kaum 
einem Zweifel unterliegen, daß die für das Ge— 
ſtändnis getroffene Beſtimmung auch auf Verzicht 
und Anerkenntnis (SS 306, 307 3 PO.) analog 
übertragen werden muß?). Sit dem aber fo, 
ſo iſt der Formalcharakter der Prozeßhandlungen 
gerade bei der Gruppe durchbrochen, welche dem 
Prozeßvergleich am nächſten ſteht. Die Idee iſt 
alſo nicht in ſolchem Umfange durchführbar, daß 
ſie die Steigerung der Prozeßvergleichswirkung zu 
voller Rechtskraft ermöglichte. 


17 Wie Paul S. 6 ff. a. a O. annimmt. 

25) Vgl. Klein, Schuldhafte Parteihandlung S. 20ff., 
27 ff., 31, 107. 

20) Vgl. Paul ſelbſt a. a. O. S. 9 Note 7 und die 
dort angeführten Schriftſteller; außerdem Degenkolb, 
Anerkenntnisurteil S. 59 (Leipziger Dekanatsprogramm 
v. 1902). 
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Wie es ſcheint, hat Paul dies ſelbſt gefühlt, 
denn er ſucht die Rechtskraft des Prozeßvergleichs 
noch auf einen rechtspolitiſchen Geſichtspunkt zu 
ſtützen. In verſchiedenen Wendungen taucht der 
Gedanke auf (vgl. beſonders S. 12, 22, 24/25, 
44, 47), daß der Prozeßvergleich deshalb voll⸗ 
kommen mit den gleichen prozeßrechtlichen Wir⸗ 
kungen, wie das Urteil ausgeſtattet ſein, alſo 
Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit beſitzen müſſe, 
weil er die richterliche Entſcheidung zu erſetzen 
beſtimmt ſei, und ein vollgültiger Erſatz eben nur 
unter der erwähnten Vorausſetzung zu erzielen ſei. 

Der Fehlſchluß, der hierin liegt, iſt ſchon von 
Kleinfeller in ſeiner Rezenſion der Paulſchen 
Schrift (KrVISchr. 41 S. 426) aufgedeckt 
worden. Die Parteien ſind nicht gezwungen, einen 
Prozeßvergleich zu ſchließen; ſie können, wenn ſie 
dies tun, nicht verlangen, daß ihr Parteiakt in 
jeder Beziehung dem ſtaatlichen Urteilsakt äquivalent 
ſei. Ueberdies ſteht jeder völligen Gleichſtellung 
des Prozeßvergleichs mit dem Urteil der unüber⸗ 
brückbare Gegenſatz zwiſchen der Parteidispofition 
und dem ſtaatlichen Akt entgegen, welchem eine 
beſondere, unübertragbare Quelle autoritativer 
Wirkung innewohnt. °°) 


50) Dieſes Ergebnis bliebe auch dann beſtehen, wenn 
die Anſicht Pauls als richtig anzuerkennen wäre, daß 
auf dem Gebiete des Prozeſſes der Vergleich lediglich 
ſtreitabſchneidender Vertrag ſei, ohne daß das Moment 
der Unſicherheit und des gegenſeitigen Nachgebens in Be⸗ 
tracht käme. Ueber dieſe Frage, welche noch eingehender 
Unterſuchung bedarf, ſoll hier im Vorbeigehen nicht 
abgeſprochen werden. Nur ſoviel ſei bemerkt: Zweifel— 
los war das Moment gegenſeitigen Nachgebens dem 
deutſchrechtlichen Sühnevertrage nicht weſentlich. Unter 
dem Einfluſſe der ziviliſtiſchen Vergleichsdoktrin, welche 
den techniſchen Vergleichsbegriff der römiſchen Quellen 
ſchärfer betonte, iſt aber dieſes Erfordernis allmählich 
in die gemeinrechtliche Prozeßdoktrin eingedrungen. 
So akzeptiert in Bayern z. B. ſchon die Gerichtsordnung 
vom Jahre 1753 (cap. XVII 8 1 Nr. 8) den gemeinrecht⸗ 
lichen Vergleichsbegriff. Auch im Gebiete des Allgemeinen 
Landrechts gelangten die Begriffselemente des techniſch— 
ziviliſtiſchen Vergleichsbegriffs zur Herrſchaft. In Sachſen 
allerdings beſtand noch im 19. Jahrhundert über die 
Frage, ob der Prozeßvergleich gegenſeitiges Nachgeben 
der Parteien verlange, eine Kontroverſe. Das Appellations— 
gericht Leipzig verneinte die Frage, das Oberappellations— 
gericht Dresden bejahte. Auch in Oeſterreich hatte ſich 
nach den von Paul gegebenen Nachweiſen (a. a. O. 
S. 84 ff.) der weitere deutſchrechtliche Sühnebegriff er— 
halten. Dagegen läßt ſich die Beugung des Inſtituts 
unter die römiſche Begriffsbeſtimmung beſonders deutlich 
im franzöſiſchen Rechte verfolgen. Der code civil 
art. 2044 ſah im Anſchluß an Domat bei der Begriffs- 
beſtimmung des Vergleichs von dem Merkmale des 
gegenſeitigen Nachgebens ab. Es iſt der alte deutſch— 
rechtliche Sühnebegriff, den er aufſtellt: 

„La transaction est un contrat, par lequel les 
parties terminent une contestation nee ou previennent 
une contestation à naitre.“ Die Macht der gemeine 
rechtlichen Tradition iſt aber ſtark genug geweſen, der 
Geſetzesdefinition entgegen den techniſchen gemeinrecht— 
lichen Begriff wieder zur Herrſchaft zu bringen. (Ueber 
die Geſchichte der Kontroverſe im franz. R. vgl. Oumé 
Kendjiro, De la transaction III S. 7 Note 2 und 3). 

Die Ge ſetzgebung fand als herrſchend auch auf 
prozeſſualem Gebiete das Moment der Entgeltlichkeit 
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Da hiernach weder ein ſpezifiſcher Formal⸗ 
charakter, noch urteilsgleiche Rechtskraft für den 
Prozeßvergleich anzunehmen iſt, ſo bleibt nur die 
Annahme übrig, daß die Anfechtungsgründe aus 
dem materiellen Rechte zu entnehmen find. Das 
Prozeßrecht hätte die Anfechtungsgründe des 
Prozeßvergleichs beſonders regeln können, etwa 
ihren Kreis, wozu nach den Nachweiſen in 
Note 10 die frühere gemeinrechtliche und ſächſiſche 
Prozeßpraxis neigte, dem materiellen Rechte gegen⸗ 
über einſchränken können. Es hat dies aber nicht 
getan, ſondern die materiell⸗rechtlichen Anfechtungs⸗ 
gründe auch für ſein Gebiet rezipiert. 

(Schluß folgt). 


Zur Lehre vom Lechte der Perſönlichkeit. 


Von Ludwig Kunkel, Rat am Oberſten Landesgerichte. 


(Schluß). 

In einem hochintereſſanten Aufſatze!) hat Gareis 
die Frage erörtert, „ob es dem dichtenden Schrift⸗ 
ſteller geſtattet iſt, wirkliche Perſonen, ſie ſeien 
lebend oder tot, und zugleich wirkliche Begeben⸗ 
heiten, in denen jene auftreten, zu ſchildern, ohne 
ſich einer Verletzung des Perſönlichkeits— 
rechtes ſchuldig zu machen“. Die Erörte: 
rung führt ihn zu dem Ergebnis, daß eine ſolche 
„künſtleriſche“ Schilderung der Perſon oder einer 
Begebenheit, in der ſie eine Rolle ſpielte, geſtattet 
ſein müſſe, unter der Vorausſetzung, daß die 
Schilderung nicht das unter allen Umſtänden zu 
ſchützende Rechtsgut der Ehre verletzt.) Er geht 
dabei von der Annahme aus, daß, was nicht ver: 
boten, erlaubt ſein müſſe. Schon dieſe Annahme 
dürfte nicht ganz unbedenklich ſein, obwohl ſie als 
gemeinhin gültiger Grundſatz hingenommen wird. 
Beſſer wäre vielleicht zu ſagen: Erlaubt iſt, was 


vor. Da jedoch nichts hindert, dieſes Begriffsmerkmal 
bei dem gerichtlich geſchloſſenen Vergleiche durch Auſ— 
gabe prozeſſualer Rechte für erfüllbar anzuſehen, jo 
liegt ſchon darin eine dem dringendſten praktiſchen Be: 
dürfnis gerecht werdende Erweiterung dem materiellen 
Vergleichsvertrage gegenüber. 

Sollte aber der Vergleichsbegriff auf prozeſſualem 
Gebiete in der Tat von jenen beſchränkenden Be— 
griffsmerkmalen des ziviliſtiſchen Vergleichs frei ſein, 
ſo würde dies noch nicht zu dem Schluſſe berechtigen, 
daß er nicht denſelben Anfechtungsgründen wie der 
rein ziviliſtiſche Vergleich unterliege. Freilich iſt, wie 
aus Note 10 erſichtlich, in früheren Zeiten ein Anfang 
gemacht worden, die Kraft des Prozeßvergleichs durch 
Einſchränkung der Aufechtungsgründe dem ziviliſtiſchen 
Vergleich gegenüber zu erhöhen. Dieſer Anſatz aber iſt 
inſoweit ohne Fortgang geblieben, der Fall ſelbſt im 
heutigen Rechte veraltet. 

) DIZ. IX 1904 S. 22 ff. 
Kohler — das Verdienſt in Anſpruch nehmen, der 
Hauptförderer der Lehre von dem Perſönlichkeitsrechte 
geworden zu ſein. 

) Ein in dieſem Sinne von dem Pariſer Zivil— 
gericht I. Inſtanz am 31. Oktober 1902 erlaſſenes Urteil 
it abgedruckt in der Zeitſchrift für deutſches bürgerliches 
Recht und franzöſiſches Zivilrecht Bd. 34 S. 432 ff. 


Gareis darf — neben; 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1 1907. 
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man nach Recht und Sitte zu tun befugt iſt. 
Man darf eben doch — vom moraliſchen wie 
vom rechtlichen Standpunkte aus — nicht alles 
tun, was zu tun nicht ausdrücklich verboten iſt. 
Ein ſolcher Grundſatz würde jedenfalls beſſer dem 
gegenſätzlichen Begriff des Unrechts der injuria 
im Sinne des entwickelten römiſchen Rechtes ent⸗ 


ſprechen.) 
Es laſſen ſich doch Fälle denken, in denen 
objektiv betrachtet — und nur auf eine Be⸗ 


trachtung ſolcher Art kommt es bei dem abſoluten 
Perſönlichkeitsrechte zunächſt an — eine Verletzung 
dieſes Rechtes vorliegt, ohne daß der Tatbeſtand 
einer Beleidigung (StGB. §8§ 185, 186, 187, 
189; BGB. 88 823 Abi. 2, 824) faßbar iſt. 
Gareis will den Dichter als „Künſtler“ im 
weiteſten Umfang ſchützen. Es iſt aber doch 
auch zu beachten, daß weder das bisherige 
noch das künftige Recht (Kunſtſchutzgeſetz § 22) 
hinſichtlich des Rechtes am eigenen Bilde unter⸗ 
ſchied und unterſcheidet, ob die Verbreitung in 
ehrverletzender Art erfolgt oder nicht. Die Ana⸗ 
logie liegt ſehr nahe: ob die Perſon durch ein 
Dichtwerk oder durch ein Werk der bildenden 
Kunſt oder der Photographie ohne ihre Ein: 
willigung öffentlich dargeſtellt, bzw. die Grenze der 
Einwilligung überſchritten wird, kann rechtlich eine 
Unterſcheidung nicht begründen. 

Wenn ſchon im Mißbrauch unſeres Namens 
eine Rechtskränkung liegt,“ ſo enthält eine ſolche 
„dichteriſche“ Behandlung der Perſon, die ohne 
deren Einwilligung erfolgt, ſicher ihre Verletzung, 
„in dem, was ſie iſt“ (Ihering): einen Fall der 
ſog. indirekten Injurie. Woraus ſoll denn der 
Dichter ſich das Recht herleiten, eine beſtimmte 
Perſon zum Gegenſtande eines Romans, einer 
Novelle, eines dramatiſchen Werkes zu machen? 
Gareis erkennt an, daß auch der Künſtler dem 
Perſönlichkeitsrechte gegenüber nicht privilegiert iſt, 
daß die geltenden Normen über den Schutz der 
Ehre ungenügend ſind, daß der Beleidigungs— 
paragraph elaſtiſcher Natur iſt und daß deshalb 
der Richter nicht gebunden ſein darf, in der Be— 
urteilung deſſen, was für ehrverletzend zu halten 
ſei,) endlich daß nach dem geltenden Geſetz der 
Tote zwar gegen Verleumdung, aber nicht gegen 
Beleidigung geſchützt iſt. In ſehr vielen Fällen 
ſolcher „dichteriſcher Behandlung“ wird die ge— 
ſchilderte Perſon doch nicht ohne Schädigung ihres 
Anſehens aus der Schilderung davongehen, auch 
wenn dem Dichter eine beleidigende Abſicht nicht 
nachzuweiſen iſt, der Tatbeſtand einer Beleidigung 
nicht vorliegt, z. B. nur eine komiſche Wirkung 


1) Injuria eo dieta est, duod non jure fiat, omue 
enim, a non jure fit, injuria fieri dieitur. l. 1 pr. 
47, 10. 


Dig. 


2) Dern burg. Band. 7. Aufl Bd. 2 § 137 Anm. 6: 


ſiehe auch Kohler, Archf Bh 5, 83. 


9) Der Ehrbegriff reicht auf dem Gebiete des Zivil— 
5 überhaupt weiter als auf dem ſtrafrechtlichen. 
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durch die Schilderung von eigenartigen, aber an 
ſich nicht ehrwidrigen Charaktereigenſchaften, Lebens⸗ 
anſchauungen oder Lebensgewohnheiten bezweckt iſt. 
Ob dabei die Perſon mit Namen genannt oder 
nur in einer für gewiſſe Kreiſe des Publikums 
erkennbaren Weiſe dargeſtellt iſt, macht keinen 
Unterſchied. Auch in letzterem Falle gilt der 
Satz: „pro denominatione fungitur demon- 
stratio‘‘.') 

Was hier vom „Dichter“ als Künſtler gejagt 
iſt, gilt aber nicht ohne weiteres auch von jedem 
anderen Schriftſteller, insbeſondere nicht vom 
Hiſtoriker. Dieſer iſt bei ſeinen Schilderungen 
von der Zeitgeſchichte oder der Vergangenheit an⸗ 
gehörenden Perſonen zur objektiven, d. h. wahr⸗ 
heitsgemäßen Darſtellung ſo berechtigt wie ver⸗ 
pflichtet. Er darf alſo auch Charaktereigenſchaften 
der geſchilderten Perſonen, die dieſe in einem un: 
günſtigen Lichte erſcheinen laſſen, aber doch auch 
nur in unverletzender Form darſtellen. Die 
Wahrung des berechtigten Berufsintereſſes ſchützt 
= und zwar nicht bloß gegenüber dem Straf- 
geſetz. 

Ferner kommt in Betracht das Recht des 
Gemeingebrauchs an öffentlichen Sachen. Da 
die Geſetze beſtimmte Rechte jedermann ge⸗ 
währen (Gehen und Fahren auf öffentlichen Wegen 
und Plätzen, Gebrauch öffentlicher Gewäſſer ) 
uſw.), ſo fragt es ſich, ob durch die Ausübung 
eines ſolchen Rechtes ein Perſönlichkeitsrecht 
geltend gemacht wird. Die Antwort auf dieſe 
Frage iſt um deswillen nicht ganz unzweifelhaft, 
weil bis in die neuere Zeit herein in der Theorie 
über die rechtliche Natur des Gemeingebrauchs— 
rechtes ein Streit beſtand, indem es vielfach auch 
nur als ein beſonders geartetes dingliches Recht 
aufgefaßt wurde. Beachtet man aber, daß das 
Gemeingebrauchsrecht nicht durch Privatrechtstitel 
erworben wird, auch nicht übertragbar iſt, ſo zeigt 
ſich ſeine Weſensgemeinſchaft mit dem Perſön— 
lichkeitsrecht. Auch die Anhänger der Meinung, 
daß es ſich nur um ein eigenartiges Individual— 
recht an Sachen handelt, müſſen dieſe Verſchieden⸗ 
heit im Weſen beider Arten von Rechten zugeben; 
ſie erkennen auch an, daß zum Schutze dieſes 
Rechtes „Aller“ oder „eines jeden“ ein Klagerecht 
gegenüber Verhinderung oder Beeinträchtigung 
ſeiner Ausübung gegeben ſein muß. 

Da die römiſch⸗ rechtlichen Popularinterdikte 
— wenigſtens nach der herrſchenden Meinung — 
unpraktiſch geworden ſind, behalfen ſich die gemein⸗ 
rechtliche Theorie und Praxis auch hier im Hin: 
blick auf dig. 43, 8 J. c. 8 9 mit der actio 


) Nomina enim significaudorum hominum gratia 
reperta sunt; qui si quolibet alio modo intelligantur 
nihil interest. Inst. II, 20 8 29. 

) Allgem. Preuß. LR. II, 15 8 44 und die Waſſer⸗ 
geſetze von Baden: 26. Juni 1899 § 12: von Württem⸗ 
berg: 1. Dezember 1900 Art. 16; 995 Bayern: 28. Mai 
1852 Art. 9; 23. März 1907 Art. 26. 
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injuriarum generalis.) Wie man heutzutage 
das Schutzmittel qualifizieren will, iſt nebenſächlich; 
entſcheidend iſt nicht, wie das Klagerecht zu be⸗ 
zeichnen iſt, ſondern daß es überhaupt beſteht. 
Was vom Gemeingebrauchsrecht im eigentlichen 
Sinne geſagt iſt, wird man unbedenklich auch auf 
das jedermann, ſei es auch nur gegen Entgelt, 
geſtattete Recht zum Beſuche öffentlicher Anſtalten 
uſw. erſtrecken dürfen. 

Weiter drängt ſich die Frage auf, ob das 
Perſönlichkeitsrecht fi) auch dadurch geltend machen 
kann, daß der Menſch über ſeinen Körper 
oder über einzelne Teile ſeines Körpers 
verfügt. Die ältere und die neuere auf Grund 
des BGB. gebildete Rechtslehre.) ſtimmen dahin 
überein, daß der Körper des Menſchen nicht Objekt 
einer rechtsgeſchäftlichen Verfügung ſein kann, da 
er nicht eine Sache, nicht Gegenſtand im Sinne 
von 8 90 des BGB. iſt. So wenig der Menſch 
durch Rechtsgeſchäft ſeiner Perſönlichkeitsrechte ſich 
völlig entäußern kann, ebenſowenig kann er mit 
Rechtswirkſamkeit über ſein körperliches Subſtrat 
verfügen, ſelbſt wenn dies unentgeltlich geſchehen 
würde, weil auch eine ſolche Verfügung immerhin 
noch gegen die guten Sitten verſtoßen würde. 

Eine ganz andere — entſchieden zu bejahende 
— Frage dagegen iſt es, ob das Perſönlichkeits⸗ 
recht des Menſchen inſoweit ſich geltend machen 
darf, daß er, ſoweit nicht Prohibitipgeſetze entgegen⸗ 
ſtehen, über ſeinen künftigen Leichnam nicht nur in 
Anſehung derBeſtattungsart, ſondern auchin ſonſtiger 
Hinſicht, durch Zuwendung des toten Körpers oder 
einzelner Körperteile (3. B. Abnormitäten) an 
wiſſenſchaftliche Inſtitute, Sammlungen uſw. in einer 
für die Erben verbindenden Weiſe verfügen kann. 
Wenn es auch zurzeit an poſitiven Normen darüber 
fehlt, iſt doch anzuerkennen, daß letztwillige Ver⸗ 
fügungen dieſer Art, aber auch Verfügungen 
unter Lebenden (z. B. in Anſehung abgetrennter 
Körperteile oder ausgeſchiedener Fremdkörper 
[„Sachen“] nach erfolgten Operationen), wenn 
und inſoweit die Verfügung nach ihrem ſonſtigen 


ordnung zu wahrenden ſittlichen Anſtand verſtößt, 
rechtswirkſam und deshalb auch von den Erben 
zu reſpektieren ſind. Daß es ſich auch hier nur 
um eine Wirkung oder Fortwirkung des Per— 
ſönlichkeitsrechtes handeln kann, iſt nicht zu be— 
zweifeln. Ob man — vom Standpunkt der 
Theorie aus — gezwungen iſt, als Grundlage 
dieſes Verfügungsrechtes ein „Eigentum der 


) Ihering aa. O. S. 270 ff.; Regelsberger 
a O. S 113 II, VI S 114; Becker, Syſtem des heut. 
Pandgt. 18 78 S. 341, 342. der noch ganz richtig be— 
merkt, daß das Gemeingebrauchsrecht zwar einen Geld— 
wert haben kann, aber doch nicht Vermögensrecht iſt. 
2) Beſonders belehrend: Gareis, Das Recht am 
menſchlichen Körper. Feſtgabe für J. Th. Schirmer, 
Königsberg 1900 S. 61—100; Joſef, Das Recht am 
Leichnam. Bay 3fR. 1, 122; Frhr. v. Schwerin, BIN. 
70, 653 ff.; Petrakakos A., Die Toten im Recht 1905. 
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Perſon an ihrem Körper“ („Eigentum feiner 
ſelbſt??“) anzunehmen,) kann dahingeſtellt bleiben. 
Es genügt, feſtzuſtellen, daß der Körper der Perſon 
nicht in fremdem Eigentum ſteht, daß über⸗ 
haupt kein anderer zur Verfügung über ihn 
befugt iſt. 

Weitere Frage: Fällt auch die jog. „Erfinder: 
ehre“, d. h. ein Recht des Erfinders als 
ſolchen, ohne Rückſicht auf etwaigen Anſpruch 
auf Patent-, Muſter⸗ oder Modellſchutz in den 
Kreis der Perſönlichkeitsrechte? 2) Verſteht man 
unter der „Erfinderehre“ nur den moraliſchen 
Anſpruch des N auf Anerkennung feiner 
Sol. d. h. des geiftigen Vorzugs in 

Anſehung einer Erfindung, ſo würde die 
bloße Beſtreitung dieſes Vorzugs eine 
Mißachtung der Perſönlichkeit oder gar einen 
bene Eingriff in das Rechtsgut der Ehre 
jedenfalls nicht enthalten. Von der Verletzung 
eines anderen Rechtsguts könnte überhaupt 
nicht die Rede ſein. Iſt aber die Erfindung ſchon 
zur Eintragung angemeldet, ſo iſt — wenigſtens 
in bedingter Weiſe — auch ſchon ein Urheberrecht 
erworben und es kann ſich dann nur noch um 
einen Streit über die Neuheit oder die Priorität 
der Erfindung handeln. Dieſer Streit betrifft 
dann aber ſchon die Exiſtenz des Urheberrechts, 
nicht eines abſoluten Perſönlichkeitsrechts. Ver⸗ 
ſteht man dagegen unter „Erfinderehre“ nur das 
berechtigte Intereſſe des Erfinders, daß ſein Name 


als der des eigentlichen Urhebers der geſchützten 


oder zu ſchützenden Erfindung nicht unbekannt 
bleibe, ſondern gleichzeitig mit der Bekannt⸗ 
machung der Anmeldung oder der Patenterteilung 
bekannt werde, ſo fehlt es im geltenden Recht an 
jeder Norm zur Gewährung eines Anſpruchs gegen— 
über dem Anmelder oder Inhaber des Rechtes. 
Dafür, daß ein ſolcher Anſpruch dem Erfinder 
gewährt werde, ſprechen de lege ferenda aller— 
dings wichtige ſoziale und ethiſche Gründe, auch 
erhebliche Billigkeitsrückſichten. Es würde ſich 
dann aber offenbar auch um einen affirmativen 
Anſpruch handeln, nicht bloß um einen negatori— 
ſchen, wie er bei Verletzungen von Perſönlichkeits— 
rechten im Vordergrunde ſteht. 

Endlich iſt noch zu erwähnen das dem Namen— 
rechte verwandte „Wappenrecht“, das ſehr 
häufig mit einem adeligen Namen und Titel ver— 
bunden iſt, aber auch nichtadeligen Perſonen zu— 
ſtehen kann. 

Auch das Wappenrecht iſt „in ſeinem Kern“ 


1) Petrakakos a. a. O. § 52 S 229 ff., wo auch 
die meiſten anderen einſchlägigen Streitfragen eingehend 
erörtert werden. 


) Schanze, O, Die . und ihr rechtlicher 
Schutz 1906 S. 96 ff. 121 ff. Schanze empfiehlt de 
lege ferenda einen ausgiebigen Schutz der Erfinder— 
rechte durch Gewährung konfeſſoriſchen und negatoriſchen 
Anſpruchs nach dem Vorbild der franzöſiſch-rechtlichen 
Praxis (S. 98). 
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ein „Perſönlichkeitsrecht“), wenn auch bei feiner 
Darſtellung nicht ſelten ſachenrechtliche Geſichts⸗ 
punkte eingemengt werden. 
Mit den vorangeführten Aeußerungen des Per⸗ 
ſönlichkeitsrechtes ſoll deſſen Anwendungsgebiet ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht begrenzt ſein. „Jedenfalls erſchöpfen 
die in feſte Formen gegoſſenen Perſönlichkeitsrechte 
nicht den an ſich hierfür geeigneten Stoff. Zur Aus⸗ 
füllung der Lücken muß da, wo das Rechts- 
bewußtſein der Gegenwart dies heiſcht, 
auf das allgemeine Recht der Perſönlich⸗ 
keit zurückgegriffen werden.“) 
Ob nun der Eingriff in das Perſönlichkeits⸗ 
recht wider rechtlich iſt, darüber entſcheidet 
in erſter Linie nur der Wille der Perſon, 
in deren Perſönlichkeitsſphäre eingegriffen wird, 
da ihre Einwilligung in die an ſich ver⸗ 
letzende Handlung dieſer den Charakter der Wider⸗ 
rechtlichkeit benimmt. Der Verletzte ſelbſt muß 
übrigens die Handlung als Mißachtung ſeiner 
Perſönlichkeit zu empfinden imſtande ſein und 
empfunden haben. Ohne oder gar gegen den 
Willen des willensfähigen Verletzten wird alſo 
das Recht nicht verfolgt werden können. Wie 
nun, wenn der Verletzte geſchäftsunfähig oder in 
feiner Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt? Soll der 
geſetzliche Vertreter die Verletzung geltend machen 
können, auch wenn es ſich nicht um Wahrnehmung 
von Vermögensintereſſen handelt? Und welcher 
Wille iſt entſcheidend, wenn z. B. der in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit Beſchränkte (Minderjährige) die 
Einwilligung erteilt ohne Zuſtimmung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters? oder wenn für den Geſchäfts⸗ 
unfähigen (Geiſteskranken) oder für den in der 
Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten ohne deſſen Zu— 
ſtimmung die Einwilligung vom Vertreter erteilt 
worden iſt, nach Erlangung oder Wiedererlangung 
der Geſchäftsfähigkeit aber der Vertretene die Ein⸗ 
willigung widerruft, die Vornahme der weiteren 
Handlungen unterſagt, die — an ſich betrachtet — 
Verletzung des Perſönlichkeitsrechts ſind? Iſt 
die einmal erteilte Einwilligung überhaupt für 
alle Zeit („vertraglich“) bindend, insbeſondere auch 
dann, wenn ſie unentgeltlich erteilt iſt? Dieſe 
Fragen wurden bisher im allgemeinen gar nicht, 
ſondern nur bei Gelegenheit der Erörterungen 
über das Recht am eigenen Bilde, aber auch dort 
nicht erſchöpfend behandelt. Gareis hält im 
allgemeinen den Willen des Vertreters für ent— 
ſcheidend;) Ricca-Barberis dagegen grund— 
ſätzlich den Willen der Perſon, die Träger des 
Perſönlichkeitsrechtes iſt.) Der § 22 des Geſetzes 
vom 9. Januar 1907 ſchweigt über dieſe Fragen; 
hcierke, TER. Bd 1 S. 730 und in der 

kritiſchen Anzeige von Hauptmann „Das Wappenrecht“ 

1896 Juriſt. Literaturblatt X, 181. 

2, Gierke, Dr. I, 704, 705. 

5 Verhandlungen des 26. Deutſchen Juriſtentags 
(1902) Bd. 1 S. 17. 

4) Sulla eaparcita a disporre dell' immagine. Milano 

1904 p. 7 squ. 
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Rechtslehre und Rechtspflege haben alſo allen An⸗ 
laß zu ihrer weiteren Erörterung und Klärung. 

Man wird annehmen dürfen, daß der Ver⸗ 
zicht auf die Geltendmachung des Perſönlichkeits⸗ 
rechtes, der in der Einwilligung in den Eingriff 
enthalten iſt, jederzeit widerrufen werden kann 
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abet nicht unter allen Umſtänden aus, daß es 
nach ſeinem Erlöſchen eine Zeit hindurch noch 
ſeine Wirkung äußern kann. Das Namenrecht 
zwar, wohl auch das Wappenrecht und das Ge⸗ 
meingebrauchsrecht können eine ſolche Fortwirkung 
nicht äußern. Die Anmaßung des Namens oder 


und daß dieſer Widerruf dem Konzeſſionaͤr gegen: | des Wappens des Geſtorbenen kann zwar auch 
über wirkſam iſt, ein Klagerecht zur Erzwingung noch Anlaß zur Klage geben; dann wird es ſich 


der weiteren Geſtattung der einmal erlaubten 
Handlungen für ihn nicht beſteht, unbeſchadet ſeines 
Rechtes, beim Vorliegen eines gültigen 1 


ſein Intereſſe geltend zu machen, d. i. Schadens⸗ | 


aber nur um einen Streit wegen Verlegung von 
Familienrechten (Verwandtſchaftsverhältnis, Zuge: 
hörigleit zu einer beſtimmten Familie) lebender 
Perſonen handeln. Dagegen iſt bei der Ver⸗ 


erſatz zu fordern.“) Vereinbarungen, durch welche letzung anderer Perſönlichkeitsrechte (unbefugter 


die Geltendmachung des Perſönlichkeitsrechtes be⸗ 
ſchränkt wird, finden ihre Schranke nicht bloß in 
§ 138 BGB., ſondern in der „eigenen Natur dieſes 
oberſten Rechtes der Perſon.!) 

Eine allen Arten des Perſönlichkeitsrechtes 
gemeinſame weſentliche Eigenſchaft iſt die Un: 
veräußerlichkeit des Rechtes. Es iſt an 
die Perſon gebunden, ſo daß es weder durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden,) noch Gegen⸗ 
ſtand der Vererbung ſein kann. Auch wenn, was 
ja im allgemeinen zuläſſig iſt, die Einwilligung 
der Perſon zu der Handlung, die ohne dieſe Ein⸗ 
willigung eine Verletzung des Perſönlichkeitsrechtes 


ſein würde, gegen Entgelt erteilt wird, liegt doch | vom Erben als ſolchen, 


eine Veräußerung des Perſönlichkeitsrechtes 
nicht vor. Gerade in dieſem Punkte zeigt ſich 


Abbildung,) Verbreitung oder Zurſchauſtellung 


des Abbildes, literariſcher Behandlung, Veröffent⸗ 


lichung von Briefen) ein ſolches Fortwirken des 
Perſönlichkeitsrechtes ſehr wohl denkbar, weil ein 
erhebliches Intereſſe gewiſſer Perſonen an ihm 
beſteht und auch inſoweit alſo ein Schutz noch 
erforderlich iſt (ſ. z. B. KunſtſchutzG. § 22 Satz 3). 
In dieſen Fällen handelt es ſich aber gleichwohl 
nicht um einen Erbfall, um einen Uebergang 
des Perſönlichkeitsrechtes auf die Erben, weil eben 
nicht ein Vermögensrecht übergeht (BGB. § 1922). 
Die Schutzrechte, inſoweit ſie nach dem Tode der 
Perſon noch fortbeſtehen ſollen, können alſo nie 
ſondern nur von den 
Perſonen geltend gemacht werden, die ihm im 
Leben am nächſten ſtanden, mit ihm durch Familien- 


der charakteriſtiſche Unterſchied zwiſchen dem ſog. bande verbunden waren und die deshalb ein zu 


abſoluten Perſönlichkeitsrechte und den von Gierke 


u. a. ihm angereihten Perſönlichkeitsrechten im 


weiteren Sinne, d. h. den Urheberrechten, da 
es zum Weſen dieſer gehört, daß ſie wirtſchaft⸗ 
lich verwertbar, veräußerlich und vererblich ſind. 


Man täte deshalb auch beſſer, dieſe Gleich⸗ und 


Nebeneinanderſtellung der beiden ſo ſehr verſchie⸗ 
denen Arten von Rechten gänzlich zu unterlaſſen, 
da fie nur irreführend iſt.“) 

So hat z. B. das in § 11 Abſ. 1 Satz 2 des 
Literaturſchutzgeſetzes vom 19. Juni 1901 ange⸗ 
führte Recht zur ausſchließlichen Mitteilung des 
Inhalts des Schriftwerks mit dem Begriff des 
Urheberrechts ſo wenig zu ſchaffen wie der 
§ 22 des KunſtſchutzG. vom 9. Januar 1907 mit 
dem Urheberrecht an einem Werke der bildenden 
Kunſt oder der Photographie. 

Das Perſönlichfeitsrecht erliſcht grundſätzlich 
mit dem Tode der Perſon. Dies ſchließt 


) Kohler, Eigenbild im Recht S. 23 (Negatives 
Vertragsintereſſe?) u. Ricca-Barberis |. c. p. 14, 
15 (Erfüllungsintereſſe). 

) Dies gilt namentlich auch für den Dienſtvertrag 
zwiſchen dem Künſtler und der Modellperſon. 

) Keine . von dieſem Grundſatz bilden 
die Fälle des $ 22 HGB., SS 1335, 1958 BGB. Dieſe 
Eigenſchaft der Unveräußerlichkeit und Unvererblichkeit 
haben allerdings auch einzelne Vermögensrechte 
(höchſtperſönliche). 

5) Uebereinſtimmend Oſterrieth, A., Bemerkungen 
zum Entwurf eines Geſetzes betr. das Urheberrecht an 
Werken der Photographie 1903 S. 90 Anm. 3. 


| ke Intereſſe an dem Fortwirken des Per: 


ſönlichkeitsrechtes des Geſtorbenen haben. Dieſe 
Perſonen — „Angehörige“ — werden freilich in 
den meiſten Fällen auch Erben ſein. Für die 
Entſcheidung darüber nun, wie weit der Kreis 
dieſer Schutzberechtigten zu ziehen iſt, feblt es an 
allgemein gültigen Normen, ebenſo an einer 
communis opinio. Doch dürften immerhin Be⸗ 
ſtimmungen, wie ſie im StGB. § 52, KunſtſchutzG. 
9 22 Satz 3 gegeben find, Anhaltspunkte für die 
Beurteilung bieten. 

Auch hinſichtlich der Dauer der Schutz⸗ 
nachfriſt fehlt es an ſolchen Normen. Jeden⸗ 
falls muß auch das Perſönlichkeitsrecht, wie jedes 
andere Recht ſein Ende, ſeine Grenze am Intereſſe 
finden, mit dem Zwecke endigen, für den es von 
der Rechtsordnung gegeben iſt (Ihering). Der 
Richter wird alſo, ſoweit geſetzlich bindende Vor⸗ 
ſchriften fehlen, die Zeitgrenze, über welche hinaus 
ein Schutz nicht mehr zu gewähren iſt, unter 
Würdigung aller Umſtände des Einzelfalles — 
einerſeits mit Rückſicht auf die Bedeutung der 
Perſönlichkeit des Geſtorbenen, die ſoziale Stellung, 
die er im Leben einnahm, den Ruf, den er genoß 
uſw., anderſeits mit Berückſichtigung des Intereſſes 
der Allgemeinheit zu bemeſſen haben. Dies gilt 
insbeſondere in Anſehung der Frage, von welcher 
Zeit an die Veröffentlichung von Briefen, Tage— 


1) Photographiſche Aufnahme der Leiche Bismarcks! 


buchblättern, Selbſtbiographien u. dgl., die nicht 
von Anfang an ſchon zur Veröffentlichung erſt | 
nach Ablauf beſtimmter Friſt beſtimmt waren, 
veröffentlicht werden dürfen. Man wird in dieſer 
Hinſicht Kohler nicht zuſtimmen können, der 
dieſen Zeitpunkt regelmäßig ſchon als eingetreten 
erachtet, wenn ſeit dem Tod der Perſon, um deren 
zu wahrendes Perſönlichkeitsrecht es ſich handelt, 
fünf Jahre verfloſſen find.) Bei dem Inmitte⸗ 
liegen eines verhältnismäßig ſo kurzen Zeitraums 
wird man doch in den meiſten Fällen nicht fagen 
können, daß der Geſtorbene „ſchon in die objektive 
Ruhe der Geſchichte eingekehrt iſt.“ 


Was nun die Art der Geltendmachung 
des Perſönlichkeitsanſpruchs anlangt, ſo 
äußert ſich dieſer, wie jedes andere ſubjektive Recht, 
das Anſpruch auf ſtaatlichen Schutz hat.“) Dieſer 
Anſpruch iſt aber vorwiegend negatoriſcher, nicht 
reſtitutoriſcher Natur; er geht in erſter Linie auf 
Unterſagung, nur in zweiter auf Schadenserſatz. 
Das Vorhandenſein eines Vermögensſchadens als 
Folge der Verletzung des Perſönlichkeitsanſpruchs 
wird ſich nämlich häufig nicht nachweiſen laſſen, 
oder ein ſolcher Schaden wird überhaupt nicht 
eingetreten ſein. Dagegen wird nicht ſelten ein 
Schaden eintreten, der nicht Vermögens ſchaden 
iſt, z. B. in den Fällen der Verletzung des Brief— 
rechtes, der unbefugten literariſchen Behandlung 
der Perſon uſw., indem die Schädigung durch 
Minderung der moraliſchen Wertung die Wirkung 
der Verletzung iſt. Dem deutſchen Richter iſt es 
auch in Fällen dieſer Art angeſichts der zwingenden 
Vorſchrift des S 253 BGB. nicht geſtattet, wie 
dies nach engliſchen und amerikaniſchen Geſetzen 
oder Rechtsgewohnheiten zu geſchehen pflegt, eine 
„billige Entſchädigung“ (§S 847) als „Genugtuung“ 
zuzuſprechen. 

Eine ſchuldhafte Verletzung wird überall 
nicht zu erfordern ſein, ſofern es ſich nur um 
den Anſpruch auf Unterlaſſung handelt. Die 
Analogie des Schutzes gegenüber Verletzungen 
dinglicher Anſprüche greift hier Platz. In den 
meiſten wird freilich die verletzende Handlung auch 
ſchuldhaft ſein, auf Vorſatz oder Fahrläſſigkeit be— 
ruhen. Geltend gemacht wird der Anſpruch auf 
Unterlaſſung durch die hierauf zu richtende Klage, 
die in allen Fällen zuläſſig ſein muß, in denen 
die Fortſetzung oder Wiederholung der verletzenden 
Handlung zu beſorgen iſt. Dieſer Grundſatz, der 
ſchon im gemeinen und franzöſiſchen Zivilrechte 
anerkaunt war, muß auch unter der Herrſchaft 
des BGB. ſeine Geltung behaupten. Iſt man 
doch jetzt darüber einig, daß die einzelnen Fälle, 


1) Eigenbild S. 8, 26, 27. 

) Der von der neuen Doktrin wieder beſonders 
betonte Rechtsſchutzanſpruch des Individuums gegen 
den Staat war ſchon im Allgem. Preuß. LR. anerkannt. 
Einl. 8 76; SS 1. 3 II, 17; ſiehe auch Oeſterr Allgem. 
BG. 8 19. 
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in denen das BGB. die Klage gewährt hat,) 
nicht als ausſchließliche anzuſehen ſind, daß es 
ſich nicht um Sonderbeſtimmungen handelt, die 
eine Ausdehnung ausſchließen, ſondern um Vor⸗ 
ſchriften, die auf ein höheres gemeinſames Prinzip 
zurückzuführen ſind. 

Treffend jagt Eltzbacher!) (teilweiſe ab⸗ 
weichend von der Begründung in den reichsgericht⸗ 
lichen Entſcheidungen): „Ueberall, wo ein Privat⸗ 
recht irgendwelche auf ein Unterlaſſen gerichtete 
Anſprüche enthält, da iſt zu ſeinem Schutze die 
Unterlaſſungsklage gegeben. Ihre Anwendungs⸗ 
fälle ſind zahllos. Vergeblich wäre der Verſuch, 
eine auch nur annähernd vollſtändige Ueberſicht 
über ſie zu liefern. Vielfach findet die Unter⸗ 
laſſungsklage zum Schutze des Perſönlichkeits⸗ 
rechtes ſtatt.“ 

Streitig iſt, ob der Anſpruch auf Unter⸗ 
laſſung und gegebenenfalls auf Schadenserſatz 
auch auf den § 823 Abſ. 1 BGB. geſtützt werden 
kann. Die Entſcheidung über dieſe Frage hängt 
davon ab, ob man das abſolute Recht der Perſön⸗ 
lichkeit in ſeinen einzelnen Aeußerungen als „ſon⸗ 
ſtiges Recht“ im Sinne der angeführten Vorſchrift 
anerkennt. Das Reichsgericht hat bisher dieſe 
Anerkennung verfagt,”) ob mit zutreffender und 
ausreichender Begründung, ſoll hier nicht erörtert 
werden. Jedenfalls wird in Anſehung des Rechtes 
am eigenen Bilde künftig der Schutz ſowohl aus 
Abſ. 1 als aus Abſ. 2 des § 823 zu gewähren 
ſein, ſofern es ſich um die unbefugte Verbreitung 
oder öffentliche Zurſchauſtellung eines Bildniſſes 
handelt (Kunſtſchutz. SS 22, 33 Abſ. 1 Nr. 2). 

Bei dem geſchilderten, gewiß nicht befriedigen⸗ 
den geſetzlichen Rechtszuſtand in Anſehung der 


Normierung der Perſönlichkeitsrechte iſt es von 


großem Intereſſe, Umſchau zu halten, wie ſich die 
neueſten Kodifikationsbeſtrebungen zu dieſer Frage 
ſtellen. Da begegnen wir denn zunächſt dem Ent— 
0 1 eines ſchweizeriſchen Zivilgeſetzbuchs Im 
erſten Titel des „das Perſonenrecht“ behandelnden 
erſten Teiles des Geſetzbuchs wird u. a. der „Schutz 
der Perſönlichkeit“ behandelt. Nachdem be— 
ſtimmt iſt & 28), daß niemand ſich ſeiner Freiheit 
entäußern oder ſich in ihrem Gebrauch in einem 
Recht oder Sittlichkeit verletzenden Grade be— 
ſchränken könne, ſagt der S 29: „Wer in feinen 
perſönlichen Verhältniſſen unbefugterweiſe ange: 
griffen wird, kann auf Beſeitigung der Störung, 


1) SS 12, 550, 862, 1004, 1053, 1134; RGEz3Z. 25 
317; 38, 383; 48, 120; 57, 239. 

) Die Unterlaſſungsklage. Ein Mittel vorbeugenden 
Rechtsſchutzes. Berlin (1906), S. 137; ſiehe auch S. 90 ff. 
A. M. Lau, Beiträge z. E. d. D. R. Bd. 47 S. 737 ff. 
508, deſſen Ausführungen glücklicherweiſe in der Praxis 
Anerkennung nicht gefunden haben. 

3) RGEg 51, 369, 373 ff; 56, 271, 275; 64, 156, 
157, ſiehe aber auch Oertmann, Schuldverhältniſſe, 
2. Aufl. Bem 3b, e S. 943 und Kohler in Gellers 
Oeſterr. Zentralblatt für die juriſt. Praxis XXIV (1906) 
S. 641 ff. Kohler bezeichnet hier die Entſcheidung vom 
29. Mai 1902 (51, 369) als „völlig unrichtig“. 
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ſowie bei Verſchulden auf Schadenserſatz und wo hinaus kennt.) Beſonders anzuerkennen iſt aber 
die Art der Verletzung es rechtfertigt, auf Leiſtung das Vertrauen des ſchweizeriſchen und ungariſchen 


einer Geldſumme als Genugtuung klagen.“ 
§ 30 iſt dann noch das „Namenrecht“ als eines 


Im Geſetzesfaktors zu dem Takt und der Urteils⸗ 


fähigkeit der Richter, das ſich in der Art zeigt, 


der wichtigſten Perſönlichkeitsrechte beſonders ge⸗ wie die Schadenderſatzfrage geregelt it. Mag 


regelt. 


Die Motive ſagen:) „Der Entwurf ſtellt 


| 


1 


man auch bedauern, daß Vorſchriften. wie die 
vorerwähnten, unſerem BGB. nicht einverleibt 


Regeln auf, die dem modernen Rechtsleben | find, ſo wird man es gleichwohl auch dem deut⸗ 
durchaus nicht neu ſind, mit denen aber, ſchen Richter des zwanzigſten Jahrhunderts nicht 
was in einer oft unſicheren und nur taſtenden verwehren dürfen, die Grundſätze über den Schutz 
Praxis anerkannt worden ift, grundſätzlich feſt⸗ der Perſönlichkeitsrechte, ſoweit fie ſich auf das 


gelegt werden ſoll 
erkennung der Grundlagen wird einer ſtetigen und 
ausreichenden Entwicklung die Bahn ebnen.“ 


Noch eingehender behandelt den Schutz der 
Perſönlichkeit der zweite Titel des erſten Teils 
(„Perſonenrecht“) des Entwurfes eines Ungariſchen 
Allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuchs (88 87 — 93). 
Der $ 87 entfpriht im weſentlichen dem $ 823 
Abſ. 1 BGB., ergänzt dieſen aber durch die Be⸗ 
ſtimmung, daß dem Verletzer auf Verlangen des 
Verletzten die Wiederholung der Verletzung gericht⸗ 
lich zu unterſagen iſt. Das Namenrecht iſt gleich 
der Vorſchrift des 8 12 BGB. geregelt. Der 8 90 
enthält eine dem $ 22 Satz 1 unſeres jetzigen 
Kunſtſchutzgeſetzes entſprechende Vorſchrift. Der § 91 
aber regelt das Briefrecht: „Wer in ſeinem recht⸗ 
lichen Intereſſe dadurch verletzt wird, daß ein 
anderer mit einem von ihm ſtammenden oder an 
ihn gerichteten Briefe oder mit einem anderen 
Schriftſtück vertraulicher Natur Mißbrauch treibt, 
kann die Beſeitigung des Mißbrauchs fordern und 
überdies verlangen, daß die Wiederholung des 
Mißbrauchs gerichtlich unterſagt werde“. Der $ 92 
verweiſt dann hinſichtlich des Erſatzes eines etwa 
verurſachten Schadens auf die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über den Schadenserſatz und von dieſen 
kommt insbeſondere der wichtige $ 1140 in Be: 
tracht, wonach derjenige, der wegen einer vor: 
ſätzlich begangenen unerlaubten Handlung zum 
Schadenserſatz verpflichtet iſt, dem Beſchädigten 
auch Erſatz desjenigen Schadens ſchuldet, den dieſer 
nicht an ſeinem Vermögen erlitten hat („Genug⸗ 
tuung“). Die Zuerkennung einer Genugtuung, die 
in Zahlung eines Geldbetrages beſteht und deren 
Höhe das Gericht mit BerückſichtigQung der Um⸗ 
ſtände des Falles nach Billigkeit zu bemeſſen hat, 
ſoll nur dann ſtatthaft ſein, wenn dieſe Umſtände 
und die Billigkeit es rechtfertigen. 

In dieſen beiden auf der Höhe ihrer Zeit 
ſtehenden Geſetzentwürfen iſt alſo das Perſön⸗ 
lichkeitsrecht grundſätzlich und in weitgehendem 
Umfange anerkannt, genau in der nämlichen Weiſe, 
wie die neuere deutſch- rechtliche Theorie es dar⸗ 
geſtellt hatte. Auffallend iſt nur, daß keiner der 
Entwürfe ein Schutzrecht über den Tod der Perſon 


1) Botſchaft des Bundesrats an die Bundesver⸗ 
ſammlung zum Bundesgeſetze, enthaltend das ſchweizeriſche 
Zivilgeſetzbuch vom 28. Mai 1904 S. 18. 


Die allgemeine An: Unterſagungsrecht und den Erſatz des Vermögens⸗ 


ſchadens beziehen, auch auf jene Fälle anzuwenden, 
die noch nicht, wie das Namenrecht und das Recht 
am Eigenbild eine formale geſetzliche Sanktion er⸗ 
langt haben. Durch die Anerkennung einer ſolchen 
Schutzpflicht greift der Richter auch keineswegs in 
die Zuſtändigkeit des Geſetzgebers über. Die An⸗ 
wendung von Grundſätzen des bürgerlichen Rechtes, 
die zur Zeit des Inkraſttretens des BGB. von 
der Rechtslehre faſt ausnahmslos und — wenn 
auch nur in dürftiger Weiſe — von der Recht⸗ 
ſprechung anerkannt waren, hat der Geſetzgeber 
nicht beſeitigt und nicht beſeitigen wollen. Die 
Gangart der Geſetzgebung im modernen Ver⸗ 
faſſungsſtaat, insbeſondere aber in einem ſo kom⸗ 
plizierten politiſchen Rechtsgebilde, wie es das 
Deutſche Reich iſt, kann naturgemäß nur ein 
maͤßiges Tempo einhalten. Infolgedeſſen iſt es 
der Geſetzgebung unmöglich, mit den nach poſi⸗ 
tiver Geſtaltung drängenden Bedürfniſſen des 
Rechtslebens ſtets gleichen Schritt zu halten; ſie 
wird vielmehr der Zeit, zu der das Bedürfnis 
nach Normierung entſtanden iſt, ſtets etwas nach⸗ 
hinken müſſen. 

Wer ſich alſo auf den Standpunkt ſtellt, „daß 
für die Rechtſprechung nur das geſchriebene Geſetz 
exiſtiert“, „daß alles poſitive Recht ſeine ver⸗ 
bindende Kraft aus ſeiner Formulierung in gültig 
veröffentlichten Geſetzen ſchöpft“,?) der hemmt die 
Rechtsentwickelung und den Fortſchritt in der 
Rechtsanwendung. Geltung können ſolche Sätze 
doch offenbar nur für das ſtrafrechtliche Gebiet 
beanſpruchen (StGB. § 2). Für die Anwend⸗ 
barkeit des ungeſchriebenen bürgerlichen Rechtes 
muß es genügen, daß es nicht in Widerſpruch 
mit dem geſchriebenen ſteht. 

Der Theorie und der Rechtſprechung erwuchs 
von jeher und erwächſt auch heute noch die hehre 
Aufgabe, die jeweils im formalen Geſetzesrecht 


1) In dieſer Hinſicht wollten die Geſetzentwürfe es 
offenbar bei den urheberrechtlichen Beſtimmungen bewenden 
laſſen. 

) Meyer, Bruno, Das neue photographiſche Schutz⸗ 
geſetz 1902 S. 12— 14 Ganz anders und richtig Keyßner, 
DIZ. 1898 S. 486 a. E. „Das zu ſchützende Recht 
reicht weit über das Geſetzeswort hinaus. Es iſt Aufgabe 
der Richter, das Recht zu finden. Der Geſetzgeber 
möge das Recht geſtalten, der Richter darf nicht 
warten in der Rechtsfindung, bis der Geſetzgeber ihm 


den Weg gebahnt hat“. 
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entſtehenden Lücken durch Entwickelung der erforder⸗ 
lichen Grundſätze aus dem geſamten beſtehenden 
Rechtsnormeninhalt auszufüllen, der Geſetzgebung 
ergänzend und inſoweit auch rechtsbildend zur 
Seite zu ſtehen, vorbereitend deren Aufgabe zu er⸗ 
leichtern, den Uebergang vom ungeſchriebenen zum 
geſchriebenen Recht zu vermitteln. 


einer Rechtſprechung ſein; ſie würde den Tod der 
Rechtswiſſenſchaft im Gerichtsſaal bedeuten. Was 
hier für die Rechtsanwendung gefordert wurde, 
liegt noch weit ab von den Beſtrebungen unſerer 
Zukunftsjuriſten nach „Emanzipation des Richters 


vom Geſetz“; dem Verlangen „freier Rechts- 
findung“ in ihrem Sinne ſoll deshalb durch jene 


Forderung der Anwendung auch anderer als der 
ſchon formell geltenden Normen nicht das Wort 
geredet ſein. 

Anderſeits darf aber auch nicht verſchwiegen 
werden, daß die angedeuteten Beſtrebungen wohl 
nur das Symptom einer Reaktion ſind gegen einen 
unſerer Rechtſprechung in Zivilſtreitſachen in ge⸗ 
wiſſem Grade anhaftenden Zug eines zu weit⸗ 
gehenden „Konſervativismus“, eines allzu ängſt— 
lichen Sichbeſchränkens auf das geſchriebene Ge: 
ſetzeswort, alſo gegen eine Eigenſchaft, die beſonders 
neuen Rechtsbedürfniſſen und Rechtsgebilden gegen⸗ 
über wiederholt als Hemmnis empfunden wurde 
und durch die ſich unſere Rechtspflege ebenfalls — 
in dieſer Hinſicht aber nicht zu ihrem Bor: 
teil — von der ausländiſchen, namentlich der 
franzöſiſchen unterſcheidet. 


Die Scheidung zwiſchen vorſätzlichem und 
unvorſätzlichem Verhalten. 


Von Dr. A. Köhler, a. o. Profeſſor in München. 


(Schluß). 

III. Demnach ſind die oben an zweiter Stelle 
bei den einzelnen Autoren aufgeführten Formeln 
der Umgrenzung des Vorſatzes als unrichtig, die 
an erſter Stelle genannten dagegen als prinzipiell 
richtig zu erachten. Dieſe wollen ja, ſachlich über— 


einſtimmend, die gleichen Fälle dem dolus zu- 


weiſen oder von ihm ausſcheiden. Nur bedienen 
ſie ſich dafür verſchiedener Bilder und Ausdrücke.!) 


1) Zahlreiche Schriftſteller ſtellen mit Recht über: 
haupt nur Formeln auf, die der oben für richtig erklärten 
erſten Gruppe von Definitionen zugehören. So u. a. 
Beling, Grundzüge 3. Aufl. S. 61 (in den Willen 
aufnehmen — billigen); Birkmeyer, Rechtsenz. 2. Aufl. 
§ 16 (event. mit in den Willen aufnehmen); Lam maſch, 
EGrdr. 2. Aufl. S. 
Intereſſen anderer lieber riskieren, als auf eine be— 
ſtimmte Handlung verzichten); Liepmann, Einleitung 
S. 141 (nicht nur die Möglichkeit eines unerwünſchten 
Erfolges vorausſehen, ſondern vielmehr mit ſeiner Ver— 
urſachung rechnen!: Merkel, Lehrb. S. 79 (bewußt in 
Kauf nehmen; O. Meyer, Lehrb. 5. Aufl. S. 173 
(wenn dem Täter auch ein anderer Erfolg recht iſt); 


Eine bloße 
Paragraphenanwendung kann niemals das Ideal 


Zt — — — 2 nn 


24 (Die tatſächliche Verletzung der 


Sind aber dieſe Wendungen alle gleichwertig? 
d. h. bedeuten ſie einen Fortſchritt in der Er⸗ 
kenntnis der Vorſatzgrenzen im Vergleich zu voran⸗ 
geſtellten allgemeinen Vorſatzdefinitionen, wie ſie 
oben unter I angegeben wurden, und liegt auch 
bei allen die Gefahr eines Mißverſtändniſſes fern? 
Nähere Betrachtung zeigt, daß dies nicht der Fall 
iſt. Sie verdienen zwar ſämtlich den Vorzug vor 
der ſoeben abgelehnten, einen irrealen Maßſtab 
anlegenden Formel, welche auch unfehlbar zu 
anderen Ergebniſſen führt, aber ſie ermangeln 
zum Teil der wünſchenswerten Begriffsſchärfe. 

Die Ausdrücke „auch für den Fall des Erfolges 
wollen“, „eventuell in den Willen aufnehmen“ ent⸗ 
halten kein neues Merkmal zur Grenzlegung, 
ſondern dienen nur der umſchreibenden Verdeut⸗ 
lichung. Das „Wollen auf die bewußte Gefahr 
hin“ kann zu dem Mißverſtändnis führen, es 
genüge bloßer Gefährdungsvorſatz!), alſo das im 
Olshauſen-Zweigert, StGB. 7. Aufl. 8 59 N. 6 
(mit dem Erfolg, wenn er eintritt, einverſtanden jein, 
ihn alſo nicht innerlich ablehnen); Sturm, Die ſtraf⸗ 
rechtliche Verſchuldung 1902 S. 63 (mit in Kauf nehmen 
des für möglich gehaltenen Erfolges); v. Weinrich, 
3 St W. 26, 178 (für möglich halten und trotzdem handeln; 
ähnlich auch Hauſer, Ger. S. 54, 164 ſowie Lammaſch, 
Grdr. S. 23). Ueber die verſchiedenen Ausdrücke vgl. 
auch die Zuſammenſtellung bei v. Hippel S. 99 (hier 
werden auch diejenigen Autoren miteinbezogen, welche 
gleichzeitig die oben verworfene Formel enthalten). Auch 
das Reichsgericht verwendet in allen übrigen Ent— 
ſcheidungen ausſchließlich Formulierungen der erſten 
Gruppe. Im Folgenden ſoll nur auf die neueren 
Entſcheidungen des Reichsgerichtes eingegangen werden, 
da durch ſie mehrfach unklare Formulierungen früherer 
Entſcheidungen richtig geſtellt wurden. Eine Zuſammen— 
ſtellung der älteren und neueren Entſcheidungen (bis 1903) 
enthält v. Hippel S. 164 ff. — In der letzten über 
Eventualdolus handelnden Entſcheidung E. 39, 88, wird 
erklärt, Eventualvorſatz ſetze voraus, daß der Täter ſich 
den Erfolg (hier die Veröffentlichung eines Artikels) als 
möglich vorgeſtellt „und daß er die Veröffentlichung für 
den Fall ihres Eintritts gebilligt hat“. E. 39, 316 
ſpricht an einer Stelle von einem „Nicht im Zweifel ſein“ 
des Täters; indeſſen braucht dieſe Stelle nicht auf 
Eventualvorſatz bezogen zu werden, zumal da nicht ans 
zunehmen iſt, daß die zitierte Entſcheidung, entgegen 
früheren, wieder davon ausgeht, daß ein Zweifeln zum 
Vorſatz genüge: Wie E. 39, 88 erklären ſich auch E. 31. 
211 (217), ſowie E. 33, 4 (das an zweiter Stelle auch 
jene oben abgelehnte Formel verwertet). Außerdem wird 
gelegentlich geſprochen von „einverſtanden ſein“, ſo in 
E. 30, 270 (273), von ,einwilligen“, jo in E. 31, 211 
(217), von „im voraus genehmigen“, ſo in E. 26, 194 
(196), von „eventuell in den Willen aufnehmen“, jo in 
E. 25 221, E. 26, 194 (196), E. 26, 242, E. 30, 270 
(273). E. 30, 334 (335), E. 31, 211 (217), von „die 
Handlung auch für den Fall wollen, daß ſie den Erfolg 
haben würde“, ſo in E. 33. 4 (5). Abgelehnt wird in 
der letzteren Entſcheidung die Formulierung „Handeln 
auf die Gefahr eines beſtimmten Erfolgs trotz des Be— 
wußtſeins davon“. Es enthalte nicht von ſelbſt die 
Billigung des Erfolgs (anders in dieſer Hinſicht noch 
E. 28, 190. Ebenſowenig genüge „das Handeln trotz 
des Bewußtſeins von der Möglichkeit“. Gleicher Meinung 
hierin ſchon E. 25, 5 (8) unter dem Hinzufügen „der 
Täter muß mit jener Möglichkeit rechnen“. 

1) Dies behauptet in der Tat K. Klee a. a O. 
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Willen enthaltene Bewußtſein, daß die Mitwelt 
in der Handlung eine Gefährdung von Rechts⸗ 
gütern erblickt. Die Ausdrücke „billigen“, „ein⸗ 
willigen“, „einverſtanden ſein“, im voraus ge⸗ 
nehmigen“, „einem recht ſein“, ſind mehr oder 
weniger ſchwerfällig oder ſchief gegenüber Erfolgen, 
die dem Täter ſehr unerwünſcht ſind, z. B. ein 
Beinbruch oder das Zerbrechen eines dem Täter 
teueren Gegenſtandes). Von „im voraus ge⸗ 
nehmigen“ zu ſprechen iſt auch gegenüber der 
Terminologie des BGB. nicht empfehlenswert. 
Durch die Worte „Handeln trotz des Bewußtſeins 
von der Möglichkeit“ wird nicht klar genug der 
Fall ausgeſchieden, daß eine Möglichkeit auch als 
abſtrakte beim Handeln noch vorſchweben kann, 
während ſolchen Falles doch dolus offenbar nicht 
angenommen werden will. 
Wendungen wie „mit der vorgeſtellten Möglichkeit 
des Erfolges rechnen“, „den Erfolg bewußt in 
Kauf nehmen“, „ihn bewußt riskieren“, „handeln, 
obwohl dem Täter der Eintritt des Erfolgs lieber 
war als der Verzicht auf ſeine Intereſſen“ zur 
Veranſchaulichung des Dolus durchaus geeignet. 

Vielleicht kann man aber dem pſpychologiſchen 
Problem noch etwas näher auf den Leib rücken. 
Wenn es richtig iſt, daß im Sinne des Geſetzes 
der Vorſatz in bezug auf einen vorgeſtellten Er- 
folg weder davon abhängig iſt, daß der Erfolg 
an erſter Stelle gewollt war, noch davon, daß er 
als wahrſcheinlich, noch endlich davon, das er als 
erwünſcht erſchienen war, ſo liegt das Merkmal 
für das Wollen des Erfolgs wohl auf einem 
anderen Felde, nämlich in einer gewiſſen zeitlichen 
Beziehung zwiſchen dem Vorſtellungsinhalt und 
dem pſychiſchen Akte, den wir gemeinhin als 
Wollen bezeichnen.) Das Wollen (und damit 
auch der Vorſatz) beſteht in dem pſychiſchen Zu: 
ſtand des Entſchloſſenſeins,) ein körperliches Ver: 
halten einzunehmen, durch welches ein konkret ge: 
dachter Erfolg herbeigeführt werden kann, unter 
gleichzeitiger Bejahung der Möglichkeit, daß der 

1) Vgl. v. Bar, 3StW. 18, 537 ff.; außerdem v. 
Rohland S. 14, der auf eine weitere Zweideutigkeit 
des Wortes „billigen“ aufmerkſam macht. 

) Daß man das Wollen mit der neueren Pſychologie 
in eine Reihe von Einzelhandlungen zerlegen kann, iſt 
dabei für die gegenwärtige Unterſuchung nicht weſentlich. 
Ein Wollen ſoll angenommen werden, wenn der pſychiſche 
Spannungszuſtand in bezug auf irgend einen Erfolg 
zu dem teilweiſen pſychiſchen Ruhepunkt geführt hat, 
den wir mit Entſchluß bezeichnen, wenn der Täter alſo 
ſich durch pſychiſche Gegenmotive nicht mehr verhindert 
fühlt, die Umſetzung des vorgeſtellten Erfolgs in die 
Tat vorzunehmen, ſobald eine etwa noch abgewartete 
Bedingung der Tätigkeit eintritt. 

) Damit iſt natürlich nicht geſagt 
einheit und juriſtiſche Vorſatzeinheit zuſammenfallen 
müßten. Der auf einen geſetzlichen Tatbeſtand ſich be— 
ziehende Vorſatz kann eine Einheit des Verbrechens be— 
gründen, auch wenn er erſt durch mehrere getrennte 
Entſchlußakte zuſtande gekommen iſt. Umgekehrt kann 
eine Mehrheit ſolcher Vorſätze durch einen einzigen 
Aa gefaßt werden, vgl. RGE. in GoltdArch. 


daß Entſchluß⸗ 


Dagegen ſind 


321 


Erfolg durch dieſes Verhalten verurſacht werde.) 
Solange der Wollende an der Bejahung der 
Möglichkeit, in concreto den Erfolg zu verur- 
ſachen, feſthält, kann er auch nur vorſätzlich die 
Ausführungstätigkeit begehen.“) 

Die Möglichkeit muß alſo nicht bloß vor⸗ 
geſtellt ſein. Sie muß auch als Folge des will⸗ 
kürlichen konkreten Verhaltens bejaht ſein. Der 
Täter will dann nicht nur das körperliche Ver⸗ 
halten allein, ſondern auch ſeinen weiteren Er⸗ 
folg. Gleichbedeutend mit vorſtehender Umgren⸗ 
zung des Vorſatzes iſt die Wendung, daß der 
Täter die konkret vorgeſtellte Möglichkeit der 
Verurſachung des konkreten Erfolgs nicht innerlich 
abgelehnt, daß er — bildlich geſprochen — den 
Erfolg wiſſentlich in Kauf genommen, daß er ihn 
bewußt riskiert hat.“) Entſcheidend iſt für die 


1) Sachlich auf das gleiche gehen auch die Aus⸗ 
führungen v. Binding Nr. 2 S. 456 über den Unter⸗ 
ſchied von Gefährdungs- und Verletzungsvorſatz hinaus. 

2) Wenn jemand ſich einen konkreten Erfolg nur 
als eine ganz entfernte Möglichkeit denkt, mit der auch 
die Erfahrung des Lebens nicht mehr rechnet, und nur 
eine ſolche ganz entfernte Möglichkeit des Erfolgs bei 
ſeinem Verhalten bejaht, ſo hat er nicht vorſätzlich ge⸗ 
handelt, ſofern man ſich der adäquaten Kauſalitäts⸗ 
theorie anſchließt. Denn der Täter bejaht nicht mehr, 
daß er verurſachen könne. So iſt wohl auch zu 
verſtehen Merkel, Lehrb. S. 79, ferner das RG. in 
E. 25, 5 (8). Das RG. führt aus, man könne einen 
möglich gedachten Erfolg ſich zugleich als ſo unwahr— 
ſcheinlich vorſtellen, daß man mit dieſer Möglichkeit 
nicht mehr rechne. Ein Beiſpiel hierfür iſt etwa die 
Vorſtellung, daß man durch eine anempfohlene Gebirgs— 
reiſe den Tod des Beratenen an Herzſchlag herbeiführen 
werde. — In anderer Weiſe benützt Karl Klee a. a. O. 
23, 34 die Tatſache, daß nicht jedes Bejahen einer ganz 
entfernten Möglichkeit bei der Handlung Vorſatz be— 
deute. Es komme immer darauf an, ob die Vorausſicht 
eine hinreichend beſtimmte war, um auf einen pflicht⸗ 
mäßig handelnden Untertan als Motiv, die Handlung 
zu unterlaſſen, zu wirken. Allein hier läuft der Irrtum 
unter, daß der Vorſatz abhängig ſein könne von einer 
zufällig exiſtierenden Pflicht, eine beſtimmte vorgeſtellte 
Möglichkeit zu beachten (d. h. ſie für die konkrete Ver⸗ 
urſachung zu bejahen). Die Tatſache der objektiven 
Beachtlichkeit genügt, wenn die Erfolgsmöglichkeit einen 
ſolchen Grad von Wahrſcheinlichkeit errichtet hat, daß 
man von einer Möglichkeit der Verurſachung ſprechen 
kann. An anderer Stelle, S. 30, behauptet Klee ſogar, 
daß ſelbſt die Ueber zeugung des Täters, den Er— 
folg zu vermeiden, nur dann den Vorſatz in bezug auf 
ihn ausſchließe, wenn der Täter ſich nach Lage der 
Sache ſagen durfte, daß es ihm gelingen werde, den 
an ſich möglichen Erfolg zu umgehen. Durch dieſe Be: 
hauptung wird ganz unzuläſſigerweiſe das Wiſſen 
durch ein Wiſſenmüſſen erſetzt. während doch ſonſt der 
Mangel an pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit allgemein als 
ein der Art nach anderes (und zwar geringeres) Ver— 
ſchulden angeſehen wird als der Vorſatz. Die Logik 
erfordert alsdann, wenn kein triftiger Gegengrund 
exiſtiert, daß auch das Wiſſenmüſſen um den Eintritt 
eines vorgeſtellten Nebenerfolges nicht anders behandelt 
werde wie das Wiſſenmüſſen um andere Umſtände, die 
zufällig nicht bis zum vorübergehenden Vorſtellungs— 
kreiſe gelangten. 

) Die Worte „den Erfolg zu vermeiden hoffen“ 
oder „den Erfolg nicht erwarten“ gewähren der Miß— 
deutung Raum, als habe der Täter zwar den Wunſch, 


322 


Frage, ob die Handlung vorſätzlich ausgeführt 
wurde, der Zeitpunkt, in welchem der Täter zuletzt 
gehandelt hat. Bis zu dieſem Augenblick darf 
die oben erwähnte Bejahung der konkreten Erfolgs⸗ 
möglichkeit noch nicht endgültig aufgehört haben. 
Wer alſo z. B. bei einer länger andauernden 
Tätigkeit zuerſt die Möglichkeit, einen Brand durch 
ſie zu verurſachen, ſich bejaht, dann aber vor 
Beendigung der Tätigkeit jene Möglichkeit ver⸗ 
neint hat, der hat nicht vorſätzlich gehandelt.“) 
Wenn jemand, der eine ununterbrochene mehr⸗ 
aktige oder eine fortdauernde Tätigkeit vornimmt, 
während irgendeines Augenblicks die Möglich: 
keit ſich bejaht hat, daß er durch ſeine Tätig⸗ 
keit einen beſtimmten, d. h. konkreten Erfolg ver⸗ 
urſachen werde, hört er nicht ſchon dadurch auf, 
an der Bejahung jener Möglichkeit feſtzuhalten, 
daß er im weiteren Handlungsverlauf nicht fort: 
während mehr an dieſe Bejahung denkt. Er braucht 
die Bejahung alſo nicht ſtändig im Kernpunkte 
ſeines Bewußtſeins zu behalten. Längere Kon⸗ 
tinuität eines und desſelben Vorſtellungsbildes 
kommt überhaupt nur ſelten vor. Eine Freiheits⸗ 
beraubung dauert daher auch als vorjäßliche fort, 
wenn der Täter in ſeinen Gedanken vorüber⸗ 
gehend von dem Erfolge abgelenkt wird. Erſt 
die direkte Verneinung einer vorher bejahten Er⸗ 
folgsmöglichkeit ſowie ein völliges Ruhen der Ver⸗ 
ſtandestätigkeit (wie z. B. beim Schlaf! ſchließen 
den Vorſatz in bezug auf das weitere Verhalten 
aus, es ſei denn, daß dieſes Verneinen oder 
Ruhen ſchon vorher vorausgeſehen und mit ihm 
gerechnet worden war (ſo bei den actiones liberae 
in causa). 

Mit Vorſatz in bezug auf ein be— 
ſtimmtes Geſchehnis handelt demnach, 


den Erfolg zu vermeiden, ohne dieſen Erſolg jedoch 
innerlich abzulehnen. ohne m. a. W. die (wenn auch 
vielleicht geringe) Möglichkeit der konkreten Erfolgsver— 
urſachung zu verneinen. Dal. darüber v. Weinrich 
ZStW. 26 S. 176, 178. Sie ſind daher nicht geeignet, 
das Fehlen des Vorjatzes ſcharf und klar zu bezeichnen. 

1) Je nachdem man ein Handeln im Sinne des 
StGB. nur jo lange annimmt, als die körperliche Tätig— 
keit fortdauert oder auch darüber hinaus, ſo lange je— 
mand die von ihm unvorſätzlich geſetzte präſumtive 
Urſache für einen künftigen Erfolg ihrer urſachlichen 
Bedeutung entkleiden kann, wird man in folgendem 
Falle keine Schuld oder Vorſatz annehmen müſſen: 
Ein Gaſt läßt un willkürlich, etwa auf Grund eines 
plötzlichen Schwindelanfalls, ein brennendes Licht auf 
den Zimmerteppich fallen, hernach ſieht er ruhig zu, wie 
der Teppich und das Haus in Brand gerät. Iſt hier 
ein Handeln jo fange anzunehmen, als der Täter jederzeit 
ſelbſt oder durch Dritte das Feuer löſchen konnte, ſo hat 
er zwar nach ſchuldloſer Tätigkeit, aber doch vor 
abgeſchloſſenem Handeln 
bejaht, durch ſeine bereits vorgenommene Tätigkeit ver— 
urſachend zu wirken, 
körperliche Tätigkeit hinaus fortſetzende Handlung vor— 
ſätzlich begangen. Verneint man dagegen, daß die 
Handlung den Zeitpunkt der körperlichen Tätigkeit über— 
dauere, fo konnte der Täter auch nicht mehr während 
der Handlung die konkrete Erfolgsmöglichkeit bejahen 
und es entfällt damit jegliche Schuld an dem Nichtlöſchen. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 15 u. 16. 


per — — — — — 


kommen. 


wer während eines von ſeinem Willen 
abhängigen Verhaltens die Möglichkeit 
ſich bejaht, daß dieſes Verhalten die 
Urſache des vorgeſtellten Geſchehniſſes 
ſein werde, und von dieſer Bejahung 
bis zu dem Augenblick nicht abgeht (d. h. 
an ihr feithält), wo nach feiner Anſicht das 
Verhalten zur Urſache für das Ge— 
ſchehnis werden kann. 

Als ſolche Geſchehniſſe können poſitive Ereig⸗ 
niſſe, z. B. der Eintritt einer Körperverletzung, 
wie auch unterbliebene Veränderungen, z. B. die 
Fortdauer einer Freiheitsentziehung, in Betracht 
Bei andauernden Geſchehniſſen ſetzt ſich 
auch der Vorſatz des Täters inſolange fort, als 
er an der Bejahung der Möglichkeit feſthält, daß 
durch die Fortdauer des Verhaltens auch die Fort⸗ 


dauer des Geſchehniſſes bewirkt werde. 


die konkrete Möglichkeit ſich 


geworden. 


und hat daher die ſich über die Vereinen zu Teil geworden, denen Korporationsrechte 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Zum bayeriſchen Vereinsrecht. Bis zum 1. Januar 
1900 gab es in Bayern zwei Arten von rechtsfähigen 
Vereinen, ſolche, die die Rechtsfähigkeit, oder wie der 
frühere juriſtiſche Fachausdruck lautete, Korporations— 
rechte auf Grund des Geſetzes vom 29. April 1869 
die privatrechtliche Stellung von Vereinen betr. cr: 
worben hatten, und ſolche, die ſie kraft landesherrlicher 
Verleihung beſaßen (Vgl. Roth, Bayr. Zivilr. 7 J 
1881] S. 291 ff.). Die einen, die fog. anerkannten 
Vereine, waren an die eingehenden Vorſchriften des 
Geſetzes vom 29. April 1869 gebunden und ſtanden 
unter einer gewiſſen Aufſicht der Gerichte, die anderen 
dagegen, die jog. privilegierten Vereine, beſaßen im 
Rechtsleben größere Freiheit. Durch das Inkraft— 
treten des BGB. iſt die rechtliche Stellung beider 
Arten von Vereinen ganz erheblich beeinflußt worden. 

Die neue Rechtsſtellung der anerkannten Vereine 
iſt durch Art. 1 des Baylle G. vom 9. Juni 
1899 geregelt worden. Darin iſt beſtimmt, daß dieſe 
Vereine als eingetragene Vereine im Sinne des 
BOB. zu gelten haben. Dieſe Neuordnung ent: 
ſpricht ganz dem Geiſte des Geſetzes vom 29. April 
1869. Denn dieſes Geſetz hat den Beſtimmungen des 
BGB. über die eingetragenen Vereine als Muſter 
und Vorbild gedient. 

Dagegen hat das BaylleG. 
darüber nicht vorgeſehen, wie 
Stellung der jog. privilegierten Vereine unter dem 
neuen Rechte zu geſtalten habe. Ihre Stellung zum 
neuen Rechte muß alſo aus allgemeinen Grundſätzen 
abgeleitet werden. 

Die privilegierten Vereine ſind dadurch, daß 
ihnen durch Allerhöchſtes Privilegium Korporations— 
rechte verliehen worden ſind, juriſtiſche Perſonen nach 
dem Syſteme der verſchiedenen bayeriſchen Zivilrechte 
Dieſer rechtliche Vorzug iſt auch denjenigen 


eine Beſtimmung 
ſich die rechtliche 


erſt nach dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 29. April 
1869 verliehen worden ſind. Das Recht, Korporations— 
rechte zu verleihen, iſt ein Privilegium der Krone und 
an dieſem Privilegium ſollte durch das genannte Ge— 
ſetz nichts geändert werden. Daß es auch unter der 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 15 u. 16. 


Herrſchaft dieſes Geſetzes zuläſſig war, Vereinen 
durch einen Rechtsakt der Krone Korporationsrechte 
zu verleihen, unterliegt keinem Zweifel (Vgl. Roth l. c.). 


Dieſes Kronrecht iſt auch tatſächlich nachher noch aus⸗ 


geübt worden. 

Die privilegierten Vereine gehören der Gruppe 
von juriſtiſchen Perſonen an, die das BGG. bei ſeinem 
Inkrafttreten in den Gebieten der einzelnen Landes⸗ 
rechte vorgefunden hat. Auf ſie finden nach Art. 163 
EG. z. BGB. von der Zeit des Inkrafttretens des 
BGB. an die Vorſchriften der 88 25 bis 53 BGB. 
Anwendung. Sie müſſen alſo eine Verfaſſung, einen 
Vorſtand und eine Satzung haben. 

Nach Art. 82 EG. z. BGB. bleiben zwar die Vor⸗ 
ſchriften der Landesgeſetze über die Verfaſſung ſolcher 
Vereine, deren Rechtsfähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung 
beruht, unberührt. Es liegt nahe, mit Rückſicht auf 
5 22 BGB. die Anwendung dieſer Geſetzesvorſchrift auf 
Vereine zu beſchränken, deren Zweck auf einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt; allein da das 
EG. keinen Unterſchied macht zwiſchen Vereinen 
mit wirtſchaftlichen und ſolchen mit idealen Zwecken, 
fo iſt auch der Geſetzesanwendung eine ſolche Unter: 
ſcheidung nicht erlaubt. Es muß alſo Art. 82 
J. c. auch für die privilegierten Vereine Platz greifen. 
Es fragt ſich alſo nur, ob ſich in den bayeriſchen 
Zivilgeſetzen derartige Vorſchriften über die Satzung, 
ſomit über die Verfaſſung der privilegierten Vereine 
finden. Selbſtverſtändlich kommen nur privatrechtliche 
Normen in Betracht, da die öffentlich-rechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen der Landesgeſetze von der eingetretenen 
Rechtsänderung nicht getroffen worden ſind. Es kämen 
alſo nur die Beſtimmungen der Zivilrechte, alſo, um 
nur die größeren zu nennen, des gemeinen Rechtes, 
des bayeriſchen Landrechtes, des allgemeinen preußi— 
ſchen Landrechtes, des franzöſiſchen Rechtes und des 
vorderöſterreichiſchen Rechtes zur Anwendung. 

Die Einführung dieſer Geſetze in bayeriſche Ges 
bietsteile hat vor Erlaſſung der Verfaſſungsurkunde 
ſtattgefunden. Nach Art. 1 des AG. bleiben neben 
dem BGB. die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, 
welche aus der Zeit vor Erlaſſung der Ver— 
faſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 ſtammen, nur 
inſoweit in Geltung, als ſie in den Art. 56—59, 69, 
74 76, 78, 80, 89, 109, 111, 132 u. 133 EG. z. BGB. 
und im $ 162 ZPO. vorbehalten find. Demnach ver— 
loren mit dem 1. Januar 1900 ihre Geltung alle dem 
Privatrechte angehörigen Rechtsnormen, die aus der 
Zeit vor Erlaſſung der Verfaſſungsurkunde ſtammen 
und nicht durch die Verweiſung auf die Artikel des 
EG., durch welche der Gegenſtand der Landesge— 
ſetzgebung vorbehalten iſt, ausdrücklich aufrecht erhalten 
werden. (Vgl. Henle u. Schneider, AG. S. 2). Eine 
Verweiſung auf Art. 82 EG. z. BGB. findet ſich in 
Art. 1 AG. nicht. Infolge deſſen ſind die landesgeſetz— 
lichen, in Art. 82 J. c. vorbehaltenen Beſtimmungen 
des Privatrechts, ſoweit es der Zeit vor dem 26. Mai 
1818 angehört, ausdrücklich außer Kraft geſetzt. 

Aber auch ſpätere Geſetze enthalten keine Rechts— 
normen des Bürgerlichen Rechts, die für die Ver— 
faſſung der privilegierten Vereine maßgebend wären. 
Da es ſonach an Beſtimmungen des bayerischen Landes- 
zivilrechtes über die Verfaſſung der privilegierten 
Vereine mangelt, ſo müſſen die Vorſchriften der 
8 25—53 BGB. Anwendung finden. Nimmt man 
aber wie die meiſten Kommentare auf Grund der 
Entſtehungsgeſchichte an, daß Art. 82 EG. z. BGB. 
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nur auf wirtichaftliche Vereine angewendet werden 
darf, ſo folgt wenigſtens für diejenigen privilegierten 
Vereine, die ideale Ziele verfolgen, daß ſie ohne wei⸗ 
15 den Beſtimmungen der 88 25 —53 BGB. unter: 
tehen. 

Aus dem Erörterten ergibt ſich als weitere Folge: 

Die privilegierten Vereine müſſen eine Satzung 
haben, die ihre Verfaſſung beſtimmt. Sie müſſen 
einen Vorſtand haben. Seine Beſtellung iſt wider⸗ 
ruflich. Eine Willenserklärung, die dem Vereine gegen⸗ 
über abzugeben iſt, kann jedem Vorſtandsmitgliede 
gegenüber abgegeben werden. Auch die Beſtimmungen 
über die Mitgliederverſammlung und deren Berufung 
greifen Platz, ſoweit die Satzung nicht etwas anderes 
beſtimmt, ebenſo die Vorſchriften über die Auflöſung 
des Vereines und über den Anfall des Vereinsver⸗ 
mögens nach der Auflöſung. 

Für die Entziehung der Rechtsfähigkeit gemäß 
8 43 BGB. muß Art. 4 AG. Platz greifen. 

In Art. 1 UeG. iſt ausdrücklich nur davon die 
Rede, daß die anerkannten Vereine des Geſetzes vom 
29. April 1869 als eingetragene Vereine gelten ſollen. 
Demnach iſt es ausgeſchloſſen, daß auf 
die privilegierten Vereine des früheren 
bayeriſchen Landeszivilrechtes die Vor⸗ 
ſchriften der 88 55— 79 BGB. über die 
eingetragenen Vereine und die im Ver— 
ordnungswege erlaſſenen Vorſchriften 
über die Führung des Vereinsregiſters 
angewendet werden können. 

Den Bedürfniſſen, mehr noch der Sicherheit des 
Rechtsverkehrs möchte es vielleicht entſprechen, dieſe 
privilegierten Vereine den anerkannten Vereinen 
rechtlich gleich zu ſtellen. Allein das Geſetz verſagt 
hierzu die Handhabe. 

Eine analoge Anwendung des Art. 1 UeG. iſt 
bei feiner klaren und unzweideutigen Vorſchrift aus: 
geſchloſſen, und wenn man auf die Begründung zu 
dieſem Geſetze zurückgreift, ſo läßt ſich auch daraus 
ein Beweismoment zugunſten der analogen Anwen: 
dung des Art. 1 UeG. nicht entnehmen. 

Das Endergebnis der vorſtehenden Erörterungen 
iſt, daß die rechtliche Verſchiedenheit der privilegierten 
Vereine gegenüber den anerkannten Vereinen des 
früheren Rechtes durch das Inkrafttreten des BGB. 
nicht beſeitigt iſt, daß vielmehr die privilegierten 
Vereine im Rechtsleben nach wie vor eine Sonder: 
ſtellung einnehmen. 

Landgerichtsrat Gerſtlauer in Augsburg. 


Hypothekenzahlungs⸗ und Abrechuungs verkehr. In 
dem Streben nach Beſeitigung der nachgerade be— 
drohlichen Geldknappheit mit ihrer Gefolgſchaft hoher 
Diskontſätze und niedriger Fondskurſe hat ſich die 
Aufmerkſamkeit auch auf den verſchwenderiſchen Ge— 
brauch von Barmitteln gerichtet, der ein Charakte— 
riſtikum des Hypothekengeſchäftes bildet. Während 
allenthalben im Großumſatz von Werten die Giro— 
überweiſung und der Scheck die maßgebenden Ver— 
mittler geworden ſind oder doch zu werden im Begriffe 
ſind, dominiert hier das Goldſtück und die Banknote. 
Zum Teil iſt dieſe Erſcheinung in Beſonderheiten des 
Immobilienverkehrs begründet, die nicht leicht zu be— 
ſeitigen ſind. Eine große Anzahl ländlicher und auch 
ſtädtiſcher Grundbeſitzer und Hypothekengläubiger ſind 
noch nicht reif für die Teilnahme an den höheren Formen 
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des Zahlungs- und Ausgleichungsweſens. In anderen 
Fällen, ſo namentlich bei der ſogenannten Hypotheken⸗ 
regulierung, iſt der gemeinfamen Vertrauensperſon des 
Schuldners und der Gläubiger, dem Notar, die Durch— 
führung ſeines Auftrages nur möglich, wenn ihm die 
Valuta in barem Geld oder in Noten zur Verfügung 
ſteht. Hier wie dort iſt nicht ſo bald an eine Aenderung 
zu denken, ſo unzweckmäßig es auch iſt, daß infolge⸗ 
deſſen große Summen von Münzen oder Papiergeld 
aufgebracht werden müſſen, die nur für wenige Tage, 
ja Stunden erforderlich ſind, bis der neue Eigentümer 
das Kapital, das der frühere foeben flüſſig gemacht 
hat, wiederum, und zwar möglichſt ſchnell, einer feſten 
verzinslichen Anlage zugeführt hat. 

Allein häufig, wohl gerade bei dem Umſatz der 
größten Summen, iſt der Barverkehr zu beſeitigen 
oder doch ſtark einzuſchränken. Hier ſetzt die Reichs⸗ 
bank mit ihren Bemühungen ein durch das Doppel: 
projekt eines Hypothekenzahlungs⸗- und A b⸗ 
rechnungsverkehrs, das augenblicklich der Er— 
örterung durch die Hypothekenbanken und den Zentral— 
verband des deutſchen Bank- und Bankiergewerbes 
unterſtellt iſt. 

Der Hypothekenzahlungsverkehr zielt 
auf den vermehrten Gebrauch der Gir oü be er— 
weiſung hin. Dieſe wird jetzt bei der Heimzahlung 
von Hypotheken, der Leiſtung der Zeſſionsvaluta uſw. 
oft deshalb nicht angewandt, weil die Herausgabe des 
Hypothekenbriefes, der Abtretungserklärung oder Löſch— 
ungsbewilligung, oder die Abgabe einer Erklärung 
nur Zug um Zug gegen die Bewirkung der Zahlung 
zu erfolgen hat und der Forderungsberechtigte in 
einem Scheck oder einer Anweiſung auf Giroüber— 
weiſung keine genügende Erfüllung erblickt. Die Reichs- 
bank will nun alle hier in Frage kommenden Doku— 
mente zu treuer Hand in Verwahrung nehmen, dem 
Zahler Gelegenheit zur Prüfung der Urkunden geben 
und ſie ihm ſchließlich am Zahlungstage aushändigen. 
Hierfür beanſprucht ſie nur eine Gebühr von 10 Pfg. 
von jedem angefangenen Tauſend des betr. Betrages, 
zwiſchen einem Minimum von 2 Mk. und einem Maxi— 
mum von 20 Mk., eine recht niedrige Vergütung im 
Vergleich zu den ſonſt vielleicht erwachſenden Notariats— 
gebühren für Hinterlegung des Barbetrages. Voraus— 
ſetzung für die Annahme der Urkunden iſt jedoch, daß 
wenigſtens eine der Parteien Inhaber eines Giro— 
kontos bei der Reichsbank iſt und die Zahlung von 
oder zu ihrem Konto erfolgt. Auf dieſe Weiſe werden 
Gold oder Noten entweder ganz unnötig, ſofern beide 
Teile Konten beſitzen, oder dieſe Zahlungsmittel gehen 
in den Beſitz der Bank über, wenn der Zahlungsem— 
pfänger Kontoinhaber iſt, und verbeſſern den Status 
der Bank, oder endlich wird, wenn die Zahlung aus 
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dem Konto erfolgt, die Bank regelmäßig in den Stand, 


geſetzt, Noten auszugeben, die immer noch ein wirt— 
ſchaftlicheres Zahlungsmittel darſtellen als das bare 
Geld. 

Noch weitreichendere Wirkungen ſind von dem 
in Ausſicht genommenen Abrechnungsverkehr 
für Hypotheken zu erwarten; er wendet das Prinzip 
des Clearing, das in Deutſchland immer noch nicht 
dieſelbe Bedeutung wie in England und Amerika erlangt 
hat, auf ein bisher von ihm nicht berührtes Wirt— 
ſchaftsgebiet an. Es wird vorgeſchlagen, daß ſich 
die deutſchen Hypothekenbanken und die auf dem 
Hypothekenmarkte intereſſierten Verſicherungsgeſell— 
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„Abrechnungsverein“ zuſammenſchließen, der in Berlin 
im Reichs bankgebäude eine Abrechnungsſtelle errichten 
ſoll. Dieſe Stelle ſoll viermal im Jahre an den 


wichtigſten Hypothekenſtichtagen zuſammentreten. Für 


die Zukunft iſt angeſtrebt, dieſe Stichtage auf dem 
Wege gegenſeitiger Vereinbarung möglichſt weit von 
dem Beginn der Kalendervierteljahre wegzuverlegen, 
d. i. auf den 15. Februar, 15. Mai. 15. Auguſt und 
15. November, um ſo die um die Quartalswende ſtets 
ſich ſteigernden Anforderungen an die Reichsbank 
gleichmäßiger über das Jahr zu verteilen. Vorerſt 
ſoll jedoch die Abrechnung noch am 2. Januar, 1. April, 
1. Juli und 1. Oktober jeden Jahres ſtattfinden. Zu 
dieſem Zwecke verſammeln ſich die Vertreter der be⸗ 
teiligten Banken am zweiten Tag vor dem Termin in 
der Reichsbank in Berlin. Jede Bank hat der zahlungs⸗ 
pflichtigen Bank (d. h. der bisherige dem künftigen 
Hypothekengläubiger) die Dokumente über den Fall 
nebſt einem Verzeichnis der von letzterer zu leiſten⸗ 
den Zahlungen in doppelter Ausfertigung zu ver— 
abfolgen: die eine der Ausfertigungen wird als 
Empfangsbeſtätigung unterzeichnet und zurückgegeben. 
Hierauf hat jeder Vertreter die Urkunden zu prüfen 
und die beanſtandeten in einer zweiten Zuſammenkunft 
unter Grundangabe zurückzugeben. Die nicht bean— 
ſtandeten Dokumente gelten als anerkannt. Jeder Ver⸗ 
treter ſtellt nunmehr alle von ſeiner Bank zu leiſtenden 
und an ſie zu bewirkenden Zahlungen in einem „Ab— 
rechnungsblatt“ nach vorgeſchriebenem Schema zu— 
ſammen und ermittelt durch Saldierung, was ſein Haus 
insgeſamt ſchuldet oder zu fordern hat. Alle Abrech- 
nungsblätter werden dem Vorſteher der Abrechnungs⸗ 
ſtelle übergeben, der ſie in einem Bilanzblatt vereinigt, 
in dem nun bei richtiger Rechnung die Summen der 
Aktiv⸗ und Paſſivpoſten übereinſtimmen müſſen. 

Die Abrechnung ſelbſt wird ſodann am Stichtage 
dergeſtalt vollzogen, daß die ſämtlichen Banken mit 
Paſſivſaldo durch Giroüberweiſung an das Reichs— 
bankkonto der Abrechnungsſtelle ihre Verbindlichkeiten 
tilgen und von dem letzteren Konto hierauf den aktiv 
ſaldierenden Banken die ihnen zukommenden Beträge 
gutgeſchrieben werden. 

Der Vorteil dieſes Verfahrens ſpringt in die Augen. 
Ohne einen Pfennig baren Geldes können auf dieſem 
Wege viele Millionen umgeſetzt werden. Auch gegen— 
über der einfachen Giroüberweiſung von Bank zu Bank 
iſt in dem Clearing ein weſentlicher Fortſchritt zu 
erblicken; denn die einzelne Bank muß nicht, wie bis— 
her, dafür ſorgen, daß ihr Guthaben auf Reichsbank⸗ 
girokonto am Stichtage gleich der Summe aller Ver— 
bindlichkeiten iſt, ſondern nur dafür, daß dieſes die 
Höhe des etwa vorhandenen Paſſivſaldos der Ver— 
bindlichkeiten gegenüber den Forderungen erreicht: 
hat ſie einen Aktivſaldo, ſo muß ſie alſo nur das ihr 
auferlegte Mindeſtguthaben zur Aufrechterhaltung des 
Girokontos ſtehen haben. 

Im Intereſſe der Volkswirtſchaft iſt es zu wünſchen, 
daß die am Hyvpothekengeſchäft beteiligten Unterneh— 
mungen ſich möglichſt vollzählig dem Abrechnungsverein 


anſchließen und möglichſt viele Transaktionen durch 


ſchaften unter Führung der Reichsbank zu einem 


ihn vollziehen. Allein im Einzelfall wird das letz— 
tere nicht immer möglich ſein, da die Ueberweiſung, 
der regelmäßig der grundbuchmäßige Vollzug des 
Geſchäfts erſt nachfolgen kann, nur dann vorgenommen 
werden wird, wenn der glatte Verlauf des Wechſels 
der Gläubigerſchaft der erſten Hypothek außer jedem 
Zweifel ſteht. Wenigſtens iſt ein ſolches Verhalten 
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nach der bisherigen Praxis der Banken zu erwarten. 
Durch Eintragung von Vormerkungen wird jedoch die 
Zahl der zu befürchtenden Zwiſchenfälle ſtark einge⸗ 
ſchränkt werden können, und wenn dadurch auch die 
Abwickelung des Geſchäftes nach der rechtlichen Seite 
ſchwerfälliger wird, ſo wird doch die Rückſicht auf den 
zahlungstechniſchen Fortſchritt dieſe Folge erträglich 
erſcheinen laſſen. 
Dr. Gunz, Sekretär der 


Handels- u. Gewerbekammer in Nürnberg. 


Die Folgen der Entlaſſung bei Natnrallohn. 
In DEZ. 1907, 593 bejaht Lohmeyer unbedingt die 
Frage, ob der Dienſtherr den von ihm enlaſſenen 
Dienſtpflichtigen, der die Dienſtwohnung nicht räumt, 
eigenmächtig herausſetzen kann. Die Frage iſt aber 
gerade für die praktiſch wichtigſten Fälle zu verneinen. 
Gewiß hat eine Geſindeperſon, ein Handlungs- oder 
Gewerbegehilfe, ein Hauslehrer nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung nicht Beſitz („tatſächliche Gewalt“ 5 854) 
an den ihm vom Dienſtherrn zugewieſenen „Wohn⸗ 
und Schlafräumen“ ($$ 618 Abi. 2, 855 BGB., $ 62 
HGB.), er hat vielmehr nur Anſpruch auf Gewährung 
geeigneten Raumes, nicht aber des beſtimmten, 
ihm zugewieſenen. Dieſer letztere unterliegt der 
Verfügung des Dienſtherrn, der den Dienſtpflichtigen 
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jederzeit daraus durch Selbſthilfe ($ 859) entfernen 


kann; um ſo mehr iſt alſo der Dienſtpflichtige auf 
die Beſitzentziehungsklage des Dienſtherrn zur 
Räumung zu verurteilen, ohne daß es darauf an⸗ 
kommt, ob die Entlaſſung zu Recht erfolgt iſt; der 
Dienſtpflichtige begeht durch die bloße Weigerung der 
Räumung verbotene Eigenmacht, da er ſelbſt keinen 
Beſitz hat (88 858, 855). Praktiſch hat dieſe Frage 
aber kaum Intereſſe. Anders in dem von Lohmeyer 
erwähnten Fall des „Deputanten“: wer jemanden 
als ländlichen Arbeiter (Inſtmann, Einlieger), als 
Gutsgärtner, -Förſter,⸗-Hirte.⸗Schäfer anſtellt und 
ihm in der üblichen Weiſe freie Wohnung und ſog. 
„Deputatland“ (Acker zur ſelbſtändigen Beſtellung mit 
Getreide uſw.) als Dienſtlohn einräumt, begibt ſich 
zwar nicht (wie beim Vorliegen eines wirklichen 
Mietvertrages) jeder Einwirkung auf die Wohnung: 
aber immerhin räumt er jenen Dienſtpflichtigen Gu— 
meiſt älteren Leuten mit eigenem Hausſtand und 
eigener Wirtſchaftseinrichtung) abgeſonderte Räume 
zu ausſchließlichen Benutzung ein, an denen ſie wirk— 
lichen „Beſitz“ haben, fo daß der Fall des § 868 
vorliegt. Und nach der Vertragsabſicht und der 
Verkehrsauffaſſung ſind ſolche Deputanten nicht auf 
beliebiges Verlangen des Dienſtherrn zur Räumung 
der Wohnung verpflichtet, ſondern nur, wenn dies 
etwa durch wirtſchaftliche Aenderungen geboten iſt; 
wollte alſo der Dienſtherr dem Gärtner, Schäfer uſw. 
eigenmächtig die Wohnung entziehen, ſo wird er auf 
die Beſitzſchutzklage zur Wiedereinräumung des Be— 
ſitzes ganz wie jeder Dritte oder wie ein Vermieter 
verurteilt. Ebenſo hat der Deputant am „Deputat— 
acker“ nach der Verkehrsauffaſſung und den Anforde— 
rungen ſozialpolitiſcher Gerechtigkeit ((war mangels 
der Eintragung nicht Nießbrauch, wohl aber) Beſitz 
mit allen ſeinen Rechtsfolgen (SS 823, 858, 956, wegen 
Verteilung der Früchte des Dienſtendigungsjahres 
ſ. § 101). Der Dienſtherr hat alſo gegen den De— 
putanten nur die Vertrags klage auf Räumung der 
Wohnung, d. h. er muß nachweiſen, daß ein wichtiger 
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Entlaſſungsgrund ($ 626) vorliegt. Noch mehr gilt 
dies, wenn der Angeſtellte ein Anſtaltsarzt oder 
⸗Chemiker, Fabrikdirektor, Kaſſierer iſt; freilich gilt 
hier eine Beſonderheit: da der Dienſtherr zur An- 
nahme der Dienſte des Entlaſſenen nicht verpflichtet 
iſt, ſo verliert dieſer mit der Entlaſſung den Anſpruch 
auf Benutzung ſolcher Räume, die lediglich zur Leiſtung 
der übernommenen Dienſte beſtimmt ſind, und iſt auf 
die Vertragsklage des Dienſtherrn zur Räumung 
folder Geſchäfts räume ſchlechthin zu verurteilen, 
während ihm der Anſpruch auf ſonſtige Wohnräume 
nur im Fall des 8 626 entzogen werden kann. (Vgl. 
über alles Vorgetragene Joſef im Recht 1904, 498 ff.). 
Rechtsanwalt Dr. Joſef in Freiburg i. B. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Vorausſetzungen der fog. fi 
eines Nacherben nach 3 2104 B 
falle des eingeſetzten Nacherben. Die Eheleute Her⸗ 
mann und Henriette H. errichteten am 30. Auguſt 
1892 ein wechſelſeitiges Teſtament. Jeder von ihnen 
erklärte darin für ſich, er ſetze den anderen und den 
gemeinſamen Sohn Hermann Julius H. zu Erben ein. 
Von dem Sohne hieß es weiter, daß er erſt nach dem 
Tode des Ueberlebenden die Erbſchaft antreten und, 
ſofern er mit dieſer Beſtimmung nicht zufrieden ſein 
würde, nur den Pflichtteil erhalten ſollte. Der Sohn 
Hermann Julius H. ſtarb vor beiden Eltern im 
Jahre 1899, ohne eheliche Nachkommen zu hinterlaſſen. 
Sodann ſtarben der Ehemann H. am 14. März 1905 
und die Ehefrau H. am 17. März 1905. Die Kläger 
ſind — vorausgeſetzt, daß ihnen das Teſtament nicht 
entgegenſteht — die geſetzlichen Erben des Ehe— 
mannes H. Die Beklagten ſind die geſetzlichen Erben 
der Ehefrau H. Auf die Klage erließ das Landgericht 
ein Feſtſtellungsurteil dahin, daß der Nachlaß des 
Hermann H. mit dem Tode ſeiner Ehefrau auf die 
Kläger als Nacherben übergegangen ſei. Die Berufung 
der Beklagten wurde zurückgewieſen. Auf die Reviſion 
der Beklagten wurde die Entſcheidung des OLG. auf— 
gehoben; die Klage wurde abgewieſen. 

Aus den Gründen: Mit dem Berufungsrichter 
iſt davon auszugehen, daß, wenn auch wörtlich ge— 
nommen der überlebende Ehegatte und der Sohn in 
dem Teſtamente zunächſt nebeneinander zu Erben 
eingeſetzt ſind, die weiteren Beſtimmungen des 
Teſtaments doch über eine andere Bedeutung der 
letztwilligen Anordnungen keinen Zweifel laſſen. Die 
Annahme des Berufungsrichters, der Erblaſſer habe 
nach dem näheren Inhalte dieſer Anordnungen in 
Wirklichkeit ſeine Ehefrau zur Vertreterin für den 
ganzen Nachlaß beſtimmt und den Sohn nur zur 
Nacherbfolge nach dem Tode der Mutter berufen, 
verſtößt gegen keine geſetzliche Vorſchrift. Nun hat 
der eingeſetzte Nacherbe den Tod des Erblaſſers nicht 
erlebt. Es ergibt ſich daraus an erſter Stelle die 
Frage, ob für einen ſolchen Fall eine geſetzliche Regelung 
aus § 2104 BGB. zu entnehmen iſt. Das Landgericht 
hat dieſe Vorſchriſt unmittelbar zugunſten der Kläger 
angewendet. Der Berufungsrichter hält ſie wenigſtens 
an zweiter Stelle für analog anwendbar. Beides iſt 
unzutreffend. 

Im $ 2104 ordnet das Geſetz eine Nacherbfolge 
an, für die es im Teſtament an einer Beſtimmung 


ngierten Einſetzun 
9. bei dem ine 


fehlt. Der Eintritt dieſer ſog. „konſtruktiven Nach— 
erbfolge* iſt von dem Vorhandenſein zweier Voraus⸗ 
ſetzungen, einer poſitiven und einer negativen abhängig 
gemacht. Die poſitive Vorausſetzung beſteht in der 
Anordnung des Erblaſſers, daß der eingeſetzte Erbe 
nur bis zum Eintritt eines beſtimmten Zeitpunktes 
oder Ereigniſſes Erbe fein ſoll, die negative Voraus⸗ 
ſetzung in dem ſchon hervorgehobenen Fehlen einer 
Anordnung darüber, wer alsdann die Erbſchaft erhält. 
Trifft beides zu, jo ſoll eine Nacherbſchaft als an— 
geordnet gelten und zwar nicht zugunſten derer, die 
geſetzliche Erben geworden wären, wenn der Erblaſſer 
einen Erben überhaupt nicht beſtimmt hätte, ſondern 
zugunſten derjenigen, welche die geſetzlichen Erben ſein 
würden, wenn der Erblaſſer beim Eintritt des Zeit— 
punktes oder Ereigniſſes geſtorben wäre. Das würden 
im gegebenen Falle die Kläger ſein. Allein keine der 
beiden Vorausſetzungen des § 2104 trifft hier zu, wenn 
in dem Teſtamente lediglich der Wille Ausdruck ge— 
funden hat, daß nach dem Tode der Witwe der Nach⸗ 
laß auf den Sohn als Nacherben übergehen ſollte. 
Denn die zeitliche Begrenzung der Rechte des ein— 
geſetzten Erben und die Nacherbfolge ſtehen alsdann in 
einem anderen Verhältnis, als in dem, das §2104 vorſieht: 
die Beſchränkung folgt aus der teſtamentariſchen Anord— 
nung der Nacherbfolge, nicht die Nacherbfolge als 
geſetzliche Anordnung aus einer teſtamentariſchen Be— 
ſchränkung des Erbrechts auf Zeit in Verbindung mit 
dem Fehlen einer Benennung des Nacherben. Die 
Benennung des Nacherben ſchließt 
dieſer zweiten und negativen Vorausſetzung des § 2104 
ohne weiteres aus. Es handelt ſich alſo bei § 2104 
nur um ſolche Fälle, in denen der Wille des Erb— 
laſſers gerade darauf gerichtet war, das Recht des 
eingeſetzten Erben unmittelbar auf einen beſtimmten 
Zeitraum oder bedingt für den Fall des Eintritts 
eines beſtimmten Ereigniſſes einzuſchränken und in 
denen er dieſem auf die Beſchränkung des Erbrechts 
gerichteten Willens einen primären Ausdruck gegeben 
hat. Mit der bloßen Anordnung einer Nacherbfolge 
wird dieſes Erfordernis nicht erfüllt. 

Für das Recht des BGB. folgt die grundſätzliche 
Befreiung des eingeſetzten Erben von der ihm durch 
die Anordnung einer Nacherbfolge auferlegten Be— 
ſchränkung für den Fall, daß der Nacherbe fortfällt, 
ſchon aus der Ausdrucksweiſe des Geſetzbuchs, das in 
den SS 2306, 2308 den eingeſetzten Erben als durch 
die Einſetzung des Nacherben „beſchränkt“ bezeichnet, 
mehr aber noch aus der allgemeinen, in § 2108 Abſ. 1 
enthaltenen Vorſchrift, wonach auf die Nacherbfolge 
§ 1923 entſprechende Anwendung findet. Gemäß 
§ 1923 Abſ. 1 wird deshalb, wenn der Nacherbe den 
Tod des Erblaſſers nicht erlebt, die Anordnung der 
Nacherbfolge in gleicher Weiſe unwirkſam, wie wenn 
der Erblaſſer den Erben überlebt. Bezieht man aber 
die Beſtimmung, ſoweit es ſich um eine Nacherbfolge 
handelt, auf den Zeitpunkt des Eintritts der Nach— 
erbfolge, ſo iſt das Ergebnis dasſelbe, da alsdann 
§ 2108 Abſ. 2 die Anordnung der Nacherbfolge grund: 
ſätzlich nur unter der Vorausſetzung als wirkſam fort— 
beſtehen läßt, daß der Nacherbe den Erbfall über: 
lebt hat, während es für den Fall ſeines früheren 
Todes bei der aus SS 2108 Abſ. 1 und 1923 Abſ. 1 
ſich ergebenden Regelung verbleibt, wonach die An— 
ordnung der Nacherbfolge hinfällig wird. Ihr Hin— 
fälligwerden aber hat zur Folge, daß der eingeſetzte 
Erbe nunmehr als Erbe zu vollem Recht in die Erb— 
folge eintritt. 

In dieſer Rechtslage befand ſich hier mit dem 
Tode ihres Mannes die Witwe Henriette H. und ſie 
vererbte den Nachlaß des Mannes weiter auf die Be— 
klagten als ihre geſetzlichen Erben, es ſei denn, daß 
dem Berufungsrichter in der Annahme beigetreten 
werden könnte, der Erblaſſer habe nicht nur ſeinen 


ä Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 15 u. 16. 


den Eintritt 


davon, ob der Sohn zur Nacherbfolge gelangen 
würde oder nicht, die Ehefrau in ihren Rechten als 
Erbin auf ihre eigene Lebensdauer beſchränken wollen; 
er habe damit alſo verhüten wollen, daß einſt, gleich⸗ 
viel unter welchen Umſtänden, ſein Nachlaß auf ihre 
Erben überginge. (Es wird ausgeführt, daß die Be⸗ 
ſtimmungen des Teſtaments eine ſolche Auslegung 
nicht zulaſſen). (Urt. des IV. 35. vom 16. März 1907, 
IV 375/06). 
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II. 


Wirkungsloſigkeit einer formloſen Eigentumsaner⸗ 
kenunng. Auslegungsgrundſätze für den Umfang eines 
mmobiliarkanfs. Am 12. September 1769 erwarb die 
tadtgemeinde München durch Kauf das Haus an der 
Ecke der Kaufingergaſſe und des Schrannenplatzes, 
(ſpäter Marienplatzes) und beſaß es, bis ſie es am 
22. April 1865 an den Juwelier T. verkaufte, der bis 
jetzt Eigentümer geblieben iſt. Während der Beſitzzeit 
der Stadt und noch bis zum 1. Oktober 1868 befand 
ſich im Erdgeſchoß die Hauptwache und es wurde ein 
vor dem Haufe gelegener, in den Schrannenplatz ein⸗ 
greifender, ſeit etwa 1830 mit Pfoſten und Ketten ab⸗ 
geſperrter Platz von 17 m Länge und 4—5 m Breite 
als ſog. Waffenplatz zur Aufſtellung der Wache be⸗ 
nützt; auch waren darauf Geſchütze aufgepflanzt. Nach 
Aufhebung der Hauptwache wurden in das Haus Ver— 
kaufsläden eingebaut und das Trottoir vor ihm in 
einer Breite von über 3 m hergeſtellt; der Reit fiel 
in die gepflaſterte Fahrbahn des Marienplatzes. Aus 
Anlaß der Grundbuchanlegung beantragte der Magi— 
ſtrat am 21. Juni 1904 kraft angeblicher Erſitzung ſeit 
1868 die Eintragung einer beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeit in Geſtalt eines öffentlichen Wegerechts 
auf dem jetzt mit Pl.-Nr. 44½ bezeichneten früheren 
Waffenplatz. T. beſtritt dieſes Wegerecht. Während 
der Erhebungen zog der Magiſtrat ſein Geſuch zurück 
und beantragte eine Proteſtation gegen das Eigentum 
des T. am Waffenplatz einzutragen, weil die Stadt- 
gemeinde ihm letzteren nicht mitverkaufen wollte und 
nicht mitverkauft habe, ſondern nur das Hs.⸗Nr. 37 
an der Kaufingerſtraße, das ſie auch allein im Jahre 
1769 erkauft habe, während ihr am Waffenplatz als 
damaligem unausgeſchiedenem Teildes Schrannenplatzes 
längſt unvordenkliches Eigentum zugeſtanden ſei. Es 
ſei auch immer nur das „Hs.-Nr. 37“ als Verkaufsob⸗ 


jekt bezeichnet und ausgeſchrieben worden, T. habe 


gewußt, daß die Stadtgemeinde den Waffenplatz nicht 
veräußern wolle, denn er habe niemals gegen die 
Zuziehung des freigewordenen Waffenplußes zu den 
öffentlichen Verkehrsflächen proteſtiert. T. verwahrte 
ſich auch gegen die Eintragung einer Proteſtation mit 
dem Hinweis, im Kaufvertrage vom 22. April 1865 


ſei ihm „das Hs.⸗Nr. 37 an der Kaufingerſtr., beſtehend 


Sohn als Nacherben bedenken, ſondern unabhängig; 


aus der Pl.⸗Nr. 981 zu 0,078 Tgw.“ verkauft und der 
Beſitzübergang hieran anerkannt; in dieſer Pl.-Nr. ſei 
aber unſtreitig der Waffenplatz mitenthalten, gegen 
die Benützung als öffentlicher Weg habe er nicht pro— 
teſtiert, weil ſie im Intereſſe ſeines Ladens geweſen ſei. 
Hiergegen legte der Magiſtrat dar, aus den Grund— 
buch- und Kataſtereinträgen ergebe fih, daß der Waffen— 
platz bis zur Kataſterrenovierung (1856) ſtets unaus— 
geſchieden als Beſtandteil des Marienplatzes geführt 
worden ſei; erſt von da ab ſei er aus dem Marienplatz 
(Pl.⸗Nr. 1618) als Pl.-Nr. 1618 b ausgeſchieden und 
1860 ſeien die früheren Pl.-Nr. 684 (das Hs.-Nr. 37) 
und 161856 (Ausbruch des Marienplatzes) von dem 
damaligen Geometer in eine einzige Pl.-Nr. 981 ver— 
einigt worden, was bei der damaligen gemeinſamen 
Benützung durch die gleiche Beſitzerin nicht unzuläſſig 
geweſen, vom Magiſtrat aber niemals ausdrücklich 
zur Kenntnis genommen oder genehmigt worden ſei. 
Da der Beſchrieb dieſer neuen Pl.-Nr. im Grundbuch 
nur auf „Hs.-Nr. 37 an der Kaufingerſtr. (früher 
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Pl.⸗Nr. 684 zu 0,048 Tgw. und 1618 b zu 0,035 Tgw.)“ 
gelautet und von einem freien Platz an dem Hauſe 
nichts erwähnt habe, ſo ſei erklärlich, daß der beur⸗ 
kundende Notar wie der zum Vertragsabſchluß bevoll- 
mächtigte Rechtsrat die Einbeziehung des Waffenplatzes 
nicht bemerkt hatten. Das Hypothekenamt trug die 
Proteſtation ein, worauf die Stadtgemeinde Klage 
auf Anerkennung des Eigentums an der nunmehrigen 
Pl.⸗Nr. 44½, der Beklagte aber Abweiſungsantrag 
und Widerklage auf Löſchung der Proteſtation ſtellte. 
Zur Begründung wurde beiderſeits das vor dem Hy— 
pothekenamt Vorgebrachte geltend gemacht. Der Be- 
klagte führt aus, es ſei der Waffenplatz bei den Kauf⸗ 
unterhandlungen gar nicht erwähnt worden Die 
Klage müſſe ſchon daran ſcheitern, daß die Stadtge— 
meinde ſelbſt urſprünglich nur die Eintragung einer 
Dienſtbarkeit beantragt, damit aber das Eigentum 
des Beklagten anerkannt habe. Von der Klägerin 
wurde bemerkt, dieſer Antrag ſei ohne eingehende 
Prüfung des verwickelten Hergangs geſtellt worden 
und könne daher, als durch Irrtum beeinflußt, nicht 
gegen die Stadtgemeinde ausgelegt werden; es ſei 
auch zu beachten, daß die Urkunde jede Haftung für 
das Flächenmaß ausſchließe. Das LG. gab der Klage 
ſtatt und wies die Widerklage ab; es ſtellte feſt, nach 
dem Hergang könne nicht angenommen werden, daß 
die Stadtgemeinde ſo töricht geweſen ſei, ein für den 
öffentlichen Verkehr unentbehrliches Grundſtück zu 
veräußern, zumal bei den Verſchiebungen der Kataſter— 
bezeichnungen und der Undeutlichkeit des Grundbuchs 
der von ihr behauptete Irrtum durchaus naheliege 
und auch im Kaufbrief nicht etwa der öffentliche Ver— 
kehr durch Vorbehalt einer Servitut ſichergeſtellt 
worden ſei. Für die Klage ſpreche insbeſondere die 
Stelle des Kaufbriefs, „wie ſie dieſe Realität unterm 
12. September 1769 erworben“ und die weitere, aus 
den Plänen erſichtliche Tatſache, daß der Waffenplatz 
ſich gleichmäßig auch vor das Nebenhaus Nr. 1 am 
Marienplatz (jetzt ebenfalls im Beſitz des Beklagten) 
erſtreckt habe, jo daß die Veräußerung des Waffen— 
platzes zuſammen mit Hs.⸗Nr. 37 ſogar den freien 
Zugang hätte beſeitigen können. Uebrigens laute die 
zur Gültigkeit der Veräußerung notwendige Kuratel— 
genehmigung der Regierung entſprechend dem älteren 
Amtsgebrauch auch nur auf „Hs.⸗Nr. 37“ und es ſei 
nicht einmal die Tradition durch die Eintragung im 
altrechtlichen Münchener Grundbuch erſetzt. Mit der 
Berufung machte T. insbeſondere geltend, die ſtreitige 
Urkunde ſei an ſich klar und bedürfe keiner Auslegung. 
Die Berufung wurde unter Billigung der Gründe des 
Erſtrichters zurückgewieſen und hervorgehoben, daß 
die Urkunde durchaus nicht klar ſei und einer Auslegung 
bedürfe. Auch die Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Klägerin verlangt 
eine dem Inhalt der öffentlichen Kaufvertragsurkunde 
und der öffentlichen Bücher widerſprechende Feſt— 
ſtellung. Sie muß deshalb ihr beſſeres Recht nach 
§ 415 3 PO. nachweisen. Beide Vorderrichter nehmen 
an, daß ihr dieſer Beweis gelungen ſei und dieſe auf 
freier Würdigung der Tatſachen und Auslegung der 
Urkunden beruhenden Entſcheidungen find nach $S 286, 
561 ZPO. der Reviſion entzogen, weil fie Ber: 
letzung von reviſiblen Vorſchriften nicht erkennen 
laſſen. Das BG. erklärt die Behauptung der Klage, 
es ſei die Streitfläche ſchon vor 1769 im Eigentum 
der Stadt geſtanden, als durch die Umſtände und 
einen Blick auf die Karte erwieſen. Dieſe Begründung 
muß für lange in die Vergangenheit zurückgreifende 
Tatſachen genügen. Es iſt allerdings ausgeſchloſſen, 
daß ein Grundſtück, das ſeit Jahrhunderten und un— 
beſtritten ein Teil eines öffentlichen Platzes war, im 
Privateigentum eines Anliegers geſtanden haben ſollte, 
und ein Blick auf die von den Gerichten benutzten 
Stadtpläne zeigt, daß noch in den Jahren 1814 und 
1835 die ſtreitige Fläche unzweifelhaft einen Teil des 
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öffentlichen Platzes bildete. Der Reviſionsangriff, wo⸗ 
nach über die Karte nicht verhandelt worden ſein ſoll, 
iſt ſchon deshalb nicht zu beachten, weil er nicht ſchrift⸗ 
lich angekündigt worden iſt. Der Reviſionskläger 
meint, der die ſtreitige Fläche klar in ſich begreifende 
Kaufvertrag habe einer Auslegung nicht bedurft, 
ſohin auch nicht ausgelegt werden dürfen. Allein 
dieſe Urkunde enthält nicht nur die allerdings für den 
Beklagten ſprechende Flächenangabe und den ihm 
ebenfalls günſtigen Hinweis auf das Grundbuch, 
ſondern auch den Beiſatz: „wie am 12. Sept. 1769 er⸗ 
worben und ſeither beſeſſen“ und erwähnt einen Vor⸗ 
platz oder Waffenplatz überhaupt nicht. Das genügt, 
um ſie als undeutlich und auslegungsbedürftig er- 
klären zu können. Auf Erſitzung hat der Beklagte in 
der mündlichen Verhandlung ſein Eigentum niemals 
geſtützt. Hinſichtlich der Eintragung in das alte 
Münchener Grundbuch legen die Vorderrichter dar, 
daß es auch gegenüber dieſem Buch auf den Ueber⸗ 
eignungswillen angekommen und der Gegenbeweis 
zuläſſig geweſen ſei. Dieſe Ausführungen über Baye- 
riſches Landesrecht ſind jedem Reviſionsangriff ent⸗ 
zogen. Das BG. ſchweigt über die Bedeutung des 
früheren Antrags auf Eintragung einer Wege— 
dienſtbarkeit. Das hat feinen Grund und feine Er- 
klärung darin, daß nach dem hierfür anzuwendenden 
neuen Recht, insbeſondere nach SS 141, 313 BGB. 
eine angebliche Eigentumsanerkennung und Eigentums- 
übertragung gegenüber einem älteren gegenteiligen 
Vertrag formbedürftig geweſen wäre (vgl. Reg. Nr. V 
33:03 vom 6. Juni 1903). Im übrigen hat das 
Reichsgericht ſchon in RG. 59, 400 (408) ausgeſprochen, 
daß einer juriſtiſchen Perſon nicht immer Unkenntnis 
ihrer Beamten über die eigenen Rechte des von ihnen 
vertretenen Gemeinweſens ſchadet. Die Nichterhebung 
des vom Beklagten durch Erholung der Akten der 
Aufſichtsbehörde angebotenen Beweiſes wird mit Un- 
recht gerügt. Die Genehmigung des Vertrags durch 
die Regierung konnte den Vertrag ſelbſt, wenn dieſer 
nicht ſchon die ſtreitigen Stücke übertragen hat, nicht 
ändern und ergänzen. Ueberdies ſtellen die Vorder— 
richter unangreifbar feſt, daß die Regierung nur den 
Verkauf des Hauptwachgebäudes genehmigt hat. 
(Urt. vom 5. Juni 1907; V 386/06). N. 
990 


III. 


Ein „Bühnenbild“ iſt kein ſchutzfähiges Werk der 
bildenden Künſte im Sinne des Urhebergeſetzes vom 
9. Januar 1876. Die Beklagten haben für ein Theater 
in B. das Bühnenbild zum Wildeſchen Stück „Salome“ 
geliefert, welches eine aſſyriſche Architektur nebſt land— 
ſchaftlichem Beiwerk zeigt und das Geſamtbild dar— 
ſtellt, welches die Bühne nach dem Aufgehen des Vor— 
hangs dem Beſchauer darbietet. Dieſes Bühnenbild 
will der Kläger entworfen haben; er behauptet, es ſei 
eine freie Kunſtſchöypfung und ſowohl in bezug auf die 
einzelnen Teile als in bezug auf ihre Zuſammen— 
faſſung zu einem Geſamtbild eine künſtleriſche Kom— 
poſition. Die Beklagten, welche dieſes Bühnenbild 
nach Skizzen und Entwürfen des Klägers für das 
Theater in B. hergeſtellt hatten, haben es ohne Wiſſen 
des Klägers für den Theaterunternehmer W. nochmals 
angefertigt und dieſem überlaſſen. Hierin erblickt der 
Kläger, der ſich an dem Bühnenbild das Urheberrecht 
nach Maßgabe des Urhebergeſetzes vom 9. Januar 1876 
zuſchreibt, eine unberechtigte Nachbildung. Seine Klage 
wurde in zwei Inſtanzen abgewieſen. Die Reviſion 
blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Reviſion wird auf 
die Behauptung geſtützt, daß das angefochtene Urteil 
auf einer Verletzung der SS 1 bis 5 des Geſetzes vom 
9. Januar 1876 beruhe, und der Begriff des Kunſt— 
werks von der Vorinſtanz verkannt und zu enge gefaßt 


worden ſei. Dieſe Vorwürfe entbehren jedoch der 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 15 u. 16. 


Berechtigung; die Prüfung der Gründe, mit welchen Der Anſpruch iſt darauf geſtützt, daß der Wagen in 
das Berufungsgericht die Abweiſung des Klageantrags 
gebilligt hat, führt zu dem Ergebnis, daß der Ent⸗ 
ſcheidungsgrund — das Bühnenbild ſei kein ſchutz⸗ 


fähiges Werk der bildenden Künſte im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes — mit dem geltenden Rechte in Einklang ſteht. 
Die Reviſion geht von dem Begriffe des „Kunſtwerkes“ 
aus, ſchreibt dem hier in Rede ſtehenden Bühnenbild 
alle Eigenſchaften eines Kunſtwerkes zu und beſchwert 
ſich darüber, daß dennoch dem Bühnenbild der Schutz 
des Geſetzes vom 9. Januar 1876 verſagt worden iſt. 
Dieſe Schlußreihe beruht aber auf der irrigen Auf: 
faſſung, als ob jedes „Kunſtwerk“ nach Maßgabe des 
Geſetzes vom 9. Januar 1876 Schutz genieße. Daß 
dieſe Auffaſſung falſch iſt, geht ſchon aus der Tatſache 
hervor, daß nach 8 3 die Beſtimmungen des Geſetzes 
auf die Baukunſt, auch wenn ſie künſtleriſche Zwecke 
verfolgt, keine Anwendung zu finden haben und daß 
ſomit auf dieſem ganzen weiten Gebiete Schöpfungen 
freier künſtleriſcher Tätigkeit, welche zur Befriedigung 
des äſthetiſchen Gefühls durch Anſchauen beſtimmt ſind, 
ſich keines geſetzlichen Schutzes erfreuen. Ausdrücklich 
ausgenommen von dieſem Schutze find aber nach 8 14 
auch ſolche Werke der bildenden Künſte, bei denen der 
Urheber geſtattet hat, daß ſie an einem Werke der In⸗ 
duſtrie, der Fabriken, der Handwerke und der Manu= 
faktur nachgebildet werden, ſofern dieſe Nachbildungen 
ſelbſt und ihre Vervielfältigungen in Frage ſteht. 
Bei dieſem Stand der Geſetzgebung iſt das Berufungs- 
gericht bei der Beurteilung des vom Kläger erhobenen 
Anſpruchs ganz zutreffend nicht von dem Begriffe des 
„Kunſtwerks“ an ſich, ſondern von den Beſtimmungen 
des geltenden Geſetzes ausgegangen. Nach dieſem Geſetz 
iſt der Satz, daß nur Werke der zeichnenden und malenden 
Kunſt ſowie der Plaſtik — mit Ausnahme der Werke 
der Baukunſt — ſchutzfähige Gegenſtände ſind, richtig 
und die Schlußfolgerung nicht zu beanſtanden, daß 
das Bühnenbild als ſzeniſche Dekoration zu vorüber- 
gehendem Zweck, geſtaltet aus der Zuſammenſetzung 
beweglicher Einzelſtücke — Hintergrund, Soffiten, 
Kuliſſen, Verſatz⸗ und Dekorationsſtücken —, ein Werk 
der bildenden Künſte im Sinne des Geſetzes vom 
9. Januar 1876 auch dann nicht iſt, wenn dem Plane der 
Zuſammenſtellung eine künſtleriſche Idee zugrunde 
liegt, welche in einer des Schutzes fähigen maleriſchen, 
zeichneriſchen oder plaſtiſchen Skizze ihren Ausdruck 
gefunden hat. Gemälde und Werke der Plaſtik, die 
bei dem Bühnenbilde verwendet werden, können für 
ſich den Schutz des Geſetzes genießen; das Bühnenbild 
als ſolches iſt ein Werk der bildenden Künſte nicht, 
weil es weder ein künſtleriſches Gebilde von feſter, 
gleichbleibender Form darſtellt noch den Endzweck der 
Verwirklichung des Schönen in ſich ſelbſt trägt, ſondern 
immer nur Ausſtattung zu anderem Zwecke bleibt. (Urt. 


des I. ZS. vom 29. Mai 1907). 
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IV. 
5 126 HGB. Keine Haftung der offenen 


der engen, abſchüſſigen Straße zu raſch gefahren ſei 
und, obwohl Schnee lag, kein Schellengeläute gehabt 
habe. Kläger habe infolge des Unfalles ein ſchiefes 
und verkürztes Bein und ſei dauernd erwerbsbeſchränkt. 
Die Vorinſtanzen haben die Klage dem Grunde nach 


für gerechtfertigt erklärt; das Reichsgericht hob die 
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Handelsgeſellſchaft für ein ſchuldhaftes 


Verhalten eines Geſellſchafters, das ihm 
außerhalb des Bereichs ſeiner geſchäft⸗ 
lichen Tätigkeit und nur bei Gelegenheit, 
nicht in Ausführung einer geſchäftlichen 
Verrichtung zur Laſt fällt. Am 24. Januar 
1903 abends nach 7 Uhr wurde der Kläger auf der 
Ortsſtraße Sp. von dem mit zwei Pferden beſpannten 
Wagen der beklagten Firma, den der Geſellſchafter 
Otto L. zu einer Geſchäftsreiſe benützte, überfahren 
und verlegt. In einem Vorprozeß iſt die Beklagte 


zum Erſatz der Heilungskoſten des Klägers und des 


Erwerbsentgangs rechtskräftig verurteilt worden. Jetzt 
verlangt der Kläger Zahlung eines Schmerzensgeldes, 
Erſtattung des Lohnausfalles ſowie Entrichtung einer 
Jahresrente von 750 Mk. ſeit dem 1. Januar 1905. 


| 


Urteile auf. 

Aus den Gründen: Das Reichsgericht hat für 
das bis zum Jahre 1900 geltende Recht in ſtändiger 
Rechtſprechung die Haftung der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft für eine unerlaubte Handlung des vertretungs- 
berechtigten Geſellſchafters bejaht, die er im inneren 
Zuſammenhang mit dem Geſchäftsbetrieb begangen 


hatte, und zwar auch dann, wenn die Handlung nicht 


gerade rechtsgeſchäftlicher Natur war (Entſch. Bd. 20 
S. 190; 32 S. 32; 46 S. 18). Für das neue Recht 
hiervon abzuweichen, beſteht um ſo weniger Anlaß, 
als 8 126 HGB. im Verhältnis zu Art. 114 AD HGB. 
die Vertretungsmacht des Geſellſchafters eher ausge⸗ 
dehnt als eingeſchränkt hat. Erfordernis der Haftung 
iſt jedoch, daß der Geſellſchafter die Handlung in Aus⸗ 
führung einer ihm als ſolchem zuſtehenden Verrichtung 
vorgenommen hat. Hier befand ſich Otto L. auf einer 
Geſchäftstour, die er, um für die Waren der Geſell⸗ 
ſchaft Abſatz zu finden, und mit Mitteln der Geſell⸗ 
ſchaft, nämlich mit ihrem Geſpann und ihrem 
Kutſcher unternommen hat. Die Fahrt war ſohin 
an und für ſich eine geſchäftliche Verrichtung. Dem 
Otto L., der im Innern des Wagens ſaß, liegt 
indes nur zur Laſt, daß er den Kutſcher nicht über- 
wacht und deſſen zu ſchnelles Fahren, das den Unfall 
verurſachte, nicht verhindert hat. Sei es nun, daß 
die örtlichen Verhältniſſe, die enge, abſchüſſige, mangel- 
haft beleuchtete Straße und die vorhandene Schnee- 
bahn, eine Ueberwachung des Kutſchers erheiſchten, 
oder daß, wie das Berufungsgericht angenommen hat, 
das Fehlen des durch Polizeiverordnung vorge— 
ſchriebenen Schellengeläutes die Ueberwachung not= 
wendig machte, ſo fiel doch die Verſäumnis nach Lage 
des Falls außerhalb des Bereichs der Tätigkeit, die 
dem L. als Geſellſchafter oblag und zuſtand. 
Er hat die Unterlaſſung nicht in Ausführung, 
ſondern nur für ſeine Perſon bei Gelegenheit 
der geſchäftlichen Verrichtung begangen. Die Sache 
mußte an das Berufungsgericht zurückverwieſen werden. 
Denn die Klage iſt nicht bloß auf ein Verſchulden des 
L., ſondern auch darauf geſtützt, daß der von der Be— 
klagten angeſtellte Kutſcher D. durch zu ſchnelles Fahren 
den Unfall herbeigeführt habe, daß alſo die Beklagte 
auch aus 8 831 BGB. hafte. Die Beklagte gat 
hiergegen den Entlaſtungsbeweis nach § 831 Abſ. 2 
angetreten, der noch zu erheben iſt. (Urt. des VI. 38. 
vom 22. April 1907). D. 
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B. Strafſachen. 
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Unzuläſſige Ablehnung eines Beweisantrags (8 243 
PO.) Die vom Angeklagten beantragte Vernehmung 
von Zeugen darüber, daß die Zeugin P. (zu deren 
Schaden einen Diebſtahl verübt zu haben der An— 
geklagte beſchuldigt war) ſehr ſtreitſüchtig und un⸗ 
glaubwürdig ſei, wurde abgelehnt, „weil die unter 
Beweis geſtellten Tatſachen für die Beurteilung der 
Schuldfrage und auch für die Zumeſſung der Strafe 
völlig unerheblich ſind, da einesteils die Bekundungen 
der Zeugin P. durch die vom Zeugen K. (einem mit 
den Ermittelungen beauftragten Kriminalbeamten) be- 
ſtätigt werden, anderſeits im übrigen die Richtigkeit 
der Bekundung der P. dahingeſtellt bleiben mag“. Die 
Rüge unzuläſſiger Beſchränkung der Verteidigung durch 
Ablehnung des Beweisantrags mußte Erfolg haben. 
Die Streitſüchtigkeit der Zeugin P. iſt offenbar als ein 
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unterftügendes Moment für die Unglaubwürdigkeit | Es weiſt zur Begründung darauf hin, daß der An⸗ 


angezogen worden. Wenn nun auch der Beſchluß des 
Erſtrichters dahin aufzufaſſen iſt, er ſchenke der Aus⸗ 
joge der Zeugin P. nur inſoweit Glauben, als ſie 
urch die Bekundungen des Zeugen K. beſtätigt werde, 
erhellt doch, daß er die Zeugin — wenn auch in be⸗ 
ſchränktem Umfange — für glaubwürdig erachtete. 
Ob er dies angeſichts des Beweisantrags tun konnte, 
vermochte er erſt zu entſcheiden, wenn er die Zeugen 
gehört hatte, die der Angeklagte für die Streitſucht 
und Unglaubwürdigkeit der Zeugin P. überhaupt und 
damit auch in jenem beſchränkten Umfange benannt 
hatte. Die ohne Abhör der Zeugen getroffene Ent⸗ 
ſcheidung iſt eine unzuläſſige Vorwegnahme des Be- 
weiſes und damit eine Verletzung der Pflicht zur Er⸗ 
mittelung der materiellen Wahrheit nach 8 243 StPO. 
Dazu kommt noch, daß auch Bedenken in der Hinſicht 
beſtehen, ob nicht der Erſtrichter bei der Begründung 
des Urteils die im Beſchluſſe gegebene Zuſage außer 
acht gelaſſen hat. Wenn es auch im weſentlichen auf 
dem der Reviſionsinſtanz entzogenen Gebiete der Be— 
weiswürdigung liegt, auf Grund welcher Tatſachen 
der Erſtrichter zu der Ueberzeugung gelangte, es ſei 
ein Diebſtahl und zwar unter den erſchwerenden Um- 
ſtänden des § 243 Nr. 3 StGB. verübt worden, fo 
ſcheint doch die Annahme, daß Türe und Schublade 
verſperrt waren, daß das Türſchloß nicht richtig 
funktionierte, daß die Kommode offen ſtand, ledig⸗ 
lich auf den diesbezüglichen Ausſagen der Zeugin P. 
und nicht auf den Feſtſtellungen des Zeugen K zu be⸗ 
ruhen. Aus dem Urteil iſt auch nicht zu entnehmen, 
wie durch dieſen Zeugen der Einwand des Angeklagten, 
die Zeugin P. „habe den ganzen Diebſtahl erfunden“, 
widerlegt worden iſt und widerlegt werden konnte. 
Eben dieſer Umſtand ruft auch das Bedenken wach, 
ob ſich der Erſtrichter bei dem Beſchluſſe darüber klar 
war, inwieweit die Angaben des nach der Anzeige 
über die Verübung des Diebſtahls mit Ermittelungen 
beauftragten Zeugen K. die Ausſagen der Zeugin P. 
hinſichtlich des feſtzuſtellenden Tatbeſtandes ſtützen 
konnten und ob ohne die Heranziehung der Ausſage 
dieſer Zeugin auch in dem von K. nicht beſtätigten 
Teile dieſer Tatbeſtand überhaupt feſtſtellbar war. 
(Urt. des V. StS. vom 26. April 1907, 5 D 74/07). 
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II 


Einfluß der Ueberzengung des Angeklagten von der 
Rechtswidrigkeit der anf Grund eines erſchlichenen 
Vollſtreckungstitels vorgenemmenen Pfändung auf die 
Frage, ob verſuchte Erpreſſung vorliegt (88 253, 43 

tG B.). Nach dem Urteile hatte Ferdinand A. gegen 
den Angeklagten eine Forderung auf Zahlung einer 
Geldſumme gerichtlich geltend gemacht, hierwegen 
ein rechtskräftiges Urteil erſtritten und darauf 
die in Rede ſtehende Pfändung veranlaßt, zu deren 
Aufhebung ihn der Angeklagte durch die Drohung 
mit einer Strafanzeige wegen Meineids zu beſtimmen 
verſucht hatte. Ob das Verlangen nach der Aufhebung 
der Pfändung unter den obwaltenden Umſtänden ob— 
jeftiv rechtswidrig war, braucht nicht entſchieden zu 
werden; denn es würde ausreichen, wenn der An- 
geklagte fein Verlangen für rechtswidrig hielt, da es 
NH nur um verſuchte Erpreſſung handelt (Nipr. d. 
RG. Bd. 7 S. 248). In den Urteilsgründen wird 
nun ausdrücklich erklärt, es ſolle die Frage unent— 
ſchieden bleiben, ob der von Ferdinand A. gegen den 
Angeklagten erhobene Anſpruch ſachlich begründet war 
oder nicht. Daraus folgt die Notwendigkeit, davon 
auszugehen, daß dies nicht der Fall war. Das Ge— 
richt hat dies auch nicht verkannt, denn es findet 
den vom Angeklagten erſtrebten Vermögensvorteil nicht 
in der Beſeitigung der Verpflichtung zur Bezahlung 
der rechtskräftig feſtgeſetzten Summe überhaupt, 
ſondern nur in der Aufhebung der Pfändung. 


geklagte auf Grund des rechtskräftigen Urteils zu— 
nächſt zur Zahlung der Summe verpflichtet und nur 
berechtigt war, ſeine Anſprüche auf Rückerſtattung im 
Wege Rechtens geltend zu machen, und es ſtellt feſt, 
daß der Angeklagte dies wußte. Allein aus der Kennt⸗ 
nis der geſetzlichen Vorſchrift, daß rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellte Anſprüche im Wege der Zwangsvollſtreckung 
durchgeſetzt werden dürfen, folgt noch nicht ohne wei⸗ 
teres die Ueberzeugung von der Rechtmäßigkeit der 
Pfändung und damit von der Rechtswidrigkeit des 
Verlangens nach deren Aufhebung, wenn der Schuldner 
den erhobenen Anſpruch ſelbſt für unbegründet hält. 
Denn das formale Recht zur Zwangsvollſtreckung 
ſchließt die materielle Rechtswidrigkeit ihrer Durch⸗ 
ſührung keineswegs aus. Ein rechtlich unbegründeter 
Anſpruch verwandelt ſich dadurch noch nicht in einen 
rechtlich begründeten, daß die Gerichte ihn anerkannt 
und damit ermöglicht haben, ſeine Erfüllung zu er⸗ 
zwingen (RGE. Bd. 34 S. 282). Die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus einem erſchlichenen vollſtreckbaren Schuld- 
titel iſt unter allen Umſtänden eine verwerfliche und 
gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung (vgl. 
Entſch. Bd. 20 S. 56). Der Angeklagte konnte deshalb 
die Pfändung für rechtswidrig halten, obwohl er 
wußte, daß er ſie ſich gefallen laſſen müſſe. Es iſt 
dabei ferner zu berückſichtigen, daß das Geſetz die A b- 

ſicht, ſich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verſchaffen, fordert, demnach der eventuelle Vorſatz 
auch in Anſehung der Rechtswidrigkeit des erſtrebten 
Vermögensvorteils zur Erfüllung des ſubjektiven Tat- 
beſtandes nicht ausreicht. Dieſe ſohin zu erfordernde 
Ueberzeugung des Angeklagten von der Rechtswidrig— 
keit ſeines Verlangens hat das Gericht nicht unzwei⸗ 
deutig feſtgeſtellt, obwohl es nach der Verteidigung 


des Angeklagten dazu verpflichtet war. Das Urteil 
mußte daher aufgehoben werden. (Urt. des V. StS. 
vom 20. April 1907, 5 D 1220/06). 5 
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III. 


Jdealkonkurrenz. Fortgeſetzte Handlung. (8 73 
StGB.). Die Anſchauung, die unter Anklage jtehen- 
den Urkundenfälſchungen nach §§ 269, 268 StGB. ſeien 
durch dieſelbe Handlung begangen, wie die ſchon rechts— 
kräftig abgeurteilten Unterſchlagungen, wird zunächſt 
darauf geſtützt, daß die fälſchliche Anfertigung der 
Quittungen „nur das Mittel bildete, ſich die Beträge 
zu verſchaffen, die der Angeklagte ſich anzueignen be— 
abſichtigte.. Zum Nachweiſe der Idealkonkurrenz 
zwiſchen Unterſchlagung und Urkundenfälſchung wäre 
aber dieſe Erwägung ungeeignet, ſoferne zwei zeitlich 
auseinanderliegende Handlungen vorlägen, deren eine 
den Tatbeſtand der Urkundenfälſchung, deren andere 
den Tatbeſtand der Unterſchlagung erfüllte. Die 
Selbſtändigkeit ſolcher Straftaten würde dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß die eine zum Zwecke der Be— 
gehung der anderen verübt wurde oder die eine das 
Mittel zur Ermöglichung der Begehung der anderen 
bildete (vgl. Rſpr. Bd. 8 S. 762). Gegen die An: 
nahme der Idealkonkurrenz wäre rechtlich nur dann 
nichts einzuwenden, wenn nach den beſonderen Um— 
ſtänden des Falles ein Teil der den Tatbeſtand der 
Urkundenfälſchung begründenden Handlungen mit einem 
Teile der den Tatbeſtand der Unterſchlagung begrün— 
denden zuſammenfiele (vgl. RGE. Bd. 32 S. 137). 

Ein weiteres Bedenken ergibt ſich daraus, daß 
nach dem Inhalte des angefochtenen Urteils die ein— 
zelnen Urkundenfälſchungen nicht überall mit einem 
derjenigen Unterſchlagungsakte verbunden verübt ſind, 
die den Gegenſtand der rechtskräftigen Verurteilung 
bildeten. Dieſe Verurteilung iſt nur in dreien der 
Fälle erfolgt, in denen der Angeklagte durch die jeßt in 
Frage kommenden Urkundenfälſchungen Geld erlangt 
hat. Gleichwohl erachtet der Erſtrichter den Straf— 
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anſpruch wegen aller Urkundenfälſchungen deshalb 
für verbraucht, weil ebenſo, wie die ſämtlichen Unter⸗ 
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wohnern mehrerer Häuſer als Zufahrt zu den öſtlich 
liegenden Grundſtücken benutzt wird, iſt ſeit 1840 im 


ſchlagungsfälle im rechtskräftigen Urteile als durch Grundſteuerkataſter als Eigentum der Gemeinde W. 
vorgetragen und deshalb bei der Anlegung des 


eine fortgeſetzte Handlung begangen erachtet ſind, auch 
die jetzt zur Aburteilung ſtehenden Einzelfälle der 
Urkundenfälſchung unter ſich ein auf einheitlichem Vor⸗ 
ſatze beruhendes fortgeſetztes Verbrechen darſtellten. 
Dieſe Feſtſtellung wird mit der Ausführung begründet: 
Hinſichtlich der Unterſchlagungen habe der Angeklagte 
den Gedanken gehabt, immer wieder das Vorhanden⸗ 
ſein des Fehlbetrags durch erneute Unterſchlagungen 
„ſpäter eingehender“ Gelder zu verheimlichen; daraus 
ergebe ſich notwendig, daß er den Willen gehabt habe, 
in Zukunft bei jeder — ſich ihm unter den obwalten⸗ 
den Verhältniſſen leicht bietenden — Gelegenheit das 
zur Deckung ſeines Fehlbetrags erforderliche Geld ſich 
gegen eine gefälſchte Quittung zu verſchaffen. Dieſe 
Begründung kann die Annahme einer fortgeſetzten 
Urkundenfälſchung nicht rechtfertigen. Vorausſetzung 
dafür war die Feſtſtellung, daß die Einzelhandlungen 
nur unſelbſtändige Ausführungsakte einer und der⸗ 
ſelben vom Angeklagten nach ihrem Geſamterfolge 
von vorneherein ins Auge gefaßten Straftat waren 
(RGE. Bd. 30 S. 164). Der Wille, bei Gelegenheit 
eine Urkundenfälſchung zu begehen, enthält für ſich 
allein nicht weſentlich mehr, als den Ausdruck der 
Geneigtheit, je nach Befund der Sachlage im gegebenen 
ſpäteren Zeitpunkt eine Urkundenfälſchung zu begehen. 
Den Vorſatz, eine Straftat zu begehen, erſchöpft ein 
ſolcher Wille nicht, ſolange er ſich nicht in der Richtung 
auf eine beſtimmte Tat konkretiſiert hat. Zwar muß 
der Wille zur Tat nicht die Einzelheiten ihrer Aus⸗ 
führung umfaſſen, wenn man vom Vorhandenſein 
des Vorſatzes ſprechen will, aber es fordert dieſer 
doch begrifflich die Kenntnis der konkreten Tatumſtände, 
in denen ſich die geſetzlichen Merkmale verkörpern und 
deshalb muß die Tat in irgend einer Richtung, nach 
Ort und Zeit der Ausführung oder nach ihrem Gegen— 
ſtande uſw. in der Vorſtellung des Täters mit einer 
das Weſentliche jener Tatumſtände umfaſſenden 
Beſtimmtheit geplant ſein. Zu dem nur allgemein 
und unbeſtimmt gehegten Willen, bei Gelegenheit eine 
durch die Erforderniſſe des Augenblicks als erwünſcht 
an die Hand gegebene Straftat — wenn auch von ge— 
wiſſer rechtlicher Geſtaltung — zu begehen, muß, ehe 
er ſich in den Vorſatz zur konkreten Tat umſetzt, noch 
die Kenntnis der beſonderen Umſtände des Einzelfalls 
und der Entſchluß zum Handeln unter dieſen be— 
ſonderen Umſtänden hinzutreten (vgl. RGE. 
Bd. 26 S. 175). Hier könnte von fortgeſetzter Ur: 
kundenfälſchung nur die Rede ſein, wenn der Angeklagte 
vor Vornahme der erſten in den Bereich der fort— 
geſetzten Straftat fallenden Ausführungshandlung in 
dem gekennzeichneten Sinne einen beſtimmten, eine 
Mehrzahl von Urkundenfälſchungen umfaſſenden Ge— 
ſamterfolg ins Auge gefaßt und nur beſchloſſen hätte, 
dieſen Geſamterfolg nicht auf einmal, ſondern durch 
eine Mehrzahl von Ausführungsakten herbeizuführen. 
(Urt. des V. StS. vom 26. Febr. 1907, 5 D 998 06. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Vorausſetzungen und Verfahren für die Anlegung 
eines Grundbuchblatts für ein bisher buchungsfreies 
Grundſtück auf Grund behaupteter außerordentlicher 
Erſitzung des Miteigentums. Unzuläſſigkeit einer Vor⸗ 
merkung. (Da. f. d. GBA. SS 510, 514). Der Lang— 
ackerweg Pl.-Nr. 411 StG. W., der zwiſchen Grund— 
ſtücken der Anweſen Haus Nr. 49 und Haus Nr. 50 
des Marktes W. hindurchführt und von den Be— 


Grundbuchs als buchungsfrei angeſehen worden. Der 
Bauer Joſeph R. in W., Eigentümer von Haus Nr. 50, 
hat in den letzten Jahren mehreren Nachbarn, die 
das Recht in Anſpruch nehmen, durch ſeinen Hofraum 
zu fahren, das Durchfahrtsrecht im Wege der Klage 
beſtritten, behauptet nunmehr, Eigentümer oder Mit⸗ 
eigentümer des Weggrundſtücks zu ſein und hat bei 
dem Grundbuchamte den Antrag geſtellt, für Pl.⸗Nr. 
411 ein Grundbuchblatt anzulegen und ihn als Eigen⸗ 
tümer oder Miteigentümer zur Hälfte neben dem Be⸗ 
ſitzer von Haus Nr. 49, dem Gaſtwirte F., einzu⸗ 
tragen oder vorzumerken. Zur Glaubhaftmachung 
wurde beglaubigter „Extrakt aus einem bei dem ober- 
pfälziſchen Marktmagiſtrat vorhandenen Briefsproto- 
koll zu W. von 1803“ vorgelegt. Hiernach hat die 
Bürgermeiſtersfrau Barbara M., der die beiden 
jetzt als Haus Nr. 49 und Haus Nr. 50 bezeichneten 
Anweſen gehörten, mit Zuſtimmung ihres Mannes 
an Michael R. — den Großvater des R. — das 
jetzige Anweſen Haus Nr. 50 verkauft. Unter den 
verkauften Grundſtücken wird angeführt „der Theil 
von dem langen Acker von dem gegenwärtigen Fahrt⸗ 
weg bis an den Zaun mit einem Strichel Wieſen — 
— zwiſchen der Verkäufer andern halben Acker und der 
Hirtenwieſen liegend mit der Befugniß, die freye Ein⸗ 
und Ausfuhr über den Fahrtweg der Verkäuferin des 
langen Ackers ungehindert benützen zu dürfen per 100 
— 1 jährlicher Verreichung des beſtändigen Zinſes 
zu 4 fl. — —“. Dieſe Vertragsbeſtimmung legte R. 
dahin aus, daß der Fahrweg an Michael R. verkauft 
worden ſei und die Verkäuferin ſich nur ein Fahrt⸗ 
recht vorbehalten habe. Der Weg ſei ſtändig von 
den Beſitzern der Anweſen Haus Nr. 49 und Haus 
Nr. 50 je zur Hälfte unterhalten worden, daher ſei 
die jährliche Vergütung für die Wegbenutzung weg— 
gefallen, ſeit mehr als 60 Jahren hätten die beiden 
Nachbarn den Weg je zur Hälfte als ihr Eigentum 
betrachtet und man wiſſe nicht anders, als daß der 
Weg ihnen gehöre. Zum Nachweiſe benannte er 
mehrere Zeugen. Gegenüber der Eintragung im 
Grundſteuerkataſter berief er ſich auf eine Mitteilung 
des Kataſterbureaus, nach der bei der Aufnahme der 
nicht ſteuerbaren Grundflächen von genauer Ermitte⸗ 
lung der Eigentumsverhältniſſe abgeſehen worden iſt. 
In dem notariellen Uebergabsvertrage vom 16. Febr. 
1887, durch den Joſeph R. das Haus Nr. 50 von 
ſeinen Eltern erworben hat, iſt Pl.-Nr. 411 oder ein 
Anteil daran nicht erwähnt. Das Grundbuchamt hat 
ohne Ermittelungen den Antrag abgewieſen. Die 
Beſchwerde des R. wurde zurückgewieſen. Auf weitere 
Beſchwerde des Joſeph R. hat das Oberſte Landes- 
gericht die Entſcheidung des Landgerichts aufgehoben 
und die Sache zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: In dem Vertrage vom 
30. Juni 1803 iſt die jetzt als Pl.-Nr. 411 bezeichnete 
Wegfläche als Beſtandteil des Geſamtanweſens der 
Verkäuferin behandelt worden, ſie ſcheint alſo damals 
nicht Gemeindeweg geweſen zu ſein. Das Beſchwerde— 
gericht hat aber aus der Vertragsurkunde mit Recht 
entnommen, daß der Beſchwerdeführer den Erwerb 
der Wegfläche nicht aus dem Vertrage herleiten könne. 
Nach ſeinem klaren Wortlaute iſt dem Käufer nur die 
„freie Ein- und Ausfuhr über den Fahrtweg der Ber: 
käuferin des Langackers“ eingeräumt worden, die 
Auslegung, die R. dem Vertrage geben will, iſt un— 
möglich. Zu einer ſpäteren Uebertragung des Eigen— 
tums oder zur Begründung eines Miteigentums war 
bis zum 1. Juli 1862 nach Bayer. LR. T. IV K. 3 8 26 
ein „obrigkeitlich errichteter“, ſeitdem ein notarieller 
Vertrag notwendig, ein ſolcher iſt aber nicht geſchloſſen 
worden. Es kommt alſo nur Erſitzung in Frage. 


Die Behauptungen des R. können zwar nicht den 
Antrag begründen, ihn als Alleineigentümer einzu- 
tragen oder „vorzumerken“, aber die Möglichkeit des 
Erwerbes eines Miteigentums iſt nicht ausgeſchloſſen. 
Wenn die Eigentümer der beiden an den Weg an— 
grenzenden Anweſen Haus Nr. 49 und Haus Nr. 50 
infolge des Uebereinkommens, durch das die letzteren 
an Stelle der Entrichtung des Jahreszinſes von 4 fl. 
die Unterhaltung des Weges zur Hälfte übernommen 
haben, einander als Miteigentümer der Wegfläche 
anſahen und demgemäß die Fläche gemeinſchaftlich 
beſaßen, fo konnte dieſes Beſitzverhältnis im Wege 
der außerordentlichen Erſitzung nach LR. T. II K. 4 
86 Nr. 3 zum Erwerbe des Miteigentums für die 
Eigentümer des Anweſens Haus Nr. 50 führen. Die 
Meinung der Eigentümer des Anweſens Haus Nr. 49, 
daß die Wegfläche gemeinſchaftlich ſei, könnte einen 
Anhalt für die Annahme bieten, daß die Eigentumer 
des Anweſens Haus Nr. 50 ſich in gutem Glauben 
befanden, und der Umſtand, daß in dem Uebergabs⸗ 
vertrage vom 16. Februar 1887 ein Anteil an Pl.⸗ 
Nr. 411 nicht erwähnt iſt, würde unſchädlich ſein, 
weil eine Ungenauigkeit in der Beſchreibung des den 
Gegenſtand des Vertrags bildenden Anweſens der 
Wirkſamkeit der Eigentumsübertragung nicht ent⸗— 
gegenſtand. Gegenüber der Gemeinde, die im Grund— 
ſteuerkataſter als Beſitzerin bezeichnet 5 wird 
gegebenenfalls nach 8$ 510, 514 der DA. f. d. GBA. 
zu verfahren ſein. Für die Eintragung einer 5 
merkung iſt in dem Verfahren zur Anlegung eines 
Blattes für ein nicht eingetragenes Grundſtück kein 
Raum. Das Blatt wird erſt angelegt, wenn nach 
Maßgabe des § 514 DA. feſtgeſtellt iſt, wer als Eigen⸗ 
tümer einzutragen iſt. (Beſchluß des I. ZS. vom 
25. Mai 1907, Reg. III. 33/1907). W. 
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II. 


Kann die Eintragung des Ausſcheidens eines Ge: 
noſſen von Amts wegen gelöſcht werden, weil die An: 
erkennung des Ansſcheideus durch den Borftand der 
in & 71 Abſ. 2 Gen. vorgeſchriebenen Form ent: 
behrte? Am 20. Dez. 1906 hat das Regiſtergericht 
auf Antrag des Genoſſen B. in der Liſte der Genoſſen 
deſſen Anſpruch vorgemerkt, zum Schluſſe des Geſchäfts— 
jahres 1906 aus der Molkereigenoſſenſchaft A. aus— 
zuſcheiden. Später ging eine von allen Mitgliedern 
des Vorſtandes unterſchriebene Erklärung ein, daß B. 
feinen Austritt zum Schluſſe des Geſchäfts jahres 
erklärt habe und daß die Aufkündigung rechtzeitig 
erfolgt ſei. Hierauf wurde das Ausſcheiden des B. 
zum 31. Dez. 1906 in der Liſte eingetragen. Am 
20. März 1907 benachrichtigte das Regiſtergericht die 
Beteiligten, daß es beabſichtige, die Eintragung zu 
löſchen, weil der Vorſtand den Anſpruch des B. auf 
Ausſcheiden nicht in der in § 71 Abi. 2 Gen. vor— 
geſchriebenen beglaubigten Form anerkannt habe. 
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| 


Der Widerſpruch der Genoſſenſchaft wurde zurück- 


gewieſen. Der ſofortigen Beſchwerde wurde der 
Erfolg verſagt. Das LG. legte der Vorſchrift des 
8 71 Abſ. 2 GenG. die Bedeutung einer zwingenden 
Vorſchrift bei, die ihren Grund darin habe, daß das 
Anerkenntnis des Vorſtandes auf den Tag der Vor— 
merkung zurückwirken ſolle, und folgerte daraus, daß 
die Beobachtung der Form eine weſentliche Voraus— 
ſetzung für die Zuläſſigkeit der Eintragung im Sinne 
des § 142 Abf. 1 FGG. ſei. Der weiteren Beſchwerde 
wurde ſtattgegeben. 

Gründe: Nach § 70 Abſ. 2 GenG. wird das 
Ausscheiden eines Genoſſen, das nach den SS 65—68 
nur zum Schluß des Geſchäftsjahres ſtattfindet, erſt 
mit der Eintragung der das Ausſcheiden begründenden 
Tatſache und des aus den Urkunden hervorgehenden 
Jahresſchluſſes in der Liſte der Genoſſen wirkſam. 


Wird die Eintragung erſt im Laufe eines ſpäteren 
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Geſchäftsjahres bewirkt, ſo erfolgt das Ausſcheiden 
erſt mit dem Schluſſe dieſes Jahres. Gegen die 
Folgen einer Verzögerung kann ſich der Genoſſe 
gemäß $ 71 durch Erwirkung einer Vormerkung 
ſchützen, die die Tatſache erſichtlich macht, auf Grund 
deren er das Ausſcheiden beanſprucht, und den Jahres- 
ſchluß, zu dem er es beanſprucht. Das Ausſcheiden 
gilt als am Tage der Vormerkung eingetragen, wenn 
der Vorſtand den Anſpruch in beglaubigter Form 
anerkennt oder zur Anerkennung rechtskräftig ver: 
urteilt wird und dies bei Einreichung des Anerfennt- 
niſſes oder Urteils der Vormerkung hinzugefügt wird. 
Die Vorſchrift, daß das Anerkenntnis beglaubigt ſein 
muß, die in 88 76, 77 für die dort bezeichneten Fälle 
wiederkehrt, hat denſelben Zweck wie die des 8 157 
Abſ. 1, nach der die Anmeldungen zum Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter in beglaubigter Form einzureichen ſind, ſoferne 
ſie nicht von den Vorſtandsmitgliedern perſönlich be— 
wirkt werden: ſie ſoll die Echtheit der Erklärung 
gewährleiſten. Sie iſt nicht eine Vorſchrift des 
materiellen Rechtes, die Gewähr für Ernſtlichkeit des 
Willens bieten und vor Uebereilung bewahren ſoll, 
ſondern eine Verfahrensvorſchrift. Auf Grund eines 
nicht in beglaubigter Form eingereichten Anerkennt— 
niſſes darf das Regiſtergericht die Eintragung nicht 
machen; iſt ſie aber gleichwohl vorgenommen worden, 
ſo kommt ihr die in § 71 Abſ. 2 beſtimmte Wirkung 
zu, ſofern nur die Anerkennung wirklich erfolgt iſt. 
Die Beglaubigung iſt deshalb nicht eine weſentliche 
Vorausſetzung im Sinne der §§ 142, 147 FGG. Die 
trotz ihres Fehlens erfolgte Eintragung Ba nicht 
von Amts auegen gelöſcht werden. (Beſchluß vom 
24. Mai 1907). — — — 
970 
III. 


In Zwangserziehungsſachen hat fi die Entſcheidung 
im Koſtenpunkt auf Art. 12 Abſ. 3 des A6. J. 26 B. 
geſetzes, nicht auf Art. 131 Abſ. 2 AG 
ſtützen. Das Landgericht W. hatte in 5 39908955 
erziehungsſache des Jakob FJ. von L. die Beſchwerde 
des Vaters gegen die Anordnung der Zwangserziehung 
zurückgewieſen und dem Beſchwerdeführer nach Art. 131 
Abſ. 2 des AG. z. BGB. die Koſten zur Laſt gelegt. 
Das Oberſte Landesgericht hat die weitere Beſchwerde 
des Vaters in der Hauptſache auf Grund des § 27 
FGG. zurückgewieſen und nur die Entſcheidung im 
Koſtenpunkt aus folgenden Gründen aufgehoben: 
Das Beſchwerdegericht hat ſtatt des Art. 12 Abſ. 3 
Satz 2 des ZEG. den Art. 131 Abſ. 2 AG. z. BGB. 
angewendet. Nach der maßgebenden Vorſchrift können 
die durch unbegründete Anträge und Einwendungen, 
insbeſondere auch durch eine unbegründete Beſchwerde, 
verurſachten Koſten den Beteiligten überbürdet werden; 
die Koſtenpflicht trifft die Beteiligten nicht kraft des 
Geſetzes, ſondern es ſteht im Ermeſſen des Gerichts, 
ob ſie ihnen auferlegt werden ſoll. Da im vor— 
liegenden Falle beſondere Gründe, von dieſer Mög— 
lichkeit Gebrauch zu machen, nicht beſtehen, ſo iſt die 
Koſtenentſcheidung aufzuheben. Einer Entſcheidung 
über die Koſten der weiteren Beſchwerde bedarf es 
nach dem Art. 12 Abſ. 3 ZEG. nicht. (Beſchluß des 
I. 35. vom 24. Mai 1907, Reg. III 29/1907). 
986 W. 
IV. 


Uebernahme der Vormundſchaft durch ein anderes 
Gericht. (F GG. § 46). Für die am 2. Februar 1902 
geborene B. J., uneheliche Tochter der Maſchinenſtrickerin 
Walburga J. von P., iſt die Vormundſchaft bei dem 
Amtsgericht A. anhängig; als Vormund war der 
Schuhmacher M. R. in P. beſtellt. W. J. befindet ſich 
als Gefangene im Zuchthauſe; der Mündel iſt ſeit dem 
Herbſte 1904 bei dem Zuſchneider H. in M. unterge— 
bracht. Im April 1907 erhielt das Vormundſchaftsge— 
richt von dem Waiſenrate M. die Mitteilung, daß der 
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Mündel bei H. nicht gut verpflegt und beauffichtigt 
iſt. Als das Gericht dem Vormunde davon Kenntnis 
gab, erklärte dieſer, es ſei ihm unmöglich, von P. aus 


eine wirkſame Aufſicht auszuüben. Hierzu werde nur 
ein in M. wohnender Vormund imſtande ſein; er be⸗ 


antrage daher, ihn zu entlaſſen. Das Vormundſchafts- 
gericht gab ſeinem Antrage ſtatt und erſuchte das 
Amtsgericht M., die Vormundſchaft zu übernehmen. 
Dieſes lehnte ab. Das Vormundſchaftsgericht legte 
darauf die Akten nach $ 46 FGG. dem Oberſten Landes⸗ 
gerichte vor, welches entſchied, daß das Amtsgericht M. 
die Vormundſchaft nicht zu übernehmen hat. 
Gründe: 
des Mündels zu ſorgen, ihn zu erziehen, zu beauflich- 
tigen und feinen Aufenthalt zu beſtimmen (88 1631, 
1793, 1800 BGB.). 
die Auſſicht über die Tätigkeit des Vormundes zu 
führen (8 1837). Demgemäß iſt in 8 12 der Bek. vom 
19. Januar 1900, das Vormundſchaftsweſen betr., als 


Pflicht des Vormundſchaftsrichters bezeichnet, „dem Bor 


munde ſtets an die Hand zu gehen und ihn nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen zu unterſtützen“. Handelt es ſich 
darum, ob der Mündel anderswo untergebracht werden 
ſoll, ſo kann das Vormundſchaftsgericht eingreifen, ohne 
an die Mitwirkung des Vormundes gebunden zu ſein. 
Hiernach lag weder ein wichtiger Grund ($ 1889) dazu 


vor, den Vormund zu entlaſſen, noch beſteht ein wichtiger 


Grund für die Abgabe der Vormundſchaft an ein an- 
deres Gericht. 


Gemeindewaiſenrate M. erhaltenen Mitteilungen noch 
weitere Ermittelungen darüber für erforderlich halten, 
wie der Mündel bei dem Zuſchneider H. untergebracht 
iſt, ſo werden auch die weiteren Aufſchlüſſe von dem 
Gemeindewaiſenrate M. ohne Schwierigkeiten zu erhalten 
ſein. Die Abgabe der Vormundſchaft an das Amts⸗ 
gericht M. 
Möglichkeit naheliegt, daß der Mündel in ſeiner Heimat⸗ 
gemeinde P. untergebracht wird. Das Vormundſchafts⸗ 


gericht meint, ein in M. wohnender Vormund könne | 


auf Grund der durch eigenen Einblick in die Verhält⸗ 
niſſe gewonnenen Erfahrung der Heimatgemeinde Vor— 
ſchläge für die Unterbringung des Kindes machen, und 
wenn die Gemeinde es nach P. übernehme, könne die 
Vormundſchaft wieder an das Amtsgericht A. abge— 
geben werden. Das Vormundſchaftsgericht will alſo 
die Vormundſchaft an das Amtsgericht M. abgeben, 
nicht damit ſie dort anhängig bleibt, ſondern nur da— 
mit dieſes Gericht die Frage der Unterbringung des 
Mündels erledigt. Hiermit verkennt es ſeine Aufgabe. 
Der Umſtand, daß einzelne Ermittelungen einfacher Art, 
die das Vormundſchaftsgericht für erforderlich hält, 
im Bezirke eines anderen Gerichts vorgenommen werden 
müſſen, kann nicht einen Grund für die Abgabe der 
Vormundſchaft bilden. (Beſchluß des II. 35. vom 
3. Juni 1907, Reg. IV 33/1907). 
1000 W. 


B. Strafſachen. 


Wirkung einer diſtriktspolizeilichen Fenerlöſch⸗ 
ordnung bei mehrfachem Wohnſine eines Feuerwehr⸗ 
pflichtigen. Prüfungsrecht der Gerichte trotz Zuläſſigkeit 
der Verwaltungsbeſchwerde. Nach der diſtriktspolizei— 
lichen Feuerlöſchordnung für die Landgemeinden des 
Bezirksamtes S. ſind feuerwehrpflichtig alle männ— 
lichen Einwohner vom 20. bis zum zurückgelegten 
50. Lebensjahre. Nach § 23 ſteht die Enticheidung | 
über die Zuteilung zur Feuerwehr und über die Be— 
freiung von dem Feuerwehrdienſte dem Bürgermeiſter— 
amte zu. Gegen dieſe Entſcheidung kann ſowohl der 
Betreffende als das Feuerwehrkommando innerhalb 
7 Tagen bei dem Bezirksamte Berufung einlegen. 
Jeder Feuerwehrmann iſt nach § 39 verpflichtet, bei 
Bränden und Uebungen regelmäßig zu erſcheinen. Zu— 


Der Vormund hat für die Perſon 


Das Vormundſchaftsgericht hat 


Sollten das Vormundſchaftsgericht oder 
der zu beſtellende neue Vormund nach den von dem 


iſt um ſo weniger gerechtfertigt, als die 
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widerhandlungen werden gemäß § 368 Nr. 8 StGB. 
beſtraft. Der Angeklagte, der auf Grund des § 23 
der Feuerwehr in D. zugeteilt worden war, iſt zu 
zwei vorſchriftsgemäß bekannt gemachten Uebungen 
nicht erſchienen; er hat geltend gemacht, er ſei in D. 
nicht feuerwehrpflichtig, weil er ſeinen Wohnſitz nach 
M. verlegt habe, auch habe er von den Uebungen 
keine Kenntnis erhalten. Vom Erſtrichter wurde er 
verurteilt mit der Annahme, er habe ſeinen Wohn⸗ 
ſitz nicht in M., vielmehr ſei D. der Mittelpunkt 
ſeiner wirtſchaftlichen Tätigkeit; dort werde er faſt 
jeden Tag geſehen, von dort fahre er faſt jeden Morgen 
zur Bahn. Die Uebungen der Feuerwehr würden in 
D. ortsüblich durch die Schelle bekannt gemacht. Das 
eee e ſprach den Angeklagten frei, in der 

Annahme, er habe vom Mai 1906 bis Frühjahr 1907 
— die Uebungen waren im Herbſte 1906 — ſeine 
Wohnung in M. gehabt und ſei deshalb für dieſe Zeit 
als Einwohner von M. und nicht von D. zu betrachten. 
Das Bürgermeiſteramt in D. habe die geſetzlichen 
Schranken ſeiner polizeilichen Anordnungsbefugnis 
überſchritten. M. werde als Wohnſitz des Angeklagten 
auch dadurch nicht in Frage geſtellt, daß letzterer öfter 
in D. geweſen ſei und bei ſeinen Eltern übernachtet 
habe. Die Reviſion des Staatsanwaltes rügte Ver⸗ 
letzung des § 368 Nr. 8 StGB., Art. 15 PS:GB. und 
Nichtprüfung der Frage, ob nicht zwei Wohnſitze in 
Betracht kämen (BGB. § 711). Sie wurde für be⸗ 
gründet erklärt. 

Aus den Gründen: Die Reviſion weiſt mit 
Recht darauf hin, daß der Angeklagte, wenn er geltend 
machen will, er ſei mit Unrecht als Einwohner von 
D. betrachtet worden und unter die Mitglieder der 
dortigen Pflichtfeuerwehr aufgenommen worden, den 
ſowohl durch Art. 14 PStGB., wie insbeſondere auch 
durch § 23 der Feuerlöſchordnung vorgezeichneten 
Weg der Beſchwerde innerhalb des für Verwaltungs- 
ſachen beſtehenden geſetzlichen Inſtanzenzuges hätte 
beſchreiten müſſen. Nichtsdeſtoweniger aber ſind, auch 
angeſichts des Art. 15 PStGB., die Gerichte befugt, 
mittelbar über dieſe Fragen zu entſcheiden, weil es 
ſich darum handelt, ob der Angeklagte in der hier 
fraglichen Zeit rechtsgültig auf Grund der angeführten 
Feuerlöſchordnung dem § 368 Nr. 8 StGB. unterſtellt 
werden konnte und unterſtellt war. Ob dies der Fall 
war, hängt weſentlich davon ab, ob er nach dem gel— 
tenden Rechte als Einwohner von D. angeſehen werden 
konnte, oder ob vielmehr der Umſtand, daß er ſich 
nach M. abgemeldet, dort eine Wohnung gemietet und 
auch Steuer entrichtet hat, dies ausgeſchloſſen hat. 
Nun iſt von jeher, und beſonders in der Pfalz, für 
die auf dem Wohnſitze beruhenden rechtlichen Be— 
ziehungen zu einer Gemeinde angenommen worden, 
daß bei Mangel anderweitiger Beſtimmungen die 
Regeln des bürgerlichen Rechtes über den Wohnſitz 
maßgebend ſeien. (Vgl. Seydel, Bayer. Staatsr. (2.) 
Bd. 2 S. 49, 56, 54, 86 Note 97 und S. 638 Note 101). 
Nach 87 II BGB. kann jemand gleichzeitig an meh— 
reren Orten einen Wohnſitz haben. Es wäre deshalb 
zu prüfen geweſen, ob der Angeklagte nicht gleichzeitig 
auch einen Wohnſitz in D. gehabt hat. Bejahenden— 
falls hätte für die Zeit ſeines jeweiligen Aufenthaltes 
in D. die . ſich auch auf ihn erſtreckt. 
(Urt. vom 4. Mai 1907, RevR. Nr. 143/07). 
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Oberlandesgericht München. 


I. 

Kann die Gebühr des 8 24 NAGEbO. neben der 
Prozeßgebühr verlangt werden? Die Frage wurde im 
Gegenſatz zu der in Nr. 6 S. 135 dieſes Jahrgangs 
der Zeitſchrift abgedruckten Entſch. des OLG. Nürn— 
berg verneint. 


3 


5 Zeitſchrif 


Gründe: Im gegebenen Fall iſt nicht das Ver⸗ 
fahren des § 109 ZPO. eingeſchlagen, vielmehr der 
Antrag gemäß 8 27 Ziff. 1 der bayer. HO. auf Grund 
Erklärung aller Beteiligten geſtellt worden. Ob in 
einem ſolchen Falle der Anwalt neben der Prozeß⸗ 
ebühr die ½%10 Gebühr des § 24 NAGEbO. fordern 
önne, iſt ſtreitig. Es iſt richtig, daß das OLG. 
Nürnberg in einem Beſchluß vom 20. Januar 1907 
im Fall des § 715 ZPO. die Gebühr dem Anwalt 
zugebilligt hat. Das Berufungsgericht pflichtet jedoch 
für den Fall des an das Prozeßgericht gerichteten 
Rückgabeantrags den Ausführungen von Pfafferoth 
in deſſen Komm. zu RAGEbO. (8 24 Anm. 3 S. 136) 
bei, wonach der Rechtsanwalt die 10 Gebühr nicht 
neben der Prozeßgebühr verlangen kann. Steht dem 
Anwalt für einen nach 8 715 geſtellten Antrag die 
beſondere in 8 24 RAGebOO. vorgeſehene Gebühr nicht 
neben der Prozeßgebühr zu, ſo kann dann, wenn der 


Anwalt des Klägers die Rückgabe der Sicherheit gar 
nicht gemäß $ 715 ZPO. bei dem Prozeßgericht be⸗ 


antragt hat, das die Sicherheitsleiſtung anordnete, 
ſondern bei der Hinterlegungsſtelle, von der Anwend⸗ 
barkeit des S 24 RAGebO. und von der Zuläſſigkeit 
einer Berechnung der dort vorgeſehenen beſonderen 
Gebühr keine Rede ſein. Ob aber etwa nach den Art. 
5 und 8 der VO. vom 26. März 1902 (Geb. der RA. 
i. d. A. d. Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege 
betr.) dem Rechtsanwalt des Klägers für ſeinen an 
die Hinterlegungsſtelle nach 8 27 HD. gerichteten 
Rückgabeantrag noch ein Anſpruch auf eine weitere 
beſondere Gebühr neben der Prozeßgebühr zuſteht, 
kann dahingeſtellt bleiben, da es ſich hierbei doch nur 
um einen ihm etwa gegen feinen Auftragsgeber zu= 
ſtehenden Anſpruch handeln könnte und eine Auslage 
für die Rücknahme der Sicherheit keinesfalls zu den 
Prozeß⸗ oder Vollſtreckungskoſten gehört, die von dem 
Beklagten dem Kläger zu erſtatten ſind (Urt. vom 
13. Mai 1907). 
977 


II. 

Notwendigkeit des Auwaltswechſels; ansländiſche 
Anwaltskoſten; Neiſekoſten (8 91 30.). In einer 
nach Beweiserhebung ſchließlich verglichenen Erb— 
ſchaftsſache mit einem Streitwert von etwa 20 000 Mk. 
verlangte die Klagepartei u. a. 105 Mk. (25 Dollar) 
eines amerikaniſchen Anwalts, 700 Mk. Koſten einer 
Reiſe nach Europa und die volle Vergleichsgebühr 
ihres Anwalts erſtattet, letztere mit der Begründung, 
ihr früherer Anwalt F. ſei während des Progeſſes 
verſtorben. Bei der Feſtſetzung wurden die Koſten 


des amerikaniſchen Anwalts zugebilligt, dagegen die 
Reiſekoſten und 0 Vergleichsgebühr geſtrichen. 


Aus den Gründen des Beſchluſſes der Be⸗ 
(ROG. 23. Februar 1876, SeuffArch. 31 Nr. 333, 


ſchwerdeinſtanz: Die Erſtattungsfähigkeit der 105 Mk. 
Gebühren eines Anwalts in New-Nork find nicht zu 
beanſtanden, da deſſen Quittung über 25 Dollar Be— 
ratungsgebühr vorliegt und der Betrag offenſichtlich 
nicht zu hoch iſt. Die Reiſe von Amerika nach Europa 
war nicht notwendig, weil die Klägerin beim Ab— 
leben der Erblaſſerin ohnehin noch in Deutſchland 
war und damals ſchon von ihrem hieſigen Bevoll— 
mächtigten zweifellos genügende tatſächliche In— 
formation erhielt. Die Reiſe gilt auch offenbar nicht 
in erſter Linie dem Prozeß, für welchen Klägerin nur 
ganz kurze Zeit ihres längeren Aufenthalts in Europa 
verwendet hat; die wichtigeren Prozeßunterlagen ſind 
überhaupt nicht von ihr, ſondern von deutſchen Be— 
hörden erholt worden. Der jetzige Prozeßbevoll— 
mächtigte RA. S. hat allerdings keine Verhandlungs— 
gebühr erhalten und deshalb von der Klägerin die 
ganze Vergleichsgebühr zu beanſpruchen; erſtattbar 
iſt aber der Mehrbetrag über die Koſten eines Anwalts 
nicht, weil die Vollmacht nicht nur auf den früheren, 
nun geſtorbenen RA. F., ſondern auch auf deſſen 


für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 15 u. 16 


333 


damaligen Sozius RA. O. lautet, der ſeine Berufs⸗ 
tätigkeit noch ausübt, wenn auch nicht mehr in der 
Kanzlei des RA. F., welche RA. S. übernommen hat. 
(Beſchl. vom 18. April 1907; BeſchwR. 79/07 5 
915 f 


Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Unfall beim Holzſchneiden mit einer Kreisſäge; 
77155 der Haftung des Sägewerksbeſitzers nach § 823 
bſ. 1 und 2, 8 662 BGB. Der Kläger, ein Holz⸗ 
händler und Wirt, ließ im Dampfſägewerk des Be⸗ 
klagten Holz ſchneiden; die zum Schneiden beſtimmte 
Kreisſäge wurde vom Beklagten bedient, dem der 
Kläger das Holz hinreichte. Der Beklagte verließ, da 
er veranlaßt wurde, für einen anderen Kunden die 
von der gleichen Dampfmaſchine getriebene Schrotmühle 
in Lauf zu ſetzen, die Holzſäge auf einen Augenblick 
und bat den Kläger, um keine Unterbrechung des 
Sägebetriebes eintreten zu laſſen, für die kurze Zeit 
der Abweſenheit das Holzſchneiden zu übernehmen. 
Der Kläger tat dies, brachte aber bald ſeine linke 
Hand in die Säge, die ihm vier Finger abriß. Die 
auf Verletzung der Vorſchriften von 8 823 Abſ. 1 
(Betrauung des mit der Arbeit nur oberflächlich 
vertrauten Klägers mit ungewöhnlich gefährlicher 
Maſchinenarbeit) und Abſ. 2 (Fehlen der nach den 
Unfallverhütungs⸗Vorſchriften der Berufsgenoſſenſchaft 
notwendigen Schutzhaube) geſtützte Klage und die Be- 
rufung wurden zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: J. Der Kläger, der früher 
entweder ſelbſt ein Sägewerk zu eigen gehabt oder 
wenigſtens an einem ſolchen bei ihm aufgeſtellten Werke 
gearbeitet, auch ſchon mehrmals mit der Kreisſäge 
des Beklagten Holz geſchnitten hat, iſt der zum Holz— 
ſchneiden nötigen Handgriffe mächtig und mit der Gefahr 
des Hantierens an einer durch Dampf getriebenen 
Kreisſäge vertraut geweſen. Nur hierauf kommt es 
an, nicht darauf, ob der Kläger eine beſondere Gewandt⸗ 
heit oder Fertigkeit im Holzſchneiden beſaß. Einem 
Manne von der Erfahrung des Klägers durfte der Be— 
klagte unbedenklich das Holzſchneiden auf kurze Zeit 
überlaſſen. Die Entſcheidung fällt nicht anders, auch 
wenn das Anſinnen, während der kurzen Abweſenheit 
das Holzſchneiden zu beſorgen, als ein Auftrag im 
Sinne des 8 662 BGB. betrachtet wird. Da der Kläger 
bei der Uebernahme des Auftrags die mit der Geſchäfts— 
beſorgung verbundene Gefahr gekannt hat, liegt, inſoweit 
die Erteilung des Auftrags in Frage iſt, kein Ber: 
ſchulden des Beklagten vor. Für den Schaden aber, 
der dem Beauftragten bei der Ausführung des Auf— 
trags entſtanden iſt, braucht der Auftraggeber nicht 
einzuſtehen, da ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt 


Matthiaß I 541). Eine Haftung des Auftraggebers 
hat, man mag dem Umſtande, in weſſen Intereſſe 
die Vollziehung des Auftrags geſchieht, wie überhaupt 
der Billigkeit noch ſo große Bedeutung einräumen, 
umſoweniger ſtatt, als das Eintreten des Klägers in 
die Rolle des Schnitters weder im alleinigen noch 
überwiegenden Intereſſe des Beklagten (Nichtabſtellung 
des Triebwerks) vielmehr im beiderſeitigen, wenn 
nicht überwiegenden Intereſſe des Klägers (ununter— 
brochener Fortgang des Schneidegeſchäfts) erfolgte. 
II. Das Fehlen der Schutzhaube, die ſich nach den 
Unfallverhütungs-Vorſchriften der Holzinduſtrie-Be— 
rufsgenoſſenſchaft über der Kreisſäge zu befinden hat, 
zur Zeit des Unfalls aber nicht da war, begründet 
keine Haftpflicht. Aus dem Geſichtspunkte des Auf— 
trags nicht; denn der Kläger löſte den Beklagten erſt 
ab, als er ihm ſchon längere Zeit an der Säge ge— 
holfen hatte; er hat alſo den Auftrag in Kenntnis 
des Zuſtands der Säge übernommen und dabei aus 
freien Stücken, nicht durch ein Abhängigkeitsverhältnis 


gebunden gehandelt Aber auch wegen einer Ber: 
letzung von 8 823 Abſ. 1 oder Abſ. 2 BGB. kann die 
Klage nicht durchdringen, da der Kläger den Beweis 
für den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem 
Mangel der Schutzhaube und dem Unfalle nicht er— 
bringen kann. 
gleichviel ob er ſeinen Anſpruch auf Abſ. 1 oder Abſ. 2 
von § 823 gründet, alſo auch für den Fall, daß in den 
nach § 112 Gew VG. erlaſſenen Unfallverhütungs⸗ 
Vorſchriften ein wahres Schutzgeſetz zu erblicken wäre,!) 
und der Kläger, obwohl er kein im Betriebe des Be- 
klagten beſchäftigter Arbeiter war, doch für die Zeit, 
wo er die Säge bediente, zu denjenigen Perſonen 
gehört haben ſollte, zu deren Sicherung das Schutz— 
geſetz dienen ſoll. Eine Vermutung für den urſächlichen 
Zuſammenhang zwiſchen Schaden und Verſchulden 
beſteht nicht, mag die Schuld in dem Verſtoße gegen 
ein Schutzgeſetz oder in einer Widerrechtlichkeit beruhen, 
die nach den allgemeinen Grundſätzen über Haftung 
wegen Fahrläſſigkeit zu beurteilen iſt; ſie beſteht auch 
nicht für den Fall, daß der Verletzte, wie hier, genauere 
Angaben über den konkreten Hergang nicht macht und 
daß ihm dies im Hinblick auf die Beſonderheit des 
Falles nicht zugemutet werden kann. Nur iſt in einem 
ſolchen Falle zu prüfen, ob nicht die Wahrſcheinlichkeit 
eines urſächlichen Zuſammenhanges nach der Sachlage 
‚und nach der Erfahrung des täglichen Lebens groß 
iſt und damit die Zurückführung des Schadens auf 
eine andere Urſache ausſchließt. (Es wird ausgeführt, 
daß die Erhebungen über den Unfall eine ſolche Wahr— 
ſcheinlichkeit nicht begründen). (Urteil vom 5. März 
1907, L 2.07). 


951 Mitpet. von Oberlandesgerichtsrat Lunglmauyr in Zweibrücken. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


I 


Grenzmanerrecht: Abtretbarkeit der Erſatzforderung 
auf die Hälfte der Koſten der Greunzmauer. (5 921 BGB., 
Art. 68 ff. AG. J. BGB.). In einem notariellen Ver⸗ 
trage vom 12. April 1904 verkauften die Eheleute K. 
den Bauplatz Pl.-Nr. 958! , an deſſen Seiten die Pl. 
Nr. 958 ½ und 958 ½o0 angrenzen., an die Eheleute J. 
Der Vertrag beſtimmt in Ziff. VI u. a.: „Die Käufer 
als Beſitzer des Kaufobjekts und die Verkäufer als 
Beſitzer der anſtoßenden Objekte Pl.-Nr. 958 %⅜ und 
958½0 räumen ſich hiermit gegenſeitig das An- und 
Aufbaurecht an den betreffenden Eigentumsgrenzen 
ein; der erſtbauende Teil muß die Grenzmauer je zur 
hälftigen Breite auf das beiderſeitige Grundbeſitztum 
ſtellen, ſoweit Hauptgebäude in Frage kommen. Der 
zweitbauende Teil iſt beim Anbau zur Benützung der 
Grenzmauer verpflichtet und muß dem erſtbauenden 
die Hälfte der Herſtellungskoſten dieſer Mauer von 
Gebälk zu Gebälk vergüten. Alle dieſe Grenzbauver— 
hältniſſe gehen auf ſämtliche beiderſeitige Beſitznach— 
folger über.“ Die Eheleute J. erbauten auf Pl.-Nr. 
958% unter Benützung der Grundſtücke Pl.-Nr. 9583 
und 958%) zur Aufſetzung der Grenzmauern ein 
Wohnhaus. Dieſes kaufte Frau G. Sie erwarb auch 
die Pl.⸗Nr. 958 ⅛ . Die Eheleute J. traten nach Vollen— 
dung des Hauſes an L. „alle aus obigen Grenz-An— 
und Aufbaurechten zuſtehenden Anſprüche auf Ent— 
ſchädigung“ ab. Frau G. klagte gegen L. mit dem 
Antrag auszuſprechen: L. habe anzuerkennen, daß ihm 
Anſprüche auf Entſchädigung für das An- und Auf— 
baurecht an den auf dem Grundſtücke Pl.-Nr. 9581, 
errichteten Grenzmauern gegenüber dem Eigentümer 


) Anm. des Ein ſen ders. Das OL ch. Bamberg bat mit 
Urteil vom 21. Oktober 190 (Jabrgang 1900 S. 126 dieſer Zeitſchrift) 
die Fiage belabt, ſie iſt aber immer noch ſebr zweifelbaft. 
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Dieſer Beweis liegt dem Kläger ob, 
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der Grundſtücke Pl.⸗Nr. 958 und 958 0 nicht zu⸗ 
ſtehen.“ Das Landgericht gab der Klage ſtatt. Das 
OLG. wies die Berufung zurück. 

Aus den Gründen: In einigen Rechtsgebieten 
galten früher für die ſog. Kommunmauern folgende 
Rechtsſätze Der Eigentümer eines noch unüberbauten 
Grundſtücks mußte gegenüber dem bauenden Nach— 
barn „halbe Mauerſtatt“ geben d. h. geſtatten, daß 
die Umfaſſungsmauer des an die Grenze kommenden 
Nachbarhauſes zur Hälfte auf ſein Grundſtück geſetzt 
werde; dagegen erwarb er ſelbſt kraft des Geſetzes 
Miteigentum an der entſtehenden Mauer und konnte 
ſie mitbenützen; im Falle der Mitbenützung bei eigener 
Bauführung hatte er dem Nachbarn die ſog. Ablöſung 
d. h. den Wertserſatz der halben Mauer zu zahlen. 
Dieſe Regelung iſt vom BGB. nicht übernommen 
worden. Auch das AG. z. BGB. hat den 19 „Kom⸗ 
munmauerzwang“ nicht eingeführt. Es hat nur in 
den Art. 68, 69, 70 Vorſchriften über die Erhöhung 
und Verſtärkung von Grenzmauern und gemeinſchaft⸗ 
lichen Mauern getroffen. Im übrigen iſt es den 
Nachbarn überlaſſen, die Verhältniſſe durch Vertrag 
zu regeln. Für das alte Recht und für die Anwen— 
dung der Art. 68 ff. AG. haben das Oberſte Landes- 
gericht und das OLG. München den Grundſatz auf: 
geſtellt, daß der Anſpruch auf Entſchädigung ohne 
das Eigentum des Grundſtücks des erſtbauenden Nach— 
barn nicht übertragen werden könne und daß die Ab— 
tretung dieſes Anſpruchs für ſich allein erſt zuläſſig 
und möglich ſei, wenn der andere Nachbar den An— 
bau ausgeführt habe, daß alſo der Entſchädigungs— 
anſpruch dinglich mit dem Eigentum der Grundſtücke 
verbunden ſei und daß er erſt mit der tatſächlichen 
Benützung der Grenzmauer zu einem perſönlichen An— 
ſpruch zwiſchen den beiden Nachbarn werde. Nach 
dem Wortlaute des Vertrags vom 12. April 1904 iſt 
die Annahme gerechtfertigt, daß die Vertragsteile ein 
dem „Kommunmauerzwang“ des alten Rechtes ähn— 
liches Rechtsverhältnis ſchaffen und insbeſondere den 
Entſchädigungsanſpruch für die Benützung der Grenz— 
mauern dinglich mit dem Eigentum der Grundſtücke 
wenigſtens ſo lange vereinigen wollten, bis von dem 
Anbaurechte Gebrauch gemacht ſei. Zum Beweiſe des 
Gegenteils kann nicht darauf Bezug genommen werden, 
daß die Eheleute X. nach Ueberbauung der Pl.-Nr. 958 
ihre vertragsmäßigen Entſchädigungsanſprüche an L 
abtraten. Der Grund kann recht wohl in einer nach— 
träglichen einſeitigen Willensänderung liegen. Ab— 
geſehen davon behandeln die Eheleute J. ſelbſt die 
Anſprüche als dinglich, indem ſie die Rechtsnachfolger 
der Eheleute K. als durch den Vertrag vom 12. April 
1904 verpflichtet erachten. In dieſem Widerſpruche 
bewegt ſich auch L., der ausführt, die Eheleute J. als 
erſtbauender Teil hätten eine Aufwendung zugunſten 
des ſpäter bauenden Nachbarn gemacht und demnach 
Erſatz nach den Grundſätzen über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung zu fordern, dieſer An— 
ſpruch ſei alſo ein rein perſönlicher, während er 
anderſeits ſich für befugt hält, die im Vertrage vom 
12. April 1904 bedungene Entſchädigung von den je— 
weiligen Eigentümern der Grundſtücke Pl.-Nr. 958 ¼ 
und 958½ò zu fordern. Es fragt ſich nun, ob mit 
Rückſicht auf die vom BGB. beſtimmte Beſchränkung 
der zuläſſigen Formen dinglicher Rechte die von den 
Vertragsteilen gewollte Dinglichkeit des Rechtsverhält— 
niſſes zuläſſig iſt. Die Frage iſt zu bejahen. Die 


Einräumung des Rechtes zum Aufbau auf der Grenze 


der aneinanderſtoßenden Grundſtücke ſchuf eine Grund— 
dienſtbarkeit zugunſten des jeweiligen Eigentümers 
des zuerſt überbauten Grundſtücks und zu Laſten der 
Nachbargrundſtücke, die der Eintragung nicht bedurfte 
(Art. 187 EG. z. BGB., Art. 10 UeG.). Indem die 
Eheleute J. bei Herſtellung des Hauſes auf Pl. 
Nr. 958 ½ auf die Grenze von Pl.-Nr. 9581 und 
958 ½¼Vỹ . bauten, übten fie dieſe Grunddienſtbarkeit aus. 
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Die auf den letzteren Grundſtücken ſtehenden Dauer: 
teile des Hauſes Nr. 9g wurden in Abweichung von 
den Vorſchriften in 8 946 und 941 BGB. gemäß 
8 951 Satz 2 BGB. nicht weſentliche Beſtandteile der 
Grundſtücke Pl.⸗Nr. 958 / und 958, ſondern blieben 
bei dem Eigentum von Pl.⸗Nr. 958½. Der überbaute 
Grund und Boden des Nachbarn blieb in ſeinen 
Eigentumsverhältniſſen unberührt. Die Einräumung 
der Berechtigung zum Anbau an die Grenzmauern 
von Pl.⸗Nr. 958% ohne Beſchränkung auf ihren auf 
den Nachbargrundſtücken ſtehenden Teil begründet ſo— 
mit gleichfalls Grunddienſtbarkeiten, und zwar zu⸗ 
gunſten der jeweiligen Eigentümer der Grundſtücke 
Pl.⸗Nr. 958 / und 958½ꝭ und zu Laſten der Pl.⸗Nr. 
958 ½¼. Es iſt jedoch die Verpflichtung zu einer Gegen- 
leiſtung für ihre Ausübung beſtimmt, beſtehend in dem 
Erſatze der Hälfte der Herſtellungskoſten der zum An- 
bau benutzten Grenzmauern. Es iſt beſtritten, ob mit 
einer Dienſtbarkeit die Pflicht zu einer Gegenleiſtung 
ſo verknüpft werden könne, daß die Verbindlichkeit 
auf alle Rechtsnachfolger des urſprünglich Berechtig— 
ten übergehe. Aber auch die Schriftſteller, welche die 
Frage verneinen, geben die Möglichkeit einer Ver⸗ 
knüpfung der Verbindlichkeit mit dem Eigentum des 
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Die Regelung der Anbau- und Aufbauverhältniſſe iſt 
Sache der Vereinbarung der Nachbarn. Dieſe Regelung 
findet zuweilen mit möglichſter Anlehnung an das 
alte Recht und das Recht der Art. 68 ff. AG. z. BGB. 
ſtatt. Für ſolche Fälle hat ſich, wenn auch nicht ohne 
Schwankungen, der Grundſatz gebildet, daß der Ent: 
ſchädigungsanſpruch dinglich mit dem Eigentum der 
Grundſtücke verbunden ſei und erſt mit der tatſäch⸗ 
lichen Benützung der Grenzmauer zu einem perſön⸗ 
lichen Anſpruche zwiſchen den beiden Nachbarn werde. 
Die Regelung kann aber auch ohne Rückſicht auf die 
Schaffung einer ſolchen nach dem Rechte des BGB. 
möglichen Rechtslage erfolgen. Der hier maßgebende 
Vertrag beſtimmt, daß die Giebelmauer des von den 
Eheleuten H. auf Pl.⸗Nr. 146 ½2 zu errichtenden 
Hauſes mit halber Mauerſtärke auf die Grenze von 
Pl.⸗Nr. 146 ½: einerſeits und Pl.⸗Nr. 146, und 
146 ½½s des B. anderfeits zu ſtehen kommen und ſomit 
zur Hälfte Beſtandteil der Nachbargrundſtücke werden 
ſolle. Weiter heißt es, die jeweiligen Eigentümer der 
Nachbargrundſtücke ſeien berechtigt, die auf ihr Grund— 
ſtück zu ſtehen kommende Giebelmauer zum Ans und 


Aufbau zu benützen. Hierin liegt nicht die Beſtellung 


berechtigten Grundſtücks im Wege der Bedingung zu, 


die nicht ausdrücklich beſtimmt zu werden brauche. 


Im Anſchluſſe hieran ſtellt ſich das OLG. auf den 


Standpunkt, daß hier die Entſchädigungsforderung für 
das Anbaurecht noch mit dem Eigentum des Grund— 
ſtücks Pl.⸗Nr. 958½ verbunden iſt, für ſich allein alſo 
auf den Beklagten nicht übertragen werden konnte und 
daß deshalb die Klage begründet iſt, mochte auch die 
Klägerin von der Abtretung beim Erwerbe der Pl. 
Nr. 958% Kenntnis haben. (Urteil des I. ZS. vom 
5. April 1907, Ber. R. 10/1906). 

955 Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Geiersböfer in Nürnberg. 


II. 


Grenzmanerrecht; Erſtattung eines Teils der Koſten 
der Errichtung einer Grenzmaner an den Nachbar 
(88 921, 328 BGB.). In einem notariellen Ver⸗ 
trage vom 11. September 1901 verkaufte B. das 
Grundſtück Pl.⸗Nr. 146½: an die Eheleute H. Im 
Vertrag iſt beſtimmt, „daß die Käufer oder ihre 
Beſitznachfolger verpflichtet ſeien, die Giebelmauern 


des auf dem Kaufgegenſtande zu errichtenden Hauſes 


fo auf die Grenze zwiſchen dem Kaufgegenſtande 
und den beiden Nachbargrundſtücken des Verkäufers 
Pl.⸗Nr. 146121 und 146 ½9s zu ſtellen, daß fie je 
mit halber Mauerſtärke auf das gekaufte Grund— 


ſtück und das anſtoßende Nachbargrundſtück zu ſtehen 


kämen und ſomit zur Hälfte Beſtandteil der Nachbar— 
grundſtücke würden, daß ferner die jeweiligen Eigen— 
tümer der beiden Nachbargrundſtücke berechtigt ſeien, 
die auf ihr Grundſtück zu ſtehen kommende Giebel— 
mauer zum An- und Aufbau zu benützen, daß endlich, 
falls die Eigentümer der Pl.-Nr. 146½ 1 und 146½½ 
von dieſem Rechte Gebrauch machten, ſie dem jewei— 
ligen Eigentümer des Kaufgegenſtandes die Hälfte 
der Herſtellungskoſten der Giebelmauer zum Betrage 
von 20 Mk. für den Kubikmeter zu erſetzen hätten“. 
Pl.⸗Nr. 146 ½½ ging mit dem darauf gebauten Haufe 
1902 in das Eigentum des M. über und von dieſem 
erwarben es 1903 die Eheleute K., die Kläger. Pl.⸗ 
Nr. 146 ½s kauften die Eheleute N., die Beklagten 
1905 von B.; ſie errichteten darauf unter Benützung 
der Giebelmauer von Pl.-Nr. 146½2 ein Haus. Die 
Eheleute K. erhoben als Eigentümer der Pl.-Nr. 14612: 
gegen die Eheleute N. Klage auf die Hälfte der Her— 
ſtellungskoſten der von den Beklagten zum Anbauen 
benützten Giebelmauer von Pl.-Nr. 146 ½2. Die Klage 


wurde abgewieſen. Das OLG. verwarf die Berufung. 


Gründe: Weder das BGB. noch das AG. z. BGB. 


haben den ſog. „Kommunmauerzwang“ aufgenommen. 


! 


einer Grunddienſtbarkeit, eines Rechtes an fremder 
Sache, da die Grundſtücke Pl.⸗Nr. 146 ½ und 146 ½½ 
und die vertragsmäßig als weſentliche Beſtandteile 
mit ihnen verbundenen Giebelmauerteile nicht Gegen- 
ſtand beſonderer Rechte fein können (8 93 BGB.), 
ſondern es iſt damit nur das nach $ 903 BGB. ſelbſt⸗ 
verſtändliche Recht der Eigentümer von Pl.-Nr. 14671 
und 146 ½s auf Benützung ihres Eigentums ausge— 
ſprochen. Die in dem Vertrage feſtgeſetzte Entſchädi⸗ 
gung für die Benützung der Giebelmauer zum Anbau 
iſt demnach nicht die Gegenleiſtung für die Einräu- 
mung einer Dienſtbarkeit, ſondern der Preis für die 
Ueberlaſſung der Giebelmauerhälfte an den damaligen 
Eigentümer der Grundſtücke Pl.-⸗Nr. 146 ½1 und 
146 ½ß. Nur die Fälligkeit dieſer Entſchädigungs⸗ 
forderung iſt von der Benützung der Giebelmauern 
zum Anbau abhängig gemacht. Nach der Be⸗ 
ſtimmung des Vertrags, daß die Giebelmauer der 
Pl.⸗Nr. 146 ½; mit dem auf den Nachbargrundſtücken 
aufgeſetzten Teile Beſtandteil dieſer Grundſtücke werden 
und inſoweit von deren Eigentümern zum Anbau be— 
nützt werden ſolle, iſt auch die Annahme einer Grenz— 
einrichtung zur gemeinſchaftlichen Benützung nach 
SS 921, 922, 741 ff. BGB. ausgeſchloſſen. Auch von 
einem Vertrage zugunſten eines Dritten, der ein 
Schuldverhältnis, alſo perſönliche Rechtsbeziehungen 
vorausſetzt (§S 328 BGB.), kann keine Rede fein; denn 
abgeſehen davon, daß der Dritte genau bezeichnet ſein 
müßte, kommt bei dem Vertrage vom 11. September 
1901 kein Dritter als Gläubiger des Entſchädigungs— 
anſpruchs in Frage. Wenn man übrigens einen Ver— 
trag zugunſten eines Dritten, nämlich des jeweiligen 
Eigentümers der Pl.-Nr. 146 ½: zur Zeit der Aus- 
führung des Anbaus annehmen würde, wären die Ehe— 
leute K. zwar zur Klage berechtigt, nicht aber zur 
Klage gegen die Eheleute N., die dem Vertrage vom 
11. September 1901 ferne ſtehen und auch nachträg— 
lich nicht die aus dieſem Vertrage gegen den Vertrags- 
teil B. entſtandene Schuld gegenüber dem Gläubiger 
übernommen haben (Urt. des I. ZS. vom 6. April 
1907, Ber R. 22/07). 

957 Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Geiersböfer in Nürnberg.) 


1) Anm. des Herausgebers. Die beiden bier mit⸗ 


geteilten Urteile laſſen erkennen, daß die Fragen des Grenzmauer— 


rechts noch keineswegs geklärt find. Aeußerungen aus dem Xejerfreis 
über die beiden Urteile wären uns erwünſcht. 
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Die neueſte wieder ſorgfältig durchgearbeitete 
Auflage dieſes berühmten Kommentars, der immer 
noch die erſte Stelle unter den Kommentaren zur StPO. 
einnimmt, bedarf wohl keiner weiteren Empfehlung. p 


Nönnberg, Dr. W., Landgerichtsrat. Das Reichs⸗ 
und Landes⸗Lotterie⸗ und ſonſtige Glück⸗ 
ſpiel⸗Strafrecht im Gebiete der preußiſchen 
Lotteriegemeinſchaft. Handbuch für die Strafrechts— 
praxis und den Lotterieverkehr. Roſtock 1906, E. J. 
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Eine der letzten wiſſenſchaftlichen Arbeiten des 


| 


verſtorbenen Senatspräſidenten am Kammergerichte 


Berlin, G. Eichhorn, iſt die in der Zeitſchrift „Das 
Recht“ 1907 S. 163 ff. erſchienene Abhandlung über 
„Das Lotterieſtrafrecht der Gegenwart, 
ſpeziell in Preußen“. Die Anregung zu dieſer Ab— 
handlung bot das eben genannte anfangs dieſes Jahres 
erſchienene Werk. Wer ſich mit dem Gegenſtande be— 
faßt hat, weiß, daß noch vieles daran recht unerfreulich 
iſt und daß das Lotterieſtrafrecht der Gegenwart ſehr 
im argen liegt. Ob eine Ausdehnung der Lotterie— 
gemeinſchaft auf ganz Deutſchland einmal zu beſſeren 
Zuſtänden des Strafrechts im Lotterieverkehr führen 
wird, kann mit Beſtimmtheit wohl nicht behauptet 
werden. Jedenfalls wäre eine Beſſerung ſehr wünſchens— 
wert. Der Rechtſprechung wie der Wiſſenſchaft, die 
beide in gleicher Weiſe in der Lage ſind, zu dieſer 
Beſſerung beizutragen, werden das genannte, ſehr ein— 
gehende und verdienſtvolle Werk nicht minder wie die 
angeführte Abhandlung gewiß gute Dienſte leiſten. 


von Sutner. 


Notizen. 
Die Anwendung der bedingten Begnadigung, über 


deren ſtetiges Fortſchreiten wir in Nr. 3 dieſes Jahrg. 


auf S. 71 berichtet haben, erfahrt eine weitere Förde— 
rung durch die Bekanntmachung des Staatsminiſteriums 
der Juſtiz vom 16. Juli 1907 (JMBl. S. 205). Es 
werden zunächſt die einſchränkenden Vorſchriften der 
Bekanntmachung vom 24. März 1896 (JM Bl. S 72ff.) 
aufgehoben (A III Nr. 1 bis 8 dieſer Bek.). Dieſe 
Vorſchriften, nach denen unter gewiſſen Vorausſetzungen 
vom Antrag auf Bewilligung einer Bewährungsfriſt 
für die Regel abzuſehen war (ſo z. B. dann, wenn der 
Verurteilte Schon früher eine Freiheitsſtrafe erſtanden 
hatte), hatten manchmal die richtige Würdigung des 
Einzelfalles erſchwert und man hatte ſich in der Praxis 
auch ſchon vielfach über ſie hinwegageſetzt. Die Bekannt— 
machung vom 16. Juli 1907 macht ferner beſonders 
darauf aufmerkſam, daß auch Perſonen eine Be— 
währungsfriſt bewilligt werden kann, die das 18. Lebens— 
jahr bei Begehung der Tat ſchon vollendet hatten. 
Auch hier hat die Praxis ſchon längere Zeit die engen 
Schranken durchbrochen, welche die Bekanntmachung 
vom 26. März 1896 zog: unter den im Jahre 1690 
bedingt begnadigten 3635 Perſonen befanden ſich z B. 
956 oder 26.3% Erwachſene. Die Höhe der Strafe 
ſoll die Gewährung der bedingten Begnadigung gleich— 
falls nicht mehr grundſätzlich ausſchließen. 


Antrag auf Widerruf der Bewährungsfriſt ſoll 
nach der Bekanntmachung vom 16. Juli 1907 nicht 
wegen jeder neuen Verurteilung geſtellt werden: viel: 
mehr ſoll, wenn die zweite Verfehlung gering iſt, ge— 
prüft werden, ob ſich nicht auch in Anſehung der neuen 
Strafe die Anwendung der bedingten Begnadigung 
empfiehlt. Beſonders bemerkenswert iſt, daß im Falle 
einer neuen Verurteilung die Vollſtreckung der neuen 
Strafe in der Regel nicht eingeleitet werden ſoll, ſo⸗ 
lange nicht feſtſteht, ob der Verurteilte nicht auch hin- 
ſichtlich der neuen Strafe eine Bewährungsfriſt erhält. 

Es iſt wohl anzunehmen, daß die wohltätige 
Wirkung der bedingten Begnadigung bei verſtändiger 
Handhabung der neuen Vorſchriften noch deutlicher 
als bisher zutage treten wird. 


Die Verhängung der Unterſuchungshaft nach Mög⸗ 
lichkeit einzuſchränken, tft das Ziel der im JM Bl. Nr. IX 
auf S. 201 bis 204 veröffentlichten Bekanntmachung 
des Staatsminiſteriums der Juſtiz vom 16. Juli 1907. 
Die Klagen darüber, daß zu viel verhaftet wird, ſind 
alt und nicht immer unbegründet; ſie haben auch ſchon 
dem preußiſchen Juſtizminiſter Anlaß zu einer auf— 
ſichtlichen Weiſung an die Staatsanwälte gegeben, 
welche die Vermeidung ungerechtfertigter Haftanträge 
einſchärfte (vgl. v. Liszt, Reform des Strafverfahrens 
[Berlin 1906] S. 42, 43). Da die StPO. bei der Löſung 
der Haftfrage dem Gerichte ſehr weiten Spielraum 
läßt, weiſt die Bekanntmachung vom 16. Juli 1907 
die Staatsanwälte und die Amtsanwälte an, mit be— 
ſonderer Genauigkeit die Frage, ob Unterſuchungshaft 
beantragt werden ſoll, auch dann zu prüfen, wenn die 
geſetzlichen Vorausſetzungen ihrer Anordnung vor— 
liegen. Insbeſondere ſoll erwogen werden, ob der 
Beſchuldigte mit Rückſicht auf feine perſönlichen Ver- 
hältniſſe überhaupt in der Lage iſt, ſich der Straf— 
verfolgung dauernd oder doch für längere Zeit zu 
entziehen. Den Abſichten der Bekanntmachung wird 
es hiernach entſprechen, daß mit der Unterſuchungshaft 
insbeſondere die bäuerliche Bevölkerung möglichſt ver— 
fhont wird, deren Angehörige in der Regel fo feſt mit 
der Scholle verwachſen ſind, daß Flucht von ihnen nicht 
zu befürchten iſt, nicht minder aber auch ſeßhafte Ge— 
werbetreibende, deren Vermögen in Geſchäften angelegt 
iſt und nicht ohne weiteres flüſſig gemacht werden 
kann, und verheiratete Lohnarbeiter, die als einzige 
Ernährer der Familie an den Ort ihres Verdienſtes 
gefeſſelt ſind. Beſondere Vorſicht ſoll auch bei der 
Anordnung der Unterſuchungshaft gegen jugendliche 
Verbrecher geübt werden, zumal dann, wenn anzu— 
nehmen iſt, daß im Falle ihrer Verurteilung die be— 
dingte Begnadigung befürwortet werden kann. 

Es ſei bei dieſer Gelegenheit darauf aufmerkſam 
gemacht, daß die Zahl der Unterſuchungsgefangenen 
in den bayeriſchen Gerichtsgefängniſſen ſeit 1902 ſinkt, 
wenn auch nicht in ſehr erheblichem Maße und nicht 
ganz ſtetig. (Geſamtzahl der Unterſuchungsgefangenen 
1902: 53259; 1903: 52003: 1904: 48 505; 1905: 
49374; Zahl der Unterſuchungsgefangenen am Schluſſe 
der Jahre 1902: 1992; 1903: 1846; 1904: 1825; 
1905: 1848). 
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die Zunahme der Berweiſe und der Geldſtrafen fängniſſe anhaltend nach. Die Zahlen der wegen 


Uebertretungen Verurteilten bewegen ſich, 
in der bayeriſchen Etrafrechtspflege. von einem einmaligen Sinken im Jahre 1902 
Von Friedrich Manglkammer, | abgeſehen, ſeit 1900 ſogar in erheblich aufſteigender 


III. Staatsanwalt im K. Staatsminiſterium der Juſtiz. Linie: ihre Zahl iſt von 257 037 im Jahre 1900 


auf 267110 im Jahre 1906 angewachſen; die 
Mehrung des Jahres 1906 gegenüber dem Jahre 
1900 beträgt mehr als 10000. Hiernach müßte 
eher eine zunehmende Bevölkerung, als eine Ent— 
völkerung der Gefängniſſe zu verzeichnen ſein. 
Die Frequenz der Gefängniſſe ſinkt wegen der 
häufigen Anwendung der „bedingten Begnadi— 


Seit einigen Jahren nimmt der Bevölkerungs⸗ 
ſtand der bayeriſchen Strafanſtalten und Gerichts— 
gefängniſſe nicht unerheblich ab. 

In den Strafanſtalten hat ſich die Zahl 
der Gefangenen, die neu zuging, ſeit 1902 
ununterbrochen verringert. Sie betrug 


1902: 9871 4 ee 
1903: 9336 gung” ); fie ſinkt aber auch noch aus einem 
1904. 7403 anderen Grunde. 

19 05 5812 Es iſt eine unleugbare Tatſache, daß die Ge⸗ 


richte mehr und mehr geneigt werden, jugendliche 
Perſonen im Sinne des $ 57 des Strafgeſetzbuchs 
vor der Bekanntſchaft mit dem Gefängniſſe und 
ihren ſchlimmen Folgen zu bewahren, und in den 
Fällen, in denen das Geſetz dies zuläßt, in immer 
1903 „ „ 130531 ſteigendem Maße ſtatt auf eine Freiheitsſtrafe auf 
1905 3 55 5 | 1 1 8 5 auf Verweiſes 1 0 115 ie 
I um weiſen die (auf der nächſten Seite) folgenden Zu⸗ 

e 115 558) ſammenſtellungen. 

Der ſtändige Rückgang des Gefangenenſtandes Es ergibt ſich: Die Zahl der wegen Ver⸗ 
hat ſeinen Grund nicht in einem Rückgange der brechen und Vergehen gegen die Reichsgeſetze ver⸗ 
Kriminalität. Die Zahl der wegen Verbrechen urteilten Jugendlichen weiſt eine Mehrung bis 
und Vergehen gegen Reichsgeſetze) Ver: | 1899 auf; mit der Zunahme der Verurteilungen 
urteilten ſchwankt ſeit dem Jahre 1897 zwiſchen ging eine Zunahme der erkannten Verweiſe Hand 
65 000 und 69 000. Sie ſank im Jahre 1900 in Hand; der verhältnismäßige Anteil dieſer 


gegen das Vorjahr von 69 001 auf 65326, ftieg | Strafart iſt jedoch nicht gleich geblieben, ſondern 
in den beiden folgenden Jahren bis auf 67 650, ec BELA 
| 
u 
| 
Ä 
| 


In den Gerichtsgefängniſſen find jeit 
1901 von Jahr zu Jahr weniger neue Straf— 
gefangene zugegangen. 

1901 waren es 140 226 
1902 „ „ 139 592 


um im Jahre 1903 wieder auf 65 373 zurück⸗ 
zugehen. Das Jahr 1904 brachte eine Steige⸗ 
rung auf 65824, das Jahr 1905 auf 66 288.9) In 
dem Zeitraume von 1899 bis 1905 weiſt ſohin das 
Jahr 1900 die niederſte Kriminalitätsziffer auf. 
Trotzdem lä läßt ſeit 1901 die Belegung der Ge— 


1 Die 8 Zahlen find der bayeriſchen Juſtizſtatiſtik 
entnommen. 

2) Mit Ausſchluß der Vorſchriften über die Er: | 
hebung öffentlicher Abgaben und Gefälle. 


) Der Umfang, den die Anwendung der bedingten 
Begnadigung angenommen hat, iſt erörtert in einer 
Abhandlung des Landgerichtsrats von der Pfordten 
„Strafrechtspflege und Begnadigungsrecht“ (erſchienen in 
Nr. 282 und 283 der Beilage zur Allgemeinen Zeitung 
vom Jahre 1906). Dort iſt auch eine Ueberſicht über 
den Ab- und Zugang jugendlicher Strafgefangener 
in den Strafanſtalten veröffentlicht. Sie läßt er— 
ſehen, daß am Schluſſe des Jahres 1905 245 Jugend— 
liche gegenüber 468 Jugendlichen am Schluſſe des 
Jahres 1899 verwahrt wurden. Im Jahre 1906 iſt 
eine weitere Minderung eingetreten. Der Zugang 

). Für das Jahr 1906 find die Ergebniſſe der | betrug 625 (1905: 661), der Abgang 653 (1905: 671), 
Statiſtik in Anſehung der Verbrechen und Vergehen die Zahl am Schluſſe des e 217. (Vgl. Bay fk. 
gegen die Reichsgeſetze noch nicht bekannt. 1907 S. 71). 
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erheblich geſtiegen. Seit 1899 iſt die Zahl der | ausgeſprochenen Geldſtrafen und ihr Anteil 


Verurteilungen Jugendlicher, von den Jahren 1901 
und 1905 abgeſehen, gefallen. Gleichwohl iſt die 
Zahl der ausgeſprochenen Verweiſe, wenn man 
den unbedeutenden Rückgang von 1899 auf 1900 
außer Betracht läßt, von Jahr zu Jahr an: 
gewachſen. Die Anwendung der Strafe des Ver⸗ 
weiſes hat ſich in einem Zeitraum von zehn Jahren 
mehr als verdoppelt. 


a) Verurteilungen wegen Verbrechen und Vergehen 
gegen die Reichsgeſetze. 


Unter 100 gegen 


Zahl Zabl Jugendliche aus⸗ 
Jahr der verurteilten der erkannten geſprochenen 
Jugendlichen ] Verdweiſe Strafen waren 
Ve rweiſe 
1895 6315 | 558 8,8 
1896 Ä 6619 | 726 10,9 
1897 | 6764 741 10,9 
1898 7046 921 11.6 
1899 | 7173 0 876 12,2 
1900 6794 | 835 12,3 
1901 | 6893 891 13,0 
1902 | 6841 971 14,2 
1903 | 6664 1190 | 17,8 
1904 6511 1219 18,7 
1905 6703 1304 19,4 


b) Verurteilungen wegen Uebertretungen. 


30 b dei Zahl Unter 100 aus⸗ 
x geſprochenen 
Jahr Verurteilten“ nes | Strafen waren 
Verweiſe Verweiſe 
| 

1895 245 337 1154 6,47 
1896 252 562 1721 0,68 
1897 251 424 2174 0,86 
1898 260 609 1 0,65 
1899 258 290 2112 0,81 
1900 257037 1784 0,69 
1901 257 364 1867 0,72 
1902 252 575 2634 1,04 
1903 259 812 3099 1,19 
1904 260 095 3400 1,30 
1905 264 376 3626 1,33 
1906 267 110 4003 1,50 


Auch bei den Verurteilungen wegen Ueber: 
tretungen wird vom Verweiſe immer häufiger 
Gebrauch gemacht. Nur in den Jahren 1898 
bis 1901 machen ſich Schwankungen bemerkbar; 
im übrigen iſt nicht nur eine beharrliche Steigerung 
der Zahl der Verweiſe wahrzunehmen, ſondern es 
hat ſich auch hier der verhältnismäßige Anteil 
der auf Verweis lautenden Erkenntniſſe an den 
verurteilenden Entſcheidungen bedeutend erhöht. 


| 
| 
| 
| 


immer mehr bevorzugen. 


an der Geſamtheit der erkannten Strafen be: 
trächtlich zugenommen. In welchem Maße Ver⸗ 
fehlungen gegen die Strafgeſetze mit Geldſtrafen 
geahndet wurden, iſt aus folgenden Ueberſichten 
zu entnehmen. 


a) Verurteilungen wegen Verbrechen und 
Vergehen gegen die Reichsgeſetze. 


Zabl der | Unter 100 
re "ge 
Geldftrafen‘) ; "geihftrafen 
1895 59967 16339 2724 
1806 63271 17731 228,02 
1897 65294 17905 | 27.42 
1898 67267 18937 28.15 
1899 69001 19926 | 28,88 
1900 65326 10764 30,25 
1901 67317 20102 29,86 
1902 67650 20769 30,70 
1903 65373 20071 30,72 
1904 65824 22176 33,69 
1905 66288 22123 36,39 


b) Verurteilungen wegen Uebertretungen. 


Zabl der Zabl der 5 
Jabr | Verurteilten | nen. | e 
1895 2245337 140588 57.30 
1896 252562 150984 59,78 
1897 | 251424 152984 60,84 
1898 2280609 163650 62,79 
1899 258290 165408 64,04 
1900 257037 168558 65,57 
1901 257364 165668 64,37 
1922 252575 162172 64,21 
1903 | 259812 171761 66,11 
1904 260095 177848 68.38 
1905 | 264376 181609 | 68,69 
1906 267110 188803 | 70,68 
Die Zuſammenſtellungen zeigen, daß die 


Gerichte in den Fällen, in denen Freiheitsſtrafen 


und Geldſtrafen zur Wahl ſtehen, die Geldſtrafe 


Man geht wohl nicht 
fehl mit der Annahme, daß dieſer Praxis die 
Erkenntnis zugrunde liegt, daß die Verhängung 
einer Freiheitsſtrafe gar oſt einen folgenſchweren 
Eingriff in das Menſchenleben bedeutet und daß 
die unvermeidlichen Nachteile, welche die Voll⸗ 
ſtreckung einer Freiheitsſtrafe mit ſich bringt, in 
vielen Fällen durch den primären Ausſpruch einer 


Geldſtrafe hintangehalten werden können, ohne 


Der Prozentſatz des Jahres 1906 iſt mehr als 


dreimal ſo groß als der Prozentſatz des Jahres 1895. 
Neben dem Verweiſe hat auch die Zahl der 


1) Die Ergebnifje für 1906 find noch nicht bekannt. 
) Die Jugendlichen find hier nicht ausgeſchieden. 


daß deshalb die Schuld nicht genügend geſühnt 
wird. Beſonders erfreulich iſt die Zunahme der 

5 Es iſt zu beachten, daß in die in dieſer Spalte 
angegebenen Zahlen auch diejenigen Geldſtrafen ein— 
gerechnet find, die neben einer Freiheitsſtrafe feſt⸗ 
geiept wurden. Die Zahl dieſer Geldſtrafen iſt jedoch 
ſo gering, daß ſie nicht ins Gewicht fällt. 


— — ae 
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Geldſtrafe bei den Uebertretungen. Hier handelt 
es ſich in der Regel nur um formale Verfehlungen; 
die Wirkung einer Freiheitsſtrafe ſteht vielfach in 
keinem Verhältniſſe zu der Schwere der Tat. 

Die Gefängnisſtatiſtik lehrt, daß die meiſten 
Geldſtrafen auch bezahlt werden. Würden in einer 
größeren Zahl von Fällen die im Falle der Unein⸗ 
bringlichkeit an die Stelle der Geldſtrafen tretenden 
Freiheitsſtrafen verbüßt, ſo müßte dies aus⸗ 
gleichend wirken und ein Rückgang des Gefangenen⸗ 
ſtandes in dem angegebenen Umfange hätte nicht 
ſtattfinden können. 

Die folgenden Gegenüberſtellungen laſſen er⸗ 
ſehen, wie ſich das Verhältnis der einzelnen 
Strafarten zu den erkannten Strafen überhaupt 
zugunſten der milderen Strafarten (Verweis und 
Geldſtrafe) verſchoben hat. 

Es trafen auf je hundert Verurteilungen“ 
1 5 Verbrechen und Vergehen gegen die Reichs⸗ 
geſetze: 


im Jahre Beiunate) Geldſtrafen Verweiſe 
1895 71,83 | 27,24 0,93 
1896 70,83 28,02 1,15 
1897 7145 27,42 1,13 
1898 | 70,63 28,15 | 1,22 
189 | 69,85 28,88 1,27 
1900 | 68,47 30,25 1,28 
1901 68,82 29,86 1,32 
1902 | 67,87 30,70 1,43 
1903 67,46 30,72 1,82 
1904 64,46 38,60 1,85 
1905 61,65 | 36,89 1,96 


Von je 100 Verurteilungen wegen Ueber⸗ 
tretungen lauteten auf 


Jahr | Haftſtrafen Geldſtrafen Verweis 
1895 42,23 57.30 0.47 
1896 39,54 59,78 0,68 
1897 38,30 60,84 0,86 
1898 384,56 62,79 0,65 
1899 | 35.15 64,04 0,81 
1900 33,74 65,57 0,69 
1901 34,91 64,37 0,72 
1902 34,75 64,21 1,04 
1903 32,70 66,11 1,19 
1904 30,32 68,38 | 1,30 
195 | 29,98 68,69 1,33 
1906 | 27,82 | 70,68 | 1,50 


) Zugrunde gelegt iſt die Zahl aller Ber 
urteilten (der Erwachſenen und der Jugendlichen). Die 
Verhältniszahlen werden infolgedeſſen — beſonders 
beim Verweiſe — durch die Zahl der in den einzelnen 
Jahren erfolgten Verurteilungen Jugendlicher be⸗ 
einflußt. Es wurde ſchon darauf hingewieſen, daß die 
Zahl der verurteilten Jugendlichen von 1899 bis 1904 
ſank. Die e der auf mildere Strafarten lautenden 
Erkenntniſſe iſt daher um ſo auffälliger. 
2) Die } 
nieder, daß ſie hier nicht in Betracht gezogen wurde. 
Die Zahl der Zuchthausſtrafen hielt ſich vom Jahre 


Zahl der erkannten Todesſtrafen iſt ſo 


— — 3 —[ ——— nn. 
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Man ſieht, es findet ſeit Jahren eine bedeutende 
prozentuale Abnahme der Freiheitsſtrafen ſtatt. 
Hiernach iſt der Schluß gerechtfertigt, daß der 
Rückgang des Bevölkerungsſtandes unſerer Gefäng⸗ 
niſſe auch mit der zunehmenden Milde der Ge⸗ 
richte zuſammenhängt. 

Die Zunahme der Verweiſe und der Geld- 
ſtrafen in der bayeriſchen Strafrechtspflege iſt ein 
Beweis dafür, daß ſich die Praxis, ſoweit das 
Geſetz die Möglichkeit dazu bietet, denjenigen die 
Verbeſſerung unſeres Strafrechts anſtrebenden 
Gedanken nicht verſchließt, denen eine Berechtigung 
nicht abgeſprochen werden kann. Es zeigt ſich 
insbeſondere, daß der Forderung, Jugendliche mit 
der Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe möglichſt 
lange zu verſchonen, mehr und mehr Beachtung 
zugewendet wird. 


Der Charakter der Prozeßvergleichswirkung. 


Von Univerſitätsprofeſſor Dr. P. Kretſchmar in Gießen. 
(Schluß.) 
V. 


Hiervon iſt vollkommen getrennt zu halten 
die Frage, unter welchen Formen der einmal 
wirkſam gewordene Prozeßvergleich wieder ent⸗ 
kräftet werden kann. Dieſe Frage iſt rein pro⸗ 
zeſſual. Denn es handelt ſich darum, wie der 
Zugang zum Prozeß, nachdem dieſer einmal zum 
fachlichen und formellen Abſchluſſe gelangt iſt, 
wieder eröffnet werden kann. Dieſe Frage iſt 
oben bereits dahin beantwortet worden, daß in⸗ 
ſoweit die Analogie des Urteils maßgebend iſt, 
als desjenigen Aktes, welcher wie der Prozeßver⸗ 
gleich das Verfahren in poſitivem Sinne zum Ab⸗ 
ſchluſſe bringt. Das heißt, der Zugang zu dem 
einmal abgeſchloſſenen Verfahren kann nur durch 
eine beſondere Anfechtungsklage wiedergewonnen 
werden. Es iſt alſo ſtreng zu unterſcheiden, ob 
Nichtigkeit des Prozeßvergleichs behauptet, oder 
unter Berufung auf einen bloßen Anfechtungs⸗ 
grund unter Abgabe der Anfechtungserklärung 
ee des Prozeſſes verlangt wird. Das 
erſte Vorbringen ſchließt in ſich die Behauptung, 
daß der Prozeßvergleich die Wirkung formeller 
Prozeßbeendigung überhaupt nicht habe herbei⸗ 
führen können, der Prozeß alſo noch anhängig 
ſei. Und ſobald dieſe Behauptung unter erneuter 
Ladung vorgebracht wird, muß in die Prüfung 
genau jo eingetreten werden, wie in dem Falle, 
daß die Frage ſtreitig iſt, ob im konkreten Falle 


1894 bis zum Jahre 1903 über 1100; im Jahre 1904 
ſank ſie auf 968, im Jahre 1905 auf 834. f 

Die Zahl der Haftſtrafen, die natürlich nur gering 
ſein kann, weil nur die Verbrechen und Vergehen in 
Betracht gezogen ſind, iſt von 308 im Jahre 1894 bis 
auf 129 im Jahre 1905 gefallen. 
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die erfolgte Klagrücknahme die Beendigung des 
Prozeſſes herbeiführen konnte. 

Wird dagegen ein bloßer Anfechtungsgrund 
geltend gemacht, ſo iſt nicht in Frage geſtellt, 
daß der Prozeßvergleich die Wirkung direkter 
Prozeßbeendigung zunächſt herbeigeführt hat.“!) Die 
eigenartige Regelung aber, welche das neue 
bürgerliche Recht ($ 142 BGB.) der erfolgten 
Anfechtungserklärung in der Richtung verliehen 
hat, daß ſie rückwirkend das Geſchäft zu einem 
nichtigen macht, darf nicht ohne weiteres auf die 
vorliegende prozeſſuale Situation übertragen werden. 
Dem Prozeſſe iſt es durchaus fremd, der bloßen 
Parteierklärung Rückwirkung in dem Sinne beizu— 
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Anfechtungsgrund geſtützt, das Verfahren fort- 
zuſetzen, jo hätte das Gericht die Termins— 
beſtimmung zu verweigern.) 


VI. 


Dieſes Ergebnis iſt nun noch gegen die von 
Kohler (33 P. 29 S. 39 ff., beſonders S. 46 ff.) 


Hund von R. Schmidt (BayrZfR. 3. Jahrg. 1907 


legen, daß ſie ein bereits abgeſchloſſenes, formell be⸗ 


endetes Verfahren wieder anhängig machen könnte.““) 
Dieſe Erwägung beſtärkt das ſchon oben gewonnene 
Ergebnis, daß eine beſondere Anfechtungsklage zur 
Wiedereröffnung des Verfahrens verlangt werden 
muß. Suchte alſo eine Partei, auf einen bloßen 


1) Dieſe Auffaſſung von der Natur des anfecht— 
baren Rechtsgeſchäfts muß mit Entſchiedenheit aufrecht 
erhalten werden. In der Literatur zum bürgerlichen 
Recht macht ſich freilich eine ziemlich ſtarke Strömung 
dahin geltend, die Grenze zwiſchen Nichtigkeit und An— 
fechtbarkeit zu verwiſchen, letztere als eine bloß „relative“ 
oder „verhüllte“ Nichtigkeit zu denken und die Lage. 
welche das anfechtbare Rechtsgeſchäft herbeiführt, als 


S. 1 ff.) erhobenen Einwände ſicherzuſtellen. 
Kohler gehört zu der Gruppe von Schrift— 
ſtellern, welche dem Prozeßvergleich zwar pro— 
zeſſuale Wirkung nicht abſprechen, aber ſie im 
Verhältnis zur materiell⸗ rechtlichen erſt in die 
zweite Linie rücken). Da die prozeſſuale Wirkung 
genau ſo gut im Dienſte des Feſtſtellungszweckes 
ſteht, wie die ziviliſtiſche, ſo iſt dieſe Konſtruktion 
m. E. nicht die nächſtliegende. In einem wichtigen 
Punkte iſt überdies die ziviliſtiſche Grundauffaſſung 
von Kohler in 8 18 ſeiner neuen Darſtellung 
(S. 44 ff. a. a. O.) verlaſſen worden. Wäre 
nämlich die Einwirkung des Prozeßvergleichs auf 
das Verfahren reine Folge ſeiner ziviliſtiſchen 
Gültigkeit und folgeweiſe der Ausſchluß ſolcher 


Wirkung reine Folge ſeiner ziviliſtiſchen Ungültig— 


bloßen Schwebezuſtand zu charakteriſieren (vgl. Enneccerus 


J (2) S 110 S. 273, Endemann 1 (818 75 S. 371 Note 7, 
Crome, Syſtem I $ 80 S. 348/349). Zugegeben, daß 
dieſe Auffaſſung vom Standpunkt der durchgeführten 
Anfechtung aus zu rechtfertigen iſt, ſo kommt doch das 
Geſchäft vor der Anſechtung entſchieden zu kurz. Dieſes 
iſt vom nichtigen Geſchäft nicht nur dadurch verſchieden, 
daß die Enthüllung ſeiner Nichtigkeit noch in pendenti 
wäre. Dies geht mit voller Deutlichkeit aus 8144 BGB. 
hervor. Es kann durch Beſtätigung zu dauernder recht— 
licher Gültigkeit gelangen, während beim nichtigen und 
beim angefochtenen Geſchäft die Beſtätigung als „erneute 
Vornahme“ zu beurteilen iſt (141 J). Kurz, das an— 
fechtbare Geſchäſt löſt die dem Geſchäftstypus eigenen 
rechtlichen Wirkungen zunächſt aus; die Anfechtung hat 
(ſoweit ſie ausgeübt werden kann) die Folge, die bereits 
eingetretenen Rechtswirkungen mit rückwirkender Kraft 
zu beſeitigen. (So auch Jacobi, ArchZivPrax. 86 S. 74 ff.; 
Eck, Vorträge 1 § 29 S. 127; Dernburg, BR. I (3) 
S 118 S. 395; allerneueſtens, nachdem dieſer Aufſatz 
vollendet war: Hellwig, Grenzen der Rückwirkung 
S 27 lin der Feſtſchrift für die juriſtiſche Fakultät in 
Gießen). Eine Fiktion, wie Endemann meint, liegt 
darin nicht. Denn das Rechtsverhältnis beſteht über— 
haupt nur durch Anerkennung der Rechtsordnung. 
Lediglich ſie beſtimmt die Tatſachen, die für den jeweiligen 
Beſtand und Inhalt des Rechtsverhältniſſes maßgebend 
ſind. Hier trägt nun die Rechtsordnung einer veränderten 
Sachlage auf dem Wege Rechnung, daß ſie einem — 
in Wahrheit vorhandenen — Tatbeſtande, dem 
ſie für einen füheren Moment der Beurteilung rechtliche 
Wirkſamkeit beigemeſſen hatte, dieſe für die nach der 
Veränderung Platz greifende Beurteilung überhaupt 
wieder entzieht. 

3) Es darf nicht mit der Analogie der Klagrücknahme 
operiert werden, welche die Einflüſſe des Prozeſſes mit 
rückwirkender Kraft beſeitige. Denn die Klagrücknahme— 
erklärung ſetzt ein anhängiges Verfahren voraus, in 
dem ſie abgegeben wird. Der wirkſame Prozeßvergleich 
hat dagegen den Prozeß beendet. Aus gleichem Grunde 
dürfte S 696 3PO. nicht in bezug genommen werden. 


keit, jo iſt nicht einzuſehen, weshalb zur Be⸗ 
ſeitigung des Prozeßvergleichs die Erklärung in 
Prozeßform erforderlich wäre und nicht die zivil— 
rechtliche Form der empfangsbedürftigen An— 
fechtungserklärung ohne weiteres auch den Prozeß 
wieder eröffnete. Indem Kohler Anfechtung in 
den Formen des Prozeſſes verlangt und überdies 
dem Prozeßvergleich die Natur eines prozeſſualen 
Rechtsgeſchäfts beimißt, biegt er ſoweit zur pro— 
zeſſualen Auffaſſung ab, daß in der Tat ſchwer 
feſtzuſtellen iſt, wie die letzterwähnte Annahme 
mit ſeiner Konſtruktion noch vereinbar iſt. 

S. 47 bringt nun Kohler gegen die Annahme, 
daß bei bloßer Anfechtbarkeit des Vergleichs zur 


Wiedereröffnung des Verfahrens (analog wie beim 


Urteil die Reſtitutionsklage) die Erhebung einer 
beſonderen Anfechtungsklage erforderlich ſei, 
den Einwand vor: Die Notwendigkeit der 
Reſtitutiousklage beim Urteil beruhe darauf, daß 


dieſes kein Rechtsgeſchäft der Parteien ſei, ſondern 


von der öffentlichen Autorität getragen werde. 
Gegen dieſe Behauptung iſt, unter Bezugnahme 
auf die obigen Darlegungen, zu bemerken: Die 
Eigentümlichkeit der Reſtitutionsklage liegt in 
doppelter Richtung: einmal in der Eigenart des 
Verfahrens, ſodann in der Eigenart der Reſti— 
tutionsgründe. Die weitgehende Einſchränkung 
der Anfechtungsgründe beim Urteil beruht nun 
allerdings auf ſeiner Natur als autoritativem 


) Im Ergebnis kommt die hier vertretene Auf— 
faſſung dem in Seuffel. Bd. 61 S. 170 ff. mitge— 
teilten Beſchluſſe des Reichsgerichts vom 12. Juli 1905 
am nächſten; doch kann ich mir die Begründung jenes 
Beſchluſſes nicht völlig zu eigen machen. Vgl. VI. 

%) Vgl. Prozeß als Rechtsverhältnis S. 61, Arch. 
CivpPrax. 72 S. 18 — 20, 33 P. 29 S. 41. 
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Staatsakt: dieſe dürfen daher nicht auf den überhaupt eingetreten, der Prozeßvergleich hinſicht— 


Prozeßvergleich übertragen werden. Die Eigen— 
art des Verfahrens dagegen beruht, wie dargelegt, 
darauf, daß das Urteil nur das Fazit aus dem 
geſamten Prozeßſtoff zieht, der im Augenblick des 
Schluſſes der mündlichen Verhandlung vorliegt. 
Deshalb iſt es unangebracht, ſelbſt da, wo 
ausnahmsweiſe das rechtskräftige Urteil einem An⸗ 
griffe unterliegt, ſeine Grundlage in weiterem 
Umfang zu zerſtören, als durch das vitium geboten 
iſt. Dieſelbe Folge muß daher bei jedem Akte 
eintreten, der die Wirkungen des Prozeſſes nicht 
zerſtört, ſondern konſerviert. Gegen die Ange⸗ 
meſſenheit dieſes Ergebniſſes glaube ich von Kohler 
mit Rückſicht auf ſeine eigenen Ausführungen auf 
S. 45 (vgl. dazu meinen Vergleich S. 66, 71, 
93) keinen Einwand erwarten zu ſollen. Im prak⸗ 
tiſchen Ergebniſſe unterſcheidet ſich die hier vorge⸗ 
tragene Auffaſſung von der ſeinigen nur dadurch, 
daß ſie dem anfechtbaren Prozeßvergleich ſtärkere, 
in dem bereits erfolgten Abſchluß des erſt wieder 
zu eröffnenden Verfahrens begründete Widerſtands⸗ 
kraft beilegt. 

Neueſtens endlich hat R. Schmidt in der Bayr. 
ZN. Jahrg. 3 S. 3 im Ergebnis ähnlich wie Kohler 
die Meinung verteidigt, die Parteien brauchten zur 
Beſeitigung des Prozeßvergleichs nicht ſtets eine Klage 
zu erheben, ſondern könnten auch das anhängige 
Verfahren benutzen, um die Unwirkſamkeit des 
Vergleichsgeſchäfts geltend zu machen.) Dieſes 
Ergebnis kann, wie oben ausgeführt, für den 
nichtigen Prozeßvergleich gar nicht in Zweifel 
gezogen werden. Wohl aber, wie gleichfalls be— 
reits dargelegt, für den Fall echter Anfechtbarkeit, 
und zwar ohne daß man den Standpunkt einer 
„Formalwirkung“ des Prozeßvergleiches,“) welche 
R. Schmidt mit Recht in Abrede ſtellt, einzunehmen 
braucht. Man kann eben durchaus daran feſt— 
halten, daß nur der an ſich wirkſame Prozeß— 
vergleich die entſcheidende Folge des Prozeßab— 
ſchluſſes herbeizuführen vermag — und doch, ja 
gerade deshalb zugeben, daß da, wo die Per— 
fektion des Prozeßvergleichs fraglich iſt, oder 
ſeine Nichtigkeit behauptet wird, Fortſetzung 
des Verfahrens zuläſſig ſein muß; nicht anders 
wie in dem Falle, daß ein Streit über die Zu: 
läſſigkeit der Klagrücknahme entiteht.”‘) Daher 
beweiſen die von R. Schmidt S. 3 ff. aufgeführten 
Beiſpiele nichts gegen den hier vertretenen Stand— 
punkt. Die Rechtslage iſt in ihnen durchaus ver— 
ſchieden. Iſt Prozeßvergleich unter einer Bedingung 
geſchloſſen (wieweit und mit welchen Einſchrän— 
kungen dies zuläſſig, iſt hier nicht zu erörtern), 
ſo iſt die prozeſſuale Wirkung noch in der Schwebe; 
die hier durchaus zuläſſige Weiterverhandlung be— 


zieht ſich auf die Frage, ob die prozeſſ 


85) Ueber die von R. Schmidt formulierte Abgrenzung 
beider Wege ſogleich. 

86, In dem oben unter IV erörterten Sinne. 
7) S. meinen Vergleich i. Pr. S. 87 Note 2. 
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lich ihrer perfekt iſt. Eutſtehen nach Protokollierung 
des Prozeßvergleichs Zweifel, ob die Willenseinigung 
der Parteien durch Diſſens vereitelt worden iſt, ſo 


wird ein Nichtigkeitsgrund geltend gemacht,“) über 


den nach den obigen Ausführungen im ſelben Ver⸗ 
fahren weiter zu verhandeln iſt. Ganz anders liegt 
es aber aus gleichfalls ſchon erörterten Gründen, 


wenn ein an ſich wirkſamer Prozeßvergleich wegen 


Irrtums u. dgl. angefochten wird. Denn wegen 
des hier zunächſt erfolgten prozeſſualen Abſchluſſes 
findet die anfechtende Partei kein ihr offenſtehen⸗ 
des Verfahren mehr vor, innerhalb deſſen ſie eine 
prozeſſual wirkſame Erklärung abgeben könnte. 
Sie muß es ſich erſt durch Anfechtungsklage gegen 
den Prozeßvergleich wieder eröffnen. 

Aus der Behandlung der Klagrücknahme 
(ſ. R. Schmidt a. a. O. S. 4 b) kann ein Gegen: 
argument nicht entnommen werden. Denn die 
Zuſtimmung des Beklagten zur Klagrücknahme 
iſt, nachdem einmal ſeine Einlaſſung erfolgt iſt, 
ein ihre prozeſſuale Wirkſamkeit überhaupt bedingen⸗ 
des Element. Es handelt ſich alſo hier, wie bei 
der Geltendmachung der Nichtigkeit des Prozeß— 
vergleichs, um die Frage des Eintritts, nicht, 
wie bei der Anfechtung des Prozeßvergleichs, um 
die Frage der Rückgängigmachung eingetretener 
prozeſſualer Wirkungen. Zur Entſcheidung der 
Frage, ob die negierte prozeſſuale Einwirkung 
überhaupt eintreten konnte, muß Fortſetzung des 
Verfahrens zuläſſig ſein; daraus läßt ſich aber 
nichts für den hier in Rede ſtehenden Fall ſchließen. 

Endlich kann auch die Berufung auf die 
Wirkung des während des Verſahrens geſchloſſenen 
Schiedsvertrags nicht als durchſchlagend anerkannt 
werden. Es iſt allerdings zweifellos, daß der 
außergerichtlich geſchloſſene Schiedsvertrag nur 
eine prozeßhindernde Einrede für die Parteien 
erzeugen würde, über welche gegebenenfalls im 
Verfahren weiter verhandelt und entſchieden werden 
müßte. Wäre aber der Schiedsvertrag nach der 
Klagerhebung in der für den Prozeßvergleich maß— 
gebenden gerichtlichen Form geſchloſſen worden und 
dürfte man das Bedenken beiſeite ſetzen, daß 
hier ein gegenſeitiges Nachgeben der Parteien nicht 
vorliegt, ſo wäre gar kein Zweifel möglich, daß 
er hinſichtlich der Beendigung des Verfahrens die 
gleiche unmittelbare Wirkung wie der Prozeßver— 
gleich ausüben würde. Richteten ſich doch auch hier 
die auf Beilegung des Rechtsſtreits abzielenden 
Erklärungen der Parteien direkt an das Gericht, 
brauchten ihm alſo nicht erſt in einem beſonderen 
Verfahren als wirkſam nachgewieſen zu werden. 


8) Es wäre immerhin denkbar, daß bei Anhängigkeit 


uale Wirkung mehrerer Prozeſſe über ähnliche Gegenſtände, für welche an 


demſelben Tage Termin anſteht, jede Partei den verhan— 
delten Vergleich auf eine andere Streitſache bezieht 
und die gemeinte auch richtig in ihrer Erklärung zum 
Ausdruck bringt, daß aber der Diſſens zunächſt über— 
ſehen wird. 
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VII. 


Es bleibt noch übrig, aus der hier verteidigten 
prozeſſualen Grundanſchauung die Konſequenz für 
die Anfechtungslehre zu ziehen. 

Es iſt, ähnlich wie R. Schmidt dies tut, 
aber doch nicht in völlig gleicher Weiſe, zu ſcheiden 
zwiſchen dem Angriff auf den Bene als Voll: 
ſtreckungstitel und dem Angriff auf ihn als einen 
das Verfahren abſchließenden Akt.“) 

Was die Vollſtreckungsgegenklage ($ 767 ZPO.) 
betrifft, ſo erhebt ſich die Grundfrage, wieweit der 
im Prozeßvergleich enthaltenen Feſtſtellung gegen: 
über die Geltendmachung von Einwendungen be— 
ſchränkt iſt. Das Geſetz enthält hierüber eine 
direkte Entſcheidung nicht. Denn § 797 IV ZPO. 
berückſichtigt nur die exekutoriſchen Urkunden, und 


über die Vollſtreckungsgegenklage in eine negative 
es iſt gerade die Frage, ob der Vergleich in ſeinem 

| 
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Feſtſtellungsklage mit erweiterter Begründung 
umſchlagen könne, nicht zuſtimmen. Weder die 
Geſtaltung bei der exekutoriſchen Urkunde, noch 
beim Sühnevergleich iſt maßgebend, weil beiden 
die erwähnten rechtskraftähnlichen Wirkungen ab⸗ 
gehen. Denn ihnen mangelt die Eigenſchaft des 
Prozeßvergleichs, ein anhängiges Verfahren zum 
poſitiven Abſchluß zu bringen. 

Bedenken gegen ſolche Beſchränkung der Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage liegen in keiner Weiſe vor. 
Denn es bleibt ja daneben die Möglichkeit offen, 
auf dem Wege der Anfechtungsklage, des Analo⸗ 
gons der Reſtitutionsklage, d. h. alſo unter gleich⸗ 
zeitigem Angriffe auf die rechtskraftähnliche Wirkung 
gegen den Prozeßvergleich vorzugehen.“) Da für 
dieſe Klage nach Analogie von $ 584 ZPO. die 
ausſchließliche Zuſtändigkeit des Gerichts, vor dem 
Prozeßvergleich geſchloſſen, anzunehmen iſt, fo 
ergibt ſich der praktiſche Vorteil, daß ſtets das 
mit der früheren Prozeßlage vollkommen ver⸗ 
traute Gericht über die Anfechtuuͤg zu erkennen 
hat; dies wird gerade für die Würdigung der 
Anfechtungsgründe von vielfach entſcheidender Be⸗ 
deutung ſein. 

Mit aller Schärfe iſt aber zu betonen, daß 
die erwähnte Einſchränkung des Gebiets der Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage nur die Konſequenz der rechts⸗ 
kraftähnlichen Wirkung des Prozeßvergleichs iſt, 
alſo auch nur demjenigen Prozeßvergleiche gegen⸗ 
über Platz greift, dem ſolche Wirkung zukommt. 

Wo ſie mangelt, und dies iſt beim nichtigen 
Prozeßvergleiche der Fall, kann alſo nicht allein 
der anhängig gebliebene Prozeß fortgeſetzt, ſondern 
auch mit der Vollſtreckungsgegenklage die Nichtig⸗ 
keit uneingeſchränkt geltend gemacht werden. 


Charakter als Vollſtreckungstitel dem Urteil oder 
den exekutoriſchen Urkunden näher ſteht. Es muß 
alſo unterſucht werden, wieweit der innere Grund, 
aus dem das Geſetz beim Urteil die Einwendungen 
beſchränkt, auch beim Prozeßvergleiche zutrifft. 
Beim Urteil nun bringt die Vorſchrift des § 767 
II ZPO. den Gedanken zur Geltung, daß die— 
jenigen Behelfe, welche ihrer Entſtehungszeit nach 
von der Partei in den Prozeß als Beſtandteil der 
Urteilsgrundlage hätten eingeführt werden können, 
wenn dies verſäumt worden, nicht durch eine 
Hintertür mit der Vollſtreckungsgegenklage noch 
ſollen geltend gemacht werden können. Es be: 
deutet mit andern Worten jene Vorſchrift eine 
Sicherſtellung der Rechtskraftwirkung — auch der 
erſt werdenden — ſoweit dieſe auf der Unverrück⸗ 
barkeit der prozeſſualen Grundlage nach dem Ver— 
handlungsſchluß beruht. 

Wenn nun die Parteien Prozeßvergleich 
ſchließen, ſo wird auch ihr Handeln durch die 
gegebene prozeſſuale Situation, die auf der Be: 
ſamtheit des vorhandenen Prozeßſtoffs beruht, , 1 
entſcheidend beeinflußt. Eben deshalb bringen ſie, Aerztliche Gebühren. 
wie oben ausgeführt, analog wie beim Urteil das f 
Verfahren in poſitivem Sinne zum Abſchluß; die Von Amtsrichter A. Eibecker in Deggendorf. 
. Schlußſituation geht als dau- J. 
ernder aftor in ihre Rechtsſtellung ein. Dies Nicht leicht hat eine Gebührennorm in ihrer 
zeigt ſich darin, daß der Prozeßvergleich ſelbſt Handhabung zu größeren Meinungsverſchiedenheiten 
beim Vorliegen eines wirkſamen Anfechtungsgrundes aller Beteiligten geführt als die Verordnung vom 
nur mit der Wirkung angefochten werden kann, 17. November 1902 „Gebühren für ärztliche Dienſt⸗ 
daß das alte Verfahren wieder eröffnet wird; und leiſtungen bei Behörden betreffend“ 
deſſen Inhalt bleibt, ſoweit er nicht von dem vilimm 1 159 erſte Streitpunkt IM auftauchte A 


| 
betroffen wird, intakt. Hieraus folgt, daß beim di schad für Jeitauf 
N / ie Berechnung der Entſchädigung für Zeitaufwand. 
* BEN, A nn nn | Zuerſt hat man den auswärtigen ärztlichen Sach— 
˖ tähnliche rungen reichen, das vperſtändigen auch für die Schlafenszeit vollſtändig 
elbe Intereſſe, wie beim Urteil beſteht, daß nicht nach dem Tarif des durch den Hi 0 
1 Re ) den Hin- und Rückweg 
e = k pa . veranlaßten Zeitaufwand bezahlen wollen; bald 
zeſſuale Schlußſituation der Parteien in Frage 
geſtellt werde . aber hat man darin einen Widerſpruch gegen 
| Ich kaun daher dem Ergebniſſe R. Schmidts 40) In dieſem Falle kann der die Anfechtungsklage 
S. 3 a. a. O., daß dem Prozeßvergleiche gegen- Erhebende Schutz gegen die Vollſtreckung zwar nicht 
— - nach 3 769 3PO., wohl aber auf Grund der gebotenen 
6, S. ſchon meinen Vergleich i. Pr. S. 91.92 — S. 97/98. analogen Anwendung von § 707 3PO. erlangen. 
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Sinn und Wortlaut des 8 3 Abſ. 2 der VO. gefunden bis zum Abgang des Beförderungsmittels zum 
und ſich von dieſer Auslegung abgewendet — um | Reiſezeitaufwand gerechnet werden ſoll). 
ſchleunigſt in das geradeſo unrichtige Gegenteil zu ver: | Die ſämtlichen in dieſer Frage ergangenen 
fallen! Man glaubte nunmehr dem auswärtigen ärzt⸗ oberſtrichterlichen Entſcheidungen (StS. Bd. 4 
lichen Sachverſtändigen zumuten zu dürfen, daß er S. 228, 344; Bd. 5 S. 167; Bd. 6 S. 397) 
ſelbſt die Gefahr einer Terminsverſäumung auf ſich zu können trotz der teilweiſen Aufnahme ins JMBl. 
nehmen habe und nur die allerletzte Fahrgelegenheit, in keiner Weiſe befriedigen. Zum Teil ſuchen ſie 
die ihm fahrplanmäßig gerade noch die Termins⸗ nur zu vermitteln, wie auch die gemeinſchaftliche 
wahrnehmung ermöglicht, der Verrechnung zugrunde | IME. vom 22. Februar 1904 durch Zulaſſung 
legen dürfe. Führt dieſe allerletzte Fahrgelegen⸗ einer erhöhten Tagesdiät für Amtsärzte nahezu 
heit auch ganz zur Unzeit z. B. früh 5 oder 6 Uhr | einen Almoſencharakter trägt. Mit Verlegenheits⸗ 
an den Terminsort, oder getraut ſich der Arzt entſcheidungen iſt aber in Fragen nichts gedient, 
die Gefahr einer möglichen Frühzugs- und Ter⸗ in denen die beteiligten Kreiſe von der Recht⸗ 
minsverſäumung nicht auf ſich zu nehmen und ſprechung grundſaͤtzliche Klärung nicht glücklich 
fährt er deshalb mit dem letzten Zug des vorher: gefaßter verordnungsmäßiger Beſtimmungen er: 
gehenden Tages, ſo mag der auswärtige ärztliche warten. 

Sachverſtändige ganz nach Belieben über die Zeit 2. Der zweite Streitpunkt in der Handhabung 
bis zur Terminsſtunde verfügen; freilich auch ganz der VO. vom 17. November 1902 betrifft Ent: 
auf ſeine eigene Rechnung! Bezahlt bekommt er ſchädigung ärztlicher Sachverſtändiger für Akten⸗ 
nämlich nach der jetzigen Auslegung von der Zeit ſtudium. Gegenüber einer Reihe ablehnender 
der Ankunft des Zuges bis zur Terminsſtunde | Entſcheidungen iſt das Landgericht München I in 
nichts! Nach Ankunft am Terminsort kann er | jeinem, in Nr. 7 S. 153 des dritten Jahrgangs 
erſt von der Terminsſtunde an ſeine Zeitverſäumnis dieſer Zeitſchrift mitgeteilten Beſchluſſe zur Be⸗ 
wieder berechnen: teils als Terminsgebühr, teils jahung der Honorierungsfrage gekommen: freilich 
als Reiſezeitaufwand. Dabei führte der For⸗ nicht allgemein, ſondern unter Vorausſetzungen 
malismus zu folgendem, gewiß unbefriedigenden des gegebenen Falles, die auch dieſen Beſchluß 


Ergebnis für unmittelbar aufeinanderfolgende nur als einen Verlegenheitsbeſchluß und als nicht 
ſelbſtändige Tagestermine, wie fie z. B. Pſychiater geeignet für die allgemeine Erledigung der Frage 
bei Schwurgerichtsperioden häufig wahrzunehmen erweiſen. Denn wie ſelten werden die Fälle 
haben. Derjenige Arzt, der ein Freund vom wiederkehren, daß der Gutachter im Augenblick 
Eiſenbahnfahren iſt und nach Beendigung des des Auftragswiderruſs zwar die Akten ſchon ſtudiert, 
erſten der Termine heimfährt, um irgendwann, die Perſon ſelbſt aber nicht eingehend unterſucht 
vielleicht ſchon / Stunde nach Rückkunft zum oder beobachtet hat! it aber auch nur letzteres 
neuen Termin des zweiten Tages an den Schwur⸗ neben dem Aktenſtudium noch der Fall geweſen, 
gerichtsſitz zurückzufahren, bekommt doch wenigſtens | fo entfällt praktiſch jegliche Entlohnung für das 
die doppelte Reiſezeitentſchädigung gegenüber feinem | Aktenſtudium auch bei der vom Landgericht 
Kollegen, der ſich die Vorausſetzung für dieſe München J vertretenen Anſicht jedenfalls dann, 
weitere Zeitentſchädigung nicht durch Sitzen auf wenn der Staat Zahler iſt. Die zehn Mark, die 
den Polſtern des Eiſenbahnabteils II. Klaſſe gemäß Ziff. 7 der VO. dem Staate gegenüber 
ſchaffen will. Daß dies ein Unding iſt, hat man angeſetzt werden können, ſind in einigermaßen 


eingeſehen und man hat damit helfen wollen, daß ſchwierigen Fällen kaum einige Entſchädigung 
man auch demjenigen auswärtigen Arzt, der bis für zeitraubende Beobachtung, geſchweige denn, 
daß in einem ſolchen Anſatz daneben auch noch 
eine Entſchädigung für Aktenſtudium gelegen ſein 
könnte. Für weitaus die meiſten Fälle der Praxis 
wird alſo wenigſtens bei Zuſammentreffen zwiſchen 


zum Beginne des zweiten Termins am Sdwur⸗— 

gerichtsſitze blieb, zwar nicht eine reine Zeitaufwand: 

entſchädigung von der Beendigung des erſten bis 

zum Beginn des zweiten Termins bewilligte, 

wohl aber die weitere Reiſezeitentſchädigung an: anderweitigen zeitraubenden Unterſuchungen und 

wies, die erwachſen wäre, wenn der Sachverſtändige | Aktenſtudium der Beſchluß des LG. München I 

in der Zwiſchenzeit vorübergehend heimgereiſt nicht verwertbar ſein. 

wäre. (Entſch. d. ObLG. in StS. Bd. 6 ©. 397). Immerhin hat dieſer Beſchluß das Verdienſt, 
Dieſer Auslegung wird entgegengehalten werden daß Stellung genommen iſt gegen den jegliche 

müſſen, daß der Sachverſtändige in Wirklichkeit geſonderte Entſchädigung für Aktenſtudium außer: 

nicht heimgefahren iſt: eine Zeitaufwandentſchädi- halb der Gutachtensgebühr ablehnenden Stand— 

gung gewähren für eine Reiſe, die jemand zwar punkt des oberlandesgerichtlichen Beſchluſſes vom 

hätte mächen dürfen, tatſächlich aber nicht gemacht | 8. November 1905 (abgedr. in Nr. 4 S. 84 des 

hat, geht eben nicht an, auch nicht per analo- zweiten Jahrgangs dieſer Zeitſchrift 1906). Der 

giam: dann ſchon gar nicht, wenn die auszulegende letztere Beſchluß hat außerdem ſchon eine Berich— 

Beſtimmung ſelbſt ausdrücklich gejagt hat, was tigung erfahren durch einen Beſchluß des II. 3S. 

ſie analog gelten laſſen will (vgl. $ 3 Abſ. 2 der des OLG. München vom 27. Dezember 1906 

VO., wonach die Wartezeit vom Terminszeitende (BeſchwR. 706/06), den ich zurzeit noch nicht 


344 


veröffentlicht finde (ſ. auch Note 1 auf S. 154 
dieſes Jahrgangs der Zeitſchrift). Dieſer Beſchluß 
führt aus allgemeinen Erwägungen und des— 
halb allgemein verwertbar zu dem gleichen Ergeb— 
niſſe wie der Beſchluß des LG. München I vom 
20. Dezember 1906 für ſeinen beſonderen Fall: 
Er geht von der Erwägung aus, daß man einem 
Sachverſtaͤndigen ein unentlohntes Studium umfang⸗ 
reicher Akten nicht zumuten könne. Die Tätigkeit 
des Aktenſtudiums ſetzt das OLG. ſodann der 
Abwartung eines gerichtlichen Termines gleich und 
kommt zu einer ſinngemäßen Anwendung der 
Ziff. 14 VO. So begrüßenswert dieſer Beſchluß 
namentlich wegen ſeiner allgemeineren Begründung 
iſt, ſo arbeitet auch er mit einer kaum einwand— 
freien Analogie genau wie jene Beſchlüſſe, die in 
der erſten Streitfrage zu vermitteln trachten. Wie 
man aber dort ſagen mußte: „Die Reiſe iſt in 
Wirklichkeit nicht gemacht“, ſo muß man hier ein⸗ 
wenden: „Der Termin hat in Wirklichkeit nicht 
ſtattgefunden; darum kann es auch keine Termins⸗ 
abwartungsgebühr geben.“ 

Ob zu dieſer Analogie das Gericht durch die 
bündige Erklärung des Beſchwerdeführers hinge⸗ 
drängt wurde, er werde im Abweiſungsfall für 
alle Zukunft häusliches Aktenſtudium ablehnen 
und dem Gerichte die Einweiſung in einer Reihe 
von Terminen überlaſſen, ſei dahingeſtellt. Tat— 
ſächlich liegt die Gefahr nahe, daß das Alten: 
ſtudium abgelehnt wird, wenn es nicht beſonders 
entſchädigt wird. Das iſt nicht nur von dieſem 
Sachverſtändigen dem Beſchwerdegericht gegenüber 
ſchriftlich, ſondern auch durch andere Aerzte 
beteiligten Richtern gegenüber mündlich in ſichere 
Ausſicht geſtellt worden. 

Was würde die Folge einer ſolchen, mit geleß: 
lichen Mitteln nicht abwendbaren Weigerung ſein? 
Ich habe das kürzlich gelegentlich der Ablehnung 
einer Erinnerung der Finanzbehörde an der Hand 
des vorgelegenen, beſonders geeigneten Falles — 
allerdings ohne Erfolg — zur Erwägung geſtellt. 
„Es muß als Grundſatz ausgeſprochen werden, 
daß es eine Verpflichtung des Sachverſtändigen 
zum Selbſtſtudium der Akten gar nicht gibt; 
wenn der Sachverſtändige darauf beſteht, muß 
ihm der Richter den Akteninhalt eröffnen. Was 
das in der Praxis hieße, kann der ermeſſen, der 


als Entmündigungsrichter das Unglück hat, 25 bis 
30 Pfund Akten für einen einzigen Fall von; 


Hyſterie zu exzerpieren. 80 Arbeitsſtunden 


beanſprucht ein ſolcher Auszug! Wann haben; 


Richter und Sachverſtändige gleichzeitig die nötige 
freie Zeit? Wie lange jedesmal? Reichen günſtigſten 
Falls 30 Termine aus? Auf welchen Zeitraum 
ziehen ſie ſich hin? Wie ſollen die Geſchäfte 
materiell erledigt und gefördert werden? Nebenbei 
bemerkt koſtet eine gerichtliche Einweiſung in einem 
einfachen Fall eines Rechtshilfeerſuchens unnötiger— 


weiſe die Arbeit eines Richters auf Monate hinaus 


und im billigſten Fall (10 46 + 20 K) Mk. — 
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220 Mk.; d. i. Gebühr für Wahrnehmung von 

10 zweiſtündigen und 20 dreiſtündigen Terminen 

für den Sachverſtändigen. Nimmt der Arzt dem 
Gerichte die Verpflichtung der Akteneinweiſung durch 
Selbſtſtudium ab, jo wird die Sacherledigung ge: 
fördert, weil der Sachverſtändige die Akten ſtudieren 
kann, wann und fo oft er Zeit hat und außer: 
halb der Bureauſtunden; der erſuchte Richter iſt 
mit der Sache gar nicht aufgehalten und der Arzt 
liquidierte im gegebenen Fall ſtatt „der oben 
berechneten 220 Mk. nur 30 Mk.“, die auf Erinne⸗ 
rung der Finanzbehörde hin — abgeſtrichen wurden. 

Wird nun in ſolchen Fällen die Entſchädigung 
für Aktenſtudium abgeſtrichen, bewendet es im 
übrigen bei einem etwa dreiſtündigen Vernehmungs— 
termin und bei ſchriftlicher Begutachtung und iſt 
der Staat Zahler, ſo bekommt der Gutachter für 
ſeine etwa 90 ſtündige Tätigkeit bare 18 Mk. 
Der ſich hieraus berechnende Stundenſatz von 
20 deutſchen Reichspfennig ſteht nicht nur mit dem 
ſogenannten Leipziger Programm der Aerzte, ſondern 
auch mit dem geſunden Menſchenverſtand in 
Widerſpruch. 

Zur Vermeidung der Unzukömmlichkeiten aus 
der Verweigerung einer Entſchädigung für Alten: 
ſtudium werden nun die Gutachter neuerdings von 
den Finanzbehörden darauf verwieſen, von Fall 
zu Fall beim Juſtizminiſterium die Erhöhung der 
Gebühr nachzuſuchen. Dieſer Weg wird jedoch 
von vielen Beteiligten nicht gerne betreten, ſondern 
ſie erwarten von der Rechtſprechung eine befriedi— 
gende Löſung der Streitfragen. Es iſt ihnen 
um Grundſätze zu tun, nicht um Vermögens- 


vorteile von Fall zu Fall. 
(Schluß folgt.) 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Zur Anwendung des 53 99 ZPO. Am 30. April 
1907 ſtellte die Firma N. in einem Schreiben an das 
Amtsgericht Z. den Antrag, über das Vermögen der 
Eheleute S. das Konkursverfahren zu eröffnen, wobei 
jedoch der Vorbehalt gemacht war, „den Beſchluß be— 
treffend die Eröffnung des Konkursverfahrens nicht 
vor dem 7. Mai 1907 zu erlaſſen“. In dem kurz vor 
dieſem Termine ſtattgehabten Verhöre beſtritten die 
ſchuldneriſchen Eheleute ihre Zahlungsunfähigkeit. Die 
Firma N., hiervon in Kenntnis geſetzt, erklärte, ihren 
Antrag nicht zurückzunehmen, bat aber die Konkurs— 
eröffnung in bezug auf die Frau bis zum 15. Mai 
1907 hinauszuſchieben, da ſie im Hinblick auf den ehe— 
lichen Güterſtand noch Erbebungen über die Mithaf— 
tung der Frau und die Güte einer ihr in Ausſicht 
geſtellten Bürgſchaft eingeleitet habe und deren Er— 
gebnis abwarten wolle. 

Am Nachmittag des 7. Mai erſchien der mittler— 
weile mit ſeiner Frau uneinig gewordene Ehemann S. 
vor dem Amtsgericht und beantragte ſelbſt unter Ein— 
räumung der Ueberſchuldung und Zahlungseinſtellung 
die Eröffnung des Konkursverfahrens, worauf das 
Amtsgericht — ohne weitere Erhebungen und ohne die 
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Ehefrau S. zu hören — durch ſofort erlaſſenen Be⸗ 
ſchluß das Konkursverfahren über das Vermögen der 
beiden Ehe leute eröffnete. Gegen dieſen Beſchluß 
erhob die Ehefrau S. ſofortige Beſchwerde mit der 
Aufſtellung, ihre Mithaftung für die Forderung der 
Firma N. und ihre Zahlungsunfähigkeit ſeien zu Une 
recht vom Amtsgericht angenommen worden. 


Die landgerichtliche Zivilkammer gab der Be⸗ 
ſchwerde ſtatt, hob den amtsgerichtlichen Beſchluß, ſo⸗ 


weit dadurch das Konkursverfahren über das Ver: 
mögen der Ehefrau S. eröffnet wurde, auf und legte 
die durch dieſe Konkurseröffnung gegen 
die Beſchwerdeführerin entſtandenen Ro: 
ſten und die Koſten der Beſchwerdeinſtanz 
der Firma N. zur Laſt. Gegen dieſen Beſchluß 


erhob die Firma N. „weitere ſofortige Beſchwerde“, 


in welcher ſie die Aufhebung des Ausſpruchs ihrer 
Koſtentragungspflicht begehrte mit der Begründung, 
ſie habe an dem Konkurs über das Vermögen der 
Frau kein Intereſſe, dieſer Konkurs ſei nicht auf 


ihren Antrag eröffnet worden, ſie greife deshalb die 
Entſcheidung der Zivilkammer in ſachlicher Hinſicht 


nicht an und beſchränke ihre Beſchwerde ausſchließlich 


auf den ſie belaſtenden Koſtenpunkt. 

Das Oberlandesgericht verwarf die ſofortige wei⸗ 
tere Beſchwerde gemäß 8 99 I ZPO., da die Anfech⸗ 
tung einer Eutſcheidung über den Koſtenpunkt unzu= 
läſſig ſei, wenn nicht gegen die Entſcheidung in der 
Hauptſache ſelbſt das Rechtsmittel eingelegt werde. 
Zugleich überbürdete es der Beſchwerdeführerin auch 
die Koſten der weiteren Beſchwerde. 

Weder der Gang dieſes Verfahrens noch deſſen 
Ergebnis können befriedigen. 

Es ſind wohl Fälle denkbar, in denen die an einen 
Konkurseröffnungsantrag geknüpften Wünſche, ja Vor: 
behalte des Gläubigers auf eine Berückſichtigung durch 
das angegangene Gericht keinen Anſpruch haben. Das 
werden aber immerhin beſonders gelagerte Fälle ſein, 
als deren typiſchſte wohl die angeführt werden dürfen, 
in welchen durch den formellen Eröffnungsantrag und 
die vorausgeſetzte Kunde hiervon irgend ein Druck auf 
den ſäumigen oder nicht genügend willfährigen Schuld— 
ner — ſozuſagen unter Mißbrauch der behördlichen 
Mitwirkung — geübt werden will. In ſolchen Fällen 
mag der Antrag als nicht geſtellt — nicht als pure 
geſtellt! — angeſehen und der Antragſteller entſprechend 
verſtändigt werden. Wenn aber derartige oder ähn— 
liche Verhältniſſe nicht vorliegen, iſt doch nicht abzu— 
ſehen, warum einer mäßigen Befriſtung des Antrags, 
der triftige Gründe (3. B. eine Reiſe, eingeleitete Er— 
mittelungen ꝛc.) zur Seite ſtehen können, nicht eine 
billige Berückſichtigung zuteil werden ſollte. Dem 
angegangenen Gerichte, das im übrigen auch in der 
Schwebezeit an der Vornahme zweckdienlicher Er— 
hebungen nicht gehindert iſt, wird es durchgehends 
weder beſchwerlich noch unangenehm zu ſein brauchen, 
wenn es zu einer ſofortigen Entſcheidung nicht ge— 
drängt, vielmehr in die Lage verſetzt wird, ſeine Ent— 
ſchließungen in jeder ihm dienlich erſcheinenden Weiſe 
vorzubereiten. Es ſteht ja zudem allezeit in ſeinem 
Belieben, den Antragſteller zu einem unbedingten und. 
unbefriſteten Antrag d. i. zu einer präziſen Antrag— 
ſtellung zu veranlaſſen. 

Im Hinblick auf den Wortlaut des $ 103 KO. 
„das Verfahren kann nur auf Antrag eröffnet werden“ 
und des 8 105 ib. „das Gericht hat den Schuldner 
zu hören“ unterliegt es keinem Zweifel, daß dem Ge— 
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richt im Augenblicke der Konkurseröffnung ein unbe⸗ 
dingter und unbefriſteter Antrag vorliegen muß, 
über welchen, ſoferne er von einem Gläubiger aus— 
geht, nach vorausgegangener Anhörung des Schuld⸗ 
ners zu entſcheiden iſt. Da es an beiden Voraus⸗ 
ſetzungen in dem hier unterſtellten Falle fehlt, bleibt 
nur die Annahme übrig, daß das Konkursverfahren 
in Wirklichkeit auf den einſeitigen Antrag des Ehe: 
mannes S. hin eröffnet worden iſt, und daran ändert 
auch die Tatſache nichts, daß äußerlich wohl die ge— 
ſamte richterliche Tätigkeit durch den Antrag der Firma 
N. vom 30. April 1907 in Bewegung geſetzt wurde. 
Ob der Konkurseröffnungsantrag., den der Ehemann 
am 7. Mai erklärte, überhaupt in Anſehung des ehe⸗ 
fraulichen Vermögens ausreichend war, und ob er von 
der Verpflichtung, die Ehefrau zu hören, entheben 
konnte, ſoll hier dahin geſtellt bleiben. Jedenfalls 
kann er mit dem befriſteten und mit Vorbehalt ver⸗ 
ſehenen Antrag der Firma N. nicht in der Weiſe zu⸗ 
ſammengeſchweißt werden, daß ſich ſagen ließe: „das 
Konkursverfahren iſt auf Antrag der Firma N. er⸗ 
öffnet worden, im Verhältnis zu welchem die Er— 
klärungen des Ehemannes S. nur die Bedeutung von 
Auskunftserteilungen über die Vermögenslage beider 
Schuldner haben“. 

Iſt die hier ausgeſprochene Annahme zutreffend, 
daß ein Antrag der Firma N. der Konkurseröffnung 
nicht zugrunde liegt, ſo leuchtet ohne weiteres ein, 
daß die genannte Firma zu Unrecht mit den durch die 
Konkurseröffnung gegen die Ehefrau S. und den durch 
die Einlegung des Rechtsmittels verurſachten Koſten 
belaſtet wurde. Die ſich aufwerfende Frage geht da= 
hin, ob und in welcher Weiſe eine Möglichkeit beſtand, 
dieſe Belaſtung zu beſeitigen. Dadurch, daß der Fall 
trotz ſeiner Eigenartigkeit unter die abſtrakte Rechts- 
regel geſpannt wird „die Anfechtung der Koſtenent- 
ſcheidung iſt ohne gleichzeitige Anfechtung der Haupt⸗ 
ſache unzuläſſig“, wird der Sache natürlich nicht ge⸗ 
dient. Wie ſoll die beſchwerte Firma N. gegen die 
Entſcheidung in der Hauptſache, die Sie für völlig gerecht— 
fertigt hält, Beſchwerde erheben, da doch die maß⸗ 
gebende Rechtſprechung — RG. VI, 340) — einen der⸗ 
artigen, lediglich formellen d. h. pro forma erhobenen 
Angriff gegen die Hauptſache ſelbſt für unzuläſſig er⸗ 
klärt hat? Darnach wäre ja das Ergebnis ſtets das 
nämliche, ob formuliert wird „die Koſtenbeſchwerde 
iſt nach $ 99 I unzuläſſig mangels gleichzeitiger An⸗ 
fechtung der Sachentſcheidung“, oder „die Beſchwerde 
iſt unzuläſſig, weil der gleichzeitig gegen die Sachent— 
ſcheidung gerichtete Angriff nur zu dem Zweck er— 
hoben iſt, um eine Entſcheidung über die Koſten zu 
ermöglichen“. Ein derartiges Dilemma kann vom 
Geſetzgeber nicht gewollt ſein, noch mit einer ver— 
nünftigen Rechtſprechung vereinbar gefunden werden. 

Unſtreitig findet 8 99 ZPO., wie im Gebiete der 
Beſchwerde überhaupt, ſo auch im Konkursverfahren 
Anwendung (872 KO., Jaeger S. 544, Seuffert, ZPO. 
8 568 Anm. 2, SW. 1894 S. 359), allein doch nur 
mit der ſelbſtverſtändlichen und jetzt faſt allgemein 
anerkannten Einſchränkung auf die an der Sache 
beteiligten Parteien, alſo diejenigen, die eben 
durch einen (nicht bloß formellen) Angriff gegen die 
Sachentſcheidung eine Aenderung herbeizuführen in 
der Lage waren (Gaupp-Stein L 281, Peterſen J. 254, 
RG. 53, 69, IW. 1891, 412, IW. 1901, 834 und 8 102 
ZPO.). Hiernach beſtand für das mit der Jon. „wei— 
teren Beſchwerde“ angegangene Gericht im vorliegen 
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den Fall kein ernſtliches Hindernis für die ſachliche | wird Schließlich fortgefahren, daß hier Nebenabreden 


Prüfung und Entſcheidung des zu ſeiner Kognition 
gelangten Streitfalles, wobei dann freilich die nach 
Maßgabe der Beſchwerdebegründung im Vordergrund 
ſtehende Frage in erſter Linie zu entſcheiden war, ob 
die Firma N. zur Zeit der Konkurseröffnung der Ehe⸗ 
frau S. als Antragſtellerin gegenüberſtand. 

Wenn nun aber auch im Glauben an die un⸗ 
eingeſchränkte Kraft und Tragweite des $ 99 I 
ZPO. an der Unzuläffigfeit der Beſchwerde feſtge⸗ 
halten werden wollte (ef. IW. 1899 S. 160), fo ſtand 
doch ſicher nichts im Wege, das Vorbringen der Be: 
ſchwerdeführerin aus dem Geſichtspunkte des S4 GKG. 
zu würdigen. Das Reichsgericht hat in ſeinem Plenar⸗ 
beſchluß vom 15. Febr. 1886 (RG. XVI, 291) der ge⸗ 
nannten Beſtimmung ein weitgehendes Geltungsgebiet 
zuerkannt und zweifellos auch den Verſtoß gegen § 45 
GKG. — „Anſetzung von Gebühren, obwohl ein Gegner 
nicht vorhanden iſt“ — als Gegenſtand der Erinne- 
rung zugelaſſen, wie ja anerkanntermaßen auch die 
Nichtanwendung des 8 6 GKG. im Wege der Er⸗ 
innerung und Beſchwerde vom Zahlungspflichtigen 
gerügt werden kann. Allein die hierdurch ſich ermög⸗ 
lichende Abhilfe wäre immerhin eine unvollſtändige, 
da fie gemäß SS 45, 80 a GKG. nur die Beſeitigung 
der Staats- und Schreibgebühren im Gefolge hätte, 
im übrigen aber bezüglich der dem Gegner zu er⸗ 
ſtattenden Koſten nichts ändern würde. Gerade das 


Unzulängliche dieſer Art der Abhilfe weiſt darauf hin, 


daß es allein gerecht und ſachgemäß iſt — will man 
nicht geradezu auf eine Anrufung des $ 839 BGB. 
hindrängen — die von einem an der Sachentſcheidung 
nicht Beteiligten gegen die Koſtenauferlegung er⸗ 
hobene Beſchwerde für zuläſſig, weil außerhalb des 
Rahmens des 8 99 ſtehend, anzuſehen. N 
Oberlandesgerichtsrat Laux in Zweibrücken. 


Zn 8 416 350. In einem Urteil des OLG. Bam⸗ 
berg (mitgeteilt in dieſer Zeitſchrift Nr. 8 S. 178) wurde 
die Erhebung eines Beweiſes über die Behauptung 


u 4 Zn nn 


| 


des Beklagten für unzuläſſig erklärt, daß er die in 
einer von ihm unterzeichneten Darlehensurkunde ent: . 


haltene ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft nicht geleiſtet 
habe. Der Beklagte hatte in dieſem Falle die Dar— 
lehensurkunde als Geſchäftsführer einer G. m. b. H. 
unterzeichnet. Die Darlehensurkunde enthielt aber 
auch eine Beſtimmung, wonach der Beklagte für das 
der G. m. b. H. gegebene Darlehen die ſelbſtſchuld— 
neriſche Bürgſchaft übernahm. 
nach ſeiner Behauptung ſofort nach dem Verleſen der 
von dem Kläger verfaßten Urkunde erklärt, daß er 
die perſönliche ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft nicht 
übernehme und es war Kläger angeblich damit einver— 
ſtanden. Beklagter behauptete, die Durchſtreichung 
der betreffenden Stelle ſei nur in der Eile unterlaſſen 
worden. 

Die Begründung des oberlandesgerichtlichen Ur— 


nicht behauptet ſeien, der Beklagte beſtreite nur, die 
Bürgſchaft abgegeben zu haben. Dies ſei ein Wider⸗ 
ſpruch gegen den klaren Inhalt der Urkunde; ein Be⸗ 
weis hierüber ſei nach 8 416 ZPO. unzuläſſig und es 
ſei ſonach die Willenseinigung der Parteien über die 
Bürgſchaftsleiſtung erwieſen. Soweit die formelle 
Beweiskraft einer Urkunde in betracht kommt, kann 
den Ausführungen beigeſtimmt werden. Allein die 
formelle Beweisregel des 8 416 ZPO. ſchließt den 
Nachweis nicht aus, daß aus materiellen Gründen der 
Urkunde keine oder doch nicht volle Beweiskraft zu⸗ 
kommt. Es iſt insbeſondere der Einwand zuläſſig, 
daß der Urkunde ein Irrtum, eine Täuſchung oder 
Mangel einer verpflichtenden Abſicht zugrunde liegt, 
oder daß die Urkunde anders als vereinbart, nieder⸗ 
geſchrieben wurde (vgl. RGE. V/ 385, XXX/109, LII / 23). 
Kann danach der Ausſteller einer Urkunde trotz der 
Beſtimmung des 5 416 ZPO. z. B. einwenden, es ſei 
bei der Ausſtellung der Urkunde vereinbart worden, 
ſie ſolle den Ausſteller nicht verpflichten, ſo müſſen 
derartige Einwendungen auch bezüglich einzelner Teile 
der Urkunde zugelaſſen werden. Selbſtverſtändlich 
immer vorausgeſetzt, daß der Einwand wirklich ge⸗ 
eignet iſt, die behauptete und durch die Urkunde for⸗ 
mell bewieſene Willenseinigung der Parteien zu ent⸗ 
kräften oder daß nicht gerade aus der Unterſchrift der 
Urkunde auch in materieller Beziehung die Billigung 
des geſamten Inhalts gefolgert werden muß. 

Nun richtet ſich aber auch in dem mitgeteilten Fall 
(ſoweit wenigſtens der Tatbeſtand aus der Mitteilung 


; entnommen werden kann) der Einwand des Beklagten 


nicht gegen die formelle ſondern gegen die materielle 
Beweiskraft der betreffenden Urkunde, ſoweit die Bürg⸗ 
ſchaft in betracht kommt. Wer behauptet, daß ein be⸗ 
ſtimmter Teil einer Urkunde nicht der wirklichen Ver⸗ 
einbarung entſpricht, und daß die entſprechende Stelle 
nur verſehentlich nicht geſtrichen wurde, beſtreitet nicht, 
daß formell der Nachweis der fraglichen Vereinbarung 
vorliegt, ſondern er macht geltend, daß trotz der for— 
mell vorliegenden Einigung tatſächlich eine ſolche nicht 
vorliegt und auch nicht beurkundet werden ſollte. Wenn 
die Behauptung des Beklagten richtig iſt, wurde ein 
Bürgſchaftsvertrag nicht abgeſchloſſen, denn der Be— 
klagte erklärte, er wolle ſich nicht verbürgen, Kläger 
war damit einverſtanden, alſo ging der beiderſeitige 
Wille dahin, daß die Urkunde ohne die Bürgſchafts— 
erklärung gelten ſolle. Es handelt ſich demnach nicht 


Hum die einfache Behauptung des Ausſtellers, daß die 


Beklagter bat aber . 


| 


teils ſcheint der Bedeutung des $ 416 3] O. nicht | 


völlig gerecht zu werden. Es wird ausgeführt, ein 
Gegenbeweis gegen die Beweiskraft der Urkunde ſei 
nicht denkbar, denn könnte die einfache Behauptung 
des Ausſtellers gehört werden, daß der Inhalt der 
Urkunde ſeinem Willen nicht entſpreche, ſo würde da— 
durch der Wert der Beurkundung vernichtet. Es folgen 
dann Erörterungen über die Vorausſetzungen, unter 


welchen mündliche Nebenabreden gültig ſind, und es 


Urkunde nicht ſeinem Willen entſpreche, ſondern daß 
ſie auch nicht dem Willen der Gegenpartei entſprechend 
ſei. Waren beide Teile einig, daß die auf die Bürg— 
ſchaft bezügliche Stelle der Urkunde wegfallen ſollte, 
ſo wurde nicht dadurch eine Einigung über die Be— 
ſtellung der Bürgſchaft erzielt, daß verſehentlich 
die betreffende Stelle vor Vertragsunterſchrift nicht 
geſtrichen wurde. Auch damit, daß die Behauptung 
des Beklagten einen Widerſpruch gegen den klaren 
Inhalt der Urkunde enthalte, kann für ſich allein die 
Unzuläſſigkeit der Beweiserhebung nicht begründet 
werden. Einwendungen gegen die materielle Beweis— 
kraft einer Urkunde werden regelmäßig dem Inhalt 
der Urkunde, mag er noch ſo klar ſein, widerſprechen. 
Auch der völlig klare Inhalt einer Urkunde kann auf 
Irrtum und Täuſchung beruhen, oder in beiderſeitigem 
Einverſtändnis einem Scheingeſchäft dienen. Es iſt 
ſicher ein Widerſpruch gegen den klaren Inhalt der 


Urkunde, wenn der Ausſteller eines Schuldſcheines 
behauptet, er habe lediglich infolge eines Schreibver⸗ 
ſehens ſtatt 300 Mk. 3000 Mk. geſchrieben. Man wird 
aber gewiß dieſen Einwand für zuläſſig halten. Das 
verſehentliche Unterlaſſen der Durchſtreichung eines 
Teiles der Urkunde iſt aber nicht anders zu beur— 
teilen, wie ein Schreibverſehen. Es würde übrigens 
die Geltendmachung eines Teiles einer Urkunde, welcher 
lediglich aus Verſehen ſtehen geblieben iſt, auch den 
Grundſätzen von Treu und Glauben widerſprechen 
und gegen die guten Sitten verſtoßen. Der Ausſteller 
kann daher in einem ſolchen Fall der Geltendmachung 
die exceptio doli generalis entgegenſetzen. Dieſe dem 
gemeinen Recht entſtammende Einwendung wurde 
zwar nicht ausdrücklich vom BGB. übernommen, allein 
es wird der ihr inne wohnende allgemeine Grund⸗ 
ſatz als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, wie ſich ins⸗ 
beſondere aus den Beſtimmungen der 88 157, 242, 226, 
826 ergibt. Es muß daher angenommen werden, daß 
auch nach dem Recht des BGB. die exceptio doli 
generalis Geltung hat (vgl. OLGR. Silbermann in 
dieſer Zeitſchr. I. Jahrg. S. 35, Rehbein, Das BGB. 
Anm. 3 zu 88 241 ff., Komm. von Staudinger zum 
BGB., Vorbemerkung zu 8 175, IW. Jahrg. 1904 
S. 89, 482, 555, 1907 S. 100; RG. 58/356 u. 425; 
61/359). 

Es verſtößt aber ſicher ebenſo gegen die guten 
Sitten, wenn jemand aus einer verſehentlich in einer 
Urkunde ſtehen gebliebenen Beſtimmung trotz Kennt— 
nis des wahren Sachverhalts Rechte geltend macht, 
als wenn jemand auf Grund eines rechtskräftigen Ur⸗ 
teils vollſtrecken läßt, obwohl er weiß, daß ihm gegen 
den Schuldner eine Forderung nicht zuſteht (vgl. die 
RGE. 61/359 u. Rehbein a. a. O.). 

Die hier behandelte Frage hat eine größere prak— 
tiſche Bedeutung, als es auf den erſten Blick ſcheinen 
mag, da bei einer Reihe von Verträgen regelmäßig 
bereits gedruckte Formulare verwendet werden und 
häufig eine Vereinbarung dahin getroffen wird, daß 
die eine oder andere in dem Formular enthaltene 
Beſtimmung wegfallen ſoll. 

Es ſei nur auf die Mietverträge in größeren 
Städten, auf die Kaufverträge bei Abzahlungsgeſchäf⸗ 
ten und auf die Kommiſſionsnoten der Geſchäfts— 
reiſenden hingewieſen. Ein anderer Einwand, welcher 
namentlich bei Formularverträgen häufig vorgebracht 
wird, iſt der, daß die eine Partei behauptet, ſie habe 
den Vertrag vor der Unterſchrift nicht durchgeleſen. 
Ueber dieſe Behauptung für ſich allein darf ſelbſt— 
verſtändlich kein Beweis erhoben werden. Denn ab— 
geſehen von der Beſtimmung des 8 416 ZPO. wird 
man im Zweifel annehmen müſſen, daß derjenige, 
welcher eine Urkunde unterſchreibt, ohne ſie zu leſen, 
deren Inhalt billigt, gleichviel wie er auch lauten mag. 
Allein es laſſen ſich auch hier Fälle denken, in welchen 
das Nichtleſen der Urkunde einen zu beachtenden Ein— 
wand gegen die materielle Beweiskraft der Urkunde 
enthält. Dies iſt z. B. der Fall, wenn die eine Partei 
der anderen zuſichert, daß das zu unterſchreibende 
Schriftſtück einen beſtimmten Inhalt hat und die 
Unterſchrift nur im Vertrauen auf die Richtigkeit der 
wahrheitswidrigen Zuſicherung erfolgt. Ebenſo ver: 
hält es ſich, wenn jemand ſeinem Geſchäftsfreund, 
welcher regelmäßig die ihm vorgelegten Vertrags— 
exemplare, ohne ſie zu leſen, unterzeichnet, eine Ur— 
kunde zur Unterſchrift vorlegt, welche Beſtimmungen 
enthält, welche den beiderſeitigen Vereinbarungen nicht 


| 


entſprechen, in der Erwartung, der Geſchäftsfreund 
werde auch dieſes Mal unterſchreiben, ohne vorher 
das Schriftſtück durchzuleſen, und die Unterſchrift auch 
tatſächlich in der Ueberzeugung erfolgt, die Urkunde 
enthalte wie auch ſonſt immer nur die gegenſeitig ver- 
einbarten Beſtimmungen. 

In jedem Falle müſſen aber die Einwendungen, 
wenn fie gegenüber der Beweisregel des § 416 3PO. 
Beachtung finden ſollen, derart beſchaffen ſein, daß 
bei ihrem Nachweis nach Lage der Sache trotz der 
formell gültigen Urkunde und der Beſtimmung des 
§ 416 a. a. O. die betreffende Erklärung materiell keine 
oder doch nicht die von der Gegenpartei behauptete 
rechtliche Wirkung haben kann. 

Amtsrichter Kraus in München. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Unrichtige Datierung des eigenhändigen Teſta⸗ 
ments. Unzuläſſigreit der Berichtigung einer falſchen 
Zeitangabe auf Grund beſonderer Ermittelungen. 

2. Ausſtellung eines Erbſcheins trotz Nichtvorhanden⸗ 
ſeins der Teſtamentsurkunde. 

Gründe: 1. Das LG. ſtellt feſt, daß das von der 
Witwe B. errichtete, mit dem Datum: „M. den 12. Auguſt 
1906“ verſehene Teſtament nicht an dieſem Tage, ſondern 
fo, wie es vorliegt, am 13. Auguſt 1906 von der Erb— 
laſſerin niedergeſchrieben und unterzeichnet worden iſt. 
Da der Formvorſchrift des 8 2231 Nr. 2 BGB. nur 
durch Angabe des wahren Tages der Errichtung 
genügt wird, ſo iſt damit zunächſt die Ungültigkeit 
des Teſtamentes dargetan. Zwar findet ſich unmittel- 
bar unter der Unterſchrift der Erblaſſerin auf dem— 
ſelben Blatt Papier, das zur Niederſchrift des Teſta— 
ments gedient hat, eine mit dem Siegel der Stadt— 
gemeinde M. abgeſtempelte, unter dem Datum „M. 
den 13. Auguſt 1906“ ausgeſtellte, von dem Bürger: 
meiſter und zwei anderen Perſonen unterzeichnete 
Beurkundung, wonach die Erblaſſerin im Beiſein der 
mitunterzeichneten Zeugen erklärt hat, daß „das oben 
Niedergeſchriebene im Falle ihres Ablebens ihr letzter 
Wille feit. Der Bürgermeiſter hat ferner hierneben 
am Rande mit der Unterſchrift „M. den 13. Auguſt 1906“ 
beſcheinigt, daß „vorſtehendes Teſtament von der 
Witwe B. als Teſtamentarin ſowie von den Zeugen . .. 
eigenhändig unterſchrieben fei*. Allein das OL G., das 
die weitere Beſchwerde gemäß § 28 Abſ. 2 JGG. dem 
Reichsgericht vorlegt, trägt mit Recht Bedenken, aus 
dieſen Beurkundungen, die mangels Beobachtung 
weſentlicher Formvorſchriften (§§ 2249, 2241, 2242 
BGB.) das Teſtament auch als ſog. Dorfteſtament 
unhaltbar erſcheinen laſſen, den Beweis zu entnehmen, 
daß der 12. Auguſt von der Erblaſſerin nur vers 
ſehentlich ſtatt des 13. Auguſt als Tag der Errichtung 
angegeben worden ſei. Es glaubt jedoch, dieſe Feſt— 
ſtellung könne ſich daraus gewinnen laſſen, daß der 
Bürgermeiſter bei Gelegenheit derſelben dienſtlichen 
Aeußerung vor dem Nachlaßgerichte, durch welche ſich 
die Unrichtigkeit des von der Erblaſſerin nieder— 
geſchriebenen Datums herausgeſtellt hat, auch An— 
gaben gemacht habe, aus denen ein derartiger Irrtum 
der Erblaſſerin hervorgehe. Es beſteht nun zwar 
rechtlich kein Hindernis, trotz eines äußerlichen Mangels 
das geſetzliche Erfordernis des wahren Ortes und 
Tages der Errichtung als erfüllt anzuſehen. Dabei 
iſt aber vorausgeſetzt, daß es ohne weiteres, ins— 
beſondere ohne Heranziehung der gewöhnlichen Be— 
weismittel gelingt, die offenbar falſche Datierung 
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durch die gewollte, bis zum Beweiſe des Gegenteils 


nunmehr als richtig anzunehmende Datierung zu 
erſezen. Dem Privatteſtament des 8 2231 Nr. 2 
BGB. wohnt auch bezüglich der Richtigkeit des Datums 
auf ſolange urkundliche Beweiskraft inne, als der 
Beweis des Gegenteils nicht erbracht iſt. Iſt dies 
aber geſchehen — und zu dieſem Behuſe ſtehen dem 
Gegenbeweisführer grundſätzlich alle Beweismittel 
offen —, ſo iſt damit auch die Beweiskraft der Ur— 
kunde zerſtört, wenn es nicht möglich iſt, ſie aus ſich 
ſelbſt heraus 
richtig zu ſtellen. Das Reichsgericht iſt in einem 
früheren Falle ſoweit gegangen, hierbei außer dem 
ſonſtigen Inhalte des Teſtamentes auch die Ver— 
wertung offenkundiger Tatſachen für nicht grundſätz— 
lich ausgeſchloſſen zu erklären. Dagegen würde es 
zur völligen Preisgabe der vom Geſetz als weſent— 
liches Foͤrmerfordernis aufgeſtellten Urkundeneigen— 
ſchaft auch des Privatteſtaments führen, wenn die 
Berichtigung der falſchen Orts- oder Zeitangabe auch 
aus Tatumſtänden abgeleitet werden dürfte, die erſt 
auf Grund ſonſtiger Ermittelungen feſtſtellbar wären. 
Dabei kann es rechtlich keinen Unterſchied machen, ob 
jene Tatumſtände ſchon bei Gelegenheit des Gegen: 
beweiſes gegen die im Teſtament angegebene Datierung 
oder, wie im Streitfalle, gelegentlich 
§ 2358 BGB. vom Nachlaßgericht veranſtalteten Er— 
mittelungen hervorgetreten ſind, oder ob ſie erſt in 


einem beſonderen Verfahren und mit Hilfe anderer 


Beweismittel erhoben werden. Das OLG. will ins: 
beſondere darauf Gewicht legen, daß der Bürger— 
meiſter ſich bei dem ſtreitigen Teſtament als Urkunds— 


der gemäß 


in dem entſcheidenden Teile dennoch 


907. Nr. 17. 


B. Zivilſachen. 
1 


Begriff des ehelichen Aufwands im Sinne der 
ss 1371, 1427 Abſ. 2 BGB. Wird die Pflicht der 
le zur Beitragsleiſtung dadurch ansgeſchloſſen, daß 
ie vom Maune getrennt lebt und zur Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft nicht verpflichtet iſt? Kann ſie 
der Klage auf Beitragsleiſtung durch Verweiſung auf den 
Unterhaltsauſpruch des Mannes und der Kinder ent- 
gegentreten? Die Parteien haben durch Ehevertrag 
die Gemeinſchaft der Güter und des Erwerbes aus— 
geſchloſſen und beſtimmt, daß ſowohl das eingebrachte, 
wie das in der Ehe von der Klägerin zu erwerbende 
Vermögen vorbehaltenes Vermögen ſein ſolle. Der 
Mann hat die Verurteilung der ſeit Februar 1904 
dauernd von ihm getrennt lebenden Klägerin dazu 


erreicht, daß ſie während beſtehender Ehe vom 1. Ok— 


perſon beteiligt habe und will deshalb ſeine dienſt⸗ 


liche Aeußerung auch inſofern mit beachten, als ſie 


zugleich die Art des der Erblaſſerin unterlaufenen | 


Irrtums aufkläre. Allein dabei iſt überſehen, daß 
das Teſtament der Witwe B., wenn überhaupt als 
letzter Wille, dann nur als Privatteſtament in Be— 
tracht kommen kann und daß bei dieſer Teſtaments— 
form die Mitwirkung irgend welcher anderer Per— 
fonen, von dem hier nicht intereſſierenden § 2248 
abgeſehen, ſchon begriffsmäßig ausgeſchloſſen iſt. 

2. Erweiſen ſich hiernach die Gründe an ſich als 
zutreffend, aus denen das Amtsgericht den Antrag 
der in dem Teſtament als Erben eingeſetzten Be— 
ſchwerdeführer zurückgewieſen hat, ihnen den Erbſchein 
zu erteilen, ſo kann das Verlangen der Beſchwerde— 
führer gleichwohl noch nicht endgültig als ungerecht— 
fertigt bezeichnet werden. Das LG. trifft nämlich 
weiter die Feſtſtellung, daß ein gleichlautendes Teſta— 
ment, das die Erblaſſerin am 12. Auguſt 1906 ge— 
und unterſchrieben hat, nicht mehr vorhanden iſt. 
Anscheinend iſt dabei überſehen, daß nach § 2356 
Abſ. 1 BB. die Unmöglichkeit, die das Erbrecht der 
Antragſteller ergebende Teſtamentsurkunde vorzulegen, 
kein Hindernis für Erteilung des Erbſcheins bildet, 
wenn das Vorhandenſein einer gültigen letztwilligen 
Verſügung mit anderen Beweismitteln dargetan 
werden kann. Hatte die Erblaſſerin die Antragſteller 
bereits am 12. Auguſt 1906 in einem formgerechten 
Teſtamente zu Erben eingeſetzt, ſo hat ſie dieſes 
Teſtament keinesfalls dadurch aufgehoben, daß ſie 
Tags darauf ein zweites hiermit gleichlautendes 
Teſtament errichtet hat, das wegen Formmangels über— 
dies nichtig iſt (8 2258 B B.). Sogar wenn 
das frühere Teſtament ſelbſt vernichtet hatte, fo wäre 
doch nach § 2255 Abſ. 2 nur eine Vermutung dafür 
begründet, daß ſie die Aufhebung des Teſtaments 
beabſichtigt hatte und dieſe Vermutung könnte im 
Laufe des in 8 2358 geordneten Ermittelungsver— 
fahrens mit allen zuläſſigen Beweismitteln widerlegt 
werden. In dieſer Richtung bedarf es deshalb einer 
weiteren Aufklärung des Sachverhalts. (Beſchl. des 
IV. ZS. vom 8. Mai 1907). — — n. 
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ſie 


tober 1904 ab zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes 
an den Beklagten jährlich 1200 Mk. zahle. Die 
Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Nach § 1371 BGB. iſt 
die Frau verpflichtet, aus ihrem Vorbehaltsgut dem 
Manne einen Beitrag zur Beſtreitung des ehelichen 
Aufwandes und zwar, da Nutzungen des eingebrachten 
Gutes im Streitfalle nicht in Frage ſtehen, im vollen 
Umfange des 8 1427 Abſ. 2 BGB. zu leiſten. Mit 
Unrecht behauptet ſie, dieſe Verpflichtung ſei dadurch 
erloſchen, daß fie von ihrem Ehemann getrennt lebt 
und, wie der Berufungsrichter anerkennt, zur Her— 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft nicht verpflichtet 
iſt. Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
bieten keinen Anhalt dafür, daß unter dem ehelichen 
Aufwand (SS 1371, 1389, 1427, 1441, 1458, 1529 BGB.) 
nur der durch die tatſächliche Ausübung der ehelichen 
Lebensgemeinſchaft, nicht ſchlechthin der durch den 
Beſtand der Ehe verurſachte Aufwand zu verſtehen 
ſei. Schon die Schließung der Ehe bringt die Not— 
wendigkeit der Einrichtung eines Haushaltes, ihr 


Fortbeſtehen diejenige der Erhaltung der Wirtſchaft 


mit ſich (SS 1620, 1624 des BGB.). Der ganze hier: 
durch gegebene Lebenszuſchnitt kann nicht von heute 
auf morgen und kann auf abſehbare Zeit überhaupt 
nicht geändert werden, wenn wie im Streitfalle ehe— 
liche, der häuslichen Erziehung bedürftige Kinder vor— 
handen ſind. Das Fernſein der Hausfrau und Mutter 
pflegt erfahrungsmäßig ſogar eine Steigerung ſtatt 
eine Verminderung der Haushaltskoſten zur Folge zu 
haben. Sowenig daher im geſetzlichen Güterſtande 
das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht des Mannes, 
womit gemäß § 1389 BGB. die Pflicht zur Tragung 
des ehelichen Aufwandes in engſter Verbindung ſteht, 
durch das tatlſächliche Getrenntleben der Ehegatten 
beeinträchtigt wird, ſo wenig iſt auch im getrennten 
Güterſtande die Frau berechtigt, während des Ge— 
trenntlebens den Zuſchuß zu verweigern, den ihr das 
Geſetz als Ausgleich für die ihr ſelbſt vorbehaltenen 
Vermögensnutzungen auferlegt. Inwieweit ſie aus— 
nahmsweiſe den Beitrag zurückbehalten darf, beſtimmt 
S 1428 UGB. Es gereicht deshalb der Klägerin nur zu— 
gunſten, wenn ihr der Berufungsrichter zu Zwecken ihres 
eigenen Unterhalts einen Abzug von jährlich 1000 Mk. 
geſtattet hat, ohne erſt zu unterſuchen, ob eine erheb— 
liche Gefährdung ihres Anſpruchs auf die Unterhalts- 
rente vorliegt (S 1361 BSR.) Im übrigen iſt zwar 
richtig, daß der Begriff des ehelichen Aufwandes den 
eigenen Unterhalt ſowohl der Ehegatten als der 
gemeinſchaftlichen, mindeſtens der den elterlichen Haus— 
halt teilenden Abkömmlinge mitumfaßt. Er wird 
aber damit nicht erſchöpft; es iſt deshalb unrichtig. 
wenn die Klägerin glaubt, ſtatt des Beitrags den 
Mann wie die Kinder auf Erhebung des geſetzlichen 
Unterhaltsanſpruchs gegen ſie verweilen zu dürfen. 
Die auch vom Geſetz anerkannte Regel bildet vielmehr. 
daß die Frau gerade durch Zahlung des Beitrags 


den Mann in den Stand ſetzt, u. a. auch feinen 
Unterhaltsverpflichtungen ſowohl ihr als den Kindern 
gegenüber nachzukommen. Wäre ſie tatſächlich genötigt 
worden, ihren Kindern unmittelbar den Unterhalt 
zu gewähren, ſo könnte allerdings in Frage kommen, 
ob ſie die hierzu gemachten Aufwendungen dem Manne 
gegenüber am Beitrage kürzen dürfe. Mit Recht hat 
aber der Berufungsrichter ihren Einwand zurück— 
gewieſen, daß ſie von den Kindern auf Unterhalt ver— 
klagt ſei, da ſie dieſer Klage ja gerade durch Zahlung 
des Beitrags an den Mann wirkſam begegnen könne. 


Jedenfalls hat ſie nicht behauptet, daß auch in dieſem 


Falle der Unterhalt der Kinder gefährdet ſein würde 
und daß ſie deshalb den Beitrag zur eignen Ber: 
wendung zurückbehalten dürfe (§ 1428 Abſ. 1 BGB.). 
Es kann deshalb auf ſich beruhen, ob ihr, wie der 
Berufungsrichter annimmt, bezüglich des Beitrags der 
Rechtsbehelf aus S 323 3PO. ohne weiteres zur Seite 
ſtehen würde. (Urt. d. IV. 35. vom 27. Mai 1907, 
IV 489,06). — - n. 
1013 


II. 


Ein notarieller Kaufvertrag über ein Grundſtück 
iſt gemäß § 313 BGB. nichtig, wenn vereinbart iſt, 
daß die Gegenleiftung für den Erwerb des Grundſtücks 
in der Abtretung einer Hypothek beſtehen ſoll, die 
notarielle Urkunde aber nur die Angabe enthält, der 
Kaufpreis ſei berichtigt. 

Der Kläger klagt auf Erfüllung eines notariellen 
Vertrages, durch den er von dem Beklagten ein Grund— 
ſtück gekauft hat, mit dem Antrage, den Beklagten 
zur Erteilung der Auflaſſung zu verurteilen. Der Be- 
klagte hat Abweiſung der Klage beantragt und nach 
dieſem Antrage hat, nachdem in der erſten Inſtanz 
der Kläger geſiegt hatte, der Berufungsrichter auf 
Grund des Einwandes des Beklagten erkannt, daß 
der Vertrag vom 10. November 1905 wegen Verſtoßes 
gegen $ 313 BGB. nichtig ſei. Die Reviſion des 
Klägers blieb ohne Erfolg. Gründe: Nach dem 82 
des Vertrages iſt der Kaufpreis „wie die Parteien 
anerkennen, berichtigt“. Die Art der Berichtigung iſt 
nicht angegeben. Der Berufungsrichter ſtellt aber tat— 
ſächlich feſt, es ſei zwiſchen den Parteien von vorne 
herein vereinbart worden, daß die Gegenleiſtung 
für den Erwerb des veräußerten Grundſtücks die Ab— 
tretung einer für den Kläger auf dem Rittergute G. 
haftenden Teilhypothek von 22 000 Mk. bilden ſollte. 
Unter dieſen Umſtänden erachtet der Berufungsrichter 
den Vertrag für nichtig gemäß § 313 BGB., weil fein 
Inhalt in der notariellen Urkunde unvollſtändig be— 
urkundet worden ſei. Es liege ein Tauſchgeſchäft (nicht 
ein Kauf) vor und ein ſolches Geſchäft, das nach 
§ 515 BGB. ebenfalls der gerichtlichen oder notariellen 
Form bedurft hätte, ſei in der Notariatsurkunde nicht 
zum Ausdruck gelangt. Sodann ſei, ſelbſt wenn man 
das Geſchäft als Kauf bezeichne, zur Wahrung der 
Formvorſchrift des 8 313 BGB. notwendig geweſen, 
auch die Abreden über die Belegung des Kauf— 
preiſes in die Notariatsurkunde aufzunehmen, 
ebenfalls weſentliche Vertragsbeſtandteile ſeien. Das 
ſei nicht geſchehen. Dieſe Ausführungen werden 
von der Reviſion als irrig angegriffen. Sie ſind aber 
zutreffend. Das Urteil des erkennenden Senats vom 
12. Dezember 1903 (Jur. Wſchr. 1904 S. 55 Ziff. 6), 
das die Reviſion für ihre Anſicht heranzieht, betraf 
einen weſentlich anders liegenden Fall. Dort war aus 


der Urkunde erſichtlich, daß der Kaufpreis durch Hin- 


gabe von Hypotheken berichtigt werden ſollte, und der 
Streit drehte ſich nur darum, ob die Vereinbarung 
der Parteien darüber, welche Hypotheken den Gegen: 
ſtand der Hingabe an Zahlungsſtatt bildeten, ebenfalls 
in die Urkunde hätte aufgenommen werden müſſen, 
oder ob genügender Anhalt dafür vorlag, daß der im 
Wege der Auslegung feſtzuſtellende Urkunden— 


die 
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inhalt jene Vereinbarung mitumfaßte. Davon kann 
hier keine Rede ſein. (Urt. des V. ZS. vom 22. Juni 
1907, V 633/06). — — —1. 


1020 III 

Formloſes Leibrentenverſprechen zum Zwecke der Ge⸗ 
währung einer Ausſtattung ($ 761 BGB.). Der Kläger 
iſt mit einer Tochter des Beklagten verheiratet. Die 
Ehegatten leben im geſetzlichen Güterſtande. Bei ihrer 
Verheiratung erhielt die Ehefrau des Klägers vom 
Beklagten eine in Wohnungseinrichtung, Kleidern und 
Wäſche beſtehende Ausſteuer. Jetzt verlangt der Kläger 
die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 
monatlich 50 Mk. an Kläger folange, als die zwiſchen 
dem Kläger und der Tochter des Beklagten geſchloſſene 
Ehe beſteht. Er behauptet, der Beklagte habe ſich ver— 
pflichtet, der Frau mit Rückſicht auf ihre Verheiratung 
zur Begründung und Erhaltung der Wirtſchaft als 
Ausſtattung monatlich 50 Mk. zu zahlen. Dieſe Ver: 
pflichtung habe er nach der Verheiratung wiederholt 
anerkannt. Das LG. erkannte durch Zwiſchenurteil 
gemäß 8 304 ZPO., daß der Klageanſpruch dem Grunde 
nach feſtgeſtellt werde. Auf die Berufung des Beklag— 
ten wies das OLG. die Klage ab. Es erblickte in dem 
der Klage zugrunde liegenden Verſprechen ein mangels 
ſchriftlicher Form nichtiges zum Zwecke der Ausſtattung 
abgegebenes Verſprechen einer Leibrente. Die Reviſion 
des Klägers blieb erfolglos. 

Gründe: Das OLG. legt zunächſt den Unter— 
ſchied zwiſchen Ausſteuer (8 1620 BGB.) und Aus⸗ 
ſtattung (8 1624) dar. Erſtere ſei von dem Be— 
klagten der Ehefrau des Klägers tatſächlich gewährt 
worden. Außerdem habe der Beklagte erwieſener— 
maßen das Verſprechen mündlich erteilt, ſeiner Tochter 
zur Begründung und Erhaltung einer ſelbſtändigen 
Wirtſchaft monatlich 50 Mk. zu zahlen. Hiermit habe 
er eine Ausſtattung in Form einer Rente verſprochen. 
Da es ſich um regelmäßig wiederkehrende, auf eine 
längere Zeitdauer, im Zweifel auf die Lebensdauer 
der berechtigten Ehefrau des Klägers in Geld zu ent— 
richtende Leiſtungen handele, ſei die Rente eine Leib— 
rente und falle demgemäß unter 8761 BGB. Schrift- 
liche Erteilung des Verſprechens ſei notwendig. Zu— 
gunſten des einem Ausſtattungszwecke dienenden Renten— 
verſprechens ſei keine Ausnahme gemacht worden. Die 
Ausführungen des OLG. ſtehen mit dem Urteile des 
erkennenden Senats vom 23. Mai 1906 (Entſch. Bd. 63 
S. 323) im Einklange. Der Senat findet nach noch— 
maliger Prüfung keine Veranlaſſung, von ſeiner An— 
ſicht abzugehen. Allerdings kann ein zu Ausſtattungs— 
zwecken formlos abgegebenes Verſprechen einer Geld— 
ſumme unter Umſtänden verbindlich ſein, während 
ein zu gleichen Zwecken formlos abgegebenes Renten— 
verſprechen unverbindlich iſt. Allein dieſe verſchiedene 
Behandlung der beiden Ausſtattungsverſprechen ent— 
behrt nicht der inneren Rechtfertigung. Denn in letz— 
terem Falle iſt der Verſprechende, anders als im 
erſteren Falle, außerſtande, mit Sicherheit von vorn— 
herein die Tragweite ſeines Verſprechens, insbeſondere 
den Umfang der ihm obliegenden Leiſtungen zu über— 
ſehen. Angeſichts der daraus folgenden Gefahren iſt 
für den Verſprechenden beſondere Vorſicht am Platze 
und dazu wird er durch den Formzwang angeſpornt. 
(Urt. des IV. 35. vom 28. April 1907, IV 458,06.) 
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IV. 

Bereicherung des Grundſtückseigentümers durch 
Fundierungsarbeiten, die ein Baugeſchäft auf Grund 
eines Vertrags mit einer dritten Perſon geleiſtet hat, 
der die Bauſtelle verkauft aber noch nicht aufgelaſſen war? 
(ss 812 ff., 9416, 951 BGB.).“) Auf Beſtellung des 

* Anm. des Herausgebers Ein Fehr lehrreicher Fall, 
der leider zeigt, daß die Vorſchriften des BB. über die ungerecht— 
fertigte Bereicherung den Bauhandwerkern keinen genügenden Schutz 
gegen die Schiebungen der Bauſpekulanten gewähren. 


Maurermeiſters B. hat die Klägerin für den Neubau 
auf einer Bauſtelle die Fundierungsarbeiten ausge— 
führt. Das Grundſtück gehörte damals dem Be— 
klagten J. Dieſer hatte der beklagten Firma W. 
& Co. notarielle Vollmacht vom 19. Juni 1905 erteilt 
und auf Grund dieſer Vollmacht war die Parzelle von 
W. & Co. an B. verkauft, ihm aber nicht aufgelaſſen 
worden. B. und die Klägerin hatten für die Fun⸗ 
dierungsarbeiten einen Preis von 16310 Mk. bedungen. 
B. leiſtete eine Anzahlung von 8200 Mk. und ſtellte 
der Klägerin über den Reſt von 8110 Mk. am 16. 
Oktober 1905 eine notarielle vollſtreckbare Schuldurkunde 
aus. 
unfähigkeit des B. und der Neubau blieb nach der 
Beendigung der Jundierungsarbeiten liegen. 
Bauſtelle iſt ſpäter anderweit verkauft worden. Nach 
der Behauptung der Klägerin iſt dieſer zweite Ver— 
kauf wiederum von W. & Co. auf Grund der notariellen 
Vollmacht des J. geſchloſſen und dabei mit Rückſicht 
auf die ſchon vorhandene Fundierung ein höherer 
Preis erzielt worden, der Mehrerlös aber in die 
Taſche von W. & Co. gefloſſen. Klägerin nimmt nun 
die beiden Beklagten aus dem Rechtsgrunde der un— 
gerechtfertigten Bereicherung als Geſamtſchuldner für 
den Reſt der mit B. bedungenen Vergütung in 
Anſpruch. Sie behauptet, die Parzelle ſei durch 
die Fundierungsarbeiten um den Betrag dieſer Ver— 
gütung wertvoller geworden. Die Klage und die Be— 
rufung wurden zurückgewieſen. Die Reviſion der 
Klägerin blieb erfolglos. 

Gründe: Der Berufungsrichter hat die An— 
wendung des 8 812 BGB. abgelehnt. Er führt aus, 
daß ſich nach der eigenen Darſtellung der Klägerin 
eine unmittelbare Vermögensverſchiebung zwiſchen den 
Parteien nicht vollzogen habe. Vielmehr habe die 
Klägerin die Arbeiten dem B. geleiſtet und B. ſie erſt 
hinterher mit der Parzelle den Beklagten überlaſſen. 
Der dadurch den Beklagten entſtandene Vorteil ſei 
ihnen auch nicht auf Koſten der Klägerin entſtanden, 
weil Klägerin von B. dem Vertrage entſprechend 
Zahlung zu fordern habe und die Vermögensloſigkeit 
des B. hieran nichts ändere. Der Fall des 8 822 
BGB. liege nicht vor, weil der Empfänger der 
Leiſtung der Klägerin, nämlich B. die Arbeiten nicht 
ohne Rechtsgrund erlangt habe, ſo daß es auf die 
Frage, ob eine unentgeltliche Zuwendung von B. an 
die Beklagten ſtattgefunden habe, nicht ankomme. Der 
Berufungsrichter iſt mit dieſen Ausführungen zu 
einem rechtlich zutreffenden Ergebniſſe gelangt. Aller— 
dings darf, wenn man die Richtigkeit der Klage— 
behauptungen unterſtellt, im Hinblick auf die SS 93, 94, 
946 BGB. nicht verkannt werden, daß die von der 
Klägerin verwendeten Bauſtoffe vermöge ihrer Ver— 
bindung mit dem Grundſtücke des Beklagten J. aus 
dem Vermögen der Klägerin ausſchieden und un— 
mittelbar in das Vermögen des J. übergingen. 
Unmittelbar kam die Verbeſſerung des Grundſtücks 
dem Beklagten J. auch inſoweit zugute, als ſie nicht 
durch eine Einfügung beweglicher Sachen, fondern 
durch Arbeitsleiſtungen bewirkt wurde. Dazu kommt, 
daß die Leiſtungen der Klägerin im Verhältnis zwiſchen 
ihr und dem Beklagten J. des Rechtsgrundes ent— 
behrten. Allein die Tatbeſtandsvorausſetzungen der 
SS 812 Abſ. 1 und 818 Abi. 2 BGB. haben ſich in 
der Perſon der Klägerin gleichwohl nicht in vollem 
Umfange erfüllt, weil die Bereicherung nicht auf 
ihre Koſten ſtattgefunden hat. Die Leiſtungen der 
Klägerin geſchahen ausnahmslos in Erfüllung des 
Vertrages, den ſie mit B. geſchloſſen hatte und 
dieſer Vertrag war rechtswirkſam; er wurde 
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verpflichtet war, ſo vollzog ſich dadurch zwar in der 
Beſchaffenheit ihres Vermögens eine Veränderung, 
ſie erlitt aber nicht auch eine Vermögensverkleinerung. 
Denn die Leiſtung wurde durch die Schuldbefreiung 
ausgeglichen, während an der ihr gegen B. zuſtehenden 
Gegenforderung zu ihrem Nachteil eine auf ihre 
Leiſtung zurückzuführende Veränderung nicht eintrat. 
Eine Vermögensverminderung trat vielmehr durch die 
Leiſtung der Klägerin nur bei B. ein. Für ihn als 
den Forderungsberechtigten glich ſich zwar der Emp⸗ 
fang der Leiſtung mit der Tilgung ſeines Anſpruchs 
gleichfalls aus. Allein der Gegenſtand der Leiſtung 
gelangte nicht in das Vermögen des Leiſtungs⸗ 
empfängers und dieſer blieb, ſoweit er nicht bereits 
Zahlung geleiſtet hatte, in der Schuld der Klägerin. 

Unter dieſen Umſtänden beſteht ein Anſpruch der 
Klägerin gegen den Beklagten J. auch nicht inſoweit, 
als dieſer durch die Verwendung des Baumaterials 
gemäß § 946 BGB. der Eigentümer von Sachen ge⸗ 
worden iſt, die vorher der Klägerin gehörten. Denn 
der Eigentumsübergang durch Verbindung hat gemäß 
§ 951 Abſ. 1 einen Anſpruch auf Vergütung gegen 
denjenigen, zu deſſen Gunſten die Rechtsänderung ein⸗ 
tritt, nur unter der Vorausſetzung zur Folge, daß er 
„nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer un— 
gerechtfertigten Bereicherung“ begründet iſt. Damit 
knüpft dus Geſetz den Anſpruch an dieſelben Be— 
dingungen, die nach § 812 Abſ. 1 für den Bereicherungs⸗ 
anſpruch überhaupt beſtehen, ſodaß er ausgeſchloſſen 
iſt, wenn der frühere Eigentümer die Verbindung der 
beweglichen Sache mit dem Grundſtücke ſelbſt her— 
geſtellt und dabei in Erfüllung einer ihm obliegenden 
Vertragspflicht gehandelt hat. Seine Beſonderheit 
beſteht nur darin, daß er unabhängig von der Voraus- 
ſetzung des § 818 Abſ. 2 ſtets auf Wertserſatz geht. 

Ebenſo verhält es ſich mit dem Anſpruche der 
Klägerin gegen die Beklagte W. & Co. Ihr gegen— 
über kommt eine Anwendung der 88 946 und 951 
BGB., da ſie nicht Eigentümerin des Grundſtücks war, 
nicht in Betracht. Standen ihr aber auf Grund des 
zwiſchen ihr und J. beſtehenden Vertragsverhältniſſes 
irgend welche Rechte zu, die ſich auf das Grundſtück 
bezogen und wurden dieſe Rechte durch die Verbeſſerung 
des Grundſtücks ohne ein Anwachſen ihrer Verpflich- 
tungen wertvoller, ſo ſcheitert immerhin auch ihr 
gegenüber der Bereicherungsanſpruch daran, daß von 
den Koſten der Rechtsverbeſſerung nicht die Klägerin, 
ſondern B. betroffen wurde. Was zu ſpäterer Zeit 
mit dem Grundſtücke geſchah, ergab einen Anſpruch 
aus der Bereicherung für die Klägerin ſelbſt dann 
nicht, wenn die Behauptung richtig iſt, wornach 
die von der Klägerin ausgeführten Arbeiten einen 
Mehrerlös des Grundſtücks ermöglichten, der in 
die Taſche der Beklagten W. X Co. gefloſſen iſt. 
Denn der den Mehrerlös erzielende Gründſtückseigen— 


tümer oder ſonſtige Berechtigte, an deſſen Stelle die 


genannte Beklagte den Mehrbetrag einnahm, war 
in keinem Falle die Klägerin. Es ging alſo auch in— 
ſoweit die Bereicherung nicht auf ihre Koſten. 

. Die Reviſion kehrt bei der Begründung der Rüge, 
daß SS 812 ff. BGB. durch Nichtanwendung verletzt 
ſeien, noch einen anderen rechtlichen Geſichtspunkt 
hervor. B. ſei eine Zwiſchenperſon geweſen, die in 
Geſchäften der Beklagten tätig geweſen ſei. Das, was 
auf ſeine Beſtellung die Klägerin geleiſtet habe, ſei 
den Beklagten zugute gekommen. Unter ſolchen Voraus— 
ſetzungen habe die Rechtſprechung nach früherem Recht 
den Anſpruch aus ungerechtſertigter Bereicherung 
gegen den Geſchäftsherrn zugelaſſen. Den jetzt geltenden 


Geſetzesvorſchriften aber liege keinesfalls die Abſicht 


insbeſondere dadurch, daß B. nicht viel mehr als die 


Hälfte der bedungenen Vergütung gezahlt hatte, den 
Reſt dagegen hinterher nicht zahlen konnte, in feiner 
Rechtsbeſtändigkeit nicht betroffen. 


Leiſtete deshalb 


die Klägerin lediglich das, wozu fie vertragsmäßig 


zugrunde, unter die frühere Praxis herunterzugehen. 
Dieſen Ausführungen konnte nicht beigetreten werden. 
War durch die Erfüllung einer Vertragspflicht ein an 
dem Vertrage nicht Beteiligter bereichert worden, ſo 
konnte ſich allerdings nach gemeinem Recht für den 


Leiſtenden neben dem Anſpruche, der ihm gegen den 
anderen Vertragsteil auf die bedungene Gegenleiſtung 
erwuchs, eine actio adjectitiae qualitatis gegen den 
Bereiherungsempfänger aus der Bereicherung ergeben. 
Dies in dem Falle, wenn der Beſteller zwar im eigenen 
Namen, aber im Intereſſe des Bereicherten als deſſen 
Geſchäftsführer gehandelt hatte. Das rechtsgeſchäft⸗ 
liche Handeln der Mittelsperſon in eigenem Namen 
bildete alſo gerade eine notwendige Vorausſetzung 
der gemeinrechtlichen Verſionsklage gegen den be- 
reicherten Geſchäfts herrn. 

Wenn ſich nun die Behauptungen der Klägerin 
ſo verſtehen ließen, daß B. in verdeckter Stellvertretung 
der Beklagten und in deren Intereſſe gehandelt habe. 
ſo würde das zu einer der Klägerin günſtigen Ent⸗ 
ſcheidung gleichwohl nicht führen. Denn das BGB. 
hat die Verſionsklage des gemeinen Rechts nicht bei⸗ 
behalten. Es kennt nur den Anſpruch aus ungeredt- 
fertigter Bereicherung, deſſen unerläßliche Voraus- 
ſetzung die Erlangung des Vorteils auf Koſten des 
Forderungsberechtigten bildet. Die Erfüllung einer 
zu Recht beſtehenden Verbindlichkeit hat aber die Ent⸗ 
ſtehung eines derartigen Anſpruchs in der Perſon des 
leiſtenden Schuldners nicht zur Folge, da ſie für ihn 
vermöge des Ausgleichs zwiſchen Leiſtung und Schuld- 
befreiung keine Minderung des Vermögens mit 192 


bringt. Um den beſonderen Fall des § 812 Abſ. 
BGB. handelt es ſich hier nicht Daß bei den 
Vorarbeiten für das BGB. mit voller Abſicht 


einem Uebergange der Verſionsklage in das neue Recht 
durch die Geſetzesfaſſung vorgebeugt werden ſollte, 
läßt ſich aus den Darlegungen erſehen, die in dem 
mit „Verfionsflage, Klage aus nützlicher Verwendung“ 
überſchriebenen Abſchnitte der Motive zur 1. Leſung 
enthalten find (Bd. 2 S. 871, vgl. ebenda S. 830 und 
Bd. 4 S. 730). Die geſetzgeberiſchen Gründe, weshalb 
ein ſolcher von den Vorausſetzungen des Kondiktionen⸗ 
rechtes unabhängiger Anſpruch keine 1 in das 
Geſetzbuch finden ſollte, ſind daſelbſt eingehend entwickelt. 
Die Abſicht, hiervon abzuweichen und neben der Ver— 
tragsklage gegen einen Geſchäftsführer, der zwar in 
offener oder verdeckter Stellvertretung, aber im eigenen 
Namen handelt, eine Nebenklage aus der Bereicherung 
gegen den Geſchäftsherrn zuzulaſſen, iſt beim Fortſchreiten 
des Geſetzgebungswerkes niemals hervorgetreten. (Urt. 
des IV. 35. vom 6. Mai 1907, IV 421/06). — — — n. 
1018 


Oberſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 
1 


Belaſtung von Teilen eines Grundſtücks. Vorläufige 
Einſchreibung im Hypothekenbuche. Bedeutung der Buch⸗ 
ſtaben neben einer Plannummer. (HypG. 6 106; 8 379 
Abs. 2 der DA. f. 68 Ae. r. d. Kh.; FMB. v. 24. Okt. 
1901). Der Grundbeſitz des Handelsmanns Iſaak R. 
in O. iſt im Hypothekenbuche beſchrieben: 

Pl.⸗Nr. 198a Wohnhaus mit Stall und Keller 
nebſt Hofraum, Gebäude, Hausnummer 30 zu 0,020 ha. 

Pl.⸗Nr. 198b Gärtchen zu 0,007 ha. 

Mit notariell beurkundetem Vertrag vom 19. April 
1907 beſtellte Iſaak R. ſeiner Schweſter Hannchen R. 
für ihre Lebenszeit ein dingliches Wohnungs- und Be⸗ 
nutzungsrecht an dem Anweſen Hausnummer 30 in O. 
Pl.⸗Nr. 198a zu 0,020 ha Wohnhaus mit Stall und 
Keller nebſt Hofraum. Die Plannummer 198b iſt in 
der Urkunde nicht erwähnt. Das Hypothekenamt lehnte 
die Eintragung der Dienſtbarkeit ab, weil die Plan— 
nummer 198a nicht ein ſelbſtändiges Grundſtück, ſon— 
dern ein Grundſtücksteil ſei und deshalb mit einer 
Dienſtbarkeit nicht belaſtet werden könne. Iſaak und 
Hannchen R. legten Beſchwerde ein mit dem Antrage, 
das Hypothekenamt anzuweiſen, die Dienſtbarkeit ein— 
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zutragen oder doch vorzumerken, und bezogen ſich auf 
§ 379 Abſ. 2 der DA. f. d. GB Ae. r. d. Rh. Das Land⸗ 
gericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Auf mei- 
tere Beſchwerde der Geſchwiſter R. hat das Oberſte 
Landesgericht am 24. Juli 1907 die Entſcheidungen 
der Vorinſtanzen inſoweit aufgehoben, als die vors 
läufige Einſchreibung der Dienſtbarkeit abgelehnt iſt, 


und inſoweit das Hypothekenamt angewieſen, ander: 


weit zu verfügen, im übrigen aber die weitere Be⸗ 
ſchwerde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Das Beſchwerdegericht hat 
dem Inhalte der notariellen Urkunde und den Aus⸗ 
führungen in der Beſchwerdeſchrift ohne Rechtsirrtum 
entnommen, daß nach dem Willen der Vertragsteile 
die perſönliche Dienſtbarkeit nur den mit Plan- 
nummer 1983 bezeichneten Teil des im Hypo⸗ 
thekenbuche beſchriebenen Grundbeſitzes des Iſaak R. 
belaſten ſoll. Es nimmt zutreffend an, daß nach den 
gemäß Art. 189 d. EG. z. BGB. maßgebenden bis⸗ 
herigen Geſetzen, hier dem gemeinen Rechte, die Be⸗ 
laſtung eines Grundſtücksteils mit einer Dienſtbarkeit 
nicht zuläſſig iſt, weil die Teile einer einfachen d. h. 
nicht zuſammengeſetzten Sache nicht Gegenſtand beſon— 
derer Rechte ſein können. Der in der Beſchwerdeſchrift 
unternommene Verſuch, die gegenteilige Anſchauung 
durch den Hinweis auf 8 379 Abſ. 2 der DA. f. d. 
GBAe. r. d. Rh. zu begründen, iſt verfehlt, weil dieſe 
Vorſchrift nicht die Anwendung des bisherigen Rechtes, 
ſondern die des Liegenſchaftsrechts des BGB. und der 
GBO. betrifft. Die angefochtene Entſcheidung gibt je⸗ 
doch zu rechtlichen Bedenken inſofern Anlaß, als an: 
genommen iſt, daß eine Trennung der belaſteten Fläche 
von der neben ihr im Hypothekenbuch eingetragenen 
Bodenfläche nicht ſtattgefunden habe. 

Grundſtücke ſind abgegrenzte Teile der in einem 
unlösbaren natürlichen Zuſammenhange ſtehenden Erd— 
oberfläche; ihre Abgrenzung, Teilung und Vereinigung 
erfolgt durch die Willenserklärung des Berechtigten, 
deren privatrechtliche Wirkſamkeit nach den bisherigen 
Geſetzen von einer amtlichen Feſtſtellung und der Ein- 
tragung in öffentliche Verzeichniſſe und von der Beob- 
achtung einer beſtimmten Form nicht abhängig iſt; 
die Kundgebung des Willens, eine Fläche abzugrenzen 
und ihr damit die Eigenſchaft einer einheitlichen Sache, 
eines Grundſtücks, zu verleihen, kann daher auch ohne 
ausdrückliche Erklärung durch Handlungen geſchehen, 
die das Vorhandenſein dieſes Willens zur erkennbaren 
äußeren Erſcheinung bringen. Iſaak R. hat in der 
Vertragsurkunde die Fläche Plannummer 198a allein 
und ohne jede Andeutung einer Teileigenſchaft gleich 
einem ſelbſtändigen Grundſtücke angeführt, er hat über⸗ 
dies durch die Beſtellung der Dienſtbarkeit, die an dem 
Teile eines Grundſtücks nicht begründet werden konnte, 
über die Fläche wie über ein Grundſtück verfügt und 
den Willen, daß ſie als ein Ganzes gelten ſolle, be— 
ſtätigt. Damit hat er ſeinem Willen, den Gegenſtand 
der Belaſtung für jeden Fall, auch wenn er bis dahin 
ein ſelbſtändiges Grundſtück nicht gebildet haben ſollte, 
als ſolches von ſeinem ſonſtigen Grundbeſitze auszu— 
ſcheiden, einen klaren Ausdruck gegeben. Die Annahme 
des LG. kann daher nicht gebilligt werden. Sie 
beruht anſcheinend auf der irrtümlichen Anſchauung, 
daß eine ausdrückliche Erklärung erfordert werde. 
Trotzdem iſt die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
inſoweit aufrechtzuhalten, als die endgültige Ein— 
ſchreibung der Dienſtbarkeit in das Hypothekenbuch 
abgelehnt iſt. Die Einſchreibung iſt allerdings nicht 
zur Begründung des Rechts, die nach den bisherigen 
Geſetzen durch notariell beurkundeten Vertrag erfolgen 
konnte, ſondern nach § 22 Nr. 5 und SS 25 und 26 
HypöG. zum Schutze des durch die Belaſtung des Grund— 
ſtücks mit der Dienſtbarkeit geſchaffenen Rechtszuſtandes 
gegenüber den Wirkungen des öffentlichen Glaubens 
des Hypothekenbuchs geboten. Sie muß jedoch auf 
dem für das Grundſtück, das ſie belajtet, beſtehenden 


Blatte erfolgen und ſetzt deshalb voraus, daß das 
Grundſtück in das Hypothekenbuch eingetragen iſt oder 
gleichzeitig mit der Dienſtbarkeit eingetragen wird. 
Die Beifügung von Buchſtaben zu einer Plannummer 
bedeutet nach dem ſchon bei der erſten Anlegung des 
Grundſteuerkataſters eingehaltenen Verfahren nicht das 
Vorhandenſein mehrerer Grundſtückseinheiten, ſondern 
die Verſchiedenheit der Bebauung oder Bodengüte der 
Teile eines und desſelben Grundſtücks (Henle-Dandl, 
Anlegung des Grundbuchs § 12 J 1b). Die FMB. vom 
24. Oktober 1901 (JMBl. 1901 S. 642) erteilt nicht, 
wie die Beſchwerdeführer behaupten, neue Vorſchriften 
für die künftige Art der Bezeichnung, ſondern bringt, 
wie 8 171 d. DA. f. d. GBAe. r. d. Rh., die Bedeutung 
der Buchſtabenbezeichnung als eine ſchon feſtſtehende 
in Erinnerung und ſucht durch beigefügte Vorſchriften 
einer unrichtigen Behandlung für die Zukunft vorzu— 
beugen und die vorgekommenen Unregelmäßigkeiten 
allmählich zu beſeitigen. 
Plannummer 198g eingetragene Bodenfläche iſt dem— 
nach nicht als ein Grundſtück, ſondern als Teil eines 
Grundſtücks bezeichnet, das Grundſtück, an welchem 
die Dienſtbarkeit beſtellt wurde, iſt nicht eingetragen. 
Die endgültige Einſchreibung der Dienſtbarkeit als 
eines an dem Grundſtücksteile Plannummer 198a be: 
ſtehenden Rechtes könnte als die Bekundung eines nach 
dem Geſetze unmöglichen Rechtszuſtandes verſtanden 
werden und würde für jeden Fall in ſich widerſpruchs— 
voll ſein. Die endgültige Einſchreibung iſt deshalb 
unzuläſſig, ſolange nicht die Trennung der beiden 
Grundſtücksteile im Hypothekenbuch erſichtlich gemacht 
iſt. Die weitere Beſchwerde mußte daher inſoweit zu— 
rückgewieſen werden. Das der endgültigen Eintragung 
entgegenſtehende Hindernis berührt die Wirkſamkeit 
des dinglichen Rechtsgeſchäftes nicht und iſt voraus— 
ſichtlich zu beſeitigen. Dem in den Entſcheidungen der 
Vorinſtanzen gewürdigten Tatbeſtand iſt ein Grund 
nicht zu entnehmen, welcher die Ablehnung der nach 


Ss 106 8998. von Amts wegen in Erwägung zu ziehen 


den und überdies in der Beſchwerdeinſtanz ausdrück— 
lich beantragten vorläufigen Einſchreibung der Dienſt— 


barkeit in der Geſtalt einer Proteſtation gemäß den 
(Beſchluß 


SS 27 und 28 HypG. rechtfertigen könnte. 
des Ferien-ZS. vom 24. Juli 1997, Reg. III. 18/1907). 
W. 
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Für die Vermächtuisforderung gilt die für den 
Pflichtteilsanſpruch beſtimmte Beſchränkung der Pfänd⸗ 
barkeit auch dann nicht, wenn die Forderung die dem 
Betrage des Pflichtteils entſprechende Geldſumme zum 
Gegenſtande hat (ZPO. 8 852 Abſ. 1, BGB. 8 2307). 
Die Eheleute Paul und Marie M. in P. haben in 


notarieller Urkunde einen Ehe- und Erbvertrag ge- 


ſchloſſen. Sie haben ſich gegenſeitig als Alleinerben 
eingeſetzt und dem überlebenden Teile die Pflicht auf— 
erlegt, den Kindern „als Vermächtnisnehmern“ die 
dem geſetzlichen Pflichtteile gleichkommende Summe 
in Geld auszuzeigen. Am 19. Februar 1904 ſtarb 
Marie M. mit Hinterlaſſung des Mannes und von 
ſechs gemeinſchaftlichen Kindern. Der älteſte Sohn 
Johann M. hat mit der Näherin Katharine B. ui— 
ehelich einen Knaben erzeugt. Johann M. hat für 
das Kind monatlich 15 Mk. zu leiſten. Auf Antrag 
des Vormundes iſt vom Amtsgericht N. für die dem 
Mundel zuſtehende Unterhaltsforderung der Anſpruch 
gepfändet und zur Einziehung überwieſen worden, 
der dem Johann M. 
auf Zahlung eines Pflichtteiles aus dem Nachlaſſe 
der Mutter zuſtehen ſoll“. Ueber die Hohe des dem 
Johann M. gebührenden Betrags iſt zwiſchen dem 
Vormund und Paul M. Streit entſtanden. Der Vor— 
mund ſiellte deshalb an das Nachlaßgericht den An— 
trag, dem Paul M. als Erben der Marie M. eine 
Inventarfriſt zu beſtimmen. 
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Die im Hypothekenbuch als 


„gegen jenen Vater Paul M.“ 


Das Nachlaßgericht hat . 


dem Antrage ſtattgegeben. Die Beſchwerde des Paul 
M. wurde zurückgewieſen. In den Gründen wird 
ausgeführt, wenn auch der Pflichtteilsanſpruch des 
Johann M. noch nicht anerkannt oder rechtshängig 
geworden ſei, ſo ſei doch durch den unangefochten 
gebliebenen Pfändungsbeſchluß das Gläubigerrecht 
des Mündels glaubhaft gemacht. Dies genüge nach 
§ 1991 Abſ. 2 BGB für die Friſtbeſtimmung; darauf, 
ob die Forderung zu Recht beſteht, komme es nicht 
an. Die weitere Beſchwerde des Paul M. iſt aus fol: 
genden Gründen zurückgewieſen worden: Die Erör— 
terungen über die Pfändbarkeit des Pflichtteilsan— 
ſpruchs ſind gegenſtandslos, weil in dem Erbvertrage 
dem Johann M. die dem Pflichtteile gleichkommende 
Summe als Vermächtnis zugewendet iſt. Nach § 2307 
Abſ. 1 BGB. kann der Pflichtteilsberechtigte, wenn er 
mit einem Vermächtniſſe bedacht iſt, deſſen Wert dem 
Pflichtteile gleichkommt, den Pflichtteil nur verlangen, 
wenn er das Vermächtnis ausſchlägt. Da Johann 
M. das Vermächtnis nicht ausgeſchlagen hat, ſteht 
ihm der Pflichtteilsanſpruch nicht zu, deſſen Pfänd— 
barkeit nach § 852 Abſ. 1 ZPO. beſchränkt iſt. Die 
Vermächtnisforderung iſt der Pfändung unterworfen 
unbeſchadet des Rechtes des Vermächtnisnehmers, das 
Vermächtnis nach § 2176 BGB. auszuſchlagen. Die 
im S 852 Abſ. 1 ZPO. für den Pflichtteilsanſpruch 
beſtimmte Beſchränkung der Pfändbarkeit gilt für die 
Vermächtnisforderung nicht, auch wenn ſie die dem 
Betrage des Pflichtteils entſprechende Geldſumme zum 
Gegenſtande hat. Der Pfändungsbeſchluß betrifft nicht 


bloß den dem Schuldner etwa zuſtehenden Pflicht— 


teilsanſpruch im Sinne des 8 2317 BGB., ſondern 
jede auf Zahlung des Betrags des Pflichtteils ge— 
richtete Forderung des Schuldners gegen den Erben. 
Da hiernach dem Mündel ein Pfandrecht an der Ver— 
mächtnisforderung des Johann M. zuſteht, iſt der 
Vormund berechtigt, gemäß 8 1994 BGB. die Be⸗ 
ſtimmung einer Inventarfriſt zu beantragen. (Beſchl. 
des I. 35. vom 14. Juni 1907, Reg. III. 1907). 
991 W. 


III. 


Die Erklärung eines Hypothelgläubigers, zugunſten 
einer künftigen, beliedig hohen Schuld des Eigentümers 
im Range auszuweichen, eignet ſich nicht zur Eintragung 
im Hypothekenbuch oder im Grundbuche, kaun aber die 


Ermächtigung des Eigentümers enthalten, namens des 


Gläubigers die Eintragung der Rangänderung für die 
Hypothekforderung des neuen Gläubigers zu bewilligen 
(HypG. SS 150, 107; BGB. 88 881, 873, 877; GBR. 
88 19, 28). Joſepha D. in M. hat in notarieller Ur⸗ 
kunde vom 15. Oktober 1889 ihrer Schweſter Maria V. 
für eine Kaufpreisreſtforderung von 24000 Mk. Hypo- 
thek 2. Ranges hinter einer Darlehenshypothek einer 
Bank in M. zu 43000 Mk. an einem Anweſen in M. 
beſtellt. In der Urkunde wurde beſtimmt, daß die 
Gläubigerin „ſchon jetzt“ beliebig hohen und nach be— 
liebigen Beſtimmungen zu tilgenden Bankdarlehen, die 
Frau D. aufnehmen werde, im Range ausweiche, und 
beantragt, die Rangausweichung in das Hypotheken— 
buch einzutragen. Die Hypothek und die Rangaus— 
weichung ſind eingetragen worden. Der Betrag der 
1. Hypothek iſt auf Grund der Rangausweichung nach 
und nach auf 300000 Mk. erhöht worden. Nachdem 
von dieſem Betrage 10000 Mk. getilgt worden ſind, 
hat Frau D. in notarieller Urkunde vom 22. Mai 1907 
die Löſchung des getilgten Betrags beantragt, ſich 
neuen Verzinſungs- und Zahlungsbeſtimmungen unter— 
worfen und deren Eintragung auf dem angeführten 
Grundbuchblatte bewilligt. Dabei bemerkte ſie, die 
Zuſtimmung der Gläubigerin Marie V. erachte ſie mit 
Rückſicht auf die eingetragene Rangausweichung für 
entbehrlich. Der Vorſtand der Bank hat ſich in öffentlich 
beglaubigter Urkunde mit den Eintragungen ein— 
verſtanden erklärt. Das Grundbuchamt hat die bean— 
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tragten Eintragungen abgelehnt, weil zur Eintragung 
der neuen Beſtimmungen über die Nebenleiſtungen die 
Zuſtimmung der Gläubigerin Marie V. erforderlich 
ſei. Die Beſchwerde der Frau D. wurde zurückgewieſen. 
Das Beſchwerdegericht erachtete die in der Urkunde 
vom 15. Oktober 1889 enthaltene Erklärung der 
Gläubigerin Marie V. für ungenügend, weil die ganz 
allgemein gefaßte Eintragungsbewilligung den Vor— 
ſchriften des 5 880 BGB. und der $$ 19, 28 GBO. 
nicht entſpreche. Auf die weitere Beſchwerde der Frau D. 
hat das Oberſte Landesgericht die Entſcheidungen der 
Vorinſtanzen aufgehoben und das Grundbuchamt an— 
gewieſen anderweit zu verfügen. 

Aus den Gründen: Die Erklärung vom 
15. Oktober 1889 will der Eigentümerin des belaſteten 
Anweſens die Beſtellung von Hypotheken für Darlehen 
einer Bank ohne Zuſtimmung der Gläubigerin der 
2. Hypothek ermöglichen. Dieſer Zweck ließ ſich unter 
der Herrſchaft des früheren Rechtes durch die Verein— 
barung eines Rangvorbehalts für die Eigentümerin 
nicht verwirklichen, weil der ſachlich mit dem § 881 
Abſ. 1 BGB. ͤͤbereinſtimmende § 150 HypG. die Ein⸗ 
tragung eines Rangvorbehalts in das Hypothekenbuch 
nur für eine Hypothek beſtimmten Betrags geſtattete. 
Die Gläubigerin konnte nicht durch einſeitige Er— 
klärung bewirken, daß die von der Eigentümerin für 


Darlehen von Banken beſtellten Hypotheken den Rang 


vor ihrer Hypothek erhielten, die von ihr bewilligte 
Rangänderung eignete ſich auch nicht zur Eintragung 
in das Hypothekenbuch. Nach dem mit dem § 19 8. 
übereinſtimmenden 8 107 HypG. erfolgte zwar die Ein— 
tragung auf die Bewilligung desjenigen, deſſen Recht 
durch ſie betroffen wurde, die Bewilligung mußte aber 
ſolchen Inhalt haben, daß ſie — die Annahme ſeitens 
desjenigen, der durch ſie erwerben ſollte, vorausgeſetzt — 
das einzutragende Recht zu begründen vermochte. 
Solang nicht feſtſtand, welche Bank den Vorrang er— 
halten ſollte, war die beabſichtigte Rangänderung nicht 
möglich und darum die Eintragung nicht ſtatthaft. 
Die in dem Beſchluſſe vom 17. Dezember 1891 (Aeltere 
Samml. Bd. 13 S. 632) angenommene gegenteilige 
Anſicht, auf der übrigens die getroffene Entſcheidung 
nicht beruht, kann nicht aufrecht erhalten werden. 
Die Erklärung vom 15. Oktober 1889 iſt nicht ein 
fertiges Rechtsgeſchäft, ſondern ein Vertragsantrag. 
Dieſen Antrag hat die Gläubigerin der Eigentümerin 
mit der Ermächtigung hingegeben, ihn bei der Be— 
ſtellung einer Hypothek für eine Bank, die ein Darlehen 
gewährt, dieſer zu übermitteln und deren Annahme— 
erklärung in ihrem Namen entgegenzunehmen. In 
ſolcher Weiſe konnte durch Vermittelung der Eigen— 
tümerin die Einigung über die Rangänderung zwiſchen 
der zurücktretenden Gläubigerin und der von der 
Eigentümerin gewählten Bank zuſtande kommen. Die 
Eigentümerin mußte trotz der von der Gläubigerin 
ſelbſt in der Urkunde vom 15. Oktober 1889 erklärten 
Eintragungsbewilligung auch als ermächtigt angeſehen 
werden, die Eintragung der Rangänderung für die 
von ihr gewählte Bank zu bewilligen. Denn ſie ſollte 
alles tun können, was erforderlich war, um der Bank 
die von den Vertragſchließenden gewollte rechtliche 
Stellung zu verſchaffen, und dazu gehörte, wenn die 
von der Eigentümerin erklärte Eintragungsbewilligung 
unwirkſam war, eine wirkſame Eintragungsbewilligung. 
Durch das Inkrafttreten des Grundbuchrechts iſt hieran 
nichts geändert worden. Die Beſchwerdeführerin kann 
auch jetzt in der angegebenen Weiſe die Einigung 
zwiſchen der Gläubigerin der 2. Hypothek und der von 


ihr gewählten Bank vermitteln und die Eintragung 


der Rangänderung bewilligen. Ihre Eintragungs— 

bewilligung muß der Vorſchrift des S 28 GBO. ent: 

ſprechen, für die Erklärung der Gläubigerin kommt 

dieſe Vorſchrift nach den SS 873, 877 BGB. nicht 

in Betracht. (Beſchluß des J. ZS. vom 10. Juli 1907, 

Reg. III 42/1907). W. 
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IV. 


Auch das der Mutter eines uuehelichen Kindes nach 
65 1707 und 1631 zuſtehende Recht kann nur nach 8 1666 
BGB. beſchränkt werden. Roſa G., geb. 1893, unehe⸗ 
liches Kind der Landwirtsfrau Margarete Sch. in O., 
iſt von ihrem Vormunde, dem mütterlichen Großvater 
Leonhard G. in U., ab 24. Januar 1907 auf ein Jahr 
als Dienſtmagd an Gottfried U. in U. verdungen 
worden. Am 20. Februar 1907 hat die Mutter beim 
Vormundſchaftsgericht beantragt, anzuordnen, daß das 
ohne ihr Wiſſen eingegangene Dienſtverhältnis gelöſt 
und das Kind ihr zurückgegeben werde. Der Antrag 
wurde zurückgewieſen, weil kein vertragsrechtlicher 
Grund zu ſofortiger Aufhebung des Dienſtverhältniſſes 
beſtehe und es für das geiſtige und leibliche Wohl 
des Mündels vorteilhafter ſei, in dem Dienſtverhält— 
niſſe zu bleiben; die Tochter ſei der Mutter entfremdet 
und die Mutter wolle ſie nur bei ſich haben, um einen 
Dienſtboten zu erſparen. Auf die Beſchwerde der 
Mutter hat das Landgericht A. Margarete Sch. für 
befugt erklärt, ihre Tochter zu ſich zu nehmen. Es 
erwog, daß das Recht der Mutter zur Sorge für die 
Perſon des Kindes und ſeines Aufenthalts nur be— 
ſchränkt werden könne, wenn das geiſtige oder das. 
leibliche Wohl der Tochter dadurch gefährdet wird, 
daß die Mutter das Recht mißbraucht, das Kind ver— 
nachläſſigt, oder ſich eines ehrloſen oder unſittlichen 
Lebenswandels ſchuldig macht. Keine dieſer Voraus— 
ſetzungen liege vor. Das Oberſte Landesgericht hat die 
weitere Beſchwerde des Vormundes aus nachſtehenden 
Gründen zurückgewieſen: Das nach $ 1707 BGB. auch 
der unehelichen Mutter zuſtehende Recht der Sorge 
für die Perſon des Kindes, das nach § 1631 das Recht 
umfaßt, das Kind zu erziehen, zu beaufſichtigen und 
ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen, kann nur nach 8 1666 


beſchränkt werden, es genügt nicht, daß es für das 


Kind vorteilhafter ſein würde, in einem von ihm ſelbſt 


gewählten oder vom Vormunde vereinbarten Dienſt— 


verhältniſſe zu bleiben. Wird durch die Ausübung 
des Rechtes der Mutter die Erfüllung des Dienſtver- 
trags verhindert, ſo bleibt es dem Dienſtberechtigten 
überlaſſen, feine Anſprüche im Rechtswege geltend zu 
machen. Durch dieſe Entſcheidung wird das Vormund— 
ſchaftsgericht ſelbſtverſtändlich nicht gehindert, nach 


8 1666 BGB. gegen die Mutter einzuſchreiten, wenn 


das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes durch ſie 
gefährdet wird. (Beſchluß des I. ZS. vom 24. Mai 
1907, Reg. III 31/1907). w 
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Einrede der Verjährung gegenüber dem Antrag 
eines Notars auf Feſtſetzung ſeiner Gebühren und Aus⸗ 
lagen (AG. z. BGB. Art. 124—127; Not. von 1599 
Art. 49, 50). Nach einer von dem Notar M. in D. 
am 19. Oktober 1904 errichteten Urkunde verkauften 
der Kaufmann Friedrich B. und deſſen Frau Auguſte 
B. in D. an die Wirtin Chriſtine H. ein Haus. Der 
Notar beantragte am 29. April 1907, ſeine Gebühren 
und Auslagen gegen Chriſtine H. und Auguſte B., 
die Witwe des inzwiſchen gejtorbenen Friedrich B., 
feſtzuſezen. Das LG. ſetzte fie auf den beanſpruchten 
Betrag feſt. Frau B. legte Beſchwerde ein, weil weder 
ſie noch ihr verſtorbener Mann eine Aufforderung zur 
Zahlung erhalten, eine Abſchlagzahlung geleiſtet oder 
den Anſpruch anerkannt hätten, dieſer alſo ihr gegen— 
über verjährt ſei. Das Obs. hat der Beſchwerde 
ſtattgegeben und die Entſcheidung des LG. dahin ge— 
ändert, daß der Beſchwerdeführerin gegenüber der 
Antrag des Notars zurückzuweiſen ſei. 

Aus den Gründen: In dem Koſtenfeſtſetzungs— 
verfahren nach Art. 50 bis 52, 57 bis 62 Not. iſt 
darüber zu entſcheiden, ob der öffentlichrechtliche An— 
ſpruch des Notars auf Gebühren und Auslagen be— 
gründet iſt, zunächſt alſo darüber, ob der Anſpruch 
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überhaupt entſtanden iſt. Ob das der Fall iſt, kann 
dahingeſtellt bleiben, weil die Schuldnerin dem An⸗ 
ſpruche des Notars mit Recht die Einrede der Ver⸗ 
jährung entgegengeſetzt hat. Die Verjährung gehört 
nicht bloß dem bürgerlichen, ſondern auch dem öffent: 
lichen Rechte an (Art. 124 bis 127 AG. z. BGB.). Die 
Einrede der Verjährung muß daher auch in dem durch 
das Not. geregelten e be⸗ 
rückſichtigt werden. Nach § 196 Abſ. 1 Nr. 15 und 
8 201 BGB. iſt der Anſpruch 5 Notars 15 dem 
Schluſſe des Jahres 1906 verjährt, denn er hat keine 
Tatſache behauptet, aus der hervorginge, daß die Ver⸗ 
jährung gehemmt oder unterbrochen worden iſt. Er 
hat behauptet, die Beſchwerdeführerin habe vor einigen 
Wochen durch das Erſuchen, zunächſt die Mitſchuldnerin 
um Zahlung anzugehen, wenn nicht ein Schuldan— 
erkenntnis im Sinne des § 222 Abſ. 2 BGB. erteilt, 
ſo doch auf die Geltendmachung der Verjährung ver— 
zichtet. Allein hierüber kann nicht in dem durch den 
Antrag auf Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen 
anhängig gewordenen Verfahren entſchieden werden. 
Der Anſpruch, den der Notar aus jenem Geſichts⸗ 
punkte geltend machen will, iſt nicht der im Art. 49 
NotG. bezeichnete öffentlichrechtliche Anſpruch, ſondern 
würde auf einem ſelbſtändigen, dem bürgerlichen Rechte 
angehörenden Grunde beruhen. Er müßte daher auf 
dem Rechtswege geltend gemacht werden. Die Vor⸗ 
ſchriſt im Art. 50 Abſ. 1 Satz 3 NotG. würde dem 
nicht entgegenſtehen, weil fie nur den öffentlichrecht— 
lichen Anſpruch betreffen kann. (Beſchl. des II. 38. 
vom 3. Juni 1907, Reg. VI 4/1907). W. 
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Oberlandesgericht München. 


Unzuläſſigkeit ſelbſtändiger Pfändung des Anſpruchs 
auf Herausgabe eines Sparkaſſebuchs; Streitwert der Ab: 
weiſung. Die Firma E. Str. beantragte zur Beitreibung 
eines vollſtreckungsreifen Guthabens von 120 Mk. Pfän⸗ 
dung und Ueberweiſung zur Einziehung hinſichtlich 
eines den Schuldnern A. angeblich gegen den Bäcker 
M. zuſtehenden Anſpruchs auf Herausgabe eines Spar: 
buchs; zugleich wurde Anordnung nach § 847 ZBO. 
(Herausgabe an einen Gerichtsvollzieher) erbeten und 
beigefügt, M. habe das Sparbuch ohne Rechtsgrund 
in Händen und letzteres beſitze einen ſelbſtändigen Ver— 
mögenswert, da die Sparkaſſe ſolche Bücher nicht un— 
entgeltlich abgebe. Das Amtsgericht wies den Antrag ab, 
weil ein Sparbuch nicht Gegenſtand eines ſelbſtändi— 
gen Pfandrechts und Eigentumserwerbs ſein könne, 
ſondern dem Schickſal der Einlageforderung folge 
(S 592 BGB.); da das Verfahren aus 8 847 38 O. 
aber nur zur Vorbereitung der Entſtehung ſolcher 
Rechte diene, ſei es ebenfalls unzuläſſig. Zur Ermög— 
lichung eines bloßen Zurückbehaltungsrechts ohne Ver— 
kaufsbefugnis ſei das Vollſtreckungsverfahren nicht be— 
ſtimmt. Die ſofortige Beſchwerde wurde zurückge— 
wieſen. Nunmehr beantragte die Gläubigerin Feſt— 
ſetzung des Streitwerts auf 20 Pf., weil nicht die Pfän— 
dung der Einlageforderung, ſondern nur die des Spar— 
buchs als ſolchen beantragt geweſen ſei, dieſes aber um 
20 Pf. zu erhalten ſei. Das Amtsgericht ſetzte den Streit— 
wert auf 120 — 200 Mk. feſt, weil es der Gläubigerin 
offenbar nur um Einziehung der Spareinlage zu tun 
geweſen ſei, wenn ſie auch aus Rechtsirrtum den falſchen 
Weg eingeſchlagen habe, ein Pfandobjekt im Wert von 
20 Pf. aber ſchon der Koſten halber nicht ſelbſtändig 
angegriffen hätte. Daß der eingeſchlagene Weg aber 
unrichtig war, beeinträchtige den nach dem Inte— 
reſſe des Gläubigers zu ſchätzenden Streitwert nicht. 
Die Beſchwerde, in der u. a. bemerkt war, Gläu— 
bigerin und Schuldner hätten ſich auf die verſuchte 
Anſpruchspfändung geeinigt, um dann die Sparein— 
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lage abzuheben, blieb erfolglos. Gleichzeitig ſetzte auch 
das Landgericht den Beſchwerdewert und zwar auf; 


90 Mk. feſt, weil ſich inzwiſchen ergeben hatte, daß 
die Einlage nicht mehr betrug. Auch die Beſchwerde 
gegen dieſen 1 Beſchluß blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: a den Streitwert eines 
Sind ug arge iſt nach 86 ZPO. der Betrag der 
zu ſichernden Forderung oder der Wert des Pfands, 
ſofern letzterer geringer, maßgebend. Der Wert des 
Herausgabeanſpruchs fällt nicht mit dem Wert des 
Sparbuchs ſelbſt zuſammen, ſondern beſtimmt ſich nach 
dem Intereſſe des Gläubigers an on Beſitz, um 
mittelſt der Legitimation durch das Buch die Spar⸗ 
einlage erheben zu können ($ 3 ZPO.; JW. 1902 S. 358). 
Da nun nach dem eigenen Beſchwerdevorbringen durch 
die Anſpruchspfändung die Erhebung von 90 Mk. be⸗ 
hufs Befriedigung der Gläubigerin ermöglicht werden 
ſollte, iſt das Intereſſe der Gläubigerin mit dieſen 
90 Mk. identiſch, die hinter der Höhe der pfandweiſe 
au ſichernden Forderung zurückbleiben. (Beſchl. vom 

6. Juni 1907; BeſchwR. Nr. 352/07 IV). N. 
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. München JI. 


Haftung des . Staats für Schiſfsunfälle 
auf dem Ludwigskanal. Am 23. April 1903 ging das 
Schiff „Alfons“ bei der Neueſſinger Brücke unter. Der 
Schiffseigner H. machte gegen das Kanalärar eine 
Forderung von 1275 Mk. für die verlorene Ladung 
(Zement und Kies), ferner für den Frachtentgang, die 
Auslage für Hebung, Bergung und Reparatur des 
Schiffes, endlich die Verdienſteinbuße während dieſer 
Arbeiten geltend, mit der Begründung, die Kanal⸗ 
verwaltung habe fahrläſſigerweiſe nicht für genügen: 
den Waſſerſtand und für Beſeitigung der großen Steine 
bei der Schellnecker Brücke geſorgt, dadurch das Auf— 
fahren des Schiffes „Alfons“ mit der Folge eines 
Lecks und damit den Untergang verſchuldet. Das 
Kanalärar beſtritt ein Verſchulden und führte 
das Sinken des „Alfons“ auf deſſen Alter und 
Ueberlaſtung ſowie auf einen vom Kläger als Schiffs— 
lenker ſelbſt verſchuldeten Anſtoß gegen eine Schleuſen⸗ 
mauer zurück. Das Landgericht erachtete auf Grund 
der Beweisaufnahme ſowohl ein Verſchulden des 
Aerars wie des Klägers gegeben und erklärte die 
Klage hinſichtlich der Hälfte der erhobenen Anſprüche 
dem Grunde nach für gerechtfertigt. 

Aus der Begründung: Die beklagte Partei 
hält auf dem Ludwigskanal einen Verkehr offen und 
erhebt hierfür Gebühren; ſie iſt daher verpflichtet, 
für Beſeitigung von Schifffahrtshinderniſſen Sorge 
zu tragen und haftet nach Art eines Vertragsgegners 
gemäß § 278 BGB. für Argliſt und Fahrläſſigkeit 
ihrer Bedienſteten bei Ausübung dieſer Pflicht. Das 
Gericht trägt kein Bedenken, die ſonſt von den Ober— 
gerichten auf die Eröffnung eines allgemeinen Verkehrs 
angewendeten Rechtsgrundſätze auch auf die Rechts— 
verhältniſſe zwiſchen dem Kanalärar und den Schiffern 
zugrunde zu legen. Hierbei muß der Kanalbetrieb 
ebenſo der Privatrechtsſphäre zugerechnet werden, wie 
der Eiſenbahn-, Poſt- und Telegraphenbetrieb. Die 
Normen des Art. 77 EG. z. BGB. mit Art. 60 AG. z. 
BGB. ſcheiden alſo aus und es kommen lediglich die 
Normen des BGB. zur Anwendung, ſoweit nicht die 
Kanalordnung vom 9. Jan. 1842 (Reg Bl. S. 161, 239) 
eingreift (folgen tatſächliche Ausführungen). Bedenken 
hinſichtlich der le: der einzelnen Klagepoſten dem 
Grunde nach (RG. 58, 232) können lediglich bei dem 
Erſatz für die Ladung in dem Falle beſtehen, daß ſie 
nicht dem Kläger ſelbſt zu Eigentum gehört haben 
ſollte, ſondern einem Dritten. Denn ſoweit der Kläger 
am Untergang des Schiffes ſchuldlos iſt, würde er 
dem Dritteigentümer nicht erſatzpflichtig fein, alſo in— 
ſoweit keinen Schaden erlitten haben (Binnen Sch. 
SS 26 ff., HGB. 8 431), ſoweit man nicht etwa das 


Kanalärar als einen vom Kläger benutzten Transport- 
gehilfen (HGB. $ 431) anſieht, welchenfalls allerdings 
der Kläger dem Dritten haften und nur ſeinen Regreß 
an das Aerar haben würde. Das Gericht hat die 
Entſcheidung dieſes Punkts für entbehrlich erachtet, 
weil es die Klage dahin verſteht, daß der Kläger ſelbſt 
Eigentümer der verlorenen Ladung geweſen iſt. (Urt. 
vom 19. Dez. 1906; A 3621/03). N 
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Umſang der Neviſionskoſten. In einer bayeriſchen 


Haftpflichtſache wurde die Reviſion des beklagten Eiſen⸗ 


bahnfiskus vom Reichsgerichte verworfen. Neben den 
Koſten des Leipziger Pflichtanwalts des Klägers be⸗ 
anſpruchte deſſen Münchener Anwalt 1. und 2. Inſtanz 
auf grund der Koſtenauflage des Reviſionsgerichts 
(die Koſten 1. und 2. Inſtanz waren nach $ 304 3PO. 
dem Schlußurteil vorbehalten) die Feſtſetzung von 22 Mk. 
80 Pf. als ½¼0 Gebühr für Stellung des Armenrechts— 
geſuchs zum Reichsgericht ſowie die Koſten ſeiner er— 
folgloſen Vergleichsunterhandlungen (Porti und Schreib— 
gebühren) während der Anhängigkeit des Reviſions— 
verfahrens. Das Landgericht ſetzte dieſe Koſten mit 
folgender Begründung feſt: Ausnahmsweiſe war auch 
für das an ſich dem Anwaltszwange nicht unterliegende 
Armenrechtsgeſuch hier anwaltſchaftliche Vertretung ſach— 
gemäß und es ſind die dadurch entſtandenen beſonderen 
Koſten erſtattbar; denn die in den Unterinſtanzen üb— 
liche Geſuchſtellung durch den ſpäteren Prozeßbevoll— 
mächtigten des Beklagten war hier angeſichts des eigen— 
artigen Reviſionsverfahrens gegen bayeriſche Urteile 
nicht tunlich und der Kläger wohnt überdies auch 
nicht an einem Amtsgerichtsſiß. Die beanſpruchten 
Unterhandlungsauslagen können immerhin als Be— 
ſtandteil der Reviſionskoſten erachtet werden, da die 
allerdings den Betrag miterörternde Korreſpondenz 
auch zur vergleichsweiſen Erledigung der Reviſion gegen 
das Zwiſchenurteil führen ſollte. Mangels Zuweiſung 
des Münchener Anwalts als Pflichtanwalts für die 
Reviſionsinſtanz vor dem Oberſten Landesgericht oder 
Reichsgericht konnte aber die Feſtſetzung nur auf den 
Namen des Klägers ſelbſt erfolgen. (Beſchl. v. 16. April 
1907; A. 1773/03). N. 
978 


Literatur. 


Kaiſenberg, Heinrich, weil. K. Juſtizrat und Notar in 
München u. Dr. Wilhelm Dennler, K. Notar in 
Lauf. Kommentar zum bayeriſchen No⸗ 
tariatsgeſetze vom 9. Juni 1899. München 
1907. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). In 
Halbfranz geb. 13 Mk. 

Dem bayeriſchen Notariatsgeſetze von 1899 kommt 
zwar in materiellrechtlicher Beziehung nicht die gleiche 
Bedeutung zu wie ſeinem Vorgänger vom Jahre 1861. 
Gleichwohl iſt es ein Geſetz von großer Wichtigkeit 
für unſer ganzes Rechtsleben und das Fehlen eines 
umfaſſenden Kommentars zu dem Geſetze bedeutete 
eine fühlbare Lücke in unſerer juriſtiſchen Literatur. 
Dieſe Lücke füllt aufs beſte aus der jetzt vollendet 
vorliegende Kommentar. Er rührt zum größeren 
Teile noch von dem um das bayeriſche Notariat hoch— 
verdienten Juſtizrate Kaiſenberg her. Nach ſeinem 
Tode hat Dr. Dennler es übernommen das Werk 
Kaiſenbergs in deſſen Sinn fortzuführen. Bei der 
Kommentierung des Geſetzes handelte es ſich nicht bloß 
darum feine Beſtimmungen auszulegen, ſondern es 
galt vor allem auch klarzulegen, wie ſie ſich in das 
große Gebäude unſeres neuen bürgerlichen Rechtes, 
vor allem in deſſen reichsrechtliche Beſtimmungen ein— 
fügen und außerdem im Zuſammenhange mit der 
Erörterung der einzelnen Paragraphen zu zeigen, wie 
ſich deren praktiſche Anwendung nach der Geſchäfts— 
ordnung für die Notariate und den ſonſtigen zur Nuss 
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führung des Geſetzes erlaſſenen Anordnungen geſtaltet. 
Dieſe gewiß nicht einfache Aufgabe ſcheint mir in ſehr 
anerkennenswerter Weiſe gelöſt zu ſein. Vielleicht könnte 
in einer neuen Auflage des Buches bei der Erörterung 
der von den notariellen Urkunden handelnden Be— 
ſtimmungen (Art. 24 ff.) etwas näher auf die Frage 
eingegangen werden, wie ſie ſich ihrem Inhalt und 
ihrem Geltungsgebiete nach von den einſchlägigen 
reichsrechtlichen und den beſonderen landesgeſetzlichen 
Vorſchriften unterſcheiden. 

Als Anhang iſt dem Kommentar die Geſchäfts— 
ordnung für die Notariate beigegeben, verſehen mit Hin— 
weiſen auf andere einſchlägige Vorſchriften, ſowie auf 
die Ergebniſſe der Rechtſprechung u. der Rechtslehre. Ein 
Nachtrag endlich enthält die Aenderungen und Neue— 
rungen, die ſich in den früher erſchienenen, in den erſten 
drei Lieferungen enthaltenen Artikeln im Laufe der Zeit 
ergeben haben. Auf dieſen ſehr dankenswerten Nach— 
trag Dr. Dennlers ſei hier beſonders hingewieſen. 


Manigk, Dr. Alfred, ord. Profeſſor der Rechte an der 
Univerſität Königsberg i. Pr. Willenserklärung 
und Willensgeſchäft, ihr Begriff und ihre Bes 
handlung nach BGB. Ein Syſtem der juriſtiſchen 
Handlungen. Berlin 1907, Verlag von Franz Vahlen. 
Geh. Mk. 16.—. 

Bei der Durchſicht neuerer zivilrechtlicher Einzel- 
ſchriften kann man ſich ſaſt niemals des beklemmenden 
Eindrucks erwehren, daß die Grundbegriffe unſeres 
bürgerlichen Rechts trotz der maſſenhaften Literatur— 
Erzeugniſſe noch recht wenig geklärt ſind. Mit dieſem 
unbefriedigten Gefühle wird man auch dieſes umfang— 
reiche (742 Seiten umfaſſende) Buch aus der Hand 
legen, obwohl es mit ebenſoviel Scharfſinn als Gründ— 
lichteit geſchrieben iſt. Es nimmt die bisherigen 
Theorien über die Willenserklärungen (insbeſondere 
über die, konkludente Willenserklärung“, die, Empfangs- 
bedürftigkeit“ uſw.) ſcharf unter die Lupe und es ges 
lingt ihm auch vielfach den Vorgängern nachzuweiſen, 
daß ſie in der Irre gehen. Das Buch hat übrigens 
nicht nur theoretiſchen Wert, ſondern enthält auch viele 
für die Praxis ſehr lehrreiche Ausführungen. Wie 
ſoll ſich aber der Praktiker in dem Labyrinth wider— 
ſprechender Meinungen zurechtfinden und woher ſoll er 
die Zeit nehmen, ſo umfängliche Bücher zu ſtudieren, 
deren genaue Durcharbeitung Jahre erfordern würde? 

von der Pfordten. 


Staub, Hermann, Kommentar zur allgemeinen 
deutſchen Wechſelordnung. Fünfte Auflage, 
bearbeitet von Juſtizrat Dr. J. Stranz, Rechtsanwalt 
in Berlin und Dr. M. Stranz, Rechtsanwalt am 
Kammergericht. Berlin 1907. J. Guttentag, Verlags— 
buchhandlung. In Ganz-Leinen 8,50 Mk. 

Staubs Kommentar zur Wechſelordnung hat, wie 
die Herausgeber im Vorwort zu der vorliegenden 
neuen Auflage mit Recht bemerken, einen ſo tiefgreifenden 
Einfluß auf den Rechtsverkehr, die juriſtiſche Literatur 
und Rechtſprechung ausgeübt, daß es ſchwer wäre 
dieſes lebenskräftige Werk zu entbehren. Daß die neue 
Auflage ſich vielfach von der letzten, die Staub beſorgt 
hat, unterſcheidet, iſt natürlich nicht zu vermeiden ge— 
weſen. Aber die beiden Herausgeber, denen unſere 
Literatur ſchon eine bereits in der neunten Auflage 
erſchienene Ausgabe der Wechſelordnung verdankt, 
waren bei ihrer Arbeit nicht nur darauf bedacht, 
ihre Zuſätze dem Kommentar ſo einzugliedern, daß 
deſſen äußere Anordnung nicht geſtört wurde, ſondern 
haben auch da, wo ſie von der Meinung Staubs ab— 
weichen zu müſſen glaubten, die von Staub in der 
4 Auflage vertretene Anſicht überall erwähnt. Soweit 
Länder in Frage kommen, mit denen Deutſchland 
einen regen Wechſelverkehr unterhält, ſind — im Gegen— 
ſatze zur letzten Auflage — auch die fremden Rechte 
in Kürze berückſichtigt worden. E. E. 
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Staatsvertrag zwiſchen dem Reiche und der Schweiz 
über die Beglaubigung öffentlicher Urkunden vom 14. Febr. 
1907 (RGBl. 411). Inländiſche öffentliche Urkunden 
bedürfen, wenn ſie in einem ausländiſchen Staate ver— 
wendet werden ſollen, in der Regel der ſog. Legali⸗ 
ſation, d. h. der amtlichen Beglaubigung ihrer Echt— 
heit. Die Legaliſation erfolgt regelmäßig auf dem 
diplomatiſchen Wege; ſie ſchließt ab mit der Beglau— 
bigung durch die diplomatiſche Miſſion des fremden 
Staates. Erleichternde Vereinbarungen waren bisher 
mit Oeſterreich-Ungarn einſchließlich Bosniens und der 
Herzegowina getroffen (RGBl. 1881 S. 4, 253). Jetzt 
iſt auch mit der Schweiz ein Vertrag zuſtande gekommen, 
der die Legaliſation auf dem diplomatiſchen oder kon— 
ſulariſchen Wege für die meiſten Fälle ausſchaltet. 
Nach Art.! bedürfen die von Gerichten — auch Sonder— 
gerichten — aufgenommenen, ausgeſtellten oder be— 
glaubigten, mit dem Gerichtsfiegel verſehenen Urkunden 
zum Gebrauch in dem Gebiete des anderen Vertrags— 
teils keiner Beglaubigung. Dazu gehören auch die von 
dem Gerichtsſchreiber unterſchriebenen Urkunden. Den 
Gerichten find durch den Art. 2 einige hohe Verwaltungs- 
behörden gleichgeſtellt, in Bayern u. a. die Kreis— 
regierungen. Der Vertrag iſt auch für den Zivilprozeß 
von Bedeutung; 8438 der ZPO. wird dadurch betroffen. 

Der Art. 1 ſagt übrigens nicht, daß die Ge— 
richte nunmehr alle ihnen zur Beglaubigung vor— 
gelegten amtlichen Urkunden, von denen in der Schweiz 
Gebrauch gemacht werden ſoll, beglaubigen müſſen und 
dürfen. An der bisherigen Zuſtändigkeit der Behörden 
zur Beglaubigung ändert der Vertrag nichts. Sieht 


in Bayern. 1907. Nr. 17. 


über die Gerichtsvollzieher wird zunächſt durch den 
Amtsgerichtsvorſtand geführt (§ 32 der Gerichtsvoll⸗ 
zieherordnung, IM Bl. 1899 S. 517). Er hat in erſter 


Linie die Unterſchriften der ihm unterſtellten Gerichts- 


vollzieher zu beglaubigen. Zur Beglaubigung genügt 
nach dem Vertrage mit der Schweiz ein kurzer Ver⸗ 
merk, die Unterſchrift des beglaubigenden Beamten und 
die Beifügung des Amtsſiegels. Die Beſcheinigung, 
daß die Urkunde den am Orte der Errichtung geltenden 
Geſetzen entſpricht (vgl. die Bek. vom 18. Dezember 1891, 
IM Bl. S. 240), iſt überflüſſig, aber ſelbſtverſtändlich 
unſchädlich. 


Uebereinkunft zwiſchen Deutſchland und Frankreich, 
betr. den Schutz an Werken der Literatur und Kunſt 
und an Photographien (RGBl. 1907 S. 419). Deutſch⸗ 
land und Frankreich haben am 19. April 1883 einen 
Vertrag zum Schutze des Urheberrechts geſchloſſen. 
Die Vereinbarungen wurden in den wichtigſten Punkten 
bald durch die ſog. Berner Konvention vom 9. Sep⸗ 
tember 1886 überholt, die jetzt in der Faſſung der 
Pariſer Zuſatzakte und der Deklaration vom 4. Mai 
1896 gilt. Ihr Verhältnis zu der früheren deutſch— 
franzöſiſchen Konvention bemaß ſich nach ihrem Art. 15, 
d. h. die letztere wurde inſoweit aufrechterhalten, als 
ſie den Urhebern oder Rechtsnachfolgern weitergehende 
Rechte einräumte oder ſonſt Beſtimmungen enthielt, 
die der Berner Uebereinkunft nicht zuwiderliefen. 
Durch den Staatsvertrag vom 8. April d. Js. wird 
die Uebereinkunft vom 19. April 1883 aufgehoben. 
Die Vergünſtigungen, die ſich die Vertragsſtaaten 


gegenſeitig über die durch die Berner Uebereinkunft 


man von den beſonderen Verhältniſſen im Verkehr 


mit Oeſterreich-Ungarn und bei der internationalen 
Nachlaßbehandlung (NO. $ 136) ab, fo bemißt ſich 
dieſe Zuſtändigkeit, wenn beſondere Vorſchriften man— 
geln, im allgemeinen nach der Organiſation der Be— 
hörden. Man darf ſagen, daß die Unterſchrift eines 
Beamten regelmäßig von deſſen Aufſichtsbehörde und 
nötigenfalls den dieſer übergeordneten Behörden be— 
glaubigt wird, während die Beglaubigung von Unter— 
ſchriften Privater den Notaren obliegt (Art. 1 Not.). 
Die Gerichte haben demnach Anträge auf Beglaubigung 
von Urkunden der Standesbeamten rechts des Rheins, 
von denen in der Schweiz Gebrauch gemacht werden 
ſoll, abzulehnen. Die Aufſichtsbehörden ſind hier das 
Bezirksamt und die Kreisregierung (S11 PerſStG.); dieſe 
Behörden haben auch zu beglaubigen (vgl. BlAdmr. 
Bd. 32 S. 106). Der Art. ſagt ferner nicht, welches Gericht 
und welches gerichtliche Organ zu beglaubigen hat. Der 
Art. 31 des AG. z. GV. kann zur Beantwortung der 
Frage nicht herangezogen werden. Nach ihm erfolgt die 
gerichtliche Beglaubigung amtlicher Unterſchriften zum 
Zwecke der Legaliſation im diplomatiſchen Wege 
durch den Landgerichtspräſidenten. Da aber der Ver— 
trag mit der Schweiz den diplomatiſchen Weg aus— 
ſchaltet, kann die Vorſchrift nicht angewendet werden. 
Auch hier bleibt es bei dem bisherigen Zuſtande. Ge— 
nügt für den Gebrauch im Inlande die Unterſchrift 
des Amtsrichters, ſo bedarf es auch im Verkehre mit 
der Schweiz keiner Beglaubigung durch den Land— 
gerichtspräſidenten ufſw. Kommt die Verwendung von 
Urkunden eines Notars oder Gerichtsvollziehers in 
Betracht, ſo bedarf es allerdings ihrer Beglaubigung 
durch ein gerichtliches Organ. Die Zuſtändigkeit hier— 
für beſtimmt ſich aber nicht nach dem Art. 31 a. a. O., 
fondern wieder nach der Behördenorganiſation. Die 
Aufſicht über die Notare ſteht zunächſt dem Landge— 
richtspräſidenten zu (Art. 63 des NotG.). Aus dieſem 
Grunde iſt er auch zur Beglaubigung der Unterſchrift 
des Notars berufen (val. § 188 der Geſchäftsordnung 
für die Notariate, Im Bl. 1599 S. 591). Die Aufſicht 
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Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) in München. 


nebſt den Zuſätzen begründeten Rechte hinaus ein— 
räumen, ſind im weſentlichen folgende: Nach Art. 5 
der Berner Uebereinkunft muß der Autor oder Rechts— 
nachfolger ſein ausſchließliches Recht, in den übrigen 
Verbandsländern eine Ueberſetzung des Werkes zu 
veröffentlichen oder zu geſtatten, innerhalb zehn 
Jahren von der erſten Veröffentlichung des Originals 
an gebrauchen; ſonſt wird das Ueberſetzungsrecht 
Gemeingut. Nach Art. 2 81 des neuen Vertrags 
wird dem Autor das ausſchließliche Ueberſetzungsrecht 
für die ganze Dauer ſeines Rechtes an dem Original— 
werk eingeräumt. Nach Art. 9 Abſ. 3 der Berner 
Konvention iſt die öffentliche Aufführung veröffent— 
lichter muſikaliſcher Werke in den übrigen Verbands— 
ländern nur dann unterſagt, wenn der Urheber die 
öffentliche Aufführung auf dem Titelblatt oder an der 
Spitze des Werkes ausdrücklich verboten hat. Nach Art. 2 
8 2 der deutſch-franzöſiſchen Vereinbarung fällt dieſe 
Beſchränkung fort. Die ausländiſchen Urheber werden 
gegen öffentliche Aufführung ihrer muſikaliſchen Werke 
ebenſo geſchützt wie die inländiſchen Autoren. Der 
Art. 3 enthält Uebergangsvorſchriften. Der Art. 4 
erleichtert die Geltendmachung der Anſprüche vor den 
Gerichten der Vertragsſtaaten. Er befreit die Berech— 
tigten von dem nach Art. 2 Abſ. 7 der Berner Kon— 
vention zu liefernden Nachweiſe, daß die Förmlichkeiten 
des Urſprungslandes erfüllt ſind. Der Art. 5 räumt 
dem Vertragskontrahenten die Meiſtbegünſtigung ein. 
In Art. 6 iſt ausdrücklich beſtimmt, daß die Werke 
der Photographie und ähnlicher Verfahren die gleichen 
Vorteile genießen. Hierdurch wird Nr. 1B des Schluß— 
protokolls zur Berner Konvention nicht berührt, wor— 
nach die photographiſchen und ähnlichen Erzeugniſſe 
die Vorteile, die die geänderte Berner Uebereinkunft 
gewährt, inſoweit genießen, als die innere Geſetz— 
gebung den einheimiſchen Erzeugniſſen Schutz zu— 
billigt. Aber die Rechtsverfolgung iſt erleichert. 
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Das abgekürzte Verfahren im Etrafprozeß. 
Von Landgerichtsrat Dr. Otto Mayr in Kempten. 


Das abgekürzte Verfahren ſtammt aus dem 
franzöſiſchen Strafprozeß. Der Code d instruction 
criminelle behandelt in ſeinem II. Buch Titel 1 
Kapitel I „Des tribunaux de simple police“, 
in den Art. 145 ff. das Inſtitut der citations 
d. i. der unmittelbaren Ladungen. Hiernach können 
„contraventions“ (Uebertretungen)') vor dem 
tribunal de simple police dadurch anhängig ge⸗ 
macht werden, daß der Staatsanwalt oder die 
beſchädigte Zivilpartei den Beſchuldigten laden 
laſſen. Die Parteien können auch freiwillig er— 
ſcheinen; das Verfahren iſt in den Art. 146— 165 
eingehend geregelt. Aus den Art. 159 und 182 
iſt zu entnehmen, daß der franzöſiſche Strafprozeß 
die unmittelbare Ladung nicht nur in den Fällen 
der contraventions, ſondern auch in den Fällen 
der delits (Vergehen) kennt. Eine weſentliche 
Ausdehnung erfuhr das Inſtitut der unmittel— 
baren Ladung durch das Geſetz vom 20. Mai 
1863 sur instruction des flagrants delits 
devant les tribunaux correctionels. Es be: 
ſtimmt in Art. 1, daß der wegen eines Vergehens 
auf friſcher Tat Verhaftete unmittelbar vor den 
Staatsanwalt geführt, von dieſem vernommen 
und, ſofern dazu Grund vorhanden iſt, ſogleich 
vor das Zuchtpolizeigericht geſtellt werden ſoll. 
In den Art. 2— 6 iſt das Verfahren näher ge: 
regelt. Es kann der Beſchuldigte auch erſt am 
folgenden Tage vor das Zuchtpolizeigericht geſtellt 
werden und dieſes kann dem Beſchuldigten auf 
Antrag einen dreitägigen Aufſchub gewähren, auch 
die Verhandlung der Sache von Amts wegen zwecks 
weiterer Erhebungen auf eine der nächſten Sitzungen 
verſchieben. 

Dieſes abgekürzte Verfahren ſcheint ſich in 
Frankreich beſtens bewährt zu haben, und es iſt 
nicht lange her, daß unſere deutſche Preſſe mit 
Erſtaunen und einer gewiſſen Bewunderung be— 
richtete, daß diejenigen Perſönlichkeiten, die in 


1) Vgl. art. 1 code penal. 


1 anläßlich der kirchlichen Inventur⸗ 
fnahmen Unruhe geſtiftet hatten, mit ſolcher 
| Promptheit zur Aburteilung gelangten. 


| Aus dem franzöſiſchen Rechte gingen die Be: 
ſtimmungen des abgekürzten Verfahrens in eine 
Reihe von anderen Geſetzgebungen über, ſo finden 
wir ſie z. B. in ſehr weitgehendem Maße in der 
ſächſiſchen Strafprozeßordnung vom 13. Auguſt 
1855 Art. 253 und neueſtens im titalieniſchen 
Strafprozeßentwurf vom 28. November 1905 
Abſchn. II 314—317. 
Unſere Deutſche Reichs⸗Strafprozeßordnung 
kennt das abgekürzte Verfahren nur in dem ſehr 
beſchränkten Umfange des $ 211 StPO. Gegen: 
über dem ordentlichen ſchöffengerichtlichen Ver— 
fahren ordnet $ 211 StPO. in Abſ. 1 und 2 
zwei Arten eines abgekürzten Verfahrens an. Beide 
unterſcheiden ſich von dem ordentlichen Verfahren 
dadurch, daß einmal der Amtsanwalt keine An⸗ 
klageſchrift beim Amtsrichter einreicht, ſondern 
ſofort die Hauptverhandlung beantragt, ſodann 
daß die Hauptverhandlung ohne vorhergegangene 
Entſcheidung über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens erfolgt, endlich daß die einwöchige Friſt 
zwiſchen Ladung und Hauptverhandlung bei An— 
beraumung des Termins der Hauptverhandlung 
nicht eingehalten zu werden braucht. 

Der Unterſchied zwiſchen dem in §S 211 Abſ. 1 
und dem in § 211 Abſ. 2 beſtimmten Verfahren 
bezieht ſich hauptſächlich auf die Beſetzung des 
Gerichtes. Nach Abſ. 1 muß die Hauptverhand— 
lung vor dem Schöffengerichte ſtattfinden, nach 
Abſ. 2 kann die Hauptverhandlung vor dem 
Amtsrichter allein erfolgen. Das ſchöffengericht— 
liche Verfahren des Abſ. 1 kann ſtattfinden, ſowohl 
bei Uebertretungen als auch bei Vergehen, wenn 
der Beſchuldigte entweder ſich freiwillig ſtellt oder 
dem Gerichte infolge einer vorläufigen Feſtnahme 
vorgeführt wird. In dem Verfahren vor dem 
Amtsrichter nach Abſ. 2 kann wegen Vergehens 
niemals, wegen Uebertretung nur dann verhandelt 
werden, wenn der Beſchuldigte dem Amtsrichter 
vorgeführt wird und geſteht. Im übrigen bleiben 
die Vorſchriften des ordentlichen Verfahrens an— 
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wendbar und hängt die Entſcheidung, ob dieſes 
oder das abgekürzte Verfahren des § 211 StPO. 
ſtattfinden ſoll, lediglich vom Amtsanwalte ab. 

Das abgekürzte Verfahren des 3 211 StPO. 
hat in der Praxis meines Wiſſens wohl bei Ueber⸗ 
tretungen ſtellenweiſe, bei Vergehen jedoch ſo gut 
wie gar keine Anwendung gefunden. Es ſpielt in 
unſerem deutſchen Straſprozeß eine ſehr unbe: 
deutende Rolle, was wohl hauptſächlich auf die 
geringe Anwendungsmöglichkeit zurückzuführen iſt. 

Eine Beſchleunigung unſeres ſehr umſtänd⸗ 
lichen Strafverfahrens iſt aber dringend geboten. 
Dieſer Anſicht war auch die Kommiſſion für die 
Reform des Strafprozeſſes. Als beſonderen Vor⸗ 
zug des abgekürzten Verfahrens hebt die Reform⸗ 
kommiſſion hervor, daß eine ſchnelle Beſtrafung 
vorzüglich geeignet ſei, die Achtung vor den Straf⸗ 
geſetzen zu erhöhen, daß die Dauer der Unter: 
ſuchungshaft abgekürzt werde und daß die Be: 
weisaufnahme unter dem friſchen Eindruck der 
Tat ſtattfinde. (Protokoll Bd. 1 S. 204 ff., Bd. 2 
S. 243 ff.). Sie ſchlägt deshalb vor (Bd. 2 S. 248 
und 249), über den Rahmen des 3 211 StPO. 
hinaus nach folgenden Grundſätzen ein abgekürztes 
Verfahren einzuführen: 

1. bei Uebertretungen ohne weitere Voraus⸗ 
ſetzungen, 

2. bei Vergehen: 

a) wenn der Beſchuldigte auf friſcher Tat be- 
troffen und vorläufig feſtgenommen worden iſt, 
und zwar auch dann, wenn ſich an die vorläufige 
Feſtnahme der Erlaß eines Haftbefehles anſchließt; 

b) wenn der Beſchuldigte ſich zum Zwecke der 
Aburteilung freiwillig ſtellt; 

c) wenn der Beſchuldigte die ihm zur Laſt 
gelegte Tat eingeſteht; 

d) wenn der Beſchuldigte die Einleitung des 
abgekürzten Verfahrens beantragt; 

e) wenn der Beſchuldigte in den Fällen des 
§ 10 StPO. einem danach zuſtändigen Gerichte 
vorgeführt wird, und zwar auch dann, wenn ſich 
an die vorläufige Feſtnahme der Exlaß eines 
Haftbefehls anſchließt. 

Zuſtändig zur Aburteilung ſoll nur der Einzel— 
richter, d. i. der Amtsrichter, ſein. 

Nach dieſen Vorſchlägen würde das An— 
wendungsgebiet des abgekürzten Verfahrens nach 
wie vor ſehr beſchränkt ſein und es würde ſich in 
der Praxis ebenſowenig einbürgern wie bisher. 
Die unter a, b, d und e aufgeführten Fälle von 
Vergehen würden in der Praxis verſchwindend 


ſein. Warum aber das abgekürzte Verfahren 
nicht auch bei Verbrechen zuläaͤſſig ſein ſoll, it 
nicht einzuſehen. ul. nehme z. B. folgenden 


Strafkammerfall an. Ein Arbeiter hat ſeinem 
Zimmergenoſſen eine Hoſe in der Weiſe entwendet, 
daß er deſſen Kleiderkaſten mit einem falſchen 
Schluſſel öffnete. (8 243 Ziff. 3 StGB., $ 73 
Nr. 5 GG.). Der Arbeiter wird verhaftet, weil 
ein Verbrechen vorliegt, geſteht den Diebſtahl zu, 
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weil die Hofe bei ihm gefunden wird, beitreitet 
jedoch, den Kleiderkaſten mit einem falſchen Schlüſſel 
geöffnet zu haben, ſondern behauptet, der Kleider⸗ 
kaſten ſei offen geſtanden, was die Mietgeberin 
geſehen haben müſſe. Der Beſtohlene erklärt mit 
Beſtimmtheit, daß er den Kleiderkaſten abgeſperrt 
habe; die Mietgeberin ſagt, ſie habe nicht bemerkt, 
daß der Kleiderkaſten offen war. Dies alles iſt 
in der Anzeige der Polizei enthalten, welche die 
beteiligten Perſonen befragt hat. Nach dem zur: 
zeit üblichen Verfahren wird nun auf Antrag des 
Staatsanwaltes zuerſt der Beſchuldigte verhört. 
Dann werden der Beſtohlene und die Mietgeberin 
durch den Ermittelungsrichter als Zeugen ver⸗ 
nommen. Da die Ermittelungsrichter meiſt ſehr 
viele Vernehmungen zu pflegen haben, fallen die 
Protokolle oft ſehr kurz aus. Infolge einer nicht 
glücklichen Faſſung der Ausſagen der Zeugen ent⸗ 
ſtehen nun Widerſprüche zwiſchen den Protokollen 
und der Anzeige. Der Staatsanwalt gibt deshalb 
die Vernehmungsprotokolle nochmals an die Polizei 
zu weiteren Erhebungen hinaus. Bis der Fall 
ſo zur Hauptverhandlung kommt, iſt er weſentlich 
unklarer, als er auf Grund der Anzeige war. In 
der Hauptverhandlung erklärt die Mietgeberin, ſie 
könne ſich nicht mehr mit Beſtimmtheit erinnern, 
ob ſie an dem kritiſchen Tage in das fragliche 
Zimmer gekommen ſei. Der Angeklagte erklärt 
mit Entſchiedenheit, daß der Kleiderkaſten offen 
ſtand. Der Beſtohlene verſichert, daß er ab— 
geſperrt habe, gibt aber auf eindringlichen Vor: 
halt die Möglichkeit zu. daß er nicht richtig ab— 
geſperrt habe, — und der Angeklagte wird ledig⸗ 
lich eines Vergehens des Diebſtahls ſchuldig erkannt. 
Wäre der Angeklagte im Wege des abgekürzten 
Verfahrens alsbald nach dem Diebſtahle zur Ver— 
handlung vorgeführt worden, ſo hätten der Be— 
ſtohlene und die Mietgeberin ſich genau an alle 
Einzelheiten erinnert und der Angeklagte hätte 
wahrſcheinlich auch nicht weiter geleugnet. Die 
ganze Angelegenheit wäre in kürzeſter Friſt er: 
ledigt geweſen, während bei dem jetzt üblichen 
Verfahren mindeſtens ſechs Wochen bis zur Haupt— 
verhandlung verſtreichen. 

Aehnliche einfach gelagerte Verbrechensfälle 
wird jeder Strafkammerrichter in großer Zahl 
anführen können. Dazu kommen weiter die zahl— 
reichen Rückfallsverbrechen, die zum größten Teile 


ſehr einfacher Natur ſind und einen nicht un— 


bedeutenden Prozentſatz der Strafkammerjuſtiz aus— 
machen.!) Warum ſollen dieſe Verbrechen nicht 
im Wege des abgekürzten Verfahrens abgeurteilt 
werden können? 

Die Reformkommiſſion ſteht nun allerdings 
auf dem Standpunkte, daß nur der Einzelrichter, 
der Amtsrichter, zur Aburteilung im abgekürzten 
Verſahren zuſtändig ſein ſoll, und daß man 


1) Vgl. meine Ausführungen in der „Deutſchen 
Juriſtenzeitung“ 1907 S. 394 ff. 


dem Amtsrichter nicht zugeſtehen könne, über Ver⸗ 
brechen abzuurteilen. 

Wenn man auch dieſes Bedenken bei der der⸗ 
zeitigen Geſtaltung unſeres amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens gelten laſſen muß, ſo iſt doch nicht ein⸗ 
zuſehen, warum nur der Amtsrichter im abgekürzten 
Verfahren zuſtändig ſein ſoll. Die von der 
Reformkommiſſion angeführten Gründe, daß der 
Amtsrichter leichter zu erreichen ſei und den ört— 
lichen Verhältniſſen näher ſtehe, können bei den 
heutigen Verkehrsverhältniſſen nicht als ſtichhaltig 
anerkannt werden. 

Warum ſoll nicht auch die Strafkammer, 
z. B. in einer Beſetzung von 3 Richtern, zur 
Aburteilung im abgekürzten Verfahren geeignet 
ſein? Die nach dem oben erwähnten franzöſiſchen 
Geſetze vom 20. Mai 1863 zur Aburteilung ge: 
langenden Delikte kommen auch vor einem Gerichte, 
das mit drei Richtern beſetzt iſt, zur Abwandlung. 
(art. 180 code d'instr. crim.). 

Der Vorſchlag der Kommiſſion, daß von dem 
Amtsrichter im abgekürzten Verfahren teils Ver⸗ 
gehen, die zur Zuſtändigkeit des Schöffengerichts, 
teils ſolche, die zur Zuſtändigkeit der Strafkammer 
gehören, abgeurteilt werden ſollen, wird in der 
praktiſchen Durchführung auf Schwierigkeiten ſtoßen. 
Auch iſt es bedenklich, hier die ordentlichen Zu— 
ſtän digkeitsgrenzen nicht einzuhalten. 

Warum ſoll man nicht gleich beſtimmen, daß 
im abgekürzten Verfahren für Schöffengerichts⸗ 
ſachen das Schöffengericht, für Strafkammerſachen 
eine Strafkammer mit drei Richtern zuſtändig 
ſein ſoll? 

Aber auch die Fälle, in denen das abgekürzte 
Verfahren zugelaſſen werden kann, müſſen weſent⸗ 
lich erweitert werden und es könnten die Vorſchläge 
der Reformkommiſſion ſehr vereinfacht werden. 

Von allen Seiten, ſowohl von der Reform⸗ 
kommiſſion als auch von anderen, die Reform— 
vorſchläge machen, vgl. z. B. Adikes S. 94, 130, 
Intern. krim. Vereinigung Bd. XIV S. 218 ff., 
und nicht zum mindeſten in allen Bevölkerungs⸗ 
kreiſen wird das dringende Verlangen ausgeſprochen, 
daß unſer Strafverfahren beſchleunigt werde und 
daß eine größere Promptheit in der Aburteilung 
eintrete. 

Der Zweck des abgekürzten Verfahrens iſt eben 
der, daß alle einfach gelagerten Fälle in ihm und 
nicht in dem umſtändlichen ordentlichen Verfahren 
zur Abwandlung gelangen. 

Warum alſo die detaillierte Aufführung a—e? 
Warum ſoll nicht das abgekürzte Verfahren in 
allen ſchöffengerichtlichen- und Strafkammerſachen 
zuläſſig ſein, wenn es eine der Prozeßparteien, 
der Staatsanwalt oder der Angeklagte beantragt? 
Damit der Angeklagte in ſeinen Rechten nicht 
beeinträchtigt wird, kann man ihm ja ein Wider— 
ſpruchsrecht zubilligen. 

Man wird nun ſowohl gegen die allgemeine 
Befugnis des Staatsanwaltes, die ihm geeignet 
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erſcheinenden Sachen im abgekürzten Verfahren 
zur Abwandlung zu bringen, als auch gegen das 
Widerſpruchsrecht des Angeklagten Einwendungen 
erheben. 

Was die Befugnis des Staatsanwaltes betrifft, 
Fälle, die ihm geeignet erſcheinen, im abgekürzten 
Verfahren zu behandeln, ſo wird ſich in der 
Praxis die Sache einfach geſtalten. Der Staats⸗ 
anwalt wird nur ſolche Fälle im abgekürzten 
Verfahren behandeln, die jo einfach gelagert find, 
daß er ſicher annehmen kann, fie in der Der: 
handlung auch zu Ende zu bringen. Daraus 
ergibt ſich von ſelbſt ein Korrektiv für die Be- 
fugnis des Staatsanwaltes. 

Was dann das Widerſpruchsrecht des Ange⸗ 
klagten anlangt, ſo wird man dem Angeklagten 
das Recht zubilligen müſſen, daß er die Abwand⸗ 
lung ſeiner Sache im ordentlichen Verfahren ver⸗ 
langen kann, wenn er glaubt, im ordentlichen 
Verfahren mehr Garantien für die Wahrung ſeiner 
Rechte zu finden. In der Praxis würde von 
einem ſolchen Widerſpruchsrechte ſelten Gebrauch 
gemacht werden, denn den allermeiſten Angeklagten 
iſt es darum zu tun, daß ihre Sache raſch er: 
ledigt wird. 

Die Reformkommiſſion iſt nun der Anſicht, 
daß durch ein ſolches Widerſpruchsrecht die Autori⸗ 
tät des Gerichtes gefährdet würde (Bd. 1 S. 210). 
Dieſe Befürchtung iſt jedoch nicht begründet. 
Denn ein ähnliches Widerſpruchsrecht iſt dem 
Angeklagten auch nach unſerer geltenden Straf— 
prozeßordnung ſchon mehrfach zugebilligt, z. B. 
nach $ 216 StPO., wenn die einwöchige Friſt 
zwiſchen Ladung und Hauptverhandlung nicht 
eingehalten iſt, oder nach 5 244 StPO., wenn 
von der Erhebung einzelner Beweiſe abgeſehen 
werden will, oder nach §S 264 Abi. 3 StPO. bei 
Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes, oder 
nach $ 265 StPO., wenn dem Angeklagten noch 
andere Taten zur Laſt gelegt werden, als im 
Eröffnungsbeſchluß enthalten ſind. Die Autorität 
des Gerichtes wurde aber durch dieſe Widerſpruchs— 
rechte des Angeklagten in keiner Weiſe gefährdet. 

Das Verfahren würde ſich analog dem oben 
erwähnten franzöſiſchen Rechte und entſprechend 
den bereits geltenden Beſtimmungen des § 211 
StPO. in folgender Weiſe geſtalten: 

Der Staatsanwalt läßt den Angeklagten, wenn 
er verhaftet iſt, in die Sitzung vorführen, wenn 
er auf freiem Fuße iſt, unmittelbar laden. So— 
wohl dem Staatsanwalt als dem Angeklagten 
ſteht das Recht zu, Zeugen unmittelbar zu laden. 
Die Anklage wird mündlich vorgetragen und es wird 
ohne Eröffnungsbeſchluß in die Hauptverhandlung 
eingetreten. Der Angeklagte wird verhört, die 
Zeugen werden vernommen und es wird Urteil 
gefällt, wenn die Sache ſpruchreif iſt, was wohl 
meiſtens der Fall ſein wird. Iſt weitere Auf— 
klärung nötig und leicht zu beſchaffen, ſo wird die 
Sache in eine der nächſten Sitzungen vertagt, 
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d. h. die Verhandlung wird unterbrochen oder 
ausgeſetzt. Iſt die Aufklärung nicht ſo raſch zu 
ermöglichen, ſo wird ausgeſetzt und entweder Vor⸗ 
unterſuchung beſchloſſen oder die Sache der 
5 zur weiteren Behandlung über⸗ 
laſſen. 

Das abgekürzte Verfahren wäre alſo dahin 
zu geſtalten, daß es in allen ſchöffengerichtlichen 
Sachen vor dem Schöffengerichte und in allen 
Strafkammerſachen vor einer Strafkammer mit 
drei Richtern zuzulaſſen wäre, wenn 1. der An⸗ 
geklagte es beantragt, 2. der Amtsanwalt oder 
Staatsanwalt es beantragt und der Angeklagte 
keinen Widerſpruch erhebt. 

Ein ſolches abgekürztes Verfahren ließe ſich 
in unſere beſtehende Strafprozeßordnung ohne 
große Schwierigkeit einfügen, weil lediglich die 
Aenderung einiger geſetzlicher Beſtimmungen nötig 
wäre ($ 211 StPO. $ 77 GWG.) 

Es wäre damit dem allgemeinen Wunſche 
nach Beſchleunigung unſeres Strafverfahrens 
wenigſtens teilweiſe nachgekommen, und es wäre 
eine ſolche Aushilfsmaßregel um ſo mehr zu emp— 
fehlen, als es nahezu ausgeſchloſſen iſt, daß eine 
allgemeine Reform unſerer Strafprozeßordnung in 
abſehbarer Zeit zur Durchführung gelangt. 


Bemerkungen über den 
vorläufigen Entwurf eines Scheckgeſetzes. 
Von Rechtsanwalt Dr. Sigfried Jacoby in München. 


Der im Reichsanzeiger veröffentlichte Entwurf 
erweiſt ſich als eine ſehr geſunde Grundlage für 
die Beratung der geſetzgebenden Faktoren. Wir 
beſchränken uns daher auf Hervorhebung deſſen, 
was unſeres Erachtens zu beanſtanden iſt. 

Ungern wird man Beſtimmungen über den 
zertifizierten Scheck vermiſſen. deſſen weitgehende 
Zulaſſung die Einſchränkung des Geldverkehrs 
nachdrücklich gewährleiſtet. Die Abneigung weiter 
Kreiſe gegen den Scheck kann durch nichts erfolg— 
reicher unterdrückt werden als durch die Förderung 
des Einlöſungsverſprechens einer Großbank. Man 
denke dabei an die Funktion des Schecks als 
Mittels zur Erſparung der Banknotenverſendung. 
Die im 3 9 des Entwurfes vorgeſehene kurze 
ſiebentägige Umlaufsfriſt iſt ein Bollwerk gegen 
Auswüchſe; § 8 in ſeiner heutigen Faſſung mit 
dem Verbote des Annahmevermerks bedeutet eine 
Vernichtung des ſo ſehr zu erſtrebenden Fortſchritts. 

Gewiſſenhafte Würdigung gebietet § 11, welcher 
zur Frage der Einlöſungspflicht und des Wider: 
rufes Stellung nimmt. Der Widerruf iſt in § 11 
richtig, die Einlöſungspflicht nicht richtig geregelt. 
Ausgangspunkt des Geſetzgebers muß hier der 
Gedanke ſein, welchen er in § 1 Ziff. 2 zutreffend 
ausſpricht. Darnach iſt der Scheck eine An— 
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weiſung auf das Guthaben, welches der Ausſteller 
beim Bezogenen hat, zugunſten des Schecknehmers. 
Große praktiſche Bedeutung gewinnt gerade die 
Frage, wann der Bezogene trotz noch vorhandenen 
Guthabens aus Rückſichten auf den eigenen Vor: 
teil die Einlöſung des Schecks verweigern darf, 
in Zeiten von Wirtſchaftskriſen. Bemerkenswerter⸗ 
weiſe verläßt der Geſetzgeber bei Normierung der 
Einlöſungspflicht das ihn ſonſt durchweg leitende 
Prinzip den Scheck populär zu machen. Die Aus⸗ 
dehnung des Scheckverkehrs wird um ſo ſtärker 
gefördert, je mehr man die Rechtsſtellung des 
Schecknehmers kräftigt. Nach dem Entwurf riskiert 
er denn auch den Widerruf in äußerſt beſchränktem 
Umfange, dies im Gegenſatz zu dem ſehr bedenk⸗ 
lichen, heute geltenden $ 790 des BGB. Ein 
wirkſamer Widerruf im Sinne des Entwurfes er⸗ 
fordert Ablauf der ſiebentägigen Vorlegungsfriſt. 
Dieſe Beſſerung des geltenden Rechtszuſtandes iſt 
erfreulich. — Ueberblickt man die Rechtſprechung, 
jo findet man, daß die dem Schecknehmer drohen: 
den Gefahren vornehmlich in dem Verhalten des 
Bezogenen wurzeln. Bei dem ſo nahe verwandten 
Rechtsinſtitute des Kreditbriefes hat jetzt das 
Reichsgericht (Bd. 64 Nr. 25 S. 108 ff.) ent⸗ 
gegen der übereinſtimmenden Entſcheidung zweier 
Vorinſtanzen den hier hervortretenden unberech⸗ 
tigten Großbankegoismus bekämpft und in aner: 
kennenswerter Weiſe durch Anwendung der Normen 
über Verträge zugunſten Dritter dem Verkehrs- 
bedürfniſſe und dem Rechtsgefühle weiteſter Kreiſe 
den Weg gebahnt. Erhalte ich, um zur Kernfrage 
zu kommen, von meinem Schuldner einen Scheck, 
ſo nehmen wir übereinſtimmend an, daß ſein 
Guthaben auf mich übergehen, alſo an mich ab— 
getreten ſein ſoll. Zwiſchen ihm und dem Be— 
zogenen iſt der Scheckvertrag geſchloſſen, nach welchem 
der Bezogene bis zur Höhe des Guthabens oder 
ſogar des Blankokredits Schecks einlöſen muß. 
Nach § 11 des Entwurfes richtet ſich trotzdem 
die Einlöſungspflicht des Bezogenen nicht nach dem 
Zeitpunkte der Begebung, ſondern der Vorlegung. 
Nur ſoweit im Zeitpunkte der Vorlegung der 
Ausſteller noch einen Anſpruch auf Einlöſung hat, 
kann ihn der Scheckinhaber geltend machen. So— 
fort ſpringt die Inkongruenz gegenüber der Rege— 
lung des Widerrufes ins Auge; mit Recht verbietet 
der Entwurf den Widerruf ſchon nach Aushändigung 
des Schecks. Der bezogenen Bank aber räumt er 
das Recht ein, dem Schecknehmer entgegenzuhalten: 
„Es iſt wohl wahr, daß dein Schuldner am 
Ausſtellungstage die Scheckſumme zu dreitauſend 
Mark bei mir noch gut hatte; aber, bevor du 
den Scheck mir vorzeigteſt, liefen diskontierte Wechſel 
zurück, die dieſes Guthaben aufzehrten“. — Es 
iſt überflüſſig, auf die weitverzweigten Verwick— 
lungen, die hier im Wirtſchaftsleben eingreifen, 
ausführlich hinzuweiſen. Ein gerechtes Ergebnis 
erlangen wir nur durch folgende Norm zwin— 
genden Rechtes: Der Bezogene muß den Scheck 
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einlöſen, wenn und ſoweit im Zeitpunkte der Be⸗ | der Vorſchrift von $ 11 Abſ. III, wonach, wie 


gebung ein Guthaben des Ausſtellers oder ein 
Recht auf Ausnützung von Kredit beſtand; ent⸗ 
gegenſtehende Abmachungen zwiſchen dem Aus⸗ 
ſteller und Bezogenen ſind dem Scheckinhaber 
gegenüber wirkungslos. — Daß der Bezogene zu 
ſchützen iſt, wenn er in gutem Glauben den ſpäter 
ausgeſtellten Scheck vor dem früher ausgeſtellten 
einlöſte und wenn ſo das Guthaben aufgebraucht 
worden iſt, bedarf keiner Erörterung. 

Mit vorſtehender Darlegung iſt — ebenfalls 
im Widerſpruche zum Entwurfe — die Stellung⸗ 
nahme für den Konkurs gegeben. Wird zu 
Kolluſionszwecken ein Scheck kurz vor Konkurs⸗ 
eröffnung begeben, ſo ſchlägt das Anfechtungsrecht 
der Konkursordnung durch. Der Bezogene ſelbſt 
vermag zum Schutze ſeiner Rechtsſphäre dem In⸗ 
haber je nach Sachlage mit dem Einwande arg⸗ 
liſtiger Schädigung zu begegnen. Wer aber in 
gutem Glauben einen Scheck nimmt, darf nicht 
deshalb leer ausgehen, weil vor der Einkaſſierung 
über das Vermögen des Ausſtellers Konkurs aus⸗ 
brach und weil erſt nach den Normen des Konkurs⸗ 
rechtes das Geldinſtitut nunmehr dem Ausſteller 
gegenüber befugt iſt, auch noch nicht fällig ge⸗ 
wordene Gegenforderungen zur Aufrechnung zu 
bringen. Die Stellungnahme des Entwurfes 
widerſtrebt hier dem Rechtsempfinden der beteiligten 
Kreiſe, ſoweit nicht ihr Urteil durch Poſtulate 
eines unberechtigten wirtſchaftlichen Egoismus ge⸗ 
trübt iſt. 

Hinſichtlich der Scheckfälſchung enthält das 
öſterreichiſche Scheckgeſetz noch folgende Norm: 
„Der aus der Einlöſung eines falſchen oder ver⸗ 
fälſchten Schecks ſich ergebende Schaden trifft den 
angeblichen Ausſteller des falſchen oder den Aus⸗ 
ſteller des verfälſchten Schecks, inſoweit dieſen 
Perſonen in Anſehung der Fälſchung oder Ver⸗ 
fälſchung ein Verſchulden zur Laſt fällt oder die 
Fälſchung oder Verfälſchung von ihren bei der 
Gebarung mit den Schecks verwendeten Angeſtellten 
verübt wurde, ſonſt hat der Bezogene den Schaden 
zu tragen; eine abweichende Vereinbarung hat 
keine rechtliche Wirkung“. Die ſtiliſtiſchen Härten 
dieſer von unſerem Entwurfe nicht übernommenen 
Regelung können hier außer Betracht bleiben. 
Die inhaltlich zutreffende Vorſchrift kann unſchwer 
aus unſerem BGB. abgeleitet werden, da der 
Scheckvertrag unter das Recht der Schuldverhält⸗ 
niſſe zu ſtellen iſt. Aber die Weisheit des be⸗ 
nachbarten Geſetzgebers iſt weiter gegangen; er 
hat im Schlußſatz zwingendes Recht geſchaffen. 
Unſer Entwurf an die paſſive Scheckfähigkeit 
(5 2) zugunſten des Bankiergewerbes ein. Er 
hätte gut getan, die ſich gerade hier im Wege der 
Nachahmung ſiegreich geſtaltende Uebermacht des 
Großkapitals dem Beiſpiele des Nachbarſtaates 
entſprechend einzudämmen. 

Die Kraftloserklärung (88 25 u. 26) findet 
eine praktiſch ungemein zweckmäßige Ergänzung in 
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ſchon erwähnt, Widerruf mit Ablauf der Bor: 
legungsfriſt zugelaſſen wird. 

Die prozeſſualen Normen des $ 27 ſind gleich⸗ 
bedeutend mit einer wirkſamen Ausgeſtaltung des 
materiellen Scheckrechtes. Die richtig geregelte 
Bereicherungsklage des § 20 gehört bei land⸗ 
gerichtlicher Zuſtändigkeit vor die Handelskammer, 
iſt aber nicht wie die Regreßklage Ferienſache. 

Die Aufrechterhaltung der Stempelfreiheit, 
welcher man außer bei uns nur noch in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika begegnet, iſt 
zu begrüßen. 


Aerztliche Gebühren. 


Von Amtsrichter A. Eibecker in Deggendorf. 
(Schluß.) 
II. 


Beide Streitpunkte müſſen ſich durch die Recht: 
ſprechung aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen heraus 
unter Ausſchließung von Fiktionen, wie ſie in 
Analogien immer gelegen ſind, beſeitigen laſſen, 
ſonſt muß die Geſetzgebung eingreifen. 

Eine ſolche grundſätzliche Klärung ſcheint mir 
aber tatſächlich möglich. 

Die Entſcheidungen, insbeſondere die Ent⸗ 
ſcheidungen über Ablehnung einer Gebühr für 
Aktenſtudium, gehen davon aus, daß die BO. 
vom 17. November 1902 ſolche Gebühren nicht 
vorſehe. Die VO. vom 17. November 1902 be⸗ 
zweckt nun gar nicht eine erſchöpfende Regelung 
der ärztlichen Gebühren für Dienſtleiſtungen bei 
Behörden; das deutet ſchon ihr Betreff an: ſie 
regelt: „Gebühren“, nicht aber behandelt ſie: 
„Die Gebühren“. Aber abgeſehen von dieſem 
in ſeiner Beweiskraft zu ſehr von der Zuverläſſig⸗ 
keit der Redaktion der VO. abhängenden Schluß: 
folgerungsmittel läßt ſich die nicht ausſchließliche 
Geltung der VO. aus ihrem $ 17 beſtimmt nad): 
weiſen: Die VO. hebt nur entgegenſtehende 
Beſtimmungen auf ohne Unterſcheidung zwiſchen 
allgemeinen und beſonderen Beſtimmungen. Alle 
älteren allgemeinen und beſonderen Beſtimmungen, 
ſoweit ſie der VO. nicht entgegenſtehen, ſie ins⸗ 
beſondere ergänzen, bleiben durch die VO. un⸗ 
berührt und neben der VO. wirkſam beſtehen. 
Auch darf nicht überſehen werden, daß 
nicht der ganzen VO. in ihrer Einheit 
die Eigenſchaft einer Taxvorſchrift i. S. 
des § 13 35GO. zukommt, ſondern nach 
ihrem klaren Wortlaut in $ 15 nur 
einigen ihrer Einzelbeſtimmungen. 

Daraus ergibt ſich für die Beurteilung der 
beiden in der Ausführung der VO. hauptſächlich 
beſtrittenen Fragen m. E. folgendes: 
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ad 1. Entſchädigung für Zeitverſäumnis. 


Der Beſchluß des LG. München I vom 
20. Dezember 1906 (sgl. dieſe Zeitſchrift 1907 
S. 153) erachtet offenbar die Beſtimmungen der 
3SG0O., insbeſondere die 88 3 mit 5 3S8G0O., 
vollſtäudig d. h. ihrem ganzen Umfang nach durch 
die Taxvorſchrift des §S 3 mit § 15 der VO. für 
ausgeſchaltet. Dieſe Auffaſſung wird zunächſt be⸗ 
ſtätigt durch den Wortlaut des $ 1 Satz 1 der 
VO. ſelbſt, wonach „unter den in gegenwärtiger 
BDO. beſtimmten Vorausſetzungen Vergütungen 
gewährt werden“. Nun iſt allerdings richtig, daß 
in der VO. ausdrücklich nur Beſtimmungen ge⸗ 
troffen ſind über die Zeitverſäumnis aus Anlaß 
der Terminsabwartung i. e. S. und über die 
Zeitverſäumnis aus Anlaß der Reiſe; eine aus⸗ 
drückliche Beſtimmung über die Zeitverſäumnis 
von Ankunft am Terminsort bis zur Termins⸗ 
ſtunde enthält die VO. nicht. 

Die daraus gezogene Schlußfolgerung iſt zum 
mindeſten nicht zwingend. Der Satz 2 des 8 1 
der VO. gewährleiſtet nämlich Entihädigung für 
Zeitaufwand ſchlechthin. Er enthält keine Be⸗ 
ſchränkung; nicht einmal einen Hinweis auf die 
in der VO. ausdrücklich geregelten beiden Arten 
von Zeitaufwand oder — was hier zunächſt in 
Betracht käme — auf den Zeitaufwand für Reife: 
zeit allein, welcher in der als Taxvorſchrift im Sinne 
des $ 13 38S. geltenden Vorſchrift des § 3 
Abſ. 2 der WO. ſeine erſchöpfende Regelung ge: 
funden hat. Zeitaufwand im allgemeinen iſt aber, 
abgeſehen von dem Zeitaufwand auf Wahrnehmung 
des Termins, doch nicht allein der in den Rahmen 
des $ 3 Abſ. 2 der VO. als Reiſezeitaufwand 
gebrachte Zeitaufwand; Zeitaufwand iſt doch auch 
derjenige Zeitunterſchied, der zwiſchen der Ankunft 
des Beförderungsmittels und dem Terminsbeginn 
liegt. 


So gut nun die VO. für den weit entlegeneren 


Fall ausdrücklich ausgeſprochen hat, daß für die 
gewöhnliche Abnützung von Inſtrumenten eine 
Entſchädigung nicht gewährt wird, ſo gut und weit 
eher noch hätte ſie es wohl ausdrücklich ausge— 
ſprochen und ausdrücklich ausſprechen müſſen, wenn 
allem Sprachgebrauch zuwider der landläufige Be— 
griff der Zeitverſäumnis hier für die Bemeſſung der 
Entſchädigung für Zeitverſäumnis nicht gelten ſollte. 

Zu der bekämpften Auslegung beſteht denn 
auch keine Veranlaſſung! 

Die VO. regelt in § 3 Abſ. 2 allerdings be— 
ſonders und mit der Wirkung einer Taxnorm den 
Tarif des auf die Reiſezeit allein zu verrechnenden 


Terminsabwartung und 


Zeitaufwandes. Den außerhalb der Reiſezeit durch 


das Geſchäft verurſachten Zeitaufwand berührt 
aber § 3 Abſ. 2 der VO. nicht weiter, als daß 
er den Zeitaufwand von Beendigung des Termins 


unberührt bleibt durch dieſen als Taxnorm i. S. 


des $ 13 3SG0. hier ausſchließlich in Betracht 
kommenden § 3 Abſ. 2 der VO. der tatſächliche 
Zeitaufwand, der zwiſchen der Ankunft und der 
Terminsſtunde liegt: nach § 3 Abſ. 2 ſteht nur 
feſt, daß dieſe Zwiſchenzeit nicht als Reiſezeit⸗ 
aufwand gilt; es iſt aber nicht geſagt, daß er 
auch nicht nach andern Normen Entſchädigung 
findet, ſoweit die VO. hierzu Raum läßt. Die 
BO. läßt aber hierzu Raum, ſoweit ſie nicht 
Tarifnorm iſt und ſoweit ſie der Anwendung 
älterer — ſei es allgemeiner oder beſonderer Be⸗ 
ſtimmungen — nicht entgegenſteht. 

Taxvorſchrift iſt nun zwar die VO. in ihrem 
8 3 Abſ. 2, aber nur hinſichtlich des Reiſezeit⸗ 
aufwandes, nicht aber hinſichtlich des Zeit- 
aufwandes ſchlechthin; nur inſoweit Reiſezeitauf⸗ 
wand in Frage kommt, iſt ſie ſohin Taxvorſchrift 
gegenüber dem $ 3 und dem 85 38G. nicht 
aber inſoweit nach 88 3 und 5 38GO. noch 
anderer Zeitaufwand in Frage kommt, der nicht 
Reiſezeitaufwand iſt oder nicht durch die Sonder⸗ 
beſtimmung des $ 3 Abſ. 2 dem Reiſezeitauf⸗ 
wand gleichgeſtellt iſt. 

Die VO. deckt ſohin durch ihren § 3 Abſ. 2 
als Taxvorſchrift den S3 und $5 380. nicht 
ſchlechthin und vollſtändig, ſondern nur inſoweit 
als Reiſezeit im engeren und im weiteren Sinne 
in Frage ſtehen, welche beſonders tarifiert ſind; 
für anderen Zeitaufwand als für Reiſezeitaufwand 
im weiteren Sinne der VO. bleiben die allge⸗ 
meinen Beſtimmungen der 3SGO., insbeſondere 
deren 88 3 und 5 neben der VO. in Kraft. 

Dieſe allgemeinen Beſtimmungen ſtehen der 
BD. nicht entgegen; denn die VO. regelt den 
außerhalb des Reiſezeitaufwandes tatſächlich und 
wirtſchaftlich noch vorhandenen Zeitaufwand weder 
ausdrücklich, noch ſchließt ſie die Entſchädigung 
dieſes Zeitaufwandes aus; hinſichtlich dieſes weiteren 
Zeitaufwandes ſtehen alſo die SS 3 und 5 der 
ZSGSD. den Beſtimmungen der VO. nicht ent: 
gegen, ſie ergänzen die VO nur von der Einzel⸗ 
beſtimmung des § 3 Abſ. 2 zur allgemeinen 
Faſſung des $ 1 Satz 2 und bleiben deshalb 
neben der VO. beſtehen; ſie ſind durch ſie nicht 
aufgehoben. N 

Von praktiſcher Bedeutung für die Arzte iſt 
das Ergebnis nur dann, wenn nicht ohnehin für 
Reiſezeitaufwand eine 
Entſchädigung für zehn Stunden, wenn auch nach 
den Tarifen der VO. ſchon ſtattgefunden hat; 
denn innerhalb der allgemeinen 3SGO. gilt 
die Beſchränkung auf die Vergütung täglich 
höchſtens zehnſtündiger Zeitverſäummnis. Oo: 
weit aber die Zeitentſchädigung nach den Normen 
der VO. nicht zehn Stunden für den Tag um— 
faßt, iſt die Differenz auf die Zehnſtundenent— 


ſchädigung dem ärztlichen Sachverſtändigen nach 
bis zum Abgang des Beförderungsmittels aus: 
drücklich als Reiſezeitaufwand erklärt. Vollſtändig 


dem Satze der allg. ZSO. mit zwei Mark für 
die Stunde über den Rahmen der BD. hinaus 
noch zu vergüten. 
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Das iſt praktiſch wenigſtens auch der Stand⸗ 
punkt, den die Finanzbehörde in dem dem oberſt⸗ 
richterlichen Beſchluſſe (Bd. IV S. 228 ff.) zu⸗ 
grunde liegenden Falle eingenommen hat. Die 
ablehnende Begründung des Beſchluſſes dürfte 
fehlgehen, inſoferne ſie ausſpricht, der klare Wort⸗ 
laut des Geſetzes laſſe für eine mit dem Wortlaut 
nicht übereinſtimmende ſinngemäße Auslegung 
keinen Raum: denn, wie ausgeführt, handelt es 
ſich nicht um eine ſinngemäße Auslegung des 
Wortlautes, ſondern um die nach dem Wortlaut 
zulaͤſſige, weil im Sinne des $ 17 BD. nicht 
entgegenſtehende Ergänzung der VO. aus den 
Normen der 3ZSGO. Damit fällt denn auch von 
ſelbſt die weitere Ausführung des Beſchluſſes. 

In dem Umfang, wie der Beſchluß annimmt, 
könnte ſich überdies die VO. die Eigenſchaft und 
die Wirkung einer Taxvorſchrift im Sinne des 
8 13 3580. gar nicht beilegen. Denn der 
Anſpruch auf Entſchädigung der ganzen Zeit⸗ 
verſäumnis iſt ein dem Sachverſtändigen außerhalb 
der 3SGdO. durch die allgemeinen Grundſätze 
des § 413 ZPO. und $ 84 StPO. gewährleiſtetes 
Recht. Wenn es auch „nach Maßgabe der ZSGO.“ 
beſteht, ſo kann es doch nicht durch eine Tax⸗ 
vorſchrift im Sinne des $ 13 38G. aufgehoben 
werden, ſolange es ſich nicht um unmittelbare 
Beamtenverhältniſſe handelt und deshalb eine 
anderweitige Regelung mit Rückſicht auf dieſe Ver⸗ 
hältniſſe möglich iſt. Für Privatärzte oder für 
beamtete Aerzte liegt aber ein ſolches Verhältnis 
nicht vor; infolgedeſſen kann ihnen auch keine 
Taxvorſchrift den Anſpruch auf die Eutſchädigung 
auch nur eines Teiles ihrer Zeitverſäumnis ent⸗ 
ziehen. 

Die VO. vom 17. November 1902 will aber 
auch gar nicht Taxvorſchrift im Sinne des § 13 
3SG 0. für die Zeitverſäumnisentſchädigung ſchlecht⸗ 
hin fein, ſondern nur für die unter $ 3 Abſ. 2 
fallende Zeitverſäumnis. Sie überſchreitet dem⸗ 
nach auch nicht, wie ihr ſonſt nachzuſagen wäre, 
ihre Zuſtändigkeitsgrenze, weil ſie ſich gemäß 
ihrem § 17 durch die nicht entgegenſtehenden 
Beſtimmungen der 88 3 und 5 380. hinſicht⸗ 
lich der zwiſchen Ankunftszeit und Terminsſtunde 
gelegenen Zeitverſäumnis ergänzt. Daß auch $ 8 
38G. aus gleichen Erwägungen als geltend er: 
achtet wird, ſei nur der Vollſtändigkeit wegen betont. 

So bedarf es keiner Fiktion einer tatſächlich 
nicht gemachten Reiſe, um billigen Anſprüchen 
bei Wahrnehmung unmittelbar aufeinanderfolgen— 
der Tagestermine gerecht zu werden; ſo bedarf es 
auch nicht der unangebrachten Zumutung, daß der 
Sachverſtändige die Gefahren einer Terminsver— 
ſäumung und die Unannehmlichkeit einer unzeitigen 
Frühfahrt auf ſich zu nehmen habe; ſo bedarf es 
endlich keines Rufes nach der Geſetzgebung, ohne 
daß deshalb von einer unangebrachten, dem Wort— 
laut des Geſetzes zuwiderlaufenden Auslegung die 
Rede ſein könnte. 
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ad 2. Entſchädigung für Aktenſtud ium. 


Dieſe Frage ſcheint mir ſchon durch die Aus⸗ 
führungen zu Ziff. 1 erledigt. Die Zeitverſäum⸗ 
nis muß nicht im unmittelbaren Zuſammenhang 
mit einem gerichtlichen Termine ſtehen; es genügt 
begriffgemäß der mittelbare Zuſammenhang, der 
darin liegt, daß der Sachverſtändige den gericht⸗ 
lichen Termin oder die Begutachtung vorbereitet. 
Zu dieſer Vorbereitung gehört doch wohl auch 
das Aktenſtudium. Infolgedeſſen iſt die auf das 
Aktenſtudium verwendete Zeit dem Sachverſtändigen 
zu vergüten, wie er nun einmal gemäß $ 413 
ZPO. und § 84 StPO. nach Maßgabe der 
Gebührenordnung Anſpruch auf Entſchädigung 
ſeiner ganzen Zeitverſäumnis hat. Da aber 
auch die durch das Aktenſtudium verurſachte Zeit⸗ 
verſäumnis in der VO. vom 17. November 1902 
nicht ausdrücklich geregelt iſt, insbeſondere dem 
§ 3 Abſ. 2 VO. nicht untergeordnet werden kann, 
jo iſt auch wegen ihrer Erſtattung auf die 88 3 
und event. 5 3SGO. zurückzugreifen, die der Tax⸗ 
vorſchrift des $ 3 Abſ. 2 VO., wie dargetan, 
nicht entgegenſtehen, ſondern ihn nur hinſichtlich 
einer ſcheinbaren Lücke ergänzen ($ 17 VO.). Es 
iſt alſo die auf das Aktenſtudium verwendete 
Zeit, nicht die daran liegende ſelbſtändige Arbeits⸗ 
leiſtung als ſolche dem Sachverſtändigen zu erſetzen. 
Dadurch ließe es ſich auch erklären, warum die VO. 
das Aktenſtudium nicht unter den in der Gebühren⸗ 
ordnung ausdrücklich tarifierten Arbeitsleiſtungen 
aufführt. Ob dies bewußt oder unbewußt, be- 
abſichtigt oder unbeabſichtigt unterblieben iſt, 
ändert an der Sachlage nichts. Die beſtehende 
Tatſache iſt mit der Annahme ſyſtematiſcher Er⸗ 
wägungen bei Abfaſſung des Wortlauts vereinbar. 


Es bedarf alſo des für die größte Mehrheit 
der Fälle unzweckmäßigen Verſuches nicht, mit 
dem Beſchluſſe des LG. München I vom 20. De: 
zember 1906 das Aktenſtudium als eine Unterart 
ärztlicher Unterſuchungen und Beobachtungen zu 
erklären. An ſich iſt dieſe Einordnung ja wohl 
zutreffend; denn was bei lebenden körperlich 
Kranken z. B. Perkuſſion, Auskultation, Urin: 
unterſuchung für das ärztliche Gutachten bieten, 
das muß häufig, namentlich wenn der zu Begut— 
achtende längſt geſtorben iſt oder wenn es ſich um 
pſychiatriſche Feſtſtellungen handelt, durch das 
Studium der Akten feſtgeſtellt werden. Wenn 
und ſoweit nun eine andere Beobachtungsart 
neben dem Aktenſtudium des Gutachters nicht 
einhergeht, könnte man praktiſch mit der Ein— 
reihung des Aktenſtudiums unter die „ſonſtigen 
ärztlichen Unterſuchungen und Beobachtungen“ ja 
auskommen, wiewohl für kleinere Fälle die 
Minimalgebühr zu fünf oder zehn Mark zu hoch 
wäre. Anderſeits aber kann man das Studium 
zentnerſchwerer Akten für einen ſchwierigen Fall von 
Querulantenwahnſinn oder namentlich von Hyſterie 
dem Sachverſtändigen auch um den Höchſtbetrag 
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von 30 Mark — von den 10 Mark bei Zahlungs- 
pflicht des Staates gar nicht zu reden! — nicht 
zumuten, ſelbſt wenn keine Konkurrenz mit andern 
Unterſuchungs⸗ und Beobachtungsarten beſteht; 
das würde in ſolchen Fällen zu einer Stunden⸗ 
entſchädigung von etwa 20 Pfennig führen, wie 
ſchon oben an einem praktiſchen Fall dargetan iſt. 
Das iſt überhaupt keine Entlohnung geiſtiger 
Arbeit mehr, zumal dann nicht, wenn man be— 
denkt, daß gerade dieſe umfangreichen Arbeiten 
von Aerzten zu leiſten find, an die die Berufs- 
pflicht als Anſtaltsärzte ohnehin ſchon die höchſten 
Anforderungen ſtellt und die ihre dienſtfreie 
Zeit und die Nächte heranziehen müſſen, um das 
ihnen zugemutete Aktenſtudium erledigen zu können. 
Man wird wohl ſagen dürfen, daß das Ergebnis 
in der Praxis zu häufig verſagt, als daß man 
ſeine Vorausſetzung, die Einordnung des Akten— 
ſtudiums unter die Unterſuchungen, noch als dem 
Sinne der VO. entſprechend erachten könnte. Es 
beſteht denn auch keine Veranlaſſung zur Annahme 
dieſer Vorausſetzung, wenn man die Abſicht der 
VO. darin erblickt, daß beim Aktenſtudium nicht 
die Arbeitsleiſtung als ſolche, ſondern nur die 
darauf verwendete Zeit und damit nur mittelbar 
die Arbeitsleiſtung vergütet werden ſoll: die VO. 
gewährt für das Aktenſtudium nur „Stunden— 
lohn“, nicht „Akkordlohn oder Stücklohn“; ſie 
führt deshalb das Aktenſtudium auch nicht unter 
den Dienſtleiſtungen auf. 

Dieſe Auslegung allein führt zu einem befrie— 
digenden Ergebnis für alle Beteiligten: Ein kurzes 
Aktenſtudium iſt nicht mit 5 oder 10 Mk. zu 
honorieren; bei wirklich umfangreichen und wegen 
Exzerpierung von Briefen u. dgl. höchſt zeitrau— 
bendem Aktenſtudium wird der Gutachter ander— 
ſeits nicht mit einem Pfennigverdienſt abgefertigt. 
So bedarf es auch keiner Fiktion eines tatſächlich 
nicht ſtattgehabten gerichtlichen Termins, ſo bedarf 
es keiner überflüſſigen Heranziehung des erſuchten 
Richters zu einem ihn gar nicht berührenden 
Geſchäfte; ſo bedarf es endlich auch bei dieſer 
Frage keines Rufes nach der Geſetzgebung, ohne 
daß deshalb, hier ſo wenig wie dort, von einer 
unangebrachten, dem Wortlaut des Geſetzes 
zuwiderlaufenden Auslegung die Rede ſein könnte. 

Gegen die Entſchädigung des Aktenſtudiums 
läßt ſich auch nicht, wie es gelegentlich ſchon ge— 
ſchehen iſt, einwenden, daß auch nach der oberſt— 
richterlichen Auslegung der früheren VO. vom 
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20. Dezember 1875 Aktenſtudium nicht honoriert 
wurde und daß die VO. vom 17. November 1902 . 


deshalb Veranlaſſung zur ausdrücklichen Normierung 
gehabt hätte, wenn ſie das Gegenteil hätte Rechtens 
werden laſſen wollen. 
Gegen die Rechtſprechung auf Grund der älteren 
O. ſprechen zunächſt einmal alle die gegen die 
Rechtſprechung auf Grund der neueren VO. vor: 
gebrachten und deshalb hier nicht zu wiederholenden 
Bedenken, vor allem das Bedenken einer etwaigen 


Das iſt nicht zutreffend! 


Ueberſchreitung der Zuſtändigkeit der VO. gegen⸗ 
über 88 413 ZPO. und $ 84 StPO. Von der 
Zuſtändigkeitsfrage übrigens ganz abgeſehen, ſpricht 
der Einwand ſogar für das Gegenteil deſſen, 
wofür er gebracht worden iſt! Je mehr und je 
beſtimmter die Nichthonorierung des Aktenſtudiums 
in der VO. vom 20. Dezember 1875 tatſächlich 
begründet war, deſto mehr entſpricht die Honorierung 
der Abſicht der VO. vom 17. November 1902; 
denn die VO. vom 20. Dezember 1875 iſt in 
817 der VO. vom 17. November 1902 aus⸗ 
drücklich aufgehoben. 

Nur um denjenigen Anſichten noch zu be= 
gegnen, die mit dem oberſtrichterlichen Beſchluſſe 
vom 11. Februar 1904 u. a. die Heranziehung 
der 55 3 und 5 ZSGD. für unzuläſſig erachten, 
iſt es notwendig, die Sache auch noch von einem 
andern Geſichtspunkt aus zu betrachten; es iſt 
das um ſo mehr angezeigt, als ſich damit auch 
eine Betrachtung der von den Aerzten in Aus— 
ſicht geſtellten Verweigerung des Aktenſelbſtſtudiums 
verbinden läßt. 

An prozeßrechtlichen Grundbegriffen kann weder 
die 3SGO. noch irgend eine als Taxvorſchrift 
im Sinne ihres § 13 erklärte Sondergebühren— 
ordnung das geringſte rütteln und deuteln. Die 
3 SO. ſetzt für ihre Anwendung ſogar prozeß— 


rechtliche Begriffe, Zeugen und Sachverſtändige im 


Sinne der Prozeßordnungen voraus. Erſt wenn 
eine Perſon prozeſſual unter dieſe Begriffe fällt, 
ind die in der ZSGO. und in Taxvorſchriften 
im Sinne ihres § 13 vorgeſehenen Beſtimmungen 
auf ſie anwendbar. Was iſt nun ein Sachver— 
ſtändiger? Es dürfte angezeigt ſein, Autoritäten 
vom Namen eines Planck ſprechen zu laſſen: 
„Sachverſtändiger im prozeſſualiſchem Sinne iſt 
ein Dritter, der über vom Richter ihm ange— 
wieſenes Material auf Grund ſeiner Sachkunde 
ausſagt. . .. Der Sachverſtändige jagt aus 
über Material, welches ihm im Prozeß ſelbſt vom 
Richter zum Zwecke der Beobachtung und Prüfung 
und Vorbereitung ſeiner Ausſage angewieſen wird.“ 
Solange dieſe Anweiſung vom Richter nicht er— 
folgt iſt, ſolange iſt noch kein Sachverſtändiger 
im prozeſſualen Sinne da, auf den die 3ZSGO. 
oder die darauf gegründeten Taxvorſchriften Ai: 
wendung finden könnten. Man wird nun unter 
dieſer „Anweiſung vom Richter“ nichts anderes 
verſtehen können, als die Einweiſung in den Prozeß— 
ſtoff durch den Richter. Ein ſolche Einweiſung 
liegt nun natürlich nicht darin, daß man dem 
Sachverſtändigen einen Berg Akten ins Haus 
ſchickt. Der Sachverſtändige hat prozeſſual das 
Recht, die Aktenaufnahme in ſeine Behauſung 
abzulehnen und vom Gerichte zu verlangen, durch 
das Gericht und in gerichtlichen Terminen in den 
Prozeßſtoff eingewieſen zu werden. Erſt wenn 
dieſe, dem Gerichte obliegende Einweiſung in das 
tatſächliche und rechtliche Material ſtattgefunden 
hat, hat man es mit einem Sachverſtändigen im 


prozeſſualen Sinne zu tun, auf den die ZSGO. 
und die Taxvorſchriften Anwendung finden können 
— vorher nicht! Es gibt hiernach keine Verpflich⸗ 
tung eines Sachverſtändigen zum Selbſtſtudium 
der Akten und die Ablehnung dieſes Selbſtſtudiums 
durch die Aerzte iſt alſo tatſächlich ein berechtigtes 
Gegenmittel gegen die Nichthonorierung des Akten: 
ſtudiums. Die Aerzte können die Einweiſung in 
gerichtlichen Terminen verlangen; dann wird für 
ſie auch die wiederholte Gebühr für Abwarten 
eines Termines nach Ziff. 14 GO. fällig. Gegen⸗ 
über dieſer für jeden Verhandlungstag ſelbſtändig 
zu berechnenden Gebühr iſt die allgemeine Zeit⸗ 
entſchädigung nach der 3ZSGO. bedeutend geringer. 
Solange aber der ärztliche Sachverſtändige 
von ſeinem Rechte, gerichtliche Sacheinweiſung zu 
verlangen, keinen Gebrauch macht, geht es m. E. 
nicht an, mit der Fiktion ſolcher Termine zu ar: 
beiten und Gebühren für tatſächlich nicht ftatt- 
gehabte Termine anzuweiſen. Deshalb kann nach 
wie vor der Begründung des oberlandesgericht— 
lichen Beſchluſſes vom 27. Dezember 1906 nicht 
zugeſtimmt werden. Auf die Möglichkeit und 
Zuläſſigkeit eines ſolchen Verlangens deutlich hin— 
gewieſen zu haben, iſt ein Verdienſt dieſes Be: 
ſchluſſes; zur Vermeidung der tatſächlich beſtehenden 
Gefahr auf einen dem Geſetz entſprechenden Aus— 
weg unter Ausſchaltung gewagter Analogien hin— 
zuweiſen, iſt der Zweck dieſer Ausführungen. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Unterſuchungshaft bei Ueberweiſung au die Landes⸗ 
polizei. In Nr. 14 dieſer Zeitſchrift wird auf S. 285 ff. 
unter Berufung auf SS 123 und 205 Abſ. 2 St; O. 
die Anſchauung vertreten, daß es bei Ueberweiſung 
des Angeklagten an die Landespolizei nicht notwendig 
iſt, die beabſichtigte Fortdauer der Unterſuchungshaft 
im Tenor oder in den Gründen des ſchöffengericht— 
lichen Urteils beſonders anzuordnen, weil der vor 
Erhebung der öffentlichen Klage erlaſſene Haftbefehl 
auch im Verfahren nach § 211 Abſ. 1 St; O. bis zu 
ſeiner ausdrücklichen Aufhebung für den ganzen weiteren 
Verlauf des gerichtlichen Verfahrens in Kraft bleibt. 
Dieſer Meinung kann nicht beigepflichtet werden. 
Richtig iſt, daß für Haftſachen, in welchen das Haupt— 
verfahren gemäß $ 201 StPO. eröffnet worden iſt, 
die Anordnung der Fortdauer der Unterſuchungshaft 
im Urteil nirgends vorgeſchrieben und, wenn kein 
Antrag auf Haftentlaſſung vorliegt, auch nicht veran— 
laßt iſt. Wenn aber aus dieſer Tatſache der Schluß 
gezogen wird, daß der vor der Hauptverhandlung er: 
laſſene Haftbefehl bis zu ſeiner ausdrücklichen Auf— 
hebung in Kraft bleibt, ſo iſt damit der ſpringende 
Punkt bereits übergangen. Der vorher ergangene 
Haftbefehl dauert fort, wenn er kann. Das Urteil, 
das ihn gar nicht berührt, kann ihm keine neue Kraft 
verleihen. Formell freilich mag der Haftbefehl ſolange 
beſtehen, bis er aufgehoben wird. Aber der Staats— 
anwalt, der einen der Landespolizeibehörde über— 
wieſenen Landſtreicher vor der Berufungsverhandlung 
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in fein Gefängnis aufnehmen fol, wird ſich hüten. 
einen im Vorverfahren ergangenen Haftbefehl zu re— 
ſpektieren, wenn er den aktenmäßigen Nachweis dafür 
in Händen hat, daß der Haftbefehl nach geſetzlicher 
Vorſchrift wegen Friſtablaufs längſt hätte aufgehoben 
werden müſſen. In dieſem Sinne iſt die Dauer 
der Wirkſamkeit der Haftanordnungen nach der 
Strafprozeßordnung begrenzt. Die Dauer iſt ver: 
ſchieden. Am weiteſten reicht die Anordnung, welche 
nach $ 205 Abſ. 2 StPO. in Verbindung mit der 
Eröffnung des Hauptverfahrens über die Fortdauer 
der Unterſuchungshaft ergeht. Sie regelt die Fort- 
dauer der Unterſuchungshaft für das Hauptverfahren 
und behält ihre Wirkſamkeit, ſofern ſie nicht etwa nach 
§ 123 Abſ. 1 StPO. von dem mit der Sache be: 
faßten Gerichte ausdrücklich aufgehoben wird, mangels 
einer entgegenſtehenden Vorſchrift für alle Inſtanzen. 
Begrenzter in feiner Wirkſamkeit iſt ſchon der Haft: 
befehl, welchen der Unterſuchungsrichter für die Dauer 
der Vorunterſuchung erläßt. 8 205 Abſ. 2 StPO. 
geſtattet ihm nicht, ſeine Wirkſamkeit in das Haupt: 
verfahren hinein zu erſtrecken. Aber das kürzeſte 
Leben hat der Haftbefehl, der vor Erhebung der 
öffentlichen Klage erlaſſen wird. Ihm ſind nicht bloß 
durch § 205 Abſ. 2 StPO., ſondern vor allem durch 
§ 126 StPO. beſonders enge Grenzen gezogen. Er 
wird von vornherein nur für die Dauer der geſetzlich 
beſtimmten Friſt erlaſſen und muß von dem Amts— 
richter, der ihn erlaſſen hat, wieder aufgehoben werden, 
wenn nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt die Fort⸗ 
dauer der Unterſuchungshaft von dem zuſtändigen 
Richter angeordnet worden iſt. Als zuſtändiges Ge— 
richt kommt im Verfahren nach $ 211 Abſ. 1 StPO. 
das Schöffengericht in Betracht, weil es in dem Augen⸗ 
blick, in dem die Haftfrage einer Entſcheidung bedarf, 
mit der Sache befaßt iſt. Eine Verpflichtung zur Ent⸗ 
ſcheidung der Haftfrage iſt dem Schöffengerichte in 
der Prozeßordnung zwar nirgends auferlegt. Es iſt 
vergeſſen worden, in den $ 211 Abſ. 1 StPO. eine 
dem $ 205 Abſ. 2 entſprechende Beſtimmung aufzu— 
nehmen. Aber dieſe Verpflichtung ergibt ſich daraus, 
daß eine ſolche Entſcheidung in dieſem Augenblicke 
notwendig iſt und daß jede Behörde, ſoweit es in 
ihrer Macht ſteht, für einen geordneten Verlauf des 
gerichtlichen Verfahrens zu ſorgen hat. Notwendig 
aber iſt die Anordnung der Haftfortdauer in dieſem 
Augenblicke nicht eigentlich deswegen, weil das Schöffen— 
gericht am Schluſſe der Verhandlung ein Urteil erläßt, 
ſondern deshalb, weil ſich vor dem Schöffengerichte 
der dem Eröffnungsbeſchluſſe entſprechende Vorgang 
vollzieht, durch welchen das Vorverfahren ſein Ende 
erreicht, ferner weil durch dieſen Vorgang dem Amts- 
richter zu weiteren Haftmaßnahmen die Zuſtändigkeit 
genommen wird und weil die vorgeſetzte Strafkammer 
nichts tun kann, ſolange nicht Berufung eingelegt und 
die Aktenverſendung erfolgt iſt. 

Aus dieſen Erwägungen iſt es nach meinen Er— 
fabrungen, die ſich allerdings uur auf drei Landgerichts— 
bezirke, darunter auf die Abteilung für Strafſachen 
bei dem Amtsgerichte München I erſtrecken, bisher 
allgemeine Praxis der Schöffengerichte geweſen, im 
Verfahren nach § 211 Abſ. 1 St; O., insbeſondere 
wenn neben der Haftſtrafe auf Ueberweiſung an die 
Landespolizeibehörde erkannt wurde, auf Grund der 
Beſtimmungen der Ss 112 ff. StPO. nach der in der 
mündlichen Verhandlung über die Fluchtgefahr ge— 
wonnenen Ueberzeugung im Urteil auch über die Haft— 
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frage eine ausdrückliche Entſcheidung zu treffen, die 
im Falle der Ueberweiſung natürlich ziemlich aus⸗ 
nahmslos zuungunſten des Verurteilten ausfallen 
mußte. Die irrtümliche Entſcheidung einer Straf—⸗ 
kammer dürfte es nicht rechtfertigen, von einer ent⸗ 
gegenſtehenden Praxis zu reden. Fälle, in denen das 
Schöffengericht trotz Ueberweiſung des Verurteilten 
an die Landespolizeibehörde die Anordnung der Haft⸗ 
fortdauer unterlaſſen hat, ſind mir in meiner ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Praxis meines Erinnerns nur bei zwei 
Schöffengerichten und zwar je zweimal vorgekommen. 
Dieſen Fällen lag keineswegs die Abſicht zugrunde, 
ſich mit der allgemeinen Praxis in Widerſpruch ſtellen 
zu wollen. Teilweiſe iſt offen zugegeben worden, daß 
es ſich nur um ein Ueberſehen gehandelt hat. In 
drei Fällen konnte meines Erinnerns die Berufungsver⸗ 
handlung noch vor Beendigung des wegen der Haft- 
ſtrafe eingeleiteten Strafvollzuges durchgeführt werden. 
In einem Falle, in welchem das nicht möglich war, 
hat die Strafkammer kein Bedenken getragen, auf 
Antrag des Staatsanwalts vor der Berufungsver— 
handlung zu beſchließen, daß der Verurteilte nach Be⸗ 
endigung der Strafzeit in Unterſuchungshaft zu 
nehmen ſei. 

Die Entſcheidung über die Haftfortdauer gehört 
in den Tenor des ſchöffengerichtlichen Urteils. Wird 
ſie nur in die Entſcheidungsgründe aufgenommen, ſo 
dürfte dieſer Schönheitsfehler der Wirkſamkeit der 
Anordnung nicht entgegenſtehen. Jedenfalls muß die 
Anordnung deutlich ſein. Das Stillſchweigen eines 
ſchöffengerichtlichen Urteils einer ausdrücklichen Ans 
ordnung der Haftfortdauer gleichzuſtellen iſt ein 
Unding. Zu jeder Minute, auch für den Gang des 
Verurteilten vom Sitzungsſaal in das Gefängnis, 
muß es jedem Zweifel entrückt ſein, ob der Ver— 
urteilte ſich in Unterſuchungshaft oder in Strafhaft 
befindet oder ob er etwa ohne geſetzlichen Grund 
widerrechtlich feſtgehalten wird. 

Unzuläſſig wäre es ſelbſtverſtändlich, wenn ein 
Schöffengericht zunächſt das Urteil auf Ueberweiſung 
an die Landespolizeibehörde ohne Entſcheidung über 
die Haftfrage verkünden, hierauf die Submiſſions— 
erklärung des Verurteilten bezüglich der Strafhaft 
und der Ueberweiſung entgegennehmen und je nach 
dem Inhalte der abgegebenen Erklärung dann nach— 
träglich über die Haftfortdauer Entſcheidung treffen 
wollte. Mit der Verkündung des Urteils iſt die 
Tätigkeit des Schöffengerichts beendet und ſeine Zu— 
ſtändigkeit für weitere Haftanordnungen erloſchen. 

I. Staatsanwalt Heldrich in Landshut. 


Zuſtändigkeit bei Entſcheidungen über Haftung der 
Beamten gegenüber ihrem Dienſtherrn. Das in kürzerer 
oder längerer Zeit zu erwartende Beamtengeſetz 
dürfte nach dem Beiſpiele der Geſetze des Reichs 
und der übrigen Bundesſtaaten ſich auch mit der Frage 
zu befaſſen haben, ob die Gerichte oder die Ver— 
waltungsbehörden den über die Haftung des Beamten 
gegenüber jenem Dienſtherrn (Staat, Kommune ꝛc.) 
endgültig zu entſcheiden haben und in welchem Um— 
fange richterliche Entſcheidung ſtattfindet. Die Rege— 
lung dieſer für die Beamten hochwichtigen Frage iſt 
um ſo dringender, als beſonders in Bayern die Ver— 
hältniſſe nichts weniger als einwandfrei ſind und der 
Vergleich der dermaligen Geſetzgebung mit jener des 


——g— — 9 wä—— ——— 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 18. 


Reichs und der anderen Bundesſtaaten ſich entſchieden 
zuungunſten der bayeriſchen Verhältniſſe geſtaltet. 

Auf dem fraglichen Gebiete herrſcht in Bayern 
eine ziemliche Rechtsunſicherheit und dies deshalb, 
weil die hier maßgebenden geſetzlichen Beſtimmungen 
ſehr dürftig, ſehr veraltet und keineswegs ein Muſter 
von Klarheit ſind. 

Es treten, wie bereits erwähnt, zwei Hauptfragen 
hervor: 

a) Sind zur Entſcheidung die Gerichte oder die 
Verwaltungsbehörden zuſtändig? 

b) In welchem Umfange iſt die gerichtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit gegeben? 

Bei Beantwortung dieſer Fragen entſteht in erſter 
Linie die Frage nach der Natur des Staatsdiener⸗ 
verhältniſſes. Schon hier zeigen ſich zwei Richtungen. 
Die eine legt dem Staatsdienerverhältniſſe zwei Sei⸗ 
ten, eine öffentlichrechtliche und eine privat 
rechtliche zugrunde und zählt zu letzterer alle 
aus dem ſtaatsdienerlichen Verhältniſſe entſtehenden 
beiderſeitigen Vermögensanſprüche. Ihr gehören 
an: Laband (StR. d. d. R. I § 42), Sarwey (Das öffentl. 
Recht § 19/20), Pözl (Bayr StR. 8 182). Die andere 
ſieht in dem Staatsdienerverhältniſſe nur ein öffentlich⸗ 
rechtliches Verhältnis und erklärt demnach auch die 
Vermögensanſprüche beiderſeits als öffentlichrechtlich. 
Ihr gehört Seydel an (Bayr StR. Bd. II S. 46667). 

Die Tragweite beider Anſchauungen für die Zu⸗ 
ſtändigkeitsf rage iſt offenſichtlich. 

Schließt man ſich erſterer Anſchauung an, ſo iſt 
die Zuſtändigkeit der Gerichte die Regel, anderenfalls 
die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden. Dr. Sey⸗ 
del und die Rechtſprechung des Oberſten Landesgerichts 
ſchließen ſich der Anſicht an, daß das Staatsdiener— 
verhältnis vorwiegend oder ausſchließlich öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur ift (vgl. Seydel, Bayr StR. Bd. II 
S. 466/7, Schierlinger, Landeszivilprozeßrecht S. 134). 

Ausnahmen können nach beiden Richtungen durch 
beſondere Geſetzesbeſtimmungen geſchaffen werden. 

Die nächſte Frage iſt demnach; beſtehen in Bayern 
beſondere Zuſtändigkeitsvorſchriften über dieſe Strei— 
tigkeiten? Sie iſt zu bejahen. Demnach entſcheidet 
ſich die Zuſtändigkeitsfrage in erſter Linie nach ihnen. 

Die zurzeit beſtehenden Vorſchriften ſind die Hof— 
kammerordnung von 1779 8 5 und der Novellen zur 
BayrGerO. vom 9. Nov. 1808 und 25. Aug. 1815. 

Seydel folgert aus dieſen Vorſchriften den Aus⸗ 
ſchluß des Zivilrechtswegs. Allein dieſe Folge ergibt 
ſich weder aus den genannten allerdings keineswegs 
zeitgemäßen und beſonders deutlichen Geſetzen noch 
auch aus den von Seydel erwähnten Entſcheidungen 
des Kompetenzſenats des Oberſten Gerichtshofes und des 
Gerichtshofes für Kompetenzkonflikte. Aus der über— 
wiegenden Mehrzahl der ziemlich zahlreichen Erkennt- 
niſſe!) ergibt ſich vielmehr, daß auf Grund der vor— 
bezeichneten Geſetze dem mit Haftung ſeitens des 
Dienſtherrn in Anſpruch genommenen Beamten der 
Rechtsweg bei den Zivilgerichten ungeachtet des Ad— 
miniſtrativdefektenerkenntniſſes, nach geleiſtetem 
Erſatz inſoweit zuſteht, als er eine zivile. 
rechtliche Haftung wegen Mangel eines 
Verſchuldens beſtreitet. Dieſen Grundſatz hat 


1) Vgl. Dr. Matthäus, Grenzen der zivilgerichtlich— 
adminiſtrativen Zuſtändigkeit S. 48 N. 17, N. 50, N. 20, 
dann GVBl. 1882 Beil. II, 1884 Beil. L, 1900 J, Entſch. 
des ObèG. vom 30. Juni 1889 Bl. f. RA. 26 S. 92. 
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das OLG. München in ſeiner Entſcheidung vom 15. Ja⸗ 
nuar 1902 (Blätter f. d. Finanzweſen Bd. X S. 292) 
anerkannt. Hieraus ergibt ſich aber zurzeit 

1. eine ziemliche Beſchränkung des Rechtsweges, 
denn die ganze Frage des Schadens und ſeiner 
Höhe iſt vorweg ausgeſchloſſen. Die Feſtſetzung dieſes 
Teiles der Begründung der Erſatzforderung bleibt un— 
abänderlich der Verwaltungsſtelle. 

2. Eine bedeutende Erſchwerung des richterlichen 
Gehörs. Denn welchem Beamten gelingt es die oft 
ſehr hohe Summe zuerſt zu decken und dann noch die 
hohen Prozeßkoſten aufzubringen? 

3. Eine durch nichts begründete Verſchiedenheit 
gegenüber den Verkehrsbeamten. Für dieſe iſt weder 
vorgängiger Erſatz noch eine Beſchränkung auf die Ver: 
ſchuldensfrage vorgeſehen (AllhVO. vom 31. Juli 1817). 

4. Wie die vielen teilweiſe verſchiedenen Erkennt- 
niſſe zeigen, auch eine ſehr unangenehme Rechtsunſicher⸗ 
heit der Staatsdiener und öffentlichen Diener. Ihr 
Wunſch, dieſe Mißſtände durch klare und der jetzigen 
Rechtsauffaſſung entſprechende geſetzliche Vorſchriften 
beſeitigt zu ſehen, bedarf keiner beſonderen Begrün⸗ 
dung, um fo weniger als durch Art. 60 des AG. z. BGB. 
die Fälle der Inanſpruchnahme der Beamten durch 
den Dienſtherrn eine bedeutende Vermehrung erhalten, 
indem die ſämtlichen Regreßanſprüche des Staates 
für Erſatz von Schäden an Private hinzukommen. 

Der Weg, auf welchem dieſes Ziel zu erreichen 
ſein wird, iſt klar gezeichnet in den Geſetzen des Reiches 
und der übrigen bedeutenderen Bundesſtaaten, welche 
durch neue Geſetze die Frage in modernem Sinne da: 
hin geregelt haben, daß dem Beamten ohne vor— 
gängigen Erſatz und ohne Einſchränkung der Rechts⸗ 
weg neben dem Beſchwerdewege innerhalb Jahres— 
050 nach Bekanntmachung des Defektenbeſcheides zu— 
teht. 

Schließlich ſei noch eine weitere Frage erwähnt. 
Welche Verwaltungsbehörde erläßt den Defektenbe— 
ſchluß und wer entſcheidet in der Beſchwerde-Inſtanz? 

Die Anſchauungen ſind auch hier nicht ganz ge— 
klärt, ſo ſpricht z. B. das Urteil des OLG. München 
vom 15. Jan. 1902 von Feſtſetzung des Defektes durch 
den Oberſten Rechnungshof. Dieſe Anſchauung iſt 
nicht richtig. 

Die Feſtſetzung der Defekte erfolgt in Bayern 
durch die vorgeſetzte Verwaltungsbehörde im admini— 
ſtrativen Wege, nicht im Rechnungsprozeſſe und die 
Beſchwerde (Rekurs) geht an das einſchlägige Reſſort— 
miniſterium, nicht an den Oberſten Rechnungshof 
(vgl. 28 Form. VO. vom 9. Dez. 1825, § 13 Inſtrukt. 
zur Feſtſetzung der militäriſchen Defekte). 

Dieſes Verhältnis kommt klar zum Ausdrucke in 
einem Erkenntniſſe des Oberſten Rechnungshofes, mit— 
geteilt mit Entſchl. des Miniſteriums des Innern vom 
14. Nov. 1831 (Döll Bd. XXVII N. 284). Der gleiche 
Grundſatz findet ſich in SSL u. 16 der preuß. Allh VO. 
vom 24. Jan. 1844 (Meixner, Rechnungsweſen des 
preuß. Staates). 

Es wäre aber dringend zu wünſchen, daß auch 
dieſe Frage ſowie die nicht immer ganz leichte Ab— 
grenzung des Adminiſtrativverfahrens vom Rechnungs— 
prozeſſe überhaupt aus Anlaß der gleichfalls nicht mehr 
in weiter Ferne liegenden Neuorganiſation des Oberſten 
Rechnungshofes in dem hierüber zu erlaſſenden Komp— 
tabilitätsgeſetze klar gelegt würde. 

Rentamtmann Yblagger in Eichſtätt. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
Zivilſachen. 
1 


1. Form der Abtretung einer Eigentümergrundſchuld, 
gag an en nichtvalntierten Teil einer Briefhypothek 
entſtanden iſt. 

2. Rechtliche Bedentung der Vereinbarung, daß der 
Hypethekglänbiger die zunächſt nicht valutierte Hypothel 
um Zwecke der Beſchaffung von Bangeld an einen 

eldgeber abtreten ſolle. Unter welchen Vorausſetzungen 
kann in einem ſolchen Falle gegenüber dem Erwerber 
der Hypothek geltend gemacht werden, daß Anſprüche 
des Gläubigers nicht entſtanden ſeien? Behufs Er⸗ 
richtung eines Neubaues war der Kläger im Herbſt 
1903 mit dem Bauunternehmer N., dem er die Erd⸗, 
Maurer⸗ und Zimmerarbeiten übertragen wollte, in 
Verbindung getreten. Er ließ auf Grund einer 
notariellen Schuldurkunde vom 1. Dezember 1903, 
worin er N. 43 000 Mk. als Darlehen zu ſchulden be⸗ 
kannte, für N. eine Hypothek von 43 000 Mk. eintragen 
und ſchloß dann am 31. Dezember 1903 mit ihm einen 
ſchriftlichen Bauvertrag, in deſſen $ 11 bemerkt iſt, daß 
N. zur Sicherung für ſeine Anſprüche außer einer 
Barzahlung von 20 000 Mk. die erwähnte Hypothek 
erhalten ſolle. Da N. keine flüſſigen Mittel hatte, trat 
er die Hypothek ſeinem Geldgeber, der Beklagten, am 
30. Januar 1905 ab. Er ſelbſt fiel dann in Konkurs. 
Die Beklagte beantragte die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks und kam mit der Hypothek in dem Ver⸗ 
teilungstermin ohne Widerſpruch zum Zuge. Inzwiſchen 
hatte der Kläger in einer Urkunde vom 18. Mai 1905, 
worin er angab, daß N. nach der ihm bereits ander⸗ 
weit zuteil gewordenen Befriedigung höchſtens noch 


15 000 Mk. zu beanſpruchen habe, von der Hypothek 


den angeblich zur Eigentümergrundſchuld gewordenen 
Betrag von 28 000 Mk. ſowie den Anſpruch auf 
Herausgabe des Hypothekenbriefes 4 andern Bauhand⸗ 
werkern abgetreten. Gleichwohl hat er ſelbſt auf 
Grund der SS 767, 797 Abſ. 4 der ZPO. gegen die 
Beklagte Klage erhoben, mit der Behauptung, daß die 
Beklagte, in deren Kontor die Verhandlungen mit N. 
geführt wurden, davon Kenntnis gehabt habe, daß 
die Hypothek nur eine Sicherheitshypothek für N. ſei. 
Der urſprüngliche Antrag ging dahin, die Beklagte 
ſolle anerkennen, daß ihr aus der Hypothek kein 
höherer Anſpruch zukomme, als der dem Bauunter⸗ 
nehmer N. nach dem Bauvertrage zuſtehende, und ſie 
ſolle einwilligen, daß bis zur Feſtſtellung dieſer For⸗ 
derung die Zwangsvollſtreckung aus der vollſtreckbaren 
Schuldurkunde, insbeſondere die Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks aufgehoben werde. Später, nach der 
Durchführung der Zwangsverſteigerung, hat der Kläger 
den Antrag geſtellt, die Beklagte ſolle verurteilt werden, 
anzuerkennen, daß ihr aus der Hypothek ein Anſpruch 
nur inſoweit zuſtehe, als N. einen ſolchen zu erheben 
berechtigt ſei, daß ſie auch nur inſoweit befugt geweſen 
ſei, die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück zu be— 
treiben; ferner ſolle ſie verurteilt werden, an ihn 
oder an die 4 Zeſſionare 18 910.46 Mk. nebſt 4% Jinſen 
ſeit dem 13. Oktober 1905 zu zahlen. Zur Begründung 
behauptete der Kläger unter Beweisantritt, daß die 
Forderung des N. höchſtens 24089.54 Mk. betrage. Die 
Klage wurde abgewieſen. Die Berufung wurde verworfen. 
Die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: 1. Die Abtretung der angeblichen 
Eigentümergrundſchuld, die der Kläger am 18. Mai 
1905 zugunſten der vier Bauhandwerker erklärt hat, 
erachtet der Berufungsrichter mit Recht für bedeutungs— 
los. Die Abtretung erforderte nach §S 1154 BGB. die 
Uebergabe des Hypothekenbriefes oder eines nach S 1152 
a. a. O. gebildeten Teilbriefes (Entſch. Bd. 59 S. 316, 
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Bd. 63 S. 423); die Abtretung des Anſpruchs auf 
Herausgabe des Hypothekenbriefes konnte die Ueber— 
gabe nicht erſetzen (8 931 BGB.), weil ein ſolcher An— 
ſpruch vor der völligen Befriedigung des N. jedenfalls 
nicht beſtand (vgl. Planck Anm. 3b zu § 1145 BGB.). 
Nun iſt allerdings auch der Anſpruch auf Vorlegung 
des Briefes (nach SS 1145, 896 BGB.) mit abgetreten 
worden. Dieſe Abtretung, die höchſtens als Verein— 
barung im Sinne des $ 1117 Abſ. 2 BGB. in Frage 
kommen könnte, entbehrt jedoch der Bedeutung ſchon 
deshalb, weil es zu einer Vorlegung des Hypotheken— 
briefes beim Grundbuchamt und zur Bildung eines 
Teilbriefes nicht gekommen iſt. Ohne dieſe Voraus— 
ſetzungen aber kann auch die Vereinbarung nach 
§ 1117 Abſ. 2 BGB. die Uebergabe nicht erſetzen. 

2. Der Berufungsrichter hebt mit Recht hervor, daß 
8 607 Abſ. 2 BGB. die Vereinbarung geſtattet, daß 
Geldbeträge, die aus anderen Rechtsgründen geſchuldet 
werden, als Darlehensſchulden behandelt werden ſollen. 
Daß der anderweitige, in eine Darlehensforderung 
umzuwandelnde Anſpruch zur Zeit der Vereinbarung 
bereits beſtehe, iſt nicht notwendiges Erfordernis des 
§ 607 Abſ. 2 BGB. Es ſtand alſo nichts im Wege, 
für die Anſprüche, die N. aus dem Bauvertrage er— 
wachſen ſollten, eine Darlehenshypothek zu begründen. 
Daß N. damit gleichzeitig, wie in dem Bauvertrage 
hervorgehoben worden iſt, wegen ſeiner Anſprüche ge— 
ſichert werden ſollte, machte die beſtellte Verkehrs— 
hypothek nicht zur Sicherungshypothek im Sinne des 
§ 1184 BGB. Nun ſetzt allerdings auch die Verkehrs- 
hypothek nach § 1163 BGB. voraus, daß die For— 
derung, für welche ſie beſtellt iſt, zur Entſtehung ge— 
langt; geſchieht dies nicht, ſo verwandelt ſie ſich in 
eine Eigentümergrundſchuld. Aber auch hier ſind, was 
die Zeit und die Art der Valutierung anlangt, der 
Privatwillkür keine Schranken gezogen. Es war alſo 
durchaus zuläſſig, daß der Kläger mit N., um Geld 
für den Bau zu beſchaffen, das weder er noch N. 
beſaß, die Vereinbarung traf, die Hypothek ſolle zu— 
nächſt als vollwertig behandelt und zur Beſchaffung 
von Baugeld einem Geldgeber abgetreten, das von 
dieſem hergegebene Geld aber zur Deckung der An— 
ſprüche des N. verwendet und ſoweit dieſe noch nicht 
entſtanden waren, in der Baurechnung kreditiert werden. 
Eine ſolche Vereinbarung iſt, wie der Berufungs— 
richter auf Grund des eidlichen Zeugniſſes des Bau— 
unternehmers N. feſtgeſtellt hat, bei Ausſtellung der 
Hypothek von dem Kläger mit N. getroffen worden. 
Wenn N. von der eingeräumten Befugnis Gebrauch 
gemacht und die Hypothek durch Abtretung an die 
Beklagte verwertet hat, kann der Kläger dieſer gegen— 
über feine Einwendungen wegen der Nichtvalutierung 
der Hypothek erheben, und zwar auch dann nicht, 
wenn die Beklagte von dem Sachverhalt Kenntnis 
hatte. Die SS 892, 1138 BGB. kommen dann über: 
haupt nicht in Frage, weil die Abtretung auf der 
zwiſchen dem Kläger und N. über die Valutierung ge— 
troffenen Vereinbarung beruht. Dies ſetzt aber voraus, 
daß die Abtretung in der Tat dem getroffenen Ab— 
kommen entſprochen und daß die Beklagte gegen Ab— 
tretung der Hypothek an N. bares Geld für den Bau 
des Klägers gezahlt hat. Inſoweit dies nicht der Fall 
war, kommen die gewöhnlichen Grundſätze über den 
Erwerb in gutem Glauben und über die Valutierung 
der Hypothek zur Anwendung. Nur entſcheidet, weil 
es ſich um eine Valutierung mit künftig entſtehenden 
Anſprüchen des N. handelte, über das Vorhandenſein 
der Valuta nicht der Zeitpunkt der Abtretung, ſondern 
der des Abſchluſſes der Bauarbeiten, die N. ausgzu— 
führen hatte. Auch hat der Kläger, wenn er die Nicht— 
vulutierung behauptet, nach der feſtſiehenden Recht— 
ſprechung des Reichsgerichts unter allen Umſtänden 
den Beweis zu führen (val. Entſch. Bd. 57 S. 320, 
Bd. 56 S. 235, Bd. 49 S. 300). Dieſen Beweis aber 
hat der Kläger auch angetreten. Er hat ferner die 
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Behauptung aufgeftellt und mit Beweis vertreten, daß 
die Beklagte an N. für den Hausbau des Klägers 
höchſtens 15000 Mk. bar gezahlt und 30 000 Mk. mit 
Forderungen verrechnet hat, die ihr gegen N. aus an⸗ 
deren Geſchäften zuſtanden. Iſt dies richtig und hatte 
die Beklagte Kenntnis auch nur davon, daß die 
Hypothek für die Anſprüche des N. aus dem Bau— 
vertrage beſtellt war, ſo durfte ſie den durch Ver— 
rechnung erworbenen Teil der Hypothek nur inſoweit 
geltend machen, als er durch Anſprüche des N. aus 
dem Bauvertrage mit dem Kläger wirklich gedeckt 
wurde. Darüber hinaus kann ihr mit Recht Argliſt 
und Bereicherung entgegengehalten werden. (Urt. des 
V. ZS. vom 17. Juni 1907 V 506/06). 
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II 


Begriff des Betriebsunternehmers im Sinne des 
Saftpftichtgefched (Unfall anf einem Aunſchlußgeleiſe). 
ie Aktiengeſellſchaft G. J. D. in B. betreibt in ihrem 
an der N.ſtraße daſelbſt gelegenen Fabrikanweſen eine 
Mälzerei, zu der von dem nahen Staatsbahnhof aus 
ein neben der N.ſtraße ſich hinziehendes Anſchluß— 
geleiſe führt. Als am 14. November 1904 der Bier⸗ 
führer J. F. mit einem leeren mit zwei Pferden be- 
ſpannten Leiterwagen zur Mälzerei fuhr, kam hinter 
ihm auf dem Anſchlußgeleiſe eine Lokomotive der 
Staatsbahn her, welche unter Leitung eines Be— 
dienſteten dieſer Bahn einen ſür die Malgzfabrik be— 
ſtimmten Güterwagen dorthin zu verbringen hatte. 
Die Lokomotive fuhr dem Fuhrwerke vor, wobei der 
Güterwagen den Leiterwagen derart ſtreifte, daß der 
darauf ſitzende F. herabgeſchleudert und verletzt wurde. 
F. machte für den Schaden den Eiſenbahnfiskus haft— 
bar, der die Verantwortlichkeit für den Unfall ab— 
lehnte, indem er beſtritt, daß er als Betriebsunter⸗ 
nehmer im Sinne des Reichshaftpflichtgeſetzes zu gelten 
habe. Das LG. wies die Klage ab, weil nicht der 
Eiſenbahnfiskus, ſondern die Mälzerei-Aktiengeſellſchaft 
Betriebsunternehmer der Eiſenbahn auf dem An— 
ſchlußgeleiſe ſei. Aus dem gleichen Grunde wies das 
OLG. die Berufung des Klägers zurück. Das RG. 
hob das oberlandesgerichtliche Urteil auf und verwies 
die Sache zurück. 

Gründe: Das BG. iſt mit Recht davon aus— 
gegangen, daß Betriebsunternehmer einer Eiſenbahn 
im Sinne des $ 1 des Haftpflichtgeſetzes die Perſon 
iſt, für deren Rechnung der Betrieb unternommen 
wird; es hat jedoch die rechtliche Bedeutung dieſes 
Begriffes verkannt, und ſich durch die übliche, aber 
bei unterſcheidungsloſer Anwendung leicht irre— 
führende Umſchreibung, daß der Betrieb auf Rechnung 
deſſen geht, dem das wirtſchaftliche Ergebnis zum 
Vorteil oder zum Schaden gereicht, auf einen falſchen 
Weg leiten laſſen. Das BG. nimmt an, das öko— 
nomiſche Ergebnis des Betriebes auf dem Anſchluß— 
geleiſe komme nur der Mälzerei zugute; nur ſie, nicht 
der Beklagte habe ein wirtſchaftliches Intereſſe an 
dem Betriebe, da alle von der Mälzerei auf dem 
Bahnwege bezogenen oder verſendeten Frachtgüter 
der Beförderung durch die Staatsbahn bedürften und 
es dieſer daher gleichgültig ſein könne, ob die Güter 
auf dem Anſchlußgeleiſe unmittelbar oder auf der 
Achſe zu und von der Mälzerei verkehren könnten. 
Hierbei überſieht das B., daß ohne Erſparung an 
Fracht und Umladekoſten durch ein Anſchlußgeleis 
viele gewerbliche Unternehmungen nicht errichtet 
würden, andere den Wettbewerb nicht beſtehen oder 
ſich nicht erweitern könnten, daß mithin durch die 
Anſchlußgeleiſe der Hauptbahn beträchtliche Be— 
förderungsgebühren anfallen, die ihr ohne ſolche Ver⸗ 
bindungen vielleicht nicht zufließen würden. Hier 
im beſonderen iſt nach dem Inhalte der Akten die 
Malgzfabrik erſt erbaut worden, nachdem der Fiskus 
das Anſchlußgeleis bewilligt hatte, und mindeſtens 


hat der Beklagte auf eine Steigerung der Erzeugung 
und des Verbrauchs an Bahngütern bei der Mälzerei 
und damit der Frachteinnahmen durch das Anſchluß— 
geleis rechnen dürfen. Schon aus dieſem Grunde iſt 
die Anſchauung des BG. irrig, es ſei das Anſchluß— 
geleiſe für den Beklagten ohne jede wirtſchaftliche 
Bedeutung; es kommt aber für die Frage, wer der 
Betriebsunternehmer ſei, auf das wirtſchaftliche In— 
tereſſe der beiden Beteiligten an dem Betrieb, ſo wie 
es vom BG. verſtanden wird, gar nicht an, alſo auch 
nicht darauf, ob die Mälzerei oder der Beklagte ſich 
aus der Ausnützung des Geleiſes Gewinn verſprochen 
und ob dieſe Erwartungen ſich erfüllt haben oder 
nicht. Der Unternehmer hat vielmehr dann für ſeine 
Rechnung den Betrieb ausgeführt, wenn ihm die Be— 
triebseinnahmen und Betriebsausgaben zugefallen 
ſind. Da die Frage auftauchen kann, ob der Betrieb 
auf dem Anſchlußgeleiſe nicht bloß eine Dienſtleiſtung 
für die angeſchloſſene Fabrik war, wird noch zu 
prüfen ſein, wem die ſelbſtändige Verfügung über den 
Betrieb zuſtand. Nach den Feſtſtellungen des BG. 
war auf dem Teil des Anſchlußgeleiſes, wo ſich der 
Unfall zugetragen hat, unzweifelhaft der Beklagte 
Betriebsunternehmer; er hat mit feinen Betriebs— 
mitteln den Betrieb bis zum Fabrikgebäude aus— 
geführt; er hat in Geſtalt der Zuſtreifgebühren die 
Betriebseinnahmen bezogen, und die ſachlichen und 
perſönlichen Ausgaben für den Betrieb getragen; die 
Anſicht des BG., es habe die Mälzerei mittels der 
Entrichtung der Zuſtreifgebühren die Koſten des Be— 
triebs beſtritten, iſt verfehlt. Der Beklagte hat auch 
nach den Beſtimmungen des Vertrags mit der Mälzerei 
nach eigenem Ermeſſen die Geſtaltung und Ausführung 
des Betriebs angeordnet, ſeinen Bedingungen und 
Weiſungen hatte ſich die Mälzerei zu fügen. Der 
Betrieb auf dem Anſchlußgeleiſe war nicht etwa eine 
Dienſt⸗ und Hilfeleiſtung des Beklagten für die 
Mälzerei, der er die Betriebsmittel zur Verfügung 
geſtellt hätte, ſondern ein Teil und Ausfluß des Ge— 
ſamtbetriebs der Staatsbahn. In ſtändiger Recht— 
ſprechung hat das Reichsgericht angenommen, daß auf 
einem Anſchlußgeleiſe bis zu dem Punkte, wohin von 
der Lokomotive der Hauptbahn die Wagen für das 
angeſchloſſene Werk gebracht und wo ſie wieder ab— 
geholt werden, die Hauptbahn, jenſeits dieſes Punktes 
das Werk Unternehmer des Eiſenbahnbetriebes ſei. 
(Urt. des VI. ZS. vom 27. Juni 1907). — — cht — —. 
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III. 


„Abnahme“ beim Werkvertrag (88 638, 640 BGB.) 
und beim Kauf (8 433 Abſ. BGB.). Die Klägerin 
hat an die Beklagte einen als nicht vertretbare Sache 
zu betrachtenden Motorlaſtwagen geliefert und auf 
Zahlung der letzten Rate geklagt. Die Beklagte hat 
Widerklage auf Rückerſtattung der beiden geleiſteten 
Teilbeträge und Feſtſtellung der Pflicht ihrer Gegnerin 
erhoben, ihr den aus der Inſtandhaltung, Ladung und 
Aufbewahrung des Wagens entſtandenen und ent— 
ſtehenden Schaden zu erſetzen. Das die Klage abweiſende 
und der Widerklage ſtattgebende landgerichtliche Urteil 
iſt vom Berufungsgerichte inſofern abgeändert worden, 
als — wegen Verjährung — auch die Widerklage ab— 
gewieſen wurde. Das Berufungsurteil wurde vom 
Reichsgerichte in Anſehung der Widerklage aufgehoben. 

Aus den Gründen: Das BG. hat es bei 
der vom Landgericht ausgeſprochenen Abweiſung der 
eingeklagten Reſtforderung aus dem Werkvertrage be— 
laſſen, dagegen die Anſprüche der Widerklage auf 
Wandelung, Rückzahlung der geleiſteten Teilbeträge 
und Schadenserſatz abgewieſen, weil es die von der 
Klägerin erhobene Einrede der Verjährung für durch— 
greifend erachtet. Es nimmt an, daß die Abnahme 
des Motorwagens von der Zweigniederlaſſung der 
Beklagten in der Zeit zwiſchen dem 6. und 8. Mai 1901 
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erfolgt ſei; danach würde die Verjährungsfriſt von 
ſechs Monaten nach 8 638 BGB. abgelaufen fein, da 
die Widerklage erſt am 24. Oktober 1902 erhoben 
worden iſt. Die Rüge der Reviſion, daß der Begriff 
der Abnahme i. S. des § 638 BGB. verkannt ſei, iſt 
begründet. Zwar gibt das BG. die Begriffsbeſtimmung 
der „Abnahme“ richtig dahin an, daß unter Abnahme 
die tatſächliche Entgegennahme der gelieferten Sache 
in dem Sinne einer Annahme der Sache als Erfüllung 
des Lieferungsvertrages zu verſtehen ſei. Die weiteren 
Ausführungen ergeben aber, daß das BG. dieſe Be- 
griffsbeſtimmung nicht richtig erkannt hat, da es aus⸗ 
ſpricht, daß die Abnahme i. S. d. 88 638, 640 Abſ. I 
BGB. vollſtändig der Ablieferung . 
und da es eine Abnahme in der Entgegennahme des 
in fertigem Zuſtand überlieferten Motorwagens 
findet, wenn auch die Zweigniederlaſſung den Wagen 
nicht zu Geſchäftszwecken, ſondern zum Zwecke der 
Erprobung in ſelbſtändiger Weiſe habe benutzen 
laſſen. Die Abnahme i. S. d. §§ 638, 640 BGB. iſt 
nicht lediglich eine der „Ablieferung! (S 477 Abſ. 1, 
8 634 BGB., 8 377 HGB.) als der körperlichen Ueber⸗ 
gabe der Sache (vgl. RGE. v. 21. Oktober 1899 bei 
Holdheim 9 S. 50; RGE. Bd. 56 S. 176, 177) ent⸗ 
ſprechende Entgegennahme der Sache, alſo nicht gleich— 
bedeutend mit der Abnahme i. S. d. § 433 Abſ. 2 
BGB. (vgl. RGE. Bd. 56 S. 175, 178; Bd. 53 S. 162); 
vielmehr liegt eine Abnahme des Werkes, eine 
Annahme als Erfüllung nur dann vor, wenn der 
Beſteller durch ſein Verhalten bei und 
nach der Hinnahme ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend zu erkennen gibt, daß er 
die Leiſtung als eine der Hauptſache nach 
dem Vertrage entſprechende Erfüllung 
anerkenne (vgl. RGE. Bd. 57 S. 338, 339). Hier⸗ 
nach iſt zwar die Erwägung des BG. zutreffend, daß 
zum Begriff der Abnahme i. S. d. §§ 638, 640 BGB. 
eine die Verfügungſtellung ausſchließende Billigung 
oder Gutheißung der Sache nicht gehöre; wenn aber 
die Zweigniederlaſſung den Motorwagen zum Zwecke 
der Erprobung entgegennahm, ſo hat ſie ihn nicht 
als Erfüllung angenommen, ſondern ſich die Ent— 
ſcheidung darüber vorbehalten, ob ſie den Wagen als 
vertragsmäßig hergeſtellt anerkennen und annehmen 
wolle. Hätte die Zweigniederlaſſung den Wagen in 
der — wenn auch irrigen — Meinung entgegenge— 
nommen, daß er wenigſtens der Hauptſache nach ver— 
tragsmäßig hergeſtellt ſei und von ihr als eine dem 
Vertrage entſprechende Erfüllung angenommen werde, 
ſo würde die Abnahme erfolgt ſein. Hat ſie aber 
ihre Entſchließung, ob fie den Wagen als vertrags— 
mäßige Erfüllung annehmen könne, von dem Ergebniſſe 
von Probefahrten abhängig machen wollen, dann kann 
in der äußerlichen Hinnahme des Wagens eine Ab— 
nahme i. S. d. 88 638, 640 BGB. nicht gefunden 
werden. (Urt. des III. 3S. vom 7. Mai 1907, 486/06). 
995 E r. 


IV. 


Ein Vertrag, durch den eine Geſellſchaft m. b. H. 
Geſchäftsanteile veräußert, die ihr ſelbſt im Wege des 
Nechtsgeſchäfts übertragen worden find, bedarf der ge: 
richtlichen oder notariellen Beurkundung. Aus den 
Gründen: Die Reviſion bekämpft die Annahme des 
Berufungsgerichts, daß das Abkommen, durch welches 
der Kläger von der beklagten Geſellſchaft ihr rechts— 
geſchäftlich übertragene eigene Geſchäftsanteile er— 
werben ſollte, der gerichtlichen oder notariellen Be— 
urkundung bedurfte. Die Rechtsauffaſſung des Be— 
rufungsgerichts iſt jedoch begründet. Die Vorſchrift 
in §S 15 des Gef. vom 20. Mai 1898, betr. die Ge— 
ſellſchaften m. b. H., wonach es dieſer Form bedarf, 
wenn es ſich um eine Vereinbarung handelt, durch 
welche die Verpflichtung eines Geſellſchafters 
zur Abtretung eines Geſchäftsanteils begründet wird, 
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trifft auch den hier vorliegenden Fall. Die Geſell⸗ 


or m. b. H. darf nach § 33 Abſ. 1 des Gef. vom 
Mai 1898 eigene Geſchäftsanteile, auf welche die 
. vollſtändig eingezahlt iſt, für fi er⸗ 
werben. Es kann dahingeſtellt bleiben, wie ſich im 
einzelnen in ſolchem Falle die Vermögens- und ſonſtigen 
Anteilsrechte an dem von der Geſellſchaft ſelbſt er— 
worbenen Geſchäftsanteile in ihrer praktiſchen Aus⸗ 
übung geſtalten. Jedenfalls findet kein Untergang 
dieſer Anteile durch Vereinigung ſtatt. Vielmehr 
bleiben grundſäßlich die von der Geſellſchaft erworbenen 
eigenen Geſchäftsanteile in ihrer rechtlichen Selb— 
ſtändigkeit beſtehen. Inſoweit iſt für die Dauer der 
Vereinigung die Geſellſchaft im Rechtsſinne ſelbſt 
Mitglied der Geſellſchaft und ſie ſteht bei dieſer 
Auffaſſung dem Geſellſchafter im Sinne des 8 15 
gleich. Gebilde ähnlicher Art finden ſich auch ſonſt 
im Rechtsleben, fo im Gebiete des Immobiliar-, des 
Wechſel⸗ und des Seerechts. Es ſprechen aber auch 
innere Gründe für die Anſicht des Berufungsgerichts. 
Die Vorſchrift des § 15 bezweckt, durch Erſchwerung der 
Form dem ſpekulativen Handel mit Geſchäftsanteilen 
vorzubeugen. Auch dann, wenn die Geſellſchaft m. b. H. 
im geſchäftlichen Verkehr eigene Geſchäftsanteile für 
ſich erwirbt, iſt es angezeigt, die Veräußerung durch 
die Geſellſchaft an erſchwerende Formen zu binden. 
Den dahin gehenden Ausführungen des Berufungs— 
gerichts iſt durchaus beizutreten: Einmal liegt es nahe, 
daß eine Geſellſchaft, die in Niedergang gerät, mit 
ihren eigenen Geſchäftsanteilen Spekulationsgeſchäfte 
macht, indem ſie jene von den über die Geſchäftslage 
unterrichteten Geſellſchaftern billig erwirbt und ſie an 
Dritte mit Gewinn veräußert. Aber auch abgeſehen 
davon, würde die Zulaſſung der Formfreiheit zur 
Vermittlung der Veräußerungsgeſchäfte der Geſell⸗ 
ſchafter benutzt und jo der Zweck der Vorſchrift vers 
eitelt werden. In Fällen, wo die Geſchäftsanteile 
auf die Geſellſchaft nicht kraft Rechtsgeſchäfts, ſondern 
kraft des Geſetzes übergehen, ſei es infolge Kadu⸗ 
zierung, ſei es infolge Abandonnierung (SS 21, 
23, 27, 28 des Geſ.), — Fälle, in denen die Begründung 
des Geſetzes von einem Erwerbe der Geſellſchaft, „kraft 
eigenen Rechts“ ſpricht — mögen allerdings die Form— 
vorſchriften des § 15 nach deſſen Zweck nicht anwendbar 
ſein. Indeſſen ſteht dies hier nicht zur näheren Er— 
örterung, da es ſich um ſolche Fälle nicht handelt. 
(Urt. des IV. 35. vom 6. Mai 1907, IV 479/06). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Können Höchſtbetragshypotheken für künftige An⸗ 
ſprüche auf Nebenleiſtungen nach dem bayeriſchen Hypo⸗ 
thekenrecht in ſelbſtändige ypotheken für andere Forde⸗ 
rungen umgewandelt werden? (Bayer. Geſ. vom 
15 Mai 1906, die Ueberleitung von Hypotheken betr.; 
BGB. § 1178). Im Grundbuche des Amtsgerichts M., 
für deſſen Bezirk ſeit 1. Mai 1905 das Grundbuch als 
angelegt anzuſehen iſt, auf dem Blatte für das An— 
weſen des Wirts Joſeph Z. iſt ſeit dem 26. Juni 1901 
eine Hypothek für eine verzinsliche Darlehensforderung 
des Kaufmanns Ludwig W. in A. von 40000 Mk. 
und eine im gleichen Range ſtehende Höchſtbetrags— 
hypothek von 4000 Mk. für Nebenforderungen aus 
dem Darlehen eingetragen. Dieſen Hypotheken ſtehen 
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einem Rechtsgrunde zuſtehen. Ludwig W. erteilte 
ſeine Zuſtimmung und ſchloß ſich dem Eintragungs— 
antrage des Z. an. Das Grundbuchamt lehnte unter 
Hinweiſung auf das Geſetz vom 15. Mai 1906, betr. 
die Ueberleitung von Hypotheken, die Eintragung ab. 
Das LG. hat ſich der Anſchauung des Grundbuchamts 
angeſchloſſen und die Beſchwerde des Ludwig W. 
zurückgewieſen. Auch deſſen weitere Beſchwerde iſt 
vom Ob. zurückgewieſen worden. 

Aus den Gründen: Nach dem BGB. liegt der 
Hypothek eine Eigentümergrundſchuld zugrunde (??? Der 
Herausgeber), der in der Hypothek gemäß $ 1113 BGB. 
die Beſtimmung gegeben iſt, daß die aus dem Grundſtücke 
zu zahlende Geldſumme ($ 1191) dem Gläubiger Befrie⸗ 
digung wegen einer ihm zuſtehenden Forderung ver⸗ 
ſchaffen ſoll. Wenn ſich dieſe Beſtimmung erledigt, ohne 
daß die Hypothek erliſcht, wird die ihr zugrunde liegende 
Eigentümergrundſchuld frei (§§ 1163, 1168, 1170, 1171, 
1177 BGB.), der Eigentümer kann über ſie verfügen 
und ſie gemäß § 1198 in eine Hypothek umwandeln. 
Die Vorſchrift des 8 1180 BGB., die dem Eigentümer 
geſtattet, mit Zuſtimmung des bisherigen Gläubigers 
die Hypothek für eine andere Forderung zu beſtimmen, 
knüpft an dieſe Rechtsgeſtaltung an und gibt ihr eine 
weitere Entwicklung, indem ſie den Beteiligten für die 
Herbeiführung des gleichen Erfolgs eine vereinfachte 
Form bietet. Sie iſt daher nur eine Folgerung aus 
dieſer Rechtsgeſtaltung. Da die im Range gleich— 
oder nachſtehenden Gläubiger, wenn die Eigentümer⸗ 
grundſchuld frei wird, nicht aufrücken, werden ihre 
Rechte durch die gemäß § 1180 vollzogene Rechts- 
änderung nicht berührt; ihre Zuſtimmung iſt daher 
nicht erforderlich; aus dem gleichen Grunde iſt ſie in 
den Fällen der Umwandlung einer Sicherungshypothek 
in eine gewöhnliche Hypothek oder einer gewöhnlichen 
Hypothek in eine Sicherungshypothek gemäß § 1168 
für entbehrlich erklärt. Die Höchſtbetragshypothek 
für künftige Anſprüche auf Nebenleiſtungen, deren 
Beſtellung unter der Herrſchaft des bayer. Hyp®. 
wegen der beſchränkten geſetzlichen Haftung des Grund— 
ſtücks für ſolche Leiſtungen üblich geworden war, be— 
ſtand als ſelbſtändige Hypothek neben der Hypothek 
für die Hauptforderung und hatte gemäß Art. 192 
EG. z. BGB. von der Zeit an, in der das Grundbuch als 
angelegt anzuſehen war, als eine Sicherungshypothek 
des neuen Rechts zu gelten, auf welche die Vorſchriften 
des BGB. über die Eigentümerhypothek Anwendung 
fanden (Neue Samml. Bd. 6 S. 417, 420, 421). Das 
bayer. Geſ. vom 15. Mai 1906, betr. die üeberleitung 
von Hypotheken (GVBl. S. 190), verfolgt den Zweck, 
die nachſtehenden Hypothekgläubiger vor der Beein- 
trächtigung ihres Ranges zu bewahren, die daraus 
folgen würde, daß die für künftige Nebenleiſtungen 
neben der Hypothek für die Hauptſache beſtehenden 
Hypotheken des früheren Rechts eine Eigentümer— 
grundſchuld als Grundlage erhielten. Zu dieſem 
Zwecke will es die Anwendung der Vorſchriften des 
BGB. über die Eigentümerhypothek auf ſolche Neben— 
e vollſtändig ausſchließen und dieſen 
die in 8 1178 BGB. der Hypothek für Rückſtände von 
Zinſen und andern Nebenleiſtungen beſtimmte Rechts— 
lage zuweiſen. Zur Verwirklichung des Zweckes 
ſchreibt das Geſetz vor, daß die Hypothek für Neben— 
leiſtungen erliſcht, wenn ſie ſich nach dem Inkrafttreten 


des Geſetzes mit dem Eigentum in einer Perſon ver— 


mehrere für andere Gläubiger eingetragene Hypotheken, 


im Range nach. Mit notarieller Urkunde vom 3. Juni 
1907 erklärte Joſeph 3., daß die Hypothek für die 
Nebenforderungen zum Höchſtbetrage von 4000 Mk. 
nunmehr zur Sicherung aller Anſprüche dienen ſolle, 
die der Aktiengeſellſchaft ‚Aktienbrauerei zum L.“ 
gegenüber ihm und ſeinen Rechtsnachfolgern aus irgend 


einigt, und daß ſie überdies durch eine vor ſeinem 
Inkrafttreten erfolgte derartige Vereinigung als er— 
loſchen gelten ſoll, wenn nicht ein Dritter nach der 
Vereinigung durch Rechtsgeſchäft ein Recht an der 
Hypothek erworben hat. Soweit nicht ein dem Vor— 
behalt entſprechender Erwerb dritter Perſonen in Be— 
tracht kommt, iſt demnach für eine Anwendung der 
Vorſchriften des BGB. über die Eigentümerhypothek 
auf die Nebenſachehypotheken des älteren Rechts kein 
Raum gelaſſen. Mit der Anwendung dieſer Vor— 
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ſchriften find auch die Folgen ausgeſchloſſen, die ſich 
für die Hypothek des BGB. daraus ergeben, daß ihr 
eine Eigentümergrundſchuld zugrunde liegt. Der 
Eigentümer iſt gegenüber den nachſtehenden Gläubigern 
nicht der künftige Berechtigte, dem die Hypothek bei 
Erledigung ihrer urſprünglichen Beſtimmung zufällt; 
er kann fie deshalb nicht gemäß 8 1180 BGB. zum 
Nachteile dieſer Gläubiger für eine andere Forderung 
beſtimmen; das Anfallsrecht, vermöge deſſen ihm dieſe 
Befugnis zuſtehen würde, iſt durch das Ueberleitungs— 
geſetz beſeitigt. Dadurch iſt entſprechend der Abſicht 
des Geſetzes für die Nebenſachehypothek des früheren 
Rechtes die gleiche Rechtslage hergeſtellt, die nach 
§ 1178 BGB. in Anſehung der Hypothek für rück⸗ 
ſtändige Nebenleiſtungen beſteht. Da dieſe Folgen ſich 
mit Notwendigkeit aus den Vorſchriften des Geſetzes 
ergeben, war ihre Hervorhebung im Geſetzestexte nicht 
geboten. (Beſchl. des Fer ZS. vom 24. Juli 1907; 
Reg, III 51/1907). W. 


II. 


Notwendigkeit der Genehmigung des Gegenvor⸗ 
munds oder Bormundſchaftsgerichts zur Sppethe: 
arte des Vormunds (BGB. 8 1 
$ 1813 Abf. 1 § 1821 Abſ. 2). In einer ae 
18. Juni 1907 bei dem e A e 
notariell beglaubigten Erklärung vom 31. Mai 190 
haben die Erben der Lehrerswitwe Philippine H. von 
K., der Sohn Heinrich H. und der Vormund der 
ledigen wegen „Geiſtesgeſtörtheit“ entmündigten Tochter 
Katharina H. die Löſchung einer zugunſten der Phi— 
lippine H. auf dem Grundbuchblatte des Tagners 
Jakob B. in W. eingetragenen Hypothek bewilligt und 
beantragt, „nachdem dieſe Forderung durch den 
Schuldner und Eigentümer bezahlt iſt“. Erbſchein, 
Beſcheinigung über die Beſtellung des Vormundes und 
die Zuſtimmungserklärung des Eigentümers wurden 
am 18. und 19. Juni 1907 nachgebracht. Das Grund⸗ 
buchamt erließ eine Verfügung des Inhalts, daß der 
Antrag des Vormunds auf Löſchung der für Phi— 
lippine H. eingetragenen Sicherungshypothek der Ge— 
nehmigung des Gegenvormunds und, falls ein ſolcher 
nicht vorhanden fei, des Vormundſchaftsgerichts be— 
dürfe, und daß den Antragſtellern zur Hebung des 
Hinderniſſes eine Friſt bis zum Ablaufe des 5. Juli 
1907 beſtimmt werde. Die Beſchwerde der Antrag— 
ſteller wurde zurückgewieſen. Vom Ob G. wurde auch 
die weitere Beſchwerde mit nachſtehender Begründung 
zurückgewieſen. Kommt die Löſchung einer Hypothek in 
Frage, die für die Forderung eines Mündels beſtellt iſt, 
und erklärt der Vormund in der Quittung oder Löſch— 
ungsbewilligung, daß die Forderung an ihn bezahlt 
worden iſt, ſo ſteht feſt, daß er über das Recht des 
Mündels verfügt hat, und zwar jedenfalls durch die 
Annahme der geſchuldeten Leiſtung. Hierzu bedarf er 

ss 1812, 1821 Abſ. 2 BGB. — von den Ausnahme: 
fällen der $$ 1813, 1819, 1852 zunächſt abgeſehen — der 
Genehmigung des Gegenvormunds oder, falls ein ſolcher 
nicht vorhanden iſt, der Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichts. Iſt dieſe Genehmigung erteilt worden, 
ſo iſt zur Quittungsleiſtung oder Löſchungsbewilligung 
eine neue Genehmigung gleicher Art nicht erforderlich. 
Denn es iſt, mag man nun die Erteilung der Quittung 
in dieſem Falle als Verfügung über die Forderung 
anſehen oder nicht, davon auszugehen, daß derjenige, 
der die Annahme der geſchuldeten Leiſtung genehmigt, 
damit ſtillſchweigend auch das Empfangsbekenntnis 
gutheißt, das der Schuldner nach dem Geſetze ver— 
langen und bei deſſen Verweigerung er die Leiſtung 
zurückbehalten kann. Das Grundbuchamt kann des— 
halb den rechtsförmlichen Nachweis dafür verlangen, 
daß die nach § 1812 BGB. erforderliche Genehmigung 
zur Löſchungsbewilligung und Quittungsleiſtung oder 
doch wenigſtens zur Annahme des geſchuldeten Betrags 
erteilt worden iſt. Beträgt der Anſpruch des Mündels 
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nicht mehr als 300 Mk., fo bedarf der Vormund nad) 
§ 1813 Abſ. 1 Nr. 2 BGB. zur Annahme der ge— 
ſchuldeten Leiſtung — einſchließlich der Quittungs— 
erteilung und Löſchungsbewilligung — einer Ge— 
nehmigung überhaupt nicht. Iſt dagegen die hypo— 
thekariſch geſicherte Forderung des Mündels nach der 
zum Zwecke der Löſchung abgegebenen Erklärung des 
Vormunds nicht an dieſen, ſondern an einen von ihm 
nicht bevollmächtigten Dritten, z. B. an den im Grund⸗ 
buch noch als Gläubiger eingetragenen Erblaſſer des 
Mündels, bezahlt worden, ſo muß dem Grundbuchamt 
regelmäßig die Genehmigung des Gegenvormunds 
oder falls ein ſolcher nicht vorhanden iſt, die des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts zu jener Erklärung nachgewieſen 
werden, weil die Erklärung hier nach den Umſtänden 
des Falles nicht bloß ein als Beweismittel dienendes 
Empfangsbekenntnis, ſondern das Anerkenntnis des 
Vormunds bedeutet, daß das Schuldverhältnis nicht 
mehr beſtehe, und weil dieſes Anerkenntnis zweifels⸗ 
ohne eine Verfügung über das Recht im Sinne des 
§ 1812 BGB. iſt. Dies gilt auch, wenn der hypo⸗ 
thekariſch geſicherte Anſpruch nicht mehr als 300 Mk. 
beträgt. Denn die Ausnahmebeſtimmung des § 1813 
Abſ. 1 Nr. 2 BGB., die den Vormund für die An⸗ 
nahme der geſchuldeten Leiſtung von der Genehmigung 
des Gegenvormunds befreit, duldet keine ausdehnende 
Auslegung zugunſten anderweiter Verfügungen des 
Vormunds. Die Fälle, in denen von dem Vormund 
nachträglich Quittung oder Löſchungsbewilligung in 
Bezug auf eine Zahlung verlangt wird, die nicht an 
ihn erfolgt iſt, ſind auch nicht ſo häufig, daß durch 
die Einholung der Genehmigung die Führung der 
Vormundſchaft erſchwert würde. Die am 18. Juni 1906 
bei dem Amtsgericht A. eingelaufene Löſchungs— 
bewilligung enthält nur die Erklärung der Antrag— 
ſteller, daß die Forderung von 200 Mk. von dem 
Schuldner und Eigentümer bezahlt iſt. Das Grund— 
buchamt durfte nicht ohne weiteres annehmen, daß 
der Anteil des Mündels an der Forderung an den 
Vormund bezahlt und daß demzufolge der Ausnahme— 
fall des § 1813 Abſ. 1 Nr. 2 BGB. gegeben ſei Mit 
Vermutungen kann ſich der Grundbuchrichter nicht 
befaſſen; die Vermutung würde übrigens dafür 
ſprechen, daß der Vormund die Leiſtung nicht ſelbſt 
in Empfang genommen hat, da er ſonſt dieſen für 
ihn günſtigen Umſtand erwähnt haben würde. An— 
geſichts der Möglichkeit, daß die Zahlung nicht an 
den Vormund erfolgt iſt, hat das Grundbuchamt mit 
Recht den Nachweis der Genehmigung des Gegen— 
vormunds oder des Vormundſchaftsgerichts verlangt. 
(Beſchluß des Fer zz S. vom 10. Auguſt 1907; ns III 
54/1907). 
1026 
III. 


Die Anmeldung inländiſcher Zweigniederlaſſungen 
ausländiſcher Aktiengeſellſchaften zum Handelsregiſter 
liegt den Vorſtandsmitgliedern ob. Ordnungsſtrafen 
(HGB. ss 13, 14, 201; FGG. 8 136). Die engliſche 
Aktiengeſellſchaft „The P. W. C.“ mit dem Sitze in 
London, deren Unternehmen in dem Betriebe der 
Waſſerwerke in dem in Bayern gelegenen P. beſteht 
und nach der Satzung auf die Verſorgung anderer 
Städte Bayerns mit Waſſer erſtreckt werden kann, 
hat als ihren „Repräſentanten und Geſchäftsführer“ 
für den Betrieb der Waſſerwerke in P. den Direktor 
Albert W. dort mit der Befugnis aufgeſtellt, alle 
Handlungen vorzunehmen, die mit dieſer Angelegen— 
heit in Verbindung ſtehen. Nach der ihm am 9. April 
1883 von den damaligen Vorſtandsmitgliedern namens 
der Geſellſchaft erteilten notariellen Vollmacht ſoll er 
auch ermächtigt ſein, „die Eintragung der Geſellſchaft 
in das Handelsregiſter zu bewirken und zu dieſem 
Zwecke alle nötigen Dokumente und Schriften und 
Regiſter zu unterzeichnen“. Eine Anmeldung zum 
Handelsregiſter iſt bisher nicht erfolgt, Albert W. 
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glaubt, daß die Anmeldung nicht geboten fei, weil 
die Geſellſchaft keinen anderen Geſchäftsbetrieb als 
den der Waſſerwerke in P. habe, ihre dortige Nieder— 
laſſung daher nicht eine Zweigniederlaſſung, ſondern 
die Hauptniederlaſſung ſei und der § 201 Abſ. 5 HGB. 
für ausländiſche Aktiengeſellſchaften nur die Anmel— 
dung einer Zweigniederlaſſung vorſchreibe. Das Amts- 
gericht P. als Regiſtergericht erachtet die Nieder- 
laſſung in P. für eine Zweigniederlaſſung und hat, 
weil die zur Anmeldung verpflichteten Vorſtandsmit— 
glieder als Ausländer der Zwangsgewalt des inlän— 
diſchen Gerichts nicht unterworfen ſeien, gegen Albert 
W. das Ordnungsſtrafverfahren eröffnet. Es ſind 
gegen Albert W. zwei Strafen von je 100 Mk. und 
eine Strafe von 200 Mk. rechtskräftig feſtgeſetzt wor⸗ 
den. Am 3. April 1907 wiederholte das Regiſter⸗ 
ericht unter Androhung einer Ordnungsſtrafe von 
300 Mk. die Aufforderung an Albert W., die Zweig— 
niederlaſſung anzumelden oder die Unterlaſſung mit 
Einſpruch zu rechtfertigen. Albert W. erhob Einſpruch 
und begründet ihn damit, daß die Geſellſchaft in P. 
nicht eine Zweigniederlaſſung, ſondern den einzigen 
Geſchäftsbetrieb habe. Der Einſpruch wurde ver— 
worfen, zugleich wurde die Ordnungsſtrafe von 
300 Mk. feſtgeſetzt. Die ſofortige Beſchwerde des W. 
wurde zurückgewieſen. Auf ſeine weitere Beſchwerde 
hat das Oberſte Landesgericht die Entſcheidungen 
der Vorinſtanzen und die früher feſtgeſetzten Strafen 
aufgehoben. 

Aus den Gründen: Die von dem Beſchwerde— 
führer verſuchte Begründung iſt allerdings verfehlt, 
ſie beruht auf Verkennung des Begriffs der Haupt— 
niederlaſſung einer Aktiengeſellſchaft. Bei der Aktien- 
geſellſchaft gilt der durch die Satzung beſtimmte Sitz 
der Geſellſchaft, der örtliche Mittelpunkt ihres Unter: 
nehmens und ihrer Verwaltung, als Hauptnieder— 
laſſung. Eine andere Hauptniederlaſſung kann ſie 
nicht haben, jede andere Niederlaſſung ſteht in einem 
Abhängigkeitsverhältniſſe zu dem Sitze der Geſellſchaft; 
ſie iſt dem Vorſtand untergeordnet. Das HGB. 
(SS 198, 200, 201) kennt deshalb neben dem Sitze der 
Geſellſchaft nur Zweigniederlaſſungen. Deshalb kann 
eine ausländiſche Aktiengeſellſchaft eine inländiſche 
Hauptniederlaſſung begrifflich nicht haben, die inlän— 
diſche Niederlaſſung iſt Zweigniederlaſſung, auch wenn 
der den Gegenſtand des Unternehmens der Geſell— 
ſchaft bildende Geſchäftsbetrieb nur im Inlande ſtatt— 
findet. Nach § 13 HGB. muß deshalb die Geſellſchaft 
bei dem Amtsgerichte P. zur Eintragung in das 
Handelsregiſter angemeldet werden. Gleichwohl können 
die Entſcheidungen der Vorinſtanzen nicht aufrecht 
erhalten werden. Die Verpflichtung zur Anmeldung 
liegt nach S 201 Abſ. 1 HGB. den ſämtlichen Bor: 
ſtandsmitgliedern ob. Ein Handlungsbevollmächtigter 
der Geſellſchaft iſt als ſolcher nicht berechtigt, die 
Anmeldung zu bewirken, die Geſellſchaft kann ihm 
auch nicht die Befugnis dazu einräumen, weil die 
Anmeldung nicht Geſellſchaftsangelegenheit, ſondern 
perſönliche Verpflichtung der einzelnen Boritandsmits 
glieder iſt!). Dies gilt auch für ausländiſche Geſell— 
ſchaften. Die gegenteilige Meinung von Staub, HGB. 
8. Aufl. Bd. 1 Anm. 31 zum § 201 S. 689 findet im 
Geſetze keine Stütze. Die Vorſtandsmitglieder können 
zwar die Anmeldung durch einen Bevollmächtigten 
bewirken laſſen, aber abgeſehen davon, daß von einer 
Bevollmächtigung des W. durch die gegenwärtigen Vor— 
ſtands mitglieder nichts bekannt iſt, geht nicht mit der 
Annahme der Vollmacht und des Auftrags zur 
Bewirkung der Anmeldung die Verpflichtung zur 
Anmeldung auf den Bevollmächtigten über, 
Ordnungsſtrafverfahren iſt daher nach S 14 HGB., 
wenn der Bevollmächtigte dem Auftrage nicht 


1) Val. die Entſcheidung des Oberſten Landesgerichts vom 
17. September 1906 in Nr. „ dieſes Jahrgangs der Zeitſchrift S. 111. 
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nachkommt, nicht gegen ihn zu richten. Die Geſetz— 
gebung hat davon abgeſehen, für den Fall, daß ein 
Vorſtandsmitglied einer inländiſchen oder einer aus— 
ländiſchen Geſellſchaft ſich im Auslande befindet, durch 
beſondere Vorſchriften dafür zu ſorgen, daß es zur 
Erfüllung der Anmeldungspflicht wirkſam angehalten 
werden kann. Da der Beſchwerdeführer zur Anmel— 
dung der Geſellſchaft nicht verpflichtet iſt, muß ſeiner 
weiteren Beſchwerde ſtattgegeben werden. Die Auf— 
hebung iſt gemäß § 136 Abſ. 1 GG. auf die ſchon 
rechtskräftig feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen zu erſtrecken, 
weil das Verfahren von vorneherein nicht hätte er- 
öffnet werden ſollen. (Beſchl. des 1. ZS. vom 10. us 
1907; Reg. III 46/1907). 
1006 
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Erbrecht der Brautkinder gegenüber ihrem Vater 
und deſſen Verwandten (Gemeines Recht). Durch Aus⸗ 
ſchlußurteil des Amtsgerichts G. vom 17. Dez. 1906 iſt 
der Bauersſohn Otmar S. von H. für tot erklärt und 
als Zeitpunkt des Todes der 17. Dez. 1906 feſtgeſtellt 
worden. Sein Nachlaß iſt ein Sparkaſſeguthaben. Der 
Sattler Jakob S. in K. hat dem Nachlaßgericht als 
geſetzliche Erben ſich ſelbſt, ſeinen Bruder Michael S., 
drei Kinder ſeines verſtorbenen Bruders Joſeph S. 
und vier Kinder ſeiner verſtorbenen Schweſter Marie 
K. bezeichnet. Er berief ſich auf pfarramtliche Zeug— 
niſſe, nach denen ſein Vater Sebaſtian S. am 30. Dez. 
1811 in M. als uneheliches Kind der Söldnerstochter 
Marie R. von dort und des am 18. Aug. 1786 ge⸗ 
borenen Bauersſohns Chriſtoph S. von H. geboren 
worden und Chriſtoph S. nach glaubwürdigen Zeug⸗ 
niſſen während des ruſſiſchen Feldzugs im Auguſt 1812 
in Polen verſtorben iſt, und gab an, Chriſtoph S. 
ſei der ältere Bruder des Otmar S. geweſen und habe 
das uneheliche Kind Sebaſtian mit Marie R. als deren 
Verlobter erzeugt, die Eheſchließung ſei durch ſeinen 
Tod verhindert worden. Als Brautkind habe Sebaſtian 
S. gegenüber ſeinem natürlichen Vater und deſſen Ver— 
wandten dieſelben Rechte wie ein eheliches Kind ge— 
habt. Andere erbberechtigte Perſonen ſeien nicht vor— 
handen. Michael S. hat die Erbſchaft ausgeſchlagen. 
Jakob S. hat die Erteilung eines gemeinſchaftlichen 
Erbſcheins beantragt. Das Nachlaßgericht hat den An— 
trag abgewieſen, weil nach dem gemeinen Rechte Braut— 
kinder zwar gegenüber dem Vater aber nicht gegen— 
über deſſen Verwandten erbberechtigt geweſen ſeien. 
Die Beſchwerde des Jakob S. wurde zurückgewieſen, 
weil nach gemeinem Rechte den Brautkindern kein 
Erbrecht gegenüber dem Vater und deſſen Verwandten 
zuſtehe. Auch feine weitere Beſchwerde wurde zurück— 
gewieſen. 

Aus den Gründen: Im Gebiete des gemeinen 
Rechtes beſtand eine weitverbreitete, jedoch keineswegs 
allgemein anerkannte Uebung, welche die Brautkinder 
unter gewiſſen Vorausſetzungen den ehelichen (oder 
durch nachſolgende Ehe legitimierten) Kindern allge— 
mein oder wenigſtens in Anſehung der Erbfolge in 
den väterlichen Nachlaß gleichſtellte. Auch in den Lehr— 
büchern gehen die Meinungen in dieſer Frage aus— 
einander. Die rechtliche Stellung der Brautkinder 
war nach den Anmerkungen zum LR. (T. I. 35S 2 Nr. 6) 
ſchon um die Mitte des 18. Jahrh. ſtreitig. In der 
bayeriſchen oberſtrichterlichen Rechtſprechung hat ſich 
fein Fall ermitteln laſſen, in dem die Gleichſtellung 
der Brautkinder mit ehelichen Kindern anerkannt iſt. 
In einem Urteile des vormaligen Oberappellations— 
gerichts vom 27. Juni 1842 (Blätter f. RA. Bd. 8 
S. 107) iſt unter Berufung auf zwei gemeinrechtliche 
Schriftſteller gelegentlich bemerkt, „daß in der Praxis 
der Grundſatz aufgeſtellt zu werden pflegt, daß in dem 
Falle, wenn auf ein gültiges Eheverlöbnis der Bei— 
ſchlaf erfolgt iſt, die Ehe aber aus Schuld oder wegen 
des Todes des Bräutigams nicht vollzogen werden 
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kann, durch richterlichen Ausſpruch die Ehe zum Vor⸗ 
teile der Braut und ihres Kindes für vollzogen erklärt 
und letzterem die Rechte eines ehelichen Kindes bei— 
gelegt werden können“, die Entſcheidung betraf aber 
nicht ein Brautkind, ſondern ein nach der Eheſchließung 
zwiſchen der Mutter und dem angeblichen Vater ge— 
borenes Kind. Dagegen hat der vormalige Oberſte 
Gerichtshof in einem Erkenntniſſe vom 25. Nov. 1876 
(Aeltere Samml. v. Entſch. Bd. 6 S. 466, Seuff A. 
Bd. 32 Nr. 252) bei dem Mangel übereinſtimmender 
Rechtſprechung in den einzelnen Gebieten des gemeinen 
Rechtes das Beſtehen eines als Ausdruck eines all⸗ 
gemeinen Gewohnheitsrechts anzuſehenden Gerichts— 
gebrauchs verneint. In demſelben Sinne hat ſich das 
Reichsgericht in einem Urteile vom 28. Okt. 1881 (Entſch. 
Bd. 5 S. 168) ausgeſprochen. Der Senat findet keinen 
Grund, von dieſer Rechtsanſicht abzuweichen. Es han- 
delt ſich um eine Rechtsbildung, die zwar vielfach An⸗ 
klang gefunden aber nicht die allgemeine Rechtsüber— 
zeugung für ſich gewonnen und deshalb ſich nicht zu 
einem gemeinen Gewohnheitsrecht entwickelt hat. (Be⸗ 
ſchluß des I. ZS. vom 28. Juni 1907; Reg. III 43/1907). 
1003 W. 


B. Strafſachen. 


Beſchränkung des Strafantrages auf einen einzigen 
Ka eines Zeitungsartitels. Widerfpruc zwiſchen dem 
itzungsprotskoll und den Entſcheidungsgründeu. Der 
Privatkläger veröffentlichte in einer Fachzeitſchrift zur 
Abwehr gegen einen Konkurrenten, den Privatbeklagten, 
einen Artikel in 3 Abteilungen a, b und e. In den 
Entſcheidungsgründen des ſchöffengerichtlichen 
Urteils iſt erwähnt, daß ſich die in der Hauptver— 
handlung erhobene Widerklage auf die unter a, b 
und e aufgeführten Wendungen beziehe. Das Sch. 
erachtete die Aeußerung unter a für ein Vergehen der 
Beleidigung und verurteilte den Privatkläger und 
Widerbeklagten hierwegen. Dagegen fand es in der 
Kundgebung unter b objektiv keine Beleidigung, wohl 
aber in jener unter e. Mit Rückſicht auf den erbrach— 
ten Wahrheitsbeweis wurde aber die Strafbarkeit ver— 
neint. Im Sitzungs protokoll iſt beurkundet, 
Angeklagter erhebe Widerklage, weil .. . .. (folgt Be— 
ſchreibung der Aeußerung, wie ſie in dem Artikel unter 
e enthalten iſt). Die Zeugen wurden auch über dieſe 
Aeußerung vernommen. In einem vor dem Verhand— 
lungstermine eingelaufenen Schriftſatze hatte der An— 
geklagte die unter a, b und e erwähnten Aeußerungen 
als Beleidigungen bezeichnet und angefügt, er werde 
„dieſerhalb in der Sitzung Widerklage gegen den Pri— 
vatkläger erheben“. Angeklagter und Widerbeklagter 
wurden vom Sch. verurteilt. Nur der Widerbe— 
klagte legte Berufung ein und zwar nur inſoweit als 
er verurteilt wurde. Die Strafkammer hob auch in— 
ſoweit das ſchöffengerichtliche Urteil auf und ſtellte 
das Verfahren gegen den Widerbeklagten ein unter 
Ueberbürdung aller Koſten auf den Angeklagten. Sie 
erachtete nur das Sitzungsprotokoll als maßgebend 
bezüglich der Frage, welche Aeußerungen des Wider— 
beklagten zum Gegenſtande der Widerklage gemacht 
worden ſeien; hiernach komme aber nur die Aeußerung 
unter e in Betracht. Eine Verurteilung wegen der 
Aeußerung unter a ſei mangels eines Strafantrages 
unzuläſſig; eine Nachprüfung der Frage, ob bezüglich 
der Aeußerung unter c mit Recht die Verurteilung des 
Widerbeklagten unterblieben ſei, hielt ſie für ausge— 
ſchloſſen, weil der Angeklagte (Widerkläger) das ſchöffen— 
gerichtliche Urteil nicht angefochten habe. Die Reviſion 
des Angeklagten (Widerklägers) wurde verworfen. 
Aus den Gründen: Vom Ermeſſen des Ver— 
letzten hängt es ab, ob er ſeinen Strafantrag auf das 
Schriftſtück nach ſeinem vollen Inhalte oder nur auf 
einzelne Teile richten will. Beſchränkt er ſeinen An— 
trag ausdrücklich auf beſtimmte Punkte, ſo iſt die Ver— 
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folgung wegen des ſonſtigen Inhaltes ausgeſchloſſen. 
Aus dem Sitzungsprotokolle des Sch. geht deutlich 
hervor, daß die Widerklage nur wegen der Aeußerung 
unter e erhoben und nur hierüber Beweis angeboten 
und erhoben wurde. Vor Abhaltung des Termines 
wurde eine Widerklage nicht erhoben, ſondern nur 
angekündigt. Die Strafkammer hat die Annahme 
der Entſcheidungsgründe, die Widerklage ſei auch wegen 
der Aeußerungen unter a und b erhoben, für unrichtig 
erklärt. In dieſer Richtung iſt die Reviſion unzu= 
läſſig nach SS 376, 380 StPO., denn die Frage, ob 
im Falle eines Widerſpruchs zwiſchen dem Sitzungs— 
protokoll und den Entſcheidungsgründen des Urteils 
über Vorgänge in der Hauptverhandlung das Protokoll 
oder die Entſcheidungsgründe maßgebend ſeien, iſt 
keine materiellrechtliche Frage. Die als verletzt be— 
zeichneten SS 274 und 428 StPO. find im weſentlichen 
prozeſſualer Natur. Hiernach iſt die Feſtſtellung, die 
Widerklage ſei nicht wegen der unter a und b auf⸗ 
geführten Aeußerungen erhoben worden, für das Revi— 
ſionsgericht bindend. Mangels eines Strafantrages 
war die Verurteilung bezüglich des Punktes a unzu— 
läſſig. (Urt. vom 20. Juni 1907; RevReg. Nr. 266/07). 
993 H. 


Oberlandesgericht München. 


Nichtanwendbarkeit des 5 101 Gg. auf $ 794 11 
BD. für den Fall eines Anerkeuntnisurteils. Durch 
nerkenntnisurteil waren die Eheleute F. im Wechſel— 

prozeß geſamtverbindlich zur Zahlung von 20000 Mk. 
verurteilt worden. Außerdem enthielt das Urteil den 
Ausſpruch, daß der Mann die Zwangsvollſtreckung 
in das eingebrachte Gut der Frau zu dulden habe. 
Dieſes Urteil wurde mit einer Gebühr von 25 Mk. 20 Pf. 
gemäß § 21 GKG. (10) bewertet. Die Reviſion ord— 
nete die Nacherhebung von 34 Mk. 80 Pf. an, weil 
ein Vergleich mit dem Inhalte des Urteils außerhalb 
des Rechtsſtreits nur bei notarieller Beurkundung 
wirkſam geweſen wäre, da das Urteil die Verurteilung 
zur Duldung der Vollſtreckung in das eingebrachte Gut 
enthalte. Es ſei daher der Mehrbetrag der Gebühr 
für eine Notariatsurkunde gleichen Inhalts neben der 
Vergleichsgebühr zu erheben (§ 101 GKG.). Kläger 
erhob Erinnerungen. Das LG. entſchied, daß die Er— 
hebung der Zuſatzgebühr unberechtigt ſei. 

Gründe: Gemäß $ 101 GKG. iſt eine Zuſatz— 
gebühr zur Entſcheidungsgebühr des 8 23 GG. zu 
erheben, wenn für die auf Grund eines Anerkennt— 
niſſes erlaſſene Entſcheidung weniger zu erheben fein 
würde, als die Gebühr, welche nach den Landesgeſetzen 
für einen außerhalb des Rechtsſtreites geſchloſſenen 
Vergleich zu erheben wäre. Unter einem ſolchen Ver— 
gleich verſteht das Geſetz einen außerhalb des Rechts— 
ſtreites wirkſam geſchloſſenen Vergleich. Der Abſchluß 
eines Vergleichs iſt nach $ 779 BGB., abgeſehen von 
einigen Ausnahmen, formfrei, und ohne notarielle 
Beglaubigung wirkſam. Durch einen formloſen Ver— 
gleich hätten die Beklagten ſich wirkſam zur Zahlung 
von 20000 Mk. und der beklagte Mann zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut ver— 
pflichten können. Der Annahme der Regierung, daß 
ein Vergleich, worin der Mann die Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut zugeſteht, 
zur Wirkſamkeit der notariellen Beurkundung bedürfe, 
war nicht beizuſtimmen. Denn von der notariellen 
Beurkundung iſt nur die Vollſtreckbarkeit eines 
ſolchen Vergleichs abhängig 8794 Abi. 11 3PO.), welche 
mit der Wirkſamkeit nicht gleichbedeutend iſt. Die 
Regierung, Kammer der Finanzen, erhob Beſchwerde 
zum Oberlandesgerichte. Sie wurde zurückgewieſen. 

Gründe: IJ. Die Begründung der Novelle zur 
ZPO. von 1898 läßt erſehen, daß die Neufaſſung des 
§ 794, im Beſonderen des Abſ. 2, den Gläubiger in 
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die Lage bringen wollte, gegen den zur Duldung der 
Vollſtreckung Verpflichteten auf einfachem Wege einen 
vollſtreckbaren Titel zu erlangen und ſo die Koſten 
des Prozeſſes zu vermeiden. Mit dieſer Abſicht iſt es 
zwar nicht unvereinbar, daß in einzelnen Fällen das 
neue Mittel koſtſpieliger iſt als der Prozeßweg, immer⸗ 
hin weiſt aber jene Begründung im Vereine mit der 
unveränderten Faſſung des § 101 GK. darauf hin, 
daß die Geſetzgebung aus $ 739 ZPO. nicht eine neue 
Gebührenquelle herleiten, daß ſie vielmehr den Be— 
teiligten Koſten möglichſt erſparen wollte. Auch das 
bayer. Geb. hat auf dieſem Gebiete in keiner der 
ſeit 1892 eingetretenen Wandlungen eine fiskaliſche 
Tendenz erkennen laſſen. Das berechtigt zu der An- 
nahme, daß in Zweifelsfällen 8 101 GKG. ebenſo, 
wie die dort erwähnten Landesgeſetze, eher einſchrän⸗ 
kend, als ausdehnend auszulegen iſt. 

II. Im vorliegenden Falle hätte ein Vergleich 
nach § 794 Abſ. 2 380. eine Reihe von Streitpunkten 
zu erledigen gehabt, welche die Klagsbeantwortung 
erſehen läßt. Einer dieſer Punkte betraf den Güter— 
ſtand der Eheleute F. und die Duldungspflicht des 
Mannes. Hauptpunkte waren die Ordnungsmäßigkeit 
des Wechſels und die wechſelmäßige Mithaftung der 
Frau. Ein Anerkenntnis hinſichtlich dieſer Haupt— 
punkte konnte formlos erfolgen. Die Duldungserklärung 
gemäß § 794 Abſ. 2 ZPO. bedurfte allerdings der no— 
tariellen Beurkundung. Allein es iſt der Beſchwerde— 
führerin nicht zuzugeben, daß ſie notwendig in einem 
Akte mit den übrigen Anerkenntniſſen und in Ver— 
tragsform hätte beurkundet werden müſſen. Ge— 
währt z. B. ein Gläubiger im Vertragswege dem 
Schuldner die Stundung eines fälligen Kapitals unter 
der Bedingung der Hypothekbeſtellung, ſo iſt dieſer 
Vergleich wirkſam. Schließen zwei Nachbarn einen 
Vergleich über ſchuldrechtliche Streitigkeiten von hohem 
Betrag und verlangt hierbei der eine, daß ihm der 
andere eine kleine Landparzelle abtrete, die er ſchon 
längſt haben wolle, ſo kann die Abtretung zweifellos 
im Nachgang zu dem im obligatoriſchen Teil formlos 
wirkſamen Vergleiche geſondert vor dem Notar ver— 
lautbart werden. Nur wenn der Hauptgegenſtand 
des Vergleiches Materien betrifft, die dem Formzwang 
unterliegen (Immobilienkauf, Verfügung eines Mit— 
erben über ſeinen Nachlaßanteil) muß der ganze Ver— 
gleich notariell beurkundet werden. § 101 GKG. will 
nur dem Beſtreben entgegentreten, ſolche Verein— 
barungen der landesgeſetzlichen Beſteuerung in der 
Weiſe zu entziehen, daß ſie unter dem Schutze des 
Prozeßvergleiches mit den niedrigen Gerichtstaxen 
davonkommen: er will aber nicht eine Handhabe dafür 
bieten, daß eine Abmachung, die zur Vollſtreckbarkeit 
in einem Nebenpunkte der gerichtlichen oder notariellen 
Form bedarf, um dieſes Nebenpunktes willen ihrem 
geſamten Inhalte nach form- und abgabenpflichtig ge— 
macht wird. 

Auf Grund der Entſcheidung des ObèLG. vom 
18. Dezember 1905 (V, 33/05) will die Beſchwerde— 
führerin weiterhin für die Erklärung des Ehemannes 
die Vertragsform fordern. Die Begründung dieſer 
Entſcheidung iſt nicht unbedenklich; immerhin kann 
zugegeben werden, daß in dem von ihr behandelten 
Falle die Wechſelſeitigkeit der zwiſchen dem Gläu— 
biger und dem Ehemann im Intereſſe des Kredits 
der Ehefrau eingeleiteten Beziehungen eine „Einigung“ 
erfordert haben mag. Hier dagegen ſtand der Mann 
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ſchon infolge der gemeinſamen Wechſel zeichnung dem 
Kläger als Mitſchuldner gegenüber. Da die Geſamt⸗ 


haftung des Vermögens beider Eheleute ſchon beſtand, 
war ſeine Erklärung nur ein nebenſächlicher Verzicht 
auf die aus dem Verwaltungs- und Nutznießungs— 
rechte herzuleitenden Einwendungen gegen den Gläu— 
biger. Verzichte dieſer Art können in Gegenſtänden 
des Familienrechts ebenſo wie in jenen des Sachen— 
rechtes durch einſeitige Erklärung vor der Urkunds— 


perſon erfolgen. Der Mann, der in die Vollſtreckung 
gegen das Frauengut gemäß § 794 Abſ. 2 ZPO. ein⸗ 
willigt, verſpricht damit nur ein paſſives Verhalten; 
eine Annahmeerklärung des Gläubigers iſt nicht er— 
forderlich. Die Ausführung der Beſchwerde, daß ein 
Vergleich, der neben der Duldungserklärung noch 
andere Punkte regelt, im Koſtenpunkte nicht anders 
zu behandeln ſei, als ein Vergleich, der nur jene Er⸗ 
klärung betrifft, beruht auf der Vorausſetzung, daß 
jeder Vergleich in allen Teilen ſtets der Vertragsform 
unterliegt; allein es wurde ſchon dargetan, daß für 
die nebenſächliche Unterwerfung unter die Vollſtreckung 
die Verzichtsform genügt. Es iſt ſchon vom Reichs- 
gericht anerkannt worden, daß das Duldungsbegehren 
gemäß 8 739, 794,2 ZPO. nur eine Ergänzung der 
Wechſelklage gegen eine Ehefrau iſt und daher, trotz 
mangelnder Urkundenbelege, im Wechſelprozeß verfolgt 
werden kann (JW. 1902 S. 132 Nr. 38). Was in 
dieſer Hinſicht für den Prozeß gilt, muß auch für die 
ihn erſetzenden außergerichtlichen Feſtſtellungen gelten 

III. Nach dem bayer. Geb. find Verzichte und 
ähnliche einſeitige Erklärungen nicht wie eine mit der 
verhältnismäßigen Gebühr belegte vertragsmäßige 
Einigung zu behandeln. Das lehrt eine Muſterung 
der in Art. 144 -192 des Geb. aufgeführten Notariats— 
akte, ferner auch ein Blick auf Art. 31 der NotGebd., 
wonach ſelbſt bei den als Verträge zu bewertenden 
Vergleichen der Inhalt für die Art der Bewertung 
im einzelnen maßgebend iſt. Es wäre eine verfehlte 
Beweisführung, wenn — etwa im Hinblick auf Art. 153 
des Geb. — geſagt würde: Ein Vergleich iſt ſtets 
wie ein Vertrag zu behandeln; § 101 GKG. kennt 
außerhalb des Prozeſſes nur den — fingierten — außer— 
gerichtlichen Vergleich, alſo haben die Parteien, auch 
wenn ſie ſich auf eine wechſelmäßige Verpflichtung 
ſtützen können, ſtatt des einfachen und wohlfeilen 
Wechſelprozeſſes diejenige Form der außergerichtlichen 
Regelung zu wählen, welche das ganze Rechtsverhältnis 
der verhältnismäßigen Gebühr unterwirft, weil in 
einem Punkte zur Verwirklichung ihrer Rechte eine 
notarielle Urkunde erforderlich iſt. Es iſt vielmehr 
davon auszugehen, was die Parteien tun würden, 
um ohne Prozeß zur Vollſtreckung zu gelangen: nach 
Lage des Falles würde entweder der Weg eines form— 
loſen Vergleiches oder der Weg des Mahnverfahrens 
und daneben die einſeitige, notariell beurkundete 
Duldungserklärung des Ehemannes nach $ 794, 2 3PO. 
gewählt werden. 

IV. Es iſt noch darauf hinzuweiſen, daß ſelbſt 
bei einer Klage auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
durch einen Ehemann der Forderungsbetrag nur dann 
der Bewertung zugrunde zu legen wäre, wenn das 
Vollſtreckungsobjekt — hier der Nießbrauch des Ehe— 
mannes im 12½̃ſfachen Betrag — nicht einen geringeren 
Wert hat; wird aber die Duldung nur neben der 
Zahlung der Hauptſache begehrt, ſo unterliegt ſie 
überhaupt keiner geſonderten Bewertung, weil der 
Anſpruch hierauf nur ein Anhängſel des Haupt— 
anſpruches iſt. (Beſchluß vom 28. März 1907).') 

949 Mitgeteilt von Rechtsanwalt Juſtizrat S. in München. 


Oberlandesgericht Bamberg. 


Aufhebung einer früheren letztwilligen Verfügung 
durch ein mit ihr in Widerſpruch ſtehendes ſpäteres 
Teſtament. (SS 2084, 2258 BGB.). Franziska D. ver⸗ 
faßte am 1. April 1901, als ſie noch Witwe aber 
ſchon mit Martin D. verlobt war, ein Privatteſtament, 
worin ſie über ein bei einem Verwandten ausſtehendes 
Kapital von 17000 Mk. zugunſten ihrer Geſchwiſter letzt— 
willig verfügte mit dem Zuſatz, daß ihr künftiger Ehe— 
mann Martin D. hiervon nichts beanſpruchen dürfe. Am 


1) Der Beſchluß iſt rechtekräftig. 


26. März 1902 errichtete fie ein notarielles Teſtament, 
worin ſie ihr ganzes Vermögen zur einen Hälfte ihrem 
genannten Ehemann, zur anderen Hälfte ihren Ge⸗ 
ſchwiſtern vermachte. Martin D. klagte gegen die 
Miterben auf Anerkennung der Ungültigkeit des 
früheren Teſtaments. Das LG. wies die Klage ab, 
das OLG. gab ihr ſtatt. 

Aus den Gründen: Die Behauptung des 
Klägers, daß die letztwillige Verfügung vom 1. April 
1901 durch das notarielle Teſtament vom 26. März 1902 
gemäß § 2258 Abſ. 1 BGB. aufgehoben worden ſei, 
ſſt gerechtfertigt. Allerdings ſucht das BGB. nach 
Möglichkeit letztwillige Verfügungen aufrecht zu er⸗ 
halten; allein die hieraus ſich ergebenden Folgerungen 
finden, wie ſchon der Wortlaut des § 2084 zeigt, ihre 
natürliche Grenze an Verfügungen, die klar und un⸗ 
zweideutig ſind und an den im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit gegebenen zwingenden Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes, zu denen der $ 2258 fraglos gehört. Eine klare 
und unzweideutige letztwillige Verfügung enthält aber 
das Teſtament vom 26. März 1902. Es geht daher 
nicht an, auf ſie die nur für den Zweifelsfall gegebenen 
geſetzlichen Auslegungsregeln anzuwenden und unter 
Zuhilfenahme anderer ſchriftlicher oder mündlicher 
Aeußerungen der Erblaſſerin, ja ſogar des Wortlautes 
des älteren Teſtaments, deſſen Aufhebung in Frage 
ſteht, ihren an ſich klaren und eindeutigen Inhalt 
umzudeuten. Nach dem Wortlaute des Teſtaments 
vom 26. März 1902 kann kein Zweifel daran beſtehen, 
daß die Erblaſſerin über ihren geſamten Nachlaß 
verfügt hat; denn ſie ſpricht in dem Teſtamente ſtets 
nur von ihrem „Nachlaß“ oder „Nachlaßvermögen“ 
ſchlechtweg ohne eine Einſchränkung, aus der zu ent⸗ 
nehmen wäre, daß ſie irgend einen Teil ausgenommen 
haben wolle. Ferner erklärt ſie ganz allgemein, daß 
ihr Nachlaß aus eingebrachten Kapitalien und einer 
vollſtändigen Hauseinrichtung beſtehen werde und ſie 
hat ohne Vorbehalt Anordnungen getroffen, in welcher 
Weiſe dieſes Nachlaßvermögen verteilt werden ſolle. 
Daß fie auch ihre Außenſtände zu ihrem Nachlaßver⸗ 
mögen gerechnet hat, iſt unter den Parteien nicht 
ſtrittig. Mit dem Inhalte des ſpäteren Teſtaments 
läßt ſich aber das frühere vom 1. April 1901 über 
den Außenſtand zu 17000 Mk. nicht in Einklang bringen. 
Zwiſchen den beiden Teſtamenten, von denen das eine 
über einen ganz erheblichen Teil des Nachlaſſes, 
das andere aber nachträglich über den ganzen Nach⸗ 
laß ohne Ausſcheidung oder auch nur die geringſte 
Erwähnung dieſes Teiles verfügt, beſteht ein ſo er⸗ 
heblicher Widerſpruch, daß gemäß § 2258 Abſ. 1 BGB. 
das frühere Teſtament als durch das fpätere voll- 
ſtändig aufgehoben zu erachten iſt. 

Gleichgültig iſt, ob ſich Franziska D. bei Er⸗ 
richtung ihres ſpäteren Teſtaments des Widerſpruchs 
mit dem früheren bewußt geworden iſt und ob ſie das 
frühere Teſtament trotz der Faſſung des ſpäteren auf— 
recht erhalten wollte. Wollte ſie das, ſo mußte ſie 
es angeſichts der zwingenden Vorſchriften in den 
§§ 2031 und 2258 BGB. in einer geſetzlich einwand— 
freien Weiſe zum Ausdruck bringen und gegebenen 
Falles ihr ſpäteres Teſtament ſo faſſen, daß das 
frühere neben ihm beſtehen konnte. Dabei hätte ſie, 
bevor ſie zur Errichtung des ſpäteren Teſtaments ſchritt, 
ſich über die geſetzlichen Bedingungen erkundigen ſollen, 


unter denen die fortdauernde Rechtswirkſamkeit des 


Hat ſie 


früheren Teſtaments geſichert werden konnte. 
das unterlaſſen und kam infolgedeſſen ihr letzter Wille 
nicht in wirkſamer Weiſe zum Ausdruck, ſo kann hierfür 
auch der nur für rechtsgültige letztwillige Ver⸗ 
fügungen gewährleiſtete geſeßliche Schutz nicht beun- 
ſprucht werden. (Vgl. Endemann, Lehrb. d. bürg. Rechts 
6. Aufl. Bd. 3 § 24 Ziff. 5). (Urt. des 1. 3S. vom 
6. April 1907, BR. 239/06). 

992 Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 
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Literatur. 


Brunner, Heinrich, Deutſche Rechtsgeſchichte. 
1. Bd., 2. Aufl. Leipzig 1906. Verlag von Duncker 
& Humblot. 629 S. Mk. 14.—. 

Im Jahre 1887 brachte Heinrich Brunner der 
wiſſenſchaftlichen Welt den erſten Band ſeiner deutſchen 
Rechtsgeſchichte, in dem er die in einem halben Jahr⸗ 
hundert durch Spezialunterſuchungen gewonnenen Er— 
gebniſſe unter Dach und Fach zu bringen begonnen 
hatte. Der Band behandelte die germaniſche Zeit und 
die allgemeine Rechtsgeſchichte der fränkiſchen Zeit. 
Kurz darnach (1889) erſchien dann auch die erſte Auf⸗ 
lage von Richard Schröders erfolgreicher deutſcher 
Rechtsgeſchichte, von der wir wohl bald die 5. Auflage 
erhalten werden. Von Brunners groß angelegtem 
Werk iſt der 2. Band, der die beſondere Rechtsgeſchichte: 
das Staatsrecht, den Rechtsgang und das Strafrecht 
der fränkiſchen Zeit darſtellte, 1892 erſchienen, und 
heute iſt wohl nur eine Stimme darüber, daß es keinen 
beſſeren Kenner der Rechtsquellen der germaniſchen 
und fränkiſchen Zeit gibt als den Berliner Germaniſten. 
Seit einem Dezennium harren wir nun ſehnſüchtig und 
mit ſteigender Ungeduld der Fortſetzung des Werkes, 
und immer größer iſt die Schar derer geworden, die 
die frohe Erwartung einer Reſignation weichen fühlten, 
die nicht mehr zu hoffen wagt. Da läßt uns Brunner 
nun von neuem hoffen durch die 2. Auflage des ſeit 
etwa 10 Jahren vergriffenen 1. Bandes. 

Was iſt aus dem Bande geworden! Die 418 
Seiten ſind auf 588 angewachſen, dazu noch (S. 589 
bis 629) ein eingehendes Wort⸗ und Sachregiſter! 
Die 58 Paragraphen der 1. Auflage ſind beibehalten. 
Neu hinzugekommen iſt nur der § 21, der auf 10 Seiten 
die „Miſſetat“ in der germaniſchen Zeit betrachtet und 
Ausführungen des § 124 des 2. Bandes mit herüber 
genommen hat. Wenn auch die Bezeichnung und Folge 
der Paragraphen beibehalten iſt, inhaltlich iſt das 
Werk von Grund aus umgearbeitet. Kein Paragraph 
iſt ohne Aenderungen und Zuſätze geblieben, manche 
Materien ſind völlig umgearbeitet. Galt es doch die 
in 20 Jahren wieder angeſammelten Ergebniſſe einer 
raſtlos fortſchreitenden Forſchung zu verwerten, eine 
umfangreiche Literatur zu berückſichtigen und zu neuen 
Problemen Stellung zu nehmen. Wie Brunner ſein 
Werk dem neueſten Stande der Forſchung angepaßt 
hat, das zeigt ſelbſt flüchtiger Betrachtung auf jeder 
Seite die Anführung und Kritik der neueſten Literatur 
in den Anmerkungen. 

Auf den Inhalt des Werkes einzugehen, verbietet 
der Raum dieſes Blattes; den wiſſenſchaftlichen Gehalt 
kritiſieren zu wollen, wäre von mir Vermeſſenheit. Nur 
ein beſonderer Vorzug Brunners: die Kunſt der Dar⸗ 
ſtellung, ſoll hier rühmend hervorgehoben werden. Wie 
viel bequemer hat es der römiſche Rechtshiſtoriker! Eine 
im großen und ganzen einheitliche Entwicklung und ver- 
hältnismäßig gut geſammelte Quellen erleichtern ihm die 
Arbeit. Der Germaniſt dagegen ſteht vor einer Zer— 
ſplitterung der Entwicklung, vor einer Vernachläſſigung 
der Quellen. Wie mannigfaltig das Quellengebiet für den 
deutſchen Rechtshiſtoriker iſt, zeigt bei Brunner gleich 
ein Blick auf das ſechs Seiten umfaſſende Verzeichnis 
der Abkürzungen. Die ſchwierige Aufgabe, aus zer— 
ſtreuten Bauſteinen verſchiedenen Materials ein zu— 
ſammenhängendes Ganze, ein einheitlich und ſtraff 
geſchloſſenes Werk zu ſchaffen, iſt Brunner in geradezu 
vollendeter Weiſe gelungen. Er hat ſich als ein 
Meiſter nicht bloß in der Beherrſchung des Stoffes, 
ſondern auch in der Darſtellung erwieſen. Die Klar— 
heit, Flüſſigkeit und Anſchaulichkeit der Sprache erhellt 
am meiſten aus der ſcheinbar müheloſen Darſtellung 
in Sätzen von makelloſer Ueberſichtlichkeit. Wohl 
ſelten wird man ein Werk, das einen derartig ſpröden 
und zerſtückelten Stoff zu bewältigen hat, ſo frei von 
Schachtelſäßen und ſchleppenden Perioden finden. 
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Schon als ich in meiner Studienzeit mich in dieſe 
Rechtsgeſchichte vertiefte, war mein erſter und ſtärkſter 
Eindruck der bewundernden Staunens, in wie kurzen 
Sätzen die Darſtellung dahin fließt. Unendlich häufig 
ſind ja Sätze von einer und zwei Zeilen. 

Dieſe Kunſt der Darſtellung macht auch dem Er- 
müdeten die Lektüre des Werkes zu einem Genuß, zu 


fördernder Erholung. N 
Rechtsanwalt Dr. Böckel, Jena. 


Keidel, Fritz, Landgerichtsrat in München. Geſetz 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 mit beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der bayeriſchen Ausführungs- 
beſtimmungen. 2. vollſtändig umgearbeitete Auflage. 
München 1907, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
Gebd. Mk. 9.60. 


Die 2. Auflage unterſcheidet ſich von der erſten 
nicht nur in der äußeren Form, ſondern auch durch 
eine durchgreifende Aenderung in der Anordnung des 
Stoffes. Die früher in einem Ergänzungsbändchen 
vereinigten bayer. Ausführungsvorſchriften ſind jetzt 
in den Anmerkungen verarbeitet. Durch Heranziehung 
der ergiebigen Rechtſprechung und der Literatur hat 
ſich deren Umfang bedeutend vergrößert. Da das 
Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit im Univerſitäts⸗ 
ſtudium leider ganz vernachläſſigt wird, muß ſich jeder 
Rechtspraktikant ſofort nach dem Eintritt in die 
Praxis mit ihm vertraut machen, wenn er im 
Vormundſchafts- und Nachlaßweſen einigermaßen 
mit Gewinn für ſeine Ausbildung arbeiten will. Ein 
nur das Reichsrecht behandelnder Kommentar iſt als 
Hilfsmittel hierzu nicht zu empfehlen. Dagegen wird 
die Bearbeitung von Keidel — insbeſondere auch wegen 
der überſichtlichen Darſtellung — gute Dienſte tun. 


von der Pfordten. 


1. Trutzer, K., Miniſterialrat in München. Das In- 
validenverſicherungsgeſetz vom 13. Juli 
1899. Erläutert und mit den für das Reich und 
für Bayern erlaſſenen Ausführungsvorſchriften 
herausgegeben. 2. Auflage. Ansbach 1907, Verlag 
von C. Brügel & Sohn. Gebd. Mk. 8.—. 

2. Nanchalles, Heinrich, Regierungsrat in Speyer. Die 

deutſche Reichs verfaſſung. Eine Erläuterung 

der Reichsverfaſſungsurkunde vom 16. April 1871 

mit Anhang und Sachregiſter. Ansbach 1907, Verlag 

von C. Brügel & Sohn. Gebd. Mk. 5.80. 


Iwei handliche, elegant gebundene Ausgaben, die 
kurzgefaßte aber ſehr ſorgfältig bearbeitete Er— 
läuterungen bringen. 2 


Notizen. 


Maßregeln gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften 
und landſchaſtlich hervorragenden Gegenden trifft ein 
preußiſches Geſez vom 15. Juli 1907 (Preuß. Geſetz— 
ſammlung 1907 Nr. 35 S. 260). Es verdient beſon— 
dere Beachtung, weil es den Baupolizeibehörden ſehr 
weitgehende Befugniſſe zum Schutze architektoniſcher 
und landſchaftlicher Bilder gewährt und wahrſchein⸗ 
lich das Vorbild für die geſeßzgeberiſche Regelung in 
anderen Bundesſtaaten abgeben wird. Auch in Bayern 
wird man wohl bald an die Schaffung eines ähnlichen 
Geſetzes denken müſſen. Zwar erfreut ſich in Bayern 
die auf die Naturpflege gerichtete Vereinstätigkeit des 
Schutzes und der Förderung durch die Behörden (vgl. 
Amtsblatt der Staatsminiſterien des Kgl. Hauſes und 
des Aeußeren und des Inneren Nr. 5 vom Jahre 1906 


und Nr. 11 vom Jahre 1307), aber fie wird ſich erit . 
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entgegentreten werde. 


dann richtig entfalten können, wenn feſte Grundlagen 
für ein Einſchreiten gegen die Vernichtung oder 
Verunſtaltung von Natur- und Kunſtdenkmalen ges 
ſchaffen ſind. 

Das preußiſche Geſetz ſchützt in den 88 1 und 2 
zunächſt Straßen, Plätze, Bauwerke von geſchichtlicher 
oder künſtleriſcher Bedeutung gegen die Beeinträch⸗ 
tigung durch geſchmackloſe Neubauten und gegen Ber= 
ſtummelungen. Aehnliche Schutzvorſchriften enthalten 
die bayeriſche Bauordnung in 8 53 Abſ. 4 und das 
bayer. Pol StGB. in Art. 101 Abf. 3 (vgl. Englert, 
Bauordnung S. 78 und 134 ff.). Weitergehende und 
ſehr zweckmäßige Vorſchriften enthält das preußiſche 
Geſetz in 8 3: „Durch Ortsſtatut kann vorgeſchrieben 
werden, daß die Anbringung von Reklameſchildern, 
Schaukäſten, Aufſchriften und Abbildungen der Ges 
nehmigung der Baupolizeibehörde bedarf. Die Ge⸗ 
nehmigung iſt unter den gleichen Vorausſetzungen zu 
verſagen, unter denen nach §§S 1 und 2 die Genehmi⸗ 
gung zu Bauausführungen zu verſagen iſt.“ Eine ſehr 
verſtändige und nur zu begrüßende Anordnung trifft 
der 8 8. Der Regierungspräſident wird ermächtigt, 
mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für landſchaft⸗ 
lich hervorragende Teile des Regierungsbezirks vor— 
zuſchreiben, daß die Genehmigung zu Bauten und 
baulichen Aenderungen außerhalb der Ort- 

chaften verſagt werden kann, wenn dadurch das 
Landſchaftsbild gröblich verunſtaltet werden würde 
und dies durch die Wahl eines anderen Bauplatzes 
oder eine andere Geſtaltung des Baues oder die Ver— 


wendung anderen Baumaterials vermieden werden 


kann. 
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Zu 86 739, 93 ZPO. In der Abhandlung des 
Herrn Amtsrichters Kraus über § 739 ZPO. (Nr. 11 
und 12 dieſes Jahrgangs) wurde u. a. auch die Frage 
erörtert, unter welchen Vorausſetzungen der auf Dul— 
dung der Zwangsvollſtreckung verklagte Ehemann die 
Kosten des Rechtsſtreits zu tragen hat, wenn er die 
Duldungspflicht ſofort anerkennt. In einem Urteile 
vom 11. Mai 1907 hat das OLG. München in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem LG. München 1 ausgeſprochen, 
daß der Mann die Koſten nicht zu tragen hat, wenn 


er nicht vor der Klageſtellung durch Erklärungen oder 


Handlungen zu erkennen gegeben hat, daß er der 
Vollſtreckung in das eingebrachte Gut ſeiner Frau 
In den Gründen iſt u. a. 
folgendes ausgeführt: Die Duldungspflicht geht 
dahin, daß der Mann zugunſten des Gläubigers ſeiner 
Frau, ſoweit es deſſen Befriedigung erheiſcht, auf 
ſein Verwaltungs- und Nußnießungsrecht verzichtet 
und das eingebrachte Frauengut dem Zugriff des 
Gläubigers preisgibt. Der Mann hat aber nicht zur 
Zahlung der Schuld der Frau mitzuwirken. Die 


Vollſtreckung zu ermöglichen iſt er nicht verpflichtet. 


Es kann alſo auch davon nicht die Rede ſein, daß er 


dem Gläubiger, wohl gar ohne Aufforderung und 


ohne Rückſicht darauf, ob die Frau die Schuld an— 
erkennt, eine vollſtreckbare Urkunde nach § 794 Abſ. 2 
3PO. auszuſtellen habe. Eine ſolche Verpflichtung 
iſt im Geſetze nicht begründet; der Mann kann viel— 
mehr ſeine Duldungspflicht auch ohne Ausſtellung 
eines ſolchen Vollſtreckungstitels erfüllen. Der 
Gläubiger hat keinen Anlaß, gegen den Mann auf 
Duldung der Vollſtreckung zu klagen, wenn dieſer auf 
Aufforderung erklärt, daß er die Vollſtreckung dulden 
werde und tatſächlich der Zwangsvollſtreckung keine 
Hinderniſſe bereitet. 


— 
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Kann der Erſteher die Wirkung der Pfändung 
von Rietzinſen durch den Abſchluß neuer Riet⸗ 
verträge beſeitigen? 

Von Dr. Th. Wolff, Geh. Juſtizrat, 


Kammergerichtsrat in Berlin. 


Nach § 573 Satz 1 BGB. iſt im Falle der 
Veräußerung eines vermieteten Grundſtücks „eine 
Verfügung, die der Vermieter vor dem Uebergang 
des Eigentums über den auf die Zeit der Berech⸗ 
tigung des Erwerbers entfallenden Mietzins ge: 
troffen hat, inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den 
Mietzins für das zur Zeit des Uebergangs des 
Eigentums laufende und das folgende Kalender⸗ 
vierteljahr bezieht“, und nach $ 57 Zw. gilt 
dasſelbe gegenüber dem Erſteher. Der Verfügung, 
die der Vermieter vor dem Eigentumsübergang 
getroffen hat, ſteht die gegen ihn ergangene 
Pfändung des Miet⸗ oder Pachtzinſes gleich (RGE. 
Bd. 58 S. 181, Bd. 59 S. 177, Wolff in 
Gruchots Beitr. Bd. 48 S. 255 ff.). 


Es fragt ſich, ob der Erſteher die Wirkung 
dieſer Pfändung des Mietzinſes dadurch abwenden 
kann, daß er mit dem Mieter einen neuen Miet⸗ 
vertrag ſchließt. 


Das Oberlandesgericht zu München hat dieſe 
Frage in dem Bd. 3 S. 22 dieſer Zeitſchrift 
veröffentlichten Erkenntnis vom 16. Oktober 1906 
bejaht. Es führt aus: „Durch die Pfändung 
der Mietzinſen trat der Pfandgläubiger nicht etwa 
in das Mietverhältnis ſelbſt ein. Solange dieſes 
beſtand, fielen die Mietzinsforderungen ſofort unter 
das Pfandrecht, aber mit dem Mietverhältnis 
ſelbſt hatte die Pfändung nichts zu tun. Sie 
konnte nicht hindern, daß der Schuldner durch 


Vereinbarung mit den Mietern das Mietverhältnis 


für die Zukunft löſte und dadurch die weitere Ent— 
ſtehung der Mietzinsforderungen aus dem Vertrag 
ausſchloß. Der Anſteigerer verſtößt auch nicht 
gegen die guten Sitten, wenn er mit den Mietern 
neue Verträge eingeht, um das Recht des Pfän⸗ 
dungsgläubigers für die Zukunft auszuſchließen. 
Denn der Anſteigerer ſteht zu dem Pfändungs⸗ 


gläubiger in keinem weiteren als dem durch die 
Forderungspfändung vermittelten Rechtsverhältniſſe. 
Sein berechtigtes Intereſſe, bald in den Genuß 
der Nutzungen zu kommen, ſtößt mit dem Pfand⸗ 
rechte des Gläubigers zuſammen, und es beſteht 
kein ausreichender Grund für ihn, jenes Intereſſe 
dieſem Rechte nachzuſetzen“. 

Es iſt leicht zu erkennen, daß dieſe Rechts⸗ 
folgerung, wenn ſie richtig wäre, ſchwere wirtſchaftliche 
Schäden nach ſich ziehen müßte. Der Erſteher, 
dem infolge der Pfändung geſetzlich der Genuß 
der beſchlagnahmten Nutzungen für die im § 573 
beſtimmte Zeit entzogen iſt, hat allerdings das 
größte Intereſſe, das Recht des Pfändungspfand⸗ 
gläubigers auszuſchließen, und, wenn ihm dieſe 
Ausſchließung durch bloße Umänderung des Miet— 
vertrages geſtattet iſt, jo wird er durch eine be⸗ 
deutende Minderung des Mietzinſes den Mieter 
unſchwer zu einer Aenderung des Vertrages be— 
wegen können. Stände es feſt, daß ein ſolches 
Verfahren erlaubt ſei, daß es nicht einmal gegen 
die guten Sitten verſtoße, und der Erſteher dabei 

in berechtigter Wahrnehmung ſeiner Intereſſen 
handle, jo würde ein ſolches Verfahren bald all: 
gemein beliebt werden. Was aber der Erſteher 
tun darf, iſt auch dem Käufer geſtattet, welcher 
das vermietete Grundſtück durch rechtsgeſchäftliche 
Verfügung erworben hat, da der § 57 Zw WG. 
nur eine Anwendung des $ 573 BGB. vorſchreibt. 
Die Pfändung des Mietzinſes würde daher in 
vielen Fällen keinen praktiſchen Wert haben, und 
der Gläubiger, der die Pfändung von Forderungen 
in der Regel erſt nach fruchtloſer Mobiliarzwangs⸗ 
vollſtreckung betreiben wird, würde ſich durch ſein 
Intereſſe veranlaßt ſehen, ſtatt der werlloſen 
Pfändung von Mietforderungen zur Immobiliar— 
exekution überzugehen. Die Zwangseintragung iſt 
ihm verſchloſſen, wenn ſeine Forderung nicht den 
Betrag von 300 Mk. überſteigt, oder wenn er, 
um ſich und ſeinem Schuldner Koſten zu erſparen, 
für ſeine unſtreitige Forderung nur einen Zahlungs— 
und Vollſtreckungsbefehl erwirkt hat, $ 866 Abſ. 3 
ZPO., und in anderen Fällen iſt fie für ihn dann 
| nicht von praktiſchem Wert, wenn er nicht in der 


Vermögenslage iſt, die Beitreibung der Schuld: 
ſumme aufzuſchieben. Sein Intereſſe drängt ihn da⸗ 
her auf den Weg der Zwangsverſteigerung oder der 
Zwangsverwaltung und zwar gerade wegen kleinerer 
Beträge, für welche man ſonſt Abſtand nehmen 
würde, eine für die wirtſchaftliche Exiſtenz des 
Schuldners ſo folgenſchwere Maßnahme zu bean⸗ 
tragen; ſelbſt wegen Steuerrückſtänden (Preuß. VBl. 
Bd. 24 S. 491) würden dieſe ſchwerſten Voll⸗ 
zugsmaßregeln betrieben werden. Die von der 
Geſetzgebung erſtrebte Verminderung der Zwangs⸗ 
verſteigerungen würde in der bedenklichſten Weiſe 
in Frage geſtellt werden. 


Zieht man die Konſequenz noch weiter, ſo 
zeigt ſich auch die juriſtiſche Unhaltbarkeit der 
Beſeitigung des Pfändungspfandrechtes durch den 
Abſchluß neuer Mietverträge. Denn, wenn der 
neue Erwerber trotz der Pfändung das Mietver⸗ 
hältnis auflöſen darf, fo ſtände ihm dasſelbe 
Recht auch gegenüber jeder rechtsgeſchäftlichen Ver⸗ 
fügung ſeines Rechtsvorgängers zu. Denn die 
Rechtswirkſamkeit der Pfändung des Mietzinſes 
gegenüber dem neuen Erwerber iſt nur eine An⸗ 
wendung des Satzes, daß dem neuen Erwerber 
gegenüber die rechtsgeſchäftliche Verfügung des 
Vermieters über den Mietzins wirkſam bleibt. 
Der Erſteher ſowohl wie überhaupt jeder neue 
Erwerber dürfte daher ſogar die Zeſſion des Miet⸗ 
zinſes, die der Verkäufer vorgenommen hat, durch 
Aenderung des Mietverhältniſſes beſeitigen; die 
durch den § 573 vorgeſchriebene Wirkſamkeit der 
Verfügung des Vermieters im Verhaͤltnis zum 
neuen Erwerber würde dadurch aufgehoben und 
der § 573 beſeitigt ſein. 

Die Unrichtigkeit der entgegenſtehenden Anſicht 
ergibt ſich ferner aus folgenden Gründen: 

Durch die Pfändung des Mietzinſes iſt das 
Entgelt für die Benutzung der Wohnung beſchlag⸗ 
nahmt, und dieſe Beſchlagnahme beſteht auch dann, 
wenn durch einen neuen Vertrag die Verpflichtung 
zur Bezahlung des Mietzinſes nicht geändert wird; 
denn das Entgelt bleibt dasſelbe, wenn auch das 
Rechtsverhältnis neu geordnet iſt. Dieſe, an⸗ 
ſcheinend auch von dem Oberlandesgericht in 
München vertretene, Annahme kann aber dann 
nicht gelten, wenn die eine oder die andere Leiſtung 
durch einen neuen Vertrag verändert wird, wenn 
auf Grund des neuen Vertrages der Mieter in 
ein anderes Stockwerk, in ein anderes Haus des 
Erſtehers zieht, wenn er ſtatt des in Reichswährung 
zu zahlenden Mietzinſes eine andere Leiſtung z. B. 
die Dienſte eines Hausverwalters übernimmt, oder 
wenn der Erſteher mit dem Mieter die gänzliche Be— 
endigung des Vertrages vereinbart und der Mieter 
demzufolge auszieht. In allen dieſen Fällen, 
überhaupt in allen Fällen, in welchen der ge— 
pfändete Mietzins auf Grund des bisherigen Miet— 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 19. 


vertragsmäßig beſtimmten Mietzins zu fordern, 
und durch den Verzicht verfügt er über das 
Recht auf den Mietzins. Denn der Verzicht auf 
ein Recht iſt eine Verfügung über das Recht. 
Dieſe Verfügung iſt ihm aber verboten. Denn 
die Pfändung einer Geldforderung erfolgt nach 
5 829 ZPO. nicht nur durch das an den Dritt- 
ſchuldner (den Mieter) ergangene gerichtliche Verbot, 
dem Hauptſchuldner nicht zu zahlen, ſondern außer⸗ 
dem durch das an den Hauptſchuldner ergangene 
Verbot, ſich jeder Verfügung über die Forderung 
zu enthalten. Dieſes Verfügungsverbot hat die 
Natur eines vom Gericht innerhalb ſeiner Zu⸗ 
ſtändigkeit erlaſſenen Veräußerungsverbots 
des $ 136 BGB. (ſ. z. B. Gareis, Komment. 
Anm. 2 zu $ 136 BGB.). Dieſes Veraͤußerungs⸗ 
verbot wirkt nach dem im $ 136 bezogenen $ 135 
zugunſten desjenigen, deſſen Schutz es bezweckt, 
alſo hier zugunſten des Pfaͤndungspfandglaͤubigers, 
auch jedem Dritten gegenüber, wenn dieſer das 
Veräußerungsverbot kannte, und macht unter dieſer 
Vorausſetzung eine dem Veräußerungsverbot ent⸗ 
gegenſtehende Verfügung unwirkſam. Der Erſteher 
(überhaupt der neue Erwerber des Grundſtücks), 
welcher die Pfändung des Mietzinſes kannte, kann 
daher nicht auf das Mietrecht verzichten, weil er 
durch den Verzicht über die Mietzinsforderung 
verfügt, für welche zugunſten des Pfändungspfand⸗ 
gläubigers ein gerichtliches Veräußerungsverbot 
beſteht. Der Pfändungspfandgläubiger wird daher 
durch den Vertrag nicht betroffen und zieht den 
gepfändeten Mietzins vom Mieter ſo ein, als ob 
der Erſteher mit ihm einen Vertrag nicht ge⸗ 
ſchloſſen hätte. 

Daß der neue Erwerber die Pfändung des 
Mietzinſes kennt, wird die Regel bilden. Aber, 
auch wenn er ſie nicht kennt, kann er für die im 
8 573 angegebene Zeit auf den Mietzins nicht 
verzichten, weil er auch ohne ein gerichtliches Ver⸗ 
bot über dieſen Mietzins nicht verfügen darf. Denn, 
da der $ 573 vorſchreibt, daß die ſchon vor dem 
Eigentumsübergang vom Vermieter (oder vom 
Gläubiger durch Forderungspfändung) getroffene 
Verfügung in den Grenzen des § 573 wirkſam 
zu bleiben hat, ſo darf der neue Erwerber nicht 
eine Verfügung treffen, durch welche die geſetzlich 
vorgeſchriebene Wirkung einer früheren Verfügung 
beſeitigt wird. Durch die vom Vermieter (oder dem 
Pfändungsgläubiger) getroffene Verfügung war das 
Entgelt für eine beſtimmte Benutzung des Grundſtücks 
betroffen. Durch dieſe Verfügung hatte er ſelbſt das 
Recht, das Entgelt zu fordern, nach Maßgabe der Ver⸗ 
fügung verloren, durch die Eigentumsübertragung 
erlangte der neue Erwerber des Grundſtücks daher 
das Eigentum an dem Grundſtück nur abzüglich 
des Rechtes der, ſchon von ſeinem Rechtsvorgänger 
ausgeübten, Verfügung über den Mietzins für 
die geſetzliche Zeit. Da ihm die Verfügung über 


vertrages nicht mehr gefordert werden kann, ver- die Mietsforderung, ſoweit darüber ſchon disponiert 
zichtet der Erſteher auf das Recht, den bisher | ift, alſo nicht zuſteht, jo kann er eine ſolche Ver: 


fügung nicht rechtswirkſam ausüben, auch wenn 
er die ſein Verfügungsrecht ausſchließende Tat⸗ 
ſache nicht kannte. 

Der neue Erwerber darf daher über einen 
Mietzins, über welchen der Vermieter oder deſſen 
Pfändungsgläubiger für die Zeit des 8 573 BGB. 
bzw. des $ 57 ZwVGG. verfügt hat, nicht durch 
Veränderung des Mietvertrages anderweitig ver⸗ 
fügen, mag er die frühere Verfügung gekannt 
haben oder nicht. 


leberweiſungs⸗ und Scheckverkehr 
zwiſchen Hypothekenbanken und LKotaren.“) 


Von Bankdirektor Fr. Bonſchab in München. 


Veranlaßt durch den Entwurf eines Scheck⸗ 
geſetzes rührt man ſich in Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kreiſen mit erfreulicher Energie, Mittel und Wege 
zu finden, welche geeignet find, den Bargeld⸗Ver⸗ 
kehr und damit die Spannung des Geldmarkts 
einzudämmen. Gleichzeitig iſt die Reichsbank mit 
einer Vorlage an die Oeffentlichkeit getreten, nach 
welcher der Hypotheken- Zahlungsverkehr 
und der Hypotheken-Abrechnungsverkehr 
behufs Bargelderſparung und Entlaſtung der 
Quartalstermine geregelt werden ſollen, einerſeits, 
indem die Reichsbank als Treuhänderin für 
Hypotheken⸗Dokumente aller Art fungiert, welche 
Zug um Zug gegen Zahlung an einen Andern 
ausgeliefert werden ſollen, anderſeits indem bei 
der Reichsbank eine Hypotheken⸗Abrechnungsſtelle 
errichtet wird, zu dem Zwecke, die im Hypotheken⸗ 
geſchäftsverkehr zwiſchen den Beteiligten vor⸗ 
kommenden Zahlungen unter tunlichſtem Ausſchluß 
der Barzahlung durch Verrechnung und Zu- und 
Abſchreibung der Saldi auf ihren Girokonten bei 
der Reichsbank zu erledigen. Nichts lag ange: 
ſichts dieſes begrüßenswerten Vorgehens näher 
als zu erwägen, ob und inwieweit dieſe Ein⸗ 
richtung auch für Bayern durchführbar und wenn 
nicht, in welch andern Formen für das Bargeld⸗ 
weſen ein Erſatz zu finden ſei. 


Nun iſt bereits im Handelsteil einer Tages⸗ 
zeitung?) dieſe Frage beſprochen worden. Die 
beiden Aufſätze gelangen zu dem Ergebnis, daß 
ſpeziell für Bayern mit Rückſicht auf das Syſtem 
der Buchhypothek die Einführung des Hypotheken⸗ 
Zahlungs- und Abrechnungsverkehrs ſich nicht er: 
möglichen laſſe. Dieſem Ergebnis muß man 
nach Lage der Sache leider zuſtimmen. 


Die hypothekariſchen Darlehen der Hypotheken⸗ 


1) Vgl. auch die Mitteilung in Nr. 15/16 S. 323. 
2) Vgl. Münchn. N. Nachr. Nr. 343 v. 24. 7. 07 
und Nr. 356 v. 1.8. 07. 
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banken find ihrer Natur und ihrem Zweck nach 
möglichſt langfriſtige Darlehen; das ſchließt von 
ſelbſt aus, daß die Bank die Abtretung ihrer 
Hypotheken oder eine ſonſtige Verwertung beab⸗ 
ſichtigt; denn ſie ſollen ja als Unterlage der 
hierfür auszugebenden Pfandbriefe dienen; damit 
aber iſt von ſelbſt gegeben, daß für dieſe Darlehen 
einzig die Form der Hypothek, für welche die 
Erteilung eines Hypothekenbriefes ausgeſchloſſen 
iſt, d. i. der Buchhypothek in Betracht kommt. 
Für die Abwickelung der Eintragung einer ſolchen 
Buchhypothek an der bedungenen erſten Rangſtelle 
ſind die Notariate nicht zu entbehren und eine 
Tätigkeit irgend einer Anſtalt als Vermittlerin 
des Hypothek⸗Zahlungsverkehrs iſt ausgeſchloſſen. 
Die hierbei in Betracht kommenden Verhältniſſe 
ſind in den angegebenen Aufſätzen zutreffend ge⸗ 
ſchildert und ein weiteres Eingehen hierauf daher 
nicht veranlaßt. 

Es iſt nun dort auf einen Punkt hinge⸗ 
wieſen worden, welcher ohne Rückſicht auf die 
Vorſchläge einer Reform allerdings dringend 
harrt, d. i. die Regelung der Auszahlung der 
Darlehensvaluten ſeitens der Geldgeber, ſpeziell 
der Banken an die Notare und der Auszahlung 
durch die Notare an die Darlehensnehmer und 
wegzufertigenden Gläubiger. Eine weſentliche 
Rolle ſpielt hierbei die Frage der Haftung der 
Notare. 

Der Entwurf zum Notariatsgeſetz v. 9. Juni 
1899 hatte urſprünglich dem Notar nur die Er: 
laubnis erteilt, Gelder ꝛc., die aus Anlaß eines 
Amtsgeſchäfts von den Beteiligten übergeben 
werden, zur Aufbewahrung für die Beteiligten 
oder zur Ablieferung an Dritte zu übernehmen 
und eine Verpflichtung des Notars zur Ueber⸗ 
nahme nur inſoweit feſtgeſetzt, als ſie ſich aus 
geſetzlichen Vorſchriften ergibt. 

Dank dem Eintreten des Juſtizgeſetzgebungs⸗ 
ausſchuſſes der Abgeordnetenkammer, welcher gerade 
mit Rückſicht auf den Hypothekenverkehr die Not⸗ 
wendigkeit hervorhob, auch für dieſe Fälle die 
Haftung des Staates eintreten zu laſſen, kam der 
Art. 4 des Not. zuſtande, der hierfür unter Ein⸗ 
räumung einer Hinterlegungsgebühr von /10 vom 
Tauſend des jeweils hinterlegten Betrags, mindeſtens 
aber 20 Pfg., beſtimmt: „Der Notar iſt ver⸗ 
pflichtet, Gelder, Wertpapiere und Koſtbarkeiten, 
die ihm aus Anlaß eines Amtsgeſchäftes von den 
Beteiligten übergeben werden, zur Aufbewahrung 
für die Beteiligten oder zur Ablieferung an Dritte 
oder an eine Behörde zu übernehmen.“ Bei 
Verfehlungen hiergegen tritt nun die Haftung des 
Staates nach Art. 126 NotG. ein. 


Iſt nun ſo die Frage der Haftung des Notars 
vielmehr des Staats ausreichend und befriedigend 
geregelt — von der Haftung für die Notariats— 
gehilfen ſei hier vorerſt abgeſehen —, ſo iſt nun 
zu erwägen, in welcher Weiſe die weiter oben 
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berührten Bar⸗Zahlungen an oder durch die nächſt vom Umfange des Notariats abhängen, ob 
Notariate erſetzt werden können. nicht mit Rückſicht auf etwa an Bankplätzen woh⸗ 
In dem zweiten der mehrerwähnten Aufſätze iſt nende Gläubiger die Einführung des Giroverkehrs 
gejagt, daß die Giroüberweiſung an die No- zweckmäßig iſt. Der Forterhebung der ſtaatlichen 
tariate, „welche ein Girokonto bei der Reiche: Depoſitalgebühren ſteht irgend ein begründetes 
bank beſitzen“, mit Rückſicht auf die mangelnde Bedenken nicht entgegen, weil der Staat die von 
Haftung des Staats für die Notariatögehilfen ihm geführte Bankanſtalt und deren Einrichtungen 
untunlich iſt. für 1 . 
Wiederum zunächſt von den Notariatsgehilfen aß ſich auch an den Hinterlegungsgebühren 
abgeſehen iſt aber gerade die mit Einführung für die Notare damit nichts ändert, möchte 
eines neuen Scheckgeſetzes im weiten Umfang er⸗ beſonders hervorgehoben werden. Iſt doch ſchon 
möglichte Errichtung eines Bankkontos zunächſt in Art. 98 der Notariatsgebührenordnung vom 
für alle diejenigen Notariate angezeigt, an deren 29. Dezember 1899 die Hinterlegung von Geldern 
Sitze ſich eine Filiale entweder der Reichsbank, dc. durch die Notariate bei öffentlichen Banken 
der kgl. Bank oder der Bayer. Notenbank befindet. vorgeſehen. Daß, wie in Nr. 356 der „M. N. N. 
Daß dieſe Errichtung durchführbar iſt, beweiſt ae m zu... mit Rück⸗ 
ſtatt alles weiteren einfach die Tatſache, daß jetzt ich 110 ; 5 ilfen G hei ſtaatlichen Haftung 
ſchon einige Notariate in Bayern ein Bankkonto n m ‚nicht ait; Denn 
bei den betr. Filialen der Notenbank haben und f mursan Ichtesen 
daß die Benützung des Giroverkehrs zwiſchen ſelbſt gegen deſſen eigenhändige Empfangsbeſtati⸗ 
Banken und Notar in der glatten und einfachen gung ausliefern und etwaige Noſtvogmachten der 
Weiße vor ch geh de ache een Der Gike- Gehilfen ausſchalten, iſt in dieſer Allgemeinheit 
verkehr ermöglicht. an en > En fur 1 
a ie 
Wenn dieſer Giroverkehr mit Inkrafttreten des VVV 


| 
eine jo ſtrenge, daß ſich jeder Notar es überlegen 
neuen Scheckgeſetzes — an deſſen Zuſtandekommen wird, andere als durchaus vertrauenswürdige. Per⸗ 
wohl nicht zu zweifeln iſt — auf geſetzlichen Grund- ſonen mit den Kaſſageſchäften zu betrauen. 
lagen aufgebaut iſt, ſo muß die Errichtung von Denn nach Art. 20 des NotG. in Verbindung 
Girokonten für die Notariate mit der Vorausſetzung mit 8 831 BGB. und Art. 7 EG. z. BGB. 
5 nn 19 5 on 120 haftet der Notar in allen Fällen, in welchen der 
1 BED N 1 Bunt er sell fe 5 Ei Gehilfe in Ausübung der Verrichtung einem Dritten 
da Sue geben che Ad een | rt, Shan ende ner 
daß die Girokonti lediglich bei den Tal. Filial⸗ ſeits kein Verſchulden des Gehilfen erfordert, ander⸗ 
| 


3 ſeits kann der Notar nicht den Gegenbeweis der 
banken errichtet und geführt werden, ſo ergibt ſich f ; 
hieraus aber weiter folgendes: Die Möglichkeit Beobachtung der erforderlichen Horgfalt bei ber 


der Haftung des Staates wicd dadurch daß die Herimann, Bayer Lanbreprivatreht g 57 gegen 
Gelder nicht in . des a Kaiſenberg⸗Dennler, Notariatsgeſetz zu § 20). 

di Haft 1 1905 a Dich fahl nn Die Einführung des Ueberweiſungs- und Sched: 
5 1 5 iſt verkehrs für den Hypotheken⸗Auszahlungsverkehr 
ebenſo die geſamte Manipulation mit den Geldern wird an der Erleichterung, des einheimiſchen Geld⸗ 


RE . . g kts ganz weſentlich mitwirken. 
vollſtändig wegfällt, ebenſo weſentlich verringert . f . 
und dem Notar wie dem Perſonal bei den Banken Es wäre freudig zu begrüßen, wenn die 
und bei den Notaren eine Unſumme von Arbeit Staatsregierung dieſe Vorſchläge recht bald bei 
(Nachzählen z. B.) erſpart. Dabei iſt natürlich 
vorausgeſetzt, daß die Notariate angewieſen werden, 
die Gelder nicht zu erheben, ſondern die notwen— 
digen Auszahlungen gleichfalls durch Schecks zu 
machen. Damit entſteht der weitere Vorteil, daß . 
5 en ich 1 5 > mehr an Das vorzeitige Kündigungsrecht der Militär: 
en Scheck gewöhnt und deſſen Einrichtung mög— PIE 
lehſt gefördert wird. | perfonen, Beamten, Geiflichen und Lehrer an 

An den Notariatsſitzen, an welchen ſich eine öffentlichen Unterrichtsanſtalten nach 8570 868. 
Baukfiliale nicht befindet, wird die Errichtung 
eines Scheckkontos ſich nicht durchweg einführen 


umſetzen würde. 
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Von W. Hagen, Landgerichtsrat in Frankenthal. 


laſſen, wenn man bedenkt, daß in dieſen Fällen § 570 BGB. beſtimmt: 
bei Regelung der Hypotheken der Notar in der „Militärperſonen, Beamte, Geiſtliche und Lehrer 


an öffentlichen Unterrichtsanſtalten konnen im Falle 


Regel die Valuta bei der Hand haben muß; 
der Verſetzung nach einem anderen Orte das 


immerhin wird es Ermeſſensſache ſein und zu— 


Einführung des neuen Scheckgeſetzes in die Tat 


Mietverhältnis in Anſehung der Räume, welche 
ſie für ſich oder ihre Familie an dem bisherigen 
Garniſon⸗ oder Wohnorte gemietet hatten, unter 
Einhaltung der geſetzlichen Friſt kündigen. Die 
Kündigung kann nur für den erſten Termin erfolgen, 
für den ſie zuläſſig iſt“. 


Das BGB. gewährt ſonach den genannten 
Perſonen bei dem Vorliegen gewiſſer Vorausſet⸗ 
zungen ein ſog. vorzeitiges Kündigungsrecht. Um 
es richtig würdigen zu können, iſt es zunächſt ge⸗ 
boten, die Entſtehungsgeſchichte dieſes Paragraphen 
zu betrachten, zumal durch ſie eine Reihe von 
Streitfragen ihre Erledigung findet. Die Motive 
zum Entwurfe des BGB. führen zu $ 527 (jetzt 
§ 570) des Entwurfes nur kurz aus: 


„Die an die Beſtimmungen des preuß. ALR. l. 
21, SS 376, 377 anknüpfende Vorſchrift des $ 527 
beruht auf ähnlichen Gründen wie diejenigen, 
welche zur Vorſchrift des 8 526 geführt haben; 
ein Bedürfnis nach dem Vorgange des ALR. 1, 
21, 8 378 für den Fall der Mobilmachung zu⸗ 
gunſten der Militärperſonen eine noch weiter⸗ 
gehende Vorſchrift zu geben, kann dagegen nicht 
anerkannt werden, zumal bei der Beratung des 
RM. vom 2. Mai 1874 eine ſolche Vorſchrift 
als unbillig und unzweckmäßig vom Reichstage 
abgelehnt worden iſt“ (vgl. Mot. II 416). 


8 527 des Entwurfes lautete: 


„Das Recht, durch Kündigung nach Maßgabe 
des 8 522 III das Mietverhältnis ungeachtet der 
Vereinbarung einer längeren Mietzeit oder Kündi⸗ 
gungsfriſt zu beendigen, ſteht einem Beamten oder 
einer Militärperſon auch im Falle der Verſetzung 
nach einem anderen Orte in Anſehung einer Wohnung 
zu, welche ſie an dem bisherigen Wohnorte oder 
Garniſonsorte zum Gebrauch für fi) oder ihre 
Familie gemietet hatten“ (vgl. Mugdan, Mater. 
Bd. II S. LXXVI). — 


In der Reichstagskommiſſion waren zwei An⸗ 
träge zu $ 527 geſtellt worden: 


1. Den § 527 durch folgende Vorſchrift zu 
erſetzen: 

„Hat der Mieter in ſeinem Wohnorte eine 
Wohnung zum Gebrauche für ſich oder ſeine 
Familie gemietet und wird er durch eine nicht 
freiwillige Veränderung in ſeiner Perſon genötigt, 
den Wohnort aufzugeben, ſo kann er die Miete 
durch Kündigung nach Maßgabe des § 522 III 


aufheben, auch wenn eine längere Mietzeit oder 


Kündigungsfriſt vereinbart iſt. Als eine ſolche 
Nötigung zur Aufgabe des Wohnortes gilt insbe— 
ſondere die Verſetzung einer Militärperſon oder 
eines Beamten oder eines Geiſtlichen oder eines 
Lehrers an einer öffentlichen Unterrichtsanſtalt 
nach einem anderen Garniſons- oder Wohnorte“; 

vorſorglich: 

a) Die Vorſchrift des $ 527 auszudehnen auf 
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Geiſtliche und Lehrer an öffentlichen Unterrichts⸗ 
anſtalten; 

b) als Abſ. II beizufügen: Das Kündigungs- 
recht kann durch Vertrag nicht ausgeſchloſſen werden. 

2. In 8 527 zu ſagen .... ſteht öffent⸗ 
lichen Beamten . . . in Anſehung folder Räume 
zu, welche fie an dem bisherigen Wohn- oder 
Garniſonsorte zum Gebrauch für ſich oder ihre 
Familie gemietet hatten. 

Die Kommiſſion lehnte den prinzipalen An⸗ 
trag 1 ab, nahm dagegen den Antrag 1a an; der 
Antrag 1 b wurde fallen gelaſſen; dem An: 
trage 2 entſprechend wurde ferner beſchloſſen, 
ſtatt „Wohnung“ zu ſagen „Räume“. Der 
Antrag 2, ferner zu ſagen, einem öffentlichen 
Beamten (ſtatt einem Beamten), wurde zurüd: 
gezogen. 

Die Erwägungen hierfür waren folgende: Der 
8 527 habe den Charakter eines Privilegiums. 
Der Hauptantrag 1 wolle dies durch eine allge⸗ 
meine Faſſung der Vorſchrift, entſprechend dem 
ALR. beſeitigen; hierzu gebe aber die Natur des 
Mietvertrages keine Veranlaſſung; außerdem ent⸗ 
ſtänden Bedenken wegen der Tragweite des § 527 
in der vorgeſchlagenen Faſſung; ſo ſei es z. B. 
ungewiß, ob darunter begriffen ſein ſollten die 
Fälle der Penſionierung, der Geiſteskrankheit, der 
ſtrafrechtlichen Verurteilung uſw., welche Umſtände 
den Mieter doch auch durch „eine nicht freiwillige 
Veränderung in ſeiner Perſon“ nötigen können, 
den Wohnort zu ändern. Es empfehle ſich vielmehr, 
in den Schranken des durch die öffentlich- rechtlichen 
Bedürfniſſe allerdings gebotenen $ 527 in der 
Faſſung des Entwurfes zu bleiben, wobei es aber 
richtig ſei, das Privilegium des § 527 entſprechend 
dem § 311 des Entw. und $ 7157 (alte Faſſung) 
ZPO. auszudehnen auf Geiſtliche und Lehrer an 
öffentlichen Unterrichtsanſtalten, wie es der Antrag 
1a bezweckt. Dagegen ſei ein ſo weitgehender 
Eingriff in die allgemeinen Beſtimmungen des 
Mietrechtes, wie ihn der Autrag 1b vorſchlage, 
durch öffentlich⸗rechtliche Bedürfniſſe nicht geboten; 
außerdem würde es bei der Annahme dieſes An⸗ 
trages den Beamten uſw. vorausſichtlich ſchwer 
werden, Wohnungen zu finden. Für den Antrag 2 
(zu ſagen „Räume“ ſtatt „Wohnung“) wurde 
unter Zuſtimmung der Kommiſſion geltend gemacht, 
es käme oft vor, daß ein Mieter, z. B. ein Offizier, 
nicht nur einer Wohnung bedürfe, ſondern auch 
eines Stalles uſw., es empfehle ſich, das Kündi⸗ 
gungsrecht des § 527 auch für ſolche Verträge 
zu geben. Die ferner im Antrage 2 in Ausſicht ge— 
nommene Aenderung („öffentliche Beamte“ ſtatt 
„Beamte“) erledigte ſich durch den Hinweis dar— 
auf, daß der Entwurf regelmäßig den Ausdruck 
Beamte für öffentliche Beamte anwende (vol. 
Mugdan, Mater. II 871). — Da der Reichs— 
tag ſelbſt gegen die Gründe der Kommiſſion keinen 
Widerſpruch erhoben hat, muß angenommen werden, 
daß er ſich ihnen angeſchloſſen hat. 
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I. 


Die privilegierten Perſonen des 
§ 570: Sie ſind in erſter Linie dieſelben, wie 
die in $ 411 genannten (vgl. Komm.-Ber., mo: 
ſelbſt ausdrücklich auf $ 311 des Entw. 8 411 
des Geſ.] verwieſen wurde, Staudinger, Komm. 
z. BGB. [2] S 570 Anm. II, 1; Planck, Komm. 
z. BGB. [1 u. 2] $ 570 Anm. 1). 


Im einzelnen kommt folgendes in Betracht: 


1. Militärperſonen: Nach dem Sinne 
des Geſetzes kommen hier ſämtliche Militärperſonen 
in Betracht, welche einen Gehalt beziehen und der 
dienſtlichen Verſetzung unterliegen (Kohler, Lehrb. 
des öffentl. Rechts Bd. I S. 304). 


Militärperſonen find nach SS 4, 5 MStGB. 
vom 20. Juni 1872 die Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes und die Militärbeamten, welche zum 
Heere oder zur Marine gehören. Unter Heer iſt 
das deutſche Heer, unter Marine die Kaiſerl. 
Marine zu verſtehen. Hierzu beſtimmt §8 5: Die 
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Klaſſeneinteilung der Militärperſonen ergibt das 


dieſem Geſetze beigefügte Verzeichnis; die Mit— 
glieder des Sanitätskorps und des Maſchinen— 
Ingenieurkorps unterliegen den für andere Per— 
ſonen des Soldatenſtandes gegebenen Vorſchriften 
nach Maßgabe ihres Militärranges. Hinſichtlich 
der Militärperſonen beſtimmt ſodann das ange⸗ 
führte Verzeichnis in Ziffer A die Perſonen des 
Soldatenſtandes. Hinſichtlich der Militärbeamten 
iſt in Ziffer B beſtimmt: Militärbeamte ſind alle 
im Heere und in der Marine für das Bedürfnis 
des Heeres oder der Marine dauernd oder auf 
Zeit angeſtellten, nicht zum Soldatenſtand ge— 
hörenden und unter dem Kriegsminiſter oder 
Chef der Admiralität als Verwaltungschef ſtehen— 
den Beamten, welche einen Militärrang haben; 
es macht dabei keinen Unterſchied, ob ſie einen 
Dienſteid geleiſtet haben oder nicht (gl. hierzu 
RGBl. 1872 S. 175, 204; RGBl. 1895 
S. 431). Nicht zu den Militärperſonen gehören 
die in §38 4 des RMilG. vom 2. Mai 1874 
(RG Bl. 1874 S. 55) benannten Zivilbeamten 


| 


Bayern insbeſondere auch die Volksſchullehrer 
(RGSt. 25, 89). 

Nicht hierher gehören Beamte eines aus- 
ländiſchen Staates, auch nicht, wenn ſie im 
Inlande mit Erlaubnis einer inländiſchen Staats: 
behörde ihren Wohnſitz haben. Handelsrichter 
haben gemäß § 116 GWG. alle Rechte und 
Pflichten richterlicher Beamter; ſie fallen jedoch 
nicht unter $ 570, weil fie in ihrer Eigenſchaft 


als Handelsrichter nicht verſetzt werden, vielmehr 


nicht verſetzt werden können. Ferner fällt nicht 
unter § 570 die ganze Gruppe der Privatbeamten. 
Dies ergibt ſich zweifelsfrei aus den Kommiſſions— 
5 (ſ. oben), woſelbſt hervorgehoben wurde, 
daß der Antrag, anſtatt „Beamte“ zu ſetzen 
„öffentliche Beamte“ überflüſſig ſei, weil der 
Entwurf regelmäßig mit dem Ausdrucke „Beamter“ 
„öffentliche Beamte“ meine (vgl. auch OLGRſpr. 
[Kammerg.] 11, 319). Der Privatbeamte fällt 
ſelbſt dann nicht unter $ 570, wenn ihm nebenbei 
öffentliche Funktionen übertragen ſind, z. B. Privat⸗ 
förſter üben auch Forſt- und Jagdpolizei, Ange— 
ſtellte von Privateiſenbahnen Bahnpolizei aus. 
Sie werden aber nicht verſetzt in amtlicher Eigen— 
ſchaft, ſondern eben immer nur als Privatbeamte 
durch ihre jeweiligen Dienſtherrn. Endlich ge— 
hören nicht hierher Hoſbeamte und Rechtsanwälte 
(Niendorff [7] 302). Die Frage, ob Notare unter 
8 570 fallen, iſt beſtritten. Verneint iſt fie von 
Niendorff [7] 302, wenigſtens für die Regel und von 
Brückner, (die Miete von Wohnungen und anderen 
Räumen nach BGB. [2] 133 Anm. 4); bejaht 
dagegen von Staudinger, Komm. z. BGB. 2] 
§ 570 Anm. II, 1, b, insbeſondere für Bayern 
unter Hinweis auf Art. 8 des bayr. NotG. 

Der Univerſitätsprofeſſor kann für den § 570 
in doppelter Hinſicht in Betracht kommen, als 
Beamter und als Lehrer an einer öffentlichen 
Unterrichtsanſtalt. Auch ihm wird von der herr— 


ſchenden Meinung das Privileg des § 570 zuge⸗ 
ſprochen (Niendorff a. a. O. S. 301 (auch 304]; 


der Militärverwaltung, welche jedoch das Privileg 


des § 570 in ihrer Eigenſchaft als öffentliche 
Beamte beauſpruchen können. 


2. Beamte: Das Geſetz ſelbſt hat eine 
Definition des Beamten nicht gegeben; es waltet 
jedoch kein Bedenken ob, die Definition des S 359 
StGB. hier zugrunde zu legen (Bay Rpflg. 1905 
S. 103; anſcheinend auch Niendorf, Mietrecht [7] 
301). Demgemäß kommen als Beamte Perſonen 
in Betracht, welche im Dienſte des Reiches 
oder im unmittelbaren oder mittelbaren Dienſte 
eines Bundesſtaates auf Lebenszeit, auf Zeit oder 
nur vorläufig angeſtellt ſind, ohne Unterſchied, ob 
ſie einen Dienſteid geleiſtet haben oder nicht, in— 
gleichen Notare. Es gehören demnach hierher 
auch die Beamten der Kreiſe und Gemeinden, in 


Staudinger § 570 Anm. II, 2a, Abſ. 4 und die 
daſelbſt zit. Literatur; Crome, Syſtem des deutſchen 
bürgerl. Rechtes Bd. IIS S. 583; Brückner a. a. O. 
S. 134). Vgl. im übrigen noch hinſichtlich der Be: 
amten $ 359 StGB. und die Kommentare dazu. 

3. Geiſtliche: Hierher gehören lediglich die 
Geiſtlichen der ſtaatlich anerkannten Religions— 
geſellſchaften (Riendorff, Staudinger a. a. O.). — 

4. Lehrer an öffentlichen Unterrichts— 
anſtalten, d. h. an Lehranſtalten, die im Namen 
des Staates oder einer öffentlichen Gemeinſchaft 
nach Maßgabe der den öffentlichen Verbänden ob— 
liegenden Aufgaben geführt werden; ſie müſſen 
aber wirklich Lehrende ſein, nicht etwa bloß Hilfs— 
dienste leiſten (vgl. Kohler Bd. II S. 271); 
letzterenfalls können ſie jedoch wieder als Beamte 
in Betracht kommen; auch Hilfslehrer gehören 
hierher, nicht dagegen Lehrer an Privatſchulen. 
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Die Perſonen der vier Kategorien müſſen zur mieter es für angebracht gefunden, in den Mietver⸗ 
Zeit des Vertragsabſchluſſes Angehörige jener | trag die Ehefrau als Vertragsteil miteintreten zu 
Berufsſtände geweſen ſein (vgl. Fiſcher⸗Henle, BGB. laſſen. Seien demnach der Beamte und ſeine 
71314; Niendorf 303; Staudinger $570 Anm. V). Ehefrau Mieter, jo bleibe die Ehefrau des verſetzten 
Der § 570 trifft daher nicht zu bei Neuanſtellung Beamten als Mieterin an den Mietvertrag ge— 
eines Beamten, oder bei Berufung eines Privat- bunden; in Anm. 4 erklärt Keyßner ſodann noch: 
beamten in ein öffentliches Amt (vgl. auch OC GRſpr. Auf die Frage, ob die Ehefrau des verſetzten Ehe⸗ 
[KG.] 11, 320). A. M. Kammergericht und mannes oder der Ehemann der verſetzten Ehefrau 
v. Lippmann in Seuff. Bl. 1906 S. 565 ff. Da: aus § 425 BGB. ein Recht aus der geſetzlich 
gegen wieder Francke in BayZfR. II S. 478. | aufäffigen u des Geſamtſchuldners her- 

Das Kündigungsrecht ſteht nur den betreffenden leiten kann, ſei weiter nicht eingegangen; es genüge, 
Perſonen der privilegierten Kategorien zu, nicht für die obenſtehende Betrachtung, daß beide Ehe⸗ 
aber auch dem Vermieter. Würde z. B. letzterer gatten nicht etwa wegen des zweifelhaften Eigen⸗ 


einen verſetzten Beamten gerne möglichſt bald aus tums an den eingebrachten Sachen des Mieters 
ſeinem Hauſe haben, weil er nicht notwendige einzutreten veranlaßt worden ſind, ſondern gerade 


Bauten vornehmen will, der Beamte dagegen macht zur Beſeitigung des nur dem Beamten und nicht 
von ſeinem vorzeitigen Kündigungsrechte keinen . Geſetze gewährten Kündigungs⸗ 
Gebrauch, weil er an ſeinem neuen Wohnort erſt rechtes 
einige Zeit ſpäter eine für ſich und ſeine Familie Meines Erachtens iſt zu unterſcheiden: Hat 
9 deshalb Da 1 er 9 der „ ge an een 
amilie deshalb noch eine Zei > an dem wie dies die Regel iſt — verlangt, daß die Ehe: 
früheren Wohnorte zurücklaſſen will, ſo kann nicht 55 mit in den Mietvertrag eintrete und die Ehe⸗ 
etwa der Vermieter nach § 570 kündigen. frau iſt ohne weitere Erklärung in den Mietvertrag 
Streitig ift, ob § 570 für die ganze Familie eingetreten, jo wird für dieſen Fall die Annahme 
wirkt, auch dann, wenn die Ehefrau als Mit: gerechtfertigt ſein, die Ehefrau habe ſich in ganz 
. Je u . e e h n A ge 
on Niendor rückner S un 
Staudinger § 370 Anm. II 3. 4, mit verſchiedener nach auch verpflichtet. Das Recht des Ehemannes 
Begründung. Niendorff behauptet, der Grund der auf vorzeitige Kündigung beſteht aber ja ſchon 
9 ei der Sun 111 90 90 1 . 0 8 
von der Wohnung ferner keinen Gebrauch machen ertrag on 
könne, treffe auch dann zu, wenn der Beamte in privilegierten Kategorien ift (. oben); an nun 
lee een 
auch a itmieter habe er die Räume für ſi ‚ 
oder feine Familie gemietet und deshalb müffe | Mietvertrag, den ſie wohl in den meiſten Fällen 
a 
alſo objektiv, ni oß für ſeine Perſon, das n 
ganze Mietverhältnis aufzulöſen. Dies entſpreche Umfange verpflichten wollte, als ihr Ehemann ſich 
10 e mäßigen 1 der 1 — a 15 . ee = 
und würde von ihnen im Vertrage vorgejehen N 
worden ſein, wenn ſie an den Fall had hatten. 0 VV 5 
Wer dies nicht gelten laſſen wolle, müßte dem für ſich und ſeine Familie unter der Bedingung 
Vermieter auch das 8 1 1 den der Verſetzung vorzeitig löſen kann, für ihre Perſon 
einen Ehegatten, der vertragswidrig handle, auf Se en a le Anders ang 1170 
en gelen oa, mi an nn e Fei fe gg n dae i En 
en Vertrag fortzuſetzen. f | 
Staudinger 1 führt aus: Der An— Ehefrau in den Mietvertrag verlangt, dies zum 
wendung des $ 570 werde hier der Umſtand nicht Ausdruck bringt und die Ehefrau daraufhin 
tgegenſt daß die Ehefrau Mitmieteri tatſächlich in den Mietvertrag eingetreten iſt. Denn 
nn et a a a dann iſt der Wille der Parteien dahin gegangen, 
mittelbar auch für die Ehefrau gelte ($ 1354) das der Mietvertrag zwiſchen dem Vermieter und 
anderſeits bei gegenteiliger A die A der Ehefrau fortbeſtehen ſolle, auch wenn der Ehe: 
g iger Annahme die Anwen— das Mietverhältnis auf Grund des 8 570 
dung des § 570, der, wie oben betont, eine weit mann das Peietverhallln aul Grund des 8 


auszulegende Begünſtigung aus öffentlichem Rechte vorzeitig zu löſen berechtigt ſein ſollte. 

ſein ſoll, vielfach illuſoriſch würde. | (Schluß folgt.) 
Dagegen verneint Keyßner (Recht 1903, 225) 

die Aufhebung des Mietvertrages auch für die 


Frau (falls dieſe mitgemietet hat) mit der Be— 
gründung, ſeit dem Jahre 1900 hätten die Ver— 


Nitteilungen aus der Praxis. 


Zum Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die 


Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben unter Eigentumsvorbehalt kommt beſonders häufig 


und Gefälle. In Nr. 13 des 2. Jahrganges dieſer 
Zeitſchrift (S. 280) wurde eine Notiz über die Frage 
veröffentlicht, ob im Verfahren bei Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle der Strafbeſcheid die Verjährung 
auch dann unterbricht, wenn der Beſchuldigte die 
ſchriftliche Beſtätigung des Empfangs verweigert. Das 
Oberſte Landesgericht hat den nach dieſer Notiz früher 
eingenommenen Standpunkt in einem Urteil vom 
26. März 1907 verlaſſen und die Frage bejaht (Straf⸗ 
ſache gegen den Maurer A. M. von N. wegen Zu⸗ 
widerhandlung gegen das Hundegebührengeſetz). Das 
Urteil kommt auf Grund eingehender Ausführungen 
zu der Annahme, daß Art. 89 Abſ. 3 des bayer. AG. 
z. StPO. die unterſchriftliche Beſtätigung des Empfangs 
des Strafbeſcheids nicht als ein weiteres Erfordernis 
eines ſolchen neben den in $ 459 StPO. durch das 
Reichsrecht feſtgeſetzten Erforderniſſen aufgeſtellt hat, 
und daß Art. 59 Abſ. 3 nur der Verwaltungsbehörde 
die Möglichkeit bieten will, ſich darüber zu entſcheiden, 
ob ſie von einer Strafverfolgung abſtehen oder das 
gerichtliche Verfahren in Lauf ſetzen will, falls der 
Beſchuldigte durch die Verweigerung der ſchriftlichen 
Beſtätigung des Empfangs des erlaſſenen Straf⸗ 
beſcheids ſeine geſetzmäßige Zuſtellung und damit die 
Eröffnung der Präkluſivpfriſt für die Stellung des 
Antrags auf gerichtliche Entſcheidung verhindert. Der 
Strafbeſcheid iſt alſo mit ſeiner Abfaſſung erlaſſen; 
mit ſeiner ſchriftlichen Fixierung iſt die Unterbrechung 
der Verjährung bewirkt und dieſe Wirkung kann 
nicht wieder dadurch aufgehoben werden, daß der 
Strafbeſcheid für das weitere Verfahren im übrigen 
ſo anzuſehen iſt, als ob er nicht erlaſſen wäre. 
III. Staatsanwalt Leiling in Kaiſerslautern. 


Pfändung eigener Sachen. Der Bauer W. hat an 
den Fuhrmann S. ein Pferd unter Eigentumsvorbe— 
halt bis zur völligen Zahlung des Kaufpreiſes ver— 
kauft. S. zahlte zwar einen Teil; auf den Reſt wurde 
Verſäumnisurteil erwirkt. Die Zwangsvollſtreckung 
war erfolglos, weil S. außer dem Pferde keine pfänd⸗ 
baren Sachen hatte. W. ſtellte daher auf Grund des 
Eigentumsvorbehalts neuerliche Klage auf Herausgabe 
des Pferdes. S. verweigerte die Herausgabe, falls 
ihm nicht der gezahlte Kaufpreisteil zurückvergütet 
werde. Hierzu konnte ſich der Verkäufer nicht ver- 
ſtehen, weil das Pferd inzwiſchen infolge ſchlechter 
Behandlung und Unterernährung minderwertig ge— 
worden war, und weil der Käufer durch die Benützung 
des Tieres einen entſprechenden Gewinn gehabt hatte, 
während ihm ſelbſt dieſer Gewinn entgangen war. 
Die Sache wurde ſchließlich durch Vergleich und 
Ratenzahlungen erledigt. Allein ſelbſt, wenn der 
Verkäufer auch im zweiten Prozeß geſiegt hätte, wäre 
ihm durch die bedeutenden Koſten der beiden Prozeſſe 
ein erheblicher Schaden zugegangen, deſſen Erſatz er 
wegen der Vermögensloſigkeit des Käufers nicht er— 
warten konnte. Hätte dagegen der Verkäufer die 
Pfändung des unter Eigentumsvorbehaltes verkauften 
Pferds vollziehen können, ſo hätte der zu erwartende 
Verſteigerungserlös ſehr wohl für den urteilsmäßigen 
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Kaufpreisreſt und die Koſten ausgereicht. Die Ge⸗ 
richtsvollzieherei verweigerte dieſe Pfändung. 
Dieſer Fall iſt geradezu typiſch. Der Verkauf 


vor bei Viehkäufen und bei Verkauf von Möbeln und 
ähnlichen Gegenſtänden durch die Abzahlungsgeſchäfte. 
Es iſt ſomit in ſolchen Fällen der Eigentumsvorbehalt, 
welcher doch bezweckt, dem Verkäufer eine Sicherheit 
für ſeine Forderung zu gewähren, für den Ver⸗ 
käufer in zivilrechtlicher Hinſicht nahezu 
wertlos. Es fragt ſich, ob die in der Literatur 
und Praxis vertretene Anſicht der Unpfändbarkeit 
eigener Sachen im Falle der Pfändung der unter 
Eigentumsvorbehalt gekauften Gegenſtände richtig iſt. 
Den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen entſpricht dieſe 
Auslegung keineswegs. Aber auch in rechtlicher Hin⸗ 
ſicht beſtehen dagegen begründete Bedenken. Herr 
Amtsrichter Roiger in München hat im Anſchluß an 
einen praktiſchen Fall in Nr. 24 des Jahrgangs 1906 
dieſer Zeitſchrift S. 477 ff. die Pfändung aus pro⸗ 
zeſſualen und materiellen Gründen für unzuläſſig und 
unwirkſam erklärt. In beiden Beziehungen kann der 
Begründung nicht beigetreten werden. Außerdem 
ſprechen aber auch noch weitere rechtliche Erwägungen 
für die Pfändbarkeit eigener Sachen im Falle des 
Verkaufs unter Eigentumsvorbehalt. 

I. Herr Amtsrichter Roiger will dem Schuldner 
die Einwendungen nach $ 766 ZPO. zugeſtehen, weil 
die Pfändung zur Entſtehung eines Pfandrechtes an 
den eigenen Sachen des Gläubigers führe; das ſei 
aber nicht nur nach bürgerlichem Rechte, ſondern auch 
nach Prozeßrecht ausgeſchloſſen. Dieſe Beweisführung 
ſcheint mir in keiner Richtung zutreffend. Nach $ 1256 
BGB. iſt allerdings im allgemeinen ein Pfandrecht 
an eigenen Sachen ausgeſchloſſen; das Pfandrecht 
erliſcht, wenn es mit dem Eigentum in einer Perſon 
zuſammeutrifft. Allein dieſe Beſtimmung iſt nicht 
abſolut. Abſ. 2 des § 1256 beſtimmt ausdrücklich, 
daß das Pfandrecht als nicht erloſchen gilt, ſoweit 
der Eigentümer ein rechtliches Intereſſe an ſeinem 
Fortbeſtehen hat. Wenn das Geſetz ſelbſt eine ſolche 
Ausnahme feſtſetzt, muß man zugeben, daß die Ver: 
einigung von Pfandrecht und Eigentum nicht unter 
allen Umſtänden unzuläſſig und unmöglich iſt. Es 
muß alſo gerade auch für den Fall des Pfändungs⸗ 
pfandrechtes dieſe Möglichkeit offengelaſſen werden. 
Es kommt noch dazu, daß das Mobiliarpfandrecht des 
BGB. und das Pfändungspfandrecht nach der ZPO. 
ihrer rechtlichen Natur nach weſentlich voneinander 
verſchieden ſind. Das Pfändungspfandrecht ſetzt nicht 
die Exiſtenz einer Forderung voraus; es erliſcht nicht 
ipso jure mit dem Wegfall der Forderung; es iſt kein 
akzeſſoriſches Recht. (Vgl. die eingehende Erörterung 
von Pagenſtecher in Gruchots Beitr. Bd. 50 S. 254 ff.). 

Der angeführte Aufſatz von Roiger hält die 
Pfändung eigener Sachen auf Grund des Prozeß— 
rechts für ausgeſchloſſen, weil es nur eine Vollſtrek— 
kung in das Vermögen des Gläubigers geben könne. 
Allein es taucht hier ſofort die Frage auf, was unter 
„Vermögen“ zu verſtehen iſt. Eine Beſtimmung 
dieſes Begriffs enthält weder das BGB. noch die 
ZPO. Im allgemeinen verſteht man unter Ver— 
mögen eine Geſamtheit von Sachen und Rechten aller 
Art (alfo auch dingliche Rechte). (Vgl. Kuhlenbeck, 
Komm. z. BGB. S 1085 u. a.). Es iſt ſomit der 
Fall denkbar, daß eine Sache in verſchiedenen recht: 
lichen Beziehungen zu verſchiedenen Vermögen gehört. 
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Dies iſt gerade der Fall beim Kauf unter Eigentums⸗ 
vorbehalt, indem das Eigentum zum Vermögen des 
Verkäufers, Beſitz und Nutznie ßung dem Käufer gehören. 
Mit der angegebenen Begriffsbeſtimmung iſt alſo auch 
nichts gewonnen. 

Die ZPO. ſelbſt enthält ſich ebenfalls einer Be⸗ 
ſtimmung, daß nur die Vollſtreckung in das Ver⸗ 
mögen des Schuldners zuläſſig iſt. 88 803, 804 ſagen 
nur: Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Ver⸗ 
mögen erfolgt durch Pfändung und durch die Pfändung 
erwirbt der Gläubiger ein Pfandrecht an dem ge⸗ 
pfändeten Gegenſtande. Ferner $ 808: Die Pfändung 
der im Gewahrſam des Schuldners befindlichen 
körperlichen Sachen erfolgt durch Inbeſitznahme ſeitens 
des Gerichtsvollziehers. Nach dieſen Beſtimmungen 
iſt die Auslegung, als ob die Zwangsvollſtreckung 
nach der ZPO. nur in das Vermögen des Schuldners 
gehe, ſchon dem Wortlaute dieſer Beſtimmung nach 
zu eng. Sie iſt es auch aus einem weiteren Grunde. 
Wäre ſie richtig, ſo wäre die notwendige Folge, daß 
der Gerichtsvollzieher bei Vornahme der Zwangs⸗ 
vollſtreckung genau prüfen müßte, ob die zu pfändende 
Sache zum Vermögen des Schuldners gehört. Hierzu 
iſt er weder aus perſönlichen Gründen noch mit Rück⸗ 
ſicht auf die Dringlichkeit der Vollſtreckung und auf 
die Unmöglichkeit, an Ort und Stelle eine Prüfung 
vorzunehmen, in der Lage. Der Gerichtsvollzieher 
müßte zum mindeſten, wenn nach ſeiner Meinung eine 
Sache nicht zum Vermögen des Schuldners gehört, 
von der Pfändung abſtehen. Nun ſagt aber 8 97 
der bayeriſchen Geſchäftsanweiſung für die Gerichts⸗ 
vollzieher gerade, daß der Gerichtsvollzieher ſich von 
der Pfändung auch dann nicht abhalten laſſen darf, 
wenn der Schuldner die zu pfändenden Sachen als 
einem Dritten gehörig bezeichnet oder wenn ein 
Dritter das Eigentum an ihnen in Anſpruch nimmt. 
Dieſe Vorſchrift wäre ſomit geradezu contra legem. 

Eine weitere Folge der hier bekämpften Auf⸗ 
faſſung wäre die, daß das Pfandrecht an Gegenſtänden, 
die nicht zum Vermögen des Schuldners gehören, ohne 
weiteres nichtig wäre. Es müßte daher von Amts 
wegen geprüft werden, ob die gepfändete Sache dem 
Schuldner oder einem Dritten gehört, und von Amts 
wegen gegebenenfalls die Freigabe feſtgeſtellt werden. 
Nach den beſtehenden Vorſchriften iſt dies nicht der 
Fall. Im Gegenteil, wenn von dem berechtigten 
Dritten Widerſpruch nicht erhoben wird, bleibt das 
Pfandrecht beſtehen, und erfolgt die Verwertung durch 
Verſteigerung. 

Auf alle dieſe Umſtände kann aber bei der 
Pfändung keine Rückſicht genommen werden. Die 
ganze Art, wie die Vollſtreckung im geltenden Rechte 
geregelt iſt, erfordert, daß ſoweit möglich die Rechts- 
lage von äußerlich leicht erkennbaren Tatbeſtänden 
abhängig iſt (Pagenſtecher a. a. O. S. 296); es kann bei 
Vornahme der Pfändung eine Prüfung der materiell— 
rechtlichen Fragen durch den Vollſtreckungsbeamten nicht 
vorgenommen werden. Die ZPO. unterſcheidet dem: 
nach bei der Vollſtreckung in bewegliche Gegenſtände 
nicht zwiſchen Vermögen des Schuldners und anderer 
Perſonen, ſondern Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit 
der Vornahme der Pfändung und zur Begründung 
eines Pfandrechtes an beweglichen Sachen iſt nur, 
daß ſich die zu pfändenden Sachen im Gewahrſam 
des Schuldners befinden. 

Die ZPO. enthält keinerlei Verbot der Pfändung 
der im Gewahrſam des Schuldners befindlichen, aber 
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dritten Perſonen, alſo auch dem Gläubiger ſelbſt, 
gehörigen Sachen; im Gegenteil, ſie hält ſogar den 
Vollſtreckungsbeamten dazu an, ſolche Gegenſtände 
auch dann zu pfänden, wenn derartige Rechtsanſprüche 
von dritten Perſonen geltend gemacht werden. Wenn 
aber die Pfändung ſolcher Gegenſtände den Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. nicht widerſpricht, ſo kann auch 
von einer Anwendbarkeit des 8 766 ZPO. nicht die 
Rede fein. Denn 8 766 kommt nur in Betracht bei 
Anträgen, Erinnerungen und Einwendungen des 
Schuldners, und wenn behauptet wird, daß der Ge⸗ 
richtsvollzieher bei der Vornahme der Vollſtreckungs⸗ 
handlungen gegen die Vorſchriften des Geſetzes ver⸗ 
ſtoßen hat. Ein derartiger Verſtoß liegt aber bei 
Pfändung von nicht dem Schuldner gehörigen, aber in 
deſſen Gewahrſam befindlichen Gegenſtänden nicht vor. 

§ 766 gibt dem Vollſtreckungsgerichte auch gar 
nicht die Möglichkeit, materiell-⸗ rechtliche Fragen 
zu prüfen. Dies iſt Sache des Prozeßgerichtes. Das 
Vollſtreckungsgericht hat nach 8 766 ZPO. lediglich 
zu prüfen, ob die Vorſchriften der ZPO. bei der 
Pfändung eingehalten ſind. 

II. Selbſt wenn man aber meinen bisherigen 
Ausführungen nicht beitreten wollte, ſo halte ich auch 
aus materiell-rechtlichen Erwägungen heraus die Be⸗ 
jahung der aufgeworfenen Frage für gerechtfertigt. 
Das Eigentum iſt die volle rechtliche Herrſchaft über 
eine Sache. Der Eigentümer kann mit der Sache 
nach Belieben verfahren. $ 903 BGB. Das Pfand⸗ 
recht iſt die Belaſtung einer beweglichen Sache, kraft 
deren der Gläubiger berechtigt iſt, zur Sicherung 
einer Forderung Befriedigung aus der Sache zu 
ſuchen. ($ 1204 BGB.). Das Pfandrecht enthält 
alſo weniger Rechtsgewalt wie das Eigentum. Als 
Eigentümer kann der Gläubiger von dem Schuldner, 
welcher eine Sache unter Eigentumsvorbehalt für 
den Verkäufer kauft, Herausgabe verlangen. Als 
Inhaber eines Vollſtreckungstitels dagegen verlangt 
der Gläubiger für ſeine urteilsmäßig feſtgeſtellte 
Kaufpreisforderung Befriedigung aus dieſer Sache. 
Sobald er völlig befriedigt iſt, hat er kein Intereſſe 
mehr an der Aufrechterhaltung des Eigentumsvor⸗ 
behalts; es geht in dieſem Augenblick das Eigentum 
von ſelbſt auf den Käufer über. 

Wenn nun der Gläubiger, ſtatt ſein Recht auf 
Herausgabe der Sache geltend zu machen, nur Be⸗ 
friedigung aus dieſer Sache im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung verlangt, ſo erklärt er damit, daß er auf 
ſein Eigentumsrecht verzichten und nur noch ein durch 
die Vollſtreckung zu begründendes Pfandrecht geltend 
machen will. Dieſer Verzicht iſt aber nicht endgültig 
und unbedingt. Der Gläubiger will vielmehr nur 
für den Fall verzichten, daß er infolge der Pfändung 
und Durchführung des Vollſtreckungsverfahrens für 
das Guthaben Befriedigung erlangt, bis zu deſſen 
Tilgung ſein Eigentumsvorbehalt aufrecht erhalten 
iſt. In der Pfändung liegt alſo nur ein bedingter 
Verzicht auf das Eigentum. Der mit der Begründung 
des Pfändungspfandrechtes zum Zwecke der Zwangs— 
vollſtreckung erklärte Verzicht ſoll rechtsunwirkſam ſein, 
wenn die Pfandobjekte nicht verſteigert werden. 
Einen unbedingten Verzicht anzunehmen und zu kon— 
ſtruieren iſt um deswillen bedenklich, weil nach Um— 
ſtänden der Gläubiger ſein Eigentum durch Verzicht 
verlieren und die Pfändung wegen der Unpfändbarkeit 
nach 8 811 3PO. unzuläſſig fein könnte. Z. B. ein 
Bett iſt unter Eigentumsvorbehalt an den Schuldner 


verkauft und ift für ihn unentbehrlich (oder eine 
Milchkuh). Dieſe Bedenken entfallen, wenn man einen 
bedingten Verzicht auf das Eigentum annimmt. Dieſe 
Auslegung dürfte auch am beſten dem Parteiwillen 
entſprechen. Gerade der praktiſche Juriſt hat häufig 
in ſolchen Fällen Gelegenheit, zu hören: „mit der 
Herausgabe ift mir nicht gedient; ich will nur Zahlung 
meines Reſtguthabens, nach deſſen Empfang verzichte 
ich auf den Eigentumsvorbehalt uf.” Dieſe Auf— 
faſſung entſpricht aber auch zweifellos weit eher dem 
praktiſchen Bedürfniſſe der Rechtspflege, als die von 
mir bekämpfte, welche dem Schuldner auch noch die 
Beſchwerde nach $ 766 ZPO. gewährt, unter den 
heutigen Verhältniſſen ein neues Mittel in der Hand 
des zahlungsunluſtigen Schuldners, um den Gläubiger 
zu ſchikanieren. Der Rechtsanſpruch des Gläubigers 
im Vollſtreckungsverfahren iſt aber nicht minder ſchutz— 
bedürftig wie das Intereſſe des Schuldners. 

Somit komme ich zu dem Ergebnis, daß die Pfän— 
dung der im Eigentum des Gläubigers, aber im Ge— 
wahrſam des Schuldners befindlichen Sachen nicht un— 
zuläſſig iſt. Im weſentlichen die gleiche Auffaſſung hat 
Rechtsanwalt Rich. Mayer in Berlin in den Blättern 
für Rechtspflege im Bezirk des Kammergerichts 1906 
S. 13 vertreten. Auch das LG. Berlin I ſoll in 
zwei mir zurzeit nicht zugänglichen Beſchlüſſen zweier 
verſchiedener Zivilkammern vom Jahre 1905 auf 
weitere Beſchwerde der Gläubiger entſchieden haben, 
daß die Pfändung der im Eigentum des Gläubigers 
ſtehenden Sachen zu läſſig iſt. 

Rechtsanwalt Dr. Then J in Würzburg. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 


Zivilſachen. 
1 


1. Rechtliche Tragweite der Vereinbarung, durch 
die ſich der Grundſtückseigentümer verpflichtet, einer 
Hypothek den zweiten Rang nach der an erſter Stelle 
eingetragenen Bangelderhypothek zu verſchaffen. 2. Welche 
Anſprüche ſtehen dem Hypothekgläubiger gegen die Kon⸗ 
kursmaſſe des Eigentümers zu, wenn der Konkursver⸗ 
walter einer ſolchen Vereinbarung zuwiderachandelt hat? 
(BGB. 88 157, 133, 879 ff., 1163; KO. §§ 3, 59 Nr.! 
und 3). Durch notariellen Vertrag vom 2. April 1904 
verkaufte der Kläger mehrere Grundſtücke an den 
Architekten Mott. Dieſer bewilligte zur Sicherung des 
Reſtkaufpreiſes von 165000 Mk. eine Buchhypothek 
an ſämtlichen Grundſtücken an 1. Stelle, war aber 
berechtigt, falls er bauen wollte, auf der Baufläche 
ein Baudarlehen bis zu 60% ĩo des Schätzungswerts im 
Vorrang vor der Hypothek des Klägers eintragen zu 
laſſen. Auch verpflichtete ſich der Kläger, auf Ver— 
langen die Geſamthypothek nach Verhältnis der Flächen 
der einzelnen Neubauten zu zerlegen und auf die 
Hypothek zu verzichten, wenn ihm 70 Mk. für das 
am auf Abrechnung der zuletzt fälligen Kaufzieler be— 
zahlt würden. Dieſer Vertrag wurde durch einen 
notariellen Nachtrag vom 20. April 1901 geändert. 
Mott verpflichtete ſich für den Fall, daß die Kauf— 
grundſtücke in Bauplätze eingeteilt und überbaut 
würden, für das qm der überbauten Fläche 70 Mk. 
unter gleichmäßiger Minderung der rückſtändigen Kauf— 
zieler zu zahlen. Der Kläger verpflichtete ſich, dem 
Mott den zu zahlenden Betrag als Darlehen zu ge— 
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währen. Für dieſes ſollte er an Stelle der Kaufpreis— 
hypothek eine Darlehenshypothek erhalten, vor der 
aber einer auf der überbauten Fläche für ein Dar— 
[chen von 60 des Schätzungswertes einzutragenden 
Hypothek der Vorrang einzuräumen war. Nach der 
Auflaſſung ſchloß Mott am 12. Oktober 1904 mit der 
Rh. Bank in M. einen Darlehensvertrag. Die Bank 
verſprach ein in Raten zu zahlendes Darlehen von 
66 000 Mk.; Mott verpflichtete ſich für dieſes Darlehen 
auf die zu den Kaufgrundſtücken gehörige Parzelle 1 
eine Hypothek an 1. Stelle eintragen zu laſſen. Der 
Bank ſtand in gewiſſen Fällen das Recht zu, die Aus- 
zahlung der noch nicht abgehobenen Beträge zu ver— 
weigern. Am 31. Oktober 1904 wurde zugunſten der 
Bank eine Briefhypotek von 66000 Mk. an 1. Stelle 
eingetragen und gleichzeitig eine Vormerkung zur 
Sicherung des Anſpruchs der Bank auf Löſchung der 
Hypothek, wenn und inſoweit fie ſich mit dem Eigen- 
tum in einer Perſon vereinigte. Am 8. November 
1904 ſtellte Mott dem Kläger für ein dem Vertrage 
vom 20. April 1904 entſprechend zuſtandegekommenes 
Darlehen von 14000 Mk. eine Schuldurkunde aus 
und bewilligte hierfür die Eintragung einer Buch— 
hypothek an der Parzelle 15 In dieſer Urkunde 
verpflichtete ſich Mott, der Hypothek den zweiten Rang 
nach Vorrang von 66000 Mk. zugunſten der Rh. Bank 
zu verſchaffen. Im Dezember 1904 wurde die Hypo— 
thek an den Kaufmann Rotmantel abgetreten. Der 
Kläger hatte dem Rotmantel als Selbſtſchuldner zu 
haften. An 3. Stelle folgte eine Briefhypothek des 
Nebenintervenienten Bock über 10000 Mk. Die Rh. 
Bank zahlte von dem Darlehen nur 49000 Mk. Weitere 
Zahlungen verweigerte ſie. Im Mai 1905 trat ſie mit 
der Erklärung, die Forderung ſei nur in Höhe von 
49000 Mk. entſtanden, die Forderung, ſowie die Hypothek 
mit allen Rechten und Pflichten und den Anſpruch an 
den Grundſtückseigentümer gemäß S 1179 BGB. an den 
Nebenintervenienten Bock ab. Bock trat die Forderung 
mit allen Rechten am 2. Juni 1905 ſeinem Schwieger— 
vater, dem Privatmann Boller ab. Auf deſſen An— 
trag wurde am 5. Juni 1905 die Zwangsverſteigerung 
der Parzelle Dos angeordnet. Am 24. Juni 1905 
wurde über das Vermögen des Mott der Konkurs 
eröffnet. Der Konkursverwalter vereinbarte im Juli 
1905 mit Boller, daß dieſer auf die Vormerkung auf 
Löſchung verzichte, der Konkursverwalter dagegen aus 
dem Betrag von 17000 Mk., der auf die Eigentümers 
grundſchuld fiele, an Bock ſo viel zahle, daß dieſer 
für ſeine Forderung nebſt Zinſen und Koſten, ſowie 
für die Proviſion befriedigt würde. Demgemäß wurde 
die Vormerkung gelüöſcht und 17000 Mk. Teilbetrag 
als Grundſchuld auf den Eigentümer Mott einge— 
tragen. 

Am 2. Auguſt 1905 wurde dem Kläger auf das 
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erteilt. Der zu verteilende Erlös betrug im Ver— 
teilungstermin 70 391,23 Mk. Hiervon blieb die 1. 
Hypothek im Betrage von 49000 Mk. gemäß $ A 
7000 Mk. zahlte der Kläger 
bar; die Zahlung des Reſtes von 14391,23 Mk. ver⸗ 
weigerte er vorerſt. Nach dem Teilungsplan fielen 
auf Mott 17000 Mk., auf Rotmantel 614,66 Mk. an 


Zinſen und 2099,34 Mk. an der Hauptſumme; mit 


dem Reſt von 11900,66 Mk. blieb Rotmantel unbe— 


friedigt. Bock fiel ganz aus. Mott wurden von dem 
Bargeld 5322,77 Mk. zugewieſen; in Höhe von 
11 677,23 Mk. wurde die Forderung gegen den Er— 
ſteher, den Kläger, auf ihn übertragen. Rotmantel 
erhob gegen den Plan im Termin Widerſpruch und 
verlangte Einſtellung ſeiner gan zen Forderung vor 
Mott. Der Kläger ſchloß ſich als Bürge des Rot— 
mantel dem Widerſpruch an. Infolge des Wider— 
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ſpruchs wurden die 5322,77 Mk. hinterlegt. Im 
Oktober 1905 ſtrengte der Kläger gegen den Konkurs— 
verwalter Widerſpruchsklage an. Am 7. November 
1905 ſtellte Rotmantel dem Kläger eine Abtretungs— 
urkunde aus, in der er bekundete, die Hypothek von 
14000 Mk. nebſt Zinſen und Koſten an den Kläger 
abgetreten zu haben. Durch das Urteil 1. Inſtanz 
wurde ſeinem Antrage nur zum Teil entſprochen. 
Gegen das Urteil hat der Konkursverwalter Berufung 
eingelegt und um Abweiſung der Klage gebeten. Der 
Kläger hat ſich der Berufung angeſchloſſen und be— 
antragt, 1. die Konkursmaſſe zur Zahlung von 
2608,77 Mk. nebſt 4% Zinſen ſeit 1. April 1906 zu 
verurteilen, 2. feſtzuſtellen, daß er nicht verpflichtet 
ſei, der Konkursmaſſe eine weitere Zahlung zu leiſten 
und dieſe nicht berechtigt ſei, aus dem Teilungsplan 
eine Zwangsvollſtreckung gegen ihn vorzunehmen. 
Der Kläger behauptet, die 2. Hypothek von 14000 Mk. 
nebſt Zinſen ſei vor der Eigentümerhypothek zu berück— 
ſichtigen, weil er nach dem zwiſchen ihm und Mott 
geſchloſſenen Vertrage nur zugunſten des Baudarlehens 
der Bank, um eine Bebauung des Grundſtücks zu er— 
möglichen, nicht auch zugunſten einer Eigentümer— 
hypothek in den 2. Rang habe zurücktreten ſollen. Die 
Verabredung des Konkursverwalters mit Boller ver— 
ſtoße gegen Treu und Glauben und ſei nichtig. Durch 
die Berückſichtigung der Eigentümerhypothek vor der 
ſeinigen werde die Konkursmaſſe auf ſeine Koſten un— 
gerechtfertigt bereichert. Unbeſtritten wurden vom 
Kläger 5322,77 Mk. hinterlegt und dieſe nebſt Zinſen 
an den Konkursverwalter im März 1906 ausgezahlt. 
Vorher hatte der Kläger an den Konkursverwalter 
2385,34 Mk., nämlich die Differenz zwiſchen 17000 Mk., 
dem Betrage der Eigentümerhypothek, und 14614,66 Mk. 
dem Betrage der 2. Hypothek, gezahlt. Er hat un— 
beſtritten noch 2714 Mk., die Differenz zwiſchen 
14 614,66 Mk. und 11 900,66 Mk. zu zahlen, da die 
2. Hypothek nicht ganz, ſondern nur mit 11900,66 Mk. 
ausgefallen war. Er verlangt 2608,77 Mk., nämlich 
die Differenz zwiſchen 5322,77 Mk. und 2714 Mk. 
zurück. Bezüglich des Antrages unter 2. weiſt Kläger 
darauf hin, daß die Forderung an ihn gemäß 8 132 
Zw. vollſtreckbar ſei. Durch rechtskräftigen Beſchluß 
des Amtsgerichts St. iſt nämlich der Klage die Wir— 
kung des § 878 ZPO. verſagt und die Ausführung 
des Teilungsplanes angeordnet. Der Konkursver— 
walter führt aus, der Kläger hätte höchſtens einen 
obligatoriſchen, als Konkursforderung geltend zu 
machenden Anſpruch gegen Mott, die Eigentümer— 
hypothek löſchen zu laſſen oder mit ihr zurückzutreten. 
Das OLG. hat dem Antrage des Klägers im weſent— 
lichen ſtattgegeben. Statt der unter 2. beantragten 
Feſtſtellung hat er die Zwangsvollſtreckung wegen der 
dem Mott übertragenen Forderung im Reſtbetrage 
von 9291,89 Mk. (nämlich von dem dem Mott im 
Teilungsplan überwieſenen Betrage von 11677,23 Mk. 
abzüglich der vom Kläger darauf gezahlten 2385,34 Mk.) 
nebſt Zinſen für unzuläſſig erklärt. Die Reviſion des 
Konkursverwalters hatte keinen Erfolg. 

Gründe: 1. Die Reviſion iſt unbegründet. Das 
OLG. ſtellt als Vertragswillen bei Ausſtellung der 
Urkunde vom 8. November 1904 (II 5) feſt, daß die 
Darlehenshypothek des Klägers nur inſoweit hinter 
die Baugelderhypothek zurücktreten ſollte, als das 
Baudarlehen zur Herſtellung des Gebäudes verwendet 
würde. Er ſchließt dies daraus, daß nach Zweck und 
Inhalt der Verträge vom 9. und 20. April 1904 der 
Kläger mit ſeiner Sicherung nur inſoweit zurückzu— 
treten hatte, um die Möglichkeit zu ſchaffen, das zum 


Bau notwendige Geld zu bekommen, und daß die 


Urkunde vom 8. November 1904 in Ausführung der 
Verträge vom 9. und 20. April 1904 aufgenommen 
iſt. Durch dieſe Feſtſtellung iſt eine Rechtsnorm nicht 
verletzt. Insbeſondere liegt eine Verletzung der 
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nicht vor. Das OLG. ſagt nicht, daß es ſich bei Aus⸗ 
ſtellung der Urkunde vom 8. November 1904 um eine 
Vorrangseinräumung im Sinne der SS 879 ff. BGB. 
handelte und daß jede Vorrangseinräumung an 
Baugelder nur inſoweit Geltung habe, als Baugelder 
wirklich gegeben worden ſeien. Er ſchließt vielmehr 
aus dem Zweck und Inhalt der Verträge vom 9., 20. 
April und 8. November 1904, daß im vorliegenden 
Falle der Vertragswille der Parteien der von ihm 
feſtgeſtellte, oben angegebene ſei. Wenn der Berufungs— 
richter ſagt, in der Urkunde vom 8. November 1904 
ſei hervorgehoben, daß nur gerade das Baudarlehen 
vorgehen ſolle, fo ſteht dieſe Aeußerung mit dem In— 
halte der Urkunde nicht in Widerſpruch. Mott ver— 
pflichtet ſich in der Urkunde, der Hypothek des Klägers 
den zweiten Rang nach Vorgang von 66000 Mk. 
zugunſten der Rh. Bank zu verſchaffen, und dieſe 
Hypothek iſt diejenige für das Baudarlehen. Der Um— 
ſtand, daß die Bank bei der Eintragung ihrer Hypo— 
thek eine Vormerkung zur Sicherheit ihres Anſpruchs 
auf Löſchung der Hypothek für den Fall der Ver— 
einigung mit dem Eigentum hatte eintragen laſſen, 
ſteht mit der Auslegung, die das OLG. dem Ver— 
trage gegeben hat, keineswegs im Widerſpruch. Das 
OLG. nimmt weiter an, daß der Kläger den Anſpruch 
gegen Mott, — eine ihm zuſtehende Eigentümer— 
grundſchuld nicht zu ſeinem Vorteil und zum Nachteil 
des Klägers auszunutzen —, bei der Abtretung ſeiner 
Darlehenshypothek an Rotmantel entweder bei ſich 
zurückbehalten oder an Rotmantel mit abgetreten und 
dann wieder (am 7. November 1905) zurückerhalten 
habe. In dieſer Feſtſtellung iſt eine Geſetzesverletzung 
nicht zu erblicken. Allerdings würde nach § 401 BGB. 
mit der abgetretenen Forderung auf Rotmantel nicht 
ohne weiteres auch der Anſpruch des Klägers gegen 
Mott übergegangen ſein, eine ihm zuſtehende Eigen— 
tümerſchuld nicht zu feinem Vorteil und nicht zum 
Nachteil des Klägers auszunutzen. Aber dies be— 
hauptet das OLG. auch nicht, ſondern läßt es dahin⸗ 
geſtellt ſein. 

2. Das OLG. nimmt ferner an, die Eigentümer— 
grundſchuld des Mott ſei vor der Konkurseröffnung 
entſtanden. Boller würde, wenn er die Vereinbarung 
mit dem Konkursverwalter hinſichtlich der Vormerkung 
auf Löſchung nicht getroffen hätte, von ſeinem Rechte, 
die Eigentümergrundſchuld löſchen zu laſſen, Gebrauch 
gemacht haben. Dann würde der Kläger (oder Rot— 
mantel) für ſeine Darlehensforderung völlig befriedigt 
worden ſein. Durch die Vereinbarung mit Voller 
habe der Konkursverwalter die Pflichten des zwiſchen 
dem Kläger und Mott geſchloſſenen Vertrages ver— 
letzt, die Eigentümergrundſchuld nicht zum Schaden 
des Klägers auszunutzen. Der Kläger dürfe auf Grund 
des mit Mott geſchloſſenen Vertrages Leiſtungen, die 
er infolge des vertragswidrigen Verhaltens des Kon— 
kursverwalters zu machen gehabt hätte, ſoweit ſie 
gemacht ſeien, zurückfordern und, ſoweit ſie noch nicht 
gemacht ſeien, verweigern. Er könne daher das fordern, 
wozu der Beklagte verurteilt iſt. Dieſe Ausführungen 
verſtoßen nicht gegen das Geſetz. Der Anſpruch des 
Klägers iſt ein Anſpruch aus 8 59 Nr. 1 KO. und 
nicht eine Konkursforderung. Der Gemeinſchuldner 
Mott war dem Kläger gegenüber vertragsmäßig dazu 
verpflichtet, die Ausnutzung der Eigentümergrundſchuld 
zu ſeinem Vorteil und zum Nachteil des Klägers zu 
unterlaſſen. Wäre der Konkurs nicht ausgebrochen, 
ſo hätte Mott es unterlaſſen müſſen, mit Boller einen 
ſolchen Vertrag zu ſchließen, wie ſpäter der Konkurs— 
verwalter. Dieſer hatte allerdings die Verpflichtung, 
für die Maſſe ſoviel wie möglich zu retten, aber nur 
unter Wahrung der vom Gemeinſchuldner wirkſam 
geſchloſſenen Verträge. Macht er einem ſolchen Ver— 
trage entgegen Rechte geltend, ſo ſteht ihm daraus 
eine Einrede entgegen. Denn bei Ausübung ſeines 


ss 157, 133, 879 ff., 1163 BGB. und des 8 286 3pO. Verwaltungsrechts können ihm alle Einreden entgegen— 
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geſetzt werden, die dem Gemeinſchuldner gegenüber 
vorgebracht werden konnten. Das Verhältnis iſt ein 
anderes als im Falle der Nichterfüllung einer Schuld 
des Gemeinſchuldners. Der Gemeinſchuldner Mott 
hatte ſeiner nenn nicht zuwidergehandelt. 
Erſt nach der Konkurseröffnung hat der Konkursver⸗ 
walter der vertragsmäßigen Verpflichtung des Mott 
entgegen die Vereinbarung mit Boller getroffen und 
demgemäß den ganzen Betrag der Eigentümer⸗ 
1 8 liquidiert, anſtatt 11 900,66 Mk. weniger 
zugunſten der Rotmantelſchen, ſpäter an den Kläger 
abgetretenen Hypothek. Die Zahlungen, die der 
Kläger zurückfordert, ſind nicht an den Gemeinſchuldner, 
ſondern an den Konkursverwalter und die Ueber⸗ 
weiſung der Forderung 50 den hier fraglichen Teil 
des Steigpreiſes iſt nicht auf den vom Gemeinſchuldner, 
ſondern auf den vom Konkursverwalter unter Außer⸗ 
achtlaſſung der vertragsmäßigen Unterlaſſungspflicht 
des Gemeinſchuldners geſtellten Antrag erfolgt. Der 
Kläger macht alſo nicht einen nach 8 3 KO., ſondern 
einen nach 8 59 Nr. 1 KO. begründeten Anſpruch gel⸗ 
tend. Die Konkursmaſſe hat, wie in den Gründen des 
Berufungsurteils näher angegeben iſt, durch den Ver- 
trag des Konkursverwalters mit Boller 2708,77 Mk. 
und die Ueberweiſung einer Forderung gegen den 
Kläger in Höhe von 9291,81 Mk. zu viel erhalten. 
Da der Kläger einen Maſſenanſpruch aus $ 59 Nr. 1 
KO. und nicht einen ſolchen aus 859 Nr. 3 a. a. O. 
hat, ſo haftet ihm die Konkursmaſſe nicht bloß auf 
die Bereicherung, ſondern auf das, was ſie durch die 
Handlung des Konkursverwalters erhalten hat. (Urt. 
des V. 35. vom 5. Juni 1907, V 437/06). 


1015 — . 
II. 
Wenn Bernfun eingelegt ift und unter den Bar: 
teien Streit über die Nichtigkeit der Zuſtellung beſteht, 


von welcher der Lauf der Berufungsfriſt abhängt, fe 
muß der 5 kein Zeugnis darüber aus⸗ 
ſtellen, daß innerhalb der Friſt kein Schriftſatz zum 
Zwecke der Terminsbeſtimmung eingereicht worden fei. 

Gründe: Nachdem beim OLG. am 17. Juni 1907 
eine Berufungsſchrift des Beklagten gegen ein Urteil 
des LG. D. eingereicht und am 20. Juni die ein⸗ 
geforderten Prozeßakten eingegangen waren, hat der 
Kläger bei dem Gerichtsſchreiber des OLG. unter Bei⸗ 
fügung einer Ausfertigung des Urteils mit dem vom 
15. Mai 1907 datierten Empfangsbekenntnis des Be— 
klagten die Ausſtellung eines Zeugniſſes beantragt, 
daß innerhalb der Berufungsfriſt ein Schriftſatz zum 
Zwecke der Terminsbeſtimmung nicht eingereicht worden 
ſei. Der Gerichtsſchreiber hat den Antrag zurück— 
gewieſen und das vom Kläger angerufene OLG. hat 
es abgelehnt, dieſe Entſcheidung zu ändern. Zur Be— 
gründung führt es aus: die Berufung ſei allerdings, 
die Gültigkeit des vom Kläger vorgelegten Empfangs— 
bekenntniſſes vorausgeſetzt, erſt nach Ablauf der Not- 
friſt eingelegt; aber vom Beklagten werde laut der 
Berufungsſchrift der 17. Mai als Tag der Zuſtellung 
des Urteils bezeichnet, alſo behauptet, daß die Notfriſt 
gewahrt ſei; ob nicht Umſtände obwalten, die dieſe 
Angabe rechtfertigen, ob insbeſondere jenes Empfangs— 
bekenntnis infolge Irrtums unrichtig datiert ſei, ent— 
ziehe ſich der Kenntnis des Gerichtsſchreibers; er ſei 
daher befugt geweſen, das Zeugnis zu verſagen. Die 
Beſchwerde gegen dieſen Beſchluß kann keinen Erfolg 
haben. Zwar geht die vom OLG. gegebene Begrün— 
dung fehl. Denn es handelt ſich nicht um ein Zeugnis 
über die Rechtskraft (ZPO. § 706 Abſ. 1), ſondern 
um ein Zeugnis nach Abſ. 2, das lediglich die Be— 
zeugung der Tatſache enthält, daß innerhalb der Not- 
friſt oder, falls der Beginn der Notfriſt nicht urkund— 
lich nachgewieſen iſt, bis zum Tage der Ausſtellung 
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ausgeſtellt werden kann, wenn unter den Parteien 
Streit über die age der Zuſtellung herrſcht, von 
der der Beginn der Notfriſt abhängt. Allein da dieſes 
Zeugnis nur zu dem Zwecke ausgeſtellt wird, die 
Grundlage für das Rechtskraftszeugnis (Abſ. 1) oder 
die Vollſtreckungsklauſel (ZPO. § 724) abzugeben, fo 
erſtreckt ſich die Verpflichtung zur Ausſtellung nur auf 
ſolche Fälle, in denen dieſer Zweck es erfordert. 
re: zwecklos iſt aber die Ausſtellung des im 8 706 
Abſ. 2 erwähnten Zeugniſſes dann, wenn — wie hier — 
der um die Erteilung des Zeugniſſes angegangene 
Gerichtsſchreiber ſelbſt derjenige iſt, dem die Erteilung 
des Zeugniſſes der Rechtskraft, oder der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zuſteht. (Beſchl. des VI. ZS. vom 11. Juli 1907). 
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III. 


„Wenn durch ein Ne eee nach 8 304 380. 
über den Grund eines re Herd eutſchieden wird, 
der auf 8 844 Abſ. 2 868. geſtützt iſt, fe iſt es nicht 
unbedingt „ daß das Urteil auch über die 
zeitliche Begrenzung der Renten euticheidet. 

Aus den Gründen: Die Reviſion rügt, daß 
das OLG. die zeitliche Begrenzung der Renten, deren 
Dauer für die einzelnen Kläger verſchieden ſei, im Ver⸗ 
fahren zum Grund des Anſpruchs hätte vornehmen 
müſſen. Dieſer Angriff konnte nicht zur Aufhebung 
des Urteils führen. Zwar hätten die Vorinſtanzen 
auf eine Verbeſſerung des Klageantrags hinwirken 
ſollen, der eine nach Betrag und Dauer einheitliche 
Rente für die Witwe und die in verſchiedenem Alter 
ſtehenden Kinder verlangt, während der Witwe nur 
für die mutmaßliche Lebensdauer des Getöteten, den 
Kindern in dieſem Rahmen nur für die Zeit ihrer 
Unterhaltsbedürftigkeit eine Rente zukommt (SS 3 
Abſ. 2 HaftpflGeſ., 1601, 1602 BGB.). Indes iſt 
bereits in der Klageſchrift bemerkt, daß die Rente 
mit dem Eintritt der Erwerbsfähigkeit der Kinder ſich 
ermäßigen werde. Es iſt daher anzunehmen, daß nur 
die Faſſung des Klageantrags ungenau tft, und der 
Klageanſpruch in Wahrheit nach Maßgabe der geſetz— 
lichen Beſtimmungen hat erhoben werden wollen; daß 
jedenfalls das Berufungsgericht ihn ſo verſtanden und 
nur mitder aus dem Geſetz fi ergebenden 
zeitlichen Einſchränkung dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, die Feſtſetzung der Dauer der 
Rente für jeden einzelnen Kläger aber dem Nachver— 
fahren vorbehalten hat. Bei dieſer Auslegung des 
Berufungsurteils iſt die Verweiſung der zeitlichen Be— 
grenzung der Renten in das Nachverfahren nicht rechts— 
irrig. Das in Bd. 64 S. 33 der Entſch. abgedruckte 
Urteil des erkennenden Senats behandelt einen weſent— 
lich andern Fall. Dort hatte die Witwe die Unter— 
haltsrente ausdrücklich für die Dauer ihres Lebens 
begehrt mit der Begründung, daß ſie mutmaßlich ebenſo 
lang leben werde, wie ihr getöteter Ehemann gelebt 
haben würde. Das reichsgerichtliche Urteil hat es 
beanjtandet, daß dieſer über die Schranke des § 844 
BGB. gefliſſentlich hinausgehende Anſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt wurde, weil vermöge 
der Rechtskraft des Zwiſchenurteils nach 8 304 ZPO. 
der Beklagte im Nachverfahren mit ſeinen Einwen— 
dungen gegen jene Zuvielforderung nicht mehr gehört 
werden könnte. Hier iſt bei der dargelegten Bedeutung 
des angefochtenen Urteils für eine ſolche Beſorgnis 
kein Raum. (Urt. des VI. 35. vom 4. Juli 1907). 


IV. 


Eine Verfügung über das Recht des Nacherben fällt 
nicht unter die Vorſchrift des F 312 Abſ. 1 Satz 1 BGB., 
ſie bedarf aber der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung. Aus den Gründen: Das auf die 


des Zeugniſſes ein Schriftſatz zur Terminsbeſtimmung Klägerin übergegangene Recht aus der Einſetzung ihres 
nicht eingereicht worden iſt, und das daher auch dann [Mannes als Nacherben unterlag ihrer Verfügung. Sie 


war insbeſondere befugt, es auf andere zu übertragen. 
Zwar fällt die Erbſchaft dem Nacherben erſt mit dem 
Eintritte des Falles der Nacherbfolge an (8 2139), 
allein ſchon vor dem Erbanfalle hat der Nacherbe, 
der den Erbfall erlebt, ein Recht aus der Einſetzung 
als Nacherbe erworben und dieſes Recht hat den künf⸗ 
tigen Anteil an der Erbſchaft zum Gegenſtande. Eine 
Verfügung über ne Recht fällt nicht unter die Vor⸗ 
ſchrift des $ 312 Abſ. 1 Satz 1, wonach ein Vertrag 
über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten nichtig 
iſt, denn hier handelt es ſich um den Nachlaß eines 
Verſtorbenen. Auch die Entſtehungsgeſchichte des 
BGB. ſpricht für die Annahme eines Verfügungsrechts 
des Nacherben über ſein nacherbſchaftliches Recht. Bei 
der Beratung des 1. Entwurfs wurde geprüft, ob es 
nicht angezeigt ſei, durch eine beſondere Vorſchrift den 
über das nacherbſchaftliche Recht vor Eintritt der 
Nacherbfolge abgeſchloſſenen Vertrag für nichtig zu 
erklären. Man nahm jedoch von einer ſolchen Vor- 
ſchrift Abſtand. Bei der 2. Leſung ging die Mehrheit 
von der Annahme aus, daß der zum Nacherben Be— 
rufene vom Erbanfall an ein feſtes, vererbliches Recht 
habe, das er ſchon vor dem endgültigen Anfalle der 
Erbſchaft ver werten könne und das die Gläubiger des 
Nacherben dieſem und ſeinen Kindern entziehen könnten. 
Die von der Klägerin ausgeſtellte Urkunde ent- 
ält eine Verfügung. Sie hat ſich darin wegen aller 
nſprüche an die Vorerbin und an den Nachlaß ihres 
Schwiegervaters für abgefunden erklärt. Dadurch hat 
ſie zum Ausdrucke gebracht, daß ſie die durch die Ein⸗ 
ſetzung ihres Ehemannes als Nacherbe begründeten, 
auf ſie im Wege des Erbganges übergegangenen Rechte 
zugunſten anderer aufgebe. Darin liegt die Ueber: 
tragung ihrer eigenen Rechte auf andere, alſo eine 
Verfügung im Sinne des Geſetzes. Eine ſolche Ver⸗ 
fügung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be- 
urkundung. Allerdings iſt eine darauf gerichtete Form⸗ 
vorſchrift in dem die Einſetzung eines Nacherben be— 
handelnden Titel (88 2100 — 2146) nicht enthalten, 
allein daraus kann nicht die Formfreiheit entnommen 
werden. Vielmehr kommen auch die ſonſtigen Vor— 
ſchriften in Betracht, die ſich mit der Form erbrecht— 
licher Verträge befaſſen. Aus ihnen ergibt ſich aber, 
daß ein Nacherbe nach dem Erbfall und vor dem Ein— 
tritte des Falles der Nacherbfolge über ſein nacherb— 
ſchaftliches Recht nur in gerichtlicher oder notarieller 
Form verfügen kann. § 2033 ſchreibt für einen Ver— 
trag, durch den ein Miterbe über ſeinen Anteil ver— 
fügt, die gerichtliche oder notarielle Form vor. Die 
Vorſchrift bezieht ſich alſo auf die Verfügung eines 
Miterben. Miterbe des Vorerben iſt der Nacherbe 
freilich nicht, denn der Nacherbe ſteht mit dem Vor— 
erben nicht in Erbengemeinſchaft und wird erſt Erbe, 
wenn der Vorerbe aufgehört hat, Erbe zu fein (8 2139). 
Demzufolge iſt nach dem Wortlaut die unmittelbare 
Anwendung des § 2033 ausgeſchloſſen. Allein es iſt 
zu berückſichtigen, daß die Einſetzung als Nacherbe 
eine wirkliche Erbeinſetzung iſt (vgl. SS 2100, 2102, 
2087), mithin der Fall einer Mehrzahl von Erben 
vorliegt. Steht dem Nacherben als einem von mehreren 
Erben überhaupt ein Verfügungsrecht über ſein nach— 
erbſchaftliches Recht zu, ſo kann er davon nur unter 
Beobachtung der Formen Gebrauch machen, die für 
den Miterben vorgeſchrieben find. Der § 2033 
hat den Formzwang für die dinglichen Verträge 
des Miterben mit Rückſicht auf ihre große Wichtig— 
keit und deswegen eingeführt, weil dieſelbe ſtrenge 
Form für die obligatoriſchen Verträge in den SS 2371, 
2385 vorgeſchrieben iſt. Die Gründe, welche die Ein— 
führung des Formzwanges für die genannten Fälle 
rechtfertigen, liegen auch für den Fall der Verfügung 
eines Nacherben vor. Es entſpricht deshalb der Ab— 
ſicht des Geſetzes, die Vorſchrift des § 2033 Abſ. 1 
Satz 2 ſinnentſprechend auch auf die Verfügung eines 
Nacherben anzuwenden. 
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Das 5 hat die Nichtigkeit der Er⸗ 
klärung wegen Formmangels verneint, weil die Klägerin 
nicht Miterbin, ihr die Erbſchaft auch noch nicht an— 
gefallen ſei. Der erſtere Grund iſt nach dem Geſagten 
nicht ſtichhaltig. Hinſichtlich des letzteren Grundes iſt 
noch folgendes zu bemerken: S 2033 Abſ. 1 ſetzt nicht 
voraus, daß die Erbſchaft dem Miterben, der über 
ſeinen Anteil verfügen will, ſchon angefallen iſt. Zwar 
iſt, wie erwähnt, ein Vertrag über den Nachlaß eines 
noch lebenden Dritten nach $ 312 Abſ. 1 Satz 1 nichtig, 
allein daraus folgt nicht, daß jeder Vertrag über eine 
noch nicht angefallene Erbſchaft oder über einen An⸗ 
teil an einer ſolchen nichtig fein müſſe. § 312 Abſ. 1 
Satz 1 ſetzt voraus, daß der Erbfall noch nicht ein- 
getreten iſt. Ein nach dem Erbfalle, jedoch vor dem 
Anfalle der Erbſchaft geſchloſſener Vertrag (z. B. über 
einen Erbanteil, der jemandem erſt anfällt, nachdem 
der zunächſt eingeſetzte Erbe ihn ausgeſchlagen haben 
wird) wird von der Vorſchrift nicht betroffen. Der 
als Beiſpiel erwähnte Fall würde dagegen unbedenf- 
lich dem § 2033 Abſ. 1 zu unterſtellen fein. Dazu 
kommt, daß auch der Wortlaut keinen Anhalt für die 
Annahme bietet, daß die Erbſchaft dem verfügenden 
Miterben ſchon angefallen fein müſſe. Der Nacherbe 
kann mithin ſchon vor dem Eintritte des Falles der 
Nacherbfolge über ſeinen Anteil verfügen. Man kann 
auch nicht ſagen, der Nacherbe habe vor dem Eintritte 
des Falles der Nacherbfolge keinen Anteil an der 
Erbſchaft. Zwar iſt vor dieſem Zeitpunkt ungewiß, 
ob der Nacherbe den Vorerben überleben und beerben 
werde und worin der Nachlaß beſtehen werde; aber 
daraus folgt nicht, daß er keinen Anteil hat, ſondern 
nur, daß ſein Anteil und deſſen Umfang durch das 
Eintreffen künftiger Ereigniſſe bedingt iſt. (Urt. des 
IV. 35. vom 11. Juli 1907). — — n. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Ehegatten können einen im Brautſtande geſchloſſenen 
Erbvertrag durch ein eigenhändiges gemeinichaftliches 
Teſtament aufheben (BGB. § 2292). Beſchwerde gegen 
die Ankündigung einer Verfügung des Nachlaßgerichts. 
Der Privatier O. G. in M. hat in notarieller Urkunde vom 
31. Dezember 1879 mit feiner damaligen Braut Th. A. 
einen Ehe- und Erbvertrag geſchloſſen, in dem u. a. 
für den Fall beerbter Ehe beſtimmt iſt, daß beim Vor— 
ableben der Frau der Mann ihre Ausfertigung als 
Vermächtnis erhalten, das Heiratgut und das ſonſtige 
Vermögen der Frau aber den Kindern als Muttergut 
auszeigen ſoll. In einem gemeinſchaftlichen eigen— 
händigen Teſtamente vom 20. Dezember 1906 haben 
die Eheleute den Erbvertrag aufgehoben, einander 
gegenſeitig zu Erben eingeſetzt und beſtimmt, daß der 
überlebende Teil den Kindern Hans und Marie G. 
den Pflichtteil augumenden habe. Die Frau iſt am 
2. Mai 1907 geſtorben. Bei der Teſtamentseröffnung 
erklärte der volljährige Sohn Hans G. vor dem 
Nachlaßgericht, daß das Teſtament nicht wirkſam ſei, 
weil die Aufhebung eines zwiſchen Ehegatten ge— 
ſchloſſenen Erbvertrags durch gemeinſchaftliches Te— 
ſtament nur für die Fälle zugelaſſen ſei, in denen die 
Ehegatten gezwungen find, ihre gemeinſchaftliche letzt— 
willige Verfügung in einer der außerordentlichen 
Teſtamentsformen zu errichten. Er beantragte, die 
Erbvertragsurkunde beizuſchaffen. Das Nachlaßgericht 
gab dieſem Antrage ſtatt, eröffnete aber ſpäter dem 
Hans G., ſeine Rechtsanſchauung ſei irrig; der Ehe— 
und Erbvertrag ſei durch das gemeinſchaftliche Te— 
ſtament aufgehoben, es werde deshalb dem Witwer 
auf Antrag ein Erbſchein erteilt werden. Die Be— 
ſchwerde des Hans G., mit der er beantragte, „den 


Ehe- und Erbvertrag für ausſchließlich rechtswirkſam 
und das Teſtament für ungültig zu erklären“, wurde 
als unzuläſſig verworfen, weil die an Hans G. ge— 
richtete Mitteilung nicht eine ſachlich entſcheidende 
Verfügung ſei, ſondern nur die Rechtsauffaſſung des 
Richters zum Ausdruck bringe und den Inhalt einer 
künftigen Verfügung ankündige. Die weitere Be— 
ſchwerde des Hans G. wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Die Beſchwerde gegen die 
Verfügung des Nachlaßgerichts hätte nicht als unzu— 
läſſig verworſen werden ſollen. Das Nachlaßgericht, 
das nach Art. 3 des Geſ. vom 9. Auguſt 1902, das 
Nachlaßweſen betr., von Amts wegen den Erben zu 
ermitteln hat, hat dem Beſchwerdeführer eröffnet, daß 
es ſeinen Anſpruch, auf Grund des Ehe- und Erbver— 
trags als Erbe anerkannt zu werden, zurückweiſe, und 
ihm damit, daß es die Erteilung eines Erbſcheins für 
den Witwer in Ausſicht ſtellte, Gelegenheit geben 
wollen, die Frage ſeines Erbrechts womöglich noch 
vor der Erteilung des Erbſcheins im Wege der Be— 
ſchwerde und der weiteren Beſchwerde zum Austrage 
zu bringen. Gegenüber der Zurückweiſung ſeines An— 
ſpruchs, als Erbe anerkannt zu werden, war der Be— 
ſchwerdeführer zu der Beſchwerde berechtigt. Allein 
das beanſpruchte e ſteht ihm nicht zu. 

Nach Art. 214 Abſ. 2 EG. z. BGB. beſtimmt ſich 
die Bindung des Erblaſſers bei einem Erbvertrag 
oder einem gemeinſchaftlichen Teſtamente nach den 
bisherigen Geſetzen, ſofern der Erbvertrag oder das 
Teſtament vor dem Inkrafttreten des BGB. er— 
richtet worden iſt; die hiernach zuläſſige Aufhebung 
der Verfügung von Todes wegen erfolgt aber unter 
der Herrſchaft des BGB. nach deſſen Vorſchriften. 
Die Eheleute G. waren ihren Kindern als Bedachten 
gegenüber nicht an die in dem Ehe- und Erbvertrage 
getroffenen erbrechtlichen Beſtimmungen gebunden, 
ſondern konnten ſie im beiderſeitigen Einverſtändnis 
aufheben, und ihrer darauf gerichteten Willensüber— 
einſtimmung konnten ſie ebenſo wie nach dem bis— 
herigen Rechte unter der Herrſchaft des BGB. nach 
dem 8 2292 in einem gemeinſchaftlichen Teſtament 
wirkſamen Ausdruck geben. Einige Schriftſteller 
glauben zwar die Vorſchrift des 8 2292 auf den Fall 
beſchränken zu ſollen, daß der aufzuhebende Erbver— 
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nötigen, 


trag erſt nach der Eheſchließung errichtet worden ift 


(Planck-Ritgen, Anm. 2 zu S 2292 u. a.) Der Senat 
ſchließt ſich aber der gegenteiligen von Strohal, Erb— 
recht Bd. II S. 389 Anm. 19, und Dernburg, Lehrb. 
des Bürgerl. R. Bd. VS 103 Anm. 5, vertretenen 
Auffaſſung an. Die beſchränkende Auslegung wird 
nur auf den Wortlaut der Vorſchrift geſtützt, indem 
angenommen wird, mit dem Ausdruck „ein unter 
Ehegatten geſchloſſener Erbvertrag“ könne nur ein 
Erbvertrag gemeint ſein, den die Beteiligten als Ehe— 
gatten geſchloſſen haben. Die e ee des 
Ss 2292 erklärt ſich aber daraus, daß nach S 2265 ein 
gemeinſchaftliches Teſtament nur von Segal er⸗ 
richtet werden kann. Die Beteiligten müſſen alſo zur 
Zeit der Errichtung des den Erbvertrag aufhebenden 
gemeinſchaftlichen Teſtaments Ehegatten fein. Mehr 
iſt aus dem Wortlaute nicht zu entnehmen. Der auf— 
zuhebende Erbvertrag iſt auch dann ein zwiſchen Ehe— 
gatten geſchloſſener Erbvertrag, wenn er zwiſchen 
Perſonen geſchloſſen iſt, die jetzt Ehegatten find, zur 
Zeit der Errichtung des Vertrags aber Verlobte 
waren. Nur dieſe Auslegung gewährt ein befriedi— 
gendes Ergebnis; es iſt unverſtändlich, welche Er— 
wägung den Geſetzgeber beſtimmt haben ſoll, Ehe— 
gatten die Aufhebung eines im Brautſtande ge— 
ſchloſſenen Erbvertrags durch gemeinſchaftliches Te— 
ſtament zu verſagen. 

Nach der eine Einſchränkung nicht enthaltenden 
Vorſchrift des § 2292 iſt der Erbvertrag der Eheleute 


G. durch das in der ordentlichen Form des § 2231 
Nr. 2 errichtete gemeinſchaftliche Teſtament endgültig 
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aufgehoben worden. Verfehlt iſt der Verſuch des 
Beſchwerdeführers, aus der Erwägung, die zu der 
Aufnahme der Vorſchrift des § 2292 geführt hat, die 
Beſchränkung der Geltung der Vorſchrift auf die 
Fälle herzuleiten, in denen die Ehegatten verhindert 
ſind, ein Teſtament in ordentlicher Form zu errichten. 
Mit der Zulaſſung des gemeinſchaftlichen Teſtaments 
wollte man urſprünglich allerdings den Fällen Rech— 
nung tragen, in denen die Ehegatten gezwungen ſind, 
ihr gemeinſchaftliches Teſtament, durch den ein früher 
zwiſchen ihnen, geſchloſſener Erbvertrag beſeitigt wer— 
den ſoll, in einer der außerordentlichen Teſtaments— 
formen zu errichten (Prot. der II. Komm. 5 S. 446); 
für den Fall, daß die Ehegatten in der Lage ſind, 
ſich an einen Richter oder an einen Notar zu wenden, 
bedurfte es einer beſonderen Vorſorge nicht, weil ſie 
in dieſem Falle die Aufhebung durch gerichtlich oder 
notariell beurkundeten Vertrag bewirken konnten. 
Gleichwohl wurde von vorneherein das gemeinſchaft— 
liche Teſtament als Form der Aufhebung des Erb— 
vertrags ſchlechthin zugelaſſen, die Ehegatten ſollten 
ihren Erbvertrag auch bei Mitwirkung eines Richters 
oder eines Notars nicht nur in der Form des Vers 
trags, ſondern auch in der Form des gemeinſchaft— 
lichen Teſtaments aufheben können. Als dann dem 
Vorſchlage der Reichstagskommiſſion entſprechend 
durch S 2231 Nr. 2 BGB. das eigenhändige Teſtament 
als weitere ordentliche Teſtamentsform aufgenommen 
wurde, würde es dem Zwecke dieſer Vorſchrift wider— 
ſprochen haben, die Ehegatten, falls durch ihre letzt— 
willigen Verfügungen Beſtimmungen eines früher 
geſchloſſenen Erbvertrags geändert werden ſollen, zu 
die Beſtimmungen des Erbvertrags durch 
einen gerichtlich oder notariell beurkundeten Vertrag 
aufzuheben oder das gemeinſchaftliche Teſtament vor 
einem Richter oder einem Notar zu errichten. Die 
Vorſchrift des § 2292 wurde deshalb unverändert ges 
laſſen, infolgedeſſen kann die Aufhebung des Erbver— 
trags durch eigenhändiges gemeinſchaftliches Teſtament 
mit derſelben Wirkung erfolgen wie durch ein vor 
einem Richter oder einem Notar errichtetes gemein— 
ſchaftliches Teſtament. (Beſchl. des I. ZS. vom 12. an 
1907, Reg. III 47/1907). 
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Rechtliche Natur der ſogenannten Kommunbranereien. 
Samtverbindliche Haftung der Geſellſchafter. Haftung 
nen eintretender Geſellſchafter für die beſtehenden Ge⸗ 
ſellſchafteſchulden. Rückwirkung des bayeriſchen Land⸗ 
rechts. Die gegen einen beſtimmten Mitkläger ein: 
gelegte Berufung der Beklagten wirkt gegen die übrigen 
durch denſelben Anwalt vertretenen Mitkläger nicht. 
Die gegen ein Teilurteil eingelegte Berufung erſtreckt 
ſich nicht von ſelbſt auf die im ſpäteren Urteile ge⸗ 
troffene Koſtenentſcheidung. (EG. z. BGB. Art. 164; 
bayer. LR. — insbeſondere T. IV, 8 8 11 Nr. 2 und 4 
— mit dem n spatente vom 2. Januar 1756; 
BGB. § 427; ZPO. 8517, 8 518 Abſ. 2 Ziff. 3). In 
K. iſt von altersher mit dem Eigentum an gewiſſen 
Anweſen, den ſogenannten Marktlehen, das Recht ver— 
bunden, Bier zu brauen. Die brauenden Bürger be— 
nutzten zur Herſtellung des Bieres, das jeder auf 
eigene Rechnung braute, feit der Mitte des 18. Jahrh. 
ein Brauhaus in K., das urſprünglich ein kurfürſt⸗ 
liches Brauhaus war und durch Entſchl. vom 5. De— 
zember 1751 „ſtiftsweiſe auf Verſuch und Widerruf 
gegen Bezahlung eines Keſſelgeldes von jeder Sud 
1 fl. der diesſeitigen Marktkommune überlaſſen“ 
wurde. Das Eigentum an dem Brauhaus iſt ſuäter 
zwiſchen dem Fiskus und den brauenden Bürgern 
ſtreitig geworden. 1843 kam ein Vergleich zuſtande, 
durch den der Fiskus das Kommunbrauhaus den Bürgern 
zu Eigentum überließ, wogegen dieſe ſich zur Zahlung 
eines unablösbaren Grundzinſes, „Brauhausſtift' ge: 
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nannt, von 70 fl. als einer Reallaſt verpflichteten. Die 
brauenden Bürger hatten ſchon im 18. Jahrh. einen 
„Brauverwalter“, mit dem die landesherrliche Behörde 
wegen des Keſſelgeldes verkehrte. Zur Verwaltung des 
Brauhauſes beſtand ein Ausſchuß, der in einer kand⸗ 
gerichtlichen Beſtätigung vom 9. Auguſt 1844 als 
„Keſſelverwaltung“ erwähnt wird. Die Beſtimmungen 
über den Betrieb, die ſich im Laufe der Zeit heraus⸗ 
gebildet hatten, wurden in einer „Kommunbräuhaus— 
Ordnung“ vom 7. Januar 1873 zuſammengefaßt, die 
insbeſondere nachſtehende Beſtimmungen enthält: 


„Ziff. I. Die Verwaltung des Geſamtvermögens 
des Kommunbräuhauſes ſteht dem Ausſchuſſe zu. Der⸗ 
ſelbe beſteht aus einem Verwalter und vier Ausſchuß⸗ 
mitgliedern und wird alle drei Jahre gewählt. Der 
Ausſchuß vertritt die Intereſſen der Kommunbräuerei 
nach jeder Richtung; er führt die Oberaufſicht über 
das Bräuhaus und iſt ihm zunächſt der Bräumeiſter 
und das übrige Bräuperſonal unterſtellt. 


Ziff. XI. Die das Kommunbräuhaus jährlich 
treffenden Steuern und gemeindlichen Abgaben ſind 
am Schluße eines Jahres zuſammenzuſtellen und ſo⸗ 
dann unter die Kommunbräuberechtigten zur Zahlung 
gleichmäßig zu verteilen. 

Ziff. XVI. Wird zu einer Beſchlußfaſſung die 
Anweſenheit aller bräuenden Bürger notwendig, ſo 
entſcheiden die Erſchienenen ohne Rückſicht auf die 
Zahl gültig und wird die richtig geſchehene Ladung 
als Zuſtimmung der Nichterſchienenen angenommen“. 

Ueber die Abgrenzung der Befugniſſe des Ver— 
walters, des Ausſchuſſes und der Verſammlung der 
brauenden Bürger iſt keine Beſtimmung getroffen. 
Das Schriftſtück trägt nur 11 Unterſchriften, fein In⸗ 
halt iſt aber von den Beteiligten ohne Widerſpruch 
als die maßgebende Ordnung angeſehen worden. Nach 
langjähriger Uebung war die Entſcheidung über 
wichtige Angelegenheiten der Verſammlung der 
brauenden Bürger vorbehalten. Die Jahresrechnungen 
wurden vom Marktſchreiber angefertigt, die Einladung 
zu den Verſammlungen beſorgte der Gemeindediener, 
die Akten des Verbandes wurden bei dem Magiſtrat auf— 
bewahrt. Da keine Einrichtung getroffen war, für 
den Verband eigenes Vermögen anzuſammeln, ergab 
ſich im Laufe der Zeit die Notwendigkeit, Darlehen 
aufzunehmen, die Schuldenlaſt betrug nach der Rech— 
nung für 1901 36319 Mk. 29 Pf. Schließlich wurde 
auf Antrag eines Gläubigers „gegen das Kommun— 
bräuhaus K., einen Verband von 44 Marktlehnern, 
vertreten durch die Kommunbräuhausverwaltung K., 
dieſe vertreten durch den Keſſelverwalter Franz Sch., 
Wirt in K., als Schuldner“ die Beſchlagnahme des 
Brauhauſes zum Zwecke der Zwangsverſteigerung an— 
geordnet und im Verſteigerungstermine vom 18. März 
1904 dem Wirtsſohne Karl D. in K. der Zuſchlag er- 
teilt. Der Gläubiger hatte Zahlungs- und Voll⸗— 
ſtreckungsbefehl gegen den Keſſelverwalter als Ver— 
treter des Verbandes erwirkt und ſie dem Keſſelver— 
walter zuſtellen laſſen: das Vollſtreckungsgericht und 
der Verſteigerungsbeamte ließen aber die ferneren 
Zuſtellungen an alle Brauberechtigten machen. Ein 
großer Teil der Gläubiger, darunter die Babette D., 
die Franziska N. und der Bauer Joſeph D., die für 
ihre Forderungen Schuldſcheine beſitzen, hat bisher 
Befriedigung nicht erlangt. Babette D., Franziska N. 
und Joſeph D. haben gegen 28 Beſitzer kommunbrau— 
berechtigter Anweſen, worunter Wolfgang W. und 
7 W.ſche Kinder als gemeinſchaftliche Beſitzer eines 
ſolchen Anweſens, Klage mit dem Antrag erhoben, die 
Beklagten als Geſamtſchuldner zur Zahlung der Dar— 
lehensbeträge (zuſammen 7142 Mk. 86 Pf.) und der 
Zinſen zu verurteilen. Sie behaupteten, die in den 
Schuldſcheinen bezeichneten Beträge ſeien dem Ver— 
bande der brauenden Bürger für deſſen Zwecke ge— 
liehen worden, für die Schulden des Verbandes als 
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einer Geſellſchaft hafteten die Mitglieder als Geſamt- 
ſchuldner, auch ſeien ſie aus den Darlehen bereichert. 
Die Beklagten ſuchten darzulegen, daß der Verband 
eine juriſtiſche Perſon ſei, und beſtritten, daß die Dar— 
lehensverträge den Verband verpflichteten. Zur Auf— 
nahme ſo beträchtlicher Darlehen ſei weder der Keſſel— 
verwalter noch der Ausſchuß befugt geweſen, dazu 
habe es eines Beſchluſſes der Verſammlung bedurft, 
ein ſolcher ſei nicht erwirkt worden. Das LG. erließ 
am 20. April 1905 gegen Wolfgang W. ein Ver⸗ 
ſäumnisurteil und gegen die übrigen Beklagten ein 
Teilurteil. Sämtliche Beklagten wurden zur Bezahlung 
der Darlehen der Babette D. und Franziska N. ſamt 
Zinſen und zwar unter geſamtſchuldneriſcher Haftung, 
Wolfgang W. auch des Darlehens an Joſeph D. ver⸗ 
urteilt. Wolfgang W. wurde ferner in die Koſten des 
Rechtsſtreits mit Ausnahme der durch die Beweis— 
erhebung veranlaßten verurteilt. Im übrigen wurde 
bezüglich des Koſtenpunktes im Teilurteile die Ent- 
ſcheidung dem Endurteile vorbehalten. Nachdem 
Wolfgang W. gegen das Verſäumnisurteil Einſpruch 
eingelegt hatte und im übrigen die Verhandlung fort- 
geſetzt worden war, wurde durch Endurteil vom 
5. Juni 1905 das Verſäumnisurteil gegen Wolfgang 
W. aufrecht erhalten; ſämtliche Beklagten wurden zur 
Zahlung des Darlehens an D. (2500 Mk.) mit Zinſen 
verurteilt und ausgeſprochen, daß die Beklagten die 
Koſten des Rechtsſtreits als Geſamtſchuldner zu tragen 
haben. Die Beklagten legten Berufung ein, acht von 
ihnen gegenüber dem Endurteile jedoch in der Art, 
daß ſie den Joſeph D. als den Berufungsbeklagten 
benannten und die Berufungsſchrift dem gemeinſchaft— 
lichen Anwalte der drei Kläger in erſter Inſtanz zu— 
ſtellen ließen. Die Berufungskläger behaupteten, daß 
der Verband der brauenden Bürger eine juriſtiſche 
Perſon ſei. Das Endurteil vom 5. Juni 1905 bean⸗ 
tragten ſie auch inſoweit aufzuheben, als ihnen im 
Verhältniſſe zu den Klägerinnen Babette D. und 
Franziska N. die Koſten auferlegt worden ſind, indem 
ſie geltend machten, die Berufung gegen das Teil— 
urteil enthalte ohne weiteres auch die Anfechtung der 
in dem nachfolgenden Urteile getroffenen aber auf 
dem Teilurteile beruhenden Entſcheidung über die 
Koſten. Das OLG. hat die Berufung zurückgewieſen. 
Die Beklagten legten Reviſionen ein. Das Ob G. hat 
die Reviſion dieſer acht Beklagten inſoweit zurück— 
gewieſen, als deren Berufung gegen das landgericht— 
liche Endurteil über die den Klägerinnen Babette D. 
und Franziska N. zu erſtattenden Koſten zurück— 
gewieſen worden iſt, im übrigen das Urteil des Be— 
rufungsgerichts aufgehoben und die Sache zurück— 
verwieſen. a 

Aus den Gründen: Die Frage, ob der Ver— 
band der brauenden Bürger eine juüriſtiſche Perſon iſt, 
iſt zunächſt nicht eine Rechtsfrage, ſondern eine dem 
tatſächlichen Gebiet angehörende Frage und konnte 
von dem Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum ver— 
neint werden. Für die Behauptung, daß der Ver— 
band ſich aus der Marktgemeinde als Realgemeinde 
entwickelt habe, bieten die Tatſachen keinen Anhalt. 
Die Anwälte der Beklagten ſcheinen auf dieſe Be— 
hauptung dadurch gekommen zu fein, daß das EG. z. 
BGB. im Art. 164 neben den Realgemeinden „ähn— 
liche Verbände“ nennt, deren Mitglieder als ſolche 
zu Nutzungen an Brauhäuſern und ähnlichen Anlagen 
berechtigt ſind, ſie haben aber nicht dargelegt, welches 
gemeindliche Vermögen dadurch, daß die brauenden 
Bürger die übrigen Gemeindeangehörigen von dem 
Mitgenuß ausgeſchloſſen haben, die Grundlage der 
Realgemeinde geworden ſein ſoll, und nicht einmal 
behauptet, daß die brauenden Bürger, bevor ſie Eigen— 
tümer des Brauhauſes wurden, gemeinſchaftliches 
Grundvermögen gehabt haben. Die Bezeichnung der 
brauenden Bürger als Marktkommune iſt offenbar 
nur ein Fehlgriff im Ausdruck. Mag auch darauf, 
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daß eine landesherrliche Verleihung der Korporations— 
rechte nicht nachgewieſen iſt, entſcheidendes Gewicht 
nicht zu legen ſein, ſo laſſen ſich doch aus dem Weſen 
und der Geſtaltung des Verbandes Gründe gegen 
die Annahme der juriſtiſchen Perſönlichkeit entnehmen. 
Das Braurecht ſteht nicht dem Verbande ſelbſt zu, 
ſondern iſt mit den einzelnen Anweſen als Zubehör 
im Sinne der früheren Rechtes, als Beſtandteil im 
Sinne des 8 96 BGB. verbunden. Die Zahl der 


Braurechte konnte ſich zwar durch Erlöſchen einzelner 
Rechte, insbeſondere durch Verzicht mindern, fie war | 


aber geſchloſſen, der Verband war von vorneherein 
auf eine beſtimmte Zahl von Mitgliedern befchräntt, 
die nur in der Weiſe wechſeln konnten, daß an die 
Stelle des bisherigen Eigentümers eines Marktlehens 
ein neuer Eigentümer trat. Jeder Eigentümer übte 
ſein Braurecht für ſich aus, der Zweck des Verbandes 
beſtand nur in einer Förderung des Gewerbebetriebes 
der Eigentümer beſtimmter Anweſen. Das Brauhaus 
wurde in dem Vergleiche vom 13. Dezember 1843 
nicht dem Verbande, ſondern den 49 Brauberechtigten 
überlaſſen, jeder von ihnen hatte als Brauberechtigter 
einen Anteil an dem Brauhauſe, das der Ausübung 
der ſämtlichen Braurechte diente. Demgemäß wurden 
die auf das Brauhaus treffenden Steuern und Ab— 
gaben von den Berechtigten zu gleichen Anteilen er— 
hoben, gleichviel ob und in welchem Maße ſie das 
Brauhaus benutzten. Bei der Zwangsverſteigerung 
haben das Vollſtreckungsgericht und der Verſteigerungs— 
beamte die Brauberechtigten als Miteigentümer des 
Brauhauſes angeſehen. Daraus, daß das voran— 
gegangene Mahnverfahren gegen den Keſſelverwalter 
als Vertreter des Verbandes gerichtet wurde, läßt ſich 
nicht entnehmen, ob der Verband als juriſtiſche Perſon 
oder etwa als nicht rechtsfähiger Verein angeſehen 
wurde, es kommt aber nichts darauf an. Aus der Brau- 
hausordnung vom 7. Januar 1873 ergibt ſich, daß 
der Verband nicht daran dachte, einen eigenen Ver— 
mögensſtock anzuſammeln. Er erhob von den brauenden 
Bürgern ein Keſſelgeld, das nur zur Deckung der 
Selbſtkoſten beſtimmt war, und von ſämtlichen Mit- 
gliedern die auf das Brauhaus treffenden Steuern 
und Umlagen und die zur Verzinſung der gemein— 
ſchaftlichen Schulden erforderlichen Beträge. Er be— 
anügte ſich mit der Aufbringung der zur Beſtreitung 
der laufenden Ausgaben erforderlichen Mittel, weitere 
Beiträge hatten die Mitglieder nicht zu leiſten. Für 
die aufgenommenen Darlehen war in ſeinem Ver— 
mögen Deckung nicht vorhanden und es wurde auch, 
als die Schuldenlaſt immer mehr wuchs, keine Ver— 
anſtaltung getroffen, ihm eigene Tilgungsmittel zu 
verſchaffen. Dieſe Sachlage rechtfertigt die Annahme, 
daß der Verband nicht ein ſelbſtändiges Vermögens: 
ſubjekt fein, ſondern nur zur gemeinſchaftlichen Be— 
friedigung gleichartiger Bedürfniſſe der Mitglieder 
dienen ſollte. Die Mitgliedſchaft iſt mit dem Brau— 
recht und infolgedeſſen mit dem Eigentum an dem 
Marktlehen verbunden. Ob der einzelne Brauberechtigte 
das Braurecht ſtändig ausübte, war belanglos. Wenn 
die Ausübung eines Braurechts eine Zeitlang ruhte, 
konnte ſie jederzeit wieder aufgenommen werden. Die 
Mitgliedſchaft hatte deshalb auch für diejenigen, die 
das Braurecht nicht ausübten, einen gewiſſen Wert. 
Nur das Erlöſchen des Braurechts führte das Aus— 
ſcheiden herbei. 
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Bei der beträchtlichen Anzahl der 


Mitglieder war die Zulaſſung von Mehrheitsbeſchlüſſen! 


eine Notwendigkeit. Die Macht der Mehrheit fand 


aber darin ihre Begrenzung, daß nur mit dem Zwecke | 


des Verbandes zuſammenhängende Beſchlüſſe gefaßt 
werden konnten. Der Zweck des Verbandes beſtand 
jedenfalls ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts in dem 
Halten einer jedem Mitgliede für deſſen Brauerei— 
betrieb zur Verfügung ſtehenden Brauſtätte mit Aus— 
ſtattung und Perſonal. Der Vorteil, den der Ver— 
band ſeinen Mitgliedern bot, war die jedem Mitgliede 
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gewährte Möglichkeit, ſein Braurecht auszuüben. Das 
Unternehmen der Mitglieder wies die weſentlichen 
Merkmale eines geſellſchaftlichen Unternehmens auf, 
der Vorteil, den der Verband ſeinen Mitgliedern bot, 
war ein „gemeinſchaftlicher Gewinn“ im Sinne des 
bayer. LR. T. IV K. 8 8 1. Es iſt deshalb das Geſell⸗ 
ſchaftsrecht anzuwenden. Das e des 
bayer. LR. gibt das des gemeinen Rechtes wieder und 
entſcheidet einzelne Streitfragen des gemeinen Rechtes. 
Nach dem Publikationspatente vom 2. Januar 1756 
kam ihm daher rückwirkende Kraft zu. Dies gilt ins- 
beſondere auch von der in T. IV K. 8 8 11 Nr. 2 ent⸗ 
haltenen Beſtimmung, nach der die Geſellſchafter für 
die durch einen gemeinſchaftlichen Vertreter einge⸗ 
gangenen Verbindlichkeiten als Geſamtſchuldner haften 
(Anm. zu T. IV K. 8 811 Nr. 4 lit. b). Die Haftung 
erſtreckt ſich auf das geſamte Vermögen der Geſell— 
ſchafter, die Beſchränkung der Haftung auf das Geſell— 
ſchaftsvermögen müßte beſonders vereinbart werden. 
Für die Annahme einer ſolchen Vereinbarung fehlt 
nicht nur jeder tatſächliche Anhalt, ſondern der Um- 
ſtand, daß der Verband ſich nicht darauf eingerichtet 
hat, anderes Vermögen als die zur Beſtreitung der 
laufenden Ausgaben erforderlichen Mittel zu haben, 
ſpricht für das Gegenteil. In dem Umfange der Ver— 
tretungsmacht des Keſſelverwalters iſt mit dem In⸗ 
krafttreten des BGB. keine Aenderung eingetreten, 
ſeine Vertretungsmacht beſtimmt ſich auch den neu einge⸗ 
tretenen Mitgliedern und den Dritten gegenüber, mit 
denen erſt unter der Herrſchaft des BGB. Verträge 
geſchloſſen worden ſind, nach dem bisherigen Rechte. 
War der Keſſelverwalter bis zum 1. Januar 1900 be- 
fugt, die Mitglieder des Verbandes nicht nur mit dem 
Geſellſchaftsvermögen, ſondern auch in Anſehung ihres 
übrigen Vermögens zu verpflichten, ſo iſt es dabei 
verblieben. Dagegen iſt für die Entſcheidung der 
Frage, ob die durch ſeine Handlung verpflichteten Mit⸗ 
glieder nebeneinander als Geſamiſchuldner oder nur 
nach Anteilen haften, bei den unter der Herrſchaft des 
BGB. eingegangenen Verbindlichkeiten deſſen Beſtim- 
mung maßgebend. In dieſer Beziehung ſtimmt aber 
der 8427 BGB. inhaltlich mit der Beſtimmung des 
LR. überein. Deshalb müßten die Reviſionen, ſoweit 
ſie ſich gegen die Entſcheidung richten, daß die Be— 
klagten für die Forderungen der Kläger als Geſamt— 
ſchuldner haften, zurückgewieſen werden, wenn feſt— 
ſtünde, daß die Beklagten Mitglieder des Verbandes 
waren, als die Forderungen entſtanden. Das OLG. 
nimmt aber an, daß dies bei einem Teile der Be— 
klagten nicht zutrifft, ohne auf die Frage einzugehen, 
welche Beklagte erſt ſpäter Mitglieder des Verbandes 
geworden ſind und in welcher Weiſe dies geſchehen iſt. 
Die Erwägungen, mit denen es über dieſe Frage hin— 
wegzukommen ſucht, entbehren jeder tatſächlichen 
Grundlage. Die Kläger haben keine Tatſachen ange— 
führt, aus denen ſich entnehmen ließe, daß mit dem 
Eintritt in den Verband kraft der Satzung die Ueber— 
nahme der Haftung für die beſtehenden Verbindlich— 
keiten verbunden war, und ebenſowenig Umſtände an— 
gegeben, in denen bei den Beklagten eine Schuld— 
übernahme gefunden werden könnte. Aus dem Ein— 
tritt in eine beſtehende Geſellſchaft läßt ſich allenfalls 
die Verpflichtung, die Verwendung des Geſellſchafts— 
vermögens zur Befriedigung der Geſellſchaftsgläubiger 
zu geſtatten, in dem Umfange herleiten, daß auch der 
Zugriff der Geſellſchaftsgläubiger auf das Geſell— 
ſchaftsvermögen geduldet werden muß, aber der Ein— 
tritt in die beſtehenden Verbindlichkeiten der Geſell— 
ſchaft als Geſamtſchuldner iſt damit weder nach dem 
fruheren Rechte noch nach dem BB. verbunden. Die 
Haftung der ſpäter eintretenden Mitglieder für die 
beſtehenden Verbindlichkeiten kann nur auf beſondere 
Umſtände geſtützt werden und geſtaltet ſich nach dieſen 
verſchieden, ſie iſt im Falle der Schuldübernahme eine 
andere als im Falle der Erbfolge, um die es ſich ver— 


mutlich insbeſondere bei den W. 105 Kindern handeln 
wird. Anderſeits verſteht es ſich ebenfowenig von 


ſelbſt, daß die Haftung eines bisherigen Mitglieds 


den Gläubigern gegenüber durch Veräußerung des die 
Mitgliedſchaft begründenden Marktlehens erliſcht. 

Dem Berufungsgerichte muß darin beigeſtimmt 
werden, daß acht Beklagte zur Anfechtung der Entſchei⸗ 
dung des Endurteils vom b. Juni 1905 über ihre Koſten⸗ 
pflicht gegenüber den Klägerinnen D. und N. wegen Ver⸗ 
ſäumung der Berufungsfriſt nicht mehr befugt waren, 
ihr Berufungsantrag daher als unzuläſſig zurückgewieſen 
werden mußte. Die Behauptung, die Berufung ſei, 
obwohl die Berufungsſchrift nur die Ladung des 
Klägers Joſeph D. als Berufungsbeklagten enthielt, 
auch gegenüber den Klägerinnen Babette D. und 
Franziska N. eingelegt, weil die drei Kläger in der 
erſten Inſtanz durch denſelben Prozeßbevollmächtigten 
vertreten waren und die Berufungsſchrift dieſem zu⸗ 
geſtellt worden i 9 nen angeſichts der Vorſchrift 
des § 518 Abf. 3 ZPO. keiner Widerlegung. 
Die Zulafſtgkelt 925 Berufungsantrags kann auch 
nicht darauf geſtützt werden, daß die gegen das Teil⸗ 
urteil eingelegte Berufung ſich ohne weiteres auf die 
auf Grund des Teilurteils in dem ſpäteren Urteile 
getroffene Koſtenentſcheidung erſtreckt habe. Der ZPO. 
iſt eine Anfechtung erſt zu erlaſſender Entſcheidungen 
fremd, ſie geſtattet nicht, eine künftige Entſcheidung 
wegen ihres Zuſammenhanges mit einer ſchon er⸗ 
a Entſcheidung mit diefer im voraus anzufechten, 

macht auch für den Fall keine Ausnahme, daß 
das angefochtene Urteil in Gemäßheit des § 321 durch 
eine nachträgliche Entſcheidung ergänzt wird. Auch 
dieſe Entſcheidung kann, wie ſich aus dem § 517 klar 
ergibt, nur mit ſelbſtändiger Berufung angefochten 
werden. (Urt. des I. 3S. vom 3. Mai 1907, 255 I 
14/1907). 

990 


B. Strafſachen. 


Iſt in Bayern ein mit nen 3 
Schüler Gefangener im Sinne des 6 120 S 2 Ber: 
hängung des Arreſtes in der Pfalz. Diese Er Reichs⸗ 
gericht verneinte Frage (vgl. dieſe Zeitſchrift 2. Jahr⸗ 
gang S. 460) iſt vom ObL G. wiederum bejaht worden. 

Aus den Gründen: Der Senat hat keinen 
Anlaß gefunden, von der bisherigen Rechtſprechung 
abzugehen (vgl. die Entſch. des Kriminalſenates des 
ObGerĩH. vom 2. September 1864 und 5. November 
1866 [Zeitſchr. f. Geſetzgeb. u. Rechtspfl. Bd. 11 S. 309, 
Bd. 13 S. 583], des OLG. München vom 3. Septem⸗ 
ber 1887 und 22. April 1890 [Entſch. d. OLG. München 
Bd. 4 S. 574, Bd. 6 S. 136] und des Obs. vom 22. 
Oktober 1901 [Samml. Bd. 2 S. 103]). 

1. Gefangene im Sinne des § 120 StGB. ſind 
Perſonen, denen in geſetzlich gebilligter Form aus 
Gründen des öffentlichen Intereſſes die perſönliche 
Freiheit entzogen iſt und die ſich demzufolge in 
der Gewalt der zuſtändigen Behörde befinden 
(RG. Bd. 12 S. 163, Bd. 37 S. 368, Bd. 39 S. 71, 
Olshauſen Note 1 zu § 120). Die Frage, ob es ſich 
bei der Freiheitsentziehung um die Handhabung der 
Polizei⸗ und Strafgewalt des Staates handeln muß 
(ſo RG. in Bd. 39 S. 7 und Binding, Lehrbuch des 
Strafrechtes Bd. 2 S. 584 ff.), oder ob auch andere 
Fälle hierher zu rechnen ſind, iſt in dem letzteren 
Sinne zu entſcheiden. Die Annahme, daß für den 
Begriff des Gefangenen nur eine Freiheitsentziehung 
zu Strafzwecken in Betracht kommen könne, würde 
dem Wortſinne widerſprechen (RG. Bd. 37 S. 367). 


In der Tat wurde der Begriff „Gefangener“ bisher 


in einem weiteren Sinne aufgefaßt. Wie der Art. 142 
des bayer. StB. vom 10. Sept. 1861 („Wer einen 
Gefangenen aus der Gewalt der Obrigkeit oder ihrer 
Diener befreit” uſw.) von dem Kriminalſenat des 
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ObGerd. dahin ausgelegt worden iſt, daß auch im 
Schularreſte befindliche Kinder Gefangene ſeien, ſo iſt 
auch §8 94 des preuß. StGB. von 1851 dahin aufge⸗ 
faßt worden, daß er nicht bloß Gefangene zu Polizei— 
oder Strafzwecken im Auge habe. Von Anfang an 
war man der Anſicht, daß auch die Befreiung aus 
dem Hausarreſte, wenn er durch, Obſervation“ eines 
Beamten geſchieht, hierunter zu begreifen ſei (Goltd. 
Mat. Bd. 2 S. 144). Das preuß. Obertribunal hat am 
22. Februar 1854 ausgeſprochen, daß auch ein Schul- 
gefangener Gefangener im Sinne des 8 94 StGB. ſei 
(Goldt Arch. Bd. 2 S. 424). Es vertreten denn auch 
hinſichtlich des 8 120 StGB. die Kommentare von 
Schwarze Note 2, Rüdorff⸗Stenglein Note 1, Oppen⸗ 
hoff Note 1 und Olshauſen Note 2d zu § 120 und von 
Liſzt, Lehrbuch (14. u. 15.) S. 562 die Anſicht, daß 
zum zivilrechtlichen Sicherungsarreſte gebrachte oder 
auf Grund der 88 888, 901, 918, 936 ZPO. in Haft 
genommene Perſonen „Gefangene“ feien. Wenn gar 
Olshauſen Note 2a und Oppenhoff Note 1 zu 8 120 
kein Bedenken tragen, den Studenten zu den „Ge⸗ 
fangenen“ zu rechnen, der eine in einem Disziplinar⸗ 
verfahren zuerkannte Strafe im akademiſchen Karzer 
abbüßt, ſo iſt nicht erklärlich, weshalb die weitere 
Folgerung unzuläſſig ſein ſoll — die Frank, Komm. 
z. StGB. (3 u. 4) Note II, 3 zu § 120, wenn auch mit 
einigem Sträuben zieht — den auf dem Disziplinarweg 
mit Schularreſt beſtraften Volksſchüler in der gleichen 
Weiſe zu beurteilen. Keinesfalls kann die Bemerkung 
Bindings a. a. O. (S. 585) gebilligt werden: „Das 
(ſtaatliche) Haftrecht beſteht um der Freiheitsbeſchrän⸗ 
ng willen. Wo andere, Beſſerungs- oder Erziehungs⸗ 
oder Heilzwecke verfolgt werden, die eine Freiheits- 
beſchränkung notwendig machen, beſteht keine Ge⸗ 
fangenſchaft. Deshalb auch beim, Schularreſte 
nicht“. Denn das „Haftrecht“ des Staates iſt nicht 
die Grundlage, ſondern eine Folge ſeines Rechtes, 
Freiheitsbeſchränkungen aufzuerlegen, und da als 
Disziplinar⸗ und Ordnungsſtrafen Freiheitsbeſchrän⸗ 
kungen verhängt werden dürfen, ſo iſt für ſolche ein 
„Haftrecht“ des Staates nicht minder gegeben. Ueber⸗ 
dies ſoll die akademiſche Karzerſtrafe in nicht geringerem 
Grade, als die Schularreſtſtrafe dem Erziehungszwecke 
dienen, wie anderſeits mit den Kriminalſtrafen auch 
der Beſſerungszweck verfolgt wird. Hier aber ſieht 
ohnehin der über den noch nicht 12 Jahre alten 
Schüler G. verhängte Schularreſt einer Kriminalſtrafe 
um ſo mehr ähnlich, als er wegen Diebſtahls ausge⸗ 
ſprochen worden iſt. (722 Der Herausgeber). Es 
handelte fi) dabei alſo keineswegs bloß um eine „auß- 
ſchließlich im Intereſſe des Unterrichtes und der Er⸗ 
ziehung getroffene, nur auf dem Gebiete der durch 
den eigentlichen Schulzweck gebotenen beſonderen 
Schulzucht ſich bewegende, eben deshalb aber auch dem 
Bereiche der allgemeinen ſtaatlichen Zwangsmittel 
entrückte Maßnahme“. Da nach dem bayeriſchen Schul⸗ 
rechte mit dem Schularreſt auch weitere Zwecke, als 
die der Schulzucht im engeren Sinne verfolgt werden 
dürfen, geht es nicht an, ſeine Bedeutung ſo enge zu 
begrenzen. Der Anlaß zu der a des ©. 
erweiſt übrigens zugleich, wie belanglos es iſt, ob die 
Freiheitsbeſchränkung im Laufe oder als Folge eines 
gerichtlichen oder eines Disziplinarverfahrens eintritt, 
und daß es der Begründung entbehrt, wenn die Schul⸗ 
disziplin mit der Hausdisziplin auf die gleiche Stufe 
geſtellt wird oder wenn man „Maßnahmen, die andere 
Intereſſen wahren ſollen als die des Schutzes der 
Staatshoheit gegen unmittelbare Angriffe“ von der 
Unterſtellung unter $ 120 StGB. ausſchließen will. 
Ebenſo iſt es nicht zutreffend, wenn man ſagt: „Die 
Ausübung der Schulzucht im Einzelfalle ſei nur für 
den Betroffenen und die Schule von Bedeutung und 
ein öffentliches Intereſſe komme dabei nicht in Frage“. 

Bei der Bewertung des Schularreſtes handelt es ſich 
um nichts geringeres, als um die Autorität der Lehrer 
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und der Schulbehörden, die untergraben würde, wenn 
es ungeſtraft bliebe, daß im Schularreſt befindliche 
Kinder ohne weiteres aus der Gewalt der zuſtändigen 
Beamten weggenommen werden; es würde geradezu 
unmöglich ſein, in der Schule die Ordnung aufrecht 
zu erhalten. (O2? Der Herausgeber). Im Einklange 
mit dieſer Anſchauung ſteht die vom RG. in dem Urteile 
vom 5. Januar 1884 (MBl. f. Kirchen- und Schul- 
angelegenh. 1888 S. 371 ff.) ausgeſprochene Erwägung. 
das Züchtigungsrecht ſei „bei dem im öffentlichen 
Dienſte ſtehenden Lehrer ein Ausfluß der Schulzucht, 
alſo einer öffentlich-rechtlichen Inſtitution“; es wird 
dort der Lehrer als ein „dem ſtaatlichen Organismus 
angehörender Beamter“ bezeichnet, dem gewiſſe Be— 
ſugniſſe zuſtehen, „welche nach dem beſtehenden Organis— 
mus dem Amte und damit ihm als ſeinem Träger 
zugewieſen find“. Hiernach kann weder der Grund 
der Verhängung des Schularreſtes, noch feine Bes 
deutung eine Unterſcheidung für ihn gegenüber den 
Freiheitsbeſchraͤnkungen begründen, die unbeſtrittener— 
maßen von der Strafbeſtimmung des $ 120 umfaßt 
werden. 

2. Mit Unrecht wird die Frage, ob der Schul— 
arreſt nach der Art ſeines Vollzuges eine Freiheits— 
entziehung im Sinne des § 120 iſt, beſonders unter 
Hinweis darauf bezweifelt, daß der dem öffentlichen 
Unterrichte dienende Raum keine Gefangenenanſtalt ſei, 
weil er nicht zur Verwahrung von Perſonen zwecks 
Beſchränkung ihrer Freiheit dauernd beſtimmt ſei. 
Beim Hausarreſt ſteht ebenfalls kein Raum mit einer 
ſolchen dauernden Beſtimmung in Frage und trotzdem 
fiel im Sinne des preuß. StGB. die Befreiung aus 
dem Hausarreſte ebenſo wie die aus Arreſtlokalen, 
die keine wirklichen Gefangenenanſtalten ſind, unter 
deſſen 8 94 (Goltd Mat. a. a. O.). Ueberdies wird 
auch ab und zu der Schularreſt in beſonders hierfür 
eingerichteten Haftlokalen vollzogen. Es kann aber 
bei herkömmlicher Verwendung eines Schulzimmers 
nicht der Mangel eines beſonderen Haftlokals zu einer 
abweichenden Beurteilung der Sache führen, am 
wenigſten dann, wenn, wie hier, die Bewachung des 
Schülers in wirkſamſter Weiſe durgeführt wurde, 
nämlich durch Einſperrung in ein Zimmer, aus dem 
der Schüler ſich nur mit fremder Hilfe entfernen 
konnte. Uebrigens iſt nach 8 120 gar nicht erforderlich, 
daß der Gefangene aus einer Gefangenenanſtalt befreit 
wird; es genügt zur Strafbarkeit, daß er aus der 
Gewalt des Beamten weggenommen wird, unter deſſen 
Beaufſichtigung oder Bewachung er ſich befindet. Nun 
fehlt es aber an jedem ſtichhaltigen Grunde dafür, 
daß ein ſolcher Fall nicht gegeben ſei, wenn ein 
Lehrer oder ein von ihm beauftragter Schuldiener den 
Schüler beaufſichtigt, oder gar dann, wenn der Schüler 
in ein Zimmer eingeſperrt worden iſt, aus dem er 
allein nicht entkommen kann. 

3. Daß die Verhängung des Schularreſtes über 
G. in rechtsgültiger Weiſe erfolgt iſt, ſteht außer 
Zweifel. Die Landesgeſetzgebung kann „Beitimmungen 
darüber treſſen, gegenüber welchen Schülern eine 
Züchtigung zuläſſig iſt, welche Züchtigungsmittel an— 
zuwenden, unter welchen Vorausſetzungen das Züchti— 
gungsrecht auszuüben und die einzelnen Züchtigungs— 
mittel anzuwenden ſeien. In Bayern iſt die Entſchl. 
d. StM. des Innern vom 20. Mai 1815 maßgebend 
(Döllinger Bd. 9 S. 1459) die ſpäter allen Kreis— 
regierungen und Schulbehörden amtlich bekannt gemacht 
worden iſt. Die Schul- und Lehrordnung für die 
Pfalz vom 10. April 1906 enthält keine Beſtimmung. 
Die Entſchließung vom 20. Mai 1815 führt die Ver— 
hängung von Schulzimmerarreſt ausdrücklich unter 
den Strafmitteln auf. Dabei iſt die Schulzucht keines— 
wegs auf den Raum und die Zeit der Schule beſchränkt 
(vgl. Geib, Handb. f. d. Gemeindebehörden der Pfalz 
3] Bd. 2 S. 151). Für den Fall, daß Verletzungen 
der Strafgeſetze in Frage ſtehen, iſt nach der Be— 
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kanntmachung des Juſtizminiſteriums vom 8. Mai 
1892 Nr. 7687 (Kult Min Bl. 1892 S. 179) von den 
Staatsanwälten und Amtsanwälten in Anſehung der 
Kinder, die das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, unter entſprechender Mitteilung des Tatbeſtandes 
der Ortsſchulbehörde., dem Vorſtande der Schule, der 
das Kind angehört, Nachricht zu geben. Vorkommniſſe 
dieſer Art hat offenſichtlich der S 5 der mit der Ent- 
fhließung der Kreisregierung für die Pfalz vom 
22. Auguſt 1817 (Beil. zu Nr. 33 des Amtsbl.) be⸗ 
kanntgegebenen Amtsinſtruktion für die Ortsſchul— 
kommiſſionen im Auge, wo beſtimmt iſt, daß in 
„ungewöhnlichen Fällen“ von der Regel, daß die 
Schulzucht zunächſt und unmittelbar dem Lehrer ob— 
liegt, abzugehen ſei und der Lehrer dem Ortsſchul— 
inſpektor Anzeige zu machen und ihm die Entſcheidung 
zu überlaſſen habe, wie denn auch hier die Verhängung 
des Schularreſtes durch die Lokalſchulinſpektion erfolgt 
war. (Urt. vom 24. Juli 1907, RevReg. 32807). 
H. 


1025. 


Nachſchrift des Herausgebers. Wir 
halten die Entſcheidung für verfehlt. Der Zwieſpalt 
zwiſchen der Rechtſprechung des Reichsgerichts und des 
Oberſten Landesgerichts iſt im höchſten Grade bedauer— 
lich. Wir werden in einer der nächſten Nummern auf 
die Entſcheidung nochmals zurückkommen. 


Oberlandesgericht München. 


I. 
Einfluß des Wegfalls des . 
auf die Koſtenfeſtſetzung (8 244 3 O.). Am 22. Dezember 
1906 wurde ein beim LG. München I anhängiger 
Rechtsſtreit durch gerichtlichen Vergleich erledigt. Der 
Anwalt des Beklagten wurde am 3. Januar 1907 
wegen Aufgabe der Zulaſſung gelöſcht. Am 25. Mai 
1907 beantragte der Anwalt des Klägers die Feſt— 
ſetzung der Koſten auf 90 Mk. 80 Pfg.; das LG. ſetzte 
ſie durch Beſchluß vom 1. Juni 1907 auf 14 Mk. 
55 Pfg. feſt und überbürdete dem Kläger ½%, dem Be: 
klagten ½ der Feſtſetzungskoſten. Hiergegen legte 
Rechtsanwalt L., als Anwalt des Beklagten auftretend, 
ſofortige Beſchwerde mit dem Antrag ein, den Koſten— 
feſtſetzungsbeſchluß aufzuheben, weil er zufolge Unter— 
brechung des Verfahrens unzuläſſig, übrigens auch 
unbegründet ſei. Das LG. half der Beſchwerde nicht 
ab, weil nach Beendigung des Verfahrens eine Unter— 
brechung nicht mehr eintreten könne (RGZ. 13, 310), 
übrigens Rechtsanwalt L. auch nicht zur Einlegung 
der Beſchwerde befugt wäre, weil er das Verfahren 
noch nicht durch die vorgeſchriebene Zuſtellung einer 
Anzeige an den Gegner aufgenommen habe. Das 
OLG. gab der Beſchwerde ſtatt, hob den Feſtſetzungs— 
beſchluß auf und wies den Feſtſetzungsantrag als un— 
zuläſſig ab. 

Aus den Gründen: Der Anſicht des Erit- 
richters kann nicht beigetreten werden. Die Ent— 
ſcheidung des RG. Bd. 13 S. 310 behandelt einen 
andern Fall; ſie ſpricht aus, daß für die Einbringung 
eines Rechtsmittels die Vorſchriften über Unterbrechung 
nicht angewendet werden könnten, wenn das Ver— 
fahren erſter Inſtanz durch die Zuſtellung des Urteils 
hinſichtlich der Abgrenzung von der höheren Inſtanz 
bereits beendet war. Hier handelt es ſich aber darum, 
ob das Verfahren überhaupt, nicht nur im Verhältnis 
der Inſtanzen, durch Urteil oder Vergleich fo beendigt 
iſt, daß von einer Unterbrechung keine Rede mehrfein kann. 
Dies iſt zu verneinen. Die Koſtenfeſtſetzung bildet ein 
wenn auch ſelbſtändiges Nachverfahren, gehört zur 
erſten Inſtanz und iſt ein Teil des Rechtsſtreits, der 
ſomit durch das Urteil oder den Vergleich noch nicht 
beendet wird, alſo noch unterbrochen werden kann. 


Als Teil des Rechtsſtreits wird das Feſtſetzungsver— 
fahren ſonach ebenſo von der Unterbrechung des Haupt⸗ 
prozeſſes betroffen, als es ſelbſtändig unterbrochen 
werden kann (Gaupp⸗-Stein Anm. I zu § 105 ZPO.; 

JW. 92, 204; Rſpr. d. OLG. 7, 285; Gruchot 45, 1169). 
Es iſt daher das Feſtſetzungsverfahren, da es ſelbſt 
dem Anwaltszwang unterliegt, nur ſtatthaft nach der 
gemäß 8 244 ZPO. erfolgten Aufnahme des Ver— 
fahrens. Hiernach ſind alle Prozeßhandlungen einer 
Partei und alle gerichtlichen Handlungen und Ent— 
ſcheidungen nach der Unterbrechung unwirkſam. Auf 
den Antrag des Klägers durfte deshalb keine Feſt— 
ſetzung der Koſten erfolgen; der Beſchluß vom 25. Mai 
1907 iſt unwirkſam. Die Anfechtung kann nur durch 
das Rechtsmittel geſchehen, das an ſich gegen den 
Feſtſetzungsbeſchluß gewährt iſt, nämlich die ſofortige 
Beſchwerde (8 105 ZPO.; Seuffert zu 8 249 ZPO.). 
Da die Beſchwerde des Beklagten auch in erſter Linie 
die Beſeitigung des unwirkſamen Beſchluſſes verlangt, 
alſo nicht Aufnahme des Verfahrens bezweckt, konnte 
ſie ohne vorgängige oder gleichzeitige Anzeige von der 
Aufnahme erfolgen (Gruchot 44, 1169). (Beſchl. vom 
18. Juni 1907; Beſchw.⸗Reg. Nr. 377/07 IV).) X. 
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II. 

Vollſtreckung aus einer einſtweiligen Verfügung 
über Gewährung des Unterhalts (5 627 ZPO.) nach 
rechtskräftiger Scheidung. Im Scheidungsprozeß der 
Eheleute G. erging am 30. Dezember 1896 einſtweilige 
Verfügung auf Zahlung von 60 Mk. Monatsunterhalt 

„von Zuſtellung dieſes Beſchluſſes bis zum endgültigen 
Austrag des Scheidungsprozeſſes“; auf Widerſpruch 
wurde am 17. Mai 1897 ein Vergleich vor dem Prozeß— 
gericht dahin geſchloſſen, daß der Beklagte „monatlich 
nur 45 Mk. unter den in der einſtweiligen Verfügung 
aufgeführten Modalitäten“ zu zahlen hatte. Durch 
rechtskräftiges Urteil vom 22. Januar 1904 wurde 
die Ehe aus beiderſeitigem Verſchulden geſchieden. 
Auf Grund des Vergleichsprotokolls ließ die Klägerin 
am 29. November 1906 bei ihrem früheren Ehemann 
für 1950 Mk. Unterhaltsreſt vom Mai 1899 bis Juni 
1903 Mobiliarpfändung vornehmen. Hiergegen erhob 
der Schuldner Klage mit dem Antrag, die Vollſtreckung 
für unzuläſſig zu erklären, weil die einſtweilige Ver— 
fügung als nur auf Prozeßdauer erlaſſen mit der 
Rechtskraft des Urteils hinfällig geworden ſei; etwaige 
Rückſtände müſſe die Klägerin nunmehr im ordent— 
lichen Klageweg geltend machen. Die Klage wurde 
abgewieſen und die Berufung blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Indem durch den gericht— 
lichen Vergleich der Inhalt der angefochtenen einſt— 
weiligen Verfügung abgeändert und der Unterhalts— 
betrag ermäßigt worden iſt, trat der Vergleich an Stelle 
der ohne ihn zu treffenden urteilsmäßigen Entſcheidung 
und es iſt die Tragweite der hierin übernommenen 
Unterhaltspflicht nach der einſtweiligen Verfügung zu 
bemefjen. ?) Es iſt alſo gleichgültig, ob die Pfändung 
auf Grund des Vergleichsprotokolls oder der urſprüng— 
lichen einſtweiligen Verfügung geſchah. Daß dieſe 
einſtweilige Verfügung aber in dem Sinne durch die 
Dauer des Scheidungsprozeſſes auflöſend bedingt oder 
betagt ſei, daß auch für Rückſtände nicht mehr voll— 
ſtreckt werden könnte, iſt eine ungerechtfertigte Be— 
hauptung; damit wurde nur das Ende des Zeitraums 
der materiellen Unterhaltspflicht begrenzt. § 929 


1) Folgerichtig wird im Anwaltsprozeß auch der ſiegende Kläger, 
wenn ſein Anwalt nach Rechtskraft des Urteils geſtorben iſt, nicht 
ſelbſt zum Gerichtsſchreiberprotokoll die Feſtſetung ſeiner Koſten 
beantragen können, obne vorber einen neuen Anwalt zu beſtellen. 
Selbſtverſtändlich aber kann nur der Wegfall des Anwalts eriter 
Inſtanz von Einfluß ſein. Der Einf. 

) Die Mißlichkeit der Schaffung doppelter Vollſtreckungstitel 
und das Verzichtsverbot des § 1641 Abſ. 1 BB. laſſen es praäktiſch 
erſcheinen, ſolche Vergleiche in die Form der Anſpruchs- und wider— 
ſpruchszurücknahme zu kleiden; damit wird auch die Anwendbarkeit 
des § 927 3PO. (veränderte Umſtände) außer Strelt geſtellt. 

Der Einſ. 
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Abſ. 2 ZPO. ſteht dem nicht entgegen, weil die einſt— 
weilige Verfügung unbeſtritten innerhalb der dort be— 
zeichneten Friſt zugeſtellt worden iſt, alſo die weiteren 
Vollſtreckungsmittel ohne zeitliche Begrenzung zuläſſig 
waren. Die Unzuläſſigkeit läßt ſich auch nicht aus 
dem Begriff der einſtweiligen Verfügung herleiten, 
denn hier handelt es ſich nicht ſo ſehr um Sicherung 
eines ſpäter endgültig durch Urteil zu regelnden An- 
ſpruchs, als um Befriedigung eines feſtſtehenden Geld— 
anſpruchs, der nur in ſeiner Beſchränkung auf die 
Zeit der Prozeßdauer etwas „Proviſoriſches“ hat. Ob 
das gleiche hinſichtlich eines Prozeßkoſtenvorſchuſſes 
gelten würde, mag dahin geſtellt fein. Daß § 1613 
BGB. einer Beitreibung derartiger Unterhaltsrückſtände 
nicht entgegenſteht, bedarf keiner Begründung. (Urt. 
vom 19. Juni 1907; L. 314/07). N. 
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Literatur. 


Stein, Dr. Friedrich, Profeſſor in Halle. Sechs 
Vorträge zur em Zübingen. 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1907, 
109 S. Preis Mk. 2.— 


Die in Köln gehaltenen Vorträge unſeres treff— 
lichen Kommentators der ZPO. behandeln die Frage, 
ob und inwieweit wir einer durchgreifenden Juſtiz— 
reform bedürfen. So ſehr Stein die weitwirkenden 
Anregungen mit Dank aufnimmt, die Adickes gegeben, 
in der Hauptſache lehnt er eine Rezeption der eng⸗ 
liſchen Einrichtungen ab. Nach einer feſſelnden 
kritiſchen Schilderung der Verfaſſung und des Ver— 
fahrens der englichen Juſtiz kommt er in den Haupt— 
punkten zu folgenden Ergebniſſen: „Das engliſche 
Beweisrecht iſt mittelalterlich, das Strafrecht mit 
2800 Fällen der Prügelſtrafe im Jahre genau ebenſo. 
Das Verfahren iſt äußerlich darauf zugeſchnitten, daß 
der Angeklagte ein Gentleman iſt bis zu ſeiner Ver— 
urteilung, aber innerlich von einer rückſichtsloſen 
Brutalität gegen den Angeklagten, die mit dem liebe- 
vollen „Sich verſenken in den Fall“ des deutſchen 
Strafverfahrens im ſchärfſten Gegenſatz ſteht. Und 
wie viele Urteile in England namentlich infolge der 
Haſt des Summarverfahrens zu Unrecht ergehen, lehrt 
uns keine Statiſtik. Aber etwas können wir lernen: 
„daß wir unſer Hauptverfahren im weſentlichen zu 
einem mündlichen machen und unſer Vorverfahren 
reformieren in dem Sinne, daß es eine Vorbereitung 
der Anklage und nicht eine Vorbereitung der Haupt— 
verhandlung iſt. Meine Ueberzeugung iſt, daß die Vor⸗ 
unterſuchung beſeitigt werden muß. Das Vorverfahren 
gehört in die Hand des Staatsanwalts, es ſoll ihm 
die Möglichkeit geben, ſich zu entſchließen, ob er die 
Anklage erheben will. Und dann eine Hauptver— 
handlung, in der die Anklageſchrift, aber nicht die 
Akten des Staatsanwalts dem Richter vorgelegt 
werden, der nur nach Maßgabe der Hauptverhandlung 
zu entſcheiden hat.“ Den ſchwerſten Fehler des 
Buches von Adickes ſieht Stein in der nur ganz 
gelegentlich und nebenher geſchehenen Erwähnung der 
ungeheuer weitgehenden Entlaſtung des engliſchen 
Richters durch Hilfskräfte. „Es ergibt ſich, daß in 
England nicht ſo ſehr mit Richtern geſpart wird, als 
vielmehr mit ſolchen Leuten, die den Namen, Rang 
und Titel des Richters haben“. Eine weitere Lücke 
des Buches ſieht er darin, daß A. die Anwälte als 
die Hauptträger des engliſchen Rechtsweſens, als 
beſtimmt, den Richter bei ſeiner Aufgabe zu unter— 
ſtützen, überhaupt nicht beachtet. Hinſichtlich der 
Stellung der Richter weiſt St. die Auffaſſung von A., 
daß unſer Richterſtand der kleinſtaatlichen Zeit ent— 
ſtamme, als eine grobe Verkennung des geſchichtlichen 
Zuſammenhanges zurück. Unſeren beamteten Richter— 
ſtand haben Friedrich der Große, Oeſterreich und 
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Frankreich geſchaffen. Die Ausſtattung der Gerichte 
mit zahlreichen Richtern und die ſtändige Zunahme ihrer 
Zahl iſt nur das Ergebnis natürlicher und berech— 
tigter Faktoren und wird auch ſo bleiben müſſen. 
„Daß freilich die gegenwärtige Stellung der Richter 
innerhalb des Beamtenorganismus eine zu beſcheidene 
iſt, das muß zugegeben werden. Von dem Roten Adler— 
Orden vierter Klaſſe angefangen, mit dem die Reichs— 
gerichtsräte bedacht werden, über die Tatſache 
hinweg, daß der Präſident des Reichsmilitärgerichts 
Chef einer oberſten Reichsbehörde (im Sinne des 
8 382 3 PO. und des § 49 StPO.) iſt, während 
der Präſident des Reichsgerichts dieſe Stellung 
nicht einnimmt, oder daß der Oberlandesgerichts— 
präſident im Range der Brigadekommandeure ſteht, 
deren es in ſeinem Bezirke ein halbes Dutzend gibt, 
bis herunter zu den Richtern der unteren Inſtanzen, 
die hinter den an Vorbildung und Wirkungskreis 
gleichgeſtellten Beamten der Staatsverwaltung zurück— 
ſtehen müſſen, überall ſehen wir die Juſtiz als das 
Aſchenbrödel“. Auch den Richtererſatz aus dem 
Anwaltsſtande verwirft St. (nicht etwa aus geringerer 
Einſchätzung des Anwaltsſtandes, ſondern wegen der 
Verſchiedenartigkeit der Eigenſchaften, die jeder der 
beiden Berufe erfordert) „mit der Einſchränkung, daß 
es wohl gut ſein mag, etliche Anwälte an die oberen 
Gerichte und insbeſondere ans Reichsgericht zu bringen“. 
Ganz unrichtig ſchließlich findet er den Gedanken von A., 
die Amtsrichter zu Richtern II. Klaſſe zu degradieren, 
ſie zum lebenslänglichen Sitzenbleiben zu verurteilen. 
Im zweiten Teile der Vorträge führt St. aus, was 
er von den Vorſchlägen von A. und ſonſt für die 
Juſtizreform empfehlenswert anſieht. Im großen und 
ganzen tritt er für eine Beibehaltung unſerer Gerichts— 
verfaſſung ein. Seine Reformvorſchläge legen das 
Schwergewicht auf eine Entlaſtung der Richter. Im 
einzelnen darauf einzugehen, muß ich mir verſagen. 
Erwähnen will ich nur, daß St. für die damals 
erſt von dem OLG.⸗Präſidenten Vierhaus, neuerdings 
aber von faſt allen Gutachtern bekämpfte Erweiterung 
der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte eintritt, freilich 
nicht für eine mechaniſche Erhöhung, ſondern nur für 
die Erhöhung bei beſtimmten größeren Amtsgerichten 
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und weiter auch nur für die Sachen, die regelmäßig 


nur zum kleinſten Teil ſtreitig werden. 
gegen eine Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändig— 
keit. Wenn St. die Verſchlechterung des Progzeſſes 
der wirtſchaftlich ſchwächeren Bevölkerung damit 
rechtfertigt: „Die kleinen Sachen haben nicht die 
Bedeutung für den Staat und auch nicht für den 
einzelnen, um den Aufwand eines komplizierten 
Prozeßapparates zu rechtfertigen“, ſo ſcheint er zu ver— 
kennen, daß für den kleinen Mann ſeine kleine Sache 
ebenſo wichtig iſt, wie etwa für den preußiſchen Fiskus 
der Hiberniaprozeß. Verſchlechtert man ihm den Rechts— 
weg, ſo wird ihn das als eine Zurückſetzung ſeiner 
Lebensintereſſen erbittern (S. 89 geht St. übrigens 
von jenem Grundſatze etwas ab). Proteſtieren will 
ich ſchließlich noch gegen die Behauptung, daß, wenn 
im Zivilprozeß die Schreibgebühren wegfielen, wahr— 
ſcheinlich eine Beſſerung der Aktenüberwucherung ein— 
treten würde. Wenn St. meint, daß die Anwälte 
um der Schreibgebühren willen lange Schriftſätze 
fertigen, ſo iſt das eine geradezu heitere Gering— 
ſchätzung geiſtiger Arbeit, da doch wahrlich die geiſtige 
Anſtrengung, die dazu gehört, eine Seite Schriftſatz 
zu diktieren, mit den 20 Pfg. Schreibgebühr für die 
beiden Abſchriften entfernt nicht abgegolten werden kann. 
Das Büchlein, das die ganze Friſche des ge— 
ſprochenen Wortes behalten hat, zeigt eine temperament— 
volle, freimütige, energiſche Perſönlichkeit, eine Kämpfer— 
natur. Es ſei als anregende Lektüre empfohlen! 
Rechteanwalt Dr. Böckel, Jena. 


Auch ich bin; 


| 


Meikel, Georg, II. Staatsanwalt in München. Grund⸗ 
buchordnung für das Deutſche Reich vom 
24. März 1897 unter beſonderer Berückſichtigung 
des bayeriſchen AG. und der einſchlägigen Vollzugs- 
vorſchriften. München 1907, J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). Lieferung 1 bis 4 Mk. 6.30. 

Dieſer erſte bayeriſche Kommentar zur GB., 
von dem bisher 4 Lieferungen (bis § 48) erſchienen 
ſind, trägt den Bedürfniſſen der bayeriſchen Praxis 
in glücklicher Weiſe Rechnung, indem er das in ſo 
weitem Umfang ergänzend eingreifende Landesrecht in 
die Erläuterungen zu den einzelnen Vorſchriften der 

GBO. einbezieht. Die Anmerkungen find zwar ſorg— 

fältig und eingehend durchgearbeitet, jedoch nicht ſo 

umfangreich, daß die Ueberſicht verloren ginge. Des⸗ 
halb und wegen ſeiner klaren Schreibweiſe eignet ſich 
der Kommentar nicht nur zur Benützung als Nach⸗ 
ſchlagebuch, ſondern auch als Hilfsmittel für das 
Studium. 


Der Juriſt. Eine Ueberſicht über ſämtliche auf Grund 
des juriſtiſchen Studiums ergreifbaren Berufe inner— 
halb des Staatsdienſtes. Unter Berückſichtigung der 
neueſten Beſtimmungen der deutſchen Bundesſtaaten 
dargeſtellt von einem Juriſten. (Violets Berufs- 
wahlführer). 94 S. Gebd. Mk. 1.20. 


Ein in anregender Form und mit Verſtändnis 
geſchriebenes Büchlein. Sehr wohltuend berührt z. B. 
die Verteidigung der Staatsanwälte gegen die wenig 
geſchmackvollen Verdächtigungen, in denen ſich manche 
Tagesblätter ergehen. (S. 48). Mit Freimut berührt 
der Verfaſſer auch, freilich nur mit kurzen Worten, 
einen der ſchwerſten Mißſtände unſeres Univerſitäts⸗ 
weſens: die Wertloſigkeit vieler theoretiſcher Bor: 
leſungen, die die Flucht aus den Hörſälen und den 
Beſuch privater „Einpauk-Repetitorien“ zur Folge 
haben. (S. 16 ff.). von der Pſordten. 


Fitting, Dr. Hermann, Geh. Juſtizrat und Univerſitäts⸗ 
profeſſor zu Halle. Der Reichszivilprozeß. 
12. und 13. neu durchgeſehene Auflage. Berlin 1907, 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. Geh. Mk. 8.—, 
gebd. 8.50. 

Dieſe Einführung in das Zivilprozeßrecht wird 
wie bisher den Anfängern gute Dienſte tun. Wenn 
ſie auch nirgends in die Tiefe geht und die ſchwierigen 
Probleme mehr ſtreift als löſt, iſt ſie doch wegen 
ihrer Ueberſichtlichkeit und der leicht faßlichen Dar— 
ſtellung ſehr zu empfehlen. von der Pfordten. 
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Guttentagſche Sammlung dentſcher Reichsgeſetze. In 
neuen Auflagen ſind erſchienen: 


1. Krech, Dr. J., Kaiſ. Geh. Regierungsrat, Mitglied 
des Bundesamtes für das Heimatweſen. Die 
Reichsgeſetze über den Unterſtützungswohn⸗ 
ſitz in der Faſſung der Nov. vom 12. März 1894, 
die Freizügigkeit, den Erwerb, Verluſt 
der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit 
nebſt den auf erſteres Geſetz bezüglichen landes- 
geſetzlichen Beſtimmungen ſämtlicher Bundesſtaaten. 
Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. 
6. vermehrte und verbeſſerte Aufl. Berlin 1907. 
Gebd. Mk. 3.—. 


2. Rüdorff, Dr. Hans. Strafgeſetzbuch für das 
Deutſche Reich. Nebſt den gebräuchlichſten 
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§ 243 Nr. 2. Das Ausſchneiden der Glasſcheibe eines 
Schaufenſters und Beklopfen der Anſchnittſtelle, 
um ein Loch in die Scheibe zu brechen in der Ab- 
ſicht, durch dieſes hindurch zulangen und ſich die 
dahinter liegenden Gegenſtände rechtswidrig zuzu- 
eignen, ſtellen ſich nicht nur als Vorbereitungs- 
handlungen dar, ſondern enthalten den Anfang der 
Ausführung des Verbrechens. 2 269. 

Die Wegnahme eines Behältniſſes aus einem Ge⸗ 
bäude oder umſchloſſenen Raum iſt inſolange nicht 
vollendet, als das Behältnis ſich noch innerhalb 
des befriedeten Hausweſens befindet. 5 98. 

Durch das Erbrechen des geſtohlenen Behältniſſes 
innerhalb des Gebäudes wird der Diebſtahl im 
Sinne des § 243 Nr. 2 StGB. auch dann als ein 
ſchwerer qualifiziert, wenn das Erbrechen erſt 
nach Verlaſſen des Aufbewahrungsortes auf der 
Treppe erfolgt. Dies gilt auch bezüglich militäriſcher 
Dienſtgebäude, insbeſondere der Kaſernen und der 
dort befindlichen Behältniſſe. 5 98. 

Zum Begriffe der Gewaltanwendung beim Er— 
brechen von Behältniſſen wird nicht ein beſtimmtes 


Maß von erhöhter Kraftanwendung, ſondern nur 


ein ſolches Maß von körperlichem Kraftaufwand er- 
fordert, durch welches die Widerſtandskraft des 
Hinderniſſes im konkreten Falle überwunden werden 
kann. 6 250.) 


Nr. 3. Der urſprünglich für ein Schloß beſtimmte 
Schlüſſel verliert die Eigenſchaft des zum Schloſſe 
gehörigen Schlüſſels, wenn der Eigentümer durch 
Handlungen zu erkennen gibt, daß die urſprüngliche 
Beſtimmung des N für dieſes Schloß er⸗ 
loſchen fein fol. 5 145 


§ 216. „Verheimlichung“ einer fremden, im Beſitz 
oder Gewahrſame des Täters befindlichen Sache 
ſtellt dann einen Akt der Zueignung dar, wenn 
gerade in der Verheimlichung der den Umſtänden 
des konkreten Falles zu entnehmende, auf rechts— 
widrige Zueignung gerichtete Wille des Täters ſich 
ausſpricht. 2 47. 

In der Vermiſchung fremden Geldes mit eigenem 
kann nur dann eine Unterſchlagung liegen, wenn 
der Täter bereits bei Vornahme der Vermiſchung 
das Bewußtſein hatte, durch ſie in einer den Zu— 
eignungsbegriff erfüllenden Weiſe verletzend in die 
Rechte des Eigentümers einzugreifen, und wenn er 
zugleich in der Abſicht handelte, durch die Ver— 
miſchung ſich die fremden Gelder rechtswidrig an— 
zueignen. 2 130. 

Aus der Nichterfüllung einer zivilrechtlichen Ver— 
bindlichkeit, für fremde Sachen aufzukommen, folgt 
an ſich nichts für die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit 
des Verpflichteten. Letztere liegt nur dann vor, 
wenn der Verpflichtete ſelbſt hinſichtlich der fremden 
Sachen als Täter oder in einer der dem StGB. 
bekannten Formen der Teilnahme eine ſtrafbare 
Handlung begangen hat. 2 130. 

Durch die Einzahlung von Geld auf Grund einer 
Poſtanweiſung wird der Poſtfiskus Eigentümer des 
eingezahlten Geldes. Bei Auszahlung des Geldes 
durch die Poſt iſt als deren Wille, auf wen das 
Eigentum übertragen werden ſoll, der der Ein— 


1) In Uebereinſtimmung mit RGSt. 13 200. 


(Schluß.) 


(Die den einzelnen Entſcheidungen beigeſetzten Zahlen beziehen ſich auf die amtliche Sammlung der Eutſcheidungen des Reichs militärgerichts). 


zahlung erkennbar zugrunde liegende Wille des 
Abſenders anzuſehen. 2 130. 

Die Unterſchlagung ſetzt voraus, daß der Täter 
den Beſitz oder Gewahrſam der fremden Sache nicht 
erſt durch die rechtswidrige Zueignung erwirkt, 
ſondern zu dieſer Zeit bereits hat. 2 172. 

Die Abſicht der rechtswidrigen Zueignung wird 
durch die Erſatzabſicht des Täters in Verbindung 
mit ihrer durch bereite Mittel gewährleiſteten Aus⸗ 
führbarkeit dann ausgeſchloſſen, wenn hierdurch in 
dem Täter das Bewußtſein begründet werden kann 
und begründet wird, der Eigentümer oder ſonſt Be— 
rechtigte werde bei Kenntnis dieſer Verhältniſſe mit 
der Zueignung der Sache einverſtanden ſein. 2 172. 

In dem Ableugnen des Beſitzes einer Sache gegen— 
über dem Eigentümer kann der Akt der Wille dag 
liegen, wenn in dem Ableugnen der Wille, das 
Recht des Eigentümers nicht mehr anzuerkennen 
und die Sache der eigenen 9 zu unterwerfen, 
zum Ausdruck gelangt. 275 

In dem bloßen, wenn auch unerlaubten Ge⸗ 
brauch einer fremden Sache liegt nicht die nach 
§ 246 StGB. erforderliche Zueignung. 3 179. 

In der Verausgabung von Geld liegt ein Ver— 
brauch, alſo eine Zueignung. 3 179. 

In dem bloßen Nichtabliefern einer fremden Sache, 
zu deren Ablieferung der Täter verpflichtet iſt, liegt 
noch keine Zueignung der Sache, ſelbſt wenn der 
Täter die Ablieferung in der Abſicht rechtswidriger 
Zueignung unterläßt. Eine Zueignung liegt viel— 
mehr erſt dann vor, wenn der auf ſie gerichtete 
Wille des Täters in einer äußerlich erkenn- 
baren Weiſe ſich geoffenbart hat. 4 254. 

Bei der Uebertragung einer Sache zu Eigentum 
an einen Dritten kann der Empfänger an der 
empfangenen Sache eine Unterſchlagung nur dann 
begehen, wenn die übertragene Sache nicht in ſein 
Eigentum übergegangen iſt. Ob letzteres der Fall 
iſt oder nicht, hängt lediglich von der Einigung des 
Uebertragenden und des Empfängers in betreff des 
Eigentumsüberganges, nicht von etwaigen der Ueber— 
gabe zugrunde liegenden Vertragsverhältniſſen ab. 
4 254. 


Die Unterſchlagung ſetzt voraus, daß der Täter 
zur Zeit der Zueignung die fremde Sache bereits 
in Beſitz oder Gewahrſam hat. 5 103. 

Der Tatbeſtand der Unterſchlagung wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß die Beſitzergreifung un— 
berechtigt war; letztere darf nur nicht den Tat— 
beſtand einer anderen ſtrafbaren Handlung be— 
gründen. 5 257. 

Eignet ſich Jemand einen in ſeinem Gewahrſame 
befindlichen fremden verſchloſſenen Brief behufs 
etwaiger Wegnahme ſeines Wertinhaltes an und 
vernichtet er ihn nach der Durchſuchung, ſo iſt für 
die ſtrafrechtliche Beurteilung der Tat die Willens— 
richtung des Täters entſcheidend. Ging ſie nicht 
auf Beſchädigung des Briefes durch Eröffnung, 
ſondern von vornherein auf Aneignung des Ganzen 
— Kuvert mit Inhalt —, ſo liegt Unterſchlagung 
des Ganzen vor. Vernichtet der Täter in einem 
ſolchen Falle ſpäter, um feine Entdeckung zu ver— 
eiteln, den Brief, ſo kann hierin eine neue ſelb— 
ſtändige Straftat nicht erblickt werden, insbeſondere 
keine Sachbeſchädigung. 7 11. 


Wird eine Sache einem Beauftragten, und zwar 
als Stellvertreter feines Auftraggebers zu uns 
mittelbarer Eigentumsübertragung an den letzteren 
übergeben, ſo erlangt der Beauftragte an der Sache 
kein Eigentum; er kann daher an der empfangenen 
Sache eine Unterſchlagung, und zwar zum Nachteil 
ſeines Auftraggebers, begehen. 7 64. 

Der Erwerb des Gewahrſams ſetzt einen Willens⸗ 
akt voraus, durch den der Erwerber zu der Sache 
in das tatſächliche Verhältnis, ſie beherrſchen zu 
können, tritt, verbunden mit dem Willen, die Sache 
der eigenen tatſächlichen Herrſchaft zu unters 
werfen. 9 99. 

In der Beſeitigung der das Eigentum an der 
Sache kennzeichnenden Merkmale kann der Zueignungs— 
akt liegen, wenn dadurch der Wille zum Ausdruck 
kommt, die Sache ihrem Eigentümer zu entziehen 
und mit deſſen Ausſchluß ſeiner eigenen Herrſchaft 
zu unterwerfen. Der Zeitpunkt der Zueignung 
braucht nicht näher ſeſtgeſtellt zu werden; es genügt, 
wenn feſtſteht, daß die Zueignung in der Zeit erfolgt 
iſt, während welcher ſich die fremde Sache im Be⸗ 
ſitze des Täters befand. 9 220. 


257. Die zum Tatbeſtande der Begünſtigung er— 
forderliche Beiſtandleiſtung muß eine derartige ſein, 
daß eine, wenn auch nur entfernte Möglichkeit des 
ae des rechtswidrigen Erfolges gegeben ift. 
6 

Die Begünſtigung kann nicht durch eine reine 
Unterlaſſung begangen werden, wohl aber durch 
die Unterlaſſung einer gebotenen Tätigkeit.!) 

Die Vorteile des Verbrechens und Vergehens, welche 
durch die Beiſtandleiſtung des Täters im Sinne des 
§ 257 a. a. O. geſichert werden ſollen, beſchränken 
ſich nicht auf Vermögensvorteile. Vielmehr find 
n Vorteile im weiteren Sinne zu verſtehen. 
8 182. 

Iſt das Vergehen der unerlaubten Entfernung 
durch eigenmächtiges Sichentfernen oder vorſätzliches 
Fernbleiben konſumiert, ſo ſind auch ſchon vor der 
Beendigung dieſes Dauerdelikts Begünſtigungshand— 
lungen möglich, um den Täter der Strafe zu ent— 
ziehen. 9 294. 


259. Das Anſichbringen beweglicher Sachen, welche 
aus den mittelſt einer ſtrafbaren Handlung erlangten 
Stoffen hergeſtellt ſind, fällt nicht unter den Tat— 
beſtand des 8 259 StGB., ſofern nicht der Wert 
der Verarbeitung erheblich geringer iſt als der Wert 
des Stoffes. 3 90. 

Der Tatbeſtand der Hehlerei erfordert, daß das 
Erlangen mittelſt einer ſtrafbaren Handlung dem 
Anſichbringen zeitlich vorausgehe. Hehlerei kann 
nur an ſolchen Sachen begangen werden, welche 
unmittelbar mittelſt einer ſtrafbaren Handlung er— 
langt ſind, nicht an ſolchen, welche durch Ver— 
wertung an deren Stelle getreten ſind. 5 257. 


263. Das Weſen des Verſuchs liegt in der Nicht: 
vollendung der Handlung. Der Mangel der 
Rechtswidrigkeit des erſtrebten Vermögensvorteils 
ſchließt nicht nur die Annahme des vollendeten, 
ſondern auch die des verſuchten Betrugs aus. 
Der Irrtum des Täters in dieſer Beziehung iſt un— 
ſchädlich. 4 231. 

Das Vorzeigen eines gefälſchten Urlaubspaſſes 
am Eiſenbahnſchalter zum Zwecke des ſchnelleren 
Fortkommens in der Abſicht, die Ausgaben für eine 
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Schnellzugsfahrkarte zu erſparen, fällt unter S 263 


StGB. 3 141. 

Unter Irrtum im Sinne des § 263 StGB. iſt 
die irrige Vorſtellung über konkrete Tatumſtände 
zu verſtehen; der Mangel einer jeden Vor— 
ſtellung von dem in Wahrheit vorliegenden Sach— 


1) Bl. hierzu Res St. 3. Juli 1905, Iz. S. 752. 


verhalt iſt lediglich eine „ignorantia faeti“ nicht ein 
„error“ i. S. des § 263 a. a. O. 

Die Vermögensbeſchädigung muß durch die Irr— 
tumserregung verurſacht ſein, es muß getäuſcht ſein 
eine Perſönlichkeit, die bei Kenntnis der wahren 
Sachlage die Vermögensbeſchädigung zu hindern 
verpflichtet war oder wenigſtens kraft ihrer Stellung 
gehindert haben würde. 

Die Feſtſtellung dieſer Perſon iſt erforderlich 
zur Prüfung des Kauſalzuſammenhanges zwiſchen 
Irrtum und Vermögensbeſchädigung. 5 77. 

Zum Tatbeſtande des Betrugs iſt in ſubjektiver 
Hinſicht erforderlich, daß der Täter mit der Abſicht 
auf Erreichung eines rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vorteils gehandelt hat. 

Nicht erforderlich iſt die Abſicht, das Vermögen 
eines anderen zu beſchädigen. Es genügt vielmehr 
das Bewußtſein des Täters, die Vermögensbe⸗ 
ſchädigung könne als Folge der Täuſchung eintreten. 

Unter Vermögensbeſchädigung im Sinne des § 263 
StGB. ift nur die Beſchädigung des bereits vor⸗ 
handenen Vermögens zu verſtehen. Die Vermögens- 
beſchädigung kann auch in dem Verluſt eines An⸗ 
ſpruchs auf einen Gewinn beſtehen, dieſer Anſpruch 
an se ein rechtlich begründeter geweſen fein. 

Zum Tatbeſtande des Betrugs wird nicht die 
auf Erlangung eines dauernden Vermögenvorteils 
gerichtete Abſicht erfordert. Schon die Erlangung 
von Kredit ſtellt ſich als Vermögensvorteil dar. 
Iſt dieſer durch das Mittel der Täuſchung erſtrebt, 
ſo wird deſſen Rechtswidrigkeit weder in objektiver 
noch in ſubjektiver Richtung durch die Abſicht und 
Fähigkeit des Täters zur ſpäteren Erſatzleiſtung ohne 
weiteres ausgeſchloſſen. 

Die Abſicht, einem Dritten einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen, erfüllt den Tat⸗ 
beſtand des § 263 StGB., auch wenn der Dritte 
weder die Abſicht noch das Bewußtſein rechts— 
widriger Vermögensbereicherung hat. 

Vermögensbeſchädigung iſt jede auch nur vor— 
übergehende Minderung des Geſamtvermögenswerts. 
Auch eine Vermögens gefährdung genügt, ſofern 
ſie eine Verſchlechterung des gegenwärtigen 
Vermögensſtandes darſtellt. Die für den Täter be— 
ſtehende Möglichkeit, durch weiteres Borgen bei 
Dritten die zur Rückerſtattung eines durch Täuſchung 
erlangten Darlehens erforderlichen Mittel zu be— 
ſchaffen, reicht zur Ausſchließung einer Vermögens— 
gefährdung auf ſeiten des Darlehensgebers nicht aus. 

Daß die Abſicht des Täters auf Herbeiführung 
der Vermögensbeſchädigung gerichtet war, erfordert 
§ 263 StGB. nicht. Es genügt deſſen Bewußtſein, 
daß ſeine Handlung geeignet ſei, eine Vermögens— 
beſchädigung — wenigſtens eventuell — herbeizu— 
führen, ſofern dieſe mögliche Folge der Täuſchung 
vom Täter in ſeinem Willen aufgenommen war. 

Die Tatſache, daß der Getäuſchte nicht in erſter 
Linie durch die Täuſchung, ſondern hauptſächlich 
durch andere Umſtände zu der ihn ſchädigenden 
Vermögensdispoſition beſtimmt wurde, rechtfertigt 
noch nicht den Ausſchluß des Kauſalzuſammenhanges 
zwiſchen Täuſchung und Vermögensſchädigung. Als 
Urſache im Rechtsſinne kommt eine Handlung 
nicht nur dann in Betracht, wenn ſie die alleinige 
oder hauptſächliche Bedingung des Erfolges iſt, 
ſondern ſchon dann, wenn fie überhaupt eine Bes 
dingung des Erfolges bildet, d. h. wenn ſie nicht 
hinweggedacht werden kann, ohne daß zugleich der 
eingetretene Erfolg entfiele. 8 275. 

Der erſtrebte Vermögensvorteil iſt ein rechts— 
widriger im Sinne des § 263 StGB., wenn ein 
Rechtsanſpruch auf ihn nicht beſtand. 

Hat eine Behörde eine an eine beſtimmte Perſon 
von ihr zu leiſtende Zahlung an eine andere nicht 
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empfangsberechtigte Perſon geleiſtet, weil ſie von 
dieſer in den Irtum verſetzt worden iſt, daß ſie die 
berechtigte Perſon ſei und die Vorausſetzungen vor— 
lägen, unter denen ſie zur Zahlung verpflichtet iſt, 
ſo iſt die Behörde durch die Zahlung an den Un⸗ 
berechtigten an ihrem Vermögen beſchädigt. 9 61. 
266 Nr. 2. Bevollmächtigter im Sinne des § 266 
Nr. 2 StG. iſt nur eine Perſon, welcher das 
Recht zuſteht, im Namen ihres Auftraggebers für 
dieſen Rechtsgeſchäfte abzuſchließen. Dieſe Befugnis 
hat der Agent an ſich nicht. 3 22.) 

267. Ein Urlaubspaß, unterzeichnet vom Eskadrons⸗ 
chef und mit dem Dienſtſiegel des Regiments ver⸗ 
ſehen, iſt eine öffentliche Urkunde. 

Die Fälſchung eines ſolchen Urlaubspaſſes zum 
Zwecke der Erlangung ermäßigter Eiſenbahnfahrtaxe 
iſt ein Verbrechen im Sinne der §§ 267, 268 Nr. 2 
a, 12920 aber eine Uebertretung nach 8 363 
a. a 

Ein Urlaubspaß, welcher vom Kompagniechef unter⸗ 
zeichnet, jedoch mit einem von der Kompagnie ohne 
Berechtigung geführten Stempel verſehen iſt, hat 
nicht die Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde. 2 54. 

Eine Unteroffizieren oder Mannſchaften zum Zwecke 
des Nachweiſes der Erlaubnis des Ausbleibens über 
Zapfenſtreich ausgeſtellte Urlaubskarte regelt — im 
Gegenſatze zu Urlaubspaß, Urlaubsſchein — lediglich 
innere militäriſche Angelegenheiten und hat deshalb 
weder den Charakter einer öffentlichen noch einer 
Privaturkunde.“) 

Eine Verfälſchung oder eine fälſchliche Anfertigung 
einer ſolchen Urlaubskarte kann militärgerichtlich 
nur dann in Betracht kommen, wenn gleichzeitig die 
Tatbeſtandsmerkmale der Straftaten der §§ 90 bzw. 
139 MStGB. oder des $ 263 StGB. vorhanden 
ſind. 4 86. 

Ein Urlaubsſchein, ausgeſtellt von dem zuſtändigen 
Kompagnieführer in der vorgeſchriebenen Form und 
verſehen mit dem Stempel der bezügl. Marine-Ab⸗ 
teilung, iſt eine öffentliche Urkunde. 

Seine Fälſchung bezüglich der Dauer des Urlaubs 
und Gebrauchmachen von der gefälſchten Urkunde 
bei dem Gemeindevorſteher und der Eiſenbahn iſt 
ein Verbrechen im Sinne der §§ 267, 268 Nr. 2 
bzw. 263 StGB., nicht aber eine liebertretung 
nach 5 363 a. a. O. 4 195. 

Unter öffentlichen Urkunden im Sinne des 8267 
StGB. find ſolche Urkunden zu verſtehen, welche 
von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen 
ihrer Amtsbefugniſſe oder von einer mit öffentlichem 
Glauben verſehenen Perſon innerhalb des ihr zu⸗ 
gewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchriebenen 
Form aufgenommen ſind. 

Wo keine beſondere Form vorgeſchrieben iſt, muß 
die Urkunde in der herkömmlichen Form aus⸗ 
geſtellt ſein. 

Eine von einem Gemeindevorſteher im Geltungs— 
bereiche der Landgemeindeordnung für die ſieben 
öſtlichen Provinzen der Monarchie Preußen vom 
3. Juli 1891 amtlich erteilte Beſcheinigung iſt in 
der herkömmlichen Form ausgeſtellt, wenn ſie mit 
der Angabe des Ortes, dem Datum der Ausſtellung, 
der Unterſchrift des Gemeindevorſtehers und dem 
Siegel des Gemeindevorſtehers verſehen iſt. 4 210. 

Eine mit den vorgeſchriebenen Vermerken der 
Poſtbeamten verſehene Poſtanweiſung iſt eine öffent— 
liche Urkunde. 4 225.9“) 

Eine Privaturkunde iſt zum Beweiſe von Rechten 
oder Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit, wenn ſie 
zum Beweis eines Rechtes in irgend einem geordneten 


ER Siebe hierzu auch R SSt. 3 283, 11 241, 


9 Siehe dagegen unten 9 64 und die in dieſem Urteile ent- 


15 41, 13 195, 
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Verfahren, welches der Verwirklichung des ma— 
teriellen Rechtes dient, von Erheblichkeit iſt. 5 72. 

Der Quittungsvermerk der Poſtordonnanz in dem 
Briefabgangsbuch über den Empfang der zur Be⸗ 
förderung zur Poſt beſtimmten Briefe iſt eine be⸗ 
weiserhebliche Privaturkunde im Sinne des 8 267 
StGB. 5 72. 

Das Gebrauchmachen zum Zwecke der Täuſchung 
erfordert den Willen des Täters, die Urkunde zur 
Kenntnis des zu Täuſchenden zu bringen, und eine 
Handlung, durch welche dem zu Täuſchenden die 
ſinnliche Wahrnehmung von dem Inhalte der Ur— 
kunde ermöglicht wird. 5 72. 

Die bei den Kompagnien, Eskadrons und Batterien 
geführten Truppen⸗Stammrollen und die Stamm⸗ 
rollen über die Kapitulanten find, wenn fie der vor- 
geſchriebenen Form entſprechen, öffentliche Urkunden 
im Sinne des $ 267 StGB. und $ 415 3PO. 5 191. 

Ein Urlaubsbuch bildet lediglich ein Kontroll- 
mittel für den inneren militäriſchen Dienſt und be— 
Kl Urkundenqualität im ſtrafrechtlichen Sinne. 


Für die Form der öffentlichen Urkunden ſind die 
Vorſchriften des Landesrechts ihres Entſtehungsorts 
maßgebend.“) 

Die Echtheit einer Urkunde iſt dadurch bedingt, daß 
die in ihr enthaltene Beſtätigung wirklich von 
demjenigen herrührt, welchen ſie als ihren Aus— 
ſteller bezeichnet. Gleichgültig iſt, ob die beſtätigte 
Tatſache der Wahrheit entſpricht oder nicht.?) 

Ein vorſchriftsmäßig ausgeſtellter Urlaubspaß ver— 
liert ſeine Urkundenqualität weder durch Ablauf 
der Urlaubszeit, noch durch die Abſtempelungen, 
welche von den Eiſenbahnbehörden bei Verabſolgung 
von Militärfahrkarten darauf vorgenommen wurden. 

Echte Urkunden, an denen bereits Fälſchung be— 
gangen wurde, ohne daß fie dadurch ihre Urkunden— 
qualität verloren haben, können weiter verfälſcht 
werden. 7 288.) 

8 436 Ziff. 1 MStGb0O. ſetzt eine unechte — 
fälſchlich angefertigte oder verfälſchte — Urkunde 
im Sinne des Reichsſtrafgeſetzbuchs und daneben 
die Tatſache voraus, daß die Urkunde in der Haupt⸗ 
verhandlung überhaupt vorgebracht iſt. 8 96. 

Die Verfälſchung einer Urkunde kann nicht nur 
in der Weiſe erfolgen, daß an die Stelle des ſeit— 
herigen Inhalts oder eines Teiles ein anderer In— 
halt tritt, ſondern auch dadurch bewirkt werden, 
daß zu dem bereits vorhandenen Urkundeninhalt 
ein Zuſatz gemacht wird, wodurch die Beweiskraft 
der Urkunde eine veränderte Richtung erhält. 9 46. 

Eine nach dem vorgeſchriebenen Muſter ausge— 
ſtellte, aber nicht mit der Unterſchrift, ſondern mit 
dem Fakſimileſtempel des Kompagniechefs verſehene 
Urlaubsbeſcheinigung hat nicht die Eigenſchaft einer 
öffentlichen Urkunde; wohl aber kann ſie eine Privat— 
urkunde ſein, welche zum Beweiſe von Rechten und 
Rechtsverhältniſſen erheblich iſt. 9 64. 

Die Rechtserheblichkeit einer Urkunde im ſtraf— 
rechtlichen Sinne liegt in ihrer Beſtimmung, als 
Beweismittel für rechtserhebliche, alſo für ſolche 
Tatſachen zu dienen, welche die Entſtehung, Erhal— 
tung, Aenderung oder Aufhebung eines Rechtes oder 
Rechtsverhältniſſes bewirken. 

Ob dieſes Recht oder Rechtsverhältnis im Privat— 
recht oder öffentlichen Rechte ſeinen Grund hat, iſt 
für den Begriff ſolcher Urkunden gleichgültig. 

Die Veweiserheblichkeit der Privaturkunde im 
ſtrafrechtlichen Sinne hängt nicht von der Unter: 
ſchrift ihres Ausſtellers ab; notwendig iſt nur, daß 
die Urkunde ihrem Inhalte nach den Ausſteller be— 
ſtimmt erkennen läßt. 9 247. 

) In ucberen inn mit Riß St. 8 372 Rſpr. 5 199. 

0 


2) Vgl. NS 
) In Uebereinſtimmung mit RSt 4 09. 
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8 268 Abſ. 1 Nr. 2. Mit dem Verbrechen der ſchweren 

Urkundenfälſchung kann das Vergehen des Betrugs 
ideell konkurrieren. 4 210. 

Die Abſicht, ſich einen Vermögensvorteil zu ver— 
ſchaffen, kann darin gefunden werden, daß der Täter 
durch die Urkundenfälſchung ſich in dem gefährdeten 
N F Geldes zu erhalten bezweckt. 
7 


§ 270 StGB. ſetzt eine objektiv falſche oder ver⸗ 
fälſchte Urkunde voraus; dagegen iſt nicht erforderlich, 
daß dieſe in rechtswidriger Abſicht fälſchlich an- 
gefertigt oder verfälſcht iſt. 

Wird von einer gefälſchten oder fälſchlich ange- 
fertigten Urkunde ſeitens des Fälſchers durch mehrere 
ſelbſtändige Handlungen mehrmals zum Zwecke der 
Täuſchung Gebrauch gemacht, ſo liegt Realkonkurrenz 
der Straftaten nach 5267 und 270 StGB. vor. 6 167. 


8 286 Abſ. 1. Der Tatbeſtand des § 286 StGB. iſt ſchon 
voll begründet durch öffentliche Veranſtaltung der 
Lotterie oder Ausſpielung ohne obrigkeitliche Er— 
laubnis. 

Eine Lotterie veranſtaltet, wer die Beteiligung 
einer Mehrheit von Perſonen an einem nicht ſchon 
beſtehenden Unternehmen ermöglicht, durch welches 
dem Publikum die Gelegenheit geboten wird, durch einen 
Einſatz die Ausſicht auf einen vom Zufall abhängigen 
Gewinn zu erwerben. Iſt die Veranſtaltung zur 
Ausſpielung bereits vollendet, ſo kann durch die 
Beteiligung an der Veranſtaltung als Spieler eine 
nach 8 49 StGB. ſtrafbare Beihilfe zu dem Vergehen 
wider 8286 StGB. nicht mehr geleiſtet werden. 9 136.9) 
§ 303. Als „aufſichtslos herumſtreifend“ find Hunde 
zu betrachten, wenn ſie ſich der Beobachtung und 
Einwirkung ihres Herrn dauernd oder zeitweis 
gänzlich entziehen. 

In Bayern ſteht dem mit Jagdkarte verſehenen 
Jagdgaſte ſowohl, wenn er in Begleitung des Jagd— 
berechtigten, als wenn er mit Genehmigung des 
Jagdberechtigten ſelbſtändig auf deſſen Jagdgebiete 
die Jagd ausübt, die Befugnis zu, auſſichtslos 
herumſtreifende Hunde zu töten. 

Dieſe Befugnis beſitzt der Jagdgaſt, welcher auf 
dem Jagdgebiete des Berechtigten ſelbſtändig jagen 
darf, auch dann, wenn er ſich im gegebenen Zeit— 
punkte nicht zum Zwecke der Jagdausübung, ſondern 

aus anderer Veranlaſſung dort aufhält. 9 201.9) 


§ 316. Als eine zur Leitung der Eiſenbahnfahrten 
und zur Aufſicht über die Bahn und den Be— 
förderungsbetrieb angeſtellte Perſon im Sinne des 
$ 316 Abſ. 2 a. a. O. iſt jeder anzuſehen, der von 
zuſtändiger Stelle, wenn auch nur vorübergehend, 
damit beauftragt iſt, darauf zu achten, daß bei einer 
Eiſenbahnfahrt keine Gefahr erwachſe und kein 
Schaden entſtehe. 8 227.9 

§ 345. Fahrläſſigkeit im Sinne des §8 345 Abſ. 2 
StGB. liegt vor, wenn der Täter zufolge ſchuld— 
haften Irrtums nicht weiß, daß ſein Verhalten eine 
unzuläſſige Strafvollſtreckung zur Folge habe, oder, 
wenn er dies weiß, ihm aber zufolge ſchuldhaften 
Irrtums unbekannt iſt, daß die Strafe der Art oder 
dem Maße nach nicht vollſtreckt werden darf. 6 24. 


§ 351. Auch durch Unterlaſſung einer gebotenen Ein— 


) 


| 
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tragung kann eine unrichtige Buchführung vorge- 


nommen werden. 3 204. 
§ 3660 Nr. 11. Eines groben Unfugs im Sinne des 
S 360 Nr. 11 StGB. macht ſich derjenige ſchuldig, 


1) Siebe auch 9 64, 
) In Uebereinſtimmung mir Reg St. 40% 
3) Uebereinſtimmend mit iSt. 34 446, 35 44. 36 123. 
) Siebe bier zu die Urteile 
7. Aufl. S. 782 Anm.; dann auch Oe. Dreeden 27. 5. 4 
44: 


55 In Uebereinſtimmung mit ReßRſpr. 4 870, vgl. 
21 15 u. 9 189. 


„eie v. Riedel — v. Zumer PStrn. 
Ann. 


auch R St. 


§ 366 Nr. 7 


1907. Nr. 19. 


der durch eine grobe ungebührliche Handlung das 
Publikum in ſeiner unbeſtimmten Allgemeinheit 
unmittelbar beläſtigt oder gefährdet und zwar 
derart, daß dadurch der äußere Beſtand der öffent— 
lichen Ordnung gefährdet wird. 5 158. 

Die öffentliche Ordnung beſteht darin, daß das 
Publikum in ſeiner Allgemeinheit unter dem 
Schutze der Geſetze ungeſtört ſeinen jeweiligen Intereſſen 
entſprechend foll leben können. Zu letzteren gehört 
auch der zeitweilige Aufenthalt in einem öffentlichen 
Lokal. Wird dieſe Ordnung in ihrem äußeren Be— 
ſtande geſtört und gefährdet, fo liegt „grober Un— 
fug“ im Sinne des § 360 Nr. 11 StGB. vor. 5 186.) 


Ein Untergebener, welcher mit einem 
Steine nach einem Vorgeſetzten in der Abſicht wirft, 
ihn zu treffen, begeht, auch wenn der Stein nicht 
trifft, ein Verbrechen gegen $ 97 MStGB. 8 131. 


370 Abſ. 1 Nr. 5. Die Frage ob „unbedeutender 
Wert“ oder „geringe Menge“ gegeben ſei, iſt ob⸗ 
jektiv zu beurteilen. 2 50.) 

Maßgebend iſt für die Beurteilung des Wertes 
der gemeine Wert der Sache zur Zeit der Ent- 
wendung. 2 50. 

Die auf Beſchaffung eines Vorrats gerichtete Ab— 
ſicht ſchließt die Annahme der Entwendung zum 
„alsbaldigen Verbrauch“ aus. 2 50. 

Die Frage, ob der entwendete Gegenſtand oder 
die Geſamtheit der entwendeten Sachen von nur 
„unbedeutendem Werte“ im Sinne des § 370 StGB. 
ſind, liegt weſentlich auf tatſächlichem Gebiete. 3 135. 

Die Abſicht des alsbaldigen Verbrauchs erfordert 
immer die Abſicht, gerade nur dasjenige Bedürfnis 
oder Gelüſte zu befriedigen, welches die Tat hervor— 
gerufen hat. Die Anwendung des $ 370 Nr. 5 
StGB. iſt daher ausgeſchloſſen, wenn der Täter 
mit der Abſicht gehandelt hat, Nahrungs- und Ge— 
nußmittel zur Befriedigung eines etwaigen künftigen 
Bedürfniſſes zu entwenden und als Vorrat für ſich 
aufzubewahren. 3 135.9) 

Liegen alle tatſächlichen Vorausſetzungen des ver— 
ſuchten ſchweren Diebſtahls vor, ſo iſt das Gericht zur 
Prüfung der Frage, ob mit Ausſchluß des Tat— 
beitandes des Diebſtahls das den Mundraub be— 
treffende Spezialgeſetz — § 370 Nr. 5 StGB. — an⸗ 
zuwenden ſei, nur dann verpflichtet, wenn die münd— 
liche Verhandlung hierzu einen Anlaß bietet. 4 144. 


8 370 Nr. 5. Die gleichzeitige, ohne ſelbſtändige 


eignungsabſicht erfolgte Wegnahme des Gefäßes 
oder der Umhüllung von geringem Werte, in welchem 
ſich das entwandte Nahrungs- oder Genußmittel 
befindet, ſchließt die Anwendbarkeit des § 370 Nr. 5 
StGB. nicht aus. 

Der Wert und die Menge der entwendeten Sachen 
muß objektiv und nicht nach Bedarf oder Zahl oder 
den Verhältniſſen der Täter oder der an dem Vers 
brauche teilnehmenden Perſonen unbedeutend oder 
gering ſein. 

Für die Frage nach dem Vorhandenſein der Ab— 
ſicht der Eentwendung zum alsbaldigen Verbrauch 
iſt lediglich die zur Zeit der Wegnahme beſtehende 
Abſicht des Täters entſcheidend. Sofern das ent— 
wendete Nahrungs- oder Genußmittel nur objektiv 
noch innerhalb der Grenzen eines Gegenſtandes von 
geringer Menge liegt, iſt es gleichgültig, ob der 
Täter ein größeres Quantum wegnimmt, als zum 
alsbaldigen Verbrauch erforderlich iſt, es ſei denn, 
daß der Täter von vornherein bei der Wegnahme 
die Abſicht hattte, das Nahrungs- oder Genußmittel 
teilweiſe zu einem ſpäteren Genuß als Vorrat zu 
2) 7 234. 


1) Val. auch N St. 34 425. 
2) llebereintimmend mit RßSt. 13 371. 
’) Uebereinſtimmend mit R St. 10 308, BB auch unten 7 7 231. 
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Nachdruck oe 


| u ltung des Strafvollſtreckungsweſens bild 
die Orungäge her nean daumen ere dete N e Ang ala eee e 


für die bayeriſchen Etrafanſtalten. fundene 00 a = die eien n 
Von Richard Degen, II. Staatsanwalt im Staats⸗ immer noch nicht zuſtande gekommen und wird 
a ne 8 9 80 e wohl auch noch längere Zeit auf ſich warten laſſen; 
um aber eine wenigſtens in den Grundzügen ein⸗ 
Am 1. Oktober 1907 iſt eine neue Haus⸗ heitliche Art des Strafvollzugs in den deutſchen 
ordnung für die bayeriſchen Strafanſtalten in Bundesſtaaten herbeizuführen, einigte ſich der 
Kraft getreten (GVBl. Nr. 55 S. 643). Bis Bundesrat durch Beſchluß vom 28. Oktober 1897 
dorthin galten für die Zuchthäuſer und de Ge: über die Grundſätze, die bei dem Vollzug gericht: 
fangenanſtalten die Hausordnungen vom 12. Juni lich erkannter Freiheitsſtrafen bis zu weiterer ge⸗ 
1862, für das Zellengefängnis Nürnberg die meinſamer Regelung in Anwendung zu kommen 
Hausordnung vom 21. Oktober 1869. haben. Dieſe Grundſätze des Bundesrats wurden 
Dieſe Hausordnungen waren für ihre Zeit 


auch in der neuen Hausordnung für die bayeri⸗ 
vortrefflich. Sie enthalten bereits die Anſätze für ſchen Strafanſtalten berückſichtigt. Bisher wurden 
eine Ausgeſtaltung des Strafvollzugsweſens im 


ſie nur inſoweit angewendet, als ſie den Gefan⸗ 
modernen Sinn. Seit ihrem Erlaſſe haben ſich genen günſtiger waren wie die Vorſchriften der 
aber ſowohl im poſitiven Rechte als in der Auf- Hausordnungen. 
faſſung von dem Weſen und der Bedeutung des 


Das Ergebnis all der theoretiſchen Erörterungen 
Strafvollzugs ſo einſchneidende Wandelungen voll⸗ und der praktiſchen Erfahrungen auf dem Gebiete 
zogen, daß fie den Anforderungen einer vorge: 


| 

| 
Ä des Strafvollzugsweſens läßt fih in dem Satze 
ſchritteneren Gegenwart nicht mehr genügten. zuſammenfaſſen: je geſünder und befähigter, aus 
Gerade dem Gebiete der Strafvollſtreckung | eigener Kraft ſich fortzuhelfen, ein Gefangener die 
wendete ſich in den letzten Jahrzehnten das Inter⸗ Anſtalt verläßt, deſto geringer iſt die Gefahr des 
eſſe weiterer Kreiſe in hohem Maße zu. Berufene Rückfalls. Längſt war die Erkenntnis durchge⸗ 
und unberufene Hände waren geſchäftig, den drungen, daß der Staat in ſeinem eigenſten In⸗ 
Schleier zu lüften, hinter dem ſich in geheimnis⸗ tereſſe handle, wenn er ſich auch dem Verbrecher 
vollem Dunkel das Leben der Gefangenen ab- gegenüber, dem er die Straſe zur Freiheit ent⸗ 
ſpielte. Die Strafanſtaltsbeamten ſelbſt fühlten zieht, gewiſſe Verpflichtungen auferlegt. Ein Ge⸗ 
das Bedürfnis, durch den Austauſch ihrer Erfah⸗ fangener, der, gebrochen durch die lange Haft, 
rungen auf regelmäßig wiederkehrenden Tagungen untüchtig zu ernſter Arbeit, ſcheu und mißtrauiſch, 
ſich über die wichtigſten an ſie herantretenden | gemieden und verfehmt aus der Stille des Ge- 
Fragen zu einigen und das Ergebnis ihrer Be: fängniſſes in das Getriebe der Welt zurückkehrte, 
ratungen in einer Zeitſchrift, den Blättern für war untauglich zum Kampfe um ſeine Exiſtenz; 
Gefängniskunde, der Oeffentlichkeit zugänglich zu er mußte wieder auf den Weg des Verbrechens 
machen. Die Berichte ehemaliger Gefangener über getrieben werden. Hier galt es Wandel zu ſchaffen. 
ihre Erlebniſſe in der Gefangenſchaft führten zu | Der Beſſerungszweck trat in den Vordergrund; 
leidenſchaftlichen Erörterungen in der Preſſe, die mit allen Mitteln der Erziehung mußte verſucht 
zweifellos manche dankenswerte Anregung für den | werden, beſſernd und läuternd auf den Gefangenen 
Praktiker boten. Die Gefängniskunde wurde zu wirken und ihn fähig zu machen, nach der Ent— 
Gegenſtand wiſſenſchaftlicher Behandlung. So laſſung ſein Fortkommen zu finden. Hand in Hand 
wurde im Lauf der Jahre ein Schatz bewährter aber mit dieſen Beſtrebungen mußte die Fürſorge 
Erfahrungen geſammelt und ein Syſtem von Leit- für die entlaſſenen Gefangenen gehen. Das Vor: 
ſätzen begründet, das die Grundlagen zu einer urteil, das in weiten Kreiſen noch gegen den ehe— 


maligen Sträfling herrſcht, mußte bekämpft werden; 
kaum irgend jemand iſt mehr auf die werltätige 
Liebe ſeiner Nebenmenſchen angewieſen. 

Dieſen Leitſätzen hat die neue Hausordnung 
für die bayeriſchen Strafanſtalten mit allem Nach⸗ 
drucke zur Geltung verholfen. Aus ihrem Be⸗ 
ſtreben, ſoviel wie irgend möglich zur Erreichung 
dieſes hohen Zieles beizutragen, ergeben ſich die 
Grundſätze, die fie für die Behandlung der Ge: 


fangenen aufſtellt. Die hauptſächlichſte Aufgabe 
der Strafvollſtreckung erblickt fie darin, den Ger 


fangenen zu beſſern. Allen Beamten und Be— 
dienſteten ſchärft ſie nachdrücklichſt ein, daß vor 
allem darnach getrachtet werden müſſe, den Ge⸗ 
fangenen wieder zu einem nützlichen Gliede der 
menſchlichen Geſellſchaft zu machen. Dieſer Zweck 
kann nur erreicht werden, wenn bei der Behand⸗ 
lung der Gefangenen die weitgehendſte Individuali⸗ 
ſierung eintritt. Hierüber trifft die Hausordnung 
eingehende neue Beſtimmungen. Sie verpflichtet 
den Vorſtand und die Beamten der Strafanſtalt, 
die Perſönlichkeit und die Individualität des Ge⸗ 
fangenen zum Gegenſtand ihrer unausgeſetzten und 
genaueſten Beobachtung zu machen und nach deren 
Ergebnis die Behandlung des Gefangenen einzu⸗ 
richten. Jede Schablone iſt ſtreng verpönt. Inner⸗ 
halb der durch die Hausordnung gezogenen Grenzen 
ſoll die Nahrung und Kleidung, die Zuteilung 
feiner Arbeit, die Wahl der Strafen und der Auf: 
munterungen, die Zuweiſung von Vergünſtigungen 
dem Weſen des Gefangenen, feinen Geſundheits— 
verhältniſſen, ſeinem Bildungsgrade und ſeinen 
Kenntniſſen, feiner Führung in der Anſtalt an- 
gepaßt ſein. Schlechte Erfahrungen dürfen nicht 
abſchrecken; immer wieder muß verſucht werden, 
auch den gleichgültigen und widerſpenſtigen Ge— 
fangenen durch Güte und Wohlwollen auf beſſere 
Wege zu leiten. Zur individualiſierenden Behand: 
lung gehört auch, daß die beſſerungsfähigen Ge- 
fangenen von den ſchlimmeren Elementen mög— 
lichſt abgeſondert werden. 
jugendliche Gefangene von den erwachſenen derart 
getrennt gehalten werden müſſen, daß jeder Verkehr 
mit dieſen ausgeſchloſſen iſt. Durch die Einzel⸗ 
haft, d. i. die vollſtändige Abſonderung von an— 
deren Gefangenen auch bei der Arbeit, in der 


Kirche, im Unterrichte, bei der Bewegung im Freien, 
| Herausgabe ſteht ihm nicht zu; ſie iſt deshalb 


werden die erzieheriſchen Einwirkungen auf den 
Gefangenen weſentlich unterſtützt; die Hausordnung 
ſchreibt deshalb vor, daß die Einzelhaft vorzugs— 
weiſe bei ſolchen Gefangenen angewendet werden 
ſoll, die mit Rückſicht auf ihr Lebensalter oder 


ihr Vorleben die meiſte Ausſicht auf Beſſerung, 


bieten. 

Dem Beſſerungszwecke dienen auch die Seel— 
ſorge, der Unterricht, die Arbeit in der Anſtalt. 
In der Erfüllung ſeiner religiöſen Pflichten iſt 
der Gefangene unbeſchränkt. Soweit er nicht ſchon 
vollſtändige Schulkenntniſſe beſitzt und ſich noch 
in einem bildungsfähigen Alter befindet, werden 
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Grundſatz iſt, daß 
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ihm durch den Schulunterricht diejenigen gemein- 


nützigen Kenntniſſe vermittelt, die er zu ſeinem 
ſpäteren Fortkommen braucht. Durch die Lektüre 
paſſender Bücher und Schriften kann er ſeine 
Kenntniſſe vertiefen und ſich weiterbilden. Haben 
Gefangene vermöge ihres Beruſes ein beſonderes 
Intereſſe daran, nicht außer Berührung mit der 
Außenwelt zu kommen, ſo kann ihnen ſogar das 
Leſen einer Tageszeitung oder einer Zeitſchrift ge⸗ 
ſtattet werden. 

Die Arbeit, die den Gefangenen vom Vor⸗ 
ſtande zugewieſen wird, ſoll ſo beſchaffen ſein, daß 
ſie ihrem ſpäteren Fortkommen förderlich iſt. Aus⸗ 
drücklich wird hervorgehoben, daß die Gefangenen 
insbeſondere zu land- und forſtwirtſchaftlichen und 
zu Kulturarbeiten für Behörden und Privatper⸗ 
ſonen verwendet werden ſollen. Als beſondere 
Vergünſtigung kann Gefangenen, die noch keine 
Zuchthausſtrafe verbüßt haben, mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde die Selbſtbeſchäftigung ge⸗ 
ſtattet werden. Das Penſum, das genau feſt⸗ 
geſetzte Arbeitsmaß, das in den alten Hausord— 
nungen die Regel war, iſt in der neuen Haus⸗ 
ordnung die Ausnahme. Nur wenn die Art der 
Beſchäftigung es erfordert, insbeſondere alſo bei 
Arbeiten mechaniſcher Natur, wird den Gefangenen 
ein tägliches Arbeitsmaß zugewieſen. Abweichend 
von den alten Hausordnungen ſind auch die Vor⸗ 
ſchriften über den Arbeitsverdienſt geregelt. Bis⸗ 
her wurde den Gefangenen ein Teil des Ertrags 
ihrer Arbeit als Arbeitsverdienſt bewilligt. Dieſer 
Arbeitsverdienſt bildete ihr ſog. Depoſitum. Es 
zerfiel je zur Hälfte in den ſog. Verwendungs⸗ 
fond, über den der Gefangene zu allerlei kleinen 
Anſchaffungen verfügen konnte, und in den Stock⸗ 
fond, der zur Erleichterung des redlichen Fort⸗ 
kommens der Gefangenen nach der Entlaſſung 
beſtimmt war und während der Dauer der Haft 
nicht angegriffen werden konnte. Der Unterſchied 
zwiſchen Verwendungs- und Stockfond iſt mit der 
neuen Hausordnung verſchwunden; dadurch wird 
eine erhebliche Vereinfachung des Rechnungsweſens 
bei den Strafanſtalten herbeigeführt. Die Arbeits— 
belohnung, die für Zuchthausſträflinge nicht mehr 
wie zwanzig, für Gefängnisſträflinge nicht mehr 
als dreißig Pfennige beträgt, wird dem Gefan— 
genen gutgeſchrieben. Ein Rechtsanſpruch auf ihre 


auch der Pfändung entzogen. Der Gefangene 
darf auf Rechnung der Gutſchrift mit Einwilli⸗ 
gung des Vorſtandes kleine Ausgaben für Papier, 
Zuſatznahrungsmittel, Porto u. dgl. machen; der 
Vorſtand muß bei dieſen Bewilligungen aber 


immer im Auge behalten, daß der Reſt der gut— 


geſchriebenen Arbeitsbelohnung ſeinem Zwecke, das 
Fortkommen des Gefangenen nach der Entlaſſung 
zu erleichtern, noch zu dienen vermag. Neu iſt 
auch die Vorſchrift, daß im Falle des Ablebens 
eines Gefangenen wahrend der Haft der gutge— 


ſchriebene Betrag ganz oder teilweiſe an unter— 
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ſtützungsbedürftige Angehörige hinausgegeben wer⸗ 
den darf. 

Hinſichtlich der Strafen iſt erwähnenswert, 
daß körperliche Züchtigung, wie bisher ſchon, in 
allen Strafanſtalten unbedingt ausgeſchloſſen iſt. 
Die Hausordnung geht hier weiter als die Grund⸗ 
ſätze des Bundesrats, die zulaſſen, daß jugend⸗ 
lichen Gefangenen gegenüber die in den Schulen 
gegen Perſonen ihres Alters und Geſchlechts zu⸗ 
läſſigen Zuchtmittel zur Anwendung kommen. Der 
Anſchluß an die Wand, der nach der alten Haus⸗ 
ordnung mit dem Dunkelarreſte verbunden werden 
konnte, darf jetzt als Disziplinarmittel nicht mehr 
angewendet werden. Er iſt nur noch als Sicherungs⸗ 
maßregel und nur gegen Gefangene zuläſſig, die 
ſo gewalttätig auftreten, daß alle anderen Mittel 
verſagen. Auch die Anlegung von Feſſeln, die 
nach der alten Hausordnung bis zur Dauer von 
drei Monaten zuläſſig war, iſt jetzt nur noch bis 
zur Dauer von 4 Wochen und nur dann zuläſſig, 
wenn ſich der Gefangene eine ſchwere Wider⸗ 
ſetzlichkeit oder eine gefährliche Tätlichkeit hat zu 
ſchulden kommen laſſen; gegen Jugendliche iſt ſie 
überhaupt ausgeſchloſſen. 

Beſondere Bedeutung kommt den Vorſchriften 
der neuen Hausordnung über die Entlaſſung der 
Gefangenen zu. Hier iſt ein eifriges Zuſammen⸗ 
wirken mit den Obſorgevereinen Pflicht der An⸗ 
ſtaltsvorſtände. Der Gefangene muß mit Geld 
und anſtändiger Kleidung verſehen werden. Die 
polizeilichen Maßregeln gegenüber dem entlaſſenen 
Gefangenen ſollen möglichſt beſchränkt werden. 
Wenn nicht Maßregeln der Zwangserziehung, der 
Unterbringung in einem Arbeitshauſe, der Stel⸗ 
lung unter Polizeiaufſicht, der Reichs⸗ und Landes⸗ 
verweiſung in Betracht kommen oder wenn nicht, 
wie bei gefährlichen Verbrechern, aus Gründen 
der öffentlichen Sicherheit die Heimlieſerung auf 
dem Schubwege oder die Erteilung eines Zwangs⸗ 
paſſes notwendig werden, bleibt es der freien Be⸗ 
ſtimmung des Gefangenen überlaſſen, wie und wo 
er nach der Entlaſſung ſein weiteres Fortkommen 
finden will. Eine Benachrichtigung der Diſtrikts— 
verwaltungsbehörde oder der Heimatgemeinde findet 
in dieſem Falle nicht ſtatt. Um die Fürſorge 
für entlaſſene Gefangene einheitlich zu regeln und 
die Vereine zur Obſorge für entlaſſene Sträflinge 
in ihren ſo ſegensreichen Beſtrebungen zu unter⸗ 
ſtützen, beabſichtigt die Juſtizverwaltung eine ſtaat⸗ 
liche Vermittlungsſtelle zur Obſorge für entlaſſene 
Gefangene zu errichten; die Mittel hierzu werden 
im Budget für die 29. Finanzperiode gefordert. 

Für die Geltendmachung ihrer Rechte ſind 
den Gefangenen keinerlei Schranken gezogen. Ein⸗ 
gaben an die Gerichte, die Staatsanwaltſchaft, die 
Aufſichtsbehörde oder andere Behörden dürfen 
nicht zurückgehalten werden. Die Hausordnung 
geht auch hier weiter als die Grundſätze des 
Bundesrats, die beſtimmen, daß Eingaben an 
andere Behörden als die Gerichte, die Staats: 
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anwaltſchaft und die Aufſichtsbehörden zurück⸗ 
gehalten werden dürfen, wenn ſie beleidigenden oder 
ſonſt ſtrafbaren Inhalts ſind. 

Daß der Geſundheitspflege der Gefangenen 
alle nur erdenkliche Sorgfalt zugewendet wird, iſt 
ſelbſtverſtändlich. 

Die neue Hausordnung ſtellt an die Berufs⸗ 
freudigkeit, die Menſchenkenntnis und die Selbſt⸗ 
verleugnung der Strafanſtaltsbeamten hohe An⸗ 
forderungen. Enttäuſchungen und bittere Erfah⸗ 
rungen werden ebenſowenig ausbleiben wie bisher; 
denn aller Humanität und allen Beſſerungs⸗ 
beſtrebungen wird es nicht gelingen, den Ver⸗ 
brecher aus der Welt zu ſchaffen. Großes iſt aber 
ſchon geleiſtet, wenn die Beſtimmungen der neuen 
Hausordnung wenigſtens zu einer Annäherung an 
das ideale Ziel beitragen, das allen vorſchwebt, 
denen die Fürſorge für die Gefangenen am Herzen 
liegt, das Ziel nämlich, die Entziehung der 
5 zu einer Erziehung zur Freiheit zu ge⸗ 
talten 


Jas vorzeitige Kündigungsrecht der Militär: 
perſonen, Beamten, Geiſtlichen und Lehrer an 
öffentlichen Unterrichtsanſtalten nach § 570 BOB, 


Von W. Hagen, Landgerichtsrat in Frankenthal. 
(Schluß.) 
II. 
Vorausſetzungen des Kündigungs⸗ 
rechtes nach $ 570. 


A. Die Verſetzung: 

Das Geſetz gewährt das vorzeitige Kündi⸗ 
gungsrecht „im Falle der Verſetzung“. Als Ver⸗ 
ſetzung hat zu gelten ein endgültiges oder doch 
auf ungewöhnlich lange Zeit erfolgendes Aufgeben 
des Wohn ortes (tatſächlichen Aufenthaltsortes) 
infolge einer Amtsveränderung. Ausſchlaggebend 
iſt nicht der Wechſel des Wohn ſitzes, auch nicht 
der Wechſel des Amtsſitzes, denn es iſt denk⸗ 
bar, daß man, ohne einen neuen Wohn- oder 
Amtsſitz zu begründen, die alten Verhältniſſe 
völlig abbricht, alſo keinen Wohn: oder Amtaſitz 
hat und doch anderen Ortes im Dienſtverhältnis 
bleibt, z. B. bei Ausführung wiſſenſchaftlicher oder 
kriegeriſcher Expeditionen von unabſehbarer Dauer 
in unbekannte Meere oder Länder. Wohn ſitz 
oder Amtsſitz ſind daher für die Anwendung des 
8 570 nicht maßgebend, ſondern der wohl davon 
zu unterſcheidende Wohnort, der tatſächliche Auf: 
enthaltsort des Mieters (OL GRſpr. [Stettin] 
11, 315). 

Ferner iſt die Verſetzung nicht im engen wort: 
wörtlichen, ſondern im weiteren Sinne zu verſtehen. 
Das durch den § 570 geſchaffene Rechtsprivileg 
des Beamtenſtandes muß überall Platz greifen, 
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wo die Nötigung zur Veränderung des Wohn: 
ſitzes (richtiger Wohnortes) durch die Verhältniſſe 
des Amtes gegeben iſt, gleichviel von wem oder 
auf welchem Wege die Berufung zum neuen Amt 
bewirkt wird, ob ſie von einer vorgeſetzten Be⸗ 
hörde kraft ihres freien Verſetzungsrechtes verfügt 
wird, oder ob in dem einzelnen Falle eine Be— 
werbung vorausgegangen iſt (OL GRſpr. ] Dresden! 
11, 318, 319). Daraus folgt, daß es gleich⸗ 
gültig iſt, ob die Verſetzung von Amts wegen 
oder auf Wunſch und Antrag des Verſetzten er⸗ 
folgt iſt (vgl. RG3. 21. 283, ergangen zum 
Pr. AL R., an das ſich aber § 570 anlehnt, wes: 
halb dieſe Entſcheidung noch zutrifft; Staudinger 
8 570 Anm. II 2 a Abſ. 2; Brückner 134 Anm. 3; 
Niendorff 302; Kohler II 271; Dernburg II 2, 
183). Ja ſogar bei Strafverſetzung greift $ 570 
Platz (Staudinger a. a. O. Abſ. 3; Niendorff 
302; Kohler a. a. O.). 

Auch die Veränderung des Dienſtherrn 
iſt gleichgültig. § 570 greift deshalb auch dann 
Platz, wenn ein Beamter aus dem Landesdienft 
in den Reichsdienſt, vom Staatsdienſt in Gemeinde: 
dienſt, vom Militärdienſt in den Zivilſtaatsdienſt 
und umgekehrt tritt. (Niendorff 302; Kohler 
a. a. O; Crome II. 583; Dernburg a. a. O. 
Anm. 9; OL Ggſpr. [Dresden] 11, 316; [Stettin] 
11, 316). So teilweiſe auch Staudinger $ 570 
Anm. V 2 a Abſ. 5, der jedoch bei Uebertritt 
eines Richterbeamten in einen Gemeindedienſt 
den § 570 nicht gelten laſſen will. Gleicher An 
ſicht auch Kohler a. a. O., der auch noch die 
etwas weitgehende Anſicht vertritt, daß das Pri— 
vileg des $ 570 auch zuſtehe bei Uebertritt in den 
Privatdienſt. Allein dem widerſpricht, daß bei 
Uebertritt in den Privatdienſt die Beamteneigen— 
ſchaft eben mit der Aufgabe des Amtes wegfällt 
(wie bei der Penſionierung, Entlaſſung u. dgl.) 
und daher auch für das Privileg des § 570 kein 
Platz mehr iſt. — Nicht als Verſetzung kann in 
Betracht kommen die Penſionierung, die Straf— 
entlaſſung (nicht zu verwechſeln mit der Straf— 
verſetzung), der Verzicht auf ein Amt — wozu 
auch der Uebertritt in den Privatdienſt gehört. 
Denn die Hauptvorausſetzung des § 570, daß 
der Beamte gezwungen iſt, einen anderen 
Wohnort zu wählen, fällt bei dieſen Fällen 
weg. Es iſt nicht erſichtlich, weshalb nicht ein 
Beamter, der in Penſion gegangen iſt, noch an 
dem bisherigen Wohnorte ſolange bleiben kann, 
bis ſein Mietvertrag unter Einhaltung der ver— 
tragsmäßigen Kündigungsfriſt ſein Ende erreicht. 
Dasſelbe trifft bei dem Beamten zu, der verzichtet 
hat oder zur Strafe entlaſſen iſt. Abgeſehen von 
dem Mangel dieſes Erforderniſſes fehlt es in dieſen 
Fällen aber auch an der Beamteneigenſchaft. Denn 
mit dem Eintritt der Penſion uſw. iſt der Beamte 
nicht mehr Beamter im Sinne des $ 570, er iſt 
Beamter ohne Amt. Dasſelbe gilt von dem 
Uebertritt in den Privatdienſt, dem ja praktiſch 
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ein Verzicht auf das Amt vorausgehen muß. 
Das Geſagte wird um ſo mehr gelten müſſen, als 
jede analoge oder rechtsähnliche Anwendung des 
§ 570 mit Rückſicht auf deſſen rechtliche Natur 
— er enthält ein Privileg — ausgeſchloſſen iſt. 
Es kann deshalb auch die Anſicht Kohlers (a. a. 
O. II, 271) nicht gebilligt werden, wenn er auf⸗ 
ſtellt, daß §8 570 für den Fall des Ruheſtandes 
dann Anwendung finden ſolle, wenn der Wegzug 
in einem ſolchen Falle gewöhnlich und üblich iſt. 
Denn ein ſolcher Wegzug iſt doch in keinem Falle 
geboten; ob der Beamte, der bisher vielleicht in 
einem kleinen Orte war, nun als Penſioniſt etwas 
ſrüher oder ſpäter in eine Großſtadt kommt u. dgl., 
iſt jedenfalls nicht von ſo weittragender Bedeutung, 
daß ſich der Vermieter deshalb eine vertragswidrige 
Kündigung gefallen laſſen müßte, ohne daß auch 
nur ein Billigkeits grund für die Anwendung 
des § 570 ſpräche. 

Es ergibt ſich denn auch aus den Kommiſſions⸗ 
beratungen (ſ. oben), daß man gerade auf ſolche 
Fälle den $ 570 nicht ausdehnen wollte. Gleicher 
Anſ. auch Niendorff 303; Staudinger $ 570 
Anm. II 2 d; Fiſcher⸗Henle $ 570 Anm. 2; 
OL GRſpr. (Stettin) 11, 316; Crome II 583, 
der zutreffend ausführt, der Berufswechſel (Ueber⸗ 
gang von einem Amte in ein anderes) ſei eine 
Verſetzung in höherer Potenz, der Amtsverluſt 
dagegen ſei eine ſolche in keinem Sinne. Im 
erſteren Falle müſſe der Beamte umziehen, im 
letzteren brauche er nicht umzuziehen. A. M. 
dagegen Dernburg 1I 2 S. 183 V. 

Endlich kann als Verſetzung nicht erachtet 
werden, wenn ein Beamter nur vorübergehend 
zur Aushilfe an einen anderen Ort berufen wird 
und er nach Erledigung ſeiner Aushilfstätigkeit 
wieder an ſeinen Wohnort zurückkehrt (Niendorff 
302; Staudinger $ 570 Anm. II 2 a Abi. 7). 
Dies muß ſogar dann gelten, wenn der Beamte 
vorerſt nur vorübergehend zur Aushilfe abberufen 
wurde und nach einiger Zeit beſtimmt wird, daß 
er nunmehr dauernd an dieſem anderen Orte zu 
wirken habe. (Vgl. hierzu auch OL GRſpr. Stettin! 
11. 315 a. E.). Würde z. B. der Gymnaſial⸗ 
lehrer X. in A. zur Aus hilfe nach B. am 1. März 
berufen, ſo könnte er deswegen nicht vorzeitig 
kündigen, wenn er vertragsmäßig eine längere 
Kündigungsfriſt einzuhalten hätte. Würde er 
trotzdem das Mietverhältnis zum 1. Juli ge— 
kündigt haben, jo wäre die Kündigung unzuläſſig, 
auch wenn hinterher, z. B. am 1. Mai, ſeine 
endgültige Verſetzung verfügt wurde. Anders da— 
gegen, wenn die endgültige Verſetzung vor dem 
Ablaufe des 3. April erfolgen würde. Dann 
könnte er auf Grund der endgültigen Verſetzung 
zum 1. Juli kündigen; er müßte aber eine neuer— 
liche Kündigung betätigen, denn die erſte Kündigung 
als ſolche war unwirkſam; ſie wird auch nicht 
etwa wirkſam durch den nachfolgenden vorzei— 
tigen Kündigungsgrund der endgültigen Verſetzung; 
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denn die endgültige Verſetzung iſt Voraus- Will er in dieſem Falle nur zu ſeinem Vergnügen 


ſetzung für das vorzeitige Kündigungsrecht nach 
8 570; nur der gewiſſe äußere Umſtand der 
erfolgten Verſetzung allein kann dem Mieter 
das Sonderrecht des § 570 geben und den Ver⸗ 
mieter zwingen, die an ſich vertragswidrige Kün⸗ 
digung gegen ſich gelten zu laſſen. (OL GRſpr. 
[Königsberg] 7, 465; vgl. auch unten C). 


B. Die Verſetzung muß an einen anderen 
Ort erfolgen. 

Wie ſchon hervorgehoben, iſt maßgebend nicht 
der Wohnſitz oder Amtsſitz, ſondern der Wohn⸗ 
ort, d. h. der tatſächliche Aufenthaltsort. Der 
Beamte muß alſo infolge der Verſetzung als 
Wohn ort einen anderen Ort angewieſen erhalten, 
als denjenigen, an welchem er bisher ſeinen Wohn⸗ 
ort hatte. Ein Wechſel im Wohnorte liegt nur 
vor, wenn die beiden Orte zu verſchiedenen Gemeinde⸗ 
bezirken gehören; ein Wechſel des Wohnortes liegt 
alſo nicht vor, wenn z. B. ein Amtsrichter am 
Amtsgerichte X. II zum Rate am Landgerichte 
X. 1 befördert wird und das Amtsgericht in einem 
der Stadt X. einverleibten Vororte liegt. Von 
Belang iſt dies insbeſondere bei größeren Städten, 
denen kleinere Vororte einverleibt ſind, z. B. der 
Vorort A. mit ſelbſtändiger Bahnſtation iſt der 
Stadt B. eingemeindet worden. Wenn nun ein 
Bahnbeamter der Bahnſtation A. nach B. ver⸗ 
ſetzt wird, fo ſteht ihm § 570 nicht zur Seite, 
denn es liegt keine Verſetzung nach einem anderen 
Ort vor. Die Frage, wie es zu halten iſt, wenn 
der Vorort A. zur Zeit des Abſchluſſes des Miet⸗ 
vertrages noch ein ſelbſtändiger Gemeindebezirk 
war, dann aber während des Laufes der Miete 
der Stadt B. einverleibt wurde und nunmehr nach 
dieſem Zeitpunkte der Bahnbeamte von Bahn: 
ſtation A. zur Bahnſtation B. verſetzt wird, dürſte 
dahin zu beantworten ſein, daß mit dem Augen⸗ 
blick, in welchem die Eingemeindung rechtswirkſam 
geworden iſt, die vorzeitige Kündigung nach $ 570 
entfällt, weil eben eine notwendige Vorausſetzung 
des § 570 weggeſallen iſt. Zu beachten iſt auch 
der Fall, wenn ein Beamter verſetzt wird, der 
z. B. in einer großen Stadt angeſtellt iſt, aber 
mit Erlaubnis ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde 
in einem Vororte außerhalb des Gemeinde: 
bezirkes dieſer Stadt wohnt, ſodaß alſo ſein Amts— 
ſitz und ſein Wohnort nicht zuſammenfällt. Wird 
dieſer Beamter von dieſer Stadt weg an einen 
dritten Ort verſetzt, fo kann er zweifellos vor: 
zeitig kündigen. Würde er dagegen von dieſer 
Stadt in den Vorort verſetzt, wo er wohnt, ſo 
könnte er trotz des Wechſels des Amtsſitzes nicht 
vorzeitig kündigen, weil ein Wechſel des Wohn— 
ortes (ſ. oben) nicht Platz greift. Wie iſt es 
aber zu halten, wenn er in der Stadt verſetzt 
oder befördert wird, wo er ſeinen bisherigen 
Amtsſitz hatte? 

Meines Erachtens iſt dann zu unterſcheiden: 
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in die Stadt hineinziehen, etwa, weil er ſich jetzt 
infolge der Beförderung eine luxuriöſere Wohnung 
leiſten kann, ſo ſteht ihm der § 570 nicht zur 
Seite, denn die Nötigung zur Veränderung des 
Wohnortes iſt dann nicht durch die Verhältniſſe 
des Amtes gegeben, ſodaß auch für das Privileg 
des § 570 kein Raum iſt (vgl. hierzu OL GRſpr. 
[Dresden] 11, 318 unten); muß er dagegen nun⸗ 
mehr mit Rückſicht auf das neue Amt, das ein 
Wohnen im Vorort nicht mehr zuläßt, in die 
Stadt ziehen, jo kann er gemäß $ 570 vorzeitig 
kündigen, denn maßgebend iſt nicht der Amtsſitz, 
ſondern der Wohnort (ſ. oben II A, OL GRſpr. 
[Stettin] 11, 315). 

Hinſichtlich der Dienſtwohnungen kommt 
folgendes in Betracht. Wenn ein Beamter an 
einem Orte wohnt und am gleichen Orte be⸗ 
fördert wird, oder am gleichen Orte zu einem 
anderen Amte verſetzt wird und er nunmehr in 
ſeiner neuen Dienſtſtellung eine Dienſtwohnung 
nicht bloß beziehen kann, ſondern ſogar infolge 
der dienſtlichen Verhältniſſe beziehen muß, ſo kann 
er trotzdem nicht vorzeitig kündigen. Zwar ver⸗ 
tritt Kohler II, 271 die Anſchauung, daß hier 
der $ 570 „rechtsähnlich“ anwendbar ſei. Dieſer 
Anſicht muß jedoch entgegengehalten werden, daß 
das Recht des § 570 ein Privileg iſt, weshalb 
ſeine analoge oder rechtsähnliche Anwendung aus: 
geſchloſſen iſt. Anders liegt dagegen der Fall 
mit der Dienſtwohnung, wenn der Beamte, wie 
im obenſtehenden Beiſpiele, ſeinen Wohnort 
außerhalb ſeines Amtsſitzes hat. Hier iſt meines 
Erachtens ähnlich zu unterſcheiden, wie oben. Er⸗ 
folgt die Verſetzung am Orte des Amtsſitzes und 
kann der Beamte nunmehr an dieſem Orte eine 
Dienſtwohnung erhalten, ohne daß jedoch für ihn 
irgendwelcher Zwang zum Bezuge der Dienſt— 
wohnung beſteht, ſo greift $ 570 nicht Platz, denn 
es iſt dann keinerlei Nötigung zur Veränderung 
des Wohnortes durch die Verhältniſſe des Amtes 
gegeben; der Beamte kann an ſeinem bisheri⸗ 
gen Wohnorte wohnen bleiben. Muß er dagegen 
die Dienſtwohnung aus dienſtlichen Gründen be— 
ziehen, ſo kann er vorzeitig kündigen, denn auch 
hier liegt dann eine Nötigung zum Wechſel des 
Wohnortes vor, wobei der Wechſel geboten iſt 
durch die Verhältniſſe des Amtes. Das gleiche 
hat zu gelten, wenn der Beamte in ſeiner neuen 
Dienſtesſtelle eine Dienſtwohnung beziehen kann 
(ohne daß jedoch ein Zwang hierzu beſteht), er aber 
nun mit Rückſicht auf das neue Amt den Wohn— 
ort in dem Vororte nicht mehr beibehalten kann, 
ſondern ſeinen Wohnort an den Amtsſitz verlegen 
muß. Denn auch in dieſem Falle iſt er durch 
die Verhältniſſe des Amtes genötigt, den Wohnort 
zu wechſeln. Selbſtverſtändlich ſteht dann nichts 
im Wege, daß er die Dienſtwohnung bezieht. 
Gleichgültig iſt, ob der andere Ort, an den der 
Beamte verſetzt wird, im Auslande oder Inlande 
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liegt. Eine Abkommandierung zum Dienſte auf 
Kriegsſchiffen im Auslande kann dagegen in der 
Regel nicht hier in Betracht kommen, denn da⸗ 
mit iſt keine Verſetzung verbunden. (Niendorff 
304, Staudinger $ 570 Anm. II 2 b). Ob eine 
Mobilmachung unter $ 570 fällt, kommt auf den 
einzelnen Fall an, je nachdem durch ſie für den 
Einzelnen eine Verſetzung im Sinne des genann⸗ 
ten Paragraphen in Betracht kommt. Die abſolute 
Vorſchrift des § 378 ALR. I, 21 zugunſten der 
Militärperſonen für den Fall der Mobilmachung 
hat das BGB. nicht aufgenommen. 


C. Im Falle der Verſetzung ſteht das vor⸗ 
zeitige Kündigungsrecht zu. 

§ 570 gewährt die vorzeitige Kündigung „im 
Falle“ der Verſetzung. In welchem Zeitpunkte 
dieſe Vorausſetzung gegeben iſt, iſt beſtritten. 
Soviel ſteht feſt und iſt unbeſtritten, daß die An⸗ 
frage der Behörde, ob ein Beamter eine andere 
Stellung annehmen wolle, noch nicht genügt, die 
vorzeitige Kündigung zu rechtfertigen. (Vgl. auch 
OL GRſpr. [Königsberg] 7. 465). Die vorzeitige 
Kündigung iſt auch dann nicht ſtatthaft, wenn 
die Verſetzung erſt bevorſteht, aber dem Eintritte 
und Zeitpunkte nach ungewiß iſt (OLG. Naumburg 
in Recht 1902 S. 349 Nr. 1678). 

Eine andere Frage dagegen iſt die, ob die 
Kündigung nach 8 570 erſt erfolgen darf, wenn 
die Verſetzung eingetreten und in Kraft getreten 
iſt, oder ſchon dann, wenn ſie „bekannt“ gemacht 
worden iſt. 


a) Nach der einen Meinung iſt die vorzeitige 
Kündigung dann zuläſſig, wenn die zuſtändige 
Behörde die Verſetzung angeordnet und dem Be— 
amten amtlich (mündlich oder ſchriftlich) mit— 
geteilt hat. (So Niendorff 303; Crome II. 583, 
der eine private Kenntnis als nicht in Betracht 
kommend bezeichnet; Staudinger $ 570 Anm. II 
2 c; OL GRſpr. [Königsberg 7, 465). Weiter⸗ 
gehend Kraus in BayZfR. 1905, 103, der jede 
frühere Kenntnis des Beamten ſür genügend hält, 
eine Verpflichtung zur Kündigung aber erſt 
aufſtellt, wenn dem Beamten die Verſetzung amt— 
lich bekannt ſei. 


b) Die andere Meinung ſteht auf folgendem 
Standpunkte: Die Verſetzung iſt das das vor— 
zeitige Kündigungsrecht begründende Ereignis und 
muß daher eingetreten ſein, wenn die Kündigung 
ſtatthaft ſein ſoll. Wenn alſo die Wirkſam— 
keit der Verſetzung nach einem geſetzlichen 
Kündigungstermine fällt, ſo kann erſt vom nächſten 
geſetzlichen Kündigungstermin an gekündigt werden, 
z. B. der Beamte erfährt im März amtlich, daß 
er ab 1. Mai die neue Stelle anzutreten habe, 
ſo kann er nach dieſer Meinung nicht zum 1. Juli, 
ſondern erſt zum 1. 
er nach der Meinung unter a ſchon für 1. Juli 
kündigen könnte. (OL GRſpr. [Stettin] 11, 316, 
Keyßner in Recht 1903 S. 225 Note 2). 


Oktober kündigen, während 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 20. 


Ich möchte der Meinung unter a den Vorzug 
geben, denn einmal entſpricht ſie zweifellos mehr 
der Abſicht des Geſetzes, dem Beamten im Falle 
der Verſetzung nicht zuzumuten, auf längere Zeit 
zwei Wohnungen bezahlen zu müſſen, von denen 
er die eine in keiner Weiſe mehr benützen kann. 
Dazu kommt, daß ſür eine große Anzahl von 
Fällen der § 570 tatſächlich illuſoriſch würde. 
Denn man kann wohl als den häufigſten Fall 
für die Anwendung des $ 570 den annehmen, 
daß zwiſchen den Parteien „halbjährige“ Kündi⸗ 
gung vereinbart iſt. Die Fälle einer vereinbarten 
ganzjährigen oder einer noch längeren Kündigungs⸗ 
friſt ſind wohl die ſelteneren. Will man nun als 
Zeitpunkt der vorzeitigen Kündigung nicht die 
amtliche Kenntnis von der Verſetzung gelten laſſen, 
ſo iſt für alle Fälle, in denen die Kenntnis vor 
einen geſetzlichen Kündigungstermin, die Wirkſam⸗ 
keit der Verſetzung aber erſt nach dieſem Termin 
fällt, das vorzeitige Kündigungsrecht praktiſch illu⸗ 
ſoriſch (ſoferne halbjährige Kündigung ver⸗ 
einbart iſt, was, wie erwähnt, die Regel bildet). 

Denn, wenn im obigen Beiſpiele der Beamte im 
März von der Verſetzung erfährt, die Verſetzung 
aber erſt am 1. Mai wirkſam wird, und er könnte 
nun deshalb erſt zum 1. Oktober vorzeitig kün⸗ 
digen, dann braucht er das Privileg des 8 570 
ja gar nicht; denn im März zum 1. Oktober 
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kündigen kann er ja auch auf Grund ſeines 
vertragsmäßigen halbjährigen Kündigungs⸗ 
rechtes. 


Abgeſehen hiervon ſpricht aber für die Meinung 
unter a auch der Wortlaut des Geſetzes. Es heißt 
nämlich nicht, daß die vorzeitige Kündigung erſt 
nach erſolgter Verſetzung, ſondern „im Falle“ 
der Verſetzung zuläſſig ſein ſolle. Auch das OLG. 
Königsberg ſteht anſcheinend auf dieſem Stand⸗ 
punkte (f. das oben zitierte Urteil), wenn es 
ausführt: 


Den Rechtsgrund der darin (in $ 570) zu: 
gelaſſenen Kündigung kann nach dem Wortlaute 
nur eine von der zuſtändigen Stelle ausgeſprochene 
Verſetzung abgeben; als der Beklagte kündigte, 
war aber eine Verſetzungsanordnung noch nicht 
erfolgt. Der Kündigung lag nicht die Anordnung 
der Verſetzung zugrunde. 


Nach dieſem Wortlaute ſcheint das genannte 
Gericht zwar nicht die „Erwartung“ der Ver⸗ 
ſetzung, wohl aber die Anordnung der Ber: 
ſetzung für genügend zu halten, um das vor: 
zeitige Kündigungsrecht zu begründen. 

Die Kündigung kann nur erfolgen für den 
erſten Termin, für den ſie zuläſſig iſt. Wird ſie 
für dieſen Termin verſäumt, ſo entfällt das 
Privileg des S 570 und der Mieter bleibt an 
ſeinen Mietvertrag gebunden. 


Zu beachten iſt noch der Fall, daß das Miet— 
ältnis, das aufgehoben werden ſoll, zur Zeit 
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des Kündigungstermins zwar vertraglich ſchon feſt⸗ 
gelegt iſt, tatſächlich aber noch nicht zu laufen be⸗ 
gonnen hat. In dieſem Falle kann der verſetzte 
Beamte das Mietverhältnis nicht auf Grund des 
8 570 aufheben; man wird jedoch in einem ſolchen 
Falle ein Kündigungsrecht mit Rückſicht auf die 
Verſetzung für den erſten geſetzlichen Kündigungs⸗ 
termin einräumen müſſen, nachdem der Mietver⸗ 
trag ſeinen Anfang genommen hat, und zwar auch 
dann, wenn die Verſetzung mehr als ein Kalender⸗ 
vierteljahr zurückliegen ſollte, z. B. ein Beamter 
mietet an ſeinem Wohnorte eine neue Wohnung 
im März mit Mietbeginn am 1. Juli; am 
1. a wird er verſetzt; hier kann er zwar nicht 
auf 1. Juli, wohl aber auf 1. Oktober kündigen. 
(Vgl. Salinger in DIZ. 1904 S. 595, 596; 
Staudinger $ 570 Anm. I Abſ. 3; Niendorff 305). 


Für dieſe Anſicht ſpricht insbeſondere folgende 
Erwägung: Zweifellos gipfelt die Abſicht des 
Geſetzgebers darin, einen Beamten im Falle der 
Verſetzung von der Verpflichtung zu befreien, ſeine 
alte Wohnung noch längere Zeit fortzubezahlen. Um 
ſo weniger aber wird man dann annehmen können, 
daß es in ſeiner Abſicht gelegen wäre, einen Be⸗ 
amten zu zwingen, längere Zeit nach Auf⸗ 
gabe ſeines bisherigen Wohnortes an dieſem Orte 
ein Mietverhältnis erft neu zu beginnen und 
längere Zeit fortzuſetzen. 


D. Objekt 
digung. 

Zu dieſem Punkte erklärt das Geſetz, daß das 
Mietverhältnis „in Anſehung der Räume“, welche 
die privilegierten Kategorien „für ſich oder ihre 
Familie an dem bisherigen Garniſon-oder Wohn⸗ 
orte gemietet haben“ gekündigt werden könne. 
Der Entwurf (ſ. oben) hatte urſprünglich an Stelle 
des Ausdruckes „Räume“ vorgeſehen: „in An: 
ſehung einer Wohnung“. Aus der Kommiſſions— 
beratung ergibt fi) dann aber, daß der Ausdruck 
„Wohnung“ als zu eng erachtet wurde. Es ſollten 
nach der Anſicht der Kommiſſion auch andere 
gemietete Räume unter 3 570 fallen. Dieſe Anſicht 
der Kommiſſion muß auch als Meinung des 
Reichstages erachtet werden, denn, wie ſchon er: 
wähnt, hat ſich im Reichstag ein Widerſpruch 
gegen die Vorſchrift des § 570 nicht erhoben, 
weshalb angenommen werden muß, daß der Reid}: 
tag auch die Gründe ſeiner Kommiſſion gebilligt 
hat. Es gehören demnach zu den „Räumen“ nicht 
bloß die Wohnung, ſondern auch Stallungen, Re— 
miſen, Bureaus, Laboratorien uſw. Erforderlich iſt 
aber, daß die Räume für den Mieter oder ſeine 
Familie — d. i. Ehefrau, Kinder und Eltern, 
nicht auch ſonſtige Verwandte — gemietet ſind. 
Mietet dagegen z. B. ein Beamter an ſeinem 
Wohnorte für ſonſtige nahe Verwandte auf 
ſeine Koſten eine Wohnung, jo trifft § 570 bei 
einer Verſetzung des Beamten nicht zu. Auch 
Wohnräume außerhalb des Wohnortes des 


der vorzeitigen Kün⸗ 
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Beamten fallen nicht unter S 570. Wenn daher 
X B. ein Beamter neben ſeiner Wohnung für ſeine 
Familie noch eine Sommerwohnung in einem 
Nachbarorte vom 1. März bis 1. Oktober ge⸗ 
mietet hat, ſo kann er für dieſe Sommerwohnung 
nicht das Privileg des $ 570 beanſpruchen. End⸗ 
lich ſind ausgeſchloſſen von der vorzeitigen Kün⸗ 
digung die ſämtlichen Pacht verträge. Hat der 
Beamte z. B. für ſich und ſeine Familie an der 
Peripherie feines Wohnortes ein Sommergärtchen 
gepachtet, ſo kann er dieſes bei Verſetzung nicht 
vorzeitig kündigen. Anders dagegen, wenn am 
Miethauſe ſich ein Garten befindet; ein ſolcher 
gilt in der Regel nicht als gepachtet, ſondern als 
„mitgemietet“. 


E. Unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt 
muß gekündigt werden. 

Die geſetzliche Kündigungsfriſt iſt geregelt in 
§ 565 BGB. Er beſtimmt, daß bei Grund— 
ſtücken die Kündigung nur für den Schluß eines 
Kalendervierteljahres zuläſſig iſt; die Kündigung 
hat ſpäteſtens am dritten Werktage des Viertel⸗ 
jahres zu erfolgen. Iſt der Mietzins nach Monaten 
bemeſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß 
eines Kalendermonates, iſt er nach Wochen be⸗ 
meſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß 
einer Kalenderwoche zuläſſig. Dazu beſtimmt jedoch 
Abſ. IV des 8 565: Die Vorſchriften des Abſ. I 
Satz 1, Abſ. II gelten auch für die Fälle, in denen 
das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetz⸗ 
lichen Friſt vorzeitig gekündigt werden kann, d. h. 
alſo mit anderen Worten, die zum Schluſſe eines 
Kalendervierteljahres zuläſſige geſetzliche Kündigungs⸗ 
friſt ſoll auch für die Fälle der vorzeitigen Kün⸗ 
digung Platz greifen, alſo nur die ſog. viertel: 
jährliche Kündigungsfriſt (nach Kalender viertel— 
jahren) iſt maßgebend für den $ 570. Ausge⸗ 
ſchloſſen dagegen find als geſetzliche Kündigungs— 
friſten für den 8 570 die ſog. monatliche und 
wöchentliche Kündigung, wenn eine vierteljährliche 
oder längere Kündigungsfriſt vereinbart iſt, 
auch dann, wenn der Mietzins monatlich oder 
wöchentlich zu entrichten iſt, eben infolge der Be⸗ 
ſtimmung des Abſ. IV des § 565. 


Daraus ergibt ſich, daß der § 570 nur dann 
praktiſch werden kann, wenn eine längere Kündi— 
gungsfriſt als die ein vierteljährliche vereinbart iſt, 
oder vertragsmäßig die einvierteljährliche Kündigung 
ſpäteſtens am erſten Tage eines Kalenderviertel— 
jahres erfolgen muß oder bei vereinbarter viertel 
jährlicher Kündigung nicht die erſten Monate der 
dalen der vierteljahre, ſondern andere Termine 
beſtimmt ſind, z. B. 1. Februar, 1. Mai, 1. Auguſt 
und 1. November. Dies iſt beſonders wichtig für 
die Fälle, daß bei vierteljährlicher Kündigung die 
Bezahlung des Mietzinſes nach Monaten oder 
Wochen vereinbart iſt, wie es in größeren Städten 
bei kleineren Wohnungen häufig vorkommt. Wird 
in einem ſolchen Falle der Beamke verſetzt, jo 
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greift als geſetzliche Kündigungsfriſt nicht etwa 
die monatliche oder wöchentliche, ſondern die viertel⸗ 
jährliche (nach Kalendervierteljahren) Platz. 


III 


Rechtliche Natur der Beſtimmung 
des $ 570. 


Nach der herrſchenden Meinung iſt die Vor⸗ 
ſchrift des 8 570 dispoſitiver Natur; es kann 
deshalb auf das Privileg verzichtet werden. Dies 
iſt auch bei der Kommiſſionsberatung ausdrücklich 
betont worden. Dort war nämlich der Antrag 
geſtellt (. oben) als Abſ. II beizufügen: Das 
Kündigungsrecht kann durch Vertrag nicht aus— 
geſchloſſen werden; dagegen wurde eingewendet, 
daß ein ſo weitgehender Eingriff in die allgemeinen 
Beſtimmungen des Mietrechtes, wie ihn diefer An⸗ 
trag vorſchlage, durch öffentlichrechtliche Bedürfniſſe 
nicht geboten ſei. 

A. M. dagegen Keyßner in Recht a. a. O., 
der geltend macht, das Privileg ſei unverzichtbar, 
weil die in Frage ſtehende Vorſchrift aus „dem 
öffentlichrechtlichen Bedürfnis“ geboten ſei, wie es 
in der Kommiſſionsberatung auch zum Ausdruck 
gebracht worden ſei. 


IV. 
Uebergangsrecht. 


Die Vorſchriſt des S 570 findet Anwendung 
auch auf ein Mietverhältnis, das nach dem In— 
krafttreten des BGB. nicht für den erſten zu— 
läſſigen Termin gekündigt worden iſt. Sie hat 
keinen den Vertragswillen ergänzenden Charakter, 
ſondern ſchafft aus Rückſichten des öffentlichen Rechtes 
zur Wahrung möglichſter Freiheit in der Verſetzung 
eines Beamten einen zum Vertragsrechte hinzu— 
tretenden geſetzlichen Kündigungsgrund, der die 
Macht hat, beſtehende Verträge mindeſtens dann 
zu durchbrechen, wenn der Vermieter nicht geradezu 
auf die Rechtswohltat des § 570 verzichtet hat. 
(OLG. Dresden in DIZ. 1903 S. 131 Nr. 3). 
A. M. Habicht (3) 264, der geſtützt auf die 
herrſchende Meinung, daß die Vorſchrift nicht bloß 
nicht zwingender Natur iſt, ſondern daß auf das 
Privileg auch nach dem 1. Januar 1900 durch 
abweichende Vereinbarung verzichtet werden könne, 
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den Schluß zieht, daß § 570 für ältere Miet- 


verträge keine Geltung habe finden können 
(ſ. auch noch die bei Habicht a. a. O. Zitierten). 


Anmerkung: In vorſtehender Abhandlung iſt 
vielfach der Kürze halber nur vom „Beamten“ geſprochen. 
Das Geſagte findet aber natürlich ſinngemäß auch auf 
die anderen Kategorien des $ 570 Anwendung. 
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Von Landgerichtsrat Neumiller in München. 


Der 1. April 1907 bildet nicht nur inner⸗ 
halb der Organiſation des Bayeriſchen Verkehrs⸗ 
weſens ſelbſt einen Markſtein dadurch, daß ſeitdem 
zwecks größerer Dezentraliſierung die beiden 
Generaldirektionen der Staatseiſenbahnen und der 
Poſten und Telegraphen aufgehoben ſind;') die 
damit verbundenen Aenderungen üben vielmehr 
auch auf das Gebiet der Rechtspflege eine be⸗ 
trächtliche Rückwirkung aus. Die Brücke hierzu 
bildet $ 18 ZPO., wonach der allgemeine Gerichts⸗ 
ſtand des Fiskus durch den Sitz der Behörde be— 
ſtimmt wird, die berufen iſt, den Fiskus in dem 
Rechtsſtreite zu vertreten. Bisher ſtand bekanntlich 
dieſe Vertretung den vorerwähnten beiden General: 
direktionen mit dem Sitze in München zu und 
demgemäß wurden ſo ziemlich ſämtliche Verkehrs 
prozeſſe bei den Münchener Gerichten erſter In: 
ſtanz anhängig.“) Dies iſt in Zukunft völlig anders. 
Die geſetzliche Vertretung verteilt ſich nunmehr 
unter die fünf Eiſenbahndirektionen in Augsburg, 
München, Nürnberg, Regensburg und Würzburg 


) Spezialliteratur: Die Kommentare von 
Eger zur Eiſenbahnverkehrsordnung (2. Aufl. 1900), 
zum intern. Frachtübereinkommen (2. Aufl. 1902), zum 
Reichshaftpflichtgeſetz (6. Aufl. 1906); Rundnagel, 
Die Haftung der Eiſenbahn für Verluſt c. 1906): Hammer, 
Eiſenbahnhaftung (Annalen des Deutſchen Reichs 1906 
S. 688 ff.); Reindl, Handausgabe des HaftpflG. 
(1901); Derſelbe, Vo. vom 26. Juni 1894 
(1896, teilweiſe veraltet); Derſelbe, Die Fürſorge 
für die bayer. Verkehrsbeamten (1893, durch die neueren 
VO. teilweiſe überholt); Eger, Eiſenbahnr. Ent: 
ſcheidungen (bis jetzt 22 Bde.): Gräf, RG. betr. die 
Fürſorge für Beamte ꝛc. (1886, teilweiſe veraltet; das 
Geſetz pflegt jetzt in den Kommentaren zu den UnfBeri®. 
mit behandelt zu werden); — Poſt: Dambach (6. Aufl. 
1901; mit Nachtrag von 1904). — Die reichsgerichtlichen 
Urteile zu den obigen Verkehrsnormen laſſen ſich in der 
IW. mittels des Sachregiſters unſchwer finden; die 
neueren Spruchſammlungen (z. B. Warneyer) bringen 
auch Urteile der Untergerichte für den Bereich des Ver— 
kehrsrechts. — In der Praxis ſind die zahlreichen 
Aenderungen, Zuſätze und Nachträge zur VerkO. und 
PoſtO., ferner die Betriebs- und Signald., ſowie die 
Dienſtanweiſungen und Tarife zu beachten (VerkMBl.) 

) K. VO. vom 18. Dezember 1906, GVBl. S. 871 
(„Verwaltungsordnung“); Verkhe Bek. vom 21. März 
1907, GVBl. S. 109 („Zuſtändigkeitsordnung“); die 
Zitierung erſterer iſt dadurch erſchwert, daß die 
Paragraphenziffern nicht durchlaufen, ſondern bei 
Abſchnitt B wieder von vorne beginnen Abſchnitt A 
iſt in folgendem als EVerwO., Abſchnitt B als 
PoſtVerwO. bezeichnet; ſoweit ſich der Inhalt deckt, iſt 
die Bezeichnung „Verw.“ allein gebraucht. — Das 
frühere Fiskalat der Verkehrsanſtalten iſt bereits durch 
die VO. vom 22. April 1905 Bl S. 317) auf: 
gelöſt: 8 4 VerwO. würde übrigens auch jetzt noch jeder— 
zeit die Uebertragung ſämtlicher Prozeſſe an eine einzige 
Direktion, z. B. München, ermöglichen. 

3) Die reichsgerichtliche Billigung des Deliktsgerichts— 
ſtands für Klagen aus S 1 Haftpflß. (EZ. 60, 300) 
hatte ſich bislang in der Praxis noch kaum fühlbar ge— 
macht. — Enteignungsentſchädigungen können nach wie 
vor nur ausſchließlich im dinglichen Gerichtsſtand aus— 
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bzw. die acht Oberpoſtdirektionen (an den vor⸗ 
genannten Orten, ferner in Bamberg, Landshut 
und Speyer). Damit geht auch die örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit auf die dortigen Gerichte über, ſoweit 
es ſich um neuanfallende Prozeſſe handelt. Be⸗ 
reits anhängige Prozeſſe bleiben davon allerdings 


nach $ 263 ZPO. unberührt; aber die geſetzliche 


Vertretung fällt auch in dieſen Rechtsſtreiten für 
deren weiteren Verlauf derjenigen Direktion zu, 
die von Anfang an hierfür zuſtändig geweſen wäre, 
wenn die jetzige Verwaltungsordnung ſchon bei 
Prozeßbeginn gegolten hätte‘). — Angeſichts dieſer 
Neubefaſſung zahlreicher Gerichte und Anwälte 
mit eigenartigen und ungewohnten Prozeſſen mag 
ein kurzer Ueberblick über die vorzugsweiſe hierbei 
zu beachtenden Punkte des Verfahrens und des 
materiellen Rechts nicht unerwünſcht fein.°) 


A. Verfahren. 

1. Rechtsweg und ſachliche Zuftän- 
digkeit. Da die ſtaatlichen Verkehrsbetriebe 
an ſich keine Ausübung öffentlicher Gewalt, ſondern 
lediglich die amtliche Beſorgung wirtſchaftlicher 
Staatsaufgaben darſtellen“), jo kommt eine Vor: 
entſcheidung nach Art. 7 VGH. und eine aus: 
ſchließliche Zuſtändigkeit des Landgerichts nach 
Art. 26 AG. z. GVG. regelmäßig nicht in Frage. 
Die ſachliche Zuſtaͤndigkeit bemißt ſich vielmehr nach 
dem Streitwerte“), wobei für Renten insbeſondere 


geklagt werden; die Parteirolle des Enteigneten iſt da— 
bei gleichgültig (Art. 21 Abſ. 2 AG. z. 3PO.). — 
Für Immiſſionsklagen (Funkenflug, Lärm, Ruß) val. 
85 24, 26 3PO., 906 BGB., 26 Gewd., Art. 125 EG. z. 
BGB., 80 AG. z. BGB.; Recht 1902, 155; RG 3. 63, 376. 

) So die Auffaſſung der Eiſenbahnbehörden, wo— 
mit die Gerichtspraxis übereinſtimmt. Ob nicht aus 
den Worten „innerhalb ihrer Bezirke“ die Folgerung mög⸗ 
lich geweſen wäre, daß die geſetzliche Vertretung in 
laufenden Prozeſſen an die Direktion des Gerichtsſitzes 
der jeweiligen (oder eriten ?) Prozeßinſtanz eee 
war, mag hiernach auf ſich beruhen. — Einer Erneuerung 
der Prozeßvollmacht bedarf es nach 8 86 3PO. nicht, 
wenn der geſetzliche Vertreter wechſelt; wohl aber iſt die 
Anzeige nach $ 241 3PO. an die Gegenpartei nötig. 
widrigenfalls die ſonſt nur ganz kurze Unterbrechung 
fortdauert, bis der Gegner ſelbſt der betreffenden zu— 
ſtändigen Direktion von ſeiner Fortſetzungsabſicht An⸗ 
zeige macht. 

) Die in größeren Städten häufigen Trambahn— 
unfallprozeſſe unterſcheiden ſich trotz der gleichen Rechts— 
grundlage praktiſch durch viele Eigentümlichkeiten von 
den fiskaliſchen Verkehrsprozeſſen, insbeſondere bei An: 
wendung des § 254 BGB. 

) NGZ. 40, 398; VGH. 24, 106 und 514. — Da⸗ 
gegen enthält die Erlaſſung der Verkehrs O., Betriebs O. 
ze. ꝛc. durch den Bundesrat (das Verkehrsminiſterium) 
einen Akt öffentlicher Gewalt: anders bei bloßen Dienſtes— 
vorſchriften (JW. 1903, 434). Wegen deren Eigenſchaft 
als Schutzgeſetze (§ 823 Abſ. 2 BGB.) vgl JW. 1904, 408; 
wegen ausnahmsweiſer Haftung trotz Beobachtung der 
Betriebs O.: EiſenbE. 20, 356. 

) Ausdrückliche Prorogation iſt inſoweit nur beim 
Zuſammenwirken der beiden in Betracht kommenden 
Direktionen möglich; davon iſt wohl zu unterſcheiden 
einerſeits die ſtillſchweigende Prorogation (die Klagezu— 
ſtellung an den urſprünglich zuſtändigen Vertreter vor— 
ausſetzt) und andererſeits die von der Gerichtszuſtändig— 


werden. 
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§ 9 3PO., für die Gebührenberechnung aber da— 
neben auch §S 9a GKG. in Anwendung kommt!). 
Eine Ausnahme beſteht nur für die ſog. Haft⸗ 
entbindungsprozeſſe des Perſonals: dieſe gehören 
nach Art. 26 Nr. 1 AG. z. GVG. auch unter 
300 Mk. zum Landgericht, weil das Ausf. eine 
Beſchränkung auf Beamte zur Ausübung öffent: 
liche Gewalt nicht ausſpricht. Für Gehalts- und 
Penſionsanſprüche des nichtprag matiſchen Perſonals 
wird der Rechtsweg überhaupt für unzuläſſig er⸗ 
achtet“); ausgenommen find nur die Unfallpenſions⸗ 
anſprüche nach SS 1 ff. der VO. vom 13. November 
1902 und ſelbſtverſtändlich die Schadenserſatzrenten 
nach HaftpflG. und BGB., ſoweit auf die Beamten 
und Bedienſteten überhaupt anwendbar. — Die 
Zuſtändigkeit der Kammern für Handelsſachen 
kommt praktiſch nicht in Frage, da Haftpflicht: 
ſachen als ſolche nicht unter $ 101 GVG. fallen 
und Delikte jedenfalls keine Handelsgeſchäfte ſind; 
die Poſt unterſteht ohnehin nicht dem Handels— 
recht (5 452 HGB.). Auch für Frachtklagen 
von Kaufleuten gegen den Fiskus pflegt die KfHS. 
ſelten angegangen zu werden. — Die Reviſion 
gehört meiſt zum RG.) 


2. Oertliche Zuſtändigkeit und geſetz⸗ 
liche Vertretung. Beide Punkte ſtehen in 
einem inneren Zuſammenhang, weil einerſeits nach 
8 18 3PO. der allgemeine Gerichtsſtand des 
Fiskus (als Beklagten) ſich nach dem Sitze der zur ge: 
ſetzlichen Vertretung im künftigen Prozeß!) be⸗ 
rufenen Behörde richtet, anderſeits durch dieſen 
allgemeinen Gerichtsſtand weder die Spezialgerichts— 
ſtände noch die örtliche Prorogation ausgeſchloſſen 
Demnach richtet ſich praktiſch geſprochen 
der allgemeine Gerichtsſtand nach Adminiſtrativ— 
normen, während bei den Spezialgerichtsſtänden 
die konkrete örtliche Zuſtändigkeit des geſetzlichen 
Vertreters ſich mangels anderen Anhalts nach 
der ZPO. entſcheidet. Soweit nur eine einzige 
Behörde für die geſetzliche Vertretung in Betracht 
kommt, beſtehen hierbei keine Schwierigkeiten; dies 


keit unabhängige Unterlaſſung der Rüge, daß die Klage 
nicht dem richtigen geſetzlichen Vertreter zugeſtellt worden 
ſei. Bei Präkluſivfriſten (3. B. Enteignung, Fürſorge— 
penſion) iſt letzterer Punkt von Amts wegen nachzuprüfen; 
vgl. jedoch N. S. 2, 78: RG. 53, 65. 

) Auf andere Renten, 3. B. Unfallfürſorgepenſionen, 
it Ss 9a GK. nicht ausdehnbar (vgl. IW. 1901, 724). 

) S. 9, 387; 14, 826; a. M. Becher, LZR. Bd. 1 
S. 129 ff., vgl. insbeſondere S 41 VO. vom 26. Juni 
1894 (GBBl. S. 332). — Die Verkehrsverwaltung 
pflegte in den letzten Jahren die Entſcheidung über die 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs in dieſem Punkte der Amts— 
prüfung ohne förmliche Einrede anheimzuſtellen. So— 
weit der Rechtsweg zuläſſig, iſt das LG. ausſchließlich 
zuſtändig. 

o) Vgl. insbeſondere SS 13 BG. v. 12. Juni 1869 
und 10 HaftpflG. — Anſprüche aus dem RPoſt( h oder 
der Unfallfürſorge O. als ſolcher (Streit, ob Normal- 
oder Unfallpenſion) gehören in letzter Inſtanz zum 
Bay Obs. 

1) In erſter Inſtanz; die örtlichen Rechtsmittel— 
inſtanzen ergeben ſich danach von ſelbſt. 
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iſt z. B. der Fall bei Frachtſchäden (Reklamations⸗ 
amt) und Frachterſtattungen (Tarifamt) für die 
Eiſenbahn⸗ Direktion München und nach $ 13 
RPoſtG. für die Oberpoſtdirektion des Aufgabe: 
oder Abreiſeorts. Im Bereich des Eifenbahn: 


vielmehr (entiprechend der VerwO.) auch die ge⸗ 
ſetzliche Vertretung wiederum ausdrücklich erwähnt, 
gleichwohl aber dann nochmals in $ 1 (Nr. 22) 
beſtimmt, daß den Direktionen zukommt: 


„Die Gewährung von Entſchädigungen, die 


betriebs dagegen fehlt eine Spezialnorm insbeſondere Führung von Rechtsſtreiten und der Abſchluß von 
Vergleichen, ſofern der Betrag von 10 000 Mk. 


für Haftpflichtanſprüche; die örtliche Abgrenzung 
it in der EVerwO. § 4 lediglich mit den Worten 
„innerhalb ihrer Bezirke“, „innerhalb ihres Ge: 
ſchäftskreiſes“ geſchehen. Auch die Zuſtdk O. bedient 
ſich der nämlichen Ausdrücke; nur im 8 7 der 
letzteren findet ſich eine örtliche Zuſtändigkeitsnorm 
für die geringfügigen Frachtreklamationsbefugniſſe 
der Stationen („hinſichtlich der bei ihnen auf: 
gegebenen oder in Empfang genommenen Een: 
dungen“). Zweifelhaft bleiben hiernach gerade die 
wichtigſten Anſprüche. ““) Soferne das Verkehrs⸗ 
miniſterium nicht in dieſem Punkt von feiner Be⸗ 
fugnis zur genaueren Bezeichnung geſetzlicher Ver— 
treter Gebrauch macht!“), wird man ſich mit der 
entſprechenden Anwendung der zivilprozeſſualen 
Normen über die Spezialgerichtsſtände behelfen 
müſſen, wie dies die Praxis ſeit Jahrzehnten be: 
reits hinſichtlich der örtlichen Zuſtändigkeit der 
Regierungsfinanzkammern bei ſonſtigen Anſprüchen 
gegen den Fiskus getan hat“). Damit ſcheidet 
allerdings, genau betrachtet, der allgemeine Berichts: 
ſtand überhaupt aus; denn ob man am Orte der 
Fahrkartenlöſung oder dem Beſtimmungsorte oder 
Unfallorte klagt, ſtets trifft hinſichtlich des Per— 
ſonentransportvertrags lediglich d 29 ZPO. zu 
und Aehnliches gilt beim Sachtransport. Haft— 
pflicht⸗ und Deliktsklagen aber werden nur bei 


dem Gerichte der Direktion des Unfallorts!“), Pen- 


ſions⸗ und Haftentbindungsklagen bei dem Gericht 
der Direktion des letzten Dienſtorts geſtellt werden 
können!“). Für die ſo häufige Kombination der 
Haftpflicht-, Delifts: und Transportvertragsklage 
bleibt ſohin nur die Zuſtändigkeit des Unfallorts. 

Auch bezüglich der ſachlichen Verteilung der 
Zuſtändigkeit haben ſich durch die zweifelhafte Faſſung 
der ZuſtdkO. Schwierigkeiten ergeben. Dort wird 
nämlich nicht nur die Adminiſtrativzuſtändigkeit 
als ſolche im einzelnen geregelt, womit nach der 
langjährigen Rechtſprechung ohnehin die Befugnis 
zur geſetzlichen Vertretung im Prozeſſe wie außer: 
halb desſelben verbunden geweſen wäre; es wird 


12) Die Kolliſionsnormen des § 74 EVerkO. und 
Art. 27 IFFrlle. verſagen innerhalb eines und desſelben 


Bahngebiets; ihre Grundlage (Aufgabe-, Ankunfts-, 
(nicht bloß auf „Entſchädigung“), unter den Vergleichen 


Schadensort) läßt ſich aber analog anwenden. 
13) Vgl. Abſchnitt C Schlußbeſtimmungen) der 
VerwO. — Solche ſind insbeſonders für die Zuſtellung 


von Pfän dungs beſchlüſſen über rollendes Frachtgut nötig; 


vgl. ZUBE. 1895 S. 113 
1 Reg Bl. 1840 S. 
1839): S. o. E. 6, 488. 
1) Dies iſt auch z. B. wegen Erleichterung des 
Augenſcheins durchaus praktiſch. 


5 (PlErk. vom 19. Dezember 


1) Mei Haftentbindungen wird wohl die haftzu _ 


weiſende Direktion trotz ſpäterer Verſetzung zuſtändig 
bleiben. 


nicht überſchritten wird““). 

Sucht man nach der Behörde, der dieſe Ge- 
ſchäfte „zukommen“, wenn der Betrag von 
10 000 Mk. überſchritten wird, ſo findet man 
eine ſolche nicht; lediglich in 81 Nr. 19 iſt dem 
Staatsm. f. Verkehrsang. „vorbehalten“: 

„Die Genehmigung zur Gewährung von Ent⸗ 
ſchädigungen, zur Führung von Rechtsſtreiten und 
zum Abſchluß von Vergleichen, ſofern der Betrag 
von 10 000 Mk. überſchritten wird“. 


Bei der Poſt- und Telegraphenverwaltung be⸗ 
trägt die Genehmigungsſumme 2000 Mk. (8 9 
Nr. 15 ZuſtdkO.). — Es entſteht hier ſofort die 
beſonders für die Zuſtellungen an den Fiskus als 
Beklagten (und Drittſchuldner) wichtige Frage, ob 
unter der Führung von Rechtsſtreiten bloß Aktiv⸗ 
oder auch Paſſivpprozeſſe des Fiskus zu verſtehen 
ſind und weiter, ob hier ein förmlicher nach außen 
und von Amts wegen zu beachtender Streitkonſens 
ſtatuiert iſt oder die Genehmigung lediglich ein 
Verwaltungsinternum darſtellt. Erſteres könnte 
den Zweck haben, den Fiskus ein- für allemal 
gegen Pflichtverletzungen der Direktionen bei ſo 
hohen Beträgen ſicherzuſtellen; angeſichts der Ge— 
ſtaltung des Verſäumnisverfahrens nach der ZPO. 
müßte aber zur Erreichung dieſes Zwecks dann 
unbedingt die Zuſtellung der Klage auch an das 
VerkM. gefordert werden, weil ſonſt durch Aus⸗ 
bleiben des geſetzlichen Vertreters der Direktion 
bei der Verhandlung die gleiche Wirkung wie durch 
poſitive Verfügungsakte entſtände, während aller— 
dings eine konſensloſe Aktivklage der Direktion 
lediglich durch Prozeß- (nicht Sach-)hurteil abge— 
wieſen würde. Ein ſolcher Streitkonſens für 
Aktivklagen hätte ein Vorbild an $ 612 3PO., 
während die für wirkliche Streitkonſenſe zu Paſſiv⸗ 
klagen gewöhnlich angeführten Fälle noch aus der 
Zeit des gemeinen Prozeſſes ſtammen, wo das 
Ausbleiben des Beklagten nicht als Geſtändnis, 
ſondern als Beſtreiten galt, ſohin der Klagegrund 
gleichwohl bewieſen werden mußte“). Etwas ver: 


17) Unter den Rechtsſtreiten find ſolche aller Art 


auch außergerichtliche zu verſtehen. Bei dieſen kommt 
es wohl lediglich auf die Vergleichsſumme, nicht die 
Streitſumme als ſolche an. Die Zuſtändigkeit des 
StM. f. Verkehrs angelegenheiten in erſter und zugleich 
letzter Inſtanz (vgl. S 1 ZuſtdkO.) gibt kaum zu Pro— 
zeſſen Anlaß. Die Aemter, Inſpektionen und Stationen 
haben keine Prozeßvertretung, auch ſoweit ihnen die 
Entſcheidung erſter Inſtanz zuſteht. 

16) Eine Auslegung dahin, daß man den Fiskus 
ohne ſeine förmliche, praktiſch ja nicht erzwingbare Ein— 


willigung einſach gar nicht verklagen oder verurteilen 


einfacht wurde dieſe Rechtslage inzwiſchen durch 
eine Entſchließung des VerkM. vom 24. Mai 1907 
(VerkMBl. Nr. 5), wonach ſich die erwähnte Ein⸗ 
ſchränkung der Prozeßführung bei Paſſivſtreiten 
nur auf Anerkenntniſſe, Verzichte und Vergleiche 
beziehen ſoll. Zufolge dieſer authentiſchen Inter⸗ 
pretation!) iſt nunmehr zweifellos die Zuſtellung 
der Klage an die Direktion allein rechtswirkſam; 
außerdem greift mindeſtens für Anerkenntniſſe 
und Verzichte jetzt 8 54 ZPO. ein, wonach das 
Vorliegen ſolcher Spezialermächtigung vom Gericht 
nicht nachzuprüfen iſt““). Dieſe nachträgliche Aus: 
legung für den weitaus wichtigſten Teil der Fiskal⸗ 
prozeſſe legt aber auch die Annahme nahe, daß 
der mehrerwähnte Konſens überhaupt nur als ein 
Verwaltungsinternum gedacht iſt, ähnlich wie bei 
§ 133 KO. Dafür ſpricht nicht nur die Gegen⸗ 
überſtellung von geſetzlicher Vertretung und Ge⸗ 
nehmigung, ſondern auch der Rechtszuſtand, wie 
er bisher bei den Verkehrsanſtalten beſtand und 
bei den Regierungsfinanzkammern heute noch be⸗ 
ſteht. Dieſe letzteren müſſen nach der FormVO. 
vom 17. Dezember 1825 $ 129 mit der BO. 
vom 27. November 1825, die Aufhebung des 
Generalfiskalats betr. (RegBl. S. 921), in 
wichtigen Sachen, insbeſondere bei einem Objekt 
über 4000 Gulden (= 8000 Mk.) Bericht an 
das Finanzminiſterium erſtatten. Die Unterlaſſung 
der Einholung der Genehmigung würde eine 
Pflichtwidrigkeit, die Gültigkeit der Finanzkammer⸗ 
handlungen als ſolcher und gegenüber Dritten jedoch 
dadurch nicht beeinträchtigt ſein.““) 

Die VO. vom 27. November 1825 hat nun 
nach §§ 10, 30 der VO. vom 17. Juli 1886 
auch für die vormaligen Generaldirektionen analog 
gegolten; es liegt nahe, daß die neuen Beſtim— 
mungen lediglich einen Erſatz hierfür bieten, nicht 
aber eine weſentliche Einſchränkung des früheren 
Rechtszuſtands herbeiführen wollten, zumal die 
ZuſtdkO. doch zunächſt das innere Verhältnis der 
Behörden zu einander zu regeln hatte und dem: 
nach nicht ohne weiteres mit geſetzlichen Normen 
wie BGB. § 1822 auf eine Stufe geſtellt werden 
kann?“). Zwbeifelhaft bleibt die Auslegung aber; 
immerhin wird die gerichtliche Prozeßpraxis da- 


durch höchſtens noch wegen der ſeltenen Aktiv- 


könne, würde wohl mit $ 4 EG. z. ZPO. nicht vers 
ein bar ſein. 

10) In Wirklichkeit iſt fie eine offenſichtliche Ab: 
änderung der ZuſtdkO. auf Grund der SS 1. 3 VerwO. 

20) Anders nach RG3. 56, 333 für den Vergleich, 
weil nicht nur Prozeßhandlung. 

) Aehnlich wird bekanntlich auch die GemO. 
(Art. 112, 144) ausgelegt, während Akte ohne ſtaats— 
aufſichtliche Genehmigung nichtig ſind. 

22) Nach einem fiskaliſchen Schriftſatz in der Sache 
A 1342/07 des LG. München J ſcheint das VerkM. der 
gleichen Anſicht zu ſein; damit fiele dann auch die Be— 
achtung ſeitens der Gerichte von Amts wegen bei Ver— 
gleichen. — Nicht mit dieſer Frage zu verwechſeln iſt die 
lunpraktiſche) Möglichkeit der Beſchränkung fiskaliſcher 
Prozeßvollvollmachten nach $ 83 Abſ. 1 3PO. 


1 
t 


klagen des Fiskus berührt, während allerdings 
z. B. für die Beurkundungsbeamten die Frage 
bedeutend mehr ins Gewicht fällt. Bemerkens⸗ 
wert iſt das Fehlen einer Zuſtändigkeitsſumme 
für das Reklamationsamt, ferner für die Eiſen⸗ 
bahndirektionen bei Nr. 17 (Grunderwerb) und 
Nr. 43 (Unternehmerentſchädigungen und Vertrags- 
ftrafen); bei den daraus entſtehenden Prozeſſen 
gelten aber zweifellos die Spezialnormen der 
SS 1 Nr. 22, 9 Nr. 15. Als Bezeichnung 
des geſetzlichen Vertreters, — die auch neben dem 
Prozeßbevollmächtigten nie unterlaſſen werden 
ſollte, ſelbſt wenn es ſich nicht um Urteile 
handelt, — genügt die Angabe der Direktion als 
Behörde, insbeſondere auch für die Zuſtellung 
($ 171 3PO.). Dem Gegner kann die Kenntnis 
des Namens des jeweiligen Direktionspräſidenten 
nicht zugemutet werden. Da für die Direktionen 
die reine Bureauverfaſſung gilt, kommt freilich 
praktiſch insbeſondere für Eidesleiſtungen nur die 
Perſon des jeweiligen Präſidenten in Betracht; 
die übrigen Direktionsbeamten (auch der Referent) 
können Zeugen ſein.?“) (Fortſ. folgt.) 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Ueber Verjährung bei Abzahlungsgeſchäften und 
einige andere damit zuſammenhängende Fragen. Da 
bei Abzahlungsgeſchäften von vorneherein unter 
den Parteien beſtimmt wird, daß der Kaufpreis in 
Teilzahlungen zu entrichten iſt, wird man annehmen 
müſſen, daß für jede Rate eine beſondere Verjährungs⸗ 
friſt läuft. Man kann die Sache nicht ſo auffaſſen, 
daß der Kaufpreis geſtundet wird, und die Verjährung 
bezüglich des ganzen Betrages mit dem Schluſſe des 
Jahres beginnt, in welchem der Kaufvertrag abge⸗ 
ſchloſſen wurde und die Verjährung ſolange gehemmt 
bleibt, bis die für die Ratenzahlung beſtimmte Friſt 
verſtrichen iſt. Es ergibt ſich dies daraus, daß nach 
§ 198 BGB. die Verjährung mit der Entſtehung des 
Anſpruchs beginnt und nach der herrſchenden Meinung 
ein Anſpruch im Sinne dieſer Beſtimmung entſtanden 
iſt, wenn der Berechtigte von dem Verpflichteten ein 
Tun oder Unterlaſſen verlangen kann (8 194 BGB.). 
Dies fällt bei Geldforderungen regelmäßig mit deren 
Fälligkeit zuſammen. Daraus folgt aber, daß in den 
Fällen, in welchen von allem Anfang an beſtimmt iſt, 
daß eine Forderung in Teilbeträgen getilgt werden 
ſoll, mit dem Fälligwerden des einzelnen Teilbetrages 
ein Anſpruch auf Leiſtung desſelben entſteht und daher 
auch die Vorausſetzung des Beginnes der Verjährung 
gegeben iſt. Trifft, was regelmäßig der Fall iſt, die 
Beſtimmung des 8 201 BGB. zu, jo beginnt mit dem 
Schluſſe jeden Jahres die Verjährung derjenigen Raten, 
welche im Lauf des Jahres fällig, aber nicht bezahlt 
worden ſind, oder die Verjährung des ganzen Kauf— 
preiſes, wenn dieſer infolge der im Vertrag getroffenen, 


dem Geſetz vom 16. Mai 1894 nicht zuwider laufenden 


Beſtimmung wegen Nichteinhaltung der Ratenzahlung 


=) Züuſtellung der Klage an einen unrichtigen ge— 
ſetzlichen Vertreter iſt mit Zuſtimmung des richtigen 


geſetzlichen Vertreters heilbar; anders bei Zuſtellung 
von Pfändungsbeſchlüſſen (JW. 1906, 382). 
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fällig geworden iſt. Werden in letzterem Falle nach: 
träglich wieder Raten bewilligt und geleiſtet, ſo tritt 
Hemmung und Unterbrechung der Verjährung bezüglich 
des ganzen noch ausſtehenden Betrages gemäß SS 202 
und 208 BGB. ein. 

Es kommt häufig vor, daß die Kaufpreisforderung 
verjährt iſt, und nunmehr der Verkäufer die verkauften 
Sachen zurücknerlangt. Hat ſich der Verkäufer das 
Eigentumsrecht bis zur vollſtändigen Bezahlung des 
Kaufpreiſes vorbehalten, ſo kann er auf Grund ſeines 
Eigentums die Sachen gemäß 5 985 BGB. heraus⸗ 
verlangen. Dem Käufer ſteht nicht der Einwand zu, 
daß er auf Grund des Kaufvertrags zum Beſitze be⸗ 
rechtigt ſei, denn er iſt dies nur ſo lange, als er den 
vertragsmäßig übernommenen Verpflichtungen nach- 
kommt. Hat ſich der Verkäufer nur das Rücktritts⸗ 
recht vom Vertrag vorbehalten, ſo kann er auch nach 
Verjährung der Kaufpreisforderung vom Vertrag zu⸗ 
rücktreten und Herausgabe der verkauften Gegenſtände 
verlangen. Die Kaufpreisforderung iſt durch die Ver⸗ 
jährung nicht als erfüllt anzuſehen, wie ſich aus der 
Beſtimmung des $ 222 BGB. ergibt. Es bleiben da: 
her die Vorausſetzungen des Rücktrittsrechts beſtehen, 
wenn der Käufer den Kaufpreis nicht zahlt, auch wenn 
dieſer verjährt iſt. Das Rücktrittsrecht ſelbſt unter: 
liegt nicht der Verjährung, da es ſich hier nicht um 
ein Recht, von einem andern ein Tun oder Unter: 
laſſen zu verlangen (8 194 BGB.), handelt. Der Ver⸗ 
jährung unterliegen vielmehr erſt die infolge der Aus⸗ 


übung des Rücktrittsrechts zur Entſtehung gelangten 


Anſprüche. (Motive zu dem Entw. eines BGB. II 
S. 280). Eine zeitliche Begrenzung der Ausübung 
des Rücktrittsrechts iſt durch die Vorſchrift des $ 355 
BGB. ermöglicht. Mehr Schwierigkeit bietet der 
nicht ſelten vorkommende Fall, daß die Kaufpreis⸗ 
forderung verjährt und der Käufer aus irgend einem 
Grunde nicht mehr in der Lage iſt, die gekauften Sachen 
zurückzugeben. War das Eigentum vorbehalten, ſo kann 
der Verkäufer unter Umſtänden gemäß $8 823, 989 und 
990 BGB. Schadenserſatz verlangen. Dieſe Be— 
ſtimmungen nützen aber dem Verkäufer auf keinen 
Fall etwas, wenn den Käufer kein Verſchulden dafür 
trifft, daß er die Sachen nicht herausgeben kann, z. B. 
wenn ſie durch Zufall oder durch längeren Ge— 
brauch untergegangen ſind. Hier und in den Fällen, 
in welchem ſich der Verkäufer nur das Rücktrittsrecht 
vom Vertrag, nicht auch das Eigentum vorbehalten 
hat, wird die Frage von praktiſcher Bedeutung, ob 
der Verkäufer auch dann vom Vertrag zurücktreten 
kann, wenn der Käufer nicht mehr in der Lage iſt, 
die gekauften Gegenſtände zurückzugeben. In der 
Ausgabe des Reichsgeſetzes vom 16. Mai 1894 betr. 
die Abzahlungsgeſchäfte von Gottfried Schmitt Anm. 
11 b zu 81 iſt die Anſchauung vertreten, daß der 
Verkäufer, wenn die übergebene Sache vor Ausübung 
des Rücktritts zugrunde gegangen iſt, auf den 
Erfüllungsanſpruch beſchränkt iſt. Dieſer Anſicht kann 
aber nicht beigepflichtet werden. Das Geſetz ſelbſt 
bietet keinen Anhaltspunkt dafür, daß die Ausübung 
des Rücktritts davon abhängig ſein ſoll, daß der 
Käufer die erhaltenen Sachen noch beſitzt. Ein Beweis 
für die Richtigkeit der Anſchauung, daß die Zuläſſig— 


Teil noch im Beſitz der empfangenen Leiſtung iſt, 
liegt in den Vorſchriften des BGB. über den Rück— 
tritt SS 316 ff. So trifft $ 347 gerade Beſtimmungen 
für den Fall, daß der andere Teil die erhaltene 
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Leiſtung nicht zurückgeben kann. Auf Abzahlungsge⸗ 
ſchäfte wird man allerdings den § 347 BGB. nicht 
anwenden können, da der Umfang der Rückgewähr⸗ 
pflicht in den SS 1 und 2 des Geſetzes vom 16. Mai 1894 
geregelt iſt; aber die Beſtimmung zeigt, daß man bei 
Erlaſſung des BGB. von der Anſchauung ausgegangen 
iſt, daß das Rücktrittsrecht nicht dadurch verloren 
geht, daß die Gegenpartei die erhaltene Leiſtung nicht 
mehr zurückgeben kann. Die Frage iſt deshalb von 
praktiſcher Bedeutung, weil der Verkäufer, wenn ihm 
noch das Rücktrittsrecht zuſteht, die in § 2 des ge⸗ 
nannten Geſetzes aufgeführte Vergütung und Erſatz 
für Aufwendungen ꝛc. verlangen kann. Würde man 
hier das Rücktrittsrecht des Verkäufers ausſchließen, 
ſo würde man zu der folgenden ungleichen Behandlung 
zweier im weſentlichen gleich gelagerten Fälle kommen: 

Hat der Käufer die gekaufte Sache drei Jahre lang 
benützt, iſt dieſelbe durch die Benützung wertlos ge⸗ 
worden, aber noch vorhanden, ſo kann der Verkäufer 
Herausgabe der Sache und daneben Zahlung der ihm 
gemäß 5 2 des Geſetzes zukommenden Beträge ver- 
langen, ſoweit ſie nicht bereits durch teilweiſe 
Entrichtung des Kaufpreiſes gedeckt ſind. Iſt aber 
die Sache nach dreijähriger Benützung durch den 
Käufer aus irgend einem Grunde nicht mehr vor— 
handen, ſo könnte der Verkäufer, weil er nicht mehr 
vom Vertrage zurücktreten kann, auch die ihm nach 
8 2 des Geſetzes zuſtehende Entſchädigung und Ver: 
gütung nicht beanſpruchen, ſelbſt wenn vom Kaufpreis 
gar nichts bezahlt worden wäre. Eine ſolch ungleiche 
Behandlung von Fällen, welche in wirtſchaftlicher 
Beziehung völlig gleich ſind, kann nicht in der Abſicht 
des Geſetzes liegen. 

Da übrigens das Geſetz vom 16. Mai 1894 keine 
Beſtimmungen darüber trifft, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen das vereinbarte Rücktrittsrecht von dem 
Berechtigten ausgeübt werden kann, müſſen zur Ent- 
ſcheidung dieſer Frage jetzt die Vorſchriften des 
BGB. herangezogen werden. Dieſe gehen aber, 
wie bereits dargelegt, von der Auffaſſung aus, daß 
das Rücktrittsrecht nicht davon abhängig iſt, daß die 
Gegenpartei noch in der Lage iſt, die erhaltene Leiſtung 
zurückzugewähren. 

Amtsrichter Kraus in München. 


Bemerkungen über den vorläufigen Entwurf eines 
Scheckgeſetzes. Unter dieſer Ueberſchrift übt Rechts⸗ 
anwalt Dr. Sigfried Jacoby in München an der im 
Entwurf vorgenommenen Regelung der Einlöſungs— 
pflicht der Bank eine abfällige Kritik in Nr. 18 dieſer 
Zeitſchrift. Dr. Jacoby geht davon aus, daß der 
Scheckverkehr ſich um ſo mehr ausdehne, je mehr man 
die Rechtsſtellung des Schecknehmers kräftige, daß 
dieſe Stellung aber zugunſten der Scheckbank in 8 11 
des Entwurfs geſchwächt werde, da ſich die Einlöſungs— 
pflicht nicht nach dem Zeitpunkt der Begebung, ſon— 
dern nach dem Zeitpunkt der Vorlegung richte. Die 
hieraus gezogene Folgerung, der Geſetzgeber habe 
hier ſein Prinzip, den Scheckverkehr zu verallgemeinern, 
verlaſſen, iſt jedoch nicht gerechtfertigt. Die allgemeine 


Einführung des Schecks hat nicht nur eine möglichſt 
keit des Rücktritts nicht davon abhängt, daß der andere 


| 


durch die Verwendung des Schecks 


ſtarke Rechtsſtellung des Schecknehmers zur Voraus— 
ſetzung, ſie iſt insbeſondere auch davon abhängig, daß 
keine oder nur 
geringe often entſtehen. Je billiger der Scheck— 
verkehr iſt, deſto mehr Verbreitungsmöglichkeit hat 
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er. Das Ideal iſt der proviſionsfreie Scheck. Die 
bezogene Bank kann die ihr auferlegte Tätigkeit aber 
nur dann billiger oder umſonſt ausüben, wenn ſie 
dadurch nicht irgendwie gefährdet wird. Iſt dieſes 
nicht der Fall, dann erhöht ſich notgedrungen die 
Scheckproviſion um eine Riſikoprämie. Mit a. W.: 

Der Scheckverkehr verteuert ſich und wird ſomit ſeine 
Ausbreitung gehindert. Außerdem würde eine erhebliche 
Beunruhigung und Verteuerung des Bankkredits her⸗ 
beigeführt, wenn die Bank nie wüßte, inwieweit ſie 
Deckung für die Verbindlichkeit ihrer Kontokunden in 
Händen habe. Der von Dr. Jacoby vorgeſchlagene 
Weg wäre nur dann gangbar, wenn die Bank neben 
dem allgemeinen Konto ihrer Kunden ein ganz ſelb⸗ 
ſtändiges Scheckkonto eröffnen würde, ein Konto, das 
lediglich und ausſchließlich für den Scheckverkehr be— 
ſtimmt iſt. Daß dieſe Regelung praktiſch kaum durch⸗ 
führbar iſt, bedarf keiner Ausführung. Dadurch, daß 
der Geſetzentwurf den Bezogenen ſichert, ermöglicht 
er es ihm alſo, auf eine Riſikoprämie zu verzichten. 
Er ermöglicht dadurch die Billigkeit des Scheckverkehrs 
und gerade dadurch ſeine allgemeine Einführung. 

Es dürfte daher nicht angehen, denen, deren 
Rechtsempfinden dieſer Regelung des Entwurfs nicht 
widerſtrebt, den Vorwurf zu machen, daß „ihr Urteil 
durch Poſtulate eines unberechtigten wirtſchaftlichen 
Egoismus getrübt iſt“. 

Rechtsanwalt Dr. Baumann in München. 


— — w — 


Begünſtigung des Diebs durch den Beſtohlenen. 


Welch eigenartige Anklagen zuweilen erhoben werden, 
zeigt eine Entſcheidung des Reichsgerichts vom 22. Fe⸗ 
bruar 1907, abgedruckt JW. 1907 S. 554. Ein Bes 
ſtohlener, der offenbar a verzweifelt, daß ihm die 
Polizei den Dieb ausfindig macht und die wertvollen 
geſtohlenen Sachen zurückbringt, erläßt eine öffent- 
liche Ankündigung, worin er dem Dieb für den Fall 
freiwilliger Rückgabe eine Entſchädigung verſpricht. 
Was geſchieht? Der Staatsanwalt erhebt Anklage 
aus $ 257 StGB. wegen Begünſtigung; es liege eine 
wiſſentliche Beiſtandsleiſtung vor, um dem Dieb die 
Vorteile des Vergehens zu ſichern. Das Reichsgericht 
hat dieſe Konſtruktion glücklicherweiſe deutlich zurück⸗ 
gewieſen: Ein „Sichern“ könne zwar in der Weiſe 
erfolgen, daß die Ausnützung und Verwertung der 
im geſtohlenen Gut liegenden Vermögensvorteile er— 
möglicht oder erleichtert werde; allein das treffe nicht 
zu, wenn wie hier das Ziel verfolgt werde, die Diebe 
nicht gegen die Eigentümer oder die Obrigkeit in 
Schutz zu nehmen, ihnen vielmehr das Geſtohlene zu 
entziehen und es den Eigentümern wieder zu ver— 
ſchaffen; die in Ausſicht geſtellte Entſchädigung könne 
als ein Geldopfer betrachtet werden, das nach Auf— 
faſſung der Täter notwendig war, um den rechtmäßigen 
Zuſtand wieder herzuſtellen. Immerhin iſt es Tat: 
ſache, daß wegen dieſes Vorganges nicht nur Anklage 
erhoben, ſondern auch das Hauptverfahren eröffnet 
worden iſt, alſo der arme Beſtohlene ſich in der Ver— 
handlung als Angeklagter zu verantworten hatte. Wie 
das Urteil der erſten Inſtanz lautete, iſt aus der 
Wiedergabe der Entſcheidung nicht zu entnehmen. 


Rechtsanwalt Dr. Gallinger in Nürnberg. 
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Aus der Braris der Berichte 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Gigenmächtige Korreſpondenzeinſicht. Ueberwachung 
durch Detektivs kein Scheidungsgrund (8 1568 BGB.. 
Die Ehe der Streitsteile wurde vom LG. aus Ber- 
ſchulden der Ehefrau wegen anſtößigen Umgangs mit 
dem Rittmeiſter P. aus 5 1568 BGB. geſchieden, die 
ebenfalls auf § 1568 geſtützte Widerklage der Ehefrau 
wurde abgewieſen. Die Berufung der Ehefrau blieb 
erfolglos und ihre nur noch gegen die Abweiſung der 
Widerklage erhobene Reviſion wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nicht ganz bedenkenfrei 
ſind die Ausführungen, mit denen das BG. den zweiten 
Scheidungsgrund (eigenmächtige Einſicht der Korreſpon⸗ 
denz) beſeitigt. Zwar kann ihm darin beigetreten 
werden, daß ein Ehemann berechtigt iſt, von Brief- 
ſchaften ſeiner Frau in deren Verwahrung auch gegen 
ihren Willen Einſicht zu nehmen, wenn er begrün⸗ 
deten Anlaß zu der Annahme hat, von ſeiner Ehefrau 
hintergangen zu werden. Der Ehemann hat ſich hier 

auch nicht, wie behauptet worden, mittels Erbrechens 
eines Behältniſſes oder mittels Rachſchlüſſels die von 
dem Rittmeiſter P. an ſeine Frau gerichteten Briefe 
beſchafft, ſondern durch Oeffnung des Vexierſchloſſes 
1158 Schreibmappe. Immerhin hat er ſich damit 
nes Bruchs ſeines Ehrenworts ſchuldig gemacht; 
denn zwiſchen dem Rittmeiſter P. und dem Advokaten 
M. als Vertreter des Ehemanns war kurz vorher eine 
Vereinbarung zuſtande gekommen, wonach letzterer 
ehrenwörtlich die Achtung des Briefgeheimniſſes hin⸗ 
ſichtlich der Korreſpondenz zwiſchen ſeiner Ehefrau 
und P. allerdings unter der Bedingung verbürgte, 
daß die Schicklichkeit und Anſtändigkeit in den Briefen 
eingehalten werde. Das BG. meint, den Kläger könne 
hier nur ein Vorwurf dahin treffen, daß er überhaupt 
ſein Ehrenwort in einer ſolchen Angelegenheit gegeben 
habe, nicht aber der Vorwurf des Ehrenwortsbruchs; 
denn der Verdacht der Verletzung der erwähnten Be⸗ 
dingung habe ſich bei Einſichtnahme der Briefe als 
nur zu begründet erwieſen und damit ſei die Bindung 
an das Ehrenwort fortgefallen. Hiergegen laſſen Ir: 
Bedenken erheben, namentlich, ob der Ehemann fi 
nicht offen durch Mitteilung an die Beteiligten von 
ſeinem Ehrenwort hätte losſagen müſſen, wenn er 
glaubte, nicht mehr daran gebunden zu ſein. Gleich⸗ 
wohl kann die Reviſion keinen Erfolg haben. Das 
BG. begründet die Verneinung einer ſchweren Ehe⸗ 
verfehlung in dieſem Punkte mit der damaligen außer- 
ordentlichen Gemütsbewegung des Ehemanns, die ſein 
Verhalten entſchuldbar mache (was im einzelnen dar⸗ 
gelegt wird). Wenn er in ſolcher Gemütsverfaſſung, 
um über ſein Schickſal Gewißheit zu haben, ſich zur 
Einſichtnahme von dem Briefwechſel entſchloſſen hat, 
ſo kann dieſes Verhalten nicht ſo ſtreng beurteilt 
werden und iſt die Verneinung einer ſchweren Ehe— 
verfehlung, — die übrigens mehr den Rittmeiſter P. 
als die Ehefrau berührte, — durch das LG. nicht zu 
beanſtanden. Es iſt nun zwar auch behauptet, der 
Ehemann habe die von ihm angefertigten Kopien der 
Briefe „einer ganzen Reihe Unbeteiligter“ gezeigt und 
ſogar überlaſſen und es könnte ſich fragen, ob dies 
nicht den Tatbeſtand des § 1568 BGB. erfüllt. Allein 
das BG. war zur Erhebung des angebotenen Zeugen— 
beweiſes nicht genötigt, weil es an jeder näheren Be— 
zeichnung der Perſonen fehlt, denen der Ehemann die 
Kopien gegeben haben ſoll und weil eine Zeugenver— 
nehmung nicht zu dem Zwecke verlangt werden kann, 
um erſt hierdurch Scheidungsgründe zu erfahren. 
Eine Rechtsnormverletzung kann dem BG. auch nicht 
deshalb vorgeworfen werden, weil es in der vom 


Ehemann veranlaßten Ueberwachung der Ehefrau durch 
Privatdetektivs einen Eheſcheidungsgrund nicht erblickt. 
Das Berufungsurteil führt aus, der Ehemann habe 
nach der Korreſpondenz zwiſchen P. und der Ehefrau 
mit Grund befürchtet, es werde nach dem Wegzug 
letzterer aus der ehelichen Wohnung zum geſchlecht— 
lichen Verkehr mit P. kommen. Wenn die Ehefrau 
behaupte, die Ueberwachung ſei in ſo beläſtigender 
Weiſe ausgeführt worden, daß ihre Verwandten ſie 
nicht langer bei ſich behalten wollten, fo könne der 
Ehemann nicht hierfür verantwortlich gemacht werden, 
da nicht behauptet werde, daß er zu dieſer Art der Aus⸗ 
führung Auftrag gegeben habe. Unter dieſer Begründung 
durfte das BG. ſehr wohl den angebotenen Zeugen⸗ 
beweis ablehnen, umſomehr als nicht einmal behauptet 
wird, daß die beläſtigende Art der Ausführung zur 
zur Kenntnis des Ehemanns gekommen iſt. (Urt. vom 
30. Mai 1907; IV 99/ù07).“) N. 
997 


II. 


1. Hat ſich eine Hypothek infolge Erlöſchens der 
Forderung in eine Eigentümergrundſchuld verwandelt, 
der Eigentümer aber ihre Löſchung beantragt, jo iſt 
dieſe Erklärung zwar unwiderruflich, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des 3 875 Abſ. 2 BGB. vorliegen, aber die 
Abtretung und Pfändung der noch nicht gelöſchten ben 
wird durch die Unwiderruflichkeit nicht ausgeſchloſſen. 

2. Wird die Uebergabe des Hypothekenbrieſes durch 
die Vereinbarung erſetzt, daß der Gläubiger berechtigt 
fein ſoll, ſich den Brief von dem Grundbuchamt aus⸗ 
händigen zu laſſen (8 1117 Abſ. 2 BGB.), ſo hängt die 
Wirkſamkeit dieſer 2 nicht davon ab, daß der 
Brief ſpäter wirklich dem Gläubiger ausgehändigt wird. 

Aus den Gründen: 1. Das Berufungsgericht 
läßt es dahingeſtellt, ob an den Poſten Abt. III Nr. 21, 
22, 25 mit Rückſicht darauf, daß alle Beteiligten über 
deren Löſchung einverſtanden waren, Eigentümer⸗ 
grundſchulden überhaupt nicht entſtehen konnten, oder 
ob die Zahlung der Forderungen Eigentümergrund— 
ſchulden hat entſtehen laſſen. Auch im letzten Fall 
hält es die Eigentümer und deren Rechtsnachfolger 
nicht für befugt, die Eigentümergrundſchulden im 
Zwangsverſteigerungsverfahren zu liquidieren, weil 
in dem Löſchungsantrag der Eigentümer deren Zu— 
ſtimmung zur Aufhebung der Hypothek nach § 1183 
BGB. zu finden und dieſe Zuſtimmung, nachdem ſie 
dem Grundbuchamt eingereicht worden, unwiderruflich 
geworden ſei. Dieſe Unwiderruflichkeit müßten ſich 
auch die Pfändungsgläubiger und Zeſſionare entgegen— 
ſetzen laſſen. Dieſe Ausführungen werden von der 
Reviſion mit Recht inſoweit angefochten, als ſie der 
Unwiderruflichkeit des Löſchungsantrags des Eigen— 
tümers unter Bezugnahme auf S 1183 BGB. abſolute 
Wirkung beimeſſen. Es unterliegt an ſich keinem 
Bedenken, daß ſich die Poſten Abt. III Nr. 21, 22, 25 
nach Befriedigung der eingetragenen Gläubiger in 
Eigentümergrundſchulden verwandelt haben, da in— 
folge der Zahlung der Forderungen die Voraus— 
ſetzungen des § 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB. eingetreten 
ſind. Findet man nun auch in dem Löſchungsantrag 
der Eigentümer eine bindende Erklärung materiellen 
Rechts, ſo iſt doch nicht zu überſehen, daß bei Eigen— 
tümergrundſchulden der Eigentümer die Stellung eines 
Gläubigers einnimmt und daß daher, wenn die Eigen— 
tümergrundſchuld aufgehoben werden ſoll, eine Auf— 


1) Bemerkenswert iſt aus dem Prozeß weiter, daß die Streits 
teile offenbar nur zur Ermöglichung der Scheidung dem Bande nach 
die bayeriſche Staatsangehörigkeit erworben hatten und der Ehe— 
mann außerdem zur proteſtantiſchen Konfeſſion übergetreten war. 
(Gleichwohl behielt er feinen Wobhnſitz in Oeſterreich bei, jo daß die 
Zuſtandigkeit ſich nur auf J 5 Abſ. 2 3 PO. (Hauptſtadt des 
Veimatitaagte ſtutzte. — Das NO. ſtellte fein Urteil beiden Parteien 
von Amts wegen zu, obwohl darin nur die Abweiſung der Wider— 
klage beſtätigt wurde der Streitwert wurde zu 2000 Mk. angenommen, 
obwohl der Krager offenſichtlich ſebr vermöglich iſt. Der Tinſ. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 20. 


hebungserklärung nach 8 875 BGB. erforderlich iſt. 
Es reicht, wie die Protokolle Bd. III S. 616 hervor⸗ 
heben, zur Aufhebung einer dem Eigentümer zuſtehen⸗ 
den Hypothek die Erklärung des Eigentümers aus, 
ſein Recht aufgeben zu wollen; daraus folgt aber 
nicht, daß dieſe Erklärung nach 8 1183 BGB. zu be⸗ 
urteilen iſt. Sie erte vielmehr dem $ 875 BGB. 
und der § 1183 BGB. kommt, da die eigene Erklärung 
des Eigentümers ſeiner Zuſtimmung nicht mehr be⸗ 
darf, überhaupt nicht zur Anwendung. Es kann da⸗ 
her dahingeſtellt bleiben, ob der Unwiderruflichkeit 
der Zuſtimmungserklärung des 8 1183 BGB. a b⸗ 
ſolute Wirkung beizumeſſen iſt; bei der Beurteilung 
der Aufhebungserklärung nach 9 875 BGB. iſt dies 
jedenfalls ausgeſchloſſen. Auch dieſe Aufhebungs⸗ 
erklärung bewirkt beim Vorliegen der in Abſ. 2 a. a. O. 
aufgeführten Vorausſetzungen die Bindung des Er⸗ 
klärenden und iſt inſofern unwiderruflich, die Un⸗ 
widerruflichkeit wirkt aber, wie im Falle des § 873 
BGB., nur unter den Parteien und hat nicht die Be⸗ 
deutung einer Verfügungsbeſchränkung, auf die ſich 
auch dritte Perſonen zu berufen in der Lage wären 
(vgl. Prot. III S. 72; RG. Bd. 55 S. 310; Biermann 
Anm. 3 Abſ. 2 zu § 873; Planck Anm. II, III 4 daſ. 
Anm. 2 zu § 875; Turnau-⸗Förſter III 13, 6 zu § 873, 
Anm. 4 vorl. Abſ. zu 8 875 BGB.). Die Pfändung 
und Abtretung der Eigentümergrundſchulden und der 
im Laufe des Zwangsverſteigerungsverfahrens an ihre 
Stelle getretenen Rechte war daher beim Mangel der 
Löſchung im Grundbuche an ſich nicht ausgeſchloſſen. 

2. Die Vereinbarung des 8 1117 Abſ. 2 BGB. hat 
die Wirkung einer Uebergabe nur dann, wenn der vom 
Grundbuchamt auszuhändigende Brief ſich tatſächlich 
beim Grundbuchamte befindet. Dieſes Erfordernis 
erachtet der Berufungsrichter mit Recht für gegeben. 
Nun ſind die Hypothekenbriefe ſpäter allerdings nicht, 
wie es hätte geſchehen ſollen, an V., ſondern an S. 
und die Firma G. gelangt, dadurch konnte aber das 
einmal begründete Gläubigerrecht des V. und das 
Eigentum an den Briefen nicht wieder aufgehoben 
werden. Zwar findet ſich in betreff der Vereinbarung 
des § 1117 Abſ. 2 BGB. bei Turnau und Förſter Anm. 3 
Abſ. 2 unter Bezugnahme auf eine Entſcheidung des 
OLG. Breslau (Seuff A. Bd. 57 S. 138), die aber 
dieſen Satz nicht enthält, die Anſicht vertreten, daß 
die Vereinbarung des § 1117 die Uebergabe nur dann 
erſetze, wenn ſpäter der Brief vom Grundbuchamt dem 
neuen Gläubiger wirklich ausgehändigt werde. Es iſt 
indeſſen nicht einzuſehen, warum im Falle des S 1117 
Abſ. 2 etwas anderes gelten ſoll, wie bei der körper— 
lichen Uebergabe oder der Erſatzübergabe des § 931 
BGB., wo eine Aushändigung an andere Perſonen 
ebenſo gut vorkommen kann. Die Abſicht des Geſetz— 
gebers, den Erwerb der Hypothek zu beſchleunigen 
(Prot III S. 729), würde bei einer ſolchen Annahme 
jedenfalls nur ſehr unvollkommen erreicht werden. 
Die gegenteilige Annahme iſt vielmehr richtig (vgl. 
Planck Anm. 3 zu § 1117 BGB. und das Urteil des 


Kammergerichts bei Johow Bd. 25 A S. 153). (Urt. 
des V. 35. vom 3. Juli 1907). DEREN, 
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III. 

Zu 88 1117 Abi. 2. 607, 641, 399, 407 BEB. 
1. Wird bei der Abtretung einer Hypothek 
die Aushändigung des Hypothekenbriefes 
an den neuen Gläubiger bewilligt, ſo kann 
darin eine unwiderrufliche Abtretung des 
Anſpruchs auf Aushändigung des Briefes 
liegen. 

2. Sind Forderungen auseinem Bauver⸗— 
trag in eine Darlehens forderung umge— 


wandelt worden und tritt der Gläubiger 


dieſe Darlehensforderung ab, ſo kann der 


Schuldner unter Umſränden noch mit Vir: 
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kunggegenden neuen Gläubiger Zahlungen 
an den urſprünglichen Gläubiger leiſten, 
obwohl er von der Abtretung Kenntnis 
hat. Dies ſetzt jedoch voraus, daß die Zah⸗ 
lungen geleiſtet wurden, um einer im Bau- 
vertrage bedungenen Pflicht zur Gewäh⸗ 
rung von Vorſchüſſen zu genügen. 

Die Klägerin hatte einen Neubau auf ihrem Grund⸗ 
ſtücke dem Architekten Fr. übertragen und ihm zur 
Sicherung ſeiner Anſprüche für die Ausführung des 
Baues die Eintragung einer Hypothek von 30 000 Mk. 
auf dem Grundſtück bewilligt. In der notariellen 
Schuldurkunde vom 12. Juli 1905, die den Schuld⸗ 
grund als „Darlehn“ bezeichnete, war beſtimmt, daß 
Fr. berechtigt ſein ſolle, ſich den Hypothekenbrief vom 
Grundbuchamt aushändigen zu laſſen. Fr. trat, bevor 
noch die Eintragung erfolgte, in einer notariellen 
Urkunde vom 22. Juli 1905 die Hypothek mit allen 
Rechten dem Beklagten ab und bewilligte und bean⸗ 
tragte die Aushändigung des . Er 
teilte dabei dem Beklagten mit, daß die Darlehns⸗ 
hypothek für die Bauarbeiten beſtellt werden ſolle und 
legte eine Aufſtellung vor, die nach dem damaligen 
Stande ein Guthaben von 21 088.24 Mk. für ihn ergab. 
Das Grundbuchamt trug am 3. Auguſt 1905 die Hypo⸗ 
thek als „abgetretenes Darlehn“ für den Beklagten ein, 
händigte aber den Hypothekenbrief nicht dem Be⸗ 
klagten, ſondern der Klägerin aus, weil Fr. in einer 
notariell beglaubigten Erklärung vom 14. Auguſt 1905 
den Antrag auf Aushändigung des Briefes an den Be⸗ 
klagten zurückgenommen und in einer notariell be⸗ 
glaubigten Erklärung vom 18. Auguſt 1905 die Aus⸗ 
händigung an die Klägerin beantragt hatte. Fr. war 
nämlich in Vermögensverfall geraten und die Klägerin 
war genötigt, ſelbſt den Bau zu Ende zu führen. 
Nach einer am 2. Mai 1906 mit Fr. vorgenommenen 
Abrechnung ſoll Fr. ſchließlich überhaupt nichts zu 
fordern gehabt, vielmehr ein Guthaben von 1890.50 Mk. 
I: die Klägerin ſich ergeben haben. Auf die Auf: 
orderung der Klägerin 1 der Beklagte die Löſchung 
der Hypothek in Höhe von 18 000 Mk. bewilligt, wegen 
des Reſtes hat die Klägerin auf Löſchung geklagt. 
Der Beklagte will die Hypothek in gutem Glauben 
erworben haben und jedenfalls die nach der Abtretung 
von der Klägerin an Fr. geleiſteten Zahlungen gegen 
ſich nicht gelten laſſen. Von der Abtretung ſoll er 
noch an demſelben Tage der Klägerin Mitteilung ge⸗ 
macht haben. Der Beklagte hat Abweiſung der Klage 
und widerklagend die Verurteilung der Klägerin zur 
Herausgabe des Hypothekenbriefes, vorſorglich zur 
Zahlung von 12000 Mk. beantragt. Das Landgericht 
hat den Beklagten zur Löſchungsbewilligung verurteilt 
und die Widerklage abgewieſen. Das Kammergericht 
hat die Berufung des Beklagten zurückgewieſen. Die 
Reviſion des Beklagten hatte Erfolg. 

Gründe: 1. Der Verufungsrichter verneint den 
rechtsgültigen Erwerb der Hypothek durch den Be⸗ 
klagten, weil zwar die Erklärung in der notariellen 
Urkunde vom 12. Juli 1905 für das Vorhandenſein 
einer die Uebergabe des Hypothekenbriefes erſetzenden 
Vereinbarung im Sinne des § 1117 Abſ. 2 BGB. ſpreche, 
der „Antrag“ auf Aushändigung des Hypothekenbriefes 
in der Abtretungsurkunde vom 22. Juli 1905 dagegen 
nur eine einſeitige Erklärung ſei, die Fr. jederzeit gabe 
widerrufen können. Dabei überſieht er, daß Fr. d 
Aushändigung des Hypothekenbriefes nicht bloß be⸗ 
antragt, ſondern auch „bewilligt“ hat und daß dieſe 
Erklärung ſehr wohl als eine dem Widerruf nicht 
unterliegende Abtretung des 33 
aufgefaßt werden kann (vgl. RGS. Bd. 54 S. 111). 

2. Indeſſen kommt es darauf, ob der te die 
Hypothek in formell rechtsgültiger Weiſe erworben 
hat, nicht an, weil er auf den Schutz der SS 892, 
1138 BGB. keinesfalls Anſpruch erheben kann. Die 
Hypothek war zur Zeit der Abtretung noch gar nicht 
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eingetragen und außerdem war ihm mitgeteilt worden, 
daß kein Darlehen vorliege, die Hypothek vielmehr für 
die Forderungen aus dem Bauvertrage beſtellt ſei. 
Dadurch wurde die Hypothek allerdings nicht zur 
Sicherungshypothek im Sinne des 8 1184 BGB. und 
an dem in der Schuldurkunde angegebenen Rechts⸗ 
grunde des Darlehns änderte ſich auch nichts, da es 
nach § 607 Abſ. 2 BGB. durchaus zuläſſig iſt, Forde⸗ 
rungen aus anderen Rechtsgründen, auch wenn ſie 
noch nicht entſtanden ſind, in Darlehen umzuwandeln; 
der Klägerin blieb aber, da die Forderungen aus dem 
Bauvertrage die Valuta des Darlehns bildeten, nach 
8 1163 BGB. der Beweis offen, daß ſolche Forderungen 
und damit das Darlehn nicht zur Entſtehung gelangt 
ſeien. Die Beweislaſt hat, obwohl feſtſteht, daß ein 
bares Darlehn nicht gegeben worden iſt, die Klägerin 
inſoweit, als ſie mit der Klage Löſchung beanſprucht, 
während für die Widerklage der Beklagte beweispflichtig 
ſein würde. Hiernach iſt es irrtümlich, wenn der Be⸗ 
rufungsrichter dem Beklagten jeden Anſpruch, auch 
einen perſönlichen, von vorneherein um deswillen ab⸗ 
ſpricht, weil ein Darlehn nicht vorliege und eine For⸗ 
derung aus dem Bauvertrage nicht abgetreten ſei. Der 
Berufungsrichter ſchließt ſich dann aber vorſorglich 
den Ausführungen des Landgerichts an, das für erwieſen 
angenommen hat, daß Fr. ſchließlich bei der Abrech⸗ 
nung überhaupt kein Guthaben an die Klägerin mehr 
hatte. Er erachtet in Uebereinſtimmung mit dem Land⸗ 
gericht dieſen Zeitpunkt und nicht den der Abtretung 
nach 8 641 BGB. für maßgebend und hält die Zahlungen, 
die die Klägerin trotz Kenntnis der Abtretung (8 407 
BGB.) ſpäter an Fr. geleiſtet hat, auch dem Beklagten 
gegenüber für gültig, indem er bemerkt, daß dieſe 
Zahlungen nach der Abſicht der Vertragsparteien dazu 
dienen ſollten, Fr. die Fortführung des Baues zu er⸗ 
möglichen. An ſich wird nun allerdings die Forderung 
des Werkmeiſters erſt mit der Beendigung und Ab⸗ 
nahme des Baues fällig (8 641 BGB.), dies ſchließt aber 
nicht aus, daß ſie ſchon vorher abgetreten und ganz 
oder teilweiſe bezahlt werden kann. Iſt eine Abtretung 
erfolgt, fo greift für Zahlungen der $ 407 BGB. ohne 
Zweifel Platz; eine Ausnahme könnte man aus dem 
Grundſatze des 8 399 BGB., daß die Abtretung keine 
Veränderung des Inhalts des Schuld verhältniſſes zur 
Folge haben darf, allerdings dann ableiten, wenn die 
Zahlungen nach dem Inhalt des Bauvertrags als Vor⸗ 
ſchüſſe für den Bau bedungen und geleiſtet worden 
ſind, in dieſer Beziehung fehlt es aber an einer Er⸗ 
örterung des Inhalts des Bauvertrages und an einer 
Prüfung der einzelnen Zahlungen. Der Inhalt des 
Bauvertrages ſteht in keiner Weiſe feſt, * 
iſt nicht erſichtlich, daß die Klägerin danach außer 
der Hypothek, die ſie Fr. beſtellt hat, auch noch Vor⸗ 
[Säle für den Bau zu leiften verpflichtet war. War 
ies der Fall, ſo entſteht weiter die Frage, ob die ein⸗ 
zelnen nach der Abtretung geleiſteten Zahlungen Vor⸗ 
ſchüſſe waren, die auf Grund dieſer Verpflichtung ge⸗ 
leiſtet worden ſind. Auch in dieſer Beziehung fehlt es 
in dem Berufungsurteil an jeder näheren Begründung. 
Die allgemeine, allen tatſächlichen Anhalts entbehrende 
Bemerkung, daß die Zahlungen „nach der Abſicht der 
Vertragsparteien dazu dienen ſollten, Fr. die Fortfüh⸗ 
rung des Baues zu ermöglichen“, 05 151 ausreichend. 
(Urt. des V. 35. vom 29. Juni 1 07). 
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IV. 


Anf Grund des 8 627 ZPO. können Anordnungen 
über die Sorge für die Per . gemeinſchaftlicher ehe⸗ 
licher Kinder getroffen werden, ohne daß gleichzeitig 
den Gatten das Getrenntleben geſtattet wird. Bei ſol⸗ 
chen Anordnungen iſt in erſter Linie auf das Intereſſe 
der Kinder Nückſicht zu nehmen. Aus den Gründen: 
1. Die einſtweilige Verfügung, durch welche für die 
Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes die Sorge für die 
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Perſon der Kinder der Klägerin übertragen iſt, durfte 
von dem Berufungsgericht erlaſſen werden, ohne daß 
eine beſondere Anordnung erging, durch welche der 
Klägerin das Getrenntleben von ihrem Manne ge— 
ſtattet wurde. Es beſteht kein Rechtsſatz, daß eine 
Anordnung wegen der Sorge für die Perſon der ge— 
meinſchaftlichen minderjährigen Kinder nur zuläſſig 
iſt, wenn der Ehefrau das Getrenntleben geſtattet 
iſt; insbeſondere kann ein ſolcher Rechtsſatz nicht aus 
§ 627 der 3PO. entnommen werden. Die tatſächlich 
getrennt lebende Ehefrau wird regelmäßig nur dann 
ein Intereſſe haben, eine einſtweilige Verfügung wegen 
Geſtattung des Getrenntlebens zu erwirken, wenn ſie 
Unterhaltsanſprüche gegen den Mann geltend machen 
will oder wenn ſie gegen das Betreten ihrer Wohnung 
durch den Ehemann geſchützt fein will. Die Aus⸗ 
führungen in dem von der Reviſion angezogenen Ur— 
teile des Reichsgerichts Bd. 30 S. 277 der Entſch., daß 
der Ehegatte durch eigenmächtige men von 
dem anderen Ehegatten einer unerlaubten Handlung 
ſich ſchuldig mache und daraus zwar Verbindlichkeiten, 
aber keine Rechte bekomme, insbeſondere nicht das 
Recht, die Herausgabe der Kinder zu fordern, haben 
für das heutige Recht keine Bedeutung mehr. Der 
Grundſatz des 3 723 Teil II Titel 1 des preuß. Allg. LR., 
daß während des Scheidungsprozeſſes kein Teil wider 
den Willen des andern ſich von demſelben eigen— 
mächtig abſondern darf, daß ſomit die Frau, wenn 
fie nicht eine unerlaubte Handlung begehen will, un= 
bedingt darauf angewieſen iſt, die richterliche Be— 
willigung des Getrenntlebens nachzuſuchen, iſt in das 
BGB. nicht übernommen, welches dem Ehegatten das 
Recht gibt, die Herſtellung der ehelichen Lebensgemein⸗ 
ſchaft zu verweigern, wenn das hierauf gehende Ver— 
langen des andern Ehegatten ſich als ein Mißbrauch 
darſtellt oder wenn er auf Scheidung klagen kann 
(8 1353 BGB.). Bei Erlaß der einſtweiligen Ver— 
fügung wegen der Sorge für die Perſon der gemein— 
ſchaftlichen Kinder iſt allerdings auch zu berückſichtigen, 
ob die Ehefrau einen Grund zur Verweigerung des 
gemeinſchaftlichen Lebens hat und ob die Scheidungs— 
klage aller Vorausſicht nach keinen Erfolg haben wird. 
Aber ſo liegt nach den eigenen Anführungen des Be— 
klagten die Sache hier nicht, daß die von der Klägerin 
erhobene Scheidungsklage, bei deren Begründetſein fie 
zugleich ein Recht auf Getrenntleben hat, als ausſichts— 
los bezeichnet werden könnte. 

2. Zuzugeben iſt der Reviſion, daß auch für die 
auf Grund des § 627 ZPO. ſtatthaften einſtweiligen 
Verfügungen die materiell- rechtlichen Beſtimmungen 
der SS 1627 ff. BGB., insbeſondere des § 1634 nicht 
befeitigt find. Sie können jedoch, da § 627 ZPO. dem 
Richter für die erforderliche einſtweilige Regelung eine 
freiere Stellung einräumt, keine ausſchließliche Geltung 
beanſpruchen. Daß für die einſtweilige Verfügung in 
erſter Linie das Intereſſe des Kindes maßgebend iſt 


billige Rückſicht zu nehmen iſt, iſt von dem Reichsgericht 
bereits öfters ausgeſprochen worden. Dem Berufungs— 
richter iſt daher kein Vorwurf daraus zu machen, daß 
er die Sachlage zuvörderſt von dem Geſichtspunkt 
aus prüft, ob die Jutereſſen der Kinder es erforderlich 
machen, die Sorge für die Perſon der Kinder während 
des Scheidungsprozeſſes der Mutter zu übertragen. 
(Urt. des IV. 3S. vom 1. Juli 1907). 9 
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B. Strafſachen. 


1 


Urkundenfälſchung. Gebrauch eines falſchen Namens 
mit Zuſtimmung des Namensträgers. Wirkung einer 
ſolchen Vereinbarung im Verhältniſſe zu Ss 164 BGB. 
Der Angeklagte hat zwei als beweiserhebliche Urkunden 
im Sinne des § 267 StGB. zu erachtende Poſtkarten 
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an die Redaktion einer Zeitung geſandt und ſie im 
Einverſtändniſſe mit E. K. mit deſſen Namen unter⸗ 
zeichnet. Der Erſtrichter hat angenommen, daß der 
Angeklagte ſich in den beiden Poſtkarten gegenüber 
der Redaktion als „E. K.“ ſelbſt fälſchlich ausgegeben 
und von ihnen auch inſoferne zum Zwecke einer 
Täuſchung Gebrauch gemacht habe, als er die Re⸗ 
daktion über ſeinen wirklichen Namen und die Echt⸗ 
heit der Unterſchrift täuſchen wollte. Auf dieſer Grund⸗ 
lage konnte er ohne Rechtsirrtum annehmen, daß es 
für die Verurteilung wegen Urkundenfälſchung ohne 
Belang ſei, ob E. K. mit dieſer fälſchlichen Benutzung 
ſeines Namens einverſtanden war oder nicht. Denn 
der eigene Name iſt nicht in dem Sinne ein frei ver⸗ 
äußerliches Rechtsgut, daß er einem Dritten zu be— 
liebigen, auch zu einer die Täuſchung eines andern 
bezweckenden Benutzung überlaſſen werden könnte. Es 
iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß der Erſtrichter zu der 
Annahme dieſer tatſächlichen Grundlage unter dem 
Einfluſſe rechtsirriger Vorſtellungen gelangt iſt. Er 
geht von dem Satze aus: „Durch die Beſtellung unter 
dem Namen des K. ſollte nicht K., deſſen Namen die 
Karten als Beſteller bezeichneten, ſondern der Ange— 
klagte als Beſteller berechtigt und verpflichtet werden; 
für K. ſollten nach dem Willen und der Abſicht des 
Angeklagten und des K. keinerlei Rechte oder Pflichten, 
weder dem Angeklagten noch der Redaktion gegenüber, 
entſtehen.“ Ob K. aus den Rechtshandlungen, die der 
Angeklagte der Redaktion gegenüber vornahm, berech⸗ 
tigt und verpflichtet wurde, hing nicht lediglich von 
ſeiner Vereinbarung mit dem Angeklagten, ſondern 
davon ab, ob der Angeklagte mit der Ermächtigung 
des K. als deſſen offener Stellvertreter der Redaktion 
gegenübertrat, ſei es, daß er ſich ausdrücklich als ſol⸗ 
cher ausgab, ſei es, daß ein derartiges Vertretungs- 
verhältnis aus den Umſtänden folgte. Lag offene 
Stellvertretung in dieſem Sinne vor, ſo trat die in 
§ 164 BGB. bezeichnete Rechtswirkung unmittelbar 
zwiſchen dem Dritten und dem Vertretenen ohne Rück— 
ſicht auf den Willen des Vertreters und des Vertretenen 
ein. Die rechtsirrtümliche Annahme, daß der Eintritt 
dieſer Wirkungen der offenen Stellvertretung durch 
die Vereinbarung zwiſchen dem Angeklagten und K. 
ausgeſchloſſen wurde, läßt nach der Lage der Sache 
die Möglichkeit zu, daß dieſer Rechtsirrtum die tat— 
ſächlichen Feſtſtellungen beeinflußt hat (Wird näher 


ausgeführt). (Urt. des V. StS. vom 11. Juni 1907, 
5 D 381/07). „ 
10:7 


II. 


Das die ſchwerſte Strafe androhende Beich im 
Sinne des $ 73 StGB. iſt bei Idealkonkurrenz zwiſchen 
Vergehen nach § 26 Nr. 1 des Geſ. vom 3. Juni 1900, 
betr. die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, und 8 10 
Nr. 1 des Nahrungsmittelgeſetzes das erſtere Geſetz. 


g Beide Vorſchriften weiſen die gleichen Hauptſtrafen 
und erſt in zweiter Linie auf die Intereſſen der Eltern e gleich 


auf; außerdem iſt in beiden — §§ 28, 29 des Geſetzes 
vom 3. Juni 1900 und 88 15, 16 NM. — als Neben⸗ 
ſtrafe Einziehung und Bekanntmachung angedroht. 
Nach dem erſten Geſetze muß aber im Falle des $ 26 
Nr. 1 die Einziehung ausgeſprochen werden, während 
fie im Falle des 8 10 Nr. 1 NM. in das freie richter⸗ 
liche Ermeſſen geſtellt iſt. (Urt. des V. StS. vom 
14. Mai 1907, 5 D 78/07). 8 
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III. 


Unterſchlagung an hinterlegten Geldern (6 246 
StGB.). Nach den bisherigen nicht ganz klaren Yeit- 
ſtellungen hat der Angeklagte, der von ſeiner Firma 
bevollmächtigt war, die von den Kunden geſchuldeten 
Kaufpreiſe einzuziehen, die für ſeine Firma eingezogenen 
Gelder mit deren Zuſtimmung bei einem Bank— 
hauſe, mit dem er in Geſchäftsverbindung ſtand und 
das ihm einen Kredit von 5000 Mk. eröffnet hatte, 
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auf feinen Namen hinterlegt. Daß dieſes Bank⸗ 
haus wußte, es handle ſich um Gelder der Firma des 
Angeklagten, iſt dem Urteile nicht zu entnehmen. Der 
Erſtrichter verurteilte den Angeklagten wegen Unter⸗ 
ſchlagung, weil er über die hinterlegten Gelder zu 
ſeinen Zwecken verfügte. Vorausſetzung für die An⸗ 
nahme einer Unterſchlagung iſt, daß die Gelder in 
dem Augenblicke der ane eine dem Angeklagten 
fremde Sache waren. angels einer ausdrücklichen 
gegenteiligen Feſtſtellung iſt davon auszugehen, daß 
die Hinterlegung der Gelder nicht mit der Maßgabe 
geſchah, daß das Bankhaus gehalten ſein ſollte, die 
hinterlegten Gel dſtücke zur Verfügung des An⸗ 
geklagten zu halten, daß vielmehr nach der bei der⸗ 
artigen Hinterlegungsverträgen ſtändigen Uebung das 
Eigentum an den hinterlegten Geldern auf das Bank- 
haus überging und dem Angeklagten nur ein For⸗ 
derungsrecht in der Höhe dieſer Gelder gegen das 
Bankhaus erwuchs (S 700 BGB.). Machte er dieſes 
Recht ſodann durch Abheben der Gelder geltend und 
zahlte das Bankhaus ihm als forderungsberechtigten 
Gläubiger die verlangten Beträge aus, ſo erwarb er 
das Eigentum an dieſen Geldern, zumal das Urteil 
keinerlei Anhalt dafür gibt, daß etwa der Angeklagte 
dabei den Willen gehabt und ausgedrückt habe, im 
Namen ſeiner Firma und für dieſe die Zahlungen in 
Empfang zu nehmen (S 164 BGB.). Unter dieſen 
Umſtänden blieb aber für eine Unterſchlagung an 
dieſen Geldern kein Raum. (Urt. des V. StS. vom 


10. Mai 1907, 5 D 199/07). 
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Schwurgerichtliche dene ($ 293 Stp d.). 
Dem Angeklagten waren Beamtendelikte im Sinne 
der 88 350, 348 Abſ. 2, 349 StGB. zur Laſt gelegt. 
Da hiernach die Beamteneigenſchaft ein Tatbeſtands⸗ 
merkmal iſt, ſo war die Frageſtellung ſo einzurichten, 
daß die Geſchworenen durch ihren Spruch auch darüber 
zu entſcheiden hatten, ob der Angeklagte bei der Be⸗ 
gehung Beamter im Sinne des $ 359 StGB. war. Die 
betreffenden Fragen lauten aber im Eingange nur da— 
hin: „Iſt der Angeklagte, Stadtſekretär W., ſchuldig“ 
ꝛc. 2c., enthalten nicht die Worte „als Beamter“ und 
bringen nur im Anſchluß an den Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes zum Ausdruck, daß es ſich um „in amtlicher 
Eigenſchaft“ empfangene Gelder und um „amtlich an— 
vertraute oder zugängliche Urkunden“ handelte. Durch 
die Bejahung dieſer Fragen iſt allerdings feſtgeſtellt, 
daß zwiſchen den dienſtlichen Pflichten des Angeklagten 
und der Empfangnahme der Gelder ein unmittelbarer 
urſächlicher eee beſtanden hat, ſowie daß 
die Urkunden amtlich in den Gewahrſam des An- 
geklagten gelangt oder ihm vermöge ſeiner amtlichen 
Stellung erreichbar geweſen ſind; es fehlt aber die 
Feſtſtellung, daß der Angeklagte zu der Zeit Beamter 
war, als er bezüglich der Gelder und Urkunden die 
ihm vorgeworfenen Pflichtwidrigkeiten beging. Die 
Bezeichnung des Angeklagten als „Stadtſekretär“ reicht 
nicht aus, um Gewißheit darüber zu geben, daß die 
Geſchworenen auch die Frage nach der Beamteneigen⸗ 
ſchaft geprüft haben. Der hiernach begründete Ver⸗ 
dacht einer Geſetzes verletzung mußte zur Aufhebung 
des Urteils führen. (Urt. des V. StS. vom 24. Mai 
1907, 5 D 317/07). 5 
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Oberſtes Landesgericht. 
N achen. 
Wird die i = Erbſcheins durch einen 
Streit über das Erbrecht oder die Größe des Erbteils 


A Unzuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde, die 
auf einen Grund geſtützt wird, der vor dem Beſchwerde⸗ 


gerichte nicht geltend rt wurde (BGB. SS 2353, 
2359, 2360; Nachlaß O. 8 54; FGG. §8 19, 27). Der 
am 26. September 1906 verſtorbene Privatier Felix H. 
in W. hat ein eigenhändiges Teſtament errichtet, in 
dem er beſtimmte: „Mein Wille iſt, daß die lebenden 
Kinder meines verſtorbenen Bruders Johann H. und 
Georg Andreas H. ſich nach Abzug der Legate, die 
ich feſtſetze, in den verbleibenden Nettobetrag teilen“. 
Zur Zeit des Todes des Felix H. waren zwei Kinder des 
Johann H.: Felix H., Eliſabeth F., und ſieben Kinder des 
Georg Andreas H.: Linus H., Heinrich H., Georg H., Karl 
H., Margarete H., Betty Sch. und Luiſe H. am Leben. 
Die neun Erben haben die Erbſchaft angenommen und 
Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins beantragt. 
Dabei konnten ſie ſich jedoch über die Größe der Erb⸗ 
teile nicht einigen. Felix H. und Eliſabeth F. bean⸗ 
ſpruchen die Hälfte des Nachlaſſes als Stammteil, die 
Kinder des Georg Andreas H. mit Ausnahme des 
Heinrich H. behaupten, die Erben ſeien auf Kopfteile 
eingeſetzt. Der Antrag auf Erteilung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Erbſcheins dieſes Inhalts wurde vom 
Amtsgerichte W. als Nachlaßgericht abgewieſen, weil 
die Erteilung eines Erbſcheins unſtatthaft ſei, wenn 
über die Größe der Erbteile Streit beſteht und des⸗ 
halb der Beſtimmung, daß der Erbſchein die Größe 
der Erbteile anzugeben hat, nicht genügt werden könne. 
Hiergegen haben die Antragſteller Beſchwerde eingelegt. 
Das Landgericht hat das Nachlaßgericht angewieſen, 
den Erben einen gemeinſchaftlichen Erbſchein zu erteilen, 
dabei aber die Feſtſtellung der Größe der einzelnen 
Erbteile dem Nachlaßgericht überlaſſen. Das Nachlaß⸗ 
gericht hat ſodann einen gemeinſchaftlichen Erbſchein 
des Inhalts erteilt, daß Sebaſtian H. von den neun 
Neffen und Nichten zu je ¼ beerbt worden ſei. Gegen 
den landgerichtlichen Beſchluß und den erteilten Erb— 
ſchein hat Rechtsanwalt Th. namens der Eliſabeth 
F. und des Felix H. die weitere Beſchwerde mit dem 
Antrag eingelegt, den Beſchluß des Landgerichts auf— 
zuheben und das Nachlaßgericht zur Einziehung des 
Erbſcheins anzuweiſen. Er macht geltend, die Erteilung 
eines Erbſcheins ſei unzuläſſig, da das Teſtament eine 
beſtimmte Angabe über die Größe der einzelnen Erb⸗ 
teile nicht enthalte und unter den Erben darüber 
Streit beſtehe. Der Inhalt des Erbſcheins ſei unrichtig, 
nach dem Wortlaute des Teſtaments ſei anzunehmen, 
daß der Nachlaß nach Stämmen geteilt werden ſolle, 
daß dies der Wille des Erblaſſers geweſen ſei, gehe 
aus verſchiedenen Umſtänden hervor, die unter Be— 
nennung von Zeugen angeführt werden. Für die 
Statthaftigkeit des Antrags, die Einziehung des Erb- 
ſcheins anzuordnen, beruft er ſich auf den Beſchluß des 
Reichsgerichts vom 21. September 1905 (Entſch. Bd. 61 
S. 273, RJ A. Bd. 6 S. 102). Das Oberſte Landes⸗ 
gericht hat die weitere Beſchwerde, ſoweit ſie Aufhebung 
des landgerichtlichen Beſchluſſes und Einziehung des 
Erbſcheins wegen Unſtatthaftigkeit der Er⸗ 
teilung bezweckt, zurückgewieſen und ſoweit die Ein⸗ 
ziehung des Erbſcheins wegen Unrichtigkeit des 
Inhalts beantragt iſt, als unzuläſſig verworfen. 
Aus den Gründen: Soweit die weitere Be: 
ſchwerde Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes 
in Verbindung mit der Anordnung der Einziehung 
des Erbſcheins wegen Unſtatthaftigkeit der Erteilung 
bezweckt, iſt ſie zuläſſig, aber nicht begründet. Nach 
den SS 2353, 2359 BGB. hat das Nachlaßgericht auf 
Antrag den Erbſchein zu erteilen, wenn es die zur 
Begründung des Antrags erforderlichen Tatſachen für 
feſtgeſtellt erachtet. Zu dieſen Tatſachen gehört nicht, 
daß die Beteiligten über das Erbrecht und die Größe 
der Erbteile einig ſind, ſelbſt die Anhängigkeit eines 
Rechtsſtreits über das Erbrecht ſchließt nach § 2360 
Abſ. 1 BGB. die Erteilung des Erbſcheins nicht aus. 
Im § 54 Abſ. 1 der Bek. vom 20. März 1903, das 
Nachlaßweſen betr. (JIM Bl. S. 111) iſt deshalb be- 
ſtimmt, daß die Entſcheidung über die Erteilung eines 


Erbſcheins nicht aus dem Grunde abgelehnt werden 
darf, weil über das Erbrecht unter den Beteiligten 
Streit beſteht. Wird die Erteilung des Erbſcheins 
auf Grund einer Verfügung von Todes wegen beantragt, 
ſo hat das Nachlaßgericht den Inhalt der Verfügung 
im Wege der Auslegung feſtzuſtellen, dabei iſt es von 
den Anſichten der Beteiligten unabhängig, es iſt weder 
an ihre übereinſtimmende Anſicht gebunden noch durch 
eine Meinungsverſchiedenheit gehindert, nach ſeiner 
Ueberzeugung zu entſcheiden. Das Landgericht hat 
deshalb mit Recht die Verfügung des Nachlaßgerichts 
aufgehoben. Ob es ſich darauf beſchränken durfte, die 
Erteilung eines Erbſcheins anzuordnen, oder auch dar— 
über hätte entſcheiden ſollen, ob der Erbſchein mit 
dem von den Beſchwerdeführern beantragten Inhalte 
zu erteilen ſei, kann dahingeſtellt bleiben, weil die 
weitere Beſchwerde nicht die Ergänzung des landge— 
richtlichen Beſchluſſes ſondern ſeine Aufhebung bezweckt. 
Soweit der Antrag der Beſchwerdeführer auf die 
Anordnung gerichtet iſt, daß der Erbſchein wegen Un- 
richtigkeit einzuziehen ſei, iſt die weitere Beſchwerde 
unzuläſſig. Der vorliegende Fall iſt von dem Falle, 
der den Gegenſtand des Beſchluſſes des Reichsgerichts 
vom 21. September 1905 gebildet hat, darin verſchieden, 
daß in dem letzteren Falle das Beſchwerdegericht auch 
über den Inhalt des zu erteilenden Erbſcheins ent- 
ſchieden und angeordnet hatte, daß der Erbſchein mit 
dem beantragten Inhalt erteilt werde. Die weitere 
Beſchwerde richtete ſich nur gegen den Beſchluß des 
Beſchwerdegerichts und das Reichsgericht hat fie trotz 
der erfolgten Erteilung des Erbſcheins Les für 
zuläſſig erklärt, als fie die Anordnung der Einziehung 
oder Kraftloserklärung des Erbſcheins bezweckte. Hier 
iſt aber der Inhalt des erteilten Erbſcheins nicht vom 
Beſchwerdegerichte ſondern vom Nachlaßgerichte be— 
ſtimmt worden, mit der weiteren Beſchwerde wird 
daher nicht die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
ſondern die des e angefochten und hier- 
zu dient nach den §§ 19, 27 FGG. die Beſchwerde, 
über die das e zu entſcheiden hat, nicht die 
weitere Beſchwerde. Die weitere Beſchwerde muß daher 
inſoweit als unzuläſſig verworfen werden. (Beſchluß 
des I. 35. vom 25. Mai 1907, Reg. III 32.07). nu 
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II. 


Die 85.141, 144 568. find nicht auf Verträge an: 
wendbar, die vor dem Inkrafttreten des BGB. ne: 
ſchloſſen wurden. Laut notarieller Urkunde vom 22. Fe⸗ 
bruar 1899 verkaufte Heinrich E. in N. für ſich und 
als Bevollmächtigter ſeiner mit ihm in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft lebenden Frau Chriſtiane E. das 
Grundſtück Pl.⸗Nr. 274½ zu je ½ an Wilhelm K., 
Julius L. und Paul N. in N. um 52 000 Mk.; davon 
wurden 2000 Mk. ſogleich gezahlt, für den Reſt mit 
Zinſen wurde eine Hypothek beſtellt. Das Grundſtück 
wurde den Käufern übergeben. Die Eintragung der 
Hypothek und die Berichtigung des Beſitztitels erfolgten 
am 22. Februar 1899. Die Zinſen zahlten die Käufer 
jährlich vorbehaltslos; nur die am 12. Februar 1905 
erfolgte Zahlung eines Zinſenbetrags von 875 Mk. 
geſchah unter dem „Vorbehalt aller Rechte“. Die 
Witwe des 1901 verſtorbenen Heinrich E., die nach 
deſſen Tode die Gütergemeinſchaft mit ihren Kindern 
fortſetzte, hatte damals mit der Zwangsvollſtreckung 
für den Fall der Nichtzahlung der Zinſen gedroht. 
Am 12. Dezember 1905 erhoben die Käufer gegen 
Chriſtiane E. Klage mit dem Antrage, den Kaufvertrag 
für nichtig zu erklären und die Beklagte zu verurteilen, 
das Grundſtück zurückzunehmen, in deſſen Umſchreibung 
in den öffentlichen Büchern auf ihren Namen zu 
willigen und den Klägern 25 163,33 Mk. nebſt Zinſen 
zu zahlen. Sie behaupteten, der vereinbarte Kauf— 
preis habe nicht 52000 Mk., ſondern 60000 Mk. be= 
tragen, und ſie hätten nicht bloß 2000 Mk., ſondern 
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außerdem ſogleich noch 8000 Mk. gezahlt. Der Kauf⸗ 
vertrag ſei deshalb ungültig. Die Beklagte beſtritt, 
daß der Kaufpreis unrichtig angegeben ſei, und machte 
geltend, auch wenn dies der Fall wäre, könnten die 
Kläger den Vertrag nicht anfechten, denn obwohl ſie 
wußten, daß der Vertrag unrichtig beurkundet ſei, 
hätten fie ihn wiederholt beſtätigt, und zwar da- 
durch, daß ſie das Grundſtück verpachteten, den Reſt 
des Kaufpreiſes ſtets verzinſten, im Jahre 1901 das 
Grundſtück in 7 ſelbſtändige Grundſtücke teilten und 
dieſe mehreren Perſonen zum Kaufe anboten, im 
folgenden Jahre auch eines davon (Pl.⸗Nr. 274 17170 
verkauften und von ihr den Verzicht auf die Hypothek 
an zwei anderen erwirkten, ferner ſie ſeit Jahren zum 
Erlaß eines namhaften Teils ihrer Forderung oder 
zum Verzicht auf einen Teil ihrer Hypothekenrechte 
zu bewegen ſuchten. Im Laufe der Verhandlungen 
gaben die Kläger zu, einen Teil des Grundſtücks ver⸗ 
kauft zu haben, behaupteten aber, ihn jederzeit zurück- 
erwerben und der Beklagten zurückgeben zu können. 
Das LG. wies die Klage ab. Das OLG. wies die 
Berufung der Kläger zurück. Ihre Reviſion wurde 
aa zurückgewieſen. 

Gründe: Es iſt feſtgeſtellt, daß die Beteiligten 
als Kaufpreis des Grundſtücks 60 000 Mk. vereinbart 
hatten, bei der Beurkundung aber nur 52 000 Mk. als 
Kaufpreis angaben. Die auf der Unvollſtändigkeit 
der notariellen Beurkundung nach Art. 14 des Not. 
von 1861 beruhende Nichtigkeit des Vertrags iſt nach 
der ſtändigen Rechtſprechung des Obs. nur die ſog. 
relative Nichtigkeit; der Vertrag iſt wirkſam, bis die 
Nichtigkeit auf Klage oder Widerklage durch Urteil 
feſtgeſtellt iſt. Das OLG. hat die Einrede der Be⸗ 
klagten für begründet erachtet, die Kläger hätten den 
Vertrag beſtätigt und dadurch das Recht, ihn anzu⸗ 
fechten, verloren. Es ſtellt feſt: Die Kläger hätten 
ſeit der Schließung des Vertrags bis zum 31. Juli 
1905 jährlich die Zinſen aus dem Reſte des Kauf⸗ 
preiſes vorbehaltslos gezahlt, im Jahre 1901 das 
Grundſtück in 7 Bauplätze geteilt und dieſe mehreren 
Perſonen zum Kaufe angeboten, im Jahre 1902 einen 
davon verkauft und von der Beklagten den Verzicht 
auf die Hypothek an zwei anderen erbeten und er⸗ 
wirkt. In dieſen Handlungen erblickte das OLG. den 
ſtillſchweigenden Ausdruck des Willens der Käufer, 
an dem Vertrage feſtzuhalten. Es nahm überdies an, 
dieſem Willen der Käufer habe der gleiche Wille der 
Verkäufer entſprochen, da dieſe die Zahlung der Zinſen 
annahmen und auf die ihnen zuſtehende Hypothek ver— 
zichteten. Dadurch ſei ſtillſchweigend ein Vertrag zu— 
ſtande gekommen, durch den die Verkäufer und die 
Käufer auf das Recht verzichteten, den Vertrag anzu— 
fechten. Dieſer Vertrag habe nicht der im Art. 14 
des NotG. von 1861 vorgeſchriebenen Form bedurft, 
ſondern nach § 144 BGB. formlos geſchloſſen werden 
können, weil er nur den Verzicht auf einen perſön— 
lichen Anſpruch zum Gegenſtande hatte. Die Vor— 
ſchriften des BGB. ſeien anzuwenden, weil die Hand— 
lungen, aus denen die ſtillſchweigende Schließung des 
Vertrags abzuleiten ſei, nach ſeinem Inkrafttreten 
vorgenommen worden ſeien. 

Die Annahme des OL G., daß $ 144 BGB. anzu⸗ 
wenden ſei, iſt irrig. Ob ein im Sinne des 8 144 
anfechtbares Rechtsgeſchäft vorliegt, kann nur nach 
den Vorſchriften des BGB. beurteilt werden, denn 
jene Vorſchrift kann nicht von einem anderen Begriffe 
der Anfechtbarkeit ausgehen als dem im BGB. be— 
ſtimmten. Daß ferner die Vorſchriften des BGB. 
darüber, ob und aus welchen Gründen ein Rechts— 
geſchäft „anfechtbar iſt, nur auf Rechtsgeſchäfte an— 
wendbar ſind, die unter ſeiner Herrſchaft vorgenommen 
worden ſind, verſteht ſich von ſelbſt. Auch die Vor— 
ſchrift des §S 144 kann demnach nur auf Rechtsgeſchäfte 
angewendet werden, die ſeit dem Inkrafttreten des 
BGB. vorgenommen worden find. Seine Anwendung 
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auf den Vertrag vom 22. Februar 1899 iſt daher 
ausgeſchloſſen, ganz abgeſehen davon, daß der die 
Gültigkeit des Vertrags beeinträchtigende Mangel 
überhaupt nicht zu den Mängeln gehört, die nach den 
allgemeinen h des BGB. die „Anfechtbarkeit“ 
begründen (88 119, 120, 123). Ein Rechtsgeſchäft, das 
der durch Geſetz vorgeſchriebenen Form ermangelt, iſt 
nach § 125 BGB. „nichtig“. Nach 8 141 kann zwar 
auch ein nichtiges Rechtsgeſchäft „beſtätigt“ werden. 
Von der Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift kann aber 
ſchon deshalb nicht die Rede ſein, weil die Beſtäti⸗ 
gung in dieſem Falle als erneute Vornahme zu be⸗ 
urteilen iſt, alſo der Form bedarf, die vom Geſetze 
für die Vornahme des Rechtsgeſchäfts vorgeſchrieben 
iſt. Ob der Mangel des Vertrags vom 22. Februar 
1899 geheilt wurde, kann hiernach nur nach dem Ge⸗ 
etze beurteilt werden, unter deſſen Herrſchaft er ge⸗ 
chloſſen worden iſt. (Es wird dann ausgeführt, daß 
ie Entſcheidung des OLG. aus anderen Gründen zu⸗ 
treffend ift). (Urt. des II. ZS. vom 27. Mai 1907, 
Reg. I 28/07). W. 
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Oberlandesgericht München. 


Grenzen der Haftung eines Poſtbeamten; eigenes 
Verſchulden des Fiskus als Dienſtherrn. In der Nacht 
vom 8. auf den 9. Juli 1902 kam aus dem Expeditions⸗ 
lokal der Poſt⸗ und Bahnſtation A. ein vom Ober⸗ 
poſtamt an dieſe Station gerichteter Geldbrief im 
deklarierten Wert von 1509 Mk. abhanden; für den 
Verluſt wurde der auf einige Tage aushilfsweiſe 
dienſthabende Adjunkt G. vom Poſtfiskus haftbar 
gemacht, weil er mangels eines Schlüſſels zum 
Schreibtiſchfach und Kaſſeſchrank den Geldbrief offen 
auf dem Schreibtiſch liegen . habe. Da⸗ 
durch habe er dem Dieb Gelegenheit gegeben, ihn 
durch das nicht mit Läden verſehene Fenſter zu 
beobachten, ſich über den Verbleib des Geldbriefes zu 
vergewiſſern und mittels des vom Stationsdiener 
nachts ohne Wiſſen des Adjunkten unter der Bank des 
Warteſaals (!) verwahrten Schlüſſels des Expeditions⸗ 
lokals zu ſtehlen. Der Adjunkt ſtellte Haftentbindungs⸗ 
klage, weil ihn angeſichts der ungeordneten Zuſtände 
auf der Station A. kein vertretbares Verſchulden treffe, 
außerdem aber der Fiskus die einfachſten Rechtsbehelfe 
zur Erlangung des Erſatzes vom Dieb unterlaſſen 
habe. Letzterer habe nämlich in allgemeiner Güter- 
gemeinſchaft mit ſeiner Ehefrau ein Anweſen beſeſſen 
und aus der Unterſuchungshaft ſeinem Schwager eine 
Hypothek im Betrage von 4000 Mk. für angebliche 
Darlehen beſtellt, die offenbar anfechtbar geweſen ſei. 
Der Fiskus habe nun allerdings die Subhaſtation 
durchgeführt, aber ohne Erfolg, weil der ebengenannte 
Schwager Meiſtbietender geblieben und mangels An⸗ 
fechtung ſeiner Hypothek auf den Fiskus nichts ent⸗ 
ſallen ſei. Der Kläger aber habe, als auf einer von 
A. entfernten Station im Dienſt, weder die da 
noch die Informationsmittel gehabt, um ſich über das 
Ergebnis des Strafverfahrens gegen den Dieb zu ver⸗ 
gewiſſern. Der Fiskus machte en geltend, 
daß, ſelbſt die Richtigkeit dieſer Behauptung unter⸗ 
ſtellt, das angebliche Verhalten des Fiskus nicht „bei 
der Entſtehung“ des Schadens mitgewirkt habe. Das 
Landgericht gab der Klage ſtatt und begründete dies 
damit, daß der Fiskus ausweislich der Subhaſtations⸗ 
akten aus der Verſteigerungsbekanntmachung hätte 
erſehen müſſen, daß zwiſchen Erholung ſeines Hypo⸗ 
thekenbuchauszugs und der Beſchlagnahme eine den 
Reſtwert des Anweſens erſchöpfende Hypothek beſtellt 
worden ſei; da der Dieb aktenmäßig infolge zahlreicher 
Poſtdiebſtähle im Beſitz beträchtlicher Mittel geweſen, 
habe er vor feiner Verhaftung keines Darlehens bes 
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durſt, nach der Verhaftung aber zweifellos von nie⸗ 
manden mehr eine ſo beträchtliche Geldſumme geliehen 
erhalten. Die Anfechtbarkeit dieſer Hypothek ſei hier⸗ 
nach offenſichtlich geweſen; übrigens habe der Fiskus 
durch ſeine Beamten an Ort und Stelle leicht die 
Schwägerſchaft des Hypothekgläubigers erfahren und 
damit die Anfechtung vorbehaltlich des Gegenbeweiſes 
ohne weiteres liquid ſtellen können. Aus den Sub⸗ 
. ergab ſich übrigens weiter, daß der Fis⸗ 
us die Zwangsverſteigerung auf rechtsirriger Grund⸗ 
lage durchgeführt habe; er habe nämlich lediglich den 
angeblichen ideellen Haftanteil angegriffen, obwohl 
aus dem Hypothekenbuch die Eigenſchaft des Anweſens 
als neurechtlichen Geſamtguts und damit deſſen Voll⸗ 
haftung für Deliktsſchulden des Ehemanns erſichtlich 
eweſen wäre. So ſei es möglich geweſen, daß die 
hefrau des Diebes ſogar noch einen Ueberſchuß von 
einigen hundert Mark auf ihren angeblichen Hälfte- 
anteil hinausbezahlt erhalten habe. Der Kläger 9 
keine ſelbſtändige Beſitzklage gegen den Dieb, ſondern 
nur das hier wertloſe Nacheilerecht gehabt, weil er 
lediglich Beſitzdiener des a geweſen (88 855, 
859, 860 BGB.). Letzterer hafte aus dem Dienſtver⸗ 
trage heraus aber dem Beamten aus 8 254 Abſ. 2 
BGB. ebenſo wie umgekehrt, und der Kläger könne 
außerdem ſeine Zahlungsweigerung auch darauf 
ründen, daß die nach 88 255, 426 BGB. ihm abzu⸗ 
tretende anfänglich einbringliche Erſatzforderung des 
Aerars gegen den Dieb durch fiskaliſches Verſchulden 
wertlos geworden ſei. Unter allen Umſtänden hätte 
der Kläger vom Fiskus befragt werden müſſen, ob er 
mit der Unterlaſſung weiterer gerichtlicher Maßnahmen 
einverſtanden ſei, was ebenfalls nicht geſchehen ſei. — 
Die Berufung des Fiskus blieb erfolglos, jedoch aus 
andern als den erſtinſtanziellen Gründen: Das 
OLG. verneint nämlich das fahrläſſige Verſchulden 
des Klägers und führte hierzu aus, nach der Beweis⸗ 
erhebung zweiter Inſtanz ſei anzunehmen, daß der 
Dieb von der Entwendung ſich auch nicht durch Ein⸗ 
ſchließung des Geldbriefes in die Tiſchſchublade oder 
in den Geldſchrank hätte abhalten laſſen, da er bei 
einer anderen Gelegenheit auch dieſe Schublade ohne 
Schlüſſel zu öffnen vermochte und ihm damit auch 
der dort verwahrte Geldſchrankſchlüſſel zu Gebote ge⸗ 
ſtanden hätte. Der Vorwurf der Fahrläſſigkeit ſei 
nur dann begründet, wenn der Schaden objektiv vor⸗ 
ausſehbar geweſen; für eine ungewöhnliche Geſtaltung 
des . brauche der bloß fahrläffige Ur⸗ 
heber eines Schadens nicht aufzukommen (vgl. Staus 
dinger, BGB. IIa S. 27 und IIb S. 865). Gegebenen⸗ 
Ki habe der Kläger lediglich damit rechnen können, 
aß einer der bei der offenen Niederlegung des Geld⸗ 
briefs anweſenden Stationsbedienſteten ſich ihn aneignen 
könnte. Dagegen habe ſich der über die bedenkliche Art 
der Schlüſſel aufbewahrung nicht informierte Kläger 
keineswegs die Möglichkeit vor Augen halten müſſen, 
daß ein fremder Dritter mit dem richtigen Schlüſſel 
das Bureau öffnen könnte, ſelbſt wenn er daran ge⸗ 
dacht haben ſollte, daß ein Unberufener durch die mit 
mangelhaften Vorhängen verſehenen Fenſter ihn be⸗ 
obachten könne. Eine ſolche Annahme ſei dem natür⸗ 
lichen Verlauf der Dinge völlig fern gelegen und es 
habe die tatſächliche Art und Weiſe der Diebſtahls⸗ 
ausführung eine ganz ungewöhnliche und daher nicht 
vorauszuſehende Geſtaltung des Kauſalverlaufes ge⸗ 
bildet. Wenn es nun auch nicht auf die Voraus⸗ 
ſehbarkeit aller Einzelheiten ankommen könne, ſo 
mußten doch die unbekannten Einzelheiten des kon⸗ 
kreten Kauſalverlaufs ſich innerhalb des Rahmens 
der gewöhnlichen Erfahrung halten, was hier nicht 
zutreffe (vgl. RGE. in Strafſ. Bd. 34 S. 94). Dem⸗ 
nach habe der Kläger den ihm nach 8 282 BGB. aller- 
dings obliegenden Beweis für die ſchuldloſe Unmög— 
lichkeit der Herausgabe des ihm dienſtlich anver— 
trauten Briefes geliefert und komme es auf ein allen— 
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fallſiges Mitverſchulden des Fiskus nicht weiter an, 
insbeſondere auch nicht auf die Würdigung des in 
zweiter Inſtanz feſtgeſtellten Umſtandes, daß das 
Zahlungsverſprechen des Schwagers des Diebs mangels 
deſſen Unterſchrift auf dem fraglichen Adminiſtrativ⸗ 
protokoll gerichtlich nicht verfolgbar geweſen ſei 
(8 766 BGB.). (Urt. vom 8. April 1907; L 388/05). 
980 N. 


Literatur. 


Apt, Dr. jur., Profeſſor, Syndikus der Korporation 
der Kaufmannſchaft von Berlin. Gutachten der 
Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
über Gebräuche im Handels verkehr. Neue 
Sammlung der bis zum 1. April 1907 erftatteten 
1 eis Berlin 1907, Carl Heymanns Verlag. 


Die Sammlung bildet einen durch die Verände⸗ 
rung der rechtlichen Grundlagen und die Entwickelung 
der kaufmänniſchen Anſchauungen nötig gewordenen 
Erſatz der zunächſt von Dove und Apt beſorgten, 
dann von Apt ergänzten Sammlung der Gutachten 
der Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin über 
Gebräuche im Handelsverkehr. Sie nimmt ihren Aus- 
gang von Berliner Verhältniſſen, verdient aber bei 
dem Anſehen, deſſen ſich das Aelteſten-Kollegium er⸗ 
freut, die Beachtung aller beteiligten Kreiſe. Eine aus— 
führliche Zuſammenſtellung der in den Gutachten er— 
läuterten Redewendungen erleichtert die ee 


Notizen. 


Für die Abfaſſung der Urteile in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten und in Etraffachen gibt eine Be⸗ 
kanntmachung des Juſtizminiſteriums vom 9. September 
1907 (JMBl. S. 242 ff.) ſehr beherzigenswerte Ans 
weiſungen. Der 1. Abſchnitt wendet ſich zunächſt gegen 
die bekannten Fehler bei der Abfaſſung der Tatbeſtände 
in Zivilſtreitſachen, gegen jene endloſen, unüberſicht— 
lichen Kompilationen, die in rein mechaniſcher Weiſe 
durch Abſchreiben der Schriftſätze, Protokolle und 
Zwiſchenentſcheidungen hergeſtellt werden. Mit allem 
Nachdrucke wird hervorgehoben, daß der Tatbeſtand 
nicht eine Darſtellung der Prozeßgeſchichte ſei, ſondern 
den Sach- und Streitſtand klarlegen ſoll, wie er der 
richterlichen Beurteilung unterliegt. Der 1. Abſchnitt 
verbreitet ſich weiter darüber, wie die Entſcheidungs— 
gründe geſtaltet werden ſollen. Die Leitſätze, die er 
aufſtellt, ſind kurz, aber ebenſo beſtimmt als lehrreich. 

Der 2. Abſchnitt behandelt die Abfaſſung der Ur— 
teile in Strafſachen. Beſondere Beachtung verdient 
der letzte Abſatz, der mit vollem Rechte die unzuläng— 
lichen, farbloſen Redensarten beanjtandet, in denen 
ſich die Begründung der Strafzumeſſung für gewöhn⸗ 
lich bewegt. „In Anbetracht der Roheit der Tat einer- 
ſeits, der bisherigen Strafloſigkeit des Angeklagten 
anderſeits erſchien eine Gefängnisſtrafe von drei Mo⸗ 
naten dem Verſchulden des Angeklagten angemeſſen.“ 
Solche und ähnliche nichtsſagende Wendungen kann 
man faſt in jedem Strafurteile finden. Die unge- 
nügende Begründung der Strafzumeſſung legt übrigens 
vielfach den Verdacht nahe, daß ſchon bei der Fällung 
des Urteils das richtige Strafmaß nicht mit der er— 
forderlichen Sorgfalt geſucht wurde. Die Bekannt— 
machung verweiſt darauf, daß die Gewöhnung an eine 
genauere Abfaſſung der die Strafzumeſſung behandeln— 
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den Ausführungen auch eine richtigere Würdigung des 
Falles und eine individuellere Behandlung des Täters 
gewährleiſtet. 
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Dekauntmachung vom 9. September 1907, die Ent: 
laſtung der Richter von Schreibarbeit betreffend (JBl. 
S. 237). Die Literatur, die ſich in den letzten Jahren 
mit der Reform des deutſchen Juſtizweſens befaßte, 
hat vielfach darauf hingewieſen, daß der deutſche 
Richter mit Schreibwerk überlaſtet und dadurch 195 
oder minder ſeiner eigentlichen richterlichen Tätigkeit 
entzogen ſei. Die Klage iſt in mancher Hinſicht nicht 
unberechtigt. Verſchiedene Bundesſtaaten haben daher 
ſchon Anlaß genommen, im Verwaltungswege auf die 
Entlaſtung des Richters von Schreibarbeit hinzuwirken 
(vgl. die preußiſche Allg. Verfügung vom 25. April 1906 
— JMBl. S. 112 — und die ſächſiſche Verordnung 
vom 28. September 1906 — IJMBl. S. 87 —). Die 
Entlaſtung ſuchte man hier hauptſächlich dadurch zu 
erreichen, daß man den Gerichtsſchreiber anwies, be⸗ 
ſtimmte, einzeln aufgeführte richterliche Geſchäfte (z. B. 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe, Verſäumnisurteile) „aus 
eigener Entſchließung“, aber unter der Verantwortung 


des Richters im Entwurf zu erledigen, während in 


anderen, wieder einzeln aufgeführten Angelegenheiten 
der Gerichtsſchreiber den Entwurf nach ſchriftlicher 
oder mündlicher Anordnung des Richters anfertigen 
ſoll. Einen anderen Weg hat die bayeriſche Befannt- 
machung eingeſchlagen. Sie enthält ſich der Weiſung, 
daß Ben: richterliche Verfügungen vom Gerichts⸗ 
ſchreiber entworfen werden müſſen. Sie beſchränkt 
ſich darauf, die Zuziehung der Gerichtsſchreiberei zur 
Bewältigung der richterlichen Geſchäfte unter der all— 
gemeinen Vorausſetzung zu geſtatten, daß der Richter 
nach der Einfachheit oder Häufigkeit der in Frage 
ſtehenden Verfügung u. a. dem Gerichtsſchreiber oder 
Kanzliſten die Anfertigung eines geeigneten Entwurfs 
zumuten kann. Die dann aufgezählten Geſchäſte ſollen 
nur Beiſpiele für die Verwendung der Hilfsbeamten 
fein. Die Aufzählung will nicht erſchöpfend fein, ander— 
ſeits will ſie die eigene Tätigkeit des Richters nicht 
ausſchließen. In dieſer Hinſicht bringt die Bekannt— 
machung für viele Gerichte wenig Neues. Es war 
ſchon bisher vielfach üblich, in dem angedeuteten Um— 
fange das Perſonal der Gerichtsſchreibereien zur Hilfe— 
leiſtung im richterlichen Dienſte heranzuziehen. Trotz— 
dem iſt die Bekanntmachung zu begrüßen; ſie ſtellt die 
bisher hier und da beſtrittene Befugnis des Richters, 
ſich in einfacheren Sachen der Hilfe der Gerichts- 
ſchreiberei zu bedienen, (auch gegenüber ängſtlichen 
Gerichtsvorſtänden) klar. Die in den Abſ. III bis V 
angebahnte Erleichterung bei der Abfaſſung von Ur⸗ 
teilen und ſonſtigen umfangreicheren Entſcheidungen 
dürfte namentlich für die ſtark belaſteten Schöffen» 
richter der großen Städte von Wert fein. Die Ge— 
richtsvorſtände ſind angewieſen worden, der Ausführung 
der Bekanntmachung ihre beſondere Aufmerkſamkeit 
zu widmen. Selbſtverſtändlich kann ſich der Ueber⸗ 
gang, ſoweit er in Betracht kommt, nur allmählich 
vollziehen, entſprechend der allgemeinen Geſchäftslage 
des Gerichts und der Größe der Geſchäftsaufgabe des 
Richters. Bei manchen kleineren Gerichten iſt eine 
Entlaftung der Richter kein dringendes Bedürfnis. 
Hier kann ſchon durch die Anſchaffung möglichſt vieler 
Formulare und Stempel geholfen werden, auf deren 
Verwendung die Bekanntmachung großen Wert legt. 
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Zum Entwurf eines Geſetzes, betr. Aenderungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeß 
ordnung, des Gerichtskoſtengeſetzes und der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

Von Profeſſor Dr. L. v. Seuffert in München. 


In der Beilage zum Deutſchen Reichsanzeiger 
vom 5. Oktober 1907 Nr. 238 iſt der oben be⸗ 
zeichnete Geſetzentwurf mit Begründung veröffent⸗ 
licht. Der Entwurf hat zwar zurzeit den Bundes- 
rat noch nicht paſſiert. Es iſt aber zu erwarten, 
daß er ohne weſentliche Aenderungen vom Bundes⸗ 
rat angenommen werden wird, da er das Ergeb— 
nis ausgiebiger Vorberatungen der verbündeten 
Regierungen iſt, und daß er dem Reichstage bei 
deſſen Zuſammentritt alsbald vorgelegt werden 
wird. Deshalb rechtfertigt es ſich, den Entwurf 
ſchon in dieſem Stadium zu beſprechen. 

Den clou des Geſetzentwurfs bildet die Aende— 
rung des § 23 Nr. 1 GWGG., die die ſachliche Zu: 
ſtändigkeit der Amtsgerichte in Streitigkeiten über 
vermögensrechtliche Anſprüche von dreihundert auf 
achthundert Mark erhöht. Für und gegen die 
Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit iſt 
ſchon ſoviel geredet und geſchrieben worden, daß 
es kaum möglich iſt, darüber etwas neues vorzu⸗ 
bringen. In der offiziellen Begründung wird die 
Erhöhung in erſter Linie mit dem Umſchwung in 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſen gerechtfertigt, der 
ſeit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens der deutſchen 
Juſtizgeſetze (1. Okt. 1879) ſich vollzogen habe. 
Gemeint iſt wohl das Sinken des Geldwerts und 
die damit verbundene Steigerung der Preiſe. Ob 
ſich damit die Erhöhung auf mehr als das Doppelte 
begründen läßt, möchte ich bezweifeln; denn in 
dieſem Maße iſt der Geldwert nicht geſunken. In 
zweiter Linie wird die Erhöhung begründet mit 
dem Anwachſen der Geſchäfte bei den Gerichten. 
Nach den ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen betrug die 
Zahl der erſtinſtanzlichen Prozeſſe im Jahre 1881 
bei den Amtsgerichten 1062936, bei den Land⸗ 
gerichten 153 138; im Jahre 1905 iſt ſie bei den 
Amtsgerichten auf 2117612, alſo um 99,4% und 
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bei den Landgerichten auf 313 787 alſo um 104,9°/, 
geſtiegen. Viel größer iſt der Unterſchied in der 
Geſchäftsverſchiebung bei den Landgerichten und 
den Amtsgerichten, wenn man die Zahl der von 
den Amtsgerichten und der von Landgerichten in 
erſter Inſtanz erlaſſenen Endurteile unter Aus⸗ 
ſchaltung der Verſäumnisurteile, der Verzichts⸗ 
und Anerkenntnisurteile und der nach bedingten 
Endurteilen ergehenden Läuterungsurteile mit⸗ 
einander vergleicht. Während die Zahl jener Urteile 
bei den Amtsgerichten von 218 346 im Jahre 1881 
auf 240 792 im Jahre 1905, alſo nur um 10,3 %, 
geſtiegen iſt, beträgt die Steigerung bei den Land⸗ 
gerichten 88,9 °/o, da landgerichtliche Urteile der 
bezeichneten Art im Jahre 1881 40 373, im Jahre 
1905 aber 76 254 erlaſſen worden ſind. In noch 
ſtärkerem Maße iſt die Geſchäftslaſt bei den Ober⸗ 
landesgerichten gewachſen. Die Zahl der bei dieſen 
anhängig gemachten ordentlichen Prozeſſe einſchließ⸗ 
lich der Urkunden- und Wechſelprozeſſe betrug im 
Jahre 1881 13 728, im Jahre 1905 34194 und 
die Zahl der von ihnen erlaſſenen Endurteile, ab⸗ 
geſehen von den Endurteilen auf Verſäumnis, Ver⸗ 
zicht, Anerkenntnis und zur Erledigung eines be⸗ 
dingten Endurteils, im Jahre 1881 9826, im 
Jahre 1905 23076. In dem Zeitraume von 
1881 bis 1905 iſt alſo bei den Oberlandesgerichten 
die Zahl der Prozeſſe um 149,1 % ͤ und die Zahl 
der erlaſſenen Endurteile um 134 8 % geſtiegen. 
Aus dieſen Ziffern folgern die Verfaſſer der Motive 
das Bedürfnis nach einer Entlaſtung der Land— 
gerichte und der Oberlandesgerichte. Man könnte 
daraus aber auch einen anderen Schluß ziehen, 
nämlich den, daß eine ſtärkere Mehrung des 
Richterperſonals bei den Kollegialgerichten not— 
wendig iſt, als ſie ſeit 1881 ſtattgefunden hat. 
Freilich das koſtet Geld! Und eine Einſparung 
bei der Juſtizpflege liegt offenbar in der Tendenz 
der Novelle. Recht wenig ſchmeichelhaft für unſere 
Juriſten und meiner Ueberzeugung nach unrichtig 
iſt die in der Begründung vorkommende Behaup— 
tung, daß die Beſetzung des Vorſitzes in (ver: 
mehrten) Kammern der Landgerichte und die Be— 
ſetzung der Mitgliederſtellen der Oberlandesgerichte 
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erhebliche Schwierigkeiten hervorrufe, wenn man 
die Anforderungen an die dafür zu berufenden 
Richter nicht in einer für die Rechtspflege nach⸗ 
teiligen Weiſe herabſetzen wolle. Gibt es wirklich 
in Deutſchland nicht genug Juriſten, die zu Vor⸗ 
ſitzenden in den Kammern der Landgerichte und 
zu Oberlandesgerichtsräten qualifiziert ſind? Und 
reichen denn wirklich für einen Amtsrichter ge⸗ 
ringere Kenntniſſe und Fähigkeiten aus? 

Ich ſtehe dem Vorſchlag einer Erhöhung der 
amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit auf 800 Mk. ſkeptiſch 
gegenüber. Nur eine kleine Erhöhung auf 400 
oder etwa noch auf 500 Mk. könnte ich an⸗ 
nehmen. Ich bin überzeugt, daß die Erhöhung 
auf 800 Mk. die Lebensfähigkeit zahlreicher Land⸗ 
gerichte ſehr ſtark gefährden würde. Nach dem, 
was ich darüber erfahren habe, würde dies ins⸗ 
beſondere in Oſtpreußen der Fall ſein. Die Ein⸗ 
ziehung von Landgerichten halte ich aber für eine 
ſoziale Miſſetat nicht etwa bloß gegenüber den 
zahlreichen jungen Juriſten, ſondern auch gegen⸗ 
über der Bevölkerung, der durch die mit der Ein⸗ 
ziehung von Landgerichten eintretende Vergröße⸗ 
rung der Gerichtsbezirke der Rechtsweg erſchwert 
würde. Daß auch die Verfaſſer des Entwurfs 
daran glauben, daß bei Erhöhung der amts— 
gerichtlichen Zuſtändigkeit auf 800 Mk. die Land⸗ 
gerichte nicht mehr genügend beſchäftigt fein werden, 
iſt aus der in Art. VIII des Entwurfs vorge: 
ſchlagenen Beſtimmung erſichtlich. Nach § 8 
Abſ. 3 GVG. können bei einer Veränderung in 
der Organiſation der Gerichte oder ihrer Bezirke 
unfreiwillige Verſetzungen der Richter an ein 
anderes Gericht oder Entfernungen vom Amte 


— 4. — 
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unter Belaſſung des vollen Gehalts durch die 


Zandesjuftizverwaltung verfügt werden. 
Art. VIII des Entwurfs ſoll dieſe Vorſchrift inner⸗ 
halb dreier Jahre nach dem Inkrafttreten der 
Novelle bei notwendiger Einziehung von Richter⸗ 
ſtellen Anwendung finden. 

Als ein Mittel, um die Lebensfähigkeit kleinerer 
Landgerichte zu erhalten, ſchlägt der Entwurf vor, 
in einem Zulage zu $ 58 GWG. zu beſtimmen, 
daß die Mitglieder des Landgerichts gleichzeitig 
Amtsrichter am Sitze des Landgerichts ſein können. 
Ein gleichzeitig bei zwei verſchiedenen Gerichten 
angeſtellter Richter iſt eine ganz neue Erfindung. 
Es dürfte ſich aber nicht lohnen, dieſe Erfindung 
patentieren zu laſſen. Denn ein ſolches Richter⸗ 
amphibium wird in der Praxis eine ſchwierige 
Stellung haben. Geſchäftskolliſionen werden nicht 
leicht zu vermeiden ſein. Auch, daß die ſtändigen 
Kollegen des Landrichters, der als Amtsrichter in 
erſter Inſtanz geurteilt hat, über die Berufung 
gegen deſſen Urteile zu entſcheiden haben, ſcheint 
mir nicht ganz unbedenklich zu ſein. Würde die 
Neuerung eingeführt, jo entſtünde die Frage: muß 
ſich ein Mitglied des Landgerichts gefallen laſſen, 


daß es auch als Amtsrichter verwendet wird? Ich 
glaube das auf Grund des § 8 Ab}. 1 des GVG. 


—— m — — — — — — — 
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verneinen zu müſſen. Daß ein Amtsrichter wider 
ſeinen Willen zum gleichzeitigen Mitgliede des 
Landgerichts beſtellt werden kann, iſt ebenfalls 
ausgeſchloſſen. 

Die Ferienſachen ſollen durch Aenderung der 
88 202, 204 GVG. vermehrt werden. Das 
Amtsgericht muß nach dem Entwurf jede Sache 
auf Antrag als Ferienſache bezeichnen. Wenn 
aber die Verhandlung kontradiktoriſch wird, iſt 
dieſer Beſchluß wieder aufzuheben, ſofern nicht die 
Sache beſonderer Beſchleunigung bedarf. Das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren wird unter die geſetz⸗ 
lichen Ferienſachen eingefügt. 

Die zu SI 103 bis 109, 794 Nr. 2a ZPO. 
geplanten Aenderungen betreffen das Verfahren 
bei der Koſtenfeſtſetzung. Nach dem jetzigen Recht 
erfolgt die Entſcheidung durch das Prozeßgericht 
erſter Inſtanz. Nach dem Entwurfe ſoll die Ent⸗ 
ſcheidung zunächſt durch den Gerichtsſchreiber er⸗ 
folgen. Die Entſcheidung des Gerichtsſchreibers 
bildet einen Vollſtreckungstitel. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichtsſchreibers können binnen 
einer zweiwöchigen Notfriſt (koſtenlos) Erinnerungen 
erhoben werden, über die das Prozeßgericht durch 
Beſchluß zu entſcheiden hat. Gegen die Eut⸗ 
ſcheidung des Gerichtes findet dann die ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. 

Nach dem jetzt geltenden Rechte (§ 105 Ab}. 2 
ZPO.) kann ſich das Gericht bei Prüfung des 
Feſtſetzungsgeſuchs der Hilfe des Gerichtsſchreibers 
bedienen und tatſächlich wird von dieſer Befugnis 
ausgiebig Gebrauch gemacht. Ich habe kein Be⸗ 
denken dagegen, daß die primäre Entſcheidung der 
Gerichtsſchreiberei ganz übertragen wird. Nur 
möchte ich anregen, den gegen die Entſcheidung 


Nach des Gerichtsſchreibers geltend gemachten Er: 


innerungen aufſchiebende Wirkung beizulegen. 

In einem Zuſatze zu § 141 ZPO. iſt die 
Beſtimmung vorgeſehen, daß das Gericht die Par— 
teien von Amts wegen zu laden hat, wenn deren 
perſönliches Erſcheinen angeordnet wird, und daß 
dieſe Ladung der Partei ſelbſt zuzuſtellen iſt. auch 

wenn ſie einen Prozeßbevollmächtigten beſtellt hat. 
Das iſt zweckmäßig, weil dadurch verhütet wird, 
daß der Prozeßbevollmächtigte es unterläßt, ſeine 
Partei von der Anordnung in Kenntnis zu ſetzen. 

8 157 SPD. ſoll nach zwei Richtungen er⸗ 
gänzt werden. Dem Gerichte ſoll die Befugnis ein⸗ 
geräumt werden, einer Partei, die einen ihr abge⸗ 
tretenen Anſpruch geltend macht, den Vortrag zu 
unterſagen, wenn die Partei das mündliche Ver: 
handeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreibt und 
ihr nach der Ueberzeugung des Gerichts der An— 
ſpruch abgetreten iſt, um eine Zurückweiſung auf 
Grund der Vorſchrift des Abſ. 1 zu vermeiden. 
Große Bedeutung kann ich dieſem Vorſchlage nicht 
beimeſſen, da es ſchwierig ſein dürfte, den zur Zurück— 
weiſung erforderlichen Zweck der Abtretung feſt— 
zuſtellen. Auch ergeben ſich ſonderbare Konſe— 
quenzen. Die Abtretung, welche zu dem an— 


gegebenen Zweck erfolgt, iſt zivilrechtlich wirkſam, 
denn ſie iſt keine Scheinabtretung. Es müßte 
alſo, um dem Zedenten die Geltendmachung des 
Anſpruchs zu ermöglichen, eine Rückzeſſion ſtatt⸗ 
finden. Nun hat aber nach $ 265 Abſ. 2 Satz 1 
ZPO. die Abtretung nach Eintritt der Rechts⸗ 
hängigkeit auf den Prozeß keinen Einfluß. Wie 
ſoll ſich nun der Ausgang des Prozeſſes geſtalten? 
In dem Termin, in welchem der Zeſſionar zurück⸗ 
gewieſen worden iſt, kann kein Verſäumnisurteil 
gegen ihn ergehen (vgl. $ 158 Satz 2 3P .). 
Der Rückzeſſionar iſt nicht berechtigt, ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Gegners den Prozeß als Haupt⸗ 
partei zu übernehmen ($ 265 Abſ. 2 Satz 2 
ZPO.). Träte der Rechtskonſulent in dem nächſten 
Termine wieder auf und würde er wieder zurück⸗ 
gewieſen, jo könnte ein Verſäumnisurteil auf Ab⸗ 
weiſung der Klage gegen ihn beantragt werden 
(arg. $ 158 Satz 2, $ 330 ZPO.). Der Kon: 
ſulent wird alſo wohl für die mündliche Ver⸗ 
handlung jemand anderen bevollmächtigen. Was 
iſt damit erreicht? 

Die andere Ergänzung des $ 157 geht dahin, 
daß die Juſtizverwaltung die Zulaſſung der ſog. 
Rechtskonſulenten künftig auf diejenigen Orte be⸗ 
ſchränken ſoll, an denen nicht mindeſtens zwei 
Rechtsanwälte vorhanden ſind. 

Sehr weſentlich verändert ſollen die Vor⸗ 
ſchriften der 88 496 bis 510 über das Verfahren 
vor den Amtsgerichten werden. Ich kann nicht 
ohne Ueberſchreitung des mir in dieſer Zeitſchrift 
zur Verfügung ſtehenden Raumes alle Einzelheiten 
anführen, ſondern muß mich darauf beſchränken, 
die grundſätzlichen Aenderungen darzuſtellen und 
diejenigen Punkte hervorzuheben, gegen welche ich 
Bedenken habe. 

In Anlehnung an das Gewerbegerichtsgeſetz 
§ 32 will der Entwurf eine Beſchleunigung und 
Verbilligung des amtsgerichtlichen Verfahrens vor 
allem dadurch erreichen, daß für das Verfahren 
bis zum Erlaſſe des Urteils an Stelle des Partei⸗ 
betriebs der Amtsbetrieb in vollem Umfang ein⸗ 
geführt wird. Die Durchführung der Zuſtellungen 
und Ladungen von Amts wegen erſpart den Par⸗ 
teien einerſeits Zeit und Arbeit und bringt ihnen 
anderſeits inſofern eine erhebliche Entlaſtung, 
als für die von Amts wegen bewirkten Zuſtellungen 
nach dem geltenden Rechte weder Gebühren noch 
Auslagen erhoben werden. Dieſe Neuerung kann 
ich nur freudig begrüßen. Ich bin bereits im 
Jahre 1892, als die Aenderungen der Zivil⸗ 
prozeßordnung aus Anlaß der bevorſtehenden Ein— 
führung des bürgerlichen Geſetzbuchs vorberaten 
wurden, in einem in der Ztſchr. f. d. Zivilprozeß 
Bd. XVII S. 277 ff. erſchienenen Aufſatze dafür 
eingetreten, daß für den ganzen Zivilprozeß an 
Stelle des Prozeßbetriebs durch die Parteien der 
Betrieb durch das Gericht eingeführt werden möge. 
Was ich damals anregte, ſoll jetzt zwar nicht für 
den ganzen Zivilprozeß, aber doch für den Amts— 
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gerichtsprozeß beſtimmt werden. Warum nur 
für dieſen, vermag ich allerdings nicht einzu⸗ 
ſehen. Die Reichstagskommiſſion, die mit der 
Beratung über die geplante Novelle betraut werden 
wird, dürfte zu erwägen haben, ob man nicht die 
Neuerung auf den ganzen Prozeß ausdehnen ſoll. 

Mit der Neuerung hängt die Beſtimmung des 
8 496 Abſ. 3 des Entwurfs zuſammen, wonach 
die Wahrung einer Friſt und die Unterbrechung der 
Verjährung nicht erſt mit der Zuſtellung, ſondern 
ſchon mit der Einreichung der Klage ſowie ſonſti⸗ 
ger Anträge und Erklärungen bei Gericht oder 
mit der Anbringung zum Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers eintritt, ſofern die Zuſtellung binnen 
einer Friſt von zwei Wochen, bei Zuſtellung mit⸗ 
tels Erſuchen anderer Behörden oder Beamten 
(im Auslande) oder mittels öffentlicher Bekannt⸗ 
machung innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten 
erfolgt. Der Hauptſatz dieſer Beſtimmung iſt 
ſicher richtig; denn wenn die Partei nicht für die 
Zuſtellung zu ſorgen hat, hat ſie mit der Ein⸗ 
reichung des Schriftſtücks oder mit der protofol- 
lariſchen Erklärung getan, was ſie tun kann, 
um die Friſt zu wahren oder die Verjährung zu 
unterbrechen. Bedenken habe ich gegen den Neben⸗ 
ſatz „ſofern die Zuſtellung erfolgt“. Ge⸗ 
wiß werden die Zuſtellungen regelmäßig innerhalb 
der im Nebenſatz angegebenen Zeiträume erfolgen. 
Aber, wenn das aus Verſehen einmal nicht ge: 
ſchieht, warum ſoll dann die Partei, welche zur 
Wahrung der Friſt oder zur Unterbrechung der 
Verjährung das ihrige getan hat, den Schaden 
davon haben? Ich möchte daher anregen, den 
Nebenſatz zu ſtreichen. 

Ganz zweckmäßig iſt die Vorſchrift in 8 497 
Abſ. 2 des Entwurfs, wonach eine Ladung der 
Partei nicht erforderlich iſt, wenn der Termin 
der Partei bei Einreichung oder Anbringung der 
Klage oder des Antrags, auf Grund deſſen die 
Terminsbeſtimmung ſtattfindet, mitgeteilt worden iſt. 

Richtig iſt der in 8 498 Abſ. 2 des Entwurfs 
enthaltene Satz, daß die Klage unbeſchadet der 
Beſtimmung in § 496 Abſ. 3 (über die Wahrung 
der Friſten und die Unterbrechung der Verjährung) 
erſt mit der Zuſtellung der Klage als erhoben 
gilt. Es treten alſo mit der erwähnten Ausnahme 
die prozeßrechtlichen und die zivilrechtlichen Wir⸗ 
kungen der Rechtshängigkeit erſt mit der Zuſtellung 
der Klage ein. Meines Erachtens braucht das 
aber nicht in den neuen Vorſchriften beſonders 
ausgeſprochen zu werden, da es ſich bereits aus 
§ 263 Abſ. 1 und $ 267 ZPO. ergibt. 

Nach § 496 Abſ. 6 des Entwurfs erfolgt die 
Ausfertigung der Urteile, ſofern nicht von der 
Partei ein Anderes beantragt wird, unter Weg: 
laſſung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungs— 
gründe. Die Zuſtellung einer ſolchen Ausferti— 
gung ſteht in den Wirkungen der Zuſtellung des 
vollſtändigen Urteils gleich. Durch die Neuerung 
ſoll unnötiges Schreibwerk erſpart werden. Daß 


Z3Zieitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 21. 


die ER der Urteilsformel zur Vollſtreckung 
genügt (vgl. § 750), iſt nicht zu beanſtanden. 
Man wird aber überlegen müflen, ob es zweck⸗ 
mäßig iſt, an die Zuſtellung des unvollſtändigen 
Urteils auch den Beginn der Berufungsfriſt zu 
knüpfen. Denn die Partei kann ſich ohne Kennt⸗ 


nis der Entſcheidungsgründe nicht wohl darüber Gemeint ſind vermutlich die 88 229 und 438 


ſchlüſſig machen, ob ſie Berufung ergreifen will. 


Nun kann ſie ſich natürlich ſelbſt eine Abſchrift 
des vollſtändigen Urteils geben laſſen. Aber 
darüber kann immerhin einige Zeit verſtreichen, ſo 
daß die Friſt zur Ueberlegung erheblich gekürzt wird. 

Die Vorſchriften über die Einlaſſungsfriſt im 
amtsgerichtlichen Verfahren (jetzt § 498) find in 
dem Entwurfe ($ 499) nicht weſentlich verändert. 
Nur inſofern weicht der Entwurf von dem gelten⸗ 
den Rechte ab, als er die dreitägige Friſt nicht 
bloß für die Zuſtellungen im Bezirke des Prozeß⸗ 
gerichts, ſondern auch für diejenigen Zuſtellungen 
vorſieht, welche zwar außerhalb des Bezirks des 
Prozeßgerichts, aber an einem Ort erfolgen, von 
dem ein Teil zu dieſem Bezirke gehört. Im An⸗ 
ſchluſſe hieran räumt Art. V des Entwurfs dem 
Bundesrate die Befugnis ein, zu beſtimmen, daß 
benachbarte Orte als ein Ort im Sinne des $ 499 
anzuſehen ſind. Die vorgeſchlagene Aenderung 
ſteht im Zuſammenhang mit der neuen Berliner 
Gerichtsorganiſation. 

Ganz neu iſt die Vorſchrift in $ 501 des 
Entwurfs. Sie lautet: 

„Das Gericht kann Anordnungen, die nach 
der Klageſchrift oder den vorbereitenden Schrift— 
ſätzen zur Aufklärung des Sachverhältniſſes 
dienlich erſcheinen, ſchon vor der mündlichen 
Verhandlung treffen. Das Gericht kann ins— 
beſondere: 

1. den Parteien die Vorlegung der in ihren 
Händen befindlichen Urkunden, auf welche ſie 
ſich bezogen haben, ſowie die Vorlegung von 
Stammbäumen, Plänen, Riſſen und ſonſtigen 
Zeichnungen aufgeben; 

2. öffentliche Behörden oder öffentliche Be— 
amte um Mitteilung von Urkunden, auf welche 
eine Partei ſich bezogen hat, erſuchen; 

3. amtliche Auskünfte von Behörden einziehen; 

4. Zeugen und Sachverſtändige zur münd⸗ 
N Verhandlung laden; 

das perſönliche Erſcheinen der Parteien 
Aion nen 

6. die Einnahme des Augenſcheins ſowie die 
Begutachtung durch Sachverſtändige anordnen. 

Bevor eine mündliche Verhandlung ſtattge— 
funden hat, ſoll eine Anordnung der unter 
Nr. 4 und 6 bezeichneten Art nur ergehen, 
wenn der Beklagte in einem vorbereitenden 
Schriftſatze dem Klagantrag widerſprochen hat 
und wenn die Anordnung den Parteien ent— 
weder beſondere Koſten nicht verurſacht oder 
zur Vermeidung weſentlicher Nachteile geboten 


Die Parteien ſind von der Anordnung zu 
benachrichtigen. Wird das perſönliche Erſchei⸗ 
nen der Parteien angeordnet, ſo findet die 
Vorſchrift des 8 141 Satz 2 Anwendung.“ 


In der Begründung heißt es, der Entwurf 
folge hier der öſterreichiſchen Zivilprozeßordnung. 


dieſer Prozeßordnung, die aber von dem vorge⸗ 
ſchlagenen Paragraphen erheblich abweichen. 


In das Beweisrecht ſollen dieſe Vorſchriften 
nicht eingreifen. Die Befugnis des Gerichts, 
einen Beweis von Amts wegen zu erheben, ſoll 
nicht erweitert, ſondern das Gericht nur ermäch⸗ 
tigt werden, in Fällen, in denen eine kontradik⸗ 
toriſche Verhandlung nach Lage der Sache wahr⸗ 
ſcheinlich iſt, die Verhandlung insbeſondere durch 
Bereitſtellung der Beweismittel ſoweit vorzuberei⸗ 
ten, daß ſie möglichſt in einem Termin erledigt 
werden kann. 


Ich ſtehe der Praxis zu fern, um über das 
Bedürfnis nach derartiger Vorbereitung der münd⸗ 
lichen Verhandlung ein Urteil auszuſprechen. Ganz 
unbedenklich ſcheint mir die Neuerung nicht, weil 
ſie dem Amtsrichter ſehr Schwieriges zumutet. Ein 
vielbeſchäftigter Amtsrichter wird kaum Zeit haben, 
ſich mit den anhängig gewordenen Prozeſſen ſchon 
vor der Verhandlung ſo eingehend zu befaſſen, 
daß er die ſeinem Ermeſſen den weiteſten Spiel⸗ 
raum laſſenden Beſtimmungen dieſes Paragraphen 
häufig anwendet. Und wie ſich die Sache in der 
mündlichen Verhandlung geſtalten wird, kann der 
Amtsrichter auch nach dem ſorgfältigſten Akten⸗ 
ſtudium nicht mit Sicherheit vorausſehen. 

Nach dem jetzigen § 505 hat das Amtsgericht, 
wenn es ſich für ſachlich unzuſtändig erachtet, die 
Klage durch Urteil von hier abzuweiſen und zu: 
gleich die Sache an das Landgericht zu verweiſen, 
falls der Kläger dies beantragt. Das Urteil 
unterliegt der Berufung. Der Rechtsſtreit gilt 
als bei dem Landgericht anhängig, wenn das 
Urteil rechtskräftig iſt. Nach dem vorgeſchlagenen 
§ 505 ſoll die Verweiſung an das zuſtändige Ge: 
richt auf Antrag des Klägers nicht bloß bei ſach⸗ 
licher Unzuſtändigkeit, ſondern auch bei örtlicher 
Unzuſtändigkeit ausgeſprochen werden, ſofern das 
zuſtändige Gericht von dem angegangenen Gerichte 
beſtimmt werden kann. Die Unzuſtändigkeitser— 
klärung ſamt der Verweiſung ſoll nicht durch Ur— 
teil, ſondern durch Beſchluß erfolgen. Eine An— 
fechtung des Beſchluſſes ſoll ausgeſchloſſen werden, 
ſo daß mit der Verkündung des Beſchluſſes der 
Rechtsſtreit bei dem im Beſchluſſe bezeichneten 
Gericht anhängig wird. Der Beſchluß ſoll 
für das Gericht, an welches der Rechtsſtreit 
verwieſen wird, bindend ſein. Die Neuerung lehnt 
ſich an den § 506 der jetzigen ZPO. an. In 
dieſem Paragraphen iſt ſeit der Novelle von 1898 
die Beſchlußform für die Entſcheidung angeordnet, 


erſcheint oder von beiden Parteien beantragt wird. durch welche das Amtsgericht ſeine Unzuſtändig— 
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keit auszuſprechen und den Rechtsſtreit an das 
Landgericht zu verweiſen hat, wenn durch Wider⸗ 
klage oder durch Erweiterung der Klage der Streit⸗ 
gegenſtand über die ſachliche Zuſtändigkeit des 
Amtsgerichts hinausgewachſen iſt. Ich hege Zweifel 
darüber, ob es zweckmäßig iſt, die Beſchlußform 
auf die örtliche Unzuſtändigkeit auszudehnen und 
den Beſchluß der Anfechtung zu entziehen. Die 
Vorſchriften über die ſachliche Zuſtändigkeit ſind 
ſo einfach, daß Fehlgriffe nicht leicht vorkommen 
werden. Nicht ſo verhält es ſich mit den Vor⸗ 
ſchriften über den Gerichtsſtand. Dieſe ſind ziem⸗ 
lich kompliziert. Aus der Veröffentlichung über 
die Rechtſprechung glaube ich entnehmen zu können, 
daß über die örtliche Zuſtändigkeit viel öfter ge⸗ 
ſtritten wird, als über die ſachliche. Empfiehlt 
es ſich, unter dieſen Umſtänden dem Amtsgerichte 
die Befugnis beizulegen, über die örtliche Zuſtändig⸗ 
keit durch einen unanfechtbaren, für das andere 
Gericht bindenden Beſchluß zu entſcheiden? Das 
Landgericht kann das nicht! Sonderbar iſt die 
in der Begründung des Entwurfs zu § 505 vor⸗ 
kommende Behauptung, das Verfahren nach dem 
geltenden Geſetze biete dem böswilligen Schuldner 
die Handhabe, den Prozeß zu verſchleppen, da der 
Rechtsſtreit erſt von der Rechtskraft des Verweiſungs⸗ 
urteils als bei dem Landgericht anhängig gelte. Wenn 
der Kläger auf das Rechtsmittel der Berufung gegen 
das Verweiſungsurteil verzichtet, tritt ſofort die 
Rechtskraft und damit die Rechtshängigkeit bei 
dem Landgericht ein. Wie ſoll es der Schuldner 
anſtellen, den Prozeß zu verſchleppen? 


In dem dem $ 508 ZPO. entſprechenden $ 507 
des Entwurfs ift lediglich ein Verſehen berichtigt, 
das durch das Zitat des § 261 Abſ. 2 als eines 
nicht anwendbaren Paragraphen bei der Redaktion 
der Novelle von 1898 unterlaufen war.) 


Der neue § 508 trifft einige Sonderbeſtim⸗ 
mungen über das Verſäumnisverfahren. Der 
Gerichtsſchreiber hat die Zuſtellung des Verſäum⸗ 
nisurteils zu vermitteln, wenn nicht die Partei, 
welche das Urteil erwirkt, erklärt hat, ſelbſt einen 
Gerichtsvollzieher mit der Zuſtellung beauftragen 
zu wollen. Die Einſpruchsfriſt wird für die amts⸗ 
gerichtlichen Urteile auf eine Woche herabgeſetzt. 
Die Einlegung des Einſpruchs ſoll nicht, wie bisher, 
durch Zuſtellung eines Schriftſatzes, ſondern durch 
Einreichung der Erklärung bei dem Gericht oder 
durch Erklärung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
erfolgen. Die Ladung erfolgt dann von Amts 
wegen. Dagegen iſt nichts zu erinnern. In der 
Formel des Verſäumnisurteils ſoll der Partei 
eröffnet werden, in welcher Form und Friſt der 
Einſpruch zuſteht. Dieſe Vorſchrift paßt nicht 
recht für die Verſäumnisurteile, gegen welche kein 
u zuläſſig iſt (§ 238 Abſ. 2 und § 345 

350. Soll etwa in dieſen Fällen der Partei 


9 Vgl. meinen Komm. z. ZPO. 10. Aufl. N. 1 
8 5 
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eröffnet werden, daß ihr kein Einſpruch, ſondern 
Berufung aus dem in $ 513 Abſ. 2 ZPO. an⸗ 
gegebenen Grunde zuſteht? Wird die vorgeſchlagene 
Vorſchrift, wonach die Belehrung der Parteien 
über Form und Friſt des Einſpruchs in die Ur: 
teilsformel einzuſtellen iſt, angenommen, ſo muß 
wohl auch beſtimmt werden, daß die Einſpruchs⸗ 
friſt nur durch Zuſtellung eines Urteils eröffnet 
wird, das die Belehrung enthält. Ferner muß 
der Partei, welche das Verſäumnisurteil erwirkt 
hat, die Möglichkeit gewährt werden, die Nach⸗ 
holung der Belehrung herbeizuführen, wenn dieſe 


verſehentlich nicht in das Urteil eingeſtellt worden 
iſt. Dazu wäre ein einfacheres Verfahren, als 
das in § 321 ZPO. vorgeſehene, anzuordnen. 
Komplikationen können ſich ergeben, wenn ſich erſt 
nach Verkündung des Urteils herausſtellt, daß 
deſſen Zuſtellung im Auslande oder durch öffent⸗ 
liche Bekanntmachung erfolgen muß, weil in dieſem 
Falle die Einſpruchsfriſt durch einen a, 
| Beſchluß zu beſtimmen ift (vgl. $ 339 Abſ. 2 ZPO.). 
Einiges Bedenken habe ich gegen die Vorſchrift 
| des neuen § 509 Abſ. 2, wonach die Beeidigung 
der Zeugen und Sachverſtändigen nur erfolgen 
ſoll, wenn ſie von dem Gerichte zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Ausſage für notwendig 
erachtet oder von einer Partei vor Abſchluß der 
Vernehmung beantragt wird. Um ihr Antrags⸗ 
recht nicht zu verlieren, muß die Partei alſo auch in. 
jedem Termin erſcheinen, der zur Beweiserhebung 
bei einem beauftragten Richter anberaumt wird; 
das macht Koſten! Auch wird ein Beeidigungs⸗ 
antrag der Partei leicht als ein Mißtrauensvotum 
gegen den Zeugen ꝛc. aufgefaßt werden und der 
Zeuge ꝛc. wird gegen den Antragſteller verſtimmt 
werden. Solche Verſtimmung kann aber in An⸗ 
ſehung der Ausſage gefährlich werden, ſelbſt wenn 
ſie bloß die Färbung der Ausſage beeinflußt. 
Unbedenklich, aber ohne bedeutenden praktiſchen 
Wert, iſt die Vorſchrift des neuen § 510 b, die 
ebenſo wie § 32 des Gewerbegerichtsgeſetzes für den 
Fall der Verurteilung des Beklagten zur Vornahme 
einer Handlung die Möglichkeit verſchafft, gegen 
den Beklagten, welcher dem Urteil nicht innerhalb 
einer beſtimmten Friſt Folge leiſtet, den Anſpruch 
auf Schadenserſatz ohne Erhebung einer neuen 
Klage durch einen vor der Verurteilung zu ſtellen⸗ 
den Eventualantrag geltend zu machen. Wird 
der Beklagte auf Grund eines ſolchen Antrags 
für den Fall der Nichtvornahme der Handlung 
zur Zahlung einer Entſchädigung verurteilt, ſo ſoll 
die Zwangsvollſtreckung nach SS 887, 888 ausge— 
ſchloſſen werden, was der Entwurf in dem neu 
einzuſtellenden $ 888 a beſtimmen will. 
„(Schluß folgt.) 


_ Yaperifhe Berlehrspropefe 
Bon Landgerichtsrat Neumiller in München. 


(Fortſetzung.) 

3. Vorbeſchwerde nach Art. 2 AG. z. ZPO. 
Dieſer Vorſchrift muß auch bei Anſprüchen aus 
wirtſchaftlichen Unternehmungen des Staats ge⸗ 
nügt werden, was bei den hier fraglichen Prozeſſen 
um ſo wichtiger iſt, als ſie häufig durch außer⸗ 
gerichtliche Vergleiche vermieden werden können.““) 
Die Beſchwerde iſt regelmäßig?) gegen den ab⸗ 
weiſenden Beſcheid der Direktion zum Staats⸗ 
miniſterium für Verkehrsangelegenheiten einzulegen; 
der Nachweis der Beobachtung kann alſo nur 
durch Vorlegung der abweiſenden Miniſterialent⸗ 
ſchließung oder einer Einreichungsbeſtätigung mit 
einem über 6 Wochen alten Datum geführt werden. 
Auf die Vorlegung iſt von Amts wegen zu dringen, 
ſelbſt wenn der Fiskus die Beobachtung des Art. 2 
im Prozeſſe „zugeſteht“ oder darauf verzichtet, 
weil es ſich um Wahrung des Rechts der Ober⸗ 
behörde (nicht der im Prozeß auftretenden Direktion) 
handelt. 
portvertrage muß aber gelegentlich der allenfalls 
ſich entſpinnenden Vergleichsunterhandlungen wohl 
beachtet werden, daß Art. 2 nicht den Rechtsweg 
vorläufig unzuläſſig macht, ſohin auch § 210 
BGB. nicht vor dem Ablauf der kurzzeitigen Ver⸗ 
jährung ſchützt. — Die VO. vom 31. Juli 1817 
(RegBl. S. 723) betr. die Haftentbindungs⸗ 
klagen des Verkehrsperſonals hinſichtlich verlorenen 
oder beſchädigten Transportguts, iſt durch Art. 175 
Abſ. 3 AG. z. BGB. nicht etwa völlig auf: 
gehoben, ſondern es iſt nur die Präkluſivpfriſt für 
Beſchreitung des Rechtswegs beſeitigt; die Praxis 
wendet mit Recht Art. 2 AG. z. ZPO. auf dieſe 
Klagen auch jetzt nicht an, weil nach § 30 Allg. 
Dienſtvorſchr. bereits ein förmliches Berufungs⸗ 
verfahren im Adminiſtrativweg vorangeht!). 


4. Das Armenrecht ſpielt bei den Haft⸗ 
pflicht⸗ und Unfallfürſorgeprozeſſen angeſichts der 
beträchtlichen Streitwerte eine wichtige Rolle!“. 
Es empfiehlt ſich zumeiſt, die zu verklagende 


25) Hierbei müſſen die Rechte analog § 323 ZPO. 
ausdrücklich bedungen werden, da ſie kraft Geſetzes 
keineswegs beſtehen (JW. 1903, 148 Beil.). 

26) Ausnahmen beſtehen, ſoweit die erſtinſtanzielle 
Verbeſcheidung z. B. den Inſpektionen oder Stationen 
obliegt; vgl. Anm. 13. 

2) Weitere Einzelheiten zu Art. 2 AG. z. 3 0. 
j. in meiner Handausgabe der 3PO. a § 148. — Die 
Koſten des Abhilfeverſahrens ſind nicht fel dar, jon: 
dern müſſen ziffermäßig mitausgeklagt werden (Art. 23 
der VO. vom 26. März 1902, GVBl. S. 144). Die 
Koſten der Zuziehung eines Rechtsanwalts pflegen in 
der Praxis meiſt und zwar mit Recht nicht beanſtandet zu 
werden; a. M. OL G. München (A 1624 00). 

1 Bei Ausländern, die hinſichtlich der Verkehrs— 
ſchäden durchweg den Inländern gleichſtehen, ſind die 
Art. IL ff. des Intern. PrRabk. (uc Bl. 1899, 285) zu 
beachten; vgl. auch Art. 23, 56 IF rlle. 


Bei Anſprüchen aus dem Perſonentrans⸗ 
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Partei (d. h. die betr. Direktion) über den Sach⸗ 
verhalt zu hören, wenn nicht aus der Vor⸗ 
beſchwerdenabweiſung ſich ſchon das Nötige ergibt?”). 
Meiſt wird ſeitens des Fiskus unter Anlage der 
Adminiſtrativerhebungen eine Erklärung abgegeben 
werden; da die dortigen Zeugenausſagen un⸗ 
beeidigt ſind und die Beamten oft eine Haft⸗ 
barmachung zu befürchten haben, wird allerdings 
auf die Gegenerklärung und deren Unterlagen 
hin eine Verſagung des Armenrechts ſelten mög⸗ 
lich ſein, am eheſten noch mangels Kauſal⸗ 
zuſammenhangs bei Unfallpenſionen, ferner bei 
offenbarer Führung des Entlaſtungsbeweiſes nach 
§ 831 BGB. (z. B. durch Perſonalakten), end: 
lich bei reinen Rechtsfragen. Von ſofortiger Bei⸗ 
bringung des Nachweiſes nach Art. 2 AG. z. ZPO. 
fieht die Praxis bei drohender Verjährung ab”), 
desgleichen von Entziehung des Armenrechts bei 
Empfang einer Rente oder kleineren Kapital⸗ 
abfindung oder wenn die Abweiſungsreife ſich 
erſt nach Beweiserhebung zeigt. 


5. Eine Mitwirkung des Staatsanwalts 
findet nicht ſtatt. 


6. Beweisverfahren. Die ſeitens des 
Fiskus benannten Zeugen und Sachverſtändigen?) 
ſind ohne weiteres von der Amtsverſchwiegen⸗ 
heit entbunden; im übrigen gilt die MBek. vom 
7. Januar 1882 mit den Abänderungen vom 
31. Auguſt 1894). Bei der Anweiſung der 
Zeugengebühren ſind die JM Bek. vom 29. Dezember 
1901 (JMBl. 1902 S. 235) und 4. März 
1904 Saal ©. 50) zu beachten, wonach $ 616 


» Nach 5 73 EVerkO. find Frachtreklamationen 
ſtets ſchriftlich zu verbeſcheiden. 

30) Das OLG. München hält die Einforderung des 
Nachweiſes vor Bewilligung des Armenrechts überhaupt 
nicht für zuläſſig; dies dürfte jedoch zumal bei offenbar 
voreiligen Klagen zu weit gehen. 

31) Die Beeidigung allenfalls haftbarer Bedienſteter 
unterſteht dem § 384 Nr. 2 mit § 393 Nr. 3 3PO., 
was von den erſuchten Gerichten häufig überſehen wird. — 
Vorprozeſſuale Gutachter können über ihren damaligen 
Befund als ſachverſtändige Zeugen benannt werden 
(S 414 3PO.). — Klinikvorſtände: IME. vom 8. Juni 
1902 Nr. 24675; Entſchädigung für Aktenſtudium: 
Bay 3fR. 1907 S. 153; a. M. Obè G. vom 31. Mai 1907 
BeſchwR. 345/07 (Strafſenat). 

32) § 10 Allg. DV. vom 1. Juni 1885. — Die 
MBek. vom 31. Auguſt 1894 (GVBl. S. 547) ift nur 
mehr teilweiſe anwendbar. Nebenbei bemerkt, entſpricht 
auch der Schlußſatz des Abſ. 2 der Nr. III der MBek. 
vom 7. Januar 1882 (GVBl. S. 37) inſofern nicht der 
3PO., als bei einem penſionierten Beamten die Ge— 
nehmigung nicht nur bei der letztvorgeſetzten Behörde 
nachzuſuchen, ſondern auch formell von dieſer Be— 
hörde zu erteilen iſt, ſelbſt wenn der ſtreitige Vor— 
fall während der Unterſtellung des Zeugen unter eine 
andere Behörde ſich ereignet hat. Das ergibt ſich klar 
aus dem Wortlaut der 3PO.: „zuletzt vorgeſetzt ge⸗ 
weſen“ und zwingt zu der gleichen Behandlung dei 
aktiven Beamten. Ob bei der früheren Behörde eine 
Anfrage geboten erſcheint, iſt Sache des inneren Dienſtes. 
Geſetzentſprechend iſt der Punkt bei den Notaren ge⸗ 
ordnet (MBek. vom 27. März 1902, GVBl. S. 161). 
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BGB. nicht angewendet werden ſoll ). — Die 
Adminiſtrativerhebungen, z. B. bei Perſonenver⸗ 
letzungen, einſchließlich Fahrbericht und Geſchwindig⸗ 
keitsſtreifen der Lokomotive werden als einſeitige 
Informationen des Fiskus betrachtet und daher 
von der Editionspflicht an ſich nicht er⸗ 
griffen; anders bezüglich des Frachtbriefs ſowie 
der Tatbeſtandsaufnahme nach 8 71 EVerkb0O. 
(Art. 25 IFrlle.) und wohl auch bezüglich der 
Penſionsdekrete und Unfallunterſuchungen nach $ 9 
UnfallfürſorgeVO., endlich bezüglich der Eingaben 
des Verletzten ſelbſt“). — Beſondere Beachtung 
iſt dem Entlaſtungsbeweis nach § 831 BGB. zu 
widmen; dem Sinne des Geſetzes entſpricht hier 
Strenge gegen den Dienſtherrn “'). — Bei der 
jetzigen Zuſtändigkeitsverteilung wird der richter⸗ 
liche Augenſchein weſentlich erleichtert ſein; die 
Vorlegung von Dienſtvorſchriften, Lageplänen, 
Maſchinenprofilen, Photographien, u. A. auch 
Modellen bleibt daneben dringend ratſam ($ 142 
3PO.). 

7. Die Beſchränkung auf den Grund des 
Anſpruchs ($ 304 ZPO.) iſt ſachdienlich, um 
prinzipielle Fragen im Rechtsmittelweg auszu⸗ 
tragen, ohne in einen ſchwierigen, möglicherweiſe 
überflüſſigen ziffermäßigen Schadenbeweis eintreten 
zu müſſen. Dabei darf aber nicht überſehen 
werden, daß die jüngſte Rechtſprechung es mit der 
Liquidſtellung des Grundes ſehr ſtreng nimmt“), daß 
die Aufhebung eines der Klage ſtattgebenden Urteils 
ſelten iſt und daß infolge der Geſchäftsüberlaſtung 
des RG. eine beträchtliche Prozeßverzögerung ein⸗ 
treten kann, endlich daß der Schadensbeweis bei rich⸗ 


22) Vgl. aber auch Planck, BGB. (3 Aufl.) Bem. 
3 e zu § 616. Genaue Befragung insbeſondere bezüglich 
Freifahrt oder Fahrdiätenentgang, nötigenfalls Erheb— 
ungen bei der vorgeſetzten Behörde ſind ſachgemäß. Den 
ſtillſchweigenden Ausſchluß des $ 616 BGB. einfach all- 
gemein zu unterſtellen, iſt ebenſo bedenklich, wie die 
Forderung des Erſatzes von Stellvertretungskoſten für 
ſtatusmäßige oder pragmatiſche Beamte (vgl. §S 21 VO. 
vom 26. Juni 1904). 

) Von der Befugnis, die ſofortige gerichtliche Be⸗ 
weisſicherung zu beantragen, wird in Haftpflichtſachen 
leider faſt nie Gebrauch gemacht; nach Monaten erhält 
man dann von den Zeugen die ſtereotype Antwort, eigene 
Erinnerung beſäßen fie nicht mehr, bei den Admini⸗ 
ſtrativerhebungen hätten ſie aber die Wahrheit ge— 
ſagt. Werden ſolchenfalls dieſe Erhebungen nicht voll— 
inhaltlich vorgelegt, ſo bildet das ein gewichtiges Ueber— 
zeugungsmoment gegen den Fiskus. 

5) Bloß allgemeine Erwägungen über präſumtiv 
ordentliche Aufſicht u. dgl. bei einem Staatsbetrieb 
genügen nicht (JW. 1904, 361); Detektivmanieren können 
anderſeits beim Vollzug der Viſitationen auch nicht ver— 
langt werden (JW. 1905, 484). Die Beweislaſt zwingt 
hier mittelbar den Fiskus zur Edition, z. B. der Per- 
ſonalakten nach 8 45 BetrO. — Daß Sachverſtändige 
wenigſtens nicht aus der am Prozeß beteiligten Direktion 
genommen werden, ſollte ſelbſtverſtändlich ſein. 


NG. 58, 232 (Einzelpoſten); 64, 34 (Ueber— 
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tiger Prozeßtaktik und Anwendung des $ 287 ZPO. 
in den meiſten Fällen einfacher iſt als er ausſieht, 
zumal wenn das Gericht von vorneherein auf Vor⸗ 
legung von Originalrechnungen und Quittungen 
dringt“. Letztere genügen, obwohl Privaturkunden, 
zumeiſt durchaus für die richterliche Ueberzeugung. 
Häufig ſind auch die Zeugen für den Grund und 
den Betrag identiſch und recht oft liegt der wahre 
Streitpunkt eigentlich im Betrag, bei deſſen raſcher 
Klarung auf die prinzipielle Austragung des An⸗ 
ſpruchsgrunds gar kein Gewicht mehr gelegt wird. 

8. Bei der Angabe der Ziffer und der Dauer 
der erhobenen Anſprüche bedarf es beſonderer 
Genauigkeit, zumal falls Streitgenoſſenſchaft (3. B. 
Mutter und Kinder) vorliegt; auch die geſetzliche 
Vertretung iſt im letzteren Falle eingehend zu 
prüfen”). Zur Verhütung der vom Unfalltage 
laufenden Verjährung der Haftpflichtanſprüche 
kann ein Feſtſtellungsantrag neben dem ziffer⸗ 
mäßigen Leiſtungsantrag nötig ſein (Reindl 
S. 203). Abänderungs⸗ und Sicherheitsklagen 
(88 323, 324 ZPO.) find ſelten. 

9. Es beſteht kein Hindernis, vorläufige 
Vollſtreck barkeit gegen den Fiskus zu begehren 
und ebenſowenig ſind Abwendungsantraͤge des 
letzteren gegen Sicherheit zu beanſtanden“); der 
tatſächlichen Vollſtreckung ſteht allerdings in den 
weitaus meiſten Fällen, vor allem bei Geld⸗ 
leiſtungen, Art. 9 AG. z. ZPO. entgegen; der 
Fiskus pflegt ſich aber an die gerichtliche Voll⸗ 
ſtreckbarerklärung zu halten. 

10. Die Koſtenfeſtſetzung gegen den Fiskus 
folgt den gewöhnlichen Normen; eines neuerlichen 
Abhilfegeſuchs nach Art. 2 AG. z. ZPO. bedarf 
es nicht. Soweit der Fiskus an ſeinen Gegner 
Gerichtsgebühren (3. B. Vorſchüſſe) zu erſtatten 
hätte, ſind dieſe Gebühren dem letzteren ſchon vor 
der Feſtſetzung aus der Gerichtskaſſe zurüdzu- 
vergüten ($ 98 GRG.); auf Auslagen iſt dies 
nicht ausdehnbar“). Solche Gebührenrückvergütung 


70 Bei g größeren kaufmänniſchen Geſchäften iſt eine 
gründliche Prüfung der Bücher und Bilanzen durch ent- 
ſprechende Sachverſtändige und Vergleichung mit den 
Steuerquittungen unbedingt geboten und es dürfen die 
Koſten hierfür nicht geſcheut werden. Namentlich bei 
gleichzeitigem Niedergang der allgemeinen Geſchäfts⸗ 
konjunktur muß der Verletzte beweiſen, daß ſein Gewinn⸗ 
entgang ſpeziell auf den Unfall, nicht auf die ſonſtige 
Depreſſion zurückgeht. Angeſichts ſeiner Beweispflicht 
hat der Verletzte auch allen Anlaß, einer Anheimgabe 
des Gerichts bezüglich Urkundenvorlegung nachzukommen, 
obwohl die 88 144, 287 ZPO. ſich formell auf Urkunden 
nicht erſtrecken. 

%) RG. in Bay 3fR. 1907, 396 (geſondertes Klag⸗ 
recht der Kinder). 

) Bay 3fR. 1905, 361. 

40) Die Realexekution durch Haft nach SS 888 ff. 
ZPO. richtet ſich gegen den Direktionspräſidenten als 
geſetzlichen Vertreter. 

) Die Liquidationsvorſchriften im JM Bl. 1881 
S. 61 finden auf anderweitige Rechtsſtreite als die dort 


leben der Witwe); IW. 1905, 284 (Mitverſchulden). — | bezeichneten Ehe- und Entmündigungsprozeſſe keine 


Unterſchied von der reinen Fegg der Erſaßzpflicht: 
RG. 60, 368; Formel: RG. 60, 314. 


88 


Anwendung. — Auslagen muß auch der Fiskus zahlen 
o. E. 15, 165), insbeſondere Zuſtellkoſten (Fin Bl 14,4) 
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erfolgt nach der Praxis auch bei Vergleichen mit 
fiskaliſcher Koſtenübernahme. 

11. Zu einſt weiligen Verfügungen 
gegen den Fiskus, z. B. auf einſtweilige Haft⸗ 
pflichtrentenzahlung, wird es nur ſelten kommen“), 
da in den genannten Fällen regelmäßig ſog. Vor⸗ 
ſchüſſe freiwillig gewährt werden; jedenfalls iſt 
über ſolche Anträge mündliche Verhandlung ge⸗ 
boten. Art. 2 AG. z. ZPO. iſt hierbei unanwend⸗ 
bar; dagegen trifft Art. 9 auf die Vollſtreckung zu. 

12. Der Vollſtändigkeit halber muß noch auf 
die prozeßrechtlichen Beſtimmungen des IFrlle. 
in Art. 23 (Pfändung des Abrechnungsguthabens 
und rollenden Materials), 46 (Widerklage), 50 
(Streitverkündung), 51 und 52 (Klagenverbindung), 
53 (Zuſtändigkeit für die Rückgriffsklage), 55 (An⸗ 
wendung des heimatlichen Prozeßrechts), 56 (Voll⸗ 
ſtreckbarkeit im Ausland, Verbot der Koſtenvorſchuß— 
auflage) hingewieſen werden. Für die Bayeriſchen 
Gerichte kommen praktiſch davon nur diejenigen Vor⸗ 
ſchriften in Frage, die ſich auf die Erſatzklage des 
Abſenders oder Empfängers beziehen; 120 zu Rück⸗ 
griffsklagen laſſen es die Bayeriſchen Bahnen nicht 
kommen. Auch Vollſtreckungen in das im Deutſchen 
Reich befindliche Vermögen ausländiſcher Verbands⸗ 
bahnen kommen praktiſch nicht vor; beachtlich iſt 
das Verhältnis des Art. 23 IFrlle. zu dem 
Reichsgeſetz vom 3. Mai 1886 (RGBl. S. 131). 
Der Weltpoſtvereinsvertrag enthält keine derartigen 
Prozeßnormen, wohl aber in Art. 23 eine Schieds⸗ 
klauſel für Streitigkeiten unter den Vereinsver⸗ 
waltungen (vgl. auch Art. 57 IFrle.). 

(Schluß folgt). 


XVIII. Jeutſcher Anwaltstag und XXII. ordentl. 
Generalverſammlung der Hilfskaſſe für deutſche 
Aechtsanwälte in Nannheim. 

Von Rechtsanwalt Dr. Böckel in Jena. 


Die außerordentliche Wichtigkeit der dies— 
jährigen Hauptverſammlung hatte einen unge— 
wöhnlich ſtarken Zuſtrom der Vereinsmitglieder 
nach Mannheim bewirkt. Weit über 700 Mit— 
glieder des Vereins waren verſammelt, dazu viele 
Juſtiz- und Verwaltungsbeamte der Jubel-, Aus— 
ſtellungs⸗ und Kongreßſtadt. 


und Sede re zur Einforderung eines Auslagen— 

vorſchuſſes beſteht ihm gegenüber aber niemals Anlaß. 
] Abſchlagszahlungen an einem einheitlichen; 

Kapital können auf dieſem Wege nicht verlangt (RGZ. 

15, 377; 27, 430), wohl aber Bedürfnismehrungen, z. B. 

Vadereiien, in Rentenform zugebilligt werden Gieindl 
1) 


60) Oertlich zuſtändig ſind die Münchener Gerichte 
für alle derartigen Prozeſſe gegen die Staatseiſenbahnen, 
weil die Verwaltungsentſcheidung ohne Ausnahme dem 
Reklamationsamt, ſohin die geſetzliche Vertretung der 
Eiſenbahndirektion München zuſteht. 
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Im Hinblick auf die Bedeutung des Haupt⸗ 
themas, die Stellungnahme zu der geplanten 
Juſtizreform, ebenſoſehr wohl aber auch im Hin⸗ 
blick auf die gegen den Vorſtand des Anwalt⸗ 
vereins gerichtete Spannung wegen der ſtatuten⸗ 
widrigen Nichtbeachtung des von 2304 Anwälten 
geſtellten Antrags auf Einberufung einer außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlung, hatten eine 
Reihe rheiniſcher, badiſcher und heſſiſcher Anwälte 
auf Dienstag, den 10. September eine geſchloſſene 
Vorverſammlung in den großen Saal des Stadt⸗ 
parks einberufen. Schon durch dieſe ſehr zahl⸗ 
reich beſuchte Verſammlung brauſte der Sturm 
des Kampfes ſo ſtark, daß er dann durch die 
Hauptverſammlung ſelbſt nur noch mit geminderter 
Kraft zog. Da die Beſprechung aber einen ver⸗ 
traulichen Charakter hatte, ſo ſei hier bloß bemerkt, 
daß ſie den Meiſten, höchſt dankenswert, den 
erſten tieferen Einblick in den bedauerlicherweiſe 
bisher ſo geheim gehaltenen Entwurf der Novelle 
gewährte. Vor allem das Referat des Dr. Geiers⸗ 
höfer aus Nürnberg enthüllte die Verſchlechterung, 

mit der fiskaliſche Intereſſenpolitik und Eng⸗ 
herzigkeit unſere Rechtspflege bedrohen. Die vier⸗ 
ſtündige Ausſprache führte zur Bildung einer 
Kommiſſion, die noch einmal eine Verſtändigung 
mit dem Verein der bei den Amtsgerichten zu— 
gelaſſenen Anwälte anſtreben ſollte, die bekannt⸗ 
lich bereits der Regierung ihren Beifall zu der 
Vorlage gezollt hatten. 

Mittwoch, den 11. September 1907 fand 
von 9 Uhr vormittags bis 4 Uhr nachmittags 
die erſte Sitzung des Anwaltstags im Verſamm— 
lungsſaale des Roſengartens ſtatt. Unter den 
Begrüßungsanſprachen der Vertreter des badiſchen 
Juſtizminiſters, der Stadt Mannheim und des 
Mannheimer Richterſtandes verdient die des Land: 
gerichtspräſidenten Chriſt in unſerer Zeit, in 
der das odium advocatorum ſchon ſo ſchädliche 
Blüten getrieben hat (Ausſchluß der RA. von den 
Gewerbe: und Kaufmannsgerichten, wo fie aber 
vielfach als Vorſitzende bevorzugt werden)), bis 
in die fernſten Winkel unſeres Vaterlandes Be: 
achtung. Dieſer erſte Richter der bedeutendſten 
Handelsempore Süddeutſchlands legte allen Nach— 
druck in den Satz, die Mannheimer Rechtſprechung 
ſtände nicht auf ihrer Höhe, wenn ſie nicht die 

Mitarbeit eines Anwaltsſtandes genöſſe, der voll: 
ſtändig auf der Höhe ſeiner Aufgabe ſtehe. und 
er betonte, wiederum ein leuchtendes Vorbild, wie 
ſehr in Mannheim darum auch der ganze Richter— 
ſtand bemüht ſei, ein ſchönes Verhältnis zwiſchen 
Richtern und Anwälten aufrecht zu erhalten. 
„eben weil wir bewußt ſind, daß ohne ihre 
kräftige Mithilfe die Rechtsfindung nicht möglich 
iſt“. Stürmiſcher Beifall dankte dem Redner. 


1) 3. B. in Jena, wo als ſtellvertretende Vor— 
ſißende des Kaufmannsgerichtes und auch des Gewerbe— 
gerichtes der Berichterſtatter und ein anderer Kollege 
fungieren. 
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Danach legte der Vorſitzende Geheimer Juſtiz⸗ 
rat Erythropel aus Leipzig, von Zwiſchenrufen 
vielfach unterbrochen, die Gründe dar, aus denen 
der Vorſtand des Anwaltsvereins dem Antrag 
der 2304 Anwälte auf Einberufung eines außer⸗ 
ordentlichen Anwaltstages nicht ſtattgegeben hatte: 
weil wegen veränderter Sachlage die Abhaltung 
eines außerordentlichen Anwaltstages nicht mehr 
nötig erſchienen ſei. In einer längeren Geſchäfts⸗ 
ordnungsdebatte erſtattete Juſtizrat Dr. Elſas⸗ 
Stuttgart kurzen Bericht über die Vorverſammlung 
und brachte als das Ergebnis der Einigung der 
erwähnten Kommiſſion mit dem Verein der Amts⸗ 
gerichtsanwälte den Antrag ein, dieſen Punkt 
ohne Erörterung und Beſchlußfaſſung von der 
Tagesordnung abzuſetzen, einen außerordentlichen 
Anwaltstag dafür einzuberufen und zu ſeiner 
Vorbereitung eine Kommiſſion von 15 Mit⸗ 
gliedern zu bilden. 

Gegenüber der Geneigtheit eines großen Teils 
der Verſammlung zur Annahme dieſes Antrags 
ſchlug Geheimrat Erythropel vor, doch erſt die 
Berichterſtatter zu hören. Dem trat die Mehr⸗ 
heit der Verſammlung bei. RA. Dr. Max 
Hachenburg, der bekannte Verfaſſer der geiſt⸗ 
vollen und tiefgründigen Vorträge über das 
Bürgerliche Geſetzbuch und des großen, mit dem 
Reichsgerichtsrat Düringer zuſammen bearbeiteten, 
nie verſagenden Kommentars zum Handelsgeſetz⸗ 
buch, beſtieg als erſter Referent die Rednerbühne, 
um die Verhandlungen des Anwaltstages zu einer 
erhabenen Höhe zu führen. Die in der hochan⸗ 
geſchwollenen Literatur zur Juſtizreform bisher 
faſt ausſchließlich erörterten Hauptſtreitpunkte: Er⸗ 
bhöhung der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte und 
engzuſammenhängend damit die Frage, ob Einzel⸗ 
richtertum oder Kollegialgericht, ſtellte er in 
glänzender Taktik zurück. Langſam und ſicher 
baute er das ganze Gebäude von Grund aus auf. 
Frage nach Frage rollte er auf, um auf den 
Ergebniſſen weiter zu bauen, bis ſchließlich das 
ganze Werk hochragend da ſtand, ſo gewaltig, 
daß ein Anſtürmen dagegen nur laͤchelnde Ab: 
lehnung finden konnte. So überzeugend war der 
ganze Vortrag in ſeiner ſachlichen Tiefgründigkeit, 
in ſeiner warmherzigen Erfaſſung der Aufgabe, 
in ſeiner vornehmen Ruhe! Dabei hatte Hachen⸗ 
burg ſelbſt vorausgeſchickt, daß die Fragen, zu 
denen es Stellung zu nehmen gelte, ſo ſchwer 
zu beantworten ſeien, daß er ſelbſt nicht ſelten 
vom Morgen zum Abend ſeine Anſicht geändert 
und am nächſten Morgen doch wieder zur An⸗ 
ſicht des früheren Morgens zurückgekehrt ſei. So 
ungewöhnlich war die geiſtige Höhe und taktiſch 
ſo vorzüglich der Aufbau dieſes Referates, daß 
man kaum ſpürte, wie Stunde um Stunde ver⸗ 
rann. 

Dem Gedankengange Hachenburgs im einzelnen 
nachzugehen, iſt hier nicht möglich. Ich muß mich 
damit begnügen, die Ergebniſſe in Anlehnung 
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an die von ihm ſelbſt gebotene Zuſammenſtellung 
wieder zu geben: 


1. Eine Reform des Zivilprozeſſes, der Ge⸗ 
richtsverfaſſung, des Gerichtskoſtengeſetzes und der 
Gebührenordnung für RA. könne nur einheitlich 
und gleichzeitig erfolgen; die Neubearbeitung nur 
eines Teils ſei abzulehnen. Der Geſichtspunkt, 
daß die Einnahmen und Ausgaben der Juſtiz⸗ 
verwaltung ſich decken müßten (vgl. Mügels be⸗ 
kannten naß in der DI.), ſei bei der neuen 
Organiſation der Gerichtsverfaſſung abſolut aus⸗ 
zuſchalten. Es wäre ein ſchwerer Vorwurf, den 
man der Geſetzgebung machen müßte, wenn ſie 
ſich bei derartigen Lebensfragen von finanzpolitiſchen 
Geſichtspunkten leiten ließe. Ä 


2. Bei der Reform des Koſtenweſens (Ge: 
richts⸗ und Anwaltsgebühren) ſei eine gerechtere 
Verteilung der Koſten anzuſtreben. Es ſei eine 
Abſtufung der Prozeſſe nach ihrem Gegenſtande 
wünſchenswert; insbeſondere ſeien für Klagen aus 
Arbeitsverträgen wie auch für das Verſaͤumnis⸗ 
verfahren die Koſten zu mindern. Der Herab⸗ 
ſetzung müſſe aber eine Erhöhung der Koſten in 
anderen ſtreitigen Sachen entſprechen; vor allem 
Erbſchaftsprozeſſe könnten eine höhere Gebühr 
tragen. Für Arreſtprozeſſe, Klagen aus Schieds⸗ 
gerichtsurteilen und für den Urkundenprozeß 
ſeien die vollen Gebühren anzuſetzen. 


3. Bei der Reform des Verfahrens ſei eine 
beſondere Geſtaltung des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens nach anderen Prinzipien als denen des 
landgerichtlichen Verfahrens, namentlich auch eine 
Einführung des Offizial- und Inquiſitionsprinzips, 
abzulehnen; gegen den Verſuch, zwiſchen dem amts⸗ 
gerichtlichen und landgerichtlichen Verfahren eine 
tiefe Kluft zu ſchaffen, müſſe energiſch Front ge⸗ 
macht werden. Eine Geſtaltung des Prozeſſes, 
die nach dem Vorbilde der öſtexreichiſchen ZPO. 
für alle Prozeßformen den Parteibetrieb völlig 
ausſchalte und die Parteivorträge einſchränke, ſei 
abzulehnen. Die von dem Entwurf vorgeſehene 
Beſtimmung, daß der Richter die Partei ſelbſt 
durch Geldſtrafe zum Erſcheinen zwingen könne, 
ſei ſowohl im Intereſſe des Klienten als auch 
des Anwaltſtandes entſchieden zu verwerfen. 


Eine Beſchleunigung des Verfahrens ſei an⸗ 
zuſtreben, jedoch ohne Gefährdung der Gründlich⸗ 
keit und Richtigkeit der Entſcheidung. Der Tod⸗ 
feind des Rechtfindens ſei die Hetzerei. 

Hachenburg machte dabei im einzelnen folgende 
pofitiven Vorſchläge: 

a) „für jeden Prozeß eine nach der Qualität, 
eventuell der Höhe des Streitwertes zu nor⸗ 
mierende beſtimmte Anzahl von Terminen feſt⸗ 
zuſetzen. Für jeden auf Veranlaſſung einer 
Partei nötig werdenden weiteren Termin erwächſt 
eine weitere Gebühr von °ıo an Gerichtskoſten 
und für den Anwalt der Gegenpartei, ſofern nicht 
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die Vertagung ohne Verſchulden der Partei ein⸗ 
trat, oder ſofern nicht beide Parteien ſpäteſtens 
eine Woche vor dem Termine die Vertagung be⸗ 
antragen, 

b) das Prinzip der Mündlichkeit und Un⸗ 
mittelbarkeit für die Fälle, in denen es praktiſch 
ohne Wert iſt, nicht beizubehalten. So ins 
beſondere nicht im Verſäumnisverfahren und bei 
der Abweiſung einer Klage auf Grund mangelnder 
Prozeßvorausſetzungen, die von Amts wegen zu 
beachten ſind, 

c) bei Ausbleiben einer Partei in einem 
ſpäteren Termine nach ſtattgehabter mündlicher 
Verhandlung kein Verſäͤumnisurteil, ſondern ein 
mit der Berufung anfechtbares auf Grund der 
Sachlage ergehendes Urteil zu erlaſſen, 

d) die Schreibarbeit der Anwälte und der 
Gerichte tunlichſt zu kürzen. Es ſind daher in 
die vorbereitenden Schriftſätze nur Tatſachen in 
gedrängter Kürze aufzunehmen und dieſe an 
Stelle des Urteilstatbeſtandes zu ſetzen. Dabei 
iſt eine Pauſchalierung der Schreibgebühren nach 
Prozenten der Gebühren zu billigen, ſofern dieſer 
Satz ein entſprechender, mit der Höhe des Objekts 
ſteigender und nach oben unbegrenzter ift, 

e) auf Antrag der Parteien ſchon vor dem 
Termine die Ladung von Zeugen und Sachver— 
ſtändigen, die Erhebung und Vorlage von Ur: 
kunden anzuordnen, ſofern es nach Anſicht des 
Gerichts auf ſie ankommt, 

f) die Benutzung der Stenographie bei der 
Herſtellung der Protokolle einzuführen, 

g) die Einlaſſungs- und Rechtsmittelfriſten 
zu kürzen unter Vereinfachung der Form der Zu— 
ſtellung und der Einlegung der Rechtsmittel; zur 
Einlegung der Berufung genügt einfache Anzeige 
an das Gericht, 

h) die Berufung für Bagatellſachen auszu— 
ſchließen.“ 

4. Bei der Reform der Gerichtsverfaſſung ſei 
das bisherige Syſtem der Kollegialgerichte beizu— 
behalten. Ihre Erſetzung durch das Syſtem der 
Einzelrichter ſei abzulehnen. „Die deutſchen Amts⸗ 
gerichte, wie ſie heute ſind, ſind nicht in der Lage, 
den Aufgaben zu entſprechen, die ihnen jetzt an⸗ 
geſonnen werden.“ Eine Verbeſſerung der Volks— 
tümlichkeit werde durch den Einzelrichter durchaus 
nicht bewirkt; ein Ueberrichter laſſe ſich ebenſo— 
wenig wie ein Uebermenſch ſchaffen. Die jetzige 
Gerichtsverfaſſung habe bei Einführung des neuen 
Zivilrechts ihre Probe beſtanden. Er gebe nach 
alledem dem Kollegialrichter den Vorzug. 

Ein Syſtem des Zivilſchöffengerichts (Kollegial— 
gerichte, die aus einem Juriſten und zwei Laien 
beſtehen) ſei aber auch als nicht durchführbar zu 
bezeichnen, auch nicht in der Weiſe, daß die 
Schöffen nur auf Antrag einer Partei neben den 
rechtskundigen Einzelrichter treten. Dagegen ſei 
zu befürworten, daß für beſtimmte Prozeßarten 
ohne Rückſicht auf den Streitwert das Gericht 
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aus einem rechtskundigen Richter und 2 Schöffen 
beſtehe, insbeſondere für den Arbeitsvertrag (ein: 
ſchließlich des Vertrags der Gewerbe⸗ und Hand⸗ 
lungsgehilfen) und für Eheſachen. Hachenburgs 
Anregung, für Eheſachen als Zivilſchöffen einen 
verheirateten Mann und eine verheiratete Frau 
mit dem Juriſten zu einem Kollegium zu ver⸗ 
einen, weckte zunächſt allgemeine Heiterkeit; es 
war dies aber nur (pſychologiſch ſehr intereſſant) 
die Heiterkeit einer frohen Ueberraſchung, denn 
die Verſammlung brachte alsbald durch allſeitige 
lebhafte Zuſtimmung zum Ausdruck, daß ſie der 
Anregung Hachenburgs überzeugt beitrete. 

Abzulehnen ſei nun ſchließlich auch ein Syſtem, 
das die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte lediglich 
nach dem Streitwerte erhöht. Eine einfache Ver⸗ 
ſchiebung der Zuſtändigkeit würde eine ſchwere 
Verletzung der Intereſſen der Allgemeinheit be⸗ 
deuten. Zu befürworten ſei dagegen eine Ueber⸗ 
weiſung beſtimmter hierzu geeigneter Sachen, ins⸗ 
beſondere der Klagen aus dem Arbeitsvertrage 
und aus Unterhaltsanſprüchen. Je gründlicher 
man die Vorlage betrachte, um ſo mehr Boden 
gewinne der Verdacht, daß hinter dem Juſtiz⸗ 
miniſter der Finanzminiſter ſtehe. Die deutſchen 
Regierungen aber ſollten den Verdacht von ſich 
fern halten, daß ſie aus fiskaliſchen Gründen an 
die Reform herantreten. Mit der Befreiung vom 
Anwaltszwang würde man dem deutſchen Volke 
kein Geſchenk machen. Der Anwaltszwang ſei 
doch nicht der Anwälte wegen da, ebenſowenig 
wie der Schulzwang um der Lehrer, der Impf⸗ 
zwang um der Impfärzte willen. Man ſolle 
doch nicht überſehen, daß der Anwalt häufig nicht 
nur der Rechtsrat, ſondern auch der Gewiſſensrat 
ſei, in vielen Fällen der Beichtvater des Klienten. 
Man ſolle kein Mißtrauen gegen den Anwalts— 
ſtand dadurch ſchaffen, daß man die Mitwirkung 
des Anwalts an den Rechtsfällen des Bürgers 
für unnötig erkläre. 

5. Bei der Reform der RAO. und der Geb. 
für RA. ſei eine Regelung dahin notwendig, daß 
der Rechtsanwalt wirtſchaftlich und ſozial ſo ge— 
ſtellt wird, daß er ſeiner Aufgabe als Glied der 
Rechtspflege in juriſtiſcher und ethiſcher Hinſicht 
entſprechen kann, daß er nicht zum Diener des 
Klienten wird. Der Anwalt dürfe auch nicht 
weltfremd ſein und nicht zum Handwerker degra— 
diert werden. Der Anwaltſtand habe bisher aus 
einem falſchen Schamgefühl heraus über ſeine 
Einkommensverhältniſſe geſchwiegen. Für die 
aber ſei ſymptomatiſch der immer dringender 
werdende Ruf nach der Zwangsverſicherung. Gehe 
doch das durchſchnittliche Einkommen des Anwalts 
nicht über 1— 5000 Mk. hinaus. Die Regierungen 
ſollten darüber einmal ſtatiſtiſches Material ſam— 
meln; das werde ihre Stellungnahme nicht un⸗ 
beeinflußt laſſen. — Darum ſei eine Reviſion der 
Gebührenordnung herbeizuſühren, die durch Er⸗ 
höhung der Sätze eine Verbeſſerung der Exiſtenz— 
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bedingungen der RA. ermöglicht, und es ſei eine 
Beſeitigung der gewerbsmäßigen Vertretung der 
Parteien vor den Amtsgerichten durch Perſonen, 
die nicht Rechtsanwälte ſind, anzuſtreben. Zu 
erſtreben ſei weiter eine Zulaſſung aller innerhalb 
eines Landgerichtsbezirks an einem Gerichte des 
Bezirks niedergelaſſenen Rechtsanwälte beim Land⸗ 
gericht. Dringend wünſchenswert ſei auch, daß 
die Anwaͤlte nicht gleich nach dem zweiten Examen 
in die Praxis übertreten. Schließlich ſei noch auf 
eine ſtärkere Uebernahme von Rechtsanwälten als 
Richter in die oberen Gerichte hinzuwirken. 

Als Hachenburg nach 2 ſtündigem freiem 
Vortrag geſchloſſen hatte, durchbrauſte ſtürmiſcher, 
minutenlanger Beifall immer wieder den Saal. 
Nach Hachenburgs tiefgründigem, meiſterhaften, 
von idealer Auffaſſung getragenen Vortrag ſollte 
nun noch ein Korreferent auftreten? Für die 
Regierungsvorlage? Dabei hatte Hachenburg nicht 
einmal die ganze Kleinlichkeit der Geſinnung gegen 
den Anwaltsſtand, die die Vorlage erfüllt, bloß⸗ 
geſtellt, wie dies tagszuvor in der Vorverſammlung 
getan worden war. Doch der Korreferent RA. 
Dr. Wanner⸗Zoppot verzichtete nicht. 

(Schluß folgt.) 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Gedanken zur Strafrechtsreform. Der Gedanke, 
daß es durchaus nicht immer im öffentlichen Intereſſe 
liege, in allen Fällen der Straftat ſofort den Vollzug 
der Strafe folgen zu laſſen, ſondern daß es oft 
zweckmäßiger ſei und mehr zur Vermeidung weiterer 
Verfehlungen beitrage, je nach Umſtänden in einzelnen 
Fällen Straftaten gar nicht zu ahnden oder dem 
Schuldigen die Strafe unter der Bedingung tadel⸗ 
freier Führung während eines beſtimmten Zeitraums 
nachzulaſſen, hat in neuerer Zeit immer mehr An⸗ 
hänger gewonnen. Die günſtigen Erfahrungen, die 
man in Bayern mit der immer ausgedehnteren Be: 
willigung von Bewährungsfriſten (bedingte Be⸗ 
gnadigung) machte, haben die praktiſche Verwertbar⸗ 
keit des Gedankens wohl zur Genüge erwieſen und 
machten zugleich den Wunſch rege, es möchte bei der 
Neugeſtaltung des Strafrechts (Strafprozeßrechts) 
dieſem Gedanken in ausgedehnteſtem Maße Rechnung 
getragen werden. 

Einem ähnlichen Ziele, wie die bedingte Be⸗ 
gnadigung, ſtrebt der Vorſchlag zu, an Stelle des 
Legalitätsprinzips das Opportunitätsprinzip zu ſetzen 
und es jo der Staatsbehörde zu ermöglichen, in ge— 
eigneten Fällen, ſofern es im öffentlichen Intereſſe 
liegt, von der Verfolgung der Straftat abſehen zu 
dürfen. Die Durchführung dieſes Vorſchlags dürfte 
manchem Bedenken begegnen, jedenfalls wäre ſie ge— 
eignet (auch bei durchwegs umſichtigſter und fein— 
fühligſter Ausführung Stoff zu dem mancherſeits ſo 
beliebten Vorwurf der Klaſſenjuſtiz zu liefern. 

Die Einrichtung der bedingten Begnadigung (und 
der bedingten Verurteilung) auderſeits erreicht ihren 
Zweck, wenigſtens inſoweit als berückſichtigenswerten 
Intereſſen des Schuldigen Rechnung getragen werden 
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ſoll, nicht völlig; denn nicht ſowohl der Vollzug der 
Strafe führt oft eine — mit der Schwere der Verfeh⸗ 
lung häufig in keinem Verhältnis ſtehende — Schädi⸗ 
gung des wirtſchaftlichen Daſeins und Untergrabung 
der perſönlichen Ehre des Schuldigen mit ſich, als 
die Erörterung des Straffalles vor der breiteſten 
Oeffentlichkeit. 

Es ſei mir daher geſtattet, auf ein Verfahren 
hinzuweiſen, das vielleicht die Voͤrzüge der bedingten 
Begnadigung (bedingten Verurteilung) und der Ein⸗ 
führung des Opportunitätsprinzips in ſich vereinigen 
würde, ohne zugleich deren Nachteile aufzuweiſen: 
ich meine die Möglichkeit der Bewilligung einer Bewäh⸗ 
rungsfriſt vor Durchführung des Hauptverfahrens. 

Ich denke mir das Verfahren — ohne auf Einzel⸗ 
heiten einzugehen — etwa folgendermaßen: 

Nach einem auf Grund des Legalitäts⸗ und 
Offizialprinzips durchgeführten Vorverfahren, bei dem 
auf diejenigen Umſtände, die für Bewilligung einer 
Bewährungsfriſt von Belang ſind, entſprechend Rück⸗ 
ſicht zu nehmen wäre, hat der Staatsanwalt (bei ge⸗ 
nügendem Tatverdacht) die Anklage zu erheben. In 
geeigneten Fällen ſoll er jedoch an Stelle des An⸗ 
trags auf Eröffnung des Hauptverfahrens Antrag 
auf Bewilligung einer (bei ſchlechter Führung wider⸗ 
ruflichen) Bewährungsfriſt ſtellen. Ueber den Antrag 
entſcheidet das Gericht (gegebenenfalls nach perſönlicher 
Anhörung des Angeſchuldigten). Das Gericht kann 
auch abweichend von dem Antrage die Eröffnung des 
Hauptverfahrens beſchließen oder, ſtatt das Haupt⸗ 
verfahren nach Antrag zu eröffnen, eine Bewährungs⸗ 
friſt bewilligen (oder falls es den Tatverdacht nicht 
für hinreichend begründet erachtet, die Eröffnung des 
Hauptverfahrens ganz ablehnen). Erforderlichenfalls 
könnte durch Gewährung von Rechtsmitteln — oder 
durch das Erfordernis der Genehmigung der Krone 
oder der Juſtizverwaltung — die Möglichkeit der Be⸗ 
ſeitigung von Irrtümern oder Ungleichheiten des Ges 
richtsgebrauches herbeigeführt werden. 

Von der Bewilligung der Bewährungsfriſt iſt 
die Strafregiſterbehörde zu benachrichtigen. Während 
des Laufes der Bewährungsfriſt ruht die Verjährung 
der Straftat. | 

Nach Beendigung der Bewährungsfriſt iſt je 
nach Lage des Falles und nach der Führung des Ans 
geſchuldigten entweder das Hauptverfahren durchzu⸗ 
führen oder unter gutachtlicher Aeußerung die Ent⸗ 
ſcheidung der Krone herbeizuführen. (Es käme hier 
zwar eine Art Abolitionsrecht der Krone in Frage, 
doch würden wohl die Bedenken hierwegen nicht un⸗ 
überwindlich ſein). 

Dieſes Verfahren würde nicht nur eine wefent- 
liche Entlaſtung der erkennenden Gerichte (und damit 
Verbilligung der Strafrechtspflege) im Gefolge haben, 
ſondern auch manche Härten des geltenden Rechtes 
vermeiden; insbeſondere bliebe manchem Schuldigen 
die Schmach der öffentlichen Erörterung ſeiner Ver— 
fehlung erſpart. Anderſeits wäre aber durch das — 
entſprechend geführte — Vorverfahren der Strafan— 
ſpruch des Staates hinreichend feſtgeſtellt, um dem 
Schuldigen im Hinblick hierauf, ſowie auf die Er— 
wartung der Durchführung der Hauptverhandlung, 
der öffentlichen Erörterung ſeiner Verfehlung und der 
auszuſprechenden und zu vollziehenden Strafe im Falle 
ſchlechter Führung als eindringliche Mahnung zur 
Beſſerung zu erſcheinen. 

Die Bewilligung der Bewährungsfriſt vor durch— 
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geführtem Hauptverfahren — es ſoll dadurch die 
Möglichkeit bedingter oder gänzlicher Begnadigung 
nach gefälltem Urteil keineswegs ausgeſchloſſen ſein 
— würde ſich allerdings mit Rückſicht auf die er⸗ 
höhte Schwierigkeit der Beweisführung nach Ablauf 
eines längeren Zeitraumes nach Begehung der Straf⸗ 
tat, ſowie auf den Umſtand, daß nur bei hinreichender 
Feſtſtellung des Strafanſpruchs des Staates die Be⸗ 
willigung einer „Bewährungsfriſt“ begrifflich gerecht⸗ 
fertigt erſcheint, hauptſächlich auf die Fälle beſchränken 
müſſen, in denen der Beſchuldigte völlig oder minde⸗ 
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ſtens teilweiſe geſtändig iſt. Allein gerade dieſe — keines⸗ 


wegs ſeltenen — Fälle, in denen der Schuldige ſeine 
Verfehlung reumütig eingeſteht, kommen ihrer Natur 
nach hauptſächlich für die Bewilligung einer Bewäh⸗ 
rungsfriſt in Betracht; dazu kommt, daß gerade 
deswegen, weil durch die Bewilligung einer Bewäh⸗ 
rungsfriſt die unangenehme und nachteilige öffentliche 
Erörterung des Straffalles vermieden werden kann, 
gar mancher ein offenes Geſtändnis ablegen wird, 
der jetzt in der Hoffnung leugnet, möglicherweiſe doch 
eine Einſtellung des Verfahrens erzielen zu können. 


III. Staatsanwalt Dr. Bretzfeld in Hof. 


— — —— — 


Grundbucheinſicht durch den Staatsanwalt. Den 
am Sitze des Grundbuchamts befindlichen öffentlichen 
Behörden ſollen ſchriftliche Aufſchlüſſe, Abſchriften 
und Auszüge aus dem Grundbuch in der Regel nicht 
erteilt werden. Vielmehr ſollen ſie ſich, abgeſehen 
von beſonderen Umſtänden, die für ihre Amtsführung 
erforderliche Kenntnis des Grundbuchinhalts durch 
Einſicht des Grundbuchs verſchaffen. (88 543 Abf. 1, 
546 Abſ. 2 DAw. f. d. rechtsrh. Grundbuchämter). 
Dieſe Vorschriften gelten auch für die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, welche das Ergebnis der Grundbucheinſicht zu 
den Akten vermerkt. Ein ſolcher Vermerk kann indes 
in der Hauptverhandlung nicht verleſen werden; denn 
er ſtellt keine ein Zeugnis einer öffentlichen Behörde 
enthaltende Erklärung dar, weil öffentliche Behörden 
im Sinne des § 255 StPO. nur jene ſind, die außer⸗ 
halb des Strafverfahrens ſtehen. Soll der Grund— 
buchinhalt zur Kenntnis der Prozeßbeteiligten ge— 
bracht werden, ſo muß er entweder im Gewande 
einer verlesbaren Urkunde (8 248 StPO.), ſohin als 
Abſchrift oder Auszug aus dem Grundbuch, oder in 
der Form eines Zeugniſſes des Grundbuchbeamten 
(§ 255 StpO.), ſonach als ſchriftlicher Aufſchluß im 
Sinne des $ 542 a. a. O. erſcheinen. 

Stellt der Staatsanwalt das Verfahren ein, ſo 
würde au ſich ein Aktenvermerk über den Grund— 
buchinhalt genügen. Allein für deſſen vorgeſetzte 
Stellen iſt bei Ueberprüfung des Einſtellungsbeſcheids, 
ſei es auf die jedem Denunzianten zuſtehende Be— 
ſchwerde oder von Amts wegen, die vom Grund— 
buchamte ſelbſt erteilte Auskunft meiſt unerläßlich, 
ſchon deshalb, um ermeſſen zu können, ob der Akten— 
vermerk mit dem wirklichen Grundbuchinhalte ſich deckt. 


Ebenſo wird das Oberlandesgericht, wenn Antrag auf 


gerichtliche Entſcheidung gemäß SS 170 ff. StPO. ge— 
ſtellt iſt, die Kenntnis des Grundbuchinhalts ſich durch 
das Grundbuchamt unmittelbar verſchaffen. Da ſich 
aber in jenem Zeitpunkte des Ermittlungsverfahrens, 


in welchem die Kenntnis des Grundbuchinhalts nütig 


wird, meiſt nicht vorausſehen läßt, ob eine Würdigung 
des Einſtellungsbeſcheids durch die höheren Stellen 


ſtattfindet, wird der Grundbuchbeamte dem Anſinnen 
des Staatsanwalts um Erteilung eines ſchriftlichen 
Aufſchluſſes, einer Abſchrift oder eines Auszugs aus 
dem Grundbuch gewöhnlich zu entſprechen haben. Hier 
kehrt ſich alſo die in den 88 543, 546 a. a. O. auf⸗ 
geſtellte Regel ins Gegenteil um; die perſönliche Ein⸗ 
ſicht des Grundbuchs durch den Staatsanwalt bleibt 
auf ſeltene Fälle beſchränkt. 
| II. Staatsanwalt Hümmer in Weiden. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Das dem Eigentümer ans einem Nangvorbehalte 
nach Maßgabe des $ 881 BB. erwachſene Recht kaun 
nicht für ſich allein abgetreten werden. dasz iſt 
da gegen die Abtretung eines perſönlichen durch Bor: 
merkung geſicherten Anſpruchs des Eigentümers auf 
Nangrücktritt eines Nechts. Auf dem Grundſtück der 
Frau Sch. ſtand für den Kläger eine Hypothek zu 
3800 Mk., bei der vorgemerkt war, daß ſich der 
Kläger verpflichtet habe, mit 2800 Mk. einer einzu⸗ 
tragenden Baugeldhypothek von 70000 Mk. den Vor⸗ 
rang einzuräumen. Eine ſolche angebliche Bauhypothek 
im Betrage von 74000 Mk. wurde nachträglich für 
Zimmermeiſter H. ohne Beifügung ihres Vorrangs 
eingetragen und ſpäter dem Beklagten abgetreten. 
Dieſer verſprach, angeblich um die Zwangsverſteige— 
rung aus den 3800 Mk. abzuwenden, die ihm der 
Kläger als den 74000 Mk. vorgehend bezeichnet haben 
ſoll, im Frühjahr 1905 mündlich und ſchriftlich, daß 
er die Hypothek zu 3800 Mk. vom Kläger übernehmen 
wolle. In'der Klage iſt der Vollzug dieſer Abmachung, 
d. i. Zahlung von 3800 Mk. ſamt Zinſen gegen 
Uebertragung der Hypothek verlangt. Der Beklagte 
hat Klagabweiſung beantragt, weil ihm der Kläger 
den verſprochenen Hypothekrang nicht gewähren könne. 
Er behauptete, daß ihm ſowohl H. als die urſprüng— 
liche Hypothekſchuldnerin Frau Sch. ihre Rechte auf 
Rangrücktritt der 2800 Mk. abgetreten hätten. Der 
Kläger beſtritt die Zuläſſigkeit der Abtretung. Das 
Reichsgericht erklärte die Abtretung für wirkſam. 

Aus den Gründen: Die Klage muß als un= 
begründet abgewieſen werden, weil der Vorderrichter 
einwandfrei feſtgeſtellt hat, daß der Kläger unbe— 
ſchränkten zweiten Rang der von ihm verkauften 
Hypothek zu 3800 Mk. zugeſichert hat, und daß er 
wegen der bei ihr eingetragenen Verpflichtung zum 
Rangrücktritt mit 2800 Mk. jenen Rang nicht ge— 
währen, ſeine Verkäuferpflicht alſo nicht ganz er— 
füllen könne. Der Reviſionskläger erhebt den Angriff, 
daß die hüchſt perſönliche Befugnis des Eigentümers 
aus 8 881 BGB., die ihm die Erlangung einer ſpateren 
Hypothek ermöglichen folle, unabtretbar und dann 
erledigt ſei, ſobald die ſpätere Hypothek, für deren 
Erlangung der Rangvorbehalt beſtimmt ſei, ohne 
deſſen Ausnützung als nachſtehend eingetragen werde. 
Der ſpätere Hypothekar könne ſich daher auf das 
Recht des Eigentümers nicht berufen. Wäre dies 
richtig, ſo hätte der verkauften Hypothek allerdings 
kein Rechtsmangel angeklebt, der Beklagte könnte ſich 
der Erfüllung des Kaufvertrags nicht weigern. Aber 
jene Rechtsausführungen der Reviſion treffen nicht zu. 
Es muß ihnen zwar zugegeben werden, daß ein bei 
einer Hypothek für den Eigentümer eingetragener 
Vorbehalt der Befugnis, ein anderes dem Umfange 
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nach beſtimmtes Recht mit dem Range vor jener 
Hypothek eintragen zu laſſen, ein vollendetes ding⸗ 
liches Recht des Eigentümers bildet, das feſt mit dem 
Eigentum verbunden iſt und nach dem Abſ. 3 des 
8 881 auf jeden neuen Grundſtückserwerber mit über⸗ 
geht und das nach faſt einſtimmiger Anſicht der 
5 für ſich allein nicht gepfändet, daher auch 
nach $ 400 BGB. nicht übertragen werden kann. (Vgl. 
Turnau⸗Förſter, e I 8 881 II 3 S. 182, 
Planck III $S 881 Anm. 3, Staudinger III 8 881 
Anm. 21II e, Cerinl, Rangvorbehalt S. 45. A. M. allein 
Neumann, BGB. 8 881 Anm. 7). Man kann aber 
all' dies auf ſich beruhen laſſen, weil es ſich um ein 
vollkommenes dingliches Recht der bezeichneten Art, 
um einen Vorbehalt nach $ 881 hier überhaupt nicht 
handelt, ſondern nur um den perſönlichen Anſpruch 
der Eigentümerin Sch. auf künftigen Rangrücktritt 
der 2800 Mk. hinter neu einzutragende 70000 Mk. 
Denn in der Schuldurkunde über die 3800 Mk. vom 
9. Januar 1903 heißt es wörtlich: 

„Der Gläubiger der einzutragenden Poſt von 
3800 Mk. iſt verpflichtet, einer 70 Baugelderhypothek 
im Höchſtbetrage von 70000 M.. den Vorrang 
vor einem Teilbetrage von 2800 Mk. ſeiner Hypothek 
einzuräumen... 

Auf dieſe Schuldurkunde iſt im Grundbuch bei 
der Hypothek zu 3800 Mk. in der Spalte „Verän⸗ 
derungen“ in der „Vormerkung“ ausdrücklich Bezug 
genommen, die „zur Erhaltung des Rechts des Eigen⸗ 
tümers, eine Baugeldhypothek im Höchſtbetrage von 
70 000 Mk. mit dem Vorrang vor einem Teilbetrag 
von 2800 Mk. dieſer Hypothek eintragen zu laſſen“, 
eingeſchrieben worden iſt. Zwar entſpricht der Wort⸗ 
laut dieſer Einſchreibung nicht genau dem der Schuld— 
urkunde, aber aus der Bezugnahme auf die Schuld⸗ 
urkunde geht unzweifelhaft hervor, daß nicht ein 
vollendeter dinglicher Vorbehalt nach 8 881 BGB. 
geſchaffen ſondern nur der perſönliche Anſpruch der 
Eigentümerin auf künftige Vorrangseinräumung 
nach § 883 daſelbſt geſichert werden ſollte. Ein ſolcher 
perfönlicher Anſpruch unterlag aber der Abtretungs— 
beſchränkung keineswegs, er war nicht unlöslich vom 
Eigentum und die Eigentümerin konnte frei darüber 
zugunſten des Inhabers der Hypothek verfügen, 
welcher der Vorrang eingeräumt werden ſollte, und 
daß in der H.ſchen Hypothek die gemeinte Baugelder— 
hypothek von 70000 Mk. enthalten war, iſt vom Be⸗ 
rufungsrichter e feſtgeſtellt. (ürt. des V. 38. 
vom 19. Juni 1907). 
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II. 


Umfang des Schutzes des Namensrechts (5 12 BEB.). 
Uebertragung des Rechts auf den Gebrauch des Namens. 
Die Parteien ſind Apothekenbeſitzer; der Kläger be⸗ 
treibt eine Apotheke in M., der Beklagte eine Apotheke 
in B. Letztere gehörte vor Jahren dem Vater des 
Klägers, der ſie im Jahre 1865 verkaufte. Bei der 
Veräußerung wurde auch die in der Apotheke befind— 
liche Rezeptur auf den Erwerber übertragen und mit 
ihr ein Rezept zur Herſtellung von Rhabarberpillen, 
die als „Bl.ſche Rhabarberpillen“ in den Verkehr ge— 
bracht wurden. Ein ſpäterer Erwerber der Apotheke 
erwirkte in den Jahren 1896 und 1897 bei dem 
Patentamte für die vorerwähnten Pillen zeichenrecht⸗ 
lichen Schutz und zwar in zweierlei Geſtalt, einmal 
als Wortzeichen — Bl. ſche Rhabarberpillen —, ſodann 
als Kombinationszeichen in Geſtalt einer runden Eti⸗ 
kette, auf der die Bezeichnung Bl.ſche Rhabarberpillen 
durch ſtärkeren Druck hervortritt. Der Kläger bean— 
tragte, den Beklagten zu verurteilen, in die Löſchung 
der Warenzeichen zu willigen. Er ſtützte ſeinen An⸗ 
ſpruch auf den $ 12 BGB. Die erſte Inſtanz verur— 
teilte den Beklagten nach dem Klageantrag. Die Bes 
rufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Das 
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Berufungsgericht erachtet den 8 12 BGB. für anwend⸗ 
bar und alle ſeine Vorausſetzungen für gegeben. Der 
Einwand des Beklagten, durch das zwiſchen ihm und 
dem Vater des Klägers begründete Rechtsverhältnis 
ſei ihm die Eintragung der Warenzeichen geſtattet, 
mindeſtens ſei dieſe nachträglich genehmigt worden, 
wurde vom Berufungsgericht verworfen. Die Revi⸗ 
ſion hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Das OLG. geht mit Recht 
davon aus, daß 8 12 BGB. an ſich hier anzuwenden 
iſt. Es iſt anerkannten Rechts, daß neben den im 
Geſetze vom 12. Mai 1894 geordneten zeichenrechtlichen 
Löſchungsgründen die ſonſt begründeten privatrecht⸗ 
lichen Titel — feien es Namens-Firmenrechte oder 
Rechte aus dem Geſetze zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs — in Kraft bleiben, vermöge deren der 
Verletzte die Beſeitigung der Beeinträchtigung ſeines 
Rechts durch gun des Warenzeichens verlangen 
darf. Nach § 12 BGB. kann der berechtigte Träger 
eines Namens Befeitigung der Beeinträchtigung ver⸗ 
langen, wenn ein anderer ſein Intereſſe dadurch ver⸗ 
letzt, daß er unbefugt den gleichen Namen gebraucht. 
Die Vorausſetzung, daß der Beklagte den gleichen 
Namen wie der Kläger gebraucht, mag dadurch erfüllt 
ſein, daß er den Familiennamen, wenn gleich in ab⸗ 
geleiteter Form, mit einem Zuſatz zur Herſtellung 
ſeines Warenzeichens benutzt. Auch mag der Kläger 
an ſich ein berechtigtes Intereſſe daran haben, daß 
der Beklagte nicht den gleichen Namen gebraucht. 
Zwar iſt der Kläger trotz der Eintragung des Waren⸗ 
zeichens nicht gehindert, ſeinen Namen zur Bezeich⸗ 
nung der eigenen Waren zu gebrauchen (8 13 des 
Geſetzes v. 12. Mai 1894). Er iſt indes wegen der 
Eintragung des Warenzeichens für den Beklagten 
nicht in der Lage, ein gleiches oder zum Verwechſeln 
ähnliches Warenzeichen für ſich eintragen zu laſſen. 
Mit Recht aber macht die Reviſion geltend, daß der 
Gebrauch des Namens durch den Beklagten kein 
unbefugter iſt. Nach dem Sachverhalt überließ 
der Vater des Klägers im Jahre 1865 beim Verkauf 
der Apotheke in B. dem damaligen Erwerber ohne 
jede Einſchränkung das Rezept zur Herſtellung der 
unter der Bezeichnung „Bl.ſche Rhabarberpillen“ in 
den Verkehr gebrachten Pillen; ſeitdem geſchah ihre 
Herſtellung und gewerbliche Verwertung als Bl. ſche 
Rhabarberpillen uneingeſchränkt und mit Wiſſen und 
Willen des Vaters des Klägers durch die Inhaber der 
Apotheke in B.; Karl Bl. ſelbſt enthielt ſich fortan 
ihrer Fabrikation. Die ſo ſchrankenlos erfolgte Ueber⸗ 
tragung ſeines Rechts ſchuf für die Beſitzer der Apo⸗ 
theke in B. die Befugnis zu jeder überhaupt möglichen 
gewerblichen Verwertung des Rechts. Insbeſondere 
war hierin die Berechtigung eingeſchloſſen, gegebenen 
Falls zwecks gewerblicher Verwertung die Eintragung 
eines entſprechenden Warenzeichens zu verlangen. Es 
iſt unzutreffend, wenn das Berufungsgericht von dem 
Beklagten den beſonderen Nachweis verlangt, daß der 
Vater des Klägers damals auch das Recht zur Ein- 
tragung des Warenzeichens habe übertragen wollen. 
Damals war ein ſolches beſonderes Recht überhaupt 
noch nicht geſetzlich geſchaffen. Die Entäußerung 
konnte daher nicht Gegenſtand des Abkommens werden. 
Allein entſcheidend war, daß der Veräußerer erkenn— 
bar ſich jeder rechtlichen Verfügung hinſichtlich der 

„Bleſchen Rhabarberpillen“ entäußert hatte. Aller- 
dings gab er damit auch ſolche Rechte auf, die erſt 
durch die künftige Geſegebung den Gewerbetreibenden 
verliehen worden ſind, insbeſondere alſo auch das 
Recht zur Eintragung als Warenzeichen. Allein die 
Aufgabe aller dieſer Rechte iſt nur die notwendige 
Folge deſſen, daß er ſich jeder rechtlichen Beziehung 
zu dem gewerblich hergeſtellten Medikamente begeben 
hatte, nicht ein zu erweiſender beſonders gewollter 
Vertragsinhalt. (Urt. des IV. 35. vom 20. Juni 1907). 
1033 i 
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III. 


Begriff der verfaſſungsmäßig bernfenen Vertreter 
einer Aktiengeſellſchaſt im Sinne der 88 30, 31 BGB. 
Eine Aktiengeſellſchaft beſaß in B. und anderen Orten 
Fabriken. Nach ihrem Statut konnte ihr Vorſtand 
mit Zuſtimmung des Aufſichtsrats den Betrieb von 
Geſchäften für die Geſellſchaft und deren Vertretung 
in Bezug auf dieſe Geſchäftsführung einzelnen Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern oder anderen Bevollmächtigten oder 
Angeſtellten der Geſellſchaft übertragen. In Gemäß⸗ 
heit dieſer Beſtimmung wurde die Leitung der chemi⸗ 
ſchen Fabrik, welche die Geſellſchaft in O. betrieb, 
einem akademiſch gebildeten Chemiker übertragen. In 
einem Rechtsſtreite wegen Schadenserſatzes wurde u. a. 
die Frage ſtreitig, ob er ein verfaſſungsmäßig be⸗ 
rufener Vertreter der Geſellſchaft im Sinne der 88 30, 
31 BGB. ſei. Sie wurde vom Reichsgerichte bejaht. 

Gründe: Nach dem Tatbeſtande des erſten Ur⸗ 
teils war zwiſchen den Parteien unſtreitig, daß dem 
Kl. von dem Vorſtande der beklagten Geſellſchaft ge⸗ 
mäß Art. 18 Satz 2 und 3 des Geſellſchaftsſtatuts die 
Geſchäftsführung und Vertretung der Geſellſchaft in 
Anſehung der Werke in O. übertragen war. Aller⸗ 
dings hat die Beklagte gleichwohl beſtritten, daß Kl. 
ihr verfaſſungsmäßiger Vertreter im Sinne von 8 31 
BGB. geweſen ſei, und nach dem Tatbeſtande der 
2. Inſtanz und dem Schriftſatze vom 1. Oktober 1906 
zur Begründung dieſer ihrer Meinung geltend ge⸗ 
macht, Kl. ſei nicht juriſtiſcher Vertreter der Geſell⸗ 
ſchaft, ſondern lediglich techniſcher, wenn auch ftatuten- 
mäßig beſtellter Leiter der Zweigfabrik in O. Aus 
dieſem Vorbringen ergibt ſich höchſtens, daß die Be⸗ 
klagte ihre früheren Angaben über die Stellung des 
Kl. dahin einſchränken oder erläutern wollte, dieſer 
ſei zu ihrer Vertretung nur inſoweit berufen ge— 
weſen, als es ſich um die Leitung der Fabrikation 
und um die damit in Verbindung ſtehenden Geſchäfte 
gehandelt habe, nicht aber in Anſehung des fauf- 
männiſchen Teils, er ſei alſo insbeſondere nicht zum 
Abſchluß der Geſchäfte über den Einkauf des Roh— 
materials und den Abſatz der in der Fabrik herge— 
ſtellten Produkte ermächtigt geweſen. Dadurch wird 
aber nicht ausgeſchloſſen. daß Kl. Vertreter der be— 
klagten Geſellſchaft im Sinne von § 30 BGB. war, 
es war dann nur ſeine Vertretungsmacht auf die 
techniſche Leitung des Unternehmens beſchränkt; in 
dieſes Gebiet aber fällt der Vorgang vom 24. Dezem⸗ 
ber 1903, bezüglich deſſen dem Beklagten Kl. ſchuld⸗ 
gegeben wird, daß er verſäumt habe, in zureichender 
Weiſe diejenigen Maßnahmen anzuordnen, welche nach 
Lage der Sache zur Abwendung der aus dem Oeffnen 
der Chlorkalkkammern für dritte Perſonen erwachſen— 
den Gefahren erforderlich geweſen ſeien. (Urt. des 
VI 88. vom 11. Juli 1907). 


— — gn. 
IV. 
. Begriff des im Inſtanzenzuge zunächſt höheren Ge: 
richts lm Sinne des 8 35 398. ae Geſuche des 


Rechtsanwalts r. L. in M., für die Klage der In⸗ 
ſpektorswitwe M. in M. gegen den Bauunternehmer 
G. in M. und den Sägewerksbeſitzer J. F. in 
H. auf Grund des § 36 Ziff. 3 der ZPO. das zuſtän⸗ 
dige Gericht zu beſtimmen, kann nicht ſtattgegeben 
werden, da nach ſtändiger Praxis des Reichsgerichts 
nicht dieſes, ſondern das Bayer. Oberſte Landesgericht 
zur Beſtimmung des zuſtändigen Gerichtes berufen iſt, 
ſofern, wie hier der Fall, die mehreren Beklagten ihren 
allgemeinen Gerichtsſtand ohne Ausnahme in Bayern 
haben, auch in den Fällen, in denen über die Reviſion 
das Reichsgericht zu entſcheiden haben würde. (Be— 
ſchluß des Ferien ZS. vom 30. Auguſt 1907, IV 651/07). 
1] — ———— nger. 
Bemerkung des Einſenders: Die zur Be— 
gründung dieſes Beſchluſſes herangezogene ſtändige 
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Praxis des Reichsgerichts in der vorwürfigen Frage 
ſcheint wenig bekannt zu ſein. Die in der Praxis 
am häufigſten angewendeten Kommentare zur ZPO. 
von Seuffert und Gaupp-Stein geben noch in den 
letzten Auflagen in den Bemerkungen zu 8 36 ZPO. 
übereinſtimmend der Anſicht Raum, daß das Reichs⸗ 
gericht auch in den Fällen, in denen die mehreren 
Beklagten ihren allgemeinen Gerichtsſtand im Bezirke 
verſchiedener bayeriſcher Oberlandesgerichte haben, 
das zuſtändige Gericht zu beſtimmen hat, wenn es für 
die Reviſion in der Sache zuſtändig iſt. Ein Hinweis 
auf abweichende Meinungen in Theorie oder Recht- 
ſprechung findet ſich dort nicht. Angeſichts dieſes 
Widerſpruchs der Meinungen in Theorie und Praxis 
wäre eine Erörterung der Frage nicht unerwünſcht. 
Insbeſondere würde eine erſchöpfende Würdigung der 
Gründe für die Stellung des Reichsgerichts ein um ſo 
größeres Intereſſe bieten, als der Wortlaut des Ge— 
ſetzes für die in den angeführten Kommentaren ver⸗ 
tretene Anſicht zu ſprechen ſcheint. 


B. Strafſachen. 
I. 


Wirkung der Aufrechthaltung der Feſtſtellungen 
55 Schuldfrage bei Aufhebung des Urteils im übrigen. 
erückſichtigung neuer für die Strafbemeſſung erheb⸗ 
licher Tatſachen — volle Strafmündigkeit — bei der 
neuen Verurteilung. Das frühere Urteil der Straf- 
kammer war aufgehoben worden, weil die Feſtſtellung 
fehlte, ob die nach dem Urteile noch nicht 18 Jahre 
alte Angeklagte bei Begehung der ſtrafbaren Hand» 
lung die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforder⸗ 
liche Einſicht beſeſſen hatte. Die Aufhebung hatte ſich 
nicht auf die Feſtſtellungen zur Schuldfrage erſtreckt. 
In dem nunmehr angefochtenen Urteile iſt feſtgeſtellt, 
daß die Angeklagte zur Zeit der Begehung der Tat 
18 Jahre alt war. Die Strafe wurde nach Maßgabe 
des 8 57 StGB. bemeſſen. Dies wurde nicht ges 
billigt. . .. Wenn in dem früheren Reviſionsurteile 
von dem erſten Urteile der Strafkammer die Feit- 
ſtellungen zur Schuldfrage aufrecht erhalten ſind, ſo 
bedeutet das nur, daß die Tatbeſtandsfeſtſtellung für 
das weitere Verfahren maßgebend bleibt und nicht 
mehr in Zweifel gezogen werden darf. Inſoweit 
dürfen daher auch Tatſachen, in denen der Tatbeſtand 
als verwirklicht angefehen tft und deren Wegfall mit- 
hin der Tatbeſtandsfeſtſtellung den Boden entziehen 
würde, nicht weiter in Frage geſtellt werden. Wäre 
alſo z. B., wie hier urſprünglich angenommen wurde, 
die Angeklagte 3. Z. der Tat noch nicht ganz ſtraf⸗ 
mündig geweſen, wäre aber das Vorhandenſein der 
erforderlichen Einſicht feſtgeſtellt worden, ſo könnte 
fortan dieſe Einſicht nicht mehr in Zweifel gezogen 
und verneint werden. Es würde aber aus der aus— 
geſprochenen Aufrechthaltung der Feſtſtellung zur 
Schuldfrage nicht folgen, daß die Angeklagte für das 
weitere Verfahren nun auch unter allen Umſtänden 
als nicht ganz ſtrafmündig angeſehen und behandelt 
werden müßte. Denn die Tatſache der vollen Straf— 
mündigkeit würde die Tatbeſtandsfeſtſtellung nicht 
nur nicht in Frage ſtellen, ſondern ihr im Gegenteil 
inſofern eine noch weitere Rechtsgrundlage geben, 
als es auf die Frage der Einſicht überhaupt nicht 
mehr ankam. Anderſeits kommt der Mangel voller 
Strafmündigkeit, wenn einmal auf Grund eines der 
Tatbeſtände des Straſgeſetzes Verurteilung erfolgt iſt, 
überhaupt nur noch im Sinne des §S 57 StGB. für die 
Strafzumeſſung in Betracht. Inſoweit iſt aber das 
frühere Urteil vollſtändig aufgehoben, ſo daß alle 
für die Strafzumeſſung erheblichen Tatſachen, ſoweit 
fie nicht in dem vorſtehend dargelegten Sinne ſchon 
mit der Tatbeſtandsfeſtſtellung gegeben find, erneut 
zu prüfen und feſtzuſtellen ſind. Deshalb iſt auch die 
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Frage, ob die Angeklagte z. Z. der Tat ſtrafmündig 
war, von dieſer Prüfung nicht ausgeſchloſſen, viel⸗ 
mehr muß, wenn die Angeklagte damals die volle 
Strafmündigkeit beſaß — wie die Strafkammer jetzt 
feſtſtellt — dieſe Tatſache berückſichtigt werden. Damit 
entfällt die tatſächliche und rechtliche Grundlage für 
eine Strafbemeſſung aus 8 57 StGB. (Urt. d. V. StS. 
v. 9. Juli 1907, 5 D. 356,07). 
1041 
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II. 


Begriff der den Gegenſtand der . bil⸗ 
denden Tat und der Teilnahme daran ($ 56 Nr. 3 SIPOD.). 
Wie der Eröffnungsbeſchluß und das Urteil im Zu⸗ 
ſammenhalte mit der Anklageſchrift erſehen laſſen, 
umfaßte die den nn der Unterſuchung bildende 
Tat den dem Polizeibeamten W. von den nunmeh⸗ 
rigen Zeugen K. und G. und den Angeklagten geleiſteten 
Widerſtand. Da die beiden erſteren zur Zeit der Haupt⸗ 
verhandlung gegen die Angeklagten wegen ihrer Be⸗ 
teiligung an dieſem Vorgange ſchon verurteilt waren, 
mußten fie nach 8 56 Nr. 3 StPO. unbeeidigt ver⸗ 
nommen werden. Allerdings iſt bei der Urteils⸗ 
findung eine Aenderung des bei der Nichtbeeidigung 
mit Recht eingenommenen Standpunktes, daß die beiden 
Zeugen „als Mittäter wegen der zur Anklage ſtehen⸗ 
den Tat verurteilt ſeien“ inſofern eingetreten, als die 
Angeklagten nicht wegen Widerſtands, ſondern nach 
8 111 Abſ. 2 StGB. verurteilt worden find. Dieſer 
Umſtand machte aber (vgl. RGE. Bd. 31 S. 220) 
eine nachträgliche Beeidigung der Zeugen nicht not⸗ 
wendig, da dadurch die Tat im Sinne des § 56 Nr. 3 
StPO. nicht verändert wurde (Entſch. Bd. 32 S. 32). 
Der Begriff der Tat in dieſem Sinne fällt nicht mit 
dem Tatbeſtande der dem Angeklagten 5 a ge⸗ 
legten Handlung zuſammen (Entſch. Bd. S. 300), 
umfaßt vielmehr den ganzen, die 21088 der ein⸗ 
zelnen Beteiligten in ſich ſchließenden Vorgang, auf 
welchen die Unterſuchung ſich bezieht (Entſch. Bd. 11 
S. 301) und innerhalb deſſen der Tatbeſtand des dem 
Angeklagten zur Laſt gelegten Vergehens verwirklicht 
wurde und durch die Handlung einer anderen Per⸗ 
ſon, welche an dem Vorgang teilnimmt, möglicher⸗ 
weiſe der Tatbeſtand eines andern Vergehens ver- 
wirklicht werden kann (Entſch. Bd. 17 S. 102). Unter 
der Teilnahme an der Tat in dieſem Sinne iſt aber 
jede ſtrafrechtlicher Ahndung unterliegende Beteili— 
gung an dem zur Anklage geſtellten Vorgange zu ver— 
ſtehen (Entſch. Bd. 12 S. 102). Es iſt daher belang⸗ 
los, daß nach dem Ergebniſſe der Hauptverhand⸗ 
lung die Zeugen nicht mehr „Mittäter“ der dem 
Beſchwerdeführer zur Laſt gelegten Handlung ſind, 
da ſie immerhin Teilnehmer daran im Sinne des 
§ 56 Nr. 3 StPO. geblieben find und daher ihre uns 
beeidigte Vernehmung gerechtfertigt blieb. (Urt. des 
V. StS. vom 28. Juni 1907, 5 D 346/07). 
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III. 


Schwurgerichtliches Verfahren. Frageſtellung bei 
Mittätern. Ueberflüſſige Beantwortung der Frage auf 
mildernde Umſtände. Hinweiſung anf Veränderung des 
rechtlichen Geſichtspunktes. Bekanntgabe des dn 
von Urkunden auf anderem Wege als durch Berleſung 
Den Geſchworenen wurden in Anſehung der beiden 
Angeklagten — Eheleute — die Hauptfragen wegen 
Raubes unter 1 und 2 je dahin vorgelegt, ob ſie 
ſchuldig find... und zwar der Angeklagte allein 
oder gemeinſchaftlich mit ſeiner Ehefrau, die Ange— 
klagte gemeinſchaftlich mit ihrem Ehemanne dem ... 
Geldſtücke .. weggenommen zu haben und zwar a) mit 
Gewalt gegen die Perſon des .., b) auf einer Straße, 
und weiter je für den Fall der Bejahung der Haupt- 
fragen die Nebenfragen auf mildernde Umſtände unter 
la und 1b. Die Geſchworenen haben unter Ver— 
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neinung des Tatbeſtandsmerkmals der Gewalt die 
beiden Hauptfragen bejaht, die Nebenfragen verneint. 
Das Gericht hat den Angeklagten wegen Diebſtahls 
im Rückfalle, die Angeklagte wegen einfachen Dieb- 
ſtahls beſtraft. Die Reviſion rügt, die Einleitung des 
Berichtigungsverfahrens ſei zu Unrecht unterblieben, 
der Wahrſpruch der Geſchworenen ſei undeutlich und 
in ſich widerſprechend. Die Rüge iſt nicht begründet. 
Wie das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat 
(Entſch. Bd. 2 S. 100, Bd. 10 S. 317, Goltd Arch. Bd. 49 
S. 278), wird der Wahrſpruch der Geſchworenen da⸗ 
durch, daß ſie eine Nebenfrage nach mildernden Um⸗ 
ſtänden beantwortet haben, obwohl deren Beant⸗ 
wortung durch die vorausgegangene teilweiſe Ver⸗ 
neinung der Hauptfrage überflüſſig geworden war, 
nicht in ſich widerſprechend oder undeutlich. Hier 
kommt dazu, daß ſich durch die teilweiſe Verneinung 
der Hauptfrage wenigſtens in Anſehung des Ange⸗ 
klagten der Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung er- 
ab, bei der das Geſetz die Annahme mildernder Um⸗ 
ſtände zuläßt; ob dieſe vorhanden waren, konnte nur 
durch die Geſchworenen entſchieden werden (RGE. 
Bd. 39 S. 97). Der in RGE. Bd. 35 S. 283 behan⸗ 
delte Fall lag weſentlich anders und bedeutet nicht 
eine grundſätzliche Abweichung von der in den obigen 
gen vertretenen Auffaſſung; im vorliegen⸗ 
den Falle kann kein Zweifel ſein, was die Geſchworenen 
mit ihren Antworten feſtgeſtellt wiſſen wollten und 
ob ſie ſich über die Bedeutung der Fragen klar waren. 
Die e entſpricht allerdings inſofern 
nicht dem § 292 Abſ. 3 StPO, als in der den An⸗ 
geklagten betreffenden Hauptfrage 1 bereits eine Ant⸗ 
wort über die Mitſchuld der Angeklagten und in der 
dieſe betreffenden Hauptfrage 2 eine Antwort über die 
Mitſchuld des Angeklagten gefordert wurde (RGE. 
Bd. 36 S. 18). Hierwegen iſt aber eine Beſchwerde 
nicht erhoben und ein eine Verletzung des 8 47 StGB. 
enthaltender Widerſpruch iſt durch die Beantwortung 
der Fragen nicht eingetreten, die bei dem Ange⸗ 
klagten die Gemeinſchaftlichkeit der en in zu⸗ 
läſſiger Weiſe (Entſch. v. o. und Bd. 37 S. 215) offen 
ließ, bei der Angekla 8 aber bejahte (vgl. Entſch. 
Bd. 20 S. 188, Bd. 28 S. 343). Daß das Urteil in 
Anſehung der Angeklagten, bei der allein der 8 47 
StGB. nach dem Spruche der Geſchworenen anzuführen 
war, dieſe Anführung unterließ, verſtößt allerdings 
gegen § 266 Abſ. 3 StPO., gefährdet aber das Urteil 
nicht, da nicht anzunehmen iſt, daß es darauf beruht, 
und zwar um ſo weniger, als es die gemeinſchaft⸗ 
liche Begehung der Tat ausdrücklich hervorhebt (vgl. 
Goltd Arch. Bd. 47 S. 374). 

Einer Hinweiſung auf die Veränderung des recht⸗ 
lichen Geſichtspunktes ($ 264 StPO.) bedurfte es nicht 
bei der Verurteilung wegen Diebſtahls nach 8 242 
StGB. (RGE. Bd. 19 S. 224; Goltd Arch. Bd. 54 S. 71), 
wohl aber bei der Anwendung des § 244 a. a. O.: 
denn nach dieſer Richtung die Verteidigung auszu⸗ 
dehnen, war der Angeklagte nach der Frageſtellung 
nicht veranlaßt. Auf der unterlaſſenen Hinweiſung 
beruht aber das Urteil nicht. Wie das Protokoll über 
die Hauptverhandlung ergibt, iſt nach der Verkündung 
des Wahrſpruchs der Geſchworenen die Frage des 
§ 244 StGB. zum Gegenſtande der Verhandlung ge⸗ 
macht worden. Der Angeklagte war demnach in der 
Lage, bei ſeinen Ausführungen und Anträgen nach 
§ 314 StPO. ſeine Verteidigung in dieſer Richtung 
vorzubringen. Wie er ſie bei ausdrücklicher Hinweiſung 
anders hätte einrichten können, iſt nicht abzuſehen; 
daß die Vorausſetzungen des 8 244 StGB. nicht ge⸗ 
geben ſeien, behauptet die Reviſion ſelbſt nicht. 

Daß die Strafliſte des Angeklagten verleſen 
wurde, auf welche das Urteil neben dem „eigenen in 
der Hauptverhandlung gemachten Zugeſtändnis“ des 
Angeklagten Bezug nimmt, ergibt das Protokoll aller— 
dings nicht. Daraus folgt aber noch nicht die von 
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der Reviſion gerügte Verletzung der §8§ 248, 260, 263 
StPO., da das Gericht auch auf andere, zuläſſige Weiſe 
als durch die Verleſung von dem Inhalte der Straf⸗ 
liſte Kenntnis erhalten haben kann (vgl. RGE. Bd. 35 
S. 198) und die Bezugnahme auf das „Zugeſtändnis“ 
dieſe Möglichkeit nahe legt. (Urt. des V. StS. vom 


21. Juni 1907, 5 D 420/07). 
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Oberſtes Landesgericht. 


Zivilſachen. 
I. 


Kann zwiſchen on. minderjährigen Geſchwiſtern 
ein nicht andfchließlih in der Erfüllung einer Ber: 
bindlichkeit beſtehendes Rehtägelhäft vom gemein: 
ſchaftlichen Bormund allein geſchloſſen werden, 
wenn ein Gegenſatz der Intereſſen nicht vorliegt?!) 
(BB. 88 181, 1795, 1915). Der am. 3. April 1905 
verſtorbene Schloſſermeiſter Paul S. in M. iſt von 
ſeiner Witwe Anna S. und ſeinen fünf Kindern, wo⸗ 
von vier minderjährig ſind, beerbt worden. Zum 
Nachlaſſe gehört ein Anweſen. Zwiſchen der Witwe, 
dem volljährigen Sohne und dem zum Pfleger für 
die vier minderjährigen Kinder beſtellten Architekten 
Franz Xaver S. in M. iſt am 2. Mai 1907 ein 
notariell beurkundeter Auseinanderſetzungsvertrag ge⸗ 
ſchloſſen worden, in dem in Anſehung des Anweſens 
beſtimmt wurde, daß die ſechs Erben Miteigentümer 
nach den dem Verhältnis ihrer Erbteile entſprechen⸗ 
den Bruchteilen werden ſollen. Demgemäß haben 
die Beteiligten auch die Auflaſſungserklärungen da— 
hin abgegeben, daß das Eigentum an dem Anweſen 
zu ½ auf Anna S. und zu je ½0 auf die fünf Kinder 
übergehen ſolle, und die Eintragung der Miteigen- 
tümer in das Grundbuch beantragt. Die getroffenen 
Vereinbarungen ſind von dem Vormundſchaftsgericht 
genehmigt worden. Das Amtsgericht M., Grund buch⸗ 
amt, hat jedoch die beantragte Eintragung abgelehnt, 
weil nach 8 181 BGB. ſowohl bei der Auseinander: 
ſetzung als bei der Auflaſſung jedes der vier minder⸗ 
jährigen Kinder von einem beſonderen Pfleger hätte 
vertreten werden müſſen. Die von der Witwe und 
dem Pfleger namens der vier minderjährigen Kinder 
eingelegte Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Anna S. 
legte weitere Beſchwerde ein, welche vom ObL G. mit 
folgender Begründung dem RG. vorgelegt wurde. Nach 
dem § 181 BGB. kann ein Vertreter, ſoweit nicht ein 
anderes ihm geſtattet iſt, im Namen des Vertretenen 
mit ſich als Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeſchäft 
nicht vornehmen, es ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft 
ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit 
beſteht. Tiefe Vorſchrift gilt nach den SS 1795, 1915 
BGB. für den Vormund und den Pfleger neben den 
dort beſtimmten beſonderen Beſchränkungen ihrer Ver— 
tretungsmacht. Das BGB. enthält keine Beſtimmung, 
aus der ſich ergibt, daß einem für mehrere Pilege- 
befohlene beſtellten Pfleger geſtattet iſt, ſie bei einem 
zwiſchen ihnen vorzunehmenden Rechtsgeſchäfte, das 
nicht ausſchließlich in der Ecſüllung einer Verbind— 
lichkeit beſteht, zu vertreten, wenn ein Gegenſatz der 
Intereſſen unter ihnen nicht beſteht. Eine ſolche Ge— 
ſtattung kann insbeſondere nicht aus der nach 8 1915 
auf die Pflegſchaft entſprechend anzuwendenden Vor⸗ 
ſchrift des $ 1775 entnommen werden, daß für mehrere 
zu oa dende Geſchwiſter nur ein Vormund be— 
ſtellt werden ſoll, ſofern nicht beſondere Gründe für 
die Beſtellung mehrerer Vormünder vorliegen, denn 


) Anm. des derausgebers. Wir machen zur Vermeidung 
von un ſſen darauf aufmerkſam, daß der Beſchluß bier 
nur mitgeteilt wird, um die Auffaſſung des Oberſten Landesgerichts 
bekannt zu geben. Die tichſſchnur fur die Pratis kann erſt der zu 
erwartende Beſchluß des Reichsgerichts bilden, den wir ſeinerzelt 
gleichfalls veröffentlichen werden. 
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ein beſonderer Grund für die Beſtellung mehrerer 
Pfleger liegt jedenfalls dann vor, wenn die Geſchwiſter 
in der Angelegenheit, für die die Pflegſchaft angeord⸗ 
net wird, nicht durch einen gemeinſchaftlichen Pfleger 
vertreten werden können. Dem Vormundſchaftsgericht 
iſt auch nicht die Befugnis eingeräumt, die Beſtellung 
eines gemeinſchaftlichen Vertreters dadurch zu ermög⸗ 
lichen, daß es ihm die Vertretung der ſämtlichen 
Pflegebefohlenen bei dem vorzunehmenden Rechtsge⸗ 
ſchäfte geſtattet; der § 1795 läßt eine den Vormund 
von den dort angeführten Beſchränkungen ſeiner Ver⸗ 
tretungsmacht befreiende Anordnung des Vormund— 
ſchaftsgerichts nicht zu. Die Unſtatthaftigkeit der Ver⸗ 
tretung mehrerer Mündel oder Pflegebefohlenen bei 
einem zwiſchen ihnen vorzunehmenden Rechtsgeſchäft 
durch einen gemeinſchaftlichen Vormund oder Pfleger 
iſt in der Literatur ziemlich allgemein anerkannt. 
Damit ſtimmt insbeſondere auch die Rechtſprechung 
des Kammergerichts Berlin überein (Jahrb. f. Entſch. 
d. KG. Bd. 22 A 34, 101, 280, Bd. 23 A 89, Entſchßch 
Bd. 2 S. 110, 180, Bd. 3 S. 20). Im vorliegenden 
Falle war ſowohl bei dem Auseinanderſetzungsvertrag 
als bei den Auflaſſungen das Rechtsgeſchäft jeweils 
zwiſchen dem Erben, um deſſen Anteil es ſich handelte, 
und den anderen Erben vorzunehmen, es ſtanden alſo 
nicht nur die Mutter und der volljährige Bruder den 
ſämtlichen Pflegebefohlenen ſondern, ſoweit es ſich um 
den Anteil eines jeden von ihnen handelte, auch dieſer 
den anderen Pflegebefohlenen gegenüber. Hieran 
wurde bei den Auflaſſungen auch dadurch nichts ge— 
ändert, daß die Erben die Verfügungen über das zum 
Nachlaſſe gehörende Anweſen nach § 2040 Abſ. 1 BGB. 
nur gemeinſchaftlich treffen konnten, der erwerbende 
Erbe alſo nicht nur die Auflaſſungserklärung der 
anderen anzunehmen ſondern auch als Teilhaber der 
Erbengemeinſchaft der Uebertragung des Miteigen⸗ 
tums auf ihn zuzuſtimmen hatte. Die in dem Ber: 
trage vom 2. Mai 1907 getroffenen Vereinbarungen 
hatten, wie ſich aus dem § 2042 Abſ. 2 in Verbindung 
mit dem § 753 BGB. ergibt, nicht ausſchließlich die 
Erfüllung einer Verbindlichkeit zum Gegenſtand und 
ſind deshalb nach dem § 181 nichtig. Da inſolge— 
deſſen eine Verbindlichkeit zu den Auflaſſungen nicht 
begründet wurde, ſind dieſe gleichfalls nichtig, die be⸗ 
antragte Eintragung iſt daher mit Recht abgelehnt 
worden. Zur wirkſamen Vornahme der die Erb— 
teilung bezweckenden Rechtsgeſchäfte wird es übrigens 
nicht unbedingt notwendig ſein, vier Pfleger zu be⸗ 
ſtellen, ſondern es werden zwei genügen, wenn ſie in 
der Weiſe beſtellt werden, daß der eine jeweils die 
veräußernden und der andere jeweils den erwerben— 
den Pflegebefohlenen zu vertreten hat. Der Mutter 
und dem volljährigen Bruder gegenüber können die 
vier Pflegebefohlenen von dem nämlichen Pfleger ver— 
a werden (neue Samml. v. Entſch. d. ObLG. Bd. 3 

S. 311). Aus dieſen Gründen würde der Senat die 
weitere Beſchwerde zurückweiſen, wenn er ſich nicht 
durch den auf der gegenteiligen Rechtsanſicht beruhen⸗ 
den Beſchluß des OLG. Colmar vom 12. September 
1902 (Rechtſpr. des OLG. Bd. 6 S. 39) daran ge: 
hindert und genötigt ſähe, die weitere Beſchwerde ge⸗ 
mäß § 28 Abi. 2 des FGG. dem Reichsgerichte vor⸗ 
zulegen. (Beſchl. des 335. vom 6. September 1907, 
Reg. III Nr. 61.07). W 
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Vorausſetzungen des Art. 183 GebG. Der wegen 
Geiſtesſchwäche entmündigte Paul A. lebt mit ſeiner 
Frau im Güterſtande der Gütertrennung nach dem 
BB. Im Jahre 1905 war er als Miteigentümer 
der aus dem Vermögen der Frau erworbenen 
Ne. 4869 % und 4886 StG. M. im Grundbuch ein⸗ 
getragen. An dieſen Grundſtücken war damals zur 
Sicherung einer Forderung des Großhändlers K. in 
M. von 152 000 M. eine Hypothek beſtellt; die Hypo- 


thekenforderung war einer Bankfiliale verpfändet. 
Laut Notariatsurkunde vom 19. Juli 1905 vereinbarten 
der Vormund des Paul A., der Bevollmächtigte ſeiner 
Frau und der Großhändler K. „unter Abänderung der 
bisherigen Zins⸗ und Zahlungsbedingungen“, daß die 
Ehegatten A. die Schuld von 152 000 M. vom 1. Juli 
1905 an mit jährlich 4% zu verzinſen, die Zinſen 
je zur Hälfte am 1. Januar und 1. Juli und das 
Kapital am 1. Auguſt 1912 zu zahlen haben, daß ſich 
der Zinsfuß erhöht, wenn die Schuldner bei der 
Zahlung der Zinſen in Verzug kommen, daß die 
Schuldner befugt ſind, das Kapital vor der Fälligkeit 
zu zahlen, daß ſie ſich der Zwangsvollſtreckung unter⸗ 
werfen und daß im Falle der Abtretung von „Straßen 
grund“ an die Stadtgemeinde M. der Hypotheken⸗ 
gläubiger die abzutretenden Flächen von der Hypothek 
freizugeben hat. Dieſe Beſtimmungen ſind in dem 
mit Nr. II bezeichneten Abſchnitte enthalten. Als 
Zuſatz iſt am Rande ne beurkundet: K. ver⸗ 
zichtet auf die perſönliche Haftung des Paul A. für 
das Hypothekenkapital zu 152 000 M. in Haupt⸗ und 
Nebenſache; dieſer Verzicht wird vom Vormunde 
namens ſeines Mündels angenommen. Dagegen 
übernimmt der Vertreter der Frau A. namens ſeiner 
Vollmachtgeberin die volle persönliche Schuldhaftung 
für das Hypothekenkapital und alle Zinſen und 
ſonſtigen Nebenleiſtungen, was vom Gläubiger an⸗ 
genommen wird. Dieſe Beſtimmungen werden zur 
Abänderung der obigen Verbindlichkeitserklärungen 
eingefügt.“ Unter Nr. III iſt beſtimmt, daß die 
Wirkſamkeit des Vertrags, ſoweit Paul A. daran 
beteiligt iſt, von der Genehmigung des Vormundſchafts— 
gerichts abhängt. Von den folgenden Abſchnitten ent⸗ 
halten Nr. IV, V. VI die Erklärungen des K., daß er 
die Hypothekenforderung von 152 000 M. der Emma E. 
in St. abtrete, daß er namens der von ihm ver: 
tretenen offenen Handelsgeſellſchaft K. und K. in M. 
die Bürgſchaft für ihre Zahlung übernehme, und daß 
er ſich verbindlich mache, die Löſchung der Verpfändung 
der Forderung zu bewirken. Der Notar ſetzte für die 
Aenderung der Beſtimmungen über die Verzinſung 
und die Zahlung der Schuld eine Gebühr von 1 M., 
für die Abtretung der Forderung 456 M. und für 
eine vollſtreckbare Ausfertigung 152 M. an. Die 
Regierung, K. d. F., ordnete die Nachforderung von 
456 M. für die Beurkundung des Verzichts des K. auf 
die perſönliche Haftung des Paul A. an, weil zwiſchen 
der Abtretung der Forderung und dem Verzicht auf 
die Mithaftung des A. kein Zuſammenhang im Sinne 
des Art. 183 Abſ. 2 des GebG. beſtehe. Die Be⸗ 
ſchwerde der Frieda A. wurde zurückgewieſen. Auch 
ihre weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: Der Grundſatz. daß für 
die Beſtimmung der Gebühr der Inhalt der Notariats⸗ 
urkunde maßgebend iſt und daß Umſtände nicht be⸗ 
rückſichtigt werden können, die ſich nicht aus ihr er⸗ 
geben, gilt auch für die Fälle, in denen darüber zu 
entſcheiden iſt, ob für jedes der mehreren in der näm⸗ 
lichen Urkunde enthaltenen Rechtsgeſchäfte nach 
Art. 183 Abſ. 1 Geb. eine beſondere Gebühr zu er- 
heben iſt, oder die Vorausſetzungen für die Anwendung 
des Art. 183 Abſ. 2 vorliegen. Die in Nr. II ent⸗ 
haltene Erklärung des Großhändlers K., daß er auf 
die perſönliche Haftung des Paul A. verzichte, und 
die Annahme des Verzichts durch den geſetzlichen Ver⸗ 
treter bilden einen Vertrag über den Erlaß der Schuld, 
der ebenſogut als Teil eines aus mehreren Verein- 
barungen zuſammengeſetzten Rechtsgeſchäfts wie als 
ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft, mit oder ohne Gegen— 
leiſtung und auch als abſtraktes Rechtsgeſchäſt 
(BGB. 8 397) möglich iſt. Nach den beurkundeten 
Willenserklärungen der Vertragſchließenden ſteht der 
von K. erklärte Verzicht mit den übrigen in der Ur⸗ 
kunde enthaltenen Rechtsgeſchäften nicht in einem 
ſolchen Zuſamenhange, daß er von ihnen abhängig 
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iſt oder eine Bedingung im Sinne des Art. 183 Abſ. 2 
bildet oder zur Erfüllung einer Leiſtung oder Gegen- 
leiſtung erfolgt iſt, die nach einem der anderen Rechts⸗ 
geſchäfte zu bewirken war. Der Verzicht iſt ſchlechthin 
erklärt; es fehlt insbeſondere jede Andeutung davon, 
daß er erfolgt iſt, weil die Schuldner hinſichtlich der 
Verzinſung und der Zahlung der Schuld dem 
Gläubiger Vorteile gewährt oder weil ſie ſich der 
Zwangsvollſtreckung für den Fall unterworfen haben, 
daß ſie das Kapital oder die Zinſen nicht rechtzeitig 
zahlen. Ebenſowenig geht aus der Urkunde hervor, 
daß ein Zuſammenhang beſteht zwiſchen dem Verzicht 
und der für den Fall der Abtretung von Straßen⸗ 
grund an die Stadtgemeinde vereinbarten Beſtimmung 
oder der Uebernahme der vollen perſönlichen Haftung 
für die Schuld durch Frieda A. oder der Abtretung 
der Forderung an Emma E. oder den unter Nr. V 
und VI beurkundeten Erklärungen des K. Ohne Be⸗ 
lang iſt der äußerliche Umſtand, daß die Erklärung 
des Verzichts nachträglich dem Abſchnitte der Urkunde 
eingefügt wurde, der die neuen Beſtimmungen über 
die Verzinſung und die Zahlung enthält. 

Nach Nr. III machten die Vertragſchließenden die 
Wirkſamkeit des Vertrags, ſoweit Paul A. beteiligt 
iſt, von der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
abhängig. Auch hieraus geht nicht hervor, daß es 
ihr Wille war, die Gültigkeit irgend einer der übrigen 
in der Urkunde enthaltenen Vereinbarungen von dem 
Verzicht abhängig zu machen. Der Vertreter der 
Beſchwerdeführerin hat dies auch nicht behauptet, 
ſondern er macht nur geltend, der nach Art. 183 Abſ. 2 
erforderliche Zuſammenhang des Verzichts mit einem 
der übrigen Rechtsgeſchäfte folge daraus, daß das 
Vormundſchaftsgericht die Genehmigung des, Geſchäfts“ 
davon abhängig gemacht habe, daß Paul A. von der 
perſönlichen Haftung für die Schuld befreit wird. 
Die Befreiung des A. ſei alſo die Bedingung für die 
Aenderung der Beſtimmungen über die Verzinſung 
und die Zahlung der Schuld geweſen; ohne ihren 
Eintritt wäre die Aenderung nicht zuſtande gekommen. 
Ob dieſe Behauptung wahr iſt, iſt belanglos. Ver⸗ 
hält ſich die Sache ſo, wie der Vertreter der Beſchwerde⸗ 
führerin behauptet, ſo hat allerdings der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter ſeine eigene Entſchließung darüber, ob 
dem Vertrage die Genehmigung zu erteilen ſei, davon 
abhängig gemacht, ob A. von der perſönlichen Haftung 
für die Schuld befreit wird. Aber dadurch, daß ſich 
die Vertragſchließenden durch die Willenskundgebun 
des Vormundſchaftsrichters dazu beſtimmen ließen, 40 
über die Befreiung des A. von der perſönlichen 
Haftung zu einigen, haben nicht auch ſie die Befreiung 
zu einer Bedingung für den Eintritt der Wirkung 
ihres Rechtsgeſchäfts gemacht. Wäre es ihr Wille 
geweſen, die Befreiung des Paul A. von der perſön⸗ 
lichen Haftung mit einem ihrer Rechtsgeſchäfte, ins⸗ 
beſondere mit der Aenderung der Beſtimmungen über 
die Verzinſung und die Zahlung der Hypothekenſchuld, 
in einen inneren Zuſammenhang der im Art. 183 
Abſ. 2 Geb. bezeichneten Art zu bringen, fo hätte 
es als ihre Willenserklärung auch beurkundet werden 
müſſen. Dies iſt nicht geſchehen. Nach dem Inhalte 
der Urkunde bildet der Verzicht insbeſondere nicht eine 
Bedingung des Vertrags über die Aenderung der die 
Verzinſung und die Zahlung der Schuld betreffenden 
Beſtimmungen, ſondern beide Rechtsgeſchäfte ſind von⸗ 
einander unabhängig. Das LG. hat demnach den 
Art. 183 Abſ. 2 mit Recht für nicht anwendbar er⸗ 
achtet. (Beſchluß des II. 35. vom 22. Mai 1907, 
Reg. V 4,07). W. 
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Oberlandesgericht München. 


1 


Zur Auslegung der 54 906, 908 ZPO. Aus den 
Gründen: Die weitere Beſchwerde iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt. Der Schuldner rügt zunächſt eine Verletzung 
des § 908 ZPO., da der Haftbefehl über den Inhalt 
des zu leiſtenden Offenbarungseides nichts enthalte. 
Dieſe Rüge iſt verfehlt. Der Beſchluß des AG. ent⸗ 
hält die Bezeichnung der Parteien und in einer an 
den Wortlaut der SS 807 und 901 ZPO. ih an⸗ 
ſchließenden Faſſung die Angabe des Grundes der 
Haftanordnung. Mehr iſt nicht erforderlich. Aus der 
Angabe des Grundes der Haftanordnung iſt der In⸗ 
halt des vom Schuldner zu leiſtenden Offenbarungs⸗ 
eides zu entnehmen. Uebrigens iſt im amtsgericht⸗ 
lichen Beſchluß ausdrücklich ausgeſprochen, daß „der 
Offenbarungseid gemäß § 807 ZPO.“ erzwungen 
werden ſoll, ſo daß der Schuldner, der ja auch die 
Ladung zum Offenbarungseidtermin zugeſtellt erhalten 
hat, nicht im Zweifel fein kann, welchen Offenbarungs⸗ 
eid er leiſten ſoll. Dazu kommt, wie im angegriffenen 
Beſchluß zutreffend ausgeführt iſt, daß die SS 908 und 
909 ZPO. überhaupt nur Beſtimmungen für die zurzeit 
noch gar nicht in Frage fiehende Ausführung der Haft- 
anordnung, d. h. alſo nur für den Haftvollzug treffen, 
ſo daß ſchon aus dieſem Grunde die Rüge des Schuld— 
ners ganz fehl geht. Der Beſchwerdeführer bekämpft 
den landgerichtlichen Beſchluß ferner, weil darin ſein 
weiterer Einwand mit der Begründung abgewieſen 
wurde, eine nach § 906 ZPO. dem Haftvollzug ent⸗ 
gegenſtehende Krankheit (angebliche Gefahr pſychiſcher 
Störung, ſog. Gefängnisneuroſe) hindere die Haft— 
anordnung nicht, ſei übrigens hier auch durch nichts 
glaubhaft gemacht. Auch dieſe Rüge beruht auf einem 
Rechtsirrtum. Die Vorausſetzungen der Haftanordnung 
find im $ 901 30. erſchöpfend geregelt; daß der 
Schuldner in der Lage iſt, die anzuordnende Haft ohne 
Gefährdung feiner Gejundheit zu ertragen, gehört nicht 
zu dieſen Vorausſetzungen. Das ergibt ſich auch aus 
dem klaren Wortlaut des 8 906 ZPO., nach welchem 
der Vollzug der Haft ſo lange zu hemmen iſt, als 
durch ſie die Geſundheit des Schuldners einer nahen 
und erheblichen Gefahr ausgeſetzt wird. Die Folge 
ist, daß ein Schuldner, gegen den nach § 901 ZPO. 
die Haft angeordnet wurde, ſich gegen den Beſchluß 
nicht aus dem Grunde beſchweren kann, weil er die 
Haft ohne erhebliche Geſundheitsgefährdung nicht er— 
tragen könne. Das Mittel, das ihm die ZPO. zur 
Abwendung einer ſolchen Haftvollſtreckung an die Hand 
gibt, iſt eine gemäß § 766 ZPO. zu erhebende Eins 
wendung bei dem Vollſtreckungsgericht und nicht die 
Beſchwerde zum Landgericht gegen die Haftanordnung. 
Bei dieſer Rechtslage kann derzeit in eine Prüfung 
nicht eingetreten werden, ob die Vorausſetzungen des 


§ 906 ZPO. beim Schuldner gegeben find. GBeſchl. 
vom 6. September 1907, Beſchwyt. 520/07). | 
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II. 


Umfang und Gegenſtand der zur Anſechtung 


nach § 2 AnfG. erforderlichen Zwangs vollſtreckung in 
das Vermögen des Schuldners und Fälligkeit der 
Forderung des Glänbigers nach 8 2 AnfG. im Zuſammen⸗ 


halte mit $ 111 Zw G., $ 772 1 9B. und $ 777 380. 


Die Kläger fochten auf Grund eines in der Richtung 
gegen die Beklagten vollſtreckbaren Kaufvertrages einen 
von den Beklagten mit ihrem Sohne und deſſen Ehe— 
frau abgeſchloſſenen Gutsübergabsvertrag an. Nach 
dem Kaufvertrag haben die Beklagten den Kaufpreis 
von 9737 Mk. mit 5% jährlich zu verzinſen und in 
10 Jahresfriſten ab 1. Januar 1905 zu zahlen. Für 
den Kaufpreis iſt Hypothek an 1. Stelle auf dem ver— 
kauften Grundſtück eingetragen. Die Beklagten waren 
mit den Zinſen ab 26. Juli 1904 und den Friſten für 


| 


Januar 1905 und 1906 im Rückſtande, insgeſamt mit 
2642,51 Mk. Eine Mobiliarpfändung blieb erfolglos. 
Die Anfechtungsklage wurde abgewieſen, weil die Kläger 
die Zwangsvollſtreckung in das von ihnen den Beklagten 
verkaufte Grundſtück, welches dieſe nicht mitübergeben 
hatten, nicht verſucht hätten; „die Zwangsvollſtreckung 
in das Vermögen“ des Schuldners erfordere nach 8 2 
Anf®., daß der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in 
alle verwertungsfähigen Vermögensſtücke des Schuld⸗ 
ners verſucht hat; die Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück würde zur vollen Befriedigung der fäl⸗ 
ligen Forderung von 2642 Mk. führen können, weil 
fein Wert immerhin ½ deſſen Kaufpreiſes betrage. 
Die Kläger haben Berufung eingelegt. Während des 
Berufungsverfahrens iſt das Grundſtück der Beklagten 
um 5 Mk. zwangsweiſe verſteigert worden; auf die 
Kläger entfielen 4863,70 Mk., ihre Hypothek wurde ge⸗ 
löſcht. Die Berufung wurde koſtenfällig zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Der Entſcheidungsgrund 

des Erſtrichters iſt zu billigen; abzulehnen iſt die Mei⸗ 
nung der Kläger, daß dem Anfechtungsgläubiger gegen⸗ 
über die Verweiſung auf ein ihm zuſtehendes Pfand⸗ 
recht nur inſoweit zuläſſig ſei, als der Schuldner ſelbſt 
den Gläubiger auf die Sicherheit verweiſen könne. 
Entſcheidend iſt nach $ 2 AnfG., ob anzunehmen iſt, 
daß die Vollſtreckung zu einer Befriedigung des Gläu— 
bigers führen würde. Bei der jetzigen Sachlage iſt 
aber auch dem Erforderniſſe der Fälligkeit nicht 
mehr genügt. Nach $ 111 3ZwVG. gilt zwar ein be⸗ 
tagter Anſpruch als fällig. Dieſe Vorſchrift reicht nicht 
über das Zwangsverſteigerungsverfahren hinaus, 
außerhalb des Verfahrens bleibt es bei den ſonſtigen 
Zahlungsbeſtimmungen und es iſt nur zu prüfen, in⸗ 
wieweit die Forderung durch eine im Verſteigerungs— 
verfahren erfolgte Zahlung beeinflußt wird. Aus 
§ 77211 BGB. und § 777 ZPO. iſt nicht abzuleiten, 
daß der Gläubiger ſeine Sicherheit für die Forderungen 
zurückbehalten darf, die er gegenwärtig noch nicht bei⸗ 
treiben kann oder will, noch daß er den Erlös der 
Sicherheit auf die noch nicht fälligen Teilbeträge an— 
rechnen darf. Die Löſung iſt aus § 366 BGB. zu ent⸗ 
nehmen, deſſen Abſ. II auch auf zwangsweiſe Bei⸗— 
treibungen entſprechende Anwendung findet. Hiernach 
iſt zunächſt die fällige Schuld als durch die Zahlung 
der 4863,71 Mk. getilgt anzuſehen. Bei einer in Raten 
zahlbaren Schuld beſteht der Anfechtungsanſpruch nur 
für die jeweils fälligen Raten, weshalb ein ſolcher 
zurzeit nicht gegeben iſt. Denn wenn auch die 4863,71 Mk. 
unter der Fiktion der Fälligkeit der Forderung aus— 
bezahlt worden find, kann die Anwendung des § 366 
BGB. nicht als ausgeſchloſſen gelten, weil außer— 
halb des Zwangsverſteigerungs verfahrens immer noch 
fällige und nicht fällige Schulden (Raten des Kauf— 
preiſes) zu unterſcheiden ſind. Mehr als die Kläger 
erhielten, haben ſie hiernach zurzeit nicht zu verlangen. 
(Urt. vom 4. Mai 1907, PR. Nr. II 402/06 L). 
93⁵ Var 


Dberlandesgeriht Augsburg. 


Umfang der Haftung des Wirtes für Unfälle. 
Hängt fie von der Mißachtung ban: oder gewerbepoli⸗ 
zeilicher Anordnungen ab? Entſcheidung über Stoften in 
Zwiſchen urteilen (SS 823 B., 92, 97, 304 ZPO.) 
Der Bauer S. in H. erlitt am 16. März 1906 in dem 
Gaſtwirtſchaftsanweſen des J. Schr. in Th., wo da— 
mals im Saale des erſten Stockwerkes die Landrats— 
wahl abgehalten wurde, dadurch eine ſchwere Luxa— 
tion der rechten Schulter, daß er, als er nach Aus— 
übung ſeines Wahlrechtes in das im Erdgeſchoſſe be— 
findliche Wirtſchaftsnebenzimmer zurückkehren wollte, 
im eifrigen Geſpräche die Türe zu dieſem Neben— 
zimmer mit der daneben liegenden Kellertüre ver— 
wechſelte, dieſe damals zugemachte, aber nicht zuge— 
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ſchloſſene und auch nicht verſchließbare Türe öffnete, 
bei der Vorwärtsbewegung des nach vorne geneigten 
Körpers, die nicht mehr aufzuhalten war, ſofort merkte, 
daß es abwärts gehe, zur Bewahrung vor einem 
Sturze über die jäh und ſteil abwärts führende Keller⸗ 
treppe ſich an der Türklinke gewaltſam feſthielt und 
ſich dadurch die rechte Schulter ausrenkte. Sch. war 
damals zum erſten Male in dieſer Wirtſchaft. Dieſe 
war an jenem Tage wegen der Landratswahl von 
Wählern ſtark beſucht. Das Wirtshaus war von dem 
Beſitzvorfahrer des Schr. im Jahre 1886 oder 1887 
neuerbaut und im Jahre 1892 von Schr. gekauft 
worden. Bauliche Aenderungen waren in der Zwiſchen⸗ 
zeit nicht vorgenommen worden. Weder bei der bau⸗ 
polizeilichen Genehmigung des Neubaues noch bei Er⸗ 
teilung der Wirtſchaftskonzeſſion an den Vorbeſitzer 
und an Schr. waren von der zuſtändigen Behörde 
wegen der Beſchaffenheit der Kelleranlage Auflagen 
gemacht worden. Die Kellertüre bildete zur Türe 
zum Wirtſchaftsnebenzimmer im Hausflur des Erd⸗ 
geſchoſſes einen rechten Winkel, beide Türen hatten 
gelben Anſtrich, die Klinke der Kellertüre war rechts 
und die Klinke zum Nebenzimmer links an den Tür⸗ 
füllungen angebracht, ſo daß beide Klinken hart neben⸗ 
einander ſich befanden. Wer vom Wirtſchaftszimmer 
oder vom Wirtſchaftsnebenzimmer zur Schenke, Speiſe, 
zum Abort, in den erſten Stock wollte, mußte mehr 
oder weniger an der Kellertüre vorüber. Von der 
noch außerhalb liegenden Schwelle der Kellertüre 
ging es ſogleich ohne Abſatz zur zweiten 20 cm tiefen 
zweiten Stufe und dann ſteil abwärts in den Keller. 
Die beiden Türen zum Keller und zum Wirtſchafts— 
nebenzimmer gingen nach innen auf. An der Keller⸗ 
türe befand ſich in Augenhöhe — 2 m hoch — in 
gewöhnlicher, deutlicher deutſcher Schrift die Auf— 
ſchrift „Keller“. Die damaligen Lichtverhältniſſe auf 
dem Vorplatze verhinderten das Leſen der Aufſchrift 
an der Kellertüre nicht. S. machte den Schr. nach 
8 8231 BGB. für den Schaden haftbar, weil die Lage 
und Beſchaffenheit der Kelleranlage ſicherheitsgefähr— 
lich ſeien und die Duldung dieſes für den Unfall kau— 
ſalen Zuſtandes dem Beklagten als Fahrläſſigkeit 
angerechnet werden müſſe. Der Beklagte behauptete, 
daß der Kläger an dem Unfall ſelbſt ſchuld fei, da er 
die Aufſchrift nicht beachtet und gedankenlos die falſche 
Türe geöffnet habe. Das LG. erklärte den Klagean— 
ſpruch dem Grunde nach für begründet. Auf Be⸗ 
rufung des Beklagten erkannte das OLG. den Klage⸗ 
anſpruch nur zu drei Viertel für begründet und be— 
hielt die Entſcheidung im Koſtenpunkte dem Endur— 
teile vor. 

Gründe: Die Lage des Kellers an einem leicht 
zugänglichen Platze, der Mangel der Verſchließbarkeit 
der Kellertüre, der unvermittelte Uebergang vom Vor— 
platze in die Tiefe, der jähe Abfall der Kellerſtufen, 
die Nachbarſchaft und das gleiche Ausſehen der Keller— 
und der Wirtfchaftsnebenzimmertüre, und die dadurch 
bedingte große Möglichkeit der Verwechſlung enthielten 
für eine Wirtſchaft einen ſicherheitsgefährlichen Zu— 
ſtand, deſſen Erkenntnis dem Beklagten bei einer 
14 jährigen Beſitzzeit und perſönlichen Wirtſchaftsaus⸗ 
übung nicht entgehen konnte. Bei Anwendung ver— 
kehrsüblicher, pflichtgemäßer Sorgfalt mußte er die 
Gefährlichkeit dieſer Anlage erkennen. Wegen der 
Duldung dieſes Zuſtandes, der für den Unfall urs 
ſächlich war, trifft ihn mit Recht der Vorwurf der 
Fahrläſſigkeit. Wer in einem Wirtshauſe einen Ver— 
kehr für Andere eröffnet, iſt verpflichtet, die zum 
Schutze des Lebens und der Geſundheit der darin ver— 
kehrenden Gäſte erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
Es fragt ſich, ob der Beklagte die im Verkehr er— 
forderliche Sorgfalt dadurch erfüllt hat, daß er an 
der Kellertüre die Aufſchrift: „Keller“ anbrachte; dieſe 
Frage iſt zu verneinen. Für unerwachſene Kinder, 
für Betrunkene, für ſorgloſe, unaufmerkſame Gäſte, 
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auch für Wirtſchaftsbeſucher, welche wie damals der 
Kläger von der Seite her das Wirtſchaftsnebenzimmer 
aufſuchten, gewährte die Aufſchrift keinen abſoluten 
Schutz vor Betretung der Kellertüre und vor Sturz 
über die ſteilen und geländerloſen Kellerſtufen in die 
Tiefe. Der glückliche Umſtand, daß ſich ſeit Beſtehen 
der Wirtſchaft kein Unfall ereignet hat, iſt belanglos. 
Die Nichtbeanſtandung der baulichen Anlage bei der 
Genehmigung des Neubaues im Jahre 1886 oder 1887 
und bei der Erteilung der Bewilligung zur Wirt⸗ 
ſchaftsausübung kann den Beklagten nicht entlaſten, 
weil es ſich dort um die Prüfung der Frage handelte, 
ob der Neubau den Vorſchriften der damals geltenden 
Bauordnung vom 19. September 1881 genügte, hier 
um die Prüfung der Angemeſſenheit der Räume für 
den Wirtſchaftsbetrieb. Vom Standpunkte der Bau⸗ 
ordnung ließ ſich die Anlage nach dem Gutachten des 
Sachverſtändigen nicht beanſtanden. Es war nicht 
an dem, daß der gefahrdrohende Zuſtand nur durch 
einen koſtſpieligen Anweſensumbau oder durch ſonſtige 
Maßnahmen gehoben werden konnte, die mit uner⸗ 
ſchwinglichem Geldaufwand verbunden geweſen wären. 
Wenn aber auch den Beklagten an dem Schaden das 
überwiegende Verſchulden trifft, ſo iſt doch auch der 
Kläger hieran ſchuldig. Die damalige Tageszeit und 
die Lichtverhältniſſe im Vorplatze ermöglichten es ihm, 
die Aufſchrift an der Kellertüre zu leſen. Der Kläger 
war damals zum erſten Male in der Wirtſchaft des 
Beklagten geweſen und hätte deshalb in dem ihm 
unbekannten Hauſe beſondere Vorſicht und Aufmerk⸗ 
ſamkeit anwenden müſſen. Wenn er nun im eifrigen 
Geſpräche mit anderen die Kellertüre öffnete, ohne ſie 
vorher anzuſchauen, ſo hat er ſelbſt — allerdings in 
minderem Grade als der Beklagte — fahrläſſig gehan⸗ 
delt. Der Ausſpruch im Koſtenpunkte war dem Endur⸗ 
teile vorzubehalten (JW. 1902 S. 182 Nr. 5). Ueber die 
Verpflichtung zur Koſtentragung iſt regelmäßig erſt im 
Endurteile nach § 91 ZPO. zu erkennen, fo daß in einem 
Urteile nach $ 304 ZPO. die Entſcheidung über die Pro⸗ 
zeßkoſten in der Regel zu unterbleiben hat. Der Fall 
des 8 97! ZPO. daß nur ein gegen ein Zwiſchenurteil 
nach § 304 ZPO. eingelegtes Rechtsmittel zurückge⸗ 
wieſen wird, liegt hier nicht vor, weil die Berufung 
des Beklagten teilweiſen Erfolg gehabt hat. Die 
Koſten find auch nicht nach § 92 Abſ. 1 verhältnis: 
mäßig zu teilen. Der § 92 ZBO. ſetzt eine Endent⸗ 
ſcheidung voraus; ein Zwiſchenurteil nach $ 304 ZPO. 
iſt keine ſolche (Zwiſchen⸗Urt. v. 11. Juli 1907). 
1052 Mitget. von Oberlandesgerichtsrat Schwarz in Augsburg. 


Landgericht München J. 


Zuständigkeit für die Bewilligung der öffentlichen 
uſtellung notarieller Schuldbekenntulſſe (88 794, 797 
BO). Die ZPO. beſtimmt über dieſe Zuſtändigkeit 

nur, daß die öffentliche Zuſtellung vom „Prozeßgericht“ 
zu bewilligen iſt ($ 204) und trifft in 8 797 Abſ. 3, 5 
nur für einzelne Fälle Anordnung, welches Gericht 
an Stelle des bei exekutoriſchen Urkunden nicht vor- 
handenen Prozeßgerichts tätig zu werden hat. Oeffent⸗ 
liche Zuſtellung (und Armenrecht) ſind dort nicht ge⸗ 
nannt; es erübrigt daher nur, dieſe Lücke zweckent⸗ 
ſprechend zu ergänzen, worüber freilich in Rechtslehre 
und Praxis Streit beſteht. Das künftige Vollſtreckungs— 
gericht als ſolches kann nicht in Frage kommen, da 
es ſich nur um die Vorbereitung der Zwangsvoll— 
ſtreckung (8 750 ZPO.) handelt und eine dem Art. 135 
BaypO. analoge Vorſchrift in der ZPO. mangelt. 
Das für einen ordentlichen Prozeß auf die Vollſtreckungs— 
ſumme oder den Betrag des Vollſtreckungstitels ſonſt 
zuſtändige Gericht kann nicht wohl Prozeßgericht für 
eine Urkunde ſein, die geradezu als Gegenſatz und Er— 
ſatz für den Prozeß konſtruiert iſt. Es bleibt hiernach 
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nur die Wahl zwiſchen der Zuſtändigkeit nach Abſ. 3 
und nach Abſ. 5 des § 797 ZPO. Die langjährige 
Praxis des AG. und LG. München hat ſich mit Recht 
ür die erſtere e (Amtsgericht des Notariats⸗ 
tes) und zwar hauptſächlich deshalb entſchieden, weil 
die Art des ſtreitigen Geſchäfts (Zuſtellung) am 
nächſten mit den in Abſ. 3 genannten Akten verwandt 
iſt, die Behelligung des Kollegialgerichts und der An⸗ 
waltszwang damit entfällt und die Zuſtändigkeit ſich 
ſtets auf ein einziges Gericht beſchränkt, das aus der 
Urkunde ſelbſt ſofort feſtgeſtellt werden kann. 155 
dieſe Weiſe iſt im Gegenſatz zu Abſ. 5 auch dann no 
ein zuſtändiges Gericht für die Bewilligung der öffent⸗ 
lichen Zuſtellung vorhanden, wenn der Schuldner ſeinen 
allgemeinen Gerichtsſtand außerhalb des Deutſchen 
Reichs und derzeit auch kein Vermögensſtück innerhalb 
des deutſchen Gebiets hat. Dieſe amtsgerichtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit aus 8 797 Abſ. 3 ZPO. entſpricht auch am 
beſten der notwendigen Einheitlichkeit des Armenrechts 
Be alle deutſchen eee e (Beſchl. on 


Auguſt 1907, BeſchwR. 433/07). 
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Literatur. 


Staudinger d Kommentar zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch und dem Einführungsgeſetze. 
3./4. neubearbeitete Auflage. Lieferungen 1—8. 
München 1907, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
Preis Mk. 42.90. 

Kaum ein Jahr iſt verfloſſen, ſeitdem in dieſer 
Zeitſchrift über die Vollendung der 2. Auflage be⸗ 
richtet wurde, und ſchon liegen ſtattliche Lieferungen 
einer neuen Auflage vor. Dieſer ungewöhnliche Er: 
folg zeigt zur Genüge, wie hoch die Praxis den 
Kommentar ſchätzt. Die ſchwierige Aufgabe, einen 
Ueberblick über die geſamte Literatur zu geben, ohne 
doch auf die Kundgabe eigener Meinung und auf kritiſche 
Würdigung zu verzichten, iſt in glücklichſter Weiſe ge— 
löſt. Die überſichtliche Gliederung des Stoffes iſt 
trotz des erneuten Anſchwellens der Erläuterungen 
nicht verloren gegangen. Auch die Einheitlichkeit der 
Darſtellung iſt gewahrt. von der Pfordten. 


Lindner, F., Stadtſekretär in Waſſerburg. Der Ge— 
werbeaufſichtsdienſt bei den Ortspolizei⸗ 
behörden. Handbuch mit Taſchenlexikon und 
aus wechſelbarer Reviſionsüberſicht. 2. Aufl. München 
1907, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Preis 
gebd. 2 Mk. 50 Pfg. 


Das anerkannt praktiſche Werkchen gibt vor allem 
einen Ueberblick über die Beſtimmungen zugunſten 
der Kinder, jugendlichen und erwachſenen Arbeiter 
und Arbeiterinnen, dann über die Sonntagsruhe— 
vorſchriften. Abſchnitte über Aktenhaltung und Vor— 
nahme der Reviſionen gehen dem „Zafchenlerifon zur 
Ausübung des Reviſionsdienſtes“ voraus, das den 
Hauptinhalt der für die einzelnen in alphabetiſcher 
Folge aufgeführten Gewerbebetriebe geltenden Arbeiter— 
ſchutzvorſchriften wiedergibt. Das Buch wird auch 
für den Richter ſich ſachdienlich erweiſen. Dr. Sch. 


Kaiſenbergs Tabellen der bei Notariats⸗ 
geſchäften anfallenden Staats-, Gemeinde⸗ 
und Notariatsgebühren. 2. durch eine Wand- 
tabelle vermehrte Ausgabe. gr. 8“. IV u. 239 S. 
München 1907, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
Gebd. in Ganzl. Mk. 7.—. 

Dieſe Tabellen, die bisher den II. Teil des Kaiſen— 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) in München. 
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bergſchen Kommentars zur bayer. Notariatsgebühren⸗ 
ordnung bildeten, ſind jetzt nach dem gegenwärtigen 
Stande der Geſetzgebung ergänzt in 2. Ausgabe er⸗ 
ſchienen. Die Tabellen, welche in der überſichtlichſten 
und die raſche Auffindung jeder gewünſchten Gebühren⸗ 
zahl ſehr erleichternden Form für alle Wertsſummen 
von 1 bis 5000 000 Mk. ſämtliche Sätze an verhältnis⸗ 
mäßigen Gebühren des Staates, der Gemeinden und 
der Notare, je auf Doppelſeiten gegenübergeſtellt, ent⸗ 
halten, bildeten ſchon bisher ein durch ihre Zuver⸗ 
läſſigkeit und praktiſche Einrichtung allgemein beliebtes 
und benütztes Hilfsmittel für den täglichen Hand⸗ 
gebrauch bei den Notariaten. Sie werden als ſolches 
in der neuen Buchform beſonders vom Hilfsperſonal 
der Notariate überall geſchätzt und gebraucht werden. 
Die zwei in der erſten Ausgabe eingeſchlichenen Druck⸗ 
fehler find nunmehr berichtigt. Eine wertvolle Be⸗ 
reicherung des Buches iſt die beigegebene Wandtabelle, 
welche in gedrängteſter augenfälliger Form raſch die 
Löſung der bei Notariaten alltäglich vorkommenden 
Gebührenfragen erſehen läßt. — — ttz. 


Notizen. 


Die bayeriſche Juſtizſtatiſtik für das Jahr 1906 iſt 
ſoeben im Verlage von Chriſtian Kaiſer in München 
erſchienen. Sie enthält heuer neues Material, näm⸗ 
lich Ueberſichten über die vorläufige Entlaſſung und 
über die Dauer der Unterſuchungshaft im Verfahren 
vor den Landgerichten in erſter Inſtanz und den Schwur⸗ 
gerichten. Die Statiſtik zeigt, daß der Anfall an 
Zivilſtreitſachen, der zeitweiſe zurückging, 1906 wieder 
geſtiegen iſt. Bei den Amtsgerichten hat von 1905 
auf 1906 die Zahl der Zahlungsbefehle um rund 2000, 
die der gewöhnlichen Prozeſſe um etwa 7400 zugenommen. 
Auch die Wechſelprozeſſe, die von 1902 bis 1905 eine 
ſtetige Minderung aufwieſen, ſind wieder häufiger ge— 
worden (Mehrung rund 600). Der Rückgang der 
Zwangsverſteigerungen von Gegenſtänden des un— 
beweglichen Vermögens, der ſeit 1902 zu bemerken iſt, 
hat dagegen auch im Jahre 1906 angehalten. Die 
Zwangsverwaltungen ſind von 510 im Jahre 1905 
auf 629 im Jahre 1906 geſtiegen (wegen der Gründe 
der Zunahme vgl. die Bemerkungen in der Anm.“) 
auf S. VII der Juſtizſtatiſtik), die Konkursverfahren 
von 1094 auf 1167. Die Zunahme der gewöhnlichen 
Prozeſſe bei den Landgerichten iſt nicht unerheb⸗ 
lich (rund 1400); der Anfall an Wechſelprozeſſen übers 
ſtieg den des Vorjahres um etwa 600. Prozeſſe in 
Eheſachen wurden im Jahre 1906 1329 anhängig gegen 
1299 im Vorjahre. Die Berufungen und Beſchwerden 
zeigen nur ein unbedeutendes Anwachſen. 

Stark zugenommen haben die Hypotheken- und 
Grundbuchgeſchäfte; die Mehrung beträgt rund 
23 400. Die Gerichte ſcheinen die mit dem Inkrafttreten 
des neuen Grundbuchrechts verbundenen Schwierig— 
keiten ſchon überwunden zu haben. Denn die Zahl der am 
Schluſſe des Jahres unerledigten Sachen betrug 1906 
nur 2508 gegen 3175 im Vorjahre; in den Oberlandes— 
gerichtsbezirken München und Zweibrücken insbeſondere 
tritt die Minderung der Rückſtände deutlich hervor. 
Die Geſchäftsaufgabe der Amtsgerichte in Nachlaß— 
ſachen iſt zurückgegangen. Wegen der kriminal— 
ſtatiſtiſchen Ergebniſſe und der bedingten Begnadigung 
ſei auf die Mitteilungen in Nr. 17 (S. 337 ff.) und in 
Nr. 3 (S. 71) verwieſen. 
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Schulknaben als Gefangene. 


Von Theodor von der Pfordten. 


In dem Urteile vom 24. Juli 1907) hat 
das Oberſte Landesgericht im Gegenſatze zum 
Reichsgericht!) an der bisherigen bayeriſchen Praxis 
feſtgehalten, die einen zum Nachſitzen verurteilten 
Schulknaben für einen Gefangenen im Sinne des 
§ 120 des StGB. erklärt. Das Oberſte Landes⸗ 
gericht hat ſich die Begründung nicht leicht ge⸗ 
macht, ſondern ſich mit aller Sorgfalt bemüht, 
die Einwendungen zu widerlegen, die gegen ſeine 
Auffaſſung erhoben worden ſind. Die Ent— 
ſcheidungsgründe machen deshalb einen beſtechenden 
Eindruck und man mag geneigt ſein, ſie auf den 
erſten Blick für unangreifbar zu halten. Ihr 
Gedankengang iſt ſehr einfach und folgerichtig; er 
läßt ſich etwa in folgende drei Sätze zuſammen⸗ 
faſſen: „Gefangene im Sinne des $ 120 des StGB. 
ſind Perſonen, denen in geſetzlich gebilligter Form 
im öffentlichen Intereſſe die Freiheit entzogen iſt 
und die ſich demzufolge in der Gewalt der zu⸗ 
ſtändigen Behörde befinden. Die Schulbehörden 
üben die Schulzucht im öffentlichen Intereſſe und 
kraft ihnen anvertrauter öffentlicher Gewalt. Folg⸗ 
lich find die mit Schularreſt beſtraften Schüler 
Gefangene im Sinne des $ 120 des StGB.“ 
Der Schluß entſpricht allen Regeln der Logik; 
er ſcheint zwingend und unvermeidlich zu ſein. 
Nur erregt leider das Ergebnis ein gewiſſes Miß⸗ 
behagen, weil es ſich, wie das Reichsgericht mit 
Recht hervorhebt, „mit der Aufſaſſung des täg⸗ 
lichen Lebens und dem Sprachgebrauche in Wider⸗ 
ſpruch ſetzt. Und damit werden wir vor die Frage 
geſtellt, ob nicht das Oberſte Landesgericht gerade 
darin fehlgeht, daß es mit juriſtiſchen Begriffen 
wie mit mathematiſchen Größen umgeht und es 
unterläßt, die zu beurteilenden Tatſachen auf ihre 
innere Bedeutung zu prüfen. Es verlohnt ſich 
deshalb eine nochmalige Unterſuchung der an 
und für ſich wenig belangreichen Streitfrage; ſie 

) Abgedruckt mit Begründung in Nr. 19 S. 393, 394. 

*) Vgl. die auf S. 460 des 2. Jahrgangs dieſer 
geitſchrift abgedruckte Entſcheidung des Reichsgerichts. 


wird Gelegenheit geben, allgemeine Regeln der 
Geſetzes⸗Auslegung zu ſtreifen. 

Es ſoll ohne weiteres zugegeben werden, daß 
die Ausübung der Schulzucht Ausübung öffent⸗ 
licher Gewalt iſt, nicht etwa die Ausübung einer 
bürgerlich⸗rechtlichen aus dem elterlichen Erziehungs⸗ 
recht abgeleiteten Befugnis). Es ſoll auch nicht 
beſtritten werden, daß fie im öffentlichen Intereſſe 
gehandhabt wird. Aber das öffentliche Inter⸗ 
eſſe iſt ein ſehr umfaſſender und vieldeutiger 
Begriff, ſeine Grenzen ſind flüſſig und können 
nicht mit Sicherheit beſtimmt werden. Ganz ver⸗ 
ſchiedenartige Zweige ſtaatlicher Tätigkeit werden 
unter ihm zuſammengefaßt: der Ankauf von Ge⸗ 
mälden und Altertümern ebenſo wie die Anwendung 
der Strafgewalt. Mit dem ſchillernden Begriffe 
des öffentlichen Intereſſes ſollte man alſo nichts 
beweiſen wollen: es iſt eine Verkennung der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe, wenn man ſich durch dieſen 
Begriff verführen läßt, das mit „Dableiben“ 
beſtrafte Kind auf eine Linie zu ſtellen mit dem 
von der Polizei aufgegriffenen Landſtreicher, mit 
dem verhafteten Verbrecher, mit dem Schuldner, 
der zur Erzwingung des Offenbarungseides in 
Haft genommen worden iſt. 

Durch die Organiſation und die Leitung des 
Schulweſens ſucht der Staat Kulturaufgaben zu 
fördern, die Aufrechterhaltung des Beſtandes der 
Rechtsordnung kommt hier nicht in Frage: der 
Unterſchied darf nicht außer acht gelaſſen werden, 
wenn die Frage zu löſen iſt, ob das ſchwere Ge⸗ 
ſchütz des 8 120 des StGB. aufgefahren werden 
ſoll. Das öffentliche Intereſſe an ungeſtörter 
Durchführung des Schulbetriebes iſt eben ganz 
anders geartet als das öffentliche Intereſſe an der 
Verfolgung ſtrafbarer Handlungen, an der Durch— 
ſetzung zivilrechtlicher Anſprüche und dgl. Die 
einzelnen Vorgänge in der Schule vollends 
ſind unmittelbar doch nur für das Verhältnis 
zwiſchen Lehrer und Schüler von Belang und die 
Schulſtrafe bezweckt zunächſt nichts anderes als 
eine Einwirkung auf den Lernenden. Sie läßt 

9 Vgl. insbeſondere die Abhandlung von Fiſcher 
im 1. Jahrgange dieſer Zeitſchrift S. 505 ff. 
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ſich weder nach ihrem Zweck, noch nach der Art 
ihrer Verhängung, noch nach der Bedeutung, die 
ihr der Beſtrafte ſelbſt, ſeine Angehörigen und 
die Allgemeinheit beimeſſen, mit einer Kriminal⸗ 
ſtrafe oder einer gerichtlichen Ordnungsſtrafe ver⸗ 
gleichen. Auch einer polizeilichen Maßregel kann 
ſie nicht gleichgeſetzt werden. 

Das Oberſte Landesgericht ſcheint gefühlt zu 
haben, wie ſehr es ſich durch ſeine Entſcheidung 
mit der im gewöhnlichen Leben gebraͤuchlichen 
Wertung der Schulſtrafe in Widerſpruch ſetzte. 
Denn es zieht zur Bekräftigung ſeiner Anſicht 


den Umſtand heran, daß in dem Falle, der der 


Beurteilung unterlag, der beſtrafte Schüler einen 
Diebſtahl begangen und das 12. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatte. Es meint, „der Schul⸗ 
arreſt ſehe hier einer Kriminalſtrafe ähnlich“. 
Dieſe Art der Begründung gibt zu ſchweren Be: 
denken Anlaß. Zunächſt deshalb, weil ſie einen 
Tatumſtand des Einzelfalls verwertet, um 


einen allgemeinen Satz zu ſtützen: denn es 
geht aus der ganzen Faſſung der Entſcheidung 


hervor, daß das Oberſte Landesgericht alle mit 
Schularreſt beſtraften Schüler als Gefangene an⸗ 
fieht, nicht nur ſolche, die eine „Quaſi⸗Kriminal⸗ 
ſtrafe“ zu erſtehen haben. Der Satz ſoll offen⸗ 
ſichtlich auch dann gelten, wenn ein Schüler ein⸗ 
geſperrt wurde, weil er um 5 Minuten zu ſpät 
zum Unterrichte kam oder weil er ſich einfallen 
ließ, während der Schulſtunde ſein Frühſtücksbrot 
zu verſpeiſen. Was hilft alſo die Berufung auf 
den Diebſtahl? Noch gefährlicher aber dünkt uns, 
daß den Schulbehörden eine Art von krimineller 


Strafgewalt über Strafunmündige zugeſprochen 


werden ſoll. Die Strafverfolgung Strafunmündiger 
iſt unzuläſſig, daran läßt ſich nicht rütteln und 
deuteln. 
maßregeln gegen ſie angewendet werden, Aehn⸗ 
lichkeit mit einer Kriminalſtrafe aber haben ſolche 
nicht und dürfen ſie nicht haben. 

Noch einige Worte darüber, ob wirklich die 
Ordnung in der Schule gefährdet wäre, wenn 
nicht der $ 120 des StGB. gegen unbeſonnene, 
übermäßig beſorgte oder allzu reizbare Eltern an- 
gewendet wird. Wir glauben nicht, daß die 
Grundfeſten des bayeriſchen Schulweſens ins 
Wanken geraten wären, wenn das Oberſte Landes— 
gericht ſich der Anſicht des Reichsgerichts ange: 
ſchloſſen hätte. Die Strafbeſtimmungen gegen 
Hausfriedensbruch, Nötigung und dgl. gewähren 
ausreichenden Schutz vor Ausſchreitungen. Die 
Schulbehörden können durch entſprechende Ver— 
wahrung und Beaufſichtigung eingeſperrter Kinder 
dafür ſorgen, daß ein Abholen unmöglich gemacht 
oder erſchwert wird. Es ſteht auch nichts im 
Wege, die unterbrochene „Strafvollſtreckung“ am 
nächſten Tage fortzuſetzen. 

Wir möchten eher glauben, daß für unſere 
Schuleinrichtungen ein bureaukratiſch-polizeilich⸗ 
krimineller Anſtrich nicht vorteilhaft iſt. Es ſoll 


Es mögen alle erdenklichen Erziehungs- 


auch der Anſchein vermieden werden, als habe 
die Schule Aehnlichkeit mit einem Staatsgefängnis. 
Die Kinder ſollen mit Luſt zur Schule gehen 
und zwiſchen den Schülern und dem Lehrer, nicht 
minder auch zwiſchen den Eltern und dem Lehrer 
ſoll ein herzliches, auf Vertrauen und Achtung 
| beruhendes Verhältnis beitehen. Wo es fehlt, 
wird auch die Anwendung des § 120 des StGB. 
keine Beſſerung bringen, ſie wird eher die Ver⸗ 
bitterung und die Entfremdung ſteigern. 
| 


Zum Entwurf eines Geſetzes, betr. Yenderungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeß⸗ 
brdnung, des Gerichtskoſtengeſetzes und der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 
Von Profeſſor Dr. L. v. Senffert in München. 


(Schluß.) 
Von ſehr großer Bedeutung iſt die Beſchrän⸗ 
| kung der Berujung, welche in den $$511a, 5l1b 
des Entwurfs in Ausſicht genommen wird. In 
Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 
ſoll die Berufung nur zuläſſig ſein, wenn der Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes 50 Mk. überſteigt. 
Der Vorſchlag wird zuvörderſt damit begründet, 
daß die Berufungen gegen die Urteile der Amts: 
gerichte ſich in den letzten Jahrzehnten ſehr erheblich 
vermehrt haben. Nach der im Reichsjuſtizamt 
angeſtellten Rechnung kamen auf 1000 Urteile der 
Amtsgerichte, (wobei die Verſäumnisurteile, die 
Verzichts⸗ und Anerkenntnisurteile ſowie die 
Läuterungsurteile außer Anſatz gelaſſen wurden), 
im Jahre 1881 122 Berufungen, im Jahre 1903 
248 Berufungen an die Landgerichte. Ich verſtehe 
nicht, wieſo man aus der Mehrung der Beru: 
fungen den Schluß ziehen kann, daß die Beru— 
fung beſchränkt werden müſſe. Mir ſcheint aus 
der Mehrung hervorzugehen, daß nach den An⸗ 
ſchauungen des prozeſſierenden Publikums das 
Bedürfnis einer Nachprüfung der einzelrichterlichen 
Entſcheidungen durch ein Kollegialgericht gewachſen 
iſt. Daß die beſtehenden Landgerichte die Be: 
rufungen gegen die amtsgerichtlichen Urteile ohne 
erhebliche Perſonalvermehrung erledigen können, iſt 
zweifellos, auch wenn die erſtinſtanzielle Zuſtändig⸗ 
keit der Amtsgerichte nicht erhöht werden ſollte. 
Als zweiter Grund für die Beſchränkung der 
Berufung wird angeführt, daß in einem Prozeß 
um einen geringfügigen Streitgegenſtand die Koſten 
durch Einlegung eines Rechtsmittels oft eine Höhe 
erreichen, die in keinem Verhältniſſe zu dem Streit: 
Era ſteht. Darin liegt etwas Wahres. 
Aber ſoll man deswegen die Parteien hindern, 
dieſe Koſten einzuſetzen, wenn fie das im Kampfe 
um ihr gutes Recht tun wollen? Ich möchte 
lieber einer Abminderung der Koſten in den 
Bagatellſachen das Wort reden. 
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Ferner verweiſt die Begründung auf die Bes 
rufungsbeſchränkungen. die im Gewerbegerichts⸗ 
geſetz für Sachen bis zu 100 Mk. und im Kauf: | 
mannsgerichtsgeſetz für Sachen bis zu 300 Mk. 
vorgeſehen ſind. Der Verweiſung kann man 
entgegenhalten, daß die Gewerbegerichte und die 
Kaufmannsgerichte Kollegialgerichte, die Amts⸗ 
gerichte aber Einzelgerichte ſind und daß es 
immerhin weniger gefährlich iſt, die Berufung 
gegen die Entſcheidung eines Kollegialgerichts ab⸗ 
zuſchneiden, als die Berufung gegen die Ent⸗ 
ſcheidung eines Einzelgerichts. Daß ſich in 
früheren Parlikularrechten und in ausländiſchen 
Geſetzen Berufungsbeſchränkungen bei gering⸗ 
wertigen Streitgegenſtänden vorfinden, iſt richtig, 
beweiſt aber nicht viel für die Zweckmäßigkeit der 
Beſchränkung. Meines Erachtens bringt die Be⸗ 
ſchränkung die Gefahr mit ſich, daß die Prozeſſe, 
in denen keine Berufung zuläſſig iſt, ohne er⸗ 
ſchöpfende Verhandlung und Beweiserhebung durch⸗ 
gehauen werden. Gewiß wird es einzelne Amts⸗ 
richter geben, die das Bewußtſein, in letzter Inſtanz 
zu entſcheiden, zu der ſorgfältigſten Behandlung 
derartiger Prozeſſe führt. Aber die große Mehr⸗ 
zahl der Amtsrichter, die mit Geſchäften ſtark 
belaſtet iſt, wird geneigt ſein, ſolche Prozeſſe über 
das Knie zu brechen. Von Intereſſe dürfte es 
ſein, daran zu erinnern, daß in der Kommiſſion 
des Reichstags, die in den Jahren 1875 76 die 
neuen Juſtizgeſetze vorberiet, über die Frage 
der Berufungsbeſchränkung eingehend verhandelt 
wurde.“) Damals waren aus der Mitte der 
Kommiſſion verſchiedene Anträge auf ſolche Be: 
ſchränkung geſtellt worden, darunter auch der An⸗ 
trag, die Berufung gegen amtsgerichtliche Urteile 
auf Prozeſſe zu beſchränken, deren Gegenſtand 
zur Zeit der Erlaſſung des Urteils 50 Mk. über⸗ 
ſteigt.?) Alle derartigen Anträge wurden von der 
Kommiſſion mit zwanzig Stimmen gegen vier 
Stimmen abgelehnt. Die damals gegen die 
Beſchränkung ſprechenden Erwägungen dürften auch 
heute durchſchlagen. 


Ich gehe über zu den projektierten Aen⸗ 
derungen des Mahnverfahrens. Die Zuſtellung 
des Zahlungsbefehls an den Schuldner ſoll von 
Amts wegen erfolgen, was mit der oben erwähnten 
Abſchaffung des Parteibetriebs im amtsgericht⸗ 
lichen Verfahren zuſammenhängt. In Konſequenz 
der Neuerung ſollen die Wirkungen der Zuſtellung 
für die Wahrung von Friſten und die Unter: 
brechung der Verjährung auf die Einreichung oder 
Anbringung des Geſuchs um Erlaſſung des Zah— 
lungsbefehls zurückdatiert werden, wenn die Zu— 
ſtellung binnen zwei Wochen erfolgt. Gegen den 
Nebenſatz „wenn die Zuſtellung binnen zwei Wochen 
erfolgt“, beſtehen dieſelben Bedenken, welche oben 


5 9. der 22. Sitzung v. 21. Mai 1875, Protokolle 
©. 
2 Bu Protokolle S. 213 und S. 224. 
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S. 423 gegen den entſprechenden Bedingungsſatz 
zu § 496 Abſ. 3 vorgebracht worden find. 

In Sachen, die vor das Amtsgericht gehören, 
kann nach dem Entwurfe der Antrag auf Be⸗ 
ſtimmung eines Verhandlungstermines für den 
Fall, daß Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl 
erhoben wird, mit dem Geſuch um Erlaſſung des 
Zahlungsbefehls verbunden werden. Iſt dieſer 
Antrag geſtellt, jo kann gleichzeitig mit der Be: 
nachrichtigung des Gläubigers von dem rechtzeitig 
erhobenen Widerſpruch ($ 694 Abſ. 2) die La: 
dung von Amts wegen zu dem Termin erfolgen. 
Das iſt zweckmäßig. 

Die in $ 697 vorgeſehene Friſt für die Er⸗ 
hebung der Klage in Sachen, die vor die Land⸗ 
gerichte gehören, ſoll von ſechs Monaten auf drei 
Monate herabgeſetzt werden. Dagegen wäre nichts 
zu erinnern. 

Die Erteilung des Vollſtreckungsbefehls ſoll 
dem Gerichtsſchreiber übertragen werden. Die 
Ablehnung des Geſuchs um Erteilung des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls verbleibt dem Gerichte. Viel Er⸗ 
leichterung wird den Richtern durch die Neuerung 
nicht zu teil werden; denn auch jetzt ſchon pflegt 
der Gerichtsſchreiber den Vollſtreckungsbefehl auf 
den Zahlungsbefehl zu ſetzen und der Amtsrichter 
ihn einfach zu unterſchreiben. Für die Zuſtellung 
des Vollſtreckungsbefehls ſind ähnliche Vorſchriften 
wie für die Zuſtellung eines Verſäumnisurteils 
(ſ. o. S. 424) in Ausſicht genommen. Die Zu: 
ſtellung erfolgt daher in Ermangelung einer gegen⸗ 
teiligen Erklärung durch Vermittlung des Gerichts— 
ſchreibers. 

Die die Zwangsvollſtreckung betreffenden Vor: 
ſchläge des Entwurfs haben keine große Be⸗ 
deutung. 

Zu dem $ 788 hinzuzufügen, daß die Koſten 
der Ausfertigung und der Zuſtellung des Urteils 
als Vollſtreckungskoſten gelten, iſt m. E. über⸗ 
flüſſig; das verſteht ſich von ſelbſt. In der Be⸗ 
gründung der Novelle iſt geſagt, es ſeien dar⸗ 
über Zweifel hervorgetreten. Mir iſt von ſolchen 
Zweifeln nichts bekannt. Würde der überflüſſige 
Satz in der vorgeſchlagenen Faſſung in das Ge⸗ 
ſetz aufgenommen, ſo könnten ſich Zweifel darüber 
ergeben, ob auch die Koſten für die Beſchaffung 
der zur Erlangung der vollſtreckbaren Ausferti⸗ 
gung nötigen Urkunden (vgl. $ 706, 83 726 bis 
729 Abſ. 2, § 792) zu den Vollſtreckungskoſten 
gehören, weil dieſe Urkunden in dem Zuſatz nicht 
erwähnt werden. Dieſe Koſten ſind aber eben⸗ 
falls Vollſtreckungskoſten. 

Die Zwangsvollſtreckung aus einem Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluſſe, der gemäß § 105 des Ent⸗ 
wurfs vor Erteilung der Urteilsausfertigung auf 
das Urteil geſetzt wurde, ſoll nach $ 795 a auf 
Grund einer vollſtreckbaren Ausfertigung des Ur— 
teils erfolgen; einer beſonderen Vollſtreckungs— 
klauſel für den Feſtſetzungsbeſchluß bedarf es nicht. 
Dagegen wäre nichts einzuwenden. 
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Die in $ 798 ZPO. vorgeſehene eintägige Friſt 
ſoll auf drei Tage erweitert werden. 

Der Entwurf will den Abſ. 3 des § 866 
ſtreichen. Es iſt das die auf Antrag der Reichs⸗ 
tagskommiſſion in die Novelle von 1898 einge⸗ 
ſetzte Beſtimmung, welche die Eintragung einer 
Sicherungshypothek auf Grund eines Vollſtreckungs⸗ 
befehls ausſchließt, und die Eintragung einer 
ſolchen Hypothek auf Grund eines anderen Schuld⸗ 
titels auf Forderungen beſchränkt, deren Betrag 
300 Mk. überſteigt. Dieſe Beſtimmung war ein 
Kompromiß zwiſchen den prinzipiellen Gegnern 
der Zwangshypothek und den Verteidigern dieſer 
Art von Vollſtreckung.) Für die Ausſchließung 
der Zwangshypothek auf Grund von Vollſtreckungs⸗ 
befehlen wurde angeführt, daß die Zwangshypothek 
Wucherern und bösmwilligen Gläubigern eine Hand⸗ 
habe biete, um die kleineren Grundbeſitzer zu 
ruinieren. Ich ſehe nicht ein, warum dieſe Ge⸗ 
fahr ſpeziell bei Vollſtreckungsbefehlen größer ſein 
ſollte als bei anderen Vollſtreckungstiteln. Durch 
die Beſchränkung der Zwangshypothek auf For⸗ 
derungen von mehr als 300 Mk. ſoll die Ueber⸗ 
ſchwemmung mit kleinen Hypotheken verhütet 
werden. Dieſe Beſtimmung hat zu Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten in der Praxis geführt, insbeſondere 
über die Frage, ob die in mehreren Schuldtiteln 
enthaltenen Forderungen zuſammenzurechnen ſeien. 
In der Begründung des Entwurfs wird der Ab— 
ſtrich der auf den Vollſtreckungsbefehl bezüglichen 
Vorſchrift damit motiviert, daß ſie dazu geführt 
habe, an Stelle des Mahnverfahrens den Weg 
der Klage zu wählen. Ich bin damit einverſtan⸗ 
den, daß die Ausnahmeſtellung der Vollſtreckungs⸗ 
befehle in Anſehung der Zwangshypothek beſeitigt 
wird. Ob es zweckmäßig iſt, die Zwangshypothek 
auch für die kleineren Forderungen zuzulaſſen, iſt 
mir nicht zweifellos. Zwerghypotheken haben 
immerhin etwas Bedenkliches. Die Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten, welche ſich in Anſehung der Be— 
rechnung der 300 Mk. ergeben haben, ließen ſich 
durch einen Zuſatz beſeitigen, worin die Zufammen: 
rechnung der ſich aus mehreren Schuldtiteln er— 
gebenden Forderungen angeordnet würde. 

In Abſ. 1 Satz 1 des $ 900 ſoll beſtimmt 
werden, daß das Verfahren für die Abnahme des 
Offenbarungseides ſtatt mit der Ladung des 
Schuldners mit dem Antrag auf Beſtimmung eines 
Termines zur Leiſtung des Eides beginnt. Dieſe 
Aenderung hängt damit zuſammen, daß vor den 
Amtsgerichten die Ladung der Parteien durch die 
Gerichtsſchreiber zu veranlaſſen iſt. Ferner ſoll 
in § 900 Abſ. 1 geſagt werden, daß dem Antrag 
auf die Terminsbeſtimmung der Vollſtreckungstitel 
und die ſonſtigen Urkunden beizufügen ſind, aus 
denen ſich die Verpflichtung des Schuldners zur 
Leiſtung des Offenbarungseides ergibt. Dieſer 


) Vgl. den Kommiſſionsbericht v. 26. April 1898 
S. 211 ff. 
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Zuſatz iſt meines Erachtens unnötig. Die Ladung 
des Schuldners zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides iſt ein Akt der Vollſtreckung. Folglich muß 
der Amtsrichter, wie jedes Organ der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vor der Vornahme einer Vollſtreckungs⸗ 
handlung, vor der die Ladung nach ſich ziehenden 
Terminsbeſtimmung prüfen, ob die beantragte 
Zwangsvollſtreckung zuläſſig iſt, alſo, ob die geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen zur Abnahme des Offen⸗ 
barungseides gegeben ſind. Daher muß ihm der 
Gläubiger, der dieſe Vollſtreckung verlangt, das 
urkundliche Material vorlegen, aus welchem her⸗ 
vorgeht, daß er die Abnahme des Offenbarungs⸗ 
eides verlangen kann. So iſt in allen neueren 
Kommentaren zu 8 900 ZPO. zu leſen. Auch 
aus den Sammlungen von Entſcheidungen iſt mir 
keine Entſcheidung bekannt, die von der richtigen 
Anſicht abwiche. Ich halte die Erweiterung des 
Geſetzes durch Sätze, die ſich von ſelbſt verſtehen, 
für fehlerhaft und daher den vorgeſchlagenen Satz 
für nicht aufnahmefähig. Wollte man zu jedem 
Paragraphen, der einmal falſch ausgelegt wurde, 
einen Zuſatz machen, jo würde das Prozeßgeſetz 
in das Ungeheuerliche anſchwellen. 

In § 915 Abſ. 2 will der Entwurf eine 
unweſentliche Aenderung anbringen. Die Ein⸗ 
tragungen in die ſog. ſchwarze Liſte ſollen dadurch 
gelöſcht werden, daß nach Ablauf von fünf Jahren 
ſeit dem Schluſſe des Jahres, in welchem die Ein⸗ 
tragung erfolgte, der Name unkenntlich gemacht 
oder das Verzeichnis vernichtet wird. Auf die 
Weiſe wird den Amtsgerichten die Mühe erſpart, 
bei den einzelnen Eintragungen zu prüfen, ob 
ſeit der Eidesleiſtung oder der Beendigung der 
Haft fünf Jahre verſtrichen ſind. 

Im Arreſt⸗ und Verfügungsaverfahren iſt 
lediglich eine Aenderung des § 924 vorgeſehen, 
die ſich aus der Abſchaffung des Parteibetriebs 
im amtsgerichtlichen Verfahren ergibt. Darnach 
muß, wenn das Arreſtgericht ein Amtsgericht iſt. 
der Widerſpruch gegen den in Beſchlußform er⸗ 
laſſenen Arreſtbefehl ſchriftlich oder zum Protokoll 
des Gerichtsſchreibers erhoben werden, worauf 
dann die Terminsbeſtimmung und die Ladung 
von Amts wegen erfolgen. 

Am Gerichtskoſtengeſetz ſoll mancherlei 
geändert werden. Von einſchneidender Bedeutung 
ſind nur folgende Vorſchläge: 

Nach dem neuen $ 48 GKG. ſoll für den 
vierten und für jeden folgenden Termin eine be 
ſondere Gebühr in der Höhe von 10 der vollen 
Gebühr erhoben werden, wenn in einem Rechts⸗ 
ſtreite mehr als drei Termine zur mündlichen 
Verhandlung über die Hauptſache in einer Inſtanz 
anberaumt werden. Wird die Beweisgebühr oder 
die im $ 24 Abſ. 2 GKG. für das bedingte 
Endurteil beſtimmte Gebühr erhoben, ſo iſt die 
beſondere Gebühr nur für den ſiebenten und die 
folgenden Termine zu erheben. Nicht mitgerechnet 


werden der Termin, auf Grund deſſen ein Ver: 
ſäumnisurteil erlaſſen wurde, ferner die Termine, 
die von Amts wegen verlegt oder in denen vor 
Eintritt in die Verhandlung dieſe von Amts wegen 
vertagt wird. Wird eine Sache an das Gericht 
erſter Inſtanz oder an das Berufungsgericht 
zurückverwieſen (ZPO. 88 538, 539, 565), jo gilt 
das weitere Verfahren nicht als Fortſetzung der 
Inſtanz. In der Begründung iſt geſagt, daß 
durch die Erhebung dieſer Gebühr eine Beichrän- 
kung der Termine herbeigeführt und der Ver⸗ 
ſchleppung der Prozeſſe entgegengetreten werden. 
ſolle. Dabei haben die Verfaſſer des Entwurfs, 
wie aus der Begründung zu erſehen iſt, ins⸗ 
beſondere an die Vertagungen gedacht, welche zu⸗ 
folge übereinſtimmender Anträge der Parteien er⸗ 
folgen. Solche Vertagungen ſind ja für die Ge— 
richte unbequem, weil dadurch Arbeitszeit verloren 
geht. Aber ſie ſind in der Praxis nicht ganz zu ver⸗ 
meiden. Und die zufolge einer ſolchen Vertagung 
einlretende Erhebung der Strafgebühr von 10 der 
vollen Gebühr ohne jede Rückſicht auf die Um⸗ 
ſtände, die zur Vertagung geführt haben, wäre 
denn doch ſehr hart. Ferner ſcheint es mir un⸗ 
billig, bei der Berechnung der Termine diejenigen 
Termine mitzurechnen, in denen das Gericht von 
Amts wegen den Abbruch der Verhandlung und 
die Anberaumung eines Fortſetzungstermins be⸗ 
ſchloſſen hat, z. B. weil ein Richter unwohl ge⸗ 
worden iſt. Auch der Termin, welcher dadurch 
zuwächſt, daß das Gericht die Wiedereröffnung 
der geſchloſſenen Verhandlung anordnet (8 156 
ZPO.), müßte billigerweiſe außer Anſatz bleiben; 
denn die Wiedereröffnung erfolgt, wenn ſich die 
Schließung der Verhandlung als unrichtig her⸗ 
ausſtellt. 

Die Schreibgebühr ſoll von 10 Pfg. auf 
20 Pfg. für die Seite hinaufgeſetzt werden. Das 
wird ziemlich viel ausmachen. Bei den von Amts 
wegen bewirkten Zuſtellungen ſollen Schreib⸗ 
gebühren für Abſchriften berechnet werden, die die 
Partei dem von ihr eingereichten Schriftſatze 
hätte beifügen ſollen. Zur Deckung der von den 
Parteien nicht zu erſetzenden baren Auslagen 
ſollen Pauſchſätze erhoben werden. Der einzelne 
Pauſchſatz beträgt zehn vom Hundert der zum 
Anſatz gelangenden Gebühr; jedoch nicht mehr 
als 50 Mk. Durch dieſe Pauſchſätze ſoll der 
Staatskaſſe Erſatz dafür gewährt werden, daß bei 
den von Amts wegen bewirkten Zuſtellungen keine 
Schreibgebühr ſowie keine Gerichtsvollzieher⸗ und 
Poſtgebühren berechnet werden. Für die Prozeſſe 
bei den Landgerichten und den höheren Gerichten 
dürfte dieſer Pauſchſatz ziemlich hoch bemeſſen ſein, 
da die von Amts wegen zu bewirkenden Zuſtell— 
ungen in dieſen Prozeſſen keine Rolle ſpielen. 

In der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte ſoll der § 76 durch einen neuen Para— 
graphen erſetzt werden, wonach der Rechtsanwalt 
für die Herſtellung des Schreibwerkes ſowie zum 
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Erſatze der Poſtgebühren Pauſchſätze erhält. Der 
in Ausſicht genommene Pauſchſatz beträgt 20% 
der zum Anſatz gelangenden Gebühr, jedoch min⸗ 
deſtens 50 Pfg. und höchſtens 30 Mk. Steht 
dem Rechtsanwalte nach § 13 Nr. 1, 88 19, 52 
die Prozeßgebühr zu, ſo beträgt die Summe der 
nach den §§ 13, 16 bis 20, 27, 28, 30 Abf. 1 
Nr. 3, 37, 38, 42, 50 bis 52 in einer Inſtanz 
anzuſetzenden Pauſchſätze mindeſtens 3 Mk. und 
höchſtens 50 Mk., und, wenn dem Rechtsanwalt 
auch nach § 13 Nr. 4, $ 19 die Beweisge⸗ 
bühr oder nach $ 13 Nr. 3, $ 18 die Vergleichs⸗ 
gebühr zuſteht, mindeſtens 4 Mk. und höchſtens 
60 Mk. Steht dem als Verteidiger oder als 
Vertreter eines Privatklägers, eines Nebenklaͤgers 
oder einer Verwaltungsbehörde beſtellten Rechts⸗ 
anwalte die in § 63 beſtimmte Gebühr zu, ſo 
beträgt der Pauſchſatz mindeſtens 4 Mk. Neben 
den Pauſchſätzen ſtehen dem Rechtsanwalte für 
die auf beſonderes Verlangen gefertigten Ab⸗ 
ſchriften Schreibgebühren zu. Für die Höhe der 
Schreibgebühren find die Vorſchriften des $ 80 
GKG. maßgebend. Der Anſatz der im § 79 
Nr. 2 des GKG. bezeichneten Gebühren (sc. für 
Telegramme und telephoniſche Mitteilungen) wird 
durch den Pauſchſatz nicht ausgeſchloſſen. Nach 
der Begründung des Entwurfs ſoll durch den 
Pauſchſatz den Anwälten eine kleine Mehreinnahme 
verſchafft werden. Eine dem Entwurf beigefügte 
Tabelle, die auf ſtatiſtiſchen Erhebungen bei 13 
Berliner Rechtsanwälten beruht, ergibt, daß in 
717 von dieſen Anwälten geführten Prozeſſen 
über Werte bis zu 10000 Mk. die Schreib: und 
Poſtgebühren 4661,33 Mk. betrugen, während die 
Summe der Pauſchſätze des Entwurfs 5637,80 Mk. 
ausmacht. 


Ueber die Wirkung der Pauſchalierung muß 
ich mich des Urteils enthalten. Darüber mögen 
die Rechtsanwälte urteilen. Nur darauf möchte 
ich aufmerkjam machen, daß die Pauſchalierung 
die Anwälte veranlaſſen wird, die Anfertigung 
der Abſchriften der von Amts wegen zuzuſtellenden 
Schriftſtücke dem Gerichte zu überlaſſen, wodurch 
eine bedeutende Mehrung des Schreibwerks bei 
den Gerichten eintreten wird. 

Wie aus dieſer Beſprechung erſichtlich iſt, ſtehe 
ich einer Reform des Zivilprozeſſes keineswegs ab- 
lehnend gegenüber. Aber ich kann mich des Ein⸗ 
drucks nicht erwehren, daß dieſer Entwurf ein 
kleinliches Flickwerk iſt und daß die an der Spitze 
ſtehende Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändig— 
keit auf dem Beſtreben beruht, an Ausgaben des 
Staates für die Rechtspflege Einſparungen zu 
machen. Und das in einer Zeit, in der die 
Staatsausgaben für alle anderen Zwecke wachſen! 
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Vayeriſche Verkehrsprozeſſe. 
Von Landgerichtsrat Neumiller in München. 


(Fortſetzung jtatt Schluß.) 
B. Materielles Necht. 


1. Das Ineinandergreifen zahlreicher Normen 
beim Bayeriſchen Eiſenbahnverkehr läßt ſich 
am beſten an der Betrachtung der Rechtsfolgen 
eines „einfachen“ Eiſenbahnunfalls verfolgen. An⸗ 
genommen bei der Entgleiſung eines Schnellzugs 
an einer Umbauſtrecke erleiden im Zuge der 
Lokomotivführer“), ein mit Freikarte auf In⸗ 
ſpektion fahrender Direktionsrat der Bahn und 
ein Handlungsreiſender, auf dem Bahndamm aber 
ein beim Umbau beſchäftigter Streckenarbeiter der⸗ 
artige Verletzungen, daß ſie dauernd dienſt- oder 
erwerbsunfähig werden; der Inhalt des Eilgut- 
wagens verbrennt. Welche Anſprüche entſtehen 
und worauf gründen ſie ſich? Am einfachſten iſt 
das Recht des Streckenarbeiters gelagert; dieſer 
unterſteht der Unfallverſicherung und erhält ſeine 
Rente zu 66 / ⅝ des amtlich feſtgeſetzten Tage: 
lohnes; weitere Anſprüche ſtehen ihm gemäß $ 135 
GewmUBG. gegen den Betriebsunternehmer, d. i. 
den Bayeriſchen Staat, nicht zu, insbeſondere alſo 
keine Haftpflicht- oder Deliktsklage“). Der 
Lokomotivführer dagegen gehört als ſtatusmäßiger 
nicht pragmatiſcher Bedienſteter zufolge der Unfall: 
fürforgeBO. vom 13. November 1902 mit der 
Abänderung vom 5. Januar 1906 und im Bus 
ſammenhalt mit $ 14 des RG. vom 18. Juni 
1901 der Unfallverſicherung nicht an; er erhält 
nach den oben angeführten Normen ohne Rück- 
ſicht auf ſein Dienſtalter als Penſion 66 (bei 
Hilfloſigkeit 100 %%) ſeines letzten Dienſteinkommens 
und daneben von der Penſionierung ab Erjaß 
der noch erforderlichen Heilungskoſten. Weitere 
Anſprüche gegen den Betriebsunternehmer l(alſo 
insbeſondere aus Haftpflicht oder Delikt) hat er 
nicht“). Dagegen wird der Direktionsrat als prag— 


1) Wohl zu unterſcheiden vom „Zugführer“ (früher 
Oberkondukteur). 

% Vgl. hierzu Kißkalt in Bay 3. 1905, 97. — Bei 
Arbeitern bahnfremder Betriebe iſt die leider ſchwan— 
lende Rechtſprechung hinſichtlich des Uebergangszeitpunkts 
auf die Berufs. und deſſen prozeſſuale Folgen be— 
achtlich; vgl. RG. 60. 200; 63, 288. 

% Neuerlich (JW. 1907, 287) bezweifelt das RG, ob 
durch die jetzige Faſſung des UnfFürſc. die Schadens: 
erſaßznormen des BB. ausgeſchloſſen ſind und will 
dies dem Landesrecht (d. h. alſo in Bayern einem Ge— 
ſeß ?) überlaſſen; m. E. durchaus mit Unrecht. Ueber 
der Faſſung und dem Vollzug dieſes Geſetzes waltet 
übrigens ein eigentümliches Mißgeſchick. Die Ueber— 
gangsnorm in Art. 2 Aoj. 2 war ſo ſchlecht formuliert, 
daß Zweifel über die fortdauernde Ausſchließung des 
Haftpflcßh. bis zur landesrechtlichen Neuregelung ent— 
ſlehen konnten gl. RG. 61, 312); auch die allgemein 
angenommene Maßgeblichkeit des Penſionierungstages 
en. 60, 215; vgl 63, 289, iſt durch RZ. 60, 208 
(m. E. mit Unrecht) in Zweifel gezogen. In Bayern 
speziell ſpielt noch die Frage, ob bei der Unfallpenſion 
oder % der Fahrdiäten gewährt werden, eine uner— 
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matiſcher Beamter nach den Normen der Dienſtes⸗ 
pragmatik (IX. VerfBeil.) ſamt Regulativ vom 
11. Juni 1892 und 11. Auguſt 1904 penſioniert, 


nicht anders, wie wenn er ſich auf einer Urlaubs⸗ 


reiſe bei einer Gletſchertour einen ſchweren Gelenk⸗ 
rheumatismus geholt hätte. Da ihm hiernach 
Heilungskoſten neben der Penſion nicht erſetzt 
werden, iſt dieſe Fürſorge ſelbſt dann nicht gleich⸗ 
wertig mit dem Reichsrecht, wenn die Penſion 
als ſolche mehr wie 66 / des letzten Dienſt⸗ 
einkommens ausmacht. Der Direktionsrat kann 
alſo insbeſondere die Heilungskoſten ſowie die 
Einbuße gegenüber ſeinen gegenwärtigen und 
künftig nach Maßgabe des Dienſtalters und 
Avancements zu erhoffenden Bezügen auf Grund 
des Haftpflc. und des BGB. unbeſchraͤnkt 
gegen den Staat als Eiſenbahnunternehmer 
ausklagen. Letzteres gilt auch für den ver— 
letzten Kaufmann. Als Paſſagier unterſteht 
dieſer primär dem HGB., deſſen $ 472 aber 
lediglich auf die Eiſenbahnverkehrsordnung verweiſt; 


da auch dieſe nur vereinzelte Erſatzbeſtimmungen 


für den Perſonentransportvertrag“!“) enthält, fo 
liegt das Hauptgewicht auf dem HaftpflG. und 
dem BGB. Von letzterem kommen nicht nur 
die Normen über unerlaubte Handlungen, ſondern 
auch diejenigen über den Werkvertrag (Transport) 
zur Anwendung. was bei der Beweislaſt der 
Haftung für die Bedienſteten und der Verjährung 
wichtig iſt.“) 

Wäre der eingangs unterſtellte Eiſenbahn⸗ 
unfall dadurch verurſacht worden, daß ein Fuhr⸗ 
werk wegen Unterlaſſung des Schrankenſchluſſes 
das Geleis kreuzte, jo käme neben dem HaftpflG. 
und dem BGB. (Delikt) für den am Fuhrwerk 
angerichteten Schaden noch Art. 58 AG. z. BGB. 
(Benützung öffentlicher Wege durch die Bahn) in 
Betracht. Sachſchäden, die nicht auf. ſondern 
neben der Bahn paſſieren“ (Scheuen der Pferde) 
fallen nicht unter Art. 58.“ “) 

Hinſichtlich beſchädigter oder zerſtörter Güter 
iſt zu beachten, ob ſie als Handgepäck oder auf 
Grund Frachtbriefs befördert wurden. . Eriteren: 


freuliche Rolle (vgl. einerſeits die recht anſechtbare Ent: 
ſcheidung des BObèe G. in n. S. 4, 707; anderſeits 
die VO. vom 5. Januar 1906 ſamt der Begründung 
zum Finanzgeſetz vom 20. Auguſt 1906 im Landt.-Rep. 
036 S. 211). Ueber das Verhältnis von Haftpflicht und 
Unfallverſicherung in Spezialfällen vgl Reindl S. 14 ff.; 
RG3. 58, 335; 60, 313; 61, 56; 62, 145. 

6) Z. B. den Ausſchluß von Schadenserſatz— 
anſprüchen bei Zugsverſpätungen u. dgl. (nur Fahr— 
geldrückgabe). 

) Dammrutſchung, Herabfallen von Bahnhofs— 
lampen u. dgl. kann unter § 836, BGB. ſubſumiert 
werden. — Für Beamte und Bedienſtete iſt auch 8 618 
Bes B. zu beachten; weder letztere Norm noch der Per— 
ſonentransportwertrag enthält übrigens ſchlechthin die 
Zuſicherung ‚salvum fore“! (JW. 1905, 484). 

1 Daß Art. 53 AG. nicht bloß die Benützung der 
Straßenlänge (wie z B. durch Trambahnen), ſondern 
auch ſchienengleiche lleberfahrten (Straßenkreuzungen) 
trifft, iſt allgemeine Praxis. 
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falls gelten die 88 34 ff. EVerkO., auch wenn 
es ſich um Reiſende mit direkten Auslandsfahr⸗ 
karten handelt. Letzterenfalls iſt zu unterſcheiden, 
ob der Frachtbrief inländiſch oder ausländiſch iſt. 
Für Transporte mit inländiſchem Frachtbrief 
gelten die 88 453 ff. HGB., 39 ff. EVerkO.; 
für Güter mit ausländiſchem Frachtbrief kommt 
praktiſch in erſter Linie das intern. Ueberein⸗ 
kommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890 ſamt Abänderungen vom 
16. Juni 1898 (RGBl. 1892 S. 793; 1901 
S. 295)*°) zur Anwendung, deſſen Grundlagen 
übrigens mit dem deutſchen HGB. und der 
deutſchen EVerkO. im weſentlichen übereinſtimmen. 
Die Regelung des Frachtverkehrs iſt darin ſo er⸗ 
ſchöpfend erfolgt, daß ein (meiſt recht mißliches) 
Zurückgreifen auf das Zivil-, insbeſondere Handels⸗ 
recht des ausländiſchen Aufgabeorts faſt niemals 
erforderlich wird.“ 

Wie vorſtehende Darlegungen unſchwer ent⸗ 
nehmen laſſen, ſcheiden ſich die anzuwendenden 
Rechtsnormen grundſätzlich, je nachdem der Be⸗ 
ſchädigte in einem Vertragsverhältnis (Dienſt, 
Transport) zur Bahn ſtand oder nicht.““ 


Beim Dampfſchiff- und Kanalverkehr ſind auch 
die Beſtimmungen des Binnenſchiffahrts- und 
Flößereigeſetzes zu berückſichtigen“ “). 

2. Nicht minder ſorgfältige Beachtung, wie die 
anzuwendenden Rechtsquellen ſelbſt, erfordert die 
Feſtſtellung des Haftungsumfangs, der Sad): 
legitimation, der Beweislaſt und der Einreden 
ſowie des Erlöſchens des Anſpruchs. 

Das HaftpflG. befaßt ſich nicht mit dem 
Sachſchaden und gewährt auch für Perſonen⸗ 
verletzungen kein Schmerzensgeld und keine An: 
ſprüche aus $ 845 BGB. (Entgang von Haus⸗ 
dienſten; RGZ. 57, 54). Anderſeits bedarf es 
zur Begründung der Haftpflichtanſprüche auch 
nicht der Behauptung irgend eines Verſchuldens 
der Eiſenbahn oder ihrer Leute; die Bahn hat 
vielmehr nur die Einrede eigenen ganz über: 
wiegenden Verſchuldens'“) oder höherer Gewalt.“) 


4% Weitere Aenderungen find bereits beſchloſſen 
und vom Reichstag genehmigt (BlfRA. 72, 507). 

50) Die Feſtſtellung, ob das ausländiſche Gut im 
direkten oder im „gebrochenen“ Verkehr befördert wurde, 
iſt daher von grundlegender Bedeutung. 

21) Eine neue, aber wenig erfreuliche Prozeßſorte 
bilden die zahlreichen Klagen von Eiſenbahnbauakkor— 
danten wegen angeblich unrichtiger Submiſſionsunter— 
lagen und Akkordberechnungen. 

52, Kanalunfall: Bay. 1907, 354. 

58) Die Anwendung des § 254 BGB. iſt nunmehr 
ſtändige Praxis des Reichs G. (EZ. 53, 400); die damit 
ermöglichte Schadensteilung erleichtert zweifellos die 
Rechtſprechung bei nicht völlig aufklärbaren, aber auf 
ein Mitverſchulden hindeutenden Tatbeſtänden (z. B. 
Plattformabſtürzen) bedeutend Beiſpiele für ganz über— 
wiegendes Verſchulden des Verletzten (Klagabweiſung): 
JW. 1905, 16; 1905, 498; 1906, 350; kleinere Quoten 
als ein Viertel werden in der Praxis kaum vorkommen. — 
Wegen der Streitfrage über Anwendung des § 278 
BGB. auch bei Abſ. 1 des § 254 vgl. RG3Z. 62, 160 


Sie haftet alſo für gewöhnlichen Zufall und hat 
keinen dem 8831 BGB. entſprechenden Entlaſtungs⸗ 
beweis. Umgekehrt betrifft Art. 58 AG. z. BGB. 
nur den Sachſchaden, ihn als Gegenſtück zum 
HaftpflG. in gleicher Weiſe wie letzteres den Per⸗ 
ſonenſchaden ordnend.??) Das BGB. dagegen 
gewährt ſowohl für Körper⸗ wie für Sachſchäden 
Ausgleich in Geld, gleichgültig ob ein Vertrag zu⸗ 
grunde liegt oder nicht, erfordert jedoch vorſätz⸗ 
liches oder fahrläſſiges Verſchulden des Beklagten. 
Schmerzensgeld aber kann nur auf Grund Delikts 
begehrt werden (nicht auf Grund Transport- oder 
Dienſtvertrags““), während anderſeits gegenüber 
den Vertragsanſprüchen die ſtrenge Gehilfenhaftung 
des § 278 BGB. gilt und kein Entlaſtungsbeweis 
nach Art des 8 831 BGB. ſtattfindet. Die 
Unfallfürſorgepenſion entfällt ($ 7 UF G.), wenn 
der Verletzte den Unfall vorſätzlich oder durch 
ein Verſchulden herbeigeführt hat, wegen deſſen 
auf Dienſtentlaſſung oder auf Titel- und Pen⸗ 
ſionsverluſt oder auf Dienſtesunfähigkeit erkannt 
worden iſt; bei Nichtdurchführbarkeit eines ſolchen 
Verfahrens z. B. wegen Tod, Abweſenheit und 
dgl. kann die Unfallpenſion ganz oder teilweiſe 
verſagt werden. Der Kreis der Betriebsunfälle 
nach dem HaftpflG. iſt nebenbei bemerkt etwas 
enger als nach dem UnfallVG. und dem Beamten⸗ 
fürforge®. ſamt Bayer VO. und auch enger als 
die Transportvertragshaftung.“) Dieſe Rechtslage 
führt in der Praxis behufs Erlangung eines 


IW. 1906, 231. 

54) Wozu aber der ſog. innere Zufall, z. B. Achs⸗ 
bruch, nicht gehört (Reindl S. 67) und wobei überhaupt 
ein ſtrenger Maßſtab anzulegen iſt (JW. 1905, 321). 

50) Vogel in Bayg. 1907, 292. Die Einbeziehung 
des mittelbaren Schadens iſt inzwiſchen durch RGZ. 
63, 275 gebilligt; der Entlaſtungsbeweis nach § 831 
BGB. kann begriffsmäßig ebenſowenig Anwendung 
finden wie beim Haftpflß. Der Beantwortung der 
weiter dort aufgeworfenen Frage nach dem „Inhaber“ 
muß man wohl beiftimmen; der allein über Land 
fahrende Kutſcher gilt alſo als „Inhaber“ des Fuhrwerks, 
wenn er auch im Sinne des BGB. 8 855 lediglich Be⸗ 
ſitzdiener iſt; nur auf ſein, nicht auf des Geſchädigten 
Eigentümers Mitverſchulden kommt es demnach an 
(vgl. RGZ. 5, 232 zum gegenteiligen Wortlaut des 
Preuß. Geſ. vom 3. November 1838). Die ohnehin nicht 
ſehr klaren Materialien ſind noch durch die ältere 
Meinung für Nichtanwendung des $ 254 BGB. in 
Haftpflichtfällen beeinflußt. 

5 JW. 1907, 100. — Koſten des Transports eines 
ſpäter geſtorbenen Verletzten ins Krankenhaus können 
nicht nach 8 844 BGB., ſondern nur nach 8 823 BGB. 
gefordert werden (Unterſchied zwiſchen Unterhaltsrecht 
und Beerbung!): JW. 1905, 144. — Schmerzensgeld⸗ 
anſprüche vererben ſich abgeſehen von der praktiſch bei 
raſchem Tode Verletzter kaum vorkommenden „Aner— 
kennung“ nur, wenn noch zu Lebzeiten des Verletzten 
die Klage zugeſtellt iſt ($ 847), alſo in Wirklichkeit 
faſt nie. 

EN Bahnſteig — Schalter — Direktionskanzlei; vgl. 
RGzZ. 63, 125 und 8 51 der UnfFFürſVO. — Das 
RG. hat in der letzten Zeit offenbar die Neigung, 
den Umfang des HaftpflG. etwas einzuſchränken; vgl. 
Bay. 1907, 295. 
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(meiſt viel zu ausgiebig angeforderten) Schmerzens⸗ übertrieben. Für den einem Teil der Rechtsan⸗ 
geldes'?) neben Heilkoſtenerſatz und Erwerbsein⸗ waltſchaft erwachſenden Schaden, der am ſchwerſten 
1 zu dem Beſtreben, außer der regelmäßig die Oberlandesgerichtsanwälte treffen werde, (die 
unbeſtrittenen Darlegung des Betriebsunfalls auch Landgerichtsanwälte würden für die Erweiterung 
noch ein Verſchulden der Eiſenbahn oder ihrer der Kompetenz der Amtsgerichte dadurch ent⸗ 
Leute hieran zu behaupten und unter Beweis zu ſchädigt, daß ihnen die Berufungen wieder zu⸗ 
ſtellen. Auf ſeiten der verklagten Bahn aber be⸗ fallen würden), ſei durch eine Erhöhung der Land⸗ 
ſteht das Beſtreben, dem Entlaſtungsbeweis nach und Oberlandesgerichtsgebühren ein Ausgleich 
§ 831 BGB. möglichſt weiten Raum zu ſichern. anzuſtreben. Wenn einmal der Anwaltszwang 
Hierbei ſpielt naturgemäß der Begriff des Willens⸗ aufgehoben würde, dann werde ſich das Publikum 
organs (88 31, 89 BGB.) und deſſen Abgrenzung gern mit der Erhöhung der Gebühren zufrieden 
gegen den bloßen Bedienſteten eine große Rolle 9 Ferner ſei auch eine anderweitige Regelung 
und ſeitdem die oberſtrichterliche Rechtſprechung der Prozeßagentenfrage von den Juſtizverwal⸗ 
den $ 31 BGB. enge auslegt' ), quittiert die tungen zu fordern. 

Praxis der Unfallkläger dafür mit oft recht weit her⸗ Dr. Wanners Korreferat gipfelte in dem An⸗ 
geholten und zumeiſt ganz unſubſtantiierten Anwürfen | trage: | 

gegen das Syſtem wie gegen angebliche Mängel der „Der Anwaltstag wolle beſchließen: 
Inſtruktionen und Inſpektionen. Da dieſe prin⸗ 1. Eine Reform des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
zipiellen Verſchuldensbehauptungen immerhin auch fahrens iſt im Intereſſe der Rechtspflege unauf⸗ 
reviſibel ſind, wird durch die mißliche Geſetzes⸗ ſchiebbar, 

divergenz hinſichtlich des Schmerzengeldes oft eine 2. Eine Reform des ganzen Zivilprozeßver⸗ 
ganz unleidliche Prozeßverſchleppung herbeigeführt, fahrens iſt einzuleiten, ſobald die nötigen Vor⸗ 


weil entgegen den Intentionen des HaftpflG. auf arbeiten beendigt und insbeſondere über das neue 
alle Einzelheiten der Unfallsurſache eingegangen amtsgerichtliche Verfahren Erfahrungen geſammelt 
werden muß. (Schluß folgt). ſein werden. 

— — 3. Die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte iſt auf 
1200 Mk. zu erweitern. 

4. Der Anuwaltsſtand wird für die Ausfälle, 
welche ihm durch die Erweiterung der Zuſtändig⸗ 
5 n keit der Amtsgerichte erwachſen, zu entſchädigen 
Jechtsanwälte in Nannheim. u 5 Ber die 

Erhöhung der Anwaltsgebühren für Prozeſſe vor 
R den Landgerichten um */ıo, vor den Oberlandes⸗ 
(Schluß) 3 um 10 der ſonſtigen Gebührenſätze“. 

Nach der Frühſtückspauſe begann Dr. Wanner | Der temperamentvolle und kampfluſtige Redner 
ſeine einſtündige Verteidigung des Regierungsent-⸗ hatte fortgeſetzt mit lebhaftem Widerſpruch, vielfach 
wurfes. Nicht fiskaliſche Intereſſen, ſondern nur ſogar mit ſpöttiſchem Gelächter zu kämpfen. Als 
das Streben nach Vereinfachung, Beſchleunigung man ihn durch Schlußrufe zu einem Abbruch 
und Verbilligung ſeien die Ziele der Reform. ſeines Vortrages nötigen wollte, erklärte er ſchroff 
Die vorgeſchlagene Form der amtsgerichtlichen und herausfordernd, „nun erſt recht noch zwei 
Prozeßvorſchriften ſei durchaus zweckmäßig; die [Stunden reden“ zu wollen. Doch führte er die 
(unwürdige) Beſtimmung, daß die Ladung zum Drohung nicht aus. Als er geendet, kämpften 
perſönlichen Erſcheinen den Parteien direkt, d. h. Ziſchen und Beifall gegen einander. 
hinter dem Rücken ihres Anwaltes, ſolle zuge— Die Wirkung des Referates Hachenburgs 
ſtellt werden können, ſei unverfänglich. Die An- war eben auf allen Seiten eine ſo ſtarke geweſen, 

ſicht, daß das Kollegialgericht eine beſſere Recht- [daß eine weitere Ausſprache unnötig erſchien; es 
ſprechung ermögliche als der Einzelrichter, ſei nicht handelte ſich nur noch darum, die Ueberzeugung 
unbeſtritten; die Vorteile der amtsgerichtlichen der Verſammlung zum Ausdruck zu bringen. Zu 
Entſcheidungen aber wögen die größere wiſſen- Hachenburgs umfangreichem Antrag, der die oben 
ſchaftliche Gründlichkeit der Kollegialgerichte auf. dargelegten Grundgedanken ſeines Vortrags in 
Auch die Befürchtung, daß das vorhandene Amts- gedrängter Kürze wiedergab, lag ein Zuſatzantrag 
richtermaterial einer Erweiterung der Zuſtändig- | der Juſtizräte Dr. Neumann-Berlin und Dr. 
keit der Amtsgerichte nicht genügen werde, jet | i vor, = teils eine Kürzung, 
„ 8 teils eine Erweiterung erſtrebte, und zwar die 
träge 1 10000 1 a Erweiterung dahin: „Der Vorſtand wird beauf: 

0 Lokomotivführer (JW. 1902, 92 Beil.), on tragt, ſobald ein Entwurf der Reichsjuſtizbehörde 
er Stationsvorſtände, . 1 über dieſe Materie veröffentlicht ſein wird, für 
e 35. Bahnnakrier Ga weitere Veratung und Beſchlußfaſſung der eins: 
Direktions- und Inſpektionsbeamten! N53. 55, 229; zelnen Fragen einen außerordentlichen Anwaltstag 
JW. 1905, 480. einzuberufen“. Unter den anderen Anträgen find 


XVIII. Jeutſcher Anwaltstag und XXII. ordentl. 
Generalverſammlung der Hilfskaſſe für deutſche 
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hervorzuheben die der RA. Dr. Geiershöfer 
(Nürnberg) und Dr. Herr (Hamm i. W.): 

1. „Der 18. deutſche Anwaltstag wolle be⸗ 
ſchließen: 

Der 18. deutſche Anwaltstag iſt der Ueber⸗ 
zeugung, daß die geplante Juſtizreform, insbe⸗ 
ſondere die Erhöhung der amtsgerichtlichen Zus 
ſtändigkeit bis zum Betrage von 1000 oder 
1200 Mk., nicht als eine Verbeſſerung der Rechts⸗ 
pflege zu erachten, vielmehr geeignet iſt, eine 
weſentliche Schädigung derſelben herbeizuführen.“ 

2. „Der 18. deutſche Anwaltstag gibt für den 
Fall, daß die geplante Aenderung der Juſtiz⸗ 
geſetzgebung zuſtande kommen ſollte, die Er⸗ 
klärung ab, daß es in dieſem Falle unbedingt 
geboten und als eine unabweisliche Pflicht des 
Staates erſcheint, eine Entſchädigung für Führung 
der zahlreichen, ſich ſtändig ſtark vermehrenden 
Armenſachen, die eine große Arbeitsbelaſtung 
der Anwaltſchaft mit ſich bringen, entſprechend 
den Vorſchriften der Gebührenordnung ſür Rechts⸗ 
anwälte aus Staatsmitteln zu gewähren.“ 

Beide Herren zogen jedoch ihre Anträge zu- 
gunſten des Antrages Hachenburg-Neumann⸗ 
Wildhagen zurück. Nach Wiederaufnahme der, 
wie oben erwähnt, nur unterbrochenen Geſchäfts— 
ordnungsdebatte wurde der Vertagungsantrag des 
Dr. Elſas abgelehnt. Zur Sache äußerten ſich 
dann Juſtizrat Dr. Neumann (Berlin), Dr. 
Geiershöfer (Nürnberg), Auerbach (Frankfurt⸗ 
Main), Juſtizrat Landsberg (Poſen) und Roſe 
(Harburg). RA. Löwenſtein (Stuttgart) rügte 
unter lebhafter Zuſtimmung der Verſammlung 
mit der gebotenen Schärfe die betrübliche Er⸗ 
ſcheinung, daß die große Zahl Rechtsanwälte, die 
dem deutſchen Reichstag angehören — zum Teil 
Parlamentarier von großem Einfluſſe — bisher 
die berechtigten Intereſſen der deutſchen Anwalt⸗ 
ſchaft nicht nur nicht gefördert, ſondern durch ihr 
Nichteintreten geradezu geſchadigt haben und ſprach 
die Erwartung aus, daß ſich die 31 Kollegen 
im Reichstag künſtig der Sache der Anwälte mehr 
annehmen werden. Bei außerordentlich großer 
Anweſenheit von Mitgliedern kam es dann zur 
Abſtimmung. Das Ergebnis war erhebend: der 
Antrag Hachenburg und Genoſſen wurde gegen 
etwa 12 Stimmen angenommen. So ſtark hatten 
die Ausführungen Hachenburgs gewirkt, daß auch 
die Amtsgerichtsanwälte den Vorſtand ihres Vereins 
im Stiche ließen! Einſtimmig wurde danach noch 
beſchloſſen, 

1. das Referat Hachenburgs dem Reichsjuſtiz⸗ 
amt, den Juſtizverwaltungen der Bundesſtaaten 
und ſämtlichen Reichstagsabgeordneten zur Kennt: 
nis zu bringen, 

2. das Reichsjuſtizamt zu erſuchen, den ab— 
geänderten Geſetzentwurf tunlichſt bald nach Fertig— 
ſtellung dem Deutſchen Anwaltverein zugehen 
zu laſſen. 

Donnerstag, den 12. September 1907 fand 


vormittags 9 Uhr zunächſt die Generalverſamm⸗ 
lung der Hilfskaſſe für deutſche Rechtsanwaͤlte im 
Verſammlungsſaale des Roſengartens ſtatt. Nach 
der Rechnungslegung des Vorſtandes begründete 
der um die Schaffung einer Verſicherungskaſſe 
hochverdiente Juſtizrat El ze-⸗Halle a. S. in längeren 
warmherzigen Darlegungen ſeinen Antrag: 

„Die Ruhegehalts-, Witwen: und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte zu Leipzig, welche auf 
Grund der vom deutſchen Anwaltstage in Han: 
nover genehmigten und durch Verhandlungen mit 
dem Kaiſerl. Auſſichtsamt für Privatverſicherungen 
in Berlin feſtgeſtellten Satzungen vom 20. Januar 
1907 begründet iſt, iſt eine allgemeine Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe für deutſche Rechtsanwälte und eine 
Witwen⸗ und Waiſengelderkaſſe für die Hinter⸗ 
laſſenen deutſcher Rechtsauwälte im Sinne des 
§ 2 a der Satzungen der Hilfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. Sie iſt auch lebensfähig, wenn 
ihr 700 Mitglieder beitreten. 

Es werden deshalb dieſer Kaſſe, ſofern ihr 
700 Anwälte beitreten, 500 000 Mk. zur Hälfte 
in 3/2 proz., zur anderen Hälfte in 3 proz. Staats⸗ 
papieren oder in Beſcheinigungen über Eintragungen 
im Staatsſchuldbuch aus dem angeſammelten 
Kapitalgrundſtock der Hilfskaſſe überwieſen. Die 
Hilfskaſſe wird dann aber nicht aufgelöſt, ſondern 
bleibt weiter beſtehen. Sie beſchränkt ſich auf 


den im $ 2b der Satzung beſtimmten Zweck 


und arbeitet fortan nach der entſprechend ver⸗ 
änderten Satzung. Namentlich kann ſie die 
Zinſen auch von dem ihr verbleibenden Kapital⸗ 
grundſtock zu Unterſtützungszwecken verwenden“. 

Bekanntlich hatte der letzte Anwaltstag (zu 
Hannover) den Antrag, eine Zwangskaſſe zu 
ſchaffen, abgelehnt und eine freiwillige Kaſſe be⸗ 
ſchloſſen. Dieſe Kaſſe iſt am 20. Januar 1907 
gegründet worden. Die 500 000 Mk., deren 
Ueberweiſung von der Hilfskaſſe begehrt wurde, 
ſollten der freiwilligen Kaſſe zur Deckung der 
Koſten der Errichtung und als Garantie- und 
Betriebsfonds dienen. Juſtizrat Elze wies über⸗ 
zeugend die Vorteile der freiwilligen Kaſſe nach, 
auch daß die Hilfskaſſe trotz der finanziellen 
Schwächung in der Zukunft in der Lage ſein werde, 
noch in weit größerem Umfange als bisher den 
an ſie geſtellten Unterſtützungsanſprüchen zu dienen, 
eben weil ſie dann nicht mehr für eine erſt künftig 
zu gründende allgemeine Ruhegehalts-, Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe zu ſparen habe. Auf dem bis⸗ 
her begangenen Wege der Anſammlung eines 
ausreichenden Kapitalgrundſtockes weiter zu ſchrei⸗ 
ten, ſei nicht zu empfehlen. Den Grundſtock einer 
Zwangskaſſe könne, wenn man die Mitgliederzahl 
in Betracht ziehe, exit ein Kapital von 80 Mil: 
lionen Mark bilden; 24 Jahre aber habe man 
ſchon geſammelt und doch erſt 1400 000 Mk. zu- 
ſammengebracht. 

Nach Elze erhob ſich Juſtizrat Kolſen— 
Berlin, der leidenſchaftliche Vorkämpfer der Zwangs— 
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kaſſe, mit Schärfe gegen die freiwillige Verſicherung. 
Er erklärte zunächſt die Ueberweiſung für rechtlich 
unzuläſſig, dann aber auch die wirtſchaftlichen Aus⸗ 
ſichten der neuen Kaſſe für äußerſt ungünſtig. 
Er bezog ſich dabei auf Gutachten von Profeſſor 
Kuhlenbeck (Lauſanne) und RA. Heine. Derartige 
Kaſſen ſeien ausſichtslos, ſie könnten, wie die bis⸗ 
herigen Erfahrungen zeigten, nicht gedeihen. Darum 
ſolle man das Geld für eine allgemeine Kaſſe 
aufheben. Er hoffe, daß die ſatzungsgemäß not⸗ 
wendige Zweidrittelmehrheit nicht 1 85 komme. 
Die Annahme des Antrags würde die Gefahr 
einer Spaltung der Rechtsanwaltſchaft und einer 
Anfechtung des Beſchluſſes im Klagewege nach 
ſich ziehen. Kolſen beantragte: 
„eine Kommiſſion zu wählen, die die Frage 
der Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte nochmals nach⸗ 
prüft und möglichſt bald, etwa in einem 
halben Jahr, in einer außerordentlichen 
Generalverſammlung praktiſche Vorſchläge 


macht. 

Die Debatte zeigte die beiden feindlichen An⸗ 
ſchauungen in unverſöhnlichem Gegenſatze. Die 
Abſtimmung, bei der zutage trat, in wie reichem 
Maße von der im Januar beſchloſſenen Zuläſſig⸗ 
keit der Vertretung Gebrauch gemacht worden 
war, ergab die erforderliche /a Mehrheit für den 
Antrag Elze (mehr als 1500 gegen nicht einmal 
300 Stimmen). Der für das Gedeihen der deut⸗ 
ſchen Anwaltſchaft ſicher höchſt ſegensreiche Schritt 
war getan! 

Gegen 1 Uhr mittags begann die zweite 
Sitzung des deutſchen Anwaltstages. Unverkennbar 
hatte der erhebende Verlauf der Verhandlungen 
über die Juſtizreform in weiteren Kreiſen, als 
nach der Vorverſammlung zu erwarten war, den 
Wunſch nach einer möglichſt friedlichen Austragung 
des Zwiſtes zwiſchen Vereinsmitgliedern und Vor⸗ 
ſtand verſtärkt. Die Unzufriedenheit mit dem 
Verhalten des Vorſtandes fand aber doch nach 
der Genehmigung der Jahresrechnung angemeſſenen 
ſachlichen Ausdruck in dem Antrage Grünwald 
(Gießen), dem Vorſtande die Entlaſtung zu ver⸗ 
weigern, weil er, entgegen der klaren Beſtimmung 
des $ 5 der Vereinsſatzungen, wonach die Ein: 
berufung eines außerordentlichen Anwaltstages auf 
Verlangen eines Zehnteils der Mitglieder zu er: 
folgen gat, dem von 2304 Mitgliedern einge: 
reichten Antrag im Frühjahr nicht entſprochen 
hatte. In der Begründung bemerkte Grünwald, 
daß die Antragſteller bereit ſeien, den Antrag 
zurückzuziehen, wenn der Vorſtand die Zuſicherung 
gebe, künftig mehr im Geiſte der Satzungen zu 
handeln. Auch ſie glaubten an den guten Willen 
des Vorſtandes und zweifelten nicht daran, daß 
dieſer an die Richtigkeit ſeines Vorgehens glaube. 
Aber der Vorſtand habe nicht zu „glauben“, ſon— 
dern nach dem Statut zu handeln. Der Vorſtand 
habe den Eindruck erweckt, daß er eine öffentliche 


Behandlung des vorläufigen Entwurfes mit Rückſicht 
auf die Regierung nicht gewünſcht habe, daß er 
der Regierung einen Sturm der Entrüſtung habe 
erſparen wollen, einer Regierung, die unſerem 
Stand ſeit 1879 niemals Wohlwollen gezeigt habe. 

Demgegenüber verwahrte ſich der Vorſitzende 
Erythropel dagegen, daß man dem Vorſtande 
Motive unterſtelle, die er ſelbſt nicht angegeben 
hätte. RA. Grünwald fuhr fort, durch ſein 
Vorgehen habe der Vorſtand den beabſichtigten 
Appell an die öffentliche Moral verhindert, wäh⸗ 
rend ſich anderſeits die Regierungen verſchiedener 
Bundesſtaaten bereits feſtgelegt hätten, ſo daß der 
Anwaltsſtand den Schaden habe. Wenn es richtig 
ſei, daß der Entwurf den Vorſtänden der Anwalts⸗ 
kammern vertraulich zugegangen ſei, ſo hätten die 
Vorſtaͤnde als die berufenen Vertreter der In⸗ 
tereſſen der Rechtsanwaltſchaft der Regierung er⸗ 
klären müſſen, man möge fie von der Schweige⸗ 
pflicht entbinden. Die Vorſtaͤnde der Anwalts⸗ 
kammern ſeien nicht unſere Vorgeſetzten, ſondern 
nur unſere Organe. Der Vorſtand des Anwalt⸗ 
vereins aber hatte auch ohne den Antrag der 
2300 Kollegen mit den Mitgliedern in Kontakt 
treten müſſen. Mit großer Schärfe ſprach ſich 
dann RA. Soldan (Mainz) gegen das Ver⸗ 
halten des Vorſtandes aus, den er wiederholt als 
den Angeſtellten des Vereins bezeichnete. Gegen 
dieſen unglücklichen Vergleich wandte ſich der Vor⸗ 
ſitzende unter lebhafter Zuſtimmung aus der Ver⸗ 
ſammlung. RA. Soldan ſuchte den Ausdruck 
damit zu rechtfertigen: der Vorſtand ſei nur ein 
abstractum, der Beauftragte des Vereins, jeder, 
der gewollte Aufträge empfange, heiße juriſtiſch 
Angeſtellter, möge er Prokuriſt, Bankdirektor oder 
Miniſter ſein. Den Schlußrufen, die daraufhin 
von verſchiedenen Seiten erfolgten, bot Soldan 
die Stirn. Er rief das Plenum als Richter 
darüber an, ob man das Recht gehabt habe, vom 
Vorſtande die Einberufung des außerordentlichen 
Anwaltstages zu verlangen oder nicht. Mit Fug 
und Recht beanſpruchte er, als Kläger auftreten 
zu dürfen und gehört zu werden. Wenn man 
ihn als Friedensbrecher behandle, dann ſei jeder, 
der eine Klage erhebe, dann ſeien ſie alle ge— 
werbsmäßige Friedensbrecher. 

In die hochgehenden Wogen der Erregung 
brachte der bekannte Parlamentarier Konrad 
Haußmann (Stuttgart) Beruhigung durch die 
warme Bitte, den Antrag Grünwald zurückzu— 
ziehen, um den Geiſt der Kollegialität und Soli— 
darität, den man in der nächſten Zeit nötiger 
habe denn je zuvor, nicht durch einen Zwiſt mit 
dem Vorſtande zu ſchwächen. 

Als der Vorſitzende danach den inzwiſchen 
eingegangenen Antrag Dr. Oelen heinz(Mann— 
heim), wonach nur das Bedauern darüber, daß 
entgegen den Satzungen dem Antrag der 2304 
Kollegen nicht ſtattgegeben worden ſei, und die 
Erwartung ausgeſprochen werden ſollte, daß der 


Vorſtand in Zukunft auf ftrenge Einhaltung der 
Statuten bedacht ſei, bekannt gab, bemerkte er, 
daß der Vorftand, wenn nicht aus der Mitte 
der Verſammlung ſich jemand feiner annehme und 
die Gründe vertrete, die ihn geleitet hätten, nicht 
bloß ruhig nach Hauſe gehen, ſondern noch andere 
Konſequenzen ziehen würde. Daraufhin trat RA. 
Hinrichſen(Güſtrow) kampfesfroh und warm 
für den Vorſtand ein. Im Intereſſe des An⸗ 
ſehens des Anwaltsſtandes hätte die Sache tot⸗ 
geſchwiegen werden müſſen; er bitte, die Dis⸗ 
kuſſion abzubrechen und angeſichts der bevor: 
ſtehenden ſchweren Kämpfe dem Vorſtande das 
vollſte Vertrauen auszuſprechen. 

Nachdem RA. Grünwald zugunſten des An⸗ 
trags Oelenheinz ſeinen Antrag zurückgezogen 
hatte (es lag aber noch ein anderer Antrag vor, 
wonach dem Vorſtande die Entlaſtung verweigert 
werden ſollte), brachte der Vorſitzende zuerſt den 
Antrag, der dem Vorſtand ein Vertrauensvotum 
ausſprach, zur Abſtimmung, trotzdem von vielen 
Seiten vor allen eine Abſtimmung über den die 
Entlaſtung verweigernden Antrag als den weiteſt⸗ 
gehenden gefordert wurde. Das Vertrauensvotum 
wurde mit geringer Mehrheit angenommen, ohne 
daß eine Auszählung der Stimmen ſtattfand. 
Nunmehr wurde dem Vorſtand mit großer Mehr⸗ 
heit die Entlaſtung erteilt, die ſatzungsgemäß aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder wurden durch Zuruf wieder 
gewählt. 

Die Herabſetzung des Mitgliedsbeitrags von 
20 auf 15 Mark und ein Antrag Schröder 
(Hohenſalza), der eine andere Statutenänderung 
erſtrebte, zeitigten einen Antrag Roſenthal— 
(München) auf Einſetzung einer Kommiſſion, die 
eine durchgreifende Aenderung der vielfach ver⸗ 
beſſerungsbedürftigen Satzungen des Anwaltvereins 
beraten und tunlichſt bald darüber Vorſchläge 
machen ſollte. RA. Geiershöfer (Nürnberg) 
verlangte insbeſondere, daß die Organiſation mehr 
dezentraliſiert werde, der Verein ſei jetzt noch zu 
wenig bewegungsfähig. Die Verſammlung be: 
ſchloß auch, eine Kommiſſion von 9 Mitgliedern 
zu wählen, die die Befugnis haben ſolle, drei 
weitere Mitglieder zu kooptieren. Die Bewegung 
verlief jedoch wieder im Sande: die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Kommiſſion überließ man dem nächſten 
Anwaltstage. 

In dem ſich immer mehr leerenden Saale 
erſtattete RA. Bloch ! (München) fein Referat 
über die Frage, ob ſich eine geſetzliche Regelung 
der Rechtsverhältniſſe zwiſchen Anwalt und Klient 
empfehle. Seine Ausführungen konzentrierten ſich 
in den Anträgen: 

1. auszuſprechen, daß die Regelung des ge: 
ſamten Rechtsverhältniſſes zwiſchen Anwalt und 
Klienten durch die Geſetzgebung zurzeit als nicht 
ſo dringlich, daß dagegen die Regelung der Ver— 
jährungsfrage und die Feſtſtellung der Verjährungs— 
friſt für alle Anſprüche aus dem Rechtsverhält—⸗ 
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niſſe zwiſchen Anwalt und Klienten auf fünf 
Jahre dringlich und unbedingt geboten ſei, 

2. den Vereinsvorſtand zu beauftragen, den 
Reichskanzler um eine Vorlage an den Bundesrat 
zu erſuchen, laut welcher zwiſchen die 88 197 und 
198 BGB. ein neuer § 197 a oder zwiſchen die 
98 32 und 33 der Rechtsanwaltsordnung ein 
neuer $ 32 a eingeſchloſſen werden ſoll folgenden 
Wortlauts: 

„In fünf Jahren verjähren die Anſprüche aus 
dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen Anwalt und 
Klienten. Die Verjährung beginnt mit der Er⸗ 
ledigung oder dem ſonſtigen früheren Ende der 
Tätigkeit des Anwalts“. 

3. bis zur geſetzlichen Regelung der Ver⸗ 
jährungsfrage allen Anwälten zu empfehlen, bei 
Uebernahme einer Vertretung mit dem Klienten 
jeweils eine Vereinbarung dahin zu treffen, daß 
die Anſprüche aus dem durch Uebernahme der 
Vertretung ins Leben getretenen Rechtsverhältniſſe 
mit Ablauf von fünf Jahren nach Erledigung oder 
Beendigung des Vertretungsverhältniſſes verjähren. 

Von einer Beſchlußfaſſung wurde aber wegen 
der vorgerückten Zeit und der Leere des Saales 
abgeſehen. Ein letzter Punkt der Tagesordnung 
wurde abgeſetzt und die Tagung um 3 Uhr Nach⸗ 
mittags mit warmen Danke an die Stadt Mann⸗ 
heim, den Ortsausſchuß und die Referenten ge⸗ 


ſchloſſen. 


Mitteilungen ans der Praxis. 


Nochmals die Unterſuchungshaft bei Ueberweiſung 
an die Landespolizei. Den Ausführungen in Nr. 14 
S. 285 ff. dieſer Zeitſchrift liegt bei Behandlung 
der Frage, ob die beabſichtigte Fortdauer der Unter⸗ 
ſuchungshaft im Tenor oder in den Gründen des 
Urteils beſonders anzuordnen iſt, das regel⸗ 
mäßige Verfahren, nämlich Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens nach § 202 und Anordnung der Fort⸗ 
dauer der Unterſuchungshaft nach § 205 Abſ. 2 
StPO. zugrunde. Daß für dieſen Fall in dem ſpäter 
ergehenden Urteil ein Ausſpruch über die Fortdauer 
der Unterſuchungshaft nicht mehr geboten iſt, wird 
auch in der Abhandlung in Nr. 18 S. 365 ff. dieſer 
Zeitſchrift nicht widerſprochen; es wird im Gegenteil 
anerkannt, daß die Anordnung der Fortdauer der 
Unterſuchungshaft nach § 205 Abſ. 2 ihre Wirkſamkeit 
für alle Inſtanzen behält, ſofern ſie nicht etwa nach 
§ 123 Abſ. 1 StPO. von dem mit der Sache befaßten 
Gerichte ausdrücklich aufgehoben wird. Ich halte es 
für geboten, dies ausdrücklich noch hervorzuheben, 
damit nicht die in der letztgenannten Abhandlung 
enthaltene Aeußerung, es könnte der in Nr. 14 S. 285 
vertretenen Anſicht nicht beigepflichtet werden, zu 
irrtümlicher Auffaſſung Anlaß gibt. 

Was das abgekürzte Verfahren nach § 211 
Abſ. 1 StPO. anlangt, das namentlich bei Bettlern 
und Landſtreichern häufig in Anwendung kommt, ſo 
trete ich den Ausführungen hierüber in Nr. 18 dieſer 
Zeitſchrift anſtandslos bei. 

Landgerichtsdirektor Seidenſchwarzin Aſchaffenburg. 
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Uebernahme der Verfolgung durch die Staatsan⸗ 
waltſchaft im Privatklageverfahren. Beleidigungen 
und Körperverletzungen können, ſoweit die Verfolgung 
nur auf Antrag eintritt, von dem Verletzten im Wege 
der Privatklage verfolgt werden, ohne daß es einer 
vorgängigen Anrufung der Staatsanwaltſchaft bedarf 
8 414 StPO.). Doch kann die Staatsanwaltſchaft 
in dem Verfahren auf erhobene Privatklage in jeder 
Lage der Sache bis zum Eintritt der Rechtskraft des 
Urteiles durch eine ausdrückliche Erklärung die Ver⸗ 
folgung übernehmen (8 417 II StPO.). Hat die Staats⸗ 
anwaltſchaft die Verfolgung übernommen, ſo richtet 
ſich das weitere Verfahren nach den Beſtimmungen, 
welche für den Anſchluß des Verletzten als Neben- 
kläger gegeben ſind, d. h. für den Privatkläger hat 
die Uebernahme der Verfolgung die Wirkung, daß 
ihm ohne beſondere Anſchlußerklärung die Rolle des 
Nebenklägers im Sinne der 88 435 ff. StPO. zufällt. 
(8 417 III StPO.). Durch dieſe geſetzliche Vorſchrift 
iſt alſo nur die Stellung des Privatklägers in dem 
durch die Uebernahme der Verfolgung durch die 
Staatsanwaltſchaft eingeleiteten öffentlichen Klage⸗ 
verfahren beſtimmt; dagegen enthält das Geſetz keine 
ausdrücklichen Vorſchriften über den Verlauf des 
weiteren öffentlichen Klageverfahrens und ſeinen Ein- 
fluß auf das bisherige Privatklageverfahren. 

Aus dem Wortlaute des 8 417 StPO.: „Die 
Staatsanwaltſchaft kann in jeder Lage der Sache x. x. 
die Verfolgung übernehmen“, darf wohl der Schluß 
gezogen werden, daß das bis zum Zeitpunkte der 
Uebernahme gediehene Privatklageverfahren zu Recht 
beſteht, daß die Staatsanwaltſchaft nur in das be— 
ſtehende Verfahren einzutreten und es vom Zeitpunkte 
der Uebernahme ab weiter zu betreiben bat. Iſt 
demnach im Zeitpunkte der Uebernahme das Haupt— 
verfahren noch nicht eröffnet, fo hat die Staatsanwalt: 
ſchaft unter Bezugnahme auf die Privatklageſchrift, 
welche in der Regel wohl den Erforderniſſen der 
Anklageſchrift im Sinne des $ 198 StPO. entſpricht, 
die Eröffnung des Hauptverfahrens bei dem zuſtändigen 
Gerichte, bei Körperverletzungen alſo gemäß 827 Ziff. 3a 
GVG. beim Schöffengerichte, bei Beleidigungen gemäß 
§ 73 Ziff. 1 GWG. bei der landgerichtlichen Straf: 
kammer zu beantragen. Iſt auf erhobene Privatklage 
hin das Hauptverfahren im Zeitpunkte der Uebernahme 
vor dem nach $ 27 Ziff. 3Z und 3a GVG. zuſtändigen 
Schöffengerichte bereits eröffnet, ſo hat auch folgerichtig 
für die Aburteilung des Vergehens der Beleidigung, 
für welche an ſich im öffentlichen Klageverfahren die 
Zuſtändigkeit des Landgerichtes gegeben iſt, das 
Schöffengericht zuſtändig zu bleiben; die Zuſtändigkeits— 
norm des § 73 Ziff. 1 im Zuſammenhalt mit 8 27 
Ziff. 3 GVG. Steht nicht entgegen; denn dieſe geſetz— 
lichen Beſtimmungen haben nur die gewöhnlichen 
Fälle im Auge, in denen das Verfahren auf erhobene 
Privatklage oder auf erhobene öffentliche Klage durch— 
geführt wird, nicht aber auch jenen Fall, in welchem 
das Privatklageverfahren durch Uebernahme der Ver— 
folgung ſeitens der Staatsanwaltſchaft in das öffentliche 
Klageverfahren übergeleitet wird. Die hier vertretene 
Anſicht, die in dem weiteren Verfahren nach der 
Uebernahme nur eine Fortſetzung des beſtehenden 
Verfahrens erblickt, die demnach auch die im Privat- 
klageverfahren erwachſenen Koſten zu den Geſamt— 
koſten des weiteren öffentlichen Klageverfahrens zählt, 
wird in der Literatur vielfach gebilligt (}. Löwe-Hellweg, 
Komm. z. StPO. Anm. 7zu 8417: Stenglein, Komm. 
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z. StPO. und GVG., Anm. 9 zu 8 27 GG.): dagegen 
ſteht ſie im Widerſpruche mit den Entſcheidungen 
des Reichsgerichtes vom 13. März 1884, 26. Februar 
1897 und 21. November 1902 (X 237, XXIX 422, 
XXXVI 5). Wenn dem Schöffengerichte bis zun 
letzten Augenblicke vor der Urteilsfällung die Privat⸗ 
klage entzogen und durch die öffentliche Klage erſetzt 
werden kann, und wenn das Geſetz dem Schöffengericht 
die Aburteilung aller öffentlichen Klagen wegen Be⸗ 
leidigungen und Körperverletzungen verbietet, ſo folgt 
daraus nach Anſicht des Reichsgerichtes, daß ohne 
Rückſicht auf den Eröffnungsbeſchluß die Unzuſtändig keit 
des Schöffengerichtes bis zum letzten Augenblick vor 
der Urteilsfällung über ſolche Klagen eintreten kann. 
Das Reichsgericht hält es deshalb für die einfachſte, 
der Natur der Sache am meiſten entſprechen de 
Forderung, daß das Schöffengericht das Privatklage⸗ 
verfahren durch Beſchluß oder Urteil einſtellt, ſoba ld 
ihm, gleichviel in welchem Stadium des Verfahrens, 
eine die Verfolgung übernehmende Erklärung der 
Staatsanwaltſchaft zugeht und die Akten der Staats⸗ 
anwaltſchaft zum weiteren Betriebe nach Maßgabe 
der nunmehr anwendbaren Zuſtändigkeitsvorſchriften 
mitteilt, d. h. die Staatsanwaltſchaft hat nach Anſicht 
des Reichsgerichtes ein ganz neues Verſahren mittelſt 
Erhebung der öffentlichen Klage einzuleiten. 

Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht nun ganz und 
gar nicht für den vom Reichsgericht gezeigten Weg; 
das Geſetz ſpricht von der Uebernahme der Verfolgung 
in jeder Lage der Sache; die Einleitung des neuen 
Verfahrens nach Einſtellung des Privatklageverfahrens 
iſt aber nicht Uebernahme eines beſtehenden Verfahrens; 
auch auf die Zuſtändigkeitsnormen des 8 27 Ziff. 3 
und § 73 Ziff. 1 GVG. kann das Reichsgericht ſeine 
Anſicht nur ſcheinbar gründen; denn dieſe Normen 
treffen nach obigem auf das Verfahren bei Ueber: 
leitung der Privatklage in die öffentliche Klage nicht 
zu; eine Zuſtändigkeitsnorm iſt vielmehr für dieſen 
beſonderen Fall im Geſetze nicht vorgeſehen. Eine 
Entſcheidung über die Koſten des Privatklageverfahrens 
iſt im Rahmen der reichsgerichtlichen Erkenntniſſe 
überhaupt nicht möglich; der das Privatklageverſahren 
einſtellende Beſchluß kann die Koſtenpflicht des Privat- 
klägers nach 8 496, 503 StPO. nicht ausſprechen, da 
durch die Uebernahme der Verfolgung durch die 
Staatsanwaltſchaft der Privatkläger die Stellung 
des Nebenklägers erlangt hat, im Augenblicke der 
Einſtellung des Privatklageverfahrens der Privatkläger 
als ſolcher weggefallen iſt, die Koſten des Privatklage— 
verfahrens aber mit den Koſten des neuen Offizial⸗ 
verfahrens nicht in Zuſammenhang gebracht werden 
können. 

Auf keinen Fall aber dürfte das vom Reichs— 
gerichte vorgeſchlagene Verfahren von praktiſcher 
Bedeutung ſein, wenn auf erhobene Privatklage wegen 
Körperverletzung die Verfolgung durch die Staats— 
anwaltſchaft übernommen wird; denn nach 8 27 
Ziff. Za des GVG. in der Faſſung der Novelle vom 
5. Juni 1905 (GBl. 1905 S. 533) iſt das Schöffen: 
gericht zuſtändig zur Aburteilung aller auf Antrag 
zu verfolgenden Körperverletzungen, gleichviel, ob die 
Verfolgung im Wege der öffentlichen Klage oder der 
Privatklage erfolgt. Würde der vom Reichsgerichte 
vorgeſchlagene Weg auch bei Körperverletzungen im 
Falle der Uebernahme weiter zu begehen ſein, ſo 
müßte das Schöffengericht z. B. den auf erhobene 
Privatklage erlaſſenen Eröffnungsbeſchluß durch Ein— 
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ſtellung des Privatklageverfahrens außer Wirkſamkeit 
ſetzen, um ſodann denſelben Eröffnungsbeſchluß auf 
erhobene öffentliche Klage wieder ins Leben zu rufen; 
ein ſolches Verfahren wird aber kaum im Sinne des 
Geſetzgebers gelegen ſein. 

Die beſtehenden Streitfragen dürften wohl am 
einfachſten durch eine Interpretation des Geſetzgebers 
zu beſeitigen fein, wenn dem § 417 StPO. ein weiterer 
Abſatz des Inhaltes hinzugefügt wird, daß bei Ueber⸗ 
nahme der Verfolgung eines Vergehens der Beleidigung 
nach Eröffnung der Hauptverhandlung vor dem 
Schöffengerichte die Zuſtändigkeit des Schöffengerichtes 
auch für das weitere öffentliche Klageverfahren gegeben 
bleibt, zumal in den meiſten Fällen auch die im Wege 
der öffentlichen Klage verfolgten Beleidigungen infolge 
Ueberweiſung gemäß 8 75 GVG. vor dem Schöffen⸗ 
gerichte zur Aburteilung gelangen. 

Amtsrichter Schwab in Schwabach. 


Zur Lehre vom Finderlohn nach dem B68. In 
einem der größten Cafés Berlins hatte ein Gaſt 
eine Geldtaſche mit wertvollem Inhalt zurück- 
gelaſſen. Einer der Kellner des Cafés fand nach 
Weggang des Gaſtes die Geldtaſche, nahm ſie an 
ſich, ſtellte ihren Inhalt feſt und gab ſie ſodann 
als Fundſache im Bureau des Cafés ab. Nachdem 
einige Monate verſtrichen waren, und ſich niemand 
wegen der gefundenen Geldtaſche gemeldet hatte, ver⸗ 
langte der Kellner, der die Geldtaſche ſeinerzeit ge⸗ 
funden und inzwiſchen ſeine frühere Stellung bei dem 
Café aufgegeben hatte, den ihm geſetzlich zuſtehenden 
Finderlohn von dem Inhaber des Cafés. Letzterer 
lehnte den Anſpruch ab, indem er behauptete, daß in 
einem Cafe keine Sachen als verloren erachtet werden 
könnten, weil die Sachen ſeiner Gäſte in ſein Lokal 
eingebracht und daher in ſeine Verwahrung gekommen 
ſeien, ferner ſei das Cafè eine dem öffentlichen Ver— 
kehr dienende Verkehrsanſtalt, auf welche 8 978 
BGB. Anwendung finde, fo daß auch aus dieſem 
Grunde ein Finderlohn ausgeſchloſſen ſei. Der 
Kellner berubigte ſich bei dieſem ablehnenden Be⸗ 
ſcheide nicht, ſondern erhob Klage auf Zahlung des 
ihm zuſtehenden Finderlohns gegen den Inhaber des 
Cases. Im vorliegenden Falle konnte der Klage 
materiell nicht näher getreten werden, weil, ſelbſt 
wenn man dem Kellner als Finder den Anſpruch auf 
Finderlohn zuſprechen würde, er dieſen Anſpruch nur 
gegen den Empfangsberechtigten (d. h. Verlierer, 
Eigentümer oder ſonſt Empfangsberechtigte) hätte 
geltend machen können (8 971 BGG.), niemals aber 
gegen den Inhaber des Cafés, der doch höchſtens 
nur Beſitzdiener war. Prüft man jedoch die von dem 
Inhaber des Cafés erhobenen materiellen Einwen⸗ 
dungen, ſo wird folgendes zu berückſichtigen ſein. 

Was zunächſt den erſten Einwand anlangt, ſo 
ſtellen die Motive zum erſten Entwurf eines BGB. 
(Bd. 3 S. 386) als weſentliches Merkmal der Fund— 
ſache feſt, daß die Inhabung des Verlierers ohne 
deſſen Willen aufgehoben ſein muß. Daraus wird 
ebenda gefolgert, daß aus dem Begriffe der Fundſache 
alle Sachen ausſcheiden, welche durch einen Anver— 
trauungsvertrag in fremde Inhabung gelangt ſind. 
In dieſen Fällen beſtimmen ſich die Rechtsfolgen für 
den fremden Inhaber aus den dem Anvertrauungs— 
vertrage zugrunde liegenden Dienſt-, Miet-, Leih⸗ 
Hinterlegungsvertrage oder dem Auftrag. Es handelt 
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ſich hierbei, wie die Motive beſonders hervorheben, 
in der Regel um Privaträume, wo die dort be: 
findlichen Sachen bereits einer gewiſſen Detention 
unterſtehen und nicht im eigentlichen Sinne gefunden 
werden können. Gerade im Gegenſatze hierzu ſtehen 
die jedermann zugänglichen Cafés, Reſtaurants, Konzert⸗ 
ſäle, Theater, Ausſtellungen, Kirchen, Wärmehallen. 
Die Zahl der Beſucher dieſer Etabliſſements iſt eine 
unbegrenzte, ſtets wechſelnde, keiner der Beſucher hat 
den Willen,) einen ſog. Anvertrauungsvertrag mit 
den ihnen völlig gleichgültigen Beſitzern dieſer Eta— 
bliſſements abzuſchließen. Es iſt völlig ausgeſchloſſen 
daß eine derartige Abſicht bei den Beſuchern bezüglich 
der in ihrem beſonderen Gewahrſam befindlichen 
Koſtbarkeiten, Wertpapiere, Geldſtücke beſtehen 
könnte. Ebenſowenig wohnt eine derartige Abſicht 
dem Inhaber des Etabliſſements inne. Verliert da⸗ 
her ein Beſucher derartiger Etabliſſements ihm ge: 
hörige Gegenstände, ohne daß dieſe den Beſitzer er: 
kennen laſſen, meldet ſich der Beſitzer auch nicht und 
läßt ſich auch ſonſt nicht ermitteln, ſo wird man in 
dieſen Fällen ſehr wohl von einer Fundſache im Sinne 
des BGB. ſprechen können und müſſen. 

Eine andere Frage iſt es und damit kommen 
wir zu dem zweiten Einwand, ob die vorerwähnten 
Etabliſſements nicht unter die dem öffentlichen Ver⸗ 
kehr dienenden Verkehrsanſtalten zu rechnen ſind, in 
deren Räumen nach poſitiver Beſtimmung des $ 978 
BGB. eine verlorene Sache nicht gefunden werden 
kann. Was unter einer dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Verkehrsanſtalt zu verſtehen iſt, iſt ſtreitig. 
Nach den Motiven zu dem erſten Entwurf eines 
BGB. wollte man für die Fälle, wo der dem Ver: 
kehr geöffnete Fundort einer beſonders organiſierten 
Aufſicht unterſteht, welche die dort befindlichen Ber: 
ſonen und Sachen unter ihren Schutz nimmt, einen 
Finderlohn ausſchließen und eine Ablieferungspflicht 
ſtatuieren. Die Motive bemerken hierzu noch aus⸗ 
drücklich, daß es ſich hierbei um Sachen handelt, 
die in den Geſchäftsräumen oder in den Transport⸗ 
mitteln einer öffentlichen Behörde oder einer öffent⸗ 
lichen Verkehrsanſtalt verloren ſind. Gedacht iſt 
dabei beſonders an die im Bereiche der Eiſenbahnen 
verlorenen Sachen, bezüglich deren ſchon ein Erlaß 
des preußiſchen Handelsminiſters vom 21. Juni 1881 
(MBl. f. innere Verwaltung ©. 183) die Eigenſchaft 
dieſer Sachen als Fundſachen verneint hat, weil ſie 
in den Gewahrſam der Bahnverwaltung gelangen. 
Augenſcheinlich um jeden Zweifel über die Aus— 
dehnung des in das Geſetz aufgenommenen Begriffs 
der öffentlichen Verkehrsanſtalt (Entw. J § 924 Abſ. 1) 
auszuſchließen, iſt bei der zweiten Leſung von der 
Redaktionskommiſſion die in dem erſten Entwurf be— 
findliche Faſſung „öffentliche Verkehrsanſtalt“ noch 
näher dahin präziſiert worden, daß dieſe eine dem 
öffentlichen Verkehr dienende Verkehrsanſtalt fei.?) 
Dieſe Faſſung des 8 978 BGB. wird man zwar 
wegen ihres Pleonasmus nicht gerade als glücklich 


1) Als Ausnahme ſcheiden aus diejenigen Eta— 
bliſſements, in denen gegen beſondere Marken die 
Garderobe der Beſucher in Verwahrung genommen 
wird: hier liegt ein wirklicher Verwahrungsvertrag vor. 

2) Weniger klar und ſogar mißverſtändlich drücken 
ſich die Motive zum Entw. eines BGB. S. 388 aus, 
wenn dort geſagt wird, daß Transportmittel auch 
bei Behörden und bei Anſtalten, deren eigentlicher 
Zweck nicht im Transport beſteht, vorkommen können. 
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bezeichnen können, aber jedenfalls geht doch ſoviel 
aus ihr hervor, daß man ſie zu einer ausdehnenden 
Auslegung des Begriffs über den gewollten Umſang 
hinaus nicht wird verwenden können. ') Entſcheidend 
fällt noch ins Gewicht, daß es ſich in den §§ 978 ff. 
BGB. um Sondervorſchriften und Aus⸗ 
nahmefälle handelt, die eine ausdehnende Aus⸗ 
legung des im § 978 BGB. genau umgrenzten Be— 
griffs nicht zulaſſen (vgl. Planck, BGB. Bd. 3 Anm. 
I. c. zu $ 978, auch Eck⸗Leonhard, Vorträge über das 
Recht des BGB. Bd. 2 8 19 S. 157 Note 5 und 
S. 158 Note 1). Man wird daher die Meinung 
derer (Planck a. a. O,, Goldmann⸗-Lilienthal, BGB. 
Bd. 2 Anm. 8 zu $ 978 S. 113) als dem Geſetz ent⸗ 
ſprechend bezeichnen müſſen, nach denen Verkehrsan⸗ 
ſtalt gleichbedeutend iſt mit Verkehrsunternehmung, 
welche Bezeichnung im Art. 125 EG. z. BGB. ſich 
findet, ſo daß darunter nur eine Anſtalt zu verſtehen 
iſt, deren Hauptzweck es iſt, dem Verkehr zu dienen. 
Es ſcheidet damit aus eine Anſtalt, welche in erſter 
Linie und vornehmlich anderen Zwecken dient, und 
bei der nur zufällig zur Erreichung dieſes anderen 
Hauptzwecks auch ein Verkehr des Publikums ſtatt⸗ 
findet. Letzteres trifft zu für Cafés, Reſtaurants, 
öffentliche Banken, Theater, Ausſtellungen, Konzert: 
ſäle, Wärmehallen, Kirchen u. dergl. m. 


Landrichter Dr. iur. Altmann in Berlin. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Zum Begriffe des Zubehörs. (Kann eine Zen- 
teſimalwage auf einem ſtädtiſchen Grund⸗ 
ftüde Zubehör eines benachbarten Gaſthof— 
grundſtücks ſein?). Die Eigentümer eines Gaſthof— 
grundſtücks in Gl. betrieben auf Grund von Verträgen 
mit der Stadt ſeit 1893 das Wiegen auf einer Zenteſimal— 
wage, die größtenteils auf ſtädtiſchem Grund und Boden, 
zu einem kleinen Teil ihres hölzernen Schutzhäuschens 
auf der Grundfläche jenes Gaſthofgrundſtückes errichtet 
iſt. Gegen den Gaſtwirt R. ließ der Kläger im Herbſt 
1904 deſſen Recht auf Benutzung und Betrieb dieſer 
Wage pfänden. Als ſpäter in der Zwangsverſteigerung 
des Gaſthofs der Beklagte den Zuſchlag erhalten hatte, 
erwirkte er die Vollſtreckungsklauſel aus dem Zuſchlag 
auch hinſichtlich der in des Klägers Beſitz befindlichen 
Wage. Die Beſchwerde des Klägers blieb erfolglos, 
weshalb er Klage mit dem Antrag erhob, den Be— 
klagten zu verurteilen, das Recht des Klägers auf 
Benutzung und Betrieb der Wage anzuerkennen und 
ihm die Ausübung dieſes Rechtes zu geſtatten. Die 
Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. Die Reviſion 
hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Daß die Wage nicht weſent⸗ 
licher Beſtandteil des vom Beklagten in der Zwangs— 
verſteigerung gegen R. erſtandenen Grundſtücks iſt, 
wurde vom Berufungsrichter bedenkenfrei feſtgeſtellt. 


) Wie dies tun Dernburg, BGB. Bd. 3 § 115 
Anm. 36, Eck-Leonhard, Vorträge ſ über das Recht des 
BGB. Bd. 2 S 19 S. 157, Biermann, das Sachenrecht 
des BGB. 2. Aufl. Anm. 1 aus 978 BGB., J. von 
Staudingers Kommentar Bd. 3 Sachenrecht, erläutert 
von Kober Anm. 1 b zu $ 978. 
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Das Oberlandesgericht erkennt ſie aber auch nicht als 
weſentlichen Beſtandteil des ſtädtiſchen Marktplatzes 
an, betrachtet ſie vielmehr als bewegliche Sache und 
als Zubehör des Gaſtwirtſchaſtsgrundſtücks, mit dem 
ſie durch Zuſchlag in das Eigentum des Beklagten 
übergegangen ſei. Deshalb erklärt er fie für unpfänd⸗ 
bar nach 8 865 ZPO. Die Reviſion wendet ſich zunächſt 
gegen die Ausführungen des Berufungsurteils, daß 
die Wage nicht weſentlicher Beſtandteil des ſtädtiſchen 
Grundſtücks ſei, und in der Tat ſtehen dieſer Ent⸗ 
ſcheidung mancherlei Bedenken entgegen. Mag man 
dieſe Bedenken aber auch auf ſich beruhen laſſen und 
hier unterſtellen, daß die Wage von Anfang an be— 
wegliche Sache geblieben ſei, ſo muß doch der weitere 
Reviſionsangriff, der ſich gegen die Annahme ihrer 
Zubehöreigenſchaft zum Ri.ſchen Gaſthofgrundſtück 
richtet, durchdringen und dem Kläger zum Siege ver— 
helfen. Zubehör find nach 8 97 BGB. bewegliche 
Sachen, die, ohne Beſtandteile der Hauptſache zu ſein, 
dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen 
beſtimmt find und zu ihr in einem dieſer Beltimmung 
entſprechenden räumlichen Verhältniſſe ſtehen. Von 
der Rechtſprechung iſt dieſer Begriff in Einzelfällen 
ausdehnend angewendet und eine auch nur mittelbare 
Zweckbeſtimmung ſowie räumliche Zugehörigkeit im 
weiteren Sinne für genügend erachtet worden. Hiernach 
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß das Erfordernis 
eines entſprechenden räumlichen Verhältniſſes der Wage 
zum Gaſtwirtſchaftsgrundſtück, an das ſie unmittelbar 
angrenzt, gegeben iſt. Auch die Verneinung nur 
vorübergehender Beziehungen könnte gebilligt werden. 
Dagegen fehlt es an der im 8 97 verlangten Zweck⸗ 
beſtimmung. Es mag dem Berufungsurteile und dem 
Beklagten zugegeben werden, daß die Gaſtwirte die 
Wage als wichtige Einnahmequelle hauptſächlich wegen 
der nicht unerheblichen Wagegebühren betrachtet haben. 
Ihre Abſichten allein konnten aber das ſachli 
objektiv — zu beurteilende Merkmal der wirtſchaft⸗ 
lichen Zweckbeſtimmung für ihr Grundftüd nicht er⸗ 
füllen. Denn ebenfogut wie fie, konnte ein nicht die 
Gaſtwirtſchaft betreibender Hausbeſitzer oder auch nur 
Mietbewohner in der Nähe, ja vielleicht ſogar ein ent- 
fernt Wohnender, der die Unbequemlichkeit ſteter An— 
weſenheit am Wiegeplatze nicht ſcheute, das Wiege— 
geſchäft übernehmen. An ſich war dieſes vom Grund- 
eigentum vollkommen unabhängig. Allerdings er— 
warteten ſich die genannten Gaſtwirtſchaftseigentümer 
aus dem Betrieb der Wage den Nebenvorteil, daß die 
zur Benutzung der Wage ſich einfindenden Leute zum 
Teil wenigſtens die Gaſtwirtſchaft beſuchen, darin eſſen 
und trinken und fo den Ertrag des Gaſtwirtſchafts- 
grundſtücks ſelbſt erhöhen würden. Inſoſern wäre 
die wirtſchaftliche Beziehung zwiſchen dieſem und der 
Wage hergeſtellt und man könnte in ähnlicher Weiſe, 
wie bei den in dem Urteil RG. 47, 197 behandelten 
Gondeln auf dem Teiche in der Nähe einer Gaſtwirt⸗ 
ſchaft annehmen, daß die Wage dem wirtſchaftlichen 
Zwecke der Hauptſache, d. i. des Gaſtwirtſchaftsgrund⸗ 
ſtückes im Sinne des §S 97 BGB. zu dienen beſtimmt 
war. Dennoch verbietet ſich dies aus dem Grunde, 
daß die letzterwähnte nebenſächliche Zweckbeſtimmung 
nach dem vorliegenden Tatbeſtande überhaupt nicht 
maßgebend ſein kann. Alleinbeſtimmend war, ab— 
geſehen von der Frage, ob eine öffentliche Wage 
überhaupt Zubehör eines Privatgrundſtückes ſein kann, 
der Verfügungswille der Stadtgemeinde. Dieſe wollte 
eine für jedermann zugängliche Wage zum allgemeinen 
Nutzen gründen, ſie gewährte als Gegenleiſtung dafür, 
daß H. (ein früherer Wirt) die Wage ſelbſt anſchaffte, 
die mindeſtens gleichwichtige Benutzung eines bequem 
liegenden öffentlichen Platzes ſowie das Recht auf 
Erhebung der Wägegebühren. Dem jeweiligen Gaſt— 
wirtſchaftsbeſitzer auch noch vermehrte Einnahmen 
durch Zechen der die Wage benutzenden Leute zu ver— 
ſchaffen, lag ihr vollſtändig fern. Sie hat die Wage 
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überhaupt nicht als Beſtandteil oder Zubehör des Aufhebung des Vollſtreckungstitels die Verpflichtung 


Gaſtwirtſchaftsgrundſtücks, ſondern als weſentlichen 
Beſtandteil oder mindeſtens als Zubehör ihres öffent⸗ 
lichen Wiegeplatzes gedacht und gewollt und dem haben 
ſich die genannten Gaſtwirte gefügt, wie dies alles 
aus den vorliegenden Verträgen und insbeſondere 
aus dem der Stadt Gl. gewahrten Rechte, nach Ablauf 
der Vertragszeit die Wage zu erwerben, entnommen 
werden muß. Nach dem allen war dieſe nicht be— 
ſtimmt, dem wirtſchaftlichen Zwecke des vom Beklagten 
erſtandenen Grundſtückes zu dienen, ſie war nicht deſſen 
Zubehör nach 8 97 BGB. und iſt durch den Zuſchlag 
nicht in das Eigentum des B. mit übergegangen 
(83 20, 55, 90 ZVG.) (Urt. d. V. ZS. v. 10. Juli 1907). 
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II. 


Die Verpflichtung zum Schadenserſatz nach $ 707 
Abſ. 2 ZPO. tritt auch daun ein, wenn das vorläufi 
vollſtreckdare Urteil in der Bernfungsinſtanz zunäch 
durch ein bedingtes Endurteil erſetzt, ſpäter aber durch 
das Länterungdurteil feinem Inhalte nach beſtätigt 
wird. Der Kläger verlangt von der Beklagten Erſatz 
des Schadens, den er dadurch erlitten hat, daß die 
Beklagte ein vorläufig vollſtreckbares Urteil vom 
28. Mai 1903 im April 1901 vollſtrecken ließ. Durch 
dieſes Urteil war der Kläger verurteilt worden, an 
die Beklagte 10000 Mk. nebſt Zinſen zu zahlen. Auf 
Grund des Urteils ließ die Beklagte am 30. April 
1904 Gegenſtände pfänden. In der Berufungs- 
inſtanz wurde das Urteil vom 28. Mai 1903 auf⸗ 
gehoben; das OLG. erließ am 14. Juli 1904 ein 
bedingtes Endurteil. Darauf erwirkte der Kläger 
am 1. September 1904 die Freigabe der gepfändeten 
Gegenſtände. Am 6. März 1905 wurde er jedoch, 
nachdem die Beklagte den ihr vom OLG. auferlegten 
Eid geleiſtet hatte, auch in der Berufungsinſtanz zur 
Zahlung von 10000 Mk. nebſt Zinſen und Koſten ver- 
urteilt. Das LG. wies den Kläger mit dem Schadens— 
erſatzanſpruch ab. Das OLG. wies die Berufung 
zurück. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Das OLG. hat die Zurückweiſung der 
Berufung auf folgende Erwägungen geſtützt: Nach 
dem klaren Zwecke der in § 717 Abſ. 2 ZPO. enthal- 
tenen Vorſchrift ſei unter der Abänderung des für 
vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils nur eine Ent- 
ſcheidung zu verſtehen, durch die über den Anſpruch 
endgültig entſchieden wird. Zu ſolchen Entſcheidungen 
gehöre ein bedingtes Urteil nicht; jene Vorausſetzung 
werde erſt durch das Läuterungsurteil erfüllt. Das 
Läuterungsurteil vom 6. März 1905 habe mit dem 
für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteile vom 28. Mai 
1903 übereingeſtimmt. Dem Kläger ſtehe daher kein 
Anſpruch aus 8 717 Abſ. 2 zu. Die Reviſion rügt 
mit Recht, daß die Entſcheidung des OLG. auf Ge⸗ 
jeßesverlegung beruhe. Die ZPO. vom 30. Januar 
1877 enthielt in 8 655 Abſ. 2 die Vorſchrift: „Soweit 
ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil auf— 
gehoben oder abgeändert wird, iſt der Kläger auf An— 
trag des Beklagten zur Erſtattung des von dieſem 
auf Grund des Urteils Gezahlten oder Geleiſteten zu 
verurteilen.“ Dieſe Vorſchrift wurde dahin ausgelegt, 
daß die Erſtattungspflicht eintrete, ſobald der Voll: 
ſtreckungstitel wegfalle, insbeſondere auch in dem Falle, 
wenn ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil 
I. Inſtanz von dem Berufungsgericht aufgehoben und 
ein bedingtes Urteil erlaſſen werde. Durch das Geſetz 
vom 17. Mai 1898 iſt die Haftung des Gläubigers 
erweitert worden, die Vorausſetzung der Haftung aber 
— die Aufhebung oder Abänderung des für vorläufig 
vollſtreckbar ecklärten Urteils — iſt unverändert ge— 
laſſen worden. Es iſt daher anzunehmen, daß ebenſo 
wie früher an jede Aufhebung des Vollſtreckungs— 
titels die Verpflichtung zur Erſtattung des auf Grund 
des Urteils Geleiſteten ſich knüpfte, auch jetzt mit jeder 


| 
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zum Schadenserſatz einzutreten hat. In der Begrün⸗ 
dung zu dem Abänderungsentwurf für $ 655 iſt her⸗ 
vorgehoben, die Schadenserſatzverbindlichkeit trete nicht 
ein, wenn nur die Vollſtreckbarkeit des Urteils 
beſeitigt werde. Das ſteht mit der Geſetzesbeſtimmung 
völlig in Einklang. Tritt nur die Vollſtreckbarkeit des 
Titels außer Kraft, ſo entſteht noch keine Verpflichtung 
zum Schadenserſatz. Anders aber iſt es, wenn die 
Entſcheidung in der Sache ſelbſt, alſo das 
für vollſtreckbar erklärte Urteil, aufgehoben oder ge= 
ändert wird; in dieſem Falle iſt der Schaden, der aus 
der vorzeitigen Zwangsvollſtreckung erwachſen iſt, zu 
erſetzen. Es hat denn auch das Reichsgericht zu § 717 
Abſ. 2 ZPO. ſchon erkannt, daß jede in der Sache 
ſelbſt ergehende Aufhebung eines für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärten Urteils zur Begründung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht ausreichend ſei, und daß es genüge, wenn 
das Berufungsgericht an Stelle der in erſter Inſtanz 
unbedingt ausgeſprochenen Verurteilung ein bedingtes 
Urteil erlaſſe (vgl. JW. 1907 S. 19 Nr. 22). Die Ent⸗ 
ſcheidung vom 19. März 1902 (JW. S. 254 Nr. 19), 
auf die das Berufungsgericht hingewieſen hat, ſteht 
mit dieſer Rechtſprechung nicht in Widerſpruch. Nicht 
zutreffend iſt auch der Hinweis des Vertreters der 
Reviſionsbeklagten auf die Vorſchriften in 88 302 Abſ. 4, 
600 Abſ. 2 und 945 ZPO. In den Fällen des § 945 
genügt es zur Entſtehung der Schadenserſatzpflicht, 
daß die Anordnung des Arreſtes oder der einſt⸗ 
weiligen Verfügung fi als von Anfang an unge⸗ 
rechtfertigt erweiſt oder die 5 Maß⸗ 
regel auf Grund des $ 926 Abſ. 2 oder des § 942 
Abſ. 3 aufgehoben wird, mag auch der Anſpruch 
der Partei, welche die Anordnung erwirkt hat, recht- 
lich begründet fein. In den 88 302 und 600 dagegen 
iſt der Eintritt der Schadenserſatzpflicht davon ab= 
hängig gemacht, daß der Anſpruch des Klägers in 
dem Nachverfahren ſich als unbegründet erweiſt. (Urt. 
des IV. 35. vom 4. Juli 1907). Bus 
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B. Strafſachen. 
1 


Schwere Urkundenfälſchung. Die Strafkammer 
nimmt an, daß der Angeklagte die Urkundenfälſchung 
in der Abſicht begangen hat, fi einen Vermögens— 
vorteil zu verſchaffen, weil ſeine Abſicht darauf ge⸗ 
richtet geweſen ſei, ein Vertikow, das gepfändet war 
und in einem beſtimmten Termin verſteigert werden 
ſollte, länger zu behalten. Wenn nun auch der 
längere Beſitz einer Sache objektiv nach Lage der 
Verhältniſſe ein Vermögensvorteil fein kann, fo iſt 
das jedenfalls für die Feſtſtellung der ſubjektiven 
Seite nicht rechtlich bedenkenfrei. Denn der Angeklagte 
hatte nach ſeiner vom Erſtrichter für gleichgültig er⸗ 
achteten und damit als wahr unterſtellten Angabe 
die Fälſchung nur vorgenommen, weil er ſeiner 
ſchwangern Ehefrau eine Aufregung erſparen wollte. 
In Rückſicht auf dieſen Umſtand bedurfte es beſonderer 
Prüfung und Erörterung, ob und weshalb er dem⸗ 
nach bei ſeinem Tun ſich auch bewußt war, daß der 
Beſitz des Vertikows während derjenigen Zeit, um 
welche er deſſen Verſteigerung durch das von ihm 
fälſchlich hergeſtellte Telegramm hinausſchieben wollte, 
einen Vermögensvorteil für ihn bedeutete und daß er 
auch dieſe Folge feines Handelns in feinen Willen 
aufgenommen hat. Dieſe durch § 268 Abſ. 1 StG. 
gebotene Prüfung hat der Erſtrichter unterlaſſen. (Urt. 
d. V. StS. v. 9. Juli 1907, 5 D 503 07). 
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1 Freiwilliger Rücktritt vom Verſuche 
(88 263, 43, 46 Nr. 1 StGB.). Der Angeklagte hat 
durch die Vorſpiegelung falſcher Tatſachen den M. 


zum Abſchluß eines Kaufvertrages veranlaßt, durch 
den die Firma des M. zur Lieferung einer Nähmaſchine 
an den Angeklagten verpflichtet wurde. In dem Ab⸗ 
ſchluſſe dieſes Vertrags findet aber das Gericht den 
Tatbeſtand des Betrugs nicht und konnte ihn — ab» 
geſehen von der unten ſolgenden Erörterung — auch 
nicht finden, da es die Behauptung des Angeklagten 
als wahr unterſtellte, daß die Maſchine nur gegen 
Barzahlung des ganzen Kaufpreiſes geliefert werden 
ſollte. Das Gericht nimmt vielmehr nur einen Be⸗ 
trugsverſuch an und weiſt darauf hin, daß der An⸗ 
geklagte damit gerechnet hat, es werde ihm ſpäter 
bei der Ablieferung der Maſchine gelingen, ſie ohne 
Bezahlung ausgeliefert zu erhalten. Eine derartige 
Konſtruktion wäre an ſich zuläſſig geweſen. Denn 
ließ ſich feſtſtellen, daß das vom Angeklagten bereits 
betätigte und das noch zu betätigende Verhalten eine 
Einheit bildeten, ſo konnte ohne Rechtsirrtum in dem⸗ 
jenigen, was der Angeklagte ſchon getan hatte, der 
Anfang der Ausführung des beabſichtigten Betrugs 
gefunden werden (RGE. Bd. 28 S. 144). Ob dies 
der Standpunkt des Vorderrichters war, läßt ſich nicht 
klar erſehen. In jedem Falle wäre aber dabei ein 
Umſtand nicht genügend gewürdigt worden. Nach dem 
Urteile war der Angeklagte, als die Maſchine geliefert 
werden ſollte, verſchwunden und nicht aufzufinden. 
Nach der Sachlage hätte dieſer Umſtand zu der Prüfung 
führen müſſen, ob darin nicht ein freiwilliger Rück- 
tritt von dem noch nicht beendeten Verſuche im Sinne 
des 8 46 Nr. 1 StGB. enthalten war. Eine Erörterung 
darüber fehlt. . .. Denkbar aber wäre es, daß tat- 
ſächlich ein vollendeter Betrug vorliegt. Die durch M. 
vertretene Firma war durch den Abſchluß des Ver— 
trags zur Lieferung einer Nähmaſchine an den 
nicht in demſelben Orte wohnhaften Angeklagten ver- 
pflichtet. Erfahrungsmäßig entſtehen dem Verkäufer 
durch die Ablieferung des Kaufgegenſtandes Koſten, 
die nutzlos aufgewendet werden, wenn es zur Er⸗ 
füllung des Kaufvertrages nicht kommt oder der Kauf— 
preis nicht eingeht. Ob ſolche Koſten entſtanden ſind, 
iſt dem Urteile nicht zu entnehmen. Ließe ſich dies 
und weiter feſtſtellen, daß der Angeklagte das Be: 
wußtſein von dem Eintritt eines Vermögensſchadens 
in der bezeichneten Richtung hatte und daß er ſeine 
Tat auch für dieſen Fall wollte, ſo würden rechtliche 
Bedenken gegen die Annahme eines Betrugs nicht be— 
ſtehen. (Urt. d. V. StS. v. 7. Juni 1907, 5 D 189.07). 
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Nachträgliche Berichtigung des Protokolls. Nach 
dem Protokoll über die Hauptverhandlung hat 
der Angeklagte einen Beweisantrag geſtellt, der 
vom Gerichte nicht beſchieden worden iſt. Für das 
Recht des Angeklagten, dieſe Geſetzesverletzung ($ 243 
Abſ. 2 StPO.) zu rügen, können die vom Vorſitzenden 
und Gerichtsſchreiber nach dem Abſchluſſe des Proto— 
kolls zu den Akten gebrachten Erklärungen, wonach 
der Angeklagte auf die Vernehmung der benannten 
Zeugen verzichtet hat, nicht in Betracht kommen. Wie 
das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat, darf 
durch nachträgliche berichtigende und ergänzende Er— 
klaͤrungen zum Protokolle das durch die Reviſions— 
begründung erworbene Recht des Angeklagten, einen 
Mangel des Hauptverfahrens zu rügen, nicht ver: 
kummert werden (Entſch. Bd. 21 S. 323, Bd. 24 
S. 214, Bd. 28 S. 247). Hier find nun zwar die Er- 
klärungen des Vorſitzenden und des Gerichtsſchreibers 
vor Eingang der Reviſionsbegründung zu den Akten 
gebracht worden. Der Verteidiger hatte aber ſchon 
mit der Reviſionsbegründung einen Antrag auf Be— 
richtigung des Protokolls eingereicht, aus dem ge— 
nügend klar hervorging, in welcher Richtung ſich die 
Angriffe der Reviſion bewegen würden. Dieſer An— 
trag hatte die erwaͤhnten Erklärungen des Vorſitzenden 
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und des Gerichtsſchreibers zur Folge. Unter diefen 
Umſtänden muß dieſen Erklärungen die Berück⸗ 
ſichtigung verſagt werden. Denn der Grundſatz, daß 
ein einmal begründetes prozeſſuales Recht dem Ange⸗ 
klagten nicht durch ſpätere Erklärungen, welche der 
erhobenen Rüge die bisherige Grundlage entziehen 
würden, verkümmert werden darf, muß nicht nur Platz 
greifen, wenn die Berichtigung nach Eingang der Re⸗ 
viſionsanträge erfolgt, ſondern auch dann, wenn ſie 
zu einer Zeit erfolgt, in der das Gericht aus einem 
für dasſelbe beſtimmten anderweiten Schriftſatze von 
der Richtung der Reviſionsbeſchwerde bereits Kenntnis 
erlangt hatte (vgl. Goltd Arch. Bd. 51 S. 402). 
(Urt. d. V StS. v. 20. September 1907, 5 D 328 07). 
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IV. 


Verjährung der Strafverfolgung. Zeit der Tat. 
Der Angeklagte iſt or Grund des 8 184 Nr. 3 StGB., 
§ 20 Abſ. 1 des Preßgeſetzes verurteilt, weil er im 
Jahre 1906 einen zum unzüchtigen Gebrauch be⸗ 
ſtimmten Gegenſtand durch Druckſchriften dem Publi⸗ 
kum angekündigt hat. Es war daher zu prüfen, ob 
die Verjährungsfriſt des § 22 des Preßgeſetzes in 
Frage kommt. Dieſe Prüfung hat der Erſtrichter 
nicht vorgenommen. Seine Feſtſtellung, der Ange⸗ 
klagte habe im Jahre 1906 die öffentliche Anzeige 
erlaſſen, iſt zu unbeſtimmt, um dadurch die Möglich⸗ 
keit des Ablaufs der Verjährungsfriſt für widerlegt 
erachten zu können. Es iſt nicht feſtgeſtellt, wann die 
letzte Veröffentlichung der Anzeige geſchehen iſt, und es 
bleibt mithin unſicher, ob nicht vom Zeitpunkte der 
letzten Anzeige bis zu der erſten richterlichen Handlung, 
die zur Unterbrechung der Verjährung führte — 
4. Februar 1907 —, die ſechsmonatige Friſt bereits 
abgelaufen war. Hiernach war das Urteil aufzu⸗ 
heben. (Urt. d. V. StS. v. 12. Juli 1907, 5 D 422/07). 
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Oberſtes Landesgericht. 


Zivilſachen. 
1 


Notwendiger Inhalt der Sterbeurkunden. Wirk⸗ 
ſamkeit der Ausführungsvorſchriften zum Perſonenſtands⸗ 
geſetz (859 Ziff. 2, § 83). Das Bezirksamt R. hat 
bei dem Amtsgerichte R. den Antrag geſtellt, die Be— 
richtigung mehrerer Sterbeurkunden des Standesamts 
F. anzuordnen, weil in ihnen als Ort der Todesfälle 
nur F. eingetragen worden iſt, ohne nähere Bezeich— 
nung des Hauſes oder der Wohnung, wo der Todes— 
fall eingetreten iſt. Das Amtsgericht hat die bean: 
tragten Anordnungen abgelehnt, weil 8 59 Nr. 2 
ebenſo wie § 22 Nr. 2 des PStG. die nähere Bezeich— 
nung des Ortes des Sterbefalles oder der Geburt 
durch Beifügung des Bezirks, der Straße, Haus— 
nummer, Wohnung uſw. nur in größeren Ortſchaften 
erfordere oder dann, wenn ohne dieſen Zuſatz ſich 
Zweifel bezüglich der örtlichen Zuſtändigkeit des 
Standesbeamten oder der Identität der in der Ur— 
kunde erwähnten Perſonen ergeben könnten, ferner 
die Formulare der Ausführungsvorſchriften nur 
Muſter für die Eintragung, nicht aber bindende Vor— 
ſchriften enthielten und weil endlich die Beurkundungen 
auf Grund der Anzeigen des Familienhauptes erfolgt 
ſeien, alſo auch nach den Ausführungsbeſtimmungen 
die Angabe der Sterbewohnung nicht nötig ſei. Die 
Beſchwerde des Bezirksamts R. wurde zurückgewieſen 
und zwar aus den Gründen, die für das Amtsgericht 
maßgebend waren und mit dem Hinweis darauf, daß 
F. nur 668 Einwohner hat und in den ſämtlichen 
Fällen die Verſtorbenen Angehörige der Anzeigenden 
geweſen ſeien, deren Namen in jeder Urkunde die 


genaue Bezeichnung ihrer Wohnung beigefügt ſei. 
Auf weitere Beſchwerde des Bezirksamts hat das 
ObLG. die Entſcheidungen der Vorinſtanzen aufgehoben 
und angeordnet, daß die Sterbeurkunden durch Bei— 
fügung der Bezeichnung der Wohnungen zu berichtigen 
ſeien, in denen die Todesfälle erfolgten. 

Gründe: Die Gründe der landgerichtlichen 
Entſcheidung treffen inſofern nicht zu, als in keiner 
der Sterbeurkunden eine Feſtſtellung enthalten iſt, 
aus der mit Notwendigkeit zu ſchließen wäre, daß mit 
der Angabe der Wohnung des Anzeigenden zum 
Ausdruck gebracht werden ſollte, daß die Sterbefälle 
auch dort eingetreten ſeien; von ſelbſt verſteht ſich 
das nicht. Anderſeits ergibt ſich aus einer Ver⸗ 
gleichung der der Bundesratsverordnung vom 22. Juni 
1875 beigefügten Muſter mit jenen, die der nun⸗ 
mehr geltenden Bekanntmachung vom 25. März 1899 
(RGBl. S. 225) beigegeben find, daß ſeit dem 
1. Januar 1900 in die Sterbeurkunden außer der An⸗ 
gabe des Namens, der Stadt uſw. auch die genauere 
Bezeichnung der Oertlichkeit aufzunehmen iſt, wo der 
Todesfall erfolgt iſt, hier alſo die Angabe, daß der 
Todesfall in der Wohnung des Anzeigenden ein⸗ 
getreten ſei (vgl. RGBl. 1899 S. 249, 250, 252). 
Mit Unrecht iſt das Amtsgericht davon ausgegangen, 
daß die den Ausführungsvorſchriften beigegebenen 
Muſter nicht bindender Natur ſeien. In 8 20 der 
Bek. vom 25. März 1899 iſt ebenſo wie in §7 der 
VO. vom 22. Juni 1875 ausgeſprochen, daß die 
Muſter mitgeteilt werden, „um den Standesbeamten 
eine nähere Anweiſung für die richtige Benutzung des 
Vordrucks in den Formularen an die Hand zu 
geben“. Damit iſt ausgeſprochen, daß der Bundesrat 
nur dann die Perſonenſtandsurkunden als allen An⸗ 
forderungen entſprechend erachtet, wenn ſie die in dem 
Muſter enthaltenen Angaben aufweiſen. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften des Bundesrats ſind aber bindend, weil 
durch 8 83 PStG. der Bundesrat ermächtigt iſt, die 
zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Bes 
ſtimmungen zu treffen. Soweit ſolche Anordnungen 
mit den Vorſchriften des Geſetzes vereinbar ſind, ſind 
ſie deshalb auch von derſelben Bedeutung, als wenn 
ſie im Geſetze ſelbſt enthalten wären. Die Einträge 
in die Muſter der Sterbeurkunden enthalten nun 
lediglich eine nähere Umſchreibung des Begriffes 
„Ort des erfolgten Todes“ im Sinne von § 59 Nr. 2 
PSt®. und inſofern eine zweifellos zuläſſige Bes 
ſtimmung zur Ergänzung und Ausführung des 
Geſetzes. Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift war 
daher Verletzung einer Rechtsnorm. (Beſchl. des F323. 
v. 31. Juli 1907, III 52/07). 

1066 W. 
II. 


Aufechtbarkeit der von einem örtlich unzuſtändigen 
Richter in Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit 
getroffenen Verfügungen (586. § 7). Das Amts⸗ 
gericht W. hat als Vormundſchaftsgericht auf eine 
Anzeige, daß der Metzger Eduard M. von H., nun in 
E., ſeine Vaterpflichten hinſichtlich der Sorge für 
Perſon und Vermögen feines Kindes gröblich ver- 


nachläſſige, Ermittelungen veranſtaltet und ſodann 


dem Eduard M. die „elterliche Gewalt über fein Kind 
einſchließlich der Nutznießung an deſſen Vermögen“ 
entzogen. Es begründet ſeine Zuſtändigkeit damit, 
daß der Vater keinen feſten Wohnſitz habe und das 
Kind bei ſeinem Oheim Johann Sch. in W. unterge— 
bracht ſei. Eduard M. ließ Beſchwerde einlegen. 
Es wurde die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts W. aus 
dem Grunde beſtritten, weil Eduard M. feſten Wohn⸗ 
ſitz in E. habe. Das Landgericht hat die Beſchwerde 
des Eduard M. zurückgewieſen, aber das Amtsgericht 
W. für unzuſtändig erklärt, weiter tätig zu werden, 
und es angewieſen, die Abgabe der Angelegenheit 
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daß Eduard M. in E. ſeinen Wohnſitz habe, dem 
Amtsgerichte W. daher die örtliche Zuſtändigkeit ge⸗ 
fehlt habe, nahm aber an, dieſer Umſtand ſtehe der 
Wirkſamkeit der Verfügung nicht entgegen. Auf weitere 
Beſchwerde des Eduard M. hat das Oberſte Landes⸗ 
gericht die Entſcheidungen der Vorinſtanzen aufgehoben. 

Aus den Gründen: Nach den einwandfreien 
Feſtſtellungen des Beſchwerdegerichts hat dem Amts⸗ 
gerichte W. die örtliche Zuſtändigkeit gefehlt. Wäre 
die im 87 GG. enthaltene Vorſchrift nicht getroffen, 
fo könnte es zweifelhaft fein, ob ein örtlich unzu⸗ 
ſtändiges Gericht als das Gericht, dem die Angelegen⸗ 
heit übertragen iſt, in den Fällen des 8 1666 BGB. 
als „das Vormundſchaftsgericht“ im Sinne dieſer 
Vorſchrift gelten könne oder ob ſeine Verfügung als 
die Verfügung eines anderen Gerichts von vorneherein 
unwirkſam ſei. Der § 7 beugt dieſem Zweifel vor, 
indem er beſtimmt, daß gerichtliche Handlungen nicht 
aus dem Grunde unwirkſam ſind, weil ſie von einem 
örtlich unzuſtändigen Gerichte vorgenommen ſind. 
Verfügungen eines örtlich unzuſtändigen Gerichts 
haben zunächſt dieſelbe Wirkung wie die des örtlich 
zuſtändigen Gerichts, ſie ſind insbeſondere unter den⸗ 
ſelben Vorausſetzungen wie dieſe der Rechtskraft 
fähig. Daraus, daß die Verfügung eines örtlich un⸗ 
zuſtändigen Gerichts nicht von vorneherein unwirkſam 
iſt, folgt aber nicht, daß ſie nicht aus dem Grunde 
der örtlichen Unzuſtändigkeit mit Beſchwerde ange⸗ 
fochten werden kann, daß der Beteiligte kein Recht 
darauf hat, daß nur das örtlich zuſtändige Gericht 
über die in ſein Recht eingreifende Maßregel entſcheide. 
Der Wortlaut des § 7 bietet für eine ſolche Beſchränkung 
keinen Anhalt und aus der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes ergibt ſich, daß ſie nicht beabſichtigt worden 
iſt. Sowohl in der Begründung des Entwurfes als 
in den Beratungen der Reichstagskommiſſion wurde 
das Recht, im Wege der Beſchwerde Abhilſe gegen 
das Eingreifen eines unzuſtändigen Gerichts oder 
eines von der Ausübung des Richteramts ausge- 


ſchloſſenen Richters zu ſuchen, ausdrücklich anerkannt.“ 


Damit ſtimmt der $ 27 Satz 2 FGG. inſofern über⸗ 
ein, als er die Vorſchriften des § 551 3308. ihrem 
vollen Inhalte nach entſprechend anwendbar erklärt, 
von der Nr. 4 des § 551 alſo für den Fall der ört⸗ 
lichen Unzuſtändigkeit des Gerichts ebenſowenig wie 
von der Nr. 2 eine Ausnahme macht. | 
Mit Unrecht beruft ſich das Beſchwerdegericht 
auf die Beſchränkung, der in Grundbuchſachen das 
Beſchwerderecht gegenüber einer Eintragung unter- 
worfen iſt, die von einem von der Mitwirkung bei 
der Eintragung kraft Geſetzes ausgeſchloſſenen Grund— 
buchbeamten bewirkt iſt. Es überſieht, daß nach dem 


8 71 Abſ. 2 GBO. im Wege der Beſchwerde gegen 


eine Eintragung nur verlangt werden kann, daß das 
Grundbuchamt angewieſen wird, gegen eine Ein⸗ 
tragung, durch die das Grundbuch unrichtig geworden 
iſt, einen Widerſpruch einzutragen oder eine ihrem 
Inhalte nach unzuläſſige Eintragung zu löſchen. Eine 
ihrem Inhalte nach zuläſſige und richtige Eintragung 
kann nicht deswegen angefochten werden, weil ſie 
unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften erfolgt iſt 
(Neue Samml. Bd. 4 Nr. 9 S. 45). Die Eintragung, 
die ein von der Mitwirkung bei der Eintragung aus— 
geſchloſſener Grundbuchbeamter bewirkt hat, iſt nach 
dem § 10 GBO. nicht aus dieſem Grunde unwirk- 
ſam und kann deshalb wie jede unter Verletzung des 
Geſetzes erfolgte Eintragung nur nach Maßgabe des 
8 71 Abſ. 2 GBO. angefochten werden. Das FGG. 
hat das Beſchwerderecht für gewiſſe Fälle durch 
Sondervorſchriften beſchränkt (vgl. 8 96 Satz 2, S 122, 
§ 139 Abſ. 2, § 157 Abſ. 2), feinen allgemeinen 
Vorſchriften über die Beſchwerde iſt aber eine dem 
§ 71 Abſ. 2 GBO. entſprechende Beſchränkung des 
Beſchwerderechts fremd, es hat dem Mißſtande, den 


an das Amtsgericht E. einzuleiten. Es ſtellte feſt, das Beſchwerdegericht mit der unbeſchränkten Statt— 


e ang 


haftigkeit der Beſchwerde verbunden glaubt, ſoweit 
es für erforderlich erachtet wurde, durch die im § 32 
beſtimmte Beſchränkung der Wirkung der aufhebenden 
Entſcheidung vorgebeugt. (Beſchl. des J. ZS. vom 
18. September 1907, Reg. III 65/07). ur 
1065 . 


III. 


ür die Berechnung der Unfallſürſorge⸗Penſion 
der nichtpragmatiſchen Beamten iſt die Zeit der 
Peuſionierung, nicht die Zeit des Unfalls maßgebend 
(BD. vom 13. November 1902, die Unfallfürforge für 
die nichtpragmatiſchen Beamten uſw. betr., 88 4, 7; 
BD. v. 5. Jaunar 1906 Ziff. 2). In dem Rechtsſtreite 
des Lokomotivführers gegen den Eiſenbahnfiskus 
war die Frage streitig, ob die Fahrdiäten des im 
Juli 1906 im Dienſte verunglückten und ab 1. No- 
vember 1906 penſionierten Lokomotivführers A. im 
vollen Betrag oder nur mit dem dritten Teile 
penſionsfähig ſeien. Mit dem Finanzgeſetz vom 
20. Auguſt 1906 war die im Gegenſatze zur Ent⸗ 
ſcheidung des Oberſten Landesgerichts vom 17. Of: 
tober 1903 (Neue Samml. Bd. 4 S. 707) im Eijen- 
bahnetat für 1906/07 zu Kap. 3 SS 1, 3 der Ausgaben 
getroffene Beſtimmung in Kraft getreten, daß bei 
der Feſtſetzung der nach den Unfallfürſorgevorſchriften 
zu gewährenden Bezüge des Fahrdienſtperſonals von 
den Fahrgeldern nach einem 3 jährigen Durchſchnitte 
nicht mehr der volle Betrag, ſondern nur der dritte 
Teil in das Dienſteinkommen einzurechnen iſt. Die 
Entſcheidung hing deshalb von der Frage ab, ob für 
die Berechnung der Penſion der Zeitpunkt des Unfalls 
oder der Penſionierung maßgebend iſt. Das Land— 
gericht M. nahm die Maßgeblichkeit des letzteren Zeit: 
punkts an und wies die Klage ab. A. legte Berufung 
ein und ſuchte um das Armenrecht nach. Das Ober— 
landesgericht M. verweigerte wegen Ausſſichtsloſigkeit 
der Berufung das Armenrecht. Die Beſchwerde iſt 
vom Oberſten Landesgerichte unter nachſtehender 
Begründung zurückgewieſen worden. Die in der 
Beſchwerdeſchrift vertretene Anſicht, daß für den An⸗ 
ſpruch eines nichtpragmatiſchen Beamten oder Be— 
dienſteten auf die als Unfallfürſorge zu gewährende 
Penſion nicht die zur Zeit der Penſionierung ſondern 
die zur Zeit des Unfalls geltenden Vorſchriften 
maßgebend ſeien, iſt nicht richtig. Wie auch die 
Beſchwerdeſchrift anerkennt, begründet nach 8 8 
Abſ. 1,3 der Ah. VO. vom 26. Juni 1894, die Dienſt— 
verhältniſſe der nichtpragmatiſchen Staatsbeamten 
und Staatsbedienſteten betr. (GVBl. S. 321), das 
trotz des Eintritts dauernder Dienſtunfähigkeit bis 
zur Auflöſung durch Penſionierung fortbeſtehende 
Dienſtverhältnis den Anſpruch auf Gehalt und 
Gehaltszulage, deren Bezug nach § 20 Abſ. 4 der 
VO. erſt mit dem Ablaufe des Monats endigt, in 
dem das Dienſtverhältnis gelöſt wird. Nach § 21 
Abſ. 2 der VO. werden Gehalt und Gehaltszulage 
auch im Falle der Erkrankung, gleichviel ob ſie nur 
vorübergehende oder dauernde Dienſtunfähigkeit be— 
wirkt, auf die Dauer von 13 Wochen gewährt, ſofern 
nicht früher Penſionierung eintritt, und nach 8 11 
und S 12 Abſ. 1, 3 der WO. ſchließt die eingetretene 
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teile, die ihrer Natur nach ſteigend oder fallend ſind, 


in Ermangelung der dort bezeichneten Feſtſetzungen 
nach dem durchſchnittlichen Betrage der letzten drei 
Kalenderjahre vor dem Jahre, in dem die Penſion 
feſtgeſetzt wird, angerechnet. Aus dieſen Beſtimmungen 
geht klar hervor, daß der Anſpruch auf die Penſion 
nicht mit dem Eintritte der dauernden Dienftunfähig- 
keit, ſondern erft mit der Auflöſung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes an die Stelle des Auſpruchs auf Dienſteinkommen 
tritt. Die Berufung der Beſchwerdeſchrift auf die 
Faſſung des § 1 Abſ. 1, 2 und auf den § 9 der VO 


vom 13. Nov. 1902 geht fehl; im Abſ. 1 des 8 1 iſt 


Dienſtunfähigkeit bei Fortbeſtehen des Dienſtverhält- 


niſſes auch die Vorrückung in den Gehalt einer 
höheren Altersklaſſe nicht aus. Im Anſchluſſe 
hieran iſt im S 7 Abſ. 1 der Ah. VO. vom 13. Nov. 
1902, die Unfallfürſorge für die nichtpragmatiſchen 
Staatsbeamten und Staatsbedienſteten betr. (GVBl. 
S. 701), beſtimmt, daß die Penſion mit dem Wegfalle 
des Dienſteinkommens beginnt; nach dem S 4 VO. 
wird der Feſtſetzung der als Unfallfürſorge zu 
gewährenden Penſion das geſamte zuletzt bezogene 
dienſtliche Einkommen zugrunde gelegt und nach der 
Ziff. 2 der Ah. VO. gleichen Betreffs vom 5. Januar 
1906 (GVBl. S. 7) werden dabei Einkommensbeſtand— 


die Entlaſſung aus dem Staatsdienſte nur deswegen 
nicht wie im Abſ. 2 ausdrücklich erwähnt, weil es 
ſich von ſelbſt verſteht, daß dauernde Dienſtunfähigkeit 
zur Entlaſſung (Penſionierung) führt, während bei 
nicht dauernder Dienſtunfähigkeit es nicht notwendig 
zur Entlaſſung kommt. Die. Beſtimmung des 8 9, 
daß Anſprüche auf die als Unfallfürſorge zu ge: 
währende Penſion „bei Meidung des Ausſchluſſes“ 
vor dem Ablaufe von zwei Jahren nach dem Eintritte 
des Unfalls anzumelden ſind, bietet keinen Anhalt 
für die Annahme, daß die Penſion vom Eintritte des 
Unfalls an zu gewähren ſei, weil mit der Unterlaſſung 
der vorgeſchriebenen Anmeldung ſehr wohl der Aus: 
ſchluß der Entſtehung des Penſionsanſpruchs verbunden 


fein kann. (Beſchl. d. I. 35. vom 11. Oktober 1907, 
Reg. II 76/1907). 
1070 W. 


Oberlandesgericht Bamberg. 


Entſchädigung wegen Verletzung der Geſchlechtsehre 
einer Brant. Verlöbnis vor oder nach dem 1. Jaunar 
1900; Geſchlechtsverkehr vor dem Verlöbniſſe (5 1300 
86 B.) Die Klage ſtützt ſich auf § 1300 BGB., wonach 
eine unbeſcholtene Verlobte eine billige Entſchädigung 
in Geld verlangen kann, wenn ſie ihrem Verlobten 
die Beiwohnung geſtattet hat und er vom Ver— 
löbnis ohne wichtigen Grund zurückgetreten iſt. Zur 
Begründung der Klage iſt erforderlich ein wirkſamer 
Verlöbnisvertrag, der Rücktritt des Bräutigams ohne 
wichtigen Grund, die Geſtattung der Beiwohnung 
während des Verlöbniſſes, Unbeſcholtenheit der Braut 
und Schädigung infolge Auflöſung des Verlöbniſſes. 
Es iſt unbeſtritten, daß zwiſchen den Streitsteilen vor 
und nach dem 1. Januar 1900 Geſchlechtsverkehr ſtatt— 
gefunden hat und es wendet der Beklagte in dieſer 
Hinſicht ein, daß der Anſpruch aus $ 1300 auf die 
vor dem 1. Januar 1900 erfolgten Beiwohnungen 
nicht geſtützt werden könne. Dies iſt zutreffend; denn 
für dieſe Zeit, in welcher das BGB. noch nicht in 
Kraft getreten war, konnte nur der nach früherem 
Rechte zuläſſige Deflorationsanſpruch erhoben werden. 
Dem BGB. iſt ein ſolcher Anſpruch fremd. Er wird 
auch von der Klägerin nicht geltend gemacht. Deshalb 
bleibt der außereheliche Geſchlechtsumgang der Streits— 
teile vor dem 1. Januar 1900 außer Betracht; dagegen 
würde eine vor dem Inkrafttreten des BGB. erfolgte 
Verlobung auch für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 
von Bedeutung ſein. Denn es iſt nur ein gültiges 
Verlöbnis erforderlich: nach welchem Rechte es zu— 
ſtande kam, iſt gleichgültig. Ein wirkſames Verlöbnis 
wurde aber von den Parteien vor dem 1. Januar 1900 
nicht geſchloſſen. Es iſt nur von einer in W. 1898 
oder 189. erfolgten Verlobung die Rede. Nach dem 
maßgebenden Wuͤrzburger Landrechte wird zu einem 
geſetzlichen Eheverſprechen volljähriger Kontrahenten 
erfordert, daß es vormittags vor zwei ehrlichen 
Männern als Zeugen und vor einem von der Braut 
zu wählenden Beiſtande eingegangen wird (VO. vom 
20. Dezember 1799; Schelhaß. Wuͤrzb. LR. S. 28). 
Daß dieſe Förmlichkeiten beobachtet worden ſeien, 


wird von der Klägerin nicht behauptet. Da alfo 
keine nach früherem Recht gültige Verlobung vorliegt, 
ſo kann nur ein nach dem 31. Dezember 1899 ge⸗ 
gebenes Eheverſprechen in Betracht kommen. 
Verlöbnis im Sinne des BGB. iſt ein Vertrag, 
in dem ſich zwei Perſonen verſchiedenen Geſchlechts 
gegenſeitig die Ehe verſprechen. Der Vertrag iſt nach 
den allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte zu 
beurteilen; er erfordert keine Form; es genügt die 
Einigung der Beteiligten. Bei Anwendung des § 1300 
iſt erforderlich, daß die Verlobung der Geſtattung 
der Beiwohnung vorausgegangen iſt. Dies er⸗ 
gibt ſich ſowohl aus dem Wortlaut des Geſetzes: „hat 
eine unbeſcholtene Verlobte die Beiwohnung geſtattet, 
ſo . . ., als auch aus ihrem Zwecke, der Verlobten 
eine Entſchädigung zu gewähren, wenn ſie durch das 
nahe Verhältnis des bereits beſtehenden Verlöbniſſes 


zur Hingabe ihrer Geſchlechtsehre an ihren eigenen 


Verlobten bewogen wurde. Die Beiwohnung muß 
alſo während des Verlöbniſſes geſchehen ſein. Es 
iſt aber nicht erforderlich, daß das Verlöbnis bereits 
vor dem erſten Beiſchlafe geſchloſſen war, ſondern 
nur, daß die unbeſcholtene Braut, wenn ſie auch ſchon 
vor dem Verlöbnis mit ihrem Verlobten geſchlechtlich 
verkehrt hatte, ihm auch noch nachher die Beiwohnung 
geſtattet hatte. Der vor dem Verlöbnis zwiſchen den 
Verlobten gepflogene Geſchlechtsverkehr darf der 
Braut vom Bräutigam nicht zum Vorwurf gemacht 
werden. Es iſt allgemein anerkannt, daß der Bräutigam 
argliſtig handelt, wenn er Beſcholtenheit der Braut 
geltend macht, weil ſie ſich mit ihm ſelbſt und mit 
ihm allein vor dem Verlöbnis geſchlechtlich eingelaſſen 
hat; denn der Bräutigam würde ſich aus ſeinem 
eigenen unſittlichen Handeln Vorteil verſchaffen, was 
der Abſicht des § 1300 widerſprechen würde, der doch 
gerade der verlaſſenen Braut eine Entſchädigung da— 
für zugeſtehen will, daß ſie durch die in Erwartung einer 
demnächſtigen Eheſchließung geſtattete Beiwohnung 
einen Makel erlitten hat und ſo ihre Ausſichten 
auf Verſorgung zerſtört oder doch gemindert find.!) 
Das Geſetz verlangt nur, daß die unbeſcholtene Ver⸗ 
lobte ihrem Verlobten die Beiwohnung geſtattet Hat, 
deutet aber nicht an, daß dieſe Beiwohnung die erſte 
unter den Verlobten geweſen ſein müſſe. Nur unbe⸗ 
ſcholten muß die Verlobte zur Zeit dieſer Beiwohnung 
geweſen fein, nicht jungfräulich. Durch ihren Ber: 
kehr mit ihrem Bräutigam wird die Braut nicht 
beſcholten. Jungfräulichkeit iſt nicht gleichbedeutend 
mit Unbeſcholtenheit; erſtere bildet keine Vorausſetzung 
des § 1300; es kann daher der Anſpruch hieraus 
auch von einer Witwe oder geſchiedenen Frau erhoben 
werden. Er kann alſo auch einem verlobten Mädchen 
nicht verweigert werden, das vor dem Verlöbnis ſich 
nur dem ſpäteren Verlobten hingegeben hatte. 
Auch der Einwand des Beklagten geht fehl, daß 
die Klägerin ſchon vor dem Verlöbniſſe geſchlechtlichen 
Umgang mit ihm gepflogen habe und von ihm ge— 
ſchwängert worden ſei, ſo daß kein Grund dafür 
ſpreche, daß ſie nach der Verlobung den Geſchlechts⸗ 
verkehr nur im Vertrauen auf die künftige Eheſchließung 
fortgeſetzt habe. Denn es iſt die Annahme gerecht- 
fertigt, daß die durch die Folgen des früheren Ver— 
kehrs gewarnte Klägerin ohne das Verlöbnis weiteren 
geſchlechtlichen Verkehr nicht mehr geſtattet haben 
würde, alſo nur durch die infolge des Verlöbniſſes 
bald zu erwartende Eheſchließung hierzu bewogen 
wurde; ferner iſt es ohne Belang, ob die Braut ſich 
nach dem Verlöbnis dem Bräutigam im Hinblick auf 
die erhoffte Eheſchliezung oder nur in Fortſetzung 
des bereits vor dem Verlöbnis begonnenen Geſchlechts— 
verkehrs hingegeben hat; denn der Anſpruch aus 
$ 1300 hat nur die Tatſache zur Vorausſetzung, daß 


1) Val. hierzu die Entſcheidung des OLG. München auf S. 178 
dieſes Jabrgangs der Zeitſchrift. 
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die unbeſcholtene Braut ihrem Verlobten die Bei⸗ 
wohnung geſtattet hat (RG. in JW. 1906 S. 425). 
(Urt. des I. ZS. vom 2. März 1907.) 

956 Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


aun im Cheſcheidungsprozeſſe die Widerklage in 
der Berufungs inſtanz nachgeholt werden, um Eheverbot 
nach z 1312 BG. zu erreichen? Die Ehe der Streits⸗ 
teile wurde auf Klage des Mannes wegen Ehebruchs 
der Frau geſchieden und, da auch der Mann Ehebruch 
begangen hatte, wurden beide Teile für ſchuldig an 
der Scheidung erklärt. Die Beklagte legte Berufung 
ein und ſtellte nun Widerklage mit dem Antrage, die 
Ehe auch wegen Ehebruchs ihres Mannes zu ſcheiden. 
Widerklage und Berufung wurden als unzuläſſig 
verworfen. 


Aus den Gründen: Der Ausſpruch des Erſt⸗ 
richters über die Scheidung der Ehe iſt überhaupt 
nicht angegriffen: die Berufungsführerin fühlt ſich 
auch nicht dadurch beſchwert, daß die Schuld an der 
Scheidung ihr und ihrem Manne gleichmäßig zuge⸗ 
meſſen wurde, im Gegenteil: es entſpricht dieſer Aus⸗ 
ſpruch gerade ihrem Antrag. Widerklage ſtellte ſie 
in erſter Inſtanz nicht, das Landgericht war daher 
außerſtande, auch den Ehebruch des Klägers als 
Grund der Scheidung zu benutzen. Die Beklagte 
hat ſonach in erſter Inſtanz alles erreicht, was ſie 
damals wollte, und hat keinen Grund zur Beſchwerde. 
Weiter aber kommt noch in Betracht, daß ſie mit der 
ſchon ausgeſprochenen Scheidung der Ehe einverſtanden 
iſt, und daß deshalb gemäß 8 525 ZO. auch das 
Berufungsgericht ſich nicht weiter mit der Scheidungs⸗ 
frage zu befaſſen hat. Wenn auch infolge der Be⸗ 
rufung der Eintritt der Rechtskraft des ganzen erſt⸗ 
richterlichen Urteils gehemmt iſt, jo hat das Be⸗ 
rufungsgericht doch mit dem Scheidungsausſpruch 
als mit einer mangels Anfechtung von ihm nicht 
anzugreifenden feſten Tatſache zu rechnen, die Ehe 
gilt für das Berufungsgericht als geſchieden und eine 
bereits geſchiedene Ehe kann nicht nochmals geſchieden 
werden. Die Beklagte iſt daher auch aus dieſem 
Grunde mit einer Widerklage al (RG. 
in 35. Bd. 45 S. 321, Bd. 58 S. 311, Bd. 64 S. 
315). Aber noch ein dritter Grund macht die Be⸗ 
rufung unzuläſſig. Ihr ausgeſprochener Zweck iſt, 
gegen den Kläger das Eheverbot im Sinne des § 1312 
BGB. zu erwirken. Allein, da das Eheverbot der 
genannten Geſetzesſtelle lediglich im öffentlichen Intereſſe 
erlaſſen iſt, ſo fehlt dem wegen Ehebruchs auf 
Scheidung klagenden Ehegatten ein eigenes im Prozeſſe 
verfolgbares Recht, dem ſchuldigen Teile aus § 1312 
BGB. die Wiederverheiratung unmöglich zu machen 
1905 in 35. Bd. 55 S. 246). (Urt. v. 23. N 
1907). 
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den ſchriftlichen Amtsverkehr bei den Behörden. Er 
will den jungen Rechtspraktikanten, die gerade a 
mit befonderen Schwierigkeiten zu kämpfen haben, 
einen Leitfaden zur Erlangung der erforderlichen 
Gewandtheit bieten. Rückſichtslos bekämpft er allen 
e und zieht kraftvoll gegen das „papierene 
uriſtendeutſch“ zu Felde. Dabei weiſt er nicht nur 
auf die Fehler hin, ſondern zeigt in vielen Beiſpielen, 
wie fie zu vermeiden find. Das Büchlein iſt daher 
auch für Praktiker von Wert und Bedeutung; ſein 
Studium kann jedem, der mit ſchriftlichen Arbeiten 
bei Behörden zu tun hat, angelegentlichſt empfohlen 
werden. Dank der humoriſtiſch gefärbten Schreib- 
weiſe und der ſcherzhaften Abfertigung der „Zopf⸗ 
träger, Papier⸗ und Tintenmenſchen“ iſt das Schriftchen 
nicht nur belehrend, ſondern auch kurzweilig und 
unterhaltend zu leſen. — — m. 


Brettreich, Fr. von, Kgl. Staatsminiſter. Das Geſetz 
betr. die Abmarkung der Grundſtücke vom 
30. Juni 1900 mit Erläuterungen und den Voll⸗ 
zugsvorſchriften. In 2. Auflage bearbeitet von 
Dr. E. Frh. v. Scheurl, Bezirksamtsaſſeſſor in 
Neuſtadt a. A. München 1907, Beckſche 


C. H. 
Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck). Gebd. Mk. 2.50. 


In den Vorſchriften über die Abmarkung der 
Grundſtücke greifen öffentliches Recht und bürgerliches 
Recht in eigenartiger Weiſe in einander ein. Solche 
Vorſchriften zu erläutern, iſt deshalb immer eine 
ſchwere, aber auch eine dankbare Aufgabe. Sie war 
ſchon in der erſten Auflage des Abmarkungsgeſetzes in 
glücklicher Weiſe gelöſt und der Bearbeiter der zweiten 
Auflage hat es verſtanden, die Brauchbarkeit des 
Buches durch Ergänzung der Anmerkungen und des 
Anhanges noch zu erhöhen. Der Zuſammenhang des 
Geſetzes mit dem BGB. und feinen Nebengeſetzen iſt 
überall deutlich dargelegt. von der Pfordten. 


Notizen. 


Die nenen oberpolizeilihen Borfchriften über den 
Radfahrverkehr. Seitdem das Kraftfahrzeug die erite 
Rolle im Straßenverkehr ſpielt, hat das einfache Fahr⸗ 
rad bedeutend an der ihm früher nachgeſagten Ge—⸗ 
fährlichkeit eingebüßt. Gleichwohl hat es ſich als 
notwendig herausgeſtellt, die beſtehenden Vorſchriften 
über den Radfahrverkehr einer Durchſicht und insbe⸗ 
ſondere einer einheitlichen Regelung für das Gebiet 
des ganzen Deutſchen Reichs zu unterſtellen. Wie 
ſeinerzeit die oberpolizeilichen Vorſchriften über den 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen, ſo ſind auch die neuen 
ober polizeilichen Vorſchriften über den 
Rad fahrverkehr vom 29. September 1907 
(GVBl. S. 731 ff.), durch die die bisherigen Vorſchriften 
vom 1. Januar 1898 aufgehoben wurden, einer Ver— 
einbarung zwiſchen den Bundesregierungen entſprungen. 
Die neuen Vorſchriften bringen ja nicht ſehr viel 
Neuerungen, aber ſie zeichnen ſich hauptſächlich da— 
durch aus, daß ſie auch die aufrechterhaltenen Be— 
ſtimmungen in einer klaren, jeden Zweifel aus— 
ſchließenden Form wiedergeben. Das Erfordernis der 
Radfahrkarte, die nunmehr einheitlich nach einem bei— 
gegebenen Muſter auszuſtellen iſt, und im Gegenſatz 
zu der bisherigen, auf das Königreich Bayern be— 
ſchränkten Karte auch für das ganze Reichsgebiet gilt, 
iſt beibehalten worden; für Perſonen unter 14 Jahren 


erſolgt die Ausſtellung nur auf Antrag des Gewalt: | 


habers; die übrigen Perſonalbeſchränkungen ſind weg— 
gefallen; Radfahrer, die ihren gewöhnlichen Aufent- 
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halt außerhalb des Deutſchen Reiches haben, haben 
einen anderweiten genügenden Ausweis über ihre 
Perſon bei ſich zu führen. Militärperſonen in Uni⸗ 
form, dann Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebeamte, 
die Amtskleidung oder Amtszeichen tragen, bedürfen, 
ſoferne ſie das Fahrrad zu Die Fahrg Zwecken be⸗ 
nützen, keiner Radfahrkarte. Die Fahrgeſchwindigkeit 
iſt nunmehr in glücklicher, die ſtrafrechtliche Würdigung 
erleichternder Form beſtimmt: ſie iſt jederzeit ſo ein⸗ 
zurichten, daß Unfälle und Verkehrsſtörungen ver⸗ 
mieden werden. In beſtimmten Fällen, ſowie immer 
beim Bergabfahren iſt es verboten, beide Hände 
gleichzeitig von der Lenkſtange und die Füße von 
den Pedalen zu nehmen. Neu iſt die Vorſchrift, daß 
auch an unüberſichtlichen Stellen das Glockenzeichen 
zu geben iſt. Der Gebrauch der Radlaufglocken iſt 
unterſagt. Begrüßenswert iſt die Vorſchrift über das 


Einbiegen in andere Straßen. Zum Schutze des Rad» 


Eigentum von J. S̃ chwei ger ® erlag (Arthur Sellier) in München. 


fahrers iſt die bisherige Verpflichtung der ihm ent⸗ 
gegenkommenden Fuhrwerke uſw. zum angemeſſenen 
Ausweichen nunmehr dahin feſtgelegt, daß dem Rad⸗ 
fahrer ſoviel Platz frei zu laſſen iſt, daß er ohne Ge⸗ 
fahr rechts ausweichen kann. Neu iſt auch die Be⸗ 
ſtimmung, daß der Radfahrer, dem die Benützung der 
Bankette (warum nicht Fußbänke?) geſtattet iſt, ab⸗ 
zuſteigen hat, ſofern ihm ihr rechtzeitiges Verlaſſen 
nicht mehr möglich iſt. Zum Schutze der Radfahr⸗ 
wege iſt das Reiten, Fahren Schieben von Handkarren 
und Handwagen oder Viehtreiben auf ihnen unbe⸗ 
dingt verboten; der Fußgängerverkehr auf ſolchen 
kann durch polizeiliche Vorſchrift unterſagt werden. 
Polizeiliche Vorſchriften in bezug auf den Radfahr⸗ 
verkehr (Verbot des Fahrens auf beſtimmten Plätzen 
uſw.) ſind an den betr. Strecken (alſo nicht nur am 
Eingangs: und Ausgangspunkte) anzuſchlagen. Weg⸗ 
gefallen iſt der Nummernzwang, das Verbot des Neben⸗ 
einanderfahrens mehrerer Radfahrer, das Verbot 
des Mitſührens von Kindern auf dem Rade, das 
Verbot des Durchbrechens geſchloſſener Truppenkörper, 
Leichen⸗ oder anderer öffentlicher Aufzüge, dann die 
widerrufliche Erteilung der Radfahrkarte an Geiſtes⸗ 
kranke und überhaupt die gänzliche oder zeitweilige 
Entziehung der Karte wegen einer mit dem Radfahren 
zuſammenhängenden ftrafbaren Handlung. Orts— 
polizeiliche Vorſchriften und polizeiliche Einzelan⸗ 
ordnungen ſind nur mehr zuläſſig in bezug auf das 
Verbot des Befahrens beſtimmter Wege uſw. mit 
Fahrrädern und in bezug auf den Fußgängerverkehr 
auf Radfahrwegen; zuſtändig zur Erlaſſung ſolcher 
Vorſchriften und Anordnungen find die Ortspolizei⸗ 
behörden, in München die Polizeidirektion. Die be⸗ 
reits beſtehenden Verbote bleiben in Kraft; dagegen 
iſt die Zuſtändigkeit der Diſtriktspolizeibehörden zur 
Erlaſſung ſolcher Vorſchriften und überhaupt die Zu— 
ſtändigkeit ſämtlicher Polizeibehörden (Kreisregierung, 
Diſtrikts⸗ und Ortspolizeibehörden) zur Erlaſſung 
weiterer polizeilicher Vorſchriften über den Radfahr⸗ 
verkehr aufgehoben; die Folge iſt, daß auch alle 
weiteren polizeilichen Vorſchriften mit dem 1. Januar 
1908, dem Tage des Inkrafttretens der neuen obers 
polizeilichen Vorſchriften, außer Wirkſamkeit treten. 
Die neuen Vorſchriften ſind nach alledem als groß— 
zügige, den Verkehrsintereſſen in entgegenkommendſter 
Weiſe Rechnung tragende Beſtimmungen zu begrüßen. 
Auswüchſen und Ausſchreitungen des Radfahrweſens 
wird nach wie vor am beſten durch entſprechende 
Strafen entgegengetreten werden können. — t — 
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bei Anordnungen über den künftigen Verbleib kürlich durch die vorauszuſehenden Weiterungen 
verbrecheriſcher Geiſteskranker die größte Vorſicht 5 nn ren Armenpflege un 
, Et A 
ieſe Vorſicht nicht immer geübt wir a i | 
Die Entwidlung der gerichtlichen Pſychopatho⸗ entgegen dem in der Gerichtsverhandlung abge: 
logie zeigt ihre Wirkung in der Praxis unſerer gebenen Gutachten einer pſychiatriſchen Autorität 
Gerichte immer deutlicher. Viel öfter als früher erklärt, daß er den N. N. nicht für gemeinge⸗ 
wird die Frage aufgeworfen, ob denn der Ange- fährlich halte. N . . 
klagte auch zurechnungsfähig iſt. In einem vor⸗ Freilich darf dieſe Unſicherheit der Zukunft 


mals nicht gewöhnlichen Umfang ſchafft die Unter: des Freizuſprechenden die Tatrichter nicht beeinfluſſen, 
ſuchung das Material für die wiſſenſchaftliche Be⸗ es bleibt aber ein übles Ding, daß fie überhaupt 
antwortung der Frage herbei. Häufiger als ehe- den Gedanken daran abweiſen müſſen, wenn fie 
dem wird der Beſchuldigte außer Verfolgung ge⸗ das Urteil zu fällen haben. 
ſetzt oder freigeſprochen, weil ſich das Gericht von 6 So zeigt auch dieſe Beobachtung der Praxis 
ſeiner Zurechnungsfähigkeit nicht überzeugen kann. die längſt erhobene Forderung als wohlbegründet, 
Sehr oft erklärt der Sachverſtändige, deſſen daß der Tatrichter über die Einſchaffung ſolcher 
Gutachten die Unzurechnungsfähigkeit des Be⸗ Geiſteskranker entſcheiden ſolle. Wie die Ver⸗ 
ſchuldigten feſtſtellt und ſo die Freiſprechung ber: wahrung im Intereſſe nicht eines kleinen Kreiſes, 
beiführt, gleichzeitig, daß der Beſchuldigte gemein⸗ ſondern der Geſamtheit erfolgt, ſo iſt es billig, 
gefährlich und daß deshalb ſeine dauernde Ver⸗ daß nicht die Heimatgemeinde die Koſten trägt, 
wahrung in einer Irrenanſtalt nötig iſt. Der ſondern der Staat. 
Geſchworene, der in ſolchem Fall ſein Nichtſchuldig Noch ſtärker drängt ſich gegebenen Falles 
ausſpricht, wird die Empfindung haben, daß der dem Strafrichter die Vorſtellung des wahrſchein⸗ 
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lichen künftigen Laufes der Dinge auf, wenn es 
ſich um eine Freiſprechung wegen Unzurechnungs— 
fähigkeit infolge Alkoholgenuſſes handelt. 

Vielleicht hat ein längſt als brutal bekannter 
Menſch noch am Nachmittag vor der Bluttat da⸗ 
mit geprahlt, wie gering er ein Menſchenleben 
achte; er hat gezecht und einen andern erſtochen. 
Der Sachverſtändige erklärt ihn keineswegs für 
geiſteskrank, wohl aber führt er aus, daß die 
Tat in einem Rauſchzuſtande begangen iſt, welcher 
die Zurechnung ausſchließt. Das geltende Geſetz 
erlaubt keine ſtrafrechtlichen Maßnahmen gegen 
den Täter; der Richter muß freiſprechen und hat 
dabei das ſichere Empfinden, daß der Täter den 
Freiſpruch als Freibrief für künftige Gewalt⸗ 
handlungen betrachten werde. 

Gegen eine derartige Perſon, die, wenn nicht 
morgen, ſo vielleicht in einem Monat ſicher wieder 
in einen ſolchen gefährlichen, aber ſtraflos 
machenden Ranſchzuſtand ſich verſetzen wird, kann 
jetzt von Staats wegen nichts geſchehen. Die 
harmloſen Mittel des Art. 55 PStGB. verdienen 
in dieſem Zuſammenhang nicht die Erwähnung. 
Vom Strafrichter anzuordnende Zwangsverſchickung 
wäre die geeignete und nicht zu harte Maßregel 
gegen Perſonen, die im ſelbſtverſchuldeten unzu⸗ 
rechnungsfähig machenden Rauſche Handlungen 
verübt haben, die den objektiven Tatbeſtand eines 
Verbrechens erfüllen, und deren Vorleben befürchten 
läßt, daß bei ihnen auch künſtig derartige gefähr⸗ 
liche Rauſchzuſtände eintreten werden. Leider kennt 
unſere Geſetzgebung die Deportation noch nicht; 
darum ſollten wenigſtens ſolche jetzt noch ſtrafloſen 
Handlungen als fahrläſſig begangen dann unter 
Strafe geſtellt fein, wenn der Täter an ſeinem 
Rauſchzuſtande ſchuld war. Ein Recht auf Trunken⸗ 
heit braucht man nicht anzuerkennen. 

Skrupel und Zweifel, ob jemandem wegen 


eine Tat nicht zugerechnet werden dürfe, plagen 
den Laien im ganzen nicht übermäßig. Hat er 
an einer Perſon nicht handgreiflich verkehrte 
Dinge beobachtet, ſo pflegt er als Zeuge lächelnd 
und mit dem beſten Gewiſſen von der Welt zu 
erklären, „der ihm wohlbekannte Beſchuldigte ſei 
geiſtig ſo geſund wie er ſelbſt“ — während viel⸗ 
leicht der Sachverſtändige ohne Schwierigkeit als— 
bald eine hochgradige geiſtige Abnormität erkennt. 
Als Richter ſetzt ſich unter Umſtänden der Laie 
über das Gutachten des gerichtlichen Pſychiaters 
hinweg und verurteilt: er läßt die Erwägung, ob 
der Angeklagte gleich einem normalen Menſchen 
wollen konnte, zurücktreten gegenüber der Forderung 
der Gemeinſchaft, Rechtsverletzungen zu beſtrafen; 
er beruhigt ſich mit dem Gedanken, daß der An— 
geklagte, wenn vielleicht auch geiſtig nicht ganz 
normal, doch nicht in ſolchem Maße vom Geiſtes— 
zuſtande ſeiner Mitmenſchen abweichen werde, 
um kein geeignetes Objekt des Strapvollzuges 
mehr zu ſein. 
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Wer mag ſagen, ob auf dieſe Weiſe der 
Laie dem einzelnen Falle nicht beſſer gerecht ge⸗ 
worden iſt als der Sachverſtändige? Die gericht⸗ 
liche Pſychopathologie iſt in voller Entwicklung 
begriffen, Autoritäten ſtehen einander gegenüber, 
der Gefahr der Einſeitigkeit ſind die Vertreter 
dieſer Wiſſenſchaft ausgeſetzt wie andere. 

Schlimmer daran als der Geſchworene iſt der 
Berufsrichter. Er iſt ſich bewußt, daß er nicht 
der Nachbeter des Gutachters ſein ſoll, ſondern 
daß er es zu benützen hat, ſich eine eigene Ueber⸗ 
zeugung zu bilden. Wie unendlich ſchwer iſt dieſe 
Aufgabe! Für den gewiſſenhafteſten am ſchwerſten. 
Der Richter iſt ihr regelmäßig nicht gewachſen, 
weil ihm die nötige Vorbildung fehlt. In einer 
Menge von Fällen muß er ſich mit dem in 
dubio pro reo ſalvieren, weil er bei dem Wider⸗ 
ſtreite zwiſchen der Autorität des Pſychiaters und 
ſeinen eigenen Erwägungen ein abſchließendes Ur⸗ 
teil nicht finden kann. Wie oft mag es insbe⸗ 
ſondere vorkommen, daß der Richter ſeine Be⸗ 
denken durch die Erklärung des Sachverſtändigen 
nicht zu beruhigen vermag, weil er mangels eigener 
Kenntniſſe nicht imſtande war, dem Gedanken⸗ 
gange des Sachverſtändigen ſich genügend anzu⸗ 
paſſen und ihm ſeine Einwände in deſſen eigener 
Sprache vorzutragen, während umgekehrt der 
Sachverſtändige, beherrſcht von ſeiner Auffaflung, 


nicht auf das eingegangen iſt, was der Richter 


gewürdigt haben wollte. 

Die Möglichkeit, ſolche Kenntniſſe der gericht: 
lichen Pſychopathologie ſich zu verſchaffen, um die 
Gutachten der Sachverſtändigen mit genügender 
Unabhängigkeit zu benützen, beſteht — Bücher⸗ 
gelehrſamkeit reicht hier nicht aus — in Bayern 
anſcheinend nur in den Univerſitätsſtädten, und auch 
hier iſt es dem in ſeinem Berufe beſchäftigten 


Richter nicht leicht gemacht. 
Geiſteskrankheit, wegen Rauſches oder dergleichen 


1 
I 


In Gießen iſt in dieſem Jahre ein praktiſcher 
Kurs der gerichtlichen Pſychologie und Pſpchiatrie 
für Beamte abgehalten worden. Aehnliche Ver⸗ 
anſtaltungen für die bayeriſchen Praktiker wären 
auf das lebhaſteſte zu begrüßen. 


Vaheriſche Verkehrs prozeſſe. 


Von Landgerichtsrat Neumiller in München. 


(Schluß.) 
Die Betonung des Transportvertrags als 
ſolchen gewährt bei Perſonenbeſchädigungen keinen 
beſonderen Vorteil,“) denn die Gehilfenhaftung iſt 


| hier durch die noch ſtrengere Haftung des HaftpflG. 


überholt und Schmerzensgeld kann auf Grund der 


eo, Ausgenommen Zu- und Abgangs-, insbeſondere 
Abortunfälle innerhalb der Bahnſteigſperre (vgl RG3. 
55, 336; IW. 1904. 358), worauf u. A. ſich das 
Haftpfiß. nicht erſtreckt. — Stufen: IW. 1905. 640: 


1906, 110. 
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Vertragsverletzung allein doch nicht begehrt werden. 
Wohl aber iſt die Geltendmachung der Vertrags- 
haftung bei Sachſchäden, wie Zerreißen von 
Kleidern, Verluſt von Geld, Uhr, Schmuck, mit⸗ 
geführtem (nicht „behandeltem“) Handgepäck von 
Wert, weil die Eiſenbahn inſoweit lediglich 
nach dem allgemeinen Zivilrecht haftet“), aber 
nicht nur für ſich, ſondern auch für ihre Leute 
und außerdem — was das weſentliche iſt —, 
ihrerſeits beweiſen muß, daß ſie an der unbe⸗ 
ſtrittenen Nichtvollendung des Transportvertrags 
ſchuldlos iſt. Unklarheiten des Vorgangs (d. h. der 
Unfallurſache) ſchaden alſo hier ähnlich wie beim 
HaftpflG. der Bahn (JW. 1907, 368). Solche 
Sachbeſchädigungsklagen kommen nicht nur in Ver⸗ 
bindung mit Haftpflichtanſprüchen, ſondern auch 
ohne ſolche ſelbſtändig vor, ſei es, daß der Kläger bei 
dem Unfall ohne Körperverletzung durchgekommen 
iſt, ſei es, daß es ſich überhaupt nicht um einen 
Unfall im landläufigen Sinn, ſondern z. B. um 
Befleckung von Sommerkleidern durch friſchen 
Farbenanſtrich und dgl. handelt.“) 

Beim Frachtvertrag zahlt die Bahn regelmäßig 
nur den gemeinen Handelswert des Guts, weiteren 
Schaden (volles Intereſſe)“?) aber nur, wenn der 
Kläger ein grobes Verſchulden der Bahn zu be⸗ 
weiſen vermag (88 80, 88 EVerkO.). Ander⸗ 
ſeits trägt die Bahn (abweichend vom gewöhn⸗ 
lichen Frachtführer nach neuem Handelsrecht) auch 
den Zufall und kann ſich nur mit höherer Gewalt 
exkulpieren ($ 75 EVerkO.) Eine große Rolle 
ſpielen deshalb in den Frachtprozeſſen die Haf⸗ 
tungsausnahmen der 88 456, 459 HGB., 75, 77 
EVerkO., die auch in das intern. Recht über: 
gegangen find (Art. 30, 31 JFrlle. n. F.); praktiſch 
find damit Prozeſſe wegen Benäflung, Gefrieren, 
Verfaulen des Guts, Entſpringen von Tieren, 
Zerbrechen von Eiern“), Glas und dgl. nur 
ausnahmsweiſe von Erfolg begleitet, z. B. wenn 
die Bahn ſich erkennbare Verpackungsmängel nicht 
ſchriftlich beſtätigen läßt oder der ſchadenbringende 
Vorgang, — was freilich ſelten, — vom Kläger 
völlig aufgellärt und dabei ein Verſchulden der 
Bahn oder ihrer Leute nachgewieſen werden kann, 
z. B. mutwilliges Werfen oder Stürzen des Guts. 


3. Die Prozeſſe gegen den Poſtfiskus teilen 
ſich im allgemeinen in drei Kategorien: Haftent⸗ 


) Vgl. § 34 EVerkO. 

, Meiſt liegt hier eigenes Verſchulden des Be⸗ 
ſchädigten oder eine Betriebsnotwendigkeit (z. B. Ruß) 
vor und jedenfalls liegt dem Kläger die Beweislaſt ob, 
insbeſondere z. B. dafür. daß er das angeblich verlorene 
Geld 9 bei ſich gehabt hat. 

5 En) Z. B. Mehrkoſten der Erſatzware bei eingetretener 
run 

0 Vgl. die lehrreiche Entſcheidung REzZ. 64, 172 
(Eier) — Frachtzuſchläge: RG3Z. 64, 284; Bay. 1906, 
364; Deckenleihe: EifenbE. 14, 50 und 148; 20, 229 


und 309. — Ein Recht auf Beförderung mit einem be⸗ 
ſtimmten Zug vor Ablauf der Lieferfriſt beſteht nicht 


(3. B. Viehmarktverſäumnis); vgl. anderſeits §51 BPoſtO. 


bindungsprozeſſe des Perſonals bezüglich verlorener 
Poſtſendungen, Erſatzprozeſſe der Abſender wegen 
Beſchädigung oder Verluſt von Poſtſtücken, Erſatz⸗ 
prozeſſe von Reiſenden oder Dritten wegen körper⸗ 
licher Beſchädigung bei oder durch Poſtfahrten 
oder beim Verkehr in Poſtgebäuden.““) 

Bei den Haftentbindungsklagen des Poſtperſonals 
ſpielt 8 282 BGB. eine bedeutende Rolle; kann 
der Poſtbeamte, bei dem das verlorene Poſtſtück 
zuletzt nachweislich war, ſich nicht in der inſtruktions⸗ 
gemäß vorgeſchriebenen Form über die Weitergabe 
ausweiſen und damit die Haftung auf den Dienſt⸗ 
nachfolger abwälzen, jo bleibt fie an ihm ohne Vor⸗ 
wurf einer Unredlichkeit mit der Begründung 
hängen, daß er dem Dienſtherrn die weitere Nach⸗ 
ſorſchung durch Fahrläſſigkeit unmöglich gemacht 
hat (vgl. Art. 8 Weltpoſt BV.). Die Einzelheiten 
der vorgeſchriebenen Manipulationen müſſen dabei 
ſorgfältig an der Hand der ausführlichen Dienſt⸗ 
weiſungen geprüft werden; Dienſtüberlaſtung, 
Fehlen von verſchließbaren Fächern oder von 
Schlüſſeln ſind häufig gebrauchte Ausreden; in 
der Regel liegen über den Verluſt übrigens auch 
ſtrafrechtliche Erhebungen vor. Die Erſatzklagen 
der Abſender ſind zumeiſt unbegründet, weil 
andernfalls ſchon die Poſt ſelbſt Entſchädigung 
leiſtet, da ja der Tatbeſtand des Verluſts objektiv, 
ſoweit die Haftung überhaupt reicht, leicht feſtſtell⸗ 
bar iſt („Einſchreiben“). Beachtlich iſt, daß die 
Poſt für einfache Briefſendungen mit Nachnahme 
oder für Poſtzuſtellungsakte ($ 193 ZPO.) ebenſo⸗ 
wenig haftet als für Verdienſt⸗ oder Unterhalts⸗ 
entgang bei Tötung oder Verletzung von Poſt⸗ 
reiſenden.“) Selbſtverſtändlich erſtreckt ſich letztere 
Beſchränkung nicht auf Schadensanſprüche von 
Paſſanten, die durch die Poſtpferde oder Poſt⸗ 
automobile oder durch Bauſchäden verurſacht ſind.““) 

Nur der Vollſtändigkeit halber mag darauf 
hingewieſen ſein, daß Prozeſſe wegen fingierter 
Poſtanweiſungen von Poſtbeamten ſelten find‘®) 
und daß Einzugsprozeſſe von Pfandgläubigern 
gegen die Poſt nicht vorkommen, ſchon weil die 
Praxis an der Unpfänd barkeit ſeſthält. ) 


) Die Streiti 9 über den Umfang des Poſt⸗ 
re Er werden im Kriminalwege ausgetragen (88 1, 27 


R 
00 RGZ. 57, 150; RPoſtG. 8 11; Bay pPoſtO. §§ 50, 

— Borlegung des Einlieferungsſcheins ift regelmäßig 

1 

67) Hierbei iſt der Unterſchied zwiſchen Pferde⸗ und 
Automobilbetrieb rechtserheblich (vgl. $ 833 BGB.); 
Tierhalter iſt der Poſthalter auf Dienſtvertrag. Bay fR. 
1905, 244. — Eröffnung einer ſchwierigen Probeſtrecke 
e ee macht nicht ſchon an ſich haftbar. 

ss RG. 60, 24 (keine Bereicherungsklage gegen 
den 1 800 aper er). 

6) RGz3. 43, 98. — So zweifellos, wie die Praxis an⸗ 
nimmt, iſt übrigens 5 formelle Unpfänd barkeit nicht; der 
Erfolg ſcheitert allerdings meiſt am Mangel einer ſelb— 
ſtän digen Adreſſatenklage und an dem Widerrufsrecht 
des Abſenders. Jedenfalls kann aber für die Pfänd— 
barkeit von Nachnahmeanweiſungen und dgl. nichts be= 
ſonderes gelten. 


Auch Prozeſſe gegen den Telegraphenfiskus 
find ſelten, da die Telegraphenordnung (8 20) 
ohnehin jede Haftung des Staats aus unrichtiger 
Telegrammübermittlung ausſchließt; die vor⸗ 
kommenden Anſprüche beruhen meiſt auf Schaͤdi⸗ 
gungen durch Kurzſchluß bei Berührung der 
Telegraphen⸗ oder Telephondrähte mit Stark⸗ 
ſtromleitungen. Sachlich kommt dabei auch das 
Telegraphenwegegeſe un bei „Trambahnen Art. 58 
AB. z. BGB. in Betracht. 

4. Hinſichtlich der Aktivlegitimation iſt bei den 
Perſonenverletzungen insbeſondere der Einfluß des 
8 1356 BGB. (Unterſtützungspflicht der Frau im 
Erwerbsgeſchäft und Haushalt)“), bei den Trans⸗ 
portvertraganſprüchen auch die Perſon des Gegen⸗ 
kontrahenten (Reiſender, nicht Billetkäufer)“) be⸗ 
achtlich. Die Rechte aus dem Frachtvertrag“) 
ſtehen an ſich nur dem Abſender zu; nach An⸗ 
kunft des Guts am Beſtimmungsorte iſt aber der 
Empfänger befugt, im eigenen Namen die Ver⸗ 
tragsrechte geltend zu machen (8 66 EVerkO.); 
mit Uebergabe des Frachtbriefs an ihn oder Zu⸗ 
ſtellung ſeiner Klage erliſcht das Verfügungsrecht 
des Abſenders. Beim Poſttransport wird nur dem 
Abſender Erſatz geleiſtet.“) In der Praxis hilft 
man ſich, insbeſondere ſeitens der Verſicherungs⸗ 
Sen mit Zeſſionen. 

5. Bei der Prüfung des Erlöſchens der An⸗ 
ſprüche durch Zeitablauf find Verjährung und Aus⸗ 
ſchlußfriſt wohl zu „ Die Haftpflicht⸗ 
anſprüche verjähren in zwei“), die Schadens⸗ 
anſprüche aus Delikten des BGB. in drei, die⸗ 
jenigen aus dem Dienſtvertrag und Transport⸗ 
vertrag an ſich in dreißig Jahren“), die Bahn: 
frachtanſprüche jedoch in einem Jahre, die internen 
Poſtanſprüche in ſechs Monaten (Weltpoſtvereins⸗ 
gebiet: ein Jahr). Für die Unfallfürſorgepenſion 
gilt eine dreijährige Ausſchlußfriſt (mit Wieder⸗ 
einſetzung); die Frachtanſprüche erlöſchen außerdem 
durch Annahme des Guts und Bezahlung der 
Fracht; praktiſch wichtig iſt aber die Ausnahme 
für äußerlich nicht erkennbare Mängel des Guts 
(nicht bloß der Verpackung). Beachtlich iſt end⸗ 


7%, Bay 3fR. 1905, 352; RG. 57, 364. — Schadens⸗ 
erſatzklagen von Telephoniſtinnen gegen Telephonbenutzer 
wegen Geſundheitsſtörungen durch zu raſches Drehen der 
Induktorkurbel ſind nicht Fiskalprozeſſe; die Telephon— 
beamten unterſtehen der Unfallverſicherung (Buf RA. 70, 
196) bzw. Beamtenfürſorge. 

71) IW. 1906, 369. 

1 IW. 1905, 426. 

73) Abſchluß erſt mit dem Stempelaufdruck auf den 
Frachtbrief; die unbeſchädigte Auflieferung muß der Ver— 
ſender beweiſen. 

183. 60, 24. 

) Und zwar bei Verletzungsfolgen ſchon vom Une 
falltage, nicht erſt von der ſpäteren Erkrankung ab 
(vorſorgliche Feſtſtellungsklage!) Teiltlagen hindern nicht 
die Verjährung des e oder des Rechts als 
ſolchen G3. 60, 387). 

76) IW. 1907. 900 damit iſt die gegenteilige Ent— 
ſcheidung JW. 1905, 484 aufgegeben. — Abſ. 2 des $ 9 
HaftpflG. ä. F. iſt ſeit 1900 aufgehoben. 
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lich die Verjährungshemmung durch die erſt⸗ 
malige ſchriftliche Anmeldung der Anſprüche 
(Reklamation).“ 

Damit waͤren die Grenzen des beabſichtigten 
Ueberblicks erreicht. Vollſtändigkeit konnte und 
wollte dabei nicht angeſtrebt werden; fie ware 
auch weder mit dem verfügbaren Raum noch mit 
der Ueberſichtlichkeit der Darlegung vereinbar.“) 
Deren Zweck iſt ſchon dann genügt, wenn den 
mit Verkehrsprozeſſen neubefaßten Rechtspflege⸗ 
organen die Grundlagen und Wege der bisherigen 
Praxis gewieſen find, auf denen das eigene Einzel⸗ 
ſtudium unſchwer weiter zu bauen vermag. 


Eine dringend notwendige Ergänzung 
der Etrafregiſter. 


Von Dr. Klimmer, III. Staatsanwalt in Traunſtein. 


Die Bekanntmachung vom 23. April 1907, 
die Vermerkung der Begnadigungen in den Straf⸗ 
regiſtern betr. (JM Bl. S. 114), ordnet an, daß 
von jeder allerhöchſten Entſchließung, durch die eine 
im Strafregiſter zu vermerkende Strafe oder Neben⸗ 
ſtrafe aus Gnaden erlaſſen, gemindert oder gemil⸗ 
dert wurde, der Regiſterbehörde Mitteilung zu 
machen iſt, ſofern ſie nicht ſchon nach den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften von der Begnadigung Kennt⸗ 


nis erhält. 

Dieſe Vorſchrift iſt ſehr zu begrüßen. Ihre 
Durchführung wird ſich gewiß als ſehr nützlich 
erweiſen und in Zukunft insbeſondere bei dem 
Ausmaße der Strafen wichtige Dienſte leiſten. 

Allein wichtiger als die Frage nach dem Aus⸗ 
maße der Strafe iſt die Frage nach der Schuld. 
Wichtiger als die Frage, ob jemand und wie oft 
jemand beſtraft und begnadigt worden iſt, ob er 
der katholiſchen oder der proteſtantiſchen Religion 
angehört, ob er ehelich oder unehelich geboren iſt, 
iſt die Frage, ob er überhaupt geſtraft werden 
darf. Im Strafrecht iſt dieſe Frage wohl die 
wichtigſte überhaupt; ihre Bejahung iſt die Vor⸗ 


77) 8$ 90, 91 EVerkO. (Ausnahme in Abſ. 61); 
vgl. Art. 45 Iqrue. (Verjährung bei grober Fahr⸗ 
läſſigkeit der Bahn in drei Jahren) und § 13 RPoſtG. 

78, Außer Betracht blieben insbeſondere die Erſatz⸗ 
anſprüche von Privatperſonen für Verkehrsſchäden gegen 
Beamte oder dritte Urheber, als praktiſch ſchon zufolge 

850 Nr. 1 und 8 3PO. meiſt wertlos, während der 

taat nach Art. 12 AG. z. BGB. das formell unbe⸗ 
ſchränkte Aufrechnungsrecht gegen den Beamten hat lin 
der Praxis wird davon ein milder Gebrauch gemacht). 
Unerörtert blieben ferner die zahlreichen formellen Streit- 
fragen der Enteignungsprozeſſe, da deren Zuſtändig⸗ 
keitsnorm ungeändert geblieben iſt. 

10) Ob die nunmehrige Zerſplitterung der für die 
Staatskaſſe zum teil ſehr einſchneidenden Prozeſſe und 
der hier beſonders wichtigen. großzügige und raſche 
Entſchlüſſe erfordernden Vergleichsunterhandlungen ſich 
bewährt, kann nur die Zukunft lehren; ein Urteil hier- 
über im jetzigen Uebergangsſtadium, das natürlich zuerſt 
mehr die Schattenſeiten zeigt, wäre verfrüht und unbillig. 
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ausſetzung aller weiteren Fragen. Der 8 51 
StGB. ſpielt im modernen Strafrecht eine her⸗ 
vorragende Rolle; ſeine Bedeutung wird ſich in 
der Zukunft eher ſteigern als mindern. 

Ich meine deshalb, es ſollte von nun an ein 
hauptſächliches Ziel der Strafregiſter werden, 
ſoweit als möglich darüber Aufſchluß zu erteilen, 
ob die Beſtrafung einer Perſon auf Grund des 
8 51 StGB. bereits einmal ausgeſchloſſen war, 
ob eine Perſon, deren Beſtrafung auf Grund des 
8 51 1. c. bereits einmal ausgeſchloſſen war, 
ſpäter wieder verurteilt worden iſt und ob Tat⸗ 
ſachen vorliegen, die eine Anwendung des § 51 
StGB. gegenüber einer Perſon nahe legen. 

Um dieſes Ziel zu erreichen, bedarf es keiner 
großen Mühe. Es iſt nur die Anordnung nötig, 
daß die im folgenden näher erörterten 2 Gruppen 
von Vermerkungen in die Strafregiſter Aufnahme 
finden. In welch' einfacher Weiſe dieſe Aufnahme 
ee kann, brauche ich nicht auseinander zu 
etzen. 

I. Vor allem iſt es nötig, daß angeordnet wird, 
es ſei jedes Gutachten eines Sachverſtändigen, das 
eine Perſon für unzurechnungsfähig im Sinne des 
§ 51 StGB. erklärt, im Strafregiſter dieſer 
Perſon zu vermerken, wenn auf Grund des Gut⸗ 
achtens das Verfahren eingeſtellt oder der Täter 
außer Verfolgung geſetzt oder freigeſprochen wird. 
Wenn die Perſon noch keine Strafliſte hat, ſo iſt 
zum Zwecke der Vermerkung dieſes Gutachtens 
eine Strafliſte anzulegen. 

Wie dringend notwendig die Anordnung dieſer 
Vermerkungen iſt und wie ſehr die Praxis im 
Intereſſe einer gerechten Strafrechtspflege der vor⸗ 
geſchlagenen Ergänzung der Strafregiſter bedarf, 
mögen folgende Erwägungen zeigen. 

Wird ein Täter auf Grund ärztlichen Gut⸗ 
achtens für unzurechnungsfähig erklärt und deshalb 
nicht beſtraft, ſo wird das Publikum gegen weitere 
Straftaten dieſes Täters nur dann geſchützt, wenn 
er zugleich für gemein gefährlich erklärt und 
auf Grund des Art. 80 PStGB. in eine Irren⸗ 
anſtalt eingeſchafft wird. Das geſchieht aber 
weniger oft, als man annehmen ſollte. Denn das 
Einſchaffen koſtet Geld; laufen laſſen kann man 
den Täter, ohne etwas bezahlen zu müſſen. Das 
Bezirksamt, dem die Strafakten mit dem Sach⸗ 
verſtändigengutachten von der Staatsanwaltſchaft 
zur Beſchlußfaſſung nach Art. 80 StGB. zuge⸗ 
leitet werden, veranlaßt den Amtsarzt zur Unter⸗ 
ſuchung des Täters. Denn das dem Einſchaffungs⸗ 
beſchluſſe zugrunde zu legende bezirksärztliche Gut⸗ 
achten iſt ausnahmslos auf Grund perſönlicher 
Unterſuchung zu erſtatten. Der Bezirksarzt er⸗ 
klärt nun ſehr oft: entweder a) ich halte den 
Täter überhaupt nicht für geiſteskrank, auch wenn 
er in der Irrenanſtalt, in der er vielleicht ſechs 
Wochen beobachtet wurde, für geiſteskrank erklärt 
wurde; oder b) der Täter iſt zwar geiſteskrank, 
aber er iſt nicht gemeingefährlich. 
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Die letztere Erklärung wird häufig dann er⸗ 
folgen, wenn es ſich nicht um einen Mord, eine 
Brandſtiftung, ein Verbrechen wider die Sittlich⸗ 
keit, ſondern um einen Betrug oder Diebſtahl 
handelt. Die erſtere Erklärung wird gewöhnlich 
in jenen, allerdings nicht ſeltenen Fällen abge⸗ 
geben werden, in denen man nicht erwartet hat, 
daß das Gutachten des Arztes der Irrenanſtalt 
auf Unzurechnungsfähigkeit lauten würde, in denen 
die mit der Sache befaßten Juriſten über das 
Gutachten die Laienköpfe ſchütteln und auch der 
Landgerichtsarzt ſich vor der Einſchaffung des 
Täters in die Irrenanſtalt zum Zwecke der Beob⸗ 
achtung dafür erklärt hatte, daß nach ſeiner 
Auffaſſung der Täter zurechnungsfähig ſei. Wenn 
ihm auch das Gutachten des Arztes der Irren⸗ 
anſtalt ein Rätſel iſt, ſo ſpricht das Gericht in 
der Regel trotzdem den Täter auf Grund des Gut⸗ 
achtens frei; das Bezirksamt aber, das ſeinen Be⸗ 
ſchluß auf Grund des bezirksärztlichen Gutachtens 
zu faſſen hat, ordnet die Einſchaffung des Täters 
nicht an. 

Im Falle der Ziffer a und der Ziffer b bleibt 
alſo der Täter auf freiem Fuße. In beiden Fällen 
kann der unzurechnungsfähige Täter neue Straf⸗ 
taten begehen und von neuem zur Rechenſchaft 
gezogen werden. 

Bei der jetzigen Beſchaffenheit der 
Strafregiſter gehört nun ein ganzglück⸗ 
licher Zufall dazu, wenn in dem neuen 
Strafverfahren bekannt wird, daß der 
Täter bereits einmal, vielleicht vor 
ganz kurzer Zeit, für unzu rechnungs⸗ 
fähig erklärt worden und deshalb ſtraf— 
frei geblieben iſt. 


Wenn die neue Straftat von dem gleichen 
Staatsanwalt verfolgt wird, der in dem früheren 
Verfahren tätig war, ſo wird ſich dieſer wohl an 
das Gutachten erinnern. Iſt aber die Stelle 
inzwiſchen mit einem neuen Beamten beſetzt worden 
oder iſt die Tat diesmal im Bezirke des Referates 
A und nicht mehr des Referates B wie die 
frühere Tat verübt, jo wird die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die Frage der Zurechnungsfähigkeit kaum 
aufwerfen. Das Gericht wird dies nur dann tun, 
wenn die Tat von demſelben Richter oder vor 
derſelben Kammer wie früher verhandelt wird, 
dieſe Kammer noch ebenſo wie früher beſetzt iſt 
und ſich ein Mitglied der Kammer oder der 
Einzelrichter an den früheren Fall erinnern. 


Erinnert ſich niemand daran, dann 
ſind die das Gutachten enthaltenden Akten 
vergeſſen. Da die Akten nicht mit einer Ver⸗ 
urteilung abſchließen, werden ſie nicht in der Straf⸗ 
liſte und auch ſonſt nirgends vermerkt. Obwohl 
ſieohne Zweifel die wichtigſten Akten ſind, 
die bisher gegen den Täter anfielen, ver ſchwinden 
ſie in der Regiſtratur und kommen ſelten 
mehr zum Vorſchein. 


466 


Wie ſoll unter diefen Umständen die Tatſache 
der Unzurechnungsfähigkeit des Täters erſt bekannt 
werden, wenn er die neue Tat in einem anderen 
Bundesſtaat oder nach mehreren Jahren verübt? 
Gerade die Perſonen, die zur Beobachtung in eine 
Irrenanſtalt eingeſchafft waren, für unzurech⸗ 
nungsfähig erklärt und dann trotzdem auf Grund 
des Art. 80 PStGB. nicht eingeſchafft worden 
ſind, verlaſſen ſehr gerne ihre Heimat. Der 
Makel der Straftat und der Geiſteskrankheit, der 
ihnen nun einmal anhaftet, treibt ſie fort. Die 
Vorakten einer Perſon werden in der Regel nur 
erholt, wenn es ſich um Rückfallsverbrechen handelt 
oder ein ganz beſonderer Anlaß die Aktenerholung 
nötig macht z. B. die Bildung einer Geſamtſtrafe, 
die Hinweiſung in der neuen Anzeige auf früher 
verübte gleichartige Taten. In allen dieſen Fällen 
kommen die Akten mit dem Gutachten nicht zur 
Kenntnis der mit der neuen Straftat befaßten 
Behörden, da ſie nicht als Rückfallsakten und nicht 
als Akten für die Bildung einer Geſamtſtrafe in 
Betracht kommen (Mangel einer Verurteilung) und 
da die Aktenerholung auf Grund der Strafliſte 
zu erfolgen pflegt, in die die Akten nicht eingetragen 
ſind! So kann es kommen, daß man die auf Grund 
der Strafliſte, der Anzeige uſw. erholten Akten 
ſorgfältig darauf prüft, ob ſie nichts über den 
Geiſteszuſtandes des Täters enthalten und von 
den Hauptakten wegen des unzureichenden 
Inhalts der Strafliſte nichts erfährt. 

Man wird mir einwenden: wird nicht der Täter 
ſelbſt ſagen, daß er früher einmal für unzurech⸗ 
nungsfähig erklärt worden iſt? Bei der Beliebt⸗ 
heit, deren ſich der 8 51 StGB. erfreut, ſollte 
man dies allerdings erwarten. Allein die 
Erfahrung lehrt etwas anderes. Der Täter 
weiß gewöhnlich recht wohl, daß er bei einer 
neuerlichen Freiſprechung auf Grund des $ 51 
StGB. der Einſchaffung in eine Irrenanſtalt auf 
Grund des Art. 80 PStGB., der er vielleicht 
ſchon einmal oder zweimal entging, kaum mehr 
entgehen wird. Er ſchweigt deshalb lieber von 
ſeiner Geiſteskrankheit, erduldet lieber eine Strafe 
mit der Hoffnung, dann wieder in die Freiheit 
zurückzukehren, als daß er ſich freiſprechen, aber 
zu lebenslänglicher Haft in eine Irrenanſtalt ver⸗ 
urteilen läßt. So gerne ſich die Täter in der 
Regel auf $ 51 StGB. berufen, ebenſo ſehr 
haſſen und fürchten jene Täter den 8 51 J. c., 
denen der Art. 80 PStGB. droht. Unter 
dieſen Umſtänden beſteht alſo die Ge⸗ 
fahr, daß bei der jetzigen Einrichtung 
der Strafregiſter Unzurechnungsfähige 
verurteilt werden, in hohem Maße. 

Man wird mir ferner entgegenhalten: wird 
man einen wirklich Geiſteskranken nicht ſofort als 
ſolchen erkennen, auch wenn er leugnet, geiſtes— 
krank zu ſein und wenn Anhaltspunkte aus den 
Akten für eine Geiſteskrankheit nicht vorliegen? 
Dieſen Einwand erwarte ich allerdings nur aus 
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Laienkreiſen. Trotzdem will ich zu ſeiner Ent⸗ 
kräftung darauf hinweiſen, daß die Geiſteskrank⸗ 
heit eines Täters in der Regel nur auf Grund 
einer längeren Beobachtung, einer längeren Nach⸗ 
forſchung über ſein Vorleben, ſeine Krankheiten, 
ſeine erbliche Belaſtung uſw. feſtgeſtellt werden 
kann, will ich an das Kopfſchütteln der Juriſten 
über ſo manches Gutachten, das eine Geiſtes⸗ 
krankheit als gegeben annimmt, ſowie darauf hin⸗ 
weiſen, daß die meiſten Täter in den 
größeren Verfahren, die eine Vorunterſuchung 
notwendig machen, als geiſteskrank erklart werden. 
Schon mancher Täter, der bei der Feſtnahme 
wegen eines Mordes oder einer Brandſtiftung 
einen Widerſtand leiſtete, war bereits vor dem 
Schöffengericht als zurechnungsfähig wegen des 
Widerſtandes verurteilt worden — man hatte 
die Frage der Zurechnungsſähigkeit gar nicht auf⸗ 
geworfen — als ſich in dem Verfahren wegen 
des Mordes oder der Brandſtiſtung feine Unzu⸗ 
rechnungsfähigkeit ergab. 

Schließlich will ich noch darauf hinweiſen, 
daß auch in den Fällen, in denen der Täter an⸗ 
gibt, daß er früher einmal für unzurechnungs⸗ 
fähig erklärt worden iſt, die Vermerkung des 
früheren Gutachtens in der Strafliſte außer⸗ 
ordentliche Dienſte leiſten kann. Nehmen wir nur 


gan, der Täter weiß nicht mehr, wann und wo 


er eingeſchafft war? Wie ſoll ich nun die Akten 
und wie die richtige Irrenanſtalt finden? Die 
Behörden ſind der Gefahr ausgeſetzt, von dem 
Täter irregeführt zu werden, wenn der Täter 
behauptet, eingeſchafft geweſen und ſtraffrei ge⸗ 
blieben zu ſein, obwohl dies nicht wahr iſt. Es 
wird vielleicht mit Rückſicht auf eine ſolche Be⸗ 
hauptung eine Einſchaffung des Täters zur Beob⸗ 
achtung beſchloſſen, die im anderen Falle unter⸗ 
blieben wäre. 

Die einfache Vermerkung der Akten, die das 
Sachverſtändigengutachten enthalten, in der Straf⸗ 
liſte ſchützt vor den eben geſchilderten Gefahren 
und trägt dazu bei, daß die Einſchaffung eines 
Geiſteskranken, der wegen ſeiner Straſtaten nicht 
zur Rechenſchaft gezogen werden kann, aber 
auch nicht ſoll, gemäß Art. 80 PStGB. zu der 
rechten Zeit erfolgen kann. 

II. Nicht notwendig iſt es, in den Straf⸗ 


regiſtern jene Gutachten zu vermerken, die einen 


bisher als geiſteskrank betrachteten Täter für zu: 
rechnungsfähig erklären und ſeine Verur— 
teilung herbeiführen. Denn die Tatſache ſolcher 
Gutachten ergibt ſich aus der Strafliſte von ſelbſt, 
wenn auf ein Gutachten, wie es in Abſchnitt I 


erörtert wurde, eine Verurteilung erfolgt. 


Dieſe Akten, in denen nach dem Gutachten, das den 
Täter für unzurechnungsfähig erklärte, zum erſten— 
mal wieder eine Verurteilung erfolgte, wären 
dann ſtets bei neuen Anzeigen zu erholen. Iſt 
die Verurteilung zu Unrecht erfolgt, z. B. weil 
das frühere Gutachten, das den Täter für unzus 
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rechnungsfähig erklärte, überſehen wurde und kein 
neues gegenteiliges Gutachten vorliegt, ſo kann 
jetzt alles noch rechtzeitig geordnet werden. 

Die zweite Gruppe der Vermerkungen, 
deren Aufnahme in die Strafregiſter ich mit Rück⸗ 
ſicht auf 8 51 StGB. für nötig erachte, iſt fol: 
gende: jeder rechtskräftige Beſchluß und jedes 
rechtskräftige Urteil, das eine Entmündigung aus⸗ 
ſpricht, ſowie jeder diſtriktspolizeiliche Beſchluß, der, 
ohne daß ein Strafverfahren anhängig 
war, die Einſchaffung nach Art. 80 PStGB. an⸗ 


ordnet, iſt in den Strafregiſtern zu vermerken; 
desgleichen die Wiederaufhebung dieſer Entſchei⸗ 


dungen. 

Ich gebe zu, daß die Vermerkung dieſer Gruppe 
nicht ſo dringend iſt wie die Vermerkung der 
Gruppe I. 
und der Aufhebung einer Entmündigung wird den 


Strafverfolgungsbehörden in der Regel bekannt 
Perſonen, deren Einſchaffung in das 


werden. 
Irrenhaus beſchloſſen iſt, werden in der Regel 
auch eingeſchafft werden. 

Allein es find doch Fälle denkbar, in denen 
ein Entmündigter vor dem Strafrichter ſteht, ohne 
daß ſeine Entmündigung bekannt geworden iſt und 
ohne daß die Frage der Zurechnungsfähigkeit des 
Täters aufgeworfen wird. Desgleichen iſt es möglich, 
daß eine Perſon, deren Einſchaffung beſchloſſen 
iſt, ſich der Einſchaffung entzieht und bald darauf 
wegen einer Straftat ſich zu verantworten hat, ohne 
daß die Tatſache des Einſchaffungsbeſchluſſes 
erörtert und ohne daß die Frage nach der Zurech⸗ 
nungsfähigkeit des Täters geſtellt wird. Welch 
großes Intereſſe beſteht, daß ſolche Fälle vermieden 
werden, brauche ich nicht zu erörtern. 

Wichtiger noch als für dieſe Fälle halte ich 
jedoch die Vermerkung der Gruppe II in den 
Strafregiſtern für die richtige Aburteilung jener 
Straftaten, die nach der Aufhebung einer 
Entmündigung oder eines Einſchaffungsbeſchluſſes 
begangen werden. Bei der Aburteilung dieſer 
Straftaten wird die Tatſache, daß der Täter ein⸗ 
mal entmündigt oder eingeſchafft war, ſehr leicht 
unberückſichtigt gelaſſen. Insbeſondere wenn der 
Täter nach der Aufhebung ſeinen Wohnort geändert 
hat. Er ſelbſt hat oft ein Intereſſe daran oder 
glaubt ein Intereſſe daran zu haben, dieſe Tat— 
ſache zu verſchweigen! Und ſonſt weiß niemand 
etwas von ihr! Und doch kann von der Kenntnis 
der Tatſache es abhängen, ob der $ 51 StGB. 
angewendet wird oder nicht! Allein ſelbſt abge⸗ 
ſehen von $ 51 StGB. darf man behaupten, 
daß in den meiſten dieſer Fälle die Kenntnis 
der Tatſache für eine richtige Beurteilung 
des Straffalles und das richtige Ausmaß der 
Strafe unumgänglich notwendig iſt. 

Durch die Vermerkung der Gruppe II in den 
Strafregiſtern kann auch in dieſer Hinſicht der 
Strafrechtspflege ein außerordentlich wertvoller 
Dienſt geleiſtet werden. 


Die Tatſache einer Entmündigung 
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Zum Schluſſe möchte ich nur noch hervorheben, 
daß ich auch die Vermerkung der Aufhebung 
der Entmündigungs⸗ und Einſchaffungsbeſchlüſſe 
für nötig erachte. Es ergibt ſich bei der Gruppe II aus 
einer auf den Vermerk des Entmündigungs⸗ oder 
Einſchaffungsbeſchluſſes folgenden Verurteilung nicht 
ohne weiteres, daß der Beſchluß wieder aufgehoben 
iſt. Bei der Gruppe I liegt die Sache anders. 
Wenn dort auf ein Gutachten, das die Unzu⸗ 
zurechnungsfähigkeit des Täters ausſpricht, eine 
Verurteilung erfolgt, ſo muß ein Gutachten vor⸗ 
liegen, das ihn jetzt für zurechnungsfähig erklärt. 
Bei der Gruppe II kann aber z. Bl ein Ent: 
mündigungsbeſchluß wegen Geiſtesſchwäche, Trunk⸗ 
ſucht oder Verſchwendung vorliegen, es kann trotzdem 
in dem Strafverfahren ein Gutachten dahin er⸗ 
gehen, daß der Täter zurechnungsfähig fer und es 
kann der Täter verurteilt werden. Solche Akten, 
in denen auf die Vermerkung einer Tatſache der 
Gruppe II eine Verurteilung erfolgt, ſind immer 
zu erholen. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


In dem Leugnen der Straftat durch den Au⸗ 
geklagten darſ ein Aulaß zur Verhängung einer 
ſchwereren Strafe nicht erblickt werden. In der Entſch. 
des RG. in StS. Bd. 38 S. 208 iſt beiläufig die 


Anſicht ausgeſprochen, das Gericht dürfe, wenn es 


eine vom Angeklagten geleugnete Straftat für erwieſen 
erachte, in dem hartnäckigen Leugnen dieſer erwieſenen 
Tat ſeitens des Angeklagten einen Anlaß zur Ver⸗ 
hängung einer ſchwereren Strafe erblicken. Eine 
nähere Begründung iſt nicht beigefügt. Dieſer An⸗ 
ſicht des Reichsgerichts dürfte kaum beizuſtimmen ſein. 

Wie ſich aus 88 242 III mit 136 1 Satz 2 StPO. 
ergibt, braucht der Angeklagte in der Hauptverhand⸗ 
lung auf die Anklage überhaupt nichts zu erwidern. 
Macht er von dieſem Rechte Gebrauch, bleibt er alſo 
auf die Anklage ſtumm, ſo kommt dieſes Verhalten 
des Angeklagten in der Wirkung dem Leugnen in⸗ 
ſofern vollkommen gleich, als durch Zeugen oder 
ſonſtige Beweismittel die Straftat feſtgeſtellt werden 
muß; es wird dieſem Verhalten des Angeklagten in 
der Regel auch — wie dem Leugnen — die Abſicht 
zugrunde liegen, ſich womöglich der Beſtrafung zu 
entziehen. Das Unterlaſſen der Erwiderung auf die 
Anklage wird aber wohl noch nie als Straferhöhungs⸗ 
grund angeführt worden ſein, weil es eben ein Recht 
des Angeklagten iſt, ſich auf die Anklage nicht zu er⸗ 
klären, und weil ihm aus dem Gebrauche dieſes Rechtes 
kein Nachteil erwachſen darf. Das Gleiche muß auch 
für das Leugnen gelten, das, wie bemerkt, hinſichtlich 
feiner Urſache und feiner Wirkung für das Straf— 
prozeßverfahren auf die gleiche Stufe mit dem Unter⸗ 
laſſen der Erwiderung auf die Anklage zu itellen iſt. 

Das ſtaatliche Strafrecht greift ſo tief in die 
verſchiedenſten Lebensbetätigungen ein, daß der Ver— 
ſuch eines Angeklagten, ſich durch Leugnen der 
Straftat der ſtaatlichen Strafgewalt zu entziehen, 
nur als ein Erzeugnis des Selbſterhaltungstriebs im 
weiteren Sinne angeſehen werden und dem Angeklagten 
nicht zum Vorwurf gemacht werden darf, geſchweige 
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denn, daß daraus ein Straferhöhungsgrund entnommen 
werden dürfte. Im Strafprozeß — abgeſehen vom 
Privatklageverfahren — liegt die Beweislaſt für die 
Anklagetatſachen dem öffentlichen Ankläger ob. Ge⸗ 
nügen dem Gerichte die beigebrachten Beweiſe nicht, 
ſo muß es freiſprechen. Kommt das Gericht aber 
auf Grund des Beweisergebniſſes — trotz des Leugnens 
des Angeklagten — zu einer Verurteilung, ſo iſt nicht 
einzuſehen, warum das Leugnen als Straſerhöhungs⸗ 
grund ſollte gelten können. Das Leugnen der Täter⸗ 
ſchaft ſtebt mit der Straftat in gar keinem inneren 
Zuſammenhange; es gehört weder zu den Urſachen, 
noch zu den Wirkungen. noch zu den begleitenden 


Umſtänden der Straftat. Wäre wegen der Straftat 


nicht ein Strafprozeß entſtanden, ſo würde das Leugnen 
ſeitens des Täters gar nicht in Betracht kommen; an 
der Tat ſelbſt ändert das Leugnen gar nichts, ſie 
kann insbeſondere trotz des Leugnens im weiteſten 
Maße erklärlich und entſchuldbar ſein. 

Das Leugnen der Tat gehört — ganz allgemein 
geſprochen — zu den Handlungen, die der Angeklagte 
in der Hauptverhandlung vornimmt. Erachtet man 
das Leugnen als Straferhöhungsgrund, ſo iſt der 
eigentliche, wenn auch wohl nicht deutlich zum Bewußt⸗ 
ſein des Richters gelangende Grund der höheren 
Strafe der, daß in dem Leugnen eine Ungebühr vor 
Gericht erblickt wird. Ungebühr vor Gericht iſt aber 
durch Ordnungsſtrafe, nicht durch Erhöhung der 
Kriminalſtrafe zu ahnden. Weil nun aber das 
Leugnen des Angeklagten doch wohl in der Regel 
nicht als Ungebühr vor Gericht formell betrachtet 
und behandelt werden kann, ſchleicht ſich die Beſtrafung 
des Leugnens in der Form einer Erhöhung der wegen 
der Tat ſelbſt zu erkennenden Strafe ein. Damit 
geſchieht aber dem Verurteilten Unrecht, beſonders 
dann, wenn der Fall für den Angeklagten ſo günſtig 
liegt, daß an ſich auf die geringſte zuläſſige Strafe 
erkannt worden wäre. So aber trägt ihm ſein 
Leugnen eine vielleicht nicht unerhebliche Zulage oder 
ſtatt einer Geld⸗ eine Freiheitsſtrafe ein. Die Höhe 
der Strafe überhaupt und die Wirkung der einzelnen 
Strafzumeſſungsgründe bezüglich der Höhe der Strafe 
iſt ja in das freie Ermeſſen des Richters geſtellt und 
infolgedeſſen in gewiſſem Grade immer Sache des 
Zufalls. Dem Spiel des Zufalls aber ſoll man den 
Angeklagten nicht mehr als nötig überlaſſen. 

Amtsrichter Dr. Käͤbb in Mitterfels. 


Vorbereitende Anerdunngen des Amtsgerichts vor 
der mündlichen Verhandlung. Unter den Beſtimmungen 
des Entwurfs eines Geſetzes betr. Aenderungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, 
des Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte verdient die Vorſchrift beſonderes 
Intereſſe, welche das Gericht ermächtigt, Anordnungen, 
die nach der Klageſchrift oder den vorbereitenden 
Schriftſätzen zur Aufklärung des Sachverhältniſſes 
dienlich erſcheinen, ſchon vor der mündlichen Verhand— 
lung zu treffen. Die praktiſch wichtigſte derartige 
Anordnung ſcheint uns die Ladung von Zeugen 
zur mündlichen Verhandlung zu ſein, und dieſe ſoll 
hier etwas eingehender beſprochen werden. 

Zunächſt kann wohl nicht bezweifelt werden, daß 
die in Ausſicht genommene Vorſchrift, gerade was 


die Ladung von Zeugen betrifft, dem Beweisverfahren 
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Geſtaltung geben kann, inſoweit die Beteiligten richtig 
zuſammenwirken. Denn im Volke findet man immer 
wieder die Meinung, daß — wie im Strafprozeß zur 
Hauptverhandlung — auch im bürgerlichen Rechtsſtreit 
die Zeugen zur mündlichen Verhandlung gleich bei⸗ 
geſchafft werden müſſen. Insbeſondere die Anwälte 
wiſſen ein Lied davon zu ſingen, wie ſie immer wieder 
die Ungeduld der Parteien in dieſer Beziehung mit 
dem Hinweis auf unſer ſchwerfälliges Beweisverfahren 
vertröſten müſſen. Ein Verfahren, welches die ſofortige 
Vernehmung der Zeugen im erſten Verhandlungs⸗ 
termin und daran anſchließend die Verhandlung über 
das Beweisergebnis und die Fällung des Urteils ge⸗ 
ſtattet, entſpricht in der Tat in hohem Maße den 
Anforderungen an ein praktiſches, dem Volke ver⸗ 
ſtändliches Streitverfahren. Wir möchten aber gleich 
hier den Schein vermeiden, als ob wir uns der 
Hoffnung hingäben, daß unſer Streitverfahren unter 
der Herrſchaft der hier zu beſprechenden Vorſchrift 
wirklich im weſentlichen dieſe wünſchenswerte, praktiſche 
Geſtaltung gewinnen werde. Nicht im mindeſten be⸗ 
fürchten wir, durch die Entwicklung der Dinge Lügen 
geſtraft zu werden, wenn wir hier ſagen, daß die 
optimiſtiſche Erwartung der Begründung des Ent⸗ 
wurfs, wonach künftig Erledigung der Amtsgerichts⸗ 
prozeſſe in einem Termin die Regel ſein ſoll, ganz 
gewiß nicht in Erfüllung gehen wird. Wenn wir 
alſo unſere Erwartungen über die Wirkung der Vor⸗ 
ſchrift nicht allzu hoch ſpannen können, ſo muß gleich⸗ 
wohl die Möglichkeit, das Beweisverfahren ſo⸗ 
wohl im Verhältnis zur mündlichen Verhandlung als 
in ſich ſelbſt einheitlicher zu geſtalten, mit Freude 
begrüßt werden. Heute liegt ja ſtets zwiſchen der 
Erlaſſung des Beweisbeſchluſſes und der Beweis⸗ 
erhebung ein Zeitraum, groß genug, um die Unmittel⸗ 
barkeit der gepflogenen mündlichen Verhandlung wieder 
verblaſſen zu laſſen, ſo daß ſich Richter und Partei⸗ 
vertreter vor der Beweisaufnahme erſt wieder darüber 
aus den Akten informieren müſſen, worum es ſich bei 
der Beweiserhebung denn eigentlich handle. 

Der Entwurf ſagt: „Bevor eine mündliche Ver⸗ 
handlung ſtattgefunden hat, ſoll eine Anordnung der 
unter Nr. 4 (d. i. Ladung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen) und 6 bezeichneten Art nur ergehen, 
wenn der Beklagte in einem vorbereitenden Schrift: 
ſatze dem Klagantrag widerſprochen hat und wenn 
die Anordnung den Parteien entweder beſondere Koſten 
nicht verurſacht oder zur Vermeidung weſentlicher 
Nachteile geboten erſcheint oder von beiden Parteien 
beantragt wird.“ 

Die Faſſung iſt gerade nicht glücklich. Sie warnt 
ja in ihrer verklauſulierten Form den Richter förmlich 
vor unüberlegten Schritten. Man brauchte aber wahr— 
lich nicht zu befürchten, daß der Richter gewiſſermaßen 
ins Blaue hinein koſtſpielige Zeugenladungen verfügen 
könnte auf die Gefahr hin, daß in der mündlichen 
Verhandlung niemand nach den Zeugen verlangen 
wird! Ob es nicht beſſer wäre, dem pflichtgemäßen 
Ermeſſen des Prozeßrichters hier etwas mehr zu ver— 
trauen ſtatt ihn von vornherein durch die verſchiedenen 
„wenn“ und „entweder — oder — oder“ in die Dornen 
zu ſetzen? Es könnte auch hier paſſieren, daß be⸗ 
grüßenswerte Ideen gerade durch die peinlichen An: 
ordnungen über ihre Durchführung in der Praxis 
einen Teil ihres Wertes verlieren. 

Inſoweit vorausgeſetzt wird, daß der Beklagte 


eine dem rechtſuchenden Publikum ſehr ſympathiſche in einem vorbereitenden Schriftſatze dem Klagantrage 
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widerſprochen hat, kommt der ſelbſtverſtändliche Ge⸗ 
danke zum Ausdruck, daß die Anordnung überhaupt 
nur in Frage kommt, wenn die Sache ſtreitig werden 
ſoll. Aber liegt nicht auch in der Erhebung des Wider⸗ 
ſpruchs gegen einen Zahlungsbefehl, in der Einlegung 
des Einſpruchs gegen einen Vollſtreckungsbefehl oder 
gegen ein Verſäumnisurteil eine Ankündigung des 
Streits, die mindeſtens ebenſo verläſſig ſein wird wie 
der formelle Antrag auf Klageabweiſung, dem gleich⸗ 
wohl nicht in allen Fällen auch wirklich eine kon⸗ 
tradiktoriſche Verhandlung folgt? Und wenn, wie es 
ſo häufig geſchieht, der Beklagte gelegentlich der Ver⸗ 
tagung des erſten Termins bereits zwar nur infor⸗ 
matoriſch, aber in allem Ernſte erklärt, daß er nicht 
zahlen werde, ſoll dann der Richter von vorläufigen 
Anordnungen der hier beſprochenen Art wirklich nur 
deshalb abſehen, weil und infolange von dem — 
vielleicht nicht anwaltſchaftlich vertretenen — Beklagten 
noch kein förmlicher „vorbereitender Schriftſatz“ ein⸗ 
gegangen iſt? 

Zu dieſem — wie mir ſcheint, allzu formell ge⸗ 
faßten — erſten Erfordernis geſellen ſich nun noch 
drei weitere, welche alternativ vorliegen müſſen. 
Greifen wir zunächſt dasjenige heraus, welches für die 
Praxis am wenigſten in Betracht kommen dürfte: 
die Anordnung ſoll zur Vermeidung weſentlicher Nach⸗ 
teile geboten erſcheinen. Ich muß geſtehen, daß ich 
mir keinen Fall denken kann, wo die Ladung von 
Zeugen ſchon vor der Verhandlung aus die ſem 
Grund nötig ſein ſollte. Hat man an ein Analogon 
der Sicherung des Beweiſes zu denken (88 485 ff. 
ZPO.)? 

Die zweite der alternativen Vorausſetzungen iſt, 
daß die Anordnung den Parteien keine beſonderen 
Koſten verurſacht. Was ſind beſondere Koſten? 
Samter ſagt im „Recht“ S. 1238 des lfd. Jahrgangs: 
„Beſondere Koſten werden bei einer Ladung von Zeugen 
und Sachverſtändigen regelmäßig unvermeidlich.“ Ich 
möchte unter beſonderen Koſten aber doch nicht jenes 
Minimum an Koſten verſtehen, das allerdings bei 
jeder Zeugenladung entſteht, ſondern nur jene Koſten, 
welche ſich durch die Art der Vernehmung erſparen 
laſſen könnten. In dieſem Sinne ſcheint mir z. B. 
die Ladung eines am Gerichtsſitze wohnenden Zeugen 
keine beſonderen Koſten, dagegen die Ladung eines in 
Berlin wohnenden Zeugen ans Prozeßgericht Garmiſch 
allerdings beſondere Koſten zu verurſachen, die ſich 
eben vermeiden laſſen. 

Die dritte der alternativen Vorausſetzungen iſt 
endlich: Antrag beider Parteien. Alſo wieder 
etwas Aktenmäßiges. Aber wenn man dieſe Bedingung 
überlegt, ſo ſtellen ſich wieder Zweifel ein. Worauf 
ſoll ſich der Antrag beider Parteien beziehen? Nach 
dem Wortlaut doch wohl auf die Ladung ganz be⸗ 
ſtimmter Zeugen über ein ganz beſtimmtes Beweis⸗ 
thema. Wenn alſo z. B. der klägeriſche Anwalt in 
ſeinem Schriftſatze ſagt: „Für die Hingabe des Dar⸗ 
lehens benenne ich als Zeugen den X. und beantrage, 
die Ladung dieſes Zeugen zum bevorſtehenden Ver⸗ 
handlungstermin anzuordnen,“ und wenn der Anwalt 
des Beklagten darauf erwidert: „Gegen den Beweis⸗ 
antrag wird nichts eingewendet“ oder „ich ſchließe 
mich dem Antrage an“, ſo wäre die Sache in Ordnung. 
Nach der jetzigen Prozeßpraxis iſt nun freilich ein 
„Antrag“ des Beklagten auf Vernehmung gegneriſcher 
Zeugen in der Regel ſinnlos: wenn eine Partei über 
eine erhebliche Behauptung ſachgemäßen Beweis an⸗ 
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bietet, ſo iſt es gleichgültig, ob die Gegenpartei damit 
einverſtanden iſt, und der Beweis wird eben auf ein⸗ 
ſeitigen Antrag erhoben. Ich verkenne nun nicht, daß 
in unſerer Frage das Schwergewicht nicht darauf 


liegt, ob Zeugen vernommen werden ſollen, ſondern 


darauf, ob fie ſchon vor der Verhandlung ge 
laden werden ſollen. Wenn nun der Beklagte es vor⸗ 
zieht, den Prozeß dilatoriſch zu behandeln und zum 
gegneriſchen Beweisantrag ſchweigt oder ihm gar 
widerſpricht? Dann wäre alſo nach der dritten Alter⸗ 
native die Zeugenladung unzuläſſig und zu prüfen, 
ob nicht etwa eine der andern Vorausſetzungen ge⸗ 
geben iſt. — Setzen wir den Fall, daß der Beklagte 
auf obiges Beweisangebot antwortet: „Die Hingabe 
des Darlehens wird nicht beſtritten, allein das Dar⸗ 
lehen iſt an beſtimmtem Orte zu beſtimmter Zeit 
zurückgezahlt; als Zeuge wird benannt Y.“ Der Fall 
iſt einfach genug; erheblich iſt nur das Beweisangebot 
des Beklagten; es beſteht Ausſicht, daß bei Ladung 
des Zeugen Y. der Prozeß ſchon im erſten Verhand⸗ 
lungstermin erledigt wird. Soll der Richter den 
Zeugen laden laſſen? Er wird ſich fragen: Was ſagt 
Kläger zu dieſer Einwendung? Geſteht er zu? Will 
er ſich noch informieren? Will er ſich mit Gegen⸗ 
beweis verſehen? Ich werde die Verhandlung ab⸗ 
warten! — Oder er kann noch etwas anderes tun: 
er kann den Kläger zu baldiger Erklärung 
veraulaſſen; denn das iſt ja fo recht eine Ans 
ordnung, „die nach der Klageſchrift und den vor⸗ 
bereitenden Schriftſätzen zur Aufklärung des Sach⸗ 
verhältniſſes dienlich erſcheint.“ Geht die Erklärung 
des Klägers rechtzeitig ein, ſo iſt noch die Ladung 
des Zeugen möglich, falls notwendig. 

Hiermit ſind wir bei dem Punkte angelangt, der 
uns für die praktiſche Wirkung der Vorſchrift am 
wichtigſten ſcheint: Sie kann nur dann größere Be⸗ 
deutung gewinnen und ſo das erwünſchte Ziel der Be⸗ 
ſchleunigung des amtsgerichtlichen Verfahrens näher⸗ 
rücken, wenn das Gericht in der Ermittlung 
des Streitſtandes von den Parteien und ins⸗ 
beſondere von deren Anwälten unterſtützt wird. 
Auch hier wird ſich die große Bedeutung des An⸗ 
waltes für den Zuſtand unſerer Rechtspflege zeigen. 
Denn erſt dann wird der Amtsrichter in der Lage 
ſein, die Ladung von Zeugen ſchon vor der Verhand⸗ 
lung anzuordnen, wenn er auf Grund der Partei⸗ 
erklärungen den mutmaßlichen Verlauf der mündlichen 
Verhandlung einigermaßen vorausſehen kann. 

Wird aber zu hoffen fein, daß ſich die Inſtruktion 
der Prozeſſe in der Anwaltskanzlei künftig weſentlich 
raſcher als bisher vollzieht? Es mag ſein, daß richter⸗ 
liche Anordnungen behufs Klärung des Streitſtoffes 
hier manchmal zur Beſchleunigung beitragen werden. 
Aber die retardierenden Momente, welche heute die 
Schuld tragen, wenn ein Prozeß lange nicht in Gang 
kommt, laſſen ſich nun einmal nicht aus der Welt 
ſchaffen. Ich nenne einige: Verhinderung der Ans 
wälte durch Termine, Ueberlaſtung vielbeſchäftigter An⸗ 
wälte, Vergleichsunterhandlungen, Mißverſtändniſſe, 
Säumnis der Partei in der Informationserteilung, 
unrichtige Informationen. Aenderungen des Stand— 
punkts und der Anſichten der Partei, Unſchlüſſigkeit 
der Partei in der Auswahl der Zeugen, Benennung 
von Zeugen mit darauffolgendem Widerruf der Be— 
nennung; Unfähigkeit der Partei, ſich dem Gegner 
gegenüber auf einen verſtändlichen, vor Gericht ver— 
tretbaren Standpunkt zu ſtellen, und damit endloſe 
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Beſprechungen; zeitraubende Nachforſchung nach Be⸗ 
weismitteln, nach dem Aufenthalt von Zeugen u. a. 
und last not least: Ueberlaſtung des Prozeßgerichts. 
Hierbei iſt noch gar nicht der Fälle gedacht, in denen 
ſchwierige Rechtsfragen längere Zeit zur Be⸗ 
arbeitung ſowohl bei Anwälten wie bei Richtern 
erfordern. 

Wenn man einmal den einen Termin ins Auge 
faßt, in dem ſich mündliche Verhandlung und Beweis⸗ 
erhebung aneinander reihen ſollen, ſo wird man dieſen 
nicht in unſerm heutigen fog. erſten Termin ſuchen 
dürfen. Dieſer erſte Termin, der etwa 14 Tage oder 
3 Wochen nach der Terminsanſetzung folgt, wird für 
die Regel viel zu früh ſein, als daß vor ihm bereits 
Klagezuſtellung, Information eines Anwalts für den 
Beklagten, Klagebeantwortung, Replik des Klägers 
und rechtzeitige Ladung von Zeugen durch das Ge⸗ 
richt ſollte ſtattfinden können. Alſo Vertagungen, 
wie heute, oder: erheblich weitere Friſten zwiſchen 
Terminsbeſtimmung und Termin. 

Man darf aber weiter nicht etwa glauben, daß 
die Vernehmung von Zeugen gleich im Anſchluſſe an 
die mündliche Verhandlung regelmäßig zur Prozeß⸗ 
erledigung führen wird. Gerade die erſte Beweis⸗ 
erhebung bringt erfahrungsgemäß manche Ueber⸗ 
raſchung, ſie öffnet manchmal erſt den Parteien die 
Augen, wenn nicht für die Rechtslage, aber für die 
Beweislage. Nun ſieht die Partei erſt, wo ihre 
Schwäche und wo die Stärke des Gegners liegt, und 
welchen weiteren Beweis ſie antreten muß, wenn ſie 
nicht unterliegen ſoll. Und kommt es nicht auch oft 
genug vor, daß beide Parteien, müde von einer langen 


Beweiserhebung und verwirrt von ihren wechſelnden 


Eindrücken, die Vorſicht gebrauchen, ihren Streit 


im jetzigen Stadium noch nicht der richterlichen 
Entſcheidung zu unterſtellen und ganz einträchtig um 


Vertagung der mündlichen Verhandlung bitten? Und 
wie oft eröffnet nicht die erſte Beweiserhebung eine 
ganz neue Perſpektive ins Tatſächliche und ins Recht⸗ 


liche des Prozeſſes, ſo daß eine Erledigung im frag⸗ 


lichen Termin ſchlechterdings unmöglich iſt? 
Aber wie geſagt: die Möglichkeit der Be⸗ 
ſchleunigung des Amtsgerichtsprozeſſes bietet der 


Vorſchlag des Entwurfs, und wenn Richter und An⸗ 


wälte zuſammenwirken, dann wird ſich doch ein Er⸗ 
folg erzielen laſſen, der immerhin als erfreulicher 
Fortſchritt unſerer bürgerlichen Rechtspflege betrachtet 


werden darf. 
ö Amtsrichter Fiſcher in Neuſtadt a. H. 


Werden die Prozeſſe in Zukunft billiger? Die ge⸗ 
plante Juſtizreform erſtreckt ſich nicht nur auf die Er: 
weiterung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit, ſondern 
ſie ſieht auch Aenderungen im Gerichtskoſtengeſetz und 
in der Rechtsanwalts⸗ Gebührenordnung vor. Wie 
werden nun dieſe Aenderungen, falls ſie zum Geſetz 
erhoben werden ſollten, wirken? Werden die Prozeſſe 
billiger als bisher? Dies iſt für die Prozeſſe, ſoweit 
ſie zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehören — nach 
dem Entwurfe alle Prozeſſe bis zu einem Streitwerte 
von 800 Mark einſchließlich — zu bejahen, während 
es für die Prozeſſe, die künftig zur Zuſtändigkeit 
der Landgerichte gehören und dem Anwaltszwang 
unterliegen, nicht zutrifft und zwar um ſo mehr, als 
die Streitſumme ſteigt. Nach dem Entwurfe ſoll das 
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Gerichtskoſtengeſetz dahin geändert werden, daß künftig 
nur mehr Schreibgebühren erhoben werden für die 
Ausfertigungen und Abſchriften, die lediglich auf An⸗ 
trag erteilt werden, wobei es einem ausdrücklichen 
Antrage gleich zu erachten iſt, wenn eine Partei es 
unterläßt, einem von Amts wegen zuzuſtellenden 
Schriftſatze die erforderliche Zahl von Abſchriften 
beizufügen. Die Schreibgebühren für ſolche Ab⸗ 
ſchriften c. werden auf das Doppelte der bisherigen 
Sätze, auf 20 Pfennig für die Seite mit durchſchnitt⸗ 
lich 20 Zeilen und 12 Silben auf einer Zeile, erhöht. 
Dagegen fallen alle anderen Schreibgebühren und auch 
die Poſtgebühren mit Ausnahme der Telegraphen⸗ und 
Telephongebühren für den Fernverkehr weg. Für die 
Zuſtellungen von Amts wegen, die im amtsgericht⸗ 
lichen Verfahren künftig die Regel bilden ſollen, 
werden nur die baren Auslagen erhoben, welche 
durch eine Zuſtellung im Ausland oder eine öffent⸗ 
liche Zuſtellung entſtehen. Zeugen⸗ und Sach⸗ 
verſtändigengebühren, Kommiſſionskoſten 1c. kommen 
nach wie vor zur Verrechnung. Zur Deckung der 
von den Parteien nicht zu erſetzenden Barauslagen 
(der Poſtgebühren und des betreffenden Teiles der 
Schreibgebühren) ſollen nun in Zukunft Pauſchſätze 
erhoben werden und zwar zebn Prozent der jeweils 
zum Anſatze kommenden Gebühr; die Summe dieſer 
Pauſchgebühren ſoll in einer Inſtanz mindeſtens 
50 Pfennig und höchſtens 100 Mark betragen. Ein 
Beiſpiel wird dies ſchnell verſtändlich machen. 
Nehmen wir einen Prozeß an, in dem verhandelt, 
Beweis erhoben und Urteil erlaſſen wurde; in dieſem 
Prozeſſe kommen drei Gebühren für die drei genannten 
Prozeßereigniſſe zur Erhebung. Dieſe drei Gebühren 
betragen bei einem Streitwerte 
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Der in Klammern beigeſetzte Betrag iſt der für 
den Staat in Zukunft in Anſatz kommende Pauſchſatz. 
Die hier ſoeben aufgeführten Pauſchſätze ſind im Ver⸗ 
gleich zu den bisher in der Regel angefallenen ent⸗ 
ſprechenden Auslagen niedrig bemeſſen. Bedenkt man 
ferner, daß in Zukunft bei Prozeſſen bis zu 800 Mark 
in vielen Fällen die Anwaltskoſten wegfallen werden, 
ſo darf man wohl mit Recht eine Verminderung 
der Koſten der amts gerichtlichen Prozeſſe 
annehmen. 

Anders liegt aber die Sache bei den land: 
gerichtlichen Prozeſſen. Mit der Höhe des 
Streitwerts ſteigt die Höhe der Gerichtsgebühren 
und damit auch die Höhe des zehnprozentigen Pauſch⸗ 
ſatzes, während die Auslagen, wofür dieſer Zuſchlag 
erhoben wird, von der Höhe der Streitſumme ganz 
unabhängig, mit dieſer allein bisher gewiß nicht ge⸗ 
ſtiegen ſind. Ja die Fälle ſind nicht ſelten, in denen 
Prozeſſe mit geringen Streitwerten mehr Schreibwerk 
verurſachen als Prozeſſe um hohe Summen. Das 
oben bereits genommene Beiſpiel mit den drei Gebühren 
hier fortgeſetzt, zeigt ſo recht die Belaſtung durch den 
Zuſchlag. Die drei Gebühren betragen bei einem Streit⸗ 
werte 
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Die in Klammern beigeſetzten Beträge find 
wiederum die zehnprozentigen Zuſchlagsſätze. Man 
ſieht, daß ſie ganz bedeutend anwachſen; ſie belaſten 
jeden Rechtsſtreit ohne Rückſicht darauf, ob wirklich 
Barauslagen für Schreib⸗ und Poſtgebühren ent⸗ 
ſtanden ſind oder nicht. 

Zu all dem kommt aber noch, daß dieſe Pauſch⸗ 
ſätze in der Berufungs⸗ und Reviſions⸗Inſtanz ſich 
erhöhen, weil dort ſich auch die Gebührenſätze um 
ein Viertel oder die Hälfte erhöhen. 

Es ſollen ferner in Zukunft die Rechtsanwälte 
für die Herſtellung des Schreibwerks und zum Erſatze 
der Poſtgebühren Pauſchſätze — 20 Prozent 
ihrer zum Anſatze gelangenden Gebühr — erhalten; 
die Summe der in einer Inſtanz zum Anſatze ge⸗ 
langenden Pauſchſätze ſoll 3—60 Mark betragen. 

Was oben bereits über die gerichtlichen Pauſch⸗ 
ſätze geſagt wurde, gilt auch hier, wenngleich das 
Anwachſen der anwaltſchaftlichen Pauſchſätze ſich un⸗ 
gleich mebr rechtfertigt; mit der Bedeutung einer 


Sache wächſt das Bedürfnis nach ihrer gründlichen 


Vorbereitung durch Schriftſätze. Aber auch hier 
werden die Prozeſſe mit größeren Streitwerten zu⸗ 
gunſten der Prozeſſe mit geringen Gegenſtandsſummen 
belaſtet ohne Rückſicht auf den wirklichen Umfang des 
Schreibwerks und auf die Ausgaben für Porti. — 
Zu den Gerichtskoſten tritt nach dem Entwurfe die 
künftig beim Eintritte beſtimmter Ereigniſſe fällige 
Verzögerungsgebühr hinzu. Iſt ſie auch nicht 
neu, ſo kam ſie doch früher, als ihre Erhebung einen 
Gerichtsbeſchluß vorausſetzte, faſt nie zum Anſatz. In 
Zukunft ſoll nämlich, wenn in einem Rechtsſtreite 
mehr als drei Termine zur mündlichen Verhandlung 
über die Hauptſache in einer Inſtanz anberaumt 
wurden, für den vierten und jeden folgenden Termin eine 
beſondere Gebühr erhoben werden. Kam es zu einer 
Beweisaufnahme, ſo ſoll dieſe beſondere Gebühr nur für 
den ſiebenten und die folgenden Termine zu erheben ſein. 
Verhandlungstermine, in denen ein Verſäumnisurteil 
ergeht, bleiben unberückſichtigt, ebenſo Termine, die 
von Amts wegen verlegt werden, oder in denen vor 
Eintritt in die Verhandlung dieſe von Amts wegen 
vertagt wird. Mit der Verzögerungsgebühr werden 
alſo in Zukunft auch alle jene überzähligen Verhand— 
lungstermine getroffen, in denen es zu einer Ver— 
handlung nicht kam, weil die Sache noch nicht ge— 
nügend vorbereitet war uſw., es müßte denn ſein, 


daß wohl entgegen dem Sinne des Geſetzes die Uebung 
dahin ſich ausbilden ſollte, in ſolchen Fällen von 


Amts wegen zu vertagen. 

So ſehr einerſeits dieſe neue Verzögerungsgebühr 
zu begrüßen iſt, weil ſie in ganz andrem Maße als 
ihre Vorgängerin dazu beſtimmt iſt, Prozeßverſchlep⸗ 
pungen entgegenzutreten, ſo wird dieſe Gebühr ander⸗ 
ſeits in ſehr vielen Prozeſſen doch auch die Koſten 
erheblich vermehren. 

Oberlandesgerichtsſekretär Reger in Nürnberg. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
L 


Die VBorſchriften der 88 875, 876 BGB. über die 
Aufhebung von Rechten an einem Grundſtücke finden 
keine Anwendung anf Grundgerechtigkeiten, die vor dem 
Inkrafttreten des Erundbuchrechts entſtanden und nicht 
im Grundbuch eingetragen find. Aus den Gründen: 
Zur Aufhebung von Rechten an einem Grundſtücke 
iſt nach 8 875 BGB. die Erklärung des Berechtigten, 
daß er das Recht aufgebe, und die Löſchung des 
Rechts im Grundbuche erforderlich. Nach 8 876 bedarf 
es außerdem für den Fall, daß das aufzuhebende Recht 
unmittelbar oder mittelbar mit dem Rechte eines 
Dritten belaſtet iſt, noch der Zuſtimmung des Dritten. 
Die Gerechtigkeit, für die der Kläger Entſchädigung 
beanſprucht, beſtand bereits vor dem 1. Januar 1900, 
und ſie war nicht im Grundbuche eingetragen. Mit 
Rückſicht hierauf hat das Berufungsgericht jene Vor⸗ 
ſchrift des BGB. nicht für anwendbar erachtet. Ges 
ſtützt iſt dieſe Anſicht auf Art. 189 Abſ. 3 EG. z. BGB. 
Demgegenüber macht die Reviſion geltend, daß durch 
die Vorſchrift des Art. 189 Abſ. 3 für die Aufhebung 
der Grundgerechtigkeit nur das eine Erfordernis be⸗ 
ſeitigt ſei, nämlich die Löſchung im Grundbuche, nicht 
aber auch das andere Erfordernis, die Zuſtimmung 
der in 8 876 BGB. bezeichneten Berechtigten. Dieſer 
Anſicht kann indeſſen nicht beigetreten werden. Der 
Wortlaut des Art. 189 Abſ. 3 ergibt klar, daß für 
nicht eingetragene Gerechtigkeiten nicht lediglich die 
Löſchung als Aufhebungsgrund hat beſeitigt werden 
ſollen, ſondern daß es der Zweck dieſer Beſtimmung 
geweſen iſt, in bezug auf die Aufhebung dieſer Rechte 
es allgemein bei den landesgeſetzlichen Vorſchriften 
zu belaſſen. Allerdings iſt, wie die Reviſion geltend 
macht, die Aufhebung von Grundgerechtigkeiten auch 
von Bedeutung für den reichsgeſetzlich beſtimmten Um- 
fang des Hypothekenrechts: allein hieraus folgt nur, 
daß der Geſetzgeber hätte Anlaß nehmen können, dem 
Landesgeſetze Schranken zu ziehen. Dies aber iſt nicht 
geſchehen, und deshalb iſt hier die Frage, ob es für 
die Aufhebung der Grundgerechtigkeit der Zuſtimmung 
der zum herrſchenden Grundſtücke dinglich Berechtigten 
bedurfte, nur nach den bisherigen Vorſchriften zu beur⸗ 
teilen. (Urt. des V. ZS. vom 12. Oktober 1907, V. 31.07). 

1080. — — en. 


II 


Wenn ein Tanſchvertrag über Grundſtücke wegen 
Betrugs angefochten wird, fo hängt der Auſpruch des 
Aufechtenden anf Rüdgabe des von ihm aufgelaſſenen 
Grundſtücks nicht unter allen Umſtänden davon ab, 
daß er in der Lage iſt, auch das von ihm empfangene 
Grundſtück zurückzugeben. Ein Haus war gegen ein 
Rittergut vertauſcht worden. Der Erwerber des 
Rittergutes focht den Vertrag wegen Betrugs an und 
klagte auf Rückgabe des Hauſes im Wege der Auf— 
laſſung. Während des Rechtsſtreits wurde das Nitter- 
gut zwangsweiſe verſteigert. Das OLG. verurteilte 
den Beklagten zur Vornahme der Auflaſſung. Die 
Reviſion wurde u. a. darauf geſtützt, daß der Kläger 
nicht imſtande ſei, die von ihm empfangene Gegen⸗ 
leiſtung zurückzugewähren. Das Reichsgericht erklärte 
die Rüge für unbegründet. 

Aus den Gründen: Dem Berufungsrichter 
iſt darin beizutreten, daß der Anſpruch auf Rückge— 
währ der Leiſtung aus einem Vertrage, der durch 
Betrug des Gegners veranlaßt worden iſt, nicht wie 
beim vertragsmäßigen Rücktritt und bei der Wandelung 
ſynallagmatiſch bedingt iſt durch die Rückgabe des 
aus demſelben Vertrage Empfangenen. Anderſeits 
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iſt der Reviſion eee daß der Umſtand, daß der 
Kläger eine Gegenleiſtung empfangen hat, für den 
Umfang des Rückforderungs⸗ oder Schadensanſpruchs 
von Bedeutung iſt, mag der Anſpruch aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte der Bereicherung (§ 812) oder der uner⸗ 
laubten N (S§ 823, 249 BGB.) betrachtet 
werden. (Vgl. RGE. Bd. 54 S. 142). Dem hat 
auch der Kläger dadurch Rechnung getragen, daß er 
mit dem Antrag auf Rückgewähr des dem Beklagten 
aufgelaſſenen Grundſtücks den Antrag auf Verurteilung 
des Beklagten zur Entgegennahme der Auflaſſung der 
ihm übereigneten Grundſtücke verbunden hat. Mit der 
Zwangsverſteigerung dieſer Grundſtücke (die einen Ueber⸗ 
ſchuß für den Kläger nicht ergeben hat), fiel aber der dem 
Beklagten gegen den Kläger gecaaß! 812 . 
Anſpruch auf Herausgabe weg G. 818 a. a. O.); ein 
Geldanſpruch könnte nur aus einem neuen Ver⸗ 
pflichtungsgrunde, nämlich einem dem Beklagten 
gegenüber zu vertretenden Verſchulden des Klägers 
an ſeine Stelle getreten ſein. Ein ſolcher ſelbſtändiger 
Anſpruch SEHE ee) aber iſt von dem 
Beklagten nicht erhoben worden, ſodaß auch von 
einem Zurückbehaltungsrecht des Beklagten keine Rede 
fein konnte, und der von der Reviſion wegen Bers 
letzung des §S 273 BGB. erhobene g ff fehl geht. 
(Urt. des V. 35. vom 3. Juli 1907). 
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III. 


1. Boraunsſetzungen der Feſtſtellungsklage bei 

e 

Milverſchulden des Nadfahrers bei einem durch 
EN, Hund veraulaßten Unfall. K. fuhr am 11. Januar 
1905 auf einem Motorrade durch den Ort H.; vor 
dem Hauſe der Witwe F. ſprang ihr Hund auf das 
Rad zu, K. kam zu Fall und erlitt Verletzungen, von 
welchen er behauptete, daß ſich die ihm hierdurch zu⸗ 
gegangenen Nachteile zur Zeit der Einreichung der 
Klageſchrift (3. Januar 1906) noch nicht überſehen 
ließen. Nach der Sachdarſtellung des K. kam der Hund, 
welcher bei dem Verſuche, das Rad zu faſſen, von dem 
Vorderrade des Motors ſelbſt gefaßt wurde, vor 
dieſem zu Fall, und es ſtürzte der Kläger infolge der 
Hemmung des Rades über die Lenkſtange zu Boden. 
Die von K. gegen die Witwe F. erhobene Klage er⸗ 
ſtrebt die Feſtſtellung, daß dieſe als Tierhalterin ver⸗ 
pflichtet ſe., ihm den ganzen durch den Unfall ent- 
ſtandenen Schaden zu erſetzen. Die Beklagte bezeichnete 
aber die Sachdarſtellung des Klägers mit der Behaup⸗ 
tung als unrichtig, daß der Kläger ſelbſt ihren Hund 
mit dem Motorrade angefahren habe; ſie beſtritt 
weiter die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage und 
machte geltend, daß der Kläger den Unfall ſelbſt ver— 
ſchuldet habe. Durch das landgerichtliche Urteil wurde 
feſtgeſtellt, daß die Beklagte dem Kläger den geſamten 
Schaden zu erſetzen habe. Die Berufung der Beklagten 
wurde zurückgewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. 

J. Gründe: Nicht zu billigen iſt die Annahme 
der Vorinſtanzen, es beſtehe ein rechtliches Intereſſe 
des Klägers ſowohl daran, daß die Schadenserſatzpflicht 
der Beklagten überhaupt feſtgeſtellt werde, als auch 
daran, daß die Feſtſtellung alsbald erfolge, und zwar 
erſteres deshalb, weil die Beklagte auf eine Auf— 
forderung, die Schadenserſatzpflicht anzuerkennen, keine 
Antwort gegeben und hierdurch die Rechtslage des 
Klägers gefährdet habe, letzteres deshalb, weil der 
Heilungsprozeß noch nicht abgeſchloſſen ſei, und aus 
dieſem Grunde die Leiſtungsklage noch nicht angeſtellt 
werden könne. Der Hinweis des OLG. darauf, daß 
es nicht ausgeſchloſſen ſei, die Feſtſtellungsklage zu 
erheben, auch wenn die Leiſtungsklage möglich ſei, 
und daß für den Kläger die Gefahr des Ablaufs der 
Verjährungsfriſt ſowie des Verluſtes ſeines einzigen 
in der Ausſage eines Tatzeugen beſtehenden Beweis- 
mittels gegeben ſei, reicht für die Anwendung des 
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§ 256 ZPO. ebenſowenig aus, wie der Hinweis auf 
die tatſächliche Ungewißheit des klägeriſchen Rechtes, 
als deren Urſache er das Beſtreiten durch die Beklagte 
bezeichnet. Der Kläger hat völlig unbeſtimmt gelaſſen, 
worin die wirtſchaftlichen Nachteile beſtanden, 
die er durch den Unfall erlitten hat; es fehlt die 
Angabe ſowohl darüber, welchen Aufwand zum 
Zwecke der Heilung er bisher hat machen müſſen, als 
auch darüber, welchen Einfluß die Erkrankung auf 
ſeine Erwerbsverhältniſſe tatſächlich bisher gehabt hat, 
mit welcher Angabe er bei der Länge des zwiſchen 
dem Unfalle und der Klageerhebung und dann weiter 
bis zur Entſcheidung des Berufungsgerichts liegenden 
Zeitraums nicht zurückhalten durfte. Denn erſt von 
dieſer Grundlage aus ließ ſich ermeſſen, ob eine 
Vorausveranſchlagung deſſen, was ihm in Zukunft an 
Nachteilen für ſein wirtſchaftliches Fortkommen viel⸗ 
leicht entſtehen könnte, außerhalb des Bereiches der 
Möglichkeit lag. Gerade auf eine ſolche Voraus 
veranſchlagung aber kam es na 843 und 
760 BGB. in Verbindung mit 8 258 3PO. ſo⸗ 
wohl in dem Falle an, daß es in der Abſicht des 
Klägers lag, wegen geminderter Erwerbsfähigkeit 
Anſprüche zu erheben, als auch dann, wenn ſein Leiden 
mit einer Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe verbunden 
ſein ſollte und er deswegen entſchädigt ſein will. 
Nun kann aber, wenn es ſich um geſetzlich vor⸗ 
geſchriebene Vorausbeſtimmungen für die Zukunft 
handelt, ein unbedingt genaues Abtreffen des tatſäch⸗ 
lich Richtigen auf Mark und Pfennig überhaupt nicht 
erwartet werden. Daraus folgt, daß die Rechtsver⸗ 
folgung des Klägers ſich nicht ein derartiges Ziel 
ſtellen darf, um damit den Streit wegen des Ent⸗ 
ſchädigungsbetrages in eine völlig ungewiſſe Zeit 
hinauszuſchieben, zumal dann nicht wenn, wie hier, 
ein Teil der körperlichen Schäden bereits beſeitigt, 
das Maß der eee ee durch den noch zurück- 
gebliebenen Schaden ſich auf einen beſtimmten Prozent⸗ 
ſatz ermitteln läßt, und wenn für die Zukunft weder 
eine Vergrößerung noch auch eine Verminderung dieſes 
Nachteils mit einiger Sicherheit zu erwarten iſt. Ueber⸗ 
dies würde der Kläger vor einer erheblichen Beein⸗ 
trächtigung dadurch, daß die richterliche Voraus⸗ 
beſtimmung von der ſpäteren ie Geſtaltung 
der Verhältniſſe abweicht, durch 8 323 ZPO. wenig⸗ 
ſtens in dem Falle geſchützt fein, daß nach Erlaß des 
Urteils die Vorausſetzungen der Verurteilung zu 
ſeinem Nachteile ſich ändern. Nach der gegenwärtigen 
Sachlage fehlt es an einem genügenden Anhalt ſowohl 
für die Annahme, daß der Kläger eine ſein Recht nach 
allen Richtungen wahrende Leiſtungsklage überhaupt 
nicht habe ſtellen und zur Erhebung eines Leiſtungs⸗ 
anſpruchs nicht einmal im ferneren Verlaufe des 
Prozeſſes habe übergehen können, als auch dafür, 
daß ein beſonderes rechtliches Intereſſe des Klägers 
vorhanden ſei, ſeinen Anſpruch trotz der Möglichkeit 
der Leiſtungsklage in einem ihr vorausgehenden 
Rechtsſtreite dem Grunde nach richterlich feſtſtellen 
zu laſſen. 

II. Hinſichtlich des Unfalls hat das OLG. feſtgeſtellt, 
daß der Hund der Beklagten kurze Zeit neben dem 
Rad einherlief und an den Pedalen „herumſchnupperte“, 
dann aber plötzlich von der Seite aus ſchräg in das 
Rad hineinſprang, ſo daß der Kläger durch den An⸗ 
prall des Hundes aus dem Sattel gehoben und über 
die Lenkſtange weg zu Boden geſchleudert wurde; die 
Behauptung des Klägers, es habe das Rad den Hund 
erfaßt und dieſen zu Boden geworfen, wurde vom Os. 
als unrichtig erachtet, ebenſo die Angabe. daß der Hund 
unter das Rad zu liegen gekommen ſei; vielmehr 
wurde feſtgeſtellt, daß das Rad von dem hinzuſpringen⸗ 
den Hund umgeworfen wurde. und der Hund hierauf 
davongelaufen iſt. Die Nichtanwendung des § 254 
BGB. iſt nicht bedenkenfrei; die Unterlaſſung iſt in 
dem Berufungsurteile damit begründet, daß der Klaͤger 
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in ganz mäßigem Tempo gefahren ſei, ſo daß von 
einer Reizung des Tieres nicht geſprochen werden 
könne, daß aber anderſeits die Schnelligkeit der Fahrt 
in Verbindung mit der Plötzlichkeit und Intenſität 
des Angriffs durch den Hund es dem Kläger unmög⸗ 
lich gemacht Hätte, auszubiegen oder anzuhalten. 
Nach Annahme des Verufungsgerichts ſoll aber die 
Schnelligkeit und die Kraft der Fortbewegung immer⸗ 
hin ſo groß geweſen ſein, daß der im Sattel ſitzende 
erwachſene Mann nicht etwa mit dem Motorrad ſeit⸗ 
wärts umgeworfen wurde, wobei er vielleicht den 
olgen dieſes Falles durch eine geeignete Bewegung 
ätte vorbeugen können, ſondern daß fein Körper 
nach vorne über die Lenkſtange hinwegſchnellte, 
als die Bewegung des Rades gehemmt wurde. 
dies moglich war, ohne daß dabei Unvorſichtigkeit, 
Ungeſchicklichkeit oder Unaufmerkſamkeit des Fahrers 
mitwirkte, iſt zweifelhaft. Es läßt ſich das nur unter 
dem Geſichtspunkte der Frage entſcheiden, ob in 
gleicher Lage jeder andere Fahrer, der ſein Motor⸗ 
zweirad vollkommen beherrſcht und der Fahrt die volle 
Aufmerkſamkeit zuwendet, dem Angriffe eines Hundes 
von der Größe eines Terrier gleichfalls weder durch 
Ausweichen noch auch durch Schnellerfahren noch auch 
durch Abſpringen und auch ſonſt in keiner anderen 
Weiſe hätte begegnen können. Träfe dies aber zu, ſo 
entſtünde die weitere Frage, ob nicht ſchon in der 
Verwendung eines Kraftfahrzeuges von der Art des 
vom Kläger benützten Zweirades eine Unvorſichtigkeit 
erblickt werden müßte. Sind dieſe Fragen in der 
einen oder anderen Beziehung zuungunſten des 
Klägers zu beantworten, 1 wird zwar der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen dem Verhalten des Hundes 
und dem Körperſchaden des Klägers dadurch nicht 
aufgehoben, das mitwirkende Verſchulden des Klägers 
aber würde alsdann eine mindeſtens teilweiſe Be⸗ 
freiung der Beklagten von der Schadenserſatzpflicht zur 
Folge haben müſſen. Der Hinweis des OLG. darauf, 
daß der Kläger, da er eine öffentliche Straße benützte, 
damit habe rechnen dürfen, daß er auf ſeiner Fahrt 
nicht gehindert werde, ſchließt die Anwendung des 
254 BGB. nicht ſchlechthin aus. Angriffe von 
kleineren Hunden auf Fahrzeuge aller Art gehören 
zu den täglichen Vorkommniſſen. Mag nun auch für 
die dadurch hervorgerufene Gefahr vorweg der Halter 
des Hundes gemäß 8 833 a. a. O. aufzukommen haben, 
Ik nimmt ein vorſichtiger Fahrer, wenn er den Ans 
orderungen der im Verkehr notwendigen Sorgfalt 
gerecht wird (S8 276 BGB.), gleichwohl darauf Bedacht, 
ſich gegen dieſe Gefahr zu ſchützen. Benutzt er aber 
ein Gefährt, das in voller Fahrt, wie das des Klägers 
von einem Terrier umgeſtoßen werden kann, ſo wird 
er um dieſer Gefahr willen um ſo größere Vorſicht 
anwenden und wird ſich um ſo weniger nur darauf 
verlaſſen dürfen, daß allenthalben auf feinem Wege 
eine ſtrenge Bewachung der Hunde ſtattfindet. (Urt. 
des IV. 35. vom 19. September 1907). 
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B. Strafſachen. 


Jdealkonkurrenz zwiſchen Ausſetzung und fahrläf: 
ſiger Tötung. Die Angeklagte iſt wegen Verbrechens 
nach \ 221 StGB. in Idealkonkurrenz mit Vergehen 
nach § 222 StGB. verurteilt. Ihre Reviſion erachtet 
es für ausgeſchloſſen, daß die Angeklagte ein und 
dieſelbe Handlung einmal als eine vorſätzliche nach $ 221 
StGB. und einmal als eine fahrläſſige nach 8 222 
StGB. begangen habe; es läge daher ein in ſich wider⸗ 
ſprechender Wahrſpruch der Geſchworenen vor. Die 
Reviſion geht fehl. Die Aufſtellung, es könne nicht 
durch eine Handlung eine vorſätzliche und eine fahr⸗ 
läſſige Handlung begangen werden, iſt offenſichtlich 
unhaltbar. Auch hier iſt die Idealkonkurrenz nicht 
ausgeſchloſſen. Wean zum ſubjektiven Tatbeſtande des 


§ 221 StB. das Bewußtſein des Täters gehört, 
daß die auszuſetzende Perſon an der Geſundheit 
oder am Leben gefährdet werde (RGE. Bd. 7 
S. 111, Bd. 25 S. 322), ſo iſt die Annahme möglich, 
daß die Angeklagte in ihren Vorſtellungskreis nur 
die Gefährdung der Geſundheit des Kindes aufnahm. 
Hatte dann die Ausſetzung den Tod des Kindes zur 
Folge, ſo hat die Angeklagte den Tod durch Fahr⸗ 
läſſigkeit verurſacht, wenn ſie dieſe Folge, die ſie nicht 
vorausgeſehen hatte, hätte vorausſehen ſollen und 
können. Die Vorſchrift des $ 221 Abſ. 3 StGB. ſteht 
nicht entgegen, da dieſe nicht den fubjeltiven Tatbe⸗ 
ſtand berührt, ſondern nur den urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Tat und dem eingetretenen 
Erfolge betrifft. Der von der Reviſion gerügte Wider⸗ 
ſpruch beſteht ſohin nicht. Damit iſt der auf die 
Verletzung des § 309 StPO. geſtützte Reviſionsan⸗ 
griff erledigt. (Urt. d. FS. vom 23. Juli 1907, 5 
D 525/07). — — — e — 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Nichtpunkte für die Auslegung eines unter der 
Herrſchaft des franzöſiſchen Nechts errichteten Teſtaments, 
in dem der nach dem Inkrafttreten des BED. verſterbene 
Erblaſſer zugunſten feines 8 ya hat (Code 
civil art. 1094; 6G. z. 988. Art. 124; B. 88 133, 
2088, 1931). Die am 1. Februar 1907 verſtorbene 
Gärtnersfrau Magdalena H. in K. hat in ihrem am 
30. Auguſt 1894 in notarieller Urkunde errrichteten 
Teſtamente folgende Beſtimmungen getroffen: 

„Auf den Fall (daß) ich vor meinem Ehemann 
Joſef H. verſterben ſollte, vermache ich demſelben aus 
meinem Nachlaß Alles auf eigen und zur Nutznießung, 
was das Geſetz erlaubt. Wer von meinen Kindern 
etwa Gegenwärtiges angreifen ſollte, wird auf den 
Pflichtteil geſetzt.“ 

Die Erblaſſerin hat ihren Ehemann Joſef H. und 
acht Kinder hinterlaſſen. Der Witwer gibt dem Teſta⸗ 
mente die Auslegung, daß er der alleinige Erbe ſei, und 
beruft ſich darauf, daß die Erblaſſerin mit ihm der Anſicht 
geweſen ſei, daß das Teſtament ſeit dem Inkrafttreten 
des BGB. im Sinne des neuen Rechtes auszulegen 
ſei, und nur aus dieſem Grunde davon bgefegen 
habe, in einem neuen Teſtament ihn als alleinigen 
Erben einzuſetzen; die Kinder nehmen * Ades Nach⸗ 
laſſes für ſich in Anſpruch und erkennen den Vater 
nur als Miterben zu / des Nachlaſſes und mit dem 
Nießbrauch an einem weiteren Vierteile bedacht an. 
Fünf Kinder haben an das Nachlaßgericht den Antrag 
geſtellt, ihnen einen Erbſchein zu erteilen. Das Nach⸗ 
laßgericht hat den Antrag zurückgewieſen, weil es den 
Witwer als den alleinigen Erben anſah. Auf Be— 
ſchwerde der Antragſteller hat das Landgericht die 
Verfügung des Nachlaßgerichts aufgehoben und dieſes 
angwieſen, den beantragten Erbſchein zu erteilen. 
Das Beſchwerdegericht fand in der Teſtamentsbeſtim⸗ 
mung eine Bezugnahme auf die zur Zeit der Errich⸗ 
tung des Teſtaments in Geltung geweſenen Vorſchrift 
des Art. 1094 Code civil und verſtand ſie im Sinne 
dieſer Vorſchrift dahin, daß der Witwer / des Nach⸗ 
laſſes als Erbe und an einem weiteren Vierteile den 
Nießbrauch erhalten, das Erbrecht der Kinder aber 
nicht weiter geſchmälert werden fol. Das Oberſte 
Landesgericht hat die weitere Beſchwerde des Witwers 
zurückgewieſen. 

Gründe: Da die Erblaſſerin nach dem Inkraft— 
treten des BGB. geſtorben iſt, fo find nach Art. 214 
EG z. BGB. die Vorſchriften des, früheren Rechtes nur 
inſoweit, als es ſich um die Errichtung der letztwilligen 
Verfügung handelt, in allen übrigen Beziehungen 
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aber die Vorſchriften des BGB. maßgebend. Nach 


8 133 BGB. iſt es die Aufgabe der Auslegung, den 


wirklichen Willen des Erblaſſers zu erforſchen. Hat 
der Erblaſſer in ſeiner Verfügung auf eine beſtimmte 
Vorſchrift des früheren Rechtes Bezug genommen, ſo 
iſt feine Verfügung in dem Sinne zu verftehen. der 
ſich aus der Bezugnahme ergibt. Für den Inhalt 
der Verfügung iſt es ohne Belang, welche Ausdrucks⸗ 
form der Erblaſſer gewählt hat, ob er dem, was er 
ſagen wollte, unmittelbaren Ausdruck gegeben oder 
auf eine beſtehende Vorſchrift verwieſen hat. Aus 
dem Gebrauch einer ſolchen Verweiſung kann nicht 
gefolgert werden, daß der Erblaſſer mit der Möglich⸗ 
keit einer Aenderung des Geſetzes gerechnet und für 
dieſen Fall dasjenige gewollt habe, was das künftige 
Geſetz beſtimmen wird (Vgl. Rſpr. d. OLG. Bd. 3 S. 257). 
Hier hat die Erblaſſerin dadurch. daß fie ihrem 
Manne „auf eigen und zur Nutznießung“ fo viel zu⸗ 
gewendet hat, „als das Geſetz erlaubt“, unverkennbar 
auf die Vorſchrift des Art. 1094 Code eivil hinge⸗ 
wieſen, der beim Vorhandenſein von Kindern dem 
Ehegatten nur geſtattete, dem anderen Ehegatten ! 
des Vermögens zu Eigentum und ¼ zur Nutznießung 
unter Lebenden oder auf den Todesfall zuzuwenden, 
und durch die Beſtimmung, daß diejenigen von den 
Kindern, welche das Teſtament angreifen würden, auf 
den Pflichtteil befchränft fein ſollen, klar zu erkennen 
gegeben, daß ſie nicht daran dachte, ſämtlichen Kindern 
von vorneherein nicht mehr als den Pflichtteil zu 
hinterlaſſen. Das Beſchwerdegericht iſt daher bei der 
Auslegung des Teſtaments von richtigen Anſchauungen 
ausgegangen. Da die Erblaſſerin nur ihren Ehemann 
als Erben eingeſetzt hat und die Einſetzung auf „ des 
Nachlaſſes beſchränkt iſt, ſo iſt nach dem § 2088 Abſ. 1 
BGB. in Anſehung des übrigen Teiles die geſetzliche 
Erbfolge eingetreten, bei der nach dem § 1931 BGB. 
der überlebende Ehegatte neben Verwandten der erſten 
Ordnung zu / der Erbſchaft berufen iſt. Nach dieſer 
Vorſchrift würden dem Beſchwerdeführer noch weitere 
1s des Nachlaſſes gebühren. Die Erblaſſerin hat 
allerdings durch ihre Verfügung das Erbrecht der 
Kinder nicht weiter ſchmälern wollen, als der Art. 1094 
Code civil geſtattete, aber ſie hat auch nicht daran 
edacht, eine Beſtimmung zu treffen, durch die der 

kann in Gemäßheit des § 1938 BGB. von der ge⸗ 
ſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen wurde, weil ihm ja 
nach dem früheren Rechte, deſſen Vorſchriften ſie ihrer 
Verfügung zugrunde gelegt hat, ein geſetzliches Erb— 
recht nicht zuſtand. Gleichwohl muß dem Beſchwerde⸗ 
gericht auch darin zugeſtimmt werden, daß der Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht zu weiteren 16 des Nachlaſſes 
Erbe geworden iſt. Die Zuwendung, die die Erb— 
laſſerin ihrem Manne gemacht hat, hat denſelben 
Zweck wie das geſetzliche Erbrecht, das das BGB. 
dem überlebenden Ehegatten gewährt, ſie ſollte das 
mangelnde geſetzliche Erbrecht erſetzen, und der Mann 
erhält durch fie mehr, als er nach dem § 1931 BGB. 
erhalten würde. Hätte die Erblaſſerin das Teſtament 
unter der Herrſchaft des BGB. errichtet, jo würde. 
auch wenn ſie von dem geſetzlichen Erbrechte des 
Mannes keine Kenntnis gehabt hätte, die Gleichheit 
des Zweckes die Folgerung rechtfertigen, daß der 
Mann die Zuwendung nicht neben dem gefetlichen 
Erbrechte ſondern an deſſen Stelle erhalten, daß er 
kraft des Geſetzes Erbe nur werden ſolle, wenn er 
die Zuwendung ausſchlägt (vgl. Planck-Strohal, Komm. 
z. BGB. 3. Aufl. Bd. 5 S. 382). In demſelben Sinne 
iſt die vor dem Inkrafttreten des BGB. getroffene 
Verfügung zu verſtehen, bei deren Errichtung die Frau 
an ein geſetzliches Erbrecht des Mannes nicht gedacht 
hat. Vgl. Neue Samml. v. Entſch. d. OLG. Bd. 6 
S. 506, Rechtſor. d. OLG. Bd. 2 S. 114, Bd. 4 S. 133). 


Aus dieſen Gründen iſt die weitere Beſchwerde als, 


unbegründet zurückzuweiſen. (Beſchluß des I. ZS. v. 
18. September 1907. Rep. III 64/1907). W. 
1072 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. 


957 


| 


Nr. 23. 


II. 

Das Beſtehen einer Geſellſchafts⸗Firma, die den Bor⸗ 
und Innamen eines Geſellſchafters und einen das Ge: 
ſellſchaftsverhältnis bezeichnenden geſetzlichen Zuſatz 
enthält und in das Handelsregiſter eingetragen iſt, 
9 einen Einzelkanſmann mit demſelben Bor- und 

unamen nicht, am gleichen Orte feinen Bor: und Zu⸗ 
namen als nene Firma zu 1 Ob die Firmen: 
führung nach 8 8 des Bei. zur Bek. des unlautern Wett⸗ 
bewerbs zu beanſtanden iſt, kaun unr im 1 
nicht vom Negiſtergericht entſchieden werden (668. 
88 30, 19, 18, 37; 366. 40). Der Kaufmann 
Adolf L. in M., über deſſen Vermögen der Konkurs 
eröffnet war, verkaufte mit Zuſtimmung des Konkurs⸗ 
verwalters ſein Geſchäft in M., das den Vertrieb von 
Gas-, Waſſer⸗ und Dampfarmaturen zum Gegenſtande 
hatte, mit dem Rechte der Fortführung der Firma 
„Adolf L.“ an die Landwirtſchaftsbank K., Gen. m. u. H., 
in K. Die Genoſſenſchaft ſchloß mit Adolf L. einen 
notariell beurkundeten Vertrag über die Gründung 
einer Geſellſchaft m. b. H. unter der Firma „Adolf L. 
G. m. b. H.“ mit dem Sitze in M. Die Geſellſchaft 
übernahm von der Genoſſenſchaft das vormals L. ſche 
Geſchäft, die dafür beſtimmte Vergütung wurde auf 
die Stammeinlage der Genoſſenſchaft angerechnet. 
Adolf L. wurde als Geſchäftsführer beſtimmt, infolge 
von Streitigkeiten aber bald abberufen. Später machte 
Adolf L. durch ein gedrucktes Rundſchreiben, das die 
Aufſchrift trägt „Adolf L. in M., H.⸗W.⸗ſtraße 29. 
Erſtklaſſige Bezugsquelle für ſämtliche Artikel der Gas-, 
Waſſer⸗ und Dampfarmaturenbranche“, bekannt, daß 
er mit der Firma „Adolf L. G. m. b. H.“ nicht mehr 
in geſchäftlichen Beziehungen ſtehe und die General⸗ 
vertretung einer Anzahl nichtbayeriſcher Firmen für 
Bayern übernommen habe. Hierauf ließ die Geſell⸗ 
ſchaft bei dem Regiſtergerichte den Antrag ſtellen, 
Adolf L. aufzugeben, ſich des gegen den § 30 Abf. 2 
HGB. verſtoßenden Gebrauchs der Firma Adolf L. 
zu enthalten oder binnen einer zu beſtimmenden Friſt 
den Gebrauch der Firma mittels Einſpruchs gegen 
die Verfügung zu rechtfertigen und gegebenenfalls eine 
Ordnungsſtrafe feſtzuſetzen. Das Regiſtergericht ha 
den Antrag zurückgewieſen, weil die Firma „Adolf L.“ 
ſich von der Firma „Adolf L. G. m. b. H.“ deutlich 
unterſcheide, Adolf L. auch nicht die Moglichkeit habe, 
eine andere Firma zu führen. Die Beſchwerde der 
Geſellſchaft wurde zurückgewieſen. Das ObL . hat auch 
die weitere Beſchwerde der Geſellſchaft zurückgewieſen. 

Gründe: Nach § 30 Abſ. 1 HGB. muß ſich 
jede neue Firma von allen an demſelben Orte oder 
in derſelben Gemeinde bereits beſtehenden und in das 
Handelsregiſter eingetragenen Firmen deutlich unter— 
ſcheiden. Die Entſcheidung der Frage, ob dem Kauf— 
mann Adolf L. die Führung der dem 5 18 Abſ. 1 
HGB. entſprechenden Firma „Adolf L.“ geſtattet iſt 
oder ob er ihr nach § 30 Abſ. 2 HGB. einen Zuſatz 
beifügen muß, hängt hiernach davon ab, ob ſeine 
Firma ſich von der Firma „Adolf L. G. m. b. H.“ 
deutlich unterſcheidet, die zur Zeit des Beginns ſeines 
Geſchäftsbetriebs ſchon beſtand und in das Handels— 
regiſter eingetragen war. Es kann dahin geſtellt 
bleiben, ob der Anſicht des OLG. Karlsruhe beis 
zuſtimmen iſt, daß bei übereinſtimmenden Gefellſchafts- 
firmen eine deutliche Unterſcheidung darin nicht zu 
finden ſei, daß die eine Firma einen die Art des Ge— 
ſellſchaftspverhältniſſes (Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft 
m. b. H.) bezeichnenden Zuſatz enthält (vgl. Staub, 
HGB. 8. Aufl. Bd. I S. 180, Recht 1902 S. 440 
Nr. 2100). Denn hier enthält die Firma der Geſell⸗ 
ſchaft nicht nur die in 8 4 Abſ. 2 GmbH. vor⸗ 
geſchriebene zuſätzliche Bezeichnung „m. b. H.“, ſondern 
fie kennzeichnet ſich dadurch als Geſellſchaftsfirma, 
daß Sie der Vorſchriſt des 8 4 Abſ. 1 gemäß auch 
das das Vorhandenſein eines Geſellſchaftsverhältniſſes 
andeutende Wort „Geſellſchaft? enthält, während 
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der Kaufmann Adolf L. nur dieſen Namen als Firma 
führt. Sowohl das Wort „Geſellſchaft“ als der die 
beſchränkte Haftung betreffende Zuſatz ſind „wirk⸗ 
liche Teile der Firma ſelbſt“ (RG. Bd. 29 S. 60). 
Die Geſellſchaft iſt nicht berechtigt, den Namen Adolf L. 
ohne dieſe Zuſätze als Firma zu gebrauchen, der Name 
allein iſt nicht ihre Firma und kann es nicht ſein. 
Darin, daß die ältere Firma ſich als Geſellſchafts firma 
kennzeichnet, die jüngere ſich als die Firma eines Einzel⸗ 
kaufmanns darſtellt, liegt eine Verſchiedenheit, die zu 
einer deutlichen Unterſcheidung im Sinne des § 30 
Abſ. 1 HGB. ausreicht. Warum der das Geſellſchafts⸗ 
verhältnis andeutende Zuſatz , Geſellſchaft“ dazu weniger 
geeignet fein ſoll als der nach § 19 Abſ. 1, 2 HGB. 
in die Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft oder 
einer Kommanditgeſellſchaft aufgenommene Zuſatz 
„u. Cie.“ iſt nicht verſtändlich. Der § 30 Abſ. 1 HGB. 
erfordert die deutliche Unterſcheidung nur für die 
Firma, er verlangt nicht, daß die Firmen ſich auch 
dann noch deutlich unterſcheiden, wenn die eine oder 
beide in willkürlich veränderter Form gebraucht 
werden. Für die Anwendung des § 30 Abſ. 1 HGB. 
iſt es deshalb belanglos, wenn Perſonen, die Zu: 
ſchriften an die Geſellſchaft richten, ſich mit der An⸗ 
gabe des Namens „Adolf L.“ begnügen, die ihnen 
ausreichend erſcheinen mag, weil ihnen das Beſtehen 
einer Firma „Adolf L.“ nicht bekannt iſt. Das Recht 
des Kaufmanns Adolf L., ſeinen Namen als ſeine Firma 
zu gebrauchen, wird nicht dadurch beſchränkt, daß dritte 
Perſonen ſich zur Bezeichnung der Geſellſchaft einer 
verſtümmelten Form der Geſellſchaftsfirma bedienen. 

Das Ordnungsſtrafverfahren findet nach dem § 37 
HBG. und dem 8 140 FGG. nur zu dem Zwecke ſtatt, 
denjenigen zur Unterlaſſung des Gebrauchs der Firma 
anzuhalten, der eine nach den Vorſchriften des 3. Ab- 
ſchnitts des 1. Buches des HGB. ihm nicht zuſtehende 
Firma gebraucht. Benutzt ein Kaufmann die ihm nach 
den Vorſchriften des HGB. zuſtehende Firma miß— 
bräuchlich in einer Weiſe, die darauf berechnet und 
geeignet iſt, Verwechſlungen mit der Firma eines 
anderen hervorzurufen, fo kann er nach dem 8 8 UWG. 
im Rechtswege dazu angehalten werden, die miß— 
bräuchliche Art der Benutzung, und wenn der ganze 
Gebrauch der Firma mißbräuchlich iſt, den Gebrauch 
dieſer Firma zu unterlaſſen. Aber das Regiſtergericht 
hat nicht im Wege des Ordnungsſtrafverfahrens ein⸗ 
zuſchreiten; zur Feſtſtellung der Abſicht, Verwechſlungen 


mit der Firma eines anderen hervorzurufen, iſt das 
Ordnungsſtrafverfahren nicht beſtimmt. (Beſchl. des 


F 38S. vom 6. Sept. 1907; Reg. III 60/07). W. 
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Nach Art. 116 Geb. in der Faſſung der Novelle 
vom 20. Auguſt 1906 find die Eintragungen in die erſte 
Abteilung des Grundbuchs in der Pfalz gebührenfrei. 
Aus den Gründen: In dem Entwurfe des Geſ. 
vom 20. Auguſt 1906 lautete die als 2. Abſ. des Art. 


116 vorgeſchlagene Vorſchrift: „Die Eintragungen in 


den Titel des Grundbuchblatts ſind gebührenfrei.“ 
In der Begründung des Art. Ziff. 11 des Entwurfes 
(Verh. d. K. d. Abg. 1905/06 Beil.⸗Bd. 2 S. 86, 87) iſt 
bemerkt, der Titel des Grundbuchblattes ſei hauptſäch⸗ 
lich dazu beſtimmt, die Bezeichnung der Grundſtücke 
und die zu ihrer Beſchreibung dienenden Angaben 
aufzunehmen. Die ordnungsmäßige Führung des 
Grundbuchs ſetze voraus, daß dieſe Angaben mit dem 
natürlichen Zuſtande der Grundſtücke und mit ihrer 
Bezeichnung und Beſchreibung im Grundſteuerkataſter 
übereinſtimmen. Die Nachteile zu vermeiden, die den 
Beteiligten daraus entſtehen können, daß infolge 
des Eintritts von Aenderungen die im Grundbuch 
enthaltenen Angaben unrichtig werden, liege im öffent⸗ 
lichen Intereſſe. Es ſei deshalb geboten, alle Ein- 


tragungen, die die Erhaltung der Uebereinſtimmung 


475 


des Grundbuchs mit dem Grundſteuerkataſter und mit 
dem natürlichen Zuſtande der Grundſtücke zum Gegen⸗ 
ſtande haben, auch dann gebührenfrei zu laſſen, wenn 
ſie auf Antrag der Beteiligten erfolgen. Im 2. Ab⸗ 
ſatze der Begründung aber iſt bemerkt, außer den an⸗ 
geführten Eintragungen ſeien noch einige andere, wie 
die Zuſchreibung und die Vereinigung von Grund- 
ſtücken nach $ 890 BGB., in den Titel des Grundbuch⸗ 
blattes aufzunehmen. Dieſe ſeien jedoch von unter⸗ 
geordneter Bedeutung. Es ſei deshalb zur Vermeidung 
von Mißverſtändniſſen angezeigt, „von einer Unter⸗ 
ſcheidung der Eintragungen im Titel bezüglich der 
Gebührenpflicht abzuſehen und ſchlechthin alle Ein⸗ 
tragungen im Titel gebührenfrei zu belaſſen“. Hieraus 
geht hervor, daß dem Entwurfe die Abſicht zugrunde 
lag, auch jederlei Eintragung anderer als der im 
1. Abſ. der Begründung bezeichneten Art im Titel 
des Grundbuchblattes gebührenfrei zu laſſen, insbe⸗ 
ſondere auch die Eintragung von Grundſtücken, für 
die das Grundbuchblatt urſprünglich nicht beſtimmt 
war, in das die Eintragung zu machen iſt. Auf das 
Grundbuch der Pfalz würde die u in der 
Faſſung des Entwurfs nicht gepaßt haben, weil dort 
die Grundſtücke nicht wie im rechtsrheiniſchen Bayern 
in den Titel des Grundbuchblattes ſondern in die 
1. Abteilung des Blattes eingetragen werden und 
der Titel des Blattes zur Eintragung des Eigen⸗ 
tümers dient (Bek. des StM. der Juſtiz vom 14. Sep⸗ 
tember 1898 Nr. 206, 207 und das Formular und 
Muſter XXX, IMBl. S. 315 ff.). Bei der Be⸗ 
ratung des Entwurfes im Ausſchuſſe der K. d. Abg. 
wurde deshalb auf Anregung der Staatsregierung 
beſchloſſen, wegen der beſonderen Art der Einrichtung 
des Grundbuchs in der Pfalz die Vorſchrift dahin zu 
ändern, daß die Eintragungen, „in den Teil des 
Grundbuchblatts, welcher zur Eintragung des Grund— 
ſtücks beſtimmt iſt“, gebührenfrei find. Der Bericht⸗ 
erſtatter des Ausſchuſſes bemerkte bei dem Vortrage 
in der Abgeordnetenkammer, es handle ſich nur um 
eine formelle Aenderung. Die Kammer ſtimmte der 
vom Ausſchuſſe vorgeſchlagenen Aenderung zu (Verh. 
d. K. d. Abg. 190506 Beil.⸗Bd. 3 S. 300). In dem 
an den I und II. Ausſchuß d. K. d. Reichsr. erſtatteten 
Referate beantragte der Berichterſtatter die Zuſtim- 
mung zu der von der K. d. Abg. beſchloſſenen Faſſung. 
Die Aenderung der Faſſung ſei durch die in der Pfalz 
beſtehende andere Art der Einrichtung des Grund⸗ 
buchs veranlaßt; durch die neue Faſſung des Art. 116 
Abſ. 2 würden nun auch die Einſchreibungen in die 
1. Abteilung des Grundbuchblattes in der Pfalz ge⸗ 
bührenfrei gelaſſen. Die Ausſchüſſe ſtimmten dem 
Antrage des Berichterſtatters zu, und nach ihrem An⸗ 
trage trat auch das Plenum der K. d. Reichsr. dem 
Beſchluſſe der K. d. Abg. bei (Verh. d. K. d. Reichsr. 
1905.06 Beil.⸗Bd. S 824, 898, 931). Beſtimmter und 
unzweideutiger, als es durch die Faſſung des Abſ. 2 
geſchehen iſt, hätte die Abſicht nicht ausgedrückt 
werden können, eine Vorſchrift zu geben, die Aus⸗ 
nahmen jeder Art ſchlechthin ausſchließt. Sehr ver⸗ 
ſchieden iſt allerdings die Wirkung, die die 31 
in der Pfalz hat, von der, die ſie bei der Führung 
des Grundbuchs in den rechtsrheiniſchen Landes- 
teilen äußert. Während hier diejenigen Eintra⸗ 
gungen in den Titel des Grundbuchblattes, von 
denen der 2. Abſ. der Begründung des Art. I Ziff. 11 
des Entwurfes des Geſ. vom 20. Auguſt 1906 handelt, 
an Zahl weit zurückſtehen hinter den Eintragungen, 
die die Bezeichnung und Beſchreibung der Grundſtücke 
zum Gegenſtande haben, bilden für die Führung des 
Grundbuchs in der Pfalz die Eintragungen, die wegen 
der Aenderung der Perſon des Eigentümers zu er— 
folgen haben, ſei es daß ein Grundſtück dem Grund— 
buchblatte des Eigentümers zugeſchrieben oder davon 
abgeſchrieben wird, den Hauptfall der Eintragungen 
in die 1. Abteilung des Blattes. Inſofern iſt die 
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Aenderung, die an der Vorſchrift im Art. I Ziff. 11 
des Geſetzentwurfes vorgenommen wurde, nicht bloß 
formell ſondern auch von ſachlicher Bedeutung. Ob 
die Verſchiedenheit der Wirkung erörtert worden iſt, 
als im Ausſchuſſe der K. d. Abg. über die Anpaſſung 
der Vorſchrift des Entwurfes an die Einrichtung des 
Grundbuchs der Pfalz beraten wurde, geht aus den 
Aktenſtücken über die Beratung nicht hervor, iſt 
übrigens belanglos. Die nach dem Entwurf auf die 
ührung des Grundbuchs in den rechtsrheiniſchen 
andesteilen beſchränkt geweſene, von jeder Unter⸗ 
ſcheidung der Eintragungen in den Titel des Grund⸗ 
buchblattes abſehende Vorſchrift wurde im Geſetz auf 
das Grundbuch der Pfalz ausgedehnt, ohne daß ihre 
Anwendbarkeit auf die Eintragungen in die 1. Ab⸗ 
teilung des dortigen Grundbuchblattes durch irgend 
eine Ausnahme eingeſchraͤnkt wurde. Als bei der 
Beratung in den Ausſchüſſen der K. d. Reichsr. der 
Berichterſtatter ebenſo wie in dem von ihm erſtatteten 
Referat ausdrücklich betonte, daß durch die Aenderung 
des Art. 116 Abſ. 2 auch „die Einſchreibungen“ in 
die 1. Abteilung des pfaͤlziſchen Grundbuchblattes 
gebührenfrei gelaſſen werden, wurde von keiner andern 
Seite ſeiner Auffaſſung entgegengetreten. (Beſchluß 
des Ferien ZS. vom 26. Auguſt 1907, Reg. V ul 
1051 V. 


IV. 


u Gebührenſachen muß die Beſchwerdeſchriſt, durch 
die ein Nechtsanwalt weitere Beſchwerde einlegt, von 
dieſem eigenhändig unterzeichnet werden. (Geb. Art. 46). 

Aus den Gründen: Gemäß Art. 49 Abſ. 3 Sag 2 
Geb. muß die Beſchwerdeſchrift von einem Rechts- 
anwalt „unterzeichnet“ fein. Der Ausdruck „unter⸗ 
zeichnet“ iſt gleichbedeutend mit dem Ausdruck „unter⸗ 
ſchrieben“. Das Geſetz fordert demnach die eigenhändige 
Namensunterſchrift des Rechtsanwalts. Nur dieſe 
Art der „Unterzeichnung“ bietet eine Garantie für 
die Tatſache der Vollendung („Perfektion“) des 
Schriftſtücks und dafür, daß der Rechtsanwalt dieſes 
nach Form und Inhalt als „Beſchwerdeſchrift“ gelten 
laſſen will. Der erkennbare Zweck der Vorſchrift 
würde mit Sicherheit nicht erreicht werden können, 
wenn auch eine bloß auf mechaniſche Weiſe herge— 
ſtellte Namensbezeichnung zugelaſſen würde, da die 
Möglichkeit des Mißbrauchs durch einen Unbefugten 
nahe liegt. Daß das Erfordernis eigenhändiger 
Namensunterſchrift vom Geſetz aufgeſtellt iſt, ergibt 
ſich auch bei Heranziehung der einſchlägigen Vor⸗ 
ſchriften der ZPO., inſoweit es ſich um die Unter⸗ 
zeichnung der Urſchriften der ſogenannten beſtimmen⸗ 
den vorbereitenden Schriftſätze, insbeſondere der 
eine Rechtsmitteleinlegung enthaltenden handelt. Die 
Sollvorſchrift des 8 130 Nr. 6 ZPO. verwandelt ſich 
in dieſen Fällen in eine gebietende (f. z. B. § 569 
Abſ. 2). Die Vorſchriften der ZPO. über die Form 
der Beſchwerdeſchrift müſſen aber bei Auslegung des 
Art. 49 Abſ. 3 Geb. entſprechende und ergänzende 
Anwendung finden, weil, wie in einer ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des Oberſten Landgerichts anerkannt iſt, 
das Verfahren auf Beſchwerde ein nur durch Sonder— 
vorſchriften geordnetes Streitverfahren bildet, auch 
wenn der Streit die Schuld der Gebühr für eine 
Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit betrifft. 
Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes kommen für 
die Entſcheidung der Frage über die erforderliche Art 
der Unterzeichnung der Beſchwerdeſchrift nicht in Be— 
tracht; ihre Anwendung würde indes zu dem näm— 
lichen Ergebniſſe führen (BGB. § 126, von deſſen 
Vorſchrift der §8 793 Abſ. 2 Satz 2 nur eine be⸗ 
ſondere Ausnahme bildet). (Beſchluß des II. 38. 
v. 1. Oktober 1907, Reg. V 22, 07). W. 
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Grundbuchberichtigung in Enteignungsſachen. Be 
urkundungen durch die Diſtriktsverwaltungs behörde. 
Stoften des Beſchwerdeverfahrens in Grund duchſachen 
Arat tung von 1837 Art. XVII und I A, b 
mit Art. 26 und 22 A6. z. 380. und KO.; 58 29, 
39 G880.; Art. 131 A. z. B8.).) Vom Staats⸗ 
miniſterium des Innern wurde der Aktiengeſellſchaft 
der N.⸗Bahnen das Recht zur Enteignung der für die 
Erbauung einer Hauptbahn von M. nach S. erforder⸗ 
lichen Grundſtücke erteilt. Zur Verhandlung über 
die Abtretung des in der Steuergemeinde D.⸗O. zu 
enteignenden unter Grundbuchrecht ſtehenden Grund⸗ 
beſitzes wurden vom Bezirksamte R. mehrere Termine 
abgehalten. Im Termine vom 29. Dezember 1904 
kam zwiſchen dem Vertreter der Aktiengeſellſchaft und 
mehreren Eigentümern eine Einigung zuſtande. Die 
Eigentümer traten Teile von Grundſtücken, die in 
einem dem Protokolle beigehefteten Verzeichniſſe auf⸗ 
geführt waren, an die Aktiengeſellſchaft ab. Als Ent⸗ 
gelt wurden einzelne Beträge angegeben, die als verein⸗ 
barte Enteignungsentſchädigungen bezeichnet wurden. 
Die Aktiengeſellſchaft verpflichtete ſich, die Entſchädi⸗ 
gungen zu zahlen, ſobald das hypothekenfreie Eigen⸗ 
tum der Abtretungspflichtigen nachgewieſen ſei. Beide 
Teile erklärten ihr Einverſtändnis, daß das Eigentum 
der Grundſtücksteile auf die Aktiengeſellſchaft über⸗ 
gehen ſolle, und bewilligten und beantragten die Ein⸗ 
tragung der Rechtsänderung in das Grundbuch. In 
dieſer Weiſe haben unter anderen die Abtretung er⸗ 
klärt: Eliſabeth N. für ſich und als Vertreterin ihres 
Mannes, Friedrich O. in St. als bevollmächtigter Ver⸗ 
treter ſeiner Frau Katharina O., Johann Georg 
St. in O. im eigenen Namen und als bevollmächtigter 
Vertreter ſeines Sohnes Johann St. in J. In den 
Vollmachtsurkunden ſind die Unterſchriften der Voll⸗ 
machtgeber teils von bayeriſchen teils von preußiſchen 
Gemeindebeamten beglaubigt. Mit Helene P. und 
deren Ehemanne Philipp P. in N. iſt im Termine 
vom 29. Dezember 1904 gleichfalls eine Einigung über 
die Abtretung von Teilflächen zuſtandegekommen. 
Dabei verpflichtete ſich die Geſellſchaft, von den Ehe⸗ 
leuten P. noch einen Grundſtreifen von 1,20 m Breite 
zu erwerben. „Zum Vollzuge der im Protokolle vom 
29. Dezember 1904 getroffenen Vereinbarung“ er⸗ 
klärten die Eheleute P. am 25. Mai 1906 vor dem 
Bezirksamte R. in Gegenwart des Vertreters der 
Aktiengeſellſchaft, daß ſie aus den Grundſtücken Plan⸗ 
Nr. 2184, 2186 und 2203 Flächen von beſtimmtem 
Umfange gegen Zahlung von 348 Mk. „unter den Be⸗ 
dingungen des Protokolls vom 29. Dezember 1904 
abtreten“; der Vertreter der Aktiengeſellſchaft erklärte, 
daß er „alles Vorſtehende annehme“. Die Aktien⸗ 
geſellſchaft hat die vereinbarten Entſchädigungen ge⸗ 
zahlt. Die Direktion der N.⸗Bahnen ſtellte an das 
Bezirksamt R. den Antrag, die Berichtigung des 
Grundbuchs zu veranlaſſen; das Bezirksamt über⸗ 
mittelte den Antrag nebſt den Protokollen und den 
Auszügen aus den Meſſungsverzeichniſſen dem Grund⸗ 
buchamte. Dieſes machte die Berichtigung des Grund⸗ 
buchs in Anſehung der von Eliſabeth N., Friedrich 
O. und Johann Georg St. abgetretenen Grundflächen 
von der Vorlegung der Vorſchrift des 8 29 GBO. 
entſprechender Vollmachten und in Anſehung der von 
den Eheleuten P. am 25. Mai 1906 abgetretenen Teil⸗ 
flächen von der Auflaſſung abhängig, die in dem be⸗ 
zirksamtlichen Protokolle nicht erklärt ſei. Die Direktion 
legte Beſchwerde ein und machte geltend, ſie habe 
ihren Antrag nicht auf rechtsgeſchäftlichen Eigentums⸗ 
erwerb ſondern auf Enteignung geſtützt, durch die 
vorſichtshalber vereinbarte Auflaſſung habe fie nicht 
auf das Enteignungsrecht verzichtet. Das Grundbuch⸗ 
amt habe ſich deshalb auf die Prüfung der Frage 


1) Vgl. auch Jahrgang 1905 S. 365, 452. 


beſchränken müſſen, ob die Vorausſetzungen der Ent⸗ 
eignung vorliegen; dabei habe es nicht ſelbſtändig zu 
prüfen gehabt, ob das Enteignungs verfahren vor⸗ 
ſchriftsmäßig durchgeführt ſei, die Verantwortung 
dafür trage das Bezirksamt. Dieſes habe ſich mit 
den nicht öffentlich beglaubigten Vollmachten begnügt 
und den Berichtigungsantrag der Direktion mit den 
erforderlichen Belegen an das Grundbuchamt geleitet. 
Damit ſeien die Vorausſetzungen für die Berichtigung 
des Grundbuchs erfüllt. Das 88. hat der Be⸗ 
ſchwerde teilweiſe ſtattgegeben, ſie aber in Anſehung 
der Abtretungen durch die Eheleute P. zurückgewieſen 
und der Beſchwerdeführerin / der Koſten des Bes 
ſchwerdeverfahrens auferlegt. Es legte die Beſtim⸗ 
mungen des Protokolls vom 29. Dezember 1904 dahin 
aus, daß nicht Enteignungen ſtattgefunden haben 
ſondern Kaufverträge und Auflaſſungen vereinbart 
worden ſeien, billigte die Anſchauung des Grundbuch⸗ 
amts, daß die Vollmacht der Vertreter der abtretenden 
Eigentümer in der im $ 29 GO. vorgeſchriebenen 
Weiſe nachzuweiſen ſei, und trat dem Grundbuchamt 
auch darin bei, daß das bezirksamtliche Protokoll vom 
25. Mai 1906 einen mit den Eheleuten P. geſchloſſenen 
Kaufvertrag, aber nicht auch die Auflaſſung enthalte. 
Auf die weitere Beſchwerde der Eiſenbahngeſellſchaft 
wurden die Entſcheidungen der Vorinſtanzen in An⸗ 
ſehung der Pl.⸗Nr. 2184, 2186 und 2203 aufgehoben, 
inſoweit das Grundbuchamt zu anderweitiger Ver⸗ 

gung angewieſen und im übrigen die weitere Be⸗ 
chwerde zurückgewieſen. 

Gründe: Die Beſchwerdeführerin geht von einer 
unrichtigen Auffaſſung der Stellung der Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörde in dem Enteignungsverfahren aus. 
Ihre Aufgabe beſchränkt ſich, wenn in dem Verfahren 
eine Einigung über die Abtretungspflicht und die 
Entſchädigung zuſtande kommt, nach Art. XVII des 
Geſ. vom 17. November 1837 und Art. 26 AG. z. 
ZPO. und KO. auf die Beurkundung der Einigung. 
Sie iſt nicht berufen, mit Wirkſamkeit für und gegen 
jedermann feſtzuſtellen, daß die Enteignung vollzogen 
iſt oder nur noch von der Zahlung der Entſchädigung 
abhängt; es iſt ihr auch nicht die Befugnis einge⸗ 
räumt, im Sinne des § 39 GBO. das Grundbuchamt 
um die Berichtigung des Grundbuchs zu erſuchen. Ein 
ſolches Erſuchen hat ſie auch dann nicht zu ſtellen, 
wenn fie nach Art. 22 Satz 2 NG. z. ZPO. und KO. 
zugunſten des Staates die ſofortige Enteignung vor 
der gerichtlichen Entſcheidung über den Betrag der 
Entſchädigung verfügt. In dieſem Falle ſoll ſie nach 
8 12 der Bek. des StM. der Finanzen vom 23. Februar 
1905, die Fortführung des Grundſteuerkataſters betr. 
(FMBl. S. 39), den Antrag auf Berichtigung des 
Grundbuchs entgegennehmen und ihn mit den erforder: 
lichen Behelfen an das Grundbuchamt abgeben, die 
Berichtigung des Grundbuchs erfolgt aber nicht auf 
Grund ihres Erſuchens ſondern auf Grund der mitge⸗ 
teilten Behelfe. Das Grundbuchamt hat daher ſelb— 
ſtändig zu prüfen, ob die Enteignung vollzogen iſt, 
und zu dieſem Behufe muß ihm nachgewieſen werden, 
daß die Vorausſetzungen der Enteignung erfüllt ſind. 
Der Nachweis iſt in der im $ 29 GBO. vorge⸗ 
ſchriebenen Weiſe zu erbringen, auf eine andere Bes 
weisführung hat ſich das Grundbuchamt auch im 
Falle der Enteignung nicht einzulaſſen. Iſt der Ab⸗ 
tretungspflichtige bei der Einigung über die Ab- 
tretungspflicht und die Entfchädigung durch einen 
Bevollmächtigten vertreten worden, ſo muß die Voll⸗ 
macht öffentlich beurkundet oder öffentlich beglaubigt 
aa auch wenn die Diſtriktsverwaltungsbehörde ſich 
n ihrem Wirkungskreiſe mit einer nicht oder nicht 
wirkſam beglaubigten Vollmachtsurkunde begnügt hat. 
Da der Enteignungsberechtigte nach Art. I A, b des 
Geſ. vom 17. November 1837 das Eigentum erſt mit 
Leiſtung voller Entſchädigung erlangt, muß auch die 
Befriedigung des Entſchädigungsberechtigten durch 
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öffentlich beurkundete oder öffentlich beglaubigte Er⸗ 
klärungen nachgewieſen werden. 

Einfacher geſtaltet ſich die Antragſtellung, wenn 
die Beteiligten das Uebertragungsgeſchäft des bürger⸗ 
lichen Rechtes, die Auflaſſung, vornehmen, was nach 
Art. 26 AG. z. ZPO. und KO. vor der für das Ent⸗ 
eignungsverfahren zuſtändigen Behörde geſchehen 
kann. Das Grundbuchamt hat es dann nur mit der 
Auflaſſung zu tun, die Feſtſtellung und Berichtigung 
der Entſchädigung iſt nicht Gegenſtand ſeiner Prüfung. 
Im Falle des Einverſtändniſſes der Beteiligten wird 
deshalb regelmäßig von der durch den Art. 26 ge⸗ 
botenen Möglichkeit Gebrauch gemacht. Hier konnten 
die Vorinſtanzen aus den Beſtimmungen des Proto⸗ 
kolls vom 29. Dezember 1904, die freilich eine klare 
Unterſcheidung zwiſchen Enteignung und Erwerb durch 
Uebertragungsgeſchäft vermiſſen laſſen, ohne Irrtum 
entnehmen, daß Uebertragungsgeſchäfte geſchloſſen 
worden ſind. Es muß aber hierauf nicht näher ein⸗ 
gegangen werden, weil die Annahme der Vorinſtanzen 
der Beſchwerdeführerin nur zum Vorteile gereicht. 
Mit Unrecht haben aber die Vorinſtanzen in den in 
dem Protokolle vom 25. Mai 1906 beurkundeten Er⸗ 
klärungen die Auflaſſung vermißt. Indem die Be⸗ 
teiligten ſich über die Abtretung der in dem Protokolle 
bezeichneten Grundflächen „unter den Bedingungen 
des Protokolls vom 29. Dezember 1904“ einigten, haben 
ſie ſich die darin enthaltenen und damals von ihnen 
ſelbſt abgegebenen Auflaſſungserklärungen angeeignet 
und ſie für die den Gegenſtand der neuen Einigung 
bildenden Grundflächen wiederholt. Auf Grund der 
uftaflung kann die Beſchwerdeführerin zwar nicht 
die Berichtigung des Grundbuchs aber doch eine 
ihrem Zwecke entſprechende Eintragung erlangen. 
Es iſt anzunehmen, daß ſie von der Auflaſſung auch 
hierzu Gebrauch machen will. Es ſind deshalb die 
Entſcheidungen der Vorinſtanzen aufzuheben, ſoweit 
fie die von den Eheleuten P. abgetretenen Grund- 
flächen betreffen. Dagegen iſt die weitere Beſchwerde 
im übrigen als unbegründet zurückzuweiſen. Die 
Koſten fallen nach Art. 131 Abſ. 1 AG. z. BGB. der 
Beſchwerdeführerin zur Laſt, in deren Angelegenheit 
ſie entſtanden ſind. Eine Ueberbürdung auf die 
Staatskaſſe, die das Beſchwerdegericht inſoweit, als 
der Beſchwerde ſtattgegeben wird, für zuläſſig erachtet 
zu haben ſcheint, findet nach dieſer Vorſchrift nicht 
ſtatt. Die unrichtige Entſcheidung des Beſchwerde⸗ 
gerichts kann jedoch nicht zum Nachteile der Be⸗ 
ſchwerdeführerin abgeändert werden. (Beſchluß des 
I. 35. vom 10. Juli 1907, Reg. III 45 1907). 

1022 


— — — . 


B. Strafſachen. 


Behaudlung der Transportkoſten bei der Zwangs⸗ 
erziehung.) Vom Amtsgerichte P. wurde die Zwangs⸗ 
erziehung des minderjährigen J. R. angeordnet. Das 
Bezirksamt P. verfügte ſeine Verbringung in die Er⸗ 
ziehungsanſtalt Bernau a. H. Dort wurde ihm eine 
Vorladung vor die Strafkammer des Landgerichts P. 
zugeſtellt, wo über eine von ihm eingelegte Berufung 
verhandelt werden ſollte. J. R. erſchien in der Ver⸗ 
handlung, die mit ſeiner Freiſprechung endete. Die 
Koſten beider Rechtszüge wurden der Staatskaſſe über⸗ 
bürdet. Der „Katholiſche Verein zur Erziehung der 
verwahrloften Jugend (e. V.) in München“ liquidierte 
hierauf in einem an das Landgericht P. gerichteten 
Schreiben den Betrag von 51 Mk. 60 Pfg., welche 
auf den Hin⸗ und Rücktransport des R. durch den 
Begleiter A. S. erwachſen ſind, und erſuchte um deren 
Rückerſatz. Die Strafkammer lehnte den Erſatz ab, 
da im Urteil nur die Koſten des Verfahrens beider 


1) Vgl. die Abbandlung von Seel in dieſer Zeitſchrift 2. Jahr- 
gang S. 12. 
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Inſtanzen, nicht aber auch die dem R. erwachſenen 
notwendigen Auslagen der Staatskaſſe überbürdet 
worden ſeien. Der Staatsanwalt legte Beſchwerde 
ein mit dem Antrag, den Beſchluß aufzuheben und 
auszuſprechen, daß die Koſten als Koſten des Ver⸗ 
fahrens von der Staatskaſſe zu tragen ſeien. Die 
Regierung, Kammer der Finanzen, gab die Erklärung 
ab, daß ſie eine Verpflichtung der Staatskaſſe zur 
Uebernahme der Transportkoſten nicht anerkenne. Die 
Strafkammer legte die Beſchwerde dem Beſchwerde⸗ 
gericht vor. Dieſes A den Beſchluß auf. 
Gründe: Die Beſchwerde iſt nach §§ 346, 338 
St PO. zuläffig (vgl. Stenglein, StPO. zu § 338 
No te 4) und inſofern begründet, als die Strafkammer 
den 1 abgewieſen hat; denn hierzu war ſie 
gar nicht zuſtändig. Sie ging offenbar von der tat⸗ 
ſächlich unrichtigen Annahme aus, der mit der Li⸗ 
quidation erhobene Anſpruch gegen die Staatskaſſe 
werde auf die Entſcheidung des Urteils im Koſten⸗ 
punkte geſtützt, wie aus der Bezugnahme auf § 499 II 
StPO. hervorgeht. Die Liquidation läßt jedoch dieſe 
Entſcheidung völlig unberückſichtigt; ſie wurde ſchon 
vor der Rechtskraft des Urteils eingereicht und hätte 
ſchon bei der Verhandlung vor Erlaſſung des Urteils 
geltend gemacht werden können. Denn es handelt ſich 
hier um den Erſatz von Koſten, für deren formelle 
Behandlung nicht $ 499 StPO., ſondern 88 4, 10 
Abi. I und IV der Bek. vom 24. September 1879, das 
Koſtenweſen in gerichtlichen Strafſachen betr. (JMBl. 
1879 S. 1426, 1431) maßgebend iſt. Hiernach ſcheidet 
die Zuſtändigkeit der Strafkammer vollſtändig aus 
und es war deshalb die von ihr getroffene Entſcheidung 
aufzuheben. Inſoweit iſt demnach die Beſchwerde be⸗ 
gründet, im übrigen war fie als unbegründet zu ver⸗ 
werfen. Bei dieſer Sachlage war nur die Aufhebung 
des Beſchluſſes veranlaßt. Sache des Vorſitzenden iſt 
es, die Liquidation in der durch die erwaͤhnte Be— 
kanntmachung vorgeſchriebenen Weiſe formell zu be— 
handeln. (Beſchl. vom 30. Auguſt 1907). 
1076 v. H 


Oberlandesgericht München. 


Zur Auslegung des 8 606 Abſ. 4 ZPO. Der 
Beklagte iſt Bürger der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, und zwar gehört er dem Staat Indiana 
an; er hat die Klägerin, früher Württembergerin, am 
21. Juli 1899 in Newyork geheiratet und wohnte 
mit ihr bis Auguſt 1905 in München. Um dieſe Zeit 
verließ er ſie und ſiedelte nach kurzem Aufenthalt 
in Berlin nach Newyork über, wo ihm die auf Ehe⸗ 
bruch während des hieſigen Zuſammenlebens geſtützte 
Klage am 21. April 1906 zugeſtellt wurde. Zum 
Nachweis der Zuſtändigkeit des angegangenen deutſchen 
Gerichts legte die Klägerin ein Zeugnis des Ameri— 
kaniſchen Richters F. in Lafayette (Indiana) vor, wo⸗ 
nach dort die Zuſtändigkeit des letzten gemeinſchaft⸗ 
lichen Wohnſitzgerichts anerkannt wird. Die Klage 
wurde aber wegen Unzuſtändigkeit abgewieſen und 
Berufung zurückgewieſen, weil Abf. 4 des § 606 ZPO. 
durch das Wort „auch“ neben die Zuſtändigkeit nach 
ausländiſchem Recht diejenige nach der ZPO. fordere, 
eine ſolche jedoch mangels eines allgemeinen deut— 
ſchen Gerichtsſtands des Ehemanns und mangels An— 
wendbarkeit des Abſ. 2, 3 des 8 606 ZPO. oder Be⸗ 
ſtehens eines Sonderabkommens mit den Vereinigten 
Staaten (vgl. Art. 5 Intern. Scheidungsabk.) nicht 
gegeben ſei. (Urt. v. 22. Mai 1907; N 209/07). X. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Zeit der Entſtehnng des Anſpruchs auf eine Ber⸗ 
tragsſtrafe, Gerichtsſtand des Erfüllungserts 6 29 380. 
269 BGB.). Der Beklagte hatte ſich durch Ans 
tellungsvertrag bei Meidung einer Strafe von 10000 Mk. 
verpflichtet, während der Dauer von drei Jahren nach 
ſeinem Austritt bei der Klägerin in kein Konkurrenz⸗ 


geſchäft in Süddeutſchland einzutreten. Er handelte 
dem Verbot zuwider und wurde auf Zahlung der 
Vertragsſtrafe belangt. Er wohnte zur Zeit des Ab⸗ 


ſchluſſes des Vertrags in E. Er trat in ein Konkurrenz⸗ 
geſchäft in B. ein. Die Städte E. und B. gehören 
verſchiedenen Landgerichten an. Die zum Landgericht 
des früheren Wohnſitzes E. des Beklagten geſtellte 
Klage wurde mangels der Zuſtändigkeit abgewieſen. 
Die Berufung blieb erfolglos. 
Aus den Gründen: Der Gerichtsſtand des 
29 ZPO. wird durch den Erfüllungsort der ſtreitigen 
erpflichtung beſtimmt, der Erfüllungsort bemißt ſich 
nach § 269 BGB. Die ftreitige Verpflichtung beſteht 
hier in der Zahlung der i Da ein Ort 
für die Leiſtung weder beſtimmt noch aus den Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere aus der Natur des Schuldver⸗ 
hältniſſes zu entnehmen iſt, ſo hat die Erfüllung der 
ſtreitigen ſelbſtändigen Verpflichtung an dem Orte zu 
erfolgen, an welchem der Beklagte z. Z. der Entſtehung 
des Schuldverhältniſſes ſeinen Wohnſitz hatte. Es 
fragt ſich, ob ſchon mit dem Abſchluſſe des Anſtellungs⸗ 
vertrags die ſtreitige Verpflichtung entſtanden war. 
Der Erſtrichter verneint dies, weil der Anſpruch auf 
Zahlung der Vertragsſtrafe nicht mit dem Ver⸗ 
tragsabſchluß, ſondern erſt mit dem Eintritt des Be⸗ 
klagten in das Konkurrenzgeſchäft entſtanden ſei; erſt 
in dieſem Zeitpunkt ſei das bis dahin bedingte Schuld⸗ 
verhältnis ganz wirkſam geworden. Daß der Anſpruch 
auf die Vertragsſtrafe von der Zuwiderhandlung gegen 
das vertragsmäßige Konkurrenzverbot abhängt, ſohin 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes aufſchiebend bedingt 
war, iſt nicht zu bezweifeln. In der Rechtslehre iſt 
die Frage beſtritten, ob bei bedingten Schuldverhält⸗ 
niſſen die Zeit des Vertragsſchluſſes oder jene eines 
ſpäteren Ereigniſſes, ſohin des Eintritts der Bedingung 
für die Entſtehung der Verpflichtung maßgebend iſt. 
Das Berufungsgericht folgt mit dem Erſtrichter der 
auf überzeugende Gründe geſtützten Anſchauung der 
Rechtslehrer Planck, Hölder und Dernburg, wonach bei 
aufſchiebend bedingten Schuldverhältniſſen das Recht 
des bedingt Berechtigten erſt mit dem Eintritt der 
Bedingung zur vollen Wirkſamkeit und Erzwingbarkeit, 
ſohin zur Entſtehung gelangt. Die Behauptung der 
Berufung, daß es auf dieſe Frage nicht anzukommen 
habe, weil das Geſetz die Entſtehung des Schuldver⸗ 
hältniſſes im Ganzen, des Anſtellungsvertrags als 
ſolchen ohne Rückſicht auf die Bedingtheit gewiſſer 
Verpflichtungen im Auge habe, iſt unhaltbar. Das 
Schuldverhältnis im Sinne des § 269 BGB. iſt jenes, 
um deſſen Beſtehen oder Nichtbeſtehen die Parteien 
ſtreiten, jeder Vertrag kann ſoviele Erfüllungsorte 
haben, als er ſelbſtändige Verpflichtungen enthält. 
Da nun das hier ſtreitige Schuldverhältnis, nämlich 
die Verpflichtung des Beklagten zur Zahlung der Ver⸗ 
tragsſtrafe, nicht mit dem Abſchluß des Dienſtvertrages, 
ſondern erſt mit dem Eintritt des Beklagten in die 
Konkurrenzfirma entſtand und der Beklagte in dieſem 
Zeitpunkt nicht mehr im Bezirke des angegangenen 
Gerichts, ſondern in B. wohnte, ſo hat das Gericht 
mit Recht feine Zuſtändigkeit abgelehnt. Dieſes Er⸗ 
gebnis kann auch nicht durch die angezogenen reichs— 
gerichtlichen Entſcheidungen erſchüttert werden. Das 
Reichsgericht hat für Klagen auf Unterlaſſung der Zu⸗ 
widerhandlung gegen eine vertragsmäßig übernommene 


| Verpflichtung zum Unterlaſſen das Gericht jenes Ortes 
für zuſtändig erklärt, an welchem der Schuldner zur 
| Zeit des Vertragsſchluſſes feinen Wohnſitz hatte; es 
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hat angenommen, daß für die Erfüllung der Unter» 
laſſungspflicht der gleichzeitig mit der Uebernahme 
der Verpflichtung als gefaßt vorauszuſetzende Willens⸗ 
entſchluß entſcheidend, hiermit der die Erfüllung des 
Vertrags enthaltende Zuſtand ſofort geſchaffen ſei. 
Allein hier handelt es ſich nicht um den Anſpruch 
auf Unterlaſſung, der der Klägerin ohnehin nach 8 75 
Abſ. 2 HGB. verſagt wäre, hier iſt ausſchließlich 
Gegenſtand des Schuldverhältniſſes die Zahlung der 
Vertragsſtrafe; dieſes Schuldverhältnis iſt erſt im 
Zeitpunkt der Zuwiderhandlung entſtanden. Es ent⸗ 
hält allerdings im Verhältnis zum Hauptvertrag eine 
Nebenverpflichtung, die aber mit Rückſicht auf ihren 
ſelbſtändigen Charakter dem Erfüllungsort des Haupt⸗ 
vertrages nicht zu folgen hat. (Urteil vom 14. Okt. 9 
1073. A 


Literatur. 


Heim, Dr. Franz Au 190 Die Hauptinter⸗ 
vention. München 1907. C. H. Beckſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung (Oskar Beck.) 104 S. Mk. 12.— 

Die eng begrenzte, an Zweifelsfragen aber reiche, 
in der Literatur bisher verhältnismäßig wenig bear⸗ 
beitete Materie der Hauptintervention legt H. in Otto 

Fiſchers Abhandlungen zum Privatrecht und Zivil⸗ 

prozeß in einer Monographie klar (Bd. 15 Heft 2). 

In dem einleitenden Kapitel gibt er, wie üblich, einen 

rechtshiſtoriſchen Rückblick auf das römiſche und das 

alte deutſche Recht, auf das mittelalterlich-italienifche 

Recht, auf das neuere gemeine Recht Deutſchlands, 

auf das Recht des code de procédure civile, auf die 

preußiſche allgemeine Gerichtsordnung von 1793 und 

die wichtigen partikularen Prozeßordnungen von 1850, 

1864, 1868 und 1869 und ſchließlich auf die Vor⸗ 

geſchichte der Hauptintervention der Reichszivilprozeß⸗ 

ordnung. In dem Hauptteile des Buches ſtellt H. 

zunächſt das Weſen der Hauptintervention unſerer 

ZPO. feſt. Er lehnt die Meinungen ab, welche die 

Hauptintervention als eine einzige einheitliche 

Klage konſtruieren, ſowohl die Konſtruktion Kohlers, 

der dieſe einheitliche Klage lediglich gegen den erſten 

Beklagten gehen läßt, wie auch die Konſtruktion Weis⸗ 

manns, der die einheitliche Klage gegen beide Parteien 

des anhängigen Prozeſſes als wirkliche Beklagte ge⸗ 

richtet auffaßt. Heim ſieht, dem ſchon 1880 von A. S. 

Schultze gewieſenen Wege folgend, in der Hauptinter⸗ 

vention „eine Verbindung zweier Klagen des Inter⸗ 

venienten gegen beide Erſtparteien, durch die zwei 
neue Prozeſſe begründet werden“. Dieſe Anſicht be⸗ 
gründet H. des näheren. Darnach ſchildert er die all- 
gemeinen und die beſonderen Vorausſetzungen der 
Hauptintervention und ſodann den Interventions— 
prozeß. Hier wird die Streitgenoſſenſchaft der Inter— 
ventionsbeklagten und das Verhältnis des Inter⸗ 
ventionsprozeſſes zum Erſtprozeß, die Dispoſitions⸗ 
fähigkeit der Parteien über Beſtand und Fortgang 
und Gegenſtand des Prozeſſes und über die Urteils- 
grundlagen unterſucht; weiter werden die Wandelungen 
in den Prozeßſubjekten, die in den regelmäßigen Ver— 

lauf des Prozeſſes ſtörend einzugreifen vermögen (z. B. 

Tod und Konkurs), und die Erweiterungen und Neben— 

bildungen, die der Interventionsprozeß ſowohl durch 

eigene Handlungen der Parteien (insbeſondere Wider— 
klage) wie auch durch die Beteiligung Dritter erleiden 
kann, und ſchließlich das Interventionsurteil, insbe— 
ſondere ſeine Anfechtbarkeit und ſeine Rechtskraft⸗ 
wirkung dargeſtellt. In einem letzten Abſchnitt be⸗ 
leuchtet H. das Verfahren nach § 75 ZBO. 
Rechtsanwalt Dr. Böckel, Jena. 


Baumgarten, Dr. Ferdinand, Rechtsanwalt, Privat⸗ 
dozent an der Univerſität Budapeſt, und Meszleny, 
Dr. Arthur, Amtsrichter in Budapeſt. Kartelle 
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und Truſts. Ihre Stellung im Wirtſchafts⸗ und 
Rechtsſyſtem der wichtigſten Kulturſtaaten. Eine 
nationalökonomiſch⸗juriſtiſche Studie. Preisgekrönt 
von der Ungariſchen Akademie der Wiſſenſchaften. 
362 S. Berlin 1906. Otto Liebmann. Preis: 
Mk. 8.50, geb. Mk. 11.—. 


Die reiche Literatur über Kartelle und Truſts 
haben Baumgarten und Meszlény mit ihrer Arbeit 
dankenswert bereichert. Ihre auf ſouveräner Be⸗ 
herrſchung des geſamten wirtſchaftlichen Materials, 
auch des geſchichtlichen Werdens, aufgebauten Unter⸗ 
ſuchungen werden das Verſtändnis für die ſo viel um⸗ 
kämpften Gebilde erheblich fördern. In fünf Ab⸗ 
ſchnitten betrachten ſie Kartelle und Truſts im allge⸗ 
meinen, wobei ſie den Begriff des Kartells ſo weit 
faſſen, daß auch der Truſt darunter fällt, die Arten 
der Kartelle und Truſts, die Kartell⸗ und Truſt⸗ 
bewegung, die vielſeitigen Wirkungen der Kartelle und 
Truſts und ihre Stellung im Rechtsſyſtem. Das Werk 
gipfelt in einem 6. Kapitel in Vorſchlägen zur Löſung 
des Problems. 


Vorteile und Nachteile der Kartelle und Truſts 
wägen die Verfaſſer als unparteiiſche Richter ab. Ent⸗ 
gegen der landläufigen Auffaſſung, die in jedem Truſt, 
ja ſogar in jedem Kartell, einen verbrecheriſchen An⸗ 
ſchlag zur Ausbeutung der Konſumenten ſehen möchte 
(wobei ſchon die Gruppe der Abnehmer kartelle 
überſehen wird), kommen ſie (S. 238) zu einem Licht 
und Schatten gerecht verteilenden Geſamturteil. 


In dem Kapitel über die Stellung der Kartelle 
und Truſts im Rechtsſyſtem ſind von beſonderem 
Intereſſe die Ausführungen über die Antitruſtgeſetz⸗ 
gebung der Vereinigten Staaten und die geſchichtliche 
Entwicklung in Frankreich, die über die Art. 419 
und 420 code pénal und über die den Kartellvertrag 
für ungültig erklärenden Art. 1131, 1133 code civil 
hinweggegangen iſt. Ein die Fülle der wirtſchaft⸗ 
lichen Erſcheinungen in ſo hervorragender Weiſe ſyſte⸗ 
matiſch meiſterndes Werk verdient, von allen Juriſten 
ſtudiert zu werden, gerade auch von denen, die den 
großen Strömen des wirtſchaftlichen Lebens ferner 
leben und in erſter Linie eine Orientierung benötigen 
über Entftehung, Zweck und Organiſation, Vorzüge 
und Nachteile der Rieſenunternehmungen, von denen 
wir täglich in den Zeitungen leſen. 


Rechtsanwalt Dr. Böckel. Jena. 


Heule, Dr. Wilhelm von, Staatsrat i. o. D. und 
Miniſterialdirektor im Staatsminiſterium der Juſtiz. 
Geſetz über die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 
(Faſſung vom 20. Mai 1898). Mit den Ausführungs⸗ 
vorſchriften der größeren Bundesſtaaten. 3. ver⸗ 
mehrte und verbeſſerte Auflage. München 1907, 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck). 
Gebd. Mk. 2.80. 


Seit der Ausgabe der zweiten Auflage hat die Aus⸗ 
legung des ZwVG. durch die Kommentare erhebliche 
Förderung erfahren. Auch die Rechtſprechung hat 
ſich entwickelt, freilich nicht in dem wünſchenswerten 
Maße, weil reichsgerichtliche Erkenntniſſe ſehr ſelten 
vorkommen. Die neue Auflage trägt dem veränderten 
Stande der Auslegung Rechnung: Die Anmerkungen 
ſind vermehrt und zum Teil umgeſtaltet. 


EEE 


Löſungen zu den Staatskonkursaufgaben ſeit 1896. 
Unter Mitwirkung hervorragender Juriſten heraus— 
gegeben von Rechtsanwalt Dr. K. Fiſcher in 
München. Verlag von Dr. A. Wachter in München. 
Monatlich 4 Nummern. 


Ich habe mich ſchon in meiner kleinen Schrift 
über den Staatskonkurs gegen die Veröffentlichung 
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von Löſungen zu den Staatskonkursaufgaben ausge⸗ 


ſprochen. Der Beifall, den das Unternehmen des 


Herausgebers anſcheinend ſchon gefunden hat und 


vorausſichtlich noch finden wird, kann mein Urteil 


nicht ändern. Ich halte die Benützung von Muſter⸗ 
löſungen auch dann für gefährlich, wenn die Be⸗ 
arbeitung der Aufgaben völlig einwandfrei iſt. Die 
Benützung könnte ſehr vorteilhaft ſein, wenn ſie nach 
ſelbſtändiger Durcharbeitung der Aufgaben erfolgen 
würde: die Vergleichung der fremden Arbeit mit der 
eigenen würde Aufklärung über Irrtümer bringen 
und zu intenſiver geiſtiger Veſchäftigung mit dem 


Falle anhalten. Man wird aber mit der Schwäche 


des Menſchengeſchlechts rechnen müſſen. Ich fürchte, 
erſt dann anzurühren, wenn ſie ſelbſt die Aufgabe ſich 
zurechtgelegt und ihre eigene Anſchauung zu Papier 
gebracht haben. Bei der Mehrzahl wird an die 
Stelle wirklicher eigener Arbeit eine Scheinarbeit 
treten: das behagliche Durchſtudieren der Löſung. 
Die Verſuchung hierzu liegt beſonders für den An⸗ 
fänger nahe, der den verwickelteren Aufgaben zu— 
nächſt ratlos gegenüberſteht. Wird aber die eigene 
Kraft nicht dadurch geübt und geſtählt, daß man den 
Problemen ohne fremde Hilfe friſch zu Leibe geht, ſo 
wird fie verfagen, wenn der Augenblick kommt, in 
dem nicht mehr verſtändnisvolles Einleben in fremde 
Gedankengänge ſondern eigene ſchöpferiſche Geſtaltung 
verlangt wird. von der Pordten. 


Notizen. 


Der Entwurf eines Geſetzes betr. die Bernfsvor⸗ 
mundſchaft und die Zwangserziehung, der vor wenigen 


Tagen dem Landtage vorgelegt worden iſt, zeigt, daß 


in der Ausgeſtaltung der Jugendfürſorge rüſtig fort- 
geſchritten werden ſoll. Die Tätigkeit, die der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter der perſönlichen Fürſorge für den 
Mündel widmet, muß erfolglos bleiben, wenn ihm 
nicht geeignete Ausführungs-Organe zur Verfügung 
ſtehen. Und an ſolchen fehlt es häufig, beſonders in 
den Großſtädten. Brauchbare, energiſche Vormünder 
zu finden, fällt dort dem Richter immer ſchwerer, 
namentlich dann, wenn es ſich um uneheliche Kinder 
handelt. Die einen ſuchen ſich mit allen erdenklichen 
Mitteln von dem läſtigen Amte zu drücken, die an— 
deren begnügen ſich mit einer rein formalen Tätigkeit, 
mit der Zuſtimmung zum Unterhaltsvertrag und der 


den Gemeinden die Initiative überläßt; fie ſollen dar⸗ 
über entſcheiden, ob durch Statut die Berufsvormund⸗ 
ſchaft eingeführt werden ſoll. 

Das Geſetz vom 10. Mai 1902, die Zwangs⸗ 


erziehung betr., das in Art. 12 Abſ. 2 Satz 2 für 


München die Polizeidirektion als Vollzugsbehörde 
beſtimmte, ſoll geändert werden. Die Zuſtändigkeit 
ſoll auf den Stadtmagiſtrat übergehen. 


Die Praxis der geprüften Nechtspraktitanten. Die 
Nummer XV des Juſtizminiſterialblattes vom laufenden 
Jahrgang enthält das Ergebnis der Umfrage, die, wie 
man im heurigen Frühjahr aus den Zeitungen erfuhr, 


nur wenige werden die Willenskraft haben, die Löſung das Juſtizminiſterium bei den Handels⸗ und Gewerbe⸗ 


kammern darüber hielt, welche kommerzielle und in⸗ 


duſtrielle Anſtalten, Unternehmungen, Firmen uſw. 
bereit wären, geprüfte Rechtspraktikanten zum Zwecke 
der weiteren Ausbildung bei ſich aufzunehmen. Eine 
ſtattliche Anzahl von Inſtituten, Anſtalten, Unter⸗ 
nehmungen und Firmen — voran die Kgl. Bank⸗ 
direktion Nürnberg und die Kgl. Hauptbank Nürn⸗ 
berg — hat ſich zur Einführung der jungen Juriſten 
in das Getriebe des wirtſchaftlichen Lebens zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Manchen, der ſchon in Amt und 
Würde iſt, mag ein Bedauern überkommen, daß ihm 
ſeinerzeit eine gleiche Ausbildungsgelegenheit nicht 
geboten war. Mögen die jungen Juriſten von der 
ihnen neu erſchloſſenen Bildungsquelle ausgiebigen 
Gebrauch machen. Jedenfalls werden ſie gut daran 
tun, zunächſt die vorgeſchriebene gerichtliche und ſtaats⸗ 


andwaltſchaftliche Praxis abzuleiſten und fi) dann erſt 
der Ausbildung auf dem Gebiete des wirtſchaſtlichen 


Erſtattung von Erziehungs berichten auf Grund der 


Angaben der Kindsmutter oder der Koſtleute. 
kann es auch dem Privatmann nicht übel nehmen, 
wenn er kein beſonderes Vergnügen daran findet, ſich 
mit einer rabiaten Kindsmutter herumzubalgen und 
den widerſpenſtigen Erzeuger mit Lohnpfändung zu 
verfolgen. Durchaus berechtigt und ausſichtsvoll iſt 
deshalb der Plan, Gemeindebeamte ſelbſt unter Ueber— 
gehung der nach 8 1776 BGB. zunächſt berufenen 
Perſonen zu Vormündern zu beſtellen. Die Gemeinde— 
beamten haben durch ihre Tätigkeit in Armenſachen, 
in der Zwangserziehung, im Koſtkinderweſen uſw. 


Man 


Erfahrungen auf dem Gebiete der Jugendfürſorge ges 


ſammelt, ſie haben die im Verkehr mit manchen 
Schichten des Publikums erforderliche Ruhe und 
Gewandtheit und genießen den Vorzug einer amtlichen, 
autoritativen Stellung. 

Die einzelnen Vorſchriften des Entwurfes, der ſich 
auf den Vorbehalt in Art. 136 des EG. z. BGB. 
gründet und die Vorſchrift in Art. 100 des AG. z. 
GB. ergänzt, bedürfen einer weiteren Erläuterung 
nicht. Hervorzuheben iſt nur, daß der Geſetzentwurf 


Lebens zuzuwenden. 


Da ihnen dieſes zumeiſt noch 
ganz fremd fein wird, wird nicht ein ſchon flüchtiger 
Einblick, ſondern nur emſige Arbeit während längerer 
Zeit zu einem erſprießlichen Ergebniſſe führen. Das 
längere Verbleiben an dem einmal gewählten Inſtitut 
uſw. kann vielleicht für die Rechtspraktikanten zur Folge 
haben, daß ſie für ihre Dienſte entlohnt werden, wird 
aber unter allen Umſtänden den Rechtspraktikanten 
die Genugtuung gewähren, nicht bloß der Empfangende 
zu ſein, wenn ſie auch dann noch bleiben, wenn ſie die 
Anfangsſchwierigkeiten überwunden haben.“ 


Wie dringend allenthalben das Bedürfnis nach 
Ausbildung des juriſtiſchen Nachwuchſes au auf dem 
wirtſchaftlichen Gebiet empfunden wird, zeigt auch der 
von dem Oberlandesgerichtspräſidenten a. D. Dr. Hamm 
in Bonn in der Deutſchen Juriſtenzeitung (Jahrgang 
1907 Nr. 1 S. 24) für Preußen gemachte Vorſchlag, 
die aus dem zweiten Examen erfolgreich hervor— 
gegangenen Referendare ſich zunächſt ein Jahr lang 
in einem kaufmänniſchen oder induſtriellen Betriebe, 
der ihnen von den Handelskammern zugewieſen wird, 
beſchäftigen zu laſſen. Auch die von dem Chef der 
Juſtizverwaltung kürzlich im Finanzausſchuß der Ab— 
geordnetenkammer zu dem Poſtulate von 6000 Mark 
zur weiteren Ausbildung der Juſtizbeamten abgegebene 
Erklärung zeigt, daß die bayeriſche Regierung ernſtlich 
beſtrebt iſt, die bisher beſtandene Lücke auszufüllen. 
Nach jener Erklärung ſollen an den Sitzen der Kreis— 
regierungen Kurſe für die Rechtspraktikanten abgehalten 
werden, den Rechtspraktikanten ſoll der Beſuch der 
Kurſe der Vereinigungen für rechts- und ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftliche Fortbildung in Berlin, Cöln und Frankfurt 
a. M. ermöglicht werden und es wird daran gedacht, 


eine ſolche Vereinigung auch für Bayern ins Leben 


zu rufen. 
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i Eine äußere Tatſache ſcheint mir auf den erſten 

Leinrich Jernburg | Blick Unrecht zu geben: Windſcheid war jahres 
Ein Nachruf. beng e der 5 die 

on Dr. Erwin Niezler, Univerſitätsprofeſſor den 1. Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuches 

* lie Freiburg % u | bete yon Er Dernburg hat ee feiner - 

eiden Kommiſſionen angehört. er wir be⸗ 
Als Na urn 5 Sei 190 | trachten es als ein Glück, daß jener 1. Entwurf, 
in der Nacht zum 23. November ſein in dem fo viel Windſcheidſcher Einfluß bemerklich 
arbeitsreiches und erfolggefröntes Leben vollendet. war, der nur allzuſehr die Züge reiner Gelehrten⸗ 
Ein Leben, in dem wir uns keinen Zug anders Arbe an ſich trug und allzuwenig Fühlung mit 

„ als er geweſen iſt. Ein Leben voll 8 ö 9 9 
wünſchen, a 9 luckl den Lebensfragen der Gegenwart und den großen 
jener inneren Harmonie, die einer glücklichen ſozialen Problemen hatte, nicht Geſetz geworden 
Uebereinſtimmung des Könnens mit dem Wollen | iſt. Und wir erkennen es dankbar, daß im 
entſpringt. fertigen Geſetze nun doch viel vom Geiſte Dernburgs 

Als Ihering ſtarb, war das Empfinden ein ſteckt, wenn man auch feiner unmittelbaren Mit: 
anderes. In die Klage um das Hinſcheiden des hilfe entraten zu können glaubte. 
leidenſchaftlichen Kämpfers ums Recht, des feurigen Dernburg iſt gleich Windſcheid aus der hiſto⸗ 
viel umſpannenden Geiſtes, der uns den Geiſt riſchen Schule hervorgegangen. Durchaus auf 
des römiſchen Rechtes nahe gebracht hat, miſchte dem Boden dieſer Schule ſteht er mit den Werken, 
fich das Bedauern, daß es dieſem Genius nicht die feinen Namen zuerſt bekannt und geachtet 
vergönnt war, ſeine noch viel weiter ausſchauenden gemacht haben: mit ſeiner „Geſchichte und Theorie 
Pläne zu vollenden und der leiſe Zweifel, ob die | der Kompenſation“ (1. Aufl. 1854, 2. Aufl. 1868) 
Ziele, denen er auf philoſophiſchem und ethnolo⸗ und mit feinem „Pfandrecht nach den Grund: 
giſchem Gebiete zuſtrebte, nicht doch von vornherein ſätzen des heutigen römiſchen Rechtes“ (2 Bände. 
ſeine Kräfte überſtiegen. 1860 und 1864). 

Und wieder anders war der Eindruck, als Dann hat er die Kraft der beſten Mannes⸗ 
Windſcheid dahinging. Windſcheid iſt für uns jahre ſeinem einheimiſchen Rechte gewidmet. Es 
der klaſſiſche Vertreter einer Rechtsepoche, die wir | entitand ſein „Vormundſchaftsrecht der preußiſchen 
heute als eine im weſentlichen abgeſchloſſene be: | Monarchie“ (1875), „Das preußiſche Hypotheken⸗ 
trachten. Er iſt der Meiſter, deſſen rückſchauender recht“ (mit Hinrichs 1877 — 1891) und vor allem 
Blick noch einmal alles zuſammenfaßt und zu ſein umfaſſendes vorzügliches „Lehrbuch des preußi⸗ 
einem großartigen Geſamtbilde vereinigt, was die | ſchen Privatrechts“ (3 Bände, 1871 - 1880, 
Wiſſenſchaft des römiſchen Rechtes in Jahrhunderten 5. Aufl. 1897), ein Werk, das in der preußiſchen 
zuſammengetragen hat. Ihm iſt die Hauptfrage Zivilrechtspraxis reiche Früchte getragen hat. 
nicht, was Recht ſein jollte und werden ſoll, ſondern Jetzt kehrte er zum römiſchen Recht zurück. 
was als ſchon vorhandenes Recht, ſpeziell als Er ſchrieb ſeine berühmten „Pandekten“ (3 Bände, 
römiſches, aus den Quellen ſich erweiſen läßt. 1. Aufl. 1884), die ihn in ganz Deutſchland im 

Dernburg iſt nicht nur Romaniſt. Er beſten Sinne populär gemacht haben. Dernburg 
ſchaut nicht nur rückwärts, ſondern auch vor⸗ hatte ſich hier zum Ziel geſetzt, dem Leſer bei 
wärts. Seine Sorge iſt nicht nur die Erkenntnis, jedem Schritt das Bewußtſein erhalten, daß er 
wie das Recht iſt und geworden iſt, ſondern auch, auf hiſtoriſchem Boden ſtehe, daß es ſich um die 
ob es „mit Recht“ ſo iſt und wie es anders fein Geiſtesarbeit vieler Generationen handle; zugleich 
könnte. Der geſetzgebungspolitiſche Zug tritt in aber, daß die Pandekten nicht bloß eine hiſtoriſche 
ihm viel ſtärker hervor als in Windſcheid. Lehre ſind; „aus dem hiſtoriſchen Rahmen“, ſagt 
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er in der Vorrede, „muß das praktiſche Recht 
breit und konkret hervortreten“. Keinem konnte 
dieſe ſchwierige Doppelaufgabe beſſer gelingen 
als ihm. 

Als das große neue Geſetzgebungswerk und 
mit ihm für Deutſchland eine neue Aera der 
Zwilrechtswiſſenſchaſt kam, war Dernburg 70 Jahre 
alt. Man war geſpannt, wie er ſich zu der ge— 
waltigen Umwälzung ſtellen würde, die Manchem 
ſeines Alters nicht eben bequem kam. Die 
Spannung löſte ſich in freudiges Erſtaunen, in 
Bewunderung ſeiner ungebeugten Arbeitskraft und 
Geiſtesfriſche. 
auch nichts von feindſeliger Ablehnung deſſen, 
was man ohne ihn geſchaffen hatte! 

Schon 1896 hatte er eine anregende Schrift 
über die „Perſönliche Rechtsſtellung im Bürger— 
lichen Geſetzbuch“ veröffentlicht. In den folgenden 
Jahren gewann er als Mitglied des preußiſchen 
Herrenhauſes einen ſegensreichen Einfluß auf die 
preußiſche Ausführungsgeſetzgebung zum neuen 
Rechte. 
ſtellung des neuen Rechtes in Angriff. Mit 
feinſtem Verſtändniſſe drang er tief ein in die 
neuen Probleme. In erſtaunlich kurzer Zeit er— 
wuchs ihm die letzte ſeiner großen Schöpfungen, 
„Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reiches und 
Preußens“. 
vergönnt war, 
der 6. Band, der die Lehre von der Rechtsver— 
wirklichung bringen ſoll, ſteht aus —), iſt für 
das geſamte deutſche Rechtsleben, für die Wiſſen— 


ſchaft und für die Praxis, ein bleibender Gewinn. 


Dernburg iſt nicht nur ein großer Rechtsge— 
lehrter geweſen, ſondern auch, was nicht dasſelbe 
iſt, ein großer Rechtslehrer. 

Er begann ſeine akademiſche Laufbahn 1851 
als zweiundzwanzigjähriger Privatdozent in Heidel— 
berg. Hier begründete er mit Brinckmann die 
„Kritiſche Vierteljahrſchrift für die geſamte Rechts— 
wiſſenſchaft“). 1854 wurde er Profeſſor in Zürich, 
1862 in Halle, 1873 in Berlin. An der Uni— 
verſität Berlin, die er im Jahre 1884/85 als 
Rektor leitete, hat er bis zu ſeinem Tode gewirkt. 
Ihren Schickſalen gehörte ſein lebhaftes Intereſſe; 
er bewies es unter anderm durch ſeine Arbeit: 
„Die Königliche Friedrich-Wilhelms-Univerſität 
Berlin in ihrem Perſonalbeſtande ſeit ihrer Er— 
richtung bis 1885“. 

In den mehr als 100 Semeſtern ſeiner aka— 
demiſchen Lehrtätigkeit hat er Tauſende von Hörern 
zu ſeinen Füßen geſehen. Er hat dadurch auf die 
Gedankenwelt dreier Juriſtengenerationen Deutſch— 
lands einen Einfluß ausgeübt wie Wenige. 

Seine hervorragende Lehrbefähigung brachte er 
in ſeinen Buchern faſt noch mehr zur Geltung als 
in ſeinem Vortrage. Das Geheimnis 
glänzenden Erfolges liegt ſicher zum guten Teil 
in ſeiner unübertroffenen Darſtellungsgabe. Den 
Lehrbuchton wußte er vorzüglich zu treffen. Die 
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Nichts von ſtiller Reſignation, aber 


Zugleich nahm er eine ſyſtematiſche Dar- 


Ein Meiſterwerk! Daß es ihm noch 
es nahezu zu vollenden (— nur, 


ſeines 


| verwideltiten Dinge bringt er mit einer ſolchen 
Klarheit und Anſchaulichkeit vor, daß ſie leicht 
erſcheinen. Von bombaſtiſchem Prunk hält ſich 
ſein Stil eben ſo fern wie von nüchterner Lange⸗ 
weile. Die bloß logiſche Entwicklung von Dogmen 
ohne Bezugnahme auf praktiſche Anwendungsfälle 
hält er für ebenſo verfehlt wie ein Ueberwuchern 
der Kaſuiſtik. 

Zu dieſem Sinne für weiſes Maßhalten in 
der Struktur ſeiner Bücher geſellt ſich bei ihm als 
beſondere Gabe ein ſtark ausgeprägter bon sens; 
jener juriſtiſche Takt, den man nicht erlernen kann, 
der da, wo die Rechtsquellen Zweifel laſſen, 
inſtinktiv das Richtige trifft. 

Es iſt bekannt, daß Dernburg keine allzu große 
Ehrfurcht vor dem Buchſtaben des Geſetzes gehabt 
hat, gleichviel ob dieſes in der Geſtalt eines 
Digeſtenfragmentes oder in der eines Paragraphen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs auftrat. Er iſt in 
der Freiheit der Auslegung oft ſehr weit, manchem 
vielleicht zu weit, gegangen. Aber von jener neueſten 
Freirechtsbewegung, die die feſte Verbindung mit 

dem Boden des poſitiven Rechtes entbehren zu 
| können glaubt und der wiſſenſchaftlichen Ueberzeu— 
gung die Bedeutung einer eigentlichen Rechtsquelle 
zuſchreiben möchte, wollte er nichts willen Den 
Gnaeus Flavius hat er deutlich abgelehnt. Ihm 
war es wohl ſelbſtverſtändlich, daß in der Gebunden: 
heit des Richters an das Geſetz eine der wichtigſten 
Garantien dafür liegt, daß dem Rechtſuchenden 
wirklich ſein Recht werde und daß man ihm das 
Gefühl dieſer Sicherheit nicht nehmen dürfe. 

In allen Werken Dernburgs offenbart ſich ſein 
großer Reſpekt vor der Praxis und dem, was ſie 
hervorbringt. Die Konſtruktion war ihm kein 
Selbſtzweck, ſondern ein wiſſenſchaftliches Mittel. 
um zu einer praktiſchen Entſcheidung zu gelangen. 
Nichts lag ihm ferner, als zuerſt eine Theorie auf— 
zuſtellen und dann die tatſächlichen Erſcheinungen, 
die ſich in ſie nicht fügen wollen, zu ignorieren 
oder als Abnormitäten zu erklären. Er war ſich 
immer bewußt, daß die Göttin, der er diente, nicht 
deshalb die Binde vor den Augen hat, damit fie 
blind ſei für die Erſcheinungen des Lebens. Wo 
die Praxis Neigung zu dem ſtarren Formalismus 
zeigte, der die Juriſten dem Volk entfremdet. iſt 
er ihr ſcharf entgegengetreten. 

Wie er aus der Fülle des Lebens und aus 
der Rechtſprechung der Gerichte Anregung für die 
Theorie ſchöpfte, ſo hat er auch umgekehrt die 
Praxis, in der er hoch angeſehen war, reich be— 
fruchtet. Vielleicht keine andere Autorität wird in 
den zivilrechtlichen Entſcheidungen des Reichsgerichts 
ſo häufig angerufen, wie gerade die Dernburgs. 

Man wird Dernburg nicht gerecht, wenn man 
nicht auch ſein warmes Herz für wahre Gerechtigkeit, 
ſein menſchliches Fühlen, ſeinen ſozialen Sinn her— 
vorhebt. Noch wenige Jahre vor ſeinem Tode 
ſchrieb er in der Vorrede zum 4. Bande ſeines 
Burgerlichen Rechts: „Im Familienrecht handelt 
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es ſich vor allem um den Schutz der Schwachen, 
insbeſondere auch der Frauen. Hier hat das 
Bürgerliche Geſetzbuch gegenüber dem alten Rechte 
rühmliche Fortſchritte gemacht, doch nicht ohne 
manche wenig gerechtfertigte Ausnahmen. Nicht 
das iſt die Aufgabe der Auslegung, dieſe Aus⸗ 
nahmen zu erweitern, die Frauenrechte ängſtlich zu 
verkümmern, ſondern ihnen, ſoweit es dem Geſetz 
gegenüber tunlich iſt, freien Raum zu geben.“ — 

Dernburgs Lebenswerk erſcheint uns wie eine 
ideale Verkörperung des ſchönen Wortes des Celſus, 
daß das Recht eine ars boni et aequi iſt. 


Zum Grenzmauerrecht. 
Von Juſtizrat A. Pfirſtinger in München. 


In dieſer Zeitſchrift (Jahrgang 1907 Nr. 15 
und 16) ſind auf Seite 334/335 zwei oberlandes⸗ 
gerichtliche Entſcheidungen aus dem Gebiete des 
Grenzmauerrechts mitgeteilt worden. Der Heraus⸗ 
geber der Zeitſchrift hat in einer Anmerkung der 
Anſicht Ausdruck gegeben, die beiden mitgeteilten 
Urteile ließen erkennen, daß die Fragen des 
Grenzmauerrechts noch keineswegs geklärt ſeien; 
er hat hieran den Wunſch geknüpft, es möchte eine 
Aeußerung über die beiden Urteile abgegeben 
werden. Dieſem Wunſche zu entſprechen, iſt der 
Zweck der nachſtehenden Abhandlung. Dabei 
wird hauptſächlich zu dem unter Il mitgeteilten 
Urteil vom 6. April 1907 (Ber. Reg. 22/07), 
Stellung genommen werden, weil das andere 
Urteil (vom 5. April 1907, Ber. Reg. 10/06) 
in der Hauptſache, d. i. in der eigentlichen Ent⸗ 
ſcheidung, das Richtige getroffen haben dürfte. 

Laut des in dem Urteil vom 6. April 1907 
(Ber. Reg. 22/07), erwähnten notariellen Ber: 
trages vom 11. September 1901 verkaufte B. 
das Grundſtück Pl. Nr. 146'/ee an die Ehe⸗ 
leute H. und es wurde vereinbart, „daß die 
Käufer oder ihre Beſitznachfolger verpflichtet 
ſeien, die Giebelmauern des auf dem Kaufgegen⸗ 
ſtande zu errichtenden Hauſes ſo auf die Grenze 
zwiſchen dem Kaufgegenſtande und den beiden 
Nachbargrundſtücken des Verkäufers Pl. Nr. 146 7½1 
und Pl. Nr. 146123 zuſtellen, daß fie je mit 
halber Mauerſtärke auf das gekaufte Grundſtück 
und das anſtoßende Nachbargrundſtück zu ſtehen 
kämen und ſomit zur Hälfte Beſtandteil 
der Nachbargrundſtücke würden; daß ferner 
die jeweiligen Eigentümer der beiden Nachbar⸗ 
grundſtücke berechtigt ſeien, die auf ihr Grund⸗ 
ſtück zu ſtehen kommende Giebelmauer zum An: 
und Aufbau zu benützen; daß endlich, wenn die 
Eigentümer der Pl. Nrn. 146 "/eı und 146 ́ 5 von 
dieſem Rechte Gebrauch machten, ſie dem jeweiligen 
Eigentümer des Kaufgegenſtandes (d. i. der Pl.⸗ 
Nr. 146 ½2) die Hälfte der Herſtellungskoſten 


der Giebelmauer zum Betrage von 20 Mk. für 
den Kubikmeter zu erſetzen hätten.“ 

Das in dem Vertrage geregelte Rechtsver⸗ 
hältnis iſt klar dargelegt bis auf einen einzigen 
Punkt. Dieſer wunde Punkt des Vertrages, der 
auch zum wunden Punkt des Urteils geworden 
iſt, beſteht in der Schlußfolgerung, 

„daß (die Giebelmauer) ſomit zur Hälfte Be⸗ 

ſtandteil der Nachbargrundſtücke werden ſoll“, 
welche Schlußfolgerung der rechtlich zuläſſigen Ver⸗ 
abredung, daß die Giebelmauern des von den 
Eheleuten H. auf Pl. Nr. 146 ½½2 zu errichtenden 
Hauſes mit halber Mauerſtärke auf die Grenze 
von Pl. Nr. 146 ½2 einerſeits, und der Pl. Nrn. 
146 !/sı und 146 !/as des B. anderſeits zu ſtehen 
kommen ſollten, in ebenſo unnötiger als zwei⸗ 
deutiger Weiſe angehängt worden iſt. 

Dieſe Schlußfolgerung iſt unnötig; denn das 
rechtliche Ergebnis, das bei der im Vertrage ver⸗ 
einbarten Bauweiſe eintritt, iſt vom Geſetzgeber 
ſelbſt genau beſtimmt und bedurfte keiner Billi⸗ 
gung durch die Vertragsteile; ſie iſt zweideutig, 
weil ſie die Abſicht der Parteien nicht ſofort klar 
und deutlich erkennen läßt. 

Wollten die Parteien mit dieſer Schlußfol⸗ 
gerung ſagen, daß ſofort nach ſeinerzeitiger Her⸗ 
ſtellung des auf Pl. Nr. 146 ½2 zu erbauenden 
Hauſes und noch bevor daran angebaut ſein 
würde, die Giebelmauern dieſes vorläufig für ſich 
allein auf dem mittleren der drei Bauplätze 
ſtehenden Hauſes zur Hälfte Beſtandteile der 
Nachbargrundſtücke werden ſollen, d. h. je mit der⸗ 
jenigen Mauerhälfte, die auf den noch nicht über⸗ 
bauten Grundſtücken Pl. Nr. 146 ½¼1 und 146 "/sa 
zu ſtehen kommen würde? 

Oder wollten ſie nur das Endergebnis der 
beabſichtigten gegenſeitigen Bauaufführungen zum 
Ausdruck bringen, d. h. nur ſagen, daß, ſobald 
an das auf Pl. Nr. 146 ½2 der Eheleute 
H. zuerſt herzuſtellende Haus rechts und 
links von den Beſitzern der angrenzenden Grund⸗ 
ſtücke Pl. Nr. 146 ́½1 und 146 ö2s Häufer ange: 
baut ſein würden, die an der rechten und 
linken Seite des zuerſt gebauten Hauſes befind⸗ 
lichen Grenzmauern je zur Hälfte Beſtandteil der 
Nachbargrundſtücke werden ſollen? 

Das Berufungsgericht hat die erſtere Mög⸗ 
lichkeit als gewollt angenommen, es hat mit 
anderen Worten angenommen, daß nach der Ab- 
ſicht der Parteien ſof ort mit der Herſtellung 
des auf Pl. Nr. 146 e zu erbauenden 
Hauſes die Giebelmauern dieſes vorläufig für 
ſich allein inmitten von zwei leeren Bauſtellen 
daſtehenden Hauſes zur Hälfte Beſtandteile 
der (noch nicht überbauten) Nachbargrund— 
tüde Pl. Nr. 146 ¼1 und 146 ½¼ s werden ſollen, 
d. h. je mit denjenigen Mauerhälften, die auf die 
noch nicht überbauten Grundſtücke Pl. Nr. 146 ½¼1 
und 146/23 geſetzt wurden. 
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Allein die Tatſache der erfolgten ausdrücklichen 
Servitutsbeſtellung muß ſtarken Zweifel erregen, 
ob die Vertragsteile wirklich ſofortiges Eigen⸗ 
tum der Grenznachbarn an denjenigen Giebelmauer⸗ 
hälften zu ſchaffen beabſichtigten, welche auf deren 
ſie, daß „die jeweiligen Eigentümer der beiden Grundſtücke gebaut würden, ob ſie nicht vielmehr 
Nachbargrundſtücke (Pl. Nr. 1461 und Pl. Nr. den Eintritt dieſes Rechtszuſtandes erſt nach dem 


Ein ſtarkes Bedenken gegen dieſe Feſtſtellung 
146 3) berechtigt ſeien, die auf ihr Grundſtück Ablaufe eines Zwiſchenzuſtandes, nämlich des 


des Vertragswillens der Parteien erregt der Um⸗ 
ſtand, daß die Vertragsteile in dem nämlichen 
Vertrage eine An⸗ und Aufbau⸗Servitut errichtet 
haben. Wie im Urteile feſtgeſtellt iſt, vereinbarten 


zu ſtehen kommende Giebelmauer zum An- und Rechtszuſtandes in der Zeit vom Bau des zuerft 
Aufbaurecht zu benützen“. zu erbauenden Hauſes auf dem Grundſtück Pl. 
Deutlicher als hier geſchehen, kann doch der Nr. 146 '/es bis zu dem ſeinerzeit erfolgenden An: 


Wille der Parteien nicht ausgedrückt werden, eine bau daran — als Endergebnis im Auge ge 
Dienſtbarkeit, ein An⸗ und Aufbaurecht zu er⸗ habt haben. 
richten. Er iſt deutlicher auch nicht in dem Ver⸗ Die Laien ſind ſich durchwegs darüber völlig 


trage vom 12. April 1904 ausgeſprochen, welcher klar, daß man eine Bau-Grunddienſtbarkeit 
in Ber Urteil Bee 5. April 1907 (Ber.Reg. nur dann braucht, wenn man nicht als Eigen: 


Nr. 10/07), Gegenſtand der Beurteilung war tümer ohnehin freie Hand im Schalten und 
und es ir er faſt gleiche Wortlaut in dem Walten hat, und ich halte es für ausgeſchloſſen, 


letzteren Urteile die Würdigung gefunden, daß da: daß fie da, wo fie das nach 3 903 BGB. ſelbſt⸗ 
durch e eine Dienſtbarke it 95 ſchaffen worden verſtändliche Recht auf Benutzung des Eigentums 
ſei zugunſten des jeweiligen Eigentümers des zuerft | „vertragsmäßig“ ſoeben ſelbſt geſchaffen, im näm⸗ 


überbaut d Laſten der N lichen Atemzuge überflüſſigerweiſe eine Servituts⸗ 
r r beſtellung in den Vertrag aufnehmen, um dieſes 


Warum ſoll nun, was im Vertrag vom 12. Benutzungsrecht zum zweitenmal zu ſchaffen. 


Sei dem aber, wie ihm wolle: Selbſt wenn 
1 18 in Vertrage vom 11. es richtig ſein ſollte, daß die Vertragsabſicht der 


Parteien dahin ging, die über die Grenze zu 
September 1901 nicht als Beſtellung einer Grund⸗ bauenden Giebelmauerteile des zunächſt auf Pl. 


dienſtbarkeit in Betracht kommen dürfen? Nr. 146 ½2 zu errichtenden Hauſes fofort bei 

Weil — ſagt das Berufungsgericht — die ihrem Werden als weſentliche Beſtandteile der an⸗ 
Grundſtücke Pl. Nr. 146121 und 146/22 und grenzenden Pl. Nrn. 146 ½⁰21 und 146 ½3 zu er⸗ 
die vertragsmaßig als weſentliche Be⸗ klären, fie ſomit dieſen letzteren Grundſtücken als 
ſtandteilemitihnen verbundenen Giebel⸗ Eigentumsbeſtandteil einzuverleiben, bleibt die be⸗ 
mauerteile nicht Gegenſtand beſonderer Rechte rufungsgerichtliche Entſcheidung gleichwohl unhalt⸗ 
fein können und demnach in der vereinbarten Anz | bar, da dieſen Falles ſowohl die Abſicht der Par⸗ 
und Aufbaubefugnis der Eigentümer von Pl.Nr. teien als auch die gerichtliche Entſcheidung eine 
146 / und 146 2 „nur das nach 5 903 unzuläſſige Anwendung der geſetzlichen Beſtim⸗ 
B GB. ſelbſtverſtandliche Recht der mungen über die Beſtandteile von Sachen enthält. 
Eigentümer von Pl Nr. 146 mund 146 25 Eine in benutzungsgemeinſchaftlicher Art her⸗ 
auf Benützung ihres Eigentums aus- geſtellte, d. h. zur Hälfte auf Nachbarsgrund 
geſprochen“ ſei. ſtehende Hausmauer, an welche nicht gleichzeitig 

Freilich, wenn man annimmt, wie vom Be— | ein Nachbarhaus angebaut wurde, iſt ſtofflich und 


rufungsgericht hier geſchehen, es ſei von den Ver- Wwirtſchaftlich kein ſelbſtändiges Bauwerk, ſondern ein 
tragsteilen vereinbart worden, und zwar in geſetz⸗ Teil des für ſich allein daſtehenden Hauſes, iſt jo: 
lich zuläſſiger Weite, daß ſofort mit der Her- gar ein weſentlich er Beſtandteil dieſes Gebäudes. 
ſtellung des auf Pl. Nr. 146 we zu erbauenden Der Geſetzgeber hat in $ 93 BGB. beſtimmt: 
Hauſes die Giebelmauern dieſes zunächſt für ſich „Beſtandteile einer Sache, die von einander 
allein daſtehenden Hauſes je mit denjenigen nicht getrennt werden können, ohne daß der 
Mauerhälften, die auf die noch nicht überbauten eine oder der andere zerſtört ober in feinem 
Grundſtücke PEN. 146 ½ und 146 "23 zu ſtehen Weſen verändert wird (weſentliche Beſtand⸗ 
kommen würden, Beſtandteil dieſer letzteren Grund: teile) können nicht Gegenſtand beſonderer 
ſtücke werden ſollen. dann iſt die Ablehnung Rechte ſein“; 
des Vorhandenſeins einer Grunddienſtbarkeit eine l II 
richtige Schlußfolgerung: denn dieſen Falles würden ferner im Abſ. II des § 94: 

| „Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Ge 


die kritiſchen Mauerhälften als Beſtandteile der 

Grundſtücke Pl. Nr. 146 2 und 146 '23 Eigen: bandes gehören die zur Herſtellung des Ge⸗ 
tum der Beſitzer und Eigentümer dieſer letzteren 
Grundſtücke ſein, und es wäre eine ſervitutsweiſe 
Benützung dieſer Eigentumsbeſtandteile durch die 
Eigentümer ſelbſt als widerſinnig ausgeſchloſſen. 


bäudes eingefügten Sachen.“ 

a die Giebelmauern zu den zur Herſtellung 
des Hauſes dieſem eingefügten Sachen gehören, 
wird doch wohl kein Menſch beſtreiten wollen? 


Ira 
“i 


Alſo gehören fie zu dem Haus auf Pl. Nr. 146 "ze 
und nicht zu den Grundſtücken Pl. Nr. 146 ½¼1 
und 146 128. 

Aber auch darüber, daß die Giebelmauern 
weſentliche Beſtandteile des Hauſes auf Pl.⸗ 
Nr. 146 ½,2 find, kann kein Zweifel beſtehen. 
Denn jeder Sachverſtändige wird beſtätigen, wenn 
man es nicht ſchon von ſelbſt einzuſehen vermag, 
daß dieſe Mauern weder ganz noch auch nur hin⸗ 
ſichtlich der über die Grenze gebauten Hälften be⸗ 
ſeitigt werden können, ohne die Zerſtörung, d. h. 
den Einſturz des ganzen Hauſes herbeizuführen. 

In den oben zitierten Geſetzesſtellen iſt die auf 
praktiſchen Gründen beruhende Forderung, daß ein 
Haus als eine rechtliche Einheit behandelt 
werden müſſe, vom Geſetzgeber ausdrücklich aner⸗ 
kannt worden. Ich befinde mich daher vollſtändig 
im Einklang mit dem Geſetze, wenn ich ſage: 
Die Rechte, welche für das Haus maßgebend ſind, 
müſſen maßgebend ſein für das ganze Haus, alſo 
auch für jene Mauerteile des Hauſes, die zwar 
auf fremden Boden ſtehen, die aber nicht entfernt 
werden können ohne Zerſtörung des Hauſes, die 
demnach als für den Fortbeſtand des Hauſes 
weſentlich notwendige Beſtandteile zu er⸗ 
achten ſind. 

Nach den ausdrücklichen Beſtimmungen des 
Geſetzgebers muß das erbaute Haus in allen 
ſeinen Teilen, alſo als Ganzes, einheitliches Objekt 
des Eigentums ſein, es kann nicht mit irgend⸗ 
einem Mauer teil, Eigentumsbeſtandteil eines 
Nicht⸗Hauſes, eines angrenzenden nicht überbauten 
Grundſtückes werden. 

Dieſe geſetzlich ſeſtgelegten Grundſaͤtze der 
rechtlichen Einheit eines wirtſchaftlichen Ganzen, 
als welches ein Haus erſcheint, verletzte das Be⸗ 
rufungsgericht, indem es in ſeiner rechtlichen Wür⸗ 
digung Hausmauerteile, anſtatt ſie als notwendige 
und darum weſentliche Beſtandteile des Haus⸗ 
Ganzen anzuerkennen, von dieſem losgeriſſen und 
den angrenzenden nicht überbauten Grundſtücken 
als deren Eigentumsbeſtandteile einverleibt hat. 

Das Gericht beruft ſich hierbei erfolglos auf 
den Vertragswillen der Parteien, welcher die über 
die Grenze gebauten Mauerhälften zu Beſtand— 
teilen der nicht überbauten angrenzenden Grund⸗ 
ſtücke erklärt habe. 

Wo der Geſetzgeber von „nicht können“ und 
„nicht dürfen“ ſpricht, liegt ein geſetzgeberiſches 
Verbot des anders Handelns vor, ein Verbot, 
an welchem durch Vertrag nichts geändert werden 
kann. Dem geſetzlichen Verbote zuwiderlaufende 
Vertragsbeſtimmungen ſind null und nichtig. Hier 
liegt der eigentliche wunde Punkt des Vertrages 
und des Urteils. Hat der Vertragspaſſus, — 
„die Giebelmauern des auf Pl. Nr. 146 2 zu 
errichtenden Hauſes ſo auf die Grenze zu ſtellen, 
daß ſie je mit halber Mauerſtärke auf das Grund⸗ 
ſtück Pl. Nr. 146 2 einerſeits und die (rechts 
und links angrenzenden) Nachbargrundſtücke Pl. Nr. 
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146 ö 1 und 146 ½¼3 anderſeits zu ſtehen kommen 
und ſomit zur Hälfte Beſtandteil der 
Nachbargrundſtücke werden“ — wirklich den 
ihm vom berufungsgerichtlichen Urteil gegebenen 
Sinn, dann iſt dieſe Vertragsbeſtimmung null und 
nichtig, weil es den Parteien nicht erlaubt iſt, 
die vom en aufgeftellten Grundſätze über 
weſentliche Beſtandteile verbotwidrig abzuändern. 

Das Berufungsgericht hätte demnach dieſe von 
ihm feſtgeſtellte Willensmeinung der Vertragsteile 
als geſetzlich unzuläſſig und daher als unbeachtbar 
rügen müſſen. Es hätte das bei Nichtbeachtung 
der nichtigen Beſtimmung maßgebende Ergebnis 
der übrigen Vereinbarung und des auf Grund 
dieſer Vereinbarung hergeſtellten tatſächlichen Zu⸗ 
ſtandes ſtreng an der Hand der geſetzlichen Be⸗ 
ſtandteils⸗Vorſchriften ſeſtſtellen müſſen. Das 
hätte unfehlbar zu folgendem Ergebnis geführt: 

Der Eigentümer des Grundſtückes Pl. Nr. 
146 ½ ift durch Erbauung des teils auf Pl. Nr. 
146 !/es, teils (nämlich in Anſehung der über die 
Grenze gebauten Giebelmauerhälften) auf den 
Pl. Nr. 146 ò 1 und 146 es ſtehenden Hauſes 
Eigentümer dieſes ganzen Hauſes geworden, alſo 
auch derjenigen Mauerteile des Hauſes, welche über 
die Grenze gebaut ſind. § 946 des BGB. ſteht 
dieſem Ergebnis nicht entgegen; denn er ſagt nur: 

„Wird eine bewegliche Sache mit einem Grund⸗ 
ſtück dergeſtalt verbunden, daß ſie ein weſent⸗ 
licher Beſtandteil des Grundſtückes wird, ſo 
erſtreckt ſich das Eigentum an dem Grund: 
ſtück auf dieſe Sache.“ 
Nun ſind zwar die zur Herſtellung der Mauer 
verwendeten Ziegelſteine und der verbindende 
Mörtel bewegliche Sachen; aber dieſe beweglichen 
Sachen ſind nicht dergeſtalt mit den angrenzenden 
Pl. Nrn. 146 /21 und 146 '/2s verbunden worden, 
daß ſie weſentliche Beſtandteile dieſer Grund⸗ 
ſtücke geworden wären, da es ja klar iſt, daß 
dieſe Backſteine nebſt Mörtel für den Beſtand 
der Nachbargrundſtücke Pl. Nr. 146 ò u und 146 5 
gänzlich unnötig ſind und ſie jederzeit entfernt 
werden könnten, ohne dem Beſtande dieſer Grund⸗ 
ſtücke den geringſten Eintrag zu tun. Im Gegen 
teil, dieſe beweglichen Sachen ſind mit dem Hauſe 
auf Pl. Nr. 146 / in eine weſentliche Verbindung 
gebracht worden, da ſie von dieſem Hauſe nicht 
mehr entfernt werden können, ohne es in ſeiner 
Exiſtenz zu gefährden. 

Das über die Grenze gebaute Mauerwerk als 
notwendiger und daher weſentlicher Beſtandteil des 
auf Pl Nr. 146 ¼M2 hergeſtellten Hauſes ſteht 
demnach unter der Herrichaft des für dieſes Haus 
maßgebenden Rechtes. Es kann weder für ſich 
geſondert ohne das Haus, deſſen Beſtandteil es 
iſt, ein eigenes Rechtsobjekt ſein, noch kann es dem 
beſonderen Rechte der Nachbargrundſtücke, auf 
welche es übergebaut wurde, unterworfen ſein, 
weil einen ſolchen Zuſtand der Geſetzgeber im 
Intereſſe des einheitlichen Rechtszuſtandes des her— 
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geftellten Hauſes in den 88 93 und 94 II BGB. 
ausdrücklich verbietet. | 

Iſt dem aber fo, d. h. ift der Eigentümer 
des Grundſtückes Pl. Nr. 146 ½¼2 als Eigentümer 
des auf dieſem Grundſtück erbauten Hauſes zu⸗ 
gleich Eigentümer der über die Grenze gebauten 
Mauerteile, dann iſt auch an der zu Laſten dieſes 
Hauſes und zugunſten der künftig anzubauenden 
Nachbar⸗Häuſer vereinbarten Grunddienſtbarkeit 
nichts zu mäkeln und es fällt mit der Rektifi⸗ 
zierung des Urteils in dieſem Punkte auch hinweg 
der oben gerügte Widerſpruch zwiſchen dem Urteil 
vom 5. April 1907 (Ber. Reg. 10/06), und dem 
Urteil vom 6. April 1907 (Ber. Reg. 22/07), 
wonach trotz beiderſeits gleichgelagerter Parteien⸗ 
verabredung dennoch im einen Urteil das Vor⸗ 
liegen einer Servitut angenommen, im anderen 
Urteil aber beſtritten wurde. 

Was endlich die vereinbarte Verpflichtung be⸗ 
trifft, daß der Anbauende die Hälfte der Her⸗ 
ſtellungskoſten der zum Anbau benützten Grenz⸗ 
mauer zu erſetzen habe, ſo bietet auch dieſe Ver⸗ 
einbarung nicht die geringſte Schwierigkeit in der 
rechtlichen Beurteilung, ſobald man einſehen ge⸗ 
lernt hat, daß bei Hausbauten dieſer Art zwei 
ſtreng zu unterſcheidende, weil inhaltlich ganz 
gegenſätzliche Phaſen des Rechtszuſtandes auf⸗ 
einander folgen, nämlich J. die Zeit vor dem 
Anbau des Nachbars, II. die Zeit nach dem nach⸗ 
barlichen Anbau. 

Während nämlich in der Zeit vor dem nach— 
barlichen Anbau dem Eigentümer der angrenzenden, 
noch nicht überbauten Bauſtelle trotz des Ueber⸗ 
baues das Eigentum an den über die Grenze 
gebauten Hausmauerteilen aus den oben aus 
einandergeſetzten Gründen ganz entſchieden ab» 
geſprochen werden muß, wird der anbauende 
Nachbar durch den Anbau eines Hauſes an das 
zuerſt hergeſtellte Haus Eigentümer der auf ſein 
Grundſtück herübergebauten Teile der Grenzmauer 
des zuerſt hergeſtellten Hauſes. Er wird dies 
ebenſowohl zufolge der Abſicht und Verabredung 
der Parteien, als auch nach dem in dieſer zweiten 
Phaſe dem Wechſel des Eigentums nicht mehr 
entgegenſtehenden Willen des Geſetzgebers. 

Anlangend den Willen der Parteien, ſo iſt 
mir in meiner langjährigen Praxis nicht ein ein⸗ 
ziger Kommunbaufall bekannt geworden, in welchem 
nicht die Endabſicht der Parteien die war: 
Sobald an das in benutzungsgemeinſchaftlicher Art 
und Beſtimmung (d. h. mit den Giebelmauern 
zur Hälfte auf dem angrenzenden Nachbarsgrund— 
ſtück) erbaute Haus angebaut worden iſt, ſoll der 
über die Grenze gebaute Teil der Giebelmauer 
des zuerſt gebauten Hauſes Beſtandteil des 
angebauten Hauſes und damit Eigentum des an— 
bauenden Nachbars werden und als Vergütung 
für dieſen von vornherein beabſichtigten, aber 
erſt durch die Ausführung des Anbaues tatſächlich 
eintretenden Eigentumserwerb an der zwar 
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auf ſeinem Grundſtück ſtehenden, aber, ſolange 
das zuerſt gebaute Haus allein ſtand, nicht ihm 
gehörig geweſenen Grenzmauerhälfte ſoll der an⸗ 
bauende Nachbar die Hälfte der Herſtellungskoſten 
der ganzen Grenzmauer bezahlen. | 

Auch ſelbſt in denjenigen Fällen, in welchen 
ein ſchriftlicher Vertrag überhaupt nicht errichtet 
wurde, lag nach meiner durch Umfrage bei den 
Beteiligten gewonnenen Erſahrung eine mündliche 
Ausſprache und Abrede dieſen Sinnes ausnahms⸗ 
los bei jeder Kommunhausbauführung vor und 
ich zweifle daher nicht, daß auch in dem Vertrag 
vom 11. September 1901, welcher Gegenſtand 
des Urteils vom 6. April 1907 iſt, dies der wahre, 
freilich undeutlich ausgeſprochene Sinn der kriti⸗ 
ſchen Beſtandteils⸗Erklärung iſt. Die An: 
nahme, daß die vereinbarte Verpflichtung des 
Anbauenden, die Haͤlfte der Herſtellungskoſten der 
zum Anbau benutzten Grenzmauer zu erſetzen, die 
Verpflichtung zu einer Gegenleiſtung für die 
Anbau⸗Servitutausübung darſtellt, auf welchen 
Standpunkt ſich das in den übrigen Beziehungen 
hier nicht beſprochene Urteil vom 5. April 1907 
(BerReg. 10/06), geſtellt hat, muß nach dem 
bisher Erörterten als ein Irrtum bezeichnet werden. 
Die vereinbarte Zahlungsverpflichtung des anbau⸗ 
enden Nachbars iſt ſicherlich lediglich Vergütung 
für den Eigentumserwerb. Stellt man 
ſich auf dieſen Standpunkt, dann wird auch die 
Streitfrage gegenſtandslos, ob mit einer Dienſt⸗ 
barkeit die Pflicht zu einer Gegenleiſtung jo ver⸗ 
bunden werden kann, daß die Verbindlichkeit auf 
alle Rechtsnachfolger des urſprünglichen Berechtigten 
übergehe. Es iſt nur noch zu beſprechen, daß der 
Endabſicht der Parteien, welche auf Uebergang 
des Eigentums an der über der Grenze ſtehenden 
Hälfte der Giebelmauer an den anbauenden Nach⸗ 
bar im Zeitpunkte der Herſtellung des Anbaues 
geht, auch der Wille des Geſetzgebers nicht hin⸗ 
dernd im Wege ſteht. Nicht im geringſten! Im 
Gegenteil: Sobald, wie hier auf Pl. Nr. 146 /g, 
der Nachbar auf dem in ſeinem Eigentum befind— 
lichen, bisher nicht überbauten angrenzenden Grund⸗ 
ſtücke ebenfalls ein Haus erbaut und dieſes Haus 
an die Giebelmauer des bereits beſtehenden Hauſes 
anbaut, vollzieht ſich mit der Grenzmauer, genauer 
mit der auf Pl.Nr. 146 8 ſtehenden Hälfte 
der Grenzmauer, eine Wandelung. 

Wir haben dieſe letztere bisher kennen gelernt 
als einen weſentlichen Beſtandteil des zuerſt ge— 
bauten Hauſes. Mit dem Nachbargrundſtücke 
Pl. Nr. 146'/23 ſtand ſie zwar in einer tatſächlichen 
Verbindung, aber nicht in einer derartigen tat— 
ſächlichen Verbindung, daß dieſe Mauerhälfte als 
ein weſentlicher Beſtandteil des Grundſtückes 
Pl. Nr. 146 è23 hätte anerkannt werden können. 

Jetzt, mit dem Anbau eines Hauſes an ſie 
auf dem Grundſtück Pl. Nr. 146 ½ , ändert 
ſich der Verbindungscharakter. Dieſe Grenzmauer— 
hälfte wird durch den Anbau des zweiten Hauſes 


offenbar in einen weſentlichen Zuſammenhang ge: 
bracht mit dem Haufe auf Pl. Nr. 146 ½òß , da 
dieſes Haus ebenſowenig wie das zuerſt gebaute 
Haus ohne eine Giebel- oder Seitenmauer exiſtieren 
könnte. Sie wird auch ſtofflich dem Hauſe auf 
Pl. Nr. 146 ½½3 einverleibt. Es tritt damit dieſe 
Mauerhälfte zu dem Haufe auf Pl. Nr. 146 "/es in 
das in den 88 93 und 94 des BGB. bezeichnete Ver⸗ 
hältnis und durch das Bindeglied des Hauſes auch in 
weſentlichen Zuſammenhang mit dem Grundſtück 
Pl. Nr. 146 3 ſelbſt, fo daß nunmehr auch $ 946 
des BGB. ſeine Wirkung auf dieſe Giebelmauer⸗ 
hälfte äußern kann, die darin beſteht, daß letztere 
zum Eigentumsbeſtandteil des Grundſtückes Pl. Nr. 
146 ½3 wird und mit dem auf Pl. Nr. 146 7½¼5 
erbautem Hauſe eine Rechtseinheit bildet. Es führt 
demnach die Anwendung der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen genau zu dem nämlichen Reſultate, welches 
die Vertragsteile erreichen wollten. 

Eines iſt zur Abſchneidung etwaiger weiterer 
Einwände noch zu erörtern: 

Auch § 95 BGB. ſteht der hier geſchilderten 
Entwicklung der Dinge nicht im Wege. 

Nach § 95 gehören zu den Beſtandteilen eines 
Grundſtückes u. a. nicht Gebäude und andere 
Werke, die in Ausübung eines Rechts an einem 
fremden Grundſtücke von dem Berechtigten mit dem 
(fremden) Grundſtücke verbunden worden ſind. 

Dieſe Beſtimmung trifft den Bau des erſten 
Hauſes, d. i. des Hauſes auf Pl. Nr. 146 2, 
nicht aber den Bau auf PlNr. 146 ½3. Wenn 
der Eigentümer von PlNr. 146 ½½2 auf ſeinem 


Grundſtücke ein Haus erbaute und dabei ent=. 


ſprechend dem vereinbarten Servitutrechte die 
Hälfte der einen Giebelmauer auf Pl. Nr. 146 ½½3 
ſtellte, ſo hat er in Ausübung eines Rechts an 
einem fremden Grundſtücke einen Gebäudeteil mit 
dem fremden Grundſtücke verbunden. Dieſer Ge: 
bäudeteil iſt daher nicht Beſtandteil des fremden 
Grundſtücks geworden gemäß der Beſtimmung 
in $ 95 BGB. und dies bildet ein weiteres Argu⸗ 
ment gegen die Richtigkeit des im Urteil vom 6. 
April 1907 (Ber. Reg. Nr. 22/07) zu voreilig an: 
genommenen Beſtandteils-Werdeganges in Anſehung 
der über die Grenze von Pl. Nr. 146 ¼ô3 gebauten 
Giebelmauerhälfte. Ganz anders verhält es ſich im 
zweiten Baufall: Wenn der Eigentümer des Grund— 
ſtückes PlNr. 146 !/23 auf diefem feinem Grund: 
ſtück ein Haus errichtet und dabei die auf feinem 
Grundſtück bereits beſtehende fremde Giebelmauer— 
hälfte ſeinem Hauſe und damit ſeinem Grundſtücke 
durch Anbauen an dieſe Mauer organiſch einver— 
leibt, dann hat er dieſe Mauerhälfte nicht einem 
fremden Grundſtücke, ſondern ſeinem eigenen 
Grundſtücke einverleibt und dabei auch nicht in 
Ausübung eines Rechts an einem fremden 
Grundſtücke gehandelt. Es treffen daher die 
Vorausſetzungen des $ 95 BGB. auf dieſen letzteren 
Baufall nicht zu, ſondern nur die SI 93, 94 und 
946 des BGB., denen zufolge der Eigentümer 
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von Pl. Nr. 146 123 nunmehr das Eigentum aller 
auf dieſem ſeinem Grundſtück befindlichen Ge⸗ 
bäudeteile genau bis zur Grenze feines Grund: 
ſtückes hin erwirbt, ganz im Einklang mit der 
Endabſicht der Beteiligten. 

Damit glaube ich gezeigt zu haben, daß und 
wie ſich alle bei Kommunbaufällen auftauchenden 
Schwierigkeiten harmoniſch mit den Beſtimmungen 
des bürgerlichen Geſetzbuches löſen laſſen. 


Die „höher ſtrafbaren Uebertretungen“ des 
bayeriſchen Lechts. 


Von J. Hümmer, II. Staatsanwalt in Weiden. 


I. Entſtehungsgeſchichte. 

Die bayeriſche Strafgeſetzgebung von 1861 hatte 
den bis dahin ſowohl in den diesrheiniſchen Landes⸗ 
teilen als in der Pfalz unbekannten Unterſchied 
zwiſchen ſtrafrechtlichen Uebertretungen und Polizei⸗ 
übertretungen eingeführt. Das Weſen der erſteren 
wurde in einer Rechtsverletzung, das der letzteren in 
einer bloßen Gefährdung der ſtaatlichen Ordnung 
gefunden. Für die Polizeiübertretungen galten die 
allgemeinen Beſtimmungen des Polizeiſtrafgeſetz⸗ 
buchs, für die ſtrafrechtlichen Uebertretungen, auch 
kurzweg „Uebertretungen“ genannt, jene des Straf⸗ 
geſetzbuchs. Beide Geſetzbücher vom 10. November 
1861 legten den Uebertretungscharakter ſolchen 
Handlungen bei, die mit Arreſt von höchſtens 
42 Tagen oder mit Geldſtrafe von höchſtens 150 fl. 
bedroht waren. Nun gab es bei deren Inkraft⸗ 
treten zahlreiche fortbeſtehende Spezialgeſetze, welche 
gewiſſe Verfehlungen als Uebertretungen behandel⸗ 
ten, gleichwohl aber hierfür Gefängnis oder Straf: 
ſätze androhten, welche die eben erwähnte Ober⸗ 
grenze der Uebertretungsſtrafen überſtiegen. Um 
ſolchen, als minder ſchwere Geſetzesverletzungen er⸗ 
ſcheinenden Handlungen den bisherigen Charakter 
zu wahren, beſtimmte Art. 7 des Geſetzes vom 
10. November 1861, die Einführung des Straf⸗ 
geſetzbuchs und des Polizeiſtrafgeſetzbuchs für das 
Königreich Bayern betr., daß ſie auch künftig die 
Eigenſchaft von Uebertretungen behalten, obſchon 
die in dem Spezialgeſetze für ſie angedrohte Strafe 
den Höchſtbetrag der in den neuen Strafgeſetz⸗ 
büchern feſtgeſetzten Uebertretungsſtrafen überſteige; 
nur ſollte ſtatt etwa angedrohter Gefängnisſtrafe 
auf Arreſtſtrafe von gleicher Dauer erkannt werden. 

Das bayeriſche Geſetz vom 26. Dezember 1871, 
den Vollzug der Einführung des Strafgeſetzbuchs 
für das Deutſche Reich in Bayern betr. führte 
dieſen Gedanken fort, indem es in Art. 5 be: 
ſtimmte: 

„Handlungen, welche durch ein neben dem 
Strafgeſetzbuche für das Deutſche Reich in Geltung 
bleibendes Landesgeſetz mit Strafe bedroht ſind 
und bisher die Eigenſchaft von Polizeiübertretungen 
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oder Uebertretungen an ſich trugen, behalten auch der Gegenwart (mit futuralem Sinn) gebraucht 
künftig die Eigenſchaft von Uebertretungen, wenn⸗ war, weil das StGB. damals in Bayern noch 
gleich die hierfür in dem einſchlägigen Geſetze an⸗ nicht galt. Dieſe Auffaſſung wird beſtätigt durch 
gedrohte Strafe dasjenige Strafmaß überſteigt, die Tatſache, daß es der Geſetzgeber für nötig 
welches in $ 1 Abſ. 3 und $ 18 des Strafgeſetz⸗ erachtete, die Zuwiderhandlungen gegen das 
buchs für das Deutſche Reich für Uebertretungen BrandverſG. vom 3. April 1875 ausdrücklich als 
feſtgeſetzt iſt. höher ſtrafbare Uebertretungen zu erklären, ob⸗ 
Statt derjenigen Freiheitsſtrafen, welche für wohl der Tatbeſtand des Art. 96 Abſ. 4 dieſes 
dieſe Uebertretungen angedroht find, iſt Haft in Geſetzes (Ueberverſicherung von Gebäuden) bereits 
gleicher Dauer, jedoch keinenfalls von a als | in Art. 112 des Geſetzes vom 28. Mai 1852, 
drei Monaten auszuſprechen. die Feuerverſicherungsanſtalt für Gebäude in den 
Bei den in Abſ. 1 erwähnten höher ſraſbaren Landesteilen diesſeits des Rheins betr., mit polizei⸗ 
Uebertretungen darf di licher Straſe bedroht, ſohin als Polizeiübertretung 

Geldſtrafen tretende Haft, ſoweit nicht in den ein⸗ charakteriſiert war. 
ſchlägigen Geſetzen eigens eine andere Beſtimmung Der Art. 5 AG. z. StPO. erleidet ſohin keine 
getroffen it, die Dauer von drei Monaten nicht | nn auf Handlungen, die durch ein nach 
überſteigen.“ dem 1. Januar 1872 erlaſſenes Landesgeſetz mit 
Das bayer. AusfG. z. StPO. vom 18. Auguft | Strafe bedroht wurden, ausgenommen das 
1879 hat in Art. 5, abgeſehen von einigen ledig⸗ | BrandverſG. vom 3. April 1875. Ob ein Geſetz 
lich redaktionellen Aenderungen („gebliebenes“ ſtatt als nach dem 1. Januar 1872 ergangen anzu: 
„bleibendes“, „vor Inkraftreten jenes Geſetzbuchs“ ſehen ſei, iſt nicht ſowohl nach ſeinem Datum als 
ſtatt „bisher „ „allen“ ſtatt „den in Abſ. 1 er- vielmehr unter Würdigung ſeiner Veranlaſſung, 
wähnten“), obige Geſetzesvorſchriſt wörtlich über: | feines Zweckes, ſeines Inhalts und Wortlautes 
nommen und ferner die Zuwiderhandlungen gegen zu entſcheiden. Ergibt ſich hierbei, daß der Geſetz⸗ 
das BrandverſG. vom 3. April 1875 als Ueber⸗ geber den vorhandenen Rechtsſtoff völlig neu 
tretungen erklärt (Abſ. 3 des Art. 5). regeln, eine umfaſſende Reviſion vornehmen wollte, 
II. Begriff ſo iſt das frühere Geſetz nicht bloß formell, ſon⸗ 


dern auch inhaltlich beſeitigt. So gibt es höher 
Der Ausdruck „höher ſtrafbare „ ſtrafbare Uebertretungen nicht mehr auf dem 
iſt vom Geſetzgeber ſelbſt geprägt (Art. 5 Abſ. 4 


Gebiete des Gewerbe-, des Einkommen- und des 
AG. z. StPO.) und bedeutet daß entweder eine Kapitalrentenſteuergeſetzes, auch nicht auf dem des 
ſchwerere Strafart angedroht iſt, z. B. Gefängnis 


Hauſierſteuer⸗ und des Gebührengeſetzes,) wie 
ſtatt Haft, oder daß der Strafrahmen den im denn aus der neueren bayeriſchen Steuergeſetz⸗ 
Reichsſtrafgeſetzbuch für Uebertretungen aufgeſtellten gebung die Abſicht des Geſetzgebers hervorleuchtet, 
überſchreitet, z. B. Arreſt von mehr als ſechs die Qualifikation der Steuerdelikte unter die Normen 
Wochen oder Geldſtrafe über 150 Mk. Ob eine des Strafgeſetzbuchs zu ſtellen und insbeſondere 
landesrechtlich ſtrufbare Handlung beim Inkraft⸗ die dreimonatige Verjährungsfriſt, wie ſie für 
treten des Reichsſtrafgeſetzbuchs in Bayern Uebertretungen gilt, als für Steuerſtrafſachen 
(1. Januar 1872) die Eigenſchaft einer ſtraf- ungenügend zu beſeitigen. 
rechtlichen Uebertretung oder einer Polizeiüber⸗ Art. 206 des BergG. vom 20. März 1869 
tretung hatte, ergibt ſich teils aus dem Wortlaute hatte die Uebertretungen dieſes Geſetzes ſämtlich 
des einſchlägigen Geſetzes, vgl. Art. 75 — 78 des als Polizeiübertretungen erklärt; infolgedeſſen 
Forſtgeſetzes betr. die Forſtpolizeiübertretungen, zählten die Zuwiderhandlungen gegen die Art. 198, 
teils aus deſſen Inhalt, z. B. Uebertretungen nach 200 Abſ. 3, 208 — 212 zu den höher ſtrafbaren 
Art. 100 PStGB.; in anderen Fällen entſcheidet Uebertretungen. Bei der Reviſion dieſes Geſetzes 
die innere Natur der Zuwiderhandlung, ſo bei im Jahre 1900 wurde Art. 206 geſtrichen „als 
den Uebertretungen des Malzauſſchlaggeſetzes; nicht mehr im Einklange mit dem gegenwärtigen 


bezüglich einzelner Verfehlungen hat das Ein- Stande der Geſetzgebung“ (Mot. zu Ziff. 30 der 
führungsvollzugsgeſetz zum StGB. und PStGB. Novelle, Vhdl. d. K. d. Abg. 1899/1900 BB. 
von 1861 die „ eigens aus: | ) In den Mot. z. Entw. des AG. z. StPO. (Vhdl. 
geſprochen, ſo in Ar für die Zuwiderhand⸗ d. K. d. Abg. BB. V 21) iſt bemerkt, daß auch die 
lungen gegen Art. 20 des bayer. Vereinsgeſetzes. Zuwiderhandlungen gegen das Gebührengeſetz den 
Der Eingang des angeführten Art. 5, ins⸗ Charakter von llebertretungen an ſich tragen, daß aber 
beſondere die Worte „in Geltung gebliebenes eine dem Abi. 3 des Art. 5 AG. z. StPO. entſprechende 
5 . f 8 Beſtimmung nicht ins AG. aufgenommen werde, weil 
Landesgeſetz weiſen darauf hin, daß die Hand⸗ die Regelung dem Gebührengeſetze vorzubehalten ſei. 
lung bereits am 1. Januar 1872 landesgeſetzlich Das Gebührengeſetz hat aber eine ſolche Beſtimmung 
mit Strafe bedroht geweſen ſein muß. Denſelben nicht getroffen, vielmehr bemerken die Motive zu ihm 
Sinn hatte der Ausdruck „in Geltung bleibendes Gbdl.ed K. d. Abg. 1849 BB. „II 98), daß hinſichtlich 
Landesgeſetz“ in Art. 5 des EinfVollzGG. vom 26 | der Oualifikation der einzelnen Reate als Vergehen 


* en oder Uebertretungen die allgemeinen Vorſchriften des 
Dezember 1871, nur daß hier das Mittelwort StGB. zur Anwendung zu kommen haben. 


332). Es gibt ſohin nach der Abſicht des Geſetz⸗ 
geberd, obwohl das geltende Berggeſetz als ſolches 
bereits vor dem 1. Januar 1872 in Kraft ſtand, 
keine höher ſtrafbaren berggeſetzlichen Uebertretungen 
mehr. 

Das gleiche gilt von den Strafdrohungen in 
Art. 202 des Waſſergeſetzes vom 23. März 1907. 
Obwohl dieſe Zuwiderhandlungen größtenteils 
ſchon in Art. 97 und 98 des WaſſerbenützungsG. 
vom 28. Mai 1852 mit Strafe bedroht waren 
und gemäß Art. 101 dieſes Geſetzes die Eigenſchaft 
von Polizeiübertretungen trugen, hat das an die 
Stelle der früheren drei Waſſergeſetze getretene, 
das Waſſerrecht einheitlich neu ordnende gegen⸗ 


wärtige Waſſergeſetz eine Beſtimmung über den. 


ſtrafrechtlichen Charakter der von ihm geſchaffenen 
Tatbeſtände nicht getroffen; ausweislich der Motive 
(Verh. d. K. d. Abg. 1905/06 B B. I 579) 
deshalb, weil ſchlechthin die allgemeinen Be— 
ſtimmungen des StGB. auch hier maßgebend 
fein jollen.‘) 

Wurde dagegen eine Strafdrohung, die in 
einem Landesgeſetze ſchon vor dem 1. Januar 
1872 enthalten war, von ſeiner nachher erfolgten 
Abänderung nur formell beeinflußt, etwa durch 
Neuredaktion oder Umnummerierung, inhaltlich 
aber beibehalten, ſo findet auf ſie Art. 5 AG. z. 
StPO. Auwendung. Von dieſer Art iſt die 
Uebertretung nach $ 14 des HausſteuerG., da 
dieſer dem früheren § 15 desſelben Geſetzes voll⸗ 
ſtändig entſpricht. | 

Hervorgehoben zu werden verdient, daß die 
Landesgeſetzgebung nur den am 1. Januar 1872 
geſetzlich normierten Uebertretungen dieſe Eigen— 
ſchaft wahren konnte, daß fie aber nicht neue Tat— 
beſtände von höher ſtrafbaren Uebertretungen 
ſchaffen kann. Wenn ſie nämlich Haft androhen 
will, hat ſie ſeit dem Inkrafttreten des StGB. 
die in dieſem hierfür vorgeſehene Höchſtdauer ein⸗ 
zuhalten ($ 5 EG. z. StGB.) alſo 6 Wochen 
($ 18 StGB.). 


Die neuere Geſetzgebung hat die Zahl der 
höher ſtrafbaren Uebertretungen ſtark vermindert; 
es ſind noch folgende Geſetzesbeſtimmungen: 


1. Art. 20 des GewG. vom 30. Januar 1868. 
2. Art. 75, 76, 79, 80, 82—87, 97-100 des 

ForſtG. N i 

3. Art. 18—24, 39 des pfälz. ForſtſtrafG. 

1) Der von den Motiven weiter angegebene Zweck 
„zumal hierdurch die Strafbeſtimmungen des Waſſerge— 
ſetzes mit denen der Gewerbeordnungin dieſer Be— 
ziehung in Uebereinſtimmung gebracht werden“ iſt durch 
die Faſſung des Art. 202 nicht ganz erreicht. Denn 
dieſer droht, vgl. insbeſondere 8 147, Geldſtrafe und 
im Unvermögensfalle Haft an, Art. 202 des WaſſerG. 
aber Geldſtrafe bis zu 300 Mk. oder Haft, ſohin die 
Haft wahl: nicht hilfsweiſe; überdies kann die Geld— 
ſtrafe des Art. 202, weil Vergehen in Frage kommen, 
nach § 28 StGB. auch in Gefängnis umgewandelt 
werden, was bei den vorbildlichen Vergehen wider die 
Gewerbeordnung ausgeſchloſſen iſt. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 24. 


489 


4. Art. 20 des VereinsG. 
5. Art. 60 Abſ. 3, 61 Abſ. 2, 66 — 79, 84, 85 
des MalzaufſchlagG. 

6. Gem O. für das rechtsrheiniſche Bayern Art. 41 
Abſ. 3 und 174; für die Pfalz Art. 32 Abſ. 3. 

Art. 100 PStGB. 

8 14 des HausſteuerG. 

Art. 96 des BrandverſG. 


III. Rechtliche Behandlung. 


1. Die höher ſtrafbaren Uebertretungen werden. 
„in ſtrafrechtlicher Beziehung“ (Art. 5 Abſ. 1 
a. a. O.), d. h. materiellrechtlich, behandelt 
wie gewöhnliche Uebertretungen. Es finden alſo 
auf ſie die allgemeinen Beſtimmungen des StGB. 
Anwendung, ſoweit ſie ſich auf Uebertretungen 
beziehen, es müßte denn das Landesgeſetz ab: 
weichende Vorſchriften treffen.“) Sohin bleiben Ver⸗ 
ſuch, Beihilfe und Begünſtigung ſtraflos (88 43, 
49, 257 StGB.). Auf Einziehung der scelere 
producta und instrumenta sceleris (8 40 
| StGB.) kann nicht erkannt werden; ſie verjähren 

in drei Monaten (8 67 Abſ. 3 StGB.); die ſub⸗ 
ſidiäre Freiheitsſtrafe iſt Haft, nicht Gefängnis 
($ 28 Abſ. 1 daſ.); der Umwandlungsmaßſtab 
für einen Tag Haft find 1— 15 Mk. (§ 29 daf.). 

Abſ. 2 des angef. Art. 5 verordnet, daß an 
Stelle der für ſolche Uebertretungen angedrohten 
Freiheitsſtrafe Haft in gleicher Dauer jedoch nicht 
über drei Monate auszuſprechen ſei. Dieſe Vorſchrift 
iſt jetzt gegenſtandslos, weil für die ſämtlichen 
noch geltenden höheren Uebertretungen lediglich 
Geldſtrafen angedroht ſind. 

Die an die Stelle uneinbringlicher Geldſtrafen 
tretende Haft darf drei Monate nicht überſteigen, 
ſoweit nicht das einſchlägige Geſetz etwas Ab⸗ 
weichendes beſtimmt. Eine derartige abweichende 
Beſtimmung enthält keines der Geſetze, welche höher 
ſtrafbare Uebertretungen vorjehen.) Der Wort: 
laut des Abſ. 4 des angeführten Art. 5 deckt zunächſt 
nur den Fall, wenn eine Geldſtrafe umzuwandeln 
iſt. Allein die Abſicht des Geſetzgebers ging aus⸗ 
weislich der Vhdl. des GA. der AbgͤK. 1871 
Bd. II 96 dahin, den $ 78 Abſ. 2 StGB. auch 
für dieſe höher ſtrafbaren Uebertretungen maß: 
gebend ſein zu laſſen. Hiernach muß im Wege 
der ausdehnenden Auslegung angenommen werden, 
daß auch wenn mehrere Geldſtrafen nebeneinander 
umzuwandeln ſind, die Erſatzhaftſtrafen zuſammen 
drei Monate nicht überſteigen dürfen — eine An⸗ 
ſicht, für die überdies der Gebrauch der Mehrzahl 
„Geldſtrafen“ in Abſ. 4 a. a. O. ſprechen dürfte.“) 


| = 
| 1) Vgl. Art. 56 FG., Art. 51—57 Malzaufihl®. 


O 


2) Dagegen enthält das FG. in Art. 54 Abſ. 4 
eine weitergehende Beſchränkung: Haft nicht über 1 
Monat an Stelle einer oder mehrerer Frevel-Geldſtrafen. 

5) Das MalzaufſchlG beſtimmt in Art. 65 Abſ. 3, 
daß mehrere wegen Zuwiderhandlungen gegen dasſelbe 
erkannte Geldſtrafen in eine Freiheitsſtrafe von nicht 
mehr als drei Monaten umzuwandeln ſind. 
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Die Frage, welches der Hafthöchſtbetrag ſei, 
wenn primär erkannte mit umgewandelter Haft 
zuſammentrifft, wird im angeführten Abſ. 4 nicht 
entſchieden; ſie kann dann nicht praktiſch werden, 
wenn lediglich höher ſtrafbare Uebertretungen zur 
Aburteilung ſtehen, weil dieſe dermalen nur mit 
Geldſtrafe bedroht ſind. Kommen dagegen mehrere 
gewöhnliche, mit Haft bedrohte und daneben eine 
oder mehrere höher ſtrafbare Uebertretungen in 
Frage, jo können ſowohl die primär auszuſprechen⸗ 
den Haftſtrafen bis zum Höchſtbetrage von drei 
Monaten anſteigen als auch daneben die im Um⸗ 
wandlungswege herzuſtellenden. Konkurrieren end⸗ 
lich gewöhnliche, mit Gel dſtrafe bedrohte und 
höher ſtrafbare Uebertretungen, ſo darf die für 
beide Arten zuſammen auszuſprechende Umwand⸗ 
lungshaft drei Monate nicht überſchreiten. Dieſe 
Sätze ergeben ſich mittels Schlußfolgerung aus 
den 88 77 Abſ. 2, 78 Abſ. 2 StGB., welchen 
nach Abſicht des Geſetzgebers Abſ. 4 des Art. 5 
AG. z. StPO. angepaßt wurde. 

2. Ueber die ſtrafprozeſſuale Behandlung 
der höher ſtrafbaren Uebertretungen konnte das 
AG. z. StPO. keine Beſtimmungen treffen, weil 
fie vor die ordentlichen Gerichte (8 13 GVG.) 
gehören, alſo ſchlechthin den Vorſchriften der StPO. 
(EG. z. StPO. § 3) und des GVG. (EG. z. GVG. 
9 2) unterſtehen. 

Beide Reichsgeſetze verwenden den Begriff 
„Uebertretung“ in dem vom Strafgeſetzbuche (§ 1 
Abſ. 3) feſtgeſtellten Sinne. Die höher ſtrafbaren 
Uebertretungen werden daher prozeſſual regelmäßig 
als Vergehen behandelt. Eine Ausnahme gilt 
für die Fälle, wo ſich die Geldſtrafe nach dem 
Vielfachen der hinterzogenen Abgabe beſtimmt 
(dgl. Art. 77 MalzaufſchlagG., $ 14 Haus: 
ſteuer ., Art. 41 Abſ. 3 diesrh. Gem O., 32 
Abſ. 3 pfälz. Gem O.); überſchreitet hier die im 
Einzelfalle verwirkte Geldſtrafe nicht den Betrag 
von 150 Mk., jo find die Vorſchriften der StPO. 
und des GVG. über die Behandlung der Ueber: 
tretungsſachen maßgebend, insbeſondere auch § 211 
StpO.; überſteigt fie nicht 600 Mk., ſo iſt die 
ſchöffengerichtliche, andernfalls die landgerichtliche 
Zuſtändigkeit begründet (88 27 Nr. 2, 73 Nr. 1 
GVG. ), wobei aber 8 75 GVG. anwendbar bleibt. 

Wenn die angedrohte Höchſtſtrafe oder die 
durch Multiplikation des hinterzogenen Gefällbe— 
trags für den Einzelfall als verwirkt feſtzuſtellende 
Strafe 150 Mk. überſteigt, entſcheidet das Be— 
rufungsgericht als Fünfmaͤnner⸗, ſonſt als Drei: 
männer⸗Kollegium ($ 77 GG.). 


) Eine Sonderſtellung nehmen auf Grund des 
Vorbehalts in 8 3 Abi. 3 EG. z. StPO. die Forſt— 
rügeſachen ein; ſie fallen ſchlechthin in die Zuſtändig— 
keit der Amtsgerichte (Art. 116 FG., 57 pfälz. F Stil.). 


— ͤ Eäm—— —— ͤ — — 
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Nitteilungen aus der Praxis. 


Eintragung des Nießbrauchs der Pfarrpfründe an 
Grundſtücken der Kirchenſtiftung. Rechte au Schul 
grundſtücken. Die Ermittelung der Rechtsverhältniſſe 
an Grundſtücken der Pfarrpfründen und der Kirchen⸗ 
ſtiftungen ſowie an Schulgrundſtücken bereitet mit⸗ 
unter Schwierigkeiten. Es dürfte deshalb die Mit⸗ 
teilung von zwei lehrreichen praktiſchen Fällen für die 
Hypotheken- und Grundbuchbeamten von Intereſſe fein. 

J. Die Kirchenſtiftung B. iſt Eigentümerin folgender 
Grundſtücke in der Steuergemeinde B.: Pl. Nr. 1 Pfarr⸗ 
haus, Pl. Nr. 2 Pfarrgarten, Pl. Nr. 75 Pfarrweiherlein. 
Der Pfarrer N. als derzeitiger Inhaber der Pfarr⸗ 
pfründe beantragte bei dem Hypothekenamte die Ein⸗ 


tragung des Nießbrauchs der Pfarrpfründe an den 


Grundſtücken; die Kirchenſtiftung ſtimmte der Ein⸗ 
tragung zu. Das Hypothekenamt forderte vom Ans 
tragſteller Darlegung der privatrechtlichen Eigenſchaft 
des Nießbrauchsrechtes. Der Antragſteller erklärte 
darauf: Der Pfarrer habe am Pfründevermögen 
„kraft ſeines Amtes“ das Nutznießungsrecht, dagegen 
ſtehe ihm am Kirchenvermögen ein Nutzungsrecht nur 
inſofern zu, als es ihm auf Grund eines beſonderen 
Rechtstitels durch Privatrechtsakt eingeräumt ſei; der 
Nachweis dieſes Rechtstitels werde, wenn ein ſchrift⸗ 
licher oder beſchlußmäßiger Rechtsakt nicht vorliege, 
durch Berufung auf „ſtillſchweigende“ Einräumung 
und langjährigen Beſitz erſetzt. Der Nutzgenuß am 
Pfarrhaus und Pfarrgarten ſei dem Pfarrer durch 
Stiftung des Biſchofs von Bamberg bei Gründung 
der Pfarrei im Jahre 1520 zugewieſen worden; die 
Entſtehung des Nießbrauchs am Pfarrweiherlein ſei 
nicht nachweisbar, doch ſei das Nutzungsrecht des 
Pfarrers ſchon in einer Pfarrbeſchreibung von 1763 
feſtgeſtellt; es gelte für dieſes Recht unvordenkliche 
Verjährung. Zur Unterſtützung dieſer Ausführungen 
legte der Antragſteller den biſchöfl. Fundations- und 
Konfirmationsbrief vom 3. Februar 1520, Faſſionen 
und die Pfarrbeſchreibung von 1763 vor. 

Das Hypothekenamt lehnte den Eintragungsan— 
trag ab. Die Gründe waren im weſentlichen folgende: 

In das Hypothekenbuch wie in das Grundbuch 
können und dürfen nur Rechte eingetragen werden, 
die im bürgerlichen Rechte wurzeln. Oeffentliche 
Rechte find von der Eintragung ausgeſchloſſen; über 
dieſe Aufſchluß zu geben iſt weder das Hypotheken- 
noch das Grundbuch beſtimmt, der öffentliche Glaube 
des Hypotheken- wie des Grundbuchs bezieht ſich nicht 
auf fie (S 22—25 HypG.; 8 892 BGB., D. A. f. d. 
GBAe. § 123 Nr. 6). 

Der Prüfung, ob ein eintragungsfähiges Recht 
vorliegt, wird der Richter nicht dadurch überhoben, 
daß Antragſteller und Anmeldungsgegner mit der 
Eintragung einverſtanden ſind: denn die Beteiligten 
können nicht ein dem öffentlichen Rechte angehörendes 
Recht durch Willensübereinſtimmung in ein Privat- 
recht umwandeln. 

Die Anſicht des Antragſtellers, daß dem Inhaber 
der Pfarrpfründe ein Nießbrauchsrecht am Kirchen— 
vermögen nur kraft bürgerlichen Rechtes zuſtehen 
könne, iſt nicht richtig. Es iſt ihr der Satz entgegen— 
zuſtellen, daß das Nießbrauchsrecht ebenſo im Privat— 
recht wie im öffentlichen Recht begründet ſein kann. 
Durch Berufung auf Verjährung und Herkommen 
wird für die Entſcheidung nichts gewonnen; denn 
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Verjährung und Herkommen ſind Rechtsgebilde des 
bürgerlichen wie des öffentlichen Rechtes. 

Die Nutzung des Pfarrhauſes, des Pfarrgartens 
und des Pfarrweiherleins bildet einen faſſionsmäßigen 
Beſtandteil des Pfarreinkommens. Nach einer Ent- 
ſcheidung des Verwaltungsgerichtshofs (Bd. II S. 122) 
ſpricht die Vermutung dafür, daß das Rechtsver⸗ 
hältnis durch einen dem Gebiet des öffentlichen Rechtes 
angehörenden Rechtsakt entſtanden iſt. Die Richtig⸗ 


keit der Vermutung wird, ſoweit die Nutzung an 


Pl. Nr. 1 (Pfarrhaus) und 2 (Pfarrgarten) in Frage 
kommt, durch den „Fundations⸗ und Konfirmations⸗ 
brief“ vom 3. Februar 1520 bewieſen. Als Biſchof 
Georg von Bamberg die Filialkirche B. zur ſelb⸗ 
re Kirche erhob, verfügte er indem Stiftungs⸗ 
brief: 

„redditus vero, proventus et census, quibus huius 
modi novella parochialis ecclesia dotata existit, sunt 
hi videlicet: „quaedam area, super qua domus pro 
habitatione cuius libet ipsius novellae ecclesiae rectoris 
construi debet“ uſw. Der Biſchof trug kraft ſeines 
kirchlichen Hoheitsrechtes den Pfarrgenoſſen der neuen 
Pfarrei auf, ein Pfarrhaus zu erbauen und dem 
Seelſorger zur Wohnung zu überlaſſen. 

Es iſt mit dem Antragſteller anzunehmen, daß 
unter der area, mit der die Pfarrei dotiert wurde, 
auch der ans Pfarrhaus anſtoßende Pfarrgarten, nicht 
bloß der Bauplatz für das Pfarrhaus zu verſtehen 
iſt. Daraus geht hervor, daß das Nießbrauchsrecht 
an Pfarrhaus und Pfarrgarten durch einen Akt des 
zur Errichtung des Pfarramtes berufenen Kirchenobern, 
alſo 9 80 einen Akt des öffentlichen Rechts geſchaffen 
wurde. 

Wie der Nießbrauch des Pfründeinhabers am 
Pfarrweiherlein entſtanden iſt, konnte nicht ermittelt 
werden. Aus den vorgelegten Akten geht hervor, daß 
die Nutzung des Weihers fchon ſeit langer Zeit einen 
faſſionsmäßigen Beſtandteil der Beſoldung des Pfarrers 
bildet; die Nutzung diente alſo einem Endzweck öffent⸗ 
lich⸗ rechtlicher Natur. Da die Vermutung gegen die 
privatrechtliche Eigenſchaft eines ſolchen Rechtes ſpricht, 
ſo ergibt ſich auch hier die Unzuläſſigkeit des Eintrags 
im Hupothekenbuch, ſolange nicht die Vermutung 
widerlegt wird. 

Die Beſchwerde des Pfründeinhabers wurde ver— 
worfen; die Begründung deckte fi mit dem hypo— 
thekenamtlichen Beſchluß. 

II. Die Kirchenſtiftung B. iſt im Kataſter als 
Eigentümerin der Pl. Nr. 4 (Schulhaus mit Remiſe) 
vorgetragen und hat im Anlegungsverfahren Buchungs- 
antrag geſtellt. Die Gemeinde B. beanſpruchte das 
Miteigentum, weil ſie die Baulaſt am Schulhaus 
mitgetragen habe; ſie erkannte aber ſchließlich das 
Alleineigentum der Kirchenſtiftung an, machte jedoch 
ein „dingliches Mitbenützungsrecht“ am Schulhaus gel— 
tend und beantragte deſſen Eintragung im Hyotheken— 
buch. Die Kirchenſtiftung erkannte dieſes Mitbenützungs— 
recht an und ſtimmte der Eintragung zu. Das Be— 
zirksamt H. genehmigte von „kuratel- und ſtaats— 
aufſichtswegen“ die Erklärungen der Kirchenſtiftung 
und der Gemeinde. 

Das Hypothekenamt lehnte die Eintragung des 
Rechts der Gemeinde am Schulhaus ab. Hierfür 
waren folgende Gründe maßgebend: 

Das jetzige Schulgebäude war bis 1644 ausſchließ— 
lich Meßnerwohnung. Im Jahre 1644 wurde ein 
Meßner aufgeſtellt, der zugleich Lehrer war. Seitdem 
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iſt Lehrer⸗ und Meßnerdienſt in B. verbunden; ſeit 
dieſer Zeit wurde das Gebäude von der Gemeinde 
zu Schulzwecken verwendet und diente außerdem dem 
Lehrer, der zugleich Meßner war, zur Wohnung. 
Dieſe tatſächliche Verwendung des Grundſtücks 
beruht nicht auf einem privatrechtlichen Vertrag, ſondern 
auf der organiſchen Verbindung des Meßner- und 
Schuldienſtes. Weil die Gemeinde tatſächlich das 
Schul⸗ und Meßnerhaus mitbenützt, hat fie nach den 
in Betracht kommenden geſetzlichen Beſtimmungen 
einen Teil der Baulaſt zu tragen; daraus geht hervor, 
daß ſie kein beſonderes, von der organiſchen Vereini⸗ 
gung des Schu : und Meßnerdienſtes nicht umfaßtes, 
Recht ausgeübt hat. Es kann daher auch Erſitzung 
einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit im Sinne 
des 8 1090 BGB. nicht in Betracht kommen. 
(BlAdmPr. Bd. 51 S. 318 ff.). Läßt ſich der 
Anſpruch der Gemeinde im bürgerlichen Recht 
überhaupt nicht begründen, ſondern wurzelt er im 
öffentlichen Recht, jo iſt ſeine Eintragung ins Hypo⸗ 
thekenbuch unzuläſſig, weil dieſes nur zur Aufnahme 
von Rechten beſtimmt iſt, die dem bürgerlichen Recht 


angehören. Amtsrichter Heckel in Lauf. 


St der 15. Anguſt — Mariä⸗ Himmelfahrt — 
in der Pfalz ein allgemeiner Feiertag im Sinne des 
5 222 35 0.? Nach Art. 22 des Geſetzes vom 
8. Auguſt 1878, betreffend die Errichtung eines Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes und das Verfahren in Ber: 
waltungsrechtsſachen, beträgt die Friſt zur Einlegung 
von Beſchwerden vierzehn Tage; ſie beginnt mit der 
Zuſtellung des ſchriftlichen Beſcheides, für die Berech⸗ 
nung der Friſt find die Beſtimmungen der ZPO. an- 
zuwenden. § 222 Abſ. 2 ZPO. beſtimmt: „Fällt 
das Ende einer Friſt auf einen Sonntag oder allge: 
meinen Feiertag, ſo endigt die Friſt mit dem Ablaufe 
des nächſtfolgenden Werktages“. Zu dem Begriff 
„allgemeiner Feiertag“ im Sinne des $ 222 3PO. 
hat nun der Bayeriſche Verwaltungsgerichtshof eine 
prinzipielle Entſcheidung erlaſſen. Gegen einen am 
1. Auguſt 1902 zugeſtellten Regierungsentſcheid kam 
am 16. Auguſt bei dem Bezirksamte Landau eine Be⸗ 
ſchwerde in Einlauf, welche vom Verwaltungsgerichts⸗ 
hofe mit Entſcheidung vom 24. April 1903 (Bd. 24 
S. 87) abgewieſen wurde, weil ſie verſpätet ein 
gelaufen ſei. 

Der Verwaltungsgerichtshof führt aus: Die Friſt 
zur Einreichung der Beſchwerde ſei am 15. Auguſt 
abgelaufen. Auf dieſen Tag falle allerdings das Feſt 
Mariä-Himmelfahrt, dieſes Zeit ſei aber in Landau 
kein allgemeiner Feiertag, es ſei nur beſonderer Feier- 
tag der Katholiken. Landau ſei ein konfeſſionell ge— 
miſchter Ort, es zähle 6814 Katholiken und 7375 Pro= 
teſtanten: daß die letzteren Mariä-Himmelfahrt nicht 
feierten, bedürfe keiner weiteren Ausführung, ſie 
feierten auch tatſächlich dieſen Tag nicht, er werde 
alſo nicht von beiden Konfeſſionen allgemein ge— 
feiert und ſei deshalb kein allgemeiner Feiertag 
und der ſtaatlichen Anerkennung ſtände auch der 
Art. 82 der II. Verfaſſungsbeilage entgegen. 

Die Bedeutung der in § 8 der VO. vom 30. Juli 
1862 — ABl. S. 1285 — vorkommenden Bezeichnung 
„konfeſſionell gemiſchte Orte“, wie ſie der Verwaltuns— 
gerichtshof annahm, ergibt ſich aus einem Urteile 
des oberſten Gerichtshofes vom 2. Dezember 1864 
(KultusM Bl. 1865 S. 8) und aus einer weiteren 
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oberſtrichterlichen Entſcheidung vom 29. Oktober 1870 
(Reger, Polizeiſtrafgeſetzgebung S. 65). Nach dieſen 
Erkenntniſſen ſind jene Orte als konfeſſionell ge⸗ 
miſchte anzuſehen, in denen die Bekenner der in der 
Minderheit befindlichen Konfeſſion immer noch in 
einer ſolchen Anzahl vorhanden ſind, daß ſie an⸗ 
nähernd die Hälfte oder wenigſtens einen bedeutenden 
Bruchteil der Geſamtbevölkerung bilden. 

Wenn nun in einem konfeſſionell gemiſchten Orte 
die Bekenner des annähernd die Hälfte oder wenig⸗ 
ſtens einen bedeutenden Bruchteil der Geſamtbevöl⸗ 
kerung bildenden Konfeſſionsteiles einen Feiertag des 
andern nicht mitfeiern, fo iſt nach dem Verwaltungs- 
gerichtshof dieſer Tag kein allgemeiner Feiertag. 
Umgekehrt darf daraus gefolgert werden, daß ein 
ſolcher Tag ein allgemeiner Feiertag iſt, wenn der in 
der Minderheit befindliche Konfeſſionsteil nicht an⸗ 
nähernd die Hälfte oder wenigſtens einen bedeutenden 
Bruchteil der Geſamtbevölkerung bildet oder wenn er 
im Falle eines bedeutenden Bruchteiles oder annähernd 
der Hälfte an einem ſolchen Tage aus irgend welchem 
Grunde ſeinen Geſchäftsbetrieb einſtellt — feiert. 

Die Gerichte der Pfalz haben meines Wiſſens zu 
der Frage bisher noch keine Entſcheidung getroffen. 

Ob der 8 222 ZPO. eine ſolche unter Umſtänden 
recht ſubtile Unterſcheidung im Auge hat, könnte doch 
bezweifelt werden. Er ſpricht von allgemeinen Feier⸗ 
tagen, von Feiertagen, denen dieſe Eigenſchaft wirklich 
zukommt, nicht von ſolchen, denen ſie unter beſonderen 
Umſtänden zukommen kann. 

Allgemein iſt ethymologiſch das, was allen ge⸗ 
meinſam iſt, nicht das, was nur unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen allen gemeinſam ſein kann. Die nur 
einer Konfeſſion eigenen Feiertage ſind deshalb immer 
nur beſondere Feiertage und ſie behalten dieſen ihren 
rein konfeſſionellen Charakter ſelbſt dann, wenn die 
Angehörigen der anderen Konfeſſion an dieſen Tagen 
ihre Geſchäfte nicht betreiben, wenn ſie feiern. Denn 
durch die Geſchäftsruhe, das paſſive Feiern, begehen 
ſie ſelbſtverſtändlich nicht die Feier folder Tage ihrem 
Weſen als religiöſer Feitertage nach. Als allgemeine 
— kirchliche — Feiertage können deshalb nur ſolche 
Tage angeſehen werden, die von den anerkannten Kon— 
feſſionen gemeinſam als ſolche gefeiert werden. 

Die vom Verwaltungsgerichtshofe getroffene Aus— 
legung könnte zu beinahe unüberwindlichen Schwierig— 
keiten führen. „Annähernd die Hälfte oder wenigſtens 
ein bedeutender Bruchteil“ ſind außerordentlich dehn— 
bare, jedenfalls nicht feſt beſtimmte Begriffe, die zu— 
laſſen können, daß bei gleichem Zahlenverhältniſſe an 
zwei verſchiedenen Orten der eine als konfeſſionell 
gemiſcht, der andere als nur einer Konfeſſion zuge— 
hörig angeſehen werden könnte. Sie ſind aber auch 
in der Praxis äußerſt ſchwierig anzuwenden. Man 
denke beiſpielsweiſe nur einmal an den ſehr häufig 
vorkommenden Fall des Einſpruches gegen ein Ver— 
ſäumnisurteil. Das Gericht muß zunächſt prüfen, 
ob er friſtgerecht eingelegt wurde, erſt dann kann in 
die Verhandlung zur Hauptſache eingetreten werden. 
Welcher Richter wird ſofort in der Lage ſein, feſt— 
zuſtellen, ob und welche von den ſo und ſoviel Ge— 
meinden ſeines Bezirks konfeſſionell gemiſcht find und 
dies zur Zeit der Zuſtellung der Einſpruchsſchrift 
waren, in welchen dieſer Orte annähernd die Hälfte 
oder wenigſtens ein bedeutender Bruchteil der einen 
oder andern Konfeſſion angehört und weiter ob über: 
baupt von annähernd der Hälfte oder einem bedeu— 
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tenden Bruchteil geſprochen werden kann. Und wie 
dann, wenn die eine Partei die Rechtzeitigkeit des 
Einſpruches mit Rückſicht auf dieſe Verhältniſſe be⸗ 
hauptet, die andere widerſpricht? Sollen Beweiſe an⸗ 
geboten und durchgeführt werden? Wenn auch das 
Gericht die Rechtzeitigkeit des Einſpruches von Amts 
wegen zu prüfen hat, ſo könnte es doch wohl die 
Parteibehauptungen nicht ſo ohne weiteres ignorieren, 
beſonders dann nicht, wenn Beweisanträge geſtellt 
würden. Daß die Prozeßordnung ihre Friſten an 
ſolche nur ſchwer und doch niemals abſolut feſtzu⸗ 
ſtellende Begriffe knüpfen wollte, kann kaum ange⸗ 
nommen werden. 

Nun kommt aber in Betracht, daß in Bayern 
der Geſetzgeber ſelbſt ſchon einmal ausgeſprochen hat, 
was er unter „allgemeiner Feiertag“ verſtanden wiſſen 
will und dieſen, wenn auch in einem Spezialgeſetze 
ausgeſprochenen Willen des Geſetzgebers wird man 
bei Auslegung des Begriffes doch nicht außer acht 
laſſen dürfen, und dies um ſo weniger, als er gerade 
mit Rückſicht auf den Friſtenlauf ausgeſprochen wurde. 

Nach Art. 92 WO. iſt bei Wechſeln, die an einem 
Sonn- oder allgemeinen Feiertage verfallen, der nächſte 
Werktag der Zahlungstag. Hierzu hat das Bayeriſche 
Einführungsgeſetz vom 25. Juli 1850 in Art. 5 
beſtimmt: 

„Bis zum Erſcheinen eines allgemeinen Geſetzes 
über die Feiertage findet die Vorſchrift des Art. 92 
WO. auf diejenigen Tage Anwendung, welche nach 
den Geſetzen oder dem Herkommen eines jeden 
Ortes bisher als chriſtliche Feiertage im Wechſel⸗ 
geſchäfte gegolten haben“. 

Alſo Geſetz oder Herkommen bezeichnet der Ge— 
ſetzgeber als Merkmale des allgemeinen Feiertages. 
Unter Berückſichtigung dieſer Merkmale wird die Frage, 
was allgemeine Feiertage ſind, kaum mehr Schwierig— 
keiten bieten, da dieſe Merkmale für jedermann leicht 
erkennbar ſind. Das Geſetz muß eben jedermann 
kennen und das Herkommen iſt jedermann bekannt. 

Nun kann aber ein Tag vom Geſetz ſehr wohl 
als Feiertag erklärt werden und damit allgemeiner 
Feiertag ſein, ohne daß er in Wirklichkeit allgemein 
gefeiert wird. Es brauchen dies nicht immer kirchliche 
religiöſe Feiertage zu fein, auch politiſche Feiertage, wie 
beiſpielsweiſe Geburts- und Namensfeſte des Landes: 
herrn können darunter begriffen ſein. Iſt ein ſolcher 
Tag vom Geſetz als Feiertag erklärt, ſo iſt er nach 
Art. 5 des EinfG. zur WO. allgemeiner Feiertag, 
ſelbſt wenn er bier und da nur teilweiſe oder gar nicht 
gefeiert wird. Er muß im Rechtsleben und jedenfalls 
von den ſtaatlichen Organen als ſolcher reſpek— 
tiert werden. 

Daß Mariä-Himmelfahrt in der Pfalz ein geſetz— 
licher Feiertag iſt, dürfte aber kaum beſtritten werden 
können. Durch das Geſetz vom 29. Germinal X wurde 
der Tag ausdrücklich als Feiertag erklärt. Les jours 
de fetes qui seront celebres en France, outre les 
dimanches, sont: ... L’Assomption de la tres-sainte 
Vierge . Im Ausſchreiben der Regierung des 
Rheinkreiſes vom 9. Januar 1818 — Intelligenz— 
blatt S. 9 — iſt er als ſolcher anerkannt; durch Aller- 
höchſte Verordnung vom 19. Februar 1824 — ABl. 
S. 14 — wurden zu den beſtehenden geſetzlichen 
Feiertagen des Rheinkreiſes noch weitere hinzugefügt 
und durch weiteres Königl. Reſkript vom 24. März 
1825 — ABl. Nr. 3 — wurde der Karfreitag unter 
die im Rheinkreiſe geſetzlich zu feiernden kirchlichen 


— — 5 * e * — r e 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1907. Nr. 24. 


Feſte aufgenommen. Nach dieſen Beſtimmungen gelten 
nun in der Pfalz als geſetzliche Feiertage die beiden 
Weihnachts⸗, Oſtern⸗ und Pfingſttage, Neujahr, Kar⸗ 
freitag, Chriſti⸗Himmelfahrt, Mariä⸗ Himmelfahrt, 
Fronleichnam, Allerheiligen. 

Wenn man nun einwenden will, durch Art. 82 
der zweiten Verfaſſungsbeilage ſeien dieſe Beſtim⸗ 
mungen für Mariä⸗Himmelfahrt — und ebenmäßig 
auch für Karfreitag, Fronleichnam und Allerheiligen 
— aufgehoben, ſo dürfte dem nicht zuzuſtimmen ſein. 
Eine ausdrückliche Beſtimmung enthält der Artikel 
in dieſer Beziehung nicht; er will und kann aber auch 
keine ſolche enthalten. Durch die zweite Verfaſſungs⸗ 
beilage werden nach ihrer Ueberſchrift die äußeren 
Rechtsverhältniſſe der Einwohner des Königreichs 
Bayern in bezug auf Religion und kirchliche Geſell⸗ 
ſchaften geregelt. Der Art. 82 regelt dann ſpeziell 
das gegenſeitige Verhalten der Konfeſſionen an ihren 
beſonderen Feiertagen, nach ihm iſt kein Religionsteil 
ſchuldig, die beſonderen Feiertage des andern zu feiern; 
es ſteht ihm frei, an ſolchen Tagen ſein Gewerbe und 
ſeine Hantierungen auszuüben, jedoch ohne irgend 
welche Störung des Gottesdienſtes des anderen Teiles 
und ohne Verletzung der Achtung, die jede Religions⸗ 
geſellſchaft der andern bei Ausübung ihrer religiöſen 
Handlungen und Gebräuche ſchuldig iſt. Er beſchäftigt 
ſich alſo gar nicht mit der Frage, welche Tage Feier⸗ 
tage ſind, er ſetzt ſolche nicht ein, er ſchafft ſolche 
nicht ab, er ſteht auch weder der Einſetzung noch der Ab⸗ 
ſchaffung entgegen; er ſetzt beſtebende, einſeitig 
konfeſſionelle Feiertage voraus und regelt dann das 
Verhalten der Konfeſſionen gegeneinander an ſolchen, 
dem einen Teile beſonderen Feiertagen. Er bezweckt 
lediglich Aufrechterhaltung der Ordnung und dann 
auch, daß nicht entgegen der durch die Verfaſſung 
garantierten Gewiſſensfreiheit die Bekenner der einen 
Konfeſſion gezwungen werden können, die beſonderen 
Feiertage der andern als ſolche mitzufeiern. Man 
wird alſo aus dieſem Artikel Schlüſſe für die geſtellte 
Frage wohl nicht ziehen dürfen. 

Dazu kommt aber, daß durch die erwähnten Kgl. 
Verordnungen vom 19. Februar 1824 und 24. März 
1825, alſo nach Erlaß der Verfaſſung, noch weitere 
konfeſſionelle Feiertage — Karfreitag, Fronleichnam 
— als geſetzliche Feiertage erklärt wurden, was doch 
nicht hätte geſchehen können, wenn man angenommen 
hätte, der Art. 82 ſtehe dem entgegen. 

Muß man ſonach annehmen, daß die erwähnten 
Geſetze und Verordnungen heute noch zu Recht be⸗ 
ſtehen, dann iſt Mariä-Himmelfahrt ein geſetzlicher 
und damit nach dem oben angeführten Art. 5 des Einf. 
z. WO. ein allgemeiner Feiertag in dem Sinne, daß 
er von jedermann als ſolcher reſpektiert, wenn auch 
nicht ſeinem Weſen nach gefeiert werden muß. 

In der Pfalz hat man dies auch bisher noch nie 
angezweifelt; der Tag wurde immer als geſetzlicher 
Feiertag angeſehen und behandelt und die Entſchei— 
dung des Verwaltungsgerichtshofes ſtellt ſelbſt feſt, 
daß in Landau an dieſem Tage die Behörden, Anwälte 
und Notare ſchließen. Wenn Poſt und Bahn nicht 
ſchließen, ſo kann daraus wohl nichts Entſcheidendes 
gefolgert werden, weil dieſe Inſtitute mit Rückſicht 
auf die Natur ihres Betriebes dieſen auch an den 
beiden Konfeſſionen gemeinſamen Feiertagen nicht voll— 
ſtändig einſtellen. 


Das Einf. z. WO. iſt nun allerdings ein Spezial- 


geſetz. Daraus wird man aber doch nicht folgern 
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dürfen, daß die Beſtimmung des Art. 5 nur aus⸗ 
ſchließlich auf Wechſelſachen angewendet werden kann. 
Denn es iſt doch nicht angängig, daß unter Umſtänden 
bei demſelben Gericht und in derſelben Sitzung ein 
Tag einmal, wenn es ſich etwa im Wechſelprozeſſe um 
die Rechtzeitigkeit der Proteſterhghebung — Art. 41 
WO. — handelt, als allgemeiner Feiertag, unmittelbar 
darauf aber, wenn im ordentlichen Verfahren vielleicht 
die Rechtzeitigkeit eines Einſpruches gegen ein Ver⸗ 
ſäumnisurteil in Frage ſtünde, als Werktag be⸗ 
handelt würde. 

Was für Mariä⸗Himmelfahrt gilt, trifft in der 
Pfalz auch für Karfreitag, Fronleichnam und Aller- 


heiligen zu. 
Kanzleirat Merck, 
Oberſekretär am Oberlandesgerichte Zweibrücken. 


Das Beſchwerderecht der Gläubiger des Ver⸗ 
gütungs pflichtigen in der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Dem Beſchluß des OLG. Hamburg vom 30. Juli 1906 
(RJ A. 8,24 = 3BlF G. 7, 769) liegt folgender Sach⸗ 
verhalt zugrunde: Auf Grund des 8 1960 BGB. 
war eine Nachlaßpflegſchaft angeordnet, ſpäter wurde 
über den Nachlaß Konkurs eröffnet. Das Nachlaß⸗ 
gericht ſetzte die Vergütung für den Nachlaßpfleger 
feſt und ein Konkursgläubiger erhob gegen dieſe Ver⸗ 
fügung Beſchwerde. Das OLG. erachtete ihn hierzu 
„für legitimiert: Die Nachlaßpflegſchaft diene nicht nur 
zur Sicherung des Erben. ſondern auch zur Sicherung 
der Nachlaßgläubiger. Jeder Gläubiger habe ein 
Recht darauf, daß der Nachlaß nach Maßgabe der 
Geſetze auch zu ſeiner Befriedigung verwendet werde. 
Bewillige das Nachlaßgericht dem Nachlaßpfleger zu 
Unrecht eine Vergütung, ſo werde das Recht des 
Gläubigers beeinträchtigt, ſobald die Vergütung zur 
Folge habe, daß er aus dem Nachlaß weniger erhalte, 
als er ſonſt erhalten würde. Nach § 20 FGG. ſei 
er daher zur Beſchwerde berechtigt; dieſes Recht habe 
er durch die Konkurseröffnung nicht verloren. Es 
handle ſich hier um eine Beſchwerde gegen eine Ver⸗ 
fügung, durch die eine am Konkurs beteiligte Forderung 
zu Unrecht begründet ſein ſolle. Daß eine ſolche Be⸗ 
ſchwerde nur dem Konkursverwalter zuſtehe, ſage das 
Geſetz nicht. 

Dieſer Anſicht iſt nicht beizuſtimmen. 

Nach 8 20 FGG. ſteht die Beſchwerde dem zu, 
deſſen Recht durch die Verfügung beeinträchtigt iſt; 
das beeinträchtigte Recht kann ein einzelnes, materielles 
ſelbſtändiges Recht ſein, z. B. das Erbrecht, das 
Firmenrecht,) oder auch das jedem bei der Angelegen- 
heit Beteiligtem zuſtehende Recht auf eine der Sach⸗ 
und Rechtslage entſprechende Entſcheidung, alſo auf 
eine gerechte und ſachgemäße Abgrenzung ſeines 
Rechtskreiſes.“) Die Beſchwerde ſteht hiernach in 
Fällen der Eingangs gedachten Art zweifellos dem 
Vergütungsberechtigten und dem Vergütungspflichtigen 
zu;) zwar iſt nicht ein beſtimmtes materielles Recht 

) Vgl. Joſef, 


Kommentar zum FG. (zweite 


f Auflage, 1906) Anm. 2 A zu $ 20 


2) S. ebenda Anm. 2 Bb, ferner Unger in 33. 36 
102 —112, der überhaupt nur dieſes Recht auf eine 
ſachgemäße Entſcheidung als unter 8 20 fallend an- 


ſieht. Eines Eingehens auf dieſe Frage bedarf es 
hier nicht. 
) Vgl. Unger in 33 P. 34, 302 Anm. 157. So 


ſteht dem Verſchwender nach Aufhebung der Vormund— 
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dieſer beeinträchtigt, wohl aber das eben erwähnte, 
jedem bei einer Angelegenheit der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit „Beteiligten“ zuſtehende Recht auf eine 
richtige, ſachgemäße Entſcheidung. Gehören nun zu 
den ſo „Beteiligten“ aber auch die Gläubiger des 
Vergütungspflichtigen, wofern ſie Gefahr laufen, in⸗ 
folge der ihrem Schuldner durch die Verfügung auf— 
erlegten Verpflichtung an ihren eigenen Forderungen 
gegen den Vergütungspflichtigen Schaden zu erleiden? 
Um dieſe vom OLG. Hamburg bejahte Frage zu ent: 
ſcheiden, nehme man folgenden Fall: Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht bewilligt dem Vormund oder dem der 
Mutter beſtellten Beiſtand eine Vergütung; im 
erſteren Fall ſteht nach der Sondervorſchrift des 
§ 57 Ziff. 7 FGG. dem Gegenvormund'!) im zweiten 
Fall der Mutter’) die Beſchwerde zu, dagegen den 
Gläubigern des Mündels ſelbſt dann nicht, wenn 
infolge ungünſtiger Vermögenslage des Mündels 
durch die Gewährung der Vergütung an den Vor— 
mund etwa die Befriedigung der Mündelgläubiger 
geſchmälert wird. So wenig die Gläubiger bei der 
Frage beteiligt find, ob das Vormundſchaftsgericht eine 
Rechtshandlung des Vormundes genehmigen darf 
(RG. 56, 125), ebenſowenig ſind ſie beteiligt bei der 
Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts über die vom 
Mündel dem Vormund zu zahlende Vergütung, d. h. 
die Gläubiger haben nicht ein Recht i. S. des 8 20 
darauf, daß die Entſchließung des Gerichts über die 
Gewährung der Vergütung richtig, ſachgemäß erfolge 
und folglich ſteht ihnen mangels eines Rechts, das 
i. S. des S 20 FG. beeinträchtigt fein könnte, die 
Beſchwerde gegen die ergangene Entſcheidung nicht 
zu. Die Gläubiger haben wohl ein wirtſchaftliches 
Intereſſe an den gedachten Entſcheidungen des Vor- 
mundſchaftsgerichts, alſo daß ein dem Mündel vorteil: 
hafter Vertrag genehmigt und hiermit ihre Ausſicht 
auf Befriedigung gebeſſert werde, oder daß die Ver— 
gütung dem Vormund GBeiſtand) abgeſprochen und 
der Betrag dem Mündelvermögen zur Befriedigung 


ſchaft die Beſchwerde gegen die Verfügung zu, durch 
die das Vormundſchaftsgericht die Vergütung für den 
Vormund feſtſetzt; KG. RIA. 6, 13 = 3BlF G. 6, 270. 
Daher ſteht, wenn das Gericht dem Gegenvormund 
eine Vergütung zubilligt, die Beſchwerde dem Mündel, 
vertreten durch den Vormund, zu; Schultzenſtein, 338. 
25, 198. Da die Mutter die Laſten des Kindesver— 
mögens zu tragen hat und zu dieſem auch die dem 
Beiſtand bewilligte Vergütung gehört (SS 1654, 1686, 
1694), ſo ſteht der Mutter gegen dieſe Verfügung auch 
im eigenen Namen die Beſchwerde zu. Anderſeits 
muß das beeinträchtigte Recht ſchon zu der Zeit be— 
ſtehen, wo die angefochtene Verfügung in Wirkſamkeit 
tritt (KG J. 25, 3 = 3 BIG. 3, 335); der Nacherbe 
aber wird Erbe erſt mit Eintritt des Falls der Nach— 
erbfolge (§S 2139), vor dieſem Zeitpunkt hat er alſo 
nicht das oben erwähnte Recht auf eine ſachgemäße, 
richtige Entſcheidung. Daher ſteht die Beſchwerde nicht 
dem Nacherben zu, wenn die Verfügung, durch die das 
Nachlaßgericht dem Pfleger die Vergütung zubilligt, 
vor Eintritt der Nacherbfolge wirkſam geworden, d. h. 
dem Vorerben bekannt gemacht war 8 16 Abſ. 1 
88. Die anſcheinend entgegengeſetzte Anſicht von 
Schultzenſtein a. a. O. und im JL Bl. 00, 65 dürfte 
nicht richtig ſein. 

) Namens des Mündels; denn das eigne Recht 
des Gegenvormundes iſt nicht beeinträchtigt. 

) Als Vertreterin des Kindes, aber auch im 
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eignen Namen als Nießbraucherin des Kindesver- 


mögens; ſ. Anm. 3. 
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der Gläubiger verbleibe. Aber die Entſchließung des 
Gerichts ergeht nicht über das Recht der Gläubiger, 
die Verfügung enthält keinen unmittelbaren Eingriff 
in ihr Recht, wie dies Vorausſetzung der Beſchwerde⸗ 
befugnis iſt, für die alſo ein bloßes wirtſchaftliches 
Intereſſe an der Aenderung der Verfügung nicht 
genügt.!) Und wenn das Gericht einen Verwahrer 
beſtellt hat, dem die den Miterben geſchuldeten Sachen 
abgeliefert werden ſollen (8 2039) und es ſodann die 
Vergütung für den Verwahrer feſtſetzt, ſo ſind nach 
8 165 Abi. 3 FGG. als „Beteiligte“ zwar die Mit⸗ 
erben und der Verwahrer zu hören, nicht aber die 
Nachlaßgläubiger. Dieſe haben bei Unzulänglichkeit 
des Nachlaſſes zwar ein Intereſſe daran, daß dem 
Nachlaß nicht noch ein Betrag zur Vergütung des 
Verwahrers entzogen werde; aber ſie ſind nicht bei 
Feſtſetzung der Vergütung beteiligt, haben folalich 
ein Recht i. S. des 8 20 auf eine ſachgemäße Ent: 
ſcheidung und ſind alſo auch nicht beſchwerdeberechtigt. 

Genau dieſelben Geſichtspunkte gelten im Ein⸗ 
gangs gedachten Fall. Es handelte ſich dort um die 
Sicherungspflegſchaft aus § 1960, die dem Gericht 
von Amts wegen im Intereſſe des Nachlaſſes, zum 
Schutz des Erben obliegt, unabhängig davon, ob 
Gläubiger vorhanden ſind.“) Wäre der Konkurs nicht 
eröffnet, ſo hätte der Pfleger dem ermittelten Erben 
den Nachlaß zur freien Verfügung herausgeben 
müſſen; und die Verfügung, durch die das Nachlaß⸗ 
gericht dem Pfleger eine Vergütung zubilligte, wäre 
dann zweifellos eine Angelegenheit lediglich zwiſchen 
dem Erben und dem Pfleger, bei der die Nachlaß⸗ 
gläubiger gar nicht beteiligt ſind, ſo daß ihnen gegen 
jene Verfügung die Beſchwerde nicht zugeſtanden hätte, 
ſelbſt wenn infolge ungünſtiger Vermögenslage des 
Erben ihre Befriedigung durch die Zuweiſung eines 
Betrages an den Pfleger geſchmälert würde. Daran 
daß dies unterbleibe, haben fie wohl ein wirtſchaft⸗ 
liches Intereſſe, aber dieſes legitimiert ſie nicht zur 
Beſchwerde, die vielmehr allein dem Erben, als dem 
Vergütungspflichtigen und allein Beteiligten zuſtände. 
Infolge der Konkurseröffnung geht nun dies Be⸗ 
ſchwerderecht des Erben nach $ 6 KO. auf den Ber 
walter über; der Konkursverwalter allein hat alſo 
kraft ſeines Verwaltungs- und Verfügungsrechts Be⸗ 
einträchtigungen der Maſſe abzuwenden und ihm allein 
ſteht alſo die Beſchwerde gegen die Verfügung des 
Nachlaßgerichts zu, durch die es die Vergütung des 
früheren Nachlaßpflegers (nach 8 224 Ziff. 4 KO. 
eine Maſſeſchuld) feſtſetzt. Ein Beſchwerderecht der 
Nachlaßgläubiger beſtand alſo, wie oben dargelegt, 
vor der Konkurseröffnung nicht und iſt durch dieſe 
erſt recht nicht entſtanden. — Das Gleiche gilt für 
die Nachlaßverwaltung, alſo für die Nachlaßpflegſchaft 
zwecks Befriedigung der Nachlaßgläubiger (8 1975). 
Wird 3. B. der beitellte Verwalter noch vor Beendigung 
der Verwaltung unfähig, ſie zu Ende zu führen, ſo ſetzt 


) Vgl. Joſef, Kommentar Anm. 3 a zu § 20. 

) Daher ſteht, auch wenn ein Nachlaßgläubiger 
dieſe von Amts wegen zu entfaltende Tätigkeit des 
Gerichts angeregt hat, ihm gegen die ablehnende Ver— 
fügung die Beſchwerde nicht zu. Dagegen gibt 8 1961 
jedem Gläubiger ein Recht auf Beſtellung eines 
Nachlaßpflegers, gegen den er den Anſpruch geltend 
machen will und es ſteht ihm daher gegen die Ableh— 
nung des Antrages die Beſchwerde zu. So KG. 22 
72 = RIA. 2, 121. Vgl. Joſef, Kommentar Anm. 2 
Ae, 3 a und 6 zu 8 20. 


das Gericht die Vergütung des Verwalters (SS 1987, 
1915, 1836) feſt; gegen dieſe Verfügung ſteht dem 
Erben die Beſchwerde zu, den Nachlaßgläubigern aber 
ſelbſt dann nicht, wenn durch die Zuweiſung von Nach⸗ 
laßvermögen an den Verwalter ihre eigene Befriedigung 
geſchmälert wird. Die Nachlaßgläubiger ſind bei dieſer 
Verfügung des Nachlaßgerichts ebenſowenig beteiligt, 
wie im oben gedachten Fall bei Feſtſetzung der Ver⸗ 
gütung an den Verwahrer ($ 165 FGG.). Daraus 
folgt, daß auch wenn die Nachlaßverwaltung infolge 
der Konkurseröffnung beendigt wird und das Nach⸗ 
laßgericht die Vergütung für den früheren Nachlaß⸗ 
verwalter feſtſetzt, nicht den Konkursgläubigern, ſondern 
nur dem Konkursverwalter die Bachperde gegen die 
Feſtſetzung zuſteht. 

Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt hiernach: 

Setzt das Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
eine Vergütung feſt, ſo ſteht die Beſchwerde gegen 
dieſe Verfügung dem Vergütungsberechtigten und dem 
Vergütungspflichtigen zu; denn dieſe haben als die 
bei dieſer Angelegenheit Beteiligten ein Recht i. S. 
des § 20 GG. auf eine ſachgemäße Entſcheidung. 
Dagegen ſteht dies Recht den Gläubigern des Ver⸗ 
gütungspflichtigen auch dann nicht zu, wenn durch 
die Feſtſetzung der Vergütung, die dem Vermögen 
ihres Schuldners entzogen wird, ihre Befriedigung 
geſchmälert wird. Dieſer letztere Umſtand gibt ihnen 
nur ein wirtſchaftliches Intereſſe, das zur Beſchwerde 
nicht legitimiert, keineswegs aber ein Recht auf eine 
ſachgemäße Entſcheidung. Folglich ſteht, wenn zu⸗ 
nächſt eine Nachlaßpflegſchaft angeordnet war und 
ſodann der Nachlaßkonkurs eröffnet wird, die Be⸗ 
ſchwerde gegen die Verfügung des Nachlaßgerichts, 
durch die es die Vergütung für den Pfleger feſtſetzt, 
dem Konkursverwalter zu, auf den das Verwaltungs⸗ 
recht des (vergütungspflichtigen und darum beſchwerde⸗ 
berechtigten) Erben übergegangen iſt, nicht aber den 
Konkursgläubigern. 

Rechtsanwalt Dr. Joſef in Freiburg i. B. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Anfechtung eines Geſellſchaftsvertrages wegen Irr⸗ 
tums über die Vertraunenswürdigkeit des Ehemannes der 
Geſellſchafterin, welcher vertragsgemäß an Stelle der 
letzteren zur Geſchäftsführung befugt war. (§ 119 BGB., 
§ 114 HGB.). Aus den Gründen: Das OLG. nimmt 
an, daß ſich der Kläger bei Eingehung des Geſellſchafts— 
vertrages über die perſönliche Vertrauenswürdigkeit des 
Ehemannes B. im Irrtume befunden habe. An der Hand 
mehrerer Einzelfälle legt es dar, daß ſich B. als ein 
Mann gezeigt habe, der ſich nicht ſcheue, die Vertrauens- 
ſeligkeit und Unvorſichtigkeit anderer eigennützig aus— 
zubeuten, und der daher als ein gewiſſenhafter und 
redlicher Kaufmann nicht angeſehen werden könne. 
Der Kläger, der dieſe belaſtenden Umſtände erſt nach 
dem Abſchluſſe des Geſellſchaftsvertrages in Erfahrung 
gebracht habe, ſei auf Grund von S 119 BGB. be- 
rechtigt, den Vertrag anzufechten. Inhalt des Ver— 
trages ſei es geweſen, daß ſich die Beklagte zur Ge— 
währung der Tätigkeit ihres Geſchäftsführers B. für 
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den gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb verpflichtet habe. 
B. habe zwar nicht ſelbſt Geſellſchafter werden ſollen, 
aber als bevollmächtigter Leiter des Geſchäfts eine 
dem Geſellſchafter ähnliche Stellung eingenommen; 
feine perſönlichen Eigenſchaften ſeien für die Geſell⸗ 
ſchaft von der gleichen Bedeutung, wie wenn er ſelbſt Ge⸗ 
ſellſchafter wäre. Bei der Eingehung eines Geſellſchafts⸗ 
vertrages aber ſei die perſönliche Vertrauenswürdigkeit 
des Geſellſchafters nach den Anſchauungen des Ver: 
kehrs eine ſo weſentliche Eigenſchaft der Perſon, daß 
bei ihrem Fehlen angenommen werden müſſe, der 
andere Geſellſchafter würde ſich, wenn er dieſen Mangel 
gekannt hätte, bei verſtändiger Würdigung des Falles 
auf den Vertrag nicht eingelaſſen haben. Die Reviſion 
rügt falſche Anwendung des § 119 BGB. Sie zieht 
zwar nicht in Zweifel, daß bei der Eingehung eines 
Geſellſchaftsvertrages die geſchäftliche Vertrauens- 
würdigkeit des andern Geſellſchafters eine Eigenſchaft 
der Perſon ſei, die im Verkehre als weſentlich an⸗ 
geſehen werde, und daß daher ein Irrtum hierüber 
als Irrtum über den Inhalt des Vertrages gelten 
müſſe, ſie beanſtandet aber die Uebertragung dieſes 
Satzes auf den Geſchäftsführer. Ein Irrtum über 
perſönliche Eigenſchaften des Vertragsgegners liege 
nicht vor. B. ſei dem Vertrage nicht beigetreten, und 
die Beklagte habe keine Mittel an der Hand gehabt, 
ſeine Dienſte zu erzwingen. Auch reichten die Be⸗ 
fugniſſe eines Geſchäftsführers nicht ſo weit, wie die 
eines Teilhabers, und es beſtehe die Möglichkeit, nach 
dieſer Richtung noch weitere Beſchränkungen eintreten 
zu laſſen. Dabei weiſt die Reviſion darauf hin, daß 
in dem ſchriftlichen Vertrage von den Dienſten des B. 
überhaupt nicht die Rede ſei. 

Der Rechtsauffaſſung des OLG. iſt beizutreten. 
Daß in dem ſchriftlichen Vertrage von den Dienſten 
des B. nicht die Rede iſt, iſt unerheblich. Denn nach der 
Feſtſtellung des OL G., die den übereinſtimmenden Er- 
klärungen beider Parteien entſpricht, war es der Wille 
der vertragſchließenden Teile, daß die nominelle In⸗ 
haberin der verklagten Firma ſelbſt keinerlei Tätigkeit 
für den gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb entfalten, 
daß vielmehr die ihr obliegende Geſchäftsführung 
($ 114 Abſ. 1 HGB.) durch ihren Ehemann bewirkt 
werden ſollte, der auch allein über die erforderlichen 
fachmänniſchen Kenntniſſe verfügte. Der Ehemann 
war alſo vertragsmäßig als die Perſon bezeichnet, 
die an Stelle des Geſchäftsinhabers perſönliche Dienſte 
für die Geſellſchaftszwecke wie ein Geſellſchafter leiſten 
ſolle. Ob die Beklagte in dieſer Hinſicht auf B. einen 
Zwang ausüben konnte, iſt ohne Belang. Es genügt, 
daß alle Beteiligten davon ausgingen, daß er ſich der 
Dienſte nicht weigern werde. Und geſchah dies doch, ſo 
hatte jedenfalls der Kläger das Recht, die Beklagte als 
vertragsbrüchig zu behandeln, während ſich anderſeits 
die Beklagte eine einſeitige Beſchränkung der Befugniſſe 
des B. durch den Kläger nicht gefallen zu laſſen brauchte. 
War demnach B. freilich nicht Vertragsgegner, aber 
doch die Perſon, die durch ihr eigenes Tun die geſell— 
ſchaftlichen Leiſtungen in bezug auf die Führung der 
Geſchäfte zu beſchaffen hatte, ſo iſt es ohne weiteres 
einleuchtend, daß ſeine perſönlichen Eigenſchaften für 
die gedeihliche Entwicklung der Geſellſchaft von ent— 
ſcheidendem Einfluſſe waren. Es wäre daher in hohem 
Maße unbillig, einen Irrtum des Gegenkontrahenten 
über dieſe Eigenſchaften unbeachtet zu laſſen, ſofern 
ſie nach der Verkehrsanſchauung als weſentlich anzu— 
ſehen ſind. Das Geſetz bietet dazu keinen Anhalt. Es 
ſagt in Abſ. 2 des S 119 allgemein, daß der Irrtum 
über ſolche Eigenſchaften „der Perſon“, die im Ver— 
kehre als weſentlich angeſehen werden, als Irrtum 
über den Inhalt der Willenserklärung gelten ſoll. 
Daß bei einem Vertrage unter „der Perſon“ allemal 
nur der andere Vertragsteil verſtanden werden dürfe — 
wie die Reviſion unterſtellt —, kann nicht als richtig 
anerkannt werden. Es kann nur darauf ankommen, 
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daß die Eigenſchaften der Perſon, um die es ſich 
handelt, für den Inhalt und den Zweck des betreffenden 
Rechtsgeſchäftes von Bedeutung find, was hier unbe⸗ 
denklich zu bejahen iſt. (Urt. des I. 38. vom 2. 
Oktober 1907, 1 586/07). 

1097 D. 


II. 


Wegen Zuführung übler Gerüche (5 906 BG.) kaun 
Schadeuserſatz nicht verlangt werden, wenn uur eine Be⸗ 
läſtigung oder Gefährdung, nicht aber ein zahlenmäßig 
abſchätzbarer Schaden nachgewieſen werden kaun. Aus 
den Gründen: Beide Vorderrichter ſprechen dem 


Kläger die für die Entwertung ſeiner Wohnung ver⸗ 


langten 150 Mk. jährlich deshalb ab, weil der Kläger nach 
wie vor in ſeiner Wohnung geblieben ſei und einen 
beſondern Geldſchaden nicht darzulegen vermöge, wenn 
auch das Wohnen im Haus vielleicht wegen der übeln 
Gerüche läſtig geweſen ſei und Sachverſtändige den 
Minderwert der Wohnung deshalb auf 150 Mk. ge⸗ 
ſchätzt hätten. Dieſe Entſcheidung iſt trotz des dagegen 
gerichteten Angriffes der Reviſion einwandfrei. Wie 
in vielen anderen Fällen kann auch hier wegen noch 
ſo läſtiger, vielleicht ſogar gefährlicher Zuſtände 
Schadenserſatz deshalb nicht verlangt werden, weil 
dieſer nicht zahlenmäßig in Geld veranſchlagt und feſt⸗ 
geſetzt werden kann. Die Reviſionsbegründung be— 
hauptet zwar jetzt, die eigene Nutzung des Klägers ſei 
jährlich um 150 Mk. geringer geworden, aber wie ſich 
dieſe e iſt nicht erfindlich. Jeder Schaden 
iſt an ih nur Vermögens ſchaden; Schmerzensgeld 
u. dal. gewährt das Geſetz nur in beſondern Fällen. 
(SS 253, 847, 1300 BGB.). Ein in der Vergangenheit 
erlittener Vermögens ſchaden in Anſehung der 
Wohnung iſt aber nicht dargelegt und gegen künftige 
Schädigung in dieſer Richtung ſchützt den Kläger das 
im Berufungsurteil ausgeſprochene Verbot weiterer 
läſtiger Zuführungen. (Urt. des V. 3S. vom 19. 
Oktober 1907, V 42,07). 
1092 
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III. 


Erwerb privater Benutzungsrechte an einem Bache 
nach gemeinem Rechte. Unvordenkliche Verjährung. Nach 
dem gemeinen Rechte konnten vor dem 1. Januar 1900 
„Benutzungsrechte, die den gemeinen Gebrauch aus— 
ſchließen oder überſteigen“ (Ivorzugsweiſe Benutzungs— 
rechte“ nach der Bezeichnung Windſcheids), durch unvor— 
denkliche Verjährung erworben werden; an den Vor— 
ausſetzungen eines ſolchen Erwerbs aber fehlt es ſchon 
deshalb, weil die von den Reviſionsklägern ausgeübte 
Nutzung nach der unanfechtbaren Feſtſtellung des Be— 
rufungsrichters über die Grenzen des gemeinen Ge— 
brauchs überhaupt nicht hinausgegangen iſt. Wollte 
man aber auch in dem Daſein eines Privatrechts an 
ſich ſchon eine Beeinträchtigung und Ueberſchreitung 
des gemeinen Gebrauchs erblicken und deshalb Privat: 
rechte mit gleichem Inhalt wie dem des gemeinen 
Gebrauchs zulaſſen, ſo würde dennoch die von der 
Reviſion erhobene Rüge des Rechtsirrtums nicht be— 
gründet ſein. Nach den Ausführungen der Reviſion 
ſoll der Berufungsrichter die von dem Reichsgericht 
in den Entſch. Bd. 24 S. 165 und in der IW. 1903 
S. 387 Nr. 16 aufgeſtellten Rechtsgrundſätze über die 
unvordenkliche Verjährung verletzt haben. 
Darnach ſeien die Vorausſetzungen der unvordenklichen 
Verjährung ohne weiteren Nachweis ſchon dann ge— 
geben, wenn ſeit unvordenklicher Zeit ein tatſächlicher 
Zuſtand beſtehe, der ſeiner äußeren Erſcheinung nach 
eine Rechtsausübung darſtellen könne, und das ſei 
hier der Fall. In dem Urteil vom 22. September 1903 
(JW. S. 387 Nr. 16) iſt jedoch bereits hervorgehoben, 
daß zwar in der Regel der Nachweis einer tatſächlichen 
Uebung, die den Inhalt eines Rechtes darſtellen könne, 
den Nachweis der Abſicht, ein Recht auszuüben, über— 
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flüſſig macht, daß jedoch dieſe Regel nach der be⸗ 
ſonderen Geſtaltung des Falles Ausnahmen erfahren 
könne. Eine ſolche Ausnahme wurde in dem dort 
vorliegenden Falle in dem Umſtande gefunden, daß 
das Fiſchen, worum es ſich handelte, auch die Aus⸗ 
übung eines allen Gemeindegliedern zuſtehenden Rechts 
ſein konnte, und mit Rückſicht darauf wurde der Nach⸗ 
weis, daß das Fiſchen nicht Ausübung des Gemeinde⸗ 
gliederrechts, ſondern die eines beſonderen Privat⸗ 
rechts geweſen ſei, für notwendig erklärt. Nicht anders 
aber liegt im vorliegenden Falle die Sache, wo keine 
Handlungen vorliegen, die über die Grenzen des ge⸗ 
meinen Gebrauchs hinausgehen und wo alſo die Bes 
nutzung des Stadtbachs ihre nächſtliegende Erklärung 
in dem allen Bürgern, insbeſondere allen Gerbern zu⸗ 
ſtehenden gemeinen Gebrauch des Stadtbachs findet. 
(Urt. des V. 35. vom 12. Oktober 1907, V 68/07). 
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B. Strafſachen. 


Preßgeſetz. Vorzeitige Bersſfentlichung einer An⸗ 
klageſchrift. Kaum der Einſender Täter fein? 

Aus den Gründen: Die 58 17, 18 Nr. 1 Preß. 
regeln nicht wie die in 88 6 ff. enthaltenen Beſtimmungen 
die äußere Ordnung der Preſſe, ſondern beziehen ſich 
auf den Inhalt der Preßerzeugniſſe. Der Gegen⸗ 
ſtand der Veröffentlichung iſt für deren Strafbarkeit 
entſcheidend. Daher haben die angeführten Strafbe⸗ 
ſtimmungen nicht etwa die Bedeutung einer Ord⸗ 
nungsvorſchrift, die ſich ausſchließlich an die bei der 
Herſtellung und Verbreitung der Preßerzeugniſſe be⸗ 
teiligten und für die Einhaltung der äußeren Ordnung 
allein verantwortlich erklärten Perſonen richtet, und 
der nur dieſe Perſonen zuwiderhandeln können; viel⸗ 
mehr ſoll dadurch ein beſtimmter, vom Geſetze miß⸗ 
billigter Erfolg verhütet werden, deſſen Herbeiführung 
nach den allgemeinen Regeln über Täterſchaft und 
Teilnahme 5 wird. Die Strafe aus § 18 
Nr. 1 PreßG. trifft demnach auch denjenigen, der die 
vorzeitige Veröffentlichung einer Anklageſchrift vor⸗ 
ſätzlich dadurch ermöglicht und herbeigeführt hat, daß 
er dieſe (— ganz, teilweiſe oder im Auszuge —) mit 
dem Willen, daß ſie als Schriftſtück Aufnahme und 
öffentliche Verbreitung in einem Preßerzeugnis finde, 
an die mit deſſen Herſtellung befaßten Perſonen über⸗ 
laſſen hat. In dieſer vorſätzlichen Handlung liegt 
eine Urſache des herbeigeführten, ſtrafrechtswidrigen 
Erfolges. Ob und in welcher Form ſtrafrechtlicher 
Teilnahme dabei einerſeits der Einſender und ander⸗ 
ſeits die Perſonen verantwortlich ſind, von denen 
ſpäter die Veröffentlichung unmittelbar herbeige⸗ 
führt wurde, das bemißt ſich gleichfalls nach allge- 
meinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen, ſonach weſentlich 
nach der Beſchaffenheit des Vorſatzes jedes einzelnen 
Mitwirkenden. Deshalb iſt auch in der Rechtſprechung 
für die durch die Preſſe erfolgte vorzeitige Veröffent⸗ 
lichung der Anklageſchrift oder anderer amtlicher 
Schriftſtücke eines Strafprozeſſes als Täter der Ein— 
fender verantwortlich gemacht worden. (Vgl. Entſch. 
Bd. 22 S. 273 und Bd. 28 S. 411). Es iſt daher 
nicht irrig, wenn die Strafkammer den Angeklagten 
auf Grund der Feſtſtellung, daß er mehreren Zeitungen 
die darin vorzeitig veröffentlichten Auszüge aus der 
Anklageſchrift zum Zwecke der Veröffentlichung über— 
laſſen habe, neben den Schriftleitern der Zeitungen 
als Mittäter aus 8 18 Nr. 1 PreßG. verantwortlich 
gemacht hat. (Urt. vom 30. Oktober 1907, 1 D. 623/07). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Umfang der Offizialtätigkeit des Hypothekenamts. 
Erforſchung eines ausländiſchen Güterrechts. Eheliches 
Güterrecht in Ohio. (HypG. § 97). Im Hypo⸗ 
thekenbuche des Amtsgerichts N. iſt der Landwirtsſohn 
Alois L. von H. als Eigentümer der Grundſtücke 
Pl. Nr. 2644 ff. eingetragen. Am 14. März 1907 ver⸗ 
kaufte laut notarieller Urkunde ein Bevollmächtigter 
des Alois L., der im Jahre 1890 nach den Vereinigten 
Staaten von Amerika ausgewandert iſt und im Jahre 
1896 ſich als Fabrikarbeiter in T., Ohio, ver⸗ 
heiratet hat, je ſechs von deſſen Grundſtücken um 
480 Mk. an den Landwirt Joſeph L. in H. und die 
Landwirtseheleute Iſidor und Marie G. Hierbei er⸗ 
klärten die Beteiligten, daß der eheliche Güterſtand 
des Alois L. ihnen nicht bekannt ſei. Die von einem 
öffentlichen Notar in T. und vom Kaiſerlichen Kon⸗ 
ſulat in C. beglaubigte Vollmacht enthält die aus- 
drückliche Ermächtigung zur Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken. Auf Vorlegung der Urkunde trug das 
Hypothekenamt eine Vormerkung des Eigentums⸗ 
überganges in das Hypothekenbuch ein, die Um⸗ 
ſchreibung lehnte es ab, weil der eheliche Güter⸗ 
ſtand des Veräußerers nicht feſtſtehe. Die vom Notare 
namens der Käufer eingelegte Beſchwerde wurde zurück- 
gewieſen. Auf die weitere Beſchwerde der Käufer ſind 
die Entſcheidungen der Vorinſtanzen aufgehoben und 
das Hypothekenamt angewieſen worden, anderweit zu 
verfügen. 

Aus den Gründen: Nach $ 97 Hyp®. ſoll 
das Hypothekenamt über den im § 96 beſtimmten 
Bereich ſeiner Haftung hinaus zur Gültigkeit der ein⸗ 
zutragenden Rechtsgeſchäfte und zur Erhaltung der 
Rechte Beteiligter mitzuwirken ſuchen. Zu dieſem 
Behufe kann es, wenn es ſich um ein Rechtsgeſchäft 
handelt, deſſen Gültigkeit von dem ehelichen Güter⸗ 
ſtand eines Beteiligten abhängt, Aufſchluß über den 
ehelichen Güterſtand verlangen. Soweit dabei aus⸗— 
ländiſches Recht in Betracht kommt, iſt das Hypotheken- 
amt ebenſo wie das Prozeßgericht in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten befugt, die ihm zu Gebote ſtehenden 
Erkenntnisquellen zu benutzen, und von dieſer Befug— 
nis ſoll es insbeſondere dann Gebrauch machen, wenn 
es für die Beteiligten un verhältnismäßig ſchwieriger 
iſt, das Erforderliche zu beſchaffen. Die Vorinſtanzen 
hätten daher erwägen ſollen, ob ihnen nicht Mittel 
zu Gebote ſtanden, ſich auf einfachem Wege über das 
in dem Staate Ohio geltende eheliche Güterrecht zu 
unterrichten. Als geſetzliches Güterrecht der Ehegatten 
gilt in dem Staate Ohio wie in den meiſten der Ber- 
einigten Staaten vollſtändige Gütertrennung (vgl. 
E. Lehr, Etudes sur le droit civil des Etats-Unis de 
l’Amerique du Nord [1906], p. 22, 61; E. Roguin, 
Traitè de droit civil comparé, le régime matrimonial 
1905], p. 794 suiv., H. Gaillard, La condition des 
femmes dans la législation des Etats-Unis [1899], 
p. 48, 51, 65, 67). Mag es nun auch denkbar fein, 
daß Alois L. mit ſeiner Frau einen güterrechtlichen 
Vertrag geſchloſſen hat, durch den ſie Rechte an ſeinen 
Grundſtücken erlangt hat, ſo iſt das Hypothekenamt 
doch nicht verpflichtet, feſtzuſtellen, ob ein ſolcher Ver— 
trag beſteht. Das Ob G. hat ſchon in dem Beſchluſſe 
vom 5. September 1903 (Neue Samml. Bd. 4 S. 620) 
darauf hingewieſen, daß die Frage, wieweit die im 
897 Hyp®. vorgeſchriebene Tätigkeit ausgedehnt werden 
ſoll, nach verſtändigem Ermeſſen zu beantworten iſt. 
Die Berückſichtigung fernliegender Möglichkeiten, die 
Erhebung von Anſtänden aus Gründen, deren Vor— 
handenſein zu vermuten jeder Anhalt fehlt, würde 
dem Sinne des $ 97 widerſprechen. Von dieſem Stand— 
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punkt aus würden die Vorinſtanzen wohl nicht Anlaß 
genommen haben, die Befugnis des Alois L., ohne 
Mitwirkung ſeiner Frau die Veräußerung ſeiner Grund— 
ſtücke einem Bevollmächtigten zu übertragen, in Zweifel 
zu ziehen, wenn ihnen bekannt geweſen wäre, daß das 
im Staate Ohio geltende eheliche Güterrecht die Mit- 
wirkung der Frau nicht erforderlich macht. (Beſchluß 
des I. ZS. vom 25. Oktober 1907, Reg. III 77/1907). 
1099 W. 


II. 


Wird das Gemeindebürgerrecht dadurch verloren, 
daß bei einem Bürger infolge eines Umſatzes in ſeinem 
Vermögen die neue Steuerveraulagung ſich nicht unmittel⸗ 
bar an die bisherige anſchliezt ? Muß das Bernfungs⸗ 
gericht nach einer auf Neviſion erfolgten Aufhebung 
eines früheren Urteils die vom Berufungsführer wieder: 
holten Behauptungen, welche im früheren Urteil ohne 
Beanftandung des Neviſionsgerichts für unbegründet 
erklärt wurden, wiederholt prüfen? (Gem. Art. 18, 
ZPO. 8 565). Privatier Iſidor P. iſt im Jahre 1895 
in M. verſtorben. Auf Grund des privilegium Alber- 
tinum hat das Nachlaßgericht ſeinen Nachlaß der 
Witwe Katharina P. ohne Widerſpruch der Verwandten 
überwieſen. Unter den Behauptungen, daß Iſidor P. 
bei ſeinem Tode das Münchner Bürgerrecht nicht mehr 
beſaß, ſondern es längere Zeit vorher verloren hatte, 
da er nicht mehr mit einer direkten Steuer veran- 
lagt war, daß ferner Witwe Katharina P. in einer 
vom Rechtspraktikanten Sch. geſchriebenen und von ihr 
unterſchriebenen Erklärung vom 12. Juli 1904 ſich 
vergleichsweiſe zur Zahlung von 25 000 Mk. an Maria 
und Katharina F. erboten habe, haben dieſe beiden 
als nächſte Verwandte des Iſidor P. im Jahre 1904 
Erbanſprüche an deſſen Nachlaß erhoben und mit der 
Klage die Verurteilung der Katharina P. zur Zahlung 
von 25000 Mk. nebſt Zinſen beantragt. Die Klage 
iſt vom LG. abgewieſen, die Berufung der Klägerinnen 
vom OLG. vom 13. Januar 1906 zurückgewieſen worden. 
Letzteres Urteil wurde vom Obs G. am 4. Mai 1906 auf⸗ 
gehoben; die Sache wurde zurückverwieſen, weil die 
Vorinſtanzen von der Beklagten nicht den Beweis ge- 
fordert hatten, daß ihr Mann bis zu ſeinem Tode 
mit einer direkten Steuer veranlagt war. Darin, daß 
der Erklärung der Beklagten vom 12. Juli 1904 die 
Rechtswirkſamkeit von den Vorderrichtern abgeſprochen 
wurde, hat das Reviſionsgericht einen Reviſions⸗ 
grund nicht gefunden. In der neuen mündlichen 
Verhandlung vor dem OLG. wiederholten die Par: 
teien die früheren Anträge. Der Anwalt der Be— 
klagten legte urkundliche Nachweiſe dafür vor, daß 
Iſidor P. bis zum 5. Juli 1887 als Eigentümer des 
Anweſens Haus⸗Nr. 31 in M. mit Hausſteuer und 
von da an zuerſt mit Kapitalrentenſteuer, ſpäter auch 
wieder mit Hausſteuer veranlagt war und daß er 
von dem ſtädtiſchen inwohneramte vom 15. Dezember 
1882 an bis zu ſeinem Tode in der Liſte der Bürger 
geführt wurde. Für das III. Quartal 1887 berief er 
ſich auf ein Zeugnis des Stadtrentamts M., in dem 
beſtätigt wird, daß Iſidor P. aus einem Kapitalrenten⸗ 
bezuge, der am 1. Juli 1887 begonnen hat, vom Be— 
ginne des IV. Quartals 1887 an mit Steuer veran- 
lagt war. Der Anwalt der Klägerinnen beſtritt, daß 
dieſes Zeugnis den Nachweis einer ununterbrochenen 
Steuerveranlagung liefern könne. Das OLG. hat die 
Berufung der Klägerinnen abermals zurückgewieſen. In 
den Gründen wird zunächſt bemerkt: Da das Ob“ G. in 
ſeiner Entſcheidung vom 4. Mai 1906 die Anſicht gebilligt 
habe, daß der von der Beklagten am 12. Juli 1904 ab- 
gegebenen Erklärung Rechtswirkſamkeit nicht zukomme, 
ſei nur zu prüfen, ob Iſidor P. z. Z. ſeines Todes 
das Bürgerrecht noch hatte. Dieſe Frage ſei zu be= 
jahen. Der Beweis für die Steuerveranlagung in 
den Jahren 1887 und 1888 ſei durch das rentamtliche 
Zeugnis erbracht und dieſes werde noch durch die 


Beſtätigung des Einwohneramts unterſtützt. Die Re⸗ 
viſion der Klägerinnen blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Auf Grund des Zeug: 
niſſes des Stadtrentamts M., einer öffentlichen Ur⸗ 
kunde im Sinne des 8 418 3PO., konnte das 
OLG. ohne Irrtum zu dem Ergebniſſe gelangen, 
daß bei Iſidor P. im III. Quartal 1887 eine 
nach Art. 18 der GemO. den Verluſt des Bürgerrechts 
herbeiführende Unterbrechung der Steuerveranlagung 
nicht eingetreten iſt. Es liegt nicht im Sinne des Ge— 
ſetzes, daß ein Bürger infolge eines Umſatzes in ſeinem 
Vermögen, durch den an die Stelle der bisherigen 
Grundlage ſeiner Steuerveranlagung eine andere tritt, 
das Bürgerrecht verliert, wenn ſich die neue Veran⸗ 
lagung, wie es ſich in ſolchen Fällen kaum vermeiden 
läßt, nicht unmittelbar an die Beendigung des der 
bisherigen zugrunde liegenden Verhältniſſes anſchließt. 
Der Zuſammenhang, in dem die neue Steuerpflichtig⸗ 
keit und die ihr entſprechende Veranlagung mit dem 
Verhältniſſe ſteht, auf dem die durch die bisherige 
Veranlagung feſtgeſtellte Steuerpflichtigkeit beruhte, 
macht die neue Veranlagung zu einer Fortſetzung der 
bisherigen, wenn eine Unterbrechung von längerer 
Dauer nicht inmitte liegt. Bei der Beratung des Ent- 
murfes der GemO. im Scszialgeſetzgebungsausſchuſſe 
der K. d. Abg. war angeregt worden, eine halbjährige 
Friſt zu gewähren, der Gedanke wurde aber nicht 
weiter verfolgt (Verh. dieſes Ausſchuſſes 1867/69, 
II. Abt. S. 239, 240, 261, 262). In Ermangelung 
einer beſonderen Beſtimmung muß es genügen, wenn 
die neue Veranlagung innerhalb angemeſſener Friſt 
erfolgt, ſo daß die Zwiſchenzeit nicht ein ſelbſtändiger 
Zuſtand, ſondern nur ein Uebergang von der bis— 
herigen zu der neuen Veranlagung iſt. Ein ſelbſt— 
ſtändiger Zwiſchenzuſtand iſt insbeſondere dann nicht 
anzunehmen, wenn die neue Veranlagung innerhalb 
des nämlichen Kalendervierteljahrs erfolgt, für das 
der Bürger noch in Gemäßheit der bisherigen Ver— 
anlagung ſteuerpflichtig geworden iſt, ſo daß ſie zur 
Zeit der Fälligkeit des erſten auf Grund der neuen 
Steuerpflichtigkeit geſchuldeten Steuerbetrags ſchon 
beſteht. Dies trifft hier zu. Iſidor P. ſchuldete, als 
er ſein Anweſen am 5. Juli 1887 verkaufte, die am 
1. Juli fällig gewordene Hausſteuer für das III. Quartal 
und wurde noch vor deſſen Ablauf mit Kapitalrenten— 
ſteuer veranlagt, deren erſter Betrag am 1. Oktober 
fällig wurde, er war alſo zu Beginn des III. Quartals 
noch in Gemäßheit der bisherigen Veranlagung ſteuer— 
pflichtig und zu Beginn des IV. Quartals ſchon auf 
Grund der neuen Steuerpflichtigkeit mit Steuer ver— 
anlagt. Auf ſeine Steuerpflichtigkeit für das III. Quartal 
iſt es ohne Einfluß. welche Vereinbarung er mit dem 
Erwerber des Hauſes Nr. 34 getroffen hat; der Eigen— 
tümer eines Hauſes wird nicht dadurch ſteuerfrei, 
daß ein anderer die Entrichtung der von ihm ge— 
ſchuldeten Steuer übernimmt. 

Die Prüfung des Urteils könnte inſofern zu einem 
Bedenken Anlaß geben, als in der Bemerkung, die 
Rechtswirkſamkeit der Erklärung der Beklagten vom 
12. Juli 1904 brauche nicht mehr geprüft zu werden, 
der Ausdruck der Meinung gefunden werden könnte, 
das Berufungsgericht ſei an die in ſeinem Urteile 
vom 13. Januar 1906 ausgeſprochene Anſicht ge— 
bunden, weil das Obe G. in dem Urteile vom 
4. Mai 1906 die Reviſionsangriffe für unbegründet 
erklärt hat, die ſich gegen die Feſtſtellung richteten, 
daß die Beklagte mit ihrer damaligen Aeußerung nicht 
eine bindende Vertragserklärung abgegeben habe. 
Dieſe Meinung würde auf mißverſtändlicher Aus— 


legung des § 565 Abſ. 2 ZPO. beruhen, der das Be: | 


rufungsgericht nur verpflichtet, ſeiner neuerlichen Ent— 
ſcheidung an Stelle der vom Reviſionsgerichte für un— 
richtig erklärten rechtlichen Beurteilung die rechtliche 


Beurteilung zugrunde zu legen, die der Aufhebung 


des früheren Urteils zugrunde gelegt iſt, ihm aber 
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im übrigen volle Freiheit läßt. Die Bemerkung des 
Berufungsgerichts läßt ſich aber auch in dem Sinne 
verſtehen, daß es gegenüber der einfachen Wieder⸗ 
holung der früheren Ausführungen, deren Beurteilung 
in dem Urteile vom 13. Januar 1905 vom Reviſions⸗ 
gericht einwandfrei befunden wurde, einer nochmaligen 
Erörterung nicht bedürfe, ein nochmaliges Eingehen 
auf die Frage nicht deswegen abgelehnt werde, weil 
es rechtlich nicht ftatthaft ſei, ſondern deswegen, weil 
dazu angeſichts der früheren Darlegungen kein Anlaß 
beſtehe. So verſtanden, iſt die Bemerkung des Bes 
ee nn nicht zu beanstanden. (Urt. des I. ZS. 
vom 5. Juli 1907; Reg. I 41/1907). 

1008 W. 


B. Straffaden. 


Bet der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen. 
($ 193 St&.). L. S. hatte im Haufe des Angeklagten 
in P. Räumlichkeiten zum Betriebe einer Kunſtanſtalt 
gemietet, in der er die 21jähr. Sch. als Buchhalterin 
und die 15jährige, damals noch feiertagsſchulpflichtige 
G. B. als Lehrmädchen beſchäftigte. Der Angeklagte 
hatte erfahren, daß L. S. beabſichtige, nach M. zu 
ziehen und die G. B. trotz des Widerſpruchs ihrer 
Mutter mit ſich dorthin zu nehmen und daß er mit 
ſeiner Buchhalterin Sch. geſchlechtlichen Verkehr unter⸗ 
hielt. Als eines Tages G. B., die ſtändig im Hauſe 
des Angeklagten verkehrte, wieder einmal zu ihm 
kam, fragte er ſie, ob ſie wirklich mit L. S. nach M. 
ziehen wolle und äußerte auf ihre Antwort, daß ſie 
noch nicht feſt entfchloffen fei, in warnendem Tone: 
„Ueberlegen Sie ſich das ja. Sie find noch feiertags- 
ſchulpflichtig; es iſt ja ſchön, wenn Herr S. Ihnen 
eine Stelle beſorgt; ſollten Sie aber aus der Stelle 
kommen, dann ſtehen Sie da und müſſen wieder zur 
Mutter heim. Gehen Sie nicht nach M., wenn Sie 
L. S. ſtehen läßt, was tun Sie dann? Es gibt in 
M. ſo viele ſtellenloſe Mädchen, droben läßt Sie S. 
ſitzen: das iſt gerade ſoviel, als wenn Sie verkauft 
würden.“ L. S. erhob wegen dieſer Aeußerung Privat- 
klage. Der Angeklagte wurde aber freigeſprochen. 
Die Berufung des S. wurde verworfen. Die Straf— 
kammer erblickte in dem Sachverhalt an ſich eine be— 
leidigende Kundgebung im Sinne des § 185 StGB., 
nahm aber an: daß der Angeklagte ſich nur zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen abfällig über 
den Privatkläger geäußert habe, um die kaum dem 
Kindesalter entwachſene, unerfahrene G. B. zum Ge⸗ 
horſam gegen ihre Mutter zu beſtimmen und fie vor 
den Gefahren zu warnen, die ihr nach ſeiner Ueber— 
zeugung drohten, wenn ſie aufs Ungewiſſe hin mit 
einem in ſittlicher Beziehung und im Verhalten einer 
Angeſtellten gegenüber nicht einwandfreien ledigen 
Manne in die Großſtadt ziehe. Die Reviſion des 
Privatklägers wurde verworfen. 

Gründe: Die Annahme des Berufungsgerichtes, 
daß der Angeklagte die Aeußerung, die für den Privat— 
fläger beleidigend iſt, zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen gemacht habe, läßt einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. Es iſt allgemein anerkannt, daß auch die 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen Dritter den Schutz 
des 8 193 StGB. genießt. Allerdings dürfen es 
nicht rein ethiſche Gründe allgemeiner Art ſein, die 
den Täter veranlaſſen, fremde Intereſſen zu vertreten, 
es muß ſich vielmehr um eine ihn ſelbſt nahe angehende 
Angelegenheit handeln, in die er ſich einmiſcht. Das 
iſt aber hier feſtgeſtellt. Der Angeklagte wollte durch 
ſeine Aeußerung die G. B. beſtimmen, von einem Vor— 
haben abzulaſſen, das nach ſeiner Ueberzeugung für 
ein unerfahrenes, junges Mädchen erhebliche Gefahren 
in ſich barg; er wollte die Mutter der G. B. in dem 
pflichtmäßigen Beſtreben unterſtützen, ihr Kind vor 
Fehltritten zu bewahren. Die G. B. gegen Notlage 


und Verführung zu ſchützen, hielt er nicht nur für 
ein allgemeines Gebot der Wohlanſtändigkeit, ſondern 


für ſeine beſondere Pflicht um deswillen, weil das 


Mädchen ſtändig in ſeinem Hauſe verkehrte und weil er 
von dem ſittenwidrigen Verhalten des Privatklägers 
zu ſeiner Buchhalterin als Hausherr Kenntnis hatte. 
(Urt. vom 24. September 1907). 

1077 v. H. 


Oberlandesgericht München. 


Su 8 11 Abſ. 2 des Geſetzes betr. die G. m. b. H. 
Iſt die Klage aus 811 Ab ſ. 2 des Ge]. 
betr. die G. m. b. H. eine abſtrakte Klage 
oder kann die Klage nur mit dem zugrunde⸗ 
liegenden Rechtsverhältniſſe begründet 
werden? 

2. Gilt für diejenigen, die vor der Ein⸗ 
tragung im Namen der Geſellſchaft ge⸗ 
handelt haben, die Vorſchrift des § 196 
Abſ. 2 BGB.? 

3. Haften die „Handelnden für die Koſten 


eines gegen die nicht eingetragene Geſell⸗ 


ſchaft erwirkten Arreſtes? 
Aus den Gründen? 1. Die Klage behauptet, 


daß am 15. September 1902 eine Anzahl von Perſonen 


einen Geſellſchaftsvertrag geſchloſſen habe, inhaltlich 
deſſen unter der Firma „Kr., G. m. b. H.“ eine Geſell⸗ 
ſchaft m. b H. mit dem Sitze in D. errichtet und der 
Ingenieur L. als Geſchäftsführer beſtellt worden iſt; 


daß aber dieſe Geſellſchaft mangels Eintragung in 


das Handelsregiſter nie zur Entſtehung gelangt iſt, 
ſowie daß von den Gründern der Geſellſchaft die jetzt 


Beklagten und zwei weitere den L. zum Geſchäfts⸗ 


betrieb in München vor Eintragung der Geſellſchaft 
im Handelsregiſter beauftragt haben und daß deshalb 
dieſe ſieben Perſonen für alle Verbindlichkeiten aus 
den Handlungen haften, die im Namen der nie zur 
Eintragung gelangten Geſellſchaft vorgenommen 
worden ſind. Eine ſolche Handlung ſei der Kauf— 
vertrag geweſen, den L. im Namen der Geſellſchaft 
m. b. H. am 16. September 1902 mit der Klägerin 
geſchloſſen habe. Die Klagspartei iſt der Meinung, 
die Vorſchrift des §8 11 Abſ. 2 des Gef. betr. die G. 
m. b. H. gewähre eine beſondere abſtrakte Klage; 
dieſe Anſchauung iſt unrichtig. Durch die Vorſchrift 
ſollen nur die Zweifel an der Klagbarkeit des urſprüng— 
lichen Rechtsgeſchäfts gegen die ſog. Gründer beſeitigt 
und außerdem ihre Haftung als Gemeinſchuldner 
feſtgeſetzt werden, aus ihr kann nicht ſelbſtändig, 
ſondern immer nur unter Berufung auf das zugrunde— 
liegende beſondere Rechtsverhältnis geklagt werden 
und die für dieſes beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
müſſen dabei in jeder Richtung berückſichtigt werden. 
Iſt dieſes Rechtsgeſchäft wie hier ein Kaufvertrag, fo 
können gegen die Handelnden eben nur die Rechte 
und Anſprüche geltend gemacht werden, die nach dem 
BGB. für den Verkäufer gegen den Käufer zuläſſig 
ſind, das iſt zunächſt der Anſpruch auf Erfüllung, 
nämlich Zahlung des Kaufpreiſes. 

2. Aus dem gleichen Grunde ſind der Klage gegen— 
über auch die Einreden zuläſſig, die dem Käufer gegen 
den Verkäufer zuſtehen, alſo auch die Einrede der 
Verjährung, wie dieſe in SS 196, 197 BGB näher 
geregelt iſt. Die Klägerin iſt Kaufmann: Nach 8 196 


Ziff. 1 BGB. verjährt daher ihre Forderung aus der 


Lieferung innerhalb zwei Jahren, wenn nicht die 
Leiſtung für den Gewerbebetrieb des Schuldners er— 
folgt iſt. Schuldner ſind hier die fuͤnf Beklagten nur, 
wenn ſie für die nicht eingetragene G. m. b. H. ge⸗ 
handelt haben. Angenommen, es läge ein ſolches 
Handeln vor, ſo wäre es doch kein Handeln für ihren 
Gewerbebetrieb. Dieſer ſetzt einen Betrieb auf eigenen 
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Namen, unter eigener Verantwortlichkeit, auf eigene 
Rechnung voraus. Nach der Klagsbehauptung hat 
aber L. bei Abſchluß des Kaufvertrages mit der 
Klägerin nicht als Vertreter der Beklagten und im 
Namen der allerdings noch nicht eingetragenen G. 
m. b. H. kontrahiert, er war nach dem Vortrage der 
Klage von den Beklagten nur zum Geſchäftsbeginn 
für die G. m. b. H. beauftragt. Hat aber L. nur im 
Namen der G. m. b. H. gehandelt, ſo kann hierin 
die Betätigung eines Gewerbebetriebs durch die Be— 
klagten nicht erblickt werden; ſie waren nur Mitglieder 
der errichteten, aber noch nicht eingetragenen G. m. 
b. H. Dieſe Mitgliedereigenſchaft machte ſie nicht zu 
Gewerbetreibenden. Es iſt aber auch verfehlt, zu 
ſagen, Schuldner des Kaufpreiſes ſei diejenige Gelegen— 
heitsgeſellſchaft geweſen, aus der die G. m. b. H. her⸗ 
vorgehen ſollte und mit der Eintragung hervorgegangen 
wäre; dieſe Gelegenheitsgeſellſchaft ſei ebenſo wie die 
G. m. b. H. ſelbſt als Einnahmequelle gedacht geweſen, 
ſie habe die Waren zur Verwirklichung dieſes Zweckes, 
mithin für ihren Gewerbebetrieb, gekauft und deshalb 
laufe gegen die in Anſpruch genommenen Geſellſchafter 
nur die vierjährige Verjährungsfriſt. Solange die 
G. m. b. H. im Handelsregiſter nicht eingetragen iſt, 
haften die Geſellſchafter perſönlich aus Handlungen 
des aufgeſtellten Geſchäftsführers nur, ſoweit ſie ihn 
ermächtigt haben, ſie Dritten gegenüber zu vertreten; 
im übrigen iſt ihre Haftung auf den Betrag beſchränkt, 
mit dem ſie ſich in Form der Stammeinlage an der 
G. m. b. H. beteiligen. Die angebliche Gelegenheits— 
geſellſchaft iſt auch nicht auf den Abſchluß von Einzel: 
geſchäften zum Zwecke des Gewerbebetriebes gerichtet 
geweſen, ihr Zweck war nur die Herbeiführung des 
rechtlichen Daſeins der beabſichtigten G. m. b. H. 
Daß hierin aber kein Gewerbebetrieb liegt, iſt klar. 

Die vierjährige Verjährungsfriſt kann aber auch 
nicht durch den Hinweis darauf begründet werden, 
daß für die aus § 11 Abi. 2 des Gef. betr. die G. m. 
b. H. Haftenden keine kürzere Verjährung eintreten 
kann, als für die G. m. b. H., wenn dieſe zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt wäre. Die Frage, ob zwei- oder 
vierjährige Friſt für die Verjährung läuft, richtet ſich 
eben nur nach der Tatſache, ob die Lieferung für den 
Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgt iſt oder nicht. 
§ 11 Abſ. 2 1. c. trifft keine Beſtimmung dahin, daß 
die Handelnden ſo haften, als wenn ſie Gewerbe— 
treibende wären. Dieſe Beſtimmung ſetzt vielmehr 
nur eine Zivilſtrafe gegen die Handelnden zum Schutze 
derjenigen feſt, die mit den namens der G. m. b. H. 
Handelnden ſich auf ein Vertragsverhältnis einlaſſen, 
dahin, daß ſie auf Erfüllung des Rechtsgeſchäfts in 
Anſpruch genommen werden können, alſo hier den 
Kaufpreis zahlen müſſen. Gilt der Kaufvertrag für 
ſie nicht als in ihrem Gewerbebetrieb abgeſchloſſen, 
ſo läuft für ſie die zweijährige Verjährungsfriſt. Es 
kann zweifellos die Lieferung für ein Gewerbe erfolgen, 
das ein anderer als der Schuldner betreibt; es läuft 
aber nach der klaren und unzweideutigen Vorſchrift 
des Geſezes nicht deshalb gegen den Schuldner, für 
deſſen Gewerbebetrieb die Lieferung nicht erfolgt, die 
vierjährige Verjährungsfriſt ſondern nur die zwei— 
jährige. 

3. Für den Anſpruch auf Erſatz der durch die 
Erwirkung des Arreſtes gegen die G. m. b. H. der 
Klagspartei erwachſenen Koſten fehlt es an jeder 
genügenden tatſächlichen und rechtlichen Begründung. 
Der § 11 Abſ. 2 des Gef. betr. die G. m. b. H. ſchafft 
nicht die Haftung der Handelnden für allen Schaden, 
der dem Gegenkontrahenten zugegangen iſt, ſondern 
nur die Verpflichtung, den Vertrag zu erfüllen oder 
wegen „Nichterfüllung“ Schadenserſatz zu leiſten, wofür 
die Vorſchriften des BGB. maßgebend ſind. Waren 
die Beklagten als Handelnde gemäß § 11 Abſ. 2 für 
den Kaufſchilling als Geſamtſchuldner haftbar, fo 
könnte die Klägerin ſie nach Mahnung hierfür in 
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Anſpruch nehmen. Daß in ihrer Perſon die für die 
Erlaſſung eines Arreſtes in 8 917 ZPO. feſtgeſetzten 
Vorausſetzungen gegeben geweſen ſind, behauptet die 
Klägerin ſelbſt nicht. 00. des IV. 35. vom 29. Oktober 
907, BerReg. 526 / 

10% Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Benno Meyer in München. 
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750 Verlagsbuchhandlung (Arthur Roßberg). 
Gebd. Mk. 4.80. 

Die Sanden ode iſt der bekannten Warneyerſchen 

Ausgabe zum BGB. nachgebildet. 


1. Thieſing, Dr. [Adolf, Amtsrichter in Burgdorf. Die 
irkungen nichtiger Ehen. München 1907, 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck). 
(Bd. XVI Heft 1 der Abh. zum Privatrecht und 
Zivilprozeß des Deutſchen Reichs, herausgegeben 
IN 1 Dr. Otto Fiſcher in Breslau). Geh. 

. 12.—. 


möglichſt großen Leſerkreis finden. 
ſehr gediegen. 


2. Müller, Dr. Wilhelm, A., Gerichtsaſſeſſor in Halle 
a. S. Die Wirkſamkeit des Pfändungs- 
pfandrechts. Berlin 1907, Verlag von Franz 
Vahlen. Geh. Mk. 4.20; gebd. Mk. 5.20. 

3. Poetſch, Dr. jur., Gerichtsreferendar in Bonn a. Rh. 

Die ſubſidiäre Haftung für fremde Geld⸗ 

ſtrafen nach deutſchem Reichs- und preußi⸗ 

ſchem Recht. Berlin 1907, Verlag von Hermann 

Bahr. Geh. Mk. 4.—. 

Poerſchel, Oskar, Gerichtsſekretär in Meißen. Das 

Koſtenfeſtfetzungs verfahren. Nach der 

Rechtſprechung des RG. und der deutſchen OL. 

für die Praxis dargeſtellt. Königshütte O.-S. 1907, 

Verlag von Karl Vater. Gebd. Mk. 3.—. 

5. Buff, Dr. Siegfried. Der gegenwärtige Stand 
und die Zukunft des Scheckverkehrs in 
Deutſchland. München 1907, Ernſt Reinhardt, 
Verlagsbuchhandlung. Geh. Mk. 2.50. 

6. Iſag, Dr. iur. Gruft, Trier. Die Staats⸗ 
angehörigkeit der juriſtiſchen Perſonen. 
Tübingen 1907, Verlag von J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck). (Bd. III Heft 2 der Abh. a. d. Staats-, 
Verwaltungs- und Völkerrecht, herausgegeben von 
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Dr. Philipp Zorn und Dr. Fritz n Unis 
verſitätsprofeſſoren in Bonn a. Rh.). Geh. ME. 6. 


7. Peters, Dr. Waldemar, Gerichtsaſſeſſor. Der 
ſchottiſche Rechtskörper in Vergangen- 
heit und Gegenwart. Berlin 1907, Verlag 
von Franz Vahlen. Geh. Mk. 3.60. 


Wegen Mangels an Raum müſſen wir uns darauf 
beſchränken, auf die hier angeführten Monographien 
aufmerkſam zu machen. 


Notizen. 


Die Borſchriſten über die Unterbrechung der Ber- 
jährung der Strafverfolgung und der Straſvollſtreckung 
waren bisher im 8 78 der Bek. vom 20. Auguſt 1879 
(JM Bl. 1879 Bd. J S. 33) und in einer autographierten 
Entſchließung des Staatsminiſteriums der Juſtiz vom 
18. März 1900 Nr. 7176 enthalten. Nunmehr iſt an 
die mit der Strafverfolgung und dem Strafvollzuge 
betrauten Behörden eine neue autographierte Ent⸗ 
ſchließung des Miniſteriums vom 5. November 1907 
Nr. 42 350 ergangen. Die früheren Anordnungen werden 
durch ſie nahezu völlig aufgehoben; aufrecht erhalten 
bleibt nur der Abſchnitt C der Entſchließung vom 
18. März 1900, der Vorſchriften für die formelle Ge⸗ 
ſchäftsbehandlung gibt. Die neuen Vorſchriften über⸗ 
laſſen die Entſcheidung der Frage, ob die Unterbrechung 
der Verjährung herbeigeführt werden und wie oft und 
durch welche Maßnahmen das geſchehen ſoll, im weſent⸗ 
lichen dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Vollzugs- 
behörden. 

Die Verjährung der Strafverfolgung ſoll nur 
ausnahmsweiſe und zwar dann unterbrochen werden, 
wenn ein öffentliches Intereſſe an der Verfolgung der 
ſtrafbaren Handlung auch nach Ablauf eines längeren 
Zeitraums noch beſteht. Hiernach iſt insbeſondere auf 
die Schwere der Tat, ihre Folgen uſw. Rückſicht zu 
nehmen; es iſt aber auch zu prüfen, ob die zur Ueber⸗ 
führung des Beſchuldigten nötigen Beweiſe noch unge 
ſchmälert zu Gebote ſtehen und ob von der Durch⸗ 
führung des Verfahrens Erfolg zu erwarten iſt. Iſt 
das unwahrſcheinlich, ſo ſollen dem Beſchuldigten die 
oft unverhältnismäßig großen Nachteile erſpart bleiben, 
die mit der Verfolgung einer ſchon weiter zurück⸗ 
liegenden Verfehlung verbunden ſind, und von der 
Unterbrechung der Verjährung foll deshalb abgeſehen 
werden. 

Hat die Strafvollzugsbehörde Maßregeln getroffen, 
um den Vollzug einer rechtskräftig ausgeſprochenen 
Strafe zu ſichern, ſo iſt dadurch die Verjährung der 
Vollſtreckung in der Regel ſchon unterbrochen und es 
ſollen Handlungen, die nur auf die Unterbrechung ab⸗ 
zielen, nur dann vorgenommen werden, wenn es die 
Strafverfolgungsbehörde im öffentlichen Intereſſe für 
geboten erachtet. 

Die Einrichtung der Verjährung iſt vom Geſetz⸗ 
geber aus wohlerwogenen Gründen geſchaffen worden. 
Es liegt deshalb nicht im Geiſte des Geſetzes, daß ihre 
Verwirklichung ohne dringenden Grund hintangehalten 
wird. Anderſeits wäre es auch nicht zu wünſchen, 
daß ſtrafbare Handlungen nur um deswillen ungeſühnt 
bleiben, weil es die Behörden an der erforderlichen 
Entſchiedenheit und Aufmerkſamkeit fehlen laſſen. Die 
Aufgabe der mit dem Vollzuge des Geſetzes betrauten 
Stellen iſt es hiernach, den richtigen Mittelweg zu 
finden. Die neuen Vorſchriften laſſen ihnen hierbei 
den weiteſten Spielraum. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
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